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6. Gebührenweſen. 


Beſitzveränderungsgebühr beim Zuſchlag in der 
wangsverſteigerung. Notar Dr. Löhe in 
Berchtesgaden 253 


I. Syſtematiſches Verzeichnis. 
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Zur Erhöhung der Rechtsanwaltsgebühren. 
Rechtsanwalt Oettinger in Nürnberg 272 
7. Staatsrecht. Verwaltung. 


Zur Frage der Vorrechte der Mitglieder des 
bayeriſchen Landtags. II. Staatsanwalt Schie⸗ 


dermair in Nürnberg 295 
Die Anzeigepflicht der Gemeinden bei Viehſeuchen. 
III. Stautsanwalt Sauerländer in München 20 


Die Anzeigepflicht der Gemeinden bei Viehſeuchen. 
Bezirksamtsaſſeſſor Frhr. v. Stengel in Gries⸗ 
bach 88 

8. Inſtizverwaltung. 


Die kriminaliſtiſche Vorbildung der Richter und 
Staatsanwälte. Amtsrichter Dr. Bretzfeld 


in Nürnberg 410 


C. Praxis der Gerichte 


RG. bedeutet Reichsgericht, ObLO. = Oberſtes Landesgericht, OLG. Oberlandesgericht, LG. - Landgericht, 
VGH. - Ver waltungsgerichtshof, NGH. Gerichtshof für Kompetenzkonflikte. 


1. Bürgerliches Redt. 
A. Reichsrecht. 


a) Allgemeiner Teil. 


Vorausſetzungen für die Wiederaufhebung einer 
vor dem 1. Januar 1900 erfolgten Entmündi⸗ 
ung wegen Verſchwendung. Iſt der Beweis 
5 Beſſerung erforderlich? Inwieweit darf 


auf das frühere Verhalten aurüücgegriffen 

werden? &. 209 
Vorausſetzungen der Entmündigung wegen 

Trunkſucht Nh. 455 


Zu § 26 BGB. Leitung der Verſammlung eines 
Vereins durch den Vorſtand. Einſtweilige 
ee der Geſchäfte durch den zurück⸗ 
getretenen Vorſtand. Beſtellung eines beſon⸗ 
deren Vorſitzenden zur Leitung der Verſamm⸗ 
lung. RG. 334 

Unter welchen Vorausſetzungen ſind die zum Be⸗ 
triebe einer Mühle oder Schneidſäge beſtimm⸗ 
ten Maſchinen nicht Zubehör ſondern weſent⸗ 
liche Beſtandteile? (§ 93, § 94 Abi. 2, § 97 
BGB.). Ob. 
um Begriffe des Zubehörs. Gefäße, die zum 

2 Verſande Kein find, können Zubehör nes 

abrikgrundſtücks ſein, auch wenn ſie in den 
änden der Kunden bleiben ſollen. RG. 254 

Begriff der krankhaften Störung der Geiſtes⸗ 
tätigkeit i. S. des 8 104 BGB. RG. 335 

Die Bindung an einen Vertragsantrag iſt kein 
Recht, das der Empfänger des Antrags auf 
einen anderen übertragen kann. RG. 147 


Einfluß eines verſtümmelten Telegramms auf das 
Zuſtandekommen eines Kaufvertrags. Maß⸗ 
gebendes Recht. OLG. Bamberg 

Umfang der Schadenserſatzanſprüche nach der 
| ufoebung eines Vertrags wegen argliſtiger 
Täuſchung. Aufrechnung gegenüber dem An⸗ 
ſpruch auf Surücablung eines Vorſchuſſes 
(58 249, 393, 826 BGB.). RG. 

ns eines Kaufvertrags über ein Grund⸗ 
ſtück wegen Irrtums über den on alt. 

OLG. Nürnberg 114 


2 


~] 


29 


110 


Die Unkündbarkeit einer 8 iſt keine „Eigen⸗ 
ſchaft einer Sache“ i. S. des 8 119 Abi. 2 und 
des 8 459 Abſ. 2 des BGB. Der Irrtum über 
die Unkündbarkeit der vom Käufer übernom⸗ 
menen $o othekforderung ift nicht Irrtum über 
den Inhalt der Erklärung. RG. 

Unter welcher Vorausſetzung iſt der Kauf eines 
Hauſes nichtig, in dem ein Bordell betrieben 
wird? Wie iſt die Kenntnis des Erwerbers 
einer Hypothek von dem unſittlichen Ent⸗ 
ſtehungsgrunde der Hypothekforderung feft- 
zuſtellen? ($ 138 BGB., § 25 FGG.) 


Obs. 456 
Zum Begriffe der „Ausbeutung“ einer Notz , 
($ 138 Abſ. 2 BGB.). RG. 168 
1. Wird ein wegen Wuchers nichtiges Rechts⸗ 
eſchäft durch einen Vergleich mit einem der 
rozeßgegner beſtätigt, ſo wirkt der Vergleich 
nicht auch zugunſten der anderen ne 
2. Tragweite des $ 817 BGB. G. 274 
Zu $ 157 BGB. RG. 415 
ae ein zivilrechtlicher 9 darauf, als 


69 


Juſchauer zu einem öffentlich veranſtalteten 
ferderennen gegen Zahlung des Eintritts⸗ 
geldes zugelaſſen zu werden? RG. 296 


b) Recht der Schuldverhältniſſe. 


1. Allgemeiner Teil. 


Zu Ss 276, 254 BGB. RG. 190 
Ein Vertrag über die Gewährung eines Dar⸗ 
lehens kann wirkſam ſein, auch wenn die Höhe 
des zu eröffnenden Kredits nicht feſt beſtimmt 
iſt. Die Höhe der Leiſtung kann durch das 
Geldbedürfnis des Empfängers beſtimmt 
werden. RG. 
Zu 8 313 BGB. — Verpflichtung des Entleihers 
den Verleiher für die weſentlich entwerteten 
Gegenſtände des Leihvertrags in Geld zu ent⸗ 
Ichädigen; Beweislaſt. RG. 208 
Mündliche Nebenabreden beim Grundſtückskauf. 
Umfang der heilenden Kraft der ee 70 
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Rücktritt vom Kaufvertrag über ein Grundſtück 
wegen Nichtbeſeitigung eines auf dem Grund⸗ 


Pe. a ER S * „ an al. „u e 


Inhaltsverzeichnis der Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. 


ſtücke laſtenden im Grundbuche nicht einge⸗ 
tragenen Rechts. Vor ausſetzungen für Ta 


Annahmeverzug des Käufers. 

Vorausſetzungen der Hinterlegung nach $ 372 
Satz 2 BOB. Zum Begriffe ber „nicht auf 
Fahrläſſigkeit beruhenden Ungewißheit über 
die Perſon des Gläubigers“. RG. 253 


Unter welchen Vorausſetzungen iſt der Erwerber 
eines Grundſtücks verpflichtet, die von ihm 
übernommenen Hypothekforderungen ſofort Kr 
tilgen? G. 70 


2. Einzelne Shuldverhältniffe. 


Zu $ 464 BGB. RG. 


Zuſicherung von „Primaqualität“ für ein Fahr⸗ 
rad von beſtimmter Marke. OLG. Bamberg 306 
Iſt der Käufer eines Grundſtücks verpflichtet, 
auf die Aufforderung des Verkäufers hin zur 
Auflaſſung zu al wenn der Verkäufer 
vorher grundloſe Einwendungen erhoben ae 


Die Abtretung der Mietzinsforderungen ſteht der 
Aufhebung oder Aenderung des Mietvertrags 
durch Vereinbarung zwiſchen Vermieter und 
Mieter nicht entgegen. München 

Pactum de non licitando ($ 254 BGB.). 

OLG. Nürnberg 


Haftet der Gaſtwirt für den Schaden, den die 
zur Hilfeleiſtung gegenüber Ausſchreitungen auf⸗ 
0 Gäſte durch Verletzungen en 


aben? . G. 275 


1. 5 an einem Sparkaſſenbuch, 
wenn Ge 125 eine andere als die im Spar⸗ 
kaſſenbuche bezeichnete Perſon angelegt wird. 
2. Umfang des Zurückbehaltungsrechts nach 
$ 273 BGB. Begriff des „Bujammenbangs” 
zwiſchen den Forderungen. NG. 

Rechtsverhältnis bei Pfandbeſtellung durch Ueber⸗ 
gabe des Pfandes an einen Dritten (Treuhänder) 
zwiſchen dieſem und dem Verpfänder (S8 206, 
695 BGB.). 


LG. Bamberg 175 
Zu 88 705, 706 BGB. Feſtſetzung der Beiträge 
der Geſellſchafter. RO. 354 
Pflicht des geſchäftsführenden Geſellſchafters zur 
Rechnungsſtellung und zur Vorlegung von 
Belegen (SS 713, 666, 259 BGB.). 
OLG. Bamberg 379 
Bürgſchaft als gegenfeitiger Vertrag. Rücktritt 
des Bürgen wegen wirtſchaftlicher Schwächung 
des Hauptſchuldners durch vorzeitiges Bei⸗ 
treiben der Forderung. Beweislaſt. NG. 472 
Inwieweit haftet nach gemeinem Rechte der 
Gläubiger gegenüber dem Bürgen für culpa 
in exigendo? RG. 148 
Zu 88 808, 1280 BGB. OLG. Nürnberg 194 


Unterliegt der Bereicherungsklage, wer infolge 
einer Verwechſelung auf dem Transport an 
Stelle einer ihm vom Verkäufer zu liefernden 
Ware Gegenſtände eines Dritten erhalten, ſie 
als vertragsmäßige Lieferung entgegengenom⸗ 
men und in ſeinem Betriebe verarbeitet hat? 
5 . RG. 207 

Rückforderung der Leiſtungen aus einem nichtigen 
Vertrage. Haften die Emp inge als Geſamt⸗ 
ſchuldner, auch wenn ſie nur Teile der eee 
erhalten haben? G. 297 

Rückforderung eines „Schweigegelds“ (8817 Bo 

8 71 


51 


391 


154 


e 
N 


Unter welchen Vorausſetzungen ſind die in Lohn⸗ 
kämpfen angewendeten Druckmittel (Warnungen 


VII 


vor dem Zugang von Arbeitern) unerlaubte 
zum Schadenserſatz verpflichtende Sum A 


Bopfottierung einer Wirtſchaft als unerlaubte 
Handlung? RG. 130 
Ein Kaufmann, der über das Vorleben des Ge⸗ 
ſchäftsleiters ſeines Konkurrenten wahre An⸗ 
gaben macht, um ſich dadurch eines Wettbewerbs 
zu entledigen, verſtößt damit nicht unter allen 
Umſtänden gegen die guten Sitten. RG. 231 


Haftet der Erwerber von Zubehörſtücken für den 
chaden, der dem Hypothekgläubiger durch die 
Verſchleppung des Zubehörs erwachſen iſt? 
RG. 355 
Verpflichtung des Wirtes zur Sorge für die 
Sicherheit des Verkehrs ſeiner Gäſte bei Glätte 
der Zugänge zu den Räumen der ig = 


Haftung einer bayerischen Stadtgemeinde für den 
Schaden, der bei einer Kanaliſierung durch die 
mit der Ausführung betraute Firma dem Eigen⸗ 
tümer eines Hauſes zugefügt wird. Stadt⸗ 
baurat als verfaſſungsmäßiger Vertreter der 
Gemeinde. (BGB. § 909, 823, 831, 30, 31, 
89; bayer. Gem O. Art. 71, 85). RG. 


Haftung einer Gemeinde für den Zuſtand einer 
dem öffentlichen Verkehr übergebenen aber noch 
nicht ausgebauten Straße. RG. 131 


„Feſtſtellung von Tatbeſtänden im 1 
mathematiſche Gewißheit kann mo verlangt 
werden, ein gewiſſer Grad hoher Wahrſchein⸗ 
lichkeit reicht zur N aus. 2. Haf⸗ 
ung des Fiskus und der Gemeinden für die 
im Rechtsleben nach dem bürgerlichen Geſetze 
zu beobachtende Sorgfalt. Keine Sonderſtellung. 
3. Verpflichtungen des Fiskus bei Lagerung von 
Straßenmaterial an Staatsſtraßen innerhalb 
von Ortſchaften. RG. 
Der Inhaber einer Dienſtwohnung kann für 
Unfälle haftbar ſein, die ſich infolge eines 
mangelhaften Zugangs ereignen, auch wenn 
die Unterhaltungspflicht einem anderen ob⸗ 
liegt. | = RG. 
Eine Klage auf Unterlaſſung a griber Aeuße⸗ 
rungen iſt zuläſſig, wenn die „Wahrſcheinlich⸗ 
keit“, nicht nur die „Möglichkeit“, der Wieder⸗ 
Warten vorliegt. Aus einem nur ausweichenden 
Verhalten des Beklagten im Rechtsſtreite kann 
dieſe Gefahr nicht gefolgert werden. RG. 232 


Zum Begriffe des „Vorſatzes“ bei einer Ver⸗ 
mögensbeſchädigung. RG. 255 

Rechtliche Natur des Ausgleichungsanſpruchs 
zwiſchen den Mittätern einer unerlaubten Hand⸗ 
lung. Verjährung. | RG. 

Der Bankier haftet nicht ohne weiteres bei Emp⸗ 
fehlung eines Induſtriepapiers, das Kurs⸗ 
ſchwankungen ausgeſetzt iſt, insbeſondere dann 
nicht, wenn für den Käufer dadurch ein 
Schaden eingetreten iſt, daß er das Wi 
voreilig verfaufte. RG. 

Voxausſetzungen für die Anwendung des 8 831 
BGB. Iſt der Bauherr im Verhältniſſe zum 
Baumeister „Geſchäftsherr“? RG. 

Zu § 832 BGB. Inhalt und Grenzen der väter⸗ 
lichen Aufſichtspflicht. OLG. Zweibrücken 173 

Zu $ 833 BGB. und $ 146 LUVerj®. — Zur 
Anwendung von § 551 Ziff. 7 ZPO. (Lücken⸗ 
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N 


90 


394 


48 


111 


haftigkeit in der Urteilsbegründung). RG. 50 
Zu § 883 BGB. RG. 209 


— — w- — 


| Grunddienſtbarkeit. 


§ 833 BGB. Rechtsverhältnis des Tierarztes 
zum Tierhalter. L 


Ausſchluß der gelkung des Tierhalter. Ueber- 


nahme der Gefahr ohne Eingehung eines 
Vertrags. RG. 
Unfall u erabgleiten eines Rolladens. Iſt 
$ 836 BGB. anwendbar? Wann liegt ein 


Ver tob gegen das As utzgeſetz des $ 366 Nr. 8 
St vor? Haftet der Hauseigentümer auch 
für a ordnungsmäßigen Zuſtand vermieteter 
Räume? RG. 

Darf ein bayeriſcher Bürgermeiſter die Unter⸗ 
ſchrift einer Privaturkunde beglaubigen? niles 
er auf Grund ns re es 
genn er eine ur Beglaub gung u vornimmt? 
Sit $ 839 BGB. anwendbar elches Maß 
von Sorgfalt hat der Bürgermeiſter bei der 
e ung 9 Echtheit der Unterſchrift au 
zuwenden 

Zu 8 843 Mi. 3 BGB. RG. 

„Kenntnis des Schadens“ i. ©. des § 852 9805 


c) Sachenrecht. 
Zu 8 892 BGB. RG. 
Zum San der „gewöhnlichen Benutzung“ i. ©. 
des 5 906 BGB. RG. 
Aufäffifeit. oder Unzuläſſigkeit einer Einwirkung 
auf ein fremdes l GB. SS 906, 
907, 1004; CG. z. BGB. Art. 65). RG. 
Salung, des 0 i. F. des § 907 Abi. 1 
nb 2 BGB. Widerſpruch 9 dem Urteils⸗ 
ſatz und den Gründen. RG. 
Zum Nec 00 ai des Eigentums“ i. S 
des § 1094 BGB. 90. 
Es kann eine gegenſeitige Grunddienſtbarkeit des 
Inhalts Dei: t werden, daß an einer Einfahrt 
ein ausſch 1 885 fall. Fach fun de Benit- 
auf Löscht beſtehen ſo ) kann dann nicht 
ung einer Grunddienſtbarkeit geklagt 
werden, die ſpäter an einem der beteiligten 
Grundſtücke zugunſten dritter Perſonen beſtellt 
wird. Erweiterung der eee 


Kann eine e e mit dem e 
beſtellt werden, daß das Recht auf Schadenser⸗ 
Jog wegen Beſchädi gung eines Grund nücks Hi 

en&ifenbahnbet: ieb nicht ausgeübt we: oi da 


Verpflichtung des = 
tigten zur Duldung von Veränderungen des 
beſtehenden Sala Fragepflicht des Vor⸗ 
ſitzenden (ZPO. § 139). 

Bedeutung der Gldtlanſel bei Hypotheken. Rang 
der nachträgli eingetragenen Goldklauſel 
gegenüber e (S8 22, 

GBO .; 8 1119 B.). 

Iſt der Ei 5 eines Grundſtücks zu der 
Klage auf Löſchung einer Hypothek berechtigt, 
wenn aus ſeiner eigenen d hervor⸗ 
geht, daß die Hypothek Grundſ chuld eines 

üheren Eigentümers geworden iſt? RG. 


d) Familienrecht. 


Zuläſſigkeit einer gemeinſchaftlichen Klage von 
Eheleuten auf Zahlung einer Rente wegen ge- 
minderter Erwerbsfähigkeit der Frau. 


Zur Auslegung des § 1353 Abſ. 2 Satz 1 ns 


Bei der Regelung der Unterhaltspflicht Be = 
trennt lebenden Mannes gegenüber der Frau 


RG. 188 


Obe G. 211 


OLG. Nürnberg 477 


24 


275 


. 475 


392 


231 


71 


= 


| 
| 
| 
| 


Anſp duch = 8 e a Sicherun 


| 


| 


| I. Syftematifches Verzeichnis, 


und der Unterhaltspflicht der getrennt lebenden 
Ehegatten gegenüber den Kindern ſind ſtets die 
beiderſeitigen Vermö Sie are zu berüd- 


80 9 Heng w 355 


des einge⸗ 
adie Gutes. (§§ 1377, 1391 


1. § 1429 BOB. enthält feine „‚gelebliche Ver⸗ 
mutung ſondern nur eine egungsregel. 
Von einem „Vorbehalt“ hän = ne rlabaniprud 
der Frau nach § 1429 nicht ab. Die analoge 
Anwendung des $ 1429 auf den Güterſtand 
der Verwaltung und Nutznießung iſt unzu⸗ 
läſſig. 2. Wer die Aus e eines Schuld⸗ 
ee zugeſagt hat dann behauptet, die 


1, 8 1606 Abſ. 2, § 1427 
RG. 433 


GB.). RG. 455 


Ausſtellung habe nur zum Schein erfolge 
ki O. 432 


ſollen muß dieſe Behauptung beweiſen. 
. mehrerer Scheidungsgründe. Be⸗ 


ſchränkung der Verhandlung auf einen be- 
RG. 356 


nen Grund. 
un 31 ben dem 8 1571 BGB. und dem 


RG. 371 


Bertila der Unterhaltslaſt zwiſchen den väter- 


lichen und den mütterlichen Großeltern ($ 1606 
1 BGB.). RG. 190 


Abſ. 2 Satz 1 
Darf die Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gaioi zu einem genehmigungsbedürftigen 
echtsgeſchäfte 8 aters deshalb verſagt 
werden, weil der Vater das Geld zur Er⸗ 
füllung des Rechtsgeſchäfts dem beſchränkt ge: 
ſchäftsfähigen Kinde geſchenkt RE um 8000 
Gläubiger zu benachteiligen? (8 1643 B 


bLG. 151 


Widerruf der Erklärung des Ehemanns der 
Mutter eines außerehelichen Kindes, daß er 
das Kind als das ſeinige anerkenne. Rand⸗ 
vermerk in der Geburtsurkunde des Kindes, 
1 der Erklärung ($S 1717, 1720, $ 1310 
Abſ. 3 BGB., 88 25, 15 PStG.). Obe G. 1 
Zurückbehaltungsrecht der Frau, der zum 
der Rückerſtattung ihres eingebrachten Gutes 
durch einen nichtigen Vertrag Forderungen ab⸗ 
getreten wurden. RG. 2 


e) Erbrecht. 


 .. 


255 


2020 800809 eines Miterben (88 2027, 
2028 BGB „Bamberg 379 
Gehört die ei dem Reichsgeſetze vom 


31. Mai 1901 angewieſene Witwenbeihilfe zur 
Konkursmaſſe, wenn ſie nach dem Tode der 
Berechtigten und nach der Eröffnung des 
Konkursverfahrens über den Nachlaß ange⸗ 
wieſen wurde? OL 


Ein Vergleich in einem Erbrechtsſtreit kann ga! 
nur ein Erbſchaftskauf 0 aus ein Aus⸗ 
einanderſetzungsvertra ng fein. Daß die Erb- 
berechtigung eines Teilnehmers ftreitig ift, oder 
daß der Beſtand des Nachlaſſes nicht feſtſteht, 
macht nichts aus. Vergleich mit dem Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker. R 


Zu § 2079 Satz 2 BGB. 


G. Nürnberg 458 


G. 413 
RG. 189 


Feſtſtellung der Unfähigkeit des Erblaſſers zur 
RG. 230 


Unterzeichnung. 

Iſt ein eigenhändiges Teſtament gültig, wenn 
der Erblaſſer beim Schreiben von einer andern 
Perſon unterſtützt wurde? RG. 

Zur Formvorſchrift des S 2241 Nr. 2 BGB., 
Bezeichnung der bei der Verhandlung mit⸗ 
wirkenden Personen. NG. 

Schenku ng von Todes wegen durch Abtretun ng 
eines Herausgabeanſpruchs. RG. 


Inhaltsverzeichnis der Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. 


B. Landesrecht. X sale ya täti 918 
Sir eS N (Art. 1 ff. AG. 1 ae EN EIEE "RE. PZweibricen 338 
g Kann eine landwirtſchaftliche Genoſſenſchaft i ihren 
| ſchlechthin außgeiätefen, ib ick 153 | Gef Ichäftsbetvieb auf ten zur in⸗ 
` eibrüden 153 ſchränkung des Güterbandels durch den ein- 
Zu Art. 58 AG. z. BGB., 885 806 278 BGB. | Anme Beſchluß der Öeneralverfammhung 
. Nürnberg 214 ausdehnen, wenn nicht ſämtliche Genoſſen an 
Kann eine nach Art. 48 Abſ. : os in eine ihr teilgenommen haben? (GenG. 88 43, 51). 
perſönliche Dienſtbarkeit umgewandelte Hypo⸗ G. 417 
thek für ein Wohnungsrecht auf Ackergrund⸗ Vorausſetzungen für die Ausſchließung aus einer 
ſtücken e ben die mit dem Gebäude⸗ Genoſſenſchaft. RG. 473 
66185 f in 518 gh glei 80 Art 49 lech. Wie fann eae enoia m. unb. H. bei grund 
9 Abf. 2. 88 1026, 1093 BOB), Ob 8G. 436 ee en 
5 nach dem Code civile. RG. 188 
Kann der menu auf Teilung einer ehelichen 3. Urheberrecht u. dgl. 
Gütergemeinſchaft oder einer Erbengemeinſchaft Urheberrecht am Textbuch einer Oper. Urheber- 
des pfälziſchen w Abilgeſebbuches verpfändet und recht an der Ueberſetzung. G. 353 
kann die Verpfändung m Grundbuch ein⸗ 
getra agen werden? (§ 137 BGB.; Art. 1476, 88 1, 3 GebrMG., 88 306, 437 I BGB. 
875 Code civil mit Ue®. Art. 114 na 8 OLG. Nürnberg 29 
15 
Darf der Fideikommißbeſitzer bei der ae 4. Unlauterer W ettbewerb. 
einer Fideikommißſchuld die perſönliche Haftung Zu 8 1 UnlWG. Franzöſiſche Firma als 
15155 al Anm en: 1 laſchenetikette zur den en eines in 
einer Fideikommißſchuldd dae Wrandterſich erungs⸗ Sete e e 237 


ſumme für die zum Fideikommiſſe gebörigen 
Gebäude deswegen zu erhöhen a fie wert- 
voller geworden find? 9605 | Berfaffungsbeil. 
rt. 164 AG. z. B 
Wird durch die dere a Realgewerbe⸗ 
berechtigung die Annahme des Erlöſchens des 
Rechtes dur ar in de gen Nichtgebrauch aus⸗ 
geſchloſſen? Darf im Verfahren zur Feſtſtellung 
einer Realgewerbeberechtigung das Beſtehen Verjährung nach 88 147, 149 LFV, der Vor- 


oder KOR en eines anderen als des De- 
i behalt weiterer Anf rüche in der Klage unter⸗ 
antragten Rechtes feſtgeſtellt werden? (Ge⸗ bricht nicht die Verjährun h 


5. Verſicherungsrecht. 


300 Verjä ap der Erſatzklage der Berufsgenoſſen⸗ 
1 schaft gegen den Urheber des Unfalls (88 147 
bis 149 LUVerſG.). Beginn, Hemmung und 


Unterbrechung der 


Verjährun 
O86. Zweibrücken 305 


werbe teuergeſetze von 1881 [Art. 17] und von OLG. Nürnberg 130 


1899 [Art. 20]; IME. vom 28. i 1835). 
ObL G. 132 Kein 5 pegen TE 

eber, der die im GewllVerſG. vorgeſchriebene 
Die Anordnung der Zwangferziehung kam nicht ea ee bei der a Ron ee nicht 


erfolgen, wenn das Verhalten des Minder⸗ 
jä rigen auf Geiſtesſchwäche oder krankhafter „ Anmeldung, feines n ſchapigunges⸗ 
törung der Geiſtestätigkeit beruht. Obs G. 133 anſpruchs bei der Berufsgenoſſenſchaft unter- 


ließ. 
2. ; 
Handelsrecht. Genoſſenſchaftsrecht Eidliche Vernehmung von Zeugen auf 1 
1. Begriff der im Betrieb eines Pu 0 Ä des Vorſtandes einer Derufägenollenid 1 
begründeten En i. © | amberg 306 
ſchaft ik ‚wo 11506 e Ferber den A | 
eſchäfte 15 e do en. 2. Finde f 
Ir Geſellſchaft n en aa ihrer Grin eee 
aß eine Ge aft m. ei ihrer Grün⸗ Unfall beim Abſteigen von einer Straßenbahn 
dung ein Handelsgeſchäft als Sacheinlage eines als Betriebsunfall i. S. des Haftpflichtgeſetzes. 
Geſenſchaßzers erwir 5 RG. 414 Mitwirkendes Verſchulden des ab Agende 
Gebrauch einer abgekürzten Firma. mn 10 385 | Fahrgaſtes. RG. 393 
0 ö 
Darf die dengel 1155 e 8 wilt 
an L boht df. e Eb bei : 25 1 7. Zivilprozeß. 
Tapita! erbö ie Erh 112 ber ohne Ver⸗ 
e  nkingiget ber Ketimakkane RG. A 
r und Zu⸗ 
ſchreibung um Kapitalkonto erfolgt, in das ee der. Wee gines Aral 
Handelsregiſter eingetragen werden, wenn fie wechſels ($ 91 ZRH). OLG. München 213 
Sr = eih 550585 O | Zu 88 127, 568 Abſ. 2 und 3 0 
0 ; 
i jaiii OIG. 52 OLG. Nürnberg 75 
Unvereinbarkeit der Stellung als Mitglied des Umfang der Fragepflicht. (S 139 ZPO.). RG. 167 
Aufſichtsrates einer Aktiengeſellſchaſt mit der 1. Form der Zuſtellung pon Amts wegen ($ 211, 
Tätigkeit als Gehilfe eines Maklers, der im S$ 212 Abi. 2 ZPO.). 2. Unabwendbarer Sir 
Intereſſe der Aktiengeſellſchaft und des mit fall (8 233 ZPO.). G. 376 


X I. Syſtematiſches Verzeichnis. 


In welcher Weiſe kann die formgerechte Zuſtellun 
eines Urteils nachgewieſen werden? RO 299 


Heilung von au Bump ontängeln durch 9705 


holte Zuſtellung der Klage. 23 
Zuſtellung von Ausſtandsverzeichniſſen an Ge⸗ 
fangene (5 39 FM Bek. vom 27. Dezember 1899). 

| OLG. München 74 


Begriff des „freien Ermeſſens“ i. S. des 8 287 
AD. Berückſichtigung von Umständen, die 
nicht Gegenstand der Verhandlung waren. 

RG. 131 

Widerruf einer Aufrechnungsannahme im Prozeß 
688 290 BRO, 119 BOB). DLG. München 378 

Zu SS 308, 963 NPO. OLG. München 304 

Kein Anſpruch der Partei anf Aurüdgabe der 

von ihr eingereichten Schriftſtücke. RG. 336 
Ablehnung eines Sachverſtändigen (8 406 ZPO.). 

n DRS, München 2 

Wie ift der über die „Genehmigung“ einer Schuld- 


übernahme zugeſchobene Eid zu faſſen? RG. 51 


Sind Anträge auf Beweisſicherung zuläſſig, wenn 
der Rechtsſtreit ſchon anhängig iſt? RG. 299 
Neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund 
OLG. München 338 


Was iſt unter „Kenntnis von der Entmündigung“ 
i. S. des 6 664 Abi. 3 Satz 1 BPO. zu ver- 
ſtehen? Genügt zu ihrer Feſtſtellung die Ver⸗ 
weiſung auf ein Schreiben des Entmündigten, 
in dem dieſer erklärt, an einem beſtimmten 
Tage Kenntnis erhalten zu haben? RG. 434 

Unter welchen Vorausſetzungen darf das Amts⸗ 
gericht, in deſſen Bezirke ſich ein wegen 

eiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche zu Ent⸗ 


mündigender aufhält, das Erſuchen des zu⸗ 


ſtändigen Gerichts um Uebernahme der Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung über die Ent⸗ 
mündigung ablehnen? (ZPO. $ 650, GVG. 
§ 167). i ObLO. 256 


Keine weitere Beſchwerde gegen die Anordnung 
einer Klauſelerteilung (8 732 ur 


Anwendung des $ 739 ZPO. auf die Vollziehung 
des Arreſtes in das eingebrachte Gut 9 9 


Ehefrau. G. 394 
Zu § 780 ZPO. RG. 434 
Zu 8 811 Nr. 5 ZPO. (Zimmervermieten als 

Erwerbstätigkeit). LG. München 439 
Untauglichkeit eines geliehenen Erſatzſtücks ($ 811 

DRA. 5 München 153 


Die in dem Antrag auf Eintragung einer Voll⸗ 
ſtreckungshypothek enthaltene, nach 8 867 Abſ. 2 
ZPO. zur Eintragung im Grundbuch erfor- 
derliche Verteilung der Sn muß nicht 
nach der Vorſchrift des 8 29 GBO. am 
bigt fein. G. 334 


Kann der Ehemann zur Leiſtung des Offene 
barungseides angehalten werden, wenn er zur 
Duldung der Zwangsvollſtreckung in das Ge⸗ 
ſamtgut verurteilt worden iſt? RG. 354 

Zu $ 917 BPD. OLG. München 457 

Begriff der Regelung eines einſtweiligen 1185 
ſtandes. (8 940 ZPO.). G. 168 

5 945 ZPO. findet auch Anwendung, wenn ein 
Arreſt nur zum Teile von Anfang an un⸗ 
gerechtfertigt war. | RG. 335 

Vorausſetzungen für die Herausgabe eines im 


LG. München 114 


8. Konkursverfahren. Aufechtungsrecht. 


Haftung der Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes 

bei Verletzung ihrer Pflichten. Geltendmachung 

des Schadens durch den Gemeinſchuldner. 
Unterbrechung des Kauſalzuſammenhangs durch 
Handlungen des Konkursverwalters. RG. 415 


Wann iſt ein nach der Prozeßordnung von 1869 
eingeleitetes Gantverfahren beendigt? Wie 
wirkt die unter der Herrſchaft des BGB. ein⸗ 

| iar Verjährung der Forderung des Gläu⸗ 

igers hinſichtlich des ihm in einem ſolchen 
Gantverfahren für die Forderung zugewieſenen 
und noch hinterlegten Geldbetrags? (Proz O. 
von 1869 Art. 1313, 1304, BGB. § 223 Abſ. 1). 

l ObLO. 457 

Die Weggabe von Hypotheken⸗ und Grundſchuld⸗ 
briefen kann eine wegen Benachteiligung der 
Gläubiger anfechtbare Rechtshandlung ſein, 
auch wenn ihr nur ein eee 
zugrunde liegt. RG. 


Schadenserſatzanſpruch des Erſtehers eines 
Grundſtücks gegen den Käufer eines Zubehör⸗ 
Fit das in dem Zeitraum zwiſchen dem 
intritt der Wirkſamkeit der Beſchlagnahme 

und der Erteilung des Zuſchlags e 


wurde? . 


Behandlung der Annuitätenhypotheken in der 
wangsverſteigerung. Ob G. 


| 
9. Zwaugsverſteigerung. 


168 
25 


10. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


Sind für Beſchwerden in Vereinsſachen die Vor⸗ 
ſchriften der BVO. oder des FGG. maßgebend? 
Liegt dem alten oder dem neuen Vorſtande 
eines Vereins die Anmeldungspflicht ob, wenn 
in der Mitgliederverſammlung die Statuten 

eändert wurden und ein neuer Vorſtand be⸗ 
Stellt wurde? (FGG. 58 19, 27 ff. BGB. 
SS 59, 60, 67. 71). Ob LG. 

Aus welchen Gründen iſt gegen eine Eintragung 
im Handelsregiſter Beſchwerde zuläſſig? Ent⸗ 
cheidung des Prozeßgerichts im Sinne des $ 16, 

äuſchung im Sinne des § 18 Abi. 2 HGB. 
Wie weit iſt das Regiſtergericht zur Entſcheidung 
über die Zuläſſigkeit einer angemeldeten Firma 
uſtändig? Anmeldung einer Firma für eine 
Perſon, die das Geſchäft nicht ſelbſt betreibt, 
50000 verpachtet hat. ($ 17 HGB., 8 20 
GG.). Ob G. 234 
Erſtreckt fih das Beſchwerderecht aus 8 57 Abſ. 1 
Nr. 8 FGG. auch auf eine der in 88 1668, 
1670 BGB. bezeichneten Maßregeln? Ob LG. 437 

Iſt der Stiefvater eines Minderjährigen zur Be⸗ 
chwerde gegen eine auf Grund des 8 1629 
an a Kan Eine se ann 

aftsgeri erechtig . S 20, 
Ab Y. Ob G. 151 
„Wichtige Gründe“ für die Uebernahme einer 
Vormundſchaft durch ein anderes Gericht 
(FGG. 8 46). bLG. 437 
| Beſchwerde gegen die Verfügung, durch die ein 

unrichtiger Erbſchein entworfen wird, ſolange 
der Erbſchein nicht erteilt iſt. Iſt ein im Ent⸗ 
wurfe des Erbſcheins aufgeführter Miterbe, 
der nicht Miterbe, ſondern Teilhaber einer 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft zu ſein be⸗ 
hauptet, zur Beſchwerde berechtigt? Wann 


193 


Arreſtverfahren gepfändeten und hinterlegten 
Betrags nach Aufhebung des Arreſtbefehls. 
| LG. München 1 175 | 


beginnt die Friſt zur Ablehnung der Fort⸗ 
ſetzung der allgemeinen Gütergemeinſchaft, 
wenn ein die Fortſetzung ausſchließendes, aber 


Inhaltsverzeichnis der Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. 


nichtiges Teſtament vorliegt? Darf ein ge⸗ 
meinſchaftlicher Erbſchein erteilt werden, I 
lange die Ausſchlagungsfriſt läuft und ein 
Miterbe die Erbſchaft nicht angenommen hat? 
D 88 1484, 1944, 2357, 2359, 2361 886. 


LG. 277 


Wer trä t die auf die Ermittelung der Erben 
erwachſenen Portoauslagen, wenn alle berufenen 
Perſonen die Erbſchaft eee 


G. Nürnberg 398 


11. Grundbuchweſen. 


Welche Wirkung hat die Bezeichnung eines 
Grundſtücks mit Buchſtabenplannummern auf 
die Eintragung der Au iaffung bon veräußerten 
Teilen in das Grundbuch? (DA. 88 318, 326, 
171, 193; GBO. 58 2, 96, 28, 18). ObLG. 

Wann hat das Grundbuchamt von der nach den 
88 172, 171 DAGBAe. angeordneten Bildun 
von Sternplannummern abzuſehen? ObLO. 


Kann der Hypothekgläubiger vom Notar Einſicht 
oder Abſchrift des Vertrags verlangen, durch 
den der Schuldner das verpfändete Anweſen 
veräußert und der Erwerber die Schuld über⸗ 
nimmt? ObLO. 

Was ift zur „Darlegung“ eines berechtigten 
90 9 5 es i. S. des 8 11 GBO. erforderlich? 

B der Vertreter des Antragſtellers in 
Grundbuchſachen immer Vollmacht 0 
(8 13 GG., § 537 DAfGBAe.). ObLO. 

Können die Koſten des Verfahrens in Grund- 
buchſachen der Staatskaſſe auferlegt werden? 
Kann für die Zurückweiſung des Antrags auf 
Erteilung eines Grundbuchsauszugs eine Gebühr 
gefordert werden? (311 GBO., Art. 39, 124, 
125 GebG.; 88 6, 80a, 89 GKG). ObsG. 


Befugnis des Notars, der die Bewilligung 
mehrerer zuſammenhängender, bei verſchiedenen 
Grundbuchämtern zu vollziehender Eintrag⸗ 
ungen beurkundet hat, die in der Urkunde 
ehlende 0 des Vollzugs ĝu be⸗ 
timmen. (GBO. 88 15, 16 Abſ. 2; DA. f. d. 

BAe. 88 280, 569). Ob 

Kann die Uebertragung einer zum Nennbetra 
abgetretenen Sicherungshypothek im Grundbu 
eingetragen werden, wenn ein Teil der Forde⸗ 
rung getilgt und nur N Reit 100 . % ift? 

1153, Ñ 11 


(8 19 GB., 8 1154 Ab}. 3, 85 
Abſ. 1 BGB.. Ob G 


Wie verhält ſich das Oberſte n nun⸗ 
mehr zur Streitfrage über § 1415 BGB.? 
Darf das Grundbuchamt die Eintragung einer 

ypothek ablehnen, die in einer vor dem In⸗ 
afttreten des Grundbuchrechts errichteten no⸗ 
tariellen Urkunde ohne nähere Beſtimmung 
über die Art beſtellt wurde, wenn nach der 
Anlegung des Grundbuchs die Eintragung „als 
Buch⸗ oder Briefhypothek“ beantragt uns 


Iſt die Belaſtung der Teilfläche eines Grund⸗ 
tücks mit einer Hypothek nach dem früheren 
echte oder nach dem Grundbuchrechte nichtig? 
Darf gegen eine Hypothek, die nach dem früheren 
Rechte auf einem zwar nach ſeiner wirtſchaft⸗ 
ioen Art richtig, aber mit einer unrichtigen 
Plannummer bezeichneten Grundſtück einge⸗ 
tragen wurde, vom Grundbuchamt ein Wider⸗ 
680 eingetragen werden? (Bay HHypG. 8 130; 
BO. 88 78, 71 Abſ. 2). Obs 


Der Grund buchrichter ift nicht verpflichtet, einen 
Antrag auf Eintragung 915 Arreſthypothek 


150 


397 


72 


192 


192 


94 


Eu 


qm 


2 


mit beſonderer Beſchleunigung zu erledigen, 
um den one gegen eine 
nach š 30 der zu ſichern. 
Darf in Bayern das Grundbuchamt ein Erſuchen 
des Vollſtreckungsgerichts vollziehen, wonach 
der Erſteher eines Grundſtücks als Eigentümer 
eingetragen werden ſoll, bevor der Nachweis 
über die Entrichtung oder Hinterlegung der 
Beſitzveränderungsgebühr 8200 . iſt? (8 130 
ZwVG., § 39 GVO., Art. 293 Geb 5 620 


Gegen einen Beſchluß des Beſchwerdegerichts, der 
eine Eintragung anordnet, iſt die weitere Be⸗ 
a zuläſſig, auch wenn die Eintragung 
ſchon vollzogen A Eine nochmalige Beſchwerde 


Anfechtung 
RG. 230 


233 


beim Landgericht, die nicht auf neue Tatſachen 
RG. 109 


geſtützt wird, iſt unzuläſſig. 


12. Gerichtskoſten. Gebühren. 


Zu 88 16 GKG.; 3, 4 ZPO. OLG. München 
Kann das Amtsgericht ſeine im Wertermittelungs⸗ 
verfahren nach Art. 42 Abſ. 4 Geb. erlaſſene 
Entſcheidung e roen Wie iſt zu 
entſcheiden, wenn die Beſchwerde gegen die 
nachträgliche Entſcheidung vom Landgerichte 
für zuläſſig erklärt und gegen die Entſcheidung 
des Landgerichts weitere Beſchwerde erhoben 
wird? (Geb. Art. 42, 45, 46, 499. ObLG. 
Darf das Landgericht auf eine ann in 
einer Gebührenſache die einstweilige Einſtellung 
der Finanzbehörde verfügten Voll 

ſtreckung der Gebührennachholung anordnen? 
(FGG. § 21 Abſ. 3; Geb. Art. 1 


Auch bei der Zwangsverſteigerung eines Grund⸗ 
ſtücks iſt die vom Erſteher zu entrichtende Ge⸗ 
bühr des Art. 146 GebG. aus dem ungeteilten 

Verſteigerungserlöſe zu entrichten, wenn nicht 
der Wert der als Zubehör 5 
beweglichen Sachen in der Urkunde 


135 


301 


LG. 397 


eſonders 


G. 112 


ausgewieſen wird (GebG. Art. 188, a. 


Der im Ruheſtande befindliche öffentliche Beamte 
hat keinen Anſpruch auf Tagegelder, auch wenn 
er über Umſtände vernommen wird, von denen 
er in Ausübung ſeines Amtes Kenntnis er⸗ 
halten hatte. (S 14 der 3ZSGebO.). Ob G. 

Die Erſtattung eines Gutachtens durch einen 
Amtsarzt in einem Zivi togeb iſt eine ärztliche 
Dienſtleiſtung bei einer Behörde und fällt unter 
die VO. vom 17. November 1902. (8 13 3SGeb O., 
$ 15 VO. vom 17. November 1902). 

OLG. Zweibrücken 


13. Strafrecht. 
A. Neichsrecht. 


az) Strafgeſetzbuch. 
1. Allgemeiner Teil. 


Umwandlung von Geldſtrafen in Gefängnisſtrafen 
bei gleichzeitiger Verhängung se Geld⸗ 
trojen, 8$ 28, 29, 74, 78 StGB., 490 ff. 


Beihilfe des Vermieters durch Duldung der in 
den Mieträumen begangenen gegart Hand⸗ 
under: (StGB. § 49, BOB. 88 550— 

). 


iegt eine Aufforderung i. S. des $ 49a StGB. 

vor, wenn g ein Zeitungsinſerat hin jemand 

ſich an den Inſerenten wendet, um von ihm 
3 


d 


30. 


Ob G. 236 


XII F 


die wirklich oder ſcheinbar angebotenen Ab⸗ 
treibungsmittel zu erhalten? RG. 

Zum Tatbeſtande des $ 49a des e eee 
(Beſtellung von Abtreibungsmitteln). e 


Zum Begriffe der Notwehr (8 53 son 


Zum Begriffe der Notwehr. RG. 


Vorausſetzungen einer Geiſprechugg wegen rechts⸗ 
kräfti chere Sache. — Idealkonkurrenz 
oder Realkonkurrenz bei Begehung einer ſtraf⸗ 

baren Handlung in einem Zuſtande, der ein 

Dauerdelikt enthält? R 


2. Beſonderer Teil. 


N mit Schießgewehr im Sinne des 8117 
Abſ. 2 StGB. RG. 300 
Die falſche Anzeige wegen einer ſtrafbaren Hand⸗ 
lung, die nur auf Antrag verfolgt wird, iſt auch 
dann ſtrafbar, wenn der Strafantrag nicht vor⸗ 
liegt. RG. 
Wann enthält die Bezeichnung der Aeußerung 
eines anderen als Verleumdung eine DEDIDA ? 


474 


Beleidigung einer Szauenöpevion durch a 
Zumutungen? (8 185 StGB.). 


Sum Begriffe der 1 i. S. des $ er 
StGB. RG. 


Zu S 198 StGB. (Strafantragsfriſt bei Be 
jeitigen Beleidigungen). Ob LG. 113 

Iſt eine Beleidigung ſchon wegen der Oeffentlich⸗ 
keit des Orts ihrer Verübung öffentlich be⸗ 
gangen i. S. des § 200 StGB.? RG. 19 

Iſt der Bevollmächtigte, der auftragswidrig Geld 
des Vollmachtgebers für ſich verbraucht, unter 
allen Umſtänden der Unterſchlagung und der 
Untreue ſchuldig? (8 246, § 266 Abi. 1 Nr. 2 
StGB.). RG. 


. 211 
210 


— 


132 


Zum Tatbeſtande des § 259 StGB. Anſich⸗ 
bringen, und Verheimlichen. Liegt „Anſich⸗ 
bringen“ vor, wenn die Frau Lebensmittel 


zur Verwendung im Haushalt ent egennimmt, 
die der Mann geitohlen hat? Sit Verwendung 
im Haushalt ein „Vorteil“ der Frau? G. 435 


Verſuch oder Vorbereitungshandlung beim Be⸗ 
trug. ObLG. 


Betrug bei Erfüllung eines Vertrags durch 
Lieferung 5 Ware unter Ein⸗ 
reichung einer Rechnung über angeblich ver⸗ 
tragsmäßig gelieferte (S 263 StGB.). 

RG. 111 

Zur Abgrenzung der Begriffe Urkundenfälſchung 

und Falſchbeurkundung. RG. 416 


Macht derjenige, dem für ſeine Perſon vom 
Jagdberechtigten die Erlaubnis zum Jagen 
erteilt iſt, ſich eines Jagdvergehens aus § 293 
StGB. ſchuldig, wenn er gemeinſchaftlich mit 
Nichtber ech ligten jagt? RG. 

Zum Tatbeſtand des Vergehens nach 8 316 Ab}. 2 
StGB. — Beltellung eines Stellvertreters. 

RG. 170 

Zum Begriffe des öffentlichen Weges im Sinne 

des $ 366 Nr. 9 StGB. — Stra ee Be⸗ 


94 


are. 


deutung eines Irrtums über die aenicheit 

eines Weges als eines öffentlichen. — Genügt 

zur Beſtrafung aus dieſer Geſetzesſtelle jabr- 
läſſiges Verſchulden? RG. 149 

Unrichtige Maße, Gewichte, Wagen. Voraus⸗ 

ſetzungen der Strafbarkeit und der Einziehung. 
Ob G. 257 


I. Syſtematiſches Verzeichnis. 


—— —— (y— —kT U —ꝛ„⏑rꝛ—————— — —— — 


1 


G. 396 


| Zu 8 17 des Preßgeſetzes. 


1 | Iſt der Liquidator einer Geſellſchaft m 


— — — —Ü—ͤ— nn 


b) Nebengeſetze. 
ObLO. 134 
Wann iſt die Bilanz für das 1. Geſchüftsiahs 

zu ziehen, wenn dieſes kein ganzes Jahr NG. 


b. H. 
Arbeitgeber i. S. des 8 82 b des 18G. Kann 
er auf Grund dieſer Vorſchrift e 


verantwortlich gemacht werden? 93 


Verhältnis des § 146 des Gen®. zu $ 266 25 2 


StGB. 1 der Beihilfe zu einem Ver⸗ 
gehen aus $ 146. RG. 276 


Zum ai des Aufführers i. des 8 38 
Lit UrhG.: Verantwortlichkeit eines n 
für die echte Aufführung von Stücken 
durch die Kurmuſik RG. 


Unbefugte Wirtſchaftsausübung durch einen Ver⸗ 
ein. Konſumverein oder geſelliger „ 
G. 

Zur Auslegung des $ 76 der GewO. (Ueber⸗ 
ſchreitung von Fuhrwerkstaxen). ObLO. 152 


Fällt das un von Inſeratenaufträgen unter 
den Begriff des „Aufſuchens von Waren⸗ 
beſtellungen“ oder unter den Begriff des An⸗ 
bietens gewerblicher Leiſtungen Ob LG. 


Welche Vorſchriften können in Viehmarktord⸗ 
nungen getroffen werden? ObLG. 


Beſteht nach dem Geſetze vom 3. Juni 1900, betr. 
die Schlachtvieh⸗ und leif chbeſchau, eine Pflicht 
zur Unterſuchung des Fleiſches ſog. „gefallener“ 
Tiere? RG. 

Unter welchen Vorausſetzungen kann man ein 
geſundheitsſchädliches Nahrungs⸗ oder Genuß⸗ 
mittel verkaufen, ohne gegen $ 12 Nr. 1 NM 
zu verſtoßen? NG. 191 

Zum Begriffe „verdorben“ und „verfälſcht“ im 
Sinne des NMG. Herſtellen und Verabreichen 
von „Schorle⸗Morle“, wozu Wemreſte aus 
ea und Gläſern verwendet ſind? Kann 
in dem Verabreichen eines ſolchen Getränks 
an Gäſte Betrug gefunden werden? RG. 299 

Nahrungsmittelgeſetz. Verfälſchung von Zitronen⸗ 
ſaft. Fahrläſſigteit. Ob G. 

Menn Verwendung von Kar⸗ 
ar i zuı Hernellung von nee 


394 


53 


376 


257 


476 


e zwiſchen § 10 NMG. und 8 4 

Unl erfmale der Realkonkurrenz. Sit 
Mehrheit der Verletzten ein Merkmal? Was 
a Pe günstiges Angebot“ i. S. des 
8 4 WG.? RG. 


Iſt ar „Rückverbeſſerung“ zuläſſig? (S$ 2, 
3 des Wein®. vom 24. Mai 1901). 3 RG. 111 


„Verkaufen“ und „Feilhalten“ i. S. des Wein- 
geſetzes. RG. 170 
Feſtſtellung des Begriffes „Kognak“? RG. 111 


434 


B. Landesrecht. 


We einer ortspolizeilichen Vorſchrift, 
welche die Anlieger von Straßen zur Ein⸗ 
friedung ihrer Grundſtücke verpflichtet. Sa 


Schutz des Ortsbildes gegen Verunſtaltung. Bau- 
polizeiliche SAG ten. Bauherr. tt 101 
und 2 PStGB.). ObLG. 418 

Die Einziehung verbotswidrig erlegten Wildes 
arf auf Grund des Art. 125 Abſ. 3 des 
PStGB. nicht ausgeſprochen werden, wenn 


N 


dadurch in die Vermögensrechte eines an der 
Erlegung des Wildes nicht Beteiligten einge⸗ 
griffen wird. Ob“ G. 
Fallen unter das Verbot des Mitnehmens von 
unden in Wirtſchaftsräume auch die dem 
irte gehörenden und in ſeinen eigenen Wirt⸗ 

l aftSräumen geduldeten Hunde? Begriff des 


undes größerer Gattung“. Sahrläſſig ig 6. 302 Beeidigung eines 


Verpflichtung eines ſtandesherrlichen Waldauf⸗ 
ſehers zur Leiſtung herkömmlicher Gemeinde⸗ 
er te. Genügende Entſchuldigung Art. 49, 

em O., Art. 29 PStGB.). Ob G. 

tere AA B. du Vorſchriften (Art. 88 

des P Verweigerung der Zurück⸗ 


235 


437 


abe a S burch aaa nach Ablauf Der 
Ob G. 438 


ültigkeitsdauer. 


Recht des Jagdſchzperſonals zur nve fuhung ; 
57 


Verdächtiger? (88 229, 227 des BGB.) 


Strafbarkeit der Uebertretung der vom ai 
beſitzer „ „beſonderen Vor rſchriften im 
Sinne des Art. 31 Ziff. 6 des Forſt St) f 
d. Pfalz. Obe 

Zu Art. 9 lit. b Nr. 1 des bayer. Geſetzes vom 
30. Januar 1868, das Gewerbeweſen betr. Aus⸗ 
ſchank des eigenen Erzengniſſes durch 91 99805 
Kommunbrauer. Ob LG. 

Zu Art. 9 Lit. b Ziff. 1 des Bayer. Geſ. boni 
30. Januar * das Gewerbeweſen betr. 
„Lagerkeller“ i. S. dieſer Vorſchrift find nicht 
nur die ſelbſtändigen, von der Brauſtätte ge⸗ 
trennten Kellergebäude, ſondern auch die in die 


G. 358 


73 


Brauſtätte eingebauten oder ſonſt mit 0 5 
1: 


bundenen Kellerräume. 

Bedarf der Weinbauer in der Pfalz zum Aus⸗ 
ſchanke des eigenen Erzeugniſſes in ſog. Strauß⸗ 
5 Heckenwirtſchaften eee 
Erlaubnis? Obs G 

Beihilfe zur Uebertretung des Malzaufſchlggs⸗ 
eſetzes durch Lieferung von Stoffen zur Her⸗ 


419 


tellung von Bier für den e en 


Die Beurkundung einer Auflaſſung iſt n Beginn 
der Durchführung einer Bertrümmerung“ 
des Art. 19 des Bayer. Geſetzes vom 2. ; dun 
1898, betr. die Fortſetzung der „ „ a G 


„Drahtgeflecht. Einfriedung i. 
allg. Nau⸗Ordg. 

Gewerbeſteuergeſetz vom Juni 1899. Ber- 
nehmung von e e und Sach⸗ 
en c e durch den Steuerausſchuß (Art. 42 


255 
S. des 8 8 der, 
Obs G 398 


6). Keine Verpflichtung zur ſchriftlichen 
Ob“ G. 278 


Auskunfliserteilung. 


14. Strafprozeß. 


Gleichzeitige Hauptverhandlung derſelben Straf⸗ 
kammer in verſchiedenen Sachen und an ver⸗ 


ſchiedenen Orten. (GVG. 88 61, 62, 65; StVO. 
§ 225). N RG. 149 


i der Verhandlung im Sinne des 
GVG. RG. 211 


1. 1 der Unterlaſſung des Vermerks des 


Zuſtellun a a ge zugeſtellten Brief⸗ 
Auf lags 68 O., § 212 ZPO.). 2. 
Darf der Vorſigend a jeiner eigenen Erz ` 


innerung dem Angeklagten Vorhalte u 51 


Iſt ein Rich! er (Geſchworener), der Mitglied und 
Geſchäftsführer der durch die Straftat verletzten 


Inhalts verzeichnis d der Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. 
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r ellſchaft m. b. H. ift, durch § 22 Nr. 1 oder 
tPO. von der Ausübung des MO 5 


kraft Geſetzes ausgeſchloſſen 
Verlöbnis bei beſtehendem 

Chebruchs? (8 1 Nr. 1 
Umfang des VV§ der 

Aerzte. RG. 


eugen bei wiederholter Ver⸗ 
36 110 derſelben Hauptverhandlung. cn 60, 


Vernehmun 
vor den Jugendgerichten. 


Kann aus der Ablehnung eines Antrags 5 
8 81 re ein Reviſionsgrund entnommen 
werden? Bildet es einen Reviſionsgrund, 
wenn im Eröffnmgsbeſchln ſe dem Angeklagten 
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Offentliche Klage bei Antrag auf Borunter- 
ſuchung 229 


orienti en Glaube des Grundbuchs, l 
ng 
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re Begriff 426 
— EN, ung 16, 451 
— Ausſchluß 211 
— der Beleidigung 191 


Offerte ſ. Vertragsantrag. 

Offizialbetrieb f. Amtsbetrieb. 
Offizialprinzip f. Ace een, 
Oper, Urheberrecht 
Dpportunitätaprinsip Ta 57 
Ordnungsſtrafen gegen Beamte 32, 460 
— Feſtſetzung durch das Militärgericht 294 
Ordrepapiere, Verpfändung , 39 
Ortsbild, Schutz gegen PBerunftaltung 418 


Ortspolizeibehörde, Unfallanzeige 129 


— Feſtſetzung von Taxen 152 
Ortsſtatuten 358 
| P. | 
Pachtvertrag f. Jagdpachtvertrag. 
Pactum de non licitand o 154 
Papillarlinien 442 
Parteien, perſönliches Erſcheinen 384 
Patent, Zurücknahme 340 
Patronatsrecht 279 
Penſionen, Herſtellung von Haustrunk 201 


Pfalz f. Rheinpfalz. 

Pfändung des Kapitulationshandgelds 127, 389 
— von Erſatzſtücken 153 
— einer Wohnungseinrichtung 439 
Pfandrecht an beweglichen Sachen 4, 38, 161, 175 
Pfandvermittler 144, 160 


Pferderennen f. Rennen. 
Pflichtteils berechtigter, übergehung 189 
Photographie, Schutz 79, 99 
Plan nummern, Bedeutung 150, 397 
— unrichtige Angabe 357 
Polizeiaufſicht bei Geſamtſtrafen 117 
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— Beſeitigung ordnungswidriger Bauten 206. 332 


— ſ. a. Ortspolizeibehörde, Diſtriktspolizei⸗ 
behörde, Kontrolle. 
Pornographie 406, 425 
Portoausla n in Kachlaßſachen 398 
Portofreiheit 
Porträt, Schutz 79, 99 
Portugal, Rechtshilfe 239 
Poſtgebuü ý ren, Verrechnung 280 
Poſtkarten f. Anſichtspoſtkarten. 
Präpoſitionen ſ. Verhältniswörter. 
Präſentation ſ. Vorlegung. 
Preisbeſtimmung beim. Kauf 89, 146 
V„f, ; beim Viehhandel 116 
Preſſe, Berichterſtattung über Verhandlungen 451 
Primaqualität, Begriff 306 
Privatflüſſe, Gemeingebrauch 162 
Privatklagever fahren, Reform 453 
Privaturkunden ſ. Urkunden. 
Probe, Entnahme zur Kontrolle 270 
Protokoll über Zeugenausſagen 43 
L über den Zuſchlag, Gebühren 112 
— über Teſtamentserrichtung 231 
L über Reviſionsbegründung 256 
Prozeßhindernde Einreden 381 
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Prozeßkoſten f. Koſtenfeſtſetzungsverfahren. 
Publikationsbefugnis f. R 
Putativ⸗ Notwehr 140 
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Radiziertes Gewerberecht, 55 74 
Randvermerk bei Geburtsurkunden 

Rang der Rechte an Grundſtücken 211, 471 
Rangeinräumung, Verzicht . 2 


Realkonkurrenz, Begriff 396, = 
Realrecht, Übertragung 

— Erlöſchen durch Nichtgebrauch 131 
Rechnungslegung der Geſellſchafter 379 
Rechnungsweſen 136 
Rechtsanwalt, Beiordnung 72, 113 
— Haftung für e 378, 456 
— Mandatswechſel 213 
— Gebühren 272, 292 
Rechtshilfe im Ausland 239, 308, 360 
— gegenüber Berufsgenoſſenſchaften 306 
Rechtskonſulenten 384 
Rechtskraft, Umfang 48, 396 
— bei Bildung von Geſamtſtrafen 119 
Rechtsmittel, Wirkung 381 
— des geſetzl. Vertreters 395 


— f. a. Berufung, Reviſion. 
Rechtsnachfolger, Zwangsvollſtreckung 141, 158 
Rechtspraktikanten, Dienſtverhältniſſe 32 
— geprüfte, Praxis 340 
Rechtsweg, Zuläfſfigkeit 30, 257, 278, 364, 381 
Rechtswidrigkeit des Angriffs bei Notwehr 138 
Redakteure, Zeugnisverweigerung 19 


Reformatio in peius 97, 120 

Regierechnungen 136 

Regierungsfinanzkammer, Feſtſetzung 
von Ruhegehältern 216 


Regiſterſachen, Beſchwerde | 234 
Rehgeiß, geſchoſfene, Einziehung 


Reiſekoſten, Verrechnung 136 
Reklame, unlautere 342 
Rekruten, Auswanderung 344 
Religiöfe Erziehung der Finder 238 
Rennen, Anſpruch auf Zulaſſung 296 
Rentamtsdiener, eee 74 
Rente, Feſtſetzung durch Vergleich 207 
— wegen Erwerbsbeſchränkung 231 
— Verjährun 46 
Refervefonds, Abſchreibung 52 
Reviſion, Begründung 256, 395 
— Beſchränkung 356 
— Wirkung 381 
— Verſäumung der Friſt 378, 456 
— Anf chließung 471 
Rheinpfalz, älteres Güterrecht 150 
— Jagdrecht 257, 364 
— Weinwirt tſchaften 419 
Richter, 32 
— Ausſchließungsgründe 210 
Rolladen, Unfall durch Abgleiten 24 
Roſinen 181 
Rote Radler 226 
Rotwein, Miſchung mit Weißwein 199 
Rückfall beim Forſtfrevel 401 
Rücklagen ſ. Reſervefonds. 
Rücktritt vom Leibgedingsvertrag 153 
— vom Kaufvertrag 392 
— von der Bürgſchaft 472 
Rückverbeſſerung von Wein 111 


Ruhegehälter, Selfehung u 216 


Rumänien, Rechtshilfe 239 
Rußland, Rechtshilfe 239 
S. 

Sacheinlage bei Geſellſchaftsgründung 414 
. e, Ablehnung 25, 29 
— für Weinkontrolle 270 
— Vernehmung durch den Steuerausſchuß 278 
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XXIII 
Sachverſtändige, Gebühren 135. 360 
Saiſon aus verkauf 371 
Sammelnamen bei der Weinbezeichnung 268 
Satzung, Anderung 193 
Schadenserſatz wegen Vertragsaufhebung 110 
— wegen ſchädlicher Einwirkungen 475 
— wegen Unterlajfung der Unfallanzeige 129 
— wegen unlauteren Wettbewerbs 388 
— wegen Ehebruchs 431 
Schamgefühl, Begriff 406 
Schankwirtſchaf 3 ſ. Wirtſchaftsbetrieb. 
„ 340 
Schaumwein 203 
— Bezeichnun 237 
Schauſtellung ſ. Bild 
Scheckverkehr 309 
Scheingeſchäft, Beweislaſt 432 
Schenkung von Todeswegen 91 
— aus Geſamtgut. 177 
„ Drohung 300 
Schildkröten 196 
Schillerwein 247 
S . h, Markthandel 116 
— Beſchau 376 
Schleuniges Verfahren im Strafprozeß 44 
Schlüſſelgewalt der Frau 107 
Schmier gelder 372 
Schneidſäge, Beſtandteile 27 
Schöffen, Auswahl 16 
Schöffengericht, Reform 15 
— Zuſtändigkeit 226 
Shorle-Morle 299 
chreibwerk, Vereinfachung 43, 385 
chriftſätze, Bezugnahme 384 
chriftſtücke, Zurückgabe an die Partei 336 
chubhaft, Yintechnung auf die Strafzeit 134 
chuld im Strafrecht, Begriff 52 
chuldeintritt ſ. Beitritt. 
chuldienſteinkommen, Verjährung 46 
chuldſchein als Legitimationspapier 194 
chuldübernahme, Genehmigung 51 
beim Grundſtückskauf 71, 72, 123 
chulhausmeiſter, Haftung der Gemeinde 54 
Schulverſäumnis 421 
chulzucht als öffentliche Gewalt 30 
chutz gebiete, Auslieferung 68 
chutzgeſetz, Begriff 24 
Schutz mann î Haft in München, Organiſation 76 
ch u tz 0 rafe 61 
chweden, Rechtshilfe 239 
chweigegeld 71 
ch wei z, Rechtshilfe 239 


Schwurgerichtliches Verfahren 24, 93, 


97, 329, 336, 429, 436 
Sekt ſ. Schaumwein. 


Seuchen polizei f. Viehſeuchen. 
Sicher eitsleiſtung durch Ausländer 240 
— für Bauforderungen 3, 317 


Sicherheitsübereignung 4, 8 
Sicherungs hypothek, Abtretung 94, 128, 197 
ſ. a. e d g Vollſtreckbarkeit. 


i des Landtags 95 
Spanien, like 239 
Sold, Pfänd ung 127, 390 
| e e Verſäumnis 421 
Sparkaſſenbuch, Rechtsverhältniſſe 22, 57 
Staat, Haftung 90, 190 
— Vertretung l 194 
Staatsanwalt, Pflicht zur eee 
‚97 
— Dienſtſtrafrecht 32 
— Hilfsbeamte 270 
Staatsdienerunterſtützungsverein 156 


Staats gebühr f. Gebühren. 


Staats verträge 239, 341, 344, 360 
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Stadtbaurat als Vertreter der Gemeinde 453 

Stadtgemeinde ſ. Gemeinde. 
Standesherrn, Stellung der Bedienſteten 437 


Standesregiſter, Beglaubigung von Aus⸗ 


zügen 106 
— Ranovermerke 171 
Statiſtik ſ. Juſtizſtatiſtik. | 
Statiſtiſches Landesamt | 56 
Se für Bühnenange⸗ 

hörige 420 
„„ des Vorſitzenden 149 
Stempel 196 
Sternplan nummern 397 
Steuerausſchuß, Vernehmungen 278 
Strafanſtalten, Zuſtellung 74 
— Rechnungsweſen 136 
Strafantrag, Friſt. 113 
— des geſ etlichen Vertreters 172 
— bei unlauterem Wettbewerb 389 


Strafbefehl, Erweiterung der Zuläſſig 44 
— zuläſſiger Inhalt , 332 
Strafkammer, gleichzeitige Abhaltung mehe 
rerer Sitzungen 
Strafprozeß, Reform 15, 43, 99, 329, 450 
Strafrecht, Reform 61, 287 


Strafregiſter, Einrichtung 32 
e, der 1 
waltſchaft , 57 
Strafzeit, Berechnung T 
Straßen, Haftung nr den Zuftand 90, 131 
Straßenbahnunfal i 214, 393 


Straßenpolizeiliche Vorſchriften, zu- 
läſſiger Umfang 54 


Straußwirtſchaften in der Pfalz 419 
Streitwert, Berechnung 135 
Streubezug, Regelung 358 
Strohwein 181 
Subſtantiva, fat cher Gebrauch 463 
Süd wein 199 
Sühneverſuch in Eheſachen 374 
Sultaninen 181 
T. 

Tagegelder, Verrechnung 136 
— von Beamten a. D. 303 
Tanzmuſik, unerlaubter Beſ 42 
Tat 5 e ſt an d, Feſtſtellung Aa Sreiprones 90 
Tatſache, Begriff 210 
erg. ng f. Argliſt. 

Tauſchvertrag über Grundjtüde 208 
Taxen für Fuhrwerke 152 
Teichwirtſchaft 196 
Teilflächen, Auflaſſung 150 
— Belaſtung 357 
Telegramme, Verſtümmelung 28 
— Verrechnung der Gebühren 280 
Telephongebühren, Verrechnung 280 
Teſtament, Form 51, 230 
— eigenhändiges 70 
— Anfechtung 189 
Teſtamentsvollſtrecker, Vergleich 413 
Textbuch, Urheberrecht 353 
Theateragenten 420 
Tierarzt, Verhältnis zum Tierhalter 477 
Tiere, Notwehr gegen T. 137 


Tierhalter, Haftung 


Töchter kaſſe 156 
Totaliſator, W des Betriebs 297 
Transportgefährdung, Tatbeſtand 170 
Transportgewerbe, polizeiliche Anord⸗ 
nungen 152 

Traubenmaiſche, Zuckerung 182 
Trennung der Ehegatten 107 
Treuhänder bei Pfandbeſtellung 175 


— — — — —— — — —— — e ́ —— — —— 


II. Alphabetiſches Verzeichnis. 


50, 209, 297, 477 
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— bei Baugeldhypotheken 320 
Trinkbranntwein 111 
un en 181 
Trödelhandel 145 
Trunkſucht als Entmündigungsgrund 455 


Seal Benützung von Grund- 


ſtück | 163 
u. 
überführungsgegenſtände, Benützung 
durch die Geſchworenen 337 
Überfegungen, Urheberrecht 353 
— im Rechtshilfeverkehr 239, 360 
übertragung von Gewerberechten 74 


— ſ. a. Abtretung. 

übertretungen, Statiſtik 
Überwachung ſ. Kontrolle. 
Überweiſung an das eee 16, 43, 226 
üble Nachrede, Tatbeſtand 210 
Unabwendbares Ereignis, Begriff 2413 
Unbrauchbarmachung von Druclſchriften 428 


401 


Unfall auf der Straßenbahn 214, 393 
— Rentenanſpruch 231 
— f. a. Automobil, Verjährung. 
unfallanzeige, Unterlaſſung 129 
Ungarn, Rechtshilfe 239 
Ungebühr 


im militärgerichtlichen Ermitte⸗ 
lungsverfahren 295 


| Ungewißheit über den Gläubiger bei Hinter⸗ 


legung 253 


Unlauterer Wettbewerb 341, 369, 386, 435 
456 


Unſittlichkeit als Nichtigkeitsgrund 


Unterbrechung der Verjährung 305 
Unterhbalt3beiträge, Verjährung 46 
Unterhaltspflicht der Großeltern 190 
— getrennt lebender Gatten 433 
— Regelung durch Vergleich 207 
Unterlaſſungsklage, Ane 232, 

„ 373, 386, 388 
Unteroffiziere, Pfändung 15 Bienfprämte, 6 

| „39 
Unterſagung von Gewerbebetrieben 144 
— des mündlichen Vortrags 384 


Unterſchlagung, Tatbeſtand 132, 225 


Unterſchrift beim Teſtament 230 
— beim Scheck, Fälſchung 313 
— Beglaubigung durch den Bürgermeiſter 411 
Unterſuchung, körperliche ſ. Augenſchein. 
Unterſuchungshaft, Reform 
— Anrechnung 121, 134 
Unterwerfung unter die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung 141 
Untreue, Tatbeſtand 132, 225, 276 
Unzüchtige Schriften 406, 425 
Urheberrecht an einem Textbuch 353 
Urkunden, Pflicht zur Vorlegung 39 
— Beglaubigung 106, 411 
— Vollſtreckbarkeit 141, 157 
— Verleſung in der Hauptverhandlung 52 
— Fälſchung 416 
Urſa che „Begriff im Strafrecht 252 
Urteil, Vereinfachung 385 
— f. a. Zwiſ chenurteil. 
Urteilsſatz, Widerſpruch mit den Gründen 375 
— Berichtigung 417 
V. 
Vater, 1 Geſchäfte 151 
— Aufſich ts 173 
Bate gatt, Seftfteung 171 
Veräußerungsverb ot 352 
Verbreitung unzüchtiger Schriften 425 
Verdächtiger, Begriff 17 
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Verein, Wirtſchaftsbetrieb 53 
— Leitung der Verſammlung 334 
Vereinigte Staaten, Patentſchutz 340 
— Bancroft⸗Verträge 344 
Vereinigung von Hypotheken 321 
Bereinsjaden, Beſchwerde 193 
Verfälſchung von Wein 111, 200 
— von Schorle⸗Morle 299 
— von Zitronenſaft 257 
— von Brot 476 
Verfaſſungs mäßiger Vertreter, Be 
griff 453 
Verfügungsbeſchränkung bei Zwangs⸗ 
enteignung N 261 
— Eintragung im Hypothekenbuch 470 
Vergeltungslehre 61 
Vergleich über Unterhalt 207 
— Wirkung gegen Dritte 271 
— f. a. Erbvergleich. 
Verhältnis wörter, falſche 463 
Verheimlichen, Begriff 435 
Verjährung öffentlichrechtlicher Anſprüche 46 
— des Anſpruchs auf hinterlegte Beträge 457 


— der Anſprüche aus Automobilunfällen 267 
— des Ausgleichungsanſpruchs unter Mittätern 48 
— der Anſprüche der Berufsgenoſſenſchaften 136, 305 
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Verkaufen, Begriff 170, 224 
Verkehrsverbot für Wein 199 
Verleger, Zeugnisverweigerung 19 


Verleſung von Schriftſtücken in der Haupt⸗ 
verhandlung 52, 
Verlöbnis, Vorausſetzungen 300 
Vermeſſung von Grundſtücken ; 150 
Vermieter, Duldung ftrafbarer Handlungen 191 
Vermögensſchädigung, Vorſatz 255, 342 
— durch Ehebruch 431 
Vermutung der Richtigkeit des Grundbuchs 128 
— der Ehelichkeit 171 


Veröffentlichung von Verurteilungen 389 
Verpachtung ſ. Jagdpachtvertrag. 

Verpfändung für fremde Schuld 3, 38 
— von Auseinanderſetzungsanſprüchen 150 


— f. a. Pfandrecht, Hypothek, In haberpapiere, 

Orderpapiere, Pfandvermittler. 
„ Vereinfachung 384 
Verschnitt von Wein 111, 199, 201, 203, 247, 268 
Verſchulden, Begriff 
— bei Automobilunfällen 
Verſchwendung, Entmündigung 209 
Verſteigerungs bedingungen, Bedeutung 26 
— zuläſſiger Inhalt 113, 253 
Verſteigerungs protokoll f. Protokoll. 
Verſuch, Begriff 


Vertagung des Landtags 295 
Verteidiger, Rechte im Vorverfahren 17 
— Anweſenheit in der Hauptverhandlung 233 
Verteidigung, zuläſſige bei Notwehr 138 


Verteilung der Forderung bei Vollſtreckungs⸗ 
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hypotheken 34 
Verteilungs verfahren, Anmeldung 25 
Vertragsantrag, Bindung 147 
Verwahrungs vertrag als anfechtbare 

Rechtshandlung 22 
— bei Pfandvermittlung 161 
Verweis, Zuläſſigkeit 421 
— Statiſtikt 403, 421 


Verweiſung an ein anderes Gericht 363, 405 
Verzicht auf Rangeinräumung 25 
— auf eine künftige Eigentümergrundſchuld 25 
— auf Vorzugsrechte , 5 
a Anzeigen 20, 88 
Viehmarktordnungen 28 
Volks Sun Hrer, Handhabung der Schul- A 
zu 
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Vollmacht, Begriff 226 
— in Grundbuchſachen 192 
Vollſtreckung von Geſamtſtrafen 121 
— f. a. Zwangsvollſtreckung. 
Vollſtreckungs befehl 404 
Vollſtreckungsgericht, Verhältnis zum 
Grundbuchamt 233 


Vollſtreckungs hypothek, Vorausſetzungen 
der Eintragung 334, | 

Vollſtreckungsklauſel, weitere Beſchwerde 114 

Vorbehalt von Schadenserſatzanſprüchen bei 
der Annahme 51 

Vorbehaltsgut, Vollſtreckung 444 

Vorbereitungsgeſchäfte zu eee 

te 


ſchaften 14 
Vorbereitungshandlung, Begriff 94 
Vorentſcheidung bei Beamtenhaftung 54 
Vorläufige Feſtnahme im Auslande 69 
Vorlegung des Schecks 310 


Vormerkung des Rechts auf Löſchung 26, 109 
— bei Zwangsenteignung 261 
Vormund, Beſtallung 20 
— Religionswahl 238 
Vormundſchaft, Abgabe an ein anderes ir 


er 
ä von Rechtsgeſchäften 
— Auſſichtsrecht 238 
Vorſatz, Begriff 255, 342 
Vorſchuß, Zurückzahlung 110 


Vorſitzender, Vorhalte an den Angeklagten 131 
— Stellvertretung 149 


Vorſtand des Vereins, Anmeldepflicht 193 
— Leitung der Verſammlungen 334 
— der Genoſſenſchaft, Rechtsgeſchäfte 474 
. eform 18, 229 
Vorverfahren, Reform 17 
W. 
Wagen, unrichtige 257 
Waiſengelder, Feſtſetzung 216 
Waiſenrat, Dienſtanweiſung 20 
— Poſtverkehr 96 
Wald, Gemeingebrau 163 


ſ. a. Jagdrecht, Körperſchaftswaldungen. 


Waldaufſeher, Leiſtung von Gemeinde⸗ 
dienſten 437 
Waldbeſitzer, Regelung des Streubezugs 359 
Wandergewerbeſche in 73 
Warenbeſtellungen, Aufſuchen 73 
Warenbezeichnungen, Schutz 387 
Wafſer, Gemeingebrauch 162 
— Zuſatz zu Wein 184 
Wechſelſtempel 196 
Weg, öffentlicher, Begriff 149 
Wein, Begriff 181 
— Zuckerung 181 
— Verſchnitt 199 
— Kellerbehandlung 200 
— Verfälſchen und Nachmachen 203 
— Rückverbeſſerung 111 
— Einfuhr 200 
— Bezeichnung 221, 244, 268 
— Kontrolle 270 
Weinbauer, Ausſchank 419 
Weinbaugebiete 184 
Weinhaltige Getränke 203, 270 
Weinreſte, Zuſammenſchütten 299 
Werkvertrag, Begriff 160 
Wertermittelungs verfahren 301 
Widerruf des Schecks 310 


Widerfpruc gegen Eintragungen im Grund- 
buch 1 


09, 357 
— gegen Auszahlung des Baugelds 321 
— im Mahnverfahren 404 
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Widerſpruchsklage bei der Zwangsverſtei⸗ E 


gerung 
Wiederaufnahmeverfahren bei mehr⸗ 
maliger Beſtrafung 187 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
376, 378, 386, 456 
Wieſen, Gemeingebrauch 162 
Wild, Einziehung 235 
Winkeladvokaten, Zurückweiſung 384 
Wirt ſ. Gaſtwirt. 
Wirtſchafts betrieb, Konzeſſionspflicht 53, > 
Wirtshausbefud, unerlaubter 421 


Witwe, Religionswahl für die Kinder 238 
Witwenbei ilfe 458 
Witwengelder, Feſtſetzung 216 
Wohnungseinrichtung, Pfändung 439 
Wohnungsrecht 436 
Wucher 168, 274 


Z. 


Zahlun „ ſ. Mahnverfahren. 
ne gsfähigkeit, Irrtum 166 
eitgeſchichte, Begriff 99 
Zeitwörter, Umſchreibung 461 
Zeuge, Beeidigung 25 
— Feſtſtellung der Glaubwürdigkeit 191 
Zeugnispflicht, Reform 19 
— Umfang 41 
— Verweigerung 474 

Zimmervermieterin, Unpfändbarkeit der 
Einrichtung 439 
gitronenſaft, Verfälſchung 257 

Zivilprozeß, Novelle 


— Statiſtik 
ch des Oberſten Landesgerichts, Zu⸗ 
ſtändigkeit 72 
Zubehör, Begriff 1, 27, 254 
— Verſchleppung 168, 355 
— Verliaſichtigung bei der Gebührenberechnung 
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„ im internationalen Verkehr 


Merkmal des Notwehrſtandes 37 
gb are At der Ehefrau 256 
— Umfang 22 
Zurückverweiſung durch das Reviſions⸗ 

gericht 381 


Zufaß zur Firma 234 

Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung, Be⸗ 
deutung 26 

— Gebühren 112, 253 


— bei der Jagdpacht 
Zuſicherung beim Kau 69 
Zuſtändigkeit im Strafprozeß, Reform 15 
— der Amtsgerichte in Zivilſachen 361 
Zuſtändigkeitsſtreit ſ. Kompetenzkonflikt. 
Zuſtellung, Vermerk über den Zuſtellungstag = 
— Nachweis 299 


259, 367 
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Zwiſchen verfahren im e 18 
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1177 25, 319 1454 1 310 14 314 
1180 323 1459 354, 445 3 309 15 311 
1182 36 1472 466 4 310 18 312 
1183 326 1478 277 7 310 20 312 
1184 197, 318 1484 277 11 310 21 313 
1185 94, 128, 197 1487 177 | 13 310 23 313 
1186 324 1519 446 | 
15 55 10 iR 
11 1526 Ä , 
1203 324 1540 466 5. Genoſſenſchaftsgeſetz 
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83 53. 74, 212 55 73 439 190 131, 376 
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14. Börſengeſetz. 139 13, 131, 167, 251 362 
53 32 188 253 23, 167 
, , 141 384 256 375 
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61 172 267 416 
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Behringer, Reichsgerichtsrat, Leipzig 137 
Bleyer, II. Staatsanwalt im Staatsmini⸗ 
ſterium der Juſtiz, München 68 
Braun, Dr., Rechtsanwalt, Kaiſerslautern 364 
Bretzfeld, Dr., Amtsrichter, Nürnberg 410 
Buſch, Reichsgerichtsrat, Leipzig 1 
Danz, Dr., Geh. Juſtizrat, Univerſitätspro⸗ 
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315, 346 
Groſch, Dr., I. Staatsanwalt, Freiburg i. B. 15, 43 
Gütermann, Dr., II. Staatsanwalt, München 47 
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Hallbauer, Senatspräſident, Dresden 165 

Harſter, Dr., Bezirksamtsaſſeſſor bei der 
Polizeidirektion, München 442, 464 


Heimberger, Dr., Univerſitätsprofeſſor, Bonn 57 
Held, II. Staatsanwalt, München 68 
Hellmann, Dr., Univerſitätsprofeſſor, München 381 
Horchler, gepr. Rechtspraktikant, Kempten 431 
Horix, Frhr. v., Amtsgerichtsſekretär, Paſſau 106, 207 
Huſſong, Landgerichtsrat, Deggendorf 461 
Jacquin, Dr., Intendantur⸗Aſſeſſor, Nürnberg 127,390 
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Kadner, Rechtsanwalt, Regen 228 
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Amtsrichter, Nürnberg) 187 
Kemmer, Dr., Amtsrichter, Paſſau (jebt 
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Köhler, Dr., Univerſitätsprofeſſor, München 251 


Kre ß, Oberlandesgerichtsrat, Augsburg 10, 39, 63, 85 
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Prunner, II. Staatsanwalt, München 117 


Reich, Landgerichtsrat, Landau (Pfalz) 179, 199 
221, 244, 268 


Rohmeder, Oberamtsrichter, Roth 20 
Rutz, Dr., Rechtsanwalt, München 46 
Samuelſen, Dr., Kammergerichtsreferendar, 
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recht 
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gegeben von Dr. Georg Meyer und Dr. Hans 
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Beling, Prof. Dr. Ernſt, Strafbarkeit und Be⸗ 
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der Cigentumsvorbehalt und kein Ende. 
Von Reichsgerichtsrat Buſch in Leipzig. 


Ueber die Frage, ob die unter Eigentums⸗ 
vorbehalt verkauften und eingebauten Maſchinen 
Zubehör oder Beſtandteile, ſei es des Fabrik⸗ 
gebäudes, ſei es des Grundſtücks mit dem Ge⸗ 
bäude, ſei es der ganzen Fabrikanlage, ſind, u 
jo viel geſchrieben und gedruckt worden, daß d 
kundige Leſer für neue Abhandlungen hierüber 
kaum noch empfänglich it. In volkswirtſchaft⸗ 
licher Hinſicht iſt die Frage gewiß von großer 
Bedeutung, aber für die Rechtswiſſenſchaft iſt ſie 
wenig intereſſant. Krückmann, deſſen Spezialität 
der Eigentumsvorbehalt iſt, ſucht in der Abhandlung 
„Das Siebenmännermonopol“ in Nr. 22 dieſer 
Zeitſchrift dem Leſer wieder etwas Intereſſantes 
dadurch zu bringen, daß er auf die vermeintliche 
„Schwenkung“ des 5. Zivilſenats des Reichs⸗ 
gerichts hinweiſt, die Entſcheidungen des 5. und 
2. Senats einerſeits und des 7. Senats anderer⸗ 
ſeits als ſich widerſprechend darſtellt und mit 
Unterſtreichung den Vorſchlag macht, das Reichs⸗ 
gericht ſolle durch den Reichskanzler bindend auf⸗ 
gefordert werden, zu einer Plenarentſcheidung 
zuſammenzutreten. Es möge verziehen werden, 
wenn der letztere Vorſchlag trotz ſeiner Unter⸗ 
ſtreichung diesſeits ſo wenig ernſt genommen wird, 
daß von einem Eingehen darauf abgeſehen wird. 
Nur das ſoll doch bemerkt werden, daß ſowohl 
der 5. wie der 7. Senat, die von Krückmann be⸗ 
ſonders in Gegenſatz geſtellt werden, in den von 
ihm wohl gemeinten neueren Enſcheidungen RGE. 
Bd. 67 S. 30, JW. 1908 S. 15 Nr. 1 aus⸗ 
drücklich erklärt haben, daß eine Verſchiedenheit 
der Rechtsauffaſſung unter den Senaten nicht 
beſtehe. Daraus erhellt, daß die Frage, ob eine 

Entſcheidung der Vereinigten Zivilſenate anzurufen 
ſei, von beiden Senaten ſehr wohl erwogen worden 
iſt. Krückmann hat nicht angegeben, welche Rechts⸗ 
frage der Entſcheidung der Vereinigten Zivil⸗ 
ſenate unterbreitet werden ſoll. Beide Senate 
gehen davon aus, daß Maſchinen, je nach den 


obwaltenden Umſtänden, Zubehör oder Beſtandteile 
ſein können. Ob angenommen wird, daß zufolge 
der beſonderen Erwähnung der zum Betriebe be⸗ 
ſtimmten Maſchinen im $ 98 BGB. nach dem 
Willen des Geſetzes die Maſchinen in der Regel 
als Zubehör angeſehen werden ſollen, oder, daß 
das Geſetz ſich hierüber nicht ausgeſprochen habe, 
iſt nebenſächlich. Allein das iſt weſentlich, daß 
nach der Meinung beider Senate die Maſchinen 


weder ſtets Zubehör, noch ſtets Beſtandteile ſind, 


daß es vielmehr in dieſer Beziehung auf die Lage 
des einzelnen Falles ankommt. In der Tat ſind 
auch die Fälle, wie ſich allein ſchon aus den 
veröffentlichten Enſcheidungen der Gerichte ergibt, 
ſehr verſchieden ſowohl hinſichtlich der Geſtaltung 
der Maſchinen, als auch hinſichtlich der Art ihrer 
Einbringung auf die Fabrikgrundſtücke. Dies 
wird auch ohne weiteres klar, wenn man ent⸗ 
ſprechend dem § 98 Nr. 1 BGB. an Stelle von 
Maſchinen den allgemeineren Ausdruck „Betriebs⸗ 
gerätſchaften für ein gewerbliches Gebäude“ ſetzt. 
Beide Senate ſtimmen ferner darin überein, daß 
die Maſchinen (Betriebsgerätſchaften), unter der 
Vorausſetzung eines dem $97 BGB. entſprechenden 
räumlichen Verhältniſſes zum gewerblichen Ge⸗ 
bäude, Zubehör dann ſind, wenn ſie trotz der 
Einbringung auf das Fabrikgrundſtück körperlich 
ſelbſtändige (bewegliche) Sachen geblieben ſind, 
daß ſie dagegen als Beſtandteile anzuſehen ſein 
ſollen, wenn ſie ihre körperliche Selbſtändigkeit 
durch die Einbringung verloren haben und mit 
dem Anderen, zu dem ſie gebracht worden ſind, 
nach der Verkehrsanſchauung eine einzige Sache, 
einen einzigen körperlichen Gegenſtand bilden. 
Weiter ſoll der Tatrichter, wenn er ſich für die 
Beſtandteilseigenſchaft entſcheiden will, in Betracht 
nehmen, daß die Vereinigung der Maſchinen mit 
dem Anderen eine derart innige, aufgehende ſein 
muß, daß es gemäß $ 946 BGB. als dem Willen 
des Geſetzes entſprechend erachtet werden kann, 
daß trotz des Eigentumsvorbehaltes das bisherige 
Eigentum an den Maſchinen untergehen und zu 
dem Eigentum an dem Anderen hinzutreten ſoll. 
Endlich ſoll der Tatrichter mit Rückſicht darauf, 
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daß § 93 BGB. von Sachen im allgemeinen 
handelt, 8 94 aber über weſentliche Beſtandteile 
einzelner beſtimmter Sachen, nämlich der Grund⸗ 
ſtücke und Gebäude, beſondere Beſtimmung trifft 
Hund Maſchinen gerade mit Grundſtücken und 
Gebäuden in Verbindung gebracht werden, im 
Hinblick auf eine etwaige Beſtandteilseigenſchaft 
in erſter Linie prüfen, ob die Maſchinen mit dem 
Grund und Boden feſt verbunden ($ 94 
Abſ. 1) oder zur Herſtellung des betreffenden ge⸗ 
werblichen © eb äu des eingefügt find (8 94 Ab]. 2); 
und er ſoll, wenn er beides verneinen zu müſſen 
glaubt, in Erwägung ziehen, ob es dann noch 
angängig iſt, die Maſchinen mit dem Anderen als 
im Sinne des § 93 zu einer einzigen Sache ver: 
einigt anzuſehen. Dies ſind die Rechtsgrundſätze, 
die von beiden Senaten aufgeſtellt werden. Ihre 
richtige Anwendung iſt die Aufgabe der Tatrichter. 
In der Regel wird in den vor das Reichsgericht 
gebrachten, den Eigentumsvorbehalt betreffenden 
Prozeßſachen der Sachverhalt völlig aufgeklärt 
ſein und ein prozeſſualer Verſtoß hinſichtlich der 
Feſtſtellungen nicht vorliegen. Dann ift aber das 
Reviſionsgericht an die Feſtſtellungen gebunden. 
Oder meint Krückmann, daß, wenn das Berufungs⸗ 
gericht beiſpielsweiſe erklärt, nach der Sachlage 
ſei die Maſchine mit dem Grund und Boden feſt 
verbunden, oder, ſie ſei nach der Verkehrsanſchauung 
mit dem Anderen zu einem einzigen körperlichen 
Gegenſtande vereinigt, das Reichsgericht ohne 
weiteres ausſprechen darf, dies ſei unrichtig? Wird 
daher in derartigen Fällen die Reviſion zurück- 
gewieſen, ſo kann man nicht ſagen, das Reichs⸗ 
gericht habe ausgeſprochen, unter den und 
den Umſtänden ſei eine Maſchine Beſtandteil. 
Vielmehr geht die Entſcheidung des Reichsgerichts 
lediglich dahin, daß in der betreffenden Annahme 
des Berufungsgerichts eine Geſetzesverletzung 
nicht zu finden ſei. Nur in dieſer Weiſe iſt auch 
das vorgenannte Urteil des 7. Senats aufzufaſſen, 
wodurch die Reviſion deswegen zurückgewieſen 
worden iſt, weil nach der Annahme des Berufungs⸗ 
richters die betreffenden zur Erzeugung und Ver⸗ 
teilung von elektriſcher Kraft und elektriſchem 
Lichte beſtimmten Maſchinen und Gerätſchaften 
mit dem Fabrikgebäude und dem Grund und 
Boden zu einem einzigen körperlichen Gegenſtande 
vereinigt ſein ſollten. In dem Falle des 5. Senats 
dagegen, in dem es ſich um Schnellpreſſen, die in 
einem Druckereigebäude aufgeſtellt waren, handelte, 
unterlag das Berufungsurteil wegen nicht er- 
ſchöpfender Sachermittelung der Aufhebung; daher 
konnten dort dem Berufungsrichter gemäß obigen 
Rechtsgrundſätzen Direktiven für die neue Ent⸗ 
ſcheidung gegeben werden. Hiernach iſt es aller⸗ 
dings möglich, daß, wiewohl das Geſetz kaum 
klarer gefaßt werden könnte, auch in ſolchen Pro: 
zeſſen, die an das Reichsgericht gelangen, die 
Entſcheidungen hinſichtlich der Beſtandteilseigenſchaft 
der Maſchinen ſelbſt bei gleichen Sachlagen ver⸗ 
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ſchieden ausfallen können, ohne daß in den Rechts⸗ 
grundſätzen eine Verſchiedenheit beſteht. Das iſt 
aber nichts Neues. Schon zu Zeiten des preußiſchen 
Obertribunals war es bezüglich der Subſtanzteil⸗ 
eigenſchaft nicht anders. Der Grund liegt eben 
darin, daß vom Reviſionsgericht nur über Geſetzes⸗ 
verletzungen zu entſcheiden iſt. 


Das Eintreten neben die Echuld eines andern. 


(intercessio cumulativa.) ) 
Von Reichsgerichtsrat Schneider in Leipzig. 


Als empfindliche Lücke des BGB. darf es wohl 
erachtet werden, daß darin das Eintreten neben 
die Schuld eines andern nicht im allgemeinen, 
ſondern nur bruchſtückweiſe in den Beſtimmungen 
über Bürgſchaft (88 765 ff.), Kreditauftrag ($ 778) 
und Verpfändung für fremde Schuld (8$ 1143 ff., 
1225) behandelt iſt. Die Lücke wurde laut der 
Entwurfsbegründung (Mot. II, 657) abſichtlich 
offen gelaſſen, aber die hierfür gegebenen Er⸗ 
wägungen, daß nämlich ihre Ausfüllung nament⸗ 
lich wegen Wegfalls der betr. weiblichen Rechts⸗ 
wohltat nicht nötig ſei, können als zutreffend nicht 
anerkannt werden. Es treten auch Männer als 
Nebenſchuldner ein und wer immer dies auf dieſe 
oder jene Art tut, belaſtet ſich in gleich drückender 
Weiſe wie der Bürge, für deſſen Rechte und Ver⸗ 
bindlichkeiten jetzt allein ausführliche Vorſchriften 
beſtehen. Solche wären, wie zu zeigen, auch für 
die andern Schuldbeitrittsarten notwendig oder 
doch dringend erwünſcht geweſen und vielleicht 
wäre dieſem Bedürfniſſe abgeholfen worden, wenn 
entweder allgemeine leitende Grundfätze für der⸗ 
artige Rechtsverhältniſſe gegeben und ihnen die 
beſonderen Bürgſchaftsvorſchriften angereiht worden 
wären, oder wenn man den letzteren wenigſtens 
den Zuſatz beigefügt hätte, daß ſie auf andere 
ähnliche Rechtsverhältniſſe, ſoweit nach deren recht⸗ 
lichem Weſen möglich, entſprechend angewendet 
werden ſollen. Keines von beiden iſt geſchehen 
und ſo bleibt nichts übrig, als aus allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen und weit zerſtreuten, vollſtändige 
Lehrſätze ſelbſtverſtändlich nicht ergebenden Einzel⸗ 
entſcheidungen die Geſetzeslücke auszufüllen. Dazu 
ſoll gegenwärtiger, mehr nur anregender als er⸗ 
ſchöpfender Verſuch einiges beitragen. 

Im früheren gemeinen Recht behandelten die 
einen in gewiß zu enger Weiſe bei der Lehre von 
der Interzefſion nur die zufällig im Senc. Velle- 
janum vorkommenden Rechtsgeſchäfte der für den 
Schuldner eintretenden Frauen, die anderen gingen 
zwar weiter, aber auch ſie bringen meiſt keine er⸗ 


1) Die unten vorkommenden Paragraphen ohne 
Beiſatz ſind ſolche des BGB. 
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ſchöpfenden und übereinſtimmenden Ausführungen, 
wie dies m. R. Sintenis in Lindes Zeitſchr. 10 
(a. F.) S. 40 ff. darlegt. Vgl. Deurer, Arch CivPrax. 
28, 407; Prinz, Pandekten II, 88 261 f.; Dernburg, 
Pand. II 583; Seuff A. 15 Nr. 224; Arndts, Band. 
9359; Windſcheid, Arch Civ Prax. 32, 287; Wening⸗ 
Ingenheim, ZivR. II S. 398. 

In der Unterſcheidung zwiſchen bloß unter⸗ 
ſtützendem und befreiendem Schuldeintritt (inter- 
cessio cumulativa und privativa) ſtimmen ſie 
alle überein. 
eintritt das BGB. genügende Leitſätze in ſeinen 
89 414 — 419 gibt, fo ſoll diefe Abhandlung ſich 
nur mit dem Eintreten neben den Schuldner, mit 
der intercessio cumulativa, beſchäftigen. Dieſe 
beſteht, wie ich im Anſchluß an Arndts, Pand. 
§ 359 annehmen möchte: 

in der ſei es auch nur durch Ver⸗ 
wendung eines einzelnen Vermögens⸗ 
ſtückes (auf dingliche Weiſe) geſchehe⸗ 
nen Uebernahme einer Schuldver⸗ 
bindlichkeit für einen andern neben 
dieſem, wodurch man ſich der Gefahr 
ausſetzt, anſtatt deſſen, den die Schuld— 
verbindlichkeit eigentlich allein angeht, 
weil dieſer die Befriedigung des Gläu⸗ 
bigers nicht bewirkt, von dem Gläu⸗ 
biger in Anſpruch genommen zu werden 
und aus ſeinem Vermögen ihn be⸗ 
friedigen zu müſſen. 

Ein ſolches Eintreten neben den Schuldner kann 
geſchehen durch: 1. Bürgſchaft; 2. Kredit⸗ 
auftrag; 3. Eingehung einer Geſamt⸗ 
ſchuld; 4. Haftungsübernahme für die 
Leiſtung eines andern (Garantievertrag), ſoweit 
ſie nicht ohnedies in reiner Bürgſchaft beſteht, 
was meiſt der Fall ſein wird. Vgl. RG. 61, 157; 
Bay 3ZfR. 06, 247; JW. 03 Beil. S. 141; da: 
gegen Mot. II, 658; JW. 08 676; 5. Dar: 
lehensaufnahme und ſonſtige Schuldeingehung 
an Stelle eines andern, dem allein der 
Vorteil zukommt. Vgl. Seuff A. 35 Nr. 284; ROH. 
14, 33, 144; viele nehmen hier privative Inter⸗ 
zeſſion an, die aber ebenſowenig rein vorliegt, 
wie kumulative; 6. Wechſelbürgſchaft, ſei es, 
daß ſie förmlich durch den Unterſchriftsbeiſatz „als 
Bürge“ „per Aval“ oder durch einfache Wechſel⸗ 
unterſchrift geſchieht. JW. 03 Beil. S. 43; Ot 
497; RG. 48, 152; 7. Verpfändung oder 
Sicherheitsübereignung einer beweglichen 
oder unbeweglichen Sache, eines Schiffes, einer 
Forderung, einer Hypothek, Grundſchuld oder eines 
ſonſtigen Rechts, eines Inhaber⸗ oder indoſſabeln 
Papiers (daß bloße Hypothekbeſtellung für fremde 
Schuld keine Bürgſchaft ift, f. JW. 07 513); 
8. Verzicht auf ein Vorzugsrecht, ſei es 
auf Hypothek oder Hypothekenrang oder ſei es auf 
eigenes Fauſtpfand oder Fauſtpfandvorrecht oder 
dgl. oder ſei es auf das Vorrecht in einer Mobiliar⸗ 
vollſtreckung, in einem Zwangsverſteigerungsver⸗ 


Da für den befreienden Schuld⸗ 


fahren oder Konkurs, wozu man auch den Ver⸗ 
zicht auf künftige Vollſtreckung vor einem anderen 
Gläubiger rechnen kann. 

Angeſichts der Vielgeſtaltigkeit des Rechts⸗ 
verkehrs und der Möglichkeit fortgeſetzter Neu⸗ 
ſchöpfungen kann auch dieſe Aufzählung auf Voll⸗ 
ſtändigkeit keinen Anſpruch erheben. Anderſeits 
fallen unter obige Begriffsbeſtimmung nicht die 
Zahlung einer fremden Schuld, wenn ſie auch in 
Erwartung künftigen Erſatzes durch den eigent⸗ 
lichen Schuldner geſchah und ebenſowenig der 
Nebeneintritt in eine Schuld, für die man von 
Anfang an als Eigenſchuldner mitzuhaften ver⸗ 
pflichtet iſt. (Arndts a. a. O.). Daher gehört 
auch Haftungsübernahme für Sicherheit und Ein⸗ 
bringlichkeit der vom Haftenden ſelbſt an einen 
anderen übertragenen Forderung nicht hierher, wie das 
Reichsgericht ſchon mehrfach ausgeſprochen hat. Auch 
die Haſtungsübernahme für einen beſtimmten Erfolg 
z. B. für Erlangung einer Erbſchaft, eines Ge⸗ 
winnes aus gewiſſen Geſchäften oder für den Nicht- 
eintritt eines Schadens, ſomit auch die Ver⸗ 
ſicherungs⸗ und Rückverſicherungsverträge ſind keine 
Schuldbeitritte, weil es dabei an einem Haupt⸗ 
ſchuldner fehlt. Nur bei Forderungsverſicherung 
könnte Bürgſchaft in Frage kommen. Mot. II, 658. 
Gewiß iſt, daß der Dritte interzediert, der für 
einen öffentlichen oder Privatbedienſteten Sicherheit 
leiſtet (Kaution ſtellt). 

Die oben unter 1—6 aufgeführten Arten des 
Schuldbeitritts verpflichten den Beitretenden per⸗ 
ſönlich, die unter 7 und 8 nur dinglich mit dem 
betreffenden Vermögensſtück oder Rang. 

Auf die durch die beſtehende Geſetzgebung hin⸗ 
reichend geordneten Rechtseinrichtungen der Bürg⸗ 
ſchaft (Ziff. 1) und des Kreditauftrags (Ziff. 2) 
ſollen ſich die nachfolgenden Ausführungen an ſich 
nicht miterſtrecken. Für dieſe Ausführungen er⸗ 
geben ſich von ſelbſt folgende Abſchnitte A—E. 


A. Das Verhältnis zwiſchen dem Bei⸗ 
tretenden (Drittſicherer) und dem 
Gläubiger. 


1. Häufig wird gar kein ſolches Verhältnis, 
kein verpflichtendes Band (obligatio) zwiſchen dieſen 
beiden beſtehen. Dies iſt vor allem dann der 
Fall, wenn der Gläubiger gar nicht weiß, daß 
ein Drittſicherer — man verzeihe dieſen der Kürze 
wegen gewählten Ausdruck! — vorhanden iſt, 
wenn ihm z. B. ſein perſönlicher Schuldner ohne 
Nennung des wahren Eigentümers einen Schmuck, 
eine Schuldverſchreibung auf den Inhaber, ein 
auf ihn, den Schuldner, voll oder in blanco in⸗ 
doſſiertes Orderpapier, einen Wechſel mit ver⸗ 
ſchiedenen Unterſchriften ohne Avalbeiſatz über⸗ 
bringt und verpfändet, oder wenn ihm der Grund⸗ 
eigentümer oder Hypothekgläubiger, obſchon er dies, 
was dem Gläubiger unbekannt, nur fiduziariſch 
iſt, das Grundſtück, die Hypothek verpfändet oder 
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fiduziariſch übereignet. Nach neuerer und vielleicht 
herrſchender Meinung ſoll bei ſolcher Unkenntnis 
des Gläubigers überhaupt keine Interzeſſion vor⸗ 
liegen und dann wäre wohl auch die nicht ſchenkungs⸗ 
weile geſchehene Darlehensaufnahme für einen nicht⸗ 
S andern (Ziff. 5 oben) teine folde. 
ROH. 2, 105; 14, 144. Legt man jedoch Ge- 
wicht auf die wirtſchaftliche Bedeutung derartiger 
Rechtsgeſchäfte, auf das darin ebenſogut wie bei 
Kenntnis des Gläubigers liegende Eintreten des 
Dritten für den Hauptſchuldner, ſowie darauf, 
daß dabei, wie zu zeigen, doch nicht jede Rechts⸗ 
beziehung zwiſchen dem Drittſicherer und dem 
Gläubiger geleugnet werden kann, ſo iſt nicht ab⸗ 
zuſehen, warum nicht auch ſolche Fälle unter den 
für ſie gut paſſenden Namen des ſtillſchweigenden 
Schuldbeitritts, der intercessio tacita, gebracht 
werden ſollen. Doch wie dem auch ſei, jedenfalls 
ſind auch ſie der Beſprechung an dieſer Stelle 
wert. 

Nicht hierher zu rechnen ſind allerdings gänz⸗ 
lich widerrechtliche, verbrecheriſche Verfügungen 
des Schuldners über an ſich fremde Sachen un 
Werte zugunſten des Gläubigers, z. B. Ver⸗ 
pfändung, Sicherheitsübereignung geſtohlener oder 
unterſchlagener Sachen, durch Betrug oder Drohung 
oder von einem Geiſteskranken erlangter Grund⸗ 
ſtücke oder Hypotheken, Verpfändungen von 
Forderungen und Orderpapieren mittels Urkunden⸗ 
fälſchung, Hingabe gefälſchter Wechſel u. dgl. Denn 
dabei fehlt jeder Schuldeintrittswillen eines 
Dritten. Das Geſetz ſchützt in ſolchen Fällen bis- 
weilen den Gläubiger, wenn er in gutem Glauben 
ift. Vgl. ŞS 1207, 1293, 932, 934, 935, 404, 
405, 891—899, 1138; 88 365, 366 HGB.: 
Art. 36, 74 WÒ. 

Dagegen fann bei teilweiſe unberechtigter 
Verfügung des Schuldners, bei ſeinem Mißbrauch 
der ihm vom Sachberechtigten erteilten Erlaubnis 
intercessio tacita in obigem weitern Sinne vor⸗ 
liegen, z. B. wenn eine vom Eigentümer zur Ver⸗ 
pfändung für 1000 M überlaſſene Sache für 
2000 M verpfändet wird u. dgl. Vgl. das be⸗ 
merkenswerte Beiſpiel im Urt. RG. Recht 08 
Beil. 2 S. 326 Nr. 1947. 

Der Gläubiger hat ſelbſtverſtändlich keinerlei 
Vertragspflichten gegen den ihm unbekannten, 
nur mit dem Schuldner in Rechtsbeziehungen 
ſtehenden, dieſen durch Ueberlaſſung von Sicherungs⸗ 
beerten unterſtützenden Dritten. Gleichwohl kann 
er von dieſem unzweifelhaft unter Umſtänden aus 
dem Eigentumsrechte belangt werden, aber nur 
1 EL beſchränktem Maße. Als Pfandnehmer 

iſt dann der Gläubiger nicht nur gut⸗ 
gabe, abe nach § 1207, ſondern fogar 
nach $ 185 Abſ. 1 dem Dritten gegenüber voll⸗ 
— Area Beſitzer. Vor Beendigung des Pfand⸗ 
rechts kann der Drittſicherer die Sache nicht 
herausverlangen ($ 986). Er hat inſolange auch 
aus eigenem Rechte keinen Entſchädigungsanſpruch 


wegen böswilliger oder fahrläſſiger Vernichtung 
oder Verſchlechterung der Pfandſache gegen den 
Gläubiger. Der 8 823 bleibt hierbei nach Gegen⸗ 
d aus § 992 außer Anwendung. 
314. Da der Dritte während beſtehen⸗ 
den 1 die Klage auf Eigentumsheraus⸗ 
gabe nicht rechtshängig machen kann, trifft auch 
§ 989 nicht zu. Vielleicht kann in einzelnen 
Fällen der $ 826 helfen, zu deſſen Anwendung 
wohl nicht nötig iſt, daß der Schädiger den ge⸗ 
ſchädigten Eigentümer kennt. Nach Erlöſchen des 
Pfandrechts kann der Dritte gegen den dann 
i. d. R. nach § 990 Satz 2 ($ 1223) bös⸗ 
gläubigen Beſitzer vindizieren. Ein Erlöſchungs⸗ 
grund für das Mobiliarpfandrecht iſt auch der 
Untergang der Sache. Kretzſchmar, Sachen R. 
S. 203, II, 1a. Iſt dieſer Untergang durch Vor⸗ 
ſatz oder Fahrläſſigkeit des Gläubigers verſchuldet, 
ſo wird der Eigentümer zwar die Klage des 
§ 991 Abſ. 2 haben, immerhin aber wird der 
Gläubiger vom verlangten Schadensbetrag die 
Forderung, wofür das Pfand haftet, abziehen 
oder doch zurückbehalten können, denn inſoweit iſt, 
der Dritte nicht oder noch nicht endgültig ge⸗ 
ſchädigt. JW. 07, 834. Ein ſolcher Abzug fällt 
aber weg, wenn das Pfandverhältnis anderweitig 
z. B. durch Zahlung oder Verzicht erloſchen iſt 
und dann der Gläubiger das Pfand ſchuldhaft 
veräußert, zerſtört, verſchlechtert. Daß mittels 
der ihm vom Schuldner übertragenen oder dieſem 
abgepfändeten Anſprüche aus dem Pfandvertrag 
der Drittſicherer uneingeſchränkter gegen den 
Gläubiger vorgehen kann, verſteht ſich von ſelbſt. 
Vorſtehendes wird im weſentlichen auch bei 
Begebung oder Verpfändung von Inhaber⸗ oder 
in blanco übertragenen Order⸗Papieren zu gelten 
haben. Bei Verpfändung oder Sicherheitsüber⸗ 
eignung von Grundſtücken oder Hypotheken kennt 
der Gläubiger entweder den wahren Berechtigten 
und liegt dann intercessio tacita überhaupt nicht 
vor oder er iſt doch im Falle ſeines guten Glaubens 
gegen deſſen Anſprüche geſchützt. Namentlich 
braucht er gewöhnlich nicht zu beachten, daß der 
Verpfänder oder Sicherheitsübereigner nur fidu⸗ 
ziariſch berechtigt iſt. Die jetzt (leider) anerkannte, 
immerhin aber ſehr zweifelhafte Sicherheitsüber⸗ 
eignung muß nach außen in der Regel als wahre 
Uebereignung gelten. Bei Verpfändung oder 
Sicherheitsabtretung gewöhnlicher Forderungen und 
in andern Drittſicherungsfällen (oben Ziff. 1—4, 
6 u. 8) muß der Gläubiger den beitretenden Dritten 
gewöhnlich kennen, liegt alfo auch keine inter- 
cessio tacita vor. Eine Ausnahme wird etwa 
der Fall bilden, daß ein Beteiligter an einer 
Mobiliarpfändung oder an einer Zwangsver⸗ 
ſteigerung im Einverſtändnis mit dem Schuldner 
zugunſten des andern nach⸗ oder gleichſtehenden 
Glaͤubigers, ohne daß dieſer davon etwas weiß, 
auf Anmeldung zum Teilungsverfahren verzichtet. 
Hier wird der begünſtigte Gläubiger zwar zunächſt 


e AE en ee En TAR A DS * . 
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durch Ausſchluß des andern von der Verteilung 
geſchützt fein (88 873, 878 ZPO.; 88 114, 115 
wBG.), aber wenigſtens im Zwangsver⸗ 
ſteigerungsverfahren — wird er ſich trotzdem nach⸗ 
trägliche Bereicherungsklage des übergangenen 
Beteiligten gefallen laſſen müſſen, weil er mit 
dieſem nicht im Vertragsverhältniſſe Net: 1885 
Jäckel, ZzwVG. § 113 Anm. 1; Recht 05, 138; 
RG. 58, 156. Der § 183 über Eu: Wider: 
ruflichkeit der Zuſtimmung wird hierbei keine An⸗ 
wendung finden können. 

Bei Geſchäften zu Ziff. 5 (Schuldeingehung, 
beſonders Darlehensaufnahme für einen andern) 
wird ſehr häufig intercessio tacita vorliegen. 
Bei dieſem von vielen als einziger Fall dieſer 
ſtillſchweigenden Interzeſſion behandelten Geſchäft 
kennt der Gläubiger den, der eigentlich Schuldner 
ſein ſollte, meiſt nicht, während er umgekehrt bei 
der vorher beſprochenen Sachlage den Drittſicherer 
nicht kennt. In keinem Fall braucht er ſich um 
den Vorteilsempfänger zu kümmern, aber auch 
ſeine etwaige a gegen dieſen ift 
zweifelhaft. Vgl. IW. 0 

Aber wenn der Gläubiger den Drittſicherer 
auch von Anfang an kennt oder nachträglich von 
ihm erfährt, ſo braucht er gleichwohl in keiner 
vertragsmäßigen Verbindung mit ihm zu ſtehen, 
oder ſolche einzugehen, und vernünftige Erwä⸗ 
gungen verbieten ihm dies vielleicht dort, wo es 
nicht notwendig iſt. Er würde dadurch ſtatt 
eines Vertragsgegners zwei erhalten und ſo das 
Rechtsverhältnis verwickeln und erſchweren. Not⸗ 
wendig allerdings ift Vertragsſchluß zwiſchen dem 
Gläubiger und Drittſicherer in den Schuldbeitritts⸗ 
fällen Ziff. 1 und 5 oben und auch dann, wenn 
der Gläubiger durch Verpfändung eines Grund⸗ 
ſtücks, eines Schiffes, einer Forderung, eines 
Rechtes vom Dritten geſichert werden ſoll, iſt 
wenigſtens der dingliche Verpfändungsvertrag 
zwiſchen beiden erforderlich. In anderen Fällen 
zu Ziff. 7 und 8 bedarf es dergleichen nicht und 
auch bei Wechſelbürgſchaft iſt neben dieſer kein 
beſonderer zivilrechtlicher Vertrag erforderlich. 
JW. 04 497. Der Gläubiger verlangt zu feiner 
Sicherheit vom Schuldner einfach die Beibringung 
eines beweglichen oder unbeweglichen Pfandes oder 
eines von Mehreren unterſchriebenen Wechſels oder 
des beſſeren Ranges für feine Hypothek x., er 
tritt damit in keine obligatoriſchen Beziehungen 
zum Drittſicherer, ja kann ſie ſich ſogar aus⸗ 
drücklich verbitten. Freilich wird er dabei bis⸗ 
weilen gefährdet ſein. Merkt er z. B. bei Ueber⸗ 
bringung des Fauſtpfandes, daß dies einem Dritten 
gehört, ſo weiß er damit noch nicht, ob dieſer 
Dritte feine Zuſtimmung zu der Verpfändung 
gegeben hat und wird er in dieſer Richtung nicht 
immer als gutgläubig erachtet werden. Er handelt 
auf gut Glück, wenn er das Pfand ohne weiteres 
annimmt und beleiht; vorſichtigerweiſe wird er 
den Schuldner anhalten, die dieſem oder dem 
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1 erklärte Zuſtimmung zur Verpfändung 
(88 182, 185) beizubringen. Dadurch allein 
kommt ein Vertrag zwiſchen ihm und dem Dritt⸗ 
ſicherer nicht zuſtande und gegen ANDEREN 
Widerruf ſchützt den Gläubiger $ 1 

Unter Umſtänden kann Bi der Gläu⸗ 
biger über Vorhandenſein der Zuſtimmung des 
Dritten zur Verpfändung ebenfalls in gutem 
Glauben ſein. Erſt ſpäter erlangte Kenntnis vom 
Eigentum oder von fehlender Zuſtimmung des 
Dritten iſt unſchädlich. Es ſei wegen dieſer be⸗ 
ſonders für Bankgeſchäfte (vgl. 8 366 HGB.), 
weniger für die meiſt privilegierten e 
Leihanſtalten wichtigen er auf die Einzel: 
entſcheidungen in RG. 5 IW. 07, 834, 
08, 312 verwieſen. Vgl. 3 Kresſchmar, Sachen g. 
8 1207 Anm. 3. 

In den Fällen, in denen der Gläubiger den 
beitretenden Dritten kennt, ohne mit ihm in einem 
Vertragsverhältnis zu ſtehen, muß für die ſehr 
beſchränkten Rechte des Drittſicherers gegen ihn 
im allgemeinen das Obige gelten. Immerhin iſt 
der dem Gläubiger bekannte Dritte etwas beſſer 
geſchützt. Gemäß § 1248 gilt zwar beim Ber- 
kaufe des Pfandes zugunſten des Pfandgläubigers 
der Verpfänder als der Eigentümer, aber eine 
Ausnahme hiervon beſteht dann, wenn der Pfand⸗ 
gläubiger weiß, daß der Verpfänder nicht der 
Eigentümer iſt. Dann muß er ſich nach der 
Perſon des Eigentümers erkundigen, ſofern er ſie 
nicht ohnedies kennt, und ihr gegenüber die Vor⸗ 
ſchriften der Benachrichtigung oder Vereinbarung 
im Sinne der 88 1234, 1237, 1241, 1245 ein⸗ 
halten. Verletzt er hierbei die in dieſen Para⸗ 
graphen zu findenden Schutzgeſetze und damit das 
Eigentum des Dritten vorſätzlich oder fahrläſſig, 
ſo haftet er dem Eigentümer unzweifelhaft gemäß 
$ 823 für Schaden und er haftet ihm ſelbſtver⸗ 
ſtändlich vertragsmäßig für Schaden, wenn 
er der Vereinbarung des § 1245 zuwiderhandelt. 

Iſt dem Gläubiger der gewünſchte gute 
Hypothekrang vom Schuldner verſchafft, ſo braucht 
er nicht näher im Grundbuch nachzuforſchen, auf 
welche Weiſe dies bewerkſtelligt wurde, der zurück⸗ 
gewichene Dritte kann ihm unbekannt bleiben. 
Iſt oder wird er ihm aber auch bekannt, ſo fehlt es 
gleichwohl an ſich an einem Vertragsband zwiſchen 
beiden, wie das Reichsgericht in ſeinem Urt. V 
308/05 vom 29. Januar 1906 ausgeſprochen hat, 
im Gegenſatz zum Urt V 529/06 vom 15. April 
1907, wo nach Umſtänden des Falles 1 
Vertrag angenommen wurde. Vgl. auch R 
59, 313, 61, 37. 

2. So oſt, wie ſich aus Vorſtehendem ergibt, 
es an einer obligatio zwiſchen dem Gläubiger 
und dem beitretenden Dritten auch fehlen mag, 
ſo wird — oder auch muß — in vielen andern 
Fällen doch ein ſolch vertragsmäßiges Band 
zwiſchen beiden gegeben ſein und dieſe Fälle ſind 
die beſonders wichtigen, aber auch zweifelhaften 


da für fie abgeſehen von Bürgſchaft und Kredit- 
auftrag, wie ſchon eingangs erwähnt, alle beſondern 
geſetzlichen Vorſchriften fehlen. Ihrem allgemeinen 
wirtſchaftlichen Zwecke nach ſind ſolche vollkommene 
Beitritte des Nebenſchuldners dem Gläubiger 
gegenüber meiſt entgeltliche Geſchäfte, weil der 
Beitretende einen Vorteil, die Kreditierung oder 
Stundung, für den von ihm unterſtützten Schuldner 
bezweckt und erzielt. Nur ausnahmsweiſe, näm- 
lich dann, wenn der Dritte an einen ſolchen 
Vorteil des Schuldners nicht denkt, auch nicht an 
ſeinen Vorteil, ſondern nur an den des Gläu⸗ 
bigers ſelbſt, müſſen auf ſie zunächſt Schenkungs⸗ 
grundſätze Anwendung finden, die bei ihrer Ein⸗ 
fachheit hier näherer Beſprechung nicht bedürfen. 
Die Formvorſchrift des § 518 Abſ. 1 wird felten 
dabei in Frage kommen, weil der Schuldbeitritt 
meiſt gleichzeitig mit deſſen Verſprechen betätigt 
wird. ($ 518 Abi. 2). Abgeſehen von dieſem 
wohl ſelten vorkommenden Falle bildet die zwiſchen 
dem Gläubiger und dem Drittſicherer geſchloſſene 
Vereinbarung einen unbenannten zweiſeitigen Ver⸗ 
trag, wodurch der Dritte gegen Annahme oder 
Beibehaltung des Hauptſchuldners durch den 
Gläubiger dieſem Sicherung mittels perſönlichen 
oder bloß dinglichen Schuldbeitritts gewährt. 
Gleichgültig iſt es für dieſen. Vertrag, aus 
welchen Beweggründen, ob aus freigebigen oder 
eigennützigen (f. unter B), ſich der Dritte dem 
Schuldner gegenüber entſchlofſen hat, für dieſen 
einzutreten. 

Das Fehlen von Sonderbeſtimmungen für 
dieſen Vertrag — d. i. für die intercessio 
cumulativa als ſolche, nicht für das Ausführungs⸗ 
geſchäft, wofür es Einzelvorſchriften z. B. in 
SS 1113 ff., 1204 ff. gibt — zwingt dazu, für 
Beurteilung der daraus gegenſeitig erwachſenden 
Rechte und Pflichten auf allgemeine geſetzliche 
Beſtimmungen, namentlich auf die aus den 
88 157, 242, 276 zu entnehmenden Gebote des 
Verhaltens nach Treu und Glauben und der 
Anwendung erforderlicher Sorgfalt zurückzugehen. 
Da aber ſolche Verträge ihrem Weſen und ihrer 
drückenden Wirkung nach mit der allein vom 
Gefetz ausführlich behandelten Bürgſchaft die größte 
Aehnlichkeit haben, ſo wird man auf ſie, ſofern 
es nicht, was wünſchenswert, vertragsmäßig 
feſtgeſetzt iſt, auch die Bürgſchaftsgrundſätze ent⸗ 
ſprechend anzuwenden haben, wenn dies nicht 
ihre beſondere Geſtaltung und zwingende Sätze 
des N verbieten. Von dieſen Erwägungen 
ausgehend wird man zu folgenden Einzelergeb⸗ 
niſſen gelangen können. Wie die Bürgſchaft nach 
§ 765 Abſ. 2 können auch andre Interzeſſions⸗ 
arten für künftige und bedingte Verbindlichkeiten 
des Hauptſchuldners eingegangen werden. Ihr 
Zweck wird ſogar öfter erſt auf Begründung eines 
Hauptſchuldverhältniſſes als auf deſſen Fortſetzung 
oder Stundung gerichtet ſein. — Dagegen kann 
die Sondervorſchrift ſchriftlicher Bürgſchaftserrich⸗ 
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tung im $ 766, die urſprünglich gar nicht beab⸗ 
ſichtigt war, auch im § 350 HGB. durchbrochen ift, 
auf andre Arten der Drittſicherung nicht durchaus 
angewendet werden. Denn wenn auch der geſetz⸗ 
geberiſche Grund: Die Fürſorge für den ſich in 
geſährlicher Weiſe Bindenden der gleiche wäre, ſo 
kann doch dieſe Ausnahme von dem allgemeinen 
Grundſatz der Formfreiheit nicht ohne weiteres 
ausgedehnt werden. Aber nach kaum zu beſtrei⸗ 
tender Rechtsanſicht iſt der ohne eignen Verpflich⸗ 
tungsgrund geſchehende Eintritt als Geſamtſchuldner 
(S 421) in der Regel nichts andres als die Gin- 
gehung einer ſelbſtſchuldneriſchen Bürgſchaft. RG. 
51, 120, 59, 232. Dann muß auch Schriftlich⸗ 
keit, auch ſoweit $ 351 HGB. Platz greift, ge- 
fordert werden, was in den allerdings ſeltenen 
Ausnahmefällen, daß der Beitretende zugleich 
Voll⸗ und Eigenſchuldner des Gläubigers wird, 
nicht ſtatthaft iſt. RG. 64, 318; JW. 08, 137; 
Urt. RG. V 158/07 vom 30. November 1907. 
Selbſtverſtändlich bedarf der Eintritt des Dritt⸗ 
ſicherers als Geſamtſchuldners auch ſchriftlicher 
Beurkundung, wenn er in die Geſtalt eines einen 
Schuldgrund nicht enthaltenden (abſtrakten) Schuld⸗ 
verſprechens gekleidet wird. § 780; RG. 67, 128. 

Die Haftungsübernahme dafür, daß ein andrer 
ſeine geſetzlichen oder vertragsmäßigen Verpflich⸗ 
tungen z. B. aus Unterhaltsverbindlichkeit, Kauf, 
Miete, Werkvertrag erfülle, wird häufig reine 
Bürgſchaft fein, ift dies — hauptfächlich dann, wenn 
der Dritte zugleich eigene Verbindlichkeiten gegen⸗ 
über dem Gläubiger hat, — nicht der Fall, fo 
iſt ſie formfrei, ſoweit nicht etwa der Hauptver⸗ 
trag (wie beiſpielsweiſe nach 88 313, 567) form- 
bedürftig ift. Vgl. die hiermit zum Teil über- 
einſtimmenden, für Formfreiheit ſprechenden Urt. 
des RG. V 457/05 vom 2. Mai 1906; ferner 
in RG. 61, 157; JW. 08, 676. 

Alleinige Vertragseingehung zum Vorteil eines 
benannten oder unbenannten andern (Ziff. 5 oben) 
iſt gewöhnlich gleichſalls nicht formbedürftig, wo 
nicht beſondere Ausnahmefälle ($$ 313, 567 uſw.) 
gegeben ſind. Daß Beitritt als Nebenſchuldner 
durch Wechſelunterſchrift eben nur durch ſolche 
ſtattfinden kann, verſteht ſich von ſelbſt. Bei 
Verpfändung von Sachen, Wertpapieren, Forde⸗ 
rungen und bei deren Sicherheitsübereignung 
durch den Dritten ſind die Formen notwendig, 
die der Hauptſchuldner einhalten müßte, wenn er 
ſelbſt die Sicherheit gewährte. §§ 873, 1115, 
1205, 1260, 1274, 1154, 1292, 1293; Art. 11, 
19 WO. uſw. Formlos kann der Verzicht auf 
ein Zwangsvollſtreckungsvorrecht erfolgen, ebenſo 
das Verſprechen des Vorrangs vor dem eigenen 
Fauſtpſandrecht. Der Verzicht auf einen Hypothek⸗ 
rang, mag er durch gänzliche Aufgabe des Hypo⸗ 
thekrechtes oder durch Rangrücktritt des Dritt⸗ 
ſicherers erfolgen, bedarf zu ſeiner Vollkommenheit 
10 = Eintrages im Grundbuch. $$ 875, 
880, 881. 
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Satz 2 des § 766, wonach Erfüllung der 
Hauptverbindlichkeit durch den Bürgen den Form⸗ 
mangel heilt, wird meiſt, wenn auch nicht unmittel⸗ 
bar, jo doch der Wirkung nach ($ 814) bei jeder 
Art von Schuldbeitritt gelten. 

Vom Gläubiger und Drittſicherer wird bei 
Eingehung des Interzeſſionsvertrages ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend vorausgeſetzt, daß eine Haupt⸗ 
ſchuld beſteht. Eine Ausnahme bildet nur die 
Schuldeingehung zum Vorteil eines andern (Ziff. 5), 
wobei nur von einer einzigen Schuld die Rede 
ſein kann. Dagegen iſt keine Ausnahme gegeben, 
wenn der Dritte nur aus Freigebigkeit für den 
Gläubiger dieſe Sicherheit gewährt. 

Aus dieſen Gründen muß i. d. R. die Vor⸗ 
ſchriſt des § 767 auch für andere als Neben⸗ 
ſchuldner Beitretende entſprechende Anwendung 
finden. Auch für ihre Verpflichtung ift der je- 
weilige Beſtand der Hauptſchuld maßgebend. 
Denn bei Nichteintritt oder Wegfall der Be⸗ 
dingung des Schuldbeitritts fällt auch dieſer nach 
$ 158 in ſich zuſammen. Der Beitretende hat 
dann den Bereicherungsanſpruch des $ 812 auf 
Rückerſtattung des von ihm Geleiſteten z. B. auf 
Rückgabe des Pfandes, e Quittung 
für die Hypothek uſw. Nach Abſ. 2 des § 767 
gehören hierbei zum Beſtand der Hauptſchuld 
auch ihre durch Verſchulden des Hauptſchuldners 
herbeigeführten Erweiterungen, nicht aber ihre 
vertragsmäßige, ohne Genehmigung des Neben⸗ 
ſchuldners erſolgte Erweiterung. Beiſpiele für 
Bürgſchaft ſ. RG. 53, 356, 56, 109. Auch 
dies muß für andere Interzeſſionsarten gelten. 
Vgl. für Hypotheken 88 1115, 1118, für beweg⸗ 
liche Pfänder $ 1210, 1264, für Haftung des 
Wechſelſchuldners Art. 50, 51 WO. uſw. 

Wenn der Dritte einer beſtimmten Hypothek 
des Gläubigers den Vorrang einräumt, gilt dies 
im Zweifel nur zugunſten der beſonderen Forde⸗ 
rung z. B. des Baugelddarlehens, aber nicht für 
ein beliebiges anderes Guthaben. Vgl. RG. 59,313, 
61, 37; Urt. RG. V 529/06 vom 13. April 1907. 
Aehnliches muß für Verzicht auf ein Pfändungs⸗ 
vorrecht u. dgl. gelten. Auch er wird nur zugunſten 
einer Forderung, wenn ſie beiteht und wie fie 
beſteht, erklärt. 

Aus dem Geſagten ergibt ſich ſofort auch, daß 
dem Drittſicherer, der nicht Bürge ift, ebenſo 
wie dem Bürgen nach §E 768, 770 auch im all: 
gemeinen die Einreden des Hauptſchuldners ein⸗ 
ſchließlich der beſchränkten Einreden der An- 
ſechtung und Aufrechnung zuſtehen müſſen. Denn 
die 88 768, 770 bilden nur eine beſondere An- 
wendung des aus $ 158, 812 hervorgehenden 
allgemeinen Rechtsſatzes, daß ein Rechtsgeſchäft 
bei Ausfall ſeines vereinbarten Zweckes, ſeiner Be⸗ 
dingung gleichfalls fällt. Ob der Ausfall der 
Bedingung von ſelbſt eingetreten iſt oder erſt 
durch Einrede herbeigeführt werden muß, iſt 
gleichgültig. Von unzuläſſiger Einwendung aus 


dem Rechte eines Dritten kann hierbei keine Rede 
ſein. Selbſtverſtändlich können durch den Vertrag 
zwiſchen dem Gläubiger und Drittſicherer einzelne 
Einwendungen ausgeſchloſſen werden. Wären ſie 
alle ausgeſchloſſen, ſo läge ein ganz anderes Ge⸗ 
ſchäft, eine ſchenkungsweiſe und unbedingt ge⸗ 
ſchehende Eigenſchuldeingehung vor. Ebenſo ge⸗ 
wiß iſt aber, daß, ſoweit die Geſetzesanwendung 
einzelne Einreden auch dem Bürgen verſagt, ſich 
ihrer auch der in anderer Art beitretende Dritte 
nicht bedienen kann. Vgl. über die N 
der noch nicht vollzogenen Aufrechnung RG. 62 
51 und über die hier beſtrittene Einrede der 
Wandelung und Minderung RG. 66, 332 und 
Friedenthal in JW. 08, 132. Das Geſagte 
muß auch für den als Geſamtſchuldner eintretenden 
Drittſicherer gelten, wenn er, wie gewöhnlich, 
nichts anderes iſt, als ſelbſtſchuldneriſcher Bürge. 
Gegen ihn iſt § 425 nur beſchränkt anwendbar, 
weil er nicht Eigenſchuldner, ſondern nur in be⸗ 
bedingter Weiſe Nebenſchuldner iſt. Einerſeits 
wirken zwar Kündigung an den Hauptſchuldner, 
deſſen Verzug, Verſchulden ($ 767 Satz 2) auch 
gegen ihn, aber andrerſeits wird er ſich der Ein⸗ 
reden der unverſchuldeten Unmöglichkeit der 
Erfüllung der Hauptſchuld ($$ 323, 324, 275), 
ihres Zuſammentreffens mit der Hauptforderung 
(Konfuſion) oder ihrer Verjährung (88 194 ff.) 
bedienen können. Vgl. RG. 34, 153. 

Weder gegen den gewöhnlichen Geſamtſchuldner 
($ 425 Abſ. 2) noch gegen den interzedierenden 
Geſamtſchuldner, noch gegen Drittſicherer anderer 
Art macht das gegen den zuerſt belangten Schuldner 
ergangene Urteil Rechtskraft. Vgl. RG. 56, 109; 
JW. 03 Beil. S. 141 (für Bürgſchaft). 

Die Einreden des durch Unterſchrift oder Mit⸗ 
unterſchrift eines Wechſels beitretenden Neben⸗ 
ſchuldners bemeſſen ſich nach Art. 81, 82, 83 WO. 
Vgl. RG. 38, 251; JW. 07, 339; Staub, WO. 
S. 212 Anm. 9b. 

Bei Drittſicherung durch unbewegliche Sachen 
oder Hypotheken können unter Umſtänden, z. B. 
wenn der Gläubiger die ihm vom Drittſicherer 
beſtellte Verkehrs hypothek oder Grundſchuld 
oder die fiduziariſch übertragene Hypothek weiter⸗ 
veräußert, die Grundſätze über guten Glauben: 
SS 891, 892, 1138, 1155, 1157 den Dritt: 
ſicherer ſeiner Einreden berauben. Vgl. Kretzſchmar, 
SachenR. 51157 Anm. 3. — Es verſteht ſich 
von ſelbſt, wurde auch vom Reichsgericht im Urt. 
V 7/01 vom 16. März 1901 für Bürgſchaften 
ſchon ausgeſprochen, daß der Gläubiger den vom 
Drittſicherer aus dem Rechte des Hauptſchuldners 
entnommenen Einreden Gegeneinwendungen (Re⸗ 
pliken) aus deſſen Rechte entgegenſetzen kann. 

Ueber die Beſtimmungen des § 769 für Mit⸗ 
bürgen wird unter D zu ſprechen ſein. 

Das übrigens durch $ 773 und HGB. $ 349 
eingeſchränkte Recht des Bürgen auf Vorausklage 
| ($ 771) ift andern Drittſicherern nicht zuzugeſtehen, 
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wenn ſie als Geſamtſchuldner eingetreten ſind, 
nach 88 773 Ziff. 1 und 421 nicht, wenn ſie 
Wechſel unterſchrieben haben, nach Art. 81, 82, 
98 10 WO. nicht. 

Der Verpfänder eines Grundſtücks für fremde 
Schuld, der dies am beſten mittels Beſtellung 
einer Sicherungshypothek bewerkſtelligt, kann, wenn 
verklagt, nur den Nachweis der Richtigkeit und 
Fälligkeit der Hauptſchuld, aber nicht Vorausklage 
gegen den Hauptſchuldner verlangen. RG. 68, 146. 

Der Drittverpfänder einer beweglichen Sache 
unterwirft ſich, wie aus $ 1207 zu ſolgern, ganz 
denſelben Vorſchriften wie der Selbſtverpfänder 
und kann wie dieſer nur die in $ 1228 Abſ. 2 
vorgeſchriebene Fälligkeit und die nicht einmal 
immer nötige Verkaufsandrohung (8 1234) be⸗ 
anſpruchen. Ein vollſtreckbares Urteil gegen den 
Hauptſchuldner oder den Drittverpfänder ſelbſt 
($ 1233) mag oft nützlich fein, notwendig iſt das 
letztere nur bei Rechten, die nicht in Forderungen, 
Hypotheken, Grund⸗ oder Rentenſchulden beſtehen. 
88 1277, 1282, 1291; Kretzſchmar a. a. O. 
8 1277 Anm. 4; 8 1291 Anm. 1. A ſchuldet 
dem X 1000 M, fällia am 1. Februar 1909. 
B verpfändet dafür dem X feine Hypothekforderung 
gegen C zu 1000 M, fällig am 1. Mai 1909. 
A zahlt nicht. X kann vom 1. Februar 1909 
an von B die Abtretung der Hppothek nach 
$ 1282 Abſ. 1 Satz 2 verlangen und — auch 
ohne ſolche Abtretung — vom 1. Mai 1909 an 
nach $ 1282 Abi. 1’ Satz 1 auf Zahlung der 
Hypothek gegen C klagen. Er muß dem etwa 
beſtreitenden C dabei nur ſein Pfandrecht und das 
Beſtehen und die Fälligkeit ſeiner, des X, eigenen 
Forderung beweiſen, wie auch das Urt. RG. V, 
509/06 vom 15. Mai 1907 ausgeſprochen hat. 
Von allen erheblichen Schritten wird X aber den 
ab. 2 B zu benachrichtigen haben. Vgl. $ 1285 
Gegenüber dem Drittverpfänder marktgängiger 
Orderpapiere iſt dem Gläubiger bei Fälligkeit der 
Hauptſchuld die Veräußerung durch $ 1295 noch 
erleichtert. 

Der Gläubiger, dem von einem Dritten Werte 
zur Sicherheit übereignet ſind, kann ſich aus dieſen 
an ſich beliebig und ohne Vorausklage gegen den 
Hauptſchuldner decken, muß ſich aber etwaige An⸗ 
ſprüche des Drittſicherers aus dem zwiſchen dieſen 
und ihm beſtehenden Vertrag und in Ermangelung 
beſonderer Vertragsbeſtimmungen jedenfalls die 
Behauptung der mangelnden Richtigkeit und Fällig⸗ 
keit ſeiner Forderung, ſowie eines erzielten Ueber⸗ 
ſchuſſes gefallen laſſen. Vgl. über Sicherheits⸗ 
übereignung überhaupt RG. 57, 175, 59, 190; 
JW. 04, 355, 499, 05, 48; Hallbauer im 
Recht 05, 632. — Bei Eintreten für fremde 
Schuld durch Vorrangseinräumung oder Verzicht 
auf Teilnahme an einer Vollſtreckungsteilung oder 
dgl. iſt die Geltendmachung des Vollſtreckungs⸗ 
titels und der Forderung gegen den Hauptſchuldner 


der einzige Weg, um die Forderung mit ihrem 
Vorrang beizutreiben. Gegen den Drittſicherer, 
der ſchon all das Seine getan hat, ſind keine 
Schritte mehr nötig. Von einer Vorausklage im 
Sinne des 8 771 kann auch hier keine Rede ſein. 

Die 88 774, 775 betreffen das Verhältnis 
zwiſchen dem Hauptſchuldner und dem Bürgen, 
z. T. auch das zwiſchen mehreren Bürgen und ſind 
daher unten zu B und D mitzubeſprechen. 

In 8 776 ift beſtimmt, daß der Bürge in- 
ſoweit frei werde, als der Gläubiger andere 
Sicherungsmittel aufgebe, woraus der Bürge hätte 
Erſatz erlangen können. Man iſt der aus⸗ 
dehnenden Anwendung des § 776 überhaupt und 
insbeſondere zugunſten anderer Drittſicherer nicht 
geneigt. Vgl. Planck BGB. zu § 776. Es iſt 
aber ſchwer zu begreifen, warum gerade der Bürge 
privilegiert und der andere gleichbelaſtete Inter⸗ 
zedent nicht berückſichtigt ſein ſoll. Aus 88 242, 
767, 768, 401, 402, nach welch letzteren beiden 
Paragraphen Sicherungsrechte das Schickſal des 
Hauptrechtes teilen und inſoweit zu ſeinem Beſtande 
gehören, darf man vielleicht ſchließen, daß jeder 
Drittſicherer gleich dem Bürgen inſoweit frei wird, 
als der Gläubiger andre Drittſicherungen aufgibt. 
Zugunſten des als Geſamtſchuldner eintretenden, 
als ſelbſtſchuldneriſcher Bürge geltenden Dritten 
muß dies ohne weiteres nach $ 776 angenommen 
werden. In den obenerwähnten Ausnahmefällen, 
in denen der Dritte zugleich als Eigenſchuldner 
und als Drittſicherer die Geſamtſchuld eingeht, 
iſt die Frage zwar zweifelhafter, aber auch hier 
wird der Gläubiger vorſichtigerweiſe nach §8 423, 
776 die einſeitige Befreiung des urſprünglichen 
un Eigenſchuldners von der Schuld unter: 
aſſen. 

Aehnliches muß bei einem Haftungsverſprechen 
mehrerer Nichtſchuldner für die Vertragserfüllung 
des Schuldners gelten, wenn es nichts andres wie 
Bürgſchaft iſt. Für andre wohl ſeltene Fälle 
verneint dies zwar das RG. (SeuffBl. 08 407), 
aber es wird doch dabei hervorgehoben, daß der 
Gläubiger nach Treu und Glauben handeln müſſe. 

Der Wechſelgläubiger hat an fih nach Art. 81 
WO. die freie Wahl, wen er belangen, wen er 
freilaſſen will. Beſteht aber, wie dies in dieſem 
und in allen hier beſprochenen Fällen vorausge⸗ 
ſetzt wird, ein zivilrechtlicher Interzeſſionsvertrag 
zwiſchen ihm und den Drittſicherern, ſo muß er 
ſich in der Regel und in entſprechender An⸗ 
wendung der 88 423, 776 Einreden wegen eigen⸗ 
mächtiger Begünſtigung einzelner Wechſelſchuldner 
gefallen laſſen. Vgl. RG. 45, 71; JW. 01, 
539; RG. 40, 57; Staub. WO. Art. 81 Anm. 5. 

Uebrigens ſchützt in vielen Fällen das Wechſel⸗ 
recht ſelbſt die mehreren interzedierenden Wechſfel⸗ 
ſchuldner. Denn der beklagte Wechſelſchuldner 
kann nach Art. 48 WO. gegen Zahlung Aus- 
händigung des quittierten Wechſels verlangen und 
dieſe wäre unmöglich, wenn der Wechſelgläubiger 
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einen der Vormanner in allein wirkſamer Weile 
durch Vernichtung oder Rückgabe des Wechſels 
— auöftreihen darf er den Bormann nicht — 

1 nn Vgl. Staub, WO. Art. 82 A. 20, 


eil 2. den Gläubiger befriedigende Dritt⸗ 
verpfänder von beweglichen oder unbeweglichen 
Werten Erſatzanſprüche gegen den Hauptſchuldner 
hat und die Forderung gegen dieſen mit Neben⸗ 
rechten nach 88 426, 401, 412 erwirbt, darf ihm 
der Gläubiger dieſe Rechte nicht durch einſeitigen 
Verzicht beeinträchtigen und es wird daher auch 
der Erlaß an einen Drittſicherer die andern zum 
Geldwert dieſes Verzichts frei machen. 8$ 1225, 
1165, 1173 Abſ. 2; Turnau⸗Förſter 8 1173 
Anm. 9. Doch iſt auch dies beſtritten und be⸗ 
ſtreitbar, ebenſo wie auch bei Rangeinräumungen 
durch mehrere Drittſicherer. Dieſe Frage ſchlägt 
übrigens auch in das unter D zu Erörternde ein. 

Bisher war nur vom unmittelbaren Inhalt 
des § 776 die Rede, es lag aber nahe, dieſen 
nach Vorgang des gemeinen Rechts im Sinne 
einer allgemeinen Fürforgepflicht des Gläubigers 
zugunſten des Bürgen zu erweitern. Die Recht⸗ 
ſprechung iſt zwar einer ſolchen Erweiterung nicht 
günſtig, ſie verneint ſie z. B. bei Nichtantrag⸗ 
ſtellung des Gläubigers auf Mitverſteigerung des 
Gutszubehörs des Hauptſchuldners, bei Nichtbe⸗ 
nachrichtignng des Bürgen von der Zwangsver⸗ 
ſteigerung (8 1166), überhaupt bei bloß untätigem 
(paſſivem) Verhalten des Gläubigers. Vgl. RG. 
65, 396; 07, 176. Andrerſeits ſind in 
JW. 05, 720, Seuff Bl. 08, 404, 707 reihs- 
gerichtliche Entſcheidungen zu finden, die den 
Bürgen ziemlich weitgehend z. B. gegen fahr⸗ 
laͤſſiges und argliſtiges Abhandenkommenlaſſen von 
Pfändern ſchützen. 

Angeſichts dieſer vielleicht noch nicht feſtſtehen⸗ 
den Rechtſprechung über ausdehnende Anwendung 
des § 776 für Bürgen muß man noch vorſichtiger 
damit bei Vorhandenſein von Drittſicherern andrer 
Art fein. Nach SS 242, 276, 254 wird man 
aber eine gewiſſe Fürſorgepflicht des Gläubigers 
auch für ſie nicht leugnen können. Wenn man 
ſogar dem, der eine unerlaubte Handlung begeht, 
durch tunlichſte Schadensabwendung entgegen⸗ 
kommen muß, um wieviel mehr dem ohnedies 
genug beſchwerten gutwilligen Drittſicherer, ſeinem 
Vertragsgenoſſen. 

Der § 777 gibt Vorſchriften über 560 1 
auf beſtimmte Zeit. Vgl. darüber RG. 63, 11; 
JW. 03 Beil. S. 115. Es ift e daß 
dieſe Vorſchriften für andere Arten der Sicherung 
durch Dritte nicht ohne weiteres gelten und für 
. hat dies das RG. in JW. 03 
Beil für Hypothekverpfändungen durch 
Denn im a V 139/05 vom 8. Nov. 1905 und 
für Drittverpfändungen allgemein in RG. 68, 141 
ausgeſprochen. Die letztbezeichnete Entſcheidung 
befaßt ſich ausführlich mit der Frage, beurteilt 


fie im allgemeinen nach 88 163, 158 Abſ. 2 und 
nach dem auszulegenden Inhalt der Abmachungen 
über die zeitliche Begrenzung des Schuldbeitritts 
und iſt der Meinung, daß im Zweifel der Gläu⸗ 
biger dem Drittverpfänder innerhalb der geſetzten 
Friſt mindeſtens anzeigen müſſe, daß er das Pfand 
in Anſpruch nehme. Daß vertragsmäßige Be⸗ 
grenzung der Bindung des Drittſicherers auch bei 
Eingehung eines Geſamtſchuldverhältniſſes und 
Haftung für Vertragserfüllung möglich iſt, unter⸗ 
liegt keinem Zweifel. — Bei Wechſelbürgſchaft ift 
eine allgemein wirkſame Einſchränkung zwar dem 
Betrage nach (Art. 22 WO.), aber nicht der Zeit 
nach möglich. Vgl. RG. 20, 182; JW. 03 Beil. 
S. 43; Staub WO. Art. 22 Abſ. 8. Wohl aber 
iſt die bedingte oder befriſtete Vorrangseinräumung 
zugunſten eines Pfandrechts — bei Grundſtücken 
unter entſprechender Grundbucheintragung 
möglich. Turnau - Förfter I S. 177. Die Ge: 
ſtattung des Vorgangs bei der Zwangsvollſtreckung 
hat i. d. R. erſt nach begonnener Zwangsvollſtreckung 
Sinn und dann iſt eine zeitliche Eingrenzung dieſer 
Befugnis kaum denkbar. Immerhin iſt es auch 
Interzeſſion, wenn A als Nichtſchuldner des B 
auf Verwertung eines Vollſtreckungstitels gegen 
den gemeinſchaftlichen Schuldner C verzichtet und 
dies wird auch nur auf beſtimmte Zeit geſchehen 
können. 

In allen dieſen Fällen wird man nach An⸗ 
leitung von RG. 68, 141 den Vertragsinhalt, 
die $S 163, 158 Abſ. 2, zur Ergänzung viel- 
leicht doch auch den ſich aus $ 777 ergebenden 
Geſetzgeberwillen der Beurteilung zugrunde legen 
müſſen. RG. 68, 141 verneint nur die un⸗ 
mittelbare Anwendbarkeit des § 777 auf eine 
andere Drittſicherungsart. 

Außer den vorſtehend beſprochenen, an Bürg⸗ 
ſchaftsgrundſätze angeknüpften allgemeinen Pflichten 
des Gläubigers gegen den Drittſicherer treffen 
ihn für einzelne Sicherungsarten noch die dafür 
beſtimmten beſonderen Obliegenheiten. Er muß 
z. B. das Fauſtpfand ſorglich behandeln (88 1215, 
1217), es nach Erlöſchen des Pfandrechts zurüd- 
geben ($$ 1223, 1278), beim Nutzungspfand 
Rechnung legen (8 1214), die Pfandverwertungs⸗ 
vorſchriften einhalten (§$ 1220, 1221, 1277, 
1295 ꝛc. ꝛc.), er darf in feine Hypothek z. B. 
Baugelderhypothek, der der Vorrang eingeräumt 
iſt, nicht andere Forderungen einſtellen, muß alle 
Pflichten des Hypothekgläubigers erfüllen, er muß, 
wo nötig, Wechſelproteſt erheben (Art. 41 WO. c. ꝛc.), 
darf bei Geſamtſchuldverhältnis nicht in Verzug 
kommen ($ 424), dem Drittſicherer unter Um⸗ 
ſtänden Zahlung nach 88 1150, 1225, 267, 268 
geſtatten uſw. 

Andererſeits iſt auch der Drittſicherer zur 
Einhaltung allgemeiner Vertragspflichten nach 
$$ 242, 276 und beſonderer Obliegenheiten ver- 
bunden z. B. zur Hypothek⸗ oder Grundſchuld⸗ 
beſtellung nach Vorſchrift von 88 1113, 1115, 
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1184, 1189, 1191, zur Nichtverſchlechterung des 
Pfandgrundſtücks (88 1133 ff.), zur Uebergabe 
des Fauſtpfands und des Schuldſcheins über die 
verpſändete Forderung (88 1205, 1274, 402, 
1292, 1293), zur Bewilligung der Eintragung 
zur Schiffsverpfaͤndung ($ 1260) oder der Bor- 
rangseinräumung ($ 880), zum Erſatz von Ber: 
wendungen auf das Fauſtpfand ( 1216), zum 
Pfanderſatz ($ 1218), zur Zahlung der Geſamt⸗ 
ſchuld oder des unterſchriebenen Wechſels bei 
Fälligkeit ($ 421, Art. 8, 30 WO.) uff. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich zuläſſig und kommt ſehr 
häufig vor, daß der nämliche Drittſicherer in ver⸗ 
ſchiedener Weiſe haftet z. B. als Bürge und zu⸗ 
gleich als Fauſtpfandgläubiger oder Hypothek⸗ 
verpfänder, als Bürge und Hppothekbeſteller, als 
Geſamtſchuldner und Bewilliger eines Vorrangs. 
Dann ſind die beiderſeitigen Rechte und Pflichten 
aus dem Drittſicherungsvertrag, auch hinſichtlich 
der Formeinhaltung, entſprechend vervielfältigt. 

(Schluß folgt.) 


Jer Menih als Gegenſtand des Augenſcheins 
im Zivilprozeß. 

Von Joſef Kreß, Oberlandesgerichtsrat in Augsburg. 

In Nr. 9 ff. Jahrg. 1906 dieſer Zeitſchrift habe 


ich unter dem Titel: „Der ſubſtantielle Menſch als 


Beweismittel im Strafverfahren“ folgende Fragen 
behandelt: 

Iſt es zuläffig, im Strafverfahren die Sub⸗ 
ſtanz des lebenden Menſchen zum Gegenſtande 
der Beſichtigung, der Augenſcheinseinnahme 

u machen? 

Iſt der Menſch verpflichtet, dieſe Beſichtigung 
zu dulden? 

Kr Schranken find der Duldungspflicht 
gelegt: 

Mit welchen Mitteln wird dieſe Pflicht er- 
zwungen? 

Wie geſtaltet ſich die Sache bei Vornahme 
der Beſichtigung unter Zuziehung Sachver⸗ 
ſtändiger und durch Sachverſtändige? 

Ich bin damals zu dem Ergebnis gekommen, 
daß im Strafverfahren dieſe Beſichtigung — mit 
Sachverſtändigen, durch und ohne ſolche — zu⸗ 
läſſig und zu dulden, daß hierbei aber jeglicher 
Eingriff in die menſchliche Subſtanz, in deren 
Integrität unzulaͤſſig und daß die Duldungspflicht 
bar ſe phyſiſcher Gewalt unmittelbar erzwing⸗ 
ar ſei. | 

Es dürfte intereſſieren, die nämlichen Fragen 
für das Gebiet des Zivilprozeſſes zu erörtern und 
die gewonnenen Ergebniſſe — in gewiſfem Sinne 
zur Probe auf ihre Stichhaltigkeit — an der Hand 
der Grundprinzipien, auf denen im Gegenſatze zum 


Straſverfahren unſer deutſcher Zivilprozeß, nament⸗ 
lich hinſichtlich des Beweisverfahrens, aufgebaut 
ift, in Vergleich zu ſetzen. Die verſchiedene Fafſung 
des Themas darf nicht auffallen; ſie betrifft nur 
die Form, die ich elwas konkreter gewählt habe; 
in der Sache deckt ſich das jetzige Thema mit dem 
früheren. Es handelt ebenfalls von des lebenden 
Menſchen körperlicher und geiſtiger Subſtanz, von 
deren Nutzbarmachung für Beweiszwecke. Nur 
Beſchaffenheit, Eigenſchaften, Kennzeichen, Merk⸗ 
male dieſer Subſtanz als ſolche kommen hier in 
Betracht. Inſoferne der Menſch intellektuell — 
durch ſeine Ausſage — Beweiszwecken dient, ſcheidet 
er für unfere Darſtellung aus; wir haben es m. 
a. W. hier mit dem Menſchen als ſachlichem, nicht 
als perſönlichem Beweismittel zu tun — mit einer 
einzigen Einſchränkung: Würde der Menſch an 
feiner Subſtanz Schrift merkmale tragen, die nicht 
durch ihre Exiſtenz als ſolche beweiſen ſollten, 
ſondern den Zweck hätten, eine beſtimmte Kunde 
zu überliefern — ich erinnere an den hiſtoriſchen 
Sklaven, auf deſſen geſchorener Kopfhaut Hiſtiäos 
eine für Ariſtagoras beſtimmte Nachricht eintrug 
(Herodot 5, 35) — ſo läge eine Urkunde vor, 
oder richtiger, käme die menſchliche Subſtanz als 
Urkunde in Betracht (Friedrichs, Der menſchliche 
Körper als Beweismittel in BuſchsZ. 19, 393; 
von Kries ZStW. 6, 147; Levis, Entmündigung 
209). Auch davon ſoll hier nicht gehandelt werden. 
Unſere Darſtellung hat den Menſchen ausſchließlich 
als taugliches Objekt des Augenſcheins, nicht als 
Zeugen oder Sachoverſtändigen, nicht als Urkunde 
im gekennzeichneten Sinne zum Gegenſtande. 

Die praktiſche Bedeutung der zu erörternden 
Fragen ift klar. Es ſoll beiſpielsweiſe feſtgeſtellt 
werden, ob die auf Scheidung verklagte Ehefrau 
wirklich unheilbar geiſteskrank iſt, ob der Ent⸗ 
ſchädigung verlangende Kläger infolge der Miß⸗ 
handlung durch den Beklagten tatſächlich ſeine 
Geſundheit eingebüßt hat und dadurch arbeits⸗ 
unfähig geworden iſt, ob die auf Unterhalt klagende 
arme Verwandte unzweifelhaft infolge körperlicher 
Gebrechlichkeit nichts mehr arbeiten und verdienen 
kann. Das Gericht iſt in der Regel ohne körper⸗ 
liche Unterſuchung des verklagten Eheteils, des 
angeblich Mißhandelten, der Erwerbunfähigen nicht 
in der Lage, eine Entſcheidung zu treffen, ſtößt 
aber auf die entſchiedene Weigerung der Prozeß⸗ 
partei, ſich unterſuchen zu laſſen. Quid juris? 
Durfte das Gericht überhaupt die Unterſuchung 
anordnen? Dieſe Frage ſoll uns zunächſt be⸗ 
ſchaftigen. 


A. Die prozeſſuale Zuläſſigkeit der Be⸗ 
ſichtigung der menſchlichen Subſtanz: 

Sie iſt ernſtlich noch nicht in Zweifel gezogen 
worden. Alles Sinnenfällige, körperlich in die Er⸗ 


ſcheinung Tretende kann beſichtigt werden, iſt im 
Sinne der BPO. Gegenſtand des Augenſcheins. 


Es wird nicht unterſchieden zwiſchen lebenden und 
lebloſen Weſen, nicht zwiſchen Tieren und Menſchen, 
nicht zwiſchen Parteien und dritten Perſonen 
(Stein in Birkmeyers Enzyklopädie II, 984, 
Richard Schmidt, Lehrb. 502, Peterſen⸗ Anger, 
BPO. (5), I. 728). Die Beſichtigung kann ſich 
auf Eigenſchaften der körperlichen oder geiſtigen 
Subſtanz erſtrecken. Mit Schneider, Ueber die 
richterliche Ermittelung ꝛc. 146 iſt es z. B. in 
Wucherprozeſſen für zuläſſig zu erachten, die auf 
Annullierung gemäß § 138 II BGB. klagende 
Partei „zur Feſtſtellung ihrer Dummheit“ dem 
Augenſchein zu unterwerfen. Durch die Beſich⸗ 
tigung kann entweder das entſcheidende Beweis⸗ 
thema, das rechterzeugende Faktum ſelbſt, z. B. 
die Geiſteskrankheit der Partei oder eine als bloßes 
Indiz für die Wahrheit des Beweisthemas in 
Betracht kommende Eigenſchaft der menſchlichen 
Subſtanz, z. B. Kratzwunden im Geſichte des wegen 
Körperverletzung auf Entſchädigung Beklagten, 
die einen Schluß auf feine Täterſchaft zulaffen, 
feſtgeſtellt werden (von Canſtein in Buſchs Z. 2, 339). 
Der Augenſchein der ZPO. umfaßt alle Wahr⸗ 
nehmungen der Sinne: Geſicht, Gehör, Gefühl, 
Geruch, Geſchmack; der Ausdruck „Augenſchein“ 
iſt nur a potiori gewählt (Planck, Lehrb. II, 261). 

In welcher prozeſſualen Form vollzieht ſich 
die Beſichtigung der menſchlichen Subſtanz? Die 
Antwort hierauf geben die §§ 371, 372 mit 144 
ZPO. Hiernach wird die Beſichtigung, der „Augen⸗ 
ſchein“ vom Gerichte auf Antrag der Parteien 
oder von Amts wegen angeordnet. Das Verfahren 
bewegt ſich für beide Fälle in den gleichen Formen. 

An dieſer Stelle iſt Veranlaſſung gegeben, zu 
zwei Fragen Stellung zu nehmen: 


J. Jt der Augenſchein der BPO. über: 
haupt ein „Beweismittel“? 


Man kann die Frage auch ſo ſtellen: Liefert 
die Beſichtigung einer Sache, einer Perſon nur 
„Beweis“, d. i. im beſten Falle höchſte Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit oder ſchafft ſie als unmittelbare ſinn⸗ 
liche Wahrnehmung im Gegenſatze zu den eine 
Wahrnehmung lediglich vermittelnden Beweis⸗ 
mitteln, den Ausſagen der Zeugen, Sachverſtän⸗ 
digen Gewißheit, macht ſie alſo den Beweis 
überflüſſig? 

Zwar nicht Schöpfer — denn vor ihm haben 
u. a. bereits: Gönner, Handb. d. d. gem. Proz. 
1267, Wetzell, Syſtem 185, 187, 524, Sieben⸗ 
haar, ZPO. (1877) S. 290 f., Endemann, D. d. 
Zivilpr. (1878/9) 198 dem Augenſchein den 
Charakter eines Beweismittels abgeſprochen — 
aber Begründer der Lehre, daß der Augenſchein 
eben, weil er Gewißheit ſchaffe, kein Beweismittel 
ſei, ift Heusler. Im ArchzZivPrax. 62 (1879) 
bezeichnet er als Aufgabe des hiſtoriſchen Beweiſes, 
daß er dem Richter die jetzt nicht mehr mögliche 
eigene ſinnliche Wahrnehmung einer Tatſache er⸗ 
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ſetzen ſolle. Beweismittel im Rechtsſinne ſeien 
die Werkzeuge, welche von der rechtlichen Beweis⸗ 
theorie als tauglich zur Herſtellung eines hiſtoriſchen 
Beweiſes d. i. des Beweiſes von Tatſachen im 
Gegenfatze zum dialektiſchen Beweis von Sätzen 
(Schlußfolgerungen) erklärt ſeien. Die einzigen 
drei Beweismittel, die das Recht beim hiſtoriſchen 
Beweiſe kenne, ſeien ſonach: Perſonen (Zeugen), 
Sachverſtändige (Urkunden) und eine Form (Eid) 
(S. 224). Heusler führt dann aus, daß „Augen⸗ 
ſchein und Expertiſe, weil ſie ja gerade in eigener 
ſinnlicher Wahrnehmung des Richters oder ſeiner 
ſachverſtändigen Gehilſen beſtehen, außerhalb des 
hiſtoriſchen Beweiſes liegen und mithin auch 
keine Beweismittel find“. Er faßt zufammen: 


1. Alles zum Tatbeſtande einer Streitſache 
Gehörige, ſoweit es gegenwärtig noch ſinnlich 
wahrnehmbar iſt, liegt vor aller Beweisführung, 
gehört noch nicht in das Beweisgebiet, ſondern 
unterliegt der unmittelbaren Anſchauung des 
Richters oder des von ihm zugezogenen Sach⸗ 
verſtändigen. 


2. Alles zum Tatbeſtande Gehörige, ſoweit 
es in die Vergangenheit fällt, muß durch ein die 
ſinnliche Wahrnehmung ſo gut als möglich er⸗ 
ſetzendes Mittel, welches ſelbſt der Träger fremder 
Wahrnehmung iſt, dem Richter zur Kenntnis 
gebracht werden. Als ſolche Mittel ſind nur 
denkbar: Zeugen, Urkunden und Eid (S. 252). 

Folgerichtig zieht Heusler aus dieſen Sätzen 
den Schluß, daß der Richter den Augenſchein 
ſtets von Amts wegen einzunehmen habe und 
zwar nicht etwa nur aus Gründen der Zweck⸗ 
mäßigkeit, ſondern kraft innerer Notwendigkeit. 
M. a. W. Heusler erblickt in der Augenſcheins⸗ 
einnahme keine Beweistätigkeit, ſondern das 
Gegenſtück: einen Akt der Ermittelung, d. i. der 
Aufſuchung von Erkenntnisquellen kraft Amtspflicht. 


Der eifrigſte Verfechter der Heuslerſchen Lehre 
ift von Canſtein in BuſchsZ. 2, 324 ff. (1880). 
Er eignet ſich nicht nur alle Argumente Heuslers 
an, ſondern zieht die von ſeinem Standpunkte 
aus gerechtfertigten weiteren Schlüſſe, daß der 
Augenſchein eben, weil er im Gegenſatze zum 
Beweis nicht bloß Wahrſcheinlichkeit, ſondern 
Gewißheit, nicht wie der Beweis bloß Ueber⸗ 
zeugung von der Wahrheit, ſondern die Wahrheit 
ſelbſt ſchaffe, aus dieſem Grunde auch nicht wie 
der Beweis richterlicher Würdigung unterliege, 
nicht wie dieſer Gegenbeweis zulaſſe, daher ſtets 
dem Beweiſe vorgezogen und dort, wo er neben 
dem Beweiſe möglich ſei, in erſter Linie auf⸗ 
genommen werden müſſe (S. 325 f.). Nur in 
jenen Fällen, in denen die Feſtſtellung der Wahr- 
heit durch unmittelbare Wahrnehmung des Er⸗ 
kenntnisgerichts nicht möglich fei, dürfe und müſſe 
ſie mittelbar durch Beweis d. i. durch Wahrheits⸗ 
gründe, welche die Ueberzeugung des Richters 
begründeten, erfolgen (S. 31) 
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Die praktiſchen Folgen dieſer Theorie ſind 
unabſehbar, u. a. für das Gebiet der Glaubhaft⸗ 
machung tatſächlicher Behauptungen ($ 294 3P O.). 
Solche darf nach dem Geſetze durch alle „Beweis⸗ 
mittel“ — Eideszuſchiebung allein ausgenommen 
— erfolgen, vorausgeſetzt, daß die Beweisaufnahme 
ſofort erfolgen kann. Angenommen: A beantragt, 
durch einſtweilige Verfügung ſeinem Nachbar B 
aufzugeben, daß er die Fenſter ſeines Stalles ge⸗ 
ſchloſſen halte, weil der daraus zu ihm hinüber⸗ 
dringende Geruch das Maß der nach dem Geſetze 
zu duldenden Beläſtigung überſteige ($ 906 BGB., 
8 940 ZPO.). In der mündlichen Verhandlung 
(8 937 ZPO.) beantragt A zur Glaubhaftmachung 
ſeines Antrags (§8 936, 920 1. c.) Augenſcheins⸗ 
einnahme an Ort und Stelle. Das Gericht lehnt 
gemäß § 294 II I. c. den Augenſchein ab, weil 
er nicht ſofort erfolgen kann. A muß, weil ihm 
ein anderes Beſcheinigungsmittel nicht zu Gebote 
ſteht, mit ſeinem Antrage abgewieſen werden. Er 
kann die ihm ſo nötige ſoſortige Abhilfe nicht 
erlangen und iſt gezwungen, den langwierigen 
Weg der Klageſtellung zu betreten. Man wird 
ſagen: „Der Mann iſt zu bedauern, aber es iſt 
ihm eben nicht zu helfen; denn .. . $ 294!“ 
„Mit Nichten“, werden Heusler und von Canſtein 
einwerfen, „dem Mann iſt ſchweres Unrecht ge⸗ 
ſchehen; denn es hätte ſein Antrag auf Augen⸗ 
ſcheinseinnahme nicht abgewieſen werden dürfen. 
§ 294 ſpricht nur von Beweismitteln; der Augen⸗ 
ſchein iſt aber kein Beweis⸗ ſondern ein von 
Amts wegen anzuwendendes Erkenntnismittel!“ 
Ein anderes Beiſpiel: Ein Vater klagt gegen 
ſeinen Sohn auf Alimentierung, weil er infolge 
Alters und Krankheit bettlägerig und arbeits⸗ 
unfähig ſei. Er beantragt, ihm im Wege einſt⸗ 
weiliger Verfügung proviſoriſch einen Teil der 
Rente zuzuſprechen. Nach reichsgerichtlicher Recht⸗ 
ſprechung bewegt ſich ein ſolcher Antrag noch im 
Rahmen des § 988 ZPO. Der Antrag des 
Vaters, durch Unterſuchung, Augenſchein ſeinen 
Zuſtand feſtſtellen zu laffen, wird gemäß § 294 
ZPO. vom Gericht abgewieſen, weil die Beweis⸗ 
aufnahme nicht ſofort erfolgen kann. Die Ab⸗ 
lehnung iſt mit Recht erfolgt, wenn die Augen⸗ 
ſcheinseinnahme als „Beweismittel“ anzuſehen iſt, 
andernfalls hätte die Unterſuchung erfolgen müſſen. 
Förſter⸗Engelmann, ZPO. (2) S. 546 hebt zu⸗ 
treffend die Bedeutung der En Canſteinſchen 
Lehre für den Urkunden⸗ und Wechſelprozeß hervor. 
Der Umſtand, daß dort (58 592, 595, 597 II, 
598, 602) nur Urkunden und Eideszuſchiebung 
als Beweismittel zugelaſſen ſind, würde der Ein⸗ 
nahme des Augenſcheins nicht entgegenſtehen, 
wenn dieſer kein Beweismittel, ſondern nur richter⸗ 
liches Informationsmittel wäre. 

Allein: Die ganze Lehre iſt unhaltbar und 
kann heute als überwunden gelten. Vgl. die 
Komm. z. ZPO. von Förſter⸗Engelmann a. a. O., 
Peterſen⸗Anger (5). S. 564, 728 f., Struckmann⸗ 
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Koch (7) S. 468; dann die Lehrb. v. Planck II 165; 
Weismann I 157; ferner Kohler: Geſ.⸗Beitr. 364f. 
Der Proz. als Rechtsverh. 28, Zivilproz. u. Konk.⸗ 
Recht in v. Holtzendorffs Enzykl. I 120; Schultzen⸗ 
ſtein in Buſchs Z. 12, 568. An der Beweismittel⸗ 
natur der Augenſcheinsobjekte iſt feſtzuhalten und 
zwar aus folgenden Gründen: 

1. Die deutſche ZPO. hat dem „Augenſchein“ 
— korrekter wäre zu ſagen „den in Augenſchein 
zu nehmenden Objekten, — den Platz in der 
Reihe der „Beweismittel“ angewieſen. Als ſolche 
führt ſie auf: Augenſcheinsobjekte, Zeugen, Sach⸗ 
„ Urkunden und Eid (Tit. 6— 10 Buch 2 
Abſchn. 1). So lautet lex lata und ſie allein 
iſt maßgebend. Ob dieſe Aufzählung erſchöpfend 
oder nur exemplifikatoriſch iſt, berührt uns hier 
nicht weiter (Peterſen⸗Anger a. a. O., Struckmann⸗ 
Koch a. a. O., Ude in BuſchsZ. 5, 322, Langen⸗ 
beck ebenda 4, 485). Siebenhaar a. a. O. 374 
hat allerdings für das Verfahren des Geſetzgebers 
eine Erklarung gefunden. Die Aufnahme unter 
die Beweismittel habe ihren Grund darin, daß 
„die Vornahme des Augenſcheins, ſoweit damit 
etwas bewieſen werden ſolle, einen Parteiantrag 
vorausſetze und der Richter über denſelben wie 
über einen Antrag auf Beweisaufnahme ſummariſch 
zu kognoszieren habe, indem er namentlich dem 
Antrag nicht ſtattgeben ſolle, wenn er ſich davon 
nicht einen Erfolg verſpreche“. Schlagender hätte 
das Gegenteil deſſen, was Siebenhaar beweiſen 
wollte, nicht bewieſen werden können! Da, wie 
auch dieſer Autor ausdrücklich hervorhebt, der 
Augenſchein der 88 371, 372 ZPO. einen Partei⸗ 
antrag zur Vorausſetzung hat, dieſer Antrag aber 
nach der Lehre Siebenhaars gerade das charak⸗ 
teriſtiſche Merkmal des „Beweis mittels“ iſt, ſo iſt 
der Augenſchein, wenigſtens jener der 88 371, 
372 damit eo ipso unter die „Beweismittel“ 
eingereiht. Siebenhaars Argumentierung läuft 
auf den Satz hinaus: Der Augenſchein hat alle 
charakteriſtiſchen Merkmale des Beweismittels — 
iſt aber kein Beweismittel! 


2. Keine menſchliche Sinneswahrnehmung, 
auch nicht die eigene unmittelbare, verbürgt Gewiß⸗ 
heit über die Wirklichkeit einer Tatſache; ſie ſchafft 
nur Wahrſcheinlichkeit. Mag auch der Richter 
vermeinen, durch eigene Beſichtigung einer Sache 
ſich Gewifibeit verſchafft zu haben, fo macht er 
doch auch in dieſem Falle nur einen Wahrſchein⸗ 
lichkeitsſchluß (Wendt im Arch ZivPrax. 63, 256). 
Der Richter glaubt, ſeiner Sache gewiß zu ſein 
und auf dieſem Glauben allein beruht ſeine Ueber⸗ 
zeugung. Aber dieſer Glaube kann irrig ſein. 


3. Gegenüber dem vom Heusler für feine Lehre 
verwerteten Grunde, daß man die Einnahme des 
Augenſcheins ſchon deshalb nicht als Beweismittel 
gelten laſſen könne, weil es an einem Beweis⸗ 
führer fehle und der Antrag, der nicht einmal 
erforderlich ſei, doch keine Beweisführung darſtelle, 
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ſondern höchſtens ein Anlaß zu ſolcher ſei, macht 
Sebba a. a. O. 76 mit Recht darauf aufmerkſam, 
daß unſer Prozeß eine eigentliche Beweisführung 
durch die Parteien überhaupt nicht kennt. Anders 
bekanntlich im engliſch⸗amerikaniſchen Prozeß, 
welcher vorſchreibt, daß die Parteien dem Richter 
den Beweis führen, zu dieſem Zwecke die Zeugen 
ſelbſt vernehmen. Nach der deutſchen ZPO. iſt 
die Aufgabe der Partei eine eingeſchränktere: Sie 
benennt die Beweismittel, wie ſie überhaupt dem 
Richter die Möglichkeit, die Mittel zur Herſtellung 
einer Ueberzeugung bietet. Die Benützung und 
Verwertung dieſer Mittel liegt in den Händen 
des Richters. Der Gültigkeit des Satzes, daß es 
die Partei iſt, welche dem Richter den Beweis 
liefert, geſchieht trotzdem keinerlei Eintrag. Vgl. 
hierzu Förſter⸗Engelmann a. a. O. S. 411. Zwiſchen 
Führung und Lieferung des Beweiſes iſt wohl zu 
unterſcheiden: Nach der ZPO. liefert die Partei 
den Beweis, aber ſie führt ihn nicht. 

4. Es iſt ſchließlich zu bedenken, welche in der 
Tat nicht zu bewältigende Aufgabe dem Richter 
überbürdet würde, wenn er, wie die hier be⸗ 
kämpfte Lehre konſequent vorſchreiben müßte, ver⸗ 
pflichtet wäre, jedem Ding, das da als Gegen⸗ 
ſtand für eine Augenſcheinseinnahme in Betracht 
kommen könnte, nachzuforſchen, um es in Er⸗ 
füllung feiner Amtspflicht auf allenfallſige Ber- 
wendbarkeit zur Aufklärung des Sachverhalts zu 
beſichtigen. Wachenhuſen führt als Beiſpiel den 
Fall an, daß demjenigen, der ſich zur Begrün⸗ 
dung eines behaupteten Erbrechts auf ein vor⸗ 
liegendes, in der Regiſtratur des Prozeßgerichts 
nicht vorhandenes Teſtament bezieht, deſſen Exiſtenz 
abgeleugnet wird. Sicher kann man dem Richter 
nicht zumuten, nach dieſem Teſtamente die Archive 
und Regiſtraturen eines ganzen Landes zu durch⸗ 
ſtöbern, damit er ſich durch Einſichtnahme von 
deſſen Exiſtenz überzeuge. Wäre doch der Schikane 
Tür und Tor geöffnet, wenn die Behauptung 
einer Partei, daß ein Teſtament vorhanden ſei 
oder auch die Tatſache des Vorhandenſeins hin⸗ 
reichen würde, den Richter ſozuſagen in Galopp 
au lepen I Gleicher Anſicht auch Wach in ArVISchr. 

, 344. 

Wir find zu dem Ergebnis gekommen: Der 
Augenſchein der ZPO. iſt ein rechtes Beweis⸗ 
mittel. Er muß deshalb ex officio nicht ein⸗ 
genommen werden; allein, er kann vom Gerichte 
auch von Amts wegen eingenommen werden 
($ 144 3PO.). Aendert dies etwas an feiner 
rechtlichen Natur? Dies führt uns zur nächſten 
Frage: 

II. Wie verhält ſich der von Amts wegen 
eingenommene Augenſchein (8 144 BPO.) 
zu dem auf Antrag der Partei einge⸗ 
nommenen Augenſchein ($ 371 ZPO.)? 

Die Beantwortung dieſer Frage ſetzt die Löſung 

der Vorfrage voraus: 


| 
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a) In welchem Umfange gibt § 144 3 PO. 
dem Richter die Befugnis zur Augen⸗ 
ſcheinseinnahme? 


Es dreht ſich hier um die Frage, ob ſich der 
Richter lediglich über unbeſtrittene Tatſachen, über 
deren Bedeutung, Sinn, Tragweite ꝛc. informieren 
darf oder, ob es ihm auch geſtattet iſt, durch 
Augenſcheinseinnahme beſtrittenes Parteivorbringen 
klar zu ſtellen, ob m. a. W. der Augenſchein des 
§ 144 bloß Informations- oder auch Beweis⸗ 
augenſchein iſt. Erſteres behaupten u. a. Förſter⸗ 
Engelmann a. a. O. S. 198, von den älteren 
Autoren: v. Weveld, Zur Lehre vom ger. Augenſch. 
(1877) 44, 55, Heusler a. a. O. 266, Langenbeck 
a. a. O. 485. Die Genannten finden eine Haupt⸗ 
ſtütze für ihre Anſchauung in der Stellung des 
§ 144 im allgemeinen Teile der ZPO. Hieraus 
allein ſchon ergebe ſich, daß der Augenſchein des 
§ 144 nichts anderes als eine Ausübung des 
richterlichen Fragerechtes gemäß § 139 in con- 
spectu objecti ſei. Im allgemeinen Teile der 
ZPO. fei nicht von Feſtſtellung ſtreitiger Tat- 
ſachen, alſo vom Beweis die Rede; ſonach könne 
auch § 144 nicht zu Beweiszwecken herangezogen 
werden; andernfalls hätte dieſe Beſtimmung in 
den vom Beweiſe handelnden Titeln 5 ff. des 
2. Buchs 1. Abſchn. ihre Stelle finden müſſen 
(Langenbeck a. a. O. 486 f.). Von Weveld glaubt 
ſich auch auf die Begründung des Entwurfs v. J. 
1874 S. 134 berufen zu können. Dieſe ganze 
Beweisführung ſchlägt nicht durch. Das Geſetz 
— und das iſt wohl die Hauptſache — macht 
keinen Unterſchied zwiſchen Informations⸗ und 
Beweisaugenſchein. Die Einnahme des Augen⸗ 
ſcheins iſt ohne jede Einſchränkung in richterliches 
Ermeſſen geſtellt ($ 144). Mit Recht weiſt ferner 
Richard Schmidt a. a. O. 349 darauf hin, daß 
„dieſe einſchränkende Auslegung nur die Nach⸗ 
wirkung der früheren Vorſtellung von der prinzi⸗ 
piellen Ausſchließlichkeit des Verhandlungsprinzips 
ſei“. In der Tat: Der Satz, daß der Zivilprozeß 
im Gegenſatz zum Strafverfahren, für welches die 
Offizialmaxime maßgebend ſei, von dem ſog. Ver⸗ 
handlungsprinzip beherrſcht werde, iſt in dieſer 
orm jetzt wohl allgemein als falſch erkannt 
und aufgegeben. Er konnte allerdings die An⸗ 
ſchauung zeitigen, daß der Richter, da ſeine Auf⸗ 
gabe ſich ſtreng auf Prüfung des ihm von den 
Parteien unterbreiteten Prozeßſtoffes beſchränke, 
von der ihm eingeräumten Befugnis offizieller 
Augenſcheinseinnahme folgerichtig nur zum Zwecke 
der Beleuchtung bereits vorliegenden unbeſtrittenen 
Parteivorbringens, des status causae et contro- 
versiae Gebrauch machen dürfe. Allein, der in 
144 ZPO. dem Richter uneingeſchraͤnkt zu Jn- 
formations⸗ und zu Beweiszwecken an die Hand 
gegebene Augenſchein iſt eben die Frucht der ge⸗ 
läuterten Anſchauung, daß der Zivilrichter ſogut 
wie der Strafrichter auf Feſtſtellung materieller 
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Wahrheit hinzuwirken habe, „weil die ſog. Ver⸗ 
handlungsmaxime keine prinzipielle Regel ſondern 
lediglich eine Zweckmäßigkeitsrichtung iſt, die überall 
da zeſſiert, wo das Offizialprinzip eine größere 
Garantie für die Erreichung der Zwecke des Pro- 
zeſſes d. i. der Feſtſtellung materieller Wahrheit 
bietet“ (Kohler, Geſ. Beitr. 363). Deswegen gab 
man dem Richter die Befugnis, von Amts wegen 
Sachverſtändige zu hören und Augenſchein einzu⸗ 
nehmen, alſo Beweiſe zu erheben. Freilich darf 
der Richter dabei nicht Tatſachen ſupplieren; denn 
damit würde er gegen das in dieſem Punkte 
geltende Verhandlungsprinzip verſtoßen. Er darf 
nur zum Beweiſe durch Augenſchein ausſetzen, 
was von den Parteien vorgebracht iſt. Doch hat 
er durch Frageſtellung nach $ 139 ZPO. auf 
Ergänzung des tatſächlichen sun hinzu⸗ 
wirken (Peterſen⸗Anger a. a. O. S. 33 


Die hier bekämpfte Lehre findet 05 in den 
Motiven keine Stütze. Wenn in der Begründung 
des Entw. v. 1874 S. 134 geſagt wird, daß die 
in 88 127—129 (88 142 — 144 Gef.) dem Ge- 
richte beigelegten weiteren Befugniſſe in gleicher 
Weiſe wie das Fragerecht darauf abzielten, dem 
Gerichte die für ſeine Entſcheidung notwendige 
Grundlage zu verſchaffen, ſo beweiſt dies zum 
mindeſtens nichts für dieſe Theorie; denn mit 
dem Fragerecht des § 139 kann der Richter — 
darüber beſteht keine Meinungsverſchiedenheit — 
nicht bloß die Erläuterung unbeſtrittener ſondern 
auch die Feſtſtellung beſtrittener Tatſachen, über⸗ 
haupt die Ergänzung des tatſächlichen Parteivor⸗ 
bringens — allerdings unter Beobachtung der 
durch die Verhandlungsmaxime gezogenen Grenzen 
— bewirken. 


Der Augenſchein des § 144 ift alfo ſowohl 
Informations- wie Beweisaugenſchein; er dient 
in gleichem Maße der Erläuterung, Verdeutlichung 
unbeſtrittenen, wie der Klarſtellung beſtrittenen 
Parteivorbringens. Auf dieſem Standpunkt ſtehen 
auch — von Förſter⸗Engelmann abgeſehen — 
ſämtliche Kommentatoren der ZPO. 


b) Hat auch der von Amts wegen ein⸗ 
genommene Augenſchein die Natur 
eines Beweis mittels? 


Dieſe Frage iſt zu bejahen; denn der Beweis⸗ 
antritt der Parteien iſt nach unſerem Prozeſſe 
kein Kriterium für die Beweismittelnatur deſſen, 
womit Beweis angetreten wird; konkret geſprochen: 
ob das Objekt, das in Augenſchein genommen 
werden ſoll, dem Richter von den Parteien dar⸗ 
geboten wird (88 371, 372), oder ob der Richter 
von Amts wegen Veranlaſſung nimmt, eine Sache, 
eine Perſon dem Augenſchein zu unterwerfen, iſt 
für die Frage nach dem Charakter des Augen⸗ 
ſcheinsobjekts ohne Bedeutung. Die auf Antrag 
erfolgte Beſichtigung gibt, die von Amts wegen 


betätigte Augenſcheinseinnahme nimmt der Sache, 
der Perſon, die Gegenſtand des Augenſcheins iſt, 
nicht die Eigenſchaft eines Beweismittels. Nun 
drängt ſich freilich die Frage auf: Welches iſt 
dann eigentlich das Kriterium eines Beweismittels 
im Sinne der ZPO.? Dieſe Frage kann nur 
negativ beantwortet werden. „Beweismittel“ iſt 
nach der ZPO. jede Erkenntnisquelle, aus der 
der Richter zum Zwecke der Gewinnung einer 
Ueberzeugung hinſichtlich tatſächlicher Parteibehaup⸗ 
tungen von Amts wegen nicht ſchöpfen muß. 
Der Richter kann ſich des Erkenntnismittels von 
Amts wegen bedienen, die Sachverſtändigen hören, 
den Augenſchein einnehmen ($ 144), darf aber 
auch erſt einen Antrag der Partei abwarten. 
Auch die übrigen Erkenntnismittel — außer den 
Sachverſtändigen und den Augenſcheinsobjekten — 
braucht der Richter ex officio nicht zu benützen. 
Von einigen Ausnahmefällen abgeſehen (88 142, 
143, 287, 475, 622, 623), darf er ſogar aus 
dieſen Erkenntnisquellen ohne Antrag der Partei 
nicht ſchöpfen. Aber nicht letzteres Moment, 
ſondern lediglich der Ausſchluß obligatoriſcher 
Benützung iſt das die Beweismittel der ZPO. 
charakteriſierende Merkmal. Eine erſchöpfende 
Aufzählung der einzelnen Beweismittel iſt wegen 
ihrer Mannigfaltigkeit unmöglich. Die ZPO. hat 
ſich deshalb darauf beſchränkt, die hauptſächlich 
in Betracht kommenden Beweismittel: Augen⸗ 
ſcheinsobjekte, Zeugen, Sachverſtändige, Ur⸗ 
kunden und Eid aufzuführen und näher zu be⸗ 
handeln. Daneben ſteht aber dem Richter 
gleichwertig das ganze unabſehbare Gebiet der 
in der ZPO. nicht genannten Beweisbehelfe un⸗ 
eingeſchränkt zu Gebote, gleichviel, ob ſie ſich 
unter eine der Schablonen: Zeugen, Sachver⸗ 
ſtändige, Urkunden, Augenſcheinsobjekte bringen 
laſſen oder nicht. Vgl. Peterſen⸗Anger a. a. O. 
S. 570, wo eine Anzahl ſolcher in der ZPO. 
nicht aufgeführter Beweismittel bezeichnet iſt 
(Friedrichs a. a. O. 393; Wilmowski in JW. 
1879 S. 179). 

Den Gegenſatz zu den Beweismitteln bilden 
jene Hilfsmittel, die der Richter bei Bildung 
feiner Ueberzeugung unabhängig von Partei- 
anträgen kraft Amtspflicht aufſuchen muß. Solche 
Mittel ſind beiſpielsweiſe die Fragen, die der 
Richter gemäß § 139 ZPO. an die Parteien zu 
richten hat. Hier iſt ihm im Gegenſatze zu den 
Beweismitteln nicht die Wahl gelaſſen, ob er ſich 
ex officio dieſer Mittel bedienen oder es erſt auf 
einen Parteiantrag ankommen laſſen will; der 
Richter muß, wenn die Vorausetzungen des 
§ 139 BPO. gegeben find, von feinem Fragerecht 
Gebrauch machen; Zuwiderhandlung begründet 
Reviſion. Ein allenfallſiger Einwurf, es ſei doch 
Pflicht des Richters, auch dann den Augenſchein 
einzunehmen, wenn die Partei ihn nicht beantrage, 
es aber im Intereſſe der Sache geboten ſei, 
wäre unſchwer zu widerlegen. Zwiſchen der Pflicht, 
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u und Offizialhilfsmittel nach Art der 
in 8 139 vorgeſchriebenen Frageſtellung zu be- 
nützen, beſteht ein grundſätzlicher Unterſchied, wie 
folgendes Beiſpiel erſehen läßt: Ob das Pferd, 
deſſen Rücknahme verlangt iſt, hinkt oder nicht, 
kann der Richter nach ſeiner Wahl entweder durch 
Vernehmung eines Sachverſtändigen, eines Zeugen 
oder durch Einnahme des Augenſcheins feſtſtellen; 
denn es beſteht keine Vorſchrift, auf welche Weiſe, 
durch welches von mehreren zur Verfügung 
ſtehenden Beweismitteln der Richter ſich darüber 
Gewißheit zu verſchaffen hat, ob das Pferd hinke 
oder nicht (RG. 22. VI. 99 JW. 1899 S. 533). 
Dagegen hat der Richter, wenn es gilt, unklares 
Parteivorbringen aufzuklären, etwa feſtzuſtellen, 
ob der Kläger die Rücknahme des Schimmels 
„Hans“ oder des Rappen „Fritz“ verlangt, gar 
keine andere Wahl, als gemäß § 139 ZPO. den 
Kläger zu befragen; denn für ſolche Fälle iſt eben 
die Fragepflicht als einziges Mittel vorgeſchrieben. 
M. a. W.: Vorgeſchrieben find dem Richter 
nur die Erkenntnismittel = Offizialhilfsmittel, 
nicht aber die Beweismittel; zwiſchen letzteren 
kann er wählen, die erſteren ſind dagegen die 
für den gegebenen Fall vorgeſchriebenen, ſchon 
begrifflich eine Wahl ausſchließenden Erkenntnis⸗ 
mittel. Indem das Geſetz dem Richter vor⸗ 
ſchrieb, daß er ſich in einem beſtimmten Fall 
Aufklärung „da“ zu holen habe, hat es implicite 
ausgeſprochen, daß dieſe Aufklärung „dort“ nicht 
geſucht werden dürfe. Ein anderes Beiſpiel in 
8623 BRO. 

Der von Amts wegen eingenommene Augen⸗ 
ſchein hat auch dann die Natur eines Beweis⸗ 
mittels, wenn er lediglich Information über Sinn, 
Tragweite unbeſtrittenen Parteivorbringens be⸗ 
zweit; denn, wie ausgeführt, unterſcheiden fih 
die Beweismittel von den Offizialhilfsmitteln 
einzig und allein dadurch, daß bei erſteren ein 
Zwang zur Benützung wie bei letzteren nicht be- 
ſteht. Ob demnach durch den Augenſchein feſt⸗ 
geſtellt werden ſoll, daß die vom Beklagten be⸗ 
ſtrittene Behauptung des Klägers wahr ſei oder 
welchen Sinn die Behauptung des Klägers habe, 
iſt für die Frage nach der rechtlichen Natur des 
Augenſcheins ebenſo belanglos, wie der Umſtand, 
ob der Augenſchein gemäß 88 371, 372 ZPO. 
auf Antrag oder gemäß § 144 von Amts wegen 
eingenommen worden iſt. 

Ergebnis: Der Augenſchein iſt „Beweismittel“ 
im Sinne der ZPO., ob er auf Parteiantrag 
oder von Amts wegen, ob er behufs Feſtſtellung 
beſtrittener oder zum Zwecke der Information 
über unbeſtrittene Parteibehauptungen erfolgt. 


Fortſetzung folgt). 


| 
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Einzelheiten der Novelle zum Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetz und zur Strafprozeßordnung. 
Von Dr. A. Groſch, I. Staatsanwalt in Freiburg i / B. 


Die Ende Auguſt 1908 veröffentlichten Ent⸗ 
würfe für die Aenderung des GVG. und die 
Erſetzung der StPO. erhalten gewiß ihre Signatur 
durch die darin enthaltene einſtweilige Entſcheidung 
der großen Fragen: Toll die Berufung gegen Straf- 
kammerurteile eingeführt werden? ſollen Laien auch 
zu der landgerichtlichen Strafgerichtsbarkeit beige⸗ 
zogen werden? ſollen die Schwurgerichte bleiben? 
ſollen die Geſchworenen Taggelder erhalten? ſollen 
die Redakteure das Zeugnis verweigern können? 
Alle dieſe wichtigen Fragen mit politiſcher Fär⸗ 
bung ſind nunmehr durch die Behandlung in der 
Literatur in ihrem Für und Wider ſoweit geklärt, 
daß die Entſcheidung fallen kann und hoffentlich 
nur aus ſachlichen Erwägungen fallen wird. 


Für uns tritt, nachdem wir erſehen haben, 
daß die Grundlagen des derzeitigen Strafprozeſſes 
bleiben ſollen und nur ein weiterer kleiner Schritt 
vom Inquiſitionsprozeß zum reinen Anklageprozeß 
getan werden ſoll, die Frage in den Vordergrund, 
wie wir mit den vorgeſchlagenen Einzelheiten 
dieſes Schrittes werden arbeiten können. 


Wenn wir uns dabei der Reihenfolge an⸗ 
ſchließen, die die Begründung der Novellen ihren 
„Hauptzielen“ gibt, ſo ſchreiten wir voll Er⸗ 
wartung aber ohne Ungeduld an der die welt⸗ 
bewegenden Fragen enthaltenden „Organiſation 
der Gerichte“ vorbei und widmen uns folgenden 
Abſchnitten: 


1. Die ſachliche Zuftändigfeit der 
Gerichte. Der Name „Schöffengericht“ ſoll, um 
Verwechslungen mit dem bei den Landgerichten zu 
bildenden Schöffengericht zu verhindern, ganz ver⸗ 
ſchwinden und zwar in einem Moment, in dem 
die Schöffenidee zu ſiegen beginnt. An ſeine Stelle 
tritt das Amtsgericht unter Mitwirkung der 
Schöffen und ohne Mitwirkung von Schöffen. 
Das letztere Gerichtsgebilde: den Amtsrichter als 
Einzelrichter in Strafſachen, das uns ſo gut wie 
neu it, weil ja der Richter des § 211 StPO. 
nahezu unpraktiſch geblieben iſt, begrüßen wir mit 
Freuden. Wir ſind ſicher, daß er die ihm zu⸗ 
gewieſenen Uebertrelungen und Vergehen, die nur 
mit Haft oder Geldſtrafe von höchſtens 300 M 
allein oder in Verbindung miteinander oder in 
Verbindung mit Einziehung bedroht find, ſowie 
alle Vergehen nach § 146 a GO. ($ 23 Abſ. 2 
Nov. GV.), auf das ſachgemäßeſte erledigen wird. 
Wir hätten gewünſcht, daß ſeine Zuſtändigkeit 
noch erweitert worden wäre und ſind überzeugt, 
daß dies in einer ſpäteren Zeit kommen wird. 
Auch die Angeklagten werden gut dabei fahren. 
Sie erhalten in den verhältnismäßig unbedeuten⸗ 
den Sachen die erſtinſtanzielle Entſcheidung eines 
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durchgebildeten Juriſten, der vollſtändig unabhängig 


daſteht und nach den bisherigen Erfahrungen über 
jeden Verdacht erhaben iſt, als neige er allzuſehr 
zu dem polizeilichen Standpunkt. 

Das „Amtsgericht unter Mitwirkung der 
Schöffen“ oder wie wir es im Gegenſatz zur 
Schöffenſtrafkammer nennen wollen: das „Schöffen⸗ 


amtsgericht“ ſoll in ſeine unmittelbare Zuſtän⸗ 


digkeit das erhalten, was das ſcheidende Schöffen: 
gericht nach der Novelle vom Jahre 1905 hatte. 
Neu iſt die ſpäter noch zu beſprechende Ausdeh⸗ 
nung der Zuſtändigkeit in Privatklageſachen (§ 23! 
Ziff. 89. An Stelle des vielgenannten 8 75 
GWG. zählt der § 23? Nov. GVG. die Ueber⸗ 
weiſungsdelikte auf und erweitert ihren Kreis, 
ohne aber dabei unſeres Erachtens weit genug zu 
gehen. Es ſoll nunmehr auch Ueberweiſung zu⸗ 
läſſig ſein im Falle des $ 320 StGB., in den 
Fällen, die der bisherige $ 74 GVG. ausdrück⸗ 
lich der Strafkammer vindiziert hat, ſowie in den 
Fällen der 88 128, 271, 296a, 301, 331, 347 
Abſ. 2 StGB. Ferner aber fol überwieſen werden 
können, und das iſt von großer Bedeutung, bei 
den Vergehen des $ 184 (Verbreitung und Ver⸗ 
kauf unzüchtiger Schriften uſw.), des § 266° (Un: 
treue) StGB. Schließlich aber ift, was ganz be- 
ſonders zu begrüßen iſt, der Vorſchlag der Reform⸗ 
kommiſſion angenommen worden, die Verbrechen 
des einfachen Diebſtahls und des Betrugs im 
Rückfall überweiſungsfähig zu machen. Nur iſt 
da noch die Schranke geblieben, daß das Schöffen⸗ 
amtsgericht an das Landgericht verweiſen muß, 
wenn es Zuchthaus für verwirkt erachtet. Man 
hätte auch dieſe letzte Hemmung fallen laſſen dürfen, 
ſind doch auch eine ganze Reihe von ſchweren Ver⸗ 
brechen Jugendlicher im Anſchluſſe an die Er⸗ 
richtung von Jugendabteilungen (8 373 Nov. StPO.) 
den Ueberweiſungsdelikten beigefügt worden (8 232 
Abſ. 2 Nov. GVG.). Im Anſchluſſe an die glück⸗ 
liche Degradierung der Rückfallsverbrechen muß 
aber immer wieder die Erweiterung des § 3705 
StGB. noch vor der Reform des Strafgeſetzbuchs 
gefordert werden, damit die Staatsanwaltſchaft 
nicht gezwungen iſt, bei den Diebſtählen von 
Feuerungsmaterialien und ähnlichem in geringſtem 
Wert Anklagen zu erheben, die ihr ein Unbehagen 
verurſachen und dann noch im Verein mit dem 
Gericht eine gänzlich verſetzte Kritik eintragen. 
Wie es dem weitern, früher ſchon lebhaft er⸗ 
örterten Vorſchlag die Verbrechen der erſchwerten 
Fälſchung einer öffentlichen Urkunde, der erſchwer⸗ 
ten Amtsunterſchlagung, die Konkursverbrechen 
und Depotunterſchlagungsverbrechen vom Schwur⸗ 
gericht an die Strafkammer zu leiten (Nov. GVG. 
§ 73 6-8) diesmal im Reichstag ergehen wird, 
das läßt ſich nicht mit Sicherheit vorausſagen. 
Daß es für die Schwurgerichte nur von Vorteil 
ſein kann, wenn ſie von dieſen Delikten befreit 
werden, deren Aburteilung ihren Ruf als voll⸗ 
kommene Rechtsinſtitution gefährdet, bedarf für 


den Praktiker keiner weitern Ausführung. Auf 
die vielbeſprochene Ueberleitung der Meineids⸗ 
delikte von den Schwurgerichten an die Straf⸗ 
kammern kommt die Novelle nicht mehr zurück. 


2. Die Beſtimmungen über die Aus⸗ 
wahl der Schöffen und Geſchworenen. 
Hier fällt zuerſt auf, warum man dabei ge⸗ 
blieben iſt, trotzdem Mangel an tauglichen Per⸗ 
ſonen befürchtet wird, für die Vorſchlagsliſten den 
dreifachen Betrag der erforderlichen Landgerichts⸗ 
ſchöffen und Geſchworenen (Nov. GVG. 88 1181 
und 1188) zu verlangen, da der doppelte Betrag 
genügen würde, um noch eine Auswahl treffen zu 
können. Gegen die der eben erwähnten Befürch⸗ 
tung entſprungene Herabſetzung der Zahl der auf 
die Spruchliſte zu ſetzenden Geſchworenen von 30 
auf 22 (Nov. GVG. § 118% Abſ. 1) iſt nichts 
einzuwenden. | 

Im Anſchluſſe hieran ſei erwähnt, daß es von 
Vorteil wäre, wenn bei den Beſtimmungen über 
die Hauptverhandlung vor den Schwurgerichten 
eingefügt würde, es ſei verboten Geſchworene auf 
Wunſch oder auf Grund einer Vereinbarung ab⸗ 
zulehnen. Wenn dies auch eine lex imperfecta 
bliebe, ſo gäbe ſie doch den ſtaatsanwaltſchaftlichen 
Beamten eine Handhabe, das immer wieder an 
ſie herantretende Begehren von Geſchworenen, ab⸗ 
gelehnt zu werden, zurückzuweiſen. 


3. Einſchränkung der Oeffentlichkeit. 
Einem in weiten Kreiſen geäußerten Wunſch, 
der auch von der Reformkommiſſion und in der 
Literatur vertreten wurde, kommt der Entwurf 
(Nov. GVG. § 175) dadurch entgegen, daß dem 
Gericht die Befugnis gegeben wird in dem Ver⸗ 
fahren gegen Jugendliche, wenn ſie allein in der 
Hauptverhandlung ſtehen, und in Beleidigungs⸗ 
ſachen, einerlei ob Privatklage oder öffentliche Klage 
erhoben iſt, nach freiem Ermeſſen die Oeffentlich⸗ 
keit auszuſchließen. In den Verfahren gegen 
Jugendliche ſoll es von Amts wegen, in den Be⸗ 
leidigungsſachen nur auf Antrag eines Prozeß⸗ 
beteiligten geſchehen können. 

4. Verpflichtung zur Straſperfol⸗ 
gung. Mit Recht weiſt die Begründung der 
Novelle (S. 151/2) darauf hin, daß die bisher 
herrſchende ($ 151 Abſ. 2 StPO.) Ueberſpannung 
des Legalitätsprinzips eine der Haupturſachen für 
den ſtändig gehörten Vorwurf der kleinlichen An⸗ 
klageſucht der Staatsanwaltſchaften war. Wenn 
nun auch betont werden muß, daß es bisher ſchon 
Mittel und Wege gibt, abzuſehen von Anklagen 
wegen Rückfallsdiebſtahls begangen an einem Stück⸗ 
chen Holz im Werte von 20 Pfg. und an ähn⸗ 
lichem, jo laftet eben doch der abfolute Anklage⸗ 
zwang ſchwer auf den Anklagebehörden und hindert 
ſie ihr Amt in wahrhaft freiheitlichem allen Be⸗ 
teiligten gerecht werdenden Sinne zu führen. Zur 
Heilung dieſer Schäden tut die Novelle einen 


. Schritt, der aber leider nicht weit genug geht. 
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Gerade wenn bis jetzt nie der Vorwurf gehört 
wurde, die Staatsanwaltſchaften klagten zu wenig 
an, ſo hätte man im Vertrauen auf das Pflicht⸗ 
bewußtſein der in Betracht kommenden Beamten 
weiter gehen dürfen und auch ohne Einführung 
der ſubſidiären Privatklage eine Generalklauſel 
dahin einfügen können, die Staatsanwaltſchaft 
dürfe von der Erhebung der öffentlichen Klage 
abſehen, wenn die Verfehlung nur eine unbe⸗ 
deutende wäre und die Verfolgung nicht im öffent⸗ 
lichen Intereſſe läge. Mit dem Begriffe „unbe⸗ 
deutend“ wurde bis jetzt ſchon operiert ($ 247 
und 3705 StGB.), ohne daß Klagen laut wurden 
und im Notfalle würde ja da die Beſchwerde Ab: 
hilfe bringen gegen allzugroße Anklageabneigung. 

Was an der sedes materiae in der Novelle 
in den 88 153—155 an Einſchränkungen des 
Prinzips geboten wird, iſt ſehr wenig. Es be⸗ 
trifft erſtens die Beſeitigung des Anklagezwangs, 
wenn gegen einen verurteilten, angeklagten oder 
noch anzuklagenden Delinquenten noch weitere im 
Verhältnis zur Haupttat nicht in Betracht kom⸗ 
mende ſtrafbare Handlungen geltend gemacht 
werden. Hier hatte bisher ſchon der $ 208 StPO. 
und die rechtsähnliche Anwendung dieſer Beſtim⸗ 
mung im Vorverfahren eine willkommene Hand⸗ 
habe von der Anklage abzuſehen gegeben. Dann 
ſoll die Staatsanwaltſchaft bei allen zur Zuſtändig⸗ 
keit des Amtsgerichts ohne Schöffen gehörigen 
Handlungen von der Anklage Umgang nehmen 
können, wenn ſie durch das öffentliche Intereſſe 
nicht geboten erſcheint, wie es die Polizeibehörden 
bei Uebertretungen jetzt ſchon handhaben. Eine 
weitere Ausnahme vom Prinzip ſoll ſtattfinden 
bei Konkurrenz der inländiſchen und ausländiſchen 
Gerichtsbarkeit, wenn die Tat zugleich im Inlande 
und Auslande begangen iſt und inländiſche Rechts⸗ 
güter nicht verletzt find ($ 155 der Nov. StPO.). 

Wichtiger aber für die Praxis und eine wahre 
Wohltat für die Staatsanwaltſchaften wären die 
Beſtimmungen, daß für Jugendliche überhaupt 
Umgang von der Anklage genommen werden kann, 
wenn das öffentliche Intereſſe die Anklage nicht 
gebietet (Nov. StPO. $ 365), und daß die gleiche 
Ausnahme vom Ankllagezwang gemacht werden 
darf für die überaus häufigen Vergehen des Haus⸗ 
friedensbruchs, der erſchwerten ſog. gefährlichen 
Körperverletzung, der fahrläffigen Körperverletzung 
mit Uebertretung einer Berufspflicht, der Be⸗ 
drohung und der Sachbeſchädigung. Dieſe Aus⸗ 
nahme wird erreicht durch Ausdehnung der Privat⸗ 
klagemöglichkeit vor den Schöffenamtsgerichten auf 
die bezeichneten Delikte ($ 377 Nov. StPO.). 
Mit welcher Genugtuung würde die Anklage⸗ 
behörde, wenn diefe Beſtimmung Geſetz würde, 
alle die Falle weit von fih weiſen, in denen der 
Verletzte gereizt hat, in denen überhaupt das 
Verſchulden auf beiden Seiten liegt und trotz 
eingehendſter und gründlichſter Erhebungen die 
Freiſprechungen auf der Tagesordnung ſtehen. 
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Es bliebe noch genug zu verfolgen an Meſſer⸗ 
ſtechereien, Werfen mit Biergläſern und ſonſtigen 
wirklich gefährlichen Körperverletzungen, die auch 
die Allgemeinheit berühren. 

5. Stellung des Beſchuldigten und 
des Verteidigers im Vorverfahren und 
im Zwiſchenverfahren. Das Ziel, die Stel⸗ 
lung des in ein Strafverfahren Verwickelten zu 
verbeſſern, beherrſcht die Novelle. Aber gleich 
beim Beginne des Abſchnitts, der ſich mit der 
Vernehmung des Beſchuldigten befaßt, will der 
Entwurf als neue techniſche Bezeichnung neben 
dem Beſchuldigten, Angeſchuldigten und Ange⸗ 
klagten die Benennung: „der einer ſtrafbaren 
Handlung Verdächtige“ einführen, die ſehr wenig 
glücklich gewählt erſcheint. „Verdächtiger“ ſoll 
nämlich jeder in ein Strafverfahren Verwickelte 
ſein, bis er gerichtlich vernommen iſt oder ein 
Haftbefehl oder Vorführungsbefehl gegen ihn er⸗ 
laſſen iſt. Dann ſoll er Beſchuldigter werden. 
(Nov. StPO. § 108, Begründung S. 229). Dieſe 
Bezeichnung als Verdächtiger entſpricht nun in 
vielen Fällen nicht den Tatſachen und iſt deshalb 
für den dadurch Betroffenen unangenehm und 
peinlich. In den zahlloſen Fällen, in denen ein 
Beteiligter ſeinen Nebenmenſchen dem Staatsan⸗ 
walt unter Bezeichnung der Beweismittel wegen 
irgendeiner ſtrafbaren Handlung z. B. wegen 
Meineids anzeigt, iſt der Staatsanwalt gezwungen, 
wenn ihm die ganze Beſchuldigung auch mehr 
als unwahrſcheinlich dünkt, Erhebungen aller Art 
zu machen, Akten beizuziehen, Zeugen vernehmen 
zu laſſen oder ſelbſt zu hören und ſchließlich den 
Angezeigten auch ſelbſt zur Rechtfertigung auf⸗ 
zufordern oder auffordern zu laſſen. Soll nun 
in dieſem Stadium der in eine ſolche Unannehm⸗ 
lichkeit Verwickelte immer der „Verdächtige“ ſein 
und in amtlichen Schriftſtücken ſo genannt werden 
müſſen, obwohl er nicht einmal dem Staats⸗ 
anwalt verdächtig vorkommt? Will man hier nicht 
eine beſondere Benennung wie etwa „der An⸗ 
gezeigte“ einführen, dann laſſe man es lieber bei 
dem bisherigen „Beſchuldigten“. 

Die Abänderungen des Wortlautes des gel⸗ 
tenden Rechts, die dazu beſtimmt ſind, die Ver⸗ 
nehmung des Beſchuldigten eingehender und mehr 
auf das Intereſſe ſeiner Verteidigung zugeſchnitten 
zu geſtalten, ſowie die Vernehmung alsbald 
nach Eröffnung der Vorunterſuchung zu erzwingen 
(Begründung S. 155) wäre unnötig, wenn die 
StPO. bisher allenthalben im Deutichen Reiche 
entſprechend gehandhabt worden wäre. Denn, 
was der $ 109 der Nov. StPO. für die Ver: 
nehmung vorſchreibt, das hat die große Mehrheit 
der Richter als etwas ſelbſtverſtändliches bis jetzt 
ſchon ſtets getan und Vernehmungsprotokolle, 
deren Wortlaut in den fünf Worten beſtand: 
„ich gebe die Beſchuldigung zu“, die könnten beim 
Zuſammenwirken aller beteiligten Faktoren auch 
im Dienſtaufſichtswege unmöglich gemacht werden, 
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wenn gleichzeitig Vorſorge getroffen würde, daß 
nirgends eine Ueberlaſtung beſteht. 

Die Einführung der ſog. Parteienöffentlichkeit 
für richterliche Beweiserhebungen im Vorverfahren, 
denen alſo nunmehr von Ausnahmen abgeſehen 
der Beſchuldigte, ſein Verteidiger und der Staats⸗ 
anwalt beiwohnen könnten (Nov. GVG. § 168), 
erſcheint ebenſo ſachgemäß wie die Vorſchrift, daß 
der Unterſuchungsrichter und der Staatsanwalt 
künftighin in einer Art Schlußverhandlung dem 
Angeſchuldigten und Beſchuldigten die vorliegenden 
Verdachtsgründe mitzuteilen hätten (Nov. StPO. 
$ 191 Abſ. 2, 202). Das Letztere wurde übrigens 
auch bisher ſchon in allen dazu geeignet erſcheinen⸗ 
den Fällen geübt. Dafür ſpricht ja ſchon die 
einfache Erwägung, daß in der Anklageſchrift ſo⸗ 
wieſo alle Karten aufgedeckt werden müſſen und 
der Staatsanwalt ein Intereſſe daran hat ſein 
Anklagegebäude nicht durch ein neues Vorbringen 
des Angeſchuldigten gefährdet zu ſehen. 

Auch die Erweiterung und Vertiefung der 
Rechte des Verteidigers kann nur freudig begrüßt 
werden, wird ſich doch da den Verteidigern, die 

den Vernehmungen des Beſchuldigten, der Zeugen 

und Sachverſtändigen beiwohnen, ſowie die Akten 
ſchon im Vorverfahren einſehen ſollen (Nov. StPO. 
88 168, 169, 147), zeigen, daß ernſt und, wenn 
es ſein muß, auch ſtreng, aber gerecht und mit 
erlaubten Mitteln gearbeitet wird. Wenn dadurch 
auch ein wirkliches Zuſammenarbeiten der Ver⸗ 
teidiger mit den gerichtlichen Behörden und ein 
Maßhalten in den Mitteln und Zielen der Ver⸗ 
teidigung, wie es manchmal vermißt wurde, er⸗ 
reicht werden könnte, ſo wäre ein hoher Preis 
errungen. 

Während nach dem bisherigen Recht (8 147 
StPO.) die Akteneinſicht vor dem Schluſſe der 
Vorunterſuchung oder, wenn ſolche nicht ſtattge⸗ 
funden hat, vor Einreichung der Anklageſchrift 
dem Verteidiger nur unter beſonderen Umſtänden 
geſtattet war, ſoll ſie künftighin in keiner Lage 
des Verfahrens alſo auch nicht im Ermittelungs⸗ 
verfahren verſagt werden dürfen, wenn nicht be⸗ 
ſondere Verhältniſſe vorliegen, die genau feſtgelegt 
find (Nov. StPO. § 147). Da aber die Novelle 
von „gerichtlichen“ Akten ſpricht, ſo ergibt ſich aus 
der vorgeſchlagenen Beſtimmung ($ 147 Abſ. 1 
Satz 3 Nov. StPO.), daß im Stadium des Er⸗ 
mittelungsverfahrens, in dem es gerichtliche Akten 
noch gar nicht gibt, unter den Akten gemeint ſind: 
die Gutachten der Sachverſtändigen, die Protokolle 
über Vernehmungen der Beſchuldigten und über 
ſolche Unterſuchungshandlungen, bei welchen dem 
Verteidiger die Anweſenheit geſtattet wurde oder 
hätte geſtattet werden müſſen (Vernehmung von 
Zeugen und Sachverſtändigen, Augenſchein [Nov. 
StPO. 8 168]). Es ſoll fih alfo die Aften- 
einſicht nicht auf diejenigen Aktenſtücke der Staats⸗ 
anwaltſchaft beziehen, die Vernehmungen von Zeugen 
uſw. durch die Staatsanwaltſchaft ſelbſt oder die 


Polizei enthalten. Es könnte keinem Bedenken 
unterliegen, auch die Einſicht in dieſe Aktenſtücke 
allgemein zu geſtatten, unter der Generalklauſel, 
daß dadurch nicht der Unterſuchungszweck gefährdet 
werden dürfe. Jedenfalls dürfte es ſich empfehlen, 
in der künftigen Strafprozeßordnung klar zu ſtellen, 
daß die Staatsanwaltſchaft befugt iſt, in allen 
Lagen des Verfahrens Handakten zu führen, weil 
ſchon verſucht wurde, ihr die Führung ſolcher 
Akten als Hinterliſt und prozeßordnungswidrige 
Handlung aufzubürden. 

Auch der Wegfall der „Gerichtsperſon“, die 
nach der bisherigen Beſtimmung ($ 148 Abſ. 3 
StPO.) Unterredungen zwiſchen dem Verteidiger 
und dem verhafteten Beſchuldigten bei vorliegender 
Kolliſionsgefahr anzuwohnen hatte, und ihr Er⸗ 
ſatz durch den Richter ſelbſt, wenn unter beſonderen 
ausnahmsweiſen Bedingungen der grundſätzlich 
freie Verkehr beſchränkt werden folte (Nov. StPO. 
§ 148), entſpricht dem Vertrauen zu den Ber- 
teidigern als einem Gliede unſerer Rechtsordnung. 

Wie ſich das neu einzuführende Zwiſchenver⸗ 
fahren, das in Schwurgerichts- und erſtinſtanz⸗ 
lichen Reichsgerichtsſachen auf Antrag des An⸗ 
geſchuldigten als Erſatz für die hier mangelnde 
Berufung obligatoriſch, in Strafkammerſachen fakul⸗ 
tativ ſein ſoll, bewähren wird, bleibt abzuwarten. 
Bei gründlich geführter Vorunterſuchung und richtig 
gehandhabter Schlußverhandlung (ſ. oben und Nov. 
StPO. §$ 191 AGİ. 2, 202) wird diefe Einwen⸗ 
dungserhebung in beſonderem Vortermin (Nov. 
StPO. 85 203 Abſ. 4, 207) zu leerer Form 
werden, die zu erheblichen Verzögerungen führen 
kann, beſonders, wenn dadurch etwa die Anſetzung 
der Hauptverhandlung auf eine eben beginnende 
Schwurgerichtsſeſſion nicht mehr möglich iſt. 

Daß daneben in allen den Fällen, in denen 
kein Bedenken gegen die Begründetheit der Anklage 
durch Urgierung des Zwiſchenverfahrens oder bei 
Ueberprüfung durch den Vorſitzenden geltend ge⸗ 
macht wird, für den bisherigen formellen Er⸗ 
öffnungsbeſchluß mit ſeinem „hinreichend verdäch⸗ 
tig“ kein Raum mehr iſt, bedarf keiner Aus⸗ 
führung. 

Der Eröffnungsbeſchluß, den künftighin der 
Vorſitzende erlaſſen fol (Nov. StPO. § 204) wird 
alſo nur einen Ausſpruch darſtellen; ich habe keine 
Bedenken, es ſoll Hauptverhandlung ſtattfinden, 
ich ſetze Termin zur Hauptverhandlung auf den 
ſoundſovielten an. 

Durchaus angemeſſen und von den Praktikern 
längſt erſehnt, iſt die vorgeſchlagene Beſtimmung 
(Nov. StVO. § 208) auch nach der Eröffnung des 
Hauptverfahrens mit Vermeidung der Hauptver⸗ 
handlung eine Außerverfolgungsſetzung ausſprechen 
zu können. Es ſoll dies möglich ſein auf Antrag 
der Staatsanwaltſchaſt, wenn ſich herausſtellt, daß 
der Angeklagte nicht ſchuldig iſt, weil ſich etwa 
ein anderer Täter gemeldet hat oder Geiſteskrank⸗ 
heit zur Zeit der Tat nachträglich konſtatiert wurde, 
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oder daß die Tat aus Rechtsgründen nicht ſtraf⸗ 
bar oder verfolgbar iſt (Nov. Begründung S. 272). 

6. Unterſuchungshaft. Die Reform der 
Verhängung der Unterſuchungshaft, wie ſie der 
Entwurf plant, erſtreckt ſich auf der einen Seite 
auf die Erſchwerung der Vorausſetzungen für die 
Unterſuchungshaft und die Einführung einer Nach⸗ 
prüfung, wenn der Verhaftete Einwendungen zu 
machen hat, andererſeits auf die Wegräumung der 
Haftverlängerungen innerhalb der Geſamtfriſt. 

An Stelle der Uebertretungen, bei denen das 
Geſetz jetzt ſchon eine Unterſuchungshaft wegen 
Kolluſionsgefahr nicht kannte, ſollen alle ſtrafbaren 
Handlungen treten, für die keine ſchwerere Strafe 
als Gefängnis bis zu drei Monaten oder Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 3000 M allein oder in Verbindung 
miteinander angedroht iſt (Nov. StPO. $ 111). 

Für die Fluchtverdacht⸗Präſumptionen des 
§ 112 Abſ. 2 StVO., von denen übrigens nur 
die Ziffer 1 (Vorliegen eines Verbrechens) eine 
ſchematiſche Anwendung (Begründung S. 158) 
fand, wird vorgeſchlagen, künftighin nur dann den 
Fluchtverdacht als immer gegeben feſtzuſtellen, 
wenn anzunehmen iſt, daß wegen der Tat auf 
Todesſtrafe, Zuchthaus oder eine die Dauer eines 
Jahres überſteigende Freiheitsſtrafe anderer Art 
zu erkennen ſein wird. Wie ſich eine ſolche Be⸗ 
ſtimmung bewähren wird, bliebe abzuwarten. 
Jedenfalls kann ſie zu ganz außerordentlich ver⸗ 
ſchiedener Handhabung führen, da die Schätzungen 
der Höhe der zu erwartenden Strafen je nach 
Bundesſtaat und Individualität überaus mannig⸗ 
faltige ſein können. 

Das gleiche Bedenken, deſſen praktiſche Seite 
ſtändige Beſchwerden der Staatsanwaltſchaft gegen 
ablehnende Beſcheide der Amtsrichter ſein könnten, 
iſt gegen die weitere Vorſchrift geltend zu machen, 
daß Fluchtverdacht nur unter ganz beſondern 
Vorausſetzungen feſtgeſtellt werden darf, wenn an⸗ 
zunehmen iſt, daß auf keine ſchwerere Strafe als 
Gefängnis von einem Monat oder Haft oder 
Geldſtrafe von 3000 zu erkennen ſein wird 
(Nov. StPO. $ 111 Abi. 2). 

Die Einwendungen des Verhafteten vor dem 
zur Entſcheidung berufenen Richter (in der Regel 
das Gericht, das den Haftbefehl erlaſſen hat), dem 
er zuzuführen iſt, ſollen in nicht öffentlicher Sitzung, 
der die Prozeßbeteiligten anwohnen können, vor⸗ 
getragen werden (Nov. StPO. § 116). Die Vor: 
teile dieſes Verfahrens werden illuſoriſch, wenn 
die Verhaftung an einem Orte ſtattfindet, der 
weit entfernt iſt von dem Gerichtsort, an dem 
der Haftbefehl erlaſſen iſt. Denn daß in ſolchem 
Falle der Verhaftete immer einen Sondertransport 
verlangen könne, ſagt weder der Entwurf noch die 
Begründung (S. 238). Wird ein ſolcher aber 
nicht ausgeführt und iſt der Verhaftete auf dem 
Schube, der manchmal bis zu zehn Tagen dauert, 
ſo wird er immer die Beſchwerde dem Einwen⸗ 
dungsverfahren vorziehen. Er kann dann aller⸗ 


dings noch nach der Ablehnung ſeiner Haftbe⸗ 
ſchwerde von dem weiteren Rechtsmittel Gebrauch 
machen. | 

Der Hinweis auf die Möglichkeit des Er: 
ſatzes der Unterſuchungshaft durch andere Be⸗ 
ſchränkungen (Hausarreſt, Auflage der Meldepflicht, 
§ 122 Nov. StPO. und Begründung S. 241), 
wie ſie bisher ſchon des öfteren geübt wurden, 
ſcheint wohl angemeſſen. Die Feſtſetzung der Ge⸗ 
ſamtfriſt der Unterſuchungshaft im Ermittelungs⸗ 
verfahren auf vier Wochen und bei den Ueber⸗ 
tretungen des § 3618-8 auf 14 Tage, ohne daß 
es noch der Verlängerung, die wohl an vielen 
Orten zur leeren Form geworden ſein mag, be⸗ 
darf, iſt von vielen Seiten gefordert worden (Nov. 
StVO. $ 126). Daß in der Vorunterſuchung 
nach zweimonatlicher Dauer der Unterſuchungs⸗ 
haft jeweils eine Entſcheidung des Gerichts über 
die Fortdauer der Unterſuchungshaft herbeigeführt 
werden ſoll, iſt eine Maßregel, die ſehr leicht auch 
zur bloßen Form werden kann, da eine genaue 
und eingehende Prüfung der Verdachtsſtärke in 
ausgedehnten verwickelten Vorunterſuchungen wohl 
Hr a zu erreichen fein wird (Nov. StPO. 

127). 


Die neu vorgeſchlagenen vervollſtändigten aus⸗ 
drücklichen Beſtimmungen über die Art wie die 
in Unterſuchungshaſt Genommenen, die vorläufig 
Feſtgenommenen und die Vorgeführten verwahrt 
werden folen (Nov. StPO. $$ 117, 131, 136 
Abſ. 2) ſind nützlich zur Herbeiführung einheit⸗ 
lichen Verfahrens im ganzen Reich, bieten aber 
nichts Neues. 

7. Zeugnispflicht und Eidesleiſtung. 
Das Programm des Entwurſs zur Reformierung 
dieſes Abſchnitts: Erweiterung des Zeugnisver⸗ 
weigerungsrechtes, Milderung des Zwangsver⸗ 
fahrens, erhöhter Schutz der Zeugen, Einſchränkung 
der Eidesleiſtung, Nacheid, kann bis auf den letzten 
Punkt von jedem nur gebilligt werden. Die Er⸗ 
weiterung des Zeugnisverweigerungsrechts der Geiſt⸗ 
lichen dahin, daß das Gericht gar nicht erſt Fragen 
ſtellen ſoll, die in das Verweigerungsrecht ein⸗ 
ſchlagen können (Nov. StPO. § 47), muß ebenſo 
für berechtigt erachtet werden, wie das neu ein⸗ 
geführte Zeugnisverweigerungsrecht der Redakteure, 
Verleger und Drucker (Nov. StPO. $ 49). Die 
Milderung des Zwangsverfahrens (Nov. StPO. 
§ 67) kann dem Praktiker nur recht fein, minde⸗ 
ſtens muß es ihn gleichgültig laſſen, weil die Er⸗ 
folge mit dem Zwangsverfahren im Sinne einer 
Förderung der Wahrheitsermittelung, nicht allein 
gegenüber den Vertretern der Preſſe, doch gleich 
Null waren und die Tatſache des Beſtehens irgend 
eines Zwanges gegenüber den Perſonen, die ſich 
beugen laſſen, vollſtändig genügt. Das was der 
Entwurf (Nov. StPO. § 55 Abſ. 3) gegen Stel: 
lung verfänglicher Fragen an Zeugen durch aus⸗ 
drückliche Beſtimmungen unternimmt, wurde ſchon 
bisher von vollkommenen Vorſitzenden geübt. Der 
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Vorteil der Beſtimmungen des Entwurfs beſteht 
nur darin, daß die Vorſitzenden mit Berufung 
auf das Geſetz künftighin leichter durchdringen 
werden gegen die Zumutungen der Prozeßbeteiligten. 

Die Einſchränkung der Vereidigung durch ihren 
Wegfall in dem Verfahren vor dem Amtsrichter 
mit und ohne Schöffen und durch fakultative Unter⸗ 
laſſung in den übrigen Verfahren, wenn die Aus⸗ 
ſagen für unerheblich erachtet werden (Nov. StPO. 
§ 60), ift das mindeſte, was gefordert werden 
muß, um die Meineide zu verringern. Zur Ver⸗ 
antwortung gezogen werden ja nur die wenigſten 
Fälle, aber das Rechtsbewußtſein der Bevölkerung, 
die das Vorliegen der Verletzung der Eidespflicht 
nur zu gut auffaßt, muß auf das Bedenklichſte 
Not leiden. Es kann alſo nur geholfen werden 
durch Verringerung der Eidesleiſtung überhaupt 

als Vorbereitung für die bei einer ſpäteren Reform 
einzuführende Erſetzung des Eides durch eine 
Strafvorſchrift gegen unwahre Ausſagen vor Gericht. 

Von dieſem Standpunkte aus kann auch der 
Nacheid, deſſen Vorteile gegenüber dem Voreide 
ſo beſtritten ſind, gebilligt werden. Er wird dazu 
führen, ſo hoffen es alle, die es mit den Zeugen 
gut meinen, die Beeidigung in vielen Fällen, wenn 
es das Geſetz nur irgendwie erlaubt, zu unter⸗ 
laſſen. | 

Ob es im Intereſſe der Würde der Ber: 
eidigung, ſolange ſie noch beibehalten wird, liegt, 
von der Genehmigung der gleichzeitigen Vereidigung 
mehrerer Zeugen, wie ſie der Entwurf vorſchlägt 
(Nov. StPO. § 61 Abſ. 1 Schlußſatz), Gebrauch 
zu machen, darf füglich bezweifelt werden. Jeder 
Eindruck auf den einzelnen Zeugen verſchwindet 
dadurch. 

Der Erſatz der bisherigen langen Eidesformel 
durch die Schwurworte: „Ich ſchwöre es ſo wahr 
mir Gott helfe“ (Nov. StPO. § 62) ift ſchon 
lange von allen denen gefordert worden, die zu⸗ 
hören mußten, wie ungeſchickte Leute mit der bis⸗ 
herigen Formel umgegangen ſind. 

Schluß folgt.) 


Mitteilungen ans der Praxis. 


Die Beſtallung des Vormundes und die Anweiſung 
zur Führung des Waiſenratsamts. 1. Das Formular 
hierzu (JM Bl. 1900 S. 184, 221) enthält eine An- 
leitung zur Führung des Amtes als Vormund. Ihre 
Faſſung gibt in Ziff. 2 — Sorge für die Perſon des 
Mündels — (8 4) Anlaß zu Irrungen über die Be- 
fugniſſe des Vormunds, ſoweit es ſich insbefondere 
um Vormundſchaften über uneheliche Kinder oder 
eheliche Kinder einer Mutter handelt, die eine nene 
Ehe eingeht. Im S1 der Anleitung ift der Inhalt 
des § 1793 BGB. niedergelegt, wonach der Vormund 
das Recht und die Pflicht hat, für die Perſon und das 
Vermögen des Mündels zu ſorgen. Sodann erläutert 


die Sorge für die Perſon des Mündels das Recht und 
die Pflicht umfaßt, den Mündel zu erziehen, zu beauf⸗ 
ſichtigen und ſeinen Aufenthalt zu beſtimmen. Es 
wäre angezeigt, hier den Inhalt der 88 1707 und 1697 
anzuführen, wonach die Mutter eines unehelichen 
Kindes und die Mutter eines ehelichen Kindes, die 
eine neue Ehe eingeht, das Recht und die Pflicht hat, 
für die Perſon des Kindes zu ſorgen, ſo daß alſo in 
dieſen Fällen dem Vormund die erwähnten Rechte 
nicht zuſtehen, er vielmehr inſoweit die rechtliche 
Stellung eines Beiſtandes hat. Auch dürfte als 
weiterer Beſtandteil der Sorge für die Perſon das 
Recht der Herausgabeforderung nach 8 1632 zu er- 
wähnen ſein. 

2. Nach 8 7 der Bek vom 22. Dez. 1899 den Gez 
meindewaiſenrat betr. (IMBI. S. 553) erhält jeder 
Waiſenrat von dem Vormundſchaftsgericht ein Exem⸗ 
plar der Anweiſung zur Führung des Waiſenratsamts. 
Die Anweiſung ſelbſt iſt auf S. 571 ff. abgedruckt. 
Sowohl in dieſem Abdrucke, als auch in den den Ge⸗ 
richten zur Aushändigung an die Waiſenräte gelieferten 
Stücken iſt ein Fehler enthalten, der geeignet iſt, die 
Waiſenräte beim Vorſchlag von Perſonen in Irrtum 
zu verſetzen. In Ziff. II heißt es nämlich: „Die 
Uebernahme der Vormundſchaft kann insbeſondere ab⸗ 
lehnen: c) wer mehr als vier eheliche Kinder hat.“ Nach 
§ 1786 Ziff. 3 BGB. berechtigt aber der Beſitz von 
mehr als vier ehelichen Kindern nur dann zur Ab⸗ 
lehnung der Uebernahme, wenn jene minderjährig 
ſind. Entſprechende Berichtigung bei einem Neudruck 
der Anweiſung iſt veranlaßt, bis dahin aber hand⸗ 
ſchriftliche Beiſetzung des Wortes „minderjährige“ 
und Belehrung der Waiſenräte bei den Verſammlungen 
oder ſonſtwie angezeigt. 

In Ziff. I Abſ. 1 der Anweiſung heißt es, der 
Gemeindewaiſenrat ſei ein Hilfsorgan und zwar aller 
Vormundſchaftsgerichte, die für eine Tätigkeit „in An⸗ 
ſehung der ſich in der Gemeinde aufhaltenden Mündel“ 
zuſtändig ſind. Dieſe Faſſung berückſichtigt nicht die 
dem Gemeindewaiſenrat nach 8 1849 BGB. obliegende 
Vorſchlagspflicht, die nicht davon abhängig iſt, daß 
der Schutzbedürftige in ſeinem Bezirke wohnt (ſ. Stau⸗ 
dinger, Komm. Bem. 2 d, Planck Hem. 5 zu 8 1849, 
aut. IME. vom 4. Okt. 1900 Nr. 35 466). 


Oberamtsrichter Rohmeder in Roth. 


Die Anzeigepflicht der Gemeinden bei Viehſeuchen. 
Der Gemeindeeber von X, der im Turnus von den 
Bürgern gehalten wurde, erkrankte bei dem Bürger Y 
an einer Seuche, für die nach der Bekanntmachung vom 
8. September 1898 (RGBl. S. 1039) die Anzeige⸗ 
pflicht beſteht. Y machte dem Bürger Z von X Mit- 
teilung von dem Seuchenverdachte. Z wollte von dem 
Verdachte nichts wiſſen und trug dem V auf, den Eber, 
wenn er ſchlechter werde, zu töten. Demzufolge tötete 
Y den Eber, worauf 2 das Fleiſch zugunften der Ge⸗ 
meinde X verſteigerte, um dadurch ihrem Vermögen 
den Wert des Ebers möglichſt zu erhalten. 

Es fragt ſich, ob der Bürgermeiſter auf Grund dieſes 
Tatbeſtands wegen einer Uebertretung des Viehſeuchen⸗ 
geſetzes (Verletzung der Anzeigepflicht) beſtraft werden 
kann. Man könnte annehmen, 2 ſei als Wirtſchafts⸗ 
vorſtand in Vertretung der Gemeinde anzeigepflichtig 
geweſen (89 Abſ. 2 des Viehſeuchengeſetzes). Weil er 


§ 4 Abſ. 1 entſprechend 88 1800, 1631 a. a. O., daß ſelbſt die Ortspolizeibehörde verkörpere, an die die 
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Anzeige zu richten war ($ 9 Abſ. 1 des Gef., Art. 138 
der rechtsrhein. GemO.), habe feine Anzeigepflicht 
gemäß § 12 des Gef. darin beſtanden, die ihm von Y 
erſtattete Anzeige an den amtlichen Tierarzt weiter⸗ 
zugeben. 

Als jemanden, der, wie 8 9 Abſ. 2 des Geſetzes 
ſagt, in Vertretung des Beſitzers der Wirtſchaft vor⸗ 
ſteht, wird man nur den bezeichnen können, der vom 
Beſitzer mit der Beaufſichtigung und Leitung der Wirt⸗ 
ſchaftsführung derart betraut iſt, daß er die im Wirt⸗ 
ſchaftsbetrieb und geſchäftlichen Verkehr erforderlichen 
Entſchlüſſe im Namen des Beſitzers ſelbſt faſſen fann; 
eine geſetzliche oder rechtsgeſchäftliche Bevollmächtigung 
wäre hierzu erforderlich. Nach den Motiven iſt an 
den 5 in der Leitung der Wirtſchaft“ 
gedacht 

Die Art. 138 ff. der rechtsrhein. GemO. ſprechen 
aber dem Bürgermeiſter dieſe Vertretungsmacht ge⸗ 
radezu ab. 

Trotzdem war der Bürgermeiſter anzeigepflichtig, 
und zwar als Organ der anzeigepflichtigen mittelbaren 
Beſitzerin, der Gemeinde. 

8 9 des Geſetzes läßt allerdings nicht näher er- 
ſehen, wen er unter „Beſitzer“ verſteht, ob nur den 
unmittelbaren oder auch den mittelbaren Beſitzer. 
Allein daraus, daß die Anzeigepflicht des 8 9 die 
Pflichtigen kumulativ trifft (Stenglein, Nebengeſetze, 
Note 5 zu 8 9), ſo daß neben dem bloßen „Gewahr⸗ 
ſamsinhaber“ (Abſ. 2 a. E.) auch der Beſitzer (Abſ. 1) 
anzeigepflichtig iſt, ergibt ſich, daß das Geſetz auf die 
Unmittelbarkeit der tatſächlichen Herrſchaft keinen be⸗ 
ſonderen Nachdruck legt. Unter „Beſitzer“ wird daher 
der mittelbare ſo gut wie der unmittelbare zu ver⸗ 
ſtehen ſein. 

Mittelbare Eigenbeſitzerin und ſohin anzeige⸗ 
pflichtig war die Gemeinde X. Dafür, welches Organ 
für ſie die Anzeige zu erſtatten hatte, fehlt es an einer 
ausdrücklichen Vorſchrift. Gleichwohl läßt ſich eine 
beſtimmte Antwort erteilen. 

Vorweggenommen werden muß, daß nicht etwa 
der Bürgermeiſter als Ortspolizeibehörde ‚anzeige: 
pflichtig war. Es handelt ſich ja nicht um eine poli⸗ 
zeiliche Angelegenheit, ſondern um die Erfüllung einer 
mit dem Beſitze einer beſtimmten Sache verbundenen 
Pflicht des öffentlichen Rechts, die ebenſogut jeden 
Privaten treffen kann. 

So ſcheint nichts übrig zu bleiben, als wegen des 
Art. 131 der rechtsrhein. GemO. den Gemeindeaus⸗ 
ſchuß zum Träger der Anzeigepflicht zu erklären. 
Dieſer Artikel ſtellt kurzgefaßt die Norm auf: Nur 
der Gemeindeausſchuß (vorbehaltlich der Zuſtändigkeit 
der Gemeindeverſammlung) vermag organiſatoriſch 
über die eigentlichen Gemeindeangelegenheiten zu ver⸗ 
fügen, nur er kann ſtatutariſche Anordnungen erlaſſen 
und nur er die Gemeinde vertreten. Bei der Anzeige⸗ 
pflicht handelt es ſich nun aber weder um einen 
organiſatoriſchen Akt, noch um eine ſtatutariſche An⸗ 
ordnung, noch ſchließlich um eine willenbildende 
Vertretertätigkeit. Nur an eine ſolche Vertretertätig⸗ 
keit denkt jedoch Art. 130 (wie auch § 9 des Vieh⸗ 
ſeuchengeſetzes). Denn wenn man aus dem Art. 130 
herausleſen wollte, er erkläre den Gemeindeausſchuß 
zum einzigen Organ (neben der Gemeindeverſamm⸗ 
lung), durch das die Gemeinde handeln könne, ſo 
geriete man in einen unlösbaren Widerſpruch nicht 
nur zu den Forderungen eines ordnungsmäßigen Ge⸗ 
ſchäftsverkehrs, ſondern auch zu den Beſtimmungen 
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des Art. 131, wonach der Bürgermeiſter ein ver⸗ 
faſſungsmäßiges Organ iſt, deſſen ſich die Gemeinde 
zur Führung gewiſſer Geſchäfte — die Aufzählung 
ift nur exemplifikatoriſch (ahr, GemO. Note 3 zu 
Art. 131) — bedient. Eine Körperſchaft kann eben 
nur durch Organe handeln; ungenau mag man ſagen, 
ſie werde durch dieſe Organe vertreten. (Ueber den 
Unterſchied zwiſchen Organ und Vertreter vgl. z. B. 
Staudinger, BGB. Note 8 zu $ 26). In dieſem un- 
ſcharfen Sinne iſt dann aber auch der Bürgermeiſter 
Vertreter der Gemeinde. Wenn alſo Art. 130 dem 
Gemeindeausſchuß ausdrücklich eine über die allge⸗ 
meine Organſtellung hinausreichende Vertretungs⸗ 
macht zuſchreibt, ſo kann er darunter nichts verſtehen, 
als die wirkliche Vertretungsmacht, die Macht, die im 
Rechtsverkehr erforderliche Willensbildung für den 
Vertretenen vorzunehmen (wobei die Frage offen 
bleiben kann, ob die Gemeindeordnung gut daran tut, 
dieſe Willensbildung durch ein Organ als Vertreter⸗ 
tätigkeit zu bezeichnen). 

Die Anzeigeerſtattung fordert keine rechtsgeſchäft⸗ 
liche Willensbildung. Sie iſt ein Akt bloßer In⸗ 
formation, bloßer tatſächlicher Mitteilung. Sie fällt 
daher nicht in den Zuſtändigkeitskreis des Gemeinde⸗ 
ausſchuſſes. Allerdings auch nicht unter die in Art. 131 
angeführten Rechte und Pflichten des Bürgermeiſters. 
Trotzdem kann an deffen Zuſtändigkeit nicht gezweifelt 
werden. Denn er iſt ein Organ der Gemeinde und 
zwar das einzige, deſſen Geſchäftsaufgaben nicht er⸗ 
ſchöpfend aufgezählt werden, und das, weil alle Hand⸗ 
lungen, zu denen die Gemeinde verpflichtet iſt, durch 
irgendein Organ vorgenommen werden müſſen, eben 
wegen ſeines durch eine erſchöpfende Aufzählung nicht 
beſchränkten Pflichtenkreiſes ſich als das zu Hand⸗ 
lungen für die Körperſchaft ſubſidiär allgemein zu⸗ 
ſtändige 19 darſtellt. (Vgl. BlAdmPr. Bd. 22 
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Die Unterſuchung, aus welchem Grunde — ob 
als Organ oder als Wirtſchaftsvorſtand — der Bürger⸗ 
meiſter anzeigepflichtig war, iſt nötig wegen der weiter 
erforderlichen Prüfung, ob ſeine Unterlaſſung der An⸗ 
zeige ſtrafbar war. 

Der Bürgermeiſter hätte die Anzeige gemäß 8 3 
der Allerh. VO. vom 23. März 1881 (GVBl. S. 129) 
mit Art. 138 der rechtsrhein. GemO. an ſich ſelbſt 
zu erſtatten gehabt. Nun ergibt ſich ſchon aus dem 
informatoriſchen Charakter der Anzeige, daß im Falle 
dieſer Identität von Anzeigepflichtigem und Anzeige⸗ 
adreſſaten die Pflicht entfällt: Man kann nur einem 
anderen, nicht ſich ſelbſt Mitteilung zu machen verpflichtet 
ſein von etwas, was man weiß (befondere, hier nicht 
in Betracht kommende Anordnungen zum Zwecke der 
Aktenkundigkeit ſind natürlich möglich). Dieſer Grund⸗ 
ſatz kommt aber nur dann zur Geltung, wenn der 
Bürgermeiſter als Organ anzeigepflichtig iſt. Trifft 
ihn, als den Wirtſchaftsvorſtand, die ſelbſtändige An⸗ 
zeigepflicht des 8 9 Abſ. 2, dann müßte er wegen 
eigener Beteiligung die Anzeige ſeinem Vertreter er⸗ 
ſtatten (Art. 125 Abſ. 3 der rechtsrhein. Gem O.). Bei 
der den Bürgermeiſter als Organ treffenden Anzeige⸗ 
pflicht kommt die Vertretung durch den Beigeordneten 
nicht in Betracht: denn der Bürgermeiſter iſt dann 
nicht in eigener, ſondern in gemeindlicher Sache be⸗ 
teiligt. Auch im anderen Falle wird freilich die Unter⸗ 
laſſung der Anzeige an den Beigeordneten mit Rück⸗ 
ſicht auf den ſubjektiven Tatbeſtand häufig ſtraflos 
bleiben müſſen (3. B. wenn der Bürger meiſter die 
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der Ortspolizeibehörde vorgeſchriebenen ſanitätspolizei⸗ 
lichen Maßnahmen ſelbſt trifft). 

Jedenfalls könnte hier der Bürgermeiſter wegen 
der Unterlaſſung der Anzeige nicht beſtraft werden. 

Man kann die Strafbarkeit auch nicht etwa darauf 
ſtützen, daß der Bürgermeiſter dem 812 des Viehſeuchen⸗ 
geſetzes zuwider die Anzeige nicht weitergegeben hat. 
Nach den zu 8 12 ergangenen bayeriſchen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen ($ 4 der Allerh. VO. vom 23. März 
1881, § 2 der MBek. vom 16. Februar 1905) hätte der 
Bürgermeiſter allerdings die Diſtriktsverwaltungs⸗ 
behörde benachrichtigen ſollen uſw. Allein das Vieh⸗ 
ſeuchengeſetz enthält keine Strafdrohung gegen die 
Verletzung des 8 12. Nur ein Analogieſchluß wäre 
möglich: Iſt ſchon der Anzeigepflichtige, der die 
Anzeige unterläßt, ſtrafbar, ſo iſt es erſt recht das 
Polizeiorgan, das gegen § 12 verftößt; die ſtraf⸗ 
begründende Analogie ift aber verboten (8 2 des StGB.). 
Statt der kriminellen kann disziplinariſche Beſtrafung 
eintreten (rechtsrhein. GemO. Art. 166 ff.). 

Außerdem wird meiſtens, wie wohl auch hier, 
eine kriminell nach $ 66 Ziff. 4 des Seuchengeſetzes 
zu ahndende Verfehlung im Bereiche der S8 19, 20, 
26, 27 des Geſetzes und der 88 1, 11, 12, 13 der 
MBek. vom 16. Februar 1905 gegeben fein, wenn 
ein Bürgermeiſter wie oben dargeſtellt verfährt. 

III. Staatsanwalt Sauerländer in München. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


„Die Weggabe von Hypotheken- und Grundfchuld: 
briefen kann eine wegen Benachteiligung der Gläubiger 
anfechtbare Rechtshandlung fein, auch wenn ihr nur ein 
„Verwahrungsvertrag“ zugrunde liegt. Aus den 
Gründen: Die Entſcheidung des OLG. geht dahin, 
es ſei erwieſen, daß der Schuldner G., unvermögend, 
die vollſtreckbare Forderung des Klägers zu bezahlen, 
den Grundſchuldbrief über die für ihn auf dem Grund⸗ 
ſtück Nr. 8 haftende Eigentümergrundſchuld von 
5000 M ſowie die Hypothekenbriefe über die beiden 
auf demſelben Grundſtücke eingetragenen, auf ihn über⸗ 
gegangenen Hypotheken von 600 M und 3000 M feiner 
Schwiegermutter, der Witwe M., in der Abſicht über⸗ 
geben habe, dadurch die Zwangsvollſtreckung in die 
den Briefen zugrunde liegenden, vom Kläger im Arreſt⸗ 
wege gepſändeten Realrechte zu vereiteln, und daß 
der Witwe M. bei Empfangnahme der Briefe dieſe 
Abſicht bekannt geweſen ſei. Gleichgültig ſei, welches 
Rechtsgeſchäft zwiſchen den beiden bei der fraglichen 
Gelegenheit vereinbart worden ſei, namemtlich ob der 
Schwiegerſohn mit den Briefen Sicherheit wegen der 
ihm von der Schwiegermutter gewährten Darlehen 
habe beſtellen wollen. Es könne auch dahingeſtellt 
bleiben, ob etwa nur das Vorliegen eines a a a 
vertrages anzunehmen fei. Denn in jedem Falle feien 
die Briefe, deren der Kläger zu ſeiner Befriedigung 
bedürfe, aus dem Vermögen des Schuldners G. „wegge⸗ 
geben“ (§ 5 AnfG.) und deshalb von der Witwe zurück⸗ 
zugewähren, da ihr gegenüber der Fall des § 3 Ziff. 1 
des AnfG. vorliege. Die Reviſion bemängelt dieſe 
Ausführungen, indem ſie geltend macht, bei Unter⸗ 


ſtellung eines Verwahrungsvertrages fehle es an einer 
Beſitzentäußerung, da der Schuldner nach wie vor 
den Beſitz (durch den Verwahrer) ausübe, und es ſei 
ferner die von dem Berufungsrichter getroffene Feſt⸗ 
ſtellung inſofern unvollitändig, als fie, falls die Hin⸗ 
gabe der Briefe an die Witwe M. zu Sicherungszwecken 
erfolgt ſei, unentſchieden laſſe, ob das Sicherungs⸗ 
geſchäft in benachteiligender Abſicht vorgenommen ſei; 
hierüber hätte ſich das OLG. ausdrücklich ausſprechen 
müſſen. Beide Angriffe gehen fehl. Die gerügte Lücke 
in der Feſtſtellung beſteht nicht. Denn das OLG. 
will nur beſagen, daß Benachteiligungsabſicht ſel bſt 
dann beſtanden habe, wenn man nur Verwahrung 
als Rechtsgrund für die Weggabe der Briefe annehme. 
Er faßt alſo dieſen Rechtsgrund gegenüber dem Rechts⸗ 
grunde der Sicherung dahin auf, daß was auf den 
erſteren zutrifft, um ſo mehr für den letzteren gelten 
muß. Materiellrechtlich aber iſt auch die Aufgabe des 
Gewahrſams einer Sache und die Verwandlung des 
bisherigen unmittelbaren Beſitzes in einen bloßen 
mittelbaren Beſitz eine Handlung, die für den ſie Vor⸗ 
nehmenden rechtliche Folgen haben kann, z. B. die 
Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts durch den 


nunmehrigen Inhaber ſowie die Verfügung über die 


Sache zugunſten eines redlichen Dritten ermöglicht. 


Nach der ganz allgemeinen Faſſung der 88 1, 7 Anf®. 


iſt ſie daher ebenfalls eine Rechtshandlung, durch die 

aus dem Vermögen des Schuldners etwas weggegeben 

wird. (Urt. des V. 35. vom 19. September 1908, 

V 474/08). 
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II. 


1. Rechtsverhältniſſe an einem Sparkaſſenbuch, wenn 
Geld für eine andere als die im Sparkaſſenbuche be⸗ 
zeichnete Perſon angelegt wird. 2. Umfang des Zu⸗ 
ruͤckbehaltungsrechts nach § 273 BGB. Begriff des 
„Zuſammenhangs“ zwiſchen den Forderungen. Die 
Klägerin verlangt von dem Beklagten die Herausgabe 
eines auf den Namen ſeiner Ehefrau lautenden Spar⸗ 
kaſſenbuchs und die Zahlung von 1200 M, die der 
Beklagte von dieſem Sparkaſſenkapital abgehoben habe. 
Sie hat eine Zeitlang bei dem Beklagten gewohnt, 
deſſen Ehefrau eine Nichte von ihr iſt; während des 
Aufenthalts bei dem Beklagten hat ſie dieſem größere 
Summen zur Anlegung bei der Sparkaſſe übergeben; 
fie ift damit einverſtanden geweſen, daß das Spar⸗ 
kaſſenbuch auf den Namen ihrer Nichte angelegt werde, 
behauptet aber, daß dies nur zum Zwecke der Legiti⸗ 
mation nach außen für die Abhebung von Teilen des 
Guthabens geſchehen ſei, und daß der Beklagte den 
Auftrag von ihr erhalten habe, das Geld für ſie bei 
der Sparkaſſe anzulegen, während der Beklagte ein⸗ 
wendet, daß eine Schenkung an ſeine Ehefrau vorliege. 
Das LG. hat den Beklagten nach dem Klageantrage 
verurteilt; deſſen Berufung iſt zurückgewieſen worden. 
Die Reviſion rügte: a) Außerachtlaſſung des $ 1006 
BGB. Das OLG. erachte zwar die Klägerin für be⸗ 
weispflichtig hinſichtlich des Klagevorbringens; aber 
es fei fich der Rechtsvermutung des 5 1006 BGB. nicht 
bewußt; der Beklagte habe keinerlei Erklärung zu 
geben und Gegenbeweis zu führen; die Klägerin müſſe 
einen obligatoriſchen Vertrag darlegen und nachweiſen. 
b) Verletzung des 8 273 BGB. Der Zuſammenhang 
zwiſchen den beiderſeitigen Leiſtungen, den das Geſeß 
verlange, liege vor. Das Zurückbehaltungsrecht des 
Beklagten ſei daher zu Unrecht verneint worden. Das 
Reichsgericht hob das Urteil auf. 

Aus den Gründen: 1. Ein Sparkaſſenbuch iſt 
zwar eine körperliche Sache; es hat aber als ſolche 
keinen ſelbſtändigen wirſchaftlichen Wert und deshalb 
auch keine ſelbſtändige rechtliche Bedeutung. Nach 
8 952 BGB., defen Beſtimmung auch auf andere Be⸗ 
weis⸗ und Legitimationsurkunden ($ 808 BGB.) Mn- 
wendung findet, folgt das Eigentum an einer ſolchen 
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Urkunde dem Rechte des Gläubigers an der Forderung, 
über welche die Urkunde ausgeſtellt iſt; für die Eigen⸗ 
tums vermutung zugunſten des Beſitzers einer beweg⸗ 
lichen Sache aus 8 1006 BGB. iſt daher kein Raum. 
Der aus der Nichtanwendung des 8 1006 BGB. Her- 
geleitete Reviſionsangriff iſt aber auch ſchon deswegen 
unbegründet, weil das OLG. die volle Beweispflicht 
der Klägerin für ihr Eigentum an dem Sparkaſſen⸗ 
buch und ihr Gläubigerrecht aus dieſem ſowie für das 
von ihr behauptete obligatoriſche Rechtsverhältnis, 
das den Beklagten zur Herausgabe verpflichte, an⸗ 


nimmt. 

2. Nicht beizutreten war dem OLG. dagegen in 
der Abweiſung der von dem Beklagten erhobenen 
Einrede der Zurückbehaltung (8 273 BGB.). Un- 
ſtreitig hat der Beklagte der Klägerin 2 Jahre 
Wohnung und Unterhalt gewährt; ein Verwandt⸗ 
ſchaftsverhältnis zwiſchen ihnen, das die Vermutung 
einer Schenkungsabſicht auf ſeiten des Beklagten be⸗ 
gründete (8 685 Abſ. 2 BGB.), beſtand nicht. Es ift 
weder anzunehmen, daß der Beklagte die Klägerin, 
eine nur mit ſeiner Ehefrau im Verhältniſſe einer 
Tante ſtehende Perſon, unentgeltlich bei ſich aufnehmen 
und ihr ohne Vergütung Wohnung und Unterhalt auf 
längere Zeit leiſten wollte, noch daß die Klägerin auf 
eine ſolche Unentgeltlichkeit gerechnet oder ſie auch nur 
gewollt hat. Sie wendet ſelbſt in dieſer Beziehung 
auch nur ein, daß ſie durch Gegendienſte die Leiſtungen 

r ihren Unterhalt abgegolten habe. Es kann für 
etzt dahingeſtellt bleiben, ob und unter welchen Vor⸗ 
ausſetzungen die Klägerin mit dieſem Vorbringen zu 
hören wäre. Jedenfalls liegt ein Anſpruch des Be⸗ 
klagten auf Vergütung ſeiner Leiſtungen oder Erſatz 
feiner Aufwendungen für die Gewährung von Woh- 
nung und Unterhalt an die Klägerin nahe, mag dieſer 
auf einer ſtillſchweigenden Vertragsvereinbarung der 
Parteien oder auf dem Rechtsgrunde der auftrag⸗ 
loſen (vertragloſen) Geſchäftsführung erwachſen ſein. 
Iſt dies aber der Fall, ſo kann nach Maßgabe der 
Grundſätze in den Entſcheidungen Bd. 57 S. 1 und 
Bd. 59 S. 200, zu denen jetzt noch die Entſcheidung 
Bd. 68 S. 32 hinzutritt, ein rechtlicher Zuſammenhang 
zwiſchen den Forderungen der Parteien i. S. des § 278 
BB. nicht bezweifelt werden. Dieſer Zuſammenhang 
iſt die natürliche Zuſammengehörigkeit einheitlicher 
Lebens verhältniſſe, „die es als gegen Treu und Glauben 
verſtoßend erſcheinen läßt, wenn der eine Intereſſent 
vom anderen die Leiſtung verlange, die von ihm ſelbſt 
geſchuldete aber nicht gewähren wolle“. Die Aus- 
fuhrung des Auftrages, aus dem die Klägerin ihren 
Anſpruch erhebt, und die Gewährung von Wohnung 
und Unterhalt, auf die der Beklagte ſeinen Gegen⸗ 
anſpruch begründet, ſind beide Leiſtungen des Be⸗ 
klagten, die dem gleichen einheitlichen Lebensverhält⸗ 
niſſe entwachſen ſind: Der dauernde Aufenthalt, den 
die Klägerin zu Wohnung und Verpflegung bei dem 
Beklagten genommen hatte, hat auch dahin geführt, 
daß ſie ihn ihre Geldgeſchäfte beſorgen ließ, und es 
würde der Klägerin übel anſtehen und gegen Treu 
und Glauben verſtoßen, wenn ſie nicht bei der Aus⸗ 
antwortung desjenigen Vermögens, das ſich noch in 
den Händen des Beklagten befindet, gleichzeitig ihn 
wegen ſeiner Anſprüche an ſie befriedigen würde. 
Grundſätzlich kann dem Beklagten für den von ihm 
erhobenen Gegenanſpruch deshalb das Zurückbehal⸗ 
tungsrecht des 8 273 BGB. nicht verſagt werden. 
(Urt. des VL 8 S. vom 5. November 1908, VI 200,08). 
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III. 


Heilung von Zuftellungsmängeln durch wiederholte 
Zuſtellung der Klage. Aus den Gründen: In der 
erh waren als Mitglieder des die beklagte Ge⸗ 
noſſenſchaft geſetzlich vertretenden Vorſtandes die fünf 
Perſonen benannt, aus denen tatſächlich der Vorſtand 


Aenderung dem Kläger, falls dieſer von der 


bis zum November 1905 beſtanden hat. Einem von 
ihnen iſt die Klageſchrift mit Terminsbeſtimmung auf 
26. Januar 1906 am 2. Januar 1906 zugeſtellt 
worden. Nun war aber im November 1995 der Bor- 
ſtand neu gewählt worden. Dieſe Aenderung iſt jedoch 
erſt nach der Zuſtellung vom 2. Januar 1906 zum 
Genoſſenſchaftsregiſter angemeldet worden. In der 
erſten Verhandlung vom 23. Februar 1906 hat der 
rozeß bevollmächtigte des Beklagten die fehlerhafte 
lagzuſtellung gerügt, übrigens ſich danach zur Sache 
eingelaſſen. Hierauf hat der Kläger eine zweite Zu⸗ 
ſtellung der Klage bewirkt. Er hat nämlich die Klage⸗ 
ſchrift * der Ausfertigung des Sitzungsprotokolles 
vom 23. Februar 1906, worin neue Terminsbeſtim⸗ 
mung auf 30. März 1906 enthalten war, vor dem 
letzteren Termin den neuen Vorſtandsmitgliedern zu⸗ 
ſtellen laſſen. Der Beklagte beharrte aber auf ſeiner 
Rüge und vertrat die Anſicht, daß die früher fehler⸗ 
haft zugeſtellte und die ordnungsmäßig zugeſtellte 
Klage zwei verſchiedene Klagen ſeien; die erſte müſſe 
wegen mangelnder Zuſtellung, die zweite wegen Rechts⸗ 
hängigkeit des Anſpruches abgewieſen werden. Beide 
Vorinſtanzen haben den Einwand des Beklagten ver⸗ 
worfen, weil der Mangel durch die zweite Zuſtellung 
der Klage geheilt ſei. Die Reviſion hat jenen Ein⸗ 
wand als prozeſſuale Rüge geltend gemacht. Die 
Rüge iſt jedoch unbegründet. Es iſt ſchon fraglich, 
ob nicht die erſte Klagzuſtellung ſelbſt dann, wenn der 
Kläger zu jener Zeit ſichere Kenntnis von der Aende⸗ 
rung des Vorſtandes der Beklagten gehabt hätte, als 
ordnungsmäßig erfolgt anzuſehen wäre, ob nämlich 
für einen (nicht rechtsgeſchäftlichen) prozeſſualen Akt 
wie die Klagzuſtellung die noch nicht in das Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſter eingetragene und öffentlich bekannt ge⸗ 
machte Aenderung vom Kläger überhaupt beachtet 
werden mußte. Wenn man aber auch annimmt, daß 
nach § 29 Gen. der beklagte Verein die N 
ende⸗ 

rung Kenntnis hatte, in Rückſicht auf die Vorſchriften 
in $ 171 der BPO. entgegenſetzen kann, fo ift doch 
der Auffaſſung beizupflichten, daß der Fehler behoben 
worden ſei. Der Mangel liegt nur in dem Zuſtellungs⸗ 
akte; dem Inhalte nach war die urſprüngliche Klag- 
erhebung in Ordnung. Eine unrichtige Bezeichnung 
der geſetzlichen Vertreter des Beklagten in der Klage⸗ 
ſchrift konnte, da dies nicht eines der nach § 253 der 
ZPO. weſentlichen Erforderniſſe der Klagerhebung, 
ſondern nur die reglementäre Vorſchrift in § 130 
Nr. 1 der BPO. betraf, jederzeit berichtigt werden. 
Jener Mangel in der Zuſtellung aber iſt durch die 
zweite geſetzmäßig erfolgte Zuſtellung beſeitigt worden. 
Entweder iſt er im eigentlichen Sinne geheilt, ſofern 
durch die Nachholung der richtigen Zuſtellung rück⸗ 
wirkend die urſprüngliche Klagerhebung rechtsgültig 
geworden wäre. Dafür konnte hier die Erwägung 
ſprechen, daß eine Klagerhebung erfolgt war, die zu⸗ 
nächſt bis zur Führung eines Gegenbeweiſes als legal 
zu gelten hatte. Oder es iſt in der zweiten Klag⸗ 
zuſtellung eine neue ſelbſtändige Klagerhebung zu er⸗ 
blicken. Sie enthielt ſachlich alle Erforderniſſe der 
Klagerhebung nach § 253 der ZPO.; namentlich auch 
die Ladung zu einem künftigen Verhandlungstermin. 
Ein Bedenken erwächſt hier auch nicht aus dem Um⸗ 
ſtande, daß die richtige Zuſtellung erſt vorgenommen 
wurde, nachdem ſchon verhandelt und der Mangel 
gerügt worden war. Der Rüge hätte bei der erwähnten 
Rechtslage gar nicht. ohne weiteres Folge gegeben 
werden können und der Beklagte mußte ſich gefallen 
laſſen, daß der Kläger die Zuſtellung, ſo lang dieſer 
Streitpunkt in der Schwebe war, formgerecht nach⸗ 
holte. Seine prozeſſualen Intereſſen wurden zudem 
hierdurch in keiner Weiſe beeinträchtigt und es würde 
deshalb ein formaliſtiſcher Standpunkt hier um ſo 
weniger angebracht ſein. Daß von dem Einwand 
der Rechtshängigkeit (ZPO. § 263 Abf. 2 Nr. 1) gegen⸗ 
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über der — auf eine und dieſelbe Klage bezüglichen — 
Wiederholung der Zuſtellung nicht die Rede ſein kann, 
hat ſchon das OLG. zutreffend ausgeführt. (Urt. des 
VI. 8S. vom 5. November 1908, VI 597/07). 
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IV. 


Unfall durch Herabgleiten eines Nolladens. Iſt 
5 836 BGB. anwendbar? Wann liegt ein Verſtoß gegen 
das Schutzgeſetz des $ 366 Nr. 8 StG. vor? Haftet 
der Hauseigentümer auch für den ordnungsmäßigen Zu: 
ſtand vermieteter Räume? Aus den Gründen: 
1. Die Rüge der Reviſion, daß das OLG. den § 836 
BGB. durch Nichtanwendung verletzt habe, iſt unbe⸗ 
gründet. Zwar iſt ein Rolladen als Teil eines Ge⸗ 
bäudes i. S. des § 836 anzuſehen (vgl. RG. Z. Bd. 60 
S. 421). Hier iſt der Rolladen indes, wozu er an ſich 
beſtimmt war, in ſeinen Führungen herabgeglitten, 
wenn auch das Herabgleiten nicht gewollt war. Dabei 
iſt er weder in ſeiner Form oder in ſeinem eigenen 
inneren Zuſammenhalt irgendwie verändert noch in 
dem Zuſammenhang mit dem Gebäude gelöſt oder 
nur gelockert worden. Es fehlt daher an der Voraus⸗ 
ſetzung des § 836, daß der Gebäudeteil eingeſtürzt ift 
oder ſich abgelöſt hat. Das Urteil des IV. ZS. vom 
21. Januar 1907 (Rep. IV 258/06), auf das ſich die 
Reviſion beruft, betraf einen Fall, der anders liegt. 
Dort war der Gurt des Rolladens von der Rolle ab⸗ 
geriſſen und hatte dadurch das Herabfallen der Laden⸗ 
ſtäbe herbeigeführt. Der IV. BS. hat die Anſicht des 
Vorderrichters nicht beanſtandet, daß der zum Roll⸗ 
laden gehörige Gurt ein Gebäudeteil ſei. Danach hat 
es ſich alſo in Wahrheit um die Ablöſung eines 
Gebäudeteils gedreht. 

2. Zu unrecht zeiht die Reviſion den Bl. eines 
Verſtoßes wider das Schutzgeſetz des 8 366 Nr. 8 StGB. 
Dieſe Beſtimmung bedroht, ſoweit ſie hier in Betracht 
kommt, denjenigen mit Strafe, der nach einer Straße 
oder nach Orten hinaus, wo Menſchen verkehren, 
Sachen, durch deren Herabfallen jemand beſchädigt 
werden kann, ohne gehörige Befeſtigung aufhängt. 
Der Rolladen war jedoch nicht an der Welle des Roll⸗ 
ladens, der ihn trug, aufgehängt d. h. mit ihr in 
einer lockeren, beweglichen Verbindung, ſondern durch 
Schrauben oder Nägel feſt mit ihr zuſammengefügt. 
Er entbehrte deshalb auch nicht der gehörigen Be⸗ 
feſtigung, worunter die gegen das Herabfallen ſichernde 
Verbindung der aufgehängten Sache mit dem ſie ſtützen⸗ 
den Gegenſtand zu verſtehen ift. 8 366 Nr. 8 StGB. 
greift daher nicht Platz. Uebrigens würde bei ſeiner 
Anwendbarkeit, da § 823 Abſ. II die Erſatzpflicht an 
einen ſchuldhaften Verſtoß wider das Schutzgeſetz 
knüpft, ſich nur die Folge ergeben, daß der Beklagte 
ſich zu entlaſten hätte. 

3. Auch die Meinung der Reviſion geht ſehl, daß 
Bl. verpflichtet geweſen ſei, den Rolladen, namentlich 
die Klemmſchraube, die zur Feſthaltung der Gurts bei 
aufgezogenem Laden diente, zu beaufſichtigen und dar⸗ 
auf bedacht zu ſein, daß die ganze Einrichtung in tadel⸗ 
loſem Zuſtand bleibe; daß er aber dieſe Pflicht ver⸗ 
nachläſſigt habe. Der Rolladen war vom Junern des 
dem J. vermieteten Ladens aus zu handhaben. Bl. 
hatte ohne Einwilligung des Mieters kein Recht, daher 
auch keine Pflicht, im Innern der Mietsräume nach⸗ 


zuſchauen, ob der Rolladen mit ſeinen Zubehören ſich 


in Ordnung befinde oder ſich durch den Gebrauch ab⸗ 
genutzt habe. Sondern es war Sache des Mieters, 
gemäß § 545 BGB. ihm gegebenenfalls von Mängeln 
Anzeige zu machen und Abhilfe zu fordern. Inſolange 
dies nicht geſchah, würde den Bl. kein Vorwurf treffen, 
wenn er ſich nicht darum kümmerte, ob etwa an dem 
Rolladen Schäden durch die Abnutzung entſtanden 
eien. Noch weniger wuͤrde es ihn berühren, wenn 
ie Annahme des Sachverſtändigen Kr. richtig wäre, 
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daß der Unfall dadurch verurſacht wurde, daß der 
Lehrling des J., als er am Morgen den Laden in die 
Höhe zog, die Schraube nicht feſt genug angezogen 
hat. Die Haſtung des Beklagten kann ſich vielmehr 
nur darauf gründen, daß Bl., als er beim Bau des 
Hauſes den Rolladen einrichtete, oder als er ihn dem 
Mieter J. übergab, die im Verkehr von dem Erbauer 
und Eigentümer eines Hauſes erforderte Sorgfalt ver⸗ 
letzt hat. Und zwar ſteht nur in Frage, ob die Vor⸗ 
ſicht gebot, zum Schutz gegen ein Herabfallen des Roll⸗ 
ladens ſtatt der Klommſchraube ein dieſen Schutz beffer 
gewährleiſtendes Sperrwerk oder neben der Klemm⸗ 
ſchraube eine zweite Sicherung anzubringen. (Urt. des 
VI. ZS. vom 9. Nov. 1908, VI 598/08). 
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B. Strafſachen. 
I. 


1. Kann aus der Ablehnung eines Autrags nach 
S 81 StPO. ein Neviſionsgrund entnommen werden? 


„ 2. Bildet es einen Reviſionsgrund, wenn im Er⸗ 
öffnungsbeſchluſſe dem Angeklagten zur Laſt gelegt iſt, 
„gemeinſchaftlich mit anderen“ gehandelt zu haben, 
dieſe Worte aber in der den Geſchworenen vorgelegten 
und von ihnen bejahten Frage weggeblieben find? 

3. Schwurgerichtliche Frageſtellung aus 8 147 
St.? 

Aus den Gründen: Zu 1. Dem Antrage des 
Sachverſtändigen B., daß der Angeklagte zur Vorbe⸗ 
reitung eines Gutachtens über feinen Geifteszuftand 
in eine öffentliche Irrenanſtalt gebracht und dort be⸗ 
obachtet werde, mußte die Strafkammer nicht unbe⸗ 
dingt ſtattgeben, vielmehr hatte fie nach Wortlaut 
und Sinn des § 81 StPO. nur ihr pflichtgemäßes 


Ermeſſen walten zu laſſen, ohne an die Auffaſſung 


oder an Bedenken des Sachverſtändigen gebunden zu 
ſein. Indem ſie deſſen Antrag ablehnte, weil „die 
Entſcheidung über die Zurechnungsfähigkeit des An⸗ 
geklagten nach Lage der Sache auf Grund des Er- 
gebniſſes der Hauptverhandlung erfolgen kann“, hat 
ſie ſich innerhalb der Grenzen freier Beweiswürdigung 
($ 260 StPO.) gehalten und inſoweit findet eine 
Nachprüfung durch das Reviſionsgericht nicht ſtatt. 

Zu 2. Während der Angeklagte im Eröffnungs⸗ 
beſchluſſe beſchuldigt war, „gemeinſchaftlich mit 
anderen“ nachgemachtes Geld ſich verſchafft und in 
den Verkehr gebracht zu haben ($$ 147, 47 StGB.), 
ſind in der den Geſchworenen vorgelegten „Frage 
V. Hauptfrage“ die Worte „gemeinſchaftlich mit an⸗ 
deren“ weggeblieben. Ob gleichwohl die Frage in⸗ 
ſoweit den Eröffnungsbeſchluß vollſtändig erſchöpft, 
bedarf keiner Erörterung. Denn daß ſie die gleiche 
Tat betrifft, wie der Eröffnungsbeſchluß, kann nicht 
zweifelhaft ſein, und ſo wie ſie lautete, ſetzte ihre 
Bejahung den Beweis der Verwirklichung ſämt⸗ 
licher Tatbeſtandsmerkmale durch den Angeklagten 
ſelbſt voraus, wogegen er als Mittäter ſchon dann 
ſchuldig zu ſprechen war, wenn er bei der gemein⸗ 
ſchaftlichen Ausführung der Tat nur in irgend einer 
Weiſe mitgewirkt hatte. Er iſt alſo dadurch nicht 
beſchwert, daß nicht in wortgetreuer Anlehnung an 
den Eröffnungsbeſchluß eine Hauptfrage wegen Mit⸗ 
täterſchaft vorausgeſchickt und für den Fall ihrer Ver⸗ 
neinung die jetzige Frage V als Hilfsfrage geſtellt 
worden iſt. 

Zu 3. Die Frage V gibt — abgeſehen von der 
dem Angeklagten günſtigen nt der Worte 
„oder verfälſchten“ und von der nach § 293 Schlußſatz 
StPO. zuläſſigen Bezeichnung „Metallgeld“ ſtatt 
Geld — den Tatbeſtand eines Verbrechens nach § 147 
StGB. mit den Ausdrücken des Geſetzes wieder; fie 
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verſtößt alfo nicht dadurch gegen den $ 293 StPO., 

daß ſie nicht — was der Verteidiger für unerläßlich 

erachtet, was aber beim Wortlaut des 8 147 über- 

flüſſig iſt — von „inländiſchem oder ausländiſchem“ 

Gelde redet. (Urt. d. I. StS. vom 26. Oktober 1908, 

1 D 667/08). B. 
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II. 


Beeidignng eines Zeugen bei wiederholter Ber: 
nehmung in derſelben Hauptverhandlung. (SS 60, 66 
SPD) Aus den Gründen: Das Sitzungs⸗ 
protokoll ergibt, daß der Zeuge S., nachdem er unter 
Eid zur Sache vernommen war, im allſeitigen Ein⸗ 
verſtändnis „entlaffen“ wurde. Der Zeuge hat ſich 
auch tatſächlich entfernt, und iſt erſt nach Vernehmung 
der übrigen Zeugen und Sachverſtändigen und nach⸗ 
dem die Verhandlung eine mehrſtündige Unterbrechung 
erfahren hatte, freiwillig wieder erſchienen. Unter 
dieſen Umſtänden ſteht feſt, daß die eidliche Ver⸗ 
nehmung des Zeugen völlig beendet und abgeſchloſſen, 
ſeine Entlaſſung endgültig war. Wenn der Zeuge 
nunmehr in der Verhandlung auf ſein Verlangen 
nochmals gehört wurde, um ihm Gelegenheit zu geben, 
‚feine frühere Ausſage zu ergänzen“, wenn feine Ver⸗ 
nehmung auf die neu verleſenen Briefe und die dazu 
von dem Angeklagten abgegebenen Erklärungen er⸗ 
ſtreckt wurde, ſo bedurfte es der wiederholten Be⸗ 
eidigung (8 60 StPO.) oder doch der Verſicherung der 
Richtigkeit der neuen Ausſage unter Berufung auf 
den früher geleiſteten Eid ($ 66 StPO., Entſch. Bd. 19 
S. 27). Das Protokoll ergibt nicht, daß das eine 
oder andere geſchehen iſt, der Inhalt der neuen Aus⸗ 
ſage des Zeugen iſt daher nicht durch Eid gedeckt. 
Das angefochtene Urteil unterliegt hiernach der Auf⸗ 
hebung. (Urt. des I. StS. vom 8. Oktober 1908, 1 D. 
722/08). | B. 
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II. 


Nechtliche Bedentung der Ablehnung eines geladenen 
und erſchienenen Sachverſtändigen gegenüber 8 244 StPO. 
Aus den Gründen: Nach 8 73 StPO. erfolgt die 
Auswahl der Sachverſtändigen und die Beſtimmung 
ihrer Zahl durch das Gericht. Dieſes iſt nicht ge⸗ 
halten, die Perſonen als Sachverſtändige zu beſtellen, 
die von der Staatsanwaltſchaft oder dem Angeklagten 
als ſolche bezeichnet werden. Nur aus § 244 StPO. 
kann ſich die Verpflichtung des Gerichts ergeben, un⸗ 
mittelbar als Sachverſtändige geladene Perſonen 
(8$ 218, 219 StPO.) zu vernehmen, ſofern fie in der 
Verhandlung erſchienen ſind. Der Küfer S. mußte 
hiernach vernommen werden, ſofern ſeine unmittelbare 
Ladung als Sachverſtändiger nachgewieſen wurde. 
Allein gleichviel, ob, von wem und in welcher Eigen⸗ 
ſchaft S. geladen war, unter allen Umſtänden blieb 
die Zuläſſigkeit feiner Vernehmung als Sachver⸗ 
ſtändiger davon abhängig, daß er nicht mit Erfolg 
abgelehnt wurde (§§ 74, 24 StPO.). Das ift durch 
den Staatsanwalt geſchehen und das Gericht hat das 
Mißtrauen in die Unparteilichkeit des Sachverſtändigen, 
auch nachdem dieſer ſelbſt über ſeine Beziehungen zu 
dem Angeklagten unter dem Zeugeneid ausgeſagt 
hatte, für gerechtfertigt erachtet und das Ablehnungs⸗ 
geſuch wegen Befangenheit des Sachverſtändigen für 
begründet erklärt. Die Entſcheidung ſtützt ſich auf 
reine tatſächliche Erwägungen, die ſich der Nach⸗ 
prüfung entziehen, rechtlich iſt ſie nicht zu beanſtanden. 
54308). I. StS. vom 21. September 1908, 1 D. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivil ſachen. 


I. 

Behandlung der Annuitätenhypotheken in der 
Zwangsverſteigerung. Erwachſen dem Erſteher 
eines zwangsweiſe verſteigerten Anweſens, 
dem der Zuſchlag nach Maßgabe der Ver⸗ 
ſteigerungs bedingungen erteilt wurde, 


daraus Verpflichtungen, daß vor der Be⸗ 


ſchlagnahme Teilbeträge einer durch Annui⸗ 
täten zu tilgenden Hypothek gezahlt worden 
ſind, die er nach den Verſteigerungsbe⸗ 
dingungen im urſprünglichen Betrage zu 
übernehmen hatte? Tritt hierin eine 
Aenderung ein, wenn die Berechtigten im 
Verſteigerungs⸗ oder Teilungs verfahren 
die Anmeldung unterließen? Verzicht auf 
die Befugnis zur Rangeinräumung nach 
Bayeriſchem Rechte. Verzicht auf die 
künftige Eigentümergrundſchuld. (88 45, 
50, 82 3wVGG.; 88 875, 1163, 1177 BGB.; UeG. Art. 59; 
Not. v. 1861 Art. 14). Das Amtsgericht R., für 
deſſen Bezirk ſeit dem 1. Mai 1905 das Grundbuch 
als angelegt anzuſehen iſt, hat am 23. Februar 1906 
für eine Darlehensforderung von 3000 M der Kon⸗ 
ditorsfrau Eliſe H. in R. auf Antrag der Gläubigerin 
die Zwangsverſteigerung des Anweſens der Schneiders⸗ 
frau Anna G. in R. angeordnet. Für die Gläubigerin 
war ſeit 19. Oktober 1903 eine Hypothek an dem An⸗ 
weſen eingetragen. Z. Z. der Eintragung des Ver⸗ 
ſteigerungsvermerkes gingen nach dem Inhalte des 
Grundbuchs ihrer Hypothek im Range vor: an 1. Stelle 
ein ſeit 13. April 1897 eingetragenes, durch Halb⸗ 
jahresbeträge von 700 M zu verzinſendes und zu 
tilgendes Darlehen der W.⸗Bank in M. zu 28 000 M 
nebſt einer Nebenſachenkaution von 2800 M; bei dieſer 
Hypothek iſt der Vermerk eingetragen: „Bei Teil⸗ 
zahlungen dürfen Rangeinräumungen an der Stelle 
der dadurch offen gewordenen Hypothek nur vorbe⸗ 
haltlich der dem Reſte der Pfandbriefſchuld bleibenden 
Priorität vorgenommen werden“; an 2., 3. und 4. Stelle 
die ſeit 1. März, 16. April und 5. Oktober 1901 ein⸗ 
getragenen Hypotheken für verzinsliche Darlehens- 
forderungen des Uhrmachers Friedrich D. in R. zu 
2000, 2000 und 350 M nebſt 10% igen Nebenkautionen. 
Die Eintragung vom 1. März 1901 erfolgte auf Grund 
eines notariell beurkundeten „Schuldbekenntniſſes mit 
Hypothekbeſtellung“ vom 13. Februar 1901, in dem 
Anna G. die Belaſtung des Anweſens mit der Hypo⸗ 
thek für das Darlehen der Bank erwähnte und er⸗ 
klärte, daß ſie „im Falle ganzer oder teilweiſer 
Löſchungsreife der zurzeit eingetragenen Hypotheken 
des Schreiners H., des Baumeiſters B. und der Firma 
W. auf das Recht, den freigewordenen Rang einem 
anderen Gläubiger einzuräumen, ſowie künftig auf 
den Erwerb der Eigentümerhypothek verzichte“. Der 
Verzicht iſt im Grundbuch eingetragen. Die in der 
Verzichtserklärung bezeichneten Hypotheken waren zur 
Zeit der Eintragung des Verſteigerungsvermerkes ge⸗ 
löſcht. An dem Darlehen der Bank hatte Anna G. 
durch Annuitätenzahlungen in der Zeit vor dem 
1. Mai 1905 2421.08 M und ſeitdem 188.42 M getilgt. 
Demgemäß meldete die Bank bei dem Verſteigerungs⸗ 
beamten ihr Guthaben mit 25 002.28 M Darlehens⸗ 
reſt, 1400 M Betrag der am 1. September 1905 und 
am 1. März 1906 fällig gewordenen Halbjahres⸗ 
leiſtungen und 150 M Koſtenanſchlag an. Die An⸗ 
meldungen wurden im Verſteigerungstermine bekannt 
gegeben. Als Verſteigerungsbedingung wurde feſt⸗ 
geſtellt, daß die Hypothek der Bank zu 28 000 M nebſt 
der Nebenſachenkaution zu 2800 M und dem „Rang⸗ 
einräumungsverzichte“ ſowie die drei Hypotheken des 
Friedrich D. beſtehen bleiben, und daß die nur im 
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Mindeſtbetrage von 2996.63 M zuläſſigen Bargebote 
die beſtehen bleibenden a ziffermäßig nicht ent- 
halten dürfen. Friedrich D. war Meiſtbietender mit 
einem Bargebote von 6050 M; er erhielt am 16. Mai 
1906 von dem Verſteigerungsbeamten den Zuſchlag 
ar den durch Zahlung zu berichtigenden Betrag von 
050 M und unter den der a zugrunde 
gelegten geſetzlichen Bedingungen, insbeſondere unter 
der Bedingung des Beſtehenbleibens der Hypothek der 
W.⸗Bank zu 28 000 M mit 2800 M Nebenkaution und 
dem Rangeinräumungsverzicht und der Hypotheken 
des Erſtehers zu 4350 M und 435 M Nebenkautionen“. 
Gegen den Zuſchlagsbeſchluß wurde Beſchwerde nicht 
eingelegt. Im Verteilungsverfahren wurden aus dem 
Verſteigerungserlöſe die Anſprüche der Bank für fällige 
Halbjahresleiſtungen, Verzugszinſen und Koſten, die 
Zinſenanſprüche des Friedrich D. und von der Forde⸗ 
rung der Eliſe H. ein Teilbetrag von 2917.94 M be- 
richtigt, mit einem Betrage von 82.06 M fiel die 
Gläubigerin aus. Die Hypothek der Bank und die 
Hypotheken des Erſtehers D. blieben beſtehen. Anna 
G. glaubte von Friedrich D. Erſtattung des an die 
Bank zur teilweiſen Tilgung der Darlehensſchuld ge⸗ 
zahlten Betrags beanſpruchen zu können und ließ am 
27. November 1906 gegen ihn Klage mit dem Antrag 
erheben, ihn zur Erteilung der Einwilligung dazu zu 
verurteilen, daß auf dem Grundbuchblatte für das 
verſteigerte Anweſen die Hypothek der W.⸗Bank zum 
Teilbetrage von 2609.50 M gelöſcht und an deren 
Stelle für ſie eine mit 4% verzinsliche Grundſchuld 
eingetragen werde, oder ihn ſchuldig zu erklären, an 
ſie 2421.08 M und 188.42 M nebſt 4% Zinſen feit 
16. Mai 1906 zu bezahlen. Der Beklagte beantragte 
die Abweiſung der Klage. Er behauptete, die Klägerin 
habe, um ihn zur Hingabe des erſten Darlehens von 


2000 M zu beſtimmen, zugunſten der ihm beſtellten 


Hypothek auf die Rangeinräumung und den Erwerb 
von Eigentümerhypotheken an der Stelle aller vor⸗ 
gehenden Hypotheken, alſo auch der Hypothek der 
Bank, verzichtet, dies ſei der wirkliche Sinn der Ur⸗ 
kunde vom 13. Februar 1901. Hierfür trat er Beweis 
an, ebenſo dafür, daß die Klägerin bei der Aufnahme des 
Darlehens von Eliſe H. die Gläubigerin in dem Be⸗ 
wußtfein, ihr nicht ohne Zuſtimmung des Beklagten 
eine freigewordene Rangſtelle einräumen zu können, 
an ihn verwieſen, er aber die Zuſtimmung verweigert 
habe, endlich dafür, daß der Notar im Verſteigerungs⸗ 
termine bekannt gegeben habe, daß die Hypothek der 
Bank nur zu dem noch beſtehenden Betrag übernommen 
werden müſſe, und daß er ausdrücklich erklärt habe, 
wenn dies nicht richtig ſei, werde er das Anweſen 
nicht erſtehen. Nach Vernehmung von Zeugen erklärte 
das Landgericht den Beklagten ſchuldig, an die Klägerin 
2339.02 M nebſt 4% Prozeßzinſen zu bezahlen und 
der Berichtigung des Grundbuchs dahin zuzuſtimmen, 
daß von der Hypothek der Bank ein Teilbetrag von 
188.42 M auf die Klägerin umgeſchrieben werde. In 
Anſehung des Betrags von 82.06 M, der der Gläu⸗ 
bigerin H. gebühre, wurde die Klage abgewieſen, die 
Koſten wurden dem Beklagten auferlegt. Der Be⸗ 
klagte legte Berufung ein, berief ſich zur Begründung 
auf eine in den BIRA. Bd. 72 S. 676 mitgeteilte Ent- 
ſcheidung des OLG. Dresden und machte noch geltend: 
die Klägerin könne aus der teilweiſen Tilgung der 
Forderung der Bank einen Anſpruch nicht herleiten, 
weil unter der Herrſchaft des Bayeriſchen Hypotheken⸗ 
rechts der Eigentümer nicht beſugt geweſen ſei, den 
Rang der Hypothek zu dem durch Annuitätenleiſtungen 
getilgten Betrag ohne Zuſtimmung der nachfolgenden 
Hypothekengläubiger einem anderen Gläubiger ein⸗ 
zuräumen, und weil ſie in der Urkunde vom 13. Fe⸗ 
bruar 1901, deren wahrer Sinn über den Wortlaut 
hinausgehe, zugunſten des Beklagten als Hypotheken⸗ 
gläubigers auf das Recht der Rangeinräumung und 
auf die Erlangung einer Eigentümerhypothek verzichtet 
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habe. Das OLG. hat die Berufung zurückgewieſen. 
Die Reviſion des Beklagten iſt zurückgewieſen worden. 

Gründe: Das OLG. hat mit Recht für die dem 
Beklagten als Erſteher obliegenden Verpflichtungen 
den Inhalt des Hasch un des noch als maßgebend 
angeſehen. Der Beſchluß, der nach S 82 Zw G. das 
Grundſtück, den Erſteher, das Gebot und die Ver⸗ 
ſteigerungsbedingungen zu bezeichnen hat, iſt eine 
rechtsbegründende Entſcheidung, er macht den Erſteher 
zum Eigentümer des verſteigerten Grundſtücks, be⸗ 
ſtimmt die Rechte, die beſtehen bleiben, und verpflichtet 
den Erſteher zu den Leiſtungen, die ſich aus den Ver⸗ 
ſteigerungsbedingungen ergeben. Der Beſchluß kann 
nur mit ſofortiger Beſchwerde angefochten, die Un⸗ 
richtigkeit einer der Grundlagen, auf denen er beruht, 
kann nicht in anderer Weiſe geltend gemacht werden, 
dem rechtskräſtigen Beſchluſſe gegenüber kann der Er⸗ 
ſteher ſich nicht darauf berufen, daß er bei der Abgabe 
des Meiſtgebots über den Inhalt ſeiner Erklärung 
im Irrtum geweſen ſei oder ein Gebot des in dem 
Beſchluſſe bezeichneten Inhalts nicht abgegeben habe. 
Hier bezeichnet der Zufchlagbeſchluß als Verſteigerungs⸗ 
bedingung, daß die Hypothek der Bank nach dem In⸗ 
halte des Grundbuchs im vollen Betrage von 28 000 M 
beſtehen bleibe, im übrigen beläßt er es bei den geſetz⸗ 
lichen Verſteigerungsbedingungen. Wenn der Beklagte, 
wie er behauptet, über die Bedeutung der geſetzlichen 
Verſteigerungsbedingungen im Irrtum war, im Ver⸗ 
ſteigerungstermin erklärt hat, ſeine Beteiligung als 
Bieter von der Richtigkeit ſeiner Auffaſſung abhängig 
zu machen, und von dem Verſteigerungsbeamten eine 
zuſtimmende Erklärung erhalten hat, ſo iſt das dem 
rechtskräftigen Beſchluſſe gegenüber ebenſo belanglos 
wie die Ungewißheit, in der der Verſteigerungsbeamte 
ſich nach ſeiner Zeugenausſage darüber befunden hat, 
in welchem Umfange die Hypothek nach den geſetzlichen 
Verſteigerungsbedingungen beſtehen blieb. Soweit die 
Hypothekenforderung der Bank in der Zeit nach der 
Anlegung des Grundbuchs durch Annuitätenzahlungen 
der Klägerin getilgt worden iſt, hat die Klägerin 
die Hypothek als Eigentümergrundſchuld erworben. 
Zwiſchen einer Hypothek, bei der die Tilgung der 
Forderung durch einen Zuſchlag zu den Zinſen in der 
Weiſe erfolgt, daß die Jahresleiſtung (Annuität) bis 
zum Ablaufe der Tilgungsfriſt die gleiche Höhe be⸗ 
hält, indem mit dem Fortſchreiten der Tilgung der 
in der einzelnen Leiſtung enthaltene Tilgungsbetrag 
um ebenſoviel zunimmt, als der Zinſenbetrag abnimmt, 
und anderen Hypotheken, bei denen Tilgung durch 
Seiftengab ungen ſtattfindet, beſteht in dieſer Beziehung 
ein Unterſchied. Bei der Amortiſationshypothek, auf 
die ſich die vom Reviſionskläger angeführte Entſcheidung 
des OLG. Dresden bezieht, konnte die Hypothek durch 
die einzelnen Jahresleiſtungen deswegen nicht in eine 
Eigentümergrundſchuld umgewandelt werden, weil 
nach der Satzung des Landwirtſchaftlichen Kreditvereins 
in Sachſen, die in dem in der Entſcheidung re 
Urteile vom 18. November 1906 (ZBNFS. u. N. Bd. 7 
S. 699) ausführlich mitgeteilt iſt, die einzelnen Jahres⸗ 
leiſtungen nicht Teilzahlungen auf die Hypotheken⸗ 
forderungen ſondern Einzahlungen in einen Tilgungs⸗ 
fonds ſind, der zur Einlöſung der ausgegebenen Pfand⸗ 
briefe beſtimmt iſt, und die Hypotheken erſt nach der 
Einlöſung der ganzen Serie der Pfandbriefe mittelſt 
dieſer getilgt werden. Ein Verzicht auf die künftige 
Eigentümergrundſchuld mit der Wirkung, daß die 
Hypothek, ſtatt Eigentümergrundſchuld zu werden, ohne 
weiteres erloſch, war nach $ 875 BGB. überhaupt 
nicht möglich. Eine die Klägerin bindende Erklärung, 
die Eigentümergrundſchuld, falls ſie entſtehen ſollte, 
aufzugeben, und ein Verzicht auf die Befugnis zur 
Rangeinräumung, der nach dem Art. 59 UeG. im Beit- 
punkte der Anlegung des Grundbuchs die Wirkung 
einer Vormerkung zur Sicherung des Rechtes a 
Löſchung der vom Eigentümer erworbenen Hypothe 
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erlangt haben würde, würden den Beklagten zwar 
inſtand ſetzen, das durch den Zuſchlag erworbene An⸗ 
weſen von der Grundſchuld der Klägerin zu befreien, 
fat den Betrag der Grundſchuld würde aber dann 

asſelbe gelten wie für den vor der Anlegung des 
Grundbuchs getilgten Betrag der Hypothek (RGC. 
Bd. 57 S. 209, insbeſ. 213). Es iſt jedoch dem OLG. 
darin beizuſtimmen, daß ein wirkſamer Verzicht der 
Klägerin nicht vorliegt. Wenn es auch bei den Unter⸗ 
handlungen wegen des Darlehens, das der Beklagte 
der Klägerin geben ſollte, die Meinung beider Teile 
geweſen ſein mag, daß jede Tilgung der beſtehenden 
Hypotheken dem Range der dem Beklagten zu be- 
1 Hypothek zu ſtatten kommen ſolle, ſo hat 

ie Klägerin doch in der Urkunde vom 13. Februar 
1901 den Verzicht auf Rangeinräͤumung und Eigen⸗ 
tümerhypothek trotz ausdrücklicher Erwähnung der 
Hypothek der Bank nur in Anſehung der drei anderen 
Hypotheken erklärt. Es liegt nahe, dies damit zu er⸗ 
klären, daß der Verzicht in Anſehung dieſer Hypothek 
als entbehrlich angeſehen wurde, weil die ſtändige Recht⸗ 
ſprechung bei Annuitätenhypotheken die Befugnis zur 
Rangeinräumung für ausgeſchloſſen erachtete, ſofern 
He nicht ausdrücklich vorbehalten war; aber auch wenn 
die Erſtreckung des Verzichts auf die Hypothek der 
Bank aus Verſehen unterblieben ſein ſollte, kann die 
fehlende Erklärung nicht im Wege der Auslegung er⸗ 
gänzt werden, weil der Verzicht auf Rangeinräumung 
nach dem bis zur Anlegung des Grundbuchs in Geltung 
geweſenen Liegenſchaftsrechte (Art. 14 des Not. vom 
10. November 1861, 8 60 des Landtagsabſchieds vom 
29. April 1869) der notariellen Beurkundung bedurfte 
und für die künftige Eigentümerhypothek eine öffent⸗ 
lich beurkundete oder öffentlich beglaubigte Löſchungs⸗ 
bewilligung erforderlich war. Das OLG. hat deshalb 
die Beweisanträge über den wahren Sinn der Ur⸗ 
kunde vom 13. Februar 1901 mit Recht abgelehnt. 
Ein unabhängig von der beurkundeten Erklärung der 
Klägerin zuſtande gekommener Vertrag des Inhalts, 
daß ſie ſich verpflichte, von der Befugnis zur Rang⸗ 
einräumung oder der Eigentümergrundſchuld nicht 
zum Nachteile der Hypothek des Beklagten Gebrauch 
zu machen, für den nach den Vorſchriften des BGB. 
eine beſondere Form nicht erforderlich war (RGE. 
Bd. 48 S. 133, Bd. 50 S. 77, Bd. 54 S. 146), iſt 
nicht behauptet worden. Die der Klägerin zuſtehende 
Eigentümergrundſchuld bedurfte, um bei der Feſtſtel⸗ 
lung des geringſten Gebots berückſichtigt zu werden, 
nicht der Anmeldung nach § 45 ZwVG. Die Hypothek 
des BGB. trägt nach den SS 1163, 1177 von vorne⸗ 
herein die Beſtimmung in ſich, mit der Erledigung 
des Rechtes des Gläubigers Eigentümergrundſchuld 
zu werden, die Umwandlung in die Eigentümergrund⸗ 
ſchuld, die ſich außerhalb des Grundbuchs vollzieht, 
ſetzt nicht an die Stelle der im Grundbuch einge⸗ 
tragenen Hypothek ein neues, aus dem Grundbuche 
nicht erſichtliches Recht, ſondern bewirkt nur eine 
Aenderung des Inhalts der fortbeſtehenden Belaſtung 
und der Perſon des Berechtigten, die Eigentümer⸗ 
grundſchuld wird deshalb für die Feſtſtellung des ge⸗ 
ringſten Gebots durch die Eintragung der Hypothek 
gedeckt. Hiernach iſt die Verurteilung des Beklagten 
zur Erteilung der Zuſtimmung zu der Berichtigung 
des Grundbuchs in Anſehung der der Klägerin zu⸗ 
ſtehenden Grundſchuld im Betrage von 188.42 M ge- 
rechtfertigt. Soweit die Darlehensforderung der Bank 
durch die von der Klägerin vor der Anlegung des 
Grundbuchs gezahlten Annuitäten getilgt worden iſt, 
iſt die Hypothek erloſchen (Neue Samml. v. Entſch. 
des Obs. Bd. 7 S. 377). Ob die Klägerin zur 
Rangeinräumung befugt war, kann dahingeſtellt 
bleiben, weil es für den von ihr erhobenen Anſpruch 
belanglos ift. Nach dem § 50 Zw G. war es geſetz⸗ 
liche Verſteigerungsbedingung, daß der Erſteher, ſo⸗ 
weit die bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots 
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berückſichtigte Hypothek der Bank nicht beſtand, außer 
dem Bargebot auch den Betrag des berückſichtigten 
Kapitals zu zahlen hatte. Für die Behauptung, daß 
die Vorſchrift des § 50 für die Tilgung durch Annui⸗ 
tätenleiſtungen nicht gelte, fehlt es an jedem Grunde, 
die Ausſchließung ihrer Geltung würde ihrem Zwecke 
geradezu widerſprechen. Die Berufung des Beklagten 
auf die angeführte Entſcheidung des OLG. Dresden 
beruht auf einem durch die ungenaue Ausdrucksweiſe 
der Entſcheidung hervorgerufenen Mißverſtändniſſe. 
Nach der Satzung des Landwirtſchaftlichen Kredit⸗ 
vereins hatte der Schuldner durch die gezahlten Til⸗ 
gungsbeträge einen Anteil an dem Tilgungsfonds er⸗ 
worben, in den er die Tilgungsbeträge eingezahlt 
hatte, der Anteil am Tilgungsfonds war ein mit dem 
Eigentum am Grundſtücke verbundenes Recht, er wurde 
als ſolches mit dem Grundſtücke verſteigert und ging 
durch den Zuſchlag mit dem Grundſtück auf den Er⸗ 
ſteher über, es war deshalb allerdings „ſelbſtverſtänd⸗ 
lich“, daß „eine Nachzahlungspflicht des Erſtehers aus 
§ 50 Zw G. ausgeſchloſſen war“. Die Forderung gegen 
den Beklagten wegen des von ihm nach § 50 ZwVG. 
zu zahlenden Betrags würde, wenn ſie im Verteilungs⸗ 
termine bei der Feſtſtellung der Maſſe berückſichtigt 
worden wäre, zum Betrage von 82.06 M nebſt Zinſen 
der Gläubigerin H. und zum Betrage von 2339.02 M 
nebſt Zinſen nach $ 128 Abſ. 2 Zw G. der Klägerin 
als bisheriger Eigentümerin des verſteigerten Anweſens 
zu übertragen geweſen ſein. Dadurch, daß dies unter⸗ 
blieben iſt, iſt aber der Beklagte ſelbſtverſtändlich nicht 
von der Zahlungspflicht befreit worden. Durch die 
Unterlaſſung der Geltendmachung im Verteilungsver⸗ 
fahren iſt der Anſpruch der Klägerin nicht ausge⸗ 
ſchloſſen worden (RGE. Bd. 58 S. 156, Jäckel Anm. 1 
zu $ 113 S. 401), nachdem das Verfahren mit der 
Ausführung des Teilungsplans beendigt worden iſt, 
kann ſie den ihr gebührenden Betrag ohne weiteres von 
dem Beklagten fordern, der ſich ohne rechtlichen Grund 
auf ihre Koſten bereichern würde, wenn er den Betrag 
behielte (Jäckel Anm. 6 zu § 125 S. 454). Der Pe- 
klagte iſt daher mit Recht auch zur Zahlung von 
2339 02 M nebſt Zinſen an die Klägerin verurteilt 
worden. (Urt. des 1. ZS. vom 2. Oktober 1908, 1130/08). 
1448 W. 


II. 


Unter welchen Voransſetungen find die gum Pe: 
triebe einer Mühle oder Schneidſäge beflimmten Maſchinen 
nicht Zubehör ſondern weſentliche Beſtandteile? (8 93, 
8 94 Abſ. 2, 7 BGB.). Aus den Gründen: 
Zubehör find nach § 97 Abſ. 1 Satz 1 BGB. bewegliche 
Sachen, die, ohne Beſtandteile der Hauptſache zu ſein, 
dem wirtſchaftlichen Zwecke der Hauptſache zu dienen 
beſtimmt ſind und zu ihr in einem dieſer Beſtimmung 
entſprechenden räumlichen Verhältniſſe ſtehen. Nach 
Satz 2 iſt eine Sache nicht Zubehör, wenn ſie im Ver⸗ 
kehre nicht als Zubehör angeſehen wird. Die Bor- 
ſchrift des 8 98 Nr. 1, daß bei einem Gebäude, das 
für einen gewerblichen Betrieb dauernd eingerichtet 
iſt, insbeſondere bei einer Mühle, die zu dem Betriebe 
beſtimmten Maſchinen und Gerätſchaften dem wirt⸗ 
ſchaftlichen Zwecke der Hauptſache zu dienen beſtimmt, 
daß fie alfo, wenn die übrigen im § 97 beſtimmten 
Erforderniſſe erfüllt ſind, Zubehör des zum gewerb⸗ 
lichen Betriebe beſtimmten Gebäudes ſind, ſchließt 
nicht aus, daß ſie im einzelnen Falle Beſtandteile des 
Gebäudes ſein können. Dies geht aus den Worten des 
§ 97 „ohne Beſtandteile der Hauptſache zu fein“ her⸗ 
vor. Zutreffend iſt in der angefochtenen Entſcheidung 
ausgeführt, daß nicht ſchon die Tatſache der Verbindung 
einer Maſchine mit dem Gebäude die Maſchine zum 
weſentlichen Beſtandteile des Gebäudes macht, und 
zwar auch dann nicht, wenn die Verbindung hergeſtellt 
iſt, damit die Maſchine dauernd dem Zwecke des Ge⸗ 
bäudes diene. Auch um als Zubehör gelten zu können, 


muß die Maſchine mit der Hauptſache in ein ent⸗ 
ſprechendes räumliches Verhältnis gebracht ſein. Zu 
der körperlichen Verbindung der Maſchine mit dem 
Gebäude muß noch etwas hinzukommen, damit ſie 
Beſtandteil des Gebäudes ſein kann. Die Verbindung 
muß ſo beſchaffen ſein, daß durch ſie eine körperliche 
Einheit entſteht, die Maſchine alſo nur noch ein Teil 
des für den gewerblichen Betrieb eingerichteten Ge⸗ 
bäudes iſt. Nach § 97 Abſ. 1 Satz 2 kommt es hier⸗ 
bei weſentlich auf die Verkehrsauffaſſung an. Nicht 
immer iſt dazu eine ſo feſte Verbindung der Maſchine 
mit dem Gebäude erforderlich, daß ſie nicht leicht 
gelöſt werden kann. Der § 93 bezeichnet als weſent⸗ 
liche Beſtandteile einer Sache diejenigen, die vonein⸗ 
ander nicht getrennt werden können, ohne daß der 
eine oder der andere zerſtört oder in ſeinem Weſen 
verändert wird. Zu den weſentlichen Beſtandteilen 
eines Gebäudes gehören nach S 94 Abſ. 2 die zur 
Herſtellung des Gebäudes eingefügten Sachen. Daß 
ſie mit dem Gebäude „feſt verbunden“ ſind, wie nach 
Abſ. 1 insbeſondere ein Gebäude mit dem Grund und 
Boden verbunden ſein muß, wenn es weſentlicher 
Beſtandteil eines Grundſtücks ſein ſoll, iſt nicht als 
erforderlich bezeichnet; es genügt demnach auch eine 
nicht feſte Verbindung, ſofern dieſe nur ſo beſchaffen 
iſt, daß die Sache als zur Herſtellung des Gebäudes 
„eingefügt“ anzuſehen iſt und durch die Verbindung 
der Sache mit dem Gebäude nach der Verkehrsauf⸗ 
faſſung ein einheitliches Ganzes hergeſtellt wurde. 
Zur Herſtellung eines Gebäudes „eingefügt“ iſt alles, 
was, gleichviel in welchem Zeitpunkt, eingefügt wurde, 
um dem wirtſchaftlichen Zwecke zu dienen, zu dem das 
Gebäude beſtimmt iſt. Auf die Art der Verbindung 
kommt es nicht an; es genügt, daß ſie den Zweck hat und 
dazu geeignet iſt, die Sache dem Zwecke des Gebäudes 
dienſtbar zu machen und den dauernden Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen ihr und dem Gebäude zu ſichern. In 
der angefochtenen Entſcheidung iſt feſtgeſtellt, daß zur 
Zeit der Schließung des Vertrags die Maſchinen mit 
dem als Mühl⸗ und Sägewerk bezeichneten Gebäude 
durch Anſchraubung am Boden des Gebäudes ver⸗ 
bunden waren. Dieſe Art der Verbindung genügt, 
um Maſchinen als in das Gebäude eingefügt anzu⸗ 
ſehen. Aus der in der Urkunde enthaltenen Be⸗ 
ſchreibung des den Gegenſtand des Kaufvertrags 
bildenden Anweſens, namentlich daraus, daß mit ihm 
eine radizierte, alſo von dem Grundſtücke nicht ohne 
weiteres trennbare Mahl⸗ und Schneidmühlgerechtig⸗ 
keit verbunden iſt, geht ferner hervor, daß das dazu 
gehörende Mühl⸗ und Sägewerk nicht etwa ein Ge⸗ 
bäude war, das den wirtſchaftlichen Zweck hatte, 
einen umſchloſſenen Raum zu bilden, in dem irgend 
welcher gewerbliche oder Fabrikbetrieb eingerichtet 
werden könnte, ſondern daß die die „Mühl- und Säge- 
werksein⸗ und Vorrichtungen“ enthaltenden Gebäude 
errichtet waren, um dem gewerbsmäßigen Betrieb 
einer Mühle und einer Schneidſäge zu dienen. Zu 
dieſer Betriebsſtätte konnten ſie nur durch die Ein⸗ 
fügung der zum Betrieb einer Mühle und einer 
Schneidſäge erforderlichen Maſchinen werden; dieſe 
müſſen daher als zur Errichtung des Gebäudes ein⸗ 
gefügt angeſehen werden. Dies entſpricht auch der 
Auffaſſung des Verkehrs; nach ihr gelten bei Mühlen 
und Schneidſägen die mit den Gebäuden verbundenen 
Maſchinen nicht als Zubehör ſondern ſie haben ihre 
Selbſtändigkeit verloren und bilden mit den Gebäuden 
eine einzige Sache. Demgemäß müſſen die Maſchinen 
nicht nur nach 8 94 Abſ. 2 als weſentliche Beſtand⸗ 
teile des Gebäudes angeſehen werden, ſondern ſie ſind 
es auch nach § 93, denn im Falle der Trennung der 
Maſchinen von den Gebäuden hören dieſe auf, eine 
Mühle und ein Sägewerk zu ſein, ſie werden alſo in 
ihrem 1 verändert. (Beſchluß des II. ZS. vom 
2. November 1908, Reg. V. 31/1908). W. 
1454 
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B. Strafjaden. 


Welche Vorſchriſten köunen in Viehmarktordnungen 
getroffen werden? Aus den Gründen: 8149 Abſ. 1 
Ziff. 6 GewO. bedroht den mit Strafe, der den polizei- 
lichen Anordnungen wegen des Marktverkehrs zuwider⸗ 
handelt. Nach S 70 Abſ. 1 GewO. bewendet es für 
Märkte, welche bei beſonderen Gelegenheiten oder für 
beſtimmte Gattungen von Gegenſtänden gehalten 
werden, bei den beſtehenden Anordnungen; es geben 
daher für die ſogenannten Spezialmärkte, zu denen 
auch die Viehmärkte zählen, nicht die 88 64 bis 69 
GewO. ſondern die landesrechtlichen Beſtimmungen 
Maß. Für Bayern kommt Art. 146 Abſ. 1 PStGB. 
in Betracht, nach dem Zuwiderhandlungen gegen die 
durch ortspolizeiliche Vorſchriften feſtgeſetzten Ord⸗ 
nungen für den Verkehr auf Viehmärkten beſtraft 
werden. Die Stra fvorſchrift des Art. 146 Abſ. 1 
PStGB. ift durch 8 149 Abſ. 1 Ziff. 6 GewO. erſetzt 
worden; im übrigen iſt Art. 146 Abſ. 1 noch geltendes 
Recht. Auf Grund dieſer Beſtimmung hat der Stadt⸗ 
magiſtrat K. die ortspolizeiliche Vorſchrift betr. die 
Marktordnung für die in K. ſtattfindenden Rindvieh⸗, 


Schweine⸗ und Schafmärkte erlaſſen. Der § 10 dieſer 


Marktordnung beſtimmt: „Der Handel mit eingeſtellten 
Viehſtücken iſt an den Vortagen des Viehmarkts 
verboten und der Handel an den Viehmarktstagen ſelbſt 
darf nur im ſtädtiſchen Viehhof ſtattfinden.“ Die 
Frage, ob der § 10 auf Grund des Art. 146 Abſ. 1 
P StGB. erlaſſen werden konnte, ift zu verneinen. 
Der Wortlaut der bezeichneten Geſetzesbeſtimmung 
bringt mit einer jeden Zweifel ausſchließenden Deut⸗ 
lichkeit zum Ausdrucke, daß nach ihr nur ſolche orts⸗ 
polizeiliche Vorſchriften erlaſſen werden können, die 
die Regelung des Verkehrs auf den Viehmärkten zum 
Gegenftande haben, ferner daß fie nur die Ermächti⸗ 
gung gibt, Viehmarktordnungen zu erlaſſen, die Be⸗ 
ſtimmungen für den Markttag enthalten, und daß 
Vorſchriften über den Handel, der ſich an dem Vortage 
des Marktes mit Vieh vollzieht, das für den Markt 
beſtimmt iſt, ihre geſetzliche Grundlage in dem Art. 146 
Abſ. 1 PStGB. nicht finden können. Dieſe aus dem 
klaren Wortlaute des Art. 146 Abſ. 1 PStGB. ſich 
ergebende Auslegung ſteht mit ſeiner Entſtehungs⸗ 
geſchichte im Einklange. Der den Handel am Vortage 
des Viehmarkts verbietende § 10 der Marktordnung 
findet aber auch in keiner anderen Geſetzesbeſtimmung 
die erforderliche Grundlage (Urt. vom 10. November 
1908, Rev. Reg. Nr. 451/08). Dr. Schm. 
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Oberlandesgericht München. 


Ablehnung eines Sachverſtändigen ($ 406 30.) 
Der Sachverſtändige iſt der Bruder des Bürgermeiſters 
der Landgemeinde D., letztere hat dem Staat auf 
Grund des Lokalbahngeſetzes die Beträge zu erſtatten, 
welche nach Maßgabe des Urteils in dieſer Sache 
für die Zwangsabtretung aufzuwenden ſind, und 
wird dafür ihre Umlagen entſprechend erhöhen müſſen. 
Wie gerichtsbekannt, ergibt ſich dadurch in ſolchen 
kleinen Landgemeinden ein erheblicher Intereſſen⸗ 
konflikt, dem ſich die Gemeindevertretungen und vor 
allem die Bürgermeiſter nicht entziehen können. Steht 
nun auch nahe Verwandtſchaft mit einem geſetzlichen 
Vertreter einer juriſtiſchen Perſon weder rechtlich noch 
tatſächlich der Verwandtſchaft mit einer Partei ſelbſt 
gleich, ſo liegt doch nach menſchlicher Erfahrung auch 
erſterenfalls für den Prozeßgegner die Beſorgnis vor, 
es möchte ein ſolcher Sachverſtändiger nicht völlig 
unbefangen ſeines Amtes als Gehilfe des Richters 
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walten (JW. 1890 S. 47). Dies trifft um ſo mehr 
zu, als es ſich um Schätzungen handelt, die natur- 
gemäß einer im einzelnen nachprüfbaren Begründung 
zu entbehren pflegen und es auch nicht bloß zur 
Einzelvernehmung des Sachverſtändigen, ſondern zu 
Kollektivberatungen ſämtlicher Sachverſtändiger unter 
ſich kommen kann. Die vom Standpunkt eines ver⸗ 
ſtändigen Mannes aus hiernach zu bejahende Beſorgnis 
der Befangenheit 2400 aber zur Ablehnung (vgl. 
die Komm. zu 88 42 06 3PO.); es liegt im Intereſſe 
der Rechtspflege uicht minder wie ſchließlich ſogar der 
Gegenpartei, ſolche ie fernzul Anfechtungsgründe von 
e fernzuhalten. Eben deshalb iſt 

die Erklärung des Sachverſtändigen ſelbſt, daß er ſich 
für unbefangen halte, mor ausſchlaggebend. Selbſt⸗ 
ee kann auch die vom Beklagten behauptete 
Schwierigkeit, Sachverſtändige für den Fiskus zu 
finden, nicht dazu führen, die Beſorgnis der Befangen⸗ 
55 zu verneinen. (Beſchl. vom 26. Oktober 3 

eſchw.⸗Reg. Nr. 604/08). 
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Oberlandesgericht Bamberg. 


Einfluß eines verſtümmelten Telegramms auf das 
Zuſtandekommen eines Kaufvertrags. Maßgebendes Recht. 
BGB. $ 120). Die Firma W. in H. in Galizien 
hatte dem Beklagten Sch. in W. Eier cb 
zum Kauf angeboten zum Preiſe von 69 M für die 
Kiſte; das Telegramm kam aber in W. verſtümmelt 
an, der verlangte Preis lautete nur auf 60 M. Sch. 
nahm den Antrag telegraphiſch an. Das Telegramm 
wurde beiderſeits bree inicht beſtätigt. Nach Liefe⸗ 
rung der Eier wollte Sch. nur 60 M für die Stifte 
zahlen. Im Prozeſſe war u. a. das Zuſtandekommen 
des Vertrags ſtreitig. 


Aus den Gründen des Berufungsurteils: 
Da die Klägerin in Oeſterreich, der Beklagte in Deutſch⸗ 
land wohnt, fragt es ſich, welches Recht der Ent⸗ 
e zugrunde zu legen iſt. Maßgebend iſt, 
oweit es ſich um das Stender des Vertrags 
handelt, das Geſetz des Ortes, an dem der angebliche 
Vertrag zuſtande gekommen ſein ſoll (lex contractus). 
Ein Vertrag kommt an dem Orte zuſtande, an dem die 
Annahme wirkſam wird. Dies iſt regelmäßig der Ort, 
an dem die Annahmeerklärung dem Antragſteller zu⸗ 
geht (S 145 BGB.); nur in den Fällen, in denen 
eine Annahmeerklärung überflüſſig ift (8 151 BGB.), 
iſt es der Ort, an dem der Antragsempfänger die 
Annahme deutlich erkennbar zum Ausdruck bringt. 
Hier erklärte auf den telegraphiſchen Vertragsantrag 
der Firma W. vom 31. März 1906 der Beklagte die 
Annahme mittels poſtwendend aufgegebenen Tele⸗ 
gramms, das der Firma W. in H. zuging. Der Ort 
des Vertragsſchluſſes iſt alſo H. und die Frage, ob 
der Vertrag zuſtande kam, iſt nicht nach deutſchem Recht, 
ſondern nach dem in H. geltenden öſterreichiſchen all⸗ 
gemeinen BGB. zu beurteilen. Dieſes Recht ſteht auf 
dem Standpunkt des gemeinen Rechts, wonach im 
Falle unrichtiger Uebermittelung von Willenserklä⸗ 
rungen weder das Gewollte noch das Erklärte geltend 
gemacht werden kann. Eine Anfechtung der unrichtig 
übermittelten Willenserklärung iſt nach öſterreichiſchem 
Recht nicht erforderlich, da der Vertrag überhaupt nicht 
zur Entſtehung gelangt 155 (Urteil des I. ZS. vom 
14. März 1908; BR. 221/06 
1889 Mitget. von Oberlandesgerichtsrat Schäfer in Bamberg. 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


SS 1, 3 Gebr., 88 306, 437 I BGB. Mit 
ſchriftlichem Vertrage vom Oktober 1905 übertrug der 
Kläger dem Beklagten das Recht, ſeinen durch Eintrag 
vom Juli 1903 als Gebrauchsmuſter geſchützten Kohlen⸗ 
anzünder in Bayern ausſchließlich herzuſtellen und 
zu vertreiben. Der Beklagte ſollte für die Einräumung 
dieſes Rechts 1000 M in zwei Ende Dezember 1905 
und Ende Juni 1906 fälligen Teilbeträgen von je 
500 M an den Kläger zahlen. Die auf Zahlung von 
1000 M gerichtete Klage wurde abgewieſen, die gegen 
dieſes Urteil eingelegte Berufung als unbegründet 
zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Bei dem Vertrage vom 
Oktober 1905 handelt es ſich nicht um einen nach den 
Beſtimmungen über die Pacht zu beurteilenden Lizenz⸗ 
vertrag, ſondern um einen Kaufvertrag im Sinne des 
$ 437 BGB. Dem Beklagten wurde nicht bloß die 
gewerbliche Benutzung des Gebrauchsmuſters des 
Klägers auf eine beſtimmte Zeit gegen Leiſtung gleich⸗ 
mäßiger, in gewiſſen Zeitabſchnitten fälliger Ver⸗ 
gütungen überlaſſen, ſondern vielmehr die Befugnis 
zur alleinigen Herſtellung und zum Alleinvertriebe 
dieſes Gebrauchsmuſters für einen beſtimmten Bezirk, 
alſo das Recht des Gebrauchsmuſters ſelbſt in räum⸗ 
licher Beſchränkung übertragen. Es iſt dieſer recht⸗ 
liche Unterſchied aber für die Entſcheidung belanglos. 
Denn der Vertrag vom Oktober 1905 iſt auf eine 
unmögliche Leiſtung gerichtet und peach nach § 306 
BGB. nichtig, mag man ihn als Pacht⸗ oder als 
Kaufvertrag anſehen. Der ns erſchöpft ſich nicht 
in der Einräumung der tatſächlichen Möglichkeit, das 
Gebrauchsmuſter herzuſtellen und zu vertreiben; 
Gegenſtand des Vertrages iſt vielmehr die Verpflich⸗ 
tung des Klägers, durch die Ueberlaſſung des Ge⸗ 
brauchsmuſters dem Beklagten ein ausſchließliches 
Recht im Sinne des 84 GebrM. zu verſchaffen. An 
dieſem Gegenſtande fehlte es aber ſchon bei Abſchluß 
des Vertrags, die bloße Eintragung in die Muſter⸗ 
rolle begründet kein ſolches Recht; vorausgeſetzt wird, 
daß das eingetragene Muſter auch den Erforderniſſen 
des § 1 GebrMG. entſpricht. Dieſe Erforderniſſe find 
das Vorliegen eines Gebrauchsgegenſtandes und die 
Neuheit dieſes Gegenſtandes. Erſteres Erfordernis iſt 
hier gegeben, letzteres dagegen fehlt. Es iſt ins⸗ 
beſondere durch das Obergutachten des kaiſerlichen 
Patentamtes außer Zweifel geſtellt, daß das Gebrauchs⸗ 
muſter des Klägers mit dem bereits im Februar 1903 
eingetragenen P.ſchen Gebrauchsmuſter übereinſtimmt, 
es ift ferner durch die vorgelegte X. ſche Patentſchrift 
die ihr beiliegenden 
Zeichnungen dargetan, daß das Gebrauchsmuſter des 
Klägers zur Zeit ſeiner Anmeldung bereits in einer 
öffentlichen Druckſchrift beſchrieben war. Wenn P., 
deſſen Muſter im Februar 1903 eingetragen wurde, 
auch Engländer war, ſo war die Gegenſeitigkeit 
zwiſchen Deutſchland und England durch Art. 6 des 
Zollvereinsvertrages vom 30. Mai 1865 und die 
Deklaration hierzu vom 14. April 1875 (RGBl. S. 199) 
verbürgt. Dem Gebrauchsmuſter des Klägers fehlte 
zur Zeit des Vertragsabſchluſſes die Schutzfähigkeit, der 
Vertrag iſt auf eine von Anfang an aus tatſächlichen 
Gründen, nämlich wegen des Mangels der Neuheit 
des Muſters unmögliche Leiſtung gerichtet. Auf die 
Wirkungen des Vertrages findet 8 306 BGB. An- 
wendung nicht § 437 Abſ. 1 BGB., da letzterem die 
Auffaſſung eines Garantieverſprechens zugrunde liegt 
und ſolches auf den Fall des Verkaufes eines Rechts, 
deſſen Entſtehung, wie hier, objektiv unmöglich iſt, 
nicht zu erſtrecken iſt. (Urt. vom 17. Oktober >» 

1446 


30 Zeitſchrift für r Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 18 in Bayern. 1909. Nr. 1. 


Aus der Praxis des bayer. Verwaltungs⸗ 
gerichtshofs. 

Sft die Handhabung der Schulzucht durch den Volks⸗ 
ſchullehrer Ansübung öffentlicher Gewalt? In dieſer 
wichtigen Frage, die us a dieſer Seitiärift behandelt 
wurde (Jahrg. 1905 505), hat der VG. feine 
frühere Anſchauung bt aufgegeben, In älteren Ent⸗ 
B (Samml. Bd. 12 S. 329, 332) hatte er 

die Frage verneint. Die Literatur hatte ihm teilweiſe 
zugeſtimmt, ſo Oertmann (Bayer. Landesprivatrecht 
S. 259). Auch in der ſoeben erſchienenen 2. Auflage 
der AG. z. BGB. von Henle⸗Schneider iſt in Bem. 2 
Abſ. 2 zu Art. 60 AG. z. BGB. die frühere Recht⸗ 
ſprechung gebilligt. In einem Erkenntniſſe vom 1. Juli 
1908 (veröffentlicht in der letzten Nummer des Jahrg. 
1908 der Samml. S. 135 ff.), iſt nun die gegenteilige, 
zweifellos richtige Anſchauung zum Durchbruche ge⸗ 
langt. Der VGH. ſucht feine Schwenkung damit zu 
rechtfertigen, daß es ſich früher um die Auslegung des 
Begriffes „ſtaatliches Hoheitsrecht“ oder „fſtaatliche 
Regierungsgewalt“ gehandelt habe, daß dagegen jetzt 
der weit umfaſſendere Begriff der „anvertrauten öffent⸗ 
lichen Gewalt“ in Frage ſtehe. Es mag dahingeſtellt 
bleiben, ob diefe Unterfcheidung richtig ift. Denn 
jedenfalls hat der VGH. recht, wenn er jetzt ſagt: 
„Die Ausübung der Schuldisziplin iſt für den Lehrer 
keine private, ſondern eine Amtstätigkeit; ſie iſt 
unmittelbar auf die Verwirklichung öffentlicher Zwecke 
gerichtet und zu dieſem Behufe auch mit Zwangsbe⸗ 
Fun geſetzlich ausgeſtattet“. Das Erkenntnis vom 
1. Juli 1908 ſpricht übrigens auch aus, daß in den 
Bereich der Schulzucht auch die Beaufſichtigung der 
Schüler bei einem zu Unterrichtszwecken veranſtalteten 
Ausflug fällt. 
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Ans der Praxis 
des Gerichtshofs für Kompetenzkonflikte. 


1. Setzt die Erhebung des Kompetenzkonflikts vor: 
ans, daß das Prozeßgericht zu erkennen gegeben hat, 
es halte ſich für zuſtändig, oder genügt die Tatſache der 
Nechtshängigteit 2. Iſt der Rechtsweg zuläſſig, wenn 
ein Gemeindebeamter die Feſtſtellung beantragt, daß er 
feiner Dienſtgemeinde and einem durch die Amtsführung 
entſtandenen Schaden nicht haftet? M. S. war Sekretär 
der Marktgemeinde F. Bei einer Reviſion ergab ſich 
in der Gemeindekaſſe ein Fehlbetrag. Die Gemeinde 
verlangt von ihm Erſatz. Das Verfahren, in dem 
feſtgeſtellt werden ſoll, ob S. haftet, iſt bei der Kreis⸗ 
regierung anhängig. S. erhob Klage gegen die Ge⸗ 
meinde mit dem Antrage feſtzuſtellen, daß er für den 
Fehlbetrag nicht haftet. Eine mündliche Verhandlung 
hat bisher noch nicht ſtattgefunden, im 1. Termine 
wurde auf Antrag des Klägers vertagt, im 2. Termine 
erſchien niemand. Die Kreisregierung erhob den Kom- 
petenzkonflikt. In der Verhandlung führte der Ver⸗ 
treter der Beklagten aus, er glaube, daß die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Erhebung des KK. nicht vorliegen, 
weil das Prozeßgericht bisher nicht zu erkennen ge⸗ 
geben habe, daß es ſich für zuſtändig hält. Der Rechts⸗ 
weg wurde für unzuläſſig erklärt. 

Aus den Gründen: 1. Das Bedenken gegen 
die Zuläſſigkeit der Erhebung des KK. iſt unbegründet. 
Als die Regierung ihre Erklärung abgab, war die 
Rechtshängigkeit nach 88 253, 263 ZPO. ſchon ein⸗ 
getreten. Das Prozeßgericht hatte allerdings noch 
keine Handlung vorgenommen, durch die es zu erkennen 
gab, daß es ſich für zuſtändig hielt. Die Erhebung 
des KK. iſt aber davon nicht abhängig. Die früheren 
Entſcheidungen des KK. zugrundeliegende gegenteilige 
Anſchauung wurde hauptſächlich auf den Wortlaut des 


8 17 Abſ. 2 GVG. geſtützt, wonach die Landesgeſetz⸗ 
gebung die Entſcheidung von „Streitigkeiten“ zwiſchen 
den Gerichten und den Verwaltungsbehörden über die 
Zuläſſigkeit des Rechtswegs beſonderen Behörden über⸗ 
tragen kann, und des Art. 1 des Geſetzes vom 
18. Auguſt 1879 über die Entſcheidung der KK., der 
die Entſcheidung ſolcher „Streitigkeiten“ dem RRG. 
übertrug (Sammlg. von E. des KKG. Bd. 1 S. 3 und 
13). Dagegen T in dem Urteile vom 25. November 
1902 (a. a. O. S. 299) dargelegt, daß $ 17 Abi. 2 
GVG. nur bezweckt eine Ausnahme von der in Abſ. 1 
aufgeſtellten Regel, daß über die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
wegs die Gerichte zu entſcheiden haben, inſoweit zu⸗ 
zulaſſen, als die in einem Falle erforderliche Cnt- 
ſcheidung über die Grenzen der Zuſtändigkeit der Ge⸗ 
richte einerſeits und der Verwaltungsbehörden oder 
Verwaltungsgerichte anderſeits beſonderen Behörden 
übertragen werden kann, daß ſie demnach durch die 
Worte „Streitigkeiten zwiſchen den Gerichten und 
den Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten“, 
ebenſo wie der ihr nachgebildete Art. 1 des Geſetzes 
vom 18. Auguſt 1879, nur die ſachliche Beziehung an⸗ 
geben ſoll, in der die Zuſtändigkeit beſtritten iſt, aber 
nicht ausdrücken ſoll, daß die Gerichte und die Ver⸗ 
waltungsbehörden oder Verwaltungsgerichte es ſein 
müſſen, zwiſchen denen ein förmlicher Streit über die 
Zuſtändigkeit beſteht. Dort iſt ferner ausgeführt, 
Art. 8 des Geſetzes vom 13. Auguft 1879 müſſe dahin 
ausgelegt werden, daß es genügt, wenn die Sache, 
in der die Verwaltungsbehörde den Rechtsweg für 
unzuläſſig hält, bei einem Gericht anhängig iſt. In 
Uebereinſtimmung mit dieſen Ausführungen hält der 
Gerichtshof hier die Erhebung des KK. für zuläſſig. 
2. Der Rechtsweg iſt unzuläſſig. Das Verhältnis 
des Beamten gegenüber ſeinem Dienſtherrn, dem Staate 
oder der Gemeinde, und die aus ihm hervorgehenden 
Rechte und Verbindlichkeiten gehören dem Gebiete des 
öffentlichen Rechts an; die darüber entſtehenden 
Streitigkeiten unterliegen der Zuſtändigkeit der Ver⸗ 
waltungsbehörden, ſoweit nicht durch beſondere Vor⸗ 
ale die Entſcheidung den Gerichten übertragen ift. 
Anſehung der den Beamten aus der Verwaltung 
öffentlicher Kaſſen obliegenden Haftung wird auf Grund 
der Vorſchriften der Bayer. GemO. von 1753 Kap. 1 
12 Nr. 8, der Hofkammerordnung vom 16. Auguſt 
1779 § 8, der Hofratsordnung vom gleichen Tage und 
der Nov. zur Gebo. vom 9. November 1808 und 
25. Auguſt 1815 allgemein angenommen, daß die Ver⸗ 
pflichtung des Beamten zur Erſatzleiſtung dem Grund 
und dem Betrage nach durch die Verwaltungsbehörde 
endgültig feſtgeſtellt wird und daß dem für haftbar 
erklärten Beamten erſt dann, wenn er Erſatz oder 
Sicherheit dafür geleiſtet hat, geſtattet iſt, durch Er⸗ 
hebung der Klage bei den ordentlichen Gerichten die 
Befreiung von der Haftung aus Gründen des bürger⸗ 
lichen Rechts zu beantragen. Der Rechtsweg iſt dem⸗ 
nach erſt zuläſſig, wenn die Feſtſtellung der Erſatz⸗ 
pflicht erfolgt iſt. Dieſe Grundſätze wurden vor dem 
Inkrafttreten der rechtsrhein. GemO. auch auf das 
Verhältnis der Gemeindebeamten zur Gemeinde ent⸗ 
ſprechend angewendet. Art. 158 GemO ſchreibt vor, 
daß die Haftung der Gemeindebeamten gegenüber der 
Gemeinde durch die vorgeſetzte Verwaltungsbehörde 
unter Vorbehalt der Beſchwerde feſtgeſtellt wird und 
fügt im 2. Satze bei: „Die Betretung des Zivilrechts⸗ 
wegs iſt durch die Entſcheidung der Verwaltungs⸗ 
behörden nicht ausgeſchloſſen, hat jedoch keine auf⸗ 
ſchiebende Wirkung“. Die Vorſchrift enthält eine aus⸗ 
drückliche Beſtimmung darüber nicht, unter welchen 
Vorausſetzungen und in welchem Umfange der Rechts⸗ 
weg vorbehalten wird; ihr Wortlaut gibt aber auch 
keinen Anhalt für die Annahme daß er ohne Ein⸗ 
ſchränkung oder mit geringeren Einſchränkungen als 
bisher offenſteht, und legt daher die Auslegung nahe, 
daß der bisherige Rechtszuſtand aufrecht erhalten 
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werden ſollte. Das geht übrigens auch aus der Be⸗ 
ratung des Entw. in dem Ausſchuſſe der K. d. Abg. 
hervor, deren Ergebnis dahin zuſammenzufaſſen iſt, 
daß dem bisherigen Rechte gegenüber zwar die Zu⸗ 
ſtäͤndigkeit der Verwaltungsbehörden nicht erweitert, 
aber auch der Rechtsweg nicht in weiterem Umfange 
zugelaſſen werden ſollte. Insbeſondere haben die 
Ausſchußverhandlungen ergeben, daß die Haftungs⸗ 
verbindlichkeit zunächſt von den Verwaltungsbehörden 
feſtzuſtellen iſt. (Urt. vom 17. November 1908). 
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von der Pfordten, Landgerichtsrat (im Kgl. bayer. 
Juſtizminiſterium). Der dienſtliche Verkehr 
und die Amtsſprache. Auf der Grundlage 
der Bekanntmachung der Zivilſtaatsminiſterien vom 
28. April 1901 unter beſonderer Berückſichtigung 
des Dienſtes bei den Juſtizbehörden Zweite, ver⸗ 
beſſerte Auflage. München 1908, J. Schweitzer Ver⸗ 
lag (Arthur Sellier). Kart. Mk. 1.80. 


Der ul: hat ſich 1907 zum erſten Male der 
dankenswerten Aufgabe unterzogen, in der Form eines 
Kommentars zu der genannten MBek. uns auf die 
große Bedeutung hinzuweiſen, die der Beobachtung 
einſacher Formen des dienſtlichen Verkehrs 
und der Anwendung einer guten Amts⸗ 
ſprache innewohnt. Auch in feiner nunmehrigen 
verbeſſerten und erweiterten Geſtalt iſt uns das Büch⸗ 
lein ſehr willkommen; es enthält nun im Anhange 
außer der MBek. vom 28. April 1901 über den Ver- 
kehr mit Militärbehörden und Militärperſonen und 
der autogr. IMEntſchl. Nr. 27626 vom 19. Juli 1905 
über die Vereinfachung des dienſtlichen Verkehrs auch 
die beiden JMBek. vom 9. September 1907 über die 
Entlaſtung der Richter von Schreibarbeit und über 
die Abfaſſung der Urteile in bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten und in Strafſachen. Großen Gewinn werden 
aus dem Buche die jungen Juriſten, namentlich die 
Rechtspraktikanten ziehen, die nicht nur der Natur 
der Sache entſprechend, jeglicher Gewandtheit, ja 
Kenntnis des formalen Dienſtes entbehren, ſondern 
vielfach — auch naturgemäß? — an einer ziemlich 
großen Unfähigkeit leiden, ihre oft recht guten Ge⸗ 
danken in natürlicher ungezwungener Weiſe ſchriftlich 
auszudrücken. Aber auch die älteren Praktiker werden 
durch das Buch in dem Bemühen unterſtützt, die ſchrift⸗ 
liche Darſtellung ſprachlich richtig und lebendig zu 
geſtalten und „ſich von den alten ſchwerfälligen Formen 
zu trennen“. Eine reiche Fülle von Beiſpielen belebt 
und veranſchaulicht die Ausführungen des Verfaſſers. 
Für die jungen Juriſten beſonders wertvoll iſt die 
Anleitung, die zu § 9 der MBek. für die Begrün⸗ 
dung von Entſcheidungen gegeben iſt. Hier iſt 
— während ſich das Buch im übrigen auf die Be⸗ 
ſprechung der Formen beſchränkt, die in der Ber- 
waltungstätigkeit der Juſtiz⸗ und Adminiſtrativ⸗ 
behörden ſowie in der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
beſonders häufig ſind — Anlaß genommen, treffende 
Bemerkungen über die ſchriftliche Begründung 
von gerichtlichen Beſchlüſſen und Urteilen, 
über die richtige Anfertigung des Tatbeſtands ein⸗ 
zuflechten; mit Recht hatte der Verfaſſer ſchon in der 
Einleitung (S. 6) darauf hingewieſen, daß die Ab⸗ 
ſchaffung der ſchriftlichen Urteilsbegründung, wie fie 
von vielen gefordert wird, die Rechtſprechung ver⸗ 
ſchlechtern würde, und hatte wieder mit vollem Recht 
davor gewarnt, aus Vorliebe für das Fremde die 
Nachteile unſerer Einrichtungen zu überſchätzen und 
die Vorteile nicht mehr erkennen zu wollen. Einen 
großen Vorzug des Buches bildet es, daß man ſich 
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nicht nur an die Worte, fondern auch an die Werke 
ſeines Verfaſſers halten darf: Es bedient ſich aus⸗ 
nahmslos einer klaren, von unnötigen Fremdwörtern 
reinen Ausdrucksweiſe, die nicht durch langweilige Er⸗ 
habenheit, ſondern durch Schlichtheit, Beweglichkeit 
und Humor auf den Verſtand — und den guten Willen 
des Leſers wirken ſoll. 
Oberlandesgerichtsrat Lunglmayr, Zwelbrücken. 


Kolb, Dr. G., Vorſchläge für die Ausgeſtaltung 
der Irrenfürſorge und für die Organi⸗ 
ſation der Irrenanſtalten. Unter beſonderer 
Berückſichtigung der bayer. Verhältniſſe. 45 S. 
Halle 1908, Carl Marhold. Preis 1.20 Mk. 


Verfaſſer erörtert in eingehender und von großer 
Sachkenntnis zeugender Weiſe die pfychiatrifche Be- 
ratung der Zentralaufſichtsbehörde (Schaffung von 
pſychiatriſchen Medizinalausſchüſſen bei den Kreis- 
regierungen und eines pſychiatriſchen Obermedizinal⸗ 
ausſchuſſes beim Miniſterium d. J.), den Vollzug der 
Irrenfürſorge (Fürſorge für Kranke außerhalb der 
Anſtalten, Einrichtung des externen ärztlichen Dienſtes), 
die Organiſation der Irrenanſtalten (hinſichtlich des 
Dienſtes und der Kranken) und die Konſequenzen, 
denen beim Bau neuer Anſtalten Rechnung zu tragen 
wäre und knüpft hieran zahlreiche begründete Vor⸗ 
ſchläge und Anregungen, die in maßgebenden Kreiſen 
ernſte Würdigung und Beachtung verdienen. Doerr. 


Müller, Dr. Ernſt, Mitglied des Reichstags, Land⸗ 
gerichtsrat und Dr. Georg Schmid, Regierungs⸗ 
aſſeſſor in Stuttgart, Vereinsgeſetz vom 19. April 
1908 nebſt den Ausführungsbeſtimmungen der ſämt⸗ 
lichen deutſchen Bundesſtaaten und Anhang (bis⸗ 
heriges preußiſches, bayeriſches, ausländiſches Ver⸗ 
einsrecht uſw.) XII, 399 S. München 1908, J. 
Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). Gebd. Mk. 7.—. 


Die Ausgabe, die in den Erläuterungen die amt⸗ 
lichen Materialien ausgiebig verwertet und einen guten 
Ueberblick über die landesrechtlichen Vorſchriften gibt, 
wird wegen der Verdienſte des Mitarbeiters Dr. Müller 
um das Zuſtandekommen des Geſetzes wohl auch außer⸗ 
halb Bayerns beſondere Beachtung finden. Sie be⸗ 
rückſichtigt auch die bisherige Rechtſprechung. 

von der Pfordten. 


Notizen. 


Der Vollzug des Beamteungeſetzes ift eingeleitet durch 
drei Allerh. VO. vom 10. Dezember 1908, die im GVBl. 
Nr. 80 vom 12. Dezember 1908 veröffentlicht ſind. Die 
wichtigſte unter ihnen iſt die an der erſten Stelle 
ſtehende VO. vom 10. Dezember 1908, „den Vollzug 
des Beamtengeſetzes betreffend“. Ihr 1. Abſchnitt ent- 
hält eine Reihe bedeutungsvoller Zuſtändigkeitsvor⸗ 
ſchriften. Wir heben hervor, daß nach 8 2 Abſ. 1 die 
Ernennung der Beamten der Klaſſen 1 mit 13 der 
Gehaltsordnung (das ſind im weſentlichen die Beamten 
mit akademiſcher Vorbildung), dem Staatsoberhaupte 
vorbehalten iſt. Die Ernennung der übrigen Beamten 
erfolgt durch die Miniſterien oder die von ihnen er⸗ 
mächtigten Behörden, ſoweit nicht geſetzlich anderes 
beſtimmt iſt. Eine geſetzliche Sondervorſchrift enthält 
3. B. Art. 60 AG. z. GVG., der beſtimmt, daß die Ge- 
richtsſchreiber vom König ernannt werden. Von der 
durch Art. 17 Abſ. 2 BG. gegebenen Ermächtigung, ge⸗ 
wiſſen Klaſſen von Beamten die Einholung der dienſt⸗ 
lichen Erlaubnis zur Eingehung einer Ehe aufzuerlegen, 
ift für den Bereich der Juſtizverwaltung nur in An- 
ſehung der weiblichen Beamten (Hauslehrerinnen der 
Strafanſtalten) und der Auſſeher der Strafanſtalten und 
der Gerichtsgefängniſſe Gebrauch gemacht worden (8 6 
Abſ. 1 Nr. 3 der VO.). Den übrigen Juſtizbeamten 
liegt nur die Pflicht zur rechtzeitigen Anzeige der beab⸗ 
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ſichtigten Eheſchließung ob (Art. 17 Abſ. 1 BG.). Im 
8 8 der BO. ift beſtimmt, in welcher Weiſe die eid- 
liche Verpflichtung der Beamten zu erfolgen hat. Der 
Vereinseid fällt weg. Den im Abſ. 3 des 8 8 be- 
zeichneten Eid haben auch die Rechtspraktikanten zu 
leiſten. Unberührt bleiben die Vorſchriften über die 
Beeidigung der Richter und der Gerichtsſchreiber (Art. 2 
und Art. 61 AGG. z. GG.). 

Von beſonderer Bedeutung ſind die Vorſchriften 
des II. Abſchnitts der VO. über das Dienſtſtrafrecht 
für nichtrichterliche Beamte. Sie füllen die Vorſchriften 
des Art. 117 BG. über das Ordnungsſtrafverfahren 
aus. Unter die Vorſchrift des Abf. 2 des $ 16 der 
VO., wonach zur Verhängung von Ordnungsſtrafen 
gegenüber den Beamten der Zentralſtellen und der 
Mittelſtellen zunächſt der Vorſtand der Behörde be⸗ 
rufen iſt, fallen auch die Beamten der Generalſtaats⸗ 
anwaltſchaft bei dem Oberſten Landesgerichte und der 
Oberſtaatsanwaltſchaften bei den Oberlandesgerichten. 
Dagegen wird für die Beamten der Staatsanwalt⸗ 
ſchaften bei den Landgerichten nicht die Vorſchrift des 
Abſ. 2, ſondern die des Abſ. 3 der VO. maßgebend 
ſein. Das Gegenteil darf nicht daraus geſchloſſen 
werden, daß das Landgericht als ſolches kraft aus⸗ 
drücklicher Anordnung unter den Abſ. 2 fällt; die Ge⸗ 
richte find nicht „Stellen“ i. S. des § 16, es konnten 
und mußten deshalb geſonderte Vorſchriften für ſie 
getroffen werden. Für die Staatsanwaltſchaften da⸗ 
gegen bewendet es bei den allgemeinen Vorſchriften 
und nach der Organiſation der Staatsanwaltſchaft 
und nach dem allgemeinen Sprachgebrauch geht es 
nicht an, die landgerichtlichen Staatsanwaltſchaften 
als Mittelſtellen zu bezeichnen. Daraus ergibt ſich, 
daß die I. Staatsanwälte zur Verhängung von Ord⸗ 
nungsſtrafen gegenüber den II. Staatsanwälten und 
den III. Staatsanwälten nicht befugt ſind. 


Aeußere Stellen i. S. des Abſ. 3 des $ 16 find 
ferner die Amtsanwälte in der Pfalz und die Gerichts⸗ 
gefängniſſe. Die Vorſchrift des Satz 1 des Abſ. 3, 
wonach in gewiſſen Fällen Ordnungsſtrafen der Vor⸗ 
ſtand der Behörde verhängen kann, bei der der Be⸗ 
amte im Dienſte ſteht, kann keine Anwendung auf die 
pfälziſchen Amtsanwälte finden, obwohl ſie zu den 
Klaſſen 14 bis 30 der GehO. gehören. Denn fie find 
Einzelbeamte. Deshalb können die Ordnungsſtrafen 
nur vom Staatsanwalte bei dem vorgeſetzten Land⸗ 
gericht ausgeſprochen werden. Zu den „äußeren Stellen“ 
i. S. des Abſ. 3 des 8 16 zählen auch die Verwaltungen 
der Strafanſtalten, Gefangenenanſtalten und Zucht⸗ 
häuſer, weil ſie keine andere Stelle unter ſich haben. 


Gegen die Rechtspraktikanten bei den Amtsgerichten 
kann künftig der Vorſtand des Amtsgerichts Ordnungs⸗ 
ſtrafen nach Maßgabe der Vorſchrift im Art. 165 BG. 
verhängen (Abſ. 4 des § 16), gegen Rechtspraktikanten 
bei den Landgerichten das Präſidium (Abſ. 5 des § 16). 
Es iſt zu beachten, daß jetzt die Disziplinargewalt gegen⸗ 
über Rechtspraktikanten, die bisher im § 33 der VO. 
vom 4. Juli 1899 und im § 10 der VO. vom 4. Ja- 
nuar 1901 geregelt war, bedeutend verſchärft iſt. 


8 17 der VO. enthält Vorſchriften über die Be⸗ 
ſchwerde gegen die Strafverfügungen im Ordnungs⸗ 
ſtrafverfahren. Die Beſchwerde hat aufſchiebende Wir⸗ 
kung (Abſ. 2 Satz 1); eine weitere Beſchwerde iſt nicht 
zugelaſſen (Abſ. 4). Ueber Beſchwerden von Beamten 
ver Gerichte entſcheiden ſtets die Präſidien (Abſ. 5). 
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Aenderungen der Organiſation der Juſtizbehörden 
auf Grund des BG. und der GehO. verfügt die VO. 
vom 16. Dezember 1908 (GVBl. S. 1113). Sie hebt 
die jetzt veralteten Vorſchriften der Organiſations⸗ 


verordnung vom 23. Februar (GVBl. S. 1043) auf 
und bringt die Organiſation mit dem BG. und der 
GehO. in Einklang. Im weſentlichen handelt es ſich 
darum, die verordnungsmäßigen Grundlagen für die 
gehobenen Stellen an den Landgerichten (ſtellvertre⸗ 
tende Direktoren) und bei den Amtsgerichten (Amts⸗ 
gerichtspräſident, Amtsgerichtsdirektoren, Amtsgerichts⸗ 
räte) zu ſchaffen. Von größerer Bedeutung ſind die 
Grundſätze über die Bildung von Abteilungen bei den 
großen Amtsgerichten. Sie iſt nicht in der Weiſe er⸗ 
folgt, daß die einzelnen Zweige der Dienſtaufſicht zwiſchen 
verſchiedenen Richtern geteilt werden, ſondern ſo, daß 
dem Vorſtand des Gerichts Hilfskräfte beigegeben 
werden, die nach außen hin als ſeine Vertreter han⸗ 
deln, jedoch ſeinen Weiſungen Folge zu leiſten haben 
(Abteilungsvorſtände). An Amtsgerichtsvorſtände und 
an Räte bei den Landgerichten wird künftig der Titel 
„Oberlandesgerichtsrat“ nicht mehr verliehen werden. 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß er den Beamten verbleibt, 
die ihn am 1. Januar 1909 führten, wenn ſie nicht in 
die Stelle von Amtsgerichtsdirektoren einrücken. Die 
Organiſation der Gerichtsſchreibereien iſt in Ziffer 4 
bis 7 des Art. I der VO. neu geregelt. Hervorzuheben 
iſt, daß das StM. der Juſtiz ermächtigt iſt, die Vor⸗ 
ſchriften über die Einrichtung der Gerichtsſchreibereien 
zu erlaſſen und insbeſondere neben der ſchon be- 
ea Prüfung für das Gerichtsſchreiberamt auch 
rüfungen für das Hilfsperſonal der Gerichtsſchreibe⸗ 
reien zu ſchaffen. Eine ſolche dürfte in Zukunft ins⸗ 
beſondere als Vorbedingung für die Erlangung der 
Stelle eines Kanzleiexpeditors eingeführt werden. 
Die bisherigen Vorſchriften über den Rang ſind 
geſtrichen, die Neuregelung iſt der „Rangordnung“ 
vorbehalten. 


Die Einrichtung der Straſregiſter. Die Bek. vom 
6. November 1908 (JM Bl. S. 251) verbietet das viel- 
fach übliche Verfahren, der erſuchenden Behörde die 
Urſchrift der Strafliſte mit der Bitte um Rückgabe zu 
überſenden. Es wird eingeſchärft, daß ſtets entweder 
das von der erſuchenden Behörde überſandte Formular 
auszufüllen oder eine Abſchrift der Strafliſte zu er⸗ 
teilen iſt. Für Strafregiſterbehörden mit ſtarker Ge⸗ 
ſchäftslaſt wird es ſich hiernach empfehlen, Vorräte 
größerer Strafliſten im Wege mechaniſcher Verviel⸗ 
fältigung herzuſtellen. Die Bek. enthält im Abſchn. II 
Vorſchriften über die Mitteilungen, die bei nachträg⸗ 
nme: Bildung von Geſamtſtrafen zu erfolgen haben. 


Die Führung des Handelsregiſters. Nach $ 53 Abſ. 1 
des BörſG. (RG Bl. 1908 S. 215) find Börſentermin⸗ 
geſchäfte verbindlich, wenn die Vertragſchließenden in 
das Handelsregiſter eingetragene Kaufleute ſind. Dies 
gilt auch jr Handwerker, die als Kaufleute eingetragen 
ſind; ſie können ſich gegenüber Anſprüchen aus Börſen⸗ 
termingeſchäften nicht darauf berufen, daß ihre Ein⸗ 
tragung zu Unrecht erfolgte. Durch die gemeinſchaft⸗ 
liche Bekanntmachung der Staatsminiſterien des Kgl. 
Hauſes und des Aeußern und der Juſtiz vom 9. No⸗ 
vember d. Js. (Fin MBl. S. 258) werden deshalb die 
Regiſtergerichte und die zu ihrer Unterſtützung bes 
rufenen Handelskammern und Handwerkskammern 
darauf aufmerkſam gemacht, daß ſie künftig beſonderen 
Anlaß zur ſorgfältigen Prüfung der Frage haben, ob 
ein Gewerbetreibender zu den Handwerkern gehört 
(vgl. 8 4 Abi. 1 HGB.). 
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Das Eintreten neben die Schuld eines andern. 


(intercessio cu mulativa. ) 


Von Reichsgerichtsrat Schneider in Leipzig. 
Schluß). 


B. Das Verhältnis zwiſchen dem S Huld- 
ner und dem neben ihn tretenden Dritten. 


In den ſchon erwähnten Ausnahmefällen, da 
der Dritte — gewöhnlich ſchenkungsweiſe — nur 
zugunſten des Gläubigers allein eintritt, beſteht 
lein vertragsmäßiges oder vertragsähnliches Band 
zwiſchen ihm und dem Schuldner, aber meiſt iſt 
ein ſolches, auf Schenkung, Auftrag, Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag oder beiderſeits läſtigem 
Vertrag beruhendes Band gegeben und zwar un⸗ 
abhängig vom Beſtehen oder Nichtbeſtehen einer 
obligatio zwiſchen dem Drittſicherer und dem 
Glaͤubiger. Oft wird der Dritte aus Rückſichten 
der Verwandtſchaft oder Freundſchaft im voraus 
auf Gegenanſprüche (Schadloshaltung) verzichten, 
dann liegt nicht der Fall des § 517, ſondern reine 
Schenkung vor, die, wenn nicht ſofort durch tat⸗ 
ſaͤchlichen Schuldbeitritt ausgeführt, nach § 518 
Abs. 1 formbedürftig ift (JW. 01, 382), und die 
unter den geſetzlichen Vorausſetzungen auch wider⸗ 
rufen werden kann. Solcher Widerruf berührt 
zwar nicht die ſchon geſchehene Sicherung des 
Glaͤubigers, gibt aber dem Widerrufenden nach 
9 531 Abſ. 2 einen Befreiungsanſpruch gegen den 
Schuldner. Dem nicht ſchenkungsweiſe eintreten⸗ 
den und nicht etwa ſchon im voraus abgefundenen 
Dritten ſteht — insbeſondere auch bei alleiniger 
Schuldeingehung zum Vorteil des andern — ge⸗ 
wöhnlich aus dem Auftragsverhältnis oder aus der 
Geſchäftsführung (88 670, 683) die Forderung 
auf Erſatz ſeiner Aufwendungen d. i. ſeines durch 
Befriedigung des Gläubigers erlittenen Vermögens⸗ 
verluſtes zu. Hierfür hat er auch häufig beſonderen 


) Die unten vorkommenden 
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geſetzlichen Schutz ebenſo, wie der zahlende Bürge 
nach $ 774, dadurch, daß er die Forderung des 
Gläubigers gegen den Hauptſchuldner erwirbt. 
Unzweifelhaft iſt dies bei Eingehung der Geſamt⸗ 
ſchuld durch den Dritten nach § 426 Abſ. 2, bei 
Hypothekbeſtellung durch ihn nach § 1143 und bei Ber- 
pfändung beweglicher Werte aller Art nach 88 1225, 
1247, 1249, 1266, 1273 Abſ. 2 der Fall. Bei 
alleiniger Schuldeingehung zum Vorteil eines andern 
kann ſelbſtverſtändlich keine Schuld des andern 
übergehen. Ebenſowenig iſt ein Grund erſichtlich, 
aus dem der für die Vertragserfüllung eines andern 
Haftende, wenn er den Ausfall des Gläubigers 
bezahlt und nicht reiner Bürge iſt, die urſprüng⸗ 
liche Forderung gegen den Schuldner erwerben 
ſollte, er zahlt ja auch nicht dieſe, ſondern eine 
anderweitige Schuld. Vgl. RG. 61, 157. Der 
mittels Wechſelunterſchrift ausdrücklich (per Aval) 
oder ſtillſchweigend Beitretende erwirbt bei Zahlung 
der Wechſelſchuld und Erfüllung der Vorſchriften 
über Proteſt zc. i. d. R. die Wechſelforderung gegen 
die Mithaftenden (Art. 39, 48, 51, 54 uſw.). 
RG. 60, 191; JW. 07, 745. Der Dritte, der 
im Auftrag des Schuldners dem Gläubiger den 
Hypothekvorrang eingeräumt hat, kann wenigſtens 
nach Beginn der Zwangsverſteigerung, da er ja ſelbſt 
noch Realgläubiger ift, nach $$ 268, 1150 BGB., 
$ 75 Zw VG. dem Gläubiger zahlen und erwirbt 
dadurch die Forderung des Gläubigers gegen den 
Hauptſchuldner ſamt der Hypothek. Turnau⸗Förſter 
I 875 ff. Ob man bei andern Rangverzichten 
zugunſten des Gläubigers, wenn ſie z. B. durch 
einfache Löſchung der Hypothek des Drittſicherers, 
durch Nichtanmeldung zur Vollſtreckungsteilung 
u. dgl. geſchehen, die 88 268, 774, 426 Abſ. 2 
entſprechend anwenden, daher dem Drittſicherer 
gleichfalls nach Befriedigung des Gläubigers deſſen 
Forderung zuerkennen kann, iſt ſehr zweifelhaft und 
wird von den meiſten verneint werden. Billigkeits⸗ 
gründe und die Erwägung, daß zwiſchen dem 
Hauptſchuldner und dem Drittſicherer jeder Art 
i. d. R. ein Geſamtſchuldverhältnis im weiteren 
Sinne beſteht, ſprechen dafür. Freilich haben 
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ſolche Forderungsübergänge auf den Drittficherer 
an ſich wenig Bedeutung. Dieſer wird dem 
Dritten meiſt ſo wenig bezahlen, wie zuvor dem 
Gläubiger und es iſt auch in der Wirkung gleich, 
ob er die geſetzlich auf den Drittſicherer übertragene 
Forderung oder deſſen eigene Schadloshaltungs⸗ 
forderung aus dem Auftrag zahlt oder nicht zahlt. 
Wert aber erlangen dieſe geſetzlichen Forderungs⸗ 
übergänge dadurch, daß gleichzeitig auch die für 
die übertragenen Forderungen beſtehenden Pfand⸗ 
und Bürgſchaftsrechte nach 88 401, 412 mit über: 
gehen. Hiervon iſt unter D näher zu ſprechen. 
Daß freiwillige Abtretung der Forderung ſamt 
Nebenrechten ſeitens des Gläubigers an den 
Dritten bei deſſen freiwilliger Zahlung ſich in 
jedem Fall empfiehlt, braucht kaum erwähnt zu 
werden. 

Aus den Sondervorſchriften für Schuldbeitritt 
eines Dritten kommt weiter auch der Befreiungs⸗ 
anſpruch des Bürgen nach § 775 und die Frage 
in Betracht, ob dieſes Recht auch andern Dritt⸗ 
ſicherern zugeſprochen werden muß. Dieſe Frage 
dürfte zu bejahen fein. Der $ 775 iſt nur eine 
Folgerung aus dem allgemeinen Grundſatz der 
88 257, 321, wodurch der Vorleiſtungs verpflichtete, 
wie es der zum perſönlichen oder dinglichen Schuld⸗ 
beitritt Beauftragte iſt, gegen Verſchlimmerung 
der Vermögensverhältniſſe des andern Teils ge⸗ 
ſchützt wird. Vgl. für Bürgſchaft RG. 59, 10. 
Man kann wohl nicht einwenden, daß bei Ver⸗ 
pfaͤndung beweglicher Sachen und gleichgeachteter 
Werte der Verpfänder den Pfandgläubiger auch 
durch Hinterlegung gemäß $ 1224 befriedigen und 
hierdurch nach § 1225 die Forderung gegen den 
Hauptſchuldner erwerben kann. Hierzu iſt er erſt 
befugt, wenn der Gläubiger zur Annahme ver⸗ 
pflichtet und im Annahmeverzug iſt. (Vgl. $ 1223 
Abſ. 2 und Kretzſchmar, Sachenrecht $ 1224 A.). 
Dies Schutzmittel m alfo dem Drittficherer vor 
Fälligkeit der Hauptſchuld nichts und kann das 
der 88 775, 321, 257 nicht erſetzen. Auch die 
Einzelfälle, in denen nach $ 775 der Bürge vom 
Hauptſchuldner Befreiung oder mindeſtens Sicher⸗ 
heitsleiſtung verlangen kann, wird man bei andern 
Schuldbeitrittsarten entſprechend anwenden dürfen. 
— Daß der Drittſicherer vom Schuldner Be: 
freiung wegen Schenkungswiderruf verlangen 
kann, iſt ſchon oben geſagt, daß er dies wegen 
beſonderer im Vertrag mit dem Schuldner vor⸗ 
geſehener Umſtände z. B. bei Ablauf der verein⸗ 
barten Zeitdauer, oder bei beiderſeits läſtigem 
Vertrag unter den Vorausſetzungen der 88 323 ff., 
326 tun kann, verſteht ſich von ſelbſt, wie denn 
überhaupt für ihr Rechtsverhältnis zueinander 
zunächſt das zwiſchen ihnen geſchloſſene Ueber⸗ 
einkommen maßgebend iſt. Immer wird es ſich 
empfehlen, daß auch in dieſes Abkommen die all⸗ 
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C. Das Verhältnis zwiſchen dem Gl äu⸗ 
biger und dem Hauptſchuldner. 


Ein ſolches muß — abgeſehen von dem Zwitter⸗ 
ding der alleinigen Schuldeingehung für einen 
andern — immer beſtehen und iſt nach 88 767, 
421, 1143, 1204, 880 uſw. und dem oben zu 
A 2 Ausgeführten ſelbſtverſtändliche Voraus⸗ 
ſetzung jeden Schuldbeitritts. Es kann aber nur 
zu wenigen Bemerkungen Anlaß geben und es 
richtet ſich nach den darüber beſtehenden Vertrags⸗ 
und Geſetzesbeſtimmungen. Bei ſchon beſtehenden 
Vertragsverhältniſſen, ſogar nach bloßem Dar⸗ 
lehensverſprechen, kann der Gläubiger ohne be⸗ 
ſondere darauf gerichtete Bedingung nur in den 
Ausnahmefällen der 88 321, 610 durch Rücktritts⸗ 
androhung oder Anfechtung wegen Irrtums Sicher⸗ 
heitsleiſtung erzwingen. Vgl. JW. 04, 590/11. 
Außerdem beſtehen für verſchiedene Arten von 
Hauptſchuldnern z. B. aus Aufwendungen, Miete, 
Nießbrauch, ehelichem Güterrecht, Erbſchaftsver⸗ 
hältniſſen uſw. gel Fache Verpflichtungen zur 
Sicherheitsleiſtung. Vgl. § 257, 562, 1039, 
1051, 1391, 1986 uff. In dieſen Fällen braucht 
ſich der Gläubiger mit anderen, als den im § 232 
bezeichneten Sicherungsarten nicht zu begnügen. 
Daß hierbei die Sicherheit gerade vom Haupt: 
ſchuldner ſelbſt geleiſtet wird, iſt nicht vorge⸗ 
ſchrieben. Handelt es ſich aber erſt um Ein⸗ 
gehung eines Vertrages, ſo iſt ſelbſtverſtändlich die 
Notwendigkeit und Art der Sicherheitsleiſtung des 
Schuldners von freier Vereinbarung abhängig 
und wird der Gläubiger häufig mit der Sicherheits⸗ 
leiſtung eines Dritten zufrieden ſein, ſei es, daß 
er mit dieſem ſelbſt einen Vertrag eingeht (oben 
A 2) oder fei es, daß er von ihm gar nichts 
weiß oder wiſſen will (A 1). — Unter gewiſſen 
Umſtänden kann der Glaͤubiger Verſtärkung der 
Sicherheit oder ihre Erſetzung durch andere Sicher⸗ 
heit vom Schuldner fordern. Vgl. $$ 240, 1133, 
1218. Eine allgemeine Verpflichtung hierzu be⸗ 
ſteht bei vertragsmäßiger Sicherheitsleiſtung 
nicht, am allerwenigſten für den Drittſicherer, ſo⸗ 
weit er ſie nicht beſonders übernommen hat. Die 
von ſeinem Vertragsgenoſſen nicht verſchuldete 
Sicherheitsverſchlechterung wird, von vorſtehenden 
Ausnahmefällen abgeſehen, gewöhnlich der Gläu⸗ 
biger zu tragen haben. 


D. Das Verhältnis zwiſchen mehreren 
die fremde Schuld ſichernden Dritten. 


In dieſer Richtung tritt der Mangel ge⸗ 
nügender geſetzlicher Beſtimmungen beſonders 
empfindlich zutage und haben deren Dürftigkeit 
und die zwiſchen den wenigen einſchlagenden 
Stellen gefundenen Widerſprüche zu den erheb⸗ 
lichſten Meinungsverſchiedenheiten in der Rechts⸗ 


gemeine Beſtimmung aufgenommen wird, daß wiſſenſchaft geführt. Erwünſcht wäre, daß geſetz⸗ 


darauf Bürgſchaftsgrundſätze 


zur Anwendung 
kommen ſollen. 


lich der Grundſatz des $ 769, wonach Mitbürgen 


immer als Geſamtſchuldner gelten, auf alle Schuld⸗ 
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beitrittsarten für entſprechend anwendbar erklärt 
worden wäre. Der feſte Boden, der damit ge⸗ 
wonnen worden wäre, muß nun mühſam geſucht 
werden, vielleicht iſt er aber doch nur auf Grund 
der 88 769, 426 zu finden. 

Die Frage, ob Drittſicherer dann, wenn der 
Gläubiger einen von ihnen freigibt, von ihrer 
Haftung gleichfalls frei werden, iſt ſchon oben 
unter A 2 zu § 776 berührt worden. Hier ift 
hauptſächlich die andere Frage zu behandeln, 
welche Folgen die freiwillige oder zwangsweiſe 
Befriedigung des Gläubigers aus dem Vermögen 
eines der Drittſicherer gegenüber den anderen nach 
ſich zieht. Nur für Mitbürgen gibt das Geſetz 
in den 88 769, 774 mit 426, 401, 412 ſeſte, 
übrigens auch der Auslegung bedürftige Grund⸗ 
läge. Vgl. die ausführliche Schrift Kremers: 
„Die Mitbürgſchaft“. Auch in anderen Fällen 
iſt die Sache dann noch verhältnismäßig einfach, 
wenn es ſich um gleichartige Schuldbeitrittsarten 
handelt. Haben mehrere Dritte neben dem al⸗ 
leinigen wahren Schuldner die Geſamtſchuld über⸗ 
nommen, ſo werden ſie i. d. R. als ſelbſtſchuld⸗ 
neriſche Mitbürgen zu erachten ſein und die Be⸗ 
ſtimmungen in 88 769, 774 unmittelbar auf ſie 
zur Anwendung kommen; nur entſprechend dann, 
wenn ſie ausnahmsweiſe etwa nicht als Mit⸗ 
bürgen zu gelten hätten. Unzweifelhaſt muß nach 
9 427 ſo entſchieden werden, wenn die mehreren 
Drittſicherer in einem Vertrag ſich als Geſamt⸗ 
ſchuldner verpflichteten. Zweifel könnten entſtehen, 
wenn fie nach und nach nur dem Gläubiger gegen- 
über als Geſamtſchuldner beitreten (wenn auch 
nur zu einem Teile der Hauptſchuld). Aber ge⸗ 
rade dadurch, daß fie als Geſa mtſchuldner bei⸗ 
treten, ſchließen ſie die nur für den Zweifel ge⸗ 
gebene Regel des § 420, wonach fie nur als 
ſelbſtändige Teilſchuldner zu betrachten wären, 
aus, ihre Schuld ſteht und fällt mit der Haupt⸗ 
ſchuld und ſie können nichts anderes als Geſamt⸗ 
ſchuldner dem Gläubiger gegenüber und unter 
ſich ſein; dies hindert natürlich nicht, daß ſie 
im Verhältnis unter ſich die geſetzlichen Rückgriffs⸗ 
regeln abändern, auf ſie ganz oder zum Teil ver⸗ 
tragsmäßig verzichten können. Zahlt ohne folche 
beſondere Vereinbarung einer von ihnen den 
Gläubiger freiwillig oder zwangsweiſe ganz, ſo 
geht die Forderung des Gläubigers als Geſamt⸗ 
ſchuldforderung auf ihn über, nach 88 401, 412 
mit allen Nebenrechten, jedoch gemäß § 426 den 
anderen Drittſchuldnern gegenüber nur zu deren 
Kopfteilen. Nehmen wir, um allgemeine, auch 
für andere Drittſicherungsarten vielleicht verwert⸗ 
bare Beiſpiele zu geben, eine Hauptſchuld des A 
zu 1200 M und drei Drittſicherer B, C, D als 
Geſamtſchuldner an. B zahlt ganz, er erwirbt 
1200 M Forderung gegen A, je 400 M gegen 
C und D als Geſamtſchuldner neben A. Zahlt 
B nur 600 M an den Gläubiger, fo bleibt er 
dieſem mit 600 M als Geſamtſchuldner neben 


A, C, D weiter verhaftet, erwirbt aber anderer⸗ 
ſeits eine Forderung von 600 M Gegen A und 
eine ſolche zu je 200 M gegen C und D als 
Geſamtſchuldner neben A. Zahlt dann C die 
weiteren 600 M an den Gläubiger, fo erwirbt 
er 600 M Forderung gegen A, für die B und D 


als Geſamtſchuldner zu je 200 M mithaften. 


B und C rechnen nun mit 200 M gegen⸗ 
einander auf und jeder von ihnen treibt — die 
Zahlungsunfähigkeit des A vorausgeſetzt — 200 M 
von D bei, worauf die drei Drittſicherer ent⸗ 
ſprechend dem § 426 je 400 M endgültigen Ber- 
luſt tragen. Nicht viel ſchwieriger wird die Sache, 
wenn jeder Drittſicherer nur teilweiſe z. B. B mit 
600 M, C mit 400 M, D mit 200 M für die 
Hauptſchuld des A zu 1200 M als Geſamt⸗ 
ſchuldner urſprünglich mithaften. Zahlt hier B 
feine 600 M, fo ift er dem Gläubiger gegenüber 
frei und erwirbt er 600 M Forderung gegen A, 
wofür zunächſt C mit / = 200 M, D mit 
/ = 100 M als Geſamtſchuldner mithaften. 
Zahlt ſpäter D ſeine 200 M an den Gläubiger, 
ſo erwirbt er eine Forderung von 200 M gegen 
A, wofür ebenſo wie für die Hauptſchuld B mit 
/ = 100 M. C mit / = 66,66 M mithaftet. 
Sind nun A und C dauernd zahlungsunfähig, jo 
rechnet B gegen D's 100 M mit 100 M auf und 
als endgültiger Verluſt bleiben dem Gläubiger 
400 M, dem B 600 M, dem D 200 M. 

Es iſt möglich und zuläſſig, daß die Beträge, 
wozu ſich die Drittſicherer geſamtſchuldneriſch ver⸗ 
pflichten, zuſammen die Hauptſchuld überſteigen, 
daß z. B. für 1200 M Hauptſchuld des A der 
B mit 900 M, C mit 600 M, D mit 300 M 
Geſamtſchuldner wird. Für fingierte 1800 M 
haftet hier alfo B mit 1/2, C mit /, D mit , 
alſo haften ſie wohl auch für die wirkliche Schuld 
unter ſich nach dem gleichen Verhältniſſe. Die 
Ausgleichungsrechnung wird daher eine ähnliche 
ſein, wie im vorigen Beiſpiel, abgeſehen von der 
höheren Haftung dem Gläubiger gegenüber und 
dementſprechendem Forderungserwerb gegen den 
Hauptſchuldner. Zahlt z. B. B feine 900 M an 
den Gläubiger, ſo erwirbt er Forderungen zu 
900 M gegen A, zu / davon = 300 M gegen 
C, zu / = 150 M gegen D als Geſamt⸗ 
ſchuldner uff. 

Hat dagegen der Hauptſchuldner, wie ebenfalls 
denkbar, auf Verlangen des Gläubigers nur zu 
einem Teil des Schuldbetrages Drittſicherer bei⸗ 
bringen können und ſich der Gläubiger ſchließlich 
damit begnügt, ift z. B. für 1200 M Schuld des 
A der B mit 400 M, der C mit 300 M, der D 
mit 200 M Geſamtſchuldner geworden, alſo B zu 
1/3, C zu Ya, D zu Vs, jo wird fih dieſem Ber- 
hältnis auch die Ausgleichung anpaſſen müſſen. 
Zahlt z. B. C feine 300 M, jo erwirbt er damit 
300 M Forderung gegen A, ½ davon alfo 100 M 
gegen B, / davon gleich 50 M gegen D als 
Geſamtſchuldner uff. 
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Iſt bei Drittſicherung durch Beitritt zur Geſamt⸗ 
ſchuld das Verhältnis der Drittſicherer unter ſich 
einfach durch $ 426 geordnet, fo ift es bei andern 
Arten der Drittſicherung, insbeſondere auch beim 


Zuſammentreffen verſchiedener Arten um ſo zweifel⸗ 


hafter. Die Rechtſprechung hat ſich noch wenig 
damit beſchäftigt. In Bd. 48, 152 hat das RG. 
entſchieden, daß die 88 426, 769 nicht für Mit⸗ 
unterzeichner von Wechſeln ‚ohne la) gelten 
und im Urt. des RG. V 139/05 vom 8. No- 
vember 1905 heißt es: De Anwendung oder 
entſprechende Anwendung des 5 774 auf das 
Pfandrecht an einer Forderung iſt 955 vor⸗ 
geſchrieben.“ Auch Strohal, DIZ. 03, 373; 
v. Lippmann, Thür. Rpfl. Bl. 51, En Böthke 
bei Gruchot 47, 857; Martinius, DIB. 03, 543 
ſind gegen ein Geſamtſchuldverhältnis der Dritt⸗ 
ſicherer — abgeſehen von Mitbürgen — unter 
ſich. Dagegen ſprechen ſich Planck zu § 1225; 
Breit bei Gruchot 48, 283; Bendix im Arch BürgR. 
25, 84 (91); Cohn, JW. 06, 410; Koban 
in ſeinem Buch: „Der Regreß des Bürgen⸗ 
und Pfandeigentümers“ mehr oder minder beſtimmt 
für die gegenteilige Meinung aus und dieſer 
treten in neuerer Zeit auch Staudinger $ 1225 
Anm. 2 a und Oertmann, „Recht der Schuldver⸗ 
hältniſſe“ zu § 774 bei. Ebenſo neigt ſich das 
RG. in JW. 06, 305 mehr dieſer Anſchauung 
zu und ſchon viel früher in dem bei Bolze 2 
Nr. 815 erwähnten iger hat es anders ent- 
ſchieden wie in RG. 48, 152. 

Um aus den ſonſt a Schwierigkeiten 
der Frage herauszukommen und Billigkeitserwä⸗ 
gungen zum Sieg zu verhelfen, wäre der Grund⸗ 
ſatz aufzuſtellen, daß mehrere Drittſicherer 
gleichviel welcher Art im Zweifel und 
ſoweit nicht beſondere Gründe (f. oben 
zu B) entgegenſtehen, auch unter ſich 
ale Geſamtſchuldner nach $ 426 unter 
entſprechender Anwendung der 88 769, 
774 Abſ. 2 behandelt werden müſſen. 
Jedenfalls muß dies gelten, wenn mehrere Dritt⸗ 
ſicherer auf Grund einheitlichen Vertrages mit 
dem Hauptſchuldner und dem Gläubiger Wechſel 
unterzeichnen, unbewegliche oder bewegliche Werte 
verpfänden oder zur Sicherheit abtreten, den Vor⸗ 
rang einräumen u. dgl. oder wenn einer von ihnen 
dieſe, der andere jene Sicherheit gewährt, wie dies 
bei Ordnung (ſog. Sanierung) verwickelter Ver⸗ 
hältniſſe des Hauptſchuldners nicht ſelten vor⸗ 
kommt. Sie ſind dem Gläubiger gegenüber in 
Ermangelung beſonderer Abmachungen nicht Teil⸗ 
ſchuldner nach § 420, ſondern Geſamtſchuldner 
nach 88 421, 427, warum follen fie im Ber- 
hältnis unter ſich nicht ſolche nach $ 426 fein? 
Zweifelhafter wird nur die Sache, wenn die 
mehreren Drittficherer ſich nicht einheitlich, ſondern 
getrennt und nach und nach verpflichten und 
wenn ſie mit dem Gläubiger in keiner Verbindung 
ſtehen (A 1). Dann könnte man annehmen, daß 


ſie vollſtändig unabhängig voneinander ſind und 
wenn ſich der Gläubiger beliebig an ſie hält, wie 
er darf, den ihnen dadurch entſtehenden Vermögens⸗ 
verluſt allein zu tragen haben. Nur der unter 
ihnen befindliche Bürge würde dadurch, daß bei 
ſeiner Zahlung nach 88 774, 401, 412 die For⸗ 
derung des Gläubigers mit den ſie ſichernden 
Pfandrechten auf ihn übergeht, ein allerdings 
nicht zu rechtfertigendes Vorrecht genießen und 
nur allein Deckung ſeiner Auslagen häufig finden, 
zu welchem Ergebnis auch einzelne Schriftſteller 
gelangen. 

Allerdings iſt zur Begründung des Geſamt⸗ 
ſchuldverhältniſſes ein Vertrag nach § 427 nötig, 
aber dieſer braucht kein einheitlicher zu ſein. 
Staudinger $ 427 Anm. 2 b, Planck § 427 Anm. 1. 
Jeder Drittſicherer tritt unter der ausdrücklichen 
oder ſtillſchweigenden Bedingung dem Rechtsver⸗ 
hältniſſe bei, daß er ſeinen etwaigen Verluſt mit 
den andern Drittſicherern teilen dürfe und der 
die Schuldbeitritte nach und nach erholende Haupt⸗ 
ſchuldner oder der Gläubiger bildet das die Be⸗ 
dingung zu einer gegenſeitigen machende Mittel⸗ 
glied. Der mögliche Umſtand, daß einzelne Dritt⸗ 
ſicherer perſönliche Geldſchuldner, andere nur ding⸗ 
liche Schuldner ſind, hindert nicht die Anwen⸗ 
dung des $ 421, der allerdings Gleichartigkeit des 
Schuldverhältniſſes vorausſetzt. Auch der ding⸗ 
liche Nebenſchuldner iſt zur Geſtattung der Geld⸗ 
zahlung aus der Sache, dem Rang verpflichtet. 
($$ 1113, 1204, 879, 880). Das RG. neigt 
ſich in Entſch. 61, 61 der Meinung zu, daß es 
nach dem Rechte des BGB. für das Beſtehen 
der Geſamtſchuld auf die Identität des Rechts⸗ 
grundeg (eadem causa in dieſem Sinne) nicht 
ankommt. Es könnte ſich auch fragen, ob nicht, 
wenn nicht Geſamtſchuldverhältnis, ſo doch zum 
mindeſten zufällige, durch das gemeinſame Rück⸗ 
griffsrecht gegen den Schuldner vermittelte Ge⸗ 
meinſchaft (communio incidens) zwiſchen den 
mehreren Drittſicherern beſteht und daher die 
88 741, 742, 755, 756 wenigſtens gleichheitliche 
Teilung ihrer Verluſte unter ſich begründen. Vgl. 
Staudinger § 741, Anm. II 1 b. Uebrigens ſtehen 
der hier 1 Anſicht die Vorſchriften über 
den Drittverpfänder (§ 1225) und die über 
Geſamthypothek (88 1173, 1174, 1182) nicht ent- 
gegen, vielmehr verweiſt der 8 1225 geradezu ar 
den $ 774 und damit zugleich auf § 426 und 
die 88 1173, 1174, 1182 ſetzen augenſcheinlich 
ebenfalls ein Geſamtſchuldverhältnis voraus. 

Geht man von dem jo gewonnenen Grundſatz 
aus, ſo kann die Ausgleichung zwiſchen den 
mehreren Drittſicherern gleicher oder verſchiedener 
Art keine weſentlichen Schwierigkeiten bereiten. 
Die Berechnung wird hierbei im allgemeinen die 
gleiche ſein, wie ſie oben für einfache Eingehung 
eines Geſamtſchuldverhältniſſes beſprochen iſt. Auch 
hier kann es vorkommen, daß die zum Sicherungs⸗ 
zweck gewährten Einzelwerte ungleiche ſind oder 
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daß ihr Geſamtbetrag die Höhe der Hauptſchuld 
überſteigt oder hinter ihr zurückbleibt. Der Wert 
mehrerer Drittverpfändungen oder Rangeinräu⸗ 
mungen muß dann bei der Ausgleichung nach 
dem Ergebniſſe der Verſilberung, wo ſolche nicht 
eintrat, nach Schätzung eingeſetzt werden, ſoweit 
er nicht ſchon vertragsmäßig beſtimmt iſt. — 
Von Bedeutung iſt dabei insbeſondere auch der 
Mitübergang der noch unverwerteten Sicherungs⸗ 
mittel auf den befriedigenden Drittſicherer nach 
88 774, 426, 401, 412, der manche Schwierig⸗ 
keiten bietet, aber dem Drittſicherer, der den 
Glaͤubiger befriedigt, erheblich nützen kann. Be⸗ 
ſteht z. B. für 1200 M Hauptſchuld des A 
Sicherungshypothek zu 600 M auf einem Grund- 
ſtücke des B, Bürgſchaft des C zu 400 M und 
Fauſtpfand im Wertpapiere des D zu 200 M, 
und zahlt C 400 M, D 200 M an den Gläu⸗ 
biger, ſo erwerben ſie in gleicher Höhe die For⸗ 
derung gegen A und unbeſchadet der nach 88 774, 
426 vorgehenden Rechte des Gläubigers erwirbt 
dabei C / von 400 M = 200 M und D ½ 
von 200 M = 100 M an der auf B's Grund⸗ 
ſtück eingetragenen Sicherungshypothek. Zahlt nun 
auch B ſeine 600 M an den Gläubiger und 
bleibt A zahlungsunfähig, ſo erwirbt B den Reſt 
der Hypothek mit 300 M zunächſt ſchon als 
Eigentümerhypothek, ferner /s von 600 M = 
200 M Rückgriffsforderung gegen C und / von 
600 M = 100 M dgl. gegen D. Er rechnet 
mit letzteren beiden Beträgen gegen die gleichen 
von ihm an C und D geſchuldeten Forderungs⸗ 
beträge auf und es verlieren ſo endgültig ent⸗ 
ſprechend ihrer Schuldbeitrittshöhe B 600 M, 
C 400 M, D 200 M. Die ganzen 600 M find 
nun Eigentümerhypothek des B nach $ 1163. 
Iſt Drittſicherung nur durch Verpfändung von 
Grundſtücken mehrerer Dritter für dieſelbe Forde⸗ 
rung des Gläubigers im Wege der Beſtellung einer 
Sicherungs⸗Geſamthypothek erfolgt, ſo treten die 
Vorſchriften der 88 1132, 1173, 1175, 1176, 
1182 in Kraft, eines Zurückgehens auf $$ 401, 
412 bedarf es hier nicht. Jedes Grundſtück haftet 
für das Ganze, der Gläubiger ſelbſt kann nach 
Abſ. 2 des § 1132 die Forderung auf die ein- 
zelnen Grundſtücke verteilen. Nehmen wir an, er 
habe 1200 M als Geſamthypothek bei B und C 
für 1200 M Schuld des A ſtehen. Er verteilt 
ſie nicht, ſondern fordert ſie ganz von B. Dieſer zahlt 
freiwillig und wird nun auf ſeinem Grundſtück 
Eigentümerhypothekar zu 1200 M und nach § 1173 
Abſ. 2 Hypothekgläubiger zu 600 M auf dem 
Grundſtücke des C, deſſen Hypothekſchuld im üb⸗ 
rigen erliſcht. Betreibt der Gläubiger die Zwangs⸗ 
verſteigerung gegen B und erlangt er aus dem 
Erlös die vollen 1200 M, fo iſt es nach $ 1182 
ebenſo, nur daß von 1200 M Eigentümerhypothek 
des B keine Rede ſein kann. Reicht der Erlös 
nicht ganz, 3, B. nur bis zu 800 M aus, jo 
erwirbt B nur 400 M Hypothek bei C, 400 M 
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von dieſer Hypothek behält der Gläubiger, 400 M 
davon erlöſchen. Näheres und weitere Zahlen⸗ 
beiſpiele f. Turnau⸗Förſter I S. 949 ff. Wenn 
der Gläubiger die Geſamthypothek verteilt und 
damit beſeitigt, oder wenn die Drittſicherer von 
Anfang an Einzelteilhypotheken beſtellt haben, 
finden nicht mehr die 88 1173 und 1182 An⸗ 
wendung, ſondern muß auf die 88 401, 412 
zurückgegangen werden und können bei ungleich⸗ 
mäßiger Verteilung oder Unzulänglichkeit einzelner 
Pfandgrundſtücke verwickeltere Ausgleichsrechnungen 
entſtehen. 

Das Geſagte gilt im weſentlichen auch bei 
Interzeſſion mittels hierfür nicht zu empfehlender 
Beſtellung von Verkehrshypotheken oder Grund⸗ 
ſchulden, was ebenfalls in Geſtalt einer Geſamt⸗ 
laſt oder in Geſtalt von geſonderten Teillaſten 
geſchehen kann. | 

Verhaͤltnismäßig einfach ordnet fih die Mus- 
gleichung unter verſchiedenen ausdrücklichen oder 
ſtillſchweigenden Wechſelbürgen. Nehmen wir an: 
für 1800 M Wechſelſchuld des Akzeptanten A 
haften als Drittſicherer der Ausſteller (an eigene 
Order) und erſte Indoſſant B und der zweite 
Indoſſant C. Von C treibt der Gläubiger die 
1800 M bei, C greift gemäß Art. 14, 51 WO. 
auf B zurück, dieſer ſetzt ihm die Einrede der Aus⸗ 
gleichung nach § 426 entgegen — nach RG. 48, 
152 wäre dies allerdings unzuläſſig — und zahlt 
nur 900 M. Der Wechſel ſelbſt würde dann für 
B und C gemeinschaftlich behufs weiteren Rück⸗ 
griffes gegen A. Auch wenn ſolche Wechſelbürgen 
mit Drittſicherern anderer Art zuſammentreffen, 
würde die Ausgleichung nach 88 426, 774, 401, 
412 erfolgen. Dieſe Vorſchriften müſſen auch, 
wenn der aufgeſtellte Grundſatz richtig iſt, für 
Drittſicherungen anderer Art z. B. bei Rangrück⸗ 
tritten Mehrerer entſprechend gelten. Auf einem 
Grundſtück des Schuldners A zu 1500 M Wert 
hat B 400 M zur 1. Stelle, C 250 M an 
2. Stelle, D 125 M an 3. Stelle ſtehen, fie 
räumen dem Gläubiger E für 1000 M den Bor- 
rang ein. Der Hypothekenſtand wird dadurch — 
— vgl. RG. 64, 100 — folgender: I. 1000 M 
des E, II. 400 M des B, III. 250 M des C, 
IV. 125 M des D. Unterſtellen wir, daß E 
und B durch die von E betriebene Zwangs⸗ 
verſteigerung voll befriedigt werden und der Refi 
des Erlöſes (100 M) auf Koſten ꝛc. ꝛc. aufgeht, 
fo daß C und D gänzlich ausfallen. Es kann nun 
zwar ein Uebergang der Gläubigerforderung gegen 
A mit 250 M auf C, mit 125 M auf D, aber 
kein Uebergang entſprechender Teile der Hypothek 
des E erfolgen, weil diefe erloſchen ift. B jcheidet 
für die Ausgleichung vollſtändig aus, weil er nichts 
aus ſeinem Vermögen bei ſeinem Rangrücktritt 
aufs Spiel geſetzt, nur unter der nicht eingetretenen 
Bedingung interzediert hat, daß der Grundſtücks⸗ 
wert ihn und den E nicht vollſtändig decke. C 
hat ts von 250 = 31.25 M Rückgriffsanſpruch 
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gegen D, dieſer / von 125 = 31.25 M gegen 
C. Beide Anſprüche gleichen ſich ab, bei Zahlungs⸗ 
unfähigkeit des A bleiben für C 250 M, für D 
125 M als endgültiger Verluſt. Würde in dieſem 
Beiſpiele auch C mit 100 M bei Mehrerlös des 
Grundſtücks über 1500 M befriedigt, fo hätte er 
wegen feines Ausfalls zu nur 150 M / davon 
= 18.75 M Regreßanſpruch gegen D, dieſer aber 
1/4 von 125 M = 31.25 M gegen C; dieſer müßte 
alſo 12.50 M an D herauszahlen und ſein end⸗ 
gültiger N wäre 162.50 M, der des D 
2.50 


Für mehrere Drittverpfänder beweglicher Werte 
gibt 8 1225 mit 88 774, 426 unmittelbare Bor- 
ſchriften. Setzen wir den Fall: A trägt die 
goldene Uhr des B zu 100 M Wert, den Ring 
des C wert 75 M und die ſilberne Kette des C 
wert 25 M mit deren Zuſtimmung in das Leih⸗ 
haus und erhält darauf 150 M Darlehen für ſich 
allein. Er bleibt zahlungsunfähig, ſeine 3 Freunde 
müſſen ihre Sachen zuſammen auslöſen, alſo 
150 M aufwenden (außer Zinſen). Davon muß 
B ½ von 150 75 M, C / von 150 = 
56.25 M, D ½ von 150 18.75 M zahlen. 
Kann B wegen Geldmangels ſich nicht an der 
Auslöſung beteiligen und zahlen C und D die 
150 M allein, fo behalten fie feine goldene Uhr 
egri ihres Erſatzanſpruches zu 75 M weiter als 
Pfand uff. 

Es iſt einleuchtend, daß bei der unendlichen 
Zahl von Möglichkeitsfällen des Zuſammentreffens 
mehrerer Drittſicherer Beſchränkung auf den 
Hauptgrundſatz der Ausgleichung und auf einzelne 
wenige Zahlenbeiſpiele geboten iſt und daß ſich 
unter Umſtänden ſehr verwickelte Rechnungen er⸗ 
geben können. 

Für das Verhältnis zwiſchen den Dritt- 
ſicherern unter ſich und zwiſchen ihnen und dem 
Hauptſchuldner können auch die Erlöſchungs⸗ und 
Aenderungsgründe der 88 422—425 von Pe- 
deutung ſein. Hierüber iſt einiges ſchon oben 
zu Al erwähnt, hier aber folgendes Weitere 
hervorzuheben. Daß die volle Erfüllung durch 
den Hauptſchuldner die Drittſicherer endgültig be⸗ 
freit, iſt nach 88 422 Abſ. 1, 767, 1210, 1223 uſw. 
ſelbſtverſtändlich. Dagegen iſt Aufrechnung eines 
Drittſicherers mit Forderungen eines anderen 
Drittſicherers gegen den Gläubiger nach der Regel 
des 5 422 Abſ. 2 verboten. Vgl. JW. 02 
Beil. 237. Glaͤubigerverzug gegenüber einem 
Drittſicherer wirkt für die anderen. § 424. Auch 
der § 425 muß entſprechend Anwendung finden. 
Kündigung an den Hauptſchuldner und dadurch 

herbeigeführte Fälligkeit wirkt gegen alle Dritt⸗ 
ſicherer. Verzug, Verſchulden, Unmöglichkeit der 
Leiſtung betrifft den dafür verantwortlichen Dritt⸗ 
ſicherer allein. Verjährung zugunſten eines ein⸗ 
zelnen Drittſicherers iſt ſchwer denkbar. Für 
Wechſelverjährung kommen die Art. 77 ff. WO. 
zunächſt zur Anwendung, in zweiter Reihe aber 
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zivilrechtliche Grundſätze. Haben B und C dem 
Gläubiger Fauſtpfänder zu je 600 M Wert für 
die Schuld des A zu 1200 M gegeben und das 
Pfand des B gelangt in deſſen Einzelbeſitz zurück, 
ſo iſt wegen ſeines böſen Glaubens die Erſitzung 
nach § 937 gewöhnlich ausgeſchloſſen, übrigens ſo 
langfriſtig, daß ſie a jemal3 von Bedeutung 
werden wird. Sollte B doh im guten Glauben 
fein und in 10 Jahren erſeſſen haben, fo ift er 
allerdings von feiner Haftung frei und C hat 
keinen Rückgriff mehr gegen ihn, wenn er dem 
Gläubiger 600 M zahlt. 

Wird in demſelben Falle (ohne Verjährung) 
B Erbe des Gläubigers, ſo erwirbt er damit die 
Hauptforderung zu N gegen A mit der 
Pfandſicherung durch C und durch ihn ſelbſt. 
Dies letztere Pfandrecht erliſcht. Ein Grund, es 
nach $ 1256 fortbeſtehen zu laſſen, iſt für B hier 
nicht erfindlich. Anders, wenn C ſchon vor dem 
Zuſammentreffen des Eigentums des B mit der 
Pfandſchuld des B feine 600 M an den Gläu⸗ 
biger gezahlt und damit 600 M Forderung des 
Gläubigers gegen A und für 300 M bedingtes 
Pfandrecht an B's Sache erworben gehabt hätte. 
Dann läßt B bei der Konfuſion ſein Pfand an 
eigener Sache einſtweilen fortbeſtehen, um ſich 
den eigenen Pfandbeſitz zu wahren, den ſonſt C 
von ihm verlangen könnte. Er muß aber ſein 
Pfand durch Zahlung der 300 M Rückgriffs⸗ 
forderung des C befreien. 


E. Das Verhältnis mehrerer durch den 
ſelben Dritten geſicherter Gläubiger 
zueinander. 


Dies Verhältnis iſt im allgemeinen ebenſo zu 
beurteilen, wie das zwiſchen mehreren Gläubigern, 
denen ein und derſelbe Eigen ſchuldner Sicherheit 
geleiſtet hat. Es kommen dabei beſonders für 
bewegliche Werte die 88 1205 — 1209, für Schiffe 
9 1261, für unbewegliche Sachen 88 879—881 
in Betracht. Bei letzteren und bei Schiffen ordnet 
es ſich einfach und deutlich durch den Bucheintrag, 
bei beweglichen Werten kann es oft verdunkelt 
ſein und iſt daher beſondere Vorſicht geboten. 
Sicherung oder Drittſicherung Mehrerer durch die⸗ 
ſelben beweglichen Sachen und Inhaberpapiere 
kann gemäß § 1205 Abſ. 2 dadurch geſchehen, 
daß der Eigentümer ſeinen mittelbaren Beſitz an 
der im unmittelbaren Beſitz des erſten Pfand⸗ 
gläubigers befindlichen Pfandſache einem weiteren 
Gläubiger überträgt und dies dem Pfandgläubiger 
anzeigt. Der Anſicht, daß nur eine Zweitver⸗ 
pfändung möglich fei (Kretzſchmar, Sachen R. 
5 1209 A. 2) kann nicht beigeſtimmt werden. 
Allerdings ſcheint es, daß, wenn nach $ 1205 
Abſ. 2 der Eigentümer ſeinen mittelbaren Beſitz 
übertragen hat, kein ſolcher bei ihm zurückbleibt, 
allein nach $ 868 muß der Eigentümer immer mittel- 
bar Beſitzer bleiben. In § 1205 Abſ. 2 kann 
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daher nur Uebertragung des mittelbaren Mit⸗ | Bei zweiter und weiterer Verpfändung einer 
beſitzes gemeint ſein und dieſe kann beliebig oft | Briefhypothek wird der erſte Pfandgläubiger ent- 
erfolgen. Uebrigens wird es fih empfehlen, bei ſprechenden Vermerk auf dem Briefe nach 88 1274, 
beabſichtigter Einräumung mehrerer Mobiliar: 1155 geſtatten mäfjen uff. 
pfandrechte gleichen oder verſchiedenen Ranges die Für die Beitreibung der Hypotheken und das 
Sache nach § 1206 einem Treuhänder als Ber- Verhältnis der Hypothekengläubiger unter fih dabei 
wahrer zu übergeben und dann den mittelbaren gibt auch das Zw. z. B. in 88 10, 44, 59 uſw. 
Mitbeſitz den Gläubigern zu entſprechendem Range Vorſchriften. 
zu übertragen. | 

Das Geſagte wird entſprechend auch auf 
1 5 55 N 1292) 
von Rechten, die mit Sachbeſitz verbunden find : | 
G6 1274 Saß 2, und dann Brieſhrponhten der Nenſch als Gegenitand des Augenſcheins 
(S8 1274, 1154, 1155) zu gelten haben. Bei im Zivilprozeß. 
Hypothekverpfändung iſt aber immer Grundbuch⸗ i 
eintragung das Sicherſte. Bei Verpfändung ge⸗ | Von Joſef Kreß, Oberlandesgerichtsrat in Augsburg. 
wöhnlicher (Kurrent⸗) Forderungen ($ 1279) ift | Fortſetzung). 
zwar Uebergabe des Schuldſcheins nicht weſentlich, | i i , 
wo aber ein Schuldſchein beſteht, ift es dringend B. Die Pflicht zur Duldung der Beſich⸗ 
erwünſcht, daß die Beſitzverhältniſſe an ihm | tigung der menſchlichen Subſtanz. 
(8 402) nach obigen Grundſätzen geordnet werden. I. Beſteht eine ſolche Pflicht? 
In allen Fällen iſt Benachrichtigung aller Mit⸗ | a) Für die Duldungspflicht geltend ge 


beteiligter, wo nicht überhaupt notwendig, doch i j 
höchſt empfehlenswert. Vgl. 88 1205 Abi. 2, machte Gründe: 
1208, 1280 uſw. 1. Bei Beantwortung der Frage iſt man bis⸗ 


Wird mehreren verſchiedenen Gläubigern ihrer her vielfach von einem falſchen Geſichtspunkte aus⸗ 
Sicherung halber von dem bisher vorgehenden gegangen. Man glaubte nämlich, die Grundſätze 
Hypothekgläubiger der Vorrang eingeräumt, ſo über die Pflicht zur Vorlegung von Sachen (Exhi⸗ 
erlangen fie, wenn dies gleichzeitig geſchieht, im bition) auch hinſichtlich der Frage verwerten zu 
Zweifel gleiche Rechte bei gleichen Forderungs⸗ können, ob der Menſch ſich die Unterſuchung ſeiner 
beträgen, verhältnismäßige bei verſchiedenen. Doch Subſtanz gefallen laſſen müſſe. Planck a. a. 
iſt dieſe Frage ſchwierig und nicht unbeſtritten. O. 262 kam von dieſem Standpunkte aus ſogar 
Vgl. Wege in Iherings Jahrb. 51, 39 (73), dazu, die Grundſätze über Urkundenedition als 
Fuchs daſelbſt 469, auch § 880 Abſ. 5. analog anwendbar zu erklären. Friedrichs a. a. 

Nach Begründung ihrer Sicherheitsrechte haben O. 402 ſcheut auch vor der äußerſten Konſequenz 
die verſchiedenen Gläubiger i. d. R. nur die Ver⸗ der Planckſchen Lehre nicht zurück, indem er den 
pflichtungen untereinander, die ihnen von den Satz aufſtellt: „Wenn die körperliche Unterſuchung 
betreffenden Sondervorſchriften auferlegt find. Im als Urkundenbeweis gedacht iſt, jo iſt $ 394 (429) 
übrigen find fie ſelbſtändig und unabhängig von: | ZPO. anzuwenden. Hiernach könnte alfo ein 
einander und es wird niemals der Fall der Ge⸗ Menſch, der dem Abſchluſſe eines wichtigen Ge⸗ 
ſamtgläubigerſchaſt ($ 428), ſondern höchſtens bei ſchäftes zwiſchen A und B angewohnt und ſich 
gemeinſchaſtlichem Fauſtpfand der Fall des 8 432 auf Veranlaſſung der Kontrahenten zu Zwecken 
vorliegen. Jedoch braucht der vorgehende Fauſt⸗ allenfallſigen ſpäteren Beweiſes Zeit und Ort des 
pfandgläubiger das von ihm allein beſeſſene Pfand Geſchäftsabſchluſſes auf den Arm hat tätowieren 
weder zum Zwecke der Verwahrung noch zu dem laſſen, unter Umſtänden gemäß $ 429 mit § 422, 
des Verkaufes herauszugeben (88 1205, 1206, 883 ZPO., § 810 BGB. vom Gerichtsvollzieher 
1232). Anders, wenn das Pfand im Mitbeſitz gepackt, vor Gericht geſchleppt und dort als im 
mehrerer oder dem eines Treuhänders fich befindet Prozeſſe zu verwertende Urkunde präſentiert werden! 
($$ 1231, 1232 Satz 2). Durch den Pfand: Dieſe Lehre überſieht, daß der Menſch, mag 
verkauf, gleichviel von wem betrieben, erlöſchen er auch immerhin mit ſeiner Subſtanz als Augen⸗ 
nach $ 1242 alle Pfandrechte. Von den geſetz⸗ ſcheinsobjekt oder als Urkunde Beweiszwecken dienen, 
lichen Vorſchriften abweichende Veräußerungsarten doch ſtets „Menſch“ bleibt und niemals „Sache“ 
können nicht ohne Zuſtimmung aller Pfandgläubiger wird, daß infolgedeſſen alle Grundſätze, welche die 
vereinbart werden (§ 1245). Einſeitiger Verzicht Vorlegung und Beſichtigung von Sachen betreffen, 
auf das Pfandrecht und Zuſammentreffen von außer Betracht zu bleiben haben, ja nicht einmal 
Eigentum und Pfandrecht nur bei einem Pfand⸗ analoge Anwendung finden können, wenn es ſich 
glaͤubiger ſchadet den übrigen nicht (88 1255, 1256). um die Frage nach der Verbindlichkeit des Men- 
Nach 8 1290 ift nur der vorgehende Pfand: ſchen zur Duldung der Beſichtigung feiner Sub- 
gläubiger zur Einziehung der Zinſen aus der ver⸗ ſtanz handelt. Rausnitz im Recht 1903 S. 594 
pfändeten Forderung berechtigt. hebt zutreffend hervor, daß der lebende Menſch 
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und ſein Körper identiſch ſeien, daß eine begriff⸗ 
liche Trennung nicht denkbar, daß dagegen „Sache“ 
nur ein körperlicher Gegenſtand außerhalb des 
Menſchen ſei, über welchen er ſeine Herrſchaft aus⸗ 
üben könne. Der Menſch als Rechtsſubjekt und 
die ſeiner Herrſchaſt unterliegenden Sachen ſeien 
begriffliche Gegenſätze. Hieraus folge, daß der 
Körper des lebenden Menſchen als mit dem Men⸗ 
ſchen ſelbſt identiſch niemals „Sache“ im juriſti⸗ 
ſchen Sinne ſein könne. Nicht zu leugnen iſt aller⸗ 
dings, daß der Menſch Gegenſtand der ſubjektiven 
Berechtigung eines anderen ſein kann; man denke 
an die Rechte, die der Ehemann der Frau, den 
Kindern, dem Geſinde, der Vormund dem Mündel 
gegenüber hat, Rechte, kraft deren z. B. der Vater 
ſein Kind von jedem Dritten herauserlangen kann. 
Aber der Menſch iſt niemals fremder Berechtigung 
in gleicher Art wie eine „Sache“ unterworfen. 
Das Arbeitsgeräte, das ich beſitze, iſt als ſolches 
meiner rechtlichen Herrſchaft unterſtellt und wird 
deshalb ausſchließlich in dieſer Eigenſchaft, weil 
es mein Hammer, meine Zange iſt, von mir be⸗ 
nützt. Es iſt eben die Beſtimmung des Arbeits⸗ 
gerätes, vom Eigentümer genützt zu werden. Aber 
es iſt nicht die Beſtimmung des Hausſohns, vom 
Vater genützt zu werden. Kein Rechtsſubjekt — 
jeder Menſch ift dies heutzutage ($ 1 BGB.) — 
iſt als ſolches kraft Beſtimmung fremder Berech⸗ 
tigung unterworfen; das Gegenteil wäre nur um 
den Preis des Verluſtes der Rechtsſubjektivität, 
nur dadurch möglich, daß der Menſch „Sache“ 
würde; in dieſem Falle allerdings wäre er in der 
Hand des Dritten, wie das Hausgeräte, auch nur 
„Sache“ — gleich dem Sklaven der Römer. M 
a. W. Der Menſch, der, ſei es als Hausſohn, als 
Dienſtbote, Geſelle oder in ſonſtiger Eigenſchaft, 
Gegenſtand fremder Berechtigung iſt, bleibt auch 
dann noch Rechtsſubjekt, er wird nie Sache. Das 
moderne Recht verbietet (§ 138 BGB.) dem Men: 
ſchen, ſich fremder Berechtigung wie eine Sache 
alſo unter Aufgabe der Rechtsſubjektivität zu unter⸗ 
werfen. Vgl. auch Rehbein, BGB. 1 73; Hölder, 
Das Problem der jur. Perſönlichkeit in Iherings 
Jahrb. 53 S. 52. 

Der Menſch iſt keine Sache und kann auch 
im Wege der Analogie nicht zu einer ſolchen ge⸗ 
macht werden. Zwar, das OLG. Dresden hat es 
verſucht. Es hat in ſeinem Erkenntniſſe vom 
24. Mai 1894 (Sächſ. Arch. 4, 493) den Ehe⸗ 
mann, gegen den die Frau auf Ungültigerklärung 
der Ehe mit der Behauptung geklagt hatte, der 
Beklagte ſei ſchon bei Schließung der Ehe ſyphi⸗ 
litiſch erkrankt geweſen, verurteilt, ſich ärztlich 
unterſuchen zu laffen. Die Entſcheidung ift auf 
$ 1565 des vormal. ſächſ. BGB. geſtützt, woſelbſt 
— in ſachlicher Uebereinſtimmung mit $ 809 BGB. 
— die Pflicht zur Vorlegung von Sachen behufs 
Beſichtigung durch die Intereſſenten geregelt iſt. 
Das Gericht verkannte zwar nicht, daß der Menſch 
keine Sache ſei, glaubte aber, die Beſtimmung des 


$ 1565 „analog“ anwenden zu können. Diele 
Rechtſprechung hat, was nicht zu beklagen iſt, 
keine Nachahmung gefunden, vielmehr entſchiedene 
Ablehnung erfahren. Vgl. Dierſchke, Die Vor⸗ 
legung von Sachen 35, 36, 48; Roſenmeyer in 
GS. 63 S. 54 ff.; Giesker, Das Recht des Pri⸗ 
vaten an der eigenen Geheimſphäre 72. Die Ana⸗ 
logie darf nicht zur Konfundierung heterogenſter 
Begriffe mißbraucht werden. Auch die Analogie 
iſt nicht imſtande, aus ſchwarz weiß zu machen. 

Wenn nun der Menſch keine Sache iſt, warum, 
in welchem Sinne, auf Grund welcher Rechts⸗ 
prinzipien kann die Subſtanz des Menſchen gleich 
der Sache zum Gegenſtand des Augenſcheins 
gemacht werden? Die Antwort auf die Frage iſt 
bereits oben unter A gegeben: Der Menſch iſt 
nicht als „Sache“, ſondern wegen einer beſtimmten 
Eigenſchaft, die er allerdings mit jeder Sache 
gemein hat, wegen ſeiner Körperlichkeit, weil er 
körperlich in die Erſcheinung tritt, in die Sinne 
fällt, Gegenſtand der Sinneswahrnehmung und 
damit des Augenſcheins. Da der Richter, wie 
bereits ausgeführt, hinſichtlich der zu benützenden 
Erkenntnismittel nicht auf die in der ZPO. aus⸗ 
drücklich aufgeführten „Beweismittel“: Zeugen, 
Sachverſtändige uff. beſchränkt iſt, ſondern — inner⸗ 
halb der Schranken des Verhandlungsprinzips — 
alles, was auf ſeine Ueberzeugung einzuwirken 
vermag, heranziehen darf und zwar auch dann, 
wenn es nicht unter die Schablone eines der aus⸗ 
drücklich genannten Beweismittel zu bringen iſt, 
ſo kann es ihm auch nicht verwehrt ſein, die 
menſchliche Subſtanz zu beſichtigen und dadurch 
für Beweiszwecke nutzbar zu machen. Sollte 


demnach der Geſetzgeber unter den Augenſcheins⸗ 


objekten, die er ausdrücklich, ſozuſagen offiziell dem 
Richter als Beweismittel zur Verfügung ſtellte, 
nur „Sachen“ verſtanden haben, ſo würde doch 
nichts im Wege ſtehen, auch Menſchen dem Augen⸗ 
ſchein zu unterwerfen, denn auch Menſchen können 
beſichtigt werden; das Ergebnis dieſer Beſichtigung 
iſt geeignet, die richterliche Ueberzeugung zu be⸗ 
einfluſſen, alſo kann der Menſch auch in dieſer 
Eigenſchaft wie jedes in die Sinne fallende Ding 
Beweiszwecken dienen; er käme dann als eine 
in der ZPO. zwar nicht ausdrücklich genannte, 
deswegen aber doch, wie dargetan, verwertbare 
Erkenntnisquelle in Betracht. | 

Die Grundſätze über Vorlegung und Geftattung 
der Beſichtigung von Sachen haben alſo als für 
unſere Frage nicht verwertbar auszuſcheiden. 
Damit iſt 

2. auch die Unverwertbarkeit der Beſtimmungen 
der 88 809 ff. BGB. dargetan; denn der Menſch 
iſt nie „Sache“, wird es, wie ausgeführt, auch 
dann nicht, wenn er mit ſeiner Subſtanz als 
Urkunde in Betracht kommt. 89 809 ff. handeln 
aber von „Sachen“ im allgemeinen und von 
einer beſtimmten Art von Sachen, nämlich von 
Urkunden, im beſonderen. Analoger Anwendung 
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dieſer Beſtimmungen widerſtrebt der begriffliche 
Kontraſt zwiſchen „Sachen“ im Sinne des BGB., 
unter denen körperliche Gegenſtände — mit Aus⸗ 
nahme des menſchlichen Körpers — zu begreifen 
ſind und Menſchen ee Lehrb. I 1 845; 
Roſenmeyer a. a. O. 54, 55; Dierſchke a. a. O.). 

3. Daß die Grundſätze über Urkundenedition 
zur Rechtfertigung der Pflicht, den Augenſchein 
an der menſchlichen Subſtanz zu dulden, nicht 
herangezogen werden können, folgt ebenfalls aus 
den bisherigen Erörterungen. Urkunde iſt 
„Sache“, der Menſch iſt nie „Sache“; er bleibt 
vielmehr Menſch, Rechtsſubjekt, auch wenn er mit 
ſeiner Subſtanz dem Augenſchein unterworfen 
wird oder als Urkunde Beweiszwecken dient. Aus 
dieſem Grunde kann auch nicht wie bei einer 
Sache ſeine Vorlegung verlangt werden. Wenn auch 
hier die Frage aufgeworfen wird, aus welchem 
Rechtsgrunde der Menſch als Urkunde, alfo als 
Sache nutzbar gemacht werde, wenn er doch keine 
Sache ſei, ſo iſt auf die unter Ziffer 1 gegebene 
Antwort zu verweiſen. Die Unbeſchränktheit der 
dem Richter zu Gebote ſtehenden Erkenntnisquellen 
gibt ihm die Befugnis, die menſchliche Subſtanz 
in jeglicher Eigenſchaft bei Schöpfung ſeiner Ueber⸗ 
zeugung zu verwerten. Vermag er dem menſch⸗ 
lichen Körper wie einer Urkunde eine mittels 
Schrift überlieferte Kunde abzuleſen, ſo dient ihm 
dieſe Kunde wie bei eigentlichen Urkunden als 
Erkenntnismittel zur Gewinnung einer Anſchauung. 
Aber — damit iſt die Analogie zwiſchen Menſch 
und Urkunde, alſo zwiſchen Menſch und Sache 
erſchöpft. Darüber hinaus bleibt der Menſch 
das, was er iſt, Rechtsſubjekt, d. i. das begriffliche 
Gegenſtück zur Urkunde. Deshalb gibt es keine 
Edition des Menſchen gleich einer Urkunde, wie 
auch die Exhibition des als Augenſcheinsobjekt ver⸗ 
wertbaren Menſchen nach Art der Vorlegung einer 
in Augenſchein zu nehmenden Sache ausgeſchloſſen 
iſt. Analoge Anwendung der Grundſätze über 
Urkundenedition könnte allenfalls in Frage kommen, 
wenn es ſich um die Herausgabe anderer „Sachen“ 
handelte; der Verſuch iſt auch gemacht worden 
(Plank, Kohler, Brinkmann), ohne allerdings 
Anklang zu finden; hier, wo es ſich um den 
Menſchen handelt, müßte er aus den dargelegten 
Gründen ohne weiteres ſcheitern. 

4. Die Pflicht, Zeugnis abzulegen, iſt von der 
Verbindlichkeit, den menſchlichen Körper beſichtigen 
zu laſſen, grundſätzlich verſchieden, deshalb ebenfalls 
für letztere unverwertbar. Der Zeuge hat aus⸗ 
zuſagen, zu handeln; der Menſch, der als Objekt 
des Augenſcheins dienen ſoll, hat ſchweigend zu 
dulden; auch ſchlafend und im bewußtloſen Zuſtand 
könnte er beſichtigt werden, dagegen nicht aus⸗ 
ſagen. Wäre die Pflicht, auszuſagen, mit der 
Pflicht, die körperliche Unterſuchung zu dulden, 
auf gleiche Stufe zu ſtellen, dann müßte man 
konſequent in allen Fällen, in denen ein Zeug⸗ 
ſchaftsentſchlagungsrecht beſteht, auch das Recht 


41 


zur Verweigerung der körperlichen Beſichtigung 
zugeſtehen. Nun hat aber erſteres Recht ſeinen 
Grund in dem Umſtande, daß Gewiſſenskonflikte 
vermieden, daß die Zeugen nicht vor die Alter⸗ 
native geſtellt werden ſollen, gegen nächſte An⸗ 
gehörige auszuſagen, ihre eigene Schande zu ge⸗ 
ſtehen, geſchenktes Vertrauen zu mißbrauchen, oder 
— Meineide zu ſchwören. Eine derartige Pflichten⸗ 
kolliſion iſt bei der körperlichen Beſichtigung aus⸗ 
geſchloſſen. Es kommt endlich dazu, daß die Pflicht 
zur Duldung des Augenſcheins auf einem Rechte 
der Partei beruht, die Zeugnispflicht dagegen eine 
Verpflichtung gegenüber dem Staate iſt. M. a. W.: 

Die körperliche Beſichtigung verlangt die Partei 
kraft eigenen alſo privaten Rechtes, duldet die 
Partei kraft eigener Verbindlichkeit. Das Zeugnis 
verlangt der Staat zwar im Intereſſe der Partei 
aber kraft eigenen alſo öffentlichen Rechts, duldet 
die Partei als ihr obliegende öffentlich⸗ rechtliche 
Verbindlichkeit. Aus dieſem Grunde kann | 

5. auch davon keine Rede ſein, daß es eine 
allgemeine ſtaatsrechtlich gebotene Pflicht fei, in⸗ 
folge der Juſtizhoheit im öffentlichen Intereſſe der 
Rechtspflege einer richterlichen Anordnung körper⸗ 
licher Beſichtigung Folge zu leiſten; denn die Be⸗ 
ſchaffung der zur Entſcheidung eines Rechtsſtreits 
nötigen Erkenntnismittel iſt grundſätzlich dem 
Privatintereſſe überlaſſen und die Inanſpruch⸗ 
nahme des öffentlichen Intereſſes hierfür ift nur 
inſoweit zuläſſig, als dies, wie z. B. die Zeugnis⸗ 
pflicht, auf poſitiver Vorſchrift beruht. Dieſe 
Grundſätze ſind nunmehr wohl allgemein aner⸗ 
kannt (Wilmowski⸗Levy, ZPO. (5) S. 501; Ende- 
mann a. a. O. II, 199; Friedrichs a. a. O.; Siegel, 
Die Vorlegung von Urkunden im Proz. 94; 
RSt. 19, 366; Seuff A. 27 Nr. 276). 

6. Daß dem Richter mit der Befugnis, die 
Subſtanz des Menſchen zu beſichtigen, nicht von 
ſelbſt die Macht eingeräumt iſt, die Duldung 
dieſer Beſichtigung im Weigerungsfalle zu er⸗ 
zwingen, iſt allgemein anerkannt. Es iſt, wie 
Beling, 3StW. 15, 500 treffend hervorgehoben 
hat, zwiſchen der beweisrechtlichen Statthaftigkeit 
der körperlichen Unterſuchung und der öffentlich⸗ 
rechtlichen Pflicht, die Unterſuchung zu dulden, 
ſtrenge zu unterſcheiden. Berechtigung und Dul⸗ 
dungspflicht ſind von einander völlig unabhängig; 
die letztere folgt nicht aus der erſteren, ſie hat 
vielmehr in jedem Falle einen ſpeziellen Rechts⸗ 
titel zur Vorausſetzung (Wach a. a. O. 15, 364). 
Es gibt eben nur, wie unter 4. bereits ausgeführt 
wurde, eine Editionspflicht zwiſchen den Parteien, 
905 nicht gegenüber dem Richter (Planck a. a. O. 

II, 264). Dabei macht es keinen Unterſchied, ob 
die Beſichtigung der menſchlichen Subſtanz von 
Amts wegen oder auf Grund Parteiantrags an⸗ 
geordnet worden iſt. Auch darüber beſteht kein 
Streit (Beling a. a. O. 485, a Sarwey, ZPO. 
a: Struckmann⸗Koch a. a. O 

7. In den Mot. z. ZPO. (Hahn, Mat. II, 1 
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Eigentum bezog und daraus ſchloß, daß damit 
u. a. das Recht auf das Leben, den Körper, auf 
körperliche und geiſtige Integrität und Betätigung, 
ein perſönliches Herrſchaftsrecht des Menſchen über 
das Aeußere feines Ichs als wirkliches ſubjektives 
vorzuweiſen. Eine Anzahl Autoren ſteht auf Recht anerkannt ſei (Gareis, Das Recht am menſchl. 
dieſem Standpunkt, andere verwerfen ihn (Puchelt, Körper 68, 85 ff., Gierke, Grundz. d. d. Priv.⸗ 
ZPO. II S. 165; Reinke, ZPO. (5) S. 351: Rechtes in v. Holtzendorffs Enzykl. J 475 ff.). 


S. 308) iſt es unter Bezugnahme auf Demelius, 
Exhib.⸗Pflicht 262 ff. als „nicht zweifelhaft“ be- 
zeichnet, daß die Parteien verpflichtet ſeien, den 
ihrer Verfügung unterliegenden „Streitgegenſtand“ 
dem Richter zum Zwecke der Augenſcheinseinnahme 


— 


Endemann a. a. O. 199; Wilmowski⸗Levy a. a. O.). Dieſe Theorie, der auch die richtige Auslegung 
Hier braucht zu dieſer Frage nicht Stellung ge- des § 823 Abſ. 1, wonach die Worte „oder ein 
genommen zu werden; denn unter dem „Streit⸗ ſonſtiges Recht“ ſich nur auf das unmittelbar 
gegenſtand“, den die Motive im Auge haben, iſt vorher aufgeführte Eigentumsrecht beziehen, wider⸗ 
zweiſellos eine Sache, nicht dagegen der Menih ſpricht Neumann, BGB. [3] I, 516), hat fid noch 
zu verſtehen. Es geht dies ſchon aus dem erſten nicht zu allgemeiner Anerkennung durchzuringen 
Satze der kritiſchen Stelle hervor: „Die Frage, vermocht (Crome, Syſtem d. BGB. I, 167) und 
ob der Beſitzer der Sache die Einnahme des | ift vom Reichsgericht in konſtanter Rechtſprechung 
Augenſcheins zu geſtatten habe, wird ungeachtet abgelehnt worden (E. 51, 373; 56, 275; 58, 29). 
der von Wach . .. hervorgehobenen Bedenken einer | Mit dem RG. it ein Privatrecht des Menſchen 
beſonderen Regelung nicht bedürfen.“ Im übrigen an ſeiner Subſtanz des oben gekennzeichneten In⸗ 
iſt auf die Ausführungen unter Ziff. 1 zu ver⸗ halts als vom poſitiven Rechte nicht anerkannt, 
weiſen, wonach der Menſch, auch wenn er zu an⸗ zu verwerfen und bei der bisherigen Anſchauung 
deren Menſchen in rechtliche Beziehungen tritt, zu beharren, daß lex lata ſich darauf beſchränkt 
die für ihn Verpflichtungen im Gefolge haben, hat, dem Verletzten wegen Beeinträchtigung der 
dabei ſtets ſeine Eigenſchaft als Menſch, als fraglichen Güter unter beſtimmten Vorausſetzungen 
Rechtsſubjekt behält, niemals „Sache“ wird. Anſprüche einzuräumen (88 823 ff. BGB.; Crome 
8. Aus $$ 622, 640, 641 ZPO. kann eine a. a. O.; Eck, Vortr. I, 42). Es kann folglich auch 
Befugnis, die körperliche Unterſuchung zu erzwingen, nicht davon geſprochen werden, daß ſich der Richter 
nicht abgeleitet werden. Dieſe Beſtimmungen be⸗ durch Beſichtigung der Subſtanz des Menſchen 
ſagen nicht mehr, als daß der Richter in Ehe⸗ wider deſſen Willen eines Eingriffs in ein „Recht“ 
und Familienſtandsſachen an Anträge der Par⸗ ſchuldig mache. Aber, ſelbſt wenn es ein ſolches 
teien nicht gebunden iſt, ſondern von Amts wegen „Recht“ geben würde, ſo wäre damit die Sub⸗ 
Erkenntnisquellen aufſuchen darf. Dagegen wird ſtanz des Menſchen noch keineswegs für alle Zeit 
die Frage, ob und inwieweit eine Zwangsbefugnis vor Beſichtigung und Unterſuchung bewahrt; denn 
zur Durchführung der richterlichen Anordnungen es wäre keineswegs verwehrt, die Verpflichtung 
beſteht, dadurch nicht berührt. Es darf eben, wie zur Duldung dieſer Beſichtigung durch Geſetz vor⸗ 
Beling a. a. O. 500 richtig hervorhebt, die beweis⸗ zuſchreiben, alſo geſetzlich zu beſtimmen, in welchen 
rechtliche Seite eines Rechtsſatzes und ſein publi⸗ Fällen ſich der Menſch die Beſichtigung ſeiner 
ziſtiſcher Zwangscharakter nicht verwechſelt werden. Subſtanz auch im Verfahren vor den Zivilſtreits⸗ 
„Das Offizialprinzip hat lediglich beweisrechtliche gerichten gefallen zu laſſen habe, wie dies auf dem 
Natur, es will, daß das Gericht von ſich aus, Gebiete des öffentlichen Rechts — ich erinnere an 
ohne Rückſicht auf Parteianträge vorgehe. Auf die Zwangsunterſuchung der als Soldaten Aus⸗ 
einem ganz anderen Blatte ſteht die Frage, ob zuhebenden — bereits mehrfach vorgeſchrieben iſt. 
jemand gehalten iſt, durch facere, pati oder non Es iſt unſere Aufgabe, zu unterſuchen, ob ein 
facere zu helfen“ — ſo treffend Beling a. a. O. ſolches Geſetz beſteht oder nicht; denn, daß die 
Kurz: die Verpflichtung zur Duldung der richter Duldungspflicht nur geſetzlich ſtatuiert werden 
licherſeits in Anwendung der bezeichneten Geſetzes⸗ kann, entſpricht auch unſerer wie überhaupt all⸗ 
ſtellen angeordneten Körperbeſichkigung hat einen gemeiner Auffaſſung. Man vgl. die ſämtl. Komm. 
ſpeziellen Rechtstitel zur Vorausſetzung (Rofen: | z. ZPO. SS 144, 371, 372. Freilich zu der 
meyer a. a. O. 56; Friedrichs a. a. O. 402; Held⸗ landläufigen Anſchauung, daß die dem Menſchen 
mann in BuſchsZ. 26, 430 ff.). ag 3 Macht 10 en = 
es eine Subſtanz unter einem bejonderen, erhöhten 
b) Gegen die Duldungspflicht geltend geſetzlichen Schutze ſtehe, daher nicht wie andere 
gemachte Gründe. Rechte, Eigentum ꝛc. Beeinträchtigung dann zu 
1. Vielfach iſt ein Recht des Menſchen an dulden habe, wenn ſolches im gewöhnlichen Ge⸗ 
ſeinem Körper und zwar ein Privatrecht konſtruiert ſetzeswege vorgeſchrieben würde, vermögen wir uns 
worden. Man hat dieſes Perſönlichkeits⸗ oder nicht aufzuſchwingen; denn wir haben 
Individualitätsrecht aus § 823 BGB. abgeleitet, 2. ſchon in unſerer früheren Abhandlung 
indem man die Worte „oder ein ſonſtiges Recht“ (Jahrg. 1906 S. 177. dieſer Zeitſchr.) die Stütze 
auf die ſämtlichen unmittelbar voraus aufgeführten 


dieſer Anſchauung: das „ſtaatsgrundgeſetzlich in 
Lebensgüter: Leben, Körper, Geſundheit, Freiheit, die feſte Form eines fog. Grundrechts gegoſſene“ 
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Recht des Menſchen zur Verſügung über ſeinen 
Geiſt und Leib (Beling a. a. O.) als morſch 
bezeichnet und müſſen dabei bleiben. Es ſei in 
„Kürze wiederholt: Wie wohl ſämtliche übrigen 
Verfaſſungen der deutſchen Bundesſtaaten, „ges 
währt“ auch die bayer. Verf.⸗Urk. vom 26. Mai 
1818 Tit. 4 88 „jedem Einwohner Sicherheit 
ſeiner Perſon“. Irgendein ſubjektives Recht iſt 
damit nicht verliehen. Der Kgl. bayer. Staats⸗ 
miniſter Dr. von Wehner hat in der Sitzung der 
bayer. Abgeordnetenkammer vom 30. Juni 1908 
aus Anlaß der Beantwortung der den Fall des 
Lehrers Beyhl betreffenden Interpellation den 
rechtlichen Inhalt der ſog. Grundrechte kurz und 
bündig gekennzeichnet. Seine Worte ſeien ſtatt 
weiterer Ausführungen wiedergegeben: 

„Ein geſetzlicher Inhalt des Rechtes der 
freien Meinung iſt nirgends feſtgeſetzt; das 
Recht der freien Meinung gehört eben zu 
den ſog. Grundrechten oder Freiheitsrechten, 
die an ſich kein ſubjektives Recht ſind, ſon⸗ 
dern nur der Ausdruck des allgemein gül⸗ 
tigen Satzes, daß alles erlaubt iſt, was nicht 
geſetzlich verboten iſt und daß niemand, auch 
keine Behörde, ohne Rechtsgrund in das 
Rechts⸗ und Handlungsbereich eines andern 
eingreifen darf.“ 

Das iſt ſeit Laband und Seydel der Stand⸗ 
punkt der herrſchenden Lehre (Laband, Staatsrecht 
(4) I, 138; Seydel, Staatsrecht (3) I, 571). 
Ohne Rechtsgrund braucht allerdings der Menſch 
auch die Beſichtigung ſeiner Subſtanz nicht zu 
dulden. Nach dieſem Rechtsgrund fol unter c 
geforſcht werden. (Fortſetzung folgt). 


Einzelheiten der Novelle zum Gerichtsver⸗ 

faſſungsgeſetz und zur Etrafprozeßordnung. 

Bon Dr. A. Groſch, I. Staatsanwalt in Freiburg i /B. 
(Schluß). 

8. Beſchleunigung des Verfahrens. 
Wenn der Entwurf als eines ſeiner Hauptziele 
bezeichnet (Begründung S. 161 unten), das Ver⸗ 
fahren nach Möglichkeit zu vereinfachen, ſo darf 
man bezweifeln, ob dieſes Ziel erreicht iſt. Zwar 
ſoll nicht verkannt werden, daß die Erweiterung 
der Möglichkeit beim unentſchuldigten Ausbleiben 
der Angeklagten zu verhandeln (Nov. StPO. 8 225), 
die Einführung eines gegen bisher (§S 211 StPO.) 
lebensfähiger geſtalteten ſchleunigen Verfahrens 
vor dem Amtsrichter (Nov. StPO. 88 408 ff.) 
und die Erweiterung des Strafbefehlverfahrens 
(Nov. StPO. 88 421 ff.), dem erwähnten Ziele 
zuſtreben. Im übrigen iſt aber vieles vor⸗ 
geſchlagen, was entgegenarbeitet. 
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Wenn wir zuerſt unterſuchen, was zur Ver⸗ 
minderung des Schreibwerks, die uns doch fo jehr - 


‚not tut, getan werden ſoll, jo find nur zwei 


Punkte zu bemerken: Der Wegfall der Proto⸗ 
kollierung der Zeugenausſagen im ſchöffengerichtlichen 
Verfahren (StPO. § 273 Abſ. 2, Nov. StPO. 
§ 265) it mit Bezug auf die neue Geſtaltung 
der Berufung, die volle Mündlichkeit und Un⸗ 
mittelbarkeit auch in zweiter Inſtanz vorſchreibt 
(Nov. StPO. 8 323), in Ausſicht genommen. Daß 
die dadurch erreichte Vereinfachung mehr als auf⸗ 
gewogen wird durch die nochmalige Aufrollung 
des Geſamtſtoffes in zweiter Inſtanz, bedarf einer 
weiteren Ausführung nicht, beſonders wenn man 
hinzunimmt, daß Berufungsanträge, die zu Proto⸗ 
koll erklärt werden können, unerläßlich ſein ſollen. 

Die Neugeſtaltung des Ueberweiſungsverfahrens 
(Nov. GVG. § 23) wird den Landgerichten viele 
unnötige und beinahe zur leeren Form gewordene 
Mühe erſparen und den Staatsanwaltſchaften die 
Hin⸗ und Herſendung der Akten an die Straf⸗ 
kammer abnehmen. Der dadurch gewonnenen Ver⸗ 
einfachung der Kanzleigeſchäfte ſteht aber die 
nunmehr auch für das Verfahren vor den Amts⸗ 
gerichten mit und ohne Schöffen vorzunehmende 
Mitteilung der Anklageſchrift, wenn auch ohne 
Ermittelungsergebnis, gegenüber. 

Ebenſo werden für den Wegfall des formellen, 
die Beſchuldigung wiedergebenden Eröffnungs⸗ 
beſchluſſes und ſeinen Erſatz durch die ſchon er⸗ 
wähnte Gerichtsverfügung, die dahin lautet: es 
hat Hauptverhandlung ſtattzufinden, die Mit⸗ 
teilung der Anklageſchrift durch den Vorſitzenden 
außer an den Angeſchuldigten auch an den Ver⸗ 
teidiger, ſowie eine ganze Reihe von Hinweiſen 
(Nov. StPO. § 203) in Ausſicht genommen. Auch 
wird das Schreibwerk vermehrt durch die für die 
Berufungsvorbereitung vorgeſchriebene Zuſtellung 
des Urteils an den Verteidiger neben dem Ver⸗ 


urteilten (Nov. StPO. $ 316) und durch die für 


| 
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das ſpäter noch genauer zu behandelnde Verfahren 
gegen Jugendliche angeordneten Zuſtellungen an 
den geſetzlichen Vertreter (Nov. StPO. $ 376). 
Wenn die Begründung auch ſagt, daß bei dem 
heute ſo vorgeſchrittenen Zuſtand des Verviel⸗ 
fältigungsverfahrens dadurch nennenswerte Be⸗ 
laſtung nicht entſtünde, ſo wird doch niemand 
verkennen, daß eine Verminderung des Schreib⸗ 
werks und Vereinfachung für die Kanzleien in 
keiner Weiſe eintreten wird. 

Wenn das für die Kanzleien gilt, ſo iſt ein 
Gleiches für die Richter und Staatsanwälte zu 
konſtatieren. Der Urheber des Entwurfs hat 
offenbar das gleiche Gefühl gehabt und deshalb 
für das Ergebnis der Ermittelungen oder der 
Vorunterſuchung in den Anklageſchriften geſagt, 
es ſolle nur eine „gedrängte Wiedergabe des Sach⸗ 
verhalts“ enthalten, weiterhin es abgelehnt eine 
Erhöhung der Anforderungen an die Urteilsbegrün⸗ 
dung eintreten zu laffen (Begründung zu 88 259, 
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260 Nov. StPO. S. 295). Aber es kann gar nicht 
beſtritten werden, daß neben der großen Mehr⸗ 
belaſtung durch die Einführung der Berufung 
gegen Strafkammerurteile die Geſchäftslaſt der 
genannten Beamten durch die Teilnahme an der 
Parteienöffentlichkeit, den Schlußverhandlungen 
(Nov. StPO. § 191 Abſ. 2), dem oben geſchilderten 
Zwiſchenverfahren, durch die Schlußvorhalte 
(Nov. StPO. § 202) durch das Protokollbe⸗ 
richtigungsverfahren (Nov. StPO. § 266) in gar 
noch nicht zu überſehender Weiſe vermehrt wird. 

Wenn dadurch eine wirkliche Verbeſſerung ein⸗ 

tritt, wird die Mehrarbeit gerne und freudig ge- 
tragen werden. 
Auch das „ſchleunige Verfahren“ (Nov. StPO. 
88 408 — 420) wird nicht zur Vereinfachung und 
zum geruhſamen Arbeiten beitragen, zumal wenn 
man daran denkt, wie es ſich geſtalten wird an 
den Amtsgerichten, die nicht am Sitze der Staats⸗ 
anwaltſchaften ſind. 

Zur Abwandelung im ſchleunigen Verfahren 
ſoll immer vor dem Amtsrichter allein und nur 
in den Sachen geſchritten werden können, in denen 
der Amtsrichter oder das Schöffenamtsgericht 
direkt oder auf Ueberweiſung durch den Staats⸗ 
anwalt zuſtändig iſt. In dieſen Grenzen ſoll das 
Verfahren ſtattfinden auf Antrag oder wenigſtens 
mit Zuſtimmung des zuſtändigen Beamten der 
Staatsanwaltſchaft, wenn 


1. ein Verdächtiger auf friſcher Tat betroffen, 
verfolgt, vorläufig feſtgenommen und dem Amts⸗ 
gericht zur Vernehmung vorgeführt wird, 

2. ein Verdächtiger vorläufig feſtgenommen, 
oder auf Grund eines Haftbefehls und Steckbriefs 
ergriffen und dem Amtsgericht zur Vernehmung 
vorgeführt wird, ſich dabei ſchuldig bekennend, 


3. der einer ſtrafbaren Handlung auf einem 
deutſchen Schiffe im Ausland oder auf offener 
See Verdächtige dem Gerichte des Hafens zur 
Vernehmung vorgeführt wird, 


4. der Verdächtige die ſchleunige Aburteilung 
ſelber beantragt, einerlei, ob die öffentliche Klage 
im ordentlichen Verfahren] ſchon erhoben ift 
oder nicht. 

Man wird ſich das alſo in der Praxis ſo 
denken, daß der Staatsanwalt oder Amtsanwalt 
ſtatt Haftbefehl oder Vollzug des Haftbefehls zu 
beantragen beim Amtsrichter, der alltäglich zu 
beſtimmter Stunde für ſolche Verfahren anweſend 
ſein muß, ſchriftlich oder mündlich zu Protokoll, 
wie es der Entwurf erlauben will (Nov. StPO. 
8 409 Abſ. 2), den Antrag unter Bezeichnung der 
ſtrafbaren Handlung nach Ort, Zeit und anzu⸗ 
wendendem Strafgeſetze ſtellt. Auf den gleichen 
Zeitpunkt wird er die erforderlichen Zeugen be⸗ 
beſtellt haben, wofür vereinfachte Formen zugelaſſen 
ſind. Dann wird ſofort die Hauptverhandlung 
vor ſich gehen können. Der Amtsrichter gibt das 


Urteil, wenn er nicht glaubt auf Verluſt der 
bürgerlichen Ehrenrechte oder auf Zuchthaus lin 
den Rückfallsverbrechen) erkennen zu müſſen oder 
die Vorausſetzungen des ſchleunigen Verfahrens 
nicht für gegeben erachtet. In dieſen Fällen muß 
er die Sache zum ordentlichen Verfahren an das 
zuſtändige Gericht verweiſen. Zum gleichen Reſultat 
muß er kommen, wenn er eine noch nicht ſpruch⸗ 
reife Sache für höchſtens drei Tage ausgeſetzt hatte 
und die Sache auch dann noch nicht ſpruchreif 
geworden war. 

Offenbar für die oben erwähnten Fälle des 
Nichtzuſammentreffens von Amtsgerichtsſitz mit 
dem Dienſtſitz der Staatsanwaltſchaft läßt der 
Entwurf den Antrag auf ſchleunige Aburteilung 
auch noch am zweiten Werktage nach der Vor⸗ 
führung zu. 

Es wird dieſe Friſt zureichend ſein aber nur 
unter Anſpannung aller Kräfte und der modernen 
Verkehrsmittel (Telegramm, Telephon, Eilpoſt⸗ 
ſendung). Ä 

Ob das dergeſtalt angeordnete Verfahren auch 
für die ländlichen Bezirke praktiſch wird, bleibt 
abzuwarten. Jedenfalls wäre zu wünſchen, daß 
auch für die Zuſtändigkeit der Strafkammer auf 
Antrag wenigſtens des Verdächtigen ein derartiges 
Verfahren angängig wäre, entweder vor dem Amts⸗ 
richter oder einen im voraus hierfür zu beſtimmen⸗ 
den Mitglied des Landgerichts. 


Zu der ſchnellen Einbürgerung des Verfahrens 
würde weſentlich beitragen, wenn die Hauptver⸗ 
handlungen von der Laſt des Protokolls befreit und 
Verhandlung ſowie Urteil in einem Formular ein⸗ 
getragen werden könnten. Das Formular könnte 
ſehr wohl dem verblüffend kurzen Schema nach⸗ 
gebildet werden, welches für die Anzeigen ſamt 
Abwandelung vor dem Friedensrichter in England 


eingeführt ift. ') 


Das Strafbefehlverfahren, das allerdings da⸗ 
durch den Prinzipien des modernen Strafprozeſſes 
widerſpricht, daß es ein rein ſchriftliches Verfahren 
iſt, hat ſich in der Tat, wie die Begründung der 
Novelle (S. 163) ſagt, bewährt und ſeine Aus⸗ 
dehnung hat ſich als Bedürfnis ergeben. Denn 
wie oft kamen Beſchuldigte zu dem Staatsanwalt 
und erklarten ihm, fie würden ja gerne jede Strafe 
annehmen, wenn es nur nicht zur öffentlichen Ver⸗ 
handlung komme, und wie oft mußte ihnen erklärt 
werden, daß es ohne Hauptverhandlung nicht gehe. 

Alſo erſcheint es nur gerechtfertigt, wenn in 
zweierlei Richtungen die Möglichkeit das Verfahren 
eintreten zu laſſen erweitert werden ſoll. 

In erſter Reihe ſoll der Kreis der in Betracht 
kommenden Handlungen erweitert werden, indem 
ſtatt der bisherigen von Ausnahmen durchbrochenen 
ſchöffengerichtlichen Zuſtändigkeit, eine Reihe von 


1) Abgedruckt in Budding: Die Polizei in Stadt 
und Land in Großbritannien. Berlin, Guttentag 1908. 
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Ueberweiſungsdelikten, darunter vor allem die ge⸗ 
fährliche Körperverletzung des § 223a StGB., in 
dieſem Verfahren abgewandelt werden kann. Nur 
Diebſtahl, Unterſchlagung und Betrug ſoll immer 
noch ausgeſchloſſen bleiben, weil bei dieſen eine 
ſummariſche Feſtſtellung des Tatbeſtandes und die 
Bemeſſung der Strafe ohne Hauptverhandlung 
nicht unbedenklich ſei (Begründung S. 163). 


In zweiter Reihe ſoll die Höhe der Geldſtrafe, 
auf die ſich der Strafbefehl richten kann, nicht 
mehr begrenzt ſein. Daneben ſoll aber, und das 
will nicht recht einleuchten, bleiben, daß auf eine 
ſchwerere Freiheitsſtrafe als Gefängnis von ſechs 
Wochen auch bei einer Geſamtſtrafe nicht erkannt 
werden dürfe. 

Sonſt iſt von bemerkenswerten Aenderungen 
des bisherigen Geſetzes nur noch zu 1 
daß der Amtsrichter befugt ſein ſoll noch E 
hebungen zu veranſtalten und daß Klage wib 
Einſpruch ſtatt wie bisher nur bis zum Beginne 
der Hauptverhandlung bis zur Verkündung des 
Urteils erſter Inſtanz zurückgenommen werden 
können. 

9. Verfahren gegen Jugendliche. 
Schon oben bei der Verpflichtung zur Straf⸗ 
verfolgung wurde erwähnt, wie erſtrebenswert die 
Beſtimmung ift, die in $ 365 Abſ. 1 der Nov. 
StPO. vorgeſchlagen wird, daß von Erhebung der 
öffentlichen Klage gegen Jugendliche (Perſonen, die 
das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben) 
abgeſehen werden könne, wenn die Beſtrafung nicht 
im öffentlichen Intereſſe liege. 

Es ſteht zu hoffen, daß infolge dieſer Be⸗ 
ſtimmung nur noch wenige Anklagen gegen Jugend⸗ 
liche erhoben werden, für deren Aburteilung die 
Landesjuſtizverwaltungen fakultativ beſondere Ab⸗ 
teilungen bei den Amtsgerichten errichten könnten 
($ 118 Nov. GG.), ſoweit die Gerichtsbarkeit 
des Schöffengerichts in Betracht kommt. An dieſes 
ſollen dann, wie oben ſchon kurz geſtreift wurde, 
neben allen Strafkammerverbrechen auch eine ganze 
Reihe oft vorkommender ſchwerſter Verbrechen 
(Raub, Brandſtiftung, vorſätzliche Eiſenbahntrans⸗ 
e überwieſen werden können (8 23 
A v. GG.). Dabei fol dann noch zur 
1 ein Beiſtand beigezogen werden 
(Nov. StPO. 88 370, 371). Dem entſpricht, daß 
bei allen Sachen, die vor den Strafkammern zur 
Verhandlung kommen, ſtets ein Verteidiger von 
e aufzuſtellen fein wird (Nov. StPO. 


In allen Verfahren gegen Jugendliche ſoll der 
felt de Vertreter unter Mitteilung der Anklage⸗ 
ſchrift benachrichtigt werden (Nov. StPO. § 372). 
Die Vollziehung der Unterſuchungshaft darf nur 
erſolgen, wenn der Zweck nicht durch andere Maß⸗ 
nahmen zu erreichen iſt. 

Der freieren Stellung der Staatsanwaltſchaft 
konform würde auch das Gericht ermächtigt ſtatt 
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Strafe Erziehungs⸗ und Beſſerungsmaßregeln, die 
dem Falle beſonders anzupaſſen wären, zu ver⸗ 
hängen. 

Vollendung finden die geſunden Gedanken 
dieſes Abſchnitts darin, daß das Geſetz nicht acht⸗ 
los daran vorbeigehen will, was mit den Jugend⸗ 
lichen geſchehe, wenn der Staatsanwalt unge 
nicht erhebt. Dafür ift in den 88 365 Abſ. 2 
und 366 des Entwurfs der StPO. Vorſorge ge- 
troffen. Die Staatsanwaltſchaft ſoll immer, wenn 
ſie keine Anklage gegen den Jugendlichen erhebt, 
die Akten der Vormundſchaftsbehörde vorlegen. 
Dieſe ſoll dann, wenn ſie nicht Zwangserziehung 
einleitet, entſprechende Beſſerungs⸗ oder Erziehungs⸗ 
maßregeln anordnen und vollziehen. Die Staats⸗ 
anwaltſchaft wird an dieſen Maßnahmen dadurch 
intereſſiert, daß ihr die Beſchwerde gegen die Ent⸗ 
ſcheidungen der Vormundſchaftsbehörde gegeben wird. 


Noch eine Reihe großer und kleiner Fragen 
wäre vorhanden, die der eingehenden Würdigung 
wert wären. So ließe ſich erwägen, wie weit 
wohl der Zweck der Novelle das Reichsgericht zu 
entlaſten erreicht würde, durch die geſchilderten 
Zuſtändigkeitsverſchiebungen und die dem Reichs⸗ 
gericht gegebene Möglichkeit bei ihm anhängige 
Reviſionsfälle, für deren Entſcheidung im weſent⸗ 
lichen landesrechtliche Normen in Betracht kommen, 
a zu überweiſen (Nov. GVG. 

6)! 

Man könnte auch darüber reden, ob es zweck⸗ 
mäßig iſt, e welche den Eröffnungs⸗ 
beſchluß erſetzen ſoll, durch „den Beamten der 
Staatsanwaltſchaft“ verleſen zu laffen (Nov StPO. 
§ 230 Abſ. 1). Inzsbeſondere ließe fih ausführen, 
daß dabei mindeſtens zu geſtatten wäre, daß der 
Staatsanwalt einen Sekretär zu dieſem Zwecke 
beizieht. Die zwingende Notwendigkeit dazu könnte 
ſich bei langen Anklageformeln oder Unpäßlichkeiten 
des Beamten ergeben. 

Jedenfalls werden dieſe en ſchon 
gezeigt haben, daß die Novellen auf allen Ge⸗ 
bieten Fortſchritte bringen und daß nur geltend 
gemacht werden kann, die Fortſchritte gingen nicht 
weit genug. Bei ruhiger Erwägung wird man 
dem maßvollen Fortſchreiten doch den Vorzug 
geben müſſen vor dem Hineinſtürzen in uner⸗ 
probte Verfahren. Die Entwickelung muß auch 
hier das Richtige bringen. Zwiſchen der Straf: 
prozeßordnung, die mit ſtarken Erinnerungen an 
das inquiſitoriſche Verfahren erſtmals auf dem 
Boden der Oeffentlichkeit und Mündlichkeit, der 
freien Beweiswürdigung ſteht und dem Zukunfts⸗ 
gebilde des reinen Anklageprozeſſes mit aus⸗ 
gebauter Mündlichkeit und Unmittelbarkeit muß 
es einen Uebergang geben. Dieſen Uebergang zu 
bilden, dazu ſind die Novellen wohl geeignet. 


Mitteilungen ans der Praxis. 


Die Verjährung öffentlichrechtlicher Anſprüche nach 
§ 197 BGB. Unbeſtrittenermaßen greift das BGB. 
mit zahlreichen Beſtimmungen unmittelbar in das 
öffentliche Recht ein. Im Einzelfalle ergeben ſich 
jedoch manche Zweifel, in welchem Umfang das BGB. 
anzuwenden ſei. 

So beſtimmt § 197 des BGB., daß neben gewiſſen 
privatrechtlichen Anſprüchen die Anſprüche auf Rück⸗ 
ſtände von Renten, Auszugsleiſtungen, Beſoldungen, 
Wartegeldern, Ruhegehalten, Unterhaltsbeiträgen und 
allen andern regelmäßig wiederkehrenden Leiſtungen 
in vier Jahren verjähren. Dieſe auf den erſten Blick 
ganz knapp und klar erſcheinende Beſtimmung birgt 
nicht geringe Schwierigkeiten in ſich, wie die Praxis 
zeigt. Es fragt ſich nämlich: Wie weit zieht das 
Geſetz den Kreis der öffentlichrechtlichen Anſprüche 
auf regelmäßig wiederkehrende Leiſtungen, als welche 
es ſelbſt Beſoldungen, Wartegelder, Ruhegehalte und 
Unterhaltsbeiträge nennt? 

Ein Beiſpiel: ein im Gemeindedienſte Angeſtellter 
(Lehrer uſw.) hat gewiſſe Leiſtungen, die er bean⸗ 
ſpruchen kann, ſeit Jahren nicht erhalten. Ein Lehrer 
hat z. B. Anſprüche auf Rechtholz, Dienſtgründe ꝛc. 
nach der Faſſion, ſeit Jahren aber nichts von all dem 
bezogen. Dieſer Fall liegt ziemlich glatt: es handelt 
ſich hier um öffentlichrechtliche Anſprüche auf regel⸗ 
mäßig wiederkehrende Leiſtungen und zwar auf Be⸗ 
ſoldung. Die Anſprüche des Betreffenden gegen 
die Anſtellungsgemeinde verjähren zweifellos nach dem 
BGB. in vier Jahren. 

Schwieriger liegt der Fall, wenn das Staats⸗ 
kirchenrecht hereinſpielt: der Schuldienſt iſt mit dem 
niederen Kirchendienſt organiſch vereinigt und die von 
dem Lehrer anzufordernden Kirchtrachten ſind 
öffentlichrechtlicher Natur. Steht man mit dem bayr. 
VGH. (Entſch. Bd. II S. 45, Bd. IX S. 416) auf 
dem Standpunkt, daß „das geſamte Kirchendienſtein⸗ 
kommen gleichzeitig Schul dienſteinkommen“ zufolge 
der organiſchen Vereinigung werde, ſomit „eine Ein⸗ 
nahme der Gemeinde aus dem Kirchenvermögen“ zur 
Dotation der Schulſtelle“ gegeben ſei, ſo ſind die 
Anſprüche des Lehrers eben wie im erſten Falle ein⸗ 
fach Anſprüche auf Beſoldung zufolge ſeiner Anſtellung 
im Schul dienſt, und § 197 BGB. ift ebenſo zweifellos 
anzuwenden. 

Wer aber (mit Meurer, Kirchenrecht II ©. 423f.) 
die Anſicht des BGH. das Kirchendienſteinkommen 
werde zum Schuldienſteinkommen, ablehnt, muß der 
Frage näher treten, ob die öffentlichrechtlichen Kirch⸗ 
trachten in den Bereich der regelmäßig wiederkehrenden 
Leiſtungen im Sinn des $ 197 BGB. fallen. Es ift 
nun da (vgl. Schlägel, Blätter für adminiſtrative 
Praxis 1906 S. 218 ff.) die Anſicht vertreten worden, 
§ 197 regele öffentlichrechtliche Anſprüche auf regel- 
mäßig wiederkehrende Leiſtungen „nur inſoweit, als 
er dieſelben ausdrücklich näher bezeichnet“; das ſeien 
lediglich die Anſprüche auf „Rückſtände von Beſoldungen, 
Wartegeldern und Ruhegehalten“. 

Dieſe Anſicht, der ich bereits in den Blättern 
für adminiſtrative Praxis (1907 S. 270 ff.) entgegen⸗ 
getreten bin, überſieht zunächſt, daß das Geſetz, wie 
ſich aus den Materialien (EG. z. BGB. Art. 48, 49, 
51, Mot. 142, Prot. VI, 598 f., 599, 650) ergibt, unter 
den Unterhaltsbeiträgen des § 197 auch die Witwen- 
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und Waiſengelder auf Grund der Keichsgeſetze vom 
20. April 1881, 17. Juni 1887 und 13. Juni 1895 
verſteht. 

Weiterhin iſt die Anſicht Schlägels aber auch 
um deswillen abzulehnen, weil eine derart am Wort 
klebende und beſchränkte Auffaſſung des 8 197 mit 
allen Anſichten über Geſetzesauslegung in Widerſpruch 
ſteht. Nicht nur bietet der Wortlaut von 8 197 ſelbſt 
keinen Anlaß zu ſolch einſchränkender Auffaſſung, 

— im Gegenteil iſt er nur allzu dehnbar abgefaßt, — 
ſondern gerade die Materialien zeigen als wertvolles 
Auslegungsmittel, daß das Geſetz mit 8 197 öffentlich⸗ 
rechtliche Anſprüche treffen will, die nicht unter den 
Begriff von Beſoldung, Wartegeld, Ruhegehalt fallen. 
Denn die Motive zum BGB. führen, ohne irgendwie 
einen Nachdruck auf den Unterſchied zwiſchen öffentlich⸗ 
rechtlichem und privatrechtlichem Urſprung zu machen, 
als unter 8 197 fallend „Renten“ und „Unter⸗ 
haltsbeiträge“ an (vgl. Mot. I, 305, 306, EG. 
3. BGB. Art. 48, 49, 51, Mot. 142, Prot. VI, 598, 
599, 650). Näheres auch BlAdm Pr. 1907 S. 276/7. 

Eine unbefangene Auslegung des $ 197 BGB., 
die nicht nach vorgefaßter Meinung einſchränken will, 
muß ſomit zu dem Ergebnis kommen, daß öffentlich⸗ 
rechtliche Anſprüche auf wiederkehrende Leiſtungen 
jedenfalls dann unter 8 197 BGB. fallen, wenn ſie 
„Unterhaltsbeiträge“ oder „Renten“ ſind. 

Solche „Unterhaltsbeiträge“ ſind zweifellos die 
öffentlichrechtlichen Kirchtrachten, Reichniſſe, 
Läutgarben und wie alle dieſe regelmäßig zu 
entrichtenden, dem Unterhalt eines im Kirchendienſt 
Stehenden dienenden Gaben ſonſt noch heißen mögen. 
Es verjähren ſchlechthin nach dem BGB. die 
öffentlichrechtlichen Anſprüche der Pfründeſtiftungen 
oder der Kirchenſtiftungen auf Unterhaltsbeiträge 
an die 1 der hohen und niederen Kirchenämter.“) 

Einer uferloſen Auslegung des § 197 wird dabei 
durch die Worte „und allen andern regelmäßig wieder⸗ 
kehrenden Leiſtungen“ in Verbindung mit den vorher⸗ 
ſtehenden Ausdrücken „Unterhaltsbeiträgen“ und 
„Renten“ geſteuert. Alle Anſprüche öffentlichrechtlicher 
Art, die niht regel mäßig wiederkehrende Leiſtungen 
betreffen, fallen nicht unter 8 197. Was nicht wie 
Renten und Unterhaltsbeiträge den Stempel einer 
von vornherein feſt geregelten, ſicheren, 
gleichmäßigen Wiederkehr trägt, kann § 197 nicht 
treffen. Es ſcheiden alſo aus: alle Anſprüche des 
Staates auf Steuern, der Gemeinden auf Umlagen. 
die Kirchengemeindeumlagen, Gebühren uſw., wie denn 
auch logiſcherweiſe (vgl. Zuſammenſtellung der gut- 
achtlichen Aeußerungen zum Entwurf eines BGB., 
gefertigt im Reichsjuſtizamte I S. 224) Gierke eine 
Sonderbeſtimmung vermißt, die die Forderungen des 
Staatsärars, öffentlichrechtlicher Verbände auf Steuern, 
Abgaben, Gebühren regelt. 

8 197 trägt ſomit ſelbſt eine Einſchränkung in 
ſich, die eine Ausdehnung, wie ſie z. B. Schlägel 
(a. a. O. S. 219) befürchtet, unmöglich macht. 

Trotz dieſer Einſchränkung iſt die Wirkung des 
$ 197 gerade einſchneidend genug. Er unterwirft alle 
Anſprüche von Beamten, Geiſtlichen, Lehrern aus dem 


1) Ganz unhaltbar ift natürlich die Anſicht bei 
Englmann⸗Stingl, Bayeriſches Volksſchulrecht (5. Aufl.) 
S. 244, die Beſtimmungen des BGB. ſeien auf Kirch⸗ 
trachten nicht anwendbar, da ſie nur privatrechtliche 
Berhältniffe im Auge hätten uſw. 
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Amts⸗ oder Dienſtverhältnis, alle Anſprüche aus 
einem öffentlichrechtlichen Unterhaltsverhältnis, einem 
Rechtsverhältnis auf Rentengewährung der vierjährigen 
Verjährung nach den Grundſätzen des BGB., mögen 
dieſe Anſprüche auf Geld⸗ oder Naturalleiſtungen 
gerichtet ſein (im Gegenſatz zu Art. 124 und 125 des 
bayer. AG. z. BGB., die nur Anſprüche auf Geld⸗ 
zahlung betreffen). Somit iſt das Verjährungsrecht 
des BGB. im ganzen Umfange auf derartige Anſprüche 
anzuwenden, z. B. hinſichtlich des Beginnes der Ver⸗ 
jährung, der Hemmung, Unterbrechung. Insbeſondere 
iſt nach der Vollendung der Verjährung der Verpflichtete 
lediglich berechtigt, die Leiſtung zu verweigern, ohne 
daß das Recht mit Vollendung der Verjährung ſelbſt 
unterginge. Dies bedeutet auch einen Eingriff des 
BGB. in das formelle Verwaltungsrecht, inſofern 
jede Beſtimmung eines Verwaltungsgeſetzes, die eine 
Offizialberückſichtigung der Verjährung vorſchriebe, 
außer Kraft geſetzt wäre, inſoweit es ſich um unter 
8197 BGB. fallende Anſprüche handelt. Eine Ber- 
waltungs behörde z. B. hat darum auf erfolgte 
Geltendmachung der Verjährung hin nach den Be⸗ 
ſtimmungen des BG B. feitzuitellen, ob der Tatbeſtand 
der Verjährung gegeben iſt, d. h. ob das betreffende 
Recht die nach S 201 BGB. zu berechnende Verjährungs⸗ 
friſt hierdurch beſtanden hat — verjähren bedeutet 
ja, wie allerdings nebenbei bemerkt in der ganzen 
Verjährungslehre nicht genügend beachtet wird, nichts 
weiter als „über ein Jahr“ hinaus „altern“, dann 
altern ſchlechtweg, beſtehen (vgl. Heyne, Deutſches 
Wörterbuch Bd. III S. 1207, ferner eingehend hierzu 
meine Arbeit: Die gefeßliche Befriſtung ©. 22f.). 
Für Analogie, wie Meurer (a. a. O. II 
S. 415), der Verwaltungsgerichtshof (Entſch. Bd. XXV 
S. 408 vom 15. Juli 1904), Englmann⸗Stingl (a. a. 
O. S. 244) meinen, bleibt angeſichts des durch 8 197 
BGB. geſchaffenen Rechtszuſtandes kein Raum mehr: 
das Verjährungs recht der öffentlichrechtlichen 
Anſprüche auf Unterhalt, Rentengewährung, Beſoldung 
uſw. iſt mit Inkrafttreten des BGB. im ganzen Um⸗ 
fange Geſetzes recht geworden. Wie aus Dyroff 
(Komm. zum Verwaltungsgerichtshofgeſetz zu Art. 10 
Ziff. 13 neueſte Aufl.) zu erſehen iſt, hat die in dieſen 
Zeilen vertretene Anſicht nach der Erinnerung Dyroffs 
auch anläßlich der Miniſterialverhandlungen dazu 
gefübrt, eine Beſtimmung bezüglich der Kirchtrachten 
uſw. im bayriſchen Ausführungsgeſetze nicht einzu⸗ 
fügen. Rechtsanwalt Dr. Rutz in München. 


Die Einfiht im Sinne des 8 56 StGB. und ihre 
Prüfung vor der Hauptverhandlung. 

Die Ausführungen von Staatsanwalt Freilinger 
im Jahrg. 1908 Nr. 19 S. 375 dieſer Zeitſchrift geben 
zu einigen Bemerkungen Anlaß. 

1. Wiederholte Prüfung der außerordentlich wich⸗ 
tigen Frage hatte mich zu der Anſchauung geführt, 
daß ſich die Einſtellung des Verfahrens durch den 
Staatsanwalt wegen Mangels der Einſicht uach dem 
geltenden Rechte nicht ausreichend rechtfertigen laſſe. 

Ich muß aber geſtehen, daß ich mich bei Veröffent⸗ 
lichung der Darlegungen Seite 297 mit der Hoffnung 
trug, es werde vielleicht ein Anderer die gegenteilige 
Anſicht überzeugend begründen. 

Der Verſuch Freilingers, dies zu tun, iſt m. E. 
nicht gelungen. 
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2. Es iſt nicht folgerichtig, die Befugnis des 
Staatsanwaltes zu bejahen, die Meinung aber, das 
zur Beſchlußfaſſung über die Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens berufene Gericht könne aus dem erwähnten 
Grunde die Eröffnung nicht ablehnen, nicht zu bekämpfen. 
Entweder können beide das Verfahren ohne Haupt⸗ 
verhandlung beendigen oder ſie können es beide nicht. 
Wenn der Staatsanwalt eine Befugnis ausüben darf, 
welche ausdrücklich nur dem erkennenden Ge- 
richte eingeräumt iſt, ſo muß dieſe Befugnis erſt recht 
dem über die Eröffnung beſchließenden Gerichte zu⸗ 
ſtehen. Denn hat man dem Staatsanwalt die Berech⸗ 
tigung zu der Einſtellung eingeräumt, ſo hat man 
gleichzeitig anerkannt, daß der Wortlaut des 856 StGB., 
der Angeſchuldigte ſei bei Mangel der Einſicht frei⸗ 
zuſprechen, die Bedeutung hat, der Angeſchuldigte ſei 
freizuſprechen, vorausgeſetzt, daß nicht eben wegen 
dieſes Mangels das Verfahren bereits vor der Haupt⸗ 
verhandlung beendigt wurde. 

Vor der Folgerung, das beſchließende Gericht 
könne wegen Mangels der Einſicht die Eröffnung ab⸗ 
. feint aber auch Freilinger zurückzuſchrecken. 

3. Auch der Hinweis auf $152 Abi. 2 StPO. 
ſcheint nicht durchſchlagend. 

Dieſer ſagt ausdrücklich, die Staatsanwaltſchaft 
ſei verpflichtet, wegen aller gerichtlich ſtrafbaren und 
verfolgbaren Handlungen einzuſchreiten. 

Eine ſtrafrechtlich nicht verfolgbare Handlung 
ſieht 8 55 StGB. vor; wer bei Begehung der Straf⸗ 
tat das zwölfte Lebensjahr nicht vollendet hat, kann 
wegen derſelben nicht ſtrafrechtlich verfolgt 
werden. Eine ſolche Beſtimmung iſt hinſichtlich der 
Jugendlichen zwiſchen zwölf und achtzehn Jahren nicht 
gegeben. 

Auch dürfte die Anſicht unzutreffend fein, § 56 
StGB. mende fih, ſoweit er eine prozeſſuale Vorſchrift 
enthalte, an den Richter, nicht an den Staatsanwalt. 
Richtig iſt ſie freilich in dem Sinne, daß das Geſetz 
nach ſeinem Wortlaute die Prüfung der Einſicht dem 
Richter vorbehalten will. Unrichtig iſt ſie aber, wenn 
geſagt werden will, der Staatsanwalt brauche den 
klaren Wortlaut des $ 56 StGB. nicht zu beachten, 
weil ſich feine Pflichten lediglich aus dem § 152 StPO. 
ergäben. In dieſem Sinne gibt es kein Geſetz nur 
für die Richter; die geſetzlichen Beſtimmungen ſind 
im ganzen Kreiſe ihres Geltungsbezirkes, auch ſoweit 
ſie nur prozeſſualer Art ſind, für alle mit der Rechts⸗ 
anwendung betrauten Behörden, in letzter Linie nalür⸗ 
lich überhaupt für alle Glieder des Volkes geſchrieben; 
und wenn 8 56 StGB. ſagt, daß er eine beſtimmte 
Entſcheidung dem Richter vorbehalten wolle, ſo kann 
er nicht dulden, daß der Staatsanwalt dieſe Ent⸗ 
ſcheidung nur dann dem Richter überläßt, wenn er 
nicht für gut befunden haben ſollte, ſie ſelbſt zu fällen. 

4. Die von mir unter Ziff. VI gegebene Anregung, 
vor Anklageerhebung gegen Jugendliche die Tatbe⸗ 
ſtandsmerkmale der fraglichen Straftat gerade mit 
Rückſicht auf die Eigenſchaft des Beſchuldigten 
als eines Jugendlichen, alſo einer regelmäßig körper⸗ 
lich und geiſtig noch unentwickelten Perſon beſonders 
ſorgſam zu prüfen — ich hatte bei Niederſchrift dieſer 
Zeilen von der erft kurz danach erſchienenen JMBek. 
vom 22. Juli 1908, insbeſondere der darin enthaltenen 
Weiſung an die Strafverfolgungsbehörden, vor An⸗ 
klageerhebung über die Frage der Einſicht ausreichende 
Erhebungen zu betätigen, da die genaue Prüfung 
dieſer Frage vielfach zur Verneinung eines ſubjektiven 
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Tatbeſtandsmerkmals und damit zur Einftellung des 
Verfahrens führen werde, keinerlei Kenntnis — iſt 
nicht ein ſophiſtiſches Spiel mit juriſtiſchen Begriffen 
zur Umgehung des Geſetzes, ſondern entſpringt einem 
aus der täglichen Praxis geſchöpften und durchaus 
innerhalb des Rahmens des Geſetzes ſich bewegenden 
Gedanken. Ebenſowenig ſind die unter Ziff. VI von 
mir nur beiſpielsweiſe angeführten Fälle künſtlich 
konſtruierte, ſondern ſolche, die täglich ſich ereignen 
können und ereignen. Gerade weil der Staatsanwalt 
wegen Mangels der Einſicht das Verfahren nicht ein⸗ 
ſtellen kann, hat er die Verpflichtung, das Vorliegen 
aller Tatbeſtandsmerkmale beſonders ſorgfältig zu 
prüfen; nicht etwa, um den Jugendlichen künſtlich der 
Hauptverhandlung zu entziehen, ſondern um ihn nicht 
ohne ausreichenden Grund in eine Hauptverhandlung 
zu bringen. Daß die ſubjektiven Merkmale einer ſtraf⸗ 
baren Handlung bei einem Jugendlichen, einem in der 
Regel körperlich und geiſtig unentwickelten, zu der 
Erfaſſung der Anforderungen eines ſozialen Zuſammen⸗ 
lebens und damit der herrſchenden Rechtsordnung viel⸗ 
fach noch unfähigen Menſchen, häufig nicht vorliegen, 
eben gerade, weil es ſich um einen Jugendlichen handelt, 
während ſie bei einem Erwachſenen ohne weiteres 
feſtzuſtellen wären, darüber ſollte doch eigentlich kein 
Wort zu verlieren ſein. 
5. Freilinger preiſt den Mut derjenigen Staats⸗ 
anwälte, welche entgegen der in der Literatur vor⸗ 
herrſchenden Meinung die Einſtellung des Verfahrens 
gegen Jugendliche wegen fehlender Einſicht für zu⸗ 
läſſig halten und „ſchon bisher durch Hinwegſetzung 
über theoretiſche Bedenken anderer in zahlreichen 
Fällen jugendliche Sünder vor einer meiſt zweckloſen 
Schleppung vor Gericht bewahrten“. 
Abgeſehen davon, daß die Staatsanwälte im 
Intereſſe einheitlicher Rechtsanwendung durch Dienſtes⸗ 
vorſchriften verpflichtet ſind, nicht ohne weiteres von 
einer ſtändigen oberſtrichterlichen Rechtſprechung ab⸗ 
zuweichen, ſoll mit dem Mute, ſich über theoretiſche 
Bedenken hinwegzuſetzen, nur vorſichtig umgegangen 
werden. Er könnte uns leicht dazu verführen, ein 
uns zuſagendes Recht aus dem Geſetze herauszuleſen, 
während wir uns darauf beſchränken müſſen, die 
Abänderung eines mit den ſozialen Anforderungen 
der Zeit nicht mehr im Einklang befindlichen Rechts 
der Geſetzgebung zu überlaſſen. 
7. Dieſe hat bereits in der ſtrittigen Frage ein⸗ 
gegriffen. 
8 365 des Entwurfs einer Strafprozeßordnung 
beſtimmt: | 
„Die Staatsanwaltſchaft kann von der Erhebung 
der öffentlichen Klage gegen einen Jugendlichen ab⸗ 
ſehen, wenn deſſen Beſtrafung nicht im öffentlichen 
Intereſſe liegt.“ 

Die Begründung hierzu — Seite 324, 325 — ſagt: 

„Auch wenn die angeſtellten Ermittelungen zu 
dem Ergebniſſe führen, daß der Jugendliche bei der 
Begehung der Handlung die zur Erkenntnis ihrer 
Strafbarkeit erforderliche Einſicht nicht beſeſſen hat, 
wird die Staatsanwaltſchaft in der Lage ſein, von 
der Erhebung der Anklage abzuſehen und die Sache 
der Vormundſchaftsbehörde vorzulegen. Bei der 
freien Prüfung, die der Entwurf der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft anheimſtellt, kann hierüber ein Zweifel nicht 
obwalten. Für die gegenwärtig überwiegend ver⸗ 
tretene Auffaſſung, daß es der Staatsanwaltſchaft, 
auch wenn ſie die zur Strafbarkeit erforderliche 
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Einſicht des Jugendlichen verneint, nicht geſtattet 
ſei, von der Anklage abzuſehen, daß ſie es viel⸗ 
mehr dem Gerichte überlaſſen müſſe, den Ange- 
klagten im Strafverfahren auf Grund des § 56 
StGB. freizuſprechen und die nötigen Erziehungs⸗ 
maßregeln im Urteil anzuordnen, iſt auf dem Boden 
des Entwurfs kein Raum mehr.“ 

Gleichwohl ſcheint, um gegenüber dem Wortlaut 
des 8 365 jeden Zweifel auszuſchließen, noch folgen- 
der Beiſatz zu demſelben empfehlenswert: 

„Die Staatsanwaltſchaft hat die öffentliche Klage 
nicht zu erheben, wenn der Jugendliche bei Begehung 
der ſtrafbaren Handlung die zur Erkenntnis ihrer 
Strafbarkeit erforderliche Einſicht nicht beſeſſen hat.“ 
II. Staatsanwalt Dr. Gütermann in München. 


Aus der Praxis der Gerichte. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
J. 


Rechtliche Natur des Ausgleichungsanſpruchs zwiſchen 
den Mittätern einer unerlaubten Handlung. Verjährung. 
Der Umſtand, daß der Verletzte mit ſeiner 
Schadenserſatzklage gegen einen der Mittäter 
rechtskräftig abgewieſen wurde, ſteht der 
Klage auf Ausgleichung gegen dieſen nicht ent⸗ 
gegen. Für den Ausgleichungs anſpruchgilt 
die in §8 852 Abſ. 1 BGB. beſtimmte kurze 
Verjährungsfriſt nicht. Am 29. Oktober 1902 
iſt bei einer in den Inn⸗Auen abgehaltenen Treib⸗ 
jagd der Treiber M. von einem Schrotſchuß ins rechte 
Auge getroffen worden. Er hat vier der Schützen, G., 
A., L. und U. auf Schadenserſatz belangt. Das LG. 
wies die Klage ab. Dieſes Urteil iſt gegenüber den 
Beklagten A. und L. rechtskräftig geworden. Die Be⸗ 
rufung gegenüber U. wurde zurückgewieſen. Dagegen 
iſt durch Urteil des OLG. der Klageanſpruch gegen 
G. dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt und 
dieſer ſpäter durch Urteil des LE. zur Zahlung einer 
Rente und der Kurkoſten verurteilt worden; die Ur⸗ 
teile ſind rechtskräftig geworden. Jetzt hat G. den A. 
und den L. als neben ihm haftende Geſamtſchuldner 
an Ausgleichung in Anſpruch genommen. Das LG. 
hat die Klage abgewieſen. Das OLG. hat dagegen 
den A. und den 8. als ausgleichungspflichtig erklärt. 
Die Reviſion der Beklagten blieb erfolglos. 

Gründe: 1. Das OLG. nimmt an, daß A. und 
L. zu dem Kläger in dem Verhältniſſe von Beteiligten 
i. S. von § 830 Abſ. 1 Satz 2 BGB. ſtehen. Die Bes- 
klagten hatten dem Klageanſpruch die Einrede der 
rechtskräftig entſchiedenen Sache entgegengeſetzt; ſie 
ift jedoch vom OLG. verworfen worden. Die Einrede, 
führt es aus, wäre begründet, wenn ſich die Klage 
nur auf § 426 Abſ. 2 BGB. ſtützte. In dieſem Falle 
ſei der zahlende Geſamtſchuldner, auf den die Forde⸗ 
rung des Gläubigers übergehe, deſſen Rechtsnachfolger 
(BHO. § 325). Hier fei aber der Ausgleichungs⸗ 
anſpruch ſchlechthin, alfo auch derjenige aus 8 426 
Abſ. 1 BGB. erhoben und inſofern ſelbſtändig aus 
dem Gemeinſchaftsverhältniſſe der Geſamtſchuldner 
begründet. Beide Anſprüche ſeien von einander un⸗ 
abhängig und könnten bis zur Befriedigung des Aus⸗ 
gleichungsanſpruches ſelbſtändig geltend gemacht 
werden. Es könne nicht ee werden, der Kläger 
dürfe den ihm hiernach zuſtehenden Anſpruch deshalb 
nicht mehr geltend machen, weil durch das in der 
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früheren Sache ergangene rechtskräftige Urteil feſt⸗ 
geſtellt ſei, daß A. und L. nicht „Geſamtſchuldner“ 
des fraglichen Schuldverhältniſſes ſeien. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellung wirke eben nach der Natur der Rechtskraft 
nur im Verhältniſſe des damaligen Klägers zu den 
genannten Beklagten. Auch eine fog. Reflexwirkung 
des rechtskräftigen Urteils könne hier nicht in Frage 
kommen. Denn der Anſpruch des Klägers aus 8 426 
Abſ. 1 BGB. fei nicht davon abhängig, ob der Ber- 
letzte von A. und L. tatſächlich etwas fordern könne, 
ſondern ob eine Forderung objektiv beſtehe. Die Re⸗ 
vifion rügt Verletzung der SS 426, 830, 840 BGB. 
Es iſt jedoch im Ergebniſſe der Auffaſſung des OLE. 
beizutreten. Durch Hinweis auf 8 425 BGB. würde 
ſie allerdings nicht zu begründen ſein. Jene Geſetzes⸗ 
vorſchrift regelt im Zuſammenhange mit 88 422 — 424 
die Einwirkung der die Erlöſchung oder Veränderung 
eines elle herbeiführender Tatſachen 
auf das Schuldverhältnis zwiſchen den Geſamtſchuldnern 
und dem Gläubiger. Damit iſt nicht entſchieden, 
welchen Einfluß die Tatſache auf die Beziehungen 
zwiſchen den ee t hat. Dieſes Rechts⸗ 
verhältnis behandelt der 8 426 BGB. Das OLG. 
hat aber darin recht, daß der § 426 im 1. Abſatze 
den Geſamtſchuldnern gegeneinander einen ſelbſtändigen, 
von dem Rechtsübergang im Falle des 2. Abſatzes 
unabhängigen Ausgleichungsanſpruch gewährt. Der 
Anſpruch wurzelt in dem inneren Schuldverhältniſſe, 
dem Gemeinſchaftsverhältniſſe, welches nach der den 
Beſtimmungen des BGB. zugrunde liegenden An⸗ 
ſchauung zwiſchen den Geſamtſchuldnern als ſolchen 
beſteht. In dem Rechtsſtreite zwiſchen dem Verletzten 
und den von ihm als Schuldnern in Anſpruch ge⸗ 
nommenen Perſonen iſt nicht über jenen Ausgleichungs⸗ 
anſpruch und nicht zwiſchen den Geſamtſchuldnern als 
Prozeßparteien entſchieden worden. Daraus würde 
nach den Grundſätzen über die materielle Rechtskraft 
(3PO. 8 322, § 325) ohne weiteres folgen, daß von 
einer Einrede der Rechtskraft aus dem klageabweiſenden 
Urteile jenes Vorprozeſſes gegenüber der jetzt er⸗ 
hobenen Klage nicht die Rede ſein kann. Die im 
Berufungsurteile berührte ſog. Reflexwirkung des 
rechtsträftigen Urteils (Hellwig, Weſen und ſubjektive 
Begrenzung der Rechtskraft S. 18 ff.) oder die Be⸗ 
deutung des rechtskräftigen Urteils, daß der feſtgeſtellte 
Rechtszuſtand auch von Dritten als zwiſchen den 
Parteien des Prozeſſes beſtehend anerkannt werden 
müſſe (Planck, BGB. Bd. 1 Vorbem. 3. Aufl. S. 43), 
würden in einem Falle der vorliegenden Art nicht 
die Folgerung rechtfertigen, der jetzige Kläger müſſe 
als re tskraftig feſtgeſtellt gegen ſich gelten laſſen, 
daß die Beklagten nicht Geſamtſchuldner ſeien. Ein 
Zweifel kann ſich nur allenfalls aus den Vorſchriften 
der §8 426, 830, 840 BGB. ſelbſt erheben: die Frage 
nämlich, ob nicht der Begriff des Geſamtſchuldners 
und daher die Ausgleichungspflicht hier zur Voraus⸗ 
ſetzung haben, daß der Gläubiger gegen den betreffenden 
Schuldner einen wirklich verfolgbaren Anſpruch hat, 
daß dieſer dem Gläubiger tatſächlich leiſten muß. 
Dieſe Frage aber hat man mit dem OLG. zu ver⸗ 
neinen. Dem ſteht die Ausdrucksweiſe des 8 840 BGB. 
nicht entgegen. Das BGB. behandelt das innere 
Schuldverhältnis der Geſamtſchuldner als ein ſelb⸗ 
ſtändig neben dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem 
Gläubiger und den Schuldnern hergehendes. Das 
zeigt ſich auch in den Vorſchriften des § 840 Abſ. 2 
und 3. In dem einen und dem anderen dieſer ge⸗ 
trennten Rechtskreiſe können ſich die Beziehungen der 
Beteiligten verſchieden geſtalten, das über das eine 
Verhältnis ergehende Urteil hat es mit dem anderen 
nicht zu tun. Die Frage, ob und inwieweit ein Aus⸗ 
gleichungsanſpruch nach § 426 Abſ. 1 BGB. beſteht 
oder nicht beſteht, iſt in dem Streite über dieſen An⸗ 
ſpruch nur nach der in dieſem Prozeſſe zu ermittelnden 
materiellen Rechtslage zu entſcheiden. Wenn in dem 
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früheren Prozeſſe einer der vom Gläubiger Belangten 
zu Unrecht als Geſamtſchuldner verurteilt worden iſt, 
ſo iſt dieſe Tatſache in ſeinem Verhältniſſe zu dem 
mitverurteilten Schuldner rechtlich ohne Bedeutung. 
Und ebenſo kommt im umgekehrten Falle eines voran⸗ 
gegangenen freiſprechenden Urteiles ohne Rückſicht 
hierauf das ſachlich beſtehende Geſamtſchuldverhältnis 
für den Ausgleichungsanſpruch allein in Betracht. 
Das Gemeinſchaftsverhältnis aber, das von Geſetzes 
wegen den Anſpruch auf Ausgleichung begründet, ge⸗ 
langt ſchon von vorneherein durch die Tatſache zum 
Daſein, welche die geſamtſchuldneriſche Haftung er⸗ 
zeugt, alſo bei unerlaubten Handlungen durch die ge⸗ 
meinſame Begehung, im Falle des 8 830 Abſ. 1 
Satz 2 BGB. durch die ſchadenſtiftende Handlung; bei 
der die mehreren Täter ſich beteiligt haben. Die ſo 
begründete Ausgleichungspflicht wird, ſofern ſich nicht 
aus beſonderen Umſtänden ein Anderes ergibt, nicht 
dadurch berührt, daß einer der Geſamtſchuldner in⸗ 
folge eines nur für ihn wirkſamen Umſtandes dem 
Gläubiger gegenüber befreit wird. Und das muß 
namentlich auch von dem rechtskräftigen Urteile gelten, 
gleichviel, ob man die Bedeutung der Rechtskraft auf 
prozeſſualem oder materiell rechtlichem Gebiete zu 
ſuchen hat und ob man dem Urteile eine rechtsſchaffende 
oder eine rechtsvernichtende Wirkung beimißt oder nicht. 

2. Die Beklagten haben auch die Einrede der Ver⸗ 
jährung aus 8 852 BGB. vorgeſchützt. Das OLE. 
erklärt ſie für unbegründet. Auch dieſe Einrede könnte 
nur den Anſpruch aus 8426 Abſ. 2 BGB. treffen, 
nicht aber jenen aus Abſ. 1. Letzterer ſei nicht ein 
Anſpruch aus unerlaubter Handlung, ſondern ein 
ſolcher aus der vom Geſetze ſelbſt geſchaffenen Rechts⸗ 
gemeinſchaft zwiſchen den Geſamtſchuldnern. Eine un⸗ 
erlaubte Handlung hätten ſie alle nur gegenüber dem 
urſprünglichen Gläubiger begangen und ſie gebe die 
geſchichtliche Grundlage ab, auf der ſich ihre eigene 
Gemeinſchaft aufbaue. Der Rechtsgrund der Anſprüche 
zwiſchen ihnen ſei nur dieſe unter ihnen, gleichviel 
auf welcher Unterlage erwachſene Rechtsgemeinſchaft; 
daß von der Anwendung des $ 852 BGB. hier nicht 
die Rede ſein könne, ergebe ſich 1215 daraus, daß 
hiernach für den Beginn der Verjährung die Kenntnis 
des Verletzten maßgebend ſein müßte, während es 
doch vom Zufalle abhänge, ob und wann der aus⸗ 
gleichungsberechtigte Geſamtſchuldner von jener Kennt⸗ 
nis des Verletzten in zuverläſſiger Weiſe Kenntnis er⸗ 
halte. Sofern man aber trotz des klaren Wortlautes 
des § 852 BGB. die Kenntnis des Klägers als für 
den Beginn der Verjährungsfriſt maßgebend erachten 
wollte, ſtehe jedenfalls der Zeitpunkt, in dem dieſe 
Kenntnis zuerſt vorhanden geweſen ſei, hier in keiner 
Weiſe feſt. Die Reviſion hält den Rechtsſtandpunkt 
des OLG. ohne Grund für nicht unbedenklich. Die 
Vorſchrift des 8 852 BGB. paßt ſchon dem Wortlaute 
nach nicht auf den hier in Frage ſtehenden Anſpruch. 
Sie ſetzt die beſondere kürzere Verjährungsfriſt für 
den Anſpruch „auf Erſatz des aus einer unerlaubten 
Handlung entſtandenen Schadens“ feſt; alſo für den 
Schadenserſatzanſpruch gegen den „Schadensſtifter“ 
aus den im 25. Titel behandelten Haftungsgründen. 
Der Klageberechtigte, gegen den ug Verjährung läuft, 
iſt der „Verletzte“, auf deſſen Kenntnis von dem 
Schaden und der Perſon des Erſatzpflichtigen es für 
den Beginn der Verjährungsfriſt ankommt. Der Aus⸗ 
gleichungsanſpruch der Geſamtſchuldner gegeneinander 
läßt ſich aber nicht als ein Anſpruch aus unerlaubter 
Handlung bezeichnen. Mit dem durch die unerlaubte 
Handlung Verletzten iſt offenbar der durch die Hand⸗ 
lung ſelbſt Geſchädigte gemeint, dem allerdings der 
mittelbar Verletzte in den Fällen des 8 844 Abſ. 2 
und § 845 BGB. gleichzuſtellen fein wird. Die im 
vorſtehenden erörterte Rechtsnatur des Ausgleichungs⸗ 
anſpruches, aus der das OLG. in zutreffender Weiſe 
die Folgerungen auch für die Frage der Verjährung 
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zieht, ſteht der Anwendung des § 852 BGB. entgegen. 


Sie wird auch nicht durch den Umſtand gerechtfertigt, 


daß der Anſpruch aus einer von den Geſamtſchuldnern 


gegen den Dritten gemeinſam verübten unerlaubten 
Handlung erwachſen iſt. Maßgebend ſind nicht Ent⸗ 
ſtehungsurſache oder Vorausſetzungen, ſondern Rechts⸗ 
grund und Inhalt des Anſpruchs. Bei der Ver⸗ 
ſchiedenartigkeit des geſetzlichen Ausgleichungsan⸗ 
ſpruches der Geſamtſchuldner und des dem Verletzten 
gegen den Schädiger zuſtehenden Erſatzanſpruches 
würde ſich eine ausdehnende oder eine analoge An⸗ 
wendung des 8 852 verbieten, ſofern fie bei dieſer 
Spezialvorſchrift überhaupt in Frage kommen könnte. 
Auch die Zweckbeſtimmung des $ 852 BGB. trifft auf 
den Ausgleichungsanſpruch nicht zu. Der Geltend⸗ 
machung durch Leiſtungs⸗ oder Feſtſtellungsklage können 
hier bei dem inneren Schuldverhältniſſe der Geſamt⸗ 
ſchuldner wieder andere Hinderungsgründe im Wege 
ſtehen, als der Klage des Verletzten. Nicht mit Un⸗ 
recht weiſt das OLG. darauf hin, wie ſchwierig es 
bei Anwendung des 8 852 wäre, den Zeitpunkt des 
Beginnes der Verjährungsfriſt für den Ausgleichungs⸗ 
anſpruch zu beſtimmen. Man könnte nicht objektiv 
den Zeitpunkt der unerlaubten Handlung entſcheiden 
laffen; auch wohl nicht ſchlechthin die Erlangung der 
Kenntnis durch den Verletzten von den in $ 852 ge⸗ 
nannten Umſtänden. Soll es aber auf die Kenntnis 
des Ausgleichungsberechtigten mit ankommen, ſo wäre 
ſchwer zu ſagen, welche Momente Gegenſtand dieſer 
Kenntnis ſein müſſen. Dieſe Unſicherheit tritt gerade 
bei einem Falle des § 830 Abſ. 1 Satz 2 BGB. be- 
ſonders augenfällig zutage. Die Reviſion hat noch 
eingewendet, es würde die Anſicht des OLG. zu dem 
befremdlichen Ergebniſſe führen, daß jeder der Ge⸗ 
F dem Gläubiger gegenüber durch eine 
reijährige Verjährung befreit würde, während zur 
Befreiung gegenüber dem ausgleichungsberechtigten 
Mitſchuldner der Ablauf einer Verjährung von 30 
Jahren nötig wäre. Allein dieſes Ergebnis würde 
ſich eben aus der Verſchiedenheit der beiden von 
einander unabhängigen Anſprüche erklären. Ein 
ähnlicher Unterſchied kann auch ſonſt bei Regreß⸗ 
anſprüchen, wie z. B. aus Geſchäftsführung ohne Auf⸗ 
trag, durch Erfüllung eines der kürzeren Verjährung 


unterliegenden Anſpruchs vorkommen. (Urt. des 
VI. 8S. vom 16. November 1908, VI 607/07). 
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Zu $ 833 BGB. und 5 146 Lu BerſG.) — Zur 
Anwendung von 8 551 Ziff. 7 BVO. (Lückenhaftigkeit in 
der Urteilsbegründung). Als der Beklagte am 14. Fe⸗ 
bruar 1906 durch den Viehſchneider M. einen ihm 
gehörigen Hengſt verſchneiden ließ, half der Ehemann 
der Klägerin beim Niederwerſen des Tieres. Er kam 
zu Fall und wurde, als gleichzeitig der niedergeworfene 
Hengſt um ſich ſchlug, von einem Hufſchlage getroffen. 
Er ſtarb an der Verletzung. Die Klägerin verlangt 
Schadenserſatz durch Gewährung einer Geldrente nach 
8 844 Abſ. 2 BGB., weil der Beklagte ſowohl als 
Tierhalter wie auch wegen einer ihm beim Legen des 
Hengſtes zur Laſt fallenden Fahrläſſigkeit hierzu ver⸗ 
pflichtet ſei. Das LG. hat die Klage inſoweit abge⸗ 
wieſen, als die Klägerin von der Berufsgenoſſenſchaft 
unter der Annahme, daß ihr Ehemann, ein Ackerer, 
in ſeinem eigenen landwirtſchaftlichen Betriebe ver⸗ 
unglückt ſei, eine Unfallverſicherungsrente zuerkannt 
worden iſt; wegen des darüber hinausgehenden An⸗ 
ſpruches iſt über den Grund voraberkannt und die 
Erſatzpflicht des Beklagten zwar nicht für die Lebens⸗ 


1) Anm. des Herausgebers. Das Urteil enthält einen 
bedeutungsvollen neuen Beitrag zur Auslegung des § 833 BGB., 
der zu einer Einſchränkung des Anwendungsgebietes dieſer Vor⸗ 
ſchrift führen wird. 


dauer der Klägerin, wohl aber für die der mutmaß⸗ 
lichen Lebensdauer des Getöteten entſprechende Zeit 
feſtgeſtellt worden. Die Berufung des Beklagten hat 
nur den Erfolg gehabt, daß das Os G. die Ver⸗ 
pflichtung des Beklagten zur Entrichtung der Rente 
auf die Zeit, bis der Verunglückte das 70. Lebensjahr 


vollendet haben würde, eingeſchränkt hat; im übrigen 


iſt ſie zurückgewieſen worden. Auf die Reviſion des 
Beklagten iſt das Berufungsurteil aufgehoben und die 
Sache zurückverwieſen worden. 

Aus den Gründen: 1. Das Berufungsurteil 
beruht auf einer unrichtigen Anwendung des 8 833 
BGB. Zwar handelt es ſich nicht um bloße Paſſiv⸗ 
bewegungen des Pferdes, insbeſondere nicht um ein 
mechaniſches Zurückſchnellen der Hufe ohne tieriſche 


Kraftentfaltung. Das OLG. ſtellt vielmehr feſt, daß 


die tödlichen Kopfverletzungen nach dem Niederwerfen 
des Hengſtes durch ſeine im Zuſtande einer „gewiſſen 
Bewegungsfreiheit“ geführten Hufſchläge „geſetzt“ 
worden an Ebenſowenig trifft der von der Reviſion 
aufgeſtellte Vergleich mit ſolchen Rechtsfällen zu, in 
denen ſich das Pferd unter der Zügel⸗ und Zaum⸗ 
gewalt des Lenkers befand, als es einen Schaden an⸗ 
richtete (RGE. 50, 180 und 221). Denn die Bewegung 
des gelenkten Pferdes ſteht unter dem Einfluß des 
Willens ſeines Lenkers, während es hier im Plane 
der Veranſtaltung lag, die tieriſchen Bewegungen nicht 
hervorzurufen, ſondern zu verhindern. Allein das 
Tier vollführte die Hufſchläge unter der unwider⸗ 
ſtehlichen Einwirkung ihm angetaner Gewalt. Seine 
Bewegungen waren die unmittelbare und unaus⸗ 
bleibliche Folge des Niederwerfens, wobei durch das 
Nachlaſſen der Feſſelung dem Tiere zwar für ein 
Umſichſchlagen äußerer Raum gegeben, ihm aber da⸗ 
mit auch nicht die innere Freiheit gelaſſen war, mit 
einer ſolchen Kraftbetätigung zurückzuhalten. Jedes 
andere Pferd in gleicher Lage hätte in gleicher Art 
ſich der Gewalt erwehren und verſuchen müſſen, ver⸗ 
möge ſeiner Bewegungen in die natürliche aufrechte 
Stellung zurückzugelangen. Wurde dabei ein Menſch 
getroffen, ſo war das nur eine Folge des an dem 
Tiere vorgenommenen Gewaltaktes. Im Rechtsſinne 
wurde der Getroffene nicht durch das Tier verletzt; 
ebenſowenig wie bei einer Operation jemand durch 
den Operierten, ſei es ein Menſch oder ein Tier, ver⸗ 
letzt wird, wenn dieſer unter der Einwirkung des 
Schmerzes krampfhafte Bewegungen macht, oder wie 
eine während des Schlachtens von dem Schlachttiere 
ausgehende Verletzung auf das Verhalten des Tieres 
als auf ihre Urſache zurückgeführt werden darf. 

2. Die übrigen Angriffe der Reviſion treffen nicht 
zu. Sie macht geltend, der Verunglückte ſei nicht in 
ſeinem eigenen landwirtſchaftlichen Betriebe, ſondern 
in dem des Beklagten als ein von dieſem beſchäftigter 
Arbeiter zu Schaden gekommen, die Vorausſetzungen 
aber, unter denen er wegen des über die Unfallver⸗ 
ſicherungsrente hinausgehenden Schadens nach $ 146 
LuvVerſ. in Anſpruch genommen werden könnte, 
träfen nicht zu. Es iſt zwar richtig, daß das OLG. 
darüber, in weſſen Betriebe der Unfall ſich ereignet 
hat, frei zu befinden hatte, ohne an die Entſcheidung 
im Entſchädigungsfeſtſtellungsverfahren der Unfallver⸗ 
ſicherung gebunden zu ſein. Denn nur, wenn zunächſt 
feſtſtand, daß die bei Gericht erhobene Klage ſich 
gegen den Betriebsunternehmer richtete, in deſſen 
Betrieb der Verunglückte zu Schaden gekommen war, 
blieb Raum für die Anwendung von $ 146 Abſ. 4 
LuVerſch. Aber das OLG. hat angenommen, der 
Verunglückte habe nur in Ausübung eines nachbar⸗ 
lichen Gefälligkeitsdienſtes und in Erwartung gleicher 
oder ähnlicher Gefälligkeitsdienſte dem Beklagten an 
die Hand gehen wollen, in fremde Dienſte als un⸗ 
ſelbſtändiger Arbeiter ſei er damit nicht eingetreten. 
Die damit begründete Nichtanwendung des § 146 
Abſ. 1 a. a. O. iſt rechtlich nicht zu beanſtanden, ent⸗ 
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pridt S der bisherigen Rechtſprechung des 
enats. | 

3. Die Reviſion rügt ferner eine Unvollſtändigkeit 
der Begründung des Ber.⸗Urteils, da es die Frage, ob 
die Haftung des Beklagten für etwaigen Tierſchaden 
durch ſtillſchweigendes Abkommen zwiſchen ihm und 
dem Verunglückten ausgeſchloſſen geweſen ſei, irriger 
Weiſe verneint habe. Allerdings würde ein ſolches 
Abkommen auch die Anſprüche der Hinterbliebenen 
aus § 844 Abſ. 2 BGB. beſeitigt haben (RGE. 65, 
315). Allein das OLE. hat die Richtigkeit der Be⸗ 
hauptung des Beklagten aus tatſächlichen, eine Ge⸗ 
ſetzesverletzung nicht enthaltenden Gründen mit dem 
Hinweiſe insbeſondere darauf abgelehnt, daß für den 
Verletzten keine Veranlaſſung beſtanden habe, den 
Beklagten, dem er die nachbarliche Hilfe unentgeltlich 
leiſtete, auch noch der Gefahrtragung zu entheben, 


dies ſei ihm keineswegs in den Sinn gekommen. Die 


Begründung des Ber.⸗Urteils iſt nicht unvollſtändig 
im Sinne des § 551 Ziff. 7 ZPO.; es ift auf das 
Urteil des Reichsgerichts vom 14. Januar 1907 (Bd. 65 
S. 93) zu verweiſen, wonach es ſich um eine dem 
Fehlen der Urteilsgründe gleichzuſtellende Lücken⸗ 
haftigkeit der Begründung nur dann handeln könnte, 
wenn ein ganzer Rechtsbehelf mit Stillſchweigen über⸗ 
gangen iſt. ke des IV. ZS. vom 5. November 
1908, Nr. 74/08). C r. 
1472 
III. ` 


. Wie ift der über die „Genehmigung“ einer Schuld: 
übernahme angelihobene Eid zu faſſen? Aus den 
Gründen: Die Faſſung der unter Eidesbeweis ge⸗ 
ſtellten Behauptung widerſpricht der Vorſchrift des 

445 BPO., daß die Eideszuſchiebung nur über T at- 
| achen ſtatthaft iſt. Die Schuldübernahme, die hier 
n Frage ſteht, iſt die Uebernahme einer fremden 
Schuld in der Weiſe, daß der Uebernehmer an die 
Stelle des bisherigen Schuldners tritt, und daß dieſer 
von feiner Verbindlichkeit frei wird ($ 414 BGB.). 
Die Genehmigung des Gläubigers i. S. des 8 415 
VGB. umfaßt alfo feine Zuſtimmung dazu, daß ein 
neuer Schuldner die Schuld übernimmt, und die Ent⸗ 
laſſung des bisherigen Schuldners aus dem Schuld⸗ 
verband. Gerade das letztere, die Befreiung des bis⸗ 
herigen Schuldners, worüber auch die Parteien ſtreiten, 
ergibt ſich aus dem Ausdruck des Geſetzes: „Ge⸗ 
nehmigung der Schuldübernahme“ ſprachlich nicht von 
ſelbſt. Es handelt ſich dabei auch nicht um gemein⸗ 
verſtändliche, alltägliche Begriffe, deren rechtliche Be⸗ 
deutung jedermann ohne weiteres geläufig iſt. Der 
Laie kann vielmehr und wird vielleicht ſogar regel⸗ 
mäßig unter Schuldübernahme nur den Hinzutritt 
eines neuen Schuldners zu dem alten und unter Ge⸗ 
nehmigung der Schuldübernahme das Einverſtändnis 
des Gläubigers hiermit verſtehen. Und ſelbſt die 
Rechtskundigen ſind, weil Name und Rechtsbegriff ſich 
nicht decken, vielfach zu der Unterſcheidung von pri⸗ 
vativer und kumulativer Schuldübernahme genötigt. 
Die Beklagte hätte deshalb die Tatſachen unter 
Eid 11 ſollen, aus denen die Genehmigung der 
Schuldübernahme i. S. des Geſetzes folgt, insbeſondere, 
in welcher Weiſe etwa der Inhalt der Schuldüber⸗ 
nahme dem Kläger zur Kenntnisnahme und Genehmi⸗ 
gung unterbreitet worden iſt, und welche Erklärung 
er dazu abgegeben hat. (Urt. des VI. ZS. vom 5. Nov. 
1908, VI 593/07). 
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IV. 
Zur Formvorſchrift des S 2241 Nr. 2 BGB., Be: 


eichnung der bei der Verhandlung mitwirkenden Ber: 
men. Aus den Gründen: Mit Unrecht hat das 


) Bol. diefe Zeltſchrift, Jahrgang 1908 S. 308. 


OLG. das gerichtliche Teſtament des Erblaſſers für 
rechtsunwirkſam erklärt, weil es der Vorſchrift des 
8 2241 Nr. 2 BGB. zuwiderlauſe. Daß die dort ge- 
nannten Perſonen ſakramental mit den Worten des 
Geſetzes als „bei der Verhandlung mitwirkend“ be⸗ 
zeichnet werden müßten, iſt dem Geſetze nicht zu ent⸗ 
nehmen. Es genügt, daß das Teſtament die zuzu⸗ 
ziehende Urkundsperſon gleich in der dritten und vierten 
Zeile des Teſtamentstextes inſofern als mitwirkend 
aufführt, als dort beurkundet iſt, der Erblaſſer ſei 
„dem Lokalrichter Pl. aus L. perſönlich bekannt“. Der 
Inhalt des Protokolls deutet mit keinem Worte an, 
daß ſich die Mitwirkung des Lokalrichters darauf be⸗ 
ſchränkt habe, dem Richter Gewißheit über die Per- 
ſönlichkeit des Erblaſſers zu verſchaffen. Im Gegen⸗ 
teil ergibt die Mitunterſchrift des Protokolls mit 
„Pl., Lokalr.“, daß die Urkundsperſon auch beim Ab⸗ 
ie der Teſtamentshandlung mitgewirkt hat. Zwar 
ordert das Geſetz, daß die Zeugen oder an deren 
Stelle die Urkundsperſon zur Errichtung des Teſta⸗ 
mentes vom Richter zugezogen ($ 2233 BGB., Art. 149 
EG. z. BGB.) und daß die mitwirkenden Perſonen 
während der ganzen Verhandlung zugegen ſein müſſen 
($ 2239). Allein es ſchreibt nicht vor, daß die Er- 
füllung dieſer Erforderniſſe im Teſtament ausdrücklich 
bezeugt ſein müſſe. Es iſt deshalb irrtümlich, wenn 
das Os G. im Protokolle „die Bezugnahme darauf 
vermißt, daß der Lokalrichter als ſolcher zur Ver⸗ 
handlung und nicht bloß zur Rekognition des Erb⸗ 
laſſers zugezogen worden fei” und wenn er aus dem 
bloßen Schweigen des Protokolls folgern zu dürfen 
glaubt, es ſei gegen die 88 2233, 2239 verſtoßen worden. 
(Urt. des IV. 35. vom 19. November 1908, IV 92/08). 
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V. 


Zu § 464 BG. Die Vorſchrift des 8 464 
bezieht ſich auch auf Schadenserſatzanſprüche 
aus argliſtigem Verſchweigen eines Fehlers. 
Der Erklärung des Vorbehalts ſteht die dem 
anderen Teile erkennbare Aufrechterhal⸗ 
e früher erklärten Vorbehalts 
gleich. 

Aus den Gründen: Das OLG. ſtützt die Ent⸗ 
ſcheidung auf den § 464 BGB. Daß dieſe Vorſchrift 
ſich auch auf den Schadenserſatzanſpruch aus dem arg⸗ 
liſtigen Verſchweigen eines Fehlers bezieht, erhellt 
nicht nur aus ſeiner Stellung unmittelbar hinter dem 
8 463 ſondern auch aus feinem Inhalt aufs klarſte. 
Das RG. hat ihn ſelbſt in Fällen angewandt, wo der 
Schadenserſatzanſpruch zugleich auf den 8 826 BGB. 
gegründet war (Bd. 59 Nr. 31). Angenommen iſt das 
mit dem gerügten Mangel behaftete Grundſtück von 
der Klägerin am 1. Juli 1905, wo es ihr ſowohl auf⸗ 
gelaſſen als auch übergeben worden iſt. Und damals 
hat der Geſchäftsführer und Vertreter der Klägerin 
vom Mangel Kenntnis gehabt. Den Vorbehalt hat 
nach der Faſſung des § 464 im Falle der Beſtreitung 
der Käufer zu beweiſen. Nach dem Wortlaut der Vor⸗ 
ſchrift kommt es nur auf einen bei der Annahme er⸗ 
klärten Vorbehalt an, und ein von der Klägerin bei 
der Auflaſſung oder Uebergabe erklärter Vorbehalt iſt 
nicht behauptet. Dem geſetzgeberiſchen Grunde der 
Vorſchrift (vgl. Mot. z. 8 386 des I. Entw.) entſpricht 
indes beſſer die Auffaſſung, daß auch ein vor der 
Annahme erklärter Vorbehalt genügt, wenn er bei der 
Annahme erkennbar, und zwar dem anderen Teile er⸗ 
kennbar, aufrecht erhalten iſt. Auf dieſen Standpunkt 
hat iý denn auch das OLG. geſtellt. (Urt. des V. ZS. 
vom 19. November 1908, V 22/08). 
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B. Straffachen. 
I. 


Verleſung von Berichten, ſchriftlichen Auf heidh. 
nungen uſw. eines in der Hauptverhandlung abgehörten 
Bengen (8 249 StPO. us den Gründen: Aus 
den Vorakten ſind in der Sanpkuerhanälung „zur Muf- 
friſchung des Gedächtniſſes des Zeugen v. S.“ im An⸗ 
ſchluß an deſſen Vernehmung zwei Stellen verleſen 
worden. Die erſte findet ſich in einem von . 
ſchutmann M. am 28. November 1907 mit A. auf- 
genommenen Protokoll über ein Verhör, welchem der 
Zeuge Polizeikommiſſär v. S. angewohnt hat; die 
zweite in einem dienstlichen Berichte des v. ©. Gegen 
die Verleſung des Berichts beſteht kein Bedenken, weil 
S StPO. im Anſchluß an 8 250 nur den in 8 249 

chlußſatz aufgeſtellten Grundſatz der Unverlesbarkeit 
von Zeugenvernehmungsprotokollen ſchärfer umgrenzen, 
keineswegs jedoch die Verlesbarkeit ſchriftlicher Auf⸗ 
zeichnungen eines perſönlich abgehörten Zeugen regeln 
will. Auch die Verleſung der zuerſt erwähnten Stelle 
ift nicht geſetzwidrig. Nach dem Sitzungsprotokoll ift 
in der Hauptverhandlung außer v. S. auch A. als 
Zeuge vernommen worden. Durch die Verleſung ſollte 
alſo nicht etwa die Vernehmung des einen oder des 
andern erſetzt werden und nur re widerſpräche 
fie dem Grundgedanken des § 249 StPO. Gier ift 
überhaupt ausgeſchloſſen, daß das Urteil auf der Ver⸗ 
leſung beruht: da beide Zeugen in der Hauptverhand⸗ 
lung gehört worden ſind, konnten ſie vom Gericht wie 
von den Beteiligten über die verlefenen Stellen be⸗ 
fragt werden, und wenn der Angeklagte und ſein Ver⸗ 
teidiger eine Befragung unterlaſſen haben, dürfen ſie 
daraus keinen Reviſionsgrund ableiten. (Urt. des I. ra 
vom 2. November 08, I 882/08). 
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II. 


Zum Begriffe der Notwehr (§ 53 StGB.). Aus 
den Gründen: Das Urteil iſt nicht frei von Wider⸗ 
ſprüchen und läßt erkennen, daß der erſte Richter von 
irrigen Auffaſſungen über die Notwehr ausgegangen 
iſt. Zunächſt wird geſagt, daß der Angeklagte D. zwar 
bei Abgabe der Schüſſe angegriffen, daß es ihm aber 
nicht darum zu tun geweſen ſei, den Angriff abzuwehren, 
ſondern daß er aus Aerger über die ihm zugefügten 
Verletzungen an S. eine kräftige Rache habe nehmen 
wollen. Hieraus wäre zu ſchließen, daß das Gericht 
eine „Verteidigung“ im Sinn des $ 53 StGB. nicht 

enommen habe. Trotzdem aber wird dann 5 

ſucht, ob der Angeklagte in Beſtürzung, Furcht nn 
Schrecken gehandelt habe, eine Frage, auf die es nur 
dann ankommt, wenn zwar eine „Verteidigung“ vorlag, 
der Täter aber über deren Grenzen hinausgegangen 
iſt. Dieſe Frage wird verneint, andererſeits aber bei 
der Strafzumeſſung berückſichtigt, daß der Angeklagte 
im Affekt gehandelt habe. Sodann aber ergibt die 
Ausführung des Urteils darüber, was der Angeklagte 
D. hätte tun ſollen, als S. ihn von hinten mit einem 
Gehſtock auf den l, Klug, daß das Gericht das 
Recht eines widerrechtlich Angegriffenen, ſich wirkſam 
zu verteidigen, zu ſehr beſchränkt. Es verlangt, daß 
der Angeklagte den S. hätte zur Ruhe ermahnen, die 
Hilfe anderer Perfonen anrufen, den S. darauf auf⸗ 
merkſam machen ſollen, daß er ſchießen werde, wenn 
er nicht ablaſſe, ihn zu ſchlagen, endlich daß er einen 
Schreckſchuß habe abgeben ſollen. Dieſe Anforderungen 
ſind mit dem Geſetze teilweiſe nicht vereinbar. Der 
rechtswidrig Angegriffene darf ſich jedes Mittels be⸗ 
dienen, das zur alsbaldigen Abwendung des 
Angriffs den Umſtänden nach nicht entbehrt werden 
kann, und er darf den Angriff in eigener Perſon 
abſchlagen, ohne, abgeſehen von ganz beſonderen Um⸗ 
ſtänden, die Hilfe anderer in Anſpruch zu nehmen. 
Allerdings ſagt das Urteil weiter auch, daß D. ſeinen 
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Gehſtock habe benützen ſollen, aber dabei würde es 
bei der feſtgeſtellten Sachlage einer beſonderen Er⸗ 
örterung bedurft haben, ob damit der Angriff des 
1 mit einem Gehſtock bewaffneten S., über 
deſſen Körperkräfte und ihr Verhältnis zu denen des 
Beſchwerdeführers das Urteil ebenſowenig etwas ſagt, 
wie über die Beſchaffenheit des Gehſtockes des D., 
in wirkſamer Weiſe abgewehrt werden konnte. (urt. 
ae I. StS. vom 22. Oktober 1908, 1 D 665/08). B. 
442 


Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


Darf die Aenderung des Geſellſchaftsvertrags einer 
Aktiengeſellſchaſt, bei der das Grundkapital erhöht, die 
Erhöhung aber ohne Vermehrung des Geſellſchafts⸗ 
vermögens durch Abſchreibung vom e 
und Zuſchreibung zum Kapitalkonto erfolgt, in 
Handelsregiſter eingetragen werden, wenn ſte aus om 
Beſchluſſe der Generalverſammlung nicht gerani 
(GOGB. 88 279, 284). Die Aktiengeſellſchaft „A. St. J.“ 
hat ſeit 1894 ein Grundkapital von 367 500 M, das 
iu 350 Aktien zu je 1050 M zerlegt ift. In der General⸗ 
verſammlung vom 22. Dezember 1903 wurde beſchloſſen: 
1. Die Erhöhung des Aktienkapitals iſt in der Weiſe 
vorzunehmen, daß für jede einzelne Stammaktie von 
1050 M en neue auf 1500 M lautende ausgehändigt 
wird. § 3 der Statuten lautet nunmehr: „Das 
Altienkapital der Geſellſchaft beträgt 525000 M und 
iſt in 350 Aktien, jede zu 1500 M, eingeteilt“. Der 
Beſchluß wurde vorerſt nicht zur Eintragung angemeldet. 
Gleichwohl wurde in die Bilanz vom 31. März 1904 
das Aktienkapital mit dem erhöhten Betrage von 
525 000 M eingeſtellt. Zur Ausgleichung diente ein 
„Aktienkapital⸗Erhöhungskonto“ von 157500 M, das 
zunächſt eingeſtellt wurde, ohne daß entſprechendes Ver⸗ 
mögen vorhanden war. Im folgenden Geſchäftsjahre 
wurden nach Beſchluß der Generalverſammlung vom 
2. Juli 1904 35000 M vom Reingewinne zur Abſchreibung 
an dieſem Konto verwendet und in der durch Beſchluß 
der Generalverſammlung vom 31. Juli 1907 genehmigten 
Bilanz vom 31. März 1907 wurde der Reſt von 122500 M 
durch Uebertragung eines gleich hohen Betrags aus dem 
Spezialreſervefonds beglichen, den die Geſellſchaft neben 
dem geſetzlichen Reſervefonds gebildet hat. Mit notariell 
beglaubigter Erklärung vom 23. Mai 1908 meldeten 
5 Vorſtand und die Mitglieder des Aufſichtsrats die 

180 der „ vom 22. Dezember 

903 unter Beifügung einer Ausfertigung des über 
die Verhandlung aufgenommenen Protokolls bei dem 
Regiſtergericht zur Eintragung an. Der Anmeldung 
fügten ſie bei: „Die Erhöhung ſoll nicht durch Aus⸗ 
gabe neuer Aktien und neue Einzahlungen erfolgen, 
ſondern dadurch, daß ein Betrag von 157 500 M von 
der Reſerve ab⸗ und dem Kapitalkonto zugeſchrieben 
wird. Die Erhöhung iſt im Wege dieſer Ab⸗ und Zu⸗ 
ſchreibung durchgeführt. Wir verſichern, daß das bis⸗ 
herige Grundkapital eingezahlt iſt.“ Das Regiſter⸗ 
gericht verlangte eine Ergänzung der Anmeldung durch 
Beifügung der im § 284 HGB. vorgeſchriebenen Be⸗ 
lege, weil das Grundkapital nur durch Einzah⸗ 
lung in barem Gelde oder durch Sacheinlagen 
erhöht werden könne. In der Generalverſammlung 
vom 20. Juli 1908 wurde nach dem vom Notar in J. 
aufgenommenen Protokolle beſchloſſen: „§ 3 Abſ. 1 der 
Statuten ſoll fo un Faſſung erhalten: Das Aktien⸗ 
kapital der Geſellſchaft beträgt 525 000 M und iſt in 
350 Aktien, jede zu 1500 M, eingeteilt, ohne Aufzahlung 
auf das urſprüngliche Kapital und ohne Ausgabe neuer 
Aktien“ und dagu bemerkt: „Die beantragten Aende⸗ 
rungen der 88838 bezwecken bloß eine neue Re⸗ 
daktion. Die betreffenden Beſchlüſſe wurden bereits 
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in der Generalverſammlung vom 22. Dezember 1903 
gefaßt.“ Am 23. Juli 1908 meldete der Notar unter 
Vorlegung einer Ausfertigung des Protokolls die be⸗ 
ſchloſſenen Aenderungen der Statuten zur Eintragung 
an, das Regiſtergericht lehnte aber die Eintragung der 
Erhöhung des Grundkapitals und der darauf bezüg⸗ 
lichen Aenderung des Geſellſchaftsvertrags ab, weil die 
Erhöhung ohne Vermehrung des Geſellſchaftsv ermögens 
erfolgen ſolle. Die Beſchwerde des Vorſtands und des 
Vorſitzenden des Aufſichtsrats wurde als unbegründet 
zurückgewieſen. Das Oberſte Landesgericht hat auch 
die weitere Beſchwerde zurückgewieſen. 

Gründe: Die Umwandlung von Rücklagen, die 
die Aktiengeſellſchaft neben dem im § 262 HGB. vor- 
geſchriebenen Reſervefonds angeſammelt hat, in einen 
Teil des Grundkapitals durch Ab⸗ und Zuſchreibung 
in der Bilanz iſt nicht zu beanſtanden. Die Geſellſchaft 
wendet die dazu beſtimmten Rücklagen, die ſie nach 
Gutdünken unter die Aktionäre verteilen kann, den 
Aktionären in der Weiſe zu, daß ſie ſie als Beiträge 
der Aktionäre dem Grundkapital einverleibt, und führt 
dadurch dem Geſellſchaftsvermögen den Betrag zu, um 
den ſie es durch die Zuwendung der Rücklagen an die 
Aktionäre vermindert. Der dem Grundkapitale zu⸗ 
re Betrag der Rücklagen ift daher als die 
Leiſtung der Aktionäre auf den erhöhten Nennwert 
der Aktien anzuſehen. Da dieſer Betrag nicht in barem 
Gelde vorhanden iſt, ſondern in anderen Vermögens⸗ 
gegenſtänden beſteht, werden auf das erhöhte Grund⸗ 
kapital Einlagen gemacht, 795 nicht durch Barzahlung 
zu leiſten find. Nach S 279 HGB. muß in ſolchem 
Falle der Beſchluß der 5 den 
Gegenſtand der Einlage, die Perſon, von der die Ge⸗ 
ſellſchaft den Gegenſtand erwirbt, und den Betrag der 
für die Einlage zu gewährenden Aktien feſtſetzen, er 
muß alſo hier die Angabe enthalten, daß zur Erhöhung 
des Grundkapitals um 157500 M ein gleich hoher 
Betrag von dem Spezialreſervefonds abgeſchrieben und 
dem Grundkapitale zugeſchrieben wird und daß dafür 
der Nennwert der 350 Stammaktien ſich von 1050 auf 
1500 M erhöht. Ein Beſchluß dieſes Inhalts ift weder 
am 22. Dezember 1903 noch am 20. Juli 1908 gefaßt 
worden. Die Beſchlüſſe der raue ammlungen 
am 2. Juli 1904 und vom 31. Juli 1907, die nur 

1203/04 und über den Reingewinn des Geſchäftsjahres 

04 und den Spezialreſervefonds trafen und deshalb 
5 nicht ur Eintragung angemeldet wurden, können 
den fehlenden Inhalt der Beſchlüſſe über die Erhöhung 
des Grundkapitals nicht erſetzen. Das Regiſtergericht 
kann nicht die Beſtimmung des zur Eintragung an⸗ 
gemeldeten Beſchluſſes, daß die Kapitalserhöhung „ohne 
Aufzahlung au Si das urſprüngliche Kapital“ erfolgen 
ſoll, aus den Akten dahin ergänzen, daß eine Rücklage 
von 35 000 M aus dem Reingewinne des Ge ga. 
jahrs 1903/04 und ein Betrag von 122500 des 
Spezialreſervefonds dazu beſtimmt worden find, ſondern 
der angemeldete Beſchluß, auf den nach § 277 Abſ. 2 
HGB. in der Eintragung Bezug genommen werden 
kann, muß erſichtlich machen, welche Vermögensgegen⸗ 
N dem Grundkapitale zugeführt werden ſollten, 

amit jeder durch Einſicht des Handelsregiſters und 
der darin in Bezug genommenen Urkunde ſich darüber 
vergewiſſern kann. Die Ablehnung der beantragten 
Eintragungen iſt hiernach 8 (Be 90605 des 
I. 8S. vom 31. Oktober 1908, Reg. III. 88/1908 
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B. Strafſachen. 
I. 

Unbefugte Wirtſchaftsausübung durch einen Verein. 
Kouſumverein oder geſelliger Verein? R. hat wieder- 
holt ohne Erfolg um die Genehmigung zum Betrieb 
einer Schankwirtſchaft in ſeinem Anweſen in B. nach⸗ 
geſucht; er iſt wegen unbefugten Wirtſchaftsbetriebs 


53 


wiederholt beſtraft worden. Im Juli 1907 wurde in 
B. unter dem Namen „Kaſinogefellſchaft B.“ ein Verein 
gegründet, der nach feinen Satzungen bezweckt, sge- 
ſellige und wiſſenſchaftliche Beſtrebungen ſeiner Mit⸗ 
glieder und auch gegebenen Falls gemeinnützige In⸗ 
tereſſen zu pflegen und nach Kräften zu fördern.“ 
Der Verein wurde in das Vereinsregiſter eingetragen. 
Als Vereinslokal wurden von dem Vorſtande zwei 
immer im Hauſe des R. gemietet. Dieſem wurde 
die Wirtſchaftsführung übertragen. Seine Bezüge 
wurden dahin feſtgeſetzt, daß er jährlich 300. M als 
Miete und 250 M für die Bedienung erhalten ſolle. 
Den 1 der Getränke beſorgte der Verein, den 
Ausſchank R. Jedes Mitglied hatte einen afres- 
beitrag von 1 ** zu zahlen; aus den Beiträgen und 
dem aus dem Verkaufe der Getränke erzielten Gewinne 
wurden die Miete für die Zimmer und die Arbeits⸗ 
entſchädigung des R. gezahlt. Ueber Neuaufnahmen 
von Mitgliedern ſollte der Vereinsausſchuß beſchließen, 
dem die ſich meldenden Perſonen eine ſchriftliche Bei⸗ 
trittserklärung vorlegen mußten. In den gemieteten 
Zimmern fanden Zuſammenkünfte der Vereinsmit⸗ 
glieder ſtatt. Gegen R. iſt ein Strafverfahren ein⸗ 
geleitet worden, weil er ohne die nach § 33 Gew. 
erforderliche Erlaubnis eine Schankwirtſchaft betrieben 
habe. Das SHG. und die Strafkammer haben ihn 
freigeſprochen. Der Reviſion wurde ſtattgegeben. 

Aus den Gründen: 1. Nach 8 33 Abſ. 1 GewO. 
bedarf, ai eine Gaſtwirtſchaft oder Schankwirtſchaft 
betreiben will, der Erlaubnis. Dieſe Beſtimmung 
findet nach Abſ. 5 „auf Vereine, welche den gemein⸗ 
ſchaftlichen Einkauf von Lebens⸗ und Wirtſchafts⸗ 
bedürfniſſen im Großen und deren Abſatz im Kleinen 
zum ausſchließlichen oder hauptſächlichen Zwecke haben, 

Hauch dann Anwendung, wenn der Betrieb ao 
den Kreis der Mitglieder beſchränkt iſt.“ Abſ. 6 
lautet: „Die Landesregierungen können anordnen, 
daß die vorſtehenden Beſtimmungen Hauch auf 
andere Vereine .... ſelbſt dann Anwendung finden, 
wenn der Betrieb auf die Mitglieder beſchränkt iſt.“ 
§ 151 Abſ. 1 beſtimmt: „Sind bei der Ausübung des 
Gewerbes polizeiliche Vorſchriften von Perſonen über⸗ 
treten worden, welche der Gewerbetreibende zur Leitung 
des Betriebs oder eines Teiles desſelben oder zur 
Beaufſichtigung Den: 25 1 ſo trifft die Strafe dieſe 
letzteren.“ Nach 9 147 Abſ. 1 Nr. 1 wird beſtraft, wer 
den ſelbſtändigen Betrieb eines ſtehenden Gewerbes, zu 
deſſen Beginn eine polizeiliche Genehmigung erforderlich 
iſt, . die Genehmigung unternimmt oder fortſetzt. 

Die Vorinſtanzen haben feſtgeſtellt, daß der 

ein⸗ und Verkauf der Getränke auf Rechnung des 
Vereins „Kaſinogeſellſchaft“ erfolgt iſt und daß der 
Angeklagte auf den Gewinn keinen Anſpruch machen 
konnte. Hiernach iſt die Kaſinogeſellſchaft der Ge⸗ 
werbetreibende und der Geſchäftsherr des Angeklagten. 
Die Frage, ob die Geſellſchaft zu ihrem Vorgehen 
einer polizeilichen Erlaubnis bedurft hätte, iſt nach 
$ 33 GewO. zu beurteilen. Dieſe Geſetzesſtelle unter- 
ſcheidet, ob ein Verein den gemeinſchaftlichen Einkauf 
von Lebensbedürfniſſen im Großen und deren Abſatz 
im Kleinen zum ausſchließlichen oder hauptſächlichen 
Zwecke hat, alſo zu den Konſumvereinen gehört, oder 
ob ein Verein anderer Art in Frage ſteht. Den Konſum⸗ 
vereinen macht es der Abj. 5 des § 33 zur Pflicht, zum 
Betrieb einer Schankwirtſchaft die polizeiliche Er⸗ 
laubnis zu erholen. Für die Vereine anderer Art 
können nach Abſ. 6 die Landesregierungen durch aus⸗ 
drückliche Anordnung die gleiche Verpflichtung vor⸗ 
ſchreiben. Bayern hat von dieſer Befugnis keinen 
Gebrauch nennt: infolgedeſſen war die Kaſinogeſell⸗ 
ſchaft nur dann zur Erwirkung einer Erlaubnis zum 
Ausſchanke von Bier und Wein verpflichtet, auch wenn 
dieſer auf den Kreis ihrer Mitglieder beſchränkt blieb, 
wenn ſie zu den Konſumvereinen zu rechnen oder 
einem ſolchen gleich zu achten war. 
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3. Die Novelle vom 6. Auguſt 1896, durch di 


dem 8 33 der GewO. die Abſ. 5 und 6 beigefüg 


worden ſind, wollte dem Beſtreben entgegentreten, 
durch die Bildung von Konſumvereinen oder anderen 
Vereinen, die an ihre Mitglieder geiſtige Getränke 
ausſchänken, die Beſtimmungen der GewO. zu um⸗ 
gehen; ſie wollte beſonders die Fälle treffen, in denen 
Perſonen, denen die Erlaubnis zum Betriebe einer 
Schankwirtſchaft verſagt worden iſt u. dgl., die 
Gründung eines Vereins oder einer „geſchloſſenen 
Geſellſchaft“ herbeiführen, um im Großen eingekaufte 
geiſtige Getränke bei den Zuſammenkünften an die 
Mitglieder auszuſchänken, wobei die bezeichneten Per⸗ 
ſonen als Geſchäftsführer des Vereins fungieren. In 
ſolchen Fällen ſei zumeiſt die Form eines Vereins 
nur ſimuliert und liege in Wahrheit ein gewerbs⸗ 
mäßiger Betrieb des Geſchäftsführers vor. 

4. Dieſe Erwägungen des Geſetzgebers . es 
notwendig, zu prüfen, ob der neugegründete Verein 
Eigenſchaften beſitzt, die ihn als einen Konſumverein 
oder wenigſtens als einem ſolchen ähnlich erſcheinen 
laſſen. Die Vorinſtanzen ſind zu verſchiedenen Er⸗ 
gebniſſen gekommen. Während das SHG. keinen 
Zweifel darüber hatte, daß die Kaſinogeſellſchaft nur 
gegründet worden ſei, weil dem Angeklagten die Er⸗ 
laubnis zum Betriebe einer Schankwirtſchaft ver⸗ 
weigert worden war, gelangte das LG. zu der An⸗ 
ſicht, daß die Gründung der Geſellſchaft nicht als Deck⸗ 
mantel für einen Wirtſchaftsbetrieb ohne Erlaubnis 
dienen ſollte. Es ſtellt aber weiter feſt, daß die 
Förderung geſelliger und gemeinnütziger Beſtrebungen 
den hauptſächlichen Zweck und die Beſchaffung guter 
und preiswerter Getränke und deren Abſatz an die 
Vereinsmitglieder nur einen Nebenzweck der Gründung 
der Kaſinogeſellſchaft gebildet habe. Mit dieſer An⸗ 
ſchauung läßt ſich die a nicht wohl vereinen, 
daß für die Zwecke der Geſelligkeit ein ſo geringer 
Aufwand gemacht worden iſt, indem nur eine einzige 
Tageszeitung und eine Zeitſchrift in dem Lokal auf⸗ 
gelegt und einige Klaſſiker zur Verleihung an die 
Mitglieder angeſchafft wurden, andere geſellige Ver⸗ 
anſtaltungen aber weder bei noch nach der Gründung 
ins Auge gefaßt worden waren, und daß ebenſowenig 
irgendwelche gemeinnützige Beſtrebungen betätigt 
wurden. Bedenken erregt es auch, daß das LG. ſelbſt 
feſtſtellt, „daß die Gründung der Kaſinogeſellſchaft 
dadurch veranlaßt worden iſt, daß eine Reihe von 
Männern das Bedürfnis empfand, ein ruhiges Vereins⸗ 
lokal zu beſitzen, in dem neben der Möglichkeit, in 
aufgelegten Zeitungen und Büchern zu leſen, ſich auch 
Gelegenheit bot, nach althergebrachter Sitte beim 
Genuß von Getränken geſellige Unterhaltung zu 
pflegen“ — Beſchäftigungen, denen man ebenſogut 
in jeder beſſeren Wirtſchaft nachgehen kann — und 
daß die Strafkammer andererſeits annimmt, daß da⸗ 
mals die Gründung eines geſelligen Vereins vor⸗ 
wiegend zur Verfolgung geſelliger und gemeinnütziger 
Beſtrebungen beabſichtigt geweſen und erfolgt ſei. 
Näher läge vielmehr die Schlußfolgerung, daß die 
Kaſinogeſellſchaft ſich nur den Namen oder Anſchein 
eines geſelligen oder ähnlichen Vereins gegeben habe, 
tatſächlich aber unter die vom Abſ. 5 des § 33 der 
GewO. betroffenen Vereine falle, daß fie alfo ein fo- 
genannter falſcher Konſumverein, ein Konſumverein 
im vulgären Sinne fei (vgl. Landmann, GewO., 5. Aufl. 
Note 16 Abſ. 1 S. 305). Jedenfalls wird die Schluß⸗ 
folgerung des LG. nicht von den Vorderſätzen ge⸗ 
tragen, aus denen ſie abgeleitet worden iſt. Je nach 
dem Ergebniſſe der neuen Verhandlung wird die 
Strafkammer auch zu prüfen haben, welche Stellung 
der Angeklagte in dem Betrieb eingenommen hat, ins⸗ 
beſondere ob er ein ſelbſtändiger Vertreter des eigent⸗ 
lichen Gewerbetreibenden im Sinne der §§ 45 und 151 
GewO. geweſen oder ob ihm nur die Aufgabe eines 
untergeordneten Gehilfen oder Bedienſteten zugeteilt 


geweſen iſt, und welche Folgerungen ſich daraus er⸗ 
gäben. Namentlich im erſteren Falle wäre ferner zu 
unterſuchen, ob dem Angeklagten, beſonders in An⸗ 
ſehung der Vorſchrift des § 45, ein Verſchulden zur 
Laſt fiele, das eine ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit 
begründen kann. (Urt. vom 31. Oktober 1908, Rev.⸗ 
Reg. Nr. 416/08). f Dr. Sch. 
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II. 
Ungültigkeit einer ortspolizeilichen Vorſchrift, welche 
die Anlieger von Straßen zur Einfriedung ihrer Grund- 
ſtücke verpflichtet. Der Gemeinderat der Stadt L. hatte 
folgende ortspolizeiliche Vorſchrift erlaſſen: „Grund⸗ 
ſtücke, die an öffentlich bebauten Straßen oder dem 
allgemeinen Verkehre dienenden Wegen liegen, müſſen, 
ſoweit ſie nicht mit bis in die Baulinie hineinrückenden 
Gebäuden beſetzt ſind, auf Verlangen der Ortspolizei⸗ 
behörde, welche vorher die Zuſtimmung des Gemeinde⸗ 
rats zu erholen hat, im Zuge der Baulinie einge⸗ 
friedet werden. Die Einfriedungen ſind ſtets in zweck⸗ 
entſprechendem Zuſtande zu erhalten.“ Das Obs. 
hat dieſe Vorſchrift für ungültig erklärt. 
Aus den Gründen: Der § 367 Nr. 12 StGB., 
der die orts polizeiliche Vorſchrift als eine ihrer ge- 
ſetzlichen Grundlagen bezeichnet, enthält überhaupt 
keine Ermächtigung zur Erlaſſung allgemeiner Polizei⸗ 
verordnungen. Dieſe Geſetzesbeſtimmung kann nur zu 
einer vorläufigen Einſchreitung nach Art. 20 P StGB. 
Veranlaſſung geben, als eine ſolche kann aber die orts⸗ 
polizeiliche Vorſchrift nicht angeſehen werden. Der 
$ 366 Nr. 10 erteilt zwar die Ermächtigung zur Er⸗ 
laſſung von allgemeinen Polizeivorſchriften zur Er⸗ 
haltung der Sicherheit, Bequemlichkeit, Reinlichkeit und 
Ruhe auf den öffentlichen Wegen und Straßen, die 
Sicherheit, zu deren Erhaltung die Polizeiverord⸗ 
nungen dienen ſollten, iſt aber nicht die der Perſonen 
oder des Eigentums gegen rechtswidrige Angriffe, 
ſondern nur die des Verkehrs gegen Gefährdungen 
oder Störungen. Ueberdies bieten der § 366 Nr. 10 
StGB. und Art. 94 PStGB. keine genügende Grundlage 
zur Erlaſſung einer Polizeivorſchrift von ſolch allge⸗ 
meinem Inhalte, wie es die genannte ortspolizeiliche 
Vorſchrift iſt. Es iſt aus ihr nicht erſichtlich, inwie⸗ 
ferne ihre Anordnung in einem inneren notwendigen 
Zuſammenhange mit der Erhaltung der Sicherheit, 
Bequemlichkeit, Reinlichkeit oder Ruhe auf den öffent⸗ 
lichen Straßen und Wegen oder überhaupt mit der 
öffentlichen Reinlichkeit ſteht. Die mehrfache Bezug⸗ 
nahme auf die Baulinie legt dagegen die Vermutung 
nahe, daß die Anordnung mehr ſolchen Zwecken dienen 
ſoll, die gemeinhin durch die Bauordnung angeſtrebt 
und geregelt werden. Anderſeits macht die Polizei⸗ 
vorſchrift keinerlei Unterſcheidung je nach der Art oder 
der Benutzungsweiſe der Grundſtücke. Insbeſondere 
aber verſteht es ſich nicht ohne weiteres von ſelbſt, 
daß der Geſetzgeber den Polizeibehörden die Ermächti⸗ 
ung geben wollte, im Intereſſe der Sicherheit und 
Bequemlichkeit des Verkehrs, der Reinlichkeit und Ruhe 
auf den Straßen den Angrenzern weitgehende und 
koſtſpielige Verpflichtungen aufzuerlegen, ohne daß un⸗ 
mittelbar erkennbar wäre, wie dadurch dieſen Zwecken 
gedient werden kann. (Urt. vom 7. November 1908, 
Rev. Reg. 436/08). H. 
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Aus der Praxis des bayer. Verwaltungs⸗ 
gerichtshofs. 

Findet eine Vorentſcheidung ſtatt, wenn einem Schul⸗ 
kinde durch das Verſchulden des Schulhausmeiſters ein Un⸗ 
fall zuftöpt? Aus den Gründen: Nach Art. 7 Abf. 2 
Satz 1 n. F. VSH. ift der VGH. zur Erlaſſung einer 
Vorentſcheidung nur unter der Vorausſetzung berufen, 
daß der Erſatzanſpruch auf eine Handlung oder Unter⸗ 
laſſung eines Beamten gegründet wird, die als Aus⸗ 


— — — . —. 


übung ihm anvertrauter öffentlicher Gewalt erſcheint. 
Nach der am 1. Juli 1873 vom Magiſtrat M. er⸗ 
laſſenen „Dienſtinſtruktion für die Schulhausmeiſter“ 
(S)) werden dieſe als „Bedienſtete der Gemeinde“ 
vom Stadtmagiſtrat aufgeſtellt. Sie ſind dem Magi⸗ 
ſtrat und der Lokalſchulkommiſſion als vorgeſetzten 
Behörden untergeordnet und ſtehen unter den un⸗ 
mittelbaren Befehlen des Verwaltungsrats der Schule 
und des Oberlehrers. Ihre Verrichtungen beziehen 
ſich teils auf die Verwaltung des Hauſes (Haus⸗ 
i teils auf den Schulbetrieb (Pedelldienſt). 
Bei dieſer dienſtlichen Stellung iſt der Schulhaus⸗ 
meiſter R. im allgemeinen als „Beamter“ im Sinne 
der angeführten Geſetzesbeſtimmung anzuſehen. Die 
weitere Frage, ob er in Ausübung ihm anvertrauter 
öffentlicher Gewalt gehandelt hat, iſt nach der Natur 
des Geſchäftes und zwar zunächſt auf Grund der für 
ſein e maßgebenden Dienſtesinſtruktion 
zu beurteilen. Es wird ihm zum Vorwurf gemacht, 
daß er den regelmäßigen Eingang zur Knabenſchule 
nicht abgeſchloſſen hatte, obgleich die Dacharbeiten an 
dieſer Stelle noch nicht beendet waren. Nach 82 
Ziff. 2 Abſ. 3 der Dienſtesinſtruktion liegt dem Schul⸗ 
hausmeiſter „das Oeffnen und Schließen des Hauſes“ 
ob, und nach 83 im Eingang hat er dafür zu ſorgen, 
„daß alles, was ſchädlich und gefährlich für die Ge⸗ 
ſundheit wirkt, verhütet oder beſeitigt werde“. Weitere 
ähnliche Beſtimmungen enthält die In truktion nicht; 
insbeſondere ift dem Hausmeifter nicht die Aufgabe 
zugewieſen, zur Verhütung von Unglücksfällen außer⸗ 
ordentliche Maßnahmen, wie die gänzliche Abſchließung 
des regelmäßigen Eingangs zur Knabenſchule, ſelb⸗ 
ſtändig vorzukehren oder in dieſer Beziehung irgend⸗ 
welche Anordnungen zu treffen. Wie feſtgeſtellt iſt, 
war dem R. auch von ſeinen Vorgeſetzten kein Auf⸗ 
trag erteilt worden, den Eingang zur Knabenſchule 
geſchloſſen zu halten. Es iſt daher nicht weiter zu 
unterſuchen, ob in der ſelbſtändigen Vorkehrung dieſer 
Maßnahme durch den Hausmeiſter oder im Vollzuge 
einer ſolchen Anordnung der Vorgeſetzten Ausübung 
1 Gewalt oder Mitwirkung dazu gelegen 
wäre s iſt vielmehr nur die Natur der Geſchäfte 
zu prüfen, welche dem Hausmeiſter nach der In⸗ 
ſtruktion wirklich übertragen find: Oeffnen und 
Schließen des Hauſes, Verhütung und Beſeitigung 
geſundheitsſchädlicher oder ⸗gefährlicher Zuſtände. 
Die Je Verrichtungen find dem Schulhausmeiſter nach 
Inhalt der Inſtruktion ausdrücklich als Pflichten in 
bezug auf die Verwaltung des Hauſes, als Ausfluß 
des eigentlichen Hausmeiſterdienſtes, nicht aber als 
Pflichten in bezug auf den Schulbetrieb als Beſtand⸗ 
teil des Pedelldienſtes, übertragen. Das entſpricht 
auch der Natur der Sache, da dieſe Geſchäfte an ſich 
Sache des Hausbeſitzers als ſolchen ſind und von ihm 
dem Hausmeifter übertragen zu werden pflegen, und 
zwar wie bei privaten, ſo auch bei öffentlichen Ge⸗ 
bäuden. Die Art der Beſorgung dieſer Geſchäfte hat 
ſich ſelbſtverſtändlich nach der Zweckbeſtimmung des 
Gebäudes zu richten, und es kann eine mangelhafte 
oder unordentliche Beſorgung wohl einen nachteiligen 
Einfluß auf die beſtimmungsgemäße Benützung des 
Gebäudes, hier auf den Betrieb der öffentlichen Schule 
und die Sicherheit der Schulkinder ausüben; der 
Charakter dieſer Geſchäfte aber als rein wirtſchaftliche, 
auf die Verwaltung eines, wenn auch öffentlichen Ge⸗ 
bäudes bezügliche Tätigkeit wird dadurch nicht ge⸗ 
ändert. Wie in der Rechtſprechung anerkannt, iſt aber 
die Beſorgung wirtſchaftlicher Angelegenheiten des 
Staates, einer Gemeinde ꝛc., insbeſondere die Ver⸗ 
waltung öffentlichen Vermögens nicht obrigkeitlicher 
Natur und nicht Betätigung eines öffentlichen Gewalt⸗ 
verhältniſſes und fällt daher nicht in den Bereich der 
„Ausübung“ öffentlicher Gewalt. (Entſch. vom 4. 
Nov. 1908). — — — — 
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Birnbaum, Dr. goal Pſychoſen mit Wahn⸗ 
bildung und wahnhafte Einbildungen 
bei Degenerativen. a einem Vorwort von 
Geh. Med.⸗Rat Prof. Dr. Moeli in Berlin). 
a S. Halle a. S. 1908, Earl Marhold. Preis 

Die üd an den Pſychiater wendende Schrift ſchil⸗ 
dert auf Grund zahlreicher zum Teil der gerichts⸗ 
ärztlichen Praxis entnommener Beiſpiele ſehr ein⸗ 
gehend die degenerativen Wahngebilde (wahnhaften 

Ideen und Sinnestäuſchungen), den Verlauf der Wahn⸗ 

pſychoſen, die Weſenseigentümlichkeiten der degenera- 

tiven Wahnvorgänge (wahnhafte Ideen und Ein⸗ 
bildungen ꝛc.), die Beziehungen zu naheſtehenden 

Krankheitsformen und zur Simulation und die Ab⸗ 

weichungen von anders gearteten Pſychoſen. Für den 

Juriſten iſt das Buch inſofern von Intereſſe, als es 


ſich hier vielfach um Unterſuchungs⸗ und Strafgefangene 


handelt, die zur Beobachtung ihres Geiſteszuſtandes 


in Behandlung gelangten. 
München. Doerr. 


Notizen. 


Die bedingte Begnadigung. Eine neue Bekannt⸗ 
machung vom 14. Dezember 1908 ift im JM Bl. S. 285 ff. 
veröffentlicht. Die Praxis wird es vor allem be⸗ 
grüßen, daß die in einer Reihe von Jahrgängen des 
IMBI. zerſtreuten Vorſchriften über die bedingte Be- 
gnadigung nun zu einem einheitlichen Ganzen zu⸗ 
ſammengefaßt worden ſind. Sie wird es noch mehr 
begrüßen, daß ihr die neue Bekanntmachung viel un⸗ 
nütze Schreibarbeit abnimmt und die Behandlung der 
Fälle weſentlich erleichtert, in denen die Bewilligung 
einer Bewährungsfriſt in Frage kommt. Die Zahl der 
Fälle, in denen eine Bewährungsfriſt bewilligt wurde, 
iſt von 697 im Jahre 1899 auf 4818 im Jahre 1907 
geſtiegen. Mit der Zahl der Fälle hat die mit ihrer 
Behandlung verbundene Arbeit der Behörden gewaltig 
zugenommen. Das Syſtem der durch die Bekannt⸗ 
machung vom 24. März 1896 eingeführten Verzeichniſſe 
erwies ſich als um ſo unpraktiſcher, je mehr die Za I 
der eingeftellten Fälle wuchs. Die Verzeichniſſe führten 
zu Schwierigkeiten insbeſondere dann, wenn in Anſehung 
einzelner in dasſelbe Verzeichnis eingetragener Perſonen 
beſondere Maßnahmen, z. B. ein Widerruf, eine Ab⸗ 
kürzung oder Verlängerung der Bewährungsfriſt er⸗ 
forderlich wurden. Als beſonders läſtig aber wurde 
es empfunden, daß von den Verzeichniſſen zwei Ab⸗ 
ſchriften, die Verzeichniſſe alſo dreifach herzuſtellen 
waren. Künftig ſoll für jede einzelne Perſon, für die 
eine Bewährungsfriſt beantragt wird, ein eigenes 
Formular verwendet werden. Nur in derſelben Sache 
gleichzeitig verurteilte Perſonen können in dem gleichen 
Formular behandelt werden. Es genügt die Ausfüllung 
des Formulars in der Urſchrift. Die von den Amts⸗ 
anwälten (in i eee von den Amtsrichtern) 
den Staatsanwälten und die von den Staatsanwälten 
den Oberſtaatsanwälten vorgelegten Formulare werden 
geſammelt und von den Staatsanwälten am 1., von 
den Oberſtaatsanwälten am 15. jeden Monats in Vor⸗ 
lagebogen dem Staatsminiſterium der Juſtiz vorgelegt. 
Die Vorlagebogen ſind jährlich durchlaufend zu nume⸗ 
rieren. Die Nummer des Vorlagebogens iſt auf jedes 
der in ihm vorgelegten Formulare zu ſetzen. Nur in 
wenigen Ausnahmefällen ſind die Formulare einzeln 
und ſofort, jedoch ebenfalls unter Benützung eines 
Vorlagebogens vorzulegen. Die Eintragungen in den 
Spalten 1 mit 6 des Vorlagebogens treten an die Stelle 
der bisherigen Zuſammenſtellungen. Die Vorlagebogen 
bleiben bei dem Staatsminiſterium der Juſtiz zurück. 
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Die dort getroffene Entſcheidung wird 11 Formular 
ſelbſt mitgeteilt. Dieſes geht an die äußeren Behörden 
zurück und iſt zu den Akten zu nehmen. Wird ein 
Widerruf oder ſonſt eine Berichterſtattung an das 
Staatsminiſterium der Juſtiz erforderlich, ſo wird 
wiederum das Formular benützt und vorgelegt. Auf 
der Rückſeite des Formulars ſind die vorgedruckten 
Leitungsverfügungen je nach Bedarf auszufüllen. Das 
Formular gibt ſohin jederzeit über den Stand der 
Sache Auskunft. Zur Sicherheit dafür, daß die Frage 
des Straferlaſſes rechtzeitig behandelt wird, haben die 
Amtsanwälte und die Staatsanwälte Verzeichniſſe zu 
führen. Dieſe Verzeichniſſe ſind nach den Monaten zu 
ordnen, in denen die Bewährungsfriſten enden, und 
geben daher jederzeit einen Ueberblick darüber, wann 
und für welche Perſonen die Frage des Straferlaſſes 
zu prüfen iſt. Eine erhebliche Verminderung der 
Schreibarbeit bringt auch die Vorſchrift mit ſich, daß 
es bei Uebertretungen der Beſchreibung der ſtrafbaren 
Handlung in der Regel überhaupt nicht bedarf und 


daß dieſe Beſchreibung auch ſonſt möglichſt kurz zu 


faſſen iſt, wobei freilich kein weſentlicher Umſtand, der 
für die Bewilligung einer Bewährungsfriſt in Betracht 
kommt, unerwähnt bleiben darf. Sachlich bringt die 
neue Bekanntmachung nur wenige, aber immerhin be⸗ 
deutſame Neuerungen. Bei jugendlichen Perſonen 
haben künftig die Berufungsgerichte auch dann, wenn 
ſie auf Verwerfung der Berufung erkennen, und die 
Amtsrichter bei der Erlaſſung von Strafbefehlen ſich ſtets 
gutachtlich zu äußern. Geſuche um Bewilligung einer 
Bewährungsfriſt ſind dem Staatsminiſterium der Juſtiz 
immer vorzulegen. Ebenſo hat dann, wenn das Ge⸗ 
richt oder eine der mit der Behandlung der bedingten 
Begnadigung betrauten Behörden die Bewilligung 
einer Bewährungsfriſt befürwortet, eine andere dieſer 
Behörden aber einen gegenteiligen Standpunkt einnimmt, 
die Vorlegung an das Staatsminiſterium der Juſtiz 
ſtets zu erfolgen. Staatsanwalt und Oberſtaatsanwalt 
find, wenn fie die Ausſetzung der Strafvollſtreckung 
nicht für angezeigt erachten, nicht mehr befugt, die 
Einleitung der Strafvollſtreckung anzuordnen. Iſt die 
Bewährungsfriſt einer unter Vormundſchaft ſtehenden 
Perſon bewilligt worden, fo ift auch dem Vormund⸗ 
ſchaftsrichter Mitteilung zu machen. Steht der Ver⸗ 
urteilte unter Vormundſchaft, ſo iſt vor dem Antrag 
auf Widerruf der Bewährungsfriſt der Vormundſchafts⸗ 
richter zu hören. 
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Der Vollzug des Disziplinargeſetzes für richterliche 
Beamte iſt neu geregelt durch die Bek. vom 29. Dezember 
1908 (IMBI. S. 381 ff.). Die Bek. beſchränkt ſich im 
allgemeinen darauf, die früheren Vollzugsvorſchriften 
mit den Vorſchriften des BG. in Einklang zu bringen 
und einige Lücken auszufüllen, die ſich beim Vollzuge 
des Geſetzes gezeigt haben. Ergänzt ſind z. B. die 
Vorſchriften über die Mitteilungen, die bei Dienſt⸗ 
ſtrafverfahren, Strafverfahren und militärgerichtlichen 
Verfahren gegen Richter den Dienſtaufſichtsbehörden 
zu machen ſind, und über die Benachrichtigung der 
Finanzbehörden von den Vorgängen des Strafver⸗ 
fahrens und Disziplinarverfahrens, die Einfluß auf 
die Auszahlung des Gehalts haben (88 5, 6, 8, 9, 
15). Von größerer Wichtigkeit ift der § 2, der Mus- 
führungsvorſchriften zu den Art. 5 und 6 des RDG. 
neuer Faſſung enthält, wonach der Richter gegenüber 
dienſtaufſichtlichen Verfügungen der vorgeſetzten Be⸗ 
hörden die Entſcheidung der Disziplinargerichte an⸗ 
rufen kann und und die Dienſtaufſichtsbehörden ihrer⸗ 
ſeits vor der Erlaſſung einer aufſichtlichen Verfügung 
die Entſcheidung dieſer Gerichte einholen können. Die 


Vorſchriften des Abſ. 2 Satz 2 des § 2 ſollen ver- 
hindern, daß die Aufſichtsbehörden von dieſem Recht 
einen ungeeigneten Gebrauch machen. Begrüßenswerte 
Erleichterungen bringen die neuen Vorſchriften über 
die ‚guftellungen (S 10). 


Die Errichtung eines Statiſtiſchen Landesamts ver- 
fügt die VO. vom 21. Dezember 1908 (GVBl. S. 1138). 
Das ſtatiſtiſche Bureau, das bisher eigentlich keine 
ſelbſtändige Behörde war, wird damit zu einer Zentral⸗ 
ſtelle umgeſtaltet, die unmittelbar unter dem Staats- 
miniſterium des Innern ſteht. Es hat alle Gegen⸗ 
ſtände der Landesſtatiſtik zu bearbeiten, jedoch bleibt 
es den einzelnen Miniſterien unbenommen, ein Anderes 
anzuordnen und ſchon beſtehende andere Einrichtungen 
aufrechtzuerhalten. So wird insbeſondere die bayeriſche 
Juſtizſtatiſtik nach wie vor vom Juſtizminiſterium be⸗ 
arbeitet und herausgegeben werden. Die sau joe 
Zentralkommiſſion“ (Allerh. E. v. 29. Januar 1869, 
RegBl. S. 1473) wird in einen „Statiſtiſchen Beirat“ 
umgewandelt. Außer den Vertretern der Miniſterien 
und dem Direktor des Statiſtiſchen Landesamts werden 
ihm auch Vertreter der Wiſſenſchaft, der Landwirt⸗ 
ſchaft, des Gewerbes uſw. angehören. 
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Perſonalnachrichten. 


70. Geburtstag. Am 15. Januar 1909 begeht ein 


bekannter und hervorragender bayeriſcher Juriſt, der 
Reichsgerichtsrat a. D. Kgl. Geheime Rat Dr. Karl 
Georg von Lippmann die Feier des 70. Geburts⸗ 
tags. 20 Jahre lang war er im bayeriſchen Staats⸗ 
dienſte tätig, zuletzt bekleidete er die Stelle des 
I. Staatsanwalts am Landgerichte München II. Im 
Jahre 1889 wurde er als Reichsanwalt an das Reichs⸗ 
gericht berufen. Nahezu 14 Jahre lang gehörte er 
ſchließlich dem höchſten Gerichtshof als Richter an. 
Schon während ſeiner Tätigkeit in Bayern zeichnete 
er ſich als juriſtiſcher Schriftſteller aus. Wir heben 
die verdienſtvollen Beiträge zur Auslegung der baye⸗ 
riſchen Subhaſtationsordnung hervor, die er in der 
Zeitſchrift für deutſchen Zivilprozeß Bd. 9 S. 151 und 
Bd. 11 S. 224 veröffentlicht hat. Sein beſonderes 
Intereſſe für die Entwickelung des Landesrechts hat 
er auch als Reichsgerichtsrat nicht verloren. In einer 
bedeutſamen Abhandlung hat er die ſchwierige Frage 
nach der räumlichen Herrſchaft der landesrechtlichen 
Vorſchriften geprüft, die den Güterſtand der vor dem 
1. Januar 1900 geſchloſſenen Ehen in das Güterrecht 
des BGB. überleiten. (Sächſiſches Archiv Bd. 10 S. 273). 
Auch im isch . . iſt er nicht untätig geblieben. 
So hat er ſich z. B. um die Beſtrebungen zur Reform 
des Strafrechts durch ſeine Ausführungen über „Ver⸗ 
brechen und Vergehen im Amte“ in der Deutſchen 
Juriſtenzeitung verdient gemacht (1907 S. 91 ff.). 
Die bayeriſchen Juriſten gedenken an ſeinem Ehrentage 
gerne daran, daß fie mannigfaltige Anregungen aus 
ſeinen Schriften geſchöpft haben und daß er als einer 
ihrer beſten Vertreter am Reichsgericht ihr Anſehen 
weſentlich gefördert hat. 


Verantwortl. Herausgeber: Th. von der Pfordten, 
K. Landgerichtsrat, verw. im Staatsminiſterium d. Juſtiz. 
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Legalitäts⸗ und Opportunitätsprinzip im 
Entwurf einer neuen Strafprozeß ordnung. 


Von Dr. Joſeph Heimberger, Profeſſor der Rechte in Bonn. 


1 


„Die Staatsanwaltſchaft iſt, ſoweit nicht ge⸗ 
ſetzlich ein Anderes beſtimmt iſt, verpflichtet, wegen 
aller gerichtlich ſtrafbaren und verfolgbaren Hand⸗ 
lungen einzuſchreiten, ſofern zureichende tatſächliche 
Anhaltspunkte vorliegen.“ Dieſe Vorſchrift der 
Strafprozeßordnung iſt eine der Grundſäulen unſeres 
Strafverfahrens und eine der ſicherſten Garantien 
für die Objektivität unſerer Strafrechtspflege. Nicht 
Zweckmäßigkeitsgründe find maßgebend für Er: 
öffnung oder Nichteröffnung der Strafverfolgung, 
ſondern einzig die Erwägung, ob eine Handlung 
nach dem Geſetze als ſtrafbar erſcheint oder nicht. 
Mögen mit der Einleitung und Durchführung des 
Strafverfahrens auch Nachteile für die Allgemein⸗ 
heit verbunden ſein, mag der durch die Straf⸗ 
tat Geſchädigte durch die Verfolgung ſeines 
Schädigers und die Oeffentlichkeit der Verhandlung 
noch größeren Schaden erleiden, mögen die Koſten, 
welche durch das Strafverfahren dem Staate er⸗ 
wachſen, außer Verhältnis zu der Bedeutung der 
ſtrafbaren Handlung ſtehen, all dies darf nach 
geltendem Recht die Staatsanwaltſchaft nicht ab⸗ 
halten, die öffentliche Anklage zu erheben, ſobald 
die Tat vom Strafgeſetz bedroht iſt. 

Nur wenige Ausnahmen von dieſem ſtrengen 
Legalitätsprinzip finden ſich in unſerem Recht: Bei 
manchen Delikten hängt die Strafverfolgung vom 
Antrag oder von der Ermächtigung des Verletzten 
ab; bei Beleidigungen und gewiſſen Körper⸗ 
verletzungen erhebt der Staatsanwalt nur Anklage, 
wenn dies im öffentlichen Intereſſe liegt, während 
ſonſt die Verfolgung der Privatklage des Ver⸗ 
letzten überlaſſen bleibt; endlich iſt für ſtrafbare 
Handlungen, die im Ausland begangen find, das 
reine Opportunitätsprinzip aufgeſtellt. 

Nun wird behauptet — und die Begründung 
des Entwurfs zu einer Strafprozeßordnung eignet 
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ſich dieſe Behauptungen zum Teil an —, daß die 
ſtrenge Durchführung des Legalitätsprinzips Ver⸗ 
anlaſſung zu erheblichen Schäden in unſerer Straf⸗ 
rechtspflege geworden ſei. Sie habe manche Miß⸗ 
ſtimmung gegen die Handhabung der Strafrechts⸗ 
pflege hervorgerufen, man mache der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft die Betätigung einer kleinlichen Verfolgungs⸗ 
ſucht und allzugroße Willfährigkeit gegenüber ge⸗ 
häſſigen Angebereien zum Vorwurf. Auch führe 
der Grundſatz des Verfolgungszwangs zu einer 
überflüſſigen Belaſtung der Verfolgungsbehörden. 
Er habe ferner häufig zur Folge, daß gegen unbe⸗ 
mittelte Perſonen wegen unbedeutender Verfehlungen 
kurzzeitige, für die Zwecke der Strafrechtspflege wert⸗ 
loſe, dem Verurteilten aber in ſeinem Fortkommen 
ſchädliche Freiheitsſtrafen vollſtreckt werden müßten, 
weil die Beitreibung der verhängten Geldſtrafen 
nicht möglich ſei. 

Solchen aus der Ueberſpannung eines an ſich 
richtigen Prinzips folgenden Uebelſtänden müſſe 
der Geſetzgeber abzuhelfen ſuchen, und der Entwurf 
bemüht ſich, dieſe Abhilfe in verſchiedener Richtung 
zu ſchaffen. 

| II. 
| Vor allem ſoll die Staatsanwaltſchaft in jenen 
Sachen, welche vor den Amtsgerichten ohne Schöffen 
zu verhandeln ſind, von jedem Einſchreiten ab⸗ 
ſehen können, wenn die Verfolgung des Ver⸗ 
dächtigen durch das öffentliche Intereſſe nicht ge⸗ 
boten erſcheint. Für ſämtliche Uebertretungen alſo 
und für beſtimmte unbedeuteudere Vergehen iſt 
hierdurch das Opportunitätsprinzip proklamiert. 
Mittelbar ſoll der Verfolgungszwang einge⸗ 
ſchränkt werden durch eine erhebliche Ausdehnung 
der Privatklagedelikte, indem der Entwurf auch 
die Vergehen des Hausfriedensbruchs, der gefähr⸗ 


lichen Körperverletzung, der fahrläſſigen Körper⸗ 
verletzung begangen mit Uebertretung einer Amts-, 
Berufs: oder Gewerbepflicht, der Bedrohung und 
der Sachbeſchaͤdigung nach § 303 der Privatklage 
zuganglich macht. | 

Ganz allgemein aber will der Entwurf den 
Verfolgungszwang beſeitigen für die von Jugend: 


lichen begangenen Straftaten. Er ftellt es hier 
der Staatsanwaltſchaft anheim, von der Erhebung 
der öffentlichen Klage abzuſehen, wenn die Be⸗ 
ſtrafung des Jugendlichen nicht im öffentlichen 
Intereſſe liegt. 

Schließlich wird die Möglichkeit, die Anklage 
zu unterlaſſen, noch in einigen nebenſächlichen 
Fällen gegeben, ſo wenn die Verfolgung des Ver⸗ 
dächtigen mit Rückſicht auf die Schwere der Strafe, 
die er wegen einer anderen Tat zu verbüßen oder 
noch zu erwarten hat, durch das öffentliche Intereſſe 
nicht geboten erſcheint, ferner wenn die Tat zu⸗ 
gleich im Inland und Ausland begangen iſt und 
inländiſche Rechtsgüter nicht verletzt ſind. 

Iſt dieſe Einſchränkung des Legalitätsprinzips 
geeignet, die behauptete Mißſtimmung gegen die 
Handhabung der Strafrechtspflege zu beſeitigen 
oder doch zu mindern, und werden die gerügten 


Mißſtände nicht etwa durch andere aufgewogen, 


die ſich aus der geplanten Durchbrechung des 
Legalitätsprinzips ergeben können? 

Die Antwort auf dieſe Frage wird verſchieden 
lauten je nach der Richtung, in welcher das Legali⸗ 
tätsprinzip eingeſchränkt werden ſoll. 


III. 


Man verſetze ſich in die Lage, daß es in das 
Ermeſſen der Staatsanwaltſchaft geſtellt ſei, von 
einer Verfolgung der zahlreich vorkommenden Ueber⸗ 
tretungen abzuſehen, wenn ſie nicht durch das 
öffentliche Intereſſe geboten erſcheint. — Der 
Schloſſer A wird verfolgt, weil er ſeine Feuer⸗ 
ſtätte nicht ſo verwahrt, wie die Polizei es vor⸗ 
ſchreibt, der Schloſſer B nicht; die Angehörigen 
des Athletenklubs X werden zur Verantwortung 
gezogen, weil ſie nächtlicherweile ruheſtörenden 
Lärm verübt haben, die Angehörigen des Korps 
V nicht; der ſozialiſtiſche Schreiner A wird an- 
geklagt, weil er am Sonntag gearbeitet hat, der 
Schreiner B., Mitglied des Kriegervereins oder 
des katholiſchen Männervereins, nicht uſw. uſw. 
Ich ſetze als ſelbſtverſtändlich voraus, daß der 
Staatsanwalt nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen 
gehandelt hat und daß tatſächlich immer in dem 
einen Fall das geforderte öffentliche Intereſſe vor⸗ 
lag, während es in dem anderen Fall durchaus 
mangelte. Werden die Beſtraften, ihre Freunde, 
Standes⸗ und Geſinnungsgenoſſen jemals einſehen, 
daß bei ihnen das öffentliche Intereſſe die Ver⸗ 
folgung verlangte? Und wenn ſie es einſehen, 
werden ſie dies zugeben? Wird nicht von Bös⸗ 
willigen die wohlbegründete Verſchiedenheit in der 
Behandlung der Fälle zu den verwerſlichſten 
Zwecken ausgenützt, werden nicht die politiſchen 
und konfeſſionellen Gegenſätze geſchürt, wird nicht 
auch offene und verborgene Hetze gegen die Rechts⸗ 
pflege wegen angeblicher Klaſſenjuſtiz getrieben 
werden? 

Ferner aber: Wann liegt ein „öffentliches 
Intereſſe“ an der Verfolgung vor? Eine Ab⸗ 
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grenzung der Fälle iſt kaum möglich; die An⸗ 
ſchauungen der Verfolgungsbehörden müſſen ganz 
naturnotwendig voneinander abweichen. Was in 
Köln als öffentliches Intereſſe erachtet wird, gilt 
in München vielleicht nicht als ſolches. Und wenn 
tatſächlich eine in Poſen oder in Metz begangene 
Uebertretung im öffentlichen Intereſſe verfolgt 
werden muß, während dies in Dresden nicht ge- 
boten iſt, wird dem Polen oder Lothringer ſein 
Blatt nicht unwiderleglich nachweiſen, daß nur 
ſeine Nationalität es iſt, der er die Strafverfolgung 
verdankt? 

Freilich handelt es ſich bei Uebertretungen nur 
um Kleinigkeiten, und dies mag zu der Meinung 
verleitet haben, hier laſſe ſich auf den Verfolgungs⸗ 
zwang am eheſten verzichten. Aber bei der großen 
Zahl der Uebertretungen ift am haäufigſten Ge 
legenheit zu Mißgriffen und daher zur Erregung 
von Erbitterung gegeben, und wenn auch Miß⸗ 
griffe gar nicht vorkämen, ſo beſtänden doch folche 
in der Einbildung der durch die Strafverfolgung 
Betroffenen. Je mehr es gerade Fälle des täg⸗ 
lichen Lebens ſind, in welchen die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft vor die Wahl der Verfolgung oder Nicht⸗ 
1 geſtellt iſt, deſto häufiger werden ſich 
Reibungen ergeben. 

Die Mißſtimmung gegen die Strafrechtspflege, 
welche man durch die Beſeitigung des Legalitäts- 
prinzips bei den Uebertretungen zu mildern oder 
zu überwinden hoffte, wird ſteigen, und wenn man 
bisher der Staatsanwaltſchaft etwa kleinliche Ver⸗ 
folgungsſucht vorgeworfen hat, ſo wird man ihr 
in Zukunſt, was noch viel ſchlimmer iſt und unſere 
Rechtspflege noch weit mehr in Mißkredit bringt, 
Parteilichkeit zur Laſt legen und dies alles auch 
dann, wenn die Staatsanwaltſchaft nach beſtem 
Wiſſen das ihr zur Richtſchnur gemachte öffentliche 
Intereſſe zu wahren ſucht. Gewiß iſt die Staats⸗ 
anwaltſchaft durch die Folgen des Legalitätsprinzips 
in hohem Grade belaſtet. Allein im Intereſſe des 
Anſehens der Rechtspflege liegt es weit mehr, ſie 
vor dem Verdachte der Parteilichkeit als vor über⸗ 
flüſſiger Geſchäftsbelaſtung zu behüten. Es wäre 
dringend zu wünſchen, daß der Reichstag ſich ſehr 
bedenkt, der Staatsanwaltſchaft dieſes Danager⸗ 
geſchenk der Entlaſtung zu überreichen. 

Uebrigens will es mir ſcheinen, als ob die 
Beſeitigung des Legalitätsprinzips im letzten Ende 
nur zu einer Verſchiebung der Belaſtung führen 
würde. Der Amtsanwalt wird zwar in einer 
großen Zahl der Fälle Anklage nicht erheben oder 
den Antrag auf Strafbefehl unterlaſſen; aber was 
hier an Arbeit ſich ſparen läßt, das wird dem 
Amtsanwalt ſamt ſeinen vorgeſetzten Stellen bis 
hinauf zum Juſtizminiſterium reichlich wieder ein⸗ 
gebracht durch die Beſchwerden wegen unterlaſſenen 
Einſchreitens. Nicht nur derjenige, der ſich durch 
eine Uebertretung verletzt fühlt, ſondern auch an⸗ 
dere, die durch Abweiſung einer aus Merger, Neid 
oder Mißgunſt erſtatteten Anzeige gereizt ſind, 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 3. 


werden verſuchen, im Wege der „Aufſichts⸗ 
beſchwerde“ eine Verfolgung zu erzwingen. Ober- 
ſtaatsanwälte und Juſtizminiſterien werden ſich 
des Anſturms kaum erwehren können. Es fehlt 
ſchon unter der Herrſchaft des Legalitätsprinzips 
nicht an ſolchen Beſchwerden, aber wenn erſt die 
Verfolgung abhängig ſein wird vom Vorliegen 
„eines öffentlichen Intereſſes“, alſo von einer reinen 
Ermeſſensfrage, dann wird das Querulanten⸗ 
weſen ins Maßloſe ſteigen. — Die glatte Er⸗ 
ledigung von zehn Uebertretungen verurſacht weniger 
Arbeit als ein einziger Verantwortungsbericht an 
die vorgeſetzten Stellen. Die Amtsanwälte werden 
in kurzer Zeit hierüber die entſprechenden Er⸗ 
fahrungen ſammeln und in dem Sinne verwerten, 
daß ſie lieber nach wie vor, ohne ſich den Kopf 
über das „öffentliche Intereſſe“ zu zerbrechen, 
ſchlechtweg in allen Fällen Anklage erheben. 
Sollten ſie es aber nicht tun, dann wird in ab⸗ 
ſehbarer Zeit vom Juſtizminiſterium, das außer 
ſtande iſt, die Menge einlaufender Beſchwerden zu 
erledigen und die ihm zugemutete Entſcheidung 
zahlloſer Ermeſſensfragen zu treffen, die Weiſung 
kommen, daß im Zweifel das verlangte öffentliche 
Intereſſe als gegeben anzunehmen ſei. Dann 
liegen die Verhältniſſe wie bisher. 

Wenn man endlich durch die Beſeitigung des 
Legalitätsprinzips bei Uebertretungen die Bol- 
ziehung der ſchädlichen kurzzeitigen Freiheitsſtrafen 
gegenüber Minderbemittelten entbehrlich machen 
will, ſo heißt dies, meine ich, das Pferd beim 
Schwanz aufzäumen. Zuerſt ſchafft man zahlloſe 
Strafdrohungen und hinterher will man die üblen 
Folgen, die aus ihrer Verwirklichung entſtehen, 
dadurch abwenden, daß man die Strafverfolgungs⸗ 
behörden anweiſt, in einer großen Zahl von Fällen 
von ihrer Anwendung abzuſehen. Hier müßte für 
Abhilfe auf dem Gebiete des materiellen Straf⸗ 
rechts, nicht des Prozeßrechts, geſorgt werden, ſei 
es durch Einſchränkung der ſtrafbaren Tatbeſtände, 
ſei es durch Schaffung von Erſatzmitteln für die 
kurzzeitigen Freiheitsſtrafen. 

Die Grundlage allen Vertrauens in die Straf⸗ 
rechtspflege iſt das nie wankende Bewußtſein im 
Volke, daß ohne Anſehen der Perſon jeder, der 
eine ſtrafbare Handlung begangen hat, dafür zur 
Rechenſchaft gezogen werde. Wir untergraben dieſes 
Bewußtſein mit Gewalt, wenn wir auch nur bei 
der unterſten Klaſſe ſtrafbarer Handlungen es Er⸗ 
meſſensſache ſein laſſen, ob Verfolgung eintreten 
ſoll oder nicht. Ja, wäre die Staatsanwaltſchaft 
eine unabhängige Behörde, nicht den Anweiſungen 
der übergeordneten Stellen bis hinauf zum Juſtiz⸗ 
miniſter und ſchließlich des Landesherrn unter⸗ 
worfen, dann ließe ſich vielleicht daran denken, die 


Entſcheidung über die Strafverfolgung in ihr Er⸗ 


meſſen zu legen. Aber weil dies nicht der Fall 
iſt und weil alle mehr oder minder, vielleicht unter 
der Nachwirkung der Anſchauungen von 1848, 
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hängigen Behörden die Strafverfolgung übertragen 
iſt, deshalb müſſen wir als notwendiges Gegen⸗ 
gewicht gegen dieſe Abhängigkeit die ſtrenge Durch⸗ 
führung des Legalitätsprinzips verlangen. 


IV. 


Von anderem Geſichtspunkt aus wird man 
diejenige Durchbrechung des Legalitätsprinzips be⸗ 
urteilen dürfen, welche in der Ausdehnung der 
Zuläſſigkeit der Privatklage liegt. Es gibt eine 
Anzahl von leichteren Fällen, in welchen die ſtaat⸗ 
liche Strafdrohung faſt ausſchließlich oder doch 
vorwiegend im Intereſſe des Verletzten erlaſſen 
wurde. Für die Geſamtheit iſt es hier in der 
Regel ohne Bedeutung, ob Strafe für die Ver⸗ 
letzung eintritt oder nicht. Lange Zeit hindurch 
wurden ſolche Verletzungen ſogar im Weg der 
reinen Zivilklage verfolgt. Man braucht nur an 
Beleidigungen und Körperverletzungen zu denken. 
Schon das bisherige Prozeßrecht hat es in ſolchen 
Fällen in das Belieben des Verletzten geſtellt, ſich 
im Wege der Privatklage Sühne zu verſchaffen, 
ohne aber dem Staatsanwalt zu verwehren, öffent⸗ 
liche Klage zu erheben, wenn er findet, daß aus⸗ 
nahmsweiſe das Intereſſe der Allgemeinheit dies 
fordert. Der weſentliche Unterſchied gegenüber 
der Beſeitigung des Legalitätsprinzips bei den 
Uebertretungen liegt hier darin, daß für dieſe 
letzteren eine Befugnis zur Privatklage niemand 
eingeräumt werden ſoll, ſondern daß die Verfolgung 
lediglich im Ermeſſen des Staatsanwalts ſteht. Es 
ginge auch nicht wohl an, eine ſolche Befugnis zu 
ſchaffen; denn verletzt durch Uebertretungen ift. 
meiſtenteils die Allgemeinheit, nicht ein Einzelner. 
Man könnte alſo höchſtens die Popularklage zu⸗ 
laſſen; aber dadurch möchte, ſoweit nicht etwa der 
zu erlegende Koſtenvorſchuß abſchreckend wirkt, eine 
Verfolgungsſucht großgezogen werden, die bei weitem 
den Eifer überträfe, welchen man gegenwärtig der 
Staatsanwaltſchaft vorwirft, obwohl dieſe die ein⸗ 
laufenden Anzeigen redlich durchſiebt. 

Wenn ich daher auch die Beſeitigung des 
Legalitätsprinzipßs bei den Uebertretungen für 
durchaus unzweckmäßig halte, ſo darf ich doch 
ſeine Einſchränkung durch Zulaſſung der Privat⸗ 
klage dort befürworten, wo es ſich im weſentlichen 
um leichte Verletzungen höchſtperſönlicher Inter⸗ 
eſſen handelt. Soweit im bisherigen Recht die 
Privatklage geſtattet iſt, haben ſich daraus keine 
erheblichen Unzuträglichkeiten ergeben — wenn 
auch da und dort einmal ein Staatsanwalt beſſer 
getan hätte, die Verfolgung zu übernehmen, ſtatt 
ſie dem Verletzten zu überlaſſen oder umgekehrt. 
Im Gegenteil, die Praxis hat gezeigt, daß auch 
in anderen Fällen vielfach rein perſönliche Inter⸗ 
eſſen des Verletzten in Frage ſtehen oder daß 
der Tatbeſtand gegenüber den bisherigen Privat⸗ 
klagedelikten häufig keinen bedeutſamen Unter⸗ 


| ſchied aufweiſt ($$ 223, 223a) und daß man 
Kabinetts⸗ und Klaſſenjuſtiz fürchten, wenn ab⸗ 


daher die Verfolgung getroſt dem Verletzten ſelbſt 
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anheimgeben kann. Deshalb hat der Entwurf 
auch bei Hausfriedensbruch in allen Fällen des 
§ 123, bei gefährlicher Körperverletzung nach 
9 223 a, fahrlaͤſſiger Körperverletzung nach $ 230 
Abſ. 2, Bedrohung nach $ 241, Sachbeſchädigung 
nach § 303 StGB. die prinzipale Privatklage 
zugelaſſen. 

Der Entwurf hätte übrigens ruhig noch einen 
Schritt weiter gehen können und, wie auf dem 
letzten Juriſtentag zu Karlsruhe vorgeſchlagen 
wurde, das Recht zur Erhebung der Privatklage 
auf die Verletzung des Briefgeheimniſſes, dann 
auf Verletzungen des Urheberrechtes, der Patente 
und Gebrauchsmuſter, auch auf die meiſten Zu⸗ 
widerhandlungen gegen das Geſetz über den 
unlauteren Wettbewerb ausdehnen dürfen. Mehr 
noch als bei den vom Entwurf genannten Faͤllen 
handelt es ſich hier um rein perſönliche Intereſſen, 
und der Staat foll nicht gezwungen ſein, oft recht 
erhebliche Summen für techniſche Unterſuchungen 


und Sachverſtändigengutachten zu opfern, bloß um 


die geſchäftlichen Intereſſen des Einzelnen wahr⸗ 
zunehmen. 
V. 

Die dritte weſentliche Einſchränkung des 
Legalitätsprinzips hängt zuſammen mit der ge 
planten Verbeſſerung des Verfahrens gegen Jugend⸗ 
liche. Das Ziel des Entwurfs bei dieſer Umge⸗ 
ſtaltung des Verfahrens iſt, wie die Begründung 
ſich ausdrückt, „eine Beſtrafung Jugendlicher da, 
wo nach Lage der Sache nur Erziehungsmaßregeln 
am Platze ſind, zu vermeiden und den Jugend⸗ 
lichen wenn möglich vor den mit einem Straf⸗ 
verfahren verbundenen Schäden ganz zu bewahren. 
Soweit ein Strafverfahren unvermeidlich iſt, ſoll 
dieſem eine Geſtaltung gegeben werden, die den 
Intereſſen der Jugendfürſorge Rechnung trägt“. 

Um dies Ziel zu erreichen, beſeitigt der Ent⸗ 
wurf vor allem für ſämtliche ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen der Jugendlichen, auch für die ſchwerſten, 
das Legalitätsprinzip, indem er beſtimmt: „Die 
Staatsanwaltſchaft kann von der Erhebung der 
öffentlichen Klage gegen einen Jugendlichen ab- 
ſehen, wenn deſſen Beſtrafung nicht im öffent⸗ 
lichen Intereſſe liegt.“ In dieſem Fall muß die 
Staatsanwaltſchaft die Akten der Vormundſchafts⸗ 
behörde vorlegen, und dieſe ordnet, wenn ſie den 
Jugendlichen der ihm zur Laſt gelegten Handlung 
für ſchuldig erachtet, die ihr geeignet ſcheinenden 
Erziehungsmaßnahmen an. Glaubt aber die 
Staatsanwaltſchaft, die Einleitung eines Straf⸗ 
verfahrens ſei im öffentlichen Intereſſe gelegen, ſo 
erhebt ſie die Klage beim zuſtändigen Gericht. 
Dieſes ift jedoch an die Auffaſſung der Staats⸗ 
anwaltſchaft von der Strafwürdigkeit des Jugend⸗ 
lichen nicht gebunden, ſondern kann auf Grund 
des Ergebniſſes der Hauptverhandlung Erziehungs⸗ 
und Beſſerungsmaßregeln für ausreichend halten, 
daher das Verfahren einſtellen und entweder die 


entſprechenden Maßnahmen ſelbſt treffen oder die 
Sache an das Vormundſchaftsgericht verweiſen. 
In dieſen Befugniſſen, die der Entwurf der 
Staatsanwaltſchaft und den Gerichten einräumt, 
liegt eine bedeutende diskretionäre Gewalt. Die 
Begründung des Entwurfs bemerkt hiezu, eine 
durchgreifende Beſſerung des Verfahrens gegen 
Jugendliche ſei nur möglich, wenn das Geſetz den 
bei der Strafrechtspflege gegen Jugendliche betei⸗ 
ligten Behörden Vertrauen entgegenbringe und 
ihnen Befugniſſe verleihe, die über das gewöhn⸗ 
liche Maß hinausgehen, — eine Anſchauung, der 
jeder Verſtändige beipflichten wird. Trotzdem kann 
ich ein Bedenken gegen die Neuordnung nicht 
unterdrücken; es bezieht ſich auf die Art der Be⸗ 
ſeitigung des Legalitätsprinzips. Nicht als ob ich 
der Meinung wäre, es müßte auch gegen einen 
Jugendlichen, wenn er eine ſtrafbare Handlung 
begangen hat, unter allen Umſtänden ein gericht⸗ 
liches Strafverfahren eingeleitet werden. Blieben 
wir auf dieſem Standpunkt beharren, ſo wäre 
damit die Hälfte der Reform preisgegeben. Mein 
Bedenken betrifft den Umſtand, daß die Staats⸗ 
anwaltſchaft es ſein ſoll, welche in der Regel 
entſcheidet, ob gegen den Jugendlichen ein Straf⸗ 
verfahren oder Erziehungsmaßnahmen Platz zu 
greifen haben. Von der Staatsanwaltſchaft hängt 
es, wie oben ſchon erwähnt, ab, ob ſie Klage er⸗ 
heben oder die Sache der Vormundſchaftsbehörde 
vorlegen will. Entſcheidet ſie ſich für das letztere, 
ſo hat die Vormundſchaftsbehörde nur mehr die 
Möglichkeit, Erziehungsmaßregeln anzuordnen. Zur 
Strafverfolgung kann ſie die Angelegenheit nicht 
mehr bringen. Wohl hat das Gericht, vor dem 
der Staatsanwalt Anklage erhoben hat, das Recht, 
die Sache an die Vormundſchaftsbehörde zu über⸗ 
weiſen; aber die umgekehrte Möglichkeit beſteht nicht. 
Nun würde ich zwar perſönlich nicht das 
mindeſte Bedenken haben, die Entſcheidung der 
Frage, ob Strafverfolgung oder Erziehungsmaß⸗ 
regeln, der Staatsanwaltſchaft zu überlaſſen; denn 
ich bin der ſeſten Ueberzeugung, daß ein Staats⸗ 
anwalt von dieſer diskretionären Befugnis mit der 
gleichen Gewiſſenhaftigkeit Gebrauch machen würde 
wie ein Richter. Aber wird die Allgemeinheit 
derſelben Anſchauung ſein? Wird ſie nicht, wie 
ich oben ſchon andeutete, im Staatsanwalt einen 
Beamten ſehen, der nicht immer auf Grund eigener, 
unbeeinflußter Ueberzeugung ſeine Entſchlüſſe faßt, 
ſondern nach den Anweiſungen übergeordneter Be⸗ 
hörden und Perſonen handelt? Wird ſie nicht 
fürchten, daß bei einem abhängigen Beamten manch⸗ 
mal andere Rückſichten als ſolche des öffentlichen 
Intereſſes beſtimmend mitwirken? Nicht die Be⸗ 
ſorgnis, daß Klaſſenjuſtiz getrieben, ſondern daß 
ſie behauptet und daß dadurch Mißtrauen gegen 
die neue ſegensreiche Einrichtung geſät würde, 
ſollte zu einer Aenderung der Beſtimmung des 
Entwurfs Anlaß geben. Es wäre eine ſolche leicht 
zu bewerkſtelligen: Man braucht die Entſcheidung 
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darüber, ob Erziehungsmaßnahmen ſtatt eines 
Strafverfahrens eintreten ſollen, nur dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht zu übertragen. Die Sache 
würde ſich dann ſo geſtalten: Hält der Staats⸗ 
anwalt eine Klage für geboten, ſo erhebt er ſie. 
Die endgültige Entſcheidung liegt hier ſchon nach 
dem Entwurf beim Gericht. Glaubt er aber, daß 
Erziehungsmaßregeln ausreichen, ſo legt er die 
Akten mit dem entſprechenden Antrag dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht vor, und dieſes trifft ſtatt ſeiner 
die Entſcheidung. 

Freilich werden auch bei dieſer Geſtaltung des 
Verfahrens Vorwürfe und Verdächtigungen wegen 
angeblicher Klaſſenjuſtiz nicht ausbleiben. Es 
werden ſolche von gewiſſer Seite auch jetzt gegen 
unſere Gerichte erhoben. Aber immerhin hat dann 
das Geſetz getan, was es tun konnte, um ihnen 
von vornherein die Spitze abzubrechen. Ein ſach⸗ 
licher Nachteil für das Verfahren gegen Jugend⸗ 
liche würde in der vorgeſchlagenen Aenderung, 
ſoweit ich ſehen kann, nicht liegen. 

Zum Schluſſe noch ein Vorſchlag redaktioneller 
Art: der Entwurf macht die Strafverfolgung 
Jugendlicher abhängig von dem Vorliegen eines 
„öffentlichen Intereſſes“. Man ſollte dieſen ſchwer 
abgrenzbaren Begriff nicht verwenden, wo man ihn 
entbehren kann. Die Begründung zu §Ş 365, 
366 des Entwurfs deutet ſelbſt auf die Möglich⸗ 
keit einer anderen Faſſung der Beſtimmung hin. 
Sie ſpricht von „Fällen, in welchen bei Straf⸗ 
taten jugendlicher Perſonen erzieheriſche Maß⸗ 
nahmen ausreichend erſcheinen und eine Beſtrafung 
demzufolge (von mir geſperrt) nicht im öffent⸗ 
lichen Intereſſe liegt“. Würde man dementſprechend 
nicht beſſer tun, die Unterlaſſung der Strafklage 
ſtatt vom Nichtvorliegen eines öffentlichen Intereſſes 
davon abhängig zu machen, ob gegen Jugendliche 
erzieheriſche Maßnahmen ausreichend erſcheinen? 


Der Streit der Etrafrechtstheorien und die 
Etrafrechtsreform. 


Von Amtsrichter und Privatdozent Dr. Friedrich Doerr 
in München. 


Die Kämpfe um das einheitliche Bürgerliche 
Recht für das Deutſche Reich liegen hinter uns. 
Neue Kämpfe um ein anderes deutſches Rechts⸗ 
gebiet ſtehen bevor. Dies iſt nichts Auffallendes; 
denn auch das Leben des Rechtes iſt wie alles 
Leben Fortentwicklung. Und das ſoll es ſein; 
Stillſtand iſt Rückgang. 

Die bevorſtehende, allſeits als notwendig er⸗ 
kannte und erſtrebte Reform des deutſchen Straf⸗ 
rechts iſt es, die einen alten, zeitweiſe begrabenen 
Kampf neu aufleben ließ, den Kampf zweier Straf⸗ 
rechtsſchulen, von denen die ältere die „klaſſiſche“ 
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genannt wird und die Beibehaltung der fog. Ber- 
geltungsſtrafe verlangt, die jüngere die „ſozio⸗ 
logiſche“ heißt und die Schuß: oder Sicherungs⸗ 
ſtrafe fordert. Damit ſind die beiden Richtungen, 
in denen ſich die heutigen ſtrafrechtlichen Reform⸗ 
ſtrömungen bewegen, im weſentlichen angedeutet. 

Jede Reform, die nicht an den hiſtoriſchen 
Lauf der Entwicklung anknüpft und auf ſicheren, 
erprobten Wegen fortſchreitet, droht zum Umſturz 
zu werden; das gilt nicht minder für die künftige 
Strafrechtsreform. Die ſeit vielen Jahrhunderten 
bis auf den heutigen Tag im Strafrecht tief ein⸗ 
gewurzelte Vergeltungsidee kann und darf nicht 
auf einmal durch eine in ihren Folgen unabſeh⸗ 
bare legislatoriſche Operation beſeitigt werden; ſie 
iſt zu ſehr mit der allgemeinen Rechtsüberzeugung 
vermiſcht, als daß ſie plötzlich ausgerottet werden 
könnte. In ſpäteren Generationen mag ſich das 
allgemeine Rechtsbewußtſein vielleicht ändern; jetzt 
verlangt es noch kategoriſch, daß der Verbrecher 
ſeiner böſen Tat ſich nicht freuen, fondern um 
ſeiner Schuld willen und nach Maßgabe des Um⸗ 
fangs ſeines Verſchuldens leiden, büßen ſoll. Dabei 
wird wie überall, wo menſchlichem Tun rechtliche 
Bedeutung zukommt, vorausgeſetzt, daß der Täter 
zurechnungsfähig und die Tat das Erzeugnis ſeiner 
freien Willensentſchließung, auf die es vornehm⸗ 
lich ankommt, nicht ein notwendiges, vom 
Willen unabhängiges und durch ihn nicht zu 
änderndes oder zu verhütendes Ergebnis perſön⸗ 
licher und allgemeiner Urſachen, der körperlichen 
und geiſtigen (intellektuellen und moraliſchen) Indi⸗ 
vidualität oder der ſozialen Lebensverhältniſſe des 
Täters iſt. | 

Wie ſehr das poſitive Strafrecht ſelbſt dort, 
wo es in der Theorie vielfach angefochten und 
ſogar von Anhängern der Vergeltungstheorie de 
lege ferenda mißbilligt wird, da es Strafen ohne 
Schuld feſtſetze, der einem allgemeinen Rechtsgefühl 
entſprechenden Vergeltung Rechnung zu tragen be⸗ 
ſtrebt iſt, zeigt z. B. ein kurzer Blick auf die 
durch einen unabhängig vom Willen des Täters 
eintretenden, in diefem Sinne „zufälligen“ Erfolg 
qualifizierten Delikte. Einem allgemeinen Rechts⸗ 
gefühl erſcheint die Körperverletzung mit einer der 


in $ 224 StGB. bezeichneten zufälligen Folgen 


vergeltungsbedürftiger und ſtrafwürdiger als die⸗ 
ſelbe Körperverletzung ohne ſchwere Folgen. Auch 
ſonſt ſpielt bekanntlich der zufällige Erfolg. wenn 
er nur auf eine ſchuldhafte Handlung zurückzu⸗ 
führen iſt, dem allgemeinen Rechtsempfinden ent⸗ 
ſprechend im poſitiven Rechte eine bedeutſame Rolle. 
Wer z. B. grundlos in einer belebten Straße 
ſchießt und glücklicherweiſe niemand verletzt, ifl 
ſowohl nach allgemeinem Rechtsgefühl wie nach 
poſitivem Rechte (StGB. ŞS 367 Nr. 8, 368 
Nr. 7) angeſichts der nahen Möglichkeit ſchlimmer 
Folgen ſtrafbar, aber nicht in dem Maße wie 
der, der zufällig einen Paſſanten verletzt (StGB. 
$ 230) oder — was mit Rückſicht auf den Erfolg 
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noch ſtrafbarer erſcheint — gar einen oder mehrere 
Menſchen tötet (StGB. § 222). Die Beiſpiele 
ließen ſich leicht vermehren. 

Der das Strafrecht tragende Vergeltungs⸗ 
gedanke wird auf unabſehbare Zeit auch das künftige 
Strafrecht beherrſchen. Darin iſt der klaſſiſchen 
Schule recht zu geben. Hiermit ſind aber die 
Forderungen der ſoziologiſchen Schule nicht ab⸗ 
getan. 

Schutz und Sicherung vor dem Verbrechertum 
verlangt die menſchliche Geſellſchaſt mindeſtens 
ebenſo gebieteriſch wie Vergeltung des Unrechts 
und mit gutem Grund. Man denke daran, wie 
oftmals heutzutage Verbrecher nach Verbüßung 
einer längeren oder kürzeren Strafzeit ſcheinbar, 
in Wirklichkeit aber um kein Haar gebeſſert, nur 
an ſkrupelloſem Wagemut, verbrecheriſchen Er⸗ 
fahrungen und gefährlichen Plänen reicher, Ge⸗ 
fängnis oder Zuchthaus verlaſſen, um ſofort von 
neuem auf die Mitmenſchen loszuſtürzen! Wehe 
dem Ahnungsloſen, den die verbrecheriſche Hand 
diesmal erreicht! — 

Es waͤre aber verfehlt, die Vergeltung, die 
z. B. allein die Todesſtrafe zu rechtfertigen ver- 
mag, aus dem Strafrecht zu eliminieren, die alt⸗ 
eingebürgerte Vergeltungsſtrafe einfach in etwas 
anderes, was ſie nicht iſt und nicht werden kann, 
in eine Schutzſtrafe verwandeln zu wollen. Es 
wäre verfehlt, dem Verbrecher ſtatt der nach freier 
richterlicher Ueberzeugung unter gewiſſenhafter Be: 
rückſichtigung der Tat ſowohl wie der Perſon des 
Täters verdienten und ſeiner individuellen Schuld 
entſprechenden, genau beſtimmten Strafe eine von 
vornherein (insbeſondere zeitlich) unbeſtimmte Frei⸗ 
heitsſtrafe aufzubürden, die er nur durch Beſſerung, 
richtiges Wohlverhalten am Strafort, beendigen 
kann. Wer ſieht einem Menſchen die innerliche 
Beſſerung, die Hebung geſunkener moraliſcher 
Qualität an? Und worin beſteht jenes Wohl⸗ 
verhalten? Selten in etwas anderem als in Lug 
und Trug, in Heuchelei und Täuſchung nach außen! 
— Nein, das Strafrecht kann dieſen Gedanken 
nicht annehmen. Wer ein Delikt begeht und hierfür 
ſtrafrechtlich verantwortlich zu machen iſt, ſoll auch 
die ihm gebührende Strafe — nicht mehr und 


nicht weniger — erhalten. Die Straſe iſt und 


bleibt die notwendige Folge des Verbrechens; 
leugnet man das Verbrechen, ſo entfällt jedes 
Strafrecht. 

Gleichwohl entbehrt die ſoziologiſche Schule 
nicht etwa richtiger und begrüßenswerter Gedanken, 
deren Durchführung nutzbringend und notwendig 
erſcheint. Sie müſſen nur einen andern Weg, der 
nicht über die Trümmer des heutigen Strafrechts 
führt, einſchlagen. Reform, nicht Zerſtörung des 
jetzigen Strafrechts mit ſeinen Grundpfeilern, iſt 
vonnöten und daneben eine weit gründlichere, das 
Strafrecht allerdings in vielen Beziehungen berühren⸗ 
de Reformierung und Ausgeſtaltung eines heute 
in ſeinen Anfängen entwickelten, aber noch wenig 


— [m alŘŘŮŘĖĖŮ 


ausgebildeten Zweiges des Polizeirechts, insbeſon⸗ 
dere der Präventivpolizei. u 
Wer noch kein Verbrechen begangen, ſondern ein 
ſolches nur geplant hat oder überhaupt den Stempel 
der Gemeingefährlichkeit an ſich trägt, gehört nicht 
vor den Strafrichter, ebenſo wie der, der die ihm 
vom Strafrichter zudiktierte Strafe verbüßt hat und 
gleichwohl noch weiter gefährlich iſt. Die Behand⸗ 
lung und Sicherung der Gemeingefährlichen und 
damit die möglichſte Verhütung von Verbrechen, 
die Prophylaxe, iſt an ſich nicht weſentliche Auf⸗ 
gabe des Strafrechts, ſondern eine der vornehmſten 
und ſchwierigſten Aufgaben der Polizei, die eben 
auch in dieſer Hinſicht, nicht bloß inſoweit als die 
Ermittlung von Verbrechen und Verbrechern in 
Frage ſteht, zur Führung des Kampfes gegen das 
Verbrechen berufen iſt (vgl. Art. 102 Abſ. 1 bayr. 
Ausf G. z. StPO.). Die Prophylaxe hat ja be- 
kanntlich auch in der Medizin, insbeſondere in der 
Hygiene, eine ähnliche Bedeutung: Es iſt leichter 
und erſprießlicher, Krankheiten zu verhüten als zu 
heilen; aus den wiſſenſchaftlichen Ergebniſſen der 
Medizin folgen die weſentlichen Aufgaben der Me⸗ 
dizinalpräventivpolizei. Der Kampf gegen Krank⸗ 
heiten hat manches gemein mit dem Kampfe gegen 
Verbrechen. Er 
Damit aber die Polizeibehörden ihrer wichtigen 
Aufgabe der Verbrechensprophylaxe in einigermaßen 
befriedigender und wirkſamer Weiſe gerecht werden 
könnten, wäre freilich ein Doppeltes nötig. Zunächſt 
müßte der heutige Polizeiorganismus gründlich um⸗ 
geſtaltet, zu gewiſſen Verwaltungs⸗ oder Auſſichts⸗ 
funktionen im Intereſſe der ſtaatsbürgerlichen Frei⸗ 
heit, die nicht einer ſchrankenloſen Willkür der Ver⸗ 
waltung preisgegeben werden darf und ſoll, der 
unabhängige Richter (Vormundſchaftsrichter u. dgl.) 
herangezogen werden. Unter dieſen oder ähnlichen 
Schutzmaßnahmen für die perſönliche Freiheit des 
einzelnen und bei der Oeffentlichkeit unſeres heutigen 
Rechtslebens iſt es ſodann unbedenklich, dem zweiten 
Erfordernis zu genügen, die polizeiliche Zuſtändig⸗ 
keit zu erweitern. Das ſind keine ungangbaren, 
utopiſtiſchen Wege für eine notwendige Reform der 
Verbrechensprophylaxis. Wir ſind zwar noch weit 
vom Ziel. Aber bedeutſame Anfänge in dieſer 
Richtung ſind bereits gemacht. . 
Man denke nur an die Verwahrung gemein⸗ 
gefährlicher Geiſteskranker! Iſt die Gemeingefähr⸗ 
lichkeit einer ſolchen Perſon feſtgeſtellt, ſo iſt die 
(Diſtrikts⸗) Polizeibehörde nach Art. 80 Abſ. 2 
PStGB. berechtigt, deren Unterbringung in einer 
Irrenanſtalt oder deren ſonſtige genügende Ver⸗ 
wahrung anzuordnen, und zwar in eigener Zu⸗ 
ſtändigkeit ohne richterliche Zuläſſigkeitserklärung. 
Wäre nicht eine aͤhnliche Unterbringung — nicht 
in der Irrenanſtalt, ſondern im Arbeitshaus — auch 
bei nicht geiſteskranken, deshalb nicht minder gemein⸗ 
gefährlichen Perſonen am Platze? Die weitgehende 
Schonung der perſönlichen Freiheit geiſtesgeſunder 
gemeingefährlicher Perſonen, die nach jetzigem Rechte 
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jedesmal zuerſt ein Verbrechen begehen müſſen, ehe 
ſie für kürzere oder längere Zeit unſchädlich gemacht 
werden dürfen, iſt vom Standpunkte der Geſetz⸗ 
gebung nicht angezeigt und widerſpricht einem all⸗ 
gemeinen Gerechtigkeitsgefühle. Was dem einen 
recht iſt, iſt dem andern billig. — Man denke 
ferner an die zuläſſige polizeiliche Feſtnahme auf 
friſcher Tat betretener Perſonen zum Zwecke der 
Verhinderung der Fortſetzung der ſtrafbaren Hand⸗ 
lung (Art. 102 Abſ. 2—5 bayr. Ausf®. z. StPO.), 
an die Zwangs⸗ oder Fürſorgeerziehung Jugend⸗ 
licher, an die polizeiliche Ueberwachung der Pro⸗ 
ſtitution, an das in feiner jetzigen Form allerdings 
ſehr mangelhafte und in ſeinen Wirkungen zweifel⸗ 
hafte Inſtitut der Polizeiaufſicht (StGB. 89 38, 
39), die Ueberweiſung an die Landespolizeibehörde 
(StGB. § 362)! 

Auf dieſer Grundlage des geltenden Rechtes 
müßte weitergearbeitet und reformiert werden. 
Juſtiz und Verwaltung berühren ſich auf mehr 
denn einem Gebiet recht innig; gleichwohl ſind 
ihre Wege und Aufgaben verſchieden. Gerade in 
dem oben angedeuteten Ideenkreiſe ſcheint ſich die 
Trennung von Juſtiz und Verwaltung noch nicht 
ganz vollzogen zu haben, und das muß natürlich 
auf den Gang der Strafrechtsreform nur hemmend 
und verwirrend wirken. Darum nochmals: Reform 
des Strafrechts auf der geſchichtlich gegebenen 
Grundlage einerſeits und anderſeits Reform des 
Polizeirechts! 


der Nenſch als Gegenſtand des Augenſcheins 
im Zivilprozeß. 
Von Joſef Kreß, Oberlandesgerichtsrat in Augsburg. 
(Fortſetzung). | 
c) Unſere Anſchauung. 


Das Prozeßrecht läßt uns, wie unter a dar⸗ 
gelegt, bei der Frage nach dem Rechtstitel der 
Duldungspflicht im Stich. Dieſer Titel muß daher 
auf dem Gebiete des materiellen, des bürgerlichen 
Rechts geſucht werden. Dabei iſt allerdings von 
den Beſtimmungen über Vorlage von Sachen, 
Urkunden (Exhibition, 88 809 ff. BGB.) aus be: 
reits dargelegten Gründen abzuſehen. Wir unter⸗ 
baies den Fall, in dem der Prozeßgegner von 
dem Falle, in dem ein Dritter der Beſichtigung 
ſeiner körperlichen und geiſtigen Subſtanz unter⸗ 
worfen werden ſoll. 


a) Die Duldungs pflicht des Prozeß: 
gegners. 
1. Daß ſich der Menſch durch Vertrag ver⸗ 
pflichten kann, ſeine Subſtanz der Beſichtigung 
durch den Richter, den Sachverſtändigen oder durch 
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Fälle vgl. die Ausführungen unter D —, iſt nicht 
zu bezweifeln und — man denke an die Ver⸗ 
ſicherungsverträge — in täglicher Uebung (Roſen⸗ 
meyer a. a. O. S. 50; Friedrichs a. a. O. S. 402; 
Stein in Birkmeyers Enzykl. S. 984; Planck a. a. 
O. S. 262; Beling a. a. O. S. 500). Es iſt eine 
ſtändige Klausel in den gegen die Folgen von 
Unfällen verſichernden Verträgen, daß ſich der 
Verunglückte der Unterſuchung ſeines Zuſtandes 
zu unterziehen hat. Im Rechtsſtreite könnte ſich 
der auf Entſchädigung gegen die Geſellſchaft 
Klagende auf der letzteren Verlangen der Pflicht, 
ſich unterſuchen zu laſſen, nur dann entziehen, 
wenn er mit etwaigen Einwendungen gegen die 
Gültigkeit der erwähnten Klauſel durchdränge (f. 
unten). Endemann allerdings beſtreitet die recht⸗ 
liche Zuläſſigkeit einer ſolchen vertraglichen Bindung. 
In ſeiner Schrift: „Die Rechtswirkung der Ab⸗ 
lehnung einer Operation ſeitens des körperlich 
Verletzten“, führt er aus, daß das Maß der Dis⸗ 
poſitionsfreiheit beſchränkt ſei, wenn es ſich um 
den eigenen lebenden Körper handle, daß dem 
Menſchen eine privatrechtliche Dispoſitionsbefugnis 
über ſeinen eigenen Leib nicht zuſtehe, daß das 
Zivilrecht überhaupt mit Verfügungen und Vor⸗ 
nahmen am menſchlichen Körper nichts zu ſchaffen 
habe, keinerlei Machtbefugnis verleihe (S. 93, 94), 
daß es vielmehr ausſchließlich Recht der perſön⸗ 
lichen Selbſtbeſtimmung ſei, ob etwas an der 
menſchlichen Subſtanz vorgenommen werden dürfe, 
daß in dieſer Beziehung keinerlei Zwang, Druck 
auf die Menſchen ausgeübt werden dürfe, daß es 
deshalb eine Verpflichtung, ſich operieren zu laſſen, 
überhaupt nicht gebe, daß folgerichtig, weil dieſe 
Sätze dem jus cogens angehörten, auch eine ver⸗ 
tragsmäßige Bindung, ſich eintretendenfalls einer 
Operation zu unterwerfen, nichtig wäre (S. 96). 
Dieſer Theorie liegt ein richtiger Gedanke zugrunde. 
Die menſchliche Subſtanz als ſolche kann allerdings, 
wie oben unter B Ia 1 auseinandergeſetzt, nicht 
Gegenſtand, Objekt eines obligatoriſchen Rechts⸗ 
geſchäftes ſein; denn ſie iſt nicht „Sache“. Aber 
nichts ſteht im Wege — und dies überſieht 
Endemann —, dem Menſchen eine ſubjektive Be⸗ 
rechtigung auf beſtimmte Betätigung, auf beſtimm⸗ 
tes Verhalten des Nebenmenſchen, auf eine Leiſtung 
oder Unterlaſſung, ein facere, pati, non facere, 
kurz: auf eine Einſchränkung der freien Betätigung 
der eigenen Perſönlichkeit einzuräumen. Dabei 
verliert der Menſch keineswegs ſeine Rechtsſubjek⸗ 
tivität, wird nicht „Sache“. Er kommt der über⸗ 
nommenen Verpflichtung nach als Menſch, als 
Rechtsſubjekt. Der Menſch dient, wenn er ſeine 
Dienſte vertragsmäßig einem anderen zu widmen 
hat, dem anderen nicht wie eine Sache, ein Werkzeug, 
d. i. als ſolcher, ſondern als Menſch, als Rechts⸗ 
ſubjekt. So iſt das Verhältnis bei allen obliga⸗ 
toriſchen Verträgen. Sie ſind, wie Gareis a. a. O. 
treffend hervorhebt, im Grunde ſämtlich Be⸗ 


beide zu unterwerfen — über die beiden letzten ſchränkungen der Rechte an der eigenen Perſon. 


r EEE w u HEERES FRE FR FE 


64 Beitfchrift für Rechtspflege 


Es ſetzt, wie v. Schwerin in Seuff Bl. 70, 654 
richtig bemerkt, der Menſch durch jeden obliga⸗ 
toriſchen Vertrag der freien Betätigung ſeiner 
Perſönlichkeit eine weitere, neue Schranke. Ver⸗ 
pflichtet ſich der Menſch zu einer Handlung oder 
Unterlaſſung, Leiſtung oder Duldung, „ſo verfügt 
er damit über ſeinen Körper, genauer: über Kraft 
und Bewegung desſelben, über ſeine motoriſchen 
Nerven und die von dieſen beherrſchten Muskeln 
und Gefäße; denn Handlungen ſind bewußt ge⸗ 
wollte körperliche Bewegungen (oder Nichtbewe⸗ 
gungen)“ (Gareis a. a. O.). Der obligatoriſche 
Vertrag über den eigenen Körper iſt daher, wie 
v. Schwerin a. a. O. treffend reſümiert, innerlich, 
ſeiner juriſtiſchen Natur nach in nichts verſchieden 
von jedem beliebigen obligatoriſchen Vertrage. Was 
ihn inhaltlich ſcheidet, iſt, daß er den Verpflichteten 
zwingt, unmittelbare ſinnliche Einwirkung auf den 
Körper zuzulaſſen. Es hat auch von jeher die 
bürgerliche Geſetzgebung keinen Abſtand genommen, 
die Duldung der Beſichtigung, Unterſuchung der 
menſchlichen Subſtanz unter Umſtänden als Pflicht 
auſzuerlegen. Es ſei an die gemeinrechtliche 
inspectio ventris der Witwe nach dem Tode 
ihres Mannes erinnert. Nach Par. I 1 
§ 22 konnte der Dritte, deſſen Rechte von dem 
Geſchlechte eines vermeintlichen Zwitters abhängig 
waren, auf Unterſuchung durch Sachverſtändige 
antragen. Die Witwe und die geſchiedene Frau 
waren nach dem gleichen Rechte Teil II 2 88 28 ff. 
unter Umſtänden gehalten, ſich auf etwa beſtehende 
Schwangerſchaft unterſuchen zu laſſen. 

Der Vertrag, durch welchen ſich ein Menſch 
zur Duldung körperlicher Beſichtigung, Unterſuchung 
verpflichtet, unterliegt wie jeder obligatoriſche Ver⸗ 
trag der Anfechtung wegen unbewußter Willens⸗ 
mängel (88 119, 120 BGB.), wegen Täuſchung 
und Drohung ($ 123 1. c.); er it an ſich an 
keine beſtimmte Form gebunden, iſt nichtig, wenn 
die Willenserklärung nur zum Scheine abgegeben 
oder nicht ernſtlich gemeint iſt (88 117, 118), 
wenn fein Inhalt gegen die guten Sitten verſtößt 
($ 138). Bezüglich der Auslegung ſolcher Ver⸗ 
träge gelten die 88 133, 157, bezüglich der Er⸗ 
füllung der übernommenen Verpflichtung iſt 8 242 
BGB. maßgebend. Die Ausübung des einge⸗ 
räumten Beſichtigungsrechts lediglich zur Schikane 
ift unzuläſſig (S 226 BGB., Obs G. 6, 146 ff.). 

Aus ſachenrechtlichen Grundſätzen laſſen ſich 
Beſchränkungen des Menſchen in der Verfügung 
über ſeine Subſtanz, alſo auch eine Verpflichtung 
zur Duldung der Beſichtigung dieſer Subſtanz 
aus den unter B Ia 1 erörterten Gründen nicht 
ableiten. 

Dagegen muß z. B. aus der Beſtimmung 
des $ 1353 BGB., wonach die Ehegatten einander 
zur ehelichen Lebensgemeinſchaft verpflichtet find, 
mit dem OLG. Hamburg (Urt. v. 14. Juni 1901, 
Samml. 3, 245 ff.), trotz der Bedenken Roſen⸗ 
meyers a. a. O. S. 59, für den Ehegatten das klagbare 
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Recht abgeleitet werden, zu verlangen, daß der 
andere Eheteil zuverläſſige Auskunft über ſeine 
Geſchlechtskrankheit gebe, ſich alſo unter Umſtänden, 
wenn auf andere Weiſe Gewißheit nicht verſchafft 
werden kann, durch einen Arzt unterſuchen laſſe. 
Aus der nach 88 1627, 1631 BGB. dem Vater, 
nach 88 1634, 1684 mit 1686, 1707 l.c. der 
Mutter eingeräumten Befugnis und auſerlegten 
Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen, aus 
dem gleichen Verhältniſſe. welches gemäß § 1793 
zwiſchen Vormund und Mündel, gemäß §§ 1909, 
1910 zwiſchen Pfleger und Pflegebefohlenen beſteht, 
aus der in § 1912 geregelten Fürſorge für den 
nasciturus erfließt unter Umſtänden für das Kind, 
den Mündel, den Pflegebefohlenen, die Schwangere 
die Pflicht, ſich der vom Vater, Vormund x. 
verlangten körperlichen Unterſuchung zu unterziehen. 

Die gleiche Verpflichtung kann ſich ergeben, 
wenn z. B. einem Erben oder einem Vermaͤchtnis⸗ 
nehmer etwas unter der Bedingung zugewendet 
ift (SS 2074 mit 2076, 2108, 2162, 2177), daß 
er durch Unterſuchung ſeiner Subſtanz ſeine völlige 
körperliche und geiſtige Geſundheit nachweiſe. 

In allen dieſen Fällen beruht die Verpflich⸗ 
tung, den Augenſchein an der Subſtanz zu dulden, 
auf ſpeziellem Titel des materiellen, des bürger⸗ 
lichen Rechts. Es könnte dieſe Verpflichtung zum 
Gegenſtande einer ſelbſtändigen Klage gemacht 
und das auf Duldung der Beſichtigung lautende 
Urteil gemäß 88 888, 890 ZPO. vollſtreckt werden. 
Würde in einem anderweitigen Prozeſſe die eine 
Partei von der anderen auf Grund eines der ge⸗ 
nannten ſpeziellen Rechtstitel zum Zwecke des Nach⸗ 
weiſes ihrer Behauptung die körperliche Unter⸗ 
ſuchung fordern, könnte ſich ſolcher der Beweis⸗ 
gegner nicht entziehen. Es verklagt z. B. ein gegen 
Unfall Verſicherter feine Geſellſchaft auf Aus- 
zahlung der Entſchädigung für eine ihm zugeſtoßene 
Verletzung. Die Geſellſchaft beruſt ſich auf den 
§ 40 der Statuten, welcher beſtimmt, daß für 
einen erlittenen Unfall die vereinbarte Entſchädi⸗ 
gung dann nur zur Hälfte zu zahlen ift, wenn 
der Verſicherte bereits bei Abſchluß des Vertrags 
mit einem Leiden behaftet war und dies ver⸗ 
ſchwiegen hat. Die Geſellſchaft behauptet, daß 
der Kläger bereits bei Abſchluß des Vertrags 
lungenleidend geweſen, dies nicht angegeben habe 
und deshalb nur die Hälfte der Verſicherungs⸗ 
ſumme beanſpruchen könne. Zum Beweiſe ver⸗ 
langt die Beklagte die körperliche Unterſuchung 
des leugnenden Klägers. Dieſer hat ſich ſolcher 
gemäß § 25 der Statuten zu unterziehen, weil 
dort beſtimmt iſt, daß ſich ein Verſicherter unter⸗ 
ſuchen laſſen muß, ſobald dies die Beklagte aus 
Anlaß der gerichtlichen oder außergerichtlichen 
Feſtſetzung der Verſicherungsſumme beantragt. 

2. Wir haben bisher von den beſonderen 
Rechtstiteln (Vertrag, familienrechtliche, erbrecht⸗ 
liche Verhältniſſe) gehandelt, welche einer Prozeß⸗ 
partei die Duldungspflicht auferlegen. Dieſe Fälle 
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find zu gering an Zahl, um dem Bedürfniſſe des 
Rechtslebens zu genügen, das nach einer allge⸗ 
meinen geſetzlichen Regelung der kritiſchen Frage 
verlangt. Dieſer Regelung ſind daher ſeit ge⸗ 
raumer Zeit die Beſtrebungen der Lehre und 
Rechtſprechung gewidmet. Man geht dabei von 
dem Grundgedanken aus, daß auf direktem Wege 
zu einer allgemeinen Duldungspflicht nicht zu ge 
langen ſei. Das Ziel indirekt zu erreichen, hat 
man folgende Wege eingeſchlagen: 

a) Es beſteht Uebereinſtimmung dahin, daß, 
wenn die Einnahme des Augenſcheins an der 
körperlichen Subſtanz des Beweisführers ſelbſt 
angeordnet iſt, die Verweigerung der Beſichtigung 
zur Folge hat, daß der Beweisführer der Be⸗ 
nutzung dieſes Beweismittels verluſtig wird (88 230, 
231, 367 ZPO.; Gaupp⸗Stein a. a. O. S. 853; 
Struckmann⸗ Koch a. a. O. S. 463). Im übrigen 
aber, alſo in den Fällen, in denen die Beſichti⸗ 
gung gemäß § 144 von Amts wegen angeordnet 
iſt oder der Gegner des Beweisführers ſich der 
angeordneten Beſichtigung weigert, nimmt man 
zu $ 286 BPO. feine Zuflucht. Man argumen⸗ 
tiert: Da das Gericht unter Berückſichtigung des 
geſamten Inhalts der Verhandlungen nach freier 
Ueberzeugung zu entſcheiden habe, ob eine tat⸗ 
ſächliche Behauptung für wahr oder nicht wahr 
zu erachten ſei, ſo könne es ihm auch nicht ver⸗ 
wehrt ſein, aus der Weigerung einer Partei, ſich 
der angeordneten körperlichen Beſichtigung zu unter⸗ 

werfen, zugunſten der Behauptungen des Gegners 
des zu Beſichtigenden und zuungunſten des vom 
letzteren Vorgebrachten Schlüſſe zu ziehen und bei 
Schöpfung der Ueberzeugung zu verwerten (Peterſen⸗ 
Anger a. a. O. S. 186, 330; Struckmann⸗Koch 
a. a. O.; Puchelt a. a. O. S. 165 RG. 18. X. 
1897 in Seuff Bl. 63, 382 ff.; OLG. Stuttgart 
in Seuff A. 49 Nr. 162). Im einzelnen gehen 
die Anſichten inſofern auseinander, als von den 
einen allgemein nur verlangt wird, daß die Ver⸗ 
weigerung der Beſichtigung eine „grundloſe“ ſein 
müſſe, ohne daß allerdings geſagt wird, wann die 
Weigerung grundlos ſei. Vgl. die vorall. ERG. 
Anderen genügt, daß ſich die Weigerung auf die 
Furcht vor einem nachteiligen Beweisergebnis 
zurückführen laſſe, ohne daß es darauf, ob nach 
bürgerlichem Recht die Weigerung gerechtfertigt ſei 
oder nicht, anzukommen habe (Pollak in Buſchs Z. 
33, 264; Siegel a. a. O. S. 102; Förſter⸗Engelmann 
a. a. O.) Der letztere Schriftsteller räumt dem 
Gegner des Beweisführers das Recht ein, jede 
nachteilige Folge durch Darlegung triftiger Gründe 
für ſeine Weigerung auszuſchließen. Gaupp⸗Stein 
a. a. O. miſcht den Geſichtspunkt von „Treu und 
Glauben“ ein: „Das Gericht dürfe nach freiem 
Ermeſſen die Gründe der Weigerung unter Be⸗ 
rückfichtigung namentlich beffen, was Treu und 
Glauben im prozeſſualen Verkehr erfordere, bei 
der Beweiswürdigung zum Nachteil des Weigern⸗ 
den in Betracht ziehen.“ 
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Dieſer Lehre fehlt jede feſte Grundlage, ſie 
arbeitet mit verſchwommenen Begriffen, indem ſie 
an die Stelle praäziſer klarer Rechtsgrundſätze den 
unklaren, nichtsſagenden Begriff der „grundloſen 
Weigerung“ ſetzt. Mit vollem Recht haben Roſen⸗ 
meyer a. a. O. S. 57, Heldmann in Buſchs Z. 26, 
430 und Endemann, Die Rechtswirkungen x. S. 95f. 
den Widerſpruch hervorgehoben, der darin liegt, 
daß man einerſeits der Partei das Recht gibt, 
die körperliche Beſichtigung zu verweigern, weil 
kein Rechtstitel für ſolche vorliegt, andererſeits 
aus ihrer Weigerung, ſich unterſuchen zu laſſen, 
zu ihren Ungunſten Schlüſſe zieht und verwertet. 
Soweit geht denn doch das freie richterliche Er⸗ 
meſſen, die freie richterliche Beweiswürdigung des 
$ 286 nicht! Nach „Ueberzeugung“ hat der Rich⸗ 
ter zu urteilen, alſo nicht nach Willkür ſondern 
nach allgemein gültigen Wahrheitsmerkmalen. 
Aus der Tatſache der Verweigerung der Beſichti⸗ 
gung allein und für ſich darf der Richter niemals 
irgend einen Schluß zuungunſten des fih 
Weigernden ziehen. Erſt, wenn zu dieſer Tat⸗ 
ſache noch weitere Umſtände hinzutreten, welche 
einen klaren Schluß auf die Intention zulaſſen, 
in der die Weigerung erfolgt iſt, iſt es dem 
Richter geſtattet, auf dieſe weiteren Umſtände im 
Zuſammenhalte mit der Tatſache der Weigerung 
eine Ueberzeugung zu gründen. So wenig es an⸗ 
geht, die Tatſache der Zeugſchaftsentſchlagung allein 
zu verwerten, ohne deren Beweggründe zuvor auf⸗ 
gedeckt zu haben — vgl. hierüber die treffenden 
Ausführungen Oppenheimers und Friedſams in 
Seuff Bl. Erg. 15, 161 ff. und 321 ff., dazu 
JW. 1896 S. 130% 1897 S. 58 — ebenſo 
verwerflich wäre es, das gute Recht des Menſchen, 
die Unterſuchung ſeiner Subſtanz zu verweigern, 
dadurch illuſoriſch zu machen, daß man ſagte: 
Du haſt zwar das Recht, die Beſichtigung abzu⸗ 
lehnen, wenn du es aber tuſt, ſo ſtrafe ich dich 
dafür, daß du dein Recht ausgeübt haſt, dadurch, 
daß ich aus deiner Weigerung zu deinem Nach⸗ 
teil Schlüſſe ziehe! Dies wäre in fraudem legis, 
alſo contra legem gehandelt. Auf das gleiche 
liefe es hinaus, wenn man mit Förſter⸗Engel⸗ 
mann a. a. O. dem zu beſichtigenden Menſchen 
hinſichtlich der näheren Umſtände, Gründe ac. ſeiner 
Weigerung den Exkulpationsbeweis auferlegen, alſo 
annehmen wollte, daß die Weigerung inſolange 
auf ſchlechte Gründe zurückzuführen ſei, als es 
nicht dem zu Beſichtigenden gelänge, nachzuweiſen, 
daß die Weigerung auf guter Intention gründe. 
Endlich: Wann iſt die Weigerung grundlos? 
Etwa dann, wenn der Menſch der richterlichen 
Anordnung leicht nachkommen könnte, vielleicht 
ſeine verwundete Hand nur vorzuweiſen brauchte? 
Allein, gerade in dieſem Sinne iſt dem Menſchen 
das Weigerungsrecht vom Geſetze beigelegt, daß 
er, ohne irgend welche Gründe für ſeine Weige⸗ 
rung anzugeben, einfach ſagen kann: Ich will 
nicht! Der Menſch braucht eben nicht zu ſagen, 


66 


— 


warum er nicht will; er braucht nach dem Geſetze 
die verwundete Hand nicht vorzuweiſen, wenn er 
auch tauſendmal zu dieſem Zwecke ſie nur aus⸗ 
zuſtrecken hätte. Auf dieſes Moment darf alſo 
vom Richter im vorhinein gar kein Gewicht ge⸗ 
legt werden. Vgl. auch Gareis a. a. O. S. 99. Oder 
iſt etwa die Weigerung dann grundlos, wenn die 
Beſichtigung, Unterſuchung das Schamgefühl nicht 
zu verletzen, die Geſundheit in keiner Weiſe zu 
ſchädigen geeignet, wenn die Operation abſolut 
ungefährlich, nahezu ſchmerzlos, ſichere Heilung 
verſprechend iſt? Aber, wie bereits bemerkt, 
braucht der Menſch für ſeine Weigerung gar keine 
Gründe zu haben, geſchweige anzugeben; er kann 
die Beſichtigung, Unterſuchung ohne jeden Grund, 
ja aus den widerſinnigſten Gründen verweigern. 
Alſo kann auch in dieſem Falle die Weigerung 
nicht zu ſeinen Ungunſten gedeutet werden. Vgl. 
auch Endemann, Die Rechtswirkungen ꝛc. S. 95 ff.; 
Gareis a. a. O. Anders iſt die Sache gelagert, 
wenn in der Verhandlung feſtgeſtellt wird, daß 
die Weigerung nur aus Schikane erfolgt, etwa 
aus dem Beſtreben hervorgegangen iſt, den An⸗ 
ſpruch des Gegners zu vereiteln, den Verletzten 
um ſeine Schadenserſatzforderung zu bringen. Hier 
darf der Richter die Tatſache der Weigerung zu⸗ 
ſammen mit deren erwieſenen Grund zuungunſten 
des zu Beſichtigenden verwerten. 

b) Eine andere Meinung glaubt fih mit der 
ſog. Umdrehung der Beweislaſt behelfen zu ſollen. 
Sie iſt in der Lage, ſich auf eine ſtändige Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts zu berufen. Dieſes 
hat bereits im Urt. vom 19. Nov. 1887 (E. 20, 5) 
den Grundſatz vertreten, daß derjenige, welcher 
ſeinem an ſich beweispflichtigen Gegner die Be⸗ 
weisführung ſchuldhafterweiſe unmöglich mache, 
ſich nicht durch Berufung auf die den Gegner 
treffende Beweislaſt verteidigen dürfe, daß vielmehr 
ihm gegenüber die betreffende gegneriſche Behaup⸗ 
tung als wahr zu gelten habe, falls ihm nicht 
gelinge, klar zu legen, daß ſie unrichtig ſei. 
Das Reichsgericht hebt unter Bezugnahme auf 
eine Reihe von Erkenntniſſen hervor, daß dieſer 
Grundſatz der bisherigen ſtetigen oberſtrichterlichen 
Judikatur entſpreche. In ſeinem Erkenntniſſe vom 
18. Oktober 1897 (SeuffBl. 63, 382) — es 
handelte ſich um die Weigerung der Klagepartei 
ſich der von der beweispflichtigen Gegenpartei zum 
Nachweiſe ihrer Behauptung verlangten körper⸗ 
lichen Unterſuchung zu unterwerfen — erachtet 
das Reichsgericht es an ſich nicht für ausgeſchloſſen, 
wenn die Weigerung der Partei grundlos, infolge 
davon aber der Gegenpartei die ihr obliegende 
Beweisführung unmöglich geworden ſei, die von 
der Gegenpartei aufgeſtellte Behauptung bis zum 
Nachweiſe des Gegenteils durch die fih weigernde 
Partei für wahr gelten zu laſſen. Nach dem 
dem neueſten Urteile vom 13. Februar 1905 
(E. 60, 147) zugrunde liegenden Tatbeſtande 
hatte der Beklagte verlangt, daß ſich der Scha⸗ 
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denserſatz begehrende Kläger auf Koſten des Be⸗ 
klagten in einer Nervenheilanſtalt behandeln laſſe. 
weil hiervon eine völlige Heilung oder mindeſtens 
eine weſentliche Beſſerung ſeines krankhaften Bu- 
ſtandes zu erwarten ſei. Der Kläger hatte ſich 
deſſen geweigert. Das Reichsgericht ſprach aus, 
daß in der Weigerung des Klägers ein Verſchulden 
im Sinne des § 254 IL BGB. zu erblicken fei, 
weil ihm die Verpflichtung obliege, nach Art eines 
verſtändigen Menſchen auf Wiederherſtellung ſeiner 
Geſundheit bedacht zu fein. Im Anſchluſſe hieran 
heißt es: 

„In der Rechtſprechung iſt der Grundſatz aner⸗ 
kannt, daß, wenn eine Partei dem Gegner eine ihm 
obliegende Beweisführung ſchuldhaft unmöglich macht, 
ihr gegenüber das in Frage kommende Anführen des 
Gegners als wahr anzunehmen iſt, ſofern ſie nicht deſſen 
Unrichtigkeit nachweiſt. Dieſe Verkehrung der Beweis⸗ 
laſt iſt insbeſondere in Fällen angenommen worden. 
wenn die Handlung, durch welche die Beweisführung 
dem Gegner unmöglich gemacht oder weſentlich erſchwert 
worden war, gegenüber dem Prozeßgegner die Verletzung 
einer Vertragspflicht enthielt. Es liegt aber kein Grund 
vor, ſie auf ſolche Fälle zu beſchränken, da die dieſer 
Rechtſprechung zugrunde liegenden Erwägungen auch 
dann zutreffen, wenn jemand außerhalb eines Vertrags⸗ 
verhältniſſes dem Gegner eine dieſem obliegende Be⸗ 
weisführung durch ein Verhalten vereitelt, das wider 
Treu und Glauben verſtößt und nach dem allgemeinen 
Rechtsbewußtſein als verwerflich erſcheint. Dies iſt aber 
der Fall, wenn ein bei einem Unfall Verletzter, darauf 
pochend, daß ihm der durch den Fortbeſtand ſeines 
krankhaften Zuſtandes entſtehende Schaden von einem 
andern erſetzt werden müſſe, die Anwendung von Heil⸗ 
mitteln verweigert, deren ſich jeder verſtändige und billig 
denkende Menſch bei gleicher Sachlage bedienen würde.“ 


Alſo, auch das Reichsgericht verlangt eine 
ſchuldhafte Vereitelung der Beweisführung, ſagt 
aber ebenfalls nicht, wann eine ſolche vorliegt. 
Und doch iſt ohne grundſätzliche Löſung dieſer 
Frage mit dieſer Umdrehung der Beweislaſt ſo 
wenig anzufangen wie mit der unter a behan⸗ 
delten „grundloſen Weigerung“; denn die Voraus⸗ 
ſetzungen des $ 254 IL BGB. find nicht immer 
gegeben; wenn ſie übrigens vorliegen, braucht man 
die ganze Umdrehung nicht, da in ſolchen Fällen 
ſchon das Geſetz hilft. Die Verweigerung körper⸗ 
licher Unterſuchung als ſolche iſt niemals ſchuldhaft, 
denn dem ſich Weigernden ſteht das poſitive Geſetz 
zur Seite, das die Duldungspflicht in jedem Falle 
von einem ſpeziellen Rechtsgrund abhängig macht. 
Wie bereits unter a hervorgehoben, geht es nicht 
an, den Menſchen dafür, daß er von ſeinem 
Rechte Gebrauch macht, hinterdrein zu beſtrafen, 
indem man ihm die Vereitelung der Beweisfüh⸗ 
rung, die ſeine Weigerung zur Folge hat, auf 
Rechnung ſchreibt. Das iſt und bleibt ein Wider⸗ 
ſpruch, Geſetzesumgehung. Es gilt hier das zu 
dieſem Punkte unter a Ausgeführte. 

Hiervon abgeſehen, iſt es, wie Gaupp⸗Stein 
a. a. O. I S. 662, Schneider, Treu und Glauben 
S. 173 f.; Görres in Buſchs Z. 34, 86 f. mit Recht 
hervorheben, ganz unrichtig, in den aufgeführten 
Fällen von einer Umdrehung oder Verſchiebung 
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der Beweislaſt zu ſprechen. Eine ſolche kennt 
das poſitive Recht nicht. In der Tat wird auch 
gar nichts gedreht oder verſchoben. Es handelt 
ſich vielmehr nur darum, gemäß § 286 ZPO. 
den vorliegenden Streitſtoff zu würdigen. Wenn 
A gegen B auf Schadenserſatz wegen erlittener 
Mißhandlung klagt, B die behaupteten Folgen 
der Mißhandlung leugnet, das Gericht darauf die 
körperliche Unterſuchung des A anordnet, dieſer 
ſie verweigert, ſo kann das Gericht unter gewiſſen 
zur Tatſache der Weigerung hinzutretenden Um⸗ 
ſtänden, über deren Art bereits unter a gehandelt 
worden iſt, aus dieſer Weigerung den Schluß 
ziehen, daß die Mißhandlung tatſächlich nur in 
dem vom Beklagten eingeräumten Grade ſtatt⸗ 
gefunden, daß ſie nur die von ihm zugegebenen 
Folgen gehabt habe und kann es dem Kläger 
überlaſſen, ſeinerſeits darzulegen, daß die Miß⸗ 
handlung doch von ſchwereren Folgen begleitet ge⸗ 
weſen ſei. Wie geſagt: Wozu das Reichsgericht 
Umdrehung der Beweislaſt nötig zu haben glaubt, 
das iſt in einfacher Anwendung der in $ 286 
BPO. dem Richter eingeräumten freien Beweis- 
würdigung zu erreichen. 

Es verſagt ſonach auch dieſer Weg; er muß 
verſagen, weil er ebenfalls um das Ziel herum, 
nicht gerade auf das Ziel zuführt. Dieſes Ziel 
iſt die Löſung der Frage: Gibt es nach bürger⸗ 
lichem Recht eine allgemeine Verpflichtung, die 
menſchliche Subſtanz dem Augenſchein zu unter⸗ 
breiten? Jedes Bemühen, indirekt, ohne Löſung 
dieſer Frage zu einem Ergebnis zu kommen, muß, 
wie unter a und b dargetan, vergeblich bleiben. 

c) Fürwahr, das bürgerliche Recht bietet uns 
die verläſſige Handhabe zur Löſung der Frage. 
In der Tat gibt es nach dieſem Rechte den Satz, 
daß unter beſtimmten, vom Gefetze genau fixierten 
Vorausſetzungen die Beſichtigung der menſchlichen 
Subſtanz allgemein geduldet werden muß. Die 
Löſung bietet § 242 BGB. Zwar, man muß 
die Sache anders anpacken, als es Heldmann a. 
a. O. S. 426 ff. getan hat, der ebenfalls mit Zu⸗ 
hilfenahme des § 242 die Duldungspflicht be- 
gründen will. Er geht zunächſt von dem richtigen 
Satze aus, daß ohne Annahme einer Vorlegungs⸗ 
pflicht — Heldmann handelt zunächſt von „Sachen“ 
als Augenſcheinsobjekten — eine Anwendung des 
$ 286 ZPO. ausgeſchloſſen ift. Er erachtet es 
geradezu für widerſinnig, aus der Weigerung als 
ſolcher einen nachteiligen Schluß zu ziehen, weil 
es abſolut nicht angehe, allein um dieſer Weige⸗ 
rung willen jemanden, der ſich vollkommen inner⸗ 
halb der Schranken der Rechtsordnung halte, einen 
Prozeßnachteil angedeihen zu laſſen. Inſoweit geht 
alſo Heldmann mit uns einig. Er findet, gleich⸗ 
falls in Uebereinſtimmung mit uns, im Prozeß⸗ 
recht keine die Verpflichtung rechtfertigende Be⸗ 
ſtimmung. nimmt deshalb zu dem in $ 242 BGB. 
aufgeſtellten Grundſatz von „Treu und Glauben“ 
ſeine Zuflucht. Er führt aus, daß, wenn es vom 
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Zuſtande eines im Beſitze einer Partei befindlichen 
Objektes abhänge, ob der Gläubiger die Leiſtung 
verlangen, der Schuldner ſolche verweigern dürfe, 
ein gemeinſchaftliches, weil beiden Parteien zum 
Nachweiſe des zwiſchen ihnen beſtehenden Rechts⸗ 
verhältniſſes dienendes Augenſcheinsobjekt vorliege, 
deſſen Zurückhaltung dem Grundſatze von Treu 
und Glauben widerſprechen würde. Doch genüge 
es in dieſem Falle nicht, daß der Augenſchein an 
dem vorzulegenden Objekte beweiserheblich ſei, daß 
die Entſcheidung über den beweisbedürftigen An⸗ 
ſpruch von dem Zuſtande der Sache abhänge, es 
müſſe vielmehr der Anſpruch ſelbſt davon abhängen; 
er müſſe in einer notwendigen, nicht in einer zu⸗ 
fälligen Beziehung zu der Sache ſtehen. Die 
Kauſalität müſſe ſich auf einen Satz des Privat⸗ 
rechts dergeſtalt gründen, daß der Zuſtand der 
Sache ſelbſt eine rechtsbegründende Tatſache dar⸗ 
ſtelle. Als Beiſpiele führt Heldmann folgende zwei 
Fälle an: Der auf Bezahlung von ein Paar 
Schuhen Verklagte wende ein, die Schuhe paßten 
nicht. Der klagende Schuſter beantrage daraufhin, 
dem Beklagten aufzugeben, zur Anprobe die Schuhe 
vorzulegen. Hier hänge der Anſpruch ſelbſt von 
dem Zuſtande der Schuhe ab, daher ſeien dieſe 
vorzulegen. Wenn dagegen z. B. ein Drogiſt von 
ſeinem Lieferanten auf Bezahlung gelieferter Kieſel⸗ 
ſäure verklagt werde und einwende, er habe nicht 
Kieſelſäure, ſondern Schwefelſäure erhalten, wenn 
der Lieferant dabei bleibe, daß er richtig Kieſel⸗ 
ſäure geliefert habe und ſich zum Beweiſe auf die 
Beſchaffenheit des Glaſes berufe, in dem die Säure 
geliefert worden ſei, ſo könne dem Drogiſten nicht 
die Auflage gemacht werden, das Glas vorzulegen, 
denn der Anſpruch auf Bezahlung des Kaufpreiſes 
hänge nicht vom Zuſtande des Glaſes ab; dieſer 
ſei nur beweisbehelflich für den Anſpruch. Nach 
dieſen Grundſätzen will Heldmann den Fall auch 


dann entſchieden wiſſen, wenn es ſich um die Vor⸗ 


Zwecke der Beſichtigung handelt. 


zeigung des eigenen Körpers einer Partei zum 
Wenn der Be⸗ 
weisgegner durch Vorzeigung von Augenſcheins⸗ 
objekten zur Mitwirkung bei der Aufklärung des 
Sachverhalts verbunden ſei, ſo könne man den 
Grund nicht einſehen, weshalb dieſe Verbindlichkeit 
beim menſchlichen Körper ſollte Halt zu machen 
haben. Nur größere Schranken der Vorzeigungs⸗ 
pflicht aus Gründen des Scham: und Sittlichkeits⸗ 
gefühls würden anzuerkennen ſein. Dies gelte 
auch für jene Fälle, in denen die Verbindlichkeit 
des Schuldners, deren Nachweis im Wege körper⸗ 
licher Beſichtigung in Frage ſtehe, wie z. B. die 
Alimentationspflicht der Verwandten, auf dem 
Familienverbande beruhe. Dagegen zeſſiere die 
Duldungspflicht in Eheſachen, wo eine Körper⸗ 
unterſuchung bei Eheſcheidungen wegen körperlicher 
Gebrechen und Krankheiten und wegen Geiſtes⸗ 
krankheit nötig werden könne. Aus dem ehelichen 
Verhältniſſe folge die Pflicht zur Duldung der 
Unterſuchung nicht. Die Vorzeigungspflicht ſei 
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alſo auf Schuldverhältniſſe zukbeſchränken. Doch 
müſſe das Schuldverhältnis, da es ja die Voraus⸗ 
ſetzung der Pflicht zur Beobachtung von Treu und 
Glauben ſei, bereits vorhanden, die Parteien 
müßten, um gegenſeitig zu Treu und Glauben ver⸗ 
bunden zu ſein, bereits in Rechtsbeziehung zuein⸗ 
ander getreten ſein. Daher habe der Kläger kein 
Recht auf Vorlegung und Vorzeigung, wenn er 
damit, wie z. B. im Patentprozeſſe die Tatſache 
der Patentverletzung, das Beſtehen ſeines Anſpruchs 
ſelbſt erſt beweiſen wolle. Die Pflicht zur Vor⸗ 
legung gehe endlich nie weiter, als Treu und 
Glauben erfordere, die körperliche Beſichtigung — 
ſelbſt die durch einen Arzt vorzunehmende — habe 
daher zu unterbleiben, wenn ſie dem Sittlichkeits⸗ 
gefühle widerſtreite oder wenn es ſich nur um An⸗ 
ſtellung mediziniſcher Verſuche an der menſchlichen 
Subſtanz handle; dieſe bräuchten in keinem Falle 
geduldet zu werden. Alle dieſe Regeln hätten 
ſowohl für den Offizialaugenſchein wie für den 
Parteiaugenſchein Geltung; denn erſterer ſchließe 
keine weitere Vorzeigungspflicht als der letztere 
in ſich. (Fortſetzung folgt). 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Zwiſchen verfügung im Beſchwerdeverfahren. Gegen 
einen die Eröffnung des Hauptverfahrens ablehnenden 
Beſchluß der Strafkammer legte der Staatsanwalt 
gemäß 8 209 Abſ. 2 StPO. die ſofortige Beſchwerde 
zum Oberſten Landesgericht ein. Dieſes Gericht 
beſchloß: „Der Beſchluß der Strafkammer wird als 
verfrüht aufgehoben. Zeuge N. N. iſt nochmals zu 
vernehmen.“ Nach Erledigung dieſes Beſchluſſes legte 
der Angeſchuldigte brieflich ein Geſtändnis ab. Die 
Sache war daher zur Eröffnung des Hauptverfahrens 
bereift. Doch hegte die Strafkammer über ihre Zu⸗ 
ſtändigkeit Zweifel und legte die Akten wieder dem 
Oberſten Landesgericht unter Darlegung ihrer Be⸗ 
denken vor. Das Oberſte Landesgericht beſchloß, es 
ſeien die Akten der Strafkammer zurückzuleiten, da 
dieſe nach Aufhebung des erſten Beſchluſſes zur 
weiteren Beſchlußfaſſung über die Anklage zuſtändig 
ſei. (Beſchw.⸗Reg. Nr. 707/1908). 

Die von der Strafkammer angeſchnittene Frage 
dürfte nicht unbeſtritten fein. Nach $ 351 Ab] 2 StPO. 
hat das Beſchwerdegericht, wenn die Beſchwerde ſür 
begründet erachtet wird, zugleich die in der Sache 
erforderliche Entſcheidung zu treffen. Unter „der Sache“ 
iſt hierbei nicht notwendig das Verfahren als Ganzes 
zu verſtehen, vielmehr ſtellt, wenn die Vorinſtanz ſich 
auf die Entſcheidung einer Vorfrage beſchränkt hatte, 
dieſe die dem Beſchwerdegericht vorliegende „Sache“ 
dar. (Entſch. d. RG. XIX S. 337.) Ein ſolcher Fall 
iſt hier jedoch nicht gegeben. 

Weiter kommt noch in Betracht, daß nach $ 353 
Abſ. 3 StPO. im Fall der ſofortigen Beſchwerde 
das Gericht zu einer Abänderung ſeiner Entſcheidung 
nicht befugt iſt. Der Grund dieſer Sonderbeſtimmung 
liegt darin, daß einzelne Arten von Beſchlüſſen die 
Bedeutung eines Urteils haben und einer gewiſſen 
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Rechtskraft fähig find (f. bei Löwe § 353 Note 8). Es 
widerſpricht wohl dem Weſen einer ſolchen Entſcheidung, 
daß eine Inſtanz in derſelben Sache, wie hier die 
Strafkammer, zweimal erkennt. 


II. Staatsanwalt Oskar Held in München. 


Die neuen Vorſchriften über das Verfahren in Aus: 
lieſerungsſachen. Die Bekanntmachung vom 28. De- 
zember 1908 (JMBl. 1909 S. 2) kommt einem leb⸗ 
haften Wunſche der mit der Strafverfolgung befaßten 
Beamten entgegen. Sie enthält die Neuredaktion der 
durch zahlreiche Nachträge und Berichtigungen unüber⸗ 
ſichtlich gewordenen und durch die Entwickelung des 
Auslieferungsverkehrs vielfach überholten Bekannt⸗ 
machung vom 9. Juli 1890 über das bei der Erwirkung 
von Auslieferungen zu beobachtende Verfahren. Bei 
dieſer Gelegenheit wurden an den Vorſchriften manche 
nicht unbedeutende Aenderungen vorgenommen. 

Während für den Auslieferungsverkehr 
an der Notwendigkeit der diplomatiſchen Vermittelung 
grundſätzlich feſtgehalten wird ($ 9), ift jetzt den Juſtiz⸗ 
behörden geſtattet, den Antrag auf Ablieferung 
des Verfolgten aus einem Konſulargerichtsbezirke bei 
dem deutſchen Konſul unmittelbar zu ſtellen (8 3). 
Die Ablieferung aus den Schutzgebieten ſoll wie 
bisher von den Zentralinſtanzen beantragt werden, 
da den Behörden die für die Erledigung zuſtändige 
Behörde des Schutzgebiets gewöhnlich nicht bekannt iſt. 

Die Unterſuchungsrichter mußten früher die 
Berichte, in denen ſie einen Auslieferungsantrag an⸗ 
regten, dem Juſtizminiſterium durch Vermittelung des 
Staatsanwalts vorlegen. 8 9 der neuen Bekannt⸗ 
machung ſieht die unmittelbare Berichterſtattung der 
verfolgenden Behörde, auch des Amtsanwalts, an das 
Miniſterium vor. Die Staatsanwälte der Pfalz haben 
deshalb in Auslieferungsſachen mit der Uebung zu 
brechen, daß ſie an den Oberſtaatsanwalt berichten. 

Nicht ſelten wird in eiligen Sachen die Bericht⸗ 
erſtattung dadurch verzögert, daß die Behörde auch 
in den Fällen, in denen beſondere Zweifel nicht 
beſtehen, vorher umfangreiche Ermittelungen über die 
Staatsangehörigkeit des Verfolgten und ähnliche 
Fragen anſtellt. Der eine Staatsanwalt erholt bei 
dem Bezirksamt einen Staatsangehöriakeitsausweis, 
der andere bei der Gemeinde einen Heimatſchein u. dgl. 
Dies iſt unnötige Arbeit. Die genaue Prüfung der 
Staatsangehörigkeit iſt in erſter Linie Sache des aus⸗ 
liefernden Staates, dem nach den Verträgen in der 
Regel Beſcheinigungen über die Staatsangehörigkeit 
des Verfolgten nicht zu liefern ſind. Gleiches gilt 
von den Ermittelungen über das im Zufluchtsſtaate 
geltende Recht, beſonders die Frage der Verjährung. 
Die 5 enthält die erforderliche Weiſung 
im $ 10 Abſ. 2 a. 

Eine 1 bringt auch 8 11 Abf. 1, der 
die Beglaubigungen, die nach den Staatsver⸗ 
trägen mit Oeſterreich⸗Ungarn und der Schweiz über⸗ 
flüſſig ſind, für den Auslieferungsverkehr nicht mehr 
fordert. 

Mit beſonderer Vorſicht iſt vorzugehen, wenn die 
verfolgte Perſon im Auslande vorläufig feſt⸗ 
genommen werden ſoll. Die verfolgende Behörde 
hat ſich vor allem darüber klar zu werden, ob ſie die 
Beſchreitung des diplomatiſchen Weges veranlaſſen 
muß oder den Antrag unmittelbar bei der zuſtändigen 
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Behörde des Auslandes oder bei einem Geſandten 
oder Konſul zu ſtellen hat. Hie und da glaubt ein 
Staatsanwalt oder Richter den Schwierigkeiten da⸗ 
durch aus dem Wege zu gehen, daß er die Polizei 
„requiriert“, die dann die in Betracht kommenden 
Polizeibehörden des Auslandes um Fahndung und 
vorläufige Feſtnahme erfucht. Dieſer Ausweg führt 
häufig nicht zum Ziele und widerſpricht in vielen 
Fällen den Vorſchriften. Den Polizeibehörden iſt es 
nicht verwehrt, Aufenthaltsermittelungen im 
Ausland anzuſtellen; bei der freieren Geſtaltung ihres 
Verkehrs mit dem Ausland eignen ſie ſich dazu 
meiſtens beſſer als die Juſtizbehörden. Um die vor⸗ 
läufige Feſtnahme, die die Auslieferung vor⸗ 
bereiten ſoll, können aber die Polizeibehörden das 
Ausland wirkſam nur erſuchen, wenn ihnen dieſe 
Befugnis durch Staatsvertrag ausdrücklich eingeräumt 
oder wenigſtens durch zwiſchenſtaatliche Uebung zu⸗ 
gebilligt iſt. In anderen Fällen beſteht kein Recht 
darauf und keine Gewähr dafür, daß die ausländiſche 
Behörde das Erſuchen beachtet. Auch Schwierigkeiten 
wegen der Verſchiedenheit der Sprache ſind nicht ſelten. 
Es kommt vor, daß die ausländiſche Behörde dann 
das Erſuchen zunächſt an den deutſchen Konſul zur 
Beifügung einer Ueberſetzung ſendet. Dadurch ent⸗ 
ſteht ein größerer Zeitverluſt. Es kann ferner nicht 
damit gerechnet werden, daß die ausländiſche Behörde 
der Polizeibehörde von der Feſthaltung des Verfolgten 
ſo ſchnell Kenntnis gibt, daß die meiſt kurze Ver⸗ 
wahrungsfriſt eingehalten und der Auslieferungs⸗ 
antrag rechtzeitig geſtellt wird. Es empfiehlt ſich 
hiernach, daß das Erſuchen um vorläufige Feſtnahme 
in der Regel von der verfolgenden Juſtizbehörde 
auf dem in der Bekanntmachung vorgeſchriebenen 
Wege erfolgt. Dann iſt aber folgendes zu beachten: 
Es geht nicht an, den Antrag auf vorläufige Feſt⸗ 
nahme zu ſtellen und darauf nichts mehr von ſich 
hören zu laſſen. Dem Antrag auf Feſtnahme hat 
vielmehr ſobald als möglich der Auslieferungsantrag 
zu folgen (S 26). Eine Ausnahme ift nur zuläſſig, wenn 
der Verfolgte mittlerweile anderweitig feſtgenommen 
wurde oder mittlerweile die Vermutung, er habe ſich an 
den Ort geflüchtet, wohin das Erſuchen gerichtet iſt, hin⸗ 
fällig wurde. Dann iſt aber das Erſuchen um Feſtnahme 
ſchleunigſt zu widerrufen. Es iſt nicht zu verkennen, 
daß damit der verfolgenden Behörde in den Fällen 
eine größere Arbeitslaſt aufgebürdet wird, in denen 
man z. B. nur weiß, daß der Täter von irgend einem 
europäiſchen Hafen die Fahrt nach Amerika antreten 
will. Die Erfahrung lehrt aber, daß ſchon mancher 
Verbrecher, der im Auslande vorläufig feſtgenommen 
wurde, alsbald die Freilaſſung erreichte, weil der 
Auslieferungsantrag nicht vorlag. 

Zum Schluſſe eine allgemeine Bemerkung. Die 
Bekanntmachung nimmt nicht Stellung zu der be⸗ 
ſtrittenen Frage, ob die verfolgende Juſtizbehörde 
geſetzlich verpflichtet iſt, das Auslieferungsver⸗ 
fahren in allen Fällen anzuregen, in denen ſie des 
im Auslande ſich aufhaltenden und der Stellung vor 
Gericht ſich entziehenden Beſchuldigten nach Staats⸗ 
vertrag oder völkerrechtlicher Uebung habhaft werden 
kann. Aber auch dann, wenn die Anregung des 
Auslieferungsantrags zunächſt dem pflichtmäßigen 
Ermeſſen der verfolgenden Behörde überlaſſen iſt, 
ſoll ſie bei der Handhabung dieſer Befugnis nicht zu 
ängſtlich ſein und vor allem nicht vor formellen 
Schwierigkeiten zurückſchrecken. Die Koſtenfrage, die 


mitunter vorgeſchoben wird, ſpielt eine untergeordnete 
Rolle. Der Verfolgte wird in der Regel koſtenfrei 
an die Grenze des ausliefernden Staates geſtellt. 
Befindet er ſich in einem überſeeiſchen Lande, ſo 
wachſen die Koſten freilich bedeutend an. Die Aus⸗ 
lieferungen aus den Vereinigten Staaten von Amerika 
ſind beſonders koſtſpielig; ſie koſten durchſchnittlich 
2000—3000 M. Auch die vorausſichtliche Dauer der 
Auslieferungshaft iſt zu berückſichtigen. In rechtlich 
einfach gelagerten Fällen iſt z. B. eine Auslieferung 
aus der Schweiz häufig in den erſten zwei Wochen 
von der Feſtnahme an zu erreichen. Dagegen dauert 
die Auslieferungshaft z. B. in Italien jedesmal einige 
Monate. Sie kann ſich ins Ungemeſſene verlängern, 
wenn der Verbrecher durch das Gebiet mehrerer 
Zwiſchenſtaaten geliefert werden muß. 

Ob ſie gegebenenfalls die Auslieferung anregen 
will, ſoll die verfolgende Behörde ſchon wiſſen, wenn 
fie die Ausſchreibung des Verfolgten in den Polizei⸗ 
und Fahndungsblättern veranlaßt, und in dem Aus⸗ 
ſchreiben bemerken. Es liegt nicht im Intereſſe der 
Rechtspflege, daß Leute, die wegen einer Bagatelle zur 
Verhaftung ausgeſchrieben ſind, auf Grund der Aus⸗ 
ſchreibung im Auslande feſtgenommen und nach tage⸗ 
langer Haft wieder freigelaſſen werden, weil die Aus⸗ 
lieferung bei der Geringfügigkeit der Sache nicht be⸗ 
trieben wird. Auf die ſchweren Folgen, die die un⸗ 
nötige Verhaftung für den Betroffenen haben kann, 
braucht nicht beſonders hingewieſen zu werden. 


II. Staatsanwalt Bleyer, verw. im Juſtizminiſterium. 


Aus der Praxis der Gerichte. 
Reichsgericht. 


Zivilſachen. 
I. 


Die Unkündbarkeit einer Hypothek ift keine „Eigen⸗ 
ſchaft einer Sache“ i. ©. des § 119 Abſ. 2 und des 
459 Abſ. 2 des BGB. Der Irrtum über die Un: 
undbarkeit der vom Käufer übernommenen Hypothek; 
forderung ift nicht Irrtum über den Inhalt der Er- 
klärung. Aus den Gründen: 1. Mit Recht verwirft 
das Os G. die Behauptung, daß dem Grundſtücke eine 
zugeſicherte Eigenſchaft fehle (8 459 Abſ. 2, § 462 
BGB.). Die Verſicherung der Tatſache, daß die auf 
dem Grundſtücke eingetragene Hypothek unkündbar ſei, 
ſolange der alte M. lebe, iſt nicht Zuſicherung einer 
Eigenſchaft des Grundſtückes. Allerdings fallen unter 
den Begriff der Eigenſchaften einer Sache nach der 
ſtändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts nicht nur 
die natürlichen, der Sache an ſich zukommenden Eigen⸗ 
ſchaften, ſondern auch tatſächliche oder rechtliche Ver⸗ 
hältniſſe der Sache, wenn ſie zufolge ihrer Beſchaffen⸗ 
heit und vorausgeſetzten Dauer nach den Anſchauungen 
des Verkehrs einen Einfluß auf die Wertſchätzung der 
Sache zu üben pflegen. Jedoch können ſolche Ver⸗ 
hältniſſe nur dann als Eigenſchaften der Sache angeſehen 
werden, wenn ſie als Merkmale, die bei einer Sache 
wertgeſchätzt zu werden pflegen, mit der Sache ſelbſt 
verbunden ſind und das Eigentumsrecht an der Sache 
ſie als einen Teil ſeines Gegenſtandes und ſeines In⸗ 
haltes in ſich ſchließt. Rechte Dritter an der Sache 
beſchränken nur die Ausübung des. Eigentumsrechtes. 
Auf den Gegenſtand des Eigentumsrechtes in ſeiner 
Geſtaltung, feinem Umfange, feiner Eigenart hat es 


70 


— 


keinen Einfluß, ob und mit welchem Inhalte Rechte 
Dritter an der Sache beſtehen oder ob die Sache von 
ſolchen Rechten frei iſt. Daher gehört die Unkündbar⸗ 
keit einer Hypothek, mit der ein Grundſtück belaſtet 
iſt, wohl zum Weſen des betreffenden Hypothekenrechts, 
aber eine Eigenſchaft des Grundſtückes ift fie nicht (vgl. 
Staudinger Anm. II 4 d zu $ 119 BGB.). 

2. Sodann erklärt [das OLG. auch die Voraus⸗ 
ſetzungen für die, Anfechtung des Kaufvertrages wegen 
Irrtums mit Recht für nicht gegeben. Um einen Irr⸗ 
tum über eine Eigenſchaft der Sache i. S. des $ 119 
Abſ. 2 BGB. handelt es ſich nicht. Die Unkünd barkeit 
einer Hypothek iſt, wie oben dargelegt worden iſt, 
nicht eine Eigenſchaft des mit der Hypothek belaſteten 
Grundſtückes, und die Hypothek, ſoweit die Unkünd⸗ 
barkeit als deren Eigenſchaft in Betracht kommen 
könnte, ift keine „Sache“, da nach 8 90 BGB. Sachen 
i. S. des BGB. nur körperliche Gegenſtände find (vgl. 
Staudinger Anm. II 4 d zu § 119 BGB.). Auch hat 
der Kläger beim, Abſchluſſe des Kaufvertrages ſich 
nicht im Sinne des § 119 Abſ. 1 BGB. „über den 
Inhalt feiner Erklärung“ im Irrtum befunden, 
wenn er irrtümlich angenommen hat, die Hypothek 
fei bis zum Tode des alten M. - unkündbar. Denn der 
Inhalt der auf Abſchluß des Kaufvertrages gerichteten 
Erklärung des Klägers betraf hinſichtlich der Hypothek 
die Uebernahme in Anrechnung auf den Kaufpreis. 
Ueber dieſen Inhalt iſt der Kläger nicht im Irrtum 
geweſen. Wenn er geglaubt hat, er werde die Hypo⸗ 
thekenforderung nicht vor dem Tode des alten M. 
zufolge der Schuldübernahme auszuzahlen brauchen, 
ſo zhat er, ſich über die Rechtsfolgen feiner Erklärung 
der Schuldübernahme geirrt; und wenn er durch die 
Annahme, die Hypothek ſei bis zum genannten Zeit⸗ 
punkte unkündbar, zu der Schuldübernahme wie über⸗ 
haupt zum Abſchluſſe des Kaufvertrages veranlaßt 
worden ſein ſollte, ſo läge ein Irrtum im Beweggrunde 
vor. Nicht aber wäre ein Irrtum über den Inhalt der 
Erklärung gegeben. (Urt. d. V. 8S. vom 28. Nov. 
1908, V 27/08). 
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II 


Mündliche Nebenabreden beim Grundſtückskauſ. 
Umfang der heilenden Kraſt der Auflaſſung. Der Be- 
klagte kaufte von der Klägerin mehrere Grundſtücke 
und erhielt die Auflaſſung. Bei den Kaufverhand⸗ 
lungen ſoll die Möglichkeit in Betracht gezogen worden 
ſein, daß die Grundſtücke als Bauplatz für ein neues 
Poſtgebäude Verwendung finden würden und es ſoll 
für dieſen Fall vereinbart ſein, daß zwei näher be⸗ 
zeichnete Streifen Land zurüͤckzuübertragen feien und 
daß noch eine beſondere Entſchädigung zu zahlen ſei. 
Später hat der Beklagte einen Bauplatz an den Poſt⸗ 
fistus abveräußert. Die Klägerin klagte auf die Er: 
füllung der angeblich mündlich getroffenen Neben⸗ 
abreden. Das RG. äußerte ſich über ihre Gültigkeit 
in folgender Weiſe: „Das OLG. nimmt an, die un⸗ 
ſtreitig nur mündlich getroffene Abrede ſei form⸗ 
ungültig, und der Formmangel habe durch die ſpätere 
Auflaſſung und Eintragung nicht geheilt werden 
können. Denn deren Gegenſtand habe ſich nicht mit 
dem Vertragsgegenſtande gedeckt. Letzteres iſt in der 
Entſch. d. RG. Bd. 56 S. 383 mit Recht für den Fall 
angenommen worden, daß bei einem Kauf- oder Tauſch⸗ 
vertrage nur erſt das eine oder andere der veräußerten 
Grundſtücke aufgelaſſen worden iſt. Allein der vor⸗ 
liegende Fall liegt weſentlich verſchieden. Die ver⸗ 
äußerten Grundſtücke ſind ſämtlich aufgelaſſen 
worden, und in Frage ſteht nur die für einen be⸗ 
ſtimmten Fall übernommene Verpflichtung zur Rück⸗ 
auflaſſung gewiſſer Flächen. Eine hierauf gerichtete 
Vereinbarung bildete einen Beſtandteil des einheitlich 
gewollten und durch den Eigentümer erfüllten Ver⸗ 
äußerungsvertrags, und ſie wurde daher durch die 
Auflaſſung formgültig, falls damals der Vertrags- 
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wille fortbeſtand (Turnau⸗Foerſter Bd. I S. 426). Dies 

ift um fo weniger zu bezweifeln, als nach § 313 Abf. 2 

BGB. der formungültig geſchloſſene Vertrag ſeinem 

ganzen Inhalte nach gültig wird.“ (Urt. des V. 38. 

vom 21. November 1908, V 59/08). 
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III. 


It ein eigenhändiges Teſtament gültig, wenn der 
Erblajier beim Schreiben von einer andern Perſon 
unterſtützt wurde? Aus den Gründen: Die 
Reviſion macht geltend: Ein eigenhändiges Teſtament 
i. S. des $ 2231 Nr. 2 BGB. liege nicht vor. Nach den 
Feſtſtellungen des OLG. habe die H. nachgeholfen, 
wenn ſie gemerkt habe, daß der Erblaſſer einen 
beſtimmten Buchſtaben machen wollte. Wie ſie das 
gemerkt habe, ſei nicht feſtgeſtellt, was um ſo mehr 
geboten geweſen fei, als das Os G. anderweit feſtſtelle, 
daß die Zeugin nicht das gekannt habe, was der Erb⸗ 
laſſer in den Text des Teſtaments aufgenommen wiſſen 
und welcher Ausdrücke er ſich bedienen wollte. Das 


ſei ein Widerſpruch. Die Reviſionsangriffe ſind hin⸗ 


fällig. Dem OLG. ift darin beizupflichten, daß ein 
eigenhändiges Teſtament nicht vorliegen würde, wenn 
die Hand des Erblaſſers bei der Niederſchrift völlig 
unter der RER und Leitung der H. geſtanden 
hätte. In Wahrheit hätte alsdann nicht die eigene 
Hand des Erblaſſers, ſondern die des Dritten die 
Niederſchrift bewirkt. Blieb aber die Hand des Teſtie⸗ 
renden bei der Ausführung der Niederſchrift in der 
vom Teſtierenden gewollten Bewegung frei und wurde 
ihr hierbei von einem Dritten nur Unterſtützung zur 
Ermöglichung der Niederſchrift geliehen, fo ift begriff- 
lich ein eigenhändiges Teſtament gegeben. Ob im 
Einzelfalle nur eine ſolche Unterſtützung oder darüber 
hinaus eine beſtimmende und maßgebende Führung 
der Hand ſtattgefunden hat, iſt nach der konkreten 
Sachlage zu beurteilen. Nach den Feſtſtellungen des 
OLG. geſchah die Mitwirkung der H. nur durch Feſt⸗ 
halten des Handrückens und gegebenenfalls durch 
Drücken des feſtgehaltenen Handrückens. Das OLG. 
hat die Ueberzeugung gewonnen, daß bei dieſer Art 
von Hilfeleiſtung die Finger des Erblaſſers in ihrer 
Bewegung frei und ſelbſttätig blieben. Ohne Rechts⸗ 
irrtum durfte es bei dieſer Sachlage als erwieſen an⸗ 
ſehen, daß der Erblaſſer die Niederſchrift nach ſeinem 
eigenen Willen unter ſelbſtändiger Führung ſeiner 
Hand, alſo eigenhändig bewirkt hat. Der behauptete 
Widerſpruch in der Ausſage der H. liegt nicht vor. 
Die Zeugin konnte recht wohl aus der von der Hand 
des Teſtators ausgegangenen Bewegung bei der Bil⸗ 
dung des einzelnen Schriftzeichens entnehmen, welchen 
Buchſtaben er niederſchreiben wolle, ohne daß ſie vor⸗ 
her den Text des Teſtaments zu kennen brauchte. 
(Urt. d. IV. 35. v. 8. Okt. 1908, IV 5/08). 
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IV. 


Unter welchen Vorausſetzungen ift der Erwerber 
eines Grundſtücks verpflichtet, die von ihm übernommenen 
Hypothekforderungen ſofort zu tilgen? Durch notariellen 
Vertrag verkaufte der Kläger Teile ſeines Grundſtücks 
an den Beklagten. Dieſer übernahm zwei auf dem 
Grundſtück eingetragene Hypotheken in Anrechnung 
auf den Kaufpreis. Die verkauften Teile wurden ihm 
en Der Kläger hat behauptet, der Beklagte 
habe ſich nach dem Vertragsſchluſſe und vor der Auf⸗ 
laſſung ihm gegenüber verpflichtet, die Löſchung der 
Hypotheken herbeizuführen. Er iſt aber der Anſicht, 
daß der Beklagte dieſe Verpflichtung ſchon auf Grund 
der vertragsmäßigen Uebernahme habe, und er hat 
mit dem Antrage geklagt, den Beklagten zu verurteilen, 
die zur Löſchung der übernommenen Hypotheken er⸗ 
forderlichen Unterlagen, ſowie die Löſchungsbewilligung 
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der Gläubiger zu b chen und ihm, dem Kläger, 
auszuhändigen. Das LG. hat dem Beklagten den 
ihm über jene Behauptung des Klägers zugeſchobenen, 
von ihm angenommenen Eid auferlegt und von ſeiner 
Leiſtung die Abweiſung der Klage, von ſeiner Nicht⸗ 
leiſtung dagegen die Verurteilung des Beklagten zur 
Herbeiführung der Löſchung abhängig gemacht. Die 
Berufung des Klägers wurde zurückgewieſen. Die 
Reviſion hatte Erfolg. 


Gründe: Die Uebernahme einer Hypothekenſchuld 
durch den Erwerber des belafteten Grundſtücks in dem 
Vertrag mit dem Veräußerer ift im 8 416 BGB. im 
Anſchluß an die im § 415 behandelte Vereinbarung 
einer Schuldübernahme zwiſchen dem Schuldner und 
dem Uebernehmer geregelt. Sie iſt auch ihrem Weſen 
nach ein beſonderer Fall einer ſolchen Vereinbarung 
und auf fie finden die im 8 415 gegebenen Vorſchriften 
inſoweit Anwendung, als ſie nicht durch die beſon⸗ 
deren Beſtimmungen des § 416 ausgeſchloſſen werden. 
Für ſie gilt deshalb auch die die u Verpflichtung 
des Uebernehmers gegenüber dem Schuldner beſtim⸗ 
mende Senn des 3. Abſ. des § 415: daß jener 
dieſem gegenüber im Zweifel verpflichtet ſei, den 
Gläubiger rechtzeitig zu befriedigen. Unter der „recht⸗ 
zeitigen Befriedigung“ des Gläubigers, zu der der 
Uebernehmer nach dem 3. Abf. des § 415 „im Zweifel“ 
verpflichtet ſein ſoll, iſt eine ſo rechtzeitige Befriedi⸗ 
gung zu verſtehen, daß der alte Schuldner vom Gläu⸗ 
biger nicht mit Erfolg in Anſpruch genommen werden 
kann. Der Uebernehmer braucht den Gläubiger des⸗ 
halb jedenfalls nicht zu befriedigen, bevor dieſer Be⸗ 
friedigung beanſpruchen oder, wie das OLG. ſagt, 
die Forderung einziehen kann, alſo auch nicht vor der 
Fälligkeit und nicht ſchon dann, wenn dieſe durch 
Kündigung hätte herbeigeführt werden können. Nach 
dem für die Vorſchrift maßgebenden geſetzgeberiſchen 
Grunde wird mit Turnau⸗Förſter (Liegenſchaftsrecht 
Bd. 1 Anm. III auf S. 1120) ſogar anzunehmen ſein, 
daß eine vom Schuldner ohne oder gegen den Willen 
des Uebernehmers herbeigeführte Fälligkeit dieſen zur 
Befriedigung des Gläubigers nicht verpflichtet. 


Allein der 3. Abſ. des § 415 enthält, wie er durch 
die Worte „im Zweifel“ anzeigt, nur eine Auslegungs⸗ 
regel. Das Geſagte gilt nur, wenn und ſoweit ſich 
nicht aus den beſonderen Umſtänden des Falles ein 
abweichender Vertragswille ergibt. Ein ‚folder Um- 
ſtand kann aber ſehr wohl namentlich in der vom 
Os G. gar nicht gewürdigten Tatſache gefunden werden, 


daß an den Beklagten nur Teile des belaſteten Grund⸗ 


ſtücks veräußert und die übernommenen Poſten auf 
dem Reſtbeſitz des Klägers ſtehen geblieben ſind. Nicht 
ohne Grund hat der Kläger ſchon in der Vorinſtanz 
darauf hingewieſen, daß, wenn der Beklagte durch die 
Uebernahme nicht wenigſtens zu der Beſchaffung der 
Einwilligung der Gläubiger in die Löſchung der über⸗ 
nommenen Poſten auf ſeinem Reſtbeſitz verpflichtet 
worden iſt, dieſer Beſitz für unabſehbare Zeiten damit 
belaſtet und dadurch unbeleihbar und unverkäuflich 
ſein würde. Im Zuſammenhange mit jener Tatſache 
gewinnen auch andere vom Kläger für ſeine Auf⸗ 
faſſung geltend gemachte Umſtände an Bedeutung, ſo 
die angebliche Tatſache, daß der Kläger, wie dem Be⸗ 
klagten bekannt geweſen, ſeinen Reſtbeſitz hat in 
Trennſtücken verkaufen wollen. Hiernach unterlag das 
he der Aufhebung. Das vom Reviſionsbeklagten 
angeführte Urteil des Senats V 37/1907 vom 17. Juni 
907 ſteht auf keinem von dem hier vertretenen ab⸗ 
1 Standpunkt. Allerdings handelte es ſich 
auch dort um die Uebernahme von Hypotheken durch 
den Käufer eines Teiles des damit belaſteten Grund⸗ 
ſtücks und es iſt der Senat dort der Annahme des 
Os G., daß der Uebernehmer die Fälligkeit der Hypo⸗ 
the? durch Kündigung nicht herbeizuführen brauche, 
nicht entgegengetreten. Begründet iſt dieſe Stellung⸗ 
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nahme aber mit der „,unanfechtbaren Vertrags⸗ 

auslegung“ des OLG. (Urt. des V. 3S. vom 

10. Oktober 1908, V 578/07). — —— — n. 
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y. 


Zur Auslegung des § 1353 Abſ. 2 Satz 1 BGB. 
Aus den Gründen: Das OLG. erblickt in dem 
Verlangen des Klägers nach Herſtellung der häuslichen 
ek einen Pno feines Rechts und wendet 
$ 1353 Abſ. 2 Satz 1 BGB. an. Es hält für erwieſen, 
daß die ernſte Abſicht das eheliche Zuſammenleben 
mit der Beklagten wieder aufzunehmen und fortzu⸗ 
ſetzen, dem Kläger fehlt. Damit ift § 1353 BGB. nicht 
verletzt. Das Urteil entſpricht vielmehr der bisherigen 
reichsgerichtlichen Rechtſprechung, die von jeher daran 
feſtgehalten hat, daß ein Ehegatte fein Recht miß⸗ 
braucht, wenn er ohne den ernſten Willen, die eheliche 
Lebensgemeinſchaft wiederherzuſtellen, gleichwohl an 
den anderen Ehegatten klagend das Verlangen ſtellt, 
daß er dieſe Gemeinſchaft wieder herſtelle. Demgegen⸗ 
über verweiſt die Reviſion auf die in dem Aufſatze 
von Eichhorn gegen 9 00 Rechtſprechung vorgebrachten 
Bedenken (DJ Z. 1905 Spalte 1111). Mögen aber 
auch die Darlegungen dieſes Schriftſtellers für eine 
künftige Geſetzgebung beachtenswert ſein, ſo können ſie 
doch bei der Anwendung des geltenden Rechts keine 
Bedeutung erlangen. Darüber, daß nach § 1353 Abſ. 2 
die Verpflichtung zur ehelichen Lebensgemeinſchaft 
nicht nur durch das Beſtehen eines Eheſcheidungs⸗ 
grundes (Satz 2), ſondern ebenſo ohne einen ſolchen 
in dem Falle ausgeſchloſſen iſt, wenn das Verlangen 
nach Herſtellung der Gemeinſchaft einen Rechtsmiß⸗ 
brauch darſtellt (Satz 1), iſt nach der bündigen Faſſung 
der Geſetzesvorſchrift nicht hinwegzukommen und der 
Verſuch, nachzuweiſen, daß es ohne das Vorhandenſein 
eines Scheidungsgrundes einen derartigen Rechtsmiß⸗ 
brauch überhaupt nicht gebe, ſetzt ſich mit dem Geſetzes⸗ 
me in einen offenſichtlichen Widerſpruch. (Urt. des 

V. 35. vom 19. Oktober 1908, IV 144/08). 
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VI. 


Rückforderung eines chenden (8 817 BGB.). 

* dem Geſchäfte der Firma L. war der Hausdiener 

K. beſchäftigt; er hatte Kenntnis davon erlangt, daß 
in verſchiedenen Fällen Kunden benachteiligt worden 
waren und nützte ſeine Kenntnis nach ſeinem Dienſt⸗ 
austritt in der Weiſe aus, daß er von den Inhabern 
der Firma durch Androhung einer Anzeige erhebliche 
Summen erpreßte. K., der nicht ſchriftgewandt war, 
wandte ſich auch an den Beklagten mit der Bitte um 
Rat und Unterſtützung. Die Klägerin behauptet nun, 
daß der Beklagte mit ähnlichen Erpreſſungsverſuchen 
aufgetreten ſei. Er habe ein Schweigegeld von 15 000 M 
gefordert. W., einer der Firmeninhaber, habe ihm 
7500 M gezahlt. Der klagende Konkursverwalter ver- 
langt ihre Rückzahlung wegen verwerflichen Empfanges. 
Die Vorinſtanzen haben der Klage ſtattgegeben. Die 
Reviſion blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Die Reviſion . 
die Annahme der Vorderrichter, daß zwar nicht die 
Zahlung der 7500 M Schweigegeld durch W. an den 
Beklagten, wohl aber die Annahme des Geldes durch 
den Beklagten gegen die guten Sitten verſtoßen habe. 
Die 88 817, 138 BGB. werden als verletzt bezeichnet. 
Das OLG. ſtellt feft, daß die 7500 M auf Verlangen 
des Beklagten dieſem von W. zu dem Zwecke gegeben 
ſeien, um das Schweigen des Beklagten über die ihm 
bekannt gewordenen Unregelmäßigkeiten im Geſchäfte 
der Firma zu erkaufen. Wenn demzufolge das OLG. 
in der Annahme des Geldes einen Verſtoß gegen die 
guten Sitten erblickt, ſo kann ihm darin nur beige⸗ 
treten werden. Allerdings traf den Beklagten als 
Mitwiſſer von angeblich vorgefallenen Betrügereien 
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weder eine rechtliche noch eine ſittliche Pflicht, die 
Staatsanwaltſchaft oder die betrogenen Kunden in 
Kenntnis zu ſetzen. Er durfte nach ſeinem Belieben 
Schweigen beobachten oder nicht beobachten. Allein 
der Beklagte machte ſein Schweigen zum Gegenſtande 
eines gewinnbringenden Geſchäftes, indem er ſich gegen 
eine Zahlung von 7500 M zum Schweigen verpflichtete. 
Ein ſolches Abkommen verſtößt in der Regel gegen 
die guten Sitten. Hier kann darüber, daß die An⸗ 
nahme des Geldes gegen die guten Sitten verſtieß, 
umſoweniger ein Zweifel ſein, als der Beklagte die 
Hergabe des Geldes durch die brieflichen und münd⸗ 
lichen Drohungen, die Vorgänge bekannt zu geben, 
erwirkt, alſo ſelbſt eine ſtrafbare — wegen Verjährung 
nicht mehr verfolgbare — Handlung begangen hat. 
Nach der weiteren Annahme des OLG. ift in der 
Zahlung der 7500 M ein Verſtoß gegen die guten 
Sitten nicht zu erblicken. Es führt aus, dem W. 
habe hauptſächlich daran gelegen, den guten Ruf der 
Firma zu ſchützen, die Firmeninhaber und deren 
Familien vor wirtſchaftlicher Not zu bewahren und 
die Firma imſtande zu erhalten, den geſchädigten 
Kunden den Schaden zu erſetzen. Es ſei ihm weniger 
darauf angekommen, einer ſtrafrechtlichen Unterſuchung 
vorzubeugen. Gegen dieſe Ausführungen, die auf 
tatſächlicher Würdigung der Verhältniſſe beruhen, 
ſind rechtliche Bedenken nicht zu erheben. Auch bei 
dieſem Punkte wäre noch darauf hinzuweiſen, daß, 
wenn W. nicht freiwillig, ſondern unter dem Zwange 
der Drohungen des Beklagten die Zahlung geleiſtet 
hat, dem W. ein Verſtoß gegen die guten Sitten im 
Sinne des § 817 BGB. überhaupt nicht zur Laſt ge⸗ 
legt werden kann. Ihn traf unter ſolchen Umſtänden 
keine Verantwortung für die ihm abgenötigte Hingabe 
des Geldes. (Urt. des IV. ZS. vom 2. November 
1908, IV 88/08). 
1507 
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Oberſtes Landesgericht. 


A. Zivilſachen. 
I. 


Kann der Hypothekgläubiger vom Notar Eiuſicht 
oder Abſchrift des Vertrags verlangen, durch den der 
Schuldner das verpfändete Anweſen veräußert und der 
Erwerber die Schuld übernimmt? (Not. von 1899 
Art. 22). Ein Anweſen, an dem für H. Hypotheken 
beſtehen, haben laut notarieller Urkunde die Eigen⸗ 
tümer an F. vertauſcht; der Erwerber iſt als Eigen⸗ 
tümer im Grundbuch eingetragen. Der Hyppotheken⸗ 
gläubiger erſuchte das Notariat um eine Ausfertigung 
der Urkunde, damit er beurteilen könne, ob er den 
Erwerber als Schuldner annehmen ſolle. Der Notar 
weigerte ſich, weil die Einwilligung der bei dem 
Tauſchvertrage Beteiligten nicht beigebracht war. H. 
ſtellte an das Landgericht M. den Antrag, das Notariat 
zur Erteilung der Ausfertigung anzuweiſen. Das LG. 
wies den Antrag zurück. Die Beſchwerde iſt vom 
Oberſten Landesgericht zurückgewieſen worden. 

Gründe: Das LG. hat mit Recht den Antrag 
zurückgewieſen. Der Notar ift nach Art. 21, 22 NotG. 
den bei der Errichtung einer Urkunde Beteiligten zur 
Wahrung des Amtsgeheimniſſes verpflichtet; er darf 
ohne ihre Zuſtimmung anderen Perſonen weder die 
Einſicht der Urkunde geſtatten noch eine Abſchrift er⸗ 
teilen, ſofern ſie nicht ein berechtigtes Intereſſe glaub⸗ 
haft machen. Das LG. hat daher mit Recht auch er⸗ 
wogen, ob nicht dem vom Antragſteller geltend ge⸗ 
machten Intereſſe ein berechtigtes Intereſſe der an dem 
Vertrage beteiligten Perſonen daran entgegenſteht, 
daß der Inhalt des Vertrags einem Dritten nicht ohne 
ihre Zuſtimmung bekannt wird, und hat dies mit 
Recht bejaht. Uebrigens beſteht ein berechtigtes In⸗ 


tereſſe des Antragſtellers an der Einſicht der Urkunde 
überhaupt nicht. Er konnte nicht darlegen, daß durch 
den Vertrag ſeine Rechtslage berührt wird. Die Ver⸗ 
äußerung des für ihn mit Hypotheken belaſteten Grund- 
ſtücks läßt den Beſtand ſeines Hypothekenrechts unbe⸗ 
rührt. Aus dem Grundbuche kann er entnehmen und 
durch die Mitteilung des GA. hat er auch ſchon er- 
fahren, wer jetzt Eigentümer des Grundſtücks iſt. Auch 
die ihm gegenüber beſtehende perſönliche Haftung für 
die Schulden wird durch die Veräußerung nicht be⸗ 
rührt, ſie bleibt ſo lang unverändert, als er nicht in 
eine Aenderung willigt. Hat der Erwerber durch Ver⸗ 
trag mit den Veräußerern die Schulden übernommen, 
ſo iſt zur Wirkſamkeit der Uebernahme dem Beſchwerde⸗ 
führer gegenüber deſſen Genehmigung erforderlich. 
Ob er deren Erteilung von der Geſtattung der Ein⸗ 
ſicht der Urkunde abhängig machen oder ſich ohne dieſe 
von den Verhältniſſen der Erwerber und ihrer Kredit⸗ 
würdigkeit auf andere Weiſe Kenntnis verſchaffen will, 
ſteht bei ihm. Tut er das erſte, ſo müſſen die Be⸗ 
teiligten ihm entweder die Einſicht geſtatten oder auf 
die Aenderung des Schuldverhältniſſes verzichten. An 
ſich aber kann, wer durch ein Rechtsgeſchäft Gläubiger 
eines anderen werden ſoll, nicht ohne weiteres ver⸗ 
langen, daß dieſer ihm ſeine Vermögensverhältniſſe 
dargelegt oder Einblick in ſeine rechtsgeſchäftlichen Be⸗ 
ziehungen zu anderen gewährt und zu dieſem Zwecke 
die Einſicht von Urkunden geſtattet. Die Nichtgewäh⸗ 
rung dieſer Aufſchlüſſe mag den, der durch das Rechts⸗ 
geſchäft Gläubiger werden ſoll, dazu beſtimmen, ſich 
auf das Rechtsgeſchäft nicht einzulaſſen, ein Nachteil 
für ſeine rechtliche Lage aber wird dadurch nicht her⸗ 
beigeführt; ſein Intereſſe an der Einſicht der Urkunden 
iſt daher nicht berechtigt. (Beſchluß des II. ZS. vom 
14. Dezember 1908; Reg. VI Nr. 13/1908). W. 
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II. 


Zur Entſcheidung über eine in Bayern gegen den 
Beſchluß des Strafſenats eines Oberlandesgerichts wegen 
Verletzung des § 33 NAD. eingelegten Beſchwerde find 
die Zivilſenate des Oberſten Landesgerichts juhändig. 
Form der Einlegung der Beſchwerde (8 35 RA0.; 
8 132, § 135 Nr. 2 GG.; Abſ. 1, § 10 EG. z. 
GVG.; $ 569 Abſ. 2 ZPO., Novelle zur ZPO. vom 
5. Juni 1905 Art. I Ziff. 11 b, Art. II). Der Reiſende 
W. hat gegen M. die Erhebung öffentlicher Klage 
wegen Meineids beantragt und gegen den ablehnenden 
Beſcheid die Beſchwerde an den OStA. erhoben. Da 
der OSEN. die Beſchwerde zurückgewieſen hat, beab⸗ 
ſichtigt W. bei dem Os GG. den Antrag auf gerichtliche 
Entſcheidung zu ſtellen. Er hat bei mehreren Rechts⸗ 
anwälten den vergeblichen Verſuch gemacht, die vor⸗ 
geſchriebene Unterzeichnung der Antragsſchrift durch 
einen Rechtsanwalt zu erlangen, und deshalb an das 
OLG. das Geſuch geſtellt, ihm dazu einen Rechtsanwalt 
beizuordnen. Das OLG., Strafſenat, hat das Geſuch 
wegen Ausſichtsloſigkeit der beabſichtigten Rechts⸗ 
verfolgung zurückgewieſen. W. hat nun durch Ein⸗ 
reichung einer von ihm geſchriebenen und N 
benen Beſchwerdeſchrift Beſchwerde mit dem Antrag 
eingelegt, ihm unter Aufhebung der Entſcheidung einen 
Rechtsanwalt beizuordnen. Das OLG. hat die Be- 
ſchwerde dem Oberſten Landesgerichte vorgelegt. Das 
Oberſte Landesgericht hat die Beſchwerde als unzu⸗ 
läſſig verworfen. 

Gründe: Nach 8 35 RAD. ſteht gegen die Gnt- 
ſcheidung, durch welche die auf Grund des § 33 be- 
antragte Beiordnung eines Rechtsanwalts abgelehnt 


wird, dem Antragſteller die Beſchwerde nach Maßgabe 


der ZPO. zu, die Beſchwerde ift alfo als Beſchwerde 
in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten zu behandeln und 
über ſie hat das Oberſte Landesgericht in einem Zivil⸗ 
ſenate zu entſcheiden, gleichviel ob die Entſcheidung 
des OLG. von einem Zivilſenat oder einem Straf⸗ 
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ſenat erlaſſen iſt ($ 132 und $ 135 Nr. 2 GVG. mit 
8 Abſ. 1 und 8 10 EG. z. GVG.). Auf die Cin- 
legung der Beſchwerde findet die Vorſchrift des 8 78 
Abſ. 1 BPO. keine Anwendung (RG. Bd. 6 S. 392), 
die nach 3 79 BPO. ſelbſt handelnde Partei ift aber, 
wenn die Beſchwerde ſich gegen die Entſcheidung eines 
OLG. richtet, nach Art. LI des Gef. vom 5. Juni 1905, 
betr. Aenderungen der ZPO. (RGBl. S. 536) an die 
Formvorſchrift des §8 569 Abſ. 2 Satz 2 ZPO. i. d. F. 
des Geſetzes vom 5. Juni 1905 gebunden, die, ſofern 
nicht die Beſchwerdeſchrift von einem Rechtsanwalt 
unterzeichnet iſt, Erklärung zum Protokolle des Ge⸗ 
richtsſchreibers des OLG. oder Einreichung einer zum 
Protokolle des Gerichtsſchreibers eines Amtsgerichts 
erklärten Beſchwerdeſchrift fordert. Die ZPO. läßt 
in der neuen Faſſung die Einlegung der Beſchwerde 
gegen eine Entſcheidung des OLG. in der Weiſe, daß 
die Partei eine nur von ihr unterſchriebene Beſchwerde⸗ 
ſchrift einreicht, nicht mehr zu, ſoweit dies bis zum 
Inkrafttreten des Geſ. vom 5. Juni 1905 ſtatthaft war, 
tit nunmehr die Formvorſchrift des 8 569 Abſ. 2 Satz 2 
maßgebend, ſie gilt deshalb auch für die Beſchwerde 
nach § 35 RAD. (Gaupp⸗ Stein, ZPO. 8., 9. Aufl. 
Bd. 2 Bem. IV A 2 a, B 2 S. 136). (Beſchluß des 
L 3S. vom 23. Dezember 1908, Reg. II 84/1908). 
1500 W. 


B. Strafſachen. 
I. 


Fällt das e von Inſeratenaufträgen unter 


den Begriff des „Aufſuchens von Warenbeſtellungen“ 
oder unter den Begriff des Aubietens i 
Leiſtungen? Aus den Gründen: 844 Abſ. 1 GewO. 
geſtattet dem, der ein ſtehendes Gewerbe betreibt, — 
mit den in den Abſ. 2 u. 3 enthaltenen Einſchrän⸗ 
kungen — auch außerhalb des Gemeindebezirks ſeiner 
gewerblichen Niederlaſſung perſönlich oder durch die 
in ſeinem Dienſte ſtehenden Reiſenden für die Zwecke 
ſeines Gewerbebetriebs Waren aufzukaufen und Be⸗ 
. auf Waren zu ſuchen. Wer nach § 44 GewO. 

arenbeſtellungen aufſucht oder Waren aufkauft, bedarf 

ierzu nach 8 44a GewO. einer Legitimationskarte. 

uwiderhandlungen gegen 88 44 und 44a find in 
§ 148 Ziff. 5 GewO. mit Strafe bedroht. Das Aufſuchen 
von Warenbeſtellungen zielt darauf ab, von einem 
Dritten einen feſten Auſtrag auf künftige Lieferung 
einer — nach Probe oder Muſter ausgewählten oder 
individuell beſtimmten — Ware zu erhalten. Waren 
im Sinne der GewO. find alle Arten beweglicher 
Sachen, die einen Verkaufswert haben und für den 
Handel beſtimmt ſind oder doch Gegenſtände von 
Handelsgeſchäften ſein können. Der Beſteller der 
Ware will eine Sache erwerben, um mit ihr ein wirt⸗ 
ſchaftliches Bedürfnis zu befriedigen oder Handel zu 
treiben. Bei dem Aufſuchen von Inſeratenaufträgen 
handelt es ſich nicht um die Vereinbarung von Liefe⸗ 
rungs⸗ oder Veräußerungsgeſchäften. Die Abſicht 
deſſen, der ein Inſerat beſtellt, geht nicht auf den 
Erwerb einer Sache, ſondern darauf, daß ſeine An⸗ 
zeige durch die Aufnahme in die Zeitung und durch 
deren Verbreitung zur Kenntnis der Intereſſenten 
gelangt. Der Verleger der Zeitung liefert dem Be⸗ 
ſteller nicht irgend eine Sache — daß die den Be⸗ 
ſtellern gelieferten, die Inſerate enthaltenden einzelnen 
Nummern der Zeitung nicht Gegenſtand des Geſchäftes 
ſind, vielmehr nur als Belege für die Ausführung 
des Auftrags dienen, bedarf keiner Ausführung —, 
ſondern er vermittelt durch die Aufnahme der Anzeige 
in die Zeitung und durch deren Vertrieb nur die von 
dem Beſteller gewollte Mitteilung an das Publikum. 
Das weſentliche iſt nicht die Herſtellung des Inſerats, 
ſeine Aufnahme durch Druck in eine Zeitungsnummer, 
ſondern die im Betriebe des Zeitungsunternehmens 
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erfolgende Verbreitung. Jede Ware kann feilgeboten 
werden; ſchon daraus, daß dies nach dem Begriffe 
des Feilbietens, der die Bereithaltung zur ſofortigen 
Uebergabe im Falle eines Kaufabſchluſſes vorausſetzt, 
bei dem Inſerate nicht möglich iſt, folgt, daß ihm die 
Eigenſchaft einer Ware nicht zukommt. 

Auch eine Zuwiderhandlung gegen die Vorſchrift 
der 88 55 Ziff. 3 und 148 Ziff. 7 GewO. liegt nicht 
vor. $ 55 Ziff. 3 GewO. ſtellt für das Anbieten ge- 
werblicher Leiſtungen das Erfordernis eines Wander⸗ 
gewerbeſcheins auf, wenn das Anbieten außerhalb 
des Wohnorts des Anbietenden ohne Begründung 
einer gewerblichen Niederlaſſung und ohne vorgängige 
Beſtellung erfolgt, und der § 148 Ziff. 7 bedroht die 
Zuwiderhandlung mit Strafe. Das LG. hat die An⸗ 
wendbarkeit dieſer Vorſchriften ebenſo wie das Vor⸗ 
liegen eines Steuerdelikts nach Art. 1 Ziff. 4 des 
bayer. Geſ. über die Beſteuerung des Gewerbebetriebs 
im Umherziehen verneint, weil es an der zum Be⸗ 
griffe des Anbietens erforderlichen Bereitſchaft zur 
ſofortigen Leiſtung mangle. Dieſe Begründung ſteht 
im Einklange mit der im Urteile des Strafſenats vom 
7. März 1907 (Slg. Bd. 7 S. 258) vertretenen Auf⸗ 
faſſung. Da ſchon hiernach § 55 Ziff. 3 GewO. keine 
Anwendung finden könnte — es würde nur noch ein 
Aufſuchen von Beſtellungen auf gewerbliche Leiſtungen 
in Frage kommen, wozu weder ein Wandergewerbe⸗ 
ſchein noch eine Legitimationskarte erforderlich iſt — 
bedarf es keiner Erörterung darüber, ob es ſich bei 
den vorliegenden Aufträgen in der Tat um gewerb⸗ 
liche Leiſtungen im Sinne der erwähnten Geſetzes⸗ 


vorſchrift handelt. (Urt. v. 10. Nov. 1908, Rev. Reg. 
Nr. 478/08). Dr. Schm. 
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II 


Zu Art. 9 lit. b Nr. 1 des bayer. Geſetzes vom 
30. Januar 1868, das Gewerbeweſen betr. Ausſchank 
des eigenen Erzeugniſſes durch fog. Kommunbrauer. 
Der Angeklagte kaufte das Anweſen A. in N. mit der 
damit verbundenen „realen Braugerechtſame“, verlegte 
dieſes Recht auf das Anweſen B. und begann in 
dieſem on mit dem Ausſchank des von ihm auf 
Grund des Braurechts im Kommunbrauhauſe zu N. 
erzeugten Bieres, ohne um die diſtriktspolizeiliche 
Genehmigung nachgeſucht zu haben. Er wurde vom 
Schöffengericht gemäß 88 33 Abſ. 1, 147 Nr. 1 GewO. 
verurteilt; das Urteil wurde in der Berufungsinſtanz 
beſtätigt, die Reviſion verworfen. 

Aus den Gründen: Der Angeklagte hat in 
ſeinem Hauſe B. in N. nur das von ihm im Kommun⸗ 
brauhauſe zu N. daſelbſt erzeugte Bier ausgeſchänkt. 
Es liegt ihm nicht zur Laſt, daß er dort auch die 
Tafern⸗ oder Gaſtwirtſchaft ausgeübt hat; daß er 
hierzu diſtriktspolizeilicher Erlaubnis bedurft hätte, 
teht außer Zweifel, da Art. 9 des Geſetzes vom 
O. Januar 1868 nur den Ausſchank eigenen Erzeug⸗ 
niſſes von der Konzeſſionspflicht befreit. Zur Ent⸗ 
ſcheidung ſteht alſo nur die Frage, ob der Angeklagte 
ohne Erlaubnis der Diſtriktspolizeibehörde den Ausſchank 
ſelbſtgebrauten Bieres in dem von ihm gewählten Lokale 
beginnen durfte. Durch Art. 9 ift den Brauern 
geſtattet, in einem hierfür bezeichneten Lokale und auf 
ihren Lagerkellern eigenes Erzeugnis auszuſchänken. 
Auf dieſe Beſtimmung darf ſich der Angeklagte nicht 
berufen. Brauer i. S. der Vorſchrift iſt nur, wer das 
Brauereigewerbe ſelbſtändig mit eigens für ihn be⸗ 
ſtimmten Ein⸗ und Vorrichtungen betreibt. Das iſt 
bei dem Kommunbrauer nicht der Fall, der eine 
Brauereianlage benützt, die auch anderen zur Ver⸗ 
fügung ſteht. Der Angeklagte hat nicht eine Brauerei, 
ſondern ein Kommunbraurecht erworben. Wem das 
Kommunbrauhaus in N. gehört, iſt nicht feſtgeſtellt, 
für den vom Geſetze hier gemachten Unterſchied auch 
gleichgültig. Bei einer Brauerei, die einer Geſellſchaft 
gehört, iſt Brauer i. S. des Art. 9 nur die Geſellſchaft, 
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nicht der einzelne Geſellſchafter. Das Gewerbeſteuer⸗ 
geſetz vom 9. Juni 1899 unterſcheidet in dem Tarife F. 
„Bierbrauereien und Branntweinbrennereien“ unter 
Nr. 143 gleichfalls zwiſchen Kommunbrauberechtigten, 
ſelbſtändigen Brauereien und Großbrauereien. 


Der Angeklagte ift hiernach nur Kommunbrauer. Ein. 


näheres Eingehen auf die rechtliche Natur der Kommun- 
braurechte in N. iſt nicht veranlaßt. Iſt die von dem 
Angeklagten erworbene „reale Braugerechtſame“, wie 
die Strafkammer annimmt, ein radiziertes Gewerbe⸗ 
recht, ſo konnte dieſes nur mit gewerbepolizeilicher 
Genehmigung auf das Anweſen B. transferiert werden. 
Solange die Genehmigung nicht erfolgt iſt, ruht das 
Gewerberecht und damit auch die Ausſchankbefugnis. 
Iſt die Braugerechtſame ein einfach reales Gewerbe⸗ 
recht oder ſonſt ohne diſtriktspolizeiliche Genehmigung 
übertragbar, ſo darf der Angeklagte die aus dem 
Kommunbraurechte nach Art. 9 1. c. hergeleitete Be⸗ 
fugnis zum Ausſchank des im Kommunbrauhauſe von 
ihm gebrauten Bieres, da ortspolizeiliche Vorſchriften 
über den Ausſchank der Kommunbrauer in N. nicht 
beſtehen, nur dann ohne die nach § 33 GewO. er- 
forderliche Erlaubnis in einem andern Lokal als ſein 
Rechtsvorgänger ausüben, wenn es dem örtlichen Her⸗ 
kommen in N. entſprach, daß dort ein Kommunbrau⸗ 
berechtigter nach ſeinem Belieben das Haus bezeichnen 
durfte, in dem er das eigene Erzeugnis an Bier aus⸗ 
ſchänkte. Eine ſolche Uebung hat in N. nur vorüber⸗ 
gehend, etwa 1879—1889 beſtanden. Von einem ört- 
lichen Herkommen, das zur Zeit des Inkrafttretens 
des Geſetzes vom 30. Januar 1868 beſtanden hätte, 
kann hiernach keine Rede ſein. Die Verurteilung iſt 
deshalb gerechtfertigt. (Urteil vom 28. November 
1908, Rev. Reg. Nr. 508/08). — ch. 
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Oberlandesgericht München. 


Zuſtellung von Ausſtandsverzeichniſſen au Ge: 
fangene (8 39 FMBek. vom 27. Dezember 1899). 
Das AG. hat den Forderungspfändungsantrag des 

Rentamts abgelehnt, weil die Zuſtellung des Voll⸗ 
ſtreckungstitels (Ausſtandsverzeichniſſes) durch einen 
Oberaufſeher des Strafvollſtreckungsgefängniſſes M., 


wo ſich der Schuldner damals befand, wirkungslos 


fei. Denn nach Art. 7 AG. z. ZPO. könne diefe Zu⸗ 
ſtellung nur durch einen Gerichtsvollzieher geſchehen, 
nicht einmal Zuſtellung durch einen Rentamtsdiener 
hätte genügt, weil Art. 7 letzteren nur für die Voll⸗ 
ſtreckung zulaſſe, zu der die Zuſtellung nicht gehöre. 
Das LG. hat die Zuſtändigkeit der beſonderen Finanz⸗ 
organe für die Zuſtellung und insbeſondere auch die 
Gültigkeit des 8 39 der FMBek. vom 27. Dez. 1899 
(IMBI. S. 369) angenommen, wonach die Mahnung 
und die Zuſtellung des Ausſtandsverzeichniſſes „in 
Strafanſtalten“ durch Erſuchen an die Strafanſtalts⸗ 
verwaltung geſchehen kann; es verneint aber, daß 
das Strafvollſtreckungs⸗Gefängnis M. eine Straf- 
anſtalt ſei und hält deshalb die durch den Oberauf⸗ 
ſeher im Auftrag des Inſpektors bewirkte Zuſtellung 
für wirkungslos. Die weitere Beſchwerde macht 
geltend, § 39 a. a. O. ſpreche nur von Strafanſtalten 
im allgemeinen, nicht im techniſchen Sinne und zu 
erſteren gehöre auch das Gefängnis, das von einem 
Inſpektor verwaltet werde und zur endgültigen Ver⸗ 
büßung von Freiheitsſtrafen diene; der Zweck des 
§ 39 treffe auch für ſolche Anſtalten zu und die Ge⸗ 
richte hätten bisher ſolche Zuſtellungen niemals bean⸗ 
ſtandet. Die weitere Beſchwerde iſt nach Art. 7 AG. z. ZPO. 
und §§ 793, 577, 568 ZPO. formell nicht zu bean⸗ 
ſtanden; insbeſondere iſt ein weiterer ſelbſtändiger 
Beſchwerdegrund zufolge der grundſätzlich abweichenden 
Begründung des LG. trotz äußerlicher Ueberein⸗ 
ſtimmung der Entſcheidung gegeben. Sachlich iſt ſie 


ſachlich decken. 
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jedoch unbegründet. Art. 7 AG. z. ZPO. erklärt bei 
der Zwangsvollſtreckung aus Finanzausſtandsverzeich⸗ 
niſſen die Beſtimmungen der ZPO. für maßgebend 
und ſtellt es den Finanzbehörden frei, dieſe Voll⸗ 
ſtreckung, ſoweit nicht den Gerichten zugewieſen, durch 
die „ihnen zu Gebote ſtehenden beſonderen Vollzugs⸗ 
organe“ oder durch Gerichtsvollzieher bewirken zu 
laffen. Die Rechtſprechung hat ähnlich wie bei § 495 
StPO. die Vorſchrift dahin verſtanden, daß unter der 
Vollſtreckung auch die Zuſtellung nach 8 750 (671) 
ZPO. mitinbegriffen fei (vgl. RG. Z. Bd. 1 S. 233, 
Bd. 25 S. 364). Dies führt aber nicht dazu, daß 
deshalb nur ein Gerichts vollzieher und nicht einmal 
ein Rentamtsdiener die der Vollſtreckung voran⸗ 
gehende Zuſtellung gültig ausſühren könne, vielmehr 
ergibt ſich aus dieſer Zugehörigkeit der Zuſtellung zur 
Vollſtreckung im Sinne des Art. 7 AG. umgekehrt die 
konkurrierende Zuſtändigkeit der Rentamtsorgane mit 
den Gerichtsvollziehern auch für die förmliche Zu⸗ 
ſtellung des Ausſtandsverzeichniſſes. Daß die Bu- 
ſtellung in dieſem Sinne ſich von der Adminiſtrativ⸗ 
mahnung begrifflich unterſcheidet und zur Vollſtreckung 
i. w. S. gehört, zeigt auch die Einteilung der FMBek. 
vom 27. Dezember 1899, wo in Abſchn. 2 vom Mahn⸗ 
verfahren (d. h. der Mahnung), im Abſchn. 3 vom 
Vollſtreckungs verfahren gehandelt und in letzterem 
Abſchnitt (SH 15—39) insbeſondere die Zuſtellung im 
Anſchluß an § 671 der ZPO. (8 15 Bek.) und an die 
Normen über die Zuſtellung im Parteibetrieb (vgl. 
8 30 Abſ. 2 Satz 2 Bek.) geordnet wird. Es entſpricht 
alſo die Zuweiſung der Zuſtellung an das Vollzugs⸗ 
organ ($ 17 Bek.) durchaus der Analogie des $ 166 
ZPO. Dagegen entſpricht allerdings § 39 Ziff. 2 Bek. 


keiner Beſtimmung der ZPO.; denn nach der ZPO. 


erfolgen die Zuſtellungen an Gefangene im Partei⸗ 
betrieb nur durch Gerichtsvollzieher, nicht durch die 


Poſt oder Gefängnisbeamte. Es ift daher ſehr zweifel⸗ 
| ya, ob die Finanzverwaltung angeſichts des Art. 7 
ki 


BPO. in der Lage war, wie ihr dies allerdings 
für die Adminiſtrativmahnung freiſtand, die förm⸗ 
liche Zuſtellung mit Einſchluß der Beglaubigung der 
Abſchrift einer Strafanſtaltsverwaltung oder deren 
Organen zu überlaſſen oder ſich gar mit einem bloßen 
„Vollzugsnachweis“ zu begnügen. § 39 FMBek. ent- 
ſpricht faſt wörtlich der FMBek. vom 22. Nov. 1880 
(FM Bl. S. 476), worin zur Ergänzung der früheren 
Adminiſtrativvollſtreckungsvorſchriften vom 27. Sep⸗ 
tember 1879 ſowohl hinſichtlich der Mahnung als der 
Zuſtellung und der Pfändung bei Gefangenen Vor⸗ 
ſchriften gegeben wurden, die ſich mit den jetzigen 
Dort findet ſich auch der Paſſus: 
„bei Zuſtellung von Mahnungen, mit welchen die 
Zuſtellung eines vollſtreckbaren Ausſtandsverzeichniſſes 
gleich zu behandeln iſt“, der nach dem eingangs Aus⸗ 
geführten der Rechtslage nicht entſpricht. Durch die 
Herübernahme dieſer Nachtragsbekanntmachung als 
$ 39 der rev. Bek. erklärt fiH die auffällige Tatſache, 
daß in dem letzten der über die Vollſtreckungszuſtellung 
handelnden Paragraphen ſich Normen über die Mah⸗ 
nung (ſonſt im Abſchn. 2 behandelt) und über die Pfän⸗ 
dung (ſonſt in den folgenden Paragraphen behandelt) 
zufammen mit ſolchen über die Vollſtreckungszuſtellung 
finden. Sonach kann allerdings die Meinung ver⸗ 
treten werden, daß die Finanzverwaltung die Voll⸗ 
ſtreckungszuſtellung an Gefangene nur durch die näm⸗ 
lichen Organe wie die Vollſtreckung ſelbſt ausführen 
laſſen darf, nämlich durch den Gerichtsvollzieher oder 
den Rentamtsdiener, nicht aber durch die der Finanz⸗ 
verwaltung nicht unterſtehenden Gefängnisbeamten. 
Mit Recht hat aber jedenfalls das OG. verneint, daß 


8˙3 Strafvollſtreckungsgefͤngnis M. unter den im 


9 a. a. O. allein genannten „Strafanſtalten“ ver⸗ 
ſtanden werden könne. Nach der Einteilung durch 
die Juſtizverwaltung fallen hierunter nur Zucht⸗ 
häuſer und Gefangenenanſtalten und ſtehen die Straf⸗ 
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a ar. im Gegenſatz zu den Gerichtsgefängniſſen 
Strafvollſtreckungsgeſängniſſen. Es kann im Zweifel 
nicht angenommen werden, daß bei der Erlaſſung einer 
amtlichen Bekanntmachung andere Bezeichnungen für 
die Anſtalten eines fremden Geſchäftsbereichs gewählt 
wurden, als ſie in dieſem Geſchäftsbereich vorgeſehen 
waren und ſind. Dies um ſo weniger, als die nur kurze 
Zeit vorher erlaſſene JMBek. vom 16. Dezember 1899 
auch bei den Zuſtellungen von Amts wegen zwiſchen 
Strafanſtalten und Gefängniſſen unterſcheidet (58 70, 
71); in erſteren wird mit den Zuſtellungen ein 
Strafanſtaltsorgan vom Juſtizminiſterium nach Art 
eines Hilfsgerichtsorgans beſonders betraut; in den 
Gerichts⸗ und Straſvollſtreckungsgefängniſſen erfolgt 
die Zuſtellung von Amts wegen durch den Gerichts⸗ 
diener, En ein unter Vermittelung auf Grund 
e e ens. Dieſe Unterſcheidung beweiſt 
zugleich, daß von der Notwendigkeit gleichheitlicher 
Ordnung ſämtlicher Zuſtellungen an Gefangene nicht 
wohl geſprochen werden kann. Demnach iſt mangels 
Wirkſamleit der Zuſtellung des Vollſtreckungstitels 
(SS 671, 828 BPO., Art. 7 AG.) der Pfändungsantrag 
mit Recht abgewleſen worden. (Beſchl. vom 25. No⸗ 
vember 1908; Beſchw.⸗Reg. Nr. 746/08 J). N. 
1471 


Oberlandesgericht Nürnberg. 


Hu 88 127, 568 Abſ. 2 und 3 ZPO. Ein 
Gläubiger hatte auf Grund des § 766 ZPO. Erinne⸗ 
rungen gegen die Art und Weiſe der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung erhoben. Das AG. wies den Antrag ab, 
das LG. beſtätigte auf Beſchwerde den Beſchluß und 
verweigerte gleichzeitig das Armenrecht. Der Gläubiger 
legte Beſchwerde ein, und zwar gegen die letztere 
Entſcheidung einfache „one gegen die erſtere ſo⸗ 
fortige weitere Beſchwerde. Er wurde zurückgewieſen. 
Gründe: In der Hauptſache enthält der ange⸗ 
fochtene Beſchluß keinen neuen ſelbſtändigen Beſchwerde⸗ 
grund, eine weitere Beſchwerde iſt daher unzuläſſig. 
Die Unanfechtbarkeit erſtreckt ſich aber auch auf die 
Nebenſache, die Verweigerung des Armenrechtes. Das 
LG. hat auch in dieſer Richtung als Beſchwerdegericht 
entſchieden. Es hat das Armenrecht wegen Ausſichts⸗ 
loſigkeit der Rechtsverfolgung verſagt. Eine gegen⸗ 
teilige Würdigung der Sach⸗ und Rechtslage iſt durch 
N 668 Abi. 2 890. ausgeſchloſſen und fo dem OLG. 
ie Moglichkeit entzogen, nachzuprüfen, ob das Armen⸗ 
recht mit Recht verweigert wurde. Uebrigens iſt das 
Armenrecht nur für den Koſtenpunkt von Bedeutung 
und durch die Einlegung eines unzuläſſigen Rechts⸗ 
mittels wegen der Entſcheidung in der Hauptſache 
kann die Entſcheidung über den Ba len nicht 
anfechtbar gemacht werden. (8 99 Abſ. 1 ZBO.). 
Ferner kommt für das Armenrecht nur ein Koſten⸗ 
betrag von nicht über 50 M in Betracht und auch aus 
dieſem Grunde ift gemäß § 568 Abſ. 3 ZPO. die 
Entſcheidung des LG. in dieſem Punkte der Anfechtung 
durch weitere Beſchwerde Judge (JW. 1901 S. 721; 
1905 S. 295; Seuff Arch. Bd. 39 M. 260, Bd. 56 S. 478). 
(Beſchluß vom 16. November 1908). H. 
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Glock, Dr. A., , Landgerichtsrat, und Schiedermair J., 
II. Staatsanwalt in Nürnberg. Das im König⸗ 
reiche Bayern geltende Reichs⸗ und Landes⸗ 
recht ſamt den Vollzugsbeſtimmungen in überſicht⸗ 
licher Zuſammenſtellung. Ein Handbuch für den Ge⸗ 
brauch der amtlichen Geſetzblätter und Verordnungs⸗ 
blätter und der Amtsblätter der Miniſterien. Karls⸗ 
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ruhe 1909, Verlag = 8. Braun'ſchen Hoſbuch⸗ 
druckerei. Gebd. Mk. 1 


Schon lange beſtand > Bedürfnis nach einem 
zuverläſſigen Führer durch die wirre Maſſe der Be⸗ 
ſtimmungen, die unſere raſch arbeitenden Geſetzgebungs⸗ 
und Verwaltungsmaſchinen im Lauſe der Jahrzehnte 
geſchaffen haben. Deshalb iſt wohl ce ein Buch 
von den Praktikern fo freudig begrüßt worden, wie 
das vorliegende, das die Vorſchriften über die Be- 
kämpſung der Schildlaus, über die Verwendung des 
Zentrifugenſchlamms und die Gehirnerkrankungen der 
Pferde mit ebenſoviel Liebe und Genauigkeit in 
ſyſtematiſche Ordnung gebracht hat, wie die Vollzugs⸗ 
vorſchriften zum BGB. Mit einer nur langwierigen 
und mühſamen Sammelarbeit ging es natürlich bei 
der Herſtellung des Buches nicht ab, auch juriſtiſche 
Fragen mußten gelöſt werden, wenn es galt, die 
Entwickelung des Rechtszuſtands und das Verhältnis 
‚älterer zu neueren Erlaſſen zu erforſchen, oder wenn 
die fortdauernde Geltung einer Verordnung oder Be⸗ 
kanntmachung in Frage ſtand. Das Buch ſoll durch 
Veröffentlichung von Nachträgen auf dem Laufenden 
erhalten werden. von der Pfordten. 


Zehnter, Dr. J. A., Landgerichtspräſident in Offen⸗ 
burg, Mitglied des Reichstags. Reichsgeſetz 
über den Verſicherungsvertrag vom 
30. Mai 1908 nebſt dem EG. dazu und dem Geſetz, 
betr. Aenderungen der Vorſchriften des HGB. über 
die Seeverſicherung. München 1908, 85 le 
Verlag (Arthur Sellier). Gebd. Mk. 8 


Das Geſetz, das ſowohl wegen des 5 als 
auch wegen der zuweilen dunklen Faſſung ſchwer ver⸗ 
ſtändlich iſt, hat hier eine ziemlich ausführliche und 
überall durchſichtige Erläuterung gefunden. Die Praxis 
wird ſchon jetzt das neue Geſetz zu Rate ziehen, wenn 
verſicherungsrechtliche Fragen zu löſen ſind. Sie wird 
abei die vorliegende Ausgabe mit Erfolg benützen 
können. von der Pfordten. 


Herlein, Willibald. Das Dorfleben in ſeiner 
geſchichtlichen Entwicklung, gezeigt an der 
Geſchichte eines einzelnen Dorfes ꝛc. oder Geſchichte 
des Dorfes Rohrbach ꝛc. Aus dem Nachlaß heraus⸗ 
gegeben von Dr. 8 ⸗Liebersdorf, Archivar. 254 ©. 
Regensburg 1908, G. J. Manz. Mk. 


Das Buch ſagt in feinem Titel, daß es ein „Para⸗ 
digma für die Geſchichte der ſozialen, rechtlichen und 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe auf dem Lande“ in der 
Geſchichte des Dorfes Rohrbach zeige. Dies mag als 
eine etwas hyperboliſ che Ankündigung erachtet werden; 
denn nur eine ſehr geringe Seitenzahl des Ganzen 
widmet ſich der Darſtellung des Volkslebens und der 
des Schulweſens. Doch erhält allerdings das Kultur⸗ 
bild der letzten vier Jahrhunderte auch durch zahl⸗ 
reiche Einzelheiten, welche aus der Geſchichte der 
Pfarrſtelle und Pfarrer entnommen werden können, 
eine beträchtliche Bereicherung. Das Buch bringt zu 
den nicht wenigen Einzelarbeiten, welche die „Neu⸗ 
burger Collektaneen“ über die intereſſante Geſchichte 
der Steppberg⸗Wellheimer Gegend und Ortſchaften 
enthalten, einen wertvollen Beitrag aus urkundlichen 
Quellen hinzu und vermag die Zuſtände, in welchen 
ſich die Dorfgeſchichte abgelegenerer Orte abwickelte, 
fabli au vergegenwärtigen. 


Dr. Wilh. Götz. 


Vereinigung für gerichtliche Pſychologie und Pſpchiatrie 
im Sroßherzontum Selen. Bericht über die 4. Haupt⸗ 
5 ammlung am 17. Juli 1906 zu Butzbach. Halle 
1907, C. Marhold. 66 S. Mk. 1.20. (Juriſtiſch⸗ 
pſychiatr. Grenzfragen. V. Bd. Heft 6). 


Der Bericht enthält wertvolle Erörterungen über 
das Bedürfnis und die Einrichtung von Gefängnis⸗ 
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lehrkurſen (von Prof. Dr. Mittermaier in Gießen und 
Strafanſtaltsdirektor Clement in Butzbach) und über 
die Tätigkeit und die Stellung des mediziniſchen, be⸗ 
ſonders des pſychiatriſchen Sachverſtändigen vor Ge- 
richt ſowohl in der Strafjuſtiz wie im Zivil⸗ und im 
Entmündigungsverfahren (von Prof. Mittermaier, 
Oberſtaatsanwalt Theobald, Prof. Dr. Sommer und 
Landgerichtsdirektor Bücking). | D. 


Notizen. 


Die Ergebniſſe der bedingten Begnadigung in 
Bayern im Jahre 1908. Im Jahre 1908 wurden in 
Bayern 8005 Perſonen Bewährungsfriſten bewilligt 
(im Vorjahre 4818; Mehrung 3187 oder 66%); unter 
den bedingt Begnadigten waren 2096 oder 26,9% 
weiblichen Geſchlechts, 4736 oder 59,1% „Jugendliche“. 
3119 oder 38,9%æ waren wegen einer Uebertretung 
verurteilt worden, 4237 oder 53,0% wegen eines Ber- 
gehens, 649 oder 8,1% weniger eines Verbrechens. 
Unter den 8005 Strafen, deren Vollſtreckung auf⸗ 
geſchoben wurde, waren 14 Zuchthausſtrafen (0,2 % !) 
zwei Feſtungsſtrafen (0,0%), 3122 Haftſtrafen (38,9%) 
und 4867 Gefängnisſtrafen (60,9%). Unter den 4867 
Gefängnisſtrafen überwiegen ſolche mit einer Dauer 
von einer Woche oder weniger (3098 oder 63,6%), 
doch ſind auch in ſchwereren Fällen zahlreiche Bewäh⸗ 
rungsfriſten bewilligt worden, u. a. 54 bei Strafen, 
die mehr als ſechs Monate und 163 bei Strafen, die 
mehr drei Monate bis zu ſechs Monaten betragen. 

Erledigt haben ſich im Jahre 1908 insgeſamt 
2878 Fälle, und zwar 2290 (79,6% ͥ)) durch endgültige 
Begnadigung, 495 (17,2 %%) durch Widerruf der Ber- 
günſtigung und 93 (3,2% ) auf andere Weiſe. Die 
Fälle der Begnadigung verhalten ſich zu denen des 
Widerrufs wie 100: 21. Endgültig erlaſſen wurden 
1309 Haftſtrafen und 981 Gefängnisſtrafen (darunter 
zehn in der Höhe von mehr als ſechs Monaten, 15 
in der Höhe von mehr als drei Monaten bis zu ſechs 
Monaten, 48 in der Höhe von mehr als einem Monat 
bis zu drei Monaten). Unter den Begnadigten waren 
1789 „Jugendliche“. 

Seit dem Jahre 1899 ſind jetzt insgeſamt 9575 
Perſonen wegen guter Führung während der Probe⸗ 
friſt endgültig begnadigt worden, darunter 8873 Jugend⸗ 


liche. Erlaſſen wurden insgeſamt 3451 Gefängnis⸗ 
ſtrafen und 6124 Haftſtrafen. ' 
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Die Organiſation der Bezirksämter ift durch eine 
BO. vom 21. Dezember 1908 (GVBl. S. 1121) neu 
geregelt worden. Weſentliche Neuerungen enthält 
dieſe VO. nicht. Hervorzuheben iſt nur die Vorſchrift 
des 8 8 Abſ. 3 Satz 2, durch welche die Stellung der 
Nebenbeamten (Bezirksamtsaſſeſſoren) gehoben und 
einem auch in der Tagespreſſe ſchon mehrfach laut 
gewordenen Wunſche nach einer Vereinfachung des 
Geſchäftsganges Rechnung getragen wird. Der Bezirks⸗ 
amtmann ſoll befugt ſein, die Unterzeichnung der 
Entwürfe und Ausfertigungen für beſtimmte Geſchäfts⸗ 
gegenſtände unter Fortdauer ſeiner perſönlichen Ver⸗ 
antwortlichkeit einem Aſſeſſor zu übertragen. Er kann 
ſich auf dieſe Weiſe von formalen Geſchäften entlaſten 
und ſeiner eigentlichen Aufgabe beſſer genügen (Hebung 
und Förderung aller Verhältniſſe des Bezirkes durch 
perſönliches Eingreifen, § 11). 
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1) Es handelte ſich Hier zumelft um Fälle, in denen die Voll⸗ 

ſtreckung nach der Verbüßung eines Telleg der Strafe unterbrochen 


und dem Verurteilten in Anſebung des Reſtes eine mehrjährige Be⸗ 
währungsfriſt bewilligt wurde. 


in Bayern. 1909. Nr. 3. 


Die Organiſation der Gendarmerie und der K. Schutz⸗ 
mannſchaft in München ift durch zwei Verordnungen 
vom 21. Dezember 1908 (GVBl. S. 1189 und S. 1204) 
durchgreifenden Aenderungen unterworfen worden. 
Die bei den Gendarmerie⸗Abteilungs⸗Kommandos ver⸗ 
wendeten Wachtmeiſter werden künftig als Stabsober⸗ 
wachtmeiſter bezeichnet. Die Beſehlshaber der Haupt⸗ 
ſtationen und Leiter der Gendarmeriebezirke (Brigaden), 
die bisherigen Wachtmeiſter, heißen jetzt Oberwacht⸗ 
meiſter; die Stelle des Stationskommandanten fällt 
weg, ebenſo der Titel Vizewachtmeiſter, den einzelne 
Stationskommandanten auf Grund des 8 2 Abſ. 2 
Satz 3 der VO. vom 7. Dezember 1906 (GVBl. S. 850) 
bisher führten. Die Nebenſtationen werden jetzt von 
Wachtmeiſtern befehligt (8 3). Dagegen lebt der Titel 
„Sergeant“ wieder auf, den die VO. vom 7. Dezember 
1906 beſeitigt hatte; er kann künftig den Gendarmen 
nach längerer Dienſtleiſtung verliehen werden (8 16 
Abſ. 2). Aehnliche Aenderungen treten bei der Schutz⸗ 
mannſchaft in München ein. Auch hier werden die 
Stationskommandanten in die Stellung von Wacht⸗ 
meiſtern, die Wachtmeiſter in die Stellung von Ober⸗ 
wachtmeiſtern gehoben. Auf die übrigen Vorſchriften 
kann hier nicht näher eingegangen werden. Bemerkt 
ſei jedoch, daß ſich die Juſtizbehörden nach wie vor 
ſtets unmittelbar an die Gendarmerie wenden können. 
unmittelbar an die Schutzmannſchaft dann, wenn für 
ein ſolches Verfahren überwiegende Gründe ſprechen. 
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Die Kollegiengelder. Die heftig befehdete Neu⸗ 
regelung der Kollegiengelder der Hochſchulprofeſſoren 
ift nunmehr zum Abſchluſſe gelangt. Nach der Allerh. 
VO. vom 11. November d. 38. (GVBl. S. 989) bleibt 
einem etatsmäßigen Profeſſor einer Univerſität oder 
techniſchen Hochſchule, ſoweit ſeine Einnahmen aus 
Kollegiengeldern den Betrag von 6000 M jährlich 
überfteigen, von dem Mehrbetrage nur die Hälfte. Die 
andere Hälfte des Mehrbetrages fließt einem bei jeder 
Landesuniverſität und bei der techniſchen Hochſchule 
zu bildenden Fonds zu, der für ſachliche und bauliche 
Bedürfniſſe der betreffenden Hochſchule, zur Erteilung 
beſoldeter Lehraufträge an Privatdozenten ſowie zur 
Gewährung von Beihilfen an etwa beſtehende Witwen⸗ 
und Waiſenkaſſen zu verwenden iſt. Die Neuregelung 
tritt am 1. Januar 1909 in Kraft, bezüglich der bereits 
vor dieſem Zeitpunkte angeſtellten Hochſchulprofeſſoren 
jedoch nur mit ihrem Einverſtändniſſe. Es iſt kaum 
zu befürchten, daß, wie geltend gemacht wurde, dieſe 
Neuregelung der Arbeitsfreudigkeit der Hochſchul⸗ 
profeſſoren Eintrag tut. Wohl aber dürfte die Er⸗ 
wartung nicht fehl gehen, daß die Berufsfreudigkeit 
ſolcher Privatdozenten, welche auf Grund beſonderer 
Verhältniſſe, z. B. wegen der Art des von ihnen ver⸗ 
tretenen Faches, wenig Gelegenheit zum Geldverdienſte 
haben, durch die Erteilung beſoldeter Lehraufträge 
eine weſentliche Steigerung erfahren wird. 
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Der II. internationale Kurs der gerichtlichen 
Pſychologie und Pſychiatrie findet unter Leitung von 
Profeſſor Sommer in Gießen vom 13. bis 18. April 
1909 ſtatt. Außer dem genannten werden vortragen 
Prof. Mittermaier und Dannemann (Gießen) 
ſowie Prof. Aſchaffenburg CCöln). Vorläufige 
Anmeldungen ohne bindende Verpflichtung an Prof. 
Dannemann, Gießen. 
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Die Hauptſtelle für Gefangenenobſorge 
in Nürnberg. 
Von Regierungsrat Michal, Direktor des 
Zellengefängniſſes Nürnberg. 


Unter den Kräſten, die zur Bekämpfung des 
Verbrechens, beſonders aber zur Verhütung des 
Rückfalls tätig ſind, iſt nicht an letzter Stelle die 
Obſorge für entlaſſene Gefangene zu nennen. 

Dieſe Erkenntnis iſt für den Staat Veran⸗ 
laſſung, auch ſeine Aufmerkſamkeit dieſem Gebiete 
zuzuwenden und es nicht ausſchließlich der menſchen⸗ 
freundlichen Bearbeitung von Einzelperſonen oder 
von Vereinen zu überlaſſen. Die ſtaatliche Tätig⸗ 
keit ſetzte ſchon im 18. Jahrhundert ein. Vgl. 
hierüber für Preußen: Roſenfeld, Zweihundert 
Jahre Fürſorge der preußiſchen Staatsregierung 
für die entlaſſenen Gefangenen, Berlin 1905, 
Guttentag; für Bayern: Broſius, Die Obſorge 
für entlaſſene Strafgefangene im Königreich Bayern, 
München 1908. Beck. Im 19. Jahrhundert traten 
die Obſorge⸗Vereine auf, und ſie ſind jetzt die 
hauptſächlichſten Träger der Obſorgetätigkeit. Der 
bayeriſche Staat ſelbſt treibt Obſorge, indem er 
die Vorſtände der Strafanſtalten, Gerichtsgefäng⸗ 
niſſe und Arbeitshäuſer anweiſt, entlaſſene Ge⸗ 
fangene nötigenfalls mit Kleidern und Reiſemitteln 
zu verſehen und ſie den Obſorge⸗Vereinen zuzu⸗ 
weiſen und indem er in den Hausordnungen dieſer 
Anſtalten hinſichtlich der Behandlung, Beſchäfti⸗ 
gung und Belohnung der Gefangenen eine Reihe 
von Anordnungen trifft, die auf das künftige Fort⸗ 
kommen abzielen. Im übrigen aber zeigt er 
ſein Intereſſe an der Gefangenenobſorge darin, 
daß er die Obſorge⸗Vereine unterſtützt durch Ge⸗ 
währung von Zuſchüſſen, daß er ſie durch ent⸗ 
ſprechende Anweiſung an die äußeren Behörden 
fördert und ſie durch Uebertragung von Befug⸗ 
niſſen (z. B. die Aufftellung von Fürſorgern für 
vorläufig Entlaſſene) zu heben und zu ſtärken ſucht. 

Es beſteht denn auch in Bayern ein ganzes 
Netz von Obſorge⸗Vereinen. Eine Zentralſtelle in 
dem Verein der Kgl. Haupt⸗ und Reſidenzſtadt 
München und ſieben Kreisvereine an den Re⸗ 


gierungsſitzen (mit Ausnahme von Unterfranken, 
wo ein Kreiswohltätigkeitsfonds für entlaſſene 
Sträflinge beſteht); außerdem in Oberbayern 20, 
in Niederbayern 25, in der Pfalz 4 (nach Land⸗ 
gerichtsbezirken), in der Oberpfalz 20, in Ober⸗ 
franken 21, in Mittelfranken 20, in Unterfranken 16, 
in Schwaben 15 Vereine. Es ſind teils Bezirks⸗ 
vereine, teils ſtädtiſche, teils andere örtliche Vereine. 


Verſchiedene von dieſen Vereinen leiſten Her⸗ 
vorragendes und verfügen über erhebliche Mittel. 
Allen voran der Münchener Verein, der auch die 
ſtaatlichen Zuſchüſſe an die angeſchlofſenen Vereine 
vermittelte. Einige Vereine zeigen aber eine recht 
geringe Tätigkeit, einige beſtehen nur auf dem 
Papier, einige verfügen über ſehr geringe Mittel 
und gewähren dem entlaſſenen Gefangenen, der 
ſich an ſie wendet, nur ein geringes Geldgeſchenk. 
In manchen Städten und Bezirken beſteht kein 
Obſorge⸗Verein. Die Geſamtzahl der in einem 
Jahre von den Obſorge⸗Vereinen bedachten Perſonen 
(nach einem fünfjährigen Durchſchnitt) beträgt nach 
der Zuſammenſtellung von Broſius 1752. Dar⸗ 
unter ſind die unterſtützten Familien von Gefangenen 
inbegriffen. Die Zahl der aus den Strafanſtalten 
entlaſſenen Gefangenen betrug aber nach der offi⸗ 
ziellen Statiſtik im Jahre 1906 7095 und die 
Zahl der aus den Gerichtsgefangniſſen abgegangenen 
Strafgefangenen 115 760, unter welch letzteren ſich 
natürlich eine Menge Leute mit kurzen Freiheits⸗ 
ſtrafen befinden, die für die Obſorge gar nicht in Be⸗ 
tracht kommen. (Im Jahre 1907 betrug der Abgang 
aus den Strafanſtalten 6997, aus den Gerichts⸗ 
gefängniſſen 101 144). Man muß aber doch daraus 
ſchließen, daß eine große Anzahl von Gefangenen 
in die Freiheit tritt, ohne daß für ihr weiteres 
Fortkommen irgendwie geſorgt iſt. Denn daß alle 
dieſe der Obſorgetätigkeit nicht bedürftig geweſen 
fein ſollten, iſt nicht anzunehmen, dagegen ſpricht 
auch die Erſahrung in den Vereinen. Viele von 
dieſen Leuten verlaſſen das Gefängnis mit einem 
geringen Geldbetrag in der Hand und verfallen, 
wenn ſie nicht bald einen Verdienſt finden, der 
Not und ihren Gefahren, der Landſtraße, dem 


Bettel, dem Rückfall. 
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Die Abſicht, auf dieſem Gebiete eine Beſſerung 
herbeizuführen, legte den Gedanken nahe, ob nicht 
der Staat eingreifen ſolle durch Schaffung einer 
Zentralſtelle mit der Aufgabe, die vorhandenen 
Organe für die Obſorgetätigkeit und die entlaſſenen 
Gefangenen in beſſere Verbindung zu bringen 
und da, wo dieſe Organe verſagen, ſelbſt einzu⸗ 
treten mit ſtaatlichen Mitteln. 
| Wenn daher die bayeriſche Juſtizverwaltung 
am 1. Januar 1909 die Hauptſtelle für Ge⸗ 
fangenenobſorge ins Leben treten ließ, wollte ſie 
damit erreichen, daß kein Gefangener mehr aus 
einer Strafanſtalt oder einem Gerichtsgefängniſſe 
entlaſſen werde, ohne daß die Frage ſeines wei⸗ 
teren Fortkommens geprüft und ſoweit möglich 
zu löſen verſucht worden wäre. Es iſt deshalb 
als Aufgabe dieſer Zentralſtelle bezeichnet, für die 
endgültig oder vorläufig zu entlaſſenden Gefangenen 
Arbeitsgelegenheit zu vermitteln und ihnen durch 
Beſchaffung von Kleidung und Obdach, von Geld⸗ 
mitteln und Handwerkszeug über die erſte Zeit 
nach ihrer Entlaſſung hinwegzuhelfen. Dazu 
kommt als zweite Aufgabe, für die in den Straf⸗ 
anſtalten und den Gerichtsgefängniſſen befindlichen 
Gefangenen geeignete Beſchäftigung zu vermitteln. 

Ueber dieſe letztere Aufgabe iſt folgendes zu 
bemerken: Alle Gefangenen ſollen arbeiten, aber 
geeignete Arbeit iſt nicht immer leicht zu be⸗ 
ſchaffen. Dem freien Gewerbe ſoll keine Kon⸗ 
kurrenz gemacht werden, für Kulturarbeiten in 
Feld und Wald, die von der öffentlichen Meinung 
immer gefordert werden, kann aber nur eine be⸗ 
ſchränkte Anzahl von Gefangenen in Betracht 
kommen. Die Strafanſtalten haben oft Schwierig⸗ 
keiten, geeignete Arbeit zu bekommen, beſonders 
an kleineren Orten. Sie müſſen deshalb Ver⸗ 
träge mit Unternehmern ſchließen und ihre Ar⸗ 
beitskräfte für geringe Bezahlung zur Verfügung 
ſtellen bei manchmal recht ungeeigneter Beſchäf⸗ 
tigung. Noch ſchwerer iſt es bei Gerichtsgefäng⸗ 
niſſen mit ihrer raſch wechſelnden Bevölkerung. 
Hier ſoll die ſtaatliche Zentralſtelle eintreten, ſie 
ſoll Beziehung ſuchen mit der Induſtrie, mit ihren 
zahlloſen Bedürfniſſen nach Herſtellung von Gegen⸗ 
ſtänden und nach Arbeitsleiſtungen, die vom Hand⸗ 
werk nicht übernommen werden. Halbfabrikate, 
Maſſenerzeugniſſe für den Ausfuhrhandel ſind be⸗ 
ſonders hier zu nennen. Die Aufträge nach ſolcher 
Arbeit ſollen bei der Zentralſtelle zuſammenlaufen 
und von ihr an die Anſtalten und die Gerichts⸗ 
gefängniſſe nach deren Wünſchen und Bedürfniſſen 
weiter gegeben werden. 

In der Obſorgeſache wird die Hauptſtelle bei 
der Eröffnung ihrer Tätigkeit beſonders davon 
ausgehen müſſen, daß ſie keineswegs die bisher 
für die Obſorge tätig geweſenen Kräfte ausſchalten 
dürſe. Sie muß vielmehr die vorhandenen Ob⸗ 
ſorge⸗Vereine unterſtützen und fördern, ſich ihrer 
bedienen; da, wo ſolche Vereine fehlen, deren 
Bildung anregen, und wo die Einrichtungen ſolcher 
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Vereine ungenügend ſind, auf deren Verbeſſerung 
hinwirken. Auch die Vorſtände der Strafanſtalten 
und der Gerichtsgefängniſſe, die ſich ſchon bisher 
mit der Gefangenenobſorge befaßten, ſollen daran 
durchaus nicht behindert werden. Sie ſollen nur, 
wenn ſie auf dem bisherigen Weg nichts erreichen 
können, die Hauptſtelle angehen, die dann das 
Weitere in die Hand nimmt. 

Der Weg, auf dem die Tätigkeit der Haupt⸗ 


ſtelle veranlaßt wird, iſt der, daß die Anſtalts⸗ 


vorſtände und Gefängnisoorſtände rechtzeitig von 
der Entlaſſung des Gefangenen, bei längeren 
Strafen ſechs Monate vor Ablauf der Strafzeit, 
bei kürzeren Strafen nach Verbüßung der Hälfte, 
der Hauptſtelle Kenntnis geben unter Benützung 
eines Formulars, das Aufſchluß gibt über die 
perſönlichen Verhältniſſe des Gefangenen, die Be⸗ 
ſtrafung, die Vorſtrafen, die Führung, die Be⸗ 
ſchäftigung des Gefangenen in der Anſtalt, die 
beſonderen Fähigkeiten und Wünſche des Gefangenen, 
die Geſundheitsverhältniſſe und das, was bereits 
für ihn geſchehen iſt. Die Hauptſtelle wird dann 
im Benehmen mit dem zuſtändigen Obſorge⸗Verein 
das für das Fortkommen des Gefangenen Er⸗ 
forderliche zu erreichen ſuchen, nötigenfalls unter 
Gewährung der Mittel. Die Verſorgung mit den 
dringendſten Bedürfniſſen, Kleidung, Handwerks⸗ 
zeug, Reiſemitteln wird keine großen Schwierig⸗ 
keiten bereiten. Aber die Verſchaffung einer Ar⸗ 
beitsgelegenheit, einer Stellung, beſonders, wenn 
es ſich zugleich um Verſorgung einer Familie 
handelt, wird oft ſchwer ſein. Durch Anknüpfung 
von Beziehungen mit Arbeitsämtern, mit den 
Arbeitsnachweiſen der Innungen, der Wander⸗ 
unterſtützungsvereine, der gewerblichen Verbände 
und der Wanderverpflegseinrichtungen wird ſich die 
Hauptſtelle Kenntnis von der Lage des Arbeits⸗ 
marktes zu verſchaffen ſuchen und ſie hofft dadurch 
in die Lage zu kommen, für Induſtriearbeiter und 
Handwerker Arbeitsſtellen nachweiſen zu können. 
Für die Landwirtſchaft kommen die Vereine in 
Betracht, welche die Vermittelung von Stellen 
für Dienſtboten und landwirtſchaftliche Taglöhner 
übernehmen. 

Gefangene, welche hier nicht untergebracht 
werden können, aber geſund und arbeitskräftig 
ſind, ſollen an die Arbeiterkolonien, (in Bayern 


Simonshof und Herzogſägmühle) gewieſen und 


mit Fahrkarten dahin verſehen werden. Kranke 
und Arbeitsunfähige können nicht Anſpruch auf 
Verſorgung durch die Hauptſtelle machen, ſie fallen 
der zuſtändigen Armenpflege zu. 

Sehr ſchwer iſt es, entlaſſene Gefangene in 
kaufmänniſche Stellungen zu bringen. Es kann 
gar keine Rede davon ſein, daß man ſtets über 
eine Anzahl ſolcher Stellen verfügt. Das iſt in 
jedem einzelnen Fall Gegenſtand beſonderer oft 
recht ſauerer Bemühungen und viele, die ſich durch 
eine ſchwere Verfehlung das Vertrauen verſcherzt 
haben, das die Uebertragung einer Stellung in 
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einem kaufmänniſchen Geſchäft erfordert, müſſen 
ganz unten anfangen, müſſen Fabrikarbeiter werden 
und können ſich nur unter ganz beſonderen Um⸗ 
ſtänden bei hervorragender Tüchtigkeit und Tat⸗ 
kraft zu einer beſſeren Stellung emporarbeiten. 
Um entlaſſene Gefangene, welche Kaufleute oder 
Beamte waren und ſich zu anderer Arbeit, be⸗ 
ſonders zu ſchwerer körperlicher Arbeit nicht eignen, 
doch zeitweilig zu verſorgen, bis es gelingt, ſie 
irgendwo unterzubringen, empfiehlt ſich in größeren 
Städten die Errichtung von Schreibſtuben, in 
denen unter Leitung eines geeigneten Vorſtehers 
ſchriftliche Arbeiten aller Art geleiſtet werden, be⸗ 
ſonders auch Buchführungsarbeiten. In Nürnberg 
iſt die Gründung einer ſolchen Schreibſtube ins 
Auge gefaßt, natürlich nicht als ſtaatlicher Betrieb, 
ſondern durch einen Verein. Die Schreibſtuben 
ſollen eine Ergänzung der Arbeiterkolonien ſein 
für Leute, die ſich nicht zu Koloniſten eignen. 
Nach den in anderen deutſchen Städten gemachten 
Erfahrungen bewähren ſie ſich unter verſtändiger 
Leitung gut. 

Es gibt aber auch entlaſſene Gefangene, denen 
es vermöge ihrer Vergangenheit und wegen des 
Vorurteils, das ihnen überall entgegenſteht, nicht 
gelingt, in der Heimat wieder feſten Fuß faſſen 
zu können. Für dieſe iſt die Auswanderung 
ſchließlich der beſte und einzige Weg, auf dem ſie 
wieder emporkommen können, die Auswanderung 
in geeignete überſeeiſche Länder, wo ſie durch Ver⸗ 
mittelung von Vertrauensmännern in kaufmänni⸗ 
ſche Stellungen, in Lehrerſtellungen, als Farmer, 
als Induſtriearbeiter untergebracht werden. Der 
Münchener Obſorge⸗Verein iſt ſchon ſeit längerer 
Zeit mit Erfolg auf dieſem Gebiete tätig. Auch 
der Deutſche Hilfs⸗Verein in Hamburg betreibt 
dieſe Arbeit. Dieſer bringt auch jugendliche Ent⸗ 
laſſene als Schiffsjungen unter. 

Für dieſe Art der Verſorgung ſind freilich 
erhebliche Mittel nötig, und es muß als Regel 
gefordert worden, daß die Familie des Entlaſſenen 
entſprechende Opfer bringt und auch der zuſtändige 
Obſorge⸗Verein Mittel bewilligt. Dazu können 
dann von der Hauptſtelle auch Zuſchüſſe gewährt 
werden. Da die Frage der Deportation oder der 
Anſiedelung von Entlaſſenen in größerem Um⸗ 
fange, wie es ſcheint, in abſehbarer Zeit nicht in 
bejahendem Sinne wird entſchieden werden, ſollte 
die Auswanderung durch Vermittelung der Obſorge⸗ 
Vereine mit beſonderem Eifer betrieben werden. 
Auch die Hauptſtelle wird ſich dieſe Art der Ob⸗ 
ſorge angelegen ſein laſſen. 

Es empfahl ſich, die Zentralſtelle in eine 
große Induſtrieſtadt zu legen, da hier in dem 
vielgeſtaltigen geſchäftlichen Leben die Erfüllung 
der Aufgabe weſentlich erleichtert iſt. 

Die Angliederung an eine beſtehende Straf- 
anſtalt ſtatt der Schaffung einer ſelbſtändigen Be⸗ 
hörde erſchien aus äußeren Gründen zweckmäßig. 


Zum Recht am eigenen Bild. 
Von Amtsrichter Eduard Eckert in Nürnberg. 


Das am 1. Juli 1907 in Kraft getretene 
Geſetz betreffend das Urheberrecht an Werken der 
bildenden Künſte und der Photographie hat uns 
bekanntlich nicht nur eine Aenderung des gelten⸗ 
den Urheberrechtes, ſondern in den 88 22 ff. auch 
die Anerkennung und Regelung eines neuen Rechts⸗ 
gutes, des Rechtes am eigenen Bilde, gebracht. 
Die Anwendung dieſer Beſtimmungen wird vor⸗ 
ausſichtlich zu vielen Zweifeln Veranlaſſung geben. 
Ich möchte hier den Verſuch machen, zur Klärung 
verſchiedener Auslegungsfragen einiges beizutragen. 

Die Regel des § 22 lautet: „Bildniſſe dürfen 
nur mit Einwilligung des Abgebildeten verbreitet 
oder öffentlich zur Schau geſtellt werden.“ Auf 
den erſten Blick eine höchſt einfache Beſtimmung. 
Aber ſchon darüber, was man unter Bildniſſen 
zu verſtehen hat, ſcheint Unklarheit entſtehen zu 
wollen. 

Oſterrieth bemerkt in ſeinen Erläuterungen 
zu dem Kunſtſchutzgeſetze (Note DI zu § 22): 
„Unter einem Bildnis iſt zu verſtehen ein Werk, 
deſſen Gegenſtand die Darſtellung einer beſtimmten 
Perſon iſt und deſſen Zweck dahin geht, dieſe 
Perſon zu identifizieren.“ Dieſe Anſicht und die 
ſich hieraus ergebenden Folgen werden von Oſter⸗ 
rieth des näheren ausgeführt. Der Kommentar 
von Müller (Anm. zu Satz 1 des $ 22) beſchränkt 
fih darauf, unter Berufung auf einen Aufſatz, in 
dem Oſterrieth in ſeiner Zeitſchrift für gewerb⸗ 
lichen Rechtsſchutz und Urheberrecht (Jahrg. 1904) 
den erſten Entwurf des Kunſtſchutzgeſetzes beſpricht, 
zu bemerken: „Bildniſſe ſind Perſonenbildniſſe 
(Porträte) in Photographie, Malerei und Plaſtik. 
Es gehört (nach Oſterrieth a. a. O. S. 255) zum 
Porträt, daß die Darſtellung der Perſon — ohne 
Rückſicht auf den künſtleriſchen Charakter des 
Werkes — dazu beſtimmt iſt, eine beſtimmte 
Perſon zu identifizieren, daß alſo das Werk den 
Zweck hat, der Oeffentlichkeit die Kenntnis der 
Perſon im Bilde zu vermitteln.“ 

Ich halte es für verfehlt, in dieſer Weiſe Ge⸗ 
wicht auf den Zweck des Bildwerkes zu legen. 
Zwar läßt ſich nicht leugnen, daß die Bildnis⸗ 
kunſt und die Porträtphotographie dem Beſchauer 
ihrer Erzeugniſſe die Möglichkeit gewähren wollen, 
eine beſtimmte Perſon im Bilde zu betrachten, 
ſie alſo gewiſſermaßen identifizieren wollen. Allein 
dieſer Zweck iſt nichts, was dem Bilde ſo inne⸗ 
wohnte, daß es nicht ebenſo gut auch dieſes ur⸗ 
ſprünglichen Zweckes entkleidet und zu irgend einem 
anderen Zwecke verwendet werden könnte. Auch 
der umgekehrte Fall iſt ja denkbar. Ein Künſtler 
bildet aus rein künſtleriſchem und ohne jedes 
perſönliche Intereſſe einen Menſchen ab. Er denkt 
nicht entfernt daran, daß ſein Werk einmal dazu 
dienen könnte, die abgebildete Perſon zu identi⸗ 
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fizieren. Nachträglich aber wird das Werk dieſem 
Zwecke dienſtbar gemacht, ſei es, daß z. B. die 
Angehörigen des vielleicht verſtorbenen Abgebildeten 
das Bild erwerben als das beſte Bildnis, das von 
ihm vorhanden iſt, oder daß der Abgebildete ſteck⸗ 
brieflich verfolgt wird und die Polizei zu dieſem 
Zwecke den Studienkopf des Künſtlers vervielfältigt 
und verbreitet. Sollte in dem letzteren Falle nur 
die durch Vervielfältigung gewonnene Abbildung 
im Steckbriefe die Bezeichnung Bildnis verdienen, 
weil ſie den Abgebildeten identifizieren will, nicht 
aber auch der ohne dieſe Abſicht hergeſtellte Studien⸗ 
kopf? Und wenn dieſer im zuerſt genannten Fall 
im Original als Bildnis des verſtorbenen Vaters 
im Zimmer des Sohnes hängt, ſoll er erſt durch 
dieſe Verwendung zum Bildnis geworden, vorher 
aber etwas anderes geweſen ſein? 

Ganz gewiß nicht! Mit demſelben Rechte 
müßte man ſonſt ſagen: Ein Bildnis im Sinne 
Oſterrieths hört auf ein Bildnis zu ſein, ſobald 
es einem anderen Zwecke dient als der Identi⸗ 
fizierung der dargeſtellten Perſon. Ein Bildnis 
wäre dann nicht mehr als Bildnis zu betrachten, 
wenn es ohne jede perſönliche Beziehung auf einem 
Plakat oder auf Warenausſtattungen, Zigarren⸗ 
kiſtchen u. dgl. Verwendung fände. Gerade für 
ſolche Fälle aber hat man den Schutz des Rechtes 
am eigenen Bilde gefordert und zweifellos auch 
gewähren wollen. Es ſei an den bekannten Fall 
aus dem Seebade Cranz erinnert, über den das 
Reichsgericht geurteilt hat: Dem Photographen, 
der dort eine im Badeanzug ins Bad gehende 
Dame meuchlings photographiert und das Bild 
auf Briefbeſchwerern, Reiſeandenken uſw. in den 
Handel gebracht, dafür übrigens wegen Beleidigung 
ſechs Monate Gefängnis erhalten hat, iſt es nicht 
darum zu tun geweſen, die photographierte Dame 
zu identifizieren, „der Oeffentlichkeit“ — wie Müller 
im Anſchluß an Oſterrieth ſagt — „die Kenntnis 
der Perſon im Bilde zu vermitteln“. Sollte es 
ſich darum in einem ſolchen Falle wirklich nicht 
um ein Bildnis im Sinne des $ 22 des Kunſt⸗ 
ſchutzgeſetzes handeln? Mit der zweifellos ge⸗ 
botenen Bejahung dieſer Frage iſt die Forderung 
nicht zu vereinbaren, daß das Bild beſtimmt ſein 
müſſe, die abgebildete Perſon zu identifizieren. 
Oſterrieth iſt denn auch inkonſequent genug hier 
einen Unterſchied zu machen zwiſchen Werken der 
bildenden Künſte und photographiſchen Abbildungen. 
Von den letzteren jagt er (Note D II zu § 22 
a. a. O.): „Sft der Gegenſtand der Aufnahme auf 
die aufgenommene Perſon oder Gruppe beſchränkt, 
ſo liegt immer ein Bildnis vor. Anders, wenn 
die dargeſtellte Perſon ſich zufällig in einer Um⸗ 
gebung befindet, die Gegenſtand der Aufnahme 
iſt.“ Es iſt nicht einzuſehen, warum die Photo⸗ 
graphie eines Kopſes, die der Photograph nicht 
aus perſönlichem Intereſſe an der dargeſtellten 
Perſon aufgenommen hat, ſondern um daran ein 
Belichtungsproblem oder ſonſt etwas zu ſtudieren, 


ein Bildnis im Sinne des Geſetzes ſein ſoll, wenn 
der von Künſtlerhand gefertigte Studienkopf nach 
Oſterrieth nicht als ſolches anzuſehen iſt. 

Richtig ift es — ſieht man von § 23 Ziff. 1 
und 4 ab — wenn Oſterrieth fortfährt: „§ 23 
Ziff. 2 und 3 erſchöpfen die ſich hiernach ergebenden 
Fälle, in denen die photographiſche Aufnahme 
von Perſonen nicht unter die Beſtimmung des 
§ 22 fällt.“ Ebenſo unrichtig ift es aber, wenn 
Oſterrieth in ſeinen vorausgehenden Ausführungen 
darzulegen ſucht, daß Werke der bildenden Künſte, 
die die Abbildung einer Perſon enthalten, der 
Beſtimmung des § 22 entzogen fein können, auch 
wenn fie nicht unter § 23 Ziff. 2 und 3 — oder 
unter eine der anderen Ausnahmen — fallen. Er 
ſchreibt (a. a. O. Note D 12 a zu § 22): „Ein 
Werk, das eine ſelbſtändige künſtleriſche Aufgabe 
verfolgt, und auf dem ſich die Abbildung einer 
Perſon als zufälliges Beiwerk befindet, iſt nicht 
das Porträt dieſer Perſon. Ein ſolcher Fall liegt 
vor, wenn der Gegenſtand der Geſamtdarſtellung 
ein allgemeiner iſt und das Porträt nur als Be⸗ 
ſtandteil umfaßte Zwei Anwendungsfälle 
dieſes Grundſatzes führen Ziff. 2 und 3 auf. 
Allein ſeine Anwendung reicht weiter.“ 

Hiegegen iſt zunächſt einzuwenden: Daß ein 
Bild mit irgend einem allgemeinen Gegenſtande 
das Porträt einer Perſon als „zufälliges Beiwerk“ 
umfaßt, kann nur bei photographiſchen Aufnahmen 
vorkommen. Bei Werken der bildenden Künſte 
iſt auch die Staffage, das Beiwerk, nichts Zufälliges, 
ſondern nur im Vergleiche zu dem Gegenſtande 
der übrigen Darſtellung etwas Nebenſächliches. 
Die Fälle des § 23 Ziff. 2 und 3 haben das 
gemeinſam und das hat zu ihrer Sonderſtellung 
gegenüber der Regel des $ 22 geführt, daß der 
Zweck der hier fraglichen Bilder, wie der Entwurf 
ausdrücklich hervorhob, nicht in der Darſtellung 


einzelner Perſonen beſteht. Im Falle der Ziffer 2 


ſind die Perſonen überhaupt Nebenſache, nur Bei⸗ 
werk oder Staffage, im anderen Falle, bei Bildern 
von Verſammlungen, Aufzügen uſw. ſind die 
Perſonen zwar die Hauptſache, aber die einzelne 
Perſon iſt Nebenſache. Mit der ſchon oben als 
unhaltbar erwieſenen Unterſcheidung Oſterrieths 
zwiſchen Bildern mit und ohne die Abſicht zu 
identifizieren haben die Ausnahmen in § 23 
Ziff. 2 und 3 nichts zu tun. Ein Künſtler kann 
ſehr wohl in einer Geſtalt, die er in ein großes 
Landſchafts⸗ oder Architekturbild hineinſetzt, eine 
beſtimmte Perſon identifizieren wollen, ohne daß 
darum dieſe Perſon neben der Landſchaft oder 
ſonſtigen Oertlichkeit mehr zu ſein braucht als bloßes 
Beiwerk. Wenn ferner ein Künſtler bei der Dar⸗ 
ſtellung eines Aufzuges, einer Verſammlung oder 
eines aͤhnlichen Vorganges, die Perſonen auf dem 
Bild anbringt, die an dem Vorgange teilgenommen 
haben — und andere darf er ja nach § 23 Ziff. 3 
nicht anbringen — ſo handelt er zweifellos in der 
Abſicht dieſe Perſonen zu identifizieren, eine Ab⸗ 
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ficht, die durchaus nicht ausſchließt, daß der Künſtler 
daneben, vielleicht ſogar i in erſter Linie, von einem 
anderen, vor allem einem künſtleriſchen Gedanken 
geleitet iſt. So iſt z. B. in Menzels großem 
Krönungsbilde die künſtleriſche Idee in packender 
Weiſe zum Ausdrucke gebracht. Unter dem ge⸗ 
waltigen Eindrucke, den die Schilderung des weihe⸗ 
vollen Vorganges auf den Beſchauer macht, ge⸗ 
winnen die auf dem Bild abgebildeten Perſonen 
nur ein nebenſächliches Intereſſe. Und doch enthält 
das Gemälde die Bildniſſe von mehr denn hundert 
Teilnehmern der Krönungsfeier und Meiſter 
Menzel hat es ſich Mühe genug koſten laſſen, ſie 
alle im Bilde zu identifizieren. Kein Zweifel, 
daß dieſes Gemaͤlde Menzels zu denjenigen Bildern 
zählt, auf die ſich die Ausnahmebeſtimmung in 
8 23 Ziff. 3 bezieht. Die Abſicht, die abgebildete 
Perſon zu identifizieren, iſt alſo in den Fällen 
des § 23 Ziff. 2 und 3 durchaus nicht aus⸗ 
geſchloſſen. 

Schon aus dieſem Grund iſt es verfehlt, wenn 
Oſterrieih glaubt, dieſe Beſtimmungen daraus ab⸗ 
leiten zu können, daß es bei den hier in Frage 
kommenden Bildern die Abſicht zu identifizieren 
fehle, und wenn er behauptet, es handle ſich hier 
überhaupt nicht um Bildniſſe in dem von ihm 
dem $ 22 untergelegten Sinne. Das Gleiche ift 
Allfeld entgegen zu halten. Er verſteht unter 
Bildniſſen nur ſolche Bilder, die „den Zweck haben 
eine Perſon in ihrer wirklichen, dem Leben ent⸗ 
ſprechenden Erſcheinung darzuſtellen“, und beruſt 
ſich für dieſe Anſicht auf die Begründung des 
Entwurfes S. 31. Dort aber iſt wohl davon 
die Rede, daß die Bildniſſe im Sinne des § 22 
im Gegenſatze zu der Karikatur eine Darſtellung 
der Perſon in ihrer wirklichen dem Leben ent⸗ 
ſprechenden Erſcheinung geben müßten, der Zweck 
des Bildes aber wird mit keinem Wort erwähnt. 
Die Motive ſprechen im Gegenteil auf Seite 31 
oben in einer auch auf § 22 Ziff. 2 und 3 be⸗ 
zuͤglichen Bemerkung von einer Verbreitung und 
öffentlichen Schauſtellung „des Bildniſſes“. Es 
kann Allfeld darum nicht zugegeben werden, daß, 
was in dieſen Beſtimmungen als Ausnahme er⸗ 
wähnt iſt, ſich eigentlich aus dem Begriffe des 
Bildniſſes von ſelbſt ergebe, und daß auch ohne 
die Beſtimmung in $ 23 dieſe Ausnahmen nicht 
unter das Verbot des $ 22 fielen (vgl. Allfeld, 
Kommentar zum Kunſtſchutzgeſetz Note 2 zu $ 22 
und Note 3 zu $ 23).)) Zwar bemerkt Allfeld 


1) Allfeld hält übrigens ſelbſt an ſeiner Beſtimmung 
des Begriffes Bildnis m konſequent feft. Gegenüber 
der Beſtimmung des 8 23 Ziff. 4 erweiſt fie fih ihm 
offenbar als zu eng und er läßt darum dieſe Ausnahme 
Anwendung finden nicht nur auf „Bildnifie i. e. S.“ — 
damit find wohl die Bildniſſe im Sinne feiner Begriffs⸗ 
beſtimmung gemeint — ſondern auch „auf ſolche Werke, 
auf denen die Perſon allein oder in Verbindung mit 
anderen .. . Perſonen als Figur innerhalb eines ge- 
ſchichtlichen, mythologiſchen, allegoriſchen oder ae 
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mit Recht, daß der Zweck der hier fraglichen Bilder 
nicht weſentlich auf die Darſtellung der Perſon 
gehe; allein das war nur der geſetzgeberiſche Grund, 
die in ſolchen Bildwerken enthaltenen Bildniſſe 
anders zu behandeln, für den Bildnisbegriff ergibt 
ſich hieraus gar nichts. Auch hat Oſterrieth gewiß 
recht, wenn er bemerkt, man könne Bilder i. S. 
des § 23 Ziff. 2 und 3 nicht als Bildnis der 
dargeſtellten Perſon bezeichnen. Allein man darf 
darum nicht die Augen davor verſchließen, daß 
ſolche Bildwerke ein Bildnis enthalten und es iſt 
dies im Gegenſatze zu Oſterrieth keineswegs nur 
in denjenigen Faͤllen anzunehmen, in denen die 
Perſon durch die Kleidung oder die Teilnahme 
an einem beſtimmten Vorgange kenntlich gemacht 
iſt, ſondern auch dann, wenn eine Perſon unbe⸗ 
kleidet oder in anderer als der von ihr getragenen 
Kleidung abgebildet wird. Die Bemerkung Oſter⸗ 
rieths: „Da das Werk an ſich unteilbar iſt, kann 
es nur als Ganzes beurteilt werden“ mag für die 
äſthetiſche Beurteilung des Werkes teilweiſe ihre 
Berechtigung haben; es wird niemand einfallen, 
eine Landſchaft des Malers N., in die der Künſtler 
ſeine Frau als Staffage hineingeſetzt hat, um des⸗ 
willen als Porträt der Frau N. zu bezeichnen 
oder das bekannte Schwindſche Bild „Auf der Hoch⸗ 
zeitsreiſe“, auf dem der Meiſter ſeine Frau und 
ſich ſelbſt ſamt ſeinem Freunde Lachner verewigt 
hat, um deswillen ein Bildnis dieſer Perſonen zu 
nennen. Allein bei der rechtlichen Beurteilung 
ſolcher Werke kann man das gegenſtändliche In⸗ 
tereſſe, das ohnehin bei dem größeren Teile der 
Beſchauer das äſthetiſche überwiegt, nicht ſoweit 
zurückdrängen, daß man es ignorieren müßte, 
wenn in einem Bildwerke die Abbildung einer 
Perſon als Beiwerk enthalten iſt und als Beſtand⸗ 
teil des Werkes mit dieſem verbreitet oder öffent⸗ 
lich zur Schau geſtellt wird. Ohne die ausdrück⸗ 
liche Ausnahme in $ 23 Ziff. 2 und 3 wäre darum 
in ſolchen Fällen die Regel des § 22 zur An- 
wendung zu bringen geweſen. 

Dieſer ganze Streit möchte vielleicht als rein 
theoretiſch und überflüſſig erſcheinen, wenn nicht 
Oſterrieth von ſeiner Auffaſſung aus zu einer 
merkwürdig ausdehnenden Geſetzesauslegung käme. 
Er erblickt in den Beſtimmungen des § 23 Ziff. 2 
und 3 nur Anwendungsfaͤlle eines in § 22 ent: 
haltenen Grundſatzes, der in Wirklichkeit über dieſe 
beiden Beſtimmungen hinausreichen ſoll, und zieht 
daraus die Schlußfolgerung: „Es kann ſomit auch 
ein reines Figurenbild, das keinen Vorgang im 
Sinne des § 23 Ziff. 3 darſtellt und bei dem 


Vorganges fei verwendet iſt“. Werke dieſer Art pflegen 
nicht den Zweck zu haben, „eine Perſon in ihrer dem 
Leben entſprechenden Erſcheinung darzuſtellen“. sus 
wohl handelt es ſich auch hier um Bildniſſe i. S. des 
Geſetzes; der Begriff Bildnis iſt eben in der Mad 
des 8 22 und in den Ausnahmen des § 23 der näm⸗ 
liche, überall gleich unabhängig von dem Zwecke der 
Darſtellung. 
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nicht das landſchaftliche oder örtliche Milieu die 
Hauptſache iſt, nicht als Bildnis angeſehen werden, 
ſoferne das Bild nicht dem Zwecke der Identi⸗ 
fizierung der dargeſtellten Perſon dient (vgl. die 
keuſche Suſanna von Böcklin) oder Geſchichts⸗ 
bilder, die nicht der Zeitgeſchichte angehören)“. 
Dieſe Anſicht iſt ebenſo hinfällig wie nach den 
obigen Ausführungen die Vorausſetzungen, von 
denen aus Oſterrieth zu ihr gelangt. Wäre das, 
was Oſterrieth in dem zuletzt angeführten Satze 
ſagt, wirklich die Meinung des Geſetzgebers, dann 
hätte er in der Tat ſeine Meinung nicht unge⸗ 
ſchickter zum Ausdrucke bringen können als mit 
dem jetzigen Wortlaute des Geſetzes. In Wirk⸗ 
lichkeit enthalten $ 23 Ziff. 2 und 3 nicht die 
Beſtätigung eines über ſie hinausreichenden in 
§ 22 enthaltenen Grundſatzes, ſondern Ausnahmen 
von der Regel des § 22; ſie ſind als Ausnahmen 
nicht ausdehnend, ſondern dem klaren Wortlaute 
des Geſetzes entſprechend auszulegen und weitere 
Ausnahmen, fo jagt die Begründung (S. 31) aus⸗ 
drücklich, ſind nicht zugelaſſen. 

Die Folgerungen, die Oſterrieth aus ſeinem 
Bildnisbegriffe zieht, ſcheint auch Müller, obwohl 
er ſich, wie erwähnt, den Oſterriethſchen Bild⸗ 
nisbegriff zu eigen gemacht hat, nicht zu billigen. 
Er bemerkt (a. a. O. S. 127) zu Ziff. 3 des § 23, 
daß „die von dem Abgeordneten Müller⸗Meiningen 
vorgebrachten Fragen zu verneinen ſind, ob unter 
‚ähnlichen Vorgängen“ auch z. B. die Porträtierung 
auf einem Werke der Phantaſie oder der Sage 
(Porträtierung eines Mädchens auf einem Bilde 
„das Urteil des Paris‘ als Aphrodite) oder der 
Geſchichte (Benützung des Porträts eines Mannes 
als Peter Arbues auf einem Bild einer mittel⸗ 
alterlichen Hexen verbrennung) zu verſtehen fei”. 
Nach Oſterrieth wären dieſe Fragen zu bejahen 
und die Regel des $ 22 auf ſolche Bilder nicht 
anzuwenden, ſoferne nicht der Künſtler nachweis⸗ 
lich den Zweck verfolgt hat, die auf dem Bild 
angebrachte Perſon zu identifizieren. Müller 
leitet ſeine Anſicht zutreffend daraus ab, daß in 
den angeführten Fällen die Perſon auf der Dar⸗ 
ſtellung eines Vorgangs abgebildet wird, an dem 
ſie nicht teilgenommen hat. Er erwähnt nichts 
davon, daß es ſich hier um Bilder handele, die 
nicht unter die Beſtimmung des § 22 fielen. 
Deshalb iſt es auch unverſtändlich, wie er fort⸗ 
fahren kann: „Solche Benützung“ — als Aphro⸗ 
dite oder Peter Arbues — „gibt nur die allge⸗ 
meinen Rechtsbehelfe nach BGB. und dem RStGB. 
8 185 ff.“; denn in Wahrheit hat es doch wohl 


in Fällen der angegebenen Art nicht bei den all⸗ 


gemeinen Rechtsvorſchriften über Beleidigung ſein 
Bewenden, ſondern es iſt einfach die Regel des 


1) Gerade von dieſem Bild erzählt man fih, aler- 


dings in zwei verſchiedenen Verſionen, daß der Künſtler 


der Geſtalt der Suſanna in etwas boshafter Abſicht die 
Geſichtszüge einer beſtimmten Dame verliehen habe. 
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§ 22 zur Anwendung zu bringen, weil die abge⸗ 
bildete Perſon an dem im Bilde dargeſtellten 
Vorgange nicht teilgenommen hat und infolge⸗ 
deſſen die Ausnahme des § 23 Ziff. 3 nicht 
Platz greift. 

Dabei darf jedoch nicht überſehen werden, daß 
Bildwerke, deren Verbreitung und öffentliche Schau⸗ 
ſtellung hiernach unzuläſſig wären, der Regel des 
9 22 durch die Beſtimmung in § 23 Ziff. 4 ent- 
zogen ſein können, ſoferne nicht, was bei einer 
Abbildung als badende Suſanne oder als dem 
Urteile des Paris ſich preisgebende Aphrodite aller⸗ 
dings nahe liegt, durch die Verbreitung oder 
Schauſtellung ein berechtigtes Intereſſe verletzt 
wird. Bei der Erörterung der Vorſchrift in § 23 
Ziff. 4 kehrt nun Müller wieder zu Oſterrieths 
Ausführungen zurück. Er ſchreibt (a. a. O. S. 128): 
„Was hier gemeint iſt, iſt von Oſterrieth a. a. O. 
S. 255 treffend bezeichnet: „Es ift ganz klar, daß 
die Künſtler, die ihre Vorbilder aus dem Leben 
ſchöpfen, überhaupt ihre Arbeit einſtellen müßten, 
wenn es ihnen verwehrt wäre, jeden Kopf, der 
ihnen künſtleriſch verwertbar erſcheint, zu fixieren 
und künſtleriſch zu geſtalten. Allein ein Geſchichts⸗ 
bild, auf dem der Künſtler einzelne beſtimmte 
Köpfe als Modelle verwendet hat, eine Allegorie, 
bei der der Künſtler ſeinen Figuren bekannte Züge 
verliehen hat, ein Werk, in dem der Künſtler ein 
Licht⸗ oder Farbenproblem zu löſen ſucht, und bei 
dem er einen gelegentlich geſchauten Modellkopf 
verwendet, die Karikatur, bei der durch die Chargen 
ein ſatiriſcher, politiſcher oder auch rein künſtle⸗ 
riſcher Gedanken zum Ausdruck gebracht wird, 
alle dieſe Schöpfungen ſind nicht Bildniſſe einer 
beſtimmten Perſon. Selbſt die Skizze eines Kopfes, 
die ein Künſtler aus künſtleriſchem Intereſſe fixiert, 
um ſie gewiſſermaßen ſeiner künſtleriſchen Materia⸗ 
lienſammlung einzuverleiben und ſpäter vielleicht 
einmal zu verwenden, iſt kein Bildnis im 
Sinne der Ziff. 4.“ Müller hat hier trotz 
der Anführungszeichen nicht wörtlich zitiert und 
dadurch auch den Sinn der Ausführungen Oſter⸗ 
rieths in einer Weiſe geändert, daß bei demjenigen, 
der ein wörtliches Zitat vor ſich zu haben glaubt, 
Unklarheit darüber entſtehen muß, was in Wirk⸗ 
lichkeit die von Müller als richtig bezeichnete 
Meinung Oſterrieths und was die Meinung des 
Geſetzes iſt. Der von Müller angeführte Oſter⸗ 
riethſche Aufſatz behandelt nicht das Gefetz, auch 
nicht den dem Reichstage vorgelegten Geſetzentwurf, 
ſondern einen früheren im Jahre 1904 veröffent⸗ 
lichten Entwurf. In dieſem Entwurfe war eine 
dem § 23 Ziff. 4 entſprechende Beſtimmung über⸗ 
haupt nicht enthalten. Dem entſprechend lautet 
auch in dem Auſſatz Oſterrieths der letzte von 
Müller angeführte Satz nicht ſo wie bei Müller, 
ſondern in Wahrheit folgendermaßen: „Selbſt die 
Skizze eines Kopfes, die ein Künſtler aus künſtle⸗ 
riſchem Intereſſe fixiert, um ſie gewiſſermaßen 
ſeiner künſtleriſchen Materialienſammlung einzu⸗ 
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verleiben und ſpäter zu verwenden, würde ich nicht 
als Bildnis im Sinne des Gefetzes betrachten.“ 
Das iſt etwas anderes, als was Müller Oſter⸗ 
rieth ſagen läßt. Die Beſtimmung in § 23 
Ziff. 4 beruht nach Oſterrieths Anſicht (vgl. in 
feinem Kommentare Note E II zu $ 23) „auf der 
Erwägung, daß bei Kunſtwerken der Zweck der 
Identifizierung einer Perſon durch das Bild hinter 
dem künſtleriſchen Zweck d. h. dem der Offenbarung 
einer künſtleriſchen Perſönlichkeit zurücktritt“. Aus 
dieſem Grund hat Oſterrieth die Bilder, Studien 
und Skizzen der in dem obigen Zitate bezeichneten 
Art von vornherein nicht als Bildniſſe „im Sinne 
des Geſetzes“ d. h. des § 22 angeſehen und, wenn 
ihm hierin auch nicht zugeſtimmt werden kann, 
ſo iſt doch ſoviel ſicher, daß die im Schlußſatze 
des Zitates bezeichneten Skizzen — übrigens nicht 
dieſe allein — Bildniſſe im Sinne des $ 23 
Ziff. 4 ſind, mag man nun in dieſer Vorſchrift 
nur einen Anwendungsfall eines im § 22 ent⸗ 
haltenen Grundſatzes erblicken, wie dies offenbar 
Oſterrieth tut, oder ſie als eine Ausnahme von 
der Regel des § 22 betrachten. 


Hat, wie oben gezeigt, bei der Beſtimmung 
des Begriffes Bildnis der Zweck eine Perfon zu 
identifizieren als belanglos auszuſcheiden, ſo ergibt 
ſich, daß man als Bildnis im Sinne des Geſetzes 
jedes Werk der bildenden Künſte und der Photo⸗ 
graphie anzuſehen hat, in dem uns der Künſtler 
oder Photograph die äußere Erſcheinung einer be⸗ 
ſtimmten Perſon zeigt; einerlei iſt, in welcher Ab⸗ 
ſicht dies geſchieht, einerlei auch, ob das Bildnis 
der hauptſächliche oder nur ein nebenſächlicher 
Gegenſtand des Bildes iſt, einerlei endlich auch, 
ob es unmittelbar nach dem Leben oder aus dem 
Gedächtnis oder durch Vervielfältigung eines anderen 
Bildwerkes geſchaffen iſt, ſofern nur der Urheber 
des Originales bei deſſen Herſtellung ſich bewußt 
geweſen iſt, die äußere Erſcheinung eben jener 
Perſon wiederzugeben, alſo nicht etwa, was gar 
nicht ſo ſelten iſt, nur eine zufällige Aehnlichkeit 
vorliegt. 

Vor einiger Zeit ging durch die Blätter die 
Nachricht von einem Steckbriefe, für den man ſich, 
weil man kein Bildnis des Beſchuldigten, eines 
angeblichen Amerikaners auftreiben konnte, einer 
im Simpliziſſimus erſchienenen Zeichnung Thönys 
bediente, die einen dem verfolgten Hochſtapler 
frappant ähnlich ſehenden Amerikaner zeigte und 
tatſächlich zur Aufgreifung des Betrügers führte. 
Handelt es ſich hier um eine zufällige Aehnlichkeit, 
jo ift die Zeichnung Thönys kein Bildnis im Sinne 
des § 22 und durfte trog der Vorſchrift in § 24 
des Kunſtſchutzgeſetzes ohne Zuſtimmung des Urhebers 
nicht in dem Steckbriefe vervielfältigt und verbreitet 
werden. 

Wie nun, wenn ein Bild fälſchlich als Bildnis 
desjenigen ausgegeben wird, dem es zufällig ähn⸗ 
lich ſieht? Wird es dadurch zu einem Bildnis im 
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Sinne des Geſetzes, jo daß feine Verbreitung und 
öffentliche Schauſtellung unter dieſer falſchen Be⸗ 
zeichnung dem Einſpruche des angeblich Abgebildeten 
unterliegen würde? Oſterrieth bemerkt in ſeinen 
Erläuterungen zu dem Kunſtſchutzgeſetze (Note D I 1 
zu § 22): „Ein Bild, das zufällig eine täuſchende 
Aehnlichkeit mit einer anderen Perſon aufweiſt, ift 
nicht ein Bildnis. Dieſen Charakter würde es 
höchſtens dadurch erwerben, daß der Name der 
anderen Perſon darunter geſetzt würde.“ Eine 
ſolche Gleichſtellung eines angeblichen Bildniſſes 
mit einem wirklichen Bildnis hätte allerdings das 
für ſich, daß es für den durch die Verbreitung 
oder Schauſtellung Betroffenen gleichgültig iſt, ob 
die Aehnlichkeit des Bildes mit ſeiner Erſcheinung 
auf Zufall oder Abſicht beruht. Allein in Wirk⸗ 
lichkeit liegt hier kein Mißbrauch ſeines Bildniſſes, 
ſondern ſeines Namens vor. Es handelt ſich um 
eine unwahre Angabe tatſächlicher Art, die, wenn 
in einer periodiſchen Druckſchrift enthalten, einen 
Berichtigungsanſpruch nach § 11 des Preßgeſetzes, 
aber keinen Strafanſpruch wegen Verletzung des 
Rechtes am eigenen Bilde gewährt. Die geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen über dieſes Recht könnten 
bei zufälliger Aehnlichkeit höchſtens entſprechende 
Anwendung finden. Allein das wird nicht 
für zuläſſig zu erachten ſein; denn ſie ent⸗ 
halten eine ziemlich weitgehende Einſchraͤnkung 
der Rechtsbefugniſſe des Eigentümers und des 
Urhebers. 

Was hier von angeblichen Bildniſſen mit Por⸗ 
trätähnlichkeit geſagt iſt, das gilt erſt recht, wenn 
als Bildnis einer Perſon ein Bild öffentlich aus⸗ 
geſtellt oder verbreitet wird, das mit dieſer in 
Wirklichkeit keine Aehnlichkeit hat. Hierin iſt keine 
Verletzung des Rechtes am eigenen Bilde zu er⸗ 
blicken, obwohl es den meiſten Menſchen, auch den 
nicht gerade durch Schönheit ſich auszeichnenden, 
wenn einmal ein Bildnis von ihnen gezeigt werden 
ſoll, immer noch lieber ſein wird, man zeigt ihr 
wahres Bild oder das eines Doppelgängers, als 
daß man ihren Namen unter ein ihnen nicht ähn⸗ 
liches Bild ſetzt. Einer angeſehenen illuſtrierten 
Zeitung iſt es einmal begegnet, daß zwei Bild⸗ 
niſſe, die ſie bringen wollte, miteinander ver⸗ 
wechſelt wurden: Herr von Sch. wurde den Leſern 
als Herr von C. und dieſer als Herr von Sch. 
vorgeſtellt. Angenommen, das gleiche würde 
Herrn M. und Herrn N. jetzt nach dem Inkraft⸗ 
treten der Beſtimmungen über das Recht am 
eigenen Bilde paſſieren, ohne daß ſie der Ver⸗ 
breitung ihres Bildniſſes zugeſtimmt hätten oder 
ſie ſich aus einem anderen Grunde z. B. nach 
§ 23 Ziff. 1 gefallen laſſen müßten, ſo läge aller⸗ 
dings eine Verletzung dieſes Rechtes vor; aber ſie 
wäre nach dem vorhin Bemerkten nicht darin zu 
erblicken, daß man das Bildnis des einen als das 
des anderen verbreitet hat, ſondern M. und N. 
könnten ſich trotz der unrichtigen Bezeichnung über 
die Verbreitung des eigenen Bildniſſes beklagen, 
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durch die wenigſtens den Bekannten der beiden 
Herren die Möglichkeit gegeben wäre, dieſe ohne 
ihren Willen im Bilde zu beſchauen. Gerade gegen 
die eigenmächtige Eröffnung dieſer Möglichkeit ſoll 
ja der § 22 Schutz gewähren. 

An diefe Bemerkungen über angebliche Pild- 
niſſe mit und ohne zufällige Porträtähnlichkeit 
möge ſich eine kurze Erörterung anreihen über 
Bildniſſe mit beabſichtigter Abweichung von dem 
Urbild, über Karikaturen. Iſt die Karikatur ein 
Bildnis im Sinne des Geſetzes oder nicht? 


Oſterrieth vertritt die Meinung, daß die Kari⸗ 
katur, bei der durch die Steigerung der charakteri⸗ 
ſtiſchen Elemente über das Maß der Naturwahr⸗ 
heit hinaus ein ſatiriſcher, politiſcher oder auch 
rein künſtleriſcher Gedanke zum Ausdruck gebracht 
werde, kein Bildnis im Sinne des $ 22 fei (vgl. 
den mehrerwähnten Aufſatz O. a. a. O. S. 255 
und den Oſterriethſchen Kommentar Note D I 2c 
zu $ 22). Auch Allfeld rechnet die Karikatur 
nicht zu den Bildniſſen im Sinne des Geſetzes 
(a. a. O. Note 2b zu § 22) und Müller nimmt 
in ſeinem Kommentare (S. 129) auf Grund einer 
unten anzuführenden Stelle in den Motiven „eine 
gewiſſe Privilegierung der Karikatur durch dieſes 
Geſetz“ an, „die in künſtleriſchen Gründen liegt“; 
Vorausſetzung ſei natürlich, daß es ſich um eine 
wirklich künſtleriſche Karikatur handle und nicht 
nur um eine nach $ 22 unzuläſſige verſtellte 
Porträtierung; der geiſtige ſatiriſche Gedanke müſſe 
in der Darſtellung der Perſon genügend ſcharf 
hervortreten. Ludwig Fuld endlich bemerkt in 
ſeinen Erläuterungen des Kunſtſchutzgeſetzes (Berlin, 
Guttentag 1907 Note 2 zu § 22): „Die Frage, 
ob Karikaturen Bildniſſe ſind, iſt zu verneinen. 
Der Schutz gegen die Veröffentlichung von Kari⸗ 
katuren liegt auf dem Gebiete des bürgerlichen 
Rechtes. Der durch eine Karikatur Betroffene 
kann auch dann ſich gegen dieſelbe wenden, wenn 
eine Beleidigung bzw. Herabwürdigung nicht 
vorliegt.“ 

Für die letztere Behauptung wird ſich ſchwer 
ein Beweis erbringen laſſen. Gerade die Kari⸗ 
katur hat gewiß manchem mehr als andere Bild⸗ 
niſſe einen Schutz des Rechtes am eigenen Bild 
angezeigt erſcheinen laſſen. So heißt es in einem 
Aufſatz in der Beilage zur Allgemeinen Zeitung 
(Nr. 181/1902), deſſen mit Kr. zeichnender Ver⸗ 
ſaſſer für eine Anerkennung dieſes neuen Perſön⸗ 
lichkeitsrechtes eintritt: „Die Photographie hat 
wenigſtens für die Regel den Vorzug der objet- 
tiven Wahrhaftigkeit. Wieviel aber kann bei 
Zeichnungen an ſubjektiven Zutaten geleiſtet werden, 
ehe die Grenze des Erlaubten überſchritten iſt und 
die Karikatur als Beleidigung verfolgt werden 
kann!“ Dagegen läßt ſich nun wohl einwenden, 
daß die Karikatur den Menſchen nicht in ſeiner 
wahren Erſcheinung wiedergibt, ſondern abſichtlich 
ein von ihr abweichendes Bild zeigt, von dem der 


Beſchauer auch wiſſen ſoll, daß es nicht der Wirk⸗ 
lichkeit entſpricht. Ein Menſch mit einigem Humor 
und wenig Eitelkeit wird ſich denn auch durch die 
Verbreitung einer nicht herabwürdigenden Karikatur 
kaum gekränkt fühlen. Aber mit ſolchen Menſchen 
hat der Geſetzgeber bei ſeinen Beſtimmungen über 
das Recht am eigenen Bilde nicht gerechnet, ſondern 
mit Leuten, die ſich zwar ſonſt nicht vor ihren 
Mitmenſchen zu verbergen pflegen, die aber durch⸗ 
aus nicht im Bilde betrachtet ſein wollen, mag 
das Bild und mag die Abſicht, in der es ver⸗ 
breitet wird, noch ſo harmlos oder gar ſchmeichel⸗ 
haft ſein. Solche Menſchen werden ſich nicht mit 
dem Gedanken tröſten, daß es fih um eine Kari- 
katur handle und deshalb niemand an die Ueber⸗ 
einſtimmung des Bildes mit der Wirklichkeit glauben 
werde. Die Karikatur muß trotz ihrer Ueber⸗ 
treibungen Aehnlichkeit mit der wahren Erſcheinung 
des Abgebildeten behalten. Wer dieſe nicht kennt, 
weiß nicht, wie viel von dem in ſeinen Ueber⸗ 
treibungen mehr oder minder komiſch wirkenden 
Bilde der Wirklichkeit entſpricht. Er kann nicht 
erkennen, wie weit Wahrheit und Dichtung gehen 
und wird ſich von dem Manne, den er durch 
die Karikatur kennen lernt, unbewußt ein Bild 
machen, das für dieſen weniger vorteilhaft iſt als 
die Vorſtellung, die durch ein dem Leben ent⸗ 
ſprechendes Bildnis vermittelt wird. Auch von 
ihren Bekannten läßt ſich die Mehrzahl der Menſchen 


wohl lieber in einem wahrheitsgetreuen Bilde be⸗ 


trachten. Warum alſo eine Ausnahme zugunſten 
der Karikatur? 

Die Motive ſagen (S. 31): „Ausdrücklich 
hervorzuheben iſt ..., daß die Vorſchrift des 8 22 
nur die Bildniſſe im eigentlichen Sinne des 
Wortes im Auge hat d. h. die Darſtellung einer 
Perſon in ihrer wirklichen dem Leben entſprechenden 
Erſcheinung. Dagegen gehört die Karikatur als 
eine mehr oder weniger willkürliche, nach einem 
beſtimmten Zweck ausgeführte künſtleriſche Bear⸗ 
beitung eines Bildniſſes zu einer neuen Darſtellung 
nicht hierher. Eine beſondere Beſtimmung hier⸗ 
über in das Geſetz aufzunehmen, erſcheint nicht 
nötig. Der Schutz der Perſon gegen den Miß⸗ 
brauch der Karikatur gehört dem allgemeinen Rechte 
an.“ Die Karikatur eine „mehr oder weniger 
willkürliche nach einem beſtimmten Zweck ausge⸗ 
führte künſtleriſche Bearbeitung eines Bildniſſes 
zu einer neuen Darſtellung“: das erinnert an 
den § 16 des Kunftihuß®., der die „freie Bez 
nützung eines Werkes“ für zuläffig erklärt, wenn 
dadurch „eine eigentümliche Schöpfung“ hervor⸗ 
gebracht wird. Aber was ſoll dieſer urheberrecht⸗ 
liche Grundſatz gegenüber dem Recht am eigenen 
Bild? Die mehr als kühne Konſtruktion, daß 
jeder Menſch ein Recht an ſeinem Körper und 
darum auch an ſeinem Bild habe, haben ſich die 
Motive ja glücklicherweiſe nicht zu eigen ge⸗ 
macht. Zudem müßte jener dem Urheberrecht 
entnommene Grundſatz, wollte man ihn folge⸗ 
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richtig durchführen, ebenſogut wie auf Karikaturen 
auf alle oder wenigſtens auf alle wirklich guten 
Bildniſſe aus dem Reich der bildenden Künſte 
angewendet werden. Denn auch ſie laſſen uns 
nicht nur die äußere Erſcheinung des Abgebildeten 
ſehen, wie ſie jeder ſieht und jeder photographiſche 
Apparat wiedergeben kann, ſondern geben uns 
eine neue Darſtellung, in der das Charakteriſtiſche 
der Perſon herausgehoben iſt, wenn auch nicht 
in der übertreibenden, ſatiriſchen Weiſe der Kari⸗ 
katur. Jedes gute Bildnis von Künſtlerhand iſt 
ebenſogut wie die Karikatur eine eigentümliche 
Schöpfung, eine Leiſtung, die uns auch ein Stück 
von der eigenen Perſönlichkeit des Künſtlers ſchenkt. 
Allein das Recht am eigenen Bild iſt nun ein⸗ 
mal kein Urheberrecht des Abgebildeten an ſeinem 
Bildnis, ſo daß es ſich fragen könnte, ob es ſtärker 
ſein ſoll als das Urheberrecht des Abbildenden. 
Die Motive bezeichnen ſeinen Schutz als ein Gebot 
der allgemeinen Rechtsordnung und der Achtung, 
welche die Perſönlichkeit beanſpruchen darf. Bei 
dieſer Auffaſſung iſt es mangels ausdrücklicher 
Ermächtigung im Geſetze natürlich nicht ſtatthaft, 
die Werke der bildenden Künſte wegen der ſich 
in ihnen offenbarenden geiſtigen Leiſtung von der 
Regel des § 22 auszunehmen. Ebenſowenig aber 
iſt dies bezüglich der Karikatur zuläſſig. Es geht 
nicht an, bei der Anwendung des Geſetzes mit 
den Motiven zu unterſcheiden zwiſchen Bildniſſen 
im eigentlichen Sinn und anderen Bildniſſen. 
Wie das von Stümperhand gemalte Bildnis ein 
Bildnis im Sinne des $ 22 iſt, auch wenn es 
nicht gerade ſprechend ähnlich geraten iſt, ſobald 
man nur den Abgebildeten zu erkennen vermag, 
ſo hört auch ein Bildnis nicht deshalb auf Bildnis 
im Sinne des Geſetzes zu ſein, weil der Künſtler 
beſtimmte charakteriſtiſche Züge übertrieben hat, 
ſolange nur der Beſchauer erkennen kann, wen die 
Karikatur darſtellt. Auch karikierte Bildniſſe ſind 
Bildniſſe. Weder innere Gründe alſo noch der 
Wortlaut des Geſetzes berechtigen dazu, die Kari⸗ 
katur von deſſen Beſtimmungen auszunehmen, 
wie dies die oben angeführten Schriftſteller tun. 
Sie fällt an und für ſich unter die Regel des 
9 22 und iſt ihr nur entzogen, ſoweit das Geſetz 
ſelbſt eine Ausnahme zuläßt. Der Verbreitung 
und der Schauſtellung künſtleriſcher Karikaturen 
kommt die Beſtimmung in § 23 Ziff. 4 zugute. 
Bei einem großen Teile der Karikaturen unſerer 
politiſchen Witzblätter wird ſich freilich darüber 
ſtreiten laſſen, ob ſeine Verbreitung einem höheren 
Intereſſe der Kunſt dient. Dafür greift zugunſten 
dieſer Blätter die erſte der Ausnahmen des § 23 
ein: Bildniſſe aus dem Bereiche der Zeitgeſchichte 
dürfen ohne die nach § 22 erforderliche Einwilli⸗ 
gung verbreitet und zur Schau geſtellt werden. 
(Schluß folgt.) 
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Der Menih als Gegenſtand des Angenſcheins 
im Zivilprozeß. 
Von Joſef Kreß, Oberlandesgerichtsrat in Augsburg. 
Fortſetzung). 


Wir ſtoßen uns zunächſt an dem von Held⸗ 
mann konſtruierten „gemeinſchaftlichen Augen⸗ 
ſcheinsobjekt“, weil die ZPO. — von 88 199, 
402 und einigen Beſtimmungen über Urkunden⸗ 
beweis abgeſehen — eine Gemeinſchaftlichkeit der 
Beweismittel nicht kennt. Nach den Mot. II 1 
S. 316 iſt die Lehre von dieſer Gemeinſchaftlich⸗ 
keit als mit dem Grundſatze des Entwurfs über 
den Wegfall der Eventualmaxime nicht verträglich 
aufgegeben. In der Tat iſt dies auch die allge⸗ 
mein herrſchende Auffaſſung. Die ZPO. kennt 
nur eine Gemeinſchaftlichkeit der Beweisergebniſſe 
(Planck a. a. O. I S. 253 f.). Zu beanſtanden iſt 
ferner auch hier wieder das Zuſammenwerfen von 
„Menſch“ und „Sache“. Angenommen: es wäre 
eine Gemeinſchaftlichkeit von Sachbeweismitteln im 
Sinne Heldmanns anzuerkennen, mit welchem 
Rechte wendet man dann die für dieſe Art von 
Beweismitteln entwickelten Grundſätze auf das be⸗ 
griffsmäßige Gegenſtück der Sache, auf den Men⸗ 
ſchen an? Heldmann iſt uns die Begründung 
ſchuldig geblieben; denn ſeine Bemerkung, daß der 
enſch, da er die natürliche Verfügungsgewalt 
über ſeine Subſtanz beſitze, dieſe zur Beſichtigung 
herzeigen könne und daß dies zur Begründung 
der Vorzeigepflicht genüge (a. a. O. S. 430), ferner, 
daß es nicht einzuſehen ſei, weshalb die Verbind⸗ 
lichkeit des Beweisgegners, die in feinem Beſitze 
befindliche Sache behufs Augenſcheineinnahme her⸗ 
zuzeigen, dann zeſſieren ſolle, wenn es ſich um 
die Vorzeigung des eigenen Körpers handle, kann 
wohl nicht als ernſthafte Begründung paſſieren. 
Ginge ſie doch auf das Paradoxon hinaus: der 
Menſch kann feinen Körper befichtigen laffen, alfo 
muß er ihn beſichtigen laſſen; der Menſch iſt ver⸗ 
pflichtet, die in ſeinem Beſitze befindliche beweis⸗ 
behilfliche Sache vorzulegen, alſo muß er auch 
ſeinen eigenen Leib vorlegen und beſichtigen laſſen, 
wenn damit Beweiszwecken gedient iſt! Wie hat 
man ſich endlich das Verhältnis vorzuſtellen, wenn 
der Anſpruch ſelbſt von dem Zuſtande des menſch⸗ 
lichen Körpers abhängt, wenn er in einer not⸗ 
wendigen, nicht zufälligen Beziehung zum körper⸗ 
lichen Zuſtande ſteht? Nach Heldmann iſt dies 
die Vorausſetzung der Duldungspflicht (ſiehe oben). 
Angenommen: die Verſicherungsgeſellſchaft X klagt 
gegen ihr Mitglied A auf Annullierung des Ver⸗ 
trags mit der Behauptung, A habe ſeinerzeit bei 
Abſchluß des Vertrags ſein noch heute beſtehendes 
Lungenleiden verſchwiegen. Kann die Geſellſchaft 
die körperliche Unterſuchung des A fordern? Nach 
Heldmann offenbar nicht; denn der Anſpruch der 
Geſellſchaft auf Nichtigerklärung des Vertrags ſteht 
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nicht in jener notwendigen Beziehung zum körper⸗ 
lichen Zuſtande des Verſicherten, wie in dem von 
Heldmann gewählten Beiſpiele der Kaufpreis für 
die nicht paſſenden Schuhe zu deren Beſchaffenheit. 
Den Kaufpreis für die Schuhe bekommt der 
Schuſter nur dann, wenn er paſſende Schuhe ge⸗ 
liefert hat; denn der Rechtsſatz lautet: da Zug 
um Zug zu erfüllen iſt, hat der Anſpruch auf 
Leiſtung richtige Gegenleiſtung zur Vorausſetzung. 
Der Zuſtand der Schuhe iſt alfo kraft Rechtsſatzes 
kauſal zum Anſpruche auf den Kaufpreis. Dies 
iſt aber nicht der Fall im Verhältniſſe des körper⸗ 
lichen Zuſtandes des Verſicherten zum Annullierungs⸗ 
anſpruch der Geſellſchaft. Kauſalität zwar liegt 
auch hier vor, aber nicht kraft poſitiver Rechts⸗ 
beſtimmung wie im Verhältniſſe zwiſchen Kauf⸗ 
preisforderung und Kaufſache, ſondern zufällig, 
aus dem konkreten Grunde, weil die Statuten der 
1 ai den fraglichen Aufhebungsgrund ent⸗ 
alten 

Das von Heldmann aufgeſtellte Prinzip ift 
zu enge; es deckt keineswegs alle in Betracht 
kommenden Fälle und ift deshalb unverwertbar. 

Unſere Entſcheidung der Frage bringen wir 
in folgendem Satze zum Ausdruck: 

Wenn in Schuldverhältniſſen die Beſichti⸗ 
gung der körperlichen oder geiſtigen Subſtanz 
einer Partei das unerläßliche Mittel zur 
Beſtimmung des Inhalts der zu bewirkenden 
Leiſtung, wenn alſo die Beſichtigung ein 
Element der Leiſtung iſt, dann iſt ſie wie 
jede Leiſtung ſo zu verlangen und zu be⸗ 
tätigen, wie Treu und Glauben mit Rückſicht 
auf die Verkehrsſitte es erfordern (§S 242 BGB.). 

Wenn alſo z. B. das Maß der vom kranken 
und arbeitsunfähigen Vater geforderten Alimente 
mangels ſonſtiger Beweisbehelfe nicht anders als 
durch körperliche Unterſuchung feſtgeſtellt werden 
kann, wenn der Betrag der gemäß § 843 BGB. 
dem Mißhandelten gebührenden Entſchädigung ſich 
auf keinem andern Wege als jenem der körperlichen 
Unterſuchung ermitteln läßt, wenn der Anſpruch 
des gegen Unfall Verſicherten auf Zahlung der 
Verſicherungsſumme, der Anſpruch der Geſellſchaft 
auf Löſung des Vertrags (vgl. das ob. Beiſp.) 
nicht anders als durch Unterſuchung der Subſtanz 
des a verbeſchieden werden kann, wenn 
alſo Art, Maß, Dauer und ſonſtige Umſtände 
der geiſung ſich ausſchließlich nach dem Ergebniſſe 
einer ſolchen Unterſuchung bemeſſen, dieſe demnach 
ein Eſſentiale der Leiſtung, von ihr untrennbar, 
deren Beſtandteil, Element iſt, dann iſt die Partei 
gemäß § 242 BGB. zur Duldung der Unter⸗ 
ſuchung, nach Treu und Glauben x. verpflichtet. 

Man wird zunächſt einwenden, daß die Pflicht, 
die körperliche Unterſuchung zu dulden, eine Prozeß⸗ 

pflicht ſei, folglich der nur die privatrechtliche 
Heiſtung beſtimmenden Regel des § 242 nicht 
unterfallen könne. In der Tat iſt dieſer Einwand 
von Pollack a. a. O. S. 253 und von Roſenmeyer 
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a. a. O. S. 58 erhoben worden. Auch Wendt a. a. 
O. S. 331 will nur de lege ferenda von einer 
Uebertragung der privatrechtlichen Vorſchriften des 
8 242 auf das prozeſſuale Verhalten der Parteien 
etwas wiſſen. Es läßt ſich m. E. über dieſes 
Bedenken hinwegkommen, wenn man ſich die Sache 
folgendermaßen zurechtlegt: Den Inhalt der Schuld⸗ 
verhältniſſe bildet die Leiſtung d. i. ein beſtimmtes 
Verhalten des Schuldners, wie es dem dem Schuld⸗ 
verhältniſſe zugrunde liegenden Rechtsgeſchäfte oder 
ſonſtigem rechtserzeugenden Tatbeſtande entſpricht, 
das ſchuldneriſche „Soll“. Wenn A den B miß⸗ 
handelt hat und nun von B gemäß § 843 BGB. 
auf Schadenserſatz 1 wird, ſo iſt der Inhalt 
des Schuldverhältniſſes d. i. die von A dem B 
geſchuldete Leiſtung nicht die eingeklagte Summe 
zu 1000 M — dieſe iſt Gegenſtand der Leiſtung 
vgl. Schollmeyer, Recht der Schuldverh. S. 1 f. 
— ſondern der kraft Geſetzes von A dem B zu 
leiſtende Schadenserſatz. Um feſtzuſtellen, wie ſich 
dieſer Schadenserfatz nach Art, Höhe uff. über- 
haupt 8 geſtaltet, iſt die körperliche Unter⸗ 
ſuchung des B das einzige Mittel. A ſchuldet 
dem B Schadenserſatz nur nach Maßgabe der 
Unterſuchung, dieſe iſt alſo ein untrennbarer, 
weſentlicher Beſtandteil, ſozuſagen das natürliche 
Zubehör der geſchuldeten Leiſtung, ſelbſt ein Stück 
Leiſtung, daher nach § 242 ebenfalls nach Treu 
und Glauben zu bewirken. Hier zeigt ſich eben 
die innere Unzertrennlichkeit, die ſtete Wechſel⸗ 
beziehung zwiſchen dem privatrechtlichen Inhalt 
und der prozeſſualen Geltendmachung der Leiſtung. 
Erſterer kommt in letzterer zum Ausdruck, drückt 
ihr ſein Gepräge auf, die Prozeßform iſt nur das 
Abbild, der Wiederſchein des Anſpruchs. Ich finde 
den gleichen Gedanken bei Wendt a. a. O. S. 381 

ausgedrückt; er führt aus, daß ſchließlich auch der 
Prozeß, den die Parteien miteinander führten, 
nur ein Stück ihres rechtlichen Verhältniſſes, 
jedenfalls nicht ohne Beziehung darauf und deshalb 
auch nicht lediglich nach den Normen des öffent- 
lichen Rechts d. h. des Prozeßrechts zu beurteilen 
ſei, und wie die Parteien den Prozeß führten, 
das wirke doch unmittelbar auf ihr Schuldver⸗ 
hältnis zurück. Eine ſtrenge Scheidung des privat⸗ 
rechtlichen Verhältniſſes von dem Prozeß und 
der Art des Auftretens der Parteien in ihm 
werde ſchwerlich Beifall verdienen können. Es 
nimmt Wunder, daß Wendt trotz ſo treffender 
Beurteilung des zwiſchen dem privatrechtlichen 
Anſpruch und deſſen prozeſſualer Geltendmachung 
beſtehenden Verhältniſſes ſich nicht höher als zu 
der Forderung aufſchwingt, „auch im Prozeß 
Treu und Glauben zur Norm zu erheben und 
unter dieſem Geſichtspunkte die privatrechtliche 
Vorſchrift des § 242 auch auf das prozeſſuale 
Verhalten der Parteien zu übertragen“. Wir 
haben den letzten Schritt unternommen. Wenn 
ein prozeſſualer Akt, wie in unjeren Falle die 
körperliche Beſichtigung, dem Anſpruche und damit 
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der ihm korreſpondierenden Leiſtung erſt den 
Inhalt gibt, ſo iſt die Bedeutung dieſes Aktes 
ſicher weit über die einer Form, in der die Staats⸗ 
gewalt zur Feſtſtellung des von einer Partei be⸗ 
anſpruchten Rechtes angerufen wird, hinausgehoben. 
Ein ſolcher Akt iſt, wenngleich im Prozeſſe vor⸗ 
genommen, durchaus meritoriſchen Inhalts; er 
iſt Anſpruchsſubſtantiierung, Leiſtungsdefinition, 
darf demnach nicht ausſchließlich nach den Grund⸗ 
lägen des modus procedendi, muß vielmehr als 
materiellrechtlicher Akt nach Zivilrecht beurteilt, 
behandelt, alſo auch der Vorſchriſt des § 242 
unterworfen werden. 

Der weitere Einwurf Roſenmeyers a. a. O., 
daß, wer ein verfaſſungsmäßiges Recht habe, ſeine 
körperliche Integrität gewahrt zu halten, nicht nach 
Treu und Glauben verpflichtet ſein könne, von der 
Ausübung des Rechts abzuſtehen, daß man nur 
aus Treu und Glauben und der Verkehrsſitte 
heraus kein Grundrecht beſeitigen könne, erledigt 
fih durch das unter BI b 2 über den rechtlichen 
Inhalt der „Grundrechte“ Vorgetragene. 

Der von uns aufgeſtellte Satz, daß unter Um⸗ 
ſtänden die Beſichtigung, Unterſuchung der menſch⸗ 
lichen Subſtanz zum Elemente der Leiſtung er⸗ 
hoben und damit gleich dieſer der Regel des § 242 
unterſtellt wird, iſt in einem Falle, in jenem des 
§ 254 BGB., vom Geſetze zur praktiſchen An- 
wendung gebracht. Hier iſt die Unterlaſſung der 
Abwendung oder Minderung des Schadens durch 
den Beſchädigten für die Schadenserſatzpflicht der: 
art von Einfluß, daß ſie letztere ganz oder teil⸗ 
weiſe aufzuheben vermag. Handelt es ſich beiſpiels⸗ 
weiſe um Schädigung der menſchlichen Subſtanz, 
ſo iſt nach konſtanter Rechtſprechung der Anſpruch 
auf Schadenserſatz davon abhängig, daß ſich der 
Beſchädigte ärztlicher Unterſuchung, Behandlung, 
auch in Geſtalt einer Operation — es ſind dies, 
wie noch zu zeigen ſein wird, nur Erſcheinungs⸗ 
formen des Augenſcheins an der menſchlichen Sub⸗ 
ſtanz — dann unterzieht, wenn das Anſinnen 
der Behandlung zur Vermeidung größeren Schadens 
nach der Natur der Behandlung, der Art der 
Verletzung, der Perſon des Verletzten, der Be⸗ 
deutung der Behandlung für den Schadensumfang 
gerecht und billig, wenn m. a. W. die Unterſuchung, 
Behandlung nach Tren und Glauben mit Rück⸗ 
ſicht aufzdie Verkehrsſitte gefordert ift. § 254 ift 
eben zin Wahrheit nichts anderes als ein Ausfluß 
des allgemeinen Grundſatzes des $ 242. Vgl. auch 
Rehbein a. a. O. II, 62; Wendt a. a. O. 142. Die 
Unterlaſſung der Schadensabwendung durch Ver⸗ 
weigerungzärztlicher Behandlung braucht nicht die 
Verletzung einer beſonderen Rechtspflicht in ſich zu 
ſchließen, ſie braucht nicht eine kontraktliche oder 
außerkontraktliche Rechtswidrigkeit gegenüber einem 
anderen zu enthalten; es genügt vielmehr jeder 
Verſtoß gegen Treu und Glauben nach der Ver⸗ 
kehrsfitte, der darin liegt, daß diejenige Sorgfalt 
nicht angewendet wird, welche nach der Aufſaſſung 


des Lebens ein ordentlicher Mann anzuwenden 
hat, um Schaden von ſich abzuwenden (Hagen in 
Seuff Bl. 72, 3674 Gareis a. a. O. 99). Der Ver⸗ 
letzte hat fih bei Meidung gänzlichen oder teil- 
weiſen Unterliegens mit ſeinem Schadenderſatz⸗ 
begehren ärztlicher Behandlung, ſelbſt einer Ope⸗ 
ration dann zu unterziehen, wenn Gefahr für Leib 
und Leben ausgeſchloſſen und beſtimmte Ausſicht 
auf Erfolg vorhanden iſt, ſo zwar, daß ein be⸗ 
ſonnener Mann, wenn keine Erſatzpflicht für die 
Schädigung gegeben wäre, in gleicher Lage keinen 
Anſtand nehmen würde, ſich zur Herbeiführung 
der Heilung oder Beſſerung feines Zuſtandes ärzt- 
licher Behandlung, auch einer Operation zu unter⸗ 
ziehen, überhaupt die von der Wiſſenſchaft an die 
Hand gegebenen Heilmittel zu benützen. Im 
Einzelfalle ift umfaſſende Berückſichtigung aller 
Umſtände geboten: Art und Schwere der körper⸗ 
lichen Schädigung, Art und Umfang, vorausſicht⸗ 
liche Dauer ihres Einfluſſes, Bildungsgrad, Stand, 
Alter des Verletzten uff., wenn eine Operation 
in Frage kommt, deren Schwere, pſychologiſche 
Wirkung auf den Verletzten, Ausſicht auf Erfolg ꝛc. 
(RG. 22. Dezember 1890 SeuffA. 46 Nr. 189; 
27. Febr. 1906 JW. 206; 3. April 1906 JW. 
341; 26. März 1908 JW. 329). In dieſen Er: 
kenntniſſen wird ſtets der Satz variiert: Der 
Schadenserſatz begehrende Menſch hat die Unter: 
ſuchung, Behandlung ſeines Körpers zu dulden, 
wenn die Duldung zur Abwendung oder Minde⸗ 
rung des Schadens erforderlich und nicht gegen 
Treu und Glauben iſt. 

Für uns ergibt ſich aus dem bisher Erörter⸗ 
ten der wichtige Schluß, daß das Geſetz durch 
$ 254 und $ 242 die Unterſuchung der menſch⸗ 
lichen Subſtanz unter Umftänden, dann nämlich, 
wenn ſie zur Abwendung oder Minderung des 
Schadens das geforderte Mittel und deren Dul⸗ 
dung nicht gegen Treu und Glauben iſt, zum 
Begriffsmerkmale, zum untrennbaren weſentlichen 
Beſtandteile, zum Elemente der aus einem Schuld⸗ 
verhältniſſe erfließenden Leiſtung erhoben hat; 
denn getwas anderes will es nicht beſagen, wenn 
die Duldung der körperlichen Unterſuchung, Be⸗ 
handlung, Operation zum Zwecke der Schadens⸗ 
abwendung oder⸗Minderung zur Pflicht gemacht 
und an deren Verweigerung die Aufhebung oder 
Einſchränkung der Schadenserſatzpflicht geknüpft 
wird, als daß der Schuldner den Schaden nicht 
ſchlechthin, ſondern nur inſoweit zu erſetzen hat, 
als er ſich bei und trotz ärztlicher Behandlung 
ergibt und daß auch nur in dieſen Grenzen der 
Beſchädigte Schadenserſatz zu fordern berechtigt iſt. 
Der nach durchgeführter Behandlung endgültig 
verbleibende Schaden iſt zu erſetzen. Dieſer Schadens⸗ 
erſatz iſt der Inhalt der Leiſtung, wie ſie aus dem 
durch die körperliche Verletzung geſchaffenen Schuld⸗ 
verhältniſſe erfließt. Die Unterſuchung, Behand⸗ 
lung mit ihren Ergebniſſen gibt dieſer Leiſtung 
den Inhalt, iſt Element diefer Leiſtung, daher 
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wie dieſe ſelbſt zu behandeln und deshalb auch Anſprüche find keine Anſprüche aus Schuldverhält⸗ 


vom Geſetze der Vorſchrift des § 242 unterworfen: 
ſie iſt zu dulden, ſoweit Treu und Glauben es 
erfordert. Wir haben alſo hier einen vom Geſetze 
ſtatuierten Anwendungsfall jenes Satzes, den wir 
an die Spitze unſerer Erörterung geſtellt haben. 
Das Geſetz hat in $ 254 mit Zuhilfenahme des 
§ 242 eine prozeſſuale Form, nämlich den Augen⸗ 
ſchein an der menſchlichen Subſtanz, zum Elemente 
einer privatrechtlichen Leiſtung, des Anſpruchs auf 
Schadenserſatz erhoben und deshalb auch gleich 
einer ſolchen Leiſtung behandelt. Wir dürfen darin 
ein Argument für die Richtigkeit des in unſerem 
mehrerwähnten Satze zum Ausdrucke gebrachten 
Prinzips erblicken, nach welchem wir in ſtreitigen 
Schuldverhältniſſen die Duldungspflicht der Prozeß⸗ 
partei regeln zu ſollen glauben. 

Unſer Prinzip findet nur auf beſtehende Schuld⸗ 
verhältniſſe Anwendung, demnach nicht auf An⸗ 
ſprüche aus der Ehe, dem Verlöbnis, Familien⸗ 
verhältnis. Schuldverhältniſſe liegen hier nicht 
vor, weil nach Sitte und Recht ihr Inhalt an 
Recht und Pflicht an erſter Stelle nicht als For⸗ 
derung und Schuld gilt, ſondern auf ſittlicher 
Pflicht beruht. Soferne aber beſondere Umſtände 
hinzutreten, entſtehen allerdings echte Schuldver⸗ 
hältniſſe im Sinne des BGB., z. B. durch den 
Rücktritt beim Verlöbnis, aus der Verwandtſchaft 
mit dem Eintritt der Unterhaltspflicht, aus der 
Vermögensverwaltung zwiſchen Vormund und 
Mündel. Dieſe Schuldverhältniſſe ſind nach un⸗ 
ſerem Prinzip zu behandeln. Dagegen kann z. B. 
bei Klagen auf Scheidung oder Ungültigkeits⸗ 
erklärung von Ehen nicht verlangt werden, daß 
ſich ein Eheteil nach Treu und Glauben gemäß 
dem Grundſatze des § 242 der Unterſuchung ſeiner 
Subſtanz unterziehe. Es gilt hier lediglich freie 
Beweiswürdigung nach $ 286 ZPO. — jedoch 
unter den oben gezogenen Schranken. Aus der 
Tatſache der Weigerung allein wird das Gericht 
niemals zuungunſten des ſich Weigernden einen 
Schluß ziehen dürfen; denn die Partei befindet 
ſich im Recht, kein Geſetz gebietet ihr die Duldung 
der Unterſuchung. Erſt, wenn zur Weigerung 
weitere Umſtände hinzutreten, kann der Richter 
aus der geſamten Sachlage ſeine Schlüſſe ziehen 
(RG. 22. Nov. 1902 JW. 1903 S. 26; OLG. 
Stuttgart 27. Mai 1892 Seuff A. 49 Nr. 162). 

Der Erbrechtsanſpruch an ſich iſt nach BGB. 
im weſentlichen wie der Eigentumsanſpruch be⸗ 
handelt, alſo als Anſpruch aus dinglichem Recht 
(88 2048 ff., 2022, 2024 Satz 3). Obligatoriſche 
Anſprüche entſtehen auch hier durch Hinzutritt 
beſonderer Umſtände: Verwendung, Bereicherung, 
unerlaubte Handlung. Ein rein obligatoriſches 
Schuldverhältnis begründen Vermächtnis, Auflage, 
der Pflichtteilsanſpruch. Dieſe obligatoriſchen An⸗ 
ſprüche würden unſerem Prinzip unterfallen. 

Die aus dem Eigentum und ſonſtigen ding⸗ 
lichen Rechten an Sachen und Rechten entſtehenden 


niſſen im Sinne des BGB. Aus der Beſchädigung 
von Sachen und aus der Erlangung von Sachen 
durch verbotene Eigenmacht oder ſtrafbare Hand⸗ 
lung entſtehen allerdings Schuldverhältniſſe auf 
Schadenserſatz im Sinne von $ 241 BGB. Es 
kommt folglich auch hier, falls ein ſolcher Fall 
praktiſch werden ſollte, unſer Prinzip zur An⸗ 
wendung. Vgl. auch Rehbein a. a. O. II S. 10, 11. 
(Schluß folgt). 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Die Anzeigepflicht der Gemeinden bei Viehſeuchen. 
In Nr. 1 dieſes Jahrganges findet ſich die Frage 
erörtert, ob der Bürgermeiſter einer Landgemeinde 
wegen Verletzung der Anzeigepflicht gemäß 88 9, 65 
Ziff. 2 des Viehſeuchengeſetzes beſtraft werden kann, 
wenn er trotz erhaltener Mitteilung, daß der im 
Turnus von den Bürgern gehaltene Gemeindeeber 
bei einem Gemeindeangehörigen unter rotlaufver⸗ 
dächtigen Erſcheinungen erkrankt ſei, es unterlaſſen 
hat, hievon ſofort dem vorgeſetzten Bezirksamt (nicht, 
wie der Verfaſſer meint, dem amtlichen Tierarzt) 
gemäß SA der VollzVſchr. zum Viehſeuchen G. vom 
23. März 1881 Anzeige zu erſtatten, vielmehr die 
Tötung des Ebers und die Verſteigerung des Fleiſches 
veranlaßt hat. Der Verfaſſer verneint dieſe Frage 
und zwar m. E. mit vollem Recht. Zu ſeinen weiteren 
Ausführungen erſcheinen mir jedoch folgende Be⸗ 
merkungen veranlaßt: | 

I. Anzeigepflichtig ift in dem erörterten Falle 
zunächſt die Gemeinde, aber nicht als mittelbare Be⸗ 
ſitzerin des Ebers, ſondern als deſſen Eigentümerin. 
Die Terminologie des ViehſeuchenG. ſtimmt nicht 
überein mit der des BGB. Viehbeſitzer im Sinne 
jenes Geſetzes iſt der Vieheigentümer. Zur Be 
gründung dieſer Anſicht diene hier nur folgendes: 

1. Die Vorſchrift in 89 Abſ. I a. a. O. ver 
pflichtet den Viehbeſitzer zur Anzeige des Seuchen⸗ 
ausbruches unter „ſeinem“ Viehbeſtand. Das Poſſeſſiv⸗ 
Pronomen pflegt aber nach dem allgemeinen Sprach⸗ 
gebrauch nicht auf den Beſitzer, ſondern nur auf den 
Eigentümer angewendet zu werden. 

2. 89 Abſ. II letzter Halbſatz regelt die Anzeige⸗ 
pflicht bei Tieren in fremdem Gewahrſam. Daß 
Gewahrſam im Sinne dieſer Vorſchrift nicht ein 
Beſitzdiener⸗Verhältnis im Sinne des BGB. bedeutet, 
geht m. E. ſchon daraus hervor, daß die hauptſäch⸗ 
lichſten Beſitzdiener, die Dienſtboten, wie bei den 
Geſetzgebungsverhandlungen ſeinerzeit allſeitig an⸗ 
erkannt wurde, nicht anzeigepflichtig ſind, und daß 
nur einzelne Beſitzdiener, nämlich die Wirtſchafts⸗ 
vorſteher und die Begleiter auf dem Transport be⸗ 
findlicher Tiere, der Anzeigepflicht unterworfen wurden. 
Iſt ſohin Gewahrſam im Sinne des Abſ. II als gleich⸗ 
bedeutend mit Gewahrſam im Sinne des Strafgeſetz⸗ 
buches, alſo im weſentlichen gleichwertig mit unmittel⸗ 
barem Beſitz im Sinne des BGB. zu verſtehen, ſo 
wäre es nicht verſtändlich, wenn der Geſetzgeber, 
der nach Anſicht von Sauerländer ſchon in Abſ. I die 
Anzeigepflicht des Beſitzers (unmittelbaren und mittel⸗ 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 4. 89 


baren) feſtgeſetzt hat, in Abſ. II noch ausdrücklich die 
unmittelbaren Fremdͤbeſitzer für anzeigepflichtig er- 
klären würde. 

3. Nach 8 16 hat der „Beſitzer“ das Recht, zu 
der vom Amtstierarzt vorzunehmenden Unterſuchung 
eines ſeuchenverdächtigen Tieres auch ſeinerſeits einen 
approbierten Tierarzt zuzuziehen. Offenbar iſt auch 
hier mit „Beſitzer“ der Eigentümer des Tieres gemeint. 
Denn nur für dieſen iſt das genannte Recht im Hin⸗ 
blick auf die Entſchädigungsfrage von Bedeutung. 

4. 8 58 Abſ. II geſtattet, den Landesregierungen 
zu beſtimmen, daß die Entſchädigung für getötete Pferde 
und Rinder durch Beiträge der Beſitzer von Pferden 
und Rindvieh aufgebracht werde. Berechtigt, die 
Entſchädigung nach dem ViehſeuchenG. zu verlangen, 
iſt zweifellos nicht der „Beſitzer“ im Sinne des BGB., 
ſondern nur der Eigentümer der betreffenden Tiere; 
($ 60 betrifft nicht die Berechtigungsfrage, ſondern 
enthält lediglich eine Auszahlungsermächtigung). Das 
Geſetz beabſichtigt aber doch ſicherlich, daß nur die⸗ 
jenigen zur Beitragsleiſtung herangezogen werden, 
welche an der Entſchädigung teilnehmen. 

5. Wie allgemein anerkannt iſt, wurde die Ent⸗ 
ſchädigungsleiſtung im Viehſeuchen GG. hauptſächlich 
deshalb eingeführt, um dadurch der Seuchenverheim⸗ 
lichung entgegenzuwirken. Die Entſchädigungsſumme 
ſoll eine Art Prämie für rechtzeitige Anzeigeerſtattung 
darſtellen. Es iſt daher anzunehmen, daß der Vieh⸗ 
eigentümer, welchem die Entſchädigung ausſchließlich 
zugute kommt, in erſter Linie und ſtets zur Seuchen⸗ 
anzeige herangezogen werden ſollte. Daß der Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch des Vieheigentümers auch bei 
Verletzung der Anzeigepflicht durch einen Anderen 
ſelbſt dann verloren geht, wenn den Eigentümer kein 
Verſchulden trifft, iſt eine Sache für ſich. 

Aus den angeführten Erwägungen dürfte hervor⸗ 
gehen, daß nach 8 9 Viehſeuchen G. der Vieheigen⸗ 
tümer ſtets anzeigepflichtig iſt, und zwar gleichviel, 
ob er ſich im Beſitz des Viehes befindet oder nicht; 
andere Perſonen dagegen nur dann, wenn ſie un⸗ 
mittelbare Beſitzer oder beſonders qualifizierte Beſitz⸗ 
diener ſind. Bemerkt ſei hier, daß die Anzeige ſtets 
an die Ortspolizeibehörde des Seuchenortes zu richten 
ſein wird, auch wenn der Anzeigepflichtige ſich aus⸗ 
wärts befindet; eine ausdrückliche Beſtimmung über 
die örtliche Zuſtändigkeit beſteht freilich nicht. 

II. Die Gemeinde als juriſtiſche Perſon des 
öffentlichen Rechtes erfüllt ihre Anzeigepflicht nicht 
durch „Vertreter in der Wirtſchaftsführung“, ſondern 
durch ihre Organe, wie Sauerländer mit Recht an⸗ 
nimmt. Das gemeindliche Organ, welches die der 
Gemeinde obliegende Anzeige zu betätigen hat, wird 
aber weder der Gemeindeausſchuß noch der Bürger⸗ 
meiſter ſein. Die Anzeigeerſtattung iſt ein Akt der 
laufenden wirtſchaftlichen Verwaltung des Gemeinde⸗ 
vermögens. Daß der Gemeindeeber zu dieſem gehört, 
unterliegt wohl keinem Zweifel. Daher wird auch 
die Anzeigepflicht denjenigen treffen, welcher von der 
Gemeinde als Verwalter des Gemeindevermögens 
aufgeſtellt ift (Art. 134 Abſ. I der Gem.). Dies 
kann aber gemäß Abſ. II a. a. O. keinesfalls der 
Bürgermeiſter ſein. Der Verwalter des Gemeinde⸗ 
vermögens könnte bei Unterlaſſung der Anzeige auch 
ſtrafrechtlich verantwortlich gemacht werden, da ſich in 
ſeiner Perſon der geſamte Tatbeſtand der vom Geſetz 
mit Strafe bedrohten Handlung erfüllt (vgl. Ob G. 
bei Reger Bd. 24 S. 436). 


III. Allein im vorliegenden Fall iſt m. E. eine 
Anzeigepflicht überhaupt nicht verletzt. Der Gewahrſam⸗ 
inhaber des Ebers, Y., hat dem Bürgermeiſter Z. 
bereits Mitteilung von dem Seuchenverdacht gemacht. 
Der Bürgermeiſter ift gemäß Art. 138 der GemO. 
die mit der Handhabung der Ortspolizei betraute 
Behörde, er verkörpert die Ortspolizeibehörde, an 
welche nach 8 3 der VollzVſchr. zum ViehſeuchenG. 
die Anzeige zu richten iſt. Ob der Bürgermeiſter 
die Anzeige als Polizeibehörde oder lediglich als 
Organ der Eigentümerin entgegennahm, iſt rechtlich 
belanglos, weil der Anzeigepflichtige dieſen inneren 
Vorgang nicht wahrnehmen kann. Iſt aber einmal 
die Anzeigepflicht durch einen Verpflichteten erfüllt, 
ſo entfällt ſie für ſämtliche übrigen Verpflichteten. 
Dies folgt, obſchon das Viehſeuchen G. hierüber eine 
ausdrückliche Beſtimmung nicht, wie das Perſonenſtands⸗ 
geſetz, enthält, daraus, daß die Anzeigeerſtattung nicht 
als Formalakt, ſondern lediglich zu dem Zwecke vor⸗ 
geſchrieben iſt, um ein rechtzeitiges ſeuchenpolizeiliches 
Einſchreiten zu ermöglichen. Iſt dieſer Zweck nach 
dem Wiſſen des Anzeigepflichtigen bereits ohne ſein 
Zutun erreicht, ſo bedarf es keiner weiteren Anzeige 
einer bereits bekannten Tatſache. (Vgl. hieher die 
Ripr. des VGH. z. B. Bd. 3 S. 689, Bd. 4 S. 105). 

IV. Daß das Nichtweitergeben der Anzeige an 
das vorgeſetzte Bezirksamt nicht mit Kriminalſtrafe 
bedroht iſt, führt Sauerländer vollkommen zutreffend 
aus. Abgeſehen von dienſtſtrafrechtlicher Ahndung 
wird aber der Bürgermeiſter nicht nur Strafein⸗ 
ſchreitung wegen Uebertretung nach 8 66 Ziff. 4, 
eventuell wegen Vergehens nach $ 67 ViehſeuchenG. 
oder auch § 328 StGB. mit AV. vom 16. Februar 
1905, Maßregeln gegen den Rotlauf der Schweine 
uſw. betr. (GVBl. S. 47), ſondern auch außerdem 
Beſtrafung wegen Uebertretung des Fleiſchbeſchau⸗ 
geſetzes (8 27 Ziff. 2 und 3) zu gewärtigen haben. 


Bezirksamtsaſſeſſor Frhr. v. Stengel in Griesbach. 


Kundenüblicher oder angemeſſener Preis? Ein 
Referendarius, der Abſtinenzler iſt, betrat ein Wirts⸗ 
haus, erklärte dem Wirt, er wolle eines der auf dem 
Schenktiſch liegenden Kaviarbrödchen eſſen, nahm eines 
von ihnen und legte, indem er es verzehrte, dem Wirt 
25 Pfennige hin, als den Preis, der für ſolche Bröd⸗ 
chen überall bezahlt wird. Der Wirt erklärte aber 
ſofort: in ſeiner Wirtſchaft müſſe jeder, der ein ſolches 
Brödchen verzehrt, auch Bier dazu genießen; wer 
das nicht tut, der zahle für das Brödchen 35 Pfg. 
Die Anweſenden beſtätigten dem Referendar, daß in 
dieſer Gaſtwirtſchaft der Preis für Kaviarbrödchen 
verſchieden ſei, je nachdem der Gaſt zugleich Bier 
trinke oder nicht, und der Referendar erlegte den ver⸗ 
langten Mehrbetrag von 10 Pfg. War er hierzu ver⸗ 
pflichtet? — 

Danz führt hierüber in JW. 1908, 630 ff. aus: 
In ſolchen Fällen ſei die dem Käufer obliegende Leiſtung 
durch Vereinbarung beſtimmt, und zwar dahin, 
daß der im Geſchäft die ſes Verkäufers übliche Ber- 
kaufspreis, der ſog. kundenübliche Preis zu zahlen 
ſei. Denn Willenserklärung ſei das Verhalten 
einer Perſon, das nach der Erfahrung des Ver⸗ 
kehrs unter Würdigung aller Umſtände den 
Schluß auf einen beſtimmten Willen geſtattet, ohne 
Rückſicht darauf, ob dieſer Schluß im Einzelfall zu⸗ 
trifft, d. h. ob wirklich ein ſolcher innerer Wille, 
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wie er ſich aus der vorliegenden Erklärung ergibt, 
bei dem Handelnden vorhanden war oder nicht. Welches 

Verhalten im Einzelfall eine „Willenserklärung“ dar⸗ 
ſtellt und welche Bedeutung eine ſolche im 
einzelnen Fall hat, beſtimme lediglich die Anſchauung 
der Allgemeinheit; ob die betr. Perſon, um deren 
Willenserklärung es ſich gerade handelt, Kenntnis 
von der Bedeutung der Willenserklärung hatte, ſei 
gleichgültig. Bei der Auslegung ſei die ganze Situa⸗ 
tion, das Milieu im Auge zu behalten, weil dies 
eben die Allgemeinheit, der Verkehr bei der Bewertung 
jeder Willenserklärung tue. Wo man von ſtillſchweigen⸗ 
der Willenserklärung ſpreche, liege eine Vereinbarung 
ſtets vor, die nicht durch Worte, ſondern durch ein 
beſtimmtes Verhalten der Partei erfolge. Die 
Deutung müſſe ſo erfolgen, wie die Erklärungen von 
der Allgemeinheit gedeutet, und das was im 
Einzelfall zu leiſten iſt, müſſe nach dem beſtimmt 


werden, was regelmäßig, gewöhnlich bei Tatbeſtänden 


wie der vorliegende freiwillig von den Parteien ge⸗ 
leiſtet zu werden pflege. Folglich müſſe, wo eine 
Gegenleiſtung nicht verſprochen wird, als ſolche das 
gewährt werden, was bei gleichen Leiſtungen in dem 
betreffenden Geſchäft regelmäßig gefordert 
werde, d. h. beim Kauf der in dem betreffenden Ge⸗ 
ſchäft kundenübliche, nicht aber der angemeſſene 
Preis. Denn das Regelmäßige, das Gewöhnliche, das 
Verkehrsübliche ſei, daß der in dem betreffenden Ge⸗ 
ſchäft übliche Preis gefordert und von der Gegenſeite 
freiwillig geleiſtet werde. Wer eine in des 
anderen Gewerbe einſchlagende Leiſtung verlange, 
deſſen Verhalten ſei alſo dahin zu deuten, daß er ſich 
zum kundenüblichen Preis verpflichte. — 

Den Ausführungen von Danz iſt in dieſer Allge⸗ 
meinheit nicht beizuſtimmen: man muß vielmehr ſagen: 
das durch die Beſtellung ohne Preisabrede betätigte 
Verhalten des Käufers enthält nur die Erklärung, 
daß er den Preis zahlen wolle, der an Geſchäfts⸗ 
leute dieſer Art bezahlt wird, nicht aber den Preis, 
der gerade an dieſen betreffenden Geſchäfts⸗ 
mann bezahlt wird. Das Bahnhofsbüffett ſpricht 
nicht — wie Danz will —: „Die hier aufgeſtellten 
Speiſen werden für den in dieſem Lokal üblichen 
Preis verkauft“; ſondern es ſpricht: „Die Speiſen 
werden verkauft zu den Preiſen, die in Bahnhofs⸗ 
wirtſchaften die ſe r Art bezahlt zu werden pflegen“, 
d. h. zumeiſt zu den Preiſen, die von der Bahnver⸗ 
waltung dem Bahnhofswirt vorgeſchrieben ſind. Auch 
wenn mir unbekannt ift, daß die Preiſe in Bahnhofs⸗ 
wirtſchaften, im Speiſewagen des D⸗Zuges, in einem 
Hotel zu Berlin unter den Linden höher ſind, als in 
anderen Gaſtwirtſchaften, ſo betätige ich den Willen, 
dieſen höheren Preis zu bezahlen, der in Geſchäften 
dieſer Art kundenüblich iſt; nicht aber den Preis, 
der gerade bei dieſem betreffenden Geſchäfts⸗ 
mann „kundenüblich“ ift, alfo von die ſem Geſchäfts⸗ 
mann gefordert und von ſeinen Kunden bezahlt wird. 
Wenn einem Geſchäftsmann eine Ware infolge von 
Zollſtrafen ganz beſonders teuer gekommen iſt und er, 
um dieſen Verluſt gut zu machen, die Ware zu einem 
höheren Preis verkauft, als man in Geſchäften dieſer 
Art zu zahlen pflegt, oder wenn ein Geſchäftsmann, 
wie im Eingangs gedachten Fall, die in Geſchäften 
gleicher Art üblichen Preiſe für Eßwaren nur für 
ſolche Leute einhält, die zugleich etwas trinken, den 
Abſtinenzlern — oder etwa den Ausländern — höhere 
Preiſe abzunehmen pflegt, ſo enthält die Beſtellung 


ſeitens des mit dieſem Gebahren des Wirts unbekannten 
Gaſtes nicht die Erklärung: er unterwerfe ſich der⸗ 
artigen Geſchäftsbedingungen. Für eine ſolche Aus⸗ 
legung des Verhaltens des Kunden fehlt es an jedem 
Anhalt. In früherer Zeit wurde zuweilen der Satz 
aufgeſtellt: „quisque gnarus debet esse conditionis 
ejus, cum quo contraxit“, d. h. jeder muß die Ge⸗ 
ſchäftsbedingungen ſeines Vertragsgenoſſen, ſo wie ſie 
bei ihm üblich ſind, kennen und unterwirft ſich ihnen 
ſtillſchweigend; an dieſem Satz iſt aber nur das richtig, 
daß wer am Verkehrsleben teilnimmt, die im Ver⸗ 
kehr dieſer Art herrſchenden Gewöhnungen, alſo 
die allgemein herrſchenden Gebräuche kennen muß. 
Wenn ich aus der Univerſitätsbibliothek ein Buch ent⸗ 
leihe und in den „Allgemeinen Ausleihebedingungen“ 
beſtimmt iſt, der Entleiher hafte für jede Art des 
Verluſtes, ſo kann ich, mögen mir die Ausleihbeding⸗ 
ungen auch ganz unbekannt geweſen ſein, mich, wenn 
das Buch mir durch Blitzſchlag verbrennt, nicht durch 
Berufung auf 8 275 BGB. ſchützen; denn ich mußte 
damit rechnen, daß beſondere Beſtim⸗ 
mungen beſtehen, unter denen die Univerſitäts⸗ 
bibliothek Bücher verleiht und dieſen Beſtimmungen 
unterwerfe ich mich durch das Entleihen des Buches, 
durch mein „Verhalten“. Wenn ich dagegen aus einer 
beliebigen Leih⸗ (richtig Miet⸗) Bücherei ein Buch leihe 
(d. h. miete), ſo bin ich bei unverſchuldetem Verluſt des 
Buches nach § 275 befreit und der Geſchäftsinhaber 
kann ſich nicht darauf berufen, daß er in ſolchen 
Fällen Zahlung des Werts verlange und die Kunden 
ſie freiwillig leiſten. Denn mein Verhalten, d. i. der 
Abſchluß der Miete, iſt nur die Erklärung: meine 
Leiſtungspflicht ſolle auf alles das gehen, was die 
Kunden in Geſchäften dieſer Art zu leiſten pflegen, 
nicht aber auf das, was ſie gerade bei dieſem be⸗ 
treffenden Geſchäftsmann leiſten. — Ander⸗ 
weit iſt die Frage bisher, ſoweit bekannt, nicht erörtert. 


Rechtsanwalt Dr. Joſef in Freiburg i. B. 


Aus der Praxis der Gerichte. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


1. Feſtſtellung von Tatbeſtänden im Prozeſſe: mathe: 
matiſche Gewißheit kann nicht verlangt werden, ein ge⸗ 
wiſſer Grad hoher Wahrſcheinlichkeit reicht zur Ent⸗ 
ſcheidung aus. . 

2. Haftung des Fiskus und der Gemeinden für die 
im Rechteleben nach dem bürgerlichen Geſetze zu bes 
obachtende Sorgfalt. Keine Sonderſtellung. 

3. Verpflichtungen des Fiskus bei Lagerung von 
Straßenmaterial an Staatsſtraßen innerhalb von Ort- 
ſchaften. Der Kläger iſt in der Nacht auf dem Heim⸗ 
wege vom Bahnhofe im Orte unweit feines Wohn⸗ 
hauſes zu Falle gekommen und hat ſich verletzt. Er 
nimmt auf Erſatz des Schadens den Fiskus in An⸗ 
ſpruch, weil der Unfall durch das Stolpern über um⸗ 
herliegende Steine eines von der Wegeverwaltung dort 
aufgeſchichteten Steinhaufens verurſacht worden ſei, 
der nicht verwahrt und nicht beleuchtet geweſen ſei. 
Das LG. hat die Klage abgewieſen, das OLG. den 
Klageanſpruch zu / dem Grunde nach für gerecht⸗ 
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fertigt erklärt und zu / abgewieſen. Die Reviſion den Beklagten nicht abzuleiten fei. Dem ift nicht zu- 


es Fiskus wurde zurückgewieſen. 

Ausden Gründen. 1. Unbegründet iſt der pro⸗ 
zeßrechtliche Angriff, daß das OLE. über den Hergang 
des Unfalles keine Feſtſtellung getroffen, ſondern ſeiner 
Entſcheidung nur eine Wahrſcheinlichkeitsannahme zu⸗ 
grunde gelegt habe. Eine mathematiſche Gewißheit 
kann bei der Feſtſtellung von Tatbeſtänden im Prozeſſe 
ſo wenig verlangt werden, wie bei der Ermittelung 
von Tatſachen im praktiſchen Leben überhaupt. Ein 
hoher Grad von Wahrſcheinlichkeit, der bei erſchöpfen⸗ 
der Ausnützung der gegebenen Erkenntnismittel unter 
Berückſichtigung und Würdigung der verſchiedenen 
Möglichkeiten der Geſtaltung der Tatſachen und ihres 
urſächlichen Zuſammenhangs mit dem feſtſtehenden 
Geſchehnis gewonnen wird, gilt im Leben als Wahr: 
heit. Ebenſo iſt für eine gerichtliche Feſtſtellung, die 
als Unterlage der richterlichen Entſcheidung nach $ 286 
band zu treffen iſt, die aus dem Inbegriffe der Ver⸗ 

andlungen und Beweiſe geſchöpfte Erkenntnis ge⸗ 
nügend, daß für eine Tatſache oder Tatſachenkette ein 
ſolcher Grad von Wahrſcheinlichkeit vorhanden ſei, 
daß daneben die anderen Möglichkeiten verſchwinden. 
cs 15, 238; 29, 139; JW. 1903, 384°; 1908, 

2. Die Reviſion beſtreitet nicht den Charakter des 
vom Kläger erhobenen Schadenserſatzanſpruchs als 
eines im ordentlichen Rechtswege auszutragenden 
privatrechtlichen Anſpruchs, aber ſie führt folgendes 
aus: Die Verwaltungsbehörden des Staates hätten 
wegen der öffentlich⸗rechtlichen Natur des ſtaatlichen 
Straßenweſens die Anordnungen für die Unterhaltung 
und die Verkehrsſicherheit der ſtaatlichen Verkehrs⸗ 
ſtraßen zu treffen und den in dem Verwaltungszweige 
beſchäftigten Beamten den Kreis ihrer Pflichten zuzu⸗ 
weiſen. Deshalb hätten dieſe Behörden auch über die 
von ihren Beamten im Intereſſe der Verkehrsſicherheit 
zu übende Sorgfalt allein zu beſtimmen. Es ſei 
ausgeſchloſſen, daß über das Maß dieſer Sorgfalt eine 
Entſcheidung der Gerichte in einem Rechtsſtreite gegen 
den Fiskus wegen einer von dieſem zu vertretenden, 
von einem Beamten der Verwaltung in ſeiner amt⸗ 
lichen Eigenſchaft einer Privatperſon gegenüber be⸗ 
gangenen unerlaubten Handlung ergehe. Dieſe Rechts⸗ 
anſicht hat in den Geſetzen keinen Boden. Der Staat 
oder die Gemeinden können, wenn ſie auf Erſatz des 
Schadens in Anſpruch genommen werden, den ihre 
Beamten durch Vernachläſſigung ihrer Pflichten Dritten 
zugefügt haben, keine geſonderte Rechtsſtellung um 
deswillen beanſpruchen, weil die verletzte Pflicht eine 
i war. Wird bei der Erfüllung dieſer 
Pflicht die Sorgfalt außer Acht gelaſſen, die im Rechts⸗ 
leben nach dem bürgerlichen Geſetze zu beobachten iſt, 
p müſſen ſich auch der Staat und die Gemeinden die 

eurteilung der Handlungsweiſe ihrer Beamten nach 
den allgemeinen Vorſchriften in §8 276, 823 BGB. 
gefallen laſſen, wie ihre eigene Haftung für dieſe den 
allgemeinen Vorſchriften der 88 31, 89, 831 BGB. 
unterſteht (RG. 52, 369; 54, 53; JW. 1904, 353). 
Um einen von den Beamten in Ausübung öffentlicher 
Gewalt Dritten zugefügten Schaden handelt es ſich 
hier nicht, ſondern um die allgemeine Fürſorgepflicht, 
die jeder Perſon ohne Unterſchied obliegt, wenn ſie 
Grundſtücke, die ihrer Verfügungsmacht unterliegen, 
für einen Gemeingebrauch durch das Publikum ein⸗ 
gerichtet hat und ſie zu dieſem Zwecke unterhält. 

3. Sachlich iſt darüber zu entſcheiden, welche Ver⸗ 
pflichtungen ſich für den Fiskus daraus ergeben, daß 
er auf dem an der Staatsſtraße liegenden, zwar noch 
im Eigentume des Klägers ſtehenden, aber in den 
öffentlichen Verkehr der Straße einbezogenen Dreieck 
vor dem Hauſe des Klägers zur Straßenunterhaltung 
angefahrene Schotterſteine hat lagern laſſen. Das 
Os G. nimmt zunächſt an, daß aus der Aufſchichtung 
der Steine an jener Stelle an ſich ein Vorwurf für 


zuſtimmen. Der Platz liegt mitten in einem verkehrs⸗ 
reichen Orte an der Kreuzung zweier Straßen, einer 
ſtaatlichen und einer kommunalen. Es kann nicht an- 
erkannt werden, daß dies ein zur Ablagerung eines 
Steinhaufens geeigneter Ort iſt, mag er auch ſeit 
langen Jahren zu dieſem Zwecke benützt worden ſein. 
Nicht nur können auf den Straßen verkehrende Fuhr⸗ 
werke an den Steinhaufen anſtoßen und dadurch Steine 
des Haufens auf die Straße ſelbſt verſtreut werden, 
wo ſie den Verkehr hindern, es iſt auch weiter feſt⸗ 
geſtellt, daß die Kinder der benachbarten Straßen den 
Steinhaufen regelmäßig als Spielplatz benützen, ihn 
beſteigen und darauf herumſpringen, ſo daß auch ein 
regelmäßig je nach wenigen Tagen vom Straßenwärter 
vorgenommenes Aufräumen nicht hindern konnte, daß 
beſtändig viele Steine des Haufens um dieſen her auf 
der Straße verſtreut lagen. Da der Fiskus das Spielen 
der Kinder auf den öffentlichen Straßen nicht ver⸗ 
hindern konnte, hätte er entweder längſt die aus dem 
Verſtreuen der Steine für die Verkehrsſicherheit ſich 
ergebenden Gefahren beſeitigen, die Benützung des 
Platzes zur Ablagerung von Steinen abſtellen, oder 
wenigſtens wirkſame Sicherheitsmaßregeln anordnen 
müſſen. Die Verantwortung hierfür trifft den Be⸗ 
klagten nicht nur nach 8 831 BGB., ſondern auch nach 
ss 823, 31, 89 BGB., da der durch lange Jahre in 
öfteren Wiederholungen eintretende und dann durch 
Wochen und Monate ſich fortſetzende Zuſtand der Wahr⸗ 
nehmung der Vertreter des Beklagten — auf die Feſt⸗ 
ſtellung ihrer Perſon kommt es nicht an (JW. 1904, 
88°, 2325; 1907, 3159) — nicht wohl entgehen konnte. 
Eine der wirkſamſten Sicherheitsmaßregeln war die 
Beleuchtung der Umgebung des Steinhaufens, die ſich 
mit Rückſicht auf den Nachtverkehr vom und zum Bahn⸗ 
hofe auch auf den Teil der Nacht erſtrecken mußte, 
während deſſen dieſer Verkehr noch andauerte. Daß 
die regelmäßige Straßenbeleuchtung nicht dem Be- 
klagten, ſondern der Ortsgemeinde oblag, ändert hieran 
nichts; der Beklagte mochte entweder ſelbſt eine Laterne 
an der Stelle anbringen laſſen, die regelmäßig abends 
angezündet würde, wenn ein Steinhaufen dort lagerte, 
oder ſich mit der Ortsgemeinde wegen Anbringung 
einer Ortslaterne in genügender Nähe ins Einver⸗ 
nehmen ſetzen. Als erhebliches Mitverſchulden iſt dem 
Kläger anzurechnen, daß er, obwohl ihm aus täglicher 
und ſtündlicher Anſchauung der Steinhaufen wie auch 
der Zuſtand der Straße in deſſen Umkreis infolge der 
ſteten Verſtreuung der Steine ſehr wohl bekannt war, 
dennoch zur Nachtzeit am Steinhaufen vorbeiging, 
obwohl ein nur geringfügiger, wegen des Reiſegepäcks 
allerdings beſchwerlicher Umweg ihn ohne Gefahr in 
ſein Haus gebracht haben würde. Er wußte auch, 
daß eine Beleuchtung fehlte; es wäre für ihn ein 


Leichtes geweſen, Licht aus ſeinem Hauſe oder von 


dieſem her zu beſorgen. (Urt. des 
26. Nov. 1908 Nr. 654/1907). 
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VI. 8S. vom 
. r. 


II. 


Schenkung von Todes wegen durch Abtretung eines 
e Der Kaufmann O. verſtarb am 
3. März 1906. Bis zu ſeinem Tode ſtand bei ihm 

die Klägerin als Wirtſchafterin im Dienſt. Er hinter⸗ 

ließ zwei Teſtamente; in dem zweiten ernannte er die 

Beklagten zu ſeinen Teſtamentsvollſtreckern. Der Erb⸗ 

laſſer hat bei Lebzeiten ein an ſeinen Bankier P. ge⸗ 

richtetes Schreiben abgefaßt. In dem erſten am Kopf 

mit dem eingeklammerten Datum vom 7. April 1901 

verſehenen vom Erblaſſer unterzeichneten Teil des 

Schreibens erſuchte er den P., der Klägerin mit Rat 

zur Seite zu ſtehen. Der zweite, vom Erblaſſer unter⸗ 

ſchriebene Teil lautet: „Ich füge noch hinzu, daß alle 

Gelder oder Wertpapiere, welche Sie z. Z. für mich in 
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Ihrem Beſitz haben, Eigentum des Fräuleins H. jetzt 
ſind und wollen Sie dieſe auf Conto des Frl. H. 
bringen.“ Die Klägerin hat das nach ihrer Angabe 
ihr vom Erblaſſer am 12. März 1906 ausgehändigte 
Schreiben nach dem Tode des Erblaſſers dem P. über⸗ 
geben. Dieſer hat mit Rückſicht auf einen Widerſpruch 
der Teſtamentsvollſtrecker die von ihm verwahrten 
Wertpapiere des Erblaſſers und einen Barbetrag 
hinterlegt. Um die hinterlegte Maſſe ſtreiten die 
Parteien. Das OLG. erkannte auf einen richterlichen 
Eid der Klägerin. Sie ſoll beſchwören, der Erblaſſer 
habe ihr einen Tag vor ſeinem Tode den Brief vom 
7. April 1901 mit dem Bemerken übergeben, es ſolle 
beim Inhalte des Briefes bewenden. Für den Fall 
der Leiſtung des Eides wird der Klage, für den Fall 
der Weigerung der „ ſtattgegeben. Die 
Reviſion hatte keinen Erfol 
Gründe: Das OLG. hat unter Hinweifung auf 
88 2301 Abs. 2, 518 Abſ. 2, 398, 931, 409, 410 Abſ. 2 
BGB. ausgeführt: Sofern die Klägerin den Eid leiſte, 
ſei eine im Wege vereinbarter Abtretung des Heraus⸗ 
gabeanſpruchs gegen den Bankier P. vollzogene Schen⸗ 
kung des Kauſmanns O. an die Klägerin dargetan. 
Der zweite Teil des an P. gerichteten Schreibens ſei 
nach dem Beweisergebnis an einem ſpäteren Tage 
geſchrieben worden, als der erſte vom 7. April 1901 
1 Teil. Habe O. am 12. März 1906 das Schreiben 
der Klägerin mit den unter Eid geſtellten Worten über⸗ 
geben, ſo ſei ein Abtretungsvertrag zuſtande gekommen. 
Im Hinblick auf den Satz im zweiten Teile des Schreibens, 
alle z. Z. im Beſitze des P. befindlichen Gelder oder 
Wertpapiere ſeien jetzt Eigentum des Fräuleins H., 
habe die Einigung zwiſchen dem Schenker und der Be⸗ 
ſchenkten den Inhalt gehabt, daß O. mit der Hingabe 
des als Erſatz für eine Abtretungsurkunde dienenden 
Schreibens an die Klägerin ihr ſchenkungsweiſe ſeinen 
Anſpruch gegen P. auf Herausgabe der damals bei 
ihm hinterlegten Werte abgetreten und ſein Eigentum 
hieran ihr gemäß § 931 BGB. übertragen habe. Nur 
inſoweit ſei eine zur Annahme einer aufſchiebend 
bedingten Schenkung von Todes wegen führende Ein⸗ 
ſchränkung aus dem erſten Teile des Schreibens zu 
entnehmen, als die Klägerin dem P. gegenüber von 
dem Schreiben erſt nach dem Tode des Schenkers Ge⸗ 
brauch machen, mithin die Verwirklichung der auf die 
Klägerin bereits übertragenen Rechte bis zum Tode 
des Schenkers aufgeſchoben ſein ſollte. Dieſe Aus⸗ 
führungen laſſen einen Rechtsirrtum nicht erkennen. 
Daß in der Abtretung einer Forderung durch den 
Schenker an den Beſchenkten die Vollziehung einer 
Schenkung im Sinne des $ 518 Abſ. 2 BGB. gefunden 
werden kann, iſt vom erkennenden Senate wiederholt 
anerkannt worden (JW. 1907 S. 73). In Anſehung 
der von P. verwahrten Wertpapiere wurde die Ueber⸗ 
gabe gemäß S 931 BGB. dadurch erſetzt, daß der 
Schenker als Eigentümer ſeinen Anſpruch auf Heraus⸗ 
gabe der Beſchenkten abtrat. Der Hinweis der Re⸗ 
viſion darauf, daß ſich P. auf das ihm nach dem Tode 
des O. von der Klägerin vorgelegte Schreiben ablehnend 
verhalten habe, iſt im Hinblick a § 398 BGB. nicht 
zu beachten, weil es zu einer wirkſamen Abtretung 
der Mitwirkung des Drittſchuldners nicht bedarf. Der 
Annahme einer durch Abtretung bereits vollzogenen 
Schenkung ſtand es auch nicht entgegen, daß die 
Schenkung an eine Bedingung, nämlich daran geknüpft 
war, daß die Beſchenkte den Schenker überlebe. Dieſe 
Bedingung haftet jeder — durch die Vorſchrift des 
BGB. geregelten — Schenkung von Todes 
9 an; dagegen hat der Umſtand, daß der Schenker 


eine ſolche Schenkung durch Leiſtung des zugewendeten 


Gegenſtandes vollzieht, die rechtliche Folge, daß die 
Schenkung den e über Schenkungen unter 
Lebenden, insbeſondere der Beſtimmung des 8 518 
Abſ. 2 BGB. unterliegt. Eine Vollziehung im Sinne 
des § 2301 Abſ. 2 BGB. ift vom OLE. trotz der von 
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ihm angenommenen auffchiebenden Bedingung aus⸗ 
reichend feſtgeſtellt worden. Denn der Uebergang des 
abgetretenen Anſpruchs auf Herausgabe ſollte ſich 
nach der feſtgeſtellten Willensrichtung des Schenkers 
und der Beſchenkten mit der Erklärung und Aus⸗ 
händigung des Schreibens ſchon am 12. März 1906 
vollziehen, nur die Verwirklichung des abgetretenen 
Rechts, insbeſondere die Umſchreibung in den Ge⸗ 
ſchäftsbüchern des P., ſollte erſt nach dem Tode des 
5 erfolgen. (Urt. des IV. ZS. vom 22. Okt. 1908, 
IV 32/08). 
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III. 


Unter welchen Vorausſetzungen find die in Lohu: 
kämpfen angewendeten Druckmittel E vor 
dem Zugan 0 von Arbeitern) unerlaubte zum Schadens⸗ 
erſatz verpflichtende Handlungen? Die Beklagten ſind 
Redakteur und Verleger des Wochenblattes „Der 
Textilarbeiter. Organ zur Wahrung der Intereſſen 
aller in der Textilbranche beſchäftigten Arbeiter und 


Arbeiterinnen‘. Das Blatt brachte in Zwiſchen⸗ 
räumen an der Spitze eine Notiz: „Zuzug zu ver⸗ 
meiden iſt von Kammgarnſpinnern und 


Spinnereiarbeitern nach L.“ Die Notiz bezog ſich 
auf die von der Klägerin in L. betriebene Kammgarn⸗ 
ſpinnerei. Die Klägerin hielt ſich für geſchädigt, weil 
durch die Veröffentlichungen der Beklagten Arbeiter 
vom Zuzug zu ihr abgehalten worden ſeien und ſie 
ihren Betrieb habe einſchränken müſſen; ſie hat des⸗ 
halb Klage auf Schadenserſatz erhoben. Das Land⸗ 
gericht hat die Klage abgewieſen, die Berufung der 
Klägerin ift zurückgewieſen worden. Die Reviſion 
hatte keinen Erfolg. 


Aus den Gründen: Der Zweck der Auf⸗ 
forderung war, während des von der Klägerin mit 
ihren Arbeitern geführten Lohnkampfes auf die 
Klägerin einen Druck im Sinne der Bewilligung der 
Arbeiterforderungen auszuüben und nach Beendigung 
des Lohnkampfes und Ausſtandes eine Wiedereinſtel⸗ 
lung derjenigen Arbeiter bei der Klägerin zu erwirken, 
die nach Beendigung des Kampfes nicht wieder ange⸗ 
nommen worden waren. Für die rechtliche Beurteilung 
der Handlungsweiſe der Beklagten iſt zunächſt die Auf⸗ 
faſſung abzuweiſen, daß alle Bemühungen, die den 
Zweck verfolgen, den Gewerbetreibenden in der freien 
Auswahl ſeiner Arbeiter zu hindern, ſchon an ſich 
gegen die guten Sitten verſtoßen, daß jeder Eingriff 
in dieſe Freiheit unſittlich ſei. Die Freiheit der Perſon 
iſt eines der Rechtsgüter, die unter den Schutz des 
§ 823 Abſ. 1 BGB. geſtellt find, und wäre die Muf- 
faſſung der Reviſion zutreffend, dann würde es des⸗ 
halb der Heranziehung des § 826 BGB. gar nicht 
bedürfen; der auch nur fahrläſſige Eingriff in die 
Freiheit der Klägerin würde alsdann unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt einer unerlaubten Handlung ſchon nach 
8 823 Abſ. 1 BGB. erſcheinen. Eine widerrechtliche 
Beeinträchtigung der Freiheit iſt aber nicht ſchon die 
Verfolgung eigener, denen eines Dritten widerſtreiten⸗ 
der Intereſſen, wenn dieſe en von dem vorausge⸗ 
ſehenen und gewollten Erfolge begleitet ſind, daß da⸗ 
durch das Gebiet der freien Betätigung des Dritten 
eingeſchränkt wird; widerrechtliche Verletzung der 
Freiheit iſt vielmehr nur die Beugung des fremden 
Willens durch Drohung oder Zwang und ſeine Be⸗ 
ſtimmung durch angewandte Täuſchung (RG. Bd. 48 
S. 123, Bd. 58 S. 28). Ein Eingriff in die Freiheit 
der Klägerin in dieſem Sinne liegt nicht vor, und 
die Veröffentlichung der Zuzugswarnung durch die 
Beklagten iſt deshalb nur dann eine zum Schadens⸗ 
erſatz verpflichtende Handlung, wenn ſie ſich nach den 
Umſtänden des Falles als eine gegen die guten 
Sitten verſtoßende vorſätzliche Schädigung der Klägerin 
gemäß § 826 BGB. darſtellt. Unter dieſem rechtlichen 
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Geſichtspunkte ſind Handlungen, die im gewerblichen 
Lohnkampfe den Gegner durch Druckmittel zu einem 
beſtimmten, dem Handelnden günſtigen Verhalten be⸗ 
ſtimmen ſollen, aber nur dann zu betrachten, wenn 
entweder die zur Erreichung des zunächſt erlaubten 
Zweckes angewandten Mittel an ſich unſittliche ſind, 
wie wahrheitswidrige und aufhetzende Darſtellungen, 
oder wenn der als Druckmittel benutzte, dem Gegner 
zugefügte Nachteil ſo erheblich iſt, daß dadurch deſſen 
wirtſchaftlicher Ruin herbeigeführt wird, oder wenn 
dieſer Nachteil wenigſtens zu dem erſtrebten Vorteil 
in keinem erträglichen Verhältniſſe ſteht, endlich auch, 
wenn nach Lage der Sache der Erfolg, der durch das 
Druckmittel herbeigeführt werden ſoll, ein berechtigtes 
Ziel nicht mehr iſt. Alle dieſe Vorausſetzungen ſind 
hier nicht nachgewieſen. Das OLG. hat mit Recht 
darauf Gewicht gelegt, ob die Klägerin einen gereği- 
fertigten Grund hatte, gerade die 44 Arbeiter nicht 
wieder in ihren Betrieb aufzunehmen, die nach Be⸗ 
endigung des Lohnkampfes Ende Januar 1904 aus- 
geſperrt blieben und deren Wiedereinſtellung der 
Artikel verfolgte. Es bedarf aber keiner Erörterung. 
ob und unter welchen Umſtänden etwa, wenn ein 
ſolcher gerechtfertigter Grund für die Nichtwiederauf⸗ 
nahme der Arbeiter beſtand und den Beklagten be⸗ 
kannt war, anders zu entſcheiden und die Vorſchrift 
des 8 826 BGB. anzuwenden geweſen wäre. Denn 
die Klägerin, die für das Vorhandenſein des Tatbe⸗ 
ſtandes des von ihr angerufenen § 826 BGB. beweis⸗ 
pflichtig iſt, hat Umſtände nicht behauptet, die das 
Ziel, die Klägerin zur Wiedereinſtellung der ausge⸗ 
ſperrten Arbeiter zu veranlaſſen, zu einem rechts⸗ 
widrigen und deſſen Verfolgung zu einer unerlaubten 
Handlung machen würden; ſie ſteht vielmehr auf dem 
Standpunkte, daß ſchon das Beſtreben, ſie in der 
Freiheit der Auswahl ihrer Arbeiter zu beſchränken, 


an ſich widerrechtlich und unſittlich ſei. (Urt. des 
VI. 38S. vom 17. Sept. 1908, VI 423/07). 
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B. Strafſachen. 
I. 


Liegt eine Aufforderung i. S. des $ 49a StGB. vor, 
wenn auf ein Zeitungsinſerat hin jemand ſich an den In⸗ 
ſerenten wendet, um von ihm die wirklich oder ſcheinbar 
angebotenen Abtreibungsmittel zu erhalten? Eine Frau 
M. hatte in einer Zeitung eine Anzeige einrücken laſſen, 
die dahin aufgefaßt werden konnte, daß auf Wunſch 
Abtreibungsmittel verabfolgt werden würden. Die 
Angeklagte hatte ſich auf die Anzeige hin brieflich an 
die Frau gewendet. 

Aus den Gründen: Sinn und Bedeutung des 
Briefes der Angeklagten an Frau M. zu beſtimmen, 
bildete einen Teil der der Nachprüfung des Reviſions⸗ 
gerichts entzogenen Beweiswürdigung. Wenn die An⸗ 
geklagte die Frau M. hier erſucht, ihr ein Abtreibungs⸗ 
mittel für ihre Tochter „mitzuteilen“, ſo begegnet die 
Unterſtellung einer Aufforderung i. S. des $ 49a StGB. 
keinem rechtlichen Bedenken. Nach dem Urteil war die 
Angeklagte des Glaubens, die M. werde ihr ein wirk⸗ 
ſames Mittel zu liefern imſtande ſein. Hätte ſie ſich 
auch in dieſer Erwartung getäuſcht, ſo käme hierauf 
nichts an. Die Ausführbarkeit des gewollten Ver⸗ 
brechens ift für den Tatbeſtand des 8 49a StGB. gleich⸗ 
gültig und hinſichtlich der Ernſtlichkeit der von der 
Angeklagten ausgegangenen Aufforderung beſtehen 
keine Zweifel. (Urt. des I. StS. vom 14. Dez. 08, I, 
835/08). B. 
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II. 
Iſt der Liquidator einer Geſellſchaft m. b. H. Arbeit: 
geber ; S. des $ 82 b des KrBG.? Kann er auf Grund 
dieſer Vorſchrift ſtrafrechtlich verautwortlich gemacht 
werden? Aus den Gründen: Arbeitgeber i. S. 
des S 82b KrVG. war zwar nicht der Angeklagte, 
ſondern die Geſellſchaft m. b. H., deren Liquidator er 
z. Z. der Auszahlung der Löhne war. Allein auch 
als Liquidator, der nach 8 70 des Geſetzes betr. die 
Geſellſchaften m. b. H. die laufenden Geſchäfte zu be⸗ 
endigen, die Verpflichtungen der aufgelöſten Geſell⸗ 
ſchaft zu erfüllen und die Geſellſchaft zu vertreten hat, 
unterlag der Angeklagte den Strafbeſtimmungen des 
Ra Nach 8 82a find die Perſonen, die von den 
rbeitgebern zur Leitung ihres Betriebes oder eines 
Teiles oder zur Beaufſichtigung beſtellt worden ſind 
und denen die Erfüllung der den Arbeitgebern durch 
das KrVG. auferlegten Pflichten übertragen worden 
iſt, wegen Uebertretung der in dieſem Geſetze gegebenen 
Vorſchriften ſtrafbar. Um ſo mehr muß dies auch von 
denjenigen gelten, die kraft Geſetzes die Verpflichtungen 


der Geſellſchaft als Arbeitgeberin erfüllen und ſie zu 


vertreten haben. 
I, 854/08 
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(Urt. des I. StS. vom 7. Dez. 08, 
B. 


III. 

Kann eine nach der Hauptverhandlung abgegebene 
Erklärung der Geſchworenen über den Inhalt ihres 
Spruches noh prozeßrechtliche Bedeutung haben? Aus 
den Gründen: Nach der Beurkundung auf dem 
Fragebogen durch den Obmann und der hiermit über⸗ 
einſtimmenden Kundgabe des Spruches der Geſchwore⸗ 
nen durch den Obmann im Sitzungszimmer haben die 
Geſchworenen die Nebenfrage nach mildernden Um⸗ 
ſtänden „mit mehr als ſechs Stimmen“ verneint. Der 
Geſchworenenſpruch leidet daher nach dieſer Richtung 
an keinem erſichtlichen Mangel und das Gericht durfte 
ihn auch inſoweit dem angefochtenen Urteil zugrunde 
legen. Dem gegenüber kann die ſchriftliche Erklärung, 
welche der Obmann der Geſchworenen im ausdrück⸗ 
lichen Einverſtändnis mit den übrigen Geſchworenen 
am Tage nach der Hauptverhandlung bei Gericht ein⸗ 
gereicht hat, keine Beachtung finden. Nach ihr hätte 
allerdings unter den Geſchworenen über die Beant⸗ 
wortung der Nebenfrage nur Stimmenmehrheit ge⸗ 
herrſcht, fo daß fie gemäß den 88 297 Abſ. 2, 307 Abſ. 2 
StPO., die für die Verneinung des Vorhandenſeins 
von mildernden Umſtänden eine Mehrheit von min⸗ 
deſtens ſieben Stimmen verlangen, als bejaht hätte 
gelten müſſen. Da nach der Eingabe die Geſchworenen 
angenommen haben, daß bei Stimmengleichheit der 
Obmann den Ausſchlag zu geben habe, ſo würde es 
ſich nicht nur um ein die wahre Willensmeinung ver⸗ 
ſchleierndes Verſehen handeln, vielmehr würde der 
Spruch zu der Nebenfrage auf einer Verkennung der 
geſetzlichen Beſtimmungen über die Beratung und Ab- 
ſtimmung der Geſchworenen beruhen. Ob ein ſolcher 
aus dem Fragebogen ſelbſt nicht erkenntlicher Irrtum 
der Geſchworenen zu einem Berichtigungsverfahren 
hätte führen können und müſſen, falls er von ihnen 
dem Gericht alsbald oder mindeſtens vor der Urteils⸗ 
fällung bekannt gegeben worden wäre, mag hier un⸗ 
erörtert bleiben. Jedenfalls iſt die Erklärung erſt 
nach der Urteilsverkündung, alſo zu einer Zeit ab⸗ 
gegeben worden, wo Obmann und Geſchworene durch 
den endgültigen Abſchluß des ſchwurgerichtlichen Ver⸗ 
fahrens ihres Richteramtes ſchon entkleidet waren; 
ſie entbehrt ſomit der amtlichen, durch den Geſchwornen⸗ 
eid gedeckten Verlautbarung innerhalb des geordneten 
Verfahrens und iſt außerſtande, die in den vorge⸗ 
ſchriebenen Formen vor ſich gegangene ſchriftliche und 
mündliche Kundgebung des Obmannes zu entkräften 
(Rechtſpr. Bd. 6 S. 800). (Urt. des I. StS. vom 23. Nov. 
08; I, 934/08). B. 

1518 


94 geitſchrift für Rechtspflege 


Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivil ſachen. 


Kann die Uebertragung einer zum Neunbetrag ab⸗ 
getretenen 1 en e ir im Grundbuch eingetragen 
werden, wenn ein Teil der Forderung getilgt und nur 
ihr Refi 1 ift? (§ 19 68O., § 1153, 8 1154 
Abſ. 3, S 1185 Abſ. 1 BGB.). Für die Erben der 
Winzerseheleute B. iſt eine Sicherungshypothek an dem 
Grundbeſitze der Schneiderseheleute D. für eine Kauf⸗ 
preisforderung gegen die Eheleute D. zu 2630 M ein- 
getragen. Zu notarieller Urkunde haben die Erben 
erklärt, daß die Eheleute D. noch 2193,65 M nebſt 
15,24 M Zinſen ſchulden, und die Reſtforderung mit 
der Sicherungshypothek auf den Rechtsanwalt Sch. 
übertragen. Zugleich bewilligten und beantragten ſie, 
daß die Sicherungshypothek „ganz und nicht nur der 
abgetretene Teilbetrag“ auf den Erwerber umgeſchrieben 
werde. Das GBA. lehnte die Eintragung ab, weil die 
Hypothek zu dem Teilbetrage von 436,35 M Eigen⸗ 
tümergrundſchuld geworden ſei und inſoweit über ſie 
nur mit Zuſtimmung der Eheleute D. verfügt werden 
könne. Die Beſchwerde der Erben wurde zurückge⸗ 
wieſen. Die weitere Beſchwerde hatte Erfolg. 

Gründe: Der in der Urkunde geſtellte Ein⸗ 
tragungsantrag iſt inſofern ungenau gefaßt, als nach 
§ 1154 Abſ. 3 i. V. m. 8 1185 Abſ. 1 BGB. zu der 
Abtretung einer Forderung, mit der eine Sicherungs⸗ 
hypothek verbunden iſt, die Eintragung des Ueber⸗ 
ganges der Forderung auf den neuen Gläubiger er⸗ 
forderlich ift, die Sicherungshypothek nach 8 1153 BGB. 
mit der Abtretung der Forderung kraft des Geſetzes 
auf den neuen Gläubiger übergeht und eine beſondere 
Eintragung ihres Ueberganges nicht ſtattfindet. Der 
Antrag bezweckt daher eine Eintragung des Ueber⸗ 
ganges der Forderung gegen die Eheleute D. ohne 
Beſchränkung auf den noch geſchuldeten Betrag, es 
ſoll nicht durch Beſchränkung der Eintragung des Ueber⸗ 
ganges auf den Betrag von 2193,65 M der Anſchein 
hervorgerufen werden, als ſtehe die Forderung mit 
der Hypothek zum Betrage von 436,35 M noch den 
Erben zu. Mit der Abtretung der teilweiſe getilgten 
Forderung im Reſtbetrag erwirbt der neue Gläubiger 
die Hypothek nur zu dem Betrage, zu dem ſie noch 
als Hypothek für die Forderung beſteht, die Ein⸗ 
tragung des Ueberganges der Forderung läßt die dem 
Eigentümer des Grundſtücks zuſtehende Grundſchuld 
unberührt, auch wenn ſie ohne Beſchränkung auf den 
Betrag der Reſtforderung erfolgt. Eine Verfügung 
über die Eigentümergrundſchuld der Eheleute D. iſt 
in der Urkunde nicht enthalten, die Eigentümergrund⸗ 
ſchuld würde daher von der beantragten Eintragung 
nicht betroffen werden, auch wenn die Eheleute D. 
ihre Zuſtimmung zu der unbeſchränkten Eintragung 
erteilten; die Zuſtimmung würde gegenſtandslos fein. 
Diejenigen, deren Recht von der Eintragung des Ueber⸗ 
ganges der Forderung betroffen werden, ſind die Erben, 
nach $ 19 GBO. genügt deshalb zu der Eintragung 
ihre Bewilligung. Durch die unbeſchränkte Eintragung 
des Ueberganges der Forderung wird auch das Grund⸗ 
buch nicht in höherem Maße unrichtig, als es ſchon 
der Fall iſt, in dieſer Beziehung iſt es gleichgültig, 
ob nach dem Inhalte des Grundbuchs für den ge⸗ 
tilgten Betrag von 436,35 M die Erben oder Rechts⸗ 
anwalt Sch. als Gläubiger erſcheinen. Eine Berich⸗ 
tigung des Grundbuchs hat nicht ſtattzufinden, ſolange 
die Beteiligten ſie nicht beantragen. Die Entſcheidungen 
des Kammergerichts (Jahrb. Bd. 23 S. 117 A, Bd. 26 
S. 149 A, Bd. 29 S. 186 A, RIA. Bd. 3 S. 38) und 
des Oberlandesgerichts Naumburg (RIN. Bd. 8 S. 235), 
die dem Grundbuchamte zur Pflicht machen, eine Ein⸗ 
tragung abzulehnen, die der als der Berechtigte Ein⸗ 
getragene bewilligt hat, wenn es von einem Mangel 
im Rechte des Eingetragenen amtliche Kenntnis hat, 
betreffen Fälle, in denen die einzutragende Rechts⸗ 
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änderung eine das Recht des nicht eingetragenen Be⸗ 

rechtigten betreffende Verfügung enthält. Ein ſolcher 

Fall liegt hier nicht vor. (Beſchl. des I. ZS. vom 

31. Okt. 1908, Reg. III 87/08). W. 
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B. Strafſachen. 


Verſuch oder Vorbereitungshandlung beim Betrug. 
1. Der Angeklagte hat am 13. März 1908 den Ehe⸗ 
leuten E. und der M. E., der Ehefrau des Michael E., 
in bewußt unwahrer a vorgefpiegelt, von Michael 
E. beauftragt zu fein, feinen Angehörigen zu fagen, 
daß fie durch die Firma M. in M. ein Gefuh um 
ſeine Begnadigung einreichen laſſen ſollten; er log 
dieſen Perſonen vor, daß er der Vertreter der Firma 
und von ihr geſchickt ſei, daß M. ſchon viele Er⸗ 
folge hatte und auch den Michael E. ſicher aus dem 
Gefängniſſe bringen werde. Zur Bekräftigung diktierte 
er Angehörigen der Familie E. Gnadengeſuche, ließ 
dieſe von Familiengenoſſen unterſchreiben und ver⸗ 
f am andern Tage wieder zu kommen und von 
einem Prinzipal und Michael E. Nachrichten zu 
bringen. Am 14. März 1908 fand ſich der Ange⸗ 
klagte wieder ein, hatte ein großes Amtskuvert bei ſich 
und erklärte, daß er das darin befindliche Geſuch 
der Firma M. auf das Bürgermeiſteramt bringen 
werde. Die Eheleute E. waren mißtrauiſch geworden 
und ließen den Angeklagten beobachten, ob er auf 
das Bürgermeiſteramt gehe; als letzterer ſich beobachtet 
fand, verſchwand er. Das LG. war auf Grund dieſes 
Sachverhaltes überzeugt, daß der Angeklagte gar 
nicht die Abſicht hatte, ein Gnadengeſuch für Michael 
E. einzureichen; es zog aus ſeinem ganzen Verhalten 
den Schluß, daß er es darauf abgeſehen habe, die Ehe⸗ 
leute E. zu e und ſie unter Benützung des 
Irrtums zu beſtimmen, für die Anfertigung und Ein⸗ 
reichung eines Geſuches Geld aufzuwenden und ihm 
zu geben. Stünde feſt, daß der Angeklagte in Aus⸗ 
führung dieſer Abſicht am 13. oder 14. März 1908 
von den Eheleuten E. Geld verlangte und von den 
durch ihn getäuſchten Leuten Geld empfing, ſo wären 
die Merkmale eines vollendeten Vergehens des Be⸗ 
trugs gegeben. Stünde feſt, daß er Geld verlangte 
aber nicht erhielt, fo wäre die Annahme eines Ber- 
gehens des Verſuchs zu einem Vergehen des Betrugs 
bedenkenfrei. Aber auch in dem Falle, daß der An⸗ 
geklagte am 13. oder 14. März 1908 von den Ehe⸗ 
leuten E. nicht die ſofortige Zahlung von Geld, 
ſondern nur die rechtsgeſchäftliche Erklärung ver- 
langte, daß ſie ſich verpflichten, zu einer beſtimmten 
Zeit für die Anfertigung und Einreichung des Geſuchs 
ihm Geld zu leiſten, wäre, wenn die Eheleute E. die 
Verpflichtung eingegangen haben würden, von einer 
vollendeten Beſchädigung ihres Vermögens und damit 
von einem vollendeten Betruge zu reden; es läge ein 
Verſuch vor, wenn die Eheleute E. die Uebernahme 
der Verpflichtung abgelehnt hätten. 

2. Das LG. hält für erwieſen, daß der Angeklagte 
am 13. März 1908 zu den Eheleuten E. äußerte: „die 
Sache koſte 15 bis 80 M, je nachdem ſein Prinzipal 

elaunt ſei. Dieſer werde ſeinerzeit die Koſten ein⸗ 
heben laſſen, er — der Angeklagte — ſei der Ver⸗ 
treter der Firma; man ſolle an keinen Dritten Zah⸗ 
lung leiſten, bis von M. etwas komme“, und daß er 
am 14. März 1908 Geld nicht verlangt, aber geſagt 
habe, „daß ſolches nachträglich eingefordert werde“. 
Der Angeklagte a hiernach, fpäter an fein 
Tun vom 13. und 14. März 1908 anzuknüpfen; er 
rechnete auf die Fortdauer des bei den Eheleuten E. 
erregten Irrtums und hatte vor, zu gelegener Zeit 
ſeinen Plan der Erreichung eines Vermögensvorteils 
auf Koſten des Vermögens der Eheleute E. auszu⸗ 
führen. Eine ſolche Ausführung iſt nicht erfolgt. 
Mit Unrecht erblickt das LØ. ſchon im Verhalten des 


Angeklagten vom 13. und 14. März 1908 einen ſtraf⸗ 
baren Anfang der Ausführung des vom Angeklagten 
beabſichtigten Betrugs. Richtig iſt allerdings, daß ein 
Anfang der Ausführung im Sinne des § 43 StGB. 
„in allen Tätigkeitsakten zu finden ift, die vermöge 
ihrer notwendigen Zuſammengehörigkeit mit der Aus⸗ 
führungshandlung für die natürliche Auffaſſung als 
deren Beſtandteile erſcheinen“ (Frank, StGB. Nr. II 
2a Abſ. 1 zu § 43). Aber man wird dieſen Satz nur 
für die Regelfälle gelten laſſen können, daß ſich die 
Beſtandteile der Ausführungshandlung in ununter⸗ 
brochener zeitlicher Folge aneinanderſchließen (vgl. 
Frank a. a. O. Abſ. 2 zu Nr. II 2a), daß alfo der 
Täter entſchloſſen iſt, die von ihm beabſichtigte Hand⸗ 
lung in einem Zug auszuführen und zu vollenden. 
Iſt aber der Entſchluß des Täters darauf gerichtet, 
nicht in einem Zug zu handeln, ſondern die Handlung 
in zeitlich getrennten Abſchnitten auszuführen, alſo 
den verbrecheriſchen Willen in Teilen zu verwirklichen, 
ſo geht ſein Entſchluß dahin, einer Handlung, die für 
den Erfolg förderlich und vielleicht unentbehrlich iſt, 
noch andere Handlungen folgen zu laſſen, die zur 
Herbeiführung des Erfolges notwendig ſind. In 
Fällen dieſer Art aber ſind die Handlungen, denen 
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die zur Herbeiführung des Erfolges notwendigen 


Handlungen nachfolgen müſſen, nur Vorbereitungen 
der Schlußaktion und erſt dieſe ruft den Erfolg, den 
verbrecheriſchen Tatbeſtand als ein unteilbares Be⸗ 
griffs⸗Ganzes hervor. Demnach genügt es in Fällen 
dieſer Art zur Annahme eines ſtrafbaren Verſuchs 
nicht, daß der Täter ein einzelnes Tatbeſtandsmerkmal, 
z. B. das Merkmal der Erregung eines Irrtums im 
Sinne des 8 263 StGB., verwirklicht hat, es muß 
ſich vielmehr die rechtliche Beurteilung auch der Frage 
zuwenden, ob der Täter durch weitere Handlungen, 
die der Verwirklichung des einzelnen Tatbeſtands⸗ 
merkmals nachfolgten, ſeinen Vorſatz auf Begehung 
auch derjenigen Handlungen bekundete, die geeignet 
ſind oder ihm geeignet ſchienen, den beabſichtigten ver⸗ 
brecheriſchen Erfolg herbeizuführen und die ſich nach 
ſeinem Vorſatze mit dem zuerſt verwirklichten Tat⸗ 
beſtandsmerkmale zu dem vollen geſetzlichen Tatbe⸗ 
ſtande zuſammenſchließen ſollen. Erſt wenn feſtſteht, 
daß der Täter mit ſolchem Vorſatze handelte und 
durch dieſes Handeln ſeinen endgültigen, bis zur Er⸗ 
reichung ſeiner Abſicht fortdauernden Willen an den 
Tag legte, kann die Frage erſchöpfend geprüft werden, 
ob in ſeinem geſamten Tun die Merkmale eines 
vollendeten oder verſuchten Verbrechens zu finden ſind 
oder ob ſeine Handlung einen weiteren Erfolg noch 
nicht gehabt hat, als daß damit die Herbeiſchaffung 
der Mittel und Werkzeuge zur Begehung der Straftat 
oder zur Erreichung eines einzelnen Tatbeſtandsmerk⸗ 
males bezielt und erreicht iſt. 

3. Der Angeklagte hat ſowohl die Frage, ob er 
das am 13. oder 14. März begonnene Tun überhaupt 
fortſetzen wolle, als auch die Frage, zu welcher Zeit 
und Gelegenheit, unter welchen Umſtänden und in 
welchem Umfange er ſeinen Vorſatz der Bereicherung 
auf Koſten der Eheleute E. zur Vollendung bringen 
werde, der ſpäteren Beſchlußfaſſung und Ausführung 
vorbehalten. Erſt wenn feſtſtünde, daß er anknüpfend 
an ſein Verhalten vom 13. und 14. März nochmals 
den Eheleuten E. unter Benützung und Unterhaltung 
des in ihnen erregten on für die angebliche 
Firma M. die Gebühr bezeichnet und als der an⸗ 
gebliche Vertreter der Firma einzuheben unternommen 
habe, könnte geſchloſſen werden, daß er den Vorſatz 
endgültig gefaßt und durch Handlungen kund gegeben 

at. Dann wäre die Grundlage für die Prüfung der 
rage geſchaffen, ob in dem geſamten Tun des An⸗ 
geklagten die Merkmale eines vollendeten oder ver⸗ 
ſuchten Betrugs zu finden ſind. (Urt. vom 3. Nov. 
1908, Rev. Reg. 483/08). H. 
1462 
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Vorſchriften über die formelle Behandlung der Straf⸗ 

ſachen nach beſtimmten Geſichtspunkten ſyſtematiſch 

geordnet ziemlich vollſtändig und teilweiſe unter 

Wiedergabe des Wortlauts zuſammen. Daß hierbei 

— wie der Verfaſſer ſelbſt gefühlt hat — eine lüden- 

loſe, ins einzelne gehende Vollſtändigkeit nicht überall 

erreicht worden iſt, kann bei der Menge des erſtmals 
verarbeiteten ſpröden Stoffes nicht wunder nehmen. 

Doch wird dadurch der praktiſche Wert des von großem 

Fleiße zeugenden Buches nicht weſentlich berührt. 
München. Doerr. 
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Von einer eingehenden Beſprechung dieſer Aus⸗ 
gaben müſſen wir wegen des Mangels an Raum ab⸗ 
ſehen. Wir wollen es jedoch nicht preni unfere 
Leſer beſonders auf die trefflichen, bewährten Aus⸗ 
gaben von Stölzle, Krech und Pariſius⸗Crüger 
aufmerkſam zu machen. Die Sammlungen von Cohn 
und Bogeng füllen längſt als ſtörend empfundene 
Lücken aus. 


Notizen. 


Die bayeriſche Juſtizſtatiſtik für 1907, die ſoeben 
im Verlage von Chr. Kaiſer in München erſchienen iſt, 
zeigt ein Anwachſen der Geſchäfte in Zivilſachen. Nur 
der Anfall an Mahnſachen und an Wechſelprozeſſen 
bei den Amtsgerichten iſt etwas zurückgegangen, wäh⸗ 
rend die gewöhnlichen Prozeſſe bei den Amtsgerichten 
und bei den Landgerichten, die eee bei den 
Landgerichten und die Berufungsſachen bei den Land⸗ 
gerichten und bei den Oberlandesgerichten tart zugenom⸗ 
men haben. Dagegen iſt ein gar nicht unbedeutender 
Rückgang der Geſchäfte in Strafſachen wahrzunehmen. 
Nur die Privatklageverfahren weiſen hier eine geringe 
Mehrung auf, dagegen ſind die Anträge auf Erlaſſung 
von Strafbefehlen um nahezu 8000 geſunken, die An⸗ 
klageverfahren bei den Amtsgerichten um rund 1100, 
bei den Landgerichten und den Schwurgerichten zu⸗ 
ſammen um etwa 900. Man wird hiernach darauf 
rechnen können, daß die Kriminalſtatiſtik des Reichs 
für 1907, die in dieſem Jahre erſcheinen wird, ein 
Sinken der Kriminalität in Bayern aufzeigt. Die 
bayeriſche Statiſtik enthält eine ſachliche Statiſtik der 
Kriminalität (d. h. eine Ueberſicht über die Zahl der 
verurteilten Perſonen und die Art der Strafen) für 
1907 in Anſehung der Uebertretungen und der Forſt⸗ 
ſtrafſachen. Der Rückgang der Kriminalität ift hier 
unverkennbar. Die Zahl der wegen Uebertretungen 
verurteilten Perſonen iſt um beinahe 11000 kleiner 
als im Vorjahre. Dabei iſt zu berückſichtigen, daß 
dieſer Rückgang ganz beſonders bei den Haftſtrafen 
hervortritt, während die Geldſtrafen nur eine Min⸗ 
derung um rund 2000 erfahren haben und die Zahl 
der Verweiſe ſogar um faſt 2000 zugenommen hat 
(im Jahre 1894 hatte ſie nur 956 betragen, bis zum 
Jahre 1907 ift fie allmählich bis auf 6001 geftiegen). 
Bei den Forſtſtrafſachen iſt ſchon ſeit Jahren eine ganz 
erſtaunliche Minderung der Verurteilungen zu erkennen; 
die Entwickelung wurde durch eine Steigerung im 


Jahre 1906 unterbrochen, aber mit dem Jahre 1907 
lenkte ſie wieder in die alte Bahn ein. Dieſe Um⸗ 
ſtände haben im Vereine mit der immer ſteigenden 
Anwendung der bedingten Begnadigung eine förmliche 
Entvölkerung der Gefängniſſe herbeigeführt, bei den 
Gerichtsgefängniſſen ein Fallen des Zugangs von 
ee um etwa 46000 feit 1897, bei den 
Strafanſtalten eine Minderung der Zugangszahl um 
3700 ſeit 1902. 

Die Statiſtik für 1907 ſtellt zum erſtenmale die 
Ergebniſſe des Konkursverfahrens und des Sühnever⸗ 
fahrens in Eheſachen eingehender dar. Beachtenswert 
iſt insbeſondere, daß jetzt die Zahl der Nachlaßkon⸗ 
kurſe geſondert nachgewieſen wird. Die Statiſtik zeigt 
deutlich, daß die plötzliche Steigerung der Konkurs⸗ 
verfahren, die mit dem Jahre 1901 eingeſetzt hat, nur 
eine Folge der Vorſchriften des BGB. über die Erben⸗ 
haftung iſt. Im Sühneverfahren in Eheſachen wurden 
im Jahre 1907 110 Vergleiche aufgenommen und es 
wurden 967 Zeugniſſe über das Mißlingen der Sühne 
erteilt. Das Verhältnis zwiſchen dieſen beiden Zahlen 
(1: 8%) ift gar nicht ungünſtig und beweiſt, daß der 
Sühneverſuch doch nicht eine reine Formalität iſt, wie 
man häufig anzunehmen pflegt. 

Aus der Statiſtik der Geſchäfte in der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit ſei hervorgehoben, daß die Hypotheken⸗ 
und Grundbuchgeſchäfte abgenommen haben. Auch der 
Zugang an unehelichen Mündeln war etwas geringer 
als 1906. Der Anfall an Nachlaßſachen aber, bei dem 
im Jahre 1906 eine Abnahme zu verzeichnen war, iſt 
wieder im Steigen begriffen. 


Zuſtellnngen von Amts wegen und Poſtverkehr der 
Gemeindewaiſenräte. Infolge der Neuregelung der 
Portofreiheit und der Portoablöſung mußten die Be⸗ 
kanntmachungen des StM. der Juſtiz vom 16. März 
1900 (JM Bl. S. 591), 8. Januar 1902 (JM Bl. S. 305) 
und 31. März 1902 (JM Bl. S. 524) geändert werden. 
Dieſe Aenderungen wurden durch die Bek. vom 18. De⸗ 
zember v. 38. (JM Bl. S. 334) vollzogen. Künftig hat 
die durch die Bek. vom 16. März 1900 vorgeſchriebene 
Einſetzung der Buchſtaben A und „Arm.“ in die Spalte 7 


der Zuſtellungsregiſter nicht mehr ſtattzufinden. Auch 


die durch Nummer 2 der Bek. vom 8. Januar 1902 
angeordneten Anzeigen der Gerichte und Notariate 
haben künftig zu unterbleiben. Der Poſtverkehr der 
Gemeindewaiſenräte mit den in den Verzeichniſſen I 
und III (Beilagen 5 u. 7 der Bek. vom 25. Dezember 
1907, GVBl. S. 1085) bezeichneten Behörden — ins⸗ 
beſondere den Gerichten, Diſtriktsverwaltungsbehörden, 
höheren Verwaltungsbehörden — fällt künftig unter 
die Portoablöſung. Portopflichtig dagegen find die 
Poſtſendungen der Gemeindewaiſenräte an Private, 
Vormünder, mittelbare Gemeindebehörden, Armen⸗ 
pflegſchaftsräte, Pfarrämter und an außerbayeriſche 
Behörden. Für die Mitteilungen, welche die Gemeinde⸗ 
waiſenräte im Falle der Verlegung des Aufenthalts 
des Mündels oder Pflegebefohlenen dem Gemeinde- 
waiſenrate des neuen Aufenthaltsortes innerhalb oder 
außerhalb Bayerns zu machen haben, bleiben die ſchon 
bisher den Gemeindewaiſenräten von der Juſtizver⸗ 
waltung zur Verfügung geſtellten Poſtkarten mit Dienſt⸗ 
markenſtempel im Gebrauche. Die Vorſchriften in 
Nummer 1, 2, 4 der Bekanntmachung vom 31. März 
1902 find hiernach gegenſtandslos geworden Die üb- 
rigen in dieſer Bekanntmachung und in der Bekannt⸗ 
machung vom 5. April 1902 (JM Bl. S. 527) getrof⸗ 
fenen Anordnungen bleiben aufrecht erhalten. 
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Die Aufhebung des Geſchwornenſpruchs 
anf Grund des § 317 SWL. 
und der Nordparagraph. 


Von Profeſſor Dr. Wachenfeld in Roſtock i. M. 


In letzter Zeit iſt anläßlich eines Spezial⸗ 
ſalles!) der § 317 StPO., der den Richtern 
unter gewiſſen Vorausſetzungen die Aufhebung 
eines Geſchwornenſpruchs und die Verweiſung der 
Sache an ein anderes Schwurgericht ermöglicht, 
in einer Reihe von Zeitungsartikeln gefeiert worden. 
Nicht genug, daß die Tagespreſſe den ſegensreichen 
Schutz, welchen er dem Angeklagten vor ungerechter 
Verurteilung biete, hervorhob, ſie bezeichnete ihn 
als einen der ſegensreichſten unſerer ganzen Straf⸗ 
prozeßordnung!) und empfahl auf das wärmſte 
ſeinen Ausbau im kommenden Recht. 

Gewiß ift es richtig, daß $ 317 StPO. dem 
Angeklagten den Vorteil bringt, ſeine Sache ohne 
Einlegung eines Rechtsmittels zum zweiten Male 
von Anfang an vor Gericht verhandeln zu laſſen; 
aber man darf nicht vergeſſen, daß derſelbe Para⸗ 
graph ihn auch der Gefahr ausſetzt, durch die 
Verweiſung in eine noch ſchlechtere Lage als zuvor 
gebracht zu werden. Wer bürgt ihm dafür, daß 
die neuen Geſchwornen, die nicht das im erſten 
Verfahren gewonnene Material vorgelegt er⸗ 
halten, alſo nicht ſeine Fehler ſtudieren können, 
und ſelbſtändig neue Feſtſtellungen treffen ſollen, 
nicht noch größeren Irrtümern verfallen? War 
der Angeklagte des Totſchlags ſchuldig geſprochen 
und der Spruch aufgehoben, weil die Richter den 
Tötungsvorſatz für ausgeſchloſſen erachteten, fo ift 
es ſehr wohl möglich, daß die Geſchwornen der 


1) Es handelte ſich um den Prozeß gegen den ge⸗ 
ſtändigen Arbeiter Woldenberg vor dem Berliner Schwur⸗ 
ericht (22. Januar 1909), in dem die Geſchwornen die 
rage nach dem Morde bejahten, das Gericht aber die 
Sache auf Grund des § 317 StPO. aufhob und an das 
nächſte Schwurgericht verwies. 
2) So Rechtsanwalt Dr. Werthauer im Berliner 
Tageblatt 1909 Nr. 41. 


zweiten Verhandlung ſowohl Tötungsvorſatz als 
auch Ueberlegung bei der Ausführung der Tat 
annehmen und des Mordes ſchuldig ſprechen. 
Dann hätte die Verweiſung dem Angeklagten die 
Verurteilung zum Tode gebracht, während er ohne 
ſie mit einer zeitigen Freiheitsſtrafe davon ge⸗ 
kommen wäre. 

Die zweite Verurteilung iſt eine definitive. 
Eine abermalige Verweiſung an ein neues Schwur⸗ 
gericht verbietet das poſitive Recht und wird auch 
eine Reform unſeres Straſprozeſſes nicht bringen. 
Sie iſt nicht möglich, weil ſie das Anſehen der 
Juſtiz aufs äußerſte gefährden würde. 


Um jenen für den Angeklagten verhängnis⸗ 
vollen Ausgang zu vermeiden, glaubt man, das 
Schwurgericht, an welches die Sache verwieſen 
wird, durch das Verbot der reformatio in durius 
binden zu können. Aber dieſes Verbot hat nur 
Sinn für die Rechtsmittelinſtanz, in der es ſich 
um die Abänderung eines Urteils handelt, 
jedoch nicht für die erſte Inſtanz, in der eine ge⸗ 
ſetzmäßige Entſcheidung erſt gefunden werden ſoll. 
Würde das zweite Schwurgericht durch das Ver⸗ 
bot der reformatio in durius gebunden ſein, ſo 
würde das in ſich widerſpruchsvolle Ergebnis zu⸗ 
tage treten, daß der rechtlich nicht mehr exiſtierende 
Spruch eine beſtimmende Wirkung auf den neuen 
Spruch ausübte. Die neue Verhandlung würde 
aufhören eine Verhandlung in der Sache ſelbſt 
zu ſein und zu einer Erörterung darüber werden, 
ob eine Milderung des früheren Spruchs ange⸗ 
zeigt erſcheine, alſo den Charakter einer erſtinſtanz⸗ 
lichen Verhandlung verlieren. Schließlich dürfte 
die Einführung des Verbots der reformatio in 
durius wohl auch daran ſcheitern, daß ſie das 
freie richterliche Ermeſſen, das wir für die Tat⸗ 
ſachenwürdigung der erſten Inſtanz als eine der 
vornehmſten Errungenſchaften des modernen Prozeß⸗ 
rechts anſehen, illuſoriſch machen würde. 


So wenig wie jener Vorſchlag iſt ein anderer 
durchführbar, der die Anwendung des $ 317 StPO. 
zu erleichtern bezweckt. Um dem Angeklagten die 
„Wohltat“ des § 317 haufiger als bisher zuteil 
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werden zu laffen, möchte man die für die Ber- 
weiſung an ein anderes Schwurgericht poſitivrecht⸗ 
lich vorgeſchriebene Stimmeneinheit aufgeben. Aber 
auch dies würde zu ſehr bedenklichen Konſequenzen 
führen. Der Verzicht auf Stimmeneinheit be⸗ 
deutet für das dreiköpfige Kollegium das Genügen⸗ 
laſſen der einfachen Majorität. Sind aber von 
den drei Richtern zwei verſchiedener Meinung, ſo 
würde die Entſcheidung tatſächlich von dem Votum 
des dritten Richters, alſo einer einzigen Perſon, 
abhängen. Das wäre beſonders bedauerlich, wenn 
der dritte Richter zunächſt ſchwankte und ſich dann 
durch die Autorität des einen oder anderen Mit⸗ 
richters, etwa des Vorgeſetzten, beſtimmen ließe. 
Die Entſcheidung über den Beſtand eines Verdikts, 
für das ſich nicht weniger als acht Geſchworne 
in einer Weiſe ausgeſprochen haben, daß es die 
Billigung eines der gelehrten Richter erfährt, darf 
nicht in die Hand eines einzigen Mannes gelegt 
werden. 

So wird denn der $ 317 StPO. weder nach 
der einen noch nach der anderen Richtung hin 
einer erheblichen Aenderung zugänglich ſein. Der 
Entwurf der Strafprozeßordnung vom Herbſt 1908 
hat denn auch den $ 317 nur redaktionell ver: 
beſſert und inhaltlich unverändert aufgenommen 
($ 300 Ent. StPO.). 

Soll in dem künftigen Prozeßrecht das Schwur⸗ 
gericht beibehalten werden, was ich allerdings nicht 
für ratſam erachte, jo kann man den $ 317 StPO. 
bzw. 300 Ent. StPO. ruhig belaſſen. Die Befür⸗ 
worter des Schwurgerichts, Oetker und Kohler,“) 
ſind fehr entſchieden für den § 317 eingetreten. 
Namentlich legt der letztere großes Gewicht auf ihn. 

Doch man ktäuſche fih nicht: ein allgemeines 
Heilmittel gegen ungerechte Geſchwornenſprüche 
wird er in Zukunft ſo wenig werden, wie er es 
bisher war! Dagegen ſpricht ſchon die Seltenheit 
ſeiner Anwendung. Kohler glaubt ſie damit er⸗ 
klären zu können, daß das Gericht von dem 
Gedanken geleitet werde, „man dürfe die Schwur⸗ 
gerichtsinſtitution nicht in den Augen des Volkes 
herabſetzen“ (Kohler a. a. O.). Dies widerlegt ſich 
aber ſchon durch die Art der Fälle, in denen 
§ 317 tatſächlich angewendet wurde. 

Weit eher dürſte es nicht oft zur Aufhebung 
des Geſchwornenſpruchs aus dem Grunde kommen, 
daß auch dann, wenn die Geſchwornen ein zu 
ſchweres Delikt angenommen haben, meiſt eine 
gewiſſe Korrektur durch die Bemeſſung der Strafe 
möglich iſt. Warum ſoll man an ein anderes 
Schwurgericht verweiſen und die ganze Sache noch 
einmal aufrollen, weil die Geſchwornen die Tat 
unrichtig unter das Geſetz ſubſumierten, der An⸗ 
geklagte aber doch eines Deliktes ſchuldig iſt, und, 
wenn auch vielleicht nach einem anderen Para⸗ 
graphen, keine minderſchwere Strafe verdient hat?! 


) Oetker, Schwurgericht S. 531; Kohler, Berliner 
Tageblatt 1909 Nr. 43. 
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Ganz anders aber iſt es, wenn die Frage nach 
einem Delikt bejaht wurde, bei dem eine abſolut 
beſtimmte Strafe angedroht iſt. Der Mord iſt 
faſt das einzige Delikt, bei dem wir noch eine 
abſolut beſtimmte Strafe haben und obendrein ein 
ſolches, das ſehr nahe heranreicht an ein mit wei⸗ 
teſtem Strafrahmen verſehenes Delikt, den Tot⸗ 
ſchlag. Darum beſchränken ſich auch die Fälle 
der Anwendung des $ 317 StPO. jo ziemlich auf 
diejenigen, in denen die Geſchwornen die Frage 
nach Mord bejahten. 


Dies aber weckt den Gedanken, ob nicht etwa 
— namentlich vom Standpunkt der Praxis aus — 
reformbedürftiger als $ 317 StPO. der § 211 
unſeres Strafgeſetzbuchs und ſeine Abgrenzung nach 
dem Totſchlag hin ſei. 

Es iſt doch etwas Ungeheuerliches, daß ganz 
dieſelbe Tat, je nachdem ſie mit oder ohne 
Ueberlegung ausgeführt wurde, als Mord mit der 


e 
e e 


unabänderlichen Todesſtrafe belegt oder als Tot⸗ 


ſchlag mit einer Freiheitsſtrafe in einem Mini⸗ 
mum von ſechs Monaten Gefängnis abgetan 
werden ſoll! 

Das iſt ein ſo koloſſaler Strafunterſchied, wie 
er ſich bei den beiden Delikten — außer in dem 
von unſerem Reichsſtrafgeſetzbuch beeinflußten Aus⸗ 
un — in keiner anderen Geſetzgebung der Welt 
findet! 


Und dieſer Strafunterſchied ſoll nur durch das 
Vorhandenſein oder das Fehlen der Ueberlegung 
bei der Ausführung der Tat bedingt werden! 
Wenn der Täter überlegt zu Werke ging, aber 
während der Tötung ſeines Opfers in begreiflicher 
Aufregung jede Ueberlegung beiſeite ſetzte, ſo bleibt 
eine Tat Totſchlag! Daß es äußerſt ſchwierig ift, 
mit Sicherheit feſtzuſtellen, was gerade im Augen⸗ 
blicke der Tat in der Seele des Täters vorging, 
bedarf keiner Hervorhebung. 

Bei dieſer Schwierigkeit ſollten wenigſtens 
zwei Dinge feſtſtehen: 1. Das Weſen der Ueber⸗ 
legung ſelbſt, 2. die Anerkennung der Ueberlegung 
als Gipfel aller Verſchuldung. 


Doch weder das eine noch das andere trifft 
zu. Der Begriff der Ueberlegung iſt noch immer 
recht ſtrittig, und ganz ſicher iſt es, daß es noch 
ſtrafwürdigere Taten als eine überlegte Tötung 
gibt. Gewiß wird man — entgegen dem poſi⸗ 
tiven Rechte — den Ehemann, der den Vernichter 
ſeines Glücks nach reiflicher Ueberlegung tötet, 
nicht für ſtraſwürdiger halten als den abgefeimten 
Gewohnheitsverbrecher, der kalten Bluts ohne 
Ueberlegung jeden Menſchen hinſchlachtet, durch 
deſſen Tod er ſich in den Beſitz einer geringfügigen 
Geldſumme ſetzen kann. 

Was nottut, das iſt eine gründliche 
Reform unſeres Mordparagraphen, ders 
art, daß der Unterſchied zwiſchen Mord 
und Totſchlag nicht mehr von dem vagen 


— nei ne en 


Kriterium der Ueberlegung abhängig 
gemacht, daß die Kluft, wie ſie heute 
in der Beſtrafung von Mord und Tot⸗ 
belag beſteht, überbrückt und daß auch 

beim Mord die Berückſichtigung mildern⸗ 
der Umſtände ermöglicht wird. 


Die Erörterung über den § 317 StPO. zeigt 
auf kleinem Gebiet, daß weit wichtiger als die 
Aenderung einzelner ſtraſprozeſſualer Beſtimmungen 
die Aenderung unſeres materiellen Strafrechts iſt. 

Da das materielle Strafrecht die Grundlage 
des Prozeßrechts bildet, wird der Wert der. be- 
vorſtehenden Strafprozeßreform in Frage geſtellt, 
wenn nicht vorher oder mindeſtens gleichzeitig 
die Reform des materiellen Strafrechts ins Werk 
geſetzt wird. 

Auch die beſte Strafprozeßordnung wird wenig 
Nutzen bringen, ſolange wir noch unſer mangel⸗ 
haftes und veraltetes Reichsſtrafgeſetzbuch beſitzen. 


Zum Recht am eigenen Bild. 
Von Amtsrichter Eduard Eckert in Nürnberg. 


(Schluß). 


Der Ausdruck „Zeitgeſchichte“ ift nach den 
Motiven (S. 30) „im weiteſten Sinne zu ver⸗ 
ſtehen; er umfaßt nicht nur das eigentliche poli⸗ 
tiſche, ſondern auch das ſoziale, wirtſchaftliche und 
Kulturleben des Volkes. Die Veröffentlichung der 
Bildnifſe von Perſonen, die im öffentlichen Leben 
ſtehen oder in Kunſt und Wiſſenſchaft ein allge⸗ 
meineres Intereſſe wachrufen, wird daher auch 
künftig nicht verwehrt ſein.“ Dieſe Betonung 
des Intereſſes, das eine Perſon genießt, als das 
Entſcheidende für die Anwendbarkeit des § 23 
Ziff. 1 iſt wohl geeignet die Auslegung dieſer 
Vorſchrift in richtige Bahnen zu lenken. Bedenken 
erweckt es dagegen, wenn Müller (S. 125 ſeines 
Kommentares) unter Berufung auf Oſterrieth, von 
dem er ſagt, daß er in ſeinem mehrerwähnten 
Aufſatze „den Begriff im allgemeinen richtig um⸗ 
grenzt“ haben dürſte, folgendes bemerkt: „Oſter⸗ 
rieth meint, man könnte allerdings ſagen, der Zeit⸗ 
geſchichte gehöre jeder lebende Menſch an. In⸗ 
deſſen iſt das begreiflicherweiſe nicht gemeint, 
ſondern es ſoll die Vorausſetzung zum Ausdruck 
gebracht werden, daß der Abgebildete infolge ſeiner 
Stellung, ſeiner Tätigkeit, ſeines Berufes, ſeiner 
Verdienſte oder ſeiner Schickſale zu den beachtens⸗ 
werten geſchichtlichen Erſcheinungen der Zeit gehört. 
Hierzu werden zu rechnen ſein Fürſten, Staats⸗ 
männer, Parlamentarier, Feldherren, Künſt⸗ 
ler, Schriftſteller, Gelehrte, Großinduſtrielle, Er⸗ 
finder, Schauſpieler, Forſcher uſw., d. h. alle ſolche 
Erſcheinungen, die ſich in der politiſchen oder 
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Kulturgeſchichte einen Platz geſchaffen haben. Mit 
Zeitgeſchichte nicht identiſch iſt das, was der Fran⸗ 
zofe „actualité“ nennt, d. h. die Geſamtheit der 
Vorgänge, die das augenblickliche Intereſſe des 
zeitungleſenden ſenſationsbedürftigen Publikums 
wecken. Nicht zur Zeitgeſchichte gehören Vorgänge, 
denen kein geſchichtlich bedeutſames Moment inne⸗ 
wohnt, die aus irgendeinem Umſtande in der 
Oeffentlichkeit blitzartig auftauchen und ſofort wieder 


in das Dunkel zurückfallen; vor allem Vorgänge 


aus dem Privatleben, Unglücksfälle, Skandale, Ver⸗ 
brechen uſw.“ „Oſterrieth meint“ in Wirklich⸗ 
keit nicht nur, was im erſten Satze dieſes Zitates 
ſteht, ſondern auch das Folgende iſt wörtlich aus 
ſeinem Aufſatze (S. 255) entnommen bis auf die 
am Schluſſe des Zitates angeführten Verbrechen 
und die von Müller⸗Meiningen zwiſchen den Staats⸗ 
männern und Feldherrn eingereihten Parlamen⸗ 
tarier, die Oſterrieth unbegreiflicherweiſe anzuführen 
vergeſſen hatte. Durch dieſe Bereicherung dürfte 
der Inhalt der angeführten Satze kaum richtiger 
geworden fein. Oſterrieth ſelbſt weicht denn auch 
in ſeinem Kommentare von ſeinen früheren Aus⸗ 
führungen ab (Note B II 1 Satz 1 und 2 zu $ 23). 
Es iſt in der Tat verfehlt, mit Müller als Per⸗ 
ſonen aus dem Bereiche der Zeitgeſchichte nur die⸗ 
jenigen anzuſehen, die „zu den beachtenswerten ge⸗ 
ſchichtlichen Erſcheinungen der Zeit“ zählen, die 
„lih in der politiſchen oder Kulturgeſchichte einen 
Platz geſchaffen haben“. Kein Richter iſt in der 
Lage, ein ſolches Urteil über ſeine Zeitgenoſſen ab⸗ 
zugeben. In hundert Jahren, ja noch weit früher 
wird manche Größe von heute verſunken und mancher 
Stern, der jetzt hell leuchtet. verblaßt ſein. Der 
einzige Maßſtab, der dem Gerichte zur Verfügung 
ſteht, iſt das Intereſſe, das eine Perſönlichkeit bei 
ihren Zeitgenoſſen erweckt. Die Frage, ob das 
Intereſſe begründet iſt und auch von den Hiſtorikern 
einer ſpäteren Zeit noch geteilt werden wird, muß 
außer Betracht bleiben. Es iſt ferner belanglos, 
ob man das Wirken eines Mannes als aufbauend 
oder zerſtörend anzuſehen hat, ob ſeine Taten gut 
oder ſchlecht ſind, ob er berühmt oder berüchtigt iſt. 
Darin iſt den von Müller wiedergegebenen Aus⸗ 
führungen Oſterrieths beizupflichten, daß der Be⸗ 
griff Zeitgeſchichte nicht mit dem verwechſelt werden 
darf, was der Franzoſe actualité nennt. Aber 
es ſtreift nahe an eine ſolche Verwechſelung, wenn 
wenige Zeilen weiter oben auch derjenige der Zeit⸗ 
geſchichte zugerechnet wird, der infolge ſeiner Schick⸗ 
fale zu den beachtenswerten geſchichtlichen Erſchei⸗ 
nungen der Zeit gehört. Jedenfalls läßt ſich das 
kaum mit dem von Müller zuſtimmend angeführten 
Gedanken Allfelds vereinigen, der unterſchieden 
wiſſen möchte, ob eine Perſon die Aufmerkſamkeit 
der Oeffentlichkeit mit ihrem Willen oder ohne dieſen 
durch Zufall auf ſich gelenkt hat. Ueberdies ſcheint 
Müller zu überſehen — wenigſtens macht er es 
für ſeine Leſer nicht erſichtlich —, daß es ſich bei 
dieſem Gedanken Allfelds nicht um eine Auslegung 
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des Begriffes Zeitgeſchichte handelt, ſondern im 
Gegenteil um eine Anregung, den Ausdruck „Bild⸗ 
niſſe aus dem Bereiche der Zeitgeſchichte“, eben 
weil er jenen Gedanken nicht zum Ausdrucke bringe, 
zu erſetzen durch die Worte: „Bildniſſe von Per⸗ 
ſonen, die im öffentlichen Leben des Staates, der 
Kunſt und der Wiſſenſchaft ſtehen.“ (Vgl. Allfeld 
in der Zeitſchrift für gew. Rechtsſchutz und Urh. R. 
1904, 268). Der Geſetzgeber hat dieſen Vorſchlag 
nicht berückſichtigt und es wäre darum wohl nicht 
richtig, wenn man z. B. einen großen Wohltäter 
der Menſchheit, der unbekannt bleiben wollte, um 
deswillen nicht als eine Perſon aus dem Bereiche 
der Zeitgeſchichte anſehen würde, weil die Aufmerk⸗ 
ſamkeit der Oeffentlichkeit ohne ſeinen Willen auf 
ihn gelenkt worden iſt. Auch ein Verbrecher kann, 
vor allem wenn es ſich um ein politiſches Ver⸗ 
brechen handelt, je nach dem Intereſſe, das ſeine 
Tat wachruft, der Zeitgeſchichte angehören, obwohl 
er vielleicht am liebſten unentdeckt geblieben wäre. 
Immer aber wird es ſich um ein ernſtliches In⸗ 
tereſſe handeln müſſen, hervorgerufen durch die 
eigenen Taten oder Eigenſchaften einer Perſon, ſei 
es auch nur durch die hervorragende, einflußreiche 
Stellung, die ſie im Leben einnimmt und die ihr 
wenigſtens die Möglichkeit gibt, Geſchichte zu 
machen. Dagegen genügt es nicht, wenn eine Per⸗ 
ſon nur durch das, was ihr andere zugefügt haben 
oder was ihr ſonſt zugeſtoßen iſt, zum Gegenſtande 
der allgemeinen Neugier geworden iſt. Leute, die 
bei einem großen Grubenunglück oder bei einem 
Schiffbruche die einzigen Ueberlebenden geweſen ſind, 
gehören deshalb noch nicht zur Zeitgeſchichte; ob 
ſie aus dieſem Anlaß in die „Woche“ kommen 
wollen, überläßt das Geſetz ihrem Belieben und 
ihrem Geſchmack. 

Perſonen, die nicht der Zeitgeſchichte angehören, 
werden meiſt nur auf Beſtellung abgebildet. Nach 
§ 23 Ziff. 4 darf die Verbreitung oder öffentliche 
Schauſtellung von Bildniſſen, die auf Beſtellung 
angefertigt ſind, ſelbſt wenn ſie einem höheren 
Intereſſe der Kunſt dient, nur mit der nach 
§ 22 erforderlichen Einwilligung erfolgen. Einige 
Schwierigkeit bereitet hier der Fall, daß nicht der 
Abgebildete, ſondern ein Dritter das Bildnis be⸗ 
ſtellt hat. Iſt in dieſem Falle die einem höheren 
Intereſſe der Kunſt dienende Verbreitung oder 
Schauſtellung unbeſchränkt zuläſſig oder bedarf ſie 
der Genehmigung? und wer hat die Genehmigung 
zu erteilen, der Abgebildete oder der Beſteller? 

Da die Vorſchrift des $ 22 im Gegenſatze zu 
§ 18 Abf. 2 nicht die Intereſſen des Beſtellers, 
ſondern die des Abgebildeten wahren will, ſo muß 
ein Einſpruchsrecht des Beſtellers, der nicht zu⸗ 
gleich der Abgebildete iſt, verneint werden, aus⸗ 
genommen den Fall, daß der Beſteller ein An⸗ 
gehöriger des Abgebildeten im Sinne des § 22 
und in dieſer Eigenſchaft berechtigt iſt, die Ver⸗ 
breitung oder Schauſtellung des Bildniſſes zu ver⸗ 
bieten. Dagegen wird fih ein Einſpruchsrecht 
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desjenigen, der auf Beſtellung des Dritten abge⸗ 
bildet worden iſt, wohl kaum beſtreiten laſſen. 
Oſterrieth freilich ſagt von der Beſtellung im Sinne 
des § 23 Ziff. 4 (a. a. O. Note 2 IV. 2): „Sinn⸗ 
gemäß kann es ſich nur um die Beſtellung durch 
den Abgebildeten ſelbſt oder die zum Einſpruch 
berechtigten Angehörigen handeln, da einem anderen 
Beſteller, einem Verleger z. B., kein mit $ 22 
zuſammenhängender Schutz zuſteht.“ Auch Allſeld 
läßt (Note 5 b zu § 23) die Beſtimmung in $ 23 
Ziff. 4 nur unter der Bedingung Anwendung 
finden, daß das Bildnis nicht auf Beſtellung des. 
Abgebildeten oder eines ſeiner in $ 22 genannten 
Angehörigen angefertigt iſt. Die Beſtellung eines 
Dritten würde demnach dem Abgebildeten und 
ſeinen Angehörigen kein Einſpruchsrecht gewähren. 
Allfeld verweiſt in dieſem Zuſammenhang auf die 
Begründung des Geſetzentwurfes. Dort heißt es 
(S. 30): „Die Rückſicht auf ein höheres Kunſt⸗ 
intereſſe ſoll indeſſen den Wegfall des Einſpruchs⸗ 
rechts nur begründen bei Bildniſſen, die nicht auf 
Beſtellung gefertigt ſind. Im Falle der Beſtellung 

eines Bildniſſes tritt der Abgebildete zu dem 
Künſtler in eine Art von Vertrauensverhältnis, 
das eine weitergehende Berückſichtigung ſeiner In⸗ 
tereſſen erheiſcht. Deshalb ſoll in ſolchen Fällen 
die Veröffentlichung des Bildniſſes nach der all⸗ 
gemeinen Regel des Abſ. 1 von ſeiner Zuſtimmung 
abhängig ſein. Es entſpricht dies auch, wenigſtens 
ſoweit es ſich um die Verbreitung des Bildniſſes 
handelt, im weſentlichen dem geltenden Rechte.“ 
Vielleicht hat dem Verfaſſer dieſer Sätze nur der 
Fall vorgeſchwebt, daß das Bildnis von dem Ab⸗ 
gebildeten ſelber beſtellt iſt; aber mit Sicherheit 
läßt fich das gewiß nicht behaupten und es läßt 
ſich darum aus dieſen Sätzen keineswegs folgern, 
daß der Abgebildete, wenn das Bildnis nicht von 
ihm, ſondern von einem Dritten beſtellt iſt, die 
einem höheren Intereſſe der Kunſt dienende Ver⸗ 
breitung oder Schauſtellung dulden müßte. Im 
Gegenteil, daß der Abgebildete zu dem Künſtler 
in eine Art von Vertrauensverhältnis tritt, trifft 
auch dann zu, wenn der Abgebildete und der Be⸗ 
ſteller nicht dieſelben Perſonen ſind. Denn auch 
in dieſem Fall iſt es die Regel, daß der Ab⸗ 
gebildete mit ſeinem Willen abgebildet wird; indem 
er der Abbildung zuſtimmt und dem Künſtler Ge⸗ 
legenheit gibt, das Werk nach dem Leben zu ſchaffen, 


tritt er ebenſogut wie der Beſteller zu dem Künſtler 


„in eine Art von Vertrauensverhältnis“. Die 
Motive verweiſen auch auf das bisherige Recht, 
nach deffen Beſtimmungen (KG. § 8, Phot. § 7) 
bekanntlich das Urheberrecht an beſtellten Bildniſſen 
auf den Beſteller überging, auch wenn er nicht 
ſelber der Abgebildete war. Unter der Herrſchaft 
dieſes Rechtes durfte der Abgebildete, der in der 
Mehrzahl der Fälle zu dem Beſteller in einem 
nahen Verwandtſchafts⸗ oder Freundſchaftsverhältnis 
zu ſtehen pflegt, auf Grund dieſes Verhältniſſes 
annehmen, daß der Beſteller kraft ſeines Ur⸗ 
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heberrechtes jede unerwünſchte Verbreitung des 
Bildniſſes verhindern werde. In vielen Fällen — 
ein Mann hat z. B. Frau und Kinder malen 
laſſen — wird zudem das Urheberrecht im Erb⸗ 
wege von dem Beſteller auf den Abgebildeten 
übergegangen ſein und ihm die Möglichkeit geboten 
haben, nach dem Wegfalle des Beſtellers der Ver⸗ 
breitung ſeines Bildniſſes ſelbſt entgegenzutreten. 
Unter der Herrſchaft des neuen Rechtes könnte nach 
der Auslegung Allfelds und Oſterrieths in einem 
ſolchen Falle weder der Beſteller, der nur ein be⸗ 
ſchränktes Vervielſältigungsrecht hat ($ 18 Abi. 2), 
noch der Abgebildete die Verbreitung und Schau⸗ 
ſtellung hindern. Nach der Begründung, mit der 
in den Motiven (S. 29) gerade auch mit Rück⸗ 
ſicht auf den Wegfall des Urheberrechtes der Be⸗ 
ſteller von Bildniſſen der Schutz des Rechtes am 
eigenen Bilde gefordert wird, iſt es mehr als 
unwahrſcheinlich, daß der Geſetzgeber in dieſer 
Weiſe den Schutz des Abgebildeten verſchlechtern 
wollte. Wie man bei beſtellten Bildniſſen im bis⸗ 
herigen Rechte den Uebergang des Urheberrechtes 
auf den Beſteller anerkannt hat, auch wenn dieſer 
nicht ſelbſt der Abgebildete geweſen iſt, ſo wird 
man unter der Herrſchaft des neuen Rechtes die 
Anwendbarkeit der Ausnahme in § 23 Ziff. 4 
verneinen und der Regel des § 22 folgend die 
Zuſtimmung des Abgebildeten zur Verbreitung 
oder Schauſtellung fordern müſſen, auch wenn er 
nicht der Beſteller geweſen iſt; nur ſo wird man 
dem Geiſt und dem Wortlaute des Geſetzes gerecht 
werden. 

Ueber die Tragweite einer nach § 22 erteilten 
Einwilligung können leicht Meinungsverſchieden⸗ 
heiten entſtehen, vor allem dann, wenn ſie nicht 
ausdrücklich, ſondern ſtillſchweigend erklärt und aus 
den Umſtänden zu folgern iſt. Daran wird nicht 
zu zweifeln ſein, daß, wenn der Abgebildete dafür, 
daß er ſich abbilden ließ, eine Entlohnung erhalten 
hat, ſeine Einwilligung als erteilt gelten darf 
($ 22 Satz 2) für die Ausſtellung und Ber- 
breitung nicht nur der nach dem Leben angefer⸗ 
tigten Studie, ſondern auch der Bilder, auf denen 
der Künſtler den Studienkopf verwendet. Freilich 
kann unter Umſtänden dieſe Verwendung und die 
Art und Weiſe ihrer Verbreitung derartig ſein, 
daß man, je nach der Perſönlichkeit des Abge⸗ 
bildeten — es muß ſich nicht immer um ein 
Berufsmodell handeln — von einem Mißbrauch, 
einer Ueberſchreitung der Einwilligung und infolge⸗ 
deſſen von einer unbefugten Verbreitung und Schau⸗ 
ſtellung ſprechen kann; doch wird in ſolchen Fällen 
meiſt eine Verletzung der allgemeinen Rechtsvor⸗ 
ſchriften ($ 185 StGB.) vorliegen. Wird die Ge- 
nehmigung zur Verbreitung oder Schauſtellung 
eines Bildniſſes behauptet, ſo wird ferner zu prüfen 
ſein, ob die Einwilligung allgemein oder nur für 
eine beſtimmte Art der Verbreitung und Ausſtellung 
oder gar nur für einen einzelnen Fall erteilt iſt. 
Es iſt auch denkbar, daß die Einwilligung zwar 
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erteilt, aber nachträglich noch vor Beendigung der 
Ausſtellung oder Verbreitung widerrufen worden 
il. Was ift dann Rechtens? Fulds Bemerkung 
(a. a. O. Note 9 zu § 23): „Die Erlaubnis zu 
der Schauſtellung kann jederzeit wieder zurück⸗ 
gezogen werden, nicht nur im Falle des Miß⸗ 
brauches“ ſoll wohl auch für die Erlaubnis zur 
Verbreitung gelten und wird trotz der Stelle, an 
der fie ſteht, nicht nur auf die Fälle des $ 23 zu 
beziehen ſein. Im Gegenſatz hierzu ſteht die Be⸗ 
merkung Allfelds (Note 8 e Abſ. 2 zu § 22): 
„Die Einwilligung kann, wenn ſie nicht auf Ruf 
und Widerruf erteilt iſt, nicht zurückgenommen 
werden.“ Ich denke, die Wahrheit liegt in der 
Mitte zwiſchen dieſen beiden Anſichten. $ 183 BGB. 
beſtimmt, daß die Einwilligung zu einem Rechts⸗ 
geſchäfte bis zu deſſen Vornahme widerrufen werden 
kann, ſoweit nicht aus dem ihrer Erteilung zugrunde 
liegenden Rechtsverhältniſſe ſich ein anderes ergibt. 
Man wird den in dieſer Vorſchrift enthaltenen 
Grundſatz wohl auf die Einwilligung zur Ver⸗ 
breitung oder Schauſtellung eines Bildniſſes ent⸗ 
ſprechend anwenden dürfen. Ein Fall, in dem das 
zugrunde liegende Rechtsverhältnis die Möglichkeit 
eines Widerrufes ausſchließt, ſcheint mir, wenigſtens 
in der Regel, der zu ſein, daß der Abgebildete da⸗ 
für, daß er ſich abbilden ließ, eine Entlohnung 
erhalten hat. 

Was hier über die Möglichkeit eines Wider⸗ 
rufes geſagt ift, wird maßgebend ſein müſſen für 
die Beantwortung der Frage, welche Bedeutung 
einer von dem Abgebildeten ſelbſt erklärten Ein⸗ 
willigung nach deſſen Tod gegenüber dem Ein⸗ 
willigungsrecht der Angehörigen zukommt. Müller 
(a. a. O. S. 124) erklärt es für ſelbſtverſtändlich, 
daß die Einwilligung der Angehörigen nicht mehr 
erforderlich ſei, wenn der Abgebildete ſelbſt ſeine 
Einwilligung noch gegeben habe. Dieſer im Reichs⸗ 
tage von dem Abgeordneten Itſchert geäußerten und 
allem Anſcheine nach von den Vertretern der Re⸗ 
gierung geteilten Anſicht (vgl. Sten B. 11. Leg. ⸗ 
Per. II. Seſſ. 3837 C) wird wohl zuzuſtimmen 
ſein, wenngleich das Geſetz die Einwilligung der 
Angehörigen nicht etwa nur im Intereſſe des Ab⸗ 
gebildeten fordert, ſondern — vgl. § 23 Abſ. 2 — 
ein eigenes Intereſſe der Angehörigen auerkennt. 
Zur Wahrung ihrer Intereſſen wird den An⸗ 
gehörigen, wenn der Abgebildete die Verbreitung 
oder Schauſtellung geſtattet hat, nichts übrig bleiben 
als ein Widerruf der Einwilligung und auch dieſer 
nur unter der Bedingung, daß nach dem, was 
oben bemerkt iſt, der Abgebildete ſelbſt, wenn er 
noch lebte, in der Lage wäre, ſeine Einwilligungs⸗ 
erklärung zu widerrufen. 

Endlich möge noch die Frage behandelt werden, 
wer die Einwilligung zur Verbreitung oder Schau⸗ 
ſtellung eines Bildniſſes zu erteilen hat, wenn der 
nach dem Geſetz hierzu Berufene in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkt oder geſchäftsunfähig iſt. Der 
Müllerſche Kommentar bemerkt hierzu (S. 124): 
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„Die Erteilung der Erlaubnis iſt nicht an ein be⸗ 
ſtimmtes Lebensalter oder das Geſchlecht geknüpft. 
Für das minderjährige Kind kann neben dieſem 
der geſetzliche Vertreter die Erlaubnis geben; doch 
muß das Kind, ſoweit als möglich, jedenfalls vom 
7. Lebensjahre an, gehört werden. Bei Diſſens 
der Meinungen muß, da es ſich hier ‚um eine 
Forderung der Achtung, welche die Perſönlichkeit 
beanſpruchen darf“, handelt, der Wille des Ber- 
tretenen entſcheiden, d. h. gegen ſeinen Willen kann 
der geſetzliche Vertreter das Recht am Bilde des 
Vertretenen nicht konzedieren. Sollte wirklich ein 
Kind die Erlaubnis zur Verbreitung ſeines Bild⸗ 
niſſes geben können und nur die Möglichkeit be⸗ 
ſtehen neben dem Kinde den geſetzlichen Vertreter 
zu fragen? Wer wird ſich überdies die Mühe 
nehmen, nebenher ſich noch um die Einwilligung des 
gefetzlichen Vertreters zu bemühen, wenn bei Mei⸗ 
nungsverſchiedenheit doch die Erklärung des Ver⸗ 
tretenen den Ausſchlag geben ſoll? Die Ausfüh⸗ 
rungen Müllers ſcheinen mir weder klar durch⸗ 
dacht noch richtig zu ſein. Zweifellos iſt mit 
Fuld (a. a. O. Note 4 zu § 22) anzunehmen, 
daß die Einwilligung für Geſchäftsunfähige durch 
deren geſetzlichen Vertreter zu erteilen iſt. Was 
aber die weitere von Fuld nicht berührte Frage 
anlangt, wie es ſich in dieſer Beziehung mit den 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Perſonen ver⸗ 
hält, ſo iſt davon auszugehen, daß die Einwilligung 
eine lempfangsbedürftige) einſeitige Willenserklärung 
iſt, durch die der Erklärende nicht lediglich einen 
rechtlichen Vorteil erlangt. Sie iſt darum unwirk⸗ 
ſam, wenn der Minderjährige oder der fonſt in 
der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkte ſie ohne die Ein⸗ 
willigung des geſetzlichen Vertreters vornimmt; der 
geſetzliche Vertreter einer in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkten Perſon, insbeſondere auch der Vor⸗ 
mund eines Volljährigen, kann mit Wirkung für 
den Vertretenen die Einwilligung erklären. Vgl. 
BGB. 88 106 ff., 114, 1626, 1627, 1630, 1793, 
1896, 1897, 1901. Daß es ſich hierbei um die 
Ausübung eines Perſönlichkeitsrechtes handelt, wie 
Müller hervorhebt, ſchließt die Vertretungsbefugnis 
des geſetzlichen Vertreters nicht aus; das Gegenteil 
hätte, wie es in zahlreichen anderen Beſtimmungen 
und auch im Kunſtſchutzgeſetz an anderer Stelle 
($ 14 Abſ. 1) geſchehen ift, vom Geſetzgeber aus⸗ 
drücklich beſtimmt werden müſſen. Daß der geſetz⸗ 
liche Vertreter an Stelle des Vertretenen die Ein⸗ 
willigung zu erklären habe, ſagt Allfeld (a. a. O. 
Note 6 a zu $ 22) allerdings nur von den Minder⸗ 
jährigen und Geiſteskranken, aber er will damit 
wohl kaum verneinen, daß für andere in der Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit beſchränkte Perſonen als Minder⸗ 
jährige das Gleiche zu gelten hat. Eine beſondere 
Anſicht vertritt dagegen Oſterrieth. In ſeinen 
Erläuterungen zu § 22 jagt er unter FI: „Sit 
der Abgebildete nicht geichäftsjähig, werden fein 
Vertreter oder ſeine Angehörigen die Erlaubnis er⸗ 
teilen können.“ Für eine ſolche Vertretungsbefugnis 
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der Angehörigen fehlt es an jeder geſetzlichen Grund⸗ 
lage; das Recht der Angehörigen beginnt erſt mit 
dem Tode des Abgebildeten. Ebenſowenig läßt es 
ſich mit dem Geſetze vereinbaren, wenn Oſterrieth 
unter G III zu $ 22 bemerkt: „Von den An⸗ 
gehörigen ſind nur ſolche um ihre Einwilligung 
zu fragen, die geſchäftsfähig ſind.“ Iſt ein An⸗ 
gehöriger geſchäftsunfähig oder in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkt, ſo wird dadurch die Vorſchrift 
des § 23 Satz 3 für ihn keineswegs hinfällig; 
es iſt lediglich ſtatt des Angehörigen deſſen geſetz⸗ 
licher Vertreter um ſeine Einwilligung anzugehen. 

Mit dieſen Ausführungen iſt die Zahl der 
Streitfragen, die fih bei der Auslegung der 88 22 ff. 
des Kunſtſchutzgeſetzes ergeben, noch nicht erſchöpft 
und es muß ſich erſt zeigen, ob durch dieſe Be⸗ 
ſtimmungen die früher viel erörterte Streitfrage 
ganz aus der Welt geſchafft iſt, inwieweit man 
im Gebiete des deutſchen Rechtes ein Recht am 
eigenen Bild als beſtehend anzuerkennen hat. Ge⸗ 
währt das deutſche Recht, ſoweit nicht die all⸗ 
gemeinen Vorſchriften über Beleidigung in Betracht 
kommen, Schutz gegen die eigenmächtige Aufnahme 
eines Bildniſſes? Gewährt es Schutz gegen eine 
nicht beleidigende Wiedergabe der äußeren Erſchei⸗ 
nung einer Perſon durch Maskierung? Die erſte 
Frage, deren Bejahung von mancher Seite als ein 
Ausfluß des Rechtes am eigenen Bilde gefordert 
worden iſt, darf beim Mangel eines Verbotes im 
Kunſtſchutzgeſetz ohne weiteres verneint werden; die 
Motive (S. 29) erklären zudem ausdrücklich, daß 
die Herſtellung eines Bildniſſes wie bisher frei 
bleiben ſolle. Für die Beantwortung der zweiten 
Frage werden dagegen die Beſtimmungen des Kunſt⸗ 
ſchutzgeſetzes kaum von Bedeutung ſein. Sie wollen 
das Intereſſe, das eine Perſon daran hat, daß ohne 
ihren Willen kein Abbild ihrer äußeren Erſcheinung 
der Allgemeinheit zur Betrachtung dargeboten wird, 
nur inſoweit ſchützen, als es ſich um eine Verletzung 
dieſes Intereſſes durch Werke der bildenden Künſte 
und der Photographie handelt. Aus dem Fehlen 
eines Verbotes im Kunſtſchutzgeſetze läßt ſich darum 
nicht folgern, daß die Nachahmung der äußeren 
Erſcheinung einer Perſon durch Maskierung ge⸗ 
ſtattet ſei. Aber ebenſowenig wird ſich beweiſen 
laſſen, daß ſie unzuläſſig ſei, ſolange ſie nicht 
gegen die allgemeinen Rechtsvorſchriften verſtößt. 
Mag auch in der Theorie die Unzuläſſigkeit einer 
ſolchen Nachahmung als ein Ausfluß des Rechtes 
am eigenen Bilde vielleicht wieder behauptet und 
im Intereſſe des Ausbaues der Perſönlichkeitsrechte 
noch manche ähnliche Forderung erhoben werden, 
man wird es der Praxis nicht verübeln dürfen, 
wenn ſie wenig Luſt bezeigt, der Theorie auf ſolchen 
Pfaden ohne ausdrückliche geſetzliche Ermächtigung 
zu folgen. 
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Der Nenſch als Gegenſtand des Angenideins 
im Zivilprozeß. 
Von Joſef Krek, Oberlandesgerichtsrat in Augsburg. 


(Schluß). 
PB) Die Duldungspflicht des Dritten. 


Eine allgemeine prozeßrechtliche Verbindlichkeit 
Dritter d. i. ſolcher, die außerhalb des Prozeſſes 
ſtehen, läßt ſich nicht begründen. Sie kann nicht 
aus den Grundſätzen über Urkundenedition abge⸗ 
leitet werden, ebenſowenig aus der Pflicht, Zeugnis 
abzulegen. Eine allgemeine ſtaatsrechtlich gebotene 
Pflicht, infolge der Juſtizhoheit im öffentlichen 
Intereſſe der Rechtspflege einer richterlichen An⸗ 
ordnung Folge zu leiſten, gibt es überhaupt nicht. 
Aus der Befugnis des Richters, die körperliche 
Beſichtigung Dritter anzuordnen, erfließt eine 
Duldungspflicht ebenfalls nicht und für Che: und 
Familienſtandsſachen beſteht in dieſer Beziehung 
keine Ausnahme. Es kann bezüglich aller dieſer 
Punkte auf die Ausführungen unter B I a ver- 
wieſen werden. | 

Auch Dritte find demnach zur Duldung nur 
dann verpflichtet, wenn das materielle, das bürger⸗ 
liche Recht einen Titel gewährt. Dabei haben die 
Beſtimmungen über Vorlegung und Beſichtigung 
von Sachen, das Perſönlichkeitsrecht und das ver⸗ 
faſſungsmäßig verbriefte Grundrecht aus den eben⸗ 
falls bereits dargelegten Gründen (B I b) auszu⸗ 
ſcheiden. Dagegen kann der Dritte gleich der Partei 
vertraglich, auch aus beſtehenden familienrechtlichen 
und erbrechtlichen Verhältniſſen zur Duldung des 
Augenſcheins an ſeiner Subſtanz verpflichtet ſein 
(BIC d). Eine Anwendung der oben entwickelten, 
auf $ 242 BGB. geſtützten Grundſätze ift im Ber- 
hältnifje der Partei zum Dritten ausgeſchloſſen, 
da dieſe Anwendung im Prozeſſe nur in Beziehung 
auf die den Gegenſtand des Rechtsſtreits bildende 
Leiſtung der Partei ſtattfinden kann. So gerecht⸗ 
fertigt es iſt, zu ſagen, der Kläger habe ſich in 
den Schranken des § 242 körperlich unterſuchen 
zu laſſen, weil dieſe Unterſuchung das, was er zu 
fordern, der Beklagte zu leiſten hat, erſt inhaltlich 
geſtaltet, ebenſo unzuläſſig wäre es, zu verlangen, 
daß fih C gemäß $ 242 unterſuchen laffe, weil außer⸗ 
dem der Inhalt des von A dem B zu Leiſtenden nicht 
beſtimmt werden könne. Auf ſolche Fälle bezieht ſich 
der Grundſatz von Treu und Glauben ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nicht; denn § 242 regelt lediglich das 
Verhältnis unter den Parteien, indem vorgeſchrieben 
wird, wie ſich anſtändige, billig denkende Leute, 
wenn ſie ſich als Gläubiger und Schuldner gegen⸗ 
überſtehen, zu verhalten, wie ſie die Leiſtung zu 
fordern und zu bewirken haben. Soll dem Dritten 
die Pflicht der Duldung körperlicher Unterſuchung 
auferlegt werden, ſo genügt Treu und Glauben nicht, 
ift vielmehr ein ſpezieller Rechtstitel (Vertrag uſw.) 
erforderlich. 


II. Die Rechtsfolgen der Weigerung bei 
beſtehender Duldungspflicht. 


Es iſt im Auge zu behalten, daß die Duldungs⸗ 
pflicht eine Pflicht der Partei gegen die Partei 
oder gegen den Dritten, nicht dagegen eine Pflicht 
gegen das Gericht ift (B J à 4). Das Gericht 
kann demnach, auch wenn es den Augenſchein von 
Amts wegen angeordnet hat, aus der Weigerung 
niemals für ſich irgend welche Zwangsbefugniſſe 
ableiten. Alle Rechte und Pflichten aus der 
Weigerung treffen nur die Partei; nur die Partei 
hat Zwangsbefugniſſe. Es ergeben ſich im Falle 
der Weigerung folgende Konſtellationen: 


a) Weigerung im Falle der Anordnung 
des Augenſcheins nach $S 371, 372 ZPO. 


a) Weigerung des Beweisführers. 
Wenn der Beweisführer ſelbſt die Beſichtigung 
ſeiner körperlichen oder geiſtigen Subſtanz ver⸗ 
weigert, jo hat, wie bereits früher (B 1 c a 2 a) 
erwähnt, die Weigerung zur Folge, daß der Be⸗ 
weisführer mit ſeinem Beweismittel ausgeſchloſſen 
wird ($$ 230, 231, 367 Z 5O.); er wird unter 
Umſtänden ſo behandelt, als ob er vom Beweis⸗ 
antrage zurückgetreten ſei (RG. 46 S. 369). In 
welchem Sinne wir von „Beweisführung“ ſprechen, 
ergibt das unter A1 3 hierüber Bemerkte. Es ift 
ferner nicht ausgeſchloſſen, daß das Gericht gemäß 
§ 286 ZPO. aus den nähern Umſtänden der 
Weigerung Schlüſſe zieht. 

p) Weigerung des Gegners des Be: 
weisführers. Beruht die Duldungspflicht in 
dieſem Falle auf einem ſpeziellen Rechtstitel 
(Vertrag ꝛc.), ſo kann der Beweisführer auf 
Duldung des Augenſcheins geſonderte Klage ſtellen. 
Zu dieſem Zwecke kann Friſtbeſtimmung nach $ 356 
ZPO. erfolgen. Das erwirkte Urteil wird nach 
ss 888, 890, 892 BPO. vollſtreckt. Innerhalb 
des Hauptprozeſſes ift für diefe Klage — im 
Gegenſatze zum Urkundeneditionsverfahren — kein 
Raum. Die gegenteilige Anſchauung Heldmanns 
a. a. O. S. 438 f. hat allgemeine Ablehnung er⸗ 
fahren. Aber der Beweisführer muß nicht dieſen 
Weg beſchreiten; er kann dazu nicht gezwungen 
werden. In dieſem Falle beurteilt das Gericht 
die Weigerung nach $ 286 ZPO. (Seuff A. 46 
Nr. 193). 

Beruht dagegen die Duldungspflicht auf § 242 
BGB., dann greift nur freie Beweiswürdigung 
nach $ 286 ZPO. Platz. Eine beſondere Klage 
auf Duldung kann deshalb nicht geſtellt werden, 
weil die körperliche Unterſuchung in dieſem Falle 
ein untrennbarer Beſtandteil, ein Element der 
geſchuldeten Leiſtung ift (vgl. oben), deshalb nicht 
abgetrennt und zum Gegenſtand geſonderter Klage 
gemacht werden kann. Ueber Duldungspflicht 
und Leiſtung kann wegen dieſes innigen Zuſammen⸗ 
hangs nur einheitlich entſchieden werden. 
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Y) Weigerung des Dritten. 


Dieſer iſt, wie dargetan, nur auf Grund eines 
beſonderen Rechtstitels zur Duldung der Beſich⸗ 
tigung verpflichtet. Weigert er ſich, ſo kann die 
Partei, der gegenüber er verpflichtet iſt, gegen ihn 
beſondere Klage mit dem Antrage auf Verurteilung 
zur Duldung ſtellen. $ 356 ZPO. findet auch 
hier Anwendung. Verpflichtet zur Klageſtellung 
iſt die Partei nicht. Die Weigerung des Dritten 
wird in der Regel auf die Prozeßlage ohne Ein⸗ 
fluß ſein; denn ſie ſpielt ſich zumeiſt außerhalb 
der Verhandlung ab, bildet keinen Teil der eigent⸗ 
lichen zwiſchen den Parteien gepflogenen Verhand⸗ 
lung. Würde dagegen die Verhandlung hinſicht⸗ 
lich der näheren Umſtände der Weigerung, deren 
Grund, Veranlaſſung ꝛc. Stichhaltiges ergeben, 
etwa, daß der Dritte durch eine Partei beſtochen 
war, fo würde dieſes ſelbſtverſtändlich nach $ 286 
ZPO. Verwertung finden können. 


b) Weigerung im Falle der Anordnung 
des Augenſcheins nach § 144 ZPO: 


In dieſem Falle findet, da dem Richter als 
ſolchem keinerlei Zwangsbefugnis verliehen iſt, nur 
freie Beweiswürdigung nach § 286 ZPO. ſtatt. 
Bezüglich der Folgen der Weigerung des Dritten 
gilt das unter 7 Bemerkte. 


C. Schranken der Duldungspflicht. 


Die Duldungspflicht ſteht wie jede andere 
Leiſtung unter dem Zeichen von Treu und Glauben 
im Sinne des $ 242 BGB. Dabei macht es 
keinen Unterſchied, ob fie aus ſpeziellem Rechts⸗ 
titel (B Ic a 1) oder auf Grund des von uns 
aufgeſtellten allgemeinen Rechtsprinzips (B Ic a e) 
begehrt, ob ſie der Partei oder dem Dritten 
auferlegt wird. Die Folge iſt, daß gegebenenfalls 
ein billiger Ausgleich zwiſchen den Intereſſen des⸗ 
jenigen, der den Augenſchein beanſprucht und des⸗ 
jenigen, der ihn zu erdulden hat, ſtattfinden muß. 
Beſtimmte Regeln laſſen ſich im voraus nicht auf⸗ 
ſtellen. Die Handlungsweiſe des verſtändigen, ge⸗ 
recht und billig denkenden Mannes muß auch hier 
den Maßſtab bilden. Vgl. auch Siebenhaar a. a. O. 
S. 375. Ein ſolcher Mann wird ſich beiſpielsweiſe 
nicht darauf verſteifen, daß, weil er die Unter⸗ 
ſuchung ſeiner Subſtanz nur zu „dulden“ hat, 
nun ſeinerſeits gar keine Aktivität zu entfalten ſei. 
Er wird ſich alſo nicht weigern, ſich zu entkleiden, 
eine Körperſtellung einzunehmen, welche die Unter⸗ 
ſuchung ermöglicht, den Mund zur Beſichtigung 
zu öffnen, kurz: Entgegenkommen zu zeigen (Weis⸗ 
mann a. a. O. S. 145; Heldmann a. a. O. S. 437). 
Anderſeits wird man ihm in dieſer Beziehung 
nicht zuviel zumuten dürfen. Das OberappGer. 
Kaſſel hat ſeinerzeit (Urt. vom 26. April 1845 
in Seuff A. 14, 107) den Antrag eines Fabrik⸗ 
beſitzers, einen von ihm wegen ungenügender Lei⸗ 
ſtungen entlaſſenen Werkmeiſter, der ihn auf Fort⸗ 
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zahlung des Gehalts verklagt hatte, durch Sach⸗ 
verſtändige auf ſeine Kenntniſſe und Fähigkeiten 


unterſuchen zu laſſen, abgelehnt, weil der Kläger 


nicht verpflichtet ſei, zur Beweisführung des Be⸗ 
klagten mitzuwirken, ohne dieſe Mitwirkung aber 
von einer Prüfung feiner Kenntniſſe und Faͤhig⸗ 
keiten nicht die Rede ſein könne. Gegen dieſen 
Standpunkt wird nichts einzuwenden ſein; denn 
es iſt ſtets im Auge zu behalten, daß es ſich um 
eine Duldungspflicht handelt, daß alſo ein Mit⸗ 
wirken des Unterſuchungspflichtigen immer nur 
inſoweit in Anſpruch genommen werden darf, als 
es gewiſſermaßen, wie das Auskleiden bei ärzt⸗ 
licher Unterſuchung, das naturgemäße Zubehör der 
Duldung darſtellt. Eingriffe in die Subſtanz des 
Menſchen find — abgeſehen von den unter BI 
cac erwähnten, auf beſonderem Rechtstitel (88 254, 
242 BGB.) beruhenden Fällen, in denen es ſich 
um die Pflicht der Abwendung oder Minderung 
des Schadens durch den Beſchädigten im Wege 
ärztlicher Behandlung, Unterſuchung, allenfalls 
auch einer Operation handelt — unzuläſſig, da 
ſolche über bloßen Augenſchein hinausgehen 
(Oberapp®er. Jena v. 15. Jan. 1858 Seuff A. 
12, 213; Emminghaus in ſächſ. ZfRechtspfl. u. 
Verw. N. F. XVII, 193 f.; Gaupp⸗Stein a. a. O. I 
S. 853; Peterſen⸗Anger a. a. O. I S. 728; Planck 
a. a. O.; RG. 4. Mai 1907; Sörgel, Rechtſpr. 
S. 658; RG. 16. Febr. 1897 JW. S. 1664). 
Daß die Unterſuchung der menſchlichen Subſtanz 
mit tunlichſter Achtung des Schamgefühls, dann 
unter möglichſter Rückſichtnahme auf das Intereſſe, 
das der zu Beſichtigende an der Geheimhaltung 
gewiſſer Dinge hat, überhaupt unter Schonung 
der Individualität und der Individualitätsberech⸗ 
tigung, bei Frauensperſonen nicht durch den Richter 
ſelbſt ſondern durch Aerzte oder Hebammen ohne 
Zuziehung der Parteien vorzunehmen iſt, ergibt 
ebenfalls der Grundſatz des $ 242 BGB. Vgl. 
auch Kohler, Prozeßrechtl. Forſchungen ©. 82. 


D. Beſichtigung unter Zuziehung von 
Sachverſtändigen und durch Sad: 
verſtändige. 


Nach § 372 BPO. kann das Prozeßgericht 
anordnen, daß bei der Einnahme des Augenſcheins 
Sachverſtändige zuzuziehen ſeien; es kann die Be⸗ 
ſichtigung den Sachverſtändigen auch übertragen 
und ſich auf Entgegennahme des Befundberichts 
ſamt Gutachten beſchränken. Das Gericht laßt 
ſich hierbei nur von ſeinem Ermeſſen leiten. Doch 
liegt letzterenfalls ausſchließlich Sachverſtändigen⸗ 
beweis vor. Dagegen ändert die bloße Zuziehung 
Sachverſtändiger an dem Charakter der Beſich⸗ 
tigung als eines gerichtlichen Augenſcheins nichts. 
Es iſt auch nicht ausgeſchloſſen, daß das Gericht 
Zeugen, welche eines Anhaltspunktes für ihre Aus⸗ 
ſage bedürfen, zu dieſem Zwecke die Beſichtigung 
eines Menſchen aufgibt. Selbſtverſtändlich handelt 
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es ſich auch in dieſem Falle um reinen Zeugen⸗ 
beweis (Weveld a. a. O. S. 2; Seuffert, Komm. z. 
bayer. Gerichtsordnung v. 1758 (2) III S. 307; 
Friedrichs a. a. O. S. 393; Struckmann⸗ ⸗Koch 
a. a. O. S. 464; RG. 22. Juni 1899 JW. 5337). 
Für die von Sachverſtändigen in Vertretung des 
Richters vorgenommenen Beſichtigungen gilt der 
Satz, daß die Sachverſtändigen weitere Befugniſſe, 
als ſie dem Richter zuſtehen würden, im Falle 
er den Augenſchein ſelbſt einnähme, nicht bean⸗ 
ſpruchen können (RGSt. 11. Juni 1896 Bd. 14 
S. 189 ff., 18. Sept. 1902 im „Recht“ S. 514). 
Die Pflicht zur Duldung einer ärztlichen Be⸗ 
ſichtigung geht daher über die Grenzen der Ver⸗ 
pflichtung, den richterlichen Augenſchein zu dulden, 
nicht hinaus. 


E. Beſichtigung durch den beauftragten 
und erſuchten Richter. 

Das Prozeßgericht kann mit der Beſichtigung 
der menſchlichen Subſtanz auch einen Richter be⸗ 
auftragen oder einen Richter um ſolche erſuchen. 
Es iſt ihm anheimgegeben, in ſolchen Fällen dem 
erſuchten oder beauftragten Richter auch die Er⸗ 
nennung der zuzuziehenden Sachverſtändigen zu 
überlaſſen ($ 372 ZPO.). Dem Prozeßgericht 
wird das Ergebnis des Augenſcheines in Geſtalt 
eines Protokolls vorgelegt. Hier handelt es ſich 
um Urkundenbeweis; denn das Prozeßgericht 
urteilt nicht auf Grund eigener Wahrnehmung, 
ſondern auf Grund eines in Form einer öffentlichen 
Urkunde vorgelegten Berichtes über das Ergebnis 
der Wahrnehmungen eines andern. Schon im 
Begriffe des Augenſcheins als unmittelbarer Er⸗ 
kenntnisquelle liegt die Notwendigkeit unmittel⸗ 
barer Einnahme durch das erkennende Gericht. 
Im Falle der Vornahme der Beſichtigung durch 
den beauftragten oder erſuchten Richter liegt nur 
eine mittelbare Wahrheitsfeſtſtellung vor (Friedrichs 
a. a. O. S. 393; von Canſtein a. a. O. S. 327 
Weismann a. a. O. S. 157; Endemann, D. d. 
Zivilproz. II S. 198 f.). 


F. Beſichtigung im Entmündigungs⸗ 
verfahren. 

Man ſtreitet darüber, ob das Entmündigungs⸗ 
verfahren in das Gebiet der ſtreitigen Gerichts⸗ 
barkeit oder in jenes der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
keit gehört. Daß es ſeinem Weſen nach kein 
Zivilprozeß iſt, kann im Ernſte nicht in Abrede 
geſtellt werden; „denn es bezweckt nicht den Schutz 
des verletzten oder gefährdeten Privatrechts, ſondern 
die Feſtſtellung des Vorhandenſeins oder Nicht⸗ 
vorhandenſeins der Vorausſetzungen, welche das 
bürgerliche Recht für die durch die ſtaatliche An⸗ 
ordnung eintretende Entziehung oder Beſchränkung⸗ 
der Geſchäftsſähigkeit eines Rechtsſubjektes aufſtellt“ 
— ſo mit Recht Seuffert ZPO. II S. 224, der 
auch treffend betont, daß dies nicht bloß von dem 
Verfahren vor dem Amtsgerichte, ſondern auch 
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von dem Verfahren vor dem Landgerichte gelte; 
denn der Umſtand, daß dieſes Verfahren ſich in 
der Form des Zivilprozeſſes abſpiele, ändere nichts 
an deſſen Weſen. Das Verfahren wäre alſo be⸗ 
griſflich der Kategorie der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit zu unterſtellen. Immerhin aber iſt mit 
der Tatſache zu rechnen, daß das Entmündigungs⸗ 
verfahren in der ZPO. und nach deren Vor⸗ 
ſchriften geregelt iſt, foweit ſie ſich zur Anwendung 
oder zur entſprechenden Anwendung eignen. Vgl. 
auch Seuffert ZPO. a. a. O.; Peterſen⸗Anger 
a. a. O. II S. 209 f. Es hat ſich folglich eine 
vom Gericht angeordnete Beſichtigung, Unterſuchung 
des zu Entmündigenden in der Form des gericht⸗ 
lichen Augenſcheins zu vollziehen. Hierüber beſteht 
auch Einverſtändnis (Gaupp⸗Stein a. a. O. II 
S. 226). Man ſtreitet nur darüber, ob dem 
Gerichte die Befugnis zwangsweiſer Beſichtigung 
eingeräumt fei. Beling a. a. O. S. 500 leugnet die 
Zwangsbefugnis, da § 597 (653) BPO. dem 
Gerichte wohl das Recht zur Beſichtigung ver⸗ 
liehen habe, dagegen nichts bezüglich der Duldungs⸗ 
pflicht enthalte. Das Offizialprinzip ſchließe aber 
dieſe Pflicht keineswegs eo ipso ein; für ſie müſſe 
ein beſonderer Rechtstitel vorliegen. Dies iſt richtig; 
allein dieſer Rechtstitel liegt tatſächlich vor. Er 
iſt in den 88 653, 654, 656 ZPO. enthalten. 
Daß die in $ 656 vorgeſehene Unterbringung des 
zu Entmündigenden in einer Heilanſtalt auch gegen 
deſſen Willen erzwungen werden kann, iſt allge⸗ 
mein anerkannt. Daß in der Heilanſtalt die 
Beobachtung, Unterſuchung des Patienten allenfalls 
auch gegen deſſen Willen erfolgt, iſt ſelbſtverſtänd⸗ 
lich; denn dies iſt ja der Zweck der Einſchaffung 
und überdies iſt die Zwangsbefugnis ſchon damit 
gegeben, daß der Internierte der Hausordnung 
der Anſtalt und damit den Anordnungen des 
Anſtaltsleiters unterworfen iſt. Aber auch außer⸗ 
halb; der Anſtalt hat fih der zu Entmündigende 
der angeordneten Unterſuchung zu unterziehen; 
denn er kann zum Zwecke der perſönlichen 
Vernehmung vorgeführt werden ($ 654 ZPO.). 
Dieſe Vernehmung gilt auch zugleich als Augen⸗ 
ſcheinseinnahme (Planck a. a. O. II S. 106). Es 
ergibt ferner eine Vergleichung des § 622 mit 
jenem des $ 653 ZPO., daß dem Entmündigungs⸗ 
richter weitergehende Befugniſſe als dem Eherichter 
eingeräumt ſind. Hier kann der Richter, dort muß er 
von Amts wegen das zur Entſcheidung nötige 
Material ſammeln. Die verſchiedene Faſſung iſt 
ſicher von Bedeutung. Das öffentliche Intereſſe 
gebietet die Fürſorge für Geiſteskranke gewiß in 
anderem, geſteigertem Grade als die Aufrecht⸗ 
erhaltung geſtörter Ehen. Eheirrungen bringen, 
auch wenn ſie ſchließlich zur Scheidung führen, für 
die Regel die öffentliche Ordnung und Sicherheit 
nicht in Gefahr; dafür ſind ſie zu alltäglich; wohl 
aber iſt dies von Geiſteskranken zu befürchten. 
Hier fordert das Intereſſe des Staates energiſches 
Durchgreifen, wenn möglich ohne, wenn nicht, dann 
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mit Gewalt. Uebrigens wäre es eine Anomalie, 
den Geiſteskranken einerſeits zwangsweiſe der An⸗ 
ſtaltsbehandlung zu unterwerfen, anderſeits die Er⸗ 
zwingung der viel weniger in das Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrecht des Menſchen eingreifenden Unterſuchung 
außerhalb der Anſtalt nicht zu geſtatten. Soweit 
allerdings wie Friedrichs a. a. O. S. 402 ff., der 
auch jeden Dritten im öffentlichen Intereſſe zwangs⸗ 
weiſe unterſuchen läßt, darf man nicht gehen. 
Dies folgt ſo wenig aus § 653 wie aus einer 
ſonſtigen Geſetzesbeſtimmung. Dagegen mit Recht 
Levis a. a. O. S. 264 f. und die gemeine Meinung, 
die auch im übrigen auf unſerem Standpunkte ſteht. 


G. Zuſ ammenſaſſung. 

Im Strafverfahren muß der Menſch ſeine 
Subſtanz beſichtigen, unterſuchen laſſen; weigert 
er ſich, wird er durch phyſiſche Gewalt dazu ge- 
zwungen. Vgl. unſere Abhandl. Nr. 9 ff. 1906 
dieſer Beitir. 

Im Zivilprozeß liegt ihm die Duldungs⸗ 
pflicht nur ob, wenn ſie auf ſpeziellem Rechtstitel 
beruht, außerdem, wenn ſie in Schuldverhältniſſen 
das unerläßliche Mittel zur Feſtſtellung des 
Leiſtungsinhaltes bildet. Direkt mit Gewalt wird 
die Duldung in keinem Falle erzwungen; den 
Pflichtigen treffen lediglich Beweisnachteile ($ 286). 
Zur Vollſtreckung eines die Duldungspflicht aus⸗ 
ſprechenden Urteils ift nur pſychologiſcher Zwang 
(S8 888, 890 ZPO.) gegeben. 

Befriedigen dieſe Ergebniſſe? Wir denken wohl. 
Im Straſverſahren gebietet die Staatsgewalt dem 
Richter, kraft Amtspflicht unabhängig von An⸗ 
trägen den Tatbeſtand daraufhin zu erforſchen, ob 
der Strafanſpruch des Staates begründet iſt oder 
nicht. Zu dieſem Zwecke hat ſie ihm u. a. auch 
den Augenſchein an der menſchlichen Subſtanz als 
Mittel gegeben mit der Befugnis, ihn veranlaßten⸗ 
falls kurzweg zu erzwingen. Dies iſt ſchon eine 
Forderung der Logik; denn auf der einen Seite 
dem Richter die Erforſchung des Tatbeſtandes zur 
Amtspflicht machen und ihm anderſeits Zwangs⸗ 
mittel verſagen, wäre ein Widerſpruch. 

Im Zivilprozeß handelt es ſich nicht um die 
Verwirklichung eines Staatsanſpruchs, ſondern um 
die Durchſetzung eines Privatrechts. Gewiß: es 
erfordert das öffentliche Intereſſe, daß auch das 
ſubjektive Recht zur Anerkennung und nötigenfalls 
zwangsweiſe zur Verwirklichung gelange. Deshalb 
hat der Staat auch hierfür die nötigen Mittel 
u. a. in Geſtalt von Prozeßpflichten zur Verſügung 
geſtellt, darunter ſolche, denen er, wie z. B. der 
Zeugnispflicht, Zwangscharakter verlieh, deren Ver: 
letzung er gleich jener einer ſtrafprozeſſualen Pflicht 
als eine Zuwiderhandlung gegen eine dem Staate 
gegenüber beſtehende Pflicht anſieht. Aber die 
Staatsgewalt blieb deſſen eingedenk, daß es immer⸗ 
hin nur ein privatrechtlicher Anſpruch ſei, deſſen 
Befriedigung vom öffentlichen Intereſſe doch nicht 
in jenem Grade gefordert ſei, wie die Straftat 
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desjenigen, der den allgemeinen Rechtsfrieden ge⸗ 
brochen, Sühne erheiſche. Deshalb nahm ſie da⸗ 
von Abſtand, das einſchneidendſte, für den Zivil⸗ 
prozeß nicht in jenem Maße wie für das Straf⸗ 
verfahren unentbehrliche prozeſſuale Hilfsmittel, 
den Augenſchein an der menſchlichen Subſtanz, 
mit Zwangscharakter auszuſtatten, deſſen Ver⸗ 
letzung wie jene der Zeugnispflicht als die Ver⸗ 
letzung einer gegenüber dem Staate beſtehenden 
Pflicht zu behandeln. Sie begnügte ſich vielmehr 
damit, der Partei das Recht auf dieſes Hilfsmittel 
zu geben, deſſen Benützung als Parteirecht, deſſen 
Duldung als Parteipflicht zu ſtatuieren. Die 
Staatsgewalt glaubte noch ein Uebriges tun zu 
ſollen, indem ſie die Vollſtreckung des die Dul⸗ 
dungspflicht ausſprechenden Urteils im Wege in⸗ 
direkten Zwangs zuluß. Im übrigen aber ver: 
wies ſie die berechtigte Partei auf die dem Richter 
eingeräumte Befugnis, die Weigerung des Pflich⸗ 
tigen zu deſſen Nachteil in Betracht zu ziehen. 
Steht der Partei kein ſpezieller Rechtstitel auf 
Inanſpruchnahme des Augenſcheins an der Subſtanz 
des Gegners zur Seite und weiß ſie ſich nun trotz 
des beſten Rechts nicht Rats, dann bringt das 
große Geſetz von Treu und Glauben, dieſes alle 
Schuldverhältniſſe beherrſchende, unſchätzbare, die 
Härten des geſetzten Rechts im Sinne des ſozialen 
Ideals ausgleichende und deshalb unentbehrliche 
Hilfsmittel, ſichere und ausreichende Hilfe. 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Beglaubigung ſtandesamtlicher Regiſterauszüge. 
Die Frage der Zuſtändigkeit für die Beglaubigung 
der im Deutſchen Reiche bzw. in Bayern von den 
Standesbeamten ausgefertigten Urkunden, der ſtandes⸗ 
amtlichen Regiſterauszüge und pfarramtlichen Zeug⸗ 
niſſe, die für den gewöhnlichen Gebrauch in Oeſter⸗ 
reich beſtimmt ſind, begegnet in der Praxis häufig 
Zweifeln. Maßgebend für die Beantwortung dieſer 
Frage iſt in erſter Linie der Vertrag zwiſchen dem 
Deutſchen Reiche und der öſterreichiſch⸗ungariſchen 
Monarchie wegen Beglaubigung der von öffentlichen 
Behörden uſw. ausgeſtellten Urkunden vom 25. Februar 
1880 (RGBl. S. 1881 S. 4 ff.). 

Art. 2 Abſ. II dieſes Vertrages beſtimmt: 

„Die Beglaubigung iſt als erfolgt anzuſehen, 
wenn ſie die Unterſchrift und das Amtsſiegel eines 
Gerichtes des Staates trägt, in welchem der Aus⸗ 
ſteller ſeinen amtlichen Wohnſitz hat“. 

Der genannte Vertrag beſtimmt nicht, welches 
Gericht zu beglaubigen hat, er erklärt lediglich die 
Beiſetzung der Unterſchrift und des Amtsſiegels eines 
Gerichtes als notwendig. 

In Bayern iſt nun für Beglaubigungen dieſer Art 
das Amtsgericht zuſtändig, in deſſen Bezirk der Standes⸗ 
beamte, der den Auszug erteilt hat, ſeinen amtlichen 
Wohnſitz hat. 

Dies folgt aus dem genannten Staatsvertrage im 
Zuſammenhalt mit $ 69 JGG., wonach für die nach 
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dem RG. vom 6. Februar 1875 (RGBl. S. 23) dem 
Gericht erſter Inſtanz obliegenden Verrichtungen die 
Amtsgerichte zuſtändig find, und Art. 15 AG. z. GVG., 
wonach die Amtsgerichte zuſtändig ſind für die An⸗ 
gelegenheiten, welche zur Zuſtändigkeit der Stadt⸗ und 
Landgerichte gehört haben, d. i. allgemein für die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, ſoweit 
nicht beſondere Ausnahmen gemacht ſind. 

Solche Ausnahmen ſind getroffen in Art. 31 
AG. z. GVG. für die gerichtliche Beglaubigung amt⸗ 
licher Unterſchriften zum Zwecke der Legaliſation im 
diplomatiſchen Wege (Bek. vom 18. Dezember 1891, 


IMBI. S. 240) und in Art. 15 Abſ. 2 a. a. O. für 


die öffentliche Beglaubigung einer Unterſchrift oder 
eines Handzeichens einer Privaturkunde, nicht aber 
für die Beglaubigung ſtandesamtlicher Urkunden im 
nicht⸗diplomatiſchen Wege, alſo für Urkunden, die 
nur für den gewöhnlichen Gebrauch in Oeſterreich 
beſtimmt ſind. 

Außer den genannten geſetzlichen Beſtimmungen 
ſpricht für die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte auch 
ſchon der Sinn und der Zweck der Einrichtung, weil 
einerſeits die Amtsgerichte den in Betracht kommenden 
Perſonen in örtlicher Beziehung am nächſten ſind, 
die Unterſchrift der einzelnen Standesbeamten kennen 
oder doch aus den in ihrem Gewahrſam befindlichen 
Nebenregiſtern ſich durch Schriftenvergleichung von 
der Richtigkeit der Unterſchrift oder von der Voll⸗ 
ſtändigkeit der zu beglaubigenden Urkunden überzeugen 
können, andererſeits aber nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen die Zuſtändigkeit der unteren Inſtanz als ge⸗ 
geben anzunehmen iſt, ſoferne nicht eine höhere Inſtanz, 
wie z. B. in Art. 31 AG. z. GVG., ausdrücklich für 
zuſtändig erklärt iſt. 

Val. auch Wagner, Handbuch des amtsgericht⸗ 
lichen Verfahrens S. 7, wo es heißt: „Dieſes — näm⸗ 
lich die Beglaubigung ſtandesamtlicher Regiſteraus⸗ 
züge — wird der einzige Fall ſein, in welchem ein 
Amtsgericht nach der angedeuteten Richtung eine 
Tätigkeit ausüben kann.“ In Gegenſatz hierzu iſt die 
Legaliſation im diplomatiſchen Wege (Art. 31 AG. z. 
GVG.) geſtellt. 

Der Annahme endlich, daß, wie für die gericht⸗ 
liche Beglaubigung amtlicher Unterſchriften zum 
Zwecke der Legaliſation im diplomatiſchen Wege ſo 
auch für die Beglaubigung ſtandesamtlicher, für den 
gewöhnlichen Gebrauch beſtimmter Urkunden der Land⸗ 
gerichtspräſident zuſtändig iſt, ſteht ſchon der Wort⸗ 
laut des mehrerwähnten Vertrages entgegen, der 
Unterſchrift und Amtsſiegel eines Gerichtes er- 
fordert; der Präſident als ſolcher ſtellt aber nicht 
das „Gericht“ vor. 

Amtsgerichtsſekretär Frhr. v. Hor ix in Paſſau. 


Zur Auslegung des § 1357 BGB. Ein reicher 
Bildhauer hatte ein vermögensloſes Fräulein ge⸗ 
beiratet. Das junge Paar zog im Beginne des 
Jahres 1908 nach München und wohnte vom 1. Januar 
bis zum 1. April 1908 in einem Hotel erſten Ranges. 
Während dieſer Zeit beſtellte ſich die junge Frau in 
einem der vornehmſten Ateliers ein Ballkleid. Die 
Firma erkundigte ſich nach den Vermögensverhält⸗ 
niſſen des Ehemannes und lieferte nach einer günſtigen 
Auskunft das Kleid anſtandslos ab. Im April be⸗ 
zogen die Ehegatten eine Villa und wohnten dort bis 
zum 1. Juli zuſammen. Während dieſer Zeit erhielt 
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die junge Frau von der Firma auf ihre Beſtel⸗ 
lung eine Sommertoilette geliefert. Anfangs Juli 
fuhr der Ehegatte, angeblich ſtudienhalber, nach Paris. 
In dieſer Zeit beſtellte und erhielt die junge Frau 
einen Abendmantel. Mitte Auguſt 1908 ſchrieb der 
Gatte von Paris aus, daß er einer talentvollen 
Schülerin nachgereiſt ſei und nicht mehr daran denke, 
zu ſeiner Ehefrau zurückzukehren. Im September 
beſtellte ſeine Gattin noch ein Herbſtkleid. Die In⸗ 
haberin des Ateliers ſchickte im Oktober Rechnung 
und beauftragte, als Zahlung nicht erfolgte, ihren 
Anwalt, den Ehemann zu verklagen. 

Die Entſcheidung der Frage, ob der Mann für 
die ſämtlichen Kleiderlieferungen an ſeine Frau auf⸗ 
zukommen habe, hänat von der Auslegung des 8 1357 
BGB. ab. Eine der Klägerin bekannte Ueberſchreitung 
der Schlüſſelgewalt kommt nach der bei Beginn der 
Geſchäftsverbindung über die Vermögensverhältniſſe 
des Ehemannes eingeholten Auskunft nicht in Betracht. 

Zunächſt iſt ſtreng zu unterſcheiden zwiſchen dem 
Verhältnis der Gatten und dem Verhältnis zu Dritten. 

1. In Anſchluß an die Motive IV 118 geht die 
herrſchende Meinung bei Unterſuchung der Frage von 
§ 1356 BGB. aus und erblickt die Grundlage für 
die geſetzliche Vollmacht der Frau, ihren Mann „inner⸗ 
halb des häuslichen Wirkungskreiſes“ zu verpflichten, 
in der Berechtigung und Verpflichtung, das gemein⸗ 
ſame Hausweſen zu leiten (Planck Note 2 zu 8 1357; 
Staudinger Note 2b zu 81357; Dernburg, Bürgerliches 
Recht IV 107; RG. 30. September 1907, Bay ZfR. 
IV, 17; OLG. Hamburg 1. April 1901, Seuff A. 55, 
309; Landgericht Altona 1. April 1903, DIB. 1903, 
456). | 

Die herrſchende Meinung läßt ſich in dem Satz 
zuſammenfaſſen: Grundlage der Schlüſſelgewalt der 
Frau iſt das Beſtehen eines häuslichen Wirkungs⸗ 
kreiſes bei gemeinſchaftlichem Hausweſen. Legt man 
dieſen Maßſtab an den eingangs angeführten Tat⸗ 
beſtand, ſo ergibt ſich folgendes: 

1. Inſolange die Ehegatten im Hotel wohnen, iſt 
ein gemeinſchaftliches Hausweſen ſicherlich nicht 
vorhanden, ſomit auch kein häuslicher Wirkungskreis. 
Die Ehefrau müßte alſo für das Ballkleid aus eigenen 
Mitteln Zahlung leiſten. 

2. Unſtreitig beſtand ein gemeinſchaftlicher Haus⸗ 
halt, als die Ehegatten die Villa bewohnten. Schuldner 
für das Sommerkleid iſt ſomit der Ehemann geworden. 

3. Anfangs Juli entfernte ſich der Ehemann an⸗ 
geblich nur zu vorübergehendem Aufenthalt in 
Paris. Die Ehefrau erfuhr erſt Mitte Auguſt, daß 
dieſe Trennung dauernd ſei. 

Die herrſchende Anſchauung unterſcheidet, ob die 
Trennung dauernd iſt oder nicht. Im Falle dauernder 
Trennung ſoll die Schlüſſelgewalt erlöſchen, im Falle 
vorübergehender Trennung ſoll die Schlüſſelgewalt 
beſtehen bleiben. (Z. B. wenn die berufliche Tätigkeit 
einen Ehegatten der häuslichen Gemeinſchaft entzieht; 
OLG. München 28. Januar 1905, Seuff Bl. 70/181). 
Den Fällen dauernder Trennung wird der Fall gleich⸗ 
geſtellt, daß die Ehefrau auf Grund einer einſtweiligen 
Verfügung im Eheſcheidungsprozeß getrennt lebt. 
(Landgerichtsrat Karl Meyer, JW. 1905, 194). 

Dieſe Unterſcheidung wird jedoch dem hier vor⸗ 
liegenden Falle nicht gerecht. Die Trennung iſt eine 
dauernde. Der Ehemann erklärt Mitte Auguſt, daß 
er von Anfang an entſchloſſen geweſen ſei, nicht mehr 
zurückzukehren. Dennoch ſträubt ſich das Rechtsgefühl 
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dagegen, der Ehefrau Laften aufzubürden, die der 
Mann, wenn er feinen Pflichten aus der Eingehung 
der Ehe nachkommen würde, zu tragen hätte. Dieſes 
ſcheint auch RG. 30. September 1907 a. a. O. anzu⸗ 
deuten, wenn dort ausgeführt iſt: „Die Verbindung 
mit dem Hausweſen des Mannes wird aber nicht 
nur tatſächlich, ſondern in dieſer Beziehung auch 
rechtlich gelöſt, ſobald die Ehefrau aus eigener Ent⸗ 
ſchließung ſich auf die Dauer vom Mann trennt,“ 
für den umgekehrten Fall, wenn der Mann die Frau 
verläßt, verſagt die herrſchende Anſchauung eben voll⸗ 
kommen. Die objektive Vorausſetzung, Wegfall der 
häuslichen Gemeinſchaft, ift in beiden Fällen genau 
in gleicher Weiſe gegeben, die Einführung eines ſub⸗ 
jektiven Moments in dem Sinn, daß die Schlüſſel⸗ 
gewalt nur dann wegfallen ſoll, wenn die Ehefrau 
die dauernde Trennung zu vertreten hat, findet im 
Geſetz keine Stütze. Die herrſchende Meinung muß 
in beiden Fällen gleich zum Nachteil der Frau ent⸗ 
ſcheiden. Daß auch der Fall unter Ziff. 1 ein durch⸗ 
aus unbefriedigendes Ergebnis zeitigt, ergibt ſich von 
ſelbſt. Der Fall wird übrigens wichtig, wenn man 
das Zunehmen des amerikaniſchen Boardingſyſtems 
bei gleichzeitiger Erwerbstätigkeit der Ehegatten be⸗ 
rückſichtigt. 

Dieſe Sachlage gibt zu dem Bedenken Anlaß, ob 
der Ausgangspunkt ein richtiger iſt. Den zutreffenden 
Geſichtspunkt hat meines Erachtens das Landgericht 
Elberfeld in einem Urteil vom 29. April 1904 DSB. 
X, 1072 klargelegt: Grundlage der Schlüſſelgewalt 
iſt nicht die häusliche Gemeinſchaft, ſondern die Tat⸗ 
ſache des Beſtehens der Ehe. 

Dieſer Geſichtspunkt würde in den eben behandelten 
Fällen jeweils zur Verpflichtung des Ehemannes 
führen, ein Ergebnis, das mit den Bedürfniſſen des 
praktiſchen Lebens in gleicher Weiſe wie mit dem 
Rechtsbewußtſein in Einklang ſteht. Syſtematiſch 
läßt ſich dieſe Anſchauung damit begründen, daß man 
§ 1357 nicht 8 1356 unterordnet, ſondern gleichſtellt. 
Als Wirkung der Ehe dürfte für die Frau ſich dann 
ergeben: Führung des Familiennamens des Mannes 
($ 1355), Tätigkeit im Hausweſen (8 1356), Vertretungs⸗ 
befugnis des Ehemannes ($ 1357) ulm. Der Satzteil 
„innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreiſes“ würde 
alsdann nicht die Bedeutung einer Rechtsbedingung 
für die Vertretungsmacht enthalten, ſondern lediglich 
eine Angabe des Umfangs dieſer Vollmacht. Die 
herrſchende Meinung vom Wirkungskreis der Frau iſt, 
wie unſer Fall Ziff. 1 beweiſt, wohl zu eng. Sie 
denkt allein an die ſinnige Hausfrau, wie ſie uns 
Schiller in der Glocke ſchildert, nicht aber an die Fälle, 
daß Ehegatten, ſei es aus Bequemlichkeit oder weil 
ſie beide im Erwerbsleben ſtehen, kein gemeinſchaft⸗ 
liches Hausweſen führen. Die angezogene Stelle 
iſt meines Erachtens dahin zu verſtehen, daß die 
Ehefrau den Mann inſoweit vertritt, als ſich dieſes 
aus dem Weſen der Ehe ergibt, die in der Regel 
ein gemeinſchaftliches Hausweſen mit ſich bringt. 

Man kann auch nicht einwenden, daß ſich bei 
dieſer Auslegung Mißſtände für den Mann ergeben. 
Hat er es doch gerade nach Maßgabe der Vorſchriften 
des $ 1357 BGB. in der Hand, fih gegen Mißbrauch 
der Schlüſſelgewalt zu ſchützen. 

Ueber die Unzuträglichkeiten, welche die allgemeine 
Auslegung mit ſich bringt, kommt man auch nicht 
dadurch hinweg, daß in einer Reihe von Fällen eben 
dieſe Mißſtände nicht hervortreten. Es ſind dieſes 
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alle die Fälle, in denen die Ehefrau ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend auf die Geltendmachung ihrer Schlüſſel⸗ 
gewalt verzichtet. Hierher wird der Fall der „ſepa⸗ 


rierten Frau“, welche infolge ihres Willens mit oder 


ohne Grund vom Manne getrennt lebt (Dern⸗ 
burg IV 107) zu rechnen ſein, ferner der Fall, daß 
die Ehegatten die Trennung vereinbaren, endlich der 
Fall, daß die Ehefrau im Eheſcheidungsprozeß durch 
einſtweilige Verfügung das Recht des Getrenntlebens 
erhält. In allen dieſen Fällen legt die Ehefrau durch 
ihr Verhalten an den Tag, daß ſie die aus der Ehe⸗ 
ſchließung folgenden Pflichten und Rechte zu beſchränken 
ae daß ſie insbeſondere auch ihre Schlüſſelgewalt 
aufgibt 

II. Grundverſchieden von der eben behandelten 
Frage iſt die Unterfuchung, inwieweit eine Beſchränkung 
der Schlüſſelgewalt dem gutgläubigen Dritten gegen⸗ 
über wirkt. 

Hier ſind die Meinungen geteilt. 

Staudinger ſteht auf dem Standpunkt, daß der 
Dritte ſich entgegenhalten laſſen müſſe, daß die 
Schlüſſelgewalt nicht beſtehe, weil für die Frau kein 
häuslicher Wirkungskreis vorhanden ſei. (So auch 
Dernburg a. a. O., auch Landgericht Altona 1. April 
1903; DIL. 1903/456). Andere vertreten die An- 
ſchauung, daß die Frau die Schlüſſelgewalt durch 
Wegfall des häuslichen Wirkungskreiſes verliere, daß 
ſich der Ehemann gegenüber dem gutgläubigen Dritten 
hierauf nicht ſchlechthin berufen könne. (So OLG. 
Hamburg 1. April 1901; 2, 368. LG. Düſſeldorf 
21. Dezember 1903; DIB. 1905/272). Nach dem 
klaren Wortlaut der Geſetzesſtelle ſelbſt: „Dritten 
gegenüber iſt die Beſchränkung oder die Ausſchließung 
nur nach Maßgabe des $ 1435 wirkſam“, ſcheint es 
meines Erachtens nicht angezeigt, dem gutgläubigen 
Dritten jeweils, wenn er auf Beſtellung einer Ehe⸗ 
frau liefert, ſchwierige Unterſuchungen über die Be⸗ 
ziehungen der Ehegatten zu überbürden, Unterſuchungen, 
die in einer Großſtadt meiſt undurchführbar ſind. 
Dieſe Unterſuchungen können unter Umſtänden über⸗ 
haupt nicht zum Ziele führen, ſo, wenn die Frau ſelbſt 
nicht weiß, ob die Trennung eine dauernde iſt. (Vgl. 
die Beſtellung des Abendmantels in unſerem Beiſpiel). 

Das Geſetz hat hier wie an anderen Stellen den 
gutgläubigen Dritten ſchützen und gleichzeitig die Ehe⸗ 
frau vor läſtigen Nachforſchungen bewahren wollen. 
„Auf die durch das Geſetz der Frau erteilte Ermächti⸗ 
gung zur Vertretung des Mannes muß ſich jeder 
verlaſſen können, der mit der Frau in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft in rechtsgeſchäftlichen Verkehr tritt“. (Planck 
Anm. 6 zu $ 1357). Die Konſequenz aus dieſem Satz 
zieht allerdings Planck ſelbſt nicht. 

Bei der von uns vertretenen Anſchauung tauchen 
auch hier Schwierigkeiten nicht auf. 

III. Es ergibt ſich von unſerem Standpunkt 
aus folgendes: 

Die Schlüſſelgewalt der Frau dauert ſo lange 
als die Ehe. Der Ehemann kann die Schlüſſelgewalt 
feiner Frau lediglich nach Maßgabe des § 1357 BGB. 
beſchränken. Gutgläubigen Dritten gegenüber iſt die 
un nur wirkſam nach Maßgabe des § 1435 
BGB. Die Frau kann auf Geltendmachung ihrer 
Schlüſſelgewalt verzichten. Es wird das im allgemeinen 
anzunehmen ſein, wenn ſie ſich vom Manne trennt, 
namentlich auch im Falle des 8 627 ZPO. 

Rechtsanwalt Dr. Baumann in München. 
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Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Grund buchſachen. 


Gegen einen Beſchluß des Beſchwerdegerichts, der 
eine Eintragung anordnet, ift die weitere Beſchwerde 
Eine ns auch wenn die Eintragung ſchon vollzogen iſt. 

ine nochmalige Beſchwerde beim Landgericht, die nicht 
anf neue Tatſachen geſtützt wird, ift unzuläſſig. Durch 
einen notariellen Kaufvertrag erwarb der Beſchwerde⸗ 
führer im September 1903 ein pfälziſches Grundſtück 
von den Eheleuten W. für 36 „ von denen 
35 000 M vereinbarungsgemäß geſtundet und im 
Hypothekenregiſter eingetragen wurden. Im ſpäteren 
Grundbuchanlegungsverfahren bewilligte der Be⸗ 
ſchwerdeführer als Eigentümer nur für einen Kauf⸗ 
preisreſt von 20 000 M Eintragung einer Sicherungs⸗ 
hypothek, die dann auch Bene Den Antrag der 
Erben des Ehemannes W., auch für den Reſt von 
15 000 M eine Sicherungs hypothek einzutragen, lehnte 
das GBA. ab. Auf Beſchwerde der Erben wies jedoch 
das LG. das GBA. an, von dem Bedenken Abſtand 
zu nehmen. Daraufhin erfolgte die Eintragung der 
verlangten weiteren Sicherungshypothek von 15 000 M. 
Gegen die Eintragung erhob der Eigentümer S. nun⸗ 
mehr ſeinerſeits Beſchwerde bei dem LG. Letzteres 
wies ſie zurück, weil eine Eintragung im Beſchwerde⸗ 
wege nicht angefochten werden könne. Gegen dieſen 
Beſchluß richtet ſich die jetzt vorliegende weitere Be⸗ 
ſchwerde des Genannten. Das Oberſte Landesgericht 
wollte ſie gleichfalls zurückweiſen, ſah ſich jedoch hieran 
gehindert durch zwei ie ee Beſchlüſſe E 
Preußiſchen Kammergerichts (Nfpr. OLG. Bd. 
S. 375 und Bd. 12 S. 145, RIA. Bd. 6 S. 247. 
Das NG. billigte die Anſchauung des Oberſten Landes⸗ 
gerichts. Es wies die Beſchwerde zurück. 


Gründe: Den Ausführungen, mit denen das 
Oberſte Landesgericht die weitere Beſchwerde e 
lb war zunächſt darin beizutreten, daß der in 8 79 

2 EBD. vorgeſehene Konfliktsfall vorliegt. In 
A beiden erwähnten Beſchlüſſen vertritt das Kammer⸗ 
gericht die Auffaſſung, daß gegen die im Beſchwerde⸗ 
wege getroffene Anordnung einer Eintragung, ſobald 
letztere bewirkt ſei, weitere Beſchwerde nicht ſtattfinde, 
vielmehr den Beteiligten vom Geſetz nur der Weg 
gegeben ſei, die Löſchung der Eintragung oder die 
Eintragung eines Widerſpruchs beim Grundbuchamt 
anzuregen und gegen die ablehnende Entſcheidung 
abermals Beſchwerde oder weitere Beſchwerde einzu⸗ 
legen. Im Gegenſatz hierzu erachtet das Oberſte 
Landesgericht eine weitere Beſchwerde in dem ange⸗ 
gebenen Falle nicht bloß für zuläſſig, ſondern für den 
geſetzlich allein vorgezeichneten Weg, um Abhilfe gegen 
die zu unrecht erlaſſene Eintragungsanordnung des 
Beſchwerdegerichts zu erlangen. Bei dieſer Sachlage 
verſchlägt es nichts, daß der Weg, den das Kammer- 
gericht als den ausſchließlich zuläſſigen anſieht (erneute 
Angehung des Grundbuchamts oder Beſchwerdegerichts) 
und der in den von ihm entſchiedenen Fällen nicht 
eingeſchlagen worden war, hier durch den Beſchwerde⸗ 
führer tatſächlich betreten worden iſt. Denn das 
Kammergericht würde von ſeinem Standpunkt aus 
auf die jetzt erhobene weitere Beſchwerde ſachlich ein⸗ 
gehen müſſen. Das Oberſte Landesgericht dagegen 
will die weitere Beſchwerde ohne Sachprüfung deshalb 
zurückweiſen, weil der Beſchwerdeführer zum Gegen- 
pe and feiner Anfechtung in der Inſtanz der weiteren 

. den erſten landgerichtlichen Beſchluß hätte 
machen müſſen, wogegen eine erneute Angehung des 
n im Beſchwerdewege ausgeſchloſſen geweſen 
und daher die Verwerfung dieſer neuen Beſchwerde 
wegen Unzuläſſigkeit, die den Beſchwerdegegenſtand 
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für die jetzt zu erledigende weitere Beſchwerde bilde, 
vom LG. mit Recht ausgeſprochen worden ſei. 

Auch in der Sache ſelbſt konnte der Rechtsauf⸗ 
faſſung des Oberſten Landesgerichtes die Billigung 
nicht verſagt werden. Nach § 80 gadi 3 GBO. finden 
auf die weitere Beſchwerde, ſoweit nicht für fie in den 
beiden vorhergehenden Abſätzen abweichende Be- 
ſtimmungen getroffen ſind, die Vorſchriften über die 
Beſchwerde entſprechende Anwendung. Nach dieſer 
allgemeinen Faſſung muß auch 8 71 Abſ. 2 GB., 
deſſen Inhalt zweifellos durch die Sonderbeſtimmungen 
des § 80 Abſ. 1, 2 nicht berührt wird, für das weitere 
Bef werdeverfahren dahin Geltung haben, daß mit 
der weiteren Beſchwerde gegenüber einer vom Be⸗ 
ſchwerdegericht angeordneten und ausgeführten Ein⸗ 
tragung Beſeitigung der letzteren.dann verlangt werden 
kann, wenn ſie ſich nach ihrem Inhalt als unzuläſſig 
erweiſt, in allen übrigen Fällen Eintragung eines 
Widerſpruchs. Nicht ganz ſo zweifelsfrei iſt die Ent⸗ 
ſcheidung der anderen Frage, ob den Beteiligten zur 
Erreichung dieſes Zieles nur das Rechtsmittel der 
weiteren Beſchwerde gegeben iſt oder ihnen auch der 
Weg erneuter Angehung der Vorinſtanzen offen ge⸗ 
laſſen werden muß. Auszuſcheiden iſt dabei von vorne⸗ 
herein der gegenwärtig nicht vorliegende Fall, daß 
gegenüber einer auf Anweiſung des Beſchwerdegerichts 
vorgenommenen Eintragung das Verlangen der Löſchung 
oder des Widerſpruchsvermerks auf eine in der Zwiſchen⸗ 
zeit eingetretene Veränderung der Sachlage oder auf 
ſonſt neu vorgebrachte Tatſachen geſtützt wird. Viel⸗ 
mehr handelt es ſich nur darum, ob bei völlig un⸗ 
veränderten Verhältniſſen das Beſchwerdegericht ſeine 
früher erlaſſene Entſcheidung beliebig aufheben oder 
abändern darf und demzufolge verpflichtet iſt, eine 
erneut eingelegte Beſchwerde, ſo oft auch die Einlegung 
wiederholt wird, jedesmal durch Sachentſcheidung zu 
erledigen. Das war mit dem Oberſten Landesgericht 
zu verneinen. Allerdings ſind die Entſcheidungen in 
Grundbuchſachen keiner . fähig. Aber der 
hieraus zu ziehenden Folgerung, daß ſie ſonach jeder⸗ 
zeit zurückgenommen werden können, tritt zie Vorſchrift 
des § 80 Abi. 2 GBO. entgegen, indem fie der Gin- 
legung der weiteren Beſchwerde die Wirkung beimißt, 
daß damit die Befugnis der unteren Inſtanzen, ihre 
Entſcheidung abzuändern, aufhört. Ihr liegt der Ge⸗ 
danke zugrunde, es ſolle im Intereſſe der Herſtellung 
einer einheitlichen Rechtſprechung in Grundbuchſachen 
der oberſten Inſtanz eine hierzu dargebotene Ge⸗ 
legenheit nicht durch die unteren Inſtanzen entzogen 
werden dürfen. Dieſer Zweck würde in einer den 
Abſichten des Geſetzgebers zuwiderlaufenden Weiſe 
vereitelt werden, wenn dem Beſchwerdegericht geſtattet 
würde, dasjenige, was ihm für den Fall der Einlegung 
der weiteren Beſchwerde unterſagt iſt, auf Grund er⸗ 
neuter Einlegung einer erſten Beſchwerde zu tun. 
(Beſchl. des V BS. vom 28. Januar 1909, V B . 
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B. Zivilſachen. 


5 I. 

u 8 892 BGB. Der gute Glaube des Er 
werbers einer Kaufpreis hypothek wir d 
nicht ſchlechthin dadurch ausgeſchloſſen, 
daß eine Löſchungsvormerkung zur Sicherung 
beſtimmter Einwendungen des Schuldners 
eingetragen iſt. Der Erwerber, der nur 
im allgemeinen Kenntnis davon hat, daß 
Einwendungengegen die Hypothek beſtehen, 
iſt nicht verpflichtet, weitere Erkundigungen 
einzuziehen. Die Klägerin hat dinglich und per⸗ 
ſönlich den Teilbetrag zu 3000 M der ihr von M. 
H. übertragenen, auf dem Grundſtück des Beklagten 
eingetragenen Reſtkaufpreishypothek eingeklagt. Der 
Beklagte machte böſen Glauben der Klägerin hinſichtlich 
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ſeiner der Forderung entgegenſtehenden Gewähr⸗ 
leiſtungsanſprüche geltend und verwies insbeſondere 
auf die ſchon vor der notariell beglaubigten Zeſſion 
vom 9. Oktober 1905, nämlich ſchon am 26. Juli 1905, 
im Grundbuch für ihn eingetragene Löſchungsvor⸗ 
merkung gegen 3000 M. Der erſte Richter hat der 
dinglichen Klage ſtattgegeben, das OLG. hat fie ab- 
gewieſen. Die Reviſion hatte Erfolg. 


Aus den Gründen: Begründet ſind die Re⸗ 
vifionsangriffe gegen die Gründe des OLG., womit 
es den guten Glauben der Klägerin verneint. Die 
am 26. Juli 1905 im Grundbuch eingetragene Löſchungs⸗ 
vormerkung gegen den Teilbetrag von 3000 M gründete 
ſich rechtlich auf 88 883, 885 BGB. und tatſächlich 
laut der Begründung der ſie bewilligenden einſtweiligen 
Verfügung auf die Baumängel des Grundſtücks, die 
dem 5 4 des Kaufvertrages zwiſchen dem Beklagten 
und H. vom 8. Juli 1904 zuwiderliefen. Insbeſondere 
war dabei von Hausſchwamm, auf dem allein das 
ſchließlich ergangene Wandelungsurteil beruhen ſoll, 
nicht die Rede. Jene Vormerkung ſicherte daher nur 
den angegebenen beſtimmten und zwar als Minderungs⸗ 
anſpruch damals geltend gemachten Einwand des 
Beklagten gemäß § 883 BGB. und zerſtörte an fiğ 
nur in dieſer Richtung nach SS 1137, 1138, 892 BGB. 
den guten Glauben der Klägerin. Vgl. auch das 
Urteil des erkennenden Senats V 475/05 vom 21. Februar 
1906, worin Kenntnis des Hypothekenerwerbers von 
beſtimmten Einwendungen zu ſeinem böſen Glauben 
erfordert und ſeine Pflicht, ſich bei nur allgemeinen 
Beanſtandungen der Hypothek näher zu erkundigen, 
verneint wird. Rechtsirrtümlich iſt daher der Ausſpruch 
des OLG., daß die Klägerin auch, wenn ihr nur im 
allgemeinen die Beanſtandung der Hypothek bekannt 
geweſen ſei, mit Gewährleiſtungsanſprüchen jeder Art 
rechnen und ſich darnach erkundigen mußte. 


Bei der zu erneuernden Verhandlung wird zu 
prüfen ſein, ob, als die Klägerin die Hypothek erwarb, 
dieſer in Wirklichkeit berechtigte Einwendungen des 
Beklagten entgegengeſtanden haben, welcher Art ſie 
geweſen ſind, zu welchem Geldbetrage ſie anzuſchlagen 
waren und ob und inwieweit in dieſen Richtungen 
die Klägerin Kenntnis hatte. Werden ſich hierbei 
berechtigte damalige Einwendungen des Beklagten 
und Kenntnis der Klägerin davon herausſtellen, ſo 
wird es allerdings unerheblich ſein, ob dieſe Ein⸗ 
wendungen nachträglich ſämtlich oder nur teilweiſe 
weiterverfolgt worden ſind und ob dies nicht auf dem 
urſprünglich beabſichtigten Wege der Minderungs⸗ 
ſondern auf dem der Wandelungsklage geſchehen iſt. 
(Urt. des V. BS. vom 23. Dez. 1908, V 101/08). 
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II. 


Umfang der Schadenserſatzanſprüche nach der Auf: 
hebung eines Vertrags wegen argliſtiger Tänſchung. 
Aufrechnung gegenüber dem Anſpruch anf Zurückzahlung 
eines Vorſchuſſes. (SS 249, 393, 826 BGB.). Die 
Parteien ſchloſſen einen Vertrag, durch den der Be⸗ 
klagte der Klägerin das Ausführungsrecht und den 
Vertrieb der patentierten Ankerdecken und ſämt⸗ 
licher anderer Eiſenbetonkonſtruktionen übertrug, die er 
zum Patent angemeldet habe oder die ſchon patentiert 
ſeien. Der Beklagte ſollte „für die in Auftrag ge⸗ 
gebenen Ankerdecken eine Lizenzgebühr von 1 M pro qm 
erhalten“, während „die Höhe der Lizenzgebühr für 
andere Eiſenbetonkonſtruktionen von Fall zu Fall“ zu 
vereinbaren war. Am 1. Auguſt 1902 zahlte die 
Klägerin einen Vorſchuß von 4000 M, der von den 
erſten Ausführungen abgerechnet werden ſollte. Die 
Klägerin hat dann den Vertrag wegen argliſtiger 
Täuſchung angefochten. Sie verlangt von dem Be- 
klagten u. a. Rückzahlung des Vorſchuſſes von 4000 M. 
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Das LG. hat den Beklagten hierzu verurteilt. Die 
Berufung wurde zurückgewieſen. Das RG. hob das 
Urteil des OLG. auf und verwies die Sache zurück. 


Aus den Gründen: Aus der Nichtigkeit des 
Vertrags ergibt ſich die Verpflichtung des Beklagten 
zur Zurückzahlung des Vorſchuſſes. Der Beklagte hat 
aber einen Gegenanſpruch in Höhe der klägeriſchen 
Forderung aufgerechnet. Er hat angeführt, daß er 
Konſtruktionen für die Decken entworfen, Berechnungen 
aufgeſtellt habe uſw. Es handelt ſich alſo um Leiſtungen, 
durch die der Klägerin Vermögenswerte zugefloſſen 
fein folen. Das Os G. ift auf diefe Anſprüche des 
Beklagten nicht eingegangen, indem es annahm, daß 
die Forderung der Klägerin aus einer vom Beklagten 
vorſätzlich begangenen unerlaubten Handlung ent⸗ 
ſpringe, gegen diefe Forderung aber gemäß § 393 BGB. 
eine Aufrechnung nicht zuläſſig ſei. Demgegenüber 
ſucht die Reviſion darzulegen, die Vorausſetzungen für 
die Anwendung des 8 393 feien nicht gegeben. Denn 
dieſe Vorſchrift beziehe ſich auf den Fall, daß durch 
die unerlaubte Handlung erſt ein Band zwiſchen zwei 
Perſonen geknüpft werde, jedenfalls nicht auf ſolche 
Fälle, in denen das vertragliche Verhältnis durch 
eine Anfechtung zerſtört werde. Dieſe Darlegung iſt 
unzutreffend. Iſt auch das durch den Vertrag ge⸗ 
ſchloſſene Band durch die 5 nachträglich ver⸗ 
nichtet worden und nunmehr der Vertrag als von 
Anfang an nichtig anzuſehen, ſo war doch ſchon von 
vornherein durch die den Anfechtungsgrund bildende 
argliſtige Täuſchung ein beſonderes Verpflichtungs⸗ 
band geſchaffen worden. Dieſe Täuſchung war eine 
gegen die guten Sitten verſtoßende Handlung, durch 
die der Beklagte der Klägerin vorſätzlich Schaden zu⸗ 
fügte. Das betrügeriſche Vorgehen des Beklagten 
bot der Klägerin die Handhabe, den Vertrag durch 
Anfechtung zu zerſtören. Zugleich aber hatte es kraft 
der Vorſchrift des § 826 BGB. den Beklagten ver- 
bindlich gemacht, der Klägerin den Schaden zu er- 
ſetzen. Dieſe Wirkung iſt durch die Durchführung der 
Anfechtung nicht beeinträchtigt worden. Es liegt 
daher gerade einer der Fälle vor, auf welche die 
Reviſion die Vorſchrift des § 393 beziehen will. 


Allein auch dieſe Auffaſſung führt zu einem der 
Reviſion günſtigen Ergebniſſe, weil der Beklagte über⸗ 
haupt des Rechtsbehelfs der Aufrechnung zur Geltend⸗ 
machung ſeiner Rechte nicht bedarf. Auf Grund des 
8 826 BGB. kann die Klägerin von dem Beklagten 
in Anwendung des 8 249 BGB. nichts anderes ver: 
langen, als daß der Zuſtand hergeſtellt wird, der be⸗ 
ſtehen würde, wenn der zum Schadenserſatze ver⸗ 
pflichtende Umſtand nicht eingetreten wäre, d. i. wenn 
die argliſtige Täuſchung nicht erfolgt wäre. In dieſem 
Falle wäre der Vertrag nicht geſchloſſen und ſomit 
der Vorſchuß nicht gezahlt worden. Aber anderer⸗ 
ſeits wären auch die Leiſtungen des Beklagten nicht 
gemacht worden, auf welche die Summe von 4000 M 
im voraus entrichtet worden iſt. In den Kreis der 
Schadensfeſtſetzung fällt nicht nur die Weggabe der 
4000 M, ſondern auch die Hinnahme jener Leiſtungen. 
Ein Schaden kann nicht einſeitig allein nach der Höhe 
der aus dem Vermögen des Beſchädigten in das des 
Schädigers übergegangenen Vermögensteile, ſondern 
nur unter Ausgleichung aller beiderſeitigen aus der⸗ 
ſelben Wurzel entſprungenen Vermögens⸗Ab⸗ und rOue 
gänge feftgefegt werden. (NEL. Bd. 54 S. 140). 
Dieſer Zuſammenhang von Vorteil und Nachteil 
würde nicht nur für die unmittelbar zu den Anker⸗ 
decken gehörenden Leiſtungen, ſondern auch für die 
„von Fall zu Fall vereinbarten“ Leiſtungen des Be⸗ 
klagten anzunehmen ſein, ſofern der Vorſchuß auch 
auf dieſe Leiſtungen gezahlt worden iſt. Dagegen 
würden in den Schadenszuſammenhang nicht Leiſtungen 
des Beklagten gehören, die er etwa der Klägerin 
außerhalb des ganzen Vertrags auf Grund getrennter, 
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beſonderer Vereinbarung und ohne Beziehung auf den ſchaften zugebilligt wird. Dieſe im Verkehr vertretene 


Vorſchuß gemacht hat; inſoweit müßte gegenüber dem 

auf 8 826 BGB. geſtützten Anſpruche die Vorſchrift 

des § 393 BGB. durchgreifen. (Urt. des I. ZS. vom 

30. Dezember 1908, I 421/07). 
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III. 


Der Bankier haftet nicht ohne weiteres bei 
Empfehlung eines Induſtriepapiers, das Kursſchwan⸗ 
kungen ausgeſetzt ift, iusbeſondere dann nicht, wenn für 
den Käufer dadurch ein Schaden eingetreten ift, daß er 
das Papier voreilig verkaufte. Der Kläger kaufte im 
Juni 1903 Aktien mit einem Aufwand von 21736 M. 
Schon im September verkaufte er, nachdem ein Kurs⸗ 
ſturz eingetreten war, 16 Stücke und ſpäter den Reſt. 
Er löfte für erſtere 13530 M, für letztere 3772 M und 
beanſprucht von der Beklagten Erſatz des Schadens, 
weil die Vertreter der Beklagten ihm die Aktien fahr⸗ 
läſſigerweiſe zum Ankauf empfohlen hätten. Klage und 
Berufung wurden zurückgewieſen. Die Reviſion blieb 
erfolglos. | 


Gründe: Der Kläger kann keinen Schadens⸗ 
erſatz beanſpruchen, weil er durch den Ankauf keinen 
Schaden erlitten hat. Er hat erhalten, was er be⸗ 
gehrte — ein Induſtriepapier — das wie die meiſten 
Papiere dieſer Art je nach der Entwickelung des Ge⸗ 
ſchäfts und der Dividendenverteilung Kursſchwankungen 
unterlag, das aber keineswegs als ein ſog. „faules 
Papier“ bezeichnet werden konnte und das, als wegen 
Ausfalls der Dividende ein Kursſturz eintrat, doch 
ſchon die Keime der bald nachher wieder eingetretenen 
Kursſteigerung in ſich trug. Der Kläger kann daher 
auch nicht geltend machen, daß ihm die Vertreter 
der Beklagten, als er ſie wegen Anſchaffung von 
Induſtriepapieren um Rat fragte, durch Empfehlung 
der Aktien einen Schaden zugefügt haben. Der Schaden, 
den er erlitten hat, hat ſeinen Grund in dem vor⸗ 
eiligen Verkauf der Aktien, die inzwiſchen einen den 
Ank aufspreis erheblich überſteigenden Kurs erzielt und 
behauptet haben. Der Kläger hat, als er die Aktien 
verkaufte, falſch ſpekuliert und kann die Folgen ſeiner 
unrichtigen Kalkulation nicht auf andere abwälzen. 
(Urt. des I. 35. vom 13. Januar 1909, I 90/08). 
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C. Strafſachen. 


I. 


Feſtſtellung des Begriffes „Kognak“? Aus den 
Gründen: Mögen auch einzelne der angefochtenen 
Feſtſtellungen ſich auf Tatſachen beziehen, zu deren 
Nachweis auf Erfahrungen allgemeiner Art und auf 
die Beobachtung der Anſchauungen und Gebräuche des 
allgemeinen Handelsverkehrs zurückgegriffen werden 
muß, ſo ſind die getroffenen Entſcheidungen nichts⸗ 
deſtoweniger tatſächlicher Art und deshalb unanfechtbar. 
Das gilt insbeſondere von der Entſcheidung der Frage, 
welchen Anforderungen in bezug auf Urſprung, Be⸗ 
ſchaffenheit und Zuſammenſetzung ein Branntwein ge⸗ 
nügen muß, der als „Kognak“ im Handelsverkehr 
vertrieben werden ſoll. Der Begriff iſt zurzeit geſetzlich 
nicht ſeſtgelegt; auch der gemeine Sprachgebrauch gibt 
darüber keine Auskunft; denn die Benennung eines 
künſtlichen Erzeugniſſes nach dem Namen einer Stadt 
iſt ungeeignet, über ſein Weſen eine beſtimmte, all⸗ 
gemein verſtändliche Aufklärung zu geben. Dagegen 
kann durch Herkommen und nach Uebungen und An⸗ 
ſchauungen, die ſich im Verkehr gebildet haben, eine 
Hes Regel entſtanden fein, nach der die Bezeichnung 
„Kognak“ nur einer Ware von ganz beſtimmten Eigen⸗ 


1909, I 674/08). 


Auffaſſung hat der Tat richter zu ermitteln und feine 
Entſcheidung bewegt ſich inſoweit um ſo mehr auf 
dem Gebiet der Tatſachen, als auch je nach der Ver⸗ 
ſchiedenheit des Orts, der Umſtände und der beteiligten 
Kreiſe die Verkehrsauffaſſung verſchieden geſtaltet ſein 
kann. Daher iſt die auf Gutachten von Sachver⸗ 
ſtändigen beruhende Annahme der Strafkammer, wonach 
unter „Kognak“ im Verkehr nur folder Trinkbrannt⸗ 
wein verſtanden wird, deſſen Alkohol ausſchließlich 
aus Wein gebrannt iſt, tatſächlicher Art. Deshalb 
können ihr gegenüber die Ausführungen des Ver- 
teidigers nicht berückſichtigt werden, in denen für jeden 
Branntwein, ſoferne er nur „mit Hilfe von Wein⸗ 
deſtillat“ hergeſtellt iſt, Anſpruch auf die Bezeichnung 
„Kognak“ erhoben wird. (Urt. des I. StS. vom 7. yon. 
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II. 

Ift ſogenannte „Nückverbeſſerung“ zuläſſig? (58 2, 
3 des Wein. vom 24. Mai 1901). Aus den 
Gründen: Mit Recht iſt es in dem Urteil für be⸗ 
langlos erklärt, ob nach Abſicht der Angeklagten der 
in unerlaubter Herſtellungsart gewonnene Wein als 
ſolcher in den Verkehr gelangen oder ob er mit anderem 
Wein verſchnitten werden ſollte; denn wenn auch der 
überſtreckte Wein, der durch Beimiſchung von Südwein 
wieder analyſenfeſt gemacht oder ſonſt durch Ver⸗ 
ſchiebungen in ſeiner Zuſammenſetzung verändert werden 
ſollte, beſtimmt war, in einer anderen Miſchung 
aufzugehen, ſo bleibt die Ueberſtreckung doch eine 
vollendete Verfälſchung und auch ihr Zweck bleibt 
der gleiche. Zutreffend hebt das Urteil hervor, daß 
die hergeſtellte Flüſſigkeit zu Verſchnitten überhaupt 
nicht verwendet werden durfte. Nur der Verſchnitt 
von Wein mit Wein iſt in § 2 Nr. 2 des Weingeſetzes 
zugelaſſen. Daher iſt es zwar zuläſſig, Wein, der in 
erlaubter Weiſe gezuckert iſt, zu Verſchnitten zu 
verwenden, und es beſteht ſo die Möglichkeit, un⸗ 
günſtige Veränderungen in Zuſammenſetzung und Be⸗ 
ſchaffenheit, die als unbeabſichtigte Folgen auch einer 
erlaubten Zuckerung eintreten können, durch Verſchnitte 
mit zum Ausgleich geeigneten Naturweinen zu beſeitigen. 
Dagegen kann überſtreckter Wein nicht verſchnitten, 
deshalb auch nicht rückverbeſſert werden. Verfolgten 
aber die Angeklagten, ſchon als fie das Waſſer mit 
dem beabſichtigten Erfolg der erheblichen Vermehrung 
dem Weine beimiſchten, den Zweck, dieſen als Zwiſchen⸗ 
erzeugnis zu einem hiernach unerlaubten Verſchnitt 
zu verwenden und ſo demnächſt als unausſcheidbaren 
Beſtandteil einer Miſchung zu verkaufen, die als 
„Nierſteiner“ den Anſchein erwecken ſollte, als ſei ſie 
in erlaubter Herſtellungsart gewonnener Wein, 
ſo haben ſie auch die Zubereitung des Zwiſchenerzeug⸗ 
niſſes zum Zwecke der Täuſchung vorgenommen. Der 
überſtreckte Wein war aber verfälſchter Wein und 
fertiges Genußmittel; daß er nicht unmittelbar als 
ſolches verwendet werden ſollte, kann daran nichts 
ändern. (Urt. des I. StS. vom 4. Jan. 1909, I a 
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III. 


Betrug bei Erfüllung eines Vertrags durch Liefe⸗ 
rung vertragswidriger Ware unter Einreichung einer 
Rechnung über angeblich vertragsmäßig gelieferte Ware. 
($ 263 StGB.). Aus den Gründen: Es ift für 
erwieſen erachtet, daß der Angeklagte ſich bewußt war, 
ſich zur Lieferung von Zinkblech Nr. 15 zum Preiſe 
von 5 M für den laufenden Meter verpflichtet zu haben, 
daß er aber das minderwertige Zinkblech Nr. 14 heim⸗ 
lich verwendet und trotzdem in der Rechnung für das 
gelieferte Zinkblech den Betrag von 5 M für den lau⸗ 
fenden Meter berechnet und erhalten hat. Hierin iſt 
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nicht, wie die Reviſion meint, nur eine vertragswid⸗ 
rige Leiſtung, ſondern durch die Einreichung der Rech⸗ 
nung in dem nur der vertragsgemäßen Lieferung ent⸗ 
ſprechenden Betrage ein tätiges Verhalten des An⸗ 
geklagten zu finden, durch das er vorſpiegelte, er habe 
dem Vertrage gemäß das Zinkblech Nr. 15 verwendet. 
Durch dieſe nur mit einem Mikrometer kontrollierbare 
Angabe getäuſcht hat die Spinnerei ihm das Geld 
auszahlen laſſen und die Geſellſchaft iſt dadurch in 
ihrem Vermögen geſchädigt worden. (Urt. I. StS. vom 
30. Nov. 09, I, 799/08). B. 


1513 
Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 
Auch bei der Zwangsverſteigerung eines Grund⸗ 


ſtücks iſt die vom Erſteher zu entrichtende Gebühr des 
Art. 146 Geb. ans dem ungeteilten Verſteigernngs⸗ 


erlöſe zu entrichten, wenn nicht der Wert der als Zu⸗ 
behör mitverſteigerten beweglichen Sachen in der Urkunde 


beſonders ansgewieſen wird (Geb. Art. 188, Art. 10). 
Im Zwangsvollſtreckungsverfahren wurde bei der Ver⸗ 
. das Anweſen Hotel C. mit dem größten Teile 
es „geſetzlichen Ein⸗ und Zubehörs“ der Privatiers⸗ 
gattin W. um das Meiſtgebot von 550 000 M zu⸗ 
geſchlagen. Im Verſteigerungsprotokolle ſind weder 
die unter dem „geſetzlichen Cin- und Zubehör“ bpe- 
griffenen und mitverſteigerten beweglichen Sachen 
näher bezeichnet, noch iſt ihr Wert oder ein Schätzungs⸗ 
wert der unbeweglichen Beſtandteile des Anweſens 
angegeben; abgeſehen oon der Angabe des Betrags 
von 226 700 M, pr den diefe Beſtandteile im ganzen 
gegen Brandſchaden verſichert waren, enthält die Ur⸗ 
kunde überhaupt nichts, woraus auf den Wert der 
verſteigerten Sachen geſchloſſen werden könnte. Der 
Notar ſetzte für das Verſteigerungsprotokoll eine 
Staatsgebühr von 12 100 M (2% aus 550 000 M und 
als Zuſchlag 10% aus 11000 rra eine örtliche Beſitz⸗ 
veränderungsabgabe von 2750 M und eine Notariats⸗ 
gebühr von 427.50 M an. In Anſehung dieſer Anſätze 
bat die Erſteherin die Regierungsfinanzkammer um 
Abhilfe und bemerkte: Der Wert des mit dem An⸗ 
weſen verſteigerten Zubehörs betrage nahezu die Hälfte 
des Wertes des geſamten Anweſens. g fei mit 
dem Zubehöre laut der Urkunde vom 16. Februar 
1906 an die Geſellſchaft um 677 753.31 M verkauft 
worden; davon feiten in der Urkunde 362 753.31 M als 
Wert der Grundſtücke, 315 000 M als Wert der beweg⸗ 
lichen Sachen angegeben; inzwiſchen habe die Geſell⸗ 
ſchaft die beweglichen Sachen eher vermehrt als ver⸗ 
mindert. Bei Zugrundelegung jenes Verhältniſſes 
würden von dem am 13. September 1907 erzielten 
Verſteigerungserlöſe 294396 M auf die Grundftüde, 
255 624 M auf die beweglichen Sachen entfallen. 
Darnach würde ſich die Staatsgebühr für das Ver⸗ 
ſteigerungsprotokoll in Anſehung der Grundſtücke auf 
6476.40 M berechnen, in Anſehung der beweglichen 
Sachen auf 766.90 M und die örtliche Beſitzveränderungs⸗ 
abgabe auf 1471.90 M. Art. 188 Geb. fei auf die 
Zwangsverſteigerungsprotokolle nicht anwendbar. Nach 
dem Geſetze ſei es bei der Zwangsverſteigerung nicht 
möglich, die beweglichen Sachen von den unbeweglichen 
zu ſcheiden. Die Regierungsfinanzkammer ſchlug die 
Bitte ab, weil der Wert der beweglichen Sachen in 
der Verſteigerungsurkunde nicht ausgewieſen ſei. Das 
LG. wies die Beſchwerde zurück. Auch die weitere 
Beſchwerde iſt vom Oberſten Landesgericht zurück⸗ 
gewieſen worden. 


Gründe: Nach Art. 188 Geb. ift für einen 
Vertrag, durch den ſich jemand verpflichtet, das Eigen⸗ 
tum an Grundſtücken oder ein den Grundſtücken gleich⸗ 
ſtehendes Recht und das Eigentum an beweglichen 
Sachen zu übertragen, die im Art. 146 beſtimmte 
Gebühr von dem Geſamtwerte der Grundſtücke oder 
der dieſen gleichſtehenden Rechte und der beweglichen 
Sachen zu entrichten, ſofern der Wert der beweglichen 
Sachen in der Urkunde nicht beſonders angegeben iſt. 
Von dieſer Vorſchrift werden hauptſächlich die Ver⸗ 
träge getroffen, durch die ſich jemand verpflichtet, das 
Eigentum an einem Grundſtück und an deſſen Zubehör 
(BGB. 88 97, 98) zu übertragen. Sie gilt ſelbſt⸗ 
verſtändlich auch für freiwillige Verſteigerungen, deren 
Gegenſtand Grundſtücke und bewegliche Sachen ſind, 
denn bei der Verſteigerung kommt durch den Zuſchlag 
ebenfalls ein Vertrag zuſtande, der die Verpflichtung 
zur Uebertragung des Eigentums zum Gegenſtande 
hat, und die Vorſchrift nimmt den Fall der freiwilligen 
Verſteigerung nicht aus. Sie muß aber auch auf die 
Zwangsverſteigerung entſprechend angewendet werden, 
weil nach Art. 10 Abſ. 1, 2 in dem Verfahren der 
Zwangsverſteigerung von Gegenſtänden des unbeweg⸗ 
lichen Vermögens im Falle des Zuſchlags für das 
Verſteigerungsprotokoll die nämlichen Gebühren zu 
erheben ſind wie für eine Kaufvertragsurkunde. Schon 
weil der Art. 10 Abſ. 1, 2 eine Einſchränkung nicht 
enthält, angeſichts des klaren Wortlauts des Art. 188 
und bei dem Mangel einer weiteren Vorſchrift iſt die 
Anſicht der Beſchwerdeführerin unhaltbar, Art. 188 
ſei auf Zwangsverſteigerungsprotokolle der Notare 
deshalb nicht anwendbar, weil bei der Zwangsver⸗ 
jteigerung die Scheidung der beweglichen Sachen von 

en unbeweglichen nicht möglich ſei; für die Behand⸗ 
lung der Zwangsverſteigerungsprotokolle ſei Art. 155 
maßgebend. Das Geb. begünſtigt in Anſehung der 
Gebührenſätze allerdings grundſaͤtzlich die notariell 
beurkundeten Rechtsgeſchäfte, die bewegliche Sachen zum 
Gegenſtande haben, vor denen, die Grundſtücke oder 
dieſen gleichgeachtete Rechte betreffen. Dieſem Grundſatz 
iſt aber auch im Art. 188 dadurch Rechnung getragen, 
daß dort auf den Weg hingewieſen wird, der zur 
Erhebung der für Verträge über bewegliche Sachen 
vorgeſchriebenen Gebühr auch dann führt, wenn beweg⸗ 
liche Sachen und Grundſtücke miteinander veräußert 
werden. Ob dieſer Weg nicht auch im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren eingeſchlagen werden kann, 
mag dahingeſtellt bleiben; denn ſelbſt wenn die 
Scheidung des auf die beweglichen Sachen treffenden 
Teiles des Meiſtgebots von dem auf die unbeweglichen 
Sachen treffenden wirklich unmöglich ſein ſollte, könnte 
die Anwendung des Art. 188 auf das Zwangsver⸗ 
ſteigerungsprotokoll nicht deshalb als ausgeſchloſſen 
gelten, weil ſie etwa unter Umſtänden als Härte 
empfunden wird. Daß die unbeſchränkte Anwendung 
des urſprünglichen Art. 142, ſpäteren Art. 144 und 
185, jetzigen Art. 188 auf das Zwangsverſteigerungs⸗ 
protokoll von jeher in der Abſicht des Geſetzes liegt, 
geht mit voller Gewißheit aus den Verhandlungen 
des Landtags hervor ee d. K. d. Abg. von 1879 
Beil Bd. 7 Abt. 2 S. 68 ff., 148 f.; Sten B. d. K. d. 
Abg. von 1878/79 S. 723, 727; Vhdl. d. K. d. Abg. 
von 1898/99 Beil Bd. XX Abt. I S. 477, 713, 715 f., 
Abt. II S. 755 f., 783). So undenkbar, wie das 8G. 
und die Beſchwerdeführerin annehmen, ſcheint es 
übrigens keineswegs zu ſein, auch bei der Aufnahme 
des Protokolls über die Zwangsverſteigerung eines 
Grundſtücks und ſeines Zubehörs dem im Art. 188 
beſtimmten Erfordernis in Anſehung der beweglichen 
Sachen zu genügen. In Fällen, in denen, wie es 
bei dem Hotel C. der Fall geweſen ſoll, für den Wert 
des Gegenſtandes der Verſteigerung der Wert des 
Zubehörs von namhafter Bedeutung iſt, kann vielleicht 
anr bei der Feſtſtellung des geringſten Gebotes auf 

ntrag eines Beteiligten auf den Art. 188 Rückſicht 
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genommen und gewiſſermaßen (? der Herausgeber) als 
Verſteigerungsbedingung beſtimmt werden, welcher 
Bruchteil des geringſten Gebotes als Wert der beweg⸗ 
lichen Sachen im Sinne des Art. 188 gelten ſoll; von 
dem Meiſtgebote, ſofern dieſes das geringſte Gebot 
De würde dann der nämliche Bruchteil als 
Wert der beweglichen Sachen angeſehen werden können. 
Würde dieſes Verfahren als unſtatthaft erachtet oder 
kein Gebrauch davon gemacht werden, ſo könnte ſich 
fragen, ob es nicht zuläſſig wäre, daß der Meiſt⸗ 
bietende, bevor ihm der Zuſchlag erteilt wird, dem 
Verſteigerungsbeamten angibt, welchen Teil ſeines 
Meiſtgebots er als Wert der beweglichen Sachen im 
Sinne des Art. 188 angeſehen wiſſen will, und daß 
dieſe Angabe im Verſteigerungsprotokolle beurkundet 
wird. Ob dieſe Angabe als im Sinne des Art. 41 
dem wahren Werte entſprechend zu erachten iſt, ob 
insbeſondere darnach nicht ein zu kleiner Teil des 
Meiſtgebots auf das Grundſtück entfällt, unterläge der 
Prüfung der Finanzbehörde und gegebenenfalls der 
Entſcheidung im Wertermittelungsverfahren. Die 
Heranziehung des Art. 155 Abſ. 1, nach dem auf 
Verſteigerungen von Grundſtücken die Beſtimmungen 
des Art. 146 gleichmäßige Anwendung finden, iſt 
hiernach hinfällig, desgleichen die Folgerung, die die 
Beſchwerdeführerin aus der von der Faſſung des 
urſprünglichen Art. 119 wie des Art. 10 Abſ. 1 ab- 
weichenden Faſſung des Art. 155 Abſ. 1 zieht. Der 
Art. 155 iſt auf die Zwangsverſteigerung von Grund⸗ 
ſtücken überhaupt nicht anwendbar, ſondern gilt nur für 
freiwillige Verſteigerungen. Die in der Kaufvertrags⸗ 
urkunde vom 16. Februar 1906 enthaltene Angabe 
des Schätzungswertes des damaligen Zubehörs des 
am 13. September 1907 verſteigerten Gaſthofs iſt für 
die Bemeſſung der für das Verſteigerungsprotokoll 
geſchuldeten Gebühr belanglos, weil die Angabe des 
Wertes der beweglichen Sachen nach Art. 188 im Ver⸗ 
ſteigerungsprotokolle ſelbſt enthalten ſein muß. Zur 
Einleitung des Wertermittelungs verfahrens nach Art. 41, 
das im Art. 10 Abſ. 2 allerdings zugelaſſen iſt, würde 
die Finanzbehörde nur dann Anlaß gehabt haben, 
wenn ſie das Meiſtgebot, auf das der Zuſchlag erteilt 
worden iſt, als dem wahren Werte der verſteigerten 
Sache nicht entſprechend erachtet hätte. Eine Ent⸗ 
cheidung darüber, welcher Teil des Meiſtgebots als 
Wert der beweglichen Sachen im Sinne des Art. 188 
anzuſehen iſt, würde in einem Verfahren nach den 
Art. 41 ff. nur dann herbeigeführt werden können, 
wenn das Verſteigerungsprotokoll eine Angabe der 
Erſteherin darüber enthielte, zu welchem Werte ſie 
bei der Abgabe des Meiſtgebots die beweglichen Sachen 
angeſchlagen hat, und die Finanzbehörde ſich veran⸗ 
laßt geſehen hätte, dieſe Angabe etwa deshalb zu bean⸗ 
ſtanden, weil darnach ein zu großer Teil des Meiſt⸗ 
gebots auf die beweglichen Sachen entfiele. Das LG. 
hat demnach mit Recht entſchieden, daß der Berechnung 
der für das Verſteigerungsprotokoll vom 13. September 
1907 zu entrichtenden Staatsgebühr nach Art. 146 
Abſ. 1 Ziff. 3 der Verſteigerungserlös von 550 000 M 
zugrunde zu legen ift. (Beſchluß des II. ZS. vom 
23. Nov. 1908, Reg. V Nr. 28/1908). W. 
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Nachſchrift des Herausgebers. Die Ent⸗ 
ſcheidung dürfte im Ergebniſſe richtig ſein. Der Vor⸗ 
alag, durch die Feſtſetung von „Quaſi⸗Verſteigerungs⸗ 

edingungen“ zu helfen, iſt wohl kaum durchführbar. 

Eher kann man ſich Erfolg von dem anderen Vorſchlag 
verſprechen, wonach der Meiſtbietende „zum Zwecke 
der Gebührenbewertung“ eine Erklärung darüber ab⸗ 
geben ſoll, welchen Betrag ſeines Meiſtgebots er für 
die beweglichen Sachen anſetzt. Vielleicht äußern ſich 
die Herren Notare zu der Frage, wie Unbilligkeiten 
vorgebeugt werden kann. | 
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II. 

Statthaftigkeit der Beiordnung eines Rechtsanwalts 
zur Unterzeichnung eines nach $170 StPO. zu ſtellenden 
Antrags auf gerichtliche Entſcheidung (RAO. § 33). 
In der Sache, über die in Nr. 2 auf S. 72 unter II 
berichtet wurde, hat W. nach Zuſtellung des oberſt⸗ 
richterlichen Beſchluſſes vom 23. Dezember 1908 neuer⸗ 
lich weitere Beſchwerde eingelegt, die vom Oberſten 
Landesgericht als unbegründet zurückgewieſen wurde. 

Gründe: Die der Formvorſchrift des § 569 
Abſ. 2 ZPO. n. F. entſprechende Beſchwerde ift zu- 
läſſig, insbeſondere iſt das Beſchwerderecht des Be⸗ 
ſchwerdeführers nicht durch die Einlegung der als un⸗ 
zuläſſig verworfenen Beſchwerde erſchöpft, weil damit 
eine wirkſame Anfechtung des Beſchluſſes des OLG. 
nicht erfolgt iſt. Die Ausführungen in der vom Be⸗ 
ſchwerdeführer ſelbſt geſchriebenen und unterſchriebenen 
Beſchwerdeſchrift, auf die im Protokolle des Gerichts⸗ 
ſchreibers Bezug genommen wird, müſſen aber, weil 
es ihnen an der vorgeſchriebenen Form fehlt, unbe⸗ 
rückſichtigt bleiben.“) Die ſachliche Prüfung ergibt, daß 
die Beſchwerde nicht begründet iſt. In der beſtrittenen 
Frage, ob die Beiordnung eines Rechtsanwalts nach 
8 33 NAD. zur Unterzeichnung eines nach 8 170 


StPO. zu ſtellenden Antrags auf gerichtliche Ent- 


ſcheidung ſtatthaft ift (vgl. Löwe⸗ Hellweg, StPO. 
11. Aufl., Bem. 8, b zu 8 170 und die dort ange- 
führten Schriftſteller und Entſcheidungen), tritt der 
Senat der bejahenden Anſicht bei, die unter der ge⸗ 
botenen Vertretung durch einen Rechtsanwalt alle 
Fälle begreift, in denen ein Beteiligter nach gefetz⸗ 
licher Vorſchrift ſich zur Wahrnehmung ſeiner Rechte 
eines Rechtsanwalts bedienen muß. Die Aufgabe des 
Rechtsanwalts ift im Falle des 8 170 StPO. dieſelbe 
wie bei einer Vertretung im eigentlichen Sinne des 
Wortes. Das Geſetz erfordert ſeine Mitwirkung durch 
Unterzeichnung der Antragsſchrift, um die Stellung 
völlig unbegründeter und ausſichtsloſer Anträge zu 
verhindern. Durch die Unterzeichnung eignet er ſich 
den Inhalt der Schrift an und übernimmt die Ver⸗ 
antwortung für ihren Inhalt ebenſo, wie wenn er 
fie ſelbſt verfaßt hätte, nach 8 5 der GebO. f. RA. 
erhält er deshalb für die Unterzeichnung die im 8 74 
für die Anfertigung der Schrift beſtimmte Gebühr. 
Seine Tätigkeit iſt, wenn ſie auch die des Beteiligten 
nicht gänzlich ausſchließt, die maßgebende und kann 
inſofern als eine Vertretung des von der Wee 
Ausübung des Antragsrechts ausgeſchloſſenen Be⸗ 
teiligten angeſehen werden. Es würde eine offenbare 
Lücke des Geſetzes ſein, wenn der Verletzte dadurch 
rechtlos geſtellt würde, daß er für ſeinen ſachlich be⸗ 
gründeten Antrag einen zur Unterzeichnung bereiten 
Rechtsanwalt nicht findet. (Es wird dann ausgeführt, 
daß die Rechtsverfolgung ausſichtslos VA (Beſchlu 
des I. 8S. vom 15. Januar 1909, Reg. II 2/1909). wW 
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B. Strafſachen. 


Zu $ 198 StGB. (Strafantragsfriſt bei wechſel⸗ 
ſeitigen Beleidigungen). X. hatte den Y. im Sommer 
1907 beleidigt. 9. ſeinerſeits beleidigte den X. am 
21. März 1908. X. erhob am 11. April 1908 Privat⸗ 
klage gegen den Y. wegen Beleidigung. Y. erhob 
wegen der im Vorjahre begangenen Beleidigung 
Widerklage. Die Strafkammer ſtellte das Verfahren 
auf die Widerklage ein. Auf Reviſion hob das oberſte 
Landesgericht das Urteil auf und verwies die Sache zurück. 

Aus den Gründen: Der Angeklagte rügt die 
Verletzung des § 198 StGB. und des $ 428 StPO. 
Die Beſtimmungen über den Strafantrag gehören 
nicht bloß dem Prozeßrecht ſondern auch dem materiellen 
Strafrecht an. Wenn man auch nicht ſo weit gehen 

) Wal. die Entſcheidung des Reichgerichts im Jahrgang 1908 
dieſer Zeitſchrift S. 245. 
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will, daß einer auf die Rüge wegen Verletzung von 
Beſtimmungen über den Strafantrag geſtützten Reviſion 
die Vorſchriften des § 380 StPO. überhaupt nicht im 
Wege ſtehen (Löwe⸗Hellweg 11. Aufl. S. 809, 813), 
ſo iſt doch die Reviſion ſchon deshalb zuläſſig, weil 
ſie auch die Verletzung von Normen über das materielle 
Strafrecht ſelbſt rügt, inſoferne ſie geltend macht, daß 
dem Angeklagten unter unrichtiger Auslegung des 
8 198 SGB. das Recht abgeſprochen wurde, trotz 
des Vorhandenſeins wechſelfeitiger Beleidigungen 
Widerklage zu ſtellen. Danach handelt es ſich um 
die Prüfung der dem materiellen Strafrecht ange⸗ 
hörenden Frage, ob dem Angeklagten nach $ 198 das 
Bedürfnis, ſich Genugtuung wegen der ihm zuge⸗ 
fügten Beleidigung im Wege der Widerklage zu ver⸗ 
lafen, dann verfümmert werden darf, wenn zur Beit 
er Erhebung der Privatklage die Friſt zur Stellung 
des Strafantrags wegen der Gegenbeleidigung ſchon 
abgelaufen iſt. Bei wechſelſeitigen Beleidigungen iſt 
eine Widerklage ſolange zuläſſig, als die ihren Gegen⸗ 
um bildende Beleidigung noch nicht verjährt ift. 
echſelſeitige Beleidigungen im Sinne von $ 198 
StGB. find Beleidigungen zwiſchen zwei Perſonen; 
ſie ſind verſchieden von den Beleidigungen im Sinne 
des 8 199; denn diefe erfordern außerdem einen geit- 
lichen, tatſächlichen und urſächlichen Zuſammenhang, 
jene aber nicht, ſondern nur, daß der eine den andern 
und dieſer jenen beleidigt hat (Entſch. Bd. 2 S. 87), 
und daß die mit der Widerklage verfolgte Beleidigung 
noch nicht verjährt iſt, wenn Privatklage erhoben wird. 
Mit Unrecht ſtützt ſich die Strafkammer auf das 
Urteil des KG. vom 23. November 1901 und die 
dort aufgeführten Belegſtellen (Goltd Arch. Bd. 49 
S. 143), ſowie auf die Entſcheidung des RG. in Bd. 2 
S. 87. Die von dem RG. gebrauchten Worte „noch 
nicht verjährte Beleidigung“ als gleichbedeutend mit 
„noch nicht abgelaufene Antragsfriſt“ zu behandeln, 
verbietet der Sprachgebrauch und der Unterſchied 
zwiſchen Verjährungs⸗ und Ausſchlußfriſten; die Ver⸗ 
folgung ſtrafbarer Handlungen unterliegt der Ber- 


jährung; die Verfolgung von Antragsvergehen wird 


durch den Ablauf der Antragsfriſt ausgeſchloſſen; 
dort handelt es ſich um Verjährungs⸗ hier um Aus⸗ 
ſchlußfriſten. Auch die Begründung des Entwurfs 
führt zu keinem andern Ergebniſſe. Nach Abf. 1 der 
Begründung ſoll eine geſonderte Verhandlung gegen⸗ 
ſeitiger Beleidigungen vermieden werden, wenn ein⸗ 
mal der eine Teil auf Beſtrafung angetragen hat. 
Der Abſ. 2 will verhindern, daß der wegen Beleidigung 
Verklagte das Antragsrecht wegen der ihm zugefügten 
Beleidigung dadurch verliert, daß der Gegner mit der 
Erhebung der Privatklage bis zum Ablauf der dem 
Angeklagten eröffneten Antragsfriſt zuwartet. Darum 
wurde für den Fall wechſelſeitiger Beleidigungen das 
Recht der Widerklage nach dem Entwurfe bis zur Ver⸗ 
handlung über die Privatklage, nach dem Beſchluſſe 
des Geſetzgebungsausſchuſſes und nach der Faſſung 
des 8 198 ſelbſt bis zum Schluſſe der Verhandlung 
in erſter Inſtanz gewährt. Aus den Verhandlungen 
ſelbſt iſt für die Auffaſſung des LG. nichts zu ent⸗ 
nehmen. Ihr widerſpricht auch der Wortlaut und 
der Zweck des Geſetzes, das beſtimmt iſt, dem Genug⸗ 
tuungsbedürfniſſe des Widerbeleidigten Rechnung zu 
tragen. Das Geſetz macht einen Unterſchied, wie er 
von dem angefochtenen Urteil aufgeſtellt wird, bei 
dem Begriff „wechſelſeitige Beleidigungen“ nicht. Wo 
das Geſetz nicht unterſcheidet, ſteht eine ſolche Ent⸗ 
ſcheidung auch dem Richter nicht zu. (Urteil vom 
. November 1908, Rev.⸗Reg. 496 /08).“) ch. 
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...) Anm. des Einſenders. Die Entſcheidung weicht von 
früheren Entſcheidungen des oberſten Gerichtshofs (alte Folge I 374, 
II 172, IV 104, ıX 1) und des Oberlandesgerichts München (I 174) 
ab und folgt Oppenhoff und Olshauſen. 
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Oberlandes gericht München. 


Keine weitere Beſchwerde gegen die Anordnung einer 
Klauſelerteilung (§ 732 ZPO.). Durch den angefoch⸗ 
tenen Beſchluß des LG. iſt unter Aufhebung des ent⸗ 
gegenſtehenden, gemäß 8 576 ZPO. ergangenen Be- 
ſchluſſes des Amtsgerichts der Gerichtsſchreiber ange⸗ 
wieſen worden, gegen Anna B. zum Zuſchlagsbeſchluß 
des dortigen Notariats vom 3. Juli 1908 Vollſtreckungs⸗ 
klauſel auf Räumung zu erteilen, weil das auf dem 
verſteigerten Anweſen eingetragene Wohnungsrecht 
der V. gemäß § 9 Abſ. 2 EG. z. ZUG erloſchen fei. 
Die Beſchwerdeführerin V. beſtreitet dieſes Erlöſchen!) 
und weiterhin, daß hierüber im Wege der Klauſel⸗ 
erteilung überhaupt entſchieden werden könne; ſie be⸗ 
antragt, den landgerichtlichen Beſchluß aufzuheben und 
die amtsgerichtliche Abweiſung wieder herzuſtellen. 
Die weitere Beſchwerde iſt jedoch formell unzuläſſig, 
mag man fie mit dem LG. und Seuffert, Komm. z. ZPO., 
als ſofortige, oder mit Gaupp⸗Stein und RGB. Bd. 31 
S. 410 als einfache Beſchwerde anſehen. Denn die 
Rechtslage iſt nicht anders, als ob der Gerichtsſchreiber 
des Amtsgerichts auf Anordnung des Richters die 
Klauſel von vorneherein erteilt hätte; hiergegen ſteht 
der Schuldnerin nur die Einwendung nach 8 732 
ZPO. und gegen die begonnene Vollſtreckung nach 
ausdrücklicher Vorſchrift des 8 93 ZVG. die Wider- 
ſpruchsklage des 8 771 zu. Hält man die Beſchwerde 
für die einfache Beſchwerde, ſo ſteht der Zuläſſigkeit 
weiter die Vorſchrift des 8 567 ZPO. entgegen; denn 
durch den angefochtenen landgerichtlichen Beſchluß iſt 
nicht ein das Verfahren betreffendes Geſuch des Be⸗ 
ſchwerdeführers zurückgewieſen worden. Demgemäß 
bleibt nur die Verwerfung der weiteren Beſchwerde 
übrig. Damit tritt die einſtweilige Einſtellung des 
Vollzugs durch das LG. kraft Geſetzes von ſelbſt außer 
Wirkſamkeit ($ 572 ZPO.). — (Bell. des I. BS. 
vom 30. Dezember 1908; Beſchw.⸗Reg. Nr. 833/08). N. 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


Anfechtung eines Kaufvertrags über ein Grundſtück 
wegen Irrtums über den Flächeninhalt. In einem 
notariellen Vertrag vom 16. März 1906 verkauften 
die Kläger als Eigentümer der in der St.⸗G. U. 
liegenden Grundſtücke Pl.⸗Nr. 408 a zu 1,012 ha, 
Pl.⸗Nr. 408 b zu 1,687 ha an den Beklagten, a) die 
Pl.⸗Nr. 408 a um 2097 M, b) aus Pl.⸗Nr. 408 b einen 
noch zu vermeſſenden Ausſchnitt um 7 M für 34 qm. 
Bei der Vermeſſung vermaß der Geometer aus eigenem 
Antriebe auch die Pl.⸗Nr. 408 a und fand, daß ſie nicht, 
wie im Kataſter beſchrieben, 1,012 ha, ſondern 1,308 ha 
groß ſei. Der Beklagte verweigerte die von ihm ge⸗ 
forderte Mehrzahlung von 609 M, da er die Pl. 
Nr. 408 a um den feſten Preis von 2097 M gekauft 
habe. In der Klage wurde u. a. geltend gemacht, 
bei den Kaufsunterhandlungen ſei ein Einheitspreis 
von 7 M für die Dezimale vereinbart worden. Der 
Kaufvertrag ſei wegen Irrtums am 27. November 1906 
angefochten worden. Das LG. wies die Klage ab, 
die Berufung wurde verworfen. Im Gegenſatz zum 
SG. verneinte das OLG. die Frage, ob ein Irrtum 
über den Inhalt der Erklärung i. S. des § 119 Abſ. 1 
BGB. vorliege, fo daß es auf die Frage der Recht⸗ 
zeitigkeit der Anfechtung nicht ankomme. 

Aus den Gründen: Die Preisbeſtimmung 
wurde nicht von der Bedingung einer der kataſter⸗ 
mäßigen Beſchreibung entſprechenden Größe des Grund⸗ 
ſtücks abhängig gemacht, die Vertragsteile wollten 
vielmehr nur die kataſtermäßige Beſchreibung als 


1) Und zwar deshalb, weil das Doppelausgebot nach 8 174 
ZVG. mit der ausdrücklichen e e e des 8 9 Abſ. 2 
ES. z. BBG. fid nicht decke (vgl. Art. 27 AG. z. 88G.) Der Einf. 
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Bine maßgebend fein laſſen. Die Windſcheid'ſche 

Lehre von der Vorausſetzung hat keinen Eingang in 
das BGB. gefunden. Die bloße Annahme von Tat⸗ 
ſachen iſt für den Beſtand eines Geſchäfts nur dann 
von Bedeutung, wenn ihnen durch beſondere Vorſchrift 
eine ſolche beigelegt iſt, andernfalls muß der geeinte 
Wille der Kontrahenten das Rechtsverhältnis in irgend 
eine Art der Abhängigkeit von ihnen geſetzt haben, ſei es 
in Geſtalt einer aufſchiebenden oder einer auflöſenden 
Bedingung, ſei es durch Feſtſetzung bloß obligatoriſcher 
Rechtsfolgen. Das iſt hier nicht geſchehen. In dem 
Vertrag iſt der Verkauf der ganzen Pl.⸗Nr. 408 a um 
2097 M und daneben der Verkauf eines Ausſchnitts 
aus Pl.⸗Nr. 408 b unter Vorbehalt der Vermeſſung 
um 7 M für 34 qm vereinbart. Die Unterſcheidung 
und der Mangel eines Vorbehalts bei Pl.⸗Nr. 408 a 
führen zu dem Schluſſe, daß Pl.⸗Nr. 408 a ganz zu 
einem feſten, neigen Preiſe verkauft wurde, 
gleichviel ob ſie in der Wirklichkeit größer oder kleiner 
ſei, als im Kataſter angegeben. Die Preisberechnung 
erfolgte für jedes Grundſtück geſondert. Wäre der 
Ausſchnitt aus Pl.⸗Nr. 408 b bereits vermeſſen geweſen, 
ſo wäre zweifellos auch hier ein feſter Preis genannt 
worden und die Berechnungsart nicht zum Ausdruck 
gekommen. Der zufällige Umſtand, daß die Teilfläche 
der Pl.⸗Nr. 408 b noch nicht vermeſſen war und hier 
deshalb der Preis nach dem Meſſungsergebniſſe be⸗ 
ſtimmt wurde, kann nicht a Al den Preis der Pl.⸗ 
Nr. 408 a einwirken, der ohne Meſſungsvorbehalt und 
ohne Vorbehalt weiterer Anſprüche ſelbſtändig ver⸗ 
einbart wurde. Der Vertrag läßt die Uebergabe als 
bereits erfolgt gelten, 1 5 Vertragsteile waren ſich 
klar, daß die Pl.⸗Nr. 408 a, die ſie kannten, ganz 
verkauft werde; nach ihrer Kenntnis des Grundſtückes 
ſchien ihnen das kataſtermäßige Flächenmaß zu ſtimmen, 
ſie hatten deshalb keinen Anlaß, ein Gewicht auf die 
wirkliche Größe zu legen. Die Uebereinſtimmung der 
kataſtermäßigen Beſchreibung mit der wirklichen Größe 
wurde nicht zur Bedingung, der angebliche Beweg⸗ 
grund, die irrige Vorſtellung der Kläger nicht zum 
Inhalt der Erklärung, nicht zu einem Beſtandteile 
des rechtsgeſchäftlichen Tatbeſtandes gemacht. Die 
Kläger hatten vier Tage vorher das Anweſen Hs.⸗ 
Nr. 7 in U. gekauft. Es unterliegt keinem Zweifel, 
daß ſie das dazu gehörende Grundſtück Pl.⸗Nr. 408 a 
ebenfalls nur nach der kataſtermäßigen Beſchreibung 
gekauft haben. Auch das ſpricht dafür, daß ſie, wie ſie 
es nur auf Grund des Kataſters erworben haben, ſo 
auch wieder mitverkaufen und bei einer anderen Größe 
des Grundſtückes weder ſich noch den Käufer zu 
weiterem verpflichten wollten. Bei dieſer Sachlage 
kann auch nicht geſagt werden, daß der Beklagte, 
wenn er die Kläger bei dem Vertrage feſthält, gegen 
Treu und Glauben oder gegen das a i 
verſtößt. Die Kläger haben keinen Schaden erlitten, 
weil ſie das Grundſtück ſelbſt nach dem Kataſter er⸗ 
worben haben, ihr Vertrauen auf die Richtigkeit des 
Kataſters hat ihnen nur einen Gewinn entgehen laſſen, 
wobei aber fraglich iſt, ob der Beklagte 7 M für die 
Dezimale zugeſtanden hätte, wenn z. Zt. des Vertrags⸗ 
ſchluſſes die wirkliche Größe des . bekannt 
gewefen wäre. (Urt. vom 14. Juli 1908). 
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Dieſe ſehr umfangreiche Bearbeitung zählt bekannt⸗ 
lich zu den beſten Werken über Grundbuchrecht. Sie 
nimmt in allen leitenden Fragen eine ſelbſtändige, 
ſtets gut begründete Stellung ein, behandelt aber auch 
die kleinen Vorkommniſſe der alltäglichen Grundbuch⸗ 
praxis mit einer ungewöhnlichen Gründlichkeit. Wir 
wünſchen dem Buche auch in Bayern weiteſte Ver⸗ 
breitung. 
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Die Ausgabe gibt einen guten Ueberblick über die 
amtlichen Materialien, die zu den einzelnen Artikeln 
gruppiert find, zu denen fie gehören. Bei dem leb- 
haften Intereſſe, das unſer Beamtenſtand dem Geſetz 
entgegenbringt, wird auch dieſes Buch Anklang finden, 
obwohl ſchon ähnliche Ausgaben erſchienen ſind. 


Steyerthal, Dr. Armin. Was iſt Hyſterie? Eine 
noſdlogiſche Betrachtung. (Sammlung Hoche VIII. Bd. 
Heft 5). 80 80 Halle a. S. 1908, Carl Marhold. 
Preis Mk. 1.8 


Nach Aa 0 intereſſanten geſchichtlichen Be⸗ 
merkungen ſucht Verfaſſer den Hyſteriebegriff dahin 
zu analyſieren, es gebe keine ſelbſtändige und unteil⸗ 
bare Krankheit dieſes Namens, ſondern nur einen 
hyſteriſchen Symptomenkomplex, die hyſteriſchen Stig⸗ 
mata (Ermüdungs⸗ und Erſchöpfungszeichen); die 
Hyſterie ſei eine aus den verſchiedenſten pathologiſchen 
Gebieten künſtlich zuſammengeleſene Gruppe von Krank⸗ 
heitstypen, die nur jene Stigmata gemeinſam haben. 
Da die „Hyſterie“ vor dem Forum der Zivil⸗ und 
Strafgerichte eine größere Rolle ſpielt, als man ge⸗ 
wöhnlich annimmt, hat die Schrift auch für Juriſten 
Intereſſe. 


München. Doerr. 


Noeren, Hermann, Geheimrat, Oberlandesgerichtsrat 
in Köln, Die Sittlichkeitsgeſetzgebung der 
Kulturſtaaten. 136 S. (14. Bändchen der Samm⸗ 
lung Köſel). Kempten am München 1907, Jof. Köſel⸗ 
ſche Verlagsh. Mk. 1 

Verfaſſer betont die Reformbedürftigkeit der legis⸗ 
lativen Behandlung der Sittlichkeitsdelikte und gibt 
hierzu neben kurzen geſchichtlichen Bemerkungen — 
ohne jedoch auf eine kritiſch⸗hiſtoriſche Rechts ver⸗ 
gleichung näher einzugehen — eine Ueberſicht der ein⸗ 
ſchlägigen Beſtimmungen in den modernen Straf⸗ 
geſetzgebungen. Er wendet ſich nicht bloß an die 

Juriſten, ſondern an weitere Kreiſe der Bevölkerung 

Deshalb werden nur Fragen, die ein allgemeineres 

Intereſſe beanſpruchen, berührt und erläutert. 


München. Doerr. 
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logiſche Tatbeſtandsforſchung. Halle a. S. 
1907. Verlag von Karl Marhold. 56 S. Mk. 1.60. 
(V. Bd., Heft 7 der Juriſtiſch⸗pſychiatriſchen Grenz⸗ 
fragen). 

Verfaſſer berichtet über Aſſoziationsexperimente, 
die er im Rahmen kriminalpſychologiſcher Uebungen 
an der Wiener Univerſität gemeinſam mit Profeſſor 
Löffler angeſtellt hat, und deren Ergebniſſe und Ver⸗ 
wertung für die pſychologiſche Diagnoſe des Tatbeſtands, 
ſowie über die Anwendung der eee 
im Strafprozeß. 
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Webers Inriſtenkalender 1909. Bearbeitet von Rechts⸗ 
anwalt Dr. Arthur Kallmann. Verlag von Erich 
Weber, Berlin. Mk. 2.50. 


Der Kalender entſpricht nach Inhalt und Mus- 
ſtattung im weſentlichen dem des Vorjahres. 


Dudek, Heinrich, Oberlandesgerichtsrat und Lindemann 
Otto, Landrichter. Das Reichsgeſetz über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit, erläutert unter Mitwirkung von 
Eugen Ebert, Oberlandesgerichtsrat. 2. Auflage; 
Breslau, Verlag von M. u. J. Markus 1908. 

Geb. Mk. 7.20. 
Der Kommentar zeichnet ſich durch die ſcharfe und 
klare Hervorhebung der wichtigen Geſichtspunkte, Ueber⸗ 
ſichtlichkeit und Kürze aus. Dieſe Vorzüge entſchädigen 
dafür, daß er nicht gerade in die Tiefe geht. 
von der Pfordten. 


Kiene, Dr. J. von, Oberlandesgerichtsrat in Stutt⸗ 
gart. Alkohol und Zurechnungsfähigkeit 
im Strafrecht und Zivilrecht. 63 S. Stutt⸗ 
gart 1909, J. Heß. Mk. 1.50. 


Die Frage des Zuſammenhangs von Alkohol und 
rechtlicher Verantwortung im Gebiete des Zivil⸗ und 
Strafrechts bildet — wie Verfaſſer mit Recht betont 
— in der praktiſchen Berufsarbeit der Richter, Staats⸗ 
anwälte, Rechtsanwälte, Aerzte wie der Verwaltungs⸗ 
und Polizeibeamten ein aktuelles und ſchwieriges Ka- 
pitel. Ihnen allen will die Schrift hierin ein Weg⸗ 
weiſer halt Zur raſcheren Orientierung fehlt leider 
ein Inhalts verzeichnis. Nach einer Zuſammenſtellung 
der privatrechtlichen Beſtimmungen, welche für die 
zivilrechtlichen Folgen der in Trunkenheit begangenen 
Handlungen und abgegebenen Willenserklärungen maß⸗ 
geben, beſchäftigt ſich die Schrift in ihren das ſtraf⸗ 
rechtl. Gebiet behandelnden Hauptteilen zunächſt mit 
einer intereſſanten geſchichtlichen und rechtsvergleichen⸗ 
den Darſtellung (S. 11 ff.), ſodann mit der Auslegung 
und Anwendung des § 51 StGB. auf die fog. Rauſch⸗ 
delikte und mit der forenſiſchen Behandlung von 
Trunkenheitsdelikten, die nicht unter dieſen Para⸗ 
graphen fallen (S. 25 ff.). Literatur und Rechtſprechung 
(insbeſondere des Reichsgerichts) ſind hierbei ein⸗ 
gehend berückſichtigt. Auch die Aufgabe des Gerichts, 
Zurechnungsfähigkeit wie Verſchuldung nach Art und 
Grad feſtzuſtellen, und die in der Praxis dabei zu 
beobachtenden Momente werden des Näheren gewür⸗ 
digt (S. 48 ff.). Zum Schluß (S. 54 ff.) werden für die 
Strafrechts⸗ und Strafprozeßreform einige in die 
Materie einſchlagende beachtenswerte Anregungen ge⸗ 


geben und begründet. 


München. Doerr. 


Notizen. 


Die Preisfeſtſtellung beim Markthandel mit Schlacht; 
vieh wird geregelt durch das ſoeben im RGBl. Nr. 9 
S. 269 veröffentlichte Geſez vom 8. Februar 1909. 
Es ſchafft zwei neue ſtrafrechtliche Tatbeſtände: 1. die 
Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften, welche die 
Landeszentralbehörden für Schlachtviehmärkte zum 
Zwecke der Feſtſtellung von Preis und Gewicht der 
Tiere erlaſſen (8 1 Abſ. 1); 2 die Zuwiderhandlung 
gegen die Vorſchriften, welche den Handel mit Vieh 
außerhalb der Märkte einſchränken wollen (S 2). In 
Bayern waren die Verſuche geſcheitert, auf Grund 
von Vorſchriften der GewO. und des PStGB. durch 
Viehmarktordnungen ſolche Einſchänkungen einzu⸗ 


führen, weil die Geſetzgebung hierfür keine Grundlage 
bot (vgl. das Urteil des ObsG. vom 10. November 
1908 in Nr. 1 dieſes Jahrgangs S. 28). Nach dem 
neuen Geſetze iſt es zuläſſig, den Handel außerhalb 
der Märkte für Orte zu unterbinden, an denen der 
Marktverkehr durch Vorſchriften und Einrichtungen zum 
Zwecke der Preisnotierung geregelt iſt. Und zwar 
iſt eine doppelte Einſchränkung möglich. 

1. „Marktähnliche Veranſtaltungen“ an den er⸗ 
wähnten Orten und in ihrer Umgebung können ver⸗ 
boten werden. Es ſind darunter alle Veranſtaltungen 
zu verſtehen, die in ihrer äußeren Erſcheinung dem 
Marktverkehre gleichen, aber nicht von den Behörden 
feſtgeſetzt ſind. Auch ein Stallhandel im großen kann 
unter den Begriff fallen (vgl. die Begründung des 
Geſetzentwurfs: Nr. 991 der Druckſachen des Reichs⸗ 
tags 1907/1909 S. 6). 

2. Der Handel mit Vieh außerhalb des Markt⸗ 
platzes kann für den Markttag, den vorausgehenden 
und den nachfolgenden Tag unterſagt werden, und 
zwar nicht nur der Handel mit dem von auswärts 
zum Marktorte getriebenen Vieh, ſondern auch der 
Handel mit dem einheimiſchen Vieh. (Vgl. die Begr. 
a. a. O. S. 7). Die Schließung von Geſchäften auf 
den Bahnhöfen, auf den zum Marktorte führenden 
Landſtraßen und in den Ställen am Marktorte kann 
hiernach verhindert werden. 
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Die Mitwirkung der Handwerkskammern bei der 
Gaben der Sandelsregifter. In der letzten Zeit find 
mehrfach Beſtrebungen hervorgetreten, die auf eine 
ſtärkere Heranziehung der Handwerkskammern zu der 
Führung des Handelsregiſters abzielten. Dieſe Be⸗ 
nase waren beſonders deshalb berechtigt, weil 

ie Handels⸗ und Gewerbekammern, die bisher in er⸗ 
heblichem Umfange bei der Führung der Handels⸗ 
regiſter mitwirkten (vgl. Bek. vom 27. Dezember 1900, 
GVBl. 1901 S. 6), am 31. Dezember 1908 aufgelöft 
wurden, in den an ihre Stelle tretenden Handels⸗ 
kammern aber das Handwerk nicht mehr vertreten iſt. 
Durch die gemeinſchaftliche Bekanntmachung der Staats- 
miniſterien des Kgl. Hauſes und des Aeußern und der 
Juſtiz vom 9. Januar ds. Is. (GVBl. S. 5) wurde 
die Mitwirkung der Handwerkskammern zu der Füh- 
rung des Handelsregiſters gegenüber den bisherigen 
190 (Bek. vom 28. Dezember 1902, GVBl. 
1903 S. 5) erweitert. Die in § 6 der Bek. vom 27. 
Dezember 1900 (GVBl. 1901 S. 6) bezeichneten Liſten 
der Gewerbetreibenden werden künftig außer der 
Handelskammer auch der Handwerkskammer zur gut⸗ 
achtlichen Aeußerung darüber zugeleitet, ob ſich Hand⸗ 
werker darunter befinden. Zu dem Verfahren nach 
§ 7 Abſ. 4 der Bek. vom 27. Dezember 1900 und zur 
Durchſicht der Handelsregiſter (88 9 bis 13 der Bek. 
vom 27. Dezember 1900) iſt außer dem Vertreter der 
Handelskammer auch ein Vertreter der Handwerks⸗ 
kammer hinzuzuziehen. Im allgemeinen wird endlich 
den Regiſtergerichten empfohlen, in Fällen, in denen 
das Intereſſe des Handwerks in Frage kommt, das 
Gutachten der Handwerkskammern zu erholen. Die 
Koſten, welche den Handwerkskammern aus der Mit⸗ 
wirkung bei der Führung der Handelsregiſter, insbe⸗ 
ſondere aus der Entſendung von Vertretern entſtehen, 
find als Koſten im Sinne des § 1031 der GewO. zu 
betrachten. Jedoch wird den Vertretern der Hand⸗ 
werkskammern eine Vergütung der Reiſekoſten aus 
der Staatstane gewährt. 
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Ueber die Bildung von Geſamtſtrafen.“) 


Von Otto Brunner, II. Staatsanwalt in München. 


Die Beſtimmungen unſerer Strafgeſetze über 
die Bildung von Geſamtſtrafen ſind knapp ge⸗ 
faßt. Sie lieferten der Rechtſprechung ein reiches 
Arbeitsfeld, denn es gab manches auszulegen, 
manches zu ergänzen, manche Lücke zu füllen. Die 
Grundſätze, die ſich ſo im Laufe der Jahre ge⸗ 
ſtaltet haben, ſind bekannt. Gleichwohl dürfte die 
Menge der ergangenen Entſcheidungen den Ver⸗ 
ſuch rechtfertigen, einen Ueberblick darüber zu ge⸗ 
winnen. Das allein iſt der Zweck dieſer Abhand⸗ 
lung. Eine kritiſche Würdigung der Judikatur 
beabſichtigt ſie ſowenig wie überhaupt eine er⸗ 
ſchöpfende Behandlung des Themas. 


I. Allgemeine Regeln. 


1. Auch für die Geſamtſtrafe gilt grundſätzlich 
die Vorſchrift des $ 19 Abſ. 2 des StGB., daß die 
Dauer einer Zuchthausſtrafe nur nach vollen Mo⸗ 
naten, die Dauer einer anderen Freiheitsſtrafe nur 
nach vollen Tagen bemeſſen werden darf (E. 8 S. 26). 
Eine Ausnahme erleidet dieſe Regel dann, wenn 
eine Geſamtſtrafe zu bilden iſt aus einer Zucht⸗ 
hausſtrafe und einer anderen Freiheitsſtrafe, deren 
Dauer nach der Umwandlung in Zuchthausſtrafe 
einen Monat oder weniger beträgt. Hier kann 
eine Erhöhung der Einſatzſtrafe um Wochen oder 
Tage Zuchthaus — nicht um Bruchteile eines 
Monats (R. 3 S. 415) — ſtattfinden (E. 4 S. 161). 
Die Reichsgerichtsentſcheidung vom 18. Juni 1881 
(R. 3 S. 415) ſcheint noch weiter zu gehen und 


1) 3 Entſcheidungen des Reichsgerichts in Strafſachen, 

= Rechtſprechung des Reichsgerichts in Strafſachen, 

80.— Entſcheidungen des Bayriſchen Oberſten Landes⸗ 
gerichts in Strafſachen, 

OM. - Entſcheidungen des Oberlandesgerichts München 
in e des Strafrechts und Straf⸗ 
prozeſſes, 

G. pitina Archiv für Strafrecht und Straf: 


oeb, 
M. = ene des Reichsmilitärgerichts. 


dieſe Art der Bemeſſung der Geſamtſtrafe ſchlecht⸗ 
hin dann zuzulaſſen, wenn mit einer Zuchthaus⸗ 
Kar eine Freiheitsſtrafe anderer Art zuſammen⸗ 
tri 

Auf Stunden oder auf Bruchteile eines Tages 
darf auch im Falle einer Geſamtſtrafe nicht er⸗ 
kannt werden. Das Zeitmaß eines Tages bildet 
bei Gefängnis⸗ und Feſtungsſtrafen ausnahmslos 
die letzte Einheit. Das führt zu Schwierigkeiten, 
wenn eine Geſamtſtrafe aus zwei Freiheitsſtrafen 
zu bilden iſt, von welchen eine nur einen Tag 
Gefängnis oder Feſtung beträgt. An der Vor⸗ 
ſchrift, daß die Geſamtſtrafe den Betrag der Einzel⸗ 
ſtrafen nicht erreichen darf, iſt unbedingt feſtzu⸗ 
halten. Es bleibt alſo nur übrig, von der Er⸗ 
höhung der Einſatzſtrafe abzuſehen; dieſe ſelbſt 
nimmt * Bedeutung der Geſamtſtrafe an (E. 30 
S. 141 

2. Trifft eine Zuchthausſtrafe mit Strafen 
anderer Art zuſammen, jo müſſen die letzteren zu- 
nächſt nach $ 21 des StGB. in Zuchthaus um⸗ 
gewandelt werden, um die zuläſſige Höhe der 
Geſamtſtrafe zu ermitteln. Sie dürfen nämlich 
bei der Prüfung der Frage, ob die Geſamtſtrafe 
hinter dem Betrage der Einzelſtrafen zurückbleibt. 
nur mit jener Dauer in Betracht gezogen werden, 
die ſich nach ihrer Umwandlung in Zuchthaus⸗ 
ſtrafe ergibt (R. 6 S. 389). Aus dieſem Grunde 
empfiehlt es ſich, die Berechnung ausdrücklich im 
Urteile vorzunehmen, mag es auch nicht geradezu 
gegen das Geſetz verſtoßen, wenn dies nicht ge⸗ 
ſchieht (E. 36 S. 88). 

3. Die Zuläſſigkeit einer Nebenſtrafe hängt 
ausſchließlich von den Einzelſtrafen ab. Es darf 
alſo z. B. nach $ 248 des StGB. nicht auf Bu- 
läſſigkeit von Polizeiaufſicht erkannt werden, wenn 
wegen Diebſtahls eine Gefängnisſtrafe ausgeſprochen 
und dieſe nur im Wege der Geſamtſtrafenbildung 
in Zuchthausſtrafe umgewandelt wurde (E. 38 
S. 353). Ebenſo iſt die Aberkennung der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte neben einer auf Gefängnis lauten⸗ 
den Geſamtſtrafe nur ſtatthaft, wenn die bezüg⸗ 
liche Einzelſtrafe die Dauer von drei Monaten 
erreicht (R. 1 S. 321). 
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Gleichwohl iſt als die Strafe, neben welcher 
die Nebenſtrafe erkannt wird, die Geſamtſtrafe 
anzuſehen (E. 36 S. 88 und M. 4 S. 248). Dar⸗ 
aus folgt, daß jede Nebenſtrafe nur einmal ver⸗ 
hängt werden darf, auch wenn ſie neben mehreren 
Einzelſtrafen zuläſſig wäre. 


4. Die Einzelſtrafen müſſen in dem Urteile 
ausdrücklich ihrem Betrage nach feſtgeſetzt werden 
(E. 2 S. 235). 

Wenn wie in den Fällen der 88 44 Abſ. 4, 
49 Abſ. 2, 57 Abſ. 1 Nr. 3, 157 Abſ. 2 eine 
Zuchthausſtrafe von vorneherein ohne Rückſicht auf 
die Bildung einer Geſamtſtrafe in Gefängnis⸗ 
ſtrafe umzuwandeln ift, fo gilt die Gefängnisſtrafe 
als die verwirkte Einzelſtrafe (E. 31 S. 106, 
R. 1 S. 187, G. 42 S. 126). 

Mit der viel umſtrittenen Frage der rechtlichen 

Natur der Einzelſtrafe beſchäftigte ſich das Reichs⸗ 
gericht in ſeiner Plenarentſcheidung vom 18. April 
1894 (E. 25 S. 297). Nach ſeiner Anſchauung 
ſind die Einzelſtrafen nicht unſelbſtändige Faktoren 
der Geſamtſtrafe, ſondern ihre Verhängung ſtellt 
„einen ſelbſtändigen richterlichen Ausſpruch 1 
Natur“ dar, welcher der Rechtskraft fähig iſt (E. 
S. 167), m. a. W. die Einzelſtrafe iſt eine wick 
liche Strafe, welche ſelbſtändig rechtskräftig werden 
kann. Gleichwohl beſteht die Möglichkeit, ein auf 
Geſamtſtrafe lautendes Urteil, welches nur wegen 
einer Einzelſtraſße mit einem Rechtsmittel ange: 
griffen iſt, auch hinſichtlich der nicht angefochtenen 
Einzelſtrafen aufzuheben, nämlich dann, wenn an⸗ 
zunehmen ift, daß das Strafmaß hinſichtlich der 
letzteren durch die Konkurrenz mit den anderen Straf⸗ 
taten beeinflußt wurde (E. 25 S. 297 hier S. 310 
und 311). Es kann deshalb auch eine Vollſtreckung 
der nicht angefochtenen Einzelſtrafen nicht ſtatt⸗ 
finden (BO. 3 S. 51). Dagegen will das Reichsgericht. 
wenn in der Reviſionsinſtanz nur die Geſamtſtrafe 
und ein Teil der Einzelſtrafen aufgehoben wurde, 
den a einer aufrecht erhaltenen Einzelſtrafe 
zulaſſen (E. 39 S. 275). Das Bayeriſche Oberſte 
Landesgericht ift gegenteiliger Meinung (BO. 5 
S. 213). Jedenfalls wird ſchon aus rein formalen 
Gründen die Auffaſſung des Reichsgerichts auf den 
Fall zu beſchränken ſein, daß nur eine Einzel⸗ 
ſtrafe aufrecht erhalten bleibt. Kommen mehrere 
Einzelſtrafen in Frage, jo müßten fie zum Zwecke 
der Vollſtreckung zunächſt zu einer Geſamtſtrafe 
vereinigt werden. Das kann aber wohl erſt in 
der neuen Hauptverhandlung geſchehen; das Ver⸗ 
fahren nach $ 492 der StPO. kann nicht einge⸗ 
ſchlagen werden, weil es ver] chiedene rechts⸗ 
kräftige Urteile vorausſetzt. 


II. Zu $ 74 des StGB. 


1. Der § 74 des StGB. bezieht fih nur 
auf die gleichzeitige Verurteilung wegen mehrerer 
Verbrechen oder Vergehen. Es genügt nicht, daß 


Zeitſchrift für 11 dVleitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 6 in Bayern. 1909. Nr. 6. 


die Verurteilung in dem nämlichen Strafverfahren 
erfolgt. Ein Beiſpiel mag dies erläutern. 


A wird wegen zweier Straftaten zu einer Ge⸗ 
ſamtſtrafe verurteilt. Das Reichsgericht hebt das 
Urteil hinſichtlich der Geſamtſtrafe und der einen 
Einzelſtrafe auf; die andere Einzelſtrafe wird voll- 
ſtreckbar (vgl. oben I 4 In der neuen Haupt⸗ 
verhandlung iſt nun die Frage der Geſamtſtrafen⸗ 
bildung nicht mehr nach 8 74 ſondern nach 8 79 
des StGB. zu entſcheiden, d. h. eine Geſamtſtraſe 
darf nur gebildet werden, wenn die aufrecht er⸗ 
haltene u inzwiſchen nicht verbüßt wurde 
(E. 39 S. 2 

In =. Weile ift der folgende Fall zu 
löſen: A wird vom Schöffengerichte hinſichtlich 
eines Vergehens verurteilt, hinſichtlich eines anderen 
freigeſprochen. In zweiter Inſtanz erfolgt ſeine 
Verurteilung auch wegen des zweiten Vergehens. 
Auf eine Geſamtſtrafe darf hier das Berufungs⸗ 
gericht nur erkennen, wenn A die vom Schöffen⸗ 
gerichte ausgesprochene Strafe noch nicht verbüßt 
hat. Die von Oppenhoff (Note 29 zu $ 74 und 
Note 18a zu 8 79 des StGB.) vertretene gegen- 
teilige Anſchauung ſteht nicht im Einklange mit 
der Rechiſprechung des Reichsgerichts. 


2. Auch bei gleichzeitiger Verurteilung können 
Zweifel entſtehen, 2 eine Geſamtſtrafe zu bilden 
ift oder nicht, z. B.: A wird am 1. Mai 1908 
zur Gefängnisſtrafe verurteilt. Auf ſeine Reviſion 
hin wird das Urteil aufgehoben und die Sache 
in die Vorinſtanz zurückverwieſen. In der neuer 
lichen Hauptverhandlung vom 1. Oktober 1908 
wird das Verfahren mit einem anderen verbunden, 
das eine am 1. Juni 1908 begangene Straftat 
betrifft. Die Vorausſetzungen für die Bildung 
einer Geſamtſtrafe ſind in dieſem Falle gegeben 
denn der § 74 des StGB. kennt keine dem 8 79 
9 Beſchränkungen (E. 33 S. 231 hier 


zehn Verhältniſſe können fih bei einer 
Verbindung in der Berufungsinſtanz ergeben; auch 
da muß die gleiche Beurteilung Maß greifen 
(BlfRA. 68 S. 81 hier S. 82 Abſ. 2). 


II. Das Anwendungsgebiet des § 79 
des StGB. 


1. Die erſte Bedingung für die Anwendung 
des § 79 des StGB. verlangt, daß die zur Ab- 
urteilung gelangende Tat vor einer früheren Ver⸗ 
urteilung begangen iſt. Ein weiteres Erfordernis 
darf in dieſer Richtung nicht aufgeſtellt werden. 
Es iſt belanglos, wenn ſich das frühere Urteil 
aus irgendeinem Grunde — z. B. bei einer Ver⸗ 
folgung wegen Ehebruchs, weil damals die Ehe 
noch nicht geſchieden war — auf die weitere Tat 
gar nicht hätte erſtrecken können (E. 7 S. 298). 

Wie iſt nun der Zeitpunkt der früheren Ver⸗ 
urteilung zu beſtimmen? Unbeſtritten ift wohl, 


er „a = =. 
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daß es fih um die Verkündung, nicht um den 
Eintritt der Rechtskraft des früheren Urteils handelt. 
Das ergibt ſich klar aus dem Wortlaute des Ge⸗ 
ſetzes, welches von der früheren Verurteilung, nicht 
von der Rechtskraft der früheren Verurteilung 
ſpricht (E. 3 S. 213). Eine nach der Verkündung 
aber vor Eintritt der Rechtskraft des früheren 
Urteils begangene Tat kann für die Bildung einer 
Geſamtſtrafe nicht in Betracht kommen. Bei 
einem nn gig die Zuſtellung als Ver⸗ 
kündung (BO. 1 45). 

Von dieſer = einfachen Frage iſt eine 
andere wohl zu trennen: welches Urteil iſt ent⸗ 
ſcheidend, wenn in dem früheren Verfahren infolge 
der Einlegung von Rechtsmitteln mehrere Er⸗ 
kenntniſſe ergangen ſind? 


Früher vertrat das Reichsgericht die Auffaſſung, 


daß der Zeitpunkt der Verkündung des erſten 
auf Strafe lautenden Urteils von maßgebender Be⸗ 


deutung ſei (R. 8 S. 253, E. 3 S. 213 hier S. 217 
letzter Abſatz, E. 32 S. 7 a. E.). In ſeiner 
Entſcheidung vom 5. April 1900 (E. 33 S. 231) 
wendet es ſich jedoch einem anderen Standpunkte 
zu. A war am 10. Oktober 1898 durch das 
Landgericht St. wegen Nötigung verurteilt worden. 
In der Reviſionsinſtanz wurde das Urteil aufge⸗ 
hoben und die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entſcheidung an das Landgericht M. zurück⸗ 
verwieſen. Dieſes erkannte am 3. November 1899 
auf Verurteilung zu zwei Monaten Gefängnis. 
Bevor die Strafe verbüßt war, verurteilte das 
Landgericht M. am 14. Februar 1900 den A 
weiter wegen zweier Diebſtähle, die er nach dem 
10. Oktober 1898 aber vor dem 3. November 1899 
verübt hatte. Das Landgericht M. lehnte die 
Bildung einer Geſamtſtrafe ab, weil die Dieb⸗ 
ſtähle nicht vor der erſten, am 10. Oktober 1898 
erfolgten Verurteilung wegen Nötigung begangen 
waren. Das Reichsgericht entſchied, daß eine Ge⸗ 
ſamtſtrafe zu bilden fei. Gemäß § 79 des StGB. 
hat ſich das Urteil vom 14. Februar 1900 auf 
den Standpunkt des am 3. November 1899 ur⸗ 
teilenden Gerichts zu ſtellen. Am 3. November 
1899 aber hätten, wenn nicht Zufälligkeiten der 
gleichzeitigen Aburteilung entgegengeſtanden wären, 
auch die wegen der beiden Diebſtähle auszu⸗ 
ſprechenden Strafen zur Bildung einer Geſamt⸗ 
ſtrafe verwendet werden können (ſ. oben II 2). 


Nur nebenher bemerkt das Reichsgericht, 
daß das Urteil vom 10. Oktober 1898 durch die 
Aufhebung ſeine rechtliche Exiſtenz verloren habe 
und daher einer Einſchränkung des § 79 des StGB. 
nicht als Grundlage dienen könne. Nach der 
ſonſtigen Begründung der Entſcheidung geht es 
jedoch nicht an, ſie lediglich auf Fälle dieſer letzteren 
Art zu beziehen, ſie muß auch auf das Berufungs⸗ 
urteil Anwendung finden. 

Beiſpiel: A wurde am 1. Mai 1908 durch 
das Schöffengericht zu vier Wochen Gefängnis ver⸗ 


—— . — — 


119 
urteilt. Seine zum Zwecke der Herabſetzung der 
Strafe eingelegte Berufung wurde am 15. Sep⸗ 
tember 1908 verworfen. Am 1. Oktober 1908 
erfolgt ſeine Verurteilung wegen eines Diebſtahls, 
den er am 15. Juni 1908 verübt hat. Auch hier iſt 
eine Geſamtſtrafe zu bilden. (Beſchl. des BayObLG. 
vom 4. November 1902 und vom 7. Juli 1906, 
BIRA. 68 S. 81 und 72 S. 120, ) ferner Pe- 
ſchluß des OLG. Köln vom 5. Februar 1903, 
DIZ. Jahrg. 1905 S. 560). 

Nicht in Betracht kommen diejenigen Urteile, 
welche mit der Straffeſtſetzung überhaupt nicht mehr 
befaßt ſind, ſo z. B. in der Regel die Urteile der 
Reviſionsgerichte, Urteile, durch welche eine Pe- 
rufung gemäß § 370 der StVO. ſofort verworfen 
wird u. dgl. (BURA. 72 S. 120). 

Man kann alſo — im direkten Gegenſatze zu 
den meiſten Kommentaren — folgenden Grundſatz 
aufſtellen: unter der früheren Verurteilung iſt zu 
verſtehen der Zeitpunkt der Verkündung des letzten 
in dem früheren Verfahren erlaſſenen Urteils, das 
ſich mit der Feſtſetzung der Strafe befaßt hat oder 
beſaſſen konnte. 

2. Die zweite Vorausſetzung des § 79 des 
StGB. geht dahin, daß die ſpätere Verurteilung 
erfolgen muß, bevor die früher erkannte Strafe 
verbüßt, verjährt oder erlaſſen iſt. Auch hier iſt 
aus dem Wortlaute des Geſetzes zu entnehmen, 
daß es auf die Verkündung, nicht auf die Rechts⸗ 
kraft des ſpäteren Urteils ankommt (E. 3 S. 213 
hier S. 216 letzter Abſatzl. Es fann alfo niht 
die Bildung einer Geſamtſtrafe unterbleiben oder 
gar eine bereits gebildete Geſamtſtrafe aufgehoben 
werden, wenn nach der Verkündung aber noch vor 
Eintritt der Rechtskraft des ſpäteren Urteils die 
frühere Strafe verbüßt wird. 


Welches Urteil wiederum kommt in Betracht, 
wenn infolge der Einlegung von Rechtsmitteln in 
dem ſpäteren Verfahren verſchiedene Entſcheidungen 
ergehen? Das Reichsgericht hat zu dieſer Frage 
in ſeinem Urteile vom 3. Februar 1899 (E. 32 

7, vgl. auch E. 33 S. 231 hier S. 234 a. E. 
und R. 1 S. 102) Stellung genommen. 

Seiner Entſcheidung liegt folgender Sachverhalt 
zugrunde: A war am 25. Januar 1897 zu drei 
Tagen Gefängnis verurteilt worden; er verbüßte 
die Strafe in der Zeit vom 22. bis 24. Auguſt 
1897. Am 13. März 1897 wurde er wegen 
gewerbsmäßigen Glückſpiels, verübt in den Jahren 
1895 und 1896, zu einer Woche Gefängnis ver⸗ 
urteilt. Das Reichsgericht hob das Urteil auf und 
verwies die a in die Vorinſtanz zurück. Dieſe 


N In einem der offiziellen und, einverleibten 
Beſchluſſe vom 29. Dezember 1906 (BO. 7 S. 160 hier 
S. 161 letzter Abſatz) vertritt das Bay Obs. wieder den 
früheren Standpunkt des Reichsgerichts. Es iſt aber 
wohl fraglich, ob in dieſem Falle die Aenderung der 
reichsgerichtlichen Rechtſprechung mit Abſicht außer Be⸗ 
tracht gelaſſen wurde. 
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verurteilte den A am 12. November 1898 wieder 
zu der gleichen Strafe. Die Bildung einer Ge- 
ſamtſtrafe mit der durch das Urteil vom 25. Januar 
1897 ausgeſprochenen Straſe lehnte das Gericht 
ab, weil A die Strafe inzwiſchen verbüßt habe 
und es nicht darauf ankomme, daß dies zur Zeit 
der Verkündung des erſten Urteils vom 13. März 
1897 noch nicht der Fall geweſen ſei. Die von 
A eingelegte Reviſion wurde verworfen. Das Reichs⸗ 
gericht führte aus: die Abſicht des Geſetzes gehe 
dahin, daß eine Geſamtſtrafe nur gebildet werden 
dürfe, wenn die frühere Strafe noch nicht erledigt 
ſei; daraus folge, daß auch der zweite Richter der 
ſelbſtändigen Prüfung dieſer Frage ſich nicht 
entziehen könne. 

Die gleiche Regel muß gelten für Urteile, die 
in der Berufungsinſtanz ergehen, auch wenn nur 
der Angeklagte Berufung eingelegt hat; ſie muß 
gegebenenfalls ſogar zur Auflöſung einer in der 
erſten Inſtanz gebildeten Geſamtſtrafe führen. 
Dieſe Folgerungen, die ſich aus dem Standpunkte 
des Reichsgerichts mit Notwendigkeit ergeben, hat 
namentlich das Reichsmilitärgericht in mehrfachen 
Erkenntniſſen mit klarer Entſchiedenheit gezogen 
(M. 7 S. 103, M. 8 S. 176 und 300). Der vom 
Reeichsgerichte angeführten Begründung fügt das 
Reichsmilitärgericht die weitere bei: das Geſetz 
hätte es ausdrücklich beſtimmen müſſen, wenn es 
von mehreren in dem ſpäteren Verfahren ergehenden 
Urteilen nur das erſte als maßgebend hätte gelten 
laſſen wollen (M. 8 S. 176 hier S. 178 letzter 
Abſatz). Auch das Bayeriſche Oberſte Landesgericht 
hat ſich der Meinung des Reichsgerichts und zwar 
ebenfalls unter Ausdehnung des Grundſatzes auf 
das Berufungsurteil angeſchloſſen (BO. 3 S. 226 
hier S. 228 zweiter Abjab). | 

Für den Angeklagten kann dieſe Auslegung 
unter Umſtänden recht unangenehme Ergebniſſe 
zur Folge haben. 

Beiſpiel: Gegen A iſt am 5. Februar 1908 
auf eine Gefängnisſtrafe von 10 Tagen erkannt 
worden; das Urteil iſt rechtskräftig und vollſtreck⸗ 
bar. Am 1. März 1908 wird er wegen einer 
im Januar 1908 verübten Körperverletzung zu 
zwei Wochen Gefängnis und unter Einrechnung 
der am 5. Februar 1908 erkannten Strafe zu 
einer Geſamtſtrafe von 20 Tagen Gefängnis ver⸗ 
urteilt. Seine wegen des Strafmaßes eingelegte 
Berufung wird am 1. Mai 1908 als unbegründet 
verworfen. Wenn nun A inzwiſchen die am 5. 
Februar 1908 ausgeſprochene Gefängnisſtrafe von 
10 Tagen im April 1908 verbüßt hat, ſo muß 
das Berufungsgericht die Geſamtſtrafe auflöſen 
und die Einzelſtrafen wieder herſtellen, ſo daß A 
infolge ſeiner Berufung nunmehr 24 ſtatt 20 Tage 
Gefängnis zu verbüßen hat (f. die angeführten 
Entſcheidungen des Reichs militärgerichts). 

Es liegt nahe, hier an eine unzuläſſige 
reformatio in peius zu denken. Das Reichs⸗ 
militärgericht führt jedoch aus, daß eine ſolche 
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nicht vorliege, weil die Einzelſtrafen die gleichen 
geblieben feien, der Verluſt der durch § 79 des 
StGB. gewährten Vergünſtigung aber fih not- 
wendig aus der inzwiſchen eingetretenen Unanwend⸗ 
barkeit diejer Geſetzesſtelle ergeben (M. 8 S. 176 
hier S. 180 Ziff. II). Für A iſt das freilich ein 
ſchlechter Troſt. 

Aus dem Geſagten läßt ſich für die Anwendung 
des § 79 des StGB. der folgende zweite Grund- 
ſatz ableiten: eine Geſamtſtrafe kann nur gebildet 
oder aufrecht erhalten werden, wenn zur Zeit der 
Verkündung des letzten in dem ſpäteren Ver⸗ 
fahren mit der Straffeſtſetzung befaßten Urteils 
die frühere Strafe noch nicht verbüßt, verjährt 
oder erlaſſen iſt. 

Nach dieſem Geſichtspunkte wird unter Umſtänden 
erſt feſtzuſtellen ſein, in welchem Verfahren die ſpätere 
Verurteilung erfolgt iſt. Beiſpiel: A wird am 11. Mai 
1905 vom Schöffengerichte wegen Diebſtahls zu 
4 Monaten Gefängnis verurteilt. Auf ſeine Be⸗ 
rufung hin wird er am 5. Auguſt 1905 durch die 
Strafkammer des Landgerichts freigeſprochen. Nach 
Wiederaufnahme des Verfahrens findet neuerliche 
Berufsverhandlung ſtatt; am 6. Februar 1907 
wird das Berufungsurteil vom 5. Auguſt 1905 
aufgehoben und die Berufung des A gegen das 
ſchöffengerichtliche Urteil nunmehr verworfen. In⸗ 
zwiſchen ift A am 28. September 1906 wegen 
Anftiftung zum Meineide u. a., begangen in der 
Zeit nach dem 11. Mai bis zum 5. Auguſt 1905, 
mit 5 Jahren Zuchthaus beſtraft worden. Als 
die jpätere Verurteilung ift hier nicht das Urteil 
vom 28. September 1906 ſondern jenes vom 
6. Februar 1907 anzuſehen, wenngleich letzteres 
erſt im Wiederaufnahmeverfahren ergangen iſt und 
lediglich das Urteil vom 11. Mai 1905 beſtätigt. 
Es iſt alſo eine Gefamtſtrafe zu bilden, da der 
Diebſtahl, den das Urteil vom 6. Februar 1907 
betrifft, vor dem 28. September 1906 verübt iſt 
(BO. 7 S. 285). i 

3. Die Rechtskraft des früheren Urteils bildet 
keine Vorausſetzung des $ 79 des StGB. Auch 
ein noch nicht rechtskraͤfſtiges Urteil kann zur 
Bildung einer Geſamtſtrafe herangezogen werden; 
nur iſt dann der Tenor des neuen Urteils ſo zu 
faſſen, daß er auch für den Fall der Abänderung 
des früheren Urteils Beſtimmung trifft (R. 4 
S. 102). Das führt häufig zu Unzukömmlich⸗ 
keiten. Es iſt deshalb ratſam, die Bildung der 
Geſamtſtrafe vorerſt zu unterlaſſen und dem Ver⸗ 
fahren nach $ 492 der StPO. vorzubehalten (E. 5 
S. 1, E. 32 S. 277, R. 3 S. 468 und R. 9 
S. 177). 

4. Iſt zur Zeit des Ausſpruchs einer Geſamt⸗ 
ſtrafe eine in dieſer aufgegangene frühere Strafe 
im Vollzuge und bereits teilweiſe verbüßt, ſo iſt 
die verbüßte Strafzeit auf die Geſamtſtrafe an⸗ 
zurechnen. 

Ueber die Art und Weiſe, wie dies zu geſchehen 
hat, gehen die Meinungen auseinander. Das 
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Bayeriſche Oberſte Landesgericht läßt, ausgehend 
von dem Satze des $ 481 der StPO., daß Straf: 
urteile vor ihrer Rechtskraft nicht vollſtreckbar ſind, 
die Vollſtreckung der Geſamtſtrafe mit dem Ein⸗ 
tritte der Rechtskraft des Geſamtſtrafenurteils be⸗ 
ginnen, die Geſamtſtrafe um die bisher verbüßte 
Strafzeit kürzen und den Reit zur Vollſtreckung 
bringen (BO. 2 S. 186, BO. 3 S. 91, BO. 4 
S. 3 und BO. 7 S. 200). Das Reichsgericht 
dagegen ſchließt aus der Abſicht des § 79 des StGB., 
die Verhängung und Vollſtreckung einer ein⸗ 
heitlichen Strafe herbeizuführen, daß der Beginn 
der Vollſtreckung der früheren Strafe auch als der 
Beginn der Vollſtreckung der Geſamtſtrafe an⸗ 
zuſehen ſei (Entſcheidung vom 29. April 1905, 
BayZfR. Jahrg. 1905 S. 304). 

Falls die Geſamtſtrafe eine Zuchthausſtrafe, 
die frühere Strafe dagegen eine Gefängnis⸗ oder 
Feſtungsſtrafe iſt, muß die verbüßte Strafzeit 
gemäß $ 21 des StGB. umgewandelt werden 
(E. 8 S. 62 hier S. 65 und BO. 2 S. 186). 


5. War in dem früheren Verfahren die Unter⸗ 
ſuchungshaft verhängt, ſo darf dieſe durch das 
Geſamtſtrafenurteil nicht weiter angerechnet werden, 
als es durch das frühere Urteil geſchehen iſt. 
Befand ſich der Angeklagte in dem ſpäteren Ver⸗ 
fahren in Unterſuchungshaft, ſo kann eine Anrech⸗ 
nung auf die Geſamtſtrafe gleichfalls nicht unbe⸗ 
ſchränkt ſondern nur nach dem Verhältniſſe des 
Anteils erfolgen, den die in dem ſpäteren Ver⸗ 
fahren ausgeſprochenen Strafen an der Geſamt⸗ 
ſtrafe haben (E. 31 S. 244, E. 41 S. 318 und 
G. 52 S. 398). 

Auf eine gemäß § 74 des StGB. gebildete 
Geſamtſtrafe kann die Unterſuchungshaft unbe⸗ 
ſchränkt angerechnet werden, auch wenn der Haft⸗ 
befehl ſich nicht auf alle konkurrierenden Straftaten 
erſtreckt (E. 30 S. 182 hier S. 185 oben). 


6. Eine ſchon in dem früheren Urteil ausgeſpro⸗ 
chene Geſamtſtrafe muß zum Zwecke der Bildung der 
neuen Geſamtſtrafe in ihre Einzelſtraſen aufgelöſt 
werden (E. 6 S. 283). Sollte das frühere Urteil 
in fehlerhafter Weile (vgl. oben 1 4) die Feſtſetzung 
der Einzelſtrafen unterlaſſen haben, ſo wäre dies 
nunmehr nachzuholen (E. 8 S. 62 hier S. 64 vgl. 
BO. 2 S. 1). 


Die neue Geſamtſtrafe braucht nicht höher zu 
ſein als die frühere (E. 6 S. 283). Eine Erhöhung 
iſt ſogar ausgeſchloſſen, wenn ſchon die frühere das 
höchſte Maß erreicht hat (G. 49 S. 262). Selbſt⸗ 
verſtändlich darf aber die neue Geſamtſtrafe nicht 
unter die frühere heruntergehen, weil dem zweiten 
Richter eine Korrektur des früheren Urteils nicht 
zuſteht (E. 6 = 283 hier ©. 285 und 286 und 

OM. 10 ©. 232). 

7. Beſondere Schwierigkeiten entſtehen, wenn 
das ſpatere Urteil ſich auf mehrere ſtrafbare Hand- 
lungen erſtreckt, die teils vor teils nach der früheren 
Verurteilung begangen ſind. Die Bildung einer 
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einheitlichen . iſt i a en Fällen nicht 
zuläſſig (E. 4 S. 53, BO. 418). Andrer⸗ 
feit re ſich die Vorſchriſten des 8 74 
des StGB., der die Zuſammenfaſſung aller in dem 
neuen Urteile ausgeſprochenen Strafen verlangt, 
und des § 79 des StGB., der zur Geſamtſtrafen⸗ 
bildung in Anſehung der Strafen des früheren 
Urteils und der vor dieſem begangenen ſtrafbaren 
Handlungen drängt. 

Das Reichsgericht legt den Nachdruck auf die 
Beſtimmungen des $ 79 des StGB. Am klarſten 
hat es ſeine Auffaſſung in dem Urteile vom 
24. April 1884 (R. 6 S. 292) ausgeſprochen. 
A war am 12. Oktober 1883 zu zwei Monaten 
Gefängnis verurteilt worden. Bevor dieſe Strafe 
verbüßt, verjährt oder erlaſſen war, erfolgte am 
4. März 1884 ſeine Verurteilung wegen mehrerer 
Vergehen, die teils vor teils nach dem 12. Oktober 
1883 verübt waren. Das erkennende Gericht lehnte 
die Anwendung des § 79 des StGB. hinſichtlich 
des Urteils vom 12. Oktober 1883 ab und bildete 
eine Geſamtſtrafe aus den ſämtlichen in dem zweiten 
Urteile ausgeſprochenen Strafen. Das Reichsgericht 
bezeichnete dieſes Verfahren als unzuläſſig. Nach 
8 79 des StGB. ſoll es, ſofern die frühere Strafe 
nicht bereits verbüßt, verjährt oder erlaſſen iſt, 
„ſo angeſehen werden, als ob die ſämtlichen vor 
Erlaß des erſten Strafurteils begangenen Straf⸗ 
taten gleichzeitig in dieſem Urteile zur Aburteilung 
gekommen und demgemäß von vorneherein nach 
8 74 zu behandeln geweſen wären. Von dieſem 
Geſichtspunkte aus bietet auch das gleichzeitige Vor⸗ 
handenſein weiterer, erſt nach der Zeit des früheren 
rechtskräftigen Urteils begangener Straftaten keine 
Schwierigkeit. Denn, wenn dieſe mit der einen 
oder anderen vor dem erſten Urteile begangenen 
Straftat zur Aburteilung kommen, ſo ſtehen ſie 
doch mit dieſen nicht in einem eigentlichen Kon⸗ 
kurrenzverhältniſſe, weil dieſe ſpäteren Straftaten 
ſo zu behandeln ſind, als wären ſie ſchon zur Zeit 
des erſten Urteils mit zur Verhandlung gelangt 
und damals endgültig erledigt, woraus von ſelbſt 
folgt, daß ſie mit den nach Erlaſſung des älteren 
Urteils verübten Delikten in keinerlei rechtlicher 
Beziehung mehr ſtehen können.“ Das zweite 
Urteil bildet nur eine Ergänzung des erſten hin⸗ 
ſichtlich der vor dieſem verübten ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen (E. 24 S. 185 hier S. 186 und E. 18 
S. 333 hier S. 336, vgl. OM. 3 S. 158 und 
OM. 4 S. 465). Es mußten alſo im vorliegen⸗ 
den Falle zwei Geſamtſtrafen gebildet werden, 
eine hinſichtlich der durch das Urteil vom 12. Oktober 
1883 erkannten Strafe und der vorher verübten 
Vergehen, eine zweite in Anſehung der nach dem 
12. Oktober 1883 verübten Vergehen. 

Nach dem gleichen Grundſatze ift zu verfahren, 
wenn mehr als zwei Verurteilungen aufeinander 
folgen, die nur zum Teil im Verhältniſſe des § 79 
des StGB. zueinander ſtehen (R. 6 S. 652). Hier 
ſind zuerſt die Strafen wegen aller vor dem erſten 
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Urteile begangenen Straftaten mit der durch das 
erſte Urteil ausgeſprochenen Strafe zu einer Ge⸗ 
ſamtſtrafe zu vereinigen; in gleicher Weiſe ſind die 
übrig bleibenden Strafen auf das nunmehr alteſte 
Urteil zurückzubeziehen u. ſ. f. 

ei DBeifpiel?) wird dies veranſchaulichen. 


A iſt verurteilt worden: 

1. am 1. Februar 1908 zu einer Geſamtſtrafe von 
5 Tagen Gefängnis, gebildet aus je 3 Tagen Ge⸗ 
fängnis wegen je eines Vergehens der Beleidigung, 

2. am 16. März 1908 zu einer Geſamtſtrafe 
von 14 Tagen Gefängnis, gebildet aus 

a) 1 Woche Gefängnis wegen einer am 24. Ja⸗ 
nuar 1908 begangenen Unterſchlagung, 

b) 10 Tagen Gefängnis wegen einer am 10. 

| Februar 1908 begangenen Körperverletzung, 

3. am 4. Mai 1908 zu einer Geſamtſtrafe von 
1 Monate Gefängnis, gebildet aus 

a) 10 Tagen Gefängnis wegen eines am 10. 
Dezember 1907 begangenen Diebſtahls, 

bp) 14 Tagen Gefängnis wegen eines am 12. 
Februar 1908 begangenen Hausfriedens⸗ 
bruchs, 

c) 14 Tagen Gefängnis wegen einer am 1. April 
1908 begangenen Nötigung, 

4. am 1. Auguſt 1908 

a) zu 1 Jahre Zuchthaus wegen einer am 
1. November 1907 begangenen Urkunden⸗ 
fälſchung, 

b) zu 10 Tagen Gefängnis wegen einer am 
15. Februar 1908 begangenen Unterſchla⸗ 
gung, 

c) zu 14 Tagen Gefängnis wegen einer am 
10. April 1908 begangenen Bedrohung, 

d) zu 2 Tagen Gefängnis wegen einer am 2. 
Juli 1908 begangenen Beleidigung. 


Die Urteile 1, 2 und 3 haben jeweils nach 
Ablauf einer Woche die Rechtskraft erlangt; die 
Strafen ſind noch nicht verbüßt. 

Das Urteil 4 ſteht vor der Frage der Geſamt⸗ 
ſtrafenbildung. 

Hierfür eröffnen ſich die mannigfachſten Mög⸗ 
lichkeiten; aber nur ein Weg führt zu dem rich⸗ 
tigen Ziele. 

Es ſind unter Auflöſung der bisherigen Geſamt⸗ 
ſtrafen neue zu bilden 

1. aus den unter 1, 2a, 3a, 4a, 

2. aus den unter 2b, 3b, 4b, 

3. aus den unter 3c und 44 bezeichneten 
Strafen. 

Die Strafe 4d iſt als Einzelſtrafe auszu⸗ 
ſprechen. Vgl. E. 4 S. 53, 18 S. 333, 24 S. 185, 
G. 53 S. 82, BO. 3 S. 149, BINN. 68 S. 81, 
Juſtizdienſtl. Rundſchau 5. Jahrg. S. 132. 

Es würde an dem einzuſchlagenden Verfahren 
auch nichts ändern, wenn etwa das Urteil 3 bereits 
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Geſamtſtrafen unter Einbeziehung der früheren Ur⸗ 
teile gebildet haben würde. 


Der Angeklagte kann unter Umſtänden ein 
großes Intereſſe an der richtigen Feſtſetzung der 
Gefamtſtrafe haben. Setzen wir z. B. den Fall, 
das Urteil 1 würde auf eine Geſamtſtrafe von 
15 Jahren Zuchthaus lauten; dann würde in ihr 
die Zuchthausſtrafe 4a aufgehen, ohne daß eine 
weitere Erhöhung ſtattfinden könnte (vgl. oben IIb). 


8. Die Beſtimmungen des § 79 des StGB. 
ſind zugunſten des Angeklagten getroffen. Daraus 
folgt, daß von ihrer Anwendung abzuſehen iſt, 
wenn ſie zum Nachteile des Angeklagten aus⸗ 
ſchlagen würde. Das iſt wohl denkbar. Zum 
Beiſpiel: A wird am 5. Oktober 1908 wegen 
zweier Verbrechen des Diebſtahls, von denen eines 
am 1. März 1908, das andere am 1. Juni 1908 
verübt iſt, zu je 3 Monaten Gefängnis und zu 
einer Geſamtſtrafe von 3 Monaten 8 Tagen Ge⸗ 
fängnis verurteilt. Nach Eintritt der Rechtskraft 
dieſes Urteils ſtellt ſich heraus, daß A noch eine 
am 1. Mai 1908 wegen Bedrohung ausgeſprochene 
Gefängnisſtrafe von 2 Tagen zu verbüßen hat. 
Gemäß § 79 des StGB. und $ 492 der StPO. 
müßte aus letzterer Strafe und jener, die wegen 
des am 1. März 1908 verübten Diebſtahls er⸗ 
kannt wurde, eine Geſamtſtrafe von 3 Monaten 
und 1 Tage Gefängnis gebildet werden; die wegen 
des weiteren Diebſtahls erkannte Einzelſtrafe von 
3 Monaten wäre geſondert zu vollſtrecken. A hätte 
alſo insgeſamt Gefängnisſtrafen in der Dauer von 
6 Monaten und 1 Tage zu verbüßen. Beläßt 
man es dagegen bei der bisherigen Geſamtſtrafe, 
ſo beträgt die Geſamtdauer der Strafen nur 3 
Monate und 10 Tage Gefängnis. Es liegt auf 
der Hand, daß hier der $ 79 des StGB. nicht 
angewendet werden darf; er würde zu einem der 
Abſicht des Geſetzes zuwiderlaufenden Ergebniſſe 
führen (BO. 7 S. 160 und BO. 8 S. 400, zwei 
in ſonſtiger Beziehung nicht unbedenkliche Ent- 
ſcheidungen). 

Nur eine Folge allgemeinerer Rechtsregeln iſt 
es, daß in der höheren Inſtanz, falls nur der 
Angeklagte ein Rechtsmittel eingelegt hat, eine den 
Angeklagten nachteilige Berichtigung einer falſch 
gebildeten Geſamtſtrafe E ftattfinden darf (BO. 3 
S. 259 und E. 36 S. 9 

Hiervon wohl zu e ift der unter III 2 
beſprochene Fall, der eine Verſchlechterung der Lage 
des Angeklagten in der Rechtsmittelinſtanz mit ſich 
bringt, weil inzwiſchen die Vorausſetzungen für die 
Bildung einer Geſamtſtrafe weggefallen ſind. 


IV. Das Nachtrags verfahren. 


1. Der $ 492 der StPO. ermöglicht die nach⸗ 
trägliche Bildung einer Geſamtſtrafe, wenn in einem 
Urteile die Vorſchriften des § 79 des StGB. außer 
Betracht geblieben ſind. 
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Hierdurch ſoll der Richter keineswegs ermächtigt 
werden, die Bildung der Geſamtſtrafe willkürlich 
dem Nachtragsverfahren zu überlaſſen. Iſt dem er⸗ 
kennenden Richter bekannt, daß die Vorausſetzungen 
des § 79 des StGB. vorliegen, jo muß er eine 
Geſamtſtrafe bilden; die Unterlaſſung würde im 
Falle der Einlegung eines Rechtsmittels zur Auf: 
hebung des Urteils führen (E. 8 S. 62, OM. 2 
S. 343). Das gilt auch für das Berufungsgericht, 
ſelbſt dann, wenn die Vorausſetzungen des 8 79 
des StGB. erſt nach Erlaſſung des erſtinſtan⸗ 
ziellen Urteils bekannt geworden oder ſogar erſt 
nachher entſtanden ſind (M. 8 S. 270 u. M. 11 
S. 112 vgl. oben III 2). Nur ausnahmsweiſe 
kann das erkennende Gericht von der Bildung der 
Gefamtſtrafe abſehen, nämlich 

. a) wenn das frühere Urteil noch nicht rechts⸗ 
kräftig iſt (E. 5 S. 1 und E. 32 S. 277, vgl. 
oben III 3), 

b) wenn in der Hauptverhandlung die erforder⸗ 
lichen aktenmäßigen Belege fehlen (E. 34 S. 267 
und E. 37 S. 284, vgl. aber auch G. 46 S. 137). 


2. Die Vorſchriften des § 492 der StPO. 
kommen zur Anwendung, 

a) wenn dem erkennenden Gerichte nicht be⸗ 
kannt war, daß eine frühere Verurteilung vorliegt, 

b) wenn es die Bildung der Geſamtſtrafe in 
zuläfſiger Weiſe dem Nachtragsverfahren überlaſſen 
hat (f. IV I), 

c) wenn das zu Unrecht geſchehen iſt und dem 
Verſtoße nicht durch ein Rechtsmittel abgeholfen 
wurde. 

Dagegen iſt das Nachtragsverfahren ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn das erkennende Gericht die Anwend⸗ 
barkeit des 8 79 des StGB. geprüft und auf 
Grund dieſer Prüfung rechtsirrtümlich eine Ge⸗ 
ſamtſtrafe nicht oder in unrichtiger Weile gebil⸗ 
det hat; hier kann nur durch Einlegung eines 
Rechtsmittels Abhilfe geſchaffen werden (Motive, 
f. Löwe Note 2 zu § 493 der StPO.). Das 
gleiche gilt, wenn eine Geſamtſtrafe beſeitigt werden 
ſoll, die überhaupt nicht zu bilden geweſen wäre. 
Auch in einem ſolchen Falle kann ſelbſtverſtändlich 
das Nachtragsverfahren, das nur die Herbei⸗ 
führung einer Geſamtſtrafe bezweckt, nicht 
Platz greifen (BO. 6 S. 319). 


3. Das gemäß § 492 beſchließende Gericht 
hat ſich auf den Standpunkt des Urteils zu ſtellen, 
für welches die Bildung der Geſamtſtrafe nach⸗ 
geholt wird. Nur vom Zeitpunkte der Verkündung 
dieſes Urteils aus iſt die Frage zu prüfen, in⸗ 
wieweit die Vorausſetzungen des § 79 des StGB. 
gegeben ſind. Es iſt deshalb belanglos, wenn 
nach der Verkündung dieſes Urteils die eine oder 
andere Strafe verbüßt wurde (OM. 10 S. 67). 
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Die Schuldübernahme bei Grundſtücks⸗ 
veräußerungen. 


Von Dr. Scherer, Notar in Pirmaſens. 


Die Entſcheidungen der höheren Gerichte laſſen 
erkennen, daß vielfach noch Unklarheit herrſcht über 
die in den 88 414, 415 und 416 BGB. geregelte 
Schuldübernahme. Den heutigen Stand der Recht⸗ 
ſprechung und Wiſſenſchaft ſollen die nachſtehenden 
Ausführungen in kurzer Ueberſicht darſtellen. 

Bei der vertragsmäßigen Schuldübernahme 
ſind zwei Arten zu unterſcheiden 


a) die privative oder befreiende Schuldüber⸗ 


nahme 
b) die kumulative oder beſtärkende Schuld⸗ 
übernahme. 


Bei der erſteren tritt der neue Schuldner an 
die Stelle des bisherigen Schuldners, bei der 
letzteren tritt der neue Schuldner neben den bis⸗ 
herigen und wird gleich ihm verpflichtet. Im 
folgenden iſt nur von der befreienden Schuldüber⸗ 
nahme zu reden. Sie kommt in verſchiedener 
Weiſe zuſtande: der § 414 handelt von der 
Schuldübernahme durch Vertrag zwiſchen dem 
Gläubiger und dem neuen Schuldner, der § 415 
von der Schuldübernahme durch Vertrag zwiſchen 
dem alten Schuldner und dem neuen Schuldner, 
während § 416 geſonderte Beſtimmungen enthält 

für die vertragsmäßige Uebernahme einer Schuld 

des Veräußerers eines Grundſtücks, für die eine 
Hypothek an dem Grundſtück beſteht, durch den 
neuen Erwerber. 

Bei der Schuldübernahme gemäß $ 414 tritt 
der neue Schuldner durch Vertrag zwiſchen ihm 
und dem Gläubiger an die Stelle des alten 
Schuldners, der hierdurch von ſeiner Schuld voll⸗ 
ſtändig befreit wird. Ein Einverſtändnis des letzteren 
zu dieſem Rechtsgeſchäft iſt nicht erforderlich. Der 
Vertrag ſelbſt iſt an keine Form gebunden. 

Der gemäß § 415 zwiſchen dem alten und neuen 
Schuldner (Uebernehmer) abgeſchloſſene Schuld⸗ 
übernahmevertrag wird erſt wirkſam, wenn der 
Gläubiger die Uebernahme genehmigt hat. Die 
Genehmigung kann erſt erfolgen, wenn der alte 
oder der neue Schuldner dem Gläubiger die Schuld⸗ 
übernahme mitgeteilt hat. Wird die Genehmigung 
erteilt, jo wird, wie im Falle des $ 414, der alte 
Schuldner gleichfalls vollſtändig von feiner Schuld 
befreit. Wird die Genehmigung nicht erteilt, ſo 
gilt die Schuldübernahme als nicht erfolgt. Läßt 
der Gläubiger eine ihm bei der Mitteilung der 
Schuldübernahme etwa zur Abgabe ſeiner Erklärung 
geſetzte Friſt verſtreichen, ohne ſich zu erklären, 
ſo gilt die Genehmigung als verweigert, die 
Schuldübernahme demnach als nicht erfolgt. Die 

Mitteilung der Genehmigung iſt formlos und kann 
| auch durch ſchlüſſige Handlungen erfolgen. Eine 
ſtillſchweigende Genehmigung iſt jedenfalls in der 


124 


Klage des Gläubigers gegen den Uebernehmer zu 
finden (Staudinger, Komm. § 415, 2). Die Ge- 
nehmigung kann ebenſo wie die Verweigerung 
dem Schuldner oder dem Uebernehmer gegenüber 
erteilt werden und iſt unwiderruflich (Kretzſchmar, 
Sachenrecht S. 547 ff.) | 

Die Schuldübernahme gemäß $ 416 ſetzt voraus: 


1. einen zwiſchen dem Veräußerer und dem 
Erwerber abgeſchloſſenen Schuldübernahme⸗ 
vertrag; 

die ſchriftliche (Obs G. in BBG. 5 

S. 398) Mitteilung hiervon durch den Ver⸗ 

äußerer an den Gläubiger, nachdem der 

Erwerber im Grundbuche als Eigentümer 

eingetragen iſt (Vorausſetzung für die An⸗ 

wendung des § 416 iſt die Anlegung des 

Grundbuchs; RGE. vom 6. Juli 1904 

3BlfG. 5 S. 806); 

die Entſcheidung über die Genehmigung 

durch den Gläubiger. 


Der Veräußerer wird gemäß § 416 von ſeiner 
Schuld vollſtändig frei, und es tritt der neue 
Erwerber an ſeine Stelle, wenn der Veräußerer, 
nachdem der Eigentumsübergang im Grundbuche 
eingetragen ift, dem Gläubiger die Schuldübernahme 
ſchriftlich unter dem Hinweis auf die Folgen des 
§ 416 mitteilt, und der Gläubiger nun entweder 
die Genehmigung erteilt, oder die ſechsmonatige 
Friſt verſtreichen läßt, ohne eine Erklärung über 
die Genehmigung abzugeben. 

Es tritt hier durch die Unterlaſſung der Er⸗ 
klärung die gegenteilige Wirkung wie im Falle 
des § 415 ein. Dort gilt die Genehmigung als 
verweigert, während im Falle des § 416 die Ge⸗ 
nehmigung durch das Schweigen des Gläubigers 
als erteilt angeſehen wird. 

Beweiſt der Veräußerer, daß er die ihm im 
8 416 auferlegten Bedingungen erfüllt hat, jo kann 
er, falls der Gläubiger ſich während der ſechs⸗ 
monatigen Friſt nicht erklärt hat, von dieſem nicht 
mehr in Anſpruch genommen werden. 

Der Schwerpunkt der Vorſchriften des § 416 
liegt darin, daß der Hypothekgläubiger bei Ver⸗ 
meidung fingierter Genehmigung verpflichtet iſt, 
binnen ſechs Monaten nach Empfang der Mit⸗ 
teilung die Verweigerung zu erklären. Nur dieſe 
Wirkung geht daher einer Mitteilung von der 
Schuldübernahme ab, die nicht den Vorſchriften des 
§ 416 entſpricht, jo insbeſondere nicht vom Ber- 
aͤußerer ausgeht, oder nicht ſchriftlich erfolgt oder 
nicht den Hinweis auf die Folgen der unter⸗ 
bliebenen Erklärung enthält (RG. 63 S. 42 und 
3BlfG. 7 S. 804). 

Die Mitteilung der Schuldübernahme muß 
nach 8 416 durch den Veräußerer an den 
Gläubiger geſchehen; nur ſeine Mitteilung kann 
die Wirkung haben, daß die Genehmigung des 
Gläubigers als erfolgt angeſehen wird, wenn Letz⸗ 
terer die ſechsmonatige Friſt verſtreichen läßt, ohne 
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die Verweigerungserklärung abzugeben (RG. 63 
S. 44, 56 S. 201). Statt des Veräußerers kann 
auch ein von ihm Bevollmächtigter, ja fogar bei 
nachträglicher Genehmigung ein Geſchäftsführer ohne 
Auftrag die Mitteilung an den Gläubiger gelangen 
laſſen (RG. 67 S. 416). In letzterer Beziehung 
kommt hauptſächlich der beurkundende Notar in 
Betracht. 

Wie gefagt muß die Mitteilung an den 
Gläubiger) erfolgen, und zwar an denjenigen, 
den der Schuldner, wenn er von der Forderungs⸗ 
übertragung keine Kenntnis hat, wie ſpeziell bei 
Briefhypotheken, noch als den wirklichen Gläubiger 
betrachten darf. Eine Verpflichtung des Schuldners, 
ſich vor Erlaſſung der Mitteilung nach § 416 durch 
Einſichtnahme des Grundbuches darüber zu ver⸗ 
gewiſſern, wer ſein dermaliger Gläubiger ſei, kann 
nicht anerkannt werden. Es genügt in dieſem Falle 
die Mitteilung an den urſprünglichen Gläubiger 
und es äußert die Weitergabe durch den urſprüng⸗ 
lichen an den jetzigen Gläubiger die Wirkungen 
des § 416 (RGE. vom 22. Februar 1908, 
Bd. 67 S. 414). 

Alle dieſe Mitteilungen müſſen, um die Folgen 
des Schweigens des Gläubigers gemäß § 416 her⸗ 
beizuführen, auch den dort aufgeſtellten Vorſchriften 
entſprechen, und nur für den Fall, daß der Gläu⸗ 
biger eine dieſen Vorſchriften entſprechende Mit⸗ 
teilung erhält, kann die daſelbſt feſtgelegte Fiktion 
„qui tacet consentire videtur“, ihm zum Schaden 
in Wirkung treten. Der Veräußerer wird dann 
durch das Schweigen des Gläubigers von der 
Schuld frei. 

Beſonders iſt darauf hinzuweiſen, daß die Mit⸗ 
teilung gemäß § 416 durch den Veräußerer erſt 
erfolgen kann, wenn der neue Erwerber im Grund⸗ 
buche eingetragen iſt. Die Anſicht, daß ſie auch 
nur ſolange erfolgen könne, als die Eintragung zu 
Recht beſteht, iſt vom Reichsgericht zurückgewieſen 
worden (RG. 56 S. 201). 

Die nach der Eintragung des Erwerbers aus⸗ 
drücklich erklärte Genehmigung iſt wirkſam, auch 
wenn die Mitteilung von der Schuldübernahme 
vor der Eintragung erfolgt war (RG. 63 S. 42). 

Die Genehmigung des Gläubigers zur Schuld⸗ 
übernahme kann alſo erfolgen: 

a) Durch Erklärung der Genehmigung auf die 
erfolgte Mitteilung des Veräußerers. Dieſe Er⸗ 
klärung iſt wiederum an keine Form gebunden. 
(Turnau⸗Förſter a. a. O. S. 1125); ſie muß ſich 
aber tatſächlich und rechtlich als eine Genehmigung 
darſtellen. Der Gläubiger muß durch erkenntliche 
Handlungen feine Bereitwilligkeit bekundet haben, 
den Veräußerer aus der Haftung zu entlaſſen. 


In der Annahme der Zinſen, Stundungs⸗ 
gewährung und Erhebung der dinglichen Klage 
iſt eine Genehmigung noch nicht zu erblicken 


1) Bezüglich der Perſon des Gläubigers ſ. Turnau⸗ 
Förſter, Sachenrecht, Anhang S. 1123. 
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(RG. 63 S. 44). Die bloße ainean ift 
im Zweifel nur eine Leiſtung auf Grund der dem 
Veräußerer gegenüber übernommenen Verpflichtung, 
die beſtand, gleichgültig ob die Schuldübernahme 
dem Gläubiger gegenüber wirkſam wurde, oder 
nicht (OLG. Dresden, 3BlfG. 4 S. 712). Iſt fie 
aber einmal erfolgt, ſo kann ſpäter nicht der 
Einwand erhoben werden, ſie ſei wirkungslos, 
weil die Mitteilung des Veräußerers nicht in jeder 
Beziehung den Vorſchriften des § 416 entſprochen 
habe, insbeſondere keinen Hinweis auf die Friſt 
5 416 Abſ. 2 S. 2 enthielt (RG. 63 S. 44). 

b) Durch Nichtabgabe einer Erklärung inner- 
halb der ſechsmonatigen Friſt auf eine den Vor⸗ 
ſchriften des § 416 entſprechende Mitteilung des 
Veräußerers. Hat die Mitteilung des Veräußerers 
dieſen Vorſchriften nicht entſprochen und der 
Gläubiger geſchwiegen, ſo iſt die Uebernahme ver⸗ 
weigert, da das Präjudiz der ſtillſchweigenden 
Genehmigung der Schuldübernahme von der Be⸗ 
achtung der Vorſchriften des § 416 abhängig iſt. 

Der Gläubiger (auch der Nachlaßgläubiger bei 
Veräußerung durch den Erben [3 BlſG. 8 S. 234]) 
erlangt gegen den Erwerber die perſönliche 
Klage nur, wenn er die Schuldübernahme ge⸗ 
nehmigt oder ſechs Monate nach der Mitteilung 
durch den Veräußerer ohne Verweigerung der Ge⸗ 
nehmigung hat verſtreichen laſſen (KG. 25. Jan. 
1904, 3816. 5 S. 154). 

Eine zwifchen dem Gläubiger und dem Grund⸗ 
ſtückseigentümer getroffene Vereinbarung, daß der 
Gläubiger die Genehmigung einer Schuldübernahme 
gemäß $ 416 für alle Fälle im voraus verweigere, 
ſowie, daß die etwaige Zurückziehung dieſer Verein⸗ 
barung immer nur ausdrücklich und ſchriftlich für 
den einzelnen Fall ſolle erfolgen können, iſt un⸗ 
wirkſam und nicht im Grundbuche eintragbar, da 
die Beſtimmung in $ 416 Abſ. 1 S. 2 zwingender 
Natur it (OL G. Dresden vom 26. Juni 1907, 
3BlfG. 8 S. 334). 

Die Erteilung der Genehmigung kann ſowohl 
dem Veräußerer als dem Erwerber gegenüber er⸗ 
folgen; am zweckmäßigſten wird ſie jedoch dem 
Veräußerer gegenüber zu erteilen ſein. Sie kann 
auf Anzeige der Schuldübernahme wirkſam auch 
dann noch geſchehen, wenn die Hypothek bereits 
weiter übergegangen oder ausgefallen iſt (RG. vom 
4. Dezember 1907, BBG. 8 S. 635). 

Die Verweigerung der Genehmigung kann nur 
dem Veräußerer oder deſſen Stellvertreter gegen⸗ 
über erfolgen. Die dem Erwerber gegenüber er⸗ 
klärte Verweigerung iſt ohne rechtliche Wirkung. 


c) Durch anderweitige Handlungen. 


Die Frage, ob die Genehmigung der Schuld⸗ 
übernahme durch den Erwerber eines Grundſtückes 
ſeitens des Gläubigers nur unter Berückſichtigung 
der Beſtimmungen des § 416 BGB. erfolgen 
könne, muß verneint werden. Sie beurteilt ſich 
nicht ausſchließlich nach $ 416, ſondern es kommt 
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in eriter Linie die Beſtimmung des $ 415 in 
Betracht, der gegenüber die Vorſchrift des § 416 
nur eine Sondervorſchrift für den Fall des 
Schweigens des Gläubigers darſtellt. Daneben 
kann noch die Beſtimmung des $ 414 in Betracht 
kommen (OLG. Stuttgart vom 20. Februar 1906, 
BBG. 6 S. 905). Sind die Borausſetzungen 
des § 416 nicht gegeben, ſo ſchließt dies ein Ueber⸗ 
einkommen gemäß §§ 414 oder 415 nicht aus. 
Einer Form bedarf dies Abkommen nicht (RG. 
63 S. 44, ZUG. 5 S. 398, 8 S. 266, 511). 
Hierdurch wird die Stellung des Gläubigers 
weſentlich erſchwert. Während er der Meinung 
iſt, daß der Veräußerer ſein perſönlicher und 
der Erwerber ſein dinglicher Schuldner iſt, kann 
er durch Handlungen, deren Tragweite er ſich 
nicht bewußt war, in denen aber das Gericht 
ſtillſchweigende auf den 88 414, 415 beruhende 

Genehmigung findet, die perſönliche Haftung des 
früheren Schuldners ſchon verloren haben und 
damit gemäß § 418 auch die hierfür beſtehenden 
Bürgſchaften. 

Es bildet wohl die Regel, daß der Gläubiger 
ſolange keine unmittelbare Erklärung abgibt, als ihn 
nicht der auf ſeine Entlaſſung bedachte Schuldner zu 
einer ſolchen nötigt, weil er glaubt durch ſein 
„Nichtstun“ eine doppelte Sicherheit zu genießen. 
Weit verbreitet iſt auch der Irrtum, daß durch 
die in der notariellen Urkunde enthaltene Erklärung 
des Erwerbers, die hypothekariſch ſicher geſtellte 
Schuld auch als perſönlicher Schuldner zu über⸗ 
nehmen und ſich der ſofortigen Zwangsvollſtreckung 
zu unterwerfen, dem Gläubiger der Veräußerer als 
perſönlicher und der Erwerber als perſönlicher und 
dinglicher Schuldner hafte. Wie aus dem oben 
Geſagten erſichtlich, bedarf die Schuldübernahme 
der Genehmigung des Gläubigers. Erſt hierdurch 
wird der Erwerber perſönlicher Schuldner, da⸗ 
durch aber gleichzeitig der Veräußerer von jeder 
Haftung frei. 

Die Möglichkeit, daß Handlungen des Gläu- 
bigers die von ihm nicht beabſichtigte Wirkung 
haben, den Veräußerer und deſſen Bürgen aus 
der Haftung zu befreien, muß den Gläubiger 
veranlaſſen, nachdem ihm die Veräußerung bekannt 
geworden iſt, bei allen auf die Schuld ſich be⸗ 
ziehendenden Handlungen die größte Sorgfalt 
herrſchen zu laſſen, um ſich vor dem Verluſt der 
Haftung des Veräußerers zu ſchützen. Am wirk⸗ 
ſamſten wird dieſer Schutz betätigt, wenn er ſofort 
nach Kenntnis von der Veräußerung, ohne auf 
eine Mitteilung zu warten, ſich ſchlüſſig macht, 
ob er den Veräußerer aus der perſönlichen Haftung 
entlaſſen will oder nicht. Nur in den ſeltenſten 
Fällen wird er ſich zur Entlaſſung entſchließen 
und kann die Genehmigung der Schuldübernahme 
dann auch ſofort erklären. In der Mehrzahl der 
Fälle wird ihm die Entlaſſung ſchwer fallen wegen 
der Schwierigkeit, über die perſönlichen Vermögens⸗ 
verhältniſſe des Erwerbers ſichere Anhaltspunkte 
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zu gewinnen. Hier liegt es in feinem eigenſten 
Intereſſe alsbald den Veräußerer zu veranlaſſen, 
eine Mitteilung gemäß § 416 an ihn gelangen zu 
laſſen. Größere Hypothekenbanken tun dies wahr⸗ 
ſcheinlich ſchon durch Ueberſendung eines Formulars, 
das den Anforderungen des § 416 entſpricht und 
nur vom Veräußerer unterſchrieben zu werden 
braucht. 

Bleibt die Aufforderung unbeantwortet, ſo bleibt 
auch der Schwebezuſtand mit ſeinen möglichen 
Folgen beſtehen. Zweckdienlich dürfte es in letzterem 
Falle ſein, wenn der Gläubiger den Notar, der 
den Veräußerungsvertrag beurkundet hat, erſucht, 
den Veräußerer zu einer Mitteilung gemäß § 416 
aufzufordern und ihm hierbei mit Rat und Aus- 
kunft an die Hand zu gehen. Hier entſteht die 
Frage, ob nicht die Herbeiführung der Feſtſtellung 
des Rechtsverhältniſſes zwiſchen Gläubiger und 
Schuldner am zweckmäßigſten dadurch geſchähe, 
daß in dem Veräußerungsvertrag die Beteiligten 
das Notariat ermächtigen, die Mitteilung gemäß 
§ 416 an ihrer Statt dem Gläubiger zu über- 
ſenden und deſſen Erklärung entgegenzunehmen. 

Nach den im ZBlfG. Bd. 2 S. 360 und 
463 enthaltenen Mitteilungen ſcheint dies bei 
außerbayeriſchen Notariaten Gepflogenheit zu ſein. 
Die dort ſich äußernden Herren betrachten es nicht 
nur als ein nobile officium notarii ſondern 
glauben auch, daß die Klientel es vom Notar 
verlangen könne, auf die Bedeutung des § 416 
hingewieſen zu werden. 

Für den Bezirk des rheiniſchen Notariats wird 
ſogar die Möglichkeit der Haftung des Notars 
befürchtet, wenn er es unterläßt, ſofort ſür Klar⸗ 
legung zu ſorgen, ob die Schuldübernahme vom 
Gläubiger genehmigt oder verweigert wird. 


Jedenfalls müßte die die Ermächtigung des 
Notariats enthaltende Urkunde die Beſtimmung 
enthalten, daß der Erwerber die Hypothekſorderung 
als perſönlicher Schuldner übernimmt und ſich der 
ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterwirſt. 

Es muß nun noch auf die Frage eingegangen 
werden, wie fih das Rechtsverhältnis zwiſchen Gläu⸗ 
biger und dem alten und neuen Schuldner ge⸗ 
ſtaltet, wenn die Verweigerung der Schuldüber⸗ 
nahme dem Veräußerer gegenüber erklärt wird. 
Durch die Verweigerung der Schuldübernahme 
bleibt der Veräußerer perſönlicher Schuldner, wäh⸗ 
rend der Erwerber nur als dinglicher Schuldner 
haftet. 

Wird der Veräußerer als perſönlicher Schuldner 
vom Gläubiger in Anſpruch genommen, und be- 
friedigt er deſſen Forderung, ſo geht die Hypo⸗ 
thek gemäß § 1164 BGB. mit dem Untergang 
der Forderung nicht auf den Eigentümer, ſondern 
auf den perſönlichen Schuldner (Veräußerer) über 
und zwar ohne Abtretung und nicht als Grund⸗ 
ſchuld ſondern als Hypothek. Sie verbindet ſich 
kraft Geſetzes mit der Erſatzforderung des perſön⸗ 


lichen Schuldners gegen den Eigentümer (Planck, 
Komm. 8 1164, 3). 

Befriedigt dagegen der Eigentümer, der nicht 
perſönlicher Schuldner iſt, den Gläubiger, wie es 


ja regelmäßig bei der Uebernahme der hypothelariſch 


geſicherten Forderung durch den Erwerber der Fall 
iſt, ſo erliſcht mit der Befriedigung des Gläubi⸗ 
gers deſſen Forderung nicht, ſondern ſie geht 
kraft Geſetzes, in demſelben Umfang, in dem ſie 
dem befriedigten Gläubiger zuſtand, auf den Eigen: 
tümer über gemäß $ 1143 BGB.; er erwirbt 
mit der Forderung auch die Hypothek (Planck u. 
Staudinger zu § 1143). Da dieſe Folgen kraft 
Geſetzes eintreten, kann der Gläubiger ruhig Zins⸗ 
und Kapitalszahlungen vom neuen Erwerber ent⸗ 
gegennehmen und iſt es nicht notwendig jeweils 
zu bemerken, daß die Zahlungen zur Entlaſtung 
5 früheren Schuldners — Veräußerers — er⸗ 
olgen. 


Die vorſtehenden Ausführungen bezogen ſich 
auf die Fälle einer freiwilligen Grundſtücks⸗ 
veräußerung. 

Im Nachſtehenden ſollen noch kurz die ein⸗ 
ſchlägigen Beſtimmungen für die zwangsweiſe 
Veräußerung erwähnt werden. 

Die Streitfrage, wer im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren als Veräußerer zu gelten habe, iſt in 
§ 53 des Zw. dahin entſchieden, daß als ſolcher 
der Schuldner (Subhaſtat) anzuſehen ſei. Haftet 
dieſer dem Gläubiger zugleich perfönlich, ſo erliſcht, 
ſoferne die Hypothek gemäß § 53 Zw. beſtehen 
bleibt, ſeine perſönliche Haftung durch den Zu⸗ 
ſchlag nicht, ſondern das Verhältnis bleibt das 
gleiche, wie bei einer freiwilligen Veräußerung 
und es finden die Vorſchriften des S416 BGB. 
entſprechende Anwendung, weshalb auf das Voran⸗ 
ſtehende für dieſen Fall verwieſen wird. Aus⸗ 
drücklich ſei darauf hingewieſen, daß gemäß § 53 
ZwVG. im Gegenſatz zu $ 416 BGB. das gleiche 
wie für Hypotheken auch für Grund- und Renten: 
ſchulden gilt. Die Schuldübernahme wird hier 
mit dem Zuſchlag wirkſam, weshalb der Subhaſtat 
als berechtigt angeſehen werden muß, die Mit⸗ 
teilung an den Gläubiger zu machen, ſobald der 
Zuſchlag rechtskräftig ift (Turnau⸗Förſter a. a. O. 
S. 1133); er braucht die Grundbuchberichtigung 
nicht abzuwarten. 


Wird das Fortbeſtehen einer Hypothek gemäß 
5 91 Zw. vereinbart, fo hat dies die Befreiung 
des perſönlichen Schuldners (Subhaſtaten) zur Folge 
(Kretzſchmar a. a. O. und KG. vom 6. Juli 1905); 
auch Pfandrechte und Bürgſchaften erlöſchen, weil 
der Gläubiger gemäß § 91 Abſ. 3 S. 2 befriedigt 
iſt (Turnau⸗Förſter S. 1135). 

Die Anſicht des Kammergerichts und ſeiner 
Anhänger iſt nicht unbeſtritten geblieben. Auf die 
Differenzen hier einzugehen iſt nicht der Zweck 
dieſer Ausführungen und es wird auf die Darlegung 


in der BaygZfR. Bd. 2 S. 118 ff. verwieſen. Am 
zweckmäßigſten dürfte es auch nach dieſer Darlegung 
ſein, um jede Unklarheit zu vermeiden, in die 
Vereinbarung die Entlaſſung des Schuldners aus 
der perſönlichen Haftung aufzunehmen. 

Wird endlich das Beſtehenbleiben einer Hypo⸗ 
thek von den Beteiligten gemäß $ 59 Zw VG. als 
Verſteigerungsbedingung feſtgeſetzt, ſo liegt hierin 
im Zweifel die im Voraus erklärte Einwilligung 
des Gläubigers in die Schuldübernahme, ſo daß 
es hier des Verſahrens gemäß § 416 nicht bedarf 
889 Dresden vom 30. Oktober 1906, BBG. 8 

394). 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Die Pfändbarkeit des Kapitulationshandgeldes. 
Gemäß 8 74 Ziff. 1 der Friedensbeſoldungsvorſchrift 
erhalten Mannſchaften, welche ſich verpflichten, nach 
Ableiſtung ihrer geſetzlichen Dienſtzeit weiter zu dienen 
und Frontdienſt zu leiſten, ein Kapitulationshandgeld 
und zwar 

a) Mannſchaſten der Fußkruppen, der fahrenden 
Artillerie und des Trains, die freiwillig ein drittes 
Jahr aktiv dienen, im Betrag von 50 M; 

b) Mannſchaften aller Waffen, welche ſich ſchon 
bei der erſten Kapitulation zu einer mindeſtens vier⸗ 
jährigen — ehemalige Einjährig⸗Freiwillige zu einer 
dreijährigen, Vierjährig⸗ Freiwillige der Kavallerie 
zu einer fünfjährigen — Geſamtdienſtzeit verpflichten, 
im Betrag von 100 M. 

Der Anſpruch auf das KHG. wird nach Ziff. 2 
a. a. O. erworben 

a) für die „unter Vorbehalt“ angenommenen Ka⸗ 
pitulanten, wenn der Zeitraum, auf den ſich der Vor⸗ 
behalt erſtreckte, abgelaufen und die Kapitulation eine 
endgültige geworden iſt. i 

Nicht endgültig gewordene Kapitulationen find 
für die Beurteilung der Zuſtändigkeit des Handgeldes 
ohne Bedeutung. 

b) in allen übrigen Fällen mit dem Zeitpunkt der 
Erfüllung der geſetzlichen aktiven Dienſtpflicht d. i. 
mit dem Tage der Reſerviſten⸗Entlaſſung. 

Die Bezeichnung „Handgeld“ ließe zunächſt dar⸗ 
auf ſchließen, daß es ſich — entſprechend der zivil⸗ 


rechtlichen „Draufgabe“ des § 336 ff. BGB. — um 


eine Geldſumme handelt, welche zum Zeichen des Ab⸗ 
ſchluſſes des öffentlich- rechtlichen Kapitulationsver⸗ 
trages dem Kapitulanten ausgehändigt wird. Allein 
ſchon die Höhe des zu gewährenden Betrages einer- 
ſeits, andrerſeits die verhältnismäßig ſehr geringe 
Kapitulantenlöhnung weiſen darauf hin, daß es ſich 
hier weniger um ein Draufgeld als vielmehr gleich⸗ 
zeitig um eine im voraus gewährte Entſchädigung 
für Dienſte handelt, welche der Betreffende über ſeine 
geſetzliche Dienſtpflicht hinaus dem Staate leiſten will. 
Von dieſem weiteren Geſichtspunkt der Entlohnung 
aus betrachtet zeigt das KHG. eine nahe Verwandt⸗ 
ſchaft mit der bei vollendeter 12jähriger Dienſtzeit 
gemäß $ 75 der FrBeſV. zuſtändigen Unteroffiziers⸗ 
Dienſtprämie. Beide Inſtitutionen ſtreben ja ohne⸗ 
dies demſelben Ziele entgegen: der Schaffung und 
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Sicherung eines tüchtigen Unteroffiziersſtandes, ohne 
welchen eine gedeihliche Ausbildung der Armee un⸗ 
möglich wäre. 

Es liegt nun auf der Hand, daß durch die Pfän⸗ 
dung der Dienſtprämie oder des KHG. ein dienſtlich 
ſehr brauchbarer Unteroffizier veranlaßt werden kann, 
von einer geplanten 12jährigen Dienſtzeit oder über⸗ 
haupt vom Abſchluß einer Kapitulation abzuſehen. 
Was die Dienſtprä mie betrifft, ſo wurde bereits 
im früheren MannſchaftsverſorgungsG. vom 22. Mai 
1893 ($ 18 Abſ. 3 — RGBl. S. 181) der Anſpruch 
hierauf grundſätzlich für unpfändbar erklärt und nur 
zugunſten der Unterhaltsforderung der Ehefrau und 
ehelichen Kinder des Schuldners — nach dem neuen 
MannſchVG. vom 31. Mai 1906 ($ 40 Abſ. 1 — RGBl. 
S. 604) auch zugunſten der unehelichen Kinder — eine 
Pfändung geſtattet. Anders das Kapitulations⸗ 
handgeld! 

Das Handgeld wird neben der im Friedens⸗ 
beſoldungsetat feſtgeſetzten Löhnung gewährt; es kann 
daher — wenn auch das Moment der Entlohnung 
nicht verkannt werden will — m. E. wohl nicht ſchlecht⸗ 
hin als „Löhnung“ oder als „Löhnungsbeſtandteil“ 
(wie etwa der Löhnungszuſchuß, die Zulagen ꝛc.) er⸗ 
achtet werden. Daß in 8 74 der FrBeſV. — „Ka⸗ 
pitulationshandgeld“ — beim Abſchnitt „Löhnung unter 
beſonderen Verhältniſſen“ aufgeführt iſt, vermag wohl 
hieran nichts zu ändern; § 75 a. a. O. „Dienſtprämie 
für Unteroffiziere“ befindet ſich gleichfalls unter dieſem 
Abſchnitt, wiewohl hier außer Zweifel ſteht, daß die 
Dienſtprämie nicht unter den Begriff der Löhnung 
fällt. Wenn aber das KHG. nicht Löhnungseigenſchaft 
beſitzt, ſo kann es wohl auch nicht unter den Begriff 
„Sold“ gemäß 8 850 Ziff. 5 ZPO. ſubſumiert werden. 
Es ſtünde demnach, von dieſem Geſichtspunkt aus be⸗ 
trachtet, einer Pfändung nichts im Wege. 

Zu prüfen wäre nur noch, ob nicht etwa durch 
eine ausdehnende Auslegung des $ 40 Abſ. 1 des 
MannſchVG. ein anderes Ergebnis erzielt werden 
könnte. | 

Abi. 1 Satz 1 a. a. O. befagt: „Die Verſorgungs⸗ 
gebührniſſe und der Anſpruch der Kapitulanten auf 
die in den Dienſtvorſchriften der Militärverwaltung 
ausgeſetzte Dienſtprämie ſind der Pfändung nicht 
unterworfen.“ 

Bei der oben dargelegten Weſensähnlichkeitzwiſchen 
dem KHG. und der Dienſtprämie wäre zunächſt der 
Gedanke nicht von der Hand zu weiſen, ob ſich nicht 
etwa das Handgeld, ohne hierbei dem Geſetze Gewalt 
anzutun, als Dienſtprämie im weiteren Sinne auf⸗ 
faſſen ließe. Dieſe Frage wird jedoch auf Grund 
nachſtehender Erwägungen zu verneinen ſein: 

1. Das Geſetz ſpricht ausdrücklich von einer „in 
den Dienſtvorſchriften der Militärverwaltung“ aus⸗ 
geſetzten Dienſtprämie. Es muß daher wohl an- 
genommen werden, daß der Geſetzgeber dieſem Aus⸗ 
druck keine andere Bedeutung beimeſſen wollte, als 
die, welche ihm nach der techniſchen Ausdrucksweiſe 
dieſer Dienſtvorſchriften zukommt. Wie bereits oben 
erwähnt, find in der FrBeſV. ſowohl für das KHG. 
wie für die Dienſtprämie geſonderte, von einander 
unabhängige Beſtimmungen getroffen worden; die 
Terminologie der Dienſtesvorſchriften gibt demnach 
keinerlei Handhabe für eine weitergehende Auslegung 
des Begriffes „Dienſtprämie“. 

2. Die Dienſtprämie — wenn ſie auch nicht als 
„Verſorgungsgebührnis“ im engſten Sinne aufzufaſſen 
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ift — verfolgt noch den beſonderen Zweck, dem Unter- 
offizier nach ſeiner Entlaſſung aus dem Heere eine 
Verſorgung zu gewähren oder ihm wenigſtens das 
Fortkommen im Zivilberuf zu erleichtern; daher auch 
in der Beſtimmung des Satz 2 des $ 40 Abſ. 1 a. a. O. 
das Beſtreben, ihm dieſen Geldbetrag möglichſt zu 
erhalten. Dieſe Zweckbeſtimmung mangelt jedoch dem 
KHG. vollſtändig; es können deshalb die Vorſchriften 
eines „Verſorgungsgeſetzes“ nicht ohne ausdrückliche 
Verlautbarung im Geſetzestext auf das Handgeld An⸗ 
wendung finden. 

Das Ergebnis der obigen Ausführungen wäre 
demnach: Unbeſchränkte Pfändbarkeit des 
Kapitulationshandgeldes. Ob dieſes Ergebnis 
auch vom Geſetzgeber beabſichtigt war, ſoll dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Jedenfalls iſt die Pfändung des 
KHG. — mag ſie auch wirtſchaftlich weniger folgen⸗ 
ſchwer ſein wie die Pfändung einer Dienſtprämie — 
durchaus nicht im Intereſſe des Militärdienſtes ge⸗ 
legen. Eine endgültige Regelung der bereits wieder⸗ 
holt praktiſch gewordenen Streitfrage in einer dem 
Militär günſtigen Sinne — ev. de lege ferenda — 
wäre daher vom dienſtlichen Standpunkt aus nur zu 
begrüßen. 

Intendantur⸗Aſſeſſor Dr. Jacquin in Nürnberg. 


Vollzug der Abtretung einer Sicherungshypothel 
im Grundbuch. Das Oberſte Landesgericht hat mit 
Beſchluß vom 31. Oktober 1908) erkannt, daß nur 
auf Bewilligung des bisherigen Gläubigers hin die 
Abtretung einer Sicherungshypothek im ganzen 
Betrag im Grundbuch vollzogen werden müſſe, wenn 
auch ein Teil der Forderung nach der Erklärung des 
Gläubigers ſchon getilgt ſei. Der Beſchluß geht mit 
Recht davon aus, daß nach § 1154 III mit 8 1185 I 
BGB. zur Abtretung einer Forderung, mit der eine 
Sicherungshypothek verbunden iſt, die Eintragung 
des Uebergangs der Forderung auf den neuen 
Gläubiger erforderlich iſt. Beſteht nun aber nur 
mehr eine Reſtforderung, ſo kunn nur dieſe übergehen, 
und es iſt doch zum mindeſten ſehr zweifelhaft, ob 
gleichwohl ins Grundbuch eingetragen werden kann, 
daß die ganze Forderung übergegangen ſei. Iſt es 
nicht ein Widerſpruch in ſich ſelbſt, wenn der ab⸗ 
tretende Gläubiger bewilligt und beantragt, daß ein⸗ 
getragen werde: Die ganze Forderung und nicht nur 
der abgetretene Teilbetrag iſt an N. abgetreten? 

Nun ſtellt ſich das Oberſte Landesgericht auf den 
Standpunkt: Die Eigentümergrundſchuld wird von 
der beantragten Eintragung nicht betroffen; betroffen 
wird nur das Recht des bisherigen Gläubigers; deſſen 
Bewilligung genügt daher nach § 19 GBO. 

Für die Regel kann und muß ſich das Grund⸗ 
buchamt an der Erklärung eines eingetragenen Be⸗ 
rechtigten genügen laſſen,“) denn für dieſen ſpricht ja 
die Vermutung des 8 891 BGB. Inſofern aber 
dieſe Vermutung widerlegt iſt, wird auch für den 
Grundbuchrichter die Frage nach dem wirklich Be⸗ 
rechtigten auftauchen. Erklärt der eingetragene Be⸗ 
rechtigte ſelbſt, daß ihm das Recht nicht oder nicht 
mehr ganz zuſtehe, ſo iſt jene Vermutung inſoweit 
beſeitigt.) So lang dem eingetragenen Gläubiger 


1 Siehe Nr. 4 dieſes Jahrg. der Seiten S. 94. 
2) Vgl. Fuchs⸗Arnheim II 223 zu § 19 BGB. 
) Vgl. Meikel, GBO. S. 169 Anm. 9 c p. 
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die Sehen des § 891 BGB. zur Seite ſteht, 
wird ſein Recht von der Abtretung betroffen; iſt die 
Vermutung für einen Teilbetrag durch eigene glaub⸗ 
hafte Erklärung des Gläubigers entkräftet, ſo wird 
ſein Recht inſoweit von der Eintragung nicht mehr 
betroffen und ſeine Eintragungsbewilligung iſt in⸗ 
ſoweit ohne Bedeutung. Ob das Recht eines Dritten, 
hier des Eigentümers, von der Eintragung betroffen 
wird, ſoll nun weiter unterſucht werden. 

Nach dem reinen Wortſinn müßte ein Recht von 
jeder Eintragung „betroffen“ werden“), welche ſich auf 
das Recht in irgend einer Weiſe bezieht. Daß dieſe 
Auslegung dem Geſetze aber nicht entſpricht, bedarf 
keiner Erörterung. Es muß eine einſchränkende Aus⸗ 
legung geſucht werden. Die Vorſchriften des bürger⸗ 
lichen Rechts über Rechtsänderungen im Bereich des 
Grundſtücksrechts (88 873 ff. BGB.) würden an ſich den 
Grundbuchämtern eine Prüfung nach der materiellen 
Seite, insbeſondere hinſichtlich der Einigung, ganz 
allgemein aufbürden. $ 19 GBO. ſchafft zwar eine 
Erleichterung und vermindert die aus den allgemeinen 
Grundſätzen fließenden formellen Erforderniſſe er⸗ 
heblich, ſoll aber doch jene Grundſätze im übrigen 
nicht aufheben und immerhin noch möglichſte Wahr⸗ 
heit des Grundbuchs gewährleiſten: daher wird man 
einer Auslegung zuneigen müſſen, welche tunlichſte 
formelle Annäherung an das materielle Konſensprinzip 
geſtattet und den Anforderungen der Wahrheit Genüge 
leiſtet. Die Grundbuchordnung weiſt nun ſelbſt auf 
dieſe ſtrengere Auslegung hin, indem ſie in 88 13, 55 
den Kreis der Intereſſenten in zwei Gruppen teilt: 
es ſind zu unterſcheiden diejenigen, deren Recht von 
der Eintragung betroffen (8 55 „getroffen“ wird, 
und diejenigen, zu deren Gunſten die Eintragung 
erfolgen ſoll. Im Sinne dieſer Vorſchriften wird 
ein Recht alſo ſtets dann von der Eintragung betroffen, 
wenn dieſe nur nicht zu ſeinen Gunſten erfolgt, 
m. a. Worten: nicht bloß in Fällen, wo die Eintragung 
zu „Ungunſten“ eines Rechts erfolgt), ſondern auch 
in allen Fällen, in denen eine Eintragung weder zu⸗ 
gunſten noch zu Ungunſten iſt, oder beides iſt, oder 
doch in dieſen Beziehungen zu Zweifeln Anlaß gibt. 
Hiernach iſt anzunehmen, daß das Recht des Eigen⸗ 
tümers (Grundſchuld) von der Eintragung der Ab⸗ 
tretung betroffen wird: denn die fragliche Hypothek⸗ 
ſtelle begreift die Grundſchuld in ſich und um eine 
Eintragung nur zugunsten des Eigentümers handelt 
es ſich natürlich nicht. 

Will man ſich indes der hier vertretenen Auf⸗ 
faſſung vom Geltungsbereich des 8 19 GBO. nicht 
anſchließen und daran feſthalten, daß nur derjenige 
einzuwilligen hat, deſſen Rechtsſtellung eine Aenderung 
zu ſeinen Ungunſten erleidet, ſo wird ſelbſt von 
dieſem Standpunkt aus nicht ohne weiteres geſagt 
werden können, daß die Grundſchuld des Eigentümers 
nicht von der Abtretung betroffen werde. Allerdings 
braucht der Eigentümer die Gefahr des öffentlichen 
Glaubens des Grundbuchs nicht zu fürchten, wenn 
eine Sicherungshypothek in Frage ſteht, 88 1185 mit 


eb auch den ſynonymen Ausdruck „berührt“ 
in 8 

5) ee Meinung im Anſchluß an Mot. z 
BGB. III 158 (,leidender Teil“) Achilles⸗Strecker, G88. 
au 8 19; Fuchs⸗Arnheim II 219; dann die Rechtſprechung 
des OLG. Dresden und des Kammergerichts ae 
rung zu Ungunſten“) zit. bei Meikel, GHO. 167. 
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1138, 1157 BGB. (bei einer „gewöhnlichen“ Hypothek 
liegt die Sache ſchon ganz anders). Gleichwohl wird 
das Recht des Eigentümers in anderer Weiſe verletzt: 
eine Hypothekſtelle, an der er einen Anteil hat, wird 
auf einen Dritten umgeſchrieben, daß Recht des Eigen⸗ 
tümers wird formell in Abrede geſtellt, die bisherige, 
durch natürlichen Verlauf entſtandene Unrichtigkeit des 
Grundbuchs wird abgelöſt durch eine künſtlich ge⸗ 
ſchaffene neue Unrichtigkeit. Bedeutet die formelle Ver⸗ 
neinung des Eigentümerrechts nicht eine Verletzung 
dieſes Rechts? Mindeſtens inſoferne, als der Eigentümer 
doch das Recht hat zu verlangen, daß die getilgte 
Teilhypothek auf ihn umgeſchrieben werde? In der 
Umſchreibung auf einen Dritten, offenbar Unberech⸗ 
tigten, liegt ein Eingriff ins Recht des Eigentümers 
und der neue Gläubiger unterliegt denn auch ohne 
weiteres dem Berichtigungsanſpruch. 
Amtsrichter Fiſcher in Neuſtadt a. H. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Kein Schadenserſatzanſpruch gegen deu Arbeitgeber, 
der die im Gewu ers. vorgeſchriebene Unfallanzeige 
bei der Ortspolizeibehörde nicht erſtattet hat, wenn der 
Verunglückte die rechtzeitige Anmeldung ſeines Ent⸗ 
Ihäbigungöanfpeud bei der Berufsgeuoſſenſchaft unter- 
ließ. Der Kläger, der bei der Beklagten von 1892 
bis 1905 in Stellung war, erlitt 1898 in ihrem Be⸗ 
trieb einen Unfall, den fie der Vorſchrift im § 51 des 
GemwüRerfd. vom 6. Juli 1884 zuwider der Orts⸗ 
polizeibehörde nicht anzeigte, obwohl er zu ihrer 
Kenntnis gebracht worden war. Die Folge dieſes 
Unfalls iſt nach der Behauptung des Klägers ein 
Nervenleiden, das ihn völlig erwerbsunfähig macht; 
er iſt der Anſicht, daß er, wenn die Beklagte ihrer 
Anzeigepflicht nachgekommen wäre, von der Fuhr⸗ 
werksberufsgenoſſenſchaft eine Jahresrente erhalten 
haben würde; durch die Unterlaſſung der Anzeige ſei 
er des Anſpruchs darauf verluſtig gegangen. Er 
fordert deswegen von der Beklagten Schadenserſatz. 
Die Reviſion gegen das abweiſende Urteil des OLG. 
blieb ohne Erfolg. 

Gründe: Unrichtig iſt die Anſicht des Klägers, 
daß, wenn die Beklagte gemäß § 51 Gew Verſc. a. F. 
die Anzeige bewirkt hätte, ihm dadurch, daß die 
Berufsgenoſſenſchaft die Angelegenheit „von Amts 
wegen bearbeitet“ hätte, der Anſpruch auf Rente er⸗ 
halten geblieben wäre, auch wenn ſich die Folgen 
des Unfalls noch ſo ſpät eingeſtellt hätten. Sie beruht 
augenſcheinlich auf der von der Berufsgenoſſenſchaft 
dem LG. auf Anfrage erteilten Auskunft, daß, wenn 
der Unfall von der Beklagten rechtzeitig angezeigt 
worden wäre, die Unfallſache von ihr „wahrſcheinlich“ 
von Amts wegen bearbeitet worden wäre, eine Aus⸗ 
kunft, die N in der Annahme erteilt worden iſt, 
daß die die Erwerbsunfähigkeit auf längere Zeit herbei⸗ 
lich bee Folgen des Unfalls bereits kurz nach ihm 
ich bemerkbar gemacht haben. Allein nur in dem 
Falle, daß jene „Bearbeitung“ zur Feſtſtellung einer 
Entſchädigung von Amts wegen geführt hätte — 
worunter im Sinne der 88 59 a. F., 72 n. F. auch 
die Ablehnung einer ſolchen zu verſtehen iſt (vgl. 
amtl. Nachrichten des RBA. 1901 S. 172 Nr. 1833, 
Rekursentſch. des erweiterten Senats vom 15. De⸗ 
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zember 1900), — würde es einer Anmeldung des 
Entſchädigungsanſpruchs durch den Kläger bei der 
Berufsgenoſſenſchaft nicht bedurft haben, um den Ein⸗ 
wand des Friſtablaufs nach 8 59 a. F., 72 n. F. 
Abs. 1 auszuſchließen. Nun ift aber der Kläger 
infolge des Unfalls nur in der Zeit vom 9. bis 21. 
September 1898 krank und erwerbsunfähig geweſen; 
erſt im Jahre 1905 haben ſich wieder Folgen des Un⸗ 
falls gezeigt, die zur Erwerbsunfähigkeit geführt 
haben; er hat auch jedenfalls während dieſer Zeit 
einen Entſchädigungsanſpruch nicht geltend gemacht. 
Eine Anzeige des Unfalls durch die Beklagte bei der 
Ortspolizeibehörde würde daher weder zur Feſtſtellung 
einer Entſchädigung, noch, wenn ſolche vom Kläger 
überhaupt geltend gemacht worden wäre, zu einer 
Ablehnung durch die Berufsgenoſſenſchaft geführt 
haben; dieſe würde vielmehr, wenn ſie ſich haben ein 
Verfahren eingeleitet hätte, dieſes auf ſich haben be⸗ 
ruhen laſſen, weil bei der kurzen Dauer der Erwerbs⸗ 
unfähigkeit eine von ihr zu gewährende Entſchädi⸗ 
gung nicht in Frage kam (8 53 a. F., Woedtke 
Gewlßerfd. 5. Aufl. zu 8 72 Anm. 1 sub b). Der 
Kläger wäre mithin auch in dieſem Fall verpflichtet 
geweſen, den ei be e wenn ſich inner⸗ 
halb zweier Jahre ſeit dem Unfall ſeine Erwerbs⸗ 
fähigkeit beſchränkende Folgen bemerkbar gemacht 
hätten, innerhalb dieſer Friſt (S 59 a. F. Abſ. 1) und 
wenn jenes erſt nach Ablauf dieſer Friſt geſchah, 
innerhalb angemeſſener Friſt oder innerhalb drei 
Monaten (SS 59 a. F. bzw. 72 n. F. Abſ. 2) bei der 
Berufsgenoſſenſchaft anzumelden. So hat denn auch 
das RWA. in der obenerwähnten Rekursentſcheidung 
ausgeſprochen, daß, wenn eine Beruſsgenoſſenſchaft 
das Feſtſtellungsverfahren von Amts wegen eingeleitet, 
aber nicht durch förmlichen Beſcheid zum Abſchluß 
gebracht hat, ſie nicht gehindert iſt, den Einwand 
des Friſtablaufs nach 8 59 Abſ. 1 a. F., 8 72 
Abſ. 1 n. F. mit Erfolg zu erheben, und es hat dabei 
noch darauf hingewieſen, daß erſt recht nicht die bloße 
Erſtattung der Unfallanzeige gemäß § 51 a. F., $ 63 
n. F. genüge, um die Berufsgenoſſenſchaft der Ver⸗ 
jährungseinrede zu berauben, und daß bei gegenteiliger 
Auffaſſung für alle gemeldeten Unfälle die Vorſchriften 
über die Ausſchließung des Anfpruchs bei nicht recht⸗ 
zeitiger Anmeldung des letzteren durch den Entſchädi⸗ 
gungsberechtigten ſelbſt bedeutungslos ſein würden. 
Es hat auch das RA. in der Rekursentſcheidung 
vom 30. September 1889 (Handbuch der UVerſ. 2. Aufl. 
zu $ 59 Nr. 3) ausgeſprochen: „Die Anzeigen eines 
Unfalls gemäß S 51 find zu unterſcheiden von den 
Anmeldungen eines Entſchädigungsanſpruchs gemäß 
§ 59 Abſ. 1; jene Anzeigen wahren den An- 
ſpruch nicht“ und weiter in einer Rekursentſcheidung 
vom 25. Januar 1893 — amtl. Nachr. 1893 Nr. 1230 
a. E. S. 178 oben —, daß die ſörmliche Unfallanzeige 
gemäß § 51 den Verletzten von der ihm nach 8 59 
Abſ. 1 obliegenden Verpflichtung nicht entbinde, feinen 
Entſchädigungsanſpruch an der zuſtändigen Stelle an⸗ 
zumelden, wenn die Entſchädigung nicht von Amts 
wegen feitgefebt worden ſei. Und zwar find dieſe 
Entſcheidungen zu einer Zeit ergangen, wo die Anſicht 
des RWA. noch eine andere war, als die in der vor⸗ 
erwähnten Entſcheidung vom 15. Dezember 1900 zum 
Ausdruck gelangte, wo die Anſicht vielmehr — wie 
in dieſer Entſcheidung dargelegt iſt — noch dahin 
ging, daß ſchon die von Amts wegen erfolgte Ein⸗ 
leitung eines nicht zu Ende geführten Feſtſtellungs⸗ 
verfahrens die ſpätere Geltendmachung der Verjährung 
des Entſchädigungsanſpruchs hindere. Hiernach war 
der Kläger unter allen Umſtänden verpflichtet, ſeinen 
Entſchädigungsanſpruch bei der Berufsgenoſſenſchaft 
gemäß $ 59 a. F. Abſ. 2, 8 72 n. F. Abſ. 2 recht⸗ 
zeitig anzumelden, und zwar auch dann, wenn die 
Beklagte den Unfall gemäß § 51 a. F. bei der Orts- 
polizeibehörde angezeigt hätte. In dem Falle der 
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mehrerwähnten Rekursentſcheidung vom 15. Dezember 
1900 hatte der Unternehmer dieſe Anzeige erſtattet, 
gleichwohl wurde infolge Nichtanmeldung des Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruchs durch den Verletzten binnen zwei 
Jahren ſeit dem Unfall Verjährung des Anſpruchs 
angenommen, weil die Berufsgenoſſenſchaft ein Feſt⸗ 
ſtellungsverfahren zwar eingeleitet, eine Feſtſtellung 
aber nicht getroffen hatte. Unter der letzteren Voraus⸗ 
ſetzung iſt die dem Unternehmer obliegende Anzeige 
bei der Polizeibehörde ohne jede Bedeutung für die 
Aufrechterhaltung des Entſchädigungsanſpruchs; ſie 
iſt es aber unter allen Umſtänden in dem hier 
vorliegenden Fall, wo eine einen Entſchädigungs⸗ 
anſpruch begründende Folge des Unfalls erſt nach 
Ablauf der im Abſ. 1 geſetzten Friſt ſich bemerkbar 
gemacht hat. Nicht die Unterlaſſung der der Beklagten 
obliegenden Anzeige des Unſalls bei der Ortspolizei⸗ 
behörde, ſondern einzig und allein die Unterlaſſung 
der dem Kläger obliegenden Anmeldung des Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruchs bei der Berufsgenoſſenſchaft nach 
Abſ. 2 hat den behaupteten Verluſt des Entſchädigungs⸗ 
anſpruchs herbeigeführt (vgl. auch Roſin, Das Recht 
der Arbeiterverſicherung, I S. 744 bei und in Anm. 26). 
(Urt. des VI. 85. vom 4. Januar 1909, VI 617/09). 
. 1637 
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II. 


Boykottierung einer Wirtſchaft als unerlaubte 
andlung? Die Kläger H. und J. betreiben in M. 
chankwirtſchaften, zu den Wirtſchaften gehören auch 

größere Säle; die Perſonen, die in den Wirtſchaften 
zu verkehren pflegten, gehörten überwiegend der Ar⸗ 
beiterbevölkerung an. Als nach der Auflöſung des 
Reichstags im Winter 1906/7 zur Vorbereitung der 
Neuwahlen Verſammlungen veranſtaltet wurden, trat 
der ſozialdemokratiſche Verein M. an die Kläger mit 
dem Verlangen heran, ihre Säle der ſozialdemokratiſchen 
Partei zur Abhaltung von Wahlverſammlungen zu 
überlaſſen, er iſt aber mit keinem der Kläger zu einer 
Einigung gelangt. Infolgedeſſen erließ der Verein in 
der „M.er Volkszeitung“ eine Bekanntmachung folgen⸗ 
den Inhalts: „Der Sozialdemokratiſche Verein M. 
hat beſchloſſen, die Lokale des Herrn H., ſowie das 
Lokal J. zu boykottieren, weil dieſe Lokalitäten den 
anderen Parteien zu Verſammlungen überlaſſen werden, 
der ſozialdemokratiſchen Partei dagegen nicht.“ Dieſe 
Kundgebung hat den Klägern Anlaß gegeben zu einer 
Klage gegen den ſozialdemokratiſchen Verein M. Die 
Reviſion gegen das die Klage abweiſende Urteil des 
OLG. blieb erfolglos. ö 


Aus den Gründen: Mit Recht iſt das OLG. 
davon ausgegangen, daß der die Unterlage der Klage 
bildende Beſchluß des Vereins nicht ſchon deshalb 
eine unerlaubte Handlung iſt, weil er für die Kläger 
einen Nachteil durch Schmälerung der Einnahmen 
aus ihrem Gewerbebetriebe zur Folge gehabt hat, 
und der Vorſtand des Vereins ſich bewußt geweſen 
iſt, daß ſein Vorgehen dieſe Wirkung haben werde. 
Die Kläger ſind dadurch nicht an dem Betrieb ihres 
Gewerbes gehindert worden, der Verein hat vielmehr 
nur auf eine Anzahl von Perſonen, die ſonſt wahr⸗ 
ſcheinlich die Wirtſchaften der Kläger beſucht haben 
würden, in dem Sinne eingewirkt, daß ſie zunächſt in 
den Wirtſchaften nicht verkehren. Da die Kläger auf 
die Kundſchaft dieſer Perſonen keinerlei Recht haben, 
enthält jene Einwirkung keinen ſchon an ſich rechts⸗ 
widrigen Eingriff in ein geſchütztes Rechtsgut der 
Kläger. Ohne Rechtsirrtum hat die Vorinſtanz ferner 
angenommen, daß die von dem Verein ergriffene Maß⸗ 
regel nach den beſonderen Umſtänden des Falles, 
insbeſondere nach dem Zwecke, der damit verfolgt, und 
nach der Art, wie ſie ins Werk geſetzt wurde, auch 
nicht als eine gegen die guten Sitten verſtoßende 
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Handlung anzuſehen ſei. Wie das OLG. feſtſtellt, iſt 
der Vereinsbeſchluß nicht in der Abſicht gefaßt und 
veröffentlicht worden, um nachträglich für die Ver⸗ 
weigerung der Säle Rache zu üben, es iſt dabei viel⸗ 
mehr beabſichtigt worden, die Kläger zu veranlaſſen, 
in Zukunft ihre Säle dem Vereine und der ſozial⸗ 
demokratiſchen Partei zur Abhaltung von Verſamm⸗ 
lungen, insbeſondere von ſolchen, die aus Anlaß 
bevorſtehender politiſcher Wahlen einberufen würden, 
nicht vorzuenthalten. Das Beſtreben des Vereins, 
ſich und der Partei, deren Sache er zu der ſeinigen 
gemacht hat, Säle zur Abhaltung von Verſammlungen 
zu ſichern, war durchaus berechtigt, und er hatte ein 
großes Intereſſe daran, daß dies erreicht werde. Es 
ſei in dieſer Richtung darauf hingewieſen, daß der 
Geſetzgeber die Wichtigkeit von Verſammlungen zur 
Vorbereitung politiſcher Wahlen durch beſondere Be⸗ 
ſtimmungen anerkannt und berückſichtigt hat, in denen 
er das Recht zu deren Abhaltung gewährleiſtet und 
dieſe erleichtert. Auch der Weg, auf dem der Verein 
den von ihm angeſtrebten Erfolg zu erreichen ſuchte, 
war nicht ſittenwidrig. Der von ihm gefaßte und 
veröffentlichte Beſchluß enthielt der Sache nach eine 
an die Mitglieder des Vereins gerichtete Aufforderung 
zu einem Verhalten, das für jedes Mitglied rechtlich 
durchaus erlaubt war und auch vom Standpunkt der 
guten Sitte nicht beanſtandet werden konnte. Daß 
der Beſchluß und ſeine Veröffentlichung darauf be⸗ 
rechnet waren, die Kläger zu einer Aenderung ihres 
Verhaltens zu beſtimmen, auf ihre Entſchließung einen 
Druck auszuüben, reicht für ſich allein nicht aus, dem 
Vorgehen des beklagten Vereins den Charakter einer 
unerlaubten Handlung zu geben; was aber die Art 
anlangt, wie diefe Beeinfluſſung der Kläger verſucht 
wurde, ſo kann es unter den gegebenen Verhältniſſen 
nicht als gegen das Anſtands⸗ und Rechtsgefühl billig 
denkender Menſchen verſtoßend angeſehen werden, 
wenn die Kläger vor die Wahl geſtellt wurden, die 
Benutzung der Säle der ſozialdemokratiſchen Partei 
zu geſtatten, oder auf die Kundſchaft der Mitglieder 
des Vereins und ihrer Geſinnungsgenoſſen zu ver⸗ 
zichten. Aus der Veröffentlichung des Beſchluſſes 
erhellt an ſich nur, daß diefer den Vereinsmitgliedern 
zur Kenntnisnahme und Beachtung mitgeteilt wurde, 
die erlaſſene Bekanntmachung enthält keinerlei Auf⸗ 
forderung an nicht zu dem Verein gehörige Per- 
ſonen, ſich der Boykottierung der Wirtſchaften der 
Kläger anzuſchließen. Die Vorinſtanz ſieht A 
als wahrſcheinlich an, daß die Veröffentlichung in 
dieſem Sinne habe wirken ſollen; allein auch wenn 
man dies unterſtellt, fällt dieſe Maßnahme nicht 
außerhalb des Rahmens derjenigen Kampfmittel, 
deren ſich der beklagte Verein erlaubterweiſe in dem 
Widerſtreite bedienen durſte, der ſich zwiſchen den 
Intereſſen der Kläger einerſeits und denjenigen des 
Vereins und der von ihm vertretenen Partei anderer⸗ 
ſeits ergeben hatte. Das LG. hat angenommen, 
die Rechtſprechung des Reichsgerichts gehe dahin, der 
Boykott ſei ausſchließlich in dem Lohn⸗ und Klaſſen⸗ 
kampf zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ſtatt⸗ 
haft. Das iſt, wie die Vorinſtanz zutreffend dargelegt 
hat, unbegründet, es liegt auch zu ſolcher Beſchränkung 
kein zureichender Grund vor, es muß nur im Auge 
behalten werden, daß die Anwendung eines an ſich 
erlaubten Kampfmittels ſich als unſittlich und daher 
rechtswidrig darſtellen kann, wenn der Nachteil, der 
dabei dem Gegner zugefügt wird, im Verhältnis zu 
den Intereſſen, zu deren Wahrung der Kampf geführt 
wird, übermäßig ſchwer iſt. Indes auch nach dieſer 
Richtung liegen hier keine Bedenken vor. Es handelte 
ſich, wie oben dargelegt worden, um bedeutſame 
Intereſſen des beklagten Vereins und ſeiner Partie 
und andererſeits, wie das nn aus⸗ 
drücklich feſtgeſtellt hat, um eine Maßregel, die von 
vornherein nur als eine vorübergehende gemeint und 
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auch nicht geeignet war, die gewerbliche Exiſtenz 
der Kläger zu gefährden, da deren Kundenkreis zahl⸗ 
reiche Perſonen umfaßte, die keineswegs gewillt waren, 
die ſozialdemokratiſche Partei durch Meidung der 
Wirtſchaften der Kläger zu unterſtützen. (Urt. des 
VI. 8S. vom 23. Dezember 1908, VI 28/08). 
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III. 


Begriff des PE Ermeſſens“ i. S. des § 287 ZPD. 
Berückſichtigung von Umſtänden, die nicht Gegenſtand 
der Verhandlung waren. 

Ausden Gründen: Die Entſcheidung des OLG. 
iſt durch das freie Ermeſſen gedeckt, das die Beſtimmung 
des 8 287 ZPO. dem Gerichte bei der Abſchätzung eines 
Schadens oder eines zu erſetzenden Intereſſes einräumt. 
Dieſes freie Ermeſſen des § 287 ZPO. greift hinaus 
über die freie Ueberzeugung des Gerichts, ob eine tat⸗ 
ſächliche Behauptung für wahr oder für nicht wahr 
zu erachten ſei; es enthebt einerſeits die Parteien einer 
genauen Angabe von Tatſachen, die einen zwingenden 
Schluß auf den behaupteten Schaden zulaſſen, ander⸗ 
ſeits das Gericht der Notwendigkeit, ſeine Ueberzeugung 
allein auf den Inhalt der Verhandlungen, das von 
den Parteien vorgebrachte Material und die darüber 
ſtattgehabte oder beantragte Beweisaufnahme zu grün⸗ 
den. Das Gericht kann vielmehr nach 5287 BPO. feine 
Ueberzeugung auch auf ſolche Umſtände ſtützen, die ihm 
ſonſt bekannt geworden ſind, ohne daß es einer Ver⸗ 
handlung darüber und einer etwaigen Befr. ragung der 
Parteien nach 8 139 ZPO. bedarf. Deshalb verfagt 
der Angriff der Reviſion, daß die Annahme des Be⸗ 
rufungsgerichts, der Kläger würde mit Vollendung des 
67. Lebensjahres ſein Gut und Geſchäft einem Sohne 
übertragen haben, in den Prozeßverhandlungen keine 
Unterlage finde. Wenn ſich das Berufungsgericht nach 
ſeiner Kenntnis der Uebungen und Gewohnheiten in 
der Landbevölkerung der Gegend des Wohnſitzes des 
Klägers den Schluß zutraut, daß dieſer von einem be⸗ 
ſtimmten Alter an von ſeiner Erwerbsfähigkeit keinen 
Gebrauch mehr gemacht haben würde dann iſt ihm 
von da ab auch ein Schaden infolge Minderung der 
Erwerbsfähigkeit nicht mehr entſtanden, und die Ent⸗ 
ſcheidung des Os. hinſichtlich der Altersgrenze für 
die dem Kläger zugeſprochene Rente begegnet weder 


prozeſſualen noch materiellrechtlichen Bedenken. (Urt. 
des VI. 35. vom 21. Januar 1909, VI 74/08). 
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IV. 


Haftung einer Gemeinde für den Zuſtand einer dem 
öffentlichen Verkehr übergebenen aber noch nicht aus⸗ 
gebanten Straße. Aus den Gründen: Die An- 
nahme des OLG., daß die beklagte Gemeinde für den 
durch den ſchlechten Zuſtand der E. ſtraße entſtandenen 
Schaden aufkommen müſſe, obwohl die Straße zur 
Zeit des Unfalls noch nicht fertig und ausgebaut war, 
ſofern ſie nur tatſächlich die Straße dem öffentlichen 
Verkehre übergeben hatte, iſt nicht zu beanſtanden 
und entſpricht den in der Entſch. des Senats vom 
4. Februar 1901 (RG. 3. Bd. 48 S. 297) entwickelten 
Grundſätzen. Eines der weſentlichſten Merkmale, aus 
denen die Herſtellung der Oeffentlichkeit der Straße 
zu entnehmen iſt, iſt der Zuſammenhang ihrer An⸗ 
bauten. Wenn nach den Feſtſtellungen des OLG. die 
unmittelbar an das Straßennetz der Stadt T. ans 
ſtoßende E. ſtraße zur Zeit des Unfalls ſchon mit 36 
Wohnhäuſern beſtanden war, und dieſe Häuſer auch 
bezogen worden waren, ſo war die Straße unter Zu⸗ 
ſtimmung der Beklagten, die die Erlaubnis zur Er⸗ 
richtung und Bewohnung der Häuſer erteilt hatte, in 
den allgemeinen und öffentlichen Verkehr eingetreten. 
Damit war für die Beklagte aber auch die Verpflichtung 
erwachſen, für die Gefahrloſigkeit des Verkehrs Sorge 


zu tragen. Es darf zugegeben werden, daß das Maß 
der Sorgfalt verſchieden ſein wird, die auf eine fertige 
und die auf eine zwar dem Verkehr bereits freigegebene, 
aber doch noch im Ausbau begriffene Straße zu ver⸗ 
wenden iſt, und daß jedermann, der eine ſolche Straße 
beſucht, mit ihrem proviſoriſchen Zuſtande rechnen und 
ſein Verhalten danach einrichten muß. Jeder Für⸗ 
ſorge kann ſich aber die Gemeinde, der die Straße 
gehört, nicht entſchlagen, da ſie den Anbau von Wohn⸗ 
häuſern an dem unfertigen Straßenzuge genehmigt 
und die Benützung der vollendeten Gebäude zu Wohn⸗ 
zwecken zugelaſſen hat; ſie muß jedenfalls dafür ſorgen, 
daß bei gehöriger Vorſicht die Straße ohne Gefahr 
für den Verkehrszweck benutzt werden kann. Hier 
waren ſowohl der Fahrdamm wie der Bürgerſteig 
in einem ſchlimmen und die Sicherheit des Verkehrs 
„ Zuſtande; jede Fürſorge für die Straße 
und ihren Verkehr war unterblieben und auf den 
Zeitpunkt des endgültigen Ausbaues verſchoben worden. 
(Urt. des VI. 8S5. vom 25. Januar 1909, VI 78/08). 
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B. Strafſachen. 
I. 


1. Wirkung der Unterlaſſung des Vermerks des 
Auftellungstage 215 dem zugeſtellten Brieſumſchlag? 
G 37 StPO., § 212 350.) 

2. Darf der Vorſitzende aus ſeiner eigenen Er⸗ 
innerung dem Angeklagten Vorhalte machen? 

Aus den Gründen: 1. Die Behauptung, daß 
das Urteil nicht zugeſtellt ſei, iſt nicht richtig. Nach 
vorliegender rechtsförmlicher Zuſtellungsurkunde iſt 
die Zuſtellung an den aut e i ermächtigten 
Verteidiger gemäß § 183 Abſ. 2 ZPO. am ... erfolgt. 
Daß der Verteidiger davon umgehend perſönlich Kenntnis 
erhalten hat, hat er ſelbſt durch die alsbaldige Ein⸗ 
reichung der Reviſionsanträge und die damit verbundene 
Vorlegung des zur e verwendeten Briefum⸗ 
ſchlages bewieſen. Wenn auf dieſem im Widerſpruche 
mit dem Inhalt der Zuſtellungsurkunde und in Ver⸗ 
letzung der Vorſchrift des 8 212 ZPO. der Tag der 
Zuſtellung nicht vermerkt worden iſt, ſo kann das 
die Rechtswirkſamkeit der Zuſtellung nicht N 
tigen. Der Vermerk hat, wie die nach § 190 Abſ. 3 
ZPO. zu übergebende Abſchrift der Zuſtellungsurkunde, 
nur den Zweck, dem Zuſtellungs empfänger 
den Beweis des Zuſtellungstages zu ermöglichen; eine 
für die Gültigkeit der Zuſtellung weſentliche Förm⸗ 
u bildet er nicht. 

Es iſt nicht zu beanſtanden, daß der Vorſitzende 
aus int eigenen Erinnerung dem Angeklagten Vor⸗ 
halte gemacht hat, da er hierzu kraft des ihm mit der 
Vernehmung des N 1 Fragerechts 
1550 war (vgl. E. 23, 58; R. 7, 212), und durch 
§ 260 StPO. war es dem den kn Ermeſſen 
des Gerichte anheimgegeben, aus dem Verhalten des 
Angeklagten gegenüber den Vorhalten Schlüſſe zu 
ziehen. (Urt. des I. StS. vom 7. Jan. 1909, I 9 08). 
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II. 


Zum Begriffe der Notwehr (S 53 StGB.). Der 
Angeklagte wollte ſich an H. rächen. Er reizte den H. 
durch Schimpfworte und durch Vertreten des Weges 
dazu, ihn anzupacken und zu Boden zu werfen; bei 
dieſer Gelegenheit hat er mit ſeinem heimlich bereit⸗ 
gehaltenen Ta e den H. geſtochen. Die Straf⸗ 
kammer hat den Einwand der Notwehr abgelehnt, 
weil ein de Angriff des H. nicht vorliege. 
Dieſe Begründung iſt in der Reviſionsinſtanz bean⸗ 
ſtandet, die Verneinung der Notwehr aber aus einem 
anderen Grunde für gerechtfertigt erklärt worden. 

Aus den Gründen: Es iſt zuzugeben, daß die 
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Gründe die Annahme eines rechtswidrigen Angriffs 
zu Unrecht ablehnen; die Schimpfworte des Ange⸗ 
klagten und ſein Bahnvertreten gaben dem H. kein 
Recht, gegen den Angeklagten tätlich vorzugehen. an 
die Entſcheidung ift gleichwohl haltbar. Nach S 5 

Abſ. 2 StGB. ift Notwehr nur eine einen, 
welche erforderlich iſt, um einen gegenwärtigen rechts⸗ 
widrigen Angriff von ſich oder einem anderen abzu⸗ 
wehren. Deshalb fällt die Abſicht oder Zweckvorſtellung 
der Verteidigung entſcheidend in die Wagſchale. Beim 
Vorhandenſein einer ſolchen Abſicht iſt der entferntere 
Beweggrund oder eine begleitende Nebenabſicht be⸗ 
langlos. Die wirkliche Notwehr wird mithin dadurch 
nicht zu einer ſtrafbaren Handlung, daß der Täter 
gleichzeitig neben dem Rechte der Verteidigung 
etwa Wiedervergeltung üben will. Anderſeits liegt 
Notwehr nicht vor, wenn er es von vornherein nicht 
auf Verteidigung, ſondern nur auf einen eigenen rechts⸗ 
widrigen Angriff abgeſehen hat, nur zum Schein, um 
ſeinen Gegner ungeſtraft verletzen zu können, einen 
äußerlich die Merkmale echter Notwehr erfüllenden 
Zuſtand e und auch nach Erreichung ſeines 
Zweckes, d. h. gegenüber dem tatſächlich erhobenen 
rechtswidrigen Angriff, ſeine Willensrichtung nicht 
ändert, nicht etwa eine wirkliche ernſthafte Verteidigung 
ins Auge faßt, ſondern nach wie vor einen rechts⸗ 
widrigen Angriff auf den Gegner ausführen will. So 
verhält ſich die Sache hier. Denn die Gründe legen 
dem Angeklagten deutlich zur Laſt, er habe an H. 
„ſich rächen“, ihm „hinterliſtig die fraglichen Meſſer⸗ 
ſtiche beibringen“ wollen, und ſagen nichts von einer 
Sinnesänderung des Angeklagten, als er von H. an⸗ 
gegriffen wurde. (Urt. des I. ZS. vom 9. November 
08, I 926/08 B. 
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III. 


Iſt der Bevollmächtigte, der auftragswidrig Geld 
des Vollmachtgebers für ſich verbraucht, unter allen 
Umſtänden der Unterſchlagung und der Untreue ſchuldig? 
(8 246, 8266 Abſ. 1 Nr. 2 StGB). Aus den Gründen: 
gum Tatbeſtand des § 246 StGB. wird nur eine 

ewußt rechtswidrige Zueignung einer fremden Sache, 
nicht auch eine auf Beſchädigung fremden Vermögens 
gerichtete Abſicht erfordert. Die Verurteilung des 
Angeklagten wird daher durch die Feſtſtellung getragen, 
wonach er das Geld des Vollmachtgebers ſich durch 
Verbrauch zueignete, ohne dazu berechtigt zu ſein und 
ohne an eine ſolche Berechtigung, namentlich an die 
Zuſtimmung des Eigentümers, zu glauben. Dagegen 
ſetzt die Verurteilung wegen Untreue allerdings den 
Nachweis voraus, daß die in dem Verbrauch des Geldes 
enthaltene auftragswidrige Verfügung für den Voll⸗ 
machtgeber mit einem Nachteil vermögensrechtlicher 
Art verknüpft war und daß der Angeklagte deſſen 
Eintritt als Folge ſeiner Verfügung vorausſah und 
wollte. In dem angefochtenen Urteil iſt die Annahme, 
daß eine nachteilige Aenderung der Vermögenslage 
des Vollmachtgebers eingetreten ſei, nur dahin be⸗ 
gründet, daß die perſönliche, ungeſicherte Forderung, 
die dem Vollmachtgeber aus dem Verbrauch ſeines 
Geldes erwuchs, unter allen Umſtänden weniger wert 
ſei, als ſein Eigentum am baren Gelde. Dieſe Be⸗ 
gründung wird mit Recht angegriffen. Wenn die dem 
Vollmachtgeber vom Geſetz aus der widerrechtlichen 
Verletzung feines Eigentums (8 823 BGB.) und aus 
dem auftragswidrigen Verhalten des Angeklagten 
(88 667, 668 BGB.) verliehenen Anſprüche überhaupt 
geeignet ſind, als Gegenwerte den Verluſt des Geldes 
auszugleichen und ſo die Entſtehung eines Vermögens⸗ 
ſchadens zu verhindern, ſo kann nicht grundſätzlich 
und ohne jede Rückſicht auf die Umſtände des Falles 
die ungeſicherte perſönliche Forderung als dem baren 
Gelde oder einer beſtimmten Kapitalanlage an Wert 
nachſtehend und allein in der Verſchiebung und Aende⸗ 
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rung der Art des Rechtes des Vollmachtgebers ein 
Nachteil gefunden werden: bei entſprechender Ver⸗ 
mögenslage, Zahlungsfähigkeit und Zahlungswillig⸗ 
keit des Schuldners wird vielmehr die Forderung dem 
baren Gelde gleichwertig, ſie wird bei geſchuldeter 
Verzinſung mehr als dieſes wert ſein können und die 
Aenderung der Rechtslage für ſich allein daher wirt⸗ 
ſchaftlich die Vermögensintereſſen des Vollmachtgebers 
nicht verlegen. Ebenſo wird die Benachteiligungs⸗ 
abſicht des Täters ausgeſchloſſen ſein, wenn dieſer nach 
den Umſtänden des Falles — gleichviel ob ſachlich 
zutreffend oder unrichtig — annimmt, daß die dem 
Eigentümer des verbrauchten Geldes für den Eigen⸗ 
tumsverluſt erwachſende Erſatzforderung vollwertig ſei. 
Den weiteren tatſächlichen Fa die des 
Urteils läßt ſich aber entnehmen, daß die Sachlage 
ſo geſtaltet war, daß der Vollmachtgeber tatſächlich 
eine Vermögenseinbuße erlitt, daß ſeine Erſatzforderung 
wenigſtens „gefährdet“ war, wie es im Urteil heißt, 
und daß der Angeklagte dies wußte und wollte. Der 
Angeklagte war nicht imſtande, die geſchuldete Summe 
jederzeit zu zahlen; nur gegen Wechſel und Hypothek⸗ 
errichtung, alſo mit Schwierigkeit und Zeitverluſt, 
konnte er ſich Zahlungsmittel verſchaffen; namentlich 
aber war er nicht zahlungswillig; er hatte vielmehr 
den Verbrauch des Geldes gegenüber dem Vollmacht⸗ 
geber verheimlicht, dadurch dieſen über die Entſtehung 
der Erſatzforderung im unklaren gelaſſen und fo ab- 
ſichtlich ihm die Geltendmachung dieſer Forderung 
vorübergehend unmöglich gemacht. Danach war die 
Erſatzforderung, die dem Vollmachtgeber erwuchs, nicht 
alsbald durchführbar und nicht von gleichem Werte, 
wie das Geld, über das er frei und nutzbringend als⸗ 
bald hätte verfügen können. Wenn der Angeklagte 
daher über dieſes Geld, das ihm infolge des Vollmachts⸗ 
verhältniſſes überlaffen war, unter den ihm befannten 
Umständen und zur jederzeitigen Tilgung der Erſatz⸗ 
forderung nicht gewillt durch Verbrauch Verfügung 
traf, ſo konnte dies nur mit der Wirkung einer be⸗ 
wußten Benachteiligung des Vollmachtgebers geſchehen, 
auch wenn der Angeklagte annahm, ſeine Vermögens⸗ 
lage a dieſem Sicherheit gegen endgültige Verluſte. 
(Urt. d. I. StS. vom 19. Nov. 1908, I 829/08). B. 
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Oberſtes Landesgericht. 


A. Zivilſachen. 
I. 


Wird durch die Verſteuerung einer Realgewerbe⸗ 
berechtigung die Annahme des Erlöſcheus des Rechtes 
durch zehnjährigen Nichtgebrauch ausgeſchloſſen? Darf 
im Verfahren zur Feſtſtellung einer Realgewerbeberech⸗ 
tigung das Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines anderen 
als des beantragten Rechtes feſtgeſtellt werden? (Ge⸗ 
werbeſteuergeſetze von 1881 [Art. 17] und von 1899 
[Art. 20]; IME. vom 28. Auguſt 1835). Die Gerbers- 
eheleute W. in H. haben durch notariellen Vertrag vom 
24. April 1907 „das mit ihrem Anweſen Hs.⸗Nr. 55 
in H. verbundene reale Wirtsrecht um 4700 M an den 
Hausbeſitzer D. in H. mit der Beſtimmung verkauft, daß 
die Wirkſamkeit des Vertrags von der Erteilung der 
Erlaubnis zur Uebertragung des Rechtes auf das Anweſen 
des Käufers Hs.⸗Nr. 86 in H. und zum Betriebe des Ge- 
werbes darauf abhängig ſein ſolle. Das Recht iſt in dem 
Kataſter des Bezirksamts W. für die realen und radi⸗ 
zierten Gewerbsrechte als radiziertes Recht eingetragen, 
ſeit dem Jahre 1882 nicht mehr 1887 1 aber ſeitdem 
mit Ausnahme der Jahre 1886, 1887, 1904, 1905 als 
ruhende Wirtſchaftsgerechtſame verſteuert worden. Das 
Geſuch des D. um die Bewilligung zur Uebertragung 
des Rechtes auf 55 Anweſen wurde vom Bezirksamt 
abgewieſen, weil das mit dem Anweſen Hs.⸗Nr. 55 
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in H. verbundene Wirtſchaftsrecht allem Anſcheine nad) 
eine radizierte Taferngerechtſame ſei und ein Bedürfnis 
zur Uebertragung dieſes Rechtes auf das Haus Nr. 86 
nicht beſtehe. Die von D. zur Regierung und zum 
VOH. erhobenen Beſchwerden blieben erfolglos. Unter 
Bezugnahme auf das Ergebnis des verwaltungsrecht⸗ 
lichen Verfahrens ſtellten die Eheleute W. am 30. Mai 
1908 bei dem Amtsgerichte W. den Antrag, feſtzuſtellen, 
daß das den Eheleuten als Beſitzern des Anweſens Hs.⸗ 
Nr. 55 in H. zuſtehende Wirtſchaftsrecht eine ſelbſtändige 
Gerechtſame ſei, indem ſie anführten, das Recht ſei, 
wie früher im Hypothekenbuche, ſo jetzt im Grundbuch 
als „reales Recht“ eingetragen, ebenſo ſei es im Grund⸗ 
ſteuerkataſter und in ſämtlichen noch vorhandenen Kauf⸗ 
briefen bezeichnet, demgegenüber könne der Eintragung 
im bezirksamtlichen Kataſter maßgebende Bedeutung 
nicht beigelegt werden. Das Amtsgericht ſtellte feſt, 
daß auf dem Anweſen Hs.⸗Nr. 55 in H. eine radizierte 
Wirtſchaftsgerechtſame ruht. Die Unterlaſſung der Aus⸗ 
übung erachtete es für unſchädlich, weil es als ruhendes 
Recht verſteuert worden ſei. Auf Beſchwerde der Ehe⸗ 
leute W. hat das LG. P. die Verfügung des Amts⸗ 
gerichts W. aufgehoben und feſtgeſtellt, daß auf dem 
Anweſen Hs.⸗Nr. 55 in H. weder eine reale noch eine 
radizierte Wirtſchaftsgerechtſame ruht. Die Eheleute 
W. legten weitere Beſchwerde ein mit dem Erfolge, 
daß die Feſtſtellung des Landgerichts aufgehoben, der 
Antrag der Eheleute W. vom 30. Mai 1908 abgewieſen 
und im übrigen das Rechtsmittel zurückgewieſen wurde. 

Aus den Gründen: Nach dem Bayriſchen Land- 
rechte gehören die realen Gewerbeberechtigungen zu den 
Privilegien i. S. des T. I Kap. II § 16 und als ſolche 
erlöſchen fie nach der Nr. 12 des $ 16 durch ausdrück⸗ 
lichen oder ſtillſchweigenden Verzicht und nach der Nr. 16 
durch zehnjährigen Nichtgebrauch. Die Rechtſprechung 
hat bisher daran a ene daß das Erlöſchen durch 
zehnjährigen Nichtgebrauch nicht dadurch gehindert 
wird, daß das Recht als ruhendes Gewerbsrecht ver⸗ 
ſteuert wird. Dieſe Auffaſſung lag auch dem Art. 21 
Abſ. 2 des GewSt. vom 28. Mai 1852 und dem 
Art. 21 Abſ. 1 des GewStG. vom 1. Juli 1856 zu⸗ 
grunde, nach denen ruhende Gewerbsrechte der Be⸗ 
ſteuerung unterworfen waren, „ſolang ſie nicht gänz⸗ 
lich erlofchen find‘. Das GewStG. vom 19. Mai 1881 
hat die Verpflichtung zur Verſteuerung ruhender Ge⸗ 
werbsrechte aufgehoben in dem Art. 17, deſſen Beſtim⸗ 
mung fpäter in den Art. 20 des GewStG. vom 9. Juni 
1899 übernommen worden iſt, aber dem Berechtigten 
die Anmeldung zur Gewerbeſteuer freigeſtellt, um ihm 
die Möglichkeit zu gewähren, das Recht trotz Unter⸗ 
laſſung der Ausübung zu erhalten. Ein Eingriff in 
das für das Erlöſchen der Gewerbsrechte maßgebende 
bürgerliche Recht folte jedoch nicht ftattfinden. Die 
Annahme eines ſtillſchweigenden Verzichts auf das 
Recht im Sinne des Bayr. LR. T. I K. II 8 16 Nr. 12 
wird auch bei langdauernder Einſtellung des Gewerbe⸗ 
betriebs durch die Verſteuerung des ruhenden Rechtes 
als Betätigung des Willens, das Recht zu behalten, 
ausgeſchloſſen; v. Landmann (GewO., 5. Aufl. Bd. 1 
S. 107) will ihr dieſe Wirkung auch gegenüber dem 
Erlöſchen des Rechtes durch zehnjährigen Nichtgebrauch 
beilegen, indem er dieſen Erlöſchungsgrund darauf 
zurückführt, daß das Geſetz in der langjährigen Unter⸗ 
laſſung des Gewerbebetriebs einen ſtillſchweigenden 
Verzicht auf das Recht erblicke. Dieſe Auffaſſung ift 
aber nicht die des Bayr. LR., das den Verzicht, ſowohl 
den ausdrücklichen als den ſtillſchweigenden, und den 
zehn jährigen Nichtgebrauch als beſondere Erlöſchungs⸗ 
gründe nebeneinander ſtellt und die Wirkung des letz⸗ 
teren Erlöſchungsgrundes ohne Rückſicht darauf ein⸗ 
treten läßt, ob der Berechtigte das Recht aufgeben will 
oder nicht. In Uebereinſtimmung damit behandeln 
die Anmerkungen in Nr. 9 bis 14 lit. o und Nr. 16 die 
beiden Erlöſchungsgründe vollſtändig getrennt. Die 
Aufſtellung des langjährigen Nichtgebrauchs als ſelb⸗ 


ſtändigen Erlöſchungsgrundes iſt auch innerlich gerecht⸗ 
fertigt, weil die Gewerbsrechte nicht im ausſchließlichen 
Intereſſe des Empfängers, 1 zu dem Zwecke ver⸗ 
liehen wurden, daß durch den Betrieb des Gewerbes 
ein örtliches Intereſſe gefördert werde, ein Recht, das 
während eines langen Zeitraums nicht ausgeübt wird, 
daher ſeinen Zweck ebenſo verfehlt, wie ein Patent 
für eine Erfindung, die der Patentinhaber nicht zur 
Ausführung bringt. Dem Erlöſchen des Rechtes der 
Beſchwerdeführer ſtand, wie in dem Beſchluſſe vom 
14. Dezember 1906 (n. Samml. Bd. 7 S. 608) aus- 
geführt worden iſt, auch nicht die Eintragung des 
Rechtes im Hypothekenbuch entgegen. Der Antrag der 
Eheleute W. hat ſich hiernach als unbegründet er⸗ 
wieſen, ohne daß es erforderlich war, auf die Frage 
einzugehen, ob ihr Recht eine ſelbſtändige oder eine 
radizierte Gerechtſame geweſen iſt. 


Das Amtsgericht hat, indem es die Feſtſtellung 
einer ſelbſtändigen Wirtſchaftsgerechtſame ablehnte, 
weil das Recht eine radizierte Gerechtſame ſei, zugleich 
das Beſtehen einer ſolchen Gerechtſame der Beſchwerde⸗ 
führer feſtgeſtellt. Dadurch war das LG. nicht ge⸗ 
hindert, den Antrag ſchlechthin zurückzuweiſen. Nach 
den in den Vorinſtanzen geſtellten Anträgen handelte es 
ſich ausſchließlich um die Feſtſtellung, daß dem von den 
Antragſtellern bezeichneten Rechte die Eigenſchaft einer 
ſelbſtändigen Gerechtſame zukomme; eine Feſtſtellung 
des Inhalts, daß das Recht als radizierte Gerechtſame 
beſtehe, war für den Fall, daß es nicht als ſelbſtändige 
Gerechtſame anerkannt werden ſollte, nicht beantragt. 
Das LG. brauchte deshalb, als es zu dem Ergebniſſe 
gelangte, daß das Recht durch Nichtgebrauch er⸗ 
loſchen iſt, nicht noch zu unterſuchen, ob es eine ſelb⸗ 
ftändige Gerechtſame geweſen iſt, ſondern konnte den 
Antrag ohne weiteres zurückweiſen. Es hat damit 
nicht in eine zweite, die Feſtſtellung des Beſtehens 
einer radizierten Gerechtſame betreffende Angelegenheit 
eingegriffen, mit der es nicht befaßt war, denn eine 
ſolche Angelegenheit lag nicht vor. In dieſer Beziehung 
hat auch die weitere Beſchwerde eine Beanſtandung 
nicht erhoben. Dagegen muß ihr darin zugeſtimmt 
werden, daß das LG. eine Feſtſtellung des Inhalts, 
daß den Beſchwerdeführern auch eine radizierte Gerecht⸗ 
ſame nicht zuſtehe, nicht zu treffen hatte. Das Feſt⸗ 
ſtellungsverfahren findet nach der Ziff. 2 der Entſchl. 
des JM. vom 28. Auguſt 1835 (Döllinger, VO.⸗Samml. 
Bd. 14 T. 3 S. 1524) nur auf den Antrag des „Prä⸗ 
tendenten“ ſtatt und hat nur die Frage zum Gegen⸗ 
ſtand, ob das von dem Antragſteller behauptete Recht 
beſteht oder nicht, das Gericht hat ſich deshalb auf die 
Entſcheidung dieſer Frage zu beſchraͤnken, auch wenn 
aus den in dem Verfahren ermittelten Umſtänden ſich 
das Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines anderen Rechtes 
des Antragſtellers ergibt. (Beſchl. des I ZS. vom 
15. Januar 1909, Reg. III. 1/1909). W. 
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II. 


Die Anordnung der Zwangserziehung kann nicht 
erfolgen, wenn das Verhalten des Minderjährigen auf 
Geiſtesſchwäche oder krankhafter Störung der Geiſtes⸗ 
tätigkeit beruht. Aus den Gründen: Die Zwangs⸗ 
erziehung ſoll den Minderjährigen durch förderliche 
Einwirkung auf Verſtand und Gemüt vor dem drohen⸗ 
den ſittlichen Verderben bewahren und ihn zu einem 
brauchbaren Mitglied der menſchlichen Geſellſchaft 
heranbilden, ihre Mittel verſagen aber gegenüber einem 
in krankhafter Störung oder Schwäche beſtehenden 
geiſtigen Gebrechen und die Verkennung eines ſolchen 
Zuſtandes kann zu ſchwerer Schädigung des mit dem 
Gebrechen Behafteten führen. Wenn der Knabe, wie 
es nach der Anſicht des Vormundſchaftsgerichts den 
Anſchein hat, die Anlage zu Geiſtesſchwäche oder 
Geiſteskrankheit hat, ſo wird es für den Laien nicht 
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möglich fein, auf Grund einer kurzen Beſprechung feſt⸗ 
zuſtellen, wie weit die Anlage ſich etwa ſchon entwickelt 
hat und mit welchen Mitteln der Knabe „geiſtig ge- 
rettet“ werden kann. Das Beſchwerdegericht iſt auf 
die Frage nach dem Geiſteszuſtande des Knaben nicht 
eingegangen, obwohl es von deſſen „verbrecheriſchen 
Anlagen“ ſpricht, ſondern hat ſie mit der Anſicht des 
Vormundſchaftsrichters, daß der Knabe „Teinenfalls 
zurzeit geiſteskrank“ ſei, für erledigt erachtet. Darin 
muß ein weſentlicher Mangel des Verfahrens gefunden 
werden, es fehlt der Annahme, daß es ſich um die 
Verhütung des völligen ſittlichen Verderbens des 
Knaben im Sinne des Art. 1 Abſ. 1 Ziff. 3 des Geſetzes 
vom 10. Mai 1902 handle, die ſichere Grundlage, ſo⸗ 
lange Zweifel darüber beſteht, ob das beanſtandete 
Verhalten des Knaben nicht etwa auf Geiſtesſchwäche 
oder krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit beruht. 
9 des I. ZS. vom 23. Dezember 1908, Reg. III 
99/1908). W. 
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B. Strafſachen. 


I. 


Berechnung der Strafzeit im Falle des § 489 Abſ. 
der StVO. (Anrechnung der Zeit, die der 
Verhaftete in einem Amtsgerichtsgefäng⸗ 
niſſe zugebracht hat, weil ſich die Ver⸗ 
ſchubung an den Strafortohne ſeine Schuld 
verzögerte.) L. wurde zu einer Gefängnisſtrafe 
von einem Jahre verurteilt. Da er nach Eintritt der 
Rechtskraft die Strafe nicht antrat, wurde Haftbefehl 
erlaſſen. Am 21. Januar 1908 wurde L. feſtgenommen 
und in das Amtsgerichtsgefängnis Sch. eingeliefert. 
Der Schubkommiſſär beabſichtigte, ihn am 22. Januar 
1908 morgens morgens 5 Uhr 43 Minuten in die 
Strafanſtalt L. verſchuben zu laſſen. Die Verſchubung 
verzögerte ſich aber, weil L. mit Krätze behaftet war 
und die Verwaltung der Strafanſtalt die Aufnahme 
bis zur Heilung ablehnte. L. wurde zunächſt „als 
Schubgefangener“ und „auf Grund des § 489 StPO.“ 
im Amtgerichtsgefängnis in Haft behalten. Nach der 
Heilung wurde er am 7. Februar 1908 verſchubt und 
traf an dieſem Tage vormittags 8 Uhr 45 Minuten 
in der Anſtalt ein. Es entſtanden Zweifel über die 
Berechnung der Strafzeit. Die Strafkammer entſchied, 
daß ihr Ende auf den 7. Februar 1909 vormittags 
8 Uhr 45 Minuten feſtzuſetzen ſei. Das Oberſte 
Landesgericht hob den Befchluß auf Beſchwerde des 
L. auf und ſetzte das Ende der Strafzeit auf den 
22. Januar 1908 vormittags 8 Uhr 45 Minuten feſt, 
alſo auf ein Jahr nach dem Zeitpunkt, zu dem L. in 
die Anſtalt gelangt wäre, wenn ſich die Verſchubung 
am 22. Januar 1908 hätte ausführen laſſen, wie es 
beachſichtigt war. 


Aus den Gründen: Man wird nicht annehmen 
können, daß die Verlängerung der Schubhaft des L. 
über den 22. Januar 1908 hinaus und die Verzögerung 
ſeiner Verſchubung nach L. in einem urſächlichen Zu⸗ 
„ mit den Gründen ſteht, die zur Erlaſſung 

es Haftbefehls führten, und daß L. ſie ſchuldhafter⸗ 
weiſe herbeigeführt habe. Deshalb läge eine unbillige 
Härte darin, wenn man die Dauer der Freiheitsent⸗ 
ziehung unberückſichtigt ließe, die L. vom 22. Januar 
bis zum 7. Februar 1908 erlitten hat. Allerdings iſt 
vom OLG. München im Beſchluſſe vom 28. September 
1885 (Samml. Bd. 3 S. 595/6 Ziff. 3) ausgeſprochen 
werden, daß es gleichgültig ſei, ob ſich das Verbringen 
aus dem Amtsgerichtsgefängnis in die Straftanſtalt 
ohne Verſchulden des Verurteilten verzögert, aber 
dieſe Anſchauung iſt nicht zu billigen. Auf einen Fall 
der ſchuldloſen Verzögerung iſt freilich die Vorſchrift 
des § 482 StPO. und auf den hier vorliegenden Fall 
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die Vorſchrift des 8 493 StPO. nicht anwendbar. 
Aber die geſetzgeberifchen Grundgedanken der 88 482, 
493 StPO. und des § 60 StGB., die vom Geiſte des 
„favor libertatis“ getragen ſind, legen doch die analoge 
Anwendbarkeit nahe. Wäre die Krankheit des L. erſt 
am Tage der Einlieferung in die Strafanſtalt entdeckt 
und wäre er in der Anſtalt der ärztlichen Behandlung 
unterzogen worden, ſo würde ohnehin die Berechnung 
der Strafzeit vom Zeitpunkte der Einlieferung an 
nicht auf Bedenken geſtoßen ſein. (Beſchl. vom 20. Ja⸗ 
nuar 1909, Beſchw.⸗Reg. 43/09). 


Nachſchrift des Herausgebers. Die Ent⸗ 
ſcheidung verdient beſondere Beachtung. Sie iſt ſehr 
zu begrüßen, weil ſie ſich über formale Bedenken 
hinwegſetzt und eine billige, der geſunden Vernunft 
entſprechende Auslegung des Geſetzes anſtrebt. 
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II 


Zu 817 des Preßgeſetzes. Aus den Gründen: 
817 des PreßG. lautet: „Die Anklageſchrift oder 
andere amtliche Schriftſtücke eines Strafprozeſſes dürfen 
durch die Preſſe nicht eher veröffentlicht werden, als 
bis dieſelben in öffentlicher Verhandlung kundgegeben 
worden ſind, oder das Verfahren ſein Ende erreicht 
hat.“ Die Rüge, der 8 17 ſei verletzt, iſt unbegründet. 
Unbeſtritten iſt, daß das Gutachten des Dr. L. bisher 
nicht in öffentlicher Sitzung kundgegeben worden iſt 
und daß das Privatklageverfahren gegen die Gebrüder 
Schm. bisher ſein Ende noch nicht erreicht hat. Die 
Strafkammer hat, indem ſie das auf Anordnung des 
Amtsgerichts G. von Dr. L. abgegebene und von 
dieſem Gerichte den Gerichtsakten einverleibte Gut⸗ 
achten für ein amtliches Schriftſtück gehalten hat, dieſen 
Begriff richtig aufgefaßt. Mit Unrecht beſtreitet der 
Beſchwerdeführer, daß das gegen die Gebrüder Schm. 
beim Amtsgericht G. anhängige Strafverfahren auf 
erhobene Privatklage ein Strafprozeß i. S. des 8 17 fei. 
Es iſt insbeſondere nicht allgemein richtig, daß zur 
Zeit der Entſtehung des § 17 das Privatklageverfahren 
ſich in den Formen des Zivilverfahrens abgeſpielt 
habe. Wenn das auch in einigen Teilen Deutſchlands 
damals noch der Fall war, ſo beſtand doch gerade in 
Bayern ſchon damals ein dem jetzt geltenden ver⸗ 
wandter Rechtszuſtand. Wie ſchon das EG. z. Bayer. 
StGB. vom 10. November 1861 (Art. 61), fo hat auch 
das bayer. Geſetz vom 26. Dezember 1871, betr. den 
Vollzug der Einführung des RStGB. (Art. 90 ff.) das 
Verfahren bei der „Strafverfolgung wegen Beleidi⸗ 
gung“ geregelt und ferner in den Art. 117 ff. Vor⸗ 
ſchriften getroffen, in welcher Weiſe bei der Zuer⸗ 
kennung von Bußen zu verfahren 110 Der Geſetzgeber 
hat alſo im Jahre 1874 bei der Erlaſſung des Preß⸗ 
geſetzes damit rechnen müſſen, daß das Privatklage⸗ 
verfahren zum Strafverfahren gerechnet wird. Aber 
auch wenn dem nicht ſo wäre, müßte ſeit dem 1. Ok⸗ 
tober 1879 das Verfahren auf Privatklagen als eine 
Art des Strafverfahrens angeſehen werden, da es ſeine 
ausſchließliche und vollſtändige Regelung in der Straf⸗ 
prozeßordnung gefunden hat, jederzeit auf Grund einer 
einfachen Erklärung des Staatsanwaltes in ein Ver⸗ 
fahren auf öffentliche Klage umgewandelt werden 
kann, und überdies nicht ſowohl auf Privatgenugtuung 
als vielmehr auf Verhängung einer öffentlichen Strafe 
abzielt. Wäre dies nicht im Sinne des Geſetzgebers 
gelegen, ſo hätte er dem durch Aufnahme einer ent⸗ 
ſprechenden Beſtimmung in das EG. z. StGB. Aus- 
druck verleihen müſſen und vermutlich auch verliehen. 
(Urt. vom 14. Nov. 1908). F. 
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Oberlandesgericht München. 


Zu 88 16 GG.; 3, 4 ZPO. Der Konditor P. 
klagte gegen den Konditor M. auf Unterlaſſung der 
Bezeichnung „Neue Br.⸗Bäckerei“ und auf Schadens⸗ 
erſatz, der anfangs unter Vorbehalt des Mehrbetrags 
auf 1000 M beziffert, fpäter aber ohne Ziffer geltend 
gemacht wurde. Das LG. gab dem Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch ſtatt, wies den Schadenserſatzanſpruch ab 
und teilte die Koſten zu ?/s (Kläger) und / (Beklagter). 
In den Gründen wurde die Koſtenteilung damit ge⸗ 
rechtfertigt, daß von einem Streitwert von 2000 M 
für die Unterlaſſung und von 1000 M für den Schaden 
auszugehen ſei. Nach Rechtskraft des Urteils bean⸗ 
tragte der Beklagte beſchlußmäßige Feſtſetzung des 
Streitwerts für den Unterlaſſungsanſpruch auf 500 M, 
er wurde abgewieſen, weil die Streitwertsfeſtſetzung in 
den Urteilsgründen bereits erfolgt ſei. Auf Beſchwerde, 
worin insbeſondere auf die Verkümmerung des Be⸗ 
ſchwerderechts Bezug genommen wurde, wies das OLG. 
mit Beſchluß vom 23. Dezember 1908 (Beſchw.⸗Reg. 
Nr. 810/08) das LG. zur beſchlußmäßigen Feſtſetzung 
an, weil eine Wertsfeſtſetzung nur zwecks Koſten⸗ 
verteilung in den Urteilsgründen nicht dem § 15 GKG. 
entſpreche. Das LG. ſetzte nun durch geſonderten Be⸗ 
ſchluß den Wert des Unterlaſſungsanſpruchs auf 2000 M 
feſt und erließ außerdem den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß 
unter Zugrundelegung eines Geſamtſtreitwerts von 

Gegen beide Beſchlüſſe erhob der Beklagte 
Beſchwerde und erzielte damit Minderung des Ge⸗ 
ſamtſtreitwerts auf 1000 M. 

Aus den Gründen: Die beiden Beſchwerden 
find mit Rückſicht auf § 568 Abſ. 4 ZPO. zweckmäßig 
e zu verbefcheiden und auch teilweiſe 
begründet. Mit Recht weiſt der Beſchwerdeführer 
darauf hin, daß der Kläger urſprünglich ſeinen Schaden 
ſelbſt auf 1000 M beziffert habe, damit aber mangels 
jeden Anhalts völlig abgewieſen worden iſt und daß 
der Wert der Unterlaſſung ſich im weſentlichen mit 
dem angeblichen Schaden deckt. Unter Berückſichtigung 
des Umſtandes, daß die beiderſeitigen Geſchäftsraͤume 
in erheblicher Entfernung von einander liegen und 
der Kläger jetzt überhaupt nicht mehr ſein Geſchäft in 
der Br.⸗Straße ausübt, hat das Beſchwerdegericht nach 
§ 3 BPO. einen Streitwert von 1000 M für genügend 
erachtet; 8 10 GKG. findet keine Anwendung, weil es 
ſich um einen vermögensrechtlichen Anſpruch handelt 
(RG. 40, 413). Dieſe Feſtſetzung bezieht fih, ent- 
Dede der Beſchränkung des Feſtſetzungsantrags 
n der Vorinſtanz, formell nur auf die Unterlaſſung. 
Gleichwohl erſchöpft ſich in dem Betrage von 1000 M 
der Geſamtſtreitwert des Prozeſſes; denn der mit⸗ 
eingeklagte Schaden iſt eine Nebenforderung im Sinne 
des 84 BPO., weil er in Abhängigkeit zu dem Unter- 
e ſteht (ält. Samml. v. E. Bd. 43 S. 483; 
JW. 1901 S. 206). Eine Zuſammenrechnung nach 8 5 
ZPO. findet ſonach nicht ſtatt. Es iſt deshalb auch 
der Koſtenfeſtſetzung nur ein Streitwert von 1000 M 
und nicht, wie geſchehen, von 3000 M zugrunde zu 
legen. (Beſchl. des I. ZS. vom 20. Januar 1909; 
in Nr. 54/09). N. 

1 . 


Oberlandesgericht Zweibrücken. 


Die enaena eines Gutachtens durch einen Amts: 
arzt in einem Zivilprozeß iſt eine ärztliche Dienſtleiſtung 
bei einer Behörde und fällt unter die VO. vom 17. No⸗ 
vember 1902. (S 13 8Geb O., 815 VO. vom 17. Nov. 1902). 
Der Bezirksarzt M. hatte ſich in einem durch den 
Anſpruch des Arbeiters N. gegen die Betriebskranken⸗ 
kaſſa der Firma O. auf Gewährung von Krankengeld 
veranlaßten verwaltungsrechtlichen Verfahren wieder⸗ 
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holt über den Geſundheitszuſtand des von ihm in der 


Privatpraxis nicht behandelten Antragſtellers auf grund 
körperlicher Unterſuchung geäußert. Er iſt in dem 
vom abgewieſenen Antragſteller beim LG. Z. gegen 
die Kaſſe im Armenrechte erhobenen Zivilrechtsſtreite 


als Sachverſtändiger über die Frage vernommen 


worden, ob der Kläger zu einer beſtimmten Zeit 
arbeitsunfähig geweſen iſt; hierbei wurde ihm die 
Erſtattung eines ſchriftlichen Gutachtens aufgegeben. 
Als Entſchädigung iſt vom beauftragten Richter der 
Betrag von 7,90 M (2,40 M Reiſekoſten und ein halbes 
Taggeld von 5,50 M) feſtgeſetzt worden. Der Bezirks⸗ 
arzt forderte unter Berufung auf SS 2, 3, 7, 9, 12, 
15 der VO. vom 17. November 1902 und Ziff. 8, 14 
der beigefügten GebO. ſowie mit dem Hinweiſe darauf, 
daß ſeine Tätigkeit wie die eines Privatarztes zu 
bewerten ſei, eine Gebühr von 22 M, nämlich 10 M 
für die Erſtattung des Gutachtens, 6 M für die Ab⸗ 
wartung des Termins und 6 M für den einzeln dar⸗ 
gelegten Zeitaufwand. Seine Vorſtellung und ſeine 
Beſchwerde wurden zurückgewieſen. Das OLG. führt 
als Beſchwerdegericht folgendes aus: | 
Nach S 15 der BO. vom 17. November 1902, die 
Gebühren für ärztliche Dienſtleiſtungen bei Behörden 
betr., gelten verſchiedene Beſtimmungen der BO., ins- 


beſondere 88 3 und 12, und für Amtsärzte auch 882 


und 6, als Taxvorſchriften im Sinne des § 13 38 GebO., 
und zwar für beamtete — alſo insbeſondere auch für 
„Amtsärzte“ im Sinne des § 71 VO. — wie für 
nichtbeamtete Aerzte, mithin für alle Kategorien der 
Aerzte, und „gleichviel ob die Aerzte aus Anlaß einer 
amtsärztlichen Dienſtleiſtung oder aus einem andern 
Anlaß zu Sachverſtändigen ernannt worden ſind“. 
Letzteres gilt alſo namentlich auch für den in Abſ. 2 
des 8 15 VO. beſonders geregelten Fall der Ernennung 
von Amtsärzten zu Sachverſtändigen mit der Folge, 
daß die in den 88 2 und 6 WO. getroffene Ein⸗ 
ſchränkung amtsärztlicher Dienſtleiſtungen hier keine 
Geltung hat, die 88 2 und 6 vielmehr für Amtsärzte, 
die zu Sachverſtändigen ernannt ſind, anwendbar 
bleiben, auch wenn es ſich für dieſe dabei nicht um 
„amtsärzliche“ Dienſtleiſtungen handelt. Die Erſtattung 
eines ärztlichen Gutachtens fällt ſelbſtverſtändlich unter 
den Begriff der „ärztlichen Dienſtleiſtung“ im Sinne 


der Verordnung vom 17. November 1902. Es kann aber 


auch kein Zweifel darüber beſtehen, daß im Sinne dieſer 
VO. die Erſtattung eines Gutachtens durch den in 
einem Zivilprozeß durch Gerichtsbeſchluß als Sach⸗ 
verſtändigen ernannten Arzt eine „ärztliche Dienſt⸗ 
leiſtung“ bei einer Behörde iſt. Daraus ergibt ſich 
nach § 15 VO. mit § 13 3GebO., daß alle Ent- 
ſchädigungsanſprüche der durch ein Gericht in einer 
Rechtsſache im Sinne des §8 1 Z3GeboO. als Sad- 


verſtändige ernannten und vernommenen Aerzte durch 


die landesrechtliche VO. ausſchließlich und erſchöpfend, 
unter Ausſchaltung der ſonſt einſchlägigen Beſtim⸗ 
mungen der Geb., geregelt werden ſollten, daß ins- 
beſondere auch die Anwendbarkeit der „ärztliche Ge⸗ 
bühren betreffenden“ bayer. 
1901 ausgeſchloſſen ift (Obs G. StS. 4, 344). Iſt aber 
die VO. vom 17. November 1902 anwendbar, ſo ergibt 
ſich die Grundloſigkeit des vom Beſchwerdeführer in 
Verkennung der Tragweite des $ 15 U dieſer VO. gegen 
die Staatskaſſe erhobenen Anſpruchs. Ein Anſpruch 
gegen die Staatskaſſe — der ſonſt allerdings eine 
Stütze in den 88 3, 7, 9, 12 VO. fände — ift eben 
durch die poſitive Beſtimmung des 8 15 u ausgeſchloſſen, 
nach der dem Beſchwerdeführer mit Rückſicht auf die 
Bewilligung des Armenrechts, obwohl er nicht „aus 
Anlaß einer amtsärztlichen Dienſtleiſtung“ zum Sach⸗ 
verſtändigen ernannt worden war, gemäß § 6 VO. 
„zunächſt“ nur die Vergütung des § 2 zukam, alſo 
auf Reiſekoſten und Tagegeld, unbeſchadet ſeines An⸗ 
[pruo auf den ſich nach § 3 berechnenden Mehrbetrag, 
en er erhält, wenn der Betrag vom Zahlungs⸗ 


VO. vom 17. Oktober 
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pflichtigen, d. h. von dem im Rechtsſtreit zur Koſten⸗ 
tragung Verurteilten, erlegt ift (Obs. StrS. 4, 85). 
Das Gericht erachtet daher, indem es von der in den 
Beſchlüſſen des I. Senats!) vom 30. Mai 1904 und 
4. Mai 1905 vertretenen Rechtsauffaſſung abweicht, 
die Beſchwerde als unbegründet. (Beſchluß des II. ZS. 
vom 20. November 1908). 

1496 Mitg. v. Oberlandesgerichtsrat Lunglmayr in Zweibrücken. 


Oberlandesgericht Nürnberg. 
Verjährung nach SS 147, 149 L Fuss., der Bor: 


behalt weiterer Auſprüche in der Klage unterbricht nicht 


die Verjährung. Der Sohn des Beklagten H. brachte 
eine Hand in eine Häckſelmaſchine. Die land⸗ und 
forſtwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft hat für die 
Jahre 1904 und 1905 im ganzen 289 M 80 F und infolge 
einer Ermäßigung der Rente für die Zeit vom 1. Januar 
1906 bis 31. Dezember 1907 212 M 70 Pf aufgewendet. 
Sie forderte von dem Beklagten gemäß § 147 LCFU VG. 
den Erſatz der 289 M 80 P/; in der mündlichen Ver- 
handlung erweiterte fie den Klageanſpruch um 212 M 
70 Pf. Der Beklagte hatte durch Widerklage die Feſt⸗ 
ſtellung verlangt, daß er der Klägerin nicht erſatz⸗ 
pflichtig ſei. Das LG. gab der Klage ſtatt und wies 
die Widerklage ab. Das OLG. wies den Klageanſpruch 
für 1906 und 1907 ab und gab der Widerklage inſo⸗ 
weit ſtatt, als es den Beklagten für Aufwendungen 
aus dem Unfall vom 1. Januar 1906 ab nicht für 
erſatzpflichtig erklärte. 

Aus den Gründen: In 8 149 LFU. ift 
beſtimmt: „Der Anſpruch aus § 147 Abſ. 2 Satz 1 
verjährt in 18 Monaten von dem Tage an, an welchem 
das ſtrafgerichtliche Urteil rechtskräftig geworden iſt, 
im übrigen in 2 Jahren nach dem Unfall.“ 
Hier läuft die zweijährige Verjährungsfriſt. Da der 
Unfall ſich am 4. Januar 1904 ereignet hat, ſo wären 
die Erſatzanſprüche gegen den Beklagten an ſich mit 
dem 4. Januar 1906 verjährt. Eine Unterbrechung 
hat nur für den Anſpruch zu 289 M 80 Pf durch die 
Klage vom 5. Dezember 1905 ſtattgefunden. Die 
Klägerin kann wegen der weiteren Erſatzanſprüche eine 
die Verjährung unterbrechende Tatſache nicht geltend 
machen. Die Bezugnahme auf § 198 BGB. ift gegen- 
über der Ausnahmevorſchrift in § 149 LCFUVG. un- 
behelflich. Belanglos iſt es auch, daß in der Klage 
vom 5. Dezember 1905 die Geltendmachung künftiger 
behalt i zur l vorbehalten wurde. Der bloße Bor- 
behalt iſt zur Unterbrechung der Verjährung nicht ge⸗ 
eignet. (Vgl. RE. Bd. 65 S. 398, Bd. 66 S. 365, 
JW. 1908 S. 10). Die Klägerin war auch imſtande, die 
Verjährung künftig fällig werdender Erſatzanſprüche 
durch Klage zu unterbrechen. Wenn auch die einzelnen 
Erſatzanſprüche immer erſt nach der Auszahlung der 
Renten fällig werden, ſo konnte die Klägerin doch im 
Wege einer Feſtſtellungsklage auch die künftige Erſatz⸗ 
pflicht des Beklagten feſtſtellen laſſen. Eine ſolche 
Klage iſt nicht deswegen unmöglich, weil die Renten 
im Laufe der Zeit ſich häufig mindern oder ganz auf⸗ 
hören. Die Erweiterung der urſprünglichen Klage 
ift erft erfolgt, als der Erſatzanſpruch zu 212 M 70 Pf 
ſchon verjährt war. (Urt. vom 9. November 18 
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1) Der 1. Senat hatte geglaubt, darauf Wert legen zu müſſen, 
daß der Zlollprozeß ein dem Partelbetriebe unterliegendes Verfahren 
iſt, und demgemäß eln in einem ſolchen Verfabren von elnem Arzte 
abgegebenes Gutachten nicht als eine ärztliche Dienftletftung bei 
Behörden angeſehen, vielmehr auf Grund von § 13 3Gebd. die 
Beitimmungen der VO. vom 17. Oktober 1901 und der hierzu er⸗ 
laſſenen Gebührentabelle für anwendbar erachtet. 


Literatur. 


Heindl, Dr. Nobert. Geſchichte, Zweckmäßig ⸗ 
keit und rechtliche Grundlage der Theaters 
Zenſur. 94 S. München 1907, Karl Schüler. 


Die Schrift zerfällt in drei Teile: Der 1. Teil 
„Die Theaterzenſur der Vergangenheit“ gibt einen 
geſchichtlichen Ueberblick. Der 2. Teil „Die Theaterzenſur 
der Gegenwart“ behandelt die Zweckmäßigkeit und 
die Rechtmäßigkeit der Theaterzenſur und die Befug⸗ 
niſſe der Polizei, insbeſondere die Fragen, welche Auffüh⸗ 
rungen die Polizeibehörde verbieten darf und welche 
Ueberwachungsmittel ſie hat. Im 3. Teil „Die Theater⸗ 
zenſur der Zukunft“ befürwortet Verf. die völlige Ab⸗ 
ſchaffung der Theaterzenſur. D. 


Notizen. 


„ Die e der Rechnungen über die budget⸗ 
mäßigen Einnahmen und Ausgaben. Die Nummer 3 
des FMBI. vom 23. Februar 1909 enthält eine an 
die ſämtlichen, dem Staatsminiſterium der Finanzen 
untergebenen Stellen und Behörden gerichtete Ent⸗ 
ſchließung, die das Verfahren bei Herſtellung der Rech⸗ 
nungen über die budgetmäßigen Einnahmen und Aus⸗ 
gaben neu regelt, ſoweit dies durch die Bek. vom 
23. Juni 1907 (FM Bl. S. 221) erforderlich geworden ift. 
Die Gliederung der nach $ 22 der Bek. vom 23. Juni 1907 
dem Landtag vorzulegenden Rechnungsnachweiſungen 
gilt darnach auch, inſoweit die Verrechnung von budget⸗ 
mäßigen Einnahmen und Ausgaben in Frage kommt, für 
die Herſtellung der Rechnungen der Rentämter, Kreis⸗ 
kaſſen und der Zentralſtaatskaſſe ſowie aller übrigen 
Kaſſen und Aemter. Für die Stellen und Behörden im 
Geſchäftskreis des Staatsminiſteriums der Juſtiz haben 
die Vorſchriften zumeiſt nur theoretiſche Bedeutung. 
Wichtig ſind ſie nur für die Verwaltungen der Straf⸗ 
anftalten wegen ihrer ſelbſtändigen Rechnungsführung. 
Die gerichtlichen Regierechnungen ſind im weſentlichen 
nach den ſeitherigen Muſtern anzufertigen. Auch in bezug 
auf die Behandlung der Rechnungsbelege bleiben die 
ſeitherigen Vorſchriften in Geltung. Da ſeit dem Jahre 
1908 alle Bezüge, denen die Natur einer fortlaufenden 
Beſoldung oder eines Beſoldungsbeſtandteils zukommt, 
wie die Bezüge der Gerichtsſchreibergehilfen bei den 
Gerichten, Amtsanwaltſchaften und Staatsnotariaten, 
die Nebenbezüge der geſchäftsleitenden Sekretäre der 
Gerichte, die Botenlohnaverſen der Gerichtsdiener uſw. 
unter den perſönlichen Ausgaben (Beſoldungsaufwand) 
verrechnet werden (8 11), hat die Regierechnung nur mehr 
die ſächlichen Ausgaben der Behörde nachzuweiſen. 
Die Tagegelder und Reiſekoſten, deren Poſtulierung 
und Verrechnung bis zum Jahre 1908 von den ein⸗ 
zelnen Miniſterien verſchiedentlich gehandhabt wurde, 
find nach § 12 der Entſchl. nunmehr gleichmäßig unter 
den perſönlichen Ausgaben zu veranſchlagen und zu 
verrechnen (Nebenrechnung 15). Hinſichtlich der Ver⸗ 
rechnung der Ausgaben auf die Gebäude trifft der 8 13 
der Entſchl. neue Anordnungen. Welche Ausgaben zu 
den nach Anfall zahlbaren Ausgaben für Gebäude⸗ 
unterhaltung zu zählen find, beſtimmt § 15 der Bek. vom 
23. Juni 1907. Die Anordnungen in 8 17 der Entſchl. 
wegen Nachweiſung der Ausgaben auf die in den Etats der 
einzelnen Miniſterien vorgeſehenen Etatstitel „Uebrige 
Ausgaben“, „Sonſtige Ausgaben“ entbehren, was die 
Juſtizbehörden anlangt, der praktiſchen Bedeutung, 
weil ihre Verrechnung ſtets den Rentämtern obliegt. 
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die Notwehr.“ 


Von Reichsgerichtsrat Behringer in Leipzig. 


Zu den Fragen, mit denen ſich der Straf⸗ 
richter am Häufigften zu befaſſen hat, gehört die 
der Notwehr und trotzdem macht ſich gerade hier 
vielfach Unklarheit und Unſicherheit in der Rechts⸗ 
anwendung bemerkbar. Es wird daher für die 
Strafrechtspflege vielleicht nicht unerwünſcht ſein, 
wenn in tunlichſtem Anſchluſſe an die Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts das Recht der Not⸗ 
wehr in ſeinen Hauptzügen kurz dargeſtellt und 
dabei gelegentlich auf die Punkte beſonders auf⸗ 
merkſam gemacht wird, in denen am meiſten eine 
unrichtige Rechtsauffaſſung zutage zu treten pflegt. 

Zu dieſem Zwecke werden wir uns vorerſt nur 
mit der wahren, echten Notwehr des § 53 StGB. 
zu befaſſen haben. Von der nicht damit zu ver⸗ 
wechſelnden vermeintlichen oder eingebildeten (Pu⸗ 
tativ⸗ Notwehr kann erft ſpäter geſprochen werden. 
Doch ſoll ſchon hier betont ſein, daß eben der 
Unterſchied zwiſchen echter und vermeintlicher Not⸗ 
wehr von den Gerichten beſonders häufig nicht 
ſtreng genug feſtgehalten wird. | 


I. Echte Notwehr. 


1. Stand der Notwehr (gegenwärtiger, 
rechtswidriger Angriff). 


Von vornherein iſt im Auge zu behalten, daß 
das Vorhandenſein echter Notwehr weſentlich 
nach den obwaltenden äußeren (objektiven) Um- 
ſtänden ſich beſtimmt. Dies gilt zunächſt vom 
Stande der Notwehr, der die Vorausſetzung 
für die Ausübung der Notwehr bildet, hier⸗ 
von wohl zu unterſcheiden iſt und durch einen 
gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff begründet wird. 

Ein Angriff beſteht in einem tätigen, gegen 
den beſtehenden Rechtszuſtand eines anderen ge⸗ 


1) E. = Entſch. d. RY. in Strafſ. 


R. = Rechtſpr. d. RG. in Straff. 
A. = Annalen des RG. 
GA. Goldtdammers Archiv f. Strafr. u. Strafpr. 


8. diefe Zeitichrift. 
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richteten, einen Eingriff in dieſen Rechtszuſtand 
bezweckenden Vorgehen; in einem reinen Unter⸗ 
laſſen kann er nicht gefunden werden (R. 6, 577; 
E. 19, 298). Ein Angreifen im Sinne von An⸗ 
faſſen wird nicht erfordert und ebenſowenig müſſen 
der Angreifer und der Angegriffene notwendig 
einander perſönlich gegenüberſtehen. Belanglos 
für den Angriff an ſich iſt es ferner, welches 
Mittel verwendet wird und ob durch den Angriff 
eine ſtrafbare Handlung begangen wird oder nicht. 

Nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts 
kann ein Angriff im Sinne des § 53 StGB. 
nur von einem Menſchen (einem Rechts⸗ 
ſubjekt) ausgehen. Bei einer Gefährdung bloß 
durch fremde Sachen (Tiere oder ſonſtige Sachen) 
liegt kein ſolcher Angriff vor ($8 227, 228 BGB., 
Mot. dazu S. 349, 350; E. 34, 295; 36, 230); 
anders natürlich, wenn die Sache einem Menſchen 
als Werkzeug zum Angriff dient. 

Zurechnungsfähigkeit des Angreifers wird nicht 
verlangt (E. 27, 46), auch nicht irgendein Ver⸗ 
ſchulden; es genügt, daß nach den äußeren Um⸗ 
ftänden ein Angriff durch einen Menſchen ge- 
geben iſt. n 

Gegenſtand des verletzenden Eingriffs kann 
jedes Rechtsgut ſein (körperliche Unverſehrtheit, 
Freiheit, Ehre, Vermögen, ſittliches oder religiöſes 
Gefühl uſw.). Der Grad der drohenden Rechts⸗ 
verletzung iſt gleichgültig. Der Angegriffene braucht 
auch einen geringfügigen Eingriff in ſeine Rechts⸗ 
ſphäre ſich nicht gefallen zu laſſen. Immerhin 
wird aber ein zur Notwehr berechtigender An⸗ 
griff dann nicht anzunehmen ſein, wenn der Ein⸗ 
griff in die fremde Rechtsſphäre jo unbedeutend 
iſt, daß der Angegriffene keinerlei Intereſſe an 
der Unterlaſſung haben kann (vgl. E. 10, 120; 
29, 58; § 226 BGB.). 

Gegenwärtig (im zeitlichen Sinne) iſt der 
Angriff nicht erſt und nur dann, wenn er bereits 
verletzend gewirkt hat und der verletzende Eingriff 
ununterbrochen fortgeſetzt wird, ſondern auch dann, 
wenn die Verletzung oder ihre Fortſetzung un⸗ 
mittelbar bevorſteht. (A. 2, 289, wo ein unmittel⸗ 
bar bevorſtehender „körperlicher“ Angriff als ein 
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gegenwärtiger erklärt wird). Bloße Drohungen, 
die nicht ſofort verwirklicht werden ſollen, oder 
ſonſtige Handlungen, die die Vornahme eines ver⸗ 
letzenden Eingriffs erſt für die Zukunft befürchten 
laſſen, bilden keinen gegenwärtigen Angriff. Iſt 
das Vorgehen des Angreifers endgültig abgeſchloſſen 
und der verletzende Erfolg vollſtändig eingetreten, 
ſo kann von einem gegenwärtigen Angriff keine 
Rede mehr ſein. (E. 29, 240.) 

Ein rechtswidriger Angriff liegt vor, 
wenn der Angegriffene rechtlich nicht verpflichtet ift, 
das ihm aus dem Angriff drohende Uebel zu 
dulden (E. 27, 44, 46). Demnach kann es eine 
Notwehr nicht geben, wenn der Angreifer zu 
ſeinem Vorgehen berechtigt iſt, alſo beiſpielsweiſe 
bei rechtmäßiger Amtsausübung (E. 12, 300; 
25, 150; GA. 39, 440), in allen Fällen, in 
denen durch das BGB. Handlungen gegen einen 
anderen als nicht widerrechtlich bezeichnet ſind uſw. 

Daraus ergibt ſich auch, daß Notwehr gegen 
Notwehr nicht zuläſſig ſein kann und daß die 
Streitfrage, ob Notwehr gegen Notſtandshand⸗ 
lungen geübt werden darf, durch $ 228 BGB. 
für die Fälle des dort behandelten bürgerlichrecht⸗ 
lichen Notſtands verneinend entſchieden iſt. Im 
übrigen mag hinſichtlich der Frage, ob Notwehr 
gegen Notſtandshandlungen möglich, auf E. 23, 
116 verwieſen ſein. 

Aus dem Umſtand, daß eine Handlung durch 
ein Strafgeſetz für nicht ſtrafbar erklärt iſt, kann 
ein Recht zur Vornahme der Handlung nicht ohne 
weiteres abgeleitet werden. 

Objektive Rechtswidrigkeit des Angriffs 
genügt; ſubjektive Rechtswidrigkeit wird nicht er⸗ 
fordert. Der Angreifer braucht ſich ſohin der 
Rechtswidrigkeit ſeines Vorgehens nicht bewußt zu 
ſein und es iſt ſogar belanglos, wenn er in Ver⸗ 
kennung der Rechtswidrigkeit ſich zu ſeinem Vor⸗ 
gehen für berechtigt hält. Wenn z. B. ein zur 
Bahn eilender Reiſender von einem anderen irr⸗ 
tümlich für einen eben auf friſcher Tat betroffenen 
und verfolgten Taſchendieb angeſehen und zum 
Zwecke der Feſtnahme ($ 127 StPO.) gepackt 
und feſtgehalten wird, ſo darf er gegen den An⸗ 
greifer, obſchon dieſer ſubjektiv nicht rechtswidrig 
handelt, zur Notwehr ſchreiten (E. 27, 46); nicht 
das gleiche könnte allerdings gelten, wenn die 
Feſtnahme pflichtgemäß von einem im gleichen 
Irrtum befangenen Schutzmann vorgenommen 
würde; denn gegen dieſen wäre Notwehr aus⸗ 
geſchloſſen, da nach dem objektiven Rechte jeder⸗ 
mann eine pflichtgemäße, wenn auch auf tatſächlich 
irrigen Vorausfetzungen beruhende Feſtnahme 
durch einen Vollſtreckungsbeamten ſich gefallen 
laſſen muß (vgl. E. 6, 400; 24, 217). 

Dadurch allein, daß der Angriff auf eine 
Aufreizung, eine Herausforderung oder ein ähn⸗ 
liches Verhalten des Angegriffenen ſelbſt zurück⸗ 
zuführen iſt, wird an der ſonſt gegebenen Rechts⸗ 
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widrigkeit des Angriffs nichts geändert und dem 
Angegriffenen das Recht der Verteidigung nicht 
genommen (GA. 36, 183); mit Rückſicht auf eine 
Aufreizung zum Angriff u. dgl. kann aber das 
Vorhandenſein einer Notwehr unter Umſtänden 
aus einem alsbald zu beſprechenden anderen 
Grunde verneint werden. 


2. Ausübung der Notwehr (erforderliche 
Verteidigung). 


Die Notwehr kann nicht nur von dem An⸗ 
gegriffenen ſelbſt, ſondern zu ſeinen Gunſten von 
jedem Dritten ausgeübt werden (Nothilfe). Was 
im folgenden vom Angegriffenen geſagt wird, hat 
daher entſprechend auch für einen ſolchen Dritten 
zu gelten. 

Wer ſich im Stande der Notwehr befindet, 
hat ſich zu entſcheiden, ob er ſich verteidigen 
will, oder nicht. Nur wenn ein Wille zur Ver⸗ 
teidigung vorhanden iſt, liegt Notwehr vor. Wird 
dagegen eine Verteidigung nur vorgeſchützt, in 
Wahrheit aber der Angriff bloß dazu benützt, 
um unter dem Scheine der Verteidigung das 
fremde Rechtsgut zu verletzen, ſo kann von Not⸗ 
wehr nicht die Rede ſein. Das Vorhandenſein 
eines Willens zur Verteidigung wird namentlich 
in den eben vorhin gedachten Fällen zweifelhaft 
ſein können, in denen der Angegriffene ſelbſt den 
Angriff gegen ſich veranlaßt hat, oder ſonſt bei 
gegenſeitigen Prügeleien, die von raufluſtigen 
Burſchen unternommen werden, beſonders wenn 
ſie ſozuſagen ortsüblich zum Feſtvergnügen ge⸗ 
hören; hier wird auch möglicherweiſe das von 
Dritten verſuchte „Abwehren“ nur ein Vorwand 
ſein, um ſich an der Prügelei zu beteiligen. In 
allen derartigen Fällen wird aber der Richter 
ſtets nur nach ſorgfältigſter Prüfung des Ver⸗ 
laufs der Vorgänge, ſowie der Perſönlichkeit der 
Beteiligten und ihrer Lage in den einzelnen Ab⸗ 
ſchnitten auf Grund beſtimmter Anhaltspunkte 
den Willen zur Verteidigung verneinen und nicht 
überſehen dürfen, daß auch bei dem, der anfänglich 
nicht zu Verteidigungszwecken handeln wollte, 
durch den Verlauf der Dinge, die unerwartete 
Schwere des Angriffs u. dgl. der Wille zur Ver⸗ 
teidigung hervorgerufen werden kann. 

Immer iſt auch im Auge zu behalten, daß 
Notwehr durchaus nicht ohne weiteres deshalb 
ausgeſchloſſen werden darf, weil der Angegriffene 
aus Rachſucht, aus Zorn, zur Wiedervergeltung 
oder aus ähnlichen Gründen zur Abwehr ge⸗ 
ſchritten iſt; die Befriedigung derartiger Gefühle 
kann ſich ſehr wohl als Beweggrund und End⸗ 
zweck mit dem Zwecke der Verteidigung verbinden, ſo 
daß auch in ſolchen Fällen Notwehr angenommen 
werden muß (R. 4, 804; GA. 45, 272; Ziff. 5, 131). 
Beiſpielsweiſe würde es demnach nicht genügen, 
den Einwand der Notwehr mit der Begründung 
zurückzuweiſen, daß der Täter fih habe rächen 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 7. 


wollen; es müßte nach den beſonderen Umſtänden 
feſtgeſtellt werden können, daß er nur aus Rach⸗ 
ſucht gehandelt, alſo gar nicht den Willen gehabt 
habe, ſich zu verteidigen. 

Selbſtverſtändlich iſt es, daß der Richter in 
allen Fällen die Beweistatſachen, die ihn zur Ver⸗ 
neinung des Verteidigungswillens führen, auch im 
Urteil darzulegen hat ($ 266 Abſ. 1 StPO.). 

Im Anſchluſſe an das eben Ausgeführte wird 
es angezeigt ſein, auch die nicht ſelten in Urteilen 
verkannte Frage zu behandeln, ob die Annahme 
der Notwehr dadurch ausgeſchloſſen werden kann, 
daß der Angegriffene dem Angriff hätte aus⸗ 
weichen, ſich ihm hätte durch die Flucht ent⸗ 
ziehen können. In der Regel wird man davon 
auszugehen haben, daß keine allgemeine Ver⸗ 
pflichtung beſteht, ſich vor einem Angriff zurück⸗ 
zuziehen, und ein rechtswidriger Angriff nicht 
dadurch zu einem berechtigten werden kann, daß 
es dem Angegriffenen möglich geweſen wäre, ihm 
überhaupt oder in ſeinem weiteren Verlaufe aus 
dem Wege zu gehen. Indefſen ift in der Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts anerkannt worden, 
daß unter Umſtänden, wenn der Angriff vom 
Angegriffenen ohne jedes Opfer, ohne irgendein 
Aufgeben von berechtigten Intereſſen zu vermeiden 
gewefen wäre, Notwehr als ausgeſchloſſen erachtet 
werden kann. Geſchieht das, ſo bedarf es aber 
einer beſonders ſorgfältigen Prüfung und Erörte⸗ 
rung im Urteil (vgl. GA. 46, 31; 48, 304; 
E. 16, 69; R. 9, 471). Nicht ſelten wird wohl 
dieſe Prüfung mit der Prüfung der Frage Hand 
in Hand gehen, ob überhaupt ein Wille zur Ver⸗ 
teidigung vorhanden geweſen iſt. 

Hat der Angegriffene den Willen, ſich zu ver⸗ 
teidigen, ſo fragt es ſich weiter, wie er die 
Verteidigung auszuüben hat, damit ſie 
als Notwehr im Sinne des Geſetzes gelten kann. 
Damit kommen wir zu dem für die Beurteilung 
echter Notwehr wichtigſten und am häufigſten 
unrichtig behandelten Punkt. Das Geſetz beant⸗ 
wortet die vorhin geſtellte Frage dahin, daß als 
Notwehr diejenige Verteidigung zu gelten hat, 
die zur Abwehr des Angriffs erfor derlich iſt. 
Alfo nur, was erforderlich ift, wird durch § 53 
Abſ. 1 und 2 StGB. als nicht ſtrafbar erklärt, 
nicht aber was der Angegriffene für erforderlich 
hält. Die Auffaſſung des Angegriffenen, ſeine 
innere (ſubjektive) Vorſtellung, ſeine Kenntnis 
oder Unkenntnis von gegebenen Umſtänden hat 
hier völlig außer Betracht zu bleiben, (das gehört 
in das Gebiet der ſpäter zu erörternden Putativ⸗ 
notwehr); es kommt vielmehr bei der Frage nach 
dem Vorhandenſein echter Notwehr wie für die 
Beurteilung des Angriffs, auch für die Bemeſſung 


der gegenüber dem Angriff erforderlichen Ver⸗ 
teidigung ausſchließlich auf die äußeren „ 
er ob⸗ 
jektiven Sachlage iſt die Entſcheidung 


Umſtände des Falles an; nur nach 
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erforderlich war oder nicht (R. 1, 23; 9, 
471; E. 21, 190; Z. 2, 209) für das bei Notwehr 
am meiſten eintretende handgreifliche Gegenübertreten 
ſind demnach hier namentlich Alter, Größe, Kraft, 
Gewandtheit und ſonſtige körperliche Eigenſchaften 
der Gegner, dann die Mehrzahl der auf einer 
Seite zuſammenwirkenden Perſonen, die Bewaff⸗ 
nung der Beteiligten, die möglichen Arten des 
Waffengebrauchs, die Möglichkeit, durch bloße 
Drohungen abzuſchrecken, u. dgl. ins Auge zu 
faſſen und es ſind alle dieſe äußeren Umſtände 
auf beiden Seiten erſchöpfend zu berückſichtigen 
und danach die Stärke des Angriffs und das er⸗ 
forderliche Maß der Verteidigung gegeneinander 
abzuwägen. Dabei iſt zu beachten, daß die Ver⸗ 
teidigung ihrem Weſen nach dem Angriff keines⸗ 
wegs die Wage zu halten braucht. Der An⸗ 
gegriffene hat das Recht, ſich in einer Weiſe zu 
verteidigen, die eine unverzügliche, erfolgreiche und 
endgültige Abwehr verbürgt; er braucht ſich nicht 
mit halben Maßregeln zu begnügen, bei denen 
der Angriff nur aufgehalten würde und eine un⸗ 
mittelbare Fortſetzung zu befürchten wäre, ſondern 
er darf je nach Erfordernis zwecks Unſchädlich⸗ 
machung des Angreifers ſofort zu der ſchärfſten 
Abwehr ſchreiten. 

Der Grad der Rechtsverletzung, die durch den 
Angriff droht, hat bei dieſer Abwägung zwiſchen 
Angriff und Verteidigung keine Rolle zu ſpielen; 
nicht nach ihm, ſondern nach der mehr oder minder 
großen Stärke des Angriffs allein iſt das Maß 
der erforderlichen Verteidigung zu beſtimmen. 
Unter Umſtänden können daher ſehr einſchneidende 
Verteidigungsmaßnahmen ergriffen werden, obſchon 
nur eine verhältnismäßig geringe Rechtsverletzung 
droht (A. 7, 317). 

Bezüglich der ſtrittigen Frage, ob und wie 
weit durch die Notwehrhandlungen auch in die Rechte 
Dritter eingegriffen werden darf, ſoll hier nur 
auf E. 21, 168 hingewieſen werden. | 

Sind mehrere Arten der Verteidi⸗ 
gung möglich, ſtehen alſo mehrere Ver⸗ 
teidigungsmittel und verſchiedene Arten ihrer An⸗ 
wendung zu Gebote, ſo iſt es inſolange gleichgültig, 
welche Wahl von dem Angegriffenen getroffen 
wird, als in jedem Falle das nach der objektiven 
Sachlage erforderliche und genügende Maß der 
Verteidigung eingehalten werden kann; 
andernfalls darf nur der minder geſährliche, 
weniger verletzend in die Rechtsſphäre des An⸗ 
greifers einſchneidende Weg der Verteidigung be⸗ 
ſchritten werden. 

Der Gebrauch eines Verteidigungsmittels und 
die gewählte Art ſeiner Anwendung iſt ſolange 
als zu einer erfolgreichen Verteidigung erforderlich 
zu erachten, als nicht feſtgeſtellt werden kann, daß 
der Angegriffene den Verteidigungszweck ebenſo 
raſch, ſicher und endgültig auf eine minder ver⸗ 
letzende Weiſe hätte erreichen können. Nur dann, 


zu treffen, ob die geübte Verteidigung wenn dieſe Feſtſtellung getroffen werden kann, 
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darf angenommen werden, daß die Verteidigung 
ſo, wie der Angegriffene ſie geübt hat, nicht er⸗ 
forderlich geweſen wäre, alſo über das gebotene 
Maß der Verteidigung hinausgegangen iſt. Es 
iſt alſo nicht genügend, zur Begründung der An⸗ 
nahme einer Ueberſchreitung der Notwehr lediglich, 
wie oft geſchieht, zu ſagen, daß der Gebrauch 
eines Meſſers nicht erforderlich geweſen ſei, ſondern 
es muß aus dem Urteil hervorgehen, in welcher 
anderen ungeſährlicheren Weiſe die Verteidigung 
mit Erfolg hätte geübt werden können. Fehlt 
eine ſolche Ausführung im Urteil, ſo iſt das in 
der Regel auf rechtsirrtümliche Beurteilung der 
Sachlage zurückzuführen (R. 9, 188; A. 7, 317; 
GA. 35, 317; 41, 382; 3. 2, 43). 

Hieran anſchließend ſollen noch zwei Mittel 
oder Arten der Verteidigung einer beſonderen Be⸗ 
ſprechung unterſtellt werden. 

a) Zunächſt der Gegenangriff. Zur Ab⸗ 
wehr eines Angriffs wird es meiſtens eines Gegen⸗ 
angriffs bedürfen. Daraus folgt, daß der erſte 
Angreifer infolge eines über das gebotene Maß 
der Verteidigung hinausgehenden Gegenangriffs 
nun feinerſeits in den Stand der Notwehr kommen 
kann. Dies wird nicht ſelten verkannt oder 
wenigſtens in der Faſſung des Urteils nicht ent⸗ 
ſprechend berückſichtigt, indem Notwehr bei einem 
Angeklagten ohne weiteres mit der Bemerkung 
verneint wird, daß er der Angreifer geweſen ſei. 
Je nach Lage des Falles kann dieſe Begründung 
allerdings genügen, meiſtens aber gibt ſie Anlaß 
zu Bedenken (vol. E. 16, 71 Ziff. 1, R. 6, 576; 
7, 664; GA. 40, 161). 

b) Sodann iſt hier zu erörtern, inwiefern die 
Hilfsbereitſchaft Dritter als Mittel zur 
Verteidigung dienen kann. Auch in dieſer Be⸗ 
ziehung wird von den Gerichten zuweilen gefehlt, 
indem die geübte Verteidigung ohne weiteres des⸗ 
halb für überhaupt oder dem Maße nach nicht 
erforderlich erklärt wird, weil Hilfe zu erwarten 
oder zu erlangen geweſen wäre. Dabei wird ver⸗ 
kannt, daß der im Stande der Notwehr Befind⸗ 
liche nach dem Geſetze das Recht haben muß, in 
erſter Linie in eigener Perſon ſich zu verteidigen, 
und die Zuläſſigkeit der von ihm ſelbſt zu üben⸗ 
den Verteidigung durch die Hilfsbereitſchaft Dritter 
nur unter außergewöhnlichen Umſtänden beeinflußt 
werden kann. Abgeſehen von den Fällen, in denen 
Hilfe bereits tatſächlich geleiſtet wird, wird das 
in der Regel wohl nur dadurch möglich ſein, daß 
zwiſchen dem Angegriffenen und der hilfsbereit 
anweſenden Perſon eine beſondere perſönliche Ver⸗ 
bindung beſteht, die die Gewährung entſprechender 
und rechtzeitiger Hilfe in einer jeden Zweifel aus⸗ 
ſchließenden Weiſe mit Sicherheit erwarten läßt, 
oder wenn der hilfsbereite Dritte (z. B. ein Schutz⸗ 
mann) zur Hilfeleiſtung verpflichtet iſt (E. 32, 
391; Z. 2, 209; 5, 52). Solche Umſtände 
müſſen aber wiederum im Urteil ausdrücklich nach⸗ 
gewieſen werden. 
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Wird von dem Angegriffenen das nach den 
äußeren Umſtänden gebotene Maß der Ver⸗ 
teidigung überſchritten, ſo beginnen damit 
die Verteidigungshandlungen objektiv rechtswidrig 
zu werden. Geſchieht die Ueberſchreitung bewußter⸗ 
weiſe, ſo iſt vorſätzliches Verſchulden gegeben, ge⸗ 
ſchieht ſie irrtümlich, ſo liegt das auf dem Gebiet 
der ſpäter zu beſprechenden vermeintlichen Notwehr 
und kommt fahrläſſiges Verſchulden in Frage. 
Ausnahmsweiſe entfällt aber in den Fällen einer 
— ſei es vorſätzlichen oder fahrläſſigen — Ueber⸗ 
ſchreitung der Notwehr die ſonſt eintretende Straf⸗ 
barkeit nach dem Geſetze dann, wenn ſie in Be⸗ 
ſtürzung, Furcht oder Schrecken geſchehen iſt (§ 58 
Abſ. 3 StGB.). Das Geſetz geht hier davon aus, 
daß derjenige, der einen anderen rechtswidrig an⸗ 
greift, keinen ſtrafrechtlichen Schutz dagegen ge⸗ 
nießen ſoll, daß der Angegriffene in einem der 
angeführten Gemütszuſtände über das gebotene 
Maß der Abwehr hinausgeht (E. 21, 189). Wei⸗ 
tere Arten von Gemütszuſtänden, als die im Ge⸗ 
ſetze ausdrücklich bezeichneten, können die gleiche 
Wirkung nicht haben (R. 9, 120); anderſeits 
kommt es bei den im Geſetze vorgeſehenen auf 
einen beſonderen Grad ihres Vorhandenſeins nicht 
an; es genügt zur Begründung der Strafloſigkeit, 
wenn der Täter nur überhaupt in Beſtürzung, 
Furcht oder Schrecken die Grenzen der erforder⸗ 
lichen Verteidigung überſchritten hat (A. 8, 190). 

Der § 53 Abſ. 3 StGB. kann der Natur 
der Sache nach nur Anwendung finden, wenn die 
Vorausſetzungen für die Anwendung des $ 53 
StGB. überhaupt gegeben find, alfo echte Not⸗ 
wehr ausgeübt worden iſt. Dies wird beſonders 
oft von den Gerichten überſehen, indem auch in 
den Fällen der vermeintlichen Notwehr an die Frage 
herangetreten wird, ob eine Ueberſchreitung im 
Sinne des § 53 Abſ. 3 anzunehmen ſei. Weiteres 
wird hierüber bei der nun folgenden Beſprechung 
der vermeintlichen Notwehr noch zu bemerken ſein. 


II. Vermeintliche, eingebildete (Putativ⸗) Notwehr. 


Die vermeintliche Notwehr hat eine ähnliche, 
aber keineswegs die gleiche ſtrafrechtliche Bedeutung, 
wie die echte Notwehr. Sie liegt vor, wenn 
jemand die Vorausſetzungen der echten Notwehr 
aus tatſächlichem Irrtum für gegeben hält und 
ſeiner irrigen Vorſtellung entſprechend zur Ver⸗ 
teidigung ſchreitet. Im Gegenſatz zur echten Not- 
wehr, deren geſetzliche Vorausſetzungen nach den 
obwaltenden äußeren Umſtänden und ohne Rück⸗ 
ſicht auf die innere Vorſtellung des die Notwehr 
Ausübenden zu beurteilen ſind, iſt demnach bei 
der vermeintlichen Notwehr gerade auf dieſe innere 
Vorſtellung das entſcheidende Gewicht zu legen. 
Dabei ſind zwei Möglichkeiten zu unterſcheiden. 
Irrige tatſächliche Vorſtellungen können J dazu 
führen, entweder daß die Vorausſetzungen für 
echte Notwehr als gegeben angenommen werden, 
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obſchon ſie in keiner Weiſe vorliegen, oder daß 
beim Vorliegen dieſer Vorausſetzungen ihr Um⸗ 
fang nicht richtig aufgefaßt und überſchätzt wird. 
In beiden Fällen kann, ſoweit es ſich nur um 
Einbildungen handelt, von echter Notwehr keine 
Rede ſein, vielmehr nur vermeintliche Notwehr in 


Frage kommen, und zwar im erſten Falle Schlecht: | 


hin, im zweiten inſoweit, als die Verteidigung 
das gebotene Maß überſchreitet. Nun kann 
allerdings auch die vermeintliche Notwehr, wie 
die echte Notwehr, völlig ſtraflos bleiben, aber 
nicht gemäß § 53 StGB., ſondern nach § 59 
StGB. aus dem rein inneren Grunde, weil in- 
folge des tatſächlichen Irrtums wegen Unkenntnis 
der wahren Sachlage das Bewußtſein des Täters 
von der Widerrechtlichkeit ſeiner Handlung, alſo 
der ſtrafrechtliche Vorſatz ausgeſchloſſen ſein kann. 
Die Strafloſigkeit tritt aber in ſolchen Fällen 
durchaus nicht immer ein, nämlich dann nicht, 
wenn der zur vermeintlichen Notwehr führende 
Irrtum nicht entſchuldbar, ſondern durch Fahr⸗ 
laͤſſigkeit verſchuldet war; denn alsdann haben 
nach $ 59 Abſ. 2 StGB. die Grundſätze für die 
Beſtrafung fahrläſſig begangener Handlungen An⸗ 
wendung zu finden (E. 21, 189). 

Werden die Grenzen vermeintlicher Ver⸗ 
teidigung in Beſtürzung, Furcht oder Schrecken 
überſchritten, jo kann, wie ſchon erwähnt, 
der $ 53 Abſ. 3 StGB nicht in Frage kommen. Er 
bildet eine Beſonderheit für die Fälle echter Not- 
wehr aus $ 53 StGB. und es trifft denn auch 
der geſetzgeberiſche Grund, aus dem bei echter 
Notwehr in ſolchen Fällen der Ueberſchreitung 
Strafloſigkeit gewährt wird, bei vermeintlicher 
Notwehr nicht zu. Hier befindet ſich der, gegen 
den ſich die vermeintliche Notwehr richtet, nicht 
im Unrecht und es beſteht kein Anlaß, ihm den 
ſtrafrechtlichen Schutz irgendwie zu verſagen. Wird 
vermeintliche Notwehr im Affekt überſchritten, ſo 
kann der Affektzuſtand lediglich bei der Straf⸗ 
zumeſſung berückſichtigt werden. Nur bei einer 
Steigerung des Affekts bis zu einem Zuſtand im 
Sinne des § 51 StGB. könnte Strafloſigkeit 
eintreten. 


III. Prozeßrechtliches. 


Die Fragen, ob der Angeklagte in echter oder 
vermeintlicher Notwehr gehandelt oder ob er echte 
Notwehr in Beſtürzung, Furcht oder Schrecken 
überſchritten hat, ſind ſelbſtverſtändlich vom Richter 
von Amts wegen zu prüfen. Sie können nur ver⸗ 
neint werden, wenn durch ausreichenden Beweis 
feſtgeſtellt iſt, daß der betreffende Strafaus⸗ 
ſchließungsgrund nicht vorliegt. Werden ſie ver⸗ 
neint, ſo muß das Urteil ſich darüber nur dann 
ausſprechen, wenn entweder in der Hauptverhand⸗ 
lung eine Behauptung in dieſer Richtung auf⸗ 
geſtellt worden ift (§ 266 Abſ. 2 StPO.) oder 
die Sachlage dazu nötigt, weil ſonſt in der Unter⸗ 
laſſung einer Erörterung ein Grund zu der Ver⸗ 


mutung gefunden werden könnte, daß das Urteil 
auf Rechtsirrtum beruhe (E. 21, 131; R. 7, 664). 
Im Falle der Bejahung der Fragen ergibt ſich 
die Notwendigkeit entſprechender Ausführungen im 
Urteil außer aus Abſ. 2 auch aus Abſ. 4 des 
§ 266 StPO. 

Im ſchwurgerichtlichen Verfahren können dieſe 
Fragen, da ſie als Beſtandteile der Schuldfrage 
mit dieſer ohnehin ihre Beantwortung zu erfahren 
haben, nicht zum Gegenſtand einer Nebenfrage 
gemacht werden (E. 11, 277). 


die Zwangsvollftreckung aus den bayeriſchen 
Hypothekenbrieſen.) 


Von Oberlandesgerichtsrat Neumiller in München. 


Alsbald nach Einführung der ZPO.⸗Novelle 
von 1898 (1. Januar 1900) ergaben ſich bei der 
Vollſtreckung aus den altrechtlichen Hypotheken⸗ 
urkunden Schwierigkeiten nach der Richtung, daß 
nunmehr zunächſt die Subhaſtationsgerichte ſchon 
vor Grundbuchanlegung die Beſchlagnahme ver⸗ 
weigerten, falls eine Ehefrau Allein⸗ oder Mit⸗ 
eigentümerin im gefetzlichen Güterſtande war und 
der Gläubiger nicht einen Vollſtreckungstitel auf 
Duldung gegen den Ehemann (Duldungsunter⸗ 
werfungsurkunde oder Duldungsurteil) mitvorlegen 
konnte. Die Gerichte ſtützten ſich dabei auf den 
Wortlaut des Art. 24 Ue®.?) und deffen Begr. 


D Unter „altrechtlichen Hypothekenbriefen“ find hier 
die gemäß Art. 127 AG. z. BPO. nach dem 1. Okt. 1879 
aufgenommenen, eine Unterwerfung unter die Zwangs⸗ 
vollſtreckung nicht enthaltenden notariellen Hypothek⸗ 
beſtellungsurkunden ſamt hypothekenamtlicher Ein⸗ 
tragungsbeſtätigung verſtanden. Ihr örtlicher Geltungs⸗ 
bereich beſchränkte ſich von Anfang an auf Bayern rechts 
des Rheins; zeitlich iſt ihre Aufnahme noch bis zur 
Grundbuchanlegung möglich. Soweit die Hypotheken⸗ 
objekte teils in Grundbuch-, teils in Hypothekenbuch⸗ 
bezirken liegen, beſchränkt ſich die altrechtliche Vollſtreck⸗ 
barkeit auf die Objekte in letzteren Bezirken. Der Unter⸗ 
ſchied tritt praktiſch wenig hervor, weil in ſolchen Fällen 
doch ſtets Unterwerfungserklärung verlangt werden wird. 
Der neurechtliche Hypothekenbrief iſt kein Vollſtreckungs⸗ 
titel, ſondern im Sinne des alten Rechts nur ein Re⸗ 
kognitionsſchein; die Vollſtreckung kann alſo nur auf 
Grund einer gewöhnlichen exekutoriſchen Urkunde oder 
eines Urteils (praktiſch im Urkundenprozeß) oder eines 
Vollſtreckungsbefehls erfolgen. Die Abweichungen der 
Art. 127 ff. AG. z. ZPO. vom allgemeinen Rechte beſtanden 
insbeſondere in der Vollſtreckbarkeit ohne Unter: 
werfung und auch gegen Sondernachfolger 
(„gegen alle, gegen welche der Anſpruch nach dem In⸗ 
halte der Urkunde begründet iſt“, Mot. S. 252). 

) Vor der Grundbuchanlegung gilt eigentlich noch 
nicht Art. VIII EG., ſondern $ 706 (neu 801) Abſ. 2 
weiter; denn Art. VIII ſpricht nur von den „bei Grund⸗ 
buchanlegung“ beſtehenden Hypotheken. Ob aber eine 
Hypothek bei der künftigen Anlegung noch beſtehen wird, 
weiß niemand. Die einſtweilige Fortgeltung des § 706 
Abſ. 2 bis dahin beruht auf ſeinem Zuſammenhang 
mit dem Liegenſchaftsrecht. 
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(S. 640), wonach auf die übergeleiteten Güter- 
ſtände die Vorſchriften der ZPO., insbeſondere 
88 739 ff., Anwendung finden; andere als über- 
geleitete Güterſtände kamen damals praktiſch zu⸗ 
nächſt nicht in Frage. Die Gerichtsvollzieher 
ſchloſſen ſich der Praxis der Subhaſtationsgerichte 
alsbald an; Beſchwerden nach 8 793 ZPO. blieben 
erfolglos. Duldungsunterwerfungen in Hypothek⸗ 
urkunden waren nun aber vor 1900 kaum jemals 
vorgekommen!) und nachträglich nur ſelten erreich⸗ 
bar; die Erwirkung eines Duldungsurteils gegen 
einen ſubhaſtationsreifen Ehemann wollten die 
Gläubiger, zumal die Banken, ſelbſtverſtändlich 
wegen der damit verbundenen unleidlichen Ver⸗ 
zögerung und Koſtſpieligkeit“) vermeiden. Man 
verſuchte es daher mit Anträgen an die Notariate 
auf Erteilung einer Duldungsklauſel gegen den 
Ehemann auf Grund des $ 742 BPO., wobei 
man die Ueberleitung in den geſetzlichen Güter⸗ 
ſtand als deffen „Eintritt“ im Sinne des § 742 
bezeichnete. Dieſer Verſuch blieb erfolglos, weil 
das Oberſte Landesgericht in Erledigung einer 
Beſchwerde nach Art. 45, 57, 60 Not®. unterm 
4. Okt. 1900 (neue Samml. Bd. 1 S. 447) aus⸗ 
ſprach, eine ſolche Gleichſtellung ſei unſtatthaft, 
weil bei übergeleiteten Ehen die Haftung des Ehe⸗ 
manns für altrechtliche Schulden der Ehefrau nicht 
ſchlechthin, wie nach $ 1411 BGB. eintrete, ſon⸗ 
dern ſich nach dem hierin vielfach verſchiedenen 
älteren Rechte richte, alſo eine weit über die ein⸗ 
fache Sachlage des § 742 hinausgehende Prüfung 
erfordere, die in dem rein formellen Klauſelertei⸗ 
lungsverfahren unmöglich erledigt werden könne. 
Damit wurde die Begründung des angefochtenen 
Beſchluſſes der I. Zivilkammer des LG. München I 
beſtätigt. Außerdem billigte das Oberſte Landes⸗ 
gericht aber ausdrücklich den weiteren Inhalt 
dieſes landgerichtlichen Beſchluſſes, worin aus 
dem Inhalte des Art. 127 AG. z. ZPO. gefolgert 
wurde, daß die Hypothenkenurkunde auch ohne 
Unterwerfung ebenſo gegen den Ehemann auf 
Duldung wie unbeſtritten gegen die Ehefrau auf 
Zahlung vollſtreckbar ſei, dieſe materielle Voll⸗ 
ſtreckungsfähigkeit daher die Erteilung einer ge⸗ 
wöhnlichen (nicht Rechtsnachfolge⸗)Klauſel gegen den 
Ehemann rechtfertige. Lediglich deshalb, weil nach 


) Erft feit der Entſcheidung in der ält. S. Bd. 14 
S. 152 wurden Unterwerfungen der Ehe frauen als 
Hypothekbeſtellerin und Zahlungs ſchuldnerin hie und 
da beurkundet. 

) Es handelt ſich auch in kleineren Fällen meiſtens um 
ein paar tauſend Mark, ſomit um mehrere hundert Mark 
Koſten und angeſichts der Zuläſſigkeit der Reviſion 
ſchlimmſtenfalls um etwa anderthalb Jahre Prozeßdauer; 
allerdings wird die Armenrechtsbewilligung für die Rechts⸗ 
mittelinſtanzen ſchwer zu erlangen fein. Selbftverftänd: 
lich fällt es einem mit Subhaſtation bedrohten Ehemann 
nicht ein, ſeinen ſicheren Untergang durch Abgabe einer 
Duldungsurkunde mit Unterwerfung zu beſchleunigen; 
die Koſten des Duldungsprozeſſes erſtattet er ja doch 
nicht und den Vorſchuß des eigenen Anwalts iſt die er⸗ 
zielte Verzögerung immer wert. 
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dem Ob“. eine Rechtsnachfolgeklauſel aus $ 742 
unſtatthaft, eine gewöhnliche Klauſel aber der da⸗ 
mals ſtreitigen Urkunde ſchon aus der Zeit vor 
1900 ohne Bezeichnung eines beſtimmten Schuld⸗ 
ners beigefügt war, wurde die Abweiſung durch 
das Notariat, wie bereits vom LG., gebilligt.) 
Damit hielt das Ob“ G. zugleich an feinem kurz 
vorher ergangenen Beſchluſſe vom 7. Juli 1900 
(neue Samml. Bd. 1 S. 368) feſt, wonach die 
einfache Klauſel: „Vorſtehende Ausfertigung wird 
dem Gläubiger zum Zwecke der Zwangsvollſtrek⸗ 
kung erteilt“ ſowohl gegen die Leiſtungsſchuldnerin 
als gegen den Duldungsſchuldner genügt, ſofern 
nur der Urkundinhalt die materielle Vollſtreckungs⸗ 
fähigkeit deckt.“) Letztere folgert das OLG. in 
der Entſcheidung vom 4. Okt. 1900 im Anſchluß 
an das LG. aus der urkundmäßigen Genehmigung 
der Schuldaufnahme der Ehefrau durch den bei 
der Schuldbeurkundung mitwirkenden Ehemann.“ 
Kurz geſagt ſtand der Beſchluß vom 4. Okt. 1900 
alſo hinſichtlich der altrechtlichen Hypothekurkunden 
offenſichtlich auf dem Standpunkt, daß zwar $ 739 
ZPO. auch auf ſolche Vollſtreckungen anwendbar, 
die hiernach notwendige Duldungsklauſel aber auf 
kürzeſtem und billigſtem Wege beſchaffbar ſei. 
Welche Beunruhigung bis dahin bereits in der 
Praxis entſtanden war, zeigt die Redaktionsbe⸗ 
merkung zum Abdrucke des Beſchluſſes vom 4. Ok⸗ 
tober 1900 in der BayNotZ. 1900 S. 197, 
wonach dieſer Beſchluß die Hypothekenbanken „vor 
einem wahren Alpdruck“ befreit habe. Die Frage 
ruhte dann mehrere Jahre, bis es zu zahlreicheren 
Vollſtreckungsanträgen gegen Ehegatten als wirkliche 
Rechtsnachfolger in das Hypothekenobjekt kam. Hier 
war der Beſchluß vom 4. Oktober 1900 nicht 
unmittelbar maßgebend, weil es ſich im dortigen 
Falle noch um die Vollſtreckung gegen das hypo⸗ 
thekbeſtellende Ehepaar ſelbſt gehandelt hatte. Die 
Entſcheidungen über die neue Streitfrage erfolgten 
zunächſt faſt durchweg wieder im Verfahren nach 
Art. 44, 45, 57 ff. NotG.; die Praxis der I. Zivil⸗ 
kammer des LG. München 1 wandte nunmehr 
den § 742 ZPO. nicht nur z. B. auf den Fall 
an, daß die Hypothekbeſtellerin nach dem Tode 


) Dem Beſchluß lag eine gemeinſame Hypothek⸗ 
beſtellung der Ehegatten vom 8. Juni 1898 zugrunde; 
der Beſchlagnahmeantrag wurde am 30. Juni 1900 (vor 
Grundbuchanlegung) gegen die urſprünglichen Hypothek⸗ 
beſteller als Anweſensbeſitzer geſtellt. 

e) Damals handelte es fih allerdings um eine 
Hypothekurkunde mit ausdrücklicher neurechtlicher Unter⸗ 
werfung des Ehemannes vom 14. Mai 1900 (vor Grund⸗ 
buchanlegung); die Entſcheidung iſt aber wegen der 
Klauſelform auch für altrechtliche Urkunden präjudiziell. 
Selbſtverſtändlich dürfen ſolche Entſcheidungen nicht der 
Meinung zugezählt werden, daß ein Duldungstitel gegen 
den Ehemann entbehrlich ſei. Die allgemein gefaßte 
Klauſel iſt hier ebenſowohl auf Leiſtung als auf 
Duldung wirkſam. 

1) Bayer. LR. Teil I Kap. VI 8 27; als früheres 
geſetzliches Güterrecht iſt im Verlaufe dieſer Abhandlung 
durchweg dasjenige des Bayeriſchen Landrechts unterſtellt. 
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ihres erſten, bei der Hypothekbeſtellung ite 
getretenen Ehemanns ſich nach 1900 neuerlich 
verheiratet hatte (vgl. BayZfR. 1907 S. 218), 
ſondern auch auf die Beerbung des urſprünglichen 
Hypothekbeſtellers durch eine im geſetzlichen 
Güterſtande lebende Ehefrau. Der Gedanken⸗ 
gang war hierbei der, daß die altrechtliche Hypo⸗ 
thekenurkunde kraft Geſetzes ſo anzuſehen ſei, als 
ob ſie die Vollſtreckungsunterwerfung der Hypothek⸗ 
ſchuldnerin ausdrücklich enthielte; die Aufnahme 
der vollſtreckbaren Urkunde ſtehe der Rechtshängig⸗ 
keit gleich (S 796 ZPO.) und da die Hypothek⸗ 
urkunde grundſätzlich gegen den Sondernachfolger 
vollſtreckbar fei, jo finde 8 742 hier ebenfalls auf 
die Sondernachfolge in das Hypothekenobjekt An⸗ 
wendung.) Als Hilfsurkunde für die Rechts⸗ 
nachfolgeklauſel genügte ſolchenfalls ein negatives 
Zeugnis aus dem Güterregiſter im Zuſammenhalt 
mit einem Heiratsregiſterauszug. Es mehrten ſich 
aber nunmehr auch die Fälle des Kaufs des 
Hypothekenobjekts ſowohl durch Ehegatten, die im 
übergeleiteten, als durch ſolche die im rein neu⸗ 
rechtlichen geſetzlichen Güterſtande lebten, in letzterem 
Falle alfo dem Art. 24 UeG. überhaupt nicht 
unterſtanden. In ſolchen Kaufverträgen pflegt die 
kaufende Ehefrau die Hypothek als perſönliche 
Schuldnerin zur weiteren Verzinſung und Zahlung 
zu übernehmen, der Ehemann gibt hierzu ſeine 
Genehmigung. Eine Unterwerfung der Ehefrau 
oder des Ehemanns nach $ 794 Abſ. 1 Nr. 5, 
Abi. 2 in dieſen zwiſchen Verkäufer und Käufer 
allein geſchloſſenen Kaufvertrag zugunſten des ab: 
weſenden „übernommenen“ Hypothekgläubigers auf: 
zunehmen, fällt keinem Beteiligten ein. Andererſeits 
weigerten ſich nunmehr die Notare immer häufiger, 
auf Grund ſolcher Kaufverträge Rechtsnachfolge⸗ 
klauſeln auf Duldung zu erteilen, meiſt mit der 
Begründung, der von den Antragſtellern regel⸗ 
mäßig in bezug genommene § 742 BPO. treffe 
ſchon deshalb nicht zu, weil in allen fraglichen 
Fällen der geſetzliche Güterſtand bereits vor dem 
Kauf eingetreten geweſen ſei, was ja tatſächlich 
richtig war. Die Schwierigkeiten mehrten ſich noch 
dadurch, daß insbefondere die jüngeren, erſt ſeit 
1900 in die Praxis eingetretenen Vollſtreckungs⸗ 


8) Vgl. hierzu 118 = 1 der II. 3K. des LG. 
München I in BRA 3 S. 205 und den auf 
ein Urteil senon Veſchiuß des gleichen Gerichts in 
BlfRA. Bd. 70 S. 511; erſterer lehnt aber die Klauſel 
gegen den Ehemann der ſelbſt erft als Rechts⸗ 
nachfolgerin in die feſtgeſtellte Schuld eingetretenen 
Ehefrau ab; letztere läßt ſie zu. 

) Die lediglich im Verhältnis zwiſchen Gläubiger 
und Notar ergehende Entſcheidung des Obs G. über Er- 
teilung oder Verſagung der Klauſel greift dem gericht⸗ 
lichen Verfahren nach § 797 Abſ. 3 ZPO. über die Zu⸗ 
läſſigkeit der erteilten Klauſel nicht vor; denn dieſe 
Klauſel geht dem Schuldner gegenüber ebenſo vom 
Notar aus, wie die nach § 730 ZPO. auf Anordnung 
des Vorſitzenden erteilte Klauſel vom Gerichtsſchreiber. 
Die zu Art. 22 NotG. ergangene Entſcheidung in n. ©. 
Bd. 7 S. 16 paßt hierher nicht. 
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richter nunmehr ſich auch gegen die ganze Baſis 
des oberſtrichterlichen Beſchluſſes vom 4. Oktober 
1900 wendeten und die Vollſtreckbarkeit trotz Er⸗ 
teilung der Duldungsklauſeln verneinten, weil der 
Klauſel ein vollſtreckungsfähiger Inhalt mangels 
Duldungsunterwerfung fehle.“) Die Argumentation 
lief dabei im weſentlichen darauf hinaus, man 
könne nicht in den ſchon im Jahre 1879 erlaſſenen 
Art. 127 AG. jetzt auf einmal die Duldungs⸗ 
vollſtreckbarkeit hineinleſen, an ~ man vor 1898 
nicht gedacht habe.“) Die I. 3K. des Qand- 
gerichts München 1 hielt demgegenüber an ihrer 
früheren Notariatspraxis feſt; dagegen ſtellte ſich 
das LG. München II auf den verneinenden Stand⸗ 
punkt und a fand nunmehr die Billigung des 
Oberſten LG., II ZS. in dem Beſchluſſe vom 
3. Februar 1908 (abgedruckt in der neuen Samm⸗ 
lung Bd. 9 S. 83). Es wird darin zunächſt zwar 
offen gelaſſen, ob für die Vollſtreckung aus alt- 
rechtlichen Hypothekenbriefen ein ſpezieller Duldungs⸗ 
titel überhaupt gefordert werden könne, aber dann 
ausgeführt, jedenfalls könne dieſer Duldungstitel nicht 
durch Erteilung einer Rechtsnachfolgeklauſel nach 
Art. 128 AG. beſchafft werden; denn der Dritt- 
beſitz des Ehemanns beruhe hier auf dem Geſetz 
($ 1373 BGB.), nicht auf Rechtsgeſchäft, wie 
Art. 128 AG. vorausſetze (vgl. Art. 129 AG., 

§ 53 HypG.). Deshalb fei die Weigerung des 
Notars, die verlangte Klauſel gegen den Ehemann 
zu erteilen, mangels deſſen Unterwerfung unter 
die ſoſortige Zwangsvollſtreckung gerechtfertigt. 


Es kann gar kein Zweifel ſein, daß dieſer Be⸗ 
ſchluß trotz ſeiner formell alternativen Faſſung 
dahin führen wird, daß die Notare und die Boll- 
ſtreckungsorgane nunmehr noch allgemeiner wie 
früher ſich auf den ſtrengſten Standpunkt ſtellen und 
damit praktiſch genommen die Hypothekgläubiger 
auf den koſtſpieligen und langwierigen Weg der 
Duldungsklage gegen den Ehemann anſtatt prompter 
Exekution drängen werden. Freilich trifft der 
jetzige Beſchluß formell nur Rechtsnachfolger in 
das Hypothekenobjekt, während der frühere Be⸗ 
ſchluß ſich auf die urſprünglichen Hypothekſchuldner 


— — 


10) Vgl. z. B. den in BayBfR. 1907 S. 90 ab- 
gedruckten BBeſchluß des LG. München I. 

11) Unter der Herrſchaft des B&R. wurde niemals 
ein Duldungsurteil gegen den Ehemann gefordert, viel⸗ 
mehr ſeine güterrechtlichen Einwendungen auf den Weg 
der Widerſpruchsklage aus dem Nutzgenußrecht an den 
Paraphernalien verwieſen. Bei korrekter Klageſtellung 
mußte übrigens die eheherrliche Zuſtimmung von vorne⸗ 
herein behauptet ſein, was allerdings beim Ausbleiben 
der Ehefrau als zugeſtanden galt. aber vom Ehemann 
im Widerſpruchsprozeſſe widerlegt werden konnte. Eine 
Mitzuſtellung der gegen die Ehefrau gerichteten Klage 
an den Ehemann war nicht geboten (vgl. die Anm. zu 
85 50, 739 in der 1. Aufl. meiner Handausg. der ZPO.). 
Die z. B. von Gaupp vertretene (auch in ay gf 1907 
S. 12, 106 zitierte) Notwendigkeit einer Duldungäflage 
ift von der bayeriſchen Praxis vor 1900 nie akzeptiert 
worden; eine ſolche Klage wurde auch kaum jemals 
erhoben. 
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bezog; allein die Begründung des neuen Beſchluſſes 
greift offenbar auch die Grundlagen des früheren 
Beſchluſſes an.“?) Denn wenn die Vollſtreckbarkeit 
gegen den Ehemann deshalb verneint wird, weil 
das AG. nur den auf Rechtsgeſchäft beruhenden 
Beſitz im Auge habe, darunter aber der Ehemann 
als geſetzlicher Beſitzer nicht falle, ſo muß dies 
wohl auch auf das hypothekbeſtellende Ehepaar zu⸗ 
treffen. Auch nach dem geſetzlichen Güterſtand 
zur Zeit der Erlaſſung des AG. z. ZPO. erhielt 
ja der Ehemann den Beſitz (und Nießbrauch) des 
Paraphernalguts (ideellen Hälfteanteils der Ehe⸗ 
frau) als geſetzliche Folge der Eheſchließung. Die 
Konſequenzen führen alſo notwendig zum Ver⸗ 
langen der Durchführung der Duldungsklage 
in allen Fällen der Vollſtreckung zu altrechtlichen 
Hypothekenbriefen gegen Ehegatten im Umfange 
des § 739 BPO. Ware dies richtig (vgl. 
BayziR. 1907 S. 90), jo ſtänden wir vor einer 
ganz ähnlichen Kalamität, wie bei der Neben⸗ 
kautionshypothek, nämlich, daß die bayeriſche Aus⸗ 
führungsgeſetzgebung von einer ſachgemäß ihr 
reichsrechtlich eröffneten Möglichkeit der Aufrecht⸗ 
haltung praktiſchen Landesrechts abſichtlich oder 
fahrläſſig keinen Gebrauch gemacht und damit 
große Schädigungen der Bevölkerung herbeigeführt 
hätte und daß durch nochmalige Geſetzesänderung 
Abhilfe geſchaffen werden müßte. Zu einem ſolchen 
Ergebnis wird man aber doch nur dann gelangen 
können, wenn die Rechtslage zwingend iſt. Daß 
ſie dies nicht iſt, ſoll im folgenden nachzuweifen 
verſucht werden. (Schluß folgt). 


Das Pfandvermittlungsgewerbe in Bayern. 
Von Dr. Johannes Merkel, Rechtsrat in Nürnberg. 


Durch das Reichsgeſetz vom 30. Juni 1900, 
die Abänderung der Gewerbeordnung betr., wurde 
ſowohl die polizeiliche Genehmigungspflicht (8 34 
Abſ. J Gew.), als auch die Befugnis der Landes- 
zentralbehörden zur Erlaſſung von Vorſchriften 
über den Umfang der Befugniſſe und Verpflich⸗ 
tungen, ſowie über den Geſchäftsbetrieb ($ 38 
Abſ. I GewO.) auf das Gewerbe der Pfandver⸗ 
mittler ausgedehnt. War ſonach der Geſchäfts⸗ 
betrieb der gewerbsmäßigen Pfandvermittler be⸗ 
reits feit dem 1. Oktober 1900!) im ganzen 
Reichsgebiet der polizeilichen Genehmigungspflicht 
unterworfen, ſo fehlte es doch bisher in Bayern 
an beſonderen Beſtimmungen über den Geſchäfts⸗ 
betrieb der Pfandvermittler. Dieſe unterſtanden 
bis jetzt lediglich der Miniſterialbekanntmachung 


1) Plenarentſcheidungen finden innerhalb der 
lan desgeſetzlichen Zuſtändigkeit nicht mehr ſtatt (Art. 46 
AG. z. GVG. ift feit 1900 aufgehoben). 


) An dieſem Tage iſt das Geſetz vom 30. Juni 
1900 in Kraft getreten. 
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vom 18. Dezember 1883, betr. die in 8 35 Abſ. III 
der GewO. aufgeführten Gewerbebetriebe, d. h. 
den Vorſchriften für die gewerbsmäßigen Beſorger 
fremder Rechtsangelegenheiten, ſog. Kommiſſionäre. 
Daß das Pfandleih⸗ und das Pfandvermittler⸗ 
gewerbe beſonderer polizeilicher Ueberwachung be⸗ 
darf, hat die Reichsgeſetzgebung der Jahre 1879 
und 1900 anerkannt; werden doch in erſter Linie 
Not und Leichtſinn zur Inanſpruchnahme von 
Pfandleiher und Pfandvermittler treiben. Die 
naturgemäß allgemein gehaltenen landesrechtlichen 
Vorſchriften über die Kommiſſionäre vermochten 
aber dem Bedürfniſſe einer ſcharfen Ueberwachung 
der Pfandvermittler auf die Dauer nicht zu ge⸗ 
nügen; vom ſozialen Geſichtspunkte aus iſt es 
daher außerordentlich begrüßenswert, daß das 
Staatsminiſterium des Kgl. Hauſes und des 
Aeußern durch die Bekanntmachung vom 14. Januar 
1909, das Pfandvermittlungsgewerbe betr., auf 
Grund des $ 34 Abſ. I und des § 38 Abf. I der 
Gewerbeordnung beſondere Beſtimmungen über 
den Umfang der Befugniſſe und Verpflichtungen, 
ſowie über den Geſchäftsbetrieb der Pfandver⸗ 
mittler erlaſſen hat (GVBl. 1909 Nr. 3 S. 9 ff.). 

Vom 1. März ds. Irs.“) an haben daher 
ſämtliche Pfandvermittler, deren Tätigkeit unter 
die Beſtimmungen der Gewerbeordnung fällt, ihren 
Geſchäftsbetrieb nach den Vorſchriften der erwähnten 
Bekanntmachung einzurichten; Verfehlungen gegen 
dieſe Vorſchriften können zur Unterſagung des 
Gewerbebetriebes durch die zuſtändige Diſtriktspoli⸗ 
zeibehörde führen ($ 53 Abſ. II oder III GewO.) 
Soweit gemeindliche Pfandleihanſtalten der Ge⸗ 
werbeordnung nicht unterliegen?) und Pfandver⸗ 
mittler für dieſe Anſtalten als gemeindliche Be⸗ 
dienſtete tätig ſind, unterliegen die Pfandvermittler 
der erwähnten Bekanntmachung nicht; hierbei iſt 
es unerheblich, ob dieſe gemeindlichen Pfandver⸗ 
mittler als Entlohnung feſte Bezüge von der Ge⸗ 
meinde oder gemeindlichen Pfandleihanſtalt erhalten 
oder auf den Gebührenanfall aus ihrer Pfand⸗ 
vermittlungstätigkeit angewieſen ſind. Der Mini⸗ 
ſterialbekanntmachung unterliegt ferner nicht, wer 
nur als Bote im Namen und Auftrage des 
Eigentümers ein Pfand beim Pfandleiher verſetzt; 
denn dieſem fehlt überhaupt die Eigenſchaft des 
Pfand vermittlers (Landmann. Gewerbeord⸗ 
nung, 5. Aufl., $ 34 Note 2 Abſ. III a. E., 
Bd. I S. 323). 

Bei dem engen Zuſammenhange und den 
innigen Beziehungen zwiſchen den Geſchäften der 
Pfandleiher und der Pfandvermittler iſt es nur 
natürlich, daß die polizeilichen Vorſchriſten — 
poſitive wie negative — für dieſe denjenigen für 
jene möglichſt angepaßt und nachgebildet ſind. So 


) Am 1. März 1909 ſind die neuen Vorſchriften in 
Kraft getreten (S 16 M Bek.). 
3) Vgl. hierüber diefe Zeitſchrift Jahr ang, 1907. 
2 37 3 Note 1 und 2, ſowie Bln dm Nr. d. 59 
118 ff. 


Zeitſchrift für eu Pr Stemiapfiegein Sabre ee Re. _ mW in Bayern. 1909. Nr. 7. 


entſprechen die Beſtimmungen über die Führung 
der Geſchäftsbücher — abgeſehen von deren innerer 
Einrichtung, welche gleichfalls durch die MBek. 
genau vorgeſchrieben ift —, über deren Geneh⸗ 
migung durch die Diſtriktspolizeibehörden, über 
ihre Abſchließung und Aufbewahrung ($ 10), die 
Beſtimmungen über die Fertigung der Einträge, 
Erteilung von Buchsauszügen an den Verpfänder 
($ 11 Abſ. I Satz 1, Abſ. II u. III), über die 
Behandlung der geſchäftlichen Korreſpondenz ($ 12), 
über den Aushang der miniſteriellen Vorſchriften 
in dem Geſchäftsraume ($ 15) den einſchlägigen Be- 
ſtimmungen der für die Pfandleiher erlaſſenen Be⸗ 
kanntmachung; gleiches iſt der Fall hinſichtlich der 
Wahl und Veränderung der Geſchäftsräume ($ 7), 
der Verſicherung der Pfandgegenſtände gegen 
Feuersgefahr und Einbruchdiebſtahl (§ 8), der zur 
Sicherſtellung der Pfandleiher nach Anordnung 
der Diſtriktspolizeibehörde zu leiſtenden Sicherheit 
($ 9), der Anzeige bei Kenntnisnahme von ſtraf⸗ 
baren Handlungen ($ 13) und der Verpflichtung 
zur Geſtattung ungehinderten Zutritts und unge⸗ 
hinderter Beſichtigung des geſamten Geſchäfts⸗ 
betriebes durch die Polizeibehörde (§ 14). 

Auch der größere Teil der Verbotsvorſchriften 
iſt den einſchlägigen Beſtimmungen für die Pfand⸗ 
leiher nachgebildet; jo das Verbot der Vornahme 
von Pfandvermiktlungsgeſchäften mit jugendlichen 
Perſonen ohne Erlaubnis eines Elternteils oder 
Vormundes ($ 6 Ziff. 1), der Entgegennahme 
ganzer Warenpoſten oder Partiewaren ($ 6 Ziff. 2), 
von beſchmutzten Kleidern, Leinen und Betten 
($ 6 Ziff. 3), des Ankaufs, Handels oder der Be: 
lehnung von Pfandſcheinen ($ 6 Ziff. 5). 

Daneben ſind aber für die Pfandvermittler 
noch verſchiedene beſondere Vorſchriften erlaſſen: 

Die Aufträge zur Pfandverſetzung ſind, ſoferne 
die zuſtändige Diſtriktspolizeibehörde hierfür nicht 
allgemein eine längere Friſt beſtimmt hat ($ 2 
Ab}. II) oder mit dem einzelnen Verpfänder etwas 
anderes vereinbart wurde, ſpateſtens am nächſt⸗ 
folgenden Werktage, anderweitige Aufträge baldigſt, 
jedenfalls rechtzeitig zu erledigen (§ 2 Abſ. I). 

Ueber die Aufträge zur Pfandverſetzung. Pfand: 
erneuerung, Pfandeinlöſung hat der Verpfänder 
Beſcheinigung nach vorgeſchriebenem Mufter *) zu 
erteilen und nach . dieſe Beſchei⸗ 
nigung zurückzufordern (§ 3 

Dem Pfandleiher iſt mit 5 Aushändigung 
des Pſandes ein Buchsauszug zu übergeben ($ 11 
Abſ. I Satz 2). 

Innerhalb 14 Tagen nach Empfang hat der 
Pfandvermittler nichtabgeholte Pfandſcheine bei 


4) Auf a überdies vollſtändigen Buchsaus⸗ 
zug ($ 11 Abſ. II). 

5) Daß Beſcheinigungen und Buchsauszüge nicht 
nur unterſchrieben, ſondern auch datiert werden müſſen, 
iſt gegenüber den Vorſchriften für das Pfandleihgewerbe 
eine im Intereſſe der Beaufſichtigung und Ueberwachung 
begrüßenswerte Neuerung. 
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der Ortspolizeibehörde, Gelder, Wertpapiere und 
Koſtbarkeiten bei dem Amtsgericht oder der Kgl. 
Bank zu hinterlegen ($ 4). - 

Beſondere Auslagen, welche dem Pfandver⸗ 
mittler durch die Auftragserledigung erwachſen — 
als ſolche nennt die MBek. beiſpielsweiſe Die- 
jenigen für Verpackung und Beförderung von 
Pfandgegenſtänden — müſſen genau verrechnet 
werden (§ 5 Abſ. II); außerdem darf der Pfand- 
vermittler nur die von der Diſtriktspolizeibehörde 
feſtgefetzten Gebühren erheben ($ 5 Abſ. I), ohne 
für die mit dem Geſchäftsbetrieb regelmäßig ver⸗ 
bundenen Gänge und Dienſtleiſtungen irgendwelche 
weitere Koſten oder Auslagen verrechnen (§ 5 
Abſ. III), oder für die Gewährung von Vorſchüſſen 
auf die Verſatzſummen Vergütung verlangen oder 
annehmen, oder die Aushändigung der Pfänder 
und Pfandſcheine von der Rückerſtattung von 
gf. D abhängig machen zu dürfen (§ 6 


Die im öffentlichen Intereſſe wichtigſte aller 
beſonderen Verbotsvorſchriften iſt wohl das Verbot 
des Trödelhandels“) (§ 6 Ziff. 8). Denn der Trödel- 
handel war erfahrungsgemäß bisher vielfach mit 
dem Pfandvermittlergewerbe unmittelbar verbunden; 
der Trödelhandel aber bietet häufig die erwünſchte 
Abſatzmöglichkeit für ſtrafwidrig erworbene Sachen, 
die Verbindung zwiſchen Trödelhandel und Pfand⸗ 
vermittlung leiſtete ſolchem Vorgehen nur zu er⸗ 
wünſchten Vorſchub. Die nunmehr notwendige 
Trennung wird beiden Gewerben nur zu ſtatten 
kommen können. Wenn auch die MBek. vom 
14. Januar 1909 rückwirkende Kraft nicht beſitzt, 
ſo dürfte doch, wenn ein im Beſitze der polizei⸗ 
lichen Erlaubnis ($ 34 Abſ. I GewO.) befindlicher 
Pfandvermittler bisher Trödelhandel betrieb, ohne 

daß gegen ihn Unterſagungsgründe (8 35 Abſ. II 
daſ.) vorlagen, dieſer das eine oder andere Geſchäft 
vom 1. März 1909 an aufzugeben haben; denn 
das Verbot der Betreibung des Trödelhandels 
durch den Pfandvermittler iſt zwingend. Dieſes 
Verbot verſtößt auch nicht etwa gegen den in 8 1 
Abſ. I GewO. aufgeſtellten Grundſatz der Gewerbe⸗ 
freiheit, da hierdurch nur von der den Zentral⸗ 
behörden in $ 38 Abſ. I 5 eingeräumten 
Ermächtigung, über den „Umfang der Befugniſſe“ 
der Pfandvermittler Vorſchriften zu erlaſſen, Ge⸗ 
brauch gemacht wurde, daher eine „zuläſſige Be⸗ 
ſchränkung“ der Gewerbefreiheit im Sinne des 
§ 1 Abſ. I GewO. vorliegt. 

Das Verbot der Selbſtdenützung von Pfand⸗ 
gegenſtänden oder deren Weiterübertragung an 
andere Dritte als Pfandleihgeſchäfte ($ 6 Ziff. 4) 


v) In Betracht kommt, da die Regelung der Ges 
ſchäftsverhältniſſe der Pfandvermittler ſich auf der 555 
werbeordnung aufbaut, nur der unter diefe (8 35 Abſ. II 
daf.) fallende Trödelhandel, der handelsrechtliche Be- 
griff des Trödelhandels iſt hier nicht verwertbar (vgl. 
Reger, e Bd. XII S. 127 2. Abſatz, Bd. 
XIV S. 224). 
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it für den Pfandvermittler ein abſolutes, unein⸗ 
geſchränktes, wird alfo nicht, wie bei den Pfand- 
leihern, durch die Zuſtimmung des Verpfänders 
aufgehoben. 

Das Verbot von Mitteilungen über Pfand⸗ 
vermittlergeſchäfte an dritte Perſonen (8 6 Ziff. 7) 
iſt in dem Weſen der Pfandvermittlung, welche 
in der Hauptſache bezweckt, den unmittelbaren 
Verkehr mit dem Pfandleiher zu vermeiden, be⸗ 
gründet. 

Zuſtändig zur Erteilung der Genehmigung 
wie auch zur Unterſagung des Geſchäftsbetriebs 
eines Pfandvermittlers ſind in Bayern die Di⸗ 
ſtriktspolizeibehörden, in München die Kgl. Polizei⸗ 
direktion (§ 1 MBek., § 15 Abſ. I u. II der 
BoB. zur GewO. vom 29. März 1892 in der 
Faſſung vom 29. September 1900); die Zu⸗ 
ſtändigkeit zur Betriebsunterſagung ſchließt die 
Befugnis zur Betriebsüberwachung in ſich. Für 
das Genehmigungs⸗ und Unterſagungsverfahren 
iſt durch Art. 8 Ziff. 8 VGHG. im Zu⸗ 
ſammenhalt mit § 40 Abſ. II und § 54 GewO. 
der Verwaltungsrechtsweg eröffnet. 

Die Tätigkeit des Pfandvermittlers nun be⸗ 
ſteht darin, daß er ihm übergebene Gegenſtände 
zur Verpfändung bei einem Pfandleiher bringt 
und bei Umfluß der Verfallzeit, d. h. bei Ablauf 
des Pfandvertrages die aus dem Pfandvertrage 
ſich ergebenden Schritte für den Verpfänder unter- 
nimmt; letztere können dreifacher Art ſein und 
entweder in der Einlöſung des Pfandes oder in 
der Erneuerung des Pfandes (d. h. Verlängerung 
des ablaufenden Pfandvertrages) oder in der Wah⸗ 
rung der Rechte des Verpfänders bei dem Pfand⸗ 
verkauf beſtehen. Die Unterſuchung der bürgerlich⸗ 
rechtlichen Seite des Pfandvermittlungsgeſchäftes 
wird daher nach drei verſchiedenen Richtungen zu 
erfolgen und demgemäß das Verhältnis des Ver⸗ 
pfänders zu dem Pfandvermittler, dasjenige des 
Pfandvermittlers zu dem Pfandverleiher und end⸗ 
lich das Verhältnis des Pfandleihers zu dem Ver⸗ 
pfänder zu behandeln haben. 

Dieſer Unterſuchung ſei jedoch noch eine kurze 
allgemeine Beurteilung der MBek. vom 14. Januar 
1909 hinſichtlich ihrer Bedeutung in bürgerlich⸗ 
rechtlicher Beziehung vorausgeſchickt. Die auf 
Grund des $ 38 AGİ. I GewO. zu erlaſſenden 
Vorſchriften der Landeszentralbehörden „können 
auch Verhältniſſe regeln, die dem Gebiete des 
bürgerlichen Rechts angehören“; daß die Ge- 
werbeordnungsnovelle vom 23. Juli 1879 dieſe 
Befugnis einräumen wollte, nt fih aus der 
Begründung des Geſetzentwurfes.“) Dieſe Befugnis 
dürfte auch durch das Inkrafttreten des BGB. 
keine Beeinträchtigung erfahren haben, da ſich 
weder aus dem BGB. ſelbſt noch aus deſſen Ein⸗ 


d anoman a. a. O. Note 2 Abſ. I zu $ 38, Bd. I 
6 


. 362. 
i ) Reichstagsverhandlungen 1879, 5. Bd. S. 1334 
oben. 
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führungsgeſetz die Aufhebung der Beſtimmung der 
Gewerbeordnung ergibt (Art. 32 EG. z. BGB.). 
Es iſt ohne weiteres klar, daß die MBek. den 
Geſchäftsbetrieb der Pfandvermittler nicht in 
allen bürgerlich⸗ rechtlichen Beziehungen regeln 
wollte und geregelt hat; es gelten daher auch für 
den Pfandvermittlungsvertrag im allgemeinen die 
Vorſchriften des BGB. Wie weit dieſe landes⸗ 
rechtlich beſchränkt ſind, kann nur der MBek. 
ſelbſt entnommen werden. 

Als Rechtsvorſchriften (in dieſem engeren 
Sinne) erſcheinen offenbar nach der MBek. 
deren Beſtimmungen über 

die Erledigung der Aufträge der Verpfänder 
2), 


( 
die Hinterlegung der Pfandſcheine, Gelder, 
Wertpapiere und Koſtbarkeiten ($ 4), 
die Erhebung von Gebühren ($ 5). 

Dagegen ſind reine Ordnungsvorſchriften die 
Beſtimmungen in $ 3 (Erteilung von Buchsaus⸗ 
zügen), SS 7 bis 15 (über die Geſchäftsräume, 
Pfandverſicherung, Sicherheitsleiſtung, Buchfüh⸗ 
rung und die Pflichten gegen die Polizeibehörden). 
Aber auch die Verbote des $ 6 dürften nur als 
Ordnungs-, nicht als Rechtsvorſchriften zu erachten 
ſein; denn die dort aufgeführten Geſchäfte ſind 
nicht unbedingt, ſondern nur „dem Pfandvermittler“ 
verboten. Bei Verſtößen gegen § 6 handelt es 
ſich daher nicht um „geſetzlich verbotene Rechts⸗ 
geſchäfte“ mit der Folge der Nichtigkeit (§ 134 
BGB.); ſolche Geſchäfte dürften daher wohl 
bürgerlich⸗ rechtlich gültig fein, können aber für die 
Diſtriktspolizeibehörde Veranlaſſung geben, die 
Unterſagung des Geſchäftsbetriebs des Pfandver⸗ 
mittlers wegen Unzuverläſſigkeit in Erwägung zu 

ziehen. (Schluß folgt.) 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Kundenüblicher oder angemeſſener Preis? Unter 
dieſer Ueberſchrift polemiſiert Rechtsanwalt Dr. Joſef 
in dieſer Zeitſchrift (1909 S. 89 ff.) gegen einen Auf⸗ 
ſatz von mir, der in der JW. (1908 S. 630 ff.) er⸗ 
ſchienen iſt, und in welchem auszuführen verſucht wird, 
daß in allen den unzähligen Fällen, wo ein Gegen⸗ 
ſtand ohne eine ausdrückliche Feſtſetzung eines Preiſes 
gekauft wird, als vereinbart zu gelten hat der 
in dem Geſchäft des betreffenden Verkäufers 
kundenübliche Preis. 

Dies wird geſtützt auf den ganz allgemein (für 
Kauf, Miete, Dienſt⸗, Werkvertrag) geltenden, auf 
Grund der Verkehrsſitte (88 157, 242 BGB.) 
entwickelten, auslegenden Rechtsſatz, daß. wenn jemand 
von einem erkennbar Gewerbetreibenden eine in 
deffen Gewerbe einſchlagende Leiſtung ohne 
Preisbeſtimmung verlangt, dieſes Verhalten 
dahin — im Zweifel — zu deuten iſt, daß er ſich zum 
kundenüblichen Preis verpflichtet (Danz, Die 
Auslegung der Rechtsgeſchäfte S. 42, 44, 105 ff.). Joſef 
meint, das Verhalten des Käufers enthalte nur die 
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Erklärung, daß er den Preis zahlen wolle, der an 
Geſchäftsleute dieſer Art bezahlt wird, nicht 
aber den Preis, der gerade an dieſen betreffen⸗ 
den Geſchäftsmann bezahlt wird. „Auch wenn 
mir unbekannt iſt, daß die Preiſe in Bahnhofswirt⸗ 
ſchaften, im Speiſewagen des D- Zuges, in einem Hotel 
zu Berlin unter den Linden höher ſind, als in 
anderen Gaſtwirtſchaften, ſo betätige ich den Willen, 
dieſen höheren Preis zu bezahlen, der in Ge- 
ſchäften dieſer Art kundenüblich iſt; nicht 
aber den Preis, der gerade bei dieſem betreffen⸗ 
den Geſchäftsmann ‚kundenüblich“ ift, alfo von 
dieſem Geſchäftsmann gefordert und von ſeinen 
Kunden bezahlt wird.“ f 

Dieſe Anſicht iſt nicht richtig. 

Beſteht eine Willenserklärung in einem — nicht 
aus Worten beſtehenden — Verhalten der Perſonen, 
und ſoll dieſes Verhalten in Worte umgedeutet, 
alſo ausgelegt werden, ſo gilt hierfür die Auslegungs⸗ 
regel des § 157 BGB., welche vorſchreibt, daß die 
Deutung nach der Verkehrsſitte, d. h. nach dem 
regelmäßigen, gewöhnlichen Handeln der Menſchen 
erfolgen ſoll. Beſtelle ich in einem Wirtshaus Nah⸗ 
rungsmittel ohne eine Preisvereinbarung, ſo wird 
mein Verhalten deshalb — weil regelmäßig, 
gewöhnlich die Menſchen in ſolchem Falle eine 
Gegenleiſtung geben — gedeutet, als wäre in 
Worten zwiſchen dem Wirt und mir eine Gegen⸗ 
leiſtung vereinbart worden, und weil — zweifel⸗ 
los! — das Regelmäßige, Gewöhnliche hier iſt, daß 
in dieſem Geſchäft von den Gäſten ein beſtimmter 
Preis, eben der hier „kundenübliche“ gefordert und 
gezahlt wird, ſo wird dieſes Verhalten ſo gedeutet, 
als wäre dieſer Preis vereinbart. Ebenſo liegt es, 
wenn ich im Hotel mir ein Zimmer nehme, morgens 
Frühſtück beſtelle, mich an der Table d'hote beteilige 
— ohne daß ein Wort dabei über einen Preis gefallen 
iſt; der Wirt fordert hier die in ſeinem Hotel üb⸗ 
lichen Preiſe, und der Gaſt bezahlt ſie. Das iſt das 
gewöhnliche, regelmäßige Verhalten. Daß 
der Wirt oder ein ſonſtiger Gewerbetreibender (Bäcker, 
Fleiſcher, Zigarren⸗, Materialwarenhändler 2c.) die in 
gleichartigen Geſchäften geforderten Preiſe, 
anſtatt der bei ihm, in ſein em Geſchäft kunden⸗ 
üblichen forderte, oder daß die Käufer gerade dieſen 
— erſt durch die ſchwierigſten Berechnungen feſtzu⸗ 
ſtellenden — Preis zahlten, das iſt ganz gewiß nicht 
das Gewöhnliche, das Verkehr sübliche. 

Geh. Juſtizrat Prof. Dr. Danz in Jena. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Die Bindung an einen Vertragsantrag ift kein 
Necht, das der Empfänger des Antrags auf einen an- 
deren übertragen kann. In einer notariellen Urkunde 
vom 27. März 1903 machte der Kaufmann Sp. der 
offenen Handelsgeſellſchaft M. & K. den Antrag zum 
Abſchluß eines Kaufvertrages über Grundſtücke. Im § 3 
heißt es: „Die Auflaſſung iſt an die Käuferin oder an 
deren Order, d. h. an von ihr bezeichnete Perſonen, im 
ganzen oder bezüglich einzelner Teile zu bewirken“. 
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Nach dem weiteren Inhalt der Verhandlung nahm die 
Geſellſchaft von dem Kaufantrage Kenntnis und es 
vereinbarten die Erſchienenen: „Sp. hält ſich an dieſen 
Antrag bis zum 1. Oktober 1904 gebunden. Erfolgt 
bis zu dieſem Zeitpunkte die Annahme nicht, ſo iſt 
der Betrag von 20000 M, zu deſſen Zahlung ſich die 
Firma M. & K. unbedingt verpflichtet, dem Sp. als 
Entgelt für die Bindung verfallen“. Später ſchloß 
die offene Handelsgeſellſchaft M. & K. mit dem Kläger 
L. folgenden Kaufvertrag: „Herr L. iſt verpflichtet, 
den Offertvertrag vom 27. Mai 1903 zu akzeptieren, 
alle Rechte und Pflichten aus ihm zu übernehmen und 
den Offertvertrag ... vollſtändig zur Ausführung zu 
bringen, indem ihm die Firma M. & K. ſämtliche ihr 
aus dem Offertvertrag zuſtehenden Rechte überträgt“. 
Das RG. äußerte ſich über die Gültigkeit dieſes Ber- 
trags in folgender Weiſe: 

Mit Recht nimmt das OLG. an, daß durch die 
notariellen Verhandlungen vom 27. März 1903 ein 
Recht der Handelsgeſellſchaft M. & K., das durch den 
Vertrag vom 6. April 1903 auf den Kläger hätte 
übertragen werden können, nicht begründet worden 
ſei. Durch ſie wurde nur ein Gebundenſein der Be⸗ 
klagten an die darin verlautbarten Vertragsanträge, 
an den Kaufantrag insbeſondere bis zum 1. Oktober 
1904 herbeigeführt (vgl. SS 145 ff. BGB.). Daran 
änderte auch der Umſtand nichts, daß bezüglich des 
Kaufantrags die Bindung nicht nur auf Geſetz, ſon⸗ 
dern auch auf Vereinbarung beruhte und daß dafür 
in Geſtalt gewiſſer Teile des im Antrage feſtgeſetzten 
Kaufpreiſes ein Entgelt bewilligt wurde. Das Ge⸗ 
bundenſein an einen Vertragsantrag aber iſt kein 
Recht, das von demjenigen, dem der Antrag gemacht 
ift, gemäß den 88 398, 413 BGB. auf einen anderen 
übertragen werden könnte; es bezeichnet vielmehr nur 
eine Rechtslage, aus der erſt beim Hinzutritt eines 
weiteren Umſtandes, hier der rechtzeitigen Annahme 
des Antrages, Rechte und Verpflichtungen entſtehen. 
Ob die am Vertragsantrage Beteiligten nichtsdeſto⸗ 
weniger rechtswirkſam vereinbaren können, daß an- 
ſtatt des Antragsempfängers ein Dritter den Antrag 
mit der Wirkung ſolle annehmen können, daß die ſich 
aus dem angetragenen Vertrage ergebenden Rechte 
und Pflichten in ſeiner Perſon erwachſen, braucht hier 
nicht entſchieden zu werden, da der Sachverhalt eine 
ſolche Vereinbarung nicht ergibt. Sie iſt namentlich 
nicht in den Verhandlungen vom 27. März 1903 zu 
finden. Dieſe ſprechen nur davon, daß die Auf⸗ 
laſſungen an die Order der Käuferin und Kon- 
trahentin oder an die von ihr bezeichneten Perſonen 
zu bewirken ſeien, und ſchließen durch den Zuſatz „im 
ganzen oder bezüglich einzelner Teile“ die Deu⸗ 
tung, daß die von der Antragsempfängerin bezeich⸗ 
neten Perſonen an deren Stelle die Vertragsanträge 
ſollten annehmen können, ſchon deshalb aus, weil 
jeder der einheitlichen Vertragsanträge nur im ganzen 
angenommen werden kann und es völlig unmöglich 
iſt, die Geſtaltung der Vertragsverhältniſſe für den 
Fall feſtzuſtellen, daß der Antrag von den durch die 
Antragsempfängerin bezeichneten Perſonen je nur für 
einzelne Teile des Kauf⸗ oder eee an⸗ 
genommen wird. (Urt. des V. BS. vom 21. Dezember 


1908, V 94/08). se; 
1654 
II. | 
Zum Begriffe der „gewöhnlichen Beuntzung“ i. S. 
des 8 906 HOS, Wie die Annag Me einer 


gleichartigen Uebung auf „mehreren“ Grund⸗ 
ſtücken dadurch ausgeſchloſſen, daß die Grund⸗ 
ſtücke eine rechtliche oder wirtſchaftliche 
Einheit bilden, oder daß fie in verſchie⸗ 
denen politiſchen Bezirken liegen? 

Aus den Gründen: Nicht unbedenklich iſt die 
von der Reviſion angefochtene Begründung, mit der 


e 
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das OLG. zu dem Ergebnis kommt, daß die ſchädlichen 
Einwirkungen auf eine ungewöhnliche Benutzung des 
Eiſenbahngrundſtücks zurückzuführen ſind. Es meint 
unter Bezugnahme auf das Urteil des Reichsgerichts 
in den Entſch. Bd. 57 S. 229, § 906 BGB. erfordere 
eine gleichartige Uebung auf einer Mehrheit 
von Grundſtücken, um die ſchädliche Benutzung als 
eine gewöhnliche erſcheinen zu laſſen, hier aber komme 
nur das eine Bahngrundſtück des Beklagten in Be⸗ 
tracht. Die Reviſion verweiſt demgegenüber auf das 
Vorhandenſein einer Zuckerfabrik in der Nähe der 
klägeriſchen Grundſtücke. Hierauf kann in der Reviſions⸗ 
inſtanz allerdings nicht eingegangen werden. Denn 
wenn es auch richtig und von dem erkennenden Senat 
in dem Urteil vom 28. Dezember 1907 V 167/07 des 
näheren dargelegt iſt, daß trotz der Verſchiedenheiten 
in dem Eiſenbahn⸗ und Fabrikbetriebe die in den bei⸗ 


den Betrieben entwickelte Tätigkeit doch inſoweit als 


eine gleichartige Benutzungsart im Sinne des 8 906 
BGB. zu erachten iſt, als ſie zur Erzeugung und Ver⸗ 
breitung von Rauch und Ruß führt, ſo iſt doch in den 
Vorinſtanzen auf die Zuführung von Rauch und Ruß aus 
der Zuckerfabrik von keiner Seite hingewieſen worden 
und das OLG. hatte daher keine Veranlaſſung darauf 
einzugehen. Nicht ohne Grund weiſt jedoch die Re⸗ 
vifion darauf hin, daß die Annahme des OL GG., es 
handle ſich bei dem Eiſenbahnbetrieb nur um ein 
Grundſtück, gegenüber der unſtreitigen Tatſache, daß 
die Hauptbahn und die Hafenbahn zwei verſchiedene 
Eiſenbahnen bilden, jedes Anhalts entbehrt. Es kommen 
aber für den gewöhnlichen Eiſenbahnbetrieb noch die 
Kleinbahn und der Betrieb auf den Anſchlußgeleiſen 
der Zuckerfabrik in Betracht, die das OLG. zum Teil 
ohne jede nähere Begründung als völlig unerheblich 
bezeichnet, zum Teil gar nicht berückſichtigt hat. Sodann 
würde es irrtümlich fein, wenn das OLG. bei der 
Frage, ob eine Mehrheit gleichartig benutzter Grund⸗ 
ſtücke vorliegt, die rechtliche Einheit, wie ſie durch die 
Eintragung im Grundbuch oder Bahngrundbuch, oder 
die wirtſchaftliche Einheit, wie ſie durch die Vereinigung 
zu einem gewerblichen Unternehmen entſteht, für un⸗ 
bedingt maßgebend erachten wollte. Dann würde auch 
bei dem Straßenbahnbetriebe, wie ihn das von dem 
Berufungsrichter angeführte Urteil des RG. (Entſch. Bd. 5 
S. 229) behandelt, ſehr oft der Fall eintreten, daß 
der Betrieb als ungewöhnlich behandelt werden müßte, 
obwohl er viele Straßen berührt. Auch iſt es nicht 
unbedingt notwendig, daß die gleichartig benutzten 
Grundſtücke in ln Gemeinde liegen. Der Bezirk 
der Grundſtücke, die für die gleichartige Uebung in 
Betracht kommen, kann, wie das Reichsgericht wiederholt 
entſchieden hat, je nach der Lage des Falles weiter 
oder enger gezogen werden. Im allgemeinen wird 
bei dem Eiſenbahnbetriebe in den Außenbezirken einer 
größeren Stadt die Sache nicht viel anders liegen, 
als bei dem ſochen Eiſenbahnbe Die gewöhnlichen 
von einem ſolchen Eiſenbahnbetriebe ausgehenden 
Einwirkungen werden ſich die benachbarten Grund⸗ 
beſitzer als unvermeidlich gefallen Sra müffen. Anders 
liegt dagegen die Sache, wenn ein ungewöhnlicher, 
konzentrierter Betrieb an einer einzelnen Stelle ſtatt⸗ 
findet. (Urt. des V. ZS. vom 21. Dez. 1908, V 11/08). 
1547 — — — . 


III. 


Zu 8 843 Abſ. 3 BGB. Ein „wichtiger Grund“ 
für die Zubilligung einer Abfindung in 
Kapital kann darin gefunden werden, daß 
die Abfindung günſtig auf den Zuſtand des 
Verletzten wirken wird. Aus den Gründen: 
Der Streit betrifft nur noch die Frage, ob das OLG. 
der Klägerin eine Kapitalabfindung anſtatt einer Rente 
hat zuſprechen dürfen. Den wichtigen Grund, der 
nach § 843 Abſ. 3 BGB. dieſe Art der Entſchädigung 
zuläſſig macht, hat das OLG. darin gefunden, daß 


nach dem Gutachten der Aerzte die einmalige Abfindung 
von günſtigem Einfluß auf den Zuſtand der Klägerin 
ſein werde. Es fügt hinzu, jede Schadenserſatzleiſtung 
ſolle tunlichſt den früheren Zuſtand wiederherſtellen 
und dafür ſei nach der Darlegung der Aerzte die end⸗ 
gültige Austragung der Angelegenheit von der größten 
Bedeutung. Die Reviſion hat dieſe Ausführung als 
auf einer Verkennung des § 843 beruhend angegriffen: 
das OLG. habe, weil es ſelbſt die Möglichkeit einer 
Beſſerung der Klägerin zulaſſe, überhaupt nicht auf 
eine die Klage nach § 323 ZPO. ausſchließende Kapital- 
abfindung erkennen dürfen. Letzteres iſt irrig; denn 
dieſer Fall ift im $ 843 Abſ. 3 nicht ausgeſchloſſen. 
Richtig iſt, daß auf dieſe Folge der Kapitalabfindung 
Rückſicht zu nehmen iſt bei der Entſcheidung der Frage, 
ob ein wichtiger Grund für das Abweichen von der 
geſetzlichen Regel vorliegt. Das Berufungsurteil gibt 
aber auch nicht Anlaß zu der Annahme, daß das 
verkannt ift. (Urt. des VI. ZS. vom 28. Januar 1909, 
VI 36/08). 
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IV. 


. Juwieweit haftet nach gemeinem Rechte der Glän: 
biger gegenüber dem Bürgen für culpa in exigendo ? 
Am 2. April 1894 hat die Klägerin (eine Brauerei) 
dem Schwager des Beklagten Ch. ein zu 5% verzins⸗ 
liches bares Darlehen gewährt. Die Rückzahlung ſollte 
ſo erfolgen, daß Ch. am Schluſſe jedes Vierteljahrs 
für jeden hl Bier 2 M 50 Pf mehr als den mit der 
Brauerei vereinbarten Preis zahle, und das Darlehen 
fällig werde, wenn Ch. dieſe Bedingung nicht ein⸗ 
halte oder wenn er den Betrieb ſeiner Gaſtwirtſchaft 
einſtelle. Als Sicherheit übertrug Ch. der Klägerin 
eine Hypothek. „Zur Sicherung der Hypothek“ über⸗ 
nahm der Beklagte die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft. 
Ch. hat auf das Darlehen nur 140 M bezahlt und im 
Herbſt 1895 die Wirtfhaft aufgegeben. Die Hypothek 
iſt bei der Zwangsverſteigerung ausgefallen. Im 
Oktober 1906 hat die Klägerin Urteil gegen Ch. auf 
Rückzahlung des Darlehens erwirkt; die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung iſt fruchtlos geblieben. Die Klägerin hat 
dann den Beklagten auf Zahlung verklagt. Das Ober⸗ 
landesgericht hat die Klage abgewieſen. Die Reviſion 
hatte Erfolg. 

Gründe: Der Wortlaut der Vertrags verpflichtung 
des Beklagten, daß er die Bürgſchaft zur Sicherung 
der von Ch. der Klägerin abgetretenen Hypothek über⸗ 
nehme, weiſt zwar eher darauf hin, daß eine Garantie 
für die Güte und Sicherheit der Hypothek geleiſtet 
wurde. Indes ift die Auslegung des OLG., der Wille 
des Beklagten ſei dahin gegangen, für die Erfüllung 
der Verpflichtungen des Darlehensempfängers mit der 
Maßgabe einzuſtehen, daß die Klägerin vorab ihre 
Befriedigung aus der Hypothek zu ſuchen hätte, mög⸗ 
ich. Das OLG. hat die Klage abgewieſen, weil die 
Klägerin die ihr nach dem hier maßgebenden gemeinen 
Recht obliegende Diligenzpflicht bei Beitreibung der 
Forderung gegen den Hauptſchuldner vernachläſſigt 
habe. Sie habe, obwohl Ch. den Bieraufſchlag nur 
im erſten Vierteljahr entrichtete, ſich darauf beſchränkt, 
bis September 1895 ihm vierteljährlich Rechnungen 
und Mahnungen zu ſenden, und ſelbſt, als er die Wirt⸗ 
ſchaft aufgab, ihm nur mit gerichtlicher Verfolgung 
gedroht, ohne ernſtlich gegen ihn vorzugehen. Die 
neuere Praxis des gemeinen Rechts lege dem Gläubiger 
die Haftung für culpa in exigendo auch dann auf, 
wenn der Bürge ein ſelbſtſchuldneriſcher Bürge ſei. 
Die Reviſion iſt begründet. Selbſtverſtändlich iſt zu⸗ 
nächſt, daß, was das OLG, gar nicht geprüft hat, eine 
etwaige Diligenzverletzung der Klägerin die Schädigung, 
für die ihr der Beklagte einſtehen ſoll, verurſacht 
haben muß, und daß der Beklagte, der ſeine Befreiung 
darauf gründen will, den Beweis hierfür zu liefern 
hat. Das Berufungsgericht hätte daher feſtſtellen 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 7. 


müſſen, daß die Klägerin zu ihrem Gelde gekommen 
wäre, wenn ſie den Ch., als das Darlehen fällig wurde, 
gerichtlich belangt hätte. Hierauf kommt indes nichts 
an. Gemeinrechtlich haftet nach der herrſchenden Mei⸗ 
nung der Gläubiger dem gewöhnlichen Bürgen gegen⸗ 
über für culpa in exigendo. Aus den Quellen läßt 
den dieſe Haftung nicht belegen. Sie wird aber von 
en neueren Schriftſtellern und der Rechtſprechung aus 
den Grundſätzen von Treu und Glauben hergeleitet, 
unter deren Herrſchaft der Bürgſchaftsvertrag ſteht 
(Windſcheid § 478 A 10, Dernburg II § 82); an der 
Hand dieſer Grundſätze wird auch zu beurteilen ſein, 
unter welchen Umſtänden der Gläubiger ſeine Diligenz⸗ 
pflicht im Verhältnis zum ſelbſtſchuldneriſchen 
Bürgen verletzt. Es bedarf hier nun keiner Erörte⸗ 
rung, ob der Beweis für eine Nachläſſigkeit der Klägerin 
ſchon mit der bloßen Tatſache erbracht wäre, daß ſie 
den Ch. in den Jahren 1894 und 1895 nicht verklagt 
hat, als er mit den a auffab. in Rückſtand ge⸗ 
riet und die Wirtſchaft aufgab. Denn der Klägerin 
war zur Sicherung des Darlehens in erſter Linie eine 
Hypothek abgetreten, die nach dem eigenen Vorbringen 
des Beklagten gut war und bis zum Jahre 1906 regel⸗ 
mäßig verzinſt wurde. In einem ſolchen Falle hat 
der Gläubiger, ſo lange keine Verſchlechterung des 
verpfändeten Grundſtücks eintritt, keine Veranlaſſung, 
den Hauptſchuldner zu verfolgen, da er die Rückzahlung 
des Darlehens aus der Hypothek erwarten darf, und 
keinesfalls handelt er ſchuldvoll oder wider die bona 
fides dem Bürgen gegenüber, wenn er bei ſolcher Rechts⸗ 
lage die Ausklagung des Hauptſchuldners unterläßt. 
(Urt. des VI. ZS. vom 21. Januar 1909, VI 67/08). 
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B. Strafſachen. 
1 


Zum Begriffe des öffentlichen Weges im Sinne des 
8 366 Nr. 9 StGB. — Strafrechtliche Bedeutung eines 
Irrtums über die Giger haf eines Weges als eines 
öffentlichen. — Genügt zur Beſtrafung aus dieſer 
Geſetzesſtelle fahrläſſiges Verſchulden? Aus den 
Gründen: Der Angeklagte iſt Eigentümer eines 
Grundſtücks; die Gemeinde beanſprucht das Recht, es 
auf einer beſtimmten Strecke zu einem öffentlichen 
Wege zu benützen. Er erkennt ein ſolches Recht nicht 
an, ſondern behauptet, daß der allgemeine Verkehr 
auf jener Strecke von ihm und ſeinen Beſitzvorfahren 
nur aus Gefälligkeit und jederzeit n ge⸗ 
ftattet fei. Im Februar 1906 hat er dem Bezirksamte 
„feine Abſicht“ erklärt, die Benützung des Weges durch 
ſein Anweſen zu verbieten, und am 29. April 1907 
hat er dem Bezirksamte angekündigt, daß er vom 
Juni 1907 an ſeinen Hof abſperren werde. Nachdem 
er ſchon früher wiederholt durch Schranken den wei⸗ 
teren Verkehr durch ſein Anweſen zu verhindern ver⸗ 
ſucht hatte, hat er am 10. Dezember 1907 wieder 
Schranken und andere Hinderniſſe angebracht, um die 
weitere allgemeine Benützung unmöglich zu machen. 
Die Strafkammer hält den Thatbeſtand des 8 366 
Nr. 9 StGB. für erfüllt, wobei gegenüber der Be- 
rufung des Angeklagten auf die Freiheit ſeines Eigen⸗ 
tums geſagt wird: wenn der Angeklagte des irrigen 
Glaubens geweſen ſei, die Hinderniſſe auf dem Wege 
anbringen zu dürfen, trotzdem er ihn als einen tatſäch⸗ 
lich öffentlichen Weg gekannt habe, ſo habe er ſich in 
einem Irrtum über das Strafgeſetz befunden, der ihn 
nicht ſtraffrei mache. Dies gibt Anlaß zu Bedenken. 

Ein Weg ift i. S. des $ 366 Nr. 9 StB. öffent- 
lich, wenn er dem öffentlichen Verkehr zu dienen be⸗ 
ſtimmt iſt und wirklich dient (E. 33, 371, 373). Beruht 
die Beſtimmung zum öffentlichen Wege auf der Willens⸗ 
erklärung einer Privatperſon, zufolge deren die allge⸗ 
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meine Benützung eines über Privateigentum führen⸗ 
den Weges jederzeit widerruflich geſtattet wird, ſo 
kann zwar für die Dauer der Geſtattung der Weg als 
ein öffentlicher i. S. des S 366 Nr. 9 StGB. erachtet 
werden, er verliert aber dieſe Eigenſchaft mit der Er⸗ 
klärung des Widerrufs und es kann alsdann nicht 
gegen 8 366 Nr. 9 verſtoßen, wenn zur Abſchneidung 
des allgemeinen Verkehrs Hinderniſſe auf dem Wege 
angebracht werden. Das muß auch für den Fall gelten, 
daß trotz entſprechenden Widerrufs der Weg tatſächlich 
noch weiterhin allgemein benützt würde. Dieſer dem 
Rechte widerſtreitende tatſächliche Zuſtand könnte die 
Rechtsausübung des Eigentümers nicht beeinträchtigen, 
das könnte nur durch beſtimmte im Rechte begründete 
Umſtände geſchehen, die der Rechtswirkſamkeit des 
Widerrufs — endgültig oder vorübergehend — ent⸗ 
gegenſtänden. Wäre danach hier der Angeklagte des 
guten Glaubens geweſen, zum jederzeitigen Widerruf 
berechtigt zu ſein, den Widerruf wirkſam erklärt zu 
haben und durch die Verhinderung des allgemeinen 
Verkehrs nur ſein Eigentumsrecht auszuüben, und 
wäre er ſich eines dieſer Rechtsausübung etwa ent⸗ 
gegenſtehenden bürgerlich⸗rechtlichen oder verwaltungs⸗ 
rechtlichen Hinderniſſes nicht bewußt geweſen, ſo würde 
ſich ein Irrtum des Angeklagten in dieſen Richtungen 
nicht auf das Strafrecht bezogen haben und ihm da⸗ 
her hinſichtlich des Tatbeſtands des 8 366 Nr. 9 StGB. 
nach 8 59 StGB. nicht zuzurechnen fein, es wäre denn, 
daß er den Irrtum aus Fahrläſſigkeit verſchuldet 
hätte; denn nach dem Geiſte des Geſetzes genügt für 
die Verwirklichung des Tatbeſtands des § 366 Nr. 9 
StGB. auch fahrläſſiges Verſchulden. (Urt. d. I. StS. 
vom í: Januar 1909, I 600/08). B. 
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II. 
Gleichzeitige Hauptverhandlung derſelben Straf: 
kammer in verſchiedenen Sachen und an verſchiedenen 
Orten. (GVG. 88 61, 62, 65; StPO. § 225). Den Borfik 


in der beim Amtsgericht Sch. am 12. November 1908 
abgehaltenen Sitzung der 2. Strafkammer des Land⸗ 
gerichts in G. hat der Landgerichtspräſident Dr. H. 
geführt. Er hatte ſich für das Geſchäftsjahr 1908 der 
Strafkammer 2 angeſchloſſen und war demnach gemäß 
§ 61 GVG. ordentlicher Vorſitzender der Kammer. 
Der Einwand, daß er zur Führung des Vorſitzes am 
12. November, einem Donnerstage, nicht berufen ſei, 
weil für die Donnerstagsſitzungen das älteſte Mitglied, 
Landgerichtsrat F., zum Vorſitzenden beſtimmt ſei, iſt 
hinfällig, da Landgerichtsrat F. den Vorſitz nur in 
Vertretung des ordentlichen Vorſitzenden zu führen 
hatte und dieſer der berufene Vorſitzende iſt, wenn für 
ihn kein Hinderungsgrund vorliegt. Der Beſchwerde⸗ 
führer behauptet ferner, daß die Abhaltung der Sitzung 
in Sch. überhaupt unzuläſſig geweſen ſei, weil an dem 
gleichen Tage die Strafkammer 2, welcher nur 5 ſtändige 
Mitglieder angehörten, in G. unter dem Vorſitze des 
Landgerichtsrats F. getagt habe. Er macht geltend, 
daß ein und dieſelbe Kammer „nicht gleichzeitig in 
mehreren Abteilungen“ tagen könne. Das iſt nicht 
richtig. Geſetzlich ſteht nichts entgegen, daß eine 
Strafkammer — erforderlichenfalls unter Zuziehung 
von Vertretern, ſofern die Zahl der ſtändigen Mit⸗ 
glieder nicht ausreicht — gleichzeitig in verſchiedenen 
Sachen Hauptverhandlungen abhält. Dadurch werden 
nicht unzuläſſigerweiſe beſondere ſelbſtändige Straf⸗ 
kammern gebildet. Es tagt vielmehr in jeder Haupt⸗ 
verhandlung die durch den Geſchäftsverteilungsplan 
gebildete Strafkammer. Wie es hiernach zuläſſig ift, 
daß unter befonderen Umſtänden eine Strafkammer 
am Sitze des Landgerichts in verſchiedener Beſetzung 
gleichzeitig in mehreren Sachen verhandelt, ſo ſteht 


auch geſetzlich nichts entgegen, daß ſie gleichzeitig am 


Sitze des Landgerichts und außerhalb desſelben Haupt⸗ 
verhandlungen abhält. Durch das RG. iſt bereits 
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anerkannt, daß es der Strafkammer geſetzlich geſtattet 
ist, aus Zweckmäßigkeitsgründen die Hauptverhandlung 
in einer Strafſache außerhalb des Sitzes des Land⸗ 
gerichts, jedoch innerhalb des Bezirkes des letzteren, 
abzuhalten (RGSt. 11, 352). Die Entſcheidung dar- 
über, ob dies erforderlich oder zweckmäßig, und ob 
es ferner notwendig iſt, neben der einen Hauptver⸗ 
handlung gleichzeitig noch eine andere abzuhalten, 
enthält eine den inneren Dienſt betreffende Maßregel, 
und die Notwendigkeit oder Zweckmäßigkeit einer ſolchen 
ift in der Reviſionsinſtanz nicht nachzuprüfen. (Urt. 
des IV. StS. vom 19. Februar 1909, 4 D 20): 
1552 r. 


Oberſtes Landesgericht. 


A. Zivil ſachen. 
I. 


Kaun der Auſpruch auf Teilung einer ehelichen 
Gütergemeinſchaft oder einer Erbengemeinſchaſt des 
pfälziſchen Zivilgeſetzbuches verpfändet und kann die 
Verpfändung im Grundbuch eingetragen werden? (8 137 
BGB.; Art. 1476, 875 Code civil mit UeG. Art. 114, 
115). Franziska F., Ehefrau des Joſeph F. in J., 
war in erſter Ehe mit Adam E. in J. verheiratet, 
mit dem ſie in der geſetzlichen Gütergemeinſchaft des 
pfälziſchen Geſetzbuchs lebte. Zu dem gemeinſchaft⸗ 
lichen Vermögen gehörten die Grundſtücke Pl. Nr. 1558ff. 
Adam E. iſt am 4. April 1889 geſtorben und von 
ſeinen Kindern Jakob und Anna Margarete beerbt 
worden. Eine Auseinanderſetzung in Anſehung des 
gemeinſchaftlichen Vermögens hat nicht ſtattgefunden. 
Aus der zweiten Ehe iſt ein 1855 Franz Otto hervor⸗ 
gegangen. Am 14. April 1893 iſt der erſteheliche 
Sohn Jakob E. geſtorben und von der Mutter, der 
Schweſter und dem halbbürtigen Bruder beerbt worden. 
Der Nachlaß iſt noch ungeteilt. Die Eheleute F., die 
im Güterſtande der Fahrnisgemeinſchaft leben, haben 
für die Forderung einer Bank die Anſprüche der Frau 
auf Teilung des gemeinſchaftlichen Vermögens der 
erſten Ehe und des Nachlaſſes ihres Sohnes Jakob E. 
verpfändet und die Eintragung der Verpfändung als 
Verfügungsbeſchränkung bewilligt. Das GBA. hat 
den Antrag, die Verfügungsbeſchränkung einzutragen, 
zurückgewieſen, weil der Teilungsanſpruch des früheren 
pfälziſchen Rechtes kein beſonderes Vermögensrecht ſei 
und deshalb nicht Gegenſtand eines Pfandrechts ſein 
könne. Die Beſchwerde wurde . Das 
LG. billigte die Anſicht des GBA. Auch die weitere 
Beſchwerde iſt zurückgewieſen worden. 

Gründe: Der Teilungsanſpruch, der ſich nach 
den Vorſchriſten des pfälziſchen Zivilgeſetzbuchs in 
Verbindung mit Art. 114, 115 Ue®. aus dem Anteils⸗ 
recht ergibt, iſt der Anſpruch eines Teilhabers gegen 
die Mitbeteiligten auf das zur Ausführung der Teilung 
erforderliche Verhalten, ein Forderungsrecht des In⸗ 
halts, daß fie, ſoweit es zu einer den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften entſprechenden Teilung ihrer Mitwirkung 
bedarf, die von ihrer Seite erforderlichen Handlungen 
vornehmen und im übrigen die erforderlichen Maß⸗ 
nahmen dulden, z. B. die Zwangsverſteigerung eines 
nicht in Natur zu teilenden Grundſtücks. Er wird 
dadurch befriedigt, daß geteilt wird; was der Teil⸗ 
haber im Wege der Teilung erhält, bekommt er nicht 
auf den Teilungsanſpruch, ſondern auf ſeinen Anteil 
an dem Gemeinſchaftsvermögen, der durch die Teilung 
in beſtimmte Gegenſtände umgefetzt wird. Eine Ver⸗ 
pfändung des Teilungsanſpruchs eignet ſich Jaon des⸗ 
wegen nicht zur Eintragung in das Grundbuch, weil 
ſie nicht ein Recht an dem zum Gemeinſchaftsvermögen 
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gehörenden Grundſtücke, fondern ein Forderungsrecht 
zum Gegenſtande hat und weil ſie, ſelbſt wenn ihr die 
Wirkung beigelegt werden könnte, die Teilung und 
eine ſonſtige Verfügung über den Anteil an dem Ge⸗ 
meinſchaftsvermögen zu hindern, doch gemeinſchaftlichen 
Verfügungen der Teilhaber über das Grundſtück nicht 
entgegenſtehen würde. Es muß aber auch den Vor⸗ 
inſtanzen darin zugeſtimmt werden, daß die Verpfändung 
des Teilungsanſpruchs unwirkſam iſt. Er kann nicht 
Gegenſtand eines Pfandrechts ſein, weil die Leiſtung, 
auf die er gerichtet iſt, nicht durch Umſetzung in Geld 
verwertet werden kann, der Gläubiger aus ihm eben⸗ 
ſowenig nach §8 1204, 1273 BGB. Befriedigung ſuchen 
kann wie z. B. aus dem Anſpruch auf Vorlegung 
einer Sache oder dem Anſpruch auf Berichtigung des 
Grundbuchs. Bei der Pfändung erachtet das Reichs⸗ 


gericht für das weſentliche nicht die Begründung des 


0 das nach 8 804 ZPO. durch fie erworben 
wird, ſondern die Beſchränkung des Schuldners in der 
Verfügung über den gepfändeten Gegenſtand, deshalb 
läßt es die Pfändung des Teilungsanſpruchs als eine 
nur den Schuldner in der Verfügung über ſeinen 
Anteil an dem Gemeinſchaftsvermögen beſchränkende 
gerichtliche Anordnung zu. Durch Rechtsgeſchäft kann 
aber nach § 137 BGB. eine ſolche Verfügungsbe⸗ 
ſchränkung nicht geſchaffen werden. Ein als Ver⸗ 
pfändung bezeichnetes Rechtsgeſchäft, das ſtatt des an 
dem verpfändeten Gegenſtande nicht möglichen Pfand⸗ 
rechts eine Verfügungsbeſchränkung begründen ſoll, 
iſt in Wirklichkeit keine Verpfändung, ſondern eine 
nach dem $ 137 unwirkſame Erklärung. (Beſchluß des 
I. 8S. vom 8. Januar 1909, Reg. III 101 / 1908). W. 
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II. 


Welche Wirkung hat die Bezeichnung eines Grund: 
ſtücks mit Buchſtabenplannummern auf die Eintragung 
der Auflaſſung von veräußerten Teilen in das Grund- 
buch? (DA. SS 318, 326, 171, 193; GO. SS 2, 96, 
28, 18). Im Grundbuche St. für die StG. G. ſind 
die Landwirtseheleute P. in L. als Eigentümer des 
Grundſtücks Plan⸗Nr. 484 a b und der Fürſt T. als 
Eigentümer des zu dem fürſtlichen Stammgute ge⸗ 
hörenden Grundſtücks Plan⸗Nr. 503½ a b eingetragen. 
Mit notarieller Urkunde vertauſchte der Fürſt von 
dem Grundſtücke Plan⸗Nr. 503½ a b den mit Plan⸗ 
Nr. 503 ½ a zu 0,528 ha bezeichneten Teil und andere 
Grundſtücke gegen einen Teil des Grundſtücks Plan⸗ 
Nr. 484 a b, bezeichnet mit Plan⸗Nr. 484 a Acker zu 
0,590 ha, und andere Grundſtücke an die Eheleute P. 
Die Beteiligten erklärten die Einigung darüber, daß 
das Eigentum an Plan⸗Nr. 503 ½ a auf die Eheleute 
P. und das Eigentum an Plan⸗Nr. 484 a auf den 
Fürſten übergehen ſoll, und bewilligten und bean⸗ 
tragten die Eintragung des Eigentumsüberganges mit 
der Beſtimmung, daß die von den Eheleuten P. ein⸗ 
getauſchten Grundſtücke ihrem Grundſtücke Plan⸗Nr. 
455 a, die von dem Füriten T. erworbenen Grund- 
ſtücke Plan⸗Nr. 451 als Beſtandteile zugeſchrieben 
werden Ar Das GBA. lehnte unter Bezugnahme 
auf die Bek. des FinM. vom 24. Oktober 1901 (IMBI. 
S. 642) und die DA. SS 171, 318, 326 die Eintragung 
der Auflaſſung ab, weil erſt ein Meſſungsverzeichnis 
vorgelegt werden müſſe, das die Aenderung der Be⸗ 
zeichnung der Grundſtücke Plan⸗Nr. 503 ½ a b und 
Plan⸗Nr. 484 a b ausweiſe. Fürſt T. legte Beſchwerde, 
ein, die vom LG. als unbegründet zurückgewieſen 
wurde. Auch die weitere Beſchwerde iſt zurückgewieſen 
worden. 

Gründe: Durch die Veräußerung der mit a be⸗ 
zeichneten Teilflächen der Plan⸗Nr. 503½ und 484 
werden dieſe trotz der auf ſteuertechniſchen Gründen 
beruhenden Bezeichnung ihrer Beſtandteile mit den 
Buchſtaben a und b bisher einheitlichen Grundſtücke 
geteilt, die voneinander getrennten Teilflächen werden 
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beſondere Grundſtücke, die aufgelaſſenen Teilflächen 
müſſen als neue Grundſtücke auf andere Grundbuch⸗ 
blätter übertragen werden. Die Abſchreibung ſetzt 
nach den auf Grund des § 96 GBO. erlaſſenen Vor- 
ſchriften der 88 318, 326 DA. voraus, daß die Aen⸗ 
derung in dem Beſtande des bisherigen Grundſtücks 
in einem von der Meſſungsbehörde angefertigten Plane 
erſichtlich gemacht und in einem für den Amtsgebrauch 
beſtimmten Auszug aus dem Meſſungsverzeichnis aus⸗ 
gewieſen wird. In dem Plane und dem Meſſungs⸗ 
verzeichnis erhalten die zu beſonderen Grundſtücken 
gewordenen Teilflächen beſondere Plannummern, mit 
dieſen werden ſie in das als amtliches Verzeichnis 
der Grundſtücke i. S. des § 2 Abſ. 2 GBO. dienende 
Sachregiſter eingetragen ($ 193 DA.). Die Eintragung 
des Eigentumsüberganges erfolgt auf dem Blatte, auf 
dem das aufgelaſſene Grundſtück ſeine Stelle im Grund⸗ 
buch erhält; im Falle der Zuſchreibung als Beſtand⸗ 
teil zu einem anderen Grundſtück auf deſſen Blatt 
(S 334 Abf. 3 DA.), fie kann alfo nicht früher als 
gleichzeitig mit der Uebertragung des aufgelaſſenen 
Grundſtücks auf dieſes Blatt erfolgen. Nach § 28 
Satz 1 EBD. iſt ein Grundſtück, das nicht auf einem 
beſonderen Grundbuchblatt eingetragen iſt, in der Ein⸗ 
tragungsbewilligung übereinſtimmend mit dem Grund⸗ 
buche zu bezeichnen, ein aus einer bisherigen Teil⸗ 
fläche neu gebildetes Grundſtück muß daher mit der 
Plannummer bezeichnet werden, mit der es in das 
Grundbuch und das Sachregiſter eingetragen wird. 
Auch aus dieſem Grunde muß der Eintragung des 
Eigentumsüberganges die Vermeſſung und die Ger- 
ſtellung eines Planes vorangehen. Das Erfordernis 
der Vermeſſung und der Herſtellung eines Planes hat, 
wenn die Auflaſſung vorgenommen wird, bevor die 
Meſſungsbehörde dieſe Unterlagen der Eintragung 
hergeſtellt hat, allerdings eine Verzögerung der Ein⸗ 
tragung einer nach den §§ 873, 925 BGB. wirkſamen 
Auflaſſung zur Folge. Die Beteiligten haben aber 
kein Recht auf ſofortige Eintragung des Eigentums⸗ 
überganges. Das der ſofortigen Eintragung entgegen⸗ 
ſtehende Hindernis beruht auf den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften der 88 28, 96 GBO. Den mit der Verzögerung 
der Eintragung verbundenen Unzukömmlichkeiten kann, 
wenn die Beteiligten bei der Meſſungsbehörde das 
Erforderliche beantragen, wenigſtens teilweiſe durch 
eine Friſtbeſtimmung nach § 18 GBO. vorgebeugt 
werden. Hier war es ihnen aber gerade darum zu 
tun, die Eintragung ohne Vermeſſung und Herſtellung 
eines Planes zu erwirken. (Beſchl. des I. ZS. vom 
29. Januar 1909, Reg. III 7/1909). W. 
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III. 


Iſt der Stiefvater eines Deinberjährigen zur Be⸗ 
ſchwerde gegen eine auf Grund des § 1629 BGB. ge⸗ 
troffene Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts be- 
rechtigt? (FGG. 8 20, 8 57 Abi. 2). Der infolge 
eines Unfalls verſtorbene Söldner Theodor St. hat 
zwei Kinder hinterlaſſen. Sie beziehen von einer 
Berufsgenoſſenſchaft eine Rente. Die Witwe H. St. 
hat ſich mit dem Söldner B. in M. wieder ver⸗ 
heiratet. Das e a hat den Söldner 
K. zum Vormunde beſtellt. B. hat bei dem Vormund⸗ 
ſchaftsgerichte den Antrag geſtellt, die Unfallrenten 
der Kinder ihm als Zuſchuß zu den Unterhaltskoſten 
zu überlaſſen. Das Vormundſchaftsgericht erörterte 
die Angelegenheit mit dem Vormund und den Ehe⸗ 
leuten B. Dieſe beanſpruchten die Unfallrenten für 
den gemeinſamen Haushalt und zur Bewirtſchaftung 
des Anweſens, der Vormund beſtand darauf, daß ſie 
für die Kinder angelegt würden. Das Vormundſchafts⸗ 
gericht hat „den Anſpruch des B.“ abgelehnt. Auf 
die Beſchwerde hat das Landgericht angeordnet, daß 
die Renten der Kinder der Mutter und dem Stiefvater 
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hinauszugeben ſeien. Es erachtete die Beſchwerde des 
Stiefvaters für zuläſſig, weil ſie „offenbar im ſtill⸗ 
ſchweigenden Einverſtändniſſe mit der mitanweſenden 
Ehefrau“ eingelegt ſei, und führte aus, daß der Unter⸗ 
halt der Mündel zunächſt aus den Einkünften ihres 
Vermögens zu beſtreiten fei, zu denen die Renten, ge⸗ 
hörten, und daß die erforderlichen Aufwendungen den 
Betrag der Renten überſtiegen. Auf die weitere Be⸗ 
ſchwerde des Vormunds hat das Ob. die Entſchei⸗ 
dung des Landgerichts aufgehoben und die Beſchwerde 
des B. als unzuläſſig verworfen. 

Gründe: Die Frage, ob die Unfallrenten . 
den Unterhalt der Kinder zu verwenden ſind, betrifft 
ſowohl die Perſon als das Vermögen der Kinder; 
beſteht hierüber Meinungsverſchiedenheit zwiſchen 
dem Vormund und der Mutter, ſo entſcheidet nach 
§ 1629 BGB. das Vormundfchaftsgericht; gegen feine 
Entſcheidung 5 nach 8 58 Abſ. 2, § 60 ADT. 1 Nr. 6 
i. V. mit § 53 Abſ. 1 FGG. dem Vormund und der 
Mutter die ſofortige Beſchwerde zu. Kann man auch 
in dem Anſpruch auf Ueberlaſſung der Renten der 
Kinder, den die Eheleute B. vor dem Vormundſchafts⸗ 
gericht erhoben haben, das Verlangen der Mutter 
finden, daß die Renten für den Unterhalt der Kinder 
verwendet werden ſollen, ſo hatte doch das LG. nicht 
über eine ſofortige Beſchwerde der Mutter zu ent⸗ 
ſcheiden. B. hat die Beſchwerde wenn auch mit Zu- 
ſtimmung ſeiner Frau doch nur im eigenen Namen 
eingelegt. Als derjenige, der den Kindern tatſächlich 
den Unterhalt gewährt, beanſpruchte er die Ueber⸗ 
laſſung der Renten zur freien Verwendung als Ver⸗ 
gütung für ſeine Leiſtungen, indem er ſich auf eine 
zwiſchen ihm und ſeiner Frau getroffene Vereinbarung 
berief. Das LG. hat auch in ſeinem Beſchluſſe nur 
ihn als Beſchwerdeführer bezeichnet und den Beſchluß 
nur ihm zuſtellen laffen... Zu der Beſchwerde war 
er aber nach § 20 und § 57 Abſ. 2 JGG. nicht be- 
rechtigt. Er konnte in der zwiſchen ihm und dem 
Vormunde ſtreitigen Angelegenheit das Vormund⸗ 
ſelost wan um Vermittelung angehen, aber er hatte, 
ſelbſt wenn ſein Anſpruch begründet war, kein Recht 
darauf, daß das Vormundſchaftsgericht in einer ihm 
förderlichen me auf den Vormund einwirkte. Die 
dem Vormundſchaftsgerichte nach § 1837 BGB. ob- 
liegende Aufſicht über die Tätigkeit des Vormundes 
iſt eine innere Angelegenheit der Vormundſchaft, ſie 
wird nur im Intereſſe des Mündels geführt: zur 
Wahrnehmung der Intereſſen eines Dritten iſt das 
Vormundſchaftsgericht nicht berufen. Dem Dritten 
ſteht nur der Vormund als Vertreter des Mündels 
gegenüber, Streitigkeiten zwiſchen dem Vormund und 
dem Dritten können nicht im Verfahren der freiwil⸗ 
ligen Gerichtsbarkeit zum Austrage gebracht werden. 
(Beſchluß des I. ZS. vom 8. Januar 1909, Reg. III 
96/1908). W. 
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IV. 


Darf die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 

u einem geuehmigungsbedürftigen Nechtsgeſchäfte des 
aters deshalb verſagt werden, weil der Vater das 
Geld zur Erfüllung des Rechtsgeſchäfts dem beſchränkt 
geſchäſtsfähigen Kinde sefhentt hat, nm feine Gläubiger 
zu a 7 (8 1043 BGB.). Der Bauführer 
St. in A. hat, nachdem er ſeinen Grundbeſitz durch 
Zwangsverſteigerung verloren und mit ſeiner Frau 
Gütertrennung vereinbart hatte, mit Erſparniſſen, die 
die Gatten gemacht hatten und die nach ſeiner Angabe 
ungefähr 600 M betrugen, als . di e Vertreter 
ſeiner minderjährigen Kinder für ſie die Grundſtücke 
Pl.⸗Nr. 3112 um 371.20 M und Pl.⸗Nr. 3113 um 
520 M erworben. Auf den Kaufpreis des erſteren 
leiſtete er namens der Kinder eine Teilzahlung von 
92.80 M, den Kaufpreis des letzteren berichtigte er 
vollſtändig. Für den Kaufpreisreſt von 278.40 M 
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beſtellte er Hypothek an Pl.⸗Nr. 3112. Sodann ver- 
kaufte er namens der Kinder die beiden Grundſtücke 
um 1400 M an F. und G. in A. Die Käufer leiſteten 
eine Anzahlung von 400 M, übernahmen die Kaufpreis⸗ 
reſthypothek zu 278.40 M und beftellten für den 
Reſt von 721.60 M Hypothek an den beiden Grund⸗ 
ſtücken. St. beantragte bei dem Vormundſchaftsgericht 
die Genehmigung der von ihm namens der Kinder 
getroffenen Verfügungen, ſie wurde ihm aber verſagt. 
Die Beſchwerde wurde zurückgewieſen. Das LG. führte 
aus, St. habe, indem er die von ihm und ſeiner Frau 
gemachten Erſparniſſe zu Zahlungen auf die Kaufpreiſe 
der Grundſtücke verwendete, ſeine ſämtlichen Erſparniſſe 
den Kindern ſchenkungsweiſe zugewendet. Dabei ſei 
er ſich bewußt geweſen, daß er, ſoweit er die Zahlungen 
aus ſeinem Vermögen leiſtete, Vermögensſtücke dem 
Zugriffe ſeiner Gläubiger entzog, die durch die Zahlungen 
bewirkte Vermögenszuwendung an die Kinder ſetze daher 
dieſe der Gefahr der Anfechtung aus. Es liege nicht 
im Intereſſe der Kinder, daß ihr Name vom Vater 
zu Rechtsgeſchäften mißbraucht wird, die ſie mit Ver⸗ 
wickelung in Prozeſſe bedrohen, und es ſei zu beſorgen, 
daß der Vater, wenn dem nicht vorgebeugt werde, 
auch in Zukunft unter Vorſchiebung der Kinder Speku⸗ 
lationsgeſchäfte betreiben werde. St. legte weitere 
Beſchwerde ein. Vom Oberſten Landesgerichte wurden 
die Proroga der Vorinſtanzen aufgehoben. 
Gründe: Bei der Entſcheidung über die Er⸗ 
teilung der Genehmigung zu der Hypothekbeſtellung 
hat das LG. mit Recht geprüft, ob das Rechtsgeſchäft 
im ganzen dem Intereſſe der Kinder förderlich iſt, 
und wenn der Kaufvertrag, falls er durch Erteilung 
der Genehmigung wirkſam wird, die Kinder der Gefahr 
einer Anfechtung durch die Gläubiger des Vaters aus⸗ 
ſetzt, ſo konnte es darin einen die a: der Ge⸗ 
nehmigung rechtfertigenden Grund finden. Aber die 
Annahme, daß dies der Fall ſei, beruht auf Rechts⸗ 
irrtum. Für die Wirkfamkeit der gegebenenfalls der 
Anfechtung unterliegenden Zuwendung des Betrages 
von 92.80 M aus dem Vermögen des Vaters iſt 
es ohne Belang, ob der Kaufvertrag durch die Er⸗ 
teilung der Genehmigung wirkſam wird oder nicht. 
Die Schenkung des Vaters an die Kinder hängt, gleich⸗ 
viel ob die Genehmigung erteilt oder verſagt wird, 
nur davon ab, daß die beſchränkt geſchäftsfähigen 
Kinder ſie angenommen haben oder mit Zuſtimmung 
des Vaters demnächſt annehmen. Die Verſagung der 
Genehmigung kann nur die Folge haben, daß der 
Verkäufer das Grundſtück zurückfordert, dann ſteht 
aber auch den Kindern der Anſpruch auf Erſtattung 
des vom Vater in ihrem Namen gezahlten Betrags 
von 92.80 M zu, und für die Anfechtbarkeit der 
Schenkung iſt es ohne Belang, ob ſie mit dem geſchenkten 
Betrage die Befreiung von einem Teile der Kaufpreis- 
ſchuld oder den Erſtattungsanſpruch erlangt haben. 
Der Erwerb der Grundſtücke iſt aber dem Anfechtungs⸗ 
rechte der Gläubiger nicht unterworfen. Die Abſicht, 
der Gefahr einer Anfechtung vorzubeugen, kann durch 
die Verſagung der Genehmigung nicht erreicht werden 
und ſcheidet deshalb aus den für die Entſcheidung 
über die Erteilung der Genehmigung maßgebenden 
Erwägungen aus. Ebenſowenig läßt ſich die Ver⸗ 
ſagung der Genehmigung damit begründen, daß der 
Vater gehindert werden ſolle, künftighin Spekulations⸗ 
geicäfte im Namen der Kinder einzugehen. (Beſchluß 
des I. ZS. vom 15. Januar 1909, Reg. III u m 
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B. Straffaden. 


Zur Auslegung des 8 76 der GewO. (Ueber⸗ 
ſchreitung von Fuhrwerkstaxen). Nach 8 76 
GewO. ift die Ortspolizeibehörde in Uebereinſtimmung 
mit der Gemeindebehörde befugt, für die Benutzung 
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von Wagen und anderen Transportmitteln, die zum 
öffentlichen Gebrauche aufgeſtellt ſind, Taxen feſtzu⸗ 
ſetzen. Die Ueberſchreitung ift nach 8 148 Ziff. 8 GewO. 
ſtrafbar. Auf Grund dieſer Beſtimmungen hatte der 
Stadtmagiſtrat X für Fuhrwerke, welche auf öffent⸗ 
lichen Straßen oder Plätzen zur Uebernahme der Be⸗ 
förderung von Fahrgäſten gegen Entgelt aufgeſtellt 
werden, einen Fahrgeldtarif feſtgeſetzt. Der Lohn⸗ 
kutſchereibeſitzer A in X, deffen Wagen zu dieſen Fuhr- 
werken gehörten, hatte infolge von Beſtellungen, die 
ſchon am vorhergehenden Tage bei ihm in ſeiner 
Wohnung gemacht worden waren, Perſonen befördert 
und für dieſe Fahrten ein höheres Fahrgeld verlangt, 
als dem Tarif entſprochen hätte. Er war deshalb zu 
einer Geldſtrafe verurteilt worden. Nachdem ſeine 
Berufung verworfen worden war, ſprach ihn das 
Oberſte Landesgericht auf Reviſion frei. 

Gründe: Die GewO. unterſcheidet zwei Arten 
von öffentlichen Fuhrwerken. Der weitere Begriff 
findet ſich im 837, der der Regelung durch die Ortspolizei 
unterwirft „die Unterhaltung des öffentlichen Verkehrs 
innerhalb der Orte durch Wagen aller Art und andere 
Transportmittel“; der engere iſt aufgeſtellt im 8 76. Für 
die Anwendbarkeit des 8 37 ift es nicht erforderlich, 
daß die Transportmittel auf öffentlichen Straßen oder 
Plätzen aufgeſtellt ſind; es kommt nur darauf an, daß 
ſie zum öffentlichen aden f bereit gehalten werden 
(vgl. Landmann, GewO. 5. Aufl. Bd. 1 S. 359, Note 3 
zu § 37). Dagegen ift die Feſtſetzung von Taxen nur 
zuldſſig für ſolche Transportmittel, die „öffentlich zum 
Gebrauch aufgeſtellt ſind“, nicht aber für ſolche, die 
auf privatem Grund und Boden, im Haufe des Beſitzers, 
für den öffentlichen Gebrauch bereit geſtellt ſind und 
regelmäßig in der Wohnung des Eigentümers beſtellt 
werden. Der Geſetzgeber wollte nicht das geſamte 
Transportgewerbe der Feſtſetzung von Taxen unter⸗ 
werfen. Dagegen ſollte allerdings im übrigen der 
Betrieb des geſamten Transportgewerbes der orts⸗ 
polizeilichen Regelung, namentlich in bezug auf Stand⸗ 
plätze, Beſchaffenheit der Geräte und Transportmittel, 
Uniformierung der Leiter der Fuhrwerke, Pflichten 
der Beſitzer und der Leiter der Fuhrwerke gegenüber 
dem Publikum, unterworfen werden können. Gerade 
deshalb nun, weil nach § 76 GewO. Taxen nur au- 
läſſig find für ſolche Fuhrwerke, die öffentlich zum 
Gebrauch „aufgeſtellt find“, müſſen die Worte der orts⸗ 
polizeilichen Vorſchrift des Stadtmagiſtrats X „auf: 
geſtellt werden“ aufgefaßt werden als gleichbedeutend 
mit „jeweils aufgeſtellt werden“, ſo daß alſo der Tarif 
des Stadtmagiſtrats X nur bindende Kraft beanſpruchen 
kann für die Zeit, während der die Fuhrwerke auf- 
geſtellt oder etwa im Begriffe ſind, zu dem Standplatz 
oder von dem Standplatze wegzufahren. Hieraus 
ergibt ſich, daß eine einen oder mehrere Tage vorher 
erfolgte Beſtellung im Sinne jenes Tarifs einen be⸗ 
ſonderen Frachtvertrag darſtellt, der nicht unter die 
Beſtimmungen des Tarifs fällt, wie ja auch nach der 
GewO. für die in der Wohnung des Eigentümers be⸗ 
ſtellten Fuhrwerke Taxen nicht e werden dürfen 
(vgl. Nelken, Das Gewerberecht Bd. 1 S. 297). Eine 
ſolche Regelung der Sache iſt auch allein billig. Erfolgt 
die Beſtellung des Fuhrwerks einen oder mehrere Tage 
vor der Ausführung einer Fahrt, ſo kann der Fuhr⸗ 
werksbeſitzer noch nicht beurteilen, ob er das Angebot 
annehmen kann, ohne ſich dadurch die Möglichkeit zu 
entziehen, an dem in Ausſicht genommenen Tage durch 
die Uebernahme einer länger dauernden Fahrt vom 
Standplatz aus nach dem Tarif einen höheren Betrag 
zu verdienen. Als Entſchädigung für die Möglichkeit 
eines ſolchen Entganges erhält er die volle Vertrags⸗ 
freiheit. Andererſeits ſichert ſich, wer längere Zeit 
vorher ein Fuhrwerk beſtellt, die Möglichkeit, es zur 
rechten Zeit zur Verfügung zu haben, und entzieht 
ſich ſo der Gefahr, infolge etwaiger großer Nachfrage 
im entſcheidenden Augenblicke ein geeignetes Fuhrwerk 
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nicht zu finden. Solche Vorteile werden von dem 
Publikum gewöhnlich gerne durch entſprechende 1 
ausgaben erkauft; die tarifmäßigen Preiſe ſind in der 
Regel nur für ſolche Fahrten beſtimmt, die unmittelbar 
oder nur verhältnismäßig kurze Zeit vorher beſtellt 
werden. (Urt. vom 9. Februar 1909; Rer. an A 
27/09). 
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Oberlandesgericht München. 


Untanglichkeit eines geliehenen Erſatzſtücks (8 811 
ZPO.). Der vom LG. vermißte Nachweis des Dritt- 
eigentums an dem als Erſatzſtück freigelaſſenen Kleider⸗ 
kaſten iſt nunmehr durch die ſchriftliche eidesſtattliche 
Beſtätigung des M. F. genügend erbracht; dadurch iſt 
5 die weitere Behauptung hinreichend dargetan, 

F. habe dieſen Kaſten den Schuldnern (ſeinen 
ASI geliehen und beabſichtige, ihn demnächſt 
zurückzunehmen. Hieran können ihn weder die Schuldner 
noch deren Gläubiger hindern. Solchenfalls iſt aber 
das freigelaſſene Erſatzſtück ungeeignet, das dauernde 
Bedürfnis des Schuldners zu befriedigen, demnach der 
einzige, den Schuldnern gehörige gepfändete Kaſten 


unentbehrlich. (Beſchl. vom 14. Dezember re 
Beſchw.⸗Reg. Nr. 789/08). 
1494 


Oberlandesgericht Zweibrücken. 


Für, den i (Art. 32 ff. AG. z 
BGB.) ift dur a. a. O. das Rücktrittsrecht 
ſchlechthin ausge lojen. Der Kläger hat durch notari- 
elle Urkunde ſein Hausanweſen an ſeinen Bruder und 
deſſen Frau überlaſſen; als Gegenleiſtung wurde ihm 
auf Lebenszeit ein unentgeltliches Mitbewohnungs⸗ 
und Mitgebrauchsrecht derart eingeräumt, daß er wie 
bisher im Hauſe ſchlafen, wohnen, frei ein⸗ und aus⸗ 
gehen und ſeine Habſeligkeiten aufbewahren könne, 
auch verpflichteten ſich die Uebernehmer zur Gewährung 
einer Reihe einzelner Verpflegungs⸗ und Unterhalts⸗ 
leiſtungen oder zur Bezahlung einer beſtimmten Jahres⸗ 
rente oder einer einmaligen beſtimmten Abfindung. 
Die beklagte Frau — der Ehemann iſt fortwährend 
als Muſiker auf Auslandsreiſen abweſend — zog im 
Herbſte 1904 an einen anderen Ort. Der Kläger be⸗ 
gehrt nun die Feſtſtellung, daß er wirkſam vom Ueber⸗ 
gabsvertrage zurückgetreten ſei, ſowie die Verurteilung 
der Beklagten zur Herausgabe und Rückauflaſſung 
des Hauſes; er ſucht darzutun, daß er nach dem Ver⸗ 
trage von den Beklagten jederzeit, alſo auch in ge⸗ 
ſunden Tagen, die Gewährung des vollen Unterhalts 
zu beanſpruchen habe, und behauptet, daß ſich die 
beklagte Frau vom Oktober 1902 ab nicht mehr um 
ihn gekümmert, keine der verſprochenen Leiſtungen 
mehr gewährt und ſeine Mahnungen, insbeſondere 
die dritte unter Setzung einer dreitägigen Nachfriſt 
und Androhung des Rücktritts vom Vertrage ergangene, 
unbeachtet gelaſſen habe. Die Beklagten nehmen u. 
a. den Schutz des Art. 42 AG. z. BGB. in Anſpruch, 
der ein Rücktrittsrecht des Klägers ausſchließe. Klage 
und Berufung wurden zurückgewieſen. Das Berufungs⸗ 
urteil äußert ſich zu der Frage der Zuläſſigkeit des 
Rücktrittsrechtes in folgender Weiſe: 

Es liegt ein Beibgebingsvertrag i. S. von Art. 96 
ker z. BGB. und Art. 32 ff. AG. z. BGB. vor. Zu 

n iſt, welche Wirkungen ein Verſtoß in der Be⸗ 
ir ng der den Beklagten vertragsmäßig obliegenden 
Leiſtungen auf das zwiſchen den Parteien begründete 
obligatoriſche Verhältnis ausübt; ausſchließlich au 
dieſes obligatoriſche Verhältnis bezieht ſich Art. 9 
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EG. z. BGB. und können ſich alſo auch nur die auf 
ihn geſtützten Art. 32 ff. AG. z. BGB. beziehen. Keine 
Rede kann davon ſein, daß dem Wohnungsrechte des 
Klägers mit Rückſicht auf die ihm neben dieſem nie⸗ 
mals beeinträchtigten Wohnungsrechte zu gewährenden 
Leiſtungen auf der Seite der Beklagten oder eines 
von ihnen die Pflicht gegenüber geſtanden wäre, ihrer⸗ 
ſeits auf dem Grundſtücke wohnen zu bleiben, und 
daß hieraus ein Rücktrittsrecht abzuleiten wäre. Das 
ergibt ſich daraus, daß der Kläger nicht einmal im 
Falle der Veräußerung des Hauses durch die Beklagten 
zum Rücktritt berechtigt, vielmehr nach der poſitiven 
Vorſchrift des Art. 46 AG. z. BGB. auf die Geltend⸗ 
machung von Schadenserſatzanſprüchen beſchränkt wäre. 
Umgekehrt wären die Beklagten, auch wenn der Kläger 
in der Tat durch ehebrecheriſchen Verkehr das per⸗ 
ſönliche Verhältnis, wie es durch den Leibgedings⸗ 
vertrag g cala . iſt, geſtört haben ſollte, ebenfalls 
nicht berechtigt vom Vertrage zurückzutreten, ale hätten 
vielmehr in der in den Art. 43, 44 AG. z. BGB. ge⸗ 
regelten Weiſe Erſatz zu leiſten. Wenn aber ſelbſt 
ſolche Störungen, die das durch den Leibgedingsvertrag 
geſchaffene perſönliche Verhältnis für die Beteiligten 
zu einer unerträglichen Laſt machen, zur vollſtändigen 
Löſung dieſes Verhältniſſes nicht führen ſollen, und 
zwar gleichviel ob ſie durch das Verſchulden des einen 
oder andern Teiles oder ohne Kan eintreten, (vgl. 
Begr. bei Becher Mat. IV/V, 1, 69), fo iſt damit gefagt, 
daß ſelbſt ſehr erhebliche poſitibe Verletzungen der 
vertragsmäßig übernommenen Pflichten nicht das Recht 
zum Rücktritt vom Leibgedingsvertrag nach Analogie 
von $ 326 BGB. begründen 05 (vgl. für das preuß. 
Recht Dernburg, B. R. III § 205, X). Schon hieraus 
iſt zu ſchließen, daß die Auslegung des Art. 42 a. a. 
O., welche das durch § 326 BGB. gewährte Rücktritts⸗ 
recht für den Leibgedingsvertrag als ſchlechthin aus⸗ 
eee erachtet, der von Henle⸗Schneider und im 
Anſchluſſe an dieſe von Endemann II 1, 687, 689 
vertretenen Auslegung vorzuziehen iſt, nach der die 
Vorſchrift nur gelten ſoll, wenn der Verpflichtete „mit 
einer oder der anderen“ Leiſtung im Rückſtande bleibt, 
nicht aber, wenn er „mit einer verhältnismäßig er- 
heblichen Zahl von Leiſtungen in Rückſtand gerät. 
Es iſt nicht einzuſehen, warum die (ſelbſt gänzliche) 
Unterlaſſung der Leiſtungen eine ſchärfere Wirkung 
haben ſoll als ein die Fortſetzung des Verhältniſſes 
zur unerträglichen Laſt machendes ſchuldhaftes Ver⸗ 
halten. Für die hier vertretene Auslegung, die das 
Rücktrittsrecht ‚ausschließt, ohne Unterſchied ob gänz⸗ 
licher oder teilweiſer Verzug vorliegt, ſprechen noch 
weitere Gründe. Zunächſt die Aehnlichkeit des Leib⸗ 
gedings⸗ mit dem Leibrentenvertrage, für den von 
Oertmann, Planck, Crome, Dernburg der — im code 
civil Art. 1978 ausdrücklich ee — Aus: 
ſchluß des Rücktrittsrechts von verſchiedenen im ein- 
zelnen von einander abweichenden Geſichtspunkten 
aus vertreten wird. Sodann der Zweck der wenigſtens 
weitaus meiſten Leibgedingsverträge: Schaffung wirt⸗ 
ſchaftlicher Selbſtändigkeit für den Uebernehmer, die 
auch bei Leiſtungsverzug nicht erſchüttert werden 
darf. Die Wortfaſſung „mit der Bewirkung einer 
ihm obliegenden Leiſtung im Rückſtande“ ſpricht nicht 
für die im vorſtehenden bekämpfte Meinung; die 
Worte „mit einer Leiſtung“ haben hier offenbar den 
Sinn: „mit irgendeiner Leiſtung“ und ſind ſtatt 
der Faſſung von § 326 BGB. „mit der ihm obliegenden 
Leiſtung“ gewählt wohl deshalb, weil beim Leibge⸗ 
ding eine einheitliche Leiſtung nicht in Frage ſteht 
(wird ausgeführt). Das bad. und heſſ. AG., die einzigen 
„die beim Leibgedingsvertrage ein Rücktrittsrecht 

zulai en, ſchließen gleichfalls ein auf § 326 BGB. ge- 
gründetes Rücktrittsrecht aus, gewähren allerdings 
dafür eine andere Hilfe. Die ablehnende Haltung 
des bayeriſchen Geſetzes gegenüber dem Rücktrittsrechte 
erklärt ſich daraus, daß in Bayern bis zum Jahre 
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1900 (außer im franzöſiſchen Rechtsgebiete und von 
handelsrechtlichen Verhältniſſen abgeſehen) ein Rück⸗ 
trittsrecht unbekannt war; das bayer. AG. hält hier 
den früheren Rechtszuſtand der rechtsrheiniſchen Landes⸗ 
teile aufrecht. Das Intereſſe des Leibgedingnehmers 
iſt durch die in Art. 41 gewährten Befugniſſe genüg⸗ 
fam gewahrt; die Befugnis des § 258 ZPO. und die 
Möglichkeit, den Uebernehmer bei Abſchluß des Ver⸗ 
trages der ſofortigen Zwangsvollſtreckung zu unter⸗ 
werfen, — ſodaß eine Klage auf Gewährung der ein⸗ 
zelnen Leiſtung unnötig iſt, — treten helfend hinzu. 
Die Klage iſt alſo mit Recht abgewieſen, da Art. 
AG. z. BGB. für den Leibgedingsvertrag das Rück⸗ 
trittsrecht auch für den Fall des gänzlichen Verzugs 
des Verpflichteten ausſchließt. (Urt. vom 23. Dezember 
1908, L 193/08). 
1557 Mitget. von Oberlandesgerichtsrat Zunglmayr in Zweibrücken. 


Oberlandesgericht Nürnberg. 


Pactum de non licitando (S 254 BGB.). Das 
Anweſen Hs.⸗Nr. 74 der Bäckerseheleute Sp. wurde 
am 2. Juli 1907 im Zwangswege verſteigert und dem 
Beklagten B. um 3150 M zugeſchlagen. Durch dieſes 
Gebot wurde die Forderung der erſten Hypothek⸗ 
gläubigerin, der betreibenden Gläubigerin, gedeckt, 
während die Kläger mit ihrem an zweiter Stelle ein⸗ 
getragenen lebenslänglichen Wohnungsrecht und dem 
lebenslänglichen Anſpruch auf Leiſtung von jährlich 
10 Säcken Kartoffeln ausfielen. Vor Beginn der Ver⸗ 
ſteigerung hatte ſich B. gegenüber dem Kaufmann A. 
auf deſſen Anregung zur Zahlung der für dieſen an 
dritter und vierter Stelle eingetragenen Hypotheken 
verpflichtet, A. ſteigerte dann vereinbarungsgemäß 
nicht mit. Die Eheleute P. erhoben Klage mit der 
Behauptung, daß B. nicht nur den A., ſondern auch 
den Bürgermeiſter K. in einer den guten Sitten wider⸗ 
1 Weiſe vom Bieten abgehalten und da⸗ 

urch vorſätzlich den Ausfall ihres Anſpruches be⸗ 
wirkt und ſich ohne Rechtsgrund bereichert habe. 
Das LG. wies die Klage ab, das OLG. gab ihr ſtatt. 

Gründe: Die ſog. pacta de non licitando ſind 
nur dann unwirkſam, wenn ſie nach der beſonderen 
Beſchaffenheit des Falles das bei allen billig und 
gerecht Denkenden herrſchende Anſtandsgefühl ver⸗ 
letzen. Es iſt zuzugeben, daß die Vereinbarung 
zwiſchen A. und B. für ſich allein nicht gegen die 
guten Sitten verſtößt. Dem A. wurde die Bezahlung 
deſſen zugeſichert, was er zu fordern hatte, es wurde 
ihm für die Unterlaſſung des Bietens kein ungehöriger 
Vorteil zugeſichert, der gleiche Zweck hätte auch durch 
die Abtretung der Forderungen erreicht werden können. 
Dieſe Vereinbarung ſoll alſo dem Beklagten nicht zum 
Vorwurf gemacht werden, wohl aber ſeine Beein⸗ 
flußung des Bürgermeiſters K., der nach der Weg⸗ 
fertigung des Gläubigers A. und wegen der Mb- 
weſenheit der Kläger der einzige Bieter war. K. war 
teils in ſeinem eigenen Intereſſe als Nachbar des 
Anweſens teils im Intereſſe der zu ſeiner Gemeinde 
gehörenden armen Kläger entſchloſſen, bis zu 4500 M 
mitzuſteigern. Die Vereinbarung zwiſchen A. und B. 
wurde unmittelbar vor der Verſteigerung getroffen. 
Es wurde dabei mit der Abweſenheit der Kläger und 
mit der Hoffnung gerechnet, daß entweder A. oder 
nach deſſen Abfindung B. das Anweſen nur um die 
erſte Hypothek einſteigern könnten. Zur Erreichung 
dieſes Zwecks mußte der einzige Steigerungsluſtige, 
Bürgermeiſter K., unſchädlich gemacht werden. Des⸗ 
halb begann B. auf ihn einzuwirken. Er drängte in 
ihn: „Wenn ich das Anweſen erſteigere, ſo brauchen 
Sie keine Angſt zu haben, Sie bekommen einen 
ordentlichen Nachbar“. „Wenn Sie mitſteigern, bringen 
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Sie mich bloß um mein Geld, ich muß Sie doch über⸗ 
bieten.“ Als K. fragte, ob B. ihm den Stadel des 
Anweſens zur Verfügung ſtellen werde, bis ſein neuer 
Stadel fertig ſei, erklärte B. ſofort: „Den Stadel 
können Sie haben, Sie ſind freier Herr darüber“. 
K. ſagt nun freilich, daß er trotz der Zuſicherung noch 
vorgehabt habe mitzuſteigern, allein er räumt gleich⸗ 
zeitig ein, daß ihn in ſeinem Entſchluſſe ſchon die 
Aeußerung des Beklagten wankend gemacht habe: 
„Wenn Sie mitſteigern, bringen Sie mich bloß um 
mein Geld, ich muß Sie doch überbieten“. War dies 
der Fall, ſo iſt doch die Wirkung zweifellos durch die 
von K. ſelbſt veranlaßte Zuſage der Einräumung des 
Stadels verſtärkt worden. Es hat alſo eine Mehrheit 
von Urſachen den Erfolg herbeigeführt, und darunter 
befand ſich auch das Verſprechen eines Vorteils, an 
deſſen Gewährung dem Zeugen K. viel lag, auf den 
er aber keinen Rechtsanſpruch hatte. In der Zu⸗ 
ſicherung des Vorteils liegt die Unlauterkeit des Vor⸗ 
gehens des Beklagten. Er hat durch die Gewährung 
eines geringfügigen Vorteils zum Schaden der Kläger, 
deren Abweſenheit er a ausnützte, den freien 
Wettbewerb bei der Verſteigerung gehindert und da⸗ 
durch den Ausfall des Anſpruchs der Kläger bewirkt, 
die bei der Teilnahme des K. bis zu dem von ihm 
beabſichtigten Gebot von 4500 M ganz zum Zuge ge⸗ 


kommen wären. Wer ſo der Rechtsordnung entgegen⸗ 


arbeitet, verletzt das Sittengeſetz. Der Beklagte hat 
den ſchädlichen Erfolg vorausgeſehen und gewollt. 
Die Vorausſetzungen des 8 826 BGB. find gegeben, 
der Beklagte iſt den Klägern zum Erſatze des Schadens 
verpflichtet. Es kann nicht eingewendet werden, die 
eigene Saumſal der Kläger habe den Schaden vers 
urſacht. Denn den Klägern kann bei ihrer ärmlichen 
Lage und ihrer Unfähigkeit, auf Erfordern Sicherheit 
zu leiſten (867 Z3G.), das Nichterſcheinen im Termine 
nicht zur Schuld angerechnet werden. Sie konnten 
ſich darauf verlaſſen, daß ordnungsmäßig verfahren 
und daher ihre ſichere Forderung nicht gefährdet 
werde. (Urteil vom 30. Juni 1908). H. 
1468 


Literatur. 


W., Prüfung und Kritik einer 


Heinzerling, 
B durchgeführt an einem Beiſpiele der 


ilang, 


Praxis. Berlin 1908, Hans Th. Hoffmann. Preis 1 Mk. 


Im Gegenſatz zu anderen Schriften ähnlichen 
Titels, die ſich mehr oder weniger ganz in der Theorie 
bewegen und die höchſtens den einen oder anderen 
Begriff durch ein Zahlenbeiſpiel erläutern, hat der 
Verfaſſer in der vorliegenden Broſchüre ein Beiſpiel aus 
der Praxis herausgegriffen und dieſes unter wirt⸗ 
ſchaftlichen und rechneriſchen Geſichtspunkten völlig 
durchgearbeitet und zum Schluſſe ein zuſammenfaſſendes 
Urteil über das Unternehmen abgegeben. Das Schrift⸗ 
chen dürfte auch für Juriſten, ſpeziell für Rechtsanwälte, 
Intereſſe haben. Wegen ſeiner knappen klaren Aus⸗ 
drucksweiſe kann es empfohlen werden. Vorausſetzung 
für das richtige Verſtändnis iſt natürlich der Beſitz 
einiger Buchführungskenntniſſe. —k 


1. Breit, Dr. James, Rechtsanwalt am OLG. Dresden. 
Das Vinkulationsgeſchäft (Die Bombardierung 
rollender Güter). Tübingen 1908, Verlag von 
J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). Geh. Mk. 7.—. 


2. Daude, Dr. Paul, Geh. Regierungsrat, Vorſitzender 
der Kgl. en bien Auer und =Bereine. 
Gutachten der Kgl. Preuß. Sachver⸗ 
ſtändigen kammern für Werke der Literatur 
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und Tonkunſt aus den Jahren 1902 bis 1907. 
Berlin 1907, J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung. 


. Scholz, Dr. E., Beigeordneter und Kämmerer der 
Stadt Wiesbaden, und Donath, Paul, Amtsrichter 
in Gummersbach. Rechtsbuch für Genoſſen⸗ 
f 1 Berlin 1908, J. Guttentag, Verlags⸗ 
buchhandlung. i 


eitler, Dr. R. Die rechtliche Natur des 
rbeitstarifvertrags. München 1908, C. H. 
0 Verlagsbuchhandlung (Oskar Beck). Geh. 


Albrecht, Dr. Carl und Tentler, Dr. Paul, Rechts⸗ 
anwälte in Hamburg. Das Recht der Agenten 
nach deutſchem Handelsrecht. Berlin 1908, . euer 
tag, Verlagsbuchhandlung. Gebd. Mk. 


Wir empfehlen die hier angezeigten Pan der 
Beachtung der Leſer. Beſondere Anerkennung ver- 
dienen die umfaſſend angelegte Arbeit von Breit, die 
einige den Juriſten nicht immer geläufige Fragen be⸗ 
handelt, und die tüchtige Monographie von Dr. Zeitler. 


1 Dr. Edgar, Die primäre Baulaſt an 
den Pfründegeb äuden in Altbayern. Eine 
Rechtfertigung der geltenden bayeriſchen Verwal⸗ 
tungspraxis. VI, 93 S 5 1908, J. Schweitzer 
Verlag (Arthur Sellier). Mk. 2.80. 


Wie ſchon der Titel ſagt, iſt das Buch eine Streit⸗ 
ſchrift; es iſt aber zugleich für den wertvoll, der ſich 
über die einſchlägigen Rechtsfragen unterrichten will, 
da es dieſe in klarem Ueberblick behandelt. Nach kurzer 
Darlegung des geltenden Baulaſtrechts, insbeſondere 
des altbayeriſchen Rechts über die Pfründebaulaſt, 
das Baufallſchätzungsverfahren und die Zuſtändig⸗ 
keiten in Baupflichtſtreitigkeiten nimmt der Verfaſſer 
gegen die in neuerer Zeit von Hergenröther u. a. ver⸗ 
tretene Anſicht Stellung, daß die von Kreittmayr in 
den Annotationen vertretene und in verſchiedenen 
Mandaten niedergelegte Rechtsanſchauung der Pfründe⸗ 
baupflicht unzutreffend ſei und die primäre Baupflicht 
der Kirchenſtiftung obliege. In überzeugender Weiſe 
legt er dar, daß die Mandate, welche der Pfründe die 
primäre Baupflicht auferlegen, formelle Geſetze ſind 
und daß die Annotationen ein wichtiges Interpretations⸗ 
mittel bilden. Der Verfaſſer weiſt ſodann nach, daß auch 
bei Annahme der unrichtigen Wiedergabe des Bau⸗ 
laſtrechts in den Annotationen ſich ja ein Gewohn⸗ 
heitsrecht dieſes Inhalts gebildet habe; in eingehender 
Unterſuchung an der Hand urkundlichen Materials 
und alter Verordnungen führt er 3 den Nachweis, 
daß die Annotationen ja nur geltendes Recht wieder⸗ 

geben, nämlich die „regula generalis“, daß „ein jeder 
Pfarrer, ſo lange er auf der Pfarre, verbunden, alle 
in ſolcher Zeit fih bezaigende paufälligkeiten ex propriis 
zu wenden obligiert iſt“. Intereſſant wäre vielleicht 
noch eine hiſtoriſche Unterſuchung des Zuſammenhangs 
der Baulaſtrechtsentwickelung mit der Verſelbſtändi⸗ 
gung der Pfründe geweſen; die Pfründe iſt das ur⸗ 
ſprüngliche Kirchenvermögen, welches dem Geiſtlichen 
ſamt der Kirche zu beneficium, zur Pfründe überlaſſen 
worden iſt zugleich mit der Verpflichtung, die Aus⸗ 
gaben des Gottesdienſtes, der Kultusbauten und der 
Armenpflege zu beſtreiten; als dann in der kabrica 
ein beſonderer Fond für dieſe Ausgaben erſtand, fielen 
dieſe Pflichten weg, doch blieb dem Geiſtlichen die 
Pflicht, für feine Gebäude d. i. die Pfründegebäude 
au forgen, wurde ja doch das Pfründevermögen als 

des Clero eigens Hab und Gut“ angeſehen. Zum 
Schluß behandelt Verfaſſer die Reformvorschläge hin⸗ 
sad der Ausgeſtaltung der Pfründebaupflicht, welche 

ie Erleichterung der für die Geiſtlichen drückenden 
Laſt bezwecken und in der ME. vom 1. September 1907 
eine vorläufige Erledigung gefunden haben. Dauernd 
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iſt die Frage nicht gelöſt. 
ſichtlich davon ab, einen Vorſchlag zu machen und 
referiert nur. M. E. wäre die amig praktiſche und 
zugleich am wenigſten einſchneidende Löſung die, mit⸗ 
tels Verkauf von Pfründegrund einen Pfründebaufonds 
zu bilden, der durch Ueberweiſung unvorhergeſehener 
Einnahmen wie Kursgewinn, Ueberſchüſſe an Inter⸗ 
kalarien ꝛc. auszuſtatten wäre, und den Fonds an die 
Kirchenſtiftung gegen Uebernahme der Baulaſt zu 
übertragen. Die Fabrik bzw. Kirchengemeinde hätte 
dann für alle Kultusbauten aufzukommen, die Pfründe 
wäre nur eine Spezialſtiftung zur Unterhaltung des 
Geiſtlichen. Tr. 


Verfaſſer ſieht ſelbſt ab⸗ 


Neumann, Dr. Hugo, Juſtizrat, Rechtsanwalt am 
Kammergericht und Notar. Die Rechtſprechung 
des Reichsgerichts in Zivilſachen. Ge⸗ 
ſammelt, bearbeitet und herausgegeben in Ver⸗ 
bindung mit E. Friedrichs, Amtsrichter, Dr. C. 
Heinrici, Amtsrichter und Dr. Th. Olshauſen, Ha 
richtsaſſeſſor, Hiljsarbeiter im Reichsjuſtizamt. Bd. I 
Lieferung 3—6, Bd. II Lieferung 1 und 2. Berlin 
1908, Verlag von Franz Vahlen. 


Das für den Praktiker recht brauchbare Werk. 
deſſen erſte und zweite Lieferung ich in Nr. 12 dieſer 
Zeitſchrift vom 15. Juni 1908 anzeigen durfte, iſt 
nicht ſo ſchnell vorwärts geſchritten als angekündigt 
war. Noch im Jahre 1908 ſollten die beiden Bände 
vollſtändig vorliegen, die die Rechtſprechung des 
Reichsgerichts zum BGB. bringen ſollen. Bis jetzt 
(10. Dezember 1908) ſind jedoch von dem erſten Bande 
nur noch die Lieferungen 3—6 erſchienen (S. 161—480), 
die die 88 126-313 einſchließlich behandeln. Von 
dem zweiten Bande iſt inzwiſchen die erſte und zweite 


Lieferung, enthaltend die SS 854—1018, heraus⸗ 
gekommen. 
Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Bresler, Dr. Joh., Oberarzt a. d. Heil⸗ und Pflegeanftalt 
Lublinitz. Die Willensfreiheit in moderner 
theologiſcher, pſychiatriſcher und juriſti⸗ 
ſcher Beleuchtung. Nebſt einer Abwehr gegen 
i P. 46 S. Halle 1908, Carl Mar⸗ 
hold. Mk. 0.80. 

1 5 wendet ſich zunächſt in ſeinem bis S. 17 
ausgedehnten „Vorwort“ gegen die Ausführungen des 
Oberſtaatsanwalts Peterſon in Hamm über „Die Be⸗ 
deutung der Sachverſtändigen“ in der „DI. vom 
1. September 1907. Sodann behandelt er, ohne Neues 
zu bringen, das Problem der Willensfreiheit im Sinne 
des gemäßigten Determinismus vom Standpunkte des 
Theologen (Th. Steinmann, „Naturgeſetz, Gott und 
Freiheit“, Zeitſchr. f. Theologie und Kirche, Märzheft 
1907), des Pſychiaters (Prof. Dr. Hoche, Die Willens- 
freiheit vom Standpunkte der Pſychopathologie, Wies- 
baden 1902) und des Juriſten (Prof. v. Hippel, Willens⸗ 
freiheit und Strafrecht, Berlin 1903) und zeigt, wie 
Juriſt, Pſychiater und Theologe in ihren Studien 
trotz verſchiedenen Ausgangspunktes zu demſelben Ziel 
über den Begriff der Willensfreiheit gelangen. 

München. Doerr. 
Stade Reinhold, Werdet neue Menſchen. Ein 

ee für Gefängniſſe und Rettungsan⸗ 

ſtalten. 2 Teile. 224 und 228 S. Altenburg 1908. 

Stephan Geibel Verlag. Broſch. a Mk. 3.40, geb. 

Mk. 4.20, zuſammen bezogen Mk. 5.80, geb. Mk. 7.— 


Die Predigten und Anſprachen des Verfaſſers, 
der durch ſeine Gefängnisſeelſorge und mehrere krimi⸗ 
naliſtiſche Studien bekannt geworden iſt, dienen der 
religiöfen Erbauung und ſittlichen Beſſerung der Ge- 
fangenen und der Zöglinge von Rettungsanſtalten und 
paſſen ſich vorzüglich den beſonderen Umſtänden an, 
unter welchen ſie gehalten werden ſollen. Anerkennung 
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verdient es, daß Stade nicht nur den Ton des Buß⸗ 
predigers anſchlägt, ſondern auch den des wohl⸗ 
meinenden Freundes und Beraters, der ſeine Zuhörer 
zu einem neuen, ſittlichen Leben ermutigen will. M. 


Mayer, M. E. Der rechtswidrige Befehl des 
Vorgeſetzten (Feſtſchrift, Paul Laband gewidm. 
v. d. rechtsw. Fakultät der Univ. Straßburg. S. 121 
1 Tübingen 1908, J. C. B. Mohr. Einzeln 


Der Verfaſſer widerlegt die Lehre, die in dem 
rechtswidrigen Befehl einen Rechtfertigungsgrund für 
die Tat des Gehorſamspflichtigen ſieht und die An⸗ 
ſicht, daß der Untergebene die materielle Rechtmäßig⸗ 
keit des formell rechtmäßigen Befehls nicht nur nicht 
zu prüfen brauche, ſondern nicht einmal prüfen dürfe, 
vielmehr durch ihn gebunden ſei. „Rechtswidrig“ iſt 
nach M. der Befehl, „der als konkretiſierter Geſetzes⸗ 
wille nicht gelten kann“ (S. 128), der den Rechts⸗ 
ſätzen widerſpricht, weil er auf einer Nichtbefolgung 
des in der Norm enthaltenen abſtrakten Imperativs 
in concreto beruht, alſo nicht jeder materiell nicht ge⸗ 
rechtfertigte Befehl. Bei rechtswidrigem Befehl hat 
der Untergebene zwar keine Prüfungspflicht, wohl 
aber ein Prüfungsrecht. Die Strafloſigkeit deſſen, 
der den rechtswidrigen Befehl befolgt, iſt nicht im 
Ausſchluß der objektiven Rechtswidrigkeit des Handelns, 
ſondern nur in dem der Schuld (Irrtum) begründet. 
Dies wird vom Verf. klar und eingehend unter beſon⸗ 
derer Hervorhebung des Militärſtrafrechts (MStGB. 
8 47) erörtert. Doerr. 


Guttentagſche Sammlung deutſcher Neichsgeſetze. 
Sydow, N., und L. Buſch. Die deutſche Ge- 

bührenordnung für Rechtsanwälte 

und das preußiſche Gebührengeſetz vom 


22. September 1899. Unter beſonderer Berückſichti⸗ 


6. Oktober 
gung der Entſcheidungen des Reichsgerichts heraus⸗ 
gegeben mit Anmerkungen und Koſtentabellen. 
8. vermehrte Auflage. 259 S. Berlin 1909, 
J. Guttentag. geb. Mk. 2.—. 


Makower, H., Juſtizrat. Geſetze, betr. die 
privatrechtlichen Verhältniſſe der 
Binnenſchiffahrt und Flößerei. Nach 
den Materialien erläutert. 4. vermehrte Auflage 
von Landgerichtsrat E. Loewe. 424 S. Berlin 
1909, J. Guttentag. geb. Mk. 3.—. 


Zwei vortreffliche Ausgaben. Beſondere Beach⸗ 
tung verdient die neue Auflage der RAGebO. wegen 
ihrer gedrängten aber umfaſſenden Angaben über die 
Rechtſprechung. 


Wilmanns, Karl, Heidelberg. Ueber Gefängnis- 
pſychoſen. 65 S. Halle a. S. 1908. Carl Mar⸗ 
hold. Einzeln 1.20 Mk. [VIII. Bd., Heft 1 der Sammlg. 
zwangloſer Abhandlgn. a. d. Gebiete der Nerven⸗ 
und Geiſteskrankheiten, hrsg. v. A. Hoche.] 


Der Verfaſſer hat 277 Fälle von Gefängnispſychoſe 
unterſucht und verarbeitet. Seine Unterſuchung hat 
ſich u. a. auf die auch den Juriſten intereſſierende Frage 
erſtreckt, ob der Haftvollzug, insbeſondere bei längerer 
Strafhaft, eine Geiſteskrankheit auch bei Perſonen er⸗ 
zeugen könne, die unter Umſtänden davon verſchont 
geblieben wären. Verf. (S. 21) glaubt die Frage be⸗ 
jahen und die Strafhaft als Urſache von Dementia 
praecox anſprechen zu können. Ob dies aber wirklich 
zutrifft, unterliegt doch mancherlei Zweifeln. Zur 
ſchlüſſigen Beantwortung der wichtigen Frage bedarf 
es jedenfalls noch vielen Materials und eingehender 
Prüfung. Doerr. 
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Notizen. 


Die Abgaben zum Staatsdienerunterſtützungsverein 
und zur Töchterkaſſe. In der Nr. IV des JM Bl. vom 
14. März 1909 iſt die Bekanntmachung des Staatsm. 
der Finanzen abgedruckt, welche die Anordnungen über 
Erhebung und Verrechnung der Dienſteinkommens⸗ 
mehrungsabgabe enthält, die nach § 8 und 8 27 der 
revidierten Satzungen des Allgemeinen Unterſtützungs⸗ 
vereins für die Hinterlaſſenen der Staatsdiener und 
der damit verbundenen Töchterkaſſe von den als Be⸗ 
amte im Sinne des Beamtengeſetzes in Dienſtesaktivität 
tehenden ordentlichen Mitgliedern dieſer Vereine zu 
entrichten iſt. 


Die Abgabe iſt bei allen Gehalts vorrückungen, 
Beförderungen oder Verleihungen von Nebenbezügen 
zu zahlen, mit welchen für das betreffende Vereins⸗ 
mitglied eine wirkliche Mehrung des Dienſteinkommens 
gegenüber dem am 1. Januar 1909 bezogenen geſamten 
Dienſteinkommen verbunden iſt (Ziff. 1). Auf dieſe 
Abgabe finden im allgemeinen die Vorſchriften der 
Kgl. VO. vom 30. März 1881 (JM Bl. S. 117) An- 
wendung. Unſtändige, nicht auf länger als ein Jahr 
gewährte Funktionsremunerationen, Dienſtwohnungen, 
für die eine Mietentſchädigung nicht zu entrichten iſt, 
ferner ſolche Nebenbezüge, die ganz oder teilweiſe zur 
Beſtreitung eines Dienſtaufwands beſtimmt oder nach 
örtlichen Verhältniſſen bemeſſen ſind, bleiben von der 
Abgabenpflicht nach wie vor ausgenommen ($ 1 Abſ. 3 
der Kgl. VO. vom 30. März 1881, FMBI. S. 118). 
Der früher in allen Fällen erhobene Zuſchlag zu 1.80 M 
und die bei Neuanſtellungen und Beförderungen zu 
zahlenden Ausſchreibgebühren fallen künftig weg (Ziff. 1 
Abſ. 3 der Bek. vom 7. Februar 1909). 


Die Benachrichtigung der Beteiligten von der zu 
entrichtenden Abgabe liegt der den Gehalt zahlenden 
Kaſſe ob und geſchieht am einfachſten bei Gelegenheit 
der Erhebung des Gehalts oder der erſten Rate des 
abgabepflichtigen Nebenbezugs. Die Abgaben werden 
in zehn gleich großen Monatsraten vom Tage des 
Eintritts in die abgabepflichtigen Bezüge an gerechnet 
erhoben; der Teil eines Monats hat dabei als voll 
zu gelten. Dem Pflichtigen bleibt unbenommen, die 
Abgabe ſofort im ganzen oder in kürzeren Friſten zu 
entrichten (§ 9 Abſ. 1 der Kgl. VO. vom 30. März 1881, 
FMBl. S. 120). Abgaben im Betrage von 20 M und 
darunter müſſen ſofort im ganzen beglichen werden. 
Beträge zwiſchen 20 und 50 M können nach Wahl 
des Pflichtigen entweder ſofort ganz gezahlt oder in 
Friſten, die jedoch drei Monate nicht überſteigen dürfen, 
berichtigt werden. Soweit immer tunlich, erfolgt die 
Erhebung durch Abzüge am abgabepflichtigen Dienſt⸗ 
einkommen (89 Abſ. 1,2, 3 der Bek. vom 5. April 1881, 
FMBI. S. 131). Ueber bar geleiſtete Ratenzahlungen 
werden beſondere Interimsquittungen erteilt. Sit die 
ganze Summe entrichtet, ſo erhält der Pflichtige eine 
von dem Erhebungsbeamten gefertigte Hauptquittung; 
etwa ausgeſtellte Interimsquittungen ſind zurück⸗ 
zugeben ($ 10 Abſ. 1, 2 der Bek. vom 5. April 1881, 
FMBl. S. 131). 


Die in Ziff. 2 und 4 der Bek. vom 7. Februar 1909 
vorgeſchriebene rechneriſche Behandlung der Dienſt⸗ 
einkommensmehrungsabgaben haben praktiſche Be⸗ 
deutung nur für die mit der Sollſtellung und Erhebung 


betrauten Aemter und Kaſſen. 
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Die Zwangs vollſtreckung aus den bayeriſchen 
Hypothekenbriefen. 


Von Oberlandesgerichtsrat Neumiller in München. 
(Schluß). 


Es ſtehen ſich nunmehr nicht weniger als drei 
Anſichten gegenüber. Die radikalſte (rein neu⸗ 
rechtliche)!') argumentiert dahin, daß die Landes⸗ 
geſetzgebung zwar durch Art. VIII EG. z. Nov. 
die Möglichkeit gehabt hätte, die Einſchaltungen 
der Nov. von 1898 für die altrechtlichen Hypo⸗ 
thekenbriefe außer Anwendung zu laſſen, dies aber 
dadurch vereitelt habe, daß Art. 136 AG. nach 
wie vor „im übrigen“ auf die ZPO. verweiſe 
und darunter nach $ 1 Abſ. 2 Ermädtig®. die 
neue ZPO., alfo insbeſondere die 88 739, 794 
Abſ. 2 zu verſtehen fei. Da die altrechtlichen 
Hypothekenbriefe eine Duldungsunterwerfung des 
Ehemanns nicht enthielten, könne der nach § 739 
notwendige Duldungstitel nicht durch Erteilung 
einer Duldungsklauſel beſchafft werden. Die voll⸗ 
ſtreckungsrechtliche Situation wäre alſo die gleiche 
wie bei gewöhnlichen altrechtlichen Schuldbekennt⸗ 
niſſen einer Ehefrau, für die ja Art. 103, 130 
UeG. keinen Vorbehalt aufweiſen, da ſie ſich auf 
„Entſcheidungen“ von Rechtsſtreiten beſchränken.“) 
Die radikalſte gegenteilige (rein altrechtliche) An⸗ 
ſchauung !) läßt fidh damit begründen, daß Art. VIII 
EG. auch gegenüber $ 1 Abſ. 2 ErmächtigG. die 
ſpeziellere Beſtimmung, ſohin Art. 136 AG. um 
ſo mehr auf die ältere Faſſung zu beziehen iſt, 
als die Landesgeſetzgebung durch Nichtabänderung 
des AusfG. ihrer Abſicht, vom Art. VIII EG. 


19) Vornehmlich vertreten von Will in BayzfR. 
1907 S. 12. 

14) Daß 
Ausfertigungen bayeriſcher Hypothekurkunden jeden⸗ 
falls keine Duldungsklauſel gefordert werden kann, er⸗ 
gibt fih aus Art. 137 AG. z. ZPO. (Beſchl. des LG. 
München I vom 7. Nov. 1908, Beſchw.⸗Reg. Nr. 540/08). 

18) Vgl. Habel in Baygf R. 1907 S. 106; wenig- 
ſtens aien feine Ausführungen am Schluſſe dahin 
verſtanden werden. 


für die vor dem 1. Okt. 1879 erteilten 


1 zu machen, genügenden Ausdruck gegeben 
habe. Damit ſtünden die altrechtlichen Hypotheken⸗ 
briefe praktiſch hinſichtlich der Entbehrlichkeit des 
Duldungstitels den altrechtlichen Urteilen nach 
Art. 103, 130 Ue®. gleich. Art. 24 Ue G. würde 
dem nicht hinderlich ſein, weil er gegenüber neu⸗ 
rechtlichen Ehen überhaupt nicht in Betracht kommt 
und weil man den Art. VIII EG. auch gegenüber 
Art. 24 UeG. als die ſpeziellere Beſtimmung anſehen 
muß, ſich ſohin hier eben allgemeine güterrechtliche 
und en hypothekenrechtliche Normen kreuzten und 
nach dem Sinn und Zwecke des Art. VIII EG. 
letztere ausschlaggebend ſein müßten. Die dritte 
Anſicht“) folgt einem Mittelweg. Sie leitet einer- 
ſeits aus Art. VIII EG. in Verbindung mit der 
Aufrechthaltung der Art. 127, 129 ff. AG. die 
Möglichkeit ab. eine Duldungsklauſel gegen den die 
Hypothekbeſtellung oder Rechtsnachfolge genehmi⸗ 
genden Ehemann ſo zu erteilen, als ob dieſer 
Genehmigung die ausdrückliche Vollſtreckungs⸗ 
bewilligung im Sinne des $ 794 Abſ. 2 ZPO. 
n. F. beigefügt wäre; andererſeits gibt ſie zu, 
daß eine ſolche Duldungsklauſel auch erforderlich 
ift, weil Art. 136 AG. im übrigen auf die ZPO. 
verweiſt und darunter nach § 1 Ab}. 2 ErmächtigG. 
allerdings nur die neue Faſſung der ZPO. ver: 
ſtanden werden könne. Mit anderen Worten, dieſe 
Mittelmeinung entnimmt die formellen Voll⸗ 
ſtreckungsnormen dem neuen, die materiellen 
(Vollſtreckungsfähigkeit der Urſchrift) dem alten 
Recht. Art. 24 Ue S. muß dabei als lex generalis 
den ſpezielleren Hypotheknormen weichen. Dieſe 
Mittelmeinung kommt den praktiſchen Bedürfniſſen 
inſoferne mehr entgegen, als danach z. B. die 
Gerichtsvollzieher nicht auf das ältere Recht zu⸗ 
rückgreifen müſſen, ſondern einen Duldungstitel 
neben dem Leiſtungstitel ausgehändigt erhalten;“) 
andererſeits bleiben die Intereſſen der Hypotheken⸗ 
gläubiger gewahrt, weil ſie nicht auf die Duldungs⸗ 


16) Ihr folgt der Beſchl. in der n. S. Bd. 1 S. 447 
und die Praxis des LG. München I (1. 3K.). 

17) Die Geſch . f. d. GVollz. (88 52, 61) enthält 
über die Streitfrage nichts. 
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klage verwieſen werden, ſondern einen kurzen und 
bequemen Rechtsbehelf haben, um ſich dem neuen 
formellen Vollſtreckungsrecht anzupaſſen. Für die 
Praxis genügt es, wenn dieſe Mittelmeinung als 
gerechtfertigt nachgewieſen wird.) 

Hier darf zunächſt die Auffaſſung nicht un⸗ 
widerſprochen bleiben, als ob nur der unmittelbar 
auf Rechtsgeſchäft beruhende Drittbeſitz unter die 
Paſſiwvollſtreckung des Art. 128 AG. falle. Das 
ergibt ſich weder aus dem Wortlaute, noch aus 
dem Zweck oder der Entſtehungsgeſchichte des Ge⸗ 
ſetzes. Aus dem Wortlaute deshalb nicht, weil 
Art. 128 AG. ganz allgemein jagt: „Die Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus Hypothekurkunden findet auch 
gegen den dritten Beſitzer der Sache ſtatt“; daß 
der Drittbeſitz ein rechtsgeſchäftlich erworbener ſein 
müſſe, ſteht nicht im Geſetz und kann auch nicht 
etwa aus Art. 127 deshalb gefolgert werden, weil 
dort die Vollſtreckbarkeit auf vertragsmäßig be⸗ 
ſtellte Hypotheken beſchränkt iſt. Denn dort handelt 
es ſich um die Entſtehung der Hypothek und um 
Ausſchließung der Legalhypothek von der Aktiv⸗ 
vollſtreckung; hier aber handelt es ſich um die 
Paſſivvollſtreckung für die entſtandene Vertrags⸗ 
hypothek und warum hier der transitus legalis 
von der paſſiven Rechtsnachfolge ausgeſchloſſen 
ſein ſollte, iſt nicht abzuſehen, ſolange und ſoweit 
die Hypothekhaftung fortbeſteht. Für dieſe Paſſiv⸗ 
haftung gibt auch nicht § 53, ſondern vielmehr 
§ 54 HypG. Maß und letzterer enthält keine Unter- 
ſcheidung zwiſchen Beſitzerwerb kraft Geſetzes und 
kraft Rechtsgeſchäfts. Das iſt auch ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, denn dem Hypothekgläubiger kann es ange⸗ 
ſichts ſeines abſoluten dinglichen Rechts ganz gleich⸗ 
gültig ſein, ob der dermalige Eigentümer des 
verpfändeten Grundſtücks auſ Grund Rechtsgeſchäfts 
oder Geſetzes beſitzt; zahlen muß er ja die Hypothek 
aus dem Grundſtück in dem einen wie in dem 
anderen Falle. 

Die Beſchränkung des Art. 128 auf rechts⸗ 
geſchäftliche Rechtsnachfolger müßte am letzten Ende 
gar zum Ausſchluß der Rechtsnachfolgeklauſel gegen 
Inteſtaterben führen; denn einen rechtsgeſchäftlichen 
Erwerb kann man dieſe Erbfolge wohl nicht nennen. 
Außerdem iſt der Beſitzerwerb des Ehemanns an 
dem von der Ehefrau gekauſten Anweſen, unbe⸗ 
fangen betrachtet, ja tatſächlich ebenſogut auf ein 
Rechtsgeſchäft gegründet, wie der Erwerb der Frau; 
umgekehrt beruht auch ihr Rechtserwerb ſchließlich 
ebenſo auf dem Geſetz ($ 434 BGB.), wie derjenige 
des Ehemanns auf § 1363 Abſ. 2 BGB., und 
wer an eine Ehefrau im geſetzlichen Güterſtand 
verkauft, kann gar nicht anders als zu Handen 
des Ehemanns gültig erfüllen. Im übrigen 
läuft hier eine Verwechſelung der doppelten Be: 


18) Grundſätzlich wäre es allerdings vielleicht das 
entſprechendſte, der rein altrechtlichen Meinung folgend, 
die 88 739 ff. für die Hypothekenbriefe überhaupt aus⸗ 
zuſchalten und den Ehemann auf die Widerſpruchsklage 
zu verweiſen. 


—— ß. ͤ Nö j—WœB2V?— 
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deutung von „Beſitz“ unter. Das Ausf. meint 
unter dem Drittbeſitzer praktiſch den Dritteigen⸗ 
tümer des Hypothekenobjekts (vgl. Art. 23 SubhO. 
und Henle Note 1 hierzu); § 1373 BGB. aber 
ſpricht von dem Beſitz gerade im Gegenſatz zum 
Eigentum und meint damit die tatſaͤchliche Ge- 
walt des Ehemanns als Nießbrauchers (mittelbaren 
Beſitz nach 8 868 BGB.). Als Interventions⸗ 
grund des älteren Rechts aber kam nicht das 
Verwaltungsrecht des Ehemanns oder deſſen tat⸗ 
ſächliche Inhabung hinſichtlich des Paraphernal⸗ 
guts in Betracht, ſondern ſein dingliches Nutz⸗ 
nießungsrecht kraft des Güterſtands.““) Dieſes 
mußte vor 1900 dem Vollſtreckungsrecht des 
Hypothekgläubigers ſachlich kraft Geſetzes weichen, 
wie es ihm jetzt auf Grund ausdrücklicher Unter⸗ 
werfung weichen muß; Eigentum der Ehefrau und 
Nießbrauch des Ehemanns werden dabei ſachlich 
völlig gleich behandelt. Soll aber nach dem Sinn 
und Zweck des Art. VIII EG. und der Art. 127, 
128 die altrechtliche Hypothekurkunde ohne Unter⸗ 
werfung die gleiche ſachliche Wirkung haben wie 
eine neurechtliche Urkunde mit Unterwerfung, ſo 
muß unter dem Drittbeſitzer jeder dinglich Be- 
rechtigte verſtanden werden, der ohne den Art. 128 
Ausf. ein formelles Widerſpruchsrecht beſäße 
und dazu gehört auch der Ehemann der Hypothek⸗ 
beſtellerin oder der Käuſerin des Hypothekenobjekts. 
Daß auch der erſte Erwerber eines abgeſpaltenen 
Rechts Rechtsnachfolger im Sinne der ZPO. ift, 
erſcheint nunmehr in der Rechtſprechung als feſt⸗ 
ſtehend.“') Es kann auch nicht etwa als Sinn 
des Art. VIII angeſehen werden, daß die Voll⸗ 
ſtreckungserleichterung nur ſo lange dauern ſoll, 
als ſich das Hypothekenobjekt noch in der Hand 
der Hypothekenbeſtellerin ſelbſt““) oder ihrer all: 
gemeinen Rechtsnachfolger (Erben) befindet; denn 
der Geſetzgeber konnte doch keinen Augenblick 
zweifeln, daß binnen wenigen Jahren die Hypothek⸗ 
objekte zu einem ſehr betraͤchtlichen Teile an rechts⸗ 
geſchäftliche Nachfolger (Käufer) übergegangen ſein 
werden, und damit das Privileg der Hypothek⸗ 
gläubiger unabwendbar erlöſchen würde, ohne daß 
für eine ſolche unterſchiedliche Behandlung der 
Rechtsnachfolge ein zwingender Grund vorläge. 
Denn auch bei einem nach dem 1. Jan. 1900 
geſchehenen rechtögefchäftlichen Erwerb durch eine 
Ehefrau, ſei es im übergeleiteten, ſei es im rein 
neurechtlichen geſetzlichen Güterſtand, ergibt ſich 
die Duldungspflicht des Ehemanns aus dieſer 
ſeiner Eigenſchaft im Zuſammenhalte mit der ur⸗ 
kundmäßigen Genehmigung des ehefräulichen Er- 
werbs für das eingebrachte Gut.“) Die Sad: 

19) Die bloße Inhabung als ſolche (Gewahrſam) ift 
bei der Subhaſtation ohnehin gleichgültig. 

20) Vgl. die Kommentare zur ZPO. bei 88 325 und 
727, insbeſondere die reichsgerichtliche Rechtſprechung 
hinſichtlich des Pfändungspfandgläubigers. 

21) So BIRA. Bd. 73 S. 206. 


33) Erbſchaftsannahme durch die Ehefrau bedarf keiner 
Genehmigung des Ehemanns. 
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und Rechtslage iſt alſo hier paſſiverſeits ganz ähn⸗ 
lich wie bei § 742, wenn auch deſſen Wortlaut 
nicht hierher paßt, ſondern die Rechtsnachfolge⸗ 
klauſel ſolchenfalls unmittelbar auf Grund der 
§$ 795, 727, 325 ZPO. mit Art. 127, 128 
AG. z. ZPO. zu erteilen iſt. Nach dieſer An⸗ 
ſicht war alfo die Entſcheidung des Obs G. in 
Bd. 1 S. 447 gerechtfertigt und es hätte auch in 
dem Falle Bd. 9 S. 83 der Notar angewieſen 
werden müſſen, entweder eine ausdrückliche Dul⸗ 
dungsklauſel gegen den Ehemann neben der Lei⸗ 
ſtungsklauſel gegen die Ehefrau oder doch wenig⸗ 
ſtens eine gegen Mann und Frau gerichtete all⸗ 
gemeine Klauſel zu erteilen.“) 

Ganz abſeits vom richtigen Wege liegt der 
Gedanke, es müſſe ſich der Ehemann der Käuferin 
ſolchenfalls ausdrücklich der Duldungsvollſtreckung 
unterworfen haben, damit gegen ihn eine Rechts⸗ 
nachſolgeklauſel auf Duldung erteilt werden könnte. 
Die Konſequenz ſollte eigentlich zu der Forderung 
führen, daß ſich die Käuferin ſelbſt ebenfalls der 
ſofortigen Vollſtreckung unterwerfen müßte, widrigen⸗ 
falls gegen ſie auch keine Leiſtungsklauſel erteilt 
werden könnte. Das läuft dem Sinn und Wort: 
laut des $ 750 BPO. freilich jo ſchnurſtracks zu: 
wider, daß ſich niemand ein ſolches Verlangen zu 
ſtellen traut. In der Tat bleibt nach 8 750 
BPO. mit Art. 132 AG. die Vollſtreckung gegen 
einen Rechtsnachfolger im Weſen immer noch eine 
Vollſtreckung aus dem urſprünglichen Schuldtitel“) 
und damit die Rechtsnachfolgeurkunde nur eine 
Hilfsurkunde für die neue Klauſel. Sonſt wäre 
ja der klare Zweck der Rechtsnachfolgeklauſel, näm⸗ 
lich Erſparung neuer Schuldfeſtſtellung gegen den 
Nachfolger, durchaus vereitelt, von dem Zwecke der 
Hypothek als dinglicher, jedem Einfluß des Eigen⸗ 
tumswechſels entrückter Laſt ganz zu ſchweigen. Im 
vorliegenden Falle aber kommt noch dazu, daß 
für die Vollſtreckung gegen Rechtsnachfolger doch 
nicht mehr verlangt werden kann als gegen die 
urſprünglichen Hypothekbeſteller, und gegen den 
Duldungsſchuldner nicht mehr als gegen den Lei⸗ 
ſtungsſchuldner. 

Selbſtverſtändlich muß bei dieſer Rechtsauf⸗ 
faſſung die weitere Konſequenz gezogen werden, 
daß es für die Erteilung der Duldungsklauſel be- 
langlos iſt, ob die die Duldungspflicht ſtützende 
Genehmigung des Ehemanns (vgl. $ 1412 BGB.) 
in der Kaufsurkunde der Frau ſelbſt oder in einer 
geſonderten öffentlichen Urkunde enthalten iſt. 
Nur nebenbei mag ſchließlich bemerkt werden, daß 
die Duldungsklauſel auch bei Solidarhaft ſich nur 
auf die Schuld der Ehefrau bezieht, nicht auf 

38) Die Notwendigkeit einer ſolchen Klauſel kommt 
für den Notar nicht weiter in betracht, ſoferne ſie nur 
zuläſſig iſt. 

2) Die ZPO. ſpricht von einer neuen vollſtreckbaren 


Ausfertigung, das Ausf. von einer neuen Klauſel, 
weil das ebenfalls zuſtändig erklärte Hypothekenamt 


eine neue Ausfertigung nicht erteilen könne, da es die 


Urſchrift nicht beſitzt. 


—— —————— —A—I—öd ä ——ä— 
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die des Ehemanns, und daß dies in der Klauſel 
entſprechend zum Ausdruck zu bringen ift.”°) 

Eines darf freilich nicht überſehen werden: 
alles dies bezieht ſich trotz des Art. 129 AG. 
zunächſt praktiſch nur auf die dingliche Haftung; 
wie ja auch die Klauſel gegen die Ehegatten „als 
Beſitzer“ des Hypothekenobjekts beantragt und er⸗ 
teilt zu werden pflegt. Iſt insbeſondere die ding⸗ 
liche Haftung der Rechtsnachfolger durch Weiter⸗ 
verkauf wieder erloſchen, ſo kann die allenfalls 
beſtehen gebliebene perſönliche Haftung nicht mehr 
auf Grund des altrechtlichen Hypothekenbriefs im 
Zuſammenhalt mit dem Kaufbrief ohne Voll⸗ 
ſtreckungsunterwerfung mittels Exekution verfolgt 
werden; dazu hätte es der Unterwerfung unter 
die Zwangsvollſtreckung und zwar ſowohl ſeitens 
der Ehefrau als ſeitens des Ehemanns bedurft; 
denn die ZPO. kennt die paſſive Sondernachfolge ab- 
geſehen von der dinglichen Rechtsverfolgung ($ 800) 
als Unterlage einer Rechtsnachfolgeklauſel nicht.?“ 

Mit vorſtehenden Darlegungen dürfte ein ge⸗ 
nügender Rechtsboden für die Wahrung der Inter⸗ 
eſſen der mit enormen Kapitalien beteiligten 
Hypothekgläubiger und in erſter Linie der Hypo⸗ 
thekenbanken gezeigt ſein. Mit Recht nennt Habel 
es ein bedauerliches Ergebnis, in einer keineswegs 
zwingenden Auslegungsfrage, große und berechtigte 
Privatintereſſen zu ſchädigen und — muß man bei: 
fügen — der Ausführungsgeſetzgebung des Jahres 
1900 ein grobes Verſehen zu imputieren, mit 
anderen Worten, die mißlichen Vorgänge bei der 
Behandlung der Bayeriſchen Nebenkautionen noh- 
mals herbeizuführen. Ein Eingreifen des Geſetz⸗ 
gebers iſt nach den obigen Ausführungen nicht 
nötig; ') wohl aber wird man den Hypothek⸗ 
gläubigern wie den Notaren raten müſſen, bei den 
jetzt noch nach Art. 127 AG. zur Beurkundung 
gelangenden Hypothekbriefen wie bei Rechtsnach⸗ 
folgen in das Hypothekenobjekt (vgl. S. 125 ff. 
dieſes Jahrg.) tunlichſt auf die Abgabe der Unter⸗ 
werfungserklärungen hinzuwirken, womit wenigſtens 
für die Zukunft bei dieſen Urkunden ſolch mißliche 
Streitfragen erſpart bleiben.““) 


26) Hiergegen wird auch häufig in Urteilen gefehlt; 
es muß heißen: „Der beklagte Ehemann hat die Zwangs⸗ 
vollſtreckung für die Schuld der Ehefrau unter J in deren 
eingebrachtes Gut zu dulden“, nicht ſchlechthin: „hat die 
Zwangsvollſtreckung zu dulden“, denn auf ſeine eigene 
Schuld erſtreckt fih die Duldungspflicht nicht. 

2°) Vgl. Bayzift. 1906 S. 25.— Die gleiche Rechts⸗ 
lage beſtand übrigens auch ſchon vor dem 1. Januar 1900; 
theoretiſch wird ja durch 88 56 HypG., 416 BGB. das 
Zuſammenfallen der dinglichen und perſönlichen Haftung 
begünſtigt; praktiſch aber liegt dieſer Punkt bekanntlich, 
zumal bei Privathypothekgläubigern, noch ſehr im argen. 

27) Es könnte nach Lage der Sache wohl nur in 
einem Zuſatz zu Art. 166 Nr. XVI AG. z. BGB. dahin 
beſtehen, daß für die Uebergangszeit (d. h. für die altrecht⸗ 
lichen Hypothekenbriefe) die Verweiſung in Art. 136 AG. z. 
BPO. auf die vor 1900 geltende Faſſung zu beziehen ijt. 

28) Uebrigens beſteht eine ganz ähnliche rein neuz 
rechtliche Streitfrage auch zu 8 800 ZPO. Auch hier 
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Jas Pfandvermittlungsgewerbe in Bayern. 


Von Dr. Johannes Merkel, Rechtsrat in Nürnberg. 
(8Schluß). 

Das Vertragsverhältnis zwiſchen Verpfänder 
und Pfandvermittler kennzeichnet fih zunächſt 
jedenfalls nicht als Auftrag, da dieſer ſtets Unent⸗ 
geltlichkeit (5 662 BGB.) vorausſetzt, die — gez 
werbsmäßige — Pfandvermittlung aber nur gegen 
Entgelt erfolgt.) Auch für die Annahme eines 
Mäklervertrages bietet die Pfandvermittlung keinen 
Raum. Zwar möchte es auf den erſten Blick 
ſcheinen, daß hierbei eine Vertragsvermittlung 
($ 625 Abſ. 1 BGB.) vorliegt, wobei die von 
der Diſtriktspolizeibehörde feſtgeſetzte Gebühr (8 5 
Abſ. I MBek.) als Mäklerlohn ($ 653 Abſ. I 
BGB.) zu erachten ift; allein bei näherer Be- 
trachtung kann dies nicht ſtandhalten. Die Tätig- 
keit des Mäklers bezweckt den Nachweis oder die 
Herbeiführung eines Vertrages; durch den Mäkler⸗ 
vertrag wird dem Mäkler „nur die Möglichkeit 
eröffnet, ſich durch Herbeiführung eines gewiſſen 
Erfolges eine Vergütung zu verdienen“. !“) Der 
Makler ift daher auf Grund des Mälklervertrages 
an ſich nicht verpflichtet, einen Vertragsabſchluß 
wirklich zuſtande zu bringen; wohl aber kann eine 
ſolche Verpflichtung von dem Makler durch be- 
ſondere Vereinbarung übernommen werden, in 
welch letzterem Falle eine Verbindung von Mäfler- 
vertrag mit Dienſt⸗ oder Werkvertrag!) vorliegt. 
Durch den vom Mäkler bewirkten Vertragsab⸗ 
ſchluß wird ein unmittelbares Vertragsverhältnis 
zwiſchen dem Auftraggeber des Mäklers und dem 
Vertragsgegner erzeugt, zwiſchen dieſem und dem 
Maͤkler dagegen beſteht — regelmäßig — ein 
Vertragsverhältnis nicht.“?) Anders liegt das 
Verhältnis zwiſchen Verpfänder und Pfandver⸗ 
mittler. Letzterer verpflichtet ſich, die ihm über⸗ 
gebene Sache für den Verpfänder zu verpfänden, 
alſo einen beſtimmten Erfolg herbeizuführen, nicht 
aber die Möglichkeit eines Vertragsabſchluſſes 
nachzuweiſen oder einen Vertragsabſchluß zu ver⸗ 


ift (ogl. BayNotg. 1905 S. 78 und Zeitlmann in 
BIRA. Bd. 73 S. 498) die Anwendung der 88 727, 742 
ZPO. gegen den Ehemann der Käuferin des Hypotheken⸗ 
objektes fraglich, aber nach den obigen Ausführungen 
jedenfalls hinſichtlich der Duldungsklauſel zu bejahen, 
ſofern die Genehmigung des ehefräulichen Kaufs durch 
öffentliche Urkunde feſtſteht (§ 1411 BGB). Einer förm⸗ 
lichen Duldungsunterwerfung des Ehemanns der Käuferin 
bedarf es auch hier nicht. 


) Die Beſtimmungen über den Auftrag (58 662 ff. 
BGB.) würden Anwendung zu finden haben, wenn 
nicht gewerbsmäßige Pfandvermittlung, ſondern ein 
Botenverhältnis (ſ. oben 144) vorliegt. 

10) Planck, BGB., 3. Auflage, Vorbemerkung IV zu 
S 652, Bd. II S. 629. 

11) Staub, Handelsgeſetzbuch. 8. Aufl., Exkurs vor 
§ 93 Anm. 2, Bd. I ©. 382 und Planck, a. a. O., 
Iv. Ziff. 1. 4. Abſ. S. 630. 

12) Planck a. a. O., IV. Ziff. 3a 6. Abſ., S. 631. 
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mitteln. Es iſt gerade die Eigentümlichkeit des 
Pfandvermittlungsgeſchäftes, daß der Vermittler 
im eigenen Namen die Pſandverſetzung für 
ſeinen Auftraggeber vornimmt, daß alſo ein Ver⸗ 
tragsverhältnis zwiſchen dem Pfandeigentümer und 
dem Pfandleiher nicht zuſtande kommt.“) 


Die Tätigkeit des Pfandvermittlers iſt aber, 
wie bereits erwähnt, mit der Herbeiführung des 
beſprochenen Erfolges der Pfandverſetzung nicht 
abgeſchloſſen; ſie erſtreckt ſich vielmehr noch weiter 
auf die aus der Pfandverſetzung ſich ergebenden 
Folgen der Pfanderneuerung, Pſandeinlöſung, 
Pfandverſteigerung. Hinſichtlich dieſer aus der 
e ſich ergebenden Folgen iſt nun 
allerdings der Pfandvermittler an die beſonderen 
Weiſungen des Pfandeigentümers gebunden. Aber 
gleichwohl dürfte das Pfandvermittlungsgeſchäft als 
Werkvertrag, nicht als Dienſtvertrag aufzufaſſen 
ſein. Denn wenn auch die Tätigkeit des Pfand⸗ 
vermittlers in verſchiedene Dienſtleiſtungen für den 
Pfandeigentümer ſich auflöſt, ſo bleibt doch Gegen⸗ 
ſtand des Vertragsverhältniſſes ſtets der durch die 
Dienſtleiſtungen zu erzielende Erfolg, nicht die 
Dienſtleiſtung ſelbſt, ſo gilt doch die Vergütung 
für das „Arbeitsprodukt“, nicht für die Arbeit 
als ſolche vereinbart.“) Da die Inanſpruchnahme 
des Pfandvermittlers den Auftrag zur Abwickelung 
aller aus der Verpfändung ſich ergebenden Folgen 
in ſich ſchließt. liegt nur ein einziger Werkvertrag 
vor, auch wenn z. B. eine einmalige oder öftere 
Pfanderneuerung erfolgt. Denn es handelt ſich 
auch hierbei um Ausfluß des gleichen Vertrags⸗ 
verhältniſſes, und der Annahme eines Werkver⸗ 
trages dürfte es nicht entgegenſtehen, daß der Auf⸗ 
traggeber während des Vertragsverhältniſſes in der 
Lage iſt, dem „Unternehmer“ Anweiſungen zu 
erteilen; ſind doch nur Anweiſungen in Frage, 
welche die dem Unternehmer obliegende Ausführung 
als ſolche nicht beeinfluſſen, ſondern nur im Ein⸗ 
zelfall die Art des von ihm herbeizuführenden 
Erfolges beſtimmen. 


Scheidet ſonach bei Fehlen einer „Vermittlung“ 
oder eines „Nachweiſes“ der Mäklervertrag!?) — 
auch in der Verbindung mit Werkvertrag — voll⸗ 
ſtändig aus, ſo muß andrerſeits auch das Vor⸗ 
liegen eines Dienſtvertrags — mit oder ohne Ber- 
bindung mit Werkvertrag — abgelehnt werden. 


18) Vgl. auch die Begründung des Entwurfes zu 
dem e für die Gewerbeordnung vom 
30. Juni 1900, Reichstags verhandlungen 1898/1900, 
II. Anlagenband S. 1237 Ziff. II. 

14) Bgl. hierzu Planck a. a. O. e VIII. 
3 zu 8 611, Bd. II S. 555 und Dernburg, Bügerl. Recht 
$ 317, V. 2. Abſ. Bd. II S. 431. 

15) Landmann (a. a. O. Note 2 a lit. a zu $ 14, 
Bd. I S. 122) zählt die Pfandvermittler unter dem Be- 
griff „Mäkler“ auf ohne nähere Begründung; dies kann 
nach dem Ausgeführten nicht für richtig gehalten werden; 
ebenſo muß die in dieſer Zeitſchrift, Jahrgang 1907, 
S. 39 bei Anm. 3 enthaltene Anſicht aufgegeben werden. 


n 
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Da aber der als Werkvertrag zu erachtende 
Pfandvermittlungsvertrag zweifellos eine „Ge⸗ 
ſchäftsbeſorgung“ zum Gegenſtand hat, wird neben 
den Beſtimmungen über den Werkvertrag (58 631 ff. 
BGB.) auch $ 675 BGB. zur Anwendung zu 
kommen haben.) 

Alle im einzelnen möglichen Rechtsbeziehungen 
zwiſchen Verpfänder und Pfandvermittler darzu⸗ 
ſtellen, kann nicht Aufgabe dieſer kurzen Ab⸗ 
handlung ſein; es ſei darum nur folgendes 
bemerkt: 


Will der Pfandvermittler einen Pfandver⸗ 
mittlungsauftrag nicht annehmen, ſo muß er dies 
unverzüglich, d. h. bei Uebergabe des zu ver⸗ 
pfändenden Gegenſtandes erklären ($ 663 mit 675 
BGB.); Verfehlung begründet Schadenserſatzpflicht 
nach allgemeinen Grundſäͤtzen.“') Rechtzeitige Er- 
füllung des Verſatzauftrags ift — bei Mangel einer 
anderweitigen Vereinbarung — nur dann anzu⸗ 
nehmen, wenn die Verpfändung am „nächſtfolgenden 
Werktage“ ($ 2 Abſ. 1 MBek.) erfolgt ift. Ueber 
die Rechtzeitigkeit der Erfüllung anderer Aufträge 
(3. B. zur Pfanderneuerung, Pfandeinlöſung u. a.) 
wird im Zweifelsfalle mangels Vereinbarung das 
richterliche Ermeſſen unter Zugrundelegung des 
8 157 zu entſcheiden haben. Bei nicht rechtzeitiger 
Auftragserfüllung richten ſich die Anſprüche des 
Verpfänders gegen den Pfandvermittler nach § 636. 


Da der Pfandvermittler vielfach nicht in der 
Lage ſein wird, die Pfandverſetzung nach der 
Pfandübergabe ſoſort zu betätigen, dürfte in dem 
Pfandvermittlungsvertrag gleichzeitig ein Ver⸗ 
wahrungsvertrag zu erblicken ſein; die Verpflich⸗ 
tungen des Pfandvermittlers richten ſich in dieſer 
Beziehung — mangels anderweiter Vereinbarung — 
nach 88 688 ff. BGB. Der Verwahrungsvertrag, 
der eine Folge des Pfandvermittlungsvertrages 
darſtellt, iſt als entgeltlicher zu erachten, da die — 
gewerbsmäßige — Pfandvermittlung nur gegen Ent⸗ 
gelt erfolgt; § 690 3 Haftung bei unent⸗ 
geltlicher Verwahrung) findet daher keine An⸗ 
wendung.) Der Verwahrungsvertrag erſtreckt 
ſich auch auf die dem Pfandvermittler vom Pfand⸗ 
leiher übergebenen Pfandſcheine, Pfandbeträge, 
Pfänder und Mehrerlösbeträge; doch richtet ſich 
die Verwahrungspflicht des Pfandvermittlers hin⸗ 
ſichtlich der Pfandſcheine, Gelder, Wertpapiere und 
Koſtbarkeiten nach 84 der MBek., welche Be⸗ 
ſtimmung überdies, da die Miniſterialvorſchriften 
in den Geſchaftsräͤumen deutlich ſichtbar aus- 


16) Auf die Streitfrage der Dienſt⸗ oder Werkver⸗ 
träge mit Geſchäftsbeſorgungsauftrag (vgl. Planck, 
a. a. O. 8 675 Note 2, Bd. II S. 674 f..) braucht hier 
nicht eingegangen zu werden, da die Anwendbarkeit des 
$ 675 BGB. auf Pfandvermittlungsgeſchäfte wohl keinem 
Bedenken begegnen dürfte. 

11) Planck a. a. O. Note 4 zu § 663, Bd. II ©. 660. 


18) Vgl. Planck a. a. O. 8 690 Anm. Abſ. II, Bd. II 
S. 703. 
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zuhängen find ($ 15 MBek.), mangels ander: 
weiter Vereinbarung als ſtillſchweigend vereinbarte 
Vertragsbedingung zu gelten hat. Für den Rück⸗ 
gabeort dürfte § 697 anwendbar ſein, !) die Rück⸗ 
gabepflicht ſich nach § 667 zu richten haben. 
„Taxmäßige Vergütungen“ im Sinne des $ 632 
Abſ. II find die von der Diſtriktspolizeibehörde 
feſtgeſetzten Gebühren ($ 5 Abſ. I und III MBek.), 
ſoferne nicht noch „beſondere Auslagen“ (8 5 
Abſ. II MBek.) in Frage kommen. 


Ein Pfandrecht für ſeine Forderungen aus 
dem Pfandvermittlungsvertrag ſteht dem Pfand⸗ 
vermittler an den Pfandgegenſtänden, Pfand- 
beträgen uſw. nicht zu; denn § 647 räumt ein 
ſolches beim Werkvertrag nur demjenigen Unter⸗ 
nehmer ein, welcher den Beſitz der fraglichen be⸗ 
weglichen Sachen „bei der Herſtellung oder zum 
Zwecke der Ausbeſſerung“ erlangt. 


Die für den Pfandeigentümer in $ 649 be- 
gründete Kündigungsmöglichkeit beſteht nur bis 
zur Verpfändung; wird gekündigt, ſo hat der 
Pfandvermittler gleichwohl Anſpruch auf Entrich⸗ 
tung der Gebühr. Der Auftrag zur Pfandein⸗ 
löſung ſtellt ſich rechtlich nicht als Kündigung, 
ſondern als Vollzug des Pfandvermittlungsauf⸗ 
trages dar; die Pfandeinlöſung kann der Pfand⸗ 
vermittler gemäß $ 320 von vorheriger Einzah⸗ 
lung der Pfandſchuld abhängig machen. Dem 
Pfandvermittler ſteht eine Kündigungsmöglichkeit 
nicht zu, da nach 88 642, 643 eine ſolche dem 
Werkunternehmer nur wegen unterlaſſener Hand⸗ 
lungen des Beſtellers eingeräumt iſt. Als ſolche 
„Handlung“ könnte beim Pfandvermittlungs⸗ 
geſchäft nur die Einbezahlung der Pfandſchuld 
zum Zwecke der Pfandeinlöſung in Betracht kommen; 
doch geht bei der Eigenart des Pfandvermittlungs⸗ 
vertrages die Verpflichtung des Pfandvermittlers, 
wenn die Pfandſchuld nicht erlegt wird, dahin, 
entweder das Pfand zu erneuern, oder beim Pfand⸗ 
verkauf die Rechte des Pfandeigentümers zu wah⸗ 
ren, die Pfanderneuerung oder Erhebung des 
Mehrerlöſes beim Pfandverkauf gehört daher zu 
den aus dem Pfandvermittlungsvertrag ſelbſt für 
den Pfandvermittler ſich ergebenden Verpflich⸗ 
tungen. 

Die Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Pfand⸗ 
vermittler und dem Pfandleiher beurteilen ſich 
nach 88 1204 ff. BGB. Da der Pfandvermittler 
ſtets nichteigene Sachen zur Verpfändung bringt, 
entſteht ein Pfandrecht im Hinblick auf 88 1207, 
932 nur bei gutem Glauben des Pfandleihers. 
Für die Annahme des guten Glaubens auf Seite 
des Pfandvermittlers haben die einſchlägigen Mi⸗ 
niſterialvorſchriften inſoferne verſchärfte Beſtim⸗ 
mungen getroffen, als der Pfandvermittler bei 


19) Für die Pfandleiher erſcheint 8 697 wegen der 
Sondervorſchrift in § 1223 Abſ. I nicht anwendbar (Planck 
a. a. O. Anm. 2 Abſ. I zu § 1215, Bd. III S. 763). 
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Pfandübergabe ſtets einen den ordnungsmäßigen Ab⸗ 
ſchluß des Pfandvermittlungsauftrages ausweiſenden 
Buchsauszug auszuhändigen hat, der Pfandleiher 
ohne dieſen Buchsauszug das Pfand nicht an⸗ 
nehmen und belehnen darf.“) Selbſt trotz guten 


Glaubens kommt ein Pfandrecht nicht zur Ent⸗ 


ſtehung, wenn eine dem Eigentümer geſtohlene, 
verloren gegangene oder ſonſt abhanden gekommene 
Sache zum Verſatz gelangt ($ 935 mit § 1207); 
die Begünſtigung des Art. 91 bayer. AG. z. BGB. 
kommt nur öffentlichen Pfandleihanſtalten zu⸗ 
gute. Weiter in das Weſen des Pfandleih⸗ 
vertrages einzugehen, beſteht hier wohl kein 
Anlaß.“ 

Zwiſchen dem Pfandeigentümer ſelbſt und dem 
Pfandleiher entſtehen auf Grund des Pfandver⸗ 
bandes unmittelbare Rechte nicht; das BGB. ent⸗ 
hält keine diesbezüglichen Vorſchriften. Doch ſtehen 
dem Pfandeigentümer diejenigen Rechte zu, welche 
ih aus feinem Eigentum ergeben; ?) dieſe Rechte 
ſind aber beſchränkt durch den guten Glauben des 
Pfandleihers. Gegenüber dem gutgläubigen Pfand⸗ 
leiher hat daher der Eigentümer nur den durch 
§ 986 beſchränkten Herausgabeanſpruch und die 
Nebenanſprüche des § 993, muß aber anderer⸗ 

ſeits die in 88 994 ff. begründeten Gegenanſprüche 
des Pfandleihers gegen ſich gelten laſſen. Ein 
bösgläubiger Beſitz auf Seite des Pfandleihers 
wird bei ordnungsgemäß abgeſchloſſenen Pfand⸗ 
vermittlungsgeſchäften in der Regel ausgeſchloſſen 
ſein und nur dann in Frage kommen können, 
wenn der Verpfänder nicht Eigentümer iſt. 
Ausſchlaggebend für die Entſtehung eines Pfand⸗ 
rechts iſt in dieſem Falle allein der gute Glaube 
des Pfandleihers, nicht derjenige des Pfandver⸗ 
mittlers, da nur durch den Vertrag zwiſchen Pfand⸗ 
vermittler und Pfandleiher das Pfandrecht zu⸗ 
ſtande kommen kann. Aber ſelbſt bei gutem 
Glauben des Pfandvermittlers kommt in dieſem 
Falle ein Pfandrecht dann nicht zur Entſtehung, 
wenn die Vorausſetzungen des § 935 vorliegen. 
Iſt infolge des böſen Glaubens oder trotz des 
guten Glaubens des Pfandleihers ein Pfandrecht 
nicht zur Entſtehung gelangt, ſo ſteht dem Pfand⸗ 
eigentümer der unbedingte Herausgabeanſpruch des 
§ 985 zu; die Pflicht des Eigentümers zum Er- 
fag der Aufwendungen richtet ſich nach SS 985 ff. 
und iſt innerhalb dieſer Vorſchriften durch den 
guten oder böſen Glauben des Pfandleihers be⸗ 
ſtimmt. 


20) MBek. vom 14. I. 1909 $ 11 Abſ. I Satz 2 
und MBek. vom 5. XI. 1906 $ 3 Ziff. 5. 
21) Ueber das i ſiehe dieſe Zeit⸗ 
ſchrift Jahrgang 1907 S. 36 ff. 
8 1 8 Bar „lang a. a. O. Note 1 Abſ. II zu $ 1215, 
d. 
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Gemeingebrauch an privatem Grund beſttz 


Von Dr. Friedrich Steinbach, Bezirksamtsaſſeſſor 
in Roſenheim. 


Während in früheren Zeiten Grund und Boden 
Gemeingut war, iſt im Laufe einer langen Ent⸗ 
wickelung an deſſen Stelle das Sondereigentum 
als umfaſſendſtes aller Rechte getreten; indeſſen iſt 
auch heute noch die Erde nicht völlig verteilt, noch 
beſteht an Feld, Wald und Waſſer in mannig⸗ 
fachen Beziehungen Gemeingebrauch. Ich führe 
zunächſt einige Fälle an, ohne mit dieſer Auf 
zählung Anſpruch auf Vollſtändigkeit zu erheben. 

1. Eine ausdrückliche geſetzliche Anerkennung 
findet der Gemeingebrauch im bayeriſchen Waſſer⸗ 
geſetz, welches in Art. 26 beſtimmt, daß in den öffent⸗ 
lichen Gewäſſern, ſowie in den Privatflüſſen und 
Bächen der Gebrauch des Waſſers durch Schöpfen 
mit Handgefäßen, zum Baden, Waſchen, Tränken, 
Schwimmen, ſowie zur Eisbahn, ſoweit es ohne 
rechtswidrige Benützung fremder Grundſtücke ge⸗ 
ſchehen kann, jedermann geſtattet iſt. Die Aus⸗ 
übung dieſes Gebrauches kann durch polizeiliche 
Vorſchriften geregelt oder beſchränkt werden. 

2. Gemeingebrauch beſteht ferner an Feld, 
Wieſen und Wald; es iſt geſtattet, abgeerntete 
Wieſen und nicht beftellte Aecker zu betreten, 
ſoferne ſie nicht mit einer nk verſehen 
ſind oder ihr Betreten durch Warnungszeichen 
unterſagt ift (StGB. $ 368 Nr. 9). 

Unbebautes Land, öde Flächen, wie auch Raine 
zwiſchen Feldern oder Wieſen können zu jeder 
Zeit betreten werden, ebenſo Privatwege; die nicht 
durch Warnungszeichen geſchloſſen ſind.“) 

Höhere Gebirgsregionen, 1 auch 
Almenweiden, können zu jeder Jahreszeit begangen 
werden. 

Das gleiche gilt von Waldungen; kein Spazier⸗ 
gänger iſt hier an den angelegten Weg gebunden; 
die Wälder können vielmehr frei durchſtrichen 
werden“); lediglich das unbefugte Betreten künſt⸗ 
licher Anſaaten oder Pflanzungen unter ſechs 
en a verboten.“ 

Auch ein beſchränkter Nutzgenuß beſteht, 
. an Waldungen. So iſt vor allem 
das Sammeln von Beeren und Pilzen allgemein 
geſtattet'); ebenſo ift das Pflücken von Blumen 
und Kräutern, das Abbrechen kleiner wertloſer 


1) Windſcheid, Pandekten 7. Aufl. 8 37 Anm. 3 
erklärt ganz allgemein: „Wer über ein fremdes Grund⸗ 
ſtück geht, verletzt das Recht des Eigentümers, obgleich 
der Eigentümer es ihm nicht verboten hat.“ Dies ſtimmt 
mit dem Rechtsbewußtſein des Volkes nicht überein, 
und auch nicht, was noch zu beweiſen ſein wird, mit 
dem geltenden Recht. 

2) 8 368 Nr. 9 a. a. O.; vgl. PStGB. Art. 113 Ziff. 2. 

3) Vgl. die Mitteilung von Dr. Dürr in dieſer 
eitfärift, Jahrgang 1908 71 122. 

) ForſtG. Art. 92 Ziff. 1 

5) Art 85 Abſ. 2 des ForſtG. verbietet die unerlaubte 
Zueignung von Heidelbeer ſtauden. 


JJC a Du e n 
j . 
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Baumzweige oder das Holen von Moos in geringer 
Quantität erlaubt.“) 

Auch auf Wieſen und Feldern, ſoweit ſie über⸗ 
haupt betreten werden dürfen oder ſoweit dies ohne 
Betreten möglich ift, muß wenigſtens das Pflücken 
von Blumen als erlaubt betrachtet werden, denn 
Art. 112 Ziff. 1 des PStGB. verbietet zwar die 
Entwendung von Bodenerzeugniſſen, aber doch nur 
von ſolchen, die einen wenn auch nur geringen 
Vermögenswert beſitzen. 

Zunächſt iſt nun die Frage zu beantworten, 
ob der Gemeingebrauch in dem angegebenen Um⸗ 
fange vom Rechte überhaupt anerkannt iſt. 

Bezüglich der Ziffer 1 bedarf dies keiner Aus⸗ 
führung.) 

Das in Ziffer 2 erwähnte Recht des Betretens 
fremder Grundſtücke iſt zwar, ſoviel ich ſehe, geſetz⸗ 
lich nirgends ausdrücklich anerkannt: doch gibt es 
Geſetze, die ſein Beſtehen vorausſetzen. 

So geſchieht dies im Naturalleiſtungsgeſetz vom 
13. Februar 1875 

2. Juni 1887 

Hier iſt zwar beſtimmt, daß alle durch Be⸗ 
nützung von Grundſtücken zu Truppenübungen ent⸗ 
ſtehenden Schäden zu vergüten ſind, der Satz aber, 
daß Truppen überhaupt berechtigt ſind, fremde 
Grundſtücke zu betreten, iſt hier nicht zu finden. 
Ein ſolcher Rechtsſatz muß alſo, wenn er über⸗ 
haupt beſteht, anderswo aufgeſtellt ſein. In der 
Tat iſt dieſes Benützungsrecht aus dem beſtehenden 
Gemeingebrauch abzuleiten; das Militär übt das 
gleiche Recht aus wie das Geſamtpublikum; aus 
dieſem Grunde ſind nicht bloß die Truppen be⸗ 
rechtigt, fremde Grundſtücke zu betreten, ſondern 
auch die Manöverbummler.“) 

Die gleiche Folgerung ergibt ſich aus den in 
Bayern geltenden jagdpolizeilichen Vorſchriften. 

Nach Art. 13 des Jagdgeſetzes ſind bei Aus⸗ 
übung der Jagd die feld⸗, forſt⸗, jagd- und ſicher⸗ 
heitspolizeilichen Vorſchriften einzuhalten. Die Voll⸗ 
zugsvorſchriften bemerken hierzu, daß bezüglich der 
Feldpolizei die beſtehenden Flurordnungen und jene 
allgemeinen Vorſchriften Ziel und Maß geben, 
welche von den Kreisregierungen erlaſſen worden 


6) Art. 85 a. a. O. verbietet das Holen von grünem 
und trockenem Laub, von Nadeln, Moos, Farren⸗ 
kräutern uſw.; er bemißt indeſſen die Strafe nach dem 
Werte des zugeeigneten Gegenſtandes, ſo daß, wenn es 
ſich um nicht mehr meßbare Werte handelt, eine Be⸗ 
ſtrafung ausgeſchloſſen bleibt, mithin auch eine rechts⸗ 
widrige Handlung nicht vorliegt. 

Man tann alfo einen Waldſtrauß pflücken oder feinen 
Hut mit Eichenlaub ſchmücken, ohne Strafeinſchreitung 
befürchten zu müſſen. 

) Vgl. hierüber Harſter⸗Caſſimir, Waſſer⸗ 
geſetz S. 165. 

) Vgl. hierher Riedel⸗Sutner, Komm. z. PStGB. 
7. Aufl. & 400 und Reger Bd. 25 S. 165. Das Be⸗ 
treten kultivierter Grundſtücke iſt auch dem Militär regel⸗ 
mäßig nicht geſtattet, indeſſen iſt eine Ausnahme in 8 11 
des Naturalleiſtungsgeſetzes vorgeſehen, jedoch unter ge⸗ 
wiſſen Kautelen. 
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find. Mit andern Worten: Der Jagdausübungs⸗ 
berechtigte hat keine weitergehenden Rechte, fremde 
Grundſtücke zu betreten, wie jeder andere, oder 
umgekehrt: das Publikum hat in dieſer Beziehung 
die gleichen Befugniſſe, wie der Jäger, denn für 
letzteren gilt eben das allgemein Geltende.“) 

Weitere Beweiſe laſſen ſich — auch zu obiger 
Ziffer 3 — daraus entnehmen, daß der Eigen⸗ 
tümer, was unten noch näher ausgeſührt werden 
ſoll, gegen die Ausübung des Gemeingebrauches 
in dem bezeichneten Umfange rechtlich nicht ge⸗ 
ſchützt iſt. 

Endlich muß auch auf das Volksbewußtſein 
hingewieſen werden: die erwähnten Befugniſſe 
werden ausgeübt im vollen Glauben an ihre Recht⸗ 
mäßigkeit. 

Schwierigkeiten macht die Feſtſtellung der 
rechtlichen Natur des Gemeingebrauches. 
Sie wird am leichteſten möglich ſein, wenn man 
ſich in jene Zeit zurückverſetzt, in welcher der Gemein⸗ 
gebrauch noch die ausſchließliche oder doch haupt⸗ 
ſächliche Art der Beherrſchung der Erde darſtellte. 
Dies war der Fall in Deutſchland zu Beginn 
unſerer Zeitrechnung und wohl auch noch Jahr⸗ 
hunderte ſpäter. Damals galt der Satz, daß 
Weg und Steg, Wald und Weide, Fiſch und Vogel, 
Holz und Waſſer gemeinſchaftlich ſeien, alſo dem 
Gemeingebrauch dienten; insbeſondere war Grund 
und Boden Gemeingut und darum der Privat⸗ 
herrſchaft entzogen! ). Wie es heute noch jedem 
geſtattet iſt, im Walde ſpazieren zu gehen, ſo konnte 
zu jener Zeit jeder ſeinen Bedarf an Holz oder 
Wildpret im Walde befriedigen. Keiner war be⸗ 
hindert durch das ausſchließliche, die Sache völlig 
beherrſchende Recht eines Andern; vielmehr war das 
Land herrenlos im Sinne unſeres heutigen 
Privatrechts. Es beſtand an ihm kein Eigentum; 
dies ergibt ſich daraus, daß, ſolange wenigſtens 
Ueberfluß an Land vorhanden war, jeder zum 
Erwerb von Sondereigentum daran befugt war!). 


9) Eine Ausnahme hiervon ift gemacht in § 8 der 
Kgl. Allerh VO. vom 5. Oktober 1863, polizeiliche Bor- 
ſchriften über Ausübung und Behandlung der Jagden betr. 

Der bayer. Verwaltungsgerichts hof hat neuerdings — 
Samml. Bd. 28 S. 131 — ausgeſprochen, daß die Um⸗ 
friedung eines Grundſtücks mit mehreren parallel ge⸗ 
gezogenen Drähten keine „dichte Einzäunung“ im Sinne 
des Art. 2 Abſ 1 Ziff. 2 des Jagdgeſetzes ſei, und aus 
dieſem Grund dem Grundeigentümer die Befugnis zur 
Jagdausübung auf einem ſolchen Grundſtück abgeſprochen. 
Aber der Jäger ift, wie bemerkt, an $ 368 Nr. 9 des 
StGB. ebenſo gebunden, wie jeder andere, und es 
fragt ſich, ob ihn nicht dieſe Strafbeſtimmung abhalten 
muß, ein jo umzäuntes Grundſtück zu betreten: eine 
weitgehende einſchränkende Auslegung des Begriffs der 
„Einfriedigung“ wird ſich kaum halten laſſen; ſie wäre 
allerdings zu begrüßen. 

10) Endemann, Lehrb. des bürgerl. Rechts Bd. 2 
8 67 Anm 11. 

11) Oedes Land oder Wald eignete man ſich an, 
indem man ein Feuer von Birkenholz machte und mit 
dem Brande rings um den Platz lief und gegen die 
Sonne gekehrt ausrief: „Dies Land nehm ich für mich.“ 
Menzel, Geſchichte der Deutſchen, Kapitel 5. 
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Dagegen war das „gemeine Land, die gemeine 
Mark“ nicht herrenlos im politiſchen Sinne. 
Daraus erklärt ſich, daß der Fremde von ihrer 
Nutzung ausgeſchloſſen war; andrerſeits ſtützt ſich 
das Nutzungsrecht der Markgenoſſen eben auf die 
Zugehörigkeit zum politiſchen Verband. Die 
Nutzungsrechte lagen alſo im Gebiete des öffent⸗ 
lichen Rechtes. Sie gründeten fih auf das im- 
perium der Markgenoſſenſchaft, nicht auf ihr 
dominium??), 

Der Gemeingebrauch in dieſer abſoluten Form 
iſt längſt verſchwunden; die Erinnerung an ihn 
hat fih indeſſen noch lange lebendig erhalten!“). 

Vergleicht man Gemeingebrauch und Sonder⸗ 
eigentum, ſo ergibt ſich, daß der erſtere älter iſt 
als das letztere und daß er zu ihm in ſcharfem 
Gegenſatze ſteht, indem er eine andere Art der 
Herrſchaft über die Erde, eine andere „Form des 
Gehörens“ ) darſtellt, als fie im Privateigentum 
ihre Prägung gefunden hat. Der Gemeingebrauch 
ſchließt das Sondereigentum aus, und umgekehrt 
iſt das Eigentum dem Prinzip nach eine Herr⸗ 
ſchaft, die jeden anderen von der Einwirkung auf 
eine Sache ausſchließt. 

Sachen, an welchen Gemeingebrauch beſteht, 
find öffentlich“); Sachen, die im Sondereigentum 
ſtehen, find regelmäßig privat. Der Gemein⸗ 
gebrauch iſt indeſſen ebenſo beſchränkbar, wie das 
Eigentum; es iſt möglich, daß er eine Sache nicht 
mehr in ihrer Totalität, ſondern nur in beſtimmten 
Beziehungen erfaßt“). Man kann in dieſem 
Falle von einer beſchränkten Oeffentlich⸗ 
keit des Privateigentums ſprechen, oder vom 
Standpunkt des Eigentümers aus, von einer Laſt, 
die auf dem Eigentum im Intereſſe der Allgemein⸗ 
heit ruht. Dieſe Laſt ſtellt ſich indeſſen nicht als 
dingliches Recht an einer fremden Sache dar; 
denn der Gemeingebrauch kann nicht vom Eigen⸗ 
tum abgeleitet werden, da er ja älter iſt als dieſes. 
Früher allumfaſſend, iſt er um ſo mehr ein⸗ 
geſchränkt worden, je mehr das urſprünglich „ge⸗ 
bundene“ Eigentum an Ausdehnung und Freiheit 
gewonnen hat!). Dies läßt ſich hiſtoriſch ver- 
folgen; man kann feſtſtellen, wie im Laufe der 


1 Kreittmayers Anm. zum bayr. LR. II, 
cap. 1, 5. 

Es darf nicht überſehen werden, daß man es zu jener 
Zeit mit kleinen „Staaten“ zu tun hatte, mit denen die 
politiſche Entwicklung überhaupt beginnt. 

18) Noch die im Jahre 1525 verfaßten „12 gründ⸗ 
lichen und rechten Hauptartikel aller Bauerſchaft und 
Hinterſaſſen der geiſtlichen und weltlichen Oberkeiten“ 
beanſpruchten Freiheit der Jagd, des Vogel⸗ und Fiſch⸗ 
fangs, ferner von Wald und Holz. 

14) Ihering, Geiſt des Römiſchen Rechts Bd. 3 S. 362 
Anm. 476. 


t°) Dagegen unterliegen nicht umgekehrt alle öffent- 
lichen Sachen dem Gemeingebrauch. 

. 16) Urſprünglich ſchrankenlos, erlitt er mancherlei 
Beſchränkungen, ähnlich, wie die Eigentumsmacht bis zur 
nuda proprietas herunterſinken kann. 

17) So ſtellt ſich das Eigentum als eine — anfäng⸗ 
lich nicht zu weitgehende — Einſchränkung des Gemein⸗ 
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Zeit ein Recht nach dem andern zum Unrecht, 
und zwar zum ſtrafbaren, geworden iſt. Beweis 
hierfür find die im Polizeiſtrafgeſetzbuch und im 
Forſtgeſetz geregelten Entwendungen, frühere 
Nutzungsrechte, die nun auf dem Wege ſich befinden, 
in dem allgemeinen Diebſtahlsparagraphen unter⸗ 
gebracht zu werden. 

Der Gemeingebrauch, ſoweit er heute noch 
beſteht, erſcheint als Ueberreſt einer vergangenen 
Rechtsordnung, von der im Laufe der Zeit ein 
Stück nach dem andern abgebröckelt iſt. Einer 
kommenden Zeit mag es vielleicht beſchieden ſein, 


auch noch den Verluſt dieſes Reſtes zu betrauern. 


Der Gemeingebrauch ſtützt ſich heute nicht mehr 
auf Verbands⸗ oder Staatsangehörigkeit; der Fremde 
wird vielmehr, wie auch in anderen Beziehungen, 
dem Staatsangehörigen gleich behandelt. Man 
hat heute eher ein Intereſſe, ihn heranzuziehen, 
als ihn ferne zu halten; auch wäre gerade der 
Staatsangehörige in ſeiner Freiheit beſchränkt, 
wenn er ſich als ſolcher legitimieren müßte. | 

Iſt der Gemeingebrauch überhaupt ein Recht? 

Die Frage iſt, mag man nun das Recht im 
ſubjektiven Sinne als einen dem Individuum nach 
der Rechtsordnung zuſtehenden Anteil an den 
Lebensgütern oder als eine von der Rechtsordnung 
verliehene Willensmacht oder Willensherrſchaſt 
definieren, zu bejahen, wenn auch zuzugeben iſt, 
daß dem Berechtigten keine Privatklage eingeräumt 
iſt. Die letztere iſt nicht Vorausſetzung für den 
Beſtand eines ſubjektiven Rechts. Denn zum 
Begriffe des letzteren gehört zwar, daß es rechtlich 
geſchützt iſt, nicht aber kommt es darauf an, auf 
welchem Wege dieſer Schutz durchgeführt wird; 
er kann auch im Verwaltungsrechtswege oder durch 
die Polizei oder durch den Strafrichter gewährt 
werden. 

Nach geltendem Rechte findet der Schutz des 
Gemeingebrauchs durch den Strafrichter ſtatt; es 
handelt ſich hier um Rechte, die „unter Strafſchutz 
geſtellt“ find’). Der Strafrichter hat darüber 
zu entſcheiden, was auf dieſem Gebiete erlaubt 
und was verboten iſt, oder, wieweit auf der einen 
Seite das Eigentum, auf der andern Seite der 
Gemeingebrauch reicht. 

Dem Eigentümer ſteht auch keinerlei zivilrecht⸗ 
licher Anſpruch zu, mit dem er dem Gemein⸗ 
gebrauch wehren könnte, denn die Beſitzſtörungs⸗ 
klage ſetzt eine Störung voraus, die „nicht bloß 
einen einmaligen vorübergehenden Eingriff enthält“, 


gebrauchs dar, in ähnlicher Weiſe, wie eine Servitut das 
Eigentum einſchränkt. | 

18) Vgl. Max v. Seydel, Bayr. Staatsrecht 1. Aufl. 
Bd. 5 S. 9. — Selbſtverſtändlich iſt dieſe Rechtsgeſtaltung 
keine notwendige; es wäre denkbar, daß auch über die 
beſchränkte Oeffentlichkeit des Privateigentums der Ver⸗ 
waltungsrichter zu entſcheiden hätte, ebenſo wie dies be⸗ 
züglich der „Oeffentlichkeit eines Weges“, d. h. bezüglich 
der Ausübung des Gemeingebrauchs an einem öffent⸗ 
lichen Wege durch einen Einzelnen, nach Art. 8 Ziff. 34 
des VerwGerG. der Fall ift. 
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und das gleiche gilt von der Eigentumsklage!). 
Hieraus ergibt ſich, daß der Gemeingebrauch als 
eine Einſchränkung des Eigentums auch im BGB. 
indirekt anerkannt ift??). 

Andrerſeits iſt der Gemeingebrauch bedingt 
durch den Zuſtand der ihm unterſtehenden Sache, 
der ſie zum Gemeingebrauch geeignet macht; der 
Eigentümer iſt nicht verbunden, dieſen Zuſtand, 
insbeſondere alſo die unbeſchränkte Zugänglichkeit 
ſeines Beſitzes, im Intereſſe des Publikums auf⸗ 
recht zu erhalten. 

So lange er aber beſteht, iſt das Publikum 
und zwar auch dem Eigentümer gegenüber durch 
jene allgemeinen Beſtimmungen geſchützt, die die 
perſönliche Freiheit überhaupt gewährleiſten. 

Zum Schluſſe noch eine Bemerkung! Schon 
die obige Aufzählung von Fällen des Gemein⸗ 
gebrauches wird erſehen laſſen, daß hier wichtige 
Intereſſen der Allgemeinheit in Frage ſtehen. Man 
ſtelle ſich einmal vor, daß alle dieſe Befugniſſe, 
das freie Wandern durch Wald und Feld und 
insbeſondere auf Bergeshöhen beſeitigt werden 
würden, wieviel Naturgenuß würde damit unmög⸗ 
lich gemacht, und wieviele Quellen der Erholung 
und der Volksgeſundheit würden verſtopft werden! 

Sache der Polizeiſtrafgeſetzgebung wird 
es ſein, einen zu weitgehenden Schutz des Eigen⸗ 
tums im öffentlichen Intereſſe zu vermeiden. 

Andrerſeits bedarf der Gemeingebrauch ſelbſt 
wieder des Schutzes gegen Mißbräuche, wie fie ing- 
beſondere in der rückſichtsloſen Ausrottung alpiner 
Pflanzen, z. B. des Edelweißes, zutage getreten 
ſind. Dieſer Schutz iſt auch notwendig in der 
Richtung gegen den Eigentümer. 

Die Geſetzgebung hat ſich in jüngſter Zeit 
dieſer Aufgabe durch energiſche und höchſt be⸗ 
grüßenswerte Vorſchriften über den ſog. „Heimat: 
ſchutz“ angenommen.) 


Mitteilungen ans der Praxis. 


Ein juriſtiſcher Tric — oder: Wie umgeht man 
den 5 313 B83. Vor einiger Zeit kam folgender 
Rechtsfall zur Entſcheidung: 

„A ſchloß mit dem B einen Kaufvertrag über ein 
Landgut ab, ſchrieb darüber eine Urkunde nieder, die 
von beiden Teilen unterſchrieben wurde, und ſetzte in 
unmittelbarem Anſchluſſe daran auf dem letzten Blatte 
der Urkunde eine Vollmacht auf, in der er ſich von 
B ermächtigen ließ, in deſſen Namen mit fih ſelbſt 
einen notariellen Vertrag mit dem Inhalte des ſoeben 
abgeſchloſſenen Kaufvertrages abzuſchließen. B unter⸗ 


19) Endemann, Lehrb. des bürgerl. Rechts Bd. 2 
Abſ. 18 45 und 891 Anm. 26. — Daß der Eigentümer 
gegen Beſchädigungen zivil⸗ und ſtrafrechtlich geſchützt 
iſt, bedarf keiner beſonderen Erwähnung. l 

2) Daß das BGB. keine Beſtimmungen über den 
Gemeingebrauch enthält, verſteht fich bei der öffentlich- 
rechtlichen Natur des letzteren von ſelbſt. 

21) Vgl. dieje Zeitſchrift Jahrgang 1908 S. 323, 384. 
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ſchrieb die Urkunde, worauf fih A zu einem in der 


Nähe wohnenden Notar begab und dort den notariellen 
Kaufvertrag als Bevollmächtigter des B mit ſich 
ſelbſt vollzog“. 

Xft damit die Formvorſchrift des § 313 gewahrt? 
Anſcheinend ja: denn die Vollmacht bedurfte keiner 
notariellen Form, und § 181 läßt ja zu, daß jemand, 
wenn er dazu von einem anderen ausdrücklich bevoll⸗ 
mächtigt worden iſt, in ſeiner Eigenſchaft als Be⸗ 
vollmächtigter mit ſich ſelbſt einen Vertrag abſchließt. 

So entſchied auch das Gericht — nach meinem 
Dafürhalten zu unrecht. 

Zunächſt muß man ſich klar machen, welchen 
Zweck der Geſetzgeber mit dem 8 313 verfolgt hat. 
Was ift der Grundgedanke dieſer Geſetzesbeſtimmung ? 
Ein doppelter! — Einmal ſollte das Publikum vor 
Uebereilungen geſchützt werden; insbeſondere 
wollte man die ſog. Schänkenkäufe unmöglich machen, 
bei denen ein unerfahrener Menſch durch Zureden 
und bei Trinkgelagen zur Unterzeichnung eines ſchnell 
entworfenen, ihm nachteiligen Vertrages veran⸗ 
laßt wird. Die Beteiligten ſollten Zeit zur Ueber⸗ 
legung behalten; war der Rauſch verflogen oder eine 
ruhige Stimmung eingekehrt, ſo war nichts verloren; 
die endgültige Bindung lag noch nicht vor. Zweitens 
ſollten die Beteiligten aber auch dem Einfluſſe eines 
unterrichteten, bedächtigen und wohlmeinenden Mannes 
ausgeſetzt ſein, dem des Amtsrichters oder des Notars, 
der ſie vor leichtſinnigen und unüberlegten Rechts⸗ 
geſchäften und vor den Fallſtricken eines überlegenen 
Gegners ſchützen konnte. Geſchäftsunkundige Leute 
ſollten nicht der größeren Geſchäftserfahrung ſkrupel⸗ 
loſer Geſchäftsleute preisgegeben ſein. Deshalb 
ſollten ſie Zeit zur Erkundigung und Gelegenheit zur 
Belehrung erhalten. Dieſer Zweck des Geſetzes iſt 
klar und offenſichtlich! 

Es leuchtet nun ein, daß dieſer Zweck voll⸗ 
ſtändig illuſoriſch gemacht wird, wenn man 
das am Eingange dieſes Aufſatzes geſchilderte Ver⸗ 
fahren zuläßt. Der betörte Verkäufer wird im An⸗ 
ſchluſſe an den Kaufvertrag auch die — zu dieſem 
Zwecke vielleicht gleich präparierte — Vollmacht 
unterſchreiben, beſonders wenn ihm plauſibel gemacht 
wird, daß ihm dadurch der läſtige Gang aufs Gericht 
erſpart werde; er wird von der eigenartigen Be⸗ 
deutung dieſer wunderbaren, das Kontrahieren mit 
ſich ſelbſt ermöglichenden Vollmacht in der Regel 
keine Ahnung haben. Uno tenore werden auf Zu⸗ 
reden des anderen Vertrag und Vollmacht unter⸗ 
ſchrieben. Damit iſt der geſchäftsunerfahrene Teil 
tatſächlich gebunden; in thesi kann natürlich die Voll⸗ 
macht widerrufen werden; allein dies wird der 
andere Teil in praxi ohne weiteres dadurch unmöglich 
machen, daß er ſich ſofort zu einem Notar oder auf 
das Gericht begibt und dort den bindenden Kauf⸗ 
vertrag aufſetzen läßt. Auf dieſe Weiſe wird auch der 
geſchäftsunkundige Teil davor bewahrt, mit einer 
Vertrauensperſon, die ihn vor Schaden bewahren 
könnte, zuſammenzukommen. Der geſchäftskundige 
Teil ſchließt eben mit ſich ſelbſt ab. 8 313 kann 
auf dieſe Weiſe, wenn es der ſchlaue Kon⸗ 
trahent nur einiger maßen darauf anlegt, 
umgangen werden und hätte ſeine Rolle 
ausgeſpielt. 

Nach meinem Dafürhalten iſt es aber auch theo⸗ 
eu möglich, dieſes eigenartige Ergebnis zu ver⸗ 
meiden. | 
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Allerdings geſtattet es § 181 grundſätzlich, daß 
jemand auf der einen Seite für die eigene Perſon, 
auf der anderen als Vertreter eines Dritten kon⸗ 
trahiert, ſobald er nur von dem Dritten eine dahin⸗ 
gehende Vollmacht erhalten hat. Allein wenn eine 
Spezialbeſtimmung, wie $ 313, einen beſtimmten, 
vom Geſetzgeber klar vorgezeichneten Zweck verfolgt, 
fo darf eine allgemeine Beſtimmung, wie 8 181, nicht 
dazu benutzt werden, dieſen Zweck zu vereiteln; 8 181 
hat in dieſem, alfo auch in unſerem Falle, hinter 
§ 313 zurückzutreten. Sonſt weiſt man dem Geſetz⸗ 
geber eine ſehr eigenartige Rolle zu, nämlich die un⸗ 
rühmliche eines Mannes, der beſtrebt, ſein Haus zu 
verichließen, zwar die Vordertür verriegelt aber die 
Hintertür offen läßt. 

Dieſe Auslegung iſt auch mit dem Syſtem des 
Geſetzbuchs verträglich; $ 181 ift eine allgemeine 
Regel für alle Rechtsgeſchäfte, die aber durch die 
nachfolgende Spezialbeſtimmung des 8 313 für eine 
beſtimmte Kategorie von Rechtsgeſchäften außer Kraft 
geſetzt wird. | 
| Es wäre mir erwünſcht, über dieſen wichtigen 
Fall die Stimme erfahrener Amtsrichter und Notare 
zu hören. 

Ich habe das Gefühl, als würde es ein erfahrener 
Notar oder Amtsrichter für bedenklich halten, einen 
derartigen Vertrag zu beurkunden, der einen gewiſſen 
haut gout aufweiſt. 

Senatspräſident Hallbauer in Dresden. 


Der Irrtum über die Zahlungs fähigkeit des Käufers 
beim Vertragsſchluß. Dieſe Frage, die vor allen Dingen 
bei dem Kreditkauf von großer Bedeutung iſt, hat 
ſchon unter der Herrſchaft des alten Rechtes zu leb⸗ 
baften Erörterungen Veranlaſſung gegeben. So hatte 
das preußiſche Obertribunal in einer Ent⸗ 
ſcheidung vom 2. März 1871 ausgeführt, daß der 
Beſitz oder Nichtbeſitz von Zahlungsmitteln überhaupt 
keine Eigenſchaft der Perſon, ſondern eine außerhalb 
der Perſon liegende Tatſache ſei, welche niemals zur 
Anfechtung und Aufhebung des Kontraktes wegen 
Irrtums führen könne. Dieſer Anſicht hat aber das 
Reichsgericht in einer ganzen Reihe von Ent⸗ 
ſcheidungen ausdrücklich widerſprochen und den Begriff 
der Eigenſchaft einer Perſon erweitert und dahin 
ausgelegt, daß dazu „auch ſolche tatſächliche und recht⸗ 
liche Verhältniſſe der Perſon gehören, die in ihren 
Beziehungen zu anderen Perſonen und Sachen wurzeln 
und nach den Anſchauungen des Verkehrs einen Ein⸗ 
fluß auf die Schätzung der Perſon zu üben pflegen“. 
(Urt. vom 21 Mai 1885; 7. Januar 1888, 5. Juni 
1888 uff.) 

Wenn auch alle dieſe Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts noch unter dem allgemeinen Landrecht er⸗ 
gangen ſind und beſonders zu 8 81 ALR. Teil 1 
Titel 4, ſo können dieſe Auslegungen doch unbedenklich 
auch auf 8 119 Abſ. 2 BGB. angewendet werden, zu- 
mal die beiden angezogenen Paragraphen dem Inhalte 
nach völlig übereinſtimmen: In 881 ALR. Teil 1 
Titel 4 heißt es: „Irrtum in ſolchen Eigenſchaften der 
Perſon oder Sache, welche dabei gewöhnlich vorausgeſetzt 
werden, entkräftet die Willenserklärung“, während 
8 119 Abſ. 2 BGB. lautet: „Als Irrtum über den 
Inhalt der Erklärung gilt auch der Irrtum über 
ſolche Eigenſchaften der Perſon oder Sache, die im 
Verkehr als weſentlich angeſehen werden“. 
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Die oben angeführte Auffaſſung des Reichsgerichts 
hat z. B. auch Dernburg in ſeinem preußiſchen 
Privatrecht vertreten und „Eigenſchaft“, wie folgt, 
definiert: „Eigenſchaft iſt nach richtiger Anſicht nicht 
bloß die Beſchaffenheit der Perſon oder Sache an 
ſich, ſondern auch die Summe der Beziehungen, welche 
ſich an ſie anſchließen und ſie kennzeichnen“. D. h. 
alſo nicht bloß Geiſtes⸗ und Körpereigenſchaften fallen 
unter den Begriff der „Eigenſchaft“, ſondern unter 
Umſtänden auch z. B. der Nichtbeſitz von Zahlungs⸗ 
mitteln. Nicht immer iſt die Zahlungsunfähigkeit 
des Käuſers ein Grund für den Verkäufer, den Kauf 
wegen Irrtums anzufechten (vgl. Entſch. des OLG. 
Cöln vom 22. Februar 1902). Es muß für das be⸗ 
treffende Rechtsgeſchäft die Zahlungsfähigkeit im 
Verkehr als weſentlich angeſehen werden. Es iſt alſo 
in jedem konkreten Falle objektiv darüber zu entſcheiden, 
ob die Zahlungsfähigkeit nach allgemeiner Verkehrs⸗ 
anſchauung zum Weſen der Perſon gehört oder nicht; 
erſt wenn dieſe Frage bejaht iſt, kann eine Aufechtung 
aus 8 119 Abſ. 2 BGB. erfolgen. Selbſtverſtändlich 
muß, wie bei der Anfechtung wegen Irrtums über⸗ 
haupt, fo auch im Falle des § 119 Abſ. 2 BGB. noch 
das ſubjektive Moment erfüllt ſein, daß der Anfech⸗ 
tende (Verkäufer) bei Kenntnis der Sachlage und ver⸗ 
ſtändiger Würdigung des Falles die jetzt angefochtene 
Willenserklärung nicht abgegeben haben würde. Das 
ergibt fih ſowohl aus der Faſſung des Abi. 2 wie aus 
deſſen Zwecke. 

Daß die Zahlungsfähigkeit im allgemeinen weſent⸗ 
lich iſt, ſobald es ſich um ein Kreditgeſchäft handelt 
— von Ausnahmen werden wir weiter unten ſprechen —, 
bedarf kaum der Ausführung. Wer einem anderen 
Kredit gewährt, muß dagegen geſichert ſein, daß dieſer 
die Leiſtung von ihm fordern darf, obwohl ſich in⸗ 
zwiſchen herausgeſtellt hat, daß der Käufer ſpäter 
ſeine Gegenleiſtung nicht machen werde; d. h. alſo 
der Verkäufer muß ſich gegen die ihm ſpäter — nach 
dem Vertragsſchluſſe — bekannt gewordene Zahlungs⸗ 
unfähigkeit ſeines Vertragsgegners dadurch ſchützen 
können, daß er den Vertrag wegen Irrtums anfechten 
kann. Dagegen liegt kein ausreichender Grund vor, 
diefen Schutz ſoweit auszudehnen, daß eine Anfechtung 
wegen Irrtums auch dann für ſtatthaft zu erklären 
wäre, wenn der Kreditierende ſich lediglich über den 
Grad der Solvenz geirrt hätte, abgeſehen natürlich 
von den Fällen, in denen ein gewiſſer Grad aus⸗ 
drücklich vereinbart worden iſt. Hat jemand einem 
anderen die Lieferung von Waren gegen Kredit zu⸗ 
geſichert, ſo kann er alſo ſich von ſeiner Lieferungs⸗ 
pflicht nicht durch den Nachweis befreien, daß jener, 
wie ihm durch Irrtum unbekannt geweſen ſei, hin⸗ 
ſichtlich ſeiner Zahlungsfähigkeit nicht über allen Ver⸗ 
dacht erhaben ſei. Daß eine Perſon, der man Kredit 
gewährt, nicht zahlungsunfähig ſei, gilt im Verkehr 
als weſentlich, nicht aber auch, daß keine Zweifel 
darüber beſtehen, ob ſie auch ihrer Zahlungspflicht 
genügen will oder kann. Die Zahlung sunfähig⸗ 
keit muß ſicher ſein. Die weitergehende Anſicht 
würde die ſtärkſte Unſicherheit in das geſamte Ge⸗ 
ſchäftsleben hineintragen, da dann die Aufrechlerhaltung 


einer großen Anzahl von Verträgen nicht von ob⸗ 


jektiven Tatſachen, ſondern von ſubjektiven, ſchwankenden 
Auffaſſungen abhängig ſein würde. (Vgl. Entſch. des 
OLG. Breslau vom 17. Juni 1901). 

Auch vom Reichsgericht iſt in neuerer Zeit wieder 
eine Entſcheidung (vom 8. Oktober 1908) über unſere 
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Frage ergangen, die aber nur die früheren Entſchei⸗ 


dungen von neuem beſtätigt, ſo daß man alſo jetzt 
ſehr wohl von einer ſtändigen Rechtſprechung des 
Reichsgerichts in dieſer Frage ſprechen kann. Das 
Reichsgericht verkennt nicht die Tragweite der Be⸗ 
denken, die im Gebiete der Anfechtbarkeit der Rechts⸗ 
geſchäfte wegen Irrtums gegen eine ausdehnende Auf⸗ 
faſſung des Begriffs der „Eigenſchaften“ einer Perſon 
beſtehen, wie Gefährdung der Rechts⸗ und Verkehrs⸗ 
ſicherheit, wenn der Begriff „Eigenſchaft“ allzu ſehr 
verflacht werde. Trotzdem aber, ſo führt es aus, 
„kann auch nach dem bürgerlichen Geſetzbuche beim 
Kreditkauf der Irrtum über die Zahlungsfähigkeit 
des Käufers bei Vertragsſchluß als Irrtum über eine 
Eigenſchaft der Perſon im Sinne des 8 119 Abf. 2 
aufgefaßt werden und die Anfechtbarkeit des Kredit⸗ 
kaufs wegen Irrtuns rechtfertigen“. 

Die entgegengeſetzte Anſicht hat vor allem Lenel 
in den „Jahrbüchern für die Dogmatik des 
Privatrechts“ Band 44 vertreten; jedoch iſt ſeine 
Anſicht bisher in der Praxis nicht zur Geltung ge⸗ 
kommen. 

Gewiß würde unſer ganzes Geſchäfts⸗ und Wirt⸗ 
ſchäftsleben furchtbar darunter leiden, wenn jedes 
Geſchäft auf Kredit im täglichen Leben der Anſechtung 
wegen Irrtums über die Zahlungsfähigkeit des Käufers 
unterliegen würde; es iſt vielmehr Türk in „Gruchot, 
Beiträge zur Erläuterung des Rechts“ Band 43 zu⸗ 
zuſtimmen, wenn er ausführt, daß alles, was im 
gewöhnlichen Verkehr zur Beſtreitung notwendiger 
Bedürfniſſe auf Kredit entnommen würde, an das 
Erfordernis der Zahlungsfähigkeit des Konſumenten 
nicht geknüpft ſei. Hierbei handele es ſich nicht um 
ein ſoziales Poſtulat zum Schutze des kleinen Mannes; 
vielmehr ſei auch der Unvermögende durch ſeine Lebens⸗ 
bedürfniſſe gezwungen, ſo zahlungsunfähig er ſonſt 
auch fein mag, die Mittel zur Beſtreitung feines not- 
wendigen Unterhaltes zu beſchaffen. „Weil er es 
trotz ſeiner Vermögensunzulänglichkeit tut und es 
auch zu tun vermag, ſieht der Verkehr davon ab, ſeine 
Zahlungsfähigkeit als eine für das Geſchäſt weſent⸗ 
liche Eigenſchaft zu betrachten“. Nur weil die Zahlungs⸗ 
fähigkeit bei ſolchen Geſchäften nicht weſentlich iſt 
nach allgemeiner Verkehrsanſchauung, darum kann eine 
Anfechtung wegen Irrtums aus 8 119 Abſ. 2 BGB. 


nicht erfolgen. Folglich können wegen Irrtums über 


die Zahlungsfähigkeit des Käufers zur Zeit des Ber- 
tragsſchluſſes nicht angefochten werden z. B. Kredit⸗ 
verkäufe von Lebensmitteln, Kleidungsſtücken u. dgl. 
„Wo aber das notwendige Bedürfnis aufhört und 
das Luxusbedürfnis beginnt, muß auch im Verkehr 
des gewöhnlichen Lebens die Möglichkeit und Be⸗ 
achtlichkeit eines Irrtums in der Solvenz anerkannt 
werden“. (Türk a. a. O.). 

Es fragt ſich, welche Folgen treten nun ein, wenn 
ein ſolcher zu beachtender Irrtum vorliegt? 

Zunächſt muß der Irrende, alfo der Verkäufer, 
gemäß § 119 Abſ. 1 S. 1 BGB. das betreffende Rechts⸗ 
geſchäft dem Käufer gegenüber durch Erklärung an⸗ 
fechten, und zwar muß dieſe Anfechtungserklärung 
erfolgen unverzüglich (d. h. ohne ſchuldhaftes Zögern), 
nachdem er von ſeinem Irrtum Kenntnis erlangt hat 
(8 121 BGB.). Dadurch wird bewirkt, daß das Rechts⸗ 
geſchäft als von Anfang an nichtig anzuſehen iſt (8 142 
Abſ. 1 BGB.). 


Hat noch keine der Parteien erfüllt, ſo hat es 


| 
| 


in der Regel mit der bloßen Nichtigkeit fein Bewenden. 
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Grundſätzlich iſt zwar der Anfechtende (Verkäufer) | 


nach $ 122 Abſ. 1 BGB., ohne Rückſicht auf ein Ver: 
ſchulden ſeinerſeits, dem Vertragsgegner zum Schadens⸗ 
erſatze verpflichtet. Aber dieſe Schadenserſatzpflicht 
fällt fort, wenn der Schuldner (Käufer) den Grund 
der Anfechtbarkeit kannte oder kennen mußte linfolge 
von Fahrläſſigkeit nicht kannte). Und das wird wohl 
meiſtens der Fall ſein, ohne daß man immer gleich 
von einem argliſtigen Verſchweigen, einer argliſtigen 
Täuſchung ſprechen kann. 

Im Falle der argliſtigen Täuſchung hat dagegen 
immer der Gläubiger einen Schadenserſatzanſpruch 
gegen den Schuldner (88 123, 823, 826 BGB.). 

Sind bereits Leiſtungen auf Grund jenes an⸗ 
gefochtenen Vertrages erfolgt, ſo bewirkt die Nichtigkeit 
noch weiter, daß ſie nach dem Grundſatze der un⸗ 
gerechtfertigten Bereicherung zurückzugewähren; ſind 
(8 812 BGB.), in erſter Linie durch Herausgabe des 
Geleiſteten, in zweiter Linie durch Werterſatz. 
Kammergerichtsreferendar Dr. Samuelſen in Berlin. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Umfang der Fragepflicht. (8 139 3 P O.). Eine 
auf die Ausübung des Fragerechts hin an⸗ 
gekündigte Aufklärung darf nicht dadurch 
abgeſchnitten werden, daß die Verhand⸗ 
lung geſchloſſen wird. Aus den Gründen: 
Das Berufungsurteil führt, mit Recht aus, daß es der 
Begründung der Klage an der nötigen Beſtimmtheit 
fehle. Weder die einzelnen Geſchäfte, die der Kläger 
mit der Beklagten geſchloſſen haben will, ſind ihrem 
Gegenſtande und Zeitpunkte nach bezeichnet, noch iſt 
angegeben, was für Wertpapiere und wie viel bares 
Geld der Kläger bei der Beklagten hinterlegt haben 
will und wann dies geſchehen ſei. Es fehlt der Klage 
alfo durchaus an der nach § 253 Ab. 2 Nr. 2 der 
BPO. zu fordernden Beſtimmtheit in der Angabe des 
Gegenſtandes und des Grundes des erhobenen An⸗ 
ſpruchs. Aus 8 139 der ZPO. aber folgt, daß dieſer 
Mangel die Abweiſung der Klage nur. rechtfertigen 
kann, wenn das Gericht die ihm zu Gebote ſtehenden 
Mittel, eine Ergänzung des Klagevorbringens herbei⸗ 
zuführen, erſchöpft hat. Es war alſo durch entſprechende 
Fragen hierauf hinzuwirken. Das iſt auch geſchehen, 
wie der Schluß des Tatbeſtandes im Berufungsurteile 
erkennen läßt. Danach hat der Anwalt des Klägers 
„auf Befragen“ erklärt, „zur Zeit könne er die der 
Beklagten übergebenen Effekten im einzelnen nicht an⸗ 
geben, ebenſowenig die einzelnen mit ihr abgeſchloſſenen 
Geſchäfte näher darlegen ... Ueber alle diefe Punkte 
ſei er bereit, in einem ſpäteren Termine genauere An⸗ 
gaben zu machen.“ Warum daraufhin die Verhandlung 
nicht vertagt worden iſt, läßt ſich weder aus den Ent⸗ 
ſcheidungsgründen, noch aus dem Tatbeſtande, noch 
aus dem Sitzungsprotokolle erſehen. Die Sache liegt 
demnach ſo, daß das Gericht zwar formell der Frage⸗ 
pflicht genügt, gleichzeitig aber durch den Schluß der 
Verhandlung und die alsbaldige Abgabe des Urteils 
die Aufklärung abgeſchnitten hat, die nicht ſofort 
beſchafft werden konnte, für ſpäter aber in Ausſicht 
geſtellt war. Das iſt keine richtige Anwendung des 
8 139 der ZPO. Vielmehr ift in derartigen Fällen 
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die Vertagung oder die Wiedereröffnung der Verhandlung 
geboten, damit der Prozeßbevollmächtigte die nötigen 
Erkundigungen einziehen kann, und es kann für das 
Gericht höchſtens in Frage kommen, in dem Falle 
eines Verſchuldens der Partei oder ihres Vertreters 
von der 7 85 8 48 d. GKG. Gebrauch zu 
machen. (Urt. d. I. 38S. vom 10. Februar 1909, 
I. 151/08). — — en. 
1568 
II. 


Begriff der Regelung eines einſtweiligen Zuſtandes. 
(8 940 ZPO.). Einſtweilige Verfügung auf 
Geſtattung der Einſicht in Geſchäfts bücher 
u. dgl. Aus den Gründen: Die Reviſions⸗ 
klägerin behauptet mit Recht, daß die Vorausſetzungen 
für die Anwendung des 8 940 der ZPO. nicht vor- 
liegen, auf welchen das OLG. die einſtweilige Ver⸗ 
fügung ſtützt. Der 8 940 erklärt zum Zwecke der 
Regelung eines einſtweiligen Zuſtandes Verfügungen 
in bezug auf ein ſtreitiges Rechtsverhältnis für zuläſſig, 
foferne dieſe Regelung, insbeſondere bei dauernden 
Rechtsverhältniſſen, zur Abwendung drohender Nach⸗ 
teile oder zur Verhinderung drohender Gewalt oder 
aus anderen Gründen zuläſſig erſcheint. Ein ſolcher 
Fall liegt hier nicht vor. Denn die vom OLG. er- 
laſſene Verfügung, daß die Beklagte, wenn die Klägerin 
die Hinterlegung einer Sicherheit von 10000 M nach⸗ 
weiſt, bei Meidung einer Strafe bis zu 1500 M für 
jeden Tag der Verzögerung oder Weigerung die un⸗ 
gehinderte Prüfung aller Rechnungen und Bücher der 
Klägerin zu geſtatten habe, welche die Beklagte in 
Verbindung mit dem Geſchäfte der Fabrikation, des 
Verkaufs, der Verpachtung und Vermietung der M.'- 
Maſchinen im Deutſchen Reiche ſührt, enthält die 
Regelung eines einſtweiligen Zuſtandes überhaupt 
nicht. Sie entſcheidet vielmehr den mit einer Klage 
von der Klägerin bereits anhängig gemachten Streit 
N ob die Beklagte verpflichtet iſt, der Klägerin 
die Einſicht ihrer Bücher zu geſtatten und 10000 M 
Lizenzgebühren zu bezahlen, in ſeinem erſten Teile 
endgültig und unwiderruflich zugunſten der Klägerin 
ohne Rückſicht auf die von der Beklagten gegen die 
Klage erhobenen Einwendungen; ſie zwingt die Be⸗ 
klagte hierdurch dazu, der Klägerin ihre Geſchäfts⸗ 
geheimniſſe preiszugeben und fügt damit der Beklagten 
einen ſpäter gar nicht mehr wieder gutzumachenden 
Nachteil zu, während die Klägerin in der Lage iſt, 
im Wege des ordentlichen Verfahrens durch Bean⸗ 
tragung ein Teilurteils über die von ihr geforderte 
Geſtattung der Büchereinſicht ihre Intereſſen wahr⸗ 
zunehmen. Unter dieſen Umſtänden kann nicht davon 
die Rede fein, daß die vom OLG. erlaſſene einſtweilige 
Verfügung die Regelung eines einſtweiligen Zuſtandes 
in bezug auf ein ſtreitiges Rechtsverhältnis enthielte. 
Es entbehrt vielmehr die angeordnete Maßregel der 
geſetzlichen Grundlage. (Urt. des I. ZS. vom 20. Sannar 
1909, I 530/08). 
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III. 


Schadenserſatzauſpruch des Erſtehers eines Grund- 
ſtücks gegen den Käufer eines Zubehörſtückes, das in 
dem Zeitraum zwiſchen dem Eintritt der Wirkſamkeit 
der Beſchlagnahme und der Erteilung des Zuſchlags 
veräußert wurde? Auf dem Elektrizitätswerke L. 
ſtand für die Klägerin eine Sicherungshypothek von 
24 215.90 M. Wegen des Teilbetrags von 8356.40 M 
erſtritt die Klägerin ein vollſtreckbares Urteil; ſie 
beantragte wegen dieſes Betrags die Zwangsver⸗ 
ſteigerung, und dann erſtand ſie das Grundſtück. Bei 
der Verteilung des Erlöſes erhielt die Klägerin die 
8356.40 M, dagegen erlitt fie im übrigen auf die Hypo- 
thek einen Ausfall von mehr als 5000 M. Nach der 
Zuſtellung des die Zwangsverſteigerung anordnenden 
Beſchluſſes hatte die Grundſtückseigentümerin ein zum 
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Grundſtücke gehöriges Lichtleitungsnetz für 5000 M 
zum Abbruch an den Beklagten verkauft. Der Abbruch 
und die Fortſchaffung des Leitungsnetzes erfolgte einige 
Wochen vor dem Verſteigerungstermine. Die Klägerin 
beanſprucht nun 5000 M Werterſatz, und zwar als 
Hypothekengläubigerin und als Erſteherin, ſowie auch 
aus dem Geſichtspunkte der unerlaubten Handlung. 
Sie behauptet, der Beklagte habe beim Kaufe von der 
Einleitung der Zwangsverſteigerung und deren Er⸗ 
ſtreckung auch auf das Leitungsnetz Kenntnis gehabt. 
auch habe er das Netz in der Abſicht und zu dem 
Zwecke weiter verkauft, es ihrer Verfügung zu ent⸗ 
ziehen. Das BG. hat die Klage abgewieſen, das 
OLG. hat die Berufung zurückgewieſen. Die Reviſion 
blieb erfolglos. 

Gründe: In den Inſtanzen hat die Klägerin 
über den Wert des Grundſtücks, für den das Ergebnis 
der Zwangsverſteigerung nicht ohne weiteres maß⸗ 
gebend iſt, Angaben nicht gemacht; ſie hat auch nicht 
behauptet, daß der Beklagte beim Ankaufe oder dem 
Weiterverkaufe des Leitungsnetzes von den Hypotheken⸗ 
verhältniſſen Kenntnis gehabt oder daß er auch nur 
die Höhe der zur Beitreibung ſtehenden Forderung 
gekannt habe. Demgemäß war dem Beklagten auch 
nicht ein bewußt widerrechtlicher ange, = das 
5 der Klägerin (RG. 42 S. 170, 
44 S. 186) zum Vorwurf gemacht, b en die 
Klage ausschließlich darauf geſtützt worden, daß zur 
Zeit des Ankaufs und des Weiterverkaufs bereits 
die Beſchlagnahme zugunſten der Klägerin beſtanden 
habe und daß dann die Klägerin Erſteherin des Grund⸗ 
ſtücks geworden fei. Das OLG. hat indeſſen beide Tat⸗ 
achen für die Begründung des Klaganſpruchs für 
nicht erheblich erklärt und ſich hierbei den Aus⸗ 
führungen in der Entſcheidung des Reichsgerichts bei 
Gruchot Bd. 48 S. 348 ff. angeſchloſſen. Die Reviſton 
hat inſoweit auch Bedenken nicht erhoben, vielmehr 
in der mündlichen Verhandlung nur Verletzung des 
8 826 BGB. in Verbindung mit § 1121 BGB., $ 20, 
§ 23 ZwVG. und § 286 ZPO. gerügt. Sie hält den 
Klaganſpruch aus dem Geſichtspunkte der unerlaubten 
Handlung für begründet, und führt aus, daß der 
Beklagte nach der unter Eid geſtellten Behauptung 
das Leitungsnetz nur in der Abſicht und zu dem 
Zwecke, es der Verfügung der Klägerin zu entziehen, 
weiter veräußert habe. Dadurch ſei der Klägerin 
Schaden zugefügt worden, indem ſie mit dem Zu⸗ 
ſchrage des Grundſtücks ſonſt auch das Eigentum an 
em von der Beſchlagnahme noch nicht freigewordenen 
Leitungsnetze erworben haben würde. Die Rüge iſt 
nicht begründet. Die Klägerin hat volle Befriedigung 
wegen ihres Vollſtreckungsanſpruchs erlangt und ſie 
hat daher keine Beeinträchtigung in ihrem Rechte als 
Beſchlagnahmegläubigerin erlitten. Die Klägerin hat 
ferner auch mit dem Zuſchlage alles das erhalten, 
worauf ſich die Zwangsverſteigerung erſtreckte. (8 90 
Zw G.). Demgegenüber ift die Tatſache, daß, und 
der Zweck, zu dem das Leitungsnetz weiter verkauft 
worden iſt, rechtlich bedeutungslos. Einen Anſpru 
auf Erwerb des zur Zeit des Zuſchlags nicht mehr 
als ſelbſtändige körperliche Sache beſtehenden Leitungs⸗ 
netzes hatte die Klägerin nicht; gegen ſie als Erſteherin 
iſt eine unerlaubte Handlung nicht verübt, und in 
ihren Rechten als en ift fie auch nicht beein- 
(Urt. des V. 3S. vom 6. Februar 


— — en. 


trächtigt worden. 
1909, V 161/08). 
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IV. 


Zum Begriffe der „Ausbentung“ einer Notlage. 
(8 138 Abſ. 2 BGB.). Die Klägerin war zu ½ Mit- 

eigentümerin mehrerer Grundſtücke. Die Anteile ver⸗ 
kaufte ſie an den Erblaſſer des Beklagten. Sie be⸗ 
hauptet nun, der Kaufvertrag ſei ein wucheriſches 
Geſchäft; der Wert der Grundſtücksanteile habe außer 
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jedem Verhältnis zum Kauſpreiſe geſtanden, ſie Dar 
ſich zu dem Geſchäfte nur unter dem Drucke einer Not⸗ 
lage verſtanden und dieſe habe der Käufer gekannt 
und dann für ſich ausgebeutet. Die Klägerin bean⸗ 
tragte den Kaufvertrag für nichtig zu erklären und 
den Beklagten als Erben zur Rückgewähr zu verur⸗ 
teilen. Das OLG. gab der Klage ſtatt. Die Reviſion 
hatte Erfolg. 

Gründe: Die Grundſtücke bildeten zur Zeit des Ver⸗ 
tragsabſchluſſes noch rohes Bauland, das nennenswerte 
Einnahmen nicht brachte und defen Aufſchließung (2) 
noch einen Koſtenaufwand von etwa 1 Million Mark 
erforderte. Die rechtlichen Verhältniſſe waren ſehr 
verworren; es war eine große Anzahl von Miteigen⸗ 
tümern vorhanden, auf einzelnen Anteilen hafteten 
Eigentumsbeſchränkungen, die Anteile der Klägerin 
waren hypothekariſch erheblich belaſtet. Gegen Hypo⸗ 
une noch weitere Darlehen zu erhalten, be⸗ 
ſtand keine Ausſicht, ebenſowenig zu einem freihändigen 
Verkaufe der Anteile; auch war es der Klägerin nicht 
oder doch kaum möglich, die Grundſtücke teilungshalber 
zur Zwangsverſteigerung zu bringen. Die Klägerin 
war aber darauf angewieſen, aus den Grundſtücken 
ſür ſich, einen erwerbsunfähigen Sohn und deſſen Ehe⸗ 
frau die Mittel zum Lebensunterhalte zu gewinnen. 
Nennenswertes ſonſtiges Vermögen befaß ſie nicht. 
Auf Grund dieſes feſtgeſtellten Tatbeſtandes iſt die 
Annahme bedenkenfrei, daß die Klägerin damals ſich 
in einer Notlage befand, für die ſchon das Vorliegen 
einer augenblicklich drängenden Not ausreicht. Allein 
an den Vorausſetzungen des § 138 Abſ. 2 BGB. fehlt 
es nach anderer Richtung. — Das Geſetz fordert für 
den Tatbeſtand des Wuchers eine „Ausbeutung“ der 
Notlage, und eine ſolche liegt nur dann vor, wenn 
die Leiſtung des Bewucherten die Leiſtung des Wuche⸗ 
rers dergeſtalt überfleigt, daß die erſtere zu der letzteren 
den Umſtänden nach in einem auffälligen Mißver⸗ 
hältniſſe ſteht. Ein auffälliges Mißverhältnis ift nur 
angenommen bei dem Grundſtück M.ſtraße 148/149. 
Das OLG. par aus, daß dieſes Grundſtück 4 Mil- 
lionen Mark wert geweſen fet und daß hiernach der 
Wert des 16. Anteils der Klägerin 250—260 000 M 
gegenüber dem Kaufpreiſe von nur 160 000 M betragen 
habe. Der Erblaſſer des Beklagten habe den wirklichen 
Wert der Grundſtücke gekannt und er ſei ſich auch be⸗ 
wußt geweſen, daß der Klägerin in ihrer Notlage 
talſächlich kein anderer Ausweg übrig bleiben würde, 
als die Anteile an ihn zu verkaufen“. Er habe 
mindeſtens im Erfolge die Bedingungen für den Ver⸗ 
kauf vorſchreiben können, und dies ſei geſchehen. 
Deshalb ſei feſtgeſtellt, daß der Erblaſſer eine ſich ihm 
bietende Gelegenheit zu übermäßigem Gewinn in 
Kenntnis der Notlage der Klägerin ausgenutzt habe. 
Dies reiche aus, um das Geſchäft als wucheriſch er- 
ſcheinen zu laſſen. 

Allein dem kann nicht beigepflichtet werden. — 
Wäre es möglich geweſen, in nicht allzu ferner Zeit 
die Grundſtücksanteile, ſei es auch nur im Wege der 
Zwangsverſteigerung teilungshalber, zu erheblich vor⸗ 
teilhafteren Bedingungen und insbeſondere zu einem 
dem Werte der ganzen Grundſtücke entſprechenden 
Preiſe zu veräußern, ſo würde keine Notlage der 
Klägerin beſtanden haben, die dann auf ein ſehr be⸗ 
trächtliches Barkapital zu rechnen gehabt hätte. Dies 
verkennt auch das OLG. nicht, es ſtützt vielmehr ge- 
rade die Feſtſtellung der Notlage darauf, daß nach den 
Umſtänden des Falls jene Möglichkeit nicht beſtanden 
und daß ſich für die Klägerin als einziger Ausweg 
für die Verwertung der Anteile nur der Verkauf an 
den Erblaſſer des Beklagten geboten habe. Waren die 
jahrelang geführten Verhandlungen behufs günſtiger 
Verwertung der ganzen Grundſtücke ohne Ergebnis 
geblieben und ließen ih, wie das OSG. annimmt, die 
Anteile zu einem höheren Preiſe, als ihn der Erblaſſer 
bewilligt hat, überhaupt nicht verwerten, ſo konnte 
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auch der Wert der Leiſtung der Klägerin nicht nach 
dem Verhältnis des einzelnen Anteils zu dem Werte 
des ganzen Grundſtücks geſchätzt werden. Nach der 
Annahme des OLG. ſoll nicht „der objektive Wert 
allein entſcheidend“ ſein, ſondern zugleich auch die 
„Vorſtellung“, die der Erblaſſer ſich von dem Wert 
gemacht habe. Allein die ſubjektive Auffaſſung 
konnte jedenfalls IB lange nicht von entſcheidender 
Bedeutung ſein, als nicht feſtſtand, daß objektiv der 
Preis zu dem Werte in einem auffälligen Mißverhält⸗ 
niſſe ſtand. Iſt der Preis, den die Klägerin erzielt 
hat, nicht hinter dem Preiſe zurückgeblieben, auf den 
nach den beſonderen Umſtänden des Falls im Falle 
des Verkaufs überhaupt gerechnet werden konnte, ſo 
liegt eine Uebervorteilung und damit eine Bewuche⸗ 
rung nicht vor. Daß der Erblaſſer aus dem Kauf⸗ 
geſchäfte für ſich ungewöhnlich hohen Gewinn er- 
wartet und auch erzielt hat, rechtfertigt nicht die An⸗ 
nahme, daß das Geſchäft wucheriſch geweſen iſt, und 
zwar um ſo weniger, als es ſich bei den Grundſtücken 
um Spekulationswerte handelte. Der Erblaſſer war 
nicht gehindert, die ſich ihm bietende günſtige Kaufgelegen⸗ 
528 zu benutzen, auch wenn bei ihm kein Zweifel darüber 
eſtand, daß die Klägerin unter dem Drucke einer 
Notlage handelte. Nur dann würde ihn der Vorwurf 
der wucheriſchen Ausbeutung treffen, wenn er die 
Notlage der Klägerin abſichtlich herbeigeführt oder 
auch nur das Bewußtfein gehabt hätte, daß die Klägerin 
für die Grundſtücksanteile von anderer Seite einen 
höheren Preis würde erzielen können. (Urt. des 
V. 35. vom 23. Dezember 1908, V 12/08). — — — gn. 
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B. Strafſachen. 
I. 


Vernehmung von Anskunftsperſonen im Verfahren 
vor den Jugendgerichten. Durch die Bekanntmachung 
des Juſtizminiſteriums vom 22. Juli 1908 wurde an⸗ 
geordnet, daß Angehörige von jugendlichen Angeklagten 
als Auskunftsperſonen zur Hauptverhandlung geladen 
und gehört werden ſollen. In Befolgung dieſer Vor⸗ 
ſchrift wurde in der Hauptverhandlung gegen den 
15 jährigen K. deſſen Mutter als Auskunftsperſon ver⸗ 
nommen. Nach Verurteilung des Angeklagten legte 
der als Pflichtverteidiger aufgeſtellte Rechtspraktikant 
Reviſion zum RG. ein, welches das Urteil aufhob und 
die Sache zurückverwies. 

Aus den Gründen: Der Reviſion ift zu- 
zugeben, daß das eingeſchlagene Verfahren prozeß⸗ 
rechtlich zu beanſtanden iſt. Die StPO. kennt keine 
Vernehmung von Auskunftsperſonen. Eine formlofe 
Vernehmung ſolcher Perſonen zur Sache iſt aus⸗ 
geſchloſſen und muß, wenn gerügt, zur Aufhebung des 
Urteils führen, ſobald auch nur die Möglichkeit be⸗ 
ſteht, daß dieſes darauf beruht. Hier liegt dieſe Möglich⸗ 
keit jedenfalls hinſichtlich der Entſcheidung der Frage 
nahe, ob der Angeklagte die zur Erkenntnis der Straf⸗ 
barkeit erforderliche Einſicht beſeſſen hat, zumal da 
ſich nicht überblicken läßt, ob und inwieweit etwa die 
Gutachten der Sachverſtändigen durch die Angaben 
der Auskunftsperſon beeinflußt ſind. Die Mutter iſt 
auch nicht auf ihr Zeugnisverweigerungsrecht auf⸗ 
merkſam gemacht worden und es iſt nicht zu ſehen, 
ob ſie als Zeugin von dieſem Rechte nicht Gebrauch 
gemacht hätte. (Urt. des I. StS. vom 1. März 1909). 
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Nachſchrift des Herausgebers. Die Be⸗ 
kanntmachung vom 22. Juli 1908 empfiehlt allerdings, 
„unter Umſtänden“ Auskunftsperſonen, „ ſoweit fie nicht 
ſchon als Zeugen oder Sachverſtändige in Betracht 
kommen“, zur Hauptverhandlung zu laden oder wie 
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es an anderer Stelle heißt, zur Sciptnerkandkiiig 
„heranzuziehen“. Sie ſchreibt aber nicht vor, daß die 
Auskunftsperſonen unter Außerachtlaſſung der Vor⸗ 
ſchriften der StPO. in der Hauptverhandlung zu ver- 
nehmen ſind; ſie betont im Gegenteil, daß die Haupt⸗ 
verhandlung unter Beobachtung der geſetzlich vor⸗ 
geſchriebenen Formen vor ſich zu gehen hat. Die 
Heranziehung von Auskunftsperſonen zur Haupt⸗ 
verhandlung und die Anweſenheit ſolcher Perſonen 
während der Hauptverhandlung wird namentlich für 
die Entſchlußfaſſung über die Maßnahmen, die im An⸗ 
ſchluß an die Hauptverhandlung auf Grund ihres Er⸗ 
gebniſſes insbeſondere von dem Jugendrichter bei dem 
AG. in ſeiner Eigenſchaft als Vormundſchaftsrichter 
zu treffen ſind, aber auch für die Frage der Begut⸗ 
achtung einer Bewährungsfriſt häufig von großem 
Werte ſein. Selbſtverſtändlich iſt, daß Perſonen, die 
darüber Auskunft geben ſollen, ob der Angeklagte die 
zur Erkenntnis der Strafbarkeit ſeiner Handlung er⸗ 
forderliche Einſicht beſeſſen hat, nach den Vorſchriften 
über die Vernehmung von Zeugen zu hören find. 
Uebrigens iſt die Frage, ob der Verteidiger den Inter⸗ 
eſſen ſeines jugendlichen Schützlings durch Einlegung 
der Reviſion nur wegen eines formellen Mangels 
einen Dienſt erweiſt, von berufener Seite in zahlreichen 
Abhandlungen über das Strafverfahren gegen Jugend⸗ 
liche verneint worden. 


II. 


„Verkaufen“ und „Feilhalten“ i. S. des Weingeſetzes. 
Nach den Feſtſtellungen des erſten Richters hatte der 
Angeklagte ſog. „Nachweine“ zum Haustrunke für 
ſeine Angeſtellten hergeſtellt, ein Getränke, das dadurch 
gewonnen wird, daß auf Weintreſter Waller oder Moſt 
aufgegoſſen wird, und das nach nochmaliger Gärung 
mit Obſtmoſt gemiſcht getrunken werden ſollte. Nach 

3 Abſ. 2 WG. darf ein ſolches Getränk weder feil- 
gehalten noch verkauft werden. Nach den Urteils⸗ 
gründen hat der Angeklagte mit dem Schneider F. 
„bezüglich dieſes Nachweins einmal ein Geſchäft 
gemacht“. Es ift vereinbart worden, daß der An- 
geklagte dem F. 100 1 des Nachweins zu 20 bis 25 Pf. 
für das 1 liefern ſolle. Zu der Lieferung iſt es nicht 
gekommen, weil der Angeklagte ſich von vornherein 
vorgenommen hatte, nur dann zu liefern, wenn F. 
ſeine früheren Schulden an ihn bezahle und das nicht 
geſchehen iſt. Der erſte Richter nimmt nun an, daß 
hiernach der Angeklagte den Nachwein verkauft und 
auch feilgehalten habe. Beides iſt irrig. Unter „Ver⸗ 
kaufen“ im Sinne des WG. § 3 Abſ. 2 iſt nicht ſchon 
der Abſchluß eines Kaufvertrages zu verſtehen, fondern 
es muß auch noch die Erfüllung des Vertrags durch 
Uebergabe hinzukommen. Auch die Erfüllung des 
Vertrages gehört zu dem, was das Nahr Mittel. in 
$ 12 und 14 „Verkauf“ nennt. Deshalb hat der Senat 
z. B. in den Urteilen vom 13. April 1905 gegen L. D. 
3976/04 und vom 16. Juni 1906, Entſch. Bd. 39 S. 66 
(S. 73) anerkannt, daß ſowohl das Nahr Mittel G. wie 
das WG. unter Verkaufen nicht den bloßen Abſchluß 
des Kaufvertrages verſtehen, ſondern auch deſſen Er⸗ 
füllung durch Uebergabe verlangen. Da die Ueber⸗ 
gabe des Nachweines nicht ſtattgefunden hat, iſt das 
Vergehen des $ 3 Abſ. 2, ſoweit es im Verkaufen 
x teht, nicht vollendet, der Verſuch aber iſt ſtraflos. 

Aber auch ein Feilhalten i. S. des WG. iſt nicht nach⸗ 
gewieſen. Das Urteil hat angenommen, der Nachwein 
ſei zum Haustrunk, alſo überhaupt nicht zum Ver⸗ 
kaufe beſtimmt geweſen, er habe auch nicht im Verkaufs⸗ 
keller gelegen, 1 dem Publikum überhaupt nicht all⸗ 
gemein erkennbar zum Verkaufe angeboten worden. 
Die Feſtſtellung, daß der Angeklagte auf eine beſondere 
Nachfrage ſich zum Verkaufe bereit zeigte und ſich auch 
jedem anderen Kunden gegenüber auf Angehen gleich⸗ 
falls dazu bereit gezeigt haben würde, genügt nicht. 
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Es kann dabei unerörtert bleiben, ob das ſog. Feil⸗ 
bieten, alſo das förmliche Angebot einer Ware an 
einzelne Perſonen, zum Feilhalten gehört; denn der 
Angeklagte hat den zur gewerblichen Verwertung nicht 
beſtimmten Wein überhaupt nicht zum Verkauf an⸗ 
geboten, in dem Sinne, daß er darauf als Gegenſtand 
des Verkaufs aufmerkſam gemacht hätte, ſondern er 
hat erſt auf Nachfrage des Kunden ſich bereit erklärt, 
ihm eine beſtimmte Menge des Nachweins abzulaſſen, 
deſſen Verkauf er urſprünglich gar nicht beabſichtigte. 
(Urt. des I. StS. vom 1. Februar 1909, 1 D 1015/08). 
1546 H. 


III. 


gum E des Vergehens nach § 316 Abſ. 2 
StG. Beſtellung eines Stellvertreters. Der An⸗ 
geklagte B. hatte in K. die Weiche Nr. 44 zu bedienen. 
Kurz vor der Ausfahrt des D⸗Zuges hatte er ſeinen 
Dienſtplatz verlaſſen, um ſeine Notdurft zu verrichten. 
Er litt nämlich infolge eines Beckenbruches an einem 
ſchmerzhaften Urinierdrang. Er rief den in der Nähe 
befindlichen Weichenſteller, den Mitangeklagten L., zur 
Verſehung ſeiner Stelle herbei, ohne ihn weiter zu 
benachrichtigen. L. in Unkenntnis der Sachlage und in 
der Meinung, ein Rangierzug komme heran, verſuchte 
die für die Ausfahrt des D⸗Zuges richtig geſtellte 
Weiche Nr. 44 in dem Augenblick umzuſtellen, als die 
Lokomotive mit den erſten Achſen bereits den Wechſel 
010 hatte, ſo daß die Lokomotive entgleiſte. Das 
G. hob das freiſprechende Urteil der Strafkammer auf. 
Aus den Gründen: Zum Tatbeſtande des 
§ 316 Abſ. 2 StGB. wird nicht erfordert, daß der 
Täter die Gefährdung des Transportes als Folge 
ſeiner Handlung vorherſehen kann, ſie oh „Fabrläffig” 
verurſacht, es genügt vielmehr, daß die Gefährdung 
olge einer auf Nachläſſigkeit beruhenden Verletzung 
von Dienſtpflichten iſt. Das hat das Urteil hinſicht⸗ 
lich beider Angeklagter nicht beachtet; ihr Verhalten 
iſt in der Hauptſache nur daraufhin geprüft, ob es 
ſchuldhaft mit Bezug auf den eingetretenen Erfolg 
war, während zunächſt nur in Frage ſtand, ob die 
Angeklagten ihre Dienſtpflichten erfüllt oder vernach⸗ 
läſſigt haben und ob der Unfall vermieden worden 
wäre, wenn beide oder einer von ihnen ſo gehandelt 
hätte, wie es die Amtspflichten forderten. 

Im einzelnen iſt folgendes hervorzuheben. Der 
Angeklagte L. hat die nicht verriegelte Weiche 44 um⸗ 
gelegt, während die Lokomotive des D⸗Zuges über den 
Wechſel fuhr. Darin iſt die unmittelbare Urſache der 
Entgleiſung gefunden worden. Es iſt auch im Urteil 
anerkannt, daß die Handlungsweiſe des Angeklagten, 
die erfahrungsgemäß außerordentlich gefährlich iſt, in 
den Dienſtvorſchriften unterſagt iſt. Die Zuwider⸗ 
handlung gegen die Vorſchrift fist im Urteil nicht als 
durch beſondere Umſtände geboten und gerechtfertigt 
erklärt. Selbſt wenn der Angeklagte L. von B. zu 
ſpät benachrichtigt wurde und ſelbſt wenn er ſich in⸗ 
folge von Kopfloſigkeit und mangelnder Umſicht, 
ſchuldhaft oder ſchuldlos, in dem Irrtum befand, es 
nahe eine Rangierabteilung und für dieſe liege die 
Weiche nicht richtig, verbot ihm ſeine Dienſtpflicht 
doch, die nicht freie Weiche umzulegen. Darauf kommt 
es nicht an, „daß ihm infolge ſeiner Beſtürzung die 
Möglichkeit fehlte, die Entgleiſung als mögliche Folge 
ſeines Handelns vorauszuſehen“, wie es im Urteile 


eißt. 

Bezüglich des Angeklagten L. iſt ein ſtrafrecht⸗ 
licher Nolſtand ($ 54 StGB.), der ihn zum Verlaſſen 
ſeines Poſtens nötigte, nicht nachgewieſen. Deshalb 
war zu unterſuchen, ob das Aufgeben der Ueber⸗ 
wachung der Weiche einen Verſtoß gegen die Dienſt⸗ 
pflichten des Angeklagten enthielt und ob die Ent⸗ 
gleiſung vermieden worden wäre, wenn dieſer noch 
länger an ſeinem Platze geblieben wäre. Dies iſt 
aber nicht geſchehen, ſondern auch hier nur aus der 


e 2 


e 4 a R ya 
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Entfernung des ſtillſtehenden Zuges von der Weiche 
und daraus, daß der Angeklagte auf rechtzeitiges Ein⸗ 
treffen ſeines Stellvertreters rechnen konnte, sejätoffen, 
daß er die Entgleiſung als Folge der Aufgabe feines 
Poſtens nicht habe vorherſehen können. Ganz uner⸗ 
örtert iſt die gegenüber den ſonſtigen Feſtſtellungen 
ſehr naheliegende Frage geblieben, ob der Angeklagte 
bei Beſtellung eines Vertreters nicht auch die — viel⸗ 
leicht ſelbſtverſtändliche — dienſtliche Verpflichtung 
hatte, den Vertreter über die Stellung der Weiche und 
den fälligen Zug zu unterrichten oder ſich zu über⸗ 
zeugen, daß jener die Sachlage genau kenne; auch 
hiebei kommt es nicht darauf an, ob der Angeklagte 
als Folge der Unterlaſſung der Belehrung die Ent⸗ 
gleiſung vorausſehen konnte. Endlich iſt nicht ge⸗ 
prüft, ob einfache Unbequemlichkeiten oder körperliche 
Schmerzen eine Uebertretung der Dienſtvorſchriften 
rechtfertigen können. (Urt. des I. Strafſ. v. 25. Januar 
1900 1 D 968/08). H. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivil ſachen. 


Widerruf der Erklärung des Ehemanns der Mutter 
eines außerehelichen Kindes, daß er das Kind als das 
ſeinige auerkenne. Nandvermerk in der Geburtsurkunde 
des Kindes, Bedeutung der Erklärung (88 1717, 1720, 
8 1310 Abſ. 3 BGB., 88 25, 15 PStG). Im Geburts- 
regiſter des Standesamts G. (Pfalz) iſt am 1. Sep⸗ 
tember 1897 beurkundet, daß am 28. Auguſt 1897 von 
der ledigen Luiſe B. ein Kind weiblichen Geſchlechts 
geboren worden iſt, das den Namen Margarete er⸗ 
halten hat. Zum Vormunde wurde die Mutter be⸗ 
ſtellt. Am 15. Februar 1904 hat Luiſe B. vor dem 
Standesamte G. mit dem Tagner Friedrich K. die Ehe 
geſchloſſen. Der Ehemann erklärte am 19. Februar 
1904 vor dem Bezirksamte G. mit Zuſtimmung der 
Mutter, er erteile dem Kinde, deſſen Vater er nicht 
ſei, ſeinen Namen, ließ aber am folgenden Tage durch 
das Notariat G. die Erklärung beurkunden, daß er 
das Kind als von ihm erzeugt anerkenne und die Ein⸗ 
tragung der Anerkennung in das Geburtsregiſter be⸗ 
antrage. Mit Rückſicht auf dieſe Erklärung hat das 
Vormundſchaftsgericht die Aufhebung der Vormund⸗ 
ſchaft angeordnet. Am 1. März 1904 trug der Standes⸗ 
beamte am Rande der Geburtsurkunde den Anerkennungs⸗ 
vermerk ein. Friedrich K. erklärte am 21. März 1904 
vor dem Notariate G., daß er die Vaterſchafts⸗ 
anerkennung widerrufe, und beantragte, eine Aus⸗ 
fertigung des Widerrufs dem Standesamte behufs 
Löſchung des Randvermerkes vom 1. März 1904 zu 
überſenden. Der Standesbeamte lehnte jedoch die 
e ab. Das Vormundſchaftsgericht hat dann 
Friedrich K. zum Vormunde beſtellt, am 2. Oktober 
1905 aber die Vormundſchaft wieder aufgehoben. Im 
Dezember 1908 wurde von den Aufſichtsbehörden die 
neuerliche Anordnung einer Vormundſchaft und die 
Berichtigung des in das Standesregiſter eingetragenen 
Randvermerkes angeregt. Nachdem ermittelt worden 
war, daß Friedrich K. erſt im Juni 1902 nach G. ge⸗ 
kommen iſt und erſt dort ſeine Frau kennen gelernt 
hat, und die Eheleute ſich mit der Eintragung eines 
neuen Randvermerkes des Inhalts, daß Friedrich K. 
nicht der Erzeuger des Kindes ſei, einverſtanden er⸗ 
klärt hatten, ſtellte der J. Staatsanwalt an das Amts⸗ 
gericht G. den Antrag, die Berichtigung des Rand⸗ 
vermerkes vom 1. März 1904 durch einen weiteren 
Randvermerk des angeführten Inhalts anzuordnen. 
Das Amtsgericht wies den Antrag unter Bezugnahme 
auf den Beſchluß des RG. (IV. ZS.) vom 13. Februar 


171 


— 


1908 (RGE. 68 S. 60, RGA. 9 S. 143) zurück. Der 
I. Staatsanwalt legte Beſchwerde ein. Das Land⸗ 
gericht L. wies ſie zurück. Auch die weitere Beſchwerde, 
die vom Staatsanwalte mit dem Antrag erhoben 
wurde, anzuordnen, daß zu der Geburtsurkunde „be⸗ 
richtigend vermerkt werde, daß Friedrich K. nicht der 
Erzeuger des in der Urkunde bezeichneten Kindes iſt“, 
iſt zurückgewieſen worden. 

Gründe: Die Anerkennung eines unehelichen 
Kindes iſt die rechtsgeſchäftliche Kundgabe des Willens, 
daß das Kind als von dem Anerkennenden abſtammend 
gelten ſoll. Das BGB. legt ihr aber, auch wenn der 
Anerkennende der Mutter innerhalb der Empfängnis⸗ 
zeit beigewohnt hat und es nicht den Umſtänden nach 
offenbar unmöglich iſt, daß ſie das Kind von ihm 
empfangen hat, nicht die Bedeutung einer Feſtſtellung 
der Abſtammung des Kindes im Sinne des § 1310 
Abſ. 3 bei, ſondern verbindet mit der nach § 1718 
beurkundeten Anerkennung nur die Wirkung, daß der 
Anerkennende ſich gegenüber den in den §§ 1708 bis 
1716 beſtimmten Anſprüchen nicht darauf berufen kann, 
daß ein anderer der Mutter innerhalb der Empfängnis⸗ 
zeit beigewohnt hat. Haben innerhalb dieſer Zeit 
mehrere der Mutter beigewohnt und iſt es bei keinem 
von ihnen den Umſtänden nach offenbar unmöglich, 
daß ſie das Kind von ihm empfangen hat, ſo kann 
jeder ſich für den Vater halten und jeder das Kind 
mit der im $ 1718 beſtimmten Wirkung anerkennen. 
Es beſteht kein Rechtsſatz des Inhalts, daß das Kind 
in ſolchem Falle als Kind desjenigen gilt, der es 
zuerſt anerkennt oder deſſen Anerkennung zuerſt im 
Geburtsregiſter vermerkt wird. Nach § 25 PStöG. 
iſt daher im Falle mehrfacher Anerkennung jede An⸗ 
erkennung einzutragen. Jede kann als Behelf für die 
Feſtſtellung der Abſtammung des Kindes in Betracht 
kommen, jede kann insbeſondere dadurch von Be⸗ 
deutung werden, daß der Anerkennende in der Folge 
die Mutter heiratet. Eine mit der Beweiskraft des 
§ 15 PStG. ausgeſtattete Feſtſtellung der Abſtammung 
des unehelichen Kindes vom Vater gibt es 4 310. inn 
wie die uneheliche Vaterſchaft nach 8 644 ZPO. im 
Rechtsſtreite mit Wirkung für und gegen alle feſt⸗ 
geſtellt werden kann. Bei der Anerkennung eines vor 
der Eheſchließung der Mutter geborenen Kindes durch 
den Ehemann der Mutter iſt die Sachlage allerdings 
inſofern eine andere, als der Ehemann als der Vater 
gilt, wenn er der Mutter innerhalb der Empfängnis⸗ 
zeit beigewohnt hat und es nicht den Umſtänden nach 
offenbar unmöglich iſt, daß ſie das Kind aus dieſer 
Beiwohnung empfangen hat, unter dieſer Vorausſetzun 
daher die Möglichkeit oder der Nachweis, daß au 
ein anderer ihr innerhalb der Empfängniszeit bei⸗ 
gewohnt hat, die Abſtammung des Kindes nicht un⸗ 
gewiß macht. Die Anerkennung begründet aber nach 
$ 1720 Abſ. 2 nur die Vermutung, daß der Ehemann 
der Mutter innerhalb der Empfängniszeit beigewohnt 
habe. Das Geſetz hätte vielleicht vorſchreiben können, 
daß die Anerkennung, falls ſie vor dem Standes⸗ 
beamten erklärt oder die Eintragung in das Geburts⸗ 
regiſter beantragt wird, als Anzeige der Tatſache gelte, 
daß der Ehemann der Mutter innerhalb der Empfäng⸗ 
niszeit beigewohnt hat, und daß dieſer Anzeige die 
im 8 15 PStG. beſtimmte Beweiskraft zukomme, eine 
ſolche Vorſchrift iſt aber nicht getroffen worden. Die 
Anerkennung hat, wenn ſie vor dem Standesbeamten 
erklärt wird, keine andere Bedeutung, als wenn ſie 
gerichtlich oder notariell beurkundet wird, und die 
Eintragung einer gerichtlich oder notariell beurkundeten 
Anerkennung in das Geburtsregiſter hat nur den 
Zweck, das Vorhandenſein der Anerkennung in dem 
öffentlichen, jedermann zugänglichen Regiſter erſichtlich 
zu machen. Die Frage, welche Bedeutung der An⸗ 
erkennung im einzelnen Falle für die Feſtſtellung der 
Abſtammung des Kindes zukommt, liegt außerhalb 
der Beſtimmung des Standesregiſters. Ein Rechtsſatz 
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des Inhalts, daß die im $ 1720 Abf. 2 beſtimmte Ber- 
mutung ausgeſchloſſen iſt, wenn das für die Anord⸗ 
nung einer Berichtigung des Standesregiſters zu⸗ 
ſtändige Gericht feſtgeſtellt hat, daß der Beweis des 
Gegenteils erbracht iſt, beſteht nicht, das Gericht iſt 
nicht berufen, den Beweis des Gegenteils aufzunehmen, 
dafür fehlt ihm die pa Zuſtändigkeit. Aus dieſen 
Gründen tritt der Senat der von Sartorius, BSt®. 
S. 185 ff., 397, v. Sicherer, PStG. Bem. III zu § 25, 
Hinſchius, PStG. 3. Aufl. S. 89 Anm. 59 zu § 25 
vertretenen, auch vom Reichsgericht angenommenen An⸗ 
ſicht bei, die die Vorinſtanzen ihren Entſcheidungen 
zugrunde gelegt haben. (Beſchluß des I. ZS. vom 
29. Januar 1909, Reg. III Nr. 6/1909). 
1566 


B. Strafſachen. 


Strafautrag des geſetzlichen Vertreters. Auslegung 
dahin, daß der Urheber der Erklärung das ihm nach dem 
Geſetze wirklich zuſtehende Recht ausüben wollte. Der 
RA. M. reichte bei dem Amtsgerichte W. ein Schrift⸗ 
ſtück ein, wonach er „namens und im Auftrage des 
Käſehändlers H.“ gegen E. Sch. Strafantrag ſtellt und 
Privatklage erhebt, weil Sch. ſich in Bezug auf den 
17 jährigen Sohn A. des H. eines Vergehens der 
Beleidigung ſchuldig gemacht habe. Das SHG. nahm 
an, daß der Vater berechtigt ſei aus eigenem Recht 
Strafantrag zu ſtellen und Privatklage zu erheben. 
Das LG. ſtellte das Verfahren ein, da der Vater im 
eigenen Namen Strafantrag und Privatklage geſtellt 
habe. Das Oberſte Landesgericht hob auf. 


Aus den Gründen. Zur Stellung des Straf⸗ 
antrags iſt in der Regel der durch die Handlung 
Verletzte berechtigt. Hat der Verletzte das 18. Lebens⸗ 
jahr noch nicht vollendet, ſo iſt zur Stellung des 
Strafantrags nach 8 65 Abſ. 2 StGB. ſein geſetzlicher 
Vertreter berechtigt. Eben dieſer hat in den Fällen 
des § 414 Abſ. 1 StPO. die Befugnis zur Erhebung 
der Privatklage, ſolange das Verhältnis beſteht, auf 
Grund deſſen er der geſetzliche Vertreter des Verletzten 
ift (8 414 Abſ. 3 StPO, demnach iſt rechtlich 
zweifellos, daß H. als Vater und geſetzlicher Vetreter 
(S8 1626 ff. BGB.) feines unter 18 Jahre alten 
Sohnes A. zur Stellung des Antrags auf 1 pe 
des gegen den Sohn begangenen Vergehens der Be⸗ 
leidigung (88 61, 65, 194 StGB.) und dazu befugt 
war, als geſetzlicher Vertreter des Beleidigten die 
Beleidigung im Wege der Privatklage zu verfolgen 
(8 414 Abſ. 1, 3 StPO.). Würde die eingereichte 
Anklageſchrift ausdrücklich angeben, daß H. als der 
geſetzliche Vertreter ſeines 17 jährigen Sohnes den 
Strafantrag ſtelle und die Privatklage erhebe, ſo würde 
die geſetzliche Zuläſſigkeit des Antrages und der Klage 
irgend einem Zweifel nicht begegnen können. Nach 
der Anklageſchrift ſtellt RA. M. Strafantrag und erhebt 
Privatklage „namens und im Auftrag“ des H. Der 
Wortlaut dieſer Bezeichnung zwingt allerdings nicht 
zu dem Schluſſe, daß H. als der geſetzliche Vertreter 
ſeines Sohnes auftreten wolle; er läßt die Möglichkeit 
offen, daß H. der Anſchauung war, er ſei aus eigenem 
Rechte befugt wegen Beleidigung ſeines Sohnes 
auf Verfolgung des Beleidigers anzutragen, oder daß 
er glaubte, die unmittelbar gegen den Sohn gerichtete 
Beleidigung ziele nach der Abſicht des Beleidigers 
auch gegen ihn, und er ſei, weil ein „Selbſtverletzter“ 
nach § 61 StGB. „aus eigenem Rechte“ zur Beſchreitung 
des Klageweges befugt. In der Hauptverhandlung 
vor dem i e hat RA. M. zwar erklärt, 
daß H. „als der gefebtide Vertreter feines Sohnes 


Strafantrag und Privatklage geſtellt wiſſen wolle und 
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wollte“, aber das Gericht erachtete als feſtſtehend, 
daß H. den Strafantrag „nicht im Namen ſeines Sohnes 
ſondern im eigenen Namen“ geſtellt habe und gelangte 
ſo zu der rechtlichen Folgerung, daß der Strafantrag 
eines dazu nach § 61 StGB. Berechtigten nicht vor- 
liege. Die Begründung iſt nicht durchſchlagend. 
Weder die Anklageſchrift noch das weitere Ver⸗ 
fahren bieten irgend einen tatſächlichen Anhaltspunkt 
für die Annahme, daß H. behauptete und behaupten 
wollte, er erachte ſich durch den feinem Sohne ge- 
machten Vorwurf als ſelbſt beleidigt und er wolle 
zaus eigenem Rechte“ die Beſtrafung herbeiführen. 
Das SHG. hat angenommen, H. klage aus eigenem 
Rechte und hat ihn deshalb als Kläger kraft eigenen 
Rechtes angeſehen; daraus folgt nicht, daß er tatſächlich 
als ſolcher geklagt hat. Nach der Anſchauung des Be⸗ 
rufungsgerichtes mußte bei der Klageſtellung, zumal 
ſie durch einen Rechtskundigen erfolgte, unzweifelhaft 
zum Ausdrucke gebracht werden, daß H. nicht im 
eigenen Namen Strafantrag und Privatklage ſtellte. 
Nach § 421 StPO. muß im Verfahren auf erhobene 
Privatklage die eingereichte Anklageſchrift den im 
& 198 Ab}. 1 bezeichneten Erforderniſſen entſprechen. 
Dieſer Paragraph enthält eine Mußvorſchrift des 
vom Gerichte vermeinten Inhaltes nicht; die Unter⸗ 
laſſung der Beobachtung der Vorſchrift kann wohl 
nur ganz ausnahmsweiſe einen Rechtsnachteil im 
Gefolge haben. Die Erhebung der Klage nach 8 421 
StPO. und die Stellung eines Strafantrages find 
rozeß⸗ und Rechtshandlungen. Aus den das ganze 
trafverfahren durchwaltenden Grundſätzen der 
Erforſchung der materiellen Wahrheit und der freien 
richterlichen Beweiswürdigung folgt, daß die Rechts⸗ 
und Prozeßhandlungen der am Verfahren Beteiligten 
vom Richter nach den herkömmlichen Regeln der 
Auslegung zu deuten ſind. Dieſe Normen hat das 
Beruſungsgericht unbeachtet gelaſſen. Würde eine 
gewaltunterworfene Perſon durch die ſtrafbare Hand⸗ 
lung eines Anderen verletzt, ſo wird in der Regel 
ihr geſetzlicher Vertreter verpflichtet ſein, den zur 


Verfolgung der Handlung erforderlichen Strafantrag 


zu ſtellen. Gibt der Vertreter den Willen auf Ver⸗ 
folgung der Handlung kund, ſo bezielt er die Wahrung 
verletzter Rechte der von ihm vertretenen Perſon und 
verfolgt er den Antrag mit Privatklage, ſo verfolgt 
er den Strafanſpruch des Staates aus einem Ver⸗ 
brechen. Die juriſtiſch⸗techniſche Frage, ob er die 
„ „als geſetzlicher Vertreter“ des Ber- 
letzten oder auf Grund eines mit Rückſicht auf dieſe 
Eigenſchaft ihm vom Geſetzgeber etwa eingeräumten 


„eigenen Rechtes“ beantragt, iſt für ihn in der Regel 


und zumal dann von untergeordneter Bedeutung, wenn 
ausſchließlich Rechte der von ihm vertretenen Perſon 
verletzt worden ſind. Steht — nach Maßgabe der 
geltenden Geſetze — dem geſetzlichen Vertreter das 
Recht zur Verfolgung mittels Strafantrages und 
Privatklage nur in ſeiner Eigenſchaft als geſetzlicher 
Vertreter zu und hat er in der bezeichneten Eigenſchaft 
„aus eigenem Recht“ überhaupt nicht die Befugnis 
zur Antragſtellung und Klageerhebung, ſo iſt es ſchon 
durch die Rückſicht auf das materielle Recht geboten 
die Willenserklärung des geſetzlichen Vertreters in 
dem vernünftigen und aller Lebenserfahrung ent⸗ 
en Sinne auszulegen, daß der Urheber der 

rklärung das ihm nach den Geſetzen wirklich zu⸗ 
ſtehende Recht ausüben, nicht aber eine Handlung 
vornehmen wollte, der das Geſetz eine rechtliche Wirk⸗ 
ſamkeit verſagt. (Urt. vom 17. November 1908, 
Rer eg 512/08). H. 
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Oberlandesgericht München. 


Die Abtretung der Mietzins forderungen ſteht der 
Aufhebung oder Aenderung des Mietvertrags durch 
Vereinbarung zwiſchen Vermieter und Mieter nicht 
entgegen. S. vermietete am 24. Auguft 1906 an W. 
einen Laden ſowie einen Raum im 1. Stock ab 1. No⸗ 
vember 1906, für jährlich 14000 M, vorauszahlbar 
für November und Dezember 1906 am 1. November 
und dann in vierteljährlichen Teilbeträgen von je 
3500 M ab 1. Januar. Kündigung ſollte beider⸗ 
ſeits nur halbjährig am 1. Januar und 1. Juli 
zuläſſig ſein. S. trat am 22. September 1906 alle 
ihm auf Grund des Mietvertrages gegen W. zu⸗ 
ſtehenden und künftig erwachſenden Mietzinsforde⸗ 
rungen an die D. Bank, die Klägerin, ab, wovon W. 
benachrichtigt wurde. Am 29. Dezember 1906 ſchloſſen 
S. und W. einen neuen Mietvertrag, wonach S. vom 
Januar 1907 an dem W. den Laden allein für 11000 M 
vermietete und dafür am 1. Januar und 1. April 1907 
je 3500 M, am 1. Juli und 1. Oktober 1907 je 
2000 M gezahlt werden ſollten. Dieſe Beträge wurden 
an die D. Bank abgeführt. Dieſe erhob gegen W. 
Klage auf Zahlung von 1500 M nebſt 4% Zinſen aus 
750 M vom 1. Juli 1907 und aus 750 M vom 1. Ok⸗ 
tober 1907. Sie führte aus: W. und S. hätten in 
einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe und 
in argliſtiger Abſicht, um der Bank zu ſchaden, den 
Vertrag geändert und die Zahlungsbedingungen ſo 
getroffen, daß die Klägerin von der Aenderung erſt 
nach dem 1. Juli 1907 etwas erfahren konnte. Die 
Minderung des Mietzinſes ſeit dem 1. Juli werde 
nicht beanſtandet, da der Beklagte den Raum im 1. 
Stock geräumt habe. Die für die Dauer des un⸗ 
gekündigten Vertrages vom 24. Auguſt 1906 der 


Klägerin abgetretenen Mietzinsforderungen hätten 


aber ohne ihre Zuſtimmung nicht beeinträchtigt werden 
können. Der Beklagte beſtritt jede Argliſt und machte 
geltend, der frühere Mietvertrag hätte jederzeit wieder 
aufgehoben werden können; das ſei geſchehen, aus dem 
neuen Mietvertrag ſtünden der Klägerin keine An⸗ 
ſprüche zu. Das LG. gab der Klage ſtatt. Das OLG. 
wies ſie ab. 

Aus den Gründen: Durch den Vertrag vom 
22. September 1906 wurden auf die Klägerin nicht 
alle Anſprüche des S. aus dem Mietverhältniſſe 
ſondern nur die anfallenden Mietzins forderungen 
übertragen. Durch die Abtretung iſt der Beſtand des 
Schuldverhältniſſes nicht verändert worden; nur ein 
Wechſel in der Perſon des Gläubigers iſt eingetreten, 
ſo daß der Mieter der Bank an Stelle des Vermieters 
den fälligen Mietzins zu entrichten hat. Die Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung des Mietzinſes begann mit 
dem Anfange des Zeitraums, für den die ſich fol⸗ 
genden Terminsleiſtungen zu entrichten waren. Dieſe 
bildeten nach dem Vertrage wegen des Mangels ander⸗ 
weitiger Beſtimmung nicht eine einzige, ſchon bei 
der Eingehung des Vertrages bedingt beſtehende 
gegenwärtige Forderung, ſondern einzelne, von Ziel 
zu Ziel in der Zukunft neu entſtehende Anſprüche. 
Es waren alſo nicht bedingte gegenwärtige, ſondern 
künftige Forderungen abgetreten. Deren Abtretung 
war ſtatthaft. Sie konnte ſchon vor dem Zeitpunkte, 
in welchem die Zinsforderungen entſtanden, mit dem 
Erfolge erklärt werden, daß die Erklärung im Augen⸗ 
blicke der Entſtehung der Forderungen wirkſam wurde 
und die Forderungen unmittelbar ergriff. Jedoch 
konnte die Abtretung der künftigen Mietzinſe erſt im 
Augenblicke ihrer Entſtehung die gewollte, dingliche 
Wirkung äußern. Die Abtretung vom 22. September 
1906 hatte alſo die Wirkung, daß im Augenblicke der 
Entſtehung der Forderungen die Abtretung dinglich 
wirkte, zunächſt bewirkte ſie nur eine obligatoriſche 
Bindung zwiſchen dem Zeſſionar und dem Ze⸗ 
denten, die in der Gewährleiſtungspflicht des letz⸗ 


teren zum Ausdrucke kam (vgl. BGB. 88 437, 438, 


445). Hier ſollten die Mietzinsforderungen nach dem 
urſprünglichen Mietvertrage am 1. Januar, 1. April, 
1. Juli und 1. Oktober 1907 entſtehen. Erſt von dieſen 
Tagen an war ulſo die Klägerin gegenüber dem 
Schuldner neue Gläubigerin und erſt von da ab mußte 
ſie ein Rechtsgeſchäft zwiſchen ihm und S. über die 
Mietzinsforderungen nicht mehr gegen ſich gelten 
laſſen. Bis dahin war der Mietſchuldner nicht ge⸗ 
hindert, mit dem Vermieter eine Aenderung oder Auf⸗ 
hebung des Mietverhältniſſes zu vereinbaren, und 
damit zu bewirken, daß ein Teil der Mietforderung 
nicht entſtand. Damit wurde die Abtretung inſoweit 
wirkungslos. Es treffen alſo hier die 88 407, 398 
BGB. nicht zu; der Satz 2 des 8 398 („mit dem Ab- 
ſchluß des Vertrags tritt der neue Gläubiger an die 
Stelle des bisherigen Gläubigers“) ſagt nichts für 
den Begriff der Abtretung weſentliches, ſondern regelt 
nur ihre Wirkung für den Normalfall im Gegenſatz 
zu dem bisherigen Rechte dahin, daß die Rechts⸗ 
änderung unmittelbar an den Abtretungsvertrag, 
nicht an andere Umſtände geknüpft wird. Ebenſowenig 
trifft hier 8 1276 BGB. zu, der beſtimmt, daß ein 
verpfändetes Recht durch Rechtsgeſchäft nur mit Zu⸗ 
ſtimmung des Pfandgläubigers aufgehoben oder zu 
deſſen Nachteil geändert werden darf, da die ee 
lichen Vorſchriften für pfandrechtliche Verhältniſſe Hier 
nicht zur Anwendung kommen können. Hiernach waren 
Mieter und Vermieter am 29. Dezember 1906 berech⸗ 
tigt, den Mietvertrag zu ändern oder aufzuheben, 
und einen neuen Vertrag zu ſchließen, ohne ſich der 
Zuſtimmung der Klägerin zu verſichern. Es iſt ohne 
Belang, wie das Abkommen vollzogen worden iſt, ob 
W. tatſächlich am 1. Februar 1907 den 1. Stock 
geräumt hat oder nicht. Richtig iſt, daß der Beklagte 
ſich nicht auf ſein formales Recht berufen könnte, 
wenn er bei ſeiner Ausübung der Klägerin in einer 
gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe Schaden 
zugefügt hätte. Er mußte es dabei nicht einmal nur 
auf die Schädigung der Klägerin abgeſehen haben, 
es würde das Bewußtſein genügen, daß das ſeine 
eigenen Intereſſen fördernde Abkommen gegen die 
guten Sitten verſtoße und die Klägerin ſchädige. 
Gewiß kann in der Beteiligung an der Verletzung von 
Vertragspflichten durch einen Dritten ein Verſtoß 
gegen die guten Sitten liegen. Aber hier liegen für 
dieſe Annahme ausreichende Tatſachen nicht vor. 
(Urt. vom 6. Februar 1909, Ber.⸗Reg. Nr. II L en ). 
1562 i 


Oberlandesgericht Zweibrücken. 


„ Zu 8 832 B. Inhalt und Grenzen der väter: 
lichen Aufſichtspflicht. Der 17è Jahre alte Sonn des 
Beklagten hat in einer Nacht des Herbſtes 1905 auf 
der Straße den Schneider X. vorſätzlich und rechts⸗ 
widrig durch einen Stich mit einem Dolch oder dolch⸗ 
ähnlichen Meſſer verletzt; er iſt hierwegen zu einer 
Gefängnisſtrafe verurteilt worden. Das LG. hat die 
Klage auf Erſatz des Schadens aus 8 832 BGB. unter 
Annahme eines Mitverſchuldens des im Raufhandel 
verletzten Klägers zu / dem Grunde nach für be- 
rechtigt erklärt. Die Berufung des eine Ueberſpannung 
der Aufſichtspflicht rügenden Beklagten wurde zurück⸗ 
gewieſen. 

Aus den Gründen des Berufungs⸗ 
urteils: Die Art und das Maß der Aufſicht des 
Vaters iſt den Umſtänden des Falles zu entnehmen; 
hierbei iſt auf den Standpunkt vernünftiger, auf gute 
Kindererziehung bedachter Eltern zu ſehen und bei 
dem ſich hiernach ergebenden verſtändigen Ermeſſen 
ſind das Alter und die Individualität des zu beauf⸗ 
ſichtigenden Minderjährigen, die perſönliche Befähigung 
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und die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Auffichts- 
pflichtigen zu berückſichtigen, überhaupt die Grenzen 
der Möglichkeit nicht au überſchreiten. (RGE. 50, 60; 
52, 69; JW. 1904, 202; 1905, 21; Recht 9, 501 
[Colmar], Pfälz. Rprax. 1, 52 (RG. VI 3. Dez. 19031). 
Die Rückſicht auf die Ordnung und Sicherheit des 
bürgerlichen Verkehrs und die Rückſicht auf die be⸗ 
trächtlichen Gefahren, die dieſem Verkehr aus dem 
Treiben einer ungenügend beaufſichtigten, zuchtloſen, 
verwildernden Jugend erwachſen, erheiſchen ſchon an 
ſich die Anlegung eines nicht zu leichten Maßſtabs; 
hier war auch durch beſondere Umſtände ganz be⸗ 
ſondere energiſche und umfaſſende Aufſicht veranlaßt. 

1. Der Beklagte hat nicht bewieſen, daß er die 
erforderliche Aufſicht geübt hat, obwohl er nach Kraft 
und Geſundheit wohl geeignet war, der Erziehung 
und Beaufſichtigung des Sohnes energiſch nachzugehen 
und auch durch feinen Beruf als Poſtkondukteur im 
Fahrdienſt nicht gehindert war. Der Sohn war von 
früh auf ein reizbarer, unverträglicher, unkindlicher 
Burſche; er hat vom 15. bis zum 18. Lebensjahre 
fünf Meſſeraffaͤren gehabt und ift aus der Realſchule 
entlaſſen worden. Statt ſich ſeiner Herkunft und 
ſeines künftigen Berufs (Notariatsgehilfe) zu erinnern, 
hat er ſich ſchlechter Geſellſchaft angeſchloſſen, die 
gewöhnlichſten Wirtshäuſer beſucht, regelmäßig reich⸗ 
lichem Biergenuß gehuldigt und ſich nächtlicherweile 
mit Waffen verſehen auf der Straße umhergetrieben. 
Der Vater hätte vom Treiben ſeines Sohnes genaue 
Kenntnis haben müſſen, wenn er ſich mit der erforder- 
lichen Sorgfalt um die Erziehung und Beaufſichtigung 
gekümmert, wenn er ſich, wie es mit Rückſicht auf 
ſeine öftere Abweſenheit vom Hauſe veranlaßt war, 
geeigneten Orts, bei der Frau, den Nachbarn, den 
Berufsgenoſſen, nach der Führung des Jungen er- 
kundigt und ſich nicht vielmehr dabei beruhigt hätte, 
daß ihm bei ſeiner Heimkehr niemand aus freien 
Stücken die Vorkommniſſe mitteilte, die ſeine Auf⸗ 
merkſamkeit und Tätigkeit in Anſpruch zu nehmen 
und ſeine Muße zu verkürzen geeignet waren. Das 
OLG. zweifelt auch (wird ausgeführt) nicht daran, 
daß der Beklagte von den Streichen ſeines Sohnes 
in der Tat Kenntnis gehabt hat. Der Beklagte hätte zu 
anderen Zeiten, an anderen Orten, mit anderen Mitteln 
als es geſchehen, die Erziehung und die Beaufſichtigung 
in die Hand nehmen ſollen: insbeſondere mußte der Vater 
mit allen Mitteln dahin wirken, daß der Sohn, deſſen 
Anſprüchen an das Leben damit nicht zu nahe getreten 
worden wäre, dem Wirtshauſe, Ausnahmsfälle abge- 
rechnet, durchaus fernblieb, daß er ſich nicht nachts 
auf der Straße herumtrieb, daß er nicht im Beſitze 
von Waffen war. An Mitteln waren an der Hand: 
Entziehung des Hausſchlüſſels, Einbehaltung des vom 
Notar gewährten Betrags bis auf ein geringes Taſchen⸗ 
geld, Verbot der Waffenführung, Vernichtung oder 
ganz ſichere Aufbewahrung etwa doch gefundener 
Waffen, öftere Durchſuchung der Perſon, der Kleider 
und Stiefel ſowie der Schlafſtätte, ſcharfe Kontrolle, 
ob nachts zu Hauſe (nicht bloßes „Heimholen“, wenn 
der Junge fort war), energiſche Beteiligung der Ehe⸗ 
frau an dieſer Kontrolle, (die Frau wäre, wenn zu 
ſelbſtändigem Eingreifen auch zu ſchwach, doch wohl 
durch geeignete Anordnung zur Erfüllung ihrer ehe⸗ 
fraulichen und mütterlichen Pflichten zu N, 
endlich blieb, wenn alles nicht fruchtete, der Verſuch, 
die Befolgung der Gebote und Verbote durch ſcharfe 
körperliche Züchtigung des Jungen, zu deren Ber- 
hängung der Vater befugt und auch geeignet war, 
zu erzwingen. (RG. III 6, 6. Okt. 1908; JW. 673). 
Der Beruf hinderte den Beklagten nicht, Aufſicht zu 
üben; die öftere Abweſenheit vom Hauſe mochte eine 
gewiſſe Unbequemlichkeit mit ſich bringen: der Be⸗ 
klagte teilte ſie mit der ganzen großen Maſſe der im 
Verkehrs⸗, Sicherheits⸗, Wach⸗, Zolldienſte Angeſtellten. 
Die freie Zeit des Beklagten war nicht verkürzt an⸗ 
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deren Berufen gegenüber, nur verſchoben; es blieb 
genug Zeit zur Erholung und zur Erfüllung der häus⸗ 
lichen Pflichten. — Der Beklagte hat von allen Mitteln 
kein einziges, wenigſtens keines ganz angewendet, er 
hat vielmehr ſeine Pflicht und Stellung ſo wenig ver⸗ 
ſtanden, daß er ſich den Organen der Strafrechts⸗ 
pflege gegenüber in einer über die natürliche Bei⸗ 
ſtandspflicht und Teilnahme weit hinausgehenden 
Weiſe auf die Seite des Sohnes ſtellte und alle 
Schuld auf andere ſchob. : 

2. Auch der Nachweis, daß der Schaden auch bei ge- 
höriger Aufſichtsführung entſtanden ſein würde, iſt miß⸗ 
lungen. Der Beklagtehätte dartun müſſen, daß der Sohn 
trotz Anwendung der erforderlichen Mittel der Aufſicht 
doch in jener Nacht den blutigen Zuſammenſtoß gehabt 
hätte. Für das Vorhandenſein eines beſonderen An⸗ 
laſſes, der auch einen ſonſt wohlgezogenen Jungen hätte 
dazu führen können, ſich der väterlichen Aufſicht zu 
entziehen, iſt nichts beigebracht. Hätte der Beklagte 
feine Erziehungs⸗ und Auffichtspflicht erfüllt, fo wäre 
es, wie mit großer Wahrſcheinlichkeit anzunehmen, 
nicht zum nächtlichen Zuſammenſtoße, vor allem nicht 
dazu gekommen, daß der Junge nach dem Kläger mit 
einem Dolchmeſſer ſtach. Der Junge wäre vielmehr 
in jener Nacht — gleichviel ob der Vater Dienſt oder 
freien Tag hatte, zum Ausgehen fähig oder unwohl 
zu Hauſe war — von Anfang an, ſicher aber vor 
Mitternacht zu Hauſe geweſen, auch wäre dann ein 
zufälliger Zuſammenſtoß mit fremden Wirtshaus⸗ 
beſuchern nicht ſo ausgeartet. Ob der Beklagte ge⸗ 
rade in jener Nacht, wo der Raufhandel ſtattfand, 
Handlungen vornahm, die auf eine Führung der Auf⸗ 
ſichtspflicht deuten, oder ob er durch Unwohlſein ver⸗ 
hindert war, darauf kommt es nicht an, ſondern 
darauf, ob er im allgemeinen die erforderlichen Auf⸗ 
ſichtsmaßnahmen getroffen und Ausſchreitungen des 
Sohnes, dem er nicht auf Schritt und Tritt folgen 
konnte, vorzubeugen geſucht hat. Die bloße Möglich⸗ 
keit, daß der Sohn, auch wenn er richtig erzogen und 
beaufſichtigt war, doch hätte entwiſchen können, reicht 
zur Führung des Entlaſtungsbeweiſes nicht hin. 
Solche Möglichkeiten ſind immer und überall vor⸗ 
handen. Es liegt hier kein Ausnahmsfall vor, keine 
beſondere Verkettung von Umſtänden, ſondern es 
handelt ſich um den naturgemäßen Ausfluß der un⸗ 
gebundenen und zuchtloſen Lebensweiſe des Sohnes, 
die Sache hätte ſich geradeſo zu anderer Zeit, an 
einem anderen Tage ereignen können. Dem Beklagten 
wird durch die Annahme ſeiner Haftpflicht nicht die 
Zumutung gemacht, für den Erfolg der Erziehung zu 
haften. (RG. 50, 60). Er haftet nicht, weil ſeine 
Maßregeln nichts gefruchtet haben, ſondern weil er 
keine angewendet hat und weil nicht abzuſehen iſt, 
warum ſie, wenn er ſie angewendet hätte, nichts ge⸗ 
1 10 haben ſollten. Es ift richtig, daß nach 8 832 

GB. nicht die Vernachläſſigung der Erziehung als 
ſolcher, ſondern die Verſäumung der Auſſichtspflicht 
ſchadenserſatzpflichtig macht; in gewiſſem Sinne iſt 
auch richtig, daß Erziehung nicht ohne Aufſicht, wohl 
aber Aufſicht ohne Erziehung möglich iſt (Riedel in 
DIB. 1905, 693): in einem Falle wie hier können 
aber die beiden Begriffe nicht von einander getrennt 
werden. Einem ſiebzehnjährigen Menſchen gegenüber, 
der eben nicht auf allen Wegen verfolgt und be⸗ 
gleitet werden kann, iſt es anders als dem un⸗ 
mündigen Kinde, dem Irren, dem Tiere gegenüber: 
bei jenem iſt es mit der bloßen Aufſicht nicht getan, 
es müſſen auch auf das Allgemeine gerichtete Er⸗ 
ziehungsmaßregeln dazu kommen. Der Beklagte hat 
übrigens beides eee Aufſicht und Erziehung. 
(Urteil vom 2. Februar 1909, L. 161/08). 

1548 Mitget. v. Oberlandesgerichtsrat LZunglmayr in Zweibrücken. 
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Oberlandesgericht Bamberg. 


Rechtsverhältnis bei Pfaudbeſtellung durch Weber: 
gabe des Pfaudes an einen Dritten (Treuhänder) zwiſchen 
Diefem und dem Verpfänder (SS 206, 695 BGB.). Der 
Kläger B. hatte zur Sicherung künftiger Anſprüche 
des L. Wertpapiere dem Beklagten Z. übergeben. Als 
ſich herausgeſtellt hatte, daß dieſe Anſprüche nicht ent⸗ 
ſtehen würden, verlangte B. von Z. die Papiere zurück, 
was dieſer verweigerte, weil L. nicht einwillige. Der 
Beklagte wurde in beiden Inſtanzen verurteilt. 

Aus den Gründen des Berufungsurteils: 
Häufig wird mit dem Verwahrungsvertrag (88 688 ff. 
BGB.) ein Pfandvertrag nach 8 1206 BGB. verbunden; 
es ſoll dadurch die hinterlegte Sache zur Sicherung 
einer Forderung, welche auch eine künftige oder be⸗ 
dingte fein kann — 8 1204 Abſ. 2 BGB. —, dinglich 
belaſtet werden. Das Beſtehen einer Forderung iſt 
unbedingte Vorausſetzung eines Pfandrechts. Der 
Pfandvertrag nach § 1206 kann in doppelter Weiſe 
geſchloſſen werden. Es kann einem Drittbeſitzer der 
Sache als Treuhänder oder Pfandhalter aufgegeben 
werden, die Sache entweder bei Verfall der Pfand- 
forderung dem Pfandgläubiger zum Verkauf zur Ver⸗ 
fügung zu halten oder ſie nur an den Eigentümer 
und deſſen Gläubiger gemeinſchaftlich herauszugeben. 
Derſelbe Erfolg wird erzielt, wenn die Sache zunächſt 
im Alleinbeſitze des Eigentümers iſt und ſodann zum 
Zweck der Verpfändung von dem Eigentümer allein 
oder von 17 5 und dem Gläubiger zuſammen einem 
Dritten mit der gleichen Beſtimmung in Verwahrung 
gegeben wird. Zur Beſtellung des Pfandes iſt alſo 
die Abgabe der bezeichneten Erklärung an den Treus 
händer durch den Gläubiger und den Eigentümer 
zuſammen, oder durch den letzteren allein erforderlich. 
Die Anzeige des Gläubigers von der Pfandbeſtellung 
iſt für ſich allein wirkungslos. Durch eine wirkſame 
Verpfändung nach S 1206 BGB. erwirbt der Treu- 
händer unmittelbaren Alleinbeſitz, der Verpfänder und 
Pfandgläubiger mittelbaren Mitbeſitz. Der Treuhänder 
iſt verpflichtet, die Sache, ſolange das Pfandrecht be⸗ 
ſteht, nur an Eigentümer und Pfandgläubiger gemein⸗ 
ſchaftlich herauszugeben. Iſt jedoch das Pfandrecht 
erloſchen — das iſt insbeſondere dann der Fall, wenn 
die Forderung erliſcht, für die es beſtellt it (8 1252 
BGB.) — ſo beſteht zwiſchen dem Treuhänder und 
dem Pfandgläubiger kein Rechtsverhältnis mehr. Er 
kann alſo wegen des Pfandvertrags die Herausgabe 
der Sache an den Eigentümer nicht verweigern. Zwiſchen 
dem Treuhänder und dem Eigentümer aber beſteht 
der reine Verwahrungsvertrag mit dem Rückforde⸗ 
rungsrecht des 8 695 BGB. fort. Hier handelt es ſich 
um einen ſolchen Verwahrungs⸗ und Pfandvertrag. 
Dem Beklagten war als Treuhänder vom Kläger als 
Eigentümer und ad a die Verwahrung der Wert⸗ 
papiere zugunſten des L. als Pfandgläubiger über⸗ 
tragen worden. Die Pfandforderungen ſind aber hier 
nicht entſtanden; es liegt alſo zwiſchen den Parteien 
nur 7 der reine Verwahrungsvertrag vor. Der 
Kläger kann ſonach jederzeit die Rückgabe der Papiere 
ordern. (8 695 BGB.). (Urteil des I. 3S. vom 

3. Juni 1908, Ber. R. 102/08). 
1503 Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Schäfer in Bamberg. 


Landgericht München I. 


5 für die N eines im Arreſt⸗ 
verfahren gepfändeten und hinterlegten 19 F nach 
Aufhebung des Arreſtbefehls. Das Amtsgericht M. 
hatte auf Antrag der R. gegen L. Arreſt angeordnet. 
Im Vollzuge des Arreſtes wurden von der Gerichts⸗ 
vollzieherei 150 M gepfändet und bei der Filialbank 
hinterlegt. Durch vorläufig vollſtreckbares Urteil des 
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Gerichtes wurde der Arreſtbefehl aufgehoben. Rechts⸗ 
anwalt M. beantragte unter Vorlegung dieſes Urteils 
beim Hinterlegungsgericht Herausgabe der 150 M. 
Das Hinterlegungsgericht gab dem Antrage nicht ſtatt 
und verlangte die Einwilligung der Arreſtgläubigerin. 
Auf Beſchwerde wurde der Hinterlegungsrichter an⸗ 
Ben den hinterlegten Betrag herauszugeben. 
ründe: „Die Würdigung der Sache hat 
folgendes ergeben: Die 150 M ſind in Vollſtreckung 
des amtsgerichtlichen Arreſtbefehles beim Arreſtbe⸗ 
klagten gepfändet und von dem Vollſtreckungsbeamten 
bei der Filialbank M. als der Hinterlegungsſtelle des 
Arreſtgerichtes hinterlegt worden (8 930 Abſ. 1 und 2 
ZPO.). Auch die Koſten der Pfändungen zu 5 M im 
ganzen wurden vom Vollſtreckungsbeamten nicht ſo⸗ 
gleich abgezogen und eingenommen, ſondern ebenfalls 
bis zur endgültigen Entſcheidung hinterlegt. Der Arreſt⸗ 
befehl iſt durch das vorläufig vollſtreckbare Urteil des 
Arreſtgerichts aufgehoben worden und es ſind damit 
auch die auf Grund des Arreſtbefehles vorgenommenen 
Vollſtreckungshandlungen insbeſondere die Pfändungen 
von ſelbſt aufgehoben. Denn nach 8 775 Ziff. 1 ZPO. 
iſt die Zwangsvollſtreckung einzuſtellen, wenn die 
Ausfertigung einer vollſtreckbaren Entſcheidung vor⸗ 
gelegt wird und es ſind die bereits vorgenommenen 
Vollſtreckungshandlungen auch ohne beſondere An⸗ 
ordnung wieder aufzuheben. Was von einem auf⸗ 
gehobenen Urteile gilt, findet ſelbſtverſtändlich auch 
für einen aufgehobenen Arreſtbefehl Anwendung; durch 
die Vorlegung des Urteils, durch das die Aufhebung 
des Arreſtes ausgeſprochen iſt, kann ſofort die Auf⸗ 
hebung der Arreſtmaßregeln herbeigeführt werden. 
Mit Unrecht hat daher der erſte Hinterlegungsbeamte 
in dem angefochtenen Beſchluſſe erklärt, die Arreſt⸗ 
klägerin ſei für die Hinterlegungsſtelle, auch nach 
Erlaſſung des den Arreſtbefehl aufhebenden Urteils 
Beteiligte i. S. des 8 27 HO. und es ſei daher ihre 
Einwilligung zur Hinausgabe notwendig. Der Ver⸗ 
treter der Beklagten hat mit ſeinem ge die Aus⸗ 
fertigung des Urteils vorgelegt. Nach den obigen 
Ausführungen iſt die Pfändung aufgehoben und die 
Vollſtreckung des Arreſtbefehles eingeſtellt und beendet; 
deshalb iſt auch für eine Anrufung des Vollſtreckungs⸗ 
gerichtes kein Raum mehr, Beteiligter iſt nur noch 
der Arreſtbeklagte und ſein Antrag auf Hinausgabe 
iſt gerechtfertigt“. (Präſidialbeſchluß vom 5. März oo: 
1559 ; 


Literatur. 


Brofins, Hans, Kgl. Strafanſtaltspfarrer in Ebrach. 
Die Obſorge für . Strafgefangene 
im Königreich Bayern. 193 S. München 1908. C. H. 
nn ch 8 Oskar Beck. Preis 

roch. Mk. 3.— 


Das mit Sachkenntnis, Gründlichkeit und liebe⸗ 
voller Hingabe garena Buch entſpricht einem 
wirklichen Bedürfnis. Der erſte Teil des Buches 
beginnt mit dem Hinweis auf die für die beiden 
fränkiſchen Fürſtentümer am 13. Februar 1798 er⸗ 
laſſene „Inſtruktion, wie es bei Entlaſſung der zur 
Feſtungs⸗ oder Zuchthausarbeit verurteilt geweſenen 
Perſonen gehalten werden ſoll“ mit ihren wohl⸗ 
meinenden auch heute noch zutreffenden Einleitungs⸗ 
worten: „daß nicht immer gänzliche Verderbtheit der 
Verbrecher, ſondern nicht ſelten bloß die ihnen fehlende 
Gelegenheit, ſich ihren nur notdürftigen Unterhalt 
rechtmäßigerweiſe erwerben zu können, die nächſte 
Urſache jenes fortgeſetzten ſtrafbaren Betragens ge⸗ 
weſen ſei“, und mit ihren Beſtimmungen, „um dieſem 
Uebel vorzubeugen und ſolchen oft noch nicht ganz ver⸗ 
derbten Menſchen Mittel und Wege an die Hand zu 
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geben, auf denen fie ihren wenigſtens notdürftigen 
Unterhalt auf eine rechtliche Art erwerben und fo 
wiederum nützliche Mitglieder der bürgerlichen Geſell⸗ 
1 werden können“. Aehnliche Beſtimmungen hatte 
ie Entſchließung des T bayeriſchen General- 
Landeskommiſſariates vom 16. Auguft 1805 „die aus 
dem Zuchthaus entlaſſenen Verbrecher betr.“, deren 
Geltung durch Verordnung vom 7. Februar 1812 auf 
das ganze Gebiet des Königreichs ausgedehnt wurde. 
Der Verfaſſer führt dann der Reihe nach die Haus⸗ 
ordnungen für die Strafanſtalten auf und ſchildert ein⸗ 
gehend die darin enthaltenen auf das ſpätere Fort⸗ 
kommen und die Verſorgung der Sträflinge abzielenden 
zahlreichen Vorſchriften. 

Das Auftreten der Vereinstätigkeit beginnt 
mit der Gründung des Obſorgevereins in der Pfalz 
im Jahre 1842. Durch Entſchl. des Miniſt. des Innern 
vom 4. Februar 1844 wurde die Gründung von Ob⸗ 
ſorgevereinen offiziell angeregt, da neben der amtlichen 
Tätigkeit auf dieſem Gebiet „noch ein weiter Spiel⸗ 
raum offen ſei zu wohltätiger und gemeinſinniger Wirk⸗ 
ſamkeit, wie ſolche nicht durch Befehle erzwungen, 
ſondern nur von dem freien Willen er 
Menſchenfreunde erwartet werden kann“. Durch zahl⸗ 
reiche Entſchließungen, die alle aufgeführt werden, 
wird auf die Gründung von Obſorgevereinen und auf 
ihre Förderung durch die äußeren Behörden hingewirkt. 

Die Polizei aufſicht iſt nach Maßgabe der Be⸗ 
kanntmachung vom 25. Februar 1872 erwähnt. Die 
neue Regelung, durch welche viele Härten dieſer Maß⸗ 
regel gemildert ſind und beſonders auch den Obſorge⸗ 
vereinen eine entſprechende Mitwirkung geſichert iſt 
(Bek. vom 13. Auguſt 1908), erfolgte erſt nach dem Er⸗ 
ſcheinen des Buches. Ebenſo verhält es ſich mit der 
vorläufigen Entlaſſung. Auch hier kann der 
Verfaſſer nur die Bek. vom 1. Januar 1872 anführen, 
während die Bek. vom 14. September 1908 eine weſent⸗ 
liche Verbeſſerung gerade in der Richtung der Obſorge 
für die Entlaſſenen bringt. Die inzwiſchen (ſeit 
1. Januar 1909) ins Leben getretene ſtaatliche Haupt⸗ 
ſtelle für Gefangenenobſorge wird als in Ausſicht ge⸗ 
nommen bezeichnet unter Anführung der bezüglichen 
Stelle der Thronrede, ferner wird auf die Entſchl. vom 
9. Januar 1904 betr. die Fortſetzung der Invaliden⸗ 
verſicherung während der Strafhaft hingewieſen, auf 
das Reichsgeſetz betr. die Unfallfürſorge für Gefangene, 
auf die Beſtimmungen über den Erſatz der dem frei⸗ 
geſprochenen und außer Verfolgung geſetzten An⸗ 
geſchuldigten erwachſenen notwendigen Auslagen und 
auf das Reichsgeſetz vom 14. Juli 1904 über die Ent⸗ 
ſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft. 
Daran ſchließt ſich ein beſonderer Abſchnitt, in dem 
der Verfaſſer die Tätigkeit der Kirche zur Förderung 
des Obſorgeweſens in anſchaulicher Weiſe ſchildert 
durch Aufführung der von den Erzbiſchöflichen und 
Biſchöflichen Ordinariaten, dem Kgl. Oberkonſiſtorium 
und den Kgl. Konſiſtorien herausgegebenen Erlaſſe. 
Sie ſind ein ſchönes Zeugnis des bei den kirchlichen 
Stellen vorhandenen Verſtändniſſes für dieſe Frage. 

Der zweite Teil des Buches enthält eine 
jebr wertvolle Ueberſicht über die in Bayern beſtehen⸗ 

en Obſorgevereine, nach Kreiſen geordnet, in Tabellen. 
Es folgen Mitteilungen über die Kreisvereine, über 
ſonſtige in den Kreiſen geübte Gefangenenobſorge ſo⸗ 
wie über verwandte Einrichtungen und Beſtrebungen. 
Ein beſonderer Abſchnitt führt die außerbayeriſchen 
Verbände und Vereine für Gefangenenobſorge auf, 
den im Jahr 1892 gegründeten Verband der Deutſchen 
Schutzvereine und den Deutſchen Hilfsverein für ent⸗ 
laſſene Gefangene in Hamburg, der beſonders die Aus⸗ 
wanderung Entlaſſener betreibt. Zuletzt kommen in 
einem 3. Abſchnitt die anderen Vereine, Anſtalten und 
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Einrichtungen, welche zu dem Werk der Gefangenen⸗ 
obſorge in Beziehung ſtehen oder da für nutzbar 
gemacht werden können. 

Der dritte Teil des Buches enthält die Kritik. 
Hier zeigt der Verfaſſer ſeine reiche Erfahrung und 
feinen ſcharfen Blick. Es gibt kaum eine Seite der. 
Obſorgetätigkeit, die er nicht in die richtige Beleuch⸗ 
tung rückt, deren Vorzüge und deren Fehler und 
Schwächen er nicht hervorhebt. Das Werben von Mit⸗ 
gliedern, die Mißerfolge, die Vorurteile gegen die Ver⸗ 
eine und deren Bekämpfung, die Jahresberichte, die 
Frage der Pfleger und Pflegerinnen, die Frage der 
Würdigkeit der zu Unterſtützenden, die ſchwarzen Liſten, 
die Schädlichkeit kleiner Bargeldunterſtützungen, die 
Obſorge für die Familien der Gefangenen, die Dar⸗ 
lehensgewährung, die Unterkunfts vermittlung, die 
Arbeitsvermittlung, die Polizeiaufſicht, das Aus⸗ 
weiſungsverfahren — dieſe keineswegs vollſtändige 
Aufzählung möge genügen, um anzudeuten, wie der 
Verfaſſer ſeine Aufgabe auffaßt. 

„Vereinte Kräfte“ überſchreibt der Verfaſſer den 
letzten Abſchnitt dieſes Teiles ſeiner Schrift. Er 
wünſcht ein ſtärkeres Zuſammenarbeiten von Kreis⸗ 
verein und Bezirksvereinen und eine Erweiterung der 
Tätigkeit der Münchener Landeszentralſtelle. Daß hier 
auch die Tätigkeit der ſtaatlichen Hauptſtelle einzuſetzen 
hat, deutet der Verfaſſer in einer Fußnote an. Das 
Zuſammenwirken der Vereine mit ſtaatlichen, gemeind⸗ 
lichen und kirchlichen Aemtern, ſowie mit verwandten 
Beſtrebungen (Aſyle für Obdachloſe, Zufluchtshäuſer, 
Herbergen zur Heimat) wird mit Recht ſtark betont. 
Man kann aber dem Verfaſſer auch nur zuſtimmen, 
wenn er zum Schluſſe ſagt: „Das weitere Arbeiten 
mit vereinten Kräften, das je nach Bedürfnis und nach 
den lokal verſchiedenen Einrichtungen ſich ſehr ver⸗ 
ſchieden geſtalten kann und wird und nicht durch all⸗ 
gemeine Normen zu regeln iſt, wird ſich bei möglichſter 
e des Vereinsobſorgewerks von ſelbſt er⸗ 
geben.“ 


Nürnberg. Michal. 


Beres, Dr. Al., Rechtsanwalt in Wiesbaden. Der 
Mißbrauch der geiſtlichen Amtsgewalt. 
Eine hiſtoriſch⸗dogmatiſche Unterſuchung über die 
durch das Weſen des Staates bedingten Grenzen der 
kirchlichen Gewalt. Erſtes Buch: Die Grund- 
lagen der Beſchwerde wegen kirchlichen 
Amtsmißbrauchs im mittelalterlichen Deutſch⸗ 
land. VIII u. 85 S. München 1907, J. Schweitzer 
Verl. 2.50 Mk. 

Die Schrift enthält das „erite Buch“ einer größeren 
in 5 Bücher eingeteilten Arbeit des Verf., die die 
Formen behandelt, in denen ſich im deutſchen Staats⸗ 
weſen bisher die Reaktion gegen die — im ſtaatlichen 
oder kirchlichen Sinne — rechtswidrige Betätigung 
der Kirchengewalt vollzogen hat. Als wichtigſte Re⸗ 
preſſionsform hat ſich hier der recursus ad principem 
entwickelt, deſſen geſchichtliche Anfänge im Mittelalter 
die vorliegende in ſich abgeſchloſſene Teilabhandlung 
darſtellt. D. 


Siegel, Dr. jur. Die Blanketterklärung. Ihre 
juriſtiſche Konſtruktion und ihre Behandlung nach 
dem materiellen Recht und dem Prozeßrecht. VIII, 
69 S. München 1908. J. Schweitzer Verlag (Arthur 
Sellier). Mk. 1.80. 
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Zur Frage der Echenkungen aus Geſamtgut 
6 1446 568.) 


Von Dr. Arthur B. Schmidt, Geh. Juſtizrat, Profeſſor 
in Gießen. 


Das Oberſte Landesgericht hat unter dem 
19. Oktober 1907 (BayObèe G. 8 S. 474) eine 
Entſcheidung erlaſſen, die im 4. Jahrgang dieſer 
Zeitſchrift Nr. 14 S. 281 durch Amtsrichter E. 
Eckert (Nürnberg) eine eingehende Beſprechung 
gefunden hat. Eckert gelangte hierbei zu anderen 
Ergebniſſen, als die Entſcheidung vom 19. Oktober 
1907. Ich entſpreche gern dem Wunſche der Re⸗ 
daktion, zu der gleichen Frage mich zu äußern.“) 

Kaufmann St. hatte, wie als Tatbeſtand kurz 
wiederholt werden möge, von einer Bank einen 
Kredit eröffnet erhalten. Die Krediteröffnung war 
an die Stellung einer Sicherheit geknüpft. Die 
geforderte Sicherheit war durch die in fortgeſetzter 
Gütergemeinſchaft lebende Witwe R. dadurch ge⸗ 
leiſtet worden, daß die Witwe R. eine zu dem 
Geſamtgute gehörige Hypothek verpfändete. Das 
Amtsgericht Nürnberg (Hypothekenamt) lehnte die 
Eintragung der Hypothek mit der Begründung 
ab, daß möglicherweiſe der Verpfändung eine 
Schenkung zugrunde liege. Es ſei deshalb die 
Zuſtimmung der Abkömmlinge beizubringen oder 
nachzuweiſen, daß eine Schenkung nicht vorliege. 
Das als Beſchwerdegericht angegangene Landgericht 
Nürnberg billigte dieſen Standpunkt. Das Oberſte 
Landesgericht gab dagegen der eingelegten weiteren 
Beſchwerde ſtatt und erklärte die Anwendung der 
SS 1446, 1487 auf unſeren Fall für ausgeſchloſſen. 

Kein Streit beſteht darüber, daß das Hypotheken⸗ 
oder Grundbuchamt in allen Fällen, in denen der 
Sachverhalt die Annahme einer Schenkung zuläßt, 
die erſorderliche Zuſtimmung oder den Nachweis, 
daß eine Schenkungsabſicht nicht vorliege, fordern 
darf. Dieſer Punkt iſt zwar nicht ausdrücklich in 


1) Anm. des Herausgebers. Es war an⸗ 
gast daß fih auch ein Vertreter der Theorie zu der 

tſcheidung des Oberſten Landesgerichts äußerte, die 
u. E. ein übles Beiſpiel einer mit Begriffen ſpielenden 
Formaljuſtiz iſt. 


der Entſcheidung vom 19. Oktober 1907 behandelt 
worden; zu einer ſolchen Behandlung lag für das 
Oberſte Landesgericht bei ſeiner Rechtsauffaſſung 
der Hauptfrage gegenüber kein Anlaß vor. Er 
darf aber in Einklang mit der bisherigen Recht⸗ 
ſprechung als in bejahendem Sinne endgültig ent⸗ 
ſchieden gelten (vgl. KG. vom 7. Oktober 1901, 
Ripr. d. OLG. 3 S. 388, Beſchluß des BayObLG. 
vom 28. Oktober 1904, BayObLG. 5 S. 522, 
Meikel, BayNot3. n. F. 4 [1903] S. 112 ff.). 
Der Nachprüfung bedarf ſomit nur, ob in unſerem 
Falle die Vorausſetzungen der § 1446, 1487 
gegeben waren. Das Oberſte Landesgericht ver⸗ 
neint dieſe Frage. Der Kernpunkt ſeiner Be⸗ 
gründung liegt darin, daß die Witwe R. die zum 
Geſamtgut gehörende Hypothekenforderung ver⸗ 
pfändet habe, um die Bedingung zu erfüllen, von 
der die Bank die an den Kaufmann St. ver⸗ 
ſprochene Kreditgewährung abhängig gemacht habe. 
Die Leiſtung, die der Bank mit der Pfandbe⸗ 
ſtellung gemacht worden ſei, habe ihren Rechtsgrund 
in der Vereinbarung, daß ſie zur Beſchaffung der 
nach dem Kreditvertrag von dem Kaufmann St. 
zu ſtellenden Sicherheit diene. Eine unentgeltliche 
Zuwendung an die Bank ſtehe deshalb nicht in 
Frage. Denkbar ſei, daß die zwiſchen dem Kauf⸗ 
mann St. und der Witwe R. getroffene Verein⸗ 
barung als Schenkung anzuſehen ſei. Sei ſie das, 
ſo würde St. einen Vorteil ohne rechtlichen Grund 
erlangt haben; die Vereinbarung des Kaufmanns 
St. mit der R. würde demgemäß nichtig ſein. 
Dieſe Nichtigkeit aber ſei auf die Gültigkeit der 
zwiſchen der Witwe R. und der Bank vereinbarten 
Pfandbeſtellung ohne Einfluß. Sie ſei dies ebenſo⸗ 
wenig, wie die Wirkſamkeit des Bürgſchaftsvertrags 
abhängig ſei von dem Vertrage, den der Haupt⸗ 
ſchuldner mit dem Bürgen wegen Uebernahme der 
Bürgſchaſt geſchloſſen habe. 

Gegen dieſe Auffaſſung ſind ſtarke Bedenken 
geltend zu machen. Die Entſcheidung vom 19. Ok⸗ 
tober 1907 widerſpricht m. E. vor allem dem Ziele, 
das vom Geſetzgeber mit 88 1446, 1487 verfolgt 
wird. Die Zweckbeſtimmung des $ 1446 ift 
Sicherung der Ehefrau, — bei der fortgeſetzten Güter- 


178 


gemeinſchaft (88 1487, 1446) Sicherung der in 
der Stellung der Ehefrau befindlichen Abkömm⸗ 
linge. Eine ſolche Sicherung betrachtet das Geſetz 
für notwendig gegenüber unentgeltlichen Dispo⸗ 
ſitionen, „Schenkungen aus dem Geſamtgute, ſowie 
Verfügungen über Geſamtgut, durch welche das 
ohne Zuſtimmung der Frau erteilte Verſprechen 
einer ſolchen Schenkung erfüllt werden ſoll“ ($ 1446 
Abſ. 1 S. 1). Daß gerade fie ausgeſchloſſen 
werden, iſt in den Motiven (IV S. 356 ff.) über⸗ 
zeugend begründet. Die freie Zulaſſung von 
Schenkungen fordert weder die Rückſicht auf die 
ordnungsmäßige Vermögensverwaltung, noch die 
Rückſicht auf die Stellung des Mannes. Anderer⸗ 
ſeits ſpricht das berechtigte Intereſſe der Ehefrau 
und der Abkömmlinge entſchieden gegen eine 
ſolche Befugnis. Alles das trifft für jede 
unentgeltliche Zuwendung aus dem Ge- 
ſamtgute zu. Der Geſetzgeber will verhindern, 
daß dem Geſamtgute Werte entnommen werden, 
für die es von vornherein an einem Gegenwerte 
fehlt. Eckert weiſt a. a. O. S. 281 berechtigter⸗ 
weiſe darauf hin, wie leicht die vom Geſetzgeber 
erſtrebte Sicherung des ſchwächeren Teils der Güter⸗ 
gemeinſchaft umgangen werden könne, wenn man 
$ 1446 nicht von dieſem allgemeinen Geſichts⸗ 
punkte aus betrachtet. Damit gewinnen wir jedoch 
nur eine allgemeine Unterlage für eine Kritik der 
angefochtenen Entſcheidung. Die Einzelunterſuchung 
wird dieſe ablehnende Kritik verſtärken: Die Ent⸗ 
ſcheidung vom 19. Oktober 1907 unterläßt einen 
Hinweis darauf, in welcher zeitlichen Aufeinander⸗ 
folge die Vereinbarungen zwiſchen den Beteiligten 
erfolgt ſind. Sie geht auch nicht auf den Inhalt 
der Vereinbarungen zwiſchen dem Kaufmann St. 
und der Witwe R. näher ein. Beide Feſtſtellungen 
(vgl. FG. § 27, insbeſondere Satz 2) unterblieben 
offenbar, weil das Oberſte Landesgericht die recht⸗ 
lichen Beziehungen zwiſchen den beiden genannten 
Perſonen in Uebereinſtimmung mit der Auffaſſung 
des Beſchwerdeführers lediglich als „Beweggrund“, 
und demnach für die Beurteilung der Verpfändungs⸗ 
erklärung der R. als „belanglos“ angeſehen hat. 
Das Oberſte Landesgericht geht, wie aus der Wieder⸗ 
gabe des Inhalts des Beſchluſſes o. zu erſehen iſt, 
bei ſeiner Prüfung davon aus, daß die Ver⸗ 
pfändungserklärung der Witwe R. die Folge der 
zwiſchen der R. und der Bank geſchloſſenen 
Vereinbarung ſei. Bei der verneinenden Ant⸗ 
wort, zu der in Verbindung hiermit das Gericht 
gegenüber § 1446 gelangt, unterſucht es nur den 
erſten Fall des $ 1446, d. h. nur, ob die Ber- 
pfändung eine Schenkung aus dem Geſamt⸗ 
gute darſtelle. Nicht geprüft wird dagegen der 
zweite Fall des § 1446, ob eine Verfügung über 
Geſamtgut vorliegt, durch welche das ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Abkömmlinge erteilte Verſprechen 
einer Schenkung erfüllt werden ſoll. 

Folgen wir dem Gedankengange der Ent⸗ 
ſcheidung, ſo iſt ſeine Begründung nur dann 
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ſchlüſſig, wenn die Verpfändungserklärung an die 
Bank von der Willenseinigung zwiſchen St. und 
der R. ſcharf getrennt werden kann. Das Oberſte 
Landesgericht fordert für die Willenseinigung 
zwiſchen St. und R. die Zuſtimmung der Ab⸗ 
kömmlinge, betrachtet aber zugleich — wegen der 
ſelbſtändigen Natur der Verpfändungserklärung — 
das Fehlen dieſer Zuſtimmung als einflußlos auf 
die als Zuwendung erſcheinende Verpfändung der 
Hypothek. Eckert macht (S. 283) gegen dieſe 
formale Differenzierung ſehr beachtenswerte Ueber⸗ 
legungen geltend. Sie wenden ſich gegen die 
Spaltung des entſcheidenden Rechtsgeſchäſts der 
Pfandbeſtellung, „das für den einen eine entgelt⸗ 
liche, für den andern eine unentgeltliche Zuwen⸗ 
dung enthält“. Es ſoll nicht verkannt werden, 
daß hierbei Kontroverſen auftauchen, die, ſoweit 
ſie den Begriff der „Schenkung“ betreffen, nur 
ſchwer im Rahmen eines kurzen Zeitſchriftenaufſatzes 
zu löſen ſind. Ich möchte ſie auch hier nicht auf⸗ 
rollen, weil ſie, wie wir ſofort ſehen werden, für 
die Entſcheidung unſeres Falls — wenn über⸗ 
haupt — erſt in zweiter Linie in Betracht kommen. 
Wiederholt ſoll nur betont werden, daß für die 
Auslegung der §§ 1446, 1487 die Materialien 
des BGB. wertvolle Hinweiſe enthalten. Eckert 
macht auch ſeinerſeits auf die ausführlichere Faſ⸗ 
lung des § 1353 AGİ. 1 E. I, des Vorläufers des 
jetzigen § 1446, aufmerkſam; fie findet fih ſchon 
im Planckſchen Vorentwurf. Die Motive (IV 
S. 357) erklären als die erſte Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers, „den dinglichen Vertrag, durch welchen 
ein zum Geſamtgute gehörender Gegenſtand ver⸗ 
ſchenkt wird, an die Einwilligung der Ehefrau zu 
binden“. Die gegenwärtige Faſſung des $ 1446 
geht auf die 2. Kommiſſion zurück; ſie erſcheint 
bereits in E. II a § 1346 und ift ſeitdem (E. II b 
$ 1431, E. III § 1421) unverändert geblieben. 
Die 2. Kommiſſion betrachtete die Faſſung in 
E. La § 1346 nicht als eine materielle Aende- 
rung des ausführlicheren $ 1353 E. I; aus den Aus- 
führungen der Protokolle 2. Leſung (IV S. 257 ff.) 
geht unverkennbar hervor, daß man mit den von 
E. J vertretenen Gedanken einverſtanden war. Die 
Kommentare fußen deshalb auch m. E. zutreffen⸗ 
derweiſe auf der durch die Ausdrucksweiſe in E. I 
und in den Motiven begründeten Auslegung, daß 
es ſich in § 1446 Abſ. 1 bei der die Zuſtimmung 
der Ehefrau erfordernden „Schenkung“ um den 
dinglichen Vertrag der Zuwendung handelt (vgl. 
Planck Bd. IV Anm. 1 zu § 1446, A. Schmidt, 
Familienrecht Anm. 2 zu § 1446). Sind dieſe 
Erwägungen richtig, ſo darf die Verpfändung an 
die Bank in ihrer rechtlichen Beurteilung und 
Wirkſamkeit nicht von dem zwiſchen St. und R. 
beſtehenden Rechtsverhältnis losgelöſt werden; viel⸗ 
mehr ſtellt ſie ſich als die auf Koſten des 
Geſamtgutes erfolgende unentgeltliche 
Zuwendung dar, die gemäß § 1446, 1487 
der Zuſtimmung der Abkömmlinge bedarf. Schließen 
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wir anders, ſo gelangen wir zu einem formalen 
Ergebnis, das dem Grundgedanken und dem klaren 
praktiſchen Zwecke des § 1446 widerſpricht. 

Auch wenn man aber nicht geneigt iſt, ſich 
dieſen Ueberlegungen und Schlußfolgerungen an⸗ 
zuſchließen, iſt m. E. das Endziel, zu dem die Ent⸗ 
ſcheidung hätte kommen müſſen, das gleiche. Die 
vorſtehenden Ausführungen ſind nur im Hinblick 
auf den Ausgangspunkt gemacht, den das Oberſte 
Landesgericht gewählt hat. Sie können dagegen 
für die Entſcheidung außer Anſatz bleiben, wenn 
man den Entwicklungsgang ins Auge faßt, den die 
Verhandlungen zwiſchen St. und der Bank einerſeits 
und St. und der Witwe R. andererſeits vermut⸗ 
lich genommen haben. Man wird ſchwerlich fehl⸗ 
gehen, wenn man mit folgendem Entwicklungs⸗ 
gange rechnet: Auf die ſeitens der Bank an den 
Kaufmann St. gerichtete Aufforderung zur Be⸗ 
ſchaffung einer Sicherheit fand eine Vereinbarung 
zwiſchen St. und der R. ſtatt, in der die R. 
verſprach, die geforderte Sicherheit durch Ver⸗ 
pfändung einer zum Geſamtgute gehörigen Hy⸗ 
pothek zu beſchaffen. Das Gegenteil, daß feitens 
der R. die Verpfändung gegenüber der Bank 
ohne eine zwiſchen der R. und St. vorausgegangene 
Vereinbarung und ohne Wiſſen des St. erklärt 
wurde, ift in hohem Maße unwahrſcheinlich. 
Trifft dieſe Annahme zu, ſo iſt die Eingehung der 
von der R. unentgeltlich übernommenen Ver⸗ 
pflichtung, zur Sicherheit eine zum Geſamtgute 
gehörige Hypothek zu verpfänden, ein Schenkungs⸗ 
verſprechen. Die R. verſpricht, das Vermögen 
des St. durch eine unentgeltliche Zuwendung aus 
ihrem Vermögen zu bereichern ($ 516), d. h. die 
Vermögenslage des Begünſtigten zu verbeſſern 
(Oertmann, Recht der Schuldverhältniſſe Anm. 1 
zu $ 516). Die Zuſicherung der Verpfändung 
iſt keine vollendete Schenkung, ſie ſchließt in ſich 
noch keine „Bermögensverſchiebung⸗ (Endemann, 
Bürgerliches Recht Bd. I 2 S. 1027, Coſack, 
Lehrbuch! Bd. I S. 414), fie führt ſelbſt keine 
Bereicherung herbei, ſondern bereitet eine ſolche 
nur vor; ſie verlegt die Beſſerung der Vermögens⸗ 
lage des Begünſtigten, (die in unſerem Falle erſt 
durch die Verpfändung der Hypothek herbei⸗ 
geführt wird), in die Zukunft. Liegt ſomit nur 
ein Schenkungsverſprechen vor, ſo ſtellt ſich die 
anſchließende Verpfändung der Hypothek als eine 
„Verfügung“ dar, „durch welche das ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Frau (= der anteilsberechtigten 
Abkömmlinge) erteilte Verſprechen einer ſolchen 
Schenkung erfüllt werden fol” (88 1487, 1446). 
Der etwaige Mangel der Form dieſes Schenkungs⸗ 
verſprechens (8 518 Abſ. 1) würde wegen $ 518 
Abſ. 2 nicht ausſchlaggebend fein. Die von der 
Witwe R. vorgenommene Verpfändung verliert 
auch — darüber kann kein Zweifel beſtehen — 
den Charakter der Erfüllung eines Schenkungs⸗ 
verſprechens im Sinne des § 1446 Abſ. 1 nicht 
um deswillen, weil die Verpfändung einem Dritten, 
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der Bank, gegenüber erfolgt. Es iſt für die Er⸗ 
füllung eines Schenkungsverſprechens gleichgültig, 
ob der die Zuwendung enthaltende oder vermit⸗ 
telnde Akt dem Beſchenkten ſelbſt oder einem 
Dritten gegenüber vollzogen wird (Oertmann a. a. 
O. Anm. 3a zu $ 518). Der Abſchluß des 
Pfandvertrags mit der Bank bedurfte demgemäß 
der Einwilligung der Abkömmlinge. Beſaß die 
Mutter die elterliche Gewalt über die Abkömm⸗ 
linge, ſo war zur Erteilung der Einwilligung die 
Beſtellung eines Pflegers erforderlich (A. Schmidt 
a. a. O. Anm. 2 y zu § 1487); bei Mangel 
der geſetzlich vorgeſchriebenen Einwilligung traten 
die Rechtsfolgen der 88 1448, 1487 ein. Das 
Hypothekenamt durfte ſomit den Nach⸗ 
weis der Einwilligung oder den Nach⸗ 
weis, daß der Verpfändung der Hy⸗ 
pothef eine Schenkung nicht zugrunde 
liege, fordern. 


Das neue Weingeſetz. 
Von Landgerichtsrat W. Reih in Landau (Pfalz). 


Das am 7. April d. 38. erlaſſene Wein: 
geſetz iſt das dritte ſeiner Art innerhalb 17 Jahren. 
Dieſer raſche Umtrieb in der Geſetzgebung iſt 
auch für deutſche Verhältniſſe auffällig. Schädigt 
allzu häufige Geſetzesänderung ſchon an und für 
ſich das Rechtsgefühl im Volke und entzieht dieſem 
damit immaterielle Werte von nicht zu unter⸗ 
ſchätzender Bedeutung, ſo geht es bei ſolchen, das 
Wirtſchaftsleben unmittelbar beeinfluſſenden Ge⸗ 
ſetzen auch ohne ſchwere materielle Nachteile nicht 
ab. Wenn gleichwohl die Stimmen, welche die 
Zeit ſeit dem zweiten Weingeſetz für eine Geſetzes⸗ 
änderung noch zu kurz erachteten, immer ver: 
einzelter wurden und derzeit ſo gut wie vollſtändig 
verſtummt ſind, ſo iſt hierdurch das erneute 
Eingreifen des Geſetzgebers als vollberechtigt dar⸗ 
getan. In der Tat haben auch die beiden Vor⸗ 
gänger des neuen Geſetzes berechtigte Forderungen 
weiter Kreiſe der unmittelbar und mittelbar Be⸗ 
teiligten, von letzteren insbeſondere der Konſu⸗ 
menten, unerfüllt gelaſſen und nie die allgemeine 
Rechtsüberzeugung verwirklicht. Von dem Geſetz 
„betreffend den Verkehr mit Wein, weinhaltigen 
und weinähnlichen Getränken“ vom 20. April 1892, 
das bis 1. Oktober 1901 in Geltung war, iſt es 
heute unbeſtritten, daß es der Weinpantſcherei 
direkt Vorſchub geleiſtet hat, indem es in den 
durch die Bundesratsbekanntmachung vom 29. April 
1892 als Schutzmauer gegen das Eindringen ge⸗ 
fälſchter Weine aufgerichteten Grenzzahlen Mindeſt⸗ 
Erforderniſſe für geſetzmäßig gezuckerte Weine auf⸗ 
ſtellte, welche mit Zuckerwaſſer überſtreckte und 
andere gefälſchte Produkte mit Leichtigkeit zu er⸗ 
füllen vermochten; da die Herſtellung der letzteren 
geſtattet war — es handelt ſich um die ſogen. 
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weine — ſolche aber nach einiger Behandlung, 
insbeſondere nach Verſetzung mit Chemikalien, 
den Grenzzahlen genügten und nunmehr mit den 
damaligen Hilfsmitteln und Methoden der Straf⸗ 
verfolgung regelmäßig nicht mehr von geſetz⸗ 
entſprechend hergeſtellten Weinen zu unterſcheiden 
waren, ſo fiel es niemand mehr ein, dieſe Nach⸗ 
und Auch⸗Weine, was nach § 4 IL jenes Geſetzes 
erlaubt blieb, „unter einer ihre Beſchaffenheit er⸗ 
kennbar machenden oder einer anderweiten, fie 
von Wein unterſcheidenden Bezeichnung“ in den 
Verkehr zu bringen; anfangs einzelnen außer⸗ 
ordentliche Gewinne abwerfend, dann mit zu⸗ 
nehmender Vermehrung ſich gegenſeitig im Preiſe 
mehr und mehr herunterdrückend, überſchwemmten 
ſie als ſogenannte analyſenfeſte Weine das Land, 
fodaß der reelle Weinbauer und Weinhändler, ſo⸗ 
weit nicht Qualitätsweine in Frage kamen, ihrer 
Konkurrenz teils nicht teils nur mit Mühe Stand 
zu halten vermochte. 

Das zweite Weingeſetz vom 24. Mai 1901 
tat zwar, gedrängt von dem überall hervorbre⸗ 
chenden Unwillen, einen energiſchen Schritt vor⸗ 
wärts, indem es die Herſtellung der Nachweine und 
Kunſtweine nur noch zu Zwecken des Haustrunks, 
die Herſtellung von Treſter⸗, Roſinen⸗ und Korinthen⸗ 
weinen außerdem in der Branntweinbrennerei 
zum Zwecke des Abbrennens zu Alkohol geſtattete, 
im übrigen aber jede gewerbsmäßige Herſtellung 
ſolcher Getränke verbot, auch die Zuckerung in 
engere Schranken (8 2“ einſchloß unter Hervor⸗ 
hebung in der zur Ausführung erlaſſenen Bundes⸗ 
ratsbekanntmachung vom 2. Juli 1901, daß die 
Weine nicht nur den beibehaltenen, wenn auch 
meiſt etwas erhöhten Grenzzahlen, ſondern auch 
nach Ausſehen, Geruch und Geſchmack dem Durch⸗ 
ſchnitt der ungezuckerten Weine des betreffenden 
Weinbaugebiets entſprechen müßten. Die Gerichte 
ſollten die Beſchaffenheit des Weines mehr nach 
dem Sinnenbefund, nicht ausſchließlich nach deſſen 
analytiſchem „Zahlenbild“ beurteilen. Daneben 
wurde eine Weinkontrolle angeordnet. 

Die letztere wurde in dem weitaus größten 
Teile Deutſchlands durch die Landesregierungen 
als ehren⸗ oder nebenamtliche eingerichtet und 
zeitigte, von einzelnen Ausnahmen abgeſehen, keine 
Erfolge. Auch da, wo unterſtützt von Kontrolleuren 
im Hauptamte eine umfaſſende Bekämpfung der 
Weinfälſchung im Wege der Strafverfolgung ins 
Werk geſetzt wurde, waren die Schwierigkeiten be⸗ 
trächtlich und nur beim Zuſammentreffen ver⸗ 
ſchiedener günſtiger Momente zu überwinden. 
Dabei zeigte ſich, daß mit Zungenſachverſtändigen 
allein, ein ſo wertvolles Beweismittel ſie, richtig 
verwendet, darbieten, der erforderliche Beweis 
regelmäßig nicht zu liefern war; die Chemie aber 
ſteht gerade den raffinierteren Fälſchungen macht⸗ 
los gegenüber. 


So kam es, daß die Zuckerſeuche 
in Geſtalt überzuckerter, beſonders aber überſtreckter 
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Produkte nach wie vor in erheblichem Umfange 
graſſierte. Für diejenigen, welche die Wirkſamkeit 
der Methoden und Mittel der Strafverfolgung 
überſchauen und beurteilen konnten, war es bald 
klar, daß ohne obligatoriſche Buchführung und 
Buchkontrolle der übermäßigen Mengenvermehrung 
überhaupt nicht zu ſteuern ſei. Vielfach wird dem 
Syſtem der Grenzzahlen allgemein die Schuld an 
dieſen Zuſtänden beigemeſſen, jedoch in dieſer Aus⸗ 
dehnung mit Unrecht; es konnte zwar zu ſchiefen 
Auffaſſungen führen, daß der Bundesrat, dem 
nach § 20 b die Aufſtellung von Grundſätzen für 
die Feſtſtellung des Durchſchnittsgehalts gezuckerter 
Weine an Extraktſtoffen und Mineralbeſtandteilen 
übertragen war, ſtatt folcher Durchſchnitts⸗ 
zahlen wieder nur Grenzzahlen veröffentlichte, 
welche dann im Verkehr tunlichſt als Durchſchnitts⸗ 
zahlen figurierten; allein dieſer Mißbrauch hätte 
geſtützt auf die im § 2 enthaltenen Grundfäße 
bald ſeine Beſchränkung gefunden, wenn es eben 
nur möglich geweſen wäre, das woher und wohin 
der Weine etwas mehr zu verfolgen. Gegen die 
in der Bezeichnung der Weine eingeriſſene völlige 
Zügelloſigkeit (Etikettenſchwindel) hatte das zweite 
Weingeſetz vollends gar nichts getan. 

Mit dieſer Skizzierung der hauptſächlichſten 
Ausgangspunkte für eine Neuregelung, welche gegen⸗ 
über dem Fortbeſtand der von jeher beklagten 
Mißſtände als das kleinere Uebel erſchien, kann 
die Betrachtung des ſeitherigen Zuſtandes geſchloſſen 
werden, ohne daß die Mängel und Lücken dieſer 
Geſetze noch tiefer aufzuzeigen wären. Die vielen, 
zum Teil umfangreichen Weinprozeſſe der ver⸗ 
floſſenen Jahre haben Regierung, Intereſſenten 
und Volk die Augen geöffnet und den Boden be⸗ 
reitet, auf dem in weiten Kreiſen ein wahrer 
Heißhunger nach Ehrlichkeit im ganzen Weinverkehr 
erwachſen iſt. Ehrlichkeit für den geſamten Wein⸗ 
verkehr iſt auch der das neue Geſetz beherrſchende 
Grundſatz. Zur Ermöglichung eines Urteils, wie 
weit es ihn verwirklicht hat, ſollen im folgenden 
die e Beſtimmungen beſprochen 
werden. | 


I. Aufbau des Geſetzes, Begriff des 
Weines. 


Das Geſetz regelt hauptſaͤchlich die Herſtellung, 
den Vertrieb und die Bezeichnung des Weines; 
zwiſchenhinein werden aber auch mehr oder minder 
weitgehende Vorſchriften über die weinhaltigen und 
weinähnlichen Getränke, ſowie erſtmals auch über 
den Kognak gegeben. Für die Kontrolle hinſicht⸗ 
lich dieſer Flüſſigkeiten werden Normen aufgeſtellt, 
die Umfang und Art der Kontrolle ſowie die Be⸗ 
fugniſſe und Pflichten der Kontrolleure betreffen; 
die Zuſtändigkeit in Betreff der Kontrolle zwiſchen 
dem Reich und den Bundesſtaaten wird ausge⸗ 
ſchieden; der hauptſächlichſte übrige Inhalt des 
Geſetzes beſteht in Strafbeſtimmungen. 
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Die Herſtellung des Weines wird nach einem 
völlig neuen Syſtem geordnet. Die beiden erſten 
Weingeſetze zählten, von der Zuckerung abgeſehen, 
die verbotenen Herſtellungsarten auf, das neue 
die erlaubten; demnach ſind aus dem neuen 
die häßlichen Kataloge von Fälſchungs⸗Mitteln 
und Verfahren verſchwunden, welche dort einen 
breiten Raum einnahmen und den inländiſchen 
Wein im Auslande diskreditierten, ohne doch alle 
Fälle der Fälſchung gleich ſicher zu treffen. Nach 
dem neuen Geſetze iſt alles verboten, was 
nicht erlaubt iſt; die beiden Vorgeſetze können jetzt 
als Nachſchlagewerke für die hauptſächlichſten Fäl⸗ 
ſchungsarten dienen. 

Geſetzestechniſch war das erſte Weingeſetz eine 
authentiſche Interpretation des Nahrungsmittel⸗ 
geſetzes, das zweite fußte noch in mehreren Be⸗ 
ziehungen auf ihm, ſo hinſichtlich der Keller⸗ 

behandlung und der Verbeſſerung mit Zuckerwaſſer, 
während es im übrigen die Materie ſelbſtändig 
zu regeln ſuchte; das dritte iſt überall ein 
Spezialgeſetz ohne Anlehnung an das Nahrungs⸗ 
mittelgeſetz, wenn es auch beffen ſubſidiäre 
Geltung ebenſo wie die des Warenbezeichnungs⸗ 
geſetzes vom 12. Mai 1894 und des Geſetzes über 
den unlauteren Wettbewerb vom 27. Mai 1896 
in § 30 vorbehält. 

1. Das Geſetz beginnt in § 1 mit einer ver⸗ 
kappten Definition des Naturweines: „Wein iſt 
das durch alkoholiſche Gärung aus dem Safte der 
friſchen Weintraube hergeſtellte Getränk.“ 

Der ſachlich gemeinte Begriff Naturwein 
iſt nicht genannt, um den rationell gezuckerten Wein, 
der gleichfalls als Wein ohne beſondere Deklaration 
gelten ſoll, nicht nachteilig zu differenzieren. Wo 
das Geſetz im folgenden von Wein ſpricht, iſt aus 
dem Zuſammenhang zu entnehmen, ob es damit 
nur Naturwein meint oder auch gezuckerten Wein 
mit begreift. Die dem gezuckerten Wein durch 
dieſe Selbſtentäußerung im Begriffe Naturwein 
zugewandte moraliſche Begünſtigung wird übrigens 
durch das Geſetz ſelbſt inſoferne eingeſchränkt, 
als § 5 II im gewerbsmäßigen Weinverkehr eine 
Auskunfts⸗ bzw. Fragepflicht darüber begründet, 
ob der Wein gezuckert ſei; damit iſt demnach 
eine beſchränkte Deklarationspflicht der Zuckerung 
ſtatuiert. ö 

Der Begriff des Weines ſetzt Alkohol voraus; 
von ihm heben ſich ab einerſeits der Wein, der 
in dem Weinberge geerntet wird (vgl. Weinleſe, 
Weinbauer), alſo die Trauben, welche zum Zwecke 
der Weinbereitung zerſtampft oder gemahlen zu 
werden pflegen und im Geſetze dann als Trauben⸗ 
maiſche bezeichnet werden, andererſeits der aus den 
Trauben abgepreßte Saft, welcher als Trauben⸗ 
moſt bezeichnet wird; der in letzterem enthaltene 
Zucker wird durch die Tätigkeit der Hefe (pflanz⸗ 
liche Zellen) in Kohlenſäure und Alkohol, Bern⸗ 
ſteinſäure und Glyzerin geſpalten („alkoholiſche“ 
Gärung, ſo genannt nach dem entſtehenden Haupt⸗ 


181 


beſtandteil) und ſo der Moſt zum Weine. Wird 
behufs Herſtellung alkoholfreier Weine zuerſt die 
alkoholiſche Gärung durchgeführt, um dem Produkte 
dann erſt den Alkohol zu entziehen, fo liegt hiernach 
von der Vergärung bis zur „Entgeiſtung“ des 
Produktes Wein vor, während es ſich nachher nicht 
mehr um ſolchen handeln kann. 

Die Herſtellung des Weines muß „aus dem 
Safte der friſchen Weintraube“ geſchehen. Beides 
iſt nicht ſtreng wörtlich zu nehmen. 

Bei der Herſtellung des Rotweines, den man 
gemeinhin als Maiſche vergären läßt, wirb der 
Farbſtoff aus den Hülſen ausgelaugt und außerdem 
werden aus den Kämmen und Kernen Beſtand⸗ 
teile aufgenommen, inſofern erfolgt die Herſtellung 
nicht aus dem „Safte“. Die Zuläſſigkeit dieſes 
Verfahrens, welche fih indirekt auch aus § 31 
ergibt, iſt gleichwohl nicht zu bezweifeln, wie es 
auch als erlaubt gelten muß, Natur⸗Weißmoſte 
über der Maiſche vergären zu laſſen; ſo pflegen 
die ausländiſchen Traubenmaiſchen wegen der Länge 
des Transports meiſt bereits vergoren anzukommen 
und regelmäßig wird auch bei Inländern der bei 
Fälſchung mittels Treſterwein dem Weine längere 
Zeit anhaftende Trebergeſchmack mit dem Angären 
auf der Maiſche erklärt. 


Die Trauben gelten als „friſch“, wenn ſie 
nicht völlig getrocknet ſind (Roſinen, Cibeben, 
Sultaninen); Trauben, die man am Stocke oder 
auf Stroh teilweiſe eintrocknen läßt (Trocken⸗ 
beerausleſen, Strohwein) können daher immer noch 
zur Weinbereitung verwendet werden. 


2. Aus dem Geſagten geht ſchon hervor, daß 
der prinzipielle Begriff des Weines im Sinne des 
§ 1 im Geſetze nicht feſtgehalten ift. Die SS 2, 
3, 4 geben ſachlich eine Modifikation und Inter⸗ 
pretation und laſſen Herſtellung von Wein zu 
über die in § 1 ſtatuierte Herſtellungsweiſe des 
Weines hinaus; die bezüglichen Vorſchriften be⸗ 
handeln: | 


II. Weiter erlaubte Arten der 
Weinherſtellung. 


1. Die Zuckerung — § 3 — beſteht entweder 
im Zuſatz von Zucker allein (Trockenzuckerung) oder 
im Zuſatz von Zuckerwaſſer. Sie fotíte nach der 
Abſicht ſchon des erſten Weingeſetzes nur ein Not⸗ 
behelf (nicht eine allgemein anzuerkennende 
Herſtellungs⸗ oder Behandlungsart des Weines) 
ſein und ermöglichen, in ungünſtigen Jahren bei 
mangelnder Traubenreife den Alkoholgehalt zu er⸗ 
höhen und die Säure herabzuſetzen, um ein Pro⸗ 
dukt wie in mittleren Jahren zu erhalten; zur 
Gewährleiſtung einer nur dieſe Zwecke verfolgenden 
Zuckerung erwies ſich jedoch die im Geſetz gewählte 
Begrenzung durch die Mindeſtzahlen von Extrakt, 
Aſche und Extraktreſten der Naturweine des be⸗ 
treffenden Weinbaugebietes, wie bereits erwähnt, 
als unzureichend. Das zweite Weingeſetz erhöhte 
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dieſe Anforderungen, indem es bei der Zuckerung 
Erreichung der bezüglichen Durchſchnittszahlen 
vorſchrieb und daneben ein poſitives und ein nega⸗ 
tives Erfordernis neu einführte: Die Zuckerung 
durfte nur mehr erfolgen, um den Wein zu ver⸗ 
beſſern, durfte aber in keinem Falle deſſen Menge 
erheblich vermehren. Letztere Beſtimmung, welche 
in der Praxis der pfälziſchen Gerichte die Aus⸗ 
legung fand, daß in dem gezuckerten Wein nicht 
mehr als 25 °/o Zuckerwaſſer fein dürften, auch 
wenn der Zweck der Verbeſſerung allenfalls noch 
einen höheren Prozentſatz erforderlich machte, iſt 
der Ausgangspunkt der im neuen Geſetz zahlen⸗ 
mäßig fixierten „räumlichen Beſchränkung“ ge⸗ 
worden. 

a) Darnach darf der Zuſatz an Zuckerwaſſer 
in keinem Falle mehr als ein Fünftel der geſamten 
Flüſſigkeit d. h. des gezuckerten Moſtes oder Weines 
betragen (20 %); dabei ift zu beachten, daß der 
in dem Waſſer gelöſte Zucker ein gewiſſes Volumen 
Flüſſigkeit ergibt (1 kg Zucker = 0,6 1 Flüſſigkeit) 
und daß diefe Flüſſigkeitsmenge und die Menge 
des dazu verwendeten Waſſers zuſammengerechnet 
nicht mehr als 20 %% Raum einnehmen dürfen; 
wer alfo mit 20% Zuckerung 1000 1 gezuckerten 
Wein herſtellen und hierzu 120 Pfund Zucker 
verwenden will, darf zur Zuckerlöſung nur 164 1 
Waſſer nehmen, da der Zucker (60 kg X 0,6) = 361 
Flüſſigkeit ergibt. Der Regierungsentwurf hatte 
als oberſte Grenze 16 °/o der Geſamtflüſſigkeit 
vorgeſchlagen, indem er den Zuckerwaſſerzuſatz nicht 
mehr „als ein Fünftel des in die Miſchung ge⸗ 
langenden Moſtes oder Weines“ betragen laſſen 
wollte; der Reichstag hat demnach die Höchſtgrenze, 
in der vom Geſetz abweichenden Berechnungsart 
des Regierungsentwurfs geſprochen, von 20% auf 
25 % hinaufgeſetzt. 

b) Bei der Herſtellung von Weißwein darf der 
Zucker oder das Zuckerwaſſer nur dem Trauben⸗ 
moſt oder Wein, bei der Herſtellung von Rotwein 
ſowohl dieſem als der vollen Trauben maiſche zu⸗ 
geſetzt werden. Die Zuckerung weißer Maiſchen 
iſt alſo verboten. Bei Berechnung des Zucker⸗ 
waſſerzuſatzes zur vollen Rotweintraubenmaiſche 
iſt der hierfür zuläſſige Prozentſatz nicht nach dem 
Volumen der Maiſche, ſondern des daraus zu er⸗ 
kelternden Weines zu berechnen. In der Reichs⸗ 
tagskommiſſion wurde eine Ausbeute von 75% 
der Maiſche angenommen, vorbehaltlich der aus 
Traubenſorten und Jahrgängen entſpringenden 
und im einzelnen Fall zu berückſichtigenden Ver⸗ 
ſchiedenheiten. 

„Volle“ Rotweinmaiſche liegt vor, wenn von dem 
Safte der Trauben nichts entfernt iſt; daher iſt 
die nach Ablauf des Klaretweines (Vorlauf bei 
ſchwacher Preſſung der meiſt nicht gemahlenen 
Trauben, verwendet bei der Sektfabrikation) übrig 
bleibende Maiſche nicht mehr voll und zuckerungs⸗ 
fähig, wohl aber die „entrappte“ Maiſche, bei der 
die Kämme der Trauben entfernt ſind. 
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c) Geſtattet iſt die Zuckerung nur bei in⸗ 
ländiſchen Erzeugniſſen, Ausländer find von der 
Zuckerung ausgeſchloſſen. ; 

d) Unterſucht man nun die inneren Voraus⸗ 
ſetzungen, unter denen das neue Geſetz die Zucke⸗ 
rung überhaupt zuläßt, ſo ſind auch im neuen 
Geſetz die Anknüpfungspunkte dieſelben wie in den 
früheren, nur hat man ſie diesmal ausdrücklich 
erwähnt: es ſoll „einem natürlichen Mangel an 
Alkohol oder einem Uebermaß an Säure ab: 
geholfen werden“. Fehlt nur der Alkohol, ſo ge⸗ 
nügt Trockenzuckerung, bei der der Zucker den 
mangelnden Alkohol liefern muß; bei Uebermaß 
an Säure allein oder in Verbindung mit einem 
Mangel an Alkohol muß regelmäßig Zuckerwaſſer 
zugeſetzt werden, wobei dem Waſſer vorzugsweiſe 
die Verdünnung der Säure (Abſtumpfung) als 
Aufgabe zufällt; zugleich wird aber auch durch 
Erhöhung des Alkoholgehalts die Säure geſchmack⸗ 
lich verdeckt, ſo daß auch ſo die Abſtumpfung der 
Säure gefördert wird. 

e) Aus der Faſſung der Vorſchrift ergibt ſich, 
daß die genannten beiden Zwecke die einzigen 
Rechtfertigungsgründe für die Zuckerung bilden; 
es iſt alſo nicht mehr geſtattet, ohne ſie 
lediglich zum Zwecke der Verbefſerung zu zuckern, 
alſo etwa um den Geſchmack von Traubenkrank⸗ 
heiten, ſog. Bodengeſchmack, oder einen Artgefchmack 
von Trauben (Portugieſer) zu verdecken, die Weine 
haltbarer zu machen (durch hohen Alkohol) oder 
gar ſie gewiſſen Geſchmacksrichtungen anzupaſſen 
(Ueberzuckern, um dem Verlangen ganz hoher Alko⸗ 
holgehalte entgegenzukommen, die ſonſt dem betr. 
Weine verſagt ſind; Umwandlung von ſchweren 
plumpen Weinen in leichte ſpritzige). Das Geſetz 
hat aber auch die Norm geändert, nach der ſich 
die Zuckerung zu richten hat, indem es die Be⸗ 
ziehung zu dem Naturwein konkreter, ja eigentlich 
konkret geſtaltete. Norm iſt nicht mehr der Natur⸗ 
wein eines beliebigen Weinbaugebietes oder 
eines Weinbau gebietes ſchlechthin. Der Zuckerer 
darf alſo nicht mehr, wie es auf Grund der 
Faſſung des § 2“ des zweiten Geſetzes wie auch 
des erſten angenommen wurde, ein Weinbaugebiet 
frei wählen, dem der Wein nach ſeiner Benennung 
entſprechen ſollte und deſſen Durchſchnitt ſeinen 
Wein angleichen, z. B. die extrakt⸗ und aſchen⸗ 
reichen Pfälzer auf die mittleren Zahlen der Moſel 
einſtellen, noch genügt es, daß ſein Wein dem 
Durchſchnitt des Weinbaugebietes lein terri⸗ 
torialer größerer Verband gemeinhin zuſammen⸗ 
gerechneter Weine, z. B. Franken, Heſſen, Rhein⸗ 
gau, Elſaß ꝛc.) gerecht wird, wenn der zu zuckernde 
Wein nach feinem ſpeziellen Urſprungsort 
ihn überſchreitet; vielmehr darf Zucker oder 
Zuckerwaſſer nur zugeſetzt werden, „um einem 
natürlichen Mangel an Zucker bzw. Alkohol oder 
einem Uebermaß an Säure inſoweit abzuhelfen, 
als es der Beſchaffenheit des aus Trauben 
gleicher Art und Herkunft in guten 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 9. 


Jahrgängen ohne Zuſatz gewonnenen Erzeug⸗ 
niſſes entſpricht“. 

a) Ziel und Grenze der Zuckerung bildet alſo 
die Beſchaffenheit des adäquaten Naturweines in 
guten Jahrgängen hinſichtlich Alkohol und Säure; 
man darf alſo die Säure und den Alkohol des 
Naturweines der gleichen Traubenſorte und der 
gleichen Lage in guten Jahren anſtreben, aber 
nicht darüber hinaus die Beſchaffenheit von 
Naturweinen aus edleren Traubenſorten oder 
befſeren Lagen, ſelbſt wenn dies im Rahmen des 
20 %% 6 Zuderwaffermarimums oder der Trocken⸗ 
zuckerung zu verwirklichen wäre. Dabei wäre die 
Gleichheit ſoweit als möglich durchzuführen, die 
Zuckerung der Trauben der ſchlechteſten Gewanne 
einer Gemarkung hätte, ſofern deren Produkte allein 
gezuckert werden, ihren Maßſtab immer nur aus 
den Naturweinen der betreffenden Gewanne, nicht 
der ganzen Gemarkung zu entnehmen. Ne sutor 
ultra crepidam! Daß in der praktiſchen Durch⸗ 
führung, wenn Miſchungen verſchiedener Lagen, 
Orte und Länder zuſammen verarbeitet werden, eine 
genaue Feſtſtellung dieſer Art ſich nicht treffen läßt, 
liegt auf der Hand. Takt und Erfahrung müſſen die 
mit der Anwendung des Geſetzes betrauten Be⸗ 
amten vor Abſurditäten bewahren; als Notanker 
gegen Mißbrauch dient die räumliche Begrenzung, 
bei der ſich inſofern die Hinaufſetzung der Zuckerungs⸗ 
grenze fühlbar macht. 

p) „Gute Jahrgänge“ find ſolche, in denen 
die qualitativ beſten Weine nach Alkohol und 
Säure hervorgebracht wurden; ein einzelner in 
Dezennien nicht wiederkehrender beſter Jahrgang 
kann natürlich als Norm nicht gemeint ſein; es 
dürfen daher nicht alle Weine auf die Beſchaffen⸗ 
heit des Jahrganges 1865 eingeſtellt werden. 
Im übrigen mag aus den verſchiedenen guten 
Jahrgängen eine Kombination je für Alkohol und 
Säure geſondert und für Herkunft und Trauben⸗ 
ſorte verſchieden gerechtfertigt ſein. 

7) Schließlich iſt Vorausſetzung der Zuckerung, 
daß die Verbeſſerungsbedürftigkeit des Ausgangs⸗ 
produktes auf einem „natürlichen“ Mangel oder 
Uebermaß beruht. Wer Trauben ohne Veran⸗ 
laſſung zu frühe erntet und dadurch den Zucker⸗ 
mangel und das Säureübermaß auch nur 
teilweiſe veranlaßt, wird von der Zuckerung 
nicht nur, ſoweit die Wirkungen ſeines Früh⸗ 
herbſtens in Betracht kommen, ſondern überhaupt 
ausgeſchloſſen ſein. Aehnlich wollte die Regierungs⸗ 
vorlage, welche ſtatt auf gute Jahrgänge auf 
Jahre der Traubenreife abgeſtellt hatte, die 
Zuckerung von Erzeugniſſen ausſchließen, welche 
an Orten wachſen, an denen die Trauben nie 
ausreifen. Nach dem Geſetze ift die Zuckerungs⸗ 
berechtigung ſolcher Erzeugniſſe aber nicht zu 
beſtreiten. Die Verwirkung der Zuckerungsberechti⸗ 
gung tritt jedoch beim Frühherbſten nur ein, 
wenn es ohne rechtfertigende Ver⸗ 
an laſſung geſchehen ift; Traubenfäule, Trauben- 
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krankheiten (Peronospora, Sauerwurm), Hagel- 
beſchädigungen zwingen nicht ſelten, die Trauben 
vor der Reife oder zu früh abzunehmen, wenn 
nicht das Erträgnis ganz unverhältnismäßig zu⸗ 
ſammenſchmelzen fol. Da das Geſetz uber den 
Herbſtbeginn und ſeine Vorausſetzungen ſich nicht 
ausſpricht, iſt es zuläſſig, die Entſcheidung 
über ihn nach den obigen Geſichtspunkten zu 
treffen und als Gegenſatz zu dem auch hier als 
vorliegend zu erachtenden natürlichen Mangel 
an Zucker den ohne Veranlaſſung herbeigeführten 
aufzuſtellen. Die Möglichkeit, daß durch Bor- 
herbſten einzelne Gegenden, Orte oder Beſitzer fih 
Sondervorteile verſchaffen könnten, wird übrigens 
durch entſprechende Verwaltungsmaßnahmen aus⸗ 
geſchloſſen bzw. die Handhabung des Herbſtbeginnes 
unter einheitliche Grundſätze geſtellt werden müſſen. 
Wer Moſte und Weine Behandlungen unterwirft, 
um den natürlichen Säurerückgang aufzuhalten 
(Paſteuriſieren) wird der Zuckerungsberechtigung 
gleichfalls verluſtig gehen. 

Dieſer natürliche Säurerückgang, der haupt⸗ 
ſächlich aus Anlaß der Weinſteinausſcheidung und 
der Zerſetzung der Apfelſäure eintritt, iſt nach den 
(nicht ſehr vollſtändigen) Erfahrungen bei der Be- 
meſſung der Zuckerung zur Säureverdünnung 
vorweg mit zu kalkulieren; (entſchuldbarer Irrtum 
ſchützt vor Strafe, Erläuterungen zum Entwurf 
zu ; 
Die Zuckerung unterliegt weiter der „zeit: 
lichen“ und „örtlichen“ Beſchränkung. 

f) Sie darf „nur in der Zeit vom Beginne 
der Weinleſe (deſſen Feſtſetzung alſo auch in dieſer 
Beziehung wichtig iſt) bis zum 31. Dezember 
des Jahres vorgenommen werden; ſie darf bei 
ungezuckerten Weinen früherer Jahrgänge 
nachgeholt werden.“ 

Die Regierungsvorlage hatte eine Nachzuckerung 
auch bei bereits gezuckerten, aber nicht genügend 
gezuckerten Produkten des Vorjahres zulaſſen 
wollen. Die Kommiſſion hat das Gegenteil be⸗ 
ſtimmt, um nicht Umgehungen der räumlichen 
Beſchränkung die Wege zu ebnen. Daraus er⸗ 
gibt ſich nicht ein argumentum e contrario, 
ſondern ein Analogieſchluß für die im Geſetz nicht 
ausdrücklich gelöſte Frage, ob etwa die Nach⸗ 
zuckerung nicht genügend gezuckerter Produkte 
innerhalb der Grenzen des § 3 1 und der Friſt 
des § 3 II Satz 1 (von Herbſtbeginn bis 31. De⸗ 
zember) als erlaubt anzuſehen iſt. Die Frage iſt 
wohl zu verneinen, da auch hier die Gefahr der 
Umgehung der Zuckerungsbeſchränkungen beſteht 
und das Geſetz in § 3 I erſichtlich nur von der 
Zuckerung von Naturtraubenmoſt und Natur⸗ 
traubenwein ſpricht, alſo nur eine einmalige 
Zuckerung im Auge gehabt zu haben ſcheint. 
Gegen die Zulaſſung ſpricht auch entſcheidend die 
techniſche Erwägung, daß der Säurerückgang bis 
31. Dezember nicht abgeſchloſſen iſt, vielmehr noch 
regelmäßig der Rückgang infolge Zerfalls der 
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Apfelſäure bevorſteht, der den gewollten natür- 
lichen Säurerückgang noch bringen kann, ſodaß 
für eine Nachzuckerung auch nach dem erſten 
Säurerückgang weſentlich verlaſſigere Unterlagen 
nicht vorliegen. Unter dieſen Umſtänden iſt es 
richtiger, den Zuckerer darauf zu verweiſen, die 
Endentwickelung des Saͤureabbaues abzuwarten 
und dort, wenn nötig, durch Verſchnitt zu helfen, 
als ein mehrmaliges Manipulieren an dem Weine 
mit Zuckerwaſſer zu geſtatten. Ueberdies ſtehen 
nach dem Urteil erfahrener Fachleute umgegorene 
Weine in weſentlichen Eigenſchaften hinter moſt⸗ 
gezuckerten zurück. 

g) Die „örtliche Beſchränkung“ — 8 3 III — 
geſtattet ſchließlich die Zuckerung nur „innerhalb 
der am Wein bau beteiligten Gebiete des Deutſchen 
Reiches“. Dieſe Gebiete folen die Landeszentral⸗ 
behörden nach $ 25 IV ermächtigt fein, im Ein: 
vernehmen mit dem Reichskanzler zu beſtimmen. 
Die Zuckerung bildet alſo ein Monopol der wein⸗ 
bautreibenden Gegenden; die Deutung, daß die 
Zuckerung in den ganzen politiſchen Gebietsteilen 
erlaubt ſei, von denen vielleicht nur in einer 
kleinen Gegend Wein gebaut wird, dürfte ab⸗ 
zuweiſen ſein. 

h) Auf die Vorſchriften, daß zur Zuckerung 
nur „reines“ Waſſer (alſo regelmäßig nicht 
Bachwaſſer, Schwenkwaſſer der Faäſſer, auch 
nicht das ſeither teilweiſe verwendete Maſchinen⸗ 
leericht, d. h. die am Anfang und Ende des 
Filtrierens in der Filtriermaſchine ſtattfindende 
Miſchung zwiſchen Waſſer und Wein) und nur 
techniſch reiner „nicht färbender“ Zucker der in 
8 3 VI bezeichneten Art (Erſatz der nicht mehr er: 
laubten Zuckerkouleur), verwendet werden dürfen 
und daß die Abſicht zu zuckern behördlich anzu⸗ 
melben iſt, iſt lediglich hinzuweiſen. 

i) Die Vorſchriften über die Zuckerung ent: 
halten ausdrücklich nichts über die Art und Weiſe der 
techniſchen Ausführung. In dieſer Hinſicht kommt 
zweierlei in Betracht; zunächſt: Muß der Zucker 
(verbis „auch in reinem Waſſer gelöſt“) mit der 
ganzen zugehörigen Waſſermenge, die 120 Pfund 
in obigem Beiſpiele alfo mit 164 1 Waſſer ver: 
miſcht werden, ehe er zu dem Moſte oder Wein, 
event. der roten Traubenmaiſche kommt, oder iſt 
es auch erlaubt, den Zucker beiſpielsweiſe in 
100 1 Waſſer zu löſen, dieſes Zuckerwaſſer zu: 
zuſetzen und ſodann noch 64 reines Waſſer event. 
geraume Zeit ſpäter nachlaufen zu laſſen? So⸗ 
dann: Iſt es geſtattet, wenn eine in mehreren 
Gebinden liegende Moft: oder Weinmenge gezuckert 
werden ſoll, das Zuckerwaſſer für die Geſamt⸗ 
menge nur einzelnen Fäſſern zuzufetzen (dieſe alſo 
momentan zu überſtrecken) und dann erſt die ge⸗ 
zuckerten Faͤſſer mit den andern, die Naturprodukt 
enthalten, zu vermiſchen (durch Umpumpen, Zu⸗ 
ſammenlaufenlaſſen mit dem Verteiler ꝛc.)? Be⸗ 
ſonders die letztere Frage iſt für die Kontrolle 
von der größten praktiſchen Bedeutung, wie hier 
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allerdings nur kurz angedeutet werden kann. 
Die Frage erledigt ſich nicht mit dem Hinweis, 
daß dem Zuckerungsgeſchäfte ein gewiſſer Spiel- 
raum in der Ausführung bleiben müſſe. Wenn 
es geſtattet ſein ſoll, den Kontrolleur, der das 
überſtreckte Produkt findet, darauf zu verweilen, 
daß in der naͤchſten Minute das nebenanliegende 
Naturprodukt zugemiſcht werde, und hiegegen nichts 
zu erinnern iſt, ſo muß doch die Konſequenz 
ſtutzig machen, daß dann auch auf die Zufüllung 
von Naturprodukt verwieſen werden könnte, das 
auswärts gekauft, aber „zufällig“ noch nicht an⸗ 
gekommen iſt oder das erſt wieder anfällt, wenn 
die Leſe wieder den gleichen Moſt erbringt, was 
Tage lang ſich hinziehen könnte, oder das gar 
erſt gekauft werden ſoll. Soll der Kontrolleur 
abziehen, wenn von einem überſtreckten 10 Fuder⸗ 
faß Moſt behauptet wird, er werde ſofort 
jüß verſandt werden und in jedes Halbſtückfaß 
der Sendung käme dann „der Einfachheit halber“ 
direkt von der Kelter noch eine gewiſſe Menge 
Naturmoſt? 

Da die Kontrolle infolge der örtlichen und 
zeitlichen Beſchränkung in der relativ kurzen Herbſt⸗ 
kampagne eine außerordentlich vermehrte Arbeit 
zu leiſten haben wird, iſt es bedenklich, durch 
Zulaſſung ſolcher Verfahren ihr den Ueberblick zu 
benehmen und unredlichen Elementen Gelegenheit 
zu geben, ihre Manipulationen ſo auch ihrem 
eigenen Perſonal zu verbergen und ſtets durch 
Vorſchützung dieſer Verfahren wirkliche Fälſchungen 
harmlos und ſchwer widerlegbar zu bemänteln. 
Moſt und Wein treten ſinnfällig in Erſcheinung 
vermöge der ſie enthaltenden Gebinde und können 
nicht durch unſichtbare Abſichten des Herſtellers 
konkretiſiert werden. Man wird darnach auch ver⸗ 
langen müſſen, daß der Inhalt jeden Gebindes 
in jedem Augenblick in geſetzentſprechender Zu⸗ 
ſammenſetzung ſich befindet. 

Wenn man erwägt, daß das Geſetz, welches 
früher nur die gewerbsmäßige Ueberſtreckung 
verbot, jetzt die Ueberſtreckung ſchlechthin ausſchließt 
und daß es zwiſchen dem zu verbeſſernden 
Produkt und den verbeſſernden Stoffen die engſten 
Beziehungen hergeſtellt und zur Vermeidung von 
Uebergriffen eine Reihe einſchneidender Beſchrän⸗ 
kungen verordnet hat, ſo wird der Ausſchluß dieſer 
außergewöhnlichen, der reellen Weinverbeſſerung 
fremden, zum mindeſten völlig entbehrlichen Ver⸗ 
fahren als in der Abſicht des Geſetzes liegend er⸗ 
achtet werden müſſen. Dazu kommt, daß auch 
deſſen Wortlaut für die vertretene Auffaſſung 
ſpricht, indem er dem Traubenmoſt oder Wein 
Zucker oder Zuckerwaſſer zuſetzen läßt und nicht 
umgekehrt. Das letztere wäre auch die äußerſte 
Konſequenz aus den obigen Sätzen.!) 


) Der Möglichkeit, daß die Zuckerwaſſermenge ev. 
nicht mehr ins Faß gehen könnte, wenn es zuerſt 
mit dem Naturprodukt beſchickt wird, kann ohne Schwierig⸗ 


Die „Erläuterungen zu dem Entwurf eines 
Weingeſetzes“ ſprechen gleichfalls in dieſem Sinne 
(ſ. sub. A „Die Vorſchriften über das Zuckern.“ 
B zu $ 3 Abſ. III „Waſſer darf ſtets nur in 
Form von Zuckerwaſſer zugeſetzt werden“). 

In gewiſſer Weiſe werden ſich dieſe Fragen 
durch die Geſtaltung der Vorſchriften über das 
Lagerbuch regeln laſſen. (orti. folgt). 


Die Einwirkung der Armenunterſtützung 


auf öffentliche Rechte. 


Von Rechtsrat Neupert in Hof. 


Das Reichsgeſetz vom 15. März 1909 betr. 
die Einwirkung von Armenunterſtützung auf öffent⸗ 
liche Rechte ift in Nr. 14 des RGBl. (S. 319) 
— ausgegeben zu Berlin am 23. März 1909 — 
veröffentlicht worden und ſohin nach Art. 2 RV. 
mit dem 6. April 1909 in Kraft getreten. Es 
beſtimmt in ſeinem einzigen Paragraphen, daß ge⸗ 
wiffe Arten der Unterſtützung aus öffentlichen Mit- 
teln (die einzelnen Fälle]. u.) als Armenunterſtützung 
nicht anzuſehen ſind, ſoweit in Reichsgeſetzen 
der Verluſt öffentlicher Rechte von dem Bezug 
einer Armenunterſtützung abhängig gemacht wird. 

Seither beſtand keine reichsgeſetzliche Vor⸗ 
ſchrift, die den Begriff der Armenunterſtützung, ſei 
es ſeinem ganzen Umfange nach, ſei es einſchränkend, 
feſtgeſtellt hätte. Vielmehr beſtimmt auch § 8 
des UWG. in der Faſſung vom 30. Mai 1908 
(RGBl. S. 381): „Die Landesgeſetze beſtimmen 
über die Art und das Maß der im Falle der 
Hilfsbedürftigkeit zu gewährenden öffentlichen Unter⸗ 
ſtützung“. Für Bayern ſind die Beſtimmungen 
des Geſetzes über die öffentliche Armen: und 
Krankenpflege vom 29. April 1869 (insbeſondere 
Art. 3, 4 und 11) maßgebend. 


Als Armenunterſtützung haben für das Gebiet 
des Königreichs Bayern alle Leiſtungen zu gelten, 
die von den Organen der öffentlichen Armenpflege 
nach Maßgabe des Armengeſetzes einer hilfs⸗ 
bedürftigen Perſon in Erfüllung der geſetzlichen 
Unterſtützungspflicht gewährt werden; vorausgeſetzt 
ift dabei ſelbſtverſtändlich, daß die Unterſtützung 
in der Abſicht erbeten oder mit dem Bewußtſein 
in Empfang genommen wurde, die Mittel der 
öffentlichen Armenpflege in Anſpruch zu nehmen 
(VGH. 23, 101). Nicht als Armenunterſtützung 
gelten: freiwillige Leiſtungen der Gemeinden, wenn 
ſie auch aus Armenfonds gegeben werden (Beiſpiele 


keit vorgebeugt werden, wenn das Zuckerwaſſer zwiſchen⸗ 
hineingegeben und dann das Faß mit Naturprodukt 
aufgefüllt wird. Auch die Bereitung von Zuckerwaſſer 
zum voraus iſt möglich, nur muß es eigens gelagert 
werden. 
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j. bei Henle, Armengeſetz [2], Anm. 2 zu Art. 1); 
Leiſtungen, auf deren Gewährung der Unterſtützte 
einen Rechtsanſpruch hat, alſo insbeſondere auch 
die Krankenhilfe nach Art. 21 des Armengeſetzes; 
Unterſtützungen, welche ausſchließlich aus Kreis⸗ 
fonds für Unterricht und Erziehung oder aus 
ſolchen Stiftungen gewährt werden, deren Renten 
ſtiftungsgemäß nicht zur Beſtreitung des Bedarfs 
der öffentlichen Armenpflege zu verwenden ſind 
(VGH. 11, 114; 20, 132; 21, 71). Dagegen 
werden Unterſtützungen von Familienange⸗ 
hörigen demjenigen angerechnet, der der unter⸗ 
ſtützten Perſon gegenüber unterhaltspflichtig iſt 
und zu ihr im Verhältniſſe des Familienhauptes 
ſteht (VGH. 1, 361). 

Im einzelnen ſind als Armenunterſtützung an⸗ 
zuſehen: die Unterſtützung und Verpflegung armer 
Kranker, und zwar auch dann, wenn ſie aus 
Anlaß einer im Seuchen G. vom 30. Juni 1900 be- 
zeichneten gemeingefährlichen Krankheit erforderlich 
werden (VGH. 26, 31); die Unterbringung An⸗ 
gehöriger in Anſtaltspflege, insbeſondere in Irren⸗ 
anſtalten; Koſten der Entbindung (Art. 11 Abſ. 2 
Ziff. 1 ArmG., VGH. 25, 21; 28, 65) und 
der Beerdigung (Art. 11 Abſ. 2 Ziff. 3 Arm.); 
Uebernahme der erforderlichen Erziehung und Aus⸗ 
bildung armer Kinder (Ziff. 4 daſelbſt). Auch 
Leiſtungen, die an arbeitsfähige, aber vermögens⸗ 
und hilfloſe Perſonen in Fällen dringender Not 
zu gewähren find (Art. 11 Abſ. 3 Arm.), 
gelten als Armenunterſtützung (BGH. 28, 150). 
Nach manchen bahyeriſchen Geſetzen treten die Wir: 
kungen der Armenunterſtützung ſchon dann ein, 
wenn jemand nur um Armenunterſtützung nach⸗ 
ſucht, ſelbſt wenn das Geſuch ſpäter zurückgezogen 
oder zurückgewieſen wird. Allgemein gilt als 
Regel, daß die nachträgliche Zurücker⸗ 
ſtattung einer empfangenen Armenunterſtützung 
die Wirkung des Empfangs nicht aufhebt (VGH. 
2, 541), der Betrag müßte denn ausdrücklich nur 
als Vorſchuß hingegeben worden fein. 

Die neuere bayeriſche Geſetzgebung hat ſchon in 
dieſe ziemlich harten Beſtimmungen eine Breſche 
gelegt. Nach Art. 11 des Zwangserziehungs⸗ 
geſetzes vom 10. Mai 1902 gelten die den Ge⸗ 
meinden, den Diſtriktsgemeinden, ſowie dem Staate 
durch die Zwangserziehung Minderjähriger er⸗ 
wachſenden Koſten in keiner Hinſicht als Armen⸗ 
unterſtützung. — Nach Art. 15 Abſ. 3 des 
Schulbedarfsgeſetzes vom 28. Juli 1902 hat der⸗ 
jenige, der außerſtande iſt, ohne Beinträchtigung 
des für ihn und ſeine Familie notwendigen Unter⸗ 
halts das Schulgeld zu beſtreiten, Anſpruch auf 
Befreiung; dieſe Befreiung gilt nicht als Armen⸗ 
unterſtützung, auch wenn der für die Befreiungen 
fih berechnende Betrag der Schul- oder der Ge: 
meindekaſſe aus der Armenkaſſe erſetzt würde. 
Dagegen beſteht kein Anſpruch auf unentgeltliche 
Beſchaffung von Lehrmitteln; die Beſchaffung 
ſolcher ſür arme Kinder zählt zu den Aufgaben 
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der Armenpflege und gilt als Armenunterſtützung 
(VGH. 9, 49). — Einen Schritt weiter in dieſer 
Richtung geht noch das Landtagswahlgeſetz vom 
9. April 1906, indem es in Art. 4 Ziff. 3 be⸗ 
ſtimmt, daß es „insbeſondere nicht als Armen⸗ 
unterſtützung anzuſehen iſt, wenn Kinder Wahl⸗ 
berechtigter aus offentlichen Mitteln Schulunter⸗ 
ſtützung genießen“. Hiernach gilt alſo nicht nur 
die Schulgeldbefreiung nicht als Armenunter⸗ 
ſtützung, ſondern auch nicht die Beſchaffung von 
Lehrmitteln, die Gewährung von Schulſuppe 
(Krazeiſen S. 79) und dgl. an Schulkinder. 

Das Reichsgeſetz vom 15. März 1909 er⸗ 
weitert den Kreis derjenigen Fälle von Unter⸗ 
ſtützung aus öffentlichen Mitteln, die nicht als 
Armenunterſtützung anzuſehen ſind, ganz bedeutend, 
allerdings nur, „ſoweit in Reichs geſetzen der 
Verluſt öffentlicher Rechte von dem Bezuge 
einer Armenunterſtützung abhängig gemacht wird“. 

„Oeffentliche Rechte“ im weiteſt en Sinne 
ſind alle Befugniſſe, die dem Einzelnen auf Grund 
der ſtaatlichen Geſetze gegenüber der Staatsgewalt 
zuſtehen, alſo: das Recht auf Teilnahme am ſtaat⸗ 
lichen Verfaſſungs⸗, Verwaltungs⸗ und Rechtsleben; 
das Recht auf ſtaatlichen Schutz; die ſog. Status⸗ 
rechte (z. B. Staatsangehörigkeit, Heimat); endlich 
die — in ihrer Eigenſchaft als „Rechte“ überhaupt 
beſtrittenen — ſog. Grund⸗ und Freiheitsrechte 
(Gewerbe⸗, Koalitions⸗, Vereins⸗ und Verſamm⸗ 
uwe f Sen Verehelichungsfreiheit, Freizüzigkeit 
uſw.) (ſ. Seydel, Bayer. Staatsrecht 1? S. 301/302, 
Reger⸗Dyroff VGG. [3] S. 171/172). Eine 
Betrachtung der Entſtehungsgeſchichte des Geſ. 
vom 15. März 1909 ergibt, daß der Begriff 
„öffentliche Rechte“ hier in einem engeren 
Sinne aufzufaſſen iſt. 

Am 12. April 1907 beantragten die Abg. 
Dr. Ablaß und Gen. die Annahme einer Reſo⸗ 
lution, worin um eine Aenderung der Geſetze in 
dem Sinne erſucht wurde, daß für den Verluſt 
des Wahlrechts zum Reichstage und anderer 
öffentlicher Rechte weder diejenigen Unterſtützungen 
in Betracht kommen dürfen, welche in Form freier 
Lehr: und Lernmittel. gewährt werden, 
noch ſolche Unterſtützungen, die vor Ausübung 
des betreffenden Rechts zurückerſtattet worden ſind. 
Bei Beſprechung der Reſolution im Reichstage 
am 1. Mai 1907 (Sten B. S. 1265 ff.) ſprach 
Staatsſekretär Graf v. Poſadowsky⸗Wehner davon, 
daß „die Fälle, wo durch Anwendung der bis⸗ 
herigen geſetzlichen Beſtimmungen auf Grund einer 
ſolchen Unterſtützung dem Unterſtützten weſentliche 
politiſche und bürgerliche Rechte, nament⸗ 
lich auf dem Gebiete des Wahlrechts, entzogen 
werden, den Charakter einer beſonderen Härte an 
ſich tragen können“; auch der Abg. Baſſermann 
hatte bei feinen Ausführungen (Sten B. S. 1290) 
nur das Wahlrecht im Auge. Am 4. und 6. März 
1908 kam man im Reichstage auf die Sache zurück. 
Der Abg. Kämpf fragte an, was auf die tim 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 9. 


Vorjahre angenommene Reſolution hin geſchehen 
ſei; zu Eingang ſeiner Ausführungen betonte er, 
daß es ſich „um eine Frage des Wahlrechts 
handle, wobei aber nur Fragen der Menſchlichkeit 
und der öffentlichen Geſundheitspflege in Betracht 
kommen“ (Sten B. S. 3595). Staatsſekretär v. Beth- 
mann⸗Hollweg (Sten B. S. 3671) ſagte geſetzliche 
Abhilfe zu und ſührte u. a. aus, die Beſtimmung, 
wonach die Gewährung einer Armenhilfe ſchlechthin 
von der Wahrnehmung beſtimmter öffentlicher 
Rechte, insbeſondere des Wahlrechts 
— es kommt bei uns aber auch noch der 
Schöffen⸗ und Geſchworenendienſt und 
einiges anderein Betracht —ausſchließt, 
nicht mehr in allen Beziehungen mit der gegen⸗ 
wärtigen Entwicklung in Uebereinſtimmung zu 
bringen ſei. Endlich ſpricht die Begr. S. 5689/5690 
davon, daß für jeden, der fid in öffentlichen 
Angelegenheiten betätigen will, voraus⸗ 
geſetzt werden müſſe, daß er ſeine eigenen Ange⸗ 
legenheiten zu beſorgen in der Lage iſt. 

Aus alledem geht hervor, daß das Geſetz nur 
diejenigen „öffentlichen Rechte“ im Auge hat, die 
ſich in einer tätigen Anteilnahme am öffent⸗ 
lichen Leben äußern, die fog. droits politiques, 
alſo insbeſondere das Recht, zur Volksvertretung 
zu wählen und gewählt zu werden, an der Aus⸗ 
übung der Gerichtsbarkeit teilzunehmen, gewiſſe 
Organe der ſtaatlichen oder der Selbſtverwaltung 
zu beſetzen. 

Hiernach kommen für den Geltungsbereich des 
Geſ. vom 15. März 1909 nur die folgenden auch 
in der Begr. angeführten reichsgeſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen in Betracht: 

§ 3 Ziff. 3 und 4 des RTWahlG., 

55 33 Ziff. 3 und 85 des GVWG., 

§ 10 des . 

$ 11 Abſ. 1 

$ 10 Abſ. 2 800. 

Sollte der z. Z. dem Reichstage vorliegende 
Entwurf des Arbeiterkammergeſetzes (Aktenſtück 
des RT. 1907/09 Nr. 1048) Geſetz werden, fo 
wird auch die dem § 13 des Entwurfs entſpre⸗ 
chende Beſtimmung hierher zu zählen ſein. 

Dagegen zählen nicht hierher Reichsgeſetze, die 
an den Bezug von Armenunterſtützung zwar nach⸗ 
teilige Folgen anderer Art, nicht aber die Folge 
des Verluſtes öffentlicher Rechte knüpfen wie § 361 
Nr. 5, 7 und 10 RStGB., und ferner nicht 
Reichsgeſetze, nach welchen der Bezug von Armen⸗ 
unterſtützung zwar den Verluſt öffentlicher Rechte 
im weiteren Sinne, nicht aber politiſcher Rechte 
zur Folge hat wie §8 4, 5 FreizügG., 8 7 
St Ang. Für die Auslegung dieſer Beſtim⸗ 
mungen iſt us wie vor ausſchließlich Landes⸗ 
recht maßgebe 

en kei ſelbſtverſtändlich auch maß: 
gebend, jomeit Landesgeſetze den Verluſt öffent: 
licher Rechte — hier im weiteſten Sinne gedacht 
— an den Bezug von Armenunterſtützung knüpfen. 
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(Ein Antrag, ſtatt „Reichsgeſetze“ zu ſetzen „Reichs⸗ 
oder Landesgeſetze wurde vom Reichstage ab- 
gelehnt — Sten B. S. 7043 —, weil er aufs 
tiefſte in das Verfaſſungsrecht, in das Kommunal⸗ 
recht, das Armenrecht und in ſonſtige zahlreiche 
Rechtsgebiete der Bundesſtaaten eingreife, ohne 
daß man überſehen könne, ob die Anordnungen 
des RG. in das Syſtem der zahlreichen einzelnen 
Landesgeſetze paffen oder nicht). In Betracht 
kommen insbeſondere Art. 4 Ziff. 3 Landtags⸗ 
wahl®., Art. 13 Abſ. 2 lit. a Gem O., Art. 6 
Abſ. 1, 7 Abſ. 1, 10 Abſ. 1, 11 Abſ. 1 und 2, 
32 Abſ. 1 Ziff. 5, 39 Ziff. 2 Heimat., Art. 18 
Ziff. 3 des Gef. betr. die Ausübung der Jagd 
vom 30. März 1850, Art. 66 Abſ. 1 Ziff. 5 des 
Filcherei®. v. 15. Auguſt 1908. 

Soweit nach dem Geſagten der abgeſchwächte 
Begriff der Armenunterſtützung maßgebend iſt, iſt 
das Landesrecht ab 6. April 1909 unanwendbar. 
Rückwirkende Kraft iſt dem Reichsgeſetze nicht bei⸗ 
gelegt. Unterſtützungen, die bis dahin die Eigen⸗ 
ſchaft von Armenunterſtützung hatten, äußern diefe 
Wirkung auch weiterhin, ſolange nach dem betr. 
Geſetz einer zurückliegenden Armenunterſtützung 
rechtszerſtörende Wirkung innewohnt (1 Jahr nach 
RI WahlG., GGG. KGG., 3 Jahre nach GVG.) 

(Schluß folgt). 


Mitteilungen ans der Praxis. 


Zuläſſigkeit des Wiederaufnahmever fahrens bei 
Verletzung des Grundſatzes „ne bis in idem“. Der 
Dienſtknecht G. war auf Grund verſehentlicher dop⸗ 
pelter Anzeige vom Landgerichte H. und einige Monate 
ſpäter vom Landgerichte N. je wegen Verletzung der 
Wehrpflicht zu je einem Monat Gefängnis rechts⸗ 
kräftig verurteilt worden. Die Vollſtreckung des zeit⸗ 
lich früheren Urteils des Landgerichts H. gegen den 
aus dem Ausland Zurückgekehrten konnte ohne weiteres 
erfolgen. Ein Vollzug des Urteils des Landgerichts 
N. war hierdurch ausgeſchloſſen. 

Die bisherige Praxis ſtand auf dem Standpunkte, 
daß die deutſche Strafprozeßordnung keine Handhabe 
biete, um auf prozeſſualem Wege das zweite objektiv 
zu Unrecht erlaſſene Urteil zu beſeitigen. Die Ein⸗ 
legung eines Rechtsmittels kam wegen eingetretener 
Rechtskraft nicht in Frage. Die Einleitung eines 
Wiederaufnahmeverfahrens glaubte man mit der Faſ⸗ 
ſung des hier allein in Frage kommenden 8 399 Nr. 5 
StPO. nicht vereinbaren zu können: „Freiſprechung 
des Angeklagten oder in Anwendung eines milderen 
Strafgeſetzes eine geringere Beſtrafung.“ 

Die herrſchende Anſicht geht dahin, der Antrag 
aus 8 399 Nr. 5 l. c. bezwecke lediglich die Beſeitigung 
oder Erſchütterung der Beweisgrundlagen für die 
Tat, richte ſich alſo nur gegen die Schuldfrage, nicht 
aber gegen die Vorbedingungen der Strafverfolgung, 
nicht gegen ſolche Annahmen des Urteils, die lediglich 
die Zuläſſigkeit der Strafverfolgung betreffen, und 
deren Beſeitigung nicht eine Freiſprechung oder ge⸗ 
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ringere Beſtrafung, ſondern nur eine Einſtellung des 
Verfahrens herbeiführen könne. (HRA. 71. Jahrg. 
S. 53 ff.; Goltd Arch. Bd. 39 S. 363; Ob GSt. Bd. 3 
S. 83, Bd. 1 S. 212, Bd. 2 S. 316, 354, Bd. 5 S. 287, 
ſiehe auch Bd. 7 S. 402; OL GMünchenSt. Bd. 9 
S. 190; DIB. 1906 XI. Jahrg. S. 657; Mot. z. StPO. 
bei Hahn, Materialien Bd. 3 Abt. 1 S. 263). 

Es iſt jedoch fraglich, ob die in engem Anſchluß 
an den Wortlaut des 8 399 Nr. 5 l. c. fth bewegende 
Auslegung zwingend iſt, ob es wirklich notwendig 
iſt, daß die großen Härten, die mit dem Feſthalten 
an dieſer engen Auslegung verbunden ſind, auch ferner⸗ 
hin ertragen werden müſſen. Und große Härten ſind 
es, wenn der Verurteilte, am Ende des prozeſſualen 
Verfahrens angelangt, es nicht faſſen kann, daß es 
keine Möglichkeit gibt, das ihm widerfahrene Unrecht 
wieder zu beſeitigen und ſich ſein Recht zu erzwingen, 
daß er darauf angewiefen iſt, ſich ſein Recht auf dem 
Gnadenwege zu erbitten. Die Fälle ſind nicht ſelten, 
in denen man hören muß: ich will keine Gnade, ich 
will mein Recht. 

Die Entſcheidung des Landgerichtes N. iſt von 
der bisherigen Praxis abgewichen. Sie hat ſich auf 
den Standpunkt geſtellt, dem auch ſchon in der Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsgerichtes Bd. 20 S. 46 ff. und 
insbeſondere S. 49 die Berechtigung keineswegs ab⸗ 
geſprochen worden iſt. Sie ſagt, daß allerdings im 
Falle der Verletzung des Grundſatzes „ne bis in 
idem“ im Wiederaufnahmeverfahren nicht Frei⸗ 
ſprechung im wörtlichen Sinne, ſondern Einſtellung 
des Verfahrens oder Ausſpruch, daß die Strafver⸗ 
folgung unzuläſſig iſt, zu erfolgen hat, daß jedoch das 
Reichsgericht (Bd. 20 S. 46 ff.) bereits ausgeſprochen 
hat, daß ein auf Einſtellung des Verfahrens lautendes 
Urteil, weil der Angeklagte z. Zt. der Tat noch nicht 
das 12. Lebensjahr vollendet hatte, einer freiſpre⸗ 
chenden Entſcheidung im Sinne des $ 399 Nr. 5 1. c. 
gleichſteht, daß aus dieſer Entſcheidung der Grundſatz 
abgeleitet werden darf, daß unter den Begriff der 
Freiſprechung im Sinne des genannten Paragraphen 
alle diejenigen richterlichen Urteile zu ſubſumieren 
find, welche überhaupt keine zuungunſten des An- 
geklagten lautende Entſcheidung der Schuldfrage ent⸗ 
halten, ohne Rückſicht darauf, in welche Formel ſie 
gekleidet iſt, daß dieſe Anſchauung auch in der Recht⸗ 
ſprechung und Literatur Vertretung findet (ſiehe die 
bei Löwe, StPO. 12. Aufl. S. 836 zu 8 399 Nr. 5 
unter Anm. 20 angeführten Zitate), und daß endlich 
dieſe Definition des Begriffes „Freiſprechung“ auch 
der ratio des Geſetzes entſpricht, weil der gleiche Er⸗ 
folg erzielt wird, ob Freiſprechung oder Einſtellung 
des Verfahrens oder Ausſpruch der Unzuläſſigkeit der 
Strafverfolgung erfolgt. 

Es ift im höchſten Grade wünſchenswert, daß 
diefe mit dem Geſetzes texte ohne weiteres zu verein⸗ 
barende Anſchauung, die einem Bedürfniſſe der Praxis 
entgegenkommt, allgemein von den Gerichten geteilt 
wird. Die bedauerliche Tatſache bleibt bei der jetzigen 
engen Faſſung des $ 399 Nr. 5 1. c. trotzdem noch be- 
ſtehen, daß bei den beſonders häufig vorkommenden 
doppelten Strafbefehlen die Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens überhaupt nicht zuläſſig iſt, und auch im 
Vollſtreckungsverfahren auf prozeſſualem Wege nicht 
nachgeholfen werden kann. 

III. Staatsanwalt Kahl in Neuburg a. D. 
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Aus der Praxis der Gerichte. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 


I. 


Erbverzichte nach dem Code civile. Die Be- 
klagten ſind Geſchwiſter und Kinder von Geſchwiſtern 
des am 21. April 1902 verſtorbenen Kaſpar Sp. Der 
Erblaſſer hatte im Jahre 1864 mit Emma W. die Ehe 
geſchloſſen, nachdem am 28. Juni 1864 vor einem 
Notar im Beiſein von zwei Zeugen ein Ehevertrag 
errichtet worden, deſſen Art. III lautet: „Sollte dieſe 
Ehe kinderlos aufgelöſt werden, ſo erhält das Ueber⸗ 
lebende der beiden Ehegatten den ganzen Vermögens⸗ 
nachlaß des Vorabſterbenden zur lebenslänglichen 
kautionsfreien Nußnießung.“ Die Ehe war kinderlos. 
Bei den Verhandlungen über die Teilung des Nach⸗ 
laſſes ließ die Witwe erklären, ſie ſchlage das Ver⸗ 
mächtnis der Nutznießung aus und beanſpruche den 
geſetzlichen Erbteil. Die Verwandten des Erblaſſers 
erkannten die Berechtigung der Witwe, auf die Nutz⸗ 
nießung zu verzichten und an deren Stelle das geſetz⸗ 
liche Erbrecht zu beanſpruchen, nicht an. Nachdem die 
Witwe im September 1906 geſtorben war, erhoben 
ihre Erben Klage. Das LG. ſtellte feſt, daß ihnen 
als den Erben der Witwe Sp. das geſetzliche Erbrecht 
an dem Nachlaſſe des Kaſpar Sp. zuſtehe. Das OLG. 
wies die Berufung der Beklagten zurück. Die Reviſion 
blieb erfolglos. 

Gründe: Das OLG. hat ausgeführt: In Art. III 
des Ehevertrags vom 28. Juni 1864 hätten die da⸗ 
maligen Brautleute nur die unterſte Grenze oyn 
fixiert, was der überlebende Ehegatte unter allen 
Umſtänden erhalten ſollte. Die Verfügungen könnten 
nach dem Willen der Vertragsparteien nicht als aus⸗ 
ſchließliche in dem Sinne verſtanden werden, daß der 
Ueberlebende irgendwelche andere Anſprüche an den 
Nachlaß des Erſtverſterbenden nicht geltend machen 
dürfe. Das der überlebenden Witwe unter der Herr⸗ 
ſchaft des jetzigen Rechts zuſtehende geſetzliche Erbrecht 
des 8 1931 BGB. werde deshalb durch die ſtreitige 
Vertragsbeſtimmung nicht berührt. Die Kläger hätten 
als Erben der Witwe Sp. das dieſer zuſtehende Erb⸗ 
recht anzuſprechen, da der Erblaſſer weder die Erb⸗ 
folge in ſein Vermögen anderweit erſchöpfend geordnet, 
noch daran gedacht habe, ſeine Frau von ihrem ge⸗ 
ſetzlichen Erbrecht auszuſchließen. Die Reviſion rügt 
Verletzung des materiellen Rechts. Sie macht geltend, 
es handle ſich um die Streitfrage des rheiniſchen 
Rechts, zu der ſchon am 8. Juli 1901 eine Entſcheidung 
des Reichsgerichts (Band 49 S. n ergangen fei; liege 
ein Ehevertrag vor, fo feien beide Parteien an den 
Vertrag gebunden. Die Reviſion könnte keinen Erfolg 
haben, auch wenn an der Auffaſſung feſtzuhalten wäre, 
die in der bezeichneten Entſcheidung des Reichsgerichts 
niedergelegt iſt. Denn dort iſt (S. 48) angeführt, es 
komme nur darauf an, im Wege der Auslegung des 
Ehevertrags feſtzuſtellen, inwieweit der Ehegatte die 
Erbfolge in ſeinen Nachlaß habe regeln wollen. Dieſen 
Weg hat das OLG. eingeſchlagen; es hat den am 28. Juni 
1864 geſchloſſenen Ehevertrag ausgelegt und dabei 
feſtgeſtellt, daß der Erblaſſer den überlebenden Ehe⸗ 
gatten von dem geſetzlichen Erbrecht nicht hat aus⸗ 
ſchließen wollen. Die Auffaſſung, die der Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsgerichts vom 8. Juli 
1901 zugrunde liegt, läßt ſich jedoch nicht 
aufrecht erhalten. Es bedarf, um zu der von 
dem Berufungsgericht getroffenen Entſcheidung zu ge⸗ 
langen, keiner Auslegung des Ehevertrags. Hätten 
die Brautleute bei Abſchluß des Ehevertrags ſich da⸗ 
hin geeinigt, daß der überlebende Ehegatte aus dem 
Nachlaſſe des erſtverſterbenden nichts weiter als die 
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Nutznießung des Vermögens erhalten dürfe, ſo läge 
inſoweit ein Erbverzicht vor. Nach den Beſtimmungen 
des code civil konnten aber zwar freigebige Ver⸗ 
fügungen, die den Nachlaß zum Gegenſtand hatten, in 
Eheverträgen getroffen werden. Erbverzichte (Art. 217 
EG. z. BGB.) dagegen waren, wie in Art. 791 des c. e. 
hervorgehoben iſt, ſelbſt in einem Ehevertrag nicht 
zuläſſig (vgl. Art. 1130 Abſ. 2). Die Bedeutung eines 
Erbverzichtes läßt ſich einer Vereinbarung, wie ſie 
nach der Aufſtellung des Beklagten in dem Ehever⸗ 
trage getroffen ſein ſoll, auch nicht etwa erſt vom 
1. Januar 1900 ab beilegen. Der unter dem früheren 
Rechte geſchloſſene Vertrag blieb ſeinem Inhalte nach 
von der Einführung des neuen Rechts unberührt. 
Enthält der Vertrag die Vereinbarung, daß der Ehe⸗ 
gatte, dem die Zuwendung gemacht werde, von dem 
Nachlaſſe des anderen ausgeſchloſſen ſei, ſo liegt ein 
Erbverzicht vor, alſo ein nach dem Standpunkte des 
früheren Rechts gegen die guten Sitten und die öffent⸗ 
liche Ehrbarkeit verſtoßender Vertrag (RGS. 15, 
226). Enthält der Ehevertrag unter der Herrſchaft 
des früheren Rechts die Ausſchließung von dem Nach⸗ 
laſſe nicht, ſo kann ihm auch dieſer Inhalt nicht von 
dem Inkrafttreten des BGB. ab zukommen. Die — 
eine Verfügung zugunſten der übrigen geſetzlichen 
Erben enthaltende — Ausſchließung des Ehegatten 
von dem Nachlaſſe hätte ſich durch eine einſeitige 
Willenserklärung des Erblaſſers, durch Teſtament 
(Art. 895, 967) herbeiführen laſſen. Eine derartige 
Verfügung aber wäre nur gültig (Art.214 EG. z. B.), 
wenn die für die Teſtamente vorgeſchriebenen Förm⸗ 
lichkeiten (Art. 967 ff. code civil) beobachtet wären, was 
bei einem Akt, worin zwei Perſonen letztwillige Ver⸗ 
fügungen treffen, ſchon wegen der Vorſchrift des 
Art. 968 nicht der Fall iſt. (Vgl. hierzu die Ent⸗ 
ſcheidungen des Bayeriſchen Oberſten Landesgerichts 
vom 4. September 1905 und vom 22. Mai 1908 in 
der Sammlung Bd. 6 S. 506 und Bd. 9 S. 322). 
(Urteil des IV. 35. vom 4. März 1909, IV 358/03). 
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Grund dienſtbarkeit. Verpflichtung des Berechtigten 
zur Duldung von Veränderungen des beſtehenden Zu⸗ 
ſtandes. Fragepflicht des Vorſitzenden (ZPO. 8. 139). 
Die frühere Eigentümerin der beiden Hausgrundſtücke 
Nr. 62 und Nr. 63, zwiſchen denen ſich eine itoan 
befand, verkaufte das jetzt dem Beklagten gehörige 
Haus Nr. 63 ſamt Einfahrt, behielt ſich aber für das 
jetzt dem Kläger gehörige Haus Nr. 62 das Recht zur 
Benutzung der Einfahrt vor. Im Jahre 1907 brach 
der Beklagte das Haus Nr. 63 ab, begann mit der 
Errichtung eines Neubaues und erſetzte hierbei die bis 
dahin offene Einfahrt durch einen überbauten Torweg. 
— Das Landgericht verurteilte den Beklagten, den 
Neubau ſoweit zurückzurücken, daß ein näher beſchrie⸗ 
bener Streifen in der früheren Breite der Einfahrt 
unbebaut liegen bleibe. Die Berufung des Beklagten 
blieb ohne Erfolg. Die Reviſion hatte Erfolg. 

Aus den Gründen: Der Beklagte hatte geltend 
gemacht, daß es ſich um ſtädtiſche Grundſtücke in beſter 
und wertvollſter Lage handle, ſowie daß die Regierungs⸗ 
polizeiverordnung die Ausführung des Baues nur 
unmittelbar an der Grenze geſtatte. Eine nähere 
Würdigung l Vorbringens ift mit Unrecht unters 
blieben. Unterſtellt man die behaupteten Tatſachen 
als richtig, ſo iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß 
die Belaſſung der Einfahrt genau in dem früheren 
Zuſtande zu einer hohen Entwertung des Grundſtücks 
des Beklagten führen konnte. Es erhellt nun aber 
nicht, daß beim Grundſtücke des Klägers die Bedürf⸗ 
niſſe, denen die Grundgerechtigkeit dienen ſoll, nach 
Art und Umfang ſo beſchaffen ſind, daß ihnen ohne 
fühlbare Erſchwerungen bei der jetzigen Geſtaltung 
der Einfahrt nicht genügt werden kann. Je empfind⸗ 
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licher der Beklagte von den mit der Ausübung der 
Grundgerechtigkeit verbundenen Nachteilen betroffen 
wird, um ſo mehr darf er verlangen, daß auf ſein 
Intereſſe eine billige Rückſicht genommen, und daß 
einer ſolchen Veränderung des beſtehenden Zuſtandes 
kein Widerſpruch entgegengeſetzt wird, die eine Schä- 
digung oder Beläſtigung des Klägers nicht beſorgen 
läßt (Windſcheid⸗Kipp §211 a Anm. 7a und 7g). Das 
Berufungsurteil gibt aber auch noch zu einem weiteren 
von der Reviſion erhobenen Bedenken Anlaß. Der 
Beklagte iſt nicht nur zur Verbreiterung der Einfahrt, 
ſondern auch zur Beſeitigung des Ueberbaus verurteilt 
worden, und zwar zu der letzteren Maßnahme deshalb, 
weil das bei überdecktem Torwege unzureichende Licht 
ſich durch andere bauliche Veränderungen nicht 
ſchaffen laſſe. Die letztere Feſtſtellung iſt prozeſſual 
nicht einwandfrei. Zur Begründung iſt nur gejagt, 
es fei nicht „einzufehben“, wie ſonſt der Mißſtand zu 
beſeitigen ſei, und ſodann, daß der Beklagte ſelbſt 
geeignete Maßnahmen nicht einmal angedeutet habe. 
Hiernach hat das Berufungsgericht für die Entſchei⸗ 
dung der auf techniſchem Gebiete liegenden Frage 
nicht ſelbſt in hinreichendem Maße eigene Sağ- 
kunde gehabt und es iſt deshalb nicht ausgeſchloſſen, 
daß in der Tat dem Mangel auch ohne Beſeitigung 
des Ueberbaus abgeholfen werden kann, ſei es, wie 
die Reviſion behauptet, durch Schaffung eines Licht⸗ 
ſchachts oder durch ſonſtige (bauliche) Maßnahmen. 
Mit dieſer Möglichkeit mußte nach Lage der Sache 
gerechnet werden. Glaubte das Berufungsgericht, daß 
die etwa in Betracht kommenden Maßnahmen einzeln 
zu bezeichnen ſeien, ſo hatte es entſprechende Anregung 
zu geben. Hierzu war das Berufungsgericht nach 
8 139 ZPO. verpflichtet, deffen Verletzung die Reviſion 
mit Recht rügt. (Urt. des V. ZS. vom 3. Februar 
1909, V 448/08). E. 
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Zu 5 2079 Satz 2 BGB.: Unter welchen 
Umſtänden kann angenommen werden, daß 
der Erblaſſer die angefochtene letztwillige 
Verfügung „aud bei Kenntnis der Sachlage“ 
getroffen haben würde? Die Klägerin iſt die 
Witwe, die Beklagten ſind die Schweſtern des am 
14. September 1904 verſtorbenen Th. Der Erblaſſer 
hat ſich im Jahre 1902 mit der Klägerin verheiratet, 
nachdem er ſchon am 6. Juli 1879 vor einem Notar 
ein Teſtament errichtet hatte, worin er die Beklagten 
zu Erben ernannte. Die Klägerin hat nach dem Tode 
ihres Mannes das Teſtament angefochten und im 
Oktober 1904 Klage auf Nichtigerklärung erhoben. 
Das OLG. erkannte, das Teſtament ſei nichtig, ſoweit 
es dem Erbrecht der Klägerin entgegenſtehe. Die Re⸗ 
viſion blieb erfolglos. 


Aus den Gründen. Der Reviſion ift nicht 
beizutreten, wenn ſie geltend macht, der Berufungs⸗ 
richter habe mit dem Satz, erheblich ſei nicht der 
ſpätere ſondern der vermutliche frühere Wille des Erb⸗ 
laſſers, den S 2079 Satz 2 verletzt; es genüge die 
Feſtſtellung, daß der Erblaſſer zur Zeit der Eheſchlie⸗ 
ßung im Jahre 1902 gewußt habe, er habe vor Jahren 
ein Teſtament zugunſten ſeiner Schweſtern errichtet; 
es komme nicht darauf an, ob ihm bekannt geweſen 
fet, welche Folgen das Beſtehenlaſſen der letztwilligen 

erfügung habe. Die Rüge iſt unzutreffend. Gemäß 
8 2079 Satz 2 hatte das OLG. zu prüfen, ob angu- 
nehmen ſei, daß der Erblaſſer auch bei Kenntnis der 
Sachlage die letztwillige Verfügung getroffen haben 
würde. Die Tatſache allein, daß der Erblaſſer nach 
der Eheſchließung das Teſtament aufzuheben unter⸗ 
ließ, war zur Ausſchließung der Anfechtung nach 
8 2079 Satz 2 nicht ausreichend. War aber der Be- 


urteilung des Gerichts anheimgegeben, ob anzunehmen 
fei, daß der Erblaſſer bei Kenntnis der Sachlage die | 
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letztwillige Verfügung getroffen haben würde, ſo läßt 
ſich nicht beanſtanden, daß das OLG. prüfte, ob der 
Erblaſſer, als er unterließ das Teſtament vom Jahre 
1879 aufzuheben, über die Rechtslage an war. 
Wenn das OLG. aus tatſächlichen Gründen als nicht 
erwieſen erachtete, daß der Erblaſſer ſich klar war, 
welche Folgen das Beſtehenlaſſen des Teſtaments für 
die Klägerin habe, und weiter annahm, alle in Be⸗ 
tracht kommenden begleitenden und a ea Ki 
Umſtände reichten weder einzeln noch in ihrem Zu: 
ſammenhange zur Erbringung des den Beklagten nach 
§ 2079 Satz 2 obliegenden Beweiſes aus, fo ift darin 
eine Gefeßesverlegung nicht zu finden. Einige Wen- 
dungen in der Begründung des Berufungsurteils ſind 
allerdings geeignet, Bedenken zu erregen. Das OLG. 
15 an einer Stelle ausgeführt, es frage ſich, wie der 

rblaſſer bei Kenntnis der ſpäteren Verhältniſſe — 
und zwar nicht konkret, ſondern abſtrakt — früher 
gehandelt haben würde. An einer anderen Stelle 
ſpricht es davon, der Erblaſſer könnte, wenn er über 
die Rechtslage völlig aufgeklärt geweſen wäre, unter 
dem Eindruck der konkreten Verhältniſſe (Verehelichung 
mit einer Witwe mit erwachſenen Kindern) den Ent⸗ 
ſchluß gefaßt haben, das einmal errichtete un 
aufrecht zu erhalten, nicht aber ergebe ſich daraus, 
daß er im Jahre 1879 ebenſo teſtiert hätte, wenn er 
mit der Möglichkeit einer Ehefchließung als ſolcher 
gerechnet hätte. In der Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts Bd. 59 S. 63 war beanſtandet worden, daß 
ein OLG. zur Ausſchließung der Anfechtung den Be⸗ 
weis verlangt hatte, der Erblaſſer habe bei der Er⸗ 
richtung des Teſtaments die konkreten Umſtände des 
demnächſt eintretenden Ereigniſſes, die Perſon des 
künftigen Ehegatten, ſeine Eigenſchaften, ſeine perſön⸗ 
lichen Verhältniſſe tatſächlich gekannt und trotzdem 
wie geſchehen teſtiert. Es wurde damals ausgeführt, 
die Beweispflicht gehe nur dahin, daß der Erblaſſer, 
auch wenn er bei Errichtung der letztwilligen Ver⸗ 
fügung gewußt hätte, es werde ſpäter noch eine Per⸗ 
ſon pflichtteilsberechtigt werden, dennoch den Pflicht⸗ 
teilsberechtigten nicht hätte bedenken wollen. Zugleich 
wurde betont, für die Feſtſtellung der Willensmeinung 
kämen alle erheblichen Umſtände, begleitende und 
nachfolgende, in Betracht. Die ſämtlichen Umſtände 
des einzelnen Falles, alſo die konkreten Umſtände, wie 
es in der Entſcheidung Bd. 59 S. 63 heißt, hat der 
Richter zu berückſichtigen. Seine Prüfung hat dabei 
dahin zu gehen, ob anzunehmen ſei, daß die letzt⸗ 
willige Verfügung auch getroffen worden wäre, wenn 
der Erblaſſer die Verhältniſſe, die dem Richter dar⸗ 
gelegt werden, ſelbſt gekannt hätte. Die angeführten 
Darlegungen des Os G. ſtehen hiermit nicht im Gin- 
klang. Das OLG. hat jedoch, wie in der Urteils- 
begründung betont iſt, die ſämtlichen erheblichen Um⸗ 
ſtände, begleitende und nachfolgende, in Betracht ge⸗ 
zogen. Insbeſondere hat es auch die Tatſache berück⸗ 
ſichtigt, daß der Erblaſſer nach ſeiner Verheiratung 
das Teſtament unverändert gelaſſen hat. Für den 
Fall, daß der Erblaſſer über die durch die letztwillige 
Verfügung geſchaffene Rechtslage aufgeklärt geweſen 
wäre, nahm der Berufungsrichter an, der Erblaſſer 
könnte dann unter dem Eindruck der konkreten Ver⸗ 
hältniſſe (Verehelichung mit einer Witwe mit erwach⸗ 
ſenen Kindern) den Entſchluß gefaßt haben, das ein⸗ 
mal errichtete Teſtament aufrecht zu erhalten. Dieſer 
Erwägung liegt die beanſtandete Unterſcheidung zwi⸗ 
ſchen der Kenntnis des Vorhandenſeins eines Pflicht⸗ 
teilsberechtigten und der Kenntnis der konkreten Ver⸗ 
hältniſſe zugrunde. Die Ausführung würde zur 
Aufhebung des Urteils führen, wenn die Entſcheidung 
darauf beruhte. Die Entſcheidung beruht jedoch nicht 
darauf, denn der Berufungsrichter hat verneint, daß 
der Erblaſſer über die Rechtslage aufgeklärt war. 
Die angeführte Darlegung iſt daher für die Ent⸗ 
ſcheidung von keiner Bedeutung. Ausgeſchloſſen iſt 
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es ferner nach den vom OLE. feſtgeſtellten Verhält⸗ 
niſſen, daß aus der Tatſache allein, daß der Erblaſſer 
eine Witwe ue welche erwachſene Kinder hatte, 
die Annahme herzuleiten wäre, der Erblaſſer würde bei 
Kenntnis dieſer Sachlage die Verfügung auch getroffen 
haben. (Urt. des IV. ZS. v. 7. Januar 1909, IV 403/08). 
1587 — — — n. 


IV. 
Zu SS 276, 254 BGB. e der Verſchul⸗ 
dung. Berückſichtigung individueller Ei⸗ 
genſchaften des Schuldners gegenüber dem 
abſtrakten Maßſtabe des Geſetzes? — Kon⸗ 
kurrierendes Verſchulden des durch die 
Verletzung einer Amtspflicht des Grund⸗ 
buchbeamten Geſchädigten. Der Schuhmacher⸗ 
meiſter D. trat eine für ihn im Grundbuche von Ue. 
Bd. I Bl. 31 eingetragene Reſtkaufpreisforderung von 
10000 M an den Spar⸗ und Darlehnsverein zu G. ab. 
Zu dieſer Zeit war der Hypothekenbrief noch nicht in 
den Händen des Zedenten, und dieſer beantragte da⸗ 
her in der Abtretungsurkunde, daß nach Bildung des 
Briefes dieſer unmittelbar an den Zeſſionar vom Gericht 
ausgehändigt werde. Durch ein Verſehen des Grund⸗ 
buchführers iſt der Brief dem Zedenten zugeſtellt 
worden, der ſodann am 18. September 1901 die Hypo⸗ 
thek an einen Dritten abgetreten hat. Auf Erſatz des 
ihm durch die Fahrläſſigkeit des Grund buchführers 
angeblich in Höhe von 861,59 M entſtandenen SHa- 
dens nimmt der Verein gemäß § 12 der GBO. den 
Fiskus in Anſpruch. Das Berufungsgericht hat den 
Klageanſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt er⸗ 
klärt. Die Angriffe der Reviſion betreffen hauptſäch⸗ 
lich den Einwand des Beklagten, daß die Vertreter 
des Klägers dadurch, daß ſie ſich um den Verbleib 
des Hypothekenbriefs, der ihnen von dem Gericht hätte 
zugeſtellt werden ſollen, nicht bekümmerten, den Ver⸗ 
luſt ſelbſt verſchuldet hätten; ſie richten ſich insbe⸗ 
ſondere gegen die Ausführung des Berufungsrichters, 
es ſei zu berückſichtigen, daß Kläger nicht ein Kredit⸗ 
inſtitut iſt, wie eine Bank, ſondern daß ihr Vorſtand 
aus einfachen Leuten beſtand, von denen man nicht 
eine derartige Erfahrung und Geſchäftsgewandtheit 
erwarten kann, wie ſie ein fachmänniſch gebildeter 
Bankvorſtand hat. Die Reviſion erhebt gegen dieſe 
Begründung den Vorwurf der Verletzung des Rechts⸗ 
begriffs des Verſchuldens. Der Berufungsrichter habe 
außer acht gelaſſen, daß das BGB. (S 276) in Pe- 
ziehung auf das Maß der anzuwendenden Sorgfalt 
einen abſtrakten Maßſtab aufſtellt, wonach entſcheidend 
ſei, nicht was der einzelne tut, ſondern wie die All⸗ 
gemeinheit ſich verhält. Der Berufungsrichter hätte 
hiernach im Gegenteil davon ausgehen müſſen, welche 
Sorgfalt im vorliegenden Falle ein ordentlicher Bank⸗ 
vorſtand aufgewendet haben würde. Der Angriff 
ift nicht ohne Grund. Der S 276, deffen Verletzung 
die Reviſion rügt, beſtimmt den Begriff der Fahr⸗ 
läſſigkeit ganz allgemein: „Fahrläſſig handelt, wer 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer 
acht läßt“, und es iſt nicht zu bezweifeln, daß dieſe 
e auch Anwendung findet im Fall 
des § 254 a. a. O., wenn es ſich darum handelt, ob 
bei Entſtehung eines Schadens eine Fahrläſſigkeit des 
Beſchädigten mitgewirkt oder der Beſchädigte aus Fahr- 
läſſigkeit es unterlaſſen hat, den Schaden abzuwenden 
oder zu mindern. Individuelle Eigenſchaften des 
Schuldners (8 276) und des Beſchädigten (8 254) 
kommen hierbei nicht in Betracht, wenngleich andrer⸗ 
ſeits die Verallgemeinerung des Begriffs der im Ver⸗ 
kehr erforderlichen Sorgfalt nicht ſoweit zu gehen hat, 
daß dabei das Gebiet, in welchem ſich dieſe Sorgfalt 
betätigen ſoll, und die Gliederung der Menſchen in 
verſchiedene Berufsklaſſen und Verkehrskreiſe außer acht 
zu laſſen wäre. Es kann aber die Berechtigung dieſes 
Reviſtonsangriffs dahingeſtellt bleiben; denn ange⸗ 
nommen, daß den Vertretern des Klägers ein bei der 


Entſtehung des Schadens mitwirkendes Verſchulden 
inſofern zur Laſt fällt, als ſie es unterlaſſen haben, 
ſich nach dem Verbleib des an den Verein auszuhän⸗ 
digenden Hypothekenbriefs zu erkundigen, ſo iſt 
doch die hierüber von dem Vorſtand des Klägers an 
den Tag gelegte Sorgloſigkeit im Verhältnis zu der 
poſitiven Pflichtverletzung des Grundbuchbeamten 
ein ſo geringfügiges Verſchulden, daß dadurch der ur⸗ 
ſächliche Zuſammenhang zwiſchen dem Schaden des 
Klägers und der von dem Beklagten zu vertretenden 
Fahrläſſigkeit des Grundbuchbeamten nicht merklich 
alteriert, und daher kein Grund gegeben iſt, die Ver⸗ 
antwortung zu teilen und den Beklagten von einem 
Teile der Schadenserſatzpflicht nach $ 254 BGB. zu 
entlaſten. Es war hierbei mit dem Berufungsrichter 
zu erwägen, daß die Vorſtandsmitglieder die Ange⸗ 
legenheit in der Hand des Notars und des Gerichts 
wußten, und daß der Gedanke, daß ſeitens des Ge⸗ 
richts ein Verſehen vorkommen würde, ihnen fern 
liegen konnte. (Urt. des V. 35. vom 6. Febr. 1909 
V. 174/08). E. 
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Verteilung der Unterhaltslaſt zwiſchen den väter: 
lichen und den mütterlichen Großeltern ($ 1606 Abſ. 2 
Satz 1 BGB.). Aus den Gründen: Das OLE. 
erkennt an, daß G. H. außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu 
unterhalten, daß ihr gegenüber eine Unterhaltspflicht 
der Eltern nicht in Frage kommt und daß deshalb 
grundſätzlich beide noch lebende Großmütter verpflichtet 
ſind, ihr den Unterhalt zu gewähren. Er weiſt ſie 
gleichwohl mit dem Unterhaltsanſpruche gegen die 
Beklagte, ihre mütterliche Großmutter, ab, weil ſie 
den vollen Unterhalt in Natur bereits von der väter⸗ 
lichen Großmutter, der verwitweten Paſtor H. in Gr. 
gewährt erhalte, die hierzu ohne Gefährdung des 
eigenen ſtandesmäßigen Unterhalts auch imſtande 
ſei. Mit Unrecht rügt die Reviſion Verletzung des 
8 1606 Abſ. 2 Satz 1 BGB. Wenn auch nach die- 
fer Vorſchrift mehrere gleich nahe Verwandte auffteis 
gender Linie grundſätzlich zu gleichen Teilen haften, 
fo muß doch dieſer Grundſatz, wie auch $ 1607 Abſ. 1 
anerkennt, notgedrungen dann eine Ausnahme er⸗ 
leiden, wenn die mehreren Verwandten in verſchiede⸗ 
nem Grade leiſtungsfähig ſind. Er iſt auch dann nicht 
rein durchzuführen, wenn der eine Teil den Unterhalt 
in Form einer Geldrente gewährt, während ihn der 
andere Teil nur in Natur leiſtet und zu leiſten ver⸗ 
mag. Beides trifft nach den Feſtſtellungen des OLG. 
hier zu. Zwar iſt auch in ſolchen Fällen auf eine 
gleichmäßige, d. h. dem Leiſtungsvermögen der Ber- 
pflichteten entſprechende Verteilung der Unterhaltslaſt 
Bedacht zu nehmen. Allein das Geſetz ſteht nicht ent⸗ 
gegen, wenn dieſe Verteilung in der Weiſe erfolgt, 
daß einem Großelternteil der Unterhalt des einen 
Enkels in Natur, dem andern Großelternteil der 
Unterhalt eines oder mehrerer anderer Enkel in Geld 
auferlegt wird. Um ſo weniger, wenn ſich, wie hier, 
das in Natur unterhaltene Kind tatſächlich ſeit längerer 
Zeit bei der einen Großmutter befindet und wenn 
gerade dieſe Form der e dem 
eigenen Wunſche der Großmutter (8 1612 Abſ. 1) und 
zugleich, wie das OLG. hervorhebt, den Intereſſen 
der Beteiligten entſpricht. Wollte übrigens G. H. vers 
langen, daß die Beklagte zu dem von der verwitweten 
Paſtor H. gewährten Naturalunterhalt in Geld bei⸗ 
ſteuere, ſo würde um genau denſelben Betrag auch 
das Leiſtungsvermögen der verwitweten H. geſteigert 
werden, ſie hätte dann um ſoviel mehr zu der Rente 
für die übrigen Enkel beizutragen und die Beklagte 
würde um genau ebenſoviel, als ihre Unterhaltsver⸗ 
pflichtung ſich erhöhte, im Verhältnis zu den andern 
Enkeln wieder zu entlaſten ſein, ſo daß auch tatſäch⸗ 
lich der Erfolg ganz der gleiche bliebe. (Urt. des 
IV. 35. vom 15. Febr. 1909, IV 282/08). — — —ı. 
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B. Strafſachen. 
1 


Kann eine Frage an einen Zengen „als nicht zur 
Sache gehörig“ zurückgewieſen werden, durch deren Be- 
antwortung er über Umſtände Aufſchluß geben ſoll, die 
nach der Aunahme des Fragenden für die Glaubens: 
würdigkeit des Zengen von Bedeutung fein würden? 
(88 239, 240, 67 StPO.). Aus den Gründen: 
Nach dem Sitzungsprotokolle bat der Verteidiger, dem 
beeidigten Zeugen F. die Frage vorzulegen, ob er 
nicht eine Beſtrafung erlitten habe, die nach ſeiner 
Anſicht auf den mit dem Angeklagten befreundeten 
Polizeiwachtmeiſter E. zurückzuführen ſei, und daß 
gegen den Angeklagten eine Partei beſtehe, welcher 
auch der Zeuge angehöre. Durch Gerichtsbeſchluß iſt 
die Frage „als nicht zur Sache gehörig nicht zu⸗ 
gelaſſen“ worden. Da den Gegenſtand der Verhand⸗ 
lung an ſich die Täterſchaft und die Strafbarkeit des 
Angeklagten bildeten und die Frage nicht auf Klärung 
in einer dieſer Richtungen, ſondern auf Gewinnung 
von unſicheren, keineswegs einwandfreien Unterlagen 
für eine Beweiseinrede abzielte, alſo zunächſt nicht 
ſowohl mit der eigentlichen „Sache“, als vielmehr 
mit der nach 8 67 und 8 260 StPO. von Amts wegen 
zu unterſuchenden Ueberzeugungskraft eines Beweis⸗ 
mittels zuſammenhing, hatte die Strafkammer nach 
Bon Ermeſſen darüber zu befinden, ob ungeachtet der 

ereidigung des Zeugen F. die Frage zur Klärung 
der Sache geeignet ſei oder nicht, und es liegt kein 
Rechtsirrtum, namentlich kein Verſtoß gegen § 240 
Abſ. 1 StPO. darin, daß die Frage als nicht zur 
Sache gehörig zurückgewieſen wurde. (Urt. d. I. StS. 
vom 28. Januar 1909, I 1013/08). B. 
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II 


Unter welchen Vorausſetzungen kann man ein 
eſundheitsſchädliches Nahrungs⸗ oder Genußmittel ver⸗ 
anfen, ohne gegen 12 Nr. 1 NMG. zu ver: 

ſtoßen? Aus den Gründen: Obwohl der erſte 

Richter für erwieſen angenommen hat, daß die An⸗ 

geklagten F. und S. gewußt haben, daß das Fleiſch 

der von F. geſchlachteten Kuh in rohem Zuſtand ge⸗ 
noſſen geeignet war, die menſchliche Geſundheit zu 
beſchädigen, und daß ſie es trotzdem, ohne es vorher 
abzukochen, dem Mitangeklagten W. verkauft und 

übergeben haben, hat er den Tatbeſtand des § 12 Nr. 1 

deshalb nicht für gegeben erachtet, weil dem W. die 

Eigenſchaft des Fleiſches bekannt gemacht war. Das 

iſt irrig. Der . eines Nahrungsmittels, deffen 

a Beſandtuug igenſchaft durch eine hierzu ge⸗ 

eignete Behandlung beſeitigt werden kann, verſtößt 

allerdings dann nicht gegen den § 12 Nr. 1, wenn der 

Verkäufer Grund zu der Ueberzeugung hat, daß es 

vor dieſer e der Gefahr nicht als Nahrungs- 
oder Genußmittel für Menſchen benutzt werde, oder 
wenn er hiergegen geeignete e getroffen hat. 

Aber die bloße Mitteilung an den Käufer, daß das 

Fleiſch in rohem Zuſtande geſundheitsgefährlich ſei 
und vor dem Genuſſe erſt abgekocht werden müſſe, 

ſichert nicht gegen eine Verwendung des Fleiſches in 

daß d Zuſtande. Es iſt auch nicht einmal feſtgeſtellt, 
daß die Angeklagten mit W. vereinbart haben, er 
müſſe das Fleiſch abkochen, ehe er es als Nahrungs- 
mittel verwende. Selbſt bei einer ſolchen Verein⸗ 
barung wäre aber Strafloſigkeit nur dann anzunehmen, 
wenn die Vereinbarungen oder Vorkehrungen ſolche 
waren, daß die Verwendung des Nahrungsmittels in 

ſeiner geſundheitsgefährlichen Richtung wenigſtens im 

Bewußtſein der Verkäufer ausgeſchloſſen war, 

wenn ſie auch die Möglichkeit einer geſundheits⸗ 

ſchädigenden Benützung nicht annehmen konnten (E. 11, 

375, 379). In dieſer Richtung fehlt es an jeder Feſt⸗ 

iteng: (Urt. d. T. StS. vom 15. Febr. 1909, I 1038/08). 
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III. 


Beihilfe des Vermieters durch Duldung der in den 
Mieträumen begangenen ſtrafbaren Handlungen. (StGB. 
8 49, BGB. 88 550—553, 535). Dem Vermieter, der 
Kenntnis davon erlangt, daß die von ihm vermieteten 
Räume fortgeſetzt zur Begehung beſtimmter ſtrafbarer 
Handlungen benutzt werden, iſt durch die 88 550 und 
553 des BGB. die Möglichkeit gegeben, dagegen ein⸗ 
zuſchreiten. Das Recht hierzu wird gegenüber dem 
Strafgeſetze, das ſtrafbare Handlungen verbietet, zur 
Pflicht mit der Folge, daß der Vermieter, wenn er 
dieſe Pflicht nicht erfüllt, beim Vorliegen der ſonſtigen 
Vorausſetzungen ſich der Beihilfe ſchuldig macht; denn 
dadurch, daß der Angeklagte trotz Kenntnis der Um⸗ 
ſtände und trotz der Möglichkeit ihrer Abſtellung in 
Erfüllung des Mietvertrags die vermieteten Räume 
jedesmal von neuem zur Verfügung ſtellte und ihren 
Gebrauch weiterhin „gewährte“ ($ 535 BGB.), hat 
er durch tätiges Verhalten die Wiederholung und Fort⸗ 
ſetzung der ſtrafbaren Handlungen ermöglicht und ge⸗ 
fördert und fo gemäß § 49 des StGB. ſelbſt an ihnen 
teilgenommen. (Urt. d. I. StS. vom 18. Februar 1909). 
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IV. 


Iſt eine Beleidigung ſchon wegen der Oeffentlichkeit 

des Orts ihrer Verübung öffentlich begangen i. S. des 
200 StsB.? Aus den Gründen: Die Be 
gründung. mit der die Oeffentlichkeit der Beleidigung 
dargetan wird, erweckt Bedenken. Sie wird daraus 
hergeleitet, daß die Gemeinderatsſitzung, in deren 
Verlauf die Aeußerung fiel, öffentlich war. Da der 
Nachweis fehlte, daß unbeteiligte Zuhörer zugegen 
waren, ſo iſt für die Oeffentlichkeit nicht mehr zu ver⸗ 
werten, als daß die Beleidigung an einem öffentlichen 
Orte verübt wurde. Für den Begriff der Oeffent⸗ 
lichkeit einer ſtrafbaren Handlung genügt aber die 
Oeffentlichkeit des Tatorts noch nicht. Die Handlung 
muß bewußterweiſe in der Art ausgeführt werden, 
daß ſie, gleichgültig ob der Ort öffentlich war oder 
nicht, von unbeſtimmt welchen und wievielen Perfonen 
wahrgenommen werden konnte (E. 3, 361; 10, 296; 
21, 254; 22, 241). Das Urteil folgert allerdings die 
Oeffentlichkeit der Kundgebung weiter daraus, daß bei 
der Oeffentlichkeit der Gemeinderatsſitzung jederzeit 
beliebige Zuhörer, denen der Zutritt frei ſtand, im 
Sitzungszimmmer erſcheinen und das Verhandelte 
hören konnten, und daß mit Rückſicht 1 dieſe Mög⸗ 
lichkeit der Kreis der wahrnehmenden Perſonen ſich 
von ſelbſt erweiterte und nicht ein in ſich geſchloſſener, 
nach außen beſtimmt abgegrenzter war, wie er es bei 
ab der Oeffentlichkeit geweſen wäre. Allein 
damit legt das Gericht eben doch wieder der allge⸗ 
meinen Eigenſchaft des Tatorts als eines öffentlichen 
in einſeitiger Weiſe ein allzugroßes Gewicht bei und 
prüft nicht genügend die beſonderen 198 91 des 
alles. Möglichkeiten, die erfahrungsgemäß nicht zur 
irklichkeit zu werden pflegen, deren Verwirklichung 
vielmehr nur durch ungewöhnliche Ereigniſſe herbei⸗ 
geführt wird, müſſen ausſcheiden, ſoll nicht der Be⸗ 
griff der Oeffentlichkeit ins Ungemeſſene ausgedehnt 
werden, und Oeffentlichkeit iſt nicht anzunehmen, falls 
die Handlung ſo begangen wurde, daß ſie nur für die 
Wahrnehmung gewiſſer Perſonen beſtimmt war und, 
von Zufälligkeiten abgeſehen, auch nur von dieſen be⸗ 
merkt werden konnte (E. 35, 159; 37, 289; 38, 207). 
Maßgebend mußten hier die Gewohnheiten in dem 
Orte L. hinſichtlich der Anteilnahme des Publikums 
an den Verhandlungen des Gemeinderates ſein. Ließe 
ſich der Beweis erbringen, daß die öffentlichen Ge⸗ 
meinderatsſitzungen in dieſer Gemeinde bei der Ein⸗ 
wohnerſchaft keine ſolche Beachtung finden, die durch 
regelmäßiges Aufſuchen ſolcher Sitzungen von den 
außerhalb der Ortsbehörden ſtehenden Gemeinde⸗ 
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angehörigen zum Ausdruck käme, würde im Gegenteil 
die Anweſenheit Dritter eine ſeltene, im Einzelfalle 
nicht vorauszuſehende Ausnahme ſein, dann müßten 
Zweifel ſich geltend machen, ob die Aeußerung des 
Angeklagten, da ſie nachweisbar von unberufenen 
Perſonen nicht gehört worden iſt, auch nur in einer 
Weiſe und unter Umſtänden geſchehen iſt, die die 
Wahrnehmung ſeitens ſolcher Perſonen, auch im 
Bewußtſein des Angeklagten, möglich erſcheinen 
ließen. Gerade dieſer inneren Seite des Tatbeſtands 
muß der Tatrichter unter den gegebenen Umſtänden 
ſeine Aufmerkſamkeit in erhöhtem Maße zuwenden. 
Die Grundſätze, die das Reichsgericht in der Ent⸗ 
ſcheidung vom 7. Oktober 1886 (R. 8, 600) ausge⸗ 
ſprochen hat, konnten hier eine unmittelbare An⸗ 
wendung nicht finden. Der dieſer Entſcheidung zu 
Grunde liegende, dem gegenwärtigen nicht gleichzu⸗ 
ſtellende Fall einer öffentlichen Gerichts ſitzung konnte 
von anderen Geſichtspunkten aus beurteilt werden. 
(Urt. d. I. StS. vom 1. März 1909, I, 34/09). 
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Oberſtes Landesgericht. 
Zivilſachen. 


I. 
Was iſt zur 1769 eines berechtigten Inter⸗ 
eſſes i. S. des § 11 GVO. erforderlich? Muß der Ber: 
treter des Antragſtellers in Grundbuchſachen immer Voll: 
macht vorlegen? (S 13 JGG., 8537 DAf G BAe.). Rechts⸗ 
anwalt E. ſtellte an ein Grundbuchamt das Anſuchen 
um Bekanntgabe des Beſtandes und der Belaſtung 
des Grundbeſitzes der Eheleute T. oder eines von ihnen, 
indem er anführte, die von ihm vertretene Firma habe 
ein vorläufig vollſtreckbares Urteil erwirkt und ihn 
beauftragt, ſofort nach der Zuſtellung des Urteils die 
Belaſtung des Anweſens mit einer Vollſtreckungshypo⸗ 
thek zu beantragen. Das GBA. verlangte die Vor⸗ 
legung des Vollſtreckungstitels und der Vollmacht und 
beharrte gegenüber der ſchriftlichen Erwiderung des 
Rechtsanwalts, ſeine Angaben enthielten ſchon die Dar⸗ 
legung eines „berechtigten Intereſſes“, Glaubhaft⸗ 
machung ſei nicht erforderlich, auf der Vorlegung der 
Urkunden, weil die bloße Behauptung, einen Voll⸗ 
ſtreckungstitel zu beſitzen, zur Darlegung des bereds 
tigten Intereſſes nicht genüge und, wenn auch die 
Angaben des Rechtsanwalts nicht angezweifelt würden, 
es doch angezeigt ſei, von dem Vollſtreckungstitel Ein⸗ 
ſicht zu eh, auch die Vertretungsmacht geprüft 
werden müſſe. Die Beſchwerde wurde als unbegründet 
zurückgewieſen. Das LG. bezeichnete es als eine „wohl⸗ 
begründete Uebung“, mangels anderweit bekannter 
Grundlagen für die Annahme des berechtigten Inter⸗ 
aller die Vorlegung der Vollſtreckungsurkunde als 

achweis zu verlangen und erachtete die Vorlegung 
der Vollmachtsurkunde für ein ſelbſtverſtändliches Er⸗ 
fordernis des Verkehrs mit öffentlichen Behörden, ins⸗ 
beſondere Grundbuchämtern. Das Ob. billigte 
diefe Anſchauung nicht. Es führte aus: „Nach § 11 
GBO. ift die Geſtattung der Einſicht des Grundbuchs 
und die Erteilung einer Abſchrift oder eines Auszugs 
davon abhängig, daß der Antragſteller ein berechtigtes 
Intereſſe darlegt. Das Geſetz verlangt nicht, wie der 
Entwurf von 1889 im § 15 vorgeſchlagen hatte, Glaub⸗ 
haftmachung, ſondern begnügt ſich mit der Dar⸗ 
legung des berechtigten Intereſſes. Die das berech⸗ 
tigte Intereſſe begründenden Tatſachen müſſen angeführt 
werden, es iſt aber nicht erforderlich, ſie mit Urkunden 
zu belegen. Zur Darlegung des berechtigten Intereſſes 
genügt freilich nicht jede Behauptung von Tatſachen, 
die das Intereſſe zu begründen vermögen, ſondern die 
Anführung der Tatſachen, auf die der Antrag geſtützt 
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wird, muß den Eindruck der Wahrheit machen, es darf 
nicht Grund zu dem Verdachte beſtehen, daß die An⸗ 
gaben der Wahrheit nicht entſprechen. Darüber, ob 
ein berechtigtes Intereſſe dargelegt iſt, entſcheidet das 
freie Ermeſſen des Grundbuchrichters, findet er Grund 
zu einem Bedenken, ſo iſt er berechtigt, die Beibringung 
weiterer Behelfe zu fordern, erſcheinen ihm aber die 
Angaben glaubwürdig, ſo iſt das Verlangen urkund⸗ 
lichen Nachweiſes nicht gerechtfertigt. Die nach der 
Anſicht des LG. wohlbegründete Uebung, auf urkund⸗ 
lichem Nachweis auch dann zu beſtehen, wenn die Rich⸗ 
tigkeit der Angaben nicht bezweifelt wird, iſt ein das 
Geſetz verletzender, die Rechtſuchenden beläſtigender und 
nicht ſelten gefährdender Mißbrauch. Hier konnte nach 
den Darlegungen des Rechtsanwalts, der die Zwangs⸗ 
vollſtreckung betreiben ſollte und daher die zunächſt 
zu wählende Vollſtreckungsmaßregel zu beſtimmen 
hatte, bei ihm ein eigenes berechtigtes Intereſſe an 
der Erlangung der Auskunft angenommen werden. 
Abgeſehen davon beruht die Anſicht des LG., daß die 
Vorlegung einer ſchriftlichen Vollmacht ſelbſtverſtänd⸗ 
liches Erfordernis des Verkehrs mit einer öffentlichen 
Behörde, insbeſondere einem Grundbuchamte, ſei, auf 
Rechtsirrtum. Für die Angelegenheiten der freiwil⸗ 
ligen Gerichtsbarkeit ſtellt es der 8 13 JGG. in das 
Ermeſſen des Gerichts, urkundlichen Nachweis der Be⸗ 
vollmächtigung zu verlangen, und die GBO. enthält 
außer den hier nicht in Betracht kommenden Beſtim⸗ 
mungen der 88 15, 29, 30 keine Vorſchrift über den 
Nachweis der Vollmacht. Für die Vollmacht zu dem 
Antrag auf Geſtattung der Einſicht des Grundbuchs 
oder die Erteilung eines Auszugs gilt das Gleiche 
wie für das berechtigte Intereſſe des Vollmachtgebers, 
der § 537 Abſ. 1 DAFEBNE. beſtimmt deshalb: „Der 
Vertreter muß die Vertretungsmacht darlegen; die 
Darlegung der Vertretungsmacht iſt an keine Form 
gebunden.“ Die Vorinſtanzen haben hiernach den Sinn 
des 8 11 GBO. verkannt.“ (Beſchl. des I. 38S. vom 
5. März 1909, III 15/09). W. 
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Können die Koſten des Verfahrens in Grundbuch- 
ſachen der Staatskaſſe auferlegt werden? Kann für die 
Zurückweiſung des Antrags auf Erteilung eines Grund⸗ 
buchsauszugs eine Gebühr gefordert werden? (8 11 
GBO.; Art. 39, 124, 125 Geb.; 88 6, 80 a, 89 GKG.) 
Rechtsanwalt E. ſtellte an ein Grundbuchamt das An⸗ 
93 um Erteilung eines Grundbuchsauszugs über 
as Anweſen des H., indem er anführte, ſein Voll⸗ 
machtgeber habe gegen H. ein rechtskräftiges Urteil 
erwirkt und wolle die Zwangsvollſtreckung in deſſen 
Anweſen betreiben. Das GBA. verlangte nähere Be- 
zeichnung des Schuldners ſowie Vorlegung des Voll⸗ 
ſtreckungstitels und der Vollmacht. RA. E. bezeichnete 
den Schuldner näher, legte aber weder den Voll⸗ 
ſtreckungstitel noch feine Vollmacht vor. Das GBA. 
wies den Antrag unter Belaſtung des Antragſtellers 
mit den Koſten ab, weil mit der bloßen Behauptung 
des Vorhandenſeins eines rechtskräftigen Urteils ein 
berechtigtes Intereſſe nicht dargelegt ſei, für die 
Richtigkeit der Behauptung vielmehr ein „greifbarer 
Anhalt“ beſchafft werden müſſe. RA. E. legte nun⸗ 
mehr „zur Vermeidung einer Verzögerung“ Voll⸗ 
ſtreckungstitel und Vollmacht vor, erklärte aber zu⸗ 
gleich, daß er Beſchwerde einlege. Nachdem das GBA. 
die Auszüge erteilt hatte, wies das LG. die Beſchwerde 
als unbegründet zurück und legte die Koſten des Be⸗ 
8 dem Beſchwerdeführer auf. Auf 
ie weitere Beſchwerde hat das Oberſte Landesgericht 
die Entſcheidung des LG. aufgehoben, ſoweit die Koſten 
für die Entſcheidung des GBA. dem Beſchwerdeführer 
auferlegt worden ſind, im übrigen die weitere Be⸗ 
ſchwerde zurückgewieſen und die auf fie ermuchfenen 
Koſten dem Beſchwerdeführer auferlegt. 
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Gründe: (Zunächſt wird ausgeführt, daß die 
Vorinſtanzen zu Unrecht angenommen haben, es be⸗ 
dürfe für die Darlegung des berechtigten Intereſſes 
immer der Beibringung von Urkunden; ſiehe wegen 
der Begründung die hier unter I abgedruckte Ent⸗ 
ſcheidung vom 5. März 1909). Dem Antrage, die 
Koſten auf die Staatskaſſe zu übernehmen, kann nicht 
ſtattgegeben werden. Es gibt auch für Grundbuch⸗ 
jegen keine geſetzliche Beſtimmung, die die Uebernahme 

er durch unrichtige Behandlung der Sache verurſachten 
Koſten auf die Staatskaſſe vorſchreibt oder geſtattet. 
Die Koſten treffen, ſoweit ſie nicht nach Art. 131 AG. 
z. BGB. einem anderen Beteiligten aufzulegen ſind, 
nach Art. 39 Geb®. i. V. mit § 89 GKG. den Antrag⸗ 
ſteller und es kann im Falle einer unrichtigen Be⸗ 
handlung der Sache nur die Niederſchlagung der ohne 
Schuld der Beteiligten entſtandenen Gebühren nach 
dem in Art. 39 für entſprechend anwendbar erklärten 
86 GKG. in Frage kommen, mit der nach dem gleich⸗ 
falls entſprechend anwendbaren $ 80 a GKG. auch die 
Schreibgebühren wegfallen. Das Geb. enthält aler- 
dings keine ausdrückliche Beſtimmung über eine für 
die Zurückweiſung eines Antrags auf Erteilung eines 
Grundbuchsauszugs zu entrichtende Gebühr, der 
Art. 124 beſtimmt eine Gebühr nur für die Zurück⸗ 
weiſung eines Eintragungsantrags. Da aber nach 
dem Art. 125 im Falle der Zurücknahme eines Antrags 
auf Erteilung eines Grundbuchauszugs dieſelbe Gebühr 
zu erheben iſt wie im Falle der Zurücknahme eines 
Eintragungsantrags und nach anderen Beſtimmungen 
(vgl. Art. 59, 71, 75, 96 Abſ. 5) für die Zurückweiſung 
eines Antrags oder einer Anmeldung eine höhere 
Gebühr als im Falle der Zurücknahme erhoben oder 
nur für die Zurückweiſung nicht auch für die Zurück⸗ 
nahme eine Gebühr geſchuldet wird, ſo liegt offenbar 
eine Lücke des Geſetzes vor, die im Sinne des Art. 125 
dahin ausgefüllt werden muß, daß die im Art. 124 
beſtimmte Gebühr auch auf die Zurückweiſung des 
Antrags auf Erteilung eines Grundbuchsauszugs Mn- 
wendung findet. Wenn der Art. 124 von einem „un⸗ 
gerechtfertigten“ Eintragungsantrage ſpricht, wie im 
Art. 59 eine „unvollſtändige, unzuläſſige oder unbe⸗ 
gründete“ Anmeldung als Gegenſtand der Zurück⸗ 
weiſung bezeichnet wird, ſo iſt damit nicht im Gegen⸗ 
ſatze zu den Art. 71, 75 und dem Art. 96 Abſ. 5 die 
Gebührenpflichtigkeit davon abhängig gemacht, daß 
der Antrag, ſofern über ihn in einer höheren Inſtanz 
entſchieden wird, auch von dieſer als ungerechtfertigt 
erklärt wird, ſondern nur der Grund der Zurückweiſung 
angegeben, mit der Zurückweiſung eines ungerecht⸗ 
fertigten Antrags eine Entſcheidung gemeint, durch 
die ein Antrag als ungerechtfertigt zurückgewieſen 
wird. Bei den dem Beſchwerdeführer auferlegten 
Koſten der Verfügung des Grundbuchamts kann alſo 
die Niederſchlagung einer Gebühr in Frage kommen. 
Wäre das LG. bei richtiger Auslegung des § 11 der 
GBO. zu dem Ergebniſſe gelangt, daß das GBA. dem 
Antrage hätte ſtattgeben ſollen, ſo hätte es erwägen 
müffen, ob die Gebühr nicht niedergeſchlagen werden 
ſolle. Hierüber wird es nun gegebenenfalls zu ent⸗ 
ſcheiden haben. Dagegen muß die für das Beſchwerde⸗ 
verfahren bei dem LG. geſchuldete Gebühr beſtehen 
bleiben, weil der Beſchwerdeführer mit der Beſchwerde 
den unbegründeten Antrag verfolgt hat, die Koſten 
auf die Staatskaſſe zu übernehmen. (Beſchl. des I. a 
vom 19. Februar 1909, III. 10/1909). 
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Sind für Beſchwerden in Vereinsſachen die Bor: 
e der ZPO. oder des FGG. maßgebend? Piegt 
em alten oder dem neuen Vorſtande eines Vereins die 
Aumeldungspflicht ob, wenn in der Mitgliederverſamm⸗ 
Fi die Statuten geändert wurden und ein neuer Bor: 
beſtellt wurde? (FGG. SS 19, 27 ff.; BGB. 
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88 59, 60, 67, 71). Die Satzung des in das Vereins⸗ 
regiſter eingetragenen Vereins „Verſorgungsanſtalt 
für Blinde“ beſtimmt in ihrer bisherigen Faſſung im 
§ 5, daß der Verein feine Angelegenheiten ſelbſtändig 
durch eine Vorſtandſchaft leitet und verwaltet, die 
aus 15 Perſonen, darunter „dem erſten Vorſitzenden 
(Vorſtand)“ und einem zweiten Vorſitzenden beſteht, 
und im § 7 Abſ. 3, daß der erſte Vorſitzende (im Ber- 
hinderungsfalle deſſen Stellvertreter) den Verein ver⸗ 
tritt und für ihn zeichnet. Die Berufung der Mit⸗ 
gliederverſammlung erfolgt nach dem 8 6 Abſ. 2 durch 
den erſten Vorſitzenden mindeſtens acht Tage vor der 
Tagung unter Bekanntgabe des Tages, der Stunde 
und der Tagesordnung. Die Mitglie derverſammlung 
vom 30. November 1908 beſchloß eine neue Faſſung 
der Satzung, in der insbeſondere die angeführten Be⸗ 
ſtimmungen in folgender Weiſe geändert wurden: 
Nach der Nr. 5 leitet und verwaltet der Verein ſeine 
Angelegenheiten ſelbſtändig durch die Vorſtandſchaft, 
die aus 15 Vorſigend (Ausſchußmitgliedern), darunter 
dem erſten Vorſitzenden (Vorſtand) und dem zweiten 
Vorſitzenden (Stellvertreter des Vorſtandes), beſteht, 
und ift „dieſe mithin Vorſtand im Sinne des 8 26 
des BGB.“ Der erſte Vorſitzende oder deffen Stel- 
vertreter zeichnet im Namen der Vorſtandſchaft für 
den Verein. Nach der Nr. 8 Abſ. 2 ift die Mitglieder⸗ 
verfammlung von der Vorſtandſchaft mindeſtens acht 
Tage vor dem Termin „durch Veröffentlichung in 
Tagesblättern“ unter Bekanntgabe des Tages und der 
Stunde der Verſammlung und der Tagesordnung ein⸗ 
zuberufen. Sodann fand die Wiederwahl des bisherigen 
zweiten Vorſitzenden und die Wahl von vier Mit⸗ 
gliedern der Vorſtandſchaft ſtatt. In der Perſon des 
erſten Vorſitzenden, deſſen Stelle G. bekleidet, trat eine 
Aenderung nicht ein. Am 11. Januar 1909 meldete 
G. als Vorſtand des Vereins bei dem Gerichtsſchreiber 
des Regiſtergerichts unter Uebergabe des Protokollbuchs 
mit Auszügen aus dem Protokolle der Mitglieder⸗ 
verſammlung vom 30. November 1908 und eines Ver⸗ 
zeichniſſes der 15 Vorſtandsmitglieder die Aenderung 
der Satzung, die Wiederwahl des zweiten Vorſitzenden 
und die Zuſammenſetzung des nach der neuen Be⸗ 
ſtimmung aus 15 Mitgliedern beſtehenden Vorſtandes 
zur Eintragung in das Vereinsregiſter an. Das Re⸗ 
giſtergericht trug nur die Wiederwahl des zweiten Vor⸗ 
ſitzenden ein und wies die Anmeldungen im übrigen zu⸗ 
rück. Es fand in der neuen Beſtimmung über den Vor⸗ 
ſtand und die Vertretung des Vereins nach außen einen 
inneren Widerſpruch, da für den Vorſtand die Befugnis 
zur Vertretung des Vereins weſentliches Begriffs⸗ 
merkmal ſei, die dem erſten Vorſitzenden und ſeinem 
Stellvertreter eingeräumte Vertretungsbefugnis aber 
die übrigen Mitglieder der Vorſtandſchaft von der 
Vertretung ausſchließe, und erachtete für den Fall, 
daß der Vorſtand wirklich aus 15 Mitgliedern beſtehen 
ſolle, das Zuſammenwirken der Vorſtandsmitglieder 
bei der Vertretung des Vereins für geboten und eine 
Satzungsbeſtimmung, die ein einzelnes Mitglied er⸗ 
mächtigt, im Namen des Vorſtandes zu handeln, für 
unwirkſam. Die Beſtimmung, daß die Berufung der 
Mitgliederverſammlung durch Veröffentlichung in 
Tagesblättern erfolge, wurde beanſtandet, weil fie der 
erforderlichen Beſtimmtheit entbehre. Bei der An⸗ 
meldung der Mitglieder des neuen Vorſtandes ver⸗ 
mißte das Regiſtergericht die vorzulegenden Abſchriften 
der Urkunden über die Beſtellung mehrerer von ihnen. 
Der Vorſtand G. ließ rechtzeitig bei dem Regiſter⸗ 
gerichte für den Verein Beſchwerde mit dem Antrag 
einlegen, das Regiſtergericht zur Vornahme der ab⸗ 
gelehnten Eintragungen anzuweiſen. Das Landgericht 
ſah die Beſchwerde, ſoweit ſie gegen die Ablehnung 
der Eintragung der Satzungsänderung gerichtet iſt, 
als ſofortige, im übrigen als einfache Beſchwerde an 
und erachtete die beiden Beſchwerden für zuläſſig, wies 
ſie aber in geſonderten Entſcheidungen vom 5. Februar 
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1909 als unbegründet zurück. Die beiden Entſcheidungen 
wurden damit begründet, daß die Anmeldungen von 
den ſämtlichen Mitgliedern des nach der neuen Be⸗ 
ſtimmung aus 15 Perſonen beſtehenden Vorſtandes 
bewirkt werden müßten. Auf die weitere Beſchwerde 
des G. hat das Oberſte Landesgericht die Entſcheidung 
des Landgerichts, ſoweit ſie die Eintragung der Satzungs⸗ 
änderung zum Gegenſtande hat, aufgehoben und die 
Sache zur anderweitigen Entſcheidung an das Land⸗ 
gericht zurückverwieſen, im übrigen aber die weitere 
Beſchwerde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Dem Beſchwerdegericht 
iſt darin zuzuſtimmen, daß die Ablehnung der Ein⸗ 
tragung der Satzungsänderung nach § 71 Abſ. 2 
BGB. nur mit ſofortiger Beſchwerde nach den Vor⸗ 
ſchriften der Zivilprozeßordnung angefochten werden 
konnte, während gegen die Zurückweiſung der 
Anmeldung der Vorſtandsmitglieder, für die eine 
Sondervorſchrift nicht beſteht, die Beſchwerde nach den 
Vorſchriften des Geſetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ſtattfand. Infolgedeſſen 
gelten auch für die weitere Beſchwerde gegen die die 
Eintragung der Satzungsänderung betreffende Ent⸗ 
ſcheidung des Landgerichts die für die ſofortige weitere 
Beſchwerde maßgebenden Vorſchriften der Zivilprozeß⸗ 
ordnung, für die weitere Beſchwerde gegen die Ent⸗ 
ſcheidung des Landgerichts über die Eintragung der 
Vorſtandsmitglieder dagegen die 88 27 ff. FGG. Die 
beiden weiteren Beſchwerden ſind in formeller Be⸗ 
ziehung nicht zu beanſtanden. Der Beſchwerdeführer, 
der ſich noch als den Vorſtand des Vereins anſieht, 
hat die weiteren Beſchwerden ebenſo wie die Beſchwerde 
5 den Verein einlegen laſſen. Das Beſchwerderecht 

es Vereins unterliegt keinem Bedenken; der Verein hat 
ein Recht darauf, daß einer vorſchriftsmäßigen Anmel⸗ 
dung durch Eintragung ſtattgegeben wird ($ 20 JGG.). 
Zur Einlegung der weiteren Beſchwerden namens des 
Vereins iſt G. als der Vorſtand berechtigt; die neue Be⸗ 
ſtimmung der Satzung über die Zuſammenſetzung des 
Vorſtandes aus fünfzehn Mitgliedern ift nach § 71 
Abſ. 1 Satz 1 BGB. noch nicht in Wirkſamkeit getreten, 
weil ſie noch nicht in das Vereinsregiſter eingetragen 
iſt. Die für die Zuläſſigkeit der ſofortigen weiteren 
Beſchwerde nach 8 568 Abſ. 2 ZPO. erforderliche 
Vorausſetzung, daß die Entſcheidung des Beſchwerde⸗ 
gerichts einen neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrund 
enthält, liegt vor. Das Regiſtergericht hat die Ein⸗ 
tragung der Satzungsänderung abgelehnt, weil es in 
einigen der neuen Beſtimmungen Verſtöße gegen ge⸗ 
ſetzliche Vorſchriften gefunden hat, das Beſchwerde⸗ 
gericht hat die Zurückweiſung der Anmeldung aus 
dem Grunde für gerechtfertigt erklärt, weil die An⸗ 
meldung nicht der geſetzlichen Vorſchrift entſpreche, 
es hat dem dermaligen Vorſtande die Befugnis zur 
Anmeldung und damit dem Vereine das Recht auf 
ſachliche Prüfung der angemeldeten Satzungsänderun 

abgeſprochen. Seine Entſcheidung iſt eine inhaltli 

andere als die des Regiſtergerichts. Die Anfechtung 
iſt auch begründet, weil, wie ſoeben dargelegt worden 
iſt, in Ermangelung der Eintragung der neuen Be⸗ 
ſtimmung über die Zuſammenſetzung des Vorſtandes 
noch die bisherige Beſtimmung zu Recht beſteht, nach 
der der Vorſtand des Vereins nur aus dem erſten 
Vorſitzenden der Vorſtandſchaft beſteht, die Aenderung 
der Satzung deshalb nur von dieſem zur Eintragung 
angemeldet werden konnte. Hiernach muß die mit der 
ſofortigen weiteren Beſchwerde angefochtene Entſchei⸗ 
dung des Landgerichts aufgehoben und die ihren 
Gegenſtand bildende Angelegenheit zur anderweitigen 
Entſcheidung an das Landgericht zurückverwieſen 
werden. Dagegen iſt die Zurückweiſung der die 
Aenderung des Vorſtandes betreffenden Anmeldung 
gerechtfertigt. Der nach der neuen Beſtimmung aus 
fünfzehn Mitgliedern beſtehende Vorſtand kann erſt 
in das Vereinsregiſter eingetragen werden, wenn die 
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neue Beſtimmung durch die Eintragung wirkſam ge⸗ 
worden iſt. Wird ſie eingetragen, ſo werden damit 
die für dieſen Fall zu Vorſtandsmitgliedern beſtimmten 
Perſonen Mitglieder des neuen aus fünfzehn Perſonen 
beſtehenden Vorſtandes. Die Anmeldung der Vorſtands⸗ 
mitglieder liegt dann nach 8 67 BGB. dem neuen 
Vorſtande ob und hat durch deſſen ſämtliche Mit⸗ 
glieder zu geſchehen (RIM. 2, 183; 9, 47). Die An- 
meldung des bisherigen Vorſtandes, der zu der Zeit, 
zu der die Eintragung erfolgen ſoll, nicht mehr der 
Vorſtand ſein wird, iſt daher nicht geeignet, die Ein⸗ 
tragung herbeizuführen. (Beſchl. des I. ZS. vom 
5. März 1909, Reg. III 12/1909). 
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Zu §§ 808, 1280 BGB. J. Sch. legte bei dem 
Darlehenskaſſenverein C. am 19. Januar 1905 1000 M 
verzinslich an; er erhielt einen Schuldſchein mit der 
Beſtimmung: „Die Vorzeigung gegenwärtiger Urkunde 
gilt als genügender Ausweis zur Erhebung des 
Kapitals und der Zinſen.“ J. Sch. ließ ſich von einer 
Bank gegen Hinterlegung des Schuldſcheins nach und 
nach 600 M Lombarddarlehen geben. Am 17. Mai 
1905 ließ er ſich von dem Darlehenskaſſaverein, dem 
er die Lombardierung verſchwieg, 500 M heimzahlen. 
Im November 1907 wurde zugunſten eines Betrags 
von 250 M die Darlehensreſtforderung gepfändet. Da 
der Darlehensverein an die Bank ſtatt der von ihr 
verlangten 350 M nur noch 250 M zahlen wollte, 
erhob die Bank Klage; ſie behauptete, der vom Be⸗ 
klagten ausgeſtellte Schuldſchein ſei kraft der ange⸗ 
führten Beſtimmung ein e der Beklagte 
habe an ſie, die Bank, als Inhaberin des Schuldſcheins, 
die 350 zu zahlen. Die Klage wurde abgewieſen, 
die Berufung blieb erfolglos. 


Gründe: Weder die Klauſel im Schuldſchein 
noch die Bemerkung im Briefe des Vereins vorſtandes 
vom 3. Februar 1908, daß die Zahlung an die Klägerin 
nur gegen Vorzeigung des Schuldſcheins erfolge, be⸗ 
rechtigen zu der Annahme, daß der Schein ein In⸗ 
haberpapier iſt und vom Beklagten als ſolches ange⸗ 
ſehen wurde. Der Schuldſchein iſt vielmehr ein ſog. 
„qualifiziertes Legitimationspapier“ i. S. des 8 808 
BGB. Ein ſolches iſt gegeben, wenn einer in einer 
Urkunde benannten Perſon eine Leiſtung verſprochen 
und wenn die Urkunde mit der Beſtimmung ausge⸗ 
geben iſt, daß die in ihr verſprochene Leiſtung an 
jeden Inhaber der Urkunde bewirkt werden kann. 
Das trifft hier zu. Der Schuldner iſt nicht verpflichtet, 
ſondern nur berechtigt, an den Inhaber des Schuld⸗ 
ſcheins mit befreiender Wirkung zu zahlen; er iſt zu 
einer Prüfung der Legitimation des Inhabers nicht 
verpflichtet, wohl aber dazu berechtigt. Der Inhaber 
hat als ſolcher keinen ſelbſtändigen Anſpruch gegen 
den Schuldner. Die Vorſchrift, daß der Schuldner 
nur gegen Vorzeigung und Aushändigung der Urkunde 
leiſten muß, iſt dispoſitiv; der Schuldner kann wirkſam 
an den Berechtigten auch dann leiſten, wenn dieſer 
die Urkunde nicht beſitzt, insbeſondere dann, wenn 
dem Schuldner nicht angezeigt iſt, daß eine andere 
Perſon den Schuldſchein erworben hat. Die Klägerin 
kann daher nicht geltend machen, daß der one 
nicht befugt war, an Sch. 500 M zu zahlen, daß die 
Zahlung an ihn nur gegen Vorzeigung der Urkunde 
und gegen Vormerkung auf ihr erfolgen durfte und 
daß er, weil er nicht in dieſer Weiſe gezahlt habe, 
an die Klägerin ſo zu leiſten habe, als ob die Zahlung 
von 500 M nicht erfolgt wäre. Hiernach kann darauf, 
daß J. Sch. bei der Klägerin den Schuldſchein hinter⸗ 
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legt hat und daß dieſe Inhaberin geworden iſt, die 
Klage nicht geſtützt werden. Aber auch das durch die 
Lombardierung erworbene Pfandrecht ſtützt fie nicht. 
Denn die Verpfändung einer Forderung iſt nach 
8 1280 a. a. O. nur wirkſam, wenn der Gläubiger 
ſie dem Schuldner anzeigt. Hier aber iſt eine Anzeige 
an den Darlehenskaſſenverein weder von Sch. noch 
von der Klägerin gemacht worden. (Urt. vom 
2. November 1908). A 
1466 


Landgericht München J. 


Geſetzliche Vertretung des bayeriſchen Militärſiskus. 
Mehrere Gläubiger eines Angeſtellten der Militär⸗ 
bildungsanſtalten hatten deſſen Gehaltsforderung 
pfänden laſſen. Der zuerſt pfändende Gläubiger hatte 
den Pfändungsbeſchluß an den Kriegsminiſter, der 
ſodann pfändende Gläubiger an die Inſpektion der 
Militärbildungsanſtalten zuſtellen laſſen. Die ge⸗ 
pfändeten Beträge wurden hinterlegt. Im Verteilungs⸗ 
verfahren erhob der zweite Pfändungsgläubiger Wider⸗ 
ſpruch gegen den Verteilungsplan, der den Anſpruch 
des erſten Pfändungsgläubigers als zu Recht be- 
ſtehend anerkannte. Mit der ſodann angeſtellten 
Klage beanſpruchte der nachpfändende Gläubiger den 
gepfändeten Betrag mit der Behauptung, die Bu- 
ſtellung des Pfändungsbeſchluſſes an den Kriegs⸗ 
miniſter ſei unwirkſam geweſen; ſie hätte nach der 
Entſchließung des Kriegsminiſteriums vom 20. Januar 
1882 (JMBl. 1882 S. 13 ff., 1906 S. 256) an die 
Inſpektion der Militärbildungsanſtalten erfolgen 
müſſen. Das LG. wies die Klage ab. 


Aus den Gründen: Nach 8 829 Abſ. II ZPO. 
iſt der Pfändungsbeſchluß dem Drittſchuldner zuzu⸗ 
ſtellen. Schuldner der gepfändeten Gehaltsforderung 
war der Militärfiskus. Die Zuſtellung des Pfändungs⸗ 
beſchluſſes hat im Parteibetrieb zu erfolgen. Nach 
8 171 Abſ. 2 BPO. genügt bei dem Militärfisfus die 
Zuſtellung an den Vorſteher. Geſetzlicher Vertreter 
des Militärfiskus ift der Kriegsminiſter (Form. VO. 
vom 9. Dezember 1825, 31. Januar 1829, 25. März 
1848, 1. Dezember 1871); die Abteilungen des Militär⸗ 
ſiskus find nicht ſelbſtändig. Der Kriegsminiſter ift 
deshalb, auch ſoweit es ſich um Kaſſenangelegenheiten 
handelt (und dazu gehören die Gehaltsauszahlungen), 
der oberſte Vorſteher der Inſpektion der militäriſchen 
Inſtitute. Daher iſt die Zuſtellung des Pfändungs⸗ 
beſchluſſes an den Kriegsminiſter ordnungsgemäß 
erfolgt. Durch die mit dem Erlaß des Kriegs⸗ 
miniſteriums vom 29. Juli 1906 (JM Bl. 1906 S. 256 ff.) 
herausgegebene Nachweiſung der Militärbehörden und 
Perſonen, welche berufen ſind, den Militärfiskus als 
Drittſchuldner im Sinne des § 829 ff. ZPO. zu ver- 
treten, wollte und konnte der Kriegsminiſter ſeine in 
8 171 Abſ. 2 ZPO. geſetzlich feſtgelegte Vertretungs⸗ 
befugnis des Militärfiskus für Zuſtellungen nicht 
ändern. Durch dieſe Nachweiſung wurden durch das 
Kriegsminiſterium nur eine Reihe von Behörden und 
Perſonen ermächtigt, Zuſtellungen an den Militär⸗ 
fisfus innerhalb des ihnen zugewieſenen Geſchäfts⸗ 
kreiſes entgegenzunehmen. Daneben können aber die 
Zuſtellungen für den Militärſiskus auch an den Kriegs- 
miniſter ſelbſt wirkſam erfolgen. (Urt. vom 30. De⸗ 
zember 1908. Nr. A 3876/08). 8. 
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Literatur. 


Jaeger, Dr. Ernft, Profeſſor der Rechte zu Leipzig. 
Kommentar zur Konkurs ordnung und den 
Einführungsgeſetzen. Mit einem Anhang, 
enthaltend das Anfechtungsgeſetz, Auszüge aus den 
Koſtengeſetzen, Ausführungsgeſetzen und Geſchäfts⸗ 
ordnungen. Dritte und vierte neubearbeitete Auf⸗ 
lage. Lieferung 2 (88 16—42). Berlin 1908. J. 
Guttentag, Verlagsbuchhandlung. 


Die vorliegende zweite Lieferung bietet in den Er⸗ 
läuterungen zu §§ 17 —41 (S. 187—484) den wichtigſten 
Teil des ganzen Bandes. Die umfaſſende und er⸗ 
ſchöpfende Berückſichtigung der Literatur und Judikatur, 
die eingehende Stellungnahme zu Streitfragen, die 
Heranziehung konkursrechtlicher Beſtimmungen auper- 
halb der KO., z. B. bei 8 17 KO. die Ausführungen zu 
den §8 36—38 des Geſetzes über den Verlagsvertrag, 
machen die „Anmerkungen“ zu jedem Paragraphen mit 
ihrem folgerechten n Aufbau zu Mono- 
graphien. Bei dieſer Ausdehnung dürfte ſich für die 
nächſte Auflage vielleicht empfehlen, bei jedem Para⸗ 
graphen die Dispoſition in graphiſcher Gliederung 
an die Spitze der Erläuterungen zu ſetzen. Wie ſehr 
damit vor allem dem, der ſich in Eile unterrichten 
muß, eine Erleichterung geboten würde, zeigt ein Blick 
auf den Umfang der einzelnen Paragraphen; ſo bringt 
J. zu 8 17 65 Anmerkungen (S. 187—216), zu § 29 
73 (S. 229—349) und zu § 20 65 (S. 349—385). 

Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Warneyers Jahrbuch der Entſcheidungen. (Leipzig, Nop- 
berg'ſche Verlagsbuchhandlung.) 

A. Zivil-, Handels: und Prozeßrecht. Unter Mitwir⸗ 
kung von Amtsgerichtsrat Meves in Magdeburg, 
Amtsrichter Dr. Kranſe in Dresden und Landrichter 
Nollner in Gneſen. Herausgegeben von Dr. Otto 
Warneyer, Amtsrichter in Leipzig. 7. Jahrgang 
enthaltend die Literatur und Rechtſprechung des 
Jahres 1908 zu BGB., EG BGB., HGB., WO., 
BPO., KO., Anf ., FGG., GBG., GBO. und 71 
anderen Geſetzen. XVI, 678 S. Geb. Mk. 11.—. 

B. Strafrecht und Strafprozeß. Unter Mitwirkung von 
Aſſeſſor Haus Braun in Schandau, bearbeitet 
von Georg Roſenmüller, Amtsrichter in Schandau. 
3. Jahrgang enthaltend die Literatur und Recht⸗ 
ſprechung des Jahres 1908 zu StGB., StPO., 
GewO., MStGB., MStGO., ſowie 73 anderen 
ee und 121 Landesgeſetzen. XVI, 355 S. Geb. 


C. Arbeiterverſicherungsrecht. Bearbeitet von Ober- 
regierungsrat Dr. Dannenberg, Vorſitzendem des 
Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung Leipzig. 
2. Jahrgang enthaltend die Literatur und Recht⸗ 
ſprechung des Jahres 1908 zu den Arbeiterver⸗ 
ſicherungsgeſetzen. XIII, 374 S. Geb. Mk. 9.—. 

. Verwaltungsrecht (mit Ausſchluß des Arbeiterver⸗ 
ſicherungsrechts). Bearbeitet von Dr. Paul Fiſcher, 
K. Sächſiſchem Regierungsrat, z. Z. beim Reichs⸗ 
verſicherungsamt. 1. Jahrgang enthaltend die 
Literatur und Rechtſprechung des Jahres 1907 zu 
70 Geſetzen. Geb. Mk. 4.—. 

Auch die neuen Bände zeigen die geſchickte und 
überſichtliche Anordnung des Stoffes wie ihre Bor- 
gänger. 


Heinsheimer, Dr. Karl, ordentl. Profeſſor an der Uni⸗ 
verſität Heidelberg. Typiſche Prozeſſe. Ein 
Zivilrechtspraktikum zum Gebrauch bei akademiſchen 
Uebungen und zum Selbſtſtudium. Zweite, vermehrte 
ae Berlin 1908. Otto Liebmann. 106 ©. 


Zivilprozeßrechtliche zugleich das bürgerliche Recht 
umfaſſende Uebungen dürfen ſich, wie der Verfaſſer 
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im Vorworte zu der erften Auflage mit Recht hervor⸗ 
hebt, nicht auf die Behandlung ſchwieriger Einzel⸗ 
fragen beſchränken, ſondern müſſen vor allem eine 
Einführung in den Prozeß als Ganzes anſtreben und 
zu dieſem Zwecke den beim Ineinandergreifen aller 
der materiellen und formellen Rechtsſätze ſcheinbar ſo 
verwickelten Gang der richterlichen Rechtsfindung an⸗ 
ſchaulich zu machen ſuchen. Ich wüßte nichts, was 
dieſer Aufgabe beſſer gerecht würde, als die in der 
vorliegenden Sammlung enthaltenen dreiunddreißig 
Prozeßbilder, die mit einem offenen Blicke für das 
praktiſche Leben zuſammengeſtellt ſind, mit den zahl⸗ 
reichen an ſie geknüpften, teils ſchweren teils leichteren 
Fragen. Nicht nur Anfängern, ſondern auch Fort⸗ 
geſchritteneren, insbeſondere Rechtspraktikanten, kann 
das Büchlein auf dem ganzen großen Gebiete der 
Prozeßpraxis die beſten Führerdienſte leiſten. Eckert. 


Notizen. 


Die Vollzugsvorſchriften zum Fiſchereigeſeze vom 
15. Auguft 1908 find jetzt erſchienen (GVBl. S. 245, 
IM Bl. S. 136). Sie beſtehen 

1. in der Kgl. VO. vom 18. März 1909 über den 
Vollzug des Fiſchereigeſetzes, | 

2. in der Bek. vom 19. März 1909 über die Ab⸗ 
markung der Fiſchereirechte, 

3. in der Bek. vom 15. März 1909 über die Ein⸗ 
tragung der Fiſchereirechte in das Grundbuch 
und in das Hypothekenbuch, 

4. in der Bek. vom 19. März 1909 über den Voll⸗ 
zug des Fiſchereigeſetzes und 

5. in der Landesfiſchereiordnung vom 23. März 1909. 

Die Kgl. VO. erklärt zunächſt als Gegenſtand des 
Fiſchereirechts außer den Fiſchen und Krebſen die 
Schildkröten (Art. 1 Abſ. 3 FG.) und bringt dann auf 
Grund des Art. 12 JG. Vorſchriften über die Ab- 
markung der Fiſchereirechte. Die in Nr. 2 bezeichnete 
Bekanntmachung enthält nähere Beſtimmungen über 
das Abmarkungsverfahren. Da die Streitigkeiten über 
die Abmarkung von Fiſchereirechten dem Verwaltungs⸗ 
rechtsverfahren zugewieſen wurden (Art. 97 F.), 
obwohl ſie dem Grunde nach dem bürgerlichen Rechte 
angehören, intereſſieren dieſe Beſtimmungen in erſter 
Linie den Verwaltungsbeamten. 

Die Bekanntmachung Nr. 3 erging zum Vollzuge 
des Art. 14 Abſ. 6 FG. Sie enthäkt die Vorſchriften 
über die formellen Vorausſetzungen und das Ver⸗ 
fahren der Eintragung von Fiſchereirechten in das 
Grundbuch und für die Uebergangszeit in das Hypo⸗ 
thekenbuch. 

Die Bekanntmachung Nr. 4 bringt in 71 Paras 
graphen die zum ſonſtigen Vollzuge des Fiſcherei⸗ 
geſetzes erforderlichen Weiſungen und Erläuterungen. 
Im einzelnen kann darauf nicht eingegangen werden. 
Der Bekanntmachung iſt u. a. ein Muſterpachtvertrag 
und eine Muſterſatzung für öffentliche Fiſchereigenoſſen⸗ 
ſchaften beigefügt. 

Die Landesfiſchereiordnung vom 23. März 
d. Is. iſt an die Stelle der Landesfiſchereiordnung 
vom 4. Oktober 1884 getreten. Die bewährten Grund⸗ 
lagen der früheren lese wurden nicht verlaſſen. 
Einzelne Aenderungen ſind jedoch ziemlich weitgehend. 
Die Teichwirtſchaft hat große Vergünſtigungen 
erfahren; für ſie wurden beſondere Ausnahmen von 
den Fangverboten und den Markt⸗ und Verkehrs⸗ 
verboten geſchaffen ($ 7). Das Verzeichnis der Schon⸗ 
zeiten und der Mindeſtmaße (88 1, 2) wurde in Ein⸗ 
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klang mit den jetzigen Anſchauungen über das Schon⸗ 
bedürfnis der einzelnen Fiſcharten gebracht. Für den 
männlichen Krebs wurde an Stelle des bisherigen 
Mindeſtgewichts ein Mindeſtmaß eingeführt (§ 8 
Abſ. 1, 5). Die Vorſchriften über Fangarten und Fang⸗ 
geräte (8 9) find teilweiſe gemildert (Herabſetzung des 
Mindeſtmaßes der Fangöffnungen), teilweiſe verſchärft 
(3. B. ausdrückliches Verbot der Anwendung von 
Schußwaffen). Eine beſondere Bedeutung werden 
künftig die Urſprungszeugniſſe (Nachweiſe über die 
Bezugsquellen) haben (8 13). 
1575 


Das neue Wedjielftempelgefeb. Die Nr. 12 des 
RGBl. enthält auf Seite 305 ff. das Geſetz wegen 
Aenderung des Geſetzes, betreffend die Wechſelſtempel⸗ 
ſteuer, vom 4. März 1909. Auf Grund des Art. 2 
dieſes Geſetzes gibt gleichzeitig der Reichskanzler 
unter Berückſichtigung der im Laufe der Jahre vore 
genommenen Aenderungen den jetzigen Text des Ge⸗ 
ſetzes bekannt, das nunmehr die Bezeichnung „Wechſel⸗ 
ſtempelgeſetz“ führt. 

Das Geſetz vom 4. März 1909 ſieht eine Reihe 
von Aenderungen vor, die nur redaktioneller Natur 
ſind; ſo werden die Ausdrücke „Bundeskaſſe“, „Bundes⸗ 
gebiet“, „ſolidariſch“ erſetzt durch die Worte: „Reichs⸗ 
kaſſe“, „Inland“ und „als Geſamtſchuldner“; ſtatt 
„Bundesſtempel“, „Blankett“ heißt es „Wechſelſtempel“, 
„Vordruck“, ſtatt „Geldbuße“, „Geldſtrafe“ uſw. 

Eine ſachliche Aenderung, die praktiſch nur für den 
Wechſelverkehr mit dem Ausland in Betracht kommt, 
hat der § 12 erfahren. 

Von einſchneidender Bedeutung dagegen ſind die 
Aenderungen der ſtrafrechtlichen Beſtimmungen, die 
ſich mehrfach als zu hart erwieſen haben. An die 
Stelle der nl im fünfzigfachen Betrage der 
hinterzogenen Abgabe tritt eine Ordnungsſtrafe bis 
zu 150 M, wenn ſich aus den Umſtänden ergibt, daß 
eine Hinterziehung der Stempelabgabe nicht hat ver⸗ 
übt werden können oder nicht beabſichtigt worden iſt 
($ 19). Eine weitere Milderung der bisherigen Straf⸗ 
beſtimmungen ſieht $ 20 für die Fälle vor, daß der 
Inhaber des Wechſels nicht eine natürliche Perſon, 
ſondern eine offene Handelsgeſellſchaft, Aktiengeſell⸗ 
ſchaft oder dergl. iſt, und daß für die von einem Be⸗ 


vollmächtigten begangene Zuwiderhandlung dieſer und 


der Vollmachtgeber ſtrafrechtlich verantwortlich ſind. 


Von Wichtigkeit iſt ferner die Aenderung der Be⸗ 
ſtimmungen über die Verjährung der Strafverfolgung 
(vgl. 8 17 des alten mit § 22 des neuen Geſetzes). 


Ueber die Verjährung des Anſpruches auf Ent⸗ 
richtung des Wechſelſtempels enthielt das bisherige 
Geſetz überhaupt keine Beſtimmungen. Sie finden ſich 
jetzt in 8 15. 8 16 läßt für Streitigkeiten über die 
Verpflichtung zur Entrichtung des Stempels den 
Rechtsweg zu und erklärt den 8 70 RStempG. vom 
3. Juni 1906 für anwendbar. 

Umgeſtaltet worden ift auch der bisherige § 24 
(ietzt § 26), der die Stempelpflicht auf Urkunden aus- 
dehnt, die ſich vermöge ihrer Natur dem Wechſel 
nähern und ihn ſehr leicht zu erſetzen geeignet ſind. 
Die Umgeſtaltung trägt jedoch im weſentlichen nur 
dem veränderten Rechtszuſtand und insbeſondere dem 
Scheckgeſetze vom 11. März 1908 or 

Das Geſetz ift mit dem 1. April 1909 in Kraft 
getreten. 
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Iſt dem Antrage auf Eintragung der Neber- 
tragung einer Sicherungshypothek zum vollen 
Betrage ſtattzugeben, wenn ein Teil der For⸗ 
derung getilgt und nur ihr Neft abgetreten ift? 


Von Kammergerichtsrat Georg Güthe in Berlin. 


Das Bayeriſche Oberſte Landesgericht hat in 
einem Beſchluſſe vom 31. Oktober 1908 (S. 94 des 
laufenden Jahrgangs dieſer Zeitſchriſt) die obige 
Frage bejaht. Der Tatbeſtand iſt kurz folgender: 
Auf dem Grundſtücke des B ift für eine Kaufpreis⸗ 
forderung des A gegen B eine Sicherungshypothek 
von 2630 M eingetragen. A hat in notarieller Ur: 
kunde erklärt, daß B ihm nur noch 2193,65 M 
ſchulde, und hat dieje Reſt forderung dem C ab- 
getreten. Gleichzeitig hat er bewilligt nnd beantragt, 
die Sicherungshypothek ganz auf C umzuſchreiben. 

Das BayObLG. begründet feine Anſicht, wenn ich 
es richtig verſtehe, folgendermaßen. Nach $ 1153 
Abſ. 1 BGB. genügt zur Abtretung der Sicherungs- 
hypothek die Abtretung der Hypotheken for⸗ 
derung, alfo nach §8 1154 Abſ. 3, 1185 
Abſ. 1 BGB. — außer der Einigung über die 
Abtretung — die Eintragung der Abtretung der 
Forderung. Bezieht ſich die Abtretung nur auf 
einen Teil betrag der Forderung, während der 
Reſt bezahlt iſt, ſo erwirbt der neue Gläubiger 
die Hypothek nur zu dieſem Teilbetrage, und zwar 
auch dann, wenn die Eintragung des Ueberganges 
der Forderung ohne Beſchränkung auf den 
Teilbetrag erfolgt. Die in Höhe des Reſt⸗ 
betrages entſtandene Eigentümergrundſchuld wird 
durch dieſe Eintragung gar nicht berührt. Der 
Eigentümer wird daher von der Eintragung nicht 
betroffen; ſeiner Bewilligung bedarf es ſonach nicht. 
Das Bay. beſtreitet alfo nicht, daß „Ber 
troffenen im Sinne des $ 19 GBO. auch ein 
nicht eingetragener Berechtigter ſein kann, dem das 
Recht materiell zuſteht.) Es zieht nur daraus, 


1) Die Ausführungen Fiſchers (S. 128 des lau- 
fenden Jahrgangs dieſer Zeitſchrift) treffen daher m. E. 
nicht den Kern der Sache. Ueberdies kann die Frage. 


| 


daß die Abtretung ſich auf die Eigentümergrund⸗ 
ſchuld nicht mit erſtreckt, die Folgerung, daß die 
einzutragende Rechtsänderung eine das Recht des 
— nicht eingetragenen — Grundſchuldgläubigers 
betreffende Verfügung nicht enthält. 


Dieſe Auffaſſung beruht m. E. auf einer Ver⸗ 
wechslung zwiſchen den hier allein maßgebenden 
Vorausſetzungen der Vornahme der Eintragung 
und den Wirkungen der vorgenommenen Ein⸗ 
tragung. Ob die Eintragung des Ueberganges 
einer Sicherungshypothek auf einen neuen Gläubiger 
die Wirkung hat, daß dieſer die Hypothek in der 
Tat erwirbt, das iſt eine Frage des materiellen 
Rechtes. Ihre Beantwortung hängt gemäß 881154 
Abſ. 3, 1185 Abſ. 1 BGB. davon ab, ob eine 
Einigung über die Uebertragung der Forderung 
oder der Hypothek zwiſchen dem bisherigen und 
den neuen Gläubiger getroffen und die Ueber⸗ 
tragung in das Grundbuch eingetragen iſt. Wenn 
hier A erklärt hat, daß er die Sicherungshypothek 
nur in Höhe von 2193,65 M an C abtrete, jo 
folgt daraus allein zwar noch nicht, daß ſich die 
Abtretungseinigung zwiſchen A und C nicht doch 
— vorher oder nachher — auf die ganze Hypo⸗ 
thek erſtreckt hätte. Ob eine ſolche Einigung in 
der Tat vorliegt, kann aber auf ſich beruhen 
bleiben. Denn ſelbſt wenn ſie vorläge, ſo würde 
ſie auch in Verbindung mit der Eintragung nicht 
ausreichen, um die Hypothek in voller Höhe 
auf C zu übertragen. Es handelt ſich hier um 
eine Sicherungshypothek. Bei einer foldjen be- 
ſtimmt ſich das Recht des Gläubigers nur nach 
der Forderung, und zu deren Nachweis genügt 
die Eintragung nicht ($ 1184 Abſ. 1 BGB.); 


ob eine Eintragung weder zugunſten noch zu ungunſten 
eines Beteiligten wirkt, für dieſen alſo gleichgültig iſt, nur 
für mittelbar Beteiligte, z. B den Pfandgläubiger 
einer Hypothek, nicht für unmittelbar Beteiligte ent⸗ 
ſtehen. Denn für dieſe iſt eine Eintragung niemals 
gleichgültig, ſie erfahren durch ſie entweder einen Verluſt 
oder einen Gewinn (f. meinen Kommentar Bd. I S. 357 
Note 38). Daß aber der Inhaber einer Eigentümer⸗ 
grundſchuld gegenüber einer Eintragung, auf die ſich 
diefe Grundſchuld bezieht, un mittel bar beteiligt ift, 
unterliegt keinem Zweifel. 
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auch der gute Glaube des C daran, daß die For⸗ 
derung dem A in voller Höhe zugeſtanden habe, 
wäre einflußlos ($ 1185 Abſ. 2 mit 8 1138 BGB.). 
Im vorliegenden Falle hat alſo der Gläubiger die 
Sicherungshypothek nur in Höhe von 2193,65 M 
erworben. 
der geſamten 2630 M hat daher nicht die Wir⸗ 
kung, daß C die Hypothek auch inſofern erworben 
hätte, als ſie Eigentümergrundſchuld iſt. Inſoweit 
ift dem BayObLG. unbedenklich beizutreten. Aber 
diefe Rechtslage ift für die hier zu beantwortende 
Frage vollkommen belanglos. Denn hier handelt 
es ſich darum, ob eine beſtimmte Eintragung vor⸗ 
genommen werden darf. Alſo nicht deren Wir⸗ 
kungen, ſondern deren Vorausſetzungen ſind zu 
unterſuchen. 

Dieſe Unterſuchung iſt auf Grund des § 19 GBO. 
vorzunehmen. Darnach erfolgt eine Eintragung. 
wenn derjenige ſie bewilligt, deſſen Recht von ihr 
betroffen wird. Nötig iſt alſo die Bewilligung 
desjenigen, deſſen Recht von der Eintragung 
betroffen wird. Daraus ergibt fih die Entſchei⸗ 
dung. Nicht darauf kommt es an, daß das Recht 
von derjenigen materiellen Rechtsänderung 
betroffen wird, deren Bewirkung Zweck der Rechts⸗ 
änderungserklärung nebſt der Eintragung iſt, ſon⸗ 
dern das allein iſt maßgebend, daß die Eintragung 
als ſolche, die Eintragung unabhängig von ihrer 
Wirkung eine Beeinträchtigung des Rechts der Be⸗ 
teiligten herbeiführt. Daß dies der Sinn des § 19 
GHO. ift, ergibt nicht nur fein klarer Wortlaut, 
ſondern auch die Erwägung, daß die entgegengeſetzte 
Anſicht zu unhaltbaren Folgerungen führt. Ob 
eine Eintragung die Wirkung hat, die durch die 
Rechtsänderungserklärung bezweckt wird, hängt in 
erſter Linie — wenigſtens in den meiſten Fällen — 
davon ab, ob zu ihr die nach § 873 Abſ. 1 BGB. 
und anderen Beſtimmungen erforderliche Einigung 
hinzutriit. Das aber entzieht fih in den weitaus 
häufigſten Fällen der Kenntnis des Grundbuch⸗ 
richters. Gerade der § 19 GBO. ſetzt ja an die 
Stelle des Grundſatzes der Einigung für den Grund⸗ 
buchverkehr das formelle Konſensprinzip, und über⸗ 
dies kann die Einigung auch der Eintragung nach⸗ 
folgen. Dazu treten noch der Einfluß des ſchlechten 
Glaubens und andere Umſtände, die verhindern, 
daß eine Eintragung die bezweckte Wirkung hat. 
Es bedeutet alſo eine rechtliche Unmöglichkeit, die 
Auffaſſung zu vertreten, daß der Begriff des Be⸗ 
troffenſeins ſich danach beſtimmt, ob die materiell 
rechtlich bezweckten Wirkungen in der Tat auch 
eingetreten feien. Es kann der $ 19 GVO. bier: 
nach nur ſeinem Wortlaut gemäß, d. h. dahin ver⸗ 
ſtanden werden, daß der Grundbuchrichter den 
Inhalt der Eintragung für ſich, alſo losgelöſt von 
der Frage betrachtet, ob die Eintragung auch die⸗ 
jenige Rechtsänderung herbeigeführt, auf die die 
materielle Erklärung hinweiſt, und daß er von 
dieſem Standpunkt aus prüft, weſſen Recht durch 
die Eintragung betroffen wird. 


Die Eintragung des C als Gläubiger 
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Wendet man dieſen Satz auf den vorliegenden 
Fall an, ſo ergibt ſich folgende Rechtslage. 

Aus der Rechtsnatur der Hypothek von 2630 M 
als Sicherungshypothek ſolgt, daß der neue Gläu⸗ 
biger — C — die Hypothek nur in Höhe von 
2193,65 M erworben haben kann. Denn in Höhe 
des Reſtbetrages iſt die Forderung durch Tilgung 
erloſchen, die Hypothek alſo, da ſich das Recht des 
Gläubigers aus ihr nur nach der Forderung beſtimmt, 
nicht mehr Gegenſtand des Rechtserwerbes eines 
Dritten, auch wenn dieſer als neuer Gläubiger der 
Hypothek in ihrem geſamten Betrage im Grundbuch 
eingetragen iſt. Dieſe Wirkung entſpricht zwar der 
Abtretungserklärung des A. Das darf jedoch 
nicht zu der Annahme verleiten, daß die materielle 
Rechtsänderungserklärung auf die Beantwortung 
der Frage von Einfluß wäre, wer durch die Ein⸗ 
tragung des Uebergangs der Hypothek auf den C 
betroffen wird. Hiefür iſt nach dem oben Geſagten 
vielmehr lediglich der Inhalt der Eintragung 
entſcheidend, wie ſie von A beantragt worden iſt. 
Der Antrag des A geht dahin, die Hypothek in 
voller Höhe auf den C umzuſchreiben. Würde 
dieſem Antrage ſtattgegeben, ſo würde C als neuer 
Gläubiger nicht nur der dem A zuſtehenden 
2193,65 M, ſondern auch der in Höhe von 
436,36 M nach $ 1163 Abſ. 1 Satz 2 BGB. 
dem Grundſtückseigentümer B zuſtehenden Eigen⸗ 
tümergrundſchuld eingetragen werden. Von dieſer 
Eintragung würde daher nicht nur das Hypotheken⸗ 
recht des A, ſondern auch das Grundſchuldrecht 
des B betroffen werden. Dies auch dann, wenn 
die Eintragung dahin gefaßt würde, daß nur in 
Höhe von 2193,65 M die Umſchreibung auf einer 
Abtretung des A beruhte. Es hätte alſo nicht nur 
der Bewilligung des A, ſondern auch der des B bedurft. 

Dieſem Ergebnis ſteht der Umſtand nicht entgegen, 
daß in der der Eintragung zu Grunde liegenden 
Urkunde „eine Verfügung über die Eigentümer⸗ 
grundſchuld“ nicht enthalten if. Denn für § 19 
GBO. ift nicht der Inhalt der materiell⸗rechtlichen 
Erklärung, ſondern nur der Inhalt der beantragten 
Eintragung maßgebend. Auch kann nicht die Er⸗ 
wägung des Bay Ob“. der hier vertretenen Anſicht 
entgegengehalten werden, daß durch die unbeſchränkte 
Eintragung des Ueberganges der Forderung auf C 
das Grundbuch nicht in höherem Maße unrichtig 
würde, als es ſchon der Fall fei. Als A als 
Gläubiger eingetragen wurde, war das Grundbuch 
richtig. Unrichtig wurde es erſt durch die nach⸗ 
trägliche Tilgung eines Teiles der Forderung 
durch B, alſo nicht durch eine neue Eintragung, 
ſondern durch einen außerhalb des Grundbuchs 
erfolgten Rechtsakt in Verbindung mit dem Weiter⸗ 
beſtehenlaſſen der urſprünglichen Eintragung. Bei 
der Eintragung des C als neuen Gläubigers der 
geſamten Hypothek handelt es ſich dagegen darum, 
daß durch eine neue Eintragung eine neue Un⸗ 
richtigkeit in das Grundbuch gebracht wird, und 
derartige Unrichtigkeiten dem Grundbuche fern zu 
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halten, iſt eine ſelbſtverſtändliche Aufgabe eines 
geordneten Grundbuchverfahrens. | l 

Mit den vorſtehenden Erörterungen iſt freilich 
noch nicht die Frage entſchieden, ob die von A 
beantragte Eintragung hätte vorgenommen werden 
müſſen, wenn auch B fie bewilligt hätte. Würde B 
gleichzeitig ſein Grundſchuldrecht unter Rückum⸗ 
wandlung in eine Hypothek an C abgetreten haben, 
jo wäre natürlich gegen die Eintragung des C 
als neuen Gläubigers der geſamten Hypothek nichts 
einzuwenden geweſen. Hätte B aber lediglich die 
Umſchreibung bewilligt, ohne ſein Recht an C ab⸗ 
zutreten, ſo hätte nur die Umſchreibung des von 
A an C abgetretenen Teiles der Hypothek erfolgen 
dürfen. Denn nach $ 873 Abſ. 1 BGB. ift die 
„Eintragung der Rechtsänderung“ erforderlich. 
Rechtsänderung iſt aber, wie die vorhergehenden 
Worte des § 873 Abſ. 1 angeben, in Fällen wie 
dem vorliegenden „die Uebertragung“ des Rechts. 
Wird dieſe in der Bewilligung nicht zum Ausdruck 
gebracht, ſondern wird nur „die Umſchreibung“ 
bewilligt, ſo kann die Eintragung nicht den nach 
8 873 Abſ. 1 BGB. erforderlichen Inhalt erhalten 
und muß daher abgelehnt werden. 


Das neue Weingeſetz. 
Von Landgerichtsrat W. Neich in Landau (Pfalz). 
(Fortſetzung). ; 
2. Zuläſſig ift der Verſchnitt — § 2 — 
d. i. die Herſtellung von Wein aus Erzeugniſſen 
verſchiedener Herkunft und Jahre. 

Erlaubt iſt demnach Vermiſchung verſchiedener, 
auch roter und weißer, inländiſcher und auslän⸗ 
diſcher Trauben, Vermiſchung verſchiedener Trauben⸗ 
maiſchen, von Traubenmoſten und Weinen je 
miteinander, aber auch von Traubenmoſten mit 
Weinen. Nicht geſtattet iſt dagegen, Moſt 
oder Wein über Traubenmaiſchen zu geben, da 
hier eine Weinherſtellung nicht lediglich aus dem 
Safte der Trauben (§ 1) erfolgte, indem der 
Alkohol des Weines bzw. der aus der Gärung 
des Moſtes ſich entwickelnde Alkohol Beſtandteile 
der Traubenhülſen ꝛc. auslaugen würde. 

Das Geſagte muß weiter eine Einſchränkung 
erleiden, inſoweit auf das fertige Erzeugnis bezüg⸗ 
liche Vorſchriften ihre Wirkung auch ſchon auf 
den Verſchnitt von Vorprodukten erſtrecken. 

Nach § 8 darf ein Gemiſch von Weißwein 
und Rotwein, wenn es als Rotwein in den Ver⸗ 
kehr gebracht wird, nur unter einer die Miſchung 
kennzeichnenden Bezeichnung feilgehalten oder ver⸗ 
kauft werden. Wer alſo Rotwein ſchlechthin her⸗ 
ſtellen will, muß ſich hierzu roter, d. h. zur Dar⸗ 
ſtellung von Rotwein geeigneter Trauben bedienen; 
die Frage, welche Sorten hierzu zählen oder unter 
Umſtänden geeignet ſind, kann in einzelnen Fällen 
zweifelhaft ſein und ſoll hier nur angedeutet 
werden, da ihre erſchöpfende Beantwortung zu weit 
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führen würde. In dieſem Falle darf demnach 
ſchon eine Miſchung von weißer und roter Maiſche 
nicht ſtattfinden, ($ 12 mit § 8), folgeweiſe auch 
nicht ein Verſchnitt weißer und roter Trauben. 

„Deſſertwein (Süd⸗, Süßwein) darf zum Ver⸗ 
ſchneiden von weißem Weine anderer Art nicht 
verwendet werden“ ($ 2 Satz 2), auch Trauben: 
612. dieſer Weiſe zu verſchneiden iſt verboten. 


Der Begriff des Deſſertweines wurde in der 
Reichstagskommiſſion durch einen Regierungsver⸗ 
treter definiert wie folgt: 

„Unter Deſſertwein (Süd⸗, Süßwein) verſteht 
der Verkehr gemeinhin Wein, der zur Erzielung 
eines durch die Gärung des Saftes friſcher Trauben 
allein nicht erreichbaren hohen Gehalts an Alkohol 
oder an Alkohol und Zucker beſonderen Verfahren 
(Eindicken des Moſtes u. dgl.) in der Regel unter 
Verwendung gewiſſer Zuſätze (Alkohol, Trocken⸗ 
beeren u. a.) unterworfen worden iſt und ſich 
durch den ſolchen Getränken eigentümlichen Ge⸗ 
ſchmack auszeichnet („eine eigenartige Feinheit des 
Geſchmacks, in fertigen Weinen einen ausgeprägt 
ſüßen Geſchmack“ — techniſche Erläuterungen zum 
erſten Weingeſetz, Reichstagsverhandlungen 1890/92 
6. Anlageband S. 4181 —). Weine aus ſüuͤd⸗ 
lichen Ländern brauchen deshalb noch keine Deſſert⸗ 
weine zu ſein — Benicarlo im Gegenſatz zu den 
als Deſſertweinen anzuſehenden Sherry, Madeira, 
Marſala ꝛc. 

Deſſertweine ſind demnach, wie Lebbin⸗Baum, 
Handbuch des Nahrungsmittelrechts S. 340 ff. 
richtig ſagt, ihrem Weſen nach Kunſtprodukte. 

Sie werden gleichwohl von dem Geſetze, wie 
alle ausländiſchen Weine, ſoferne ſie nur aus 
Traubenſaft hergeſtellt ſind, begrifflich als „Wein“ 
angeſehen. Die Abweichungen in der Herſtellung, 
die beſonders ſtark beim Deſſertwein hervortreten, 
rechnet das Geſetz unter den von ihm ungemein 
weit gefaßten Begriff der Kellerbehandlung — § 4 — 
und ermöglicht auf dieſe Weiſe noch eine begriff⸗ 
liche Gleichſtellung trotz erheblicher Verſchieden⸗ 
heiten in dieſer Hinſicht und dem Weſen der 
Produkte. 

Dieſe Auffaſſung ſpiegelt ſich vor allem in der 
angeführten Vorſchrift des $ 2 Satz 2 wieder; 
wäre der Begriff des Weines nicht auch auf den 
Deſſertwein auszudehnen, ſo wäre das Verſchnitt⸗ 
verbot unnötig geweſen. Dieſer Standpunkt der 
Regierung liegt auch ihrer Erklärung in der 
Reichstagskommiſſion (Bericht S. 39) zu Grunde, 
wonach die Herſtellung weinhaltiger Getränke er⸗ 
laubt ſei; „anders liege es bei der Nachmachung 
ausländiſcher Weine, insbeſondere Deſſertweine; 
dieſe falle allerdings unter das Verbot (des § 9); 
es liege aber kein Grund vor, ſie davon aus⸗ 
zunehmen“. 

Ausländiſche Traubenmaiſche, Traubenmoſt 
und Weine, die gezuckert ſind, der inländiſchen 
Kellerbehandlung nicht entſprechen oder Nach⸗ 
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ahmungen von Wein darſtellen, dürfen nun zufolge 
$ 13 Satz 2 allerdings nicht in den Verkehr ge⸗ 
bracht werden. 

„Der Bundesrat iſt jedoch ermächtigt hinſicht⸗ 
lich der Vorſchriften des §8 4 Ausnahmen für 
Getränke und Traubenmaiſche zu bewilligen, die 
den im Urſprungslande geltenden Vorſchriften 


entſprechend hergeſtellt ſind;“ er kann alfo unſerer 


Kellerbehandlung nicht entſprechende Produkte, ſo 


auch Deſſertweine, zum Inlandverkehr zulaſſen 
und wird es tun müſſen, da ſonſt ſogar 
die Einfuhr — $ 14 — verboten wäre. 

Iſt dies aber geſchehen, ſo iſt das ausländiſche 
Produkt, von der ausdrücklichen Ausnahme des 
9 2 Satz 2 abgeſehen, unbeſchränkt verkehrsfähig; 
es darf daher Deſſertwein zum Verſchnitt von 
Rotwein beliebig verwendet werden; bei ſonſtigem 
Ausland⸗Weine ſteht einem Verſchnitt überhaupt 
nichts im Wege. 

3. Erlaubt iſt ſchließlich die unter 2 bereits 
erwähnte „Kellerbehandlung, d. h. die nach Ge⸗ 
winnung der Trauben auf die Herſtellung, Er⸗ 
haltung und Zurichtung des Weines bis zur Ab⸗ 
gabe A den Verbraucher gerichtete Tatigkeit“ 


Entſprechend dem Syſtem des Geſetzes waren 
die bei dieſer Tätigkeit einzuſchlagenden „Ver⸗ 
fahren“ erſchöpfend aufzuzählen; ein Verzeichnis 
der für die Kellerbehandlung des Weines in Frage 
kommenden Verfahren iſt bereits entworfen und 
als Anl. 1 des Kommiſſionsberichtes veröffentlicht. 
Das Geſetz ſpricht jedoch nicht von Verfahren, 
ſondern von Stoffen irgend welcher Art, die 
dem Weine bei der Kellerbehandlung nur inſoweit 
zugeſetzt werden dürfen, als dieſe es erfordert. „Im 
übrigen ift der Bundesrat ermächtigt zu beſtimmen. 
welche Stoffe verwendet werden dürfen und Vor⸗ 
ſchriften über die Verwendung zu erlaſſen.“ 

Der Ausdruck des Geſetzes ſcheint mir nicht 
gerade glücklich gewählt zu ſein. Zunächſt wird unter 
„Zuſetzen von Stoffen“ zum Weine gewöhnlich nur 
eine gewiſſe Einverleibung von Stoffen verſtanden, 
während hierher auch die Filterdichtungsſtoffe auf⸗ 
gezählt ſind (und aufgezählt werden müſſen), durch 
welche der Wein (Asbeſt, Celluloſe) nur hindurch⸗ 
fließt, ohne daß von dieſen Stoffen etwas in ihm 
verbleibt, ſodann deckt die Faſſung die Fälle nicht, 
in denen auf den Wein und ſeine Zuſammen⸗ 
ſetzung eingewirkt wird, ohne daß ein Zuſatz 
oder ein Zuſatz von Stoffen ſtattfindet; als 
Beiſpiele drängen ſich ſofort auf: das Paſteuri⸗ 
ſieren, das Erhitzen ev. bis zum teilweiſen Ein⸗ 
dampfen oder teilweiſen Entgeiſten, Gefrierenlaſſen, 
Durchleiten elektriſcher Ströme, das Lüften, die 
Hemmung der Vergärung durch luftdichten Abſchluß, 
etwa zu Zwecken der Saäurekonſervierung und ähn⸗ 
liches; entweder muß man annehmen, daß alle 
Verfahren dieſer Art, wenn nur kein Zuſatz von 
Stoffen erfolgt, erlaubt ſein ſollen, eine nicht un⸗ 
bedenkliche Konſequenz, oder man muß, um von 
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dem Geſetzestext auf die in der Ueberſchrift der 
Anl. 1 erwähnten Verfahren zu gelangen, dem 
Texte Gewalt antun; einen prekären Anhalt hierzu 
könnte die Faſſung des § 4 inſoferne bieten, als 
im Satz 1 zwar zunächſt von dem Zuſetzen von 
Stoffen, dann aber in Satz 2 nur davon die Rede 
ift, „welche Stoffe (scl. direkt oder indirekt) ver- 
wendet werden dürfen“. 

Durch die erſchöpfende Aufzählung der er⸗ 
laubten Weinherſtellungsverfahren bzw. durch die 
Aufzählung der Ausnahmen hinſichtlich der Keller⸗ 
behandlung ausländiſcher Weine, welche die Ein⸗ 
fuhr abweichend behandelter Produkte erſt ermög⸗ 


licht — $ 11 letzter Satz, $ 12 — wird der 


Schutzring gegen Faͤlſchungen aller Art geſchloſſen. 


III. Verfälſchen und Nachmachen des 
Weines. 


Was nach den Geſagten bei der Herſtellung 
des Weines im weiteſten Sinn nicht erlaubt iſt, 
ift verboten. Jede Abweichung von den Vor⸗ 
ſchriften der 88 2, 3, 4 begründet nach dem Willen 
des Geſetzes „Verfälſchung“ von Wein; daneben 
verbietet das Geſetz in §9 das „Nachmachen“ 
von Wein, d. i. nach den „Erläuterungen“ die 
vorſätzliche Herſtellung eines die Eigenſchaften des 
Weines vortäuſchenden Getränkes, aus anderen 
Stoffen. Darnach kann es im Einzelfall zweifel⸗ 
haft ſein, wenn neben den anderen Stoffen auch 
Wein zur Herſtellung des Falſifikates verwendet 
wird, ob Nachmachung oder Verfälſchung von Wein 
vorliegt; die beiden Begriffe ſind unmöglich genau 
von einander abzugrenzen; es wird darauf zu ſehen 
ſein, ob der Wein oder die „anderen Stoffe“ den 
Ausgangspunkt oder das Rückgrat des Falſi⸗ 
fikates bilden; zu den andern Stoffen ſind hierbei 
auch die Abfallprodukte des Weines zu rechnen, 
Treſter und Hefen, Weinſchlempe, d. i. der Rück⸗ 
ſtand nach dem Abdeſtillieren zu Branntwein; da 
dem Weingeſetze die Herſtellung des Weines aus 
dem Safte der friſchen Weintraube weſentlich 
iſt, erſcheint die Fälſchung mittels Roſinen und 
mittels eingedickter Moſtſtoffe, wie überhaupt die 
Fälſchung nach den Methoden des § 3 des zweiten 
Weingeſetzes (Erläuterungen zu § 7 Abſ. III u. IV) 
als „Nachmachung“ von Wein; bei Vermiſchung 
von Treſter⸗, Hefen⸗, Roſinen⸗ und Obſtweinen 
mit Wein wird man Verfälſchung als vorliegend 
erachten können, wenn die Miſchung über die 
Hälfte Wein enthält, ſonſt dürfte Nachmachung 
vorliegen. Die Unterſcheidung iſt im Hinblick auf 
§ 264 StPO. ſowie hinſichtlich der Strafe und 
des Verkehrs mit den beiden Arten von Falſifi⸗ 
faten ohne praktiſche Bedeutung ($ 13 — 15, $ 26 ! 
des Geſetzes); umſomehr hätten ſich die beiden 
Begriffe wohl durch den Begriff der „Faͤlſchung“ 
erſetzen laſſen, welcher dem Sprachgebrauche in 
beiden Richtungen geläufig iſt und daher auch 
geſetzgeberiſch ausreichen dürfte. 
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Verboten iſt jede — auch die nicht gewerbs⸗ 
mäßige — Verfaͤlſchung und Nachmachung von 
Wein; zunächſt iſt jedoch für den Haustrunk eine 
Ausnahme zugelaſſen. 

Haustrunk iſt das für den Verbrauch im 
eigenen Haushalte des Herſtellers hergeſtellte Ge⸗ 
tränk ($ 9 IV), darf daher nur im eigenen Haus: 
halte verwendet oder ohne beſonderen (sic!) Ent⸗ 
gelt an die im Betriebe des Herſtellers beſchäf⸗ 
tigten Perſonen zum eigenen Verbrauch abgegeben 
werden. Die erſtere Alternative ermöglicht die 
unentgeltliche Bewirtung von Verwandten, Freunden 
und ſonſtigen Beſuchern (Poſtbote, Dienſtmann) 
im Rahmen des Haushalts, braucht alſo nicht 
immer im Hauſe ſelbſt zu geſchehen (Hochzeits⸗ 
gäſte, die der Brantvater in einem Wirtshauſe 
ſelbſt bewirtet); die letztere Alternative geſtattet, 
den Dienſtboten, Taglöhnern, 
Wingertsbauleuten, auch bei Akkordarbeit, Hand⸗ 
werkern, Heimarbeitern und ähnlichen Perſonen⸗ 
Kategorien Haustrunk unentgeltlich, aber nur zum 
eigenen Gebrauch, nicht etwa auch der nicht 
im Betriebe beſchäftigten Familienglieder ab⸗ 
zulaſſen. Die Abgabe kann, wie es bei den 
Wingertsbauleuten regelmäßig der Fall iſt, auf 
deren Seite Lohnbeſtandteil und als ſolcher be⸗ 
dungen ſein, darf aber nicht dem Betriebsinhaber 
durch die Bezieher eigens vergütet werden (ein 
weinbautreibender Ziegeleibeſitzer darf in der Kantine 
keinen Haustrunk, auch nicht zum Selbſtkoſtenpreis, 
an ſeine Arbeiter ausſchenken). Soweit die Ab⸗ 
gabe erfolgen darf, ſteht nichts entgegen, das für 
einen gewiſſen Zeitraum oder für eine beſtimmte 
Leiſtung zu gewährende Deputat auf einmal in 
größerer Menge zu verabfolgen. Mißbräuchlich 
und daher verboten iſt eine Abgabe lediglich 
aus Geſchäftsrückſichten, ſo wenn ein Kunden⸗ 
müller alle Kunden, ein Warenhaus alle Käufer 
regalieren wollte. Landes⸗ und Ortsgebrauch 
können einen Anhalt für die Beurteilung geben. 

Unternehmungen wie Penſionen, Konvikte und 
ähnliche Inſtitute dürfen ebenſo wie in dem an⸗ 
geführten Falle der Kantine gegen beſonderes Ent⸗ 
gelt Haustrunk nicht abgeben; im übrigen ſoll, 
wenn nur ein gemeinſchaftlicher Haushalt vorliegt, 
nach der Meinung der Regierung Haustrunk be⸗ 
reitet und abgegeben werden dürfen (Kommiſſions⸗ 
bericht)̃) . Für Penſionen, die gleich Gaſthöfen 
Paſſanten aufnehmen, wird man die Abgabe⸗ 
berechtigung verneinen müſſen, da hier eine fa⸗ 
milienähnliche Zuſammengehörigkeit fehlt; bei Koſt⸗ 
tiſchen wird die Lage des Einzelfalles entſcheiden 
müſſen (Wohnen im Haufe und Effen am Tiſche 
durch den Gymnaſiaſten oder Erwerbsgeſchäft 
durch Gewaͤhrung von Mittagstiſch an junge 
Kaufleute ꝛc.). 

Der Inhaber des Haushaltes muß auch der 
Herſteller des Haustrunkes ſein; er kann ſich zwar 
zur Herſtellung eines Gehilfen (Küfer, Weinbauer) 
bedienen, kann ſich die hierzu erforderlichen Stoffe 


beſonders den 
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von anderen kaufen, braucht alſo nicht ſelbſt Winzer 
oder Rebenbeſitzer zu ſein, kann auch die Herſtellung 
im Betriebe eines anderen und mit mehreren ge⸗ 
meinſchaftlich vornehmen. Nicht geſtattet iſt jedoch, 
die Herſtellung ganz aus der Hand zu geben, ſie 
etwa einem Weingutsbeſitzer im Wege des Werk⸗ 
lieferungsvertrages nach $ 651 BGB. zu übertragen 
oder ſich beim Verkauf von Maiſche die Lieferung 
einer entſprechenden Menge Nachwein vorzubehalten. 
Die Haustrunkbereitung durch eine Winzergenoſſen⸗ 
ſchaft für ihre Mitglieder wird daher nur inſoweit 
zuläſſig ſein, als ſie ſich als gemeinſchaftliche Her⸗ 
ſtellung durch die Genoſſen darſtellt. 

In Fällen erlaubter Haustrunkbereitung kann 
bei Auflöſung des Haushalts oder Aufgabe des 
Betriebs gleichwohl eine Veräußerung des vor⸗ 
handenen Haustrunks, aber nur mit behördlicher 
Genehmigung erfolgen ($ 11 IV a. E.). Die Her: 
ſtellung des Haustrunks unterliegt weſentlichen 
Beichränfungen : 

a) hinſichtlich der zu verwendenden Stoffe; 
nur Traubenmaiſche, Traubenmoſt, Rückſtände der 
Weinbereitung (Treſter, Hefen, Weinſtein, ſog. Flotz, 
Trub und getrocknete Weinbeeren [Rofinen], alſo 
nicht Moſteſſenzen und ähnliche Stoffe, „Plochinger 
Apfelmoſtſtoff“) dürfen verwendet werden. 

Höchſt auffällig muß es erſcheinen, daß „Wein“ 
als Mittel der Haustrunkbereitung nicht genannt 
iſt; da es aber niemand benommen iſt, Wein zum 
Haustrunk zu beſtimmen und lediglich hierdurch 
dazu zu machen, iſt die Rechtslage die gleiche, als 
wenn auch Wein unter den erlaubten Stoffen auf⸗ 
gezählt waͤre, da er nunmehr an den Privilegien 
des Haustrunks teilnehmen kann. 

Darnach dürfen, abgeſehen von dem hier er⸗ 
laubten, aber wohl ſelten praktiſch werdenden Ver⸗ 
ſchnitt mit Deſſertwein, § 2 Satz 2 auch aus⸗ 
ländiſche Trauben, Maiſchen, Moſte und Weine 
gezuckert werden. Die Zuckerung darf mehrmals 
an ſchon gezuckerten Produkten, auch auf weiße 
Maiſche, erfolgen, ohne Rückſicht auf Ueberſtreckung; 
die Auflöſung des Zuckers kann in Maſchinen⸗ 
leericht erfolgen; die Aufzuckerung zu Haustrunk 
kann das ganze Jahr über an jedem Orte des 
Deutſchen Reiches mit beliebigem, nach allgemeinen 
Normen einwandfreiem Zucker geſchehen — $ 3. 
Treſter und Hefen, auch Verwendung von Säuren 
durch Verwendung des Weinſteins, ) find außer den 
getrockneten Weinbeeren erlaubt. Für den „kranken“ 
Wein, deſſen von der Regierung begutachtete Um⸗ 
gärung die Reichstagskommiſſion nicht zugelaſſen 
hat, bildet der Haustrunk ein Aſyl. 

Daneben entſtehen für den Haustrunk dadurch 
weitere Freiheiten, daß die Vorſchriften des 8 4 
über die Kellerbehandlung nur für „entſprechend“ 
anwendbar erklart find. 


) Nicht jedoch Säure anderer Art, insbeſondere 
fabrizierte Weinſteinſäure vorbehaltlich der Zulaſſung 
durch den Bundesrat. 
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Der Zuſatz von Stoffen bei der Kellerbehand⸗ 
lung iſt demnach entſprechend der Natur des Haus⸗ 
trunks erlaubt, ſoweit dieſe es erfordert. Hierher 
dürfte gehören die Zufügung von Waſſer zur 
Verdünnung, jo daß jemand auch durch Wällern 
von Wein Haustrunk herſtellen kann. Im übrigen 
hat es der Bundesrat in der Hand zu beſtimmen, 
welche Stoffe bei der Kellerbehandlung zugeſetzt 
werden dürfen und Vorſchriften über die Ver⸗ 
wendung zu erlaſſen, kann alfo beſchränkend ein⸗ 
greifen, ſoweit es ihm geboten erſcheint. 

b) „Die Herſtellung kann durch Anordnung 
der zuſtändigen Behörde beſchränkt oder unter be⸗ 
ſondere Aufſicht geſtellt werden“ — § 11 III -; 
die Faſſung wird es wohl auch decken, daß die Ver⸗ 
wendung des Haustrunks unter Auffſicht geſtellt 
wird, indem allzu große Mengen unter Siegel 
gelegt werden und ſo der Verbrauch reguliert wird; 
beſonders über die Herbſtzeit, in der der alte 
Haustrunk im neuen Weine nicht ſelten zu ver⸗ 
ſchwinden pflegt, wird dieſe Maßnahme ange⸗ 
zeigt ſein. 

Allgemein iſt, „wer Wein gewerbsmäßig in 
Verkehr bringt“, verpflichtet, die Herſtellung des 
Haustrunks anzumelden und dabei die Menge 
desſelben und die Stoffe hierzu anzugeben — §11 III 
erſter Halbſatz —. 

Nach der Faſſung iſt von der Anmeldepflicht 


befreit, wer überhaupt nur Haustrunk bereitet 


oder wer ſeine Trauben, Traubenmaiſche oder 
ſeinen Moſt ſüß verkauft; dies iſt ſowohl aus 
dem Worte „Wein“ ($ 1) wie aus der Gegen: 
überſtellung mit dem Wortlaute des § 19 zu 
folgern, wo die Buchführungspflicht für Haustrunk 
in Gemäßheit von deſſen Ziff. 2 für den ſtatuiert 
iſt, der Trauben zur Weinbereitung, Trauben⸗ 
maiſche, Traubenmoſt oder Wein gewerbsmäßig 
in Verkehr bringt. Dem letzteren Schluſſe ſteht 
allerdings der Umſtand einigermaßen im Wege, 
daß die Faſſung des § 11 auf einem einſchränken⸗ 
den Beſchluſſe der Reichstagskommiſſion beruht, 
während die Faſſung des § 19 aus der Regierungs⸗ 
vorlage ſtammt. 

Das Ergebnis iſt ſehr unbefriedigend wegen 
der Möglichkeit der Zumiſchung von Haustrunk 
beim Verkauf von Traubenmoſt, ja ſogar von 
Maiſche. 

c) Gemäß $ 20 beſteht für Haustrunk, der in 
einem Raume verwahrt wird, in dem Wein zum 
Zwecke des Verkaufs hergeſtellt oder gelagert wird, 
die Pflicht, wenn er in Gefäßen, wie ſie zur Her⸗ 
ſtellung oder Lagerung von Wein verwendet werden, 
verwahrt iſt, dieſe Gefäße mit einer deutlichen Be⸗ 
zeichnung des Inhalts an einer in die Augen 
fallenden Stelle zu verſehen. Hefe und Treſter, 
welch letztere häufig in Fäſſern eingemacht bereit 
gehalten werden, dieſem Bezeichnungs⸗ oder dem 
Buchführungszwange zu unterwerfen wurde freilich 
nicht beliebt. 
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Nach dieſer Abſchweifung iſt bezüglich der Ver⸗ 
fälſchung und Nachmachung von Wein hinzuzuſetzen, 
daß deren Strafbarkeit durch keinerlei an ſich un⸗ 
verwerfliche Zwecke oder durch die richtige Bezeich⸗ 
an des jo hergeſtellten Getränkes ausgeſchloſſen 
wird. 

Demnach iſt nicht mehr geſtattet, ſog. Brenn⸗ 
wein, gemäß $ 3 III des zweiten Weingeſetzes (f. o.) 
herzuſtellen; der aus dem Auslande eingeführte 
„Wein zur Kognakbrennerei“ iſt dagegen zuzulaſſen, 
da er kein Getränf ſondern ein Halberzeugnis 
darſtellt. 

Auch zu Verſuchszwecken dürfen ſolche objektive 
Falſifikate nicht mehr hergeſtellt werden. Die 
ſtaatlichen Obſt⸗ und Weinbauſchulen und die 
Verſuchsanſtalten, welche zu Studienzwecken ſeither 
Weine verfälſchten und nachmachten, ebenſo der 
Unterſuchungsrichter, welcher zur Prüfung der 
Zungenprobe ſeither hie und da Weine mit ver⸗ 
botenen Zuſätzen verſah und mit beanſtandeten 
Proben der Weine des Angeſchuldigten den Zungen⸗ 
experten vorſetzte, kämen daher in arge Verlegen⸗ 
heit, wenn nicht $ 4 II eine weitere Ausnahme 
dahin vorſähe, daß die zuſtändige Behörde ſolche 
Verſuche genehmigen kann. 


Als dritte ſelbſtverſtändliche Ausnahme darf 
wohl hinzugefügt werden, daß das Geſetz, das nur 
verkehrspolitiſche Tendenz hat, niemand verwehrt, 
zu alsbaldigem, höchſtperſönlichem eigenem Ver⸗ 
brauch ſeinem Weine verbotene Stoffe zuzuſetzen, 
alſo ſeinen Tiſchwein im Glaſe beliebig mit Waſſer 
zu verſetzen, ihn zu ſüßen, wenn er dieſe Barbarei 
begehen will, zu bukettieren ꝛc. 


Fälſchung oder Nachmachung von Wein kann 
auch gegenüber ausländiſchem Weine, insbeſondere 
auch gegenüber dem Deſfertwein begangen werden 
(f. o.). Die Herſtellung ſolcher Weine im Inland 
ift infoweit möglich, als fie aus ausländiſchem 
Material nach den Vorſchriften des Inlandes ge⸗ 
ſchehen kann, d. h. ſie iſt bei Deſſertweinen meiſt 
unmöglich und verboten, da Trockenbeerenzuſatz, 
Eindicken des Moſtes und Alkoholzuſatz, mit deren 
Hilfe ſie vorzugsweiſe hergeſtellt werden, bei uns 
nicht zuläſſig ſind, wenn nicht der letztere, was 
in Ausſicht ſteht, für Deſſertweine durch den 
Bundesrat geſtattet wird. Ueberdies wird die 
Herſtellung auch nur aus eingeführten Trauben 
möglich fein, da die Moſte zu Deſſertweinen ſüß 
verarbeitet werden müſſen und bei Maiſcheeinfuhr 
die Gaͤrung bereits zu weit vorgeſchritten ſein würde. 


Die fabrikmäßige Nachmachung mittels anderer 
Verfahren, welche § 3° des zweiten Weingeſetzes 
in ſehr anfechtbarer Form geſtattet hatte, iſt jetzt 
unterſagt. Auf die Abgrenzung gegenüber den 
Gewürzweinen wird Bedacht zu nehmen ſein. 


Eine abſchließende Würdigung hat die Erörterung 
der unter IV behandelten Begriffe zur Voraus⸗ 
ſetzung, muß alſo bis dahin vorbehalten bleiben. 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 10. 


IV. Weinhaltige und weinähnliche 
Getränke. 


Weinhaltige Getränke find alle, die Wein ent⸗ 
halten; die Menge des in dem Getränke ent⸗ 
haltenen Weines darf immerhin nicht ſo ver⸗ 
ſchwindend ſein, daß ſie ſich der ſinnlichen Wahr⸗ 
nehmung entzieht. Das Geſetz betrachtet ſie als 
etwas begrifflich vom Weine verſchiedenes; ihre 
Darſtellung als ſolche kann daher nie als Ver⸗ 
fälſchung oder Nachmachung von Wein erſcheinen. 


Der Schaumwein wird vom Geſetz neben den 
weinhaltigen Getränken eigens angeſührt, iſt alſo 
unter die letzteren nicht mehr zu rechnen (88 15, 16), 
Kognak zählt ohnehin nicht darunter, da er nur 
den Alkohol des Weines, nicht Wein als ſolchen 
enthält. 

Beiſpiele der weinhaltigen Getränke bilden: 
die aromatiſierten (Gewürz⸗) Weine (Maiweine, 
Wermutwein, Bowlen), die ſog. Arzneiweine 
(Chinawein, Pepſinwein, toniſche Weine), Schorle⸗ 
morle, Weinpunſcheſſenz (RG. in Veröffentlichungen 
des Reichsgeſundheitsamts VII. 258), Glühwein u. a. 
Die wichtigſten Beſtimmungen des Geſetzes über 
die weinhaltigen Getränke beſagen, daß ihre Her: 
ſtellung nur aus ganz verkehrsfähigen Materialien 
erfolgen darf (88 13, 15), daß fie im übrigen 
außerhalb der Vorſchriften über die Kellerbehand⸗ 
lung des Weines, alſo nicht unter § 4 fällt, daß 
aber der Bundesrat immerhin die Verwendung 
beſtimmter Stoffe beſchränken oder unterſagen 
darf ($ 16). Sie unterliegen dem Gefäßebezeich⸗ 


nungszwang nach $ 20 und der Weinkontrolle — 


§ 22 — und verpflichten zur Auskunſtserteilung 
dieſer gegenüber — $ 23, bei gewerbsmäßiger 
Darſtellung auch der Buchführungspflicht ($ 19). 

Es iſt bekannt, daß unter der Flagge ſolcher 
„landesüblicher“ Gewürzweine Nachmachungen aus⸗ 
ländiſcher Weine, beſonders Deſſertweine vertrieben 
werden und teilweiſe in jeder Hinſicht bedenkliche 
Ware unter das Volk gebracht wird. 

Die weinähnlichen Getränke im weiteſten Sinn 
umfaſſen auch die fog. Kunſtweine (8 3 des 
zweiten, $ 4 des erſten Weingeſetzes); ſie find 
Nachmachungen von Wein und daher nach 8 9 
verboten. Denjenigen Getränken dieſer Gruppe, 
welche trotz ihrer Aehnlichkeit mit Wein ſolchen 
nicht vortäuſchen ſollen, wird vom Geſetze ſelb⸗ 
ſtändige Exiſtenzberechtigung zuerkannt; ſie werden 
daher im $ 10 von dem Verbote des § 9 aus⸗ 
drücklich ausgenommen und als ſolche genannt: 
die aus Fruchtſäften, Pflanzenſäften oder Malz⸗ 
auszügen hergeſtellten; zu den erſteren zählen die 
Obſt⸗ und Beerenweine (einerſeits Apfel: und 
Birnenwein, andererſeits als wichtigſte Repräſen⸗ 
tanten Johannisbeer⸗, Heidelbeer⸗ und Stachel⸗ 
beerwein); außerdem können als Beiſpiele der drei 
Arten genannt werden ſog. Gelb⸗ oder Kirſch⸗ 
weine (öſtliche Provinzen von Deutſchland), Palm⸗, 
Dattel⸗ und Reisweine, Gerſtenweine. Für alle 
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diefe Getränke ift nun ein Bezeichnungszwang ein⸗ 
geführt, indem ſie im Verkehr nicht ſchlechthin als 
Wein, ſondern nur in ſolchen Wortverbindungen 
bezeichnet werden dürfen, welche die Stoffe kenn⸗ 
zeichnen, aus denen ſie hergeſtellt find ($ 10 III), 
alſo Apfel⸗, Johannisbeer⸗ und Kirſchwein; auch 
„Wörter“ verbindungen werden zuläſſig fein: Wein 
aus Heidelbeeren, Pfirſichen ꝛc. 

Von den weinähnlichen Getränken ſind abzu⸗ 
grenzen der alkoholfreie Wein einerſeits, der weder 
Wein noch weinähnlich iſt, andererſeits die likör⸗ 
artigen Getränke, deren hoher Alkoholgehalt das 
hauptſächlichſte Unterſcheidungsmerlmal bildet. 

Die weinaͤhnlichen Getränke unterfallen wie 
die weinhaltigen bezüglich ihrer Herſtellung im 
allgemeinen dem Nahrungsmittelgeſetze; 
aus dieſem iſt alſo zu entnehmen, welche Keller⸗ 
behandlung bei ihnen zuläſſig iſt; Analogien mit 
den Vorſchriſten für die Weinbehandlung er⸗ 
geben ſich häufig, ſind jedoch mit Vorſicht auf⸗ 
zuſtellen; beiſpielsweiſe folgt die Zuckerung der 
Beerenweine hinſichtlich der Menge des Zucker⸗ 
waſſerzuſatzes beſondern Regeln, da hier wegen 
der enormen Säuren eine gewiſſe Ueberſtreckung 
direkt notwendig iſt; bei der Obſtweinbereitung 
iſt Weinſteinſäurezuſatz in gewiſſen Grenzen üblich. 
Der Bundesrat iſt jedoch durch § 10 II ermäch⸗ 
tigt, die Verwendung beſtimmter Stoffe bei der 
Herſtellung der weinähnlichen Getränke zu be⸗ 
Ihränfen oder zu unterſagen. 

Dieſe begriffliche Selbſtändigkeit der weinähn⸗ 
lichen Getränke kann in Einzelfällen zu Kompli- 
kationen führen. 

Daß dem Traubenwein kein Obſtwein zugeſetzt 
werden darf,!) ift ſelbſtverſtändlich; der Zuſatz 
des extraktreichen Birnenweins ſtellt ſogar eine 
der gefährlichſten Verfälſchungen des Weines dar; 
dagegen wird der Verſchnitt des Obſtweins, be⸗ 
ſonders des Apfelweins mit Traubenwein nicht 
ohne weiteres für unzuläſſig gehalten; Weintreſter 
bei der Herſtellung von Obſtwein zu verwenden, 
ſcheint in der Reichstagskommiſſion bis zu einem 
gewiſſen Grade auch von der Regierung für zuläſſig 
erachtet worden zu ſein. 

Je nach dem Anteil und der Wirkungsweiſe 
der beiderſeitigen Beſtandteile eines ſolchen Ver⸗ 
ſchnittes können ſich erlaubte Obſtweinbereitung 
und Nachmachung von Wein einander nähern; 
das Geſetz geſtattet jedoch nicht, daß beide in 
einander übergehen und unter dem Deckmantel 
des Obſtweines eine Nachmachung von Wein her⸗ 
geſtellt und vertrieben wird. Objektiv liegt nun 
ein Nachmachen von Wein vor, wenn der Ver⸗ 
ſchnitt eine Beſchaffenheit zeigt, daß er ſich nicht 
mehr als Obſtwein darſtellt, ſondern als Wein 
erſcheint, „im Verkehr mit Wein verwechſelt 
werden kann“; man hat auch hier von Wein⸗ 
aͤhnlichkeit geſprochen, muß fih aber dabei bewußt 


1) Von der Haustrunkbereitung natürlich abgeſehen. 
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bleiben, daß das Wort in dieſem Zuſammenhang 
eine weitergehende Bedeutung hat, als in der 
Begriffsbeſtimmung der weinähnlichen Getränke.“) 
Die lung ne ſolchen Verſchnitis iſt daher 
gemäß 8 9 auch dann verboten, wenn dieſes Ge: 
tränk nur als Obſtwein vertrieben werden ſoll. 
Subjektiv macht ſich ſtrafbar, wer weiß, daß er 
„dem Verſchnitt den Anſchein gleicher Beſchaffen⸗ 
heit mit Wein verleiht“, ein mit Wein ver⸗ 
wechslungsfähiges Produkt herſtellt und den Ver⸗ 
ſchnitt gleichwohl vornimmt; der Mangel einer 
Täuſchungsabſicht ſchützt daher vor Beſtrafung nicht. 

Aus dem Geſagten ergibt ſich, daß bei Her⸗ 
ſtellung von weinhaltigen Getränken“) aller Art 
Vorſicht geboten iſt und eine Nachmachung von 
Wein vermieden werden muß; der $ 9 des Wein- 
geſetzes beſchränkt alſo praktiſch die Herſtellung 
der weinhaltigen Getränke. 

Aehnlich wie bei dieſen hat das Geſetz auch 
für die weinähnlichen Getränke noch einige weitere 
Beſtimmungen aufgenommen: 

Abweichungen von den eee eee 
des Bundesrats ($ 10 II) nehmen ihnen die 
Verkehrs⸗ und Einfuhrfähigkeit (88 13, 14) 
und machen ſie untauglich zur Verwendung bei 
der Herſtellung weinhaltiger Getränke ($ 15). 
Sie unterliegen nach $ 19° dem Buchführungs⸗ 
und nach 8 20 bei Zuſammenlagerung mit zu 
verkaufendem Wein oder Traubenmoſt in deren 
Herſtellungs⸗ oder Lagerräumen dem Gefaͤß⸗ 
bezeichnungszwange, der Weinkontrolle $ 22 und 
begründen dieſer gegenüber eine Ausfunfts- 
pflicht — § 23. (Schluß folgt.) 


die Einwirkung der Armenunterſtützung 
auf öffentliche Rechte. 
Von Rechtsrat Neupert in Hof. 


(Schluß). 


Zu den einzelnen Ziffern des Reichsgeſetzes 
iſt zu bemerken: 

Bei Ziffer 5 wäre nur darauf hinzuweiſen, 
daß ſchon ſeither nach dem GGG. und KG 
die Erſtattung einer Armenunterſtützung die 
Wirkung des Empfangs wieder aufgehoben hat 
— für das bayeriſche Recht bislang die einzige 
Ausnahme von der Regel, daß Rückerſtattung be⸗ 
langlos iſt. 

Der Begriff „Krankenunterſtützung“ in Ziffer 1 
wird zu Zweifeln kaum Anlaß geben können. 
Er umfaßt, wie die Begründung hervorhebt, 
alle zum Zwecke der Wiederherſtellung oder des 


1) Hierüber gute Ausführungen in RG. 37, 422, 
9) Ein ſolches liegt in dem beſprochenen Ver- 
ſchnitte vor. 


R e 
- * $ 


geitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 11060. in Bayern. 1909. Nr. 10. 


Lebensunterhaltes gewährten Unterſtützungen, wie 
ſie insbeſondere in den 88 6 und 7 des G. 
angeführt ſind, alſo Geldunterſtützung, ärztliche 
Behandlung, Unterbringung in einem Kranken⸗ 
haus, Arzneien, Brillen, Bruchbänder uſw. 
ferner Unterbringung in Lungenheilſtätten, Ge⸗ 
neſungsheimen u. dgl. ohne Beſchränkung 
auf eine beſtimmte Dauer oder ein beſtimmtes 
Maß, ſei es daß der Empfänger ſelbſt krank iſt 
oder ſeine Angehörigen erkrankt ſind und im 
letzteren Falle ohne Unterſchied, ob die Unter⸗ 
ſtützung unmittelbar oder mittelbar gewährt wird. 
In Zweifelsfällen können alſo die zum KVG. 
ergangenen Entſcheidungen als Auslegungsbehelfe 
herangezogen werden. Es iſt aber zu beachten, 
daß der Begriff „Krankenunterſtützung“, wie ihn 
das Geſ. vom 15. März 1909 verwendet, viel m ehr 
umfaßt als die Summe der Leiſtungen, die das 
KVG. unter „Krankenunterſtützung“ verſteht; es 
fallen alſo vor allem auch andere als die ſog. 
kleinen Heilmittel unter die „Krankenunter⸗ 
ſtützung“, wie z. B. — von der in der Be- 
gründung beſonders erwähnten Heilſtättenbehand⸗ 
lung abgeſehen — Badekuren, teure Stärkungs⸗ 
mittel (z. B. Wein zu länger fortdauerndem Ge- 
nuß, Sekt), Milchkuren, fortgeſetzte kraftige Er⸗ 
nährung durch beſonders nahrhafte Speiſen 
(ſ. VGH. 24 S. 14, 210). 

Während Ziffer 1 Beeinträchtigungen der 
Geſundheit betrifft, die ihrer Natur nach vor⸗ 
übergehend ſind, mögen ſie auch noch ſo lange 
andauern, hat Ziffer 2 körperliche oder geiſtige 
Gebrechen „dauernder, erfahrungsgemäß unheil⸗ 
barer Natur“ (Begr.) im Auge. Die in ſolchem 
Falle gewährte öffentliche Hilfe ſoll dann nicht 
die Wirkung der Armenunterſtützung haben, wenn 
ſie einem Angehörigen in der Form der 
Anſtaltspflege gewährt wird. (Perſonen, die 
ſelbſt wegen körperlicher oder geiſtiger Gebrechen 
dauernder Art aus Armenmitteln in Anſtalten 
untergebracht ſind, ermangeln der wirtſchaftlichen 
Selbſtändigkeit, die nach Anſicht des Geſetzgebers 
die notwendige Vorausſetzung für die Betätigung 
in öffentlichen Angelegenheiten bildet, gelten alſo 
als Empfänger von Armenunterſtützung). In 
Betracht kommen Anſtalten für Geiſteskranke, 
Idioten, Schwachſinnige, Epileptiker, Taubſtumme, 
Blinde, Krüppelhafte uſw. Behandlung in einer 
Trinkerheilſtätte auſ Armenkoſten wird unter Ziff. 1 
einzureihen ſein, da hochgradige Trunkſucht als 
— heilbare — Krankheit anzuſehen iſt. 

Nach Zifſer 3 gelten nicht als Armenunter⸗ 
ſtützung Unterſtützungen zum Zwecke der Jugend⸗ 
ſürſorge, der Erziehung oder der Ausbildung für 
einen Beruf. Hierunter fallen alſo in erſter Linie 
alle armenpfleglichen Aufwendungen für Erziehungs⸗ 
zwecke, wie Bezahlung von Schulgeld, Verabfolgung 
von Lehr⸗ und Lernmitteln, ſodann die Bezahlung 
von Lehrgeld, die Gewährung von Zuſchüſſen zum 
Beſuch von Fachſchulen u. dgl. aus Armenmitteln, 
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endlich Leiſtungen der Armenpflege für Säuglings⸗ 
fürſorge, für die Geſundheit der Kinder im noch 
nicht ſchulpflichtigen Alter (f. KommB. S. 7397); 
zur letzteren Gruppe gehören auch Leiſtungen für 
ſchulentlaſſene jugendliche Perſonen (d. i. bis zur 
Vollendung des 18. Lebensjahres) zum Zwecke der 
Fürſorge, z. B. Unterbringung in Jugendaſylen, 
falls die Koſten hierſür aus Armenmitteln beſtritten 
werden. Nicht hierher zählen Unterſtützungen 
zur Beſchaffung von Wohnung für Familien 
mit ſchulpflichtigen Kindern; ein darauf abzielender 
Antrag wurde in der Kommiſſion abgelehnt, nach⸗ 
dem der Regierungsvertreter erklärt hatte, daß, 
falls es ſich wirklich nur um Unterſtützung zur 
Beſchaffung einer Wohnung infolge augen⸗ 
blicklicher Notlage handle, ohnedies Ziff. 4 des 
Geſetzes Anwendung finde, während die Gewährung 
fortlaufender Zuſchüſſe zur Beibehaltung 
der Wohnung ihren armenpfleglichen Charakter 
bewahren müſſe. | 

Die Generalklauſel des Geſetzes ift in Ziff. 4 
enthalten. Hiernach zählen nicht als Armen⸗ 
unterſtützung alle „jonftigen Unterſtützungen, wenn 
ſie nur in der Form vereinzelter Leiſtungen 
zur Hebung einer augenblicklichen Notlage 
gewährt“ werden. Die Faſſung des Geſetzes ent⸗ 
ſpricht derjenigen des Regierungsentwurfs. Ein 
in der Kommiſſion geſtellter Antrag wollte ſowohl 
das Wort „vereinzelt“ wie „augenblicklichen“ ge⸗ 
ſtrichen wiſſen; dieſer Antrag wurde abgelehnt, 
nachdem von der Regierung darauf hingewieſen 
worden war, daß, während allerdings der Entwurf 
den Unterſtützungen nur zeitweiligen und vorüber⸗ 
gehenden Charakters die armenrechtlichen Wir⸗ 
kungen nehmen wolle, bei Annahme des Antrags 
ſo gut wie jede auch dauernde Unterſtützung unter 
das Geſetz fallen werde. Im Plenum wurde der 
Antrag dann in der Form wiederholt, daß es 
heißen ſollte: „ſonſtige Unterſtützungen, wenn ſie 
zur Hebung einer vorübergehenden Notlage 
gewährt find“. Der Antrag, der insbeſondere 
damit begründet war, es möchten bei Beibehaltung 
des Wortes „vereinzelte Leiſtungen“ überhaupt 
nur einmalige Unterſtützungen als unter das 
Geſetz fallend angeſehen werden, wurde gleichfalls 
abgelehnt; geltend gemacht wurde dabei einerſeits, 
daß der Ausdruck „vereinzelte“ ſchon eine Mehr⸗ 
zahl in ſich ſchließe, andererſeits, daß „vorüber⸗ 
gehend“ verhältnismäßig lange dauern könne, auch 
jahrelang, wenn man nur ein Ende abſehe. Hier⸗ 
aus ergibt ſich: 

Von der Anwendung der Ziff. 4 ausgeſchloſſen 
ſind alle Unterſtützungen dauernder Art (mit 
Ausnahme der durch Ziff. 1 und 2 ausdrücklich 
ausgeſchloſſenen), alſo ſolche, die einen beſtimmten 
Zeitpunkt ihres Auſhörens nicht abſehen laffen, 
wenn es auch nicht gerade notwendig iſt, daß ſie 
vorausſichtlich bis an das Lebensende der betr. 
Perſon reichen (f. Entſch. des Bundesamts für 


Heimatweſen bei Reger 4,416, des PrObVerw Ger. 
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ebenda 24, 174, des BayVGH. daſelbſt 25, 354). 
Weiter iſt daran feſtzuhalten, daß der Begriff 
der Unterſtützung „in der Form vereinzelter 
Leiſtungen zur Hebung einer augenblicklichen Not⸗ 
lage“ enger iſt als der Begriff der „vorüber⸗ 
gehenden“ Unterſtützung. Ein vorübergehender 
Zuſtand kann von ſehr langer Dauer ſein, wenn 
ſich nur ein Ende abſehen läßt (ſo hat z. B. der 
Bay BGH. bei Reger 24, 393 eine fortlaufende 
monatliche Unterſtützung einer Familie für die 
Dauer der Verbüßung einer 1/s jährigen Frei⸗ 
heitsſtrafe ſeitens des Familienhauptes — mit 
Recht — als vorübergehend angeſehen); dagegen 
iſt eine augenblickliche Notlage nur dann ge⸗ 
geben, wenn deren Behebung in verhältnis: 
mäßig naher Zeit zu erwarten ſteht. Dabei 
iſt die Ausdehnung der Armenunterſtützung für 
den letzteren Fall, ſoferne die Unterſtützung un⸗ 
ſchädlich ſein ſoll, durch die Worte „vereinzelte 
Leiſtungen“ noch weiter begrenzt; wenn aus dieſem 
Ausdrucke auch ſoviel mit Sicherheit hervorgeht, 
daß nicht ſchon jede zweite Inanſpruchnahme der 
öffentlichen Hilfe die Vergünſtigung der Ziffer 4 
ausſchließt, ſo iſt doch daraus erſichtlich, daß es 
eben bei Leiſtungen in nicht erheblicher Zahl 
oder für einen nicht erheblichen Zeitraum 
ſein Bewenden haben muß. — Belanglos iſt, ob 
die Notlage verſchuldet oder unverſchuldet iſt; ein 
Antrag, das Wort „augenblicklichen“ durch „un⸗ 
verſchuldeten“ zu erſetzen, wurde in der Kommiſſion 
abgelehnt, da moraliſche Geſichtspunkte wegen der 
Schwierigkeit der Beurteilung nicht hereingezogen 
werden dürften. Im einzelnen fallen unter 
Ziffer 4 (ſ. Begr. S. 5690) Koſten der Ent⸗ 
bindung oder Beerdigung von Angehörigen, ferner 
Geldunterſtützungen, Gewährung von Obdach, 
Kleidung, Heizung uſw., wenn ſie zur Hebung 
einer augenblicklichen Notlage dienen; unter gleicher 
Vorausſetzung werden hierher zu zählen ſein: 
Koſten einer Wohnungsdesinfektion, einer Reife 
zur Erlangung einer auswärtigen Arbeitsſtelle, 
Unterſtützung der Familie, während der Ernährer 
eine kurze Freiheitsſtrafe verbüßt. Auch die 
eigentliche Arbeitsloſenunterſtützung, d. h. die 
Unterſtützung ſolcher Leute, die arbeiten möchten 
und keine Arbeit finden, gehört hierher (Í. die 
Aeußerungen der Abg. Everling und Dove, Sten B. 
S. 7041/42); vorausgeſetzt muß werden, daß eine 
Notlage in Frage ſteht, die durch die Lage des 
Arbeitsmarktes hervorgerufen und mit deren 
Beſſerung wieder beſeitigt wird, und daß die 
Dauer der Unterſtützung nicht der Annahme 
„vereinzelter“ Leiſtungen widerſpricht; Unter: 
ſtützungen, die einen Zeitraum von 6 Wochen 
überſteigen, werden als „vereinzelt“ nicht mehr an⸗ 
geſehen werden können. 
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Mitteilungen ans der Praxis. 


Zu Art. 105 des Polizeiſtrafgeſetzbuches. Ueber 
die Auslegung des Art. 105 des PStGB. finden ſich 
in dieſer Zeitſchrift bereits verſchiedene Abhandlungen 
(Jahrg. 1905 S. 280, 1908 S. 15 und 83). Indeſſen 
dürfte keine eine erſchöpfende Beſprechung des Gegen⸗ 
ſtandes enthalten, weshalb eine neuerliche Erörterung 
wohl am Platze iſt, um ſo mehr, als ſich zeigen wird, 
daß die erwähnte Geſetzesbeſtimmung ſehr intereſſant iſt. 

Art. 105 Abſ. 1 a. a. O. lautet: 

„In den Fällen des § 367 Ziff. 13 bis 15 und 
8 368 Ziff. 3 und 4 des StGB. für das Deutſche Reich 
und des Art. 101 des gegenwärtigen Geſetzes hat der 
Richter im Strafurteile auszuſprechen, daß die Polizei⸗ 
behörde berechtigt iſt, die Beſeitigung des ordnungs⸗ 
widrigen Zuſtandes anzuordnen und zu gaby Zwecke 
die Sicherſtellung, Abänderung, den gänzlichen oder 
teilweiſen Abbruch des betreffenden Bauwerkes oder 
der betreffenden Vorrichtung zu verfügen.“ 

In der Abhandlung Jahrg. 1908 S. 15 wurde 
zu beweiſen geſucht, daß es zuläſſig ſei, in den Fällen 
des § 367 Nr. 13 ff. StGB. einen Strafbefehl zu er- 
laſſen, in welchem allerdings ein Ausſpruch nach Art. 105 
nicht erfolgen könne; Art. 105 ordne nicht an, daß ein 
Urteil zu erlaſſen ſei, ſondern ſchreibe nur vor, daß, 
wenn ein ſolches ergehe, der Richter der 
Polizeibehörde die Beſeitigungsbefugnis zuerkennen 
müſſe. Hiermit ſteht die Notiz im Jahrg. 1905 
S. 280 nicht im Widerſpruch. Dagegen wird in 
Jahrg. 1908 S. 83 ausgeführt, Art. 105 habe „den 
Charakter einer Nebenſtrafe und eines Ergänzungs⸗ 
geſetzes zu den 8 367 Nr. 13 bis 15 und 8 368 Nr. 3 und 4 
des StGB.“; auf diefe Nebenſtrafe müſſe vom 
Richter erkannt werden; der Weg des Strafbefehls 
fei und bleibe aber dann nach $ 447 StPO. ungang⸗ 
bar. Dagegen iſt kurz folgendes zu bemerken: 

1. Ob in den „Fällen“ des § 367 Nr. 13 bis 15 
und des 8 368 Nr. 3 und 4 StGB., ſowie des Art. 101 
des PStGB. ein Strafbefehl zuläſſig ift, ift nicht 
nach Landesrecht, ſondern ausſchließlich nach Reichs⸗ 
recht, nämlich nach der StPO. zu entſcheiden. § 447 
StPO. beſtimmt nur, daß „in den zur Zuſtändigkeit 
des Schöffengerichts gehörigen Sachen“ ein Straf⸗ 
befehl erlaſſen werden kann; ein ſolcher iſt alſo in 
den erwähnten „Fällen“ nach Reichsrecht zweifellos 
zuläſſig, genau ebenſo, wie er z. B. im Falle des 8 361 
Nr. 3 des StGB. zuläſſig iſt. Eine landesrechtliche 
Beſtimmung, die das Strafbefehlsverfahren hier aus⸗ 
ſchließen würde, wäre ungültig. 

2. Die obenerwähnten „Fälle“, ſoweit ſie im 
StGB. geregelt find, find „Materien“ im Sinne des 
82 des EG. z. StGB. vom 31. Mai 1870.) Den 
ſtaatlichen Straſanſpruch, wie er hier feſtgeſetzt iſt, 
kann das Landesrecht weder erweitern noch ein⸗ 
ſchränken; es kann alſo insbeſondere keine „Ergän⸗ 
zungsgeſetze“ hierzu erlaſſen, welche „Nebenſtrafen“ 
ausſprechen. Wäre alſo die Anſicht Prambergers 
richtig, ſo würde Art. 105 a. a. O. der Gültigkeit ent⸗ 
behren; wer dieſer Anſicht beipflichtet, mag alſo ruhig 
den Art. 105 ſtreichen. 

Man ſieht, daß die Sache anfängt intereſſant 

u werden. Die Löſung der ſcheinbaren Widerſprüche 
ürfte in folgender Weiſe möglich fein: 


) Bgl. Henle⸗Schierlinger 8 2 des EG. 
Anm. 1: Die Vorſchriften in Abſchn. 29 des StGB. 
find nur im einzelnen als „Materien“ anzuſehen. 


Der Art. 105 enthält in der Tat keinen Straf⸗ 
ausſpruch: Die Frage, ob die Polizeibehörde be⸗ 
berechtigt iſt, einen „ordnungswidrigen Zuſtand“ zu 
beſeitigen, iſt keine Frage des Strafrechts, ſondern 
eine ſolche der Verwaltung oder des Verwaltungs⸗ 
rechts. An dieſer inneren Natur des Rechtsverhält⸗ 
niſſes wird dadurch nicht das mindeſte geändert, daß 
darüber durch den Strafrichter und im Strafprozeß 
zu entſcheiden ift.) Es muß alfo der ſtaatliche Straf- 
anſpruch und der in Art. 105 geregelte Anſpruch auf 
Herſtellung geordneter Zuſtände ſtrenge auseinander⸗ 
gehalten werden. 

Dieſe Scheidung iſt auch in prozeſſualer Hin⸗ 
ſicht von Wichtigkeit, zunächſt bei Beantwortung der 
Frage, ob das Reichsſtrafprozeßrecht verbietet, einen 
Ausſpruch nach Art. 105 im Strafbefehlsverfahren zu 
erlaſſen. Da 8 447 Abſ. 2 StPO. nur ausſpricht, 
welche Strafen durch Strafbefehl feſtgeſetzt werden 
können, da er alſo nur die Verhängung anderer 
Haupt⸗ oder Nebenſtrafen verbietet, in Art. 105 aber 
von einer Strafe keine Rede iſt, dürfte ein ſolches 
reichsrechtliches Verbot nicht vorliegen. 


Es wäre alſo ausſchließlich nach Landesrecht und 
zwar eben nach Art. 105 ſelbſt zu beurteilen, ob auch 
in einem Strafbefehl ein Ausſpruch nach Art. 105 er⸗ 
folgen kann; es hängt dies davon ab, welche Bedeu⸗ 
tung dem dort gebrauchten Wort „Strafurteil” zu⸗ 
gemeſſen wird. Hiebei kommt es ſelbſtverſtändlich 
nicht darauf an, was die StPO. unter Strafurteil 
verſteht, ſondern nur darauf, was hierunter der Ge⸗ 
ſetzgeber des Jahres 1871 verſtanden hat, vielmehr, 
da Art. 105 mit Art. 186 des PStB. vom Jahre 
1861 übereinſtimmt, der Geſetzgeber des Jahres 1861. 


Nach dem damals geltenden Gefetze vom 10. No- 
vember 1861 (GBl. S. 321) waren „Strafverfügungen“ 
zuläſſig, die in der Hauptfache den heutigen Straf- 
befehlen entſprachen. In dieſen waren außer der 
Strafe auch die „etwaigen Straffolgen“ feſtzuſetzen.“) 
Eine ſolche Straffolge war auch der Ausſpruch nach 
Art. 105 P StGB.“) Es beitand alfo damals kein 
prozeſſuales Hindernis, den letzteren in die Strafver⸗ 
fügung aufzunehmen. 

Anderſeits war dem Geſetz vom 10. Nopember 
1861 auch die „Aburteilung“ durch Strafverfügung 
bekannt.“ 


Erwägt man hiezu, daß die Begriffsbeſtimmung 
in jener Zeit keine allzu ſcharfe war, ſo wird kein 
Bedenken beſtehen, unter dem Ausdrucke „Strafurteil“ 
im Art. 105 auch die Straſverfügung zu begreifen. 
Der letzteren entſpricht aber nunmehr, wie oben be⸗ 
merkt, der Strafbefehl. 


2) Vgl. Seydel, bayer. Staatsrecht 1. Aufl. Bd. 2 
S. 432; auch Bd. 5 S. 30. Es iſt eine intereſſante 
Erſcheinung, daß der Strafprogeß dazu dienen muß, 
einen nicht im Gebiete des Strafrechts liegenden ſtaat⸗ 
lichen Anſpruch feſtzuſtellen. Eine Erklärung findet 
dieſelbe darin, daß die Vorausſetzungen für die Be⸗ 
ſtrafung und für die Zuerkennung der Beſeitigungs⸗ 
befugnis regelmäßig die gleichen ſind. 

) Art. 75, 76 Ziff. 2 a. a. O. 

) ME. vom 25. Mai 1863, Weber Bd. 6 S. 178. 
Nur formell iſt die Zuerkennung der Beſeitigungs⸗ 
be te eine Folge der Beſtrafung; materiell verhält 
ſich die Sache, wie oben in Anm. 2 dargelegt. 

) Art. 31 a. a. O.; vgl. auch Art. 21 des Gef. 
vom 4. Juni 1848, GBI. S. 138. 
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Aus dem Ausgeführten ergibt ſich, daß reichs⸗ 
rechtlich ein Ausſpruch nach Art. 105 im Strafbefehls⸗ 
verfahren nicht verboten und daß landesrechtlich ein 
ſolcher Ausſpruch geboten iſt; daß alſo auch im Straf⸗ 
befehlsverfahren die Erlaſſung eines ſolchen Aus⸗ 
ſpruches erfolgen muß.“ 

Jede andere Löſung iſt praktiſch bedenklich, da es 
nach Reichsrecht dem Amtsanwalt und dem Richter 
freiſteht, das Strafbefſehlsverfahren anzuwenden, in 
dieſem Falle aber nach der herrſchenden Anſicht ein 
Ausſpruch nach Art. 105 unterbleiben müßte. 

Die obigen Darlegungen zeigen, daß der Art. 105 
kein Meiſterwerk der Geſetzgebungskunſt iſt; die Streit⸗ 
fragen, zu denen er Anlaß gibt, ließen ſich indeſſen 
in einfacher Weiſe beſeitigen, wenn der Geſetzgeber, 
ſtatt dem Richter den zwingenden Befehl zu geben, 
der Verwaltungsbehörde die Beſeitigungsbefugnis zu⸗ 
zuſprechen, ihr unter den gleichen Vorausſetzungen 
dieſe Befugnis gleich ſelber zuſprechen würde. 

Bezirksamtsaſſeſſor Dr. Steinbach in Roſenheim. 


Kann die durch Vergleich übernommene Unterhalts- 
rente (5 1710 BGB.) nachträglich bei weſentlicher Ber- 
änderung der Berhältnifie erhöht werden, auch wenn kein 
Vorbehalt gemacht wurde? Dieſe praktiſch wichtige 
Frage, welche in der Rechtſprechung eine verſchiedene 
Beantwortung gefunden hat (vgl. z. B. Rſpr. d. OLG. 
von Mugdan⸗Falkmann Bd. VII S. 111 u. XIV S. 244), 
dürfte aus folgenden Erwägungen zu bejahen ſein: 

Die Lage der unehelichen Kinder gebietet in der 
Auslegung der Unterhaltsverträge nicht allzu eng⸗ 
herzig zu verfahren, ſondern ihr Intereſſe vernünftig 
zu berückſichtigen. Nach den Erfahrungen der Gerichte 
fpielt nun bei der vergleichsweiſen Feſtſetzung der 
einem unehelichen Kinde zu gewährenden Unterhalts⸗ 
rente nicht ſelten, ja man kann ſagen in den meiſten 
Fällen der Umſtand eine große Rolle, daß der Kinds⸗ 
vater verſpricht, die Kindsmutter zu ehelichen, ſobald 
es die Umſtände ermöglichen. 

Dieſe Ausſicht hat für ein uneheliches Kind einen 
gewiſſen Hoffnungswert; denn es wird durch die nadh- 
folgende Ehe nicht nur in die Rechte eines ehelichen 
Kindes eingeſetzt, ſondern auch in der materiellen und 
ſozialen Lebensſtellung gehoben. Der Wert dieſer 
Vorteile wird mit Recht allgemein nicht gering an⸗ 
geſchlagen und erzielt vielfach die Wirkung, daß ſo⸗ 
wohl der Vormund wie die Kindsmutter ſich mit 
einer niedriger bemeſſenen Unterhaltsrente begnügen. 
Kommt aber der Kindsvater ſeinem Verſprechen nicht 
nach, dann iſt damit eine tief eingreiſende Veränderung 
in den beſtehenden Verhältniſſen eingetreten, bei deren 
Vorausſicht zweifellos erhöhte Anſprüche wären geltend 
gemacht worden. 

In einem ſolchen Falle iſt nach billigem Ermeſſen, 
das überhaupt in der Unterhaltsfrage walten muß, 
davon auszugehen, daß die Parteien einen Vergleich 
über die Unterhaltspflicht ſtets nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung ſchließen, daß ſolche für die Höhe der Unter⸗ 
haltsbeträge maßgebenden Umſtände perſönlicher und 
familienrechtlicher Natur auch in Zukunft im weſent⸗ 


) Hält man dieſe Anſicht nicht für richtig, ſo 
wird nichts anderes übrig bleiben, als der von mir 
im Jahrg. 1908 S. 15 vertretenen Anſchauung beizu⸗ 
pflichten; man legt eben dann auf das Wort „Urteil“ 
ein ausſchlaggebendes Gewicht. 
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lichen dieſelben bleiben, und daß die Vertragſchlie ßen⸗ 
den von vorneherein darüber einig geweſen ſind, daß 
der Vergleich nur ſo lange maßgebend ſein ſoll, als 
die Verhältniſſe ſich nicht weſentlich ändern. Nicht⸗ 
einhaltung des Heiratsverſprechens aber bringt, wie 
ſchon erwähnt, eine ſolche weſentliche Veränderung mit 
ſich; in einem ſolchen Falle kann alſo der Unterhalts⸗ 
berechtigte ſeinen Unterhaltsanſpruch innerhalb der 
geſetzlichen Grenze erhöhen, ſchon auch mit Rückſicht 
darauf, daß dann die durch Vergleich auf niedrigerer 
Stufe feſtgeſetzte Rente keineswegs mehr dem Um⸗ 
fange der geſetzlichen Unterhaltspflicht entſpricht, viel⸗ 
mehr unzulänglich iſt, um den geſamten Lebensbedarf 
des Kindes zu decken. 

Der Umſtand, daß in den Unterhaltsüberein⸗ 
kommen das Eheverſprechen des Kindsvaters und in 
Verbindung damit der oben des näheren geſchilderte 
und für die Beſtimmung der Höhe des Unterhaltes 
maßgebend geweſene ſtillſchweigende Vorbehalt nicht 
zum Ausdrucke kommt, fällt nicht ins Gewicht; denn 
einerſeits pflegen derartige mündliche Nebenabreden 
der Parteien, die als Erläuterungen der ſchriftlichen 
Vertragsbeſtimmungen zu betrachten ſind, in das Unter⸗ 
haltsübereinkommen nicht aufgenommen zu werden 
und andrerſeits ſchließt die Nichtbeurkundung ſolcher 
Abreden deren Vorhandenſein und rechtliche Gültigkeit 
nicht aus. 

Bei Auslegung von Verträgen handelt es ſich 
nicht ſelten um Ergänzung des fehlenden Parteiwillens. 
Man hat ſich zu fragen, welches der Wille der Ver⸗ 
tragſchließenden geweſen wäre, wenn ſie die jetzt auf⸗ 
tauchende Frage in den Bereich ihrer Abreden gezogen 
hätten. Dieſe Frage iſt nach Treu und Glauben zu 
entſcheiden unter Würdigung aller begleitenden Um- 
ſtände, der Zeit, des Ortes, des Anlaſſes und der 
ſozialen Stellung der Kontrahenten. 

Dieſe allgemeinen Grundſätze in Verbindung mit 
88 133, 157 BGB. führen zu dem Ergebniſſe, daß auch 
nicht beurkundete Nebenabreden zu Recht beſtehen und 
ihre Wirkung äußern. Alle dieſe Erwägungen nötigen 
zu dem Schluſſe, daß ſelbſt beim Fehlen eines Vor⸗ 
behaltes die vergleichsweiſe übernommene Unterhalts⸗ 
rente nachträglich bei weſentlicher Veränderung der 
Verhältniſſe erhöht werden kann. 


Amtsgerichtsſekretär Frhr. v. Hor ix in Paſſau. 


Aus der Praxis der Gerichte. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


unterliegt der Bereicherungsklage, wer inſolge einer 
Verwechſelung auf dem Transport an Stelle einer! ihm 
vom Verkäuſer zu liefernden Ware Gegenſtände eines 
Dritten erhalten, ſie als 5 ige Lieſerung ent: 
gegengenommen und in feinem Betriebe verarbeitet hat? 
Im Mai 1904 hatte die Klägerin — ein Speditionsgeſchäft 
in H. — einer Handelsgeſellſchaft zu Cz. in Rußland 
660 Ballen feine oſtindiſche Spinnbaumwolle zu über⸗ 
ſenden. Die Klägerin beauftragte die Frankfurter Güter⸗ 
eiſenbahngeſellſchaft mit der Beförderung, die zunächſt 
bis Br. auf dem n T mit Kahn Nr. 314 er⸗ 
ſolgte. Zu derſelben Zeit ſollten im Auftrage der 
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Firma W. & Söhne in St. dem Beklagten — einem 
Kauſmann in Fr. — 190 Ballen Abfälle indiſcher Baum⸗ 
wolle nach Fr. zugeſchickt werden. Der Spediteur 
übergab dieſe Ware ebenfalls der Frankfurter Güter⸗ 
eiſenbahngeſellſchaft zur [un Auch die 
Baumwollabfälle wurden auf dem Kahn Nr. 314 pi 
laden. In Br. wurden 190 Ballen ausgeladen; 
wurden von da mit der Eiſenbahn nach Fr. verbra t 
Der Reſt der Ladung ging nach Cz. Unter den 660 
Ballen, die nach Cz. gelangten, enthielten nur 630 
Ballen ſeine Baumwolle, in 30 Ballen dagegen, die 
mit demſelben Zeichen verſehen waren wie die ſür 
den Beklagten beſtimmten Ballen, ſanden ſich Baum⸗ 
wollabſälle. Die Klägerin verlangt kraſt eigenen Rechts 
und als Zeſſionarin der le zu Cz. von 
dem Beklagten, der die ihm abgelieſerten 190 Ballen 
im Sommer 1904 in ſeiner Fabrik zu Nitrirbaum⸗ 
wolle verarbeitet hat, Erſatz des Wertes der fehlenden 
30 Ballen feiner Baumwolle mit 6058 M 90 Pf. Das 
LG. erklärte den Anſpruch dem Grunde nach für ge⸗ 
rechtfertigt. Das OLG. wies die Berufung des Be⸗ 
klagten zurück. Die Reviſion hatte Erfolg. 

Gründe: Das OLG. hat ausgeführt: An den 
660 Ballen feiner Baumwolle habe die Handelsgeſell⸗ 
[dert aus Cz. ſchon in H. das Eigentum erlangt. Von 

ieſen 660 Ballen ſeien 30 dem Beklagten zugegangen. 
Der Beklagte habe ſie in nn Fabrik zu Schießbaum⸗ 
wolle verarbeitet. Für das durch die Verarbeitung 
verlorene Eigentum habe er gemäß 88 950, 951 BGB. 
der Klägerin, die die Rechte der Eigentümerin geltend 
mache, nach den Vorſchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung Erſatz zu leiſten. 
Auch abgeſehen von § 951 müßte der Beklagte die 
gleiche Vergütung ſchon nach § 812 gewähren, da er 
die 30 Ballen auf Koſten der Eigentümerin ohne jeden 
rechtlichen Grund erlangt habe. Unbegründet ſei der 
Einwand, daß die feine Baumwolle bei der Verarbei⸗ 
tung zu Schießbaumwolle keine größere Ausbeute ge⸗ 
liefert habe, als ein gleiches Quantum Abfälle ge⸗ 
liefert hätte. Die Behauptung ſei aber auch unerheb⸗ 
lich. Der Beklagte b durch die erzielte Ausbeute 
jedenfalls ſchon aus dem Grunde bereichert, weil ihm 
daneben ungeſchmälert der Anſpruch auf die in Cz. 
lagernden 30 Ballen Abfälle verblieben ſei. Allerdings 
y der Beklagte nicht Eigentümer der noch vorhandenen 
O Ballen Abfälle, denn der Verſender fei im Muf- 
trage der Firma W. & Söhne tätig gewefen, auch ſei 
die Uebergabe der 30 Ballen Abfälle an den Beklagten 
bisher nicht erfolgt. Dieſer Umſtand ändere indes 
nichts an dem Anſpruch des Beklagten auf Uebergabe 
der 30 Ballen aus dem Kaufvertrag und gegebenen 
Falles auf Schadenserſatz. Dieſer Anſpruch würde 
durch etwaige Gegenanſprüche für Lagergeld u. dgl. 
nicht beeinträchtigt. Des Anſpruchs in bezug auf die 
noch nicht übergebenen 30 Ballen Abfälle könne der 
een ſich jetzt nicht einſeitig entäußern, indem er 
die 30 Ballen der Klägerin oder der Handelsgeſell⸗ 
ſchaft in Cz. aufzudrängen ſuche. Bei der Berechnung 
der Bereicherung ſei von dem Werte der dem Beklag⸗ 
ten rechtlos zugefallenen 30 Ballen feiner Baumwolle 
auszugehen. Jedoch bleibe dem Beklagten nach 8 818 
Abſ. 3 BGB. der Nachweis vorbehalten, daß ihm bei 
der geſchäftsmäßigen Verwertung der aus den ſtrei⸗ 
tigen 30 Ballen gewonnenen Ausbeute nur mehr ein 
entſprechender Minderwert verblieben ſei. 

Die Ausführungen des OLG. unterliegen in mehre⸗ 
ren Richtungen Bedenken. In erſter Linie entſteht die 
Frage, ob überhaupt eine Vermögensverſchiebung 
zwiſchen der Rechtsvorgängerin der Klägerin und dem 
Beklagten ſtattgefunden hat. Nach den Darlegungen 
des OLG. waren die 190 Ballen, die in Fr. an den 
Beklagten abgeliefert werden ollten, auf dem Trans⸗ 
port im Beſitze der Vertreter der Firma W. & Söhne. 
Wenn in Br. die Vertreter der Rechtsvorgängerin der 
Klägerin den Vertretern der Firma W. & Söhne 30 
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Ballen feine Baumwolle aushändigten, dagegen 30 Bal⸗ 
len Abfälle behielten und nach Cz. verbrachten, ſo ging 
in Br. eine Verſchiebung aus dem Vermögen der 
Rechtsvorgängerin der Klägerin in das Vermögen der 
Firma W. & Söhne, aber nicht in das Vermögen des 
Beklagten vor ſich. Der Beklagte ſeinerſeits hat, als 
ihm im Mai 1904 im Auftrage der Firma W. & Söhne 
auf dem Bahnhof in Fr. 190 Ballen ausgeliefert wurden, 
dieſe Ware keineswegs ohne rechtlichen Grund 
erlangt. Er erhielt dieſe Gegenſtände von W. & Söhne 
auf Grund des Kaufvertrags. Der Reviſionskläger 
macht geltend, er habe, ſelbſt wenn 30 Ballen Eigen⸗ 
tum der Rechtsvorgängerin der Klägerin geweſen wären, 
das Eigentum nach $ 932 BGB. (vgl. § 366 HGB.) 
erlangt. Der Berufungsrichter hat hierüber keine Feſt⸗ 
ſtellungen getroffen. Iſt die Grage zu bejahen, i ift 
die Anwendung der 88 950, 951 BGB. ausgeſchloſſen 
und wird von den Beſtimmungen über ungerecht⸗ 
fertigte Bereicherung § 816 in Betracht zu ziehen fein. 
Zu beanſtanden ſind ferner die Ausführungen 
hinſichtlich der in Cz. lagernden 30 Ballen Abfälle. 
Der Berufungsrichter legt bei der Frage, ob der Be⸗ 
klagte bereichert fei, Gewicht darauf, daß dem Be⸗ 
klagten der Anſpruch auf dieſe für ihn beſtimmten 
30 Ballen ungeſchmälert verblieben ſei; er habe An⸗ 
ſpruch auf Uebergabe aus dem Kaufvertrag und ge⸗ 
gebenen Falles auf Schadenserſatz, er dürfe die 30 
Ballen nicht der Klägerin oder deren Zedentin auf⸗ 
drängen. Der Berufungsrichter an Kc die An⸗ 
ſprüche des Beklagten aus dem mit W. & Söhne ge- 
ſchloſſenen Kaufvertrag erledigt ſind. Aus den Dar⸗ 
legungen des Berufungsgerichts iſt zu entnehmen, daß 
der Beklagte die ihm von W. & Söhne angebotene 
Leiſtung angenommen, ſeinerſeits wohl auch den Kauf⸗ 
preis an W. & Söhne gezahlt hat. Nach dem Kauf⸗ 
vertrag waren im Mai 1904 an Station Fr. 190 Ballen 
Baumwollabfälle zu liefern; mit Baumwollabfällen, 
die jetzt in Cz. in Rußland lagern, hat der Beklagte 
nach dem Kauſvertrage ſich nicht zu befaſſen. Der 
Beklagte wird auf Schadenserſatzanſprüche hingewieſen; 
gegen wen ihm ſolche Anſprüche zuſtehen ſollen, iſt 
nicht angegeben. Die Rechtsvorgängerin der Klägerin 
iſt dadurch geſchädigt worden, daß die Klägerin 
oder Perſonen, für die die Klägerin nach ihrer An⸗ 
gabe einzuſtehen hat, 30 Ballen Abfälle, die nach Fr. 
beſtimmt waren, nach Cz. verbrachten und 30 Ballen 
feine Baumwolle nach Fr. gehen ließen. Unter dieſen 
Umſtänden iſt es nicht unbillig, wenn der Beklagte, 
wie es in dem Berufungsurteil heißt, der Klägerin 
die in Cz. lagernde Ware aufdrängen will. Uebrigens 
überſieht das Berufungsgericht auch, daß es ſich bei 
dem Rechtsſtreite der Parteien nicht um eine Vindi⸗ 
kation (8 985) handelt, bei der der Kläger dem Bes 
klagten überlaſſen kann, ſich wo Rechtens Erſatz zu 
verſchaffen, daß N ein Vereicherungsanſpruch 
in Frage ſteht, der unbegründet iſt, wenn nach der 
Sachlage der Beklagte nicht bereichert iſt. Unerheblich 
wäre es deswegen auch für die Entſcheidung zum 
Grund des Anſpruchs nicht, wenn der Beklagte, wie 
er in der Berufungsinſtanz geltend gemacht hatte, 
durch die Verarbeitung der 30 Ballen feiner Baum⸗ 
wolle keinen größeren Vorteil erlangt hat, als die 
Verarbeitung von 30 Ballen Abfälle ihm gebracht hätte. 
(Urt. des IV. 3S. vom 21. Dez. 1908, IV u. 
1577 
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Zu § 313 BGB. — Verpflichtung des Entleihers 
den Verleiher für die weſentlich entwerteten Gegenflände 
des Leihvertrags in Geld zu entſchädigen; Beweis⸗ 
laſt. Der Kläger vertauſchte durch notariellen Ver⸗ 
trag vom 16. Januar 1904 ſein Gut an den Be⸗ 
klagten. Die Parteien haben vor der Auflaſſung ver⸗ 
einbart, daß auf dem Gute 2300 Ztr. Kartoffeln ver⸗ 
bleiben und daß der Kläger nur den darüber hinaus 
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vorhandenen Vorrat erhalten fole. Die Revifion hat 
gerügt, daß die Jormgültigkeit des Abkommens nicht 
ausreichend feſtgeſtellt ſei. Eine Heilung des Form⸗ 
mangels durch Auflaſſung würde nur eingetreten ſein, 
wenn der Tauſchvertrag beiderſeits durch Auflaſſung 
erfüllt worden ſei. Nun habe zwar der Beklagte die 
Auflaſſung erhalten, allein es ſei nicht zu erſehen und 
auch nicht anzunehmen, daß auch dem Kläger auf⸗ 
gelaſſen worden ſei. Dieſe Rüge iſt nicht begründet. 
Das Abkommen bezog ſich auf Sachen, die vom Ver⸗ 
trage ausgeſchloſſen waren, und es wurde, wie ſich 
aus dem feſtgeſtellten Sachverhalt ergibt, getroffen, 
um die wegen der Erfüllung des Vertrags entſtan⸗ 
denen Streitigkeiten zu beſeitigen. Es kann dahin 
geſtellt bleiben, ob bei dieſer Sachlage das Abkommen 
überhaupt als Teil des Veräußerungsvertrags an⸗ 
geſehen werden kann, jedenfalls hatte es die Natur 
des Vergleichs (8 779 BGB.) und unterlag ſchon da⸗ 
mit der Formvorſchriſt des § 313 BGB. nicht. — 
Der Kläger begehrte in der zweiten Inſtanz nn der 
in der Klage beanſpruchten Herausgabe von dem Be⸗ 
klagten geliehenen Gegenſtänden (Betten und eine 
Drehrolle) die Zahlung einer Entſchädigung. Nach 
ſeiner Behauptung ſollen die Betten neu geweſen und 
dem Beklagten nur für 2—3 Tage und nur zum Ge⸗ 
brauche für die Wirtſchaftsbeamten überlaſſen worden 
ſein. Dagegen ſoll der Beklagte die Benutzung der 
Betten durch Maurer und ſonſtige Arbeiter geſtattet 
und dadurch die völlige Abnutzung und Entwertung 
herbeigeführt haben. Ebenſo ſoll auch die Drehrolle 
ganz entwertet worden ſein. Das Berufungsgericht 
erklärt, daß die Betten, über deren Zuſtand nur der 
Zeuge G. ganz unbeſtimmt bekunde, ID abgenutzt 
ſein mögen; es erachtet aber dieſe Ausſage für unzu⸗ 
reichend, weil der Kläger dafür beweispflichtig ſei, 
daß dem Beklagten die Leiſtung infolge eines von 
ihm zu vertretenden Umſtandes unmöglich geworden 
ſei. Allein es iſt weder erörtert, ob die Sachen, und 
zwar die Betten wie die Drehrolle, zu der Zeit, als 
fie dem Beklagten übergeben wurden, fih in gutem 
Zuſtande befunden haben, noch ob dem Beklagten in 
Anſehung der Art und Zeit der Benutzung der Sachen 
oder in Anſehung ihrer Aufbewahrung die vom 
Kläger behauptete Verletzung der Vertragspflicht zur 
Laſt fällt. Iſt eine Rückgabe der Sachen nur noch in 
einem weſentlich entwerteten Zuſtande möglich, ſo iſt 
— 8 602 BGB. — der Beklagte vertretungspflichtig, 
ſofern er nicht ſeinerſeits den Entſchuldigungsbeweis 
führt. Nach dieſer Richtung bedarf es noch weiterer 
Feſtſtellungen. (Urt. des V. BS. vom 3. März 1909, 
V. 212/08). E. 
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Zu § 833 VGB. Inwieweit iſt die Haftung 
des Tierhalters bei Verurſachung eines 
Schadens durch das unter der Herrſchaft 
des Leiters ſich bewegende Tier ausge⸗ 
ſchloſſen? Aus den Gründen: Das OLG. hat 
folgendes feſtgeſtellt: Der Kutſcher der Beklagten wollte 
von der Straße aus den Bürgerſteig kreuzen, um die 
Toreinfahrt zu erreichen. Mit Rückſicht auf die zu 
überwindende Anſteigung trieb er das Pferd an und 
rief die le an; einen warnenden Zuruf ließen 
auch ſein Begleiter und der des Wegs kommende 
Beuge St. ergehen. Dieſer Zuruf galt insbeſondere 

em Kläger und ſeinem Begleiter; letzterer ging zur 
Seite, der Kläger aber trat etwas zurück. Er ſtieß 
infolgedeſſen mit ſeinem Rücken gegen das inzwiſchen 
herangekommene Pferd, welches infolge dieſes An⸗ 
pralles hochging und zur Seite fprang. Hierdurch 
kam der Kläger zu Fall und vor ein Vorderrad des 
Wagens zu liegen. Das Pferd war unruhig, trat hin 
und her, bewegte ſich aber nicht vorwärts. Infolge⸗ 
deſſenzwurde der Kläger nicht überfahren, aber durch 
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Stöße des Rades verletzt. Das OLG. hat ausgeführt, 
es fehle jeder Nachweis dafür, daß der Kutſcher der 
Beklagten vor oder während des Unfalles die Herr⸗ 
ſchaft über das Pferd ganz oder teilweiſe verloren 
gehabt habe; ſei aber das Pferd unausgeſetzt in der 
Herrſchaft des Kutſchers geweſen, ſo entfalle die Haſt⸗ 
pflicht der Beklagten als Tierhalter. Dieſe Aus⸗ 
führungen enthalten einen Verſtoß gegen 8 833 BGB. 
Allerdings kann, wie vom Reichsgericht (RG Z. Bd. 54 
S. 76) anerkannt iſt, von einem „durch das Tier“ 
zugefügten Schaden dann keine Rede ſein, wenn es ſich 
um die ſchädigende Einwirkung eines nur als Werk⸗ 
zeug in der Hand eines Menſchen ſich bewegenden 
Tieres handelt. Demgemäß iſt die Haftung des Tier⸗ 
halters ausgeſchloſſen, wenn der Schaden durch eine 
Bewegung des Pferdes herbeigeführt worden iſt, die 
es in Vollziehung des ihm durch die Zügelgewalt auf⸗ 
genötigten Willens ſeines Lenkers ausgeführt hat. 
Dagegen ſchließt der Umſtand, daß ſich ein Pferd im 
allgemeinen unter der Herrſchaft ſeines Lenkers be⸗ 
findet, nicht ſchlechthin die Entfaltung eines willkür⸗ 
lichen der tieriſchen Natur entſpringenden Tuns des 
Pferdes aus; fo kann ein der Herrſchaft und Bügel- 
gewalt des Lenkers durch Fortbewegung in der an⸗ 
gewiefenen Richtung ſolgendes Pferd trotzdem, z. B. 
durch Beißen, Ausſchlagen, Hochſteigen zu einem ſelb⸗ 
ſtändigen, willkürlichen, dem Willen des Lenkers nicht 
entſprechenden Tun übergehen. So liegt aber nach 
der tatſächlichen Feſtſtellung der hier in Rede ftehende 
Fall. Der Kläger iſt dadurch zu Fall und Schaden 
gekommen, daß das Pferd, gegen das er im Zurück⸗ 
treten auf dem Bürgerſteig mit dem Rücken anſtieß, 
hoch ging und zur Seite ſprang. Die zum Schaden 
führende Bewegung des Pferdes war ſonach eine ſolche, 
die dem Herrſchaftswillen des lenkenden Kutſchers nicht 
entſprach. Deshalb iſt die Annahme des Berufungs⸗ 
gerichts, das Pferd habe ſich vor und bei dem Unfalle 
in der Herrſchaft des Kutſchers befunden, nicht geeignet, 
die Anwendbarkeit des 8 833 BGB. auszuſchließen. 
Eine andere vom Berufungsrichter bisher nicht ge⸗ 
prüfte Frage iſt die, welche Bedeutung dem dem Hoch⸗ 
ſteigen des Pferdes unmittelbar vorausgehenden An⸗ 


pralle des Klägers gegen das Pferd, insbeſondere 


unter dem Geſichtspunkte des 8 254 BGB., beizulegen 
ift. (Urt. des IV. ZS. vom 4. März 1909, IV 324/08). 
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IV. 


Vorausſetzungen für die Wiederaufhebung einer 
vor dem 1. Januar 1900 erfolgten Eutmündigung wegen 
Verſchwendung. Ift der Beweis der Beſſerung erforder: 
lich? Inwieweit 2 auf das frühere Verhalten zurüd: 

egriffen werden? Aus den Gründen: Die Revi- 
155 macht geltend: Mit Unrecht werde vom OLG. 
der Nachweis verlangt, daß der Kläger nach ſeinem 
jetzigen inneren Weſen und ſeeliſchen Zuſtande nicht 
mehr die Neigung habe, ſeine Mittel ohne Not zu 
vergeuden. Insbeſondere werde mit Unrecht der Nach⸗ 
weis erfordert, er führe jetzt ein abe i Leben, daß 
man daraus entnehmen könne, er habe innere Feſtig⸗ 
keit und die kraftvolle und bewußte Energie eines 
reifen Mannes gewonnen, der eine nützliche, ihn ſelbſt 
und die Mitwelt befriedigende . ernſthaft 
ins Auge faſſe. Hiermit ſtelle das OLG. Anforderungen 
für die Aufhebung der Entmündigung, für die das 
Geſetz keinen Anhaltspunkt biete. Nach dem Geſetze 
habe die Wiederaufhebung der Entmündigung ſchon 
dann zu erfolgen, wenn der Entmündigte einen Hang 
zu ſinnloſer Vergeudung gegenwärtig nicht betätige. 
Indem das OLG. darüber hinaus den Nachweis der 
Befeſtigung und Läuterung des Charakters verlange, 
par es zudem den Beweis für innere Momente, 
ie juriſtiſch überhaupt nicht erweisbar ſeien. Endlich 
werde hiermit in unzuläſſiger Weiſe der Nachweis 
einer Beſſerung erfordert. Das OLG. ſelbſt ſei davon 
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ausgegangen, daß eine Beſſerung gegenüber dem bei 
der Entmündigung vorhanden geweſenen Zuſtande 
nicht b ſei. Seine Ausführungen ſeien daher 
widerſpruchsvoll. 

Die Rügen ſind nicht zutreffend. Das OLG. geht 
richtig davon aus, daß gemäß § 6 Abſ. 2 BGB. die 
Entmündigung wieder aufzuheben iſt, wenn der Kläger 
den Nachweis erbringt, daß gegenwärtig der Ent⸗ 
mündigungsgrund der Verſchwendung nach 8 6 Abſ. 1 
BGB., das iſt der Hang zu ſinnloſer Vergeudung 
ſeines Vermögens, bei ihm nicht vorliege. Von dem 
Standpunkte aus, daß der jetzige Zuſtand des Klägers 
entſcheidend fei, ſpricht das OLG. folgerichtig aus, 
daß grundſätzlich und unbedingt für die Wiederauf⸗ 
hebung der Entmündigung nicht der Nachweis erfordert 
werden dürfe, daß in dem Verhalten des Klägers 
gegenüber dem bei der Entmündigung vorhanden 
geweſenen Zuſtande eine Beſſerung eingetreten fei. 
Demgemäß wird zutreffend im Berufungsurteil aus- 
geführt, ein nach dem früheren Rechte mit leichteren 
Erforderniſſen oder ein nach jetzigem Rechte zu Unrecht 
Entmündigter müſſe ſich zur Erzielung der Aufhebung 
der Entmündigung nicht notwendig gebeſſert haben, 
wenn NG nur nicht jetzt mit dem für die Entmündigung 
nach dem BGB. erforderlichen Mangel behaftet ſei. 
Iſt aber auch hiernach der gegenwärtige Zuſtand des 
Entmündigten grundſätzlich entſcheidend, ſo iſt hiermit 
nicht etwa ein Zurückgehen auf das frühere Verhalten 
des Entmündigten ausgeſchloſſen. Denn um den 
gegenwärtigen Zuſtand zu beurteilen, kann es nach 
der Sachlage geboten ſein, zur Erforſchung der ganzen 
Perſönlichkeit des Entmündigten auf deſſen Vorleben 
auch vor und zur Zeit der Entmündigung einzugehen. 
Das Berufungsgericht hat dies für erforderlich erachtet 
insbeſondere mit Rückſicht darauf, daß die nach der 
Entmündigung erfolgte Bevormundung des Klägers 
und die damit verbundene unfreiwillige Einſchränkung 
in ſeinen Ausgaben und ſeiner Vermögensverwaltun 
nicht ohne weiteres und für fiğ erkennen laffen, o 
nicht die im Charakter des Klägers begründete und 
für die frühere Zeit nachgewieſene Verſchwendungs⸗ 
ſucht trotz der gegenwärtigen äußerlichen Maßhaltung 
verborgen im Kläger immer noch vorhanden ſei. Dies 
iſt in keiner Weiſe rechtlich zu mißbilligen. Es iſt 
aber dann auch rechtlich durchaus einwandsfrei, wenn 
das OLG. zur Aufhebung der Entmündigung von dem 
Kläger den beſonderen Nachweis verlangt, daß er 
gegenüber dem Vorleben nunmehr die innere Kraft und 
Energie eines gereiften, zielbewußten Mannes gewonnen 
Hund damit die Gewähr geſchaffen habe, daß er ſich 
dauernd von ſeiner früheren Verſchwendungsſucht ab⸗ 
gewendet habe. Damit verlangt das OLG. nur eine 
durch die Sachlage gebotene genaue Beweisführung 
für den gegenwärtigen Charakter des Klägers, keines⸗ 
wegs erfordert es aber andere als die geſetzlichen 
Vorausſetzungen der Aufhebung der Entmündigung 
oder in unzuläſſiger und widerſpruchsvoller Weiſe 
den Nachweis der Beſſerung. Eine Rechtsnorm iſt 
auch nicht verletzt, wenn die dem Kläger angeſonnene 
Beweisführung ſich auf innere Momente erſtreckt. 
Sache des Klägers war es, Tatſachen beizubringen, 
aus denen die innere Geſinnung erſchloſſen werden 


konnte. (Urt. des IV. 3S. vom 18. Februar 1909, 
IV 261/08). — — — n. 
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B. Strafſachen. 
I. 


Zum Begriffe der „Tatſache“ i. S. des 8 186 StGB. 
Aus den Gründen: Wie das angefochtene Urteil 
feſtſtellt, hat der Angeklagte in feiner bei der Staats⸗ 
anwaltſchaft erſtatteten Anzeige die Behauptung 
aufgeſtellt und aufſtellen wollen, H. habe durch ſein 
n den Selbſtmord ſeiner dritten Ehefrau 
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verurſacht. Der Vorderrichter erblickt darin die Be⸗ 
hauptung einer nicht erweislich wahren Tatſache, 
welche den H. in der öffentlichen Meinung herabzu⸗ 
würdigen geeignet ſei, und hat den Angeklagten unter 
Verſagung des S utzes des 8 193 StGB. wegen übler 
Nachrede i. S. des § 186 StGB. zu Strafe verurteilt, 
da er nur aus Rachſucht gehandelt habe. In welchen 
Handlungen des H. der Angeklagte das Verſchulden 
at finden wollen, iſt in dem Urteile nicht erörtert; 
es führt nur o der Angeklagte habe gegenüber dem 
Juſtizanwärter K., welcher die Anzeige zu Protokoll 
genommen hat, trotz eingehenden Fragens ſich nicht 
herbeigelaſſen, beſtimmtere Angaben zu machen, ins- 
beſondere in der Kennzeichnung der ſtrafbaren Hand⸗ 
lung, die er dem H. vorwerfen wolle. Die Auffaſſung 
der Strafkammer von dem Begriffe einer zuge 
entſpricht nicht dem Begriffe, den der 8 186 SGB. 
Auge hat. Unter einer „Tatſache“ i. ©. dieſer Bor- 
ſchriften find — von den fog. inneren Tatſachen ab- 
geſehen — nur beſtimmte greifbare Handlungen oder 
fonſtige Vorkommniſſe in der Außenwelt zu verſtehen, 
die für den Fall der Wahrheit zur Zeit ihres Eintritts 
ſinnlich wahrnehmbar wären. Urteile, Meinungs⸗ 
äußerungen und Vorwürfe allgemeiner Art fallen regel- 
mäßig nicht unter § 186 StGB., ſondern nur dann, 
wenn ſie ſich in einer für Dritte erkennbaren Weiſe 
auf einzelne konkrete Handlungen oder Vorgänge be⸗ 
ziehen folen. Das dem H. vorgeworfene „Verſchulden 
an dem Tode ſeiner Frau“ iſt ein dem Rechtsleben 
entnommener allgemeiner Begriff, der verſchiedener 
Deutung fähig iſt. Sollte auch, wie der Angeklagte 
ſelbſt zugegeben hat und wie ſchon aus der Natur der 
Anzeige bei der Staatsanwaltſchaft hervorgeht, dem 
H. der Vorwurf einer ſtrafbaren Handlung gemacht 
werden, ſo fehlt doch bei der jetzigen Unbeſtimmtheit 
une Inhalts die Möglichkeit, über die Wahrheit oder 
nwahrheit der Behauptung Beweis zur erheben. Die 
Beantwortung der Frage aber, ob eine beſtimmte 
Aeußerung bloß der Ausdruck einer perſönlichen Mei⸗ 
nung oder die Behauptung von etwas wirklich Vor⸗ 
handenem oder Geweſenem iſt, fällt der Beurteilung und 
tatſächlichen Feſtſtellung des erſten Richters zu. Eine 
Prüfung der Sachlage in dieſer Beziehung iſt aber 
unterblieben. Bei dem Fehlen nachweisbarer Be- 
ziehungen der Behauptung des Angeklagten zu be⸗ 
ſtimmten Einzelvorkommniſſen liegt nur ein unbe- 
ſtimmtes Urteil und eine leere Behauptung vor, die 
vielleicht eine nach 8 185 StGB. zu ahndende Belei⸗ 
digung enthält (E. 22, 158; 24, 301, 387; 31, 281; 
227). (Urt. des I. StS. vom 8. Februar en 
T 488/08). 
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II. 


Iſt ein Richter (Geſchworener), der Mitglied und 
Geſchäftsführer der durch die Straſtat verletzten Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. ift, durch § 22 Nr. 1 oder 2 StPO. von 
der Ausübung des Nichteramts kraft Geſetzes andge: 
ſchloſſen? Aus den Gründen: Im Sinne des 822 
Nr. 1 StPO. durch die ſtrafbare Handlung verletzt iſt 
nur, wer durch ſie in 5,361 Rechten unmittelbar ge⸗ 
Ea iſt (E. 1, 370; 23, 361; 37, 414). Wie aus viel- 
en Einzelbeſtimmungen des Geſetzes vom 20. Mai 
18 8, betreffend die raa anbe kah si b. H., insbeſondere 
aus 8 13 Abſ. 1 und 2 hervorgeht, find diefe Ge rn 
ſchaften ſelbſtündige Rechtsträgerinnen, denen in 
ſehung von Rechten und Pflichten die einzelnen Mit- 
glieder wie der Geſchäftsführer als Dritte gegenüber⸗ 
ſtehen. Am Gewinn oder Verluſt der Geſellſchaft ſind 
jene nur mittelbar, der Geſchäftsführer entweder über⸗ 
haupt nicht oder, wenn ja, ln nur mittelbar 
beteiligt. Mithin kann daraus, daß durch die Tat eine 
Geſellſchaft m. b. H. geſchädigt worden iſt, für das 
einzelne Mitglied oder für den Geſchäftsführer 11 25 
Unfähigkeit zur Ausübung des Richteramts nach 8 22 
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Nr. 1 StPO. erwachſen, unbeſchadet der Frage, wie 
zu entſcheiden iſt, wenn alle Geſchäftsanteile in einer 
Hand vereinigt ſind (Urt. des Ferienſenats v. 8. Au⸗ 
guft 1908 u. K. II 668/08). 1) Daß der in § 22 Nr. 2 
StPO. erwähnte Ausſchließungsgrund nicht zutrifft, 
folgt ohne weiteres aus dem Wortlaut der Vorſchrift. 
(Urt. des I. StS. v. 29. März 1909, I 106/09). 5 
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III. 
Š . der Verhandlung im Sinne des § 175 


Aus den Gründen: Das Sitzungsprotokoll - 


weiſt nach, daß „auf Antrag des Staatsanwalts und im 
Einverſtändnis mit dem Angeklagten“ die Oeffentlichkeit 
aufg loffen worden iſt. Damit war dem im § 175 GVG. 
aufgeſtellten Erfordernis einer Verhandlung über den 
Ausſchluß genügt. Daß dem Verteidiger, ohne daß er 
ſich zum Worte meldet, noch ausdrücklich das Wort 
erteilt werden müſſe, iſt im Geſetze nicht vorgeſchrieben. 
(E. 37, 437). (Urt. des I. StS. vom 25. März 1909, 
I 94/09). B. 
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Beleidigung einer Frauensperſon durch unzüchtige 
Zumutungen? (8 185 St.). Der Angeklagte hatte 
vergebens der Ehefrau T. zugemutet, ihm den Bei⸗ 
af zu geſtatten. Er wurde von der Anklage ber 

eleidigung freigeſprochen; das Urteil wurde auf Revi⸗ 
fon des Staatsanwalts aufgehoben. 

Aus den Gründen: Daß die unzüchtigen Zu⸗ 
mutungen und Zudringlichkeiten des Angeklagten gegen⸗ 
über der Ehefrau T. eine Kundgebung der Gering⸗ 
ſchätzung des ſittlichen Wertes der Frau bildeten und 
äußerlich den Tatbeſtand des 8 185 StGB. begründeten, 
wird im Urteil anerkannt; die Annahme einer ſtraf⸗ 
baren Beleidigung wird nur aus dem inneren Grunde 
eines ungenügenden Nachweiſes des Bewußtfeins des 
Angeklagten von der ehrverletzenden Wirkung ſeiner 
Kundgebung abgelehnt. Es wird darauf hingewieſen, 
daß die Frau T. dem Angeklagten trotz voraus⸗ 
gegangener anzüglicher Redensarten in das hintere 
Zimmer gefolgt ſei, und es wird hiernach die Möglich⸗ 
keit als nicht ausgeſchloſſen bezeichnet, „daß der An⸗ 
geklagte angenommen hat, die Frau werde ſeinem Be⸗ 
gehren einen ernſtlichen Widerſtand nicht entgegen⸗ 
ſetzen“. Richtig ift, daß in Fällen der vorliegenden 
Art der innere Tatbeſtand des 8 185 StGB. fehlen 
kann, wenn der Täter von dem beſtehenden oder zu 
erwartenden Einverſtändnis der Frauensperſon aus⸗ 
gegangen iſt und dem zufolge ſein Vorgehen nicht für 
rechtsverletzend gehalten hat (E. 29, 398); dabei wird 
aber vorausgeſetzt, daß er ſich in der Annahme des 
Einverſtändniſſes völlig ſicher gefühlt und die Mög⸗ 
lichkeit des Eintritts einer ehrverletzenden Wirkung 
ſeiner Handlung außerhalb ſeines Willens gelegen 
war. Ohne die Annahme, daß die Frauensperſon 
nicht ernſtlich ſich widerſetzen werde, werden Zu⸗ 
mutungen der in Rede ſtehenden Art überhaupt nicht 
gemacht; dieſe Annahme ſchließt aber durchaus nicht 
ohne weiteres aus, daß der Täter ſich der Möglichkeit 
ihrer Unrichtigkeit bewußt iſt und auf die Gefahr hin 
handelt, ſich in ſeiner Annahme getäuſcht zu ſehen und 
rechtswidrig die Ehre der Frau zu verletzen. Verwirk⸗ 
licht ſich dieſe dem Täter bewußte, von ihm in ſeinen 
Willen aufgenommene Möglichkeit, ſo iſt ihm das auch 
hinſichtlich des inneren Tatbeſtands des 8 185 StGB. 
zuzurechnen. Das Urteil gibt keinerlei Anhalt dafür, 
daß die Strafkammer das Verſchulden des Angeklagten 
aus dieſem Geſichtspunkt geprüft hat, läßt vielmehr 
vermuten, daß das rechtsirrig unterblieben iſt. Es 
wird nur von der Möglichkeit einer Annahme 
des Angeklagten geiproden, daß die Frau ſich feinem 
Begehren nicht widerſetzen werde, ohne daß die 


1) Vgl. E. 37, 414. 
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Strafkammer ſich irgendwie darauf einläßt, ob denn 
dieſe Annahme eine ganz ſichere geweſen ſein und der 
Angeklagte nicht mit der Möglichkeit eines ernſtlichen 
Widerſtands gerechnet haben konnte. Eine Erörterung 
hierüber iſt um ſo mehr zu vermiſſen, als die Sachlage 
gebieteriſch danach drängte und auch nicht etwa aus 
dem Zuſammenhang der Urteilsgründe ein Aufſchluß 
dahin zu gewinnen iſt, daß die Strafkammer eine 
völlig zuverſichtliche Annahme des Angeklagten von 
einem wunſchgemäßen Erfolg ſeines Vorgehens im 
Auge gehabt hat. Nur wenn auch nicht feſtzuſtellen 
geweſen wäre, daß der Angeklagte wenigſtens mit 
der Möglichkeit eines Mißerfolgs gerechnet hat, hätte 
ohne Rechtsbedenken auf Freiſprechung erkannt werden 
können. (Urt. d. I. StS. vom 25. März 1909, I a 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


Bedeutung der Goldklauſel bei Hypotheken. Naug 
der nachträglich eingetragenen Goldklauſel 1 00 
Zwiſchenhypotheken (88 22, 19 GBO.; 8 1119 BGB.) 
Hugo und Marie M. in M. beſtellten der Pf. Bank 
in L. im Jahre 1897 für ein Darlehen von 134 000 M 
ſamt 13 400 M 5 Hypothek an ihrem An⸗ 
weſen Hs.⸗Nr. 43 in M. und im 800 1898 für ein 
Darlehen von 100 000 M nebſt 10 000 M Nebenſachen 
Hypothek an ihrem Anweſen Hs.⸗Nr. 45 daſelbſt. In 
den beiden Urkunden übernahmen ſie die Verpflichtung, 
ſämtliche Zahlungen koſtenfrei in Reichsgoldmünzen 
an die Kaſſe der Bank zu leiſten. Bei der Eintragung 
der Hypotheken hat das Amtsgericht M. in Anſehung 
dieſer und einiger anderer Vertragsbeſtimmungen ſtatt 
der Angabe im Hypothekenbuch auf die Hypothek⸗ 
beſtellungsurkunde Bezug genommen. Die Urkunden 
wurden dem Notare zurückgegeben, beglaubigte Ab⸗ 
ſchriften zur Aufbewahrung beim Hypothekenamte 
wurden nicht erholt. Die beiden Anweſen wurden in 
der Folge mit Hypotheken anderer Gläubiger belaſtet. 
Im Mai 1908 vereinbarten die neuen Eigentümer der 
inzwiſchen veräußerten Anweſen mit der Pf. Bank neue 
Beſtimmungen über Zahlung, Verzinſung uſw. Die 
notariell beurkundeten Erklärungen enthalten u. a. die 
Beſtimmung, daß alle Zahlungen koſtenfrei und in 
Reichsgoldmünzen geleiſtet werden müſſen. Das Grund⸗ 
buchamt hat auf den Buchblättern für die beiden An⸗ 
weſen die neuen Beſtimmungen eingetragen. Am 
Schluſſe der Eintragungen iſt vermerkt, daß die Ein⸗ 
tragung gleichen Rang mit der Hypothek der Bank und 
„die Goldklauſel ausgenommen“ den Rang 
vor den nach der Hypothek der Bank eingetragenen 
Hypotheken habe. Die Pf. Bank beantragte die Worte 
„die Goldklauſel ausgenommen“ in den Eintragungen 
vom 27. und 23. Mai 1908 zu ſtreichen. Das Grund⸗ 
buchamt lehnte die Streichung ab und die Beſchwerde 
der Bank wurde vom Landgerichte als unbegründet 
zurückgewieſen. Das Beſchwerdegericht erachtete in 
BS mit dem Grundbuchamte die in den 
Hypothekbeſtellungsurkunden vom 13. September 1897 
und vom 31. Januar 1898 enthaltene Beſtimmung über 
die Zahlung in Goldmünzen, weil ſie weder in das 
Hypothekenbuch eingetragen worden iſt noch die in den 
Eintragungen in Bezug genommenen Urkunden in 
Urſchrift oder in beglaubigter Abſchrift bei dem Hypo⸗ 
thekenamt aufbewahrt wurden, den nachfolgenden Hypo⸗ 
thefengläubigern gegenüber für unwirkſam und fand des- 
halb in der nachträglichen Eintragung der Beſtimmung 
die Eintragung einer Aenderung des Inhalts der Hypo⸗ 
theken, zu der die Eintragungsbewilligung aller Be⸗ 


) Vgl. Mayer, Die nachträgliche Eintragung der Goldklauſel 
Bayzfft. 1908 S. 199 ff. 
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teiligten erforderlich fei, deren Rechte von der Ein- 
tragung betroffen werden. Die weitere Beſchwerde 
der Pf. Bank iſt vom Oberſten Landgerichte zurück⸗ 
gewieſen worden. 

Gründe: Die Bezugnahme auf die Hypothekbe⸗ 
ſtellungsurkunden in den Eintragungen der beiden Hypo⸗ 
theken der Te a genügte nach der damals 


noch in Geltung geweſenen urſprünglichen Faſſung des 


§ 145 HypG. nicht, um der Beſtimmung über die Zahlung 
in Goldmünzen e gegenüber dem öffentlichen 
Glauben des Hypothekenbuchs zu verſchaffen (BayObs G. 
n. S. 2, 811), und die im Art. II Ziff. 4 des Geſetzes 
vom 20. Dezember 1903 (G. u. BBI. S. 703) beſtimmte 
rückwirkende Kraft kommt ihr aus dem vom Beſchwerde⸗ 
gericht angegebenen Grunde nicht zu ſtatten. Die be⸗ 
antragte Streichung könnte, auch wenn durch die Bei⸗ 
fügung des beanſtandeten Vorbehalts das Grundbuch 
unrichtig geworden wäre, nicht im Wege der Berid- 
tigung des Grundbuchs angeordnet werden, ſondern 
es könnte nur die Eintragung eines Widerſpruchs gegen 
die Richtigkeit des Vorbehalts in Frage kommen. Die 
Vorſchrift des § 22 GBO. gilt nicht für ſolche Un⸗ 
richtigkeiten des Grundbuchs, die ihren Grund darin 
haben, daß das Grundbuchamt bei der Eintragung die 
ihm bekannte Rechtslage unrichtig beurteilt hat (N. S. 
9, 328 [331]; OLG. 2, 258; R JA. 3,258; 5, 111; RG. 
85. 55, 404; Predari, GBO. Anm. 9 zum $ 22). Der 
Vorbehalt iſt aber mit Recht in die Eintragungen jah 
genommen worden. Die Beſtimmung über die Zah⸗ 
lung in Reichsgoldmünzen iſt nicht dahin zu verſtehen, 
daß im Falle einer Aenderung der Reichswährung, 
bei der der Wert ihrer Rechnungseinheit, der Mark, nicht 
mehr 1/1395 Pfund feinen Goldes fein würde, die dieſem 
Wertsverhältnis entſprechende Menge Goldes in Reichs⸗ 
goldmünzen geleiſtet werden müßte; eine folche Be⸗ 
ſtimmung würde nach § 28 Satz 2 EBD. von der Ein⸗ 
tragung in das Grundbuch ausgeſchloſſen ſein (N. S. 
2, 803; RIA. 5, 85; RG. 3S. 50, 145). Ihre Be- 
deutung beſchränkt ſich aber auch nicht at: die 
Verwendung von Scheidemünzen der Reichswährung 
abweichend von der Tabl des § I Abſ. 1 Münz. 
vom 9. Juli 1873 (RGBl. S. 233) auf Beträge unter 
zehn Mark zu beſchränken, ſondern beſteht, wie auch 
aus der Beſchwerdeſchrift hervorgeht, hauptſächlich darin, 
daß für den Fall einer Aenderung der Geſetzgebung, 
durch die unter Aufrechthaltung der beſtehenden Reichs⸗ 
währung anderen Zahlungsmitteln, insbeſondere, wie 
in dem gegenwärtig dem Reichstage vorliegenden Ent⸗ 
wurf eines Geſetzes, betreffend Aenderung des Bank⸗ 
geſetzes, Art. 3 vorgeſchlagen iſt, den Noten der Reichs⸗ 
bank, die Eigenſchaft eines geſetzlichen Zahlungsmittels 
beigelegt oder die Reichsſilbermünzen dieſe Eigenſchaft 
pr Zahlungen größeren Betrags erhalten würden, 

ie Verwendung ae Zahlungsmittel ausgeſchloſſen 
wird. Die Beſchränkung des Rechtes, jedes Zahlungs⸗ 
mittel zur Zahlungsleiſtung zu verwenden, dem zur 
ge der Zahlung die Eigenſchaft eines geſetzlichen 

ahlungsmittels zukommt, iſt eine Aenderung des In⸗ 
halts der Hypothek, von der auch die im Range nach⸗ 
onen Rechte betroffen werden. In welchem Maße 
ie Zahlungsleiſtung durch die Notwendigkeit der Be⸗ 
ſchaffung von Goldmünzen läſtiger wird, läßt ſich nicht 
beſtimmen. Es kommt auch nicht darauf an, denn nach 
819 GBO. ift die Zuſtimmung derjenigen, deren Rechte 
von der Eintragung betroffen werden, erforderlich, 
gleichviel in welchem Maße ſie betroffen werden, und 
der Verſuch der Beſchwerdeſchrift, dem 8 1119 BGB. 
den Sinn unterzulegen, daß jede Aenderung des In⸗ 
halts einer Hypothek, der einſchneidende Bedeutung nicht 
zukommt, ohne Zuſtimmung der im Range nachſtehenden 
Berechtigten Wirkung gegen ſie erlange, iſt a 
Das BGB. hat aus guten Gründen eine Vorſchrift fo 
unbeſtimmten Inhalts, die fortwährend zu Streitig⸗ 
keiten Anlaß geben würde, nicht aufgenommen ſondern 
ſich damit begnügt, diejenigen Aenderungen des In⸗ 
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halts der Hypothek unabhängig von der Zuſtimmung 
der im Range nachſtehenden Berechtigten zuzulaſſen, 
für die ein Verkehrsbedürfnis dieſe Erleichterung er⸗ 
fordert. Eine rechtsgeſchäftliche Beſchränkung in der 
Verwendung geſetzlicher Zahlungsmittel zu begünſtigen 
hatte der Geſetzgeber keinen Grund. (Beſchl. des I. ZS. 
vom 11. März 1909, Reg. III 14/1909). 
1588 


B. Strafſachen. 


Zu Art. 9 Lit. b Ziff. 1 des Bayer. Gef. vom 
30. Jannar 1868, das Gewerbeweſen betr. „Lagerkeller“ 
i. S. dieſer Vorſchriſt find nicht nur die ſelbſtändigen, 
von der Brauſtätte getreunten Kellergebäude, ſondern 
auch die in die Brauſtätte eingebauten oder gut mit 
ihr verbundenen Kellerränme. Der Brauer H. in F. 
hatte jun Brauerei und deren Betrieb aus der Stadt 
auf feinen am Ende der Stadt gelegenen Lagerkeller 
verlegt, auf dem er bisher auf Grund der oben⸗ 
en geſetzlichen Vorſchrift Ga Bier ausgeſchenkt 
hatte. Die Brauerei in der Stadt wurde aufgelaſſen, 
H. bezeichnete aber das bisherige Bauereilokal in der 
Stadt als Lokal zur Ausübung ſeines Brauſchenkrechtes 
und nahm an feiner neuen Brauſtelle das Recht in 
Anſpruch, ſein Bier auszuſchenken, die er nach 
wie vor auch als Lagerkeller benützte. Dieſes Recht 
wurde ihm von der Diſtriktsverwaltungsbehörde be⸗ 
ſtritten und da er den Ausſchank e e wurde er 
wegen eines Vergehens nach 58 33, 147 Nr. 1 GewO. 
beſtraft. Die Entſcheidung der Vorinſtanzen beruhte 
auf der Erwägung, daß „Lagerkeller“ nicht die mit 
dem Brauhauſe verbundenen dort eingemauerten Keller, 
ſondern nur die ſelbſtändigen von den Braulokalitäten 
getrennten Kellergebäude feien. (Landmann: GewO. 
8 33 S. 284, BayObsG. 2, 5 Das Urteil des LE. 
wurde aufgehoben und H. freigeſprochen. Aus den 
Gründen: Der Geſetzgeber wollte mit der fraglichen 
Geſetzesbeſtimmung die Ausſchankbefugnis der Brauer 
„eher erweitern als beſchränken“ (Bay Obs. 2, 67, 70). 
Er hat hierdurch eine nicht unweſentliche Aenderung 
des früheren Rechtszuſtandes zugelaſſen, weil er die 
Gründe billigte, auf denen in der Regel die Verlegung 
der Brauſtätten aus dem Innern der Ortſchaften be⸗ 
ruht. Man täte dem Geſetzgeber unrecht, wenn man 
annähme, daß er wollte, es ſolle im Falle der Neu⸗ 
anlage einer Brauſtätte und der Errichtung neuer mit 
der Brauſtätte verbundener, ihr eingemauerter Keller⸗ 
räume eine Ausſchankbefugnis „auf einem Lagerkeller“ 
überhaupt nicht entſtehen, im Falle eines Einbaues 
der Brauſtätte über den Kellerräumen die bisher be⸗ 
ſtandene Ausſchankbefugnis erlöſchen. Hätte der Geſetz⸗ 
geber das Eintreten dieſer Folgen, die den Wert der 
Brauerei⸗ Unternehmungen erheblich vermindern wür⸗ 
den, gewollt, ſo würde er, was er den Brauern mit 
der einen Hand durch die Verleihung der Freiheit be⸗ 
züglich der Bezeichnung des Schanklokals gegeben hat, 
mit der anderen Hand durch die Schmälerung der 
Beſugnis zum i auf den Lagerkellern ge⸗ 
nommen haben. Eine ſo weittragende Abſicht des 
Geſetzgebers dürfte als vorhanden nur angenommen 
werden, wenn ſie ausdrücklich ausgeſprochen würde, 
zum mindeſten aus ſicheren Anhaltspunkten zu ent⸗ 
nehmen wären. 
Nach dem Sprachgebrauch und nach der all⸗ 
emeinen Erfahrung des Lebens gelten als „Lager⸗ 
eller“ die unterirdiſch angelegten, entweder von Natur 
aus kühlen oder künſtlich kühl gehaltenen Räume, die 
dazu beſtimmt und geeignet ſind, das Bier bis zur 
Erlangung der Schankreife aufzunehmen und zu lagern. 
Es iſt für dieſe Eigenſchaft und für dieſen Zweck der 
Lagerraͤume unerheblich, ob fie ſich in ſelbſtändigen, 
von einer Brauſtätte getrennten Kellergebäuden be⸗ 
finden oder ob ſie in eingemauerten Räumen beſtehen, 
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oberhalb deren eine Brauftätte eingebaut und im Be⸗ 
trieb iſt. Nach dem Wortlaute des Geſetzes vom 30. Ja⸗ 
nuar 1868 bleibt den Brauern der Ausſchank des Bieres 
auf den Lagerkellern geſtattet. Das Geſetz ſagt 
nichts davon, daß der Lagerkeller von der Brauſtätte 
getrennt und im räumlichen Verhältnis zu ihr ſelb⸗ 
ſtändig ſein muß, daß die Kellerräume mit der Brau⸗ 
ſtätte nicht verbunden, in ſie nicht eingemauert, nicht 
unterhalb der Brauſtätte angelegt ſein dürfen. Dem⸗ 
nach hat die Anſchauung des LG. den Sprachgebrauch, 
die Erfahrung des täglichen Lebens und den Wortlaut 
des Geſetzes nicht für ſich. 

Würde man — ſo führt das LG. aus — auch die 
mit dem Brauhauſe verbundenen, dort eingemauerten 
Kellerräume unter die Lagerkeller rechnen, ſo wäre der 
Brauer in der Lage, den auf dem Lagerkeller ge⸗ 
ſtatteten Ausſchank im Brauhaufe ſelbſt zu betreiben 
und für das letztere ein anderes Schanklokal zu be⸗ 
zeichnen und dieſe Möglichkeit widerſpräche dem Geſetz. 
Dieſe Anſicht trifft nicht zu. Das Geſetz geſtattet dem 
Brauer den Ausſchank des eigenen Erzeugniſſes an 
zwei Stellen. Die Bezeichnung der einen Stelle, des 
einen Schanklokals, iſt — jedenfalls im Bezirk der 
Gemeinde der gewerblichen Biederlaſſung des Brauers — 
ſeinem Ermeſſen anheim gegeben. Das vom Brauer 
„bezeichnete“ Lokal kann fiğ bei der Brauſtätte be- 
finden, braucht aber nicht daſelbſt zu ſein. Dagegen 
darf ſich die andere Stelle nur auf dem Lagerkeller 
befinden. Die Ausſchankbefugnis kann unter Um⸗ 
ſtänden auf eine Stelle beſchränkt ſein. Es laſſen ſich 
olgende Fälle denken: 


a) Der Brauer „bezeichnet“ das Lokal bei der 
Brauſtätte als Ausſchankſtelle; er hat in einem von 
der Brauſtätte räumlich getrennten, ſelbſtändigen Keller⸗ 
gebäude ſeinen Lagerkeller. Daß der Brauer auch auf 
een Lagerkeller Bier ausſchenken dürfe, iſt außer 

eit. 


b) Der Brauer „bezeichnet“ ein anderes Lokal, 
als das bei der Brauſtätte; er hat ſeinen Lagerkeller 
in einem Kellergebäude, das von dem bezeichneten Lokal 
räumlich getrennt iſt. Die Ausſchankbefugnis des 
N auf dem Lagerkeller wird nicht zu bezweifeln 
ein 


c) Der Brauer hat in einem von der Brauſtätte 
getrennten Gebäude Pom Lagerkeller; er „bezeichnet“ 
dieſen als das Lokal, deſſen Bezeichnung als Schank⸗ 
ſtelle ſeinem Ermeſſen anheimgegeben iſt. In dieſer 
Bezeichnung liegt ein — allerdings ſtets widerruflicher — 
Verzicht auf zwei getrennte Schankſtellen; er übt den 
Ausſchank an der einen Stelle kraft ſeiner Befugnis, 
das Ausſchanklokal zu „bezeichnen“ und kraft der 
Eigenſchaft der Stelle als „Lagerkeller“. Die Aus⸗ 
übung der beiden Befugniſſe trifft örtlich zuſammen. 


d) Der Brauer hat einen Lagerkeller, der mit der 
Brauſtätte verbunden iſt und deſſen Räume in die 
Brauſtätte eingemauert ſind; er „bezeichnet“ das Lokal 
bei der Brauſtätte als „das Lokal, deſſen Bezeichnung 
als Schankſtelle“ in ſeinem Ermeſſen ſteht. Auch in 
dieſer Bezeichnung liegt ein — ſtets widerruflicher — 
Verzicht des Brauers auf zwei räumlich getrennte 
Schankſtellen. Er übt den Ausſchank an der einen 
Stelle kraft ſeiner Befugnis zur Bezeichnung des Lokals 
und kraft der Tatſache, daß mit dem Lokal der Lager⸗ 
keller verbunden iſt. Auch in dieſem Fall trifft die 
Ausübung der beiden Befugniffe örtlich zuſammen. 
Das Geſetz geſtattet dem Brauer den Ausſchank an 
zwei Stellen. Nichts hindert den Brauer in den 
unter c) und d) unterſtellten Fällen zu erklären, daß 
er auf Grund der ihm geſetzlich zuſtehenden Befugnis an 
der Stelle „des von der Brauſtätte getrennten Lager⸗ 
telers” oder an der Stelle „der mit einem Lagerkeller 
verbundenen Brauſtätte“ ein anderes Lokal, das 
von dem Lagerkeller und von der Brauſtätte räumlich 
getrennt iſt, als Schanklokal bezeichne. Für die Frage, 


ob er im „Lagerkeller“ oder „an der mit einem Lager⸗ 
keller verbundenen Brauſtätte“ das zweite Schanklokal 
haben dürfe, kommt nur in Betracht, ob ſich dieſes 
Lokal bei Räumen beſindet, in denen der Braner das 
von ihm erzeugte Bier bis zur Erlangung der Schank⸗ 
reife lagert. 

Nach dem Geſetze hat der Brauer die Ausſchank⸗ 
befugnis für das von ihm gebraute Bier; er muß 
alſo eine „Brauſtätte“ haben. Inſoweit kommt das 
Vorhandenſein einer Brauſtätte rechtlich noch in Be⸗ 
tracht. Dagegen iſt von ihrer räumlichen Lage völlig 
unabhängig das Lokal, das der Brauer als Schank⸗ 
ſtelle ſeiner Wahl „bezeichnet“. Es iſt nicht einzuſehen, 
warum für die Frage, ob Räume, die tatſächlich zur 
Lagerung des Bieres bis zur Erlangung der Schank⸗ 
reife beſtimmt ſind und dienen, Lagerkeller i. S. des 
Geſetzes ſind, der Umſtand von rechtlicher Bedeutung 
ſein ſoll, ob ſie ſich in einem von der Brauſtätte 
räumlich getrennten, ſelbſtändigen Kellergebäude be⸗ 
finden oder ob ſie mit der Brauſtätte räumlich ver⸗ 
bunden, ihr eingemauert ſind. (Urt. vom 2. März 1909, 
Ben Reg. 46/09). -ch 


Oberlandesgericht München. 


Notwendigkeit der Abſchrift einer Hinterlegungs⸗ 
erklärung und der Anzeige eines Anwaltswechſels (S 91 
ZPO.) Das Landgericht ſtrich die Koſten einer Drittſ orf 
der Hinterlegungserklärung ab, weil es zufolge fre 
williger Zahlung zu deren Zuſtellung nicht mehr ge⸗ 
kommen war, ferner die Gebühren des zweiten An⸗ 
walts, weil die Notwendigkeit eines Mandatswechſels 
nicht erſichtlich ſei. In der Beſchwerde wurde geltend 
gemacht, der Beklagte habe den Rechtsſtreit mit ſolcher 


= 


Hartnäckigkeit geführt, daß die freiwillige Zahlung 


ganz unerwartet gekommen ſei; den Anwalt hätten 
die Kläger deshalb gewechſelt, weil es faſt ein Jahr 
lang über die Klage nicht zur mündlichen Verhand⸗ 
lung gekommen ſei und ſie deshalb kein Vertrauen 
mehr gehabt hätten. Die Beſchwerde blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Die vorſorgliche Anferti⸗ 
gung einer Drittſchrift der Hinterlegungserklärung 
für die künftige Zuſtellung an den Schuldner, zu 
welcher es ſchließlich wegen freiwilliger Zahlung nicht 
gekommen iſt, kann als notwendig und erſtattbar 
dann nicht angeſehen werden, wenn ſie, wie hier, ſchon 
erhebliche Zeit, nämlich faſt ein Monat vor dem 
Empfang der beſtellten Urteilsausfertigung, ſchon un⸗ 
mittelbar nach der Urteilsverkündung, geſchehen iſt 
und irgendeine nennenswerte Verzögerung durch Zu⸗ 
warten bis zur Herſtellung der Urteilsabſchrift nicht 
zu beſorgen geweſen wäre. Zudem genügte der In⸗ 
halt der (mit der Schreibmaſchine hergeſtellten) Hinter⸗ 
legungserklärung als ſolcher auch nicht dem 8 751 
BPO., da die Abſchrift der Empfangsbeſtätigung der 
Hinterlegungsſtelle doch nachträglich beigefügt werden 
mußte. — Von der Notwendigkeit eines Anwalts⸗ 
wechſels im Sinne des $ 91 Abſ. 2 ZPO. kann nicht 
die Rede fein, weil der Betrieb eines Prozeffes nicht 
bloß in der für die Partei zunächſt ſinnfälligen Form 
der mündlichen Verhandlung, ſondern nicht minder 
durch Schriftenwechſel erfolgt und gerade hier auch 
durch den früheren Anwalt des Klägers während der 
Vertagungen erfolgt iſt. Daß es ſich nicht um eine 
einfache Sache handelt, zeigt der Gerichtsbeſchluß auf 
Wiedereröffnung der Verhandlung vom 13. Juli 1908. 
(Beſchl. v. 2. April 1909; Beſchw.⸗Reg. Nr. N 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


-~ Bu Art. 58 AG. z. BGB., 85 254, 278 BGB. Bei 

einer S z die der hei dem Kläger bedienſtete Kut⸗ 
ſcher G. im Auftrage ſeines Dienſtherrn mit einem 
dieſem gehörigen zweiſpännigen Perſonenfuhrwerk in 
der Stadt N. ausführte, wurden der Wagen und die 
Pferde des Klägers dadurch beſchädigt, daß ein Trieb⸗ 
wagen der ſtädtiſchen Straßenbahn von rückwärts 
auf das Fuhrwerk auffuhr, das vor einem Hauſe auf 
dem Straßenbahngeleiſe hielt und dort feine Fahr⸗ 
gäſte abſetzte. Mit der Klage wurde Schadenserſatz 
für Beſchädigung des Wagens und der Geſchirre, für 
tierärztliche Behandlung und für Wart und Pflege 
der Pferde, für e gena wegen Nichtbenütz⸗ 
barkeit der Tiere und für Mindererlös bei dem not⸗ 
wendig gewordenen Verkaufe der Pferde gefordert. 
Die Verhandlung wurde auf den Grund des Anſpruchs 
beſchränkt und der Klaganſpruch zu ¼ als berechtigt 
erklärt, im übrigen aber abgewieſen. 

Aus den Gründen: Wie das Reichshaftpflicht⸗ 
geſetz den Erſatz des Perſonenſchadens bei Eiſenbahn⸗ 
und Straßenbahnunfällen regelt, ſo regelt der Art. 58 
AG. z. BGB. den Erſatz des bei ſolchen Unfällen auf 
öffentlichen Straßen oder dan eintretenden Sach⸗ 
ſchadens. Es iſt die a u gerechtfertigt, daß 
entſprechend dem $ 3a R ſ. auch der mittel⸗ 
bare Vermögensſchaden 1 die durch Art. 58 be⸗ 
ſtimmte Erſatzpflicht fällt und daß demnach die Aus⸗ 
dehnung der Klage auf den mit dem Unfalle nur 
mittelbar zuſammenhängenden Schaden zuläſſig i 100 
Daß es ſich um einen Betriebsunfall handelt, ſteht 
außer Zweifel und ſo wäre, wenn nicht höhere Ge⸗ 
walt oder ein Verſchulden des Inhabers des Fuhr⸗ 
werkes zu berückſichtigen ſind, die Haftpflicht der Stadt⸗ 
gemeinde N. als Betriebsunternehmerin in vollem 
Umfange gegeben. Höhere Gewalt bleibt außer Be⸗ 
tracht, da es ſich nicht um ein trotz aller denkbaren 
Umſicht unabwendbares Ereignis handelt, ſondern um 
einen Unfall, der auf die beſonderen mit dem Straßen⸗ 
bahnbetrieb in einer verkehrsreichen Stadt notwendig 
verbundenen Gefahren zurückzuführen iſt (RG. 64, 405). 
Dagegen iſt ein Verſchulden des Klägers anzunehmen. 
Es kann von der Entſcheidung der Frage abgeſehen 
werden, ob der Kutſcher G. als „Inhaber der beſchä⸗ 
digten Sache“ im Sinne des Art. 58 anzuſehen iſt. 
Das Gericht kommt vielmehr zur Würdigung eines 
konkurrierenden Verſchuldens des Klägers auf am 
Wege, daß es mit Planck (BGB. 3. Aufl. Anm. 5 z 
§ 254) und mit anderen Autoren, in gewiſſem Sinne 
auch mit dem RG. (62, 108) auch bei außervertrag⸗ 
licher Schadenszufügung für die Frage des mitwirken⸗ 
den Verſchuldens die entſprechende Anwendung des 
§ 278 BGB. für zuläſſig und folglich den Vertretenen 
oder Geſchäftsherrn wegen hierbei unterlaufenen Ver⸗ 
ſchuldens ne Vertreters oder Gehilfen für haftbar 
erachtet. enn auch bei Unfällen, die bei dem Be⸗ 
triebe einer Eiſenbahn oder Straßenbahn ſich ereignen, 
wegen der 1 dieſes Betriebes regelmäßig 
ein Verſchulden des Beſchädigten nur als mitwirkende 
Urſache in Betracht kommt, ſo gilt doch auch der 
Grundſatz (JW. 05, 7719), daß die Haftung des Betriebs⸗ 
unternehmers we gfällt, wenn das mitwirkende Ver⸗ 
ſchulden des Veſchadigten oder ſeines Vertreters oder 
Gehilfen ſo überwiegt, daß der Unfall darauf allein 
aurüdgefübrt werden muß. Der Kutſcher G. hat fahr- 
läſſig nach § 276 BGB. gehandelt, indem er entgegen 
den ortspolizellichen Vorſchriſten auf dem Straßen⸗ 
feinen Fahr hielt und dann noch vom Bocke ſtieg, 
ſeinen Fahrgäſten beim Ausſteigen behilflich war, dabei 
über den Fahrpreis mit ihnen verhandelte und ſich ſo 
der Möglichkeit beraubte, auf das Herannahen des 
Straßenbahnwagens zu achten und ihm durch rafches 
Wegfahren auszuweichen. Dieſes Verhalten des Kut⸗ 
ſchers war aber nicht die alleinige oder überwiegende 


. 
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Urſache des Unfalls. Auf der anderen Seite wirkte 
zur Herbeiführung des Unfalles mit die mit dem 
Straßenbahnbetriebe überhaupt verbundene erhebliche 
Gefährdung des Straßenverkehrs, dann aber die Fahr⸗ 
läſſigkeit, die dem Triebwagenführer deshalb zum Vor⸗ 
wurfe gemacht werden muß, weil er bei dem regneri⸗ 
ſchen, die Geleiſe ſchlüpfrig machenden Wetter an der 
in Betracht kommenden, wegen ihrer Unüberſichtlich⸗ 
keit gefürchteten Straßenſtelle die Geſchwindigkeit ſeines 
Wagens nicht ſo einrichtete, daß er erforderlichen Falls 
auf kurze Entfernung hätte halten können, und weil 
er die ihm von verſchiedenen Perſonen entgegentönen⸗ 
100 a unbeachtet ließ. (Urt. vom 16. urn 
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Danz E., Profeſſor, Geh. Suftiarat in Jena. Recht⸗ 

frag uns nach der Volksanſchauung und 


ach dem Geſetz. Ein Beitrag zur Lehre vom 
Gewohnheitsrecht und zur i e Jena 
1908. Verlag von Guſtav Fiſcher. 80 S. 


Der bekannte Vorkämpfer der, 7 l juriſtiſchen 
Kunſt, aus den Gewohnheiten des Lebens Rechtsſätze 
zu entwickeln und danach Recht zu ſprechen“, der Ober⸗ 
landesgerichtsrat und Profeſſor der Rechte, von deſſen 
beachtenswertem Werke „Die Auslegung der 
Rechtsgeſchäfte“ ich bereits hier die zweite Auf⸗ 
lage rühmend anzeigen durſte, erklärt in der vor⸗ 
liegenden neuen Abhandlung (einem Sonderabdruck 
aus Iherings Jahrbüchern) die bisherige, auf Grund 
des Willensdogmas entſprungene Anſicht, daß bei 
jedem Rechtsgeſchäft, alſo bei jeder Willenserklärung, 

nach dem Willen der Parteien geforſcht werden müſſe, 
weil dieſer ja weſentlich für den Eintritt der Rechts⸗ 
wirkung ſei, „für durchaus falſch“: „Das Falſche 
der Willenstheorie not darin, daß fie zunächſt nach 
einem Willen der Parteien forſcht, anſtatt 
von außen her die Sachlage fo zu betrachten, wie 
ſie im Verkehr von den Menſchen aufgefaßt wird, 
um dann die hiernach gefundene Bedeutung als ab- 
gegebene Willenserklärung feſtzuſtellen. In 
dieſer Bedeutung iſt dann die Willenserklärung ab⸗ 
gegeben; den dieſer Bedeutung entſprechenden Rechts⸗ 
erfolg hat der Richter auszuſprechen.“ Ausdrücklich 
aber verwahrt er ſich dagegen, ſeine Anſicht mit der 
von der „freien Rechtsfindung“ oder „Intereſſenab⸗ 
wägung“ zu identifizieren, „wenn hierunter ein Nicht⸗ 
gebundenſein des Richters an das geſchriebene Recht 
verſtanden wird“. In dem bekannten Streitfall von 
der Perle in der Auſter kommt D. zu dem Ergebnis, 
daß dem Wirt die Perle zukommt, da er dem Gaſt 
nur das Fleiſch der Auſter verkauft habe, während 
der Gaſt alles übrige (die Schalen genau ſo wie die 
e zurückzul aſſen habe. 

Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Hradil, Dr. Paul. 88 Unterſuchungen zur fpät- 
mittelalterlichen Ehegüterrechts bildung. 
Nach bayeriſch⸗öſterreichiſchen Rechtsquellen. Erſter 
Teil: Das Heiratsgut. Wien 1908. Manz'ſche K. 
110 8 Hof⸗Verlags⸗ und Univ.. Buchhandlung. 


Da es noch zu früh iſt, eine den ganzen Fluß 
der Geſchichte umfaſſende Darſtellung der Entwicklung 
des öſterreichiſchen Güterrechts zu geben, beſchränkt 
ſich H. darauf, den hiſtoriſchen Anfängen und Zu⸗ 
ſammenhängen der ſpäteren, am Ausgange des Mittel⸗ 
alters üppiger aufſchießenden Bildungen nachzugehen. 
Der erſte Teil dieſer Unterſuchungen, der den vor⸗ 
liegenden Band ausmacht, hat das Heiratsgut zum 
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Inhalt und ſoll den Entwicklungsgang dieſes wichtigſten 
Bermögensteiles ſüddeutſchen Ehegüterrechts verfolgen. 
Die Ausbildung mündet in die Gütergemeinſchaft und 
ſtellt ſo zugleich den Uebergang zum zweiten Teile 
her, dem die nähere Durchforſchung der ehelichen Ge⸗ 
meinſchaftsverhältniſſe vorbehalten iſt. Nacheinleitenden 
Bemerkungen behandelt der erſte Abſchnitt den ur⸗ 
ſprünglichen Rechtszuſtand, der zweite die Entwicklungs⸗ 
geſchichte des Heiratsgutes, und zwar zunächſt das 
freie Heiratsgut, dann die Ausbildung der Güterge⸗ 
meinaan Hinſichtlich der „gerennten“ Heiraten des 
bayriſch⸗öſterreichiſchen Rechts, bei denen die Ehegatten 
einander ſtatt eines beſtimmten „Heiratsgutes“ ihr 
ganzes gegenwärtiges und zukünftiges Vermögen über- 
trugen, ſo daß ihr ganzes Vermögen „Kopf an Kopf“ 
zu einem Geſamtgut in allgemeiner Gütergemeinſchaft 
F (Schröder, 8 Rechtsgeſchichte, 

Aufl. § 61 S. 764), weiſt H. nach, daß derſelbe 
Ausbruc ſchon früher Anwendung gefunden hat, als 
die beiderſeitigen Heiratsgüter noch in beſtimmten 
Beträgen feſtgeſetzt wurden, aber doch ſchon durch die 
gegenſeitige Uebertragung zu Eigentum ein Geſamt⸗ 
gut des Ehegatten bildeten. Der dritte Abſchnitt be⸗ 
handelt die „Widerlegung“, deren Weſen H. (S. 36) 
dahin beſtimmt, daß der Mann für die ihm ange⸗ 
heiratete itgift eine Gegengabe ausſetzt, die, inſofern 
als ſie die Beſtellung des Heiratsgutes erwidert, mit 
dieſem in eine gewiſſe Relation auch bezüglich der 


Höhe des Wertes tritt. 
Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Bresler, Dr. med. Johannes, a zu Lublinitz, 
O.⸗Schl., Die pathologiſche Anſchuldigung. 
Beitrag zur Reform des 8164 des SIEB. und des 
8 56 der StPO. Halle a. S. 1907. Verlag v. Karl 
Marhold. 42 S. Mk. 1.—. — (V. Bd., Heft 8 der 
Juriſtiſch⸗pſychiatr. Grenzfragen.) 

Die leſenswerte Schrift verdankt ihre Entſtehung 
einem vom Verf. in der Verſammlung oberſchleſiſcher 
Juriſten und Aerzte zu Lublinitz am 16. März 1907 
gehaltenen Vortrag. Unter pathologiſcher Anſchuldi⸗ 
gung werden (S. 7) 1. die wiſſentlich falſche An⸗ 
ſchuldigung auf Grund krankhafter Lügenhaftigkeit 
oder Triebe, 2. die falſche Anſchuldigung auf Grund 
krankhaft geſtörter Wahrnehmung oder Denktätigkeit 
und 3. die (praktiſch ſeltene) inhaltlich richtige, aber 
krankhaft motivierte Anſchuldigung zuſammengefaßt. 
Verf. berichtet an der Hand von Beiſpielen über das 
Zuſtandekommen und die Bedeutung der krankhaft be⸗ 
dingten Anſchuldigung; er zeigt, bei welchen Formen 
von Geiſtesſtörung und in welchen geiſtigen Ausnahme⸗ 
zuſtänden eine pathologiſche Anſchuldigung möglich 
ift und welche Wege vom pſpychiatriſchen Geſichtspunkt 

ch zur Verhütung der durch K möglichen Gefährdung 
von Rechtsgütern empfehlen. An 8 56, 1 StPO. wird 

(S. 40) getadelt, daß er — wie § 58, 1 Entw. — die 

eidliche Vernehmung von Geiſteskranken und Schwach⸗ 

ſinnigen nicht ausſchließt, wenn ſie nur von dem 

Weſen und der Bedeutung des Eides genügende Vor⸗ 

ſtellung haben, an 8 164 StGB. (S. 41), daß er die 

falſche Anſchuldigung einer beſtimmten oder wenig⸗ 
ſtens erkennbar bezeichneten Perſon vorausſetzt. Die 

Hauptſache wird aber doch immer fein, die patho- 

logiſche Anſchuldigung möglichſt frühzeitig als ſolche 

zu erkennen. 
München. Doerr. 


Schück, Dr. iur. et phil. Nichard, Kammergerichtsrat. 
Zivilrechts praktikum. Zum Selbſtſtudium und 
zum Lehrgebrauche. Zweite, vermehrte u. verbeſſerte 
Auflage. 160 S. Berlin 1908, J. Guttentag. 

Sechshundert teils der Praxis entlehnte teils 

5 Fälle, die, im ganzen und großen nach 
der Reihenfolge des bürgerlichen Geſetzbuches geordnet, 

deſſen Studium fördern ſollen und hierzu zweifellos 


auch beſtens geeignet ſind. Sind auch bei der Aus⸗ 
wahl der Fälle einzelne Rechtsgebiete im Vergleiche 
zu den anderen ein bischen ſtiefmütterlich behandelt 
worden, ſo bietet die ganze Sammlung doch eine Fülle 
von Anregung und darf als ein wertvolles Hilfs⸗ 
mittel zum Selbſtſtudium wie zum Lehrgebrauche be⸗ 
zeichnet werden. 

Zu 80 Fällen der erſten Auflage hat der Referendar 
Heinrich von der Moſel Löſungen verfaßt, die in dem 
gleichen Verlag erſchienen ſind und von Schück als 
ein Muſter dafür bezeichnet werden, wie ſein Prakti⸗ 
kum mit Erfolg zu benüßen iſt. Eckert. 


Fuchsberger, Otto, Kgl. Oberlandesgerichtsrat, Die 
Entſcheidungen des Reichsgerichts zc. . 
II. Teil. Wechſelrecht und Wechſelpro⸗ 
zeßrecht. Von Otto Fuchsberger, Oberlandes⸗ 
gerichtsrat in Nürnberg, und Dr. Arnulf Meyer, 
Amtsrichter in Erlangen. IV, 520 S. Gießen 1909, 
Emil Roth. Broſch. Mk. 10.—; gebd. Mk. 12.—. 
VIII. Teil. Konkursord nung. Von Fr. Keidel, 
Landgerichtsrat in München. IV, 236 S. Gießen 
1908, Emil Roth. Broſch. Mk. 4 gebd. Mk. 5.50. 


Die Anordnung dieſer Sammlung iſt bekannt. 

Sie ſucht die Gefahr zu vermeiden, die mit der Zu⸗ 
ſammenſtellung von Entſcheidungen nun einmal ver⸗ 
bunden iſt, daß nämlich der Leſer ſich mit den vom 
Herausgeber gefundenen „Rechtsſätzen“ begnügt und 
es unterläßt, ſie auf ihre Richtigkeit zu prüfen. Dem 
wird durch genauere Wiedergabe der Entſcheidungs⸗ 
gründe — zuweilen auch der Tatbeſtände — und durch 


ſoſtematiſche Gliederung des Stoffes vorgebeugt. 
bon der Pfordten. 


Staubs Kommentar zur Wechſelordnung. VI. neubear⸗ 
beitete Auflage auf Grund der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 3. Juni 1908 von Juſtizrat Dr. J. 
Stranz, Rechtsanwalt in Berlin und br. M. Strany, 
Rechtsanwalt am Kammergericht. XXII, 377 ©. 
Berlin 1909, J. „ Verlagsbuchhandlung. 
Mk. 9.—; gebd. Mk. 10.— 


Die neue Auflage dieſes gediegenen Buches be⸗ 
rückſichtigt die durch das Geſetz vom 30. Mai 1908 
erfolgten Aenderungen. Sie iſt wie die 5. Auflage 
alles Lobes wert. — f —— 


Geib, a Univerſitätsprofeſſor in Tübingen, Rechts⸗ 
chutzbegehren und Anſpruchsbetätigung 
a deutſchen Zivilprozeß. München 1909, 
= Geh da Verlagsbuchhandlung, Oskar Beck. 
e 
Dieſe geiſtreiche Monographie baut ſich auf einer 
Unterſuchung über das vielumſtrittene „publiziſtiſche“ 
Klagerecht auf und verfolgt die Ergebniſſe im ein⸗ 
zelnen, wobei ſich deutlich zeigt, daß es ſich hier nicht 
um rein theoretiſche Streitfragen handelt, an denen 
die Praxis achtlos vorübergehen dürfte. So ſind z. B. 
die Ausführungen über die rechtliche Stellung des 
Gerichtsvollziehers ſehr bemerkenswert. Auch über 
die in der letzten Zeit ſo häufig erörterte „Lüge im 
Prozeſſe“ verbreitet ſich der Verfaſſer ausführlich. 


von der Pfordten. 


Fehr, Dr. Haus, i des deutſchen Rechts zu 
Jena. Der Zwei en. Berlin 1908. Verlag 
von Karl Kurtius. 64 S. Mk. 2.— 


Die hier weſentlich 3 und veränderte, 
mit 5 Zweikampfbildern geſchmückte Antrittsrede, der 
in den Anmerkungen die Belege (mit vielen intereſſanten 
Zitaten) ſowie die Polemik, namentlich gegen von 
Below, angeſchloſſen ſind, weiſt das Duell als eine 
Inſtitution einheimiſchen Urſprungs nach, für die ſich 
eine ununterbrochene hiſtoriſche Entwicklung zu uns 
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leitet. Aber auch die Duell fitte ift bei uns nicht erft aus 
den romaniſchen Ländern eingeführt worden; ſie hat 
ſich vielmehr in Deutſchland, Nane ir und Italien 
ungefäbt im nämlichen Zeitraume herausgebildet. 
Als die beſonderen Wurzeln des heutigen Duells zeigt 
Fehr in folgerichtiger, anſchaulicher Darſtellung von 
ebenſo feſſelnder, wie überzeugender Kraft die mittel⸗ 
alterlichen Privatzweikämpfe und die Zweikämpfe 
innerhalb der Kampfgerichte; als dritte, allerdings 
weniger bedeutſame Wurzel erſcheint das Turnier. 
Die Schrift hält ſich bei allem Reichtum der Darſtellung 
von rationaliſtiſchen Tendenzen frei. Sie bekundet 
in ſo hohem Maße die ſchlichte Objektivität des 
Hiſtorikers, daß man am Ende nicht einmal mit 
Sicherheit ſagen kann, ob Fehr ein Anhänger oder 
ein Gegner des Duells iſt. Zu S. 59 Anm. 92 möchte 
ich nur hinzufügen, daß die Erinnerungen des Ritters 
Hans von Schweinichen, die nach der Ausgabe 
Breslau 1878 zitiert ſind, neuerdings in der „Bibliothek 
wertvoller Memoiren“ des Gutenbergverlages im 


zweiten Bande neu herausgegeben ſind. 
Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Neumann, Dr. Hugo, Die Rechtſprechung des 
Reichsgerichts in Zivilſachen. In Ver⸗ 
bindung mit Amtsrichter F. Friederichs, Amtsrichter 
Dr. Heinrici und Gerichtsaſſeſſor Dr. Olshauſen 
herausgegeben. I. Band: 7. und 8. Lieferung ($$ 313 
bis 415), II. Band: 3., 4. und 5. Lieferung (8§ 1018 
bis 1343). 

Die inzwiſchen erſchienenen Lieferungen führen 

im Recht der Schuldverhältniſſe bis nahe an den für 

uns Praktiker wichtigſten 7. Abſchnitt, der die einzelnen 

Schuldverhältniſſe behandelt. Hoffentlich folgen ſich 

die noch ausſtehenden Lieferungen möglichſt ſchnell. 

Vom II. Bande liegt vollſtändig vor die Rechtſprechung 

des Reichsgerichts zum Sachenrechte, worin natürlich 

die zum Hypothekenrecht den breiteſten Raum einnimmt 

(S. 183 — 321). Auch das Pfandrecht an beweglichen 

Sachen und Rechten erfährt (S. 329—362) durch die 

Rechtſprechung eine wertvolle Erläuterung. Welchen 

Umfang das Familienrecht, das erft bis § 1343 ge⸗ 

diehen iſt, und das Erbrecht noch einnehmen werden, 

läßt ſich nicht abſehen. 
Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Archiv für gerichtliche Schriftunterſuchungen und ver- 
wandte Gebiete. Herausgegeben von Dr. Georg 
Meyer und Dr. Hand Schneickert. Verlag von 
Johann Ambroſius Barth in Leipzig. 


Band I (1907/8). Heft 1 enthält neben fchätzens⸗ 
werten Mitteilungen aus der Praxis und Literatur⸗ 
beſprechungen Originalbeiträge von bekannten . 


Notizen. 


Die Inkraftſetzung des F Nach einer 
Juſtizminiſterialbekanntmachung vom 1. April d. J. iſt 
das Grundbuch ſeit dem 1. Mai d. J. für den Bezirk des 
Oberlandesgerichts Augsburg, ſowie der Landgerichte 
Bamberg, Bayreuth, Hof, Ansbach, Fürth und Nürn⸗ 
berg als angelegt anzuſehen. Damit hat das Liegen⸗ 
ſchaftsrecht des Bürgerlichen Geſetzbuches für den weit⸗ 
aus größten Teil des Königreiches Geltung erlangt. 
Nur für die Bezirke der drei Landgerichte Unter⸗ 
rankens mit 36 Amtsgerichten und mit einer Grund⸗ 
ache von rund 840000 ha gilt noch das alte Liegen- 
E vor allem das Hypothekengeſetz von 1822, 
eſſen Schöpfer Gönner einſt von ſeinem Werke das 
ſtolze Wort aus Horaz gebrauchte: „Monumentum aere 
perennius, quod non imber edax, non aquilo impotens 
possit diruere, nec innumerabilis annorum series, aut 
fuga temporum.“ Den 36 unterfränkiſchen Amtsge⸗ 


richten ſtehen die 231 anderen bayeriſchen Amtsgerichte 
gegenüber, deren faſt 6747000 ha umfaſſendes Gebiet 
nun unter der Herrſchaft des Reichsliegenſchaftsrechtes 
ſteht. Die Grenze zwiſchen den beiden Rechtsgebieten, 
an der ſich wegen des Ineinandergreifens des alten 
und des neuen Rechtes mancherlei Schwierigkeiten er⸗ 
gaben, iſt jetzt nahezu auf ein Viertel der bisherigen 
Länge geſchwunden. 


Die 7 ung der Ruhegehälter ſowie der Witwen⸗ 
und Waiſengelder. Die Nr. VII des Juſtizminiſterial⸗ 
blattes vom 27. April 1909 enthält eine gemeinſchaft⸗ 
liche Bekanntmachung der Staatsminiſterien der Juſtiz 
und der Finanzen vom 24. März 1909 über die Feſt⸗ 
ſetzung der Ruhegehälter der zum Geſchäftskreis des 
Staatsminiſteriums der Juſtiz gehörenden etatsmäßi⸗ 
gen Beamten und der Witwen⸗ und Waiſengelder ihrer 
Hinterbliebenen. Hiernach wird auf Grund der Vor⸗ 
an des Art. 71 Abſ. 1 und des Art. 83 Abſ. 1 

es BG. die Befugnis zur Feſtſetzung des Wartegeldes 
oder Ruhegehalts für die ſämtlichen etatsmäßigen 
(auch die widerruflichen, Art. 68 BG.) Beamten der 
Oberlandesgerichte, der Landgerichte, Amtsgerichte, 
Staatsanwaltſchaften, Notariate, Gerichtsgefängniſſe 
und Strafanſtalten ebenſo wie die Befugnis zur Feſt⸗ 
ſetzung der Witwen⸗ und Waiſengelder oder der ſonſti⸗ 
gen Hinterbliebenenbezüge der Witwen und Waiſen 
dieſer Beamten, dann die Beſtimmung darüber, an 
wen die Zahlung zu leiſten iſt, den Regierungen, 
Kammern der Finanzen, übertragen. Zuſtändig für 
die Feſtſetzung des Ruhegehalts oder Wartegeldes ift 
jene Regierungsfinanzkammer, in deren Bezirk der in 
den Ruheſtand verſetzte Beamte vor der Verſetzung 
in den Ruheſtand ſeinen Wohnſitz hatte. Die Bezüge 
der Hinterbliebenen beim Ableben eines etatsmäßigen 
Beamten werden von jener Regierungsfinanzkammer 
feſtgeſetzt, in deren Bezirk der Beamte im Zeitpunkte 
des Ablebens feinen Wohnſtitz hatte. 

Die Anweiſung einmaliger Beihilfen im Falle der 
Wiederverehelichung der Witwe (Art. 74 Abſ. 4 BG.) 
bleibt gleich der Bewilligung ſortlaufender Unterhalts⸗ 
beiträge an erwerbsunfähige und unterſtützungsbedürf⸗ 
tige eheliche oder legitimierte Kinder eines etatsmäßigen 
Beamten, die das zwanzigſte Lebensjahr vollendet 
haben (Art. 88 BG.) dem Staatsminiſterium der Juſtiz 
im Benehmen mit dem Staatsminiſterium der Finanzen 
vorbehalten. 

Inſoweit bei der Bemeſſung des Ruhegehalts die 
ganze oder teilweiſe Anrechnung einer Dienſtzeit in 
Frage kommt, deren Berückſichtigung in das Ermeſſen 
der Staatsregierung geſtellt iſt (Art. 56, 57 BG.) ſind 
die Regierungsfinanzkammern bis auf weiteres ge- 
halten, in jedem Falle die Genehmigung des Staats⸗ 
miniſteriums der Finanzen nachzuſuchen, das hierüber 
im Benehmen mit dem Staatsminiſterium der Juſtiz 
i treffen wird. 
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Die ene im höheren Juſtizſtaatsdienſte. Eine 
Bekanntmachung des Juſtizminiſteriums vom 23. April 
1909 (JM Bl. S. 169) macht darauf aufmerkſam, daß 
ſich die Anſtellungsausſichten der mit der dritten Note 
geprüften Bewerber außerordentlich verſchlechtert haben. 
Sie legt unter Gegenüberſtellung des jährlichen Be⸗ 
darfs der Juſtizverwaltung und des Zugangs in den 
letzten Jahren dar, daß das Angebot an Bewerbern 
den Bedarf weit überſteigt und daß in dieſen Ver⸗ 
hältniſſen in abſehbarer Zeit eine Anderung nicht ein⸗ 
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Zur Lehre vom zivilprozeſſualen 
Anerkenntnis. 


Von Dr. Jakob Weismann, Geh. Juſtizrat, Prof. in 
Greifswald. 


Die offizielle Sammlung der Entſcheidungen 
des Reichsgerichts in Zivilſachen enthält in ihrem 
67. Band (N. F. Bd. 17) unter Nr. 44 (S. 154 ff.) 
ein Urteil des zweiten Zivilſenates vom 6. De⸗ 
zember 1907 (in Sachen Konkurs N. [Kl.] wider 
Eheleute P. [Bef] Rep. II 282/07), das für 
die Lehre vom zivilprozeſſualen Anerkenntnis 
intereſſant und einer näheren Erörterung wohl 
wert iſt. 

Der Klaganſpruch gründet ſich auf ein Kauf⸗ 
geſchäft, das der verſtorbene Sohn der beklagten 
Eheleute mit dem urſprünglichen Kläger (jetzigen 
Gemeinſchuldner) über eine Partie Goldwaren 
abgeſchloſſen hat; er geht auf Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes und iſt gegen die Beklagten als Erben 
des Sohnes gerichtet. In der erſten Inſtanz 
(vor dem Landgericht I Berlin) haben die Be- 
klagten durch ihren Anwalt die folgende Er⸗ 
klärung abgegeben, um deren Bedeutung allein 
jetzt in der Reviſionsinſtanz der Streit ſich dreht: 
„Sie erkennten den Klaganſpruch mit der Maß⸗ 
gabe an, daß ſie nur nach Kräften des Nach⸗ 
laſſes haften.“ Der Kläger beharrte bei ſeinem 
Antrag auf unbeſchränkte Verurteilung, und es 
wurde nun in der 1. Inſtanz weſentlich nur 
darüber verhandelt, ob der Beklagte der Rechts⸗ 
wohltat des Inventars verluſtig gegangen ſei; das 
Gericht hat dieſe Frage in bejahendem Sinne 
entſchieden. In der Berufungsinſtanz hat nun 
der Beklagte das in der Klage behauptete Kauf⸗ 
geſchäft beſtritten; ihr Sohn, der völlig mittellos 
geweſen ſei, habe nur dem Kläger bei wucher⸗ 
lichen Manipulationen gegen eine Proviſion als 
Schlepper gedient. Das Berufungsgericht (das 
Kammergericht zu Berlin) iſt in ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung davon ausgegangen, daß das in 1. In⸗ 
ſtanz erklaͤrte beſchränkte Anerkenntnis dieſer Be⸗ 
ſtreitung nicht entgegenſtehe, hat auf Grund einer 


ſtattgehabten Beweisaufnahme die Beſtreitung für 
zutreffend erachtet und alſo die Klage abgewieſen. 
Dagegen ift vom Reviſionskläger in erſter Linie 
geltend gemacht worden, das abgegebene Aner⸗ 
kenntnis habe, da es ein dem Geſtändnis 
entſprechender Dispoſitionsakt ſei, nach § 290 
ZPO. nur im Fall des Nachweiſes, daß es durch 
einen Irrtum veranlaßt ſei, widerrufen werden 
können. Dieſen Angriff erklärt das Reichsgericht 
für verfehlt, aus folgenden Gründen. 

Eine prozeſſuale Parteierklärung, wie ſie hier 
abgegeben worden ſei, könne verſchiedene Bedeutung 
haben. Sie könne einmal die beſchränkte Be⸗ 
deutung haben, daß der Beklagte ohne die ma⸗ 
terielle Grundlage des Anſpruchs anzuerkennen, 
Einwendungen gegen ſeine Verurteilung, nach 
Maßgabe ſeiner abgegebenen Erklärung, nicht er⸗ 
heben wolle; in ſolchem Falle könne nur von 
einer prozeſſualen Wirkung der Erklärung die 
Rede ſein, und dieſe entfalle, wenn der Kläger 
das Anerkenntnis nicht annehme und einen dem⸗ 
ſelben entſprechenden Antrag auf Verurteilung 
nicht ſtelle. Die andere mögliche Bedeutung aber 
ſei die, daß die dem Anſpruch zugrunde liegenden 
Tatſachen als ſolche anerkannt werden, der An⸗ 
ſpruch alſo an ſich nicht beſtritten und dem An⸗ 
trag auf unbeſchränkte Verurteilung lediglich die 
Einwendung entgegengeſetzt werde, daß der Be⸗ 
klagte die Rechtswohltat des Inventars geltend 
zu machen berechtigt ſei, und deshalb für den an 
ſich begründeten Anſpruch nur nach Kräften des 
Nachlaſſes hafte. In dieſem anderen Falle, meint 
das Reichsgericht, würden allerdings die Voraus⸗ 
ſetzungen eines gerichtlichen Geſtändniſſes bezüg⸗ 
lich der klagbegründenden Tatſachen anzunehmen 
ſein, das nur nach Maßgabe des $ 290 ZPO. 
widerrufen werden könne. Ob die Erklärung in 
dem einen oder dem andern Sinne gemeint ſei, 
das ſei im einzelnen Falle zu prüfen. Nun habe 
im vorliegenden Fall das Kammergericht an⸗ 
genommen, die fragliche Erklärung enthalte kein 
Geſtändnis der Klagetatſachen, und dieſe Annahme 
fei weder materiellrechtlich noch prozeſſual zu bee 
anſtanden; hiernach hätten die Beklagten dieſe 
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Tatſachen ohne weiteres noch in der Berufungs⸗ 
inſtanz beſtreiten können; die ſtattgehabte Beweis⸗ 
aufnahme habe ergeben, daß ein Kaufgeſchäft 
zwiſchen dem Sohn der Beklagten und dem 
Kläger, jetzigen Gemeinſchuldner, überhaupt nicht 
zuſtande gekommen ſei, und ſo ſei die Abweiſung 
der Klage rechtlich begründet. 

Da durchweg von der Rechtswohltat des In⸗ 
ventars geredet wird, die das BGB. ja nicht 
kennt, ſo iſt anzunehmen, daß für die materiell⸗ 
rechtliche Beurteilung des Falles das Recht vor 
dem BGB. und zwar (es handelt ſich um eine 
Berliner Sache) das Preußiſche Allgemeine Land⸗ 
recht maßgebend geweſen iſt. (Der in der preu⸗ 
ßiſchen Praxis gebräuchlich geweſene und auch hier 
gebrauchte Ausdruck: „nach Kräften des Nach⸗ 
laſſes“, iſt allerdings inſofern ungenau, als er 
auf eine Haftung bis zum Werte des Nachlaſſes, 
eine Haftung pro viribus hereditatis, gedeutet 
werden kann, während nach dem Preuß. ALR. 
— wenigſtens nach der in der Praxis herrſchenden 
Auffaſſung — die Rechtswohltat des Inventars 
zur Folge hat, daß der Erbe nur mit dem Nach⸗ 
laß, cum viribus hereditatis, haftet.) Aber 
auch auf dem Boden des BGB. behält das Ur⸗ 
teil ſeine Bedeutung; denn, wie ſich aus den 
folgenden Ausführungen von ſelbſt ergeben wird, 
iſt für die Entſcheidung nur der Umſtand weſent⸗ 
lich, daß der Kläger die unbeſchränkte Verurteilung 
des Beklagten verlangt, der Beklagte aber ſeine 
unbeſchraͤnkte Haftung beſtreitet; in welcher Weiſe 
die beſchränkte Haftung fih verwirklichen fol, er- 
ſcheint dabei als gleichgültig. Allgemeiner for- 
muliert und in die Sprache des BGB. übertragen, 
würde die ſtreitige Frage lauten: Welche Be⸗ 
deutung kommt einer Erklärung des beklagten 
Erben zu, durch die er den geltend gemachten 
Anſpruch mit der Maßgabe anerkennt, daß er 
nicht unbeſchränkt, nicht mit ſeinem perfönlichen 
Vermögen, ſondern nur mit dem Nachlaß hafte? 
Insbeſondere, kann der Beklagte, wenn er im 
Urteil I. Inſtanz für unbeſchränkt haftbar er⸗ 
klärt iſt, in der Berufungsinſtanz noch den Klag⸗ 
grund beſtreiten, ohne durch ſein Anerkenntnis 
gebunden zu ſein? 

I. Die Richtigkeit der Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichtes zunächſt ganz dahingeſtellt, jo gibt jeden- 
falls ihre Begründung zu Bedenken Veranlaſſung. 

1. Eine zweifache Bedeutung der fraglichen Er⸗ 
klärung ſoll möglich ſein. Es könne allerdings 
fein, daß fie die Anerkennung der materiellen Grund⸗ 
lage des Anſpruches in ſich ſchließe. Sei ſie aber 
in dem Sinne abgegeben, daß der beklagte Erbe 
gegen ſeine Verurteilung nach Maßgabe ſeiner Er⸗ 
klärung keine Einwendung erheben wolle (daß er 
ſich, mit anderen Worten, ſeiner Verurteilung nach 
Maßgabe der abgegebenen Erklärung unterwerfe), 


) Dern burg, Lehrbuch des Preußiſchen Privat- 
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dann habe ſie nur prozeſſuale Wirkung und dieſe 
entfalle, wenn der Kläger das Anerkenntnis nicht 
annehme und einen entſprechenden Antrag auf 
Verurteilung nicht ſtelle. Es bedarf kaum der 
Bemerkung, daß dieſe Unterſcheidung mit dem 
theoretiſchen Streit, ob das Anerkenntnis ein rein 
prozeſſualer Akt ſei oder ob es zugleich materiell⸗ 
rechtliche Bedeutung habe, nichts zu tun hat. Es 
ſoll vielmehr unterſchieden werden zwiſchen einem 
Anerkenntnis, das die materielle Grundlage des 
Anſpruches nicht mitumfaſſe, und einem Aner⸗ 
kenntnis des Anſpruchs „an ſich“ (mitſamt dem 
Anſpruchsgrunde), verbunden mit dem Einwand 
des Beklagten, daß er für den an ſich begründeten 
Anſpruch nur mit dem Nachlaß hafte. Das 
Reichsgericht ſcheint ein ſolches Anerkenntnis für 
gleichbedeutend mit dem Zugeſtändnis der klag⸗ 
begründenden Tatſachen zu halten; es ſpricht davon, 
die Erklärung könne die Bedeutung haben, daß 
die dem Anſpruch zugrunde liegenden Tatſach en 
als ſolche anerkannt, der Anſpruch alſo nicht 
beſtritten, daß nur dem Antrag auf unbe⸗ 
ſchränkte Verurteilung widerſprochen werde. Aber 
die Anerkennung eines Anſpruchs iſt doch etwas 
anderes als das Zugeſtändnis der anſpruchs⸗ 
begründenden Tatſachen; dieſe können zugeſtanden 
und es kann darum doch der Anſpruch, ſofern 
ihm nämlich Einwendungen entgegengeſetzt werden, 
beſtritten ſein. Und iſt wirklich der Anſpruch 
„an ſich“ wirkſam anerkannt, ſo iſt damit nicht 
bloß die Beſtreitung der klagbegründenden Tat⸗ 
ſachen, ſondern es ſind auch Einwendungen gegen 
den Anſpruch (ausgenommen nur die der be⸗ 
ſchränkten Haftung) ausgeſchloſſen; denn ſie würden 
mit der Anerkennung des Anſpruchs nicht verein⸗ 
bar ſein, würden eine Beſtreitung des Anſpruches 
in ſich ſchließen, ihre nachträgliche Geltendmachung 
würde einen Widerruf des Anerkenntniſſes bedeuten. 

2. Es iſt aber auch in Zweifel zu ziehen, ob 
überhaupt einer Erklärung des Beklagten, er wolle 
Einwendungen gegen eine feiner Erklärung ent- 
ſprechende Verurteilung nicht erheben, ohne jedoch 
die materielle Grundlage des Anſpruches anzu⸗ 
erkennen, rechtliche Bedeutung beizumeſſen ſei. 
Die Erklärung des Beklagten, ſeiner Verurteilung 
nicht widerſprechen zu wollen, ift prozeſſualiſch doch 
nur als Anerkennung eines entſprechenden Klag⸗ 
anſpruches möglich. Denn gerade darin beſteht ja 
die dem Anerkenntnis charakteriſtiſche Folge, daß 
der Beklagte auf Antrag ſeinem Anerkenntnis 
gemäß zu verurteilen it (BPO. $ 307); auch 
bezeichnet ja das Reichsgericht ſelbſt die fragliche 
Erklärung als Anerkenntnis, deſſen prozeſſuale 
Wirkung entfalle, wenn nicht ein ihm entſprechender 
Antrag geſtellt werde. Nun kann aber doch eine 
Verurteilung nicht anders als in bezug auf einen 
beſtimmten Anſpruch erfolgen. Und wie der An⸗ 
ſpruch durch einen Anſpruchsgrund individuali- 
ſiert ſein muß (in welchem Sinne dieſer des nähern 
zu faſſen iſt: ob, nach der herrſchenden und m. E. 
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richtigen Anſicht als Entſtehungsgrund oder als 
das dem Anſpruch zugrunde liegende Rechtsver⸗ 
hältnis, kann hier dahingeſtellt bleiben), ſo iſt 
folglich auch eine Verurteilung nur in Hinſicht 
auf einen beſtimmten Anſpruchsgrund möglich. 
Es muß notwendig aus dem Urteil (wenn auch nicht 
unmittelbar aus der Urteils formel) erſichtlich fein, 
welches der Anſpruch ſei, zu deſſen Erfüllung der Be⸗ 
klagte verurteilt wird; ſonſt wäre eine wiederholte 
Verurteilung wegen desſelben Anſpruches nicht aus⸗ 
geſchloſſen: ſo wenig wie die materielle Rechts⸗ 
kraft des Urteils kann auch die Verurteilung der 
Abgrenzung entbehren, die ihr durch den Klag⸗ 
grund gegeben wird und nur durch ihn gegeben 
werden kann. Daraus folgt mit logiſcher Not⸗ 
wendigkeit, daß ein vom Klaggrund losgelöſtes 
prozeſſuales Anerkenntnis nicht möglich iſt. Wenn 
übrigens das Reichsgericht ſagt, die prozeſſuale 
Wirkung des Anerkenntniſſes entfalle, wenn es 
nicht vom Gegner angenommen werde, ſo iſt das 
jedenfalls ein ungenauer Ausdruck; denn daß ein 
Anerkenntnis zu ſeiner Wirkſamkeit der Annahme 
bedürfe, ſagt das Geſetz nicht, vielmehr gilt auch 
vom Anerkenntnis, was in § 288 Abſ. 2 ZPO. 
ausdrücklich vom Geſtändnis beſtimmt iſt: daß 
zu 1658 Wirkſamkeit die Annahme nicht erforder⸗ 
lich ſei. 

II. 1. Gewiß kann der beklagte Erbe den er⸗ 
hobenen Anſpruch „an ſich“ anerkennen und daneben 
geltend machen, daß er dafür nur mit dem Nach⸗ 
laß hafte. Eine ſolche Anerkennung iſt, wie oben 
ſchon bemerkt, mehr als ein Zugeſtändnis des 
Klaggrundes; ſie iſt die einräumende Erklärung, 
daß der erhobene Anſpruch „an ſich“, d. h. 
abgeſehen vom Umfang der Haftung, beſtehe; und 
warum eine ſolche Einräumung des Anſpruches 
nicht zuläſſig, nicht für den Beklagten bindend 
ſein ſoll, iſt nicht einzuſehen. Nimmt man an, 
wie das ja die faſt allgemeine Anſicht iſt, daß 
überhaupt Rechtsverhältniſſe durch einräumende 
Erklärung des Gegners in bindender Weiſe feſt⸗ 
geſtellt werden können, ſo muß das notwendig 
auch von Anſprüchen gelten. Wird z. B. eine 
Forderung eingeklagt und vom Beklagten als be⸗ 
gründet anerkannt, ſo iſt das ein Anerkenntnis 
(im Sinne des $ 307 ZPO.); wird ein für die 
Forderung beſtelltes Pfandrecht geltend gemacht, 
ſo iſt ganz die gleiche Erklärung des Beklagten 
kein „Anerkenntnis“; warum ſie aber weniger zu⸗ 
läſſig und bindend ſein ſollte, dafür iſt ein Grund 
nicht erfindlich. Wendet man — wie man das, 
jedenfalls logiſch genommen, ſehr wohl darf, — 
auch auf die Einräumung eines Rechtsverhältniſſes 
den Begriff des gerichtlichen Geſtändniſſes an,“) 
ſo iſt zu ſagen, daß Anerkenntnis und Geſtändnis 


) Ob die 88 288 ff. ZPO. nur auf das Geſtändnis 
von 1 im engſten Sinne des Wortes gemünzt 
ſind, ſo daß ſie auf das Geſtändnis von Rechtsverhält⸗ 
niſſen nur analog anwendbar wären, braucht hier nicht 
unterſucht zu werden. 


219 


ſich nur dadurch voneinander unterſcheiden, daß 
das Anerkenntnis den Anfpruch, fo wie er in der 
Klage geltend gemacht iſt, (ganz oder teilweiſe) 
zum Gegenſtand habe; ſo daß auf Grund des 
Anerkenntniſſes ein dem Klagantrag entſprechen⸗ 
des Urteil erfolgen kann. Die Erklärung, die 
der beklagte Erbe gegenüber einer auf unbe⸗ 
ſchränkte Verurteilung gerichteten Klage abgibt: 
„daß der geltend gemachte Anſpruch an ſich be⸗ 
gründet ſei, er aber, der Beklagte, nur mit dem 
Nachlaß dafür hafte“, iſt alſo Zugeſtändnis des 
Anſpruches an ſich, unter Hinzufügung eines 
ſelbſtändigen Verteidigungsmittels, durch welche 
die Wirkſamkeit des Geſtändniſſes nicht beein⸗ 
trächtigt wird (ZPO. § 289 Abſ. 1): das Geſtänd⸗ 
nis behält feine Wirkſamkeit, auch wenn das pin: 
zugefügte Verteidigungsmittel verfagt. 

2. Aber von einer ſolchen Erklärung weſentlich 
verſchieden iſt ein Anerkenntnis des beklagten 
Erben „mit der Maßgabe“, daß er nur mit 
dem Nachlaß hafte. Eine ſolche Erklärung kann 
nicht als Zugeſtändnis in Verbindung mit einem 
ſelbſtändigen Verteidigungsmittel gedeutet werden, 
ſondern ſie bildet eine in ſich zuſammenhängende, 
einheitliche Erklärung, deren Zerlegung in zwei 
voneinander unabhängige Erklärungen dem Partei⸗ 
willen widerſprechen würde. Das wird beſonders 
einleuchtend, wenn man den entſprechenden Bor- 
gang beim Abſchluß eines Anerkennungsvertrages 
zur Vergleichung heranzieht. Zwar iſt das 
prozeſſuale Anerkenntnis einſeitige Erklärung, nicht 
Eingehung eines Vertrages; aber es ſetzt doch 


eine entſprechende Erklärung des andern Teiles 


voraus, es iſt nur wirkſam, wenn ein entſprechender 
Anſpruch erhoben iſt. Geſetzt nun alſo, daß ein 
Gläubiger vom Erben außergerichtlich die Aner⸗ 
kennung einer Nachlaßverbindlichkeit verlangte, 
und dieſer erklärte, daß er ſie „mit der Maß⸗ 
gabe“ anerkenne, daß er dafür nur mit dem 
Nachlaß hafte, ſo wird man unmöglich darin den 
Abſchluß eines Anerkennungsvertrages erblicken 
können. Es iſt vielmehr klar, daß damit der 
Vertragsantrag abgelehnt, und der Antrag zu 
einem andern Vertrage gemacht wird, es iſt klar, 
daß die Erklärung nicht als Abſchluß eines An⸗ 
erkennungsvertrages über die Nachlaßverbindlich⸗ 
keit an ſich gedeutet werden darf. 

Die Erklärung des beklagten Erben, daß er 
den Anſpruch mit der Maßgabe ſeiner beſchränkten 
Haſtung anerkenne, iſt dann gewiß keine An⸗ 
erkennung des Klaganſpruches, wenn der Klag⸗ 
antrag auf unbeſchränkte Verurteilung gerichtet iſt; 
denn ſie läßt keine dem Klagantrag, ſei es gan 
oder zum Teil, entſprechende Verurteilung z. 


8) Damit ſteht es nicht im Widerſpruch, daß, wenn 
der Einwand der beſchränkten Haftung durchgreift, doch 
keine Abweiſung der Klage erfolgt, ſondern beſchränkte 
Verurteilung, — es müßte denn bereits feſtſtehen, daß 
der Nachlaß Befriedigungsmittel nicht oder nicht mehr 
enthält (BGB. SS 1973, 1974, 1989, 1990, 1992) und 
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Für die Realifierung des Anſpruches kommt 
es eben weſentlich auf den Umfang der Haftung 
an; es iſt ein dafür weſentlicher Unterſchied, 
ob die Vollſtreckung unbeſchränkt in das ganze 
Vermögen des beklagten Erben erfolgen kann, 
oder ob ſie auf den Nachlaß beſchränkt iſt oder 


doch beſchränkt werden kann. Und diefer Unter: 


ſchied kommt ja bereits in der Verurteilung zum 
Ausdruck (BPO. 88 780, 781, 785).%) 
Gegenüber dem Einwand der beſchränkten 
Haſtung kann nun aber der Kläger bei ſeinem 
Antrag auf un beſchränkte Verurteilung beharren; 
er kann ſchon im Rechtsſtreit geltend machen, daß 
der Erbe die Beſchränkung ſeiner Haftung nicht 
mehr herbeizuführen vermöge, daß er unbe: 
ſchränkbar haſte; er braucht nicht in den Vor⸗ 
behalt der beſchränkten Haftung zu willigen; denn 
durch die Verzögerung des Urteils, die daraus 
entſteht, daß gleich auch über den Umfang der 


Haftung zu entſcheiden iſt, wird nur ſein, des 


Klägers, Intereſſe berührt (vgl. insbeſondere 
BGB. $ 1973 letzter Satz, $ 1991 Abſ. 3). 
Die Erklärung des Beklagten, daß er den 
Anſpruch mit der Maßgabe ſeiner beſchränkten 
Haftung anerkenne, wäre Anerkenntnis des 
Klaganſpruches, wenn ein entſprechender Klag⸗ 
antrag geſtellt wäre; ſie wird alſo zum Anerkennt⸗ 
nis, wenn der Kläger nachträglich ſeinen Antrag 
in entſprechender Weiſe beſchränkt'); dann ſtellt 


darum der Beklagte nichts zu leiſten hat; denn wenn 
der Kläger die unbeſchränkte Verurteilung des Beklagten 
will, ſo will er — eventuell — auch die beſchränkte. 
) Der Einwand der beſchränkten Haftung und 
ſeine prozeſſuale Behandlung iſt an dieſer Stelle nicht 
näher zu erörtern. Seine Eigenart zeigt ſich auch hier; 
er richtet ſich nicht gegen den Anſpruch „an fid“, 
ſondern bezieht ſich auf die Mittel zu ſeiner Befriedi⸗ 
gung; er trifft alfo doch auch den Anſpruch, in Hin- 
ſicht nämlich auf ſeine Realiſierung; und mit Recht hat 
darum das Geſetz ihn nicht ausſchließlich dem Voll⸗ 
ſtreckungsverfahren zugewieſen; ſondern es verlangt 
für die Regel (von den Fällen abgeſehen, in denen die 
unbeſchränkte Haftung des Erben ausgeſchloſſen iſt), 
daß die Beſchränkung der Haftung, wenn fie Berück⸗ 
ſichtigung finden ſoll, ſchon im Rechtsſtreit geltend 
gemacht ſein müſſe; nur daß nicht notwendig gleich im 
Urteil darüber entſchieden zu werden braucht, die Ent⸗ 
ſcheidung vielmehr dem Vollſtreckungsverfahren vorbe⸗ 
halten werden kann (ZPO. § 780). Man kann den 
Sachverhalt in der zugeſpitzten Formel zum Ausdruck 
bringen: Der Klageanſpruch fei ein anderer, wenn 
der Anſpruch nur gegen den Nachlaß gerichtet, Befrie⸗ 
digung nur aus dem Nachlaß verlangt, ein anderer, 
wenn der Erbe perſönlich, als unbeſchränkt haftend, in 
Anſpruch genommen, Befriedigung aus ſeinem Geſamt⸗ 
vermögen verlangt wird. Verliert doch ſogar der Erbe 
die Paſſivlegitimation gegenüber den auf Befriedigung 
aus dem Nachlaß gerichteten Anſprüchen, wenn eine 
Nachlaßverwaltung angeordnet oder der Nachlaßkonkurs 
eröffnet iſt, und doch kann der Erbe, trotz Nachlaßver⸗ 
waltung oder Nachlaßkonkurs, für die Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten zugleich unbeſchränkt haften (BGB. 8 1994, 
§ 2005). Planck⸗Strohal, Komm. z. BGB. 8 1975. 
) Gaupp⸗Stein bemerkt zu ZPO. $ 307 unter I: 
„Ein Anerkenntnis vorbehaltlich einer Einrede — genügt 
nicht, mit Ausnahme der Fälle, wo die Einwendung 
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ſie ſich als antizipiertes Anerkenntnis dar: wie 
es ein antizipiertes Geſtändnis gibt, ſo muß auch 
ein antizipiertes Anerkenntnis möglich ſein (ſo iſt 
es z. B. auch ein antizipiertes Anerkenntnis, wenn 
die Klage auf eine unerlaubte Handlung gegründet 
iſt, der Beklagte dieſe in Abrede ſtellt, aber zu⸗ 
gleich anerkennt, daß er aus demſelben Vorgang 
wegen ungerechtfertigter Bereicherung ſchulde).“) 

Aber auch das antizipierte Anerkenntnis ge⸗ 
langt nicht zur Wirkung, (ſo wenig wie das 
antizipierte Geſtändnis), wenn die entſprechende 
Erklärung des Gegners ausbleibt, wenn der ent⸗ 
ſprechende Klaganſpruch nicht erhoben wird; und 
zwar muß er unbedingt erhoben ſein; die even⸗ 
tuelle Erhebung genügt nicht, um den Beklagten 
bei ſeinem Anerkenntnis feſtzuhalten. 

Aber die Erklärung des Beklagten iſt ja nicht 
bloß als antizipiertes Anerkenntnis, ſie iſt in erſter 
Linie als Antwort auf die Klage gemeint, auf die 
Klage, ſowie ſie erhoben iſt, die auf unbe⸗ 
ſchränkte Verurteilung gerichtete Klage. Nun 
umfaßt, wie ſchon oben ausgeführt, jedes Aner⸗ 
kenntnis notwendig auch den Anſpruchsgrund, und 
man kann inſofern ſagen, es ſchließe das Zuge⸗ 
ſtändnis des Anſpruchsgrundes in ſich; nur iſt 
dabei zu betonen, daß dieſes Geſtändnis keine 
ſelbſtändige Exiſtenz hat, daß es immer nur im 
Rahmen des Anerkenntniſſes, nur durch das 
Anerkenntnis wirkſam iſt, nicht unabhängig von 
ihm, nicht darüber hinaus. Nur inſoweit wird 
die Partei durch ihre Erklärung gebunden, als 
ſie ſich binden will; ihr Wille aber wird durch 
das Intereſſe beſtimmt, das ſie an ihrer Erklärung 
hat, durch die Rechtsfolge, die ſich damit verknüpft. 

Iſt doch ſogar für die Feſtſtellungskraft des 
Urteils, für den objektiven Umfang der materiellen 
Rechtskraft, die Rückſicht auf den Parteiwillen 
maßgebend: die Feſtſtellungskraft des Urteils be⸗ 
ſchraͤnkt fih auf den Klaganſpruch, weil nur dar⸗ 
über die Parteien die bindende Entſcheidung des 
Gerichtes fordern. So kann denn auch ein Aner⸗ 
kenntnis nicht über den Anſpruch hinaus wirken, 


auf den es ſich bezieht, und das gilt ſogar für ein 


teilweiſes Anerkenntnis des Anſpruches: das Aner⸗ 
kenntnis eines Teils des Anſpruchs wirkt nicht als 
Zugeſtändnis des Anſpruchsgrundes im ganzen, 
nicht für den nichtanerkannten Teil, ſo wenig wie, 
nach der herrſchenden durch ZPO. § 322 Abſ. 2 
beſtätigten Anſicht, die Entſcheidung über einen 


zu einer modifizierten Verurteilung führt, namentlich 
bei Verurteilung — mit beſchränkter Haftung.” Das 
trifft nicht zu. Denn beharrt der Kläger bei ſeinem 
Antrag auf unbeſchränkte Verurteilung, fo ift ein An⸗ 
erkenntnisurteil nicht möglich. Beſchränkt er aber ſeinen 
Antrag der Erklärung des Beklagten entſprechend, ſo 
liegt nun ein normaler Anerkenntnisfall vor. 

e) Stützt nun darauf der Kläger feinen Antrag, jo 
iſt das keine unzuläſſige Klageänderung, weil die Ver⸗ 
teidigung nicht weſentlich erſchwert iſt, wenn ſich die 
geänderte Klage auf die eigene Verteidigung des Be⸗ 
klagten gründet. (ZPO. § 264). 


Teil des Anſpruches materielle Rechtskraft für den 
ganzen Anſpruch erlangt. 

Wenn nun alſo der beklagte Erbe den An⸗ 
ſpruch mit der Maßgabe anerkennt, daß er nur 
mit dem Nachlaß dafür hafte, ſo will er damit 
nicht auch den Klaggrund einer Klage gegenüber 
zugeſtehen, durch die er als unbeſchränkt haftbar 
in Anſpruch genommen wird. Das tritt unver⸗ 
kennbar in dem Fall hervor, daß der Nachlaß 
gleich Null iſt; denn es wäre dann die Erklärung 
des Erben, mit dem Nachlaß für den Anſpruch 
haſten zu wollen, für ihn ganz bedeutungslos, er 
hätte gar keine Veranlaſſung zu prüfen, ob die 
Verbindlichkeit beſtehe oder nicht, ſeine Erklärung 
wäre für ihn ohne praktiſche Folge. Bleibt aber 
der Umfang ſeiner Haftung auch nur vorerſt 
dahingeſtellt, ſo würde er riskieren, daß er mit 
ſeinem perſönlichen Vermögen für die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeit einſtehen müßte, er würde auf dieſe 
Gefahr hin ſie nicht anerkannt haben. 

Gegenüber der Klage auf unbeſchränkte 
Verurteilung kommt alſo von der fraglichen Er⸗ 
klärung nur der Einwand der beſchränkten Haftung 
zur Geltung; eine Erklärung aber über den An⸗ 
ſpruch an ſich, und ſpeziell über den Klaggrund, 
iſt darin, dieſer Klage gegenüber, überhaupt 
nicht gelegen, weder eine Beſtreitung noch ein 
bindendes Zugeſtändnis. 

Es ergibt ſich, daß wenn der beklagte Erbe, 
der den Anſpruch mit der Maßgabe anerkannt 
hat, daß er nur mit dem Nachlaß daſür hafte, 
wenn er durch das Urteil der erſten Inſtanz für 
unbeſchränkt haftbar erklärt ift, noch in der Be: 
rufungsinſtanz den Klaggrund beſtreiten kann, 
ohne durch feine Erklärung gebunden zu fein. So 
alſo ſind wir zu derſelben Entſcheidung wie das 
Reichsgerichtsurteil gelangt aber auf einem anderen 
Wege, einem Wege, der die unhaltbare Konſtruk⸗ 
tion eines vom Klaggrund losgelöſten Klaganer⸗ 
kenntniſſes vermeidet. 


Das neue Weingeſetz. 
Von Landgerichtsrat W. Reich in Landau (Pfalz). 
(Fortſetzung). 
V. Die Bezeichnung des Weines. 


Das Geſetz regelt die Bezeichnung des Weines 
in dreifacher Richtung: bei geſchehener Zuckerung 
(8 5), hinſichtlich der „ ($ 6), und bei vor⸗ 
liegendem Verſchnitt (§8 7 u. 8). 

a) Daß gezuckerter Wein als Wein ſchlechthin 
in den Verkehr gebracht werden darf, iſt bereits 
erwähnt. Daraus folgt nun aber nicht, daß er 
dem Naturwein in allem gleich ſtehen ſoll; er 
darf daher unter einer Bezeichnung nicht feilgehalten 
oder verkauft werden, „die auf Reinheit (Natur⸗ 
reinheit) des Weines oder auf beſondere Sorgfalt 
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bei der Gewinnung der Trauben deutet“ (§ 51 
erſter Halbſatz); das italieniſche *. geht 
in dieſer Beziehung weiter, indem es geſtattet, 
trocken gezuckerten Wein als Naturwein in den 
Verkehr zu bringen; aus der deutſchen Vorſchrift 
folgt, daß in den deutſchen Verkehr übertretender 
Wein aus Italien nur dann die Naturwein⸗Be⸗ 
zeichnung fortführen darf, wenn er nicht gezuckert 
iſt; der Importeur muß daher durch ſpezielle Be⸗ 
fragung feſtſtellen, ob er wirklichen Naturwein oder 
gezuckerten Wein erhält, um daraufhin den Wein 
6 2 1 deutſchem Geſetze richtig bezeichnen zu können 


Die angeführte Vorſchrift über die Bezeichnung 
gezuckerter Weine deckt ſich inhaltlich mit der ſeit⸗ 
herigen Vorſchrift des § 4, wonach es verboten 
war, geſetzmäßig gezuckerten Weißwein oder auf 
der vollen Rotweintraubenmaiſche geſetzmäßig ge⸗ 
zuckerten Rotwein „als Naturwein oder unter 
andern Bezeichnungen feilzuhalten oder zu ver⸗ 
kaufen, welche die Annahme hervorzuruſen geeignet 
waren, daß ein derartiger Zuſatz nicht gemacht 
ſei“. Dies zu betonen iſt nicht unangebracht, 
weil der Kommiſſionsbericht eine Aeußerung eines 
Regierungsvertreters wiedergibt, nach welcher die 
jetzige Saung einen engeren Inhalt zu haben 
ſcheinen könnte. 

Feilhalten iſt das nach außen hin erkennbare 
Bereithalten zum Verkaufe; die Notwendigkeit, den 
Wein in Kellern, für gewöhnlich alſo nicht ohne 
weiteres überſehbaren oder zugänglichen Räumen 
zu lagern, bringt es mit ſich, daß ſich hierbei das 
Feilhalten regelmäßig in anderer Art verwirklicht 
als bei ſonſtigen Nahrungs: und Genußmittel, 
die unmittelbar zur Schau geſtellt zu werden 
pflegen, wenn ſie feilgehalten werden ſollen 
(RG. 35, 170). Beim Weine genügt es daher 
regelmäßig, in irgendeiner Weiſe den Intereſſenten 
als ſolchen erkennbar zu machen, daß man ver⸗ 
kaufsbereiten Wein zum Zwecke des Verkaufes 
lagern habe, ſelbſt wenn der Lagerungsort dabei 
nicht ohne weiteres erſichtlich oder zuganglich iſt. 
Wer alſo Proben ſeiner Weine mit auf Reiſen 
nimmt oder verſendet, hält jedenfalls die dazu 
gehörigen Weine feil, mögen ſie nun in einem 
oder mehreren Gebinden, da oder dort lagern, 
wenn nur die Zugehörigkeit feſtzuſtellen iſt; ebenſo 
werden aber auch durch Preisliſten, Inſerate, 
Zirkulare, Plakate, Aushänge, mündliches Angebot 
ſogar an einen einzelnen, wenn hieraus die Abſicht 
allgemein verkaufen zu wollen hervorgeht und nicht 
lediglich die nicht zu vermutende Abſicht beſtehen 
ſollte, nur dieſem ſpeziellen Individuum allein und 
niemand weiter die Ware anzubieten, im weiteſten 
Umfange Weine feilgehalten; ſchließlich genügen 
nach den Umſtänden ſogar beſtimmte, dem Pub⸗ 
likum oder gewiſſen Kategorien desſelben bekannte 
Symbole, um das Feilhalten zu manifeſtieren; 
die ſog. Strauß⸗, Hecken⸗, Rädchenwirtſchaften 
halten durch Ausſtecken oder Aushängen dieſer 
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Zeichen ſelbſtgebauten Wein feil, wie der Berufs⸗ 
wirt durch ſein Schild oder ein beliebiger durch 
das Aushängen einer Tafel mit Aufſchriften wie: 
„Neuer Wein“, „Wein über die Straße“, und 
ähnliches, die zum Ausſchank beſtimmten Vorräte. 

Ueber den Umfang des Feilhaltens kann hier 
eingeſchaltet werden: Feilgehalten wird in ſolchen 
Fällen nicht allein das unmittelbar bereit geſtellte 
Quantum), ſondern der ganze zugehörige, zu 
ſolcherlei Ausſchank beſtimmte, im Keller lagernde 
Wein, weil dieſen der Wirt gegebenenfalls ſämt⸗ 
lich auf einmal zum Ausſchank bringen würde; 
dieſe Anſicht äußert ihre Konſequenzen beſonders 
hinſichtlich des Umfangs der Einziehung. Aus 
den gleichen Erwägungen beantwortet ſich auch 
die Frage, wie es mit der Einziehung zu halten 
ſei, wenn Wein eines Gebindes nur teilweiſe 
feilgehalten erſcheint, z. B. teilweiſe zu Haustrunk⸗ 
zwecken, teilweiſe zum Verkaufe beſtimmt war; 
hier wird nur die zum Verkauf beſtimmt geweſene 
Menge einzuziehen und dem Täter die zu eigner 
Verwendung beſtimmt geweſene, hiernach nicht feil⸗ 
e aan zu belaſſen ſein. 

Nach dem Geſagten wird ein Wirt, „welcher 
durch Inſerate, Aufſchriften auf Geſchäftspapiere 
oder durch Plakate in den Geſchäftsräumen den 
Anſchein erweckt, als verkaufe oder verſchänke er 
Naturwein, während er tatſächlich gezuckerten Wein 
abgibt“, regelmäßig den Wein unter einer Be⸗ 
zeichnung feilhalten, die auf Reinheit des Weines 
deutet und deshalb fih gegen § 5 I und $ 28 1 
des Geſetzes vergehen; man wird alſo nicht darauf 
beſchränkt ſein, wie es nach dem Kommiſſions⸗ 
bericht den Anſchein hat, ſolchem Verfahren ſtraf⸗ 
und zivilrechtlich nach dem Wettbewerbsgeſetz ent⸗ 
gegenzutreten. 

Ob im einzelnen Falle gewiſſe Bezeichnungen 
auf Reinheit deuten, iſt Sache der Auslegung; 
Zweideutigkeiten ſind regelmäßig Kennzeichen der 
Abſicht Naturwein vorzutäuſchen, berechtigen aljo 
den Richter nicht, mit der billigen Ausflucht in 
dubio pro reo einer eingehenden Sacherforſchung 
aus dem Wege zu gehen, da er ſonſt indirekt der 
Unreellität Vorſchub leiſten würde. Demzufolge 
ſcheint es mir nicht geſtattet, in einer „Natur⸗ 
weinſtube“ neben Naturwein auch gezuckerten Wein 
auszuſchenken, wie es häufig geſchieht; die gleiche 
Bedeutung hat wohl auch das Plakat „Natur⸗ 
wein“ in einer Wirtſchaft. Die Annonce „garan⸗ 
tiert unverfälſchten Wein“ oder die Bemerkung 
einer Preisliſte: „Meine Weine ſind ſämtlich un⸗ 
verfälſchte ... Sachen“, verfolgen nicht den Zweck, 
lediglich zu verſichern, daß der Wein nicht geſetz⸗ 
widrig hergeſtellt ſei, weil es verfälſchten Wein 
im Verkehre nicht geben darf, eine ſolche, den 
Ankündiger höchſtens verdächtig machende Selbſtver⸗ 


1 Beiſpielsweiſe der im Büffet hinterſtellte Stein⸗ 
krug mit Wein, aus dem der Wirt die Gläſer der Gäſte 
füllt und in dem er nach dem Leerwerden wieder neuen 
Vorrat aus dem Lagerfaſſe im Keller holt. 


Zeitſchrift für ſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 111. in Bayern. 1909. Nr. 11. 


ſtändlichkeit alſo zwecklos wäre, fondern juden die 
Freiheit von allen im Weinbegriffe des § 1 nicht 
enthaltenen Zuſätzen, die im ſtrengen Sinne des 
$ 1 eine Verfälſchung wären (RG. 36, 211), an= 
zudeuten, ſind alſo gleichfalls für gezuckerten Wein 
nicht zuzulaſſen.“) 

Ganz ſelbſtverſtändlich darf gezuckerter Wein 
Bezeichnungen wie „echt“ und „Original“ nicht 
führen; es wäre daher nicht geſtattet, den oben 
beſprochenen aus Italien bezogenen, trocken ge⸗ 
zuckerten „Naturwein“ nach italieniſchem Begriffe 
in Deutſchland als Originalwein zu bezeichnen. 
Beſondere Aufmerkſamkeit wird man Phantaſie⸗ 
bezeichnungen zu ſchenken haben, bei denen der 
Gebrauch von Bezeichnungen wie Rebenblut, Reben⸗ 
nektar und ähnliches ſtets die Abſicht einer unzu⸗ 
läſſigen Umgehung der Vorſchriften des § 5 ent- 
alten wird. 

Als Bezeichnungen, welche auf beſondere Sorg⸗ 
falt bei der Gewinnung der Trauben (und damit 
auf Naturreinheit) deuten, ſind zu nennen: Aus⸗ 
leſe, Ausbruch, Spätleſe; ſie ſind daher in Zukunft 
dem Naturweine vorbehal ten. 

Neu iſt das Verbot, „in der Benennung 
anzugeben oder anzudeuten, daß der Wein Wachs⸗ 
tum eines beſtimmten Weinbergbeſitzers ſei“ (Schutz 
der Kreszendangabe). Die Vorſchrift ſteht jedoch 
der Angabe des Verkäuſers als eines Weinberg⸗ 
beſitzers nicht entgegen (Zulaſſung der Angabe des 
Lieferanten). Der Entwurf hatte die Faſſung: 

„. . . auch ift es verboten, in der Benennung 
ſolchen Weines eine Weinbergslage oder den Namen 
eines Weinbergbeſitzers anzugeben oder anzudeuten, 
ſofern nicht gleichzeitig der Wein als gezuckert 
bezeichnet wird“. 

Als Unterſcheidungsgrund gaben die Erläute⸗ 
rungen folgende Begriffsbeſtimmung an die Hand, 

die in der Betonung des Wörtchens „in“ gipfelte: 

„Als ‚in die Benennung des Meines‘ aufge⸗ 
nommen, iſt eine Angabe anzuſehen, wenn ſie auf 
Etiketten, in Preisverzeichniſſen und dergleichen 
(natürlich auch mündlich) mit den ſonſtigen Namen 
des Weines derart in Verbindung gebracht iſt, 
daß ſie in den Augen des Abnehmers als zur 
Kennzeichnung der Eigenart des Weines dienend 
erſcheinen muß“. 

Die Verſagung der Führung des Lagenamens 
d. i. der Angabe eines ſpezielleren Herkunſtsortes 
aba einer Gemarkung, wurde mit der richtigen 


) Ebendahin rechne ich das mir ſeinerzeit begegnete 
Verfahren eines weltſtädtiſchen Reſtaurants, das in ſeiner 
Weinkarte zwiſchen der Ueberſchrift „Pfalzweine“ und 
deren Aufzählung den Satz eingeſchoben hatte: „Unerreicht 
an Reife und Reinheit“; die Erklärung des Inhabers 
auf meinen Vorhalt, daß der von mir beſtellte Wein 
dieſes Abſchnittes gezuckert ſei, die Bemerkung beſage 
nur, daß Pfalzweine überhaupt wegen der von der 
Natur begünſtigten Lage des pfälziſchen Rebengebietes 
und der ſtrengen Kontrolle daſelbſt die größte Garantie 
ür Reife und Reinheit böten, ſchließt nicht aus, daß die 
ezeichnung auf Reinheit der feilgehaltenen Weine deutet. 
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Betrachtung begründet, daß gezuckerter Wein, ſelbſt 
wenn er durch den Zuckerzuſatz an Geſchmack und 
Handelswert gewinne, an ſeiner Eigenart verliere, 
wie ſie in erſter Linie durch die Naturechtheit ge⸗ 
währleiſtet werde und daß er deshalb auf Be⸗ 
zeichnungen keinen Anſpruch habe, durch welche 
die Eigenart beſonders betont wird; der gezuckerte 
Wein ſollte ſich demnach zu ſeiner Kennzeichnung 
höchſtens des Gemarkungsnamens, des Jahrgangs 
und der Traubenſorte bedienen dürfen, obwohl 
man das letztere (Riesling! Traminer!) bereits 
für beinahe zu weit gehend hielt (Kommiſſions⸗ 
bericht). Die Reichstagskom miſſion fürchtete jedoch, 
daß Wein, der in guten Jahren als Naturwein 
die Lagebezeichnung führe, wenn er in ſchlechten 
Jahren gezuckert werden müſſe, ohne die Lage⸗ 
bezeichnung oder mit der Erſichtlichmachung der 
Zuckerung unverkäuflich ſein oder allzuſehr im 
Preiſe gedrückt werden werde und hat deshalb die 
Beſchränkung der Lagebezeichnung geſtrichen; der 
Konſument muß ſich deshalb gefaßt halten, auch 
bei Weinen mit Lagebezeichnung (Rüdesheimer 
Berg, Würzburger Stein und Leiſten, Brauneberger, 
Ohlisberger, Markobrunner), ebenſo wie bei Riesling, 
Traminer oder bei einer Kombination beider Be⸗ 
zeichnungsarten gezuckerte Ware zu erhalten, wenn 
er ſich nicht die Naturechtheit eigens gewähr⸗ 
leiſten läßt. 

Nunmehr iſt „die Kreszensangabe das einzige 
unantaſtbare Vorrecht des ungezuckerten Weines“. 
Es konnte deshalb der Schlußſatz des Entwurfs: 
„ſofern nicht gleichzeitig der Wein als gezuckert 
bezeichnet wird“ als überflüſſig geſtrichen werden, 
da eine Kreszensbezeichnung mit Angabe der 
Zuckerung zu verbieten nicht veranlaßt erſchien. 
Die ſtattgehabte Streichung ſoll nun aber gleich⸗ 
wohl nach dem Kommiſſionsbericht einen weiteren 
Zweck verfolgen. Man hatte darauf hingewieſen, 
daß eine übelwollende Konkurrenz aufgekaufte 
Weine eines als Puriſten bekannten Produzenten 
zuckern und ſie dann mit Kreszensangabe als ge⸗ 
zuckert weiter verkaufen und ſo den Ruf des Pro⸗ 
duzenten durch den Anſchein, als habe dieſer 
ſelbſt den Wein gezuckert, ſchädigen könne. Nach 
dem Kommiſſionsbericht hat ein Regierungsver⸗ 
treter diefe Bedenken als nicht ganz von der 
Hand zu weiſen bezeichnet und zu ihrer Be⸗ 
ſeitigung ſich mit der Streichung einverſtanden 
erklärt. Die jetzige Faſſung enthielte danach 
nicht nur das Verbot, einem gezuckerten Wein eine 
Kreszensangabe beizufügen, ſondern auch das 
abſolute Verbot der Beiſetzung einer Kreszensangabe 
ſogar bei ausdrücklicher Deklaration der Zuckerung. 
Ob das Geſetz nach Faſſung und Zweck des § 5 
dieſe Vorſchrift wiedergibt, mag dahingeſtellt bleiben. 

Die weitere Aenderung des Entwurfs durch 
die Kommiſſion („den Namen eines Weinbergs⸗ 
beſitzers anzugeben“ — „anzugeben, daß der 
Wein Wachstum eines beſtimmten Weinbergs⸗ 
beſitzers ſei“) verdeutlicht mehr den der Vorſchrift 
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zugrunde liegenden Gedanken, nur die Kreszens⸗ 
angabe als ſolche für gezuckerte Weine auszuſchließen; 
eine ſachliche Aenderung ſtellt ſie wohl nicht dar. 
Solange die Angabe des Namens eines Weinbergs⸗ 
beſitzers auf Etiketten, in Weinkarten ꝛc. nur be⸗ 
zweckt, den Lieferanten des Weines, ſei er nun 
Produzent oder Händler, zu bezeichnen, iſt ſie 
unſchädlich; iſt ſie dagegen gewählt, um zur 
Charakteriſierung des Weines, zur Betonung ſeiner 
Eigenart beizutragen oder zu dienen, was der Fall 
iſt, wenn ſie zur Benennung des Weines mitver⸗ 
wendet oder, wie hier ſchon vorweggenommen 
werden kann, allein verwendet wird, ſo muß ſie 

Naturwein zum Gegenſtand haben. | | 

Die Definition der Erläuterungen geht von 
dem erfteren Fall aus und findet eine Kreszens⸗ 
angabe in einer Verbindung der Angabe des 
Weinbergbeſitzers mit den ſonſtigen Namen des 
Weines. Bei ihrer Anwendung darf man ſich 
jedoch nicht auf das Wort „Verbindung“ ver⸗ 
ſteifen; es genügt die innere Beziehung der 
beiden Bezeichnungsmittel des Weines zueinander, 
eine ſpezifiſch räumliche oder grammatikaliſche Ber- 
bindung iſt nicht erforderlich. 

Danach ſind Kreszensangaben die an den 
ſonſtigen Weinnamen (z. B. den Gemarkungs⸗ 
oder Lagenamen) ſich anſchließenden oder auch 
von ihm getrennt ſtehenden Wendungen: „Kres⸗ 
zens NN“, „Wachstum des NN“, „aus den Wein⸗ 
bergen des NN“ und ähnliche. Der Weinberg- 
beſitzer kann mit ſeinem bürgerlichen Namen, aber 
auch ſonſtwie: „Kgl. Domäne“, „Pfarrgut NN“, 
„Kloſter NN“, auch mit erfundenen (Phantaſie⸗ 
namen) bezeichnet ſein. 

Stets muß aber die Angabe oder Andeutung 
des Weinbergbeſitzers eine unmittelbare ſein. Die 
Angabe einer Lage, auch wenn ſie ſich im Allein⸗ 
beſitz eines Eigentümers befindet (Bernkaſtler 
Doktor), iſt daher als Andeutung eines beſtimmten 
Weinbergbeſitzers nicht anzuſehen, da die Tatſache, 
daß die Lage ſich im Alleinbeſitze einer Perſon 
befindet, nicht als allgemein bekannt vorausgeſetzt 
werden kann (Kommiſſionsbericht); damit iſt auch 
wohl die Frage beantwortet, was von den vielen 
Chäteaus zu halten ift, welche dem franzöſiſchen 
Wein ſo häufig den Namen geben und auf manche 
Konfumenten ohne Rückſicht auf den wahren Hinter⸗ 
grund der Bezeichnung eine ſo beſtrickende Wirkung 
ausüben. Naturechtheit iſt durch ſolche Bezeich⸗ 
nungen ohne gleichzeitige Beiſetzung des Namens 
des Beſitzers nicht verbürgt. | 

Es genügen weiter auch verſchleierte Angaben 
wie: „Eigenes Gewächs“, „Eigenbau“ unter äußer⸗ 
lich getrennter Angabe des Liefernden, da man 
auch hier ſchließt, daß der genannte Wein Wachs⸗ 
tum des Liefernden ſei; nicht minder zweideutige 
Angaben: „Selbſtgebaut von NN“, „ſelbſtgezogen 
von NR“, Weine „eigener Ernte“; auch wenn 
Fachleute darunter vielleicht nur verſtehen würden, 
daß NN. den Wein ſelbſt ausgebaut oder auf 
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fremden Grundſtücken gekaufte Trauben ſelbſt 
abgeerntet (geleſen) habe, würden gleichwohl, worauf 
es allein ankommt, unbefangene Käufer darunter Hin⸗ 
weiſe auf Weinbergsbeſitz verſtehen (vgl. RG. 39,412). 
Eine Kreszensangabe enthielte daher folgendes 


Etikett: 
Königsbacher Idig. 
Aus dem Weingut von J. Müller, Deidesheim. 

Nicht dagegen das Etikett: 

J. Müller, Weingutsbeſitzer in Deidesheim. 
Königsbacher Idig. 

Zur Kreszensangabe möchte dagegen zu rech⸗ 
nen ſein: 

Weingut von J. Müller, Deidesheim, 
Königsbacher Idig. 

Die mehr ſächliche, nicht perſönliche Faſſung 
der Etikette dürfte der Annahme einer bloßen 
Angabe des Lieferanten entgegenſtehen.) 

Kreszensangaben ſind auch verboten, wenn 
neben dieſen keine anderweitigen Benennungen 
der gezuckerten Weine mehr vorliegen; die Be⸗ 
nennung kann demnach auch ausſchließlich in der 
Kreszensangabe beſtehen; eine ſolche liegt vor in 
der Etikette: 

J. Maier, Winningen. 
Eigenes Wachstum. 
verlangt alſo, wie das Schild der Straußwirte: 
„Eigenes Gewächs“ in Zukunft Naturwein. Das 
letztere werden ſich die zahlreichen Straußwirte 
der Pfalz, welche großenteils ſeither mit dieſem 
Schild gezuckerte Weine vertrieben haben, merken 
müſſen. Ebenſo muß aus den Preisliſten vieler 
Aufkäufer, Kelterer und Zuckerer von Trebermoſt 
der Paſſus verſchwinden: „Mein Lager beſteht 


1) Die von der Deutſchen Weinzeitung Nr. 93/08 
wiedergegebenen Weinkarten: 


Der Internationalen Eiſenbahn⸗Schlafwagengeſellſchaft: 


Hochheimer 
Rüdesheimer Scholl & Hillebrand, 
Brauneberger Weingutsbeſitzer, 


Ober⸗Ingelheimer (rot) 
Forſter Riesling 
Johannisberger Schloßlager 1893 dto. 
m ara Eiſenbahn⸗Speiſewagengeſellſchaft: 
teeger erg 
Niertteiner Rehbach von ei Bacharach /K. 
Rüdesheimer Berg ' 
Walporzheimer von Dr. Pfahl Erben, Kloſtergut 
Marienthal. 
Winninger 
Piesporter von Deinhard & Co., Koblenz. 
Joſefshöfer 
Forſter Riesling von Rud. & Wm. Maucher. Neu- 
ſtadt (Rheinpfalz) und Trier 
enthalten mit Ausnahme des Walporzheimer keine Kres⸗ 
zensangaben, könnten alſo gezuckert ſein. Auch bei dem 
Walporzheimer kann wohl „Kloſtergut Marienthal“ ledig⸗ 
lich als Wohnort der Lieferanten Dr. Pfahl Erben gelten 
und braucht inſoweit nicht unbedingt eine Kreszens⸗ 
angabe darzuſtellen (opp. oben „Weingut von J Müller, 
Deidesheim“). 
Doch könnte aus der ſpeziellen Kenntnis der Ver⸗ 
hältniſſe ſich auch eine andere Auffaſſung ergeben; ein 
Grenzfall iſt dieſes Beiſpiel auf alle Fälle. 


Rüdesheim a / Rh. 
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(ganz oder auch nur teilweiſe bei Naturweinbeſtand 
im übrigen) aus ſelbſtgezogenen Weinen 
Der 8 5 ſchützt hiernach den Naturwein gegen 
die Konkurrenz des gezuckerten Weines, bietet 
aber keine Hilfe gegen die Bezeichnung von Wein 
als Naturwein, der zwar nicht gezuckert, aber aus 
anderen Gründen, etwa wegen abweichender Keller⸗ 
behandlung des Auslandes kein Naturwein im 
Sinne der $ 1 und 4 ift. Hierher gehören vor 
allem die ausländiſchen Deſſertweine, die als 
Naturweine nicht bezeichnet werden dürfen, eben⸗ 
ſowenig wie die in der Kommiſſion behandelten 
Weine aus Algier, denen, ohne daß ſie Deſſert⸗ 


weine darſtellten, bis zu 10 Alkohol zugeſetzt 


ſei. Deſſertweine dieſer Art als Originalweine 
zu bezeichnen, dürfte dagegen angehen, während 
dies bei den Weinen aus Algier, wie bei allen 
ausländiſchen Tafel weinen, die der Herſtellung 
nach Vorſchrift unſeres Geſetzes fähig ſind, un⸗ 
zuläſſig iſt. Soferne derartige, der erlaubten 
Kellerbehandlung nicht entſprechende Weine vom 
Bundesrat gemäß § 13 zugelafſen werden ſollten, 
ſtünde gegen den Verſchleiß als Naturwein nur 
der Schutz des Wettbewerbsgeſetzes event. des Betrugs⸗ 
paragraphen zu gebote. 

Entſprechend dem Feilhalten ift in § 5 auch 
der Verkauf gezuckerten Weines unter einer Natur⸗ 
wein⸗Bezeichnung verboten. Unter Verkauf iſt 
nach der ſeitherigen Rechtſprechung nicht bloß der 
obligatoriſche Kaufabſchluß, ſondern auch die zur 
Erfüllung des Kaufvertrags zu betätigende Ueber⸗ 
gabe der verkauften Sache zu verſtehen.“) Im 
übrigen iſt der Begriff des Kaufes für den Be⸗ 
reich des Weingeſetzes im weiteſten Sinne zu 
nehmen; er umfaßt alſo auch den Tauſch und 
die Hingabe an Zahlungs Statt. Da die Lieferung 
Beſtandteil des Kaufgeſchäftes iſt, wird auch der 
noch dem 8 5 unterfallen, welcher zwar den 
Wein als gezuckert beim Kaufabſchluſſe ver⸗ 
kauft, bei der Lieferung aber (um dem Käufer zu 
Durchſtechereien behilflich zu ſein) etwa auf der 
Faktura als Naturwein bezeichnet. 

Die wirkſame Durchführung des § 5 I, mehr 
noch die des § 3, um mehrfache Zuckerungen zu 
vermeiden, erheiſcht die Aufſtellung der im § 5 II 
feſtgeſtellten Verpflichtung; „wer Wein gewerbs⸗ 
mäßig in Verkehr bringt, iſt danach verpflichtet, 
dem Abnehmer auf Verlangen vor der Uebergabe 
mitzuteilen, ob der Wein gezuckert iſt und ſich 
beim Erwerbe von Wein die zur Erteilung dieſer 
Auskunft erforderliche Kenntnis zu ſichern“. 

„In den Verkehr bringen“ im allgemeinen 
umfaßt außer dem Feilhalten und verkaufen jede 
irgendwie beſchaffene auch die unentgeltliche Weiter⸗ 
gabe (Schenkung) an andere (Angehörige, Geſinde) 
— fo in § 13% — „gewerbsmäßiges in den 
Verkehr bringen“ d. h. Inverkehrbringen im 

1) Vgl. z. > Nr. 8 dieſes Jahrgangs der Zeitſchrift 


S. 170 unter II. 
Mit der für den Haustrunk beſtehenden Ausnahme. 
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Rahmen einer jeden Erwerbstätigkeit ſchließt aller⸗ 
dings die Einbeziehung der Schenkungen aus. 
Auch dem neuen Geſetze liegt offenbar der Begriff 
der Gewerbsmäßigkeit zugrunde, wie er vom 
Reichsgericht zu § 3 des zweiten Weingeſetzes ent⸗ 
wickelt iſt. Die Gewerbsmäßigkeit des Inverkehr⸗ 
bringens iſt alſo rein objektiv in dem Sinne 
zu nehmen, daß ein ſolches zwecks Gewinnung von 
Erwerb, zur gewinnbringenden Verwertung in 
einem Gewerbebetrieb im weiteſten Sinne genügt; 
dagegen kommt nichts darauf an, ob der Täter, 
wenn er nur den oben geſchilderten objektiven 
Zuſammenhang erkannte, etwa auch ſelbſt für 
ſich einen Erwerb geſucht, oder gar eine dauernde 
Erwerbsquelle ſich damit erſchließen wollte. Dem⸗ 
nach beſteht die Verpflichtung nach § 5 II beiſpiels⸗ 
weiſe auch für den, der aus Gefälligkeit den Wein 
eines andern zu verkaufen unternimmt (vgl. RG. 
41, 40; 36, 428). 

Die Mitteilungspflicht beſteht nur auf Ver⸗ 
langen und nur vom Abſchluß des Kaufes bis 
zur Uebergabe; eine vor Abſchluß des Kaufes 
gegebene Auskunft fällt gleichwohl unter den § 5 II 
mit feiner Strafbeſtimmung in § 29, da bis 
hierher nur nicht die Pflicht zur Auskunft, wohl 
aber die Pflicht zur Wahrheitsangabe, letztere auch 
für den Fall völlig freiwilliger Mitteilung (ohne 
Verlangen) feſtgeſetzt iſt. Die Mitteilungspflicht 
erſchöpft ſich in der Angabe, ob und daß der 
Wein gezuckert iſt, umfaßt alſo nicht die Bekannt⸗ 
gabe, w ie gezuckert ift (trocken, wäſſerig, Prozentſatz). 

Bezüglich der Uebergabe iſt zu bemerken, daß 
das im Weinverkehre übliche Siegeln gekaufter 
Fäſſer Wein durch den Käufer regelmäßig nicht 
die Uebergabe darſtellt, die erſt mit der Abfüllung 
und der hiebei erfolgenden Trennung von Trub 
und Meſſung vor ſich zu gehen pflegt; das Siegeln 
bezweckt nicht die Beſitzübertragung, ſondern die 
Sicherung des Kaufgutes gegen Veränderungen 
bis zur Uebergabe. 

Die der Mitteilungspflicht entſprechende Frage⸗ 
pflicht iſt eine lex imperfecta; wer zu fragen 
unterläßt, wird alſo erſt dann ſtrafbar, wenn er 
weiter verkauft, vom Käufer ſeinerſeits gefragt 
wird und nun keine oder eine unrichtige Mitteilung 
macht. Die Beobachtung der Fragepflicht ſoll 
ihre ſtrafrechtliche Sicherung mittelbar, aber aus⸗ 
reichend durch die Strafdrohung bezüglich der Mit⸗ 
teilungspflicht ſowie durch die Strafvorſchriften zu 
§ 3 finden („Erläuterungen“ zu § 5). Ob dies 
zutrifft, ob insbeſondere auf dieſer Baſis eine ge⸗ 
nügend ſtringente Lagerbuchführung erſtehen wird, 
bleibt abzuwarten. 

Was im vorſtehenden bezüglich „Wein“ geſagt 
ift, findet gemäß § 12 auch auf Traubenmaiſche 
und Traubenmoſt ebenſo wie für die folgenden 
Ausführungen zu b und c Anwendung. 

(Fortſetzung folgt). 


| StGB. unterworfen zu werden. 
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Die Auslegung des § 266 Nr. 2 des Etraf⸗ 
geſetzbuchs in der Praxis. 
Von Matthias Mayr, III. Staatsanwalt in München. 


Es wird in der letzten Zeit von den mit der 
Strafrechtspflege in München befaßten Behörden 
lebhaft Klage über die weitgehende Auslegung 
geführt, die 266 Nr. 2 des StGB. allmählich 
in der Praxis gefunden hat. Ich weiß nicht, ob 
die Verhältniſſe anderswo gerade ſo liegen wie 
hier. Jedenfalls verlohnt es ſich, jene Klage auf 
ihre Begründung hin zu prüfen und, ſoweit mög⸗ 
lich, Winke zur Abhilfe zu geben, zumal hierbei 
auch Fragen von allgemeinem Intereſſe berührt 
werden müſſen. 

Man macht hier faſt täglich die Erfahrung, 
daß Fälle, die zweifellos nur Unterſchlagung 
und nicht Untreue ſind, von den Amtsanwälten 
dem Staatsanwalte zur Behandlung aus dem 
Geſichtspunkte der Untreue vorgelegt werden; 
nicht ſelten ſind auch die Fälle, in denen die 
Schöffengerichte aus dem gleichen Geſichtspunkt 
reine Unterſchlagungen nach $ 270 StPO. an 
die Strafkammer verweilen. Die Folge dieſer 
letzteren Fälle und einer zum Teil ſchwankenden, 
zum Teil gleichfalls zu einer ausdehnenden Aus⸗ 
legung neigenden Rechtſprechung der oberſten Ge⸗ 
richte, iſt eine gewiſſe Nervoſität, die bei Be⸗ 
handlung dieſer Strafſachen Platz gegriffen und 
dazu geführt hat, daß die Strafkammern mit An⸗ 
klagen aus $ 266 Nr. 2 StGB. in überreichem 
Maße bedacht werden. 

Geht man auf die Entſtehungsgeſchichte des 
8 266 Nr. 2 StGB. zurück, jo wird man finden, 
daß dieſe Strafnorm nur zu dem Zweck eingefügt 
wurde, um eine Lücke auszufüllen, die ſich im 
preußiſchen Strafgeſetzbuch empfindlich bemerkbar 
gemacht hatte. Es ſollte hierdurch hauptſächlich eine 
Handhabe für die Fälle gegeben werden, die ſich 
mit 8 246 StGB. allein nicht faſſen ließen, wie 
die Verfügung über fremde Forderungen oder 
über Sachen, die ſich nicht im Gewahrſam des 
Täters befinden. Da $ 266 Nr. 2 ſomit einen 
Ergänzungstatbeſtand enthält, müßte nad) allge: 
meinen Auslegungsregeln ſein Anwendungsgebiet 
ein beſchränktes ſein. Und wenn man ſich auch 
nicht ſo weit vom Boden der Praxis entfernen will 
wie Binding (Grundriß I 279), der die An⸗ 
wendung des § 266 Nr. 2 überall da ausſchließt, 
wo ein anderer geſetzlicher Tatbeſtand verwirklicht 
iſt, ſo wird man doch vorſichtig in jedem Einzel⸗ 
falle das Vorliegen der Merkmale jener Straf⸗ 
vorſchrift u. a. auch noch um deswillen prüfen 
müſſen, weil im Zweifelfalle der Beſchuldigte das 
Recht hat, der milderen Strafnorm des $ 246 
Für eine be⸗ 
ſchränkte Auslegung ſpricht auch der Umſtand, 
daß für die Unterſchlagung an vertrauter 
Sachen eine beſondere Strafdrohung beſteht, die 


StGB.). 
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dank der gegenwärtigen Praxis allerdings faſt 
nur mehr das Schattendaſein eines ideell kon⸗ 
kurrierenden Geſichtspunktes führt. 

Die Untreue gehört im Gegenſatze zu den 
meiſten übrigen Vermögensdelikten nicht zu den 
ſtrafbaren Handlungen, die nach § 27 des GVG. 
bis zu einem gewiſſen Schadensbetrage der Zu⸗ 
ſtändigkeit der Schöffengerichte unterliegen. Sie 
findet fih auch nicht unter den ſogenannten Weber: 
weiſungsdelikten des 8 75 des angeführten Ge- 
ſetzes. Auch die Novelle zum Gerichtsverfaſſungs⸗ 


geſetze vom 5. Juni 1905 hat hieran nichts ge⸗ 


ändert. Fragt man nach dem Grunde dieſes Um⸗ 
ſtandes, ſo iſt er zweifellos darin zu erblicken, 
daß die Untreue, ſo wie ſie ſich der Geſetz⸗ 
geber vorſtellt, meiſt in tatſächlicher und 
rechtlicher Beziehung ſchwierige und verwickelte 
Tatbeſtände betrifft, die ſich für die Urteilsfindung 
durch ein mit Laien beſetztes Gericht nicht eignen. 
Auch daraus mag der Schluß gezogen werden, 
daß eine beträchtliche Zahl der Fälle, die unſere 
Strafkammern aus dem Geſichtspunkte der Un⸗ 
treue behandeln müſſen, nach dem Willen des 
Geſetzgebers Untreue nicht ſind, da es ſich dabei 
um ganz einfach gelagerte, jedem Laien verſtänd⸗ 


liche Tatbeſtände handelt. 


In erſter Reihe unter den Fällen, auf die 
die vorſtehenden Ausführungen zutreffen, ſteht die 
„Untreue“ von Dienſtboten oder Gewerbegehilfen, 
die zum Austragen von Waren verwendet werden 
und die Gegenleiſtung hierfür in Empfang zu 
nehmen haben. Die Hauptrolle unter dieſen 
Perſonen ſpielen wieder, wenigſtens in München, 
die Bäckerjungen. Hier ſind zunächſt zwei 


Entſcheidungen des Reichsgerichts anzuführen. Die 


eine (Rſpr. IV 393) ſpricht aus, daß der Dienſt⸗ 
bote, der mit Zuſtimmung des Dienſtherrn Zahlung 
für herumgetragene Waren in Empfang nimmt, 
Bevollmaͤchtigter ift. Die andere (Entſch. XX 262) 
betrifft einen minderjährigen Bäckerburſchen, der 
Brot für ſeinen Dienſtherrn austrug und das 
Geld hierfür einzukaſſieren hatte. Dieſe oberſt⸗ 
richterlichen Erkenntniſſe mögen der Anlaß ge⸗ 
weſen ſein, alle ähnlich gelagerten Fälle unbe⸗ 
ſehen als „Untreue“ zu behandeln. Eine genaue 
Prüfung von Fall zu Fall wird jedoch erſehen 


laſſen, daß zumeiſt die Sache doch anders gelagert 


iſt. Der Begriff des Bevollmächtigten muß jetzt 
aus dem Bürgerlichen Geſetzbuch abgeleitet werden. 
Hiernach iſt aber — und darin ſtimmt auch die 
Rechtſprechung der Strafſenate des Reichsgerichts 
überein — Bevollmächtigter nur der, der den 
Auftraggeber im Willen zu vertreten, im Namen 
des Auftraggebers mit einem Dritten ein Rechts⸗ 
geſchäft abzuſchließen hat; der Bevollmächtigte 
muß die rechtlich begründete Befugnis zur Ver⸗ 
tretung fremden Vermögens in Rechtsangelegen⸗ 
heiten beſitzen (vgl. Olshauſen zu $ 266 Nr. 2 
Hiernach Fällt nicht unter den Begriff 
des Bevollmächtigten der bloße Bote, der ſeinen 


Auftraggeber nicht im Willen vertritt, d. h. nicht 
ſeinen Willen für den Auftraggeber äußert, 
ſondern bloß als Organ des Auftraggebers, als 
deffen Werkzeug, den Willen des Auftrag ⸗ 
gebers überbringt. Auch der Bote erfüllt einen 
Auftrag; er iſt deshalb aber noch nicht Bevoll⸗ 
mächtigter. Darin liegt einer der Hauptfehler 
der gegenwärtigen Praxis, daß fie häufig den 
Unterſchied zwiſchen Auftrag und Vollmacht über⸗ 
fieht und geneigt iſt, jeden Beauftragten auch 
ohne weiteres als Bevollmächtigten anzuſehen. 
Darüber nun, daß der Dienſtbote, der nur den 
Auftrag hat, Waren an die Kunden des Dienſt⸗ 
herrn zu überbringen, Bote und nicht Stellver⸗ 
treter iſt, wird wohl kein Streit herrſchen. Der 
Bäckerburſche alfo, der lediglich das Brot auszu⸗ 
tragen hat, ohne das Geld dafür in Empfang 
nehmen zu dürfen, iſt unbeſtrittenermaßen Bote. 
Wenn er das Brot ins Waſſer wirft oder ver⸗ 
ſchenkt, begeht er keine Untreue, ſondern bloß 
Unterſchlagung oder Sachbeſchädigung. Wie ſteht 
es nun aber, wenn er auch das Geld hierfür 
von den Kunden annehmen darf und das Geld 
für ſich behält? Es beſteht in der Mehrzahl 
der Fälle nicht der mindeſte Grund, deswegen zu 
einer anderen Entſcheidung zu kommen. Ebenſo 
wie jemand als Bote die aktive Willenserklärung 
eines anderen abgeben kann, kann er auch für 
ſeinen Auftraggeber die Willenserklärung eines 
Dritten als Bote entgegennehmen (Staudinger⸗ 
Riezler, 2. Aufl. Vorbem. 6 zu § 164 BGB.). 
Der Bäckerjunge, dem nicht das mindeſte Maß 
eigener Entſchließung überlaſſen iſt, erklärt nicht 
ſeinen Willen, wenn er das Geld des Kunden 
entgegennimmt, er nimmt es vielmehr nur als 
Werkzeug ſeines Dienſtherrn entgegen. Ich meine 
alſo: Trotz der oben angeführten Entſcheidungen 


wird man in den meiſten Fällen auf Grund der 


Feſtſtellung, daß der Beſchuldigte keinerlei eigene 
Willensentſchließung hatte, ſondern einem ganz 
beſtimmten Auftrag mechaniſch, als Werkzeug des 
Auftraggebers Folge zu leiſten hatte, zu dem Er⸗ 
gebnis gelangen können, die Eigenſchaft eines 
„Bevollmächtigten“ zu verneinen. Eine eigene 
Willensentſchließung ſtand z. B. im Falle Entſch. 
Bd. XX S. 262 dem Bäckerjungen zu; denn er 
konnte ſelbſt die Perſonen, an die er das Brot 
ſeines Meiſters verkaufen wollte, auswählen und 
durſte auch auf Borg verkaufen. Meiſtens ſind 
aber die Fälle eben anders gelagert und niemand 
wird ſich wohl in der Regel mehr darüber wun⸗ 
dern mit dem hochtönenden Titel eines „Bevoll⸗ 
mächtigen” bedacht zu werden als der vierzehn⸗ 
jährige Bäckerjunge, der Brotgelder unterſchlägt. 

Unter die Kategorie bloßer Boten fallen auch 
Laufburſchen, die Waren auszutragen haben, Dienſt⸗ 
männer, in München insbeſondere auch die ſogen. 
„Roten Radler“. Auch bei dieſen Perſonen macht 
es regelmäßig keinen Unterſchied, ob ſie bloß die 
Waren zu überbringen oder auch das Geld hierfür 
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in Empfang zu nehmen haben. So hat auch das | 


Reichsgericht in Rechtſpr. IX, 202 gebilligt, daß 
ein Laufburſche, der Gelder abzuliefern hatte und 
nicht ablieferte, Einzahlungen bei der Poſt zu machen 
und nicht gemacht, Sendungen bei der Poft auf- 
zugeben und zu frankieren, aber nicht frankiert, 
ſondern das Geld für ſich behalten hatte, nur wegen 
Unterſchlagung und nicht auch wegen Untreue ver⸗ 
urteilt wurde. Dieſe den praktiſchen Bedürfniſſen 
entſprechende und durchaus zu billigende Entſcheidung 
bietet die Möglichkeit, die überaus häufigen Fälle, 
in denen jemand einen anderen mit quittierter 
Rechnung zu ſeinem Schuldner ſchickt oder mit der 
Erhebung einer quittierten Poſtanweiſung bei der 
Poſtanſtalt beauftragt und der Beauftragte das 
Geld für ſich verwendet, als bloße Unterſchlagung 
zu behandeln. Nicht ſelten kommt es auch vor, 
daß Dienſtboten oder andere Perſonen ein größeres 
Geldſtück mit dem Auftrage bekommen, es im 
nächſten Laden wechſeln zu laſſen; der ſo Beauf⸗ 
tragte begeht nicht Untreue, ſondern nur Unter⸗ 
ſchlagung, wenn er das zu wechſelnde Geldſtück 
rd dafür empfangene Kleingeld für ſich 
ehä 

Aehnlich wie das Verhältnis des Dienſtboten 
wäre an ſich auch das Verhältnis der Kellnerin 
zum Wirte rechtlich zu beurteilen. Man könnte 
ſich recht wohl auch hier auf den Standpunkt ſtellen, 
daß die Kellnerin nur Verrichtungen tatſächlicher 
Art vornimmt und ſowohl bei Verabreichung von 
Speiſen und Getränken als auch bei Empfangnahme 
des Geldes von den Gaͤſten nur als Mittelsperſon 
zwiſchen Gaſt und Wirt, als Bote handelt. Allein 
die Rechtſprechung ſteht hier durchgängig auf dem 
entgegenge'chten Standpunkt (vgl. insbeſondere 
Entſch. Bd. 34 S. 39, Goltdammers Archiv Bd. 50 
S. 288, BlfRA. Bd. 69 S. 120), dem die Praxis 
natürlich aus Zweckmäßigkeitsgründen folgen muß. 

Etwas anders liegt die Sache wieder bezüglich 
der Ladnerin oder des Handlungsgehilfen, die über 
Waren ihres. Prinzipals in anderer Weiſe als durch 
Verkauf verfügen. Dieſe Fälle kommen in der 
Praxis ſehr häufig vor. Mir iſt insbeſondere ein 
Fall erinnerlich, in dem die Ladnerin eines Schweine⸗ 
metzgers Wurſtwaren in großer Menge an ihren 
Liebhaber verſchenkte. Die Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts ſchwankt in dieſen Fällen. Die Entſcheidung 
in Bd. 28 S. 155 verneint Untreue bezüglich eines 
Kommis, der Kaffee an Kunden verſchenkt hatte; 
die Anwendbarkeit des § 266 finde ihre Schranken 
in den Grenzen der dem Bevollmächtigten obliegenden 
Befugniſſe und ſei ausgeſchloſſen, ſobald die den 
Auftraggeber benachteiligende Verfügung, ſei es 
objektiv oder ſubjektiv, außerhalb dieſer Grenzen 
liege, ſobald ſie alſo nicht mehr eines der Geſchäfte 
darſtelle, zu deren Vornahme er vermöge ſeiner 
Vollmacht berechtigt war. Dagegen billigt die Ent⸗ 
ſcheidung in Bd. 32 S. 26 die Verurteilung des 
Verwalters eines Zweiggeſchäfts, der Waren ver⸗ 
ſchenkt hatte, wegen Untreue; zur Begründung 


zu machen. 
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wird hier angeführt, daß die Verfügung des Auf⸗ 
traggebers nicht zu den von dem Bevollmächtigten 
kraft des Auftrags vorzunehmenden Geſchäften zu 
gehören brauche; nur wenn die Verfügung außer⸗ 
halb jedes Zuſammen hangs mit dem Auftrage 
ſtehe, liege keine Untreue vor. Aehnlich ſpricht 
ſich auch eine in Goltd. Arch. Bd. 51 S. 360 ver⸗ 
öffentlichte Entſcheidung aus. Zwar ſucht das Er⸗ 
kenntnis in Bd. 32 S. 26 den offenbaren Wider⸗ 
ſpruch mit dem in Bd. 28 enthaltenen Urteil mit 
Erwägungen tatſächlicher Art abzuſchwächen, ver⸗ 
mag ihn aber nicht völlig zu beſeitigen. Es ſcheint 
mir bedenklich, Zuſtändigkeitsfragen von zu 
fein nuancierten tatſächlichen Unterſchieden abhängig 
Jedenfalls bleibt aber ein gewiſſer 
Widerſpruch beſtehen und die Praxis wird gut tun, 
ja ſie muß wohl unter dieſen Umſtänden den dem 
Angeſchuldigten günſtigeren Standpunkt vertreten. 

Einen breiten Raum unter den ungetreuen 
Bevollmächtigten nehmen die „Reiſenden“ ein. 
Auch bezüglich ihrer geht die herrſchende Uebung 
in der Annahme der Untreue vielfach zu weit. 
Daß der mit Inkaſſovollmacht ausgeſtattete 
Reiſende auch nach § 266 Nr. 2 StGB. ge⸗ 
ahndet wird, wenn er eingenommenes Geld unter⸗ 
ſchlägt, iſt vollkommen in Ordnung. Die Macht⸗ 
befugnis des Reiſenden iſt eben in der Regel 
eine viel weitere wie die eines Bäckerjungen oder 
einer ſonſtigen dienenden Perſon, die für Waren 
Geld in Empfang nimmt; der Reiſende hat meiſt 
über den Umfang der Beſtellung, Lieferungszeit 
und ⸗Ort und ſonſtige Erfüllungsmodalitäten, 
häufig über Zahlungsfriſten ꝛc. maßgebende Verein⸗ 
barungen zu treffen, iſt demnach nicht ein ganz 
unſelbſtändiges Organ ſeines Prinzipals. — Nun 
werden aber als Untreue regelmäßig auch die 
Fälle behandelt, wenn der Reiſende den Muſter⸗ 
koffer, der ihm von ſeinem Prinzipal anvertraut 
iſt, die „Muſterkollektion“ „die er den Geſchäfts⸗ 
kunden vorzuzeigen hat, verſetzt oder ſonſt ver⸗ 
aͤußert, ja ſogar der Fall, wenn er das Rad, 
das ihm ſein Prinzipal zur Benützung auf den 
Geſchäftstouren überlaſſen hat, verkauft oder ver⸗ 
pfändet. Dieſe Uebung ſcheint ſich auf die oben 
angeführte Entſcheidung des Reichsgerichts in 
Bd. 32 S. 26 berufen zu können; denn man 
könnte geltend machen, die benachteiligende Ver⸗ 
fügung in den genannten Fällen liege nicht außer⸗ 
halb jeden Zuſammenhangs mit dem erteilten 
Auftrag. Daß jene Entſcheidung nur mit Vor⸗ 
ſicht anzuwenden iſt, wurde bereits erörtert. 
Uebrigens halte ich auch die Berufung auf ſie 
für die jetzt behandelten Fälle als verfehlt. Sie 
betrifft, wie ſchon erwähnt, den Verwalter eines 
Zweiggeſchäftes, der Waren verſchenkte. Hier 
bezog ſich alſo die Verfügung auf einen Gegen⸗ 
ſtand, der kraft der erteilten Vollmacht der rechts⸗ 
geſchäftlichen Verfügungsgewalt des Täters unter⸗ 
lag, auf Sachen alſo, über die der Täter auftrags⸗ 
gemäß Rechts geſchäfte abſchließen ſollte. 
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Anders bei den oben behandelten Gegenſtänden. 
Die Muſterſammlung, das Rad x. ift dem 
Reiſenden nur zum Zwecke tatſächlicher Ver⸗ 
fügungen, zur Vorzeigung an die Kunden, zur 
Benützung auf den Geſchäftstouren überlaſſen. 
Rechtsgeſchäfte kann und darf der Reiſende über 
dieſe Gegenſtände nicht abſchließen; darüber iſt 
ſich in der Regel auch der Gegenkontrahent und 
jeder Dritte nicht im unklaren. Unerlaubte 
Verfügungen über Gegenſtände dieſer Art werden 


daher von dem Reiſenden nicht in ſeiner Eigen⸗ 


ſchaft als „Bevollmächtigter“ begangen; ſie ſtellen 
ſich nur als Unterſchlagung, nicht als Untreue dar. 

Zum Schluſſe mögen endlich noch einige Aus⸗ 
führungen über die Untreue bei Verfügung über 
den Erlös aus fremden Sachen oder Forderungen 
geſtattet ſein. Die Rechtſprechung des Reichsgerichts 
(vgl. insbeſondere Entſch. Bd. 7 S. 377) vertritt 
den Standpunkt, daß Untreue nicht bloß der, direkte“, 
ſondern auch der ſogen. „indirekte“ Stellvertreter 
begehen könne, der dem Dritten in eigenem Namen 
handelnd gegenübertritt. Dieſer Standpunkt iſt zu 
billigen, da das innere Verhältnis zwiſchen Auf⸗ 
traggeber und Beauftragtem in beiden Fällen das 
gleiche iſt. Beauftragt demnach A den B, für ihn, 
aber in eigenem Namen, Sachen des A an einen 
Dritten zu verkaufen und B nimmt über die Sachen 
eine benachteiligende anderweitige Verfügung vor, 
ſo macht ſich B jedenfalls einer Unterſchlagung und 
unter Umſtänden auch der Untreue ſchuldig, (falls 
nämlich die Verfügung nicht außerhalb des Rahmens 
des Vollmachtsverhältniſſes liegt; vgl. oben). Wie 
iſt nun die Rechtslage, wenn B auftragsgemäß die 
Sachen verkauft und ſodann den Erlös für ſich 
behält? Dem Käufer gegenüber tritt B im eigenen 
Namen handelnd auf; der Käufer hält ihn alſo 
für den Gegenkontrahenten und überträgt auch auf 
ihn das Eigentum an dem Kaufpreis. Da der 
Erlös ſomit für B keine fremde Sache, kein Ver⸗ 
mögensſtück des Auftraggebers iſt, kann er hieran 
keine Untreue begehen. Der Fall iſt rechtlich auch 
dann nicht anders zu beurteilen, wenn zwar A 
dem B nicht den Auftrag zum Handeln in eigenem 
Namen erteilt hat, B aber dem Dritten gegenüber 
verſchweigt, daß er nur im Auftrag eines andern 
handle. Der Dritte hält ihn auch in dieſem Falle 
für einen Selbſtkontrahenten und macht ihn zum 
Eigentümer des Erlöſes (vgl. § 164 Abſ. 2 BGB.). 
Es bedarf alſo in dieſen Fällen immer einer genauen 
Ermittlung der tatſächlichen Vorgänge, insbeſondere 
des Umſtands, ob der Beauftragte dem Dritten 
ſein Vollmachtsverhältnis klar gelegt hat oder nicht. 
Es wäre verfehlt, etwa anzunehmen, daß der Be⸗ 
auftragte ſchon aus dem Grund Untreue begehe, 
weil er dem Dritten im eigenen Namen handelnd 
gegenübertritt, ohne hiezu ermächtigt zu ſein. Denn 
er kann dies ohne jede rechtswidrige Abſicht tun, 
etwa um deswillen, weil er glaubt, der Dritte 
werde kein Gewicht darauf legen, wer Eigentümer 
der Sache ſei. — Freilich könnte in allen er⸗ 
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wähnten Fällen Untreue dann vorliegen, wenn der 
Nachweis geführt werden kann, daß der Täter ſchon 
von Anfang an beabſichtigt hat, den Erlös nicht 
an ſeinen Auftraggeber abzuliefern, ſondern für 
ſich zu behalten; denn in dieſem Falle verfügt der 
Beauftragte ſchon über die ihm zum Verkauf über⸗ 
gebene fremde Sache ſelbſt zum Nachteil des Auf⸗ 
traggebers. Mit dieſer Einſchränkung rechtfertigt 
ih insbeſondere auch die Verurteilung des Ko m- 
miſſionärs, der eine nachteilige Verfügung über 
den Erlös aus Kommiſſionggut trifft (vgl. RG. 
I. Senat, Urteil v. 27. März 1907). Aber nur 
mit dieſer Einſchränkung! Und da der Nachweis 
der von Anfang an beabſichtigten ungetreuen Ver⸗ 
fügung ſich in der Praxis ſehr haufig nicht erbringen 
läßt, gelingt es Verkaufskommiſſionären und ſonſtigen 
im eigenen Namen handelnden Beauftragten nur 
zu oft, einer wohlverdienten Beſtrafung zu ent⸗ 
rinnen. Denn ohne jenen Nachweis iſt auch eine 
Verurteilung wegen Unterſchlagung ausgeſchloſſen, 
weil der Erlös eben für den Beauftragten keine 
fremde Sache iſt. — Dieſe Erörterungen zeigen — 
und damit komme ich zum Schluſſe —, daß der 
§ 266 Nr. 2 StGB., der nach dem eingangs 
Erwähnten beſtimmt war, eine Lücke auszufüllen, 
bei ſeiner unglücklichen Faſſung dieſen Zweck doch 
nur mangelhaft erreicht hat und insbeſondere den 
Kaufleuten keinen ausreichenden Schutz zu gewähren 
vermag, die fih in Zeiten ſchlechter Kreditverhält⸗ 
niſſe durch Abgabe von Waren „auf Kommiſſion“ 
unter Eigentumsvorbehalt zu ſchützen glauben. 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Zum neuen Fiſchereigeſetze. Gemäß Art. 4 des 
neuen Fiſchereigeſetzes vom 15. Auguſt 1908, das am 
1. April 1909 in Kraft getreten ift, ſteht in Abzwei⸗ 
gungen fließender Gewäſſer (Seitenarmen, Kanälen, 
Bewäſſerungsgräben zc. ꝛc.) das Fiſchereirecht den im 
Hauptwaſſer Berechtigten in der durch die Lage und 
durch das Längeverhällnis der Hauptwaſſerſtrecke be⸗ 
ſtimmten räumlichen Ausdehnung zu; jedoch ſollen 
beſondere Rechtsverhältniſſe unberührt bleiben. Als 
ſolche „beſondere Rechtsverhältniſſe“ ſollen insbeſondere 
Urteil, Rechtsgeſchäft und Erſitzung in Betracht kommen. 
[Vgl. Beilagen⸗Band II der Verhandlungen der Kammer 
der Reichsräte XXXV. Landtagsverſammlung J. Seſſion 
1907/8 S. 242 u. 481). In der Praxis führt diefe 
Beſtimmung des Art. 4 zu ſonderbaren Folgen, wie 
dies folgende Beiſpiele erweiſen: 

Beiſpiel A: 
Die Gemeinde L. iſt im Hauptwaſſer fiſcherei⸗ 
berechtigt. In einem Mühlbache — einer Abzweigung 
des Hauptwaſſers —, der im Eigentum des Müllers 
S. ſteht, hat S. auch ſeit unvordenklicher Zeit jeweils 
ungeſtört das Fiſchereirecht ausgeübt. 
Folgen des Art. 4: 

S. verliert ab 1. April 1909 das Recht, im Mühl⸗ 

bache zu fiſchen. Denn dieſes Recht war Ausfluß ſeines 
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Eigentums am Mühlbache, alſo ein ſog. „Eigentums⸗ 


fiſchereirecht“ zum Unterſchied von denjenigen Fiſcherei⸗ 
rechten, die losgelöſt vom Eigentum am Waſſer dritten 
Perſonen auf Grund „beſonderer Rechtsverhältniſſe“ 
zuſtehen, den fog. „ſelbſtändigen Fiſchereirechten“. 
(Vgl. Hans Otto Schmitt, Kommentar zum neuen 
Fiſchereigeſetz, Stuttgart, Verlag von J. Heß 1909, 
Art. 8 Anm. 7 und Art. 3 Anm. 1). 

Ein ſolches „Eigentumsfiſchereirecht“ fällt alſo 
50 unter die „beſonderen Rechtsverhältniſſe“ des 

rt. 4. 

Man könnte noch daran denken, S. habe ein 
Fiſchereirecht erſeſſen. Aber zum erſten: nemini res 
sua servit, und zum andern: Wenn in einer Ab⸗ 
zweigung bisher auf Grund Gewohnheitsrechts das 
Fiſchereirecht ausgeübt worden iſt, ſo fällt dieſes Recht 
ab 1. April 1909 weg, mag auch die Ausübung noch 
ſo lange gedauert haben; denn von Erſitzung kann 
dann keine Rede ſein, wenn eine Handlung auf Grund 
eines Rechtes vorgenommen wird. 

Beiſpiel B: 

Die Gemeinde L. iſt im Hauptwaſſer fiſcherei⸗ 
berechtigt. In einem Mühlbache — einer Abzweigung 
dieſes Hauptwaſſers —, das der Gemeinde L. eigen⸗ 
tümlich gehört und in welchem die Gemeinde L. auch 
das Fiſchereirecht hatte, hat ein Dritter — S. — das 
Fiſchereirecht erſeſſen. 

Folgen des Art. 4: 

S. bleibt auch nach dem 1. April 1909 fiſcherei⸗ 
berechtigt; denn die Erſitzung kommt, wie betont, unter 
den „beſonderen Rechtsverhältniſſen“ des Art. 4 in 
Betracht. 

Sollte es nun wirklich die Abſicht des Geſetzgebers 
geweſen ſein, daß derjenige, der jahrzehntelang, ja 
vielleicht immer ein Fiſchereirecht an einem ſolchen 
Seitenarm als Eigentümer dieſes Seitenarmes hatte 
und ausübte, nunmehr ſein Recht verliert, während 
der andere, der dieſes Recht nur erſeſſen hat, es weiter 


behält? | 
Rechtsanwalt Kadner in Regen. 


Der Antrag auf Eröffnung der Vorunterſuchung. 
Nach 8 177 der StPO. und 8 182 des Entwurfs einer 
StPO. muß in dem Antrag der Staatsanwaltſchaft 
auf Eröffnung der Vorunterſuchung der Beſchuldigte 
bezeichnet werden; mit anderen Worten heißt dies: 
eine Sache kann erſt dann an den Unterſuchungs⸗ 
richter gebracht werden, wenn man einen Beſchuldigten 
hat, oder erſt muß der Staatsanwalt ſehen, daß er 
einen Beſchuldigten bekommt, dann erſt kann er den 
Unterſuchungsrichter in Tätigkeit ſetzen. 

Dieſe Beſtimmung wird vielfach in der Praxis 
für unpraktiſch gehalten und wohl mit gutem Grunde. 

Der Sinn der Vorſchriften der StPO. und des 
Entwurfes einer StPO. iſt zweifelsohne der, daß die 
wichtigſten, größten und ſchwierigſten Sachen in die 
Hand des Unterſuchungsrichters kommen ſollen zwecks 
einer einheitlichen, ſtraffen, gründlichen und unpartei⸗ 
iſchen Ermittelung des Sachverhalts durch einen ge⸗ 
reiften, erfahrenen und unabhängigen Richter. 

Die Frage iſt nun: iſt es zweckmäßig, dem Unter⸗ 
ſuchungsrichter ſolche Sachen nicht von allem Anfang 
an zu geben, ſondern erſt dann, wenn man einen Be⸗ 
ſchuldigten bat? Die Frage muß vom praktiſchen 
Standpunkt aus unbedingt verneint werden. Man 
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nehme z. B. einen Mord, eine Brandſtiftung, ein 
großes Eiſenbahnunglück u. dgl. an; wie wichtig, ja oft 
für die ganze Sache ausſchlaggebend ſind hier die 
erſten Beſichtigungen an Ort und Stelle, die erſten 
Vernehmungen, die erſten richterlichen Unterſuchungs⸗ 
handlungen wie Augenſchein, Leichenſchau, Leichen⸗ 
öffnung, Hausſuchung, Durchſuchung uſw.; hier ſind 
doch die Anfänge der Fäden, an denen weiter ge⸗ 
ſponnen werden muß, hier muß ſchon der Plan für 
die ganze Unterſuchung einſetzen und das Sehen und 
Hören mit eigenen Augen und Ohren kann durch 
die ſchönſten Gendarmerieberichte und Augenſcheine 
des Amtsrichters nicht erſetzt werden. Wie ſchwierig 
tut ſich ſchon der Unterſuchungsrichter, wenn er nicht 
bei der Leichenöffnung eines Erſtochenen dabei war; 
hängt doch wie oft von der Stichrichtung und deren 
richtigen Verwertung bei den Vernehmungen der ganze 
Erfolg einer Sache ab; die Vorhalte des Unter⸗ 
ſuchungsrichters werden ja viel lebendiger und be⸗ 
ſtimmter, wenn er mit eigenen Augen gejeben hat. 
Und gerade bei den ſchwerſten Verbrechen und 
den ſchwierigſten Fällen, wie die oben genannten, fehlt 
es gewöhnlich anfänglich an einem Beſchuldigten: es 
dauert oft lange, bis man ſeine Spur findet; ja es iſt 
oft das Schwierigſte, dieſe Spur zu finden. Und da 
ſind nun dem Unterſuchungsrichter die Hände gebunden, 
er erfährt von dem Vorfall, er weiß, daß er ſich mit 
ihm wahrſcheinlich eingehend beſchäftigen muß, aber 
er darf nichts tun, bis man den Beſchuldigten hat. 
Wie oft hört man dann von „ins Handwerk pfuſchen“ 
uff.; iit es ja immer etwas Mißliches bei einer Sache, 
die von anderen ſchon halb durchgeführt iſt, wieder 
von vorn anfangen zu müſſen. Wie unangenehm iſt 
es ſchon, wenn der Unterſuchungsrichter Zeugen, die 
ſchon von der Gendarmerie „eingehend“ vernommen, 
dann vom Amtsrichter „ausgepreßt“ wurden, noch 
einmal vernehmen muß; die meiſten Zeugen wollen 
gar nicht verſtehen, warum ſie ſo oft dasſelbe ſagen 
ſollen und ſitzen mit halben Ohren und Augen da. 

Vom praktiſchen Standpunkt aus wird man alſo 
ſagen müſſen: gerade die wichtigſten und ſchwierigſten 
Sachen, auch wenn noch kein Beſchuldigter da iſt, 
unverzüglich zum Unterſuchungsrichter! Auf dieſem 
Standpunkt ſteht auch unſtreitig Profeſſor Groß in 
ſeinem Handbuch für Unterſuchungsrichter. 

Nun könnte man aber vom theoretiſchen Stand⸗ 
punkt aus einwenden: ja, der Antrag auf gerichtliche 
Vorunterſuchung iſt doch zugleich die Erhebung der 
öffentlichen Klage und da braucht man doch einen 
Beſchuldigten; hier handelt es ſich wohl in der Haupt- 
ſache nur um eine Formalität und man könnte ruhig 
die Beſtimmung ſtreichen, daß im Antrage auf gez 
richtliche Vorunterſuchung die Erhebung der Anklage 
enthalten ſei. Was ſoll es auch, wenn der Staats⸗ 
anwalt ſchon bei einem völlig ungeklärten Tatbeſtand 
mit der öffentlichen Klage gegen jemand kommt und 
dann entweder nach durchgeführter Unterſuchung noch 
einmal die öffentliche Klage erhebt oder im Gegenſatz 
zu ſeiner früheren Beſchuldigung die Außerverfolgung⸗ 
ſetzung beantragt? Wie oft hat der Staatsanwalt 
3. B. bei Meineid, Meineidsverleitung, Notzucht, das 
Gefühl, daß es mit der Sache nichts iſt; aber zur 
völligen Klärung und nicht ſelten zum vollen Beweis 
der Unſchuld bedarf es der Vorunterſuchung; und nun 
muß doch der Staatsanwalt mit der öffentlichen Klage 
und der Beſchuldigung mit einem ſchweren Verbrechen 
daher kommen! 
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Alſo auch in theoretiſcher und formeller Beziehung 
dürften kaum ernſthafte Schwierigkeiten beſtehen. 

Mit Vorſtehendem ſoll aber auch einer Entlaſtung 
der Staatsanwaltſchaft ganz und gar nicht das Wort 
geredet werden; gerade bei den wichtigſten und 
ſchwierigſten Sachen wird der Staatsanwalt nicht, 
ſobald der Unterſuchungsrichter die Sache hat, die 
Hände ruhig in den Schoß legen; er wird ſich viel⸗ 
mehr immer auf dem Laufenden erhalten, den wich⸗ 
tigſten Unterſuchungshandlungen beiwohnen, die Akten 
einſehen und ſeine Anträge ſtellen, ja ſogar, wenn 
nötig, mit ſeinen Hilfsorganen neben dem Unter⸗ 
ſuchungsrichter Erhebungen pflegen. 

Der Zweck dieſer Zeilen iſt natürlich nicht, die 
ſicherlich nicht unwichtige Sache erſchöpfend zu behandeln 
ſondern ſie lediglich in dieſer Zeitſchrift angeſchnitten 
zu haben; vielleicht nimmt ſich ein Stärkerer der 
Sache an, deſſen Stimme nicht ſo leicht verhallt. 

III. Staatsanwalt Metzler in Deggendorf. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Der Grundbuchrichter ift nicht verpflichtet, einen An: 
trag anf Eintragung einer Arreſthypothek mit bejon: 
derer Beſchleunigung zu erledigen, um den Antragſteller 
gegen eine Anfechtung nach § 30 der KO. zu ſichern. 
Am 13. Oktober 1904 erwirkte der Kläger Arreſt gegen 
den Bauunternehmer L., er legte durch ſeinen Anwalt 
den Arreſtbefehl noch am gleichen Tage dem Grund⸗ 
buchamte zur Eintragung einer Sicherungshypothek vor. 
Der Grund buchrichter hat nach der ſofort am 13. Oktober 
1904 erfolgten Vormerkung des Eingangs erſt am 
17. Oktober die Eintragung der Sicherungshypothek 
verfügt; dieſe wurde erſt am 24. Oktober vollzogen. 
Inzwiſchen war am 17. Oktober 1904 das Konkurs⸗ 
verfahren gegen L. beantragt und noch am gleichen 
Tage vom Konkursgericht allgemeines Veräußerungs⸗ 
verbot erlaſſen und dem Kläger zugeſtellt worden. 
Die Konkurseröffnung erfolgte am 29. Oktober. In⸗ 
folgedeſſen mußte nach vergeblicher Prozeßführung der 
Kläger den in der Zwangsverſteigerung auf ſeine Siche⸗ 
rungshypothek treffenden Erlösteil an den Konkurs⸗ 
verwalter hinauszahlen. Er klagt auf Erſatz gegen 
den Staat, weil ihm der Schaden durch ſchuldhaft ver⸗ 
ſpätete Eintragung der Sicherungshypothek oder doch 
durch ſchlechte Einrichtung des Verfahrens beim Grund⸗ 
buchamt verurſacht worden ſei. Die Reviſion blieb 
erfolglos. 

Aus den Gründen: Ein beſonderes Recht des 
Klägers auf Erledigung ſeines Antrags noch vor dem 
17. Oktober 1904 kann nicht anerkannt werden. Dem 
Vorderrichter iſt darin beizutreten, daß es wohl im 
Hinblick auf § 932 BPO., 8879 BGB., 8 46 GBO. 
behufs Erreichung eines guten Ranges auf ſchleunige 
Einreichung eines re beim Grundbuch⸗ 
amte ankomme, daß aber für die weitere Behandlung 
des einmal beim Grundbuchamt eingegangenen und 
mit dem Eingangsvermerk verſehenen einzutragenden 
Arreſtbefehls eine Rückſichtnahme darauf nicht gefordert 
werden könne, daß der Antragſteller gegen Anfechtung 

nach 8 30 RO. zu fichern fei. Der Kläger hat, wie 
feſtſteht, eine ſolche Rückſichtnahme auch nicht ausdrück⸗ 
lich verlangt und mit Recht führt ſchon das Land⸗ 
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gericht aus, daß der Antrag auf Eintragung einer 
Arreſtſicherungshypother in dieſer Richtung nichts vor⸗ 
aus habe vor jedem anderen Antrag auf Eintragung 
einer freiwillig beſtellten Hypothek. Es könnte ſich ſogar 
17 ob bei Vorliegen von verſchiedenen Anträgen 
ieſer beiden Arten der Grund buchrichter die auf Arreſt⸗ 
befehl beruhenden beſonders beſchleunigen dürfte, um 
ſie dadurch Siea gegen 830 KO. zu ſchützen, wie die 
anderen. Wäre die Anſicht des Klägers richtig, dann 
könnte man alle Anträge auf Eintragung dinglicher 
Sarunge als Eilſachen erklären, weil fie alle Schutz 
gegen § 30 Ziff. 1 KO. bedürften. Dieſe unhaltbare 
Meinung iſt aber nirgends aus dem Geſetze zu ent⸗ 
nehmen. Aus dieſen Gründen durfte der Berufungs⸗ 
richter auch die angeblich höchſteilige Einbringung des 
Antrags durch den Anwalt und deſſen weiteres Ver⸗ 
halten für unerheblich W (Urt. des V. ZS. vom 


29. März 1909, V 428 08). 
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II. 


Feſtſtellung der Unfähigkeit des Erblaſſers zur Unter: 
zeichnung. “) Der Rentner Sch. hat in dem Teſtamente vom 
14. Oktober 1902 ſeinen geſetzlichen Erben die Ver⸗ 
pflichtung auferlegt, an ſeine langjährige Pflegerin, 
die Beklagte, gewiſſe Vermächtniſſe zu entrichten. In 
zwei weiteren Teſtamenten vom 13. Februar 1904 und 
vom 27. März 1905 ſetzte er die Beklagte als Alleinerbin 
ein und ordnete Vermächtniſſe an. Das Teſtament vom 
13. Februar 1904 iſt von ihm durch Uebergabe der 
den letzten Willen enthaltenden Schrift zu gerichtlichem 
Protokoll errichtet. Dieſes ſchließt mit den Worten: 

„Das Protokoll iſt dem Teſtator vorgeleſen und von 
ihm genehmigt worden. Infolge Schwäche im Arm 
war der Teſtator außerſtande. das Protokoll zu unter⸗ 
ſchreiben“. Es folgen ſodann die Unterſchriften der beiden 
Gerichtsperſonen. In gleicher Weiſe iſt in dem über 
die mündliche Erklärung des letzten Willens am 27. März 
1905 aufgenommenen Protokolle am Schluß vor den 
Unterſchriften der . folgendes gejagt: 

„Vorſtehendes Protokoll ift dem Teſtator te 
und von ihm genehmigt worden, am Unterſchrei 
desſelben war derſelbe durch große Schwäche im Arm 
verhindert“. Die Kläger, welche zu den geſetzlichen 
Erben gehören, beſtreiten die Formgültigkeit dieſer 
Teſtamente an, weil nicht die Erklärung des Erb⸗ 
laſſers, daß er nicht ſchreiben könne, beurkundet worden 
le Sie haben auf Feſtſtellung der Nichtigkeit und 

es Nichterbrechts der Beklagten geklagt. Das L. 
hat die Klage abgewieſen. Die Berufung wurde zurück⸗ 
gewieſen. Die Reviſion hatte Erfolg. 

Gründe: Wie in dem Urteile des Senats vom 
27. Mai 1908 (Entſch. Bd. 69 S. 79 ff.) eingehend dar⸗ 
gelegt iſt, kann die zur Gültigkeit des Teſtaments er⸗ 
1 . des Erblaſſers nach der Be⸗ 
timmung des § 2242 BGB. nur durch die Feſtſtellung 
der Erklärung des Erblaſſers, daß er nicht ſchreiben 
könne, nicht durch die Feſtſtellung des tatſächlichen 
Quftandes der Schreibensunfähigkeit erſetzt werden. 

Bei dieſer Rechtsanſicht verbleibt das Reichsgericht auch 
bei erneuter Prüfung. Es kann nicht als richtig an⸗ 
erkannt werden, daß die Feſtſtellung der Schreibens⸗ 
unfähigkeit ein Mehreres bedeute, als die Feſtſtellung 
der hierauf bezüglichen Erklärung des Erblaſſers. 
Grade der vorliegende Fall zeigt, auf welche unſichere 
Grundlage die Gültigkeit des Teſtaments geſtellt ſein 
würde, wenn ſtatt der Erklärung des Erblaſſers die 
Tatſache der Schreibensunfähigkeit entſcheidend ſein 
würde, da darüber, ob der Erblaſſer außerſtande war, 
anen Namen zu ſchreiben, nach dem Gutachten des 

r. K. immer noch gewiſſe Zweifel möglich ſind. Das 


) An d. Herausgebers. Dieſe Entſcheldung zeigt wieder 
bett, welde Vorsicht bei der Beurkundung letztwilliger Verfügungen 
geboten 
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OLG. ſieht ſich denn auch, um Schreibensunfähigkeit 
annehmen zu können, genötigt, dies Erfordernis dahin 
einzuſchränken, daß eine „relative Behinderung der 
normalen Schreibfähigkeit“ genügen fol. Es ift auch 
nicht möglich, die beiden Teſtamente aus dem Geſichts⸗ 
punkte aufrechtzuerhalten, daß der die Feſtſtellung der 
Schreibensunfähigkeit enthaltende Schlußvermerk mit 
vorgelefen und genehmigt fei. Würde dies ange- 
nommen werden können, ſo würde in der von dem 


Erblaſſer erklärten Genehmigung, durch welche er die 


Richtigkeit dieſer Feſtſtellung beſtätigt, zugleich die Er⸗ 
klärung des Erblaſſers, daß er nicht ſchreiben kann, 
zu finden fein (vgl. Entſch. Bd. 65 S. 375, Bd. 69 S. 83). 
Allein die Faſſung der ſtreitigen Teſtamente iſt eine 
ſolche, daß daraus die Vorleſung und Genehmigung 
jenes Schlußvermerks nicht entnommen werden kann. 
In den Teſtamenten iſt am Schluß geſagt, daß das 
Protokoll, oder, wie es in dem Teſtament vom 
27. Marz 1905 heißt, das vorſtehende Proto⸗ 
koll dem Teſtator vorgeleſen und von ihm genehmigt 
worden ſei. Hieran ſchließt ſich der Vermerk, daß der 
Teſtator durch Schwäche im Arme außerſtande geweſen 
ſei, das Protokoll zu . Zuzugeben iſt, 
daß, wenn auch nur das bereits Niedergeſchriebene 
vorgeleſen und genehmigt werden kann, doch die Be⸗ 
urkundung in der Weiſe erfolgen kann, daß abweichend 
von der wirklichen Zeitfolge die gejehene Vorleſung 
und Genehmigung des nachfolgenden Vermerks feſt⸗ 
geſtellt wird. Soll dies aber der Sinn der Feſtſtellung 
ſein, ſo muß es aus dem Teſtament in irgend einer 
Weiſe erhellen. Im gegebenen Falle liegt hierfür nichts 
vor. Daraus allein, daß die Vorleſung und Geneh⸗ 
migung des Protokolls bezeugt iſt, welcher Aus⸗ 
druck allerdings einer verſchiedenen Deutung fähig iſt 
(vgl. Bd. 63 S. 33), ift in dieſer Beziehung nichts zu 
entnehmen. Nach der Ausſage der Zeugen iſt bei Auf⸗ 
nahme der Teſtamente in der Art verfahren worden, 
daß das Protokoll bis zum Schlußvermerk vorgeleſen 
und genehmigt wurde, daß darauf der die Vorleſung 
und Genehmigung und die Schreibensunfähigkeit des 
Erblaſſers 1 Schlußvermerk niedergeſchrieben 
und dann dieſer Vermerk ebenfalls vorgeleſen und ge⸗ 
nehmigt wurde. Dieſe letztere Tatſache jedoch, auf die 
hier alles ankommt, daß nach der Niederſchrift des 
Schlußvermerks mit der Vorleſung fortgefahren 
iſt, iſt in den beiden Teſtamenten — ganz abgeſehen 
von der im Teſtament vom 27. März 1905 gebrauchten 
Ausdrucksweiſe, daß das vorſtehende Protokoll vor⸗ 
geleſen ſei — nicht feſtgeſtellt. Es iſt deshalb ohne 
weſentliche Bedeutung, daß bei den G.ſchen Amts- 
gerichten die Uebung beſteht, daß regelmäßig der 
Schlußvermerk des Teſtaments mit vorgeleſen wird. 
Dieſe partikuläre Uebung kann nicht dazu führen, das 
Teſtament in anderer Weiſe auszulegen. In dem Teſta⸗ 
mente ſelbſt hat die Vorleſung des Schlußvermerks in 
keiner Weiſe Ausdruck gefunden. Der wegen Nicht⸗ 
beachtung des $ 2242 Abſ. 2 beſtehende Formmangel 
ift ſomit nicht gehoben. (Urt. des IV. 3S. vom 
1. April 1909, IV 435/08). — — - n. 
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III. 


Zuläſſigkeit einer gemeinſchaftlichen Klage von 
Ehelenten auf Zahlung einer Rente wegen geminderter 
5 der Frau. Aus den Gründen: 
Die Reviſion rügt, daß nach 8 845 BGB. ein Erſatz⸗ 
anſpruch wegen entgehender Dienſte im Hausweſen 
nur dem Ehemann und nicht auch der Frau zuſtehe, 
und daß die Ehefrau, die bisher nur im Haushalt 
ihres Mannes tätig geweſen ſei, wegen des Ausfalls 
eines in der Zukunft vielleicht möglichen ſelbſtändigen 
Erwerbs keine Leiſtungsklage erheben könne, fondern 
auf die Feſtſtellungsklage angewieſen ſei. Dieſem 
Angriff war keine Folge zu geben. Zunächſt hat der 
erkennende Senat bisher nur der im geſetzlichen Güter⸗ 
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recht lebenden Frau einen Schadenserſatzanſpruch 
wegen eines Unfalls inſoweit verſagt, als ſie ihrem 
Ehemann zu Dienſten in deſſen Hausweſen oder Ge⸗ 
werbe verpflichtet war, weil die Frau in dieſem Umfang 
nur für ihren Mann tätig iſt und für ihn erwirbt, 
daher nur er, nicht ſie ſelbſt einen Schaden erlitten 
hat. Dies gilt jedoch nicht auch für die übrigen 
Güterſtände des BGB., nach welchen die Frau für das 
Geſamtgut erwirbt, an dem ihr bei der Auseinander⸗ 
ſetzung die Hälfte gebührt. Aber auch, wenn die 
Kläger im geſetzlichen Güterrecht des BGB. leben 
ſollten, iſt die gemeinſchaftliche Klage beider Eheleute 
unbedenklich. Sie iſt für Entſchädigungsforderungen 
wie die gegenwärtige jooo: zumeiſt zu empfehlen, 
weil dadurch der Zweifel, ob und inwieweit die Frau 
oder der Mann erſatzberechtigt iſt, abgeſchnitten und 
der Erſatzpflichtige der Gefahr einer Doppelzahlung 
entrückt wird. Beide Eheleute können, da jeder Teil 
über den ihm zuſtehenden Anſpruch verfügen kann, 
unter ſich übereinkommen, daß die Entſchädigung 
wegen eines Unfalls der Frau, gleichviel wem von 
beiden ſie nach dem Geſetz gebührt, ihnen beiden zu⸗ 
fallen ſoll. Wird die Entſchädigung wie in der Regel 
in der Form der Rente geleiſtet, ſo entſpricht es auch 
dem Zweck der Rente, daß ſie als Ausgleich für die 
Minderung der bisher dem gemeinſamen Haushalt 
zugute gekommenen Arbeitskraft der Frau dieſem 
Haushalt zufließe. Hier haben die Kläger durch die 
gemeinſchaftliche Klage, die ausdrücklich einen etwaigen 
künftigen Erwerb der Ehefrau mit in Rechnung zieht, 
kundgegeben, daß während beſtehender Ehe die Rente 
ſowohl für den Entgang der Dienſte der Frau im 
Hausweſen, als auch bei Aenderung der ehelichen 
. zum Erſatz eines ſelbſtändigen — unter 
§ 1367 BGB. fallenden — Erwerbs der Frau ihnen 
beiden entrichtet werden ſolle. Die Ehefrau iſt mit⸗ 
hin bei dieſer Sachlage ſchon jetzt befugt, mit der 
Leiſtungsklage eine Rente wegen Minderung ihrer 
Erwerbsfähigkeit zu fordern und zwar kraft der in 
dem Klageantrag ſich ausdrückenden Verfügung ihres 
Mannes wie kraft eigenen Rechts, zumal das Berufungs⸗ 
gericht annimmt, daß ſie nach dem regelmäßigen Lauf 
der Dinge bei Aenderung der ehelichen Verhältniſſe, 
bei Krankheit, Einkommenseinbuße des Mannes und 
nach deſſen Tode ohne den Unfall gezwungen ſein 
würde, einen eigenen Erwerb zu 19 (Urt. des 
VI. 8S. vom 4. März 1909, VI 159/08). 
1600 
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IV. 


Ein Kaufmann, der über das Vorleben des Geſchäfts⸗ 
leiters ſeines Konkurrenten wahre Augaben macht, um 
ſich dadurch eines Wettbewerbs zu entledigen, verſtößt 
damit nicht unter allen Umſtänden gegen die guten Sitten. 
Die Klägerin betreibt in C., der Beklagte in D. ein 
Geſchäft in Papierwaren, ſie ſtehen, da ihr beider⸗ 
ſeitiges Abſatzgebiet mindeſtens zum Teil das näm- 
liche iſt, in Wettbewerb. Die Klägerin behauptet, der 
Beklagte habe, um zu ihrem Nachteil ſeinen Kunden⸗ 
kreis zu erweitern, dem Konditor L. in S. und anderen 
Perſonen ungünſtige Mitteilungen über die Perſon 
ihres Ehemanns gemacht, der Leiter ihres l 
ſei, und hierdurch ihr durch Schmälerung ihres Ab⸗ 
ſatzes erheblichen Schaden zugefügt. Sie Beben Ent⸗ 
ſchädigung. Das Os. hat der Klage ſtattgegeben 
und Folgendes feſtgeſtellt. Der Kaufmann R. hat vor 
einer längeren Reihe von Jahren Zeitungsmitteilungen 
geſammelt, die ſich auf den Ehemann der Klägerin 
beziehen. In einer wird unter der Bemerkung, daß 
er bereits wegen Betrugs beſtraft ſei, vor ihm als 
einem Kurpfuſcher gewarnt, der durch den Vertrieb 
von Geheimmitteln auf Täuſchung des Publikums aus⸗ 
gehe. Zwei weitere Mitteilungen betreffen einen un⸗ 
befugten Nachdruck, deſſen er ſich ſchuldig gemacht habe, 
und wegen deffen er mit 500 M Geldſtrafe belegt 
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worden ſei. In dem vierten Zeitungsausſchnitt wird 
berichtet, daß er verhaftet worden ſei, er ſolle ſich 
der Kurpfuſcherei und noch ſchlimmerer Dinge ſchuldig 
gemacht haben, die Feſtnahme ſei wegen Verdachts 
des Betrugs, verſuchten Betrugs, tätlicher Beleidigung 
und des Verbrechens gegen § 176 Abſ. 3 StGB. er- 
folgt. Als der Beklagte im Jahre 1905 bei einem 
Geſpräch mit R. über den Wettbewerb der Klägerin 
klagte, zeigte ihm R. die Zeitungsausſchnitte und über- 
ließ ſie ihm auf ſein Anſuchen. Als der Beklagte 
einige Zeit danach den Konditor L. aufſuchte, um eine 
Warenbeſtellung von ihm zu erhalten, zeigte er dieſem 
die ihm von R. überlaſſenen Zeitungsausſchnitte vor, 
und zwar in der Abſicht, damit dem Wettbewerb der 
Klägerin zu begegnen, und forderte L. auf, die auf 
den Ausſchnitten enthaltenen Mitteilungen durchzu⸗ 
leſen. L. hat das getan. Das OLG. hat angenommen, 
daß damit die Schadenserſatzpflicht des Beklagten be⸗ 
gründet ſei. Zwar ſei nicht dargetan, daß der In⸗ 
halt der Zeitungsausſchnitte der Wahrheit nicht ent⸗ 
ſprochen habe, es verſtoße aber gegen die guten Sitten, 
daß der Beklagte, um zu ſeinem Vorteile den Wett⸗ 
bewerb auszuſchalten, den L., um deſſen Kundſchaft 
ſich die Klägerin bemühte, auf die anrüchige Ver⸗ 
gangenheit ihres Geſchäftsführers hingewieſen habe, 
obgleich dieſe mit dem geſchäftlichen Verhalten der 
Firma gar nichts zu tun habe. Der Beklagte habe 
dabei mit dem Bewußtſein gehandelt, daß dieſe Be⸗ 
kanntgabe der e geeignet ſein würde, 
L. von geſchäftlichen Beziehungen zu der Firma ab- 
zuhalten, daß L. auch das, was er aus den Zeitungs⸗ 
ausſchnitten erſehen, im Kreiſe ſeiner Fachgenoſſen 
weiter erzählen werde, und daß ſich dadurch auch 
andere Perſonen veranlaßt ſehen würden, keine Be⸗ 
ſtellungen bei der Firma zu machen. Eine ſolche Aus⸗ 
beutung des Vorlebens des Geſchäftsführers der Kon⸗ 
kurrenzfirma verſtoße gegen das Anſtandsgefühl aller 
billig und gerecht denkenden Menſchen und daher 
wider die guten Sitten. Das RG. hob das Urteil auf. 

Gründe: Als erwieſen hat die Vorinſtanz nur einen 
einzelnen Vorgang betrachtet, nämlich ein Geſpräch, bei 
dem der Beklagte dem Konditor von dem Inhalt der 
ihm von R. überlaſſenen Zeitungsausſchnitte Kenntnis 
gegeben hat. Nähere Feſtſtellungen über den Verlauf 
des Geſprächs, insbeſondere über Umſtände, welche 
das Verhalten des Beklagten in einem beſonders un⸗ 
günſtigen Lichte erſcheinen ließen, enthält das Be⸗ 
rufungsurteil nicht. L. hatte, ſchon ehe er ſich ſelb⸗ 
ſtändig gemacht hatte, den Beklagten kennen gelernt 
und mit ihm vereinbart, daß er die zu ſeinem künf⸗ 
tigen Geſchäftsbetrieb erforderlichen Papierwaren von 
ihm beziehen werde, und war auch wirklich mit ihm 
in Gefhäftsverbindung getreten. Wie es gekommen 
iſt, daß der Beklagte dann bei einem Geſchäftsbeſuche, 
den er bei L. machte, dieſem die i nitte 
vorgelegt hat, iſt aus der Ausſage des L. nicht er⸗ 
ſichtlich; nach den Bekundungen eines anderen Zeugen 
ſoll L. erzählt haben: er habe bei jenem Beſuche er⸗ 
wähnt, daß ein Vertreter der Klägerin bei ihm ge⸗ 
weſen ſei, und er dieſem für ſpäter Beſtellungen in 
Ausſicht geſtellt habe, und darauf habe der Beklagte 
die Ausſchnitte hervorgeholt. Unterſtellt man se 
Sachverhalt, fo hat der Beklagte, der mit L. in Ge- 
une ftand, als er von dieſem erfuhr, daß 
hm die Gefahr drohe, infolge des Wettbewerbs der 
Klägerin die Kundſchaft ganz oder zum Teil zu ver⸗ 
lieren, dem dadurch entgegen zu wirken geſucht, daß 
er das, was er zufällig über die Perſönlichkeit des 
Geſchäftsführers ſeiner Konkurrentin erſahren hatte, 
zur Kenntnis des L. brachte. Es ſoll nicht in Zweifel 
gezogen werden, daß der Beklagte dann nicht ſo ge⸗ 
handelt hat, wie es ein vornehm denkender Mann in 
gleicher Lage getan haben würde, es kann aber nicht 
zugegeben werden, daß er damit bei der Wahrung 
ſeiner Intereſſen über diejenigen Grenzen hinausge⸗ 
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gangen ſei, die nach der allgemeinen Anſchauung im 
geſchäftlichen Wettbewerb eingehalten werden müſſen. 
Der Vorwurf, dies getan zu haben, wird auch da⸗ 
durch nicht begründet, daß er es unterlaſſen hat, den 
Empfänger ſeiner Mitteilung zu der Geheimhaltung 
zu verpflichten. Es handelte ſich um die Verbreitung 
an ſich wahrer Mitteilungen, die durch die Preſſe ver⸗ 
öffentlicht worden waren, und es beſtand für den 
Beklagten auch nicht die moraliſche Pflicht, deren Be⸗ 
kanntwerden in den Kreiſen zu verhüten, die ſeiner⸗ 
zeit von den Zeitungsnachrichten keine Kenntnis er⸗ 
langt hatten. Von der Vorinſtanz iſt für ihre gegen⸗ 
teilige Meinung Gewicht darauf gelegt worden, daß 
die in den Zeitungsausſchnitten mitgeteilten Vorgänge 
mit dem geſchäftlichen Verhalten der Klägerin nichts 
zu tun gehabt hätten. Sie erkennt aber anderſeits 
ſelbſt an, daß dieſe Vorgänge recht wohl geeignet 
waren, Geſchäftsleute, die davon Kenntnis erlangten, 
von der Anknüpfung und Fortſetzung 1 Be⸗ 
ziehungen mit dem gewerblichen Unternehmen, das 
von P. geleitet wurde, abzuhalten; das war auch ge⸗ 
wiß der Fall, und es kamen dabei auch nicht bloß 
die allgemeine Abneigung in Betracht, mit moraliſch 
anrüchigen Perſonen geſchäftlichen Verkehr zu unter⸗ 
halten, ſondern auch Erwägungen, welche die Wahrung 
der eigenen Intereſſen der betreffenden Geſchäftsleute 
betrafen, da in den Zeitungsausſchnitten auch mehr⸗ 
fache unredliche Handlungen beſprochen waren. Anlaß 
zu einer von dem vorſtehenden abweichenden Beur- 
teilung könnte vielleicht der Umſtand bieten, daß die 
Zeitungsnachrichten aus einer weit zurückliegenden 
Zeit ſtammen, eines Eingehens hierauf bedarf es aber 
für jetzt nicht, da nicht feſtgeſtellt iſt, daß der Be⸗ 
klagte dies gewußt habe; aus den Zeitungsausſchnitten 
ſelbſt konnte er es nicht erkennen, da die darin ent⸗ 
haltenen Zeitangaben ſich nicht auf die Jahre erſtrecken, 
in denen die Mitteilungen erſchienen ſind. (Urt. des 
VI. ZS. vom 22. März 1909, VI 230/08). — — —n. 
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V. 


Eine Klage auf Unterlaſſung beleidigender Aeußze⸗ 
rungen ift zuläſſig, wenn die „Wahrſcheinlichkeit“, nicht 
nur die „Möglichkeit“, der Wiederholung vorliegt. Aus 
einem nur ausweichenden Verhalten des Beklagten im 
Rechtsſtreite kann diefe Gefahr nicht gefolgert werden. 
Aus den Gründen: Das Berufungsgericht ſtellt 
feſt, daß der Beklagte die im Klagantrag bezeichnete 
Behauptung bei ſeiner Abhörung als Zeuge in einem 
Beleidigungsprozeß vor dem Schöffengericht, ſowie 
ſpäter in einem unmittelbar darauf wider ihn einge⸗ 
leiteten ehrengerichtlichen Verfahren aufgeſtellt und 
daß er ſie außerdem nur noch gegenüber einer Privat⸗ 
perſon gemacht hat; daß dies noch anderen Perſonen 
gegenüber geſchehen ſei, ſei nicht 1 Es nimmt 
weiter an: die behauptete Tatſache ſei geeignet, den 
Kläger verächtlich zu machen und in der öffentlichen 
Meinung herabzuſetzen; der Beklagte Et; ihre Wahr- 
heit nicht erwieſen, andererſeits ſei auch nicht bewieſen, 
daß er la wider beſſeres Wiſſen behauptet habe; es 
liege daher nur der Tatbeſtand des 8 186 StGB. vor 
und es 5 dem Beklagten auch der Schutz des § 198 
StGB. nicht zu verſagen. Damit werde der Schadens⸗ 
erſatzanſpruch aus 8 823 Abſ. 2 und aus 8 824 BGB. 
hinfällig. Widerruf zu fordern ſei der Kläger nicht 
berechtigt. Dagegen ſei der Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch begründet, weil die Gefahr einer Wieder⸗ 
holung gegeben fei. Die Reviſion ift begründet. Der 
Senat hat wiederholt ausgeſprochen, daß eine Klage 
auf Unterlaſſung dann gegeben iſt, wenn weitere auch 
nur objektiv widerrechtliche Eingriffe in ein vom Ge⸗ 
etz geſchütztes Recht zu befürchten ſind. Eine ſolche 

eſtſtellung hat das Berufungsgericht nicht getroffen 
und, wie ſeine eigenen Ausführungen ergeben, auch 
nicht zu treffen vermocht; es iſt vielmehr nur zu dem 
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Ergebnis gelangt, daß trotz des Vorhandenſeins dagegen 
ſprechender Umſtände die Gefahr „nicht ausgeſchloſſen“ 
ſei, daß der Beklagte wenigſtens im Kreiſe gewiſſer 
Mitglieder oder Bekannter der Familie P. ſeine Behaup⸗ 
tungen wiederholen werde. Damit wird nur die Mög⸗ 
lichkeit einer Wiederholung feſtgeſtellt — und eine 
ſolche wird ſelbſtverſtändlich regelmäßig vorhanden 
ein —, nicht aber eine auf Tatſachen ſich gründende 
Wahrſcheinlichkeit, die allein zur Erhebung der Unter⸗ 
laſſungsklage berechtigt. Aber auch wenn das Be- 
rufungsgericht auf Grund der von ihm getroffenen 
Feſtſtellungen dazu gelangt wäre, eine pin War- 
ſcheinlichkeit anzunehmen, oder wenn in dieſem Sinne 
a Ausführungen verſtanden werden könnten, müßte 
enes Ergebnis als irrig beanſtandet werden. Im 
weſentlichen begründet das Berufungsgericht die 
Wiederholungsgefahr mit dem Verhalten des Beklagten 
im gegenwärtigen Rechtsſtreit; eine Erhöhung dieſer 
Gefahr erblickt es in der erbitterten Feindſchaft, die 
zwiſchen den einzelnen Mitgliedern der Familie P. beſteht; 
aber, weil der Beklagte die Behauptung bisher nur 
unter dem Schutze des 8 193 StGB. getan hatte und 
weil er ſowohl, wie die auf ſeiner Seite ſtehenden 
FJamilienglieder alles getan haben, um die Verbreitung 
in der Preſſe hintanzuhalten, legt es dieſem Umſtand 
nur wegen des Verhaltens des Beklagten im gegen⸗ 
wärtigen Rechtsſtreit jene Bedeutung bei. Die Beur- 
teilung des prozeſſualen Verhaltens einer Partei 
unterſteht der Nachprüfung des Reviſionsgerichts und 
dieſe Nachprüfung führt zu dem Ergebnis, daß die 
Beurteilung durch das Berufungsgericht verfehlt iſt. 
Die Art und Weiſe, wie ſich der Beklagte im gegen⸗ 
wärtigen Rechtsſtreit verteidigt hat, iſt in tatſächlicher 
Beziehung im weſentlichen negativ; er hat niemals 


die Behauptung aufgeſtellt, daß der Kläger die bean- 


ſtandete Aeußerung getan habe, und ſeine Erklärung, 
er laſſe ſich auf die Frage nicht ein, ob die Behauptung 
richtig iſt oder nicht, um nicht eine Handhabe für die 
Frage der Wiederholungsgefahr zu bieten, ergibt nicht 
den geringſten poſitiven Anhalt dafür, daß er die 
Behauptung wiederholen werde. Daß er die Möglich⸗ 
keit, er habe ſich getäuſcht, im Prozeſſe hätte einräumen 
ſollen, iſt ein ganz ungerechtfertigtes Verlangen des 
Berufungsgerichts und zwar umſomehr, als es ſelbſt 
davon ausgeht, daß er in gutem Glauben die Behaup⸗ 
tung aufgeſtellt hat. (Urt. des VI. ZS. v. 15. April 1909, 
VI 375/08). 
602 
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B. Strafſachen. 


Folgen der Nichtzuziehung eines Verteidigers zur 
Hauptverhandlung bei notwendiger Verteidigung. Aus 
den Gründen: Der wegen Verbrechens aus § 176 
Nr. 3 StGB. Angeklagte hatte bei Entgegennahme der 
Anklageſchrift beantragt, ihm ſofort einen Verteidiger 
vom Amts wegen beizugeben. Seinem Antrage war 
entſprochen worden. Der beigegebene Verteidiger, 
deſſen Ladung anſcheinend aus Verſehen unterblieben 
war, iſt aber zur Hauptverhandlung nicht erſchienen. 
Dem auf dieſe Tatſachen geſtützten Rechtsmittel des 
Angeklagten konnte der Erfolg nicht verſagt werden. 
Nach § 140 Abſ. 2 Nr. 2 mit Abſ. 3 StPO. ift die Ber- 
teidigung „notwendig“, alſo an ſich die Mitwirkung 
des Verteidigers in der Hauptverhandlung geboten, 
wenn ein Verbrechen den Gegenſtand der Unterſuchung 
bildet und der Beſchädigte binnen einer dreitägigen 
Friſt nach Mitteilung der Anklageſchrift die Beſtellung 
eines Verteidigers beantragt. Hier treffen alle Voraus⸗ 
ſetzungen zu; in dem Verhalten des Angeklagten, 
welcher in der Hauptverhandlung die Abweſenheit ſeines 
Verteidigers weder ausdrücklich beanſtandet, noch zum 
Ausgangspunkt eines Vertagungsantrags machte, läßt 
ſich ein ſtillſchweigender Verzicht auf ſein Rügerecht 


nicht erblicken (R. 2, 764; E. 42, 95), und ob der un⸗ 
bedingte Reviſionsgrund des $ 377 Nr. 5 StPO. 
(E. 2, 104; 28, 413; 38, 216; 42, 95) vorliegt oder 
nicht, bedarf keiner Erörterung, weil im Falle der Ver⸗ 
neinung die Möglichkeit anerkannt werden müßte, daß 
auf dem angedeuteten Mangel des Verfahrens die den 
Angeklagten im Sinne der Anklage verurteilende Ent⸗ 
968700 beruht. (Urt. des I. StS. vom 5. April 1909, 
I 263/09). B. 
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Oberſtes Landesgericht. 


A. Zivilſachen. 
I. — 


Darf in Bayern das Grundbuchamt ein Erſuchen 
des Vollſtreckungsgerichts vollziehen, wonach der Erſteher 
eines Grundſtücks als Eigentümer eingetragen werden 
ſoll, bevor der Nachweis über die Entrichtung oder 
Hinterlegung der Beſitzveränderungsgebühr vorgelegt iſt? 
($ 130 ZwVWG., 8 39 GBO., Art. 293 Geb.). In einem 
Zwangsverſteigerungsverfahren erſuchte das Voll⸗ 
ſtreckungsgericht das GBA. L., den Erſteher als Eigen⸗ 
tümer einzutragen. Das Grundbuchamt lehnte mit 
Bezugnahme auf die Art. 252, 293 Geb. (Faſſung der 
Bek. vom 28. April 1907, GVBl. S. 395) die Cin- 
tragung ab, weil die Zahlung oder Hinterlegung der 
Beſitzveränderungsgebühren nicht nachgewieſen fei. 
Die Beſchwerde, zu deren Begründung geltend gemacht 
wurde, nach den reichsgeſetzlichen Vorſchriften habe das 
GBA. dem aiden des Vollſtreckungsgerichts ohne 
Rückſicht auf die Zahlung von Beſitzveränderungs⸗ 
gebühren ſtattzugeben, wurde zurückgewieſen. Auch 
die weitere Beſchwerde, die auf Verletzung des 8 130 
en und des 8 39 GBO. geſtützt wurde, wurde ver⸗ 
worfen. 

Gründe: Eine reichsgeſetzliche Vorſchrift des in 
der Beſchwerdeſchrift bezeichneten Inhalts beſteht nicht. 
Der 8 130 ZwVG. wird von der 7 8 der Art. 
252, 293 Geb. nicht berührt, weil diefe Vorſchrift 
nicht dem Vollſtreckungsgerichte die Verpflichtung auf⸗ 
erlegt, bei der Erlaſſung des an das GBA. zu richten⸗ 
den Erſuchens auf die Zahlung oder Sicherung der 
Beſitzveränderungsgebühren Rückſicht zu nehmen, ſon⸗ 
dern es in Anſehung der Tätigkeit des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts bei der reichsgeſetzlichen Vorſchrift beläßt. Die 
landesgeſetzliche Vorſchrift betrifft nur die Tätigkeit des 
GUA., es kann ſich nur fragen, ob fie nicht mit dem 
§ 39 GBO. in Widerſpruch ſteht. Dieſe Frage ift zu 
verneinen. Die Landesgeſetzgebung hat, wie aus dem 
8 82 Abſ. 2 GBO. zu entnehmen ift, auf dem Gebiete 
des den Grundſtücksverkehr betreffenden Steuer- und 
Gebührenweſens freie Hand behalten, die GBO. ent⸗ 
hält insbeſondere keine dem § 3 des GKG. entſprechende 
Vorſchrift, die die Landesgeſetzgebung in der Befugnis 
beſchränkt, die Tätigkeit des GBA. von der Sicherung 
oder Zahlung von Gebühren abhängig zu machen. 
Der § 39 läßt eine ſolche Beſchränkung ebenſowenig 
wie die 88 19, 20 entnehmen. Dieſe Vorſchriften be⸗ 
ſtimmen die grundbuchrechtlichen Vorausſetzungen einer 
Eintragung, ſie ſchließen aber nicht aus, daß nach landes⸗ 
geſetzlicher Vorſchrift auch ein ſteuerrechtliches Erforder⸗ 
nis zu beachten iſt. Es iſt allgemein anerkannt, daß 
die Landesgeſetzgebung bei rechtsgeſchäftlicher Ueber⸗ 
tragung des Eigentums die Entgegennahme der Auf⸗ 
laſſung oder die Eintragung von der Sicherung oder 
Zahlung der mit der Auflaſſung oder der Eintragung 
verbundenen Abgabe abhängig machen kann, und es 
beſteht kein Grund für die Annahme, daß es ſich bei 
einer Eintragung des Eigentumsüberganges, die auf 
Erſuchen einer Behörde zu erfolgen hat, anders ver⸗ 
halte. Das Erſuchen der Behörde hat für das GBA. 
keine andere Bedeutung als eine den geſetzlichen Vor⸗ 
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ſchriften entſprechende Auflaſſung, es ift die grund⸗ 
buchrechtliche Grundlage der Eintragung, die Rechts⸗ 
änderung, die auf Erſuchen der Behörde in das Grund⸗ 
buch eingetragen werden ſoll, kann aber ebenſo mit 
einer Steuer belegt werden, wie die rechtsgeſchäftliche 
Uebertragung des Eigentums und zur Sicherung des 
Einganges der Steuer kann bei ihr dem GBA. dieſelbe 
Verpflichtung auſerlegt werden, wie bei dieſer. Andere 
deutſche Staaten, un Preußen (GKG. i. d. F. 
von 1899, GS. S. 326, $ 58 Nr, 6), haben ſich mit 
einer ſolchen Sicherung des Einganges der Steuer für 
die rechtsgeſchäftliche Uebertragung des Eigentums be⸗ 
gnügt, die bayeriſche Geſetzgebung hat aber auch für 
den Fall der Zwangsverſteigerung darauf nicht ver⸗ 
zichtet und der Erſchwerung der Rechtsverfolgung der 
Hypothekengläubiger nicht maßgebende Bedeutung bei- 
gelegt. 11005 des I. 8S. vom 2. April 1909, 
Reg. III 21/1909). W. 
1618 


II. 


Aus welchen Gründen iſt gegen eine Eintragung 
im Handelsregiſter Beſchwerde zuläſſig? Eutſcheidung 
des Prozeßgerichts im Sinne des § 16, Täuſchung im 
Sinne des § 18 Abf. 2 HGB. Wie weit ift das Regiſter⸗ 
gericht jur Entſcheidung über die Zuläſſigkeit einer an: 
emeldeten Firma zuſtändig? Anmeldung einer Firma 
ür eine Perſon, die das Geſchäft uicht ſelbſt betreibt, 
ſondern verpachtet hat. (8 17 HGB., 820 JGG.). Der 
Brauereibeſitzer Joſeph M. in St. S. iſt Eigentümer der 
Baulichkeiten des ſäkulariſierten Kloſters St. S., deſſen 
Mönche das für den Haustrunk nötige Bier in dem 
Kloſter brauten. Nach der Säkulariſation wurde das 
Gebäude mit einer Braugerechtſame ausgeſtattet und 
mit ihr zuerſt verpachtet, ſpäter verkauft. 
wird dort die Bierbrauerei gewerbsmäßig betrieben; 
ſeit 1860 iſt in einem anderen Teile des Gebäudes als 
demjenigen, in dem ſich die Brauſtätte des Kloſters 
befand, eine Dampfbrauerei eingerichtet. Joſeph M. 
hat mit der Brauerei eine Malzfabrik verbunden. Er 
gebrauchte, ohne eine Firma zur Eintragung in das 
Handelsregiſter angemeldet zu haben, die Firma 
„Mälzerei und Brauerei S.“ und bezeichnete das von 
ihm hergeſtellte Malz als „S.⸗Malz“. Die Aktien⸗ 
geſellſchaft P. S.⸗Brauerei in M., für die in die Zeichen⸗ 
rolle des Patentamts das Wort „S.“ als Warenzeichen 
für Bier eingetragen iſt, hat deshalb gegen ihn einen 
Rechtsſtreit wegen Verletzung des Warenzeichenrechts 
und unlauteren Wettbewerbes anhängig gemacht und 


eine einſtweilige Verfügung erwirkt, durch die ihm 


bei einer Geldſtrafe von 1000 M für jeden Fall der 
Zuwiderhandlung u. a. verboten worden iſt, im 
geſchäftlichen Verkehr an Stelle feines Namens „Joſeph 
M., Brauerei⸗ und Mälzereibeſitzer in St. S.“ Sach⸗ 
firmen wie „Mälzerei S.“, „Brauerei S.“ mit und 
ohne Zuſatz wie „Beſitzer Joſeph M. in S.“ zu ver⸗ 
wenden. In den Entſcheidungsgründen des rechts⸗ 
kräftig gewordenen Urteils des OLG. M. vom 
21. Oktober 1908 wird der Gebrauch des Wortes „S.“ 
als Ortsbezeichnung als wahrheitswidrig beanſtandet, 
weil der Ort der gewerblichen Niederlaſſung des Joſeph 
M. nicht S. ſondern St. S. heiße. Am 25. Auguſt 
1908 meldete der Brauereiverwalter O. in St. S. als 
Bevollmächtigter des Joſeph M. bei dem Amtsgerichte 
P. zur Eintragung in das Handelsregiſter an, daß 
Joſeph M. in St. S. eine Brauerei und Mälzerei 
beſitze, ſie bis zum September 1907 ſelbſt betrieben, 
ſeitdem aber an die Aktiengeſellſchaft B. M. in M. ver⸗ 
pachtet habe und daß das Geſchäft unter der Firma 
„Joſeph M., Kloſterbrauerei und Mälzerei St. S.“ 
mit dem Sitze in St. S. betrieben werde. Nachträg⸗ 
lich änderte er die Anmeldung der Firma dahin, daß 
das Wort „Mälzerei“ durch „Malzfabrik“ erſetzt wurde. 
Die Aktiengeſellſchaft P. S.⸗Brauerei ließ gegen die 
Eintragung der angemeldeten Firma auf Grund der 


Seitdem 
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einſtweiligen Verfügung Widerſpruch einlegen und aus⸗ 
führen, die Firma ſei auf Täuſchung berechnet, die 
M. ſche Brauerei fei weder eine Kloſterbrauerei noch die 
Fortſetzung einer vormaligen Kloſterbrauerei und die 
Beifügung des Ortsnamens St. S. ohne das Vorwort 
„in“ erwecke den Anſchein, als ſei St. S. der Name 
der Brauerei, dadurch werde die Verwechſelung der 
M.ſchen Brauerei mit der Brauerei der Aktiengeſell⸗ 
ſchaft, die Rechtsnachfolgerin des vormaligen P.⸗Kloſters 
ſei, nahegelegt. Das Regiſtergericht hat die Firma 
am 3. Dezember 1908 in das Handelsregiſter ein⸗ 
getragen. Es fand in der einſtweiligen Verfügung kein 
Hindernis, weil ſie die Eintragung der angemeldeten 
Firma nicht für unzuläſſig erkläre, und erachtete weder 
die Bezeichnung „Kloſterbrauerei“ noch die Aufnahme 
des Ortsnamens St. S. in die Firma für geeignet, 
eine Täuſchung über die Art des Geſchäfts oder die 
Verhältniſſe des Geſchäftsinhabers herbeizuführen. Mit 
Einwendungen auf Grund anderer Vorſchriften als der 
firmenrechtlichen Vorſchriften des HGB. glaubte es ſich 
nicht befaſſen zu müſſen. Die P. S.⸗Brauerei legte Be⸗ 
ſchwerde ein. Das Landgericht P. wies die Beſchwerde 
zurück, es trat der Anſicht des Regiſtergerichts bei, 
daß die beanſtandeten Zuſätze mit dem Erforderniſſe 
der Wahrheit der Firma nicht im Widerſpruche ſtänden, 
und erachtete die einſtweilige Verfügung ſchon deswegen 
für belanglos, weil ſie kein Verbot der Eintragung ent⸗ 
halte. Auch die weitere Beſchwerde der P. S. Brauerei 
iſt vom Oberſten Landesgericht am 26. Februar 1909 
Aue worden. f 

Gründe: Die weitere Beſchwerde unterliegt in 
formeller Beziehung keiner Beanſtandung. Das Kammer⸗ 
gericht Berlin hat zwar in früheren Entſcheidungen 
(RIA. 5, 171; 7, 116) die Anſicht vertreten, gegen eine 
Eintragung in das Handelsregiſter ſei die Beſchwerde 
nicht zuläſſig, derjenige, deſſen Recht durch die Ein⸗ 
tragung beeinträchtigt ift, könne nur nach §§ 142, 143 
FGG. die Löſchung anregen, es hat aber in dem Be- 
ſchluſſe vom 15. Oktober 1908 (RIA. 9, 247) dieſe 
Meinung nicht mehr feſtgehalten. Die Löſchung einer 
beanſtandeten Eintragung kann aber, wie das Kammer⸗ 
gericht zutreffend annimmt, auch im Wege der Be⸗ 
ſchwerde nur verlangt werden, wenn die Eintragung 
wegen Mangels einer weſentlichen Vorausſetzung unzu⸗ 
läſſig war: Damit entfällt ohne weiteres die behauptete 
Verletzung des 8127 GG., denn die Kammer für 
Handelsſachen konnte, auch wenn ſie es mißbilligt 
hätte, daß das Regiſtergericht die Eintragung der an⸗ 
gemeldeten Firma nicht bis zur rechtskräftigen Ent⸗ 
ſcheidung des anhängigen Rechtsſtreits ausgeſetzt hat, 
nicht deswegen die Löſchung der eingetragenen Firma 
anordnen. Dagegen kann die Beſchwerdeführerin die 
Löſchung der gegen ihren Widerſpruch eingetragenen 
Firma verlangen, wenn die Vornahme der Eintragung 
durch die von der Beſchwerdeführerin erwirkte einſt⸗ 
weilige Verfügung für unzuläſſig erklärt war und des⸗ 
halb nach 8 16 Abſ. 2 HGB. unterbleiben mußte. Dieſe 
Vorausſetzung liegt aber nicht vor. Die eingetragene 
Firma unterſcheidet ſich von den Firmen, deren Ge⸗ 
brauch dem Joſeph M. unterſagt worden iſt, dadurch, 
daß fie nicht das Wort S.“, ſondern den Ortsnamen 
St. S. enthält, und dieſer Unterſchied iſt, wie ſich aus 
den Entſcheidungsgründen des oberlandesgerichtlichen 
Urteils ergibt, im Sinne der Verfügung keineswegs 
unweſentlich. Mit der nunmehr eingetragenen Firma 
hat ſich die einſtweilige Verfügung nicht befaßt, es 
braucht deshalb nicht auf die Frage eingegangen zu 
werden, ob die Vorſchrift des 8 16 Abſ. 2 HGB. nicht, 
wie die Kammer für Handelsſachen in Uebereinſtim⸗ 
mung mit Staub, HGB. 8 Anm. 8 zu 8 16 S. 110, 
Düringer⸗ Hachenburg, HGB. 2 Anm. 6 Ziff. 2 zu § 16 
S. 204, Lehmann⸗Ring, HGB. Nr. 4 zu 8 16 S. 71, 
Goldmann, HGB. Anm. 3 Ziff. I, 3 zu § 16 S. 64, 
angenommen hat, ihrem Wortlaute gemäß auf den 
Fall zu beſchränken iſt, daß durch die gerichtliche Ent⸗ 
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ſcheidung gerade die Vornahme der Eintragung für 
unzuläſſig erklärt iſt, die Unterſagung des Gebrauchs 
der angemeldeten Firma alſo nicht genügt. Im übrigen 
iſt die Beſchwerdeführerin, auch wenn die Eintragung 
der angemeldeten Firma unzuläſſig war, nach 8 20 
FGG. nicht ohne weiteres, ſondern nur inſoweit zu 
der Beſchwerde berechtigt, als durch die Vornahme der 
Eintragung ihr Recht beeinträchtigt iſt. Es genügt 
nicht, daß ſie ein rechtliches Intereſſe an der Beſeitigung 
der unzuläſſigen Eintragung hat, ſondern es iſt er⸗ 
ponin daß das Regiſtergericht durch die Vornahme 
er Eintragung in ihr Recht eingegriffen oder eine 
ihren Schutz bezweckende Vorſchrift außer acht gelaſſen 
hat. Nach 8 18 Abſ. 2 HGB. hatte das Regiſtergericht 
im öffentlichen Intereſſe zu prüfen, ob der Zuſatz, den 
Joſeph M. ſeinem Namen beigefügt hat, etwa geeignet 
ift, eine Täuſchung über die Art oder den Umfang 
feines Geſchäfts oder über feine Verhältniſſe herbei⸗ 
zuführen. Ein Mißgriff, den es dabei machte, würde 
die Beſchwerdeführerin nicht anders als jeden berührt 
haben, der ein rechtliches Intereſſe daran hat, daß ein 
der geſetzlichen Vorſchrift widerſprechender Zuſatz nicht 
zugelaſſen wird. Eine Täuſchung, die glauben machen 
könnte, daß das Unternehmen der Beſchwerdeführerin 
auf Joſeph M. übergegangen ſei, ſteht nicht in Frage, 
die Beſchwerdeführerin findet eine Beeinträchtigung 
ihres Rechtes nur darin, daß die Bezeichnung „Kloſter⸗ 
brauerei St. S.“ geeignet ſei, Verwechſelungen mit 
ihrem Unternehmen herbeizuführen, und zu dem Zwecke 
gewählt ſei, aus ſolchen Verwechſelungen Nutzen zu 
ziehen. Die Hervorrufung ſolcher Verwechſelungen iſt 
aber nicht eine Täuſchung über die Art oder den Um⸗ 
fang des M.ſchen Geſchäfts oder über die Verhältniſſe 
des Joſeph M. ſondern lediglich eine Veranſtaltung 
zum Zwecke unlauteren Wettbewerbes. Mit der Frage, 
ob die Führung der angemeldeten Firma dieſen Zweck 
verfolge, hatte das Regiſtergericht ſich nicht zu befaſſen, 
über die Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit der Führung 
einer Firma, deren Benutzung darauf berechnet und 
geeignet iſt, Verwechſelungen mit der Firma eines 
anderen hervorzurufen, kann nicht vom Regiſtergerichte 
durch Vornahme oder Ablehnung der Eintragung 
ſondern nur im Rechtsweg entſchieden werden. Durch 
die Eintragung der beanſtandeten Firma würde daher 
das Recht der Beſchwerdeführerin auch dann nicht be⸗ 
einträchtigt ſein, wenn die Firma nur zum Zwecke des 
Mißbrauchs angemeldet ſein ſollte und deshalb nach 
88 des Geſetzes vom 27. Mai 1896 (RGBl. S. 145 
überhaupt nicht benutzt werden dürfte (RG. 8S. 63, 3 
Nr. 138). Die Kammer für Handelsſachen hat ohne 
Rechtsirrtum weder in der Bezeichnung „Kloſter⸗ 
brauerei“ noch in der Beifügung des Ortsnamens St. 
S. einen Verſtoß gegen die Vorſchrift des § 18 Abſ. 2 
HGB. gefunden. Die Eintragung der Firma gibt aber 
inſofern Anlaß zu einem rechtlichen Bedenken, als der 
Bevollmächtigte des Joſeph M. bei der Anmeldung 
der Firma erklärt hat, Joſeph M. betreibe das Ge⸗ 
ſchäft nicht mehr ſelbſt ſondern habe es verpachtet. 
Hatte Joſeph M. zur Zeit der Eintragung der Firma 
den eigenen Betrieb ſeines Gewerbes aufgegeben, ſo 
war er nicht mehr Kaufmann im Sinne des §1 HGB., 
er konnte daher nicht mehr eine Firma führen, die 
nach 817 HGB. der Name ift, unter dem ein Kaufmann 
im Handel feine Gefchäfte betreibt und die Unterſchrift 
abgibt (Staub, Anm. 15 zu 8 17 S. 116). Der Beſitz 
der gewerblichen Einrichtungen und die Abſicht, nach 
Beendigung des Pachtverhältniſſes den eigenen Betrieb 
wieder aufzunehmen, berechtigen nicht zur Führung 
einer Firma. Die Eintragung einer Firma für eine 
Perſon, die nicht Kaufmann iſt, iſt unzuläſſig. Durfte 
die beanſtandete Firma aus dieſem Grunde nicht ein⸗ 
getragen werden, ſo iſt durch die Eintragung doch 
nicht ein Recht der Beſchwerdeführerin beeinträchtigt, 
die weitere Beſchwerde kann deshalb trotz der Ver⸗ 
letzung des 8 17 HGB. keinen Erfolg haben fondern 
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es muß der Beſchwerdeführerin überlaſſen werden, 

die Löſchung der unzuläſſigen Firma in Gemäßheit 

der 88 142, 143 FG. anzuregen. (Beſchluß des I. 8S. 

nomi 20; Februar 1909, Reg. ITI 11/1909). W. 
1596. 


B. Strafſachen. 
I 


Die Einziehung verbotswidrig erlegten Wildes darf 
auf Grund des Art. 125 Abſ. 3 des PSGB. nicht 
ausgeſprochen werden, wenn dadurch in die Vermögens⸗ 
rechte eines an der Erlegung des Wildes nicht Be⸗ 
teiligten eingegriffen wird. Im Bezirke der Gemeinde⸗ 
jagd L. wurde am Tage nach einer dort abgehaltenen 
Treibjagd eine verendete Rehgeiß aufgefunden, die der 
Metzger R. F. auf der Treibjagd geſchoſſen hatte, 
obwohl er ſie als Geiß erkannte und obwohl eine 


Erlaubnis zum Abſchuſſe von Geißen nicht erteilt war. 


Pächter der Gemeindejagd war der Holzhändler A. B., 
der den R. F. ohne die Einwilligung der Gemeinde 
an der Ausübung der gepachteten Jagd teilnehmen 
ließ. Die im objektiven Verfahren ausgeſprochene 
Einziehung wurde im weſentlichen aus folgenden 
Gründen für unſtatthaft erklärt: Der Senat hat in 
dem Urteile vom 21. Juli 1908 (Jahrg. 1908 dieſer 
Zeitſchrift S. 362) ausgeſprochen, daß auf die durch 
Art. 125 Abſ. 3 PStG B. vorgeſchriebene Einziehung 
des mit Uebertretung der Beſtimmungen über Hege 
und Hegezeit erlegten Wildes, auch im ſogenannten 
objektiven Strafverfahren (Art. 18 PStGB., 88 477 
ff. StPO.) nur erkannt werden darf, wenn die Gin- 
ziehung das Vermögen einer Perſon betrifft, die ſich 
der Uebertretung der jagdpolizeilichen Vorſchrift als 
Täter, Mittäter oder Anſtifter ſchuldig gemacht hat, 
weil die Einziehung eine Nebenſtrafe am Vermögen 
iſt. Es beſteht keine Veranlaſſung, von dieſer Auf⸗ 
faſſung abzugehen. Dafür, daß der Beſchwerdeführer 
A. B. an der Erlegung der in der Gemeindeflur L. 
aufgefundenen und von der Polizeibehörde nach Art. 
20 Abſ. 2 PStGB. beſchlagnahmten Rehgeiß als 
Täter, Mittäter oder Anſtifter beteiligt war, liegen 
keine Anhaltspunkte vor; es iſt vielmehr feſtgeſtellt, 
daß der Metzger R. F. die Geiß geſchoſſen hat, die er 
als ſolche erkannte. Die Strafkammer hat die Ein⸗ 
ziehung der Rehgeiß, an deren Stelle der daraus er⸗ 
zielte Erlös getreten iſt, beſtätigt, weil R. F. ſelbſt 
Jagdinhaber neben A. B. ſei. Die Feſtſtellungen der 
Strafkammer über das Rechtsverhältnis zwiſchen A. B. 
und R. F. gehen nicht auf Einzelheiten ein; ſie können 
aber nur dahin verſtanden werden, daß A. B., der die 
Jagd der Gemeinde L. gepachtet hat, ohne Einwilligung 
der Gemeinde den R. F. im Wege der Unterpacht und 
des Geſellſchaftsvertrags als Mitpächter und Gefell- 
ſchafter für den Jagdbetrieb aufgenommen hat. Dieſe 
Vereinbarung ift eine „Uebertragung des Jagdpachtes“ 
i. S. des Art. 12 des Jagdgeſetzes; ſie iſt privat⸗ 
rechtl. für die Gemeinde nicht bindend, ſo lange dieſe die 
Einwilligung nicht erteilt hat. Der Vertrag zwiſchen 
A. B. und R. F. über Weiterverpachtung des Jagd⸗ 
rechts, an den ſich der Geſellſchaftsvertrag anſchließt, 
iſt aber, weil er weder auf eine von vorneherein un⸗ 
mögliche Leiſtung gerichtet iſt, noch gegen die zwingende 
Vorſchrift der Art. 7 Abſ. 4, 10 Abſ. 1 des Jagd⸗ 
geſetzes verſtößt, ebenſowenig nichtig, wie ſonſtige, in 
den 88 549, 596 des BGB. geregelte Verträge zwiſchen 
dem Mieter oder Pächter und einem Dritten, die After⸗ 
miete und Afterpacht betreffen. Eine ähnliche Auf⸗ 
faſſung von der Tragweite des Art. 12 des Jagd⸗ 
geſetzes hat für die Zeit vor der Einführung des BGB. 
ein Urteil des Oberſten Gerichtshofs vom 14. No⸗ 
vember 1877 vertreten (Alt. Sammlg. von Entſch. in 
8S. Bd. 7 S. 100). Rechtlich beſteht alfo die Mög⸗ 
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lichkeit, daß R. F. als Geſellſchafter des A. B. für 
den Jagdbetrieb einen Anteil an den zum Geſellſchafts⸗ 
1 gehörigen Erträgniſſen der Gemeindejagd 
L. hat und daß deshalb die Einziehung der in dieſem 
Jagdbezirk aufgefundenen Rehgeiß das Vermögen des 
R. F. betrifft. Jedenfalls betrifft ſie aber auch das 
Vermögen des Beſchwerdeführers A. B.; der Senat 
kann der Anſchauung der Strafkammer nicht beitreten, 
daß die Einziehung trotzdem zuläſſig iſt. Das PSOL. 
von 1871 hat die zu entſcheidende Frage offen gelaſſen. 
Auch das RStGB. trifft im S 40 keine Entſcheidung 
darüber, wie es zu halten iſt, wenn die durch ein vor⸗ 
ſätzliches Verbrechen oder Vergehen hervorgebrachten 
oder zur Begehung einer ſolchen Straftat gebrauchten 
oder beſtimmten Gegenſtände nicht dem Täter oder 
einem Teilnehmer allein gehören, ſondern in Folge 
eines Miteigentums⸗ oder Geſamthand⸗Verhälkniſſes 
auch einer dritten an dem Verbrechen oder Vergehen 
nicht beteiligten Perſon. In der Literatur ſind die 
Anſichten geteilt. Olshauſen, Anm. 10 zu $ 40 er- 
achtet die Einziehung für ſtatthaft, wenn der Täter 
oder Teilnehmer auch nur Miteigentümer des Gegen⸗ 
ſtandes ift; Franck, StGB., Note II 2 zu § 40 macht 
die Entſcheidung von der Auffaſſung des Bürgerlichen 
Rechtes über das in Frage kommende Gemeinſchafts⸗ 
verhältnis abhängig; bei Eigentum zu geſamter Hand 
will er die Möglichkeit der Einziehung verneinen; 
Oppenhoff⸗Delius Anm. 12 zu § 40 ſpricht ſich dafür 
aus, daß das Miteigentum eines unbeteiligten Dritten 
an dem Gegenſtande nicht der Einziehung unterliegt. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, welche Anſicht für 
die Geltungsgebiete des RStGB. den Vorzug ver- 
dient. Das bayer. Polizeiſtrafrecht gibt für die Löſung 
der Frage beſtimmtere Anhaltspunkte. Wie in dem 
Urteile vom 21. Juli 1908 erörtert iſt, wurde die 
al: des Art. 125 Abſ. 3 PStGB. vom 26. Dez. 
1871 über Einziehung verbotswidrig erlegten Wildes 
aus Art. 229 Abſ. 3 PStGB. vom 10. Nov. 1861 
übernommen, das für die Konfiskation in Art. 10 
Abſ. 1 den allgemeinen Grundſatz aufſtellte, daß auf 
ſie „nur in den vom Geſetze beſtimmten Fällen und 
nur inſoweit erkannt werden darf, als ſolches ohne 
Verletzung dritter nicht ſchuldiger Ber- 
ſonen möglich iſt.“ Dieſen Grundſatz hat das 
PStGB. von 1871 ſtillſchweigend beibehalten, ſoweit 
es nicht ausdrücklich Ausnahmen zuläßt. Gegen die 
Vorſchrift, daß die Einziehung dritte nicht ſchuldige 
Perſonen nicht verletzen darf, hat die Strafkammer 
verſtoßen, indem ſie die Einziehung des Rehes gut⸗ 
hieß, durch die unzweifelhaft in die Rechte des an der 
Erlegung des Tieres nicht beteiligten Beſchwerde⸗ 
führers A. B. eingegriffen wird. Auch eine Einziehung 
des Tieres zum Teil oder eines Teiles des für das 
Tier erzielten Erlöſes würde der Abſicht des Geſetzes 
widerſprechen, da eine Verfügung über den Anteil 
eines Geſellſchaſters an den zum Geſellſchaftsvermögen 
gehörigen Gegenſtänden und Forderungen einen Ein⸗ 
griff in die Rechte der übrigen e bedeutet. 
(Urt. v. 23. März 1909, RR. Nr. 102). T. 
1616 


II. 


Umwandlung von Geldſtrafen in Gefängnisſtrafen 
bei gleichgeikiger Verhängung mehrerer Geldſtrafen. 
(S8 28, 29, 74, 78 StGB., 490 ff. StPO.). Aus den 
Gründen: Der Angeklagte hat durch zwei ſelb⸗ 
ſtändige Handlungen (§ 74 StGB.) dasſelbe Vergehen 
(88 263, 43 StGB.) zweimal begangen. Das Sch. 
und das LG. erkannten wegen eines jeden Vergehens 
auf eine Geldſtrafe. Nach § 78 Abſ. I StGB. ift auf 
Geldſtrafe, die wegen mehrerer ſtrafbarer Handlungen 
allein oder neben einer Freiheitsſtrafe verwirkt ſind, 
ihrem vollen Betrage nach zu erkennen. Der § 78 Abſ. I 
a. a. O. ſchreibt für die Fälle des ſachlichen Zuſammen⸗ 
treffens mehrerer ſtrafbarer Handlungen die Anwen⸗ 


EA SA en * 


25 V̈udeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1 für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 11. 


dung des ſogenannten „reinen Kumulationsprinzipes“ 
vor. Demnach muß der Richter auf jede Geldſtraße 
geſondert erkennen und iſt jede ausgeſprochen Geldſtra 
je für ſich rechtlich ſelbſtändig. Aus der Eigenſchaft 
einer jeden erkannten Geldſtrafe als einer rechtlich 
ſelbſtändigen Strafe folgt, daß jede von ihnen für 
den Fall der Uneinbringlichkeit in die Freiheitsſtrafe 
umzuwandeln iſt, die ſich nach e der 88 28, 29 
a. a. O. ergibt. Das durch § 78 Abſ. I a. a. O. vor- 
geſchriebene „reine Kumulationsprinzip“ ſchließt die 
rechtliche Möglichkeit der Annahme einer „Gefamt- 
ſtrafe“ im Sinne des § 74 a. a. O. aus, die — nach 
vorangegangener Bemeſſung von Einzelſtrafen für ein⸗ 
zelne ſtrafbare Handlungen — eine einheitliche Strafe 
für alle ſachlich zuſammentreffenden Handlungen iſt. 
Daher verdient den Vorzug die Praxis der Gerichte, 
die auch in der Formel ihrer Entſcheidungen zum 
Ausdrucke bringen, daß gegen den Angeklagten wegen 
jeder ſtrafbaren Handlung die Geldſtrafe in dem und 
dem beſtimmten Betrage feſtgeſetzt ſei und daß im Falle 
der Uneinbringlichkeit dieſes Betrages an die Stelle 
der Geldſtrafe die entſprechende Freiheitsſtrafe zu treten 
habe. Allerdings iſt es nicht verboten, die einzelnen 
Beträge mehrerer Geldſtrafen zu einer Summe als 
„Geſamtbetragsſtrafe“ zuſammenzurechnen. Aber durch 
dieſe Zuſammenrechnung entſteht keine ee 
i. S. des § 74 a. a. O. und keine rechtlich einheitli 
Strafe; durch die Zuſammenrechnung der einzelnen 
Geldſtrafen wird einer Einzelſtrafe ihre rechtliche 
Selbſtändigkeit nicht genommen. Es wäre irrig, wenn 
die Freiheitsſtrafe, die im Falle der Uneinbringlichkeit 
an die Stelle mehrerer zuſammentreffender, zuſammen⸗ 
gerechneter Geldſtrafen treten ſoll, nach der Geſamt⸗ 
betragsſtrafe und nicht nach den einzelnen Geldſtrafen 
ausgemeſſen und eine Geſamtfreiheitsſtrafe feſtgeſetzt 
werden würde. 

Die Entſcheidung des SHG. gibt der Vermutung 
Raum, daß es nach der Geſamtgeldbetragsſtrafe eine 
Gefamtfreiheitsftrafe ausmeſſen wollte. Das Gericht 
hielt wegen eines jeden Vergehens eine Geldſtrafe 
von 15 M für angemeſſen, es konnte bei der Um⸗ 
wandlung dieſer Geldſtrafe den Betrag von 3—15 M 
einer eintägigen Freiheitsſtrafe gleichachten (§ 29 a. a. O.), 
mithin ausſprechen, daß die Geldſtrafe in eine Gefängnis⸗ 
ſtrafe von einem Tag oder in eine ſolche von zwei, drei, 
vier oder fünf Tagen umzuwandeln ſei; hätte das Ge⸗ 
richt für jede erkannte Geldſtrafe eine Gefängnisſtrafe 
von einem Tag oder von zwei Tagen uſw. oder von 
jûn Tagen feſtgeſetzt, fo hätte der Angeklagte im Falle 

er Uneinbringlichkeit der Geldſtrafen je die Freiheits⸗ 
ſtrafe zu erſtehen, die nach der Entſcheidung des Gerichts 
an die Stelle der verwirkten einzelnen Geldſtrafe zu 
treten hat. Aus den Gründen des Urteils des Sch. 
iſt nicht zu entnehmen, daß das Gericht für jede ein⸗ 
zelne Geldſtrafe die Freiheitsſtrafe feſtſetzte, in die jene 
im Falle der Uneinbringlichkeit umzuwandeln iſt, es 
fehlt auch jeder Anhaltspunkt, um zu erkennen, 
welchen Betrag der Geldſtrafe von 15 M das Gericht 
innerhalb der Grenzen des § 28 a. a. O. einer ein⸗ 
tägigen Freiheitsſtrafe gleich erachtete. Das SHO. 
hat den Angeklagten wegen der zwei Vergehen 
zu einer Geldſtrafe von „zuſammen 30 M” ver⸗ 
urteilt, „welche“, „gemäß 88 28, 29 StGB. in eine 
Gefängnisſtrafe von 5 Tagen umzuwandeln war.“ 
Stünde nur eine einzige Geldſtrafe von 30 M in 
Frage, ſo hätte an ihrer Stelle Gefängnisſtrafe von 

bis zu 10 Tagen ausgeſprochen werden können. 
Die Entſcheidung eines Gerichts, daß an die Stelle 
der einen Geldſtrafe von 30 M fünf Tage Gefängnis 
zu treten haben, ließe durch Berechnung leicht er⸗ 
kennen, daß je 6 M einer eintägigen Gefängnisſtrafe 
gleichgeachtet wurden. Hier handelt es ſich um zwei 
ſelbſtändig verwirkte Einzelſtrafen, deren rechneriſche 
Zuſammenfaſſung den Betrag von 30 M ergibt und 
es iſt aus dem geſamten Inhalte des Urteiles des 
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SHG. nicht mit Sicherheit zu entnehmen, welche Frei- 
heitsſtrafe je an die Stelle der einen oder der anderen 
Geldſtrafe treten fole. Die Annahme, daß das SHG. 
die fünf Tage Gefängnis unter Zugrundelegung von 
zwei einzelnen Strafen bildete, deren jede zwei Tage 
und einen halben Tag beträgt, alſo einen unzuläſſigen 
Bruchteil eines Tages (8 19 StGB., BIRA. Bd. 42 S. 419) 
enthält, ſindet in den Urteilsgründen keine Stütze. Aus 
den vorſtehenden Erwägungen und im Hinblick auf die 
Aeußerung der Urteilsgründe, daß die Strafe von zu⸗ 
ſammen 30 M umzuwandeln war, iſt die Anſchauung 
gerechtfertigt, daß das Schöffengericht die Gefängnisſtrafe 
von fünf Tagen nach dem Geſamtbetrage der Geld⸗ 
ſtrafen bemeſſen hat; dies verſtieß gegen die Vorſchrift 
der 88 28, 29 StB. Das LG. ift der richtigen Muf- 
faſſung, daß der Erſtrichter für jede verwirkte Geld⸗ 
ſtrafe die i geſondert hätte feſtſetzen ſollen; 
es meint aber, daß das Verfahren des Erſtrichters 
keinen Anlaß zur Aufhebung ſeines Urteiles biete, 
weil unter Umſtänden im Laufe der Strafvollſtreckung 
darüber entſchieden werden könne, welche Freiheits⸗ 
Bar der Angeklagte im Falle der Uneinbringlichkeit 
er einen oder anderen Geldſtrafe zu erſtehen hat. 
Der § 491 StPO. ift nicht anwendbar, weil nicht die 
Feſtſetzung einer Freiheitsſtrafe überhaupt unterlaſſen 
worden iſt, ſondern aus Rechtsirrtum die Feſtſetzung 
bei den Einzelſtrafen unterblieb und bei der Geſamt⸗ 
geldbetragsſtrafe erfolgte. Soll der im 8 490 StPO. 
vorgezeichnete Aushilfsweg überhaupt gangbar ſein, 
ſo iſt unerläßlich, daß das Strafurteil, auf Grund deſſen 
die Strafvollſtreckung erfolgt, genügende Anhaltspunkte 
u die Möglichkeit der Auslegung des Urteiles, der 

erechnung der Strafe und für die Würdigung der 
Zuläſſigkeit der Strafvollſtreckung bietet. Jedenfalls 
iſt es in erſter Reihe die Aufgabe des erkennenden 
Richters, durch ſeine Entſcheidung Maß und Art der 
Strafvoll ſtreckung genau zu beſtimmen, daß der Lauf 
der Vollſtreckung durch ein Zwiſchenverfahren nach 
8491 a. a. O. nicht aa e wird. Das LG. hätte 
mithin — ſelbſtverſtändlich im Rahmen der Vorſchrift 
des 8 372 StPO. — feſtſetzen ſollen, welche Freiheits⸗ 
ſtrafe der Angeklagte im Falle der Uneinbringlichkeit 
der einen oder der anderen Geldſtrafe zu erſtehen hat. 
(Urteil vom 12. Dez. 1908; Rev.⸗Reg. Nr. ne 
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Oberlandesgericht Zweibrücken. 


u 3 1 ul WG. Franzöſiſche Firma als Flaſchen⸗ 
etikette zur Bezeichnung eines in Deutſchland von Deutſchen 
fertig geſtellten Sektes. Die beklagte Schaumwein⸗ 
fabrik mit dem Sitze in R... (Deutſchland) ift, nachdem 
ſie zuerſt Schaumwein in Flaſchen in den Handel ge⸗ 
bracht hatte, die auf den Etiketten, Halsſchleifen, 
Kapſelverſchlüſſen und Pfropfen den Namen einer 
franzöſiſchen Firma und einer franzöſiſchen Stadt als 
des Sitzes dieſer Firma, „S... T... et Cie, U. 
trug gen) 2 zu einer neuen Ausftattung 1 
Die Etiketten tragen jetzt den Aufdruck 

„8. T... et Cie 
R. — — a 
Echtes Gewächs der Champagne, im Faß nach R. 
exportiert und daſelbſt auf Flaſchen gefüllt.“ 
Die Halsſchleifen tragen die Aufſchrift: 


S... T... et Cie 
Seller 1 R. 
Dis 


1) Einen zu diefer Ausſtattung einſchlagenden ga ſiehe in der 
908, 954 (Urteil des OLG. Dresden vom 8. Juli 1908 Auf- 
auf Kognakflaſchen „Em. Dubois & Co, Cognac“). 
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Der 5 zeigt: „S.. T. . et Cie, U... 
Kellerei R. die Preisliſten gaben wieder den 
Aufdruck = T. .. et die Grands vins 


de Champagne; für Deutfchland $ Füllung und Fertig⸗ 
ſtellung in R.., frei ab deutſcher Kellerei“. 


Die von einer andern deutſchen Schaumweinſabrik 
erhobene, auf § 1 Unl WG. geftühte Klage griff die 
erſte wie die zweite Ausſtattung an; das Landgericht 
entſprach ihr im ganzen Umfange. Die Beklagte, die 
das Urteil, ſoweit es die erſte Ausſtattung betrifft, 
nicht anficht und damit anerkennt, daß 8 1 Unl WG. dann 
verletzt iſt, wenn nicht deutlich zutage tritt, daß die 
Weine erft in R... fertig geſtellt werden und daß 
die in R.. vorzunehmende Tätigkeit keinesfalls hinter 
die von D. zurücktritt, hat auf ihre Berufung 
gegen den die zweite Ausſtattung betreffenden Teil 
des Urteils eine Abänderung dahin erzielt, daß ihr 
— ohne Hervorhebung von Einzelheiten — nunmehr 
verboten iſt, auf den Etiketten, Kapſelverſchlüſſen, 
Halsſchleifen, Korkbranden und Preisliſten ausdrück⸗ 
lich oder durch die Art der Ausſtattung die m 
tungen aufzuſtellen, daß die Firma S... T. t Cia 

n U. . . . eine Handelsniederlaſſung in Deuschland 
unb zwar in R... beſitze und dort die von der Be⸗ 
klagten in den Verkehr gebrachten Sekte fertigſtelle, 
fülle und liefere. 


Aus den Gründen des Berufungsurteils: 
Die in der Flaſchenausſtattung und den Preisliſten 
enthaltenen Angaben tatſächlicher Art ſind für einen 
größeren Kreis von Perſonen beſtimmte Mitteilungen 
über geſchäftliche Verhältniſſe. Ihr Zweck iſt mög⸗ 
lichſte Verbreitung des Produkts bei 555 
und Verbrauchern (Pinner § 1 B 1 b, Recht 1907 
Nr. 3215, JW. 1908, 370, L. 2, 955). Dieſe Mit⸗ 
teilungen enthalten unrichtige Behauptungen tatſäch⸗ 
licher Art über die Geſchäftsverhältniſſe, insbeſondere 
über die Beſchaffenheit der Ware, die Art ihrer Her⸗ 
ſtellung und ihres Bezuges ſowie über die Bezugs⸗ 
quelle. Unbeſtritten iſt, daß der Inhalt der Flaſchen, 
auf den ſich die 5 beziehen, von der 
deutſchen Fabrik in R. den Handel gebracht 
wird, daß aber die Firma 8. T... et Cie in 
U. feine Handelsniederlaſſung und keinen Fabri⸗ 
kations⸗, Lager⸗ oder Vertriebsraum in R. „beſitzt 
und daß dieſe Firma nicht die Verkäuſerin des in der 
beanſtandeten Ausſtattung gelieferten Sektes iſt, auch 
den Käufern gegenüber keinerlei Verpflichtungen über⸗ 
nimmt. Nun tragen aber die Etiketten an der ſicht⸗ 
barſten Stelle mit großer Schrift die Firma: S.. 
T... et Cie, darunter rechts und links die Orts⸗ 
namen R... und U... gleiches ift bei den Kapſel⸗ 
verſchlüſſen, Korkbranden, Preisliſten der Fall. Das 
iſt für das tonfumierenbe Publikum die Behauptung, 
daß die Firma S.. . T... et Cie in U. . . . es iſt, 
welche den Inhalt der Flaſchen herſtellt, echtes Ge⸗ 
wächs der Champagne im Faß nach R... exportiert, 
daſelbſt fertigſtellt und von dort aus für Deutſchland, 
von ihrer eigenen Kellerei und Handelsniederlaſſung 
15 a aus liefert, wo fie insbeſondere die Füllung 
Flaſchen vornimmt. Der Name der Beklagten 
ſelbst erſcheint nur ein einziges Mal und auch in Euer 
Weiſe, daß er, in engſte Beziehung zur Firma „S. 
T . . . et Cie“ geſetzt, als deren Kellerei aufgefaßt 
werden kann und im Zuſammenhalte mit den übrigen 
Angaben ſo aufgefaßt werden muß. Die Firma „S.. 
T. . . et Cie“ exportiert aber ihre Produkte nicht mehr 
nach Deutſchland, weil es ihr zu wenig Gewinn 
brachte. Die Angaben verſchweigen ſonach die Tat⸗ 
ſache, daß die deutſche Firma in R... den fraglichen 
Sekt liefert, und ſetzen an deren Stelle die franzöſiſche 
Firma in U... , die angeblich von ihrer Filiale in 
R... aus liefert. Es wird die Tatſache verſchwiegen, 
daß die Beklagte das von ihr bezogene Rohprodukt 
fertigſtellt, und es wird behauptet, daß die franzöſiſche 
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Firma das vollziehe. Endlich wird die Tatſache unter⸗ 
drückt, daß es ſich um ein in Deutſchland von Deut⸗ 
ſchen fertiggeſtelltes Produkt handelt, und die Be⸗ 
hauptung aufgeſtellt, daß ein franzöſiſches, von einer 
franzöſiſchen Firma in Deutſchland fertiggeſtelltes 
Produkt, nämlich eee Champagner, in Frage 
ſei. Dieſe unrichtigen Angaben ſind geeignet, den 
Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots hervor⸗ 
zurufen. Der franzöſiſche Champagner wird der Quali⸗ 
tät und dem Preiſe nach vom Verkehr höher bewertet 
als der deutſche. Die Beklagte weiſt ſelbſt darauf hin, 
welche Anſtrengungen von deutſchen Firmen gemacht 
werden, um franzöſiſche Namen auf die Etiketten zu 
bekommen, teils durch Gründung von Fabriken an 
deutſchen Grenzorten mit franzöſiſchen Namen, teils 
durch Angliederung an Filialen franzöſiſcher Firmen, 
Ankauf franzöſiſcher Firmen; daraus ergibt ſich, daß 
die franzöſiſche Etikette geeignet iſt, gegenüber der 
Qualität und dem Preiſe deutſchen Sektes den An⸗ 
ſchein eines beſonders günſtigen Angebots hervor⸗ 
zurufen. Der Durchſchnittskonſument iſt geneigt, Sekt, 
den er für franzöſiſchen hält, eher zu kaufen und teurer 
zu bezahlen als den deutſchen. Die Erfahrung des 
täglichen Lebens zeigt auch, daß der Durchſchnitts⸗ 
konſument nicht alles lieſt, was auf den Flaſchen ſteht 
(in Deutſchland auf Flaſchen gefüllt). Welche Be⸗ 
deutung das hat, beweiſt das Vorgehen der Beklagten, 
die ſonſt, wie viele andere Kellereien, unter eigener 
Etikette, etwa mit Garantie für Bezug franzöſiſchen 
Gewächſes und für entſprechende Behandlung, ver⸗ 
kaufen würde. Welchen Wert es für die Beklagte hat, 
den Anſchein zu erwecken, als ob es ſich bei ihrem 
Produkte um franzöſiſchen Champagner handle, be⸗ 
weiſt ihre eigene Aufſtellung, ſie veranſchlage ihr 
Intereſſe am Ausgange des Rechtsſtreits auf 50 Pfennig 
für die Flaſche. An dieſer Beurteilung kann die Be⸗ 
zugnahme der Beklagten auf einen von ihr mit der 
franzöſiſchen Firma abgeſchloſſenen Vertrag nichts 
ändern. Wenn die R Firma der Beklagten 
den Gebrauch ihrer Marke in Deutſchland erlaubt und 
die Beklagte ſich verpflichtet hat, den zur Fabrikation 
erforderlichen Wein durch die Vermittelung der fran⸗ 
zöſiſchen Firma zu beziehen oder ihr eine Abgabe zu 
bezahlen, und wenn hinwiederum die franzöſiſche 
Firma Recht und Pflicht einer gewiſſen Kontrolle der 
deutſchen Kellerei übernommen hat, ſo mögen hier wohl 
Elemente vorhanden ſein, die es geſtatten würden, eine 
beſtimmte Ware mit der Firma des franzöſiſchen Pro⸗ 
duzenten als Marke zu verſehen (Kohler, R. d. Markenſch. 
120); die Beklagte behauptet aber ſelbſt nicht, daß es 
del hier um den Gebrauch eines Warenzeichens han⸗ 
elt und daß die Vorausſetzungen für dieſen Gebrauch 
in Deutſchland vorliegen. Die Beklagte will die Worte 
S...T... et Cie nicht als Handelsmarke gebrauchen, 
„ als Firma zur Bezeichnung des Fabrikanten 
er in ihren Flaſchen befindlichen Flüſſigkeit (82. 2, 
954). Als Inhaberin der „Marke“ S...T... et Cie 
würde die Beklagte vor allem ihre eigene Firma 
nennen, es iſt ihr aber gerade darum zu tun, die 
franzöſiſche Firma als ſolche zu benutzen und ihre 
eigene zu verſchweigen. Dann ſchützt aber auch die 
Erlaubnis der franzöſiſchen Firma die Beklagte nicht 
gegen 8 1 UnlWG. (Kohler, Enzykl. I 591/3); denn 
die unwahre Behauptung, daß die franzöſiſche Firma 
den Sekt herſtelle und verkaufe, wird nicht dadurch 
wahr, daß die franzöſiſche Firma mit dieſer Behaup⸗ 
tung einverſtanden ift. (Urt. vom 2. Februar 1909, 
L 186/08). 


1606 Mitg. v. Oberlandesgerichtsrat Lunglmayr in Zweibrücken. 
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Aus der Praxis des bayer. Verwaltungs⸗ 
gerichtshofs. 2 


., 1. Necht der Witwe, Beſtimmungen über die reli: 
giöſe Erziehung eines Kindes aus ungemiſchter Ehe zu 
treffen. Stellung des Beiſtandes. 

. 2. Redt der unehelichen Mutter, die religiöſe Gr: 
ziehung ihres Kindes zu regeln. Auſſichtsrecht des Bor: 
munds und des Vormundſchaftsgerichts.“) 

Am 7. September 1901 wurde von der proteſtan⸗ 
tiſchen unverehelichten Margareta N. ein Kind, Chr., 
geboren, das durch die Verheiratung der Mutter 
mit dem proteſtantiſchen Fabrikarbeiter D. legitimiert 
wurde. Als dieſer am 20. Juli 1904 ſtarb, verzog 
ſeine Witwe nach W. Dort wurde ſie am 28. März 
1907 von einem zweiten Kinde männlichen Geſchlechts 
entbunden, das den Namen A. erhielt, und als deſſen 
Vater durch amtsgerichtliches Urteil ein Fabrikarbeiter 
feſtgeſtellt wurde. Auf Erſuchen der Witwe D. wurde 
das letztere Kind von dem Pfarrkooperator zu W. am 
12. April 1907 dort katholiſch getauft. Tags zuvor 
hatte ſie vor dem Bürgermeiſter und zwei weiteren 
Perſonen die Erklärung abgegeben, daß ihre beiden 
Kinder in der katholiſchen Kirche verbleiben und dem- 
gemäß den katholiſchen Religionsunterricht beſuchen 
ſollen. Zwiſchen dem proteſtantiſchen Pfarramt W. 
und dem katholiſchen Pfarramt L. ſowie der Witwe D. 
entſtand hierauf ein Verwaltungsrechtsſtreit über die 
religiöſe Erziehung der Knaben. Das Bezirksamt ent⸗ 
ſchied, daß die Knaben katholiſch zu erziehen ſeien. 
Die Beſchwerde zum VGH. blieb erfolglos. 


Aus den Gründen: 1. Die Witwe D. be⸗ 
anſprucht auf Grund der bürgerlich⸗rechtlichen Normen 
über elterliche Gewalt und Sorge für die Perſon 
minderjähriger Kinder das Recht, über die religiöſe 
Erziehung ihrer Kinder zu verfügen. Dieſes Recht iſt 
perſönlicher Natur und hat fi) nach den Geſetzen des 
Orts zu beſtimmen, wo ſie ihren Wohnſitz zu dem 
Zeitpunkt hatte, in den die in Streit gezogene Hand⸗ 
lung fällt (Samml. Bd. 17 S. 318). Ueber die katholi⸗ 
che Erziehung ihrer Kinder hat ſie am 11. April 1907 

urch Protokollerklärung vor dem Bürgermeiſter in 
W. und zwei Zeugen verfügt. Ueber Chr. D. ſtand 
feinen Eltern nach SS 1626 ff. BGB. die elterliche Ge- 
walt und damit das Recht der Erziehung zu. Dafür, 
daß ſie über die religiöſe Erziehung des Knaben einen 
Vertrag geſchloſſen hätten, fehlt jeder Anhaltspunkt. 
Als am 20. Juli 1904 der Ehemann ſtarb, mußte nicht 
ohne weiteres das Kind in der proteſtantiſchen Kon⸗ 
feſſion ſeiner Eltern verbleiben und ergab ſich in dieſer 
Beziehung nicht etwa ein unabänderlicher Rechtszuſtand 
wie bei einem minderjährigen Kinde aus gemiſchter 
Ehe (8 14 der II. Verf.⸗Beil. und Samml. Bd. 5 S. 76). 
Vielmehr war es rechtlich möglich, daß die Witwe D. 
über die Religionserziehung ihres ehelichen Sohnes 
elbſtändig Verfügung traf. Denn ſie gelangte nach 
en 88 1684 Abſ. 1 und 1686 des BGB. in den Beſitz 
der elterlichen Gewalt in demſelben Umfang, in dem 
ſie vorher beide Eltern beſeſſen hatten. Die Witwe 
hat kraft der ihr hiernach zuſtehenden vollen elter⸗ 
lichen Gewalt das Recht und die Pflicht, für die Perſon 
des Kindes zu ſorgen, d. h. es zu erziehen, zu beauf⸗ 
ſichtigen und ſeinen Aufenthalt zu beſtimmen (88 1686 
in Verbindung mit 1631 Abſ. 4). In dem Erziehungs⸗ 
recht liegt die Berechtigung, in einer den Intereſſen 
des Kindes angemeſſenen Weiſe für ſeine körperliche, 
geiſtige und insbeſondere auch ſittliche Ausbildung zu 
ſorgen. Hierin iſt die religiöſe Erziehung inbegriffen. 
Bei der Erfüllung dieſer Erziehungsaufgabe iſt die 


) Vgl. zu Nr. 2 die Abhandlungen In dieſer Zeltſchrift 1907 
S. 8 und ©. 117. R EDEN! 
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Witwe nicht unbeſchränkt, ſondern ſie unterſteht der 
Aufſicht des Vormundſchaftsgerichts und gegebenen⸗ 
falls auch der Ueberwachung des ihr vom Gericht be⸗ 
ſtellten Beiſtandes (S8 1687 ff., insbeſ. 8 1689). Wenn 
nun der als Beiſtand aufgeſtellte R. den Wunſch aus⸗ 
gedrückt hat, daß Chr. D. proteſtantiſch erzogen werde, 
ſo kann dies die Beſtimmung der Mutter nicht auf⸗ 
heben oder ihre Rechtswirkſamkeit in Frage ſtellen. 
Denn es ſteht ihr, auch wenn ihr ein Beiſtand beſtellt 
iſt, die Sorge für die Perſon ihres ehelichen Kindes 
‘allein zu, ohne daß fie hierbei zu einzelnen ihrer 
Handlungen oder Verfügungen der Genehmigung des 
Beiſtandes bedarf. Diefer hat nur die Mutter in der 
Sorge für die Perſon des Kindes zu unterſtützen und 
zu überwachen, ſowie dem Vormundſchaftsgericht jeden 
Fall, in welchem es zum Einſchreiten berufen iſt, un⸗ 
verzüglich anzuzeigen. Das Vormundſchaftsgericht, 
dem vom Bezirksamt die Verhandlungen überſendet 
wurden, hat ſich nicht veranlaßt geſehen, einzuſchreiten. 
Bei dieſer Rechtslage muß es bei der von der Mutter 
getroffenen Beſtimmung der katholiſchen Erziehung 
ihres ehelichen Sohnes ſein Verbleiben haben. 

2. Als Vater des unehelich geborenen A. N. wurde 
durch Urteil ein proteſtantiſcher Fabrikarbeiter feſt⸗ 
geſtellt und ihm die Leiſtung des Unterhalts auferlegt. 
Hierin iſt keine Anerkennung des Kindes durch den 
Vater i. S. des § 21 der II. Verf.⸗Beil. zu erblicken 
und es kann daher das Religionsbekenntnis des Vaters 
für das des A. N. nicht maßgebend ſein (Samml. Bd. 8 
S. 162, Bd. 26 S. 172). Die Vorſchriſt in dem an⸗ 
geführten 8 21, daß, wenn das uneheliche Kind von 
dem Vater nicht anerkannt iſt, es nach dem Glaubens⸗ 
bekenntnis der Mutter erzogen wird, wurde vom Ver⸗ 
waltungsgerichtshof bisher dahin ausgelegt, daß da⸗ 
durch ein Beſtimmungsrecht der Mutter nicht aus⸗ 
geſchloſſen iſt und dieſe davon Gebrauch machen kann, 
wenn ihr nach dem Zivilrecht das Erziehungsrecht 
eingeräumt war (Samml. Bd. 16 S. 77, Vordruck Abſ. 3 
uf z 81, Bd. 17 S. 320, Bd. 19 S. 80, Bd. 21 S. 142 
uſw.). 
nach zu prüfen, ob der Mutter des am 28. März 1907 
geborenen Knaben das Erziehungsrecht nach den Vor⸗ 
ſchriften des BGB. zuſteht. Dieſe Frage iſt zu be⸗ 
jahen. Nach § 1707 des BGB. ſteht der Mutter über 
ihr uneheliches Kind keine elterliche Gewalt zu; auch 
iſt ſie zu ſeiner Vertretung nicht befugt. Allein es iſt 
ihr das Recht und die Pflicht vorbehalten, für die 
Perſon des Kindes zu ſorgen, es alſo zu erziehen. 
Wie ausgeführt, erſtreckt ſich das Erziehungsrecht auch 
auf die religiöſe Erziehung. Die Mutter konnte aber 
bei Ausübung ihres Rechtes nicht völlig frei nach 
ihrem Ermeſſen handeln, ſondern ſie unterſtand dabei 
der Aufſicht des Vormundes. Das ergibt ſich aus 
§ 1707 Satz 3 des BGB., wonach der Vormund, ſo⸗ 
weit der Mutter die Sorge für die Perſon des Kindes 
zuſteht, die rechtliche Stellung eines Beiſtandes hat. 
In ſeinen Wirkungskreis fallen alle dieſe Sorge be⸗ 
treffenden Angelegenheiten (SS 1688 ff.). Der $ 1689 
macht dem Vormund als Beiſtand die Pflicht, inner⸗ 
halb ſeines Wirkungskreiſes die Mutter in der Sorge 
für die Perſon des Kindes zu unterſtützen und zu 
überwachen; er hat dem Vormundſchaftsgericht jeden 
Fall, in dem es zum Einſchreiten berufen iſt, unver⸗ 
züglich anzuzeigen. Die Witwe hat nun den Willen 
kundgegeben, ihren Sohn A. katholiſch zu erziehen. 
Der Vormund hat vor der Gemeindebehörde zu W. 
erklärt, daß er gegen die katholiſche nt nichts 
einzuwenden habe, und das Vormundf et bal 
das von den Verhandlungen Kenntnis erhielt, hat 
ſich nicht veranlaßt geſehen, einzuſchreiten. Dieſe 
Stellungnahme von Organen der freiwilligen Zivil⸗ 
gerichtsbarkeit auf Grund von bürgerlich ⸗ rechtlichen 
Normen entzieht ſich mit ihren Beweggründen der 
Nachprüfung des Verwaltungsgerichtshofes. Dieſer 
kann nur in Betracht ziehen, daß die Beſtimmung der 


An dieſer Auffaſſung iſt feſtzuhalten und hier⸗ 
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Mutter unbeanſtandet geblieben iſt. Die Folge davon 
iſt, daß die Beſtimmung als zu Recht beſtehend an⸗ 
zuſehen iſt und der verwaltungsrechtlichen 1 
dung über die religiöfe Erziehung zugrunde zu legen 
iſt GBeſchluß vom 24. März 1909). — — n. 
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Dieſe klare und überſichtliche Darſtellung kann 
zur ohen Einführung insbeſondere den Studierenden 
empfohlen werden. Wie die hohe Zahl der Auflagen 
zeigt, wird ſie auch in dieſen Kreiſen geſchätzt und 
viel benützt. 
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Notizeu. 


Das Haager Abkommen über den Zivilprozeß vom 
17. Inli 1905. Am 27. April d. Js. ift das 105 
Abkommen über den Zivilprozeß vom 17. Juli 1905 
und das Reichsgeſetz zur Ausführung dieſes Abkommens 
vom 5. April 1909 in Kraft getreten (RGBl. S. 409, 
430). Das Abkommen wurde ratifiziert von dem 
Deutſchen Reiche, Oeſterreich und Ungarn (die beiden 
Staaten ſind als ſelbſtändige Kontrahenten aufgetreten), 
Belgien, Dänemark, Spanien, Frankreich, Italien, den 
Niederlanden, Norwegen, Portugal, Rumänien, Ruß⸗ 
land, Schweden und der Schweiz. Mit dem Inkraft⸗ 
treten des Abkommens hat das Haager Abkommen 
zur Regelung von Fragen des internationalen Privat⸗ 
rechts vom 14. November 1896 (RG Bl. 1899 S. 285 
und das Zuſatzprotokoll vom 22. Mai 1897 (RG Bl. 
1899 S. 295) die Wirkſamkeit verloren. Von den 
Staaten, die an dem alten Abkommen beteiligt waren, 
ER das neue Abkommen nur Luxemburg nicht rati⸗ 
iziert. Das neue Abkommen befreit den internationalen 
Rechtshilfeverkehr in Zivilſachen von Feſſeln, die 
als läſtig empfunden wurden. Es iſt aber zu beachten, 
daß es nur für den Verkehr unter den Vertragsſtaaten 
gilt und auf Strafſachen auch nicht entſprechend 


und 
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angewendet werden darf. Gegenüber dem Abkommen 
von 1896 enthält es wertvolle Fortſchritte. 

A. Die Schriftſtücke, die in den anderen Vertrags⸗ 
ſtaaten zugeſtellt werden ſollten, mußten bisher regel⸗ 
mäßig den diplomatiſchen Weg zurücklegen. Daneben 
durften die deutſchen Konſuln an die in ihrem Bezirke 
ſich aufhaltenden Reichsangehörigen Zuſtellungen be⸗ 
wirken. Das neue Abkommen ſchaltet den diploma⸗ 
tiſchen Weg grundſätzlich aus. Soweit der Konſul die 
Zuſtellung nicht unmittelbar durch die Uebergabe des 
Schriftſtücks an den Adreſſaten oder durch die Poſt 
oder auf andere Weiſe bewirken darf, hat er ohne 
Rückſicht auf die Staatsangehörigkeit des Adreſſaten 
die Zuſtellung bei der von dem erſuchten Staate hier⸗ 
für allgemein bezeichneten Behörde ohne Vermittelung 
der fremden Regierung zu beantragen. Den Konſu⸗ 
laten iſt dadurch eine Aufgabe überwieſen worden, die 
ihnen bisher fremd war. Die Behörde, mit der die 
ausländiſchen Konſulate zu verkehren haben, wenn im 
Reichsgebiet auf Veranlaſſung einer ausländiſchen Be⸗ 
hörde zugeſtellt werden fol, beſtimmt § 1 Abſ. 1 des 
Ausführungsgeſetzes. Darnach iſt für die Entgegen⸗ 
nahme der Anträge der Landgerichtspräſident zuſtändig, 
der das Weitere verfügt. Die gewöhnliche Form der 
Zuſtellung regelt Art. 2 des Abkommens. Die Ent⸗ 
gegennahme des Schriftſtücks wird in das Belieben des 
Adreſſaten geſtellt. Der Art. 3 eröffnet aber die Mög⸗ 
lichkeit, eine Zwangszuſtellung zu erwirken. Das iſt 
ein bedeutſamer 9 a gegenüber dem bisherigen 
Rechtszuſtande. Mit dem Zuſtellüngszeugniſſe befaßt 
ſich Art. 5 (ſ. auch Art. 1 Abſ. 1). Innerhalb des Reichs 
hat der Gerichtsſchreiber 555 Amtsgerichts die Beur⸗ 
kundung vorzunehmen (8 1 Abſ. 2 AG.), nicht der 
Amtsrichter oder der Gerichtsvollzieher. 

B. Auch bei der Beförderung von „Erſuchungs⸗ 
ſchreiben“, die in einem Vertragsſtaate zu erledigen 
find, wird jetzt der diplomatiſche Weg grundſätzlich 
nicht mehr eingeſchlagen. (Art. 8 f. des Abkommens). 
Der Konſul des erſuchenden Staates übermittelt das 
Erſuchungsſchreiben der von dem erſuchten Staate hie⸗ 
für allgemein bezeichneten Behörde. Freilich iſt hier nach 
Art. 9 Abſ. 3 eine Hintertür offen (ſ. auch Art. 1 Abſ. 3). 
In der Tat hat bisher Rumänien für die dort zu 
bewirkenden Zuſtellungen und die dort zu erledigenden Er⸗ 
ſuchungsſchreiben die Beibehaltung des diplomatiſchen 
Weges verlangt; ebenſo Belgien und Italien für die 
dort zu erledigenden Erſuchungsſchreiben, nicht aber für 
Zuſtellungen. Im Gebiete des Reichs hat wieder der 
Landgerichtspräſident die durch die ausländiſchen Kon⸗ 
ſuln ihm unmittelbar überſendeten Erſuchungsſchreiben 
entgegenzunehmen und an das zuſtändige Amtsgericht 
abzugeben (§ 3 AG.). Eine wichtige neue Vorſchrift 
enthält Art. 11 des Abkommens. Die erſuchte Behörde 
muß bei der Erledigung des Erſuchens die Zwangs⸗ 
mittel anwenden, die ſie anwendet, wenn ſie einer in⸗ 
ländiſchen Behörde Rechtshilfe leiſtet. Wenn alſo 
3. B. auf Erſuchen eines italieniſchen Gerichts ein Zeuge 
vernommen wird, iſt er mit den Zwangsmitteln der 
deutſchen Zivilprozeßordnung zum Erſcheinen vor Ge⸗ 
richt und zur Abgabe des Zeugniſſes anzuhalten. In 
der Praxis hat man dieſes Verfahren ſchon bisher 
ohne viel Bedenken angewendet. Gibt es aber einen 
Gerichtszwang oder Gerichtsbann ohne geſetzliche 
Grundlage? Die in Böhms Zeitſchrift 110 inter⸗ 
nationales Privat- und Strafrecht 4. Bd. S. 10 f. ab- 
gedruckte Entſcheidung des Landgerichts Drängen I 
vom 15. Mai 1893 zeigt, wie ſchwierig die hier ſich 
ergebenden Fragen zu löſen ſind. Für den Geltungs⸗ 
bereich des Haager Abkommens ſind die Schwierig⸗ 
keiten im allgemeinen beſeitigt. 

C. Eine weitere Streitfrage ift durch Art. 17 Abſ. 2 
des Abkommens erledigt. Sie betraf die Verpflichtung 
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der Angehörigen der Vertragsſtaaten zur 1945169 des 
erhöhten Gerichtskoſtenvorſchuſſes (8 85 Abſ. 1 ENG. ; 
ſ. dieſe Zeitſchrift 1907 S. 164). Die Befreiung von der 
Sicherheitsleiſtung iſt jetzt ausdrücklich darauf erſtreckt 
worden. Dafür iſt jetzt die Vollſtreckung deutſcher 
Urteile, durch die der mit der Sicherheitsleiſtung ver⸗ 
ſchonte ausländiſche Kläger zur Zahlung der Prozeß⸗ 
koſten verurteilt wurde, mit Einſchluß der Vollſtreckung 
von re Nane erheblich erleichtert. 
Die Entſcheidungen werden in jedem anderen Vertrags⸗ 
ſtaat ohne Anhörung der Parteien und ohne materielle 
Würdigung der Entſcheidung koſtenfrei für vollſtreckbar 
erklärt (Art. 18, 195. Der Antrag muß regelmäßig 
auf dem diplomatiſchen Wege geſtellt werden. Dieſe 
Vorteile kommen auch dem Fiskus zugute, der au 
Grund der Art. 12 und 13 des Abkommens von 189 
die Gerichtskoſten von dem ausländiſchen Kläger nicht 
beitreiben konnte (f. diefe Zeitſchrift 1907 S. 165). Der 
Betrag, den der Fiskus beitreiben will, muß gerichtlich 
feſtgeſetzt werden. Das gerichtliche Verfahren iſt in 
9 AG. geregelt. Mit der Vollſtreckbarkeitserklärung 
der Koſtenentſcheidungen ausländiſcher Gerichte im In⸗ 
lande befaſſen fih die 88 5 ff. AG. Aus den für vollſtreck⸗ 
bar erklärten Koſtenentſcheidungen findet die Zwangs⸗ 
vollſtreckung nach den Vorſchriften der Zivilprozeß⸗ 
ordnung ſtatt. In dem Verſahren hat u. a. auch der 
Staatsanwalt mitzuwirken; er iſt der Träger des Be⸗ 
ſchwerderechts, wenn der auf diplomatiſchem Wege ge⸗ 
ſtellte Antrag auf Vollſtreckbarkeitserklärung von dem 
See! abgelehnt wird ($7 AG.). 


Sprachecke 
des Allgemeinen Deutſchen Sprachvereins. 


Er braucht nicht kommen. Allenthalben greift 
eine ſprachliche Neuerung immer mehr um ſich, der 
man entgegentreten ſollte. Nach alter, guter Regel 
wird „brauchen“ nicht, wie „dürfen, müſſen, können, 
ſollen“ uſw. mit der bloßen Nennform ohne „zu“ 
verbunden, und es darf alſo nicht heißen: er braucht 
nicht kommen, er braucht ſich nicht ſcheuen uſw., wie 
man jetzt ſo häufig lieſt und hört. Dieſen Mißbrauch 
macht auch nicht der Umſtand zu einem entſchuldbaren 
Brauche, daß er ſich ſchon in Romane einniſtet, wo 
man z. B. leſen kann: „Ich brauche doch nicht Gerhard 
jagen, ich ſage Gerti.“ Das Gefühl, daß es unſtatthaft 
„das „zu“ auszulaſſen, hat wohl auch der Verfaſſer 
925 folgenden Satzes gehabt: „Sie braucht nicht einmal 
ſelber ihr Zimmer aufräumen und weder das Bett der 
Herrin noch ihr eigenes zu machen.“ Allein „machen“ 
hier zu ſagen, ohne „zu“, das ſchien ſelbſt dem doch 
zu gewagt zu klingen, der es bei „aufräumen“ ohne 
Bedenken wegließ. Jedenfalls ſollte dieſe Weglaſſung 
des „zu“ bei „brauchen“ in der Schriſtſprache nur da 
geduldet werden, wo man ſie ſchon feit alters um des 
Wohllauts willen kennt, u da, wo „brauchen“ 
iek mit „zu“ verbunden iſt, z. B. „Ohne eine Ent⸗ 
eckung befürchten zu brauchen“. Im übrigen iſt es 
aber beſſer, das „zu“ zu ſetzen; denn „Was ich nicht 
tun brauche“ u. ä. iſt zwar angeglichen an, „Was ich 
nicht tun darf, fol uſw.“, aber es macht doch den 
Eindruck der Nachläſſigkeit, des Sichgehenlaſſens, und 
das ſollte in der Schriſtſprache vermieden werden. 


Verantwortl. Herausgeber: Th. von der Pfordten, 
K. Landgerichtsrat, verw. im Staatsminiſterium d. Juſtiz. 
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Die neuen Kaftpflichtbeſtimmungen für den | 


Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 
Von Philipp Senffert, Rechtsanwalt in München. 


Das nach ſchweren Kämpfen im Reichstag 
angenommene Geſetz über den Verkehr mit Kraft⸗ 
fahrzeugen iſt am 3. Mai 1909 vom Kaiſer voll⸗ 
zogen und im Reichsgeſetzblatt Nr. 26 am 12. Mai 
1909 veröffentlicht worden. Das Geſetz gliedert 
ſich in 3 Teile 

I. Verkehrsvorſchriften 
II. Haftpflicht 
III. Strafvorſchriften. 


Erſtere und letztere erlangen nach § 26 des 
Geſetzes erſt am 1. April 1910 Wirkſamkeit, damit 
dem Bundesrat und den Landesregierungen Zeit 
zur Erlaſſung der Ausführungsbeſtimmungen 
bleibt. Die Beſtimmungen des II. Abſchnittes 
„Haftpflicht“ ſind dagegen gemäß dem § 26 
am 1. Juni 1909 in Kraft getreten. Die nach⸗ 
folgenden Ausführungen bezwecken eine kurze 
Darſtellung der eingetretenen Rechtsänderungen 
zu geben. 

Unter dem bisherigen Rechtszuſtand beſtimmte 
ſich die Haftpflicht für Schädigungen durch Kraft⸗ 
fahrzeuge lediglich nach den Vorſchriften des 
BGB. im 25. Titel über die unerlaubten Hand⸗ 
lungen. Rechtlich war danach für den Geſchädigten 
nur ein Anſpruch gegeben, wenn der Automobil⸗ 
führer fahrläſſig, d. h. unter Außerachtlaſſung der 
im Verkehre erforderlichen Sorgfalt gehandelt 
($ 823 Abſ. 1) oder gegen ein den Schutz des 
Geſchädigten bezweckendes Geſetz verſtoßen hatte 
($ 823 Ubi. 2). 

Mitverpflichtet war nach § 831 der Dienſt⸗ 
herr des Automobilführers. Dem Dienſtherrn 
ſtand jedoch der Entlaſtungsbeweis offen, daß er 
bei Auswahl des Automobilführers, bei Beſchaffung 
der Gerätſchaften, bei der Leitung und Ueber- 
wachung des Betriebes die im Verkehr erforder⸗ 
liche Sorgfalt beobachtet hat. Beweispflichtig für 
das Verſchulden des Schädigers war der Ge⸗ 


ſchädigte. 


Die Haftpflichtregelung war danach 
ausſchließlich auf dem Verſchuldensgedanken auf⸗ 
gebaut. Lediglich für die Beweislaſt war der 
Gedanke nicht durchgeführt bei der Haftung des 
Dienſtherrn. Dieſe dem Geſchädigten ungünſtige 
Rechtslage wurde durch die Rechtſprechung voll⸗ 
ſtändig geändert. Sie ſtellte die höchſten An⸗ 
forderungen an die vom Automobiliſten zu be⸗ 
obachtende Sorgfalt. Das grundlegende Urteil 
des Reichsgerichts vom 20. September 1906 
(JW. 1906 S. 681) erklärt: „Die außer⸗ 
ordentlich große Gefahr, die der Automobil⸗ 
verkehr mit fih bringt, bedingt eine ganz be: 
ſonders große Aufmerkſamkeit und Vorſicht.“ 
„Die Situation war eine ſolche, die die größt⸗ 
mögliche Vorſicht .. .. zur Pflicht machte.“ 
„Zur Vorkehrung entſprechender Sicherungsmaß⸗ 
nahmen war er (der Führer) verpflichtet, auch 
wenn nur die (nicht bloß entfernte) Möglich⸗ 
keit einer Gefahr gegeben und erkennbar geweſen 
iſt.“ Die in Klammer geſetzten Worte beweiſen, 
daß das Reichsgericht ſelbſt Bedenken über die 
von ihm aufgeſtellten Leitſätze hegte und ſie ab⸗ 
zuſchwächen ſuchte. Allein dieſe Einſchränkung 
ändert nichts an dem tatſächlichen Ergebnis: 
Durch dieſes Erkenntnis, nach dem ſich die Praxis 
in der Folge richtete, war die reine Gefährde⸗ 
haftung eingeführt. Denn die Möglichkeit einer 
Gefahr und die Erkennbarkeit diefer Möglich⸗ 
keit läßt ſich ohne ſchwierige juriſtiſche Kon⸗ 
ſtruktionen wohl bei jedem Automobil⸗Unfall dar⸗ 
tun. Aehnlich ſcharfe Anforderungen hat die 
Rechtſprechung für den Entlaſtungsbeweis des 
Dienſtherrn aufgeſtellt und damit dem Geſchädigten 
nicht nur die Verurteilung eines Pflichtigen, ſondern 
auch eines zahlungsfähigen Pflichtigen geſichert. 
Bei der Auswahl hat der Dienſtherr nicht allein 
auf techniſche Geſchicklichkeit und Vertrautheit mit 
den polizeilichen Vorſchriften zu ſehen. Er hat 
ſich auch über die „moraliſchen Eigenſchaften“ des 
Führers zu vergewiſſern. „Beſonnenheit, Charakter⸗ 
ſtärke, Bewußtſein der Verantwortlichkeit, die der 
Wagenführer dem Publikum gegenüber auf ſich 
nimmt, nicht nur das Vermögen, ſondern auch der 
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ernſte aus der Achtung vor der öffentlichen Ord⸗ 
nung und vor der Perſönlichkeit der Mitmenſchen 
entſpringende Wille, jede Gefährdung anderer 
Perſonen zu vermeiden“, ſind die moraliſchen 
Eigenſchaften des Führers, nach denen der Dienſt⸗ 
herr nach dem Urteil des RG. vom 28. März 1904 
Seuff A. Bd. 60 S. 12 Nr. 7 forſchen muß, will 
er eigener Haftung entgehen.) Auch eine dauernde 
Ueberwachung des Führers und erforderlichenfalls 
ein Eingreifen in deſſen Art zu fahren durch ge⸗ 
eignete Anweiſungen fordern Gerichtsſprüche von 
dem Automobilbeſitzer, mag er auch ſelbſt des 
Fahrens nicht kundig ſein.?) Eine weitere Steige⸗ 
rung der Haftung brachten die beſtehenden ſehr dehn⸗ 
baren als Schutzgeſetze nach $ 823, 2 BGB. in Be- 
tracht kommenden Polizeivorſchriften über den Ver⸗ 
kehr mit Kraftfahrzeugen. Es ſei hier nur der 
Abi. 1 des 8 17 der Bayeriſchen Oberpolizeilichen 
Vorſchriften vom 17. September 1906 erwähnt. 
„Die Fahrgeſchwindigkeit iſt jederzeit ſo einzu⸗ 
richten, daß Unfälle und Verkehrsſtörungen ver⸗ 
mieden werden.“ Dieſe einerſeits ſcharfen, anderer⸗ 
ſeits der Auslegung weiten Spielraum laſſenden 
Polizeivorſchriften haben praktiſch auch zu einer 
vollſtändigen Verſchiebung der Beweislaſt geführt. 
Der Verletzte behauptet Verſtoß gegen die Fahr⸗ 
vorſchriften, vor allem über die Geſchwindigkeit, 
hier insbeſondere nach dem erwähnten $ 17 Abſ. 1. 
Der Automobilfüher muß und wird dann tat⸗ 
ſächlich immer einen umfangreichen Beweis über 
ſeine Sorgfalt und über die Beachtung der Vor⸗ 
ſchriften führen. In den meiſten Fällen geht ohne⸗ 
hin ein Strafverfahren voraus, das den Be⸗ 
ſchuldigten nötigt, bei ſeiner Verteidigung ſeine 
Handlungsweiſe zu rechtfertigen und Beweiſe für 
deren Angemeſſenheit beizubringen. Nach dem 
gegenwärtigen Stand der Rechtſprechung ſind da⸗ 
nach, wenn auch nicht theoretiſch, ſo doch praktiſch 
die Haftungsgrundlagen die gleichen, wie die des 
Reichshaftpflichtgeſetzes für die Eiſenbahnen. Ja 
es darf ohne Uebertreibung geſagt werden, ſie ſind 
ſchärfer. Denn dem Eiſenbahnunternehmer iſt der 
Nachweis des eigenen Verſchuldens erleichtert durch 
die Menge der beſtehenden bahnpolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften, deren Uebertretung nur dargetan zu werden 
braucht. 

Die geſchilderte Praxis iſt das Ergebnis der 
allerletzten Jahre. Sie ſetzt etwa mit dem Jahre 
1905 ein. Die Erregung der öffentlichen Meinung 
über Automobilunfälle iſt weſentlich älter. Sie 
drängte den Reichstag zu eingehender Beſprechung. 
Der Reichstag gab dem Drucke nach und beſtürmte 
die verbündeten Regierungen. Dieſe ihrerſeits 
trugen nach anfänglichen mit dem Hinweis auf den 
Mangel genügender Erfahrung begründeten Wider⸗ 
ſtande dem Verlangen nah Abänderung der redt- 


1) Vgl. insbeſondere auch das Urteil des RG. im 
Jahrgang 1908 dieſer Zeitſchrift S. 338. 
) Vgl. diefe Zeitſchrift Jahrgang 1908 S. 342. 


Beitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 11. für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 12. 


lichen Grundlage Rechnung. Am 1. März 1906 
legten die verbündeten Regierungen einen Auto⸗ 
mobilhaftpflichtgeſetzentwurf vor, der die Grundſätze 
der Eiſenbahnhaftpflicht einführen wollte. Der 
Betriebs unternehmer ſollte für den Schaden 
aufkommen, es ſei denn, daß der Unfall durch 
höhere Gewalt oder durch eigenes Verſchulden des 
Verletzten verurſacht iſt. Der Kaiſerliche Auto⸗ 
mobil⸗Klub leitete namens der vereinigten Klubs 
eine Gegenbewegung gegen dieſen Entwurf ein. Er 
überreichte dem Reichstag einen von Rechtsanwalt 
Dr. Martin Iſaac in Berlin verfaßten Gegenent⸗ 
wurf. Das geſetzgeberiſche Unternehmen kam nicht 
zum Abſchluß. Der Entwurf wurde mit der 
Reichstagsauflöſung des Dezember 1906 gegen⸗ 
ſtandlos. 

Am 28. Oktober 1908 unterbreitete der Reichs⸗ 
kanzler dem Reichstag den Entwurf zu dem gegen⸗ 
wärtigen Geſetze, der die Beſtimmungen nahezu 
wörtlich aus dem Iſaacſchen Entwurf übernahm. 
Der Entwurf ſtellte ſich auf einen weſentlich 
anderen Standpunkt als der vom Jahre 1906. 
War in dieſem der Gefährdungsgedanke rein durch⸗ 
geführt, ſo brachte der Vorſchlag von 1908 eine 
Miſchung von Grundſätzen des Verſchuldens und 
der Gefährdung. Es iſt notwendig, den Wortlaut 
des Entwurfs, wie er dem Bundesrat unterbreitet 
wurde, und desjenigen, der dem Reichstage vor⸗ 
gelegt wurde, zu kennen, um die richtige Auslegung 
des 87 des Geſetzes zu finden. Der Entwurf 
an den Bundesrat verfügte: „Wird durch einn 
Kraftfahrzeug ein Menſch getötet oder ver⸗ 
letzt oder eine Sache beſchädigt, jo ift der Halter 
des Kraftfahrzeuges verpflichtet den Schaden 
zu erſetzen. 

Die Erſatzpflicht iſt ausgeſchloſſen, wenn der 
Schaden weder durch ein Verfchulden des Fahr- 
zeughalters oder einer von ihm zur Führung des 
Fahrzeugs beſtellten oder ermächtigten Perſon noch 
durch Betriebsfehler oder durch Betriebsſtörungen 
verurſacht worden iſt.“ 

Beibehalten iſt danach der Grundſatz des bis⸗ 
herigen Rechtes, daß nur Verſchulden haftbar 
macht, allerdings mit der Ausdehnung, daß, wie 
bei Vertragshaftung für das Verſchulden des 
Angeſtellten unbedingt ohne Zulaſſung eines Ent⸗ 
laſtungsbeweiſes eingeſtanden werden muß. Durch⸗ 
brochen iſt der Grundſatz bei Fehlern oder 
Störungen der Betriebsſicherheit. Mit der Be⸗ 
gründung zu dem öſterreichiſchen Geſetz, auf die 
Iſaac in feinem Gegenentwurf ſich beruft, wird 
zu den Betriebsfehlern und Betriebsſtörungen zu 
rechnen ſein: Platzen eines Luftreifens, Reißen der 
Luftreifen durch ſcharfe Steine oder Nägel, Bruch 
oder Verſagen der Bremſe, Bruch von Maſchinen⸗ 
teilen, Gleiten und Schleudern der Wägen infolge 
Näſſe, Exploſion. Hierfür fol ohne Rückſicht auf 
Verſchulden gehaftet werden. Verſchoben iſt gegen⸗ 
über dem bisherigen Recht die Beweislaſt. Der 
Automobilhalter muß ſeine Schuldloſigkeit beweiſen 
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und außerdem die Betriebsſicherheit ſeines 
Wagens. Es wird eine Rechtsvermutung der 
Verurſachung durch Verſchulden und durch Mangel 
der Betriebsſicherheit aufgeſtellt. 

Der Entwurf, wie er dem Reichstage zu⸗ 
ging, enthielt ſtatt der Worte „noch uſw.“ die 
Faſſung „noch durch fehlerhafte Beſchaffenheit 
des Fahrzeugs oder Verſagen ſeiner Verrichtungen 
verurſacht worden iſt.“ Die Gründe für dieſe 
Abänderung ſind nicht erſichtlich gemacht. Der 
Ausdruck „Betriebsfehler und Betriebsſtörungen“ 
war aus dem Iſa acſchen Gegenentwurf in den 
im Juni 1908 im Reichsanzeiger veröffentlichten 
Entwurf für den Bundesrat übernommen. Es 
wurde der Reichsregierung damals der Vorwurf 
gemacht, ſie habe ſich vom Kaiſerlichen Automobil⸗ 
Klub beeinfluſſen laffen. Es ift aber ausge⸗ 
ſchloſſen, daß die Abänderung deshalb erfolgte, 
um eine Anlehnung an den Gegenentwurf äußer⸗ 
lich zu vermeiden, daß alſo die neue Faſſung 
lediglich eine Umſchreibung desſelben Sinnes ſein 
ſollte. Vielmehr kann die Abänderung nur dahin 
erklärt werden, daß man das Wort „Betriebs⸗ 
ſtörung“ als zu weitgehend in dem Sinne er⸗ 
achtete, als man hier von außen eintretende 
Störungen nicht mit treffen wollte. Nur die 
ſogenannte „innere Betriebsgefahr“, die ſich aus 
der Natur der Maſchine, aller Hilfsmaſchinen, 
kurz allen verwendeten Stoffes ergibt, ſollte unbe⸗ 
dingt unter allen Umſtänden haftbar machen. 

Die Reichstagskommiſſion verwarf die Faſſung 
der Regierungsvorlage und nahm zunächſt einen 
Antrag an, der nur entſprechend dem Entwurf 
vom Jahre 1906 die Haftpflicht ausſchließen 
wollte: bei eigenem Verſchulden des Verletzten 
und einem „unabwendbaren äußeren Ereignis“, 
wie man in Anlehnung an die Rechtſprechung des 
Reichsgerichts „höhere Gewalt“ überſetzte. Der 
Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts erklärte dieſe 
Aenderung für unannehmbar. Die Kommiſſion 
einigte ſich in zweiter Leſung auf die Verquickung 
beider Vorſchläge in der jetzigen Form des Geſetzes: 

„Die Erſatzpflicht iſt ausgeſchloſſen, wenn der Unfall 
durch ein unabwendbares Ereignis verurſacht wird, das 
weder auf einem Fehler in der Beſchaffenheit des Fahr⸗ 
zeugs noch auf einem Verſagen ſeiner Verrichtungen 
beruht. Als unabwendbar gilt ein Ereignis insbeſondere 
dann, wenn es auf das Verhalten des Verletzten oder 
eines nicht bei dem Betrieb beſchäftigten Dritten oder 
eines Tieres zurückzuführen iſt und ſowohl der Halter 


als der Führer des Fahrzeugs jede nach den Umſtänden 
des Falles gebotene Sorgfalt beobachtet hat.“ 


Es fragt ſich, ob die Geſetzesfaſſung die nach 
dem Entwurf beabfihtigten Haftungsgrenzen enger 
oder weiter ſteckt. Der Kommiſſionsbericht läßt 
erkennen, daß unter den Kommiſſionsmitgliedern 
und den Regierungsvertretern keineswegs Klarheit 
über die Tragweite der Worte und Uebereinſtim⸗ 
mung über ihre Auslegung herrſchte. Von dem 
Urheber des Antrags, der in erſter Leſung ange⸗ 
nommen war, wurde geltend gemacht, die Bedeutung 
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der Worte „unabwendbarer Zufall“ ſei im öſter⸗ 
reichiſchen Geſetz und den Materialen dazu aus⸗ 
führlich dargelegt. Es ſei höhere Gewalt im 
Sinne der herrſchenden Theorie und ferner ein 
ſonſtiges äußeres Ereignis. Was mit letzterem 
gemeint iſt, iſt nicht verſtändlich. Aber auch die 
Bezugnahme auf die öſterreichiſchen Materialien 
iſt ungenügend. Der Bericht des öſterreichiſchen 
Herrenhauſes iſt keineswegs klar und einwandfrei. 
Zudem lehnt er die Verwendung der Begriffe 
„höhere Gewalt“ und „unabwendbarer Zufall“ 
eben wegen ihrer Beſtrittenheit ausdrücklich ab. 
Der Staatsſekretär wies demgegenüber beſonders 
darauf hin, daß weder Theorie noch Rechtſprechung 
ausreichende Klarheit über die Tragweite dieſer 
Begriffe gewährten und warnte vor der Einfüh⸗ 
rung. Er vertrat die Anſchauung, daß die in der 
Kommiſſion zutage getretenen Abſichten auch durch 
die Regierungsvorlage verwirklicht würden. 


Ueber die jetzige Faſſung wurde von einer 
Seite bemerkt, ſie bezwecke lediglich den Begriff 
des unabwendbaren Ereigniſſes enger zu begrenzen, 
insbeſondere auch enger als die Judikatur des 
Reichsgerichts die höhere Gewalt begrenze. Ein 
anderes Mitglied meinte, die neue Faſſung unter⸗ 
ſcheide ſich in nichts von der Regierungsvorlage. 
Der Staatsſekretär erklärte, der Vorſchlag er⸗ 
ſchiene trotz Bedenken annehmbar, da er wenigſtens 
beſtimmte Anhaltspunkte für die Auslegung des Be⸗ 
griffs des „unanwendbaren Ereigniſſes“ gebe. Die 
beiden letztgenannten Anſichten dürften richtig ſein. 


Aus der Faſſung geht unzweifelhaft hervor, 
daß Ereigniſſe, die auf Mängel oder Verſagen des 
Fahrzeugs zurückzuführen ſind, nie als unabwend⸗ 
bare Ereigniſſe gelten. Weiter geht aber die Haf⸗ 
tung für die dem Kraftwagenbetrieb eigentüm⸗ 
lichen Gefahren nicht. Für die aus dem betriebs⸗ 
ſicheren Verkehr hervorgegangenen ſchädigenden 
Ereigniſſe, wie Scheuen von Tieren, ſoll nicht 
unbedingt, wie bei der Eiſenbahn gehaftet werden. 
Der Begriff „unabwendbarer Zufall“ nach dem 
Kraftfahrzeuggeſetz iſt nicht ſo eng, wie die Praxis 
die höhere Gewalt des Eiſenbahnhaftpflichtgeſetzes 
beſtimmt hat. Bei dem Kraftfahrzeug macht die 
Beobachtung jeder gebotenen Sorgfalt ein durch 
die Beſonderheit des Kraftzeugbetriebes hervor⸗ 
gerufenes ſchädigendes Ereignis zu einem unab⸗ 
wendbaren, auch wenn Ereigniſſe gleicher Art 
häufiger und mit einer gewiſſen Regelmäßigkeit im 
Automobilbetriebe vorkommen. 


Erwägt man demgegenüber, wie weitgehende 
Anforderungen die Praxis bisher an die Vorſicht 
des Automobilfahrers ſtellte, und daß die 
Regierungsvorlage ſchlechtweg Verſchulden alſo 
auch das geringſte Verſchulden für ausreichend für 
die Haftung erklärt, ſo ergibt ſich, daß das 
Kommiſſionsmitglied mit der Behauptung Recht 
hatte, es fei nicht die Bedeutung, ſondern nur der 
Wortlaut des Entwurfs geändert. 
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Es gelten alſo nach dem neuen Geſetz die 
Normen: Vermutung für Betriebsfehler und 
Betriebsſtörungen und für ein Verſchulden, des⸗ 
halb Haftung für die Verurſachung bis zum Be⸗ 
weiſe, daß keine der Vermutungen im gegebenen 
Falle richtig ſei. Nach den obigen Ausführungen 
über die bisherige Rechtſprechung wird ſich an der 
Haftung dem Grunde nach nicht viel ändern. 
Die Unfälle aus Betriebsfehlern und Betriebs⸗ 
ſtörungen waren verſchwindend an Zahl. Zudem 
wurde in ſolchen Fällen ſtets auch ein Verſchulden 
behauptet. Und häufig mag es auch wirklich 
vorliegen. (Schluß folgt). 


Das neue Weingeſetz. 
Von Landgerichtsrat W. Reich in Landau (Pfalz). 
(Fortſetzung). 

b) Herkunftsbezeichnung. Der Herkunftsort 
pflegt meiſt für die Wertſchätzung einer Ware von 
großer Wichtigkeit zu ſein; deſſen genaue Nach⸗ 
prüfung iſt aber im Augenblick des Geſchäfts⸗ 
ſchluſſes meiſt nicht angängig. Für den Wein, 
bei dem der Herkunftsort das wichtigſte Merk⸗ 
mal für die Wertung ift, hatte daher der § 16 
des Warenbezeichnungsgeſetzes vom 12. Mai 
1894, welcher den Schutz der Herkunftsangabe 
bezweckt, die allergrößte Bedeutung. Obwohl der 
Abſ. I des § 16 nun mit Strafe bedroht: „wer 
Waren oder Ankündigungen, Preisliſten, 
Geſchaͤftsbriefe, Empfehlungen, Rechnungen oder 
dergleichen fälſchlich mit. dem Namen eines 
Ortes, eines Gemeinde- oder weiteren Kommunal⸗ 
verbandes zu dem Zweck verſieht, über Be⸗ 
ſchaffenheit und Wert der Waren einen Irrtum 
zu erregen oder wer zu dem gleichen Zweck 
derartig bezeichnete Waren in Verkehr bringt oder 
feilhält“, riß im weiteſten Umfange immer mehr der 
Mißbrauch ein, den Herkunftsort der Weine beliebig 
d. h. falſch anzugeben. Als Deckmantel für dieſes 
Verfahren benützte der Weinhandel die hauptſächlich 
von ihm ins Geſetz gebrachte Beſtimmung des 
Abſ. II des § 16: „Die Verwendung von Namen, 
welche nach Handelsgebrauch zur Benennung 
gewiſſer Waren dienen, ohne deren Herkunft be⸗ 
zeichnen zu ſollen, fällt unter dieſe Beſtimmung 
(Abſ. I) nicht.“ Man imputierte dem Kon⸗ 
ſumenten, daß dieſem der Herkunftsort des Weines 
gleichgültig ſei, daß er vielmehr nur darauf ſehe, 
daß ihm ſtets der Wein mit den von ihm bevor⸗ 
zugten typiſchen Eigenſchaften in der von ihm 
gewünſchten Preislage geliefert werde und gelangte 
ſo der Herſtellung nach zu weitgehenden und be⸗ 
liebigen Verſchnitten wie der Bezeichnung nach 
zur Herabdrückung der Herkunftsbezeichnungen zu 
bloßen Beſchaffenheitsangaben oder Gattungsnamen. 
Die Intelligenz und Weltläufigkeit dieſer Kreiſe 
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verhalf dieſen „Handelsgebräuchen“ zu wirkungs⸗ 
voller Vertretung vor Gericht und ſo war denn, 
da überdies der auf ſehr ſubjektive, mit Fort⸗ 
ſchreiten der Entwickelung immer leichter zweifelhaft 
zu machende Momente abgeſtellte Tatbeſtand des 
§ 16 die Strafverfolgung problematiſch erſcheinen 
ließ, auf dieſer ſchiefen Ebene bald kein Halt mehr. 
Auch das Reichsgericht, welches ſich den klaren 
Blick in dieſer Frage bewahrt hatte, (vgl. RG. 
36, 60), vermochte die verlorene Poſition nicht 
wieder herzuſtellen; „die Mißbräuche waren zu 
weit verbreitet, als daß ſie ſich ohne Eingreifen 
des Geſetzgebers abſtellen ließen“. 

Das Geſetz hat deshalb für die Benennung 
von Wein zunächſt die Ausnahmebeſtimmung des 
Abſ. II des $ 16 des F 
ſowie den damit faſt gleichlautenden 8 1 Abf. 
des Wettbewerbsgeſetzes vom 27. Mai 1896 außer 
Anwendung A ($ 6 II Satz 1) und überdies 
im $ 6 I als Prinzip poſitiv verkündet: „Im 
gewerbsmäßigen Verkehre mit Wein dürfen geo⸗ 
graphiſche Bezeichnungen nur zur Kennzeichnung 
der Herkunft [des Ortes der Traubengewinnung! 
verwendet werden.“ Sodann hat es aber doch 
im $ 6 II Satz 2 als Surrogat für den Weg⸗ 
fall der Gattungsnamen unter Durchlöcherung 
des aufgeſtellten Prinzipes für geographiſche Be⸗ 
zeichnungen wieder einige Freiheiten gewährt. Der 
dieſe Freiheiten enthaltende Satz 2 des Abſ. II 
des § 6 lautet: „Geſtattet bleibt jedoch, die 
Namen einzelner Gemarkungen oder Weinbergs⸗ 
lagen, die mehr als einer Gemarkung angehören, 
zu benützen, um gleichartige und gleichwertige 
Erzeugniſſe benachbarter oder nahegelegener Ge⸗ 
markungen oder Lagen zu bezeichnen.“ Die 
getroffene Regelung weicht von der durch die 
Regierung beantragten in einigen Punkten ab; 
die letztere gleichwohl hereinzuziehen iſt aber nicht 
zu umgehen, weil die Reichstagskommiſſion, deren 
Beſchlüſſe inſoweit Geſetz geworden ſind, „nahezu 
einſtimmig der Anſicht war, daß an dem Grund⸗ 
gedanken des Entwurfs feſtzuhalten ſei“, und der 
Regierungsentwurf fohin der Auslegung die 
Richtung weiſen hilft. 

Der Regierungsentwurf wollte nun ſelbſt 
Gattungsnamen aber nur in beſchränkterem 
Umfange zulaſſen, als ſie ſich auf Grund des 
Abſ. II des § 16 des Warenbezeichnungsgeſetzes 
herausgebildet hatten. Er gab dem Handel, be⸗ 
ſonders dem Exporthandel, die Notwendigkeit zu, 
ſtatt der vielen Gemarkungsnamen eine Anzahl 
für eine Reihe von Weinen typiſcher Gemarkungs⸗ 
namen zur Verfügung zu haben, an die die Ab⸗ 
nehmer gewöhnt ſeien und die man daher nicht 
wieder aus dem Verkehr ziehen könne. (Zeltinger, 
Brauneberger, Piesporter.) Er geſtattete deshalb 
die Namen einzelner Gemarkungen lauch für Weine 
anderer Gemarkungen] zu benutzen, ſchloß dieſe 
Erlaubnis aber in folgende Schranken ein: 

1. es ſollte höchſtens ein Gemarkungs namen 
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und zwar des gleichen Weinbaugebietes (f. oben 
II e) verwendet werden; der ſeitherige Gebrauch, 
die Namen der Weinbaugebiete ſelbſt einander zu 
ſubſtituieren (Pfälzer der Oberhardt als Moſel, 
Pfälzer der Mittelhardt als Rheingauer) war 
damit von vorneherein verboten; ebenſo ſollte mit 
Lagenamen überhaupt nicht variiert werden dürfen; 

2. es ſollten nur ſolche Gemarkungsnamen als 
Gattungsnamen in Zukunft benützt werden dürfen, 
von welchen dies „hergebracht“, alſo bereits ein⸗ 
gebürgert war; Neubildung war ſohin ausgeſchloſſen; 

3. nur gleichartige und gleichwertige Erzeugniſſe 
ſollten unter dieſen hergebrachten Gattungsnamen 
des gleichen Weinbaugebietes noch ſegeln dürfen. 

Zu 1. Die Reichstagskommiſſion verwarf 
die geplante Einteilung Deutſchlands in Weinbau⸗ 
gebiete, innerhalb deren nach dem Entwurf ſich 
auch die Zuckerung der zugehörigen Erzeugniſſe 
hätte vollziehen ſollen; auf größere Weinbau⸗ 
gebiete, wie ſie die Kommiſſion geſetzlich feſt⸗ 
legen wollte, ging aber die Regierung nicht ein; 
man mußte daher den örtlichen Bannkreis anders 
umſchreiben, dem der zu benennende und der 
namengebende Wein angehören ſollten und tat 
dies, indem man die Benennung mit den Namen 
„benachbarter oder nahegelegener“ Ge⸗ 
markungen zuließ. | 

Dieſe Regelung bringt gegenüber der des 
Entwurfs in doppelter Hinſicht Verſchiedenheiten: 
ſie verengert einerſeits den Kreis, indem ſie 
nur die Namen aneinandergrenzender oder „nahe⸗ 
gelegener“ Gemarkungen geſtattet; auch wenn 
„nahegelegen“ entſprechend der Anſicht der Kom⸗ 
miſſion und, wie die Entſtehungsgeſchichte zeigt, der 
Abficht des Geſetzes „nicht zu eng“ und „in keiner 
Weiſe kleinlich“ (Staatsſekretär des Innern im 
Reichstag) ausgelegt wird, ſind darunter nicht 
mehr alle Orte eines Weinbaugebietes zu be⸗ 
greifen, da deren Grenzen von einander teilweiſe 
ſehr entfernt liegen (Obermoſel bei Luxemburg — 
Coblenz, Elſaß, Baden ꝛc.); nach den angezogenen 
Ausführungen des Herrn Staatsſekretärs wird man 
auch „nicht ſagen können, daß z. B. Rüdesheim 
und Worms oder Hochheim und Kreuznach einander 
nahegelegen ſeien“; „Gemarkungen, die nur durch 
den Rhein getrennt ſind, ſind zweifellos als nahe⸗ 
gelegen anzuſehen“. 

Anderſeits enthält die Regelung des Geſetzes 
eine Erweiterung, indem jetzt auch geſtattet 
iſt, nahegelegene Weinorte verſchiedener 
Weinbaugebiete zur Benennung heranzuziehen 
(Naheweine und heſſiſche Weine, Moſel und Saar, 
Saar und Nied, Heffen und Rheingau ꝛc.). 

Das Geſetz hat außerdem auch den Gebrauch 
der Namen nahegelegener Weinbergslagen zu⸗ 
gelaſſen, jedoch in äußerſter Beſchränkung, indem 
nur Namen von Lagen angenommen werden 
dürfen, die mindeſtens zwei Gemarkungen durch⸗ 
ziehen (lex Brauneberger); außer der Lage Braune: 
berger, auf deren Fortgebrauch die Moſel Wert 
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legte, ſollen ſolche mehreren Gemarkungen an⸗ 
gehörige Lagen auch ſonſtwo an der Moſel, im 
Rheingau und in Rheinheſſen vorkommen. Im 
übrigen bleibt der Gebrauch fremder Lagebezeich⸗ 
nungen für un verſchnittene Weine verboten. 

Die angegebene Auslegung der lex Braune⸗ 
berger wurde von den Abgeordneten Freiherr von 
Heyl und Dr. David im Reichstage als die Ab⸗ 
ſicht der Kommiſſion angegeben und auch ſonſt 
beſtätigt; die Beſtimmung kam erſt bei der 
dritten Leſung der Kommiſſion ins Geſetz, nach⸗ 
dem man in erſter Leſung andere Lagenamen 
allgemein zugelaſſen und in zweiter Leſung all⸗ 
gemein verboten hatte. Eine andere Deutung hat 
der verdienſtvolle Berichterſtatter der Kommiſſion, 
der Abgeordnete Baumann aus Dettelbach, im 
Reichstag gegeben, wonach Bezeichnungen, die in 
mehr als einer Lage vorkommen, wie z. B. „Berg“ 
freigegeben wären (Rüdesheimer Berg, Rauentaler 
Berg, Nackenheimer Berg, Dettelbacher Berg ꝛc.). 
Er hat ſie jedoch, als er nach dem Abgeord⸗ 
neten Heyl wieder das Wort ergriff, ſpäter nicht 
mehr vertreten und damit wohl ſtillſchweigend 
aufgegeben. In der Tat wäre auch eine Be: 
nennung aller Weine in der Nähe ſolcher Wein⸗ 
bergslagen, die einen auch ſonſt vorkommenden 
Lagebegriff in ihrer Bezeichnung führen, nicht zu⸗ 
zulaſſen; ſolche Ausdrücke wie „Berg“ ſind keine 
„Namen einzelner Weinbergslagen“, von denen 


das Geſetz ſpricht, da eine Lage „Berg“ ſchlecht⸗ 


hin im Verkehr nirgends vorkommt; Individu⸗ 
aliſierungen aber, wie Rüdesheimer⸗, Rauentaler⸗ 
Berg dem Gebrauche durch die Umgegend frei⸗ 
zugeben, kann nach dem Ausgangspunkt und 
Verlauf der Verhandlungen nicht die Abſicht 
geweſen ſein, wäre auch für die Regierung nach 
deren Standpunkt unannehmbar geweſen. | 

Selbſtverſtändlich iſt auch nach dem Geſetze 
der Gebrauch des Namens größerer territorialer 
Einheiten als die Gemarkung für andere Weine 
nicht geitattet; Wein von der Ruver darf nicht 
als Ahrwein, badiſcher Wein nicht als Pfaͤlzer, 
Oberhardter nicht als Unterhardter bezeichnet 
werden; es gilt hierfür das Prinzip des Abſ. I 
und es iſt nicht etwa von der für Gemarkungsnamen 
geſtatteten Ausnahme aus nach dem Satze in 
maiori minus zu exemplifizieren; daran vermag 
auch die Tatſache nichts zu ändern, daß eine in 
allgemeiner Bezeichnung wie angeführt verbotene 
Benennung in der ſpezielleren Benennung mit Ge⸗ 
markungsnamen zuläſſig werden kann, wenn die 
verſchiedenen größeren territorialen Verbänden 
angehörigen Weine nahegelegenen Gemarkungen 
angehören (nicht geſtattet Rheingauer ſtatt Rhein⸗ 
heſſe, wohl aber vielleicht Winkeler ſtatt Ober⸗ 
ingelheimer). Unbedenklich iſt es wiederum dieſen 
aus Oberingelheimer beſtehenden Winkeler auf einer 
Weinkarte unter die Rheingauer einzureihen, da 


die Charakteriſierung hier durch den ſpezielleren 


Gemarkungsnamen erfolgt. | 
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Zu 2. Die Kommiſſion hat die Beſchränkung 
des Gebrauchs fremder Namen auf die Namen, 
die „in hergebrachter Weiſe“ als Gattungs⸗ 
namen nachweisbar ſeien, geſtrichen; man fürchtete, 
es möchte „der Nachweis eines rechtsbegründeten 
Herkommens hinſichtlich des Gebrauchs als Gat⸗ 
tungsnamen kaum für irgend einen Namen mit 
Sicherheit zu erbringen ſein“. Darnach könnten 
nun anſcheinend auch beliebig neue Gattungs⸗ 
namen, jeweils ſoweit es der Begriff „nahegelegen“ 
erlaubt, in Gebrauch genommen werden. Dies 
war aber keineswegs die Abſicht der Kommiſſion; 
man wollte nur ermöglichen, „unbeanſtandet die 
Namen der nach der Menge und Güte ihres 
Gewächſes als Hauptorte einer Gegend anzu: 
ſehenden Ortſchaften als Gattungsnamen für dieſe 
Gegenden zu benutzen, wie es im Handel allgemein 
als zuläſſig gelte.“ Deshalb „beſtand Einver⸗ 
ſtändnis darüber, daß nach Streichung des „in 
hergebrachter Weiſe“] um ſo mehr Gewicht auf das 
Beiwort einzelner bei Gemarkungen zu legen 
ſei, um anzudeuten, daß nur die Namen der eben 
charakteriſierten Hauptorte einer Gegend in Be⸗ 
tracht kommen könnten.“ Dieſe Gedanken, welche 
im Geſetze ſelbſt eben durch das Wort „einzelner“ 
genügenden Ausdruck gefunden haben, ſind in Ver⸗ 
bindung mit dem 

zu 3. erwähnten Erfordernis noch weiter zu ver⸗ 
folgen: Auch nach dem Geſetze müſſen Erzeugniſſe, die 
bei Vorliegen der Vorausſetzungen zu 1 und 2 unter 
fremden Namen gehen ſollen, den Erzeugniſſen 
dieſer Herkunſt „gleichartig und gleichwertig“ ſein. 
Unter Art (Charakter) eines Weines iſt der In⸗ 
begriff der Eigenſchaften, beſonders des Geruchs 
und Geſchmacks, zu verſtehen, welche an ihm in 
erſter Linie hervortreten; die Wertgleichheit iſt 
natürlich nicht buchſtäblich zu nehmen („mathe⸗ 
matiſch“), zumal unter Wert nicht der Kaufpreis, 
„ſondern der nach den geſamten Eigenſchaften des 
Weines zu beurteilende innere Wert zu verſtehen 
ift.” (Kommiſſionsbericht). Man wird, obwohl die 
„Erlaͤuterungen“ von Gleichheit „nach Beſchaffen⸗ 
heit und Preislage“ ſprechen, der Auffaſſung der 
Kommiſſion folgen müſſen, da nicht felten der 
Weinpreis der den Gattungsnamen ſtellenden Orte 
höher iſt als der gleichwertiger anderer Erzeug⸗ 
niſſe, auf den Weinkaufpreis alſo nicht allgemein 
abgeſtellt werden kann. Immerhin iſt von dem 
Preiſe als dem Maße aller Dinge auszugehen, 
beſonders wenn man auf den regelmäßigen Preis 
der Trauben und den der Maiſche zurückgeht; 
wenn bei Preisverſchiedenheit gleichwohl Wertgleich⸗ 
heit beſtehen ſoll, ſind die beides erklärenden 
Umſtände ſchlüſſig darzutun; auch iſt die Ent⸗ 
ſcheidung, ob Art⸗ und Wertgleichheit vorliegt, 
nach objektiven Normen, nicht nach dem ſub⸗ 
jektiven Meinen des Intereſſenten zu treffen. 
Wenn nicht die Intereſſenten⸗Sachverſtändigen 
wieder den Richterſtuhl einnehmen ſollen, iſt auf 
eine überzeugende, die Tatſachen richtig, allſeitig 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 12. 


und erſchöpfend würdigende Darlegung zu ſehen 
und ſich nicht darauf zu beſchränken, mehr oder 
minder bloße Urteile entgegenzunehmen. Hält der 
Richter daran feſt, ſo wird er ohne Gefahr, ja mit 
Nutzen die verſchiedenartigſten Gutachten verwerten 
und nicht wieder in die bei der Auslegung des 
§ 16 des Warenbezeichnungsgeſetzes jo häufig ge: 
machten Fehler verfallen. 

Das zu löſende Problem iſt nach der Abſicht 
des Geſetzes hauptſächlich das, für eine beſtimmte 
Gruppe benachbarter weſentlich gleichartiger und 
gleichwertiger Weine einen gangbaren Verkehrs⸗ 
namen zu finden; iſt ein ſolcher vorhanden, ſo iſt 
dem Bedürfniſſe genügt; hat er ſich nach ſeit⸗ 
herigen Normen noch nicht feſtgeſtellt, oder iſt der 
ſeitherige nach den einengenden Vorſchriften des 
Geſetzes nicht mehr verwendbar, ſo iſt ein ſolcher 
neu auszumitteln; dabei wird man beſonders be⸗ 
rühmte Namen dann auch für geringere Sachen 
zulaſſen müſſen, wenn die Gemarkungen der erſteren 
gleichfalls ſolche geringere Weine in einer in Be⸗ 
tracht fallenden Menge produzieren, da die 
letzteren ja auch ohne weiteres an dem Ruhme 
teilnehmen, den der Namen nur ſeinen Spitzen 
verdankt; daß in einem berühmten Weinorte auch 
eine geringe Menge minderer Weine gebaut wird, 
wie es überall vorkommt, berechtigt aber nicht zur 
Uſurpation eines ſolchen Namens; die weitver⸗ 
breitete Unſitte (Berlin!) kleinſte bis allerkleinſte 
Sachen unter den pompöſeſten Namen zu ver⸗ 
treiben, läßt hier beſondere Vorſicht angezeigt er⸗ 
ſcheinen. | 

Wenn für eine Gegend mehrere Hauptorte 
beſtehen, ſo könnte man zweifeln, ob mit deren 
Namen auch unter ſich gewechſelt werden darf. 
Ein Bedürfnis hiefür iſt nicht unbedingt anzu⸗ 
erkennen; zwei Geſichtspunkte dürften entſcheidend 
ſein: die Regierungsvorlage hat (nahegelegene und 
gleichartige und gleichwertige Weine immer voraus⸗ 
geſetzt) dies ſür zuläſſig erachtet, die Kommiſſion 
war nicht erweislich dagegen und das Geſetz läßt 
dieſe Auslegung zu; ſodann führen aber auch 
praktiſche Rückſichten zu dem gleichen Reſultat: 
quod licet bovi etiam licet Jovi; wenn ein 
zwei Hauptorten nahegelegener Wein unbekannten 
Namens die Namen der beiden Hauptweinorte 
führen darf, denen er art⸗ und wertgleich iſt, 
warum ſoll das gleiche Recht dem bekannteren 
Hauptweinort verſagt ſein? Beiſpielsweife könnten 
alſo auch Deidesheimer und Ruppertsberger, wie 
auch Forſter, unter fih ſynonym gebraucht werden. 

In dieſem Zuſammenhange ergibt ſich dann 
auch noch eine Richtlinie für die Ermittelung, 
welche Gemarkungen als nahegelegen gelten können. 
Für Weine, welchen zur Bezeichnung der Name 
einer zweifellos nahegelegenen Gemarkung (ev. 
größeren Lage im beſprochenen Sinne) zur Ver⸗ 
fügung ſteht, beſteht kein Bedürfnis, die Namen 
noch weiter entfernter Weinorte zur Bezeichnung 
heranzuziehen. Hier iſt alſo bei der Prüfung 
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ob auch dieſe entfernteren Orte noch als „nahe: 
gelegen“ erachtet werden könnten, im Zweifel die 
Nähe zu verneinen. | 

Ueberblickt man nun nochmals die Vorſchriften 
des Geſetzes, ſo wird man unſchwer bemerken, daß 
man die von ihm zugelaſſenen Namen eigentlich 
nicht mehr „Gattungs“ namen nennen darf, da 
letztere überhaupt keine Herkunft mehr bezeichnen 
ſollen, während das Geſetz die Beziehung zur 
Herkunft gegenüber der Regierungsvorlage viel 
feſter geknüpft und ſie in beſchränktem Umfange 
gewährleiſtet hat. Man würde daher m. E. richtiger 
ſagen, das Geſetz geſtattet ſtatt „Gattungsnamen“ 
„Sammelnamen“. 

„Phantaſienamen“ ſind nach wie vor zuläſſig; 
wer einen Wein Mon goüt oder Vielliebchen 
nennen wollte, könnte ihm alſo Wein beliebiger 
Herkunft unterſchieben; treten im Phantaſienamen 
jedoch „geographiſche Bezeichnungen“ auf, ſo gelten 
für fie die Vorſchriften des § 6 („Ahrdoktor“ 
nur Ahrwein; „Moſelkönigin“; „Deides⸗ 
heimer Silberbächel“); manche ſolche Namen 
ſtehen unter Warenzeichenſchutz („Bernkaſtler Aſſeſ⸗ 
for”, „Juſtizrat“, „-Referendar“). Es wäre im 
Intereſſe des guten Geſchmacks wie der Reellität 
zu wünſchen, daß ſich die Phantaſienamen nicht 
ausbreiten. 

Verfehlungen gegen § 6 unterliegen der Straf: 
beſtimmung des § 282 des Geſetzes und bei Vor⸗ 
liegen der Vorausſetzungen des § 16 des Waren⸗ 
bezeichnungsgeſetzes überdies deffen Strafvorſchrift; 
inſoferne iſt alſo zwiſchen beiden Beſtimmungen 
ideale Konkurrenz nach $ 73 StGB. möglich, 
ebenſo wie mit § 4 des Wettbewerbsgeſetzes. Das 
in $ 61 des Weingeſetzes niedergelegte Prinzip 
führt übrigens dazu, das ſubjektive Moment des 
§ 16 des Warenbezeichnungsgeſetzes („zu dem 
Zwecke ... Irrtum zu erregen“) allgemein zu 
bejahen, wenn der Herkunftsort eines Weines im 
Verkehr falſch angegeben wird. 


c) Bezeichnung von Verſchnitten. 

Die in § 2 ausgeſprochene Zuläſſigkeit des 
Verſchnitts beweiſt nichts für die Zuläſſigkeit der 
Benennung von Verſchnitten. Die letztere wird 
im Geſetz nach zweifacher Richtung behandelt: 

I. Der Rotweißverſchnitt darf als Rotwein 
wie bereits an anderer Stelle S. 199 beſprochen 
„nur unter einer die Miſchung kennzeichnenden 
Bezeichnung feilgehalten oder verkauſt werden“. — 
8 8. Dieſe Deklarationspflicht ift der Rückſtand 
weitergehender Anträge auf völliges Verbot ſolcher 
Verſchnitte, die doch nie die Eigenſchaften wirk⸗ 
licher Rotweine ergäben (Krankenweine !). Der 
Reichstag hat, weil das Verbot mit Rückſicht auf 
die Handelsverträge, welche die Einfuhr von Rot⸗ 
weinen zum Verſchnitt gegen Zugeſtändniſſe auf 


anderen Gebieten zum ermäßigten Zollſatz von 


jetzt 15 M per 100 kg brutto zulaſſen, von der 
Regierung als unangängig bezeichnet wurde, eine 
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Reſolution angenommen, „Vergünſtigungen für 
ausländiſche Rotweine zum Zwecke des Verſchnitts 
nicht mehr zu gewähre“. 

Selbſtverſtändlich muß, wenn ein deklarierter 
Rotweißverſchnitt zu Rotwein weiterverſchnitten 
wird, auch das neue Gemiſch wieder als Rotweiß⸗ 
verſchnitt deklariert werden.“) 

Wer Schillerwein in Verkehr bringt, braucht 
ihn nicht als Rotweißverſchnitt zu deklarieren. 
Schillerwein wird gemeinhin aus gemiſchten Satz 
(Weinberge mit roten und weißen Trauben) oder 
durch Weißkeltern von roten Trauben, d. h. ſo⸗ 
fortiges Abkeltern roter Traubenmaiſche, ohne dieſe 
angären zu laſſen, gewonnen; er genießt nach der 
Faſſung des Geſetzes gegenüber dem durch Ver⸗ 
miſchung von Rotwein und Weißwein hergeſtellten 
Schillerwein keinen Schutz. Inſoferne kann der 
Auslegung des § 8 durch den Abgeordneten 
Dr. Grégoire im Reichstage nicht beigepflichtet 
werden. Die Vorſchrift des § 8 gilt nur für rote 
Tiſch⸗ und Tafelweine; rote Deſſert weine können 
mit weißen Deſſertweinen, event. auch mit weißen 
Tafelweinen, letzteres unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen, verſchnitten werden, ohne als Rotweiß⸗ 
verſchnitte deklariert werden zu müſſen. 

Es iſt auch die Meinung aufgetaucht, als ob 
Schillerweine und⸗Moſte aus gemiſchtem Satz 
und weißgekelterte Weine und Moſte aus roten 
Trauben mit Rotwein, bzw. die Trauben aus 
gemiſchtem Satz mit roten Trauben, die auf der 
Maiſche zu Rotwein ſchlechthin vergären ſollen, 
verſchnitten werden dürften, ohne daß das Produkt 
der Deklarationspflicht unterläge. Angeblich ſoll 
dies auch die Meinung der Kommiſſion ſein, wie 
aus deren Bericht S. 5 hervorgehe. Sollte das 
letztere der Fall ſein (die Faſſung des Berichts 
läßt mehrfache Deutung zu), ſo könnte dem nicht 
beigetreten werden. Ä 

Zuvörderſt find die Grundlagen feſtzuſtellen. 
Danach liegt ein Rotwein vor, wenn das Er⸗ 
gebnis der Kelterung roter Traubenmaiſche nach 
Farbe, Geruch und Geſchmack, hauptſächlich nach 
dem den Rotweinen eigentümlichen Gerbſäure⸗ 
geſchmack ſich als Rotwein darſtellt. Dies iſt der 
Fall, wenn die roten Trauben auf der Maiſche 
vollſtändig vergoren haben, da dann die Farbe 
und Gerbſäure aus den Hülſen und event. Kämmen 
ausgezogen iſt. Umgekehrt entſteht aus der ſo⸗ 
fortigen Abkelterung eben erſt gemahlener roter 
Trauben kein Rotwein, ſondern höchſtens ein 
Schillerwein, der den Weißweinen beizuzählen iſt 
und ſeither auch ſtets den Weißweinen beigezählt 
wurde, deſſen niedrigeren Grenzzahlen gegenüber 
— Rotweingrenzzahlen er auch nur genügen 
mußte. 


1) Ich würde den Fall nicht erwähnen, wenn ich 
nicht glaubhaft erfahren hätte, daß einzelne Weinhändler 
in dieſem Falle den Weiterverkauf als Rotwein ſchlecht⸗ 
hin für zuläſſig hielten, da jetzt Rotwein mit Rotwein 
verſchnitten ſei. 
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Zwischen dem Ergebnis der Weißkelterung 
roter Trauben und der Kelterung auf der Maiſche 
völlig vergorener roter Trauben beſtehen nun 
in der Praxis Zwiſchenſtufen, um die ſich der 
Streit vorzugsweiſe dreht. Auch wenn man die 
roten Trauben nicht vollſtändig auf der Maiſche 
vergären läßt, werden meiſt ſchon Rotweine ge- 
wonnen; in guten Jahren und bei entſprechender 
die Gärung ſtark anregender Witterung genügt 
oft ſchon ein ziemlich kurzes Angären, um Rot- 
weine entſtehen zu laſſen; im letzteren Fall ſprach 
die Praxis häufig von weißgekelterten Rotweinen; 
die weite Erſtreckung des Begriffes mit Rückſicht 
auf die günſtigeren Grenzzahlen droht nunmehr 
nach der neuen Beſtimmung des § 8 zur Dekla⸗ 
rationspflicht zu führen. In Wirklichkeit lagen 
früher in den fog. weißgekelterten Rotweinen meiſt 
keine weißgekelterten Rotweine mehr vor, ſondern 
die Maiſche hatte von der Leſe bis zur Ankunft 
beim Kelterer und bis zum Keltern bereits eine 
ſtarke Angärung, oft ſchon eine vollſtändige Ver⸗ 
gärung durchgemacht und ergab daher naturgemäß 
Rotwein. Auf dieſe Unterſcheidung iſt auch heute 
noch abzuſtellen; ergibt die Kelterung roter Trau⸗ 
ben Rotwein⸗ ⸗Rotmoſt⸗ )Charakter (nach Angärung 
oder Vergärung auf der Maiſche), ſo iſt die Ver⸗ 
miſchung mit Rotwein im techniſchen Sinn ſelbſt⸗ 
verſtändlich ohne Deklaration beim Vertrieb ſtatthaft; 
bei Weißkelterung im engſten — wahren — Sinne 
hätte die Deklaration zu erfolgen; die Shiler- 
weine dieſer Zwiſchenſtufen begründen je nach 
ihrer Einreihung zu den Weiß⸗ oder Rotweinen, 
die ſich aus ihren Eigenſchaften ergibt, bei Zu⸗ 
miſchung zu Rotwein die Deklarationspflicht 
oder nicht. 


Anlangend die Schillerweine aus gemiſchtem 
Satz, ſo begründen ſie jedenfalls, wenn ſie weiß⸗ 
gekeltert ſind, bei Zumiſchung zu Rotwein die 
Deklarationspflicht. Ihre Verwendung zur Rot⸗ 
weinbereitung im techniſchen Sinn führt zu dem 
gleichen Ergebnis, da ſie weiße Trauben enthalten. 
welche nach $ 12 mit $ 8 wiederum die Detla- 
rationspflicht bei Vertrieb als Rotwein begründen; 
das gleiche gilt bei Miſchung ſolcher Schillerweine 
mit Rotwein und bei Miſchung der Vorprodukte 
hierzu. 

Wollte man nicht in dieſer Weiſe entſcheiden, 
ſo bekämen die Gegenden, die aus gemiſchtem 
Satz Schillerweine herſtellen, ein Privileg, ohne 
Deklaration Rotweißverſchnitte vorzunehmen, das 
ſich die andern Weinbaugegenden bald auch, be⸗ 
ſonders durch Bezug franzöfiſcher i in usum delphini 
hergeſtellter „Schillerweine“ verſchaffen würden, 
und der § 8 wäre damit überhaupt ausgeſchaltet. 

II. Verſchnitt aus Erzeugniſſen (alſo nicht 
bloß Weinen) verſchiedener Herkunft. 

1. Verſchnittene Erzeugniſſe unter Dekla⸗ 
ration des Verſchnittes zu verkaufen, ſtünde 
an und für ſich jedermann frei. Frage der Aus⸗ 
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legung wäre dabei nur, wann von einem Ver⸗ 
ſchnitt im Sinne der Verkehrsauffaſſung geſprochen 
werden könnte; zweifellos wäre es eine grobe 
Täuſchung des Abnehmers, einen „Dürkheimer 
Feuerberg Verſchnitt“ zu verkaufen, in dem nur 
Dürkheimer Feuerberg enthalten wäre. Bei 
der Beſtimmung des Minimums wäre wohl darauf 
Gewicht zu legen, daß die Art des beſſeren Be⸗ 
ſtandteiles bzw. dieſer ſelbſt, wenn auch nur für 
den mit ſolchen Produkten Vertrauten noch erkennbar 
wäre; in dieſer Hinſicht kann aus der für Kognak⸗ 
verſchnitte in § 18 II getroffenen Beſtimmung, 
daß mindeſtens /10 der Miſchung dem beſſeren 
Beſtandteil angehören müſſe, wohl auch ein für 
Weinverſchnitte anwendbarer Auslegungsbehelf ent⸗ 
nommen werden. Solche Fälle von Verſchnitt⸗ 
bezeichnung kamen jedoch ſeither wohl nicht vor. 
Das allgemeine Beſtreben war vielmehr ſeither, 
Verſchnitte unter Verſchweigung dieſer Tatſache 
mit dem Namen des beſten Beſtandteils zu be⸗ 
zeichnen, wobei auch dieſer noch durch einen klang⸗ 
vollen „Gattungsnamen“ gehoben wurde. Die 
Anſichten, wie die Regelung der Verſchnittbezeichnung 
zu erfolgen habe, haben erheblich geſchwankt. 

Ein „vorläufiger“ Weingeſetzentwurf der Re⸗ 
gierung, der Ende 1907 in den Blättern auf- 
getaucht iſt und für manche Fragen einen belehrenden 
Einblick in die Werkſtätte des Geſetzgebers tun 
läßt, hatte in § 5 II verbieten wollen, verſchnittenen 
Wein unter einer Bezeichnung feilzuhalten oder 
zu verkaufen, die geeignet waͤre, die Annahme 
hervorzurufen, daß er ohne Verſchnitt hergeſtellt 
ei. Ein Verſchnitt von Erzeugniſſen verſchiedener 
Wein baugebiete ſollte die Bezeichnung des 
die Eigenart des Getränkes beſtimmenden An⸗ 
teils tragen dürfen, jedoch wäre der Verſchnitt zu 
deklarieren geweſen. Die Bezeichnung des art⸗ 
gebenden Anteils war dabei entſprechend § 5 J als 
wahre Herkunftsangabe gedacht. 

Der Entwurf, welcher ſchon für die Herkunfts⸗ 
bezeichnung Gattungsnamen zuließ, geſtattete die 
Benennung nach dem artbeſtimmenden Anteil, 
verbot aber die Angabe einer Lage oder des 
Namens eines Wein bergbeſitzers in der Be- 
nennung. Ausnahmsweiſe ſollten Lagenamen und 
Kreszenzangabe trotz Verſchnitts unter beſonderen 
Vorausſetzungen zuläſſig fein (f. 2 € Extra⸗Ver⸗ 
günſtigung hauptſächlich für Produzenten). Eben⸗ 
ſowenig ſollten Lagenamen und Kreszenzangabe 
verloren gehen bei Erſatz des natürlichen 
Schwundes durch ähnlichen Wein. | 
Die Kommiſſion beſtimmte in der erſten Leſung: 
Der für die Benennung des Verſchnitts maßgebende 
Anteil müſſe die Art und die Menge beſtimmen; 
im übrigen war ſie beſtrebt, die Benennung für 
gezuckerte und verſchnittene Weine gleich zu halten, 
jedoch mit einer Verſchärfung bezüglich der Lage⸗ 
namen zuungunſten der Verſchnitte. Sie verbot 
daher die Nennung eines Weinbergbeſitzers, 
ließ dagegen die ö bei Ver⸗ 
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ſchnitt zu mit der Bedingung, daß mindeſtens 
3/3 aus der Lage ſtammten. Die Produzenten- 
begünſtigung hinſichtlich der Kreſzenzangabe und 
die Schwundbeſtimmung wurden beibehalten. 

In zweiter Leſung wurde das Erfordernis der 
überwiegenden Menge wieder geſtrichen; die Be⸗ 
ſtimmung bezüglich Art und Angabe des Wein⸗ 
bergbeſitzers blieb. Die Lagebezeichnung 
wurde jetzt wieder eingeſchraͤnkt und nur zugelaſſen, 
wenn der Verſchnitt aus der wahr angegebenen 
Lage und gleichwertigen Erzeugniſſen derſelben 
oder einer benachbarten Gemarkung her⸗ 
rührte. Die Produzentenbegünſtigungwurde 
belaſſen; neben dem Schwund ſollte aber auch 
noch der durch A bſtiche entſtehende Abgang durch 
gleichartigen und gleichwertigen Wein 
beigefüllt werden dürfen. 

Hierzu kam völlig neu das Verbot, Weiß⸗ 
weinverſchnitte mit ausländiſchen Beſtandteilen 
als deutſche Weine feilzubieten oder zu verkaufen. 

Das Ergebnis der dritten Leſung war in An⸗ 
lehnung an den Antrag einer Subkommiſſion: 
Es blieb die Beſtimmung über die Art und die 
Angabe des Weinbergbeſitzers. Die Lage: 
angabe ſollte jetzt nur dann zuläſſig ſein, wenn 
der Verſchnitt ausſchließlich aus ungezuckerten 
Beſtandteilen beſtehe. Die Produzentenbe⸗ 
günſtigung war geſtrichen; ſtatt des Erſatzes 
von Schwund und Abſtichen war jetzt der 
Erſatz der aus der Pflege des im Faſſe lagern⸗ 
den Weines ſich ergebenden Abgänge vorgeſehen. 

Dieſe Beſtimmungen wurden in einem § 6 a 
zuſammengefaßt. In § 6 b wurde die Deklaration 
des Rotweißverſchnitts und das Verbot, Aus: 
landweißverſchnitte als deutſche Weine 
zu bezeichnen, vereinigt. 

Vor der Geſamtabſtimmung über das Geſetz 
wurde dasſelbe noch einer Redaktionskommiſſion 
mit dem Rechte geringfügiger ſachlicher Aenderungen 
zur Herſtellung der Folgerichtigkeit in den Be⸗ 
ſchlüſſen überwieſen. Die Redaktionskommiſſion 
änderte mehrfach nicht unbedeutend die Form. 
Von den durch ſie in das Geſetz aufgenommenen 
ſachlichen Aenderungen iſt die erſte nur die Folge 
der in dritter Leſung zugelaſſenen Erweiterung 
der Sammelnamen; es wurde alſo von der Unter⸗ 
kommiſſion vorgeſchlagen und von der Haupt⸗ 
kommiſſion angenommen: 

a) Daß für die Angabe einer Weinbergslage 
auch der Satz des $ 6 Abſ. 2 Satz 2 gelte, d. h. 
daß „Weinbergslagen, die mehr als einer Ge⸗ 
markung angehören“ für die Benennung gleich⸗ 
artiger und gleichwertiger Erzeugniſſe benachbarter 
oder nahegelegener Gemarkungen oder Lagen frei⸗ 
gegeben feien, alfo wie Gemarkungs namen 
benützt werden dürften; 

p) daß die Produzentenbegünſtigung wieder 
eingeſetzt wurde. 

Im Reichstage erklärte die Regierung den 
$ 6 b Satz 1 (Verbot der Bezeichnung der Aus⸗ 
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landweißverſchnitte als deutſche Weine) als 
unannehmbar, weil die Auslandweine gegen den 
Geiſt unſerer Handelsverträge und die allgemeinen 
Grundſätze der Behandlung ausländiſcher Waren 
nachteilig differenzierend. Darauf fügte ein An⸗ 
trag Roeren⸗Erzberger das Erfordernis, daß im 
Verſchnitt neben der Art auch die Menge über⸗ 
wiegen müſſe, wieder ein. Dadurch iſt die Kon⸗ 
kurrenz des Auslandweines wenigſtens inſoweit 
zurückgedrängt, als nicht zu große Mengen, ſondern 
höchſtens 49 % in Verſchnitten mit deutſchen 
Namen auftreten können. Ebenſo wurde der Ab⸗ 
aͤnderungsantrag der gleichen Herren angenommen, 
daß die Angabe einer Weinbergslage, die 
nicht Sammelnamen ſei, nur zuläſſig ſein ſolle, 
wenn der aus der namengebenden Lage herrührende 
Anteil nicht gezuckert ſei. 


2. Danach beſagt die im jetzigen $ 7 des 
Geſetzes getroffene Regelung folgendes: 

q) Es ift zuläffig, einem aus zwei und mehr 
Komponenten beliebiger Herkunft zuſammengeſetzten 
Verſchnitt, auch von Weinbergslagen unter dem 
zu o zu beſprechenden Vorbehalt, den Namen eines 
der Beſtandteile allein zu geben ohne Angabe der 
Tatſache des Verſchnittes; wer den Verſchnitt 
ausführt, der Produzent oder Händler, iſt gleich⸗ 
gültig. Vorausſetzung iſt jedoch, daß der namen⸗ 
gebende Anteil in der Geſamtmenge überwiegt 
„alſo mindeſtens 51% davon beträgt“ und außer⸗ 
dem „die Art beſtimmt“. „Art“ wurde in der 
Kommiſſion, um auch dieſes anzuführen, von einem 
Regierungsvertreter definiert als „die Geſamtheit 
der Eigenſchaften, die einen Wein von andern 
Sorten unterſchieden, ihm ſein eigentümliches 
Gepräge gäben“. 

Die Einführung der überwiegenden Menge 
halte ich für einen unendlichen Fortſchritt; es 
wäre ſonſt verſucht worden mit möglichſt wenig 
Wein von „Art“ möglichſt große Mengen herzu⸗ 
ſtellen, die dem Originalwein der Art unlautere 
Konkurrenz gemacht hätten, wozu regelmäßig 
billigere Preisſtellung genügt; auch hätte an der 
Löſung der Frage, ob in dem Verſchnitte die Art 
noch erhalten ſei, die gerichtliche Praxis leicht 
Schiffbruch gelitten; oder es hätten ſich Sachen 
mit vieler, aber nicht der feinſten Art, ſo die aus⸗ 
ländiſchen Muskateller und andere ähnliche Weine 
vorgedrängt und hätten die wirkliche Feinheit des 
Verſtichgeſchäftes gefährdet und geſchaͤdigt. Dem⸗ 
gegenüber will es nichts beweiſen, wenn nach einer 
Aeußerung im Reichstag 45% Rheingauer im 
Verſchnitt mit 55% Pfälzer, obwohl fie den 5 
teren bereits unterdrücken, trotzdem nicht mehr 
Rheingauer heißen können; ſie mögen ſich den 
Namen dann durch etwas größere Beteilung ver⸗ 
dienen. Die durch die gefäalſchten gezuckerten Weine 
in Konſumentenkreiſen eingetretene Geſchmacksver⸗ 
wilderung iſt ein Beweis, welchen Gefahren wir 
auch hier entgegen gegangen wären. 
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p) Der Verſchnitt darf entſprechend der Bor- 
ſchrift des 8 6 Abſ. 2 Satz 2 ſtatt des Original- 
namens des namengebenden Anteils, auch den dieſem 
etwa zukommenden Sammelnamen führen. 51% 
Geiſenheimer mit Rüdesheimer Art und Wert 
und 49% Oppenheimer geben daher „Rüdesheimer“ 
ſchlechthin. 

Die Bezugnahme auf den § 6 Abſ. 2 Satz 2 
beſagt aber auch weiter, daß Anteile, die hiernach 
berechtigt ſind, den Namen eines anderen Anteils 
zu führen, weil ſie mit letzterem gleichartig und 
gleichwertig und benachbart oder nahegelegen ſind, 
letzterem zugerechnet werden dürfen bei Prüfung 
des Ueberwiegens der Menge; wenn drei Stück 
Oeſtricher, drei Stück Winkeler und fünf Stück 
Pfälzer verſchnitten werden ſollen, ſo gelten, da 
der Oeſtricher auch als Winkeler und der Winkeler 
auch als Oeſtricher gehen könnte, die beiden An⸗ 
teile für ſich als ſechs Stück Winkeler oder ſechs 
Stück Oeſtricher, überwiegen alſo in der Menge 
gegenüber den fünf Stück Pfälzer und bewirken, 
daß 11 Stück Winkeler oder 11 Stück Oeſtricher 
entſtehen. 


) Es iſt verboten, in der Benennung von 
Verſchnitten anzugeben oder anzudeuten, daß der 
Wein Wachstum eines beſtimmten Weinberg⸗ 
beſitzers ſei — hierüber die Ausführungen unter 
a oben. 

d) Die „mehr als einer Gemarkung“ an⸗ 
gehörenden Weinbergslagen des § 6 Abſ. 2 
Satz 2 können allgemein wie Gemarkungsnamen 
verwendet werden; werden ſie als Namensträger 
eines Verſchnittes gewählt, ſo beſagen ſie, um 
auch dies hier hereinzuziehen, ebenſowenig wie 
Gemarkungsnamen etwas darüber, ob und in⸗ 
wiefern der Verſchnitt gezuckert ſei, ſie beſagen 
auch nicht, daß der Wein gerade aus dieſer 
Lage ſtamme, da dieſe Sammelname für an⸗ 
dere Lagen und Gemarkungen ſein kann. Anders 
verhält es ſich mit den übrigen Lagenamen; 
ſie dürfen einem Verſchnitte nur dann beigelegt 
werden, „wenn der aus der betreffenden Lage 
ſtammende Anteil nicht gezuckert iſt“, und ver⸗ 
bürgen unter dem wegen der Produzentenbegün⸗ 
ſtigung zu machenden Vorbehalt, daß der namen⸗ 
gebende Wein aus der angegebenen Lage ſtammt. 


Aus der Angabe einer ſolchen — engeren 
— Lagebezeichnung iſt daher, allgemein geſprochen, 
nicht zu ſchließen, daß dieſer Wein Naturwein ſei 
(8 5), auch nicht, daß er unverſchnitten ſei; nur das 
darf man erwarten, daß, wenn er verſchnitten iſt, 
dann der namengebende Anteil mit ſeinem Anteil 
von mindeſtens 51% an der Geſamtmenge un- 
gezuckert ſei, während der Reſt gezuckert ſein kann. 
Da 20% Zuckerung das zuläſſige Maximum ift, 
könnten demnach in dem ganzen Verſchnitt nur 
ſchwach 10% Zuckerwaſſer fein. 

Um freilich dieſe Schlüſſe ziehen zu können, 
wird man ſich zuerſt ein Verzeichnis der Lagen 


„ Y, Dee a n 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 12. 


beſchaffen müſſen, „die mehr als einer Gemarkung 
angehören“. Verſchiedene Intereſſenvertretungen 
der Weinbranche ſollen derzeit ſich mit der Er⸗ 
mittelung befaſſen. 


Tritt zu einer Lage oder Gemarkungsbe⸗ 
zeichnung freilich eine Kreszenzangabe hiezu, dann 
darf der Wein nach § 5 nicht gezuckert und 
dürfte nach § 7 Abſ. II auch nicht verſchnitten 
fein, wenn die famoſe Beſtimmung des 8 7 
Abſ. III am Anfange nicht wäre. 


e) „Die Beſchraäͤnkungen der Bezeichnung 
treffen (nämlich) nicht den Verſchnitt durch Ver⸗ 
miſchung von Trauben oder Traubenmoſt mit 
Trauben oder Traubenmoſt gleichen Wertes der⸗ 
ſelben oder einer benachbarten Gemarkung“. 87 
Abſ. III erſter Halbſatz. Dieſer privilegierte Ber- 
ſchnitt darf nur mit den Vorprodukten des 
Weines ſtattfinden, alſo durch Vermiſchung von 
Trauben oder Traubenmaiſche (deren Anführung 
hier jedenfalls als in der Erwähnung der Trauben 
inbegriffen unterblieben iſt, und wegen der Gleich⸗ 
heit des Grundes nicht ausgeſchloſſen werden 
kann) oder Traubenmoſt mit gleichwertigen 
Trauben, Traubenmaiſche oder Traubenmoſt, ſo⸗ 
ferne die letzteren aus der nämlichen Gemarkung 
oder den benachbarten, d. h. an dieſe unmittel⸗ 
bar angrenzenden Gemarkungen ſtammen, wie die 
erſteren. 

Die Faſſung könnte zu der Auslegung Ver⸗ 
anlaſſung geben, daß für den hier behandelten 
Verſchnitt auch die Beſchränkungen der Bezeichnun 
am Eingang des Paragraphen (Art und Menge) 
nicht gelten. Dies iſt jedoch, wie ſich aus der 
Faſſung des Entwurfs und den „Erläuterungen“ 
zu § 6 ergibt, nicht der Fall; gemeint ift viel- 
mehr nur die Beſchränkung hinſichtlich der Lage⸗ 
bezeichnung und der Angabe oder der Andeutung 
des Namens eines Weinbergbeſitzers. 

Die Beſtimmung, die ſchon im Entwurfe 
enthalten war, ſollte nach den „Erläuterungen“ 
Härten vorbeugen, die ſich aus dem vorher⸗ 
gehenden Satze („es ift verboten, in der Be- 
nennung des Verſchnittes eine Weinbergslage oder 
den Namen eines Weinbergsbeſitzers anzugeben 
oder anzudeuten“) in ertragsarmen Jahren bei 
der Verwertung des Erzeugniſſes räumlich be⸗ 
ſchränkter Lagen ergeben können; der Satz, ſo 
ſagen die „Erläuterungen“ weiter, trägt zugleich 
dem Umſtande Rechnung, daß nicht ſelten Wein⸗ 
bergslagen von Gemarkungsgrenzen durchſchnitten 
werden, m. a. W., es ſollte geſtattet werden, wenn 
eine Lage in Fehljahren zu wenig gab, als daß 
der Ausbau für ſich allein zweckmäßig geweſen 
wäre, das Erträgnis durch Zuhilfenahme gleich⸗ 
wertiger Trauben oder gleichwertigen Trauben⸗ 
moſtes aus der gleichen Gemarkung oder den 
unmittelbar an dieſe Gemarkung angrenzenden 
Gemarkungen zu ergänzen und eventuell die 
ſämtlichen Sachen zuſammen zu herbſten. In 
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der Kommiſſion hatte ein Antrag Nr. 10 ver⸗ 
ſucht, die Beſtimmung zu verdeutlichen und Miß⸗ 
bräuche hintanzuhalten, indem er den Verſchnitt 
geſtatten wollte „zwecks Ergänzung des Ertrags 
der betreffenden Weinbergslage auf das nächſte 
ausnutzbare Maß. welches eine Erhöhung von / 
zu ¼ des betreffenden Originalmoſtes 
nicht überſteigt“. Die Anträge Nr. 12 und Nr. 13 
wollten den Verſchnitt nur geſtatten, „ſoferne es 
ſich um Erzeugniſſe aus Lagen handelt, die dem⸗ 
ſelben Beſitzer gehören“. 

Alle drei Anträge ſind nicht in das Geſetz 
übergegangen ; es haben ſich überhaupt durch die 
Abänderung des Entwurfs Verſchiebungen ergeben, 
welche die Gründe des letzteren nicht unberührt 
ließen. So iſt die Angabe einer Lage trotz Ver⸗ 
ſchnitts durch das Geſetz erlaubt worden; wenn 
„Weinbergslagen von Gemarkungsgrenzen durch⸗ 
ſchnitten werden“, gehören ſie „mehr als einer 
Gemarkung“ an und können daher nach dem 
Geſetze ſogar (wie Gemarkungsnamen) als Sammel⸗ 
namen nach $ 6 Abſ. II Satz 2 benützt werden. 


Die Bedeutung der Ausnahmebeſtimmung iſt 
daher heute noch die: 

a) dieſem Verſchnitt ſteht eine Lagebezeichnung 
zu, auch wenn der aus der namengebenden Lage 
ſtammende Anteil gezuckert iſt; eine Kreszenzangabe 
darf er in dieſem Falle allerdings wegen § 51 
nicht führen. 

b) ein ſolcher Verſchnitt, der aus Natur⸗ 
produkten beſteht und nur Erzeugniſſe eines 
6 enthält, darf trotz der Tatſache, 
daß ein Verſchnitt vorliegt, der im übrigen die 
Kreszenzangabe ausſchließt, als Wachstum dieſes 
Weinbergbeſitzers bezeichnet werden. 

C) hat ein ſolcher Verſchnitt aus Naturprodukten 
ſtattgefunden derart, daß ein Weinbergbeſitzer Pro⸗ 
dukte eines oder mehrerer anderer Weinbergbeſitzer 
zur Ergänzung ſeiner Kreszenz dazu erworben hat, 
ſo können dieſelben als Wachstum dieſer zwei oder 
mehreren Weinbergsbeſitzer bezeichnet werden. 
Dieſe Beſtimmung iſt oben kurz Produzenten⸗ 
Begünſtigung genannt worden — mit Recht, weil 
ſie von ſolchen veranlaßt wurde und faſt aus⸗ 
ſchließlich für dieſe Bedeutung hat. Sie kommt 
jedoch auch dem Händler zugute, welcher Trauben 
oder Traubenmoſt erwirbt und mit ihnen nach 
Vorſchrift der Beſtimmung verfährt. 

Bezüglich des Ausdruckes „Trauben oder 
Traubenmoſt gleichen Wertes“ iſt noch zu unter⸗ 
ſuchen, nach welchem Geſichtspunkte der gleiche 
Wert zu beſtimmen iſt. Der Ausgangspunkt der 
Beſtimmung, Rückſichten auf eine „räumlich be- 
Ihränfte Lage“, könnte zur Annahme führen, daß 
die Wertgleichheit in den Lagen bzw. Gemarkungen 
als ſolchen begründet fein müſſe, daß alſo bei- 
ſpielsweiſe Forſter Kirchenſtück nur durch Forſter 
Freundſtück ergänzt werden dürfe. Die Faſſung 
und der jetzige Inhalt der Vorſchrift ſprechen aber 
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gegen dieſe Auslegung, ſo daß die Wertgleichheit 
der Trauben oder des Moſtes ohne Rückſicht auf 
ihre Lage genügt. Der Produzent kann ſich alſo 
ſeine gleichwertigen Trauben event. auch beſchaffen, 
wenn er aus ganz gewöhnlichen Lagen tadelloſe, 
den Trauben der bevorzugten Lage gleichwertige 


Trauben herauslieſt und ſo den Ertrag der bevor⸗ 


zugten Lage ergänzt. (Schluß folgt). 


Geſetz und Shul im Etrafrecht. 


Von Profeſſor Dr. A. Köhler in München. 


Unter dieſem Titel iſt der Strafrechtswiſſen⸗ 
ſchaft durch Geh. Rat von Bar ein großartig an⸗ 
gelegtes Werk geſchenkt worden, das nunmehr ſeit 
dieſem Frühjahr abgeſchloſſen vorliegt. Man kann 
es ebenſo treffend als ein Handbuch der Allge⸗ 
meinen Lehren des Strafrechts bezeichnen. Mit 
Ausnahme der Lehre von den Strafmitteln wird 
der geſamte Allgemeine Teil des Strafrechts und 
zwar in geradezu vorbildlicher Weiſe zur Dar⸗ 
ſtellung gebracht. Das Werk iſt die ausgereifte 
Frucht jahrzehntelangen Forſchens und Denkens. 
Die einzelnen Materien werden eingeleitet durch 
tiefgehende, aber knapp gehaltene, hiſtoriſche 
Einführungen in das geltende Recht. Die leiten⸗ 
den Rechtsgedanken einer geſchichtlichen Periode ſind 
klar hervorgehoben. Viele Quellen werden ver⸗ 
wertet, die anderwärts in unſerer einſchlägigen 


Literatur faſt gänzlich unbenützt geblieben ſind. 


Dies gilt insbeſondere von den mittelalterlichen 
Italienern. Bei der ſich anſchließenden, alle 
wünſchenswerten Details berückſichtigenden Erörte⸗ 
rung der Vorſchriften unſeres geltenden Rechts 
wird zur Vergleichung auch die ausländiſche Litera⸗ 
tur und Geſetzgebung herangezogen, ſoweit ſie mar⸗ 
kante Züge aufweiſt. Vorzügliche Dienſte leiſtet 
das Werk als Wegweiſer durch die deutſche moderne 
Theorie und Praxis. Auch in die neueſten literariſchen 
Erſcheinungen hat ſich von Bar wie nur wenige 
andere eingearbeitet. Er verſteht es meiſterhaft, 
auch bei ziemlich ungenießbaren Schriften deren 
weſentlichen Inhalt in anſchaulicher Form, die 
oft viel klarer wirkt als das Original, wiederzu⸗ 
geben. Der Praktiker, der häufig nicht in der Lage 
iſt, ſich gründlicher mit der Fülle neuerer ſtraf⸗ 
rechtlicher Erſcheinungen zu beſchäftigen, wird da⸗ 
mit ſchnell und zuverläſſig über den Stand der 
Zeit⸗ und Streitfragen orientiert. Auch bei ſehr 
verwickelten Gegenſtänden wird die Lektüre nie 
anſtrengend oder ermüdend; denn von Bar be⸗ 
ſitzt in ſeltenem Grade die Gabe der lebensvollen 
Behandlung des Stoffes. Seine eigenen Anſichten 
zu den einzelnen Fragen laſſen ſich auf die Grund⸗ 
tendenz zurückführen, den Bedürfniſſen des prak⸗ 
tiſchen Lebens gerecht zu werden. Mit ſcharfem 
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Blick und feinem Urteil ſpäht er die verſchiedenen 
Möglichkeiten aus, welche rationeller Weiſe zur 
Modifikation des einen oder anderen aufgeſtellten 
Prinzips führen müſſen, und baut darauf ſeine 
Vorſchläge de lege ferenda auf, welche er jeweils 
am Schluß zu einigen als Geſetzesentwurf formu⸗ 
lierten Sätzen zuſammenfaßt. Ueberall ſind es 
wohl durchdachte Gründe — nicht etwa bloße geiſt⸗ 
reiche Einfälle von ephemerem Wert — welche ihn 
veranlaſſen, dieſe oder jene Theſe aufzuſtellen oder 
ihr beizutreten. Bei der Begründung ſeiner An⸗ 
ſichten verſchanzt er ſich nie hinter tönenden oder 
ſchillernden Argumenten, deren Sinn und Trag⸗ 
weite mißverſtändlich iſt. Der Leſer erhält immer 
ein kriſtallklares Bild von den Motiven, welche 
in der Gedankenreihe von Bars beſtimmend 
waren, und wird dadurch auch eher inſtand geſetzt, 
ſie auf ihre Stichhaltigkeit und Schlüſſigkeit zu 
prüfen. Mit größter Sachlichkeit beſpricht von Bar 
gegneriſche Theorien. Nur hie und da iſt die Er⸗ 
örterung untermiſcht mit einer feinen und maß⸗ 


vollen Ironie. Wenn möglich ſucht er den einzelnen 


Arbeiten einen brauchbaren Kern abzugewinnen. 
Und nicht ſelten deutet er mit der Beſcheidenheit 
des echten Gelehrten auf ſeine Irrtumsfähigkeit 
hin. Wo ihm eine Löſung irgendwie zweifelhaft 
erſcheint, ſucht er nie durch apodiktiſche Sätze die 
eigene Poſition äußerlich zu ſtärken. 

Zu den einzelnen Problemen Stellung zu 
nehmen, iſt hier nicht der Raum. Auch wo der 
Leſer ſich dem Verfaſſer etwa nicht anſchließen 
kann, wird er die von Barſchen Erwägungen ſehr 
vertretbar finden. Sie berühren meiſt einen Punkt, 
an welchem die gegneriſche Theorie, wenn ſie ſich 
behaupten will, erſt noch einer ſorgfältigeren Be⸗ 
gründung bedarf. Die klare flüſſige Schilderung, 
welche den Gegenſtand nach neuen beachtenswerten 
Geſichtspunkten beleuchtet, und das reiche, ſo trefflich 
verarbeitete Material wird dem Suchenden auch 
da eine bleibende Förderung hinterlaſſen, wo er 
abweichender Meinung iſt. Das Verſtändnis 
juriſtiſcher Probleme wird aber durch von Bars 
Schrift weit über den Rahmen des einzelnen je⸗ 
weils behandelten Gegenſtandes hinaus vertieft, da 
von Bar durch eingeſtreute feine Bemerkungen 
wertvolles Beurteilungsmaterial auch für andere 
Fragen an die Hand gibt. Der erſte Band, be⸗ 
titelt: Das Strafgeſetz, handelt, abgeſehen 
von der allgemeinen Bedeutung und Auslegung 
der Straſgeſetze, von deren ſachlichem, zeitlichem, 
räumlichem und perſönlichem Anwendungsgebiet. 
Mit ſehr erwägenswerten Gründen lehnt von Bar 
das fog. Real- oder Schutzprinzip als Grundlage 
des ſog. internationalen Strafrechts ab. Der 
zweite Band beſpricht die Schuld nach dem 
Strafgeſetz. Der Verfaſſer bekennt ſich zum 
relativen Indeterminismus. In der Lehre vom 
Kauſalzuſammenhang vertritt er die Theorie, daß 
der Urſachenbegriff im Sinne der Auffaſſung des 
praktiſchen Lebens, nicht in einem hiervon ab⸗ 
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ſtrahierenden Sinne der formalen Logik zu nehmen 
ſei. Die von Barſche Theorie iſt ſehr nahe ver⸗ 
wandt mit den Theorien vom adäquaten Kauſal⸗ 
zuſammenhang. Jedoch nimmt von Bar in teil⸗ 
weiſem Gegenſatz zu ihnen an, daß das Kauſal⸗ 
verhältnis ohne Zuhilfenahme des Schuldprinzips 
nicht zu löſen iſt. In der Schuldlehre vertritt er 
die Willenstheorie. Sehr ſelbſtändig ift feine 
Stellung zu Vorſatz und Fahrläſſigkeit. Die letztere 
will von Bar lediglich nach objektiven Geſichts⸗ 
punkten beſtimmen. Hinſichtlich des ſog. dolus 
eventualis ſucht er allen Bedürfniſſen des Lebens 
gerecht zu werden und doch die Auffaſſung ein⸗ 
gehend zu verteidigen, daß der dolus eventualis 
in der herkömmlichen Formulierung kein Vorſatz 
mehr ſei. Eine ſehr ſorgfältige Unterſuchung wird 
der Frage zuteil, ob und in welchen Fällen die 
irrige Annahme einer Befugnis als weſentlicher 
Irrtum anzuſehen ſei. In der Verſuchslehre tritt 
von Bar der weiten Ausdehnung entgegen, in 
welcher ein untauglicher Verſuch heutzutage geſtraft 
wird; er nimmt an (II, 532), nur dann, wenn 
ſich erfahrungsgemäß die Umſtände, unter denen 
die Tat geſchah, unſchwer dahin modifizieren konnten, 
daß der Erfolg eintrat, liege untauglicher Verſuch 
vor. Ob dem voll beigetreten werden kann, ſoll 
hier nicht erörtert werden. Unbedingte Anerkennung 
wird man aber der von Bar gefundenen Löſung in 
der Frage nach der Strafbarkeit des Verſuchs bei 
den durch einen beſtimmten Erfolg qualifizierten 
Delikten zu zollen haben (II, 544 f.). 

Bei der Teilnahmelehre nimmt der Verfaſſer 
einen zwiſchen der rein objektiven und rein ſub⸗ 
jektiven Theorie vermittelnden Standpunkt ein. 
De lege ferenda erklärt er ſich gegen die Aufgabe 
des Unterſchieds zwiſchen Anſtiftern, Tätern und 
Gehilfen. Mit Nachdruck kämpft er gegen die 
Auffaſſung der Begünſtigung als eines ſelbſtändigen 
Delikts, er will ſie vielmehr der Teilnahme zu⸗ 
weiſen. Der dritte Band erörtert die Beſrei⸗ 
ung von Schuld und Strafe durch das 
Strafgeſetz und die Konkurrenzlehre. 
Er wird eingeleitet durch eine allgemeine Betrach⸗ 
tung des Begriffs der Rechtswidrigkeit. Abgelehnt 
wird u. a. die Theorie, daß das richtige Mittel 
zu richtigem Zweck erlaubt ſei. Gegen die Verhält⸗ 
nistheorie als Grundlage der Notſtandslehre bringt 
von Bar gewichtige Bedenken vor (III, 250 85 
Mit gutem Grunde wendet er ſich gegen die neue 
Auffaſſung, daß Notwehr in der Form der Not⸗ 
hilfe auch bei Delikten zuläſſig ſei, welche nicht 
direkt gegen eine beſtimmte Perſon oder den Staat 
gerichtet find (III, 195). Zur Lehre vom Straf- 
antrag entwickelt von Bar die Anſicht, daß er 
ſeinem Weſen nach dem materiellen Rechte zu⸗ 
gehöre. In der Konkurrenzlehre ſtützt er die 
Anſicht der herrſchenden Meinung, daß die Ideal⸗ 
konkurrenz wahre Deliktskonkurrenz fei. Im Ber- 
laufe der Beſprechung des fortgeſetzten Verbrechens 
kommt er zu dem Ergebnis, daß jemand den An⸗ 
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ſpruch auf mildere Beſtrafung (im Vergleich zur 
Beſtrafung wegen Realkonkurrenz) dann, aber auch 
nur dann, habe, wenn die Tat bei Begehung 
mittels eines Willensaktes nicht als ein Fall un⸗ 
gleichartiger oder gleichartiger Idealkonkurrenz er⸗ 
ſcheinen würde (III, 585). 

Bei der Lektüre des Werkes wird jeder als⸗ 
bald gewahr werden, daß das Werk einen faſt uner⸗ 
ſchöpflichen Schatz von Wiſſen und Erkenntnis dar⸗ 
bietet, deſſen Gewinnung auch dann noch lohnend 
bleibt, wenn das geltende Recht längſt dahin ge⸗ 
ſchwunden ſein wird. Auch wenn man gegenüber 
verſchiedenen Einzelvorſchlägen de lege ferenda 
Bedenken tragen muß, wird man im Geſamt⸗ 
ergebnis vertrauensvoll ſagen dürfen, daß das 
deutſche Volk wahrlich nicht ſchlecht beraten wäre, 
wenn es ein Strafgeſetzbuch erhielte, welches auf 
den von Barſchen Poſtulaten aufgebaut iſt. 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Beſttzeränderungsgebühr beim Zuſchlag in der 
Zwangs verſteigerung. Der in Nr. 5 dieſes Jahrgangs 
S. 112 veröffentlichte Beſchluß des Oberſten Landes⸗ 
gerichts gibt zu folgenden Bemerkungen Anlaß: 

Ich halte es für ausgeſchloſſen, in das Ver⸗ 
ſteigerungsprotokoll eine Feſtſtellung des Mobiliar⸗ 
werts vor der Abgabe des Meiſtgebots aufzunehmen; 
denn ſowohl wenn man einen Bruchteil des Meiſt⸗ 
gebots auf den Mobiliarivert ausſcheidet als wenn 
man als Effektivwert eine feſte Summe beſtimmt, 
dürfte dieſe Grundlage der Bewertung bei den Finanz⸗ 
behörden in der Regel ein ebenſo lebhaftes als er- 
folgreiches Beſtreben nach einer Aenderung hervor⸗ 
rufen. Abgeſehen von dem praktiſchen Intereſſe, das 
zeitraubende Berichtigungsverfahren nach Art. 41 ff. 
GebG. nicht hervorzurufen, ift es vor allem unzuläſſig, 
die Ausſcheidung des Zubehörwertes in eine auch nur 
entfernte Verwandtſchaft zu den Verſteigerungsbe⸗ 
dingungen bringen zu wollen. Die Verſteigerungs⸗ 
bedingungen liegen auf prozeſſualem und zivilrecht⸗ 
lichem Gebiete, die Ausweiſung des Mobiliarwertes 
hat lediglich finanztechniſche Bedeutung. 

Wenn nach dem Geſagten nichts übrig bleibt als 
nach Abgabe des Meiſtgebots den Mobiliarwert aus⸗ 
zuſcheiden, ſo liegt noch die Frage nahe, ob man die 
Angaben des intereſſierten Meiſtbietenden als genügend 
annehmen ſoll. Einem Verſuch mißbräuchlichen Ein⸗ 
fluſſes auf die Gebührenbewertung dürfte der Ver⸗ 
ſteigerungsbeamte durch Gegenvorſtellungen in den 
meiſten Fällen wirkſam begegnen. Läßt ſich ein Aus⸗ 
gleich zwiſchen den widerſprechenden Schätzungen des 
Verſteigerungsbeamten und des Meiſtbietenden nicht 
finden, ſo wird es ſich empfehlen, die verſchiedenen 
Ausſcheidungen des Mobiliarwertes im Verſteigerungs⸗ 
protokoll feſtzuſtellen, der Bewertung aber die vom 
Verſteigerungsbeamten für zutreffend erachteten Werte 
zugrunde zu legen und den Meiſtbietenden auf den 
Weg der Beſchwerde oder gerichtlichen Feſtſtellung zu 
verweiſen. Es dürfte übrigens kein Hindernis be⸗ 
ſtehen, daß ſchon vor dem Verſteigerungstermin, ſei 
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es oi Vollſtreckungsgericht, fei es vom Verſteige⸗ 
rungsbeamten, von Amts wegen ein Zubehör⸗Ver⸗ 
zeichnis mit Feſtſtellung des Wertes aufgenommen 
wird, mit deſſen Herſtellung nach Art. 37 der früheren 
bayer. Subhaſtationsordnung auf Antrag eines Be⸗ 
„ auch ein Gerichtsvollzieher beauftragt werden 
onnte. 


Wenn es übrigens vom Geſetzgeber für gerecht 
befunden wurde, in Anſehung der Gebührenpflicht die 
Eigentumsveränderungen an Mobilien ſo ſehr vor 
denen an Immobilien zu begünſtigen, wie er es getan 
hat, ſo zeigt der den Gegenſtand des oberſtrichterlichen 
Beſchluſſes bildende Fall, zu welchen Härten der 
Mangel der Wertsausweiſung in der Urkunde ſelbſt 
führen kann und daß des gerechten Prinzips wegen 
einer Milderung der fraglichen Beſtimmung de lege 
ferenda das Wort zu reden iſt. 


Notar Dr. Löhe in Berchtesgaden. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Borausfeguugen = Hinterlegung $ 372 Satz 2 
BGB. Zum Begriffe der „nicht auf Fe rläſſigkeit be: 
ruhenden Ungewißheit über die Perſon des Gläubigers“. 
Der Kläger iſt eingetragener Eigentümer eines Grund⸗ 
ſtücks in B. ae Grundſtück ftand im Jahre 1906 
zur Zwangsverſteigerung und wurde von Frau E. — der 
Ehefrau des Subhaſtaten — erſtanden. Da in dem 
Termin zur Verteilung des Erlöſes am 4. Oktober 1906 
die Erſteherin das Bargebot nicht berichtigte, wurde 
die Forderung auf die nach dem Teilungsplane Hebe⸗ 
berechtigten übertragen, worunter die Beklagte mit 
einer Hypothek von 10 573,33 M war; für die Forde⸗ 
rung auf Zahlung des Verſteigerungserlöſes wurden 
Sicherungshypotheken eingetragen. Die Frau E. hatte 
die Forderung der Beklagten beſtritten und den auf 
ſie fallenden Betrag für ſich in Anſpruch genommen. 
Es wurde demgemäß die Uebertragung der Forderung 
aus dem Bargebote für den Fall, daß ihr Wider⸗ 
ſpruch für begründet erklärt wird, auf ſie erſtreckt und 
das bei der Eintragung der Sicherungshypothek mit⸗ 
vermerkt. Die von der E. zur Rechtfertigung ihres 
Widerſpruchs eingereichte Klage war nicht prozeß⸗ 
gerecht, da ſie der Ladung des Gegners entbehrte, und 
dieſer Mangel innerhalb der einmonatigen 81 nicht 
gehoben wurde. Inzwiſchen hatte die Frau E. das 
Grundſtück an den Kläger verkauft und am 2. November 
1906 aufgelaſſen und den Kaufpreis ohne Abrechnung 
der vom Käufer nicht übernommenen Sicherungs⸗ 
hypotheken gegabit erhalten. Hierauf hat am 8. No⸗ 
vember 1906 die E. den Geſamtbetrag der Sicherungs⸗ 
hypotheken wegen Ungewißheit des Gläubigers unter 
Verzicht auf Rücknahme hinterlegt. Der Kläger hält 
durch dieſe Hinterlegung die den Sicherungshypotheken 
zugrunde liegende Forderung für getilgt und ſich für 
berechtigt, die Löſchungsbewilligung von der einge⸗ 
tragenen Gläubigerin zu verlangen. Das OLG. hat 
ſeine Klage abgewieſen. Die Reviſion hatte Erſolg. 

Aus den Gründen: 1. Ein obligatoriſches 
Rechtsverhältnis 1 den Parteien iſt nicht be⸗ 
hauptet; es kommt daher nur der Berichtigungsan⸗ 
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ſpruch des § 894 BGB. in Frage. Dieſer Anſpruch 
beruht auf der Behauptung, daß durch die von der 
E. bewirkte Hinterlegung deren Schuld geteilt ſei, 
wodurch die dafür eingetragene Sicherungshypothek 
dem Kläger als dem Eigentümer zugefallen ſein würde 
(8 1163 BGB.). Die Entſcheidung hängt daher davon 
ab, ob die Hinterlegung nach § 372 BGB. berechtigt 
war. Da ein Annahmeverzug und auch ein ſonſtiger 
Grund in der Perſon der Gläubigerin nicht vorliegt, 
fo kommt nur die 2. Alternative im 2. Satze des 8 372 
in Betracht, wonach die Hinterlegung auch ſtattfindet, 
wenn der Schuldner infolge einer nicht auf Fahr⸗ 
läſſigkeit beruhenden Ungewißheit über die Perſon 
des Gläubigers nicht oder nicht mit Sicherheit erfüllen 
kann. Das OLG. will zunächſt die Vorausſetzungen 
des 8 372 verneinen. Es führt aus: „Es handelte 
ſich aber nicht um eine Ungewißheit über die Gläubiger⸗ 
perſon, ſondern darum, ob der Beklagten überhaupt 
ein Anſpruch gegen Frau E. zuſtand. Frau E. war 
die Schuldnerin und beſtritt das Gläubigerrecht, be⸗ 
ſtand dieſes nicht, ſo beſtand auch keine Schuld, da ſie 
dann Gläubigerin und Schuldnerin in einer Perſon 
war. Wenn ſie überhaupt zu zahlen hatte, ſo hatte 
fie an die beklagte Ehefrau zu zahlen“. Das OLG. 
nimmt alſo an, daß die Ungewißheit in der Perſon 
des Gläubigers i. S. des $ 372 nur darin beſtehen 
könne, daß zwei oder mehrere Perſonen als Zahlungs⸗ 
empfänger in Betracht kommen, ſo daß der Schuldner 
zweifeln kann, ob er an dieſen oder jenen Präten⸗ 
denten zu leiſten hat, dieſer Fall aber nicht vorliege, 
wenn der Schuldner ſelbſt zugleich das Gläubiger⸗ 
recht an der an ſich unſtreitigen Forderung für ſich 
in Anſpruch nimmt. Es ift zuzugeben, daß das Nuf- 
treten zweier oder mehrerer Brätendenten dem 
Schuldner gegenüber den Regelfall bildet; die An⸗ 
wendung des Satz 2 des § 372 aber auf dieſen Fall 
zu beſchränken, dafür bietet weder der Wortlaut noch 
der Sinn des Geſetzes einen Anhalt. Uebrigens hat 
auch das OLG. aus feiner die Anwendbarkeit des 
8 372 verneinenden Ausführung einen entſcheidenden 
Grund nicht entnommen, vielmehr ſeine Entſcheidung 
ſchließlich allein auf die Annahme einer der Schuld⸗ 
nerin zur Laſt fallenden Fahrläſſigkeit geſtützt. Aber 
wo hier ift die Begründung nicht frei von Rechts⸗ 
rrtum. 

2. Das OLG. legt ausſchließlich Gewicht darauf, 
daß die Hinterlegung zu einer Zeit (8. November 1906) 
erfolgt ift, als die Friſt zur Anſtellung der Wider- 
ſpruchsklage bereits (nämlich am 4. November) abge⸗ 
lauſen, die innerhalb der Friſt eingereichte Klageſchrift 
aber wegen des Mangels einer vorſchriftsmäßigen 
Ladung als Klageerhebung nicht anzuſehen war. Er⸗ 
ſichtlich hat es alſo angenommen, daß infolge der 
alternativen Uebertragung der Forderung auf die 
eingetragene Gläubigerin oder die Erſteherin die letztere 
ohne Fahrläſſigkeit das Gläubigerrecht als ungewiß 
anſehen durfte. Von dieſem Standpunkt aus gelangt 
nun das OLG. zur Annahme einer Fahrläſſigkeit der 
Frau E. dadurch, daß es ihr die dem Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten bei Anſtellung der Widerſpruchsklage zur 
Laſt fallende Fahrläſſigkeit ohne weiteres zurechnet. 
Dieſer Grund iſt irrtümlich. Wenn die Vertreter der 
Frau E. in ihrem Prozeß wider die Beklagten fahr⸗ 
läſſig gehandelt haben, ſo hat das mit der Frage 
nichts zu tun, ob die E. z. Z. der Hinterlegung nur 
aus Fahrläſſigkeit in Ungewißheit über die Perſon 
des Gläubigers ſein konnte. Die Hinterlegung war 
ein von dem Prozeß unabhängiges Rechtsgeſchäft, bei 
dem die E. auch nicht von einem ihrer Vertreter im 
Prozeß vertreten wurde. Das OLG. meint ferner, 
daß die E. auch ein eigenes Verſchulden treffe: ſie 
habe, bevor ſie zur Hinterlegung ſchritt, ſich die volle 
Ueberzeugung verſchaffen müſſen, daß eine rechsgültige 
Klageerhebung in der geſetzlichen Friſt erfolgt war. 
Sie könne ſich nicht darauf berufen, daß ſie ſich auf 
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ein ordnungsmäßiges Vorgehen ihres Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten verlaſſen habe. Darin liegt eine Ueber⸗ 
ſpannung des Begriffs der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt, mithin eine Verletzung des Rechtsbegriffs 
der Fahrläſſigkeit (§ 276 BGB.). Die E. konnte 
ſchlechterdings nicht von ſelbſt auf den Gedanken 
kommen, daß der von einem Rechtsanwalt gefertigten 
und eingereichten Klage ein E formelles 
Erfordernis gefehlt habe, und hatte ſonach keinen 
Anlaß, vor der Hinterlegung darüber Erkundigung 
einzuziehen; daß aber ſie oder ihr Hinterlegungsver⸗ 
treter von dem Verſehen Kenntnis erhalten haben, dafür 
fehlt es an jedem Anhalt. Kann aber der E. Fahrläſſig⸗ 
keit nicht zur Laſt gelegt werden, ſo ſteht auch von 
dem Standpunkt des Berufungsurteils einer Anwen⸗ 
dung des $ 372 BGB. zugunſten des Klägers nichts 
im Wege, und es kann dahingeſtellt bleiben, ob nicht 
ſchon der Umſtand, daß dem einem Teilungsplan 
widerſprechenden Gläubiger durch die Verſäumung der 
Friſt zur Erhebung der Widerſpruchsklage die Be- 
fugnis zur Geltendmachung ſeines beſſeren Rechts 
nicht genommen wird (8 878 Abſ. 2 ZPO.), zu dem 
gleichen Ergebnis in Anwendung des $ 372 BGB. 


hätte führen können. (Urteil des V. ZS. vom 21. April 
1909, V 334/08). — — n. 
1632 
II. 
Zum Begriffe des Zubehörs. Gefäße, die zum 


Verſande beſtimmt find, köunen Zubehör eines Fabril- 
arundſtücks fein, auch wenn fie in den Händen der 
Kunden bleiben ſollen. Aus den Gründen: Die Ge⸗ 
meinſchuldnerin ſtellte fabrikmäßig Flußſäure her und 
brachte dieſe in eiſernen Fäſſern und Bleiemballagen 
zum Verſand. Daß bei einem Fabrikunternehmen 
auch ſolche Gegenſtände zum Zubehör zählen, die zum 
Zwecke des Verſands und damit des Abſatzes der 
Ware angeſchafft ſind, iſt in der Rechtſprechung des 
Reichsgerichts anerkannt. Die Reviſion legt Gewicht 
darauf, daß die Emballagen und Fäſſer teilweiſe mit 
der Ware den Kunden berechnet worden ſind, und ſie 
glaubt, daß hiernach die Gegenſtände nicht von An⸗ 
fang an und jedenfalls ſolange nicht als Zubehör 
haben gelten können, als ſie zum Zwecke der Leihe 
beim Verſand noch gar nicht in Gebrauch geſtanden 
haben. Allein dieſer Anſicht kann nicht beigepflichtet 
werden. Nach den Feſtſtellungen des Berufungs⸗ 
gerichts kann darüber kein Zweifel beſtehen, daß jene 
Gegenſtände ſämtlich dem Zwecke des Verſandes 
der Waren zu dienen beſtimmt waren. Dieſer Zweck⸗ 
beſtimmung dienten ſie auch von Anfang an, und 
auch dann, wenn ſie zugleich mit der Ware Eigentum 
der Kunden wurden. Fanden die Geſchäftsinhaber es 
in Einzelfällen oder ſelbſt allgemein für zweckmäßig 
die Gefäße zu Verſandzwecken nur je einmal zu be⸗ 
nützen und ſie dann in der Hand der Kunden zu laſſen, 
ſo war dies mit der äubenözeigenjdort nicht unver- 
einbar. Das Geſetz erfordert nicht notwendig eine 
wiederholte oder gar eine dauernde Verwendung, nicht 
eine Verwendung für die ganze Dauer des Beſtehens 
der Sache und daher bis zu deren Verbrauch. Der 
§ 97 Abſ. 2 BGB. beſtimmt nur, daß eine Sache dann 
nicht Zubehör iſt, wenn deren Benutzung für den 
wirtſchaftlichen Zweck der Hauptſache nur eine „vor⸗ 
übergehende“ ift. Dies traf auch in den Fällen 
nicht zu, wo die Verſandgefäße zugleich mit der Ware 
in das Eigentum der Kunden übergingen. Die Zweck⸗ 
beſtimmung der Gegenſtände 9 5 das Fabrikunter⸗ 
nehmen war mit der wenn auch nur einmaligen Be⸗ 
nutzung un die weitere Benutzung durch die Kunden 
berührte die Fabrik, die den Abgang durch andere 
Stücke erſetzte, nicht. (Urt. d. V. BS. vom 24 März 
1908, V 269/09). — — n. 
1631 
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III. 


urückbehaltungsrecht der Frau, der zum Zwecke 
der Rüderftattung ihres eingebrachten Gutes durch einen 
nichtigen Vertrag Forderungen abgetreten wurden. 
Die vom Kläger getrennt lebende und mit ihm im 
Scheidungsprozeſſe liegende Beklagte hat dem Kläger 
bei Eingehung der Ehe 40 000 M eingebracht. Am 
9. März 1906 haben die Parteien „zum Zweck der 
Auseinanderſetzung ihrer güterrechtlichen Verhältniſſe“ 
einen privatſchriftlichen Vertrag geſchloſſen, wonach 
der Kläger der Beklagten zur Befriedigung wegen 
ihres eingebrachten Vermögens unter Verzicht auf 
Nießbrauch und Verwaltung eine Mehrzahl näher 
bezeichneter Forderungen abgetreten hat. Mangels 
Beobachtung der Form erachtet ſich der Kläger an 
dieſen Vertrag nicht gebunden und hat zwei Teil⸗ 
urteile erſtritten, durch welche die Beklagte verurteilt 
worden iſt, die von ihr eingezogenen Beträge nebſt 
Zinſen bar zu zahlen oder im Falle der Anlegung 
ihm die betreffenden Urkunden uſw. herauszugeben. 
Die Berufung der Beklagten iſt zurückgewieſen worden. 
Die Reviſion hatte Erfolg. 


Gründe: Soweit die Beklagte ihre Weigerung, 
das durch einen nichtigen Rechtsakt ihr übertragene 
Frauen vermögen dem Manne zurückzugewähren, auf 
$ 1418 BGB. gegründet hat, hält ihr das OLG. mit 
Recht entgegen, daß ſie Aufhebung der ehemännlichen 
Verwaltung und Nutznießung nur geltend machen 
könnte, wenn ſie ein richterliches Urteil dieſes Inhalts 
erſtritten hätte, während ſie nicht einmal hierauf Klage 
erhoben habe. Dagegen hat das OLE. die auf die 
88 1391, 1392 geſtützte Zurückbehaltungseinrede unter 
rechtsirrtümlicher Begründung zurückgewieſen. Die 
Beklagte will und kann damit nur erreichen, daß ſie 
zur Rückgabe des Frauengutes Zug um Zug gegen 
Sicherheitsleiſtung des Mannes verurteilt werde (8 274 
Abf. 1). Sie bezweckt mithin nur eine künſtige Sicherung 
für die Zeit, während deren ſich ihr Vermögen wieder 
in der Verwaltung und Nutznießung des Mannes be⸗ 
finden würde. Es iſt deshalb von vornherein irrig, 
wenn das OLG. ihr Sicherheitsverlangen zurückweiſt, 
weil ſie gegenwärtig das Vermögen noch ſelbſt im 
Beſitz habe und wenn er ferner die Anwendbarkeit des 
§ 1391 Abſ. 2 um deswillen für ausgeſchloſſen erachtet, 
weil nach der augenblicklichen Sachlage ein Erſatz⸗ 
anſpruch der Frau im Sinne jener Geſetzesſtelle nicht 
in Frage kommen könne. Vielmehr kommt es darauf 
an, ob das bisherige Verhalten des Mannes und 
150 5 dermalige Vermögenslage für die Zukunft die 

eſorgnis rechtfertigen, daß das Frauengut, ſobald 
es wieder in ſeine Hand gelangt, im Sinne der beiden 
Abſätze des § 1391 erheblich gefährdet ſein werde. Hat 
die e ihr Vermögen einmal dem Kläger wieder 
ausgehändigt, ſo muß ihr oder ihren Erben dereinſt, 
ſpäteſtens nach der Beendigung der Verwaltung und 
Nutznießung ( 1377 Abſ. 2) der Anſpruch auf Erſatz 
der darin inbegriffenen verbrauchbaren Sachen, zu 
denen auch Geld gehört (§ 92) erwachſen. Auf Siche⸗ 
rung diefes Erſatzanſpruchs hat fie, wie auch das OLG. 
anerkennt, gemäß § 1391 Abſ. 2 ſchon im Falle objet- 
tiver, durch die Vermögenslage des Mannes gegebener 
Gefährdung Anſpruch. Der Mann würde argliſtig 
handeln, wenn er unter den Vorausſetzungen des § 1391 
die Ausantwortung des Frauenguts fordern, ſich uk 
jedoch der verlangten Sicherheitsleiſtung entziehen 
wollte. Der Frau bietet aber gerade das Zurück⸗ 
behaltungsrecht des § 273 den erforderlichen Schutz 
dagegen, ihr Vermögen der Verwaltung eines nicht 
vertrauenswürdigen Mannes überlaſſen zu müſſen. An 
der dort vorausgeſetzten Identität des rechtlichen Ver⸗ 
hältniſſes iſt nicht zu zweifeln, da ſowohl der Klag⸗ 
He wie das Einredeverlangen nach Sicherheits: 
leiſtung auf dem gemeinſamen Grunde des ehelichen 
Güterrechts beruhen. Ebenſowenig fehlt es an dem 
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Erfordernis der Fälligkeit, da hiefür der Zeitpunkt 
der Erfüllung der ſchuldneriſchen Verpflichtung maß⸗ 
gebend ift (JW. 1906 Seite 545 0. Das OLG. war 
deshalb verpflichtet, die tatſächlichen Vorausſetzungen 
des Zurückbehaltungsrechts an der Hand des § 1391 
Abſ. 1 und 2 zu prüfen, auch in Hinblick auf § 1392 
zu erörtern, inwiefern bei Rückgabe des Frauengutes 
Inhaberpapiere in Frage kommen werden und durfte 
gegebenenfalls die Verurteilung der Beklagten nur 
gemäß § 274 ausſprechen. (Urt. des IV. ZS. vom 
11. Febr. 1909, IV 268/08). — — n. 
1578 


IV. 


Zum Begriffe des „Vorſatzes“ bei einer Vermögeus⸗ 
beſchädigung. Aus den Gründen: Das Berufungs⸗ 
gericht hat feſtgeſtellt, daß die Auskunft des Beklagten: 
von der Firma Sch. ſeien Zahlungen glatt geleiſtet wor⸗ 
den, wiſſentlich unwahr iſt. Die Reviſion hält unter Be⸗ 
rufung auf das Urteil des Reichsgerichts Entſch. Bd. 57 
S. 239 die Annahme des Oberlandesgerichts, der Be⸗ 
klagte habe das Bewußtſein gehabt, daß durch die 
Täuſchung möglicherweiſe ein Schaden herbeigeführt 
werden könne, zur Begründung der Vorſätzlichkeit der 
Vermögensſchädigung i. S. des 8 826 BGB. für unge- 
nügend. Die Reviſion hat indes jenes Urteil miß⸗ 
verſtanden. Darin wird (S. 241) die Feſtſtellung, daß 
der Beklagte ſich der Möglichkeit eines ſchädigenden 
Einfluſſes hätte bewußt ſein müſſen, beanſtandet, 
weil ſie nur die Annahme einer Fahrläſſigkeit, nicht 
des Vorſatzes rechtfertige. Hier iſt jedoch feſtgeſtellt, 
daß der Beklagte das Bewußtſein der Möglichkeit 
eines ſchädlichen Erfolges gehabt hat. Die a 
faſſung des Berufungsgerichts ſteht im Einklang mit 
der Rechtſprechung des Reichsgerichts, insbeſondere 
des erkennenden Senats, der in zahlreichen Ent⸗ 
ſcheidungen ausgeſprochen hat, daß derjenige, der die 
Möglichkeit des ſchädlichen Erfolgs ſeiner Handlung 
vorausſieht, die Handlung aber dennoch ausführt, die 
etwaige Schädigung in ſeinen Willen mit aufnimmt, 
den eintretenden Schaden alſo aak zufügt. (Urt. 
des VI. 8S. vom 7. April 1909, VI 311/08). 

1603 -— - n. 


B. Strafſachen. 
J. 


Die Beurkundung einer Auflaſſung iſt „Beginn 
der Durchführung einer . i. S. des Art. 19 
des Bayer. Geſetzes vom 2. Februar 1898, betr. die Fort⸗ 
ſetzung der Grundeutlaſtung. Aus den Gründen: 
Die Vorſchrift des Art. 19 bezweckt, dem volkswirtſchaft⸗ 
lichen Uebelſtande der Gutszertrümmerungen entgegen⸗ 
zuwirken und mit der Durchführung einer ſolchen durch 
einen gewerbsmäßigen Güterhändler wenigſtens den 
Vorteil zu verbinden, daß die einzelnen Teile boden⸗ 
zinsfrei auf die neuen Erwerber übergehen. Dieſen 
Zweck will das Geſetz dadurch erreichen, daß es den 
Güterhändler unter Strafandrohung verpflichtet, „b e- 
vor er eine Gutszertrümmerung durch⸗ 
führt“, dem Rentamt Anzeige zu erſtatten, damit es 
rechtzeitig die Ablöſungsſchuldigkeit berechnen und von 
dem Händler einziehen kann. Wortlaut, Sinn und 
Zweck des Geſetzes führen zu der Auslegung, daß die 
vorgeſchriebene Anzeige vor dem Beginn der Durch⸗ 
führung einer Gutszertrümmerung zu erſtatten iſt. 
(Entſch. des Bayer. Oberſten Landesgerichts 1, 75; 4, 
40, 42; 5, 245, 246; Ziff. 15 der Bek. des Fin M. vom 
5. Februar 1898, Fin M. B. 31, 41). Ueber die Voraus⸗ 
ſetzungen, unter denen der Beginn der Durchführung 
einer Gutszertrümmerung mit der Folge einer Ver⸗ 
ſäumung der rechtzeitigen Anzeigeerſtattung anzu⸗ 
nehmen iſt, ſpricht ſich das Geſetz nicht aus; es enthält 
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ſich insbeſondere jedes Hinweiſes auf bürgerlich⸗recht⸗ 
liche Vorſchriften über den Eigentumsübergang an 
Grundſtücken und überläßt es mit den bloßen Worten: 
„bevor er eine Gutszertrümmerung durchführt“, ent⸗ 
ſprechend ſeinem Zwecke der Beurteilung des einzelnen 
Falles, ob mit der Durchführung einer Zertrümmerung 
bereits begonnen iſt oder nicht. Auf die Frage, ob 
in der von der Reviſion bezeichneten Richtung ein 
Unterſchied zwiſchen den Beſtimmungen des bürger⸗ 
lichen Rechts zurzeit vor und nach der Einführung des 
BGB.'s beſteht, braucht daher nicht eingegangen zu 
werden; es iſt vielmehr nur zu prüfen, ob die Straf⸗ 
kammer i. S. des Geſetzes ſchon in der Auflaſſung 
von Grundſtücken einen Beginn der Durchführung der 
Zertrümmerung finden konnte. Dieſe Frage iſt zu be⸗ 
jahen. Die Gutszertrümmerung beſteht darin, daß durch 
Veräußerung von Teilen an verſchiedene Perſonen der 
Beſtand des Gutes als eines zuſammengehörigen 
Ganzen aufgehoben wird. Der Beginn der Zertrüm⸗ 
merung muß daher in der Vornahme eines Rechts⸗ 
gefchäfts gefunden werden können, das die Veräußerung 
eines Teils des bisherigen Ganzen unmittelbar zum 
Gegenſtande hat, und es ergibt ſich die Eigenſchaft der 
Auflaſſung als eines ſolchen Rechtsgeſchäfts ohne 
weiteres aus ihrem Weſen als Grundlage für die Ein⸗ 
tragung der Eigentumsübertragung in das Grundbuch 
und der damit verbundenen Verwirklichung der Rechts⸗ 
änderung (88 873, 925 BGB., Art. 143 EG. z. BGB., 
Art. 81 des Bayer. AG. z. BGB.). In der Beurkundung 
der Auflaſſung konnte die Strafkammer den Beginn 
der Durchführung der Zertrümmerung um ſo mehr 
finden, als damit der Angeklagte einſeitig unwiderruf⸗ 
lich gebunden war (§ 873 Abſ. 2 BGB.) und die Cin- 
tragung des Eigentumsübergangs in das Grundbuch 
und damit dieſer ſelbſt auch gegen ſeinen Willen herbei⸗ 
geführt werden konnte. (Urt. des I. StS. vom 1. April 
1909, I 67/09). 
1625 B. 


Nachſchrift des Einfenders: Sobald der 
Käufer in der Lage iſt, auch gegen den Willen des 
Güterhändlers die Eintragung des Eigentumsüber⸗ 
gangs im Grundbuch herbeizuführen, würde für 
den Güterhändler die Möglichkeit, die Anzeige noch 
rechtzeitig zu erflatten, unter Umſtänden ſehr in 
Frage geſtellt fein, wenn man die Anzeigeerſtattung 
erſt vor der Eintragung in das Grundbuch für geboten 
erachten wollte, und jedenfalls würde der Zweck des 
Geſetzes, dem neuen Erwerber ein bodenzinsfreies Grund⸗ 
ſtück zu verſchaffen, verkannt, wenn nicht ſchon vor der 
Beurkundung der N die Behörde durch die 
Erſtattung der Anzeige in die Lage verſetzt werden 
ſollte, die Erfüllung der bereits mit der Anzeige⸗ 
erſtattung fällig werdenden Ablöſungsſchuldigkeit vom 
Händler zu verlangen und ſie nötigenfalls zu er⸗ 
zwingen. 


II 


Erforderniſſe der Neviſionsbegründung zu Protokoll 
des Gerichtsſchreibers. (§ 385 Abſ. 2 StPO) Der An- 
geklagte hat den Reviſionsantrag und feine Begründung 
zu Protokoll des Gerichtsſchreibers gegeben. Hierbei 
hat er einen ſelbſt gefertigten Schriftſatz mit dem Ver⸗ 
langen vorgelegt, daß dieſe Ausführungen wörtlich in 
das Protokoll aufgenommen werden. Dem hat der 
Gerichtsſchreiber entſprochen. Eine ſolche Art der Revi⸗ 
ſionsrechtfertigung widerſpricht der Vorſchrift des § 385 
Abſ. 2 StPO., die eine Einflußnahme des Gerichts⸗ 
ſchreibers auf die Begründung erfordert und ihm des⸗ 
halb die Abfaſſung des Protokolls nach Form und In⸗ 
halt auferlegt. Das Vorbringen des Angeklagten kann 
alſo Due keine Beachtung finden. (Urt. des I. StS. 
vom 19. April 1909, I 194/09). a 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


„ Unter welchen Vorausſetzungen darf das Amtsgericht, 
in deſſen Bezirke fih ein wegen Geiſteskrankheit oder 
Geiſtesſchwäche zu Entmündigender anfhält, das Erſuchen 
des zuſtändigen Gerichts um Uebernahme der Verhand⸗ 
lung und aa über die Entmündigung abe 
lehnen? (ZPO. § 650, GVG. 8167). Das Amts- 
gericht A. hat gegen H. von A., der ſich feit dem 
14. Januar 1909 in der Kuranſtalt Th. befindet, auf 
den Antrag ſeiner Frau das Entmündigungsverfahren 
wegen Geiſtesſchwäche eingeleitet und die Verhandlung 
und Entſcheidung dem Amtsgerichte M. überwieſen, weil 
die Vernehmung des zu Entmündigenden durch den ent⸗ 
ſcheidenden Richter von ausſchlaggebender Bedeutung, 
ſein Erſcheinen bei dem Amtsgericht A. aber mit 
Schwierigkeiten verknüpft p Der Leiter der Kur- 
anſtalt teilte dem Amtsgerichte M. mit, der Geſund⸗ 
heitszuſtand des H. geſtatte deſſen Erſcheinen vor Gericht 
nicht, auf eine Vernehmung in der Anſtalt müſſe er 
vorbereitet werden. Das Amtsgericht M. lehnte darauf 
die Uebernahme ab, weil der Aufenthalt des zu Ent⸗ 
mündigenden, namentlich wenn er wie in dieſem Falle 
nur vorübergehend ſei, für ſich allein nicht genüge, 
um die Ueberweiſung zu rechtfertigen, und ſich, da Er⸗ 
mittelungen noch nicht veranſtaltet wurden, auch noch 
nicht beurteilen laſſe, ob feine Vernehmung für die 
Entſcheidung von ausſchlaggebender Bedeutung ſei. 
Das Amtsgericht A. vernahm hierauf Zeugen. Es 
hielt ſodann ſeinen Beſchluß aufrecht, das Amtsgericht 
M. beharrte aber ebenfalls bei ſeinem Beſchluſſe, weil 
nach Lage der Sache der perſönlichen Vernehmung nur 
ergänzende, nicht ausſchlaggebende Bedeutung bei⸗ 
gemeſſen werden könne und ſogar Bedenken im Sinne 
des 8 654 Abſ. 3 ZPO. beſtänden; es legte die Akten 
dem Oberſten Landesgerichte zur Entſcheidung nach 
§ 650 Abſ. 3 vor. Das Oberſte Landesgericht hat ent- 
ſchieden, daß das Amtsgericht M. die Verhandlung 
und Entſcheidung nicht zu übernehmen habe. 
Gründe: Die Gründe, aus denen das Amts⸗ 
gericht M. die Uebernahme der Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung abgelehnt hat, ſind allerdings nicht zutreffend. 
Die Vernehmung des H. iſt möglich, denn aus der 
Mitteilung des Leiters der Kuranſtalt geht nicht her⸗ 
vor, daß die Vernehmung nicht ohne Nachteil für den 
Geſundheitszuſtand des H. ausführbar iſt. Sie wird 
auch für die Entſcheidung von weſentlicher Bedeutung 
ſein, weil die Frage, ob „Geiſtesſchwäche“ beſteht, noch 
nicht hinreichend geklärt iſt und der perſönliche Ein⸗ 
druck, den H. macht, hierfür ins Gewicht fallen wird. 
Die Vernehmung durch einen erſuchten Richter iſt alſo 
nicht zweckmäßig, ſondern es iſt dem Amtsgericht A. 
darin zuzuſtimmen, daß die Vernehmung durch den 
entſcheidenden Richter von ausſchlaggebender Be⸗ 
deutung ift oder fein kann. Nach $ 650 ZPO. kann 
das Gericht nach der Einleitung des Verfahrens, wenn 
es mit Rückſicht auf die Verhältniſſe des zu Ent⸗ 
mündigenden erforderlich erſcheint, die Verhandlung 
und Entſcheidung dem Amtsgericht überweiſen, in deſſen 
Bezirke ſich der zu Entmündigende aufhält. In der 
Begründung des Entwurfes der Nov. vom 17. Mai 
1898 ift zum 8 596 c, der dem jetzigen 8 650 entſpricht, 
bemerkt, daß die Ueberweiſung namentlich dann er⸗ 
forderlich ſein wird, wenn die unter Umſtänden aus: 
ſchlaggebende perſönliche Vernehmung des zu Ent 
mündigenden nicht vor dem zur Entſcheidung berufenen 
Gericht erfolgen kann, weil er durch ſeinen Zuſtand an 
einen Ort gebunden iſt, der ſich außerhalb des Bezirks 
des Gerichts befindet. Hiernach kommt es für die Ueber⸗ 
weiſung darauf an, an welchem Orte ſich der zu Ent⸗ 
mündigende zu der Zeit aufhält, zu der die Entſcheidung 
zu erfolgen hat, ohne daß es aber von Belang iſt, ob 
der Aufenthalt dauernd oder vorübergehend iſt (Gaupp⸗ 
Stein, ZPO. 8. und 9. Aufl. Bem. II b zu 8 650). 
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Wenn nach der Uebernahme des Verfahrens durch das 
Gericht, dem es überwieſen worden iſt, ein Wechſel 
des Aufenthaltsorts des zu Entmündigenden eintritt, 
iſt dieſes Gericht zu weiterer Ueberweiſung befugt 
(8 651 a. a. O.). Mit der Erlaſſung der Entſcheidung 
iſt das Verfahren beendigt, ein nach dieſem Zeitpunkt 
eintretender Wechſel des Aufenthaltsorts, auch wenn er 
zur Zeit der Ueberweiſung vorauszuſehen iſt, muß daher 
außer Betracht bleiben. Es iſt alſo gleichgültig, wie 
lang H. ſich in Th. aufhalten wird; es genügt, daß 
jetzt nichts für die Annahme ſpricht, er werde in der 
nächſten Zeit dieſen Ort verlaſſen. 
Die Ablehnung iſt aber aus einem von dem Amts⸗ 
gerichte M. nicht geltend gemachten Grunde gerecht⸗ 
fertigt. Das Amtsgericht A. kann mit Zuſtimmung des 
Amtsgerichts M. den zu Entmündigenden in der An⸗ 
ſtalt vornehmen ($ 167 GVG.). Die Koſten, die da- 
durch „ werden, ur bei der geringen Ent⸗ 
fernung zwiſchen A. und M. nicht bedeutend; ſie 
können auch ohne weiteres gedeckt werden, weil H. 
nicht unbemittelt ift und nach 8 658 Abſ. 1 ZPO. die 
Koſten des Verfahrens entweder er oder die Staatskaſſe 
zu tragen hat. Bei der Entſcheidung darüber, ob der 
§ 650 anzuwenden fei, ift auch der Erwägung Raum 
zu geben, daß die Gerichte, in deren Bezirke ſich An⸗ 
Hatten * die Unterbringung Geiſteskranker oder 
Geiſtesſchwacher befinden, mit Verhandlungen und 
Entſcheidungen in Entmündigungsſachen ohne hin⸗ 
reichende Gründe überbürdet werden könnten, wenn 
von dieſer Beſtimmung nicht "D einer gewiſſen Bor- 
ſicht Gebrauch gemacht wird. een des II. 38S. 


vom 26. April 1909, Reg. 1V 3% 09). 
1636 
B. Straffaden. 
1: 
ee Maße, Gewichte, Wagen. Voraus⸗ 
ſetzungen der Strafbarkeit und der Einziehung. Aus den 


Gründen: Der Angeklagte hat gewußt, daß die zum 
Gebrauch in ſeinem Gewerbe geeignete Brückenwage ſich 
bei ſeinem Kohlenlager befand und daß ſie unrichtig war. 
Damit iſt der Tatbe qen des § 369 Abf. 1 Nr.2 StGB. 
erſchöpft, der eine Verwendung der nicht geeichten 
oder unrichtigen Meßwerkzeuge nicht erfordert, ſondern 
eine Vermutungsſtrafe für den Fall androht, daß 
ſolche Werkzeuge ſich bei einem Gewerbetreibenden 
vorfinden, der ſie in ſeinem Gewerbe gebrauchen kann. 
Es iſt auch nicht feſtgeſtellt oder behauptet, daß der 
Angeklagte etwa den Zugang zu der Wage geſperrt 
oder ihre Gebrauchsfähigkeit durch Herausnehmen und 
Entfernen weſentlicher Beſtandteile des Werkes auf⸗ 
gehoben habe, um den Gebrauch der Wage unmöglich 
zu machen. Die Verurteilung des Angeklagten iſt 
deshalb gerechtfertigt. Nach 8 369 Abſ. 2 StGB. 
mußte aber auch auf Einziehung der vorſchriftswidrigen 
Wage erkannt werden. Der Umſtand, daß die Un⸗ 
richtigkeit der Wage im Laufe des Strafverfahrens durch 
eine Reparatur behoben und daß die Wage möglicherweiſe 
nachträglich auch mit dem geſetzlichen Eichungsſtempel 
verſehen worden iſt, konnte nicht berückſichtigt werden. 
Dem Strafrichter iſt es durch das Geſetz unterſchiedslos 
zur Pflicht gemacht, auf h der vorſchrifts⸗ 
widrigen Meßwerkzeuge, d. h. derjenigen Meßwerk⸗ 
zeuge zu Kae in Anfehung deren der Verurteilte 
On der Maß⸗ und Gewichtspolizei E 
hat. (Vgl. Entſch. d. ObLG. München, Samml. Bd. 4 

S. 324, Goltd Arch. Bd. 6 S. 140). (Urt. vom 13. u 
1909, , AR. Nr. 88). 


Nahrun Agel 8 von Zitronen- 
ſaft. Fabriät ſigkeit. Ein Delikateſſenhändler Hatte 
Zitronenſaft, dem, wie er wußte, 6¼ % Alkohol und 
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8½ % Zucker zugeſetzt waren, um ihn haltbar zu 
machen, als „Zitronenſaft“ verkauft. Seine gegen die 
Verurteilung aus 88 10 Nr. 2 u. 11 NMG. gerichtete 
Reviſion war u. a. darauf geſtützt, daß eine Verfälſchung 
nicht vorliege, weil Zitronenſaft nur durch die er⸗ 
wähnten, allgemein üblichen Zuſätze haltbar gemacht 
werden könne. Die Reviſion wurde verworfen. 
Gründe: Der 8 10 RM G. bezweckt den Schutz der 
Abnehmer von Nahrungs- oder Genußmitteln vor 
Täuſchungen. Die Frage, ob eine Verfälſchung vorliegt, 
iſt daher nicht einſeitig vom Standpunkte des Ver⸗ 
käufers aus zu prüfen, ſondern von den Anſchauungen 
und den berechtigten Erwartungen der Allgemeinheit 
aus (n. Samml. Bd. 7 S. 340, Bd. 8 S. 327, 329). 
Zucker und Alkohol bilden nach der unanfechtbaren Feſt⸗ 
ſtellung des Berufungsgerichts Beſtandteile, die dem 
Weſen des Zitronenſafts fremd ſind. Die Abnehmer 
in ihrer Allgemeinheit haben mit der Beimiſchung 
des Zuckers und Alkohols bei dem Kaufe von Zitronen⸗ 
ſaft nicht gerechnet, ſie erwarteten vielmehr, wenn ſie 
„Zitronenſaft“ kauften, reinen Fruchtſaft zu er⸗ 
halten. Auf Grund der Feſtſtellung, daß Zucker und 
Alkohol anomale Beſtandteile des Zitronenſafts bilden 
und daß das konſumierende Publikum ein Genußmittel 
von einer Beſchaffenheit erhielt, die es nicht erwartete 
und die minderwertig war, konnte die Strafkammer 
ohne Rechtsirrtum das Tatbeſtandsmerkmal der Ver⸗ 
belſchieng als gegeben erachten. Die Ausführungen 
er Reviſion über die Herſtellung und den Handel 
haltbaren Zitronenſafts ſind unbehelflich; nicht der 
Handel mit konſerviertem Zitronenſaft iſt dem An⸗ 
geklagten zur Laſt gelegt, ſondern der Verkauf von 
Zitronenſaft unter Verſchweigung des Umſtandes, daß 
er die erwähnten Beimiſchungen enthielt. Daß das 
Publikum getäuſcht wird, ergeben die tatſächlichen 
Feſtſtellungen des Berufungsgerichts; die gegenteilige 
Behauptung der Reviſion iſt ein unzulä figer Angriff 
auf die Richtigkeit tatſächlicher Feſtſtellungen. Die 
Strafkammer nahm als erwieſen an, daß der Angeklagte 
durch Nachdenken und Erkundigung Gewißheit über 
die Verfälſchung und über ſeine Verpflichtung zur 
Deklaration ſich hätte verſchaffen können, wenn er die 
ihm obliegende Sorgfalt und Vorſicht angewendet 
hätte, daß er aber eine Tätigkeit in dieſer Hinſicht 
unterlaſſen hat. Das Berufungsgericht konnte hiernach 
ohne Verletzung von Rechtsnormen zu der Feſtſtellung 
gelangen, daß in dem Verhalten des Angeklagten das 
Tatbeſtandsmerkmal der Fahrläſſigkeit gegeben iſt. 
Die Berufung des Angeklagten darauf, daß andere 
Verkäufer ebenſo verfahren, iſt für die Schuldfrage 
ohne Bedeutung; ein Irrtum des Angeklagten über 
den Begriff der Verfälſchung wäre ein Irrtum über 
die Auslegung des Strafgeſetzes; er würde daher ſeine 
Strafbarkeit en ausſchließen. (Urt. vom 10. N 
47). 


1909, RR. Nr. 1 
1684 


Aus der Praxis 
des Gerichtshofs für Kompetenzkonflikte. 


Wem ſteht in der Pfalz das Jagdrecht zu? Wer 
iſt zuſtändig, bei der Verpachtung der Jagden den Zu⸗ 
ſchlag zu erteilen? Kann im Rechtswege der Anſpruch 
auf Einräumung des Jagdausübungsrechtes verfolgt 
werden, wenn die Kreisregierung einen Pachtvertrag 

euehmigt, das Staatsminiſterium des Innern aber anf 
eſchwerde dieſe Verfügung aufgehoben hat? Am 
8. Februar 1908 wurde die Feld⸗ und Waldjagd im 
Bezirke der Gemeinde G. (Pfalz) un verfteigert. 
Meiftbietende blieben F. Br. und Dr. Z. Das Bezirks⸗ 
amt verſagte am 7. März 1908 die Genehmigung des 
Pachtvertrages, weil der Verſteigerungstermin nicht 
genügend bekannt gemacht worden ſei, und ordnete 
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die Neuverpachtung an. Auf Beſchwerde des Br. er⸗ 
teilte die Regierung am 13. April 1908 dem Pacht⸗ 
vertrage die Genehmigung. Auf die Beſchwerde des 
Gemeinderats von G. hob das Staatsminiſterium des 
Innern am 5. Juni 1908 die Entſchließung der Re⸗ 
gierung auf und ſtellte die Verfügung des Bezirks⸗ 
amtes wieder her. Br. und Z. erhoben Klage gegen 
die Gemeinde G. mit dem Antrage „die Beklagte zu 
verurteilen, den Klägern das Jagdausübungsrecht auf 
der Gemeindejagd von G. zu geſtatten unter den Be⸗ 
dingungen, die der Pachtvertrag vom 8. Februar 1908 
enthält.“ Die Beklagte beſtritt die Zuläſſigkeit des 
Rechtswegs. Das Landgericht verwarf dieſe Einrede. 
Vor Eintritt der Rechtskraft dieſer Entſcheidung erhob 
die Regierung den Kompetenzkonflikt. Der Gerichtshof 
für Kompetenzkonflikte erklärte den Rechtsweg für un⸗ 
zuläſſig. 

Grand e: Die Rechtſprechung und die Rechtslehre 
ſtimmen darin überein, daß eine nach $ 13 GVG. vor 
die ordentlichen Gerichte gehörende bürgerliche Rechts⸗ 
ſtreitigkeit vorliegt, wenn der durch die Klage geltend 
gemachte Anſpruch nach den zu ſeiner Begründung 
behaupteten Tatſachen auf einem dem bürgerlichen 
Rechte angehörenden Grund beruht, und daß es dabei 
nicht darauf ankommt, welchen rechtlichen Geſichts⸗ 
punkten der Kläger ſeinen Anſpruch unterſtellt, ſondern 
darauf, wie ſich nach dem geſamten tatſächlichen Vor⸗ 
bringen die innere Natur, das rechtliche Weſen, des 
Anſpruchs darſtellt. Der Richter hat das Rechtsver⸗ 
hältnis als Klägergrund anzuſehen, das den in der 
Klage behaupteten Tatſachen entſpricht. Dabei können 
nur die behaupteten Tatſachen, nicht die daraus ge⸗ 
zogenen Schlußfolgerungen in Betracht kommen. Die 
Behauptung der Kläger, es habe als feſtgeſtellt zu 
gelten, daß ſie mit der Gemeinde G. einen Pachtver⸗ 
trag geſchloſſen haben, iſt deshalb nicht zutreffend. 
Die Kläger behaupten, daß ihnen nach einem im 
Februar 1908 geſchloſſenen „zivilrechtlichen Vertrage“, 
den die Kreisregierung als die für die Genehmigung 
in letzter Inſtanz zuſtändige Behörde genehmigt hat, 
das „Zivilrecht“ zuſtehe, die Jagd auszuüben, und 
daß die Aufhebung des Beſcheides der Regierung durch 
das Miniſterium den Pächtern die Rechte aus dem 
Vertrage nicht nehmen könne. Die rechtliche Natur 
des Anſpruchs der Kläger hängt weſentlich davon ab, 
ob es auf Grund der Vorgänge nach den geſetzlichen 
Vorſchriften rechtlich möglich iſt, daß den äußeren 
Erforderniſſen für die Entſtehung eines Vertrages 
zwiſchen den Klägern und der Gemeinde genügt iſt. 
Für die Beantwortung dieſer Frage iſt von Belang, 
wem nach den geſetzlichen Vorſchriften in der Pfalz 
das Jagdrecht zuſteht. Hierüber beſteht Meinungs⸗ 
verſchiedenheit. Bezüglich der Feldjagd vertritt Geib 
(Handbuch für die Gemeindebehörden der Pfalz 3. Aufl. 
Bd. I S. 673, 683) in Uebereinſtimmung mit dem 
VGH. (Bd. 4 S. 124, Bd. 7 S. 302, Bd. 23 S. 67) 
die Anſicht, daß das Jagdrecht vom Grundeigentum 
losgeſchält worden ſei und der Gemeinde zuſtehe. 
9 erklären es Maenner (Jagdrecht der Pfalz 
S. 32, 113), Wand (Die Gemeindeordnung für die Pfalz 
2. Aufl. S. 192, S. 83), der vormalige Kaſſationshof 
Maenner a. a. O. S. 32), und das Reichsgericht 
G8. 98 S. 381) für einen Ausfluß des Eigentums, 
ſo daß es an ſich den Grundeigentümern zuſtehe und 
nur feine Ausübung beſonders geregelt ſei. Das 
Jagdrecht in den Waldungen wird übereinſtimmend 
den Grundeigentümern zugeſchrieben. 

Auszugehen iſt von den — nach Serini (Zu⸗ 
ſammenſtellung der in den deutſchen Rheinlanden 
publizierten älteren franzöſiſchen Geſetze S. 124), in 
den 4 rheiniſchen Departements am 26. germinal VI 
(26. März 1798) bekanntgemachten — Dekreten der 
franzöſiſchen konſtituierenden Nationalverſammlungen 
vom 4. und 11. Auguſt 1789, durch die die Feudal⸗ 
vorrechte, darunter das Privileg des Adels auf die 
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Jagd, abgeſchafft wurden und jedem Grundeigentümer 
das Recht zuerkannt wurde, jede Art von Wild auf 
ſeinem Beſitztum zu erlegen, vorbehaltlich der im 
Intereſſe der öffentlichen Sicherheit ergehenden poli⸗ 
zeilichen . (Dallez, répertoire de législation 
Aufl. 8 S. 86 Nr. 10). Da infolge der Unzulänglich⸗ 
keit der polizeilichen Anordnungen die Jagden gänzlich 
verfallen waren, hat die Kgl. Kaiſerl. . 
und Kgl. bayeriſche gemeinſchaftliche Landes⸗Admin 

ſtration am 21. September 1815 eine Verordnung über 
die Verwaltung und Ausübung der Jagd erlaſſen, 
deren jagdpolizeiliche Vorſchriften im weſentlichen 
noch jetzt gelten. Namentlich iſt das der Fall in An⸗ 
ſehung der Beſtimmung über die Rechte der Grund⸗ 
eigentümer bei Ausübung der Jagd. Die Benützung 
der Feldjagden fol zwar nach § 1 der VO. regel 
mäßig durch Verpachtung erfolgen, jedoch räumt der 
S 5 Abſ. 5 den „einzelnen Grundbeſitzern, welche zu⸗ 
ſammenhängende eigentümliche Grundſtücke von 100 
rheinländiſchen Morgen (40 ha) Flächeninhalt und 
darüber beſitzen“, für ihre Perſon die Befugnis der 
Mitbenützung der Jagd neben dem Pächter, den Be⸗ 
ſitzern aller Grundſtücke aber, die „mit einer Mauer, 
einem Zaun oder einer Hecke umgeben und vermittelſt 
Türe und Schloß verſchloſſen ſind“, das ausſchließ⸗ 
liche Jagdrecht innerhalb ihres verſchloſſenen Beſitz⸗ 
tums ein. Alle Waldjagden des Staates, der Ge⸗ 
meinden und der öffentlichen Anſtalten ſollten nach 
§ 1 der VO. „durch das Oberforſtamt pfleglich ad- 
miniſtriert“, ihr Beſchuß folte nach § 2 den örtlich 
zuſtändigen Revierförſtern anvertraut werden; eine 
Bekanntmachung der Regierung des Rheinkreiſes vom 
17. April 1818 (Intellig.⸗Bl. des Rheinkreiſes S. 210) 
hat aber für die Jagd in den Gemeindewaldungen, 
eine Bekanntmachung derſelben Kreisregierung vom 
10. Dezember 1818 (ebenda S. 649) für die Jagden 
in den Staatswaldungen die „Adminiſtrierung“ durch 
verſteigerungsweiſe Verpachtung erſetzt. Hinſichtlich 
der Jagd in den Privatwaldungen beſtimmt der 8 3 


= 


der BVO., daß Privatperſonen gehörende Waldgrund- 


ſtücke mit einem geringeren Flaͤcheninhalt als 200 
rheiniſche Morgen (ungefähr 80 ha), wenn ſie mit 
Staats⸗ oder Gemeindewaldungen zuſammenhängen, 
mit dieſen zur Jagdadminiſtration gezogen, wenn ſie 
einzeln im Feld gelegen ſind, in die Verpachtung der 
Feldjagd mit einbegriffen ſein ſollen. Dagegen ſoll 
in den Privatwaldungen, die eine Fläche von mindeſtens 
200 rheiniſche Morgen enthalten, den Eigentümern 
die Befugnis zuſtehen, die Jagd entweder durch Be⸗ 
ſchuß oder durch Verpachtung ſelbſt zu benützen. Hier⸗ 
nach iſt nur den Perſonen die Ausübung der Jagd 
verſagt, deren Grundbeſitz einen verhältnismäßig ge⸗ 
ringen Flächeninhalt hat, und in Anſehung der Feld⸗ 
jagd auch nur dann, wenn die Grundſtücke nicht um⸗ 
ſchloſſen ſind. Angeſichts dieſer Beſtimmungen muß 
der Anſicht beigepflichtet werden, die grundſätzlich den 
Grundeigentümern das Jagdrecht zuſchreibt, wenn es 
auch richtig iſt, daß ſie es nur unter beſtimmten Vor⸗ 
ausſetzungen ſelbſt ausüben dürfen und es meiſt für 
ſie durch Verpachtung ausgeübt wird. 

An der Verwaltung der Jagd iſt die Gemeinde nur 
inſofern beteiligt, als der Ertrag der Jagdpachtungen in 
die Gemeindekaſſe fließt. Die Verpachtung der Feldjagden, 
mit der ſeit der Bekanntmachung vom 17. April 1818 
die der Gemeindejagden zu verbinden iſt, hatte nach 8 5 
der Jagd VO. „auf Anordnung der Kreisdirektionen mit 
Zuziehung der Kreisforſtämter und mit Vorbehalt der 
Genehmigung des Oberforſtamtes“ zu geſchehen. Die 
damals beſtehenden 4 Kreisdirektionen wurden ſpäter 
„Bezirksdirektionen“ genannt (Bek. der Regierung des 
Rheinkreiſes vom 21. April 1817 in deren Amtsblatt 
S. 100); die 4 Bezirksdirektionen aber wurden durch 
Kgl. Reſkript vom 6. Nov. 1817 (bekanntgemacht durch 
die Regierung des Rheinkreiſes am 17. Februar 1818 
in ihrem Amtsblatt 1818 S. 155) durch 12 „Land⸗ 
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kommiſſariate“ erſetzt und dieſen wurde durch die Kgl. 
BD. vom 19. April 1862 (Kr Bl. der Pfalz S. 570) 
die Bezeichnung „Bezirksämter“ verliehen. An die 
Stelle der Kreisforſtämter ſind im Laufe der Zeit die 
ſtaatlichen und die Kommunalforſtbehörden getreten; 
laut der Bekanntmachung der Regierung des Rheinkreiſes 
vom 2. September 1817 (Amtsbl. S. 419) endlich iſt 
auf Grund des Kgl. Reſkripts vom 28. Juli 1817 das 
Oberforſtamt vom 2. September 1817 an aufgelöſt 
und die unmittelbare Leitung des Forſtweſens im 
Rheinkreis durch die Kgl. Regierung übernommen 
worden. Gleichzeitig mit oder wenigſtens bald nach 
dem Uebergang der Geſchäftsaufgabe des Oberforſt⸗ 
amtes auf die Kreisregierung ſcheint deſſen Tätigkeit 
bei der Verpachtung der Jagd den Landkommiſſariaten 
überwieſen worden zu ſein; ſchon in der Entſchließung 
der Regierung des Rheinkreiſes vom 9. Juni 1827, 
die Verpachtungsprotokolle der Gemeindejagden be⸗ 
treffend (IntelligBl. des Rheinkreiſes S. 341), wird 
die „Ratifikation des Verpachtungsprotokolls durch 
das Kgl. Landkommiſſariat“ als eine beſtehende Ein⸗ 
richtung behandelt. Mit der Vornahme des Ver⸗ 
pachtungsaktes ſelbſt wurden die Bürgermeiſter be⸗ 
traut. Die Bekanntmachung der Regierung vom 
17. April 1818 ordnet an, „daß die Jagden in ſämt⸗ 
lichen Gemeindewaldungen für Rechnung der Gemeinden 
verpachtet werden ſollen. Die Bürgermeiſter haben 
dieſes unter den nämlichen Bedingungen zu bewirken, 
welche für die Feldjagden vorgeſchrieben find“ und 
zwar „ſollen in der Folge beide Jagden immer in 
einem einzigen ungetrennten Artikel verpachtet werden.“ 
Aus dieſen Vorſchriften erhellt, daß der Bürgermeiſter 
dabei nicht als Vertreter der Gemeinde, ſondern als 
Beauftragter des Bezirksamts tätig wird. Zur Wah⸗ 
rung der Intereſſen der Gemeinde bei der Verpachtung 
der Jagd iſt nach $ 79 Abſ. 1 der Gemeinderechnungs⸗ 
inſtruktion vom 30. Dezember 1879 (Kr AB. der Pfalz 
1880, Beil. zu Nr. 5), wie ſchon nach $ 63 Abſ. 1 der 
Inſtruktion vom 17. Juni 1869 der Gemeinderechner 
berufen. Hieran ift nach 8 70 Abſ. 2 und den §§ 71, 
119 der neuen Vorſchriften für die formelle Behand⸗ 
lung des Rechnungsweſens der Gemeinden und ge- 
meindlich verwalteten Stiftungen vom 23. Juni 1905 
(Kr ABl. S. 77) nichts geändert worden. Das Ber- 
en bei der Verſteigerung der Jagd wurde zunächſt 
urch die Entſchließung der Regierung des Rhein⸗ 
kreiſes vom 9. Juni 1827 (ſ. o.) näher geregelt. Hier⸗ 
nach ſollten alle Gebote in das Protokoll eingetragen 
werden, und die Bürgermeiſter, „falls ſie erachten, 
daß dem Letztbietenden die Jagd nicht zugeſchlagen 
werden ſollte“, gehalten ſein, „bei Einſendung der 
Pachtprotokolle hierüber beſonders an die Qand- 
kommiſſariate zu berichten, welche ſodann nach Würdi⸗ 
gung der Umſtände die Verpachtung zum Vorteile des 

orletzt⸗ oder Eheletztbietenden ratifizieren können.“ 
Die Entſchließung der Regierung der Pfalz vom 
7. Auguſt 1859 (KrA Bl. S. 956) hob diefe Vorſchriften 
auf und ordnete an, „daß die Bürgermeiſter in die 
Verpachtungsprotokolle in Zukunft nur den Letzt⸗ 
bietenden mit ſeinen Teilhabern und Bürgen einzu⸗ 
führen haben“, verpflichtet ſie auch ferner zu ange⸗ 
meſſener Berichterſtattung und behält wie bisher die 
Genehmigung dem Landkommiſſariate und gegen deſſen 
Entſcheidung „der betreffenden Gemeinde und den 
ſonſtigen Beteiligten die Berufung an die Kgl. Kreis⸗ 
regierung vor“. 

Aus alledem folgt, daß im Gegenſatze zum 
rechtsrheiniſchen Rechte (Art. 4 des Jagd. vom 
30. Mai 1850) in der Pfalz die geſetzliche Ver⸗ 
tretung der Gemeinde bei der Verpachtung der Jagd 
nicht mitzuwirken hat und auf ihr Ergebnis nur 
mittelbar durch Einlegung eines Rechsmittels Einfluß 
üben kann. Der hier vom Gemeinderate von G. ge⸗ 
machte Verſuch, das Zuſtandekommen des Pachtver⸗ 
trages von ſeiner Zuſtimmung abhängig zu machen, 
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wurde alsbald in dem Berichte des Bezirksamtes an 
die Regierung und in der Entſchließung dieſer Stelle 
als ungeſetzlich bezeichnet. Hiernach liegt die Ent⸗ 
ſcheidung über den Zuſchlag der Jagd nicht in der 
Hand des Bürgermeiſters oder des Gemeinderates, 
ondern ausſchließlich in der der Staatsbehörden, die 
abei ihren Willen nicht vom Kuratelſtandpunkte 
ſondern kraft ihrer eigenen geſetzlichen Berechtigung 
ausſprechen (VGH. Bd. 4 S. 126, abweichend aller⸗ 
dings Bd. 23 S. 69), alſo dabei einen ſtaatshoheit⸗ 
lichen Akt ausüben. Die Entſcheidungen der Ver⸗ 
waltungsbehörden können mit den gegen ſolche Ent⸗ 
ſcheidungen zu Gebote ſtehenden Rechtsmitteln ange⸗ 
fochten werden. Hiernach wird „der Vertrag mit der 
Erteilung der Genehmigung durch das Kgl. Bezirksamt 
perfekt; wird die bezirksamtliche Verfügung aufgehoben, 
ſo tritt hierdurch die Auflöſung des Vertrages ein“ 
(Maenner a. a. O. S. 114). 

Hier haben die Kläger durch die Beſchwerde an 
die Regierung die Aenderung des ablehnenden Be⸗ 
ſcheides des Bezirksamtes und die Genehmigung des Ver⸗ 
pachtungsprotokolls durch die Kreisregierung erwirkt. 
Dieſer Entſcheidung ſchreiben ſie endgültige Bedeutung 
zu und ihre Aufhebung durch das Miniſterium be⸗ 
zeichnen fie als eine unzuläſſige Zurücknahme der Ge- 
nehmigung des Pachtvertrages, als unzuläſſig namentlich 
deshalb, weil nach Art. 92 der pfälziſchen GemO. die 
Regierung in letzter Inſtanz entſchieden habe. Das 
Miniſterium könnte ohne Bedenken eingreifen, weil 
Art. 92 ſich überhaupt nur auf die „eigentlichen Ge⸗ 
meinde⸗Angelegenheiten“ bezieht, zu denen nach den 
vorſtehenden Darlegungen die Jagdſachen nicht ge⸗ 
hören, da ſie — im Gegenſatz zum rechtsrheiniſchen 
Rechte — dem Selbſtverwaltungsrechte der Gemeinden 
entzogen ſind und in die Hand der politiſchen Behörde 
im Zuſammenwirken mit den Forſtbehörden gelegt 
ſind. Für die Jagdſachen gilt auch jetzt noch auf 
Grund des Vorbehalts im § 151 der Form O. vom 
17. Dezember 1825 (Reg Bl. S. 1049) die Beſtimmung 
des S 4 ad. 3 der Kgl. VO. vom 18. Auguft 1816, die 
Organiſation der Regierung für das Kgl. Gebiet am 
linken Rheinufer betreffend (Amtsbl. S. 249), durch 
die in Beziehung auf die Entſcheidungen der Mittel⸗ 
behörden über „Berufungen und Reklamationen“ den 
„Parteien“ die Befugnis eingeräumt iſt „wegen Nullität 
im Verfahren oder im Gnadenweg eine Abänderung 
oder Modifikation jener Entſcheidungen“ unmittelbar 
beim Könige nachzuſuchen, „wozu der Rekurstermin 
auf 14 Tage nach Publikation des Regierungsbeſcheides 
feſtgeſetzt wurde“. Mit der Einführung der Verfaſſung 
verwandelte ſich natürlich der Beſchwerdeweg, die 
„voie gracieuse“ des franzöſiſchen Rechtes in die An⸗ 
rufung des Oberaufſichtsrechtes des Miniſteriums, 
deſſen Ausübung übrigens, weil ſie auf dem Gebiete der 
Verwaltung überhaupt unentbehrlich iſt, auch ohne die 
Vorſchrift des § 4 der VO. vom 18. Auguſt 1816 dem 
Miniſterium zuſtehen würde. War das Miniſterium 
befugt, die Entſchließung vom 5. Juni 1908 zu er- 
laſſen, ſo iſt das Pachtangebot der Kläger nicht ge⸗ 
nehmigt und der Pachtvertrag nicht zuſtandegekommen, 
und es kann nicht die Verletzung eines ſchon ent⸗ 
ſtandenen ſubjektiven Rechtes der Kläger, ſondern nur 
eine Beeinträchtigung ihrer Intereſſen in Frage kommen. 
Würde dagegen jene Entſchließung als rechtlich unzu⸗ 
läſſig, darum nichtig angeſehen und behandelt, ſo 
würde das zur Folge haben, daß durch den Regie⸗ 
rungsbeſcheid endgültig der Zuſchlag der Jagd an die 
Kläger erfolgt wäre und dieſe berechtigt wären, ihre 
Zulaſſung zur Ausübung der Jagd zu erlangen. 

In Wirklichkeit ſteht demnach nur die Gültigkeit 
der Entſchließung des Miniſteriums in Frage und der 
von den Klägern mit der Anrufung der Gerichte ver⸗ 
folgte Zweck ift, dieſe zu dem Ausſpruch zu ver- 
anlaſſen, daß das Miniſterium nicht befugt war, die 
von der Kreisregierung verfügte Verpachtung der Jagd 
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aufzuheben. Daß die Kläger in der Klage den Antrag 
ſtellen, die Beklagte zu verurteilen, ihnen die Aus⸗ 
übung der Jagd unter den Bedingungen des Pacht⸗ 
vertrages vom Februar 1908 zu geſtatten, iſt bei 
genauerem Zuſehen nichts anderes, als eine Ver⸗ 
ſchleierung des in Wirklichkeit mit der Klage ver⸗ 
folgten Anſpruchs: denn der Gegenſtand des Streites 
ift nicht ſowohl der Anſpruch der Kläger auf das 
Recht zur Jagdausübung als vielmehr ihr Verlangen, 
der Entſcheidung des Miniſteriums die Gültigkeit ab⸗ 
zuſprechen. l 

Wird unter Zugrundelegung dieſes Ergebniſſes 
an die Entſcheidung des Zuſtändigkeitsſtreites heran⸗ 
getreten, Pi ift vor allem im Auge zu behalten, daß 
die Vorſchrift des 8 13 GG., wie aus der Be- 
gründung zu § 2 des Entw. hervorgeht, von Anfang 
an nur in dem Sinne gemeint war, daß in jedem 
Bundesſtaat neben dem Reichsrecht auch das Landes⸗ 
recht zu beſtimmen hat, welche Rechtsſachen als bürger⸗ 
liche Rechtsſtreitigkeiten und welche als Gegenſtände 
der Verwaltung oder Verwaltungsrechtspflege anzu⸗ 
ſehen ſind. Es iſt zwar für die ehemaligen Länder 
des franzöſiſchen Rechts die Vorſchrift in Teil II 
Art. 13 des Dekrets der franzöſiſchen konſtituierenden 


Nationalverſammlung vom 24 Auguſt 1790 über die 


Gerichtsverfaſſung, die den Richtern jeglichen Eingriff 
in die Tätigkeit und Bewegungsfreiheit der Verwal⸗ 
tungsbehörden unterſagt, von der Einführung des 
deutſchen GVG. und der ZPO. nicht unberührt ge- 
blieben (Peterſen⸗Remelé⸗Anger, Die ZPO. 5. Aufl. 
Bd. II S. 804 zu § 4 EG. z. ZPO.; Mayer, Theorie 
des franzöſiſchen Verwaltungsrechtes S. 92 ff., nament⸗ 
lich S. 95 Note 11). Allein es gilt, ganz abgeſehen 
von jener Vorſchrift, ohnehin auch in den übrigen 
Teilen Bayerns nach der Rechtſprechung und der Rechts⸗ 
lehre als anerkannter Grundſatz, daß die Gerichte den 
Verwaltungsbehörden nicht übergeordnet und darum 
nicht befugt ſind, über die Notwendigkeit, Zweckmäßig⸗ 
keit, Pflichtmäßigkeit oder Geſetzmäßigkeit amtlicher 
Handlungen oder Unterlaſſungen einer Verwaltungs⸗ 
behörde zu entſcheiden. Das trifft namentlich dann 
zu, wenn, wie hier, ein privatrechtlicher Anſpruch 
geltend gemacht wird mit der Begründung, es ſei ein 
ſubjektives Recht durch die Ausübung der Staats⸗ 
gewalt verletzt worden, das bei Handhabung eines 
ſtaatlichen Hoheitsrechtes zur Pflege der allgemeinen 
öffentlichen, nicht bloß der finanziellen Intereſſen des 
Staates erfolgt iſt, wenn vom Standpunkte einer an⸗ 
geblichen Gerechtſame aus gegen eine im öffentlichen 
Intereſſe erlaſſene Verfügung der Verwaltungsgewalt 
Einſpruch erhoben werden ſoll. Die Frage der Recht⸗ 
mäßigkeit des angefochtenen Aktes der Staatsver⸗ 
waltung bildet unter ſolchen Umſtänden nicht bloß 
eine Vorfrage für das Urteil über einen privatrecht⸗ 
lichen Anſpruch, ſondern es iſt dann überhaupt die 
objektive Möglichkeit der Entſtehung und des Beſtehens 
eines privatrechtlichen Anſpruchs von der Rechts⸗ 
widrigkeit oder Rechtmäßigkeit des Verwaltungsaktes 
abhängig, ſo daß der Richter mit der Entſcheidung 
über den Anſpruch entweder „nicht bloß begründungs⸗ 
ſondern entſcheidungsweiſe über eine Frage befinden 
müßte, die ausſchließlich dem öffentlichen Rechte an⸗ 
gehört, darum, wenn überhaupt einer gerichtlichen 
Beurteilung, ſo nur der Verwaltungsrechtspflege unter⸗ 
ſtellt werden kann und deshalb außerhalb der Grenzen 
ſeiner Zuſtändigkeit liegt“. Eu Lehrbuch des 
deutſchen Verwaltungsrechts S. 785; v. Seydel, in 
den Annalen des Deutſchen Reichs 1885 S. 231 ff. 
und im Bayeriſchen Staatsrechts 2. Aufl. Bd. I 
S. 587 ff.). Dafür, daß der für das bayeriſche Recht 
angenommene Grundſatz über das gegenſeitige Ver⸗ 
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hältnis der Juſtiz⸗ und Verwaltungsbehörden richtig 
und daß ſeine ſtrenge Durchführung unerläßlich iſt, 
liefert gerade der vorliegende Fall einen ſchlagenden 
Beweis. Wären die Gerichte zur Entſcheidung berufen, 
ſo würde, falls dem Klagantrag ſtattgegeben würde, 
in der Tat der Gemeinde G. oder dem Bezirksamte 
durch ein gerichtliches Urteil befohlen werden, etwas 
zu geſtatten, was die ihnen vorgeſetzte Behörde zu 
geſtatten ihnen verboten hat. Daß dies zu einer 
wahren „Verwirrung der Zuſtändigkeitsordnung“ 
führen würde (Seydel a. a. O.), bedarf weiterer Aus⸗ 
einanderſetzung nicht. Die Gültigkeit der Entſcheidung 
des Staatsminiſteriums des Innern bildet eben nicht 
nur eine Zwiſchenfrage, die nach 8 148 ZPO. im 
Laufe eines Rechtsſtreites auch von den Gerichten ent⸗ 
ſchieden werden könnte, ſondern gerade die für die 
Beurteilung der ganzen Sache ſpruch der höchſt Frage. 
Daß über dieſe, weil ein Ausſpruch der höchſten In⸗ 
ſtanz ſchon vorliegt, nicht erſt noch eine „eigentliche 
Entſcheidung“ im engeren Sinne zu treffen iſt, hindert 
keineswegs daran, anzunehmen, daß ein Streit über 
die Zuläſſigkeit des Rechtsweges beſteht und den 
Rechtsweg für unzuläſſig zu erklären, weil der in 
Wirklichkeit von den Klägern geltend gemachte An⸗ 
ſpruch nach ſeiner rechtlichen Natur ein privatrecht⸗ 
licher Anſpruch nicht iſt. (Urteil vom 30. März 1909). 
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Wohl zum erſtenmal gibt hier ein in der Praxis 
erfahrener Anwalt eine Art Grundriß von formel- 
und materiell⸗rechtlichen Regeln, die beſonders für den 

Parteivertreter häufig bedeutſam werden, wie auch 

von allgemeinen Richtlinien für die Geſchäftsführung 

des Anwalts. F. behandelt die Materie, über deren 

Grenzen ſich natürlich leicht ſtreiten läßt, in 50 Kapiteln, 

die ſich durch Klarheit und Gründlichkeit auszeichnen, 

namentlich auch in der Heranziehung der Judikatur 
des Reichsgerichts, des Ehrengerichtshofs für deutſche 

Rechtsanwälte und des Hanſeatiſchen Oberlandesge⸗ 

richts. Das Büchlein iſt in erſter Linie allen jungen 

Kollegen und den Referendaren für die Anwaltsſtation 

aufs wärmſte zu empfehlen; feine gemeinverſtändl iche 

Faſſung macht es aber auch zu einer wertvollen Gabe 

für das Bureauperſonal, vor allem die Bureauvor⸗ 

ſteher. Doch auch die älteren Kollegen werden die 

Schrift mit nicht geringem Intereſſe leſen; gewährt 

es einem doch beſonderen Reiz, hier ſchwarz auf weiß 

Probleme behandelt zu ſehen, mit denen man ſich als 

Anwalt im Laufe der Jahre oft genug befaßt hat. 

Es iſt dann eine eigene Freude, feſtzuſtellen, daß die 

Entſcheidung, die man für ſich ſelbſt in dem Für und 

Wider gefunden hat, hier gebilligt iſt. Eine einzige 

nicht korrekte Stelle habe ich auf S. 44 gefunden. Auf 

S. 275. hätte ich eine Aufzählung ſämtlicher Fälle 

gewünſcht, in denen eine Kündigung ohne Einhaltung 

einer Kündigungsfriſt notwendig iſt. 
Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Moſer Dr. Franz, Die Wuchergrundgeſchäfte 
im Reichsſtrafgeſetzbuch. VI, 25 S. München 
1909, J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). Mk. 0.80. 
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Zur Reform 
des bayeriihen Enteignungsrechtes. 
Von Eduard Eckert, II. Staatsanwalt in München. 


Die bevorſtehende Reform unſeres Enteignungs⸗ 
rechtes läßt eine Prüfung der Frage angezeigt er⸗ 
ſcheinen, wie ſich das bisherige Recht bewährt hat 
und welche Aenderungen mit Rückſicht auf die 
gemachten Erfahrungen zu wünſchen ſind. Dieſer 
Frage möge hier vom Standpunkte der liegen⸗ 
ſchaftsrechtlichen Praxis aus näher getreten werden. 


1 


Das Geſetz vom 17. November 1837, die 
Zwangsabtretung des Grundeigentums für öffent⸗ 
liche Zwecke betreffend, laßt nicht mit der wünſchens⸗ 
werten Klarheit erkennen, welchen Einfluß die 
Einleitung des Enteignungsverfahrens auf die Be⸗ 
rechtigung des Eigentümers, über den Abtretungs⸗ 
gegenſtand zu verfügen, ausübt. 

Art. XVI des Geſetzes in der durch Art. 139 II 
AG. z. BGB. beſtimmten Faſſung weiſt die Diſtrikts⸗ 
polizeibehörde an, bezüglich der in Anſpruch ge⸗ 
nommenen Gegenſtände alsbald nach der Ladung 
zur Verhandlung die Vormerkung der durch Art. XII 
ausgeſprochenen Dispoſitionsbeſchränkung im Hypo- 
thekenbuche zu veranlaſſen. Worin dieſe Dispoſitions⸗ 
beſchränkung aber beſteht, iſt aus dem Geſetze nicht 
klar erſichtlich. Der Art. XII ſpricht in erſter 
Linie poſitiv von dem, was dem Eigentümer nach 
der Ladung zur mündlichen Verhandlung noch er⸗ 
laubt ſein ſoll: unverſchiebliche Ausbeſſerungen und 
alle die regelmäßige Bewirtſchaftung bedingenden 
Handlungen und Unternehmungen. Sollen damit 
alle hierüber hinausgehenden Handlungen, die der 
Eigentümer auf Grund feines Eigentumsrechtes 
vornehmen könnte, unterſagt ſein? Soll ins⸗ 
beſondere der Eigentümer fein Grundſtück nicht 
mehr rechtswirkſam veräußern und belaſten können? 

Gegen dieſe Annahme ſpricht der Umſtand, 
daß als Gegenſatz zu den als erlaubt bezeichneten 
Handlungen das Geſetz die einſeitige Veränderung 
in der Weſenheit des Grundſtückes unterſagt. Das 
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ſcheint darauf hinzuweiſen, daß es ſich um eine 
Beſchränkung des Eigentümers nur in der Be⸗ 
nützung und Bewirtſchaftung ſeines Grundſtückes 
handelt, nicht aber um eine Einſchränkung der 
rechtlichen Verfügungsfreiheit. Dem entſpricht es 
auch, wenn Henle (Die Zwangsenteignung von 
Grundeigentum in Bayern, Note 3 zu Art. XII) 
über den Zweck der fraglichen Beſtimmung be⸗ 
merkt: „Bis zur vollzogenen Abtretung des in 
Anſpruch genommenen Grundſtückes bleibt der 
Eigentümer in deffen Beſitz und Benützung ..., 
alſo auch nach Einleitung des Verfahrens tat⸗ 
ſächlich noch in der Lage, Aenderungen durch 
Neubauten, Anpflanzungen, Meliorationen oder 
ſonſtige Einrichtungen zu treffen, welche den Wert 
des Objektes erheblich erhöhen können. Um nun 
derartigen Dispoſitionen entgegen zu wirken, welche 
den Zweck haben, den Wert des Gegenſtandes 
künſtlich hinauf zu ſchrauben und eine höhere 
Entſchädigung zu erzielen, regelt das Geſetz einer⸗ 
ſeits die Zeit, bis zu welcher der zu Enteignende 
das volle Verfügungsrecht ausüben darf, und 
andererſeits die Beſchränkungen, welchen er in dieſer 
Richtung von da ab unterliegt. Hiernach muß 
vom Momente der rechtsförmlichen Zuſtellung der 
Ladung die Sache möglichſt in gegenwärtigem 
Stande ordnungsmäßig erhalten werden und darf 
mehr, als hierzu erforderlich iſt, nicht auf dem 
Grundſtücke vorgenommen werden.“ 

Andererſeits iſt in dem Art. XII Abſ. 2 doch 
auch von einer „Rechtshandlung“ die Rede, die 
der Eigentümer der Beſchraͤnkung in Abſ. 1 zu- 
wider vorgenommen hat und deren Nichtbeſtand 
„auf Verlangen“ auszuſprechen iſt, und Seydel 
(Bayer. Staatsrecht 2, 358) ſpricht in dieſem Zu⸗ 
ſammenhange von verbotwidrig erfolgten „Rechts⸗ 
geſchäften“. Darf man wirklich Rechtshandlung 
und Rechtsgeſchäſt für gleichbedeutend nehmen? 
Im Sprachgebrauche der heutigen Rechtslehre wird 
bekanntlich zwiſchen den beiden Ausdrücken unter⸗ 
ſchieden (Planck, BGB. Note X vor 88 104 ff.). 
Was ſoll der Ausdruck Rechtshandlung im Ent⸗ 
eignungsgeſetze von 1837 bedeuten? Die Enk⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Geſetzes gibt uns keinen Auf⸗ 
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ſchluß. Bei der Beratung des Entwurfes hatte 
man im dritten Ausſchuſſe der Kammer der Ab⸗ 
geordneten dem jetzigen Art. XII Abſ. 2 folgende 
Faſſung gegeben: „Aus einſeitigen in der Weſen⸗ 
heit des Gegenſtandes vorgenommenen Verände⸗ 
rungen aber können nicht nur keine Entſchädigungen 
abgeleitet werden, ſondern dieſelben begründen auch 
bei erfolgender Abtretung außer dem auf Ver⸗ 
langen auszuſprechenden Nichtbeſtande der (bei der 
Veränderung allenfalls ſtattgehabten) Rechts⸗ 
handlung auch die Verbindlichkeit zur Wieder⸗ 
herſtellung des Gegenſtandes in den vorigen Stand 
uſw.“ Später beſchloß man die * 
Worte wegzulaſſen (Abg Verh. 1837 Beil. XI 

106 f., 141). Der Grund hierfür iſt nicht er⸗ 
ſichtlich. Hielt man die Worte für ſelbſtverſtändlich 
oder wollte man die Beſtimmung nicht auf die 
bei der Veränderung vorgenommenen Rechts⸗ 
handlungen beſchränken? oder aber: hat man 
unter der Rechtshandlung, deren Nichtigkeit auf 
Verlangen auszuſprechen iſt, eben die von dem 
Eigentümer auf Grund feines Eigentumsrechtes 
vorgenommene einſeitige Veränderung zu verſtehen? 

Die Unklarheit hinſichtlich der Tragweite der 
„Dispoſitionsbeſchränkung“ führt notwendig auch 
zu Zweifeln über die Bedeutung ihrer Eintragung 
in das Hypotheken⸗ und das Grundbuch. Daß 
die Eintragung der Beſchränkung keine Sperre 
dieſer Bücher zur Folge hat, darf wohl als ſicher 
gelten. Der Regierungsentwurf zum Enteignungs⸗ 
geſetz hatte „jede einſeitige Veränderung in der 
Weſenheit ſowohl als wie in den Rechts- und 
Nutzungsverhältniſſen des Streitgegenſtandes“ als 
durch die Zuſtellung der Ladung auggeſchloſſen 
erklärt (Art. XVIII RRKVerh. Beil. I 25 ff.). 
Das Geſetz dagegen berechtigt, wenn man der Dis⸗ 
poſitionsbeſchränkung überhaupt einen Einfluß auf 
die rechtliche Verfügungsfreiheit zugeſtehen will, 
höchſtens dazu, den „auf Verlangen auszu⸗ 
ſprechenden Nichtbeſtand“, alſo eine Art von An⸗ 
fechtbarkeit der Aenderung in den Rechtsverhältniſſen 
anzunehmen. Damit iſt eine Sperre des Grund⸗ 
oder Hypothekenbuches nicht zu vereinbaren und 
es erhebt ſich nun die Frage, welche Wirkung die 
Eintragung der Dispoſitionsbeſchränkung auf die 
ſpäteren Einträge ausübt. 

Für das Hypothekenbuch ſcheint Henle von der 
Annahme auszugehen, daß nach der Eintragung 
der Dispoſitionsbeſchränkung Hypotheken nicht 
mehr mit voller Rechtswirkſamkeit eingetragen 
werden können; er bemerkt, der Art. XVI ſichere 
den Vollzug des Art. XII gegenüber den Folgen 
der Oeffentlichkeit des Hypothekenbuches, und fährt 
dann fort: „Unterbleibt die Eintragung ... jo 
hat der Expropriant die nach der Ladung etwa 
noch eingetragenen Hypotheken dem gutgläubigen 
Erwerber gegenüber zu vertreten“. 

Hiergegen läßt ſich einwenden, daß ſolche Hypo⸗ 
theken ebenſo wie die vor Einleitung des Ent⸗ 
eignungsverfahrens eingetragenen nach Art. XI 


* Br 2 ari — ia; 
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des Geſetzes mit dem Eigentumsübergang erlöſchen 

und auf die dem Eigentümer für das Grundſtück 
gewährte Entſchädigungsſumme übergehen. Iſt 
dieſe geringer als der Betrag der Hypotheken, ſo 
„können ſich die Hypothekgläubiger nicht etwa 
wegen des Reſtes an den Enteigner halten, 
ſondern haben eben den Verluſt zu tragen, weil 
ſolcher nicht eine Folge der Enteignung, ſondern 
der Ueberlaſtung des e e iſt“. 
(Henle a. a. O. Note zu Art. XI Dieſe 
Erwägung trifft auch ir Hypotheken zu, die nach 
der Einleitung des Enteignungsverfahrens erworben 
worden ſind. Es iſt nicht einzuſehen, warum die 
Gläubiger ſolcher Hypotheken beſſer oder ſchlechter 
geſtellt ſein ſollen als Gläubiger, die ihre Hypo⸗ 
theken vor dieſem Zeitpunkt erworben haben. 

Kann die Eintragung der Beſchränkungen des 
Art. XII demnach die wirkſame Entſtehung von 
Hypothekrechten während des Enteignungsver⸗ 
fahrens nicht hindern, ſo vermag ſie auch nach 
der Durchführung der Enteignung die Möglichkeit 
eines hypothekrechtlichen Erwerbes zum Nachteile 
des Eigentümer gewordenen Enteigners nicht un⸗ 
bedingt auszuſchließen. Der gute Glaube an die 
Verfügungsmacht des buchmäßigen Berechtigten 
wird durch den Vermerk im Hypothekenbuch, der 
nur die Einleitung des Enteignungsverfahrens, 
nicht aber deſſen Durchführung erſichtlich macht, 
nicht ausgeſchloſſen. Zwar ſteht für das bayeriſche 
Hypothekenrecht der Kenntnis der den Erwerb 
hindernden Tatſachen die unentſchuldbare Un⸗ 
kenntnis gleich; auch liegt in der Eintragung der 
Dispoſitionsbeſchränkung des Art. XII gewiß für 
den Erwerber eine Veranlaſſung, fih über den 
Stand des Enteignungsverfahrens zu erkundigen, 
und die Berufung auf die Unkenntnis der Ein⸗ 
tragung iſt ausgeſchloſſen (Regelsberger, Das 
Bayeriſche Hypothekenrecht § 34 Nr. 2). Danach 
wird, wer von dem noch im Hypothekenbuche 
ſtehenden früheren Eigentümer eine Hypothek be⸗ 
ſtellt erhält oder von dem Gläubiger einer durch 
die Enteignung erloſchenen, aber noch nicht ge⸗ 
löſchten Hypothek dieje übertragen bekommt, ſich 
nicht ohne weiteres auf ſeine Unkenntnis von der 
Vollziehung der Enteignung berufen können. 
Immerhin ſind Fälle entſchuldbarer Unkenntnis 
von dem Mangel im Rechte des buchmäßigen 
Berechtigten, auch wenn die Dispoſitionsbeſchrän⸗ 
kung eingetragen iſt, nicht ausgeſchloſſen. 

Man wird hiernach wohl ſagen dürfen, daß 
der Enteignungsberechtigte im hypothekrechtlichen 
Verkehre während des Verfahrens der Eintragung 
der Beſchränkungen des Art. XII nicht bedarf 
und nach dem Verfahren durch ſie nicht genügend 
geſchützt wird. Nur auf den hypothekrechtlichen 
Erwerb beſchränkt ſich der öffentliche Glaube des 
Hypothekenbuches. Für die Rechte des Ent⸗ 
eignungsberechtigten gegenüber demjenigen, der 
nach der Einleitung des Verfahrens das Eigentum 
oder ein ſonſtiges dingliches Recht — abgeſehen 
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von Hypotheken — an dem Enteignungsgegen⸗ 
ſtand erworben hat, iſt es ohne Belang, ob die 
Dispoſitionsbeſchränkung im Hypothekenbuch ein⸗ 
getragen geweſen iſt oder nicht. f 

Nicht viel anders verhält es ſich mit der 
Eintragung ins Grundbuch. Sein öffentlicher 
Glaube erſtreckt ſich freilich über den hypothek⸗ 
rechtlichen Erwerb hinaus auf den ganzen liegen⸗ 
ſchaftsrechtlichen Verkehr und nach der Anſicht des 
Oberſten Landesgerichts (n. S. 8, 557) bezweckt 
die Eintragung der Dispoſitionsbeſchränkung „die 
Durchführung der Enteignung gegenüber dem 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs zu ſchützen“. 
Das mag in der Tat vom Geſetzgeber mit der 
Anordnung der Eintragung beabſichtigt worden 
ſein. Aber notwendig iſt die Eintragung zu 
dieſem Zwecke nicht; denn das Grundbuch hat 
ebenſowenig wie das Hypothekenbuch mit Rechts⸗ 
verhältniſſen etwas zu tun, die dem öffentlichen 
Recht angehören. Der Anſpruch des Enteignungs⸗ 
berechtigten auf Abtretung iſt öffentlichrechtlicher 
Natur. Das gleiche muß von den Rechten gelten, 
die ſich für den Enteignungsberechtigten aus der 
Dispoſitionsbeſchränkung des Art. XII ergeben; 
ſie ſind weiter nichts als ein Ausfluß des Ent⸗ 
eignungsrechtes und dienen den gleichen Zwecken 
wie dieſes. Angenommen alſo, was nach den 
obigen Ausführungen zum mindeſten ſehr zweifel⸗ 
haft iſt, der Art. XII wollte die Verfügungs⸗ 
freiheit des Eigentümers in rechtlicher Hinſicht 
beſchneiden, ſo handelt es ſich hier doch nicht um 
eine privatrechtliche Verfügungsbeſchränkung im 
Sinne des $ 892 BGB., die gegenüber dem 
Erwerber eines Rechtes am Grundſtück oder eines 
Rechtes an einem ſolchen Rechte nur wirken würde, 
wenn ſie ihm bekannt, oder aus dem Grundbuch 
erſichtlich wäre. Wer ein Grundſtück während 
des Enteignungsverfahrens erwirbt, muß ſich die 
Enteignung ebenſogut gefallen laſſen wie einer, 
der es vorher erworben hat. Auch braucht der 
Enteignungsberechtigte mit der Verfolgung ſeines 
Rechtes zweifellos nicht vor einem Nießbrauch oder 
einer Grunddienſtbarkeit deshalb Halt zu machen, 
weil das Recht erſt während des Enteignungs⸗ 
verfahrens entſtanden iſt und der Erwerber von 
der nicht im Grundbuch eingetragenen Einleitung 
des Verfahrens keine Kenntnis gehabt hat. Die 
aus dem Enteignungsrecht entſpringenden An⸗ 
ſprüche müſſen gegen jeden Erwerber durchgreifen 
und ſind, weil ſie dem öffentlichen Recht an⸗ 
gehören, dem Geltungsbereiche des § 892 BGB. 
entrückt. Eine weitere Frage iſt es, wie es ſich 
mit der Entſchädigung ſolcher gutgläubiger Er⸗ 
werber verhält, die ihr Recht an dem Grundſtücke 
durch die Enteignung wieder verlieren. Für die 
Anſprüche aus Hypotheken des neuen Rechtes 
wird das gleiche gelten, was oben für die Hypo⸗ 
theken des alten Rechtes geſagt worden iſt. 
Ebenſo müſſen auch die Anfprüche aus Grund- 
und Rentenſchulden ohne Rückſicht auf die Zeit 
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ihrer Entſtehung einfach auf die dem Eigentümer 
gewährte Entſchädigungsſumme übergehen; reicht 
ſie zur Befriedigung nicht aus, ſo iſt das eine 
Folge der Ueberlaſtung des Grundſtückes, nicht 
der Enteignung. Was die ſonſtigen Rechte an 
Grundſtücken anlangt, ſo könnte man vielleicht 
ſagen, daß an und für ſich Rechte, die erſt nach 
der Einleitung des Enteignungsverfahrens be⸗ 
gründet worden ſind, bei der Entſchädigung nicht 
berückſichtigt zu werden brauchen, daß der Ent⸗ 
eignungsberechtigte ſich ihre Berückſichtigung jedoch 
ausnahmsweiſe dann gefallen laſſen muß, wenn 
die Einleitung des Verfahrens nicht ins Grund⸗ 
buch eingetragen geweſen und dem Erwerber nicht 
bekannt geweſen iſt. Allein zugegeben ſelbſt, daß 
man den erſten dieſer beiden Sätze aus dem 
Art. XII ableiten könnte, woraus will man die 
Berechtigung des zweiten Satzes, der Ausnahme, 
folgern? Richtiger Anſicht nach iſt die Entſchä⸗ 
digungspflicht der Enteignungsberechtigten öffent⸗ 
lichrechtlicher Natur. Dasfelbe gilt natürlich von 
feiner Berechtigung, die Entſchädigung nach Art. XII 
in gewiſſem Umfang abzulehnen. Deshalb kann 
ſie auch durch einen Erwerb im Vertrauen auf 
die Richtigkeit des für Privatrechtsverhältniſſe 
beſtimmten Grundbuches nicht beeinträchtigt werden. 

Erſt nach der Durchführung des Enteignungs⸗ 
verfahrens bedarf der Enteigner für das in dem 
Verfahren erworbene Privatrecht, ſei es nun 
Eigentum oder Dienſtbarkeit, des Schutzes gegen 
den öffentlichen Glauben des Grundbuches. Daß 
die Eintragung der Dispoſitionsbeſchränkung dem 
Enteigner dieſen Schutz gewähren ſoll, ſcheint 
Dertmann!) anzunehmen, vielleicht auch das 
Oberſte Landesgericht, wenn es a. a. O. die Ein⸗ 
tragung der Verfügungsbeſchränkung, die nach 
ſeiner Anſicht ja die Durchführung der Ent⸗ 
eignung zu ſchützen bezweckt, zwar mit der Voll⸗ 
ziehung der Enteignung gegenſtandslos werden, 
aber doch erſt mit der Eintragung des Enteignungs⸗ 
berechtigten als nunmehrigen Eigentümers jede 
Bedeutung verlieren läßt. Fragen wir uns aber, 
worin denn dieſe Bedeutung beſteht, ſo ſind wir 
damit wieder zu der zuerſt erörterten Frage nach 
der Bedeutung der ſog. Dispoſitionsbeſchränkung 
des Art. XII zurückgekehrt. Zu beachten iſt dabei, 
daß der Vermerk über die Einleitung des Ent⸗ 
eignungsverfahrens, die mit der Enteignung ein⸗ 
getretene Unrichtigkeit des Grundbuches nicht er⸗ 
ſichtlich macht. Entſcheidend iſt aber im Gegen⸗ 
ſatze zu dem bayeriſchen Hypothekenrecht allein die 
Kenntnis des Erwerbers von der wahren Rechts⸗ 
lage und der Kenntnis ſteht nach 8 892 BGB. 
die auf grober Fahrläſſigkeit beruhende Unkenntnis 
nicht gleich. 


1) Bayeriſches Landesprivatrecht S. 156: „Solange 
die Eintragung (der Dispoſitionsbeſchränkung) noch nicht 
erfolgt iſt, ſind gutgläubige Erwerber trotz der Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung natürlich nach den reichsrechtlich 
feſtgeſtellten Sätzen des Grundbuchrechtes gedeckt.“ 
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Nach alledem dürfte die nach Art. XVI ein- 
getragene „Dispoſitionsbeſchränkung“ keine Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung im Sinne des $ 892 BGB., 
ſondern der nach § 24 des preußiſchen Ent⸗ 
eignungsgeſetzes ins Grundbuch einzutragenden Vor⸗ 
merkung vergleichbar ſein, die auch keine Vor⸗ 
merkung im techniſchen Sinne ($ 883 BGB.) iſt 
(vgl. Turnau⸗Förſter, Liegenſchaftsrecht [2] 2, 549 
Note 13). 
Rechtes die Veräußerung und Belaſtung der zu 
enteignenden Grundſtücke nicht berührt, ſo wird 
man auch für das bayeriſche Recht annehmen 
dürfen, daß es im Gegenſatze zu dem oben an⸗ 
geführten Art. XVIII des Entwurfes eine Ver⸗ 
änderung in den Rechtsverhältniſſen des Ent⸗ 
eignungsgegenſtandes nicht beeinträchtigen will.) 
Freilich dürfte ein neues Gefetz, das ſich auf den= 
ſelben Standpunkt ſtellen wollte, dann nicht in 
mißverſtändlicher, irreführender Weile die Ein- 
tragung einer Dispoſitions⸗ oder Verfügungs⸗ 
beſchränkung vorſehen; denn das Wort Verfügung 
bedeutet im Sprachgebrauche des bürgerlichen Rechtes 
ein Rechtsgeſchäft, durch das ein Recht unmittelbar 
übertragen, belaſtet, geändert oder aufgehoben wird 
(Planck, BGB. Note IX 4 vor $$ 104 ff.). 

Damit foll nicht geſagt ſein, daß ein neues 
bayeriſches Enteignungsgeſetz, das die rechtliche 
Verfügungsfreiheit des Eigentümers während des 
Verfahrens nicht beſchränken will, von jeder Ein⸗ 
tragung in das Grundbuch oder Hppothekenbuch 
abſehen ſoll. Es empfiehlt ſich im Gegenteil aus 
verſchiedenen Gründen, die Einleitung des Ent- 
eignungsverfahrens in den öffentlichen Büchern 
durch einen Vermerk erſichtlich zu machen. 

Die preußiſche „Vormerkung“ weiſt das Grund⸗ 
buchamt darauf hin, alle bei dem Grundſtück ein⸗ 
tretenden Rechtsänderungen, die für die Vertretung 
des Grundſtückes oder die Auszahlung der Ent⸗ 
ſchädigung von Bedeutung find, dem $ 24 Ent®. 
entſprechend der Enteignungsbehörde bekannt zu 
geben, was in Bayern mangels einer ausdrücklichen 
Vorſchrift bisher wohl nur vereinzelt geſchehen iſt. 
Der Vermerk über die Einleitung des Enteignungs⸗ 
verfahrens würde ferner dazu führen, daß der 
Enteignungsberechtigte als Beteiligter im Sinne 
des § 9 Zw VG. zum Zwangsverſteigerungsverfahren 
beigezogen wird. 

Der Vermerk würde weiterhin, obwohl ihm 
nicht die rechtliche Natur einer Verfügungs⸗ 
beſchränkung zukäme, doch wegen der Oeffentlichkeit 
des Grundbuches tatſächlich einſchränkend auf den 
liegenſchaftsrechtlichen Verkehr einwirken, inſofern 
der Erwerber des betroffenen Grundſtückes oder 
eines Rechtes daran, der vor dem Erwerbe das 
Grundbuch oder Hypothekenbuch einſieht, auf einen 
möglichen baldigen Verluſt des Rechtes hingewieſen 


2) Ueber die Zuläſſigkeit der Weiterführung einer 
Subhaſtation trotz Einleitung des Enteignungsverfahrens 
vgl. Henle a. a. O. Note 2 Abſ. 2 zu Art. I. 


Wie dieſe Vormerkung des preußiſchen 
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wird oder der das Grundbuch einſehende Notar 
Veranlaſſung zu einem ſolchen Hinweis erhält. 
Außerdem kann der Vermerk den Erwerber ver⸗ 
anlaſſen, ſeine Zuziehung im Enteignungsverfahren 
zu verlangen. 

Vor allem aber wird der Grundbuchbeamte, 
wenn ein ſolcher Vermerk eingetragen iſt und 
danach ein den Enteignungsgegenſtand betreffender 
Eintragungsantrag geſtellt wird, bei der Prüfung 
der Frage, ob die Eintragungsbewilligung des 
Betroffenen nach $ 19 GBO. vorliegt, nicht nur 
berechtigt, ſondern ſogar verpflichtet ſein, einen 
Nachweis dafür zu fordern, daß der buchmäßige 
Berechtigte, der die Eintragungsbewilligung erklärt 
hat, auch noch der wirkliche Berechtigte iſt und 
ſein Recht nicht etwa bereits durch Enteignung 
verloren hat. Die gleiche Verpflichtung ergibt 
fich für die Hypothekenämter aus $ 97 HypG. 

Inſoferne kann der in die öffentlichen Bücher 
eingetragene Enteignungsvermerk dem Unternehmer 
auch für die Zeit zu ſtatten kommen, wo nach 
Durchführung des öffentlich⸗rechtlichen Enteignungs⸗ 
verfahrens ſein noch nicht eingetragenes Privat⸗ 
recht durch den öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
buchs oder Hypothekenbuchs in der oben angedeuteten 
Weiſe gefährdet iſt. Ueberdies kann ja das neue 
Geſetz, ſoweit es zur Beſeitigung dieſer Gefahr 
erforderlich iſt, den öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
buches und Hypothekenbuches aufheben, ſo daß bis 
zur Berichtigung der Bücher kein buchmäßiger 
Berechtigter mehr Rechte übertragen könnte, als 
ihm wirklich zuſtehen. Das Reichsrecht ſteht einer 
ſolchen Beſtimmung nicht entgegen (vgl. EG. z. BGB. 
Art. 109 mit Note 2 hierzu bei Plang). 


II 


Von beſonderer Wichtigkeit für den liegen⸗ 
ſchaftsrechtlichen Verkehr iſt ferner die Frage, wann 
und wie ſich im Enteignungsverfahren der Rechts⸗ 
erwerb des Enteignungsberechtigten und der ihm 
entſprechende Rechtsverluſt auf der anderen Seite 
vollziehe. Für das gegenwärtige Recht ſind zu 
unterſcheiden: 

1. der Erwerb bei beſtrittener Abtretungspflicht, 

2. der Erwerb im Falle gütlicher Einigung. 

Zu 1. Im erſteren Falle begründet die ver⸗ 
waltungsrichterliche Entſcheidung über die Ab⸗ 
tretungsfrage nach Art. XVIII des Geſetzes von 
1837 für ſich allein noch nicht den Uebergang 
des Eigentums. Diefer tritt erſt ein, wenn die 
Entſchädigung endgültig feſtgeſetzt und bezahlt oder 
hinterlegt iſt. Nur der Staat als Abtretungs⸗ 
berechtigter kann ſchon in einem früheren Zeit⸗ 
punkt Eigentum erlangen (Art. 22 AG. z. ZPO.). 

Zu 2. Was den Erwerb im Falle gütlicher 
Einigung anlangt, ſo ſind zwei Möglichkeiten zu 
unterſcheiden. ö 

a) Nach Art. XXVI des angeführten Aus- 
führungsgeſetzes kann im Enteignungsverfahren in 
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den Gebieten des alten Liegenſchaftsrechtes zu gütliche Einigung im Sinne einer Anerkennung 


Protokoll der Diſtriktsverwaltungsbehörde eben⸗ 
ſogut Eigentum übertragen werden wie in einer 
Notariatsurkunde und, wo das Grundbuch für 
angelegt erklärt iſt, vor dieſer Behörde auch die 
Auflaſſung erfolgen, „wenn die Einigung in dem 
Sinn erfolgt, daß das Eigentum nicht im Wege 
der Enteignung übergehen, ſondern durch Rechts⸗ 
geſchäfte übertragen werden ſoll“. (Becher, Ma⸗ 
terialien zum AG. z. BGB. 2, 93). Der Auflaſſung 
hat — nicht zur Berichtigung des Grundbuches, 
ſondern als weitere Vorausſetzung des Eigentums⸗ 
erwerbes — die Umſchreibung im Grundbuche zu 
ſolgen (einen ſolchen Fall des Eigentumserwerbes 
im Enteignungsverfahren ſiehe in BayObeG. n. 
S. 8, 344 ff.). 

b) Von dieſer auf eine rechtsgeſchäftliche 
Uebertragung gerichteten Einigung zu unter⸗ 
ſcheiden iſt der andere Fall, in dem die Be⸗ 
teiligten Eigentum auf dem Wege der Enteignung 
übergehen laſſen wollen. Hier erſetzt die Einigung 
die verwaltungsrichterliche Entſcheidung über die 
Abtretungspflicht, bewirkt aber ebenſowenig wie 
dieſe ſofort den Eigentumsübergang, ſondern nur 
unter der oben zu 1. bezeichneten weiteren Voraus⸗ 
ſetzung, wobei wiederum dem Staat als Ab⸗ 
tretungsberechtigten ſein oben erwähntes Vorrecht 
zukommt. Für eine Auflaſſung des Grundſtückes 
iſt hier kein Raum; die Umſchreibung im Grund⸗ 
buch iſt keine Vorausſetzung des Eigentumsüber⸗ 
ganges, ſondern nur Berichtigung des mit dem 
Eintritt der Enteignung unrichtig gewordenen 
Grundbuches (über einen ſolchen Fall der güt⸗ 
lichen Einigung vgl. BayObLG. n. S. 8, 552 ff.). 

Dieſe beiden Arten der Einigung ſind ihrer 
rechtlichen Natur nach grundverſchieden voneinander: 
Die eine ein Rechtsgeſchäft des Privatrechtes, das 
ausnahmsweiſe im Rahmen eines öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Zwecken dienenden Verfahrens vor einer 
ſonſt nicht zuſtändigen Behörde vorgenommen wird, 
die andere die Anerkennung einer öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Pflicht, die nur die verwaltungsrichterliche 
Entſcheidung über dieſe Pflicht erſetzend ſich auf 
dem Gebiete des öffentlichen Rechtes hält. Die 
Verſchiedenheit ift fo groß, daß die Enteignung 
auf Grund einer gütlihen Einigung im letzteren 
Sinne entſchieden näher verwandt iſt der Ent⸗ 
eignung mit verwaltungsgerichtlicher Entſcheidung 
über die Abtretungspflicht als jener Rechtsüber⸗ 
tragung durch einen privatrechtlichen Vertrag. 

Iſt es wünſchenswert, daß dieſer Rechtszuſtand 
in das neue bayeriſche Enteignungsgeſetz übergeht? 
Ich glaube nicht. 

Die Verwaltungsgerichtsbarkeit beanſprucht für 
ſich die Zuſtändigkeit zur Entſcheidung darüber, 
ob über die Abtretung eine rechtswirkſame Gini- 
gung im Sinne des Art. 55, jetzt 26 AG. z. ZPO. 
vorliegt (VGH. 11, 64, 234; 21, 197; zu⸗ 
ſtimmend Henle a. a. O. S. 152, Seydel a. a. O. 
S. 365). Das iſt zweifelsohne zutreffend für die 


der öffentlich⸗rechtlichen Abtretungspflicht. Wenn 
dagegen die Einigung in dem Sinne erfolgt, daß 
das Eigentum nicht im Wege der Enteignung 
übergehen, ſondern durch Rechtsgeſchäft übertragen 
werden ſoll, und Streit über die Rechtswirkſamkeit 
eines ſolchen Uebertragungsgeſchäftes entſteht, ſo 
wird die Zuſtändigkeit der bürgerlichen Gerichte 
nicht zu verneinen ſein. Wann aber darf ein 
Eigentumsübergang durch Enteignung, wann eine 
rechtsgeſchäftliche Uebertragung als Wille der Be⸗ 
teiligten gelten? Zwei zur Entſcheidung des Oberſten 
Landesgerichtes gekommenen Fälle, die ſchwerlich 
vereinzelt daſtehen, laſſen erkennen, daß die beiden 
Arten der gütlichen Einigung in der Praxis nicht 
mit der wünſchenswerten Klarheit auseinander⸗ 
gehalten werden (BayObs G. n. S. 7, 553 ff.; 
8, 344 ff.). Man wird ſich hierüber nicht 
wundern dürfen und wird dem Geſetze nicht un⸗ 
recht tun, wenn man ihm einen Teil der Schuld 
an diefer Unklarheit zumißt. Der hieraus ent⸗ 
ſpringende Wunſch nach einer reinlichen Scheidung 
zwiſchen den beiden Arten der Einigung wird noch 
durch andere im gegenwärtigen Rechtszuſtande 
begründete Erſcheinungen unterſtützt. 

Wenn unter der Herrſchaft des jetzigen Rechtes 
das Grundbuchamt — vom Hppothekenamte möge 
hier abgeſehen werden — von der Diſtrikts⸗ 
verwaltungsbehörde erſucht wird, den Enteigner 
als Eigentümer einzutragen, ſo hat es erſt eine 
eingehende Prüfung des vorausgehenden Ver⸗ 
fahrens anzuſtellen. Liegt eine gütliche Einigung 
vor, ſo muß es ſich von deren Rechtswirkſamkeit 
überzeugen, muß ſich klar darüber werden, ob die 
Enteignung ſchon erfolgt und damit das Grund⸗ 
buch unrichtig geworden iſt, oder ob die Be⸗ 
teiligten, um auf rechtsgeſchäftlichem Weg Eigen⸗ 
tum zu übertragen, die Auflaſſung, die ja nicht 
an einem beſtimmten Wortlaut gebunden iſt, haben 
erklären wollen. Dazu kommt, daß das Grund⸗ 
buchamt an dem Nachweis der von ihm zu 
prüfenden Vorausſetzungen auf Grund des § 29 
GBO. Anforderungen ſtellen muß, die in dem 
Verfahren vor der Verwaltungsbehörde nicht ge⸗ 
ſtellt werden. Die Erlegung der Entſchädigungs⸗ 
ſumme, z. B. als Vorausſetzung der Enteignung, 
muß durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte 
Urkunden nachgewieſen ſein. Während die Ver⸗ 
waltungsbehörde ſich mit einem Nachweiſe der 
Bevollmächtigung durch unbeglaubigte Vollmachts⸗ 
urkunden begnügen kann (8 4 Abſ. 4 VollzVorſchr. 
zum VGHGG.), muß das Grundbuchamt auch hier 
eine öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunde 
verlangen (Bay Obs G. 8, 556). 

Es iſt gewiß kein idealer Zuſtand, daß eine 
Behörde in der Weiſe, wie es hier geſchehen muß, 
das Verfahren einer anderen Behörde nach Vor⸗ 
ſchriften, die für dieſe nicht gelten, nachzuprüſen 
hat. Der beſte Weg, dies zu vermeiden, iſt der 
in § 39 GBO. vorgezeichnete: man regele, ins⸗ 
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beſondere auch im Falle der gütlichen Einigung, 
die Sache ſo, daß die Diſtriktsverwaltungsbehörde 
berufen iſt, darüber zu entſcheiden, ob die Ent⸗ 
eignung vollzogen iſt, und daß ſie dann auf Grund 
ihrer Entſcheidung ihre Anträge auf Grundbuch⸗ 
berichtigung ſtellt; dieſe Anträge hätten dann die 
Grundlage für die Einträge in das Grundbuch 
zu bilden entſprechend z. B. den Anträgen, die 
nach der Durchführung der Zwangsverſteigerung 
das Vollſtreckungsgericht an das Grundbuchamt 
richtet. 

Freilich: auf die jetzt beſtehende Möglichkeit 
innerhalb des Enteignungsverfahrens Rechte an 
Grundſtücken durch ein Rechtsgeſchäft des bürger⸗ 
lichen Rechtes zu übertragen oder zu beſtellen, 
müßte dann verzichtet werden; denn ſie hat eine 
Mitwirkung des Grundbuchamtes zur notwendigen 
Vorausſetzung und über das Vorhandenſein einer 
rechtswirkſamen Auflaſſung oder ſonſtigen Einigung 
im Sinne des $ 873 BGB. zu entſcheiden, kann 
nicht Aufgabe einer Verwaltungsbehörde ſein. In 
einer Entſcheidung des Oberſten Landesgerichtes 
heißt es: „Es kann für den Enteignungsberechtigten 
wünſchenswert ſein, das Eigentum an den für ſein 
Unternehmen erforderlichen Grundſtücken ſofort zu 
erwerben und zu dieſem Zwecke, der ſich durch 
Ausübung des Enteignungsrechtes nicht erreichen 
läßt, mit den Eigentümern das Uebertragungs⸗ 
geſchäft des bürgerlichen Rechtes, die Auflaſſung, 
vorzunehmen. Damit auch das ohne Weiterung 
vor der für das Enteignungsverfahren zuſtändigen 
Behörde geſchehen kann, geſtattet der Art. 26 des 
Ausführungsgeſetzes zur Zivilprozeßordnung und 
Konkursordnung die Erklärung der Auflaſſung vor 
dieſer Behörde“ (n. S. 7, 556). Ich glaube 
nicht, daß die Ausſcheidung der rechtsgeſchäftlichen 
Einigung aus dem Enteignungsverfahren größere 
Nachteile hätte als die gegenwärtige Vermengung 
von Dingen des öffentlichen und bürgerlichen 
Rechtes. Den Bedürfniſſen des Enteignungs⸗ 
berechtigten dürfte genügend gedient ſein, wenn 
die freiwillige Anerkennung der Abtretungspflicht 
mit der Protokollierung durch die Diſtriktsver⸗ 
waltungsbehörde die gleiche Wirkung erlangt wie ein 
rechtskräftiges verwaltungsgerichtliches Erkenntnis. 
In den Fällen, in denen ein Eigentümer zur 
ſofortigen Auflaſſung bereit wäre, wird er in der 
Regel auch geneigt ſein, dem Enteignungsberechtigten 
bei der Protokollierung der Vereinbarung über 
die Abtretungspflicht auf Verlangen den Beſitz 
und ſonſtige im Intereſſe der Inangriffnahme 
des Unternehmens gelegene Befugniſſe einzuräumen. 
Für Notfälle aber, in denen die Enteignung be⸗ 
ſonderer Beſchleunigung bedarf, dürfte ohnehin 
ein beſonderes geregeltes raſch durchgreifendes Ber- 
fahren angezeigt fein, bei dem man es nicht darauf 
ankommen läßt, ob zwiſchen den Beteiligten eine 
gütliche Einigung zuſtande kommt. 
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Die neuen Haftpflichtbeſtimmungen für den 
Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 
Von Philipp Seuffert, Rechtsanwalt in München. 


(Schluß.) 

Das Geſetz verpflichtet den Automobil halter. 
Das Wort ift aus dem Iſaac ſchen Gegenent⸗ 
wurf übernommen, der es umſchreibt: „Derjenige 
für deſſen Rechnung das Fahrzeug betrieben wird.“ 
Die Regierungsbegründung ſagt: „derjenige, der 
das Fahrzeug für eigene Rechnung im Gebrauch 
hat.“ Im übrigen verweiſt Iſaac in feiner Be- 
gründung und die Regierungsbegründung auf den 
Begriff des Tierhalters nach § 833. Eine Pe- 
anſtandung in der Kommiſſion erfolgte nicht. Es 
kann danach unbedenklich die Auslegung, die der 
Begriff in $ 833 erfahren hat, übernommen 
werden. 

In gleicher Weiſe wie den Halter erklärt $ 18 
den Führer des Kraftfahrzeugs ſamtver⸗ 
bindlich mit dieſem haftbar, es ſei denn, daß 
er beweiſt, daß der Schaden nicht durch fein Ver⸗ 
ſchulden verurſacht iſt. 


Der § 9 des Geſetzes ſchreibt die Anwend⸗ 
barkeit des § 254 BGB. alfo die Abwägung der 
Betriebsgefahr des Automobils und des ver⸗ 
muteten Verſchuldens des Halters und Führers 
gegenüber einem etwaigen mitwirkenden Verſchulden 
des Verletzten ausdrücklich vor. Die ausdrückliche 
Erwähnung erfolgte wohl deshalb, weil die 
Theorie für die Fälle des Reichshaſtpflicht⸗ 
geſetzes die Anwendbarkeit des § 254 verneint hatte. 
Das Reichsgericht hat ſie bekanntlich in gleich⸗ 
bleibender Rechtſprechung bejaht. Es darf wohl 
behauptet werden, daß das Reichsgericht dem § 254 
BGB. überhaupt die Bedeutung einer allge- 
meinen Rechtsregel gegeben hat, die bei Mit⸗ 
wirken aller möglichen Schadensurſachen, Ge⸗ 
fährdungen wie Verſchulden, in Betracht kommt. 
Im Automobilgeſetze ift die Vorſchrift zum erſten⸗ 
mal auch vom Geſetzgeber verallgemeinert im 
§ 17. Dieſer enthält zwei Vorſchriſten, die 
ſyſtematiſch nichts miteinander zu tun haben. 
Abſ. 1 regelt das Verhältnis zweier Kraftfahr⸗ 
zeughalter, und eines Kraftfahrzeughalters einer⸗ 
ſeits und der Eiſenbahn oder des Tierhalters 
anderſeits, die als mitwirkende Verurſacher er⸗ 
ſcheinen, im Verhältnis untereinander, alſo 
das Verhältnis der Geſamtſchuldner des Be⸗ 
ſchädigten nach innen. Abf. 2 dagegen trifft 
eine Beſtimmung im Sinne des § 254. Er 
ſchreibt vor, daß der Richter nach den Umſtänden ab⸗ 
wägen ſolle, inwieweit bei mitwirkender Verurſachung 
durch zwei Kraftfahrzeuge oder durch ein Kraft⸗ 
fahrzeug und ein Tier, oder durch ein Kraftfahr⸗ 
zeug und die Eiſenbahn die eine oder die andere Ur⸗ 
ſache als die vorwiegende erſcheine, und demgemäß 
den Schaden verteilen ſolle. Würde, wie geſagt, 
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dieſe Rechtsvorſchrift auch aus dem bisherigen 


Geſetze nach der reichsgerichtlichen Praxis herzu⸗ 
leiten geweſen ſein, ſo iſt doch dieſer ausdrückliche 
geſetzliche Hinweis beſonders wertvoll. Denn in 
der Rechtſprechung über Automobilunfälle iſt ſie 
bisher von den Gerichten, ſo viel bekannt, nicht 
beachtet worden. 

Hervorzuheben ift, daß § 7 hinſichtlich des zu 
vergütenden Schadens weiter geht als das Reichs⸗ 
haftpflichtgeſetz. Auch Sach ſchaden iſt zu erſetzen. 
Der Umfang des zu erſetzenden Schadens bei den 
aus § 7 des Geſetzes erhobenen Anſprüchen ift in 
den 88 10—13 geregelt. Für die Tötung, die Ber- 
letzung des Körpers oder der Geſundheit über⸗ 
nimmt das Geſetz wörtlich die 88 3 und 3a des 
Reichshaftpflichtgeſetzes vom 7. - 1871 in der 

aſſung des Art. 42 des EG. z. BGB. Die 
Beſtimmungen regeln für dieſe Falle den Schadens⸗ 
umfang erſchöpfend. Es kann alſo nicht etwa für 
die Anſprüche aus dem Kraftfahrzeuggeſetz auf 
die Vorſchriften des BGB. zurückgegriffen werden. 
Verſagt ſind danach die nach allgemeinem Recht 
gewährten Anſprüche auf Schmerzensgeld, Erſatz 
des Schadens, der nicht Vermögensſchaden ift 
($ 847 BGB.), und auf Erſatz für die Nachteile, 
welche das ſchädigende Ereignis für den Erwerb 
oder das Fortkommen des Verletzten herbeiführt 
8 842 BGB.), endlich Anſprüche eines Dritten 
Dienſtberechtigten ($ 845 BGB.). 


Auch der $ 13, der die Art der Leiſtung des 
Schadens bei Aufhebung oder Minderung der 
Erwerbsfähigkeit und bei Vermehrung der Bedürf⸗ 
niſſe betrifft, ift wörtlich dem § 7 des Reichs⸗ 
haftpflichtgeſetzes nachgebildet. Die Rechtſprechung 
zu den erwähnten Paragraphen des Reichshaſt⸗ 
pflichtgeſehes iſt danach ohne weiteres verwertbar. 


Die Grundſätze des Geſetzes über die Haft: 
pflicht für Automobilunfälle gelten aber nicht aus⸗ 
nahmslos. Sie gelten zunächſt nur bis zu be⸗ 
ſtimmten Höchſtgrenzen des Schadens nach § 12 
des Geſetzes, 50 000 M Kapital oder 3000 M 
Rente für Tötung oder Verletzung eines Menſchen, 
150 000 M oder 9000 M bei Tötung oder Ber- 
letzung mehrer Menſchen, 10 000 M für Sach⸗ 
beſchädigung. Die Reichsregierung befürchtete, die 
Verſicherungsgeſellſchaften würden ohne Begrenzung 
ihre Prämien derart erhöhen, daß viele Automobil⸗ 
halter lieber auf Verſicherung überhaupt verzichten 
würden. Dabei wäre dann die wirtſchaftliche 
Durchſetzung der Anſprüche für die Geſchädigten 
nicht gewährleiſtet. Ob dieſe Erwägung richtig 
war, iſt im Rahmen dieſer Betrachtung nicht zu 
unterſuchen. 

Die Vorſchriften gelten aber ferner überhaupt 
nicht gemäß § 8 für Laſtfahrzeuge mit 20 km 
Höchſtgeſchwindigkeit. Man wollte die gewerbliche 
Ausnutzung des neuen Beförderungsmittels nicht 
hemmen. Anſprüche ſollen weiter nach dem gleichen 
8 8 aus dem Geſetze nicht herleiten können Ver⸗ 
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letzte, die oder deren Sachen mit dem Fahrzeug 
befördert wurden, und diejenigen, die bei dem 
Betriebe tätig waren, alfo insbeſondere die 
Chauffeure, aber auch mitfahrende Helfer, Mon⸗ 
teure u. dgl. Hierin liegt wieder eine Abweichung 
von den Vorſchriften des Eiſenbahnhaftpflicht⸗ 
geſetzes. 

Endlich ſind die Vorſchriften des Geſetzes nicht 
die einzigen geſetzlichen Beſtimmungen füt die durch 
das Geſetz erfaßten Unfälle. Ausdrücklich ſind in 
$ 16 die reichsgeſetzlichen Vorſchriften für unberührt 
erklärt, nach denen noch andere Perſonen und die 
Haftpflichtigen im weiterem Umfange haften. Die 
Beſtimmungen des BGB. können alſo nach wie 
vor von dem Verletzten herangezogen werden, wenn 
ſie ihm günſtiger ſind. 

Für den Praktiker iſt nach vorſtehenden Aus⸗ 
führungen die Handhabung der Beſtimmungen 
vorgezeichnet. Der Geſchädigte wird, wenn der 
Schaden der Höhe nach mit Sicherheit in den 
Rahmen des Geſetzes fällt, ſich darauf beſchränken, 
Anſprüche nur nach dem Geſetze zu erheben, ledig⸗ 
lich unter Behauptung und Beweis der Verur⸗ 
ſachung, und den Gegenbeweis des Automobil⸗ 
halters abwarten. Der Anſpruch auf Schmerzens⸗ 
geld dürfte kaum derart gewichtig ſein, daß er das 
Aufgeben der günſtigen Prozeßſtellung aufwiegt. 
Freilich hat ſich, wie oben erwähnt, praktiſch die 
Prozeßführung bei Automobilunfällen von den 
Regeln über die Beweislaſt vollſtändig entfernt. 
Es hat ſich ein reines Inquiſitionsverfahren heraus⸗ 
gebildet. Aber es iſt ſehr zu vermuten, daß die 
neuen Beſtimmungen, die die Beweißlaft in dieſer 
ſcharfen Weiſe wieder betonen, auch wieder zu einer 
ſchärferen Handhabung der Beweisregeln führen. 
In Fällen höheren oder möglicherweiſe höheren 
Schadens wird ſtets auf das BGB. zurück⸗ 
gegriffen werden. 


Stets wird, wenn der Automobilhalter nicht 
ſelbſt gelenkt hat, auch der Fahrer mitverklagt 
werden, ſchon um ihn als Zeugen auszuſchalten. 


Als beſondere Beſtimmungen ſeien noch die 
Verjährungsvorſchriften erwähnt. Nach § 14 ver: 
jähren die Anſprüche aus dem Geſetze in zwei 
Jahren von der Kenntnis des Schadens und des 
Erſatzpflichtigen an gegenüber drei Jahren des 
BGB. entsprechend dem Eiſenbahnhaftpflichtgeſetze. 
Abſ. 2 enthält für dieſes Geſetz eine Ergänzung 
der Tatbeſtände, die nach allgemeinem bürgerlichen 
Recht die Hemmung der Verjährung bewirken: 
Auch Verhandlungen ſollen die Verjährung hemmen, 
bis ein Teil die Yortjegung der Verhandlung 
weigert. Als Weigerung wird auch eine Nicht⸗ 
beantwortung von Briefen in angemeſſener Friſt 
anzuſehen ſein. Nach Ablauf der angemeſſenen 
Friſt läuft die Verjährung weiter. Eine ähnliche 
Beſtimmung findet ſich im Geſetze über den Ver⸗ 
ſicherungsvertrag. § 15 ſetzt eine Anzeigepflicht 
für den Erſatzberechtigten innerhalb zweier Monate 
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nach Kenntnis bei Meidung des Anſpruchsverluſtes 
ſeſt. Selbſtverſtändlich beraubt eine Unterlaſſung 
der Anzeige den Berechtigten nicht der Anſprüche 
auf Grund des BGB., ſondern nur der auf Grund 
dieſes Geſetzes. 

Im 820, der Schlußbeſtimmung des Ab⸗ 
ſchnittes „Haftpflicht“, iſt das Gericht des Unfalls 
wahlweiſe als zuſtändig erklärt. 

Zum Schluſſe ſeien noch einige Worte der 
Kritik geſtattet. Als ein geſetzgeberiſcher Fort⸗ 
ſchritt iſt das Geſetz nicht zu erachten. Seine 
Entſtehungsgeſchichte zeigt, daß es entſtanden iſt 
unter dem Drucke unklarer Wünſche der öffent⸗ 
lichen Meinung aus unfertigen und unerforſchten 
tatſächlichen Verhältniſſen heraus. In ſeinem 
Wortlaut trägt es den Stempel der überhaſteten 
Arbeit. Es ſei nur an das „unabwendbare Er⸗ 
eignis“ erinnert, einen Begriff mit neuem Inhalt 
gegenüber der bisherigen Anwendung. Ferner war 
es bisher in der deutſchen Sprache nicht gebräuchlich, 
von „Verrichtungen“ eines Fahrzeugs zu reden. 
Die Rechtſprechung war, wie geſagt, ſchließlich 
in der Berückſichtigung der Unfallfolgen ſo weit 
gegangen, daß ein Bedürfnis nach geſetzgeberiſcher 
Tätigkeit im Intereſſe der Erſatzberechtigten nicht 
mehr beſtand. Die Beſchränkung der Beſchaͤdigten 
im Höchſtmaße ihrer Anſprüche kann gerade in 
wichtigen Fällen zu großen Härten führen. 
Anderſeits haben die Automobiliſten nichts ge⸗ 
wonnen. Insbeſondere werden nach wie vor die 
Strafverfolgungen bei jedem Unfalle weiter ein- 
geleitet werden. Der Beihädigte will für den 
Zivilprozeß durch den Staatsanwalt vorarbeiten 
laſſen und durch den Strafprozeß die Schuldloſig⸗ 
keitseinrede für den Zivilſtreit abſchneiden. Und 
gerade das einzuſchränken, möchte auch in vielen 
Fällen der Freiſpruch ſicher fein, müßte das 
Ziel der Automobil⸗Intereſſenten fein. Anderſeits 
wird die Ausbreitung des Verkehrsmittels durch 
die ſchwere Belaſtung des Einzelnen gehemmt. 
Haftung nach Maßgabe des Eifenbahn⸗ 
haftpflichtgeſetzes, aber nur einer Berufs⸗ 
genofſenſchaft nicht des Einzelnen: dieſe 
Regelung würde den beiderſeitigen Intereſſen gerecht 
geworden ſein. Glaubte die Reichsregierung hierfür 
noch nicht die nötigen Unterlagen zu beſitzen, ſo 
wäre ein vorläufiges Scheitern der geſetzlichen Aus⸗ 
geſtaltung den Kompromißbeſtimmungen vorzuziehen 
geweſen. Die deutſche Rechtſprechung hätte unter: 
deſſen weiter die Frage geklärt auf Grund der 
alten Beſtimmungen. Auch unter dem neuen 
Geſetz fällt die Herausarbeitung richtiger feſter 
Grundſätze erſt der Rechtſprechung zu. Sie erhielt 
eine neue Laſt aufgebürdet, ohne der bisherigen 
enthoben zu ſein; das iſt das Ergebnis des neuen 
Geſetzes. 
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Jas neue Weingeſetz. 


Von Landgerichtsrat W. Neich in Landau (Pfalz). 


(Schluß.) 

C) Schließlich gibt es noch eine allgemeine 
Ausnahme von den Beſchränkungen der Bezeichnung. 
„Der Erſatz der Abgänge, die ſich aus der Pflege 
des im Faſſe lagernden Weines ergeben“, iſt zu⸗ 
läſſig, ohne daß die urſprüngliche Weinbezeichnung 
nach $ 7 wegen dieſes Verſchnittes geändert zu 
werden brauchte. 

Dieſe Vorſchrift geht erheblich über den Ent⸗ 
wurf hinaus; während letzterer nur den „natürlichen 
Schwund durch ähnlichen Wein desſelben Wein⸗ 
baugebietes“ erſetzen laſſen wollte, eine Vorſchrift, 
die allerdings „der Begründung nicht bedurſte“, 
hat die Kommiſſion die Vorſchrift Schritt für 
Schritt erweitert, ohne daß eine Begründung aus dem 
Kommiſſionsbericht erſichtlich wäre. Heute dürfen 
nach dem Wortlaute bei Faßweinen außer dem 
natürlichen Schwunde auch die beim Filtrieren 
und Schönen entſtehenden gewöhnlichen Verluſte 
ſowie die bei den Abſtichen durch Trubausſcheidung 
eintretenden Verminderungen, insbeſondere auch 
die regelmäßig 3—5 % betragende Hefe durch 
Beifüllung erſetzt werden; nicht erlaubt iſt da⸗ 
gegen, auch den fog. Gärraum, d. h. den Raum, 
welcher vor der erſten Gärung des Weines leer 
gelaffen werden muß, damit der Moſt nicht aus 
dem Faſſe ſteigt (1—2 % des Raumgehalts des 
betr. Faſſes) aufzufüllen, ſowie den durch Ent⸗ 
nahme und Abgabe von Weinproben, ſchließlich 
auch den durch Leckage und unvorſichtiges Ver⸗ 
ſchütten entſtehenden Verluſt zu erſetzen, ohne daß 
85 N Verſchnittvorſchriften Anwendung 
änden. 
fragt ſich, welche Bedeutung die ſer 
Ausnahmebeſtimmung innewohnt. 

a) Zunäͤchſt ift klar, daß die Kreszenzbe⸗ 
zeichnung durch die Zufüllungen nicht in Frage 
geſtellt wird; daß die Auffüllung in dieſem Falle 
nur mit Naturwein erfolgen darf, ergibt ſich auch 
hier wieder aus § 5, wie überhaupt ganz aus- 
nahmslos gilt, daß Naturwein durch jede Bei⸗ 
miſchung von gezuckertem Wein, einerlei aus welcher 
Veranlaſſung, ſeine Naturweineigenſchaft und⸗Be⸗ 
zeichnung verliert. 

b) Hinſichtlich der Lagebezeichnung gibt die 
Beſtimmung das Recht, gezuckerten Wein einer 
Lage aufzufüllen; es ginge ſonſt gezuckerter Wein 
durch die Auffüllung ſeines Lagenamens verluſtig, 
da nur Verſchnitte mit Naturwein als namen⸗ 
gebendem Anteil einen Lagenamen führen dürfen; 
darüber hinaus iſt die Ausnahmevorſchrift ohne 
beſondere Bedeutung. 

Im übrigen gelten die allgemeinen Voraus⸗ 
ſetzungen der Zuläſſigkeit eines Verſchnittes auch 
für die Auffüllung; es darf alſo die Art des 
Weines und die überwiegende Menge des namen⸗ 
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gebenden Anteils durch den Verſchnitt nicht ver⸗ 
ändert werden; wer alfo 51% Rheingauer als 
Moſt mit 49% Elſäſſer zu Rheingauer ver⸗ 
ſchnitten hätte, dürfte den Gärraum nicht aus⸗ 
ſchließlich mit Elſäſſer auffüllen; ebenſowenig 
dürfte das gewöhnliche Auffüllen mit dem letzteren 
geſchehen, da der Mengeanteil des Rheingauers 
-Tonft alteriert würde (ſ. 7). Weiter ergibt ſich, 
daß eine Kreszenzangabe nur dann möglich ift, 
wenn der Gärraum mit Wein der gleichen Her⸗ 
kunft aufgefüllt wird; da die Produzenten⸗ 
begünſtigung für Wein nicht mehr gilt, der bei 
der Auffüllung des Gärraums allein in Betracht 
kommt, ſo muß der Eigner, welcher auf Kreszenz⸗ 
angabe reflektiert, ſich zum ſeinerzeitigen Auffüllen 
des Gärraums gleichen Moſt geſondert legen. 

n) Der 87 fekt voraus, daß bei dem Ber- 
chnitt die Herkunft der einzelnen Anteile bekannt 
iſt, ſei es die wahre Herkunft, ſei es nur die 
durch den Sammelnamen, unter dem ein noch 
nicht verſchnittener Wein geht, bezeichnete Her⸗ 
kunft; der Paragraph regelt dann weiter, welchen 
Namen aus den Namen der Anteile der Verſchnitt 
hinfort als Einzelnamen führen darf. Es können 
demnach der gleichen Bezeichnung im Verkehre 
zwei verſchiedene Kategorien von Wein zugrunde 
liegen: unverſchnittene (urſprüngliche) Weine und 
verſchnittene (zuſammengeſetzte), ohne daß regel⸗ 
mäßig ſofort erhellt, welche Kategorie man vor 
ſich hat. Würde nun geſtattet, jeden Wein im 
Verkehr, der mit ſeinem Verſchnittnamen im 
Gewande des urſprünglichen auftritt, als ur⸗ 
ſprünglichen zu behandeln und nach den Vor⸗ 
ſchriften des § 7 weiter zu verſchneiden und würde 
dieſes Verfahren, geſtützt auf den Verſchnittnamen, 
beliebig oft wiederholt, ſo würde das zu einer 
Selbſtauflöſung der Verſchnittvorſchriften führen; 
der Vorgang gliche der Vermehrung eines Band⸗ 
wurmes, nur daß die ſpäteren Glieder immer 
minderwertiger würden; ein Ende wäre nach den 
geſetzlichen Beſtimmungen erſt abzuſehen, wenn 
die Art des namengebenden Weines verloren ginge. 
Würde ein „Rüdesheimer“, der aber nicht einmal 
aus Rüdesheim zu ſtammen braucht, ſondern auch 
gleichartiger und gleichwertiger Wein nahegelegener 
Gemarkungen ſein darf, in einer Menge von 
51°/o anderweitig verſchnitten und die Art be- 
haupten, was er um ſo leichter tun kann, je mehr 
die Art des zugeſetzten Weines ſich der ſeinigen 
nähert, ſo könnte der Verſchnitt immer noch 
Rüdesheimer heißen; bei einem weiteren Verſchnitt 
in dem angegebenen Verhältnis enthielte aber 
das Produkt nur noch 26,1 % Rüdesheimer, 
bei einem dritten nur noch 13,26 % uſw. bis 
beinahe in infinitum. Schon beim zweiten Ber- 
ſchnitte würde demnach die berechtigte Erwartung 
des Konſumenten mindeſtens 51 %é Rüdesheimer 
oder wegen 8 6 Abſ. II 9 2 „Umgegend Rüdes⸗ 
heimer“ zu erhalten, ſchmählich getäuſcht und das 
ganze zu einer „mit dem Anſpruch auf Recht⸗ 
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lichkeit einhergehenden“ Farce. Dies kann die 
Abſicht des Geſetzes nicht geweſen ſein. Wer 
Wein verſchneidet, iſt demnach nur berechtigt, 
dies auch bei mehrmals wiederholtem Verſchnitt 
nur in den allein zugelaſſenen Grenzen des § 7 
zu tun; er muß daher bei Verwendung von 
Weinen, deren Zuſammenſetzung er nicht ohnehin 
kennt, in geeigneter Weiſe feſtſtellen, ob die Ver⸗ 
ſchnittanteile noch urſprünglich oder in welcher 
Weiſe ſie bereits durch Verſchnitte verändert ſind. 
Damit wird dem Erwerber von Wein allerdings 
eine Fragepflicht auferlegt und dem Veräußerer 
eine Mitteilung zugemutet, von welch beiden nichts 
im Geſetze ſteht. Sofern er Wein bereits ver⸗ 
ſchnitten hat, ohne das gewünſchte Reſultat erreicht 
zu haben, muß er ſich hüten, den Anteil des 
namengebenden Anteils nach und nach unter 
51% herabzuſetzen. 

3. Das Geſetz enthält ſich einer Regelung der 
Bezeichnung von Verſchnitten verſchiedener Jahr⸗ 
gänge und von Verſchnitten verſchiedener Trauben⸗ 
ſorten. Auch hier war es im Handel üblich, Ver⸗ 
ſchnitte ausschließlich mit dem Namen des beſſeren 
Beſtandteils zu benennen. Die letzten Jahrgänge 
waren 1904er, viele ſolcher Verſchnitte waren 
„Riesling“; der bekannte „Forſter Riesling“ führte 
nicht ſelten ſeinen Namen in beiden Richtungen 
wie lucus a non lucendo. 

Richtig betrachtet liegt in einer ſolcher Be- 
nennung regelmäßig die Zuſicherung einer Eigen⸗ 
ſchaft, die der Käufer naturgemäß auch erwartet; 
daß er den auf ſolche Angabe gekauften Wein, 
wenn er ihm ſchmeckt, häufig nachträglich genehmigt, 
indem er erklärt, aus der unrichtigen Bezeichnung 
keine Rechte ableiten zu wollen und an derſelben 
keinen Anſtoß zu nehmen, beweiſt für die Beur⸗ 
teilung gar nichts; es kaͤme darauf an, ob er den 
Wein auch in Kenntnis der wahren Sachlage gleich 
gern und gleich teuer abnehmen würde. Darnach 
ſcheinen mir Abweichungen von der Wahrheit nach 
den hier fraglichen beiden Richtungen überhaupt 
prinzipiell unzuläſſig.“ 

Die Abweichung von der Wahrheit hinſichtlich 
der Herkunftsbezeichnung hatte eine gewiſſe geſetzliche 
Grundlage in $ 16 II des Warenbezeichnungs⸗ 
geſetzes. Die Abweichung hinſichtlich der Verſchnitt⸗ 
bezeichnungen hat jetzt in § 7 des Geſetzes ihre 
Rechtfertigung erhalten, Abweichungen hinſichtlich 
Jahrgang und Traubenſorte hängen dagegen recht⸗ 
lich nach wie vor in der Luft; daß auch dieſe Be⸗ 
zeichnungen „Gattungsbezeichnungen“ ſeien, iſt 
offenbar keine rechtliche Begründung für dieſe Art 
„Handelsgebrauch“ deſſen notwendige Kehrſeite 
der bezügliche Konſumentengebrauch jo ſehr igno⸗ 
riert wird, daß das Wort einen völlig unbekannt 
anmutet. 


) Bekannt und weitverbreitet ift die Erſcheinung, 
daß auf Grund ſolcher Bezeichnungen übermäßige Mengen 
Wein abgeſetzt werden, während das wirkliche Subſtrat 
unverkäuflich in den Kellern der Eigner liegen bleibt. 3e 
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Unter allen Umſtänden wäre auch hier zu 
fordern, daß analog § 7 I mindeſtens die über- 
wiegende abſolute Menge wie auch die Art der 
Bezeichnung entſprechen muß. 


VI. Kontrolle. 


„Die Beobachtung der Vorſchriften des Geſetzes 
iſt durch die mit der Handhabung der Nahrungs⸗ 
mittelpolizei betrauten Behörden und Sachver⸗ 
ſtändigen zu überwachen“ — 8 21; welches diefe 
ſind, beſtimmen die Landesregierungen denen der 
Vollzug des Geſetzes obliegl — 8 2 

Wie bereits angedeutet hat die 3 im zweiten 
Weingeſetz den Landesregierungen übertragene Aus⸗ 
führung die bedauerlichſten Erſcheinungen gezei⸗ 
tigt. Die ergriffenen Maßnahmen erwieſen ſich 
in dem größten Teile Deutſchlands als voll⸗ 
kommen unzulänglich und ungeeignet und find teil- 
weiſe über den Schein eines Vollzuges nicht hinaus⸗ 
gekommen. Die Folge war gegenüber den Gebieten, 
in denen man ehrlich und energiſch beſtrebt war, 
die in Fleiſch und Blut übergegangenen Miß⸗ 
bräuche zu beſeitigen, eine grenzenloſe Rechtsun⸗ 
gleichheit, welche dem Rechtsgefühl des Volkes tiefe 
und beinahe unheilbare Wunden geſchlagen hat; 
überdies mußte dieſer Zuſtand in den einen Ge⸗ 
bieten auf die Strafverfolgung hemmend einwirken, 
während er in den andern das Pflichtgefühl der 
Richter auf eine ſchwere Probe ſtellte. Bei dieſer 
Sachlage hat das 910 feurige Kohlen aufgehäuſt, 
indem es in $ 25 Wöbeſtimmt: „Der Reichskanzler 
hat die Ausführung des Geſetzes zu überwachen, 
insbeſondere auf die gleichmäßige Handhabung des 
Geſetzes hinzuwirken.“ 

Vorgearbeitet hat aber das Geſetz ſelbſt, indem 
es in § 21 II die Kontrolle des zweiten Wein- 
geſetzes in doppelter Richtung ausgebaut hat: 


a) Die in $ 10 I des letzteren genannten Be- 
amten und Sachverſtändigen ſind jetzt „für alle 
Teile des Reiches und im Hauptberufe zu be- 
ſtellen“. So wichtig dieſe Beſtimmung für einen 
wirkſamen Geſetzesvollzug zweifellos iſt, ſo iſt es 
doch damit nicht getan, wenn nicht die zur Straf⸗ 
verfolgung berufenen Behörden ſich gleichfalls des 
Geſetzes in einer der Wichtigkeit des Gegenſtandes 
entſprechenden Weiſe annehmen. 


Die Zuſtändigkeit der „Weinkontrolleure“ (§ 22) 
ift im weſentlichen dieſelbe geblieben wie ſeither; 
ihr unterliegen insbeſondere die Betriebe, welche 
herſtellen oder feilhalten: Traubenmoſt und Wein, 
wenn auch nicht zum Zwecke der Weinbereitung 
(alkoholfreie Getränke), weinhaltige Getränke („ver⸗ 
arbeitet“) und weinähnliche Getränke. Die Be⸗ 
reitung von Haustrunk dürfte, wenn nur Haus⸗ 
trunk, nicht auch Getränke wie vorſtehend herge⸗ 
ſtellt werden, kontrollfrei ſein (vgl. 8 11 III); fo- 
dann ſind aber auch die Vermittler von Geſchäften 
über Traubenmaiſche, Traubenmoſt, Wein, Schaum: 


i 


wein, weinhaltige und weinähnliche Getränke ſowie 
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von Kognak der Kontrolle E ſoferne 
ihre Tätigkeit gewerbsmäßig iſt. 


Neu iſt die Beſtimmung, daß der Kontrolleur 
auch Proben fordern darf; der Kontrollpflichtige 
hat daher Flaſchen, Korke und Etiketten auf Ver⸗ 
langen zu ſtellen und ihm die Probeflaſchen fertig 
gefüllt zur Verfügung zu ſtellen, vorbehaltlich zu 
leiſtender angemeſſener Entſchädigung für die Probe, 
nicht auch die aufgewendete Mühe. 


Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß bei ſpeziellem 
Verdacht ſtrafbarer Handlungen auch die gewöhn⸗ 
lichen Polizeiorgane auf Grund der Strafprozeß⸗ 
ordnung in Weinſachen tätig werden können; ſie 
kommen jedoch häufig zu ſpät, wenn ſie der Kon⸗ 
trolleur erſt auf Grund der Wahrnehmungen bei 
feiner Köntrolltätigkeit requiriert. In Bayern 
iſt deshalb den Weinkontrollbeamten die Eigen⸗ 
ſchaft von Hilfsbeamten der Staatsanwaltſchaft 
beigelegt worden, ein Modus, der ſich bewährt hat, 
da ſie insbeſondere ſchleunige Beſchlagnahme er⸗ 
möglicht. Für die Buchkontrolle wird dieſe Eigen⸗ 
ſchaft nicht zu entbehren ſein. Soweit der Kon⸗ 
trolleur als Hilfsbeamter der Staatsanwallſchaft 
tätig geworden iſt, kann er allerdings für die 
Folge in dieſer Sache als Sachverſtändiger ab⸗ 
gelehnt werden (88 15“, 72 des Entwurfes einer 

StPO.), während dieſe Eigenſchaft im übrigen 
ſeine Verwendung als Sachverſtändiger auch dann 
nicht verhindert, wenn er von finen Wahr- 
nehmungen bei der Kontrolle die Polizei oder die 
Staatsanwaltſchaft veritändigt und fo Anlaß zur 
Einleitung des Strafverfahrens gegeben hat. 


Von den Pflichten der Kontrollpflichtigen dem 
Kontrolleur gegenüber handelt $ 23. Die daſelbſt 
feſtgeſetzte Auskunftspflicht beſteht nicht bloß be- 
züglich des Verfahrens ꝛc. bei Herſtellung der 
Erzeugniſſe, ſondern umfaßt auch die Auskunſt 
bezüglich der früheren Herſtellung, insbeſondere 
auch bereits verkauſter Sachen. Das Auskunfts⸗ 
verweigerungsrecht ($ 23 letzter Satz) beſteht jedoch 
bei Gefahr ſtrafgerichtlicher Verfolgung nur als 
ſolches, ermöglicht alfo nicht ſtraflos ($ 29 5) die 
Unwahrheit zu ſagen; die Hilſsbeamteneigenſchaft 
des Kontrolleurs iſt für die Auskunftspflicht und 
deren Umfang ohne Belang. 


b) Die wichtigſte Neuerung des Geſetzes iſt 
die in § 19 geordnete Buchkontrolle; ihre Not⸗ 
wendigkeit iſt in der Einleitung oben bereits betont; 
ob und wie ſie funktioniert, beſtimmt faſt ausſchließ⸗ 
lich den Wert der ganzen geſetzgeberiſchen Aktion. 
Ehrlichkeit im Weinverkehr (wie im Nahrungs⸗ 
mittelverkehr überhaupt), zu der der gute Wille 
vorhanden iſt, kann nur herbeigeführt werden und 
gewahrt bleiben, wenn ſie dem hier mächtigen 
Anreiz zu Zuwiderhandlungen wenigſtens im großen 
und ganzen wirkſam ein Ziel ſetzt; andernfalls 
zwingt die Konkurrenz und der Bruck der wirt- 
ſchaftlichen Verhältniſſe immer weitere Kreiſe auf 
die Bahnen der Geſetzesverletzung. Dazu hätte 
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die Buchkontrolle noch eine andere wichtige Seite; 
ſie bietet dem Kontrollpflichtigen Schutz in 
Zweifelsfällen, aber nur dann, wenn ſie wirklichen 
Beweiswert hat und nicht doch regelmäßig mangels 
ſolchen auf die zeitraubenden und koſtſpieligen all- 
gemeinen Beweismittel des Strafverfahrens zurück⸗ 
gegriffen werden muß, welche derzeit in ihrer An⸗ 
wendung (wo ſie angewendet werden) nur die 
Behandlung weniger Fälle geſtatten und damit 
für andere unlautere Elemente zeitweilig eine Art 
Abolition bedeuten. So betrachtet dürfte es auf 
eine „Unbequemlichkeit“ mehr oder weniger nicht 
ankommen, zumal wir daran bei der Neigung 
unſerer Geſetzgebung, alles und alles bis ins einzelne 
regeln zu wollen, auch ſonſt keinen Mangel haben. 
Dazu kommt, daß die Aufhebung der Grenzzahlen 
nur dann unbedenklich iſt, wenn ihre Funktion 
von der Buchkontrolle vollſtändig übernommen 
wird, während die verſchärften Zuckerungsvorſchriſten 
für ſich nicht weſentlich mehr nützen würden, 
wie die ſeitherigen. Ueberhaupt muß es als höchſt 
unwirtſchaftlich erachtet werden, wenn die einmal 
eingeführte Buchkontrolle immer nur in Beziehung 
auf die Zuckerungsvorſchriften betrachtet und nicht 
in den Grenzen des praktiſch möglichen auch zur 
Sicherung der übrigen — neuen — Geſetzes⸗ 
beſtimmungen dienſtbar gemacht werden kann, von 
denen teilweiſe heute ſchon zu ſagen iſt, daß ſie 
ohne dieſe tote Buchſtaben bleiben werden. 

Da die Ausgeſtaltung und ſonach das meiſte 
von der noch zu erlaſſenden Bundesratsbekannt⸗ 
machung — § 19 IV — abhängt, muß hier ein 
kurzer Ueberblick genügen. 

Die Buchkontrolle iſt prinzipiell nur eine 
Mengenkontrolle; inwieweit das Geſetz, deſſen 
Inhalt nicht notwendig nur die Meinung des 
Geſetzgebers ift, geſtattet, in dieſem von der Re- 
gierung beinahe ängſtlich ſogar gegen die Meinung 
der davon Betroffenen gehüteten Rahmen noch 
andere Zwecke zu verwirklichen, iſt vorerſt eine 
müßige Frage. 

Die Buchführungspflicht trifft diejenigen nicht, 
welche nur Wein oder Haustrunk oder beides zu 
eigenem Gebrauche, alſo zu Haustrunkzwecken her⸗ 
ſtellen; im übrigen erſtreckt ſie ſich auf jeden, 
„wer Trauben zur Weinbereitung (opp. zum 
Konſum als Trauben), Traubenmaiſche, Trauben⸗ 
moſt oder Wein gewerbsmäßig in Verkehr bringt 
(auch der Vermittler) oder gewerbsmäßig Wein 
zu Getränken weiter verarbeitet“ (alkoholfreie, 
weinhaltige Getränke); ſie trifft auch den, welcher 
ohne ſeitherigen eigentlichen Gewerbebetrieb Wein ac. 
in einem Einzelfalle zum Verkaufe bringt mit 
dieſem Momente, da auch hier „Gewerbsmäßigkeit“ 
in dem im Weingeſetz ſonſt gebrauchten Sinne 
vorliegt und kein Grund beſteht, dieſe Deutung 
für den Bereich des § 19 zu verlaſſen und zu 
dem ſonſt üblichen Begriff der Gewerbsmäßigkeit 
zurückzukehren. Die entgegengeſe egte Meinung eines 
Regierungsvertreters nach dem Kommiſſionsbericht 
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M im Geſetze nicht genügend zum Ausdruck ge⸗ 
angt. 

Der Buchführungspflichtige hat einzutragen: 

1. a) „Welche Weinbergsflächen er (eigene 
oder gepachtete oder ihm etwa von Eltern ꝛc. auf 
Ruf und Widerruf überlaſſene) abgeerntet, welche 
Mengen von Traubenmaiſche, Traubenmoſt oder 
Wein er aus eigenem Gewächſe gewonnen oder 
von andern bezogen hat“; zum Keltern bezogene 
Tafeltrauben ſind alſo nach der Vermaiſchung 
e agen, 

b) „welche Mengen er an andere abgegeben 
oder welche Geſchäfte über ſolche Stoffe er ver⸗ 
mittelt hat“, 


2. a) „welche Mengen von Zucker (zur Wein⸗ 
bereitung) oder von andern für die Keller⸗ 
behandlung des Weines ($ 4) oder zur Her: 
ſtellung von Haustrunk (§ 9) beſtimmten Stoffen 
er bezogen und 


b) welchen Gebrauch er von dieſen Stoffen 
zum Zuckern ($ 3) oder zur Herſtellung von 
Haustrunk gemacht hat“. 

Die Angabe, welche Zuckermengen im ganzen 
Betriebe insgeſamt verwendet wurden ohne naͤhere 
Beziehung zu den einzelnen Gebinden, wäre na⸗ 
türlich völlig wertlos: bei 100 Fuder Lagerbeſtand 
und Verwendung von 25 000 1 Zuckerwaſſer wäre 
die räumliche Beſchränkung von 20% auf das 
ganze Quantum eingehalten; ließe der Kontroll⸗ 

pflichtige aber einen Teil ſeiner Weine in Wirk⸗ 
lichkeit Natur, ſo könnte er den Reſt mit den 
25 000 1 Zuckerwaſſer unter Umſtänden maßlos 
überſtrecken. 

3. a) „welche Mengen der in 8 8 bezeichneten 
dem Weine ähnlichen Getränke er aus eigenem 
Gewächſe gewonnen oder von andern bezogen“ und 

b) „welche Mengen er an andere abgegeben 
oder welche Geſchäfte über ſolche Stoffe er ver⸗ 
mittelt hat“. Die Zeit der Geſchäftsabſchlüſſe, 
die Lieferanten und Abnehmer find i in den Büchern 
vorzutragen, letztere aber nur; bei, Abgabe im 
Faſſe oder bei mehr als 100 1 im einzelnen Falle. 


Für die Abgabe in Flaſchen oder den Detail⸗ 
verkauf der Wirte ꝛc. genügen daher ſummariſche 
Angaben. 

Die Regierung hält ein einheitliches Formular 
für die Buchführung nicht für nötig; es foll auch 
die ſonſtige Buchführung eines Betriebes genügen, 
wenn ſie allen Anforderungen der Kontrolle ent⸗ 
ſpricht; wie und wann der letztere Umſtand — 
wenn nicht zu ſpät — feſtgeſtellt werden ſoll, iſt 
nicht erſichtlich, ebenſowenig, wie der Kontrolleur 
auf dieſe Weiſe eine raſche Ueberſicht bei ſeiner 
Tätigkeit gewinnen und wie das Ineinandergreifen 
der Buchungen der einzelnen, auf dem doch der 
Wert der Einrichtung im ganzen beruht, ſicher⸗ 
geſtellt werden ſoll. Man muß dringend wünſchen, 
daß in dieſer Beziehung „die Gleichmäßigkeit der 
Handhabung“ durch die Anordnung gleichmäßiger 
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Formulare gewährleiftet wird (8 25 V) und Aus: 
nahmen ſchon deshalb unterbleiben, um das nach 
den Erfahrungen unter dem zweiten Weingeſetz in 
weiteſten Kreiſen herrſchende Mißtrauen zu bannen, 
als tue ſich hier eine neue Hintertüre für eine 
landesrechtlich verſchiedene Handhabung des Ge⸗ 
ſetzes auf. | 

Die Bücher find nebſt den auf die einzu: 
tragenden Geſchäfte bezüglichen Geſchäftspapieren 
bis zum Ablaufe von 5 Jahren nach der letzten 
Eintragung aufzubewahren — $ 19 III. Da der: 
jenige, welcher ſich mit Geſchäftspapieren nicht 
befaßt, auch keine aufzubewahren hat, iſt dieſe 
Vorſchrift inſoweit ein Meſſer ohne Klinge; ſie 
kommt, da reelle Geſchäfte ohnehin alle Belege 
au ausſchließlich den unlauteren Elementen 
zugute. N 


Ehrlichkeit für den geſamten Weinverkehr iſt 
der das neue Geſetz beherrſchende Grundſatz; wie 
weit er verwirklicht wurde, wird der auf: 
merkſame Leſer aus der vorſtehenden Darlegung 
ſelbſt erſehen haben; daß ein guter Schritt vor⸗ 
wärts geſchehen iſt, iſt nicht zu verkennen, aber 
der Beharrungszuſtand dürſte noch nicht erreicht 
ſein; der Grundzug des deutſchen Wefens, das eine 
tun aber zugleich das andere nicht laſſen zu 
wollen, führt häufig zu faulen Kompromiſſen, ſtatt 
zur klaren Löſung eines Problems. 

Sache der Gerichte wird es wieder einmal 
ſein, im Geiſte des Geſetzes, deſſen Inhalt aus⸗ 
zuſchöpfen; mögen ſie aber den Geiſt aus den 
Beſtimmungen entnehmen, in denen er weht, 
nicht aus denen, in welchen er verkümmert oder 
unterdrückt iſt; insbeſondere wird hoffentlich die 
Praxis an den laxen Strafbeſtimmungen zu 
88 28 und 29, welche beinahe reine Uebertretungs⸗ 
ſtrafen ſind, nicht die Bedeutung der damit ge⸗ 
ſchützten Intereſſen meſſen. 

Wenn ich in dieſem Zuſammenhange die Ge⸗ 
richte erwähne, ſo geſchieht dies beileibe nicht in 
der Meinung, daß nunmehr der Geiſt des Ge⸗ 
ſetzes ausſchließlich im Wege der Strafverfolgung 
eingeſchärft werden ſoll; mögen daher außer den 
Intereſſenten, auf deren Betätigung ſchon die 
Regierung verwieſen hat und den Konſumenten, 
welche nur deutlich verlangen ſollen, was ſie 
wünſchen (z. B. Naturwein, Garantie für 
Originalität, Lage und Jahrgang) und dann auch 
entſprechende Lieferung anſprechen können, auch die 
ſonſt an der Einführung des Geſetzes beteiligten 
Stellen an ihrem Teile ſelbſtändig und unbeeinflußt 
im wahren Geiſte desſelben mitarbeiten; freilich 
darf dies nicht dazu führen, die endgültige Ein⸗ 
und Durchführung in der Praxis auf die lange 
Bank zu ſchieben; das discite moniti berechtigt 
dann auch zu energiſchem Einſchreiten. 


N . ̃7˙ u ̃— LAL Se 
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Mitteilungen aus der Praxis. 


Zur Erhöhung der Nechtsanwaltsgebühren. In der 
Sitzung des Reichstages vom 26. April l. J. hat ſich 
bei der zweiten Beratung der Zivilprozeß⸗Növelle der 
konſervative Abgeordnete Dr. Wagner (Sachſen) 
gegen die angeregte allgemeine Erhöhung der Ge⸗ 
bühren der Rechtsanwälte ausgeſprochen und gegen⸗ 
über dem Hinweis darauf, daß im allgemeinen alle 
zum Leben erforderlichen Waren im Preiſe geſtiegen 
wären, ausgeführt: 

„Ich möchte mir darauf die Bemerkung geſtalten, 
daß dieſes letztere Argument hier keineswegs ein durch⸗ 
ſchlagendes iſt und ſein kann. Hat doch der Herr 
Abgeordnete Dr. Spahn bereits bei der erſten Beratung 
dieſer Novelle darauf hingewieſen, wie mit dieſer all⸗ 
gemeinen Steigerung der Preiſe doch ohne weiteres 
auch die Streitwerte ſelbſt geſtiegen ſind. Aus dieſem 
Steigen der Streitwerte folgt aber auch ohne weiteres, 
daß damit auch die Gebühren des Gerichts und die 
Gebühren der Anwälte mit ſteigen, und daß daher 
das allgemeine Steigen der Preiſe einen Grund für eine 
Erhöhung der Gebührenſätze ſelbſt nicht geben kann.“ 

Die RAGEGO. ift im Jahre 1879 erlaſſen worden 
und eine Erhöhung der Gebühren iſt nun allerdings 
ſchon mit Rückſicht auf das in den ſeither verfloſſenen 
30 Jahren eingetretene Sinken des Geldwertes und 
das damit verbundene Steigen aller Preiſe geboten. 
Es iſt aber auch richtig, daß ſich bei der Behandlung 
dieſer Frage die Erwägung aufdrängt, ob nicht gegen 
die Gebührenerhöhung ſpricht, daß eben das Steigen 
der Preiſe auch die Folge hat, daß es ſich im all⸗ 
gemeinen bei den Rechtsſtreitigkeiten um höhere Be⸗ 
träge handelt. Sich hierüber ganz klar zu werden, 
iſt um ſo wichtiger, als dies das einzige iſt, was 
gegen die Forderung auf Erhöhung der Gebühren 
eingewendet werden kann, und es iſt deshalb wichtig 
darauf hinzuweiſen, daß die von Dr. Wagner ge⸗ 
zogenen Schlüſſe irrig ſind. Es könnte ſonſt für ihre 
Richtigkeit ins Feld geführt werden, daß in der näm⸗ 
lichen Sitzung nach ihm nicht weniger als ſechs An⸗ 
wälte geſprochen haben, ohne ſich gegen die Aus⸗ 
führungen Wagners zu wenden; das iſt aber wohl 
darauf zurückzuführen, daß dieſer das Wort „numerus 
clausus“ gebraucht hatte und ſich deshalb die nach⸗ 
folgenden Redner veranlaßt geſehen haben, ſich vor 
allem gegen deſſen Wiedereinführung auszuſprechen. 

In erſter Linie iſt nun darauf hinzuweiſen, daß 
der geringeren oder höheren Bemeſſung der Gebübren 
je nach dem geringeren oder höheren Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes die Annahme zugrunde liegt, daß im 
allgemeinen die Prozeſſe, bei denen es ſich um be⸗ 
deutendere Werte handelt, dem Anwalt eine entſpre⸗ 
chend höhere Verantwortung und Mühe auferlegen. 
Dagegen mag manches einzuwenden ſein, vieles ſpricht 
aber auch dafür und jedenfalls muß von dieſer An⸗ 
nahme ausgegangen werden, ſolange das Geſetz be⸗ 
ſteht, das auf ihr heruht. Sonach iſt eine Erhöhung 
der Gebühren wegen der Erhöhung der Streitwerte 
nichts anderes, als eine andere, größere Vergütung 
für eine andere, größere Inanſpruchnahme, und nicht 
eine höhere Vergütung für die nämliche Tätigkeit. 

Dazu kommt, daß eine Erhöhung des Streitwertes 
keineswegs ohne weiteres eine Erhöhung der Gebühren 
mit ſich bringt. Dieſe belaufen ſich ja nicht etwa auf 
beſtimmte Hundertſtel des Streitwertes oder auf einen 
anderen, genau nach dem Streitwert berechneten Be⸗ 
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trag, ſondern ſie richten ſich nach den im Geſetz feſt⸗ 
gelegten Klaſſen, unter die die Streitwerte fallen. 
Reicht nun der Wert des Streitgegenſtandes, wie er 
ſich nach den früheren Preiſen ergeben würde, nahe 
an die obere Grenze einer Klaſſe heran, ſo genügt 
ſchon eine geringfügige Erhöhung zur Anwendung 
der nächſt höheren Klaſſe und damit höherer Gebühren. 
Abgeſehen von dieſem Fall, der natürlich meiſtens 
nicht vorliegt, kann aber auch eine ſehr bedeutende 
Erhöhung des Streitwertes eintreten, ohne daß ſich 
die Gebühren erhöhen, weil die Wertsklaſſen einen 
ſehr weiten Umfang haben. Für die Prozeſſe bis zu 
10 000 M Streitwert — und die mit höheren Werten 
ſind verhältnismäßig ſelten — gibt es ja im ganzen 
nur 18 Klaſſen, von denen die erſte bis zu 20 M, die 
zweite von 20—60 M und die letzte von 8200 - 10000 M 
geht. So kann in dieſer 18. Klaſſe eine Erhöhung des 
Wertes um mehr als 21 v. H. eintreten, ohne daß ſich 
die Gebühren erhöhen, ebenſo bei der 17. Klaſſe eine 
Erhöhung um über 22 v. H., bei der 6. und 5. eine 
Erhöhung um beinahe 50 v. H., bei der 4. um beinahe 
66 v. H., bei der 3. eine Erhöhung um beinahe 
100 v. H. und bei der 2. gar eine ſolche von beinahe 
200 v. H. In ſehr vielen Fällen bleibt alſo auch eine 
über die allgemeine Erhöhung der Preiſe weit hinaus⸗ 
gehende Erhöhung des Streitwertes ohne jeden Ein⸗ 
fluß auf die Gebühren. 

Endlich iſt noch zu berückſichtigen, daß auch da, 
wo die Gebühren ſich erhöhen, ſie nicht in dem gleichen 
Maße ſteigen, wie die Werte, die unter die einzelnen 
Klaſſen fallen, ja ſogar in geringerem Maße, als 
dies bei den Gerichts gebühren geſchieht; es müßte 
Sonst bei der einfachen Gebühr von 2 M für Sachen 
bis zu 20 M die einfache Gebühr in Sachen bis zu 
10 000 M fih auf 1000 M belaufen. Nun ift es aler- 
dings unzuläſſig, bei einer ſolchen Berechnung von 
den allerniedrigſten Klaſſen auszugehen, weil bei ihnen 
nicht nur das Verhältnis der Gebühr zu dem Streit⸗ 
wert in Frage kommt, ſondern auch eine abſolute 
Mindeſthöhe der Gebühr, unter die nicht hinunter⸗ 
gegangen werden könnte, ohne die Gebühren unter 
das Maß binunterzudrüden, das als Vergütung für 
eine Tätigkeit wie die eines Anwaltes an ſich ge⸗ 
fordert werden muß, ſodaß die Gebühren in den erſten 
Klaſſen, ſo niedrig ſie an ſich ſein mögen, immerhin 
im Verhältnis zum Streitwert ziemlich hoch ſind. 
Dagegen ift z. B. die Gebühr von 14 M in Sachen 
bis zu 450 M auch im Verhältnis zum Streitwerte 
nicht zu hoch und geht man von dieſer Gebühr aus, 
fo käme man bei einem Streitwerte von 10000 M 
auf eine einfache Gebühr von etwas über 300 M, 
während fie in Wirklichkeit nur 64 M beträgt. Die 
6. Klaſſe geht bis zu 450 M, die 7. bis zu 650 M 
Streitwert, umfaßt alſo eine Steigerung von mehr 
als 44 v. H.; dagegen ſteigt die Gebühr nur von 14 M 
auf 19 M, alſo um nicht ganz 36 v. H.; zwiſchen der 
9. und 10. Klaſſe (Streitwerte bis zu 1200 M und bis 
zu 1600 M) beträgt die Steigerung in den Streit⸗ 
werten 33 /, in den Gebühren (28 und 32 M) aber 
nur etwas über 14 v. H., und ſo iſt es durchgängig. 
Noch kraſſer wird das Mißverhältnis, wenn man nicht 
nur die oberen Grenzen der Klaſſen in Betracht zieht, 
wie es bei der ſoeben aufgeſtellten Berechnung ge⸗ 
ſchehen iſt, ſondern den ganzen Spielraum zweier 
Klaſſen. Nimmt man wieder die 6. und 7. Klaſſe, die die 
Streitwerte von 300-450 M und von 450-650 M 
umfaſſen, ſo iſt in ihnen zuſammen eine Steigerung 
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von weit über 100 v. H. möglich, während die Steige⸗ 
rung der Gebühr von 14 M auf 19 M mit nicht ganz 
36 v. H. feſt bleibt. 

Es ſteigen alſo die Gebühren in keinem Fall in 
dem nämlichen Maß wie die Streitwerte, während in 
den meiſten Fällen das Steigen der Preiſe die Ein⸗ 
reihung der Sache in eine höhere Wertsklaſſe über⸗ 
haupt nicht zur Folge hat; immerhin aber bedeutet 
die infolge einer ſolchen Verſchiebung eintretende ver⸗ 
hältnismäßig geringe Erhöhung der Gebühren nach 
dem Syſtem der Gebührenordnung nichts anderes als 
den Ausgleich für den größeren Umfang von Mühe 
und Verantwortlichkeit. Der Einwand der Abgeord⸗ 
neten Spahn und Wagner erweiſt ſich alſo bei näherer 
Unterſuchung als durchaus hinfällig und es wäre des⸗ 
halb um ſo mehr zu hoffen, daß der Reichstag mit 
möglichſt großer Mehrheit dem Geſetzentwurf über 
eine allgemeine Erhöhung der Rechtsanwaltsgebühren 
zuſtimmt, deſſen Vorlage er von den verbündeten 
Regierungen verlangt hat, dann würde wenigſtens 
für die Zukunft die Ungeheuerlichkeit beſeitigt, daß 
nur allein die Rechtsanwälte ihre Vergütung in 
Sätzen erhalten, wie ſie vor Jahrzehnten unter ganz 
anderen Verhältniſſen angemeſſen waren, und den 
Druck der allgemeinen Verteuerung der Berufsaus⸗ 
übung und der Lebenshaltung ohne Gegendruck aus⸗ 
halten müſſen, während die Angehörigen aller anderen, 
auch der fog. freien Erwerbsſtände, ſchon längſt auch 
ihrerſeits höhere Preiſe verlangt und erhalten haben 
und ebenſo die Gehälter der Offiziere und Beamten 
in angemeſſener Weiſe erhöht worden ſind. 


Rechtsanwalt Oettinger in Nürnberg. 


Welche Anſichtspoſtkarten unterliegen den Be⸗ 
ſtimmungen des Preßgeſetzes? Nach langen Streitig⸗ 
keiten der zunächſt intereſſierten Kreiſe iſt nun endlich 
ein dieſe Streitfrage löſendes Urteil erzielt worden. 
In einer Sitzung vom 11. Dezember 1908 hat 
der 2. Strafſenat des Kammergerichts in Berlin die 
Reviſion des Staatsanwalts gegen ein freiſprechendes 
Urteil in einer den 8 6. Abſ. 1 des Preß G. betreffenden 
Uebertretungsſache als unbegründet zurückgewieſen, 
und ſich der Anſicht der Vorinſtanz angeſchloſſen, daß 
Poſtkarten, die ausſchließlich den Zwecken des Verkehrs, 
des häuslichen und geſelligen Lebens dienen, nicht den 
Ordnungsvorſchriften des 8 6 Abſ. 1 des PreßG. 
unterliegen. Daß dieſe Vorausſetzungen bei Anſichts⸗ 
poſtkarten immer vorliegen, kann, wie es in der Urteils⸗ 
begründung des Kammergerichts heißt, nicht ange⸗ 
nommen werden, da ſolche, wie das Reichsgericht in 
ſeiner Entſcheidung vom 13. November 1902 (Entſch. 
d. RG. Bd. 36 S. 11 ff.) zutreffend ausführt, „erfahrungs⸗ 
gemäß die Gefahr eines Mißbrauchs der Preßfreiheit 
zu unſittlichen, unerlaubten und ſtrafbaren Zwecken 
nahelegen“. Maßgebend für die Ausnahmebeſtimmungen 
des § 6 Abſ. 1 des PreßG. ift alfo die Erwägung, 
daß ein Mißbrauch nicht zu befürchten iſt. Es ſei 
demnach zu prüfen, ob Anſichtspoſtkarten, die eine 
Landſchaft oder ein Architekturbild darſtellen 
und nur einen die Bedeutung des Dargeſtellten er⸗ 
klärenden Wortzuſatz enthalten, einen Mißbrauch be⸗ 
fürchten laſſen, oder ob ſie denjenigen Druckſchriften 
beigezählt werden dürfen, die den Zwecken des Ver⸗ 
kehrs, des geſelligen und häuslichen Lebens zu dienen 
beſtimmt ſeien und ſomit einen Mißbrauch der Regel 
nach nicht erwarten laſſen. 


274 Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 13. 


Die Entſcheidung dieſer Frage hänge im weſent⸗ 
lichen von der Art der auf der Poſtkarte befindlichen 
Darſtellung und insbeſondere auch davon ab, ob dieſe 
Darſtellung geeignet ſei, die Poſtkarte ihrer aus⸗ 
ſchließlichen Beſtimmung, nämlich den Zwecken 
des Verkehrs und täglichen Lebens zu dienen, zu ent⸗ 
ziehen. Letzteres werde ſtets dann der Fall ſein, 
wenn der Darſtellung ein politiſcher, ein religi⸗ 
öſer, ein ſozialer oder auch ein unſittlicher 
Gedanke zugrunde liege; denn in dieſen Fällen 
werde der Abſender einer ſolchen Poſtkarte außer dem 
eigentlichen Zwecke der Mitteilung noch einen weiteren 
Zweck verfolgen, nämlich den, in einem beſtimmten 
Sinne, ſei es aufreizend oder anreizend zu wirken. 
In dieſen letztgedachten Fällen fehle es an der vom 
Geſetz ausdrücklich geforderten Ausſchließlichkeit 
des Zweckes der Poſtkarte, dem Verkehr und den 
geſelligen und häuslichen Intereſſen zu dienen. Darum 
werden ſolche Poſtkarten ſtets der Ordnungsvorſchrift 
des 8 6 Abſ. 1 des PreßG. zu unterſtellen fein. 

Daß unter Umſtänden auch ſolche Poſtkarten, die 
lediglich ein Landſchafts⸗ oder Architekturbild enthalten, 
geeignet ſein könnten, agitatoriſchen Zwecken zu dienen, 
ſei nicht in Abrede zu ſtellen. In der großen Mehr⸗ 
zahl der Fälle werde aber das einfache Landſchafts⸗ 
oder Architekturbild einen der oben gedachten Neben⸗ 
zwecke nicht haben und darum nicht geeignet ſein, die 
Poſtkarte ihrer eigentlichen Beſtimmung, den Zwecken 
des Verkehrs zu dienen, zu entfremden. 


Kriminalkommiſſar Dr. Schneickert in Berlin. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


1. Wird ein wegen Wuchers nichtiges Rechts⸗ 
geſchäft durch einen Vergleich mit einem der Prozeß⸗ 
gegner beſtätigt, ſo wirkt der Vergleich nicht anch zu⸗ 
gunſten der anderen Gegner. . 

2. Tragweite des S 817 BGB. 

Der Privatmann A. H. beauftragte den Beklagten 
R., ihm ein hypothekariſches Darlehen auf ſein Grund⸗ 
ſtück zu beſchaffen, und verpflichtete ſich, nachdem R. 
mit Hilfe des von ihm zugezogenen Beklagten B. 
einen Dr. J. als Darlehensgeber ermittelt hatte, dem 
R., falls er ihm ein Kapital von ca. 40 000 M und 
zwar 30 000 M bar und 10000 M zweite Hypothek 
verſchaffe, ein Honorar von 4000 M zu zahlen. Der 
Darlehensvertrag wurde zwiſchen Dr. J. und H. 
notariell verbrieft. J. zahlte dem H. gegen Einräu⸗ 
mung einer zweitſtelligen Hypothek 32 000 M bar und 
trat ihm eine zweite Hypothek auf einem Grundſtück 
in M. zu 10000 M ab. Am Tag der Auszahlung des 
Darlehens entrichtete H. dem R. die bedungenen 
4000 M. Hiervon erhielt B. 2500 M. Später erhob 
H. Klage gegen R., B. und Dr. J. wegen gemein⸗ 
ſchaftlicher Bewucherung und verlangte von den 
erſteren Rückerſtattung der 4000 M, von Dr. J. An- 
erkennung, daß der Darlehensvertrag nichtig ſei. Die 
Bewucherung wurde darin erblickt, daß die Beklagten 
unter Ausbeutung der Notlage des H. ſich von ihm 
unverhältnismäßige Vermögensvorteile verſprechen 
und en ließen: J. das Schuldbekenntnis über 
42 000 M gegen Hingabe der wertloſen Hypothek auf 


dem Grundſtück in M., R. und M. den übermäßigen 
Mäklerlohn. Im Prozeſſe ſchloß H. mit Dr. J. einen 
gerichtlichen Vergleich, worin er erklärte, daß er dem 
J. nach keiner Richtung den Vorwurf des Wuchers 
machen könne, die Rechtsgeſchäfte mit ihm als von 
Anfang an rechtsgültig anerkannte und ſie für alle Fälle 
in vollem Umfang mit Rückbeziehung der Rechts⸗ 
wirkung auf den Tag der notariellen Beurkundungen 
beſtätigte. Die Klage gegen R. und B., die von H. 
weiter verfolgt wurde, iſt von den Vorinſtanzen ab⸗ 
gewieſen worden. Die Reviſion hatte Erfolg. 

Aus den Gründen: 1. Das OLG. weiſt den 
Anſpruch zurück, weil H. ſich wegen des Vergleichs 
nicht mehr darauf berufen könne, daß er durch das 
Darlehensgeſchäft bewuchert worden ſei. Der Ver⸗ 
gleich ſei eine rechtsgültige Beſtätigung und Neuvor⸗ 
nahme des Geſchäfts i. S. des 8 141 BGB. Es könne 
danach überhaupt nicht mehr geſagt werden, daß die 
Beklagten durch ihre Tätigkeit für das Zuſtande⸗ 
kommen des früheren Geſchäfts das Darlehensgeſchäft 
vermittelt hätten. Das beſtätigte Geſchäft ſei nicht 
wucheriſch und trage keinen unſittlichen Charakter 
mehr, weshalb von einer von Dr. J. oder gar von 
Dritten zu vertretenden Schädigung des H. keine Rede 
mehr ſein könne. Dieſe Ausführungen ſind irrig. An 
dem Vergleich haben die Beklagten nicht teilgenommen; 
ſie können keine Rechte und Einreden daraus ableiten. 
Wenn ſelbſt Dr. J. Teilnehmer an dem Wucher ge⸗ 
weſen und gegen ihn ein Schadenserſatzanſpruch er⸗ 
hoben worden wäre, ſo würde den Beklagten daraus, 
daß die Klägerin ihn allein aus der Haftung ent⸗ 
laſſen hätte, kein Einwand erwachſen ($ 423 BGB.). 
Nun hat H. in dem Vergleich nicht etwa erklärt, daß 
er nicht in Notlage geweſen ſei und keinen Schaden 
erlitten habe, ſondern nur, daß er dem Dr. J. den 
Vorwurf des Wuchers nicht machen könne. Es iſt 
ganz wohl denkbar, daß bei Dr. J. der ſubjektive 
Tatbeſtand des Wuchers gefehlt, daß er keine Kenntnis 
von der Notlage des H. und der Wertloſigkeit der 
abzutretenden Hypothek gehabt hat, und daß nur die 
Beklagten in dieſer Kenntnis ſich für Dr. J. die un⸗ 
verhältnismäßigen Vermögensvorteile haben ver⸗ 
ſprechen laſſen. In dieſem Fall wäre das urſprüng⸗ 
liche Darlehensgeſchäft zwiſchen Dr. J. und H. nicht 
nichtig geweſen. Es läßt ſich deshalb aus der Er⸗ 
klärung des H. beim Vergleich und aus der Beſtäti⸗ 
gung des Geſchäfts überhaupt nichts zugunſten der 
Beklagten folgern. 

2. Die Reviſion hält es ferner für den grundlegen⸗ 
den Rechtsirrtum des OLG., daß es demjenigen, der 
bewuchert worden ſei, den Rückforderungsanſpruch aus 
§ 817 BGB. verſage, ſofern er gewußt habe, daß er 
zu der Leiſtung, die er zurückfordern wolle, nicht ver⸗ 
pflichtet ſei. Die Reviſion verkennt das Anwendungs⸗ 
gebiet des § 817. Nach Satz 1 dieſer Vorſchrift ift 
der Empfänger einer Leiſtung zur Herausgabe ver⸗ 
pflichtet, wenn der Zweck der Leiſtung in der Art be⸗ 
ſtimmt war, daß der Empfänger durch die Annahme 
gegen ein A es Verbot oder gegen die guten 
Sitten verſtoßen hat. Die Leiſtung i. S. des $ 817 
kann in der Eingehung oder in der Erfüllung eines 
Schuldverhältniſſes beſtehen. Hier handelt es ſich um 
eine Leiſtung, die die Erfüllung eines Schuldverhält⸗ 
niſſes zum Gegenſtande hatte. Der Zweck der Leiſtung 
war in der Art beſtimmt, daß damit dem R. die ver⸗ 
ſprochene Proviſion bezahlt werden ſollte. Voraus⸗ 
ſetzung des $ 817 Satz 1 ift, daß die Annahme der 
Leiſtung einem geſetzlichen Verbot oder den guten 
Sitten widerſtreitet. Hierzu genügt! nicht) die [vers 
werfliche Geſinnung des Empfängers lallein, 2 ſondern 
die Annahme muß auch objektiv — nach dem Inhalt 
des Rechtsgeſchäſts — verbots⸗ oder ſittenwidrig m 
Mag ſelbſt bei Begründung eines Schuldverhältniſſes 
der Verſprechensempfäͤänger wider Geſetz oder gute 
Sitten das Verſprechen angenommen haben, ſo greift, 
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ſofern nicht das Verſprechen, ſondern wie hier ſeine 
Erfüllung kondiziert wird, 8 817 Satz 1 nicht Platz, 
wenn bei der Erfüllung die Annahme des Verſprochenen 
nicht mehr verbots⸗ oder ſittenwidrig iſt. Derjenige, 
der in Ausbeutung der Notlage, der Unerfahrenheit oder 
des Leichtſinnes eines andern ſich von ihm unverhält⸗ 
nismäßige Vermögensvorteile hat verſprechen laſſen 
handelt nicht mehr wucheriſch, wenn er ſich die Ver⸗ 
mögensvorteile zu einer Zeit gewähren läßt, wo die 
Notlage, die Unerfahrenheit oder der Leichtfinn bei dem 
andern nicht mehr beſteht. Denn dann fehlt es bei 
dem andern an der Notlage uſw. wie bei dem 
Empfänger an der Möglichkeit, ſie zur Erlangung der 
Vermögensvorteile auszubeuten. Die Annahme der 
Vermögensvorteile verſtößt daher nicht gegen das 
Verbot des Wuchers. Ebenſowenig verſtößt die An⸗ 
nahme einer Leiſtung wider das Betrugs⸗ oder das 
Erpreſſungsverbot, wenn der Leiſtende zur Zeit der 
Leiſtung ſich nicht mehr im Irrtum oder in der Zwangs⸗ 
lage befand, in die ihn der Empfänger verſetzt hatte. 
In allen dieſen Fällen iſt eben der urſächliche Zu⸗ 
ammenhang zwiſchen der von dem Geſetz mißbilligten 
illensbeeinfluſſung und der Leiſtung nicht vorhanden. 
Hat der [on die Erfüllungsleiftung in der irr- 
tümlichen Meinung bewirkt, er ſei trotz den Willens⸗ 
mängeln an ſein Verſprechen gebunden, ſo kann er ſie 
nicht aus 8 817 Satz 1, ſondern aus § 812 zurück⸗ 
fordern. Auch als unſittlich kann die Entgegennahme 
eines übermäßigen Mäklerlohns von demjenigen, der 
freiwillig und im Bewußtſein, rechtlich dazu nicht ver⸗ 
pflichtet zu ſein, bezahlt, nicht angeſehen werden. Das 
OLG. hat aber einwandfrei feſtgeſtellt, daß H., als er 
dem R. den Mäklerlohn auszahlte, nicht mehr in Not⸗ 
lage war, und daß er gewußt hat, er brauche ein ihm 
abgenötigtes Verſprechen einer übermäßigen Proviſion 
nicht zu zen. (Art. d. VI. ZS. v. 4. Februar 1909, 
VI 790/08). — — n. 
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II. 

Zuläſſigkeit oder Anguläffigkeit einer Einwirkung 
auf ein fremdes Grundſtück. (BGB. 88 906, 907, 1004; 
EG. z. BGB. Art. 65). An die ſüdliche Giebelwand des 
Hauſes der Klägerin lehnte ſich früher das B.ſche Haus 
an. Dieſes erwarb der Eiſenbahnfiskus. Er legte es 
ein, ſchüttete den Keller längs der Giebelwand des 
Hauſes der Klägerin bis zur Höhe der an dem Haus 
vorüberführenden Straße zu und legte dort einen neuen 
Weg an. Die Klägerin macht geltend, in dem ange⸗ 
. Boden ſammle ſich die Feuchtigkeit; dieſe 

ringe in die Giebelwand und ſteige dort hoch. 

Aus den Gründen: Der Eigentümer eines 
Grundſtücks kann ſowohl nach preußiſchem Rechte 
(88 13, 25, 26 ALR. I, 8) als auch nach dem Rechte 
des BGB. ($ 903), ſoweit nicht das Geſetz oder Rechte 
Dritter entgegenſtehen, mit ſeinem Grundſtück nach 
Belieben verfahren und iſt nicht gehalten, die Inter⸗ 
eſſen des Nachbarn zu berückſichtigen. Nur dann, 
wenn er auf das Nachbargrundſtück in einer deſſen 
Benutzung weſentlich beeinträchtigenden Weiſe einwirkt, 
kann der Nachbar von ihm Beſeitigung der Beein⸗ 
trächtigung verlangen (RG. ZS. 24, 213, RG. Gruchot 
37, 1006; BGB. 88 906, 907, 1004). Die Rechtsſtellung 
des Eifenbahnfisfus als Eigentümers eines Grund- 
ſtückes iſt in dieſer Hinſicht an ſich keine andere als 
die eines ſonſtigen Eigentümers. Der Berufungsrichter 
nimmt allerdings an, daß auch die Bodenanhöhung 
mit dem Eiſenbahnbetriebe in W ſtehe, 
weil ſie eine Anlage darſtelle, die infolge der Er⸗ 
weiterung des Eiſenbahndammes und der durch dieſe 
bedingten Niederlegung des Nachbarhauſes der Klägerin 
hergeſtellt ſei. Ob dies zutreffend iſt, kann dahingeſtellt 
bleiben. Auch wenn dies richtig wäre und wenn weiter 
anzunehmen wäre, daß die landespolizeiliche Genehmi⸗ 
gung der Eiſenbahnanlage ji auf die Bodenanhöhung 
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als zu dieſer Anlage gehörig erſtreckt hat, würde doch 
der auf das Eindringen von Waſſer in das Haus 
geſtützte Schadenserſatzanſpruch, ſoweit er ſich auf die 
Bodenanhöhung bezieht, nicht begründet ſein. Aller⸗ 
dings wäre, wenn das Eindringen des Waſſers als 
eine unzuläſſige Einwirkung auf das benachbarte Haus 
der Klägerin zu erachten wäre, gegen den beklagten 
Eiſenbahnfiskus ein Anſpruch auf Beſeitigung der 
Bodenanhöhung wegen deren landespolizeilicher Ge⸗ 
nehmigung nicht gegeben, und daher könnte in dieſem 
Falle die Klägerin nach anerkannten Grundſätzen des 
preußiſchen Rechtes, die auch unter der Herrſchaft des 
BGB. gelten, wegen der durch die Anlage verurſachten 
Beſchädigungen des Hauſes Schadenserſatz beanſpruchen 
(RG. 35. 17, 103, 30, 116, 31, 288, 58, 130, JW. 1905 
S. 131 Nr. 1). Eine unzuläſſige Einwirkung aber, deren 
daſefte tus wenn ein anderer als der beklagte Eiſen⸗ 
bahnfiskus Grundſtückseigentümer wäre, verlangt 
werden könnte, liegt nach den dem fraglichen Schadens⸗ 
d zugrunde liegenden Behauptungen der 
Klägerin nicht vor. Nach den gemäß Art. 65 EG. BGB. 
auch noch jetzt geltenden 88 102 ff. ALR. I. 8 iſt ein 
jeder Eigentümer befugt, ſein Grundſtück gegen das 
außerhalb der ordentlichen Kanäle und Gräben wild 
ablaufende Waſſer zu decken. Nicht aber iſt der Eigen⸗ 
tümer eines oberhalb liegenden Grundſtücks im Inte⸗ 
reſſe des Eigentümers des unterliegenden Grundſtückes 
verpflichtet, eine ihm als Eigentümer zuſtehende Be⸗ 
nutzung ſeines Grundſtückes und die Vornahme einer 
Veränderung deswegen zu unterlaſſen, weil dadurch 
der Zufluß des Tageswaſſers ſich zum Nachteile des 
unterhalb liegenden Grundſtückes ändert (RG. BS. 24, 
212, 25, 168, RG. Gruchot 37, 1006, Oberſtr. El 
51, 56). Ob dies dann anders liegt, wenn ungewöhn⸗ 
liche Anlagen hergeſtellt werden, durch die veranlaßt 
wird, daß das Tageswaſſer ſich anſammelt und beim 
Eintritte beſtimmter Vorausſetzungen regelmäßig in 
ſtärkerem Maße als bisher dem unterliegenden Grund⸗ 
ſtücke zufließt (vgl. RG. Gruchot 37, 1006), kann N 
geſtellt bleiben. Denn die Zuſchüttung einer Ber- 
tiefung und die Einebnung des Bodens bis zur Höhe 
der vorüberführenden Straße kann als eine ſolche 
e e Anlage nicht aufgefaßt werden. Vgl. für 
Bayern jetzt Art. 17 u. 161 Waſſer G. vom 23. März 1907. 
Danach iſt die Anſicht des Berufungsrichters nicht zu⸗ 
treffend, daß der beklagte Fiskus der Klägerin des⸗ 
wegen ſchadenserſatzpflichtig ſei, weil infolge der Zu⸗ 
ſchüttung des Kellers und der Einebnung des Grundes 
und Bodens das Tageswaſſer in ſtärkerem Maße als 
bisher in ihr Haus eindringe. Vielmehr muß die 
Klägerin ſich ſelbſt durch geeignete Maßnahmen gegen 
das vom Boden her eindringende Waſſer ſchützen. 
(Urteil des V. 8S. vom 3. März 1909 V za 
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III. 


. Haftet der Gaſtwirt für den Schaden, den die zur 
kun gegenüber Ansſchreitungen aufgeforderten 
Gäſte durch Verletzungen erlitten haben? In der Wirt- 
ſchaft des H. waren zwei Handwerksburſchen eingekehrt; 
abends kamen dorthin auch die Kläger. Als die 
übrigen Gäſte die Wirtſchaft verließen, bat H. die 
Kläger, zu ſeiner Unterſtützung dazubleiben, da ihm 
die Burſchen verdächtig vorkamen. Die Kläger ent⸗ 
prachen der Bitte. Als H. die Burſchen e e 
ie Wirtſchaft zu verlaſſen, fielen beide über ihn her, 
und er erhielt einen Stich durchs Ohr. Auf ſeinen 
Ruf: „ich bin geſtochen, ſchmeißt fie naus!“ eilten die 
Kläger zu Hilfe; 1 wurden von den Handwerks⸗ 
burſchen rn Hiebe mit einem Bierglas und durch 
Meſſerſtiche ſchwer verletzt. Ihre gegen H. erhobenen 
Schadenserſatzanſprüche wurden dem Grunde nach vom 
LG. und vom OLG. für gerechtfertigt erklärt; das 
Reichsgericht hat dagegen die Klage abgewieſen. 
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Aus den Gründen: 1. Wenn es auch fein 
mag, daß der Beklagte unbedacht gehandelt und die 
von einem verſtändigen Wirt gegenüber verdächtigen 
und widerſpenſtigen Handwerksburſchen zu verlangende 
Sorgfalt nicht beobachtet hat, ſo war doch ſein 
fahrläffiges Verhalten für den Schaden der Kläger 
nicht Urſache im Rechtsſinn. Die Kläger hatten von 
dem Zeitpunkt an, als die Burſchen ihr bisher ruhiges 
Betragen ins Gegenteil kehrten, alles, was ſich in der 
Wirtsſtube zutrug, gehört und geſehen; ſie ſind inne 
geworden, daß die Polizei nicht gerufen, der Hund 
nicht geholt, Waffen nicht bereit geſtellt wurden; ſie 
haben, obwohl ſelbſt unbewaffnet, ſolche Sicherungs⸗ 
maßregeln auch nicht angeregt. Für die Annahme 
dienſtlicher oder wirtſchaftlicher Abhängigkeit der Kläger 
von dem Beklagten oder dafür, daß ſie ſonſt unter 
einem gewiſſen Zwang ſtanden, ſeinem Erſuchen um 
Beiſtand zu willfahren, liegen Anhaltspunkte nicht vor; 
ſie ſind alſo inſoweit aus freiem Entſchluß, in Voraus⸗ 
ſicht der ihnen drohenden Gefahr und in Kenntnis des 
Mangels weiteren Schutzes zur Unterſtützung des Be⸗ 
klagten dageblieben und ihm beigeſprungen. Urſache 
des Schadens im Rechtsſinn war alſo nicht das für 
ſie zutage liegende ſchuldhafte Verhalten des Beklagten, 
ſondern ihr eigener, freier, unbeeinflußter Wille. 

2. Die Frage, ob die Bitte des Beklagten an die 
Kläger, zu ſeiner Unterſtützung dazubleiben, einen Auf⸗ 
trag zu einer Geſchäftsführung im Sinne des 8 662 
BGB. bildete, braucht nicht beantwortet zu werden, 
weil auch bei ihrer Bejahung eine Haftung hieraus 
nicht abzuleiten wäre. Das BGB. enthält keine Vor⸗ 
dor daß der Auftraggeber dem Beauftragten für 

en bei Ausführung des Auftrags zugehenden Schaden 
zu haften hätte; von der 2. Kommiſſion wurden mit 
Mehrheitsbeſchlüſſen die auf Einfügung einer ſolchen 
Beſtimmung geſtellten Anträge abgelehnt. Nach dem 
das BGB. beherrſchenden Grundſatz, daß Schadens⸗ 
erſatz nur für Verſchulden zu leiſten ſei, iſt eine Erſatz⸗ 
pflicht des Auftraggebers nur für den Fall anzuerkennen, 
daß ihn ein Verfchulden trifft, was hier nicht zutrifft. 
Die Kommiſſionsmehrheit iſt gerade davon ausgegangen, 
daß wenn Beauftragter wie Auftraggeber den Schaden 
hätten vorausſehen können, es der Verkehrsauffaſſung 
entſpreche, dem Beauftragten, weil er trotz Kenntnis 
der ihm möglicherweiſe drohenden Gefahr den Auf⸗ 
trag übernommen habe, auch das Riſiko des über⸗ 
nommenen Auftrags aufzulegen. 

3. Die Frage, ob die Aufopferung der Geſundheit 
und körperlichen Unverſehrtheit eine Aufwendung der 
Kläger i. S. des £ 676 BGB. fei, hat das Os G. mit 
Recht verneint; von einer auf freiem Willen beruhenden 
Auslage oder Aufopferung von Vermögenswerten zur 
Erreichung eines gewiſſen Zweckes, wie dies das Geſetz 
für den Begriff der „Aufwendung“ erfordert, kann 
hier nicht geſprochen werden. Die Kläger haben, auch 
wenn ſie die Gefahr gekannt und ſich ihr aus freien 
Stücken unterzogen haben, das im Erfolg von ihnen 
gebrachte Opfer an ihrer Geſundheit doch nicht gewollt. 
Mit einer den Klägern günſtigen Auslegung des 8 670 
ließe ſich insbeſondere die unmittelbar vorausgehende 
Beſtimmung des 8 669 über die Vorſchußpflicht des 
Auftraggebers für die Aufwendungen nicht vereinigen. 
Fällt der Schaden der Kläger nicht unter die Auf⸗ 
wendungen der 88 670 und 683 BGB., ſo brauchte 
der Beklagte hierfür auch dann nicht aufzukommen, 
wenn die ihm in dringender Not gebrachte Hilfe als 
auftragsloſe Geſchäftsführung zu betrachten wäre. 

4. Eine ſtillſchweigende Uebernahme der Gefahren, 
die die Erfüllung des Auftrags mit ſich brachte, iſt in 
dem Hilferufe des verwundeten Beklagten nicht zu 
finden; es wäre damit dem Beklagten zugemutet, daß 
er 9 81 eine ſolche Haftung nach Treu und 
Glauben hätte ablehnen müſſen. Dieſe Auffaſſung 
würde auf einem Umwege für alle Fälle eines Auf⸗ 
trags, deſſen Ausführung mit Gefahr verbunden iſt, 
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zu der vom 1 gerade nicht gewollten Haftung 
des Auftraggebers für den Schaden des Beauftragten 
führen; es kann aber keine Rede davon fein, daß — 
unbeſchadet der a. Geftaltung des einzelnen 
Falles — Treu und Glauben dem Auftraggeber eine 
derartige Haftung auferlegen, wenn er ſie nicht aus⸗ 
drücklich ablehnt; am wenigſten könnte dies anerkannt 
werden, wenn ein Menſch in höchſter Not um Hilfe 
ruft; ein ſolcher Notruf wird in der Regel überhaupt 
keine Willenserklärung ſein, die rechtliche Wirkungen 
0 geeignet ift. (Urt. des III. 8S. vom 
5. April 1909). 


1635 ech, 


B. Strafſachen. 
1 


Macht derjenige, dem für ſeine Perſon vom Jagd⸗ 
berechtigten die Erlanbuis zum Jagen erteilt iſt, ſich 
eines Jagdvergehens aus § 293 StGB. ſchuldig, wenn 
er gemeinſchaſtlich mit Nichtberechtigten jagt? Aus 
den Gründen: Wenn der Jagdpächter H. dem An⸗ 
geklagten auch geſtattet hatte, ohne ſein Beiſein zu 
jagen, ſo gab dies dem Angeklagten doch keine Be⸗ 
fugnis, die Jagd gemeinſchaftlich mit anderen Nicht⸗ 
berechtigten auszuüben. Dadurch, daß er die Mit- 
angeklagten zuzog und nach Verabredung mit ihnen 
die Jagd ausübte, hat er die Grenzen der ihm ge- 
gebenen Erlaubnis überſchritten und ebenſo wie ſeine 
Jagdgenoſſen, das Jagdrecht des H. verletzt (R. 8, 
546). (Urt. des I. StS. vom 22. April 1909, I 2109), 
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Verhältnis des 8 146 des GenG. zu 8 266 Nr. 2 
StGB. Beſtrafung der Beihilfe zu einem Beraehen 
aus 5 146. Durch § 146 des Gen®. vom 20. Mai 1898 
wird nicht nach der Eigenſchaft der dort bezeichneten 
Perſonen die Strafbarkeit einer den Tatbeſtand der 
Untreue aus 8 266 Nr. 2 StGB. begründenden Gand- 
lung erhöht, ſondern es wird ein eigener Tatbeſtand 
aufgeſtellt, der in keiner Weiſe durch den des § 226 
Nr. 2 ergänzt wird oder dieſem gegenüber eine Er⸗ 
gänzung durch einen beſonderen Tatumſtand enthält, 
ſondern in jeder Richtung ſelbſtändig daneben beſteht. 
Der Tatbeſtand des $ 146 umfaßt zwar den des 8 266 
Nr. 2 in 255 Geſetzeskonkurrenz, ſeine Merkmale ſind 
aber in ihrer ſelbſtändigen Erſcheinung von denen des 
§ 266 Nr. 2 weſentlich ne Insbeſondere tritt 
an die Stelle des in 8 266 Nr. 2 gegebenen Merkmals 
der benachteiligenden Verfügung „über Forderungen 
und andere Vermögensſtücke“ gemäß § 146 als Merk⸗ 
mal jedes benachteiligende Handeln ſchlechthin und zu 
dieſem Merkmal geſellt ſich, und zwar nicht etwa als 
beſonderer ſtraferhöhender Tatumſtand im Vergleiche 
zum Bevollmächtigten des 8 266 Nr. 2, ſondern als 
ſtrafbegründendes Merkmal die nach 8 146 erforderte 
perſönliche Eigenſchaft des Täters. Auf eine unter die 
ſondergeſetzliche Beſtimmung des 8 146 Gen. fallende 
Handlung als ſolche kann daher der 8 266 Nr. 2 StGB. 
niemals Anwendung finden (E. 37, 25) und daraus er⸗ 
gibt ſich ohne weiteres, daß auch in keinem Falle u 
prüfen iſt, ob die Handlung nicht zugleich unter § 266 
Nr. 2 StGB. falle oder nicht. Hiernach kann aber 
auch gegenüber demjenigen, der zu einer nach 8 146 
zu beſtrafenden Handlung gemäß § 49 StGB. Beihilfe 
geleiſtet hat, von einer ſolchen Prüfung und Feſt⸗ 
ſtellung nicht die Rede fein und demgemäß ebenſowenig 
von einer Anwendung des 8 50 StGB. und einer daraus 
ſich ergebenden Anwendung des § 266 Nr. 2 StGB. 
(E. 22, 51). Die Verurteilung des Angeklagten nach 
$ 146 GenG. mit 8 49 StGB. ift ſohin nicht zu bean⸗ 
ſtanden. (Urt. des I. Sts. vom 29. März 1989, 
I 111/09). B. 

1627 


CETO O M, a EOAR EER e 


—— _ Beiffchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 13. 2 für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 13. 


Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


Beſchwerde gegen die Verfügung, durch die ein un⸗ 
richtiger Erbſchein entworfen wird, ſolange der Erb⸗ 
Hen nicht erteilt ift. Iſt ein im Entwurfe des Grb- 
eins aufgeführter Miterbe, der nicht Miterbe, ſondern 
eilhaber einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft zu fein 
behauptet, zur Beſchwerde berechtigt? Waun beginnt 
die Friſt zur Ablehnung der Fortiehung der allgemeinen 
n wenn ein die Fortſetzung auns: 
ſchließendez, aber nichtiges Teſtament vorliegt? Darf 
ein gemeinſchaftlicher Erbſchein erteilt werden, ſolauge 
die Ansſchlagungsfriſt läuft und ein Miterbe die Erb 
ſchaft nicht 2817 500 hat? (BGB. §8 1484, 1944 
2357, 2359, 2 $ 20). Der Vürſtenmacher 
N. Sch. in E. lebte mit ſeiner zweiten Ehefrau A. Sch. 
in dem geſetzlichen Güterſtande des Bayreuther Rechtes, 
feit dem 1. Januar 1900 in der nach Art. 62 des UeG. 
an deſſen Stelle getretenen allgemeinen Gütergemein⸗ 
ſchaft des BGB. Am 1. März 1904 haben er und die 
Frau ein gemeinſchaftliches Teſtament errichtet, in dem 
fie ſich gegenſeitig als Erben einſetzten und beſtimmten, 
daß die erſt⸗ und zweitehelichen Kinder des N. Sch. 
ihre „Nacherben“ ſein ſollten. N. Sch. hat die Ver⸗ 
fügungen eigenhändig geſchrieben und mit der Orts⸗ 
und Zeitangabe unterſchrieben. Auf ſeine Unter⸗ 
fat folgt die gleichfalls von ihm geſchriebene Er⸗ 
klärung: „Mit Vorſtehendem vollſtändig einverſtanden, 
5 auch mein Wille ſo iſt“ und die Unterſchrift der 
A. Sch. ohne Orts⸗ und Zeitangabe. Aus der Ehe 
fin zwei Kinder Marie und Paul hervorgegangen. 
A. Sch. iſt am 15. März 1904 geſtorben. Das Nach⸗ 
laßgericht eröffnete das Teſtament am 26. März 1904 
und nahm die Erklärung des N. Sch. entgegen, er 
habe gegen die Gültigkeit des Teſtaments nichts zu 
erinnern und nehme die Erbſchaft an. Weitere Er⸗ 
klärungen behielt N. Sch. ſich bis zur Abgabe der Er- 
klärungen ſeines erſtehelichen Sohnes M. Sch. und des 
Pflegers für den geiſteskranken erſtehelichen Sohn K. 
Sch. und die zwei zweitehelichen Kinder vor. Nachdem 
das Teſtament dem Sohne M. und dem Pfleger der 
zweitehelichen Kinder verkündet worden war und beide 
es „als gültig anerkannt“ hatten, erklärte N. Sch. vor 
dem Nachlaßgerichte am 28. April 1904, er lehne die 
Jortſetzung 55 e ab und mache von 
dem im 8 1478 BGB. bezeichneten Rechte Gebrauch. 
Auch der Pfleger des K. Sch. „erkannte das Teſtament 
als gültig an“. Das Nachlaßgericht ſtellte hierauf feſt, 
daß A. Sch. von ihrem Ehemanne N. Sch. beerbt 
worden ſei und daß die erſt⸗ und zweitehelichen Kinder 
Nacherben ſeien. Später eröffnete das Nachlaßgericht 
dem Witwer Sch. und den Pflegern, daß die letzt⸗ 
willige Verfügung wegen Mangels der Form nichtig 
und daß zwiſchen N. Sch. und den zweitehelichen 
Kindern Bas Gütergemeinſchaft eingetreten jei, 
weil N. Sch. die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft 
nicht rechtzeitig abgelehnt habe. Am 17. Februar 1909 
beantragte N. Sch. ihm einen der Rechtslage ent⸗ 
ſprechenden Erbſchein auszuſtellen. Das Nachlaßgericht 
entwarf einen Erbſchein, daß 3 Sch. auf Grund Ge- 
ſetzes von ihrem Ehemanne N. Sch. und den zweit- 
ehelichen Kindern Sch. zu je i/s beerbt worden fei, 
indem es von der Anſicht ausging, daß die Friſt für 
die Ablehnung der Fortſetzung der Gütergemeinſchaft 
erſt mit der Verkündung des nichtigen Teſtaments be⸗ 
gonnen habe und Se Ablehnung nr rechtzeitig er⸗ 
folgt ſei; es 1 dem N. Sch. und den Pflegern be⸗ 
kannt, daß dem N. Sch. ein Erbſchein nach dieſem 
Entwurfe zu erteilen ſei. Der Pfleger der zweitehe⸗ 
lichen Kinder erklärte hierauf, daß er die von N. 
am 28. April 1904 erklärte Ablehnung der Fortſetzung 
der Gütergemeinſchaft für verſpätet erachte und gegen 
die Verfügung Beſchwerde mit dem Antrag einlege, 
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den Erbſchein aufzuheben und ein Zeugnis über Fort⸗ 
ſetzung der Gütergemeinſchaft zu erteilen. Der Erb⸗ 
fhein ift bisher nicht ausgefertigt worden. Das LG. 
hat verfügt: „Der Erbſchein wird eingezogen“. Die 
weitere Beſchwerde des Witwers blieb erfolglos. 

Gründe: 1. Da der Erbſchein noch nicht erteilt 
worden iſt, weil das Nachlaßgericht den Erfolg der 
Be an: abwarten wollte, iſt die Entſcheidung des 

dahin zu verſtehen, daß die Erteilung des vom 
Nachlaßgericht entworfenen Erbſcheins zu unterbleiben 
hat. Das LG. hat mit Recht den Pfleger für befugt 
erachtet, die Verfügung des Nachlaßgerichts anzufechten. 
Er beſtreitet, daß die Kinder Erben der Mutter ge⸗ 
worden ſeien und macht geltend, daß nicht Erbfolge, 
ſondern fortgeſetzte Gütergemeinſchaft eingetreten ſei. 
Sind aber die Kinder nicht Erben, ſo wird ihr Recht 
durch die Erteilung eines Erbſcheins beeinträchtigt, der 
bezeugt, 2, ie Miterben feien, der Pfleger war da⸗ 
her nach § 20 366. berechtigt die Entſcheldung des 
Befäwerbegeriis anzurufen. 

Die Eröffnung und Verkündung des Teſtaments 
vom 1 März 1904 iſt ſchon deswegen ohne rechtliche 
Bedeutung, weil das gegen die Vorſchrift des § 2267 
BGB. verſtoßende Teſtament nichtig iſt. Hiervon ab⸗ 
geſehen ift der Abſ. 2 Satz 2 des § 1944 auf die Fort- 
ſoreche der Gütergemeinſchaft deswegen nicht ent⸗ 
prechend anwendbar, weil die Fortſetzung der Güter- 
gemeinſchaft nicht auf Grund einer Verfügung von 
Todes wegen, ſondern nur kraft des Geſetzes oder (bei 
Fahrnisgemeinſchaft) auf Grund eines Ehevertrags 
eintreten kann. Die in der Beſchwerdebegründung 
geltend gemachten Erwägungen würden, wenn ſie für 
maßgebend erachtet worden wären, dazu geführt haben, 
nach dem Vorbilde des § 2308 die Anfechtung der An⸗ 
nahme der Fortſetzung, der Verſäumung der Ableh- 
nungsfriſt und der Ablehnung der Fortſetzung wegen 
Unkenntnis einer Verfügung von Todes wegen zuzu⸗ 
laſſen, en der überlebende Ehegatte bei deren Kennt⸗ 
nis und bei vernünftiger Würdigung des Falles ſich 
anders entſchieden haben würde. Gleichwohl muß zu⸗ 
gegeben werden, daß die Annahme des LG., N. Sch. 
habe die Ablehnungsfriſt verſäumt, zu einem recht⸗ 
lichen Bedenken Anlaß gibt. Die Ablehnungsfriſt be⸗ 
ginnt nach dem 8 1484 Abſ. 2 in Verbindung mit dem 
8 1944 Abſ. 2 Satz 1 mit dem Zeitpunkt, in welchem 
der überlebende Ehegatte von der Fortſetzung der 
Gütergemeinſchaft Kenntnis erlangt. Es genügt nicht, 
daß ihm der Tod des anderen Ehegatten bekannt iſt, 
ſondern er muß auch wiſſen, daß mit dem Todesfalle 
die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft eintritt. So lang 
er das nicht weiß, beginnt die Friſt nicht, auch wenn 
das Nichtwiſſen auf Rechtsunkenntnis beruht. Wird 
hier nicht ſchon in der von N. Sch. am 26. März 1904 
abgegebenen Erklärung, daß er die Erbſchaft auf Grund 
des Teſtaments annehme, die Erklärung zu finden ſein, 
daß er die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft ablehne, 
ſo mußte doch auf die Frage eingegangen werden, ob 
er ſchon am 15. oder doch vor dem 17. März 1904 
von dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
Kenntnis gehabt hat. Das iſt in hohem Maße zweifel⸗ 
haft. (Wird näher ausgeführt). Die Entſcheidung des 
LG. müßte daher aufgehoben werden, wenn die Auf⸗ 
hebung der Verfügung des Nachlaßgerichts nicht aus 
einem anderen Grunde gerechtfertigt wäre. 

3. Das Nachlaßgericht hat den Antrag des N. Sch. 
auf Erteilung eines Per Rechtslage entſprechenden Erb⸗ 
ſcheins als Antrag auf Erteilung eines gemeinſchaft⸗ 
lichen Erbſcheins aufgefaßt. Zur Erlangung eines ge⸗ 
Abf. 80 8. d Erbſcheins mußte N. Sch. nach § 2357 

die Angabe machen, daß auch die beiden 
Miberben die Erbſchaft angenommen haben, und nach 
§ 2359 BGB. durfte das Nachlaßgericht die Erteilung 
nur anordnen, wenn es aach dieſe Tatſache für feſt⸗ 
geſtellt erachtete. N. Sch. hat eine ſolche Angabe nicht 
gemacht und eine Erklärung über die Annahme der 
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Erbſchaft war für die Kinder nicht abgegeben worden. 
Der Pfleger hat, ſeitdem er wußte, daß das Teſtament 
nichtig iſt, daran feſtgehalten, daß nicht Erbfolge 
ſondern fortgeſetzte Gütergemeinſchaft eingetreten ſei. 
Sollte ſeine Meinung irrig ſein, ſo würde er gleich⸗ 
wohl die Ausſchlagungsfriſt nicht verſäumt haben, 
denn ſie würde infolge ſeiner Unkenntnis von der Be⸗ 
rufung zur Erbſchaft noch nicht begonneu haben, es 
würde alſo an der Annahme der Erbſchaft durch die 
Kinder Sch. fehlen. Der vom Nachlaßgericht entworfene 
en darf nicht erteilt werden, ſo lang diefes 
Hindernis beſteht. (Beſchl. des I. ZS. vom 30. April 
1909, Reg. III 25/1909). W. 
1687 


B. Straffaden. 


Gewerbeſteuergeſetz vom 9. Juni 1899. Vernehmung 
von Auskunftsperſonen und Sachverſtändigen durch den 
Stenerausſchuß (Art. 42 Abſ. 6). Keine Verpflichtung 
zur ſchriſtlichen e Aus den 
Gründen: Nach Art. 66 Ziffer 4 des GewStG. 
vom 9. Juni 1899 iſt mit Ordnungsſtrafe von 2 bis 
100 M zu belegen, wer ohne genügenden Entſchul⸗ 
digungsgrund der gem. Art. 42 Abſ. 6 und Art. 52 
Abſ. 5 und 6 ergangenen Aufforderung zur Aus⸗ 
kunftserteilung und Gutachtensabgabe oder zur eid⸗ 
lichen Vernehmung nicht Folge leiſtet. Nach Art. 42 
Abſ. 6 kann der Steuerausſchuß, der die Steuerpflicht 
der mit mehr als 15 M Normal- und Betriebsanlage 
eingeſchätzten Gewerbetreibenden feſtſetzt, wenn er vor 
der Beſchlußfaſſung Erhebungen für notwendig er⸗ 
achtet, abgefehen von den durch das Rentamt zu 
pflegenden Ermittelungen und der Befragung des 
Steuerpflichtigen „auch ſeinerſeits Auskunftsperſonen 
und Sachverſtändige vernehmen“. Klemm bemerkt in 
der 2. Aufl. feines Kommentars zum GewStG. in der 
Note 6 zu Art. 42: „Die Auskunftserteilung und Gut⸗ 
achtensabgabe kann ſchriftlich oder mündlich verlangt 
werden“, und wohl mit Rückſicht hierauf haben die 
Vorinſtanzen angenommen, daß der Angeklagte ver⸗ 
pflichtet geweſen ſei, der Aufforderung zu ſchrift⸗ 
licher Auskunftserteilung Folge zu leiſten. Der 
Senat kann dieſer Anſchauung nicht beitreten. Art. 42 
Abi. 6 des GewStG. räumt dem Ausſchuſſe die Be- 
fugnis ein, Auskunftsperſonen oder Sachverſtändige 
zu vernehmen. Schon der Wortlaut der Vor⸗ 
ſchrift ſpricht dafür, daß die Auskunftsperſon, der 
Sachverſtändige, die Ausſage mündlich vor dem 
verſammelten Ausſchuß abzugeben hat. Nach dem 
allgemeinen Sprachgebrauch und nach dem Sprach⸗ 
gebrauch der Geſetze im beſonderen verſteht man unter 
Vernehmung einer Perſon im N zu einer 
bloßen Aeußerung (3. B. § 44 Abſ. 3 ZPO.) den 
Vorgang, daß die Perſon mündlich befragt wird und 
daß ſie auf die Fragen mündlich Antwort erteilt. Bei 
der eidlichen Vernehmung nach Art. 52 Abſ. 5 wird 
niemand an eine andere Art der Vernehmung denken. 


Hätte der Geſetzgeber im Art. 42 Abſ. 6 die Mus- 


kunftsperſon und die Sachverſtändigen dazu ver⸗ 
pflichten wollen, auf Verlangen auch ſchriftliche Er⸗ 
klärungen abzugeben, ſo würde er um ſo mehr Anlaß 
gehabt haben, das ausdrücklich hervorzuheben, als er 
im Abſ. 3 des Art. 42 für notwendig befunden hat, 
ausdrücklich zu betonen, daß der Steuerausſchuß von 
dem Steuerpflichtigen ſelbſt auf beſtimmte Fragen 
„mündliche oder ſchriftliche Auskunft“ ver- 
langen darf. Uebrigens ſpricht auch der Zweck der 
Vorſchrift im Zuſammenhalte mit den Beſtimmungen 
in den Abſ. 7 und 8 des Art. 42 dafür, daß ſchrift⸗ 
liche Erklärungen der Auskunftsperſonen und Sach⸗ 
verſtändigen nicht erzwungen werden dürfen. Die 
Vernehmung dieſer Perſonen 185 es dem Steueraus⸗ 
ſchuß ermöglichen, ſich ein Urteil über die Steuerpflicht 
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des einzelnen Gewerbes zu bilden. Für die Beweis⸗ 
kraft der von Auskunftsperfonen erteilten, hier nicht 
eidlich erhärteten Aufſchlüſſe wird unter Umſtänden 
der perſönliche Eindruck des Vernommenen von Be⸗ 
lang ſein. Die Auskunftsperſonen und Sachverſtän⸗ 
digen können die Ausſage und das Gutachten ver⸗ 
weigern, wenn ſie zu dem Steuerpflichtigen in ver⸗ 
wandtſchaftlichen oder vertrauten Beziehungen im 
Sinne des 8 383 Nr. 1—3 der ZPO. ſtehen. Es wird 
Veranlaſſung beſtehen, wenn ſolche Beziehungen zu 
vermuten ſind, den zu Hörenden darüber zu befragen 
und ihn auf ſein Recht zur Auskunftsverweigerung 
hinzuweiſen. Der Steuerausſchuß darf Perſonen, die 
im Dienſte des Steuerpflichtigen ſtehen oder ſtanden, 
entweder überhaupt oder doch über gewiſſe Tatſachen 
nicht vernehmen; auch dieſem Verbote kann er unter 
een, nur nach eingehender Befragung der Aus⸗ 
kunftsperſon über ihre Lebensverhältniſſe gerecht 
werden. Auf die Notwendigkeit ſolcher Generalfragen 
hatte ſchon Seißer in dem Kommentare zum Geſetze 
vom 19. Mai 1881, die Einkommenſteuer betr., Anm. 
9 zu Art. 42, hingewieſen, das die Vernehmung 
von Auskunftsperſonen durch den Steuerausſchuß, 
ebenſo wie jetzt auch das GewStG. geſtattete. Das 
GewStG. vom 19. Mai 1881 ſprach im Art. 35 Abſ. 3 
dem Gewerbeſteuerausſchuſſe die Befugnis zu, „einen 
oder mehrere Sachkundige und geeignete Auskunfts⸗ 
perſonen zu den Ausſchußſitzungen be iz u- 
ziehen“. Der Entwurf zum GewStG. von 1899 hat 
an die Stelle dieſer Beſtimmung, offenbar um Gleich⸗ 
aa mit der Faſſung des EinkStG. zu erzielen, 
en Satz treten laſſen: „Der Steuerausſchuß kann 
auch ſeinerſeits Auskunftsperſonen vernehmen.“ In 
der Begründung z. Art. 32 bis 43 des Entwurfs i 
aber mit keinem Worte davon die Rede, daß damit 
eine ſachliche Aenderung der Beſtimmung bezweckt 
ſei. Will der Steuerausſchuß hiernach eine Perſon zu 
einer Ausſage der gutachtlichen Aeußerung veranlaſſen, 
die nur in den geſetzlich vorgeſehenen Ausnahms⸗ 
fällen verweigert werden darf, ſo muß er die Aus⸗ 
kunftsperſon oder den Sachverſtändigen vorladen und 
auffordern, auf beſtimmte Fragen mündlich zu ant⸗ 
worten. Der Aufforderung zu ſchriftlicher Erklärung 
braucht die Auskunftsperſon oder der Sachverſtändige 
nicht Folge zu leiſten. Selbſtverſtändlich ſteht es 
beiden Teilen frei, den Weg ſchriftlicher Erklärung zu 
wählen, wenn nicht zu erwarten ſteht, daß der Be⸗ 
fragte die Ausſage verweigert und wenn ſeine per⸗ 
ſönlichen Verhältniſſe dem Ausſchuſſe ſo bekannt ſind, 
daß ein Verſtoß gegen Art. 42 Abſ. 8 des Geſetzes 
oder ein Konflikt der Auskunftsperſon mit ihren ver⸗ 
wandtſchaftlichen oder ſonſtigen Pflichten ausgeſchloſſen 
erſcheint. (Urt. v. 3. April 1909, RevReg. 123/09). 
1615 H. 


Aus der Praxis 
des Gerichtshofs für Kompetenzkonflikte. 


Sind die Gerichte zuſtändig, über den Beſtand eines 
Kirchenſtuhlrechts zu entſcheiden, das als Ausfluß des 
Patronatsrechtes geltend gemacht wird? Aus den 
Gründen: Die Kläger gründen ihren Anſpruch zu⸗ 
nächſt darauf, daß ihrer Familie ſeit unvordenklichen 
Zeiten das Patronat in Anſehung der Kirche zu A. 
zuſteht. Als Gegenleiſtung für die Erfüllung der mit 
dem Patronate verbundenen Pflichten beanſpruchen Al 
u. a. das Ehrenrecht des beſonderen Kirchenſtuhls. Sie 
wenden ſich nicht etwa gegen eine kirchenpolizeiliche 
Pra agung über die Verteilung der in der Kirche vor- 
handenen Plätze, ſondern ſie beanſpruchen, daß ihr 
ausſchließliches Recht auf die Benützung des Kirchen⸗ 
ſtuhles als Beſtandteil ihres Patronats anerkannt 
wird. Daß das Kirchenſtuhlrecht ein Ausfluß des 
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Patronats ſein kann, iſt allgemein bekannt. Den Inhalt 
des Patronats bildet eine Reihe von Rechten des Patrons, 
denen gewiſſe Verpflichtungen des kirchlichen Verbandes 
gegenüberſtehen. Zu den Rechten gehört der Ehrenſitz 
(honor sedis). Die Kläger behaupten ferner, das von 
ihnen beanſpruchte Kirchenſtuhlrecht habe ſeinen Ent⸗ 
5 auch in langjähriger Ausübung eines 

Gebrauchs⸗ und Beſitzrechtes (quasi possessio) und 
machten geltend, es fei ein durch Verjährung er- 
worbenes Privatrecht dinglicher Natur, über deſſen 
Beſtand die Gerichte zu entſcheiden haben. Für die 
Entſcheidung über die Zuſtändigkeit iſt dieſes Vor⸗ 
bringen nur inſofern von Belang, als es die Be⸗ 
hauptung der Tatſache langjährigen Gebrauchs und 
Beſitzes enthält; ohne Belang iſt es, ſoweit daraus 
Folgerungen für das rechtliche Weſen des beanſpruchten 
Rechtes gezogen werden. 

In der Rechtslehre und in der Rechtſprechung iſt 
allerdings anerkannt, daß das Kirchenſtuhlrecht auch auf 
privatrechtlichen Titeln, insbeſondere auf langjährigem 
Beſitz und Gebrauch beruhen kann. In 1 Fällen 
haben die e Vorſchriften Anwendung zu 
finden, die nach Art. 133 EG. z. BGB. unberührt und 
auch nach Art. 1 AG. in Geltung geblieben ſind; es kann 
daher die Zuſtändigkeit der Gerichte begründet ſein. 
Dieſe Geſichtspunkte ſind jedoch außer Betracht zu laſſen, 
weil das Recht in erſter Linie aus dem Patronate ab⸗ 
geleitet und dieſer Klagegrund neben dem des lang⸗ 
jährigen Beſitzes und Gebrauchs aufrechterhalten wird. 
Beſitz und Gebrauch können auch die Wirkung des 
Patronats geweſen ſein. 

Das Landgericht hält den Rechtsweg für unzuläſſig, 
weil das Patronat, aus dem der durch die Klage geltend 
gemachte Anſpruch abgeleitet wird, dem öffentlichen 
Rechte angehöre. Die Gerichte ſind allerdings in der 
Regel nicht zuſtändig über Anſprüche zu entſcheiden, die 
ihren Grund im öffentlichen Rechte haben. Allein dieſe 
Regel kann Ausnahmen haben; es iſt insbeſondere in 
Bayern möglich, daß die Gerichte auch zur Entſcheidung 
von Streitigkeiten über Verhältniſſe des öffentlichen 
Rechts und die Verwaltungsbehörden auch zur Ent⸗ 
6 bürgerlicher . berufen find 
(v. Seydel, Bayer. Staatsrecht, 2. Aufl. I S. 585 Anm. 7). 
Das GVG. hat nach § 13 dieſen Rechtszuſtand unberührt 
gelaſſen; dafür, ob für gewiſſe Rechtsſtreitigkeiten die 
Gerichte oder die Verwaltungsbehörden zuſtändig ſind, 
bleibt daher das Landesrecht maßgebend. Das Patro⸗ 
nat iſt zwar nach ſeiner Herkunft und ſeinem Weſen 
ein dem öffentlichen Kirchenrecht angehörendes Recht. 
Die Entſcheidung von Streitigkeiten über ein Patronat 
als ein „ius spirituali annexum“ war urſprünglich vom 
kanoniſchen Rechte den geiſtlichen Gerichten zugewieſen, 
aber ſeit etwa 2 Jahrhunderten iſt die Gerichtsbarkeit 
in vielen deutſchen Staaten auf die ſtaatlichen ordent⸗ 
lichen Gerichte übergegangen. In Bayern iſt das 17 
die Gebietsteile, in denen das preußiſche allgemeine 
Landrecht galt, kraft der ſcheben T im Teil II Tit. 11 
8 577 18 85 Geſetzes geſchehen. Der Grund liegt 
darin, daß mit dem Patronate Verpflichtungen des 
Patrons zu Leiſtungen für kirchliche Zwecke und häufig 
auch Befugniſſe in Anſehung der Verwaltung des 
Kirchenvermögens verbunden ſind. Die Ausübung 
1 Befugniſſe und die Erfüllung jener Verpflich⸗ 

tungen waren durch Geſetz der ſtaatlichen Oberaufſicht 
unterworfen worden, die Rechtsverhältniſſe des Patro⸗ 
nats gingen alſo nicht bloß die Kirche, ſondern auch 
den Staat an. Ueberdies ergab ſich nach der Auf⸗ 
hebung der geiſtlichen Gerichtsbarkeit die Notwendig⸗ 
keit ausreichenden Rechtsſchutzes für das Patronat und 
dieſen übernahmen die Zivilgerichte, weil es damals 
eine geſetzlich geregelte Verwaltungsgerichtsbarleit noch 
nicht gab und die Gerichtsbarkeit der Zivilgerichte 
nicht grundſätzlich auf Verhältniſſe des bürgerlichen 
Rechts beſchränkt war. Für die proteſtantiſche Kirche 
konnte ſich dieſer Uebergang um ſo leichter vollziehen, 
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als deren Verfaſſung und Leitung ſich der des Staates 
in vielen Beziehungen anſchließt. In Bayern trat 
dieſe Entwicklung auch in den Gebietsteilen ein, in 
denen das preußiſche allgemeine LR. nicht galt. Am 
Anfang des 19. Jahrhunderts hat die Ausbildung der 
ſtaatlichen Kirchenhoheitsrechte zur Erweiterung der 
ſtaatlichen Tätigkeit auf dem Gebiete der kirchlichen 
Angelegenheiten geführt. Das Patronat wurde dabei 
als ein Gegenſtand betrachtet, der nicht bloß mit der 
Kirche, ſondern auch mit den Intereſſen des Staates 
zuſammenhängt. Daraus entwickelte ſich die Zu⸗ 
N der Zivilgerichte für Streitigkeiten über 
as Patronatsrecht. Eine Aenderung iſt en Fri 
eingetreten; insbeſondere wurde durch das VGH. 
vom 8. Auguſt 1878 die verwaltungsgerichtliche Zu⸗ 
ſtändigkeit nicht eingeführt. Der Art. 8 Ziff. 39 weiſt 
den Verwaltungsgerichten nur die Entſcheidung über 
Anſprüche hinfichtlich der Beſetzung von Lehrſtellen an 
Volksſchulen und anderen Unterrichtsanſtalten zu; für 
Anſprüche hinſichtlich der Beſetzung höherer Kirchen⸗ 
dienſte gilt die Vorſchrift nicht. Was in Anſehung 
der Zuſtändigkeit für die Entſcheidung von Streitig⸗ 
keiten über das Patronat im ganzen gilt, muß auch auf 
Streitigkeiten über die einzelnen Teile ſeines Inhaltes 
Anwendung finden, ſoferne nicht beſondere Gründe eine 
Ausnahme rechtfertigen. Ein ſolcher Grund liegt hin⸗ 
ſichtlich des Kirchenſtuhlrechts nicht vor, zumal da es, 
von dem Falle abgeſehen, daß es aus dem Patronats⸗ 
rechte abgeleitet wird, auch durch ein dem Gebiete des 
bürgerlichen Rechtes angehörendes Verhältnis be⸗ 
gründet werden kann, und Streitigkeiten darüber dann 
nach allgemeinen Grundſätzen zur Zuſtändigkeit der 
ordentlichen Gerichte gehören. (Urt. vom 4. Mai 1909). 
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Notizen. 


Die Verrechnung der Poſt⸗, Telegramm⸗ und Tele⸗ 
phongebühren bei den Inſtizbehörden iſt neu geregelt 
in der gemeinſchaftlichen Bekanntmachung der Zivil⸗ 
ſtaatsminiſterien vom 14. Mai 1909 (JMBl. S. 213). 
Der für die Juſtizbehörden bedeutſame Inhalt dieſer 
Bekanntmachung iſt im weſentlichen folgender: 

1. Die Poſtgebühren für Sendungen, die nicht 
unter die Portoablöſung fallen (3. B. für Sendungen 
nach Orten außerhalb Deutſchlands), ferner die Tele⸗ 
gramm⸗ und die Telephongebühren ſind aus den 
Regiemitteln der Juſtizbehörden zu beſtreiten. Soweit 
h Mittel nicht ausreichen, find den Juſtizbehörden 
weitere Vorſchüſſe von den Finanzbehörden zu verab⸗ 
folgen (Ziff. 1). Die Gebühren ſind in einer beſonderen 
Abteilung der Regierechnungen nachzuweiſen (Ziff. 2). 
Telegramm- und Telephongebühren können in pe- 
1 Fällen den Juſtizbehörden bis zum Schluſſe 

es Monats geſtundet werden (Ziff. 6). 

2. Bei den Juſtizbehörden werden in reinen Partei⸗ 
ſachen (d. h. in allen Sachen, in denen eine zahlungs⸗ 
pflichtige Partei vorhanden iſt) die Poſtgebühren als 

uslagen von der Partei eingehoben, ohne Rückſicht 
darauf, ob es fiH um abgelöſte oder um nicht unter 
die Portoablöſung fallende Sendungen handelt. Dieſe 
Gebühren, ſowie die Telegramm⸗ und Telephon⸗ 
gebühren in Parteiſachen ſind deshalb in den Akten 
und Koſtenverzeichniſſen zum Zwecke der Sollſtellung 
und Einhebung mit den ſonſtigen Auslagen vorzu⸗ 
merken (Ziff. 13). In den Gebühren⸗ und Einzugs⸗ 
regiſtern ſind die Gebühren als „rückzuerſetzende Aus⸗ 
lagen“ mit der Bezeichnung „P.“ (Poſtgebühr) zu 
Soll zu ſtellen und geſondert zu behandeln (Ziff. 14). 

3. Die Notariate ſind unter die Portoablöſung 
nicht einbezogen. Nach den autographierten Ent⸗ 
ſchließungen des JM. vom 9. September 1908 Nr. 31703 
und vom 6. November 1908 Nr. 39 671 haben fie alle 
Sendungen zu frankieren, erhalten jedoch für die in 
dieſen Entſchließungen een bezeichneten Sendungen 
Gn Staatsdienſtangelegenheiten), fo z. B. für die Zu⸗ 
tellungen in Zwangsverſteigerungs⸗ und Auseinander⸗ 
ſetzungsſachen, die Poſtgebühren aus der Staatskaſſe 
erſetzt. Zu dieſem Zwecke haben ſie den Rentämtern 
monatlich mit dem Gebührenregiſter eine Zuſammen⸗ 
ſtellung der aus der Staatskaſſe zu erſetzenden Poſt⸗, 
Telegramm⸗ und Telephongebühren nebſt den Belegen 
einzureichen (Ziff. 7). 


Sprachecke 
des Allgemeinen Deutſchen Sprachvereins. 


Der Sprachverein als Mitarbeiter bei Geſeten und 
Verordnungen. In erfreulicher Weiſe mehren ſich die 
Fälle, daß nicht nur Private, ſondern auch unſere Be⸗ 
hörden die Mitarbeit des Deutſchen Sprach⸗ 
vereins für die Ausgeſtaltung und Beſſerung der 
Sprache umfangreicherer Veröffentlichungen, amtlicher 
Vorſchriften, Geſetze uſw. in Anſpruch nehmen. Zum 
erſtenmal geſchah dies von amtlicher Seite vor nun⸗ 
mehr zehn Jahren bei den Vorarbeiten zum neuen 
Zolltarifgeſetz. Zu einer Zeit, als der „Vorent⸗ 
wurf“ erſt eine vorläufige Faſſung erhalten hatte, 
richtete der damalige Staatsſekretär des Reichsſchatz⸗ 
amts an den Vorſitzenden des Sprachvereins vertrau⸗ 
lich das Erſuchen, es möchten ſich fachmänniſch und 
ſprachwiſſenſchaftlich gebildete Mitglieder des Deutſchen 
Sprachvereins bereit finden, den Entwurf auf ſeine 
Sprache zu prüfen, durchzuarbeiten und mit Ber- 
beſſerungsvorſchlägen zu verſehen. Da der Sprach⸗ 
verein tüchtigſte Fachmänner auf allen Gebieten zu 
ſeinen Mitgliedern zählt, ſo war es nicht ſchwer, die 
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geeigneten Kräfte zu finden, die ſich der Aufgabe 
denn auch mit größter Bereitwilligkeit unterzogen. 
Der Erfolg entſprach den Erwartungen. Dem Bundes⸗ 
rat und ſpäterhin dem Reichstag konnte (Ende 1901) 
ein Entwurf vorgelegt werden, der den an die Sprache 
eines deutſchen Geſetzes zu ſtellenden Anforderungen 
durchaus gerecht wurde, und deffen Faſſung auf allen 
Seiten Anerkennung fand. 

Ein Beiſpiel ebenſo verſtändnisvoller gemeinſamer 
Arbeit der Behörde und des Sprachvereins aus jüngſter 
Zeit bietet die im Reichseiſenbahnamt ausgearbeitete 
neue Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung, die am 
17. Dezember v. J. vom Bundesrat beſchloſſen worden 
und an Stelle der bisherigen Eiſenbahn⸗Verkehrs⸗ 
ordnung am 1. April d. J. in Kraft getreten iſt. Auch 
in dieſem Falle erging an den Vereinsvorſitzenden das 
Erſuchen, einen ſprachwiſſenſchaftlichen Mitarbeiter aus 
den Kreiſen des Vereins zu ermitteln, der denn auch 
in dem Herausgeber ſeiner Zeitſchrift, Prof. Dr. Streicher, 
bald gewonnen ward. Die Beiſpiele, die die April⸗ 
Nummer der Zeitſchrift des Sprach vereins brachte, zeigen 
zugleich, daß es ſich bei den ſprachlichen Verbeſſerungen 
keineswegs vorwiegend um die Beſeitigung von Fremd⸗ 
wörtern handelt — in dieſer Hinſicht war bei den 
früheren Umarbeitungen ſchon manches geſchehen —, 
ſondern hauptſächlich um die Gewinnung einer ein⸗ 
fachen, klaren und möglichſt gemeinverſtändlichen Aus⸗ 
drucksweiſe. Das einmütige und verſtändnis volle Zus 
ſammenwirken des Eiſenbahn⸗ und Verkehrsfachmannes 
mit dem Sprachverein hat ſich ſomit bewährt und ein 
Werk geſchaffen, auf das wir, wie der Abgeordnete 
Graf v. Oriola in der Reichstagsſitzung am 15. Februar 
d. J. betonte, „auch in textlicher Beziehung 
mit einem gewiſſen Stolze blicken können“. 

Und nun iſt in allerjüngſter Zeit auch der Ent⸗ 
wurf der Strafprozeßord nung in vollſtändig ver⸗ 
änderter Faſſung dem Reichstage vorgelegt worden, 
bei der, wie der Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts 
dem Vorſitzer des Sprachvereins mitgeteilt hat, die 
wertvollen Anregungen des Allg. Deutſchen Sprach⸗ 
vereins fruchtbaren Boden gefunden haben. Ober⸗ 
landesgerichtsrat Richard Deinhardt und Prof. Dr. 
Streicher hatten gemeinſam dieſe Anregungen verfaßt. 
Jener berichtet nun unter Anführung zahlreicher Bei⸗ 
ſpiele in der Mai⸗Nummer der Zeitſchrift des Sprach⸗ 
vereins, daß der Entwurf tatſächlich völlig umgeſtaltet 
worden ift: nur wenige von den 500 Para- 
graphen ſind unverändert geblieben. Aber man 
hat nicht mit trocknem Sinn äußerlich geändert und 
und neue Regeln aufgeſtellt, ſondern die Aufgabe 
innerlich erfaßt. Die Sprache hat Fittiche bekommen, 
ſich erhoben aus der Stickluft der Schreibſtube, der 
Enge, ſie ſtrebt zur Höhe edler Kraft und Schönheit, 
friſchen, natürlichen Lebens. Wo man den Entwurf 
aufſchlägt, hat man das Bewußtſein: hier ſucht unſere 
Zeit, unſere Art ihren Ausdruck zu finden. Wohl 
noch nie hat man im Bundesrat mit ſolcher Freude 
an der Mutterſprache, mit ſolcher Sorgfalt die Form 
eines Geſetzentwurfs bearbeitet. Es iſt den Mitgliedern, 
die den Entwurf zu formen hatten, von Herzen gegangen. 
Junges Leben fühlt man durch Nerv und Adern rinnen. 
— Schwer verſtändliche Sätze ſind deutlicher und 
klarer gefaßt. Ueberall hat man gekürzt und dadurch 
die Dinge verſtändlicher gemacht; ſelbſt der Eidſpruch, 
die Schwurformel iſt geändert und der lebendigen 
Sprache angepaßt worden. Ungemein nützlich hat ſich 
alſo auch hier das Zuſammenwirken des Sprachvereins 
mit den Behörden der Geſetzgebung erwieſen. Wie 
gut wäre es, wenn dies Verfahren in allen ähnlichen 
Fällen und bei allen Aemtern in deutſchen Landen 
nachgeahmt würde! 
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Das Geſetz über die Gicherung der 
Bauforderungen. 
Von Rechtsanwalt Dr. Max Friedländer in München. 


Viel länger als ein Jahrzehnt haben die 
Vorbereitungsarbeiten zu dem neuen Geſetz ge⸗ 
dauert. Schon zu Beginn der neunziger Jahre 
wurde der Wunſch nach einer beſſeren dinglichen 
Sicherung der Bauhandwerker und Baulieferanten 
laut; im Jahre 1897 erſchien bereits der erſte 
amtliche Geſetzentwurf, im Jahre 1901 folgten 
zwei weitere Entwürfe, denen ſich endlich im Jahre 
1907 die letzte Vorlage, die eigentliche Grundlage 
des Geſetzes vom 1. Juni 1909, anſchloß. Dieſe 
außerordentlich lange Vorbereitungszeit bei einem 
relativ kleinen Geſetz, bei welchem weder beſondere 
hiſtoriſche noch umfangreiche rechtsvergleichende 
Studien in Frage kamen, gibt zu denken. Es 
unterliegt wohl keinem Zweifel, daß die maß⸗ 
gebenden Stellen immer wieder mit einem gewiſſen 
Zögern und Zagen an den Geſetzentwurf heran⸗ 
gingen, ſicherlich von der Empfindung getragen, 
daß es ſich um ein Experiment handle, deſſen 
wirtſchaftliche Folgen man nicht zu überſehen ver⸗ 
möge und deſſen Wirkung eine ſehr bedenkliche 
ſein könne. Die Kritik hat ſich mit den geſetz⸗ 
geberiſchen Vorarbeiten außerordentlich eingehend 
beſchäftigt. Sie wird ſicherlich auch jetzt nicht 
verſtummen, da der größte und bedeutſamſte Teil 
des Geſetzes tatſächlich von Reichs wegen noch gar 
nicht in Kraft tritt, ſondern erſt der Einführung 
durch die Landesregierungen harrt. 

Das Geſetz beſteht aus zwei Abſchnitten von 
prinzipiell verſchiedener Bedeutung und verſchie⸗ 
denem Geltungsgebiet. Der erſte Abſchnitt, welcher 
erft in neueſter Zeit durch die Reichstagskom miſſion 
dem Geſetzentwurfe beigefügt wurde, iſt als Reichs⸗ 
geſetz bereits in Kraft getreten.“) Er betrifft „all⸗ 
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gemeine Sicherungsmaßregeln“ zum Schutz der 
Baugläubiger, Vorſchriften, welche im weſentlichen 
— und zwar teilweiſe unter Androhung von 
Strafen — die beſtimmungsgemäße Verwendung 
der Baugelder und ferner für gewiſſe Fälle die 
Führung eines Baubuches durch den Bauunter⸗ 
nehmer erzwingen wollen. Der zweite Abſchnitt 
dagegen, welcher die direkte, dingliche Sicherung 
der bei einem Bau beteiligten Gläubiger anſtrebt, 
gilt nur in denjenigen Gemeinden, für welche er 
durch landesherrliche Verordnung eingeführt wird. 
Dies wird vielleicht aus den erwähnten Gründen 
zur Folge haben, daß ſich einzelne Bundesſtaaten 
zunächſt abwartend verhalten. 


Auch da, wo man an ſich die Vorſchriften 
des Geſetzes über die dingliche Sicherung für 
brauchbar und nützlich hält, wird man fih die 
Frage vorlegen müſſen, ob es nach den örtlichen 
Verhältniſſen zurzeit ratſam iſt, das Geſetz 
einzuführen, ob der Zeitpunkt, in dem man dies 
hätte verſuchen können, nicht längſt vorüber iſt, 
ob nicht diejenigen Gewerbe, welchen das Geſetz 
hauptſächlich zugute kommen ſoll, jetzt wirtſchaſt⸗ 
lich viel zu ſehr geſchwächt ſind, als daß ſie eine 
weſentliche Erſchwerung der Bautätigkeit, welche 
das Geſetz mit ſich bringen muß, gerade jetzt 
ertragen könnten. 


Intereſſant und eigenartig (aber meines Er⸗ 
achtens auch wertvoll) iſt übrigens die Beſtim⸗ 
mung des § 65 des Geſetzes, wonach die zu er- 
laſſenden landesherrlichen Verordnungen jederzeit 
wieder zurückgenommen werden können. Höchſt 
unerfreulich iſt es allerdings, daß uns nun auf 
einem äußerſt wichtigen Gebiete des bürgerlichen 
Rechts die kaum gewonnene Rechtseinheit ſchon 
wieder zu zerſplittern droht. Diejenigen Bezirke, 
welche ein Jahrzehnt und länger zur Anlegung 
des Grundbuches gebraucht haben und jetzt teil⸗ 
weiſe vor der Vollendung ſtehen, haben ſomit 
wahrſcheinlich die lange erſehnte Rechtseinheit 
— verpaßt. 
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I. Kapitel. 
Die dingliche Sicherung der Bauforderungen. 


81. 
Grundgedanke und ſachliches 
Geltungsgebiet. 


1. Die Tendenz des Geſetzes geht dahin, den 
Baugläubigern an den Werten, die ſie ſelbſt durch 
ihre Tätigkeit und ihre Lieferungen ſchaffen, ein 
wirkliches Vorrecht zu ſichern und eine anderweitige 
Belaſtung, welche das Anweſen wirtſchaftlich ihrem 
Zugriffe entzieht, ihnen gegenüber unſchädlich zu 
machen. Dieſer Zweck ſoll — und das iſt der 
Grundgedanke des Geſetzes — im weſentlichen da⸗ 
durch erreicht werden, daß den Gläubigern in ihrer 
Geſamtheit vor Beginn des Baues entweder durch 
den ſog. Bauvermerk ein beſtimmter guter Hypo⸗ 
thekenrang geſichert oder für gewiſſe Beträge 
Kaution geleiſtet wird, und daß die Bauerlaubnis 
nicht erteilt werden darf, ſolange nicht eine dieſer 
Bedingungen erfüllt iſt. 

2. Daß die dingliche Sicherung nach Maßgabe 
des Geſetzes nur in den durch landesherrliche Ber- 
ordnung!) beſtimmten Gemeinden ſtattfindet, wurde 
ſchon bemerkt. 

Es unterliegt nach dem Inhalt des zweiten 
Abſchnitts keinem Zweifel, daß dieſe reichsgeſetz⸗ 
liche Ermächtigung ſich nur auf Gemeinden erſtreckt, 
in denen das Grundbuch bereits angelegt iſt. 

Sobald die Verordnung erlaſſen iſt, gilt der 
zweite Abſchnitt des Geſetzes in der Gemeinde als 
Reichs geſetz.?) Als ſolches kann es inhaltlich 
(ſoweit dies nicht reichsrechtlich ausdrücklich geſtattet 
iſt, vgl. z. B. § 60 des Geſetzes) durch Landes⸗ 
recht nicht geändert werden; nur die völlige 
Außerkraftſetzung iſt den Landesregierungen wieder 
geſtattet.“ 

3. Innerhalb einer Gemeinde, in welcher die 
Einführung erfolgt, gilt das Geſetz nur für Neu⸗ 
bauten.“) Neubau im Sinne des Geſetzes ($ 2 
Abſ. 2) iſt: 

„die Errichtung eines Gebäudes auf 
einer Bauſtelle, die zur Zeit der Erteilung 


2) Vor Erlaſſung der Verordnung ſind die Gemeinde, 
die amtliche Handels vertretung, die Handwerkskammer 
des Bezirks und die geſetzliche Arbeitervertretung zu 
hören. 8 9 Abſ. 1 Satz 2. Geſchieht dies nicht, fo ift 
natürlich die trotzdem erlaſſene Verordnung gültig. Für 
die Hanſaſtädte vgl. § 66. 

2) Nach 8 67 ift für Zivilprozeſſe über die Anſprüche 
aus beiden Abſchnitten des Geſetzes das Reichsgericht 
als Reviſionsinſtanz beſtimmt. 

) Uebergangsvorſchrift für diefe Fälle: 8 65 Abſ. 2. 

8) Die landesherrliche Verordnung wird zweckmäßiger⸗ 
weiſe angeben, inwieweit das Geſetz auf bereits begonnene 


Neubauten Anwendung finden fol. Unanwendbar ift 


es jedenfalls, wenn die Bauerlaubnis ſchon erteilt iſt. 
Es gibt aber auch Fälle, in denen der Bau ohne Bau⸗ 
erlaubnis begonnen wurde. Schweigt die Verordnung, 
ſo wird das Geſetz auf diejenigen Neubauten anzuwenden 
ſein, für die die Bauerlaubnis noch nicht erteilt iſt. 


— — nn, nn Er 
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der Bauerlaubnis unbebaut oder nur mit 
Bauwerken untergeordneter Art oder mit 
ſolchen Bauwerken beſetzt iſt, welche zum 
Zwecke der Errichtung des Gebäudes abge⸗ 
brochen werden ſollen“. i 


Unter den Begriff des Neubaues fallen alfo, 
zunächſt allgemein ausgedrückt, ſowohl die Neu⸗ 
bauten im engeren Sinne als auch die ſog. 
Erſatzbauten, nicht aber die Umbauten, zu denen 
auch bloße Aufbauten gehören. 

Im einzelnen werden ſich aus der geſetzlichen 
Begriffsbeſtimmung manche Schwierigkeiten ergeben. 


Vor allem intereſſiert hier die Feſtſtellung des 
auch ſonſt für das Verſtändnis des Geſetzes wich⸗ 
tigen Begriffes „Bauſtelle“. Daß die Bauſtelle 
nicht identiſch iſt mit dem Grundſtück, das bereits 
auf ſelbſtändigem Folium im Grundbuche ſteht, 
ergibt ſich ſchon aus § 11 Abſ. 1 Satz 2 des 
Geſetzes, wonach die Bauſtelle, wenn ſie nur einen 
Teil „des Grundſtückes“ bildet, von dieſem abzu⸗ 
ſchreiben und als ſelbſtändiges Grundſtück im 
Grundbuch vorzutragen iſt. Die Bauſtelle kann 
aber auch nicht identiſch fein mit der zu über: 
bauenden Fläche; denn wenn dies der Fall 
wäre, ſo könnten nicht Bauwerke, welche vorhanden 
ſind und ſtehen bleiben ſollen, Beſtandteile 
der Bauſtelle bilden. Dieſen Fall ſieht aber doch 
gerade § 2 Abſ. 2 vor, inſofern es fih um „Bau: 
werke untergeordneter Art“ wie Schuppen, Hütten zc. 
handelt. Auch würden ja, wenn Bauſtelle und zu 
überbauende Fläche identiſch wären, ſelbſt Hof: 
räume, Vorgärten x. nach der oben zitierten 
Stelle ($ 11 Abſ. 1 Satz 2) im Grundbuche un: 
bedingt abzuſchreiben ſein, was natürlich nicht dem 
Willen des Geſetzes entſprechen kann. | 


In den Motiven zu § 3 des Entwurfs (S. 29) 
wird die Bauſtelle als das Grundſtück bezeichnet, 
welches bebaut werden ſoll. Auch § 1 und § 2 
Abſ. 3 Ziff. 3 des Geſetzes ſprechen von dem zu 
bebauenden Grundftüd. 

Was iſt aber hierunter zu verſtehen? 

Welche Fläche als Bauſtelle erſcheinen ſoll, 
das hängt in erſter Linie von der Beſtimmung 
des Eigentümers ab. Er wird das „Grundſtück, 
das bebaut werden ſoll“ — jedenfalls in den 
Fällen, in welchen ein Bauvermerk in Frage 
kommt — der Baupolizeibehörde genau zu be⸗ 
zeichnen haben. Auch die Fläche, die äußerlich 
als ein einheitlicher Bauplatz erſcheint, kann er 
teilen; er kann den zum Hauſe gehörigen Zier⸗ 
garten von der Bauſtelle abtrennen und im Grund⸗ 
buch abſchreiben laſſen. 


Dieſes Beſtimmungsrecht des Eigentümers 
findet aber ſeine Grenze darin, daß die Bau⸗ 
ſtelle vom baupolizeilichen Standpunkte 
aus ſelbſtändig bebaubar ſein muß. Der Eigen⸗ 
tümer kann daher nicht, wenn er eine „Bauſtelle“ 


gewinnen will, von der zu überbauenden Fläche 
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das Vorgärtchen abtrennen,“) das nach polizei: 
licher Vorſchrift angelegt werden muß, oder den 
neben dem Hauſe verlaufenden Streifen, welcher 
behufs Einhaltung des Grenzabſtandes bei offenem 
Bauſyſtem unbebaut zu bleiben hat. 

Die Bauſtelle muß ſelbſtverſtändlich 
zuſammenhängende Grundfläche ſein.) 

Mit dieſen beiden Einſchränkungen alſo iſt 
die ausdrückliche Beſtimmung des Eigentümers 
über den Umfang der Bauſtelle maßgebend. Er 
wird daher, wenn die Bauſtelle mit einem buch⸗ 
mäßigen Grundſtücke nicht genau übereinſtimmt 
und ein Bauvermerk in Frage kommt, zunächſt 
dafür zu ſorgen haben, daß diejenige Fläche, 
welche als Bauſtelle gelten ſoll, buchmäßig ab⸗ 
geſchrieben wird. 

Soweit nicht eine Beſtimmung durch den 
Eigentümer vorliegt, wird man den Umfang des 
„Grundſtücks, das bebaut werden ſoll“, nach der 
. zu bemeſſen haben 

In der Kommiſſionsberatung wurde des Falles 
gedacht, daß auf einem großen Fabrikgrundſtück, 
auf welchem ſchon mehrere Fabrikgebäude ſtehen, 
ein neues errichtet werden ſoll (KB. 10). Hier 
fragt es ſich: Iſt die „Bauſtelle“, auf der das 
neue Gebäude errichtet werden ſoll, „unbebaut“ 
oder umfaßt ſie die ſtehenden Gebäude mit, ſo daß 
ein „Neubau“ im Sinne des $ 2 nicht vorliegt? 
In ſolchen Fällen ergibt ſich aus der „Verkehrs⸗ 
anſchauung“, daß ein wirtſchaftlich ferb: 
ſtändiges Gebäude auch das Vorhandenſein 
einer eigenen Bauſtelle bedingt, ſo daß, wenn ein 
ſolches errichtet werden ſoll, der betreffende Platz 
von ſelbſt als eigene Bauſtelle aus dem großen 
Fabrikgrundſtück ausſcheidet. Die genaue Um⸗ 
grenzung dieſer neuen Bauſtelle wird freilich 
— ohne Beſtimmung durch den Eigentümer — 
oft geradezu unmöglich oder ganz willkürlich ſein. 
Es wird aber auch, ſoweit kein Bauvermerk in 
Frage kommt, zu dieſer genauen Umgrenzung 
kaum ein Bedürfnis beſtehen. 

Daß ein Neubau im Sinne des $ 2 nur 
dann anzunehmen iſt, wenn die Errichtung eines 
wirtſchaſtlich ſelbſtändigen Gebäudes in Frage 
ſteht, kann nach der Vorgeſchichte des Geſetzes 
nicht zweifelhaſt ſein. Der Anbau eines Zimmers 
oder die Vergrößerung des Hauſes durch einen 
umfangreicheren Erweiterungsbau ſind keine Neu⸗ 
bauten im Sinne des Geſetzes (vgl. auch KB. 6). 
Weniger einfach wird die Unterſcheidung zwiſchen 


eine 


) Vgl. hiezu KB. 53; die dort enthaltenen Aus ⸗ 
führungen des Bundesratskommiſſars darüber, inwie⸗ 
weit Gartenarbeiten zu den Baulieferungen gehören, 
dürften nicht gegen, ſondern für die hier vertretene 
Anſchauung ſprechen. 

) Die Bauſtelle kann auch aus mehreren, im 
Grundbuch ſelbſtändig eingetragenen Grundſtücken be⸗ 
ſtehen. Eine Zuſammenlegung der Folien findet dann 
nicht ſtatt. 
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einem Neubau und der Errichtung eines wirt⸗ 
ſchaftlich unſelbſtändigen Bauwerks in anderen 
Fällen, z. B. bei kleineren Rückgebäuden ſein. 


g 2, 
Der Bauvermerk. 


1. Der Bauvermerk iſt in ſeiner Wirkung nichts 
anderes als eine Vormerkung zur Sicherung des 
Anſpruchs der Baugläubiger auf Eintragung der 
Bauhypothek. Er lautet dahin, daß das Grund⸗ 
ſtück bebaut werden ſoll; daß gerade genau dieſe 
Worte gebraucht werden, wird man für die Gültig⸗ 
keit des Bauvermerkes nicht fordern dürfen. Der 
Bauvermerk ift auf dem Grundbuchblatte der 
Bauſtelle — welches eventuell, wie oben ausge⸗ 
führt wurde, neu gebildet werden muß — einzu⸗ 
tragen, und zwar, da es ſich dem Weſen nach um 
eine Hypothekvormerkung handelt, in der dritten 
Abteilung ($ 441 bayer. DAnw., $ 14 Ziff. 2 
pr. Allg. VO. v. 20. Nov. 1899). Die Eintragung 
erfolgt nur auf Erſuchen der Baupolizeibehörde?) 
oder des Bauſchöffenamts, wenn dieſem durch 
landesherrliche Verordnung die Verrichtungen der 
ne übertragen find. (88 16 

Es liegt alfo ein Fall des $ 39 GBO. vor. 
Der Behörde, welche das Erſuchen um Eintragung 
zu erlaſſen hat, ſteht auch die Beſchwerde gegen 
eine etwaige Ablehnung der Eintragung zu. 

2. Die Eintragung des Bauvermerkes bildet 
eine Vorausſetzung für die polizeiliche Erteilung 
der Bauerlaubnis. Von dieſem Grundſatz beſtehen 
jedoch folgende Ausnahmen: 

a) Ein Bauvermerk wird nicht eingetragen, 
wenn in Höhe eines Drittels der vorausſichtlich 
entſtehenden Baukoſten Sicherheit hinterlegt wird. 
Der Betrag, welcher hiernach, und zwar bei der landes⸗ 
rechtlich beſtimmten Hinterlegungsſtelle, zu depo⸗ 
nieren iſt, wird unanfechtbar von dem Bauſchöffen⸗ 
amte feſtgeſtellt. Hinterlegt werden können nur 
Geld und Wertpapiere, letztere unter Berückſichtigung 
der Vorſchriften des BGB. (88 232 ff.). Mit 
Wertpapieren kann alſo nur Sicherheit in Höhe 
von ¼ des Kurswertes geleiſtet werden, es fei 
denn, daß es ſich um Papiere handelt, die von 
der Reichsbank in der erſten Lombardklaſſe beliehen 
werden. Dieſe werden zu /10 ihres Kurswertes 
angerechnet ($ 12 Abſ. 1 Satz 2). Die hier be- 
ſprochene Sicherheit wird im folgenden als Er fa tz⸗ 
kaution bezeichnet werden. 

b) Ein Bauvermerk wird nicht eingetragen bei 
Grundſtücken, welche dem Fiskus, einer öffentlich⸗ 
rechtlichen Körperſchaft, Stiftung oder Anſtalt 


6) Dieſe ift dann auch von der erfolgten Eintragung 
zu benachrichtigen. Gleichzeitig iſt der Geſamtbetrag der 
der dem Bauvermerke vorgehenden und gleichſtehen den 
Hypotheken, e und ſonſtigen Belaſtungen, 
wie fie § 14 Ziff. 1—3 des Gef. anführt, mitzuteilen. 
(8 16 Abſ. 2). 
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gehören oder einem dem öffentlichen Verkehr 
dienenden Bahnunternehmen gewidmet ſind, bei 
Grundſtücken, die nach landesherrlicher Verordnung 
ein Grundbuchblatt nur auf Antrag erhalten, 
ſowie bei Grundſtücken, welche einem Landesherrn 
oder zum Hausgut oder Familiengut einer landes⸗ 
herrlichen Familie, der fürſtlichen Familie Hohen⸗ 
zollern, der Familie des vormaligen Hannover'ſchen 
Königshauſes, des vormaligen Kurheſſiſchen, des 
vormaligen Herzoglich Naſſauiſchen oder des Her⸗ 
zoglich Holſteiniſchen Fürſtenhauſes gehören. 

In dieſen Fällen haften die Eigentümer den 
Baugläubigern in Höhe eines Drittels der auf⸗ 
gewendeten Baukoſten ebenſo, als wenn ſie für 
dieſen Betrag die Erſatzkaution geleiſtet hätten. 
($ 12 Abſ. 2 und 3). 

e) Die Landeszentralbehörde kann beſtimmen, 
daß und unter welchen Bedingungen die dingliche 
Sicherung der Bauforderungen bei Erſatzbauten 
überhaupt nicht ſtattfindet, wenn ſie an Stelle 
eines zerſtörten und gegen die Zerſtörung ver⸗ 
ſicherten Gebäudes errichtet werden und der Ver⸗ 
ſicherer nach den Verſicherungsbedingungen die 
Entſchädigungsſumme nur zur Wiederherſtellung 
des verſicherten Gebäudes zu zahlen braucht ($ 10). 

3. Allein auch in den Fällen, in welchen nach 
dem Gefagten der Bauvermerk die Vorausſetzung 
für die Erteilung der Bauerlaubnis bildet, genügt 
es nicht, daß der Bauvermerk überhaupt eingetragen 
iſt, er muß auch an beſtimmter Rangſtelle 
eingetragen ſein. Dürften der zukünftigen Bau⸗ 
hypothek Belaſtungen vorausgehen, deren Geſamt⸗ 
betrag den Bauſtellenwert überſtiege, ſo würde die 
Bauhypothek nur noch eine teilweiſe oder gar 
keine Sicherung mehr für die Gläubiger darſtellen. 

Das Geſetz beſtimmt daher, daß die Be⸗ 
laſtungen, welche im Zeitpunkte der Exteilung der 
Bauerlaubnis dem Bauvermerk vorgehen oder 
gleichſtehen, drei Vierteile des durch das Bau⸗ 
ſchöffenamt feſtzuſtellenden Bauſtellenwertes nicht 
überſteigen dürfen. Iſt dies dennoch der Fall, 
ſo muß, wenn die Bauerlaubnis erlangt werden 
will, für den Ueberſchuß Sicherheit geleiſtet werden 
(Differenzkaution). Gleichſtehende Belaſtungen 
werden bei der Berechnung nur inſoweit berück⸗ 
ſichtigt, als ihr Kapital betrag / des Bau⸗ 
ſtellenwertes überſteigt (§ 13). Zu bemerken iſt 
noch, daß für die Differenzkaution nicht die Be⸗ 
ſtimmung des § 12 Abf. 1 Satz 2 gilt, ſo daß 
alſo hier auch Wertpapiere der erſten Lombard⸗ 
klaſſe nur mit / ihres Kurswertes angerechnet 
werden. 

8 14 des Geſetzes führt die Belaſtungen an, 
welche bei der eben erwähnten Berechnung in Be⸗ 
tracht kommen. Die wichtigſten ſind Hypotheken 
und Grundſchulden, die Straßenherſtellungs⸗ und 
Abzugskanalkoſten (deren Höhe von der Bau- 
polizeibehörde geſchätzt wird, wenn ſie noch nicht 
amtlich feſtſteht). 
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Mit den Hypotheken und Grundſchulden 
werden „zweijährige Zinſen“ angeſetzt. 

Nach dem Zwecke dieſer nicht ſehr deutlich 
gefaßten Beſtimmung, welche doch die Feſtſtellung 
der Maximalbelaſtung mit Hypotheken uſw. an⸗ 
ſtrebt, ſollte man annehmen, daß ſtets zweijährige 
Zinſen in Höhe von 5% anzufegen feien und zwar 
auch dann, wenn die Hypothek als unverzinsliche 
oder niedriger verzinsliche eingetragen iſt; denn 
andernfalls kann durch nachträgliche Eintragung 
von Zinſen bis zu 5%, gemäß $ 1119 BGB. 
der Zweck der Beſtimmung vereitelt werden. Leider 
iſt jedoch die Faſſung des Geſetzes ſo, daß man zu 
dieſer Auslegung nicht wird gelangen können. 
Zinſen ſind alſo nur in der eingetragenen Höhe 
anzuſetzen, natürlich ohne Rückſicht darauf, ob ein 
Rückſtand beſteht oder beſtehen kann. Höchſt⸗ 
betragshypotheken find nur mit dem Maximal⸗ 
betrage — ohne Zinſen — anzuſetzen ($ 1190 
Abſ. 2 BGB.). 

Rechte, die durch Vormerkung oder Wider⸗ 
ſpruch geſichert ſind, ſtehen den eingetragenen 
Rechten gleich.“) | 

Ein einfaches Beiſpiel möge die verwickelten 
Beſtimmungen der $ 13 und 14 klarmachen. 
Der Bauſtellenwert beträgt 40 000 M. Die erſte 
Hypothek (Kaufſchillingsreſt) beträgt 26000 M 
und ift zu 4% 9 verzinslich. Die zweite Hypothek 
zu 10 000 M — ebenfalls zu 4% verzinslich — 
hat Gleichrang mit dem Bauvermerk. In Be⸗ 
tracht kommen hier nur 26 000 M Kapital und 
2080 M Zinſen hieraus, während die 10 000 M, 
da fie / des Bauſtellenwertes nicht überfteigen, 
unberückſichtigt bleiben, die Zinſen aus den 
10000 M aber, wenn das Kapital ſelbſt dieſes 
Viertel nicht überſteigt, auch nicht gerechnet werden. 
Hier iſt alſo die Bauerlaubnis ohne Leiſtung einer 
Differenzkaution zu erteilen. 

4. Es kann und wird häufig vorkommen, daß 
nach Erteilung der Bauerlaubnis Planänderungen 
erfolgen ſollen, durch welche die Baukoſten weſent⸗ 
lich erhöht werden. Wenn dies nach Anſicht der 
Baupolizeibehörde der Fall iſt, ſo muß die nach 
K 12 geleiſtete Erſatzkaution erhöht werden. Der 
951 iſt vom Bauſchöffenamt feſtzuſetzen. (8 13 


Es iſt intereſſant, daß der Geſetzgeber hier 
nur an den Fall gedacht hat. daß infolge Aende⸗ 
rung des genehmigten Bauplanes eine weſentliche 
Erhöhung der Koſten nachträglich eintritt. Eine 


) Eine formell grundbuchrechtliche Beſtimmung 
enthält 8 14 Abſ. 3, der lautet: „Zu einer Rangein⸗ 
räumung. durch die dem Bauvermerke der Vorrang vor 
anderen Rechten oder der gleiche Rang mit ihnen ein⸗ 
geräumt wird, genügt an Stelle der Einigung des 
zurücktretenden und des vortretenden Berechtigten die 
Erklärung des zurücktretenden Berechtigten gegenüber 
dem Grundbuchamte.“ Dieſe Beſtimmung war not⸗ 
wendig, weil der Bauvermerk für unbeſtimmte Perſonen 
eingetragen iſt, welche natürlich eine Rangausweichungs⸗ 
erklärung nicht abgeben können. 
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weſentliche Erhöhung der Koſten tritt aber viel 
haufiger nachträglich nicht durch Aenderungen des 
genehmigten Bauplanes, ſondern durch Aende⸗ 
rungen der Innenausſtattung ein, welche gar nicht 
zur Kenntnis der Baupolizeibehörde gelangen und 
ſie auch nichts angehen. Zu welchen Umgehungen 
des Geſetzes hier die Möglichkeit der Kautions⸗ 
leiſtung führen kann, iſt leicht auszudenken. 

5. Für die Feſtſtellung des Bauſtellenwertes 
durch das Bauſchöffenamt gibt das Geſetz in § 15 
einige Leitſätze, während es im übrigen einer 
landesherrlichen Verordnung überlaſſen bleibt, die 
Grundſätze für die Bemeſſung des Bauſtellenwertes 
und das Feſtſetzungsverfahren zu beſtimmen. 

Als Bauſtellenwert ſoll der Wert der unbe⸗ 
bauten Bauſtelle gelten. Gemeint iſt offenbar der 
Wert der ganzen Bauſtelle, in unbebautem Zu⸗ 
ſtande gedacht. Die Fläche, auf welcher „Bau⸗ 
werke untergeordneter Art“ ſtehen, iſt alfo mit⸗ 
zurechnen. 

Bei Erſatzbauten ſoll (offenbar weil hier ein 
Marktpreis für den Bauplatz häufig nicht feſt⸗ 
ſtellbar ſein wird) der Bauſtellenwert anders er⸗ 
mittelt werden. Hier ſoll zunächſt der nach 
Fertigſtellung des Neubaues ſich ergebende Wert 
des Grundſtücks geſchätzt und hiervon der Betrag 
der Koſten des Neubaues und des Abriſſes ab⸗ 
gezogen werden. Von den Koſten des Abriſſes iſt 
wieder der Erlös der Abbruchmaterialien abzu⸗ 
rechnen. (KB. 37). 

6. Der Bauvermerk wird gelöſcht: 

a) wenn dem Grundbuchamt eine Beſcheinigung 
der Baupolizeibehörde vorgelegt wird, daß vor dem 
Beginn des Baues die Bauerlaubnis erloſchen!“ 
oder daß nachträglich vor dem Beginn des Baues 
die Erſatzkaution geleiſtet worden iſt; 

b) wenn die Baupolizeibehörde vor Beginn 
des Baues ihr Erſuchen um Eintragung des Bau: 
vermerks zurücknimmt ($ 17); 

c) in den ſpäter zu beſprechenden Fallen des 
9 27 (Ablauf der Friſt zur Anmeldung der Bau- 
forderungen). 

Bemerkenswert iſt, daß nach Beginn des 
Baues nicht einmal die Leiſtung der Erſatzkaution 
eine Löſchung des Bauvermerks herbeiführen kann. 

Was unter „Beginn des Baues“ zu verſtehen 
iſt, wird ſich im einzelnen Falle nur unter Berück⸗ 
ſichtigung der ſpeziellen baupolizeilichen Vorſchriften 
entſcheiden laſſen. Keinesfalls liegt ein Baubeginn 
vor, ſolange auf der Bauſtelle ſelbſt noch keine 
Arbeiten vorgenommen, ſondern nur außerhalb 
Lieferungen vorbereitet, Beſtandteile des künftigen 
Baues hergeſtellt werden c. Aber auch bloße 
Vorbereitungshandlungen zum Bau, welche an 
der Bauſtelle vorgenommen werden, wie Aus⸗ 


10) Wird auf Antrag eines Beteiligten feſtgeſtellt, 
daß die Bauerlaubnis nach Beginn des Baues erloſchen 
iſt, ſo hat die Baupolizeibehörde dies binnen 2 Wochen 
in dem für ihre Bekanntmachungen beſtimmten Blatte 
zu veröffentlichen (S 22 Abſ. 1 Satz 2). 
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meſſungen, Abſteckung des Baugeländes ꝛc. ge⸗ 
hören noch nicht zum Baubeginn. Erſt wenn 
mit denjenigen Arbeiten begonnen wird, 
für deren Vornahme bereits die Ertei⸗ 
lung der Bauerlaubnis eine Voraus⸗ 
ſetzung bildet, wird man annehmen 
können, daß der Bau begonnen habe. 


Bei Abrißarbeiten gehört der Abriß ſelbſt noch 
nicht zum Beginn des Baues. Dies ergiebt ſich 
nicht nur aus der Faſſung des § 2 Abſ. 2, wo: 
nach der Neubau in der Errichtung des Gebäudes 
nach erfolgtem Abbruch beſteht, ſondern mit noch 
größerer Deutlichkeit aus der Beſtimmung des 
§ 15 Abſ. 2, welcher ausdrücklich die Koſten des 
Neubaues und die Koſten des Abriſſes unter⸗ 
ſcheidet. | 

8 3. 


Baugläubiger und Bauforderungen. 


Der Bauvermerk dient, ebenſo wie die in den 
88 12 und 13 vorgeſehenen Kautionen zur Siche⸗ 
rung der den Baugläubigern zuſtehenden Bau⸗ 
forderungen. i 

Es find alfo zwei Begriffe, über welche wir 
uns klar werden müſſen: Baugläubiger und Bau⸗ 
forderungen. 

I. Baugläubiger. | 

1. Baugläubiger find nach § 18 zunächſt die 
an der Herſtellung des Gebäudes auf Grund 
eines Werk⸗ oder Dienſtvertrages Beteiligten ſowie 
diejenigen, welche zur Herſtellung des Gebäudes 
Sachen geliefert haben, ſofern die zugrunde liegen⸗ 
den Verträge von dem Eigentümer oder für ſeine 
Rechnung geſchloſſen worden ſind. Dem Eigen⸗ 
tümer ſteht gleich, wer den Bau mit ſeiner Zu⸗ 
ſtimmung als Bauherr ausführt. 

a) Der letzterwähnte Satz ſowie die Gleich⸗ 
ſtellung der für Rechnung des Eigentümers ge⸗ 
ſchloſſenen mit den von ihm ſelbſt geſchloſſenen 
Verträgen bezwecken vor allem die Unſchaͤdlich⸗ 
machung der Strohmännerei, welche übrigens auch 
nach geltendem Rechte gerade in den Fällen des 
§ 648 BGB. bei richtiger Anwendung des $ 164 
Ab). Satz 2 BGB. in der Praxis kaum Schwierig⸗ 
keiten bereitet hat. 

Wir werden im folgenden der Einfachheit 
halber ſtets nur von den Verträgen des Eigen⸗ 
tümers ſprechen, worunter dann die eben er⸗ 
wähnten Fälle mitzuverſtehen ſind. | 

b) Nach der vom Geſetze gegebenen Definition 
umfaßt alſo der Begriff Baugläubiger nicht nur 
die Bauunternehmer, Bauhandwerker, Bau⸗ 
arbeiter xc., ſondern auch die Baulieferanten, 
welche nur Waren verkaufen, ohne ſelbſt an dem 
Bauwerk Arbeiten vorzunehmen. 

e) Die Geſchäftsleute müſſen aber ſtets an 
der Herſtellung des Gebäudes beteiligt 
ſein oder zu dieſer Herſtellung Sachen 
geliefert haben. 
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Hier ift zunächſt feſtzuſtellen, was das Gele 
unter „Herſtellung des Gebäudes“ verſteht. Die 
Beratungen der Kommiſſion laſſen erkennen, daß 
man hier bereits Schwierigkeiten ahnte; man ift 
jedoch dann der Frage nicht tiefer nachgegangen. 

Es lag nämlich in der Kommiſſion ein Ab⸗ 
änderungsantrag vor, wonach hinter den Worten 
„des Gebäudes“ noch eingefügt werden ſollte „und 
der das Gebäude umgebenden Gartenanlage“. 
Dieſer Abänderungsantrag wurde nach längerer 
Debatte abgelehnt. Dabei erklärte ein Regierungs⸗ 
kommiſſär folgendes: 

„Soweit gärtneriſche Anlagen innerhalb einer 
Bauſtelle in Frage kämen, müſſe unterſchieden 
werden, ob die Errichtung von Gärten auf 
Grund einer baupolizeilichen Vorſchrift oder 
ohne eine ſolche erfolge. Erſteren Falles feien 
die Gärtner hinſichtlich des Teiles der gärtne⸗ 
riſchen Anlagen, der baupolizeilich vorgeſchrieben 
ſei, Baugläubiger im Sinne des Entwurfs, 
letzteren Falles ſeien ſie auch dann nicht als 
Baugläubiger zu erachten, wenn die gärtne⸗ 
riſche Anlage baupolizeilich genehmigt jei...- 


Es komme hiernach darauf an, ob das Ge⸗ 


bäude erſt nach Ausführung der Gartenanlagen 
als hergeſtellt anzuſehen ſei.“ 

Hier wird alſo offenbar die Meinung ver⸗ 
treten, daß diejenigen außerhalb des eigentlichen 
Gebäudes (im engeren Sinn) befindlichen Anlagen, 
welche baupolizeilich vorgeſchrieben ſind, zur Her⸗ 
ſtellung des Gebäudes gehören, andere aber nicht. 
Man würde alſo ſtets zu unterſuchen haben, ob 
eine ſolche Anlage — ein Garten, ein Zaun, eine 
Grube x. — baupolizeilich ein superfluum fei 
oder nicht. Und wenn z. B. Vorgärten von 5 m 
Tiefe polizeilich vorgeſchrieben ſind, der Eigentümer 
ſich aber einen 30 m tiefen Vorgarten anlegen 
läßt, ſo müßte ſich der Richter, der nach § 23 
des Gef. die einſtweilige Verfügung auf Zulaſſung 
der Bauforderung zu erlaſſen hätte, darüber 
ſchlüſſig machen, inwieweit die Arbeiten zur Vor⸗ 
gartenanlage ſich auf ein baupolizeiliches super- 
fluum beziehen oder nicht, inwieweit Spring⸗ 
brunnen, Grotten ꝛc. auf dem „notwendigen“ oder 
dem nicht notwendigen Teil des Vorgartens ſtehen ac. 
Eine ſchier unmögliche Aufgabe! Auch bei dem 
Hauſe ſelbſt unterſcheidet doch das Geſetz nicht, ob 
es nur den baupolizeilichen Minimalerforderniſſen 
entſpricht oder in dieſer Beziehung ein plus enthält. 

Man darf alſo nicht die Frage ſo ſtellen: was 
gehört theoretiſch zur Fertigſtellung eines Gebäudes? 
Man muß vielmehr fragen: welche Sachen ge⸗ 
hören, wenn ſie vorhanden ſind, zum Ge⸗ 
bäude? 

Die Schwierigkeit der Auslegung liegt darin, 
daß die Verkehrsanſchauung manche Anlagen zur 
Herſtellung des Gebäudes rechnet, die doch rechtlich 
nicht deſſen Beſtandteile ſind, alſo insbeſondere 
Biergärten, die in denſelben befindlichen Lauben 
und Wandelgänge, Brunnen, Grotten z., ferner 


Zeitſchrift für Rechtspflege 


— ̃ä— . ⅛ —rÜböñ ß ̃ ͤ—q.M , ä ͤ7§⏑¾r»i— « ⅛³ w —˙!.̃ ⁰ʃi:;i¹j. —˙¹̃ w. Ü ̃ um. — .. .᷑' ' —i 8 8—V 


in Bayern. 1909. Nr. 14 u. 15. 


Einfriedigungsmauern u. a. Man kann hier viel⸗ 
leicht kurz von „unbeweglichem Zubehör“ ſprechen. 
Der Baumeiſter übernimmt ſehr häufig die Her⸗ 
ſtellung dieſes „Zubehörs“ zuſammen mit der 
Errichtung des Neubaues, und das Entgelt dafür 
wird in die pauſchaliter fixierte Bauſumme ein⸗ 
gerechnet. Es würde daher zweifellos der Tendenz 
des Geſetzes entſprechen, wenn auch diejenigen 
Gläubiger privilegiert würden, welche an der Her⸗ 
ſtellung dieſes Zubehörs beteiligt ſind, Allein 
der Wortlaut des Geſetzes, welcher ſich offenbar 
an 894 Abſ. 2 BGB. anlehnt (vgl. Motive 34), 
ſpricht gegen eine Auffaſſung in dieſem Sinne, 
und ebenſo ſpricht dagegen die Beſtimmung des 
§ 22, wonach die Friſt zur Anmeldung der Baus 
forderungen mit der Bekanntmachung beginnt, 
daß baupolizeiliche Bedenken, das Gebäude in 
Gebrauch zu nehmen, nicht beſtehen. 


Die Herſtellung des Gebäudes im Sinne des 
§ 18 umfaßt alfo nur die Herſtellung des eigent- 
e Hauſes nebſt feinen weſentlichen Beſtand⸗ 
eilen. | 

Die Beantwortung der Frage, ob der Bau⸗ 
meiſter hinſichtlich der Herſtellung der auf dem 
Nachbargrundſtücke ſtehenden Kommunm auerhäͤlfte 
„Baugläubiger“ iſt, hängt hiernach davon ab, ob 
man ſie als weſentlichen Beſtandteil des Gebäudes 
oder nach dem Grundſatz „superficies solo cedit“ 
als Eigentum des Nachbars anfieht. “) 


d) Die Baugläubiger müſſen auf Grund eines 
Werk⸗ oder Dienſtvertrages an der Herſtellung 
des Gebäudes beteiligt ſein oder zur Her⸗ 
ſtellung Sachen geliefert haben. 

Die Beteiligung an der Herſtellung iſt ein 
ſehr allgemeiner Begriff, den der Geſetzgeber 
zweifellos abſichtlich in dieſer Allgemeinheit ge- 
wählt hat. Man wollte, ſoweit möglich, alle Ge⸗ 
ſchaftsleute privilegieren, welche zum Bau etwas ge- 
leiſtet haben. Daher gehört auch der Architekt 
hierher, der nur Pläne gefertigt hat (Motive 32), 
desgleichen, wer im Auſtrag des Bauherrn nur 
die Aufſicht über den Bau zu führen hatte. 

Hinſichtlich der Baulieferanten (Waren⸗ 
lieferanten) kommt es darauf an, ob das, was 
der Gläubiger zu liefern hat, weſentlicher Be⸗ 
ſtandteil des Gebäudes (88 93 ff. BGB.) werden 
ſoll (RB. 54). Der Möbellieferant ift nicht Bau⸗ 
gläubiger. Bei der Auslegung des Begriffs der 
weſentlichen Beſtandteile können ſich dieſelben Streit⸗ 
fragen ergeben, wie ſie wegen des Eigentumsvor⸗ 
behalts an Maſchinen an der Tagesordnung find; 
nur, daß bei Anwendung des neuen Geſetzes das 
Intereſſe des Lieferanten das entgegengeſetzte iſt 
wie in jenem Falle. Immerhin ergibt ſich, wenn 
der Eigentumsvorbehalt vereinbart wurde, die 
Alternative: entweder Eigentum oder Vorrecht 
nach Maßgabe des neuen Geſetzes. Doch wird 


1) Vgl. Pfirſtinger, Die RKommunmauer 1905 S. 16 ff. 
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ſich der Lieferant ſchließlich entſcheiden müſſen, 
welches von beiden Rechten er geltend machen will. 

e) Nicht zu den Baugläubigern gehört der 
Eigentümer, welcher ſelbſt Arbeiten oder Waren 
in den Bau liefert (KB. 14). 
wenn der Spenglermeiſter A als Strohmann des 
Bauunternehmers B grundbuchmäßiger Eigentümer 
it und nun auf Grund Vertrages mit B ſelbſt 
die Spenglerarbeiten liefert? Der Billigkeit würde 
es entſprechen, in dieſem Falle A als Baugläubiger 
gelten zu lafſen, da er wirtſchaſtlich ein Dritter 
iſt. Ein Selbſtkontrahieren liegt hier nicht vor, 
denn B handelt nicht namens des A, ſondern nur 
für deſſen Rechnung. Dennoch dürfte die Be⸗ 
jahung der Frage an den formellen Beſtimmungen 
des Geſetzes, beſonders an § 23 ſcheitern. Der 
eingetragene Eigentümer kann unmöglich in wirk⸗ 
ſamer Weiſe die Zuſtimmung zu ſeiner eigenen 
Anmeldung geben, und eine einſtweilige Verfügung 
des A gegen A ift prozeſſual unzuläſſig. 

2. Baugläubiger ſind aber unter Umſtänden 
nicht nur diejenigen, welche unmittelbar mit dem 
Eigentümer kontrahiert haben, ſondern auch die 
ſogenannten Nachmänner. Der Eigentümer 
vergibt ſehr oft den ganzen Bau oder Teile an 
eine oder mehrere Unternehmer; dieſe vergeben 
wieder einzelne Arbeiten an Zwiſchenunternehmer 
uff. Jeder nun, der ſtatt mit dem Eigentümer 
ſelbſt mit einem ſolchen Unternehmer oder Zwiſchen⸗ 
unternehmer oder mit einer Perſon, welche für 
Rechnung dieſer Unternehmer handelt, den Arbeits⸗ 
oder Lieferungsvertrag ſchließt, iſt ein Nachmann 
und als ſolcher grundſätzlich auch Bau⸗ 
gläubiger. 

Wenn jedoch der Eigentümer beweiſt, daß dem 
erſten Unternehmer die zur Herſtellung (der von 
dieſem übernommenen Leiſtungen) erforderlichen 
Mittel zu Gebote ſtanden und daß er auch die 
Abſicht hatte, die aus der Herſtellung für ihn er⸗ 
wachſenden Verpflichtungen ganz zu erfüllen, oder 
daß dem Eigentümer wenigſtens das Nichtvor⸗ 
handenſein der Mittel oder der ehrlichen Abſicht 
des Unternehmers ohne grobe Fahrläfſigkeit un⸗ 
bekannt war, dann gelten ſämtliche Nach- 
männer dieſes Unternehmers nicht als 
Baugläubiger.“) 

Es iſt intereſſant, wie hier das Geſetz eigentlich 
doch für ganze Berufsklaſſen die Vermutung des 
unſoliden Geſchäftsgebahrens aufſtellt. Mit Recht 
erklärte der Kommiſſar des Bundesrats, daß die 
hier erfolgte Regelung der Beweislaſt „ſachlich nicht 
gerechtfertigt ſei und kein Analogon in ſonſtigen 
geſetzlichen Beſtimmungen habe“. (KB. 39). Die 


12) Für den Fall des § 18 Satz 2, auf welchen 8 19 
Abſ. 1 und 2 entſprechende Anwendung findet, genügt 
nur der Nachweis, daß ſowohl dem Eigentümer als auch 
„dem Unternehmer“ die oben erwähnten Umſtände ohne 
grobe Fahrläſſigkeit unbekannt waren. ($ 19 Abſ. 3). 
„Unternehmer“ iſt hier ein offenbarer Redaktionsfehler. 
Es muß „Bauherr“ heißen. 


Gilt dies auch, 


Bezugnahme auf die Vermutung des Anfechtungs⸗ 
geſetzes (KB. 54) iſt natürlich ganz verfehlt. Die 
Beſtimmung wird auch in der Praxis große 
Schwierigkeiten bereiten. 

„Die zur Herſtellung erforderlichen Mittel“ 
müſſen dem Unternehmer „zur Verfügung ſtehen“, 
d. h. der Eigentümer oder ein Dritter (z. B. ein 
Baukapitaliſt) muß ſie ihm gewähren oder bindend 
zuſagen oder der Unternehmer muß ſie ſelbſt be⸗ 
ſitzen. Iſt der Unternehmer ein kleiner Mann, 
ſo kommen in der Regel nur die ihm vom Bau⸗ 
herrn zu gewährenden Mittel, alſo der vereinbarte 
Preis, in Betracht. Hat ſich der Unternehmer bei 
Beſtimmung dieſes Preiſes zu ſeinem Nachteil ver⸗ 
rechnet, was nicht ſelten vorkommt, ſo muß der 
Bauherr — alſo häufig ein Laie, der von den 
Preiſen gar nichts verſteht — ſämtliche 
direkten und indirekten Nachmänner des 
Unternehmers (aus dem Anweſen) bezahlen, wenn 
er nicht den Entlaſtungsbeweis nach § 19 führt. 
Dabei hängt ſein Schickſal davon ab, was der 
Richter unter die Pflichten eines „ordentlichen Bau⸗ 
herrn“ rechnet und welche Mittel er für die Her⸗ 
ſtellung des Baues als erforderlich erachtet! 

Selbſtverſtändlich haben die Nachmänner als 
ſolche eine perſönliche Forderung gegen den 
Eigentümer nicht. Sie nehmen nur an der ding⸗ 
lichen Sicherung teil. (Fortſetzung folgt). 


Zwei Fragen zur Geſetzgebung über den 
Meineid. 


Von Rudolf Troeltſch, II. Staatsanwalt in Augsburg. 


I. Der Offenbarungseid und der Straf: 
ermäßigungsgrund des $ 157 StGB. 


8 157 StGB. beſtimmt, daß die Strafe, 
welche ein Zeuge oder Sachverſtändiger wegen 
Meineids verwirkt hat, auf die Hälfte oder ein 
Vierteil zu ermäßigen iſt, wenn die Angabe der 
Wahrheit gegen ihn ſelbſt eine Verfolgung wegen 
eines Vergehens oder Verbrechens nach ſich 
ziehen kann. 

Nach dem Wortlaut dieſer Beſtimmung und 
angeſichts ihrer ausdrücklichen Bezugnahme auf 
die §§ 154, 155 StGB. ſteht außer Zweifel, 
daß der in ihr aufgeſtellte Strafermäßigungsgrund 
ſich nur auf den Eid des Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen nach 88 154, 155, nicht aber auf 
den zugeſchobenen, zu rückgeſchobenen 
oder auferlegten Eid, oder, wie die Li⸗ 
teratur ſich meiſt kurz, aber ungenau auszudrücken 
pflegt, auf den Parteieneid des $ 153 
StGB. bezieht. Darüber find fih Rechtſprechung 
und Praxis einig, und von den Kommentaren iſt 
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nur Rüdorff (Anm. 1 zu § 157) anſcheinend 
anderer Meinung. 

Zu den auferlegten Eiden im Sinne des 
§ 153 wird allgemein auch der im Zivilprozeß⸗ 
und im Konkursverfahren übliche aſſertoriſche 
Offenba rungs (Manifeſtations⸗) Eid gerechnet. 
(Olshauſen Anm. 9, Oppenhof Anm. 5—8 zu 
$ 153 StGB., RGE. Bd. 27 S. 417). 

Ein Teil der vor Einführung des StGB. be⸗ 
ſtandenen Partikularſtrafrechte, ſo das oldenbur⸗ 
giſche Strafgeſetzbuch vom 3. Juli 1858 und das 
heſſiſche vom 17. September 1841 haben den 
Offenbarungseid hinſichtlich ſeiner ſtrafrechtlichen 
Behandlung ausdrücklich den übrigen Eidesver⸗ 
letzungen gleichgeſtellt; das preußiſche Strafgeſetz⸗ 
buch vom 14. April 1851, deſſen $ 123 das 
genaue Vorbild unſeres $ 153 StGB. ift, läßt 
aus der nachfolgenden beſonderen Strafbeſtimmung 
für den promiſſoriſchen Manifeſtationseid, 
welche ihrerſeits wieder mit dem $ 162 StGB. 
ſich deckt, deutlich erkennen, daß es den aſſer⸗ 
toriſchen Manifeſtationseid als von der ge⸗ 
nerellen Strafbeſtimmung umfaßt erachtet. An 
dieſer Auffaſſung vermag auch die an ſich in⸗ 
tereſſante Tatſache nichts zu ändern, daß das letzte 
bayeriſche Strafgeſetzbuch vom 10. November 1861 
in Art. 195 die Verletzung des Manifeſtationseids 
ausdrücklich für ſtraflos erklärt. 

Wenn nun, wie eingangs anerkannt iſt, der 
Strafermäßigungsgrund des $ 157 StGB. nicht 
auf die unter § 153 fallenden Eide bezogen 
werden darf, ſo muß damit auch die Ver⸗ 
letzung des Offenbarungseides dieſer 
Vergünſtigung als entzogen gelten. 

Dieſer Rechtszuſtand führt in der Praxis 
zu großen Härten und bei näherer Prüfung zeigt 
ſich, daß er auch mit den Erwägungen, die den 
Geſetzgeber zur Ablehnung jenes Strafermäßigungs⸗ 
grundes für die Meineidsfälle des § 153 StGB. 
geführt haben, nicht in Einklang zu bringen iſt. 

Die Motive zu dem Entwurf des Strafgeſetz⸗ 
buches für den Norddeutſchen Bund führen zu 
dem nunmehrigen $ 157 StGB. aus, daß „in 
den in dieſem Paragraphen erwähnten Fällen — 
es ſind damit die Fälle des Zeugen⸗ und Sach⸗ 
verſtändigeneides nach 88 154, 155 gemeint — 
in Uebereinſtimmung mit der Mehrzahl der 
deutſchen Strafgeſetzbücher eine erhebliche Straf⸗ 
ermäßigung zuzuſchreiben ſei, da in ihnen mit 
der Pflicht, die Wahrheit zu fagen, die 
Rückſicht auf die eigene Gefahr in Kol: 
liſion tritt“ (Verh. des Nordd. Bundes 1870 
Bd. III S. 64). An ſich iſt nun dieſe „Pflicht 
die Wahrheit zu ſagen“ kein Merkmal, das die 
Fälle des Zeugen: und Sachverſtändigeneides von 
jenen des Parteieneides ſcheidet; denn auch in 
den letzteren Fällen beſteht moraliſch und rechtlich 
die Pflicht zur Wahrheitsangabe. Wenn daher 
die Motive mit jener Wendung ein beſonderes 
Moment hervorheben wollten, das gerade die An⸗ 
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wendung des Straſermäßigungsgrundes auf die 
Fälle der § 154, 155 rechtfertigen und ein⸗ 
ſchränken wollte, ſo kann dies ſchärfer gefaßt nur 
der Gedanke ſein, daß in dieſen Fällen eine ge⸗ 
ſetzliche Pflicht über etwas auszuſagen, ein geſetz⸗ 
licher durch die Zeugnispflicht begründeter Zwang 
zur Ausſage beſteht. Dieſer Zwang fehlt nur 
in den Fällen des eigentlichen Parteieneides, da 
dieſer nach dem freien Ermeſſen des Schwur⸗ 
pflichtigen geleiſtet oder verweigert werden kann. 

Der Gedanke, daß ſich die unterſchiedliche 
Behandlung des Zeugen: und des Parteieneides 
in $ 157 StGB. gerade aus dieſem geſetzlichen 
Zwang zur Ausſage erklärt, ift dann in den Ber: 
handlungen des Norddeutſchen Bundes bereits 
deutlicher zum Ausdruck gekommen (vgl. Rede des 
Abg. v. Brauditih a. a. O. Bd. II S. 633). 
Später ſchloß ſich auch die Rechtſprechung des 
Reichsgerichts dieſer Auffaſſung an. Abgeſehen 
von den Entſcheidungen Bd. 5 S. 124 und 16 
S. 30, in denen dieſer Gedanke nur indirekt zum 
Ausdruck kommt, ſprechen insbeſondere die Ent- 
ſcheidungen Bd. 36 S. 49 und Bd. 40 S. 47 
es deutlich aus, daß in der Zwangslage, in der 
ſich Zeugen und Sachverſtändige angeſichts der 
geſetzlichen Verpflichtung zur Zeugſchaft befinden, 
der Grund zu erblicken iſt, der zur Anwendung 
des Strafermäßigungsgrundes des $ 157 ge 
führt hat. | 

Umgekehrt wird auch in einzelnen Kommen⸗ 
taren (Oppenhof Anm. 1, Schwarze Anm. 4 zu 
5 157 StGB.) der Wegfall dieles geſetzlichen 
Zwangs zur Eidesleiſtung als Grund für die 
Nichtanwendung des § 157 StGB. auf den 
Parteieneid angeführt. 

Wenn nun dies die maßgebenden Erwägungen 
für die Aufſtellung und gleichzeitige Einſchrankung 
des Strafermäßigungsgrundes in $ 157 StGB. find, 
jo ift es unrecht, daß der Geſetzgeber den Offen: 
barungseid auch hier auf eine Stufe mit den Partei- 
eiden im engern Sinn ſtellt und damit auch für 
ihn den Strafermäßigungsgrund des § 157 aus⸗ 
ſchließt. 

Denn bei dem Offenbarungseid gibt es keine 
Ablehnung der Eidesleiſtung; ſowohl für den im 
Zivilprozeßverfahren (88 807, 883, 889 BPO.) 
wie für den im Konkursverfahren ($ 125 KO.) 
zu leiſtenden Eid beſtehen vielmehr geſetzliche Zwangs⸗ 
mittel, welche die Frage der Leiſtung des Eides 
dem Belieben der Parteien entziehen. In dieſem 
geſetzlichen Zwang zur Eidesleiſtung 
it der Offenbarungseid dem Zeugen— 
und Sachverſtändigeneid vollſtändig 
gleichgeſtellt. Die Zwangsmittel gehen bei ihm 
ſogar noch weiter als bei dem Zeugeneid; denn 
in den Fällen des 88 807, 883 ZPO. — fog. 
prozeſſualiſcher Offenbarungseid — und im Falle 
des $ 125 KO. kann nach §8 901, 913 ZPO. 
Haft bis zur Höchſtdauer von ſechs Monaten, in 
den Fällen des § 884 ZPO. — fog. privat- 
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rechtlicher Offenbarungseid — nach § 888 ZPO. 
auch eine Geldſtrafe bis zum Geſamtbetrag von 
1500 M verhängt werden, während die Straf⸗ 
prozeßordnung zur Erzwingung des Zeugniſſes in 
§ 50 primär nur eine Geldſtrafe bis zu 300 M 
und eventuell eine Haft nur bis ſechs Wochen vor⸗ 
ſieht. Der Zwang beim Zeugeneid erleidet auch in⸗ 
ſofern noch eine weitere Einſchränkung, als der § 54 
SPD. jeden Zeugen das Recht der Auskunfts⸗ 
verweigerung auf ſolche Fragen geſtattet, deren 
Beantwortung ihm ſelbſt oder einem Angehörigen 
die Gefahr ſtrafgerichtlicher Verfolgung zuziehen 
würde, während die Zivilprozeß⸗ oder Konkurs⸗ 
ordnung gegenüber den zur Leiſtung des Offen⸗ 
barungseides Verpflichteten eine ſolche Rückſicht⸗ 
nahme nicht kennt. 

Uebrigens müßte noch ein weiterer Geſichts⸗ 
punkt in $ 157 zur Gleichſtellung des Offenbarungs⸗ 
eides mit dem Zeugeneid führen. Bei dem Parteien⸗ 
eid im engern Sinn handelt es ſich um die 
Beſchwörung einzelner, vorher beſtimmt formulierter 
Beweisſätze, die Sätze find dem Schwurpflichtigen 
meiſt lange Zeit vor der Eidesleiſtung bekannt 
gegeben. Bei dem Offenbarungseid dagegen 
geht der Leiſtung des Eides meiſt eine Erörterung 
ſeiner geſamten Vermögenslage voraus; der Schwur⸗ 
pflichtige muß hierbei oft auf unvorhergeſehene 
Fragen der Beteiligten Rede und Antwort ſtehen; 
es findet eine förmliche Vernehmung ſtatt und die 
nachherige Leiſtung des Eides hat die Bedeutung, 
daß der Schwurpflichtige alles das, was er in 
ihrem Verlauf über den Beſtand ſeines Ver⸗ 
mögens oder die Gründe ſeiner Verminderung an⸗ 
gegeben hat, mit ſeinem Eide bekräftigt. Das 
Verfahren hat daher Vieles mit der Abnahme des 
Zeugeneides gemein; wie bei der Vernehmung des 
Zeugen können insbeſondere hier plötzlich an den 
Schwurpflichtigen Fragen herantreten, deren Beant⸗ 
wortung die Gefahr ſtrafrechtlicher Verfolgung 
nach ſich zieht. Da das Geſetz für dieſe Ver⸗ 
nehmung einen dem $ 54 St. PO. ähnlichen Schutz 
nicht gewährt, iſt es doppelt unbillig, daß es 
in ſolchem Falle durch die Verweigerung des 
Strafermäßigungsgrundes des § 157 auch die Ye- 
ſtrafung der Eidesverletzung unnachſichtlicher 
geſtaltet. 

Die Fälle nun, in denen derjenige, der einen 
Offenbarungseid zu leiſten hat, in die Lage kommen 
kann, ſich durch die Angabe der Wahrheit die Ge⸗ 
fahr einer ſtrafgerichtlichen Verfolgung auszuſetzen, 
ſind in der Praxis überaus häufig; es zeigt dies 
ein Blick auf die Vielgeſtaltigkeit der Anläſſe, die 
nach dem geltenden Geſetz zur Leiſtung des Offen⸗ 
barungseides ſühren können. 

Am häufigſten find wohl die Fälle des ſog. 
prozeſſualiſchen Offen barungseides in 
§ 807 BPO. (Leiſtung des Eides durch den 
Schuldner im Zwangsvollſtreckungsverfahren), und 
in $ 883 ZPO. (Leiſtung des Eides durch den 
zur Herausgabe verpflichteten Schuldner über den 
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Verbleib der Sache), ſowie des $ 125 KO. 
(Leiſtung des Eides durch den Gemeinſchuldner 
über die Vollſtändigkeit des Inventars). Hier 
können der Eidesleiſtung Handlungen voran⸗ 
gegangen ſein, welche den Tatbeſtand des Siegel⸗ 
bruchs und der Pfandverſchleppung (85 136, 137 
StGB.), des ſtrafbaren Eigennutzes ($ 288 StPO.) 
oder des betrügeriſchen Bankrotts durch Verheim⸗ 
lichung oder Beiſeiteſchaffung von Maſſegegen⸗ 
ſtänden (8 239 Ziff. 1 KO.) erfüllen; die Er- 
füllung der Eidespflicht zwingt hier entweder 
direkt zum Bekenntnis dieſer ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen oder wenigſtens zur Angabe von Tat⸗ 
ſachen, welche zur Aufdeckung ſolcher Handlungen 
führen können. Die Eidesleiſtung kann anderer⸗ 
ſeits auch zur Bekennung des Beſitzes von Gegen⸗ 
ſtänden oder Sachgeſamtheiten zwingen, die von 
dem Schwörenden durch ſtrafbare Handlungen 
erlangt ſind, oder deren Beſitz ihn einer Ver⸗ 
letzung z. B. der Zoll- und Steuergeſetze über: 
führt oder nach anderen Spezialgeſetzen (Spreng⸗ 
ſtoffgeſetz, Sacharingeſetz, Patentgefeg) unter Um: 
ſtänden an ſich ſchon ſtraffällig macht. 

Aber nicht bloß der ſäumige oder bankerotte 
Schuldner, bei dem das Geſetz vielleicht zu be⸗ 
ſonders zarter Rückſichtnahme weniger Anlaß hat, 
kommt in die Lage, den Offenbarungseid zu 
leiſten; das Bürgerliche Geſetzbuch hat den Kreis 
derer, die zum Offenbarungseid gezwungen werden 
können, durch die weitere Entwicklung des ſog. 
privatrechtlichen Offen barungseides 
(SS 889, 888 ZPO.) ganz erheblich ausgedehnt 
und damit die Fälle, in denen die Verpflichtung 
zur Leiſtung des Offenbarungseides mit der Ge⸗ 
fahr ſtrafrechtlicher Verfolgung in Kolliſion kreten 
kann, noch mannigfaltiger geſtaltet. So gewährt 
§ 259 BGB. den Anſpruch auf Leiſtung des 
Offenbarungseides gegen den, der mit der Ver⸗ 
waltung fremden Vermögens befaßt war. Vereins⸗ 
vorſtände, Stiftungspfleger, Geſellſchafter, nutzungs⸗ 
berechtigte Pfandgläubiger, der Ehemann als Ver⸗ 
walter des eingebrachten Gutes, Eltern als Ver⸗ 
walter des Kindsvermögens, Vormünder, Mit⸗ 
erben, Teſtamentsvollſtrecker, Kommiſſionäre, 
Handlungsgehilfen können nach dieſer Beſtim⸗ 
mung auf dem Weg des Offen barungseides zur 
Rechenſchaft über ihre Vermögensverwaltung 
herangezogen werden. $ 260 BGB. verpflichtet 
diejenigen, welche Vermögensinbegriffe an Dritte 
herauszugeben haben, zur Leiſtung des Offen⸗ 
barungseides über den Beſtand der Vermögens⸗ 
maſſe; dieſe Verpflichtung kann Beauftragte ver⸗ 
ſchiedener Art, Verkäufer, Erbſchaftsbeſitzer u. a. 
treffen. Und endlich gehören hierher auch die 
Fälle der 88 2028 und 2057 BGB., welche für 
die Hausgenoſſen des Erblaſſers und für die 
Miterben eine im Wege des Offenbarungseides 
erzwingbare Auskunftspflicht begründen. 

Der Kreis ſtrafrechtlicher Verfehlungen, welche 
hier der Leiſtung des Offenbarungseides voran⸗ 
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gegangen fein und den Schwurpflichtigen im 
Eidestermine in einen ſchweren Konflikt mit der 
Wahrheit bringen können, iſt, wie man ſich leicht 
vorſtellen kann, ſehr groß und z. B. keineswegs 
auf die Fälle der Untreue nach $ 266 StGB. 
beſchränkt. 

Von Bedeutung iſt hierbei, daß dieſe letzt⸗ 
erwähnten Arten des Offenbarungseides 
wenigſtens als gemeines Recht für das Geltungs⸗ 
gebiet des Reichsſtrafrechts — erſt durch die 
. neuefte Geſetzgebung geſchaffen worden 
und zur Zeit der Einführung des Straf: 
geſetzbuches dem Geſetzgeber alfo noch 
nicht bekannt geweſen ſind. | 

Der Anregung, den Strafermäßigungsgrund 
des § 157 auch auf den Offenbarungseid aus⸗ 
zudehnen, kann vielleicht der Einwand entgegen⸗ 
geſetzt werden, daß es ſich bei der Verletzung 
dieſes Eides regelmäßig um die Erhaltung oder 
Verſchaffung gewinnſüchtiger Vorteile handelt. 
Abgeſehen davon, daß dies keineswegs immer der 
Fall zu ſein braucht, ſind auch bei dem Zeugen⸗ 
eid, insbeſondere im Zivilprozeß, unſchwer Fälle 
zu denken, in denen die gleiche eigennützige Ab⸗ 
ſicht zur Verletzung des Eides führt, ohne daß 
das Geſetz deshalb in dieſen Fällen den Schutz des 
§ 157 verſagt. 

Aus allen dieſen Gründen dürfte, um eine 
beſtehende Unſtimmigkeit im Geſetze zu beſeitigen 
und die Strafgeſetzgebung auch in dieſem Punkt 
der Wandlung unſeres bürgerlichen Rechts an⸗ 
zugleichen, für die bevorſtehende Reform des 
Strafgeſetzbuches der Vorſchlag an- 
gezeigt ſein: 

es möge der in $ 157 Ziff. 1 StGB. 
aufgeſtellte Strafermäßigungsgrund auch auf 
die Fälle des Offenbarungseides oder all⸗ 
gemein auf jene Fälle ausgedehnt werden, 
in welchen ein geſetzlicher Zwang zur Leiſtung 
des Eides beſteht. 

Die letztere Verallgemeinerung empfiehlt ſich 
wohl deshalb, weil die beſtehenden Geſetze, wie 
der vom Reichsgericht Entſch. Bd. 19 S. 218 
behandelte ſog. Verklarungseid des HGB. zeigt, 
außer dem Offenbarungs⸗, Zeugen⸗ und Sach⸗ 
verſtändigeneid auch noch andere Fälle geſetzlichen 
Zwanges zur Eidesleiſtung kommen. 


II. Meineid und mildernde Umſtände. 


Die Frage, ob ſich bei dem Verbrechen des 
Meineids die Einführung mildernder Umſtände 
empfiehlt, iſt zweifellos für unſere ganze Zivil⸗ 
und Strafrechtspflege von beſonderer Wichtigkeit. 
Den Satz, daß der Eid den Grundpfeiler unſerer 
Rechtspflege darſtellt und daß der Geſetzgeber 
deshalb bei Verletzung des Eides mit Recht die 
mildernden Umſtände verſagt, hat der Verfaſſer 
in langjähriger Schwurgerichtspraxis ſchon zu 
häufig ausgeſprochen, als daß er ihm nicht in 
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Fleiſch und Blut übergegangen wäre. Und 
trotzdem ſind es gerade die Erfahrungen aus der 
Tätigkeit der Schwurgerichte, welche ſchließlich zu 
Bedenken an der Richtigkeit dieſes Satzes führen 
und die Veranlaſſung geben, angeſichts der bevor⸗ 
ſtehenden Strafrechtsreform auch einmal die Frage 
zu erörtern, ob nicht den Intereſſen der Rechts⸗ 
pflege mit der Einführung mildernder Umſtände 
beim Meineid mehr gedient ſei als mit deren 
bisherigem Ausſchluß. 

Schon bei der Beratung des Strafgeſetzbuches 
im Reichstag des Nordd. Bundes haben ſich gegen 
den von der Regierung vorgeſchlagenen Ausſchluß 
der mildernden Umſtände verſchiedene Stimmen 
erhoben (Verhandlungen 1870 Bd. II S. 632 ff.). 
Es wurde darauf hingewieſen, daß es auch minder⸗ 
ſchwere Fälle gebe, für die das geſetzliche Straf⸗ 
minimum zu hoch ſei, ſo z. B. beim Zeugeneid 
die wahrheitswidrige Beantwortung der Frage nach 
den Vorſtrafen oder nach Umſtänden, deren Be⸗ 
kanntgabe den Zeugen Schande oder ſchwere Ver⸗ 
legenheit bringt, ſowie daß beim Parteieid oft 
von den Gerichten ſelbſt durch die Art, wie der 
Eid auferlegt oder formuliert werde, gefehlt und 
Anlaß zur Leiſtung falſcher Eide gegeben werde. 
Der vom Abgeordneten Lasker und Genoſſen ge⸗ 
ſtellte Antrag, mildernde Umſtände zuzulaſſen und 
die Mindeſtſtrafe in dieſem Falle auf ſechs Monate 
Gefängnis feſtzuſetzen, wurde jedoch von der Mehr⸗ 
heit nach längerer Debatte abgelehnt. 

Vier Jahre nach der Einführung des Straf⸗ 
geſetzbuchs hat ſodann ein Mann der Praxis und 
zugleich hervorragender Kenner unſerer Strafgeſetz⸗ 
gebung, Generalſtaatsanwalt Dr. Schwarze im 
„Gerichtsſaal“ Bd. 26 S. 584 ſich dahin aus⸗ 
geſprochen, daß „ſich in der Praxis der Ausſchluß 
mildernder Umſtände bei den Verbrechen des 
Meineids beſonders nachteilig äußere und 
das Minimum der angedrohten Strafe viel zu 
hoch ſei“. Es könne nicht geleugnet werden, daß 
bei dieſem Verbrechen die Verſchuldung des Täters 
oft eine geringe ſein könne oder mindeſtens eine 
milde Beurteilung zulaſſe. Hierher ſeien jene Fälle 
zu rechnen, in denen der Schwörende beim Partei⸗ 
eid wiſſentlich eine falſche Tatſache angibt, weil er 
von der Rechtmäßigkeit ſeines Anſpruchs oder 
ſeiner Einrede voll überzeugt iſt und in der Leiſtung 
des Eides das einzige Mittel erblickt, ein gerechtes 
Urteil zu erlangen, oder in denen der Schwörende 
aus Eitelkeit unrichtige Angaben über ſein Alter 
oder aus Schamgeſühl über ſeine Vorſtrafen macht. 
Schwarze erklärt ſchließlich, daß ihm Praktiker 
verſichert hätten, ſie würden, wenn ſie Reform⸗ 
vorſchläge ſtellen ſollten, die Zulaſſung mildernder 
Umſtände beim Meineid beſon ders befürworten. 

Soweit bekannt, hat ſich ſeitdem die Literatur 
mit dieſer Frage nicht weiter beſchäftigt. Und 
doch ſprechen auch die inzwiſchen gemachten weiteren 
Erfahrungen noch ganz im Sinne der Schwarzeſchen 
Ausführungen. 


a SEN E 
- 
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Der Ausſchluß mildernder Umſtände durch 


das Geſetz hat bei jedem Verbrechen an fih ſchon 


etwas bedenkliches, da wohl bei jeder Straftat 
derart außerordentlich milde Fälle vorkommen 
können, daß der Geſetzgeber bei der Strafandrohung 
im allgemeinen darauf nicht Rückſicht nehmen darf, 
weil dieſe Strafandrohung nur die gewöhnlichen 
Fälle zu berückſichtigen hat (Schwarze a. a. O. 
S. 578). Dieſer Satz trifft ganz beſonders auf 
den Meineid zu. Keines der ſchwereren Verbrechen 
ift fo häufig, wie dieſes, und bei keinem ift, der 
unendlichen Vielgeſtaltigkeit des Lebens entſprechend, 
der Tatbeſtand ſo mannigfaltig. Alle denkbaren 
Motive, auch an ſich edlere, wie z. B. die Abſicht, 
Angehörige oder Freunde zu ſchonen, materielles 
Unrecht zu verhüten, können dem Meineid zugrunde 
liegen; jede Ueberlegung kann ausgeſchaltet ſein. 
Selbſt unter Berückſichtigung der religiöſen Natur 
des Meineids kann da vom Standpunkte der 
Vergeltung oder Sühne im einzelnen Fall 
die Mindeſtſtrafe des Geſetzes zu hoch erſcheinen. 
Hier den Ausgleich in den einzelnen Fällen nur 
durch die Beſchreitung des Gnadenweges zu 
ſuchen, erſcheint ſchon wegen ihrer Häufigkeit nicht 
richtig und kann auch aus dem Grunde nicht be⸗ 
friedigen, weil die weitere Behandlung im Gnaden⸗ 
wege des in der mündlichen Verhandlung ge⸗ 
wonnenen Urteils über die in Frage kommenden 
Verhältniſſe ermangelt. 

Man wird einwenden, daß der Ausſchluß 
der mildernden Umſtände wegen der Wichtigkeit 
des Eides für unſere Rechtspflege vom Standpunkt 
der Abſchreckung geboten ſei. Das mag an 
ſich richtig ſein; aber die Erfahrung lehrt, wie 
ſchwer es iſt, in milder gelagerten Fällen mit 


dieſem Geſichtspunkt bei den Geſchworenen durch⸗ 


zudringen, und es iſt mit der Behauptung kaum 
zu viel geſagt, daß nach den Wahrſprüchen der 
Schwurgerichte die Zuchthausſtrafe überhaupt kaum 
mehr als die normale Strafe des Meineids 
anzuſehen iſt. 

Schon 1874 ſchreibt Schwarze in dem oben⸗ 
erwähnten Aufſatze, die Praxis habe gezeigt, daß 
die Geſchworenen häufig ſich beſtimmen laſſen, 
nur deshalb die Meineidsfrage zu verneinen, weil 
ſie die Strafe des Meineids im einzelnen Falle 
als eine zu harte Ahndung erachten und daß man 
ſelbſt da, wozu nach der Sachlage ſelbſt ein An⸗ 
halt nicht vorhanden ſei, die Frage wegen fahr⸗ 
läſſigen Falſcheides beifüge, um durch die Bejahung 
dieſer Frage den Schuldigen mit einer geringeren 
Strafe belegen zu können. 

Heute nach mehr als 30 Jahren herrſchen dieſe 
Mißbräuche noch ebenſo; die Fälle, in denen Frei⸗ 
ſprechung von der Anklage des Meineids erfolgt 
trotz glatter Ueberführung nur deshalb, weil die 
im Geſetze vorgeſehene Strafe nicht im Verhältnis 
zur Straftat, zu ihren Folgen oder zur Perſon 
des Angeklagten ſteht, ſind keineswegs ſelten und 
die Frage nach fahrläſſigem Falſcheid iſt geradezu 
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der Erſatz für die fehlende Frage nach mildernden 
Umſtänden geworden. 

Die Offenheit, mit welcher dieſer Standpunkt 
von der Verteidigung vertreten und von den Ge⸗ 
ſchworenen in ihren Sprüchen befolgt wird, iſt 
eine fortgeſetze ſchwere Verletzung des Rechts⸗ 
gefühls und hat eine bedenkliche Rückwirkung auf 
die Rechtſprechung der Schwurgerichte überhaupt, 
weil ſie in den Geſchworenen das Bewußtſein erſchüt⸗ 
tert, daß auch ihre Sprüche an das Geſetz gebunden find. 

Auf dieſe Weiſe führt der Ausſchluß mildernder 
Umſtände nicht, wie beabſichtigt, zur größeren 
Sicherung unſerer Rechtspflege, ſondern wird in 
gewiſſem Sinn für ſie zu einer ſchweren Gefahr. 

Dieſe Gefahr beſteht auch noch nach einer 
andern Richtung. In zahlreichen Urteilen, bei 
denen der Spruch der Geſchworenen aus Gründen 
der Strafmilderung fahrläſſigen Falſcheid ſtatt 
Meineids bejaht, mag die Milde des Falles die 
geringere Strafe rechtfertigen. Bedenklich für die 
Rechtspflege iſt aber die Folge, daß in dieſen Fällen 
mit der Verurteilung wegen Falſcheids auch die 
Aberkennung der Eidesfähigkeit weg 
fällt. Denn trotz der milderen Beurteilung des 
Falls wird die Verhandlung in der Regel ergeben, 
daß der Verurteilte im allgemeinen nicht die 
Feſtigkeit des Charakters und Reife des Urteils 
beſitzt, die von den zum Eide zuzulaſſenden Per⸗ 
ſonen gefordert werden muß. Der Verurteilte 
führt dann, ſo oft er in Zukunft zum Eide zu⸗ 
gelaſſen wird, zu einer neuen Gefährdung der 
Rechtspflege. Das gleiche gilt ſelbſtverſtändlich 
in noch höherem Maße von jenen Fällen, in denen, 
weil die Strafe zu ſchwer erſchien, überhaupt Frei⸗ 
ſprechung erfolgt iſt; hier vermag nicht einmal 
die Tatſache der Vorbeſtrafung wegen Falſcheids 
in Zukunft zur vorſichtigen Wertung der Zeugen⸗ 
ausſage zu mahnen. 

Schließlich fei noch ein Gefichtspunkt erwähnt, 
der vom Standpunkt der Schwurgerichtsverfaſſung 
aus die Verweigerung der mildernden Umſtände 
beim Meineid als Inkonſequenz erſcheinen läßt. 
Mit wenigen ſeltenen Ausnahmen iſt den Ge⸗ 
ſchworenen durch die Entſcheidung über die im 
Strafgeſetze vorgeſehenen mildernden Umſtände ein 
gewiſſer Einfluß auch auf das Strafmaß einge⸗ 
räumt; bei dem Verbrechen des Meineids, das die 
Geſchworenen wohl am häufigſten beſchäftigt, ift 
dieſer Einfluß durch den Ausſchluß der mildernden 
Umſtände gänzlich ausgeſchaltet. 

Nach alledem iſt die Anregung nicht unge⸗ 
rechtfertigt, daß bei der bevorſtehenden Reform des 
Strafgeſetzbuches auch beidem Verbrechen des 
Meineids nach 88 153, 154, 155 StGB. 
mildernde Umſtände mit der Folge zu: 
gelaſſen werden, daß im Falle ihrer 
Bejahung auf Gefängnisſtrafe nicht unter 
6 Monaten zu erkennen iſt und von der 
Aberkennung der bürgerlichen Ehren: 
rechte abgeſehen werden kann. 
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Die dauernde Aberkennung der 
Eidesfähigkeit, die ja an ſich keine Strafe, 
ſondern nur ein Schutzmittel zur Sicherung der 
Rechtspflege iſt, muß auch für den Fall der Zu⸗ 
billigung mildernder Umſtände aus den oben⸗ 
erwähnten Gründen feſtgehalten werden. Dem 
Abſchreckungsprinzip wird durch das hohe Straf⸗ 
minimum von ſechs Monaten Rechnung getragen. 


Die Lage der deutſchen Rechtsanwälte. 


Von Rechtsanwalt Hugo Feeß in München. 


Wie die „Juriſtiſche Wochenſchrift“ in ihrer 
am 1. Februar d. J. erſchienenen Nr. 3 mitteilt, 
hat am 10. Januar in Berlin eine Sitzung von 
Vertretern der deutſchen Anwaltskammern getagt 
und nach eingehender Diskuſſion beſchloſſen, durch 
eine Petition an den Reichstag eine weſentliche 
Erhöhung der Anwaltsgebühren anzuſtreben. Die 
Einzelheiten der ins Auge gefaßten Aenderungen 
in den geſetzlichen Beſtimmungen zu erörtern, 
würde über den Zweck dieſes Auſſatzes hinaus⸗ 
gehen, ſie werden ohnehin bei der ſeinerzeitigen 
Behandlung der Petition im Reichstag eingehend 
öffentlich beſprochen werden können. Es iſt aber 
eine ſehr bemerkenswerte Tatſache, daß die Be⸗ 
mühungen einzelner Bezirksvereine, ſchließlich auch 
des deutſchen Anwaltsvereins, wenigſtens eine 
weitere Verſchlechterung der wirtſchaftlichen Lage 
des Anwaltsſtandes hintanzuhalten, jetzt eine ſo 
bedeutſame Folie erhalten durch das poſitive Vor⸗ 
gehen der Anwaltskammern in Richtung auf die 
Hebung des Standes. 

Nicht mindere Beachtung kommt der weiteren 
Erſcheinung zu, daß kurze Zeit ſpäter die Juſtiz⸗ 
kommiſſion des Reichstages auf Antrag des Zen⸗ 
trums beſchloſſen hat, die Regierungen um Vor⸗ 
legung eines Geſetzentwurfes zu erſuchen, der eine 
Erhöhung der Anwaltsgebühren zum Gegenſtand 
haben ſoll. Dieſer Beſchluß beweiſt, daß auch 
außerhalb unſeres Standes die Erkenntnis ſich zu 
verbreiten beginnt, wie dringend notwendig eine 
Beſſerung unſerer wirtſchaftlichen Lage iſt. 

Wir haben es ſeit vielen Jahren von Mi⸗ 
niſtern und Staatsſekretären immer wieder hören 
können, wie wichtig für die deutſche Rechtspflege 
der Anwaltsſtand und wie groß deshalb das In⸗ 
tereſſe des Staates an dem Gedeihen dieſes 
Standes ſei. Wenn man von ſolchen Worten 
ſtandesgemäß leben könnte, ſo würde es den An⸗ 
wälten nicht ſchlecht gehen. Leider trifft dieſe 
Vorausſetzung aber nicht zu, und es ſcheint den 
maßgebenden Stellen nicht ausreichend klar zu 
ſein, daß ein für die Rechtspflege ſo wichtiger 
Stand auch materiell ſo geſtellt ſein muß, daß 
ſeine Mitglieder nicht „von Rechts wegen“ in ihrer 


— Mehrzahl mit Nahrungsſorgen zu kämpfen 
aben. 

In den letzten beiden Jahrzehnten iſt für 
die Staatsbeamten, für die Lehrer, für die ge⸗ 
werblichen Arbeiter, ſür die Handlungsgehilfen uſw. 
ſehr viel getan worden — ob genügend, iſt eine 
andere Frage —, offenſichtlich in der Erkenntnis, 
daß die wirtſchaftliche Lage der betreffenden Be⸗ 
rufsklaſſen dringend einer Verbeſſerung bedürfe. 
Dem deutſchen Anwaltsſtand iſts nicht fo beſchieden 
geweſen, wir ſtehen heute noch in dem Rufe, daß 
wir zu viel verdienen, und unſere Verſicherungen 
von dem wirtſchaftlichen Rückgang, unter dem wir 
leiden, begegnen meiſt nur einem ungläubigen 
Achſelzucken. Wir können aber mit ſo poſitiven 
Tatſachen dienen, daß der eingangs erwähnte Be⸗ 
ſchluß der Anwaltskammervertreter nur zu ver⸗ 
ſtändlich wird. 

Die deutſche Reichsgebührenordnung für 
Rechtsanwälte trat im Jahre 1879, alſo vor 
dreißig Jahren in Kraft. Seit dieſer Zeit iſt 
der Geldwert um mindeſtens ein Drittel geſunken, 
die Lebensmittel, die Mietzinſe, die Arbeitslöhne, 
alles Material, mit einem Wort: die geſamte 
Lebensführung iſt um mehr als ein Drittel teurer 
geworden und die Preiſe ſind noch fortwährend 
im Steigen begriffen. Wir Anwälte aber haben 
trotz alledem noch dieſelbe Gebührenordnung wie 
vor dreißig Jahren! Die wirtſchaftlichen Ver⸗ 
ſchiebungen allo, welche für die vorerwähnten 
Berufsklaſſen eine Vermehrung ihrer Einkünfte 
gebieteriſch forderten, ſie haben für uns nicht 
exiſtiert — als ob wir heute noch gerade fo billig 
leben könnten, wie vor dreißig Jahren! Unfere 
damaligen Einkommensverhältniſſe wurden geregelt 
nach den zu jener Zeit vorhandenen Lebens⸗ 
bedingungen; heute ſind ſie beherrſcht von der 
Fiktion, daß dieſe dieſelben geblieben ſeien! Und 
dies, obwohl gerade unſere Exiſtenz, unſere ma⸗ 
terielle Lage in innigſtem Zuſammenhang mit dem 
Volkswohlſtande ſteht. Denn je mehr dieſer ſinkt, 
deſto mehr wird auch das Publikum die Konſul⸗ 
tierung eines Anwalts auf das Unumgängliche 
beſchränken — alſo ein Rückgang in der Beſchäf⸗ 
tigung und — dadurch veranlaßt — ein Rück⸗ 
gang der Einnahmen aus dem zahlenden Publikum. 

Es kommt aber für uns noch ein Beſonderes 
hinzu: Das Geſetz verpflichtet uns, unbemittelte 
Perſonen, die uns das Gericht zuweiſt, im Armen⸗ 
recht zu vertreten, d. h. vollſtändig umſonſt; denn 
wer die Verhältniſſe kennt, der weiß, daß die vom 
Geſetz offengelaſſene Möglichkeit, unſere Gebühren 
und Auslagen von der armen Partei, wenn dieſe 
in beſſere Verhältniſſe kommt, nachträglich einzu- 
fordern, daß diefe Möglichkeit in 99 %/o der Fälle 
nicht eintritt, ganz abgeſehen von der Wirkung der 
ſpäter zu erwähnenden kurzen Verjährungsfriſt. 
Dieſe Gratisvertretung geht ſo weit, daß wir nicht 
nur für unſere perſönliche Tätigkeit nichts be- 
kommen, ſondern ſogar noch die Auslagen aus 
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eigener Taſche zu bezahlen haben — nicht einmal 
Portofreiheit iſt für Armenſachen gewährt. 

Die Statiſtik ergibt die — übrigens aus der 
fortſchreitenden Teuerung ſofort verſtändliche — 
Tatſache, daß die Armenſachen an ſämtlichen 
Gerichten von Jahr zu Jahr an Zahl zunehmen, 
ſo daß alfo unſerem an ſich ſchon immer mehr 
zurückgehenden Einkommen ein ſtetes An⸗ 
wachſen dieſer unſerem Stande auferlegten Extra⸗ 
ſteuer gegenüberſteht. 

Da man von einem Gericht jährlich durch⸗ 
ſchnittlich 3 Armenſachen zugewieſen erhält, ſo er⸗ 
gibt ſich je nach den in Betracht kommenden Streit⸗ 
werten unter Einrechnung der Gebühren — da 
wir ja unſere eigene Tätigkeit ökonomiſch auch in 
Anſatz bringen müſſen, jährlich eine Durchſchnitts⸗ 
ſteuer von 300 — 500 M. Bei Zulaſſung zu 
mehreren Gerichten erfährt dieſe Summe natürlich 
eine entſprechende Erhöhung. Weil alſo das 
zahlungsfähige Publikum immer kleiner, demnach 
unſer Einkommen immer geringer wird, deshalb 
müſſen wir alljährlich immer mehr unbezahlte 
Arbeit leiſten und immer mehr Barauslagen für 
die armen Parteien machen. 

Dieſe aller geſunden Vernunft ins Geſicht 
ſchlagende Folgerung dürfte vor kurzem im Reichs⸗ 
tag für einen Abgeordneten der Anlaß zu der 
Anregung geweſen ſein, den Anwälten für die Ver⸗ 
tretung von Armenſachen eine Vergütung aus der 
Staatskaſſe zu gewähren. Ich habe aber im 
Bericht nicht finden können, daß der Abgeordnete 
darauf eine Antwort erhalten hätte. 

Die geſchilderten Zuſtände ſind Wirkungen 
einer Geſetzgebung, die vor 30 Jahren in Kraft 
trat und heute noch gilt, und ich habe bisher nur 
davon geſprochen, daß der Staat den veränderten 
Verhältniſſen nicht Rechnung trug und nichts zur 
Hebung unſerer wirtſchaftlichen Lage tat. Aber 
damit nicht genug, wir haben uns ſogar eine poſi⸗ 
tive Schmälerung unſerer Einkünfte zu wieder⸗ 
holten Malen geſallen laſſen müſſen, auch wieder 
„von Rechts wegen“. 

In den Geſetzen über die Gewerbe⸗ und Kauf⸗ 
mannögerichte ift beſtimmt, daß bei dieſen zur Ber- 
tretung Rechtsanwälte nicht zugelaſſen werden. Ob 
man dadurch dem Publikum wirklich den beab⸗ 
ſichtigten Dienſt geleiſtet hat, ſoll heute unerörtert 
bleiben. Soviel iſt aber ſicher, daß bei den hier 
— insbeſondere am Kaufmannsgericht — in Frage 
kommenden Streitwerten die erwähnte Beſtimmung 
für uns einen erheblichen Einnahmeverluſt bedeutet. 
Der Zweck der Verbilligung der Rechtspflege allein 
hätte dieſe Vorſchrift nicht rechtfertigen können; 
dieſer Zweck hätte ja erreicht werden können, wenn 
man bei den genannten Sondergerichten die An⸗ 
waltskoſten als nicht erſtattungspflichtig erklärte, 
und wer ſich für Gerichtsverhandlungen als nicht 
genügend redegewandt erwies, dem konnte man 
überlaffen ſich einen Anwalt zu nehmen oder einen 
Offizialvertreter beiordnen, der ja kein Anwalt zu 


ſein brauchte. Aber die Anwälte rundweg von 
der Vertretung auszuſchließen, dafür fehlt jede 
innere Begründung und das iſt auch unvereinbar 
mit der amtlichen Schätzung unſerer Wichtigkeit 
für die Rechtspflege. | 

Die bayeriſchen Rechtsanwälte haben außer 
dieſen reichsgeſetzlichen Minderungen ihrer Ein⸗ 
künfte noch eine ſpeziell ſie betreffende zu ver⸗ 
zeichnen: die ſeit einigen Jahren beſtehende Ge⸗ 
bührenordnung für Angelegenheiten der nicht⸗ 
ſtreitigen Rechtspflege und der Verwaltung hat 
uns zwar für gewiſſe Tätigkeiten einen beſtimmten 
Gebührenſatz gebracht, während wir früher zur 
analogen Anwendung der Reichsgebührenordnung 
oder einer alten bayeriſchen Advokatengebühren⸗ 
ordnung greifen mußten. Aber die in der neuen 
Gebührenordnung feſtgeſtellten Gebührenklaſſen, 
welche ſich an diejenigen der Reichsgebühren⸗ 
ordnung anlehnen, weiſen gegen die letztere aber: 
mals eine Einſchränkung auf, inſoferne als bei den 
höheren Wertsklaſſen, ab 10 000 M die Gebühren 
immer langſamer ſich erhöhen, viel langſamer noch 
als bei der Reichsgebührenordnung. 

Dieſes beiden Gebührenordnungen gemein⸗ 
ſame Syſtem, wonach die Gebühr mit der Höhe 
des Streitwerts nicht Schritt hält, ſondern im 
Verhältnis immer geringer wird, iſt auch aus 
anderen Gründen verwerflich: es gleicht einer 
Steuer, die den Minderbemittelten mehr belaſtet 
als den Beſitzenden. So kommt es, daß die 
kleinen Prozeſſe verhältnismäßig viel teuerer ſind 
als die großen: der Schneider, der den Preis 
eines Herrenanzugs einklagt, hat verhältnismäßig 
viel mehr Koſten, als derjenige, der um ein Ver⸗ 
mögen ſtreitet. 

Dem Anwalt aber, der dem Klienten für 
ſeinen Prozeß unter Umſtänden haftbar iſt, wird 
für dieſe Verantwortlichkeit in den Gebühren ein 
Entgelt geboten, das immer geringer wird, je 
höher die Summe iſt, für die er zu haften hat. 
Und dieſe Haftung dauert dreißig Jahre! Das 
iſt die Verjährungsfriſt für Schadenserſatz⸗ 
anſprüche, die ein Klient gegen ſeinen Anwalt 
wegen des geringſten Verſehens geltend machen 
kann. Man mache ſich nur klar, was das heißt: 

Ein ehemaliger Klient tritt nach langen 
Jahren, wenn ſeine Akten längſt nicht mehr 
vorhanden find und der Anwalt fih vielleicht an 
ihn gar nicht mehr erinnert, mit der Behauptung 
hervor, er habe durch Befolgung eines unrichtigen 
Rates großen Schaden erlitten, und verlangt 
Erſatz. Der Anwalt wird nach ſo langer Zeit 
einen Eid, daß der Rat nicht fo gelautet hat, 
wie der Gegner behauptet, weder leiſten können 
noch wollen, ſondern zurückſchieben, und der 
Kläger hat damit den Prozeß in der Taſche. 

Alſo 30 Jahre unter dem Damollesſchwert 
einer ſolchen Haftung! 

Unſere Gebühren und Auslagen aber verjähren 
in zwei Jahren (BBG. $ 196); damit ſtehen 


294 


wir in einer Reihe mit zahlreichen anderen Berufs⸗ 
klaſſen: Handwerker, Lohnkutſcher, Gaſtwirte, 
Unterhändler, Hebammen ꝛc. Anſcheinend betrachtet 
man uns eben als die Hebammen der Rechtspflege. 

Der von mir unternommene Beweis der Un⸗ 
haltbarkeit der geltenden Anwaltsgebührengeſetze 
wäre unvollſtändig, würde ich nicht noch die 
Frage berühren, in welchem Verhältnis die bei 
gegebenem Streitwert ſtets gleichbleibenden Ge⸗ 
bührenſätze zu dem dafür zu leiſtenden Arbeits⸗ 
quantum ſtehen. | 

Jede Gebühr umfaßt einen gewiſſen Kreis 
der anwaltſchaftlichen Tätigkeit, welcher mit der 
Gebühr honoriert wird ohne Rückſicht auf den 
größeren oder geringeren Umfang dieſer Tätigkeit. 

Ein Beiſpiel: | 

Der Anwalt erhält bei einem Streitwert von 
2000 M für eine Verhandlung eine Gebühr 
von 36 M, gleichgültig, ob die Verhandlung 
5 Stunde oder einen halben Tag oder länger 
dauert. Für jede folgende Verhandlung aber 
erhält er nicht einen roten Heller, ſo daß ſich, 
wenn im gegebenen Falle fünf oder zehn Ver⸗ 
handlungen ſtattfinden, die Gebühr von 36 M auf 
dieſe verteilt und ſonach auf jede einzelne Ver⸗ 
ben. nur mehr 7 M 20 Pfg. oder 3 M 60 Pfg. 
treffen. 

Genau dieſelben Verhältniſſe beſtehen bei der 
ſog. Prozeßgebühr: ob der Anwalt zur Vor⸗ 
bereitung einer Klage auf 2000 M nur eine kauf⸗ 
männiſche Faktura in die Hand genommen oder 
ob er zu der Klage ſich monatelang mühſam das 
Material hat zuſammentragen müſſen: feine 
Prozeßgebühr beträgt 36 M; nimmt der Klient 
im letzten Augenblick von der Klage Abſtand. 
ſogar nur die Hälfte oder einen noch geringeren 
Bruchteil dieſer Gebühr. 

Und ſo ergibt ſich aus dem „Pauſchalſyſtem“ 
der Gebührenordnung das wunderſame Reſultat: 
je mehr Arbeit, deſto weniger Lohn. 

Welches Intereſſe wir unter dieſen Umſtänden 
an der langen Dauer der Prozeſſe haben könnten, 
wird man ſich vergeblich fragen; denn je länger 
ein Prozeß ſich hinzieht, deſto teuerer wird er — 
für uns. Es iſt entſchuldbar, wenn das unein⸗ 
geweihte Publikum in dem an ſich natürlichen Ge⸗ 
fühl, daß jede Arbeit ihres Lohnes wert iſt, meint, 
unſer Intereſſe liege in der Verlängerung der 
Prozeſſe. Daß aber in den Volksvertretungen, 
in der Preſſe, von Leuten, die die Pflicht hätten, 
ſich gründlich zu informieren und es doch nicht 
tun, immer wieder das Märchen aufgetiſcht wird, 
die Anwälte ſeien an den Prozeßverſchleppungen 
ſchuld, dafür gibt es keine Entſchuldigung. 

Denn es iſt eine leichtfertige, unbegründete 
Verdächtigung mit einer Pflichtverletzung, die nur 
uns Geld koſtet. Wenn wir alſo mutwillig die 
Prozeſſe verſchleppen würden, begingen wir, um 
mit Talleyrand zu reden, nicht nur ein Verbrechen, 
ſondern eine Dummheit. 
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Der Weg, den ich den Leſer geführt habe, 
war nötig, um zur Klarheit zu gelangen darüber, 
daß und warum der Anwaltsſtand ſich wirtſchaftlich 
abwärts bewegt. Man wird es unter den herr⸗ 
ſchenden Umſtänden verſtehen, wie die Anwaltſchaft 
allmählich von einer Reſignation, einem Mißmut 
ergriffen worden iſt, der ſeinen bezeichnendſten Aus⸗ 
druck bisher in dem eingangs erwähnten Beſchluß 
der Anwaltskammer⸗Vorſtandsvertreter gefunden 
hat. Wenn die offiziellen Vertretungsorgane der 
Rechtsanwaltſchaft ſich ſchon dazu entſchließen, 
einen ſolchen Schritt bei den geſetzgebenden Körpern 
des Reiches zu unternehmen, dann muß es wohl 
höchſte Zeit und das letzte Mittel ſein, um den 
Anwaltsſtand auf jene Höhe zu heben, auf der er 
ſtehen muß im Intereſſe der Rechtspflege und im 
Intereſſe der Allgemeinheit. 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Beſtrafung der von Zivilperſonen im militärgericht⸗ 
lichen Ermittlungsverfahren begangenen Ungebühr. Die 
Reichsmilitärſtrafgerichtsordnung vom 1. Dezember 
1898 (8 290) beſtraft die Ungebühr der Zivilperſonen 
(als Angeklagte, Zeugen, Zuhörer) in der Haupt⸗ 
verhandlung im engſten Anſchluß an die Beſtim⸗ 
mungen der 88 179—181 GVG. Dagegen fehlt ihr 
eine dem § 182 GVG. entſprechende Strafdrohung 
für das Verfahren außerhalb der Hauptverhand⸗ 
lung, insbeſondere für das das ſtaatsanwaltſchaftliche 
Ermittlungsverfahren und die gerichtliche Vorunter⸗ 
ſuchung in ſich vereinigende militärgerichtliche Er⸗ 
mittlungsverfahren. Ein Grund für dieſe auffallende 
Erſcheinung läßt ſich aus den Materialien (Begrün⸗ 
dung des Entwurfs, Kommiſſionsbericht) nicht ent- 
nehmen. Gegen aktive Perſonen des Soldatenſtandes 
freilich ſind Sonderbeſtimmungen mit Rückſicht auf 
die Disziplinarſtrafgewalt (8 1 Ziff. 1 u. 2 DiszStrO.) 
für das Ermittlungsverfahren ebenſo entbehrlich wie 
für die Hauptverhandlung. Dagegen kann ſich die 
Geſetzeslücke Zivilperſonen gegenüber — dazu zählen 
in dieſem Zuſammenhang (vgl. § 290 RMStöGO.) auch 
die Perſonen des Beurlaubtenſtandes — um ſo fühl⸗ 
barer machen, als der Militärrichter mit Rückſicht 
auf die Fortdauer des Militärgerichtsſtandes (8 10 
RMStöGbd.) im Ermittlungsverfahren häufig mit den 
unbotmäßigſten Elementen (3. B. dienſtunbrauchbar 
oder heeresunwürdig gewordenen Arbeitsſoldaten oder 
Militärgefangenen) dienſtlich in Berührung kommt. 

Art. 78 Abſ. 1 bayr. AG. z. GVG. ift in feiner 
neuen Faſſung nicht berufen, die Lücke auszufüllen, 
weil er die 88 177—185 GVG. nur für die Angelegen⸗ 
heiten als anwendbar erklärt, für welche die Landes⸗ 
geſetze maßgebend ſind. 

Die frühere bay r. Mil. Strafgerichtsordnung vom 
29. April 1869 hatte durch Art. 80 bayr. AG. z. StPO. 
(eingeſchaltet dortſelbſt als Art. 111) eine dem 8 182 
GVG. genau entſprechende Strafdrohung für Un⸗ 
gebühr der Zivilperſonen vor dem Militär⸗Unter⸗ 
ſuchungsrichter erhalten. Zuſtändig zur Verhängung 
der Ordnungsſtrafe war im Frieden der Amtsrichter. 
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Iſt dieſer Art. 80 AG. z. StPO. auch nach dem 
Inkrafttreten der RMStG O. in Bayern anwendbar 
geblieben? Schlayer (Militär⸗ und Zivilſtrafgerichts⸗ 
barkeit) bejaht es; Weigel (Zuſtändigkeitsgrenzen) iſt 
gegenteiliger Anſicht, die Kommentare zur RMStGdO. 
(Stenglein, Koppmann), die Handausgaben (Weigel, 
Herz⸗Ernſt, Seidenſpinner, Pechwell, Sturm und 
Walde) ſowie Delius, (Rechtshilfeverfahren) nehmen 
zur Frage keine Stellung. 

Die Entſcheidung hängt von der Auslegung des 
82 EG. z. RM StG. ab, welcher ſagt: „Mit dieſem 
Tag treten für die Strafſachen, deren Entſcheidung 
nach den Beſtimmungen der Mil. Strafgerichtsordnung 
zu erfolgen hat, alle im Reichsgebiet geltenden 
, nn 

ra 

Hiernach bleiben, wie auch die Begründung des 
Entwurfs erwähnt, in Kraft 

1. die prozeßrechtlichen Vorſchriften der Reichs⸗ 
geſetze, die ſich nicht ausſchließlich auf das militär⸗ 
gerichtliche Verfahren beziehen (3. B. § 61 RStGB.: 
prozeßrechtliche Beſtimmungen des Preßgeſetzes u. a. m.), 

2. alle nicht militärſtrafprozeßrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften der Lande sgeſetze, die nicht im Widerſpruch 
mit der RM StG. ſtehen (Art. 2 RVerf. Urk.). 

Enthält Art. 80 AG. z. RStPO. eine militär- 
ſtrafprozeßrechtliche Vorſchrift ? 

Einen deutlichen Fingerzeig gibt 8 6 EG. z. StPO., 
der für § 2 EG. z. AMSIGD. vorbildlich geweſen zu 
fein ſcheint. Dort find die ſtrafprozeßrechtlichen 
Vorſchriften der Landesgeſetze außer Kraft geſetzt. 
Zu den ſtrafprozeßrechtlichen Vorſchriften gehören auch 
die Vorſchriften über Sitzungspolizei (14. Titel d. 
GVG.), obwohl fie aus Gründen der äußeren Geſetzes⸗ 
ökonomie aus den Prozeßordnungen ausgeſchieden ſind; 
denn ſie haben nicht organiſatoriſchen, ſondern prozeß⸗ 
rechtlichen Inhalt. Hinſichtlich des Verhältniſſes des 
Reichsrechts zum Landesrecht ſind ſie als prozeß⸗ 
rechtliche Beſtimmungen mit den Vorſchriften der 
StPO. auf gleiche Linie zu ſtellen (Löwe § 8 EG. z. 
GVG. Anm. 5 a). 

Wenn aber die Vorſchriften über Sitzungspolizei 
im bürgerlichen Strafverfahren ſtrafprozeßrecht⸗ 
liche Vorſchriften i. S. d. § 6 EG. z . StPO. find, 
jo zählen die Vorschriften gleichen Inhalts i im Militär⸗ 
ſtrafverfahren unbedingt zu den militärſtraf⸗ 
prozeß rechtlichen i. S. d. 52 EG. z. RMStGd. 

Nach § 2 J. c. treten alle militärſtrafprozeß⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen außer Kraft. Landesrecht 
iſt alſo ſelbſt in Anſehung ſolcher Gegenſtände be⸗ 
ſeitigt, über welche in der RMStGO. Beſtimmungen 
nicht getroffen find. Die RMStGbd. kann nicht durch 
Landesrecht ergänzt werden. 

Art. 80 AG. z. StPO. hat demnach mit Inkraft⸗ 
treten der RMStGO. feine Gültigkeit verloren. 

Dieſer Anſchauung ſcheint auch die bayr. Regierung 
zu fein, weil fie den Art. 80 1. c., obwohl fih Art. 2 
des AG. zu den Reichsmil. Juſtizgeſetzen (vom 11. Juli 
1900) mit Aenderungen des AG. z. StPO. befaßt, 
nicht mit der Terminologie der RM StG. in Ein- 
klang gebracht hat. 

Ungebühr der Zivilperſonen im militärgericht⸗ 
lichen Ermittlungsverfahren iſt ſonach in Bayern nur 
ſtrafbar nach Art. 7 AG. z. StPO. Die dort ange⸗ 
drohte Strafe iſt aber nicht Ordnungsſtrafe, ſondern 
kriminelle Strafe, die nur im ordentlichen gerichtlichen 
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Ungebühr nicht unmittelbar auf dem Fuß folgt, kein 
vollwertiger Erſatz für die Ordnungsſtrafe. Natürlich 
könnte fie vom Amtsrichter auch im fog. ſummariſchen 
Verfahren (8 211 Abſ. 2 StPO.) verhängt werden. 
(Hierauf ſcheint Weigels Bemerkung auf S. 183 der 
Zuſtändigkeitsgrenzen abzuzielen: „Es kann mit vor⸗ 
läufiger Feſtnahme und Vorführung Abhilfe verſucht 
werden.“) Allein die Vorausſetzungen der vorläufigen 
Feſtnahme nach $ 127 Abſ. 1 StPO. — Fluchtverdacht 
oder Nichtfeſtſtellbarkeit der Perſönlichkeit — dürften 
bei Begehung von Ungebühr vor Gericht nur in den 
ſeltenſten Fällen gegeben ſein. 

Nicht beigepflichtet kann endlich der Anſchauung 
Schlayers (S. 97 Anm. 1) werden, daß Beſtrafung 
wegen Ungebühr im Ermittlungsverfahren, ſoweit 
keine landesgeſetzlichen Beſtimmungen beſtehen, mittels 
Erſuchens der Zivilbehörden erfolgen könnte, ohne 
daß jedoch eine geſetzliche Verpflichtung der letzteren 
beſtünde, dem Erſuchen ſtattzugeben. Mangels einer 
geſetzlichen Vorſchrift hatte die Zivilbehörde nicht nur 
keine Verpflichtung, ſondern gar kein geſetzliches 
Recht, ſtrafend einzuſchreiten. Denn der Grundſatz: 
„Nulla poena sine lege“ (§ 2 Abſ. 1 RStGB.) muß 
unbedingt auch für das Ordnungsſtrafverfahren gelten, 
falls nicht der Richter zum Geſetzgeber werden ſoll. 

Kriegsgerichtsrat Erhard in Regensburg. 


Zur Frage der Vorrechte der Mitglieder des 
bayeriſchen Landtags. Nach dem Geſetz vom 6. Juli 
1908 (GVBl. 352), durch das die ſogenannte Immunität 
der Mitglieder des bayeriſchen Landtags neu geregelt 
wurde, darf — abgeſehen von einer Ausnahme und 
einer Erweiterung, die hier nicht weiter in Betracht 
kommen, während „der Verſammlung des Land⸗ 
tags“ in ordentlicher oder außerordentlicher Tagung 
ohne Einwilligung der Kammer, der das Mitglied 
angehört, gegen dieſes eine Strafverfolgung weder 
eingeleitet noch fortgeſetzt werden. Es iſt zweifelhaft, 
was unter Verſammlung des Landtags zu 
verſtehen iſt. 

Bekanntlich kennt auch das Bayeriſche Staatsrecht 
Sitzungsperioden (auch Seſſionen genannt), d. i. der 
Zeitraum, der zwiſchen der Eröffnung und der 
Schließung des Landtags liegt, die durch den König 
erfolgen (vgl. Verfaſſungsurkunde Tit. VII 8 22 
Abſ. 2). Die Sitzungsperiode wird durch Vertagungen 
unterbrochen. Letztere ſind zweierlei Art. Sie er⸗ 
folgen entweder durch den König (Verfaſſungsurkunde 
Tit. VII 8 23 Abſ. 2) oder durch die Kammern ſelbſt. 
Zurzeit iſt z. B. der Landtag durch den König ver⸗ 
tagt (Allh. Entſchl. vom 12. Auguſt 1908, GVBl. 407), 
die Sitzungsperiode dauert fort. Iſt nun die Straf⸗ 
verfolgung während der Vertagungen zuläſſig oder 
kann ſie erſt nach dem Schluſſe der Sitzungsperiode 
aufgenommen oder wieder fortgeſetzt werden? Die 
Frage wurde vom Referenten im Ausſchuß der Reichs⸗ 
ratskammer zur Sprache gebracht; dieſer bemerkte, es 
werde kein Zweifel beſtehen, daß während der Ver⸗ 
tagung des Landtags die Privilegien fortzudauern 
hätten, Darauf ſtellte jedoch der Staatsminiſter 
des Innern feſt, daß unter einer Vertagung, für 
deren Dauer die Privilegien fortzudauern hätten, nur 
eine kürzere von der Kammer ſelbſt feſtgeſetzte Unter⸗ 
brechung, z. B. die Oſterferien, nicht aber die in der 
Verfaſſung vorgeſebene Vertagung zu verſtehen ſei, 


Verfahren verhängt werden kann. Sie iſt, da ſie der die nur durch eine neue Einberufung ſeitens der 
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Krone beendet werde. Während dieſer Zeit jet der 
Landtag nicht verſammelt. Gegen dieſe Ausführungen 
erhob ſich kein Widerſpruch (Verhandlungen der 
Kammer der Reichsräte 1907/1908 Beil. Bd. 2 S. 421); 
im Plenum des Reichsrats trug der Referent dann 
dieſe Anſicht als Ergebnis der Ausſchußverhandlungen 
vor; auch hier wurde die Sache nicht weiter erörtert 
(Verhandlungen der Kammer der Reichsräte Sten B. 
Bd. 1 S. 464). In der Kammer der Abgeordneten be⸗ 
faßte man ſich mit der Frage überhaupt nicht. 

Die Anſicht, die der Miniſter des Innern darnach 
zum Ausdruck brachte und die deshalb bei der An⸗ 
wendung des Geſetzes leicht zugrunde gelegt werden 
könnte, entſpricht aber nicht dem Geſetze. Es bedarf 
wohl keiner weiteren Darlegung, daß der Ausführung 
des Miniſters eine rechtſchaffende Bedeutung nicht 
zukommt; ſie hat Bedeutung als eine wiſſenſchaftliche 
Anſicht, kann aber dem Worte eine andere Bedeutung 
nicht verleihen, als es tatſächlich hat, dies ſchon des⸗ 
wegen nicht, weil jedenfalls eine Zuſtimmung der 
Kammer der Abgeordneten nicht vorliegt und weil ſie 
rechtlich die Anſicht eines Miniſters nicht die des 
Regenten iſt. Dem Geſetze aber, ſo wie es vorliegt, 
entſpricht ſie nicht. Es darf zunächſt darauf hin⸗ 
gewieſen werden, daß die von dem Miniſter gegebene 
Begründung, daß der Landtag während der Ver⸗ 
tagungen nicht „verſammelt“ ſei, die Vorrechte der 
Landtagsmitglieder auch während der Vertagungen, 
die durch die Kammern erfolgen, ausſchließen würde. 
Weiter iſt aber in Betracht zu ziehen, daß die Motive 
zu dem Geſetzentwurf als dem Worte „Verſammlung“ 
entſprechend den Ausdruck „Seſſion“ gebrauchen; alſo 
einen Ausdruck, der unbeſtritten auch die Vertagungen 
in fid ſchließt (Kammer der Abgeordneten 1907/1908 
Beil. Bd. 3 S. 280); dazu kommt, daß die Abſicht des 
Geſetzes, wie ſowohl die Motive als die in beiden 
Kammern gepflogenen Verhandlungen ergeben, dahin 
ging, die Vorrechte der Landtagsmitglieder ſoweit, als 
es die reichsrechtlichen Grenzen zulaſſen, auszudehnen. 
Das Reichsrecht aber (f. 8 6 Abſ. 2 N. 1 EGSt O.) 
läßt die Beſchränkungen der Strafverfolgung während 
der „Sitzungsperiode“ zu. Und endlich iſt darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß auch die Immunitätsrechte der Mit⸗ 
glieder des Reichstags während der ganzen Sitzungs⸗ 
periode, alſo einſchließlich der Vertagungen, fortdauern 
(RGSt. 22, 379) und gerade bei einem Geſetz wie das 
gegenwärtige, das nicht aus einem praktiſchen Be⸗ 
dürfnis hervorging (f. Kammer der Abgeordneten 
Sten B. Bd. 3 S. 562), ſondern wohl nur aus dem 
Beſtreben, die Mitglieder des Bayeriſchen Landtags 
den Mitgliedern des Reichstags gleichzuſtellen, und 
das, wie bei den Beratungen feſtgeſtellt wurde, auch 
in anderen Beziehungen die Gleichſtellung mit den 
für den Reichstag geltenden Beſtimmungen wollte, iſt 
nicht anzunehmen, daß es gerade hinſichtlich des Zeit⸗ 
raums, für den das Vorrecht beſteht, die Mitglieder 
des Landtags ſchlechter als die des Reichstags ſtellen 
wollte. Es wird darnach davon auszugehen ſein, daß 
Strafverfolgungen von Mitgliedern des Landtags 
während der Vertagungen, gleichviel ob 
ſie durch den König oder durch die Kammern 
erfolgen, unzuläſſig ſind und daß deshalb 
im Hinblick auf 8 69 StGB. während dieſer Zeit 
auch die Verjährung nicht läuft. 

II. Staatsanwalt Schieder mair in Nürnberg. 
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Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 


I. 

Beſteht ein zivilrechtlicher Auſpruch darauf, als Zu: 
ſchauer zu einem öffentlich veranſtalteten Pferderennen 
gegen Zahlung des Eintrittsgeldes zugelaſſen zu werden? 
Durch Verfügung der Regierung iſt dem beklagten 
Verein die widerrufliche Erlaubnis zur Aufſtellung 
eines öffentlichen Totaliſators auf ſeinem Rennplatz 
erteilt worden, wobei ihm u. a. die Bedingung auf⸗ 
erlegt iſt, daß er, um dem Buchmacherunweſen zu 
ſteuern, alle Perſonen, die ihm von der Polizeibehörde 
als des Buchmachens verdächtig bezeichnet würden, 
von dem Rennplatz auszuweiſen habe. Der beklagte 
Verein hat demgemäß auf die von der Polizeibehörde 
ihm zugegangene Mitteilung, daß der Kläger des 
Buchmachens verdächtig ſei, dieſem den Zutritt zu den 
öffentlichen Rennen verboten und hat auch das Ver⸗ 
bot trotz Gegenvorſtellung des Klägers unter Hin⸗ 
weiſung auf die von der Konzeſſionsbehörde ihm auf⸗ 
erlegte Bedingung aufrechterhalten. Der Kläger hat 
deshalb, da er ein Recht darauf zu haben meint, zu 
den Rennen zugelaſſen zu werden, auf Zurücknahme 
des Verbotes geklagt, iſt aber abgewieſen worden. 
Die Reviſion blieb ohne Erfolg. 

Gründe: Das OLG. ift mit Recht der Begrün⸗ 
dung des landgerichtlichen Urteils darin beigetreten, 
daß weder aus der Oeffentlichkeit der Veranſtaltungen 
des Beklagten noch aus der Gewährung von Zu⸗ 
ſchüſſen aus Staatsmitteln der Kläger einen An⸗ 
ſpruch darauf herleiten könne, gegen Erlegung des 
Eintrittsgeldes als Zuſchauer zu den Rennen zuge⸗ 
laſſen zu werden. Auch der Geſichtspunkt der Kon⸗ 
zeſſionserteilung (vgl. Biermann in IheringsJ. 
Bd. 23 S. 275 ff., Dernburg, Bürgerl. Recht II 1 
§ 83 unter II) kann nicht durchgreifen und zwar ſchon 
deshalb nicht, weil nicht das Pferderennen als ſolches, 
ſondern nur der Totaliſatorbetrieb konzeſſionspflichtig 
iſt. Von der Reviſion wird zur Begründung des 
Klageanſpruchs hauptſächlich auf 8 1 des RG. vom 
4. Juli 1905 Gewicht gelegt, wonach der Betrieb eines 
Totaliſators nur für öffentlich veranſtaltete Pferde⸗ 
rennen zuläſſig iſt. Allein dieſe Beſtimmung hat nicht 
die Bedeutung, daß hierdurch ein privatrechtlicher An⸗ 
ſpruch jedes einzelnen auf Zutritt zu Pferderennen 
erzeugt wird. Durch § 1 des Geſetzes ift nur eine 
gefetzliche Vorausſetzung der Geſtattung des Totali- 
ſatorbetriebes aufgeftellt, die auf das Rechtsverhältnis 
zum Unternehmer einwirkt. Dieſem würde, wenn 
die geſetzliche Vorausſetzung nicht erfüllt iſt, die Er⸗ 
laubnis zum Totaliſatorbetrieb wieder entzogen werden 
können. Die Oeffentlichkeit der Pferderennen kann 
nicht, wie die Reviſion will, der Oeffentlichkeit der 
Eiſenbahn oder Poſt gleichgeſtellt werden, die im all⸗ 
gemeinen Verkehrsintereſſe ſich dem Einzelnen dienſt⸗ 
bar machen und denen deshalb durch beſondere geſetz⸗ 
liche Beſtimmungen (8 453 Handelsgeſetzbuch, 8 3 des 
Poſtgeſetzes vom 28. Oktober 1871) unter Vorbehalt 
gewiſſer Ausnahmen ein allgemeiner Beförderungs⸗ 
zwang auferlegt ift. Auch der in 8 170 GBG. aner⸗ 
kannte Grundſatz der Oeffentlichkeit der Verhandlungen 
vor dem erkennenden Gericht iſt nicht dahin aufzu⸗ 
daß er einen privatrechtlichen Anſpruch auf Zu⸗ 
laſſung zu den Verhandlungen begründet. Die Wah⸗ 
rung der Oeffentlichkeit iſt vielmehr nur der Amts⸗ 
pflicht der Gerichte überlaſſen, die auf öffentlich⸗recht⸗ 
lichem Gebiete liegt. Die in der Reviſionsbegrün⸗ 
dung erörterte Frage, ob die den Totaliſatorbetrieb 
erlaubende Behörde, die nach $ 2 Abſ. 2 des Geſetzes 
vom 4. Juli 1905 die Erteilung der Erlaubnis von 
beſonderen Bedingungen abhängig machen kann, auch 
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die den Grundſatz der Oeffentlichkeit beſchränkende 
Bedingung ſtellen darf, daß die von der Polizei als 
des Buchmachens verdächtig bezeichneten Perſonen vom 
Rennplatz ausgewieſen werden müſſen, würde, wenn 
es hierauf ankäme, unbedenklich zu bejahen ſein. Das 
Reichsgeſetz vom 4. Juli 1905 verfolgt, wie aus dem 
Geſetz ſelbſt hervorgeht (88 2 und 3) und wie auch 
in der Begründung und bei der Beratung des Ge⸗ 
ſetzes anerkannt ije (vgl. Druckſ. des Reichstags 11. Le⸗ 
gislaturperiode 1. Seſſion 1903/1904 Nr. 365 S. 3, 
Nr. 785 S. 2 und Reichstag 83. Sitzung S. 2659 A), 
einen doppelten Zweck. Es will durch Geſtattung des 
Totaliſatorbetriebes die zur Hebung der Pferdezucht 
verwendbaren Mittel erhöhen und zugleich das Buch⸗ 
macherunweſen unterdrücken, das dem Totaliſator eine 
ſchädliche Konkurrenz bereitet und auch aus anderen 
Gründen verwerflich ift. Die Bedingung der Mus- 
weiſung der des Buchmachens verdächtigen Perſonen 
iſt daher zuläſſig. Das Geſetz kann nicht ſo ausgelegt 
werden, daß es mit ſich ſelbſt in Widerſpruch gerät. 
Aber auch, wenn jene Bedingung unzuläſſig wäre, 
würde dies für die Begründung eines privatrechtlichen 
Anſpruchs des Klägers ohne Bedeutung ſein. Es 
würde auch in dieſem Falle nicht angenommen werden 
können, daß der Beklagte, da die Berechtigung der 
Behörde zur Stellung der Bedingung mindeſtens als 
zweifelhaft anzuſehen iſt, dadurch, daß er dieſer Be⸗ 
dingung ſich gefügt hat und dem Kläger den Zutritt 
zu den Rennen verweigert, eine unerlaubte Handlung 
zur Kränkung des Klägers gemäß 88 823 Abſ. 2, 824, 
826 BGB. begangen hat, die ihn verpflichten würde, 
den rechtsverletzenden Zuſtand durch Wiedergewährung 
des Eintritts zu beſeitigen. Dem Kläger bleibt viel⸗ 
mehr nur das Recht, ſich an die Polizeibehörde oder 
an die vorgeſetzte Behörde zu wenden, wobei es un⸗ 
erörtert bleiben kann, ob dann, wenn die Polizei⸗ 
behörde durch die dem beklagten Verein gemachte Auf⸗ 
lage in frivoler oder chikanöſer Weiſe den Kläger ge⸗ 
ſchädigt hätte, ein privatrechtlicher Klageanſpruch an- 
zuerkennen iſt. (Urt. des IV. ZS. vom 7. April 1909, 
IV 69/09). — — 2 ˖ n. 
1649 


II. 


Rückforderung der Leiſtungen aus einem nichtigen 
Vertrage. Haften die Empfänger als Geſamtſchuldner, 
auch wenn ſie nur Teile der Leiſtungen erhalten haben? 
Gründe: Das OLG. führt aus: Der Beklagte habe 
den Kaufvertrag in Gemeinſchaft mit Schl. geſchloſſen. 
Demzufolge hafteten, da der Vertrag in Ermangelung 
der Form nichtig ſei, beide in bezug auf die Rück⸗ 
erſtattung des vom Kläger gezahlten Kaufpreiſes als 
Geſamtſchuldner. Nach 8 812 BGB. habe jeder das- 
jenige zurückzugewähren, was er auf Koſten des Klägers 
ohne rechtlichen Grund erlangt habe. Aus dem durch 
den Vertrag begründeten Geſamtſchuldverhältnis, möge 
es ſich aus § 427, oder, wie hier, aus § 431 BGB. 
ergeben, ſei aber zu entnehmen, daß jeder der mehreren 
Vertragsgegner als Empfänger des Ganzen zu gelten, 
demnach jeder die Rückgabe des Ganzen zu bewirken 
habe. Mit Recht bekämpft die Reviſion die Auffaſſung, 
wonach der Beklagte wegen Rückzahlung der ſämtlichen 
Kaufpreisraten neben Schl. geſamtſchuldneriſch hafte, 
möge er auch nur einen Teil tatſächlich für ſich er⸗ 
halten haben. Die Herausgabepflicht beſtimmt ſich 
bei der Rückforderung des auf Grund eines nichtigen 
Kauſalgeſchäfts Geleiſteten nach den Vorſchriften der 
§§ 812 ff. BGB. Danach hat der Empfänger Heraus- 
zugeben, was er ohne rechtlichen Grund erlangt hat. 
Es begrenzt ſich alfo grundſätzlich die Herausgabepflicht 
auf das tatſächlich Erhaltene. Die Vorſchriften der 
ss 427, 431 BGB. find nicht anwendbar. Der § 431 
ſchon deshalb nicht, weil es ſich hier um Rückforde⸗ 
rung einer Geldſumme, alſo einer teilbaren Leiſtung 
handelt. Aber auch § 427 muß außer Anwendung 


bleiben. Danach haften allerdings mehrere, die ſich 
durch Vertrag gemeinſchaftlich zu einer teilbaren 
Leiſtung verbunden haben, im Zweifel als Geſamt⸗ 
ſchuldner. Der 6. ZS. des Reichsgerichts hat daraus die 
Folgerung gezogen, daß im Falle der Anfechtung eines 
ſolchen Vertrages die mehreren Verpflichteten, mögen ſie 
auch nur einzeln Teilleiſtungen empfangen haben, doch 
zur Herausgabe des ganzen Geleiſteten als Geſamt⸗ 
ſchuldner verpflichtet ſeien (RGE. 67 S. 260 ff.). Dabei 
iſt ausgeführt, daß die mehreren Vertragsteilnehmer 
durch den Vertrag Geſamtſchuldner der verſprochenen 
Leiſtungen geworden ſeien und dieſe Wirkung nicht 
mehr wegfalle, wenn der Vertrag ſpäter als nichtig an⸗ 
gefochten werde. Der letzterwähnte Grund entfällt 
aber, wenn, wie hier, der Vertrag mangels der in 
§ 313 BGB. vorgeſchriebenen Form nach 8 125 von 
vornherein nichtig iſt und daher ſchlechthin jeder Rechts⸗ 
wirkung entbehrt. Für einen ſolchen Fall muß es bei 
dem in den 88 812 ff. aufgeſtellten Grundſatze ver- 
bleiben, wonach ſich die Pflicht des Bereicherten zur 
Herausgabe objektiv nur auf dasjenige erſtreckt, was er 
wirklich erhalten hat. Es kann demnach dahingeſtellt 
bleiben, ob im übrigen der Entſcheidung im Band 67 
beizupflichten wäre. (Urt. des IV. BS., IV 393/08). 
1645 ——— n. 


III. 


Ausſchluß der Haftung des Tierhalters. Uebernahme 
der Gefahr ohne Eingehung eines Vertrags. Der Be⸗ 
klagte hatte auf dem B.⸗Wege Dung nach ſeinem Acker 
gefahren und war unterwegs mit dem Kläger zu⸗ 
ſammengetroffen, der einen Spaziergang machte. Der 
Kläger begleitete den Beklagten auf Bl: Acker und 
blieb dort bei ihm, bis der Dung abgeladen war. 
Auf die Aufforderung des Beklagten hat ſich dann der 
Kläger zu ihm auf den Wagen geſetzt, um nach G. 
zurückzufahren; ſie meinten, auf dieſe Weiſe beſſer ihre 
Unterhaltung fortſetzen zu können. Beide nahmen auf 
der einen Längsſeite des Wagens Platz, an der die 
Seitenbretter herausgenommen waren, indem ſie die 
Beine herabhängen ließen. Der Beklagte lenkte vorn 
ſitzend die Pferde, der Kläger hatte ſeinen Sitz mehr 
dem Hinterrade zu. Während fie in der Richtung nach 
der Stadt fuhren, kam ihnen von dorther das Fuhr- 
werk des Fuhrmanns H. entgegen. Beim Vorüberfahren 
ſcheuten die Pferde des Beklagten; ſie ſtürmten in 
vollem Galopp mit dem Wagen der Stadt zu; der 
Beklagte hatte die Herrſchaft über ſie verloren. Er 
hat dann unmittelbar vor dem in gleicher Richtung 
vorausfahrenden mit Langholz beladenen Wagen des 
Arbeiters B. die Pferde ſcharf ſeitwärts geriſſen, ſo 
daß der Wagen mit einem ſtarken Ruck aus dem ge- 
frorenen Geleiſe des Weges herausſprang, und hat die 
Pferde mit dem Wagen auf den neben dem Wege be⸗ 
findlichen gehackten Acker gelenkt, wo er ſie nach einiger 
Zeit zum Stehen gebracht hat. Inzwiſchen iſt der 
Kläger infolge der Erſchütterung des Wagens bei jenem 
„Ruck“ vom Wagen gefallen, die Räder ſind über ihn 
weggegangen. Das RG. äußerte ſich zu der Frage, 
ob der Beklagte aus 8 833 BGB. hafte, in folgender 
Weiſe: Die Haftbarkeit des Beklagten aus 8 833 BGB. 
hat das OLG. verneint, weil nach dem zu unterſtellen⸗ 
den übereinſtimmenden Willen der Parteien die Haf⸗ 
tung des Beklagten als Tierhalters ausgeſchloſſen ge⸗ 
weſen ſei. Es habe ſich, auch wenn die Anregung zum 
Mitfahren des Klägers von dem Beklagten ausgegangen 
ſei, bei der Geſtattung dieſes — unentgeltlichen — 
Mitfahrens um einen Akt der Gefälligkeit unter Be⸗ 
kannten gehandelt. Der Zweck ſei nicht ſowohl der 
Transport des Klägers nach G. geweſen, als das 
freundſchaftliche e der Parteien und die 
Ermöglichung der Fortſetzung der Unterhaltung bis 
dahin; alſo eine gemeinſame Fahrt in rein tatſächlichem 
Intereſſe. Bei dieſer Sachlage ſei davon auszugehen, 
daß die Parteien das Verhältnis nach den Grundſätzen 
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der Billigkeit beurteilt wiſſen wollten, wie das in Fällen 
der vorliegenden Art dem Anſtande und der Verkehrs⸗ 
auffaſſung entſpreche. Sei das aber ihre, wenn auch 
nicht ausdrücklich erklärte wechſelſeitige Willensmeinung 
geweſen, ſo habe es, auch wenn ſich die Parteien deſſen 
nicht bewußt waren, dem von ihnen gewollten Maß⸗ 
ſtabe der Billigkeit entſprochen, daß nicht der Beklagte, 
welcher die Gefahr mit dem Kläger teilte, dieſem für 
Unfälle haften ſollte. Das OLG. nimmt Bezug auf 
das Urteil des IV. BS. vom 18. März 1907 (Bd. 65 
Nr. 75 S. 313 ff.). Die Reviſion iſt der Anſicht, daß 
die dort vom Reichsgerichte aufgeſtellten Grundſätze 
über den ſtillſchweigenden Ausſchluß der Tierhalter⸗ 
haftung durch Vertrag hier keine Anwendung finden. 
Hier ſei es der Beklagte, der den Kläger um ſeine Be⸗ 
gleitung gebeten, der alſo ſeinerſeits die Gefälligkeit 
empfangen habe. In einem ſolchen Falle würde der 
Sachlage eher die Annahme einer ſtillſchweigenden 
Garantie wegen des dem Kläger auf der Fahrt zu⸗ 
ſtoßenden Schadens entſprechen. Der Reviſion iſt nicht 
recht zu geben. Der Ausſchluß der Haftung des Tier⸗ 
halters iſt gerechtfertigt, auch wenn man ſich die in 
dem reichsgerichtlichen Urteile und dem Urteile des⸗ 
ſelben Senats vom 19. März 1908 (Bd. 67 Nr. 110 
S. 431 ff.) vertretene Aufteung nicht unbedingt und 
ihre Begründung nicht in allen Teilen zu eigen machen 
wollte. Da, wo zwiſchen dem Tierhalter und dem 
Verletzten ein Vertragsverhältnis (Beförderungsver⸗ 
trag, Dienſtvertrag, Miete, Leihe ꝛc.) beſteht, wird die 
Frage der Haftung für die Tiergefahr ſich aus dem 
Inhalte des Vertrages und nach den Grundſätzen der 
88 157, 242 BGB. beurteilen laſſen oder aus dem Ge- 
ſichtspunkte der Geſetzeskonkurrenz zu löſen ſein. Hier 
hätte nach der Unterſtellung des OLG. kein Vertrags⸗ 
verhältnis, namentlich nicht ein Beförderungsvertrag, 
ſondern ein rein tatſächliches Verhältnis beſtanden, 
wodurch der Kläger in den Bereich der Tiergefahr ge⸗ 
kommen iſt. Dieſe Auffaſſung liegt an ſich hier näher. 
Es kann in der Tat nicht jede Beziehung dieſer Art, 
welche durch Vorgänge des täglichen Lebens, durch ein⸗ 
ſeitige oder gegenſeitige Gefälligkeiten ſich zwiſchen zwei 
Perſonen angeknüpft hat, ſtets unter die Form eines 
juriſtiſch beſtimmbaren Vertrags gebracht werden. 
Nun wäre es allerdings auch in dem Falle, daß kein 
Vertrag, nicht einmal ein fog. Gefälligkeitsvertrag 
zwiſchen den Parteien geſchloſſen war, nicht undenk⸗ 
bar, daß von dieſen ſpeziell nur über die Tierhaftung 
oder deren Ausſchluß ein beſonderes Uebereinkommen 
getroffen würde, ſei es ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
durch ſchlüſſige Handlungsweiſe. Aber wenn gar 
nichts von den Parteien hierüber geſprochen worden 
iſt, wird das tatſächliche Verhalten nicht immer dafür 
ſchlüſſig ſein, daß eine Willenseinigung zwiſchen ihnen 
über die Haftung für die Tiergefahr ſtattgefunden 
habe, und es wird manchmal an einem genügenden 
Anhalte fehlen, um dem Richter die Ergänzung des 
fehlenden Willens nach einem als gewollt zu unter⸗ 
ſtellenden leitenden Geſichtspunkte zu ermöglichen. Es 
mag in den Fällen, wo der Tierhalter den anderen 
auf ſeinem Fuhrwerke unentgeltlich mitnimmt, von 
Bedeutung ſein, ob dieſes Mitfahren im Intereſſe des 
einen oder des anderen Teiles geſchieht, ob auf Ein⸗ 
ladung des Fuhrwerksbeſitzers oder auf Erſuchen des 
Aufgenommenen. Allein auch dieſe Unterſcheidung 
würde für die Ermittelung des Parteiwillens, der als 
erklärt gelten könnte, nicht überall eine ſichere Hand⸗ 
habe bieten, und wenn, wie hier, die Mitfahrt in dem 
beiderſeitigen Intereſſe freundſchaftlicher Unterhaltung 
ſtattfindet, kann darauf, von welchem Teile die An⸗ 
regung hierzu ausgegangen war, gar kein Gewicht 
gelegt werden. 

Indes konnte hier für den Ausſchluß der Haftung 
aus 8 833 BGB. noch ein anderer rechtlicher Geſichts⸗ 
punkt in Betracht kommen. Dieſen hat das OLG. auch 
angedeutet, indem es zum Schluſſe ausführt, der Kläger 
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habe die Gefahr von Unfällen, die ihm während der 
Fahrt infolge willkürlichen Tuns der Pferde ohne Ver⸗ 
ſchulden des Beklagten zuſtoßen ſollten, auf ſich ge⸗ 
nommen. Damit iſt ohne Zweifel auch geſagt, daß der 
Kläger bewußterweiſe auf eigene Gefahr gehandelt habe. 
Der Rechtsgedanke einer Uebernahme der Verantwort⸗ 
lichkeit bei „Handeln auf eigene Gefahr“ hat zwar im 
BGB. einen poſitiven grundſätzlichen Ausdruck nicht 
gefunden, entſpricht jedoch einer allgemein im Rechts⸗ 
leben herrſchenden Anſchauung; und ſeine Verwendung 
iſt wohl geeignet, einer gerechten im Sinne des Ge⸗ 
ſetzes ſelbſt liegenden Ausgleichung gegenüber einer 
Gefährdungshaftung zu dienen, wie ſie der bisherige 
$ 833 BGB. dem Tierhalter auferlegt hat. Wofern die 
Handlungsweiſe deſſen, der ſich — außerhalb eines 
Vertragsverhältniſſes — freiwillig der Gefahr eines 
Tierſchadens ausgeſetzt hat, objektiv ſo beſchaffen iſt, daß 
geſagt werden kann, er habe jene Gefahr auf ſich ge⸗ 
nommen, bedarf es nicht erſt der Konſtruktion eines 
vertragsmäßigen Uebereinkommens oder Verzichtes. 
Freilich mag ein vertragliches Element daneben in dem 
Falle gegeben ſein, wenn der Tierhalter den anderen 
in der Vorausſetzung, daß dieſer die Gefahr auf ſich 
nehme oder mit ihm teile, zu dem Tiere zuläßt oder 
auf ſein Fuhrwerk aufſitzen läßt. Ob nun der Ge⸗ 
ſchädigte in dem gedachten Sinn auf eigene Gefahr 
gehandelt hat, iſt von dem Tatrichter nach den Um⸗ 
ſtänden des konkreten Falles zu beurteilen. Hier ſchloß 
das Mitfahren wohl noch eine erhöhte, offenſichtliche 
Gefahr um deswillen in ſich, weil es dem Kläger bei 
dem Sitze, den er auf dem Dungwagen einzunehmen 
hatte, nicht leicht möglich war, ſich durch Feſthalten gegen 
Herabfallen zu ſichern. Im übrigen beruht die Ent⸗ 
ſcheidung des OLG. auf einer Würdigung des gegebenen 


Sachverhältniſſes. (Urt. des VI. ZS. vom 29. März 
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IV 


Verpflichlung des Wirtes zur Sorge für die Sicher⸗ 
heit des Verkehrs ſeiner Gäſte bei Glätte der Zugänge 
zu den Räumen der Wirtſchaft. Das OLG. hatte eine 
fahrläſſige Verletzung der dem Beklagten als Gaſtwirt 
obliegenden Pflicht, für die Sicherheit des Verkehrs 
ſeiner Gäſte in den Räumen der Wirtſchaft zu jorgen, 
darin gefunden, „daß er es unterlaſſen hatte, den an 
ſich ſchon glatten Fußbodenbelag ſeines Hausgangs, 
deſſen Glätte durch die darauf lagernde Maſſe von 
Schnee⸗ und Eisſtücken noch vermehrt worden ſei, mit 
abſtumpfenden Stoffen zu beſtreuen, obwohl er die 
Gefährlichkeit des Zuſtandes gekannt habe und habe 
vorausſehen können, daß ſonſt Schaden für die Gäſte 
entſtehen könne.“ Es hat den Beklagten zum Erſatze 
des Schadens verurteilt, der dem Kläger durch den 
von der Glätte verurſachten Sturz auf dem Haus⸗ 
gange vor dem Aborte zugegangen war. Die Re⸗ 
viſion blieb erfolglos. 

Gründe: Der Gaſtwirt hat für die Verkehrs⸗ 
ſicherheit der ſeinen Gäſten zur Verfügung geſtellten 
Räume vertragsmäßig zu ſorgen. Dieſe Pflicht umfaßt 
die Sorge für Sicherheitsvorkehrungen nach allen 
Richtungen, in denen Gefahr für die Gäſte durch den 
Zuſtand eines der für ihren Verkehr beſtimmten Räume 
entſtehen kann. Was insbeſondere die Glätte der 
Gänge und Wege betrifft, welche die Zugänge zu den 
einzelnen Räumen und ihre Verbindung untereinander 
herſtellen, ſo iſt zwar das Vorhandenſein von Glatteis 
die hauptſächliche Urſache, aus der eine ſolche Gefahr 
entſtehen kann, und eben deswegen hatte die Rechtſpre⸗ 
chung am häufigſten Veranlaſſung, ſich mit den dadurch 
hervorgerufenen Unfällen und den deshalb erhobenen 
Schadenserſatzanſprüchen zu befaſſen. Die Pflicht des 
Gaſtwirts aber, in Fällen der Glätte auf jenen Gängen 
und Wegen durch Beſtreuen mit abſtumpfenden Stoffen 
die Gefahr des Ausgleitens zu beſeitigen, beſchränkt 
ſich ſelbſtverſtändlich nicht auf die Fälle, in denen die 
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Glätte durch Glatteis verurſacht iſt, umfaßt vielmehr 
auch ſolche, in denen ſie aus anderen Urſachen ent⸗ 
ſtanden iſt. Entſcheidend kann eben nur die Tatſache 
der Entſtehung der Glätte, nicht ihre Urſache fein. 
Zudem berühren ſich die beiden Entſtehungsgründe 
— Glatteis und Bildung einer ſchlüpfrigen Maſſe 
durch Schnee⸗ und Eisſtücke bei Tauwetter auf einem 
ſchon glatten Fußboden — ſehr nahe, ſo daß ein auf⸗ 
merkſamer Wirt, und zwar auch in einem Dorf- 
wirtshauſe ohne weiteres auch in Fällen der letzteren 
Art dafür ſorgen wird, daß die gefährliche Stelle mit 
einem abſtumpfenden Stoffe beſtreut werde. (Urt. des 
III. 35. vom 23. April 1909). 
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V. 

In welcher Weiſe kann die formgerechte Zuſtellung 
eines Urteils nachgewieſen werden? us den 
Gründen: Die Beklagten und Berufungskläger 
müſſen, um ihren Antrag auf Erlaſſung des Ber- 
ſäumnisurteils gegen den im Verhandlungstermine 
nicht erſchienenen Kläger und Berufungsbeklagten zu 
rechtfertigen, nachweiſen, daß die Berufung friſtgerecht 
eingelegt worden iſt. Die Berufung iſt rechtzeitig ein⸗ 
gelegt, wenn das Urteil 1. Inſtanz zu Händen ihres 
Prozeßbevollmächtigen 1. Inſtanz, Juſtizrat Z., durch 
den Prozeßbevollmächtigten des Klägers, Rechtsanwalt 
P., am 11. Juni 1908 in der vorgeſchriebenen Form 
zugeſtellt worden ift (8 516 Abſ. 1, 2 ZPO.). Nach 
8 198 Abſ. 2 ZPO. genügt zum Nachweiſe der Hier- 
nach behaupteten Zuſtellung des Urteils von Anwalt 
zu Anwalt das mit Datum und Unterſchrift verſehene 
ſchriftliche Empfangsbekenntnis des Anwalts, welchem 
zugeſtellt worden iſt. Ein ſolches Empfangsbekenntnis 
können die Beklagten nicht vorlegen, da das Urteil 
vom Gegner ihrem Anwalt zugeſtellt worden iſt. 
Jedoch kann die im Fra Abſ. 2 i. V. mit 8 170 ZPO. 
allerdings als das Mindeſtmaß für eine ordnungs⸗ 
mäßige Zuſtellung aufgeſtellte Vorausſetzung, daß die 
beglaubigte Abſchrift des Schriftſatzes dem Anwalte, 
dem zugeſtellt werden ſoll, übergeben und von dieſem 
die geſchehene Uebergabe durch Ausſtellung des ge⸗ 
nannten Empfangsbekenntniſſes beſtätigt iſt, auch auf 
andere Weiſe als durch Vorlegung des Empfangsbe⸗ 
kenntniſſes nachgewieſen werden, insbeſondere von 
der Partei, der zugeſtellt worden ift (RGB. Bd. 14 
S. 349, Bd. 46 S. 373, Gruchots Beitr. Bd. 47 S. 1154). 
Gerade um dieſen Nachweis für die empfangende 
Partei zu erleichtern, iſt durch die Novelle zur ZPO. 
vom 17. Mai 1908 dem Abſ. 2 des § 198 der Schluß⸗ 
ſatz hinzugefügt worden, wonach der Anwalt, der zu⸗ 
ſtellt, dem anderen Anwalt auf Verlangen eine Be⸗ 
Be über die Zuſtellung zu erteilen hat. Die 

eklagten haben nun vorgelegt: 

1. Eine Abſchrift des Urteils 1. Inſtanz, auf der 

ſich folgender Vermerk befindet: 
Vorſtehende Urteilsabſchrift wird hiermit be⸗ 
glaubigt und zugleich beſcheinigt, daß ich die⸗ 
felbe heute Herrn Juſtizrat Z. hier, dem 
Prozeßbevollmächtigten der Beklagten, zuge⸗ 
ſtellt habe. 
R., den 11. Juni 1908 
N P., Rechtsanwalt. 
2. Einen aus den Handakten ihres Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten 1. Inſtanz entnommenen Entwurf 
eines Schreibens des Prozeßbevollmächtigten 
an ſie vom 15. Juni 1908, worin ihnen mit⸗ 
geteilt wird, daß das Urteil am 11. Juni 1908 
zugeſtellt ſei. 

Bei freier Beweiswürdigung aber muß aus dem 
Beſitze der Urteilsabſchrift, aus der auf dieſem Schrift⸗ 
ſtücke or von dem Gegenanwalte niedergeſchriebenen 
Zuſtellungserklärung und aus der Mitteilung des 
empfangenden Anwaltes über die an ihn erfolgte Zu⸗ 
ſtellung des Urteils an die Beklagten die Ueberzeugung 
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gewonnen werden, daß der Anwalt der Beklagten die 
Urteilsabſchrift vom Gegenanwalt übergeben erhalten 
und dem Gegenanwalt über die Zuſtellung ein form⸗ 
gerechtes Empfangsbekenntnis ausgeſtellt hat. Das 
OLG. vermißt den Nachweis, daß dem Anwalte der 
Beklagten eine beglaubigte Abſchrift übergeben worden 
ſei. Es meint, der Wortlaut des auf der Urteils⸗ 
abſchrift befindlichen Vermerkes des Gegenanwaltes 
gebe dem Zweifel Raum, ob nicht die Uebergabe der 
Urteilsabſchrift gleichzeitig mit der Beglaubigung oder 
gar ſchon früher erfolgt ſei. Allein, da in dem Ver⸗ 
merke, der übrigens in der vorliegenden Form viel⸗ 
fach üblich ift (vgl. Gruchots Beitr. Bd. 47 S. 1154, 
JW. 1900 S. 699), die Beglaubigungserklärung 
vorangeht und da für eine erſt nach der Uebergabe 
von dem übergebenden Anwalte erfolgte Beglaubigung 
nach Lage der Sache nicht der geringſte Anhalt ge⸗ 
geben iſt, kann nicht mit Grund bezweifelt werden, 
daß der zuſtellende Anwalt zunächſt den die Beglau⸗ 
bigung mitenthaltenden Vermerk auf die Urteilsab⸗ 
ſchrift geſetzt und dann erſt die Abſchrift mit dieſem 
Vermerk dem Anwalte der Beklagten übergeben hat. 
Hiernach iſt auch hinſichtlich der Beglaubigung des 
zugeſtellten Schriftſtückes genügend nachgewieſen, daß 
die Zuſtellung des Urteils ordnungsmäßig erfolgt ift 
(vgl. Gruchots Beitr. Bd. 47 S. 1154). (Beſchl. des 
V. 36. vom 7. April 1909, V B 73/09). 
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VI. 


Sind Anträge auf Beweisſicherung zuläſſig, wenn der 
Rechtsſtreit ſchon anhängig it? Aus den Gründen: 
Der Kläger will den Kaufpreis eines vom Beklagten 
gekauften Hauſes mindern, weil angeblich das Haus 
mit erheblichen Mängeln behaftet iſt. Das LG. hat 
darüber, ob die Mängel beſtehen, durch Vernehmung 
eines Sachverſtändigen Beweis erhoben. In der 
Berufungsinſtanz hat der Beklagte, und zwar nicht 
auf Grund des 8 487 ſondern nur auf Grund des 
8 488 Abſ. 2 BPO. den Antrag auf Sicherung des 
Beweiſes durch Vernehmung von Sachverſtändigen 
geſtellt. Das Berufungsgericht hat den Antrag abge⸗ 
lehnt. Die Beſchwerde ift nicht begründet. — Dem 
Beſchluſſe des II. ZS. vom 24. September 1908 lag 
ein weſentlich anderer Sachverhalt zugrunde. Damals 
wurde der Antrag auf Sicherung des Beweiſes geſtellt, 
als zwar der Rechtsſtreit in der Hauptſache ebenfalls 
ſchon längſt anhängig, aber eine Beweisaufnahme noch 
nicht erfolgt und, ſoweit zu erſehen iſt, auch noch nicht 
einmal beſchloſſen war. Hier hat bereits das LG. 
über die angeblichen Mängel einen Sachverſtändigen 
gehört und das Ergebnis dieſer Beweisaufnahme liegt 
vor. Gegenüber dieſer innerhalb des ordentlichen 
Verfahrens getroffenen Feſtſtellung ſind Anträge 
auf Beweisſicherung durch Vernehmung von anderen 
Sachverſtändigen unzuläſſig, wie auch im Beſchluſſe 
vom 20. November 1902 der VII. 3 S. ausgeſprochen 
hat (JW. 1903 S. 49 Nr. 15). (Beſchl. des V. 38. 
vom 23. Juni 1909, V B 118/09). 
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B. Strafſachen. 
1 


um Begrifſe „verdorben“ und „verfälſcht“ im Sinne 
des RM. Herſtellen und Verabreichen von „Schorle⸗ 
Morle“, wozu Weiureſte aus Flaſchen und Gläſern ver: 
wendet ſind. Kaun in dem Verabreichen eines ſolchen 
Getränks an Gäſte Betrug gefunden werden? Aus den 
Gründen: In der Gaſtwirtſchaft des Angeklagten 
ſind bei der Herſtellung des unter der Bezeichnung 
„Schorle⸗Morle“ verkauften Getränks neben den Neigen 
aus Flaſchenweinen auch Weinreſte aus benutzten, zum 
Trinken an den Mund geführten oder teilweiſe geleerten 
Gläſern verwendet worden. Die Annahme, daß Wein- 
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reſte dieſer Art „verdorben“ ſeien, iſt nicht zu bean⸗ 
ſtanden. Denn es iſt nicht erforderlich, daß ein Ge⸗ 
tränk, das ein anderer zum Munde geführt, dadurch 
Einbuße an Geſchmack, Geruch oder Ausſehen erlitten 
oder nachteilige Veränderungen in ſeiner ſtofflichen Zu⸗ 
ſammenſetzung oder Beſchaffenheit erfahren habe, um 
es als „verdorben“ bezeichnen zu können, ſondern es 
genügt, daß nach der Verkehrsauffaſſung, namentlich 
den Regeln des Anſtands und der Sitte, oder nach 
allgemeinen menſchlichen Empfindungen die Verwen⸗ 
dung eines ſolchen Getränks zum au ſich als ekel⸗ 
erregend verbietet (Goltd Arch. 53 S. 438). In dieſem 
Sinne hat aber das angefochtene Urteil erkennbar die 
von dem Angeklagten aus Gläſern zuſammengegoſſenen 
Weinreſte als verdorben erachtet. Soweit dieſe Reſte 
bei der Zubereitung von Schorle-Morle Verwendung 
fanden, konnte dieſes Getränke hiernach nicht nur als 
durch den Zuſatz verdorbener Stoffe „verfälſcht“, 
ſondern auch ſelbſt als „verdorben“ bezeichnet werden, 
weil dieſe Eigenſchaft nach der Verkehrsauffaſſung ſich 
notwendig von den ungenießbar gewordenen, ekel⸗ 
erregenden Beſtandteilen der Miſchung auf dieſe ſelbſt 
übertrug. Hiernach iſt die Annahme eines fortgeſetzten 
Vergehens gegen § 10 Nr. 1 und 2 inſoweit zutreffend 
begründet, als die Verwendung von Reſten aus Wein⸗ 
gläſern zur Herſtellung von Schorle⸗Morle nach⸗ 
gewieſen iſt. Auch inſoweit haftet dem Urteil kein 
Rechtsirrtum an, als es eine „Verfälſchung“ (Nach⸗ 
machung) von Schorle⸗Morle darin gefunden hat, 
daß der Angeklagte zu deſſen Herſtellung die Neigen 
von Flaſchenweinen benutzte. Für die Frage der Ver⸗ 
fälſchung oder Nachmachung kommt es darauf an, ob 
die Miſchung, die der Angeklagte durch Zuſammen⸗ 
gießen der Neigen herſtellte, infolge der Art ihrer Zu⸗ 
bereitung und ihrer ſtofflichen Zuſammenſetzung im 
Verhältnis zu dem Getränk als minderwertig zu gelten 
hat, das nach der örtlichen Verkehrsauffaſſung unter 
der Bezeichnung „Schorle-Morle“ verſtanden wird und 
deſſen Lieferung daher die Gäſte des Angeklagten zu⸗ 
folge ihrer Beſtellung erwarten durften. Den Urteils⸗ 
gründen iſt aber als tatſächliche Feſtſtellung zu ent⸗ 
nehmen, daß mit dem Namen „Schorle⸗Morle“ im 
Verkehr eine Miſchung bezeichnet wird, bei der nur 
„reeller“ Wein, wenn auch ſolcher einer geringen Sorte, 
verwendet wird. Unter „reellem“ Weine iſt erſichtlich 
ein ſolcher verſtanden, wie er im redlichen, anſtändigen 
Wirtſchaftsbetrieb zum flaſchenweiſen Verkauf oder zum 
Ausſchank aus Flaſchen im Anbruch oder in Gebinden 
gelangt; einem ſolchen Weine ſind mit Recht planlos 
zuſammengegoſſene Weinreſte der verſchiedenartigſten 
Sorten nicht gleichwertig erachtet. Weiter iſt aber 
auch feſtgeſtellt, daß die von dem Angeklagten ver⸗ 
wendeten Neigen ausdrücklich „abgeſtanden“ und 
„minderwertig“ waren, alſo offenbar infolge des 
längeren Offenſtehens der Flaſchen durch Zerſetzung 
oder Verunreinigung nachteilige Veränderungen er⸗ 
litten hatten und auch aus dieſem Grunde den An⸗ 
forderungen nicht entſprochen haben, die an den zur 
Herſtellung von „Schorle⸗Morle“ verwendbaren Wein 
nach der Verkehrsauffaſſung zu ſtellen ſind. Das an⸗ 
gefochtene Urteil findet in dem Verkauf des ver⸗ 
dorbenen und nachgemachten „Schorle⸗Morle“ neben 
den Merkmalen des 8 10 Nr. 1 und 2 des NMG. diez 
jenigen des Betrugs. Auch das iſt nicht irrig. (E. 29, 
35 und 369; R. 6, 166; 10, 66). Gegenüber den tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen des Urteils ſind die Ausſüh⸗ 
rungen des Verteidigers nicht zu beachten, wonach 
die Gäſte, denen auf ihre Beſtellung anſtatt „Schorle⸗ 
Morle“ eine Miſchung von Flaſchenneigen und Reſten 
aus Trinkgläſern verabreicht wurde, weder getäuſcht, 
noch infolge einer Täuſchung an ihrem Vermögen be⸗ 
Preis d. worden ſein ſollen, weil ſie auf Beſchaffenheit und 

reis der Getränke überhaupt kein Gewicht gelegt hätten. 
Die rein tatſächliche und deshalb unanfechtbare Ent⸗ 
ſcheidung der Strafkammer geht umgekehrt dahin, daß 
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die Gäſte in ihren Erwartungen hinſichtlich der Be⸗ 
ſchaffenheit des Getränks durch deſſen Bezeichnung ge⸗ 
täuſcht worden ſind und das Getränk bei Kenntnis der 
Sachlage als ungenießbar — und deshalb für ſie wert⸗ 
los — zurückgewieſen hätten. (Urt. des J. StS. vom 
3. April 1909, I 169/09). 
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II. 


Drohung mit Schießgewehr im Sinne des 5 117 
Abſ. 2 StGB. Aus den Gründen: Das Urteil 
findet die Bedrohung des N. mit einem „Schieß⸗ 
gewehr“ darin, daß der Angeklagte mit ſeinem Jagd⸗ 
gewehr zum Schlagen ausholte und dabei rief: 
„Ich ſchlage Sie tot“. Das widerſpricht der Vor⸗ 
ſchrift des Geſetzes, das nach Sinn und Wortlaut bei 
Hervorhebung des Schieß gewehres neben den Aexten 
und anderen gefährlichen Werkzeugen nur an die Ver⸗ 
wendung diefer Waffe innerhalb des Kreiſes ihrer 
eigentlichen Verwendung, d. h. zum Abgeben eines 
Schuſſes gedacht haben kann. Dagegen ergibt ſich von 
ſelbſt, daß durch das Zuſchlagen mit einem Jagd⸗ 
gewehr erheblichere Körperverletzungen hervorgebracht 
werden können und daß daher in Fällen, wie der 
gegenwärtige, das Gewehr gefährliches Werkzeug iſt. 
Aus dieſem Geſichtspunkt rechtfertigt ſich die Anwen⸗ 
dung des 8 117 Abſ. 2 StGB. auch hinſichtlich der 
Drohung mit dem Jagdgewehr. (Urt. des I. StS. 
vom 10. Mai 1909, 1 307/09). B. 
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III. 


Verlöbnis bei beſtehendem Ehehinderniſſe des Ehe⸗ 
bruchs? (8 51 Nr. 1 StPO.). Aus den Gründen: 
Der Strafkammer iſt darin beizutreten, daß ein Ver⸗ 
löbnis, wie es § 51 StPO. im Auge hat, beſtehen 
kann, obwohl der von den Verlobten beabſichtigten 
Eheſchließung das Ehehindernis des Ehebruchs ent- 
gegenſteht. Wenn auch ein Verlöbnis unter ſolchen 
Umſtänden vor Erlangung der Befreiung von dem 
Ehehindernis vielleicht nicht die im bürgerlichen Rechte 
vorgeſehenen Wirkungen äußert, ſo beſteht es doch 
ſchon vor dieſem Zeitpunkt mit allen im Strafprozeß 
daran geknüpften Folgen. Das ernſtliche Eheverſprechen 
verſtößt in einem ſolchen Falle weder gegen die guten 
Sitten noch gegen das Geſetz, das die beabſichtigte 
Ehe nicht unbedingt verbietet, ſondern die Befreiung 
vom Ehehindernis vorſieht ($ 1312 Abf. 2 BGB.). 
Solange die Befreiung erhofft wird und die Verlobten 
daran feſthalten, daß der Eheabſchluß ausführbar 
bleibt, wird durch das Beſtehen des Ehehinderniſſes 
allein die Ernſtlichkeit des Verſprechens nicht in Frage 
geſtellt. Es liegen daher auch vor Beſeitigung des 
Hinderniſſes die Vorausſetzungen vor, unter denen 
das Geſetz auf das Verhältnis der Verlobten in den 
88 51, 57 StPO. Rückſicht nimmt (E. 40, 420). (Urt. 
des I. StS. vom 1. Mai 1909, I 255/09). B. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


1 


Darf der Fideikommißbeſitzer bei der Beſtellung 
einer Fideikommißſchuld die perſönliche Haftung für 
die Schuld Übernehmen? Kann der jeweilige Fibel 
kommißbeſitzer verpflichtet werden, wegen einer Fidei⸗ 
kommißſchuld die Brandverſicherungsſumme für die zum 
Fideikommiſſe gehörigen Gebäude deswegen zu erhöhen, 
weil ſie wertvoller geworden ſind? (VII. Verfaſſungs⸗ 
beil. 8 62, Art. 164 A. G. z. BGB.). Freiherr von H. 
auf W. hat als Beſitzer des von ihm errichteten Frei⸗ 
herrlich von H. ſchen Familienfideikommiſſes Ende 


rr 
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1908 dem Fideikommißgericht angezeigt, daß er für 
ein Annuitätendarlehen von 200000 M, das er zum 
Zwecke der Abrundung und von Verbeſſerungen des 
Grundbeſitzes von der L. Bank in M. aufzunehmen 
beabſichtige, eine Fideikommißſchuld erſter Klaſſe er⸗ 
richten wolle, und um Genehmigung nachgeſucht. Das 
Fideikommißgericht hat erklärt, daß gegen die in Aus⸗ 
ſicht genommene Errichtung einer Fideikommißſchuld 
erſter Klaſſe keine Erinnerung beſtehe. Am 28. Ja⸗ 
nuar 1909 wurden die auf die Darlehensaufnahme 
und die Errichtung der Fideikommißſchuld bezüglichen 
Erklärungen des Bevollmächtigten des Fideikommiß⸗ 
beſitzers notariell beurkundet. Der Bevollmächtigte 
erklärte u. a.: Er bekenne namens ſeines Vollmacht⸗ 
gebers, aus dem Pfandbrieffonds der L. Bank 
200 000 M in 3½ „ ⸗Pfandbriefen der Bank zum Nenn- 
werte erhalten zu haben, und mache ſeinen Vollmacht⸗ 
geber verbindlich, das Darlehen mit jährlich 3 % 
zu verzinſen. (Es folgen Verpflichtungen, die der 
Fideikommißbeſitzer perſönlich und für die jeweiligen 
Fideikommißbeſitzer übernahm.) Der Vollmachtgeber 
und die nachfolgenden Fideikommißbeſitzer ſollen ver⸗ 
pflichtet ſein, die Verſicherung der der Brandver⸗ 
ſicherungsanſtalt einverleibten Gebäude zu den feſt⸗ 
geſetzten Summen aufrechtzuhalten und die Gebäude 
im Falle einer Wertserhöhung dem wahren Werte 
entſprechend zu verſichern. In einem an den Bericht⸗ 
erſtatter des Fideikommißgerichts gerichteten Briefe 
teilte der Bevollmächtigte mit, daß die Bank auf der 
Uebernahme der perſönlichen Haftung für das Kapital 
und die jeweiligen Jahresleiſtungen durch ſeinen 
Vollmachtgeber beſtehe. Das Fideikommißgericht hat 
die Genehmigung der Errichtung und die Eintragung 
der Fideikommißſchuld davon abhängig gemacht, daß 
in einer Nachtragsurkunde unzweiſelhaſt feſtgeſtellt 
werde, daß die Haftung nur den ſich aus den Be⸗ 
ſtimmungen des Fideikommißedikts ergebenden Um⸗ 
fang haben ſollte, weil die notarielle Urkunde 
Wendungen enthalte, die im Sinne einer perſönlichen 
Haftung des derzeitigen Fideikommißbeſitzers und ſeiner 
Rechtsnachfolger gedeutet werden könnten, die Haftung 
für eine Fideikommißſchuld aber ſich ausſchließlich nach 
den Vorſchriften des Fideikommißedikts beſtimme. 
Auf Beſchwerde des Fideikommißbeſitzers hat das 
Oberſte Landesgericht den Beſchluß aufgehoben und 
die Sache zurückverwieſen. 

Gründe: Nach dem 8 62 haftet für Fideikommiß⸗ 
ſchulden das Allodial vermögen des Fideikommißbeſitzers 
nicht, die Fideikommißſchuld kann die perſönliche 
Haftung des Fideikommißbeſitzers nicht in ſich auf⸗ 
nehmen, ſie kann insbeſondere nicht mit dem Inhalt 
errichtet werden, daß der jeweilige Fideikommißbeſitzer 
perſönlich haftet. Wie aber neben einer Grundſchuld 
der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks ſich per⸗ 
ſönlich zur Zahlung der Geldſumme verpflichten kann, 
deren Zahlung aus dem Grundſtücke den Inhalt der 
Grundſchuld bildet, ſo ſteht auch bei einer Fidei⸗ 
kommißſchuld nichts im Wege, daß der Fideikommiß⸗ 
beſitzer neben ihr die perſönliche Haftung für die 
Zahlung der Geldbeträge übernimmt, deren Zahlung 
aus dem Fideikommißvermögen der Gläubiger kraft 
der Fideikommißſchuld verlangen kann (vgl. Hoffmann, 
Recht des Adels 8 54 S. 138). Der Beſchluß muß 
daher aufgehoben werden. Die weitere Beſchlußfaſſung 
über den Antrag wird dem Fideikommißgericht über⸗ 
tragen. Dabei wird, was die Vertragsbeſtimmungen 
über die Brandverſicherung anlangt, bemerkt, daß 
wenn auch die für eine Minderung der Verſicherungs⸗ 
ſumme bei dem Beſtehen von Hypotheken, Grund⸗ 
ſchulden oder Rentenſchulden geltende Beſtimmung des 
Art. 15 Abſ. 3 des Geſetzes vom April 1875 i. d. F. 
des Art. 164 Abſ. 1 Ziff. V des AG. z. BGB. fi 
zur entſprechenden Anwendung bei Fideikommiß⸗ 
ſchulden eignen mag, die auch dem Eigentümer eines 
mit Hypotheken belaſteten Gebäudes nicht mehr ob⸗ 
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liegende Verpflichtung, ein neues Verſicherungs⸗ 
verhältnis einzugehen, dem jeweiligen Fideikommiß⸗ 
beſitzer nicht auferlegt werden kann. (Beſchluß des 
I. 38S. vom 17. März 1909, Reg. III. 16/1909). 

W 


1612. 
II. 


Kann das Amtsgericht ri im Wertermittelungs⸗ 
verfahren nach Art. 42 Abſ. 4 Geb. erlaſſene Ent: 
ſcheidung nachträglich ändern? Wie ift zu entſcheiden, 
wenn die Beſchwerde gegen die nachträgliche Entſchei⸗ 
dung vom Landgerichte für zuläſſig erklärt und gegen 
die Entſcheidung des Landgerichts weitere Beſchwerde 
erhoben wird? (Geb. Art. 42, 45, 46, 49). Aus 
den Gründen: Aus der Vorſchrift, daß eine An⸗ 
fechtung der Entſcheidung nicht ſtattfindet, die das 
Amtsgericht in dem auf Grund des Art. 42 Geb. 
eingeleiteten Wertfeſtſetzungs verfahren getroffen hat, 
folgert die Beſchwerdeführerin mit Unrecht, daß 
das Amtsgericht nicht ie ſei, unter Umſtänden 
feine Entſcheidung zu ändern. Anfechtung ift eine 
Rechtshandlung, die vorgenommen wird, um die 
von einem rechtlichen Vorgange herbeigeführten 
rechtlichen Wirkungen zu hemmen oder aufzuheben, 
im Sinne der Vorſchriften über das gerichtliche 
Verfahren insbeſondere die Rechtshandlung, die den 
Zweck hat, die rechtlichen Wirkungen einer richter⸗ 
lichen Entſcheidung oder Verfügung aufzuheben. Zur 
Anfechtung kann daher nur berechtigt ſein, weſſen 
Recht beeinträchtigt ſein würde, wenn die Entſcheidung 


oder Verfügung ungerechtfertigt wäre, alſo nur wer 


ſich durch ſie beſchwert erachtet. Jene Vorſchrift be⸗ 
ſchränkt demnach nur die von der Entſcheidung oder 
Verfügung Betroffenen, ſie entzieht ihnen das Recht, 
das höhere Gericht anzurufen; die Frage dagegen, ob 
das Gericht, das die Entſcheidung oder Verfügung 
getroffen hat, ſelbſt ſie ändern kann, berührt ſie nicht. 
Ob das Gericht an ſeine Entſcheidung gebunden iſt 
oder ſie ändern kann, hängt, ſoweit die Geſetze eine 
Beſtimmung darüber nicht enthalten, von dem Weſen 
der Entſcheidung und von der Beſchaffenheit des ein⸗ 
zelnen Falles ab. Aus der im Art. 45 Geb. ent- 
haltenen Vorſchrift, daß die nach Art. 43 ergangenen 
Entſcheidungen über Wertfeſtſetzungen von dem Ge⸗ 
richte, das ſie getroffen hat, geändert werden können, 
darf nicht gefolgert werden, daß dies bei einer nach 
Art. 42 Abſ. 4 getroffenen Entſcheidung nicht zuläffig 


“ift, denn von der auf Grund des Art. 43 ergangenen 


Entſcheidung über Feſtſetzung des Gegenſtandswertes 
iſt die im Art. 42 Abſ. 4 bezeichnete Entſcheidung 
weſentlich verſchieden. An der Angelegenheit, in der 
das Amtsgericht nach dieſer Vorſchrift zu entſcheiden 
hat, ſind zwei Parteien in entgegengeſetztem rechtlichem 
Intereſſe beteiligt. Der an dem Rechtsgeſchäfte, für 
das die verhältnismäßige Gebühr zu erheben iſt, Be⸗ 
teiligte, dem die Verbindlichkeit zur Entrichtung der 
Gebühr obliegt, hat Intereſſe daran, daß der Berech⸗ 
nung der Gebühr nicht ein höherer als der von ihm 
angegebene Wert des Gegenſtandes des Rechtsgeſchäftes 
zugrunde gelegt wird; die Finanzbehörde, die die 
Wertangabe des Beteiligten als dem wahren Werte 
nicht entſprechend anſieht, wahrt durch die Einleitung 
des im Art. 42 vorgeſchriebenen Verfahrens das In⸗ 
tereſſe des Staats daran, daß nicht die Hinterziehung 
einer Gebühr ſtattfindet. Es beſteht alſo ein Streit 
über die Richtigkeit der von dem Beteiligten gemachten 
Wertangabe (v. Pfaff⸗Schmidt, Geb. 6. Aufl. Bem. 2 
Abſ. 2 zu Art. 41), und dieſen hat, ſofern nicht eine 
Vereinbarung über den vom Rentamte gemachten 
Wertanſchlag ſtattfindet, das Amtsgericht zu ent⸗ 
ſcheiden. Seine Entſcheidung ergeht demnach in einer 
Angelegenheit der ſtreitigen Gerichtsbarkeit. Daß auch 
das Geb. fie de auffaßt, dafür ſpricht der Umſtand, 
daß in der Faſſung, die der Art. 42 durch das Geſetz 
vom 23. Juni 1899 erhielt und noch jetzt hat, die 
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Wertermittelung nicht mehr, wie im Art. 143 Abſ. 3 
der urſprünglichen Faſſung des Geſetzes und im Art. 145 
Abſ. 3 der Faſſung von 1892 geſchehen war, als 
„Gegenſtand der nichtſtreitigen Rechtspflege“ bezeichnet 
iſt. Immerhin aber iſt die Entſcheidung inſofern 
eigentümlicher Art, als bei ihr der Richter weder wie 
im Falle des § 3 ZPO. und insbeſondere auch in den 
Fällen des Art. 43 Geb. den Wert nach freiem Er- 
meſſen feſtſetzt, noch über die Beſtimmung des Wertes 
nach freier Ueberzeugung entſcheidet, ſondern an be⸗ 
ſtimmte Beweisregeln gebunden iſt. Stimmen die 
Schätzungen der zwei Schätzmänner im Ergebnis über⸗ 
ein, ſo hat der Richter den Wert des Gegenſtandes 
des Rechtsgeſchäfts auf den von den Schätzmännern 
angegebenen Betrag feſtzuſetzen. Weichen die Ergeb⸗ 
niſſe der zwei Schätzungen voneinander ab, ſo darf er 
nicht unterfuchen, ob der einen der Vorzug vor der 
anderen gebührt; er darf ferner den Wert weder auf 
einen Betrag feſtſetzen, der geringer iſt als das Er⸗ 
gebnis der niedrigeren Schätzung, noch auf einen Be⸗ 
trag, der das Ergebnis der höheren Schätzung über⸗ 
ſteigt, noch auf einen Betrag, der innerhalb der durch 
die Ergebniſſe der beiden Schätzungen beſtimmten 
Grenzen liegt und den er für den angemeſſenen hält, 
ſondern „der Durchſchnitt der beiden Schätzungen 
bildet die der Gebührenberechnung zugrunde zu legende 
Wertſumme“. Die Entſcheidung des Gerichts bildet 
alſo eine an geſetzlich beſtimmte Grundlagen gebundene 
Feſtſtellung und beſteht in dem zweiten Falle in der 
Berechnung des Durchſchnittsbetrags der beiden 
Schätzungen. Aus dieſem Weſen der Entſcheidung — 
namentlich wenn ſie unanfechtbar iſt — folgt, daß das 
Gericht ſie muß ändern können, wenn es ſich nach⸗ 
träglich davon überzeugt, daß es eine Schätzung un⸗ 
richtig aufgefaßt hat, denn in dieſem Falle beruht die 
Feſtſtellung nicht auf der vom Geſetze vorgeſchriebenen 
Grundlage. Das Gericht hat nicht das Ergebnis der 
Schätzung, ſondern etwas anderes, das es für deren 
Ergebnis hielt, ſeiner Feſtſtellung zugrunde gelegt. Ob 
das Gericht die Aenderung nur aus eigenem Antriebe 
vornimmt oder auf eine Anregung eines Beteiligten 
oder der Finanzbehörde iſt gleichgültig, denn in dem 
einen wie in dem anderen Falle nimmt es ſie deshalb 
vor, weil es ſeinen Irrtum erkannt hat. Ob na 
dem Ergebniſſe der nachträglichen Ermittelungen die 
Aenderung des erſten amtsgerichtlichen Beſchluſſes in 
der Tat geboten war, hat das über die weitere Be⸗ 
ſchwerde entſcheidende Gericht nicht zu prüfen. Das 
Amtsgericht ging von der Anſicht aus, daß es bei ſeiner 
Entſcheidung die Schätzung des N. anders verſtanden 
hatte, als ſie von dieſem gemeint war; es hielt die 
nachträgliche Erläuterung der Schätzung für ſachlich 
gerechtfertigt und darnach ſich für verpflichtet, durch 
Aenderung ſeines Beſchluſſes die Entſcheidung mit 
dem wirklichen Ergebniſſe der Schätzung in Einklang 
zu bringen. Auch der zweite amtsgerichtliche Beſchluß 
iſt demnach eine Entſcheidung nach Art. 42 Abſ. 4, alſo 
unanfechtbar. Das Landgericht hätte daher die Be⸗ 
ſchwerde der Regierungsfinanzkammer als unzuläſſig 
verwerfen ſollen. Daraus, daß die gegen die Ent⸗ 
ſcheidung des Amtsgerichts eingelegte Beſchwerde un⸗ 
zuläſſig war, folgt übrigens nicht, daß auch die von 
der Regierung eingelegte weitere Beſchwerde unzu⸗ 
läſſig iſt. Angefochten iſt mit dieſem Rechtsmittel die 
auf die Beſchwerde ergangene Entſcheidung des Land⸗ 
gerichts. Da das GebG. die auf Grund des Art. 42 
Abſ. 4 ergangene Entſcheidung des Amtsgerichts für 
unanfechtbar erklärt, kann es eine Vorſchrift darüber 
nicht enthalten, was in Anſehung des Rechtsmittel⸗ 
verſahrens dann gelten ſoll, wenn die Entſcheidung 
des Amtsgerichts gleichwohl angefochten wird und 
deshalb eine Entſcheidung des Landgerichts ergeht. 
Aus dem Mangel einer hierauf bezüglichen Vorſchrift 
kann daher nicht geſchloſſen werden, daß in dieſem 
Falle die Entſcheidung des Landgerichts unanfechtbar 
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iſt, ſondern es müſſen die Vorſchriften des Art. 49 
über die Zuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde gegen 
die Entſcheidung, die auf Grund des Art. 46 über die 
Beſchwerde gegen eine der in den Art. 43, 44, 45 be⸗ 
zeichneten Entſcheidungen ergeht, und über die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Oberſten Landgerichts für die Ent⸗ 
ſcheidung über die weitere Beſchwerde entſprechend 
angewendet werden. Die weitere Beſchwerde iſt dem⸗ 
nach zuläſſig, ſie iſt aber nicht begründet, weil da⸗ 
durch, daß das Landgericht die Beſchwerde für zuläſſig 
erklärte und als unbegründet zurückwies, ſtatt ſie als 
unzuläſſig zu verwerfen, die Regierungsfinanzkammer 
nicht beſchwert ift. (Beſchluß des II. ZS. v. 8. Februar 
1909, Reg. V 1/1909). W. 
1597 


B. Strafſachen. 
I. ° 


Fallen unter das Verbot des Mitnehmens von 
Hunden in Wirtſchaftsräume auch die dem Wirte ge⸗ 
hörenden und in ſeinen eigenen Wirtſchaftsräumen 
geduldeten Hunde? Begriff des „Hundes größerer 
Gattung“. Fayrläſſigkeit. Der Angeklagte betreibt eine 
Gaſtwirtſchaft. Zu ſeinem Anweſen gehört ein Wirts⸗ 
garten. Eines Abends kam der Taglöhner F. mit einem 
blinden Ziehharmonikaſpieler in den Wirtsgarten. 
Beide nahmen an einem Tiſche Platz. Der Blinde 
brachte mit Duldung des Angeklagten einige Muſik⸗ 
ſtücke zum Vortrag; in den Pauſen ſammelte F. 
für ihn Gaben ein. Bei einem Sammelgang trat F. 
aus Verſehen auf den Jagdhund des Angeklagten, 
einen fünfjährigen Hühnerhund von 0,60 m Schulter⸗ 
höhe, der auf dem 4-5 m breiten Zwiſchenraum 
zwiſchen dem Tiſche des Blinden und einem benach⸗ 
barten Tiſche lag und an einem Knochen nagte. Der 
Hund ſchrie auf, ſchnappte nach F. und biß ihn in die 
linke Wade. Die Polizeidirektion M. hat auf Grund 
des Art. 83 des PStGB. eine ortspolizeiliche Vorſchrift 
erlaſſen, die u. a. unterſagt, Hunde in öffentliche Wirt⸗ 
ſchaftslokale, einſchließlich der Wirtſchaftsgärten, mit⸗ 
zunehmen, und im § 2 beſtimmt, daß freilaufende 
Hunde größerer Gattung mit einem wohlbefeſtigten, 
das Beißen verhindernden Maulkorbe verſehen werden 
müſſen. Der Wirt wurde wegen fahrläſſiger Körper⸗ 
verletzung und zweier Uebertretungen nach Art. 83 
Abſ. 1 Ziff. 3 des PStEB. verurteilt. Seine Berufung 
wurde verworfen. Die Reviſion hatte Erfolg: 

Aus den Gründen: 1. Der Senat hat die 
Frage, ob auf Grund des Art. 83 Abſ. 1 Ziff. 3 PStGB. 
den Wirten das Mitnehmen der eigenen Hunde in 
ihre Wirtſchaftsräume durch orts⸗ oder diſtriktspoli⸗ 
zeiliche Vorſchrift unterſagt werden kann, wiederholt 
geprüft; er hält die Entſcheidung des OLG. München 
vom 2. September 1899 (Bd. 10 S. 250), die dieſe 
Möglichkeit verneint, für zutreffend. Für dieſe Geſetzes⸗ 
auslegung ſpricht ſchon der Wortlaut „Wer Hunde in 
öffentliche Wirtſchaftslokale mitnimmt“ im Zuſammen⸗ 
halt mit dem Umſtande, daß auch bei dem Mitnehmen 
von Hunden auf Leichenhöfe, in Theater, Fleiſchbänke, 
auf Märkte oder zu öffentlichen Feierlichkeiten, das 
ebenfalls verboten werden kann, offenbar daran ge⸗ 
dacht iſt, daß der Tierhalter an öffentlichen Orten 
außerhalb ſeiner Behauſung in Begleitung ſeines 
Hundes erſcheint. Daß die Beſtimmung auch dieſen 
Sinn haben ſollte, ergibt ſich aus ihrer in dem er⸗ 
wähnten Urteil eingehend dargelegten Entſtehungs⸗ 
geſchichte. Bei der Beratung des Art. 166 des Entw. 
um PStGB. vom 10. November 1861, der in Abf. 2 
den Wirt für ſtrafbar erklärte, wenn er Hunde in den 
Wirtſchaftslokalitäten wiſſentlich duldet, wurde es von 
dem Abgeordneten Dr. Weis im Geſetzgebungsaus⸗ 
8 für ſelbſtverſtändlich erachtet, daß nach Art. 166 
en Wirten nicht verboten werden könne, ihre eigenen 
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Hunde in der Wirtsſtube zu haben. Dieſe Ausführung 
begegnete keinem Widerſpruche. Mit Recht hat des⸗ 
halb ſchon Edel in feinem Kommentare zum PStGB. 
vom 10. November 1861 in Anm. 6 zu Art. 142 hervor⸗ 
gehoben: „Auch iſt das Verbot auf Hunde nicht an⸗ 
wendbar, welche der Wirt ſelbſt beſitzt“, und trotz 
dieſer ihm wohlbekannten, von der Praxis geteilten 
Auffaſſung ſah ſich der Geſetzgeber bei der Umarbeitung 
des PStGB. im Jahre 1871 nicht veranlaßt, ihr durch 
eine andere Faſſung des Geſetzestextes entgegenzutreten; 
die Auffaſſung hat im Gegenteile bei Staudinger, der 
an der Umarbeitung hervorragenden Anteil nahm, in 
feinem Kommentare zum neuen PStGB., 1. Aufl., 
Anm. 2 zu Art. 83 ausdrücklich Billigung gefunden, 
indem er dort erläuternd anführt: „Mitnimmt, 
daher nicht anwendbar auf eigene Hunde des Wirtes, 
auch nicht dieſer, ſondern nur der Gaſt ſtrafbar“. 
Man kann auch nicht ſagen, daß die herrſchende 
Meinung mit der Abſicht des Geſetzgebers, Gefähr⸗ 
dungen durch Hunde zu verhüten, in unvereinbarem 
Widerſpruch ſtehe. Wenn jeder, der eine öffentliche 
Wirtſchaft beſucht, ſeinen Hund mitnehmen dürfte, 
könnte in den Wirtſchaftsräumen eine Anſammlung 
von Hunden entſtehen, die allein ſchon der Sicherheit 
und Reinlichkeit gefährlich würde. Von dem einzelnen 
Hunde des Wirtes, den dieſer ſchon im eigenen Inte⸗ 
reſſe nicht im Wirtslokale dulden wird, wenn er nicht 
reinlich und gutartig iſt, iſt ſolche Gefährdung weniger 
zu befürchten, und gegen etwaigen Mißbrauch der 
geſetzlichen Befugnis durch einen Wirt, der etwa Hunde 
in größerer Anzahl halten und in der Gaſtſtube ver⸗ 
909858 wollte, könnte ſich das Publikum ſelbſt wirk⸗ 
er dadurch ſchützen, daß es den Beſuch einer ſolchen 

irtſchaft meidet. Anderſeits darf auch nicht verkannt 
werden, daß es, zumal in ländlichen Gaſt⸗ und Schank⸗ 
wirtſchaften, wo mit engen Räumlichkeiten gerechnet 
werden muß und wo die Wirtsſtube auch dem Wirt 
und ſeinen Angehörigen tagsüber zum Aufenthalte 
dient, ſchwer fallen würde, den Haushund, der nicht 
immer an der Kette gehalten werden kann, ſtreng von 
den Räumen des Anweſens auszuſchließen, die von 
den Gäſten beſucht werden. 

2. Eine Geſetzesverletzung iſt auch darin zu er⸗ 
blicken, daß die Strafkammer den Hund des Angeklagten, 
einen Hühnerhund von 0,60 m Schulterhöhe, als einen 
„Hund größerer Gattung“ i. S. des Art. 83 Abſ. 1 
Ziff. 3 des PSGB. bezeichnet hat. Es ift nicht anzu- 
nehmen, daß der Geſetzgeber, wenn er ganz allgemein 
für größere Hunde den Maulkorbzwang hätte zulaſſen 
wollen, den enger begrenzten Ausdruck „Hunde größerer 
Gattung“ — das alte PSIGB. ſpricht fogar von Hunden 
größerer Gattungen — gewählt hätte. Die Zugehörig⸗ 
keit des einzelnen Hundes zu einer beſtimmten Hunde⸗ 
gattung iſt deshalb hier von Bedeutung. Als ſelbſt⸗ 
verſtändlich brauchte nicht hervorgehoben zu werden, 
daß die bloße Zugehörigkeit zu einer größeren Gattung 
dann nicht ausſchlaggebend iſt, wenn das einzelne 
Tier wegen jugendlichen Alters in bezug auf Größe 
noch nicht die charakteriſtiſchen Merkmale ſeiner Gattung 
an ſich trägt. Niemand wird verlangen, daß ein ſechs 
Wochen alter Leonberger mit einem wohlbefeſtigten 
Beißkorbe verſehen iſt. Nach dem allgemeinen Sprach⸗ 
gebrauch iſt unter einer größeren Gattung von Hunden 
eine Gattung zu verſtehen, deren einzelne Exemplare 
im ausgewachſenen Zuſtand an Größe — Höhe und 
Länge — das bei den als Haustiere gehaltenen Hunden 
durchſchnittliche übliche Ausmaß, die Mittelgröße, über⸗ 
ragen. Derartige Tiere, die durch ungewöhnliche Größe 
auffallen, ſind geeignet, wenn ſie freilaufen, bei den 
Paſſanten Furcht zu erregen, auch wenn ſie an ſich 
nicht biſſig ſind, weil ihr Angriff als beſonders ge⸗ 
fährlich gilt. Dem ſoll dadurch vorgebeugt werden, 
daß ſolche Hunde größerer Gattung unter allen Um⸗ 
ſtänden dem Maulkorbzwang unterworfen werden 
können. Wirklich bösartige Hunde, gleichviel welcher 
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Raſſe fie angehören, müſſen ohnedies, wie nach Art. 141 
des alten PStGB., fo jetzt nach $ 367 Nr. 11 des 
SIEB. entſprechend verwahrt oder ſonſt am Beißen 
verhindert werden. Hühnerhunde gehören von 9 0 
Geſichtspunkt aus betrachtet nicht zu den Hunden 
größerer Gattung. Sie ſind mittelgroß, fallen nicht 
durch ihre Größe auf, erregen, wenn fie frei umher- 
laufen, ſicherlich bei keinem Paſſanten Furcht und 
haben auch nicht die bei den Hunden größerer Gattungen 
nicht ſelten anzutreffende Eigenſchaft, daß ſie zum An⸗ 
griff auf Menſchen übergehen, ſie zeichnen ſich vielmehr 
im allgemeinen ſchon wegen ihrer Dreſſur durch Gut- 
mütigkeit und Verträglichkeit aus. Hätte der Geſetz⸗ 
geber unter Hunden größerer Gattung auch Hühner⸗ 
hunde verſtanden, ſo hätte er, da ſie im Gegenſatze zu 
den unzweifelhaft unter dieſen Begriff fallenden Doggen, 
Bernhardinern, Leonbergern uſw. regelmäßig nicht als 
Luxushunde oder als Kettenhunde gehalten, ſondern 
freilaufend zu Jagdzwecken verwendet werden und 
dabei einen Maulkorb nicht tragen können, wohl für 
dieſen Fall ausdrücklich eine Ausnahmebeſtimmung 
treffen müſſen. Da der Hühnerhund des Angeklagten 
nicht zu den Hunden größerer Gattung gehört, kann 
dahingeſtellt bleiben, ob er zur kritiſchen Zeit ein 
„freilaufender“ Hund im Sinne des Geſetzes war. 

3. Der Angeklagte kann auch ſtrafrechtlich nicht 
dafür verantwortlich gemacht werden, daß der Hund 
den Taglöhner F. gebiſſen hat. Es iſt nicht feſtgeſtellt, 
daß der Hund ſich in anderen Fällen Menſchen gegen⸗ 
über biſſig oder auch nur angriffsluſtig gezeigt hat. 
Hunde, die von Wirten gehalten werden, und die es 
gewöhnt ſind, ſtets viele und verſchiedene Leute um 
ſich zu ſehen, haben erfahrungsgemäß ſolche Eigen⸗ 
ſchaften überhaupt nur ſelten. Die Möglichkeit, daß 
der Hund, weil er ſich im Wirtsgarten befand, und 
nicht am Beißen behindert war, einen Menſchen ver⸗ 
letzte, blieb freilich gleichwohl offen. Es heißt aber 
den Begriff der Fahrläſſigkeit überſpannen, wenn das 
LG. dieſe Möglichkeit als naheliegend bezeichnet. Daß 
der Hund, obwohl er in dem hellbeleuchteten Garten 
ruhig auf einem ziemlich breiten Durchgange zwiſchen 
zwei Tiſchen lag, von einem Gaſte getreten und daß 
dadurch der an ſich gutartige Hund zum Beißen gereizt 
werden könne, war an ſich denkbar. Aber nur auf 
ein Zuſammentreffen beſonders ungünſtiger Umſtände, 
die ſich auch der vorſichtige Mann nicht ſofort ver⸗ 
gegenwärtigt, iſt es zurückzuführen, daß eine Verletzung 
des F. eingetreten iſt. Fahrläſſigkeit iſt nur die Außer⸗ 
achtlaſſung der Vorſicht und Rückſicht auf das MA- 
gemeinwohl, die man billigerweiſe nach den Umſtänden 
des Falles von dem Einzelnen verlangen kann, und 
wer nur das tut, was hundert andere vernünftig 
denkende Menſchen an ſeiner Stelle auch getan haben 
würden und tatſächlich in gleicher Lage täglich tun, 
kann dafür, wenn ein unbeabſichtigter Schaden eintritt, 
nicht wegen Fahrläſſigkeit zur a gezogen werden. 
Der Fall, der dem Urteile vom 30. Dezember 1903 
(n. S. Bd. 4 S. 181) zugrunde lag, war weſentlich 
anders gelagert. Dort hat der Angeklagte, deſſen 
Hunde einen Menſchen verletzt haben, nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des Tatrichters die „Neigung ſeiner Hunde 
gekannt, fremde Perſonen zu überfallen und zu ver⸗ 
letzen. Er mußte daher ein wachſames Auge auf die 
Hunde haben und Dritte vor Beſchädigungen ſchützen“. 
(Urteil vom 9. März 1909, RR. Nr. 47). 

1614 ; 


II. 


Der im Ruheſtande befindliche öffentliche Beamte hat 
keinen Anſpruch auf Tagegelder, auch wenn er über 
Umſtände vernommen wird, von denen er in Aus- 
übung feines Amtes Kenntuis erhalten hatte. (8 14 
der ZSGebo). Aus den Gründen: Inwie⸗ 
fern ein Beamter zu den öffentlichen Beamten zu 
zählen iſt, iſt nach den landesgeſetzlichen Beſtimmungen 
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zu entfcheiden. In Bayern find die Vorausſetzungen, 
unter denen, und die Höhe, in der öffentlichen Beamten 
Tagegelder und Reiſekoſten zugebilligt werden, durch 
die BO. vom 11. Februar 1875 und 13. Juli 1892, 
betr. die Aufrechnung der Tagegelder und Reiſekoſten 
bei auswärtigen Dienſtgeſchäften der Beamten des 
Zivilſtaatsdienſtes, geregelt. Hierbei wird unter 
Dienſtgeſchäft ein Geſchäft verſtanden, das durch all⸗ 
gemeine Vorſchriften oder beſonderen Dienſtauftrag 
veranlaßt war und unter einem auswärtigen Dienſt⸗ 
geſchäft ein ſolches, das außerhalb des Amtsſitzes in 
einer Entfernung von wenigſtens 3 Kilometern von 
dieſem vorzunehmen iſt. Aus dieſer Begriffsbeſtim⸗ 
mung des auswärtigen Dienſtgeſchäftes erhellt ohne 


weiteres, daß die erwähnten Erſatzleiſtungen nur ak⸗ 


tiven Beamten zugebilligt werden, da nur dieſe einen 
Amtsſitz haben. In den Ruheſtand verſetzte Beamte 
haben, auch wenn ſie an dem Ort ihres bisherigen 
Amtsſitzes ſich aufhalten, daſelbſt nicht mehr einen 
Amtsſitz, ſondern nur einen Wohnſitz. Eine Ausnahme 
von dieſer Regel könnte nur dann eintreten, wenn 
ein im Ruheſtand befindlicher Beamter vorübergehend 
zu einer Dienſtesverweſung oder einer Geſchäftsaus⸗ 
hilfe berufen würde; für die Dauer dieſer Verwen⸗ 
dung würde er wieder einen Amtsſitz und auch einen 
Anſpruch auf Tagegelder und Reiſekoſten wie ein 
aktiver Beamter haben. In einer ſolchen Lage hat 
ſich aber der Beſchwerdeführer nicht befunden, er iſt 
vielmehr nur als Zeuge vernommen worden über 
Umſtände, von denen er in Ausübung des von ihm 
früher innegehabten Amtes Kenntnis erhalten hat. 
An dem vorgeſchilderten Rechtszuſtand (vgl. hierüber 
insbeſ. von Seydel, bayer. Staatsrecht, 2. Aufl. Bd. 2 
S. 230 ff.) wurde auch durch das Beamtengeſetz vom 
16. Auguſt 1908 nichts geändert. Der Art. 27 Abſ. 4 
beſtimmt ausdrücklich: „Die Vorſchriften über die 
Entſchädigungen für den Dienftaufwand .... bleiben 
unberührt“, und der Art. 70 gewährt keinen Anhalts⸗ 
punkt dafür, daß die Beſtimmungen über die Erſatz⸗ 
leiſtung für den Aufwand bei Dienſtreiſen auch auf 
die mit der früheren Amtsſtellung zuſammenhängen⸗ 
den Reiſen in den Ruheſtand verſetzter Beamten An⸗ 
wendung zu finden haben. Aus dem Umſtand, daß 
die Verpflichtung zur Amtsverſchwiegenheit fortdauert, 
auch nachdem das Dienſtverhältnis aufgelöſt ift, kann 
ſchon darum kein Schluß auf die Fortdauer der An⸗ 
wendbarkeit der Beſtimmungen über die Gewährung 
von Tagegeldern und Reiſekoſten gezogen werden, weil 
die Fortdauer der Verpflichtung zur Amtsverſchwiegen⸗ 
heit durch Art. 106 des AG. z. StPO. und Art. 14 
des Beamtengeſetzes vom 16. Auguſt 1908 ausdrücklich 
angeordnet iſt, während eine ausdrückliche Beſtimmung 
hinſichtlich der Tagegelder und Reiſekoſten nicht beſteht. 
(Beſchl. von 5. Juni 1909, Beſchw.⸗Reg. Nr. . 
1643 : 


III. 


Beihilfe zur Uebertretung des Malzaufſchlags⸗ 
geſetzes durch Lieferung von Stoffen zur Herſtellung 
von Bier für den Hausgebrauch. Der Angeklagte 
bringt von ſeinem in Norddeutſchland gelegenen Ge⸗ 
ſchäftsſitz aus Stoffe zur Herſtellung von Wein, Bier 
und Limonade für den Hausgebrauch in den Verlehr. 
Er wurde durch die Steuerbehörde im Jahre 1907 
über die Beſtimmungen des bayer. Geſetzes über den 
Malzaufſchlag belehrt, fuhr aber fort, ſeine Erzeug⸗ 
niſſe in Bayern anzupreiſen, und lieferte dem in Unter⸗ 
franken anſäſſigen Bauer K. zum Zwecke der Her- 
ſtellung von „Einfach Bier“ nach einem gleichzeitig 
überſandten Rezept Bierkaramel, Malzextrakt, Hopfen⸗ 
mehl und Gummicreme. Der Beſteller bereitete daraus 
Bier, das auch getrunken wurde. Der Angeklagte 
wurde auf Grund der Art. 7 und 71 des Geſ. über 
den Malzaufſchlag und des § 49 des StGB. verurteilt 
und ſeine Reviſion verworfen. 
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Aus den Gründen: Mit Unrecht bezeichnet 
der Angeklagte die Annahme der Strafkammer als 
unerklärlich, daß der von ihm gelieferte Malzextrakt 
kein Malz und nur ein Erſatz für Malz im Sinne 
des Art. 7 des Malzaufſchlaggeſetzes ſei. Nach Art. 2 
des Geſ. wird unter Malz nur künſtlich zum Keimen 
gebrachtes Getreide verſtanden; der Malzextrakt ift 
aber nicht ein ſo bearbeitetes Getreide, ſondern höchſtens 
ein Erzeugnis aus Getreide; er kann darum günſtigſten 
Falles nur die Stelle von Malz vertreten, mithin nur 
als Erſatz für Malz oder als Zuſatz in Frage kommen. 
Seine Verwendung zur Bereitung von Bier verſtößt 
aus dieſem Grunde gegen das Verbot des Art. 7 und 
fällt unter die Strafbeſtimmung des Art. 71 des Malz⸗ 
aufſchlaggeſetzes. Daß die Beimiſchung der Zuſatz⸗ 
mittel Bierkaramel, Hopfenmehl und Gummicreme 
dem Verbote des Art. 7 zuwiderläuft, hat der Ange⸗ 
klagte ſelbſt nicht beſtritten. Die Strafkammer hat 
auch den Begriff „Bier“ keineswegs unrichtig aufge⸗ 
faßt. Die Wiſſenſchaft und die Rechtſprechung be⸗ 
zeichnen übereinſtimmend das Bier als ein durch 
weinige Gärung ohne Deſtillation erzeugtes Getränke, 
zu deſſen Herſtellung ausſchließlich Malz, Hopfen, Hefe 
und Waſſer verwendet werden dürfen. (Vgl. May 
in Dollmann's Geſetzgebung des Königr. Bayern T. II 
Bd. 10 S. 172 Note 6 und RG. StS. Bd. 11 S. 296). 
Dabei wird unter Bier jedes Getränke verſtanden, 
„das als Bier ſich darſtellt, ſonach ſowohl das Weiß⸗ 
als Braunbier, das einfache und Doppelbier, das 
ſogenannte Germbier wie auch das Nachbier und dgl.“ 
May a. a. O. S. 171). Da nach der Feſtſtellung 
des Berufungsgerichts die mehrgenannten Stoffe von 
K. zur Bereitung von Einfach⸗Bier beſtellt und von 
dem Angeklagten zu dem gleichen Zwecke geliefert 
worden ſind, waren ſie zur Bereitung von Bier be⸗ 
ſtimmt. Auch wer Bier nur für ſeinen Hausbedarf 
braut, unterliegt ebenſo der Auſſchlagspflicht wie der 
gewerbsmäßige Brauer, auch gilt für ihn in der 
gleichen Weiſe das Verbot der Verwendung von Malz⸗ 
ſurrogaten. Das Geſetz macht keinen Unterſchied, je 
nachdem das Bier für den Haustrunk oder zur Weiter⸗ 
veräußerung hergeſtellt wird (vgl. May a. a. O. S. 184 
und Vocke, das Geſetz über den Malzaufſchlag S. 7). 
Demgemäß enthält die Bek. des Staatsmin. d. Finanzen 
vom 21. Juli 1896, den Vollzug des Malzaufſchlag⸗ 
geſetzes betr. (GVBl. S. 481), eine ausdrückliche Be⸗ 
ſtimmung der Steuerermäßigung, die ſolchen gewährt 
wird, „die ausſchließlich für den eigenen Hausbedarf 
brauen“. Unrichtig iſt auch die Behauptung des An⸗ 
geklagten, daß K. ſich einer Hinterziehung des Malz⸗ 
aufſchlags nicht ſchuldig gemacht habe, weil nach 
Art. 8 Abſ. 5 des Malzaufſchlaggeſetzes eine Malz⸗ 
menge, die weniger als 4 1 beträgt, außer Anſatz 
bleibt. Art. 8 handelt, wie er auch ausdrücklich die 
Ueberſchrift „Steuerſatz“ trägt, von der Berechnung 
der Steuer und nur von dieſer, ſodaß „Konſequenzen 
für andere Artikel hieraus nicht gezogen werden dürfen“ 
(vgl. Bode a. a. O. S. 22 Anm. 4 zu Art. 8); für 
die Steuerpflicht als ſolche und für das Verbot der 
Surrogate iſt hiernach der Inhalt des Art. 8 ohne 
Belang. (Urt. v. 3. April 1909. RR. Nr. 119). 

1652. 


Oberlandesgericht München. 


Zu 88 308, 96 ZPO. Die Firma G. & K. hatte 
ſich verpflichtet, von der Lüſterfabrik H. eine größere 
Anzahl von Gaslyren bis Ende 1907 abzunehmen, 
zufolge Differenzen über Mängel einer Teillieferung 
aber Ende Auguſt 1907 den Rücktritt hinſichtlich der 
noch ausſtehenden Lieferungen erklärt. Auf Klage⸗ 
androhung der Fabrik ſchrieb die Käuferin im Brief 
vom 7. Sept. 1907, ſie wolle beim Vertrag ſtehen 
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bleiben, bedinge ſich aber tadelfreie Lieferungen aus. 
Trotz dieſes Briefes ſtellte der Anwalt der Fabrik die 
ihm unterm 5. September aufgetragene Klage auf Ab⸗ 
nahme der künftigen Lieferungen unterm 14. Sep- 
tember 1907 zu. Die Beklagte beantragte Abweiſung, 
weil nicht nach Wahl der Beklagten, ſondern der 
Klägerin geklagt und auch die Licferfriſt nicht offen 
gelaſſen ſei; außerdem wurde hinſichtlich eines Teil⸗ 
quantums das Zuſtandekommen eines Kaufvertrags be⸗ 
ſtritten. Die Beweiserhebung ergab hinſichtlich des 
Wahlrechts und der Lieferfriſt die Richtigkeit der Be⸗ 
hauptungen der Beklagten, hinſichtlich des Quantums 
derjenigen der Klägerin. Bis zum neuen Verhandlungs⸗ 
termin hatte die Beklagte ſämtliche Lyren (auch das be⸗ 
ſtrittene Quantum) abgenommen und erklärten beide 
Parteien die Hauptſache für erledigt. Das Landgericht 
überbürdete, weil jede Partei teilweiſe unterlegen ſei, 
dem Klageteil zwei Drittel, der Beklagten ein Drittel 
der Koſten. Auf beiderſeitige Beſchwerde wurden dem 
Klageteil alle Koſten auferlegt. 

Aus den Gründen: Zutreffend hat der Erſt⸗ 
richter feſtgeſtellt, daß der Klageteil mit ſeinem Klage⸗ 
antrag in doppelter Richtung über das ihm zuſtehende 
Recht hinausgegangen iſt, nämlich indem er Abnahme 
nach ſeiner (des Klägers) ſtatt des Beklagten Wahl 
verlangte und außerdem die vertragsmäßige Abnahme⸗ 
friſt (bis 31. Dez. 1907) im Klageantrag unberückſichtigt 
ließ. Der Klageteil meint freilich, dies ſei nebenſächlich 
und jedenfalls Urteil auf das mindere, nämlich auf 
Abnahme nan Wahl der Beklagten mit Abnahmefriſt 
bis 31. Dez. 1907, jederzeit möglich geweſen, wobei 
der Klageteil als im weſentlichen ſiegender Teil keine 
oder nur geringe Koſten zu tragen gehabt hätte. Dem 
kann nicht beigeſtimmt werden. Allerdings wird 
mehrfach die Meinung vertreten, Wahl des Beklagten 
ſtatt des Klägers und ſpäteres Fälligkeitsdatum ſtellten 
ein minderes dar, auf das Hi weiteres ohne Berz 
letzung des § 308 ZPO. auch ohne Eventualantrag 
des Klägers erkannt werden könne. Wäre dies richtig, 
ſo müßte auf dieſes Minder gegebenenfalls auch ein 
Teilurteil mit Beweisbeſchluß über die Berechtigung 
des weitergehenden Antragsteils möglich ſein. Das 
iſt aber undenkbar, wenn man weiter in Betracht zieht, 
wie dieſes Teilurteil rechtskräftig werden ſoll, ohne 
doch dem ſpäteren Schlußurteil vorzugreifen. In Wirk⸗ 
lichkeit würde das Schlußurteil eine ſachliche Aenderung 
eines ſolchen Teilurteiles enthalten; wegen ſonſtiger 
Bedenken gegen eine folche Sachbehandlung mag nur 
auf § 283 BGB. verwieſen werden. Es ergibt ſich 
daraus mit Notwendigkeit, daß es ſich in ſolchen Fällen 
nicht um etwas minderes, ſondern um etwas anderes 
handelt. Iſt dies aber richtig, ſo hat der beklagte 
Teil damit recht, daß der Klage zwiſchen ihrer Zu⸗ 
ſtellung und ihrer Erledigung durch vollſtändige friſt⸗ 
gemäße Abnahme niemals hätte ſtattgegeben werden 
können, ſie vielmehr ohne Rückſicht auf die Stich⸗ 
haltigkeit der Quantitätsbeſtreitung hätte abgewieſen 
werden müſſen. Folge davon wäre die völlige Koſten⸗ 
überbürdung nach 891 ZPO. auf den Klageteil ge⸗ 
weſen: § 92 konnte dann für eine Koſtenüberbürdung 
auf die Beklagten überhaupt nicht in Frage kommen, 
ſondern nur § 96, wonach ihnen die konkreten Koſten 
eines erfolgloſen Verteidigungsmittels überbürdet 
werden können (aber nicht müſſen). Solche aus- 
ſcheidbare Koſten liegen hier auf der Seite der Be- 
klagten gar nicht vor: denn die Beweisaufnahme über 
Wahlrecht und Lieferungsziel durch Vernehmung des 
Zeugen L. wäre auch notwendig geweſen, wenn die 
Beklagten niemals ihre Abnahmepflicht über 600 Lyren 
hinaus beſtritten hätten. (Beſchl. vom 15. Febr. 1909; 
Beſchw.⸗Reg. Nr. 133/08). X 
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Oberlandesgericht Zweibrücken. 


Verjährung der Erſatzklage der Berufsgenoſſenſchaft 
gegen den Urheber des Unfalls (88 147—149 LuVerſG.). 
Beginn, Hemmung und Unterbrechung der Verjährung. 
Am 30. Oktober 1905 verunglückte der Knecht A im 
landwirtſchaftlichen Betriebe ſeines Dienſtherrn B bei 
der Beſchäftigung an der Futterſchneidmaſchine. Der 
Vorſtand der land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Berufs⸗ 
genoſſenſchaft beſchloß am 11. Auguſt 1906 die Ge⸗ 
währung einer Monatsrente von 20 Mk. ab 31. Januar 
1906 an A und die Inanſpruchnahme des B für die 
Aufwendungen infolge des Unfalls. B erhielt den 
Beſchluß am 10. Februar 1907 mit dem Beifügen mit⸗ 
garne daß er nach $ 148 LUVerſG. die Beſchlußfaſſung 

er Genoſſenſchaftsverſammlung anrufen könne, und 
daß gegen ihn mit Klage vorgegangen werde, falls er 
dies nicht binnen einem Monat tue, auch nicht die 
bereits gemachten Aufwendungen zahle, und den Erſatz 
der weiteren Aufwendungen zuſichere. Da ſich der Be⸗ 
klagte untätig verhielt, verklagte ihn die Berufs⸗ 
genoſſenſchaft beim Amtsgerichte auf Erſatz der für die 
Zeit vom 30. Januar 1906 bis Ende Februar 1907 
an A gezahlten Renten; die Berufung gegen das ihn 
verurteilende amtsgerichtliche Urteil wurde am 8. No⸗ 
vember 1907 zurückgewieſen. Da der Beklagte den 
mit Schreiben des Genoſſenſchaftsvorſtandes vom 28. De- 
zember 1907 und 18. Februar 1908 an ihn gerichteten 
Aufforderungen nicht nachkam, die ſeit dem 1. März 
1907 bezahlten Renten zu erſetzen, erhob die Berufs⸗ 
genoſſenſchaft am 7. April 1908 weitere Klage auf 
Zahlung der vom 1. März 1907 bis 31. März 1908 
bezahlten Renten. Das LG. verurteilte den Beklagten 
dem Klageantrag gemäß. Auf die Berufung des Be⸗ 
klagten, der u. a. den Verjährungseinwand erhob, iſt 
dieſes Urteil aufgehoben und die Klage abgewieſen 
worden. Das OLG. erachtete die Einrede der Ber- 
jährung als begründet. 

Aus den Gründen: Nach 8 149 LuVerſG. ver- 
jährt der in § 147 Abſ. I Satz 2 und 3 der Genoſſen⸗ 
ſchaft gegebene Erſatzanſpruch in zwei Jahren vom 
Unfalle an. Es fragt ſich, ob hier die Verjährung zu 
laufen begonnen hat, ob ſie gehemmt oder unterbrochen 
iſt. Die in den 88 194 ff. BGB. aufgeſtellten Grund⸗ 
ſätze finden hierbei Anwendung, inſoweit es ſich um 
die Hemmung oder Unterbrechung handelt (RGB. 59, 
388; 65, 107); beſonderen Normen unterliegt dagegen 
der Beginn der Verjährung. Der in § 147 LU VerſcG. 
der Genoſſenſchaft gewährte Anſpruch auf Erſatz der 
Aufwendungen — er iſt ein ſelbſtändiger, nicht etwa 
der durch Geſetz auf ſie übergegangene Anſpruch des 
Verletzten gegen den Urheber des Unfalls — entſteht 
keinesfalls im Augenblicke des Unfalls felbſt, ſondern 
erſt, nachdem die Genoſſenſchaft Aufwendungen gemacht 
hat oder nachdem wenigſtens — Fall der Forderung 
von Kapitalabfindung ſtatt Rente — die Pflicht der 
Genoſſenſchaft zur Gewährung von Leiſtungen und 
deren Höhe poen find. Wenn trotzdem 8 148 
Lu VerſG. die Verjährung des Erſatzanſpruchs, gleich⸗ 
viel ob er auf Erſatz der wirklichen Aufwendungen 
oder auf den Kapitalwert der Rente gerichtet iſt, mit 
dem Zeitpunkte der Rechtskraft des ſtrafgerichtlichen 
Urteils oder mit dem des Unfalls beginnen läßt, ſo 
liegt darin eine bewußte, der Sicherung des Betriebs⸗ 
unternehmers vor ſpäten Anforderungen dienende Durch⸗ 
brechung des in 8 198 BGB. aufgeſtellten Grundſatzes, 
daß die Verjährung mit der Entſtehung des Anſpruchs 
beginnt. Analogien bieten 8 852 BGB., § 8 RHaftpfl G., 
die (und zwar 8 8 a. a. O. ganz allgemein) die Ber- 
jährung von dem ein für allemal feſtſtehenden Zeit⸗ 
punkte des Unfalls laufen laſſen. Hier iſt alſo die 
zweijährige Friſt, die mit dem 31. Oktober 1905 zu 
laufen begonnen hat, zur Zeit der Erhebung der Klage 
zum Landgericht verſtrichen geweſen. Eine „Hemmung“ 
der Verjährung im Sinne von § 202 BGB. ift nicht 
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vorhanden; der Umſtand, daß die Aufwendungen, deren 
Erſatz verlangt wird, noch nicht gemacht ſind, könnte 
höchſtens — daß er es nicht kann, iſt oben gezeigt — 
den Beginn der Verjährung hinausſchieben, inſo⸗ 
ferne der Anſpruch als noch nicht entſtanden und noch 
nicht fällig anzuſehen wäre, kann aber logiſcherweiſe 
keine „Hemmung“ der Verjährung bewirken, die voraus⸗ 
ſetzt, daß die Verjährung bereits zu laufen begonnen 
hat, daß e ein entſtandener und fälliger Anſpruch 
vorliegt. Auch eine Unterbrechung der Verjährung 
liegt nicht vor; weder die zum Amtsgericht erhobene 
Klage noch die Zahlung der Urteilsſumme durch den 
Beklagten haben eine ſolche bewirkt. Durch die Er⸗ 
hebung der Klage wird eine Unterbrechung nur inſo⸗ 
weit bewirkt, als durch die Klage der Anſpruch rechts⸗ 
hängig und damit die Möglichkeit der rechtskräftigen 
Entſcheidung gegeben wird; die Erhebung der Klage 
a einen Teil des Anſpruchs unterbricht alfo die Ber- 
jährung nur für dieſen Teil und zwar ſelbſt dann, 
wenn in der Klage erſichtlich gemacht iſt, daß vorläufig 
nur ein Teil des Anſpruchs geltend gemacht und die 
Geltendmachung des Reſtes vorbehalten wird und wenn 
die Entſcheidung über den eingeklagten Teil ihrer 
Natur und ihrem Inhalte nach die Feſtſtellung des 
ganzen Anſpruchs in den Urteilsgründen notwendig 
macht (RGB. 65, 398; JW. 1908, 10, 11). Auch die 
Zahlung der durch das amtsgerichtliche Urteil der 
Klägerin zuerkannten Summe iſt nicht geeignet, die 
Verjährung hinſichtlich des Anſpruchs zu unterbrechen, 
der über den mit der erſten Klage geltend gemachten 
Teil . Denn bei der Unterbrechung der 
Verjährung durch Teilzahlung liegt der hinſichtlich 
der Verjährung wirkſame Moment nicht in der Tat⸗ 
ſache der Zahlung ſelbſt, ſondern in der in ihr zum 
Ausdrucke kommenden Anerkennung des Anſpruchs 
($ 208 BGB.). Die Anerkennung eines Teiles des 
Anſpruchs wirkt aber wie die Einklagung eines Teiles 
nur für den anerkannten oder eingeklagten Teil, außer 
es wurde, was hier nicht anzunehmen iſt, durch das 
Verhalten des Beklagten vielmehr geradezu als aus⸗ 
geſchloſſen anzuſehen iſt, durch die Teilzahlung das 
Bewußtſein des Schuldners von dem Beſtehen der 
ganzen Schuld klar und unzweideutig zum Ausdrucke 
gebracht (JW. 1908, 79 / 15). (Urt. vom 27. Januar 1909, 
L. 163/08). L. 
1605 


Oberlandesgericht Bamberg. 
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Eidliche Vernehmung von Zengen auf Grinden des 
Vorſtandes einer Berufsgenoſſenſchaft. Der Vorſtand 
einer Tiefbauberufsgenoſſenſchaft erſuchte das Amts⸗ 
gericht B. im Verfahren zur Feſtſtellung des Unfalls 
eines Arbeiters um eidliche Vernehmung von Zeugen. 
Das erſuchte Gericht lehnte die Beeidigung ab. Die 
Beſchwerde des Vorſtandes wurde zurückgewieſen. 


Aus den Gründen: Das OLE. iſt zuſtändig, 
da es ſich um einen Antrag auf Entſcheidung über 
die Ablehnung des Erſuchens um eidliche Zeugenver⸗ 
nehmung handelt und dieſe Entſcheidung in analoger 
Anwendung der 88 158, 160 GVG. von dem OLG. 
zu treffen iſt, zu deſſen Bezirk das erſuchte Gericht ge⸗ 
hört (RG. 33 S. 423; Böhm⸗Delius, Handbuch des 
Rechtshilfeverfahrens 3. Aufl. S. 71). Es handelt 
ſich hier um ein Erſuchen im Sinne des § 144 des 
GewuVerſG. vom 30. Juni 1900. Dieſes Geſetz enthält 
keine Beſtimmung, wonach im Feſtſtellungsverfahren 
gemäß 88 63 ff. Zeugen eidlich zu vernehmen wären, 
insbeſondere ermächtigt es die Vorſtände der Berufs⸗ 
genoſſenſchaft nicht zur eidlichen Abhörung der Zeugen. 
Für das ſchiedsrichterliche Verfahren iſt die Zuläſſig⸗ 
keit der eidlichen Vernehmung der Zeugen ausdrücklich 


anerkannt (Kaiſerl. VO. vom 22. November 88 17, 18); 
wäre die gleiche Vorſchrift für das Feſtſtellungsver⸗ 
fahren beabſichtigt geweſen, ſo wäre das im Geſetze 
ſicher ausgeſprochen worden. Die Vorſchriften des 
GewURerf®. über die Rechtshilfe find nach dem Vorbilde 
des § 172 des Inv VerſG. vervollſtändigt (Motive zum 
Gef. bei Gräf u. Keidel, GemUBerf®.3. Aufl. S. 418), nach 
der Begründung dieſes Geſetzes aber ſollte, entgegen 
dem wiederholt geäußerten Wunſche, den Vorſtänden 
der Berufsgenoſſenſchaften die Befugnis nicht einge⸗ 
räumt werden, im Feſtſtellungsverfahren Zeugen und 
Sachverſtändige durch Erſuchen an die bürgerlichen Ge⸗ 
richte eidlich vernehmen zu laffen (Truger, Inv Verſc. 
2. Aufl. S. 358). Sind aber die Vorſtände der Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaften ſelbſt zur eidlichen Abhörung von 
Zeugen nicht ermächtigt, ſo ſind ſie auch nicht befugt, 
deren eidliche Vernehmung im Wege der Rechtshilfe 
mittels Erſuchens an ein Amtsgericht herbeizuführen. 
Das AG. hat daher mit Recht die eidliche Vernehmung 
der Zeugen im Stadium des Feſtſtellungsverfahrens 
abgelehnt, da fie im Sinne des § 159 Abſ. 2 GVG. 
verboten ift (Recht 1903 S. 319, Bay ZfR. 1907 S. 143). 
(Beſchluß vom 3. Juni 1909). 
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II. 


Zuſicherung von „Primaqualität“ für ein Fahrrad 
von beſtimmter Marke. Der Kläger hat von der be⸗ 
klagten Firma 2 Räder der Marke X unter der Bu- 
ſicherung von „Primaqualität“ bezogen. Er verlangt 
Wandelung, weil die Räder nicht von „Primaqualität“ 
und nicht von der Marke X ſeien, die es überhaupt 
nicht gebe, ſondern von den Marken Y und Z. Der 
Klage wurde ſtattgegeben. 

Aus den Gründen: Unter „Primaqualität“ 
werden im Handelsverkehr nicht Waren mittlerer Art 
und Güte im Sinne des $ 243 Abſ. 1 BGB. und des 
$ 360 HGB. verſtanden. Wenn auch für Waren von 
„Primaqualität“ nicht verlangt werden kann, daß ſie 
von höchſt denkbarer Güte ſind, was man im Handels⸗ 
verkehr mit „Prima⸗Prima“ oder „Primiſſima“ oder 
„Extra⸗Prima“ bezeichnet, ſo muß doch anderſeits ver⸗ 
langt werden, daß ſie über die mittlere Qualität 
hervorragen. Denn ſonſt hätte die Zuſicherung von 
„Primaqualität“ keine Bedeutung. Ware mittlerer Art 
und Güte muß nach § 243, 1 BGB. und $ 360 HGB. 
auch ohne beſondere Zuſicherung geleiſtet werden. Aus 
der Natur der Garantieleiſtung für Primaqualität 
und Arbeit ergibt ſich, daß hiermit auch für die 
Originalmarke X Garantie geleiſtet werden ſollte. 
Ohne Zweifel hat der Käufer eines Rades das leb⸗ 
haſteſte Intereſſe daran, zu wiſſen, welche Marke ihm 

eliefert wird. Der Preis und Wert der verſchiedenen 
Marken iſt ſo verſchieden, daß die Lieferung einer 
anderen Marke als der zugeſicherten von beſtimmendem 
Einfluß auf die Entſcheidung des Käufers über die 
Annahme der Ware iſt. Verſchweigt der Verkäufer, 
daß er eine andere als die beſtellte Marke geliefert 
hat, ſo tut er das offenbar in der Abſicht, daß der 
Käufer die Verwechslung nicht merken ſolle; er handelt 
argliſtig, eine ſolche Handlungsweiſe kann ſogar nach 
8 263 StGB. Betrug fein. Hier hat ſich durch das 
Zugeſtändnis der Beklagten ergeben, daß die Bezeich⸗ 
nung K⸗rad e keine Fabrikmarke, ſondern nur 
eine Handelsmarke iſt. Das Publikum muß aber, wie 
der Kläger mit Recht hervorhebt, in der Bezeichnung 
Xerad, welches in dem prächtig ausgeſtatteten Katalog 
auf jeder Seite als „un per N- rad“ mit den größten 
Vorzügen geſchildert wird, eine Fabrikmarke und nicht 
eine Handelsmarke erblicken. Auch aus der Firma 
der Beklagten „X⸗Fahrrad⸗ und Motoren ⸗Induſtrie“ 
muß das Publikum folgern, daß die Beklagte 12 55 
Fahrräder ſelbſt herſtellt; denn das Wort „Induſtrie“ 
bedeutet nicht etwa Keen wie Handel, ſondern ſoviel 
wie gewerbliche Herſtellung von Handelswaren. Die 
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Handelsfirma des Beklagten widerſpricht alſo dem 
Prinzip der Firmenwahrheit ($ 18 Abſ. 2 S. 1 HGB.) 
und bezweckt offenbar eine Täuſchung des Publikums. 
Es liegt alfo in dem Verkauf von „X⸗rädern“ an fi 
ſchon eine argliſtige Täuſchung des Kunden, wenn ihm 
nicht ſchon bei Abſchluß des Kaufes mitgeteilt wird, 
daß X nur eine Handelsmarke ſei, oder er nicht ſchon 
aus anderen Umſtänden Kenntnis davon hat. (Urteil 
des I. 8S. vom 31. Oktober 1908, Ber. R. 118/08). 
1608 Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Schäfer in Bamberg. 


Literatur. 


Beling, Prof. Dr. Eruſt, Weſen, Strafbarkeit und Be» 
weis der üblen Nachrede. Dogmatiſch kritiſche Er- 
örterungen zum Kapitel des Ehrenſchutzes mit be⸗ 
ſonderer Berückſichtigung des Entwurfs einer Novelle 
9 1 Tübingen 1909. J. C. B. Mohr. 


Die ſehr zeitgemäß erſchienene Schrift bietet eine 
tiefgehende kritiſche Würdigung des § 186 StB. Klar 
und anſchaulich werden die Mängel beleuchtet, welche 
ſich aus der herrſchenden Auslegung der Worte, „wenn 
dieſe Tatſache nicht erweislich wahr iſt“ ergeben. 
Wie Beling treffend ausführt, würde ein an den $ 300 
StGB. angereihtes Delikt der fahrläſſigen Rufgefähr⸗ 
dung viel gerechtfertigter ſein als die gegenwärtige 
Konſtruktion einer erſt durch die Zufälle der Be⸗ 
weisführung entſtehenden Bedingung der Strafbar⸗ 
keit. Scharfſinnig entwickelt der Verfaſſer ſodann die 
Bedenken, welche dem 8 186 Abſ. II des Entwurfs einer 
Strafgeſetznovelle entgegentreten. Er erachtet es für 
grundſätzlich verfehlt, eine Beleidigung und zwar 
eine üble Nachrede ſchon darin zu erblicken, daß man 
öffentlich eine Maske entlarvt. Der Schutz anerkennens⸗ 
werter Geheimſphären könne für ein anderes 
Delikt grundlegend werden, deſſen Grenzen genau ab⸗ 
zuſtecken ſeien, aber nicht für eine Beleidigung. In 
ſehr beſchränktem Maße redet Beling auch einem prp- 
zeſſualen Forſchungsverbot (Beweisverbot) hinſichtlich 
der Tatſachen des Privatlebens das Wort, nämlich 
dann, wenn der konkrete Straffall nicht beſonders 
ſchwer iſt und die Tatſachen des Privatlebens nur 
als Indiz für die Wahrheit beſtimmter anderer 
(nachgeredeter) Tatſachen in Betracht kommen, welch 
letztere allein für die Schuldfrage des betreffenden 
Prozeſſes maßgebend ſind. Bei Lektüre der Belingſchen 
Arbeit findet man noch manche weitere Schwierigkeiten 
aufgedeckt, welche aus den teilweiſe divergierenden In⸗ 
tereſſen hervorgehen aber bei der Ausarbeitung des 
gegenwärtigen Entwurfs unbeachtet geblieben m 


Montgelas, Maximilian Joſef Graf v., Dentmürdig- 
keitenüberdieinnere Staatsverwaltung 
Bayerns (1799—1817). Herausgegeben von G. 
Laubmaun und M. Doeberl. Nebſt einer Einleitung 
über die Entſtehung des modernen Staates in 
Bayern von M. Doeberl. LXXIX u. 166 S. München 
1908, C. H. Beck'ſche Verlagsbuchhandlung, Oskar 
Beck. Geh. Mk. 7.—. 

Die Verdienſte des Grafen Montgelas um das 
Königreich Bayern können nicht hoch genug ange- 
ſchlagen werden. Der bayeriſche Staat ruht auf den 
Grundlagen, die ihm durch Montgelas gegeben wurden. 
Das von ihm geſchaffene Staatsrecht iſt heute a 
zum großen Teile von uns anzuwenden, wenn au 
natürlich im Laufe von 100 Jahren manche Aende⸗ 
rung an ſeinem Werke vorgenommen werden mußte. 
Deshalb bilden die nun vorliegenden „Denkwürdig⸗ 
keiten“ eine willkommene Gabe für den bayeriſchen 
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Juriſten. Der große Staatsmann ſchildert in ihnen 
in Form eines Rechenſchaſtsberichts ausführlich, 
wie er den bayeriſchen Staat und 1 Verwaltung 
organiſierte, wie er ihn durch eine Kultur und 

Wirtſchaftspolitik großen Stils zu heben ſuchte. 
Das Buch ſei namentlich unſeren jüngeren Juriſten 
zur ich lichen ihres geſchichtlichen Sinnes und ihrer 
geſchichtlichen Kenntniſſe empfohlen. Die Einleitung 
aus der Feder Doeberls lehnt ſich an die hiſtoriſche 
Einleitung im 1. Bande von Seydels Bayeriſchem 
Staatsrecht an und bildet eine gute Ergänzung zu 
Seydels Darſtellung. F. 


Juriſtiſch⸗pſychiatriſche Grenzfragen. Zwangloſe Ab⸗ 
handlungen VI. Bd. Heft 2—7. Halle 1908, C. Mar- 
hold. Pro Bd. (8 Hefte) Mk. 8.—. 

Heft 2/3. Der Alkoholismus. Seine ſtraf⸗ 
rechtlichen und ſozialen Beziehungen. Seine Be⸗ 
kämpfung. Von Kreisarzt Dr. Balſer, Aſſeſſor Aull 
und Dr. Waldſchmidt. 97 S. einzeln Mk. 2.—. 

Heft 4. Ueber ſtrafrechtliche Reform⸗ 
beſtrebungen im Lichte der Fürforge. 
Von Gerichtsarzt a. D. Dr. Joh. Loßgard. 20 S. 
einzeln Mk. — .50. i 

Heft 5/6. Ueber das Verhältnis des 
an h jr Aftsfahlgke a an 
un e 8 igkeit. Von Dr. Jof. Berze. 
55 aeit . 392 30 5 

eft 7. ie Fürſorge für gefährliche 
Geiſteskranke unter ſpezieller Verackſichtigung 
der Verhältniſſe im Großherzogtum Heſſen. Von 
Regierungsrat Lenhard, Prof. Dr. Dannemann, Ober- 
arzt Dr. Oßwald und Anſtaltsarzt Dr. Kullmann. 
62 S. einzeln Mk. 1.20. 


Heft 2/3 enthält drei Referate, die in den Sitzungen 
der Vereinigung für gerichtliche Pſychologie und Pſy⸗ 
chiatrie im Großherzogtum Heſſen vom 9. Dezember 
1906 und 4. Mai 1907 erſtattet wurden: Medizinal⸗ 
rat Balſer (Mainz) berichtet an der Hand zahlreicher 
Beiſpiele über die forenſiſche Bedeutung des Alkoholis⸗ 
mus, Aull (Offenbach a. M.) auf Grund mehrerer 
Tabellen über Alkohol und Verbrechen oder über den 
Zuſammenhang von Alkohol und Kriminalität und 
Waldſchmidt (Charlottenburg) über die Behandlung 
der Alkoholiſten (Trinkerheilſtätten ꝛc.). — Heft 4 ent⸗ 
hält einen vom Verfaſſer am 2. Mai 1907 zu Frank⸗ 
furt a. M. in der Hauptverſammlung der Zentralſtelle 
für das Gefangenen⸗Fürſorgeweſen in der Provinz 
Heſſen⸗Naſſau gehaltenen Vortrag und gipfelt — ohne 
Anerkennung des einſeitigen modernen Standpunktes 
der Schutzſtrafe — darin, daß der Umfang der Be- 
ſtrafung durch Neuſchöpfungen im Strafgeſetzbuch nicht 
zu erweitern, ſondern im Gegenteil eine größere 
Sichtung und eine ſyſtematiſche Ausſcheidung aus dem 
Rahmen der Straffähigkeit und Strafe behufs Ein⸗ 
leitung einer geeigneten und zn geft 5 ſtaatlichen 
Fürſorge vorzunehmen ſei. — In Heft 5/6 gibt Ver⸗ 
faſſer eine ebenſo überſichtliche wie gründliche Dar⸗ 
ſtellung der nachſtehenden Materie. Er unterſucht zu⸗ 
nächſt, aus welchen Teilen ſich der geiſtige Beſitz zu⸗ 
ſammenſetzt und worin ſich die geiſtigen Inventare 
verſchiedener Perſonen unterſcheiden, inwieweit 2s mög⸗ 
lich iſt, die Qualitäten des geiſtigen Beſitzes einer 
Perſon tatſächlich feſtzuſtellen und aus ſeinen Charak⸗ 
teren auf das Vorhandenſein eines geiſtigen Defekts 
zu ſchließen. Sodann wird das Hauptthema (S. 77 ff.) 
auf der Grundlage pfychiatriſch⸗anthropologiſcher An- 
ſchauungen behandelt; hierbei gibt Verfaſſer manchen 

ingerzeig für die Strafrechtsreform. — Heft 7 ent⸗ 
ält vier in der Verſammlung der Vereinigung für 
gerichtliche Pſychologie und Pſychiatrie im Großherzog⸗ 
tum Heſſen am 30. November 1907 zu Gießen erſtattete 
Referate. Lenhard (Bruchſal) berichtet über pſychiatri⸗ 
ſche Strafanſtaltsannexe unter beſonderer Berückſichti⸗ 
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gung der Abteilung für geiſteskranke Verbrecher am 
Landesgefängnis zu Bruchſal und über die Vorteile 
olcher Annexe (S. 20 f.), Dannemann (Gießen) über 
ie verſchiedenen Arten der Unterbringung und Behand⸗ 
lung geiſteskranker Verbrecher im In⸗ und Ausland, 
Oßwald (Goddelau) über die Störung des Betriebs 
der gewöhnlichen nen durch kriminelle Geiſtes⸗ 
kranke und Kullmann (Butzbach) bringt auf Grund 
Pro o Erfahrung der Jahre 1900—07 Tatſachen⸗ 
material über die Häufigkeit geiſtiger Störungen in 
den heſſiſchen Strafanſtalten und ihre Behandlung. 
München. Doerr. 


Achilles, Dr. A., weil. Reichsgerichtsrat, Bürger⸗ 
liches Geſetzbuch 11 8 Einführungsgeſetz. 
Mit Einleitung, Anmerkungen und Sachregiſter. 
Nach dem Tode des Herausgebers in Verbindung 
mit Dr. F. André, Profeſſor in Marburg, F. Nitgen, 
Kammergerichtsrat in Berlin, O. Strecker, Ober⸗ 
landesgerichtsrat in Celle, Dr. Unzner, Miniſterial⸗ 
rat im Juſtigminiſterium in München, herausgegeben 
von M. Greiff, Geh. Oberjuſtizrat in Berlin. Sechſte, 
vermehrte und verbeſſerte Auflage. XXVIIL, 1168 S. 
Berlin 1909. J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung. 
Gebd. Mk. 6.50. 

Die Ausgabe, die ſich vor anderen Werken dieſer 
Art insbeſondere durch die ungemein klaren Vor⸗ 
bemerkungen vor den einzelnen Abſchnitten auszeichnet, 
iſt allgemein bekannt und bedarf keiner weiteren 
Empfehlung. von der Pfordten. 


Fiſcher, Dr. Otto, o. Profeſſor der Rechte in Breslau 
und Dr. Wilhelm von Henle, Staatsrat i. o. D. 
in München, Bürgerliches Geſetzbuch vom 
18. Auguſt 1896 nebſt dem Einführungsgeſetz vom 
18. Auguſt 1896. Handausgabe mit Einleitung, er⸗ 
läuternden Anmerkungen und Sachregiſter, in Ver⸗ 
bindung mit Dr. Eugen Ebert, Senatspräſident 
in Königsberg, und Heinrich von Schneider, Ober⸗ 
landesgerichtspräſident in Nürnberg, herausgegeben. 
11185 durchgearbeitete und ergänzte Ausgabe. XXXII, 
1608 S. München 1909. C. H. Beckſche Verlagsbuch⸗ 
handlung. Gebd. Mk. 7.50. 


Das Buch, von dem nun das 64.— 75. Tauſend er⸗ 
ſchienen ſind, iſt ſo allgemein bekannt, daß es genügt 
auf das Erſcheinen der neuen Auflage hinzuweiſen. 
Die Aenderungen der 88 72 und 833 des Geſetzbuches 
ſind berückſichtigt; die bisherige Anlage des Werkes iſt 
beibehalten. —t. 


Sydow, 8 und L. Buſch, Zivilprozeßordnung 
und Gerichtsverfaſſungsgeſetz nebſt der 
neueſten Novelle im Anhange. Unter beſonderer 
Berückſichtigung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 

gerichts herausgegeben mit Anmerkungen. Elfte 
Auflage. XVI, 1056 S. Berlin 1909, J. Guttentag, 
Verlagsbuchhandlung. Gebd. Mk. 6.— 


Dieſe Ausgabe war wegen ihrer vortrefflichen An⸗ 
merkungen bisher ſehr beliebt. Um ſo mehr muß es 
auffallen, daß die Herausgabe der neuen Auflage über⸗ 
ſtürzt wurde. Die Geſetze ſind in der alten Faſſung 
abgedruckt. Die Novelle von 1909 erſcheint hinter dem 
Sachregiſter als Anhang. Dieſe Anordnung iſt wenig 
praktiſch, ſie kann ſogar zu Irrtümern Anlaß geben. 

von der Pfordten. 


Eymann, Otto, Kgl. er Das Waſſer⸗ 
gefetz für das Königreich Bayern vom 
23. März 1907. II. Band. XXX, 961 S. Ansbach 
1908. C. Brügel & Sohn. Gebd. Mk. 8.50. 


Wir haben den 1. Band dieſes ſehr gründlichen 


Zeitſchrift für r Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 14 u. 15. in Bahern. 1909. Nr. 14 u. 15. 


Werkes ſchon früher beſprochen. Der 2. Band, der 
auch die Vollzugsvorſchriften enthält, verdient wegen 
der Fülle des beigebrachten Stoffes und der vortreff⸗ 
lichen Durcharbeitung gleichfalls alles Lob. 

von der Pfordten. 


Noſenthal, Dr. Max, Landrichter in Plauen i. V., Das 
Genoſſenſchaftsgeſetz (Reichsgeſetz betr. die Er⸗ 
werbs⸗ und e in der 
Faſſung vom 20 898 erl. durch die Recht⸗ 
ſprechung. Nebſt den Ausführungsbeſtimmungen 
und Beiſpielen für die von den Genoſſenſchaften zu 
bewirkenden Eingaben. Dritte Auflage. VIII, 159 S. 
Geßb. mt. 3. Roßbergſche Verlagsbuchhandlung. 


Dieſe Ausgabe (Bd. 76 der Ju ache Hand⸗ 
bibliothek“ von Hallbauer und Dr. Schelcher) 
enthält eine überſichtliche en der Recht⸗ 
ſprechung und im Anhang unter III zweckmäßige An⸗ 
leitungen für die Geſchäftsführung bei den Genoſſen⸗ 
ſchaften. von der Pfordten. 


Sutter, C. A., von, Regierungsrat in München, Das 
Staats und Verwaltungsrechtdes König⸗ 
reichs Bayern. VI, 258 S. Hannover, 1909. 
ni f aM sanete, Verlagsbuchhandlung. Mk. 4.—, 
9 


Dieſe Aer ift als Bd. 11 der von Land⸗ 
richter Dr. F. Scholz und Oberregierungsrat Stork 
herausgegebenen „Bibliothek des öffentlichen Rechtes“ 
erſchienen. Sie iſt kurz und gemeinverſtändlich gehalten 
und deshalb insbeſondere zum Gebrauche für den Laien 
und für die Behörden anderer Bundesſtaaten Wand 


aber auch als Leitfaden für den Studierenden paſſend. 
von den Pfordten. 


Notizen. 


Rechtshilfeverkehr mit dem Auslande. Den baye- 
riſchen Juſtizbehörden war bisher verboten, mit den 
deutſchen Konſuln in Rechtshilfeſachen unmittelbar zu 
verkehren. Die Bekanntmachung vom 5. Juni d. Js. 
(JMBl. S. 201) hat das Verbot aufgehoben. Der 
unmittelbare Verkehr beſchränkt ſich nicht auf den Voll⸗ 
zug des neuen Haager Abkommens über den Zivil⸗ 
prozeß (i; diefe Zeitſchriſt 1909 S. 239); er findet 
grundſätzlich auch in Strafſachen ſtatt. Die beſonderen 
Vorſchriften über das Auslieferungsverfahren blieben 
unberührt. Durch die Ausſchaltung der Zentral⸗ 
behörden ſoll der Rechtshilfeverkehr mit den Konſuln 
einfacher geſtaltet werden. Dieſes Ziel läßt ſich nur 
erreichen, wenn die erſuchende Behörde die ſachliche 
und die örtliche Zuſtändigkeit des um Rechtshilfe an⸗ 
gegangenen Konſuls ſo genau prüft, als es im einzelnen 
Falle möglich iſt, und bei der Stellung ihrer Anträge 
die Verhältniſſe des Landes berückſichtigt, in dem der 
Konſul tätig iſt. 

Eine weitere Bekanntmachung vom 5. Juni d. J. 
ge S. 202) ordnet den Vollzug des Haager Ab⸗ 
ommens über den Zivilprozeß und ändert dabei die 
Bekanntmachung vom 8. Mai 1907 (IMBI. S. 127). 
Die Anordnungen bezeichnen ſich als e 
Es dürfte demnach eine Neubearbeitung und Zu⸗ 
en ee aller Vorſchriften über den Rechts⸗ 
ann: ehr in Ausſicht ſtehen. 


Verantwortl. Herausgeber: Th. von der Pfo rdten, 
K. Landgerichtsrat, verw. im Staatsminiſterium d Juſtiz. 
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lleber Haftung und Erſatzanſprüche aus 
dem Scheckverkehr. 


Von Dr. iur. Franz Florack, Bankbeamter in Düſſeldorf. 


Für den Scheckverkehr ſind von beſonderer 
Bedeutung die Scheckausſtellung und die Begebung 
des Schecks. Der Scheckausſtellung geht ſtets ein 
beſonderer Vertrag, der ſogenannte Scheckver⸗ 
trag, zwiſchen Ausſteller und Bezogenem voraus.“) 
Dieſer Scheckvertrag enthält 

1. die Vereinbarung über das Guthaben, 

2. die Gewährung der Berechtigung an den 
Ausſteller, Schecks auf den Bezogenen zu 
ziehen, und | 

3. die Uebernahme der Verpflichtung ſeitens des 
Bezogenen zur Einlöſung dieſer Schecks. 
Nach § 3 des Scheck. ift als Guthaben?) der 

Geldbetrag anzuſehen, bis zu dem der Bezogene 
nach dem zwiſchen ihm und dem Ausſteller be- 
ſtehenden Rechtsverhältniſſe Schecks einzulöſen ver⸗ 
pflichtet iſt. Hieraus folgt, daß das Guthaben 
nicht ein Bardepot des Ausſtellers bei dem Be⸗ 
zogenen ſein muß. Das Guthaben kann vielmehr 
durch Einzahlungen Dritter, durch diskontierte 
Wechſel, durch Lombardierung von Wertpapieren 
uſw. entſtanden ſein. Es genügt ferner auch, 
wenn der Bezogene dem Ausſteller einen zur Ein⸗ 
löſung des ausgeſtellten Schecks hinreichenden Kredit 
oder ein Darlehn, das durch Schecks in einzelnen 
Beträgen abgehoben wird, gewährt hat. Ein der⸗ 
artiger Kreditiched °) ift indeſſen lediglich bei den 


1) Ueber den fog. Scheckbegebungs vertrag 
— der dadurch zuſtandekommt, daß der Ausſteller dem 
Zahlungsempfänger (durch das Anbieten des Schecks) 
eine Vertragsofferte macht und der Schecknehmer dieſe 
Offerte annimmt — vgl. die ausführlichen Darlegungen 
bei: v. Maſſenbach, Das Recht des Schecks. Diſſertation. 
Düſſeldorf 1908, S. 26 ff. 

2) Vgl. Rießer, Das Bedürfnis nach einem deutſchen 
Scheckgeſeßz in DIB. 1907 S. 32; für den öſterreichiſchen 
Scheckverkehr vgl. Mumm, Die Guthabensklauſel im 
öſterreichiſchen Scheckgeſetz⸗Entwurfe in DIB. 1905 
S. 1048/49. 


9) Für den öſterreichiſchen Scheckverkehr vgl. Hammer- 
. öſterreichiſche Scheckgeſetzentwurf in DIB. 
5 S. 678. 
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Privatbanken oder Geldinſtituten bekannt, nicht 
aber auch bei der Reichsbank und dem ſeit dem 
1. Januar 1909 eingeführten Poſtſcheckverkehr, 
die in den Beſtimmungen für ihren Geſchäfts⸗ 
verkehr mit dem Publikum ein Mindeſtguthaben 
verlangen. Während die Höhe des Mindeſt⸗ 
guthabens im Giroverkehr mit der Reichsbank 
ſchwankt, macht der Poſtſcheckberkehr eine Stamm: 
einlage von M 100.— zur Bedingung der Konto- 
Eröffnung. 

Wenn auch die Feſtlegung eines Guthabens 
bei dem Bezogenen dieſen noch nicht zur Ein⸗ 
löſung der von dem Kunden oder Giroteilnehmer 
ausgeſtellten Schecks verpflichtet, ſo muß doch. 
falls der Bezogene den Kunden ermächtigt, Schecks 
auf ihn zu ziehen, in dieſer Ermächtigung, auch 
wenn ſich der Bezogene nicht ausdrücklich ver⸗ 
pflichtet, die Schecks einzulöſen, eine ſtillſchweigende 
Verpflichtung geſehen werden; denn die Feſtlegung 
eines Guthabens zwecks Eröffnung eines Scheckver⸗ 
kehrs wäre bedeutungslos, falls der Bezogene ſeinem 
Kunden zwar die Ausſtellung von Schecks geſtatten, 
aber die Einlöſung auf ihn gezogener Schecks ablehnen 
wollte.“) Kommt der Bankier ſeiner durch den 
Scheckvertrag übernommenen Verpflichtung nicht 
nach, die von dem Kunden auf ihn gezogenen, in 
Ordnung gehenden Schecks einzulöſen, jo wird 
er dadurch dem Ausſteller ſchadenserſatzpflichtig. 
Zu beachten iſt jedoch, daß für den Bezogenen, 
falls der Ausſteller bei ihm ein zur Deckung der 
Schecks ausreichendes Guthaben hat, kein Grund 
beſteht, die Einlöſung zu verweigern. Alsdann 
wird der Bezogene vielmehr ſchon aus eigenem 
Intereſſe, zur Wahrung ſeines guten Geſchäfts⸗ 
rufes keinen Anlaß nehmen,) die Honorierung 
des Schecks zu verweigern, ſondern den rechtzeitig 
vorgelegten und den ſonſtigen Anforderungen des 
Geſetzes oder der ſpeziellen Vereinbarung ent⸗ 
ſprechenden Scheck auch prompt einlöſen.“) 

Aber auch trotz Vorliegens eines Scheckver⸗ 


) Ebenſo v. Maſſenbach a. a. O. S. 18. 

8) Vgl. hierzu Simonſon, Ein letztes Wort zum 
Scheckgeſetzentwurf in DIB. 1907 S. 999. 

e) Ebenſo Einleitung zu den Motiven 1908. 
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trages beſteht doch nicht unter allen Umſtänden 
für den Bezogenen die Verpflichtung, jeden vom 
Ausſteller auf ihn gezogenen und begebenen Scheck 
einzulöſen. Ohne ſeine Vertragspflicht zu ver⸗ 
letzen, ohne alſo ſchadenserſatzpflichtig zu werden, 
kann er die Einlöſung verweigern, wenn ganz be⸗ 
ſtimmte Gründe vorliegen. Solche Gründe ent⸗ 
hält einerſeits das Scheckgeſetz, da es nur an 
das Vorhandenſein von ihm aufgeſtellter Voraus⸗ 
ſetzungen die Einlöſungspflicht knüpft, ſo daß bei 
Mangel dieſer Vorausſetzungen die Einlöſungs⸗ 
pflicht entſällt, andererſeits können im Scheckver⸗ 
trage beſondere Beſtimmungen enthalten ſein, auf 
Grund deren der Bezogene zur Dishonorierung 
der ihm vorgelegten Schecks berechtigt iſt. 
Geſetzlich anerkannte Dishonorierungsgründe 
ſind z. B. Mangel der Präſentation des 
Schecks. Der Scheckinhaber iſt zur Vorlegung 
des Schecks verpflichtet, wenn er deſſen Hono⸗ 
rierung verlangt. Erfolgt die Vorlegung nicht, 
ſo iſt der Bezogene ohne weiteres zur Dishono⸗ 
rierung des Schecks berechtigt. Dies ergibt ſich 
aus § 11 Scheck. — Vorlage des Schecks zwecks 
Zahlung — und § 13 Scheck. — Aushändigung 
des quittierten Schecks gegen Zahlung. 
Präſentation des Schecks nach Ablauf 
der Vorlegungsfriſt.“ Der Bezogene kann den 


erſt nach Ablauf der Präſentationsfriſt von 10 Tagen?) 


vorgelegten Scheck dishonorieren ($ 11 Scheck .). 
Wenn auch der Bezogene gemäß § 13 ScheckG. 
nach Ablauf der genannten Friſt zur Einlöſung be⸗ 
rechtigt iſt, enthält das Geſetz jedoch keine Vor⸗ 
ſchrift, nach der er hierzu verpflichtet wäre. 
Uebrigens würde eine Vorlegung nach Ablauf der 
Vorlegungsfriſt für den Scheckinhaber auch noch 
den Nachteil haben, daß er den Regreßanſpruch“) 
gegen Ausſteller und Indoſſanten, den er nur bei 
Nachweis der rechtzeitigen Präſentation geltend 
machen kann, verliert und ſomit aus dem Scheck 
keine Erſatzanſprüche gegen dieſe (Ausſteller und 
Indoſſanten) geltend machen kann. 

Mangel der vom Geſetz geforderten 
weſentlichen, formellen Eigenſchaften — 
Angabe einer beſtimmten Zahlungs- 
zeit — die Angabe einer andern Zahlungszeit 
als die „auf Sicht“ macht den Scheck gemäß 
$ 7 ScheckG. nichtig. Bereits vor dem Inkraft⸗ 
treten des Scheckgeſetzes hatten die weitaus meiſten 
Banken die Sitte eingeführt, auf ihren Scheck⸗ 
formularen in einer Fußnote darauf hinzuweiſen, 
daß die Schecks nicht eingelöſt würden, wenn in 
ihnen die Angabe einer Zeitbeſtimmung enthalten 
ſei. Dieſer Vermerk hat heute die Bedeutung, 
daß der Bezogene ſeine Haftbarkeit gegenüber dem 
Ausſteller für den erwähnten Fall ausſchließt. 


2) Bezüglich der Präſentationsfriſt vgl. Arnold, 
Das Scheckgeſeß in DIB. 1908 S. 572 ff. 

e) Wobei das Geſetz keinen Unterſchied zwiſchen 
Platz⸗ und Diſtanzſchecks macht. 

) Von dem weiter unten zu reden ift. 
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Wenn auch §7 des ScheckG. durch die erwähnte 
Beſtimmung den Scheck nichtig macht, ſo würde 
doch der Bezogene dem Ausſteller gegenüber aus 
dem nichtigen Scheck verpflichtet ſein, der immer⸗ 
hin Anweiſung bleibt, auf den zwar nicht mehr 
das Scheckgeſetz, aber die allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen des Bürgerlichen und Handelsgeſetzbuches 
Anwendung zu finden hätten. Die Fußnote ge⸗ 
hört alſo zu den — weiter unten zu beſprechen⸗ 
den — Gründen, die vertraglich zur Dishono⸗ 
rierung des Schecks berechtigen. 

Mangel des Guthabens.) — Dieſer 
Dishonorierungsgrund ergibt ſich aus $ 1 Abſ. 2 
Scheck. — Mangel der Legitimation. 
Gemäß § 8 ScheckG. und Art. 36 der WO. kann 
der auf einen beſtimmten Zahlungs- 
empfänger ausgeſtellte Scheck durch Indoſſa⸗ 
ment übertragen werden. Für einen ſolchen in⸗ 
doſſierten Scheck beſteht eine Prüfungspflicht des 
Bezogenen, und zwar hat der Bezogene lediglich 
die Pflicht, die formale Legitimation des Beſitzers 
zu prüſen. (Die Echtheit der Indoſſamente zu 
prüfen, iſt der Bezogene nicht verpflichtet). Der 
Scheckbeſitzer iſt legitimiert, wenn nach dem An⸗ 
blicke der Scheckurkunde die Reihe der Indoſſa⸗ 
mente ununterbrochen vom erſten Scheckempfänger 
auf ihn hinunterführt. Lediglich auf den äußeren 
Zuſammenhang der Indoſſamente kommt es für 
die Legitimation an. — Dieſe Legitimations⸗ 
prüfungspflicht ergibt für ihn einerſeits das Recht, 
die Honorierung des Schecks abzulehnen, wenn der 
Inhaber nicht legitimiert iſt, andererſeits die Nicht⸗ 
befreiung von ſeiner Verbindlichkeit, wenn er 
zahlt, ohne ſeine Pflicht zur Legitimationsprüfung 
erfüllt zu haben. Hieraus folgt weiter die Mög⸗ 
lichkeit, daß der zuletzt legitimierte Indoſſatar als 
legitimierter Eigentümer die Herausgabe des 
Schecks, ſowie abermalige Einlöſung der Urkunde 
von dem Bezogenen verlangen kann. — Gegenüber 
den oben erwähnten Orderſchecks beſteht keine Legi⸗ 
timationsprüfungsverpflichtung des Bezogenen, falls 
der Scheck ein In haberſcheck ift oder die Klauſel 
„oder an Ueberbringer“ enthält.“) (8 4 
ScheckG.) 

Widerruf des Schecks durch den Aus 
ſtelle r.“) Gemäß § 13 ScheckG. ift ein Widerruf 
eines Schecks erſt nach dem Ablauf der Vor⸗ 
legungsfriſt wirkſam. Hierdurch iſt die bisherige 


10) Vgl. 9. Maſſenbach a. a. O. S. 98. 

1) Ein weiterer vertraglicher Dishonorierungs⸗ 

grund iſt der von den meiſten Banken auf den Ueber⸗ 
bringerſchecks in einer Fußnote gemachte Vorbehalt, 
daß Schecks nicht eingelöſt werden, wenn die Ueber- 
bringerklauſel durchſtrichen iſt. 

12) Bezüglich der Widerruflichkeit oder Unwider⸗ 
ruflichkeit des Schecks vgl. Rießer, Reform des Scheck⸗ 
weſens ohne Scheckgeſetz? in DIB. 1907 S. 621, zu der 
v. Eltzbacher, Reform des Scheckweſens ohne Scheckgeſetz 
in DIB. 1907 S. 441 vorgeſchlagenen Vereinbarung 
F des Schecks binnen beſtimmter 

riſt. 
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Streitfrage über das Widerrufsrecht des Ausſtellers 
entſchieden. — Da das Geſetz den Widerruf eines 
Schecks erft nadh Ablauf der Präſentationsfriſt für 
wirkſam erklärt, kann der Bezogene im Zoeifel 
ſein, ob er den bereits vor Ablauf der Präſen⸗ 
tationsfriſt erklärten Widerruf als unwirkſam zu 
betrachten und den Scheck zu Laſten des Aus⸗ 
ſtellers einzulöſen hat, oder ob er berechtigt iſt, 
den Widerruf zu beachten und die Honorierung 
des Schecks zu verweigern. M. E. kann der Wider⸗ 
ruf während der Vorlegungsfriſt zwar erklärt 
werden,“) feine Wirkſamkeit beginnt aber erft, wenn 
der Scheck innerhalb der Friſt vorgelegt worden 
iſt,“) fo daß die bezogene Bank, wenn ihr ein 
Widerruf des Ausſtellers vorzeitig zugeht, am 
beſten den betreffenden Betrag ſperrt. Denn 
wenn auch der Bezogene an ſich einen Widerruf 
des Schecks erſt nach Ablauf der Vorlegungsfriſt 
beachten darf, ſo muß er ſich doch auch ſagen, 
daß für die Regel im Widerruf des Ausſtellers 
ein Beſtreiten der Berechtigung des Inhabers liegt. 
Wollte ſich der Bezogene hierüber hinwegſetzen, ſo 
würde er immerhin das erhebliche Riſiko auf ſich 
nehmen, wegen Nichtbeachtung des Beſtreitens der 
Berechtigung des Inhabers zum Schadenserſatz 
herangezogen zu werden.“) 


Außer den vom Geſetz ausdrücklich anerkannten 
Dishonorierungsgründen können für den Bezogenen 
noch Tatſachen in Betracht kommen, die ihn auf 
Grund des zwiſchen ihm und dem Ausſteller ge⸗ 
ſchloſſenen Scheckvertrages zur Ablehnung der 
Scheckeinlöſung nicht nur berechtigen, ſondern ſogar 
verpflichten können. So iſt der bereits erwähnte 
Vermerk auf den Scheckformularen, wonach Schecks 
nicht eingelöſt werden, wenn in ihnen eine andere 
Zahlungszeit, als die „auf Sicht“ angegebene oder 
die Klauſel „oder an Ueberbringer“ geſtrichen iſt, 
als Beſtandteil des Scheckvertrages anzuſehen. 
Dasſelbe gilt, wenn Ausſteller und Bezogener ver: 
einbaren, daß der nach Ablauf der Präſentations⸗ 
friſt vorgelegte Scheck nicht einzulöſen iſt. In 
dieſem Uebereinkommen iſt eine Verpflichtung für 
den Bezogenen zur Dishonorierung zu erblicken. 
Dagegen ergibt ſich aus dem Widerruf, der dem 
Bezogenen vor Ablauf der Präſentationsfriſt zu⸗ 
geht, an ſich keine Verpflichtung für den Be⸗ 
zogenen zur Dishonorierung.“) 

Auch die Beſtimmung der Reichsbank für den 
Giroverkehr mit ihr,“) wie der Poſtverwaltung!“) 
für die Teilnahme am Poſt⸗Ueberweiſungs⸗ und 


18) Anderer Meinung v. Maſſenbach a. a. O. S. 103. 

14) Wie hier fo Apt, Scheckgeſetz. Kommentar, 
Berlin 1908 S. 86; vgl. Leſſing, Scheckgeſetz, Kommentar, 
München 1908, S. 111. 

16) Ebenſo Leſſing a. a. O. S. 114. 

16, Vgl. oben. 

17) Allgemeine Beſtimmungen über den Geſchäfts⸗ 
aueh 9 5 Reichsbank, 46. Ausgabe (Dezember 1908) 

75 


ſ. 4. 
1s) Poſtſcheckordnung, III. Rückzahlungen $ 61. 
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Scheckverkehr darüber, daß der Kontoinhaber über 
ſein Guthaben zu Schecks oder Ueberweiſungen 
nur ſolche Formulare benutzen darf, welche ihm 
die Reichsbank oder das Poſtſcheckamt geliefert 
hat, ſowie die Beſtimmung, daß der Kontoinhaber 
fein Guthaben nicht überziehen darf,“) haben als 
Beſtandteil des Scheckbertrages zu gelten. Auf 
Grund dieſer Beſtimmungen haben die Bank und 
das Scheckamt ohne weiteres einen vertraglichen 
Dishonorierungsgrund, wenn ein Scheck — der 
nicht von dem Bezogenen geliefert iſt — vor⸗ 
gelegt, oder wenn das Guthaben überzogen wird.“)?! 


Eine Verpflichtung zur Einlöſung des Schecks 
beſteht für den Bezogenen nur dem Ausſteller, 
nicht dem jeweiligen Inhaber gegenüber. Denn 
weder durch den Scheckvertrag, noch durch die 
Scheckbegebung entſtehen zwiſchen dem Bezogenen 
und dem Scheckinhaber rechtliche Beziehungen. 
Nur dem Ausſteller, aber nicht dem jeweiligen 
Scheckinhaber gegenüber hat ſich der Bezogene im 
Scheckvertrage zur Einlöſung von Schecks ver- 
pflichtet. Und deshalb hat das Geſetz die Haftung 
des Bezogenen gegenüber dem Scheckinhaber ab: 
gelehnt, ein ſelbſtändiges Klagerecht des Scheck⸗ 
inhabers gegen den Bezogenen verweigert. Dem 
Scheckinhaber ſteht lediglich der Regreßweg gegen 
0 und Indoſſanten gemäß § 15 ScheckG. 
offen. 

Ueber die Frage, ob dem Scheckinhaber eine 
Klage gegen den Bezogenen verſagt werden ſollte 
oder nicht, hat ſich ein großer Streit erhoben. 
Entſprechend dem $ 10 des Entwurfes vom Jahre 
1892 — der dem Scheckinhaber ein Klagerecht 
gegen den Bezogenen zubilligte — haben ſich 
Cohn,?) Canſtein, ?) der Zentralverband deutſcher 
Induſtrieller,“) der Verein zur Wahrung wirt- 
ſchaftlicher Intereſſen !“) u. a. m. für die Ge- 
währung der Klage ausgeſprochen. Die Klage 


19) Vgl. für die Reichsbank: allgemeine Beſtimmungen 
a. a. O. S. 78 Abſ. 9; für den Poſtſcheckverkehr: die 
Ausführungsbeſtimmungen zur Poſtſcheckordnung vom 
6. November 1908 zu $ 12 II. 

20) Für den Poſt⸗Scheck⸗ und Ueberweiſungs⸗Ver⸗ 
kehr vgl. meine Arbeit: „Die Verordnungen über die 
Einführung des Poſt⸗Ueberweiſungs⸗ und Scheckverkehrs“, 
in den Annalen des Deutſchen Reichs 1909 S. 337 ff. 

21) Ueber die vertragsmäßige Ausſchließung der 
Haftung des Bezogenen bei Einlöſung von falſchen 
oder gefälſchten Schecks ſeitens der Reichsbank, oder der 
Poft gegenüber dem Publikum vgl. weiter unten. 


) Cohn, Zur Lehre vom Scheck in ZVerglR. 1878 
S. 94 


28) Freiherr v. Canſtein, Der Scheck nach dem 
öſterreichiſchen Geſetz vom 3. April 1906 S. 16. 

2) Eingabe des Zentralverbandes deutſcher Indus 
ſtrieller an den Staatsſekretär des Reichsamtes des 
Innern über: Zum Entwurf eines Scheckgeſetzes in der 
Deutſchen InduſtrieZ. vom 18. Oktober 1907 S. 238. 

2) Verein zur Wahrung der gemeinſamen Intereſſen 
in Rheinland und Weſtfalen: Ueber den Scheckgeſetz⸗ 
entwurf, Düſſeldorf, Heft 5, 1907, S. 495. 
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bekämpfen Birnbaum,?) Papliczek,“) von Maſſen⸗ 
bach,“) Simonſon ??) u. a. m. 

Wie die öſterreichiſchen Motive mit Recht aus⸗ 
führen, kann der Inhaber das Klagerecht gegen 
den Bezogenen nur mit Unterſtützung des Aus⸗ 
ſtellers geltend machen, da er auf das zwiſchen 
dem Ausſteller und dem Bezogenen beſtehende 
Rechtsverhältnis zurückgreifen müſſe, und da es 
ja doch nur der Anſpruch des Ausſtellers wäre, 
den der Inhaber einklagen würde. — Wenn aber 
der Ausſteller doch in den Prozeß hineingezogen 
werden muß, iſt es für den Scheckinhaber viel 
vorteilhafter, den Regreßanſpruch, der raſcher zum 
Ziele führt und deshalb für den Inhaber wirk⸗ 
ſamer iſt, gegen den Ausſteller geltend zu machen, 
als die, auf ein dem Scheckinhaber fremdes Rechts⸗ 
verhältnis aufzubauende Klage gegen den Aus⸗ 
ſteller durchzuführen.“ “) 

Aus dieſen Gründen hat der Geſetzgeber die 
Klage dem Scheckinhaber m. E. mit Recht 
verſagt. — 

Wie hervorgehoben,“) haften neben dem Aus⸗ 
ſteller auch die Indoſſanten dem Inhaber für die 
Einlöſung des rechtzeitig präſentierten Schecks, 
und zwar erſtreckt ſich die Haftung nicht nur auf 
die Orderſchecks, ſondern auch auf die Inhaber⸗ 
ſchecks, falls jemand ſeinen Namen oder ſeine 
Firma auf die Rückſeite des Schecks geſchrieben 
hat.“?) “) — Dieſe Unterſchrift auf der Rückſeite 
des Inhaberſchecks kann indeſſen — trotz der ge⸗ 
ſetzlich feſtgelegten Haftung! — nicht als Indoſſa⸗ 
ment im techniſchen Sinne gelten. Durch ein auf 
den Inhaberſcheck geſetztes Indoſſament iſt lediglich 
die Haftung desjenigen begründet, der es auf den 
Scheck ſchreibt. 

Brunner“) bezeichnet ein derartiges Indoſſa⸗ 
ment als ein „hinkendes Indoſſament“ ), weil es 
die Form eines Indoſſamentes habe, aber im Ver⸗ 
hältnis zum Bezogenen dem Willen des Aus⸗ 
ſtellers und dem Inhalte des Scheckvertrages 
widerſpreche. „Der Bezogene ſoll an den In⸗ 


26) Birnbaum, Ueber Schecks in der 3H R. Bd. 30 S. 8. 

27) Pavliczek, Der Scheck, eine vergleichende Studie, 
Wien 1888, S. 100. 

38) a. a. O. S. 18 ff. g 

39) a. a. O. S. 998/999. 

0) Vgl. hierzu die trefflichen Ausführungen von 
Simonſon a. a. O. S. 999. 

2) Vgl. oben. 

2) Zur Ausübung des Regreßrechtes muß nach⸗ 
gewieſen werden, daß der Scheck rechtzeitig zur Zahlung 
vorgelegt uud nicht eingelöſt oder daß die Vorlegung 
vergeblich verſucht worden ift. (Näheres vgl. § 16 
ScheckG. vgl. ferner bezüglich der Benachrichtigung der 
Vormänner § 17 ScheckG.). 

88) Auf den Bezogenen findet die Vorſchrift keine 
Anwendung; für ihn ſoll eine Haftung ausgeſchloſſen ſein. 

24) Brunner, Der Entwurf eines Scheckgeſetzes und 
das Blankoindoſſament in DIE. 1908, S. 154 ff. Vgl. 
auch: Breit, Der Entwurf des Scheckgeſetzes im Ver⸗ 
hältnis zum BGB. in DZ. 1908 S. 239/240. 

ss Kuhlenbeck, Das deutſche Scheckgeſetz, Kommentar, 
1908 S. 78 nennt es ein Scheinindoſſament. 
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haber als ſolchen zahlen dürfen und zahlen müſſen. 
Er kann und muß es daher ignorieren. Es dient 
nicht zur Legitimation des Scheckinhabers. Denn 
dieſer iſt bei dem Inhaberſcheck ſchon als Inhaber 
legitimiert. Andererſeits wirkt es im Verhältnis 
zum Scheckinhaber wie das Indoſſament eines 
Orderſchecks. Der, von dem es herrührt, haftet 
ihm wie ein Indoſſant, wenn ſcheckrechtlicher 
Regreß genommen wird. Das Indoſſament hinkt, 
denn es hat zwar Garantiefunktion, aber nicht 
Transport: und Legitimationskraft wie das In⸗ 
doſſament des Orderſchecks.“ 

Von ſeiner Verbindlichkeit kann ſich der In⸗ 
doſſant dadurch befreien, das er ſeinem Indoſſa⸗ 
mente die Bemerkung „ohne Gewährleiſtung“ oder 
einen gleichlautenden Vorbehalt “) *) beifügt. 
Der Ausſchluß der Haftpflicht des Indoſſanten 
kommt natürlich nur für den Orderſcheck in Be⸗ 
tracht, da nur bei dieſem ein Indoſſament im 
techniſchen Sinne denkbar iſt. Das gilt ſelbſt für 
den Fall, daß auf den Inhaberſcheck ein Voll⸗ 
indoſſament geſetzt wird.) Dementſprechend ent- 
ſteht für den Inhaber eines Inhaberſchecks, wenn 
er ſeinen Namen und dazu die Bemerkung „ohne 
Gewährleiſtung“ auf die Rückſeite eines Schecks 
ſetzt, keine Haftpflicht, da der Zuſatz bei einem 
derartigen Indoſſamente die Namensſchrift be⸗ 
deutungslos macht.“) 

Setzt der Ausſteller ſeinem Indoſſamente 
den Vermerk „ohne Obligo“ hinzu, ſo ſchließt er 
damit zwar ſeine Haftung als Indoſſant aus; er 
bleibt aber haftpflichtig als Ausſteller. 

Entſprechend Art. 81 und 49 WO. überträgt 
8 18 Scheck. das Prinzip aller Wechſelverpflich⸗ 
teten auf das Recht des Schecks. Der Inhaber 
des Schecks kann ſich wegen ſeiner ganzen Regreß⸗ 
forderung an alle Verpflichtete oder auch nur an 
einige oder einen halten, ohne dadurch ſeinen An⸗ 
ſpruch gegen die nicht in Anſpruch genommenen 
Verpflichteten zu verlieren. Es ſteht in ſeiner 
Wahl, welchen Verpflichteten er zuerſt in Anſpruch 
nehmen will. Der Scheckinhaber iſt an die Reihen⸗ 
folge der Indoſſamente nicht gebunden, er kann 
irgendeinen Beliebigen herausgreifen (Sprung⸗ 
regreß). Er kann aber auch, falls er von dem 
zuerſt in Anſpruch Genommenen nicht befriedigt 
wird, auf einen der etwa Ueberſprungenen zurück⸗ 
gehen (Variationsrecht).““ 

Die Regreßanſprüche des Inhabers verjähren“) 
gegen den Ausſteller und die übrigen Vormänner 
in 3 oder 6 Monaten (8 20 ScheckG. ). 


6) Ohne Obligo, ohne Garantie, ohne Regreß⸗ 
bindlichkeit uſw. 

7) Sogen. „Angſtklauſel“: Helbing, Der Shed- 
verkehr nach dem neuen Recht, Stuttgart 1908, S. 25. 

26) Vgl. Leſſing a. a. O. S. 126. 

20) Vgl. Kuhlenbeck, Scheckgeſetz S. 78/79. 

40) Ueber die Einwendungen, die ihm entgegen⸗ 
geſtellt werden können, ſiehe $ 15 Abi. 2 Sched®. 
s 0 i Verjährung entſpricht den Art. 78/79 
er ; 
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Keine Grundlage für die Entſtehung von 
Regreßverbindlichkeiten des Ausſtellers oder der 
Indoſſanten kann ein „präjudizierter“ Scheck 
bilden. Ein ſolcher liegt vor, wenn die Regreß⸗ 
anſprüche gemäß § 20 ScheckG. verjährt find oder 
wenn der Scheck gemäß § 11 Scheck Z. nicht inner: 
halb der Vorlegungsfriſt dem Bezogenen zur 
Zahlung präfentiert und nicht rechtzeitig mangels 
Zahlung zu Proteſt gegangen oder von dem Be⸗ 


zogenen oder der Abrechnungsſtelle als nicht be⸗ 


zahlt bezeichnet iſt. Ein ſolcher Scheck iſt als 
Scheck bedeutungslos,“ ?) alle Rechte des Inhabers 
gegen Ausſteller und Indoſſanten aus dem Scheck 
find erloſchen. Indeſſen hilft das ScheckG. und 
gewährt dem Inhaber mit Rückſicht darauf, daß 
der Scheckausſteller mit dem Scheck die Begleichung 
einer Verbindlichkeit bezweckt, durch die Nichtein⸗ 
löſung des Schecks indeſſen ungerechtfertigt be- 
reichert würde, gemäß § 21 den ſogenannten Be- 
reicherungsanſpruch,“) allerdings nur gegen den 
Ausſteller. Die Gewährung des Bereicherungs⸗ 
anſpruches auch gegen die Indoſſanten war zwar 
für erwägenswert bezeichnet worden, wurde jedoch 
in Uebereinſtimmung mit der Wechſelordnung auf 
den Ausſteller beſchränkt gelaſſen. 

Unter den zahlreichen Fragen nach der Haf⸗ 
tung aus dem Scheckverkehr iſt wohl keine ſo 
wichtig und ſchwierig, als die, wer den durch die 
Einlöſung eines Schecks, an dem eine Fälſchung 
vorgenommen iſt, entſtehenden Schaden zu tragen 
hat. Bei der Scheckfälſchung find zwei Fälle 
zu unterſcheiden: | 

1. Die Fälſchung der Unterſchrift und 

2. Die Fälſchung des Scheckinhaltes. 

Entſprechend den Vorſchriften der Art. 75 
‚und 76 der WO. für die Wechſel beſtimmt § 23 
Scheck g., daß aus einem Scheck, auf dem die 
Unterſchrift des Ausſtellers oder eines Indoſſanten 
gefälſcht iſt, diejenigen verpflichtet bleiben, deren 
Unterſchriften echt find, und zwar ift für dieſe 
Beſtimmung unter Unterſchriftsfälſchung fo: 
wohl der Fall zu verſtehen, daß die Unterſchrift 
falſch iſt, d. h. von dem Kontoinhaber oder 
deſſen Vertretungsberechtigten nicht herrührt, als 
auch der Fall der Unterſchrifts verfälſchung, d. h. 
wenn von irgend jemand rechtswidrige Aende⸗ 
rungen in der echten Unterſchrift vorgenommen 
werden.“) Trotz der Unterſchriftsfälſchung bleibt 
der Scheck als ſolcher gültig, wenn er formell in 
Ordnung iſt, wenn den ſonſtigen weſentlichen Er⸗ 
ſorderniſſen genügt iſt. Auch eine Fälſchung von 
Indoſſamenten läßt den Scheck weiter beſtehen. 


4) Natürlich behält die Scheckurkunde noch die 
Bedeutung einer Anweiſungsurkunde und beweiſende 
Kraft; vgl. Kuhlenbeck, Scheck. S. 17. 

18) Da es zweifelhaft fein konnte, ob der Shed- 
Inhaber feinen Anſpruch ſchon auf 8 812 BGB. ſtützen 
konnte, war die Zulaſſung eines beſonderen Bereicherungs⸗ 
anſpruches — dem Art. 83 der WO. entſprechend — 
deshalb durchaus gerechtfertigt. 
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„da jeder Indoſſant oder Namensſkribent auf 
Grund ſeiner eigenen Unterſchrift eine ſelbſtändige 
abſtrakte Haftung aus dem Scheck übernimmt“. 
Wenn auch das gefälſchte Indoſſament rechtsun⸗ 
wirkſam ift, fo kann indeſſen die Fälſchung des 
Indoſſamentes, durch das ein gutgläubiger In⸗ 
doſſatar den Scheck erworben hat, dieſem gegen⸗ 
über von dem Ausſteller und den Indoſſanten, 
deren Unterſchriften echt ſind, nicht zur Geltung 
gebracht werden. 

Aus der Fälſchung der Unterſchrift ergibt ſich 
für denjenigen, deſſen Unterſchrift gefälſcht iſt, 
keine Verbindlichkeit, da von ihm eine Willens⸗ 
erklärung ja gar nicht vorliegt.“) Vielmehr be⸗ 
trifft die Einrede der Fälſchung die Gültigkeit 
ſeiner Erklärung in dem Scheck, die er dem Scheck⸗ 
inhaber als abſoluten Einwand gemäß § 18 Abſ. 2 
des ScheckG. entgegenſetzen kann. 


Während die Rechtswirkungen bei einer 
Fälſchung der Unterſchrift des Ausſtellers 
oder eines Indoſſanten durch den § 23 ScheckG. 
geordnet find, hat das Scheck. eine Verfälſchung 
des Scheckinhaltes unberückſichtigt gelaſſen. 
Der letztere Fall iſt auch von der Wechſelordnung 
nicht behandelt. Die Rechtſprechung“') hat aber 
feſte Grundſätze herausgebildet, wonach die Haftung 
eine verſchiedene iſt, je nachdem ein für die Gültig⸗ 
keit des Wechſels weſentlicher (3. B. Wechſelſumme) 
oder ein unweſentlicher Teil (z. B. Valutaklauſel) ver⸗ 
fälſcht iſt, je nachdem bei Verfälſchung weſentlicher 
Erforderniſſe dennoch der Wechſel alle weſentlichen 
Beſtandteile aufweiſt (z. B. nach Veränderung der 
Wechſelſumme von 100 in 1000) oder nicht (z. B. 
nach Durchſtreichung der Zahl), je nachdem die 
Unterſchrift (das Indoſſament) vor oder nach der 
Verfälſchung abgegeben iſt. Dieſe zunächſt für 
den Wechſelverkehr geltenden Grundſätze laſſen ſich 
unmittelbar auf den Scheckverkehr übertragen. Es 
iſt darum nur zu billigen, daß dieſer Fall nicht 
ausdrücklich geregelt iſt.“) Als allgemeine Regel 
gilt, daß Durchſtrichenes wirkungslos iſt. Dem⸗ 
gegenüber gilt andererſeits, daß die Durchſtreichung 
durch einen Unberechtigten einer Fälſchung gleich⸗ 
kommt. Die Regel über Durchſtrichenes gilt 


4% Z. B. wenn ein falſcher Vorname eingeſetzt wird. 
Vgl. dazu und zum folgenden Leſſing a. a. O. S. 168. 

46) Vgl. Kuhlenbeck, Der Check. Leipzig 1890, 
S. 128; derſelbe, Scheckgeſetz S. 91; vgl. auch die von 
Kuhlenbeck, Scheckgeſetz 1908 S. 91/93 beſprochenen 
Entſcheidungen des OLG. Celle i. S. Eſch contra Osna⸗ 
brücker Bank vom 29. März 1886, abgedruckt in Kuhlen⸗ 
beck, Check, S. 205 ff. und des Tribunal civil de la 
Seine vom 14. März 1890 i. S. der Schauſpielerin 
Ww. Brunnet, genannt Duguéret contra Crédit Lyonnais. 

46) Vgl. Staubs Kommentar zur Wechſelordnung, 
6. Aufl. (1909) zu Art. 76 WO. und die dort S. 199 ff. 
aufgeführten zahlreichen Entſcheidungen. 

4) Gutachten vom 2. September 1907, erſtattet von 
den Aelteſten der Kaufmannſchaft von Berlin dem 
Miniſter für Handel und Gewerbe, zu dem in Nr. 166 
des Reichsanzeigers vom 13. Juli 1907 veröffentlichten 
Entwurf eines Scheckgeſetzes S. 33. 
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natürlich nicht für den § 14 Sched®., der den 
Verrechnungsſcheck behandelt und im Abſ. 2 be⸗ 
ſtimmt, daß das Verbot der Nichtbarzahlung nicht 
zurückgenommen werden kann. — Andererſeits 
macht die Nichtbeachtung des Verbotes den Be⸗ 
zogenen für den dadurch entſtehenden Schaden 
ſchadenserſatzpflichtig,““) und zwar haftet der Be- 
zogene jedem gegenüber, der den Schaden erleidet, 
alſo eventuell auch dem Scheckinhaber gegenüber 
unmittelbar.“) | 

Bei der Frage nach der Haftung des Bezogenen 
für die Einlöſung eines falſchen oder verfälſchten 
Schecks iſt die Entſcheidung ſchwierig; je nachdem 
ſich der einzelne Fall jenſeits des geläufigen Ge⸗ 
bietes des Verſchuldens bewegt, bietet ſich für die 
Entſcheidung eine Menge mehr oder weniger gleich⸗ 
berechtigter juriſtiſcher Geſichtspunkte dar, die aber 
dann zu ſtark divergierenden Ergebniſſen leiten.“) 51 

Hervorzuheben iſt, daß zunächſt die Frage nach 
der Haftung vertrags mäßig geregelt werden 
kann, und auch meiſtens durch den Scheckvertrag 
zwiſchen dem Ausſteller und dem Bezogenen ge⸗ 
regelt wird. So enthalten z. B. die allgemeinen 
Beſtimmungen über den Geſchäftsverkehr mit der 
Reichsbank, ) 5) die Vorſchrift, daß der Konto: 
inhaber verpflichtet iſt, die Formulare ſorgfältig 
aufzubewahren, und alle Folgen und Nachteile 
trägt, welche aus dem Verluſt oder ſonſtigem Ab⸗ 
handenkommen dieſer Formulare entſtehen, wenn 
er nicht die ſein Konto führende Bankanſtalt 
rechtzeitig von dem Abhandenkommen ſchriftlich 
benachrichtigt hat, um die Zahlung an einen Un⸗ 
berechtigten zu verhindern.“) Ebenſo ift der Konto: 


46) Nicht unerwähnt bleiben fol, daß dieſer § 14 
Abſ. 2 das einzige Klagerecht enthält, das dem Aus⸗ 
ſteller vom Scheckgeſetz gewährt iſt. 

0) Der Verrechnungsſcheck ift nicht zu verwechſeln 
mit dem „Croſſing“, dem z. B. in England geſetzlich 
geregelten gekreuzten (crossed) Scheck (vgl. dagegen 
Haſenpatt a. a. O. S. 16, der den Verrechnungsſcheck 
„eine Art des engliſchen Croſſing“ nennt). Durch das 
Croſſing wird die Auszahlung des Scheckbetrages an 
eine Bank, im Falle des ſpeziellen Croſſing an eine 
ſpezielle Bank verlangt, wodurch die Zahlung an einen 
unberechtigten Privatmann verhindert wird. Im Ge⸗ 
genſatz zu unſerem Verrechnungsſcheck erfolgt alſo die 
Einlöſung des croſſierten Schecks ſtets durch Barzahlung. 

80) Oeſterr. Motive zu 8 20. 

51) Die Literatur hat die Frage der Haftung des 
Bezogenen für die Einlöſung eines falſchen oder ver⸗ 
fälſchten Schecks recht vielfach behandelt: Vgl. Kuhlenbeck, 
wie oben erwähnt; Pavliezek, Falſche und gefälſchte 
Schecks in der DIB. 1906 S. 403 ff.; Ehrenberg, 
Schaden infolge einer Scheckfälſchung in der DIB. 1907 
S. 1298 ff.; Leſſing a. a. O. S. 170 ff.; Kirſchberg, Der 
Poſtſcheck, eine volkswirtſchaftliche Studie S. 140 ff.; 
Haſenpatt a. a. O. S. 40 ff.; v. Maſſenbach a. a. O. 
S. 88 ff.; Gutachten der Aelteſten a. a. O. S. 35; Zentral⸗ 
verband a. a. O. S. 23 u. v. a. m. 

3) Unter VII (Giroverkehr) Ziff. 7, 46. Ausgabe. 
Dezember 1908 S. 76/77. 

58) Eine ähnliche Vorſchrift enthalten die Be- 
ſtimmungen der meiſten größeren Banken über den 
Scheckverkehr. 

84) Dieſelbe Beſtimmung befindet ſich im 8 6 
Abſ. 2 der Poſtſchecko. vom 6. November 1908. 


— ————— m—— —— ——U—U— — — — 


„ e 1 ee a Az 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 16 u. 17. 


inhaber der Reichsbank dafür verantwortlich, wenn 
er die in den Scheckformularen offen gelaſſenen 
Stellen nicht ſo ausfüllt, daß eine Fälſchung un⸗ 
möglich iſt, oder wenn er von der auf der rechten 
Seite der weißen Schecks befindlichen Zahlenreihe 
nicht diejenigen Ziffern vor der Ausgabe abtrennt, 
welche den Betrag überſteigen. “) Hat alfo der 
Kontoinhaber durch Nachläſſigkeit die Fälſchung, 
wenn er z. B. das Scheckbuch nicht gehörig auf⸗ 
bewahrt, ermöglicht,“) jo ergibt fih eine Schadens⸗ 
haftung für ihn, da er die ihm aus dem Scheck⸗ 
vertrage dem Bezogenen gegenüber obliegenden 
Pflichten verletzt hat und der Schaden auf dieſe 
Verletzung als auf ſeine Urſache zurückzuführen 
iſt. — Auch kann der Ausſteller unter Umſtänden 
für fremdes Verſchulden haftbar gemacht werden, 
ſo gemäß § 278 BGB. für ein Verſchulden feiner 
Angeſtellten. Es wäre aber gerechtfertigt, wenn 
der Ausſteller nicht nur für ein Verſchulden der 
Angeſtellten, deren er ſich zur Erſüllung ſeiner Ver⸗ 
bindlichkeit bedient, ſondern auch für Fälſchungen 
oder Verfälſchungen aller ſeiner Angeſtellten haft⸗ 
bar gemacht wird. Falls der Geſchäftsbetrieb des 
Kontoinhabers ſeinen Angeſtellten — mögen ſie 
betraut ſein oder nicht, und mag den Kontoinhaber 
ein Verſchulden treffen oder nicht — die Be⸗ 
nutzung der Blankette, die dem Ausſteller von dem 
Bezogenen zur Verfügung geſtellt ſind, zu einer 
Fälſchung ermöglicht, ſo iſt dieſe Fälſchung durch 
die beſonderen im Geſchäftsbetriebe des Konto⸗ 
inhabers begründeten Verhältniſſe ermöglicht 
worden. Und da iſt es denn doch m. E. nicht 
mehr als billig, daß der Ausſteller, und nicht 
der Bezogene, der bei der Einlöſung mit aller 
Sorgfalt vorgegangen iſt, den Schaden zu tragen 
hat, der nur durch die beſonderen Umſtände im 
Geſchäftsbetriebe des Ausſtellers ermöglicht iſt, und 
den dieſer vielleicht, der Bezogene aber niemals 
verhüten konnte.“ 

Iſt dagegen die Haftungsfrage nicht durch Ver⸗ 
trag geordnet, ſo kann der Bezogene nur dann 
für Rechnung des Ausſtellers leiſten, wenn der 
Ausſteller ihn durch den Scheck ermächtigt hat. 
Fehlt eine ſolche Ermächtigung, ſo kann der Be⸗ 
zogene den Betrag des Schecks, wenn er ihn 
honoriert, dem Ausſteller nicht belaſten. Dem: 
nach hat der Bezogene im Verhältnis zum Aus⸗ 
ſteller grundſätzlich den Schaden zu tragen. 

Stets trifft den Bezogenen die Haftpflicht für 
den aus der Einlöſung eines gefälſchlen Schecks 
entſtehenden Schaden, wenn er die Urkunde nicht 
auf die Echtheit der Unterſchrift uſw. unter⸗ 
ſucht hat. 


86) Für den Poſt⸗Ueberweiſungs⸗ und Scheckverkehr 
behält ſich die Poſtverwaltung die Einlöſung vor, wenn 
die Abtrennung oder Durchſtreichung der Zahlen ver⸗ 
ſehentlich unterblieben ift. (58 Abſ. 2 der Poſtſcheck O.). 

de) Vgl. die Ausführungen von Ehrenberg a. a. O. 
S. 1298 ff. 

7) Vgl. hierzu u. a. Hammerſchlag a. a. O. S. 677. 
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Einen Regreß hat der Bezogene in dieſen 
Fällen gegen den Inhaber des Schecks (wenn 
dieſer die Fälſchung kannte!) und den Scheck⸗ 
fälſcher nach Maßgabe der Vorſchriften über un⸗ 
erlaubte Handlungen; hat der Inhaber die 
Fälſchung nicht gekannt, ſo iſt es zweifelhaft, ob 
der Bezogene gegen ihn einen Anſpruch auf Heraus⸗ 
gabe einer ungerechtfertigten Bereicherung hat. 

Eine Schadensteilung gemäß § 254 BGB. 
hat ſtattzufinden, wenn ein beiderſeitiges Ver⸗ 
ſchulden vorliegt,) wenn z. B. der Ausſteller 
das Scheckbuch nicht ſorgfältig aufbewahrt und 
der Bezogene den Scheck bei der Präſentation 
nicht ſorgfältig prüft. — Eine Schadensteilung 
würde allerdings nach $ 254 BGB. auch ſchon 
daun ſtattfinden müſſen, wenn ein beider ſeitiges 
Verſchulden nicht vorliegt; es würde ſchon ge: 
nügen, wenn auf der Seite des Beſchädigten ein 
Verſchulden und auf ſeiten des Schädigenden 
lediglich eine Mitverurſachung vorliegen würde. — 

Die in der vorliegenden Abhandlung aufge⸗ 
führten Fälle für die Haftung und die Erſatzan⸗ 
ſprüche aus dem Scheckverkehr ſind natürlich nicht 
erſchöpfend aufgeführt. Eine erſchöpfende Dar⸗ 
ſtellung iſt indeſſen auch nicht gewollt. Vielmehr 
ſollten die Unterſuchungen lediglich einen Beitrag 
zu dem Thema liefern. 


Jas Geſetz über die Eicherung der 
Bauforderungen. 


Von Dr. Max Friedländer, Rechtsanwalt in München. 
(Fortſetzung). 


II. Bauforderungen. 

Nicht jede Forderung eines Baugläubigers aus 
dem zugrunde liegenden Vertrage iſt eine ‚Bau | 
forderung“. 

1. Als Bauforderung gilt zunächſt nur die 
in Geld vereinbarte, d. h. die in Geld zu leiſtende 
(alſo regelmäßig mangels einer Vereinbarung die 
angemeſſene) Vergütung. Sind ſtatt Barzahlung 
Gegenlieferungen vereinbart, ſo liegt eine Bau⸗ 
forderung nicht vor, auch dann nicht, wenn z. B. 
infolge Lieferungsweigerung des Eigentümers an 
Stelle des urſprünglichen Anfpruchs bereits ein 
Schadenserſatzanſpruch getreten iſt. Denn dieſer 
ift niht die die vereinbarte Vergütung. Anders da- 


20 Vgl. ! das Urteil des II. ZivS. des Oberlandes⸗ 
gerichts Karlsruhe vom 8. März 1904, in der Beilage 
zu Nr. 9 der DIB. 1905 S. 464: Fahrläſſig war 
die Aufbewahrung des Scheckbuches, ſo daß der Lehr⸗ 
ling ohne Mühe dazu gelangen und den Scheck fälſchen 
konnte; als Fahrläſſigkeit und Mitverſchulden wurde 
dem Bankier angerechnet, daß die Unterſchrift keinen 
Zweifel an ihrer Echtheit erweckte, obwohl nach der Form 
der Zeichnung Anlaß zu einem ſolchen Zweifel ge⸗ 
geben war. 
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gegen, wenn z. B. wahlweiſe Gegenlieferung oder 
Bezahlung ausgemacht iſt und der Gläubiger das 
Wahlrecht hat. Die Vergütung iſt die ganze ver⸗ 
tragsmäßige Gegenleiſtung einſchließlich des Ent⸗ 
gelts für Auslagen (Motive 36). 

2. Als Bauforderung gilt die Forderung des 
Baugläubigers nur inſoweit, als die Leiſtung in 
den Bau verwendet oder infolge Annahmeverzugs 
des Eigentümers oder Bauunternehmers nicht ver⸗ 
wendet wurde; ferner dann, wenn die in den 
Bau einzufügende Sache fertiggeſtellt und abge⸗ 
liefert iſt. Soweit ſich hiernach die Bauforderung 
wegen Nichtverwendung der Leiſtung in den Bau 
mindert, geſchieht dies nach dem bekannten Schema 
des BGB. Die Vergütung wird in dem Ver⸗ 
hältnis herabgeſetzt, in welchem bei Abſchluß des 
Vertrages der Wert der vereinbarten Leiſtung zu 
dem Werte der in den Bau verwendeten Leiſtung 
geſtanden haben würde ($ 20). 

Soweit es ſich um die Verwendung der Leiſtung 
in den Bau handelt, bietet die Beſtimmung des 
§ 20 in Anwendung auf die Lieferung von Sachen 
keine beſonderen Schwierigkeiten. Hier iſt „ver⸗ 
wenden“ gleichbedeutend mit „einfügen“, d. h 
zum weſentlichen Beſtandteil des Gebäudes machen. 
ann Arbeit „in den Bau verwendet“ worden 
iſt, kann ſchon ſchwieriger zu entſcheiden ſein. 
Wir müſſen uns hier bei der Auslegung des 
Wortes „verwenden“ daran erinnern, in wie weitem 
Sinne bei der Definition der Baugläubiger die 
„Beteiligung an der Herſtellung des Gebäudes“ 
gedeutet werden mußte. Entſprechend weit ift auch 
der Begriff der Verwendung in den Bau zu faſſen. 
Schon bei dem Taglöhner, der nur die Ziegel von 
der Bauſtelle auf das Gerüſt trägt, dem Hand⸗ 
langer, der ſie emporreicht, muß man den Worten 
einigermaßen Gewalt antun, um die Leiſtungen 
als Verwendung in den Bau gelten zu laſſen. 
In noch höherem Grade iſt dies der Fall bei der 
zune des lediglich die Aufſicht führenden 
Architekten und der Anfertigung der Baupläne. 
Dennoch fallen dieſe Leiſtungen unter das Geſetz. 
Sicher wird es hier manche Streitfrage geben, 
beſonders wenn es ſich um die Herabſetzung der 
Vergütung wegen unvollſtändiger „Verwendung“ 
handelt. 

Man denke z. B. an den Fall, daß nach dem 
Plan nur teilweiſe gebaut, die Vollendung des Baues 
aber nach einem anderen Plan durchgeführt wurde. 
Es wird eine erfreuliche Aufgabe ſein, feſtzuſtellen, 
welche Werte hier in den Bau „verwendet“ wurden, 
welche nicht! 

Mit der Beſtimmung des § 20 Abſ. 2 iſt 
der ganze Grundgedanke des Geſetzes — wonach 
grundsätzlich nur eine durch den Baugläubiger 
geſchaffene Werterhöhung des Baues ein Vorrecht 
gewähren ſoll — verlaſſen. Denn hier erhält der 
Gläubiger ein Vorrecht, obwohl ſeine Leiſtung dem 
Bau gar nicht zugute gekommen iſt. 

Anderſeits kann der Sinn der in Abſ. 2 ent⸗ 
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haltenen Beſtimmung nicht der ſein, daß die Fertig⸗ 
ſtellung und Ablieferung unter allen Umſtänden 
eine Bauforderung begründet und daß eine ſolche 
auch ſtets zu Recht beſteht, wenn nicht Annahme⸗ 
verzug des Eigentümers vorliegt. Wenn ein Ar⸗ 
beiter ſeine Dienſte anbietet, den Bauherrn in 
Annahmeverzug verſetzt, dann aber anderweit unter 
gleichen Bedingungen Arbeit findet ($ 615 BGB.) 
oder wenn die angelieferten Türen vom Schreiner 
wieder zurückgenommen und anderweit veräußert 
werden, ſo kann von einer Bauforderung keine 
Rede ſein. Nur ſoweit an ſich nach dem 
bürgerlichen Recht eine Forderung gegen 
den perſönlichen Schuldner begründet 
iſt, kommt ſie als Bauforderung für 
die dingliche Sicherung in Betracht (vgl. 
auch Motive 37). 

Die Vorausſetzung freilich, daß die Sache „in 
den Bau eingefügt werden könne“ (KB. 17) läßt 
ſich beim beſten Willen aus dem Geſetz nicht 
herausleſen; wenn die gelieferten Türen in Rid- 
tung gegen den Eigentümer gepfändet werden, ſo 
bleibt deshalb doch die Forderung des Schreiners 
eine Bauforderung. Dies ſcheint mir trotz der 
gegenteiligen Meinung des Antragſtellers (KB. 17) 
nach der Faſſung des Geſetzes kaum beſtreitbar 
zu ſein. 

3. Es muß nun ſelbſtverſtändlich, wenn das 
Geſetz ſeinen Zweck erreichen ſoll, verhütet werden, 
daß durch Vereinbarung übermäßiger Vergütungen 
mit einzelnen Baugläubigern andere Gläubiger 
geſchädigt werden. Wenn daher die vereinbarte 
oder in Rechnung geſetzte Vergütung den üblichen 
Preis offenbar erheblich überſchreitet, ſo kann 
das Bauſchöffenamt, (bei welchem die Bauforde⸗ 
rungen anzumelden ſind), auf Verlangen eines 
Beteiligten beſtimmen, daß die Forderung nur in 
Höhe des angemeſſenen Preiſes — den das Amt 
gleichzeitig feſtſetzt — zu berückſichtigen fei. ($ 21 
Abſ. 1). Die perſönliche Forderung des Pau- 
gläubigers wird natürlich durch dieſe Herabſetzung 
nicht berührt. 

Als Beteiligte werden hier außer dem Eigen⸗ 
tümer und den ihm gleich ſtehenden Perſonen nur 
die Baugläubiger, nicht aber ſonſtige dingliche 
Intereſſenten (insbeſ. die nachſtehenden Hypothek⸗ 
gläubiger) zu erachten ſein. 

Die Möglichkeit einer Herabſetzung der Ver⸗ 
gütung durch das Bauſchöffenamt iſt zeitlich be⸗ 
grenzt durch die Beſtimmungen des § 21 Abſ. 2, 
auf welche hier verwieſen wird. 

4. Die Baugläubiger können auf die 
ihnen nach dem Geſetze zuſtehenden Rechte 
erſt nach dem Beginn der im nächſten Para— 
graphen zu beſprechenden Anmeldefriſt 
und der im 845 Abſ. 1 bezeichneten Friſt 
oder nach Anordnung der Zwangsver— 
waltung oder Zwangs verſteigerung ver: 
zichten. G 62). 

5. Die Rechte der Baugläubiger find nicht 


höchſtperſönlicher Natur. Sie können übertragen 
und gepfändet werden. Im Konkurſe übt ſie der 
Konkursverwalter aus. 


84. 
Das Anmeldungs verfahren. 


Der Bauvermerk hat den Zweck, der zukünf⸗ 
tigen Bauhypothek den Rang zu ſichern. Sobald 
ſie zur Entſtehung gelangt, muß feſtſtehen, für 
welche Bauforderungen ſie haften ſoll. Daher 
muß das Geſetz dafür Sorge tragen, daß die 
Bauforderungen innerhalb einer beſtimmten Friſt 
zur Anmeldung gelangen. 

1. Die Friſt beginnt mit der öffentlichen Be⸗ 
kanntmachung der Baupolizeibehörde entweder des 
Inhalts, daß baupolizeiliche Bedenken, das Gebäude 
in Gebrauch zu nehmen, nicht beſtehen!“) oder des 
Inhalts, daß die Bauerlaubnis nach Beginn des 
Baues erloſchen ſei. Die Feſtſtellung dieſer zuletzt 
erwähnten Tatſache hat nur auf Antrag eines 
Beteiligten“) durch die Baupolizeibehörde zu er⸗ 
folgen (S 22 Abſ. 1). Iſt ein Bauvermerk ein- 
getragen, ſo hat die Baupolizeibehörde die Ver⸗ 
öffentlichung unverzüglich dem Bauſchöffenamt mit⸗ 
zuteilen. ($ 22 Abi. 2). 

2. Die Anmeldungsfriſt beträgt einen Monat 
von der erwähnten Veröffentlichung ab. Die An⸗ 
meldung muß innerhalb der Friſt erfolgen; 
auch frühere Anmeldungen ſind daher ungültig. 
(Mot. 38). 

3. Die Anmeldung erfolgt bei dem Bau⸗ 
ſchöffenamt!?). Um jedoch die Einreichung bei 
unzuſtändigen Behörden möͤglichſt unſchädlich zu 
machen, ſchreibt § 25 vor, daß die Baupolizei⸗ 
behörde und das Grundbuchamt der belegenen 
Sache ſolche irrtümlich eingelaufenen Anmeldungen 
nebſt dem Urkundenmaterial dem Bauſchöffenamt 
unverzüglich vorzulegen haben. Die Anmeldung 
bedarf keiner Form, iſt aber nur „wirkſam“, wenn 
innerhalb der Anmeldungsfriſt entweder die ſchrift⸗ 
liche Zuſtimmung des Eigentümers (hier aber nur 
des Eigentümers e oder eine gegen dieſen erlaſſene 
einſtweilige Verfügung eingereicht wird. Die einſt⸗ 
weilige Verfügung hat dahin zu lauten, daß die 
Anmeldung zugelaſſen wird. Zuſtändig für die 
Erlaſſung iſt das Amtsgericht der belegenen Sache. 

Der Fall iſt prozeſſual bemerkenswert und 
nicht zu verwechſeln mit den Fällen des § 942 ZPO. 
Das Amtsgericht ſteht hier vielmehr einem Gericht 
der Hauptſache gleich. Es erfolgt keine Friſtſetzung 
nach § 942 ZPO. (auch nicht auf Antrag), und 


16) Dieſe Bekanntmachung hat in dem hierfür allgemein 
beſtimmten Blatte binnen 2 Wochen ſeit Feſtſtellung der 
Gebrauchsfähigkeit des Gebäudes zu erfolgen. 

14) Ueber dieſen Begriff ſiehe oben: § 3 a. E. 

15) Die öffentliche Bekanntmachung ſoll den Hinweis 
darauf enthalten, daß binnen eines Monats die An⸗ 
meldung beim Bauſchöffenamt zu erfolgen habe. (8 22 
Abſ. 3). Das Fehlen dieſes Hinweiſes hat aber auf die 
Wirkſamkeit der Bekanntmachung keinen Einfluß. 

16) Natürlich auch eines legitimierten Vertreters. 
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gegen die einſtweilige Verfügung findet Wider⸗ 
ſpruch, nicht aber Ladung im Rechtfertigungs⸗ 
verfahren ſtatt. 


Trotzdem kann es auch neben dem Amtsgericht 
der belegenen Sache ein „Gericht der Hauptſache“ 
geben. Als „Hauptſache“ wäre hier wohl eine Klage 
auf Feſtſtellung der Forderung als Bauforderung 
(nicht eine gewöhnliche Leiſtungsklage) zu denken. 
Eine ſolche Klage wird der Gläubiger während 
des Laufs der Anmeldefriſt wohl nur dann erheben, 
wenn er gemäß § 926 ZPO. hierzu vom Eigen: 
tümer gezwungen wird. Denn ſonſt hat die Klage 
in dieſem Stadium kaum einen praktiſchen Wert, 
da ja die einſtweilige Verfügung hier dem Gläubiger 
ſofort zur Beteiligung an der definitiven Bau⸗ 
hypothek (nicht bloß wie bei 85 648, 885 BGB. 
zu einer Vormerkung) verhilft, und bei der Kürze 
der Zeit eine in dieſem Stadium erhobene Klage 
auch nur höchſt ſelten geeignet ſein wird, Be⸗ 
ſcheinigungsmaterial für die einſtweilige Verfügung 
zu beſchaffen. Dagegen kann eine frühere Erhebung 
der Klage praktiſch ratſam ſein, z. B. dann, wenn 
dem Gläubiger die nötigen Beweismittel im Ver⸗ 
fahren auf einſtweilige Verfügung nicht zu Gebote 
ſtehen, wenn es ſich um Zeugen 5 die nicht 
freiwillig Beſcheinigungen abgeben ꝛc.; diefe kann 
der Gläubiger dann im ordentlichen Prozeßver⸗ 
fahren vernehmen laſſen, um ihre Ausſage ſpäter 
bei Erwirkung der einſtweiligen Verfügung zu 
verwerten. Daß ein vollſtreckbares Urteil geeignet 
iſt, die einſtweilige Verfügung zu erſetzen, wird 
kaum zu bezweifeln ſein. 


Der Baugläubiger, welcher die einſtweilige Ver⸗ 
fügung beantragt, muß vor allem den Lieferungs⸗ 
vertrag und die Vorausſetzungen des § 20 (Ver⸗ 
wendung in den Bau zc.) glaubhaft machen; ferner 
wenn er nicht mit dem Eigentümer kontrahiert 
hat, insbeſondere wenn er ein Nachmann iſt, die 
Per welche in dieſen Fällen für feine 
Eigenſchaft als Baugläubiger maßgebend ſind. Nun 
hängt aber, wie wir — oben $ 3 — geſehen 
haben, die Frage, ob ein Nachmann Baugläubiger 
ſei, regelmäßig von Umſtänden hat, die der 
Eigentümer zu beweiſen hat. Deshalb iſt es 
nur folgerichtig, inſoweit auch die Glaubhaftmachung 
dem Eigentümer auſzuerlegen. Das Geſetz ſchreibt 
daher vor, daß, wenn ein Nachmann den Antrag 
auf Erlaſſung einer einſtweiligen Verfügung ſtellt, 
der Eigentümer zunächſt zu hören und daß der 
Antrag abzulehnen iſt, wenn der Eigentümer die 
erforderliche Glaubhaftmachung beibringt. ($ 23 
Abſ. 2 Ziff. 3 Satz 2 und 3). 

Auch diefe Vorſchrift ift prozeſſual intereſſant. 
Es iſt der einzige Fall, in welchem die Reichs⸗ 
geſetzgebung dem Richter vorſchreibt, vor Er⸗ 
laſſung einer einſtweiligen Verſügung den Gegner 
zu hören. Zuläſſig war dies zwar bisher auch 
(Gaupp⸗Stein ZPO.“ § 922 Anm. I), der Fall 
war aber — ſoweit nicht mündliche Verhandlung 


317 


anberaumt wurde — in der Praxis zum min⸗ 
deſten äußerſt ſelten. 

Daß die Glaubhaftmachung irgend einer Ge⸗ 
fährdung nicht Vorausſetzung der einſtweiligen 
Verfügung iſt, ergibt ſich, obwohl es im Gegen⸗ 
ſatz zu 88 885, 899 BGB. im Geſetz nicht aus⸗ 
geſprochen iſt, aus dem ganzen Aufbau des An⸗ 
meldungsverfahrens von ſelbſt. 


Die allgemeinen Vorſchriften der ZPO. über 
die einſtweiligen Verfügungen finden im übrigen 
Anwendung, insbeſondere auch die Beſtimmungen 
über die Erlaſſung der einſtweiligen Verfügung 
gegen Sicherheitsleiſtung. Nach § 921 Abſ. 2 
ZPO. kann daher das Gericht die einſtweilige Ber- 
fügung gegen Sicherheitsleiſtung auch dann er⸗ 
laſſen, wenn die ſonſt erforderlichen Glaubhaft⸗ 
machungen nicht vorliegen.“ 


Die einſtweilige Verfügung kann die Anmel⸗ 
dung nur inſolange zu einer rechtswirkſamen machen, 
als ſie ſelbſt wirkſam iſt. Sobald ſie alſo durch 
vorläufig vollſtreckbares Urteil aufgehoben iſt oder 
ſobald feſtſteht, daß ſie durch Verſäumung der 
Zuſtellungsfriſt ( 929 Abſ. 3 ZPO.) unvoll⸗ 
ziehbar geworden iſt, liegt eine gültige Anmel⸗ 
dung nicht mehr vor. 

4. Die Anmeldung kann dem Bauſchöffenamt 
gegenüber 18) zurückgenommen werden, jedoch nur 
in der für Eintragungsbewilligungen in der GBO. 
vorgeſchriebenen Form (§ 24 Abſ. 1). 


Der Zurücknahme ſteht es gleich, wenn 
für die angemeldete Forderung volle 
Sicherheit in Geld oder Wertpapieren 
geleiſtet wird.“) 


5. Das Bauſchöffenamt hat auf Antrag eines 
Beteiligten einen Sühneverſuch vorzunehmen, falls 
Anmeldungen erfolgt oder beabſichtigt ſind. Es 
kann mündliche Verhandlungen anberaumen und 
das Erſcheinen der Beteiligten durch Ordnungs⸗ 
ſtrafen erzwingen. Vgl. im einzelnen $ 26. Zu 
den Beteiligten gehören auch hier nur die Bau⸗ 
gläubiger, der Eigentümer und die ihm gleich⸗ 
ſtehenden Perſonen. 

6. Iſt die Anmeldungsfriſt abgelaufen, jo über: 


17) v. Harder in Deutſche RAB. 6, 81 hält den 
Erſatz der e e durch Siaergeitßteiftung 
nicht für zuläffig, weil das Geſetz in § 23 Abſ. 2 dest 
„glaubhaft zu machen find“. Allein auch $ 920 Abi 
BPO. ſagt: „Der Anſpruch und der Arreſtgrund ſind 
glaubhaft zu machen.“ Auch die Motive (S. 39) ſagen 
zutreffend: „Im übrigen finden auf das Verfahren die 
88 936 ff. ZPO. Anwendung.“ 

19) Die Beſtimmung des 8 25 gilt auch für die 
Zurücknahme. 

10) Für die Rückgabe der Sicherheit ſchreibt 8 24 
Abſ. 3 ein dem 8 109 ZPO. analoges Verfahren vor 
dem Bauſchöffenamt vor, für welches im einzelnen die 
Vorſchriften des FGG. gelten ſollen. Gegen die Ent⸗ 
ſcheidung des Bauſchöffenamtes kann das Amtsgericht 
angerufen werden. Die Zuläſſigkeit der gewöhnlichen 
Klage auf Herausgabe der Sicher heit wird auch hier 
en fein (vgl. zu § 109 BPO.: JW. 1905 S. 372 
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fendet das Bauſchöffenamt dem Grundbuchamte 
zwecks Eintragung der Bauhypothek: 


a) die Anmeldungen, 
b) die die Wirkſamkeit oder die Zurücknahme 
einer Anmeldung betreffenden Urkunden, 
c) die Mitteilung über erfolgte Einigung unter 
den Beteiligten, ſoweit fie den Geſamtbetrag der 
zu errichtenden Bauhypothek, die Anteile der 
einzelnen Baugläubiger und den Vorrang der 
Bauforderungen von Bauarbeitern (8 29) 
betrifft. 


Wenn bei Ablauf der Anmeldefriſt Vergleichs⸗ 
verhandlungen noch ſchweben, ſo kann das Bau⸗ 
ſchöffenamt mit Ueberſendung der sub a—c be- 
zeichneten Urkunden ꝛc. bis zum Abſchluß der 
Verhandlungen, jedoch nicht länger als einen Monat 
vom Ende der Anmeldefriſt ab, zuwarten ($ 30 
Abſ. 2). 

7. Sobald eine Anmeldung wirkſam geworden 
iſt, hat das Bauſchöffenamt dem Anmeldenden 
eine Beſcheinigung über die Anmeldung zu erteilen. 
($ 23 Abſ. 1 Satz 2). 


8 5. 
Die Bauhypothek. 


1. Der Bauvermerk hat nach Ablauf der An⸗ 
meldefriſt ſeine Funktion erfüllt. Liegen beim 
Ablaufe dieſer Friſt wirkſame Anmeldungen nicht 
vor, ſo erſucht das Bauſchöffenamt das Grund⸗ 
buchamt um Löſchung des Bauvermerks und dieſe 
wird im Grundbuche vollzogen. Dann kann eine 
Bauhypothek nicht mehr entſtehen. Sind aber 
bis zum Ablauf der Friſt Bauforderungen wirk⸗ 
ſam angemeldet, ſo hat das Grundbuchamt auf 
Grund der oben ($ 4 sub 6 a—c) erwähnten 
Mitteilungen des Bauſchöffenamts die Bau- 
hypothek einzutragen und gleichzeitig den Bau⸗ 
vermerk zu löſchen. 

Hier erhebt ſich die Frage, welche Behörde 
eigentlich über die Wirkſamkeit der Anmeldungen 
zu entſcheiden hat. Der Wortlaut der 88 23, 
27 und 30 bereitet hier erhebliche Schwierigkeiten. 

Vorauszufchicken ift bezüglich des Gegenſtandes 
der Prüfung, daß der Begriff „Wirkſamkeit der 
Anmeldung“ im weſentlichen ein formaler iſt. 
Die Prüfung hat ſich regelmäßig nur darauf zu 
erſtrecken, ob eine — prozeſſual wirkſame — einſt⸗ 
weilige Verfügung vorliegt oder die ſchriftliche Zu⸗ 
ſtimmung des Eigentümers zur Anmeldung der 
nach Grund und Betrag zu bezeichnenden Bau⸗ 
forderung; wenn jedoch aus dem Inhalt der Er⸗ 
klärung des Eigentümers ſelbſt hervorgeht, daß 
eine Bauforderung nicht gegeben iſt — er beſtätigt 
z. B., daß er die 1000 M, deren Anmeldung er 
genehmigt, in barem Gelde als Darlehen bekommen 
habe — ſo kann auch von einer wirkſamen An⸗ 
meldung keine Rede ſein. Denn hier ſteht ſofort 
feſt, daß keine „Bauforderung“ angemeldet iſt. 


—— ——————————————— nn ri 
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Für die Zuſtändigkeit zur Prüfung der Wirk⸗ 
ſamkeit gilt meines Erachtens folgendes: Die 
endgültige Löſchung des Bauvermerks wegen frucht⸗ 
loſen Ablaufs der Anmeldefriſt kann nur auf 
Erſuchen des Bauſchöffenamts erfolgen, 
nicht von Amts wegen. Sie muß aber nicht 
unbedingt erfolgen, wenn dieſes Erſuchen vorliegt, 
nämlich dann nicht, wenn aus den Mitteilungen 
des Bauſchöffenamtes ſich ergibt, daß tatſächlich 
wirkſame Anmeldungen vorliegen. Nur wenn 
wirkſame Anmeldungen nicht vorliegen — beſtimmt 
§ 27 Satz 1 — fol die Löſchung erfolgen. 

Für die Eintragung der Bauhypothek mit 
gleichzeitiger Löſchung des Bauvermerks wird ein 
Erſuchen des Bauſchöffenamts gar nicht voraus⸗ 
geſetzt. Sie erfolgt „von Amts wegen“. Das 
Bauſchöffenamt hat nur die Unterlagen zu über⸗ 
ſenden; gerade daraus, daß hier auch die die 
Wirkſamkeit einer Aumeldung oder Zurücknahme 
betreffenden Urkunden beizufügen ſind, ergibt ſich, 
daß das Grundbuchamt die Wirkſamkeit der An⸗ 
meldung ſelbſtändig zu prüfen hat. Das Bau⸗ 
ſchöffenamt hat ja auch nicht nur die nach ſeiner 
Meinung wirkſamen, ſondern alle Anmeldungen 
zu überſenden. Die Mitteilung über die Einigung 
der Beteiligten hinſichtlich des Geſamtbetrages 
der Bauhypothek, der einzelnen Anteile und des 
Vorrangs der Bauarbeiter iſt aber für das Grund⸗ 
buchamt bindend. 

Im übrigen ſteht der ſelbſtändigen Prüfungs⸗ 
pflicht des Grundbuchamts auch der Umſtand 
nicht entgegen, daß das Bauſchöffenamt dem An⸗ 
meldenden eine Beſcheinigung über die (nach feiner 
Meinung vorliegende) Wirkſamkeit der Anmeldung 
zu erteilen hat.““ 


2. Die Bauhypothek, welche mit der Ein⸗ 
tragung entſteht, iſt als ſolche zu bezeichnen und 
gilt dann als Sicherungshypothek, auch wenn dieſe 
Bezeichnung (als Sicherungshypothek) im Grund- 
buch nicht beigefügt iſt. (Vgl. $ 1184 Abſ. 2 
BGB.) Einzutragen ſind außer dem Geſamt⸗ 
betrage der Bauhypothek auch die den einzelnen 
Baugläubigern zuſtehenden Teilbeträge. 


3. Zinſen werden bei Berechnung der Bau⸗ 
forderungen nicht berückſichtigt; ſie dürfen auch 
nicht als verzinsliche eingetragen werden. Das 
Grundſtück haftet aber nach $ 1118 BGB. für 
die geſetzlichen Zinſen. Verzugszinſen können alſo 
geltend gemacht werden, aber nur in Höhe des 
geſetzlichen Zinsfußes oder des vereinbarten Zins⸗ 
ſußes, wenn dieſer niedriger iſt als der geſetzliche. 
(KB. 55. 

4. Iſt Differenzkaution nach § 13 geleiſtet, 


0) Nach dem Entwurf erfolgte die Anmeldung beim 
Grundbuchamte, dem daher auch allein die Prüſung der 
Wirkſamkeit oblag. Dadurch, daß die Komm. das Bau⸗ 
ſchöffenamt dazwiſchen ſchob (ohne über die Prüfung der 
Wirkſamkeit weitere Beſtimmungen zu treffen), iſt die 
Rechtslage außerordentlich verwickelt und unklar geworden. 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 16 u. 17. 


ſo mindert ſich um ihren Betrag die Bauhypothek. 
Die Einzelforderungen werden verhältnismäßig 
gemindert. 


5. Soweit eine angemeldete Bauforderung ſich 
dem Gegenſtande nach ganz oder teilweiſe mit der 
von einem Nachmann angemeldeten Forderung 
deckt (der Schreiner meldet die Vergütung für die 
Türen an, der Holzlieferant die Forderung für 
das zu den Türen gelieferte Holz), nimmt an 
der Bauhypothek nur der Nachmann Teil, alſo 
in dem obigen Beiſpiel nur der Holzlieferant. Iſt 
ungewiß, ob hiernach dem Vormann ein Anteil 
gebührt, ſo ſind beide einzutragen, jedoch unter 
gleichzeitiger Eintragung eines Widerſpruchs. 

Befriedigt ein Vormann den Nachmann, ſo 
geht in Höhe des gezahlten Betrages der Anteil 
des Nachmannes an der Bauhypothek auf den 
Vormann (nicht auf den Eigentümer) über. 


6. Die einzelnen Anteile an der Bauhypothek 
haben unter ſich gleichen Rang. Nur Lohn⸗ 
rückſtände von Bauarbeitern haben vor 
den übrigen Bauforderungen den Bor: 
rang, und zwar bis zur Höhe des auf 
zwei Wochen entfallenden Lohnes (alfo 
nicht nur Rückſtände für die zwei letzten Wochen!). 
Bei Akkordarbeiten hat das Bauſchöffenamt feſt⸗ 
zuſtellen, welcher Lohnrückſtand einem 2 wöchigen 
Akkordlohn entſpricht ($ 31). Dieſe Feſtſtellung 
iſt für das Grundbuchamt bindend (vgl. KB. 56), 
während bei Zeitlohn das Grundbuchamt die Feſt⸗ 
ſtellung treffen muß. Das Vorrecht iſt im 
Grundbuch zu vermerken; in Zweifelsfällen iſt 
ein Widerſpruch einzutragen. 

7. Wird ein Teil der Bauhypothek zur Eigen⸗ 


tümergrundſchuld, ſo kann dieſe nicht zum Nach⸗ 


teile des den Baugläubigern verbleibenden Teils 
geltend gemacht werden, ſie tritt alſo in den Nach⸗ 
rang. Entſprechendes gilt, wenn ein Teil der 
Bauhypothek in eine gewöhnliche Hypothek, Grund⸗ 
oder Rentenſchuld umgewandelt oder wenn an 
Stelle der Bauforderung eine andere Forderung 
geſetzt wird. Zu bemerken iſt, daß nur die 
eigentliche (forderungsentkleidete) Eigentümer⸗ 
grundſchuld in den Nachrang tritt, nicht aber 
die (forderungsbekleidete) Eigentümerhypothek 
(vgl. § 1177 Abſ. 1,2 BGB.). Wenn alfo der 
Eigentümer die Forderung eines Nachmannes er⸗ 
wirbt, dem er nicht perſönlich haftet, ſo hat er 
mit den übrigen Baugläubigern gleichen Rang. 
Verzichtet aber ein Baugläubiger auf die Hypothek, 
ſo rückt der Eigentümer in den Nachrang. 

8. Für den Rang der Bauhypothek — welcher 
bei der Eintragung erſichtlich gemacht werden 
ſoll — iſt der Bauvermerk maßgebend. Nieß⸗ 
brauchs⸗ und Wohnungsrechte gehen jedoch der 
Bauhypothek unbedingt nach. 

Ferner greifen hier noch die ſofort zu be⸗ 
ſprechenden Beſtimmungen über die Baugeld⸗ 
hypotbek ein. 
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§ 6. 
Die Baugeld hypothek. 


Viele Bauunternehmer bedürfen zur Be⸗ 
ſtreitung der Baukoſten fremden Geldes. Sie 
müſſen Baudarlehen aufnehmen. Das würde 
ihnen durch die Beſtimmungen über den Vorrang 
der Baugläubiger in den meiſten Fällen unmög⸗ 
lich gemacht ſein. Denn kein Baukapitaliſt wird 
Realkredit gewähren, wenn er zur Sicherheit eine 
Hypothek nach den Geſchäftsleuten bekommt. Sein 
Geld ermöglicht es dem Unternehmer, auf dem 
Bauplatz ein Haus zu errichten, und er verlangt 
daher regelmäßig eine Sicherheit mindeſtens un⸗ 
mittelbar nach dem Platzgeld, nicht ſelten ſogar 
vor ihm. Wenn alſo das Geſetz den Baukredit, 
und damit in den meiſten Fällen auch das Bauen, 
nicht unmöglich machen wollte, ſo mußte es der 
Baugeldhypothek, wenn auch unter gewiſſen 
Kautelen, die Erlangung des Rangs vor der 
Bauhypothek ermöglichen. Das iſt durch die 
Beſtimmungen der $ 33—36 des Geſetzes ver: 
ſucht worden. Dieſe Beſtimmungen ſtellen zu⸗ 
gleich, zuſammen mit den Vorſchriften der SS 1 ff., 
die erſte ſpezialgeſetzliche Regelung und geſetz⸗ 
geberiſche Anerkennung des Baugelder⸗ oder Bau⸗ 
kapitalsvertrages dar. 


1. Eine Baugeldhypothek liegt vor, wenn zu⸗ 
gunſten eines Gläubigers, der die Gewährung von 
Baugeld übernommen hat, eine Hypothek einge⸗ 
tragen und dieſe Hypothek als Baugeldhypothek 
im Grundbuch bezeichnet iſt. 

a) Das Geſetz ſpricht von Baugeld und be⸗ 
ſtimmt dieſen Begriff in § 1 ausdrücklich als 
„Geld beträge, die zur Beſtreitung der Baukoſten 
gewährt werden zc.”. 

Geld iſt nach dem Sprachgebrauch unſerer 
Reichsgeſetze nur Bargeld. Trotzdem wird kaum 
bezweifelt werden, daß Gewährung von „Baugeld“ 
auch vorliegt, wenn das Darlehen z. B. in Pfand⸗ 
briefen gegeben wird. Es muß nur die Summe 
der zu gewährenden und zurückzubezahlenden Be⸗ 
träge in Geld ausgedrückt ſein. 

b) Die Baugeldhypothek muß, wenn ſie die 
geſetzlichen Vorrechte genießen ſoll, bei der Ein⸗ 
tragung?) als ſolche bezeichnet fein. Doch braucht 
wohl nicht gerade das Wort „Baugeldhypothek“ 
gewählt zu werden: auch die Bezeichnung als 
Baudarlehens⸗ oder Baukapitalshypothek wird die 
gleichen Wirkungen haben. „Bei der Eintragung“ 
heißt offenbar nicht „bei der Entſtehung“; die 


21) § 33 Abſ. 2 beſtimmt: „Eine Baugeldhypothek 
ſoll nur eingetragen werden, wenn der Baugeldvertrag 
bei dem Grundbuchamt eingereicht iſt. Das Grund⸗ 
buchamt ſoll eine Abſchrift des Baugeldvertrages dem 
Bauſchöffenamte mitteilen.“ Der erſte Satz muß offen⸗ 
bar, wenn er auch im zweiten Abſchnitt des Geſetzes 
ſteht, als geltendes Reichsrecht behandelt oder mindeſtens 
ſchon jetzt analog angewendet werden; er gehört dem 
Sinne nach zu den allgemeinen Beſtimmungen über 
den Baugeldvertrag und die Baugeldhypothek (8 1). 
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Hypothek muß nur „zur Sicherung der Anſprüche 
des Geldgebers dienen” ($ 1 Abſ. 3); fie braucht 
nicht urſprünglich zu ihrer Sicherung errichtet zu 
ſein. Die Umwandlung einer anderen Hypothek 
in eine Baugeldhypothek — z. B. bei einer Ab⸗ 
tretung an den Baukapitaliſten — muß zuläſſig 
ſein; doch kann die Baugeldhypothek nur für 
Forderungen aus dem Baugeldvertrage als Sicher⸗ 
heit dienen, jo daß gegebenen Falles § 1180 
BGB. zu beachten iſt. Die Baugeldhypothek kann 
eine Verkehrs⸗ oder Sicherungshypothek, eine Buch⸗ 
oder Briefhypothek ſein. 

2. Die buchmäßig dem Bauvermerk gleich⸗ 
oder nachſtehende Baugeldhypothek geht nun im 
Range dem Bauvermerk bzw. der Bauhypothek und 
den dem Bauvermerk gleichſtehenden Belaſtungen 
unter beſtimmten Vorausſetzungen vor, und zwar 
auch dann, wenn die Baugeldhypothek nicht un⸗ 
mittelbar dem Bauvermerk nachfolgt. 

a) Dieſes Vorrecht gilt, ſoweit „durch eine in 
Anrechnung auf das Baugeld geleiſtete Zahlung“ 
eine Bauforderung getilgt worden iſt. Zur direkten 
Zahlung an Baugläubiger muß der Baugeldgeber 
nach Vertrag oder Geſetz ($ 1150 BGB.) berechtigt 
ſein, da ſonſt die Zahlung nicht „in Anrechnung 
auf das Baugeld“ erfolgt. 

Das Wort „Zahlung“ iſt nicht im Sinne von 
„Barzahlung“ aufzufaſſen. Soweit Erfüllungs⸗ 
ſurrogate in Frage kommen (vgl. unten § 9), be 
gründen auch dieſe den Vorrang. Es hätte keinen 
Sinn, den Baugeldgeber, der einem Geſchäftsmann 
nach Maßgabe des Baugeldvertrages unmittelbar 
gehaftet hat, zu zwingen, das Baugeld auszuzahlen 
und dann ſeine Gegenforderung gegen den Ge⸗ 
ſchäftsmann geltend zu machen, ſtatt damit auf⸗ 
zurechnen; und es wäre unbegreiflich, wenn in 
den Fällen der Hinterlegung eine ſolche nicht ge⸗ 
nügen ſollte, um den Vorrang zu begründen. 

b) Das Vorrecht gilt ferner, ſoweit der 
Kapitaliſt an den Eigentümer eine Baugeldzahlung 
in Höhe einer von dieſem getilgten Bauforderung 
geleiſtet hat. 

c) In den Fällen unter a und b kann es 
leicht vorkommen, daß eine Bauforderung getilgt 
wird, welche nicht zurecht beſtand, oder daß für 
dieſelbe Leiſtung, für welche ein Baugläubiger be⸗ 
zahlt wurde, ein Nachmann oder Vormann eben⸗ 
falls eine Bauforderung hat. Dieſe Umſtände 
ſollen das Vorrücken der Baugeldhypothek nicht 
hindern, es ſei denn, daß dem Baukapitaliſten 
zur Zeit ſeiner Zahlung bekannt oder aus 
grober Fahrläſſigkeit unbekannt war, daß die Bau⸗ 
forderung nicht zu recht beſtand oder daß der be⸗ 
friedigte Vormann nicht über genügende Mittel 
zur Befriedigung ſeiner Nachmänner verfügte oder 
ſie nicht in vollem Umfange befriedigen wollte. 

Hat der Eigentümer eine nicht beſtehende Bau⸗ 
forderung getilgt, und dann der Baukapitaliſt einen 
entſprechenden Betrag an den Eigentümer aus⸗ 
bezahlt, ſo kann die für den guten Glauben maß⸗ 


err 
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gebende Zahlung, ſofern ſie nicht ausdrücklich für 
eine beſtimmte Bauforderung erfolgt iſt, nur 
diejenige ſein, für welche der Baukapitaliſt den 
Vorrang beanſprucht. Wenn der gute Glaube 
des Baukapitaliſten nur für einen Teil der ge⸗ 
tilgten Bauforderung zutrifft, ſo beſteht auch nur 
inſoweit der Vorrang. 

d) Beſtänden nur die sub a —c dargeſtellten 
Beſtimmungen, ſo wäre das Baudarlehensgeſchäft 
mit einem ungeheuren Riſiko verbunden, das ver⸗ 
mutlich Banken niemals eingehen würden. Des⸗ 
halb hat das Geſetz das Inſtitut des Treuhänders 
eingeführt. 

Das Amtsgericht der belegenen Sache beſtellt 


auf Antrag des Baugeldgebers einen Treuhänder, 


womöglich in der Perſon eines Bauſachverſtän⸗ 
digen. Er hat die Stellung eines Pflegers.“) 

Alle durch Vermittlung oder auf Anweiſung 
des Treuhänders geleiſteten Zahlungen begründen 
nun für die Baugeldhypothek den Vorrang. Der 
Treuhänder darf ſelbſtverſtändlich die Baugelder 
nur ſo verwenden, wie es der Baugeldgeber tun 
müßte, um ſein Vorrecht (oben a — c) zu be⸗ 
gründen. Er iſt für eine Verletzung ſeiner Pflichten 
allen Beteiligten (d. h. dem Baugeldgeber, dem 
Eigentümer und den Baugläubigern) verantwort⸗ 
lich. Verletzt er aber dennoch ſeine Pflicht, zahlt 
er die empfangenen Gelder an den Eigentümer 
ohne weitere Prüfung aus oder unterſchlägt er 
ſie, ſo wird das Vorrecht des Baukapitaliſten da⸗ 
von nicht berührt. Nur bei argliſtiger Kolluſion 
wird man es ihm auch hier verſagen müſſen. 

e) Der Vorrang der Baugeld hypothek erſtreckt 
fih auf Zinſen bis zu 5% ſowie auf die Koſten 
der Kündigung und der die Befriedigung aus dem 
Grundſtück bezweckenden Rechtsverfolgung. 

Wir werden weiter unten darzulegen haben, 
daß im Gegenſatze zu dem bisherigen Rechte die 
Proviſion des Baugeldgebers künftig, abgeſehen 
von einem praktiſch wenig bedeutſamen Falle, nicht 
mehr in die Valuta der Baugeldhypothek einge⸗ 
rechnet werden kann. Selbſt wenn man aber 
dieſer Meinung nicht beipflichten wollte, fo wäre 
doch zweifellos, daß ein Vorrücken desjenigen 
Teiles der Baugeldhypothek, welcher durch den 
Proviſionsabzug valutiert iſt (abgeſehen von dem 
Falle des $ 1 Abſ. 1 Satz 2), nicht mehr in Be- 
tracht käme. Der Baugeldgeber wird ſich alſo 
in Zukunft von vornherein für ſeine Proviſion 
vor dem Bauvermerk eine Sicherheit verſchaffen 
müſſen! Wo dies nicht möglich iſt, wird ſich ſo 
leicht kein Baugeldgeber finden, der mit 5% iger 
Verzinſung zufrieden iſt. 

f) Die bisher erwähnten Beſtimmungen über 
die Baugeldhypothek überlaſſen es — ſoweit die 
Frage des Vorrangs in Betracht kommt — dem 
Eigentümer und Baukapitaliſten ſowie dem Treu- 
händer vollkommen, wie fie die Baugelder unter 


32) Nähere Beſtimmungen in 8 35 des Geſetzes. 


— 


die einzelnen Gläubiger verteilen wollen. So 
kann es vorkommen, daß einige ganz bezahlt 
werden, andere aber leer ausgehen. Das iſt be⸗ 
ſonders bedenklich für die ſogenannten Ausbau⸗ 
lieferanten, d. h. diejenigen, deren Lieferungen 
erſt gegen Ende der Bauführung in Betracht 
kommen. Um nun auch für dieſe einen ange⸗ 
meſſenen Teil der Baugelder zu ſichern, beſtimmt 
8 34 Abſ. 3, daß jeder Baugläubiger binnen 
2 Wochen ſeit dem Beginne der Anmeldefriſt 
Widerſpruch gegen die Auszahlung eines Fünftels 
des Baugeldes erheben kann. Geſchieht dies, ſo 
finden auf dieſes Fünftel die Beſtimmungen über 
den Vorrang nur dann Anwendung, wenn und 
inſoweit der Baukapitaliſt den Betrag hinterlegt. 

Der Widerſpruch iſt dem Baugeldgeber, wenn 
aber ein Treuhänder beſtellt iſt, dieſem, durch den 
Gerichtsvollzieher zuzuſtellen. Der Widerſpruch 
kann zurückgenommen werden und gilt dann als 
überhaupt nicht erfolgt. Er verliert ſeine Wirkung, 
wenn nicht vor dem Ablauf der Anmeldungsfriſt 
dem Baugeldgeber oder dem Treuhänder die Be⸗ 
ſcheinigung des Bauſchöffenamts über die Wirk⸗ 
ſamkeit der Anmeldung des Widerſprechenden vor- 
gelegt wird ($ 34 Abſ. 4). Ergibt fih, daß der 
Widerſprechende gar nicht Baugläubiger war — 
es wird z. B. die einſtweilige Verfügung durch 
Urteil aufgehoben — ſo wird der Widerſpruch 
gleichfalls als wirkungslos zu erachten ſein. Wer 
daher ein Intereſſe an der Einlegung des Wider⸗ 
ſpruches hat, wird gut tun, ihn ſelbſt zu erheben 
und ſich nicht auf die bereits von einem anderen 
erfolgte Widerſpruchseinlegung zu verlaſſen. 

g) Soweit der Treuhänder in öffentlich be⸗ 
glaubigter Form beſcheinigt, daß Zahlungen durch 
ſeine Vermittlung oder auf ſeine Anweiſung erfolgt 
find oder daß nach § 34 Abſ. 3 Baugeld Hinter- 
legt wurde, hat das Grundbuchamt auf Antrag 
des Baugeldgebers den Vorrang der Baugeld⸗ 
hypothek vor der Bauhypothek in das Grundbuch 
einzutragen (§ 36). 

In anderen Fällen wird der Baukapitaliſt, 
wenn er die Eintragung des Vorrangs bewirken 
will, in grundbuchmäßiger Form den Nachweis 
für die Vorausſetzungen des Vorrangs erbringen 
oder — da dies meiſt unmöglich ſein wird — 
Urteil gegen die Baugläubiger erwirken müffen. 

(Schluß folgt). 


Die Einheitshypothek. 
Von Dr. Kemmer, Kgl. Amtsrichter in Paſſau. 
I. 
Die Vielgeſtaltigkeit des Hypothekenverkehrs 
bringt mancherlei Aenderungen der Hypotheken mit 
ſich, die auch in das Grundbuch eingetragen werden 


ſollen. Während nun Abtretungen und Teilungen 
von Hypothekforderungen ohne Schwierigkeiten im 
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Grundbuche vollzogen werden, ergeben ſich recht⸗ 
liche Bedenken, wenn die Beteiligten mehrere 
Hypothekenforderungen eines und desſelben Gläu⸗ 
bigers in eine einheitliche Forderung vereinigen 
und — hierfür eine ſogenannte Einheitshypothek in 
das Grundbuch eintragen laſſen wollen. 

Eine Einheitshypothek wird hauptſächlich da in 
Frage kommen, wo es ſich um eine ſog. Hypo⸗ 
thekerneuerung handelt. Dieſer Fall bildet ihr 
eigentliches Anwendungsgebiet. Es kommt nämlich 
nicht ſelten vor, daß der Schuldner eines Annui⸗ 
tätendarlehens an die Hypothekenbank das Er⸗ 
ſuchen um Gewährung eines neuen Darlehens an 
der Stelle der durch die Amortiſationsbeiträge ge- 
tilgten Summe richtet, wodurch das urſprüngliche 
Darlehen wieder auf ſeine volle Höhe gebracht 
werden ſoll. Wenn nun die Bank unter Zuſtim⸗ 
mung des Schuldners für das neu gewährte Dar- 
lehen und die alte Reſthypothek die Eintragung 
einer einheitlichen Hypothek beantragt, fragt es ſich, 
wie ein ſolcher Antrag rechtlich und grundbuch⸗ 


techniſch zu behandeln ift. 


Nach dem früheren bayeriſchen Hypo⸗ 
thekenrecht geſtaltete ſich die Sachlage verhält⸗ 
nismäßig einfach, da § 84 Abſ. 1 des bayeriſchen 
Hyp®. vom 1. Juni 1882 dem Schuldner ge- 
ſtattete, den Rang einer erloſchenen, aber im Hypo⸗ 
thekenbuch noch nicht gelöſchten Hypothek einem 
anderen, auch einem neuen Gläubiger, jedoch für 
keine größere Summe einzuräumen. Es wurde 
dann bei Gewährung des neuen Darlehens in das 
Hypothekenbuch eine Einheitshypothek eingetragen, 
die aus dem neu gewährten Darlehen und der 
beſtehenden Reſthypothek gebildet war und den 
gleichen Rang wie dieſe einnahm.“) 

Dieſes nach $ 84 des Bayeriſchen HypG. dem 
Schuldner zuſtehende Recht wurde nach Art. 58 
UeG. teilweiſe aufrecht erhalten.?) Hiervon könnte 
z. B. bei Begründung einer Einheitshypothek dann 
noch Gebrauch gemacht werden, wenn es ſich um 
Erneuerung ſolcher Hypotheken handelt, die in 
dem Zeitpunkt der Anlegung des Grundbuches 
zwar erloſchen, aber noch nicht gelöſcht find und 
welche mit anderen Hypotheken desſelben Gläubigers 
zu einer Einheitshypothek vereinigt werden ſollen.) 

Nach dem Grundbuchrechte des BGB. und 
der GBO. nebſt den bayeriſchen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen iſt die Bildung einer Einheits⸗ 
hypothek ſehr verwickelt, weil das neue Liegenſchafts⸗ 
recht das ſo praktiſche und einfache Inſtitut der 
Hypothekenerneuerung des früheren bayeriichen 
Hypothekenrechts nicht übernommen hat. Sollte 
nun deswegen die Bildung einer Einheitshypothek 
nicht mehr zuläſſig ſein? 


1) Vgl. Regelsberger, Das Bayer. Hypotheken⸗ 
recht 1895 S. 272 ff.; Beſchluß des BayOLG. vom 
17. Juli 1895 in BlfRA. 13. Erg Bd. S. 382. 

) Vgl. hiezu Schäfer in BIRA. Bd. 66 S. 81 ff. 

) Vgl. Beſchluß des LG. München J vom 31. Auguft 
1905, Baygfgt. 1905 S. 416. 
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Während das Landgericht München I diefe 
Frage in ſeinem Beſchluſſe vom 30. Dezember 
1905 % zu bejahen ſcheint, hat fie das Oberſte 
Landesgericht München in ſeinem Beſchluſſe vom 
5. Juli 1906) entſchieden verneint. 

Das Oberſte Landesgericht begründet ſeinen 
ablehnenden Standpunkt hauptſächlich damit, daß 
die Bildung einer Einheitshypothek im BGB. 
nicht vorgeſehen ſei, weil ſie für den Bereich des 
Grundbuchrechts keinen ſachlichen Zweck habe. 

Dieſer Anſchauung hat ſich im allgemeinen 
die Praxis der bayeriſchen Gerichte bisher an⸗ 
geſchloſſen, während ſie von Vertretern der 
Hyppothekenbanken, von Notaren und anderen, 

welche den praktiſchen Bedürfniſſen des Hypotheken⸗ 
verkehrs 8 getragen wiſſen wollen, be⸗ 
kämpft wird. 

Mit der angegebenen Begründung des Oberſten 
Landesgerichts iſt nichts bewiefen; wenigſtens kann 
aus dem Umſtand, daß eine Vereinigung mehrerer 
Hypotheken zu einer einheitlichen Hypothek im 
BGB. nicht vorgeſehen ift, nicht auf die Unzu- 
laſſigkeit einer Einheitshypothek geſchloſſen werden. 
Es iſt eher umgekehrt anzunehmen, daß die Ein⸗ 
heitshypothek pong für zuläſſig zu erklären ift, bis 
ſie nicht ausdrücklich durch das Geſetz verboten 
oder mit den Grundſätzen des Liegenſchaftsrechtes un⸗ 
vereinbar iſt. Dieſe beiden Vorausſetzungen treffen 
aber nicht zu, vielmehr läßt ſich die Einheits⸗ 
hypothek auch aus dem neuen Grundbuchrecht 
wohl begründen, wenn man den Vorgang bei 
Bildung von Einheitshypotheken einer rechtlichen 
Würdigung unterzieht. 

Setzen wir den Fall, daß eine Hypotheken⸗ 
bank ein Annuitätendarlehen von 12 000 M ge: 
geben hat, das ſich durch die Amortiſations⸗ 
beiträge auf 10 040 M verminderte. Hat nun 
der Schuldner weiter den Betrag von 40 M der 
Bank gutgemacht, weil ſie im Intereſſe ihres nur 
durch 100 teilbaren Pfandbriefſyſtems nur mit 
durch 100 teilbaren Darlehen arbeitet, ſo verbleibt 
der Bank das Reſtkapital von 10 000 M. 


In jedem Augenblick der Tilgung durch die 
Annuitäten und Barzahlungen erliſcht der ent⸗ 
ſprechende Teil der Hypothekforderung der Bank 
von ſelbſt und geht gemäß § 1163 Abſ. 1 BGB. 
auf den Eigentümer über. Die frei gewordene 
Hypothek verwandelt fih nach § 1177 BGB. 
ohne weiteres in eine Grundſchuld. 

Hat ſich infolge dieſes Vorganges das Dar⸗ 
tehen auf 10 000 M vermindert und find 2000 M 
Grundſchuld entſtanden, jo kann dieſe Grund⸗ 
ſchuld gemäß § 1176 BGB. nicht zum Nachteil 
der dem Gläubiger verbleibenden Reſthypothek 


) Bay gfR. 1906 ©. 231. 

5) Vgl. daſelbſt S. 320 und Samml. v. Entſch. d. 
Bay Ob cd. Bd. 7 S. 394 

°) Vgl. oc in BURN. Bd. 72 S. 146 ff.; 
Bonſchab in BayzgfR. 1906 S. 369 ff., Brachvogel in 
3 Bl G. Bd. 7 S. 379 und 380. 
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geltend gemacht werden. Der Eigentümer kann 
dieſe Grundſchuld in eine Buchhypothek umwandeln 
und über ſie ohne Zuſtimmung des Gläubigers 
der Reſthypothek oder anderer Hypothekgläubiger 
frei verfügen. 

Das neue Grundbuchrecht hat das Inſtitut 
der Offenhaltung der Stelle abgelehnt; es kennt 
nicht mehr den Rangvorbehalt des § 84 des 
Bayeriſchen Hype., wonach dem Eigentümer im 
Falle des Erlöſchens einer Forderung lediglich die 
Befugnis zuſtand, vermöge des formalen Fort⸗ 
beſtandes der Hypothek, ihren Rang einem an⸗ 
deren Gläubiger einzuräumen; es hat vielmehr 
nach dem klaren Wortlaut des § 1163 BGB. die 
Eigentümerhypothek geſchaffen, und damit ein 
fandrecht an der eigenen Sache zugelaſſen, das 
dem Bayeriſchen Hypothekenrecht fremd war.“) 
Der praktiſche Unterſchied zwiſchen den beiden 
Auffaſſungen, ob die Eigentümerhypothek eine wirk⸗ 
liche Hypothek oder nur eine Eigentümerbefugnis 
ift, tritt, wie Willenbücher,“) ausführt, insbeſondere 
bei der Pfändung der Eigentümerhypothek und bei 
der Frage hervor, ob der Eigentümerhypothekar, der 
über die Poſt weiter verfügen will, der Zwiſchen⸗ 
eintragung auf ſeinen Namen gemäß 840 GBO. 
bedarf, oder ob es genügt, wenn der Eigentümer 
als folcher eingetragen iſt. Nach der hier ver⸗ 
tretenen und in der Gerichtspraxis wohl auch 
herrſchenden Auffaſſung, daß die Eigentümer⸗ 
hypothek eine wirkliche Hypothek ſei, ift, falls der 
Eigentümer ſeine Grundſchuld in eine Buch⸗ 
hypothek für einen Gläubiger umwandeln will, er⸗ 
forderlich, daß der Eigentümer als Inhaber der 
Grundſchuld im Grundbuch eingetragen werde. 
Denn, wenn er ſeine Rechte aus der Grundſchuld 
an einen anderen Gläubiger übertragen will, muß 
er nach § 40 GBO. zunächſt ſelbſt als Berechtigter 
eingetragen fein. 

Wenn ſonach der Eigentümer, um bei unſerem 
Beiſpiele zu bleiben, an die Stelle der getilgten 
2000 M ein neues Darlehen in gleicher Höhe von 
derſelben Hypothekenbank aufnehmen und ihr da⸗ 
für den gleichen Rang einräumen will, iſt zunächſt 
im Grundbuch eine Eintragung des Inhalts zu 
bewirken, daß der Teilbetrag von 2000 & infolge 
Annuitätentilgung und Barzahlung als Grund⸗ 
ſchuld auf den Anweſenseigentümer übergegangen 
it.) Erſt dann fann er diefe Grundſchuld an 
die Hypothekenbank für das neu gewährte Dar⸗ 
lehen zu 2000 M abtreten, und in eine Buch: 
hypothek in gleicher Höhe für die Bank um⸗ 
wandeln. 

An Stelle des urſprünglichen Darlehens zu 


90 9 Motive Bd. III S. 204 nach den Materialien von 
ugdan 

90 Vgl. Willenbücher Anm. 1 und 2 zu 8 1163 BGB. 
Schäfer in BIRA. 


a a. a. O. Anm. 1 zu $ 1163 BGB. 
10) Vgl. hierzu § 448 DAGBAe. 


und De dort angegebene Literatur. 
Bd. 6 
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12 000 M find dann zwei Darlehen der Bank, 
nämlich die Reſthypothek zu 10000 M und das 
neue Darlehen zu 2000 M vorhanden. Gemäß 
8 1176 BGB. kommt der Reſthypothek zu 
10000 M der Vorrang vor dem neuen Dar⸗ 
lehen zu 2000 M zu. 

Sind nun Gläubiger und Schuldner darüber 
einig, daß dieſe beiden Darlehen zu 10000 M 
und 2000 M als eine Einheitshypothek eingetragen 
werden folen, jo muß zunächſt der Gleichrang der 
beiden Hypotheken nach $ 880 BGB. vereinbart 
werden; ſodann ſind für dieſe beiden Hypotheken 
auch gleiche Zins⸗ und Zahlungsbedingungen ein⸗ 
zuführen. 

Alle dieſe Operationen, die in der Hypotheken⸗ 
urkunde zum Ausdruck zu bringen ſind, können 
dann vom Grundbuchbeamten zuſammengefaßt 
werden zu einem Eintrag, der etwa lauten dürfte: 

Von der Hypothek Nr. 1 /I zu 12000 M ift 
der Betrag von 2000 M auf den Eigentümer N 
als Grundſchuld übergegangen. Dieſe Grund⸗ 
ſchuld iſt abgetreten an die Hypothekenbank N 
und umgewandelt in eine Hypothek ohne Brief 
für 2000 Darlehen der genannten Bank. 
Dieſe Hypothek und die Reſthypothek zu 10 000 M 
bilden eine Einheitshypothekzu insgeſamt 12 000A 
mit unter ſich gleichem erſten Rang, da die 
Hypothekengläubiger unter Nr. 2/II und 3/III 
im Range ausgewichen ſind; ſie iſt vom 1. Au⸗ 
guft 1909 an mit 4½ %, nach Kapitalsfällig⸗ 
keit mit 5% verzinslich. Im übrigen wird 
auf die Eintragungsbewilligung Bezug ge⸗ 
nommen. 

In den Anmerkungen dieſer Abteilung des 
Grundbuchblattes iſt zu bemerken, daß die Ein⸗ 
heitshypothek ihren Rang in Nr. 1/1 hat.“) 

Meikel !) vermeidet in feiner dem Sinne nach 
gleichen Faſſung des Eintrags das Wort: „Ein⸗ 
heitshypothek“ und wählt hierfür den Satz: „Für 
die der Bank nunmehr wieder zum vollen Be⸗ 
trag von zuſtehende Hypothek find 
neue einheitliche Zins⸗ und Zahlungsbeſtimmungen 
vereinbart, hierwegen wird auf die Einwilligung 
Bezug genommen.“) 

Das Geſetz ſchreibt für die Eintragung keinen 
beſonderen Wortlaut vor, ſondern überläßt die 
Faſſung ganz dem Ermeſſen des Grundbuchbe⸗ 
amten. Es iſt daher auch die Anwendung des 
Wortes: „Einheitshypothek“ oder „einheitliche 
Hypothek“ nicht verboten. 

In unſerem Beiſpiel enthält die Einheitshypo⸗ 
thek die urſprünglicheHypothekforderung zu 10 000M, 
während die entſtandene Grundſchuld zu 2000 M 
in eine neue Hypothekforderung von 2000 M um: 
gewandelt und mit der urſprünglichen Reſthypothek 
zu der Einheitshypothek verſchmolzen worden iſt. 


11) Vgl. 88 404, 286, 288 DAGBAe. 
12) HIRA. Bd. 72 S. 374 
122) WIRA. Bd. 72 S. 374. 


in Bayern. 1909. Nr. 16 u. 17. 
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Es ſind ſonach weſentliche Aenderungen 
des Inhalts der urſprünglichen Hypothek zu 12000. M 
und der neugebildeten Einheitshypothek zu 12000 M 
vor ſich gegangen, deren Zuläſſigkeit in den Vor⸗ 
ſchriften der 88 1180 und 1198 BGB. in Ber- 
bindung mit § 877 BGB. ihre Begründung 


finden. 

Nach $ 1180 BGB. können, wie in der Dent- 
ſchrift zum BGB.“) ausdrücklich hervorgehoben 
wird, an die Stelle einer Forderung mehrere, an 
die Stelle mehrerer Forderungen eine oder mehrere 
Forderungen geſetzt werden. Dabei iſt es auch 
gleichgültig, ob die mehreren Forderungen dem⸗ 
ſelben Gläubiger oder verſchiedenen Gläubigern 
zuſtehen, ob ſie gleichen oder verſchiedenen Rang 
haben. Bei verſchiedenem Rang iſt jedoch das 
Rangverhältnis gemäß § 880 BGB. und, wenn 
Teilhypotheken in Betracht kommen, gemäß § 1151 
BGB. entſprechend zu ändern. Auch ein Teil 
der bisherigen Forderung kann durch eine neue 
Forderung erſetzt werden. 

Bei Grundſchulden und Rentenſchulden kommt 
an Stelle des $ 880 BGB. die Vorſchrift des 
§ 1198 BGB. zur Anwendung. 

Iſt auf dieſe Weiſe eine einheitliche Baſis 
für die zu vereinigenden, einzelnen Forderungen 
geſchaffen und Gleichrang für ſie vereinbart, dann 
ſteht geſetzlich auch nichts im Wege, daß die Be⸗ 
teiligten unter Beobachtung der Formvorſchriften 
eine Einigung darüber treffen, daß die in Be⸗ 
tracht kommenden einzelnen Forderungen eines 
und desſelben Gläubigers zu einer einheitlichen 
Forderung vereinigt werden und hierfür eine ein⸗ 
heitliche Hypothek mit einheitlichen Zins⸗ und 
Zahlungsbeſtimmungen unter Rangfeſtſetzung be⸗ 
ſtellt und eingetragen werde. 

Wenn dies im Geſetzbuche auch nicht aus⸗ 
drücklich ſteht, jo bietet hierfür der $ 877 BGB. 
die Handhabe. 

Dieſer Paragraph betrifft die Aenderungen 
eines begrenzten Rechtes an einem Grundſtücke 
und ſoll bei nachträglichen Aenderungen des In⸗ 
halts aller dinglichen Rechte ergänzend da Platz 
greifen, wo es an einer ausdrücklichen geſetzlichen 
Beſtimmung fehlt.“) Der erſte Entwurf des BGB. 
hatte eine allgemeine, dem $ 877 BGB. ent⸗ 
ſprechende Beſtimmung nicht, weil die Aenderung 
des Inhaltes von Rechten an Grundſtücken nichts 
anderes als teilweiſe Aufhebung und Begründung 
ſei (Motive 3 S. 465 Nr. 7). Daher ſollten die 
Vorſchriften über Begründung und Aufhebung von 
Rechten auch für die Aenderung der Rangordnung 
und die Umwandlung der Hypotheken und Grund⸗ 
ſchulden zur entſprechenden Anwendung gelangen.“) 


18) Vgl. S. 671, Planck, Anm. 5 zu $ 1180 BGB. 
und die Beiſpiele bei Turnau⸗Förſter Bd. 1 S. 793. 
Erl. 4 zu § 1180 BGB. , 

14) Vgl. Turnau⸗Förſter, Anm. 1 zu 8 877 BGB., 
Planck, Anm. 3 zu § 877 BGB. 

18) Vgl. I. Entwurf 88 841, 1134, 1144; Motive III 
S. 230, 779, 795. 
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Bei der zweiten Leſung wurde dies für die Aende⸗ 
rung der Rangordnung im $ 880 HGB. beibe- 
halten, die Anwendung der 88 873, 874, 876, 
878 BGB. auf die Umwandlung der Hypothek, 
der Grund- und Rentenſchuld für ſelbſtverſtänd⸗ 
lich erachtet und deshalb die Bezugnahme auf 
jene Vorſchriften in den 88 1186, Umwandlung 
einer Sicherungshypothek in eine gewöhnliche, 1198, 
Umwandlung einer Hypothek in eine Grundſchuld 
und umgekehrt, 1203, Umwandlung einer Renten⸗ 
ſchuld in eine gewöhnliche Grundſchuld und um⸗ 
gekehrt, weggelaſſen. Da jedoch die Umwand⸗ 
lung der Hypotheken, der Grund⸗ und Renten⸗ 
ſchuld nicht die einzigen möglichen Aenderungen 
des Inhalts dinglicher Rechte ſind, vielmehr alle 
dieſe Rechte innerhalb des geſetzlichen Rahmens 
nachträglich modifiziert werden können, wurde auf 
Anregung der Redaktionskommiſſion § 877 einge- 
führt, um dadurch alle Aenderungen des In⸗ 
halts eines Rechts zuzulaſſen, wenn die Einigung 
der Beteiligten hierfür vorliege. Es iſt daher 
$ 877 BGB. auch auf diejenigen Aenderungen 
anwendbar, welche bei Begründung einer Einheits⸗ 
hypothek vor ſich gehen. 

Eine Aenderung des Inhalts eines Rechtes an 
einem Grundſtück liegt, wie das Kammergericht 
Berlin in einer Entſcheidung vom 10. Dezember 
1900 ausführt, ) nicht nur dann vor, wenn an 
die Stelle einer Art der Grundſtücksbelaſtung eine 
ganz andere Art der Belaſtung z. B. an die Stelle 
einer Hypothek eine Grundſchuld geſetzt wird, 
ſondern auch ſchon dann, wenn innerhalb derſelben 
Art der Belaſtung eine Veranderung in der Be⸗ 
rechtigung ſtattfindet. Sobald das Recht, wie in 
der zweiten Kommiſſion (Protokolle IV S. 587) 
im Anſchluß an die Motive zum Entwurf eines 
BGB. (III S. 465) ausgeführt iſt, in einer Weiſe 
geändert wird, daß eine teilweife Aufhebung oder 
eine teilweiſe Neubegründung in Anſehung des 
Rechtes erfolgt, liegt eine Aenderung des Rechts⸗ 
inhaltes vor. Dies trifft auch bei der Einheits⸗ 
hypothek zu. Die Aenderung im Inhalt des 
Rechts liegt dabei in der Veränderung der Ver⸗ 
kehrsform und damit der Verkehrsfähigkeit des 
Rechtes, ſowie in ſeiner Rangänderung. 

Zur Begründung der Einheitshypo⸗ 
thek bedarf es ſonach der Einigung des Eigen⸗ 
tümers mit dem Gläubiger über den Eintritt der 
infolge der Vereinigung mehrerer Hypotheken⸗ 
forderungen erfolgten Aenderungen des Inhalts 
der betreffenden dinglichen Rechte und der Ein⸗ 
tragung un Aenderungen in das Grundbuch 
($ 873 BGB 

Dielen Gundi ätzen entſprechend N ſich auch 
die Vereinigung mehrerer ſelbſtändiger 
Hypotheken. Hat z. B. der Eigentümer mit einem 


10) Vgl. Entſch G. Bd. 2 S. 36 ff. und Turnau- 
ns Anm 2 zu 8877 BGB.; Staudinger Anm. 5 zu 
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aufgenommenen Bankdarlehen die Hppotheken⸗ 
kapitalien ſeiner übrigen Schuldner abbezahlt, ſo 
kann er auf Grund der angeführten 85 1180, 
1198, 877 BGB. die entſtandenen Eigentümer⸗ 
grundſchulden in Buchhypotheken ſür die Bank 
umwandeln und hierfür eine Einheitshypothek ein⸗ 
tragen laſſen. 

Die rechtliche Konſtruktion der ** 
würde ſich wohl etwas einfacher geſtalten, wenn 
man mit Willenbücher“) der Anſicht wäre, daß 
die Eigentümerhypothek in Wirklichkeit überhaupt 
keine Hypothek, ſondern nur die Befugnis des 
Eigentümers ſei, vermöge des formalen Fort⸗ 
beſtandes der Hypothek über den zugunſten 5 
Hypothekgläubigers ausgeſchiedenen und kraft G 
ſetzes dem Eigentümer wieder anheimgefallenen 
Wertteil ſeines Grundſtückes zu verfügen. 

Hierdurch würde wohl die nach $ 40 GBO. 
vorgeſchriebene Zwiſcheneintragung des Eigentümer⸗ 
hypothekars, der über die Poſt verfügen will, 
überflüſſig werden. Da jedoch dieſe Anſicht nicht 
die herrſchende iſt, kann hier von einer weiteren 
Erörterung abgeſehen werden. 


Die Einheitshypothek ſoll den Rang der ur⸗ 
ſprünglichen Hypothek einnehmen. 

Dazu iſt die Zuſtimmung der gleich⸗ oder nach⸗ 
ſtehenden Hypothekengläubiger nicht erforderlich, 
wenn die Einheitshypothek für keine höhere Summe 
als die der urſprünglichen Hypothek beſtellt iſt. 
Die Rechte der übrigen Gläubiger werden eben 
hierdurch nicht berührt. 

Für die Aenderungen des Zins fußes, wie 
der Zahlungsbeſtimmungen ift § 1119 BGB. map- 
gebend, wonach die Einheitshypothek ohne Bu- 
ſtimmung der im Range gleich⸗ oder nachſtehenden 
Berechtigten dahin erweitert werden kann, daß das 
Grundſtück für Zinſen bis zu fünf vom Hundert 
haftet, auch wenn die einzelnen Forderungen un⸗ 
verzinslich oder zu weniger als zu fünf Prozent 
verzinslich ſind. 


Zu einer Aenderung der Zahlungszeit und 
des Zahlungsortes ift nach 8 1119 BGB. 
Abſ. 2 gleichfalls die Zuſtimmung dieſer Berech⸗ 
tigten nicht erforderlich. 

Ueberſteigt jedoch die Geſamtſumme der 
vereinigten Forderungen den Nominalbetrag der 
urſprünglichen Hypothek, ſo iſt die Rang⸗ 
ausweichung der gleich⸗ oder nachſtehenden 
Berechtigten gemäß 8 880 BGB. zu bewirken, 
weil dieſe durch eine Erhöhung der Belaſtung 
des Grundſtücks in ihren Rechten beeinträchtigt 
werden. Dies gilt auch dann, wenn die Zins⸗ 
und Zahlungsbedingungen derart geändert werden, 
daß eine über die erwähnte Ausnahmevorſchrift 
des $ 1119 BGB. hinausgehende Belaſtung des 
Grundſtücks eintritt, was nach den in den üblichen 


17) Vgl. Willenbücher Anm. 5 zu § 1163 BGB. und 
die dort angegebene Literatur. 
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Satzungen der Hppothekenbanken verzeichneten 


Nebenleiſtungen gewöhnlich der Fall fein wird.“) 

Den Zweck, der durch die Schaffung von 
Einheitshypotheken erreicht werden ſoll, erkennt 
auch das Oberſte Landesgericht als berechtigt an, 
indem es in feinem Beſchluß!) weiter ausführt: 
Dagegen beſteht kein Bedenken gegen einen An⸗ 
trag des Inhalts, die von den Beteiligten ver⸗ 
einbarte Beſtimmung, daß die beiden Darlehen 
für die beſondere Hypotheken beſtellt ſind, ein⸗ 
heitlich zu verzinſen und zu tilgen ſind, als 
Aenderung des Inhalts im Sinne des 8 877 
BGB. ($ 436 der DAGBAe.) in das Grund- 
buch einzutragen, womit die Beteiligten ſachlich 
ihre Abſicht erreichen würden. 

Die Beteiligten brauchen aber nicht auf Um⸗ 
wege verwieſen zu werden, die ihren Zwecken 
doch nicht vollſtändig dienen, wenn ihrem Antrag 
unmittelbar entſprochen werden kann. 

Gegen die Bildung von Einheitshypotheken 
kann auch die Vorſchrift des 8 473 der DAGBAe. 
nicht verwertet werden, wie dies Meikel?“) anzu: 
nehmen ſcheint. Dieſe Vorſchrift, welche die hiſto⸗ 
riſche Treue bei Uebertragung von Eintragungen 
der zweiten und dritten Abteilung auf das neue 
Blatt gewahrt wiſſen will, verbietet im allge⸗ 
meinen eine Zuſammenfaſſung mehrerer älterer 
Eintraͤge auf dem neuen Grundbuchblatt. Es 
mag dahingeſtellt bleiben, ob dieſe Vorſchrift 
zweckmäßig iſt, zumal durch eine geeignete Zu⸗ 
ſammenfafſung älterer Einträge das Grundbuch 
an Ueberſichtlichkeit gewinnt und die hiſtoriſche 
Entwickelung der Belaſtung des Grunditüdes auch 
ſpäter noch aus dem alten, aufbewahrten Grund⸗ 
buche jederzeit erſehen werden kann. 

Die Vorſchriſten der Dienſtanweiſung ſind 
aber nur Ordnungsvorſchriften, welche die geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen nicht aufheben können; 
ſie könnten daher auch die Bildung einer Ein⸗ 
heitshypothek nicht verbieten. 

Daraus, daß die zu vereinigenden Hypotheken 
unter mehreren Nummern im Grundbuch 
vorgetragen ſind, kann ebenfalls nicht auf die Un⸗ 
zuläſſigkeit einer Einheitshypothek geſchloſſen werden. 
Denn nirgends im Geſetze ift, wie Brachvogel?) 
hierzu ausführt, die Hypothek etwa dahin definiert, 
daß ſie die unter einer Nummer eingetragene, 
dingliche Belaſtung eines Grundſtücks fei, vielmehr 
liegt eine Hypothek auch dann vor, wenn die aus 
dem Grundſtück zu zahlende Summe zwar unter 
mehreren Nummern eingetragen iſt, die Einigung 
aber auf eine Hypothek gerichtet war und dies 


18) Vgl. z. B. die im Bayer. Geſetz⸗ und Verord⸗ 
nungsblatt 1900 S. 107 ff. abgedruckten Satzungen der 
Bayer. Hypotheken⸗ und Wechſelbank oder die daſelbſt 
Jahrg. 1904 S. 36 und 1908 S. 264 abgedruckten 
Satzungen der Bayer. Landwirtſchaftsbank. 

10) a. a. O. S. 320. 


20) a. a. O. S. 372. 
21) a. a. O. S. 379. 
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im Grundbuch Ausdruck gefunden hat. Umge⸗ 
kehrt kann durch Parteidispoſition eine Einheits⸗ 
hypothek wie überhaupt jede Hypothek in einzelne, 
ſelbſtändige Hypothekenforderungen zerlegt werden. 

Dagegen fällt die Beſtellung einer gemein⸗ 
ſamen Hypothek für mehrere Forderungen ver⸗ 
ſchiedener Gläubiger, in der Weiſe, daß jedem 
Gläubiger ein beſtimmter Anteil an dem einge⸗ 
tragenen Geſamtkapital zuſtehen ſoll, nicht unter 
den Begriff der Einheitshypothek, auch wenn der 
Eintrag unter einer Nummer vorgetragen iſt. 
Wenn z. B. der Eintrag lautet: „Hypothek zu 
5000 M zu vier Prozent verzinsliches nach ein⸗ 
vierteljähriger Aufkündigung zahlbares Darlehen, 
wovon dem A / oder 3000 M, dem B und C 
je / oder je 1000 M zuſtehen“, fo liegen in 
Wirklichkeit hier drei ſelbſtändige Hypotheken vor, 
die deshalb auch richtiger unter drei Nummern 
vorgetragen werden ſollten; hierbei wäre der Gleich⸗ 
rang anzugeben.?) 

Eine geſetzlich zuläſſige Vereinbarung jedoch, 
für mehrere Forderungen verſchiedener Gläubiger 
auf Grund ihrer Rechtsgemeinſchaft eine 
einheitliche Hypothek zu beſtellen, iſt im Hinblick 
auf die Grundbuchtechnik und wegen der allenfalls 
hieraus entſtehenden Verwickelungen und Schwierig⸗ 
keiten zu vermeiden. 

Unter den Begriff der Einheitshypothek kann 
ſelbſtverſtändlich auch der Fall nicht gebracht 
werden, daß einem Gläubiger mehrerer Hypotheken 
im Gleichrang oder im unmittelbar aufeinander⸗ 
folgenden Rang auf ſeinen Antrag mit Zuſtimmung 
des Eigentümers nach $ 66 der GBO. ein 
Hypothekenbrief über ſeine ſämtlichen Hypotheken⸗ 
forderungen erteilt werden kann. Hierdurch findet 
eben keine Vereinigung der einzelnen Hypotheken 
ſtatt, vielmehr bewahren ſie ihre Selbſtändigkeit. 

Für die Zuläſſigkeit der Einheitshypothek ſpricht 
auch die Beſtimmung des $ 866 Abſ. 3 u. 5 ZPO., 
wonach bei der Zwangsvollſtreckung in Grundſtücke 
für mehrere in einem Urteil zuerkannte An⸗ 
ſprüche eine Sicherungshypothek beſtellt werden 
kann.?) 

Da das Geſetz in den 88 1151, 1172 
und 1132 BGB. Teilungen von Hppothek⸗ 
forderungen vorſieht, wäre es auch gar nicht ein⸗ 
zuſehen, warum nicht auch umgekehrt eine Ver⸗ 
einigung mehrerer Hypothekforderungen zuläſſig 
ſein ſollte. Wie man Teilabtretungen durch die 
Einführung des $ 1161 BGB. erleichtern wollte 
(Protokoll II S. 3469 ff.), ſo ſollte man anderer⸗ 


22) Bol. 8 48 GBO. und die Entſcheidung des 
Kammergerichts Berlin vom 29. Juni 1905 in Entſchð G. 
Bd. 6 S. 151, Entſch. des Bayer. Oberſt. Landesge⸗ 
richts vom 25. Mai 1906 in BIRA. Bd. 72 S. 31 und 
S. 233. Brachvogel a. a. O. S. 377. 

220) Ueber die Behandlung der Vollſtreckungs⸗ 
unterwerfung nach 88 794 Nr. 5, 800 BPO. bei der 
8 9915 einer fog. Einheitshypothek f. BaygfR. 1906 


ſeits aus praktiſchen Gründen die Bildung von 
Einheitshypotheken auch nicht erſchweren. 

Brachvogel?) kommt ebenfalls in feiner vor- 
trefflichen Abhandlung über Hypothekenteilung und 
Hypothekenvereinigung zu dem Schluſſe der Zu: 
läſſigkeit der Einheitshypothek und führt hierzu 
aus: „Der einzige Einwand, der gegen eine 
ſolche Vereinigung mehrerer Hypotheken gemacht 
werden könnte, wäre der, daß ſie im Geſetze 
nirgends ausdrücklich geſtattet ſei, allein wie ſchon 
oben angedeutet wurde, ift durch § 877 BGB. 
ganz allgemein anerkannt, daß alle dinglichen 
Rechte an fremden Grundſtücken nachträglich in⸗ 
haltlich modifiziert werden können, wenn ſich nur 
die Modifikation innerhalb der für ſolche Rechte 
verordneten geſetzlichen Schranken hält (Protokoll 
S. 6039 bei Mugdan Bd. 3 S. 537). Innerhalb 
dieſer Grenzen hält ſich die Vereinigung mehrerer 
Hypotheken zu einer Hypothek, die übrigens von 
der Praxis — ſoweit bekannt — auch allgemein 
zugelaſſen wird.“ 

II 


Vom Standpunkte der Grundbuchtechnik 
aus ſtehen der Eintragung einer Einheitshypothek 
keine Schwierigkeiten entgegen. 

Wir möchten ſogar noch einen Schritt weiter 
gehen und, um dem Antrag der Beteiligten voll⸗ 
kommen gerecht zu werden, auch die Löſchung der 
urſprünglichen Hypotheken empfehlen, die durch 
die Bildung der Einheitshypothek gegenſtandslos 
geworden ſind. 

Eine ſolche Löſchung würde lediglich im 
Intereſſe der Ueberſichtlichkeit des Grundbuches 
gelegen ſein und könnte nur dann vorgenommen 
werden, wenn die Löſchungsbewilligung des Gläu⸗ 
bigers und die Zuſtimmung des Eigentümers 
gemäß § 1183 BGB. vorliegen. Der Antrag 
auf Löſchung dürfte jedoch nicht, wie dies in dem 
der Entſcheidung des Oberſten Landesgerichts zu⸗ 
grunde gelegenen Fall geſchehen iſt, dahin lauten, 
die urſprüngliche Reſthypothek nur aus „formellen 
Gründen“ und unter der Bedingung zu löſchen, 
daß dieſer Betrag ſofort mit dem neuen Dar⸗ 
lehen als Einheitshypothek eingetragen werde. 
Denn der Antrag, eine Hypothek zu löſchen, die 
fortbeſtehen ſoll, enthält, wie das Oberſte Landes⸗ 
gericht zutreffend ausführt, einen inneren Wider⸗ 
ſpruch. Durch die Einheitshypothek ſoll keine 
Aufhebung des bisherigen Hypothekenrechts im 
Sinne des § 875 BGB. begründet werden, 
ſondern es ſoll vielmehr, wie der Beſchluß des 
Landgerichts München I ausführt,“) das Hypo⸗ 
thekenrecht der alten Poſt ausdrücklich beſtehen 
bleiben; mit ihm hat ſich im Gleichrang das 
Hypothekenrecht der neuen Poſt zu vereinigen. 
Wenn das Grundbuchamt dann Zug um Zug 
unter dem gleichen Datum in unmittelbar auf⸗ 


25 a. a. O. S. 371 ff. u. S. 380. 
24) BaygZfR. 1906 S. 231. 
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einanderfolgenden Einträgen Löſchung und Neu⸗ 
eintragung vollzogen hat, ſo hat dieſe Löſchung 
nicht den Wegfall des alten Hypothekenrechts be⸗ 
wirkt, ſondern war nur ein grundbuchtechniſcher 
Vollzugsbehelf, der die Zuſammenfaſſung der 
beiden Poſten in einem Vortrag ermöglicht. 

Die für die Bildung einer Einheitshypothek 
zu errichtende notarielle Urkunde hat demnach zu 
enthalten: Die Erklärung des Schuldners, daß 
das urſprüngliche Amortiſationskapital zu 12 000 M 
teils durch Annuitäten, teils durch Barzahlung 
auf 10 000 M herabgemindert ift, das Schuld⸗ 
bekenntnis über die Gewährung des neuen Dar⸗ 
lehens von 2000 M, welches mit der Reſtforderung 
zu 10 000 M zu einer Geſamtforderung zu 
12000 M vereinigt iſt; die Abänderung der 
Zins⸗ und Zahlungsbeſtimmungen, die Hypothek⸗ 
beſtellung für das neu begründete Darlehen zu 
12000 M und den Löſchungsantrag hinſichtlich 
der urſprünglichen Amortiſationshypothek zu 
12 000 M. 

Die Hypothekenbank als Gläubigerin ge⸗ 
nehmigt in einer nach $ 29 der GBO. vorge⸗ 
ſchriebenen Form die beurkundeten Erklärungen 
des Schuldners; ſie genehmigt unter dem Vor⸗ 
behalt des § 16 der GHO., daß gleichzeitig die 
grundbuchamtliche Durchführung der genehmigten 
Transaktion erfolgt und die neubeſtellte Hypothek 
zu 12000 M jamt Nebenleiſtungen auf dem an= 
gegebenen Beſitztum an ausſchließlich erſter Rang⸗ 
ſtelle eingetragen wird; ſie bewilligt ferner die 
Löſchung der urſprünglichen Amortiſationshypothek 
in Haupt⸗ und Nebenſache, ſo daß im Grundbuch 
lediglich die neue Hypothek zu 12000 M als ein 
Poſten mit einheitlichen Zins⸗ und Zahlungsbe⸗ 
ſtimmungen erſcheint. ö 

Die Rangverhältniſſe ſind beſonders zu 
regeln. Da die Beleihungsgrenze ſür die baye⸗ 
riſchen Hypothekenbanken, ſoweit die Mündelſicher⸗ 
heit ihrer Pfandbriefe in Betracht kommt,“) auf 


die erſte Hälfte des Wertes des Grundſtücks be⸗ 


ſchränkt iſt, werden die Hypothekenbanken in der 
Regel mit Rangausweichungen vorgehender Gläu⸗ 
biger zu tun haben. 


III. 


In der Bildung der Einheitshypothek liegt 
ſonach eine Neubegründung der Hypothek ſelbſt. 
Der hierbei verfolgte Zweck läßt ſich auch in 
anderer, allgemein anerkannter Weiſe erreichen. 
Soll z. B. eine Einheitshypothek für eine höhere 
Summe als die der urſprünglichen Amortiſations⸗ 
hypothek begründet werden, wobei auch weſentliche 
Aenderungen der Nebenleiſtungen in Betracht 
kommen, oder ſollen mehrere ſelbſtändige Forde⸗ 
rungen verſchiedener Gläubiger auf einen Gläu⸗ 


25) Vgl. § 1807 Ziff. 1 BGB. und für Bayern 
Art. 92 AG. z. BGB. mit Art. 26 Nr. 5 des Geſetzes vom 


26. April 1888. 


biger übertragen und fo hierfür eine einheitliche 
Hypothek mit gleichen Zing- und Zahlungsbeſtim⸗ 
mungen eingetragen werden, ſo läßt ſich dies im 
Wege der Einigung über den Eintritt der beab⸗ 
ſichtigten Rechtsaͤnderung nach 88 873, 877 BGB. 
und der Aufhebungserklarung nach SS 875, 1183 
BGB. hinſichtlich der zu löſchenden Hypotheken 
in Verbindung mit der Eintragung der neuen 
einheitlichen Hypothek und der Löſchung der in⸗ 
folgedeſſen gegenſtandslos gewordenen einzelnen 
Hypotheken herbeiführen.“) 
| Dieſer Weg empfiehlt ſich insbeſondere auch 
für die Uebergangszeit, wenn bei Bildung einer 
Einheitshypothek Hypotheken in Betracht kommen, 
die teils vor Anlegung des Grundbuchs löſchungs⸗ 
reif, aber noch nicht gelöſcht waren, und teils 
nach Anlegung des Grundbuchs durch gänzliche 
oder teilweiſe Tilgung der Forderung dem An⸗ 
weſenseigentümer zugefallen find. Im erſten Falle 
hätte die Rangeinräumung nach $ 84 des bayer. 
HypG., im letzten Falle die Grundſchuld des BGB. 
in Anwendung zu kommen. Hierdurch würde ſich 
die rechtliche Konſtruktion etwas ſchwierig und 
umſtändlich geſtalten, während ſich die Vereinigung 
in der zuletzt angegebenen Weiſe einfach vollzieht. 

Der grund buchamtliche Vollzug geht 
hierbei in der Weiſe vor ſich, daß in der dritten 
Abteilung zunächſt unter einer Nummer die 
Löſchung der urſprünglichen Amortifationshypo⸗ 
thek in Haupt⸗ und Nebenſache, unter einer wei⸗ 
teren Nummer die neue Hypothek und unter 
einer dritten Nummer das Rangverhältnis 
eingetragen wird. 

Entſprechend unſerem Beiſpiele und in der 
Annahme, daß inzwiſchen unter Nummer 2—4 
drei Gläubiger mit 4000 M, 7000 M und 
6000 M eingetragen wurden, die im Range zu⸗ 
rückgetreten ſind, würde der Eintrag etwa lauten: 

Am 1. Auguſt 1909. Die Hypothek unter 
Nr. 1/I zu 12000 M zwölftauſend Mark wird 
gelöſcht. N. 

Am 1. Auguſt 1909. Hypothek ohne Brief 
für 12000 M zwölftauſend Mark Darlehen der 
Hypothekenbank, N., vom 1. Auguſt 1909 an 
mit 4¼ %%, nach Kapitalsfälligkeit mit 5% 
verzinslich; im übrigen wird auf die Eintragungs⸗ 
bewilligung vom 1. Juli 1909, Urkunde des Kgl. 
Notariats Paſſau, G. R. Nr. 650 Bezug ge⸗ 
nommen. Der Eigentümer hat ſich der ſofortigen 
Zwangavollſtreckung in der Weile unterworfen, 
daß ſie gegen den jeweiligen Eigentümer der 
Grundſtücke zuläſſig ſein ſoll. N. 

Am 1. Auguſt 1909. Die Hypothek 5 / V zu 
12000 M zwölftauſend Mark geht den 
Hörer hen Nr. 2/II zu 4000 M viertaufend 
Mark, 3/III k 7000 M ſiebentauſend 
Mark 2 Nr. 4/IV zu 6000 M ſechs⸗ 
tauſend Mark im Range vor. N. 


2) Vgl. Turnau⸗Foerſter Anm. II, 1 zu § 894 BGB. 
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In den Anmerkungen der dritten Spalte dieſer 
Abteilung iſt auf die erfolgte Löſchung und das 
Rangverhältnis entſprechend hinzuweiſen gemäß 
den §8 250, 288, 290 der DAG BAe 

Die Löſchung der urſprünglichen Amorti⸗ 
ſationshypothek wie der vereinigten Einzelhypo⸗ 
theken bietet auch grundbuchtechniſch manche Vor⸗ 
teile. Sie erleichtert die Einſicht des Grundbuchs 
und die Uebertragung auf ein neues Blatt. 

Kommt nämlich die Amortiſationshypothek 
nicht zur Löſchung, ſo ergeben ſich bei einer not- 
wendig werdenden Uebertragung des Blattes auch 
grundbuchtechniſche Weiterungen, weil hierbei die 
wünſchenswerte Vereinfachung vielfach nicht ein⸗ 
treten wird. 

Nehmen wir z. B. an, daß die urſprüngliche 
Amortiſationshypothek bereits im Jahre 1887 
eingetragen wurde, das Anweſen in den folgenden 
20 Jahren viermal ſeine Beſitzer wechſelte und 
im Jahre 1907 auf den gegenwärtigen Beſitzer 
übergegangen ift, welcher die eingetragenen Hypo- 
theken bis auf die Amortiſationshypothek weg⸗ 
fertigte, und die noch ſtehenden Hypotheken zu 
4000 M, 7000 M und 6000 M beſtellte, jo 
ſollen bei einer Uebertragung des Blattes nach 
den Vorſchriften der 88 471 ff. der DAG BAe. 
in die erſte Abteilung des neuen Grundbuchblattes 
die ſämtlichen früheren Beſitzer des Grundſtücks 
vom Jahre 1887 an, ſoweit möglich, wortgetreu 
und mit ihrem urſprünglichen Datum übernommen 
werden. Die Eintragungen im Titel des alten 
Blattes können, ſoweit ſie der Amortiſations⸗ 
hypothek von 1887 zeitlich vorangehen, auf dem 
neuen Blatt zwar in eine Eintragung zuſammen⸗ 
gefaßt werden, die folgenden Einträge von 1887 
an ſind ſo weit möglich wortgetreu zu über⸗ 
nehmen. 

Abgeſehen von der vermehrten Schreibarbeit 
leidet unter einem ſolchen Verfahren die Ueber⸗ 
ſichtlichkeit des Grundbuches; es beſteht auch kein 
öffentliches Intereſſe, die hiſtoriſche Treue in dieſer 
Weiſe zu wahren. 

Wird dagegen die Amortifationshypothek ge⸗ 
löſcht, ſo werden auch nur die ſeit dem Jahre 
1907 gültigen Hypotheken und der gegenwärtige 
Beſitzer übertragen, was die Ueberſicht des Grund⸗ 
buchs weſentlich erleichtert 

Der Umſtand, daß bei völliger Neubegründung 
der ſogenannten Einheitshypothek ihr Charakter 
als ſolcher im Grundbuch nicht zum Ausdruck 
kommt, ſondern ſie als gewöhnliche Hypothek er⸗ 
ſcheint, iſt an ſich gleichgültig; für die Ge⸗ 
bührenbewertung aber iſt es von Wichtig⸗ 
keit, daß aus der notariellen Schuld⸗ und Ver⸗ 
pfändungsurkunde hervorgeht, wie die neue Hypo⸗ 
thek entſtanden iſt. 

Nach Art. 121 des Bayeriſchen GebG. i. d. F. 
d. Bek. vom 28. April 1907 findet nämlich eine 
Anrechnung der bereits gezahlten Gebühren dann 
ſtatt, wenn eine Hypothek für ein Darlehen be⸗ 
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ſtellt wird, welches zum Zwecke der gänzlichen oder 
teilweiſen Rückzahlung einer auf dem Grundſtücke 
laſtenden Hypothek aufgenommen wird, falls der 
Nachweis der Verwendung des Darlehens inner⸗ 
halb eines Monats ſeit der Eintragung der 
Hypothek erbracht wird. Die Anrechnung unter⸗ 
bleibt, wenn die zurückgezahlte Hypothek und wenn 
das neue Darlehen zur Rückzahlung mehrerer 
Hypotheken beſtimmt iſt, die Summe dieſer 
Hypotheken den Betrag von 10 000 M überfteigt. 

Zur Anwendung dieſes Artikels iſt nicht er⸗ 
forderlich, daß der Schuldner des neuen Darlehens, 
für das Hypothek beſtellt iſt, und der Schuldner 
des damit zurückgezahlten Hypothekkapitals eine 
und dieſelbe Perſon iſt. 

Der Art. 121 iſt aber auch anwendbar, wenn 
die Beſtellung der neuen Hypothek den Zweck hat, 
an den nämlichen Grundſtücken oder an einigen 
an Stelle der eingetragenen und zu löſchenden 
mehreren Hypotheken eine einzige Hypothek 
mit neuen, einheitlichen Zins⸗ und Zahlungs⸗ 
beſtimmungen zu ſetzen, was das BayeriſcheOberſte 
Landesgericht wiederholt für zuläſſig erklärt hat.““ 

In einer Entſcheidung dieſes Gerichtshofes 
vom 13. November 1905 ift ferner ausgeführt, 
daß beim Vorhandenſein der Vorausſetzungen des 
Art. 121 auch die verhältnismäßigen Hypothek⸗ 
beſtellungstaxen angerechnet werden können, die 
nach den früheren Taxregulativen entrichtet worden 
ſind, weil dieſe Taxen die gleiche rechtliche Natur 
wie die jetzigen Gebühren haben. 

Nach § 20 Abi. 2 der Bayeriſchen Inſtruktion 
vom 25. Dezember 1899 zum Vollzuge des 
Reichsgerichtskoſtengeſetzes und des Gefetzes über 
das Gebührenweſen?) findet Art. 121 gemäß 
Art. 151 Abſ. 4 des Gebührengeſetzes auch auf 
Notariatsurkunden Anwendung und iſt hier in 
Hinblick auf Art. 315 Satz 2 ſchon mit 1. Januar 
1900 in Kraft getreten, während deſſen An⸗ 
wendung für das Grundbuch erſt mit dem Zeit⸗ 
punkte in Wirkſamkeit tritt, in welchem das 
Grundbuch als angelegt erklärt iſt (Art. 313 des 
GebG.). 

Es wäre ſonach in unſerem Beiſpiele lediglich 
für das neue Darlehen zu 2000 M die volle Ge⸗ 
bühr zu entrichten, während die bereits gezahlte 
Gebühr auf die 10 000 M verhältnismäßig an: 
gerechnet wird. Eine doppelte Entrichtung von 
Hypothekengebühren ſoll unter Berückſichtigung 
der angegebenen Beſchränkung nach der Abſicht 
des Geſetzgebers nicht ſtattfinden.“) 


*) Vgl. Samml. v. Entſch. d. BayObLG. Bd. 5 
S. 342, Bd. 2 S. 821, Bd. 3 S. 373. 

) IMBI. 1900 S. 343, FMBl. 1899 S. 300. 

39) Vgl. 45. Protokoll des Juſtizgeſetzgebungs⸗ 
ausſchuſſes der K. d. Abgeordneten 1898 und 1899 
S. 771 und Stenogr. Bericht Bd, IX S. 569, 574—576, 
591, 623, 663—669, Bd. XIII S. 1057, 1076. Verh. 
d. K. d. Reichsräte 1897/98 Prot. Bd. VI S. 458 — 468. 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 16 u. 17. 


Seitdem die Bayeriſchen Grundbuchämter die 
Eintragung einer Einheitshypothek auf Grund der 
angefochtenen Entſcheidung des Oberſten Landes⸗ 
gerichts abgelehnt haben, haben ſich die Bayeriſchen 
Hypothekenbanken vielfach damit geholfen, daß fie 
die durch die Annuitätentilgung frei gewordene 
Hypothek zur Löſchung brachten und für das an 
deren Stelle gewährte Darlehen eine eigene 
Hypothek im Gleichrang oder nädjitfolgenden Rang 
eintragen ließen. Wenn für dieſe und die Reſt⸗ 
hypothek auch ein Neubeginn der Tilgung und 
einheitliche Zins⸗ und Zahlungsbeſtimmungen ver⸗ 
einbart werden, ſo beſtehen doch zwei rechtlich 
getrennte Hypotheken, worüber die Hppotheken⸗ 
banken auch zwei ſachlich getrennte Poſten in 
ihren Büchern führen. Der eigentliche Zweck 
wird hierdurch nicht ganz erreicht. Die Hypothek⸗ 
beſtellung wird hierdurch nicht vereinfacht, weil in 
der Regel auch Rangausweichungen zu bewirken 
ſind. Wohl aber dürfte in der angeführten Weiſe 
den Zwecken der Beteiligten Rechnung getragen 
werden können. 

In wirtſchaftlicher Hinſicht trägt die Ein⸗ 
heitshypothek zur Sicherheit und Erleichterung des 
Hypothekenverkehrs bei. Für die Hypothekenbanken 
bringt ſie eine Vereinfachung der Buchführung und 
Erleichterung des Pfandbriefumlaufes. Bei Schaf⸗ 
fung einer Einheitshypothek können die noch im Um⸗ 
lauf befindlichen Pfandbriefe der alten Reſthypothek 
eingezogen, amortifiert, und durch Ausgabe einer 
neuen, einheitlichen Pfandbriefſerie für die Ein⸗ 
heitshypothek erſetzt werden. Auch für den Fall der 
ſog. Hypothekenregulierung, wobei einer Hypotheken⸗ 
bank mehrere Hypothekenkapitalien anderer Gläubiger 
übertragen werden, bietet die Einheitshypothek das 
Mittel, um die übernommenen Hypotheken mit der 
Technik der Hypothekenbank in Uebereinſtimmung 
zu bringen. 

Die Einheitshypothek hat ſonach für den Be⸗ 
reich des Grundbuchrechts einen ſachlichen Zweck 
und iſt auch nach dem neuen Liegenſchaftsrecht 
eintragungsfähig. 

In gewiſſer Hinſicht kann man die Tätigkeit 
des Grundbuchamtes als eine Art ſtaatlicher Buch⸗ 
führung des Hypothekenverkehrs betrachten. Wie 
der Staat heutzutage die Erleichterung des Geld⸗ 
verkehrs überhaupt unterſtützt, ſo z. B. durch die 
Einführung des Giro: und Scheckverkehrs bei ſtaat⸗ 
lichen Unternehmungen, ſo ſollte auch im Grund⸗ 
buchverkehr eine Erleichterung, ſowohl in der 
grundbuchtechniſchen Behandlung, wie in der Ver⸗ 
einfachung ſo mancher allzu formaliſtiſcher Be⸗ 
ſtimmungen angeſtrebt werden, wodurch die Klar⸗ 
heit und Sicherheit des Hypothekenverkehrs ge⸗ 
winnen wird. 
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Mitteilungen aus der Praxis. 


Zum Schwurgerichtsproblem. Wenn auch die Cnt- 
würfe zu einer neuen Strafprozeßordnung und zu 
einer Novelle des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes davon 
ausgehen, daß die ſchwurgerichtliche Inſtitution bleiben 
ſoll, ſo wird doch gerade dieſe Frage nach Fortbeſtand 
oder Aufhebung der Schwurgerichte vorerſt immer 
wieder aufgerollt werden. Selbſt anfangs Januar 
bei der Tagung der deutſchen Landesgruppe der In⸗ 
ternationalen Kriminaliſtiſchen Vereinigung zu Berlin 
wurde dieſer Punkt in einer Weiſe geſtreift, die er⸗ 
kennen ließ, daß man mit einer weiteren Lebensfähig⸗ 
keit der Schwurgerichte bei einer durchgreifenden Re⸗ 
form des geſamten Strafrechts ernſtlich nicht mehr 
zu rechnen vermag. Auch Aſchrott, bekannt durch ſeine 
kritiſchen Beſprechungen zur Reform des Strafprozeſſes, 
hat bei jener Verſammlung direkt davon geſprochen, 
daß die jetzt eben in Ausficht. genommene Regelung 
der Strafprozeßreform nur ein Proviſorium ſein 
werde und daß eine endgültige Umgeſtaltung unſerer 
Kriminalgeſetzgebung, die uns ein neues Strafgeſetz⸗ 
buch bringen müſſe, dann neuerdings eine Reform 
des Strafprozeſſes erheiſchen werde. Warum dieſe 
fundamentale und einheitliche Reform nicht ſchon jetzt 
vorgenommen werde, das entzieht ſich nach Aſchrotts 
Bekenntnis dem Wiſſen weiterer Kreiſe, man nimmt 
aber an, daß politiſche Momente, insbeſondere Rück⸗ 
ſichten auf Parteiverhältniſſe, dabei mitſprechen.“) 

Hiſtoriſch wichtig iſt dem gegenüber doch die Tat⸗ 
ſache, daß ſchon der Entwurf von 1873 — alſo vor 
ſechsunddreißig Jahren — die Strafkammern und 
Schwurgerichte durch Schöffengerichte erſetzen wollte. 
Am Eingang ſeines Referats hatte Kammergerichtsrat 
Kronecker auf der genannten Berliner Tagung’) gerade 
dieſe hiſtoriſche Reminiszenz hervorgehoben, ohne aber 
des weiteren die richtigen Konſequenzen daraus für die 
bevorſtehende Reform hinſichtlich der Schwurgerichte 
zu ziehen. 

Profeſſor Liepmann (Kiel) dagegen machte Ver⸗ 
beſſerungsvorſchläge für das Schwurgericht), die 
insbeſondere dadurch bezeichnend ſind, daß eine 
Minderung der Geſchworenen⸗Zwölfzahl von ihm ge⸗ 
ſtreift wurde; näher durchgeführt wurde dieſer Ge⸗ 
danke nicht. Die Rechtsbelehrung und die erſten Plai⸗ 
doyers des Staatsanwalts und Verteidigers wünſchte 
Liepmann an den Beginn der Verhandlung verlegt; 
er verlangte, daß die Geſchworenen Beweisanträge 
ſtellen dürften und ſchlug ſchließlich vor, die Vereinigung 
möge eine Theſe aufſtellen, wonach das ſchwurgericht⸗ 
liche Verfahren der Verbeſſerung bedürftig und fähig 
ſei; man möge ſich über Einzelheiten einigen. 

Gerade der Umſtand, daß es zu ſolchen Formu⸗ 
lierungen auf der Berliner Tagung nicht gekommen 
iſt, noch weniger zu Detailvorſchlägen, kann wohl als 
Beweis dafür erachtet werden, daß lediglich vorüber⸗ 


1) Mitteilungen der Intern. Krim. Vereinigung 
16. Band, Heft 1 redigiert von Ernſt an 
(Berlin 1909, J. Guttentag) S. 10 und 17 ff. Auch 
Harburger ſpricht dort davon, daß die Schwurgerichte 
einſtweilen“ beizubehalten feien (S. 141 und 206). 

9) ebenda S. 163, 175. 

8) desgl. S. 63—66. 

9) dortſelbſt S. 86. 

5) Zeitſchrift für vergleichende Rechtswiſſenſchaft 
1909 S. 317. 
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gehende Verbeſſerungen der Schwurgerichtsinſtitution 
nicht ſo wichtig erſchienen, um zu ihnen noch präziſer 
Stellung zu nehmen. | | 

Auch Exzellenz Hamm (Bonn) ließ auf der 
Berliner Vereinigung durchblicken, daß er das Fort⸗ 
beſtehen der Schwurgerichte nur als Uebergangs⸗ 
ſtadium zu den mit Juriſten und Laien beſetzten 
großen Schöffengerichten betrachte, in welchen auch 
die Laien bei der Beweisaufnahme und Strafzumeſſung 
mitwirken ſollten. Zu der ehedem hie und da laut 
gewordenen Beſorgnis einer Abhängigkeit der Richter 
von der Regierung liege kein Anlaß mehr vor. 

Intereſſant iſt da auch, was Kohler in einer Kritik 
zu Fedderſens neueſter Arbeit über das Schwurgericht 
ſagt: „Die Schrift iſt ſchätzenswert, obgleich gerade 
die Lehre von der Frageſtellung an die Geſchworenen 
zur Scholaſtik des Rechts gehört, die von ſelber ver⸗ 
ſchwinden wird, wenn das Verhältnis zwiſchen Gericht 
und Geſchworenen ſeine natürliche Geſtaltung 
gefunden hat.“ 

Mittermaier (Gießen) hat in der Monatsſchrift 


für Kriminalpſychologie und Strafrechtsreform“ die 


bezeichnende Frage aufgeworfen: „Warum glaubt man, 
daß die Annäherung an die guten Gedanken des 
Schöffengerichts dem Weſen des Schwurgerichts 
widerſtrebe?“ Er erwartet einen ſtarken Anſturm zu 
der Art, wie der Reformentwurf das Schwurgerichts⸗ 
problem „ſehr wenig tief“ behandelt habe. Auf der 
Berliner Tagung miſchte ſich Mittermaier aber leider 
nicht unter die wenigen gegen das Schwurgericht an⸗ 
ſtürmenden Stimmen. 

Auch Philippsborn bekaunte ſich in der eben ge⸗ 
nannten Monatsjchrift”) zu der Annahme, mit der er- 
weiterten Zuſtändigkeit der Schöffengerichte gehe die 
Hebung des Amtsrichters Hand in Hand und es werde 
„vielleicht auf dieſe Weiſe einmal die Verküm⸗ 
merung des Schwurgerichts und eine Vereinigung 
beider Gerichte zu einem größeren Schöffengericht“ 
erfolgen. 

Nach meiner Anſicht würden alle Verbeſſerungen, 
die an der Schwurgerichtsinſtitution als ſolcher vor⸗ 
genommen werden wollten, immer nur Stückwerk 
bleiben, ſelbſt wenn ſie ſo weit gingen wie ſie nieder⸗ 
gelegt ſind von Kleinſeller im „Bericht zur Reform 
des Schwurgerichts“, in den bekannten Beiträgen zur 
Reform des Strafprozeſſes von Adickes, Aſchrott, 
v. Lilienthal und v. Liſzt.“) 

Auch mit der im jetzigen Regierungsentwurf zur 
Strafprozeßordnung zutage tretenden Abſicht, die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Schwurgerichte zu beſchränken, würde 
meines Ermeſſens nur halbe Arbeit getan ſein. 
Denn neben den mannigfachen Strafgerichtskörpern 
des künftigen Verfahrens die Schwurgerichte nur 
noch wegen einzelner Reate fortbeſtehen zu laſſen, 
das hätte um ſo weniger kriminalpolitiſchen und kriminal⸗ 
techniſchen Grund, als wir immilitäriſchen Straf- 
verfahren nun ſeit über acht Jabren Er⸗ 
fahrungen geſammelt haben, die gerade 
ein aus Nichtjuriſten und Berufsrichtern 
gemiſchtes Gericht als durchaus geeignet 
und fähig erſcheinen laſſen, über alle — 
ſelbſt die ſchwerſten Delikte zu ent⸗ 
ſcheiden. 


) 1908 Heft 8/9 S. 469. 
7) Heft 11/12 S. 731. 
) Guttentag, Berlin 1908 Bd. 1, Heft 4. 
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Das „Experiment“, vier Offiziere unter der 
Leitung eines Kriegsgerichtsrats oder drei Offiziere 
unter Leitung eines ſolchen und unter Mitwirkung 
eines weiteren richterlichen Militärjuſtizbeamten — 
alſo durch ein fünfköpfiges Gericht — die 
ſchwerſten und verwickeltſten Straffälle entſcheiden zu 
laſſen, iſt bis jetzt gewiß von der Regierung nicht 
bedauert worden. Die bürgerliche Reform brauchte 
alſo nicht erſt ein ſolches Experiment mit der Be⸗ 
ſorgnis unſicherer Erfolge zu wagen, wie es vielfach 
hingeſtellt wird, ſondern die Zivilſtrafprozeßnovelle 
könnte und ſollte ruhigen Mutes nach dem Muſter 
der Militärſtrafgerichtsordnung refor⸗ 
mieren, wie jüngſt in der Tagespreſſe auch von 
Kriegsgerichtsrat Dietz (Raſtatt) wärmſtens befür⸗ 
wortet wurde.“) 

In der Beilage zu den „Münchener Neueſten 
Nachrichten“ vom 5. November vor. Is. Nr. 109 
habe ich in einem Artikel „Zur Reichsfinanz⸗ und 
Strafprozeß⸗Reform“ gerade auf die Erſparungen 
hingewieſen, die bei Abſchaffung der Schwurgerichte 
an den projektierten Tagegeldern der Geſchworenen 
gemacht werden könnten. Vor allem aber habe ich 
— und das geſchah von mir auch auf der Berliner 
Tagung der Internationalen Kriminaliſtiſchen Ver⸗ 
einigung am 5. Januar ds. 8.) — auf die feit 
dem 1. Oktober 1900 erfolgte Aufhebung der 
bayeriſchen Militärſchwurgerichte hinge⸗ 
wieſen und auf die wünſchenswerte möglichſte Aehnlich⸗ 
keit militäriſcher und bürgerlicher Gerichtskörper; 
ferner auf die Kräftevergeudung, falls weiterhin zur 
Aburteilung eines bürgerlichen Angeklagten dreifach 
ſo viele Zivilrichter herangezogen würden, als zur 
Urteilsfällung ſelbſt bei den komplizierteſten Reaten 
eines Soldaten nötig ſind; weiter hob ich hervor, 
daß ſogar die Hochverratsverbrechen, die im bürger⸗ 
lichen Prozeß auch künftig dem Reichsgericht vor⸗ 
behalten bleiben ſollen, im militäriſchen dem fünf⸗ 
köpfigen Kriegsgericht zur Aburteilung anvertraut 
ſind, und endlich machte ich geltend, daß ähnlich 
unſerem qualifizierten Laienmaterial auch im 
Zivilſtrafverfahren, dem längſt Handelsrichter bekannt 
ſind, ſich ſtets Elemente finden laſſen werden, die ſich 
auch für die Strafjuſtiz beſonders eignen werden. Ein 
Münchener Prozeß der jüngſten Zeit ſcheint mir aber 
beſonders lehrreich zur Frage der Abſchaffung der 
Schwurgerichte zu ſein. 

Nach § 4 der MSIGD. kann eine Militärperſon 
dem bürgerlichen Gericht zur Unterſuchung und Ab⸗ 
urteilung überlaſſen werden, wenn ſie bei einer Zu⸗ 
widerhandlung gegen die allgemeinen Strafgeſetze mit 
einer der bürgerlichen Gerichtsbarkeit unterſtellten 
Perſönlichkeit beteiligt iſt. Ausgeſchloſſen iſt alſo die 
gleichzeitige Aburteilung vor demſelben Zivilgericht 
dann, wenn ein Soldat bei der Tat auch eines 
militäriſchen Delikts ſich ſchuldig gemacht hat. Hierzu 
ergab ſich neueſtens ein geradezu typiſcher Fall, der 
infolge dieſer geſetzlichen Beſtimmungen zuerſt vor dem 
Schwurgericht in München und dann vor dem dortigen 
Kriegsgericht ſeine Erledigung fand. 

Die Tagespreſſe hat über die ſchwurgerichtliche 
Verhandlung ungefähr folgendes berichtet („Münchener 


) „Münchener Neueſte Nachrichten“ 
Vorabendblatt zum 1. April 1909 S. 2: 
ſtrafverfa ren und Strafrechtsreform“. 

itteilungen ꝛc. S. N 
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Neueſte Nachrichten“ vom 13. Januar 1909 Nr. 17): 
Am Montag den 11. Januar vormittags eröffnete der 
zum Vorſtande der erſten Schwurgerichtsperiode er⸗ 
nannte Oberlandesgerichtsrat Pollwein die Verhand⸗ 
lung mit der üblichen Anſprache an die Geſchworenen. 
Der erſte Fall betraf die Anklage gegen den 25 jährigen 
Stukkateur Kreittmayr wegen Straßenraubes. Am 
8. November früh traf ein 20 jähriger Student 
(Baldes) der hieſigen Univerſität' im „Donisl“ den 
Kreittmayr und bezahlte ihm Bier. Später ging es 
zum „Soller“, wo auch der Soldat Amberger des 
1. Inf.⸗Regts. zum Mittrinken eingeladen wurde. 
Beide überredeten den Studenten, mit ihnen nach 
Holzapfelkreut zu fahren; im „Waldſchlößl“ zechten 
ſie weiter. Dann führten ſie ihr Opfer in den Wald. 
Dort ſchlugen beide den Studenten zu Boden; Kreitt⸗ 
mayr zog ihm die etwa 18 M enthaltende Geldbörſe 
und Uhr mit Kette aus der Taſche; Amberger ſchlug 
mit ſeinem Seitengewehr auf den am Boden Liegenden 
ein. In einem Wirtshaus teilten ſie die Beute. 
Kreittmayr war im allgemeinen geſtändig, er ſtellte 
nur den Amberger als den Anſtifter und Haupt⸗ 
beteiligten hin. Unter Annahme mildernder Um⸗ 
ſtände wurde Kreittmayr zur Gefängnisſtrafe von 
vier Jahren ſechs Monaten und zum Verluſt der 
bürgerlichen Ehrenrechte auf die Dauer von fünf 
Jahren verurteilt. i 

Das ſchwurgerichtliche Urteil beſagte in aller 
Kürze — nachdem die Geſchworenen die ihnen ge⸗ 
ſtellten drei Fragen auf gemeinſchaftlichen Raub, 
Beiſichführen einer Waffe ſeitens eines der Teil⸗ 
nehmer und mildernde Umſtände bejaht hatten — 
daß als ſtraferſchwerend Kreittmayrs getrübter Leu⸗ 
mund und die Rohheit der Handlungsweiſe, als ſtraf⸗ 
mindernd das Geſtändnis in Betracht kamen. 

Ganz anders das kriegsgerichtliche Urteil! Am⸗ 
berger, der noch wegen anderer Anzeigen in Unter⸗ 
ſuchung war, die jedoch mangels Beweiſen zur Ein- 
ſtellung führten, konnte erſt am 10. März zur Ab⸗ 
urteilung gebracht werden. Außer auf gemeinſchaft⸗ 
lichen Raub lautete die Anklage gegen ihn auch auf 
rechtswidrigen Gebrauch ſeiner Dienſtwaffe; neben 
den beim Schwurgericht vernommenen Zeugen bildete 
der bereits dort abgeurteilte Kreittmayr den Kron⸗ 
zeugen gegen ihn. Während über Kreittmayr zwölf 
Geſchworene und drei Juriſten — alſo fünfzehn 
Richter — geurteilt hatten, war es bei dem Kriegs⸗ 
gericht fünf Richtern — zwei Kriegsgerichtsräten und 
drei Offizieren — anheimgegeben, über Ambergers 
ſchwereres Verſchulden zu entſcheiden. Und während 
die Geſchworenen keine Gründe für ihren Wahrſpruch 
abzugeben haben, ſo daß auch das ſchwurgerichtliche 
Urteil, wie ſchon angedeutet, hinſichtlich des Schuld⸗ 
beweiſes ein ganz dürftiges Formale bildet, wurden 
hier in dem Urteil des Kriegsgerichts eingehend alle 
Punkte für und wider den Angeklagten gewürdigt. 
Daraus erklärte es ſich auch, daß die Darſtellung 
Kreittmayrs, als ob Amberger der Hauptſchuldige 
geweſen ſei, als nicht bewieſen erſchüttert und im 
Gegenteil feſtgeſtellt werden konnte, daß Kreittmayr 
als der bedeutend ältere den Amberger zu der Tat 
verführt oder zum mindeſten die Umſtände geſchaffen 
hat, welche die Tat leichter ermöglichen ließen. Wider 
Amberger konnte auch nicht rechtswidriger Waffen⸗ 
gebrauch, ſondern nur ein Mißbrauch der Waffe 
durch drohende Haltung gegen den Studenten, als 
ob er ihn erſtechen wolle, feſtgeſtellt werden. Ein⸗ 
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gehend wurde endlich vom Kriegsgericht die Frage 
geprüft und gewürdigt, ob ein Strafausſchließungs⸗ 
grund des § 51 StGB. vorliege, weil Amberger 
des Alkohols ungewohnt am fraglichen Tag dank der 
Freigebigkeit des Studenten wie dieſer ſelbſt und wie 
Kreittmayr Bier und Schnaps in ungewohnten Quan⸗ 
titäten zu ſich genommen hatte; die Frage hochgradiger 
Trunkenheit wurde verneint. Beim Strafausmaß aber 
wurde beſonders auch in Betracht gezogen, daß Am⸗ 
berger nach dem Gutachten des als mediziniſcher Sach⸗ 
verſtändiger vernommenen Regimentsarztes bei ſeinen 
Naturanlagen und ſeiner ſchlechten Erziehung gegen⸗ 
über Verſuchungen, wie ſie da plötzlich an ihn heran⸗ 
getreten waren, weniger widerſtandsfähig ſei, wie ein 
anderer. Amberger erhielt dieſelbe Strafe wie Kreitt⸗ 
mayr, wurde daneben aber aus dem Heere ausgeſtoßen. 

Die Tagespreſſe berichtete im Gegenſatz zu der 
oben erwähnten ziemlich ausführlichen Darſtellung 
der ſchwurgerichtlichen Verhandlung über die kriegs⸗ 
gerichtliche nur ganz kurz und dürftig (vgl. 3. B. 
„Münchener Neueſten Nachrichten“ vom 12. März 
Nr. 118 S. 9). Unverkennbar iſt dieſer Umſtand 
zurückzuführen auf den größeren, um nicht zu ſagen 
theatraliſchen Eindruck, welchen eine Schwurgerichts⸗ 
ſitzung im Prachtſaal des Juſtizpalaſtes im Gegenſatz 
zu der in einfacheren Formen ſich abſpielenden Kriegs⸗ 
gerichtsverhandlung in den puritaniſchen Räumen des 
Militärgerichtsgebäudes unwillkürlich auf das Pub⸗ 
likum hervorrufen muß. Daß aber die vom Kriegs⸗ 
gericht geübte Juſtiz nicht eine weniger gründlichere 
ſei als jene des Schwurgerichts, dürfte eben zur Ge⸗ 
nüge dargetan worden ſein. Aeußerlichkeiten 
wären aber doch der ſchlechteſte Grund für den 
weiteren Fortbeſtand der Schwurgerichte! 

Beide Verurteilte unterwarfen ſich. Würde Kreitt⸗ 
mayr dies nicht getan haben, ſo hätte er lediglich die 
Reviſion zum Reichsgericht nach Leipzig gehabt; hätte 
dagegen Amberger ſich bei ſeiner Verurteilung nicht 
beruhigt, ſo würde ihm zunächſt die Berufung zum 
Oberkriegsgericht I. Armeekorps und gegen deſſen 
Urteil noch die Reviſion an das Reichsmilitärgericht 
nach Berlin offen geſtanden ſein. Auch darin zeigt 
ſich wieder eine bedeutende Ungleichheit zwiſchen dem 
bürgerlichen und militäriſchen Strafprozeß, die künftig 
doch nur ausgeglichen werden könnte durch Aufhebung 
der Schwurgerichte, womit allein auch dem wegen 
ſchwerer Verfehlungen Abgeurteilten noch die zwei 
Rechtszüge der Berufung und Reviſion eröffnet würden. 
Nebenbei bemerkt hat der wegen Hochverrats vor dem 
Reichsgericht verurteilte bürgerliche Beſchuldigte keine 
Inſtanz mehr, während dem wegen Hochverrats von 
einem Kriegsgericht prozeſſierten Angeklagten noch die 
zwei Inſtanzen der Berufung und Reviſion zu Gebote 
ſtehen. Fälle, wie Amberger⸗Kreittmayr können noch 
öfters vorkommen und immer würde, wenn die Reform 


hier nicht den Hebel anſetzt, der Zivilbeteiligte im 


Nachteil bleiben. 

Solche Unſtimmigkeiten in ſo grundlegenden pro⸗ 
zeſſualen Einrichtungen ſollten doch auf die Dauer 
aus der Welt geſchafft werden, und dazu iſt die jetzige 
— nicht erſt eine zweite künftige — Strafprozeßreform 
der richtige Zeitpunkt. Gerade mit der veralteten, 
ſchwerfälligen, wenn auch teilweiſe bewährten, ſo doch 
jetzt nur mehr ganz unzeitgemäßen Schwurgerichts⸗ 
inſtitution endgültig zu brechen, das Schwurgerichts⸗ 
problem alſo nicht künſtlich weiter zu züchten, dazu 
wird einzig und allein den richtigen Maßſtab ein 
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wohlwollender Vergleich mit unſerem Militärſtraf⸗ 
prozeß geben. An Zurückſetzung ſind die Militär⸗ 
juriſten reichlich gewöhnt; wenn aber von den Zivil⸗ 
juriſten die Erfahrungen auf militärprozeſſualem Ge⸗ 
biet nicht gehört oder tot geſchwiegen werden, ſo 
möchte ſich das in der Zukunft für den Zivilſtraf⸗ 
prozeß und damit für einen großen Teil der Nation 
bitter rächen. 
Kriegsgerichtsrat Dr. Steidle in München. 


Zu Art. 105 PSt&Sh. Zu den Ausführungen auf 
S. 206 des laufenden Jahrgangs ſeien folgende Be⸗ 
merkungen geſtattet: Wenn die 88 367 Nr. 13—15 
und 368 Nr. 3 und 4 StGB. Materien im Sinne des 
§ 2 des EG. z. StGB. find, dann allerdings hat 
Art. 105 PStGB. feit 1870 feine Daſeinsberechtigung 
verloren und eine Diskuſſion darüber wäre nutzlos. 
Dem iſt aber nicht ſo. Der 29. Abſchnitt des StGB. 
behandelt nicht Materien im Sinne des angeregten 
8 2. Denn unter letzterem find zuſammenhängende 
Stoffe zu verſtehen, die in ſyſtematiſcher Weiſe er⸗ 
ſchöpfend im Reichsſtrafgeſetzbuch geregelt ſind. Darum 
bemerkt das Urteil des Reichsgerichts vom 27. März 
1884 (Rſpr. Bd. VI S. 230): „Es muß anerkannt 
werden, daß nicht alle Abſchnitte des StGB. als zu- 
ſammen hängende Materien in erſchöpfender und 
abſchließender Weiſe geregelt worden ſind, vielmehr 
hie und da einzelne Ueberſchriften, die nur einen loſen 
Zuſammenhang haben, aus mehr äußerlichen Rück⸗ 
ſichten zu einem Abſchnitt zuſammengefaßt wurden. 
In ſolchen Fällen wurde aber nicht von einem be⸗ 
ſtimmten, in ſich geſchloſſenen und nach außen begrenz⸗ 
ten Gebiet für die Reichsgeſetzgebung derart Beſitz 
ergriffen, daß die Landesgeſetzgebung von ihm aus⸗ 
geſchloſſen worden iſt. Eine äußerliche Zuſammen⸗ 
faſſung dieſer Art findet ſich, wie von allen Seiten 
zugegeben wird, im Teil II Abſchnitt 29 StGB., 
der von den Uebertretungen handelt und deſſen Vor⸗ 
ſchriften nur im einzelnen als Materien anzuſehen 
find.” Dieſe Auffaſſung von der Tragweite des 8 2 
EG. iſt in der Folge vom Reichsgericht feſtgehalten 
im Urteil vom 18. März 1895 (Entſch. Bd. 27 S. 106; 
vgl. auch RG. Rſpr. IV S. 780 und Oppenhoff Note 5 
zu 8 2 EG.). In dieſem Sinne ift alfo auch die 
Notiz bei Henle⸗Schierlinger § 2 Anm. 1 zu verſtehen. 
Schon der Entwurf zum nordd. Strafgeſetzbuch An⸗ 
hang 1 (Stenogr. Bericht von 1870 Bd. III S. 86) 
erkannte die Befugnis der Landesgeſetzgebung zur Er⸗ 
gänzung des Uebertretungsabſchnitts im Bundesſtraf⸗ 
geſetzbuch mit den Worten an: „Es bedarf nicht erſt 
der Bemerkung, daß das Nordd. Strafgeſetzbuch nicht 
den Anſpruch erheben kann, den Kreis der gering⸗ 
fügigen ſtrafbaren Handlungen (scil, Uebertretungen) 
zu erſchöpfen und das ganze Gebiet derſelben zu um⸗ 
faſſen“, und: „die einſchlägigen Beſtimmungen werden 
ſich deshalb an der Aufgabe genügen laſſen müſſen, 
diejenigen Vorſchriften aufzuſtellen, die im weſentlichen 
überall gleichmäßig anwendbar ſein werden, das Be⸗ 
ſondere aber der Partikulargeſetzgebung zu über⸗ 
laſſen“. Damit iſt alſo die Möglichkeit der Erlaſſung 
von Ergänzungsgeſetzen gegeben. Dies iſt auch bisher 
nicht bezweifelt worden und auch das Urteil des Ober⸗ 
landesgerichts München vom 25. April 1887 (Bd. IV 
S. 389 ff.) ſpricht von einer Ergänzung der Straf⸗ 
beſtimmung des § 367 Nr. 15 StGB. Daß z. B. 
§ 367 Nr. 15 der Ergänzung durch die Landesgeſetz⸗ 
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gebung nicht nur fähig ift, ſondern auch bedarf, be- 
ſtimmt Art. 2 Ziff. 11 PStGB. Wenn beiſpielsweiſe 
8 367 Nr. 15 StGB. beim Vollzug wirkſam ſein ſoll, 
dann muß er geradezu durch die Landesgeſetzgebung 
ergänzt werden dürfen. Denn wie ſollte eine Polizei⸗ 
behörde den Bauherrn eines ordnungswidrigen Bau⸗ 
werks ſonſt zwingen können, den ordnungs widrigen 
Zuſtand der Ordnung anzupaſſen? Weder Art. 16, 
noch 20 und 21 PStG. würden eine geeignete Hand- 
habe hiefür bieten. Denn auch Art. 16 ſetzt ein rich⸗ 
terliches Urteil voraus, Art. 20 erlaubt nur ein vor⸗ 
läufiges Einſchreiten und Art. 21 gibt nur Zwangs⸗ 
befugniſſe für Uebertretungen, die nicht mit Strafe 
bedroht ſind. Fühlbar, und zwar empfindlich, wird 
dem Urheber des ordnungswidrigen Zuſtands der 
Inhalt des Art. 105, wenn das Urteil die Ermächtigung 
zur Beſeitigung ausſpricht und die Polizeibehörde 
davon Gebrauch macht. Da zeigt ſich dann, daß dieſe 
Ermächtigung ein ſehr läſtiges Uebel für den Be⸗ 
troffenen wird, läſtiger als die paar Mark Geldſtrafe, 
die ihm das Urteil im übrigen diktiert, und gerade 
hier zeigt ſich der Strafcharakter des Art. 105, an dem 
auch dadurch nichts geändert wird, daß der Vollzug 
dieſer Ermächtigung in das Ermeſſen einer Verwaltungs⸗ 
behörde geſtellt wird. Auch bei § 362 StGB. ift 
von Strafe nicht die Rede und doch verſpürt der von 
der Ueberweiſung getroffene allein durch den Urteils⸗ 
ſpruch dieſe als das größere Uebel neben der Haupt⸗ 
ſtrafe. Der Art. 105 droht alſo eine wirkliche Neben⸗ 
ſtrafe an, wobei es von untergeordneter Bedeutung 
iſt, daß er den Ausdruck Strafe nicht gebraucht; ſeine 
Strafdrohung iſt darum in der gerichtlichen Praxis 
immer als Nebenſtrafe charakteriſiert worden. (Außer 
OLG. München Bd. III S. 15, IX S. 326, Entſch. des 
Oberſten LG. vom 7. Mai 1903 Bd. III S. 313 und 
24. März 1908 Bd. 8 S. 242. A. M. Riß in ſeinem 
vortrefflichen Aufſatz über die Aufhebung der Straf⸗ 
folgen im Gnadenweg nach bayer. Recht in Bl. f. RA. 
Bd. 69 S. 533 ff.). 

Die Frage, ob ein Ausſpruch nach Art. 105 im 
Strafbefehl zuläſſig iſt, iſt in der bisherigen Gerichts⸗ 
praxis ſtets verneint worden. (Außer obenerwähnten 
Urteilen des OLG. München Bd. III S. 15 und IX 
S. 326 f. auch Oberſtes LG. n. S. Bd. II S. 241). 
Sie läßt ſich im gegenteiligen Sinne nicht damit löſen, 
daß man Art. 105 und 88 367 und 368 als zwei ganz 
getrennte, voneinander unabhängige Geſetze behandelt. 
Die beiden Normen gehören vielmehr notwendig und 
unlöslich zuſammen und in dieſer Zuſammengehörig⸗ 
keit ſind ſie unter den Formen des Strafprozeſſes zu 
verwirklichen. Es iſt zuzugeben, daß reichsrechtlich ein 
Ausſpruch nach Art. 105 nicht verboten iſt; allein 
darauf kommt es nicht an, ſondern darauf, was § 447 
StPO. erlaubt. Der Abſ. 2 des 8 447 geſtattet 
aber keinen anderen Ausſpruch als Freiheitsſtrafe bis 
6 Wochen, Geldſtrafe bis 150 Mark mit oder ohne 
Einziehung. Darüber hinaus kann und darf der Richter 
nicht gehen. Dieſe Vorſchrift des § 447 ift zwingend 
auch für das Landesrecht, zumal das Reichsſtrafprozeß⸗ 
recht durch das Landesrecht nicht geändert werden 
könnte, dieſes vielmehr dem Reichsrecht nicht entgegen 
ſein darf. Daran ändert auch der Umſtand nichts, daß 
nach älterem Partikularrecht ein Ausſpruch nach 
Art. 105 durch Strafverfügung zuläſſig war. Es iſt 
richtig, daß Art. 105 in ſeiner früheren Bezeichnung 
als Art. 186 nichts anderes als eine ſog. Straffolge, 
nicht bloß im Sinne der Art. 75. 76 des Geſ. vom 
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10. November 1861, ſondern auch der Art. 10 bis 16 
des PStG. von 1861 war; der Kommentar von Edel 
zum PStGB. 2. Aufl. erwähnt S. 99 den Art. 189 
geradezu als Schulbeiſpiel für eine Straffolge nach 
Art. 16. Es iſt auch ebenſowenig beſtritten, daß der⸗ 
artige Straffolgen in Strafverfügungen aufgenommen 
werden konnten. Darum war es nach § 12 der Bez- 
kanntm. der Miniſterien der Juſtiz, des Innern und 
der Finanzen vom 26. Mai 1862 Vorſchriften für die 
Geſchäftsbehandlung in Uebertretungsſachen bei den 
Kgl. bayer. Stadt⸗ und Landgerichten in den Landes⸗ 
teilen diesſeits des Rheins betr. erlaubt, den Art. 186 
im ſog. Mandatsverfahren, alſo durch Strafverfügung 
zur Ausführung zu bringen. Das gleiche war der 
Fall nach Einführung des RStGB. in 8 13 der 
MinBek. vom 12. September 1872: revidierte Bor- 
ſchriften für die Geſchäftsbehandlung in den zur Zu⸗ 
ſtändigkeit der Kgl. bayer. Stadt⸗ und Landgerichte 
in den rechtsrheiniſchen Landesteilen gehörigen Straf⸗ 
ſachen betr. Hier iſt ausdrücklich erwähnt, daß die 
88 367, 368 StGB. und damit Art. 105 PStG. durch 
Strafmandat vollzogen werden dürfen. Aber eine 
Aenderung in dieſem Verfahren brachte die Einführung 
der Reichsſtrafprozeßordnung und hierin zeigte ſich, 
daß das Landesſtrafrecht ſich den Formen des Reichs⸗ 
ſtrafprozeſſes anpaſſen mußte. In 8 14 nämlich der 
Bekanntm. vom 20. Auguſt 1879 Vorſchriften für die 
Geſchäftsbehandlung in der zur Zuſtändigkeit der 
Schöffengerichte gehörigen Strafſachen betr. wurde 
dem Amtsanwalt die Grenze vorgezeichnet, innerhalb 
deren er bei der Strafverfolgung die Form des Straf⸗ 
befehls wählen darf und dieſe Grenze hält ſich enge 
an den Wortlaut des $ 447 Abſ. 2 StPO. Der Art. 48 
des Entwurfs eines Geſetzes zur Ausf. der RStPO. 
(Verhandl. der K. d. Abg. 1878 Beil. Bd. V I. Abt. 
Beil. A), welcher die Diſtriktsverwaltungsbehörden 
zum Erlaß polizeilicher Strafverfügungen für kleinere 
Uebertretungen ermächtigte, fchloß diefe Ermächtigung 
in Abſatz II in allen den Fällen aus, bei welchen 
durch richterliches Strafurteil die Polizei⸗ 
behörde zu ſonſtigen beſonderen Anordnungen ermäch⸗ 
tigt werden kann. 

Die Motive bemerken dazu Seite 38 als Grund: 
„weil die der Polizeibehörde einzuräumende Befugnis 
als ein integrierender Beſtandteil des unteilbaren 
Strafurteils erſcheint, die Polizeibehörde aber weder 
ein teilweiſes Erkenntnis fällen, noch ſich ſelbſt Be⸗ 
ſugniſſe zuſprechen kann, ganz abgeſehen davon, daß 
die Faſſung des 8 453 StPO. (die im weſentlichen 
mit 8 447 übereinſtimmt) ausdrücklich „jede andere 
Strafe“ außer den bereits aufgeführten von der Zu⸗ 
ſtändigkeit der Polizeibehörde ausſchließt“. Ausdrücklich 
erwähnen die Motive a. a. O. von den Fällen der 
88 367, 368 Art. 105, daß ſie von der Strafverfügung 
ausgeſchloſſen ſein ſollen und die Polizeibehörde nicht 
berechtigt ſei, auf den Ausſpruch nach Art. 105 zu 
verzichten, um die einfache Strafe durch Verfügung 
feſtſetzen zu können. 

Aus der rechtsgeſchichtlichen Entwicklung des 
Strafbefehls läßt ſich alſo für die Anſicht Steinbachs 
nichts gewinnen; denn wenn auch die Strafverfügung 
des alten Rechts — das Mandat — der Vorläufer 
des jetzigen Strafbefehls iſt, ſo iſt beides doch nicht 
das gleiche; denn beide können ihren Inhalt nur ab⸗ 
leiten von dem jeweils geltenden Prozeßrecht, das ſie 
beherrſcht. Es iſt darum nicht ſtatthaft beim Vollzug 
der 88 367, 368 StGB., 447 StPO. den Art. 105 
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PStG. außer Acht zu laſſen, deffen Wortlaut unbe⸗ 
dingt ein Urteil verlangt. 


So wünſchenswert auch ein einfacheres Verfahren 
in dieſer Frage ſein mag, man wird ſich nach der 
herrſchenden Praxis bis zur Reviſion des Art. 105, 
die eine Streichung der Worte „im Strafurteil“ bringen 
müßte, bei dem bisherigen Urteilsverfahren beſcheiden 
müſſen. Wird der 8 421 der entworfenen Strafprozeß⸗ 
ordnung, der auch die Aufnahme von Nebenſtrafen in 
dem Strafbefehl erlaubt, Geſetz, dann wird dem Erlaß 
des Strafbefehls auch nach dem in obigen Sinne 
revidierten Art. 105 PStGB. nichts im Wege ſtehen. 

Die Hoffnung aber, daß die Verwaltungsbehörden 
die Beſeitigungsbefugnis ſelbſt bekommen ſollen, wird 
ſich auch im künftigen Strafprozeß nicht erfüllen. Denn 
§ 431 des Entwurfs beläßt es im weſentlichen beim 
bisherigen Recht, wie dieſes in 8 453 StPO. feſtgelegt 
iſt. Das Landesrecht kann hieran nichts ändern. 


Amtsrichter Pramberger in Eichſtätt. 


Gefahrloſer Zugang zum Geſchäftslokal. Einem 
Urt. des OLG. Breslau vom 30. Mai 1907 (OLG. Rſpr. 
S. 18 Bd. 62) liegt folgender Sachverhalt zugrunde: 
Zu dem Warenhaus der Beklagten führt ein Vorraum, 
den die Beſucher des Geſchäfts vor dem Eintritt 
durchſchreiten müſſen. Auf dieſem Raum war die 
Frau des Klägers infolge der außerordentlichen 
Glätte der dort unbeſtreut gebliebenen Flieſen aus⸗ 
geglitten, gerade als ſie im Begriff war, das Geſchäfts⸗ 
lokal der Beklagten zu betreten. Gegen den Schadens⸗ 
erſatzanſpruch des Klägers wandte die Beklagte ein, 
daß ſie die Beſeitigung der Glätte ihrem zuverläſſigen 
Angeſtellten übertragen habe, alſo nach 8 831 Satz 2 
nicht erſatzpflichtig fei. Das OLG. erachtete dieſen 
Entlaſtungsbeweis für unerheblich, weil die Beklagte 
nach $ 278 ſchlechthin für Verſchulden ihrer Ange⸗ 
ſtellten hafte; denn die Verletzte ſei durch das Be⸗ 
treten des Vorraums in ein Vertrags verhältnis 
zur Beklagten getreten, vermöge deſſen ſie Anſpruch 
auf ungefährdeten Ein⸗ und Ausgang hatte. Die 
Beklagte lade durch ihren Geſchäftsbetrieb zum Ein⸗ 
tritt ein; wer dieſer Einladung folge, ſei es, um zu 
kaufen, ſei es nur, um die Waren anzuſchauen, erlange 
hiermit Anſpruch auf Erſatz des ihm aus der mangel⸗ 
haften Einrichtung der Geſchäftsräume entſtehenden 
Schadens, der ihm durch Verſchulden der Angeſtellten 
des Geſchäftsinhabers zuſtoße, und es finde danach 
gegen den Geſchäftsinhaber der 8 278 Anwendung. 

Dieſe Entſcheidung ſteht in Widerſpruch mit der 
feſtſtehenden Rechtſprechung und Rechtslehre. 

Wer — mag er nun Eigentümer oder Mieter 
ſein — einen Gewerbebetrieb beginnt, der ſagt hier⸗ 
mit ſtillſchweigend die Verkehrsſicherheit der dem 
Erwerbsverkehr gewidmeten Räume ſowie ferner des 
Ein⸗ und Austritts zu den Räumen zu; das gilt für 
Schank⸗, Gaſt⸗ und Speiſewirte, für Inhaber von 
Kaufläden, Rechtsanwälte, Aerzte, Notare, auch für 
Handwerker. Dieſe Haftung folgt aus den 8s 823, 
276. Hier iſt nun aber weiter zu unterſcheiden: 
Kebre ich in einer Gaſtwirtſchaft ein, um dort 
etwas zu verzehren, ſo erlange ich in weiteſtem Um⸗ 
fang den Gebrauch der Wirtſchaftsräume (Zimmer, 
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Kegelbahn, Balkon, Veranda), die ich nach meinem 
Belieben wechſeln kann, ferner den Gebrauch an ſämt⸗ 
lichen Einrichtungen der Gaſtwirtſchaft (Abtritt, Zei⸗ 
tungen, Billard, Würfelbecher), und ich beſtimme be⸗ 
liebig die Zeit meines Aufenthalts. Dieſe Rechte des 
Gaſtes ſind oft gerade der Anlaß zum Abſchluß des 
„Wirtshausvertrages“ und es entſteht alſo 
zwiſchen Gaſt und Wirt über den Gebrauch der 
Wirtſchaftsr äume und ⸗einrichtungen ein 
mietähnliches Vertrags verhältnis; aus dieſem 
Vertrag ſchuldet der Wirt dem Gaſt die Verkehrs⸗ 
ſicherheit und haftet folglich nach 8 278 für Verſchulden 
ſeiner Angeſtellten ſchlechthin. — Wenn ich dagegen 
die Berufsräume eines Anwalts, Arztes, Barbiers. 
oder einen Kaufladen betrete, ſo beſteht die von dieſem 
Gewerbetreibenden mir geſchuldete Leiſtung lediglich 
in der Ratserteilung, Behandlung, Bartverkürzung, 
Uebergabe der Ware. Dieſe Leiſtungen können ſie 
nicht anders bewirken, als indem ſie mir zugleich den 
Aufenthalt in ihren Berufsräumen gewähren. Aber 
dieſe Aufenthaltsgewährung hat keine ſelbſtändige 
Bedeutung, ſondern iſt lediglich Mittel zum Empfang 
der oben bezeichneten mir zuſtehenden Leiſtungen, ſo 
daß alſo der Gebrauch der Räume nichts für die mir 
geſchuldete Leiſtung weſentliches iſt, mit dem Empfang 
dieſer mein Aufenthaltsrecht endet, ſonach jedes ſelb⸗ 
ſtändigen Werts entbehrt. Und da ſie mir aus dem 
Vertrage nur die Uebergabe der Ware uſw. ſchulden, 
ſo haften ſie für die Verkehrsſicherheit ihrer Räume 
nicht aus dem Rauf- oder Dienſt vertrage, ſondern 
nur nach dem allgemeinen Grundſatz des 8 823 und be⸗ 
freien ſich folglich durch den Entlaſtungsnachweis aus 
8 831. Vgl. Joſef in Gruchots Beitr. 52, 525—544, 
wo die Einzelheiten und die geſamte Rechtſprechung 
nebſt Rechtslehre angezogen ſind. 

Das OLG. hat für ſeine von der unbeſtrittenen 
Rechtslehre und Rechtſprechung abweichende Anſicht, 
wonach dem Inhaber eines Warenhauſes jedem Käufer, 
ja jedem Schauluſtigen gegenüber der Entlaſtungs⸗ 
beweis aus 8 831 verſagt ſein ſoll, eine Begründung 
nicht angegeben; es wendet ſich nur gegen RG. 58, 
334, wonach der Gaſtwirt das Verſchulden ſeines 
Hausknechts nach 8 278 nicht zu vertreten haben ſoll, 
wenn der Gaſt beim Verlaſſen der Wirtſchaft ver⸗ 
unglückt. Dieſe Anſicht des RG. iſt in der Tat nicht 
überzeugend), hat aber Bedeutung nur für den „Wirts⸗ 
hausvertrag“, auf den 8 278 anerkanntermaßen An: 
wendung findet. Dagegen iſt bisher nirgends ange⸗ 
nommen, daß auch andere Gewerbetreibende mit jedem, 
der ihre Räume betritt, hierdurch in ein Vertrags⸗ 
verhältnis über die Benutzung der Räume treten und 
a für die Verkehrsſicherheit nach Vertragsrecht 

aften. 


Rechtsanwalt Dr. Joſef in Freiburg i. Br. 


1) Sie ift in einem ſpätern Urteil vom 10. Juli 1908, 
Recht Beilage S. 516 Nr. 2923, nur noch mit einer 
erheblichen Abſchwächung aufrecht erhalten. 
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Aus der Praxis der Gerichte. 
Reichsgericht. 


A. Grundbuchſachen. 


Die in dem Antrag auf . Vollſtrek⸗ 
kungshypothek enthaltene, nach 8 867 Abſ. 2 ZPO. zur 
Eintragung im Grundbuch erforderliche Verteilung der 
8 muß nicht nach der Vorſchrift des § 29 

BD. beglaubigt fein. L. war durch ein vollſtreckbares 
Urteil zur Zahlung von 2185 M verurteilt worden. 
Unter Ueberreichung einer vollſtreckbaren Ausfertigung 
des Urteils ſtellte der Prozeßbevollmächtigte der 
Gläubigerin bei dem Grundbuchamt den Antrag, die 
erſtrittene Forderung auf dem Grundbeſitz des L. in 
der Weiſe einzutragen, daß auf den 64 Plan⸗Nummern 
von Bl. 36 und den 4 Plan⸗Nummern von Bl. 34 
je ein beſtimmter Teilbetrag der Geſamtſumme als 
Sicherungshypothek zu ſtehen kommen ſollte. Das 
GBA. lehnte den Antrag auf Grund der $$ 29, 30 
der GBO. ab, weil die in dem Antrag enthaltene, 
nach § 867 Abſ. 2 der ZPO. zur Eintragung erforder- 
liche Verteilung der Forderung nicht nach der Vorſchrift 
des 8 29 der GBO. beglaubigt fei. Die Beſchwerde 
iſt zurückgewieſen worden. Es wurde weitere Be⸗ 
ſchwerde eingelegt. Das Oberſte Landesgericht hielt 
die Abweiſung des Eintragungsantrags für ungerecht⸗ 
fertigt, legte aber im Hinblick auf die ſeiner Auffaſſung 
entgegenſtehenden Beſchlüſſe des Kammergerichts vom 
20. September 1906 (Johoms Jahrb. Bd. 33 A S. 301) 
und des Os G. Darmſtadt vom 6. Januar 1907 
(OsGRechtſpr. Bd. 16 S. 312) gemäß § 79 Abſ. 2, 3 
der GBO. die Beſchwerde dem Reichsgerichte vor. 
Das Reichsgericht billigte die Anſchauung des Oberſten 
Landesgerichts. 

Gründe: Für die Auffaſſung des Kammergerichts 
und des OLG. Darmſtadt hat ſich zwar auch die 
Literatur überwiegend ausgeſprochen, indeſſen fehlt 
es an einer näheren Begründung, und es war der 
zuerſt von dem Landgerichtsrat Foltz in Zweibrücken 
(Recht 1908 Sp. 72, 73) im Anſchluß an einen Be⸗ 
ſchluß der 2. Zivilkammer des dortigen Landgerichts 
vom 16. November 1907 vertretenen will der 
Vorzug zu geben, der ſich das Oberſte Landesgericht 
angeſchloſſen hat. § 30 GBO. erfordert für Ein⸗ 
tragungs⸗Anträge und für Vollmachten zur Stellung 
von ſolchen Anträgen die Formen des § 29 nur dann, 
wenn durch den Antrag „zugleich eine zu der Ein⸗ 
tragung erforderliche Erklärung erſetzt werden ſoll“. 
Man iſt im Anſchluß an die (von dem Landgericht 
in ſeinem Beſchluſſe vom 7. April 1909 angeführten) 
Motive zu 843 des I. Entwurfs einer GBO. darüber 
einig, daß danach nur fog. „reine Eintragungsanträge“ 
von den Formvorſchriften des § 29 der GBO. ausge- 
nommen ſind, daß dagegen Anträge, die zugleich materiell⸗ 
rechtliche, zur Eintragung erforderliche Erklärungen 
enthalten (fog. gemiſchte Anträge), den Formvor⸗ 
ſchriften unterliegen. Die Abgrenzung des formellen 
von dem materiellen Rechte bereitet indeſſen Schwierig⸗ 
keiten, namentlich bei den Zwangshypotheken. Schon 
in der erwähnten Begründung des I. Entwurfs iſt 
darauf hingewieſen, daß dem Antrag auf Eintragung 
einer Zwangshypothek als ſolchem inſoſern, als der 
Gläubiger einſeitig auf Grund einer geſetzlichen Er⸗ 
mächtigung die Zwangseintragung in Anſpruch nimmt, 
die Natur eines dispoſitiven Willensaktes nicht ab⸗ 
zuſprechen iſt. Gleichwohl ſollte indeſſen von der 
Formaliſierung dieſer Anträge abgeſehen werden. 
Dementſprechend ift man auch gegenüber § 30 der 
GBO. darüber einig, daß der Antrag auf Eintragung 
einer Zwangshypothek, dem der Schuldtitel beiliegt, 
an ſich der öffentlichen Form nicht bedarf. Für die 
Verteilung einer einzutragenden Hypothek auf mehrere 
Grundſtücke des Schuldners ( 867 Abſ. 2 der ZPO.) 
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will man aber eine Ausnahme machen. Die Ber- 
teilung ſoll nicht bloß ein notwendiger Beſtandteil 
des Eintragungsantrags, ſondern darüber hinaus ein 
materielles Erfordernis der Eintragung ſein. In 
Konſequenz dieſer Auffaſſung erklären einzelne Schrift⸗ 
ſteller auch bei Einzelgrundſtücken die Beſchränkung 
des Eintragungsantrags auf einen Teil der er⸗ 
ſtrittenen Forderung für einen materiellen Akt und 
für formbedürftig. Sie iſt es indeſſen nicht mehr und 
nicht minder wie die Beſchränkung der Eintragung 
der ganzen Forderung auf eines von mehreren Grund- 
ſtücken desſelben Schuldners. Auch in dieſem Falle 
müßte man alſo einen Formalakt erfordern. Indeſſen 
iſt die materielle Natur bei allen dieſen Anträgen 
genau dieſelbe, wie bei dem einfachen Eintragungs⸗ 
antrag. Der Schuldner muß ſich alle dieſe Ein⸗ 
tragungen gefallen laſſen und darf nicht widerſprechen. 
Der Gläubiger aber kann, wie das Oberſte Landes- 
gericht mit Recht hervorhebt, etwaige Irrtümer durch 
Löſchung und anderweitige Eintragung wieder be- 
ſeitigen. Er wird durch eine ſeinen Wünſchen nicht 
entſprechende Eintragung jedenfalls weniger geſchädigt, 
als wenn die Eintragung überhaupt unterbleibt. Auch 
der geſchichtlichen Entwickelung entſpricht die Auffaſſung 
des Oberſten Landesgerichts. Die Befreiung der Ein⸗ 
tragungsanträge und Vollmachten bei Zwangs⸗ 
hypotheken hat ihren Vorgänger im § 12 des preuß. 
Zwangsvollſtreckungsgeſetzes vom 13. Juli 1883. Nach 
§ 6 desf. Gef. ſollten vollſtreckbare Forderungen auf 
mehrere Grundſtücke ungeteilt eingetragen werden, 
ſofern nicht der Gläubiger etwas anderes beantragte. 
Stellte dieſer den Verteilungsantrag, ſo war er nach 
§ 12 a. a. O. formfrei, obwohl der Gläubiger dadurch 
ungleich mehr gefährdet werden konnte, wie bei der 
geſetzlich gebotenen Verteilung des § 867 Abſ. 2 der 
BPO. (Beſchluß des V. ZS. vom 3. Juli 1909, Reg. 
V. B. 106/89). W 
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B. Zivil ſachen. 
I 


Zu $ 26 BGB. Leitung der Verſammlung eines 
Vereins durch den Vorſtand. Eiunſtweilige Fortführung 
der Geſchäfte durch den zurückgetretenen Vorſtand. 
Beſtellung eines beſonderen Vorſitzeuden zur Leitung 
der Verſammlung. Aus den Gründen: Der 
Kläger hält den Beſchluß der außerordentlichen Haupt⸗ 
verſammlung vom 14. Mai 1906 ſchon um deswillen 
ür ungültig, weil durch § 14 Nr. 2 der Satzungen 
es beklagten Vereins die Beſchlußfaſſung über die 
Ausfchließung eines Mitglieds der Monatsverfammlung, 
nicht der Hauptverſammlung, zugewieſen ſei. Er folgert 
ferner die Ungültigkeit dieſes Beſchluſſes daraus, daß 
die außerordentliche Hauptverſammlung nicht in ge⸗ 
höriger Weiſe nach Vorſchrift des § 17 Abſ. 3 der 
Satzungen durch den Vorſtand einberufen ſei. Das 
OLG. hat demgegenüber ausgeführt, die Beſtimmung 
des § 14 Nr. 2 der Saßungen habe nicht die Bedeutung, 
daß unter Abweichung von der auch für die einge⸗ 
tragenen Vereine geltenden Regel des $ 32 BGB. der 
Monatsverſammlung die ausſchließliche Zuſtändigkeit 
zur Beſchlußfaſſung über die Ausſchließung eines Mit⸗ 
gliedes beigelegt ſei. Auch die Einberufung der außer⸗ 
ordentlichen Hauptverſammlung ſei gehörig erfolgt. 
Abgeſehen davon, daß in der vorhergegangenen Monats⸗ 
verſammlung — in welcher der Vorſtand wegen der 
Ablehnung ſeines Antrags auf Ausſchließung des 
Klägers fein Amt niedergelegt hatte — von der Mit- 
gliederverſammlung als dem oberſten Organ des 
Vereines die außerordentliche Hauptverſammlung be⸗ 
ſchloſſen ſei, habe der Vorſtand (wozu er nach § 671 
Abſ. 2 BGB. auch verpflichtet geweſen ſei) bis zur 
Neuwahl des Vorſtandes einſtweilen die Vorſtands⸗ 
geſchäfte weitergeführt. Die Einladung der Mitglieder 
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zur außerordentlichen Hauptverſammlung am 14. Mai 
1906 ſei demgemäß von dem erſten Schriftführer D. 
im Auftrage des Vorſtandes unter Mitteilung der 
Tagesordnung vorſchriftsmäßig bewirkt worden. Ob 
allen dieſen Ausführungen beigetreten werden könnte, 
kann dahingeſtellt bleiben. Zur Aufhebung des Be⸗ 
rufungsurteils muß ſchon der Umſtand führen, daß 
bei der Beſchlußfaſſung über die Ausſchließung des 
Klägers in der außerordentlichen Hauptverſammlung 
vom 14. Mai 1906 die Verſammlung ſatzungswidrig 
nicht unter der Leitung des Vorſtandes ſich befunden 
hat. § 17 Abſ. 3 der Satzungen des beklagten Vereins 
beſtimmt, daß dem Vorſtande die Geſchäftsleitung 
obliegt, und der § 18 der Satzungen enthält die aus⸗ 
drückliche Vorſchrift, daß der erſte Vorſitzende die Ver- 
handlungen der Mitgliederverſammlungen leitet. Nach 

19 der Satzungen hat der zweite Vorſitzende den 
erſten Vorſitzenden im Behinderungsfalle zu vertreten. 
Dieſe Vorſchriften ſind, wie der Kläger mit Recht ge⸗ 
rügt hat, nicht befolgt worden. Wenn auch der beklagte 
Verein trotz der Vorſchrift des § 26 BGB., wonach 
der Verein einen Vorſtand haben muß (vgl. auch die 
für eingetragene Vereine gegebenen Beſtimmungen der 
88 58, 59 BGB.), nicht dadurch zu exiſtieren aufhörte, 
daß der Vorſtand ſein Amt niederlegte, ſo mußte 
doch in der außerordentlichen Hauptverſammlung am 
14. Mai 1906, bevor zur Beſchlußfaſſung über die 
Ausſchließung des Klägers geſchritten werden durfte, 
zunächſt ein Vorſtand neu beſtellt werden, damit den 
Vorſchriften der Satzung genügt wurde. Statt deſſen 
iſt von der Mitgliederverſammlung in der Weiſe ver⸗ 
fahren worden, daß ſie die als Punkt 1 auf die Tages⸗ 
ordnung geſetzte Neuwahl des Vorſtandes erſt an 
zweiter Stelle erledigte, ſo daß es während der Be⸗ 
ſchlußfaſſung über die Ausſchließung des Klägers an 
der Leitung durch den Vorſtand fehlte. Der Berufungs⸗ 
richter meint nun, daß auch vor der Neuwahl die 
Mitgliederverſammlung der erforderlichen Leitung nicht 
entbehrt habe, da bis zur Neuwahl die Leitungsbefugnis 
dem Vereinsmitgliede J. durch Beſchluß der Ver⸗ 
ſammlung übertragen geweſen ſei. Es iſt hierbei aber 
nicht beachtet, daß die Satzungen des beklagten Vereins 
die Leitung durch den Vorſtand vorſchreiben. Iſt 
über den Vorſitz in der Satzung eine beſondere Be⸗ 


ſtimmung nicht getroffen, ſo mag es ſein, was hier 


nicht weiter zu erörtern iſt, daß die Mitgliederver⸗ 
ſammlung die Freiheit hat, für die Leitung der Ver⸗ 
handlung einen beſonderen Vorſitzenden zu beſtellen, 
wie dies 3. B. in § 46 Abſ. 2 Genc. (i. d. F. vom 
20. Mai 1898) vorgeſehen ift (vgl. auch Oerkmann, 
Kommentar zu § 32 BGB. Anm. 2 Abſ. 2). Hier iſt 
jedoch das Verfahren in den Satzungen des beklagten 
Vereins dahin geregelt, daß der Vorſtand die Leitung 
hat. Von dieſer Vorſchrift durfte der beklagte Verein 
ohne Not ebenſowenig abweichen, wie von der Vor⸗ 
ſchrift des § 26 BGB. Der Beſtimmung der Satzungen 
über die Notwendigkeit des Vorſitzes des Vorſtandes 
liegt (in einer einzelnen Beziehung) derſelbe Gedanke 
zugrunde, der als leitender Grundſatz in § 26 BGB. 
ausgeſprochen iſt, daß der Verein eines Vorſtandes 
nicht entbehren ſoll. Ein Notfall lag hier nicht vor. 
Wenn auch die Neuwahl des Vorſtandes ohne Leitung 
der Verſammlung durch den bisherigen Vorſtand, der 
ſein Amt niedergelegt hatte, vor ſich gehen konnte, 
ſo lag doch keine Notwendigkeit vor, über die Aus⸗ 
ſchließung des Klägers, die überdies keine ſo dringliche 
Angelegenheit war, entgegen der Tagesordnung vor 
Neuwahl des Vorſtandes zu beſchließen und es kann 
die Notwendigkeit auch nicht damit begründet werden, 
daß die Beſchlußfaſſung über dieſen Punkt in einem 
gewiſſen Zuſammenhange mit der Neuwahl ſtand, weil 
der Vorſtand wegen Ablehnung ſeines Antrags auf 
Ausſchließung des Klägers zurückgetreten war. (Urt. 
d. IV. 8S. v. 19. Mai 1909, IV 494/08). 
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II. 


Begriff der krankhaften Störung der Geiſtestätig⸗ 
keit i. S. des § 104 BGB. Gründe: Das OLE. 
bringt die Prüfung der Frage, ob ſich der Erblaſſer 
bei Errichtung des Nachtragsteſtaments im Sinne des 
§ 104 Nr. 2 BGB. in einem die freie Willensbeſtim⸗ 
mung ausſchließenden Zuſtande krankhafter Störung 
der Geiſtestätigkeit befunden hat, in Verbindung mit 
der Erörterung, ob der Fall einer Entmündigung 
wegen Geiſteskrankheit nach 8 6 Nr. 1 BGB. gegeben 
und das geiſtige Vermögen des Erblaſſers dem eines 
Kindes unter 7 Jahren gleichzuſetzen war. Dies wird 
von der Reviſion zutreffend als irrtümlich gerügt. 
Die Geiſteskrankheit in § 6 deckt ſich nicht mit dem 
Tatbeſtande des 8 104 Nr 2. Der Begriff der frant- 
haften Störung der Geiſtestätigkeit i. S. des 8 104 ift, 
wie der Senat ſchon in ſeinem Urteile vom 30. März 
1908 Rep. IV 364/07 ausgeſprochen hat, weiter, als der 
Begriff der Geiſteskrankheit in 8 6. Er kann ſowohl 
Fälle der Geiſteskrankheit als auch der Geiſtesſchwäche 
umfaſſen. Der Auffaſſung des OLG. ſteht die Ent- 
ſtehungsgeſchichte des Geſetzes entgegen. In der 

Kommiſſſon war beantragt, die Entmündigung 
wegen Geiſteskrankheit dann zuzulaſſen, wenn der zu 
Entmündigende ſich in einem Zuſtande krankhafter 
Störung der Geiſtestätigkeit befindet, durch den die 
freie Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen iſt. Der An⸗ 
trag wurde abgelehnt und die Zurückführung des Be⸗ 
griffes der Geiſteskrankheit in 86 auf den Tatbeſtand 
des § 104 Nr. 2 ausgeſchloſſen (vgl. Mugdan, Mat. 
Bd. 1 S. 585 ff.). Die Tatbeſtandsmerkmale der Ge⸗ 
ſchäftsunfähigkeit nach 8 104 Nr. 2 find demnach nur 
aus dieſer Geſetzesbeſtimmung ſelbſt und nicht im An⸗ 
ſchluß an 8 6 Nr. 1 zu gewinnen. Die Erforſchung 
des Geiſteszuſtandes auf der Grundlage des § 104 
Nr. 2, wie die Unterſcheidung zwiſchen Geiſteskrankheit 
und Geiſtesſchwäche im Falle des 8 6 (vgl. RG. 
Bd. 50 S. 203 ff.), hat durch das Gericht unter pflicht⸗ 
mäßiger Berückſichtigung der Ergebniſſe der Verhand⸗ 
lung unter Beweisaufnahme, insbeſondere auch der 
Gutachten der Sachverſtändigen zu geſchehen. (Urt. 
des IV. 38S. vom 4. Juni 1909, IV 391/08). — — —n. 
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III 


$ 945 ZPO. findet auch Anwendung, wenn ein 
Arreſt nur zum Teile von Anfang an ungerechtfertigt 
war. Aus den Gründen: Uebrigens iſt dem OLG. 
auch darin beizutreten, daß der $ 945 ZPO. auch dann 
Anwendung finde, wenn der Arreſt nur zum Teile von 
Anfang an ungerechtfertigt geweſen ſei. Ob ſich die 
Richtigkeit dieſer Auslegung, wie das OLG. meint, 
ſchon aus den Vorberatungen (Protokolle z. BGB. 
Bd. 2 S. 672, 679, 724, 725) ergebe, kann dahingeſtellt 
bleiben. Jedenfalls wäre nicht einzuſehen, warum die 
Haftung für einen Schaden ausgeſchloſſen ſein ſoll, 
der gerade dadurch verurſacht wird, daß der Arreſt⸗ 
gläubiger das Maß deſſen überſchreitet, was zur 
Sicherung ſeiner Anſprüche genügt. Der Arreſt und 
die einſtweilige Verfügung ſind wie die vorläufige 
Vollſtreckbarkeit ($ 717 Abſ. 2 ZPO.) zweiſchneidige 
Waffen in der Hand des Gläubigers, der ſie nur auf 
eigene Gefahr gebrauchen kann. Entbehrt alſo die 
ausgebrachte Beſchlagnahme auch nur zu einem Teil⸗ 
betrage von Anfang an der inneren Rechtfertigung 
und iſt durch dieſe Ueberſchreitung des gebotenen 
Maßes ein Schaden entſtanden, ſo tritt inſoweit auch 
die Haftung des Arreſtgläubigers nach § 945 ZPO. 
ein. Der § 945 entſpricht dem § 717 Abſ. 2. Beide 
Vorſchriften umfaſſen nicht nur die Fälle der völligen 
ſondern auch die der teilweiſen Entbehrung innerer 
Rechtfertigung. Wenn auch 8 945 im Wortlaute vom 
8 717 Abſ. 2 abweicht, fo beruhen doch beide Bor- 
ſchriften auf dem nämlichen geſetzgeberiſchen Gedanken, 
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daß der Schuldner gegen die Folgen des Mißbrauchs 
jener Maßregeln geſchützt werden müſſe. Dieſer Schutz 
wäre aber unzureichend, wenn er, wie der erſte Richter 
annimmt, auf den Fall beſchränkt bliebe, daß ſich der 
Arreſt ſeinem ganzen Umfange nach als ungerecht⸗ 
fertigt erwieſe. (Urt. des IV. 8S. vom 13. Mai 1909, 
IV 541/08). 
6 


— — n. 


IV. 
Vorausſetzungen für die Anwendung des § 831 BGB. 


der Bauherr im Verhältniſſe zum Baumeiſter „Ge⸗ 


ſchäftsherr“? Aus den Gründen: Die Reviſion macht 
geltend, der Beklagte nehme gegenüber dem in ſeinem 
Auftrage den Bau ausführenden Baumeiſter L. die Stel⸗ 
lung eines ee im Sinne des 8831 BGB. ein, 
und ferner, nicht dem Kläger habe es zur Begründung 
der Klage obgelegen, zu behaupten, daß der Beklagte 
bei der Auswahl des Baumeiſters fahrläſſig gehandelt 
habe, ſondern der Beklagte hätte gemäß § 831 BGB. 
5 müſſen, daß ihn ein Verſchulden nicht treffe. 
Dieſe Angriffe ſind jedoch nicht begründet. Der Be⸗ 
rufungsrichter lehnt von vornherein die Anwendung 
des 8 831 BGB. deswegen ab, weil der Beklagte nicht 
Geſchäftsherr gegenüber dem ſein Haus erbauenden 
Baumeiſter L. geweſen ſei. Deshalb kam für ihn 
der, wenn § 831 BGB. zur Anwendung käme, freilich 
vom Beklagten zu führende Beweis der Schuldloſigkeit 
hinſichtlich der Auswahl des Bauausführers nicht in 
Frage. Er hat nach dieſer Richtung nur in Erörterung 
gezogen, ob abgeſehen von § 831 BGB. und nach 
allgemeinen Grundſätzen der Haftung für Schadens⸗ 
zufügungen gemäß § 823 BGB. den Beklagten ein 
Verſchulden treffe, weil er ohne gehörige Erkundigung 
einen ungeeigneten Baumeiſter mit der Ausführung 
des Baues betraut habe. Ein ſolches den Grund des 
Schadenserſatzanſpruches bildendes Verſchulden mußte, 
wenn § 831 BGB. außer Anwendung blieb, von den 
Klägern dargelegt und nachgewieſen werden. Ohne 
Rechtsirrtum erklärt aber der Berufungsrichter, daß 
aus den Ausführungen der Kläger ein Verſchulden 
des Beklagten nicht zu entnehmen ſei. Denn die Kläger 
haben zwar behauptet, daß der Baumeiſter L. durch 
Aufſetzen der Vorderfront⸗, Hinterfront⸗ und Mittel⸗ 
mauern auf die Bankettvorſprünge gegen die allge⸗ 
mein anerkannten Regeln der Baukunſt verſtoßen 
habe und daß ſich bereits aus dieſer fehlerhaften Bau⸗ 
ausführung die Unzuverläſſigkeit des L. als Architekt 
ergebe; nicht jedoch haben ſie die Behauptung auf⸗ 
geſtellt, daß der Beklagte, als er den L. als Bau⸗ 
ausführer wählte, oder etwa ſpäterhin die Untüchtigkeit 
des L. erkannt oder bei Beobachtung der im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt hätte erkennen müſſen. (Vgl. 
RG. Z. Bd. 53 S. 56, JW. 1905 S. 340 Nr. 11). 
Was aber die Anwendung des § 831 BGB. anlangt, 
fo ſchließt ſich der Senat der von dem VI. ZS. in 
dem Urteile RG. Z. Bd. 51 S. 200, 201 ſowie in den 
Urteilen vom 33. Oktober 1906 und 9. Januar 1908 
VI 87/06, VI 146/07 vertretenen und vom VII. 38S. 
in dem Urteile vom 27. März 1906 VII 336/05 ge⸗ 
billigten Rechtsauffaſſung an, daß der Beſteller für 
den durch einen zu einer Verrichtung Beſtellten in 
Ausführung dieſer Verrichtung einem Dritten wider⸗ 
rechtlich zugefügten Schaden auf Grund des § 831 
BGB. nur dann haftet, wenn er dem Beſtellten 
gegenüber die Stellung des Se aeb errn einnimmt, 
und daß er dieſe Stellung nur dann hat, wenn er die 
erforderlichen Anordnungen für die Ausführung der 
Verrichtung zu erteilen und der Beſtellte ſie zu befolgen 
hat, wenn alſo der Beſtellte bei der Ausführung der 
Verrichtung von dem Willen des Beſtellers abhängig 
iſt; nicht aber, wenn der Beſtellte bei Ausführung 
der Verrichtung nach eigenem Ermeſſen zu handeln 
und dasjenige vorzunehmen hat, was er auf Grund 
eigener Sachkunde und Erfahrung für zweckmäßig 
erachtet. Die in der Rechtslehre dagegen erhobenen 
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Angriffe find nicht begründet. Im § 831 wird der 
Beſteller als „Geſchäftsherr“ dem anderen als 
„beſtellte Perſon“ gegenübergeſtellt, und wird 
ferner dem erſteren zur Vermeidung der Schadens⸗ 
erſatzpflicht die Beobachtung der im Verkehr erforder⸗ 
lichen Sorgfalt „bei Beſchaffung der Verrichtungen 
oder Gerätſchaften oder bei der Leitung der Aus- 
führung der Verrichtung“ und, wenn er nicht zu be⸗ 
e oder zu leiten hat, bei der „Auswahl der 

eſtellten Dee n“ zur Pflicht gemacht. Daraus 
ift zu entnehmen, daß § 831 nur den Fall betrifft, in 
dem der die Verrichtung Ausführende zu dem Be⸗ 
ſtellenden in dem vorbezeichneten Abhängigkeitsver⸗ 
Ausfuhr ſteht, er nach der Verkehrsauffaſſung bei 
Ausführung der Verrichtung als Angeſtellter ſeines 
ihm übergeordneten Geſchäftsherrn handelt, und 
daß daher insbeſondere ein ſelbſtändiger Gewerbe⸗ 
treibender, der für einen anderen die Herſtellung eines 
Werkes übernommen hat, nicht eine „zu einer Ver⸗ 
richtung beſtellte Perſon“ im Sinne des 8 831 iſt. 
Auch iſt in letzterer Hinſicht unter Leiſtung einer 
„Verrichtung“ durch den von einem anderen dazu 
Beſtellten nach dem Sprachgebrauche die Leiſtung einer, 
wenn auch nicht unter der Leitung, ſo doch unter dem 
fiets maßgebenden Ausführungswillen des Beſtellers 
ſtehenden Tätigkeit, nicht die a Herſtellung 
eines Gegenſtandes zu verſtehen. Danach hat der 
Berufungsrichter die Anwendung des § 831 BGB. 
auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Beklagten und 
dem Baumeiſter L. hinſichtlich des fraglichen Baus 
mit Recht abgelehnt, da L. nach den Feſtſtellungen 
des Berufungsrichters den Bau felbftändig nach feinem 
Ermeſſen und auf Grund eigener Sachkunde auszu⸗ 
führen hatte. (Urt. d. V. 35. vom 9. Juni 1909, 
V 499/08). 


— — ˖ n. 
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Kein Anſpruch der Partei auf Zurückgabe der von 
ihr eingereichten Schriftſtücke. Aus den Gründen: 
In den Eingaben des Beſchwerdeführers an das Reichs⸗ 
gericht ift ein Beſcheid des OLG. erwähnt, durch den 
ſein Antrag auf Rückgabe eingereichter Aktenſtücke ab⸗ 
gelehnt wurde. Dieſe Ablehnung findet ihre Recht⸗ 
fertigung in der Beſtimmung des 8 299 Abſ. 1 ZPO., 
wonach die Parteien von den Prozeßakten Einſicht 
nehmen und ſich Abſchriften erteilen laſſen können, 
was das OLG. dem Antragſteller ses hat, wo» 
gegen den Parteien nicht ein Recht auf Herausgabe 
Piss Schriftſtücke eingeräumt iſt, die einmal Teil 

er Gerichtsakten geworden find. (Beſchl. des V. 8S. 
vom 9. Juni 1909, V B 103/09). 
1650. 
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C. Strafſachen. 


Zur Auslegung des S 303 StPO. Verkehr der Ge: 
ſchworenen mit anderen Perſonen. In einer Schwur⸗ 
gerichtsverhandlung lagen Ueberführungsgegenſtände 
vor. Nachdem ſich die Geſchworenen zur Beratung 
zurückgezogen hatten, ließ ein Geſchworener durch den 
wachhabenden Gendarmen einen Ueberführungsgegen⸗ 
ſtand ins Beratungszimmer holen. Der Vorſitzende 
erfuhr das, veranlaßte, daß die Geſchworenen in den 
Sitzungsſaal zurückkehrten und daß ihnen auf ihren 
Antrag mit Zuſtimmung aller Beteiligten durch Ge⸗ 
richtsbeſchluß alle Ueberführungsgegenſtaͤnde in das 
Beratungszimmer mitgegeben wurden. Die Verteidi⸗ 
gung hatte Reviſion eingelegt, weil ſie in der Tat⸗ 
ſache, daß der wachhabende Gendarm auf Wunſch eines 
Geſchworenen ein Ueberführungsſtück aus dem Sitzungs⸗ 
po in das Beratungszimmer brachte, einen Verkehr 

er Geſchworenen mit anderen Perſonen und einen 
Verſtoß gegen 8 303 StPO. erblickte. Die Reviſion 
wurde verworfen. 
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Aus den Gründen: Allerdings iſt die Selb⸗ 
ſtändigkeit der Beratung und Beſchlußfaſſung einer 
der Hauptgrundſätze des Schwurgerichts; jeder fremde 
Einfluß ſoll davon ferngehalten werden, auch der des 
Richters. Aber nicht jede Berührung mit der Außen⸗ 
welt und den Richtern iſt ausgeſchloſſen; ſchon die 
Herſtellung der loyalen Beziehungen zur Richterbank, 
beiſpielsweiſe im Falle des 8 306 StPO. und am 
Schluſſe der Beratung, bringt das mit ſich. Die zur 
Wahrung des Grundſatzes zu treffenden Maßregeln 
find in die Hand des Vorſitzenden gelegt. (8 303 
Abſ. 2 StPO.) In der deutſchen Gerichtspraxis hat 
115 die Beſtellung einer Wache (eines Gendarmen, 

olizeibeamten oder Gerichtsdieners) herausgebildet; 
' fie dient als Werkzeug, einen Verkehr der Geſchwo⸗ 
renen mit Dritten zu verhindern und mit dem Bor- 
ſitzenden zu vermitteln, ſoweit das Geſetz dieſen letz⸗ 
teren erforderlich macht. Eine Beauftragung dieſes 
Boten oder Bedienſteten innerhalb dieſes Dienſtkreiſes 
durch einen Geſchworenen iſt deshalb an ſich nicht ein 
Verkehr mit der Außenwelt, den Richtern oder an⸗ 
deren Perſonen. Der wachhabende Gendarm hat hier 
auf Wunſch der Geſchworenen ein Ueberführungsſtück 
aus dem Sitzungsſaal in das Beratungszimmer ge⸗ 
bracht. Dies war verfrüht, ehe das Gericht den ent⸗ 
ſprechenden Beſchluß gefaßt hatte, wurde aber durch 
dieſen geheilt und enthielt keine Verletzung des § 303 
Abſ. 1 StPO. (Urt. vom 10. Mai 1909). M. 
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Oberſtes Landesgericht. 


A. Zivilſachen. 
L 


Befugnis des Notars, der die Bewilligung mehrerer 
lasten ne ei bei verſchiedenen Erundbuchämtern 
p vollziehender Eintragungen beurkundet hat, die in 
er Urkunde are Reihenfolge des Vollzugs zu be- 
ſtimmen. (GB. 88 15, 16 Abi. 2; DA. f. d. EBAe. 
5 280, 569). Durch einen vom Notariate N. am 17. Mai 

09 beurkundeten Vertrag verkaufte der Kaufmann 
Wilhelm B. in N. ſeine Anweſen Hs.⸗Nr. 63 und Hs.⸗Nr. 
78 in L. (Amtsgerichts W.), an den Bankier Emil D. 
in N. um 20 500 M. Der Käufer leiſtete eine An⸗ 
zahlung von 4500 M und trat dem Verkäufer eine 
ihm und ſeiner Ehefrau zuſtehende, im Grundbuche 
des Amtsgerichts N. eingetragene Hypothekenforderung 
zu 16 000 M ab. In Ziffer 10 enthält die Urkunde 
unter 1) die Auflaſſungserklärungen mit Bewilligung 
und Beantragung der Eintragung des Eigentumsüber⸗ 
ganges, und unter 2) die Erklärung des en daß 
er die Eintragung des Verkäufers als Gläubigers der 
abgetretenen Forderung bewillige und beantrage. Die 
Urkunde legte der Notar mit zwei für die Grundbuch⸗ 
ämter beſtimmten beglaubigten Auszügen dem Grund- 
buchamt N. mit dem Erſuchen vor, die beantragte Ein⸗ 
tragung vorzunehmen und ſodann die Urkunde mit 
dem für das Grundbuchamt W. beſtimmten Auszuge 
dem Amtsgericht W. zu überſenden. Das Grundbuch⸗ 
amt hat die Eintragung der Abtretung abgelehnt, weil 
die Eintragung des Eigentumsüberganges vorauszu⸗ 
gehen habe. Die Beſchwerde des Emil D. wurde zurück⸗ 
gewieſen. Auf die weitere Beſchwerde des Emil D. hat 
das Oberſte Landesgericht die Entſcheidungen der Vor⸗ 
inſtanzen aufgehoben und das Grundbuchamt ange⸗ 
wieſen, anderweit zu verfügen. 

Gründe: Die im $ 16 Abſ. 2 der GBO. für den 
Fall der Beantragung mehrerer Eintragungen dem 
Antragſteller eingeräumte Befugnis, zu beſtimmen, daß 
die eine Eintragung nicht ohne die andere erfolgen ſoll, 
jest voraus, daß die zuſammenhängenden Anträge bei 

emſelben Grundbuchamte geſtellt ſind, weil nur in 
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dieſem Falle einheitliche Erledigung möglich iſt. Damit 
ſtimmt die DAG Be. (58 280, 569) überein. Ein gegen- 
ſeitiges Benehmen der Grundbuchämter, wie es Predari 
(GBO. Anm. 7 z. § 16 S. 280) für gewiſſe beſondere 
Fälle für geboten erachtet, führt nur zu der begründeten 
Erwartung, daß der zuerſt erfolgenden Eintragung die 
andere alsbald nachfolgen werde, und eine Verpflichtung 
dazu kann aus dem 8 16 Abſ. 2 nicht hergeleitet werden. 
In dem von Predari angeführten Falle ergibt ſie ſich 
aus der landesrechtlichen Vorſchrift, deren Zweck nur 
auf dieſem Wege erreicht werden kann. Eine Eintragung 
mit Vorbehalt der Vornahme einer anderen Eintragung 
durch ein anderes Grundbuchamt, die Oberneck (Reichs⸗ 
grundbuchr. Bd. 1 8 21 zu Note 54) verlangt, ift der 
GBO. fremd. Sind die Anträge bei verſchiedenen 
Grundbuchämtern zu ſtellen, fo darf aus dem Bu- 


fammenhang, in dem ſie ſtehen, nicht die Beſtimmung 


entnommen werden, daß die eine Eintragung nicht ohne 
die andere erfolgen ſoll. Die fehlende Beſtimmung 
über die Reihenfolge, in der die Eintragungen bean⸗ 
tragt werden ſollen, kann, da es ſich nur um eine 
Ergänzung der Anträge handelt, nach § 15 der GB. 
von dem Notare getroffen werden, der die Eintragungs⸗ 
bewilligungen beurkundet hat. Hier iſt die Beſtimmung 
des Notars, der zunächſt die Eintragung der Abtretung 
beantragt hat, ſogar von dem Beſchwerdeführer durch 
den an das Beſchwerdegericht geſtellten Antrag aus⸗ 
drücklich genehmigt worden. Die Genehmigung würde 
die Eintragung auch dann gerechtfertigt haben, wenn 
die in der Urkunde enthaltenen Anträge im Sinne 
des 8 16 Abſ. 2 verbunden geweſen wären. Denn 
der Antragſteller D. hätte ſeinen Antrag dahin ändern 
können, daß die von ihm bewilligte Eintragung ohne 
Rückſicht auf die Eintragung des Eigentumsüberganges 
erfolgen ſolle, und eine Erklärung dieſes Inhalts würde 


nach § 30 GBO. nicht der im § 29 beſtimmten Form 


bedürfen. Der Antrag des Verkäufers B., daß der 

Eigentumsübergang nicht ohne die Eintragung der 

Abtretung eingetragen werden ſolle, würde dadurch 

nicht berührt, die Abtretung würde ja vor dem Eigen⸗ 

tumsübergang eingetragen werden. (Beſchluß des 

I. o. pom 9. Juli 1909, Reg. III. 48/1909). W. 
1664. 


II 


Wie verhält fih das Oberſte Landesgericht nun: 
mehr zur Streitfrage über $ 1445 B68. Darf das 
Grundbuchamt die Eintragung einer Hypothek ablehuen, 
die in einer vor dem Jukraftkreten des Ernndbuchrechts 
errichteten notariellen Urkunde ohne nähere Beſtimmung 
über die Art beſtellt wurde, wenn nach der Anlegun 
des Grundbuchs die Eintragung „als Buch⸗ oder Brief⸗ 
pupei beantragt wird? Aus den Gründen: 
.Die Streitfrage, ob die Vorſchrift des 8 1445 BGB. 
auch für die Belaſtung eines Grundſtücks, das der 
Mann für das Geſamtgut erwirbt, mit einem Rechte 
gilt, deſſen Beſtellung einen Beſtandteil der Gegen⸗ 
leiſtung des Mannes bildet, iſt durch die Entſcheidung 
des Reichsgerichts vom 8. Juli 1908 (Jahrg. 1908 
dieſer Zeitſchrift S. 305) entſchieden. Der Senat kann 
für die Fälle, in denen die i nach den 
Vorſchriften des BGB. begründet worden iſt, die von 
ihm bisher vertretene Rechtsanſicht nach 8 79 Abſ. 2 
EBD. nicht ſelbſt zur Geltung bringen, ſondern müßte 
die Entſcheidung dem Reichsgericht überlaſſen, das von 
ſeiner Anſicht nicht mehr abgehen wird; es muß des⸗ 
halb auch darauf verzichten, ſie für die Fälle feſtzu⸗ 
halten, in denen die Vorſchrift des § 1445 nach Landes- 
geſetz für den Güterſtand einer vor dem Inkrafttreten 
des BGB. Hia Ehe gilt, weil es dem Sinne 
des Landesgeſetzes widerſprechen würde, der Vorſchrift 
in dieſen Fällen eine andere Bedeutung beizulegen, 
als ihr in den Fällen der erſteren Art zukommt. 
2. Der weiteren Beſchwerde kann darin nicht bei⸗ 
getreten werden, daß in der Urkunde die Einigung der 
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Beteiligten über die Ausſchließung der im 8 1116 BGB. 
beſtimmten Erteilung des Hypothekenbriefs enthalten 
ſei. Die Beteiligten haben bei der Errichtung der 
Urkunde, die vor dem Inkrafttreten des Grundbuch⸗ 
rechts ſtattgefunden hat, nicht an die Vorſchriften des 
BGB. über die Hypothek gedacht, ſondern das bis- 
herige Hypothekenrecht als maßgebend angeſehen, das 
eine dem Hypothekenbriefe des BGB. entſprechende 
Urkunde nicht kannte. Wäre die Hypothek noch am 
30. April 1909 in das Hypothekenbuch eingetragen 
worden, ſo würde ſie vom 1. Mai 1909 an nach 
Art. 192 Abſ. 1 EG. z. BGB. als eine Hypothek gelten, 
für welche die Erteilung des Hypothekenbriefs aus⸗ 
geſchloſſen iſt, aber nicht deswegen, weil eine Einigung 
der Beteiligten über die Ausſchließung der Erteilung 
des Briefes anzunehmen ſein würde, ſondern deswegen, 
weil die Uebergangsvorſchrift mit der Tatſache rechnen 
mußte, daß ein Brief nicht vorhanden iſt, und in der 
Umgeſtaltung des beſtehenden Rechtsverhältniſſes nicht 
über das Maß des Notwendigen hinausgehen wollte. 
Für eine Hypothek, die erſt nach dem Inkrafttreten 
des Grundbuchrechts entſtehen ſoll, kommt dieſe Er⸗ 
wägung nicht in Betracht. Wenn die Beteiligten auch 
das bisherige Recht als maßgebend angeſehen haben, 
ſo haben ſie doch nicht deſſen Vorſchriften in den In⸗ 
halt des Rechtsgeſchäftes aufgenommen, ſie haben nicht 
vereinbart, daß die den Verkäufern beſtellte Hypothek 
eine Hypothek des bisherigen Rechtes ſein ſoll, die 
nach dem 30. April 1909 nicht mehr entſtehen konnte, 
ſondern haben es bei dem geltenden Rechte belaſſen 
und müſſen deshalb die vor der Entſtehung der Hypo⸗ 
thek eingetretene Rechtsänderung hinnehmen, wie die 
Vorſchriften des BGB. zur Anwendung kommen wür⸗ 
den, wenn ſie den Vertrag erſt am 1. Mai 1909 ge⸗ 
ſchloſſen und dabei nicht gewußt hätten, daß das 
Grundbuch als angelegt galt. Das LG. hat aber die 
Anträge mißverſtanden. Die Beſchwerdeführer haben 
nicht geltend gemacht, daß ſie ſich nachträglich über 
die Ausſchließung der Erteilung des Hypothekenbriefs 
geeinigt hätten und nicht ſchlechthin beantragt, die 
Hypothek mit dem Vermerk einzutragen, daß die Er⸗ 
teilung des Briefes ausgeſchloſſen ſei, ſondern den 
Antrag geſtellt, die Hypothek ſo einzutragen, wie die 
in der Urkunde enthaltene Beſtellungserklärung zu 
verſtehen iſt, wenn ihre Auslegung der beurkundeten 
Erklärung gebilligt wird, mit dem Vermerke, wenn 
die gegenteilige Auslegung für richtig erachtet wird, 
ohne den Vermerk, ſie haben von Anfang an nur 
Eintragung der in der Urkunde beſtellten Hypothek 
verlangt und die Auslegung der Beſtellungserklärung 
dem Grundbuchamt und dem Beſchwerdegericht anheim⸗ 
gegeben. Die Ablehnung der Eintragung ohne den 
Vermerk, daß die Erteilung des Briefes ausgeſchloſſen 
fei, war daher nicht gerechtfertigt. (Beſchl. des I. 8S. 
vom 11. Juni 1909, Rep. III 40/1909). W. 
1670 


Oberlandesgericht München. 


Neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund. Das AG. 
hat dem Konkursverwalter als Vergütung für die 
e und die baren Auslagen insgeſamt 
350 + 250 = 600 M ftatt der liquidierten 450 + 327.95 
= 777.95 M feſtgeſetzt und insbeſondere den für acht 
Reiſen des Konkursverwalters liquidierten Betrag zu 
8 x 12 = 96 M „Diäten“ abgeſtrichen, weil die RAGO. 
auf die Tätigkeit eines Konkursverwalters keine Mn- 
wendung finde und die durch die Reiſen verurſachte 
anderweitige Geſchäftsverſäumnis ſchon durch das Hono⸗ 
rar abgegolten werde. Das LG. hat auf die Beſchwerde 
des Konkursverwalters die ee ee auf 
400 M und die Auslagen unter Erhöhung der Poſten 
für Fuhrwerk und Schreibauslagen auf 330.45 M feſt⸗ 
geſetzt, hinſichtlich der Diäten es aber bei dem Abſtrich 
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des Erſtrichters belaſſen, weil er „aus den von ihm 
angegebenen“ Gründen gerechtfertigt ſei. Mit der 
weiteren Beſchwerde will der Konkursverwalter auch 
die Feſtſetzung dieſer Diäten wenigſtens in Höhe von 
9 M pro Tag als angemeſſene Vergütung des Mehr- 
verbrauchs auf der Reiſe, ein Geſichtspunkt, an den 
weder das AG. noch das LG. gedacht habe, und der 
ſchon deshalb einen neuen ſelbſtändigen Beſchwerde⸗ 
grund bilde, weil ſelbſt bei Berückſichtigung dieſer Bar⸗ 
auslagen gelegentlich der Honorarerhöhung durch das 
LG. nicht erſichtlich ſei, wieviel hieraus auf den er⸗ 
wähnten Mehraufwand treſſe. Die Beſchwerde wurde 
verworfen. 

Gründe: Die Ausführungen des Beſchwerde⸗ 
führers ſind nicht geeignet, die Annahme eines neuen 
ſelbſtändigen Beſchwerdegrunds zu rechtfertigen; denn 
hierzu genügt nicht, daß die weitere Beſchwerde einen 
neuen, von den Vorinſtanzen gleichmäßig ungeprüften 
Geſichtspunkt bringt, ſondern es muß ſchon die Ent⸗ 
ſcheidung des Beſchwerdegerichts dem Beſchwerdeführer 
ungünſtiger geweſen ſein als diejenige des Erſtgerichts. 
Dies ift hier offenſichtlich nicht der Fall; denn das 
SG. hat ziffermäßig dem Beſchwerdeführer mehr zu- 
gebilligt als der Erſtrichter und auch hinſichtlich des 
Diätenabſtrichs eine dem Beſchwerdeführer ungünſtigere 
Entſcheidung als der Erſtrichter nicht getroffen, viel⸗ 
mehr deſſen Gründe nur beſtätigt. Daß in einer teil⸗ 
weiſen — übrigens nicht vorliegenden — Berückſich⸗ 
tigung des Reiſemehraufwands bei der Erhöhung des 
Honorars nicht eine Verſchlechterung der Entſcheidung 
zuungunſten des Beſchwerdeführers liegen würde, be⸗ 
darf keiner weiteren Ausführung: eine Begründung zu 
jeder Einzelheit zu geben, waren die Inſtanzgerichte 
nicht verpflichtet (RG Z. Bd. 30 S. 339; Bd. 60 S. 406). 
(Beſchl. vom 23. April 1909; Beſchw.⸗Reg. Nr. 285/09 I). 
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Oberlandesgericht Zweibrücken. 


Unvereinbarkeit der Stellung als Mitglied des Anf: 
ſichtsrates einer Aktiengeſellſchaft mit der Tätigkeit als 
Gehilfe eines Maklers, der im Intereſſe der Aktien⸗ 
geſellſchaft und des mit ihr Geſchäfte machenden Dritten 
tätig ift. Berſton wider das Geſetz und die guten 
Sitten. Die Inhaber eines Liegenſchaftsbureaus ver⸗ 
mittelten 1904 den Verkauf der der Aktiengeſellſchaft 
3 Werke“ in R. in Liquidation gehörigen Fabrik⸗ 
anlage ſamt Maſchinen an ein in der Nachbarſchaft 
befindliches Konkurrenzunternehmen, gleichfalls eine 
Aktiengeſellſchaft; ſie erhielten als Maklerlohn von 
der Verkäuferin 2% , von der Käuferin 1½% des 
Kaufpreiſes. Der Agent S. erhob Klage gegen die 
Vermittler auf Bezahlung eines Anteils an dieſem 
Maklerlohn, indem er behauptete, er ſei im Auftrage 
der Beklagten als deren Gehilfe in einem der Ver⸗ 
mittelung des Geſchäftes günſtigen Sinne tätig ge⸗ 
weſen. Das LG. hat die Beklagten verurteilt; es 
erachtete als feſtgeſtellt und entſcheidend, daß die Be⸗ 
klagten eine nach 8 653 BGB. zu beurteilende Ber- 
mittlertätigkeit des ihnen als gewerbsmäßiger Makler 
bekannten Klägers in Anſpruch genommen haben, daß 
der Kläger, der mit Rückſicht auf ſeine Stellung als 
Mitglied des Aufſichtsrates der A.⸗G. in R. nach außen 
als Vermittler nicht habe auftreten, nach innen aber 
als aus erſter Hand informierter Aufſichtsrat der Ver⸗ 
käuferin und dazu als Freund des Direktors der 
Käuferin die wertvollſten Dienſte haben leiſten können, 
eine Vermittlertätigkeit im Intereſſe der Beklagten 
geübt habe und daß das Zuſtandekommen des Kauf⸗ 
geſchäftes mit auf dieſe Vermittelung zurückzuführen 
ſei. Das Urteil iſt auf die Berufung der Beklagten 
aufgehoben und die Klage abgewieſen worden. 

Aus den Gründen: Der Kläger ſtützt ſeinen 
Anſpruch darauf, daß er eine Vermittlertätigkeit nicht 


im einfeitigen Intereſſe der in Liquidation befindlichen 
Geſellſchaft als deren Vertrauensmann und Beauf⸗ 
tragter entfaltet hat, ſondern daß er als Makler oder 
als Gehilfe der Beklagten in beiderſeitigem Intereſſe 
der Kaufvertragsparteien gehandelt hat. Auf Grund 
einer ſo gearteten Tätigkeit ſteht ihm ein verfolgbarer 
Lohnanſpruch nicht zu: die Annahme eines ſolchen 
Auftrages, die Ausbedingung und Annahme eines 
ſolchen Lohnes iſt mit dem Geſetze nicht vereinbar und 
verſtößt wider die guten Sitten. Der Kläger war be⸗ 
ſoldetes Mitglied des Aufſichtsrates der Geſellſchaft 
in R., alſo auf Grund eines mit ihr geſchloſſenen 
Dienſtvertrages Mitglied eines Geſellſchaftsorganes: 
er hatte in der umfaſſenden Weiſe, wie dies die 
88 246 ff. HGB. vorſchreiben, neben dem Vorſtande, 
den Liquidatoren, der Generalverſammlung die Ge- 
ſchäfte der Geſellſchaft zu führen und innerhalb des 
ihm von Geſetz und Geſellſchaftsvertrag zugewieſenen 
Pflichtenkreiſes die Intereſſen der Geſellſchaft wahr⸗ 
zunehmen. Nach dem Geſetze iſt die | äftsführung 
des Aufſichtsrates in erſter Linie eine kontrollierende 
Ueberwachung der Tätigkeit des Vorſtandes wie der 
Geſellſchaft überhaupt; infolge irgendwelcher Um⸗ 
ſtände kann aber der Aufſichtsrat jeden Augenblick in 
die Lage kommen, entweder in iak Geſamtheit für 
die Geſellſchaft eine weitgehende und in gewiſſem 
Sinne durch den Geſellſchaftsvertrag nicht einſchränk⸗ 
bare Vertretungsbefugnis zu üben oder irgend eines 
ſeiner Mitglieder zum Vertreter der Geſellſchaft in 
Anſehung beſtimmter Geſchäfte zu beſtellen. Für die 
Zeit der Liquidation iſt der geſetzliche Pflichtenkreis 
des Aufſichtsrates nicht verkleinert, inſonderheit iſt 
die Ueberwachungspflicht gegenüber den Liquidatoren 
die gleiche wie gegenüber dem Vorſtande; tatſächlich 
wird die Tätigkeit und Arbeitsleiſtung des Aufſichts⸗ 
rates in dieſem Stadium eine um ſo größere, ver⸗ 
antwortungsvollere, in die Intereſſen der Geſellſchaft 
um ſo einſchneidendere ſein, als zu dieſer Zeit natur⸗ 
gemäß die für das ſchließliche finanzielle Ergebnis 
folgenſchwerſten Geſchäfte abgewickelt und vom Auf⸗ 
ſichtsrate geprüft werden müſſen. Von dieſem Geſichts⸗ 
punkte aus ergibt ſich die Unvereinbarkeit der Stellung 
als Aufſichtsratsmitglied mit der Annahme eines von 
außen her, ſei es vom Kaufliebhaber direkt, ſei es 
von einem durch dieſen in Anſpruch genommenen Makler, 
herantretenden Auftrages zur ſelbſtändigen oder hilfs⸗ 
weiſen Vermittelung eines Geſchäftes der Geſellſchaft 
mit einem Dritten. Sie ergibt ſich, weil die Stellung 
als Makler die Entfaltung einer Tätigkeit mit ſich 
bringt, die nicht rein den Intereſſen der Geſellſchaft, 
ſondern und zwar in gleichem Maße denen des Dritten 
dienen ſoll, die alſo, da das Zuſtandekommen eines 
Kaufgeſchäfts über eine ganze Fabrik⸗ und Maſchinen⸗ 
anlage naturgemäß ohne ein gegenſeitiges Nachgeben 
nicht erreichbar iſt, notwendigerweiſe einmal auch ihre 
Spitze gegen die Geſellſchaft kehren muß. Dieſe Un⸗ 
vereinbarkeit der Stellung als Aufſichtsrat mit der 
Stellung eines auch für die Gegenſeite tätigen Maklers 
wächſt mit der Natur und dem Gegenſtande des Ge⸗ 
ſchäfts. Der Aufſichtsrat einer A.⸗G. mag neben ſeiner 
Tätigkeit als Kontrollorgan die umfaſſenden Aufgaben 
verfolgen, deren Löſung ihm die Gewohnheit des ge⸗ 
ſchäftlichen Lebens zumutet [Verwaltungsrat, Sach⸗ 
verſtändigenbeirat, Agentenſtab des Vorſtandes (nicht 
eines Dritten!) fein] — vgl. Vhdlgen. des 28. Ju- 
riſtentages I 23, III 202, 588 — oder er mag ſich 
einzig der Erfüllung ſeiner Ueberwachungspflicht 
widmen; im einen wie im andern Falle iſt zu ver⸗ 
langen, daß ſich der Aufſichtsrat als Ganzes und daß 
ſich das einzelne Mitglied mit Energie, Fleiß und 
Pflichttreue ſeiner Tätigkeit hingibt und die Ein⸗ 
miſchung in Angelegenheiten vermeidet, aus denen ſich 
eine Pflichten⸗ und Intereſſenkolliſion ergibt. Keiner 
beſonderen Ausführung bedarf es, daß das Auſſichts⸗ 
ratsmitglied, zumal das beſoldete, wenn es ſeine geſetz⸗ 
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liche Pflicht hintanſetzt, und ſich mit Geſchäften befaßt, 
die zwar ihm Vorteile bringen, aber mit ſeinen 
Pflichten unvereinbar ſind und dem Intereſſe der⸗ 
jenigen Perſon widerſprechen, deren Organ er iſt, 
nicht nur gegen das Gefetz, ſondern auch gegen die guten 
Sitten verſtößt. Nicht ernſt zu nehmen iſt das Vor⸗ 
bringen des Klägers, er ſei erſt zuletzt, als die Geſell⸗ 
ſchaft in R. ſchon in Vermögensrückgang und dem 
Zuſammenbruche nahe war, in deren Aufſichtsrat ein⸗ 
getreten und daß die Stelle eine ſchlecht dotierte ge⸗ 
weſen fei. Die Pflicht- und Sittenwidrigkeit ift dieſelbe. 
Auch das iſt gleichgültig, wenn in der Tat, wie 
der Kläger behauptet, die das Schickſal der Geſell⸗ 
chaft in R. entſcheidenden Maßnahmen von den Liqui⸗ 
atoren im Verein mit einem von den Obligationären 
und Gläubigern der Geſellſchaft gebildeten Gläubiger⸗ 
ausſchuß getroffen worden ſind; es war ſeine Pflicht 
als Mitglied des Aufſichtsrates, die Schritte der Liqui⸗ 
datoren zu überwachen und dieſe Pflicht wurde ver⸗ 
ſchärft, wenn ein beſonders die Intereſſen der Gläu⸗ 
biger vertretendes Organ da war, deſſen vielleicht 
mächtigem Einfluſſe gegenüber es galt, die Intereſſen 
der Aktionäre wahrzunehmen. Der Kläger vermag ſich 
dem durch die Stellung als Aufſichtsratsmitglied der 
Geſellſchaft in R. und als Vertrauensmann des Direk⸗ 
tors der Vertragsgegnerin geſchaffenen Dilemma nicht 
zu entziehen; im richtigen Empfinden, daß er, wenn 
er nur im Intereſſe der eigenen Geſellſchaft tätig ge⸗ 
worden, nichts anderes als ſeine Pflicht getan hätte 
und ein etwaiges Mehr von Arbeit ſich von der 
eigenen Geſellſchaft bezahlen laſſen müßte, betont er 
ganz ausdrücklich, daß er auch im Intereſſe der Ver⸗ 
tragsgegnerin, der durch ſeinen Freund vertretenen 
Konkurrenzgeſellſchaft, tätig geweſen ſei, und ſtellt ſo 
das geſetz⸗ und ſittenwidrige ſeiner SE Y 
nur um fo deutlicher heraus. (Urt. v. 13. April 1909, 
L 228/08). | 
1604 Mitg. v. Oberlandesgerichtsrat Lunglmayr in Zwelbrücken. 


Literatur. 


Warnehers Jahrbuch der Entſcheidungen. Das Ver- 
waltungsrecht (mit Ausſchluß des Arbeiter⸗ 
verſicherungsrechtes) begonnen von Dr. Paul Fiſcher, 
Regierungsrat in Berlin, fortgeſetzt von Dr. Nein: 
hold Naſchke, Oberregierungsrat bei der kgl. Kreis⸗ 
hauptmannſchaft in Leipzig. 2. Jahrgang enthaltend 
die Literatur und Rechtſprechung des Jahres 1908 
zu 78 Geſetzen. XVI, 199 S. Leipzig 1909, Roß⸗ 
bergſche Verlagsbuchhandlung. Gebd. Mk. 5.— 


Schroeder Erich, I. Staatsanwalt beim Oberlandes⸗ 
gericht in Colmar i. E., und Dr. P. Albrecht, Staats⸗ 
anwalt in Colmar E., Grund buch⸗Ent⸗ 
ſcheidungen nebſt Verweiſungen a. d. Literatur 
VI. Bd. VIII, 197 S. Leipzig 1908, Dieterich'ſche 
Verlagsbuchh. Mk. 4.—; gbd. Mk. 4.50. 

Wir verweiſen auf die Beſprechung im Jar- 

gang 1905 S. 374. 


Frommhold, Dr. Sg, Profeſſor in Greifswald, und 
TEP Dr. Krückmann in Münſter, Spruchrecht 
zur Handelsgeſetzgebung. Ausgew. höchſt⸗ 
richterliche Entſcheidungen in der Syſtematik des 
Handelsgeſetzbuches, der Wechſelordnung und der 
wichtigeren Nebengeſetze zur Einführung in das 
Rechts⸗ und Wirtſchaftsleben. IV, 314 S. Münſter, 
E. Obertüſchens Buchhandlung. Geh. Mk. 15.—. 

Wir verweiſen auf die Beſprechung der ähnlich 
angelegten Sammlung bürgerlich⸗ rechtlicher Entſchei⸗ 

dungen im Jahrgang 1908 S. 323. 
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Kommentar zum Börſengeſetz. Auf Veranlaſſung des 
Zentralverbandes des Deutſchen Bank⸗ und Bankier⸗ 
gewerbes bearbeit. von Dr. H. Nehm, Profeſſor in 
Straßburg i. E., Dr. H. Trumpler, Syndikus der 
Handelskammer in Frankfurt a. M., Heinrich Dove, 
Geh. Juſtizrat, Syndikus der Handelskammer in 
Berlin, Dr. Eruſt Nenkamp, Oberlandesgerichtsrat 
in Köln, Dr. Schmidt⸗Ernſthanſen, Rechtsanwalt in 
Düſſeldorf, Dr. James Breit, Rechtsanwalt in Dresden, 
mit einem Vorwort von Geh. Juſtizrat Profeſſor 
Dr. J. Rieſſer in Berlin. VIII, 464 ©. Berlin 1909. 
J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung. Geb. Mk. 13.—. 


Dieſer umfaſſende Kommentar gibt dem Juriſten 
die höchſt erwünſchte genaue Aufklärung über die ihm 
in der Regel wenig geläuſige Materie. Trotz der 
großen Zahl der Mitarbeiter iſt die Anlage des Werkes 
einheitlich geworden. Beſonders zweckmäßig iſt es, 
daß im Anhang eine höchſt eingehende Darſtellung 
des Rechtes der Effektenkommiſſion beigegeben iſt. 


von der Pfordten. 


Willenbücher, weiland Geh, Juſtizrat und Oberlandes⸗ 
gerichtsrat, Die Konkursordnung nebſt An⸗ 
fechtungsgeſetz. Dritte vollſtändig neu be⸗ 
arbeitete Auflage von Dr. Fritz Günther, Landrichter 
in Berlin. 408 S. Berlin 1909. H. W. Müller. 
Geb. Mk. 10.—. 


Die verſtändnisvoll bearbeitete neue Auflage bietet 
in gedrängter Form ziemlich viel. Trotz ſorgfältiger 
Berückſichtigung der neueſten Literatur und der Recht⸗ 
ſprechung wurde ein angemeſſener Umfang nicht über⸗ 
ſchritten. von der Pfordten. 


Notizen. 


Das Abkommen mit den Vereinigten Staaten von 
Amerika über den gewerblichen Rehtsihug vom 23. Fe: 
bruar 1909 (RGBl. S. 895). Nach § 11 des PatG. 
kann ein Patent unter beſtimmten Vorausſetzungen 
zurückgenommen werden, wenn der Patentinhaber die 
Erfindung nicht im Inland ausführt. In den Ver⸗ 
einigten Staaten gibt es zurzeit einen Zwang zur 
Ausführung von Patenten nicht (Denkſchrift zu dem 
Abkommen; Reichstagdruckſache Nr. 1377/09). Das 
Abkommen ſichert den Angehörigen der Vereinigten 
Staaten zu, daß ſie in Deutſchland behandelt werden 
wie in ihrem Heimatſtaate. Die Amerikaner genießen 
alſo in Deutſchland eine beſſere Rechtsſtellung als die 
Deutſchen ſelbſt. Die ihnen in Deutſchkand verliehenen 
Patente können nicht zurückgenommen werden, wenn 
ſie nicht ausgeführt wurden. Von Wert iſt das Ab⸗ 
kommen für Deutſchland erſt, wenn die Vereinigten 
Staaten in Zukunft die Ausführung der gewerblichen 
Schutzrechte im Inlande vorſchreiben ſollten. Dann 
wird die Ausführung in dem Gebiete des Deutſchen 
Reichs der eichen. in dem Gebiete der Vereinigten 
Staaten gleichſtehen. Damit ſoll nach der Denkſchrift 
das Intereſſe der Induſtriezweige gewahrt werden, 
die auf die Ausfuhr patentierter Erzeugniſſe ange⸗ 
wieſen find. Siehe auch § 16 des MuſtG. vom 11. Ja- 
nuar 1876. 
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Die amtliche Feſtſtellung des Wertes der Grund⸗ 
faae ift unter Aufhebung der bisherigen Vorſchriften, 
nsbeſondere der Inſtruktion für die Schätzungen und 
Schätzmänner in Hypothekenſachen vom 13. März 1823 
(Regl. S. 499) neu geregelt durch die Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1909 (JM Bl. S. 307). Im weſentlichen 


(88 1—28) enthält die Bekanntmachung Ausführungs⸗ 
vorſchriften zu Art. 87 AG. z. BGB.; auf andere als 
die dort erwähnten Schätzungen beziehen ſich nur die 
§§ 29 und 30. Die Vorſchriften bringen keine grund⸗ 
ſätzlichen Aenderungen, 1 regeln das Schätzungs⸗ 
auh nur etwas eingehender und genauer. Hervor⸗ 
zuheben ſind die Vorſchriften über die Ernennung und 
ihre Zurücknahme (88 5, 8), die Neufaſſung der Eides⸗ 
formel ($ 6), die Vorſchriften über die Schätzerliſte 
($ 11) und die Anleitungen zur Beſtimmung des Ver⸗ 
kaufswertes (88 17—21). Für die Gebühren der 
Schätzmänner waren bisher noch die Vorſchriften der 
Verordnung vom 22. September 1879 (die Gebühren 
der Zeugen und Sachverſtändigen in der nichtſtreitigen 
Rechtspflege betr.) maßgebend. Künftig wird die 
GebO. für Zeugen und Sachverſtändige vom 30. Juni 
1878 Anwendung finden ($ 28). Bei nichtamtlichen 


Schätzungen kommt es auf die Vereinbarung der Be⸗ 


teiligten an (8 29 Abſ. 2). 
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Die Praxis der geprüften Nechtspraktikanten. Eine 
bedeutungsvolle Neuerung hat die Bekanntmachung vom 
15. Juli 1909 (JM Bl. S. 325) gebracht. Die im 8 20 
der Bekanntmachung vom 7. Januar 1901 vorge⸗ 
ſchriebene o8 „notwendige Nachpraxis“ ift auf- 
gehoben. Nur für die Bewerber um Anftellung als 
Notar bleibt es im weſentlichen bei den bisherigen 
Vorſchriften: ſie haben nachzuweiſen, daß ſie wieder⸗ 
holt als Verweſer eines Notariats zur Zufriedenheit 
Dienſte geleiſtet haben. Dagegen fällt für die Be⸗ 
werber um das Richteramt die ſechsmonatige Praxis 
in der freiwilligen Gerichtsbarkeit und im Grundbuch⸗ 
und Hypothekenweſen, für die Bewerber um An⸗ 
ſtellung im ſtaatsanwaltſchaftlichen Dienſte die vier⸗ 
monatige Praxis bei einer Staatsanwaltſchaft fort. 
Den Bewerbern bleibt es überlaſſen, wie ſie innerhalb 
des Rahmens der SS 1 und 2 der VO. vom 7. Januar 
1901 die Praxis nach dem Beſtehen der zweiten Pri- 
fung fortſetzen wollen. Doch hat ſich das Miniſterium 
vorbehalten, den um Anſtellung Nachſuchenden eine 
Praxis beſtimmter Art oder die Verlängerung der 
Praxis aufzuerlegen, falls ſich Zweifel darüber ergeben, 
ob ſie ihre Fortbildung richtig gefördert haben. 

1675 


Der Verkehr der Inſtizbehörden mit den Gemeinde⸗ 
behörden. Die Form des Verkehrs der mittelbaren 
Gemeindebehörden und der Standesbeamten in mittel⸗ 
baren Gemeinden mit den Amtsgerichten war früher 
geregelt durch die Bek. vom 4. März 1885 (JM Bl. 
S. 75/76). Es konnte zweifelhaft fein, wieweit dieſe 
Vorſchriften durch die Bek. der Zivilſtaatsminiſterien 
über die Vereinfachung des dienſtlichen Verkehrs vom 
28. April 1901 (GVBl. S. 379) berührt worden waren. 
Beſeitigt waren jedenfalls die in Nr. 1 der Bek. vom 
4. März 1885 vorgeſchriebenen Unterwürfigkeitsformeln 
(8 3 der Bek. vom 28. April 1901). Dagegen konnte 
allenfalls die Vorſchriſt der Nr. 2 noch Geltung bean⸗ 
ſpruchen, wonach die „beauftragende Schreibweiſe“ an= 
zuwenden war, wenn an die Gemeindebehörden als 
Hilfsorgane der Amtsgerichte geſchrieben wurde. Durch 
die Bek. vom 16. Juli 1909 (IMBI. S. 326) ift nun 
jeder Zweifel gehoben. Im 1 mit den Gemeinde⸗ 
behörden und — von einigen Ausnahmefällen ab⸗ 
geſehen — auch im Verkehre mit den Standesämtern 
ift künftig ſtets die Form des „Erſuchens“ anzuwenden. 
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| i Das Reichsgericht hat ſich in konſtanter Redt- 
Das Neichsgeſetz gegen den unlauteren — ara gericht 3 | n 3 * > 


Wettbewerb. nn T 7 5 1 i 

17673 30 zu M: auch dazu beſtimmt iſt, illoyale Handlungen irgend⸗ 

Von Ratsaſſeſſor Dr. juris Chriſtian Weiß in Nürnberg. welcher Art im Verkehr hintanzuhalten. $ 826 
Am 7. Juni 1909 wurde das Reichsgeſetz BGB. hatte daher Anwendung zu finden neben 
zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes in den Vorſchriften des Wettbewerbgeſetzes in der 
neuer Faſſung verkündigt (Nr. 31 des RGBl. | Weile; daß zunächſt die ſpeziellen Vorſchriften des 
S. 499 ff.). Das neue Geſetz hat weſentliche und | Geſetzes vom 27. Mai 1896 zur Anwendung 
grundlegende Aenderungen gebracht; es feien deffen | famen und überall, wo fie verſagen, gleichgültig, 
wichtigſte Beſtimmungen im folgenden kurz erörtert. ob innerhalb oder außerhalb der von ihnen er⸗ 
, griffenen Teile einer Materie, mußte § 826 BGB. 

I. Die Generalklauſel. zur Ausfüllung der Lücken 3 werden 


Bei der Beratung des Geſetzes vom 27. Mai (Finger S. 7 und S. 374 ff. l 

1896 hatte erft in der Kommiſſion des Reich⸗ , Pas neue Gefeg hat nun eine Generalklauſel 
tages ein Kommiſſionsmitglied die Frage ange- | eingefügt und in § 1 beftimmt: 
ſchnitten, ob nicht, wenn ein Spezialgeſetz gegen „Wer im geſchäftlichen Verkehre zu Zwecken 
den unlauteren Wettbewerb, insbeſondere gegen 
die Ausſchreitungen im Reklameweſen, beſtehe, 
dennoch neben ihm auf Grund der allge⸗ 
meinen Prinzipien des Rechtes und namentlich 
des in Ausſicht ſtehenden BGB. Anſprüche geltend 
zu machen ſeien, welche auf Bekämpfung des un⸗ 
lauteren Wettbewerbes abzielen. Ein Vertreter 
des Bundesrates erklärte auf dieſe Anfrage als 
feine perſönliche Meinung, da der Entwurf 
ſich des Generaliſierens enthalte und die 

Bezeichnung „unlauterer Wettbewerb“ nur in der 
Ueberſchrift vorkomme und auch hier nur die Be⸗ 
deutung einer zuſammenfaſſenden Inhaltsangabe 
habe, da ferner der § 1 eine Reihe feſtbegrenzter 
Tatbeſtände aufzähle, ſo ſei, was außerhalb dieſer 
Grenzen liege, nicht Gegenſtand des Entwurfes 
und nach ſeiner Auffaſſung für die Anwendung 
der ſonſt geltenden allgemeinen Rechtsvorſchriften 
frei. Es bezog ſich dieſe Erörterung allerdings 
nur auf den $ 1 in ſeiner damaligen Faſſung, 
wo auch die Worte „über geſchäftliche Verhält⸗ 
niſſe“ im Texte fehlten. Es hat ſich aber die 
Streitfrage erhalten auch gegenüber dem Geſetze 
ſelbſt und zwar in erweitertem Umfange, inſoferne 
als ſie jetzt dahinging, ob und inwieweit gegen⸗ 
über den Beſtimmungen des Wettbewerbgeſetzes 
der § 826 BGB. Geltung beanſpruchen könne. 


gegen die guten Sitten verſtoßen, kann auf Unter⸗ 
laſſung und Schadenserſatz in Anſpruch genommen 
werden.“ 

Der Geſetzgeber hat mit dieſer Beſtim⸗ 
mung den Boden der deutſchen Rechtsentwick⸗ 
lung verlaſſen und ſich der franzöſiſchen Rechts⸗ 
auffaſſung angeſchloſſen. In Frankreich, wo ſich 
die Schäden der Gewerbefreiheit bald zeigten und 
den Ruf nach Abhilfe gegen ihre zügelloſe Aus⸗ 
nützung laut werden ließen, hat man im Anſchluß 
an einige Artikel des franzöſiſchen Zivilgeſetzbuches 
einen allgemeinen Begriff der concurrence d6- 
loyale, des unlauteren Wettbewerbes, aufgeſtellt 
und darunter alle Handlungen verſtanden, die 
bezwecken, die Kundſchaft eines induſtriellen oder 
ſonſtigen Etabliſſements abſpenſtig zu machen.) 
Im Laufe der Zeit hat man dann eine Reihe 
von Spezialgeſetzen erlaſſen, die einzelne, beſtimmte 
Handlungen des unlauteren Wettbewerbes als 
beſonders ſchlimm, vielfach auch als ſtrafbar hin⸗ 
ſtellen; im übrigen hat es aber heute noch bei 


1) Allart, Traité théorique et pratique de la c. d. 
Paris 1892 N. 1 jagt: „La concurrence déloyale est tout 
agissement, toute manœuvre ayant pour but de détourner 


maison de commerce“. 


des Wettbewerbes Handlungen vornimmt, die 


la clientèle d'un établissement industriel ou d'une 
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den allgemeinen Beſtimmungen des Code civil 
ſein Bewenden. Die deutſche Rechtsentwicklung 
war entgegengeſetzt. Wir hatten bereits eine 
Reihe von Spezialgeſetzen, welche Handlungen be⸗ 
treffen, die unter den Begriff des unlauteren 
Wettbewerbes im allgemeinen gebracht werden 
können. Es zählen hierher vor allem die Geſetze 
über das gewerbliche und geiſtige Urheberrecht, 
insbeſondere das Geſetz zum Schutze der Waren⸗ 
bezeichnungen vom 12. Mai 1894. Den Abſchluß 
der Entwicklung bildete das Geſetz vom 30. Mai 
1896, welches den Schutz gegen den unlauteren 
Wettbewerb auf breiterer Baſis behandelte. 


Durch dieſen äußerlichen, formellen Unter⸗ 
ſchied war auch eine materielle Verſchiedenheit 
verurſacht. Anders wie in den Gebieten des 
romaniſchen Rechtes hat ſich bei uns ein all⸗ 
gemeiner Begriff des unlauteren Wettbewerbes 
nicht gebildet. Als ſich der Geſetzgeber bei der 
Schaffung des Geſetzes vom 30. Mai 1896 vor 
die Alternative geſtellt ſah, den Schutz gegen den 
unlauteren Wettbewerb durch die Aufſtellung einer 
allgemeinen Rechtsnorm, jet es in mehr oder 
weniger wörtlicher Anlehnung an die Beſtimmungen 
des franzöſiſchen Rechtes, ſei es durch ein Verbot 
des unlauteren Wettbewerbes ſchlechthin, zu ge- 
währen oder nach deutſcher Rechtsauffaſſung nur 
beſtimmte, nach den gemachten Erfahrungen für 
den redlichen Geſchäftsmann beſonders gefährliche 
und nachteilige Mißbräuche zu verhindern, iſt die 
Entſcheidung zugunſten der zweiten Alternative 
gefallen; nicht jede nur irgendwie denkbare Er⸗ 
ſcheinungsform unredlicher Geſchäftsgebarung wurde 
. vom Wettbewerbgeſetze des Jahres 1896 getroffen, 
ſondern nur beſtimmte, erſchöpfend aufgezählte 
Handlungen waren es, welche nach dieſem Geſetze 
zivil⸗ oder ſtrafrechtliche Folgen nach ſich ziehen 
konnten. 

Jetzt iſt die Entſcheidung zugunſten der erſten 
Alternative gefallen. Der ſubſidiäre Schutz des 
§ 826 BGB. wurde nicht mehr für genügend 
erachtet und um eine Lücke des Geſetzes aus⸗ 
zufüllen und um einem angeblich vorhandenen 
dringenden Bedürfnis abzuhelfen, wurde $ 1) 
geſchaffen. 8 826 BEB. fekt voraus: 


1. Daß einem anderen ein Schaden 
zugeſügt iſt; klageberechtigt iſt nur der tat⸗ 
ſächlich Geſchädigte. Darüber, ob dem Kläger 
ein Vermögensſchaden entſtanden iſt, hat zwar 
das Gericht nach freier Ueberzeugung zu entſchei⸗ 
den; immerhin muß ein Schaden tatſächlich feſt⸗ 
ſtellbar ſein. Die Klage auf Unterlaſſung 
eines mit dem § 826 in Widerſpruch ſtehenden 
Verhaltens kann auch nur dann geſtellt werden, 
wenn ein ſolches Verhalten bereits erfolgt und 
die 1 einer Fortſetzung begründet ift (Pland 
8 826 Anm. 3). 


2) 81 uſw. ohne ne 008 ab bedeutet ſtets 
das neue Geſetz vom 7. Juni 1 
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2. Daß der Schaden vorſaäͤtzlich zuge⸗ 
fügt wurde. Es genügt für den ſubjektiven 
Tatbeſtand des § 826 nach der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts das Bewußtſein des Ver⸗ 
letzers, daß durch ſein Vorgehen ein gewiſſer Kreis 
ſeiner Erwerbsgenoſſen, darunter event. die klagende 
Partei geſchädigt werden könne; immerhin muß 
eine Schädigung tatſächlich gewollt ſein. 

Man hat den Tatbeſtand des § 826 von 
dieſen Beſchränkungen befreit und die General⸗ 
klauſel in der angegebenen Weiſe eingefügt. In 
der erſten Leſung der 35. Kommiſſion einigte man 
ſich nach einer prinzipiellen Ausſprache vorbehalt⸗ 
lich der Faſſung auf die Einfügung der General⸗ 
klauſel in das Geſetz. Es war jedoch im weſent⸗ 
lichen hierbei an eine Faſſung gedacht, die in 
zwei Punkten vom § 826 BGB. abweichen ſollte: 

1. Der Beklagte ſollte den Schaden auch dann 
erſetzen müſſen, wenn ein Verſtoß gegen die guten 
Sitten nur objektiv, nicht nach der Vorſtellung 
des Beklagten vorliegt, dieſer aber den tatſächlichen 
Irrtum verſchuldet hat, alfo den unſittlichen Cha⸗ 
rakter der Handlung hätte wiſſen müſſen. 

2. Bezüglich der Schadenszufügung ſollte nicht 
einmal Fahrläſſigkeit verlangt werden; der Be⸗ 
klagte ſollte ſelbſt dann haften, wenn er auch bei 
größter Sorgfalt die Entſtehung eines Schadens 
nicht vorausſehen konnte. 

Die in zweiter Leſung vorgeſchlagene Faſſung 
geht noch über dieſe Forderungen hinaus, inſofern als 
das Kennenmüſſen der Sittenwidrigkeit der Hand⸗ 
lung fallen gelaſſen und es lediglich auf den ob⸗ 
jektiven Tatbeſtand abgeſtellt und eine Verſchuldung 
als beſonderes Tatbeſtandsmoment nicht gefordert 
wird. Die Regierung hatte zwar auch hier — 
und zwar ſehr begründete — erhebliche Bedenken; 
aber wie immer ſo ging es auch hier; es blieb 
bei den Bedenken und die Regierung gab nach. 
§ 1 ſtatuiert nun eine reine Gefährdehaftung 
und iſt ohne ausreichende Begründung von dem 
das BGB. im allgemeinen beherrſchenden Ver⸗ 
ſchuldensprinzip abgewichen. 


II. Ansſchreitungen im Reklameweſen. 


$ 3 entſpricht dem § 1 Abſ. 1 des Geſetzes 
vom 27. Mai 1896; $4 dem § 4. Wie bisher 
wurde an der Aufzählung einzelner Gegenſtände 
feſtgehalten, hinſichtlich deren Wettbewerbshand⸗ 
lungen begangen werden können. Die Aufzählung iſt 
jedoch nicht erſchöpfend, ſondern nur beiſpielsweiſe, 
was ſchon aus der Beibehaltung der Worte „über 
geſchäftliche Verhältniſſe, insbeſondere“ mit ge⸗ 
nügender Deutlichkeit hervorgeht. Die Zahl der 
beiſpielsweiſe aufgeführten Gegenſtände iſt gegen 
früher erweitert worden. Schon der zweite Ent⸗ 
wurf nannte „den Urſprung“ von Waren und 
gewerblichen Leiſtungen. Es wurde, wie es in 
der Begründung dieſes Entwurfes heißt, aus den 
Kreiſen der Landwirtſchaft darauf hingewieſen, daß 
die alte Faſſung nicht genüge, um in allen Fällen 
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den Schutz der Tier⸗ und Pflanzenzüchter gegen 
die mißbräuchliche Bezeichnung ſolcher Waren ſicher⸗ 
zuſtellen, welche nicht der urſprünglichen Züchtung 
entſtammen, vielmehr Abarten oder Waren ſonſtigen 
Urſprungs ſind. Um dieſen Zweifel zu beſeitigen, 
iſt hinter dem Worte „Beſchaffenheit“, das die 
hier in Betracht kommenden Verhältniſſe nicht 
völlig deckte, das Wort „Urſprung“ eingefügt 
worden. 

Auf einen Antrag aus der Mitte der Kom⸗ 
miſſion wurde auch noch die „Menge der Vor⸗ 
räte“ eigens aufgeführt, obwohl ſie ohne weiteres 
unter den Sammelbegriff der geſchäftlichen Ver⸗ 
hältniſſe zu ſubſumieren ſind. 

Die beiden Gegenſtände „Urſprung“ der Waren 
oder gewerblichen Leiſtungen und „Menge der Vor⸗ 
räte“ ſind auch in § 4, der Strafdrohung gegen 
unlautere Reklame, wiederholt. § 4 bringt gegen⸗ 
über dem früheren Rechtszuſtand noch folgende 
Aenderungen: 

1. Die Generalklauſel „über geſchäftliche Ver⸗ 
hältniſſe, insbeſondere“ iſt in $ 4 übernommen 
worden. Es iſt damit dem Wunſche Rechnung 
getragen, die Strafbeſtimmung des § 4 auch auf 
diejenigen Fälle der unlauteren Reklame zu er⸗ 


ſtrecken, welche bisher zwar zivilrechtlich verfolgbar 


waren, aber von der Faſſung des (alten) § 4 nicht 
getroffen wurden. 

2. Das nene Geſetz bringt eine erhebliche Ver⸗ 
ſchärfung des Strafmaßes; bisher waren vor: 
geſehen als Strafe 1500 M und erft bei der 
zweiten Verurteilung konnte neben oder ſtatt der 
Geldſtrafe auf Haft oder auf Gefängnis bis zu 
6 Monaten erkannt werden. Das neue Geſetz 


beſtimmt und zwar ſchon im erſten Fall als Straf⸗ 


maß: Gefängnis bis zu einem Jahre und Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 5000 M oder eine dieſer Strafen. 
Dieſe Verſchärfung wurde mit der Wahrnehmung 
gerechtfertigt, daß die von den Gerichten ver⸗ 
hängten Strafen in der Mehrzahl der bekannt ge⸗ 
wordenen Fälle niedriger ausgefallen ſind als der 
Schwere der begangenen Strafverlegungen entſprach. 


Ich zweifle ſehr, ob durch eine Erhöhung des 


Strafrahmens allein die allzu große Milde unſerer 
Gerichte beſeitigt und eine den Verhältniſſen und 
Bedürfniſſen des Verkehrs mehr entſprechende Hand⸗ 
habung geltender Strafvorſchriften an ihre Stelle 
geſetzt wird. 

3. § 4 des Geſetzes enthält, wie er im Reichs⸗ 
geſetzblatt veröffentlicht wurde, nur die Worte: 
„wiſſentlich unwahre und zur Irreführung geeignete 
Angaben“ ohne den Zuſatz „tatſächlicher Art“. 
Es wurde beſchloſſen, diefe Worte in § 3 zu 
ſtreichen, obwohl von ſachkundiger Seite die Bei⸗ 
behaltung auch für den zivilrechtlichen Tatbeſtand 
nicht nur empfohlen, ſondern ſogar dringend gewünſcht 
worden war. Als man bei der erſten Leſung in 
der 35. Kommifſion die Worte „tatſächlicher Art“ 
in § 3 ſtrich, verwies man zur Begründung noch 
darauf, daß die Worte in dem ſtrafrechtlichen 
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Tatbeſtand des § 4 beſtehen bleiben könnten. Nichts⸗ 
deſtoweniger wurde in der zweiten Leſung die 
Streichung auch für den ſtrafrechtlichen Tatbeſtand 
mit der Argumentation verlangt: nachdem man 
die Worte bei § 3 geſtrichen habe, müßten fie 
auch aus 84 entfernt werden. Der Vertreter 
des Reichsjuſtizamtes führte dem gegenüber mit 
Recht aus, daß die Streichung, wenn auch für 
das Gebiet des Zivilrechtes noch erträglich, für 
das Gebiet des Strafrechtes unleidlich ſei. Hier 
verlange das Intereſſe einer geſicherten Recht⸗ 
ſprechung eine ſchärfere objektive Begrenzung des 
Tatbeſtandes; auch würde eine ſo dehnbare Be⸗ 
ſtimmung die Gefahr zahlreicher unbegründeter 
Strafanzeigen und demnach größter Beläſtigung 
durch ſtrafrechtliche Unterſuchungen herbeiführen. 
Ueberdies komme die Rechtſprechung der Gerichte, 
insbeſondere des Reichsgerichts, allen berechtigten 
Intereſſen des Verkehrs in weiteſtem Umfange ge⸗ 
rade in dieſer Beziehung entgegen, ſo daß ein Be⸗ 
dürfnis nach einer Verſchärfung des Geſetzes nicht 
anzuerkennen ſei. In der Kommiſſion wurde 
daraufhin auch in zweiter Leſung an den Worten 
„tatſächlicher Art“ feſtgehalten und der Antrag 
auf deren Streichung abgelehnt. Im Reichstag 
wurde jedoch trotz aller Bedenken die Streichung 
beſchloſſen, ſo daß der zivil⸗ und ſtrafrechtliche Tat⸗ 
beſtand einander gleich ſind. 

4. § 4 beſtimmt in Abſ. 2: „Werden die im 
AGİ. 1 bezeichneten unrichtigen Angaben in einem 
geſchäftlichen Betriebe von einem Angeſtellten oder 
Beauftragten gemacht, ſo iſt der Inhaber oder 
Leiter des Betriebes neben dem Angeſtellten oder 


Beauftragten ſtrafbar, wenn die Handlung mit 


ſeinem Wiſſen geſchah“. Die Regierung hatte 
ſtatt des Wortes „Wiſſen“ das Wort „Vorwiſſen“ 
beantragt im Anſchluß an $ 151 GewO., es wurde 
jedoch der Ausdruck „mit ſeinem Wiſſen“ bei⸗ 
behalten. Die Regierung hatte auch gegen die 
Beſtimmung überhaupt Stellung genommen, da 
die ſtrafrechtlichen Normen über Anſtiftung und 
Beihilfe genügten, es half aber nichts. Unter 
dem „Wiſſen“ iſt nicht Anſtiftung zu verſtehen, 
ſondern bloß die Kenntnis von der beabſichtigten 
oder vorgenommenen Handlung und die ſtillſchwei⸗ 
gende oder ausdrückliche Zulaſſung oder Duldung 
derſelben (Landmann § 151 GewO. Anm. 3 a). 
Das Verhältnis des § 4 Abſ. 2 zu SI 48, 49 
StGB. iſt nicht zweifellos (vgl. Landmann 
a. a. O.). Ich bin der Anſchauung, daß Abſ. 2 
ſtets Platz greift, auch wenn an ſich der Tat⸗ 
beſtand der Anſtiftung oder Beihilfe gegeben ift. 
Es würde ſich ſonſt eine Inkongruenz inſoferne 
ergeben, als im Falle der Beihilfe die Strafe 
nach den für den Verſuch geltenden Vorſchriſten 
zu ermäßigen iſt, während bei dem Geſchehenlaſſen 
nach § 4 Abſ. 4 die volle Strafe ausgeſprochen 
werden könnte. Aus den Beratungen der 35. Kom⸗ 
miſſion iſt auch zu entnehmen, daß die allgemeinen 
Normen des StGB. über Teilnahme beſeitigt 
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werden ſollten. Der Geſchäftsherr muß bei An⸗ 
ſtiftung und Beihilfe ſtets von dem Handeln ſeines 
Angeſtellten oder Beauftragten Kenntnis haben; 
es ſind beim Vorliegen der Vorausſetzungen des 
84 Abſ. 2 nicht immer die Merkmale der An: 
ſtiftung und Beihilfe gegeben, wohl aber umgekehrt: 
die Anſtiftung und Beihilfe ift ſtets unter § 4 
Abſ. 2 ohne Schwierigkeit zu ſubſumieren, da ſich 
$ 4 Abſ. 2 mit erheblich weniger begnügt als der 
Begriff der Anſtiftung und Beihilfe. 

Unter Waren im Sinne des Geſetzes ſind 
auch landwirtſchaftliche Erzeugniſſe, unter gewerb⸗ 
lichen Leiſtungen und Intereſſen auch landwirt⸗ 
ſchaftliche zu verſtehen ($ 2). Für den zivilrecht⸗ 
lichen wie ſtrafrechtlichen Tatbeſtand ſind den 
ſchriftlichen und mündlichen Angaben bildliche Dar⸗ 
ſtellungen und ſonſtige Veranſtaltungen gleich zu 
achten, die darauf berechnet und geeignet ſind, 
ſolche Angaben zu erſetzen. 

Eine weitere Einſchränkung der Reklame 
wurde nicht für nötig befunden, insbeſondere 
wurde dem Wunſche, die unrichtige Reklame auch 
bei fahrläſſigem Handeln unter Strafe zu 
ſtellen, nicht entſprochen. Eine derartige Er⸗ 
weiterung des Strafſchutzes erſchien durch die 
bisherigen Erfahrungen nicht ausreichend gerecht⸗ 
fertigt; die Leichtigkeit, das Strafverfahren in 
Bewegung zu ſetzen, würde auf der einen Seite 
einen Anreiz zu leichtfertigen Denunziationen 
ſchaffen und zu einer nicht erträglichen Be⸗ 
unruhigung auch des redlichen Geſchäftsverkehrs 
führen — denn Geſchäftsneid und perſönliche klein⸗ 
liche Rachſucht könnten hier viel Unheil anrichten 
— andererſeits die Initiative der durch den un⸗ 
lauteren Wettbewerb bedrohten Kreiſe, wie ſie das 
zivilrechtliche Verfahren erfordert, mehr und mehr 
verkümmern laſſen und der Entwicklung einer 
weitherzigen zivilrechtlichen Rechtſprechung ein 
Hindernis bereiten. Dieſe Umſtände, ſowie die 
Erwägung, daß die hier in Betracht kommenden 
Tatbeſtände unbeſtimmt und von wechſelnder 
Mannigfaltigkeit find, mahnen zu einer ſehr vor- 
ſichtigen Handhabung des Strafſchutzes. 

(Fortſetzung folgt). * 


Sind die vor der Einſtellung in die Truppe nach 
Nordamerika ausgewanderten und dort natura: 
liſierten Rekruten bei der Rückkehr nach deutſchland 
durch die fog. Bancroft⸗Verträge des Jahres 1868 
vor Strafe geſchützt? 
Von Kriegsgerichtsrat Paul Erhard in Regensburg. 
Alljährlich fragen ehemalige Deutſche, die als 
ausgehobene Rekruten vor der Einſtellung in die 
Truppe nach Nordamerika ausgewandert und dort 


amerikaniſche Bürger geworden ſind, bei deutſchen 
Militär⸗ und Zivilbehörden an, ob ſie dauernd 
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oder vorübergehend nach Deutſchland zurückkehren 
könnten, ohne Beſtrafung gewärtigen zu müſſen. 
Die Antworten lauten ſehr verſchieden, oft auch 
unbeſtimmt mit Rückſicht auf die Unklarheit der 
Rechtslage. 

Eine formell für ganz Deutſchland gültige 
Antwort kann deshalb nicht gegeben werden, weil die 
für die Beantwortung der Frage ausſchlaggebenden 
Verträge der nordamerikaniſchen Union („Bancroft⸗ 
Verträge“ des Jahres 1868) nicht mit dem Deutſchen 
Reich, ſondern vor der Reichsgründung mit den 
einzelnen deutſchen Staaten geſchloſſen worden 
ſind (Amerika — Norddeutſcher Bund; — Bayern; 
— Württemberg; — Baden; — Heſſen). 

Der nachſtehenden Unterſuchung ſoll der bayer. ⸗ 
amerikaniſche Vertrag vom 26. Mai 1868 zugrunde 
gelegt werden. Die Erörterungen gelten aber 
materiell für den größten Teil Deutſchlands, weil 
nicht nur das materielle Recht zurzeit einheitlich 
iſt, ſondern auch der bayer.⸗amerikaniſche Vertrag 
in den ausſchlaggebenden Beſtimmungen gleich⸗ 
lautend iſt mit dem vorbildlichen Vertrag der 
Union und des Norddeutſchen Bundes vom 22. Fe- 
bruar 1868. 

Ununterſucht kann in dieſem Zuſammenhang 
die Frage bleiben, ob durch die Reichsgründung 
die Staatsverträge der Einzelſtaaten ihre Wirkſam⸗ 
keit verloren haben (ſo z. B. Benedix, Fahnenflucht) 
und die Bundesſtaaten in den Vertrag des Nord- 
deutſchen Bundes vom 22. Februar 1868 ſtill⸗ 
ſchweigend eingetreten find, oder ob, wie die all: 
gemeine Meinung und die Praxis (RGSt. 29, 394 
ohne nähere Erörterung) annimmt, die genannten 
bundesſtaatlichen Verträge in Kraft geblieben ſind. 
Die Kontroverſe hätte wegen des Gleichlautens der 
maßgebenden Beſtimmungen nur theoretiſche Be⸗ 
deutung. | 

Die ausgehobenen, vorläufig in die Heimat 
beurlaubten Rekruten gehören gemäß $$ 34 und 
56 Ziff. 2 RMilG. vom 2. Mai 1874 zu den 
Perſonen des Beurlaubtenſtandes. Ihre militäriſche 
Dienſtesſtelle haben ſie bei dem ſie kontrollierenden 
Bezirkskommando. Sie unterſtehen hinſichtlich der 
Beſtimmungen über unerlaubte Entfernung und 
Fahnenflucht nach § 60 Ziff. 3 RMilG. den Bor- 
ſchriften des RMil StGB. vom 20. Juni 1872 
(88 64 — 76). n 

Nach § 64 RMil StGB. begeht unerlaubte Ent- 
fernung derjenige, der ſich eigenmächtig von ſeiner 
Dienſtesſtelle entfernt, nach § 69, 70 Fahnenflucht 
derjenige, der dies tut, in der Abſicht, ſich ſeiner 
Militärdienſtpflicht dauernd zu entziehen. Die un⸗ 
erlaubte Entfernung eines vorläufig in die Heimat 
beurlaubten Rekruten iſt demnach bereits vollendet 
mit dem Verlaſſen des Landwehrbezirks in der 
Abſicht, ſich vorübergehend der Machtſphäre der 
Vorgeſetzten zu entziehen; die Fahnenflucht eines 
Rekruten iſt vollendet mit dem Verlaſſen des 
Landwehrbezirks in Fahnenfluchtsabſicht, nicht 
etwa erſt mit Verlafſen des Reichsgebietes. An 
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Ale eee iſt nicht zu rütteln. (Vgl. 

Mil. II, 119, V, 240) 

Art. II des bayer. Vancrof⸗ Vertrags beſtimmt 
nun, daß ehemalige Bayern, die amerikaniſche 
Bürger geworden ſind, bei der Rückkehr nach Deutſch⸗ 
land wegen der vor der Auswanderung 
(„before his emigration“) begangenen ſtrafbaren 
Handlungen beſtraft werden können. Dieſe Beſtim⸗ 
mung des Art. II wurde im Protokoll Ziff. II vom 
gleichen Tag durch übereinſtimmende Willenserklä⸗ 
rung der Vertragſchließenden authentiſch dahin aus⸗ 
gelegt, daß naturaliſierte Amerikaner bei der Rückkehr 
nach Deutſchland auch nicht wegen eines etwa durch 
die Auswanderung ſelbſt begangenen Reats 
beſtraft werden dürfen. Der engliſche Text ſchreibt 
noch deutlicher: „not hable for the act of emi- 
gration it punis self“. (Dieſe Zuſatzbeſtimmung 
fehlt bei den anderen Bancroft⸗Verträgen). 

Die Beantwortung der eingangs geſtellten Frage 
hängt ſomit von der Unterfrage ab: „Iſt das mit un⸗ 
erlaubtem Verlaſſen des Landwehrbezirks vollendete 
Vergehen der Fahnenflucht (oder der unerlaubten 
Entfernung) „durch Auswanderung“ be⸗ 

angen? Die Anficht, daß dies nur Tatfrage fei 

Kotermund, RMilStGB. $ 76 Anm, 8), dürfte 
nicht richtig ſein. Denn erſt wenn feſtſteht, daß 
ein Rekrut von ſeiner Heimat abgereiſt iſt mit der 
Abſicht auszuwandern und ſich hierdurch der Ein⸗ 
ſtellung ins Heer zu entziehen, beginnt die Frage 
ſchwierig zu werden. 

Die Entſcheidung hängt m. E. einzig davon ab, 
was unter „Auswanderung“ i. S. des Bancroft⸗ 
Vertrags zu verſtehen iſt. 

„Auswandern“ bedeutet nach allgemeinem 
Sprachgebrauch Verlaſſen des Reichsgebietes mit 
der Abſicht der Löſung des Staatsangehörigkeits⸗ 
verhältniſſes (Olshauſen RStGGB. § 140 Anm. 8). 
Dieſe Begriffsbeſtimmung zieht ſich durch alle ai 
ſcheidungen des RG. zu SS 140 und 360 Nr. 3 
R StGB., Paragraphen, die die mit unſerem 
Thema nächſt verwandte Materie „die verbotene 
Auswanderung“ behandeln. Mit Recht hebt das 
RSS. Bd. III, S. 137 hervor, daß die Aus- 
wanderung erſt mit Ueberſchreiten der deutſchen 
Grenze vollendet iſt, bei Auswanderung zur See, 
wie wir mit Rückſicht auf die völkerrechtlichen 
Grundſätze hinzuſetzen dürfen (Ullmann, Völkerrecht 
S. 180), alſo erſt nach Verlaſſen der zum Staats⸗ 
gebiet gehörigen Küſtengewäſſer. Die Reiſe zum 
Hafenort, zur Grenze, ja die Fahrt bis zur Grenze 
der Küftengewäfler ift nach wohl begründeter An- 
ficht des RG. Verſuch der Auswanderung, 
eine Handlung, welche den Anfang der Auz: 
wanderung enthält, nicht etwa bloß Vor⸗ 
bereitungshandlung zur Auswanderung. 

Durch dieſe Unterſcheidung iſt viel gewonnen. 

Wer die Reiſe zum Hafenort uſw. nur als 
Vorbereitungshandlung zur Auswanderung be⸗ 
trachtet, wird unbedingt ſagen müſſen, daß das 
mit Verlaſſen des Landwehrbezirks vollendete 
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militäriſche Vergehen nicht durch, ſondern mehr 
oder weniger lange vor der wirklichen Auswande⸗ 
rung begangen iſt und Ya unter den Schutz des 
Bancroft⸗Vertrages fällt. 

Dieſes Ergebnis ſtimmt überein — ſoweit nach⸗ 
prüfbar — mit der zurzeit herrſchenden Anſchauung 
der Militärgerichte und der oberſten Militärjuſtiz⸗ 
verwaltungsbehörde; vgl. im Ergebnis Endres 
BayzfR. 1906 S. 358. Die Kommentare z. RMilG. 
Koppmann⸗Weigel $76 Anm. 8, Herz Ernſt Anm. 1, 
1 Anm. 289, Weigel Zuſtändigkeitsprozeß 

S. 42 ſtreifen — mit Ausnahme Rotermunds — 
die Frage nur, ohne Stellung zu nehmen. Das 
Reichsmilitärgericht hat bisher noch keine Ent⸗ 
ſcheidung über ſie gefällt. Zu dem entgegengeſetzten 
Ergebnis muß jedoch derjenige kommen, der im 
Anſchluß an das RG. die Reiſe zur Grenze uſw. 
als jtrafbaren Verſuch der Auswanderung er- 
achtet. Denn dann iſt das durch Verlaſſen des 
Landwehrbezirks vollendete militäriſche Vergehen 
durch angefangene Auswanderung begangen. Es 
bleibt nach Art. II und Zuſatzprotokoll des Bancroft⸗ 
Vertrags ſtraflos, da füglich nicht bezweifelt werden 
kann, daß „Auswanderung“ ſtrafbaren Verſuch 
und Vollendung in ſich begreift. 

Dieſes Ergebnis verdient auch wegen eines 
anderen, bisher nicht gewürdigten rechtlichen Ge⸗ 
ſichtspunktes den Vorzug. 

Völkerrechtliche Verträge ſind nach den Grund⸗ 
ſätzen der allgemeinen Rechtslehre auszulegen. Die 
Grundſätze des 8 157 BGB. — Auslegung nach 
Treu und Glauben — und des § 133 BGB. — 
Erforſchung des wahren Parteiwillens — gehören 
nicht nur dem Privatrecht an, ſondern ſind als 
Grundſätze der allgemeinen Rechtslehre auch Aus⸗ 
legungsregeln für völkerrechtliche Verträge. Gerade 
Treu und Glauben muß die Auslegung der völker⸗ 
rechtlichen Verträge als bonae fidei negotia in 
hervorragender Weiſe beherrſchen (Ullmann, Völker⸗ 
recht S. 173). Nun hat ſeit dem Tag der Ver⸗ 
tragſchließung (26. Mai 1868) nicht nur das 
materielle Strafrecht, gemeines, wie militärijches, 
ſondern auch die Wehrgeſetzgebung von Grund aus 
gewechſelt. Ein der Anforderung von Treu und 
Glauben und dem wahren Parteiwillen ent⸗ 
ſprechendes Auslegungsergebnis iſt aber nur das⸗ 
jenige, zu dem auch die Anwendung des zur Zeit 
des ö ache nn Rechtes geführt hätte. 

Das am 26. Mai 1868 in Bayern geltende 
Mülitärſtaſrecht (iedergelegt im 43. Kapitel der 
Dienſtvorſchriften für die königlichen bayeriſchen 
Truppen von 1823) kann außer Betracht bleiben, 
weil es damals durch den ſchon anfangs 1868 
von der Regierung fertig geſtellten Entwurf eines 
neuen Militärſtrafgeſetzbuchs auf dem Ausſterbe⸗ 
etat ſtand. Das bayer. Militärſtrafgeſetzbuch vom 
29. April 1869 definiert Fahnenflucht als Ent⸗ 
weichen von der Truppe in der Abſicht, ſich der 
Erfüllung der militäriſchen Dienſtpflicht zu ent⸗ 
ziehen. Abſicht dauernder Entziehung war, wie 
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das Geſetz (Art. 95 und 96) ausdrücklich hervor⸗ 
hob, jo wenig erforderlich als Ueberſchreitung des 
Garniſonsrayons. 


Eine Verſchiedenheit vom heute geltenden Recht 
beſteht alſo bezüglich der hier intereſſierenden Tat⸗ 
beſtandsmerkmale nicht. Im Gegenteil, der Grund⸗ 
ſatz, daß eigenmächtige Entfernung und Fahnen⸗ 
flucht mit der Entziehung aus der Machtſphäre 
der Vorgeſetzten vollendet iſt, kommt im bayer. 
Recht noch ſchärfer zum Ausdruck als heute. Eine 
einſchneidende Veränderung der Rechtslage hat aber 
die Aenderung der Wehrgeſetzgebung mit ſich ge⸗ 
bracht. Nach dem ſeit 1. Februar 1868 geltenden 
Wehrverfaſſungsgeſetz vom 30. Januar 1868 waren 
die ausgehobenen Rekruten vor Einſtellung in die 
Truppe den Beſtimmungen über Fahnenflucht und 
eigenmächtige Entfernung nicht unterworfen; ſie 
wurden bei Nichteinrücken nach Einberufung ledig- 
lich nach Art. 77 Wehrverfaſſungsgeſetz wegen 
„Widerſpenſtigkeit“ mit Geldſtrafe beahndet. 

Die Strafbeſtimmung entſpricht — abgeſehen 
vom Perſonenkreis — nach Zweck und Tragweite 
im allgemeinen dem $ 140 Nr. 1 RStGB., eine 
Beſtimmung, bei der das Reichsgericht in einer 
Reihe von Entſcheidungen den Schutz der Bancroft⸗ 
Verträge zugebilligt hat. 

Art. 77 Wehrverfaſſungsgeſetz war auch zurzeit 
der Vertragsſchließung das einzige Anwendungs⸗ 
gebiet für Art. II und Zuſatzprotokoll des bayer. 
Bancroft⸗Vertrages. Denn weder das MilStG. 
(vom 29. April 1869) noch das bayer. Strafgeſetz⸗ 
buch vom 10. November 1861 — Beſtimmungen 
wie § 140 und § 360 Nr. 3 RStGB. fehlen 
dort — kennen ſtrafbare Handlungen, die „durch 
den Akt der Auswanderung? verwirklicht werden. 
Auswanderungsverbote im Sinne der alten patri⸗ 
monialen Rechtsanſchauung, wie ſie noch die alte 
bayer. Verfaſſung von 1808 kennt, waren i. J. 
1868 aus der bayer. Geſetzgebung längſt ver⸗ 
ſchwunden. 


Aus dem Geſagten erhellt, daß das alte bayer. 
Recht gebieteriſch verlangt, den fahnenflüchtigen 
Rekruten den Schutz des Bancroft⸗Vertrages zu⸗ 
zubilligen. An dieſem Ergebnis muß nach Treu 
und Glauben ſolange feſtgehalten werden, als das 
Reichsrecht eine ſolche Auslegung geſtattet. Daß 
dies der Fall iſt, wurde oben gezeigt. Berück⸗ 
ſichtigung des früheren Rechtszuſtandes iſt um ſo 
mehr geboten, als das RGStS. (29, 394) den 
völkerrechtlich nicht unbeſtrittenen Grundſatz aus⸗ 
drücklich anerkannt hat, „daß die Beſtimmungen 
eines internationalen Staatsvertrages über Siraf- 
loſigkeit nicht durch ſpätere einſeitige Strafbeſtim⸗ 
mungen, hier das Strafgeſetzbuch, aufgehoben 
werden könnten“ — richtiger hätte es wohl heißen 
ſollen „durften“. 
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Das Geſetz über die Eicherung der 
Bauforderungen. 


Von Dr. Max Friedländer, Rechtsanwalt in München. 
(Schluß.) 


87. 

Die Baugläubiger in der Zwangs- 
vollſtreckung und die Befriedigung aus 
den Kautionen. 


I. Für das Zwangsverſteigerungs⸗ und Zwangs⸗ 
verwaltungsverfahren gelten folgende Sonder⸗ 
beſtimmungen: 


1. Wird vor der Eintragung der Bauhypothek 
die Zwangsverſteigerung oder die Zwangsverwaltung 
angeordnet, ſo findet die Eintragung einer Bau⸗ 
hypothek nicht ſtatt. Wohl aber ſteht die wirkſam 
. angemeldete Bauforderung einer Bauhypothek gleich 
($ 37). Die Baugläubiger können Befriedigung 
aus dem Grundſtücke verlangen, gerade als ob 
die Bauhypothek eingetragen wäre. Auch inſo⸗ 
ferne ſteht die Anmeldung der Hypothek gleich, 
als von den Baugläubigern Sicherheit nach 
$ 67 BVG. nicht verlangt werden kann, ſoweit 
das Gebot die Bauforderung ganz oder teilweiſe 
e 

Die wirkſam angemeldeten Bauforderungen 
brauchen nicht nochmals gemäß 8 37 Nr. 4 ZwVG. 
beim Vollſtreckungs⸗-Gerichte — oder beim Notar 
— angemeldet zu werden, weil für ſie eben die 
geſetzliche Fiktion gilt, daß die Bauhypothek bereits 
eingetragen ſei (§S 39 Satz 3, Motive 44). 


Das Bauſchöffenamt, dem, ſolange der Bau⸗ 
vermerk eingetragen iſt, vom Grundbuchamt die 
Eintragung des Vollſtreckungsvermerks mitgeteilt 
werden ſoll, hat dem Vollſtreckungsgericht alsbald, 
aber nicht vor dem Ablauf der Anmeldefriſt, eine 
beglaubigte Abſchrift der wirkſamen Anmeldungen 
zu erteilen. 


2. Der . darf früheſtens 
2 Wochen nach dem Ablauf der Anmeldefriſt 
ſtattfinden. Hatte die Anmeldefriſt bei Ver⸗ 
öffentlichung des Termins noch nicht begonnen, 
ſo beginnt ſie mit der Veröffentlichung. Der 
Termin kann dann alſo nach einem Monat und 
14 Tagen ſtattfinden. 

Eine Verletzung dieſer Vorſchriften begründet 
die Anfechtung des Zuſchlags. 
3. Dringt ein Baugläubiger gegen einen 
anderen mit der Anfechtung des Teilungsplanes 
wegen Aufnahme der Bauforderung des anderen 
durch, ſo wirkt das Urteil für alle Baugläubiger. 
Dies iſt eine Abweichung von dem ſonſt geltenden 
Grundſatz, daß der Widerſpruch im Verteilungs⸗ 
verfahren nur dem Widerſprechenden zugute kommt 
(vgl. Steiner, BVG. § 115 Anm. 4). Um jedoch 
zu verhüten, daß die Geſamtheit der Baugläu⸗ 
biger auf Koſten des Widerſprechenden von ſeinem 
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Prozeßerfolge profitiert, beſtimmt das Geſetz 
weiter folgendes: Treibt der Widerſprechende die 
Prozeßkoſten vom Gegner nicht bei, ſo kann er 
ſie aus dem auf die Baugläubiger entfallenden 
Betrage inſoweit verlangen, als durch den Wider⸗ 
ſpruch der Anteil des Beklagten an dieſem Betrage 
fortgeſallen iſt. War der Beklagte ein Nachmann 
und kommt deſſen Wegfall nur einzelnen zugute, 
ſo kann auch nur ihnen gegenüber die Koſten⸗ 
erſtattung verlangt werden. 

Mit Rückſicht auf dieſe Beſtimmungen wird 
regelmäßig die Anfertigung eines neuen Teilungs⸗ 
planes vom Gericht im Urteil anzuordnen ſein, 
damit der frei werdende Betrag nach dem Geſetz 
verteilt werden kann. 


II. Das Geſetz muß nun auch für die Ver⸗ 
teilung der verſchiedenen Sicherheiten, deren Leiſtung 
es vorſieht, Sorge tragen. In Betracht kommen: 

1. Die Erſatzkaution nach § 12, 

2. die Differenzkaution nach § 13, 

3. die Hinterlegung des Baugeld⸗Fünftels 
nach $ 34 Abſ. 3. 

Endlich wird nach Analogie der Verteilung 
einer Sicherheit auch die Verwirklichung der 
Haftung des Fiskus und der anderen im § 12 
Abſ. 2 bezeichneten Eigentümer durchgeführt ($ 47). 

Ueber die Haftung der Sicherheiten, ihre 
Verteilung, ſowie über die Rückgabe der gegen⸗ 
ſtandslos gewordenen Kautionen trifft der fünfte 
„Titel des Geſetzes eingehende Beſtimmungen, auf 
welche hier lediglich zu verweiſen iſt. 


8 8. 
Das Bauſchöffenamt. 


Die Errichtung von Bauſchöffenämtern iſt 
zuerſt in der Reichstagskommiſſion beſchloſſen 
worden. Das Bauſchöffen amt iſt, wie wir geſehen 
haben, von dem Geſetz mit außerordentlich wichtigen 
Funktionen ausgeſtattet. Es können ihm noch 
weitere Funktionen durch landesherrliche Ver⸗ 
ordnungen übertragen werden, nämlich die Ver⸗ 
richtungen der Baupolizei⸗Behörde und die des 
Treuhänders (8 63). Anderſeits können feine 
Verrichtungen auf demſelben Wege einer anderen 
Behörde, einem Beamten oder Notar übertragen 
werden. 

Die Errichtung von Bauſchöffenämtern iſt 
reichsgeſetzlich vorgeſchrieben für die Ge⸗ 
meinden, in welchen die dingliche Sicherung der 
Bauforderungen auf Grund der landesherrlichen 
Verordnung ſtattfindet ($ 9 Abſ. 2). 

Sie erfolgt durch Ortsſtatut, oder wenn die 
Gemeinde der Anordnung der Landeszentral⸗ 
behörde nicht nachkommt, durch dieſe. Mehrere 
Gemeinden können ein gemeinſames Bauſchöffen⸗ 
amt gründen. 

Das Bauſchöffenamt beſteht aus einem Vor⸗ 
ſitzenden, mindeſtens einem Stellvertreter und 
wenigſtens 4 Schöffen, welche vom Magiſtrat 
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(event. von der Gemeindevertretung, erſatzweiſe 
auch durch die höhere Verwaltungsbehörde) auf 
mindeſtens 3 Jahre gewählt werden. Mindeſtens 
die Hälfte der Bauſchöffen ſoll aus Bau⸗ 
ſachverſtändigen beſtehen. Das Amt der Bau⸗ 
ſchöffen iſt ein Ehrenamt. Es beſteht eine be⸗ 
ſchränkte Annahmepflicht. Entſchädigung für 
Zeitverſäumnis und Reiſekoſten wird gewährt. 

Die Koſten des Bauſchöffenamtes ſind in erſter 
Linie durch Gebühren zu decken, die den Eigen⸗ 
tümer treffen. Gegebenen Falles haftet die 
Gemeinde. | 

Durch landesherrliche Verordnung können die 
Vorſchriften des 6. Titels über das Bauſchöffen⸗ 
amt abgeändert werden. 

Wegen der Einzelheiten kann hier auf die 
durchweg klaren Geſetzesbeſtimmungen des 6. Titels 
verwieſen werden. | | 


II. Kapitel. 
Die allgemeinen Sicherungsmaßregeln. 


Der erſte Abſchnitt des Geſetzes, welcher erſt 
in der Reichstagskommiſſion eingefügt wurde, ent⸗ 
hält unter der Ueberſchrift „allgemeine Sicherungs⸗ 
maßregeln“ im weſentlichen?) Beſtimmungen über 
die Verwendung der Baugelder, und über die 
Führung des ſogenannten Baubuches. Dieſe Be⸗ 
ſtimmungen ſind im ganzen Deutſchen Reiche — 
auch da, wo das Grundbuch noch nicht angelegt 
iſt — am 21. Juni 1909 in Kraft getreten. Sie 
finden jedoch auf Bauten, die bereits vor dem 
Inkrafttreten des Geſetzes begonnen ſind, keine 
Anwendung ($ 8). Unter Baubeginn wird man 
hier dasſelbe zu verſtehen haben, wie bei $ 11 des 
Geſetzes (vgl. oben § 2 am Ende). 

Bei den folgenden Ausführungen wird davon 
ausgegangen, daß der zweite Abſchnitt des Geſetzes 
noch nicht zur Anwendung kommt. Es handelt 
ſich alſo hier nur um Darſtellung geltenden Rechts. 


89. 
Die Verwendung des Baugeldes. 


I. Das Geſetz gibt eine Definition des Bau- 
geldes und beſtimmt damit zugleich die weſent⸗ 
lichſten Erforderniſſe des Baugeldvertrages. 

Baugeld ſind Geldbeträge, die zum Zwecke der 
Beſtreitung der Koſten eines Baues in der Weiſe 
gewährt werden, daß zur Sicherung des Geld⸗ 
gebers eine Hypothek oder Grundſchuld an dem 
Baugrundſtücke dient oder die Uebertragung des 
Eigentums an dem Grundſtücke ert nach gänz⸗ 
licher oder teilweiſer Herſtellung des Baues er⸗ 
folgen ſoll. Die Tatfache, daß die Geldbeträge 
zu Bauzwecken gewährt werden, iſt zu vermuten, 


25) Die Beſtimmungen der 88 4 und 7 über die 
Verpflichtung des Bauleiters, gewiſſe Anſchläge bei Neu⸗ 
bauten anzubringen, ſind minder wichtig und bieten keine 
Schwierigkeiten. Auf ſie ſei hier nur verwieſen. 
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wenn die Auszahlung nach Maßgabe des Fort⸗ 
ſchreitens des Baues erfolgen ſoll oder wenn die 
Geldbeträge gegen eine „Baugeldhypothek““) ge- 
währt werden. 

Der Regelfall des Baugeldvertrages wird hier⸗ 
nach auch in Zukunft der ſein, daß der Baugeld⸗ 
geber dem Anweſenseigentümer die Auszahlung 
der Baugelder in Raten nach Fortſchreiten des 
Baues zuſagt und daß der Eigentümer zur Sicher⸗ 
heit dem Baugeldgeber eine Hypothek — ſei es 
eine gewöhnliche Darlehenshypothek, ſei es eine 
eigentliche Baugeldhypothek“) — beſtellt ſowie die 
Verpflichtung übernimmt, den Bau unter be⸗ 
ſtimmungsgemäßer Verwendung der Baugelder 
auszuführen. Wenn nun auch dieſer Typus des 
Baugeldvertrages nach wie vor die Praxis be⸗ 
herrſchen dürfte, ſo wird man doch in Zukunft 
mit Rückſicht auf das neue Geſetz und zur Ver⸗ 
meidung von Unklarheiten als Baugeldvertrag 
jeden Vertrag über die darlehensweiſe 
Gewährung von „Baugeldern“ (im Sinne 
des § 1) bezeichnen müſſen. Nicht weſentlich ift alfo 
für dieſen Vertrag die ratenweiſe Auszahlung, die 
Identität zwiſchen Baugeldnehmer und Eigentümer 
und mithin auch die Verpflichtung des Baugeld⸗ 
nehmers zur Förderung des Baues. 

Ob es ſich um einen Neubau handelt oder 
einen Umbau, iſt für den Begriff des Baugeldes 
und daher auch für die Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften des erſten Abſchnittes über Baugelder 
gleichgültig. Das kann insbeſondere mit Rück⸗ 
ſicht auf die Beſtimmung des § 3 keinem Zweifel 
unterliegen. Wegen der Auslegung des Wortes 
„Geldbeträge“ verweiſe ich auf die Darlegungen 
in § 6 Ziff. 1 a dieſer Arbeit. 

II. Nach § 1 des Geſetzes iſt der Empfänger 
von Baugeld verpflichtet, es zur Befriedigung 
ſolcher Perſonen zu verwenden, die an der Her⸗ 
ſtellung des Baues auf Grund eines Werk-, Dienſt⸗ 
oder Lieferungsvertrages beteiligt ſind. Eine ander⸗ 
weitige Verwendung iſt bis zu dem Betrage ge⸗ 
ſtattet, in welchem der Empfänger aus andern 
Mitteln Gläubiger der vorbezeichneten Art bereits 
befriedigt hat. 

Iſt der Empfänger ſelbſt an der Herſtellung 
beteiligt, ſo darf er das Baugeld in Höhe der 
Hälfte der von ihm in den Bau verwendeten 
Leiſtung oder, wenn die Leiſtung von ihm noch 
nicht in den Bau verwendet worden iſt, der von 
ihm geleiſteten Arbeit und der von ihm gemachten 
Auslagen für fih behalten ($ 1 Abi. 2). Nach 
8 5 werden mit Strafe belegt Baugeldempfänger, 
welche ihre Zahlungen eingeſtellt haben oder in 
Konkurs geraten ſind, wenn ſie vorfätzlich zum 
Nachteile der erwähnten Gläubiger dem § 1 zu⸗ 


2c) Ueber die Bezeichnung im Grundbuch vgl. oben 
§ 6 sub 1 b. 

la) In der Praxis pflegt der Gläubiger, der dem 
Baukapitale ausweichen foll, gerade auf die Bezeichnung 
als Bauhypothek Gewicht zu legen. 
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widergehandelt haben, und zur Zeit der Zahlungs⸗ 
einſtellung oder der Konkurseröffnung eine Be⸗ 
nachteiligung von Gläubigern der erwähnten Art 
erfolgt iſt. 

1. Der „Empfänger von Baugeld“ iſt der 
Gegenkontrahent des Baugeldgebers (Baugeld⸗ 
nehmer), ſoweit er Baugeld erhalten hat oder 
darüber zu verfügen vermag. Es iſt alſo nicht 
erforderlich, daß dem Baugeldnehmer die Geld⸗ 
beträge ausgehändigt wurden. Auch wenn 
er durch Anweiſung, Zeſſion ꝛc. darüber verfügen 
kann und der Baugeldgeber dieſen Verfügungen 
nachkommt, gilt das Baugeld als „empfangen“. 

Unhaltbar ſcheint mir die Meinung, daß 
als Empfänger von Baugeld auch der Zeſſionar 
des Baugeldnehmers anzuſehen ſei, daß alſo auch 
dieſer zur beſtimmungsgemäßen Verwendung ver⸗ 
pflichtet fei (Budde in Bankarchiv 7, 247). Daß 
dies nicht richtig ſein kann, ergibt ſich ſchon aus 
8 1 Abſ. 2. Denn nach dieſer Beſtimmung würde 
auch der Baugläubiger, dem der Anſpruch 
auf eine Baukapitalsrate zediert wurde, diefe nur 
zur Hälfte für ſich behalten dürfen, wenn er als 
Baugeldempfänger zu erachten wäre; dieſe Konſe⸗ 
quenz wäre aber wirtſchaftlich nach der ganzen 
Tendenz des Geſetzes unhaltbar.) | 

2. Welche Perſonen an der Herſtellung des 
Baues durch Werk⸗, Dienſt⸗ oder Lieferungsver⸗ 
trag „beteiligt“ ſind, wurde ſchon oben in § 3 
ausgeführt. Zu bemerken ift, daß es nach § 1 
des Geſetzes gleichgültig iſt, mit wem die Ver⸗ 
träge abgeſchloſſen wurden; daher kommen hier 
auch jene Nachmänner in Betracht, welche nach 
§ 19 nicht als Baugläubiger gelten. Ferner ent- 
fällt das Erfordernis der Verwendung in den 
Bau nebſt den ſonſtigen Vorausſetzungen des $ 20. 
Die Beſtimmung des $ 1 Abſ. 2 läßt dies als 
zweifellos erſcheinen. 

3. Für die eigenen Leiſtungen des Baugeld⸗ 
empfängers geſtattet das Geſetz nicht die volle, 
dem Wert der Leiſtung entſprechende Verwendung 
der Baugelder ($ 1 Ab]. 2). Dies ift eine Bor- 
ſchrift, welche naheliegende Geſetzesumgehungen 
verhüten ſoll. | 

Warum aber, wie der KB. S. 31/32 bemerkt, 
nach § 1 Abſ. 2 der Eigentümer nicht berechtigt 
ſein ſoll, für ſeine eigene Mühewaltung Baugeld 
zu verwenden, ſoweit ſie in der Beaufſichtigung 
und Leitung des Baues beſteht, iſt unerfindlich. 
Denn wie es zweifellos iſt, daß im Sinne des 
$ 18 auch eine bloße Aufſichtstätigkeit als Be- 
teiligung an der Herſtellung des Gebäudes gilt, 
und daß eine ſolche Tätigkeit auch in dem über⸗ 


28) Die Meinung von Budde, welche auch Breit in 
JW. 1909 S. 353 bekämpft, wird neuerdings von Kieſe eben⸗ 
da S. 382 ff. vertreten. Er bezeichnet als Baugeldempfänger 
„jeden, der bewußtermaßen Baugelder empfängt“. Wie 
läßt ſich aber dieſe Auffaſſung mit der Strafbeſtimmung 
des § 5 vereinigen? Man braucht letztere nur zu leſen, 
um die Unhaltbarkeit dieſer Anſicht j oport zu erkennen. 
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tragenen Sinne des § 20 als „Verwendung in 
den Bau“ anzuſehen ift, ifo kann unmöglich für 
den § 1 Abſ. 2 etwas anderes gelten. Freilich 
wird ſich der in der Subkommiſſion ausgeſprochene 
Gedanke häufig dadurch verwirklichen laſſen, daß 
man in ſolchen Fällen den „Wert der in den 
Bau verwendeten Leiſtung“ gleich null oder ſehr 
gering anſchlägt. Eine andere Beurteilung wird 
dagegen Platz greifen, wenn der Baugeldempfänger 
durch ſeine Aufſichtstätigkeit eine andere Kraft 
erſpart oder wenn er mit dem Eigentümer nicht 
identiſch iſt. 

4. Die Beſtimmung des § 1 legt dem Bau⸗ 
geldnehmer beſtimmte geſetzliche Verpflichtungen 
auf, deren ſchuldhafte Nichterfüllung unter Um⸗ 
ſtänden ſtrafrechtliche Folgen (§ 5), außerdem aber 
auch zivilrechtliche Folgen — nämlich Erſatzpflicht 
gegenüber jedem geſchädigten Baugläubiger (im 
weiten Sinne des § 1) — nach fih zieht. Daß 
8 1 ein Schutzgeſetz im Sinne des § 823 Abſ. 2 
BGB. ift, wird kaum zu bezweifeln fein lebenſo 
Breit in JW. 1909. S. 351, Harnier, Geſetz § 1 
Anm. 6).?°) 

Die Vertragspflicht des Baugeldnehmers 
richtet ſich zunächſt nicht nach § 1 Abſ. 1 und 2 des 
Geſetzes, ſondern nach dem Vertrage. Dieſer pflegt 
über die Verwendung der Baugelder ſtrengere 
Beſtimmungen für den Baugeldnehmer zu ent⸗ 
halten, als das Geſetz, indem beſtimmte Beträge 
für jeden Baugläubiger ausgeworfen werden, 
ihre Zweckbeſtimmung alſo weit genauer feſtgeſetzt 
wird, als es im Geſetze geſchehen iſt. Bei 
dieſen vertragsmäßigen Normen hat es natürlich 
ſein Bewenden, und der Baugeldnehmer iſt ver⸗ 
tragsbrüchig, wenn er die Baugelder zwar an 
Baugläubiger, aber nicht an die richtigen, im 
Vertrage bedachten Gläubiger ausbezahlt. Mangels 
beſonderer Beſtimmung wird übrigens mindeſtens 
die Norm des § 1 Abſ. 1 und 2 auch vertraglich 
als vereinbart gelten. 

Es erhebt ſich nun aber weiter die wichtige 
Frage, welche Folgen eintreten, wenn im Bau⸗ 
geldvertrage ſelbſt — was bekanntlich nicht ſelten 
geſchieht — eine Verwendung der Gelder zu 
anderen als zu Bauzwecken vereinbart wurde, 
ſo daß dieſe anderweitige Verwendung, z. B. die 
Zahlung eines Teilbetrages an den Vorbeſitzer der 
Bauſtelle oder die Deckung einer anderweitigen 
Forderung des Baugeldgebers aus der Valuta, 
zum Vertragsinhalt gemacht wurde. 

Hier greift nun die Beſtimmung des § 1 
Abſ. 3 mit ihrer Definition des Baugeldes auch 
in das Vertragsrecht ein. Baugeld ſind Geld⸗ 
beträge, die zur Beſtreitung der Baukoſten gewährt 
werden. Gelder, die nachweislich zu anderen 
Zwecken gegeben werden, ſind gar keine Baugelder. 
Daran ändert auch der letzte Satz des $ 1 nichts. 
Denn wenn es dort heißt: „Als Geldbeträge zc. 


20) Jetzt auch Kiefe JW. 1909 ©. 383. 


gelten insbeſondeere “ jo bedeutet 
das nicht, daß z. B. alle Beträge, die nach der 
getroffenen Vereinbarung als Valuta für die 
„Baugeldhypothek“ gegeben werden ſollen, nun 
auch wirklich und unbedingt als Baugelder zu 
erachten ſeien. Der Geſetzgeber wollte vielmehr 
nur eine Vermutung aufſtellen, deren Widerlegung 
im einzelnen Falle durch Klarlegung der wirklich 
erfolgten Zweckbeſtimmung zuläſſig ift. Geld- 
beträge, die nach klarer Vertragsbeſtimmung nicht 
zu Bauzwecken verwendet werden ſollen, ſind keine 
Baugelder, auch wenn die Kontrahenten beab⸗ 
ſichtigten, ſie als Valuta für die Baugeldhypothek 
gelten zu laſſen. Eine andere Auslegung des 
letzten Satzes von § 1 würde zu unhaltbaren 
Folgen führen. Wenn als „Baugeld“ unwider⸗ 
legbar jede Valuta der Baugeldhypothek anzuſehen 
wäre, ſo würde der Zweck des Geſetzes durch ſeine 
eigene Vorſchrift vereitelt und der bisherige Rechts⸗ 
zuſtand eher verſchlechtert als verbeſſert werden. 

„Zu Zwecken des Baues“ ſind auch Geld⸗ 
beträge hergegeben, die zur Erſtattung bereits 
zuvor vom Eigentümer an Baugläubiger geleiſteter 
Zahlungen dienen ſollen. Dagegen kommt für 


Leiſtungen und Lieferungen des Empfängers ſelbſt 


auch hier die Beſchränkung des § 1 Abſ. 2 in 
Betracht. 

Aus der geſetzlichen Definition des Baugeldes 
ergibt ſich alſo, daß Geldbeträge, die nach dem 
Vertrage nicht zu Bauzwecken hergegeben werden 
ſollen, keine Baugelder ſind und mithin auch nicht 
zur Valutierung der als Baugeldhypothek be⸗ 
zeichneten Hypothek dienen können. Dieſer wichtige 
Grundſatz, deſſen Geltung wir ſchon nach bis⸗ 
herigem Rechte, freilich im Gegenſatz zur Praxis, 
annahmen (Seuff Bl. 69, 195 ff.), ift jetzt geſetz⸗ 
lich feſtgelegt. 

Nicht anders ſind natürlich Zahlungen zu 
beurteilen, welche — ohne daß ihre Feſtſetzung 
im Vertrage erfolgt wäre — ſpäter zu anderen 
als zu Bauzwecken geleiſtet werden. Daher iſt 
die Zahlung an einen Zeſſionar, der nicht Bau⸗ 
gläubiger iſt und vom Baugeldgeber auch nicht 
für einen ſolchen gehalten wird,) keine Auz- 
weiſung der Baugeldhypothekvaluta, es ſei denn, 
daß in Höhe des zedierten Betrages ſchon zuvor 
von dem Baugeldnehmer an einen Baugläubiger 
Zahlungen geleiſtet wurden. 


In allen dieſen Fällen entſteht alſo in Höhe 


27) Bezeichnet der Baugeldnehmer feinen Zeſſionar 
dem Baukapitaliſten als Baugläubiger, ſo iſt die im 
guten Glauben auf dieſe Mitteilung gemachte Aus⸗ 
zahlung an den Zeſſionar „zu Bauzwecken“ geleiſtet, 
wenn auch nicht zu Bauzwecken verwendet. Sie 
dient zur Valutierung der Hypothek. Dieſer Unter⸗ 
ſchied — Leiſtung zu Bauzwecken einerſeits, Verwendung 
zu Bauzwecken anderſeits — iſt ſtets feſtzuhalten. Er 
tritt ſcharf hervor in 8 1 Abſ. 3 gegenüber 8 34 und 
8 1 Abſ. 1 und 2 des Geſetzes. Ebenſo für das bis⸗ 
herige Recht meine Ausführungen in SeuffBl. 69, 195 ff. 
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der nicht ausbezahlten Baugelder eine Eigentümer: 
hypothek. | 
Die wichtige Frage, ob der Baugeldgeber in 
Anrechnung auf die Baugeldhypothek ſeine 
Proviſion in Abzug bringen darf, wird nach 
neuem Rechte zu verneinen ſein, ſofern nicht 
der Baugeldnehmer in Höhe des Proviſions⸗ 
anſpruches bereits einen Baugläubiger befriedigt 


hat. Der Baugeldgeber wird ſich alſo in Zukunft 


regelmäßig entweder die Gegenleiſtung für die 
Darlehenshingabe auch grundbuchmäßig in Geſtalt 
höherer Zinſen gewähren oder er wird ſich für 
den Proviſionsanſpruch eine eigene, nicht als Bau⸗ 
geldhypothek bezeichnete Hypothek eintragen laſſen. 
Dieſes Ergebnis kann nur als ein erfreuliches 
bezeichnet werden. | 

Was von der Anrechnung der Proviſion im 
beſonderen, gilt auch von der Aufrechnung mit 
anderen als Bauforderungen im allgemeinen. Doch 
iſt hier wie dort noch zu beachten, daß auch, 
ſoweit $1 Abſ. 1 Satz 2 eingreift, nicht ſelten 
aus dem Vertrage ſich der Ausſchluß der 
Kompenſation von ſelbſt ergeben wird. Der 
Baugeldnehmer braucht neue Mittel und mit der 
Tilgung alter Schulden iſt ihm nicht gedient. 
Man denke vor allem an den Fall, daß die 
Bauſchuld ſchon vor Abſchluß des Baugeld⸗ 
vertrages getilgt war. 

Hinſichtlich der Abtretung des Anſpruchs auf 
Baugelder folgt ſchon aus den obigen Aus⸗ 
führungen, daß nur die Abtretung an Bau⸗ 
gläubiger einen Anſpruch des Zeſſionars begründen 
kann, es ſei denn, daß in Höhe des zedierten 
Betrages bereits ein Baugläubiger von dem Bau⸗ 
geldnehmer befriedigt iſt. Damit iſt aber noch 
nicht geſagt, daß jede Abtretung an einen Bau⸗ 
gläubiger oder jede Zeſſion im Falle des § 1 
Abſ. 1 Satz 2 von dem Baugeldgeber zu beachten 
ſei. Abgeſehen von den Fällen des pactum de 
non cedendo, deſſen Gültigkeit natürlich außer 
Zweifel ſteht, kann auch nach neuem Rechte 
der Baugeldgeber alle Einreden aus dem Ver⸗ 
trage — insbeſondere alle Einreden, welche ſich 
auf ſpezielle Vorſchriften über die Baugeld⸗ 
verwendung ſtützen — dem Zeſſionar gegenüber 
geltend machen. Vgl. dazu im einzelnen meine 
Ausführungen in SeuffBl. 69, 204 ff. 

Die Pfändung des Anſpruchs auf Baugelder 
iſt nicht nur für Baugläubiger, ſondern allgemein 
zuläſſig (S 851 ZPO.). Gegenſtand der Leiſtung 
it Geld, und da Geld gepfändet werden kann, fo 
iſt die Pfändung gültig, auch wenn die Abtretung 
unwirkſam wäre. Vergeblich bemüht man ſich 
auszuführen, nicht Geld, ſondern das mit einer 
Zweckbeſtimmung belaſtete Geld ſei Gegenſtand 
der Leiſtung.“) Das ift ein Bild, aber kein 
juriſtiſcher Begriff. Belaſtet iſt nicht das Geld, 


26) Vgl. Breit in JW. 1909, 353. Weitere Literatur 
bei Gaupp⸗Stein, ZPO.“ 8 851 Fußnote 15. 
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ſondern deſſen Empfänger, nämlich mit der Ver⸗ 
wendungspflicht. Er iſt obligatoriſch und jetzt 
auch geſetzlich verpflichtet, es für beſtimmte Zwecke 
zu verwenden. Aber das Geld iſt und bleibt nur 
Geld und als ſolches eine pfändbare Sache. Vgl. 
Seuff Bl. 69, 206. 

Freilich kann ebenſo wie nach bisherigem Rechte 
der Baugeldgeber die Zahlung an den Pfändungs⸗ 
pfandgläubiger, der nicht Baugläubiger iſt, meiſt 
auf Grund des Vertrages verweigern. Er braucht 
nur zu Bauzwecken zu bezahlen und nur die 
Leiſtung zu Bauzwecken kann eine Valutierung 
der Baugeldhypothek darſtellen. Auch hier iſt 
auf die Ausführungen in Seuff Bl. 69, 206 ff. 
zu verweiſen, ferner auf das oben zur Zeſſion 
Geſagte. 

So wird die Pfändung durch andere als 
Baugläubiger faſt nie zu einer Befriedigung 
führen. Unzuläſſig aber iſt ſie nicht. Wie ſollte 
auch das Vollſtreckungsgericht prüfen, ob der 
Antragſteller ein Baugläubiger ſei? Wer aus 81 
Abſ. 1 Satz 1 ſolgern wollte, daß die Pfändung 
durch Nichtbaugläubiger — weil ſie dem Bau⸗ 
geldnehmer die pflichtgemäße Verwendung der 
Baugelder unmöglich macht — unzuläſſig ſein 
müſſe, überſieht zunächſt, daß die Pfändung nur 
die Auszahlung hemmt, aber noch nicht eine 
anderweitige Verwendung herbeiführt; er überfieht 
aber ferner, daß, wenn jene Anſicht richtig wäre, 
auch für die Pfändbarkeit der § 1 Abſ. 1 Satz 2 
gelten müßte, was zweifellos eine praktiſche Un⸗ 
möglichkeit wäre. 

5. Die aus dem Verſtoß gegen $ 1 ent⸗ 
ſpringende Schadenserſatzpflicht des Baugeld- 
nehmers wird für den geſchädigten Baugläubiger 
meiſt ohne praktiſchen Wert ſein. Praktiſch 
wichtiger iſt die Frage, ob derjenige, dem der 
Baugeldnehmer unter Verletzung des § 1 das 
Baugeld zugewendet hat, von dem Baugläubiger 
belangt werden kann, wenn er bei Empfang des 
Geldes nicht gutglaͤubig war. Die Frage ift 
im allgemeinen zu verneinen. Die gegen⸗ 
teilige Meinung ließe ſich nur rechtfertigen, wenn 
man — was wir oben bereits für unmöglich 
erklärt haben — auch den Dritten als „Emp⸗ 
fänger“ des Baugeldes im Sinne des Geſetzes er⸗ 
achten wollte. Die Vorſchriften über ungerechtfertigte 
Bereicherung greifen keinesfalls Platz, denn ſofern 
der Dritte überhaupt ungerechtfertigt bereichert 
iſt, iſt er es jedenfalls (im Rechtsſinn) nicht auf 
Koſten der Baugläubiger. 

Wohl aber kann die Teilnahme an einer 
unerlaubten Handlung ($ 830 BGB.) im fpeziellen 
Falle eine Haftung begründen.“) Mittäter kann 
der Dritte nicht ſein, weil er nicht „Empfänger“ 
des Baugeldes iſt. Als Anſtiftung oder Beihilfe 


20) Die Zahlung kann natürlich auch als frauda- 
torium anfechtbar ſein, wenn die geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen vorliegen. r 
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aber iſt die Teilnahme denkbar. Doch kann als 
Beihilfe (d. i. wiſſentliche Hilfeleiſtung zur Be⸗ 
gehung der unerlaubten. Handlung durch Rat oder 
Tat) die bloße bösgläubige Annahme des Bau⸗ 
geldes nicht angeſehen werden. Es muß ein Mehr, 
eine Kolluſion mit dem Baugeldnehmer, hinzu⸗ 
kommen. 

Man darf übrigens die Bedeutung der An⸗ 
wendbarkeit des § 823 Abſ. 2 BGB. auf die Fälle 
der ungetreuen Baugeldverwendung nicht über⸗ 
ſchätzen. Denn der Schadenserſatzanſpruch be- 
gründet nur die Verpflichtung zur Wiederherſtellung 
des Zuſtandes, der beſtehen würde, wenn das Bau⸗ 
geld den Baugläubigern nicht entzogen worden 
wäre ($ 249 BGB.). Da 81 nun die Pau: 
gläubiger ohne Unterſchied ſchützt und eine geſetz⸗ 
liche Verwendungspflicht zugunſten einzelner nicht 
kennt, ſo kann die Naturalreſtitution meiſtens 
lediglich durch Rückzahlung des Geldes an den 
Baugeldnehmer erfolgen. Bei dieſem könnte dann 
Pfändung ſtattfinden, ſofern nicht andere Bau⸗ 
gläubiger es vorziehen, rechtzeitig Konkursantrag 
gegen den Baugeldnehmer zu ſtellen. 

Was die deliktiziſche Haftung des Baugeld⸗ 
gebers gegenüber dritten Perſonen betrifft, 
ſo wird auch in Zukunft — abgeſehen von dem 
Geſichtspunkt der Teilnahme an dem Delikt aus 
S 1 mit $ 823 Abſ. 2 BGB. — der $ 826 BGB. 
eine wichtige Rolle ſpielen, beſonders da § 33 
Abſ. 2 Satz 1 des Geſetzes (ſiehe oben $ 6 Note 21) 
eine teilweiſe Publizität des Baugeldvertrages an⸗ 
ordnet. Vgl. SeuffBl. 69, 208 ff. 

6. Den wirkſamſten Schutz wird vermutlich 
den Baugläubigern die Strafbeſtimmung gewähren, 
welche § 5 des Geſetzes aufſtellt. Es handelt 
ſich um ein Konkursdelikt, das eine gewiſſe Ver⸗ 
wandtſchaft mit dem betrüglichen Bankerott hat. 

Daher werden ſich auch teilweiſe dieſelben ſtraf⸗ 
rechtlichen Streitfragen ergeben, wie bei 8 239 KO.; 
dazu gehört insbeſondere die Frage, inwieweit 
zwiſchen der vorſätzlichen Bankerotthandlung (hier 
der untreuen Baugeldverwendung) und der Kon⸗ 
kurseröffnung uſw. oder der Benachteiligung der 


Gläubiger (hier der Baugläubiger) ein Kauſal⸗ 


zuſammenhang beſtehen muß (vgl. hierzu Frank 
StGB. 5-7 8239 Anm. I). 

Es iſt hier nicht beabſichtigt, dieſe Fragen, 
deren Löſung ein tieferes Eindringen in die ſtraf⸗ 
rechtliche Materie erfordert, eingehender zu be⸗ 
ſprechen. Nur ganz kurz möchte ich meine An⸗ 
ſicht andeuten: 

Was der Geſetzgeber verbieten wollte, iſt in 
dem Geſetze über die Sicherung der Bauforde⸗ 
rungen ſelbſt klar ausgedrückt. § 1 Abſ. Lund 2 
enthält die Norm der in § 5 formulierten Straf: 
beſtimmung: verboten iſt die ungetreue Verwen⸗ 
dung der Baugelder. Das ſpricht dafür, daß die 
Zahlungseinſtellung oder Konkurseröffnung nur 
Bedingungen der Strafbarkeit ſind (was auch beim 
Bankerott die Mehrzahl der Schriftſteller annimmt). 
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Als dritte Bedingung der Strafbarkeit tritt hier 
noch die Tatſache der Baugläubigerbenachteiligung 
zur Zeit der Konkurseröffnung oder Zahlungsein⸗ 
ſtellung, hinzu. Ein Kauſalzuſammenhang zwiſchen 
der ungetreuen Baugeldverwendung und der Kon⸗ 
kurseröffnung oder Zahlungseinſtellung und der 
Benachteiligung der Baugläubiger in dieſem 
Zeitpunkt braucht alſo nicht vorzuliegen. 

Die Streitfrage, ob der Verſuch auch ſtrafbar 
ſei, wenn es nicht zur Konkurseröffnung oder 
Zahlungseinſtellung gekommen iſt, fällt hier fort, 
weil es fih in $5 um ein Vergehen handelt, 
deffen Verſuch überhaupt ſtraflos bleibt. 

Die Abſicht, ſeine Gläubiger zu benach⸗ 
teiligen, verlangt § 5 nicht, ſondern nur ein vor: 
ſätzliches Zuwiderhandeln zum Nachteil der Bau⸗ 
gläubiger. Damit ſcheiden auch die Streitfragen, 
welche ſich beim betrüglichen Bankerott an den 
Begriff der Benachteiligungsabſicht knüpfen (Frank 
8 239 Anm. IV), für unſer Geſetz aus. 

7. Es wurde ſchon erwähnt, daß die Beſtim⸗ 
mungen des erſten Abſchnitts über die Baugeld⸗ 
verwendung auch in denjenigen Gebieten gelten, 
in welchen das Grundbuch noch nicht angelegt iſt. 
Dieſer Satz muß jedoch inſoweit eine Einſchrän⸗ 
kung erfahren, als die erwähnten Beſtimmungen 
in das Hypothekenrecht eingreifen. Das iſt, wie 
wir geſehen haben, in gewiſſem Umfange der Fall, 
nämlich ſoweit es ſich um die Baugeldhypothek 
handelt. Die Bezeichnung „Baugeldhypothek“ hat 
zur Folge, daß Zahlungen, welche erweislich nicht 
zur Bauführung geleiſtet werden, nicht in die 
Hypothekvaluta eingerechnet werden können. Wo 
dieſer Satz ſich nicht aus dem bisherigen Landes⸗ 
recht ergab,“) gilt er bis zur Anlegung des 
Grundbuchs auch jetzt nicht (Art. 189 EG. z. BGB.). 


8 10. 
Die Führung des Baubuchs. 


Der Unternehmer eines Neubaus, der entweder 
Baugewerbetreibender iſt oder ſich für den Neubau 
Baugeld gewähren läßt, ferner der Unternehmer 
eines Umbaues, für welchen Baugeld gewährt wird, 
haben — und zwar über jeden Bau geſondert — 
ein Baubuch zu führen. Es iſt bis zum Ablauf 
von fünf Jahren, von der Beendigung des zuletzt 
eingetragenen Baues an, aufzubewahren. Der 
Unternehmer des Neubaues braucht nicht identiſch 
mit dem Eigentümer zu ſein. Gemeint iſt jedoch 
nur eine Perſon, die den ganzen Neubau auf 
eigene Rechnung ausführt oder ausführen läßt. 

Das Baubuch hat hauptſächlich den Zweck, 
einen Nachweis über die Verwendung der Bau⸗ 
gelder zu erbringen und eine leichtfertige Geſchäfts⸗ 
führung der Bauunternehmer zum Schaden der 


0) Für Bayern gilt nach meiner Anſicht auch nach 
altem Hypothekenrechte im weſentlichen derſelbe Grund⸗ 
ſatz, den jetzt das Reichsrecht ſanktioniert hat (vgl. 
meine Ausführungen in SeuffBl. 69, 196 ff.). 
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Baugläubiger zu verhüten. Das Geſetz ſchreibt 
im § 2 Abſ. 3 im einzelnen vor, welchen Inhalt 
das Baubuch haben muß; auf dieſe Beſtim⸗ 
mungen wird hier lediglich Bezug genommen. 

Im Anſchluß an die Vorſchrift des § 2 ſtellt 
9 6 des Geſetzes die Nichtführung, Verheimlichung, 
Vernichtung oder unüberſichtliche Führung des 
Baubuches unter Strafe, ſofern der zur Führung 
Verpflichtete ſeine Zahlungen eingeſtellt hat oder 
in Konkurs geraten iſt und zur Zeit der Zahlungs⸗ 
einſtellung oder Konkurseröffnung die Baugläu- 
biger, mit denen der zur Buchführung 
Verpflichtete ſelbſt in einem Vertrags⸗ 
verhältniſſe ſteht, benachteiligt ſind. 

Die Beſtimmung des § 6 ift der des § 240 
KO. (einfacher Bankerott) nahe verwandt. 

Auch hier nehme ich wie bei § 5 an, daß die 
Konkurseröffnung uſw. lediglich Bedingungen der 
Strafbarkeit ſind. Ein Kauſalzuſammenhang 
zwiſchen ihnen und der Handlung ſelbſt kommt 
daher nicht in Frage. 

Hinſichtlich der Nichtführung und der unüber⸗ 
ſichtlichen Führung des Baubuches genügt Fahr⸗ 
läſſigkeit, wogegen die Vernichtung und Verheim⸗ 
lichung begriffsmäßig Vorſatz erfordern (vgl. zu 
§ 240 KO. Frank Anm. I). Eine Erörterung 
ſtrafrechtlicher Einzelheiten iſt auch hier nicht be⸗ 
abſichtigt. 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Kann bei ſchwebender Zwangsverwaltung in das 
Grundſtück die Zwangsverſteigerung betrieben werden? 
Die beiden bayer. Kommentare zum ZwVG. — 
Steiner 2. Aufl. S. 30 und zu $ 148 Anm. 4, von 
der Pfordten S. 6 — ſtellen den Satz auf, daß bei 
ſchwebender Zwangsverwaltung ein dem betreibenden 
im Range nachſtehender Gläubiger die Zwangsver⸗ 
ſteigerung nicht betreiben könne. Dabei haben ſie, 
nicht wie ein Beſchluß des Oberlandesgerichtes 
Zweibrücken vom 26. Auguſt 1908 irrtümlich annimmt, 
den Fall im Auge, daß dieſes Recht des die Zwangs⸗ 
verſteigerung beantragenden Gläubigers erſt nach der 
Erlaſſung des die Zwangsverwaltung anordnenden 
Beſchluſſes entſtanden iſt. Vielmehr ſoll nach der un⸗ 
zweideutigen Auffaſſung beider Kommentare auch das 
vor der Verfügung der Beſchlagnahme zum Zwecke 
der Zwangsverwaltung beſtehende Recht, wenn es nicht 
beſſer im Range iſt als das des erſtbetreibenden Gläu⸗ 
bigers, nicht zur Durchſetzung der Zwangverſteigerung 
und zur Befriedigung dieſes Gläubigers führen können. 
Praktiſch würde dadurch die Befriedigung der Forde⸗ 
rung des nachgehenden Gläubigers, da die Dauer 
der Zwangsverwaltung zeitlich nicht begrenzt iſt, für 
alle Zeiten vereitelt, er könnte höchſtens, ſoweit der 
Erlös hinreicht, die ihm zukommenden Zinſen aus den 
Erträgniſſen der Zwangsverwaltung erhalten. Als 
einzige geſetzliche Stütze für die in beiden Kommen⸗ 
taren vertretene Anſicht wird 8 772 ZPO. heran⸗ 
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gezogen. Zwangsverwaltung und Zwangsverſteige⸗ 
rung ſind richterliche Veräußerungsverbote im Sinne 
des 8 136 B., während deren Beſtehens gemäß 
der Sollvorſchrift des $ 772 a. a. O. wegen eines per⸗ 
ſönlichen Anſpruches — beiſpielsweiſe einer nicht ein⸗ 
getragenen Urteilsforderung — oder „eines infolge des 
Verbotes unwirkſamen Rechtes“ die zwangsweiſe Ver⸗ 
äußerung oder Ueberweiſung des darin verſtrickten 
Gegenſtandes ausgeſchloſſen iſt. Ein infolge des Ver⸗ 
botes unwirkſames Recht kann aber unmöglich in einem 
Rechte erblickt werden, das zur Zeit des Erlaſſes des 
die Zwangsverwaltung verfügenden Beſchluſſes durch 
Eintragung zur Entſtehung gebracht war. Vielmehr 
kann unwirkſam infolge des Veräußerungsverbotes 
nur ein Recht werden, das zur Zeit des Ergehens des 
Beſchlagnahmebeſchluſſes noch nicht entſtanden war. 
(Vgl. Gaupp⸗Stein zu § 772, ZPO. Mot. Bd. 1 S. 215 
zu $ 135 BGB.). Auch die Begründung zu 8 772 
ZPO. beſagt, daß dieſe Vorſchrift nicht einſchlage 
„bei einer Zwangsvollſtreckung, durch welche ein Recht 
betätigt wird, das bereits vor dem Veräußerungs⸗ 
verbote entſtanden oder das trotz des Veräußerungs⸗ 
verbotes nach Maßgabe der Vorſchriften über den 
Schutz des guten Glaubens in wirkſamer Weiſe er⸗ 
worben worden ift“. Sowohl nach dem Wortlaute 
des Geſetzes als auch aus praktiſchen Erwägungen 
ſcheint die u. a. von Jäckel, Kommentar z. ZwVG. 
verfochtene Auslegung das Richtige zu treffen. Dem⸗ 
nach kann nur dann die Zwangsverſteigerung nicht 
durchgeführt werden, wenn das Recht des ſie betrei⸗ 
benden Gläubigers zu der Zeit nicht eingetragen war, 
als der Beſchluß erging, welcher die Zwangsverwal⸗ 
tung anordnete. 


Rechtsanwalt Sinsheimer in Grünſtadt. 


Bedarf nach öſterreichiſchem Rehte die Ehefrau der 
Zuſtimmung ihres Ehemannes zur Aufnahme einer 
Hypothekeuſchuld? Dieſe Frage muß in den an 
Oeſterreich grenzenden Gebietsteilen Bayerns nicht 
ſelten zum Austrage gebracht werden. Nach den 
88 1237, 1238 des öſterreichiſchen bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs wird vermutet, daß die Ehegattin mangels 
Vorhandenſeins beſonderer Ehepakte dem Manne als 
ihrem geſetzmäßigen Vertreter die Verwaltung ihres 
freien Vermögens anvertraut habe, ſo lange ſie nicht 
widerſprochen hat. Kraft der nach älterem deutſchen 
Recht dem Manne zuſtehenden Vormundſchaft hatte 
der Ehemann das Recht und die Pflicht, ſeine Frau 
bei allen vorkommenden Angelegenheiten vor Gericht 
und außergerichtlich zu vertreten, ſo daß, ganz be⸗ 
ſondere Fälle abgerechnet, die Frau ſelbſt weder für 
ſich allein, noch mit einem anderen Kurator, ſei es 
als Klägerin oder Beklagte, gerichtlich auftreten 
konnte, ohne daß als Folge die Nullität des Geſchäfts 
eingetreten wäre. 

Dieſe Vormundſchaft des Mannes erſtreckte ſich 
auch auf das Vermögen der Frau. Der Mann ver⸗ 
einigte ſein Vermögen und das der Ehefrau in ſeiner 
Hand. und erwarb dadurch das Recht, das Vermögen 
der Frau zu verwalten, die Nutznießung hieraus zu 
ziehen und in einem gewiſſen Umfang ſogar zu ver⸗ 
äußern. Es entſtand dadurch das Syſtem der Güter⸗ 
einigung; dieſes Verwaltungs⸗ und Nutznießungs⸗ 
recht des Ehemannes erhielt ſich in manchen deutſchen 


= F NR „e N 
š $ . 3 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 18. 


Landrechten auch dann noch, als die eheliche Vormund⸗ 
ſchaft untergegangen war. 


Auch nach öſterreichiſchem Recht gebührt dem 
Manne heute noch ein ſolches Verwaltungs⸗ und 
Nutznießungsrecht, ohne daß es ihm beſonders ein⸗ 
geräumt zu werden braucht; es ſteht jedoch der Frau 
das Recht zu, es ihm willkürlich zu entziehen 
und einzuſtellen (88 1238, 1239 öſterr. BGB.). Der 
Ehegatte wird gemäß $ 1239 öſterr. BGB. in Rück⸗ 
ſicht einer ſolchen Verwaltung wie ein anderer be⸗ 
vollmächtigter Sachwalter angeſehen, ohne daß auf 
ihn die in § 1008 1. c. vorgeſehenen Beſchränkungen 
der Bevollmächtigung Anwendung finden. Er iſt bis 
auf Widerruf Vermögensverwalter ſeiner Gattin. Iſt 
Widerruf erfolgt, fo kommt § 1026 1. c. analog zur 
Anwendung, wonach die mit einem Dritten, dem die 
Aufhebung der Vollmacht ohne ſein Verſchulden un⸗ 
bekannt war, geſchloſſenen Verträge verbindlich ſind, 
unbeſchadet des Schadenserſatzanſpruchs der Ehefrau 
gegenüber dem Manne, der den Widerruf ver⸗ 
ſchwiegen hat. 

In dringenden, geſetzlich nicht näher bezeichneten 
Fällen kann dem Ehemann nach $ 1241 l. c. die Ber- 
waltung des Vermögens auch dann abgenommen werden, 
wenn ſie ihm ausdrücklich und auf immer eingeräumt 
worden war. 


Das Eigentumsrecht der Ehegatten wird durch 
dieſes Verwaltungs⸗ und Nutznießungsrecht des 
Mannes nicht berührt und es wird im Zweifel ver⸗ 
mutet, daß der Erwerb von dem Manne herrühre 
(8 1237). 


Nach dem heute geltenden öſterreichiſchen Recht 
und der Gerichtspraxis begreift aber die eheherrliche 
Gewalt nicht weſentlich ein Verwaltungsrecht des 
Mannes hinſichtlich des Vermögens der Frau in ſich. 
Die Ehefrau kann daher jederzeit dem Manne dieſes 
Verwaltungsrecht ohne weiteres entziehen, ſie kann 
ihren Widerſpruch auch durch gerichtliche Aufkündigung 
der Verwaltung geltend machen. Sie kann ſich alſo 
ohne Mitwirkung ihres Ehemannes vollwirkſam ver⸗ 
pflichten und für die von ihr kontrahierten Schulden 
haftet ihr ganzes Vermögen. Sie bedarf daher der 
Zuſtimmung oder Mitwirkung ihres Ehemannes zur 
Aufnahme eines Darlehens auf ihr Anweſen nicht 
und es iſt ein formeller Widerſpruch im Sinne des 
8 1238 öſterr. BGB. nicht notwendig. 


Bemerkt ſei noch, daß man nach den erörterten 
allgemeinen Grundſätzen auch annehmen ſollte, daß 
die Ehefrau auch ſelbſtändig, ohne Zuſtimmung ihres 
Mannes, Handelsgeſchäfte treiben dürfe. Dies iſt 
jedoch im Hinblick auf die wichtigen Beſtimmungen 
des öſterreichiſchen Handelsgeſetzbuchs (Art. 7 und 8), 
wonach ſie durch die Handelsſchulden ihr Vermögen 
ohne Rückſicht auf die Rechte des Mannes belaſtet, 
ſo daß ihm die Handelsgläubiger vorgehen, nicht der 
Fall. Das Handelsgeſetzbuch hat daher beſtimmt, daß 
die Frau ohne Einwilligung des Mannes nicht Handels⸗ 
frau ſein kann. Dieſes Einwilligungsrecht des Mannes 
bildet ſonach einen beſonderen Annex der eheherrlichen 
Gewalt. 

Amtsrichter Dr. Kemmer in Paſſau. 
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Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 


f I. 

Urheberrecht am Textbuch einer Oper. Urheberrecht 
an der Ueberſetzung. Aus den Gründen: 1. Die 
Klägerin rügt Verletzung des 8 28 Abſ. 2 Litlirh®. 
Sie verkennt nicht, daß die Auffaſſung des OLE. ſich in 
Uebereinſtimmung mit den vom Reichsgericht in der 
Entſcheidung vom 13. November 1907 Rep. I 34/07 
(ogl. ZS. Bd. 67 S. 84) entwickelten Rechtsgrundſätzen 
befindet. Sie erſucht aber um eine Nachprüfung und 
glaubt dafür einen neuen Geſichtspunkt bieten zu können. 
Vorausſetzung des ausſchließlichen Rechts des Urhebers 
zur öffentlichen Aufführung ſei die Eigenſchaft des 
Werkes als Bühnenwerk; vgl. 8 11 Abſ. 2. Unter Büh⸗ 
nenwerken habe man, wie der Reichstagskommiſſions⸗ 
bericht S. 15 ergebe, ſolche zu verſtehen, die der Auf⸗ 
führung fähig ſeien. Der Text einer Oper ſei für ſich 
allein nicht ‚aufführungsfähig“. Der Geſetzgeber habe, 
wie ſich aus den Motiven zum Geſetzentwurf (S. 30) 
ergebe, an eine Aufführung des Librettos einer Oper 
und an ein ausſchließliches Aufführungsrecht des Li⸗ 
brettiſten nicht gedacht. Unter dieſem Geſichtspunkt 
werde man zu einer weſentlich anderen Auslegung 
des § 28 Abſ. 2 gelangen müſſen, als ſie in der eben 
erwähnten Entſcheidung zum Ausdruck gebracht iſt. 
Dieſe Ausführung iſt nicht zutreffend. Wenn aller⸗ 
dings das Geſetz ein Urheberrecht des Textdichters 
im Sinne des 8 11 Abſ. 2, alſo in der Richtung, daß 
er die ausſchließliche Befugnis zur öffentlichen Auf⸗ 
führung beſitzt, grundſätzlich nicht anerkannt hätte, 
dann könnte auch keine Rede davon ſein, daß die Vor⸗ 
ſchrift des § 28 Abſ. 2 „nur das Verhältnis der beiden 
gleichberechtigt nebeneinander beſtehenden Urheber⸗ 
rechte des Komponiſten und des Textdichters gegenüber 
Dritten“ zu regeln beſtimmt ſei, wie dies vom Senat 
in der erwähnten Entſcheidung angenommen wurde. 
Allein dieſe Annahme widerlegt ſich ſchon aus der 
Vorſchrift des S 28 Abſ. 2 ſelbſt. Denn hätte der 
Textdichter kein Autorrecht hinſichtlich der öffentlichen 
Aufführung, ſo war die Vorſchrift nicht nötig, daß der 
Veranſtalter nur der Einwilligung des Komponiſten 
bedarf. Es iſt aber auch grundſätzlich verfehlt, in 
der gelegentlichen Bemerkung des er re e S 
©. „Werke, die unter den Begriff der ‚Bühnen- 
werke fallen, ſeien auch der Aufführung fähig“ eine 
Begriffsbeſtimmung des Bühnenwerks zu finden und 
hieraus zu folgern, daß Bühnenwerke nur ſolche Werke 
ſind, welche „aufführungsfähig“ ſind. Bühnenwerke 
ſind vielmehr alle diejenigen, welche zur Aufführung 
auf der Bühne beſtimmt ſind. Die Frage, ob die 
Aufführung tatſächlich möglich iſt, ob ſie insbeſondere 
erfolgreich ausführbar iſt, ſcheidet für die Begriffs⸗ 
beſtimmung aus, zumal ſich dafür ein objektiv ſicherer 
Maßſtab nicht gewinnen läßt. Der Senat hat daher 
an der Bd. 67 S. 85 niedergelegten Rechtsauffaſſung 
auch bei nochmaliger Prüfung feſtgehalten, daß das 
Urheberrecht des Textdichters durch die Vorſchrift des 
8 28 Abſ. 2, auch inſoweit es iH um die öffentliche 
Aufführung handelt (vgl. § 11 Abſ. 2) eine materielle 
Einſchränkung nicht erhalten hat, daß dieſe Vorſchrift 
vielmehr das Nebeneinanderbeſtehen der beiden ſelb⸗ 
ſtändigen Urheberrechte des Textdichters und des Kom⸗ 
poniſten vorausſetzt und nur bezweckt, den Verkehr 
Dritter mit den Urhebern einer Oper dadurch zu er⸗ 
leichtern, daß es, ſo lange ein Urheberrecht des Kom⸗ 
poniſten beſteht, ſeine Einwilligung zur öffentlichen 
Aufführung für genügend erklärt. 

2. Die Klägerin hat endlich die Entſcheidung des 
OLG. auch in der Richtung bekämpft, daß fie mit 
Unrecht unberückſichtigt gelaſſen habe, daß die von dem 
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Oeſterreicher H. gefertigte, ſchon im Jahre 1875 ano- zweckes notwendige Beiträge fein, die im Zweifel als 
nym erſchienene Ueberſetzung nach den öſterreichiſchen | ſtillſchweigend vereinbart gelten müſſen und gemäß 
Geſetzen gemeinfrei geworden fei. Die Klägerin be- | 706 BGB. in Ermangelung einer anderen Verein⸗ 
anſprucht das Recht zur Aufführung der Oper gerade barung von den Geſellſchaftern zu gleichen Teilen zu 
unter Verwendung des von H. überſetzten Textes. leiſten ſind. Daß die Parteien aber ſich zu einer Ge⸗ 
Das OLG. hat es aber dahingeſtellt gelaſſen, ob der ſellſchaft des bürgerlichen Rechts mit dem Zwecke ver⸗ 
H.ſche Text an ſich gemeinfrei geworden fei, und zwar einigt haben, aus dem Nn- und Verkaufe von Aktien 
hat es eine Entſcheidung hierüber deshalb nicht ge⸗ Gewinn zu erzielen, ergibt der Vertrag vom 31. Ja⸗ 
troffen, weil die Klägerin auch bei Unterſtellung diefer | nuar 1907. Da die Begründung eines Geſellſchafts⸗ 
von ihr geltend gemachten Schutzbehauptung doch nicht vermögens zu den notwendigen Vorausſetzungen der 
ein Recht auf Benützung des H.ſchen Textes ohne Geſellſchaft nicht gehört, fo kann dahingeſtellt bleiben, 
Genehmigung der Beklagten haben würde. Die Nuf- ob hier die anzukaufenden Aktien gemeinſchaftliches 
faſſung des OLG. ſteht durchaus im Einklang mit den Vermögen der Gefellſchafter werden ſollten. Keinesfalls 
Rechtsgrundſätzen, zu welchen ſich der Senat in dem Ur⸗ kann aber mit dem OLE. in der Vertragsbeſtimmung, 
teil vom 8. März 1909 I 171/08 bekannt hat. Der daß der Verluſt zwiſchen ihnen geteilt werden ſolle, 
Ueberſetzer hat zwar ein ſelbſtändiges Urheberrecht an die Feſtlegung des Beitrages des Beklagten als Geſell⸗ 
wre Ueberſetzung (vgl. § 2), das auch vom Urheber ſchafters gefunden und daraus ohne weiteres der Mus- 

es Orginals geachtet werden muß, wenn die Ueber⸗ ſchluß der Verpflichtung zu weiteren Leiſtungen gefolgert 
werden. Deckung des Verluſts iſt, wie aus 
8 722 Ab ſ. 1 BG B. hervorgeht, kein Beitrag. 
(Urt. d. I. 8S. vom 28. April 1909, 1 223/08). — — — n. 
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„Kann der Ehemann zur Leiſtung des Offeubarungs⸗ 
eides angehalten werden, wenn er zur Duldung der 
Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut verurteilt worden 
iſt? Die Ehefrau des Beklagten trat, bevor ſie den 
Beklagten heiratete, der Sparkaſſe in Cr., einer ein⸗ 
getragenen Genoſſenſchaft m. unb. H., als Mitglied 
bei. Die Genoſſenſchaft geriet in Konkurs. Von dem 
nach der Vorſchußberechnung des Konkursverwalters 
aufzubringendem Fehlbetrage entfielen auf die Ehe⸗ 
frau des Beklagten 4230.63 M. Die age 


ſetzung rechtmäßig iſt und wenn und ſoweit nicht Ver⸗ 
einbarungen zwiſchen dem Urheber der Ueberſetzung 
und demjenigen des Orginals entgegenſtehen. Das 
Urheberrecht des Ueberſetzers hat aber nicht die Wirkung, 
daß es auch nach ſeinem Erlöſchen die Rechte des Ur⸗ 
hebers des Orginals beeinträchtigen könnte. Erliſcht 
der Schutz der var früher als der des Ori⸗ 
ginals, ſo bleibt doch der letztere in ſeinem vollen ur⸗ 
ſprünglichen Umfange beſtehen, und hieraus folgt, daß 
der Urheber oder Verleger des Orginalwerkes nun⸗ 
mehr Vervielfältigung, Verbreitung, öffentliche Auf⸗ 
führung auch der Ueberſetzung verbieten kann. Denn 
der Umſtand, daß das Urheberrecht des Ueberſetzers 
erloſchen iſt, würde zwar an ſich zur Folge haben, daß 
fortan jedermann die Ueberſetzung benutzen könnte. 
Wenn und 11 aber noch ein Urheberrecht am Ori⸗ 
ginale beſteht, hat dieſes zur Folge, daß derjenige, dem 
es zuſteht, kraft ſeines Rechts jedem Dritten die Ver⸗ 
vielfältigung, Verbreitung, öffentliche Aufführung einer 
Ueberſetzung und daher auch der von dem Urheber⸗ 
rechte des Ueberſetzers frei gewordenen verbieten kann. 
Der Ueberſetzer hat eben ein fremdes Geiſteswerk be⸗ 
nützt, deſſen Schutz ſich nach der Perſon des Urhebers 
des letzteren richtet. (Urt. d. I. ZS. vom 9. Juni 1909, 


nung wurde für vollſtreckbar erklärt. In der Ehe 
des Beklagten beſteht allgemeine Gütergemeinſchaft. 
Auf den Antrag des Konkurs verwalters ift der Bes 
klagte in 1. Inſtanz verurteilt worden, wegen der aus 
der vollſtreckbaren Vorſchußberechnung ſich ergebenden 
Forderung gegen ſeine Ehefrau „die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das gütergemeinſchaftliche Geſamtgut, 
betreffend ſein und ſeiner Ehefrau Vermögen, 
zu dulden, und aus dem Geſamtgute der Klägerin 
I 39/09). — — — n. 4230.63 M zu zahlen“. Die Berufung des Beklagten 
1679 wurde zurückgewieſen, jedoch, wie das OLG. hinzu⸗ 
II. ſügte, „mit der Maßgabe“: „daß der Beklagte nur 
Zu SS 705, 706 BGB. Feſtſetzung der Beiträge der dahin verurteilt wird, die Befriedigung der Klägerin 
Geſellſchafter. Aus den Gründen: Im Anſchluß aus dem Geſamtgute wegen ihrer Forderung von 
an das Urteil des Reichsgerichts vom 11. Oktober 1905 | 4230.63 M aus der vollſtreckbaren Vorſchußberechnung 
(I. 140/05) geht das Os G. davon aus, daß der Begriff | zu dulden“. In den Gründen des Berufungsurteils 
der Geſellſchaft im Sinne des 8 705 BGB. nicht fordere, iſt hervorgehoben, der Satz des landgerichtlichen Ur- 
daß jeder Geſellſchafter mit eigenen Mitteln zur Ein⸗ teils gebe Anlaß zu Zweifeln darüber, ob nicht der 
leitung und Abwicklung des Unternehmens beitrage. Betrag von 4230.63 M zweimal, nämlich einmal 
Es könne die Förderung des gemeinſamen Zwecks durch durch Duldung der Zwangsvollſtreckung, zum anderen⸗ 
den einzelnen Geſellſchafter auch in der Weiſe verein⸗ male durch Zahlung zu gewähren ſei. Der Verur⸗ 
bart werden, daß er ſich am Endergebnis des zunächſt teilung ſei deshalb eine jeden Zweifel ausſchließende 
mit den Mitteln des anderen Geſellſchafters betriebenen | Einſchränkung hinzugefügt worden. Die Reviſion des 
Unternehmens obligatoriſch beteilige. Dies fei hier Konkursverwalters hatte keinen Erfolg. 
dadurch geſchehen, daß ſich der Beklagte verpflichtet Aus den Gründen: Der Berufungsrichter ift 
habe, einen etwaigen Verluſt zur Hälfte mitzutragen. zutreffend davon ausgegangen, daß wegen der For⸗ 
Zugleich feien die Beiträge der Geſellſchafter feſtgelegt, derung, die der Klägerin nach SS 108 ff. Gens. gegen 
indem der Kläger nur 4000 M vorſchießen, der Be- die Ehefrau des Beklagten zuſteht, die Klägerin bes 
klagte nur am etwaigen Verluſt teilnehmen fole, ohne rechtigt fei, Befriedigung aus dem Geſamtgute der 
zu weiteren Leiſtungen verpflichtet zu fein. Mit Recht [Gütergemeinſchaft zu verlangen (8 1459 Abſ. 1 BGB.). 
wendet ſich die Reviſion gegen dieſe Auslegung des Die Klägerin behauptet jedoch, durch die in 2. Inſtanz 
Vertrages vom 31. Januar 1907. Dieſer beſagt nichts der Verurteilung beigefügte Einſchränkung, derzufolge 
weiter, als daß der Kläger ſich verpflichte, 4000 M er nur die Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut 
beim E.er Bankverein zu hinterlegen, beſtimmt aber dulden und nicht auch dem Klageantrage entſprechend 
nicht, daß der Kläger einen höheren Beitrag nicht zu ihr die geſchuldeten 4230.63 M aus dem Geſamtgute 
leiſten, der Beklagte Geldbeiträge überhaupt nicht zu zahlen ſoll, ſei ihr die Möglichkeit abgeſchnitten, 
leiſten brauche. Bei der Höhe des für die erft anzu- Zwangsvollſtreckungsmaßregeln gegen den Beklagten 
kaufenden Aktien vorausſichtlich zu zahlenden Kauf⸗ in Perſon zu richten, insbeſondere im Falle eines 
preiſes, der nach dem Vertrage 263,10 %% nicht über- fruchtloſen Pfändungsverſuches den Beklagten zum 
ſteigen durfte, hatten die Parteien indeſſen mit weiteren | Offenbarungseide anzuhalten (8 807 ZPO.). Ihre 
Aufwendungen zu rechnen. Es würden dies im Sinne Reviſion richtet ſich dagegen, daß auf dieſe Weiſe dem 
des Geſellſchaftsrechts zur Erreichung des Geſellſchafts⸗ Klageantrage nicht im vollen Umfange entſprochen 
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ſei. Die Urteilsformel des Berufungsurteils wäre 
allerdings ſachgemäßer gefaßt worden, wenn darin 
zum Ausdrucke gebracht worden wäre, daß der Be⸗ 
klagte als Geſamtſchuldner neben ſeiner Ehefrau die 
eingeklagte Summe aus dem Geſamtgute zu zahlen 
und nicht bloß die Zwangsvollſtreckung in das Ge⸗ 
ſamtgut zu dulden habe. Allein dieſe einſchränkende 
Faſſung gereicht der Klägerin nicht zur Beſchwerde. 
Ein Urteil, das dem Beklagten die Verpflichtung auf⸗ 
erlegt, wegen einer Forderung die Zwangsvollſtreckung 
in beſtimmte Vermögensſtücke oder in einen Inbegriff 
von Vermögensgegenſtänden zu dulden, wird für be⸗ 
ſtimmte Fälle beſonders vom Geſetze verlangt (SS 737, 
739, 743, 745 Abſ. 2, 748 ZPO.). Seine Bedeutung, 
für die es in der ZPO. an einer erläuternden Bor- 
ſchrift fehlt, ift ſtreitig. In den Motiven zu § 1314 
Abſ. 1 des 1. Entwurfs zum BGB. (entſprechend 
dem 8 739 ZPO.) findet fiH die Bemerkung, daß Be- 
ſtimmungen über die Art und Weiſe der Vollſtreckung 
eines derartigen Urteils entbehrlich ſeien, weil in 
dieſer Beziehung die allgemeinen Vorſchriften der ZPO. 
ausreichten; insbeſondere fehle es an einem Bedürf⸗ 
niſſe, durch das Geſetz darüber zu entſcheiden, ob der 
auf dieſe Weiſe verurteilte Ehegatte bei der Zwangs⸗ 
vollſtreckung zum Offenbarungseide angehalten werden 
könne (Mot. Bd. 4 S. 259). Es laſſen ſich in der 
Tat beſondere Schwierigkeiten weder für das Ver- 
ſtändnis der erwähnten Geſetzesvorſchriſten noch auch 
für die Vollſtreckung derartiger Urteile erkennen, wenn 
davon ausgegangen wird, daß auch der zur Zahlung 
verurteilte Schuldner, ſofern er dem Urteile nicht 
freiwillig Folge leiſtet, die Zwangsvollſtreckung in ſein 
Vermögen zu dulden verpflichtet iſt und daß der In⸗ 
halt und die prozeſſualen Wirkungen dieſer Duldungs⸗ 
pflicht ſich in ihrem Weſen dadurch nicht verändern, 
daß unter Einſchränkung auf einen engeren Kreis von 
Vermögensſtücken die Verurteilung mit ausdrücklichen 
Worten eine Zulaſſung der Beitreibung aus dieſen 
Vermögensſtücken dem Beklagten zur Pflicht macht. 
Dem Beklagten wird durch ein ſolches Urteil nicht 
eine Stellung angewieſen, wie wenn er an dem Voll⸗ 
ſtreckungsverfahren an ſich unbeteiligt und nur ver⸗ 
pflichtet wäre, ſich als Dritter eines Widerſpruchs 
nach Maßgabe des 8 771 ZPO. zu enthalten. Das 
Urteil macht ihn vielmehr zum Vollſtreckungs⸗ 
gegner des Klägers. Es nötigt ihn, den Kläger 
aus den Gegenſtänden der Haftung zu befriedigen, 
wenn er nicht der Beitreibung aus dieſen Gegen⸗ 
ſtänden ausgeſetzt ſein will und gibt dem Kläger in 
allen Beziehungen dieſelben Vollſtreckungsbehelfe in 
die Hand, die ihm gegen einen mit unbeſchränkter Haf⸗ 
tung zur Leiſtung verurteilten Schuldner mit bezug auf 
deſſen geſamtes Vermögen zu Gebote ſtehen. Soweit 
bei der Anwendung dieſer Vollſtreckungsmittel die 
en des Verurteilten in Mitleidenschaft gezogen 
wird, iſt dies auch bei einem auf Duldung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung lautenden Urteile der Fall. Dazu gehört, 
daß der Verurteilte bh gemäß § 758 die Durchſuchung 
ſeiner Wohnung und ſeiner Behältniſſe gefallen laſſen 
muß, es gehört aber auch weiter dazu, daß er beim 
Fehlſchlagen des Pfändungsverſuches der prozeßrecht⸗ 
lichen Offenbarungspflicht (88 807, 883 Abſ. 2, 3 ZPO.) 
unterliegt. Es iſt ausgeſchloſſen, daß es in der Ab⸗ 
ſicht der Geſetzgebung gelegen haben könnte, den 
Kläger, der ein auf Duldung der Zwangsvollſtreckung 
lautendes Urteil erwirkt hat, in den prozeſſualen 
Mitteln, mit denen er zur Verwirklichung ſeines An⸗ 
ſpruchs gelangen kann, anders und ſchlechter zu ſtellen, 
wie ſie dem Kläger nach allgemeinen Geſetzesvor⸗ 
ſchriften dem zur Leiſtung mit unbeſchränkter Haftung 
verurteilten Schuldner gegenüber zuſtehen. Er iſt 
nicht auf Umwege angewieſen, wie ſie von einzelnen 
Schriftſtellern (vgl. Ullmann, geſetzliches Güterrecht 
[2. Auflage] S. 242 und Mantey im Recht 1905 
S. 365) in derartigen Fällen für notwendig gehalten 
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werden. Das Duldungsurteil fol dem Kläger viel- 
mehr eine vollwirkſame Vollſtreckung ohne alle Um⸗ 
ſchweife gewährleiſten. Die Klägerin iſt daher durch 
die veränderte Faſſung des Urteilsſatzes nicht beſchwert. 
Ihr iſt insbeſondere das Recht nicht beſchränkt, unter 
den Vorausſetzungen des § 807 vom Beklagten den 
Offenbarungseid zu fordern, (Urt. des IV. 8S. vom 
7. April 1909, IV 390/08). 
1648 
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b 
gänzlichen Entblößung der verpfändeten Grundſtücke 
von Früchten und Einrichtungsgegenſtänden mit und 
neben den Eigentümern mitwirkt, der macht vorſätzlich 
— zum allermindeſten in Eventualdolus — die ver⸗ 
wüſtende Tätigkeit der Pfandſchuldner zu ſeiner eigenen, 
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er verletzt im bewußten und gewollten Zuſammen⸗ 
wirken mit dieſen die erwähnten Schutzgeſetze und er 
ſchädigt dadurch die nach der Gutsausplünderung nicht 
mehr gedeckten Hypothekenrechte. Er hat mit andern 
durch eine gemeinſchaftlich begangene unerlaubte Hand⸗ 
lung den Schaden verurſacht und iſt daher nach 88 830, 
840 BGB. für den ganzen Schaden geſamtſchuldneriſch 
verantwortlich. Darauf, daß er ſich etwa nur Früchte 
und Zubehörſtücke in einem hinter dem Geſamtſchaden 
zurückbleibenden Werte angeeignet hat, kommt nichts 
an. Die Geſamttat iſt einheitlich begangen und die 
Verantwortung dafür einheitlich. Hinfällig iſt auch 
der dritte Reviſionsangriff, womit behauptet wird, 
der in zweiter Reihe erhobene Klaganſpruch aus dem 
Anfechtungsgeſetze von 1879 ſchließe, wie in JW. 1904, 
500 und RG. 69, 143 ausgeſprochen ſei, die Anwendung 
jedes anderen Geſetzes aus. Das Anfechtungsgeſetz ſollte 
nur die früheren ſog. Paulianiſchen Rechtsmittel erſetzen, 
aber nicht die Anwendung von Geſetzen beſeitigen, die 
einen ganz andern Tatbeſtand zur Vorausſetzung haben 
und zu ganz andern Klaganträgen berechtigen. Es 
will nur (vollſtreckbare) Gläubigerrechte, nicht aber 
ſchon durch allgemeine geſetzliche Beſtimmungen ge⸗ 
ſicherte Rechte an Sachen ſchützen. (Urt. d. V. 38. 
v. 5. Juni 1909, V 106/09). ' 
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V. 

Konkurrenz mehrerer Scheidungsgründe. Beſchrän⸗ 
kung der Verhandlung auf einen beſtimmten Grund. 
Aus den Gründen: Zunächſt iſt davon auszu⸗ 
gehen, daß eine Partei, der mehrere Scheidungsgründe 
zur Seite ſtehen, ſich vermöge ihres Verfügungsrechtes 
in . des Prozeßſtoffs auf Geltendmachung 
eines beſtimmten Scheidungsgrundes beſchränken kann. 
In einem ſolchen Falle iſt der ee ie 
wenn aus dem Inbegriffe der Verhandlungen eine 
Mehrzahl von Scheidungsgründen hervorgeht, dennoch 
nicht befugt, gegen den Willen der Partei die Scheidung 
aus einem anderen als dem geltend gemachten 
Grunde auszuſprechen. Sowohl der Parteiwille als 
auch der für Eheſachen beſtehende Grundſatz, Ehen 
möglichſt aufrechtzuerhalten, ſetzen dann dem richter⸗ 
lichen Urteile Schranken. Anders, wenn die Partei 
allgemein und uneingeſchränkt Scheidung begehrt. 
Dann hat der Richter zu prüfen, ob die geltend ge⸗ 
machten und erwieſenen Tatſachen aus irgendeinem 
der geſetzlichen Scheidungsgründe das Scheidungsbe⸗ 
gehren begründet erſcheinen laſſen. Es kommt nicht 
darauf an, daß die Partei auf die Geſetzesſtelle aus⸗ 
drücklich Bezug nimmt. Würde z. B. ein erwieſener 
Tatbeſtand zwar nicht unter 8 1565 BGB., wohl aber 
unter 8 1568 fallen, ſo müßte der Richter, auch wenn 
S 1568 nicht ausdrücklich von der Partei in Bezug 
genommen worden wäre, aus § 1568 ſcheiden, da an- 
zunehmen iſt, daß das uneingeſchränkte Scheidungs⸗ 
begehren auch die Scheidung aus 8 1568 umfaßt. 
Freilich fällt hierbei ins Gewicht, daß die Scheidung 
aus 8 1568 unter anderem davon abhängig ift, daß 
der klagende Ehegatte die Eheverfehlung des anderen 
Ehegatten als ehezerrüttend empfindet. Es kommt 
alſo auf den perſönlichen Standpunkt des klagen⸗ 
den Ehegatten an und es iſt Sache des klagenden 
Ehegatten, der auf Scheidung aus $ 1568 rechnet, zu 
dieſer Frage Stellung zu nehmen. Hier hat die 
Klägerin, wie die Tatbeſtände beider Vorentſcheidungen 
ergeben, ein Scheidungsrecht aus $ 1568 nicht aus- 
drücklich in Anſpruch genommen. In der Klage hat 
ſie „Ehebruch“ als Scheidungsgrund und die übrigen 
Tatſachen als „Indizien“ für den Ehebruch bezeichnet. 
Sie hat auch hinſichtlich der Frage der Ehezerrüttung 
keinerlei Angaben gemacht. Der Berufungsrichter 
durfte daher annehmen, die Klägerin beſchränke ihre 
Scheidungsklage auf Ehebruch. (Urt. des IV. ZS. vom 
6. Mai 1909, IV 516/08). 
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B. Strafſachen. 
1 


Zum Tatbeſtande des 8 49 a des Strafgeſetzbuchs. 
(Beſtellung von Abtreibungsmitteln). Die Strafkammer 
geht davon aus, daß in dem brieflichen Verlangen 
der Angeklagten, ihr Abtreibungsmittel zu ſenden, eine 
Aufforderung zur Begehung eines Verbrechens im 
Sinne des § 49 a Abſ. 1 StGB. nicht geſehen werden 
könne, weil jene „Aufforderung“ rechtlich nichts anderes 
fei, als eine erfolgloſe Anſtiftung und von Anſtiftung 
nicht die Rede ſein könne, weil die Aufgeforderte zur 
Begehung ſchon vorher entſchloſſen geweſen ſei. Das 
ift irrig. Die „Aufforderung“ im Sinne des 8 49a 
Abſ. 1 StGB. ift nicht gleichbedeutend mit Anſtiftung, 
ſondern ſie iſt ein ſelbſtändiges Vergehen, mit den im 
$ 49 a Abſ. 1 StGB. vorgeſehenen eigenen Tatbeſtands⸗ 
merkmalen. Zu dieſen Tatbeſtandsmerkmalen gehört 
nicht, daß der Wille des Aufgeforderten durch die 
Aufforderung zu dem angeſonnenen Verbrechen beſtimmt 
wird. Der Anwendung dieſer Geſetzes vorſchrift ſteht 
deshalb der Umſtand nicht im Wege, daß der Auf⸗ 
geforderte zur Begehung des angeſonnenen Verbrechens 
ſchon vorher entſchloſſen war. Bedenken begegnet ander⸗ 
ſeits die Ausführung des Erſtrichters, daß in dem brief⸗ 
lichen Verlangen der Angeklagten die Annahme eines 
Erbietens zur Teilnahme an einem Verbrechen zu 
finden ſei. Denn hierfür war es unentbehrlich, feſt⸗ 
zuſtellen, daß ein Erbieten zur Teilnahme an einem 
Verbrechen wirklich vorgelegen habe. Der Erſtrichter 
hat aber nur feſtgeſtellt, daß die Angeklagte zu ihren 
Briefen durch ein Zeitungsausſchreiben veranlaßt wurde, 
in dem gefagt war: „Damen wenden ſich beim Mus- 
bleiben beſtimmter Vorgänge vertrauensvoll an Frau. .“, 
er hat aber ſich jeder Ausführung oder Feſtſtellung 
darüber enthalten, inwiefern hierin ein Erbieten zur 
Teilnahme an einem Verbrechen oder zur Begehung 
eines Verbrechens gelegen ſein ſollte. Zur Verurteilung 
auf Grund des § 49a Abſ. 2 war darum der Sağ- 
verhalt ungenügend. (Urt. des V. Strafſenats vom 
22. Juni 1909, D 442/09). 
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II. 


„ Beſchränkung der Reviſion auf den Ausſpruch über 
eine Nebeuſtrafe. Der Angekagte hat gegen das Urteil 
Reviſton eingelegt, ſoweit es ihn wegen Landſtreicherei 
mit Ueberweiſung an die Landespolizeibehörde beſtraft. 
Nach dem damit erklärten Willen des Angeklagten 
folte das Urteil alfo nur in beſchränktem ee 
angegriffen, d. h. es ſollte gegen die Verurteilung 
wegen Hehlerei und gegen die wegen Landſtreichens 
zu Haftſtrafe kein Einwand erhoben werden. Eine 
ſolche Beſchränkung der Anfechtung iſt, wie der er⸗ 
kennende Senat in dem Urteile vom 12. März 1909 
(Entſch. Bd. 42 S. 241) dargelegt hat, dann nicht nur 
zuläſſig, ſondern auch als ſolche wirkſam, wenn Gegen⸗ 
ſtand der Anfechtung ein Teil der Entſcheidung iſt, 
der losgelöſt und getrennt von den nicht angefochtenen 
Entſcheidungsteilen einer in ſich ſelbſtändigen Prüfung 
und Beurteilung zugänglich iſt. Das trifft hier, wo 
es ſich um die Ueberweiſung an die Landespolizei⸗ 
behörde handelt, ebenſo zu wie bei dem Erkenntnis 
auf Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht, um die es ſich in 
dem Urteile vom 12. März 1909 handelte. Die Frage, 
ob Nebenſtrafen dieſer Art verhängt werden durften, 
geſtattet unter der hier vorliegenden Vorausſetzung 
der Bejahung der Schuldfrage und der Feſtſetzung 
einer Hauptſtrafe eine in dem vorbezeichneten Sinne 
ſelbſtändige Prüfung und Beurteilung, ohne daß die 
Frage von neuem erörtert werden müßte, ob ſich die 
Tatbeſtandsfeſtſtellung und die Bejahung der Schuld⸗ 
frage, ſowie die Feſtſtellung der Hauptſtrafe recht⸗ 
fertigten. Wie in der angeführten Entſcheidung gleich⸗ 
falls ausgeführt iſt, ſtehen ſolche Beſchränkungen der 
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Anfechtung, ſoweit ſie wirkſam ſind, ſachlich einem 
Verzicht auf das Rechtsmittel gleich (§ 344 StPO.). 
Sie können daher auch nicht einmal durch Reviſions⸗ 
anträge, die über fie hinausgehen, wieder rüd- 
gängig und gegenſtandslos gemacht werden, und noch 
weniger kann dies durch eine die Feſtſtellungen zur 
Schuldfrage und die Grundlagen der Verurteilung zu 
der Hauptſtrafe angreifende Reviſions begründung 
geſchehen. Eine ſolche iſt vielmehr als geſetzlich un⸗ 
ſeht ihr vom Reviſionsgericht nicht zu beachten, es 
ſteht ihr inſoweit die eingetretene Rechtskraft der Ent⸗ 
ſcheidung entgegen. (Urt. d. V. StS. vom 29. Juni 
1909, V D 597/09). 
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III 


Recht des Jagdſchutzperſonals zur Durchſuchung Ver⸗ 
dächtiger? (SS 229, 227 des BGB.). Die Vorinſtanz 
geht davon aus, F. ſei als Jagdaufſeher berechtigt 
geweſen, den ihm verdächtig gewordenen Angeklagten 
auf Schlingen zu unterſuchen, denn dies ſei nur zu 
dem Zwecke geſchehen, hierdurch erneute widerrecht⸗ 
liche Angriffe des Angeklagten in das ausſchließliche 
Jagdrecht des Jagdberechtigten abzuwenden, die von 
ihm zu befürchten geweſen ſeien. F. habe ſich alſo 
hierbei in der rechtmäßigen Ausübung ſeines Rechtes 
befunden, und der Angeklagte, der ihn als Jagdauf⸗ 
ſeher gekannt, habe ihm mit Gewalt an ſeiner Perſon 
in der offenſichtlichen Abſicht Widerſtand geleiſtet, 
eine Durchſuchung ſeiner Perſon zu verhindern. An 
einer Feſtſtellung, auf Grund welcher Geſetzesbeſtimmung 
der Jagdaufſeher zur Durchſuchung des Angeklagten 
berechtigt war, den er zwar im Jagdrevier betroffen, 
aber erſt auf der Straße eingeholt hatte, fehlt es in 
dem Urteil. Nach dem gegenwartig geltenden bürger⸗ 
lichen Rechte läßt ſich eine Beſchlagnahme von Schlingen, 
die der Angeklagte nach der Vermutung des Jagdauf⸗ 
ſehers bei ſich hatte, und eine perſönliche Durchſuchung 
danach auf § 229 BGB. nicht ſtützen. Hier verſagt 
aber auch die Bezugnahme auf $ 227 BGB. mit der 
in der zuletzt erwähnten Entſcheidung des Reichsge⸗ 
richts die Beſchlagnahme eines Gewehres des bei un⸗ 
berechtigter Jagdausübung Betroffenen durch den Jagd⸗ 
berechtigten begründet worden iſt (a. a. O. S. 407); 
denn nach den hier getroffenen Feſtſtellungen lag ein 
gegenwärtiger rechtswidriger Angriff des An⸗ 
geklagten, ein Eingriff in das Jagdrecht des Berech⸗ 
tigten, nicht vor. Denn es iſt weder nachgewieſen, 
daß der Angeklagte in dem Augenblicke, als ihn der 
Jagdaufſeher auf die Mitführung von Schlingen 
durchſuchen wollte, ſich noch auf dem Jagdgebiete des 
Berechtigten befand — es ſoll dies nach dem Urteile 
auf der Straße, ob auf einer öffentlichen, iſt nicht er⸗ 
K tlich, geſchehen ſein — noch iſt dargetan, daß der 

ngeklagte damals wirklich noch Schlingen bei ſich 
hatte, alſo zur Jagd auf fremdem Jagdgebiete aus⸗ 
gerüſtet war. (Urt. d. V. StS. vom 9. Mai 1909, 
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Oberſtes Landesgericht. 


A. Zivilſachen. 
1 


Xit die Belaſtung der Teilfläche eines Grundſtücks 
mit einer Hypothek uach dem früheren Rechte oder nach 
dem Grund buchrechte nichtig? Darf gegen eine Hypo: 
thek, die nach dem früheren Rechte auf einem zwar nach 
ſeiner wirtſchaftlichen Art richtig, aber mit einer un⸗ 
richtigen Plannummer bezeichneten Grundſtück einge⸗ 
tragen wurde, vom Grundbuchamt ein Widerſpruch ein⸗ 
getragen werden? (BayHypG. $ 130; GBO. SS 78, 71 
Abf. 2). Der Zimmermeiſter Karl Kl. in U., deffen aus 
den Grundſtücken Pl.⸗Nr. 740 a Wohnhaus Hs.⸗Nr. 75 
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in U. Pl.⸗Nr. 740 b Pflanzgärtchen, Pl.⸗Nr. 741 Wieſe, 
Pl.⸗Nr. 742 Wieſe und Pl.⸗Nr. 744 Waldung beſtehen⸗ 
der Grundbeſitz im Hypothekenbuche N. für St. auf 
einem Blatte eingetragen war, hat auf einer Fläche 
von 1,9 a des Grundſtücks Pl.⸗Nr. 742 eine Sägmühle 
mit Maſchinenhaus erbaut und eingerichtet. Auf ſeine 
Beſtellung hat der Hammerwerksbeſitzer Johann K. 
verſchiedenes Eiſenwerk dazu geliefert, wofür er 4128 M 
fordert. Am 25. Januar 1909 beantragte er bei dem 
Hypothekenamte, für ſeine Forderung eine Hypothek 
an „dem Baugrundſtücke“ vorzumerken, das er als 
Pl.⸗Nr. 741 bezeichnete. Das Hypothekenamt hat dem 
Antrag am nämlichen Tag durch Eintragung einer 
Hypothekenvormerkung für „4128 M Forderung des 
Hammerwerksbeſitzers Johann K. in D. für Eiſenarbeiten 
zu der auf Pl.⸗Nr. 741 erbauten Schneidmühle gemäß 
§ 12 Ziff. 9 HypG. auf Pl.⸗Nr. 741“ ſtattgegeben. 
Nachdem Karl Kl. gegen die Vormerkung Widerſpruch 
erhoben und dabei bemerkt hatte, daß die Schneid⸗ 
mühle auf dem Grundſtücke Pl.⸗Nr. 742 ſtehe, kam am 
18. Februar 1909 zwiſchen ihm und Ne K. eine 
Einigung dahin zuſtande, daß er ſich mit der Ein⸗ 
tragung der Hypothek für die „Baukoſtenforderung ch 
dem Baugrundſtück“ einverſtanden erklärte. Na 
Vorlegung eines Auszugs aus dem Meſſungsverzeichnis, 
in dem die Grundfläche, auf der die Schneidmühle er⸗ 
baut iſt, von dem Grundſtücke Pl.⸗Nr. 742 abgetrennt 
und mit dem Grundſtücke Pl.⸗Nr. 740 a vereinigt ift, 
hat das Hypothekenamt am 2. März 1909 die vor⸗ 
gemerkte Hypothek „auf dem Baugrundſtück der Schneid⸗ 
mühle“ eingetragen und dazu bemerkt, das Bauwerk 
ſei auf dem Grundſtücke Pl.⸗Nr. 742 erbaut und jetzt 
zu Pl.⸗Nr. 740 a vermeſſen, die Aenderung in dem Be⸗ 
ſtande der Grundſtücke könne aber noch nicht in das 
Hypothekenbuch eingetragen werden. Inzwiſchen waren 
am 27. Januar 1909 für eine mit 4% zu verzinſende 
Forderung der Exportbierbrauerei L. N. Geſellſchaft 
m. b. H. in N. zu 8000 M und einer gleichfalls mit 
4% zu verzinſenden Forderung des Holzhändlers 
Johann H. in D. zu 700 M Hypotheken an dem ges 
ſamten Grundbeſitze des Karl Kl. eingetragen worden. 
Am 14. April 1909 legten dieſe beiden Gläubiger 
gegen die Verfügungen des Hypothekenamts vom 
25. Januar und vom 2. März 1909 Beſchwerde mit 
dem Antrag ein, die Löſchung der eingetragenen Hypo⸗ 
thek oder doch die Eintragung einer Proteſtation an- 
zuordnen. Sie erkannten ausdrücklich an, daß dem 
Johann K. für ſeine Baukoſtenforderung ein geſetzlicher 
Hypothekentitel für das Baugrundſtück Pl.⸗Nr. 742 zu⸗ 
ſtehe, beſtritten aber die Wirkſamkeit der Vormerkung 
einer Hypothek an dem Grundſtücke Pl.⸗Nr. 741, für 
das ein geſetzlicher Hypothekentitel nicht beſtanden 
habe und die Zuläſſigkeit der Eintragung einer Hypo⸗ 
thek an der durch die unwirkſame Vormerkung be- 
ſtimmten Rangſtelle. Seit dem 1. Mai 1909 iſt das 
Grundbuch für den Bezirk des Amtsgerichts N. als 
angelegt anzuſehen. Das LG. hat die Beſchwerde 
zurückgewieſen. Es führte aus, die unrichtige Bezeich⸗ 
nung des zu belaſtenden Grundſtücks in dem Antrage 
vom 25. Januar 1909 und in der Vormerkung ſei un⸗ 
ſchädlich, weil ſich aus dem Antrag und der Bor- 
merkung ergebe, daß das Baug rundſtück, auf dem 
die Schneidmühle erbaut worden iſt, belaſtet werden 
ſollte, und ſei bei der Eintragung der Hypothek be⸗ 
richtigt worden, mit der Hypothek ſei das jetzt als 
Pl.⸗Nr. 740 a bezeichnete Grundſtück belaſtet, auf dem 
das Bauwerk ſtehe. Auch die weitere Beſchwerde der 
beiden Gläubiger iſt zurückgewieſen worden. 
Gründe: Nach 8 71 Abſ. 2 GBO. kann im 
Wege der Beſchwerde gegen eine Eintragung nur ver⸗ 
langt werden, daß das GBA. angewieſen wird, einen 
Widerſpruch einzutragen oder eine ihrem Inhalte nach 
unzuläſſige Eintragung zu löſchen, wenn das Grund⸗ 
buch durch eine unter Verletzung geſetzlicher Vorſchriften 
vorgenommene Eintragung unrichtig geworden iſt. 
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Die Eintragung einer Hypothek für die Forderung des 
Johann K. iſt nicht ihrem Inhalte nach unzuläſſig. 
Sollte die Hypothek ſich auf den Teil des Grundſtücks 
Pl.⸗Nr. 742 beſchränken, auf dem die Schneidmühle er⸗ 
baut iſt, ſo hätte ſie allerdings erſt eingetragen werden 
ſollen, wenn die zu belaſtende Grundfläche als ſelbſt⸗ 
ſtändiges Grundſtück eine beſondere Plannummer er- 
halten hatte, die Eintragung einer Hypothek an einer 
Teilfläche des Grundſtücks Pl.⸗Nr. 740 war ordnungs⸗ 
widrig. Die Belaſtung der Teilfläche war aber nach 
dem bisherigen Hypothekenrecht ebenſowenig nichtig, 
wie fie es nach dem Grundbuchrechte fein würde, die 
Löſchung kann deshalb nicht angeordnet werden (vgl. 
Planck⸗Strecker, Komm. z. BGB. 3. Aufl. 3 Vorbem. I, 3 
zu Buch III Abſchn. 2 S. 72). Dagegen würde das GBA. 
zur Eintragung eines Widerſpruchs anzuweiſen ſein, 
wenn die eingetragene Hypothek nicht zu Recht be⸗ 
ſtände oder wenn wenigſtens der Rang ihr nicht zu⸗ 
käme, mit dem ſie eingetragen iſt. Zu einer Bean⸗ 
ſtandung ihres Rechtsbeſtandes fehlt es aber an jedem 
Grunde und ſie iſt auch mit Recht mit dem durch die 
Vormerkung vom 25. Januar 1909 beſtimmten Range 
eingetragen worden. Das LG. konnte den Inhalt der 
Vormerkung ohne Verletzung des Geſetzes i. S. des 
8 78 GBO. dahin verſtehen, daß von ihr das Grund- 
ſtück betroffen ſei, auf dem die Sägmühle erbaut iſt, 
daß dieſe Bezeichnung die maßgebende und die Pl.⸗Nr. 741 
nur deswegen genannt ſei, weil angenommen wurde, 
daß das Grundſtück dieſe Plannummer führe. Wenn 
auch durch Ordnungsvorſchrift die Bezeichnung der 
Grundſtücke mit der Plannummer angeordnet war, 
ſo hing doch der Rechtsbeſtand der Eintragung nicht 
von der Anführung der richtigen Plannummer ab, 
nach § 130 Nr. 1 bis 3 HypG. war nur eine Bezeich⸗ 
nung erforderlich, bei der kein Zweifel darüber beſtand, 
welches Grundſtück gemeint war, und dazu konnte auch 
die Angabe der wirtſchaftlichen Art des Grundſtücks 
genügen (Regelsberger, BayHypR., 3. Aufl. § 16 zu 
Note 2 S. 58). War das Grundſtück in ſolcher Weiſe 
ſo genau bezeichnet, daß ſich die Plannummer feſt⸗ 
ſtellen ließ, ſo war die verſehentliche Beifügung einer 
unrichtigen Plannummer unſchädlich. Die Beſchwerde⸗ 
führer haben auch nicht behauptet, daß ſie durch den 
Inhalt der Vormerkung in den Glauben verſetzt worden 
ſeien, ſie betreffe ein anderes als das Grundſtück, auf 
dem die Sägmühle ſteht, ſie wollen nur der Anführung 
der Plannummer die rechtliche Bedeutung beilegen, 
daß ſie die allein in Betracht kommende Bezeichnung 
des Grundſtücks je und diefe Bedeutung kommt ihr 
nicht zu. (Beſchluß des I. ZS. vom 2. Juli 1909, 
Reg. III 46/1909). W. 
1678 


II. 

Gebrauch einer abgekürzten Firma. (HGB. § 37). 
Aus den Gründen: Der Beſchwerdeführer hat 
den Namen J. Sch. als den Namen gebraucht, unter 
dem er im Handel ſeine Geſchäfte betreibt, und die 
Vorinſtanzen haben mit Recht darin den Gebrauch 
einer Firma gefunden und angenommen, daß auch die 
anderweitigen in der Verfügung des Regiſtergerichts 
bezeichneten Handlungen Firmengebrauch ſein können. 
Die Firma des Beſchwerdeführers iſt aber nicht J. Sch. 
ſondern Iſidor Sch. und er iſt auch außerhalb des 
rechtsgeſchäftlichen Verkehrs nicht berechtigt, ſeine 
Firma nach Belieben in ihrer wirklichen und in einer 
willkürlich geänderten Form zu gebrauchen, die ihr 
das Ausſehen einer anderen Firma gibt. Soweit es 
ſich nicht um die Anbringung der Firma auf Waren, 
deren Verpackung und Umhüllung handelt (8 13 
WarbezG.), hat der Kaufmann die Firma in der Regel 
ungekürzt zu gebrauchen, der Gebrauch einer abge⸗ 
kürzten Form ift nur ausnahmsweiſe unter befonderen 
Umſtänden und nur in der Weiſe zuläſſig, daß die 
Tatſache der Abkürzung und die Firma, die abgekürzt 
werden ſoll, für jedermann erkennbar iſt. Hier gibt 
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die Namensbezeichnung J. Sch. nicht zu erkennen, daß 
ſie eine abgekürzte Firma iſt, ſie kann nach Art. 16 
ADHGB. in Verbindung mit Art. 22 EG. z. HGB. 
vom 10. Mai 1897 eine ungekürzte Firma ſein, 
tatſächlich beſteht in M. eine Firma J. Sch. Die 
Erſetzung des ausgeſchriebenen Vornamens durch den 
Anfangsbuchſtaben J. macht auch als Abkürzung nicht 
für jedermann erkennbar, daß es ſich um die Ab⸗ 
kürzung der Firma Iſidor Sch. handelt, ſie kann 
ebenſogut einen anderen der zahlreichen Vornamen 
bedeuten, die mit dem Buchſtaben J beginnen. Das 
Beſtreben, in der Bekanntmachung Raum zu erſparen, 
kann den Gebrauch einer Abkürzung nicht rechtfertigen. 
Bei der Wahl einer abgekürzten Telegrammadreſſe 
handelt es ſich darum, Geſchäftsfreunden und Kunden 
eine Ausgabe zu erſparen und den Irrungen vorzu⸗ 
beugen, die entſtehen könnten, wenn die einzelnen 
Geſchäftsfreunde und Kunden ſich ſelbſtgewählter Ab⸗ 
kürzungen bedienten, bei den Einrückungen in Zeitungen 
bezweckt die Abkürzung, für den Abdruck der Firma 
durch Verminderung der Zahl der Buchſtaben Raum 
für die Verwendung einer ſtärker in die Augen fallenden 
Schrift zu gewinnen; wenn im erſteren Falle ein be⸗ 
achtliches Verkehrsbedürfnis die Zulaſſung der Ab⸗ 
kürzung erfordert, ſo liegt ein gleichartiges Bedürfnis 
im letzteren Falle nicht vor. Mag die willkürliche 
Abkürzung der Firma in öffentlichen Ankündigungen 
von Kaufleuten auch häufig vorkommen, ſo kann 
doch von einem Gewohnheitsrechte nicht die Rede 
ein. Sie ift ein Mißbrauch, gegen den nach § 37 
bſ. 1 des HGB. mit Ordnungsſtrafen einzuſchreiten 
ift. (Beſchluß des I. 3S. vom 11. Juni 1909, Reg. III 
39/1909). W 
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B. Strafſachen. 


Strafbarkeit der Uebertretung der vom Waldbefiker 
erlaſſenen „beſonderen Vorſchriften“ im Sinne des Art. 31 
Ziff. 6 des Forfist®. f. d. Pfalz. Der Gemeinderat 
der pfälziſchen Gemeinde H. hat am 26. Mai 1903 
zur Regelung des Streubezugs aus dem Gemeinde- 
wald ein Ortsſtatut erlaſſen, nach beffen 8 4 jeder 
Streuberechtigte bei der Abfuhr von Streu mit einem 
vom Bürgermeiſteramt ausgeſtellten Abfuhrſchein ver⸗ 
ſehen ſein muß, der nicht übertragbar und auf Ver⸗ 
langen dem Forſtſchutzperſonal und den Mitgliedern 
der Gemeinderatskommiſſion vorzuzeigen iſt. Wegen Zu⸗ 
widerhandlung gegen dieſe Anordnungen wurden gegen 
mehrere Gemeindebürger auf Grund des Art. 31 Ziff. 6 
des Forſt StG. f. d. Pfalz vom 2. Oktober 1879 (GVBl. 
S. 1419) Strafen ausgeſprochen. In der Reviſions⸗ 
inſtanz machten die Angeklagten u. a. geltend, der Ge⸗ 
meinderat ſei für die Erlaſſung des Ortsſtatuts nicht 
zuſtändig geweſen. Die Reviſionen wurden verworfen. 

Aus den Gründen: Die Beſtimmung des 
Art. 31 Ziff. 6 findet ſich gleichlautend ſchon als Ziff. 6 
des Art. 35 des Forſt StG. f. d. Pfalz vom 28. Dezember 
1831. Sie iſt aus dieſem in das Forſtgeſetz für die 
Landesteile r. d. Rh. vom 28. März 1852 als Art. 92 
Ziff. 6 — Art. 93 Ziff. 6 der Faſſung des Geſetzes vom 
4. Juli 1896 — (Art. 84 Ziff. 6 des Entwurfs) über⸗ 
gegangen, die Motive (Verh. der K. d. Abg. 1851, Beil. 
Bd. 1 S. 633) ſagen hierüber: „Wenn Holz⸗ oder Rott⸗ 
meiſter, Holzhauer, Köhlermeiſter, Kohlenbrenner, Fuhr⸗ 
leute, Flößer und andere Waldarbeiter den ihnen 
ihre Waldarbeiten erteilten beſonderen Vorſchriften 
zuwiderhandeln, fo können hieraus für den Wald- 
beſitzer ſehr große pekuniäre Nachteile und für den 
Wald mannigfache Beſchädigungen entſtehen“. Brater 
bemerkt in ſeinem Kommentar zum rechtsrh. Forſt⸗ 
geſetze (Dollmann, Geſetzgebung, Tabelle II Bd. 1 S. 561) 
hierzu: „Die Vorſchriften, deren Uebertretung hier für 
ſtrafbar erklärt wird, gehen nicht von den Forſtpolizei⸗ 
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behörden, ſondern von dem Wald beſitzer, fei es 
der Staat, eine Korporation oder Privatperſon, aus“. 
Unter Holzhauern und Waldarbeitern ſind hierbei alle 
Perſonen, auch Forſtberechtigte, zu verſtehen, die tat⸗ 
ſächlich im Walde mit Holzhauen oder ſonſtigen Wald⸗ 
arbeiten beſchäftigt ſind (vgl. auch Ganghofer⸗Weber 
Forit®. 4. Aufl. S. 306 Note 14 S. 299 ff., Ritzmann, 
Handbuch des Forſtſtrafrechts der Pfalz S. 127). In 
demſelben Sinn wurde die fragliche Geſetzesbeſtimmung 
ſtets von der Rechtſprechung ausgelegt (vgl. Obs. 
n. Slg. Bd. 8 S. 168 und die dort angeführten Ent⸗ 
ſcheidungen OLG. München Slg. Bd. 5 S. 421), und 
zwar ſind in vier Fällen, die den Gegenſtand von Ent⸗ 
ſcheidungen des ORG. München gebildet haben (Slg. 
Bd. 3 S. 325, Bd. 5 S. 421, Bd. 6 S. 30, Bd. 7 S. 41) — 
im Gegenſatze zu der Behauptung der Reviſions⸗ 
begründung — die „beſonderen Vorſchriften“ von den 
mit der Verwaltung der Staatsforſten betrauten Stellen 
als zuſtändigen Organen des Waldbeſitzers erlaſſen 
worden, wie denn auch nach den im rechtsrheiniſchen 
Bayern beſtehenden Einrichtungen nicht den Forſt⸗ 
behörden, fondern den Behörden der inneren Ver⸗ 
waltung die Ausübung der Forſtpolizei obliegt (vgl. 
Seydel, bayer. Staatsrecht 2. Aufl. Bd. 3 S. 373). In 
den beiden Forſtgeſetzen ſind die fraglichen Beſtim⸗ 
mungen (Art. 31 Ziff. 6 des pfälziſchen, Art. 93 Ziff. 6 
des rechtsrh. Geſetzes) in das Kapitel über die Forſt⸗ 
frevel aufgenommen worden. Durch dieſe Stellung 
im Syſteme der Geſetze iſt klar zum Ausdrucke ge⸗ 
bracht, daß ſie im öffentlichen Intereſſe zur Sicherung 
der Waldungen und ihrer nachhaltigen Bewirtſchaftung 
ſowie zum Schutze der Intereſſen des Waldbeſitzers 
aufgeſtellt, ſohin forſtpolizeilicher Natur ſind. Dem 
im Jahre 1831 vorgelegten Entwurfe zum ForftSte. 
f. d. Pfalz (Verh. d. K. d. Abg., Prot. Bd. 2 S. 4 ff. 
und Beil. Bd. 9 S. 138 ff.) iſt eine ausführliche Be⸗ 
gründung nicht beigegeben, während dem Entwurfe 
des rechtsrh. ForſtG. (Verh. d. K. d. Abg. 1851/52 Beil. 
Bd. 1 S. 611) eine ſolche beigefügt iſt. Es ſteht nichts 
im Wege, die der fraglichen Geſetzesbeſtimmung im 
Jahre 1851 gegebene Begründung als den Gedanken 
anzuſehen, von dem ſich der Geſetzgeber im Jahre 1831 
bei ihrer Erlaſſung für die Pfalz hat leiten laffen. 
Dieſe Annahme liegt um ſo näher, als ungeachtet der 
durch die aufgeführten Urteile erfolgten Auslegung die 
Geſetzgebung in den Jahren 1896 und 1899 trotz ge⸗ 
botener Gelegenheit zur Abänderung die beiden Be⸗ 
„ unberührt gelaſſen hat. Es kann deshalb 

avon ausgegangen werden, daß die Beſtimmungen 
der Art. 31 Ziff. 6 und 93 Ziff. 6 der bayeriſchen Forſt⸗ 
geſetze in Uebereinſtimmung mit der Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers dahin auszulegen ſind, daß die „beſonderen 
Vorſchriften“ von den Waldbeſitzern und nicht von den 
Jorſtpolizeibehörden zu erlaſſen ſind und trotzdem 
ihre Nichtbeachtung den geſetzlichen Strafbeſtimmungen 
unterliegt. 

Uebrigens iſt der Gemeinderat auch noch von einem 
anderen Geſichtspunkt aus zur tach g der Vorſchrift 
berufen und befugt geweſen. Nach 8 27 Abſ. 2 der 
„Geſchäftsanweiſung für die Bewirtſchaftung der Ge⸗ 
meinde⸗ und ann der Pfalz“ vom 
20. Auguſt 1885 hat das Bürgermeiſteramt die Ver⸗ 
teilung der Haupt⸗ und Nebennutzungen der Waldungen 
„nach Maßgabe der beſtehenden Geſetze und der Be⸗ 
ſchlüſſe des Gemeinderats“ zu vollziehen. Auch da⸗ 
durch iſt dem Gemeinderate Veranlaſſung gegeben, zur 
Sicherung der wirtſchaftlichen Behandlung und zur 
Hintanhaltung von Schädigungen der Gemeindewal⸗ 
dungen geeignete Beſtimmungen aufzuſtellen. Daß die 
Vorſchrift des Art. 4 des Ortsſtatuts übrigens auch 
den Abſichten der Forſtbehörde entſpricht, erhellt daraus, 
daß dieſe auf die Anzeigen des Waldhüters hin die 
Strafverfolgung der Angeklagten veranlaßt hat. Wenn 
auch § 36 der „Geſchäftsanweiſung“ vom 20. Auguft 
1885 zunächſt dem Forſtamte, dem die Verwaltung 
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der Waldungen zuſteht, die Befugnis zuſchreibt, die 
forſtpolizeilichen Beſtimmungen aufzuſtellen, unter denen 
die Ausübung des Streurechts zu erfolgen hat, ſo ſteht 
doch nichts im Wege, daß das berufene Organ der Ge⸗ 
meinde von ihrem Standpunkt als Waldeigentümerin 
aus weitere Vorſchriften erläßt, ſoferne nur dieſe nicht 
mit den vom Forſtamt aufgeſtellten in Widerſtreit 
treten. Daß dies bei dem 8 4 des Ortsſtatuts der Fall 
ſei, hat keiner der Angeklagten behauptet. (Urt. vom 
23. März 1909 R.⸗R. Nr. 82). T. 
1054 
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Je mehr ſich das Werk ſeinem Ende nähert und 
je länger es in der Praxis zu erproben iſt, erkennt 
man den Vorzug, die Zuſammenſtellung der weit ver⸗ 
ſtreuten Entſcheidungen des Reichsgerichts, aber auch 
die Schwäche der Anlage: wo eine große Menge reichs⸗ 
gerichtlicher Judikatur zu einer Beſtimmung vorliegt, 
fehlt die leichte Ueberſicht, die ſchnelle Orientierung. 
Die Hauptentſcheidungen werden auseinandergeriſſen: 
zunächſt wird an die Paragraphenzahl eine Beſtimmung 
des Inhalts der Entſcheidungen in Form von Ueber⸗ 
N (3. B. zu 8 1568 a—£) angeknüpft. Dann kommt 

te Angabe, um was es ſich bei a—k handelt (Urteil, 
Datum, Senat und Publikationsort). Darauf folgen 
die Skizzierung der Tatbeſtände a—f mit Feſtſtellung 
des Entſcheidungstenors und danach erſt die Gründe 


zu a—f. Sehr eingehend können aber natürlich nur 


einzelne beſonders wichtige Entſcheidungen gebracht 
werden; die große Maſſe wird mehr oder minder ſtark 
gekürzt in Anmerkungen wiedergegeben. In dieſen 
Anmerkungen liegt nun recht eigentlich das Schwer⸗ 
gewicht der Sammlung, die ganze Mannigfaltigkeit 


der Variationen. 
Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Gareis, Dr. Karl, Geh. Juſtizrat, o. Profeſſor in 
München, Wechſelordnung in der vom 1. Okt. 
1908 an geltenden Faſſung auf Grund des RG. vom 
30. Mai 1908 und der Bek. vom 3. Juni 1908. 
Textausgabe mit Einleitung über das Wechſelrecht 
ſamt Formularen und mit erläuternden Noten unter 
Berückſichtigung des BGB., des HGB., des Wechſel⸗ 
proteſt⸗G. vom 30. Mai 1908 und der Entſcheidungen 
der oberſten Gerichte des Reichs; nebſt Sachregiſter. 
7. veränderte Auflage. XIV., 225 S. München 1908. 
C. H. Beck'ſche Verlagsbuchhandlung (Oskar Bech). 
Geb. Mk. 1,60. 

Die neue Auflage berückſichtigt die jüngſten Aende⸗ 
rungen der Geſetzgebung; die Art der Anlage iſt un⸗ 
verändert geblieben. von der Pfordten. 


Kauſmaun, Emil, Rechtsanwalt in Magdeburg, 
Handels rechtliche Rechtſprechung. Nach 
dem Syſtem der Geſetze bearbeitet und zuſammen⸗ 
geſtellt. 9. Bd. Rechtſprechung und Literatur des 
Jahres 1908. VIII, 721 S. Hannover 1909. Hel⸗ 
wingſche Verlagsbuchhandlung. Gebd. Mk. 7.— 
Der neunte Jahrgang dieſer durch ſeine Vor⸗ 
gänger längſt eingebürgerten Sammlung umfaßt die 
Rechtſprechung und Literatur des Jahres 1908. Das 
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— iim 
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Geſetz über die privaten Verſicherungsunternehmungen 
iſt als den Rahmen der Sammlung überſchreitend fort⸗ 
elaſſen, das Scheckgeſetz neu aufgenommen. Als An⸗ 
Nang zu § 346 HGB. findet ſich in überſichtlicher Zu⸗ 
be die Rechtſprechung zum ee 
recht. A 


Fiſcher, Dr. Otto, Profeſſor in Breslau, Grund⸗ 
buchordnung für das Deutſche Reich nebſt 
den preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen. Text⸗ 
Ausgabe mit Einleitung, Anmerkungen und Sach⸗ 
regiſter. Fünfte Auflage. 266 S. Berlin 1909. 
J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung. Mk. 2.—. 

Die Ausgabe iſt zunächſt für die preußiſche Praxis 
beſtimmt, kann aber auch in Bayern Verwendung 

17 ſolange eine kurzgefaßte Ausgabe fehlt, die 
ie bayeriſchen Ausführungsvorſchriften berückſichtigt. 

von der Pfordten. 


Notizen. 


Das Haager Abkommen über den Zivilprozeß vom 
17. Inli 1905. Das in dieſer Zeitſchrift 1909 S. 239 
„ Abkommen iſt auch von Luxemburg rati⸗ 
ſiziert worden (RGBl. 1909 S. 907). Die an dem 
früheren Abkommen von 1896 beteiligten Staaten Da 
ſich jetzt alle dem neuen Abkommen angeſchloſſen. 
Gleichzeitig hat das Reichsgeſetzblatt Vereinbarungen 
veröffentlicht, die die Reichsregierung im Anſchluß an 
das Abkommen zur weiteren Vereinfachung des Rechts⸗ 
hilfeverkehrs mit den Niederlanden, mit Luxemburg 
und mit Norwegen getroffen hat. 

Der Art. 1 der deutſch⸗niederländiſchen Verein⸗ 
barung vom 31. Juli 1909 geſtattet den deutſchen und 
den niederländiſchen gerichtlichen Behörden, bei dem 
Vollzuge des Haager Abkommens miteinander unmittel⸗ 
bar zu verkehren. Der Art. 2 bezeichnet die in Betracht 
kommenden Behörden näher. Die niederländiſchen Be⸗ 
hörden haben ſich mit den Erſuchen um Rechtshilfe an 
die Landgerichtspräſidenten zu wenden (f. 88 1, 3 AG. 
zum Abkommen). Die Schreiben der niederländiſchen 
Behörden werden in holländiſcher Sprache, die Schreiben 
der deutſchen Behörden in deutſcher Sprache abgefaßt 
(Art. 3 der Vereinbarung). Der Landgerichtspräſident 
wird zunächſt für die deutſche Ueberſetzung des hol⸗ 
ländiſchen Schreibens zu ſorgen haben, wenn er ſich 
nicht — wie regelmäßig bei Zuſtellungserſuchen — den 
Inhalt ohne weiteres zurechtlegen kann. Für die 
Ueberſetzung des Erſuchungsſchreibens dürfen der nieder⸗ 
ländiſchen Behörde Koſten nicht berechnet werden. Hat 
der Präſident den Inhalt des Erſuchens feſtgeſtellt, ſo 
wird er bei Erſuchen um Zuſtellung den Gerichts⸗ 
ſchreiber des zuſtändigen Amtsgerichts, bei der Er⸗ 
ledigung von „Erſuchungsſchreiben“ im engeren Sinne 
das zuſtändige Amtsgericht zu befaſſen haben (8 1 
Abſ. 2, 83 Abſ. 1 AG. zum Abkommen). Der Präſi⸗ 
dent wird die Erledigung überwachen müſſen; das 
Antwortſchreiben an die holländiſche Behörde geht 
zweckmäßig von ihm aus. Soll eine Zwangszuſtellung 
erfolgen, ſo hat der Präſident vorher zu prüfen, ob 
die nach Art. 3 des Haager Abkommens erforderliche 
Ueberſetzung des zuzuſtellenden Schriftſtücks (nicht des 
Erſuchungsſchreibens) vorliegt. Wurde die Ueberſetzung 
des Schriftſtücks nicht mitvorgelegt, ſo hat er ſie a” 
. Koften der erſuchenden Behörde zu beſchaffen (Art. 
Abſ. 2 der Vereinbarung). Für die Tätigkeit des Ge⸗ 
richtsvollziehers bei Zwangszuſtellungen dürfen unter 
der Vorausſetzung des Art. 6 Abſ. 1 der Vereinbarung 
Koſten nicht angre: werden. Werden Zeugen vers 
nommen, ſo darf der Erſatz der Zeugengebühren nicht 
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verlangt werden (Art. 6 Abſ. 2 der Vereinbarung); 
die Gebühren fallen der bayeriſchen Staatskaſſe zur 
Laſt. Ei beachten iſt dabei, daß ſich die Koſtenfreiheit 
der Rechtshilfe nicht auf Sachverſtändigengebühren er⸗ 
ſtreckt. Werden Sachverſtändige vernommen, ſo iſt der 
erſuchenden niederländiſchen Behörde eine Koſtenrech⸗ 
nung zu überſenden (Art. 16 Abſ. 2 des Haager Ab⸗ 
kommens). ö 

Die deutſch⸗luxemburgiſche Vereinbarung vom 
1. Auguſt 1909 ſchließt ſich im großen und ganzen in⸗ 
haltlich und wörtlich der deutſch⸗niederländiſchen Ver⸗ 
einbarung an. Auch ſie bringt als hauptſächliche 
Neuerung die Geſtattung des unmittelbaren Verkehrs 
der Behörden, ſoweit es ſich um den Vollzug des 
Haager Abkommens handelt. Die Schwierigkeiten, die 
ſich im Verkehre mit Holland aus der Verſchiedenheit 
der Landesſprachen hie und da ergeben werden, fallen 
hier weg. Die luxemburgiſchen Behörden dürfen ſich 
zwar neben der deutſchen Sprache der franzöfifchen 
Sprache bedienen (Art. 3 Abſ. 2 der e 
es iſt aber anzunehmen, daß das die Ausnahme ſein 
wird. Eine deutſche Ueberſetzung des franzöſiſchen Er⸗ 
ſuchungsſchreibens kann nicht verlangt werden, wohl 
aber eine Ueberſetzung franzöſiſcher Schriftſtücke, die 
im Wege des Zwangs zugeſtellt werden ſollen (a. a. O.). 
Der Art. 5 der deutſch⸗niederländiſchen Vereinbarung 
wurde nicht aufgenommen, da es deutſche Konſuln in 
A und luxemburgiſche Konſuln in Deutſchland 
nicht gibt. 

Die deutſch⸗norwegiſche Vereinbarung vom 2. Au⸗ 
guſt 1909 ändert nichts an den Vorſchriften des Haager 
Abkommens über den Weg, der bei Erſuchen um Rechts⸗ 
hilfe einzuſchlagen iſt. Die Erſuchen werden nach wie 
vor durch die Vermittlung der Konſuln geſtellt. Art. 1 
behält den beiden Staaten vor, Ueberſetzungen auch 
von beeidigten Dolmetſchern des erſuchenden (nicht 
bloß des erſuchten) Staates beglaubigen zu laſſen. 
Art. 2 wiederholt die in den anderen Vereinbarungen 
getroffene Abmachung, wonach auf den Erſatz der 
Koſten der in bedingter Weiſe beantragten Zwangs⸗ 
zuſtellung und auf den Erſatz von Zeugengebühren u. a. 
gegenſeitig verzichtet wird. 

1684 er 

Das Abkommen mit Dänemark über den gegenfeitigen 
Schutz der Muſter und Modelle vom 12. Juni 1909 
(RGBl. S. 915). Nach 8 16 des Muſterſchutzgeſetzes 
vom 11. Januar 1876 werden Muſter oder Modelle 
inländiſcher Urheber nur geſchützt, wenn die nach den 
Muſtern oder Modellen hergeſtellten Erzeugniſſe im 
Inlande verfertigt ſind. Ausländiſche Urheber genießen 
den Schutz nur, wenn ſie in Deutſchland ihre gewerbliche 
Niederlaſſung haben und die er im Inlande 
gefertigt find. Der Schutz der ausländiſchen Urheber 
iſt aber in einer Reihe von Staatsverträgen erweitert 
worden. Ihnen ſchließt ſich das Deutſch⸗Däniſche Ab⸗ 
kommen an. Zu dem Abkommen 9 8 r Deutſch⸗ 
land ein Bedürfnis, weil das däniſche Muſterſchutz⸗ 
geſetz eine ähnliche Vorſchrift zugunſten der Ausländer 
enthält wie das deutſche Geſetz (Reichstagsdruckſache 
Nr. 1524/09). Nach dem Abkommen wird der Schutz 
der Muſter und Modelle in dem Gebiete der Vertrags⸗ 
ſtaaten unabhängig davon gewährt, ob die Ausführung 
oder Nachbildung in dem Gebiete des einen oder des 
andern Teiles erfolgt. Die Einfuhr der in dem Ge⸗ 
biete des einen Teiles hergeſtellten Ware in das Ge⸗ 
biet des anderen Teiles ſoll in dem letzteren nicht 
den Perini des Schutzrechts zur Folge haben. 
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die Navele zum Geritsnerfflungspefe | Pre = tam Yen mur in ben . 
und zur Zivilprozeßordnung. ) Er: Sa 1 ihrer Einer 5 erſter 
nitang die „Handelsſachen“ unterſtellt, die ſich 
Von Dr. Hugo Streß, II. VF bis auf eine Einſchränkung — die Streitigkeiten 
miniſterium der Juſtiz und Privatdozent in München. aus Ta Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Prokuriſten, 
: : Handlungsbevollmädjtigten, Handlungsgehilfen, 
I. Die Aenderung der Gerichtsverfaſſung. Handlungslehrling und dem Inhaber des Handels⸗ 
1. Die Ausdehnung der Zuftändigkeit der Amtsgerichte. geſchäfts ($ 101 Nr. 3e GVG. in der bisherigen 
| 3 ee Faſſung) werden künftig von den Zivilkammern 
Die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte wurde auf entschieden — mit den ihnen ſchon früher zu- 
bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten ausgedehnt, deren gewieſenen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten decken 
Gegenſtand an Geld oder Geldeswert die Summe (88 100 a, 101 GG.); die in § 101 Nr. 4 bis 6 
von 600 M nicht überfteigt (5 23 Abſ. 1 Nr. 1 GHG. neu angefügten Rechtsſtreitigkeiten gehörten 
GG.). Infolge dieſer Beſtimmung wird ein erhebe nach den Spezialgeſetzen ſchon bisher vor die 
licher Teil der bisher von den Zivilkammern und den Handelskammern. 
Handelskammern der Landgerichte in erſter Inſtanz Dagegen wurde die zweitinſtanzielle Zuſtändig⸗ 
entſchiedenen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten auf die feit der Handelskammern erweitert. Die Berufungen 
Amtsgerichte übergehen; nur ſoweit diefe Streitig= | und Beſchwerden in bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten in die Berufungsinſtanz gelangen, werden | Feiten follen, ſoweit ſie „Handelsſachen“ (88 100 4, 
die Landgerichte fih auch künftig mit ihnen zu 101 GG.) betreffen, künftig an die Handels⸗ 
befaſſen haben. Es it hiernach möglich, daß die kammern gelangen. Für „Handelsſachen“ ſollen 
zur Bildung der Zivile und Handelskammern der alfo die Handelskammern, die ſich nach der Be⸗ 
8 5 70 rd 1 gründung „des vollen Vertrauens der beteiligten 
voll beſchäftigt werden können; bei den z i 3 | 110 
gerichten dagegen wird fih der Anfall an bürger⸗ Kreiſe erfreuen“, vollkommen an die Stelle der Zivil 


, a: ia kammern treten. Das Verfahren, in dem die erſtinſtan⸗ 
i en ne ziellen Rechtsſtreitigkeiten an die Handelskammern ge: 


5 Nas langen — auf Grund Antrages in der Klage 
GBG., wonach die Mitglieder der Landgerichte ſchrift oder mangels eines ſolchen auf Grund eines 
künftig gleichzeitig Amtsrichter im Bezirke des die Verweiſung an die Handelskammer aus- 
Vandgerichts ſein können.) ſprechenden Beſchluſſes der Zivilkammer —, die 
Verweiſung der vor die Handelskammer nicht 
gehörigen Sachen auf Antrag des Beklagten oder 
von Amts wegen an die Zivilkammer (88 102 bis 
105 GVG.) und der Grundſatz, daß dem Kläger 
aus der Verhandlung einer Klage vor einer 
Kammer, vor welche ſie nicht gehört, keine prozeſ⸗ 
ſualen Nachteile erwachſen dürfen, werden auch 
auf die Berufung ausgedehnt ($ 105 a GV.). 
In der Berufungsinſtanz erfolgt ſomit die Ver⸗ 


2. Die Erweiterung der Zuſtändigkeit der Handels⸗ 
kammern. 


Die Kammern für Handelsſachen entſchieden 
bisher in erſter Inſtanz über die in $ 101 GVG. 
bezeichneten bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten; eine 
zweitinſtanzielle Zuſtändigkeit — als Beſchwerde⸗ 


1) Sie tritt am 1. April 1910 in Kraft( Art. VII des 
Geſezes vom 1. Juni 1909, RGBl. S. 475). 

Wird die Einziehung von Richterſtellen an den 
Landgerichten nötig, ſo können innerhalb eines Jahres 
nach dem Inkrafttreten der Novelle Mitglieder eines 


Landgerichts gegen ihren Willen an das am Sitze des 
Landgerichts befindliche Amtsgericht verſetzt werden; 
Art. VIII des Geſetzes vom 1. Juni 1909, RGBl. S. 475. 


—— 
S —— 
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handlung des Rechtsſtreits vor der Handelskammer, 
wenn der Berufungskläger dies in der Berufungs⸗ 
ſchrift beantragt, und mangels eines ſolchen An⸗ 
trags, wenn die Zivilkammer die Sache an die 
Handelskammer verwieſen hat; wird vor die Handels⸗ 
kammer eine nicht dahin gehörige Berufung ge⸗ 
bracht, ſo iſt die Berufung nicht als unzuläſſig 
zu verwerfen, ſondern der Rechtsſtreit auf Antrag 
des Berufungsbeklagten oder von Amts wegen an 
die Zivilkammer zu verweiſen. Die Beſchwerde 
gelangt an die Handelskammer in der Weiſe, daß 
das Amtsgericht, bei dem ſie eingelegt wurde 
($ 569 ZPO.), fie der Handelskammer vorlegt, 
oder daß ſie — in dringenden Fällen oder in 
dem Falle des § 577 BPO. — unmittelbar bei 
der Handelskammer eingereicht wird. Wird auf 
ſolche Weiſe die Handelskammer mit einer dahin 
nicht gehörigen Beſchwerde befaßt, ſo iſt die Be⸗ 
ſchwerde von Amts wegen an die Zivilkammer zu 
verweiſen. Ebenſo hat die Zivilkammer, wenn ſie 
als Beſchwerdegericht mit einer „Handelsſache“ 
befaßt wird, dieſe von Amts wegen an die Handels⸗ 
kammer zu verweilen (8 108 a Abſ. 1 GVG.) 
In dem Falle des § 108 a Abi. 2 GVG. haben 
dieſe Verweiſungen an die andere Kammer aus⸗ 
nahmsweiſe zu unterbleiben. 


3. Die Mehrung der Ferienſachen. 


Um den Wünſchen, die namentlich aus dem 
Handels⸗ und Gewerbeſtande laut geworden find, 
zu entſprechen, wurde der Kreis der Ferienſachen 
erweitert. Als Ferienſachen wurden faſt alle der 
erſtinſtanziellen Zuſtändigkeit der Gewerbe⸗ und 
Kaufmannsgerichte unterſtellten Streitigkeiten, die 
Anſprüche aus dem außerehelichen Beiſchlaf und 
das Koſtenfeſtſetzungsverfahren erklärt (8 202 
Aof. 2 Nr. 4a und b, $ 204 GVG.). In dem 
amtsgerichtlichen Verfahren hat das Gericht auf 
Antrag jede Sache als Ferienſache zu bezeichnen, 
den Beſchluß jedoch wieder aufzuheben, wenn die 
Sache in der mündlichen Verhandlung ſtreitig 
wird und keiner beſonderen Beſchleunigung bedarf. 
In dem Verfahren vor den Landgerichten und in 
den höheren Inſtanzen „ſoll“ das Gericht auf An⸗ 
trag jede Sache, die beſonderer Beſchleunigung 
bedarf, als Ferienſache bezeichnen (8 202 Abſ. 3 
und 4 GVG.). 


II. Die Aenderung des Verfahrens. 


1. Die Reform. des amtsgerichtlichen Verfahrens. 


a) An die Stelle des Parteibetriebes tritt in 
mehrfacher Hinſicht der Amtsbetrieb. Mit Aus⸗ 
nahme der Zuſtellung der Urteile, für die der 
Grundſatz des Parteibetriebes beibehalten wird 
(§ 317 Abſ. 1 ZPO.), s) erfolgen künftig im amts⸗ 


. Daaſelbe gilt von der Zuſtellung der Vergleiche; 
ſie erfolgt auch künftig auf Betreiben der Partei. 
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gerichtlichen Verfahren alle Zuſtellungen von Amts 
wegen; § 496 Abſ. 1 ZPO. Die Zuſtellung von 
Verſäumnisurteilen hat der Gerichtsſchreiber auch 
ohne beſonderen Auftrag der Partei zu vermitteln 
($ 166 Abſ. 2 ZPO.); nur dann unterbleibt fie, 
wenn die Partei erklärt, die Zuſtellung ſelbſt be⸗ 
treiben zu wollen ($ 508 Abſ. 1 ZPO.). 


Die Klagen ſowie die ſonſtigen Anträge und 
Erklärungen einer Partei, welche einer Zuſtellung 


bedürfen, ſind bei dem Amtsgerichte ſchriftlich ein⸗ 


zureichen oder mündlich zu Protokoll des Gerichts⸗ 
ſchreibers anzubringen; ihre Zuſtellung an die 
Gegenpartei erfolgt von Amts wegen?) (8 496 Abſ. 2 
ZPO.). Eines hierauf gerichteten Antrages bedarf 
es alſo nicht; das Gericht hat von Amts wegen zu 
prüfen, ob ein Antrag uſw. der Zuſtellung an 
die Gegenpartei bedarf.“) Das Gericht hat ferner 
zu prüfen, ob ein Antrag, z. B. die Anbringung 
einer Klage, eines Einſpruchs, die Beſtimmung 
eines Verhandlungstermins erforderlich macht, in 
dieſem Falle den Termin von Amts wegen — 
auch ohne Antrag einer Partei — zu beſtimmen 
und die Ladung der Parteien hierzu durch den 
Gerichtsſchreiber zu veranlaſſen;“) ) Ladungen durch 
die Parteien finden nicht mehr ſtatt ($ 497 Abi. 1 
ZPO.). Die Befugnis der Parteien, das Ver⸗ 
fahren ruhen zu laffen ($ 251 ZPO.), bleibt un- 
berührt; dies wird durch die Beſtimmung des 
8 503 BPO. klargeſtellt. 


b) Auch der Grundſatz der Mündlichkeit er⸗ 


) Die Beſtimmung des § 168 BPO. findet in der 
Praxis auf die Zuſtellung von Urteilen keine Anwendung. 


5) Zur Erleichterung dieſes Geſchäftes fol die Partei 
die für die Zuſtellung erforderliche Zahl von Abſchriften 
beifügen; unterläßt fie es, fo werden die Abſchriften 
2 60 Koſten gefertigt ($ 79 Abſ. 1 Nr. 1; $ 86 Abſ. 2 


e) Auch künftig gilt die Klage erft mit dieſer Zu- 
ſtellung an den Beklagten als erhoben (8 498 Abſ. 2 
ZPO.). Einige andere mit der Zuſtellung der Klage 
(oder eines ſonſtigen Schriftſatzes) verknüpfte Rechts⸗ 
wirkungen — die Einhaltung einer Friſt und die Unter⸗ 
brechung der Verjährung — treten jedoch ſchon mit der 
Einreichung oder der Anbringung der Klage (des Schrift⸗ 
ſatzes) ein (8 496 Abſ. 3 ZPO.) Da die Zuſtellung 
der Einwirkung, insbeſondere der Beſchleunigung durch 
die Partei entzogen iſt, muß dafür geſorgt werden, daß 
die Verſäumnis oder Verſpätung der Zuſtellung der 
Partei nicht zum Nachteile gereicht. 


) Gleichzeitig mit der Ladung ift dem Beklagten 
die Klageſchrift oder das die Klage enthaltende Protokoll 
zuzuftellen (8 498 Abſ. 1 BBO.). 


2) Auch zu den Sühneterminen vor dem Amtsgericht 
in Eheſachen wird der Beklagte künftig von Amts wegen 
geladen; der § 609 Abſ 1 und der $ 610 Abi. 2 BPO. 
wurden geändert. Ebenſo unterbleibt künftig im Arreſt⸗ 
verfahren, wenn das Arreſtgericht ein Amtsgericht iſt, 
die Ladung im Parteibetrieb. Der Widerſpruch gegen 
den Arreſtbeſehl ift ſchriftlich oder zu Protokoll des Gerichts⸗ 
ſchreibers zu erheben. Der Termin zur mündlichen Ver⸗ 
handlung wird von Amts wegen beſtimmt, auch die 
Ladung erfolgt von Amts wegen (5 924 Abſ. 2 S. 2 
und 3 ZPO.). Zu on 


| 
| 
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leidet mehrere Einſchränkungen. Nach § 502 Abſ. 2 
ZPO. ift in der mündlichen Verhandlung eine 
Bezugnahme auf Schriftſtücke zuläſſig, ſoweit keine 
Partei widerſpricht und das Gericht ſie für an⸗ 
gemeſſen erachtet; durch dieſe Beſtimmung wurde 
die ſchon bisher geübte Praxis legaliſiert. Nach 
dem Vorbilde des öſterreichiſchen Prozeſſes können 
künftig unſere Amtsgerichte ſchon vor der münd⸗ 
lichen Verhandlung Anordnungen treffen, welche 
nach der Klageſchrift oder den vorbereitenden Schrift⸗ 
lägen zur Aufklärung des Sachverhältniſſes dienlich 
erſcheinen, insbeſondere den Parteien die Vorlegung 
von Urkunden aufgeben, öffentliche Behörden oder 
Beamte um Mitteilung von Urkunden erſuchen, 
amtliche Auskünfte von Behörden oder Beamten 
einziehen, Zeugen und Sachverſtändige zur münd⸗ 
lichen Verhandlung laden, das perſönliche Er⸗ 
ſcheinen der Parteien, die Einnahme eines Augen⸗ 
ſcheins ſowie die Begutachtung durch Sachver⸗ 
ſtändige anordnen (8 501 Abſ. 1 Nr. 1 bis 6 
ZPO.); die Parteien find von dieſen Anordnungen 
formlos zu benachrichtigen ($ 501 Abſ. 3 ZPO.). 
Ein Teil dieſer vorbereitenden Anordnungen — 
nämlich die Ladung von Zeugen und Sachver⸗ 
ſtändigen, die Anordnung des perſönlichen Er⸗ 
ſcheinens der Parteien, der Einnahme des Augen⸗ 
ſcheins ſowie der Begutachtung durch Sachver⸗ 
ſtändige — darf jedoch vor einer mündlichen Ver⸗ 
handlung, in der die Sache ſtreitig geblieben iſt, 
nur ergehen, wenn der Beklagte in einem vor⸗ 
bereitenden Schriftſatze dem Klageantrage wider⸗ 
ſprochen hat (§ 501 Abſ. 2 ZPO.). Der Zweck 
dieſer Vorſchriften iſt, durch Klärung des Sach⸗ 
verhaltes und Bereitſtellung der Beweismittel die 
Verhandlung und Beweisaufnahme ſo vorzubereiten, 
daß beide in einem Termine zu Ende geführt 
werden können; nur ſoweit dieſer Zweck es erfordert, 
wird der Grundſatz der Mündlichkeit eingeſchränkt. 
Abgeſehen von der Einnahme des Augenſcheins 
($ 501 Abſ. 1 Nr. 6 ZPO.), darf die Aufnahme 
der Beweiſe, z. B. die Einvernehmung der geladenen 
Zeugen, erſt dann erfolgen, wenn ſie auf Grund 
der mündlichen Verhandlung durch Beweisbeſchluß 
angeordnet worden iſt; durch die vorbereitenden 
Anordnungen ſoll nur das Beweismaterial zur 
Stelle geſchafft werden. Unberührt bleibt hier der 
Grundſatz des Parteibetriebes; die Befugnis des 
Gerichts, einen Beweis von Amts wegen zu er⸗ 
heben, wird nicht erweitert. 

c) Noch weitere Beſtimmungen folen zur Be- 
ſchleunigung des amtsgerichtlichen Verfahrens bei⸗ 
tragen. Der Termin zur mündlichen Verhand⸗ 
lung darf künftig nur ſo weit hinausgerückt wer⸗ 
den, als es zur Wahrung der Einlaſſungsfriſt 
geboten erſcheint (die Beſtimmung des $ 261 
Abſ. 2 ZPO. ift in 8 507 ZPO. nicht mehr er- 
wähnt); die Dauer der Einlaſſungsfriſt wird in 
9 499 Abſ. 1 ZPO. neu geregelt (hierzu ift Mr- 
tikel V des Geſetzes vom 1 Juni 1909, betr. Aen⸗ 
derungen des Gerichtsverſaſſungsgeſetzes uſw., 


RGBl. S. 498, zu vergleichen).“) Iſt das ange: 
gangene Amtsgericht ſachlich oder örtlich unzuſtändig, 
ſo hat es auf Antrag des Klägers durch Beſchluß 
ſich für unzuſtändig zu erklären und den Rechts⸗ 
ſtreit an das zuſtändige Gericht zu verweiſen. 
Anfechtbar iſt dieſer Beſchluß nicht; mit ſeiner 
Verkündung gilt der Rechtsſtreit bei dem darin 
bezeichneten Gericht anhängig, welches ſeinerſeits 
daran gebunden ift (8 505 Ab}. 2 und 3 ZPO.). 0) 
Die Abweiſung der Klage durch Urteil und ihre 
neuerliche Anbringung bei dem zuſtändigen Gerichte 
wird durch dieſe Vorſchriften vermieden. Die Ver⸗ 
weiſung an das zuſtändige Gericht iſt jedoch nur 
auf Antrag des Klägers und ferner nur dann 
möglich, wenn ein ordentliches Gericht — kein 
beſonderes (Gewerbe⸗, Kaufmanns⸗) Gericht — zu: 
ſtändig iſt und ſofort beſtimmt werden kann. Trifft 
eine dieſer Vorausſetzungen nicht zu, ſo iſt die Klage 
durch Urteil abzuweiſen; dem Kläger bleibt es über- 
laſſen, ſie bei dem zuſtändigen ordentlichen oder be⸗ 
ſonderen Gericht von neuem einzureichen. Schon 
bisher war die erörterte Verweiſung des Rechts⸗ 
ſtreites an das zuſtändige ordentliche Gericht in 
den Fällen vorgeſehen, daß durch Widerklage oder 
Erweiterung des Klageantrages ein vor das Land⸗ 
gericht gehöriger Anſpruch erhoben oder die Feſt⸗ 
ſtellung ($ 280 ZPO.) eines vor das Landgericht 
gehörigen Rechtsverhältniſſes beantragt wurde. 
Dieſe Vorſchriften bleiben in Geltung ($ 506 
ZPO .).!) Die Aufnahme des Beweiſes, ins: 
beſondere die Einvernehmung von Zeugen und 
Sachverſtändigen ſoll, ſoweit tunlich, im unmittel⸗ 
baren Anſchluß an den Beweisbeſchluß erfolgen 
($ 509 3P O.); dies wird beſonders dann möglich 
ſein, wenn das Amtsgericht gemäß § 501 ZPO. 
ſchon vor der mündlichen Verhandlung für die 
Bereitſtellung der Beweismittel geſorgt hat. Die 
Beſtimmung des $ 510 b BPO. gibt dem Kläger 
im Falle der Verurteilung zur Vornahme einer 
Handlung an Stelle der umſtändlichen direkten 
Vollſtreckungsmaßregeln (88 887, 888 ZPO.) die 
prozeſſuale Befugnis, eine Geldentſchädigung zur 
Vollſtreckung zu bringen; auf Antrag des Klägers 
iſt in dem Urteile zugleich auszuſprechen, daß der 
Beklagte eine Entſchädigung zu zahlen hat, falls er 


) In ähnlicher Weiſe wurden die Einlaſſungs⸗ 
und Ladungsfriſten im Wechſelprozeſſe neu geregelt 
(8 604 Abſ. 2 bis 4 3P O.). l 

1) Die in dem Verfahren vor dem unzuftändigen 
Gericht erwachſenen Koſten werden als Teil der Koſten 
des ganzen Verfahrens behandelt; dem Kläger ſind jedoch 
die Mehrkoſten auch dann aufzuerlegen, wenn er in der 
Hauptſache obſiegt (8 505 Abi. 3 ZPO.). 

11) Vergl. auch 8 508 Abſ. 3 ZPO., wornach nach Ein⸗ 
legung des Einſpruchs das Amtsgericht nur dann den 
Rechtsſtreit an das zuſtändige Gericht verweiſen darf, 
wenn es den Einſpruch für zuläſſig erachtet (auch ohne 
ausdrückliche Hervorhebung liegt dieſe Entſcheidung in 
dem Verweiſungsbeſchluſſe), und auch dieſe Entſcheidung 
über die Zuläſſigkeit des Einſpruchs für das Gericht 
bindend iſt, an das der Rechtsſtreit verwieſen wird. 
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nicht binnen einer zu beſtimmenden Friſt die Handlung 
vorgenommen hat — die Vollſtreckung dieſer Geld- 
forderung tritt dann an die Stelle der Vollſtreckung 
der Verurteilung zur Vornahme der Handlung, 
die Vollſtreckung nach 88 887, 888 ZPO. ift aus⸗ 
geſchloſſen ($ 888 a ZPO.). Die Einſpruchesfriſt 
wurde auf eine Woche herabgeſetzt ($ 508 Abſ. 2, 
8 339 Abſ. 1 ZRO.). 

d) Die Prozeßhandlungen haben eine weitere 
Vereinfachung erfahren. Auf Beſtimmung 
des Gerichts kann die Mitteilung von An⸗ 
trägen und Erklärungen ohne beſondere Form 
erfolgen (8496 Abſ. 5 ZPO.). Ohne Ermächtigung 
des Amtsrichters darf ſomit der Gerichtsſchreiber 
nicht von der förmlichen Zuſtellung abſehen; die 
Mitwirkung des Richters ſoll die Parteien davor 
ſchützen, daß die Zuſtellung in Fällen unterlaſſen 
wird, in welchen fie zur Auslöſung rechtlicher 
Wirkungen, z. B. des Eintritts der Rechtshängig⸗ 
keit, erforderlich oder die Feſtſtellung des Zeit⸗ 
punktes der Mitteilung aus anderen Gründen 
von weſentlicher Bedeutung iſt. Die Ladung 
einer Partei darf unterbleiben, wenn ihr der 
Termin bei der Einreichung oder Anbringung 
der Klage oder des Antrages, auf Grund deſſen die 
Terminsbeſtimmung ſtattfindet, mitgeteilt worden 
iſt; “)) zum Nachweiſe dieſer Mitteilung genügt 
ein Vermerk zu den Akten ($ 497 Abſ. 2 ZPO.). 
Soweit, wie regelmäßig, die Zuſtellungen von 
Amts wegen erfolgen,“) kommt die Zuſtellung von 
Anwalt zu Anwalt ($ 198 ZPO.) nicht in Be- 
tracht. Der § 496 Abſ. 4 ZPO. trifft jedoch 
auch für die Zuſtellungen von Amts wegen eine 
dem $ 198 Abſ. 2 ZPO. nachgebildete Be- 
ſtimmung; zum Nachweiſe einer ſolchen Zuſtellung 
an eine Partei, die von einem Anwalte vertreten 
wird, genügt das mit Datum und Unterſchrift 
verſehene ſchriftliche Empfangsbekenntnis des An⸗ 
walts. Sofern nicht von der Partei etwas anderes 
beantragt wird, erfolgt die Ausfertigung der Urteile 
unter Weglaſſung des Tatbeſtandes und der Ent- 
ſcheidungsgründe. Die Zuſtellung einer ſolchen 
abgekürzten Ausfertigung ſteht in den Wirkungen 
der Zuſtellung des vollſtändigen Urteils gleich 
($ 496 Abſ. 6 ZPO.); fie fegt alfo den Lauf 
der Berufungsfriſt in Gang, auch zur Zwangs⸗ 
vollſtreckung genügt die abgekürzte Ausfertigung. 


12) Es genügt formlofe Mitteilung; bei geſchäfts⸗ 
unkundigen Perſonen wird ſich aber die Aushändigung 
einer ſchriftlichen Notiz empfehlen. 

18) Daneben gilt auch für das amtsgerichtliche Ber- 
fahren die Beſtimmung des $ 218 ZPO., wornach die 
Ladung der Parteien zu Terminen nicht erforderlich iſt, 
welche in verkündeten Entſcheidungen beſtimmt ſind. 

1) Für ihre Bewirkung hat der Gerichtsſchreiber 
zu ſorgen (S 209 ZPO.). 


(Fortſetzung folgt). 


der ortsüblichen 


Pfälziſches Jagdrecht.) 


Von Rechtsanwalt Dr. Ludwig Braun in Kaiſerslautern. 
1 


In der Pfalz iſt das Jagdrecht durch die mit 
Geſetzeskraft verſehene Verordnung der Kgl. Kaiſ. 
öſterreichiſchen und Kgl. Bayer. gemeinſchaftlichen 
Landesadminiſtration vom 21. September 1815 
geregelt. 

Das Jagdrecht ſteht hiernach den Grundeigen⸗ 
tümern zu, aber nicht das Jagdausübungsrecht mit 
Ausnahme der von der Verordnung vorgeſehenen 
Eigenjagdrechte für Beſitzer großer Waldkomplexe 
und des höchſtperſönlichen Mitbeſchußrechts von Be⸗ 
ſitzern großer Grundkomplexe. Das Jagdrecht wird 
ausgeübt durch das Oberforſtamt. Dieſes iſt der 
geſetzliche Verwalter des Jagdrechtes; es iſt für die 
Verwertung des Jagdrechtes geſetzlicher Vertreter 
der Grundeigentümer, die in dieſer Hinſicht hand⸗ 
lungsunfähig ſind. | 

$1 der Jagdverordnung ſtellt den Grundſatz 
auf, daß alle Jagden, Wald⸗ wie Feldjagden des 
Staates, der Gemeinden und Privaten durch das 
Oberforſtamt für Rechnung des Jagdberechtigten 
verwaltet werden. Für die Waldjagden hat das 
Oberforſtamt freie Hand, d. i. Selbſtbeſchuß oder 
Verpachtung, für Feldjagden iſt ihm die Ver⸗ 
wertung durch Verpachtung vorgeſchrieben. 
Nach § 5 der Verordnung werden die Grenzen der 
Feldjagden mit Rückſicht auf die örtlichen Ver⸗ 
hältniſfe beſtimmt, wobei auch Waldparzellen, die 


1) Bemerkungen zu der in dieſer Zeitſchrift S. 287 ff. 
abgedruckten Entſcheidung des Gerichtshofs für Kom⸗ 
petenzkonflikte. — Die vorausgegangenen Entſcheidungen 
ſind folgenden Inhalts: 1. Das Bezirksamt glaubt 
die Zuſtimmung zur fraglichen Jagdverpachtung nicht 
geben zu können, weil dieſelbe nicht ortsüblich durch die 
Schelle oder Anſchlag am Gemeindebrett bekannt gegeben 
ſei. 2. Die Regie rung ſtellt feſt, daß die Verſteige⸗ 
rung der Jagd in fünf Zeitungen bekannt gemacht ſei und 
hält das für ausreichend; ſie gibt deshalb ihre Zuſtim⸗ 
mung zur Verpachtung 3. Das Miniſterium ordnet 
die ang an, da es möglich fei, daß mangels 

ekanntmachung einzelne Ortsbürger 
vom Verſteigerungstermin keine Kenntnis hatten. 4. Das 
Landgericht, das angerufen wurde, weil der Pacht⸗ 
vertrag durch die Zuſtimmung der Regierung unab⸗ 
änderlich zuſtande gekommen ſei. ſpricht ſich zur Zuſtändig⸗ 
keit in den Urteilsgründen aus: „Inhaltlich des Klage⸗ 
antrages iſt zwiſchen den Parteien ſtreitig, ob die Beklagte 
auf Grund eines Jagdpachtvertrages den Klägern die 
Jagdausübung in der Gemarkung Gerhardsbrunn zu 
geſtatten hat. 

Maßgebend, ob es ſich hierbei um eine bürgerliche 
Rechtsſtreitigkeit handelt, iſt der Umſtand, daß die Ver⸗ 
pflichtung, zu deren Erfüllung die verklagte Partei an⸗ 
gehalten werden ſoll, nicht im öffentlichen Intereſſe, 
ſondern im individuellen rechtlichen Intereſſe einzelner 
Perſonen zu erfüllen iſt. 

S. RG. BS. Urteil v. 15. Februar 1904 Bd. 57 S. 350. 

Es iſt nun ſelbſtverſtändlich, daß die Verpflichtung 
einer Gemeinde, einen zwiſchen ihr und einem privaten 
abgeſchloſſenen Pachtvertrag zu erfüllen, nicht das öffent: 
liche Intereſſe. das Gemeinwohl, ſondern lediglich die 
individuelle Rechtsſphäre der Gemeinde als juriſtiſche 
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im Felde liegen, zur Feldjagd gezogen werden 
können. Dabei iſt davon auszugehen, daß jeder 
Gemeindebann einen Jagdbezirk bildet, jedoch können 
mehrere Gemeinden zu einem Jagdbezirk zuſammen⸗ 
gelegt oder aus einem Gemeindebezirk mehrere 
Jagdpachtbezirke geſchaffen werden. 

Die Pachterlöſe der Feldjagden fließen in die 
Gemeindekaſſen und kommen ſo mittelbar den jagd⸗ 
berechtigten Grundeigentümern zugute. 


II 


Hier ſoll nur von der Verpachtung der Feld⸗ 
jagden weiter gehandelt werden. | 

1. Nach § 5 der JV. „geſchieht die Verpach⸗ 
tung auf Anordnung der Kreisdirektion mit Zu⸗ 
ziehung des Kreisforſtamtes und mit dem Vor⸗ 
behalt der Genehmigung des Oberforſtamtes“. Der 
bayer. Verwaltungsgerichtshof jagt (Samml. IV 
S. 126) über dieſe Genehmigung: „Vom Stand⸗ 
punkte der JV. kann ſtrenge genommen die Ge⸗ 
nehmigung oder Nichtgenehmigung eines von der 
Gemeinde abgeſchloſſenen Vertrages über die 
Verpachtung der Feldjagd gar nicht in Frage 
kommen“, ſondern der Vertrag kommt durch 
die Zuſtimmung „der mit der Verpachtung be⸗ 
trauten Staatsbehörde“ zuſtande. Nach dem Ge⸗ 
ſetze iſt dieſe Behörde das Oberforſtamt; es ſchließt 
als Kontrahent — der Verwaultungsgerichtshof jagt 


Perſon einerſeits und des angeblichen Pächters anderer⸗ 
ſeits berührt. 

Da es nun keine geſetzliche Beſtimmung gibt, welche 
die Entſcheidung darüber, ob eine Gemeinde einen Pacht⸗ 
vertrag und insbeſondere einen Jagdpachtvertrag zu er⸗ 
füllen hat, den Verwaltungsbehörden oder Verwaltungs⸗ 
gerichten zuweiſt, ſo ſind damit die Vorausſetzungen für 
die Zuläſſigkeit des Rechtswegs nach § 13 GVG. bereits 
gegeben. 

Allerdings muß die Entſcheidung darüber, ob eine 
derartige vertragliche Verpflichtung auf ſeiten der Ge⸗ 
meinde beſteht, notwendig auch eine Entſcheidung darüber 
involvieren, ob der behauptete Vertrag beſteht oder nicht; 
aber auch bei dieſer Frage handelt es ſich aus eben den⸗ 
ſelben Gründen um eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit. 
Und wenn für das Zuſtandekommen eines ſolchen Ver⸗ 
trags die Zuſtimmung gewiſſer ſtaatlicher Auſſichts⸗ 
behörden vorgeſchrieben iſt, ſo haben folgerichtig die 
bürgerlichen Gerichte auch darüber zu entſcheiden, ob 


dieſe Zuſtimmung erteilt iſt oder nicht; denn dieſe Frage 


berührt ebenfalls nur die individuelle Rechtsſphäre der 
Vertragſchließenden. 

Eine ganz andere Frage iſt natürlich die, ob die 
betreffende Verwaltungsbehörde, von deren Zuſtimmung 
die Rechtswirkſamkeit des Vertrags abhängig war, dieſe 
Zuſtimmung hat erieilen oder verſagen ſollen. Sie be⸗ 
rührt, da die Erteilung der Zuſtimmung von gewiſſen 
polizeilichen und finanziellen Rückſichten abhängig zu 
zu machen ijt, nur das öffentliche Intereſſe, die Ent- 
ſcheidung darüber ſteht daher nicht den bürgerlichen 
Gerichten, ſondern den Verwaltungsbehörden zu. 

Ueber das Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines Jagd⸗ 
pachtvertrags haben übrigens bereits eine Reihe von 
Gerichten entſchieden, ſo RG. in JW. 1908 S. 637; 
E. Bd. 41 S. 345; Kaſſchof München 16. Mai 1845 in 
Kr Bl. 1845 S. 276; Appell G. Zweibrücken in BlfAdmPr. 
Bd. XXII S. 103. 

Die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges iſt 
darnach als unbegründet zu verwerfen.“ 
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„Kommittent“ d. i. Bevollmächtigter der Ge⸗ 
meinde — ) den Vertrag ab. 

Das Oberforſtamt ift eine techni ſche fad: 
verſtändige Behörde (Maenner, Jagdrecht S. 101 
Abſ. 3). Die Zuſtimmung zum Vertrag kann 
deshalb keinen polizeilichen Charakter haben. 
Die techniſchen Behörden (Forſtämter, Bauämter, 
Domänenverwaltung) können nur Handlungen wirt⸗ 
ſchaftlicher Natur vornehmen. Dieſe bewegen ſich 
auf dem Boden des Zivilrechts. Wenn eine tech⸗ 
niſche Behörde in den Grenzen ihrer Vollmacht 
mit jemandem einen Vertrag ſchließt, wird er mit 
der Annahme des Angebots durch die Behörde 
unabänderlich wirkſam. Die vorgeſetzte Behörde 
kann die Rechte aus dem Vertrag nicht ändern 
oder aufheben. 

Wenn deshalb das Oberforſtamt das in dem 
Pachtprotokoll niedergelegte Angebot durch Erklärung 
ſeiner Zuſtimmung annimmt, wird der Vertrag 
wirkſam. 

Die Verpachtung geſchieht durch den Bürger⸗ 
meiſter und bezweckt nur die Feſtſtellung des Letzt⸗ 
bietenden; dieſer iſt an ſein Angebot gebunden, 
bis das Oberforſtamt ſich entſchloſſen hat, ob es 
das Angebot annimmt oder nicht. Dabei handelt 
es ſich nur um ſachverſtändige Erwägungen 
einer techniſchen Behörde. 

2. Die Funktionen des Oberforſtamtes ſo wie 
ſie in der Jagdverordnung beſtanden, ſind auf 
die Kreisregierung übergegangen. Die Regierung 
bleibt deshalb ſachverſtändige Behörde d. h. ihre 
Zuſtimmung zum Jagdͤpachtvertrag hat keinen 
polizeilichen Charakter, es liegt deshalb kein hoheit⸗ 
licher Akt, ſondern ein rein wirtſchaftlicher Akt vor, 
wie dies überall da der Fall iſt, wo der Staat 
Verträge zur Verwertung von Vermögensobjekten 
abſchließt, es gibt nur einen zivilrechtlichen Pacht⸗ 
vertrag. Dieſen ſchreibt die JV. als Art der 
Verwertung des zivilen Jagdrechtes vor. 

Die Kreisregierung der Pfalz ſteht auf dieſem 
Boden (ſiehe die in dem Kompetenzurteil erwähnten 
Regierungsentſchließungen). Sie betrachtet ſich als 
geſetzlichen Verwalter des Jagdrechts und hat in 
dieſer ihrer Eigenſchaft die Bezirksämter zu der 
Jagdverpachtung bevollmächtigt (Geib, Hand- 
buch Bd. I S. 676 Anm.). Wäre fie eine Pez 
hörde, die über den Pachtvertrag zu entſcheiden 
hätte, oder ihn aus dem Geſichtspunkt der Ge⸗ 
meindeaufſicht zu genehmigen hätte, ſo 
könnte ſie das Bezirksamt nicht damit beauftragen, 
denn dann läge darin eine unzuläſſige Aenderung 
der geſetzlichen Zuſtändigkeitsordnung. 

Das Bezirksamt kann nur Bevollmächtigter 
der Regierung ſein. Gibt das Bezirksamt ſeine 


2) Dieſe wird man ihrerſeits als Vertreter der Grund⸗ 
eigentümer zu betrachten haben. Die Verwaltung iſt 
bevollmächtigt nur zum Abſchluß des Pachtvertrages ſelbſt. 
Soweit Rechte aus abgeſchloſſenem Vertrag ſtreitig ſind, 
iſt die Gemeinde oder ſind die mehreren Gemeinden des 
Jagdbezirkes für die Jagdͤberechtigten geſetzliche Vertreter. 
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Zuſtimmung zum Pachtangebot, jo kommt der 
Vertrag zuſtande; der Vertretene, das iſt die 
Regierung, iſt an die Handlungen ſeines Bevoll⸗ 
mächtigten gebunden. Die Regierung kann den 
vom Bezirksamt abgeſchloſſenen Vertrag nicht durch 
einſeitige Erklärung aufheben. Gibt das Bezirks⸗ 
amt ſeine Zuſtimmung zum Pachtangebote nicht, 
ſo kann ſich der im Pachtprotokoll als Letztbietender 
Bezeichnete an ſein Angebot nicht mehr gebunden 
erachten. Aber er kann ſich auch an den Vertretenen, 
alſo die Regierung als geſetzlichen Verwalter des 
Jagdrechtes unter Aufrechterhaltung ſeines Angebots 
wenden. Gibt dieſe dann ihre Zuſtimmung, ſo 
kommt der Vertrag damit zuſtande. Dabei iſt zu 
beachten, daß die Regierung als Verwalter des 
Jagdrechtes ganz freie Hand hat. Mit ihrer Zu⸗ 
ſtimmung iſt das Pachtangebot angenommen und 
damit der Vertrag entſtanden. Die Rechte daraus 
haben die Pächter erworben. Es liegen ſog. 
wohlerworbene Rechte eines Dritten vor (vgl. Kahr 
GO. II S. 32, 78.). — Keine Verwaltungsbehörde 
kann dem Pächter dieſe Rechte mehr entreißen. 
Entſtehen Streitigkeiten, ſo haben darüber die 
Gerichte zu entſcheiden. Das RG. ſagt Bd. 41 
Entſcheidungen in 3S. S. 348: „Unbegründet ift die 
Aufſtellung der Reviſion, der Pachtvertrag ſei des⸗ 
halb ungültig, weil er im Verwaltungsweg auf⸗ 
gehoben, und dieſe Aufhebung von den zuſtändigen 
Behörden nicht beſeitigt ſei, vielmehr dem Beklagten 
die Ausführung der Jagd polizeilich verboten ſei. 
Es widerlegt fih dies ſchon durch den Hinweis 
darauf, daß ein privatrechtlicher Vertrag durch 
irgendwelche Maßnahmen der Verwaltungsbehörden, 
ſei es der vertragsſchließenden Gemeindeverwaltung, 
ſei es der Aufſichtsbehörde in ſeiner privatrecht⸗ 
lichen Wirkſamkeit nicht berührt werden kann.“ 
Den gleichen Standpunkt nimmt das Reichsgericht 
neuerdings wieder ein (vgl. Recht Bd. XI S. 1342). 

Bei Verträgen ſchafft eben die Tatſache der 
Annahme des Angebots die Rechte; und dieſe 
Tatſache kann nicht mehr beſeitigt werden. 

3. Bei der Jagdverpachtung in der Pfalz kann 
man von einer Aufſicht über die Gemeinden 
nicht reden, denn die Gemeinde hat bei der Ver⸗ 
pachtung überhaupt nicht mitzuwirken (vgl. das 
Kompetenzkonfliktsurteil und die dort angeführte 
Literatur). Die Regierung als Rechtsnachfolgerin 
des Oberforſtamtes iſt eben der geſetzliche Ver⸗ 
walter des Jagdrechtes der hier handlungsunfähigen 
Gemeinde und des Jagdberechtigten. Sie kann 
ähnlich wie der Vormund des Mündels alles 
ordnen, wie es ihr gutdünkt, ohne daß der Ge⸗ 
meinde dabei eine Mitwirkung zuſteht. 

Es kann deshalb auch bei Jagdverträgen nicht 
von einer aufſichtlichen Genehmigung im Sinne 
der GemO. Art. 86 ff. die Rede fein. Läge aber 
eine ſolche vor, ſo wäre es unzuläſſig, die Ge⸗ 
nehmigung der Regierung von Aufſichts wegen 
aufzuheben (vgl. Kahr, GemO. II S. 78 b und 
Note 17). „Wenn der Vertrag vom Bürger⸗ 
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meiſter einmal abgeſchloſſen iſt und die Genehmi⸗ 
gung vorher oder nachher dazu kam, ſo begründet 
ſich damit der Beſitzſtand des anderen Kontrahenten, 
den zu zerſtören die Behörde keine Macht mehr 
hat.“ (So auch das oben zitierte Urteil des Reichs⸗ 
gerichts.) Das wird im beſonderen von der Ober⸗ 
aufſicht der Miniſterien geſagt. 

Der Gedanke iſt eben der, daß die Aufſicht 
des Staates über die Gemeinden nur dieſen 
gegenüber zuläſſig iſt. Haben die Gemeinden 
einem Dritten rechtswirkſam Rechte gegeben, ſo 
kann die Gemeindeaufſicht dieſe nicht berühren, 
ebenſo iſt es bei Erteilung der notwendigen auf⸗ 
ſichtlichen Genehmigung zu einem Gemeindevertrag; 
die Genehmigung iſt die Tatſache, deren Ein⸗ 
tritt den Vertrag wirkſam macht. Dabei iſt es 
gleichgültig, ob die Unter⸗ oder Oberbehörde dieſe 
erteilt. Mit der Zuſtellung der Genehmigung 
an den Dritten entſtehen deſſen Rechte. Ob die 
Behörde die Genehmigung hätte erteilen ſollen 
oder nicht, iſt eine Frage, die den Dritten nicht 
berührt. Dafür kann unter den Behörden 
(alſo intern) die Dienſt aufſicht (nicht die 
Gemeinde aufſicht) in Frage kommen; aber diefe 
kann Dritten gegenüber keine Wirkung äußern. 
Entſtandene Rechte des Dritten können aus dieſem 
Geſichtspunkt nicht abgeändert werden, wohl aber 
kann, wenn der Dritte nur ein widerrufliches Recht 
(3. B. eine Erlaubnis) erhalten hat, diefe wie von 
der Unterbehörde, auch von der Oberbehörde zurüd- 
genommen werden. 

Niemand wird behaupten wollen, daß die Zu⸗ 
ſtimmung der Regierung zu dem Jagdpachtvertrag 
eine derartige Erlaubnis iſt. Das Geſetz verbietet 
direkt dieſe Auffaſſung; denn es macht dem Ober⸗ 
forſtamt (heute Regierung) die zivilrechtliche Ver⸗ 
pachtung der Feldjagd zur Pflicht. 

Dem Pächter ſollen ſeine Rechte durch Ver⸗ 
trag gegeben werden, und nicht durch eine ſtaat⸗ 
liche widerrufliche Konzeſſion. Das Urteil des 
Kompetenzkonfliktsgerichtshofes in dieſer Sache 
ſcheint unbewußt anzunehmen, die Rechte erhielten 
die Pächter nicht aus dem Vertrag, ſondern 
aus der Zuſtimmung der Staatsbehörde (alfo 
aus der Konzeſſion). Während das Urteil an 
früherer Stelle ſagt, mit der Genehmigung der 
Unterbehörde wird der Vertrag wirkſam, ſagt es 
ſpäter, der Pächter habe dadurch keine Rechte er⸗ 
halten; es könnten nur ſeine Intereſſen in Frage 
kommen. Es gibt nur zwei Möglichkeiten: 

a) entweder handelt es ſich um einen Vertrag; 
dann frägt es ſich, ob er zuſtande gekommen iſt 
oder nicht, alſo, ob Rechte vorliegen oder nicht. 
Iſt dies richtig, ſo ſind die Gerichte zuſtändig, 
inzidenter haben ſie, wie Kahr GO. II S. 77 Note 10 
ausdrücklich ſagt, auch die rechtliche Bedeutung der 
ſtaatlichen Zuſtimmung zu würdigen oder 

b) es handelt ſich überhaupt nicht um einen 
Vertrag, ſondern um Erteilung einer Jagderlaubnis. 
Dann entſtehen keine Rechte und die Verwaltung 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 19. 


iſt allein zuſtändig, darüber zu entſcheiden, ob der 
Staatsakt der Erlaubnis zu recht beſteht. 

Bei der Jagdverwertung kann es ſich aber um 
eine ſolche nicht handeln; denn das Geſetz ſchreibt 
die zivilrechtliche Verpachtung der Jagd durch die 
Regierung vor. Als Rechtsnachfolgerin des Ober⸗ 
forſtamts iſt ihre Tätigkeit dabei ſachverſtändiger, 
nicht aber polizeilicher Natur. Ihre Zuſtimmung 
zu dem Vertragsangebot iſt deshalb kein Polizei⸗ 
akt, ſondern eine zivile Parteierklärung, die An⸗ 
nahme des Angebots des Pächters. Mit dieſer 
wird der Vertrag wirkſam. Die Vertrags⸗ 
natur verbietet der Verwaltung ſpäter einſeitig 
den Vertrag zu ändern; jeder Eingriff in den Ver⸗ 
trag iſt eine Machtüberſchreitung der Verwaltung, 
die die Rechte aus dem zivilrechtlichen Pachtvertrag 
nicht beeinfluſſen kann. 


III. 


Hiernach iſt das Urteil des Kompetenzkonflikts⸗ 
gerichtshofes rechtlich ſehr bedenklich. 

Hier ſei in Kürze folgendes zu den Gründen 
des Urteils bemerkt: 

1. Nachdem das Urteil ſeſtgeſtellt hat, daß 
die Verwaltung die Jagd verpachtet und der Ge⸗ 
meinde dabei keine Mitwirkung zuſteht, ſpricht es 
Za) von einer Entſcheidung der Verwaltungs⸗ 
behörde über den Zuſchlag, 

b) von einem Beſchwerderecht der Gemeinde. 

ad b). Es iſt auffallend, daß die Gemeinde, 
wenn ſie bei der Verpachtung und beim Abſchluß 
des Pachtvertrages überhaupt keine Befugniſſe Der 
nachdem die Verpachtung vorgenommen iſt, 
Vertrag abgeſchloſſen iſt, Rechte haben ſoll, die 
Verpachtung zu bemängeln, und Aenderung des 
Vertrages zu verlangen. 

ad a). Es iſt nicht recht verſtändlich, wie 
man von einer Entſcheidung über den Zuſchlag 
ſprechen kann, wenn die Behörde ſelbſt den Jagd⸗ 
pachtvertrag abſchließt. Sie würde dann über 
einen noch nicht zuſtande gekommenen Vertrag ent⸗ 
ſcheiden; denn das Angebot des Pächters iſt ja 
noch nicht angenommen. Wird es durch die Er⸗ 
klärung der Zuſtimmung der Verwaltung an⸗ 
genommen, ſo liegt keine Entſcheidung vor, ſondern 
eine Parteierklärung, die Annahme des Angebots, 
durch die der Vertrag zuſtande kommt. 

2. Dieſe Annahme kann kein ſtaatshoheitlicher 
Akt ſein; denn ſie iſt Beſtandteil eines zivilrecht⸗ 
lichen Vertrages. Die Annahme als eine Jagd⸗ 
konzeſſion aufzufaſſen, iſt ausgeſchloſſen, da das 
Jagdgeſetz den zivilrechtlichen Pachtvertrag vor⸗ 
ſchreibt und mit dem Abſchluß eine techniſche 
Behörde betraut. 

3. Das Urteil ſagt mit der Genehmigung der 
Verwaltungsbehörde wird der Vertrag perfekt. Iſt 
dies richtig, ſo gibt es keine Beſchwerde an die 
Oberbehörde; denn dieſe kann zivilrechtliche Ver⸗ 
träge ihrer Unterbehörden, die zum Abſchluß zu⸗ 
ſtändig waren, nicht mehr ändern. 
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4. Im Prozeſſe wurde aufgeſtellt und nur dieſe 
Frage wurde vor dem Landgericht vorgetragen: 
Daß die Regierung als geſetzliche Verwalterin des 
gemeindlichen Jagdrechtes ihre Zuſtimmung zu dem 
Jagdpachtvertrag gegeben habe und daß damit der 
Vertrag zuſtande gekommen ſei. Aus dieſem Ver⸗ 
trag wurde geklagt und zwar auf Erfüllung. 

Wie bei dieſer Sachlage das Kompetenzurteil 
ſagen kann, der Vertrag ſei nicht der Klagegrund, 
iſt ſchwer zu verſtehen. Das Urteil ſagt: Zweck 
der Klage letwas anderes als Klagegrund) ſei, 
einen Ausſpruch herbeizuführen, daß das Mini- 
ſterium nicht befugt war, die von der Regierung 
verfügte Verpachtung aufzuheben. Richtig iſt, daß 
bei Zuſpruch der Klage dies ſich mittelbar ergeben 
hätte; aber entſchieden wird darüber nicht. Die 
oben II, 2 angeführte Entſcheidung ſpricht mit 
dürren Worten aus, daß eine Verwaltungsbehörde 
einen zivilrechtlichen Jagdpachtvertrag nicht auf⸗ 
haben kann und wenn es geſchieht, dadurch die 
Rechte aus dem Vertrag nicht beeinträchtigt werden. 
— Das Gericht hat eben zu entſcheiden, ob der 
behauptete Vertrag zuſtande gekommen und 
rechtsgültig iſt. Dazu iſt die Verwaltungsbehörde 
nicht befugt, auch wenn zur Gültigkeit des Ver⸗ 
trages die Vornahme von Verwaltungshandlungen 

z. B. Genehmigungen nötig iſt. Kahr, GemO. 
11 S. 77 ſagt, daß die Frage, ob dieſe vorliegen, 
inzidenter, die Gerichte zu entſcheiden haben, eben⸗ 
ſowie die Frage ihrer privatrechtlichen Wirkung. 

Es ſtehen hier Handlungen des Staates zu 
einem Vertrage in Frage, Handlungen, die der 
Staat als Vertragsteil vornimmt. Dieſe Hand⸗ 
lungen find Tatſachen und es fragt fih, ob der 
Vertrag zuſtande gekommen iſt. Wenn die Ge⸗ 
richte nicht über die zivilrechtliche Wirkung ſolcher 
Handlungen entſcheiden könnten, wäre, wenn der 
Staat Vertragspartei iſt, eine Gerichtsbarkeit aus⸗ 
geſchloſſen. Die Oberbehörde würde einfach ſagen, 
ich mache die Erklärungen der Unterbehörde zu 
nichte und damit wäre der Gegenkontrahent klag⸗ 
los geſtellt. Eine Entſcheidung über ſeinen be⸗ 
haupteten Vertrag wäre unmöglich. Das wäre 
die Folge, wenn das Kompetenzurteil richtig wäre. 

5. Das Urteil ſagt, das Gericht könne nicht 
über die Notwendigkeit, Zweckmäßigkeit, Pflicht⸗ 
mäßigkeit oder Geſetzmäßigkeit amtlicher Hand⸗ 
lungen entfcheiden. Das ift richtig; aber ob und 
welche zivilrechtliche Wirkung dieſe Handlungen 
haben, namentlich bei Verträgen, darüber zu ent⸗ 
ſcheiden ſind die Gerichte berufen; denn die Ver⸗ 
waltungshandlungen kommen hier als Tatſachen, 
bei Verträgen als Partei erklärungen in Be- 
tracht und entſchieden wird, welche rechtliche Be⸗ 
deutung ihnen für das Zivilrecht zukommt. 

Verletzt die Staatshandlung ein Privatrecht, 
aus dem ſelbſtändig geklagt werden kann 
(3. B. Eigentum oder ſonſtige abſoluten Rechte, 
Jagdrecht ꝛc.), ſo kann der Rechtsinhaber aus 
ſeinem Privatrecht gegen den Staat, wie gegen 
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jeden ſonſtigen Störer zivilrechtlich klagen. Dies 
gilt für alle ſog. wirtſchaftlichen Handlungen des 
Staates, die er als juriſtiſche Perſon vornimmt. 
Handelt es ſich um Hoheitsakte des Staates, fo 
hat das Gericht zu entſcheiden ob folche vorliegen, 
d. h. ob der Staat kein geſetzliches Recht, z. B. 
Enteignung, polizeiliche Maßregeln x. zum Ein- 
griff in die Privatrechte hat. Dabei darf der 
Richter aber nur prüfen, ob die Verwaltung zur 
Vornahme einer derartigen Handlung in abstracto 
zuſtändig war. Handelt der Staat außerhalb 
ſeiner Zuſtändigkeit d. h. liegt eine Machtüber⸗ 
ſchreitung der Verwaltung vor, jo ift kein Staats⸗ 
akt vorgenommen, ſondern ein Gewaltakt, gegen 
den der Schutz der Zivilgerichte gegeben iſt. „Wie 
weit immer die ausſchließliche Befugnis der Ver⸗ 
waltungsbehörden zur Beurteilung von Ver⸗ 
waltungshandlungen reichen mag, jedenfalls findet 
dieſelbe nur innerhalb der objektiven Grenzen 
n Amtsbefugniſſe ftatt”. RGEZ. Bd. 6 S. 204. 

So auch Mayer, Theorie des franz. Verwaltungs⸗ 
rechts S. 94 (vgl. auch JW. 08 S. 653 ff., wo 
gerichtliches Verbot an Beamten ergeht, der von 
der vorgeſetzten Behörde den Auftrag hat); ferner 
Arch Oeffgt. Bd. 25 S. 296 ff. 

Wenn die Verwaltung in ihrer Machtſphäre 
gehandelt hat, entſcheiden die Gerichte, daß kein 
ungerechtfertigter Eingriff in das Privatrecht 
vorliegt, und erklären ſich deshalb für unzuſtändig 
zur Abhilfe. Zu beachten iſt dabei, daß damit 
noch nicht entſchieden iſt, ob der Beamte, der den 
Staatsakt erlaſſen hat, ſich nicht einer Pflicht⸗ 
verletzung ſchuldig gemacht hat und deshalb der 
in ſeinem Privatrecht durch den Staatsakt Be⸗ 
einträchtigte den Beamten oder an ſeiner Stelle 
den Staat belangen kann. Hervorgehoben ſei, 
daß es ſich dabei nicht um eine Klage aus dem 
Privatrecht ſelbſt handelt, ſondern um eine 
ſolche aus dem Staatsakt, aus deſſen Pflicht⸗ 
widrigkeit. Dieſe Frage, ob er pflichtwidrig iſt, iſt 
öffentlich⸗ rechtlicher Natur und von der Verwaltung 
zu entſcheiden. Steht die Pflichtwidrigkeit feſt, 
ſo tritt damit für den Verletzten der Entſchädigungs⸗ 
anſpruch auf, der zivilrechtlicher Natur iſt. (BGB. 
8 839). Hier gilt das, was das Kompetenzurteil 
unter Berufung auf Seydel (NB. der zitierte 
Löning iſt gegenteiliger Meinung, vgl. Annalen 85 
S. 282 Note 1) aufgeſtellt: die Exiſtenz des einen 
Rechtsverhältniſſes iſt die begriffliche Vorausſetzung 
der Exiſtenz des andern. M. a. W. heißt das 
die Pflichtwidrigkeit ſelbſt iſt der 1 
des Entſchädigungsanſpruchs; es liegt alſo nur 
ein Rechtsverhältnis vor, bei welchem die Pflicht⸗ 
widrigkeit von der Verwaltung feſtzuſtellen iſt, 
die Feſtſetzung des Schadens im bejahenden Falle 
den Zivilgerichten zuſteht. Aus dem pflichtwidrigen 
Staatsakt ſelbſt fließt der Entſchädigungsanſpruch. 

Ganz anders iſt aber die Sachlage, wenn die 
Klage nicht auf den Staatsakt ſelbſt, ſondern auf 
ein ziviles Rechtsverhältnis geſtützt wird, bei 
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dem die Mitwirkung einer Staatsbehörde nötig iſt. 
Dabei ift es gleichgültig, ob fih die Staatshand⸗ 
lung als eine reine zivilrechtliche Parteihandlung 
(das ſind Akte des Staates, die er als juriſtiſche Perſon 
vornimmt — wirtſchaftliche Akte —) oder als ein 
ſtaatlicher Hoheitsakt darſtellt (z. B. gegründet auf 
den Gedanken der Gemeindeaufſicht). — Im letzteren 
Falle liegt ein hoheitlicher Akt vor, ſoweit es ſich um 
Gemeindeaufſicht handelt; foweit aber der Staats⸗ 
akt dem dritten, welchem zivile Rechte gegeben 
werden, erklärt wird, iſt er eine Tatſache, die 
zu dem zivilen Verhältnis hinzutritt und ſo für 


den Dritten zivile Parteierklärung wird. Hier 


leitet ſich das Zivilrecht nicht unmittelbar aus dem 
Staatsakt her, ſondern aus dem zivilen Rechts⸗ 
verhältnis, alſo bei Verträgen aus dem Ver⸗ 
trag und nicht aus dem Staatsakt. 

Das iſt unbeſtritten für Verträge, zu denen 
die Verwaltung ihre Genehmigung zu geben hat; 
auf den Verträgen beruht das Recht, nicht auf 
der Genehmigung. (Vgl. Kahr GO. II 78). 
Ebenſo muß es ſein bei Verträgen, die der Staat 
ſelbſt abſchließt; ob er dabei als Selbſtkontrahent 
oder als mit dem Abſchluß betrauter Vertreter 
(ähnlich einem Vormund) Handelt, ift einerlei. 

In ſolchen Fällen haben die Gerichte über 
Streitigkeiten aus den Verträgen (vorausgeſetzt, 
daß es zivilrechtliche ſind) zu entſcheiden und dabei 
auch die Bedeutung der ſtaatlichen Erklärungen 
auf ihre zivilrechtliche a zu prüfen. So 
ausdrücklich Kahr a. a. 

6. Das 1 ſagt nun, daß der 
Kläger aus dem Vertrag keine Rechte erworben 
habe, da der Vertrag nicht zuſtande gekommen 
ſei, nachdem das Miniſterium die Genehmigung 
der Regierung widerrufen habe. 

Hier entſcheidet der Kompetenzgerichtshof zum 
Grunde der Sache und ſchließt, daraus, daß der 
Klageanſpruch nicht begründet iſt, die Unzuſtändig⸗ 
keit. Er dürfte doch nur über die Zuſtändigkeit 
entſcheiden, unter der Annahme, daß der behauptete 
Anſpruch beſteht. Sache des zuſtändigen Gerichtes 
war es dann, zu entſcheiden, ob die Klage begründet 
ſei oder nicht. 

Hier ſei noch hervorgehoben, daß das Kom⸗ 
petenzurteil ſagt, durch Nichtgenehmigung durch 
das Miniſterium ſeien keine Rechte der Kläger 
entſtanden, ſondern es ſtünden nur ihre Intereſſen 
in Frage; iſt das richtig, ſo iſt das, was das 
Urteil früher aufgeſtellt, daß durch die Genehmigung 
der Unterbehörde der Vertrag wirkſam werde, un⸗ 
unrichtig; denn wenn durch die erteilte Genehmigung 
Rechte entſtanden waren, ſo wird durch den 
Widerruf der Genehmigung ſeitens der Oberbehörde 
in dieſe Rechte eingegriffen. 

7. Schließlich ſagt das Urteil, wenn die Gerichte 
ausſprächen, daß der von der Regierung genehmigte 
Pachtvertrag gültig ſei, würde der Zuſtand entſtehen, 
daß das Gericht verbietet, was das Miniſterium 
angeordnet habe, d. i. die Neuverpachtung der 


—— 


Jagd. — Dies iſt nicht richtig, denn das Gericht 


entſcheidet, ob die Kläger auf Grund ihres Ver⸗ 
trages jagdberechtigt ſind. Es verbietet nicht die 
erneute Verpachtung. Dieſe iſt zuläſſig; erfolgt 
ſie, ſo wird ſich dann fragen, ob dem zweiten 
Pächter die Jagd geliefert werden kann. Das 
Reichsgericht ſpricht in einem ſolchen Falle aus, 


daß der erſte nn Fa iſt und bleibt 


(RGE. Bd. 41 S 


Das Reichsgeſetz gegen den unlauteren 
Wettbewerb. 


Bon Ratsaſſeſſor Dr. juris Chriſtian Weiß in Nürnberg. 
(Fortſetzung). 
III. Das Ausverkaufsweſen. 


Unter den Erſcheinungsformen des unlauteren 
Wettbewerbes, welche zu dem Erlaſſe des Ge⸗ 
ſetzes vom 27. Mai 1896 Anlaß gegeben haben, 
ſteht in erſter Linie der ſchwindelhafte Ausverkauf. 
Wie die Motive darlegen, ſollten die auf dieſem 
Gebiete hervorgetretenen Mißbräuche durch die 
(alten) 88 1, 4 verhindert werden und in der 
Tat, es hatte anfänglich den Anſchein, als ob 
die trügeriſchen Anzeigen über Ausverkäufe ver⸗ 
ſchwinden würden. Hierin trat jedoch eine 
Aenderung ein, als das Reichsgericht in ſeiner 
berühmten, völlig mißverſtandenen Entſcheidung 
vom 21. September 1897 (RGSt. Bd. 30 S. 257) 
den ſogenannten Nachſchub von Waren bei 
Ausverkäufen nicht ſchlechthin für unzuläſſig er⸗ 
klärte. In dieſer Entſcheidung heißt es, der 
Begriff des Ausverkaufs werde nicht ausgeſchloſſen, 
wenn im Einzelfalle nach „Belegenheit der Um⸗ 
ſtände Nachſchiebungen einzelner auszuverkaufender 
Warenpoſten in geringem Umfange ſtattfänden; 
ea un jet dann nur, daß bei Verkäufen 
die Abſicht vorhanden fei, die Auflöſung des 
Geſchäftsbetriebs durch Heranziehung gangbarer 
Artikel zu ſördern. Dieſe Entſcheidung wurde 
ſowohl in den beteiligten Kreiſen als auch viel⸗ 
fach von den Gerichten dahin verſtanden, daß 
das Reichsgericht Nachſchübe ſchlechthin und ohne 
jede Beſchränkung freigegeben habe. Das Reichs⸗ 
gericht ſelbſt praziſierte in zwei weiteren Ent- 
ſcheidungen ſeinen Standpunkt genauer und zwar 
zuungunſten der Nachſchiebungen. In der 
Entſcheidung vom 26. November 1904 iſt es für 
zuläſſig erklärt worden, daß der Verkäufer ein⸗ 
zelnen Beſtandteilen ſeines Ausverkaufslagers durch 
Nachbeſchaffung anderer Waren eine Ergänzung 
gebe, ohne die fie unverkäuſlich fein würden, weil 
ſie im Verkehr nur als Einheiten, als Paar, 
Dutzend, Gros, Serien uſw. gekauft werden; für 
unvereinbar mit dem Begriffe „Totalausverkauf 
wurde hingegen erklärt, daß der Verkäufer eine 
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gangbare Ware immer wieder nachſchiebe, um 
hierdurch die Möglichkeit gelegentlichen Verkaufs 
einer anderen minder gangbaren Ware ſich offen 
zu halten. Auch im Urteil vom 16. Februar 1905 
wird der Begriff des Ausverkaufs im Gegenſatz 
zu der Entſcheidung vom 21. September 1897 
lediglich nach objektiven Merkmalen beſtimmt 
und nicht nach der Abſicht des Verkäufers, 
einem ſubjektiven Moment. Dieſe ſpäteren Ent: 
ſcheidungen, welche die Tragweite der früheren 
Entſcheidung klargeſtellt und grundſätzlich die Er⸗ 
gänzung des Warenlagers im Falle der An⸗ 
kündigung eines Ausverkaufs als unzuläſſig be: 
zeichnet haben, vermochten jedoch nicht, eine 
befriedigende Rechtsübung herbeizuführen, vielmehr 
find die Klagen über grobe Mißbräuche und 
mangelhaften Rechtsſchutz nicht verſtummt. 

Das neue Geſetz hat den Wünſchen nach einer 
Erhöhung des Schutzes in folgender Weiſe Rechnung 
getragen: 

1. Wenn in öffentlichen Bekanntmachungen 
oder in Mitteilungen, die für einen größeren 
Kreis von Perſonen beſtimmt ſind, der Verkauf 
von Waren angekündigt wird, die aus einer 
Konkursmaſſe ſtammen, aber nicht mehr zum 
Beſtande der Konkursmaſſe gehören, ſo iſt dabei 
jede Bezugnahme auf die Herkunft der Waren 
aus einer Konkursmaſſe verboten. Der Regierungs⸗ 
entwurf war milder; er geſtattete die Angabe, 
daß die Waren aus einem Konkurſe ſtammten, 
jedoch mußte genau angegeben werden, ob die 
zum Verkaufe geſtellten Waren noch zum Beſtand 
der Konkursmaſſe gehörten oder ſich bereits in 
anderer Hand befänden; mit Geldſtrafe bis zu 
5000 M oder mit Gefängnis bis zu einem Jahre 
war bedroht derjenige, welcher in der Ankündigung 
vorſätzlich den Anſchein hervorrief, daß Waren, 
die nicht für Rechnung der Konkursmaſſe verkauft 
werden, noch zum Beſtand gehörten. Jetzt 
dagegen darf die Ware als aus einem Kon⸗ 
kurſe ſtammend nur dann bezeichnet werden, wenn 
der Verkauf für Rechnung der Konkursmaſſe er⸗ 
folgt; der Erwerber darf auch die den Tatſachen 
entſprechende Ankündigung nicht machen, daß er 
die Ware aus einem Konkurſe erworben habe. Da 
die Vorſchrift des § 6 nunmehr eine reine Polizei- 
vorſchrift geworden iſt, indem ſie auch eine wahre 
Ankündigung gewiſſer Art verbietet, wurde auch 
die ſtrenge Strafvorſchrift nicht mehr für am 
Platze erachtet und es wurde die Zuwiderhandlung 
gegen $ 6 mit Uebertretungsſtrafe bedroht. Es 
wurde jedoch in der Kommiſſion ausdrücklich 
konſtatiert: eine beſondere Strafdrohung gegen 
den im $ 5 Abſ. 2 des Entwurfs unterſtellten 
Fall — vorſätzliches Hervorrufen des Anſcheins, 
daß Waren, die nicht für Rechnung der Konkurs⸗ 
maſſe verkauft werden, noch zum Beſtande der 
Konkursmaſſe gehören — iſt im Geſetz nicht ent⸗ 
halten, es iſt aber dieſer Tatbeſtand zweifellos 
durch die Strafdrohung des § 4 gedeckt. 
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2. Bezüglich der ſonſtigen Ausverkäufe 
geht das Geſetz davon aus, daß die Ausverkäufe 
nicht gänzlich verboten werden dürfen, da ſie viel⸗ 
fach auf einer wirtſchaftlichen Notwendigkeit und 
Berechtigung beruhen. Die Begründung des 
früheren Geſetzes verſteht unter einem Aus⸗ 
verkauf die „Veräußerung der vorhandenen Vor⸗ 
räte zum Zwecke der Beendigung, ſei es des Ge⸗ 
ſchäftsbetriebes im ganzen, fei es des Verkaufs 
einer gewiſſen Warengattung“. Dieſe Definition 
iſt im $ 9 im weſentlichen zum Geſetze erhoben 
worden, § 9 ſtellt den Ausverkäufen gleich jede 
Ankündigung, welche den Verkauf von Waren 
wegen Beendigung des Geſchäfts⸗ 
betriebes, Aufgabe einer einzelnen 
Warengattung oder Räumung eines 
beſtimmten Warenvorrates aus dem 
vorhandenen Beſtande betrifft. 

Das, was das Geſetz in § 9 den Ausverkäufen 
gleichſtellt, ſind die Ausverkäufe ſelbſt. Die 
Wahl des Ausdrucks ſpielt keine Rolle; der Be⸗ 
zeichnung „Ausverkauf“ ſtehen daher Bezeichnungen 
gleich wie „Totalausverkauf“, „Räumungsverkauf“, 
„Schneller und billiger Verkauf“ und ähnliche Be⸗ 
zeichnungen; auch Bezeichnungen wie „Räumungs⸗ 
preiſe“, „nur noch kurze Zeit“ können hierher ge⸗ 
hören. 

Die Ankündigung von Veranſtaltungen wie 
„billige Tage“, „Ausnahmetage“ werden von den 
Vorſchriften des Geſetzes über das Ausverkaufs⸗ 
weſen nicht betroffen. Bei der Ankündigung von 
„billigen Tagen“, „Ausnahmetagen“ und ähn⸗ 
lichen Bezeichnungen handelt es ſich weder um 
einen Totalausverkauf, noch der Regel nach um 
einen Teilausverkauf, ſei es, daß er zum Zwecke 
der Abſtoßung eines beſtimmten Vorrates oder 
Artikels oder zum Zwecke der Aufgabe einer 
Zweigniederlaſſung vorgenommen wird, ſondern 
es handelt ſich hier lediglich um den Verkauf von 
Waren im laufenden Geſchäfte, wobei irgendwelche 
Vorteile, ſei es ein billigerer Preis, ſei es eine 
bequeme Auswahl oder ähnliches angeprieſen werden. 
Auf derartige Ankündigungen finden die allgemeinen 
Vorſchriften des Geſetzes Anwendung. 

Das Ausverkaufsweſen iſt nun folgendermaßen 
geregelt: 

a) Wer in öffentlichen Bekanntmachungen oder 
in Mitteilungen, die für einen größeren Kreis 
von Perſonen beſtimmt ſind, den Verkauf von 
Waren unter der Bezeichnung eines Ausverkaufs 
ankündigt, iſt gehalten, in der Ankündigung den 
Grund anzugeben, der zu dem Ausverkaufe Anlaß 
gegeben hat; Zuwiderhandlung wird mit Ueber⸗ 
tretungsſtrafe geahndet ($ 7 Abſ. 1, § 10 Nr. 1). 
Es müßte alſo angegeben werden: Ausverkauf 
wegen „Todesfall“, „Geſchäftsaufgabe“, „Waſſer⸗ 
ſchaden“ uſw., dagegen würde eine Ankündigung 
„Ausverkauf für die Reiſe“, „Ausverkauf von Ein⸗ 
ſegnungsgarderobe“ dem Geſetze nicht genügen. 

b) Durch die höhere Verwaltungsbehörde kann 
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nach Anhörung der zuſtändigen geſetzlichen Ge⸗ 
werbe⸗ und Handelsvertretungen für die Ankündi⸗ 
gung beſtimmter Arten von Ausverkäufen an⸗ 
geordnet werden, daß zuvor bei der von ihr zu 
bezeichnenden Stelle — im Zweifel wird dies die 
Polizeibehörde am Ort des Ausverkaufes fein — 
Anzeige über den Grund des Ausverkaufs und 
den Zeitpunkt ſeines Beginnes zu erſtatten ſowie 
ein Verzeichnis der auszuverkaufenden 
Waren einzureichen iſt. Die Einſicht des Ver⸗ 
zeichniſſes ift jedem geſtattet. Um hier unnötige 
Beläſtigungen zu vermeiden, wird die Verwaltungs⸗ 
behörde nicht ſchablonenhaft vorgehen dürfen ſondern 
den beſonderen wirtſchaftlichen und lokalen Be⸗ 
dürfniſſen der einzelnen Verkehrsgebiete Rechnung 
tragen müſſen. Zuwiderhandlungen gegen die An⸗ 
ordnungen der höheren Verwaltungsbehörde ſowie 
unrichtige Angaben bei der Befolgung werden 
mit Geldſtrafe bis zu 150 M oder mit Haft beſtraſt 
($ 7 Abſ. 2, 8 10 Nr. 2). 

c) Die wichtigſte Beſtimmung über das Aus- 
verkaufsweſen, der Kernpunkt des Streites wird 
in $ 8 geregelt. Es iſt dort mit Gefängnis bis 
zu einem Jahre und mit Geldftrafe bis zu 5000 M 
oder mit einer dieſer Strafen bedroht, wer im 
Falle der Ankündigung eines Ausverkaufs Waren 
zum Verkaufe ſtellt, die nur für den Zweck 
des Ausverkaufs herbeigeſchafft worden 
ſind (ſog. Vorſchieben oder Nachſchieben 
von Waren). Dieſe Beſtimmung geht außer⸗ 
ordentlich weit. Das Verbot der Kompletierung 
des Lagers nach der Ankündigung, das ſog. Nach⸗ 
ſchieben von Waren, wurde einhellig gefordert. Von 
§ 8 folen aber auch diejenigen Fälle getroffen 
werden, in denen vor der Ankündigung eine mit 
dieſer in Widerſpruch ſtehende Ergänzung des 
Lagers ſtattfindet. Es iſt bei dieſer Gelegenheit 
bei den Kommiſſionsberatungen folgender Fall be⸗ 
ſonders erwähnt worden: Die Erben eines Geſchäfts⸗ 
inhabers vervollſtändigen das Lager vor der An⸗ 
kündigung des Ausverkaufs wegen Todesfalls; es 
ift auch der Fall denkbar, daß die präfumtiven 
Erben eines todkranken Geſchäſtsinhabers bereits 
einige Zeit vor dem erwarteten Todesſall das 
Lager für den Ausverkaufszweck vervollſtändigen 
(das ſog. Vorſchieben der Waren). Die Trag⸗ 
weite des 8 8 ift alfo ſehr groß und es 
wird ja die Zukunft lehren, ob der Geſetzgeber 
nicht mit dieſer Beſtimmung weit übers Ziel 
hinausgeſchoſſen hat und diejenigen ſchädigt, die 
er — zum Nachteil anderer vielfach — begün⸗ 
ſtigen will. Gerade das Beiſpiel mit den Erben 
zeigt, daß auch ein Nachſchub von Waren in ge⸗ 
wiſſem Umfange notwendig werden kann. Die 
Ware muß bei der Beſtellung ſchon von vornherein 
für den Zweck der Verwertung in der Form des 
Ausverkaufs angeſchafft ſein; der Mitverkauf der 
ohne dieſe Abſicht beſtellten aber nach der An⸗ 
kündigung des Ausverkaufs gelieferten Waren kann 
nicht verwehrt werden. 
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d) Eine beſondere Stellung nehmen die Sai⸗ 


fon: und Inventurausverkäufe ein. Die 
89 7 und 8 finden auf fie keine Anwendung, 
wenn ſie in der Ankündigung als Saiſon⸗ oder 
Inventurausverkauf bezeichnet werden und im Ge⸗ 
ſchäftsverkehr üblich ſind. Dieſe Ausverkäufe ſollen 
die Räumung von Waren mit verminderter Ab⸗ 
ſatzfähigkeit in forcierter Form herbeiführen, um 
das Lager für neue den Bedürfniſſen des Kon⸗ 
ſums entſprechende Waren freizumachen. 
ihre weite Verbreitung und ihre regelmäßige 
Wiederkehr in beſtimmten Zeitabſchnitten oder zu 
gewiſſen Zeiten des Jahres läßt die Auffaſſung 
der beteiligten Kreiſe als berechtigt erſcheinen, 
welche eine Ausnahmeſtellung dieſer Ausverkäufe 
gegenüber den anderen Arten der Ausverkäufe be⸗ 
fürworteten. Die Ausnahme des $ 9 Abſ. 2 Ve- 
zieht ſich freilich nur auf die im ordentlichen Ge⸗ 
ſchäftsleben üblichen Ausverkäufe dieſer Art. 
Soweit dieſe Vorausſetzung nicht zutrifft, die An⸗ 
kündigung eines Saiſon⸗ oder Inventurausverkaufs 
vielmehr, ſei es wegen des Gegenſtandes, ſei es 
wegen des Zeitpunkts des Verkaufs den Gepflo⸗ 
genheiten des redlichen Geſchäftsmannes wider⸗ 
ſpricht, kommen wiederum die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes zur Geltung. Damit jedoch 
nicht aus den Saiſon⸗ und Inventurausverkäufen 
auf Grund der ihnen eingeräumten Ausnahme⸗ 
ſtellung über das wirtſchaftlich angemeſſene Maß 
hinaus zum Schaden des regulären Geſchäftsver⸗ 
kehrs Vorteil gezogen werde und unter dieſer Aus⸗ 
nahmeſtellung geradezu ein Mißbrauch entſtehe, 
wurde der höheren Verwaltungsbehörde die Er⸗ 
mächtigung erteilt, über Zahl, Zeit und Dauer 
der üblichen Saiſon⸗ und Inventurausverkäufe 
nach Anhörung der zuſtändigen geſetzlichen Ge⸗ 
werbe⸗ und Handelsvertretungen Beſtimmungen 
zu treffen. Zuwiderhandlung gegen dieſe Beſtim⸗ 
mungen iſt mit Uebertretungsſtrafe bedroht. Es 
waren vor Erlaß des Geſetzes Beſtrebungen im 
Gange, die darauf abzielten, neben den Rechts⸗ 
vorſchriften des Wettbewerbgeſetzes durch eine 
polizeiliche Reglementierung des Aus⸗ 
verkaufsweſens den Mißſtänden abzuhelfen. Ein 
Teil der von dieſer Seite ausgehenden, im ein⸗ 
zelnen vielfach voneinander abweichenden Vor⸗ 
ſchläge bezweckte die Unterſtellung der Ausverkäufe 
unter die behördliche Aufſicht derart, daß die Be⸗ 
hörde von Fall zu Fall die Vorausſetzungen des 
Ausverkaufs prüfen und über ſeine Zulaſſung 
ſowie auch über ſeine Dauer befinden ſollte. Von 
anderer Seite wurde es für ausreichend. erachtet, 
wenn dem Ausverkäufer die Verpflichtung zur 
Anmeldung des Ausverkaufs bei der Behörde und 
die Vorlegung eines Inventars der auszuver⸗ 
kaufenden Waren auferlegt werde; das Geſetz 
hat nun als polizeiliche Vorſchriften lediglich 
die SS 7 und 9; weitergehende Vorſchriften 
polizeilicher Natur wurden mit gutem Grunde 
abgelehnt. 
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IV. Quautitätsverſchleierung. 


8 11 gibt im weſentlichen den alten § 5 
wieder; es konnte nämlich durch Beſchluß des 
Bundesrates feſtgeſetzt werden, daß beſtimmte 
Waren im Einzelverkehr nur in vorgeſchriebenen 
Einheiten der Zahl, der Länge und des Ge⸗ 
wichtes oder mit einer auf den Waren oder ihrer 
Aufmachung anzubringenden Angabe über Zahl, 
Länge oder Gewicht gewerbsmäßig verkauft oder 
feilgehalten werden dürfen. Auf Grund dieſer 
Vorſchrift wurden bisher vom Bundesrate Be⸗ 
ſtimmungen für den Kleinhandel mit Garn und 
Kerzen erlaſſen (RGBl. 1900 S. 1014, 1902 
S. 278, 1901 S. 494). Von dem Erlaſſe gleich⸗ 
artiger Vorſchriften für andere Waren mußte teils 
aus techniſchen Gründen, die ſich aus der Natur 
der in Betracht kommenden Waren, insbeſondere 
ihrer ſtofflichen Veränderlichkeit ergaben, teils aus 
Rechtsgründen Abſtand genommen werden. Die 
Gründe der letzteren Art hingen zuſammen mit 
der Faſſung des § 5, der eine Regelung nur in 
bezug auf Zahl, Länge oder Gewicht der 
Ware, nicht aber für ſonſtige Maßeinheiten zu⸗ 
ließ. Dieſe Lücke wurde in § 11 ausgefüllt, in⸗ 
dem der Ausdruck „Länge“ durch den Ausdruck 
„Maß“ erſetzt wurde, der auch das Hohlmaß 
umfaßt; es können nunmehr auch Beſtimmungen 
über den Raumgehalt einer Ware erlaſſen 
werden; der Bundesrat kann jetzt auch vor⸗ 
ſchreiben, daß Waren, welche in Büchſen und 
ähnlichen Gefäßen in den Handel gelangen, nur 
in vorgeſchriebenen Einheiten des Maßes oder mit 
einer auf der Aufmachung anzubringenden Angabe 
über den Raumgehalt verkauft werden dürfen. 


Neben der Quantitätsverſchleierung, gegen 
welche § 5 Abhilfe ſchaffen will, trifft § 11 auch 
die Qualitäts- und Herkunftsverſchleierung, 
die ſich im Warenverkehr mehr und mehr als ein 
Mittel entwickelt haben, deſſen ſich der unlautere 
Wettbewerb zum Schaden des redlichen Kauf⸗ 
mannes bedient. Es gibt $ 11 dem Bundesrat 
die Befugnis feſtzuſetzen, daß beſtimmte Waren 
im Einzelverkehre nur mit einer auf der Ware 
oder der Aufmachung anzubringenden Angabe über 
den Ort der Erzeugung oder den Ort der 
Herkunft der Ware gewerbsmäßig verkauft 
oder feilgehalten werden dürfen. Als Waren, die 
für eine folche Regelung in Betracht kommen 
können, ſind u. a. Konſerven, Seife, Teigwaren, 
Farbwaren, Rum von den Beteiligten genannt 
worden. 

Es haben bereits einige Geſetze, z. B. das 
Weingeſetz und das Margarinegeſetz, für beſtimmte 
Waren eine Art von Deklarationspflicht eingeführt. 
Dieſer Gedanke iſt im Anſchluß an die Vorſchrift 
in $ 5 des noch geltenden Geſetzes dahin weiter 
ausgebildet, daß ſolche Vorſchriſten für andere 
Waren ohne Inanſpruchnahme der Geſetzgebung 
im Verordnungswege erlaſſen werden können. 
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Eine Regelung im Verordnungswege wird 
dann überflüſſig ſein, wenn erwartet werden darf, 
daß die beteiligten Geſchäftskreiſe in der Lage ſein 
werden, die hervorgetretenen Uebelſtände im Weg 
der Selbſthilfe zu unterdrücken; ſchon mehrfach 
waren derartige Beſtrebungen von Erfolg begleitet. 
Geblieben iſt, daß für den Einzelverkehr mit Bier 
in Flaſchen oder Krügen die Angabe des Inhalts 
unter Feſtſetzung angemeſſener Fehlergrenzen vor⸗ 
geſchrieben werden kann und daß die durch den 
Bundesrat getroffenen Beſtimmungen durch das 
Reichsgeſetzblatt zu veröffentlichen und dem Reichs⸗ 
tage ſogleich oder bei ſeinem Zuſammentritte vor⸗ 
zulegen ſind. Zuwiderhandlungen gegen die Be⸗ 
ſtimmungen des Bundesrats werden mit Geldſtrafe 
bis zu 150 M oder mit Haft beſtraft. 


V. Schmiergelderunweſen. 


Die Frage der Regelung der Angeſtellten⸗ 
beſtechung, des Schmiergelderunweſens wurde in 
der 35. Kommiſſion eingehend erörtert. Andere 
Länder, namentlich England und die Vereinigten 
Staaten von Amerika haben bereits längſt den 
Weg der Geſetzgebung gegen das Schmiergelder⸗ 
und Beſtechungsunweſen beſchritten. Auch der 
deutſche Handelstag hatte ſich in ſeiner Plenar⸗ 
ſitzung vom 14. Februar 1905 dahin aus⸗ 
geſprochen, daß der Staat mit Strafdrohungen 
gegen das Schmiergelderunweſen vorgehen ſolle. 
Eine ſolche Strafdrohung wurde von allen Seiten 
gewünſcht und zwar nicht nur von kleinen Firmen, 
ſondern auch und zwar mit beſonderer Energie 
von Großinduſtriellen. Eine Bekämpfung des 
Beſtechungsunweſens auf zivilprozeſſualem Wege 
wurde trotz der in § 1 aufgeſtellten Generalklauſel 
nicht als ausreichend empfunden. Es wurde bei 
den Kommiſſionsberatungen betont, daß es in 
manchen Branchen überhaupt unmöglich ſei, Waren 
oder Leiſtungen anzubringen, ohne daß demjenigen, 
der die Verfügung über die betreffende Beſtellung 
habe, eine Proviſion gewährt werde; die Waren 
von Firmen, welche keine Proviſion gewährten, 
würden beanſtandet, ſo daß geradezu ein indirekter 
Zwang zur Bezahlung von Proviſionen geübt 
werde. Die Erfahrung hat gelehrt, daß gegenüber 
dieſem immer mehr umſichgreifenden Mißbrauche 
das Mittel der Selbſthilfe verſagt. Es iſt ſchon 
vorgekommen — und zwar erſt vor wenigen Wochen 
in Nürnberg — daß von ſachkundiger Seite 
gelegentlich einer gerichtlichen Verhandlung von 
einem „Handelsgebrauch“ geſprochen wurde. Wenn 
trotzdem die Regierung im Entwurf einen Vor⸗ 
ſchlag nicht gemacht hatte, ſo iſt dies einmal darauf 


zurückzuführen, daß die Anſichten der Beteiligten 


über die Notwendigkeit geſetzgeberiſcher Maßnahmen 
nicht unbedingt einig waren, ſodann, daß die 
Regelung der Materie erhebliche Schwierigkeiten 
aufweiſt. Sie liegen vor allem darin, daß einer⸗ 
ſeits die Sicherheit des Einzelnen eine genaue Ab⸗ 
grenzung des unter Strafe geſtellten Tatbeſtandes 
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erfordert, anderſeits vermieden werden muß, daß 

der Umgehung des Geſetzes Tür und Tor geöffnet 
wird. Es darf nicht jedes Geſchenk, jede Bu- 
wendung, die ein Lieferant dem Angeſtellten ſeines 
Kunden macht, als Beſtechung angeſehen werden. 
Es bedarf daher der Scheidung zwiſchen den harm⸗ 
loſen und nicht anfechtbaren Zuwendungen, die zur 


Förderung des Warenumſatzes und zur glatteren 
Erledigung der Geſchäfte dienen ſollen, von ſolchen 
Geſchenken, die ihrem Charakter nach unbedenklich 
Strafe verdienen. Es iſt daher im Anſchluſſe an 
das engliſche Geſetz das Tatbeſtandsmerkmal des 
„corruptly“ in $ 12 aufgenommen worden. 

$ 12 bedroht mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr und mit Geldſtrafe bis zu 5000 M oder 
mit einer dieſer Strafen, ſoweit nicht nach an⸗ 
deren Beſtimmungen eine ſchwerere Strafe ver⸗ 
wirkt iſt, denjenigen, der im geſchäftlichen Ver⸗ 
kehre zu Zwecken des Wettbewerbes dem AMn- 
geſtellten oder Beauftragten eines geſchäftlichen 
Betriebes Geſchenke oder andere Vorteile an⸗ 
bietet, verſpricht oder gewährt, um durch unlau⸗ 
teres Verhalten des Angeſtellten oder Beauf⸗ 
tragten bei dem Bezuge von Waren oder 
gewerblichen Leiſtungen eine Bevorzugung für 
ſich oder einen Dritten zu erlangen. Die 
gleiche Strafe trifft den Angeſtellten oder Be⸗ 
auftragten eines geſchäftlichen Betriebes, der im 
geſchäftlichen Verkehre Geſchenke oder andere Vor⸗ 
teile fordert, ſich verſprechen läßt oder annimmt, 
damit er durch unlauteres Verhalten einem 
anderen bei dem Bezuge von Waren oder gewerb⸗ 
lichen Leiſtungen im Wettbewerb eine Bevorzugung 
verſchaffe. Im Urteil ift zu erklären, daß das Emp⸗ 
fangene oder ſein Wert dem Staate verfallen iſt. 

Neben § 12 kommen aus dem allgemeinen 
Strafrecht nur die Beſtimmungen über Betrug 
und Untreue in Betracht. Unter den Begriff der 
„anderen Vorteile“ ſollen nach den Kommiſſions⸗ 
beratungen insbeſondere die den Ehegatten, Ver⸗ 
wandten uſw. gegebenen Vorteile u. Zuwendungen 
fallen; auch die Begriffe „Bezug von Waren 
oder gewerblichen Leiſtungen“ und „Bevorzugung“ 
ſind ſehr weit zu faſſen. Der „Bezug“ von 
Waren umſchließt auch die Lieferung und Prüfung; 
unter einer „Bevorzugung“ iſt nicht nur eine 
Begünſtigung bei der Aufgabe der Beſtellung, 
ſondern auch bei der Lieferung. Entgegennahme, 
Prüfung, Beanſtandung uſw. der Ware zu ver⸗ 
ſtehen. Die Beſtechung der Agenten bleibt 
nicht ſtraflos, da er Beauftragter des Geſchäfts⸗ 
herrn iſt. 


VI. Geſchäftsanſchwärzung. 
$ 6 Abſ. 1 des beſtehenden Geſetzes handelt 
von der Geſchäftsanſchwärzung und üblen Nach⸗ 
rede, ſoweit ſie zu Zwecken des Wettbewerbes 
erfolgt und gibt dem Verletzten ſowohl den An⸗ 
ſpruch auf Schadenserſatz als auch den Anſpruch 
auf Unterlaſſung der Wiederholung der unwahren 
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Behauptungen. Ein Verſchulden des Täters wird 
nicht vorausgeſetzt und der Täter muß den Nach⸗ 
weis der Wahrheit der aufgeſtellten und ver⸗ 
breiteten Behauptungen führen. Dieſer Abſ. 1 hat 
in $ 14 nur einige redaktionelle Aenderungen und 
man darf ſagen Verbeſſerungen erfahren. 

Nach Abi. 2 des § 6 ſollte diefe Vorſchrift 
jedoch keine Anwendung finden, wenn der Mit⸗ 
teilende oder der Empfänger der Mitteilung an 
ihr ein berechtigtes Intereſſe hat. Dieſe Ausnahme 
wurde ausweislich der Molive hauptſächlich zum 
Schutze der im Wege kaufmänniſcher Auskunft⸗ 
erteilung erfolgenden Mitteilungen geſchaffen; ſie 
kann aber auch ſonſt praktiſch werden. In dieſen 
Fällen findet weder ein Anſpruch auf Entſchädigung 
noch ein Anſpruch auf Unterlaſſung ſtatt. Dieſem 
Rechtszuſtand gegenüber wurde geltend gemacht, 
daß die Ausnahme nicht gerechtfertigt ſei, ſoweit 
es ſich um den Anſpruch auf Unterlaſſung 
handelt; es ſei vielmehr billig, dem Verletzten 
die Möglichkeit zu geben, auch in dem vorgedachten 
Ausnahmefall die Wiederholung oder Verbreitung 
der zu Zwecken des Wettbewerbes gemachten Be⸗ 
hauptung zu verhindern, wenn dieſe objektiv un⸗ 
wahr iſt. Dieſem Wunſche trug der Regierungs⸗ 
entwurf Rechnung, indem er dem Verletzten den 
Anſpruch gab, zu verlangen, daß die Wieder⸗ 
holung oder Verbreitung der Behauptungen 
unterbleiben, wenn der Verletzte nachweiſt, daß 
die Behauptung der Wahrheit zuwider aufgeſtellt 
oder verbreitet ift; ein Schadenserſatzanſpruch 
war auch im Entwurfe nicht vorgeſehen; um 
dieſe letzte Lücke auszufüllen, beſtimmte die 
Kommiſſion: „Handelt es ſich um vertrauliche 
Mitteilungen und hat der Mitteilende oder der 
Empfänger der Mitteilung an ihr ein berechtigtes 
Intereſſe, ſo iſt der Anſpruch auf Unterlaſſung 
nur zuläſſig, wenn die Tatſachen der Wahrheit 
zuwider behauptet oder verbreitet ſind. Der An⸗ 
ſpruch auf Schadenserſatz kann nur geltend 
gemacht werden, wenn der Mitteilende die Un⸗ 
richtigkeit der Tatſachen kannte oder kennen mußte.“ 
Als Straffolge der üblen Nachrede ift in $ 15 
Gefängnis bis zu einem Jahre und Geldſtrafe 
bis zu 5000 M oder eine dieſer Strafen wahl⸗ 
weile angedroht ($ 7 nannte als Strafen: Geld- 
ſtrafe bis zu 1500 M voder Gefängnis bis zu 
einem Jahre). 

Wurde die üble Nachrede in einem geſchäft⸗ 
lichen Betriebe von einem Angeſtellten oder Be⸗ 
auftragten begangen, ſo iſt der Inhaber des 
Betriebes neben dem Angeſtellten oder Beauf⸗ 
tragten ſtraſbar, wenn die Handlung mit ſeinem 
Wiſſen geſchah. Es iſt hierüber das gleiche zu 
lagen wie zu § 4 Abſ. 2. (Schluß folgt). 


373 


Mitteilungen aus der Praxis. 


„Buchhypothek“ oder „Hypothek ohne Brief“? Zu 
notarieller Urkunde beſtellt S. für ein Darlehen 
des K. eine „Buchhypothek“ an feinen Grund- 
ſtücken und beantragt die Eintragung der Buch⸗ 
hypothek ſamt Zins⸗ und Zahlungsbeſtimmungen in 
das Grundbuch. Das Grundbuchamt gab die Ur- 
kunde unvollzogen an das Notariat zurück, weil 
in der Urkunde nicht zum Ausdruck gebracht ſei, „daß 
zufolge Einigung mit dem Gläubiger die Erteilung 
eines Hypothekenbriefes ausgeſchloſſen fei; zur Hebung 
des Mangels wurde eine Friſt von acht Tagen be⸗ 
ſtimmt. Das GBA. führte aus, mit der Beſtellung 
der Hypothek als „Buchhypothek“ ſei nicht deutlich aus⸗ 
gedrückt, daß die Ausſtellung eines Briefes aus⸗ 
geſchloſſen ſei, die Bezeichnung der Hypothek in der 
Urkunde als „Buchhypothek“ laſſe nur vermuten, daß 
der Wille der Urkundsperſonen auf Ausſchließung des 
Briefes gerichtet ſei, die Ausſchließung des Briefes 
müſſe aber ausdrücklich erklärt werden, eine für den 
Willen der Ausſchließung ſprechende Vermutung ſei 
ungenügend, zur Ausſchließung des Briefes fei außer⸗ 
dem die Einigung unter den Beteiligten, ſowie die 
Eintragung im Grundbuche erforderlich. 

Die Beſchwerde wurde als unbegründet aus folgen⸗ 
den Erwägungen zurückgewieſen: Das kenne 
den Ausdruck „Buchhypothek“ nicht, es unterſcheide in 
dem 8 1116 nur zwiſchen Hypotheken, über welche ein 
Hypothekenbrief erteilt werde und ſolchen, bei welchen 
die Erteilung des Briefes ausgeſchloſſen ſei, auch 
die Muſter für die notarielle Aufnahme eines Schuld⸗ 
bekenntniſſes mit Hypothekbeſtellung Nr. 6 und Nr. 36 
und 36 a der Beilage zur DAGBUE. kennen den 
Ausdruck „Buchhypothek“ nicht, hätten vielmehr die 
Bezeichnung „Hypothek ohne Brief“ gewählt und noch 
zur Erläuterung angeführt, daß mit dem Gläubiger 


eine Einigung dahin erfolgt ſei, daß die Erteilung eines 


Hypothekenbriefes ausgeſchloſſen ſein ſolle; in der 
juriſtiſchen Kunſtſprache werde zwar der Ausdruck 
„Buchhypothek“ für die Hypothek, bei welcher die Er⸗ 
teilung des Briefes ausgeſchloſſen iſt, gebraucht und 
zur Abkürzung in der Dienſtanweiſung der Ausdruck 
auch in dieſem Sinn verwendet, nachdem ſie vorher 
darlegte, was unter dem Ausdruck zu verſtehen fei, 
die Dienſtanweiſung wende fih aber an juriſtiſch 
gebildete Perſonen und hebe in Nr. III 2 des § 413 
hervor, daß bei der ſogenannten Buchhypothek die Aus⸗ 
ſchließung der Erteilung des Hypothenbriefes durch 
die Eintragung: Hypothek ohne Brief zum Ausdruck 
gebracht werden müſſe; in dem Antrag an das Grund⸗ 
buchamt und überhaupt in der ganzen Urkunde komme 
der Ausdruck „Hypothek ohne Brief“ gar nicht vor; 
die Parteien ſeien gehalten, bei ihren Anträgen an 
das Grundbuchamt ſich der Worte des Geſetzes bei 
den geſetzlich unterſchiedenen Arten von Rechten, mit 
welchen ein Grundſtück belaſtet werden ſoll, zu be⸗ 
dienen; auch nicht im Wege der Auslegung könne der 
Ausdruck „Buchhypothek“ in der Urkunde als Erſatz 
für den geſetzlichen Ausdruck genommen werden, weil 
feine Gewähr dafür beſtehe, daß der Antragſteller von 
dem amtierenden Notar dahin belehrt worden ſei, daß 
darunter die Hypothek verſtanden werde, bei welcher 
die Erteilung des Briefes ausgeſchloſſen ſei,⸗weil! der 
Ausdruck „Buchhypothek“ eine künſtliche, auf den Ge⸗ 
brauch in beſtimmten Kreiſen beſchränkte Bezeichnung 
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bilde und nicht gemeinverſtändlich ſei und endlich, weil 
tatſächlich aus der Urkunde nicht hervorgehe, daß unter 
dem erwähnten Ausdrucke der Antragſteller eben die 
Hypothek verſtanden habe, bei welcher die Erteilung 
des Briefes ausgeſchloſſen ſei. 

Dieſer Beſchluß dürfte in beteiligten Kreiſen Be⸗ 
denken erregen. Wenn auch das BGB. nicht wörtlich 
den Ausdruck „Buchhypothek“ gewählt hat, ſo wird er 
doch von den Kommentatoren, der DAGBAe. und von 
Grundbuchämtern ſelbſt in gemeinverſtändlicher Weiſe 
gebraucht. So hat dasſelbe Grundbuchamt, das in 
ſeinem Beſchluſſe den Ausdruck „Buchhypothek“ bean⸗ 
ſtandete, i in zwei früheren Beſchlüſſen angeordnet, es 
ſei in Kaufverträgen mit Hypothekbeſtellungen, welche 
vor dem Inkrafttreten des Grundbuchrechtes beur⸗ 
kundet wurden, anzugeben, ob die einzutragenden Hypo⸗ 
theken als „Buch⸗ oder Briefhypotheken“ einzutragen 
ſeien. Da die Frage für größere Kreiſe von Intereſſe 
iſt, werden die Leſer erſucht, auch ihre Meinung zu 
der Frage zu äußern. 


Nachſchrift des Herausgebers. Die Be- 
gründung des hier mitgeteilten Beſchluſſes widerlegt 
ſich ſelbſt. Wäre ſie richtig, ſo würde es auch nicht 
genügen, wenn von einer „Hypothek ohne Brief“ ge⸗ 
ſprochen würde. Da die Beteiligten verpflichtet ſein 
ſollen, ſich der Worte des Geſetzes zu bedienen — 
eine Anſicht, der wir hier übrigens zum erſten Male 
begegnet ſind — ſo dürften ſie ſtets nur von einer 
Hypothek reden, „bei der die Erteilung des Hypo⸗ 
thekenbriefs ausgeſchloſſen iſt“, wenn ſie nicht gewär⸗ 
tigen wollen, daß ihre Anträge als unverſtändlich 
abgewiefen werden. Ganz eigentümlich mutet der 
Satz an, der die Kunſtausdrücke in der DAGBAe. 
damit rechtfertigen will, daß ſich die Dienſtanweiſung 
„an juriſtiſch gebildete Perſonen richte“. Sind etwa 
die Erklärungen der Beteiligten in notariellen Ur⸗ 
kunden nicht für juriſtiſch gebildete Perſonen beftimmt? 
Erwähnt ſei noch, daß die im Jahrgang 1905 dieſer 
Zeitſchrift auf S. 411 abgedruckte Entſcheidung des 
Oberſten Landesgerichts den Beſchluß des LG. in 
keiner Weiſe ſtützen kann. 

Stölzle tadelt in ſeiner „Schulung für die ziviliſtiſche 
Praxis“ (Bd. 1 S. 58) mit launigen Worten die Richter, 
die in jedem Falle zunächſt nach einem Abweiſungs⸗ 
grunde ſuchen. Es wäre recht bedauerlich, wenn ſich 
die Neigung zu ſolchem Verfahren in der bayeriſchen 
Grundbuchpraxis einbürgern würde. Das formelle 
Grundbuchrecht iſt ohnehin mehr mit Streitfragen 
durchſetzt, als es gut iſt. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivil ſachen. 
I. 
627 398 ältnis zwiſchen dem S 1571 BG. und dem 
Aus den Gründen: Die Reviſion 
PASSI 8 1571 Abſ. 3 BGB. und § 627 BPO. als 
verletzt, weil zur Zeit der Verhandlung vor dem A 
rufungsgericht die dreimonatige Friſt des § 1571 a 

ſchon abgelaufen, alfo eine Vorausſetzung des § 627 
weggefallen geweſen fei. Das OLG. hat zu dieſem 
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Punkt ausgeführt: Die materiell⸗ rechtliche Vorſchrift 
des $ 1571 könne nicht zur Ergänzung der prozeſſualen 
Beſtimmung des 8 627 herangezogen werden; auch fei 
nach Abſ. 2 des 8 627 die Zuläſſigkeit der einſtweiligen 
Verfügung an die Beſtimmung des Termins zum 
Sühneverſuch geknüpft, je A 1571 aber fei die Ladung 
zum Sühnetermin der Erhebung der Scheidungsklage 
gleichgeſtellt; daß die Frau nicht die ernſte Abſicht 
habe, die Scheidungsklage durchzuführen, ſei nicht an⸗ 
zunehmen, daß ſie ſeit dem letzten Sühnetermin die 
Klage noch nicht erhoben habe, ſei darauf zurück⸗ 
zuführen, daß der Mann den i del lerer Ae y 
nicht geleiſtet habe und die Frau bei ihrer Mittel⸗ 
loſigkeit nicht in der Lage ſei, einen Rechtsanwalt zu 
beſtellen. Dieſen Ausführungen iſt beizutreten. Eine 
unmittelbare Beziehung zwiſchen der Beſtimmung des 
8 627 BPO. und der Beſtimmung des § 1571 BGB. 
beſteht nicht. Die einſtweilige Verfügung, die die Ver⸗ 
hältniſſe der Ehegatten für die Dauer des Scheidungs⸗ 
prozeſſes regeln ſoll, iſt zuläſſig, ſobald der Termin 
zum Sühneverſuch beſtimmt iſt. Ob es zu einer Ladung 
kommt (vgl. § 611 Abſ. 2 ZPO.), ob der zur Klage 
berechtigte Ehegatte in dem Sühnetermin erſcheint oder 
ob er nicht erſcheint oder ob er drei Monate nach der 
Beendigung des Sühnetermins verſtreichen läßt, ohne 
die Klage zu erheben (vgl. § 1571 Abſ. 3 BGB.), ob 
in dieſer Zeit neue Scheidungsgründe erwachſen, ob 
die häusliche Gemeinſchaft der Ehegatten aufgehoben 
ift, fo daß die ſechsmonatige Friſt des § 1571 über- 
haupt nicht läuft, alle dieſe Fragen ſind für die Zu⸗ 
läſſigkeit der einſtweiligen Verfügung ohne Be- 
deutung, gleichviel, ob der Antrag auf Erlaſſung der 
einſtweiligen Verfügung von demjenigen Ehegatten, der 
mit der Einleitung des Scheidungs verfahrens begonnen 
hat, oder von dem andern Ehegatten geſtellt wird. Wohl 
aber kann der Richter Veranlaſſung nehmen, die einſt⸗ 
weilige Verfügung zu verweigern oder (vgl. 55 936, 927 
ZPO. die erlaſſene Verfügung aufzuheben, wenn ihm 
nach den Umſtänden des Falles die Anordnung nicht oder 
nicht mehr erforderlich ſcheint, oder es kann die Auf- 
1 nag 8 926 BPO. erwirkt werden (vgl. Mot. 4 
S. 639 Abſ. 2). Beantragt ein Ehegatte zum Zwecke 
der Erhebung einer Scheidungsklage die Anberaumung 
eines Sühnetermins, erſcheint er aber ſelbſt in dem 
Termine nicht oder läßt er nach dem Sühnetermin 
Monate oder auch nur mehrere Wochen verſtreichen, 
ehe er zur Erhebung der Klage ſchreitet, ſo kann dies 
unter Umſtänden für das Gericht Grund ſein, anzu⸗ 
nehmen, ein Scheidungsverfahren ſei nicht ernſtlich 
beabſichtigt, deshalb ſei eine einſtweilige Verfügung 
nicht erforderlich. Hier hat jedoch das Berufungs⸗ 
gericht angenommen, die Ehefrau habe die ernſte Ab⸗ 
ſicht, die Scheidung durchzuführen, ſie ſei aber bis 
jetzt durch die Weigerung des Mannes, ihr die Mittel 
zur Prozeßführung zu 1 an der Klageerhebung 
verhindert worden. (Urt. des IV. ZS. vom 26. April 
1909, IV 12/09). — — —ı. 
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Zuläſſigkeit der u 
Tahanan et der SeiftungSElnge. 
Das OLG. bejaht die Zuläſſigkeit der vorliegenden 
Feſtſtellungsklage für die Zeit ihrer Erhebung mit der 
rechtlich einwandfreien Ausführung: Wenn der Be⸗ 
klagte mit der Behauptung, vom Kläger betrogen zu 
fein und deswegen eine Schadenserſatzforderung von 
10 000 M zu haben, mit Klage gegen ihn gedroht habe, 
ohne ſie zu erheben, ja wenn er auch nur der Forderung 
ſich berühmt hätte, ohne einen Betrug des Klägers 
zu behaupten, ſo habe für dieſen ein rechtliches Intereſſe 
an der alsbaldigen Feſtſtellung beſtanden, daß eine 
ſolche Forderung dem Beklagten nicht zuſtehe. Das 
OLG. erachtet dieſes Intereſſe aber für erloſchen, nad)» 
dem der Beklagte auf Zahlung von 15000 M gegen 
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den Kläger und deſſen Senn geklagt hätte, weil hiermit, 
wie die Klageſchrift ergebe, auch die Forderung, deren 
ſich der Beklagte berühmt haben ſolle, geltend gemacht 
werde, und es ſich nicht abſehen laſſe, welches Intereſſe 
der Kläger an der weiteren Verfolgung der Feſtſtellungs⸗ 
klage haben könne. Dieſe ſei vielmehr unzuläſſig 
geworden und abzuweiſen. Die Reviſion rügt die 
Verletzung des 8 256 ZPO. mit der Ausführung, es 
genüge, wenn das rechtliche Intereſſe an der als⸗ 
baldigen Feſtſtellung, daß dem Beklagten die Forderung, 
deren er ſich berühme, nicht zuſtehe, zur Zeit der Er⸗ 
hebung der Klage vorhanden fei. Die Ruge verſagt. 
Zwar hat das Reichsgericht in Fällen, die die poſitive 
allgemeine Schadensfeſtſtellungsklage betrafen, an⸗ 
genommen, daß bei ihr das Intereſſe an der einmal 
zuläſſig erhobenen Feſtſtellungsklage mit der ein⸗ 
getretenen Möglichkeit, die Leiſtungsklage anzuſtellen, 
nicht wegfalle. Es iſt aber auch in dem vom VI. 38. 
am 5. April 1909 erlaſſenen Urteile (VI. 244/08) bereits 
ausgeführt, daß die Rechtslage bei der negativen Feſt⸗ 
ſtellungsklage anders ſei, wenn der Gegner die ent⸗ 
(p prechende poſitive Klage auf Leiſtung erhoben und 
oweit fortgeführt habe, daß ſie nicht mehr ohne Ein⸗ 
willigung des Be lagten (des Feſtſtellungsklägers) 
zurückgenommen werden könne. Es iſt hier ausgeführt, 
daß der auf die negative Feſtſtellungsklage eingeleitete 
Prozeß nicht den Einwand der Rechtshängigkeit gegen⸗ 
über der Leiſtungsklage des Gegners begründe, und 
dieſem nicht angeſonnen werden könne, das Ende des 
Feſtſtellungsprozeſſes für die Verfolgung ſeines An⸗ 
ſpruches abzuwarten, weil deſſen Verjährung durch 
den Antrag auf Abweiſung der negativen Feſtſtellungs⸗ 
klage nicht unterbrochen werde, und deren Abweiſung 
dem Feſtſtellungsbeklagten nicht zur Befriedigung 1 
Anſpruches verhelfe. Es iſt weiter erörtert, daß bei 
der Verſchiedenheit der Rechtskraftwirkungen, die das 
Urteil im negativen Feſtſtellungsprozeß und im Leiſtungs⸗ 
prozeß zwiſchen den Parteien im Hinblick auf das 
Veſtehen oder Nichtbeſtehen des den Gegenſtand des 
Streites bildenden Anſpruches ausübe, die Gefahr 
einer Rechtsverwirrung entſtehe, wenn ſich wider⸗ 
ſprechende und ſich gegenſeitig aufhebende Entſcheidungen 
in beiden gleichzeitig und felbſtändig nebeneinander 
herlaufenden Prozeſſen erlaſſen würden. Deshalb 
müſſe, nachdem der Feſtſtellungsbeklagte die dem Ent⸗ 
ſcheidungsintereſſe beider Parteien in gleicher Weiſe 
entſprechende Leiſtungsklage erhoben und ſoweit fort⸗ 
geführt habe, daß ſie nicht mehr ohne Einwilligung 
des Feſtſtellungsklägers zurückgenommen werden könne, 
der nur dem Intereſſe des letzteren dienenden negativen 
Feſtſtellungsklage der weitere Rechtsſchutz verſagt 
werden. re Erwägungen iſt beizutreten. Die 
negative Feſtſtellungsklage iſt daher der Regel nach 
unter den angegebenen Vorausſetzungen wegen Weg⸗ 
falles des Intereſſes an der alsbaldigen Feſtſtellung 
des Nichtbeſtehens des Rechtsverhältniſſes abzuweiſen. 
Allerdings werden Ausnahmen von der Regel unter 
beſonderen Umſtänden anzuerkennen ſein. So wenn 
die Leiſtungsklage erſt erhoben wird, nachdem der 
Rechtsſtreit auf die negative Feſtſtellungsklage bis zur 
Entſcheidungsreife vorgeſchritten oder bereits durch 
Zwiſchenurteil über einzelne Streitpunkte für den 
Feſtſtellungskläger erkannt iſt. Alsdann mag ſeiner 
Klage wegen Fortdauer des Intereſſes an der als⸗ 
baldigen Entſcheidung des Rechtsſtreites Fortgang 
gegeben 85 der Gefahr der Rechtsverwirrung gemäß 

148 O. durch Ausſetzung des Prozeſſes über die 
Leiſtungsklage vorgebeugt werden müſſen. Solche 
beſonderen Umſtände liegen hier nicht vor. Hier ſteht 
der Ausgang des Rechtsſtreits noch völlig dahin. 
Daher greift die Regel durch, nachdem der Beklagte 
im ſelbſtändigen Prozeſſe auf Zahlung von 15 000 M 
geklagt und damit nach der Feſtſtellung des OLG. 
die Forderung, deren er ſich berühmt haben ſoll, geltend 
gemacht hat. Auch iſt nach den Ausführungen des 


| 
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OLG. anzunehmen, daß 15 Klage ſoweit durchgeführt 


iſt, daß ſie nicht mehr ohne Einwilligung des Feſt⸗ 
ung lägers zurückgenommen werden kann. (Urt. 
des . 588. vom 12. Mai 1909, I 182/08). — — — n. 


II. 


Faſſung des Urteilsſatzes i. F. des § 907 Abſ. 1 
Satz 2 BGB. Widerſpruch zwiſchen dem Urteilsſatz und 
den Gründen. Der Kläger iſt Eigentümer eines Haus⸗ 
grundſtücks in M. Im Weſten grenzt daran das 
Grundſtück der Beklagten. Auf Grund einer polizei⸗ 
lichen Genehmigung hat die Beklagte auf dieſem 
Grundſtück unweit der den Hofraum von der Straße 
trennenden Mauer und nur 60 cm von der Ecke des 
Hauſes des Klägers entfernt eine mit einem Well⸗ 
blechdach verſchloſſene Düngergrube angelegt und in 
Benutzung genommen. Die polizeiliche Erlaubnis iſt 
mit der Bedingung erteilt worden, daß für eine gute 
Entlüftung durch ein hochzuführendes Abzugsrohr und 
für gute Desinfektion mit Chlorkalk von Zeit zu Zeit 
geſorgt werde, die Einbringung und Abfuhr des 
Düngers auch nur vor Tagesanbruch erfolge und 
tagsüber die Grube ſtets geſchloſſen gehalten werde. 
Die Beklagte hat jedoch den Bau des Abzugsrohrs 
nicht ausgeführt und, wie fie angibt, die Benutzung 
der Grube einſtweilen eingeſtellt. Inzwiſchen hatte 
der Kläger aus Beſorgnis vor einer Benachteiligung 
durch die Ausdünſtungen der Grube auf Entfernung 
dieſer Grube gemäß § 907 BGB. Klage erhoben. Im 
Laufe des Rechtsſtreits machte er dann geltend, daß 
die ſchädigenden Einwirkungen nach Inbetriebnahme 
der Grube tatſä ah chlich eingetreten feien, und ftellte den 
Antrag, die Beflagte zur Entfernung der Grube zu 
verurteilen, oder doch feſtzuſtellen, daß die Beklagte 
nicht berechtigt ſei, in die Grube Dünger oder andere 
übelriechende Stoffe zu bringen. Die Beklagte erhob 
Widerklage und beantragte feſtzuſtellen, daß ſie be⸗ 
rechtigt ſei, die Grube zu halten und zu benutzen. 
Das LG. hat die Widerklage abgewieſen und die Be⸗ 
klagte zur Entfernung der Grube verurteilt. Das 

OLG. hat die Berufung zurückgewieſen, in den Gründen 
jedoch ausgeführt, daß das Urteil einer Benutzung der 
Grube zu anderen Zwecken oder der Anlegung einer 
den polizeilichen Vorſchriften entſprechenden Dünger⸗ 
grube nicht entgegenſtehe. Das RG. wies die Reviſionen 
der Parteien zurück, änderte aber den Urteilsſatz des 
OLG. dahin, daß der Beklagten unterſagt wurde, 

„die Düngergrube als ſolche zu halten, bevor den 
polizeilichen Vorſchriften genügt ſei“. 

Gründe: Die Anſchlußreviſion des Klägers iſt 
nicht begründet. Wenn man auch zugeben will, daß 
zwiſchen der zur „Entfernung der Düngergrube⸗ ver⸗ 
eteilenden Entſcheidungsformel und der einſchränkenden 
Erläuterung des OLG. ein gewiſſer Widerſpruch beſteht, 
ſo iſt doch dadurch der Kläger nicht beſchwert, weil er 
mehr Rechte, als der Berufungsrichter ihm zubilligen 
will, nicht in Anſpruch nehmen kann. Wenn die auf 
dem Hofe der Beklagten befindliche Grube nicht mehr 
zur Unterbringung von Dünger, ſondern — wie der 
Berufungsrichter als möglich hinſtellt — „zu anderen 
Zwecken“, etwa als Kellerraum, Verwendung findet, 
ſo hat der Kläger kein Recht, die Beſeitigung der 

„Grube“, d. h. deren Zerſtörung und Zuſchüttung, 
zu verlangen. Ebenſowenig geben ihm die geieslichen 
Vorſchriften ein Recht, Widerſpruch zu erheben, wenn 
die Beklagte den inzwiſchen anderweit benutzten und 
ſo ſeines Charakters als Düngergrube entkleideten 
Raum nach Herſtellung der von der Polizei vorge⸗ 
ſchriebenen Sicherungsmaßregeln wiederum zu einer 

„Düngergrube“ einrichtet. 8 907 BGB. gibt zwar, 
über = 906, 1004 BGB. hinaus, die Befugnis, auch 
gegenüber bevorſtehenden ſchädlichen Einwirkungen 
mit 9 vorzugehen, dieſes Recht kommt jedoch nach 
Satz 2 in Wegfall, wenn die Anlage den landes⸗ 
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geſetzlichen, insbeſondere polizeilichen Schutzmaßregeln 
entſprechend eingerichtet iſt. In einem ſolchen Falle 
kann gegen die Anlage erſt dann vorgegangen werden, 
wenn die ſchädlichen Einwirkungen ungeachtet der 
Schutzmaßregeln tatſächlich eintreten. Der Kläger 
muß daher, wenn die Beklagte die polizeilichen Vor⸗ 
ſchriften erfüllt, die Einrichtung der Düngergrube 
zunächſt dulden und abwarten, ob die befürchteten 
ſchädlichen Einwirkungen ſich wiederholen. Daß dies 
in einem nach 8 906 BGB. zu berückſichtigenden Maße 
der Fall ſein werde, iſt nach dem Gutachten des Sach⸗ 
verſtändigen nicht anzunehmen. Dagegen iſt der Reviſion 
der Beklagten inſoweit ſtattgegeben worden, als die 
einſchränkenden Beſtimmungen, die das OLG. in den 
Gründen niedergelegt hat, in der Urteilsformel zum 
Ausdruck gebracht ſind. Die Verurteilung zur „Ent⸗ 
fernung der Düngergrube“ iſt allerdings nicht gerade 
unzutreffend, denn auch 8 907 BGG. ſpricht von 
„Beſeitigung“ der Anlage, obwohl es auf der Hand 
liegt, daß, wenn es ſich um ein Bauwerk handelt, das 
auch zu anderen unſchädlichen Zwecken benutzt werden 
kann, nicht deſſen Zerſtörung gefordert werden darf, 
die Beſeitigung der Anlage vielmehr ſchon dann ge⸗ 
geben iſt, wenn die ſchadenbringende Benutzung ein⸗ 
geſtellt und das Bauwerk zu anderen Zwecken in 
Gebrauch genommen wird. Ebenſo kann man ſchließlich 
agen, daß unter der nach der Urteilsformel zu ent⸗ 
ernenden „angelegten Düngergrube“ nur die Grube 
in ihrem gegenwärtigen Zuſtande, nicht aber in dem 
nach Herſtellung der polizeilichen Sicherungsmaßregeln 
in die Erſcheinung tretenden Zuſtande zu verſtehen iſt. 
Um jede Mißdeutung auszuſchließen, iſt jedoch die 


Urteilsformel, wie geſchehen, gefaßt worden. (Urt. 
d. V. 88S. vom 15. Mai 1909, V 351/08). 
1660. —— —ı 


IV. 


1. Form der Zuſtellung von Amts wegen 6 211, 
8 212 Abi. 2 ZPO.) 2. Unabwendbarer Zufall (8 233 
QVO). Gründe: 1. Mit Recht erachtet das OLG. 
die gemäß § 625 BPO. von Amts wegen erfolgte Bu- 
ſtellung des landgerichtlichen Urteils an den Prozeß⸗ 
bevollmächtigten der Beklagten für wirkſam. Der 
Vorſchrift des 8 211 ZPO. ift auch dann genügt, wenn 
die Geſchäftsnummer des zugeſtellten Schriftſtückes mit 
der des erſten Urteils nicht identiſch iſt, ſondern auf 
dasjenige Schriftſtück Bezug nimmt, zu welchem die 
Zuſtellung des Urteils angeordnet iſt. Die Wirkſam⸗ 
keit der Zuſtellung wird aber auch dadurch nicht be⸗ 
einträchtigt, daß — wie das OLG. als möglich unter- 
ſtellt — der Poſtbote unterlaſſen haben ſollte, den 
Tag der Zuſtellung auf dem Briefumſchlage zu ver⸗ 
merken (8 212 Abſ. 1 O.). Der Senat hat bereits 
in dem gleichartigen Falle IV 582/07 mit Urteil vom 
9. März 1908 anerkannt, daß die Herſtellung dieſes 
Vermerks keinen für die Gültigkeit des Zuſtellungs⸗ 
aktes weſentlichen Beſtandteil eben dieſes Aktes ſelbſt 
bildet, wie denn auch das Reichsgericht in beſtändiger 
Rechtſprechung angenommen hat, daß eine Außeracht⸗ 
ſaß int der Vorſchrift des 8 190 ih 3, zu deren Er- 
ſatz im Falle der vereinfachten Zuſtellung der Vermerk 
auf dem Briefumſchlage dienen fol (8 212), die Wirt- 
ſamkeit der Zuſtellung nicht beſeitigt. 

2. Ebenſowenig iſt irrtümlich, daß das OLG. nicht 
als unabwendbaren Zufall im Sinne von 8 233 ZPO. 
gelten läßt, daß der Prozeßbevollmächtigte der Be⸗ 
klagten die amtliche Zuſtellung des Urteils vom 17. Juli 
1908 nicht als ſolche erkannt, ſondern irrtümlich für 
eine bloße Mitteilung einer Urteilsausfertigung, ent- 
ſprechend einem vorher von ihm geſtellten Antrage 
gehalten haben will. Mit Recht iſt ausgeführt, daß 
der Prozeß bevollmächtigte nach 8 625 auf eine von 
Amts wegen an ihn erfolgende Zuſtellung vorbereitet 
ſein mußte, daß er, ſelbſt wenn die Zuſtellung vom 
17. Juli an den vorerwähnten Mängeln gelitten haben 
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ſollte, ſich durch Anfrage bei der Gerichtsſchreiberei 
über den wahren Sachverhalt hätte aufklären können 
und ſollen und daß der wahre Grund der Verſäumung 
der Notfriſt darin lag, daß der Prozeßbevollmächtigte 
irrtümlich der Meinung war, die Berufungsfriſt könne 
nur durch eine von Partei wegen veranlaßte Zuſtellung 
in Gang geſetzt werden. Daß ein derartiger Irrtum 
ihres Anwalts von der Partei vertreten werden muß 
und ein Wiedereinſetzungsgeſuch nicht rechtfertigen kann, 
ift anerkannten Rechtes. (Urt. des IV. ZS. vom 4. Juni 
1909, IV 106/09). 
1668 


— — m . 


B. Strafſachen. 

I. | 
Beſteht nach dem Sir vom 3. Inni 1900, betr. 
die Schladtvieh: und Fleiſchbeſchau, eine Pflicht zur 
Unterſuchung des Fleiſches ſog. „gefallener“ Tiere? 
Der Angeklagte hat ſich von dem Fleiſche eines er⸗ 
trunkenen Pferdes einen Teil verſchafft und hiervon, 
obwohl er die Todesart des Tieres kannte, an ver⸗ 
ſchiedene Perſonen verkauft. Er hat das Fleiſch in 
Verkehr gebracht, ohne es unterſuchen zu laſſen. Die 
Strafkammer hat den Angeklagten einer Uebertretung 
nach 827 Nr. 3 des RG. vom 3. Juni 1900, betr. die 
Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau, ſchuldig erachtet, weil 
er Fleiſch, das zum Genuſſe für Menſchen verwendet 
werden follte, in den Verkehr gebracht habe, bevor es 
der im 81 vorgeſchriebenen amtlichen Unterſuchung 
unterworfen worden war. Die Begründung geht im 
weſentlichen dahin: der 81 beſtimme, daß Pferde, deren 
Fleiſch zum Genuſſe für Menſchen verwendet werden 
ſolle, vor und nach der Schlachtung einer amtlichen 
Unterſuchung unterliege; eine „Schlachtung“ habe im 
vorliegenden Falle zwar nicht ſtattgefunden, da das 
Abhäuten und Zerteilen des gefallenen Pferdes als 
ſolche doch kaum anzuſehen ſei; trotzdem müſſe das 
Geſetz zur Anwendung kommen, da deſſen Sinn atlichen 
los darauf gerichtet ſei, im Intereſſe der öffentlichen 
Geſundheitspflege zu verhindern, daß Fleiſch von 
Tieren der im Geſetz genannten Arten als Nahrungs⸗ 
mittel für Menſchen Verwendung finde, ohne daß es 
vorher einer amtlichen Unterſuchung unterzogen ſei; 
die Gefahr einer Geſundheitsbeſchädigung liege bei 
dem Genuſſe des Fleiſches ſog. gefallener Tiere in 
beſonders hohem Maße vor. Die Reviſion konnte 
keinen Erfolg haben. Zunächſt ergeben ſich freilich 
aus der Faſſung des Geſetzes gewichtige Bedenken gegen 
die Annahme, daß die Unterſuchungspflicht auch für 
das Fleiſch fog. gefallener Tiere, wenn es zum Ge 
nuſſe für Menſchen beſtimmt wird, vorgeſchrieben iſt. 
Die Strafbeſtimmung des § 27 lautet: „Mit Geldſtrafe 
bis... oder mit Haft wird beſtraft: 3. wer Fleiſch in 
T bringt, bevor e$ der in Ag Geſetze vor⸗ 
geſchriebenen oder einer auf Grund des 8 1 Abſ. 1 Satz 2, 
des 83 des § 14 Abſ. 1, des § 18 Abſ. 5 oder des § 24 
angeordneten Unterſuchung unterworfen worden iſt.“ 
Im Geſetze ſelbſt iſt vorgeſchrieben, daß im a) en 

Reiche die in 81 aufgeführten Tiere, ſofern ihr Fleiſ 

zum menſchlichen Genuſſe beſtimmt iſt, vor und na 
der Schlachtung einer amtlichen Unterſuchung unter⸗ 
worfen werden ſollen und daß der Bundesrat die Unter⸗ 
ſuchungspflicht auf „anderes Schlachtvieh“ ausdehnen 
kann. Bei Hausſchlachtungen fol nach § 2 in beſonders 
geregelten Fällen die Unterſuchung unterbleiben dürfen, 
jedoch iſt eine gewerbsmäßige Verwendung von Fleiſch, 
bei welchem auf Grund des Abf. 1 (des 82) die Unters 
ſuchung unterbleibt, verboten. Im S3 find die Landes⸗ 
regierungen für befugt erklärt, für Gegenden und Zeiten, 
in denen eine übertragbare Tierkrankheit herrſcht, die 
Unterſuchung „aller der Seuche ausgeſetzten Schlacht⸗ 
tiere“ anzuordnen. Die Vorſchrift im § 14 Abſ. 1 betrifft 
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die ub. Dur 8 18 Af. von Fleiſch in das Zoll⸗ 
inland. Durch 818 Abſ. 5 wird der Bundesrat er- 
mächtigt, die für die Unterſuchung und den Vertrieb 
von Pferdefleiſch im § 18 gegebenen beſonderen Bor- 
ſchriften auch auf Eſel, Maultiere, Hunde uſw. aus⸗ 
gudehnen, und im 8 24 endlich ſind landesrechtliche 
Vorſchriften für zuläſſig erklärt über die Trichinenſchau 
und über den Vertrieb und die Verwendung von Fleiſch, 
das zwar zum Genuſſe für Menſchen tauglich, jedoch 
in ſeinem Nahrungs⸗ und Genußwert erheblich herab⸗ 
geſetzt iſt, ſowie ſolche landesrechtliche Vorſchriften, 
welche mit Bezug auf 1. die der Unterſuchung zu unter⸗ 
werfenden Tiere, 2. die Ausführung der Unterſuchung 
durch approbierte Tierärzte, 3. den Vertrieb bean⸗ 
ſtandeten Fleiſches oder des Fleiſches von Tieren der im 
als bezeichneten Arten weitergehende Verpflichtungen 
als dieſes Geſetz begründen. Weder im Geſetze ſelbſt 
noch in einer der anderen, im § 27 Nr. 3 in bezug 
genommenen Vorſchriften iſt ausgeſprochen, daß das 
Fleiſch gefallener Tiere, wenn es als Nahrungsmittel 
für Menſchen verwendet werden ſoll, vorher unterſucht 
werden muß. Als Tötungsart kommt in allen dieſen 
geſetzlichen Beſtimmungen nur die „Schlachtung“ und 
die „Notſchlachtung“ in Betracht, ſo daß aus ihnen 
nicht deutlich hervorgeht, ob überhaupt andere Todes⸗ 
arten, als welche neben dem natürlichen Tode, dem 
Verenden, die zahlreichen Unglücksfälle, ſowie Tötungen 
durch Erſchießen u. dgl. zu nennen ſind, eine Unter⸗ 
ſuchungspflicht im Sinne des Geſetzes nach ſich ziehen 
ſollen. Auch der Entwurf zum Reichsgeſetze nebſt Be⸗ 
gründung, ſowie die Beratungen im Reichstage und 


ringſte Aufklärung. Es iſt überall nur von der 
Schlachtung (Notſchlachtung) der als unterſuchungs⸗ 
pflichtig bezeichneten Tiere, der ſog. „Schlachttiere“ 
die Rede, p daß die Anſicht berechtigt erſcheinen könnte, 
das E habe für den Fall, daß diefe Tiere auf 
andere Weiſe als durch Schlachtung (Notſchlachtung) 
das Leben vorloren haben, eine Unterſuchungspflicht 
nicht vorſchreiben wollen. Beſonders könnte der 8 1 
des Geſetzes in dieſem Sinne verſtanden werden, weil 
er folgenden Wortlaut hat: „Rindvieh, Schweine, 
Schafe, Ziegen, Pferde und Hunde, deren Fleiſch zum 
Genuſſe für Menſchen verwendet werden ſoll, unter⸗ 
liegen vor und nach der Schlachtung einer amtlichen 
Unterſuchung. Durch Beſchluß des Bundesrats kann 
die Unterſuchungspflicht auf anderes Schlachtvieh aus⸗ 
gedehnt werden. Bei Notſchlachtungen darf die Unter⸗ 
berger vor der Schlachtung unterbleiben. Der Fall 
er Notſchlachtung liegt dann vor, wenn zu befürchten 

ſteht, daß das Tier bis zur Ankunft des zuſtändigen 
Beſchauers verenden oder das Fleiſch durch Verſchlim⸗ 
merung des krankhaften Zuſtandes weſentlich an 
Wert verlieren werde, oder wenn das Tier infolge 
eines Unglücksfalls ſofort getötet werden muß.“ 
Daß das Wort „Schlachtung“ in dieſer Vorſchrift 
etwa als gleichbedeutend mit Tötung gebraucht ſein 
ſollte, iſt nicht anzunehmen; zwar ſagt das Geſetz ſelbſt 
nicht, was unter „Schlachtung“ zu verſtehen ſei, aber 
nach dem Sprachgebrauch und der Praxis kann darunter 
nur die ordnungsmäßige Abſchlachtung mit dem zu- 
gehörigen Ausbluten des Schlachttieres nach außen 
verſtanden werden. Auch bei der „Notſchlachtung“ 
handelt es ſich, wie die Begriffsbeſtimmung des Ge⸗ 
ſetzes ergibt, um die Schlachtung eines noch lebenden 
Tieres. Die Abhäutung und Zerteilung eines ver⸗ 
endeten oder durch Unglücksfall um das Leben ge⸗ 
kommenen oder durch Erſchießen getöteten Tieres kann 
hiernach weder unter den Begriff der „Schlachtung“ 
noch unter den der „Notſchlachtung“ gebracht werden. 
Trotzdem muß nach dem Sinn und dem Zweck 

des Reichsgeſetzes angenommen werden, daß es die 
Unterſuchungspflicht für das zum menſchlichen Genuſſe 
beſtimmte Fleiſch der Schlachttiere allgemein hat vor⸗ 
ſchreiben wollen, ohne Rückſicht darauf, ob das Tier 


ordnungsmäßig geſchlachtet oder ſonſt zu Tode gekommen 
iſt. Dies ergibt ſich aus folgenden Erwägungen. Das 
Geſetz bezweckte die Einführung einer allgemeinen 
geſundheitspolizeilichen Unterſuchung des 
zum Genuſſe für Menſchen beſtimmten Fleiſches; dies 
ſpricht der an die Spitze der Begründung zum Entwurfe 
geſtellte Satz aus. Das Bedürfnis zu einer reichsgeſetz⸗ 
lichen Regelung iſt einerſeits in dem großen Umfange 
des Fleiſchverbrauchs und in den Gefahren, die der Ge- 
nuß verdorbenen oder von kranken Tieren herrührenden 
Fleiſches für die menſchliche Geſundheit in ſich birgt, 
andererſeits in der Erkenntnis gefunden, daß die bis 
dahin beſtehenden reichs⸗ und landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften nicht überall ausreichten, um dieſen Gefahren 
wirkſam und in einer auch für den Verkehr befrie⸗ 
digenden Weiſe vorzubeugen. Als ſicherſte Kontroll⸗ 
maßregel iſt die Fleiſchbeſchau angeſehen, die nach den 
Motiven in dreifacher Richtung nutzbringend wirken 
a zunächſt in geſundheitlicher Richtung, um das⸗ 
enige Fleiſch, das als geſundheitsgeſährlich erkannt 
wird, überhaupt nicht in den Verkehr gelangen zu 
laſſen; ſodann im Intereſſe des Veterinärweſens, weil 
die Fleiſchbeſchau es ermögliche, bei den Schlachtungen 
raſch und ſicher das Vorhandenſein von Tierkrank⸗ 


heiten feſtzuſtellen und die erforderlichen Maßnahmen 


zur Unterdrückung der Krankheit und zur Verhütung 
einer Weiterverbreitung zu ergreifen; ſchließlich, um 
einen Schutz für vollwertiges Fleiſch zu ſchaffen und 


das kaufende Publikum vor Uebervorteilungen zu ſichern. 


Durch das Geſetz ſollte alſo den geſundheitlichen und 


wirtſchaftlichen Gefährdungen und Schädigungen vor⸗ 
der Kommi . geben hierüber nicht die ge⸗ 


gebeugt werden, die ſich aus dem Inverkehrbringen 
untauglichen Fleiſches ergeben, und um dieſen Zweck 
zu erreichen, iſt für die Schlachtungen im Inlande die 
Unterſuchungspflicht bezüglich der größeren Schlacht⸗ 
tiere im 81 vorgeſchrieben. Damit wollte das Geſetz 
die Mindeſtforderungen feſtſetzen, die im Intereſſe der 
geſundheitspolizeilichen Kontrolle überall im Deutſchen 
Reiche Beachtung finden ſollten. Für die Einfuhr in 
das Zollinland ift in den 88 12 bis 17 des Geſetzes 
eine erheblich umfaſſendere Unterſuchungspflicht als für 
Schlachtungen im Inlande vorgefchrieben worden. Wenn 
hiernach der Hauptzweck des Geſetzes, wie nach der Be⸗ 
gründung nicht zweifelhaft ſein kann, übrigens auch 
aus ſeinen Beſtimmungen ſelbſt klar zu erkennen iſt, 
darin beſtand, das zum menſchlichen Genuſſe 
beſtimmte Fleiſch nicht ohne vorgängige 
Unterſuchung in den Verkehr gelangen zu 
laſſen, ſo würde dieſer Hauptzweck geradezu gefährdet 
und vielfach vereitelt werden, wollte man annehmen, 
daß nur das Fleiſch ſolcher Tiere, die ordnungsmäßig 
geſchlachtet werden, unterſuchungspflichtig ſei. Es 
würde dann der Umgehung des Geſetzes der Weg ge⸗ 
bahnt ſein, indem zur Vermeidung des Beſchauzwanges 
eine andere Todesart als die Schlachtung gewählt 
werden könnte. Die Frage, ob das 1000 eines Tieres 
zum Genuſſe für Menſchen tauglich iſt oder nicht, hängt 
nicht davon ab, ob das Tier geſchlachtet oder auf andere 
Art zu Tode gekommen iſt, ſondern entſcheidet ſich nach 
der Beſchaffenheit des Fleiſches, und es iſt die Aufgabe 
der 1 dieſe zu ermitteln und kenntlich zu 
machen. Daß gerade das Fleiſch von Tieren, die nicht 
im Wege der ordnungsmäßigen Schlachtung getötet, 
N auf andere Art um das Leben gekommen ſind, 
nsbeſondere das Fleiſch der fog. gefallenen Tiere 
geeignet ſein kann, die menſchliche Geſundheit zu be⸗ 
beſchädigen, iſt allgemein bekannt und bedarf nicht der 
näheren Ausführung. Es iſt deshalb außer Zweifel, 
daß der vom Geſetz gewollte Unterſuchungszwang gerade 
bei dem Fleiſche ſolcher Tiere Platz greifen muß. In 
dieſem Sinne hat auch der Bundesrat das Geſetz auf⸗ 
gefaßt, wie die auf Grund des § 22 Nr. 2 erlaſſenen 
Ausführungsbeſtimmungen vom 30. Mai 1902 (BBI. 
f. d. D. Reich Beil. zu Nr. 22 S. 115) beweiſen. Im 82 
der Ausführungsbeſtimmungen 4 iſt unter Nr. 1 von 
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den Notſchlachtungen die Rede und dort heißt es: 
„Die Anmeldung zur Unterſuchung nach dem Schlachten 
(Fleiſchbeſchau) hat ſofort nach der Notſchlachtung zu 
erfolgen. Sie hat auch dann und zwar ſofort nach der 
Ausweidung zu erſolgen, wenn das Fleiſch von Tieren, 
deren Tod durch Schädel⸗ oder Halswirbelbruch, Er⸗ 
ſchießen in Notfällen, Blitzſchlag, Verblutung oder Er⸗ 
ſtickung infolge eines 1 oder durch ähnliche 
äußere Einwirkungen ohne vorherige Krankheit plötzlich 
eingetreten iſt, zum Genuſſe für Menſchen verwendet wer⸗ 
den fol. „In 833 derſelben Ausführungsbeſtimmungen 
ſind im Abſ. 1 die Mängel aufgeführt, bei deren Vor⸗ 
handenſein der ganze Tierkörper als untauglich zum 
Genuſſe für age angefehen werden foll; dann 
lautet der Abſ. 2: „Den im Abſ. 1 aufgeführten 
Mängeln iſt gleich zu achten, wenn das Tier in den 
im § 2 Nr. 1 bezeichneten plötzlichen Todesfällen nicht 
unmittelbar nach dem Tode ausgeweidet iſt, ferner 
wenn es, abgeſehen von dieſen Fällen, eines natür⸗ 
lichen Todes geſtorben oder im Verenden getötet, oder 
wenn es totgeboren oder ungeboren iſt.“ Endlich iſt 
im 840 daſelbſt vorgeſchrieben, daß das taugliche Fleiſch 
als in feinem Nahrungs- und Genußwert erheblich 
herabgeſetzt zu erklären iſt, wenn — abgeſehen von 
anderen Fällen — feſtgeſtellt ift: „6. Un vollkommenes 
Ausbluten, insbeſondere bei notgeſchlachteten Tieren 
und in den im 82 Nr. 1 bezeichneten plötzlichen Todes- 
fällen, ſofern nicht Veränderungen vorliegen, welche 
eine Behandlung des Fleiſches nach Maßgabe der Be⸗ 
ſtimmungen in den 88 33 und 34 erforderlich machen.“ 
Auch der 829 ſchlägt hier ein, in dem beſtimmt iſt: 
„Liegt eine Notſchlachtung oder einer der anderen im 
§ 2 Nr. 1 bezeichneten Fälle vor, fo ift die Unterſuchung 
aller Organe einſchließlich der Lymphdrüſen beſonders 
ſorgfältig vorzunehmen. Namentlich iſt feſtzuſtellen, 
ob eine ordnungsmäßige Schlachtung oder etwa eine 
Tötung im Verenden begriffener Tiere oder eine ſchein⸗ 
bare Schlachtung bereits verendeter Tiere vorliegt, 
ſowie ob in den Fällen des § 2 Nr. 1 die Ausweidung 
unmittelbar nach dem Tode der Tiere erfolgt iſt.“ 
Anſchließend hieran hat der Bundesrat in der „gemein⸗ 
faßlichen Belehrung für Beſchauer, welche nicht als 
Tierarzt approbiert find“ — Ausführungsbeſtimmungen 
C — in den $$ 37 und 38 eingehende Angaben 
über die Einwirkung des natürlichen Todes uſw., 
der Notſchlachtungen und Unglücksfälle auf die Be⸗ 
ſchaffenheit des Fleiſches und über die bei der Be⸗ 
urteilung des Fleiſches zu berückſichtigenden Merkmale 
in folchen Fällen bekannt gemacht. Bei dieſen Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen handelt es ſich allerdings nicht 
um materielle Geſetzesergänzungen, ſondern lediglich 
um Vollzugsanordnungen, wie aus dem Wortlaute 
des § 22 Nr. 2 des en „unmittelbar zu entnehmen 
iſt. Sie haben mithin keine Geſetzeskraft und ihre 
Uebertretung würde nicht zur Beſtrafung ausreichen. 
Die Auffaſſung des Bundesrates als eines der weſent⸗ 
lichſten Geſetzgebungsfaktoren bei dem Zuſtandebringen 
des led iſt aber ſür das Verſtändnis des Geſetzes 
von erheblicher Bedeutung und die vorſtehend wieder⸗ 
gegebenen Sätze aus den betreffenden Verordnungen 
lafen ganz unbedenklich erkennen, daß der Bundesrat 
auch das Fleiſch ſolcher Tiere, die durch Unglücksfall 
zu Tode gekommen ſind, für unterſuchungspflichtig er⸗ 
achtet hat. Die gleiche Anſicht hat der erkennende Senat 
auch ſchon in dem gedruckten Urteil vom 21. Juni 1907 
(RGSt. Bd. 40 S. 231) ausgeſprochen. Hiernach wird 
unter Berückſichtigung des erörterten Hauptzweckes des 
Geſetzes, der beſonders klar durch die Vorſchrift einer 
amtlichen Unterſuchungspflicht für alles aus dem 
Auslande eingeführte Fleiſch im 813 zum Ausdruck 
gebracht iſt, der § 1 des Geſetzes dahin zu verſtehen 
fein, daß das Fleiſch der fog. Schlacht 
tiere, das im Inlande zum Genuſſe für 
Menſchen beſtimmt wird, ſtets einer amt- 
lichen Unterſuchung unterliegt, und zwar im 
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Regelfalle der Schlachtung einer doppelten — vor und 
nach der Schlachtung — im Ausnahmefalle der Not⸗ 
1 N einer einfachen — nur nach dem Tode. 
ird die Beſtimmung ſo aufgeſaßt, dann brauchte das 
Geſetz die Fälle, in denen das Schlachttier nicht im 
Wege der Schlachtung oder Notſchlachtung, ſondern 
auf andere Art zu Tode gekommen iſt, nicht beſonders 
zu regeln; die Möglichkeit einer Unterſuchung vor dem 
Tode, die Lebendbeſchau, iſt in ſolchen Fällen beſeitigt 
und die Pflicht zur Unterſuchung nach dem Tode, die 
Fleiſchbeſchau, bleibt ſelbſtverſtändlich beſtehen. (Urt. 
d. V. StS. vom 4. Mai 1909, 5 D 28/09). — — — gn. 
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Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen Die 
Verſäumung der Neviſionsfriſt (Verſchulden des Bureau: 
perſonals des Anwalts). Der die Reviſionseinlegung 
enthaltende Schriftſatz wurde am 17. Mai 1909 von 
dem Rechtsanwalte M. dem Bureaugehilfen mit dem 
Hinweiſe darauf übergeben, es handle ſich um eine Friſt⸗ 
ſache und der Schriftſatz müſſe ſofort bei der Straf⸗ 
kammer eingereicht werden. Der Bureaugehilfe beauf⸗ 
tragte den Lehrling Fl., den Schriftſatz zum Gericht 
zu bringen; am Morgen des folgenden Tages — alſo 
noch innerhalb der Reviſionsfriſt — verſicherte er dem 
Rechtsanwalte beſtimmt, der Schriftſatz ſei zum Gericht, 
während es ſich am 26. Mai herausſtellte, daß der 
Lehrling den Schriftſatz am 17. Mai 1909 nicht auf 
des Gericht getragen, ſondern in eine Schublade gelegt 
und dann vergeſſen hatte. Ein Verſchulden des Rechts⸗ 
anwalts bei der Anſtellung oder Ueberwachung des 
Bureaugehilfen und des Lehrlings iſt nicht erſichtlich. 
Bei dieſer Sachlage kann die vom Reichsgericht wieder⸗ 
holt ausgeſprochene Rechtsanſicht, daß ein Verſchul den 
des Verteidigers für den Beſchuldigten keinen unab⸗ 
wendbaren Zufall bildet, hier nicht maßgebend ſein, 
weil die Verſäumung der Friſt nicht auf ein Verſchulden 
des Verteidigers zurückzuführen iſt, vielmehr die dem 
Lehrling zur Laſt fallende Verſchleppung vom Stand- 
punkte ſowohl des Angeklagten wie des mit der Reviſions⸗ 
einlegung beauftragten Rechtsanwalts ein Zufall iſt, 
der auch bei Beobachtung der größten nach den Um⸗ 
ſtänden zu verlangenden Vorſicht, wie fie hier befolgt 
worden iſt, nicht auszuſchließen und mithin als unab⸗ 
wendbar im Sinne des § 44 StPO. zu betrachten ift. 
Der Angeklagte R. iſt deshalb gegen den Ablauf 
der Friſt zur Einlegung der Reviſion in den vorigen 
Stand wieder einzuſetzen. (Beſchluß des V. StS. vom 
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Widerruf einer Aufrechnungsannahme im Prozeß 
(88 290 BPO., 119 B.). In erſter Inſtanz hatte 
der Kläger eine Anzahl Schuldpoſten (1675 M) ein⸗ 
geklagt, darunter 420 M für geliefertes Scheitholz. 
Der Beklagte beſtritt, daß dieſe Lieferung ſoviel aus⸗ 
mache und behauptet, daß der wirklich hierauf ge⸗ 
97 Betrag durch eine Gegenlieferung von Blöchern 
m Wert von 477 M ausgeglichen fei; daneben wurden 
noch andere, die ganze Klageſumme überſteigende 
Gegenforderungen geltend gemacht. Der Kläger beſtritt 
letztere Gegenforderungen, erklärt dagegen, daß er die 
Gegenforderung zu 477 M anerkenne und hiernach 
die Klage um dieſen Betrag mindere. Das Landgericht 
wies die Klage ab und ließ es in den Gründen hin⸗ 
ſichtlich dieſes Poſtens offen, ob er nicht begründet 
oder durch Aufrechnung getilgt ſei. In der Berufungs⸗ 
inſtanz erhöhte der Kläger die Klage wieder um 420 M 
mit der Begründung, er habe 1 daß die ihm 
vom Beklagten gelieferten Blöcher von ſeinem Ab⸗ 
nehmer direkt an den Beklagten bezahlt worden ſeien, 
er ſelbſt alſo dafür nichts mehr ſchulde. Der Be⸗ 
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klagte erkannte nunmehr die Höhe des Klagepoſtens 
zu 420 M an, beſtritt aber die direkte Tilgung der 
Gegenforderung und bezeichnete das neue Vorbringen 
auch als belanglos, weil ein dem 8 290 ZPO. ent- 
ſprechender Beweis nicht angeboten ſei. Der Kläger 
erklärt, dieſen Beweis könne er nicht führen. Die Be⸗ 
rufung wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: Es mag dem Kläger zu⸗ 
gegeben werden, daß das neuerliche Aufgreifen des 
in I. Inſtanz zufolge anerkannter Aufrechnung nicht 
mehr verfolgten Poſtens formell nicht dem 8 529 
Abſ. 2 ZPO. widerſpricht (vgl. Seuff. Arch. Bd. 48 
Nr. 215; Hay Obs Z. n. S. Bd. 9 S. 517). Allein 
dies kann nicht zur Aenderung des Urteils führen, 
weil der Kläger mit der Tilgung durch Aufrechnung 
in der Vorinſtanz ſich durch teilweiſe Zurücknahme 
der Klage ausdrücklich einverſtanden erklärt hat, dieſe 
Willenserklärung aber wegen bloßen Irrtums im 
Beweggrund nicht mehr anfechten kann (§ 119 BGB.). 
Ein ſolcher Irrtum aber iſt es, wenn der Kläger ſich 
über den Fortbeſtand der aufgerechneten Forderung 
getäuſcht hat. Betrug behauptet der Kläger ſelbſt 
nicht. Soweit in dem Verhalten des Klägers gegen⸗ 
über der erſtinſtanziellen Aufrechnung aber etwa bloß 
ein Geſtändnis liegt, könnte es nach 58 532, 290 ZPO. 
nur durch den Beweis beſeitigt werden, daß es auf 
Irrtum beruht und der Wahrheit nicht entſpricht und 
dieſen Beweis, erklärt der Kläger ſelbſt, könne er nicht 
jahren; er iſt auch mit dem angebotenen Beweis, 
irekte Zahlung durch die Blöcherabnehmer, keineswegs 
identiſch. Es kommt alſo auf letzteren Beweis nicht 
mehr an und es hat bei der anerkannten Tilgung 
durch Aufrechnung endgültig ſein Verbleiben, wobei 
nun gegenüber der Vorinſtanz zu bemerken iſt, daß 
Abweiſung einer Klage wegen Aufrechnung ohne ziffer⸗ 
mäßige Feſtſtellung der Klageforderung nicht zuläſſig 
ift (RG. Z. Bd. 57 S. 108). 
Möglichkeit behalten hat, allenfalls wirklich direkt an 
den Beklagten gezahlte Blöcherkaufgelder für ſich zu 
kondizieren und welche Einrede vielleicht auch einer 
ſolchen Klage wieder entgegenſtünden, iſt hier nicht 
zu erörtern, da ein ſolcher Anſpruch dermalen nicht 
erhoben iſt und 9 Klageänderung auch nicht mehr 
erhoben werden konnte. Von einem Teilerfolg des 
Rechtsmittels und demzufolge von Koſtenteilung nach 
88 91, 92 ZPO. kann ſchon deshalb keine Rede fein, 
weil [don das erſtinſtanzielle Urteil in dieſem Punkte 
auf dem Kompenſationsvollzug gerade hinſichtlich 
des Klagepoſtens zu 420 M beruht, was ja ſchon 
in der Reduktion der ſchließlich abgewieſenen Klage⸗ 
ſumme Ausdruck gefunden hatte. Es bleibt alſo in 
dieſem Punkte in II. Inſtanz durch 3 bei 
dem in I. Inſtanz durch freiwilliges Aufrechnungsan⸗ 
erkenntnis und deſſen Vollzug mittels Klagereduktion 
herbeigeführten Rechtszuſtand, nämlich Untergang der 
„ zu 420 M für Scheitholz einerſeits 
und eines gleich hohen Betrags an dem Blöcherkauf⸗ 
geld andererſeits. Die Auswahl der Forderung, gegen 
welche der Beklagte ſeine Aufrechnungseinrede ſtellt, 
ſtand ihr frei; Rekompenſation findet nicht ſtatt (RG. 
Bd. 57 S. 101). (Urteil des I. ZS. vom 18. Juni 1909; 
L. 925/08). f N. 
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Oberlandesgericht Bamberg. 
I 


Auskunftspflicht eines Miterben (88 2027, 2028 
GB.). Aus den Gründen: 1. Nach § 2027 Abſ. 1 BGB. 
hat der Erbſchaftsbeſitzer, d. i. gemäß 82018 BGB. 
derjenige, welcher auf Grund eines ihm in Wirklich⸗ 
keit nicht zuſtehenden Erbrechts etwas aus der Erb⸗ 
ſchaft erlangt hat, dem Erben über den Beſtand der 
Erbſchaft und über den Verbleib der Erbſchaftsgegen⸗ 
ſtände Auskunft zu erteilen. Dieſe Verpflichtung kann 


Ob der Kläger etwa die 
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auch einem Erben gegenüber ſeinen Miterben obliegen, 
wenn er ſich eigenmächtig in den Beſitz von Erbſchafts⸗ 
gegenſtänden ſetzt, ohne ſie für die Erbengemeinſchaft 
beſitzen zu wollen. Nach § 2027 Abſ. 2 BGB. hat die 
gleiche Verpflichtung, wie der Erbſchaftsbeſitzer, wer 
ohne Erbſchaftsbeſitzer zu ſein, eine Sache aus dem 
Nachlaß in Beſitz nimmt, bevor der Erbe den Beſitz 
tatſächlich ergriffen hat. Auch dieſe Verpflichtung kann 
einen Miterben treffen; dies iſt insbeſondere der Fall, 
wenn er eine nach 8 2038 Satz 2 Halbſatz 2 BGB. 
zul äſſige, zur Erhaltung des Nachlaſſes notwendige Mak- 
regel ohne Mitwirkung ſeiner Miterben vorgenommen 
hat (Staudinger⸗Herzfelder, Komm. z. BGB. 3/4. Aufl. 

2027 1. Abſ. 3; Planck, Komm. z. BGB. 3/4. Aufl. 8 2027 

Abſ. 3; Bl. f. RA. Bd. 70 S. 16 ff., Gruchots Beitr. 
Bd. 48. S. 973). Mit Unrecht wird geltend gemacht, 
daß die Ausdrucksweiſe: „bevor der Erbe den Beſttz 
tatſächlich ergriffen hat“ geradezu ſinnlos wäre, wenn 
der Anſpruch aus § 2027 Abſ. 2 auch gegen einen 
Erben gerichtet werden könnte. „Erbe“ iſt bei Vor⸗ 
handenſein mehrerer Miterben eben die Geſamtheit 
dieſer Miterben, nicht der einzelne. Greift ein ein⸗ 
zelner in den Nachlaß ein, ſo nimmt er, ſelbſt wenn 
er für die Erbengeſamtheit beſitzen will, doch Nach⸗ 
laßgegenſtände in Beſitz, bevor der „Erbe“, nämlich 
die Erbengeſamtheit, den auf fie nach 8 857 BGB. redt- 
lich übergegangenen Beſitz tatſächlich ergriffen hat. 
Ein ruhender Nachlaß iſt für Eingriffe Unberufener — 
nicht zum wenigſten einzelner Miterben — ſehr ver⸗ 
führeriſch und es iſt daher keine unbillige Härte, wenn 
der ſich Einmiſchende — Miterbe oder Fremde — aus⸗ 
kunftspflichtig wird. In welcher Abſicht der Eingreifende 
gehandelt hat, ob eigennützig oder um die Nachlaß⸗ 
fachen für die Erben zu ſichern, ift unerheblich. (Planck 
a. a. O. § 2027, 2. Abi. 2; Staudinger⸗Herzfel der, 
a. a. O., 82027 17. 

2. Nach 8 2028 BGB. trifft eine ähnliche Ber- 
pflichtung denjenigen, der ſich zur Zeit des Erbfalls 
mit dem Erblaſſer in häuslicher Gemeinſchaft befunden 
hat. Liegen die Vorausſetzungen des 8 2028 in der 
Perſon eines Miterben vor, ſo liegt auch dieſem die 
gleiche Verpflichtung ob. Häusliche Gemeinſchaft ſetzt 
nicht eine vollſtändige Gemeinſchaft aller ſich zu Hauſe 
abſpielenden Lebensbeziehungen voraus; es genügt, 
daß die fragliche Perſon in einem ſolchen dauernden 
Verhältnis zum Erblaſſer und feinem Vermögen ge- 
ſtanden iſt, daß ihr keicht Gelegenheit gegeben war, 
Nachlaßgegenſtände zu beſeitigen. Dies war hier der 
Fall; die Beklagte hat ſeit Jahren bis zum Tode der 
Erblaſſerin mit dieſer die Wohn⸗ und Schlafftätte geteilt 
und iſt bei ihr verköſtigt worden. Das iſt eine häus⸗ 
liche Gemeinſchaft im Sinn des Geſetzes. Daran kann 
auch der Umſtand nichts ändern, daß die Beklagte im 
gleichen Stockwerk ein eigenes Zimmer zur Aufbe⸗ 
wahrung ihrer Möbel beſaß. Es war dadurch nur 
die Möglichkeit eines Getrenntwohnens gegeben, allein 
ſie hat keinen Gebrauch davon gemacht. (Urteil des 
I. 35. vom 26. September 1908, Ber R. 20/08). 
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II. 

Pflicht des geſchäfts führenden Geſellſchafters zur 
Nechnungsſtellung und zur Vorlegung von Belegen 
(83 713, 666, 259 BGB.). Die Parteien haben längere 
Zeit miteinander die Güterzertrümmerung in der 
Weiſe gewerbsmäßig betrieben, daß abwechſelnd einer 
von ihnen die Geſchäftsführung übernahm und nach 
Beendigung der Geſchäfte dem andern Rechnung legte. 
Die Rechnung wurde meiſt formlos und ohne Ueber⸗ 
gabe von Belegen geſtellt. Schließlich trat Uneinigkeit 
ein. Der Kläger verlangte von dem Beklagten als 
dem Geſchäftsführer ſpezifizierte Rechnung und Vor- 
legung von Belegen. Der Beklagte beſtritt ſeine Ver⸗ 


pflichtung hierzu im allgemeinen und insbeſondere 
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mit Rückſicht auf die bisherige Uebung formlofer Rech⸗ 
nungsſtellung. Der Klage wurde in beiden Inſtanzen 
ſtattgegeben. 

Aus den Gründen: Zwiſchen den Streitsteilen 
beſteht ein Geſellſchaftsverhältnis nach SS 706 ff. BGB., 
bei welchem der Beklagte geſchäftsführender Geſell⸗ 
ſchafter ift (§§ 710, 713 BGB.). Nach 8 713 mit 
8 666 BGB. hat der geſchäftsführende Geſellſchafter 
auf Verlangen der übrigen Geſellſchafter Rechenſchaft 
über ſeine Geſchäftsführung abzulegen. Nach der auf 
die Rechenſchaftsablegungspflicht anwendbaren allge⸗ 
meinen Vorſchrift des § 259 Abſ. 1 BGB. hat er zur 
Erfüllung ſeiner Verpflichtung eine die geordnete Zu⸗ 
ſammenſtellung der Einnahmen und der Ausgaben 
enthaltende Rechnung mitzuteilen und ſoweit Belege 
erteilt zu werden pflegen, Belege vorzulegen. Die 
Rechnung muß eine erſchöpfende, überſichtliche und 
verſtändliche Darſtellung des geführten Geſchäfts er⸗ 
halten. Hierzu gehört auch die Spezifikation der ein⸗ 
zelnen Poſten, ſoweit dies zur Nachprüfung der Rech⸗ 
nungslegung erforderlich iſt. Eine genaue, ganz ins 
Detail gehende Buchführung und Aufzeichnung kleiner 
Beträge kann nach den Umſtänden des vorliegenden 
Falles allerdings nicht gefordert werden, wohl aber 
muß vom Beklagten verlangt werden, daß er wenigſtens 
die hauptſächlichſten Poſten im Detail aufſchreibt, da 
ihm ja ſonſt eine Rechnungsſtellung überhaupt un⸗ 
möglich und er bei der Rechnung nur auf ſeine 
Schätzung angewieſen wäre. Er muß deshalb täglich 
oder doch wenigſtens wöchentlich ſeine Aufſchreibungen 
ergänzen. Wenn der Beklagte das unterlaſſen hat 
und daher die ſtrittigen Poſten nicht ſpezifizieren kann, 
ſo trifft ihn ein Verſchulden und der dadurch etwa 
eintretende Verluſt. Der Kläger verlangt die Spezifi⸗ 
kation inſoweit, daß ihm die Nachprüfung der vom 
Beklagten aufgeſtellten Rechnung ermöglicht werde. 
Hierzu iſt er berechtigt. Die Berufung darauf, daß 
unter den Parteien auch bei früheren Güterzertrüm⸗ 
merungsgeſchäften immer in ziemlich formloſer Art 
Rechnung gelegt worden ſei, auch vom Kläger, wenn 
dieſer Geſchäftsführer war, iſt belanglos. Auch wenn 
der Beklagte in vielen anderen Fällen ebenſo unvoll⸗ 
ſtändige Rechnung gelegt hat und der Kläger ſich dies 
ohne Beanſtandung gefallen ließ, weil er eben dem 
Beklagten auch ohne genaue Rechnungslegung ver⸗ 
traute, ſo kann dieſer keinerlei Recht für ſich daraus 
ableiten, auch in Zukunft ebenſo oberflächliche Rech⸗ 
nung legen zu dürfen. Ein durch Uebung entſtehendes 
Recht auf unzulängliche Rechnungslegung beſteht nicht. 
Der Kläger hat eben im gegenwärtigen Falle das 
Vertrauen, das ihn vor Beanſtandung der früheren 
formloſen Rechnungen des Beklagten zurückhielt, ver⸗ 
loren, und verlangt jetzt eine den geſetzlichen Vor⸗ 
ausſetzungen entſprechende Rechnung. Dazu iſt er be⸗ 
rechtigt. Der Kläger kann auch Vorlegung einer voll⸗ 
ſtändigen Rechnung verlangen und braucht ſich nicht 
auf eine etwa vorher gegebene und dann wieder zu⸗ 
rückgegebene Detailaufſtellung verweiſen zu laſſen. 
Die Rechnung muß eine vollſtändige Darſtellung aller 
das Geſchäft betreffenden Poſten ſein; eine ſukzeſſive 
Mitteilung einzelner Teile der Rechnung iſt keine 
Rechnungslegung im Sinne des Geſetzes. Belege 
hat der Rechnungspflichtige nur dann vorzulegen, 
wenn die Erteilung im Verkehr üblich iſt, alſo z. B. 
nicht bei Trinkgeldern, a u. dgl. Bei 
Gutszertrümmerungsgeſchäften gehören hierzu ſicher⸗ 
lich auch Schmußgelder und Aufwand zur Anlockung 
von Kaufsliebhabern durch Bezahlung von Zechen, da⸗ 
gegen ſind Belege vorzulegen für Verbriefungs⸗, Ver⸗ 
meſſungs⸗, Ablöſungskoſten u. dgl. Auch hier kann ſich 
der Beklagte nicht darauf berufen, daß der Kläger auch 
in früheren Fällen damit einverſtanden geweſen ſei, daß 
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keine Belege vorgelegt wurden und weil die unter den 
Parteien übliche Art formloſer Rechnungsſtellung die 
Beigabe von Belegen nicht notwendig machen. Das 
Recht auf Vorlegung von Belegen kann ebenſowenig 
wie das Recht auf ordnungsmäßige Rechnungslegung 
überhaupt durch Nichtausübung in früheren Fällen 
verloren gehen, dieſes Recht entſteht vielmehr bei 
jeder neuen Geſchäftsführung des Geſellſchafters von 
420069 (Urt. des I. ZS. vom 21. Nov. 1908, Ber. Reg. 
1610 Mitget. von Oberlandesgerichtsrat Schäfer in Bamberg. 
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Anmerkungen und Sachregiſter. Vierte Auflage. 
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Ein ſchon bekanntes Buch, das ſeinen bisherigen 
Charakter auch in der neuen Auflage beibehalten hat. 
Die Art und Weiſe, wie es ohne großen Zitatenwuſt 
in den Sinn und Zweck einer Geſetzesbeſtimmung und 
ihren Zuſammenhang mit anderen Vorſchriften ein⸗ 
führt, machen es zu einem ſehr geeigneten Hilfsmittel 
zum Studium des Handelsgeſetzbuches. — ck. — 
Engelmann, Dr. A., Oberlandesgerichts⸗Senatspräſident 

und ord. Honorar⸗Profeſſor in Breslau. Das Bür⸗ 
gerliche Recht Deutſchlands mit Einſchluß 
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Wir verweiſen auf die Beſprechung der 4. Auf⸗ 
lage im Jahrgang 1906 S. 407/8. Die äußere An⸗ 
lage des Buches iſt nicht geändert; die ſeither ein⸗ 
re Aenderungen der Geſetzgebung ſind berück⸗ 
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Unzuläſſigkeit des Rechtswegs (Art. 2 A6. z. 3 50.). 


Nevolutiveffekt der Berufung und der Revifion. 
Notwendiger Inhalt des reformierenden reviſions⸗ 


gerichtlichen Urteils. 
(Ein Rechtsfalh. 


Von Dr. F. Hellmann, Univerſitätsprofeſſor in München. 


Die Beſtimmung des Art. 2 des bayer. AG. 
z. ZPO. iſt kürzlich Anlaß geworden zu einer Ent⸗ 
ſcheidung des Obs G. (II. ZS., 14. Juni 1909, 
Reg. I 85/1909), die eine ganze Reihe intereſſanter 
prozeßrechtlicher Fragen aufzurollen geeignet iſt. 
Der zugrunde liegende Tatbeſtand iſt ſolgender: 
Ein pfälziſcher Apotheker J., der das Apotheker⸗ 
gewerbe im eigenen Hauſe betrieb, ſuchte ein 
Hypothekdarlehen von 50 000 M. Eine hiervon 
unterrichtete Kapitaliſtin R. war zur Darlehens⸗ 
hingabe bereit, wenn ihr am Hauſe des Schuldners 
und insbeſondere an der Apothekerkon⸗ 
zeſſion Hypothek beſtellt würde. Die Angelegen⸗ 
heit wurde in die Hände des Notars H. am Wohn⸗ 
ſitze des J. gelegt. Dieſer Notar erhielt das Dar⸗ 
lehenskapital zugeſandt und zahlte es an den 
Apotheker J. aus, obwohl eine Hypothekbeſtellung 
an der Apothekerkonzeſſion nach pfälziſchem 
Rechte unmöglich war und demzufolge auch nicht 
ſtattgefunden hatte. In der Folgezeit geriet Apo⸗ 
theker J. in Konkurs; die Hypothekforderung der 
Darlehensgeberin J. fand zum größten Teile keine 
Befriedigung, da der Wert des der Hypothek allein 
unterſtellten Hauſes nach Deckung der Vorhypo⸗ 
theken hierzu nicht ausreichte. 


Für den erlittenen Schaden machte die Frau 
R. den bayeriſchen Fiskus haftbar, weil der Notar 
G. dieſen Schaden durch grobes Verſchulden ver⸗ 
urſacht habe. Sie erhob bei dem zuſtändigen 
Landgerichte Klage gegen den Fiskus auf Ver⸗ 
urteilung zur Zahlung des Schadendserſatzes, ohne 
vorher das nach Art. 2 AG. z. ZPO. erforderliche 
Abhilfegeſuch an das Finanzminiſterium geſtellt 
zu haben. Wegen dieſes Mangels wurde vom 
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Vertreter des Beklagten Abweiſung der Klage 
verlangt. 

Zur Hauptſache wurde nicht verhandelt; das 
Landgericht erließ klageabweiſendes Endurteil 
lediglich wegen des gerügten Mangels. 

Gegen dieſes Urteil erhob die Klägerin Berufung 
an das OLG. Zweibrücken. Noch vor der Be⸗ 
rufungsverhandlung hatte die Klägerin das Abhilfe⸗ 
geſuch nachgeholt, das vom Finanzminiſterium 
abſchlägig beſchieden wurde. | 
Auf Grund der Berufungsverhandlung wurde 
vom Oberlandesgericht zunächſt ein Zwiſchenurteil 
— und zwar, wie es ſelbſt ſagt, nach § 303 
BPO. — erlaſſen folgenden Inhalts: „Das OLG. 
ſtellt feſt, daß der Rechtsverfolgung ein Hindernis 
aus Art. 2 AG. z. ZPO. dermalen nicht mehr im 

Wege ſteht.“ 

Ein Zwiſchenurteil über eine prozeßhin⸗ 
dernde Einrede ſollte dies nicht ſein; denn 
in den Entſcheidungsgründen lehnt das OLG. 
ausdrücklich die Auffaffung ab, daß der Einwand 
aus Art. 2 cit. die Natur einer prozeßhindernden 
Einrede habe, und beruft ſich hierfür auf ein Ur⸗ 
teil des Obs G. II. 3S. in der Samml. v. Entſch., 
neue Folge II. S. 347 ff. Deshalb erklärt das 
OLG. auch den § 538 Nr. 2 ZPO. für unan- 
wendbar, ſpricht alſo keine Zurückverweiſung in 
die erſte Inſtanz aus. Vielmehr beſtimmt es 
neuen Termin zur Verhandlung über die Haupt⸗ 
ſache, erläßt nach dieſer Verhandlung Beweis⸗ 
beſchluß und ſchließlich am 2. März 1909 ein 
den Fiskus dem Grunde nach verurteilendes Ur⸗ 
teil gemäß § 304 BPO. 

Dagegen und gegen das Zwiſchenurteil 
erhob der Fiskus die Reviſion. 

In erſter Linie machte die Reviſion geltend, 
das Landgericht habe lediglich über eine prozeß⸗ 
hindernde Einrede entſchieden, da der Einwand 
aus Art. 2 cit. diefe Natur habe. Das Be: 
rufungsgericht hätte alfo nach § 538 Nr. 2 ZPO. 
zurückverweiſen müſſen, anſtatt in der Hauptſache 
zu entſcheiden. 

In zweiter Linie wurde ausgeführt, daß der 
materielle Anſpruch gemäß $ 537 ZPO. gar nicht 
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devolviert geweſen ſei, das Berufungsgericht dem⸗ 
nach höchſtens dieſes hätte feſtſtellen, alſo auch 
aus dieſem Geſichtspunkte nicht zur Hauptſache 
hätte entſcheiden dürfen. Der Prozeß wäre dann 
in erſter Inſtanz anhängig geblieben. 

Dieſen letzteren Reviſionsgrund hat ſich das 
Ob“LG. angeeignet, inſoweit ſich die Reviſion gegen 
das verurteilende Urteil des OLG. richtet. 

Das Urteil des Ob“. lautet: 

„Die Reviſion wird, ſoweit ſie gegen das 
Zwiſchenurteil des OLG. eingelegt iſt, als 
unzuläſſig verworfen. 

Das Urteil des OLG. vom 2. März 
1909 wird aufgehoben.“ 

In dieſem Urteile ſind zuvörderſt die Ent⸗ 


ſcheidungsgründe zu der Entſcheidung über die 


gegen das Zwiſchenurteil gerichtete Reviſion 
bemerkenswert. 

I. Das Urteil nimmt nicht Stellung zu der 
Frage, ob der Einwand aus Art. 2 cit. eine 
prozeßhindernde Einrede ſei. Es ſagt nur: wenn 
er dies war, jo war das Zwiſchenurteil ein 
Zwiſchenurteil über eine prozeßhindernde Einrede 
und daher ſelbſtändig anfechtbar. Nachdem es 
aber am 5. Juni 1908 zugeſtellt worden, die 
Reviſion dagegen erſt am 15. April 1909 erhoben 
wurde, war die Reviſion gegen das Zwiſchen⸗ 
urteil verſpätet, dieſes vielmehr ſchon rechts⸗ 
kräftig. 

Dieſe Erwägung genügt nicht. Wenn nämlich 
das Zwiſchenurteil über eine prozeßhindernde Ein⸗ 
rede entſchieden hat, ſo muß weiter nach dem 
Inhalte dieſer Entſcheidung gefragt werden. Es 
iſt klar, daß der Einrede nicht ſtattgegeben 
wurde. Folglich bleibt nichts übrig, als ein die 
Einrede verwerfendes Zwiſchenurteil anzunehmen. 
Wenn ein ſolches vorlag und das Berufungs⸗ 
gericht dennoch zur Sache entſchieden hat, ſo war 
§ 538 Nr. 2 verletzt; dann aber war das Re⸗ 
viſionsgericht genötigt, unter Aufhebung des 
Berufungsurteils die Sache in die erſte Inſtanz 
zurückzuverweiſen und durſte ſich nicht mit der 
Aufhebung des angefochtenen Urteils allein be⸗ 
gnügen (BPO. § 565 Abſ. 3 Nr. 1). Die Rechts⸗ 
kraft des Zwiſchenurteils war hiefür völlig gleich⸗ 
gültig. Demnach durfte das Reviſionsgericht ſich 
der Prüfung, ob prozeßhindernde Einrede oder 
nicht, keinesfalls entziehen. 

Dieſe Prüfung hätte aber zur Bejahung 
der Frage führen müſſen. Die vom II. Senat 
des Oberſten Landesgerichts früher (Sammlung, 
neue Folge II S. 347 ff.) gelegentlich aus⸗ 
geſprochene Verneinung der Frage iſt nicht 
aufrechtzuhalten. Der Einwand aus Art. 2 cit. 
iſt der der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges. 

Unzuläſſigkeit des Rechtsweges iſt die Un⸗ 
zuläſſigkeit der Anrufung der Gerichte um 
zivilprozeſſuale Entſcheidung, weil die Ver⸗ 
waltungsinſtanzen oder die Organe der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit zuſtändig ſind. 
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Dieſe Unzuläſſigkeit kann für immer oder ſie 
kann auch nur vorübergehend beſtehen. Das Geſetz 
unterſcheidet nicht. Es gibt aber auch eine nur 
zeitweilige Unzuläſſigkeit des Rechtswegs. Das 
Reichsrecht enthält eine ganze Menge ſolcher Fälle: 

So das Reichsrayongeſetz vom 21. Dezember 
1879 §§ 39, 40. Danach haben die expropriierten 
Grundbeſitzer ihre Anſprüche bei der Kommandantur 
anzumelden; dieſe teilt ſie der höheren Zivil⸗ 
verwaltungsbehörde mit, die einen Kommiſſär zur 
Erörterung der Anſprüche ernennt. Wenn hiebei 


keine Einigung erzielt wird, ſo bleibt dem Beſitzer 


der expropriierten Grundſtücke die „Betretung des 
Rechtsweges“ vorbehalten. Worher iſt der Rechts⸗ 
weg alſo unzuläſſig. 

Nach dem Reichsbeamtengeſetz vom 31. März 
1873 83 149 —151 ift der Rechtsweg für ver- 
mögensrechtliche Anſprüche der Reichsbeamten gegen 
den Reichsfiskus zuläſſig. Dieſer wird von der 
oberſten Reichsbehörde vertreten. Vor Betretung 
des Rechtswegs muß die letztere Entſcheidung ge⸗ 
troffen haben. Vorher iſt alſo der Rechtsweg 
unzuläſſig. 

Das Telegraphenwegegeſetz vom 18. Dezember 
1899 $ 13 verlangt, daß Anſprüche aus 88 2 —6 
bei der Verwaltungsbehörde zuerſt geltend gemacht 
und von ihr vorläufig die Entihädigungen 
feſtgeſetzt werden. Gegen ihre Entſcheidung erſt 
iſt gerichtliche Klage zuläſſig; für alle anderen 
Anſprüche iſt „der Rechtsweg ſofort zuläſſig“, 
d. h. für jene iſt er erſt zuläſſig nach vorläufiger 
Feſtſetzung der Verwaltungsbehörde. Das Reichs⸗ 
geſetz vom 14. Juni 1904 über Entſchädigung 
für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft § 6 
verlangt vor Betretung des Rechtswegs die Ent⸗ 
ſcheidung der oberſten Juſtizverwaltungsbehörde 
als Vertreterin des Fiskus, die Geſetze vom 
31. Mai 1906 über Penſionierung der Offiziere 
und über die Verſorgung der Perſonen der Unter⸗ 
klaſſen des Reichsheeres § 39 bzw. § 42 laffen 
Klage gegen den Fiskus erſt zu nach vorgängiger 
Entſcheidung der den Fiskus vertretenden oberſten 
Militärverwaltungsbehörde. 

Es läßt ſich durchaus kein Grund finden, 
weshalb die Unzuläſſigkeit der Klage vor Stellung 
des in Art. 2 ASZPO. vorgeſchriebenen Abhilfe⸗ 
geſuches nicht ebenfalls eine zeitweilige Unzuläſſigkeit 
des Rechtsweges ſein ſoll. 

Wenn das Urteil des Oberſten Landesgerichts 
in Sammlung Bd. II S. 348 dies deshalb an⸗ 
nimmt, weil die höhere Verwaltungsſtelle nach 
Art. 2 cit. nur zuſtändig ſei für eine Erklärung 
darüber, ob ſie den geltend gemachten Anſpruch 
anerkenne oder nicht, keineswegs aber für eine 
Entſcheidung über den ſtreitigen Anſpruch im 
ganzen oder über einzelne Elemente des An⸗ 
ſpruchs, ſo zeigen die angeführten Fälle der Reichs⸗ 
geſetzgebung, daß es ſich auch dort lediglich um 
eine Entſcheidung der den Fiskus vertretenden 
Stelle handelt, d. h. m. a. W. um eine Erklärung 
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dieſer Stelle, ob fie den geltend gemachten An⸗ 
ſpruch anerkenne oder nicht, ja in dem Jalle 
des Rayongeſetzes ſogar nur um den erfolgloſen 
Vermittlungsverſuch einer Verwaltungsbehörde. 

Allerdings hat im Geſetzgebungsausſchuß der 
Kammer der Abgeordneten die Meinung der 
Motive zu Art. 2 cit. Beifall gefunden, daß es 
fh nicht um die Einrede der Unzuläffigfeit des 
Rechtsweges handle und aus dieſen Materialien 
erklärt ſich die gleiche Anſchauung des Böhmſchen 
Kommentars zum AG. Allein ob ein Rechts⸗ 
behelf eine prozeßhindernde Einrede ſei, darüber 
entſcheidet allein Reichsrecht, nicht Landesrecht, 
ganz abgeſehen von der Unverbindlichkeit der 
Materialien. 

Man wird alfo die von Seuffert zu § 247, 
von Bonſchab und von Rutz in BIRA. Bd. 60 
S. 389 ff. und Bd. 61 S. 164 ff. vertretene 
Auffaſſung, daß der Einwand aus Art. 2 cit. 
die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges 
iſt, für allein zutreffend erachten müſſen und es 
kann keine Rede davon ſein, daß — wie das 
angefochtene oberſtrichterliche Urteil glaubt — 
„diefe Aufſtellung mit der Begriffsbeſtimmung 
der „Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges 
zweifellos im Widerſpruche ſteht.“ 

II. Das Urteil des Reviſionsgerichts unter- 
ſucht die Zuläſſigkeit der Reviſion gegen das 
Zwiſchenurteil auch noch von der Vorausſetzung 
aus, daß der Einwand aus Art. 2 cit. keine 
prozeßhindernde Einrede iſt. 

Hier gibt das Urteil zwar zu, daß nach 
§ 548 BPO. das Zwiſchenurteil der Beurteilung 
des Reviſionsgerichts unterliegt, wenn dieſes durch 
Reviſion gegen das Endurteil mit der Sache be⸗ 
faßt wird. Allein es fügt bei, dieſer Devolutiv⸗ 
effekt der Reviſion ſei abhängig davon, daß in 
der Reviſionsbegründungsſchrift die Reviſions⸗ 
gründe und die Reviſionsanträge auch gegen⸗ 
über dem Zwiſchenurteil enthalten ſind. 

In der Reviſion gegen das Urteil vom 9. März 
1909 ſeien nur Reviſionsgründe für Anfechtung 
dieſes Urteils geltend gemacht worden und der 
Reviſionsantrag laute nur auf Aufhebung dieſes 
Urteils. Vom Zdwiſchenurteil fei nicht die Rede. 

Deshalb müſſe die Reviſion gegen das 
Zwiſchenurteil als unzuläſſig nach § 554 a 
ZPO. erachtet werden. Dieſe Anſicht dürfte auf 
einer Verkennung der Natur des Zwiſchenurteils 
und des § 554a ZPO. beruhen. Das Zwiſchen⸗ 
urteil, das mit Rechtsmitteln ſelbſtändig nicht 
anfechtbar iſt, iſt nichts anderes als ein inte⸗ 
grierender Beſtandteil des Endurteils, dem es 
vorausging. Als Beſtandteil kann es nicht 
ſelbſtändig den Vorſchriften über die Rechtsmittel 
unterliegen. Dieſe finden immer nur auf das 
Endurteil als Ganzes Anwendung. Werden Re⸗ 
viſionsgründe gegen dieſes angeführt, ſo ergreifen 
ſie alle Beſtandteile des Endurteils; werden 
Reviſionz anträge gegen das Endurteil geſtellt, 
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ſo ergreifen ſie auch alle ſeine Beſtandteile. Es 
iſt unmöglich, daß die Reviſion gegen das End⸗ 
urteil Erfolg habe unter Aufrechthaltung 
des vorausgegangenen unſelbſtändigen 
Zwiſchenurteils. 

Dies ergibt ſich ganz deutlich auch aus 
§ 554 a ZPO. Danach ift die Reviſion als 
unzuläſſig zu verwerfen, wenn es an der gehörigen 
Begründung ſehlt; dies kann durch Beſchluß 
geſchehen; aber es kann nicht die Verwerfung auf 
ein von der Reviſion umfaßtes Stück des an⸗ 
gefochtenen Urteils (natürlich abgeſehen vom Teil⸗ 
urteil) beſchränkt werden. 

Wenn alfo das Zwiſchenurteil im vorliegenden 
Falle ein unſelbſtändiges war, ſo durfte ein 
Ausſpruch über das Zwiſchenurteil als ſolches 
überhaupt nicht erlaſſen werden. Aus jedem Ge⸗ 
ſichtspunkte war es ſonach unentbehrlich, daß das 
Reviſionsgericht fih über die Frage, ob der Cin- 
wand aus Art. 2 cit. eine prozeßhindernde Ein⸗ 
rede ſei, ein Urteil bildete. 

Die Entſcheidung des Reviſionsgerichts über 
die gegen das Urteil vom 9. März 1909 
gerichtete Reviſion nimmt zwar richtig an, daß 
der materielle Anſpruch der Klägerin an das 
Oberlandesgericht gar nicht devolviert geweſen iſt, 
weil eine Verhandlung über ihn in erſter Inſtanz 
überhaupt nicht ſtattgefunden hatte. (ZPO. § 537); 
allein es zieht aus dieſer Annahme nicht alle 
rechtlichen Konſequenzen. 

Es ſpricht nur aus, daß das Urteil des 
Oberlandesgerichts vom 9. März 1909 auf⸗ 
gehoben werde, weil es der Meinung iſt, der 
Prozeß ſei noch beim Landgerichte anhängig. Das 
iſt nicht zutreffend. Das Landgericht hat die 
Klage als verfrüht abgewieſen. Dieſes Urteil 
ift nicht beſeitigt. Denn das Urteil des OLG., 
welches dieſes Urteil aufhob, iſt jetzt ſelbſt auf⸗ 
gehoben worden. Folglich iſt das Landgericht z. Z. 
mit der Klage nicht befaßt. 

Wenn das Landgericht korrekt verfahren will, 
ſo muß es einen Antrag auf Fortſetzung des 
Prozeſſes abweiſen und erneute Klage verlangen. 

Ueber die Koſten des Reviſionsverfahrens iſt 
aber überhaupt keine Entſcheidung mehr möglich, 
da das Reviſionsgericht hierüber nicht entſchieden, 
ſondern in den Entſcheidungsgründen irrtümlich 
angenommen hat, das Landgericht könne in dem 
Urteile über den fortgeſetzten Prozeß über 
jene Koſten mitentſcheiden. 

Diefe mißliche Situation hätte vermieden 
werden können, wenn beachtet worden wäre, daß 
es nach unſerem Prozeßrecht ein Reviſionsurteil, 
welches bloß Aufhebung des angefochtenen Ur⸗ 
teils ausſpricht, nicht gibt. 

Nach § 565 BPO. gibt es für die sententia 
reformatoria des Reviſionsgerichts nur eine Wahl: 
entweder Zurückverweiſung an das Berufungs⸗ 
gericht zur anderweiten Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung, oder Entſcheidung in der Sache ſelbſt. 
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Entſcheidung in der Sache ſelbſt war im kon⸗ 
kreten Fall möglich. | | 
Sie hatte zu lauten: auf Zurückverweiſung 
der Sache an die erſte Inſtanz, mag eine prozeß⸗ 
hindernde Einrede unterſtellt werden oder nicht, 
denn auch im verneinenden Falle war die recht⸗ 
liche Situation folgende: 

Zur Zeit des berufungsgerichtlichen Urteils 
beſtand das Hindernis aus Art. 2 cit. für die 
Klage nicht mehr, daher mußte das Urteil der 
erſten Inſtanz aufgehoben und — da eine Sach⸗ 
entſcheidung durch 8 537 ZPO. ausgeſchloſſen 
war — der erſten Inſtanz aufgetragen werden, 
die Sachentſcheidung zu treffen. Daß dies in 
8 538 nicht ausgeſprochen ſteht, verſchlägt nichts. 
Denn § 538 hebt nur beſtimmte Fälle hervor, 
in denen Zurückverweiſung erfolgen muß, trotzdem 
eigene Sachentſcheidung des Berufungsgerichts nach 
$ 537 möglich wäre, § 538 Nr. allerdings 
auch einen Fall, wo dies ſchon nach 8 537 nicht 
möglich wäre. Aus dieſer überflüſſigen Be⸗ 
ſtimmung des § 538 Nr. 2 darf aber kein argu- 
mentum e contrario abgeleitet werden. Biel- 
mehr muß das Urteil des Berufungsgerichts der 
Sachlage gemäß entſcheiden, wenn es refor⸗ 
miert. Der Sachlage gemäß kann es aber ent⸗ 
ſcheiden, indem es entweder zur Sache ent⸗ 
ſcheidet, oder indem es in die erſte Inſtanz zurück⸗ 
verweiſt. 

Die Notwendigkeit der Zurückverweiſung könnte 
man allenfalls in den Gründen des reviſions⸗ 
gerichtlichen Urteils finden wollen, wenn ſie ſagen: 
„zur Herbeiführung der Entſcheidung ſowohl über 
den Grund als über den Betrag des Anſpruchs 
kann demnach das Verfahren bei dem Landgerichte 
jetzt fortgeſetzt werden“; allein das verhindert der 
Beiſatz: „ohne daß es erforderlich iſt, die 
Sache zu dieſem Zwecke an das Gericht der erſten 
Inſtanz zurückzuverweiſen“. 


Die Novelle zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
umd zur Zivilprozeßordunng. 

Von Dr. Hugo Krek, II. Staatsanwalt im Staats⸗ 
miniſterium der Juſtiz und Privatdozent in München. 
(Fortſetzung). 

2. Aenderung allgemeiner Vorſchriſten über das 
Verfahren. 


der Mündlichkeit. 

Die Verleſung der Anträge kann durch Bezug⸗ 
nahme auf die Schriftſätze erſetzt werden, ſoweit 
das Gericht es für ausreichend erachtet ($ 297 
Abſ. 4 ZPO.). 1) 

18) Für das Verfahren vor den Amtsgerichten ift 


diefe Beſtimmung durch 8 502 Abſ. 2 ZPO. erſetzt 
(8 507 3PO.). 


a) Die Einſchränkung des Grundſatzes 


boten iſt, anderen 


in Bayern. 1909. Nr. 20. 


b) Die Anordnung des perſönlichen Er⸗ 
| ſcheinens der Parteien. 


Der Beſchluß, der auf Grund einer münd⸗ 
lichen Verhandlung das perſönliche Erſcheinen der 
Parteien zur Aufklärung des Sachverhaltes an⸗ 
ordnet, wird verkündet, nicht zugeſtellt (8 141 
Abſ. 1, $ 329 ZPO.) Um die Möglichkeit ab- 
zuſchneiden, daß die Parteien von dem Beſchluſſe 
keine Kenntnis erhalten, ſind ſie künftig von 
Amts wegen zu laden; die Ladung ift den Parteien 
ſelbſt zuzuſtellen, auch wenn ſie Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte beſtellt haben (§ 141 Abſ. 2,5218 ZPO.). 
Erzwungen kann das Erſcheinen der Parteien 
auch künftig nicht werden.““) Dieſelben Bor- 
ſchriften gelten, wenn zum Zwecke des Sühne⸗ 
verſuchs das perſönliche Erſcheinen der Parteien 
angeordnet wird (8 296 Abſ. 2 ZPO.). 


c) Die Unterſagung des Vortrags in 
der mündlichen Verhandlung. 
Die Beſtimmung, daß das Gericht Bevoll⸗ 
mächtigte, welche das mündliche Verhandeln ge⸗ 
werbsmäßig betreiben, zurückweiſen kann (8 157 
Abſ. 1 ZPO.), wurde vielfach dadurch umgangen, 
daß ſich die Rechtskonſulenten uſw. die Anſprüche 
der Auftraggeber abtreten ließen und im eigenen 
Namen geltend machten; dieſer Geſetzesumgehung 
tritt die neue Beſtimmung des 8 157 Abſ. 2 S. 2 
ZPO. entgegen, wonach auch Parteien, welche 
einen abgetretenen Anſpruch geltend machen, wenn 
ſie das mündliche Verhandeln gewerbsmäßig be⸗ 
treiben, der Vortrag unterſagt werden kann. 
Zur Unterdrückung der Winkeladvokatur wurde 
weiter beſtimmt, daß die Juſtizverwaltung für 
Gerichte, bei denen zur Vertretung der Parteien 
durch Rechtsanwälte ausreichend Gelegenheit ge⸗ 
Perſonen das mündliche Ver⸗ 
handeln nicht geſtatten fol ($ 157 Abſ. 4 ZPO.). 


d) Die Aenderung des Beweisverfahrens. 


Zeugen und Sachverſtändige ſind wie bisher 
regelmäßig zu beeidigen ($$ 391, 402, 410 ZPO.). 
Die Beeidigung der Zeugen erfolgt künftig nad) 
der Vernehmung; mehrere Zeugen können gleich⸗ 
zeitig beeidigt werden (§ 392 S. 1, 2 BPO.). 
Die Eidesnorm wurde geändert; ſie geht dahin, 
„daß der Zeuge nach beſtem Wiſſen die reine 
Wahrheit geſagt und nichts verſchwiegen habe“ 
($ 392 S. 3 ZPO.) Die Beeidigung des Sad: 
verſtändigen erfolgt vor oder nach Erſtattung 
des Gutachtens; die Eidesnorm geht dement⸗ 
ſprechend dahin, „daß der Sachverſtändige das 
von ihm erforderte Gutachten unparteiiſch und 


nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen erſtatten werde 


— erſtattet habe“ ($ 410 Abſ. 1 ZPO.). 

Die Rechtſprechung hat den Kreis der nach 
8393 Abſ. 1 Nr. 4 ZPO. (in der bisherigen 
Faſſung) wegen „unmittelbarer Beteiligung“ am 


16) Zwang ift nur im Falle des 8619 ZPO. zuläſſig. 


e SEE „ aaa 8 
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Rechtsſtreit unbeeidigt zu vernehmenden Zeugen 
ſehr eng gezogen; nach der neuen Faſſung der 
Beſtimmung ſind unbeeidigt zu vernehmen die 
Perſonen, welche ein rechtliches Intereſſe daran 
haben, daß in dem Rechtsſtreite die eine Partei 
obſiege, Perſonen, welche einen in dem Rechtsſtreite 
geltend gemachten Anſpruch übertragen haben, 
auch dann, wenn ſie zur Gewährleiſtung nicht 
verpflichtet ſind. Als Mißſtand wurde es emp⸗ 
funden, daß in der Praxis Perſonen, welche bei 
einer richterlichen Entſcheidung mitgewirkt haben, 
über Fragen, welche den Gegenſtand dieſer Ent⸗ 
ſcheidung bildeten, als Sachverſtändige vernommen 
wurden; zufolge des neuen Abſatzes 3 des § 408 
ZPO. fol das künftig unterbleiben. 

Der Eid wird von den Zeugen, Sachverſtän⸗ 
digen und Parteien künftig nicht mehr durch 
Nachſprechen oder Ableſen der Eidesnorm und 
Eidesformel geleiſtet; der Richter hat die Eides⸗ 
norm mit der Eingangsformel „Sie ſchwören bei 
Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden“, daß 

und der Schwurpflichtige hierauf die Eides⸗ 
formel „Ich ſchwöre es, ſo wahr mir Gott helfe“ 
zu ſprechen. Sollen mehrere Perſonen gleichzeitig 
einen Eid leiſten, ſo wird die Eidesformel von 
808. . einzeln geſprochen ($ 481 


e) Die Vereinfachung der Verſäumnis⸗ 
und Anerkenntnisurteile ($ 313 Abſ. 3 
3P O.). 

Verfäumnisurteile und Anerkenntnisurteile, 
durch dje nach dem Antrage des Klägers erkannt 
wird, können auf die — bei den Akten befindliche 
— Urſchrift oder Abſchrift der Klage!) oder auf 
ein damit zu verbindendes!) Blatt geſetzt werden. 
Des Tatbeſtandes, der Entſcheidungsgründe oder 
der Bezeichnung der mitwirkenden Richter ($ 313 
Abi. 1 Nr. 2, 3, 4 BPO.) bedarf es nicht. Der 
Bezeichnung der Parteien, ihrer geſetzlichen Ver⸗ 
treter und der Prozeßbevollmächtigten (8 313 
Abſ. 1 Nr. 1 ZPO.) bedarf es nur inſoweit, als 
von den Angaben der Klageſchriſt abgewichen 
wird. Sogar die Urteilsformel kann durch Be⸗ 
zugnahme auf die Klageſchrift erſetzt werden, 
z. B. durch den geſchriebenen oder mittels Stempel 
oder Vordruckes bewirkten Vermerk, daß „nach 
Antrag“ erkannt wird. Dieſer Vermerk — dem 
die Bezeichnung als „Anerkenntnisurteil“ oder 
„Verſäumnisurteil“ vorauszugehen hat —, das 
Datum und die Unterſchrift des Richters genügen. 
Ob das Gericht das Urteil in ſo abgekürzter Form 
abfaſſen will, ſteht in ſeinem Belieben. Es kann 


17) An Stelle der — im Mahnverſahren fehlenden 
— Klageſchrift kann zur Herſtellung eines Urteils in ab- 
Abf. 2 888) der Zahlungsbefehl benutzt werden (8 696 


16) Die Verbindung ift mit Schnur und Siegel zu 
bewirken oder die Verbindungsſtelle mit dem Getichts⸗ 
ſiegel zu verſehen. 
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fih eine breitere Form empfehlen, z. B. die be- 
ſondere Abfaſſung der Urtellsformel, wenn die 
ſtiliſtiſche Umformung des Klageantrags wünſchens⸗ 
wert iſt. In der Begründung zu der von der 
Reichstagskommiſſion eingeſetzten Beſtimmung des 
§ 313 Abſ. 3 ZPO. ift geſagt, daß das Urteil 
in vollſtändiger Form abzufaſſen iſt, wenn nur 
ein Teil des Beantragten zugebilligt, ein anderer ab⸗ 
gewieſen wird. Dies trifft zu, wenn in einem 
Verſäumnisurteile den Anträgen des Klägers nur 
teilweiſe entſprochen wird; dann bedarf es eines 
förmlichen Urteils mit Tatbeſtand und Begründung. 
Dagegen werden Anerkenntnisurteile, welche 
dem Klagantrag nur zum Teile entſprechen, wohl 
auch in abgekürzter Form abgefaßt werden dürfen; 
hier bedarf es nur der beſonderen Abfaſſung 
der Urteilsformel. Dasſelbe wird im Falle der 
Ergänzung oder Aenderung des Klageantrages 
anzunehmen fein. 

Die Ausfertigung des in abgekürzter Form 
abgefaßten Urteils geſchieht durch lebertragung 
der — beſonders abgefaßten — Urteilsformel oder 
des ſie erſetzenden Vermerkes auf eine durch den 
Gerichtsſchreiber oder den Rechtsanwalt des Klägers 
beglaubigte Klageabſchrift; “) die Ausfertigung 
kann auch ohne Benützung einer ſolchen Klage⸗ 
abſchrift in der Weiſe geſchehen, daß die Parteien, 
ihre geſetzlichen Vertreter und Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten, das Gericht und die mitwirkenden 
Richter bezeichnet und die Urteilsformel wieder⸗ 
gegeben werden ($ 317 Abſ. 4 ZPO.). 

Der Eintragung der in abgekürzter Form her⸗ 
geſtellten Urteile in das vom Gerichtsſchreiber nach 
3 316 ZPO. zu führende Verzeichnis bedarf es 
nicht ($ 316 Abi. 3 ZPO.); eine Berichtigung 
ee ($ 320 ZPO.) kommt hier nicht 

rage 


f) Die Einlegung des Einſpruchs und 
der Berufung. 


Der Einſpruch und die Berufung werden 
nicht mehr durch Zuſtellung von Schriftſaͤtzen 
ſondern durch Einreichung der Einſpruchs⸗ und 
Berufungsſchrift bei dem Prozeß: und Be- 
1 eingelegt (8 340 Abſ. 1 und 
§ 518 Abſ. 1 ZPO) Der Termin zur münd⸗ 
lichen Verhandlung über den Einſpruch und die 
Hauptſache oder über die Berufung wird von 
Amts wegen beſtimmt und den Parteien bekannt 


gemacht;?) der Gegenpartei (dem Berufungsbe⸗ 


19) Auch hier kann die Klageabſchrift durch eine 
65956 ar ppn des Zahlungsbefehls erjegt werden 
(8 696 Abi. 3 ZPO.); in 8 696 Abſ. 3 ZPO. iſt wohl 
ein e unterlaufen: ſtatt 8 317 Ab f. 3 ift 8 317 
AGİ. 4 zu zitieren. 

20) Der Berufungsbeklagte ſoll, ſofern die Zuſtellung 
nicht an einen Rechtsanwalt geſchieht, zugleich darauf 
hingewieſen werden, daß er ſich vor dem Berufungs⸗ 
gerichte durch einen bei dieſem Gerichte zugelaſſenen 
ä als Bevollmächtigten vertreten laſſen muß 
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klagten) iſt mit der Bekanntmachung die Einſpruchs⸗ 
oder Berufungsſchrift von Amts wegen zuzuſtellen ?!) 
(83 340 a, 520 Abſ. 1 ZPO.). Entſprechend dieſer 
a e mußten die Beſtimmungen in § 516 
Abſ. 2, 8 520 Abſ. 2, § 544 Abi. 1, $ 706 Abſ. 2 
ZPO. geändert und die Beſtimmung des § 706 
Abſ. 3 BPO. geſtrichen werden. Ebenſo mußte 
die Beſtimmung des § 179 BPO. über die Zu- 
ſtellung der Rechtsmittel⸗Schriftſätze im Partei⸗ 
betriebe geſtrichen werden, da künftig alle Rechts⸗ 
mittel (einſchließlich der Beſchwerde und Reviſion) 
durch Einreichung der Rechtsmittelſchriften bei Gericht 
einzulegen und dieſe Schriften dem Gegner von 
Amts wegen zuzuſtellen ſind. Dagegen wurde 
unter die Vorſchriften über die Zuſtellungen von 
Amts wegen eine dem bisherigen § 179 entſprechende 
Beſtimmung als $ 210 a BPO. aufgenommen. 


g) Die Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand. 


Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
gegen die Verſäumung einer Notfriſt wurde bis⸗ 
her durch Zuſtellung eines Schriftſatzes im Partei- 
betrieb und nur im Falle der Verſäumung der 
Einlegung der ſofortigen Beſchwerde durch Ein⸗ 
12505 va n bei Gericht beantragt 
8 236 1,2 BPO. in bisheriger Faſſung). 
Die arc ie des Grundſatzes, daß der Ein⸗ 
ſpruch und die Rechtsmittel nicht mehr durch Zu⸗ 
ſtellung von Schriftſätzen im Parteibetriebe ſondern 
durch Einreichung von ſolchen bei Gericht eingelegt 
werden, machte auch eine Aenderung dieſer Vor⸗ 
ſchriften erforderlich.) Künftig richtet fih die 
Form des Antrages auf Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand nach den Vorſchriften, welche für 
die verſäumte Prozeßhandlung gelten (vergl. die 
neue Faſſung des § 236 Abſ. 1 ZPO); die 
Wiedereinſetzung gegen die Verſäumung der Ein⸗ 
ſpruchsfriſt und der Rechtsmittelfriſten wird alſo 
nunmehr ſtets durch Einreichung eines Schriftſatzes 
bei Gericht beantragt, wobei, wenn es noch nicht 
geſchehen, zugleich die Einlegung des Einſpruchs 
oder Rechtsmittels nachzuholen iſt. Nur wenn 
die verſäumte Prozeßhandlung, z. B. die Nichtig⸗ 
keits⸗, Reſtitutions⸗, Anfechtungsklage (88 586, 958 

BBO.) auch künftig noch durch Zuſtellung eines 
Schriftſatzes im Parteibetriebe nachzuholen iſt, bleibt 
es bei dieſer Form auch für die Beantragung der 
Wiedereinfetzung. 

Auch die Wiedereinſetzung gegen die Ver⸗ 
ſäumung der in $ 466 ZPO. bezeichneten Not- 
friſt (für den nachträglichen Antrag der ſchwur⸗ 


a) Die erforderliche Zahl von beglaubigten Ab- 
ſchriften ſoll die Partei mit der Einſpruchs⸗ oder Be⸗ 
rufungsſchrift einreichen. 

9) Gegenſtandslos wurde infolgedeſſen die bisherige 
et des § 235 Abſ. 2 ZPO.; fie wurde ges 
trichen. 
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pflichtigen Partei auf Abnahme des Giben) wird 
künftig nicht mehr durch Zuſtellung eines Schrift- 
ſatzes im Parteibetrieb, ſondern — entſprechend 
der Form des versäumten Antrags auf nachträg⸗ 
liche Abnahme des Eides — durch Einreichung 
eines Schriftſatzes bei Gericht?“) (oder durch Er- 
klärung zu Protokoll des Gerichtsſchreibers) bean⸗ 
tragt. Der Termin zur mündlichen Verhandlung 
über die Zuläſſigkeit der Wiedereinſetzung und — 
wenn die Abnahme des Eides vor dem Prozeß⸗ 
gericht erſolgen ſoll — zur nachträglichen Ab⸗ 
nahme des Eides und weiteren mündlichen Ver⸗ 
handlung wird von Amts wegen beſtimmt und den 
Parteien bekannt gemacht; eine Ladung im Par⸗ 
teibetriebe findet nicht mehr ſtatt (S 236 Abſ. 1 
und § 238 Abſ. 4 3P O.). (Schluß folgt). 


Das Reichsgeſetz gegen den unlauteren 
Wettbewerb. 


Von Ratsaſſeſſor Dr. juris Chriſtian Weiß in Nürnberg. 


(Schluß). 
VII. Die auf Täuſchung berechnete Benützung fremder 
Namen, Firmen und ſonſtiger Geſchäftsbezeichnungen. 


88 des geltenden Geſetzes bezweckt den Schutz 
von Namen, Firmen und beſonderen zur Unter⸗ 
ſcheidung beſtimmten Geſchäftsbezeichnungen gegen 
die Herbeiführung von Verwechslungen im ge⸗ 
ſchäftlichen Verkehr. § 8 gibt dem Verletzten, 
d. h. demjenigen, der ſich befugterweiſe eines 
Namens, einer Firma oder beſonderen Geſchäfts⸗ 
bezeichnung bedient, den Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz und den Anſpruch auf Unterlaſſung der 
mißbräuchlichen Art der Benützung, knüpft dieſe 
Rechte aber an die Vorausſetzung, daß die Art 
der Benützung nicht nur geeignet iſt, Ver⸗ 
wechslungen hervorzurufen, ſondern daß die Ver⸗ 
wechslungen auch beabſichtigt waren. Die Benützung 
muß, wie es in $ 8 heißt, „darauf berechnet 
und geeignet ſein“, Verwechslungen hervor⸗ 
zurufen. Dagegen hat man geltend gemacht, daß 
dieſes Erſordernis der Verwechslungsabſicht die 
Anwendung des § 8 in einer dem praktiſchen 
Bedürfniſſe widerſprechenden Weiſe einſchränkt, 
ſoweit es ſich um den Unterlaſſungsanſpruch 
handelt. § 16 gibt daher dem Verletzten den 
Unterlafſungsanſpruch, ſobald objektiv die 
Tatſache feſtſteht, daß die Benutzung der Be⸗ 
zeichnung eine Irreführung des Publikums hervor⸗ 
zurufen geeignet iſt. Der Verletzte kann von 
demjenigen, der feinen Namen, feine Firma oder 


28) Bei dem Prozeßgerichte; ſelbſt dann, wenn die 
Abnahme des Eides durch einen beauftragten oder er⸗ 
ſuchten Richter erfolgen folte (8 236 Abſ. 2 PO). 
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die beſondere Bezeichnung ſeines Erwerbgeſchäftes 
mißbräuchlich benützt, Erſatz des hierdurch ver⸗ 
urſachten Schadens verlangen, wenn der Schädiger 
wußte oder wiſſen mußte, daß die miß⸗ 
bräuchliche Art der Benutzung geeignet war, 
Verwechslungen hervorzurufen; es genügt alſo 


Jahrläſſigkeit des Benützenden zur Begründung 


des Erſatzanſpruchs (§ 16 Abſ. 2). 

§ 18 bringt gegenüber dem § 8 noch eine 
Erweiterung. Zu den beſonderen Bezeichnungen 
eines gewerblichen Unternehmens im Sinne des 
§ 8 find nach den Motiven auch jene frei er- 
fundenen Phantaſienamen und Schlagworte zu 
zählen, wie ſie von Verkaufsgeſchäften, Hotels, 
Gaſtwirtſchaften, Theaterunternehmungen uſw. be⸗ 
nutzt werden, um die Aufmerkſamkeit des Publikums 
anzuregen und die Unterſcheidung des Unternehmens 
von gleichartigen Unternehmungen in wirkſamer 
Form herbeizuführen. Es hat ſich nun neuer⸗ 
dings die Gewohnheit bemerkbar gemacht, die 
Unterſcheidung von anderen Geſchäften durch die 
beſondere Art der äußeren Anordnung, der Ge⸗ 
ſtalt oder Ausſtattung von Geſchäftseinrichtungen 
hervorzuheben, z. B. durch die Ausſtattung der 
Geſchäftswagen (Milchwagen, Hotelomnibuſſe) oder 
1 f Geſchäftsgegenſtände (z. B. der Pferde), 
die Wahl beſonderer Kleidung, Livreen, Mützen uſw. 
für die Bedienſteten des Geſchäfts, durch An⸗ 
bringung von Emblemen, Bildern und ſonſtigen 
Aufputz an den Geſchäftshäuſern, oder durch die 
Ausſtattung der Schaufenſter, Warenkataloge, 
Zirkulare und ſonſtigen Druckſchriften. Unlauterer 
Wettbewerb kann durch Mißbrauch ſolcher an⸗ 
erkannter Bezeichnungen begangen werden; Finger 
(S. 238) nennt den Fall, daß ein Milchgeſchäft 
ſeinem Milchwagen die Ausſtattung derjenigen 
eines bekannten Konkurrenzgeſchäftes gibt, das 
Publikum dadurch in den Glauben verſetzt, es 
habe den Milchwagen des letzteren vor ſich und 
es dadurch zu feinem Abnehmer zum Schaden 
des anderen macht. Bisher war $ 8 nicht an⸗ 
wendbar, Schutz war dagegen nur auf Grund 
der allgemeinen Beſtimmungen der SS 1, 4 des 
Geſetzes und des § 826 BGB. gegeben. Das 
neue Geſetz hat nun dieſen Geſchäftsabzeichen 
denſelben Schutz gewährt wie den Geſchäfts⸗ 
bezeichnungen, die 1 ſchon unter § 8 fielen, 
indem § 16 in Abſ. 3 beſtimmt, daß der be: 
ſonderen Bezeichnung eines Erwerbsgeſchäftes 
ſolche Geſchäftsabzeichen und ſonſtige zur Unter⸗ 
ſcheidung des Geſchäftes von anderen Geſchäften be⸗ 
ſtimmte Einrichtungen gleichſtehen ſollen, wenn ſie 
innerhalb der beteiligten Verkehrskreiſe als Kenn⸗ 
zeichen des Erwerbsgeſchäftes gelten. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung hat ein gewiſſes Vorbild in $ 15 des 
Warenbezeichnungsgeſetzes gehabt und es wurde 
in den Kommiſſionsberatungen auch die Frage 
erörtert, ob es ſich nicht Do die 88 15 und 
16 des Geſetzes zum Schutze der Waren- 


bezeichnungen in das Wettbewerbgeſetz herüber⸗ 
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zunehmen. Es war dies ſchon mehrfach angeregt 
worden; vor allem ſollten das formale Waren⸗ 
zeichenrecht (über Eintragung von Warenzeichen 
und den Schutz eingetragener Warenzeichen) von 
den übrigen Beſtimmungen des Warenbezeichnungs⸗ 
geſetzes, welche eigentlich die Bekämpfung des un⸗ 
lauteren Wettbewerbes bezweckten, ſcharf getrennt 
werden. Die Regierung erklärte dies jedoch für 
undurchführbar, die Maßregel könnte nicht auf 
$ 15 und 16 des Warenbezeichnungsgefetzes 
beſchränkt werden; eine rein mechaniſche Ueber⸗ 
nahme dieſer Beſtimmungen in das Wettbewerb⸗ 
geſetz würde dem Zwecke, der damit erreicht werden 
wollte, nicht gerecht werden; ein amtlich ver⸗ 
anlaßter Verſuch, alle einſchlägigen Paragraphen 
in den Entwurf des Wettbewerbgeſetzes zu ver⸗ 
pflanzen, habe ergeben, daß dieſes Unternehmen 
nicht ausgeführt werden könne, ohne den Aufbau 
des ganzen Geſetzes in erheblichem Umfange zu ver⸗ 
ändern. Mit Rückſicht auf dieſe Erklärung der Re⸗ 
gierung wurde die Anregung nicht mehr weiter ver⸗ 
folgt und der Antrag zurückgezogen. Unter Strafe 
iſt die widerrechtliche Benutzung der in $ 16 ge⸗ 
ſchützten Bezeichnungen und Abzeichen nicht geſtellt. 
Schon bei der Beratung des noch geltenden Geſetzes 
wurde die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit einer 
Strafdrohung erörtert, man hat jedoch von einer 
ſolchen Umgang genommen, weil es ſich bei dem 
vorliegenden Tatbeſtand in der Hauptſache nur 
um die Verletzung berechtigter Intereſſen einzelner 
beſtimmter Mitbewerber, nicht um allgemeine 
Intereſſen handelt. Von dieſem Gedanken läßt 
ſich auch die Begründung des neuen Geſetzes 
leiten; es ſind in den Fällen des § 13 häufig die 
berechtigten Intereſſen des einen und des anderen 
Teiles gegeneinander abzuwägen und derartige 
Entſcheidungen behalt das Geſetz mit Recht dem 
bürgerlichen Rechtsſtreite vor. Uebrigens gewährt, 
ſoweit Name und Firma in Betracht kommen, 
bereits das Warenbezeichnungsgeſetz auch in ſtraf⸗ 
rechtlicher Beziehung ausreichenden Schutz gegen 
die wiſſentliche Benützung fremder Namen, Firmen 
und Ausſtattungen. 


VIII. Verrat von Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſen. 


Die § 17, 19 und 20 entſprechen den 88 9 
und 10 des alten Geſetzes, nur iſt das Strafmaß 
im Anſchluß an § 1 auf Gefängnis bis zu einem 
Jahr und Geldſtrafe bis zu 5000 M oder eine 
dieſer Straſen erhöht worden. Verboten iſt dar⸗ 
nach den Angeſtellten, Arbeitern oder Lehrlingen 
eines Geſchäftsbetriebes, Geſchäfts⸗ oder Betriebs⸗ 
geheimniſſe, die ihnen vermöge des Dienſtverhält⸗ 
niſſes anvertraut oder ſonſt zugänglich geworden 
ſind, während der Geltungsdauer des Dienſtver⸗ 
hältniſſes unbefugt an andere zu Zwecken des 
Wettbewerbes oder in der Abſicht, dem Inhaber 
des Geſchäftsbetriebs Schaden zuzufügen, Ta 
teilen, ferner ift es verboten Geſchäfts⸗ und Be- 
triebsgeheimniſſe, deren Kenntnis man durch eine 
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der obenbezeichneten Mitteilungen oder durch eine 
gegen das Geſetz oder die guten Sitten verſtoßende 
eigene Handlung erlangt hat, zu Zwecken des 
Wettbewerbes unbefugt zu verwerten oder an andere 
mitzuteilen ($ 17 Abſ. 1 und 2). Gefängnis bis zu 
9 Monaten und Geldſtrafe bis zu 2000 M oder eine 
dieſer Strafe trifft denjenigen, der es unternimmt, 
einen anderen zu einer Zuwiderhandlung gegen 
die Vorſchrift des § 17 zu beſtimmen ($ 20). § 20 
regelt den erfolgloſen Verſuch, einen anderen zu 
einer Mitteilung der in § 17 erwähnten Art zu 
beſtimmen. In den Fällen, in denen die An- 
ſtiftung tatſächlich zum Verrat führt, trifft nach 


allgemeinen Regeln den Anſtifter die gleiche Strafe 


wie den Täter (Kahn S. 96). 

Es war immer und immer wieder — und ſo 
auch in der Reichstagskommiſſion — der Wunſch 
laut geworden, die in § 17 bezeichneten Hand- 
lungen auch dann unter Strafe zu ſtellen, wenn 
ſie nach dem Aufhören des Anſtellungsverhält⸗ 
niſſes begangen ſind. Man hielt jedoch an der 
bisherigen Regelung feſt, nämlich an dem Grund⸗ 
lage, daß jeder, der fein Vertragsverhältnis be- 
endigt hatte, Herr über ſeine Erfahrungen und 
Kenntniſſe iſt und nur ſoweit er ſich die Kenntnis 
eines Geheimniſſes in illoyaler Weiſe verſchafft hat, 
wird deren unbefugte Verwertung oder Mitteilung 
durch § 17 Abſ. 2 getroffen. Im übrigen bleibt 
es den Parteien unbenommen, die Verwertung der 
Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſe nach Beendigung 
des Dienſtverhältniſſes im Wege des Konkurrenz⸗ 
ausſchließungsvertrags nach Maßgabe der 88 74, 
75 HGB. unter Feſtſetzung einer Vertragsſtrafe 


für den Fall der Zuwiderhandlung auszuſchließen. 


Der Wunſch, nicht nur die vollendete Straftat, 
ſondern auch den Verſuch einer der in 8 17 be- 
zeichneten Handlungen mit Strafe zu bedrohen, 
wurde vom Geſetze nicht erfüllt. Die Begründung 
ſieht von einer Beſtrafung des Verfuchs deswegen 
ab, da mit einem, wenn auch erfolgloſen Angebot 
des Angeſtellten der Regel nach bereits die Kund⸗ 
gabe des Geheimniſſes verbunden ſein wird und 
in einem ſolchen Falle ohne weiteres $ 17 An- 
wendung findet; hat aber dieſe Kundgebung noch 


nicht ſtattgefunden, ſo handelt es ſich nach der 


Begründung meiſt entweder um bloße ſchwer kon⸗ 
trollierbare Vorbereitungshandlungen des Delikts 
oder um ſo allgemeine Andeutungen und ver⸗ 
ſchleierte Anerbieten, daß auch für eine Verſuchs⸗ 
ſtrafe der ſichere Boden fehlen wird. 

Eine Ergänzung des bisherigen Rechtszuſtandes 
bringt hingegen $ 18: Mit Gefängnis bis zu einem 
Jahre und mit Geldſtrafe bis zu 5000 M oder 
mit einer dieſer Strafen wird beſtraft, wer die 
ihm im geſchäftlichen Verkehr anvertrauten Vor⸗ 
lagen oder Vorſchriften techniſcher Art, insbeſondere 
Zeichnungen, Modelle, Schablonen, Schnitte, Re⸗ 
zepte zu Zwecken des Wettbewerbes unbefugt ver: 
wertet oder an andere mitteilt. § 20 gilt auch hier. 
§ 18 verdankt, wie die Begründung ausführt, ſeine 
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Entſtehung der Erwägung, daß namentlich aus den 
Kreiſen der Stickerei⸗ und Spitzeninduſtrie über den 
Mißbrauch geklagt wird, der von Unternehmern mit 
den ihnen von den Fabrikanten zur Ausführung von 
Aufträgen übergebenen Schablonen getrieben wird. 
Dieſe Unternehmer, meiſt ſogenannte Lohn⸗ 
maſchinenbeſitzer, benützen die Schablonen 
zur Herſtellung von Waren, die ſie zum Schaden 
des Auftraggebers auf eigene Rechnung vertreiben. 
Es wird berichtet, daß Aufkäufer die Betriebs⸗ 
räume der Lohnmaſchinenbeſitzer beſuchen, von den 
dort für die Fabrikanten in Arbeit befindlichen 
Spitzen und Stickereien die ihnen am gangbarſten 
erſcheinenden Muſter auswählen und dieſe von 
dem Unternehmer mit der Schablone der Fabri⸗ 
kanten ausführen laſſen. Da die bisherigen Be⸗ 
ſtimmungen keine Handhabe boten, um dieſen Ver⸗ 
fehlungen gegen Treu und Glauben wirkſam ent⸗ 
gegentreten zu können, wurde $ 18 geſchaffen. 
Zuwiderhandlungen gegen 88 17, 18 verpflichten 
außerdem zum Erſatze des entſtandenen 
Schadens. Mehrere Verpflichtete haften als Ge⸗ 
ſamtſchuldner. Soweit ein Anſpruch auf Unter⸗ 
laſſung bei der Art der in 88 17, 18 genannten 
Tatbeſtände überhaupt in Betracht kommen kann, 
ſteht er dem Geſchädigten nach allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften zu (Planck $ 823 BGB. Bem. IV, 2). 


IX. Unterlaſſungs⸗ und Schadeuserſatzanſpruch. 


In der zweiten Leſung der Reichstagskom miſſion 
wurde § 13 in das Geſetz eingefügt, der eine Zu: 
ſammenfaſſung der für den Unterlaſſungs⸗ und 
Schadenserſatzanſpruch geltenden allgemeinen Pe- 
ſtimmungen gibt. In welchen Fällen außerdem 
noch ein Anſpruch auf Erſatz eines Schadens oder 
auf Unterlaſſung gegeben iſt, beſtimmt ſich nach 
dem Inhalt der einzelnen Vorſchrift und nach 
den allgemeinen Normen des bürgerlichen Rechtes. 

In Abſ. 1 iſt die Legitimation zur Klage für 
die 88 1, 3, 6, 8, 10, 11 und 12 zuſammen⸗ 
gefaßt; die Unterlaſſungsklage kann in 
dieſen Fallen von jedem Gewerbetreibenden, der 
Waren oder Leiſtungen gleicher oder verwandter 
Art herſtellt oder in den geſchäftlichen Verkehr 
bringt, oder von Verbänden zur Förderung ge⸗ 
werblicher Intereſſen geltend gemacht werden, ſo⸗ 
weit die Verbande als ſolche in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten klagen können (vgl. § 1 Abi. 1 
Satz 2 des noch geltenden Geſetzes). Der Kreis 
der Klageberechtigten ſollte beſonders mit Rückſicht 
auf die Generalklauſel des § 1 möglichſt weit 
gezogen werden. Die a iſt dieſen 
Verbänden uſw. aus leicht begreiflichem Grunde 
nicht gegeben, ſie ſteht ſelbſtverſtändlich nur dem 
geſchädigten Gewerbetreibenden zu. 

Die Schadenserſatzfolge beſtimmt Abſ. 2. 
Es iſt nämlich zum Erſatz des Schadens ver⸗ 
pflichtet: 

1. im Falle des § 3, wer die Unrichtigkeit 
der von ihm gemachten Angaben kannte oder 
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kennen mußte. Gegen Redakteure, Verleger, 
Drucker oder Verbreiter von periodiſchen Druck⸗ 
ſchriften kann der Anſpruch auf Schadenderfatz 
nur geltend gemacht werden, wenn ſie die Un⸗ 
richtigkeit der Angaben kannten; Fahrläſſigkeit 
genügt bei ihnen nicht (vgl. $ 1 Abſ. 2 Satz 1 
und 2 des Geſetzes vom 27. Mai 1896); 

2. wer gegen die §$ 6, 8, 10, 11, 12 vor: 
ſätzlich oder fahrläſſig verſtößt. 

$ 1 ift in $ 13 nicht aufgeführt, da fih 
für ihn die Schadenserſatzfolge aus ihm ſelbſt 
ergibt; für die 88 6, 8, 10, 11 und 12 wird 
als Vorausſetzung des Schadenszerſazanſpruchs im 
Anſchluß an § 823 Abſ. 2 BGB. ein vorſätzlicher 
oder fahrläſſiger Verſtoß gegen dieſe als Schutz⸗ 
geſetze zu betrachtenden Beſtimmungen bezeichnet. 

Abf. 3 handelt von der Haftung des 
Geſchäftsherrn für Handlungen des 
Angeſtellten und Beauftragten. Werden 
nämlich in einem 1 no Hand⸗ 
lungen, die nach 88 1 8, 10, 11 und 12 
unzuläſſig ſind, von 1 5 Angeſelten oder Be⸗ 
auftragten vorgenommen, ſo iſt der Unter⸗ 
lafſungsanſpruch auch gegen den Inhaber 
des Betriebs begründet. Den Angeſtellten ſind 
gleichgeſtellt diejenigen Perſonen, welche, ohne im 
Angeſtelltenverhältnis zu ſtehen, kraft Auftrags 
oder Werkvertrags im Betriebe tätig ſind; hierher 
gehören nach der Begründung namentlich berufs⸗ 
mäßige Schaufenſterdekorateure und ſonſtige Ge⸗ 
werbetreibende, welche in ihrer geſchäftlichen Tätig⸗ 
keit für den Inhaber des Betriebs Angaben der 
in 88 1 und 3 bezeichneten Art zu machen in die 
Lage kommen. Es wird damit den Leitern 
größerer Betriebe in geſteigertem Maße die Pflicht 
auferlegt, die Handlungen ihrer Angeſtellten forg⸗ 
fältig zu überwachen. Dieſe Erweiterung der 
Haftung iſt deswegen verträglich, weil ſie ſich nur 
auf den Unterlaſſungsanſpruch erſtreckt; während 
für die Frage der Schadenserſatzpflicht die 
allgemeinen Grundſätze in Kraft bleiben. Für 
den Schadenserſatzanſpruch kommt $ 831 BGB. 
in Betracht. Hiernach iſt die Erſatzpflicht des 
Geſchäftsherrn im allgemeinen dann ausgeſchloſſen, 
wenn er bei der Auswahl der beſtellten Perſonen 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet 


hat. An dieſer Beſtimmung iſt auch für das 
Gebiet des unlauteren Wettbewerbes nichts 
geändert. l 


8 13 Ab). 3 findet auch in den Fällen der 
88 14 und 16 Anwendung. 
Das Geſetz enthält ferner noch folgende hier 
einſchlagdie Beſtimmungen: 
Die im Wettbewerbgefetz bezeichneten An⸗ 
11 75 auf Unterlaſſung oder Schadenderſatz ver- 
jähren in 6 Monaten von dem Zeitpunkte an, in 
welchem der Anſpruchsberechtigte von der Hand⸗ 
lung und von der Perſon des Verpflichteten Kennt⸗ 
nis erlangt, ohne Rückſicht auf dieſe Kenntnis in 
drei Jahren von der Begehung der Handlung an; 
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für die Anſprüche auf Schadenserſatz beginnt der 


Lauf der Verjährung nicht vor dem Zeitpunkt, 
in welchem der Schaden entſtanden ift ($ 21). 
2. Für Klagen auf Grund des Wettbewerb⸗ 
esche iſt ausſchließlich zuſtändig das Gericht, in 
deſſen Bezirk der Beklagte ſeine gewerbliche Nieder⸗ 
laſſung oder in Ermangelung einer ſolchen ſeinen 
Wohnſitz hat. Für Perſonen, die im Inlande 
weder eine gewerbliche Niederlaſſung noch einen 
Wohnſitz haben, iſt ausſchließlich zuſtändig das 
Gericht des inländiſchen Aufenthaltsortes, oder 
wenn ein ſolches nicht bekannt iſt, das Gericht, 
in beffen Bezirk die Handlung begangen ift ($ 24, 
vgl. § 2 des Geſetzes vom 27. Mai 1896). 
3. Zur Sicherung ſaͤmtlicher im Wettbe⸗ 
werbgeſetz bezeichneten Anſprüche auf Unterlaſſung 
können einſtweilige Verfügungen erlaſſen werden, 
auch wenn die in den 88 935, 940 BPO. be⸗ 
zeichneten Vorausſetzungen nicht zutreffen; es iſt 
alfo weder erforderlich, daß zu befürchten ift, es 
könnte durch eine Veränderung des beſtehenden 
Zuſtandes die Verwirklichung des Rechts des An⸗ 
tragſtellers vereitelt oder weſentlich erſchwert werden, 
noch auch, daß die Regelung eines einſtweiligen 
Zuſtandes in Beziehung auf ein ſtreitiges Rechts⸗ 
verhältnis zur Abwendung weſentlicher Nachteile 
oder zur Verhinderung drohender Gewalt oder 
aus einem anderen Grunde nötig erſcheint. Bei 
der Verwirklichung der Unterſagungsan⸗ 
ſprüche kommt der einſtweiligen Verfügung, wie 
bereits die Begründung ausführt, ganz beſondere 
Bedeutung zu. Es wird häufig darauf ankommen, 
eine gegen das Geſetz verſtoßende Form der ge⸗ 
ſchäftlichen Ankündigung möglichſt ſchnell und, 
ehe ſie anderen Geſchäftstreibenden Schaden zu⸗ 
fügen kann, zu beſeitigen. Zuſtändig iſt ſowohl 
das Gericht der Hauptſache als auch das Amts⸗ 
gericht, in deſſen Bezirke die den Anſpruch be⸗ 
gründende Handlung begangen iſt; im übrigen 
find auch hier die Vorſchriften des $ 942 BPO. 
zu beachten. ($ 25, vgl. § 3 des geltenden Ge- 
ſetzes). Im übrigen finden auf die Voraus⸗ 
ſetzungen und das Verfahren beim Erlaß 
einſtweiliger Verfügungen — z. B. bei Schadens⸗ 


erſatzanſprüchen — die allgemeinen Beſtimmungen 


der §§ 935 - 945 ZPO. Anwendung. 

4. Bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten, in welchen 
durch die Klage ein Anſpruch auf Grund dieſes 
Geſetzes geltend gemacht wird, gehören, ſofern in 
erſter Inſtanz die Landgerichte zuſtändig find, vor 
die Kammern für Handelsſachen. In bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten, in welchen durch Klage oder 
Widerklage ein Anſpruch auf Grund dieſes Geſetzes 
geltend gemacht iſt, wird die Verhandlung und 
Entſcheidung letzter Inſtanz im Sinne des $ 8 
EG. z. GVG. dem Reichsgericht übertragen (8 27). 


X. Antrag. Publikationsbefugnis. Buße. 


1. Zu $ 12 des geltenden Geſetzes, der von 
den Formen der Strafverfolgung in Wettbewerb⸗ 
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ſachen handelt, find eine Reihe von Wünſchen 
geltend gemacht worden. Wie die Motive mit⸗ 
teilen, hat man namentlich in den Kreiſen der 
Kleingewerbe mit beſonderer Lebhaftigkeit behauptet, 
daß ſich die ſtrafrechtliche Geltendmachung der durch 
das Geſetz gewährten Rechtsbehelfe in der Praxis 
meiſt äußerſt beſchwerlich und langwierig geſtaltet 
habe, und man hat beſonders Klage darüber ge⸗ 
führt, daß die Staatsanwaltſchaft es vielfach an 
einer energiſchen Handhabung der Vorſchriften 
habe fehlen laſſen. 
| 8 22 beſtimmt nun, daß die Strafverfolgung 
mit Ausnahme der in den §8 6, 10 und 11 be⸗ 
zeichneten Fälle, nur auf Antrag eintreten ſoll; 
der Antrag iſt zurücknehmbar; ſoweit Antrag vor⸗ 
geſehen iſt, kann auch der Weg der Privatklage 
ohne Anrufung der Staatsanwaltſchaft gewählt 
werden; in dieſem Falle ſind die Schöffengerichte 
zur Verfolgung zuſtändig. In den Fällen der 


88 4, 8 und 12 hat das Recht, den Antrag zu. 


ſtellen, jeder der im § 13 Abſ. 1 bezeichneten Ge⸗ 
werbetreibenden und Verbände. Die öffentliche 
Klage wird von der Staatsanwaltſchaft nur dann 
erhoben, wenn dies im öffentlichen Intereſſe liegt. 
Darüber, wann ein öffentliches Intereſſe an der 
Strafverfolgung vorliegt, befindet die Anklage⸗ 
behörde nach freiem Ermeſſen. Es wurde in der 
Reichstagskommiſſion verlangt, im Geſetze auszu⸗ 
ſprechen, daß bei Schädigung eines größeren 
Kreiſes von Gewerbetreibenden ein öffentliches 
Intereſſe ohne weiteres gegeben fei und daß, 
wenn die zum Schutz der betreffenden wirſchaft⸗ 
lichen und beruflichen Intereſſen berufenen Ver⸗ 
bände Strafantrag ſtellen, dies für die Staats⸗ 
anwaltſchaft maßgebend und beſtimmend fein müſſe, 
die Strafverfolgung einzuleiten. Dem wurde im 
Geſetz keine Folge gegeben. 

2. § 23 entſpricht im weſentlichen dem § 13 
(alt). Wird in den Fällen der 88 4, 6, 8 und 
12 auf Strafe erkannt, ſo kann angeordnet 
werden, daß die Verurteilung auf Koſten des 
Schuldigen öffentlich bekannt zu machen ſei; im 
Falle einer Freiſprechung kann das Gericht die 
öffentliche Bekanntmachung der Freiſprechung an⸗ 
ordnen; die Staatskaſſe trägt in dieſem Falle die 
Koſten, inſoferne ſie nicht dem Anzeigenden oder 
dem Privatkläger auferlegt worden find. Iſt auf 
Grund einer der Vorſchriſten des Wettbewerb⸗ 
geſetzes auf Unterlaſſung Klage erhoben, ſo kann 
in dem Urteile der obſiegenden Partei die Be⸗ 
fugnis zugeſprochen werden, den verfügenden Teil 
des Urteils innerhalb beſtimmter Friſt auf Koſten 
der unterliegenden Partei öffentlich bekannt zu 
machen. Es iſt keine Pflicht des Gerichtes 
ſtatuiert, die Publikation anzuordnen; das Gericht 
kann dies tun; es entſcheidet nach freiem Er⸗ 
meſſen, ob es von der Befugnis des § 23 Ge- 
brauch machen will. Nur wenn in den Fällen 
des 815 auf Strafe erkannt wird (üble Nachrede), 
ſo muß dem Verletzten die Befugnis zugeſprochen 
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werden, die Verurteilung innerhalb beſtimmter 
Friſt auf Koſten des Verurteilten öffentlich be⸗ 
kannt zu machen. Die Art der Bekanntmachung 
iſt in allen Fällen im Urteil zu beſtimmen. 

3. Nach $ 26 ($ 14 alt) kann neben einer 
nach Maßgabe des Wettbewerbgeſetzes verfügten 
Strafe auf Verlangen des Verletzten auf eine an 
ihn zu erlegende Buße bis zum Betrage von 
10 000 M erkannt werden; eine zuerfaunte Buße 
ſchließt die Geltendmachung eines weiteren Ent⸗ 
ſchaͤdigungsanfpruches aus; die zur Zahlung der 
Buße Verurteilten haften als Geſamtſchuldner. 
Der Geſchädigte kann jedoch ſeinen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch im Zivilrechtsweg verfolgen; er hat dabei 
wohl den Vorteil, daß er mehr als 10000 M 
verlangen kann, aber der Zivilrichter iſt an den 
Ausſpruch des Strafrichters nicht gebunden; er 
kann den Erſatzanſpruch abweiſen, obwohl der 
Beklagte im Strafverfahren zu Strafe verurteilt 
wurde. , 

XI. Schlußbeſtimmungen. 


1. $ 28 wiederholt den $ 16, daß, wer im 
Inland eine Hauptniederlaſſung nicht beſitzt, auf 
den Schutz des Wettbewerbgeſetzes nur inſoweit 
Anſpruch hat, als in dem Staate, in welchem 
ſeine Hauptniederlaſſung ſich befindet, nach einer 
im Reichsgeſetzblatt enthaltenen Bekanntmachung 
deutſche Gewerbetreibende einen entſprechenden 
Schutz genießen. 

2. Welche Behörden in jedem Bundesſtaat 
unter der Bezeichnung höhere Verwaltungsbehörde 
im Sinne des Wettbewerbgeſetzes zu verſtehen 
ſind, wird von der Zentralbehörde des Bundes⸗ 
ſtaates beſtimmt; in Bayern kommt als höhere 
Verwaltungsbehörde die Kreisregierung in Betracht. 

3. Das neue Geſetz trat am 1. Oktober ds. Is. 
in Kraft; am 30. September 1909 nachts 12 Uhr 
erloſch die Gültigkeit des Geſetzes vom 27. Mai 1896. 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Die Pfändbarkeit des Kapitulationshandgeldes. Das 
Landgericht Nürnberg hat in der Beſchwerdeinſtanz 
das Kapitulationshandgeld der Unteroffiziere für un⸗ 
pfändbar erklärt und damit die f. Z. angeregte 
Streitfrage in einer dem Militär⸗Aerar günſtigen 
Sinne entſchieden. Immerhin bedeutet dieſe Ent⸗ 
ſcheidung, da überdies das Oberlandesgericht im vor⸗ 
liegenden Falle gar nicht zu Wort gekommen, noch 
keine endgültige Löſung. Auch die Begründung des 
landgerichtlichen Beſchluſſes dürfte noch nicht alle 
Zweifel reſtlos gelöſt haben. 

Die genannte Entſcheidung geht in Anlehnung 
an einen Beſchluß des Oberlandesgerichts Stuttgart 
(Ripr. d. OLG. Bd. 15 S. 166) von dem Grund- 
gedanken aus, daß unter „Sold“ der Unteroffiziere 
ſchlechthin deren Dienſteinkommen — gleichviel wie 
dieſes im Einzelnen geſtaltet — zu verſtehen ſei. Das 
Dienſteinkommen der Unteroffiziere — ſo wird weiter 
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gefolgert — ſetzt ſich zuſammen aus deren perſönlichen 
Gebühren; zu dieſen zählt nach 8 74 der Friedens- 
beſoldungsvorſchrift das Kapitulationshandgeld: ergo 
iſt das KHG. ein Teil des Soldes und daher gemäß 
§ 850 Abſ. 1 Nr. 5 ZPO. unpfändbar. 

Zur Unterſtützung dieſer Anſchauung wurde in 
analoger Weiſe die gleichfalls unter den anderen per⸗ 
ſönlichen Gebührniſſen in der FrBeſV. aufgeführte, 
in den großen Kommentaren von Gaupp, Seuffert ꝛc. 
unter $ 850 Abſ. 1 Nr. 5 BPO. behandelte Unter- 
offiziers⸗Dienſtprämie herangezogen. Dabei wurde 
insbeſondere der Umſtand betont, daß es in 8 40 
Abſ. 1 des Mannſchafts⸗Verſ G. (RG. vom 31. Mai 
1906) einer beſonderen Ausnahmebeſtimmung bedurft 
habe, um die Dienſtprämie in beſchränktem Maße 
der Pfändung zu unterwerfen. 

Demgegenüber ſei jedoch folgendes bemerkt: 

Dem oben angeführten Beſchluß des Oberlandes⸗ 
gerichts Stuttgart lag ein weſentlich anders gelagerter 
Tatbeſtand zugrunde. Es ſtand damals die Frage 
zur Entſcheidung, ob das Gehalt eines — im Unter⸗ 
offiziersrang ſtehenden — Feuerwerkers in gleicher 
Weiſe als unpfändbar zu erachten fei wie der Sold 
der Unteroffiziere. Das Gericht hat ſ. Z. dieſe Frage 
bejaht und dabei den Standpunkt vertreten, es ſei 
das Wort „Sold“ des 8 850 Abſ. 1 Nr. 5 ZPO. 
nicht in dieſem eigentlichen engſten Sinne zu ver⸗ 
ſtehen, vielmehr umfaſſe dieſer Begriff das Dienſt⸗ 
einkommen der Unteroffiziere und Mannſchaften, gleich⸗ 
viel wie dieſes im Einzelnen geſtaltet ſei. 

Betrachtet man dieſe Entſcheidung in Verbindung 
mit dem dargelegten Tatbeſtand, ſo leuchtet das 
Logiſche dieſer Begründung ohne weiteres ein; es 
wäre ja auch ſchlechthin kein Grund erſichtlich, warum 
der Sold des Unteroffiziers in erhöhterem Maße 
gegen den Zugriff des Pfändungsgläubigers geſchützt 
ſein ſollte als das völlig weſensgleiche lediglich mit 
der anderen Bezeichnung „Gehalt“ verſehene Ein⸗ 
kommen eines im gleichen Range ſtehenden Feuer⸗ 
werkers. 

Löſt man jedoch die Begründung von dieſem kon⸗ 
kreten Tatbeſtand los, ſo mag es zum mindeſten ſehr 
dahingeſtellt bleiben, ob das Gericht ganz allgemein 
alle dienſtlichen Bezüge eines Unteroffiziers unter den 
Begriff „Sold“ ſubſumieren wollte. Selbſt wenn 
aber eine derartige Verallgemeinerung beabſichtigt ge⸗ 
weſen wäre, ſo dürfte ſie ſchwerlich mit der derzeitigen 
Faſſung der einſchlägigen Geſetzesbeſtimmungen im 
Einklang ſtehen: 

Zugegeben nämlich, der Begriff „Sold“ umfaßt 
ohne weiteres alle unter dem Abſchnitt „Löhnung 
unter beſonderen Verhältniſſen“ aufgeführten Dienſt⸗ 
bezüge der Unteroffiziere und Mannſchaften; warum 
iſt dann bezüglich der Dienſtprämie ausdrücklich in 
der Beſtimmung des § 40 Abſ. 1 Satz 2 des Mann⸗ 
ſchaftsVerſG. deren grundſätzliche Unpfändbarkeit be- 
tont, die ſich doch ſchon ohne weiteres aus 8 850 
Nr. 5 ZPO. ergeben hätte? 

Wenn man alſo — wozu nach Sachlage vorerſt 
kein Anlaß — nicht annehmen will, daß die Beſtimmung 
des 8 40 Abſ. 1 Satz 2 MannſchaftsVerſG. eine völlig 
überflüſſige Wiederholung eines aus § 850 Nr. 5 
ZPO. ſich ergebenden Grundſatzes darſtellt, jo gibt 
es m. E. nur die eine Folgerung: Daß an ſich die 
Dienſtprämie vom Geſetzgeber nicht unter den Begriff 
„Sold“ im Sinne der genannten Beſtimmung gezählt, 
ſondern lediglich in ihrer Eigenſchaft als eine Art 
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Verſorgungsanſpruch unter einen beſonderen — durch 
die Beſtimmung des Satzes 3 modifizierten — Schutz 
geſtellt werden ſollte. 

Hieran vermag auch der Umſtand nichts zu 
ändern, daß die Dienſtprämie in den großen Kommen⸗ 
taren der ZPO. unter $ 850 Nr. 5 aufgeführt iſt. 
Die Beſtimmung des $ 40 Abſ. 1 MannſchaftsVerſG. 
konnte ſelbſtverſtändlich in einem umfaſſenden Kommen⸗ 
tar der ZPO. der Vollſtändigkeit halber nicht un⸗ 
erwähnt bleiben und dabei lag die Angliederung an 
$ 850 Nr. 5 natürlich am nächſten. Damit ift aber 
noch kein ſchlüſſiger Beweis dafür erbracht, daß die 
Dienſtprämie nun auch tatſächlich unter den Begriff 
„Sold“ des 8 850 falen folte. 

Wie in Obigem dargetan, läßt ſich alſo der 
Begriff „Sold“ auf die Dienſtprämie nicht ausdehnen. 
Damit hat aber der von dem Oberlandesgericht Stutt⸗ 
gart aufgeſtellte Grundſatz, daß unter Sold der 
Unteroffiziere ſchlechthin deren Dienſteinkommen 
zu verſtehen ſei, bereits eine erhebliche Ausnahme 
erlitten und es bleibt daher auch für die Zukunft der 
Richter der Notwendigkeit nicht überhoben, in jedem 
Einzelfall den Charakter des betreffenden Dienſt⸗ 
bezuges feſtzuſtellen. 

Daß dabei insbeſondere bezüglich des Kapitu⸗ 
lationshandgeldes — je nachdem ſeine Eigenſchaft als 
Werbegeld oder als Dienſteinkommen ſtärker betont 
wird — verſchiedenartige Entſcheidungen möglich 
ſind, liegt auf der Hand. Es beſteht daher aus den 
bereits früher angeführten militärdienſtlichen Gründen 
nach wie vor das Bedürfnis nach einer geſetzlichen 
oder wenigſtens letztinſtanziellen Regelung der 
Streitfrage in dem Sinne, daß das Kapitulations⸗ 
handgeld in gleicher Weiſe wie der „Sold“ im Sinne 
des § 850 Nr. 5 ZPO. der Pfändung entzogen ift. 


Dr. Jacquin, Intendantur⸗Aſſeſſor in Nürnberg. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Iſt der Käufer eines Grundſtücks verpflichtet, anf 
die Aufforderung des Verkäufers hin zur Auflaſſung 
u erſcheinen, wenn der Verkäufer vorher grundloſe 
Einwendungen erhoben hat? Der Kläger verlangt von 
der Beklagten die Auflaſſung des ihm zum Preiſe 
von 5236 M verkauften Hausgrundſtücks Nr. 671 
gegen Empfang der bei der Auflaſſung zu zahlenden 
636 M. Nach § 2 des Vertrags ſollte die Auflaſſung 
gegen Zahlung dieſer Summe am 1. April 1906 er⸗ 
folgen, der Vertrag aber ſeine Gültigkeit verlieren, 
wenn die Auflaſſung durch Schuld des Käufers über 
den 1. Mai 1906 hinaus verzögert werde. Die Be⸗ 
klagte behauptete, daß letzteres geſchehen ſei, die zum 
30. April 1906 vorbereitete Auflaſſung ſei daran ge⸗ 
ſcheitert, daß der Kläger damals das anzuzahlende 
Geld nicht gehabt habe. Das hielt das LG. für er⸗ 
wieſen und wies darum die Klage ab. In 2. Inſtanz 
behauptete die Beklagte weiter unter Widerſpruch des 
Klägers, daß ſie noch am 1. Mai 1906 den Kläger 
aus deſſen Hauſe habe abrufen laſſen, um die Auf⸗ 
laſſung entgegenzunehmen, daß er aber habe ſagen 
laſſen, er habe keine Zeit. Das OLE. hält im Gegen- 
ſatz zum LG. für widerlegt, daß am 30. April durch 
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Schuld des Klägers die Auflaſſung verhindert worden 
ſei, vielmehr für erwieſen, daß damals die Beklagte 
grundlos die Auflaſſung verweigert habe, aber auch 
für erwieſen, daß der Kläger ſich am 1. Mai ge⸗ 
weigert habe, der i der Beklagten zu 
entſprechen. Darin findet es eine vom Kläger ver⸗ 
ſchuldete Verhinderung der Auflaſſung und aus dieſem 
Grunde iſt die Berufung des Klägers zurückgewieſen 
worden. Das NG. hob das Urteil auf. 

Gründe: Die Feſtſtellung des OL G., daß die 
Beklagte den Kläger noch am 1. Mai 1906 hat auf⸗ 
fordern laſſen, zur Auflaſſung zu kommen, daß Kläger 
aber entgegnet hat, er habe keine Zeit, liegt auf tat⸗ 
ſächlichem Gebiet und iſt einer Anfechtung durch die 
Reviſion entzogen. Mit Recht rügt aber die Reviſion 
die mindeſtens unzureichende Begründung des daraus 
gezogenen Schluſſes, daß der Kläger das Nichtzuſtande⸗ 
kommen der Auflaſſung am 1. Mai verſchuldet und 
damit nach § 2 des Kaufvertrages die Ungültigkeit 
dieſes Vertrages herbeigeführt habe. Daß die Auf⸗ 
laſſung bis zum 1. Mai nicht erfolgt war, hatte 
die Beklagte verſchuldet durch ihre unbegründete 
Weigerung am 30. April, die bedungene Anzahlung 
von einem anderen als dem Kläger perſönlich an⸗ 
zunehmen und das Grundſtück dem Kläger allein — 
ſtatt beiden Eheleuten — . Nach dieſem 
Erlebnis hatte der Kläger keine Veranlaſſung, ſich 
am folgenden Tage von ſeiner Arbeit durch die bloße 
Aufforderung der Beklagten, zur et zu kommen. 
wegrufen zu laſſen. Er durfte vielmehr die Erklärung 
der Beklagten erwarten, daß ſie ihre unbegründeten 
Forderungen aufgebe und konnte verlangen, daß ihm 
»die erforderliche Zeit gelaſſen werde, ſich die an- 
zuzahlende Summe wieder anzuſchaffen, deren An⸗ 
nahme von ſeinem Geldgeber die Beklagte tags zuvor 
grundlos verweigert hatte. Das OLG. meint zwar, 


die Bereitſchaft der Beklagten, dem Kläger allein die 


Auflaſſung zu erteilen, folge daraus, daß ſie ihn 
allein habe auffordern laſſen, und dies hätte auch 
der Kläger nicht mißverſtehen können. Das kann indes 
nicht zugegeben werden und man ſieht auch nicht, ob 
das OLG. hat feſtſtellen wollen, worauf es ankommt: 
daß der Kläger die Botſchaft wirklich ſo verſtanden 
habe. Vollends aber iſt nicht erſichtlich, ob der Kläger 
wegen der dazu nötigen Geldmittel am 1. Mai in 
der Lage war, der plötzlichen Aufforderung der Be⸗ 
klagten Folge zu geben, und ob darin, nachdem die 
Beklagte am Tage vorher die Zahlung ohne Grund 
vereitelt hatte, eine ſchuldhafte Verzögerung der 
Auflaſſung durch den Kläger gefunden werden könnte. 
Dieſe Umſtände bedürfen einer näheren Aufklärung. 
(Urt. d. V. ZS. vom 30. Juni 1909, V 378/08). 
1699 — — n. 


II 


Iſt der Eigentümer eines Grundſtücks zu der Klage 
anf Löſchung einer Hypothek berechtigt, wenn aus feiner 
eigenen Tarſtellung hervorgeht, daß die Hypothek Grund: 
ſchuld eines früheren Eigentümers geworden ift? Aus 
den Gründen: Der Berufungsrichter hat ſeine Ent⸗ 
ſcheidung darauf geſtützt, daß dem Kläger die Legiti⸗ 
mation zur Erhebung der Klage fehle; wenn die 
Hypothekenforderung, wie der Kläger behaupte, in 
Höhe von 3000 M getilgt fei, fo fei doch das Hypo- 
thekenrecht nach $ 1163 BGB. nicht erloſchen, ſondern 
auf ſeinen Vater, den früheren Eigentümer, der die 
Tilgung bewirkt habe, als Eigentümergrundſchuld 
übergegangen; daß dieſer ſeine Rechte abgetreten, habe 
der Kläger nicht einmal behauptet. Die Reviſion 
ſucht demgegenüber auszuführen, daß die Legitimation 
zur Klage aus dem Eigentum an dem belaſteten 
Grundſtück folge. Der Beklagte habe kein Recht mehr 
an der Hypothek; daß ein anderer durch die Zahlung 
daran Rechte erworben habe, habe er nicht ein⸗ 
gewendet und nicht einwenden können, weil er die 
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Tilgung beſtreite. Davon iſt ſoviel richtig, daß für 
die Klage auf Löſchung einer nicht mehr beſtehenden 
dinglichen Belaſtung ($ 894 BGB.) an ſich nur der 
Eigentümer, der Vorbeſitzer, der bei dem Verkauf die 
Verpflichtung zur Löſchung übernommen hat, nur in 
Vertretung des neuen Eigentümers legitimiert ift 
(RG. Entſch. Bd. 53 S. 408, 411/2, Gruch. Beitr. 
Bd. 35 S. 1014 und Bd. 48 S. 937). Hier beſteht 
aber, wie der Berufungsrichter zutreffend ausgeführt 
hat, das dingliche Recht noch, geändert hat ſich, wenn 
man dem Kläger folgt, nur die Perſon des Berechtigten. 
Iſt die Hypothek in Höhe von 3000 M getilgt, ſo 
hat ſie als Eigentümergrundſchuld der Vater des 
Klägers erworben und nur dieſer hat einen Be⸗ 
richtigungsanſpruch nach 8 894 BGB. dahin, daß die 
Hypothek auf feinen Namen umgeſchrieben werde (RG. 
Entſch. Bd. 60 S. 264). Wenn der Vater des Klägers 
dieſen Anſpruch dem Kläger mit der Eigentümer⸗ 
grundſchuld abgetreten, oder wenn er auf die Eigen⸗ 
tümergrundſchuld in rechtsverbindlicher Form ver⸗ 
zichtet oder Löſchungsbewilligung ausgeſtellt hätte 
(V. 346/08 im 38 BIF G. Bd. 8 S. 248), fo würde ſich 
allerdings die Sache ändern und die Legitimation 
zur Klage gegeben ſein. Behauptungen in dieſer Be⸗ 
ziehung hat jedoch der Kläger nicht aufgeſtellt. Die 
bloße perſönliche Verpflichtung des Vaters, für die 
Löſchung zu ſorgen, kann, wie in den erwähnten 
Urteilen des Reichsgerichts wiederholt hervorgehoben 
worden iſt, die Legitimation des Eigentümers zur 
Löſchungsklage nicht begründen. (Urt. d. V. ZS. vom 
30. Juni 1909, V 463/08). 
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III. 


Nüdtritt vom Kaufvertrag über ein Grundftüd 
wegen Nichtbeſeitigung eines auf dem Grundſtücke 
laſtenden im Grundbuche nicht eingetragenen Rechts. 
Vorausſetzungen für den Unnahmeberzug des fanke 
Durch notariellen Kaufvertrag vom 28. Februar 1906 
haben die Kläger ihr Grundſtück den Beklagten ver⸗ 
kauft und 6000 M bar erhalten. Der nach Abzug 
der übernommenen Hypotheken von 13 500 M noch 
verbleibende Reſt des Kaufpreiſes von 21000 M ſollte 
bei der Auflaſſung, die ſpäteſtens am 1. Juni 1906 
vorgenommen werden ſollte, bar gezahlt werden; zur 
Auflaſſung aber iſt es nicht gekommen und die Kläger 
haben ſchließlich auf Entgegennahme der Auflaſſung 
und Zahlung der 21000 M Klage erhoben. In dem 
Kaufvertrage vom 26. Juli 1894, wodurch die Kläger 
das Grundſtück von ihren Vorbeſitzern, den Eheleuten 
A., erworben hatten, war nämlich für dieſe im 83 
ein Altenteil feſtgeſetzt und nachträglich im 8 4 noch 
die Nutznießung der auf dem Grundſtück ſtehenden 
Schmiede auf Lebenszeit vorbehalten worden. Der 
Altenteil und das Wohnungsrecht aus § 3 waren im 
Grundbuch eingetragen worden, dagegen die Ein⸗ 
tragung des Nießbrauchs an der Schmiede aus Ver⸗ 
ſehen unterblieben. Später waren Streitigkeiten mit 
den Auszüglern entſtanden und in einem Prozeß⸗ 
vergleich vom 21. Mai 1901 hatten die Kläger ſich 
verpflichtet, den Ausgedingern die Auszugswohnung 
nach wie vor zu gewähren, an Stelle der übrigen 
Auszugsleiſtungen aber ihnen eine jährliche Geldab⸗ 
findung von 285 M zu zahlen. Dieſe Rente über⸗ 
nahmen die Beklagten in § 3 ihres Kaufvertrages, 
dagegen verſicherten die Kläger im § 6, daß andere 
als die übernommenen Verbindlichkeiten auf dem 
Grundſtück nicht hafteten. Die Kläger ſind der Anſicht, 
daß die Nutznießung der Schmiede durch die Rente 
von 285 M mit abgelöſt ſei, die Eheleute A. aber 
erklärten in einem Schreiben vom 29. April 1906 den 
Beklagten, daß ſie e auf die Nutznießung aus 
8 4 ihres Vertrages verzichteten, ſondern fie nach wie 
vor auf Lebenszeit beanſpruchten. Am 1. Juni 1906 
erklärten die Beklagten den Klägern, daß ſie wegen 
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dieſes Rechts an der Schmiede den Kaufvertrag 
wandelten, am 17. Juni 1906 ſetzten ſie ihnen auf 
Grund des § 326 BGB. zur Erfüllung des Kaufver⸗ 
trages einſchließlich der Räumung des Schmiede⸗ 
gebäudes eine Friſt von 2 Wochen mit der Erklärung, 
daß ſie nach Ablauf der Friſt die Erfüllung ablehnen 
und vom Vertrage zurücktreten würden. Die Kläger 
unterhandelten mit den Eheleuten A., diefe erklärten 
ſich bereit, gegen eine Entſchädigung von 1500 M in 
Gegenwart der Beklagten im Auflaſſungstermin auf 
ihr Recht an der Schmiede zu verzichten, und die 
Kläger erwirkten darauf bei dem Grund buchrichter 
einen Termin zum 30. Juni 1906, zu welchem die 
Parteien und die Eheleute A. geladen wurden. Die 
Kläger und die beiden A. erſchienen, nicht aber die 
Beklagten. In dieſem Termin erfuhren die Kläger 
und die A.ſchen Eheleute, daß der Nießbrauch über- 
haupt nicht eingetragen ſei; während die erſten — im 
Juli 1906 — Klage erhoben, erwirkten dieſe auf Grund 
einer einſtweiligen Verfügung vom 11. Oktober 1906 
am 19. desſ. Mon. die Eintragung einer Vormerkung 
zur Erhaltung ihres Nießbrauchs. Die Beklagten haben 
dann am 19. November 1906 den Klägern noch eine 
Friſt von 3 Wochen zur Löſchung dieſer Vormerkung 
geſetzt und nach deren Ablauf am 10. Dezember 1906 
ihren Rücktritt vom Vertrage erklärt. Das LG. hat 
die Beklagten nach dem Klageantrag verurteilt, das 
OLG. aber hat auf Abweiſung der Klage erkannt. 
Die Reviſion hatte Erfolg. 

Aus den Gründen: Widerſpruchsvoll ſind die 
Ausführungen des OL G., die aus § 242 BGB. eine 
Verpflichtung der Kläger herleiten, vor Erfüllung des 
Kaufvertrags das Recht der Auszügler zu beſeitigen, 
und wegen Nichterfüllung dieſer Verpflichtung die 
Beklagten zur Friſtſetzung nach § 326 BGB. und zum 
Rücktritt vom Vertrage für berechtigt erachten. Aller⸗ 
dings hat das Reichsgericht eine Milderung der ſtrengen 
Grundſätze des Urteils in Gruchots Beitr. Bd. 35 
S. 1101 inſofern eintreten laſſen, als es beim Vor⸗ 
handenſein der Vorausſetzungen des $ 826 BGB. den⸗ 
jenigen, der durch dinglichen Rechtserwerb frühere 
perſönliche Rechtsanſprüche hinfällig macht, für ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig erklärt (Entſch. Bd. 62 S. 137, Gruchot 
Bd. 50 S. 971). Dies ſetzt aber ein bewußtes, komplott⸗ 
mäßiges Zuſammenwirken zur Vereitelung des perſön⸗ 
lichen Rechts (Entſch. Bd. 62 a. a. O.) oder die Feſt⸗ 
ſtellung eines anderweitigen, gegen die guten Sitten 
verſtoßenden Verhaltens voraus, wie dies in dem 
Urteil des VI. ZS. in Gruchots Beitr. Bd. 51 S. 987 
auseinandergeſetzt iſt. Daß die Kläger den Zweck ver⸗ 
folgt hätten, die Ausgedinger um ihr Recht zu bringen, 
und daß die Beklagten Gefahr gelaufen wären, ſich 
zu Mitſchuldigen zu machen, hat jedoch der Berufungs⸗ 
richter nicht feſtgeſtellt. Im Gegenteil iſt aus ſeiner 
Feſtſtellung, daß die Beklagten bei Abſchluß des Kauf⸗ 
vertrages das Recht als nicht beſtehend betrachteten, 
zu entnehmen, daß davon keine Rede ſein kann. Aber 
ſelbſt wenn man dem Berufungsrichter darin folgen 
könnte, daß die Kläger verpflichtet waren, auf Ver⸗ 
langen der Beklagten das ihnen gegenüber nicht wirk⸗ 
fame Recht der A. ſchen Eheleute zu beſeitigen, fo 
würde doch der § 326 BGB. zugunſten der Beklagten 
nicht angewendet werden können. Nachdem die Be⸗ 
klagten die Kläger am 17. Juni 1906 zur Erfüllung 
des Vertrages binnen 2 Wochen aufgefordert und dieſe 
innerhalb der Friſt einen Auflaſſungstermin erwirkt 
hatten, war es vor allem Sache der Beklagten, in 
dieſem zweifellos zur Vertragserſüllung anberaumten 
Termine zu erſcheinen. Die Kläger brauchten nicht 
vor dem Termine, ſondern nur Zug um Zug mit 
den Beklagten, im Termine, zu erfüllen und hatten 
es nicht nötig, den Beklagten, von denen die Auf⸗ 
forderung ausgegangen war, in allen Einzelheiten die 
Erfüllungshandlungen, die ihnen oblagen, und ihre 
Bereitſchaft zur Erfüllung darzulegen. Die Beklagten 
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ſind ohne jede Entſchuldigung ausgeblieben und dadurch 
ohne Zweifel in Annahmeverzug geraten. Während 
dieſes Annahmeverzuges iſt dann die Vormerkung der 
A. ſchen Eheleute eingetragen worden. Die Kläger 
lehnen die Verantwortung für dieſe Eintragung und 
die ſpätere grundſätzliche Weigerung der Eheleute A. 
unter Berufung auf § 300 BGB. ab. Der Berufungs⸗ 
richter will auch für den Fall, daß man Annahme⸗ 
verzug der Beklagten annehme, dieſe Vorſchrift aus⸗ 
ſchalten, weil den Klägern grobe Fahrläſſigkeit darin 
zur Laſt falle, daß ſie nicht im Termin vom 30. Juni 
1906 die Bereitwilligkeit der beiden A., gegen Zahlung 
von 1500 M auf ihr Recht zu verzichten, benutzt und 
den Verzicht herbeigeführt hätten. Die Reviſion rügt 
jedoch hier mit Recht, daß die Eheleute A. nur in 
Anweſenheit der Beklagten verzichten wollten und die 
Beklagten dies eben durch ihr Nichterſcheinen ver⸗ 
hindert haben, daß ferner die Kläger nicht Auf⸗ 
wendungen, die ſie an ſich nicht für berechtigt anſehen 
mochten, zu machen brauchten, ohne Sicherheit dafür 
zu haben, daß die Beklagten ihrerſeits den Vertrag 
erfüllten. Demnach war die Rücktrittserklärung der 
Beklagten unberechtigt und die Klage begründet. 
(Urt. d. V. 38S. v. 5. Juni 1909, V 461/08). 
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IV. 


Unfall beim Abſteigen von einer Straßenbahn als 
Betriebsunfall i. S. des eulen neee itwirkendes 
Verſchulden des abſteigenden Fahrgaſtes. Der Kläger 
fuhr am Abend mit einem Motorzuge der von der 
Beklagten betriebenen elektriſchen Straßenbahn von 
M. nach N. Als er auf der Endhalteſtelle von dem 
Anhängewagen abſteigen wollte, auf deſſen Plattform 
er während der Fahrt geſtanden hatte, ſtrauchelte er 
auf dem Trittbrett, fiel nach rückwärts und erlitt eine 
ſchwere Verletzung. Er führt den Unfall darauf zurück, 
daß der one kurz vor der Beendigung der Fahrt 
die Lichtkuppelung abgenommen und dadurch die elek⸗ 
triſche Beleuchtung des Anhängewagens plötzlich zum 
Erlöſchen gebracht habe, als er gerade habe abſteigen 
wollen. Er hat die Beklagte auf Grund des Haftpflicht- 
geſetzes und der 88 823 ff. BGB. ſowie aus dem Trans⸗ 
portvertrage auf Schadenserſatz in Anſpruch genommen. 
Das OLG. hat im Gegenſatz zum LG. angenommen, 
daß der Kläger ſeine Körperverletzung im Sinne des 
§ 1 des Haftpflichtgeſetzes beim Betriebe der Eiſenbahn 
erlitten habe. Ein Verſchulden des Klägers hält es 
nicht für glaubhaft gemacht. Insbeſondere hat es 
ein ſolches nicht darin gefunden, daß der Kläger ſich 
unmittelbar vor der Ankunft des Zuges an der Halte⸗ 
ſtelle angeſchickt hat, das Trittbrett zu betreten, und 
die zum Feſthalten beſtimmte Seitenſtange zu ergreifen. 
Die Reviſion der Beklagten wurde verworfen. 

Aus den Gründen: 1. Wiederholt iſt vom 
Reichsgericht ausgeſprochen, daß die Beförderung auf 
einer Eiſenbahn erſt dann abgeſchloſſen iſt, wenn der 
auf der Bahn Beförderte den Wagen verlaſſen hat, 
und daß daher Unfälle, die ſich beim Ausſteigen er⸗ 
eignen, auch ohne den Nachweis eines urſächlichen Zu⸗ 
ſammenhanges mit einer beſonderen Betriebsgefahr 
zu den „bei dem Betriebe“ der Eiſenbahn eingetretenen 
Unfällen zu rechnen find (vgl. JW. 1903 S. 403 
unter 18). An dieſem Standpunkt war feſtzuhalten. 
Insbeſondere war hier der Nachweis eines ſolchen ur⸗ 
ſächlichen Zuſammenhanges nicht deshalb erforderlich, 
weil der Kläger den Unfall beim Ausſteigen auf der 
Endſtation der Straßenbahn erlitten hat. Ohne Grund 
beruft ſich die Reviſion für ihre abweichende Anſicht 
auf das in BIRA. Bd. 72 S. 645/8 (auch in der JW. 
1907 S. 315 unter 19) abgedruckte Urteil des VI. ZS.; 
denn dort handelte es ſich um einen Unfall, der eine 
Reiſende nach vollſtändigem Verlaſſen des Eiſenbahn⸗ 
wagens auf dem Bahnſteige betroffen hat. Danach iſt 
aber die Richtigkeit der Annahme des OLG., daß der 
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Kläger den Unfall bei dem Betriebe der Eifenbahn 
erlitten habe, nicht davon abhängig, daß der Fall und 
die Körperverletzung auf die dem Eiſenbahnbetriebe 
eigentümliche Gefährlichkeit zurückzuführen ſind. 

2. Ohne Geſetzes verletzung, namentlich ohne gegen 
den 8 254 BGB. oder den $ 286 BPO. zu verftoßen, 
ſchließt das OLG. ferner ein mitwirkendes Verſchulden 
des Klägers aus. Die Erklärung des Klägers: er 
wiſſe nicht, ob in dem Augenblicke, als er mit der 
linken Hand die Stange faßte, um abzuſteigen, und 
der Schaffner die Lichter auslöſchte, der Wagen ſchon 
geſtanden oder das Rad noch eine halbe Umdrehung 
gemacht habe, hat im Berufungsurteile eine durchaus 
genügende und zuläſſige Würdigung erfahren. Sie 
nötigte insbeſondere nicht zu dem Schluß, daß der 
Kläger vom fahrenden Wagen abgeſtiegen iſt. Das 
OLG. konnte mit Rückſicht auf die Lage, in der fi 
der Kläger gleich nach dem Unfall befunden hat, es 
vielmehr ſogar für ausgeſchloſſen erachten, daß der 
Kläger auch nur den Verſuch gemacht hat, von dem 
noch in der Fahrt befindlichen Wagen abzuſpringen. 
Das Gericht bewegt ſich dabei ganz im Rahmen der 
ihm nach dem $ 286 ZPO. zuſtehenden freien Tatſachen⸗ 
würdigung, die auch nicht erkennen läßt, daß unberück⸗ 
ſichtigt geblieben iſt, daß nur ein kurz vor dem Halten 
gemachter Verſuch abzuſpringen in Frage ſteht. Vollends 
lätzt ſich eine Geſetzesverletzung nicht daraus hernehmen, 
daß das Berufungsgericht nicht aus der Tatſache des 
Unfalls allein darauf geſchloſſen hat, daß der Kläger 
unter Außerachtlaſſen der gebotenen Vorſicht ausge⸗ 
ſtiegen iſt oder hat ausſteigen wollen, daß er ſich hier⸗ 
bei namentlich nicht am Handgriff feſtgehalten hat. 
(Urt. des VI. BS. vom 30. Auguft 1909, VI 371/09). 
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Der Juhaber einer i kaun I Unfälle 
haftbar fein, die fih infolge eines mangelhaften Bu- 
gangs ereignen, auch wenn die Unterhaltungspflicht 
einem anderen obliegt. Aus den Gründen: Mit 
Recht macht das OLG. den Beklagten als Inhaber 
der Dienſtwohnung kraft ſeiner tatſächlichen Befugnis, 
über die Wohnung, die Art und den Umfang des 
Verkehrs dahin zu verfügen, dafür verantwortlich, 
daß Beſucher, die von jener Erlaubnis Gebrauch 

machten, nicht durch eine verkehrsgefährliche Abnutzung 
des Pflaſters zu Schaden kamen. Es iſt daher ohne 
Belang, wenn, wie die Reviſion geltend macht, nicht 
der Beklagte, ſondern die unterhaltungspflichtige Ge⸗ 
meinde das ſchadhafte Pflaſter vor der Hintertür aus⸗ 
beſſern zu laſſen hatte. In dieſem Fall war es eben 
Aufgabe des Beklagten, die Gemeinde zu der Mus- 
beſſerung zu veranlaſſen, falls er ſie nicht felbſt vor⸗ 
behaltlich des Koſtenerſatzes vornehmen wollte, und 
bis zur Herſtellung eines gefahrlofen Zuſtandes die 
Beſucher geeignet zu warnen oder den hinteren Zu⸗ 
gang für Fremde zu ſchließen. (Urt. des VI. ZS. vom 
8. Juli 1909, VI 361/08). 
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VI 


Anwendung des $ 739 ZPO. auf die eng 
des Arreſtes in das eingebrachte Gut der Ehefrau. 
Aus den Gründen: Das OLG. hat auf die Be- 
ſchwerde des Gläubigers den dinglichen Arreſt in das 
Vermögen der Schuldner angeordnet und auf Grund 
dieſes Arreſtbefehls gleichzeitig die angeblichen An⸗ 
ſprüche der Schuldner an Frau W. auf Rückabtretung 
einer Grundſchuld von 1800 M und auf Herausgabe 
des darüber gebildeten Grundſchuldbriefes gepfändet. 
Die Erinnerung des Ehemannes gegen dieſe Pfändung, 
die darauf geſtützt iſt, daß der gepfändete Anſpruch 
auf Rückabtretung der Grundſchuld zum eingebrachten 
Vermögen der Ehefrau gehöre, hat das Os G. durch 
den jetzt angefochtenen Beſchluß als unbegründet zu⸗ 
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rückgewieſen. Die Gründe ſind im weſentlichen zutreffend 
und führen auch zur Zurückweiſung der ſofortigen 
Beſchwer de. Die Annahme des OL G., daß der § 739 
ZPO. auf die Vollziehung des Arreſtes nur unter 
Berückſichtigung der Beſonderheiten des Arreſtver⸗ 
fahrens Anwendung finden könne, 0 80 mit der Be⸗ 
ſtimmung des $ 928 BPO., wonach die Vorſchriften 
über die Zwangsvollſtreckung eu die Vollziehung des 
Arreſtes entſprechende Anwendung finden, durchaus 
im Einklang. Und mit Recht hebt das OLE. in dieſem 
Zuſammenhang hervor, daß der Arreſt und, wie hinzu⸗ 
gefügt werden kann, ſeine Vollziehung nur die Siche⸗ 
rung der künftigen Zwangsvollſtreckung, alſo nicht 
ſchon, wie die Zwangsvollſtreckung, eine Befriedi- 
gung des Gläubigers aus dem Vermögen des Schuld⸗ 
ners bezweckt. Das OLG. verkennt nicht, daß nach 
den Vorſchriſten des BGB., namentlich des § 1412, 
die Vollziehung des Arreſtes in das eingebrachte Ver⸗ 
mögen der Ehefrau nichtsdeſtoweniger davon abhängt, 
daß ihr Ehemann, der Beſchwerdeführer, zu der nach 
der Eingehung der Ehe erklärten i 
nahme es Zuſtimmung erteilt hat. Aber es er- 
achtet dies nicht nur für ohne weiteres glaubhaft, 
mit Rückſicht darauf, daß es ſich um eine Bürgſchaft 
für die Schuld des Ehemannes ſelbſt handelt, ſondern 
es nimmt mit Recht auch an, daß die Zuläſſigkeit der 
Vollziehung des Arreſtes in das eingebrachte Ver⸗ 
mögen auch dem Beſchwerdeführer gegenüber im 
Arreſtbefehl genügend zum Ausdruck gebracht iſt. Es 
kommt in dieſer Beziehung namentlich in Betracht, 
daß in dem gegen beide Eheleute erlaſſenen Arreſt⸗ 
befehl der dingliche Arreſt ſchlechthin in das Ver⸗ 
mögen der Schuldner und damit auch in das einge⸗ 
brachte Gut der Frau angeordnet iſt. Eines beſon⸗ 
deren Ausſpruchs im Arreſtbefehle, daß der Ehemann 
die Vollziehung des Arreſtes in das eingebrachte Gut 
der Ehefrau zu dulden habe, bedurfte es daneben nicht 
und ganz ohne Grund behauptet die Beſchwerde, der 
Arreſtbefehl überlaſſe den Vollſtreckungsbehörden, ins⸗ 
beſondere dem pfändenden Gerichts vollzieher, die 
Prüfung, „ob der Ehemann für die Verbindlichkeit 
der Ehefrau materiell haftet“. (Beſchl. d. V. ZS. vom 
30. Juni 1909, V B 119/09). 
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B. Strafſachen. 
1 


Zum Begriffe des Auſführers i. S. des $ 38 Liturhs.; 
Verantwortlichkeit eines Kurdirektors für die geek: 
widrige Aufführung von Stücken durch die Kurmuſik. 
Aus den Gründen: Wie das Reichsgericht wieder⸗ 
holt ausgeſprochen hat, iſt Aufführer derjenige, deſſen 
Tätigkeitswille auf Veranſtaltung der Vorführung des 
Werkes gerichtet iſt und durch deſſen Tätigkeit das 
Werk zur Vorſtellung gelangt. Daß er das Werk 
perſönlich vorführt, iſt dabei weder erforderlich, 
noch anderſeits genügend. Es begründet an ſich auch 


keinen Unterſchied, ob die Vorführung auf ſeinem 


tätigen Handeln beruht oder ob fie auf eine vors 
ſätzliche Unterlaſſung ihrer Verhinderung zurück⸗ 
zuführen iſt, ſofern er zu dieſer Verhinderung recht⸗ 
lich verpflichtet war und die Erfüllung dieſer Pflicht 
vorſätzlich und in dem Bewußtſein verſäumte, daß 
es zu der Vorführung kommen werde. Aufführer 
iſt danach jedenfalls, wer unter den a AA 
Werken die Auswahl trifft und daraufhin die Vor⸗ 
führung bewirkt oder veranlaßt, an ſich aber 
nicht derjenige, der nur die äußeren Bedingungen 
für Vorführungen Jed, die Wahl der Werke und 
die Beſtimmung über deren Vorführung aber einem 
andern überträgt und überläßt. (RG. 38, 22; ROSE. 
41, 28 ff.; 30, 339; 12, 34). Nach dem Urteilsinhalt 
iſt, was die Perſon des Angeklagten R. betrifft, nichts 
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weiteres als ein Verhältnis der zuletzt bezeichneten 
Art nachgewieſen. Die Strafkammer ſtellt feſt, daß 
R. als Kurdirektor die Konzerte, die L. als Kapell⸗ 
meiſter zu geben hatte, angeordnet habe, daß die 
Konzerte aber — allein — von L. geleitet worden 
ſeien. Es iſt nirgends angedeutet, daß R. ſich eine 
Einwirkung auf die Zuſammenſtellung oder ſonſtige 
Geſtaltung des Programms vorbehalten oder tat⸗ 
ſächlich geübt hat. Vielmehr iſt dend einwandweiſe 
aufgeſtellten Behauptung entſprechend als wahr an⸗ 
genommen, daß er mit L. vereinbart habe, er — L. — 
dürfe nur tantiemefreie Stücke ſpielen. Die Straf- 
kammer geht hiernach offenbar davon aus, daß R. 
als Kurdirektor vertragsmäßig den Angeklagten L. als 
Badekapellmeiſter angenommen und ihm die ſelb⸗ 
ſtändige Aufſtellung des Programms übertragen, in⸗ 
ſoweit aber die Verpflichtung auferlegt habe, keine 
tantièmepflichtigen Stücke zu ſpielen. Auf dieſer Grund- 
lage war — ohne Hinzutritt ſonſtiger Tatumſtände — 
nicht zu der Annahme zu gelangen, daß auch R. als 
Aufführer der von L. geſpielten Muſikſtücke anzuſehen 
I: Dieſe Eigenſchaft ließ ſich iusbeſondere auch nicht 

araus herleiten, daß er als Direktor des Gewerbe⸗ 
betriebs der Badeverwaltung für die Geſetzmäßigkeit 
des Betriebs einzuſtehen habe und verpflichtet ſei, die 
ihm unterſtellten Perſonen eintretendenfalls an der 
Vornahme ſolcher rechtswidriger Handlungen zu hin⸗ 
dern, die an ſich in dieſen Gewerbebetrieb fallen. 
Denn die bloß denkbare Möglichkeit, daß ein 
Angeſtellter innerhalb des ihm zugewieſenen Geſchäfts⸗ 
kreiſes rechtswidrige Handlungen begehen könnte, 
bildet für den Oberleiter eines Gewerbebetriebs noch 
kein rechtliches Hindernis, dem Anzuſtellenden oder 
Angeſtellten einen beſtimmten Geſchäftskreis zur ſelb⸗ 
ſtändigen Verwaltung zu überweiſen. So wenig wie 
daher der Angeklagte R. nur wegen des Be⸗ 
ſtehens einer ſolchen Möglichkeit rechtlich gehindert 
war, dem L. die ſelbſtändige Leitung der Badekonzerte, 
einſchließlich der ſelbſtändigen Auswahl der jedesmal 
vorzuführenden Muſikſtücke, zu übertragen, ſo wenig 
war er verpflichtet, nur um jener Möglichkeit willen 
ſeinerſeits in jedem einzelnen Falle die Geſetz⸗ 
mäßigkeit der Programme zu prüfen und die Aus⸗ 
ſcheidung tantièmepflichtiger Stücke herbeizuführen, — 
mochte er ſich der bezeichneten Möglichkeit ſelbſt be⸗ 
wußt geweſen und geblieben ſein. Anders läge die 
Sache erſt, wenn es ſich um tatſächlich in gewiſſer 
Weiſe beſtimmte und beſtimmbare — konkrete — Mög- 
lichkeiten, d. h. darum handelte, daß der Kurdirektor 
von dem Vorhaben oder der Tatſache des Aufführens 
tantiemepflichtiger Muſikſtücke Kenntnis erhielt. Da 
der Kapellmeiſter auch der Badeverwaltung gegenüber 
keinesfalls das Recht auf — geſetzwidrige — Auf⸗ 
führung ſolcher Mufifftüde hat, würde hieraus für 
den Kurdirektor als Oberleiter der Badeverwaltung 
allerdings die Pflicht entſtehen, der Wiederholung 
ſolcher Pflichtwidrigkeiten entgegenzuwirken und ſie 
tunlichſt zu verhindern. Inſoweit würde mithin ein 
Mahnſchreiben der Verletzten, wie es im Urteil er⸗ 
wähnt wird, auch dem Angeklagten R. gegenüber Er⸗ 
heblichkeit gewinnen können. Die Strafkammer geht 
indes zu weit, wenn ſie aus dem gedachten Mahn⸗ 
ſchreiben in Verbindung mit der Tatſache, daß eine 
geſetzwidrige Aufführung von Stücken ſtattgefunden 
hatte, für R. ohne weiteres die Verpflichtung herleiten 
will, nunmehr, und zwar erſichtlich fortlaufend, 
ſeinerſeits zu der ſelbſtändigen Prüfung der Einzel⸗ 
programme auf ihre Geſetzmäßigkeit zu ſchreiten, un⸗ 
geachtet der vertragsmäßigen Uebertragung dieſer 
Obliegenheit auf den Kapellmeiſter felbſt die Auswahl 
zu treffen und die vorzuführenden Stücke zu beſtimmen. 
So wenig wie dem Kurdirektor angeſonnen werden 
kann, daß er bei eintretender Pflichtwidrigkeit irgend 
eines, gleichviel welches Angeſtellten — zur Ber- 
hinderung künftiger Pflichtwidrigkeiten — deſſen 
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Dienſtobliegenheiten perſönlich übernimmt, ſo wenig 
kann ihm ohne weiteres die unmittelbare Ueber⸗ 
nahme der in Rede ſtehenden Tätigkeit als eines 
Teiles der Obliegenheiten des pflichtwidrig handeln⸗ 
den Kapellmeiſters zugemutet werden. Es kann ſich 
nur darum handeln, daß er, zumal in Beachtung des 
Mahnſchreibens, in einer ſeiner Stellung als Ober⸗ 
leiter der Verwaltung entſprechenden Weiſe über⸗ 
haupt Vorkehrungen trifft, um eine Fortſetzung der 
Pflichtwidrigkeiten möglichſt zu hindern. Er wird 
alfo den pflichtwidrig handelnden Kapellmeiſter auf 
die beſtehende Vertragspflicht hinzuweiſen und ihm 
das Spielen tantiömepflichtiger Stücke nachdrücklich 
zu verbieten, ihn gegebenenfalls auch in den Stand 
zu ſetzen haben, daß er dieſen Pflichten, ſo weit wie 
möglich, ohne Schwierigkeit und ſicher nachkommen 
kann. Welche Maßnahmen und Anordnungen ſonſt 
noch etwa als zweckdienlich in Frage kommen und 
dem Kurdirektor zugemutet werden konnten, läßt ſich 
nur tatſächlich nach der Lage des Einzelfalles beur⸗ 
teilen. (Urteil des V. StS. vom 18. Juni 1909, 5 D 
860 50. l E. 
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II 


Wer als geſetzlicher Vertreter des Angeklagten 
Neviſion eingelegt hat, kann fie nach Verluſt dieſer 
Eigenſchaft nicht mehr rechtswirkſam begründen. Der 
am 28. November 1887 geborene Angeklagte hatte die 
Friſt des § 381 StPO. verſtreichen laffen, ohne eine 
Erklärung über Einlegung der Reviſion oder Verzicht 
darauf abzugeben. Reviſion war dagegen von ſeinem 
Vater als geſetzlichen Vertreter rechtzeitig eingelegt 
und demnächst in einer bei Gericht am 12. Dezember 
1908 eingegangenen Schrift, an ſich innerhalb der 
Friſt des 8 385 Abſ. 1 StPO., formgerecht begründet 
worden. Gemäß S$ 2 und 187 Abſ. 2 BGB. in Ver- 
bindung mit Art. 4 EG. BGB. war der Angeklagte 
mit Ablauf des 27. November 1908 volljährig ge⸗ 
worden (vgl. RG. StS. 35, 37), und die elterliche 
Gewalt damit nach 8 1626 BGB. in Verbindung mit 
Art. 203 EG. BGB. erloſchen. Es entſteht deshalb 
die Frage, ob die vom Vater des Angeklagten als 
geſetzlichem Vertreter eingereichte Reviſionsbegründung 
noch Rechtswirkſamkeit beanſpruchen kann, obwohl ſie 
bei Gericht in einem Zeitpunkt einging, in dem eine 
geſetzliche Vertretung im Sinne des bürgerlichen Rechtes 
nicht mehr beſtand. Die Verneinung der Frage war 
geboten. Das RG. hat zwar in ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung ausgeführt, daß den in § 340 StPO. ge- 
nannten Perſonen ein ſelbſtändiges, von den Erklä⸗ 
rungen des Angeklagten unabhängiges, eigenes Rechts⸗ 
mittel zuſtehe, daß es ſich alſo, wenn ſie von den zu⸗ 
ſtändigen Rechtsmitteln Gebrauch machen, nicht um 
das Rechtsmittel des Angeklagten handle (RG. StS. 
5, 50; 21, 335). Allein nirgends iſt angedeutet, daß 
ſie es für ihre Perſon, losgelöſt von den ihnen 
durch das Geſetz mit bezug auf die Angeklagten ge⸗ 
gebenen Vertretungsbefugniſſen haben ſollen. Viel⸗ 
mehr kann es keinem Zweifel unterliegen, daß es 
ihnen nur in ihrer Eigenſchaft als geſetzliche Ver⸗ 
treter (Ehemann) gegeben ift. Der in der Strafprozeß⸗ 
ordnung nicht näher beſtimmte Begriff des geſetzlichen 
Vertreters muß aber aus dem bürgerlichen Recht ent⸗ 
nommen werden. Denn die Entſtehungsgeſchichte der 
Strafprozeßordnung ergibt klar, daß der Geſetzgeber 
unter einem geſetzlichen Vertreter auch i. S. der 
Strafprozeßordnung nur den durch die Vorſchriften 
des bürgerlichen Rechtes feſtgelegten Begriff verſtanden 
wiſſen wollte. Demgemäß müſſen auch deffen Bor- 
ſchriften über Beginn und Beendigung der geſetzlichen 
Vertretung maßgebend bleiben. Daraus folgt mit 
zwingender Notwendigkeit, daß der geſetzliche Vertreter 


1) Vgl. auch RGSt. 33, 4; 81, 217—219. 
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von dem Rechtsmittel in dem Augenblick nicht mehr 
Gebrauch machen darf, in dem er aufgehört hat, ge⸗ 
ſetzlicher Vertreter zu ſein. Daß der vom geſetzlichen 
Vertreter des Angeklagten mit Einlegung und Be⸗ 
gründung eines Rechtsmittels beauftragte Rechts⸗ 
anwalt die gemäß 8 340 StPO. rechtzeitig eingelegte 
Reviſion nach dem Tode des geſetzlichen Vertreters 
nicht mehr für dieſen begründen darf, wird rechtlich 
nicht in Zweifel gezogen werden können. Dasſelbe 
muß aber gelten für den Fall, daß der geſetzliche 
Vertreter aus Rechtsgründen zu exiſtieren aufgehört 
hat. Der Vater iſt zwar nach Beendigung feiner 
elterlichen Gewalt zur Fortführung der mit der Sorge 
für die Perſon und das Vermögen des Kindes ver- 
bundenen Geſchäfte noch befugt, aber nur bis er von 
der Beendigung Kenntnis erlangt oder ſie kennen 
muß ($ 1682 BGB.), ae nicht bis zur vollftändigen 
Erledigung der Geſchäfte. Dasſelbe gilt entſprechend 
für den Vormund ($ 1893 BGB.). Das Geſetz gibt 
in keiner Beſtimmung auch nur den geringſten Anhalt 
für die Annahme, daß auf dem Gebiete des Straf- 
prozeſſes eine andere Beurteilung Platz greifen könnte. 
Es hätte aber in dieſer Beziehung einer ausdrücklichen 
Beſtimmung bedurft, wenn im Widerſpruch mit allen 
ſonſtigen Rechtsgrundſätzen der geſetzliche Vertreter 
auch noch über den Zeitpunkt hinaus, in dem ſeine 
Vertretungsmacht im allgemeinen endigte, befugt ſein 
ſollte, ein Rechtsmittel zugunſten ſeines früheren 
Pflegebefohlenen zu betreiben. Zu einer anderen Auf⸗ 
faſſung könnte man nur gelangen, wenn man der 
zweifellos unrichtigen Anſicht wäre, das Rechtsmittel 
ſtünde dem geſetzlichen Vertreter nur als Menſch, 
nicht in ſeiner Eigenſchaft als geſetzlicher Vertreter zu. 
Wollte man wirklich jenes annehmen und der Meinung 
ſein, derjenige Menſch, der ein Rechtsmittel recht⸗ 
mäßig eingelegt habe, müſſe es auch begründen 
können, dann müßte dieſes auch für die Fälle gelten, 
in denen dem Vater die Ausübung der elterlichen 
Gewalt unterfagt ($ 1678, $ 1680, 8 1666 BGB.), 
oder der Vormund feines Amtes enthoben iſt (§8 1885 ff.). 
Ein derartiges Ergebnis iſt abzulehnen. Es kann 
unter keinen Umſtänden anerkannt werden, daß Der- 
jenige, der für unwürdig gehalten worden iſt, die 
Befugniſſe des geſetzlichen Vertreters auszuüben, noch 
berechtigt ſein ſollte, für ſeinen früheren Pflege⸗ 
befohlenen ein Rechtsmittel weiter zu betreiben. Wo 
wäre ferner die Grenze zu ziehen? Die hier als un⸗ 
richtig bezeichnete Anſicht nötigte zu dem Schluß, daß 
es zur Legitimation für die Einlegung und Be⸗ 
gründung des Rechtsmittels genügte, wenn der ge- 
ſetzliche Vertreter wenigſtens noch im Augenblick der 
Verkündung des Urteils dieſe Stellung bekleidete. Die 
vom Oberreichsanwalt für die gegenteilige Auffaſſung 
geltend gemachten Billigkeitsrückſichten können eine 
entſcheidende Bedeutung nicht beanſpruchen. Es iſt 
allerdings denkbar, daß der Angeklagte perſönlich des⸗ 
wegen davon abſehen kann, von dem Rechts⸗ 
mittel Gebrauch zu machen, weil ſein geſetzlicher 
Vertreter für feine Perſon es gemäß § 340 StPO. 
bereits eingelegt hat. Allein die Regel bildet un⸗ 
zweifelhaft, daß ſich der geſetzliche Vertreter mit dem 
Angeklagten über die Ausſichten eines Rechtsmittels 
beſpricht. Dann muß eben die herannahende Voll⸗ 
jährigkeit des Angeklagten ins Auge gefaßt, und es 
müſſen daraufhin die zweckentſprechenden Maßnahmen 
ergriffen werden: Der Angeklagte wird niemals mit 
der Behauptung gehört, er habe ſich auf die Zuſage 
ſeines geſetzlichen Vertreters verlaſſen, von dem 
Rechtsmittel Gebrauch zu machen, und es dürfe ihm 
jetzt nicht zum Nachteil gereichen, daß dieſer geſtorben 
ſei oder die Friſten für das Rechtsmittel verſäumt 
habe. Es wäre ferner umgekehrt im höchſten Maße 
unbillig, daß ein volljähriger Angeklagter gegen ſeinen 
Willen ſich gefallen laſſen müßte, daß ſein früherer 
gefetzlicher Vertreter eine Strafſache hinzieht und ihn 


unter Umſtänden mit erheblichen Koſten belaſtet, die 
gänzlich zwecklos aufgewendet ſind, wenn z. B. der 
Angeklagte zwar ſchuldig iſt, die erſte verurteilende 
Entſcheidung aber aus formellen Gründen vom 
Reviſionsgericht aufgehoben werden muß. Dazu tritt, 
daß unter dem „Gebrauch machen“ i. S. des 8 340 
StPO. die Summe aller derjenigen Handlungen ver: 
ſtanden werden muß, die erforderlich ſind, um dem 
für das Rechtsmittel zuſtändigen Gericht die Ent⸗ 


ſcheidung zu ermöglichen. Inſoweit dazu mehrere ge⸗ 


hören, müſſen ſie ſämtlich vorgenommen ſein. Der⸗ 
jenige, der nur die erſte Erklärung abgibt, macht von 
dem Rechtsmittel i. S. der Strafprozeßordnung nicht 
Gebrauch. Demgemäß konnte im vorliegenden Falle 
die Reviſionsbegründung als rechtswirkſam nicht an⸗ 
geſehen werden. (Beſchl. d. V. Strafſenats vom 11. Mai 
1909, 5 D 73/09). E. 
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III. 


Voransſetzungen einer Freiſprechung wegen rechts⸗ 
kräftig entſchiedener Sache. — Idealkonkurrenz oder 
Nealkonkurrenz bei Begehung einer ſtrafbaren Handlung 
in einem Zuſtande, der ein Dauerdelikt enthält? Der 
StA. hat das Urteil angefochten, weil die Straf⸗ 
kammer den Angeklagten unter Verletzung der Grund⸗ 
ſätze über die rechtskräftig entſchiedene Sache von der 
Anklage der Bedrohung i. S. des § 241 StGB. frei- 
geſprochen habe. Die Reviſion ift begründet. Der 
Angeklagte iſt durch rechtskräftiges Urteil wegen 
Uebertretung der 88 2, 7 der Regierungspolizei⸗ 
verordnung vom 20. Juni 1899 verurteilt worden, 
weil er am 17. September 1908 bei Gelegenheit des 
Streites mit dem Zeugen R. einen Revolver mit ſich 
geführt hat, ohne hierzu die polizeiliche Erlaubnis 
zu beſitzen. Demgegenüber iſt die Freiſprechung von 
der Anklage der Bedrohung in dem angefochtenen 
Urteile damit begründet, daß dieſe Uebertretung in 
Tateinheit mit der Bedrohung begangen ſei, und 
die Annahme der Tateinheit wird wiederum nur 
darauf geſtützt, daß der Angeklagte die Bedrohung 
mit eben dem Revolver verübt habe, den er. verbots⸗ 
widrig bei ſich trug. Dieſe Begründung reicht zum 
Nachweiſe, daß beide ſtrafbaren Handlungen im Sinne 
des § 73 StGB. einheitlich zuſammengetroffen feien, 
nicht aus. Die bloße Gleichzeitigkeit der Verletzung 
zweier Strafgeſetze bedingt nicht mit rechtlicher Not⸗ 


wendigkeit eine Handlungseinheit im Sinne dieſer 


Geſetzesvorſchrift. Rechtlich war es für das Vergehen 
der Bedrohung gleichgültig, ob der Angeklagte einen 
Waffenſchein, der ihn zum Mitſichführen des zur Tat 
benutzten Revolvers berechtigte, erwirkt hatte oder 
nicht. Andererſeits lag das ſtrafbare des Zuſtandes, 
in den er ſich durch das Tragen des Revolvers ver⸗ 
ſetzt hatte, ausſchließlich darin, daß ihm dazu die 
polizeiliche Erlaubnis fehlte, und die Strafbarkeit 
dieſes Verhaltens auf Grund der zum Zwecke der 
allgemeinen öffentlichen Sicherheit erlaſſenen Polizei⸗ 
verordnung war wiederum unabhängig davon, ob 
der Angeklagte den Revolver zu einer Bedrohung be⸗ 
nutzte. Zwar würde einer uhr beider 
ſtrafbaren Handlungen zu einer Tateinheit dann kein 
rechtliches Bedenken entgegenſtehen, wenn der An⸗ 
geklagte den Revolver bereits zu dem Zwecke und in 
der Abſicht, den R. damit zu bedrohen, zu ſich geſteckt 
hätte. Allein dafür fehlt es in dem Urteil an jedem 
Anhalt. Eine hierauf bezügliche Feſtſtellung würde 
nach Lage der Verhältniſſe auch gar nicht mehr mit 
dem rechtlichen Erfolge getroffen werden können, daß 
ſich daraus die Tateinheit beider ſtrafbaren Handlungen 
ergäbe. Denn über die Frage, ob und inwieweit nach 
den Grundſätzen der rechtskräftig entſchiedenen Sache 
die frühere Verurteilung einer ſpäteren entgegenſteht, 
entſcheidet der rechtskräftig feſtſtehende Inhalt der 
älteren Verurteilung. Das ſchöffengerichtliche Urteil 
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enthält aber nichts von einer beſonderen Abſicht, in 
der der Angeklagte den Revolver bei ſich getragen 
habe, beſtraft ihn vielmehr ausſchließlich um dieſer 
durch keine polizeiliche Erlaubnis gerechtfertigten Tat⸗ 
ſache willen. Der Umſtand allein, daß ſich jemand 
in einem Zuſtande befindet, der ein Dauerdelikt dar- 
ſtellt, rechtfertigt noch nicht die Zuſammenfaſſung dieſes 
Delikts und einer ſtrafbaren Handlung, die zuſolge 
beſonderen Entſchluſſes während jenes Zuſtandes aus⸗ 
geführt wird, zu einer rechtlichen Einheit. Hiernach 
iſt die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, daß die dem 
Angeklagten zur Laſt gelegte Bedrohung gegenüber 
der durch das ſchöffengerichtliche Urteil feſtgeſtellten 
Uebertretung als durch eine nach § 74 StGB. ferb- 
ſtändige Handlung begangen anzuſehen iſt. Alsdann 
durfte die angefochtene Freiſprechung nicht erfolgen. 
(Urteil des V. Strafſenats vom 21. Mai 1909, 5 D 
289/09). E. 
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Oberſtes Landesgericht. 


A. Zivilſachen. 
1 


Wann hat das Grundbuchamt von der nach den 
§§ 172, 174 DAG BAe. angeordneten Bildung von 
Sternplanuummern abzuſehen? Der Baumeiſter Georg 
D. und der Architekt Michael D. in M. haben von 
den Beſtandteilen ihrer Anweſen Haus⸗Nr. 1 und 3 
an der M.⸗Straße und Haus⸗Nr. 10 an der E.⸗Straße 
in M. acht Grundſtücke an die Stadtgemeinde M. zur 
Durchführung und zur Erweiterung von Straßen ab⸗ 
getreten. Die Grenzlinien einiger dieſer Grundſtücke, 
die teilweiſe durch Vermeſſung erft neugebildet worden 
ſind, durchſchneiden zu den Anweſen gehörende Ge⸗ 
bäude. In dem Vertrag iſt beſtimmt, daß die auf 
den abgetretenen Flächen ſtehenden Gebäudeteile den 
bisherigen Eigentümern verbleiben und bis zur Aus⸗ 
führung von Neubauten ſtehen bleiben dürfen. Der 
Uebergang des Eigentums an den abgetretenen Flächen 
iſt in das Grundbuch eingetragen worden. Der mit 
Hypotheken und anderen Rechten Dritter belaſtete 
D. ſche Reſtbeſitz ift im Grundbuche vorgetragen, ohne 
daß Sternplannummern gebildet wären, beiſpielsweiſe 
in folgender Faſſung: „Pl.⸗Nr. 38 Teil des Wohn⸗ 
hauſes Nr. 3 der M.⸗Straße, dann Waſchhaus und 
Hofraum (der andere Teil des Wohnhauſes 
befindet ſich auf derder Stadtgemeinde M. 
gehörigen Pl.⸗Nr. 38 ½) zu 0,017 ha.“ In Ueber- 
einſtimmung mit den Eintragungen im Grundbuch iſt 
auch die Umſchreibung im Grundſteuerkataſter erfolgt. 
Georg und Michael D. haben ihren Grundbeſitz in dem 
Meſſungsverzeichnis Nr. 524/1908 zum Zwecke der Ab⸗ 
teilung in Bauplätze neu vermeſſen laſſen; auch hierbei 
wurden Sternplannummern nicht gebildet. Als dann 
beim Grundbuchamt Antrag geſtellt wurde, wonach 
dieſe Vermeſſung ins Grundbuch eingetragen werden, 
jedes Grundſtück ein eigenes Buchblatt erhalten und 
die auf dem Grundbeſitz laſtenden Hypotheken mit 
Rückſicht hierauf neu verteilt werden ſollten, lehnte das 
Grundbuchamt den Vollzug ab, weil wegen der auf 
fremden Grundflächen ſtehenden Teile der Anweſen 
Haus-Nr. 1 und 3 an der M.⸗Straße und Haus-Nr. 10 
an der E.⸗Straße Sternplannummern gebildet werden 
müßten. Das Landgericht M. hat die hiegegen von 
Georg D. eingelegte Beſchwerde als unbegründet 
zurückgewieſen. Auf die weitere Beſchwerde des Georg 
D. hat das Oberſte Landesgericht die Entſcheidungen 
der Vorinſtanzen aufgehoben und das Grundbuchamt 
angewieſen, anderweit zu verfügen. 

Gründe: Die Bildung von Sternplan⸗ 
nummern für die Grundflächen der teils auf 
dem D.ſchen Grundbeſitze teils auf Grundſtücken 
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der Stadtgemeinde ſtehenden Bauwerke würde nach 
8 174 der Dienſtanweiſung für die Grundbuchämter 
und Ziff. 5 Abſ. 2 der Bekanntmachung des Staats- 
miniſteriums der Finanzen vom 4. Dezember 1902 
(JMBl. 1903 S. 2 ff.) die Zuſammenfaſſung der ein⸗ 
heitlich überbauten Flächen unter einer mit einem 
Sterne zu bezeichnenden Plannummer erfordern, ſie 
würde alſo Aenderungen der Bezeichnung der die 
Plannummern führenden Grundſtücke der Stadt⸗ 
gemeinde mit ih) bringen. Dieſe Grundſtücke find feit 
mehr als einem Jahre im Grundbuch und im Grund⸗ 
ſteuerkataſter mit ihren dermaligen Plannummern be- 
zeichnet, die Meſſung Nr. 524/1908 hat iH an dieſen 
Zuſtand angeſchloſſen und demgemäß von der Bildung 
von Sternplannummern abgeſehen. Die Bezeichnung 
mit Sternplannummern würde im vorliegenden Falle 
nur für Steuerzwecke in Frage kommen, für die 
in das Grundbuch einzutragenden Rechtsverhältniſſe 
iſt die einheitliche Ueberbauung D.ſcher und gemeind⸗ 
licher Grundflächen ohne Belang. Die Steuerbehörde 
hat aber die Bildung von Sternplannummern nicht 
veranlaßt, offenbar deswegen, weil die über die 
Grenzen des D.ſchen Grundbeſitzes hinaus ragenden 
Bauwerke zu demnächſtigem Abbruche beſtimmt ſind. 
Bei dieſer Sachlage iſt es nicht Aufgabe des Grund⸗ 
buchamts, bei den jetzt beantragten Eintragungen auf 
nachträglicher Bildung von Sternplannummern zu 
beſtehen. Die in der Bekanntmachung vom 4. De⸗ 
zember 1902 getroffene Anordnung iſt nicht in dem 
Sinne gemeint, daß eine Sternplannummer auch dann 
gebildet werden müſſe, wenn das teilweiſe auf fremdem 
Grunde ſtehende Bauwerk nur noch kurze Zeit einſt⸗ 
weilen ſtehen bleiben ſoll, die Bildung der Sternplan⸗ 
nummer, die bei dem demnächſtigen Abbruche des 
Bauwerkes wieder beſeitigt werden müßte, daher zu 
einer nutzloſen Vermehrung der Meſſungen und der 
Eintragungen im Sachregiſter, im Grundbuch und im 
Grundſteuerkataſter führen würde (zu vgl. Ziff. 3 
Abſ. 1, 3 der Bekanntmachung, wo die Bezeichnung 
gemeinſchaftlicher Grundſtücke mit einer Sternplan⸗ 
nummer von dem vorausſichtlich dauernden Be⸗ 
ſtande des Gemeinſchaftsverhältniſſes abhängig iſt). 
(Beſchluß des Ferienzivilſenats vom 6. September 1909, 
Reg. III 62/1909). W. 
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II. 


„Darf das Landgericht auf eine Beſchwerde in 
einer Gebührenſache die einſtweilige Einſtellung der von 
der Finanzbehörde verfügten Vollſtreckung der Gebühren⸗ 
nachholung anordnen? (FGG. § 24 Abſ. 3; Geb. 
Art. 46—50). Zu Urkunde des Notariats V. ſchloß 
Friedrich D. in K. mit feinen drei Stiefföhnen einen 
Erbverzichtsvertrag. Der Notar ſetzte für die Urkunde 
eine Gebühr von 12 M an. Die Regierung, Kammer 
der Finanzen, ordnete die Nachforderung von 132 M 
an. Dagegen legte Friedrich D. Beſchwerde ein; dabei 
beantragte er auch, die Einſtellung des von der Finanz⸗ 
behörde eingeleiteten Vollſtreckungsverfahrens anzu⸗ 
ordnen. Das Landgericht S. beſchloß, die Beſchwerde⸗ 
ſchrift der Regierungsfinanzkammer zur Aeußerung 
über die Beſchwerde mitzuteilen, und ordnete an, daß 
die Vollziehung der Regierungsentſchließung bis zur 
Entſcheidung über die Beſchwerde ausgeſetzt werde. 
Auf Beſchwerde der Regierungsfinanzkammer iſt vom 
Oberſten Landesgericht dieſe Anordnung des Land⸗ 
gerichts aufgehoben worden. 

Gründe: Die weitere Beſchwerde iſt zuläſſig, denn 
auch die Anordnung, daß die Zwangsvollſtreckung einge⸗ 
ſtellt werde, iſt eine Entſcheidung des Beſchwerdegerichts 
i. S. des Art. 49 Geb. Der Beſchwerde muß auch 
Folge gegeben werden. Das Landgericht hat die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung auf den Art. 129 AG BGB. 
und auf den § 24 Abſ. 3 JGG. geſtützt. Es hat da- 
durch dieſe Vorſchriften unrichtig angewendet, denn 
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der in dem Verfahren nach den Art. 46 bis 50 Geb®. 
zu entſcheidende Streit darüber, ob der Anſatz oder 
die Nachforderung einer Gebühr gerechtfertigt iſt, iſt, 
wie das Oberſte Landesgericht ſchon oft betont hat, 
nicht eine Angelegenheit der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit. Von den Vorſchriften des FGG. können daher 
nur diejenigen entſprechend angewendet werden, die 
in jenen Vorſchriften des Geb. ausdrücklich für an- 
wendbar erklärt find, wie das in Anſehung des § 22 
im Art. 49 Abſ. 4 und in Anſehung des 8 199 Abſ. 2 
im Art. 46 geſchehen iſt. Eine Vorſchrift, die den 
halt Abſ. 3 für entſprechend anwendbar erklärt, ent- 
ält das GebG. nicht. Nach Art 291 dieſes Geſetzes 
erfolgt die Beitreibung rückſtändiger Gebühren und 
Auslagen des Staates durch die Rentämter im Wege 
des adminiſtrativen Zwangsvollzugs. Die Einſtellung 
dieſes Verfahrens anzuordnen, ſteht den Gerichten 
nicht zu; im Art. 48 Abſ. 4, den das Landgericht nicht 
beachtet hat, iſt überdies ausdrücklich beſtimmt, daß 
die Beſchwerde aufſchiebende Wirkung nicht hat. Die 
Gerichte haben in dem Beſchwerdeverfahren überhaupt 
nur darüber zu nnd ob der Anſatz oder die 
Nachforderung der Gebühr gerechtfertigt oder nicht 
gerechtfertigt iſt. Die Entſcheidung beruht demnach 
auf Verletzung des Geſetzes und muß aufgehoben 
werden. (Beſchl. des II. ZS. vom 2. Auguſt 1909, 
Reg. V 26/09). W. 
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B. Strafſachen. 


Drahtgeflecht. Einfriedung i. S. des 88 der allg. 
Bau⸗Ordg. Der Angeklagte hatte ein an einen Ge⸗ 
meindeverbindungsweg anſtoßendes Grundſtück, auf 
dem ein baupolizeilich genehmigter Neubau errichtet 
worden war, durch einen längs des Weges ohne 
polizeiliche Genehmigung errichteten Zaun abſchließen 
laffen. Eine Vorgartenlinie war nicht feſtgeſetzt. Die 
Umzäunung wurde dadurch bewirkt, daß in Abſtänden 
von 2—4 m Holzſäulen von 15 em Durchmeſſer und 
1,90 m Länge in den Boden gerammt, die 4 m von- 
einander abſtehenden Säulen durch Anbringung ſchräg 
laufender Bretter verſteift, die Säulen nahe am Boden 
durch ein zur Befeſtigung eines Drahtgitters beſtimmtes 
ſchmales Brett verbunden und auf das ſo hergeſtellte 
Holzgerippe ein 2 mm ſtarkes Drahtgitter von 6 em 
Maſchenweite und 1,20 m Höhe aufgenagelt wurde. 
15 em über dem Gitter wurde ein Stacheldraht ange⸗ 
bracht. Das Reviſionsgericht erachtete eine Ein⸗ 
friedung aus Metall im Sinne des § 8 der Bau⸗Ordg. 
als gegeben. 

Aus den Gründen: Unter Einfriedung eines 
Grundſtücks iſt eine Anlage zu verſtehen, die beſtimmt 
iſt, das Grundſtück gegen das Eindringen von Menſchen 
oder Tieren zu ſchützen. Die Einfriedung hat den 
Charakter eines Schutzmittels. Eine Einfriedung i. S. 
des 88 der Bau⸗Ordg. erfordert, daß fie aus Mauer- 
oder geſchloſſenem Holzwerk oder aus Metall beſteht. 
Nach den tatſächlichen Feſtſtellungen beſteht die zum 
Schutze des Grundſtücks errichtete Einfriedung aus 
einem fortlaufenden Gitter aus ſtarkem Drahtgeflecht, 
ſomit aus Metall. Der Umſtand, daß bei der Er⸗ 
richtung dieſer metallenen Einfriedung auch Holzteile 
Verwendung fanden, entzieht der Einfriedung die 
Eigenſchaft einer aus Metall hergeſtellten nicht, denn 
die Holzteile ſind nur verwendet worden, um dem 
Schutzmittel der Einfriedung aus Metall die möglichſte 
Feſtigkeit zu gewähren, der Einfriedung als Stütz⸗ 
mittel zu dienen. Die Auslegung, die von der Vor⸗ 
inſtanz dem Begriff „Einfriedung aus Metall“ gegeben 
wurde, würde der Umgehung der in Rede ſtehenden 
Vorſchrift den weiteſten Raum ſchaffen und damit den 
Zweck der Vorſchrift völlig vereiteln. 


17. April 1909, RR.⸗Nr. 150). 
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Landgericht Nürnberg. 


Wer trägt die auf die Ermittelung der Erben er⸗ 
wachſenen Portoanslagen, wenn alle berufenen Perſonen 
die Erbſchaft ausſchlagen? Gründe: Im Dezember 
1907 ſtarb in N. die ledige Näherin Thereſe B. ohne 
Hinterlaſſung einer letztwilligen Verfügung. Die drei 
voljährigen Geſchwiſter der Erblaſſerin, Maria, 
Katharina und Joſeph B. erklärten zu Protokoll des 
Amtsgerichts N., daß ſie und eine weitere Schweſter, 
die volljährige Näherin Anna B. in W., auf Grund 
Geſetzes zur Erbſchaft berufen ſeien. Zugleich ſchlugen ſie, 
Joſeph B. auch als geſetzlicher Vertreter ſeines minder⸗ 
jährigen Sohnes Johann Anton B., die Erbſchaft aus. 
Hierauf ſchickte das Nachlaßgericht die Akten an das 
Amtsgericht N. zur Vernehmung der Anna B. Dieſe 
ſchloß ſich den Erklärungen ihrer Geſchwiſter an. Das 
Amtsgericht N. entſchied, daß die auf die Vernehmung 
der Anna B. erwachſenen Portoauslagen für die Hin⸗ 
und Rückſendung der Akten und die Ladung der B. 
von den erwähnten Beteiligten nicht zu erſtatten ſeien, 
weil dieſe mit der Erbſchaftsausſchlagung aus der 
Nachlaßſache ausgeſchieden ſeien, und nicht geſagt 
werden könne, daß die gerichtliche Tätigkeit in ihrem 
Intereſſe erfolgt ſei. Die Regierung von Mittelfranken, 
Kammer der Finanzen, erhob gegen dieſen Beſchluß 
Beſchwerde mit dem Antrag, den Anſatz der Porto⸗ 
auslagen zu Laſten der Genannten für gerechtfertigt 
zu erklären. Das LG. hat die Beſchwerde aus 
folgenden Gründen verworfen. Die Vernehmung der 
ſämtlichen Beteiligten, auch der Anna B. iſt auf Grund 
des Art. 3 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1902, betr. das 
Nachlaßweſen, erfolgt, wonach das Nachlaßgericht den 
Erben von Amtswegen zu ermitteln hat. Dieſe Offizial⸗ 
tätigkeit erfolgt gebührenfrei; ſoweit Barauslagen 
entſtehen, wie dies hier aus Anlaß der Vernehmung 
der Anna B. durch das Gericht ihres Wohnortes der 
Fall war, ſind ſie als Nachlaßverbindlichkeiten anzu⸗ 
ſehen, für die nach 8 1967 I BGB. der Erbe aufzu⸗ 
kommen hat. Henle⸗Schneider, ABGB. Anm. 2 zu 
Art. 131, Haberſtumpf⸗Bartelmeß, NachlG. (2.) Bem. 5g 
zu Art. 3. Erbe ift nicht ſchon der zur Erbſchaft Be- 
rufene, ſondern nur derjenige, der wirklich Erbe wird. 
Anna B. iſt nicht Erbin geworden, da ſie die Erb⸗ 
ſchaft in rechtsgültiger Weiſe ausgeſchlagen hat 
(§S§ 1944, 1945 BGB.). Sie hat alfo die in Frage 
ſtehenden Portolaſten ebenſowenig zu tragen wie die 
anderen durch das Nachlaßgericht vernommenen 
Beteiligten, die gleichfalls die Ausſchlagung erklärt 
haben. Hieran wird auch durch den Umſtand nichts 
geändert, daß Anna B. die Gelegenheit ihrer richter⸗ 
lichen Vernehmung benützt hat, um gleichzeitig die 
Ausſchlagungserklärung abzugeben. Denn hierauf ſind 
beſondere Auslagen nicht erwachſen. Die ganzen Koſten 
entſtanden vielmehr auf die amtliche Erbenermittlung: 
ein Erſuchen der Anna B., die Akten zur Abgabe der 
Ausſchlagungserklärung an das Amtsgericht M. zu 
ſenden, lag nicht vor. Es läßt ſich deshalb auch nicht 
ſagen, daß die vorliegende amtliche Verrichtung in der 
Angelegenheit der Anna B. ſtattgefunden, dieſe des⸗ 
halb nach Art. 131 Abſ. 1 Satz 1 AG BGB. die Mus- 
lagen zu zahlen habe. Der angefochtene e ift 
ſomit gerechtfertigt. (Beſchl. der I. Ferienzivilkammer 
vom 7. Auguſt 1909, B. R. 174/09). V. 
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Amira Karl v., Wie ſtudiert man Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft? Ein Vortrag vor der Münchener Frei⸗ 
ſtudentenſchaft. München 1909, Bavaria⸗Verlag. 
Geh. M 0.40. 

Daß die Ausführungen unſeres berühmten Rechts⸗ 
hiſtorikers vieles Geiſtreiche und Beachtenswerte ent⸗ 
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halten würden, war zu erwarten. Dennoch können 
wir einige Bedenken nicht unterdrücken. Schon die 
Einleitung befremdet. Der Student, der die Rechts⸗ 
wiſſenſchaft ſtudieren will „mit dem Erfolg, daß er 
durch die juriſtiſchen Prüfungen kommt und daß er 
nach glücklichem Ueberſtehen dieſer Klippe ein Unter⸗ 


kommen an der Staatskrippe findet,“ wird da ſchlank⸗ 


weg auf eine Linie geſtellt mit den Leuten, die in den 
Hörſälen Diebſtähle begehen (). Folgerecht ſoll ihm 
„Verachtung gewidmet“ werden. Oho! Ich will der 
Examens⸗Büffelei gewiß nicht das Wort reden. Aber 
ich möchte doch auf das gerechtere Urteil verweiſen, 
das Paulſen in ſeiner Geſchichte des gelehrten 
Unterrichtes gefällt hat (2. Aufl. Bd. II S. 394): „Ich 


kann es weder einſichtig noch billig finden, wenn 


man dann, wie es hin und wieder geſchieht, den 
gemeinen Sinn der Studenten ſchilt, der alsbald 
auf das Examen den Blick richte: als ob ſie die 
Prüfungen eingeführt und die Reglements erlaſſen 
hätten, oder als ob ſie nicht die Folgen tragen 
müßten, wenn ſie in der Wahl ihrer Studien und 
wohl auch ihrer Lehrer unvorſichtig wären“. 

Der ſachliche Teil des Vortrags ſtellt die hiſtor⸗ 
iſche und abſtrakt⸗dogmatiſche Betrachtung des Rechts 
in den Vordergrund. Der praktiſchen Rechtsanwendung 
wird als einer „niederen Gattung von Rechtskunde“ 
gedacht, mit deren Uebung man ſich nebenher auch 
befaſſen müſſe. Dieſer Anſchauung, in der ſich das 
Hochgefühl des akademiſchen Lehrers ſehr beſtimmt 
ausprägt, wird man nicht unbedingt beipflichten 
können. Die philoſophiſche und hiſtoriſche Erfaſſung 
des Rechts als einer Kulturerſcheinung iſt gewiß ein 
bedeutſames Stück der juriſtiſchen Ausbildung, aber 
für die Mehrzahl der Studierenden iſt ſie doch nicht 
Selbſtzweck. Und die Rechtsanwendung — ſie verſteht 
ja wohl Amira unter dem Ausdrucke „Subſumtions⸗ 
jurisprudenz“ — iſt nicht ſo ganz einfach; man erlernt 
ſie auch nicht von ſelbſt oder nur ſo nebenher. Wer 
Geſchichte und Theorie der Waffenkunde ſtudiert hat, 
trifft nicht deswegen beim Scheibenſchießen auf den 
erſten Schuß ins Schwarze; der tüchtig ausgebildete 
Rekrut wird ihm da über ſein. Und es iſt doch 
wünſchenswert, daß Soldaten und Richter nicht allzu 
oft danebenſchießen. von der Pfordten. 


J. von Standingerd Kommentar zum Bürgerlichen Ge- 
feßbnh und dem Aus führungsgeſetze her⸗ 
ausgegeben von Dr. Theodor Loewenfeld, Uni⸗ 
verſitätsprofeſſor und Rechtsanwalt in München, 
Philipp Mayring, weil. Kgl. Rat am Oberlandes⸗ 
gericht München, Karl Kober, Kgl. Oberlandes⸗ 
gerichtsrat in München, Dr. Felix Herzfelder, Rechts⸗ 
anwalt und Juſtizrat in München, Dr. Erwin a 
Profeſſor an der Univerſität Freiburg i. B., Dr. Lud⸗ 
wig Kuhlenbeck, vorm. Profeſſor der Rechtswiſſen⸗ 
Theft in Lauſanne, Dr. Theodor Engel mann, Kgl. 
Oberlandesgerichtsrat in München, Joſeph Wagner, 
Rat am Kgl. Oberſten Landesgericht in München. 
5. und 6. neubearbeitete Auflage. 1. Lieferung 
Band III Lieferung I; Sn Sachenrecht (88 854 
bis 873), erläutert von K. Kober. 2. Lieferung 
Band L Lieferung I; Inhalt: Einleitung, Allge⸗ 
meiner Teil (88 1—12), erläutert von Dr. Th. 
Roewenfeld. München und Berlin, J. Schweitzer 
Verlag (Arthur Sellier). Preis: je Mk. 1.80. 


Eben ſind die letzten Lieferungen der 3. und 4. 
Auflage hinausgegangen, da beginnt ſchon die 5. und 
6. neubearbeitete Auflage zu erſcheinen. Ein gewaltiger 
Erfolg! Worauf beruht dieſer Sieg des Staudinger 
über ſeinen großen Rivalen Planck? 

Als von jedem der beiden Kommentare die erſte 
Auflage vorlag, gab ich Planck den Vorzug. Trotz 
mancher Unausgeglichenheiten im einzelnen, ins⸗ 
beſondere vieler Lücken im 7. Abſchnitt des Rechts der 


Schuldverhältniſſe, bot er eine willkommene eingehende 
Darlegung des Willens der Geſetzgeber und des In⸗ 
einandergreifens der einzelnen Beſtimmungen. Einen 
weiteren, wohl den bedeutſamſten Vorſprung ver⸗ 
Ki ihm der Umſtand, daß der erſte, von Planck 
elbſt bearbeitete Band ſchon 1897 erſchien und ge⸗ 
wiſſermaßen Beſchlag auf die Juriſtenwelt legte. Dieſen 
Vorſprung bemühte ſich Staudinger nun von vorn⸗ 
herein durch eine größere Reichhaltigkeit und eine 
chärfere Disponierung einzuholen. So iſt es intereſſant, 
ie Auflagen einmal nach dem Umfang der Bände zu 
vergleichen. Während Plancks Band I noch in der 
zweiten Auflage 1898 291 Seiten zählte, brachte es 
Staudingers Band I in der erſten Auflage (1903) auf 
527 Seiten. Verfolgen wir das Wachſen der Werke 
an den vom Praktiker am meiſten gebrauchten Bänden II 
(Recht der Schuldverhältniſſe) und IV (Familienrecht), 
ſo ergibt ſich folgende Gegenüberſtellung: 


Staudinger: Planck: 
Bd. II. Bd. II. 
1. Aufl. 1901 760 S. 1. u. 2. Aufl. 1900 651 S. 


2. Aufl. 1906 959 S. 
3. u. 4. Aufl. 1908 1551 S. 3. Aufl. 1907 1054 S. 
Bd. IV. 


Bd. IV. 
| 1. u. 2. Aufl. 1901 667 ©. 


ufl. 1899 704 S. 
3. Aufl. 1906 825 S. 


1. A 
2. Aufl. 1905 1227 S. 
3. u. 4. Aufl. 1908 1404 S. 

Außerdem brachte Staudinger ſchon in der 2. Auf⸗ 
lage zu jedem Bande ein umfangreiches, eingehendes 
Sachregiſter, z. B. 2. Auflage Bd. II bis S. 1015, 
Bd. IV bis S. 1284, 3. und 4. Auflage Bd. II bis 
S. 1615 und Bd. IV bis S. 1472, während Planck auch 
in der dritten Auflage noch von einem Regiſter zu den 
einzelnen Bänden abſieht und ſich mit dem Geſamt⸗ 
regiſter, das auch Staudinger hat, begnügt. 

Kein Einſichtiger wird die hohe Bedeutung des 
Planckſchen Kommentars bezweifeln, beruht ſie doch in 
erſter Linie darauf, daß ihr Hauptmitarbeiter Planck 
bei der Schöpfung des BGB. in hervorragender Weiſe 
mitgearbeitet hat: in der 1. Kommiſſion als Redaktor 
des Familienrechts; in der 2. als ſtändiges Mitglied 
und Generalreferent. Wenn wir heute beide Kom⸗ 
mentare vergleichen, ſo zeigt ſich zunächſt eine geo⸗ 
graphiſche Verſchiedenheit: Planck und ſeine Mitarbeiter 
find zum größten Teile norddeutſche Juriſten: die 
unter der Fahne Staudingers verſammelten ſüddeutſche; 
in erſter Linie iſt der Staudinger eines der ſtolzeſten 
Zeugniſſe für den Juriſtenſtand Münchens. Bei beiden 
Kommentaren ſind die Mitarbeiter durch die Bank her⸗ 
vorragende Juriſten. Eine ſchärfere Differenzierung 
tritt jedoch in folgendem hervor: Bei Planck läßt 
die Bearbeitung ein gewiſſes Ueberwiegen des theo⸗ 
retiſchen Momentes erkennen; der Staudinger dagegen 
trägt ſchon von der erſten Auflage an immer deut⸗ 
licher den Stempel der Beſtimmung für die Praxis. 


Dieſe Tatſache hat nun Staudinger in dem aufs 
freudigſte zu begrüßenden Wettlaufe zum Siege ge⸗ 
führt. Darum greift der Praktiker heute zuerſt zum 
Staudinger. Nicht verkennen läßt ſich leider bei Planck 
der jedem Zuſammenarbeiten zu leicht anhaftende Nach⸗ 
teil, Bruchſtellen zu erhalten; die Ueberhäufung ein⸗ 
zelner Mitarbeiter hat vielfach zu einer zu weit gehen⸗ 
den Zerſplitterung der Bearbeitung geführt. So iſt 
die hohe Erwartung, die ſich an die Mitteilung knüpfte, 
daß bei der 3. Auflage für den V. Band der acht 
Kenner des Erbrechts, Strohal, gewonnen ſei, nicht 
wenig enttäuſcht worden: ſtatt der Bearbeitung aus 
einem Guſſe hat Strohal nur einen kleinen Teil fertigen 
können, während das übrige unter mehrere der Mit⸗ 
arbeiter hat aufgeteilt werden müſſen. 

Das Uebergewicht Staudingers für die Praxis be⸗ 
ruht auf der größeren Reichhaltigkeit, auf einem 
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bereitwilligen Eingehen auf die Kaſuiſtik, in der An⸗ 
führung von Judikatur und Literatur, und vor allem 
auf der Planck weit zurücklaſſenden Ueberſichtlichkeit. 
Sat beſteht in einer vom weiteren in immer engere 
Kreiſe hinabſteigenden Gliederung, in ihrer augen⸗ 
fälligen Hervorhebung nicht bloß durch die Ber- 
wendung nach Stärke, Größe, Sperrung uſw. ver- 
ſchiedenen Druckes, ſondern auch durch ein räumliches 
Einrücken. Dieſe Ueberſichtlichkeit erſcheint in der 5. 
und 6. Auflage der Vollendung entgegengeführt; das 
Auge, daß die Seite nur überfliegt, muß geradezu an 
dem Stichwort haften bleiben. So bedeutet die neue 
Auflage, wie ſchon die beiden erſten Lieferungen zeigen, 
nicht ein Ausruhen auf dem errungenen hohen Poſten, 
Ziele. ein raſtloſes Vorwärtsſchreiten zum höchſten 

iele 

Jena. 


Kahn, Dr. Jul., Rechtsanwalt und Syndikus der 
Handelskammer München, Börſengeſetz für das 


22. Juni 1896 
Deutſche Reich vom F. Dial 1908. Erläutert und mit 


J herausgegeben. Zweite, 
völlig neu 8. 8.8. 2 Auflage. , 484 
München, >. H. Beck'ſche Verlagsbuchhand⸗ 
lung. Geb. 
Die 1 9955 wie ihre Vorgängerin ein guter 

Wegweiſer für die Praxis fein, die ſich auf dem Gebiete 

des Börſenweſens nicht immer leicht zurechtfindet. 


Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Notizen. 


Juriſtendeutſch. Anormal oder anomal ?) Wenn 

ich in einer Tageszeitung der Satz findet: „Der Ver⸗ 
brecher mußte wegen ſeiner anormalen geiſtigen 
Veranlagung freigeſprochen werden“, ſo wird man ſich 
nicht wundern. Begegnet man aber dem „anormal“ 
in gerichtlichen Entſcheidungen, gar in Entſcheidungen 
des Reichsgerichts oder des bayeriſchen Oberſten Landes⸗ 
gerichts, ſo gibt das zum Nachdenken Anlaß. Die 
Juriſten rühmen ſich gerne ihrer klaſſiſchen Bildung; 
erſt kürzlich iſt in einer Standeszeitſchrift wieder eine 
Stimme laut geworden, die nachzuweiſen verſuchte, 
daß man kein guter Juriſt werden kann, wenn man 
nicht 9 Jahre lang Lateiniſch und 6 Jahre lang 
Griechiſch ſtudiert hat. Es ſoll hier unerörtert bleiben, 
ob das zutrifft. Aber es iſt doch merkwürdig, daß 
die vielgeprieſenen humaniſtiſchen Studien bei einer 
großen Zahl von Juriſten nicht einmal die Fähigkeit 
zurückgelaſſen haben, Fremdwörter richtig anzuwenden. 
Erinnern ſie ſich nicht, daß ſie auf der Schulbank mit der 
Erlernung der verba „anomala“ geplagt wurden? Dieſes 
griechiſche Fremdwort der lateiniſchen Grammatik 
ſtammt nicht von vouos (das Geſetz), & (geſetzlos). 
Denn das Griechiſche kennt nicht die dem Lateinifchen 
eigentümliche Adjektivbildung auf alis. Es liegt ihm 
vielmehr avwuados (uneben, ungleichmäßig), Gegenſatz 
öuaros (eben, gleichmäßig), zugrunde. Alſo ift ano- 
mal“ eine richtige Bildung; „anormal“ iſt die 
Vermiſchung der griechiſchen verneinenden Vorſilbe 
(d oder čv) mit dem aus dem Lateiniſchen ſtammenden 
„normalis“ (norma = das Richtmaß). Das Lateiniſche 
aber kennt kein verneinendes a; wohl aber kann die 
Präpoſition ab in manchen Zuſammenſetzungen eine 
ähnliche Bedeutung gewinnen. Man kann alſo auch 
ein Fremdwort „abnorm“ bilden (abnormis, abgeleitet 
von norma, wie deformis von forma); es würde bedeuten 
„abweichend von der Richtſchnur“, alſo ungefähr das 
gleiche wie „anomal“. Wenn alfo ein Juriſt ſtatt des 
normalen Abnorm oder Anomal das anomale und 


1) Vgl. auch Wuſtmann, Sprachdummheiten. 4. Aufl. S. 44 


iſt der Verfaſſer jenes Aufſatzes nicht 
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abnorme Anormal gebraucht, ſo beweiſt er damit, daß 
die normale Vorbildung enorm geringe Sprachkennt⸗ 
niſſe bei ihm erzeugt hat. 

— — — 2 Philologen und 1 Juriſt. 


Eine militärrechtliche Seitiiheift wird vom Oktober 
1909 an unter dem Namen „Archiv für Militär- 
recht“ im Verlag J. Bensheimer, Mannheim und 
Leipzig, erſcheinen. Sie will einen Mittelpunkt für die 
bisher zerſplitterten wiſſenſchaftlichen Beſtrebungen 
auf dem Sondergebiete des Militärrechts (einſchl. des 
Militärverwaltungsrechts) ſchaffen. Neben Straf⸗ und 
Strafprozeßrecht, Disziplinarſtrafrecht, Ehrengerichts⸗ 
verfahren ſollen Kriegs⸗ und Völkerrecht, das juriſtiſch⸗ 
pſychiatriſche Grenzgebiet, Statiſtik, Kriminal⸗Politik 
und Reformfragen aller Art, die neuere Rechtſprechung 
und Literatur Beachtung finden. 

Der Herausgeber 5 Zeitſchrift iſt Kriegsgerichts⸗ 
rat Heinrich Dietz (Raſtatt), bekannt durch ſeine mehr⸗ 
jährige ſchriftſtelleriſche Tätigkeit und als Kommentator 
der Disziplinarſtrafordnung; zur ſtändigen Mitarbeit 
ſind namhafte Männer der Wiſſenſchaſt und Praxis 
gewonnen. 


Sprachecke 
des Allgemeinen Teutſchen Sprachvereins. 


Koryphäe. Ein böſes Fremdwort iſt . 
gewöhnlich in der Mehrzahl gebraucht, z. „die 
Koryphäen der Wiſſenſchaft“. Wer die Herkunft 
des Wortes und die Entwickelung ſeiner Bedeutung 
nicht kennt, der hat bei dem Ausdruck nur das dunkle 
Gefühl, es müſſe wohl ſo etwas wie „Häupter, Meiſter“ 
bedeuten. Sein Gefühl leitet ihn richtig. Aber mit 
Recht kann er fragen: „Warum wendet man denn ein 
ſo fremdartiges Wort an, um ſo einfache Begriffe zu 
bezeichnen?“ Es iſt in der Tat überall da überflüffig, 
wo es nn eine ähnliche Bedeutung hat wie ur⸗ 
ſprünglich im Griechiſchen, a. Führer des Chors 
im Drama. Aber nicht genug, daß das Wort faſt 
überall entbehrlich iſt; es hat auch noch ſeine beſon⸗ 
deren Nücken, und zwar nicht nur für Leute, denen 
ihr Bildungsgrad geſtattet, von den „Koniferen“ der 
Wiſſenſchaft zu ſprechen, ſondern auch für hochgebildete 
Leute, die auf jene Koniferen vornehm herabſehen. 
So las man kürzlich in einem Aufſatz über die a 
des Liegens: „deshalb dehnt iH auch „ 
geiſtige oryphäe⸗ nach einem opulenten Diner . 
bequemſten Lehnſtuhl“. Und doch iſt das Wort Kory⸗ 
phäe (griechiſch xogupeios) immer männlichen Ge- 
ſchlechts, und „die Koryphäe“ kann leicht als Vor⸗ 
ſtufe für „die Koniferen“ erſcheinen. Die „geiftige 
Größe“, die ſich nach einem „überreichen Mahle“ 
im bequemſten Lehnſtuhle dehnt, wäre freilich nicht 
ſo gelehrt geweſen, wie die geiſtige „Koryphäe“, die 
das nach einem „opulenten Diner“ tut, aber es wäre 
doch für alle Leſer verſtändlich geweſen. Uebrigens 
er 1 der 
dieſes Fremdwort weiblich gebraucht; ſehr oft kann 
man es hören, und kürzlich ieß es in einer großen 
Zeitung, die es ſonſt in ſprachlichen Dingen ſehr ge⸗ 
nau nimmt, vom Fürſten Bismarck, er fr „Die Korys 
phäe des Kongreſſes“ geweſen. Schreck ich! Der Hüne 
Bismarck, oder wie er in demſelben Aufſatz genannt 
wird, „ber preußiſche Rieſe“ eine Koryphäe, alſo etwa: 
eine Chorführerin! Und es lag doch ſo nahe, zu 
ſagen „die e Erſcheinung“ oder, wenn 
nur die überragende geiſtige Bedeutung bezeichnet 
werden ſollte, „das geiſtige Haupt“. 
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iminalität i im Jahre 1908 gab es 10 830 ei 
Zur Bewegung der Kriminalität in Bayern. m 7 re m 


Von Theodor von der Pfordten. fall“ und 7 her dir Here Sehr verſchieden 

Wenn man die Entwicklung der Kriminalität waren von jeher die Verhältniſſe in den einzelnen 

in Bayern verfolgen will, hat an drei Gruppen Oberlandesgerichtsbezirken: Die Hauptmaſſe der 
geſondert zu betrachten: die Verbrechen und Ver⸗ Verurteilten trifft auf die Pfalz und den Bezirk 


gehen gegen Reichsgeſetze (mit Ausſchfuß der Bor- des Oberlandesgerichts Bamberg (1908: 15 596 
ſchriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben und 15368), dann folgt (ſchon mit ziemlich weitem 
und Gefälle“), die Uebertretungen und die Forſt⸗ Abſtande) Nürnberg (1908: 11779); die Zahlen 
ſtrafſachen. Jede Gruppe weiſt ihre Eigentümlich⸗ von München und Augsburg (2911 und 4007) 
keiten auf. Die Statiſtik der Forſtſtrafſachen fallen demgegenüber kaum ins Gewicht. | 
insbeſondere liefert ganz eigenartige und über- Die Uebertretungen bieten ein weniger gleich⸗ 
raſchende Ergebniſſe; ein Zuſammenhang mit den förmiges Bild. In ſtetigem Wechſel ſteigt die 
Bewegungen in den beiden anderen Gruppen fehlt. Zahl der Verurteilten bald kräftig an, bald ſinkt 
Seit Jahren findet nämlich eine nahezu ununter⸗ ſie wieder. Zufälligkeiten, die ſich der genauen 
brochene Minderung ſtatt; ſeit dem Jahre 1886 Beobachtung entziehen, ſpielen hier eine große 
waren nur fünfmal kleine Rückſchläge zu verzeichnen Rolle; jo kann 3. B. ein geſteigerter Perſonen⸗ 
(1891, 1893, 1900, 1901, 1906). Die Zahl verkehr über die Grenze ein plötzliches Anwachſen 
der Verurteilten betrug im Jahre 1886 noch | der Bettler und Landſtreicher in einzelnen Be⸗ 
128 870, bis zum Jahre 1908 ift fie auf 49661, zirken zur Folge haben. Auch kann der Druck 
alſo um 79 209 oder 61,5 „0 geſunken. Beim der öffentlichen Meinung zeitweiſe ein ſchärferes 
Fortſchreiten in dieſer Richtung würden nach einem Vorgehen der Polizeibehörden gegen gewiſſe Ueber⸗ 
weiteren Jahrzehnt die Forſtſtrafſachen geradezu tretungen (z. B. Schnellfahren) bewirken. 
verſchwinden. Es müſſen verſchiedene Gründe Man kann übrigens im großen und ganzen 
zuſammengewirkt haben, um den Rückgang herbei⸗ auch hier eine Abnahme oder doch einen Still⸗ 
zuführen. Man mag annehmen, daß die Forſt⸗ ſtand der Kriminalität bemerken. Der Höhe⸗ 
polizeibehörden gegenüber geringfügigen Forſt⸗ punkt fiel in die Jahre 1892 und 1893 (279922 
freveln jetzt nachſichtiger find als früher; es darf und 275846 Verurteilte). Dieſe Zahlen find 
aber wohl auch die Hebung der wirtſchaftlichen ſeither nicht mehr erreicht worden; die Zahl 
Verhältniſſe unter die Urſachen gerechnet werden. 260000 wurde nur noch in den Jahren 1894, 
Dafür ſpricht, daß die Rückfälle und der Ge⸗ 1898, 1904 bis 1906 überſchritten. Seit 1906 
iſt wieder eine entſchieden rückläufige Bewegung 
eingetreten (1906: 267110; 1907: 256 209, 
alfo eine Minderung um rund 11 000; 1908: 
250 496, alſo weitere Minderung um etwa 6000). 
Dabei iſt zu berückſichtigen, daß bei der Zunahme 
15 SA m a zen Mehrung 
1) Vergehen gegen dieje Vorſchriſten und Vergehen Der Polizei ichen Straſvorſchri ten eine weitere 
a lndesgeſeßiice Vorſchriten 1 5 ſelten 11 habt halt der Verurteilten⸗Ziffer nichts Auffälliges 
gehabt hätte. 
Nicht ohne Intereſſe iſt es, einige Arten von 
Uebertretungen durch das letzte Jahrzehnt und 
darüber hinaus zu verfolgen. Ruheſtörung und 
Verübung groben Unfugs ſind ſichtlich ſeltener 


wohnheitsfrevel ſehr ſtark abgenommen haben. 
Unter den Verurteilten wurden im Jahre 1886 
noch 34947 Forſtfrevler im „einfachen Rück⸗ 
falle“) gezählt, 262 Forſtfrevler im „ausgezeich⸗ 
neten Rückfall“) und 29 Gewohnheitsfrevler“); 


urteilt und haben keinen Einfluß auf den Stand der 
Kriminalität. 
9 Art. 59 Ziff. 12 des Forſtgeſetzes, Art. 10 Ziff. 5 
des Forſtſtrafgeſetzes für die Pfalz. Re 
5) Art. 101—105 des Forſtgeſetzes, Art. 40 des 
Forſtſtrafgeſetzes für die Pfalz. 
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geworden; von 1898 bis 1901 gab es noch über 
40 000 Verurteilungen, ſeitdem find die Zahlen 
nach und nach bis auf 31112 ihm Jahre 1908 
heruntergegangen. Da es ſich bei den Verfehlungen 
gegen den § 360 Nr. 11 des StGB. zumeiſt um 
Ausſchreitungen handelt, die durch Trunkenheit 
hervorgerufen werden, wäre vielleicht der Schluß 
gerechtfertigt, daß die Arbeit der Alkoholgegner 
nicht ohne Erfolg geblieben iſt. 

Die Beſtrafungen wegen Tierquälerei waren 
von 1888 bis 1892 ziemlich zahlreich (mit Aus⸗ 
nahme von 1891 ſtets über 1600); von 1893 
bis 1896 wurde die Zahl 1500 nicht mehr er⸗ 
reicht; von 1897 an ging es aufwärts bis zu 1694 
im Jahre 1900; 1901 und 1902 kamen Rück⸗ 
ſchläge; 4 Jahren des Steigens (1903 bis 1906) 
folgten dann 2 Jahre des Niedergangs. (1906: 
1685; 1907: 1592; 1908: 1553). Bei der 
Prüfung der Frage, ob Tierquälerei vorlag oder 
nicht, muß ſich der Richter auf das von perſön⸗ 
lichen Empfindungen ſtark beeinflußte Urteil der 
Zuſchauer verlaſſen. Man weiß, wie weit da die 
Anſchauungen oft auseinandergehen. Kein Wunder 
alſo, daß die Statiſtik ſich in Kurven bewegt. 

Die Verfehlungen gegen den § 361 des StGB. 
(Better, Landſtreicherei, Gewerbsunzucht ulm.) find 
im Rückgange begriffen. Daß das Jahr 1908 
eine Steigerung von 35473 auf 42 795 gebracht 
hat, darf nicht irre machen. Denn im Jahre 1881 
wurden noch 96 258 Perſonen (alfo mehr als 
zweimal ſoviel wie 1908) auf Grund der Vor⸗ 
ſchriften des § 361 verurteilt, im Jahre 1891 noch 
60916, 1901 noch 44438. Es iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß in den Grenzbezirken und in den 
Großſtädten die Verhältniſſe ungünſtig liegen; 
am ſchlimmſten ſind ſie im Bezirke des Landge⸗ 
richts Traunſtein, wo ſchon auf 77 Einwohner 
ein Verurteilter trifft, dann folgen München II 
(1:86), Nürnberg (1: 99), Ansbach (1: 101), 
Kempten (1: 118). Weit günſtiger ſteht es in 
der Pfalz, in Ober⸗ und Unterfranken, am beſten 
im Bezirke des Landgerichts Amberg (1: 384). 

Auf ein Drittel ihres Beſtandes ſind ſeit dem 
Jahre 1888 die Fälſchungen von Legitimations⸗ 
papieren zuſammengeſchmolzen (von 2169 auf 686). 
Schärfer ſcheint man dagegen in neuerer Zeit zu⸗ 
zugreifen, wenn es ſich um die „Gefährdung des 
Lebens und der Geſundheit anderer“ handelt ($ 397 
StGB.). Die Zahlen bewegen ſich ſeit 1901 
zwiſchen 6000 und 7500, während vorher das 
6. Taufend nur ausnahmsweiſe überſchritten wurde. 
Der „Bruch der Polizeiſtunde“ ($ 365 StGB.) 
ſoll von der Betrachtung ausgeſchloſſen bleiben, 
damit die Freude der Alkoholgegner über die Mb- 
nahme des groben U fugs nicht beeinträchtigt wird. 
Denn aus der Zunahme in einzelnen Jahren 
könnten ſie auf eine ſtärkere Seßhaftigkeit der 
Trinker, aus der Abnahme in anderen Jahren 
auf allzugroße Langmut der Polizeibehörden 
ſchließen. Die Feuerpolizei ſcheint ihres Amtes 
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früher ſtrenger gewaltet zu haben als jetzt; ſeit 


1908 hat ſie immer weniger als 5000 Verur⸗ 
teilungen erzielt; früher kam fie noch auf 7182 
(1889). Es iſt zu hoffen, daß ſie die Strenge 
nicht mehr ſo nötig hat. 

Verhältnismäßig ſelten ſind die Jagdfrevel 
(§ 368 Nr. 10 und 11 des StGB.); fie halten 
ſich immer unter 300, während das unbefugte 
Fiſchen und Krebſen ($ 370 Nr. 4 des StGB.) 
um das Jahr 1904 einen bedenklichen Umfang 
annahm (1920 Verurteilte gegen 1303 im Jahre 
1894), der ſich allerdings in den folgenden Jahren 
wieder verringerte (1775, 1748, 1624, 1537). 
Die Feldfrevel (§ 368 Nr. 9, § 370 Nr. 1 und 2 
des StGB.) weiſen zwar Schwankungen auf, jedoch 
nur innerhalb eines nicht ſehr weiten Rahmens 
(zwiſchen 5000 und 7000). Aehnlich ſteht es mit 
den Uebertretungen „in bezug auf Maß und Ge⸗ 
wicht“ und mit der Entwendung von Nahrungs: 
mitteln (8 369 Nr. 2 und $ 370 Nr. 5). Sehr 
häufig ſind dieſe beiden Arten nicht (1907: 817 
und 833; 1908: 654 und 808). 

Die Uebertretungen gegen Spezialgeſetze bewegen 
ſich natürlich in aufſteigender Linie; von 1888 
bis 1898 zwiſchen 10 000 bis 15000, von 1898 
bis 1908 zwiſchen 15000 und 19 000. Hier 
macht ſich die Mehrung der Straßfvorſchriſten 
geltend. Auf die Uebertretungen von Vorſchriften 
des Polizeiſtrafgeſetzbuchs, die 1892 mit 81596 
und 1893 mit 81669 auf eine Höhe gelangt 
waren, der ſie ſpäter nicht mehr nahe gekommen 
ſind, (ſeit 1902 bleiben ſie faſt immer unter 70 000), 
werden wir vielleicht in einem anderen Zuſammen⸗ 
hange zurückgreifen. 

Für den wichtigſten Teil der Kriminalität, 
die Verbrechen und Vergehen gegen Reichsgeſetze, 
liegen jetzt die Ergebniſſe des Jahres 1907 ab⸗ 
geſchloſſen vor. Im Vergleiche mit denen des 
Jahres 1906 ſind ſie günſtig; die Zahl der Ver⸗ 
urteilten iſt um 3081 heruntergegangen (von 
69088 auf 66 007), die Zahl der jugendlichen 
Verurteilten im beſonderen um 335 (von 7384 
bis 7049). Damit iſt die Kriminalität wieder 
unter den Stand des Jahres 1899 gelangt (69 001 
Verurteilte, 7173 Jugendliche), den die Ergebniſſe 
des Jahres 1906 hinter ſich gelaſſen hatten. 

Bemerkenswert iſt, daß die Verſchiebung des 
Verhältniſſes zwiſchen den einzelnen Strafarten 
zugunſten der milderen, die ſchon ſeit Jahren be⸗ 
obachtet werden konnte, im Jahre 1907 wieder 
ganz bedeutende Fortſchritte gemacht hat.“) Die 
Haftſtrafe, deren Anwendungsgebiet bei der Ahn⸗ 
dung der Vergehen freilich beſchränkt iſt, friſtet 
kaum noch ihr Daſein; ſie wird allmählich nahezu 
ausſterben. Im Jahre 1894 wurden noch 308 
Haftſtrafen verhängt, im Jahre 1900 noch 158, 
im Jahre 1907 nur 77. Zuchthausſtrafen gab 


) Es fei auf die überſichtliche Darſtellung von 
Manglkammer im Jahrg. 1907 S. 307 verwieſen. 
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es bis 1903 mehr als 1100; ſeitdem iſt das 
Tauſend nicht mehr voll geworden (1904: 968; 
1905: 834; 1906: 849; 1907: 767). Ganz 
bezeichnend iſt das Verhältnis zwiſchen Gefängnis⸗ 
und Geldſtrafen. Es ſtellt ſich in der folgenden 
Stufenleiter dar: 


1894 | 100 : 38 
1897 100 : 39 
1899 | 100 : 42 
1901 100 : 44 
1903 100 : 46 
1904 100 : 53 
1905 | 100 : 60 
1906 100 : 61 
1907 100 : 69 


Bei den Verweilen fand eine nicht minder 
ſtarke Zunahme ſtatt. Auf je 100 verurteilte 
Jugendliche trafen Verweiſe: 


1894 |. 9 
1897 | 11 
1899 | 12 
1901 | 13 
1903 | 18 
1904 | 18 
1905 | 19 
1906 | 21 
1907 | 23 


Die Novelle zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
und zur Zivilprozeßordnung. 


Von Dr. Hugo Kreß, II. Staatsanwalt im Staats⸗ 
miniſterium der Juſtiz und Privatdozent in München. 


(Schluß.) 
3. Die Aenderung des Koſtenſeſtſetzungs verfahrens. 


Die Entſcheidung über das Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
geſuch, das bei dem Gerichtsſchreiber des Gerichts 
erſter Inſtanz anzubringen iſt,?“ erfolgt künftig 
nicht mehr durch das Gericht, ſondern durch den 
Gerichtsſchreiber ($ 103 Abſ. 2, § 104 Abſ. 1 
ZPO.). Der Gerichtsſchreiber hat auch die Frage, 
ob die Koſten zur zweckentſprechenden Rechtsver⸗ 
folgung notwendig waren, ſelbſtändig zu würdigen 
und, falls ausnahmsweiſe eine Beweisaufnahme 
erforderlich werden folte, die Anordnungen ſelb⸗ 
ſtändig zu erlaſſen. Die Entſcheidung des Ge⸗ 
richtsſchreibers über das Koſtenſeſtſetzungsgeſuch 
iſt den Parteien von Amts wegen zuzuſtellen, dem 
Gegner des Antragſtellers unter Beifügung der 


2) Der Anbringung des Koſtenfeſtſetzungsgeſuches 
bedarf es nicht, wenn die Partei vor der Verkündung 
des Urteils die Berechnung ihrer Koſten eingereicht hat 
6510 Abſ. 2 ZPO.). S. auch 8 106 Abſ. 1 S. 3 
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Abſchrift der Koſtenberechnung (8 104 Abi. 1 
ZPO.). Gegen den Feſtſetzungsbeſchluß können 
die Parteien binnen einer Notfriſt von zwei Wochen, 
die mit der Zuſtellung des Beſchluſſes beginnt, 
Erinnerungen bei dem Gericht anbringen,“) das 
noch vor der Entſcheidung die Vollſtreckung des 
Beſchluſſes ausſetzen kann. Gegen die Entſcheidung 
des Gerichts findet ſofortige Beſchwerde ſtatt ($ 104 
Abſ. 3 BPO.); zur nachträglichen Aenderung 
ſeiner Entſcheidung iſt das Gericht nicht mehr 
befugt — die bisherige Ausnahme des § 577 
Abſ. 3 ZPO. wurde beſeitigt. Die bisher mög⸗ 
liche nn. der Koſten in dem Urteile ($ 103 
BPO. bisheriger Faſſung) findet nicht mehr ſtatt. 
Einen teilweiſen Erſatz bietet die neue Beſtimmung 
des § 105 Abi. 1 ZPO. Hiernach kann der 
Feſtſetzungsbeſchluß auf das Urteil und die Aus⸗ 
fertigung geſetzt werden, ſofern eine Ausfertigung 
des Urteils noch nicht erteilt ift und eine Ber- 
zögerung der Ausfertigung nicht eintritt; weitere 
Vorausſetzung iſt, daß dem Koſtenfeſtſetzungsge⸗ 
ſuche vollkommen entſprochen wird, und daß die 
Prozeßkoſten nicht ganz oder teilweiſe nach Quoten 
verteilt find ($ 106 Abſ. 1 S. 3 ZPO.). Den 
Parteien iſt dann der feſtgeſetzte Betrag formlos 
mitzuteilen, dem Gegner des Antragſtellers unter 
Beifügung der Abſchrift der Koſtenberechnung; 
die beſondere Ausfertigung und die Zuſtellung des 
Feſtſetzungsbeſchluſſes von Amts wegen findet in 
dieſem Falle nicht ſtatt. Urteil und Beſchluß 
werden ſtets zuſammen und nur auf Betreiben 
der Parteien ausgefertigt und zugeſtellt.“) Auf 
Grund einer ſolchen Ausfertigung (mit Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel) erfolgt auch die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung aus dem Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß; einer 
befonderen Vollſtreckungsklauſel ſür den Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluß bedarf es nicht (§S 795 a ZPO.). 

Auch zur nachträglichen Aenderung der Koſten⸗ 
feſtſetzung im Falle des $ 107 ZPO. ift künftig 
nicht mehr das Gericht, ſondern der Gerichts⸗ 
ſchreiber zuſtändig; gegen die Entſcheidung des 
Gerichtsſchreibers finden Erinnerungen zum Gericht 
und gegen die gerichtliche Entſcheidung die ſofortige 
Beſchwerde ſtatt ($ 107 Ab}. 3 in Verbindung mit 
8 104 Ab}. 3 ZPO.). Die Aenderungen des $ 106 
ZPO. tragen der Einführung des Amtsbetriebes 
für das amtsgerichtliche Verfahren Rechnung. 


25) Die ſofortige Beſchwerde findet nicht mehr un⸗ 
mittelbar gegen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß ſtatt; da 
ſomit die Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe nicht mehr unter 
& 794 Abſ. 1 Nr. 3 ZPO. fallen, wurde durch die neue 
Vorſchrift des S 794 Abſ. 1 Nr. 2a BPO. klargeſtellt, 
daß ſie auch künftig zu den Vollſtreckungstiteln gehören. 

26) Mit dieſer Zuſtellung wird die in § 104 Abſ. 3 
S. 2 BPO. bezeichnete Erinnerungsfriſt in Lauf geſetzt. 

*) Die Zwangsvollſtreckung kann in dieſem Falle 
ſofort mit der Zuſtellung des Urteils nebſt Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungsbeſchluß beginnen; der Einhaltung der in § 798 
BPO. bezeichneten dreitägigen Friſt bedarf es nur dann, 
wenn ut Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß nicht auf das Urteil 
geſetzt iſt. 
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4. Die Aenderung des Mahnverfahrens. 


Zur Erlaſſung des Zahlungsbefehles iſt künftig 
jedes Amtsgericht zuſtändig,“) welches für die im 
ordentlichen Verfahren erhobene Klage zuſtändig 
ſein würde, wenn die Amtsgerichte in erſter In⸗ 
ſtanz ſachlich unbeſchränkt zuſtändig wären ($ 689 
Abſ. 2 ZPO.). Durch diefe auf einem Beſchluſſe 
der Reichstagskommiſſion beruhende Erweiterung 
der Zuſtändigkeit ſollte insbeſondere ermöglicht 
werden, daß künftig auch bei dem Gerichte des 
Erfüllungsortes Zahlungsbefehle erwirkt werden 
können. Soll das Geſuch um Erlaſſung eines 
Zahlungsbefehles zurückgewieſen werden, weil der 
Zahlungsbefehl in Anſehung eines Teiles des An⸗ 
ſpruchs nicht erlaſſen werden kann, jo ift künſtig 
vor der Zurückweiſung der Gläubiger zu hören 
($ 691 Abſ. 2 ZPO.) dem dadurch Gelegenheit 
geboten werden ſoll, feinen Antrag unter Berück⸗ 
ſichtigung der Bedenken des Richters abzuändern; 
im Falle des § 691 Abſ. 1 ZPO. bedarf es dieſer 
Anhörung des Gläubigers nicht. Die in den 
Zahlungsbefehl aufzunehmende Aufforderung des 
Schuldners zur Erhebung des Widerſpruchs wird 
künftig an die Bedingung geknüpft werden, daß der 
Schuldner Einwendungen gegen den Anſpruch hat 
(8 692 ZPO.); dadurch Toll das Mißverſtändnis 
vermieden werden, als ob der Schuldner auch dann 
Widerſpruch zu erheben habe, wenn er aus Mangel 
an Geld nicht erfüllen kann. 

Der für das amtsgerichtliche Verfahren neu⸗ 
eingeführte Amtsbetrieb wurde auf das Mahn⸗ 
verfahren erſtreckt. Die Zuſtellung des Zahlungs⸗ 
befehls an den Schuldner erfolgt künftig von Amts 
wegen;??) der Gläubiger, welchem die Zuſtellungs⸗ 
urkunde nicht mehr ausgehändigt wird, iſt durch 
den Gerichtsſchreiber von der Zuſtellung des 
Zahlungsbefehls (formlos) in Kenntnis zu ſetzen 
(8 693 Abſ. 1 und 4 ZPO.). 

Dem für das amtsgerichtliche Verfahren ein⸗ 
geführten Grundſatze des Amtsbetriebes würde es 
entſprechen, wenn nach rechtzeitiger Erhebung des 
Widerſpruchs die Parteien von Amts wegen zur 
mündlichen Verhandlung geladen würden; eine 
ſolche Regelung würde jedoch über das Ziel ſchießen, 
da nach den Erſahrungen die Gläubiger in vielen 
Fällen nach der Erhebung des Widerſpruchs von 
weiterer Verfolgung ihrer Anſprüche abſehen. Der 
Termin zur mündlichen Verhandlung wird deshalb 
auch künftig nur auſ Antrag einer Partei — des 
Gläubigers oder Schuldners — beſtimmt. Dieſer 
Antrag kann ſchon in dem Geſuch um Erlaſſung 


38) Ein ausſchließlicher Gerichtsſtand beſteht nicht 


25) Auch hier treten, wenn durch die Zuſtellung eine 
Friſt gewahrt oder die Verjährung unterbrochen werden 
ſoll, dieſe Wirkungen bereits mit der Einreichung oder 
Anbringung des Geſuchs um Erlaſſung des Zahlungs⸗ 
befehls ein, falls die Zuſtellung demnächſt erfolgt; § 693 
Abſ. 3 ZPO. 
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des Zahlungsbefehls geſtellt werden ($ 696 Abſ. 2 
ZPO.). Die Ladung der Partei geſchieht nach 
§ 497 ZPO. von Amts wegen. 


Bisher war nach Erhebung des Widerſpruchs, 
wenn der Anſpruch unter die ſachliche Zuſtändig⸗ 
keit des Landgerichts fiel, zur Fortſetzung des Ver⸗ 
fahrens die Erhebung einer beſonderen Klage zum 
Landgericht binnen ſechsmonatiger Friſt erforder⸗ 
lich; andernfalls erloſchen die Wirkungen der 
Rechtshängigkeit. Künftig fällt das Erfordernis 
einer beſonderen Klage auch in dem Falle der 
landgerichtlichen Zuſtändigkeit weg. Der Rechts⸗ 
ſtreit bleibt auch dann bei dem Amtsgericht an⸗ 
hängig, wenn der Anſpruch zur Zuſtändigkeit der 
Landgerichte gehört; in dieſem Falle hat jedoch 
das Amtsgericht, wenn eine Partei vor der Ver⸗ 
handlung zur Hauptſache ?“) darauf anträgt, durch 
Beſchluß ſich für unzuſtändig zu erklären und den 
Rechtsſtreit an das Landgericht zu verweilen °*) 
(§ 697 Abſ. 1 ZPO.) Der Antrag auf Ber- 
weiſung kann auch ſchriftlich geſtellt, nämlich mit 
dem Geſuch um Erlaſſung des Zahlungsbefehls 
oder mit dem Widerſpruche verbunden werden. 
Die Entſcheidung über einen ſolchen ſchriftlichen 
Antrag kann ohne vorgängige mündliche Verhand⸗ 
lung erfolgen; wird die Verweiſung beſchloſſen, 
ſo gilt der Rechtsſtreit mit der — von Amts wegen 
zu bewirkenden — Zuſtellung des Beſchluſſes als 
bei dem Landgericht anhängig ($ 697 Abi. 2 
ZPO.). In der mündlichen Verhandlung hat das 
Amtsgericht gemäß § 502 Abi. 1 ZPO. die 
Parteien auf ſeine Unzuſtändigkeit und die deshalb 
auf Antrag mögliche Verweiſung an das Land⸗ 
gericht hinzuweiſen.“) 

Bei der Erlaſſung des Vollſtreckungsbefehls 
findet eine ſachliche Prüfung des vom Gläubiger 
geltend gemachten Anſpruchs nicht mehr ſtatt; die 
Prüfung beſchränkt ſich im weſentlichen auf for⸗ 
melle Fragen und wurde dem Gerichtsſchreiber 
übertragen, damit der Richter künftig auch hier 
von Geſchäften freibleibt, welche eine richterliche 
Entſcheidung nicht unbedingt erfordern. Die Boll: 
ſtreckbarkeitserklärung des Zahlungsbefehls erfolgt 
alſo künftig durch einen von dem Gerichts- 
ſchreiber auf den Zahlungsbefehl zu ſetzenden 
Vollſtreckungsbefehl (8 699 Abſ. 1 S. 2 ZPO .).“) 
Nur die Ablehnung des Geſuchs um Erlaſſung 
des Vollſtreckungsbefehls bleibt an die Mitwirkung 


0) Andernfalls wird das Amtsgericht nach 8 39 
ZPO. zuſtändig. | 

81) Die Vorſchriften des § 505 Abſ. 2, Abi. 3 S. 1 
ZPO. (über die Unanfechtbarkeit des Beſchluſſes, die 
bisher erwachſenen Koſten uſw.) finden auf dieſe Ver⸗ 
weiſung Anwendung; f. hierüber oben Nr. 1c. 

2) Infolge der Neuregelung wurde der bisherige 
Abſatz 2 des § 698 ZPO. gegenſtandslos und geſtrichen. 

3) Es mußte deshalb der Wortlaut des § 584 
Abſ. 2 und des § 796 Abſ. 3 BPO. geändert werden; 
ſachlich blieben dieſe Vorſchriften unberührt. 
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des Gerichts gebunden. Will der Gerichtsſchreiber 
dem Geſuche nicht entſprechen, ſo hat er es dem 
Gerichte zur Entſcheidung““) Pa ai gegen 
den Beſchluß des Gerichts, durch welchen das G 
ſuch zurückgewieſen en findet ſofortige Beſchwerde 
ſtatt ($ 699 Abſ. 2 Unberührt bleiben 
die Vorſchriften der 88 727, 730, 796 BPO. 
wenn alſo die Zwangsvollſtreckung für einen an⸗ 
deren als den im Vollſtreckungsbefehle bezeichneten 
Gläubiger oder gegen einen anderen als den darin 
bezeichneten Schuldner erfolgen ſoll, ſo darf der 
Gerichtsſchreiber die in dieſen Fällen erforderliche 
vollſtreckbare Ausfertigung des Vollſtreckungs⸗ 
befehles nur auf Anordnung des Gerichts erteilen. 
Die Zuſtellung des Vollſtreckungsbefehles geſchieht 
— gleich der des Urteils oder eines anderen Vo 
ſtreckungstitels — auch künftig im Parteibetriebe; 
der Gerichtsſchreiber hat die Zuſtellung zu ver⸗ 
mitteln, ſoferne nicht der Gläubiger erklärt bat, 
ſelbſt dafür ſorgen zu mwollen?®) (§ 699 Abi. 1 
S. 4 und 5 RO.) 

Gegen den Vollſtreckungsbefehl, der auch 
künftig einem vorläufig vollſtreckbaren Verſäumnis⸗ 
urteile gleichſteht, findet der Einſpruch nach jenen 
Vorſchriften ſtatt, welche für den Einſpruch gegen 
amtsgerichtliche Verſäumnisurteile gelten (8 700 
S. 1—3 3BPO.); die Einſpruchsfriſt beträgt alfo 
nur eine Woche 6 508 Abſ. 2 ZPO.). Im Falle 
der Unzuſtändigkeit darf das Amtsgericht den Rechts⸗ 
ſtreit an das Landgericht auch hier nur dann (nach 
8 697 BPO.) verweiſen, wenn es den Einſpruch 
für zuläſſig erachtet; das Landgericht iſt an die 
Entſcheidung des Amtsgerichts, durch welche der 
ul augelaften wird, gebunden (8 700 S. 4 

D.).%) Das Amtsgericht hat ſomit zu- 
nach die Zuläſſigkeit des Einſpruchs zu prüfen, 
und ihn, falls er unzuläſſig iſt, durch Urteil zu 
verwerfen (8 341 ZPO.); nur wenn es den Ein- 
ſpruch für zuläſſig erachtet — worüber es keiner 
ausdrücklichen Entſcheidung bedarf — kann nach 
§ 697 BPO. verwieſen werden. 


5. Die Aenderung des Zwangs vollſtreckungsverfahreus. 


Die Friſt, welche nach $ 798 ZPO. zwiſchen 
der Zuſtellung des Schuldtitels und dem Beginne 
der Zwangsvollſtreckung aus auge 
beſchlüſſen“) und Urkunden ($ 794 Abſ. 1 Nr. 5 
ZPO.) liegen muß, wurde auf drei Tage ver- 
längert. Zur Beſeitigung von Meinungsverſchieden⸗ 
heiten, die in der Praxis über die Auslegung des 
§ 797 Abſ. 1 ZPO. aufgetaucht find, wurde diefe 


84) Durch dieſe wird entweder das Gefuch abge- 
wieſen oder der Gerichtsſchreiber zur Erlaſſung des Voll⸗ 
ſtreckungsbeſehls angewieſen. 

33) Eupen der Vorſchrift des § 508 Abi. 1 
ZRO.; f. oben 1a 
se) Dieſe "Werfen entſprechen dem § 508 Abi. 3 
ZPO.; f. oben Nr. 

31) ii nicht aufdas Urteil geſetzt find; f. oben Nr. 3. 


| 
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Beſtimmung dahin geändert, daß die on 
Ausfertigung gerichtlicher Urkunden ($ 794 Abſ. 1 
Nr. 5 ZPO.) von dem Gerichtsſchreiber desjenigen 
Gerichts zu erteilen iſt, welches die Urkunde ver⸗ 
wahrt. Zur Beſeitigung von Zweifeln wurde ferner 
beſtimmt, daß als Koſten der Zwangsvollſtreckung 
auch die Koſten der Ausfertigung und Zuſtellung 
des Urteils gelten ($ 788 Abſ. 1 S. 3 ZPO.); diefe 
Koſten können alſo ohne beſondere SUE 5 zu⸗ 
gleich mit dem zur Zwangsvollſtreckung ſtehenden 
Anſpruche beigetrieben werden. Auf den praktiſchen 
Gedanken, daß der Gerichtsvollzieher nicht immer 
„großjährige Männer“ als Zeugen zur Zwangs⸗ 
vollſtreckung hinzuziehen kann, iſt eine unbedeutende 
Aenderung des § 759 ZPO. zurückzuführen; es 
genügt künftig die Zuziehung von „erwachſenen 
Perfonen”.? 

Die Zwangsvollſtreckung in ein Grundſtück durch 
Eintragung einer Sicherungshypothek iſt künftig 
auch auf Grund eines Vollſtreckungsbefehles zuläſſig; 
die Vorſchrift, daß eine ſolche Sicherungshypothek 
nur für eine den Betrag von 300 M überfteigende 
Forderung an werden darf, bleibt beſtehen 
(8 866 Abſ. 3 ZPO.). 

Das 3 für die Abnahme des Offen⸗ 
barungseides beginnt künftig an Stelle der Ladung 
des Schuldners mit dem Antrage des Gläubigers 
auf Beſtimmung eines Termins zur Leiſtung des 
Offenbarungseides ($ 900 Abſ. 1 S. 1 BRO. 
die Ladung der Parteien erfolgt nach $ 497 35. 
von Amts wegen. Zur Beleitigung von Zweifeln 
wurde in § 900 Abſ. 1 S. 2 ZPO. beſtimmt, 
daß dem Antrage der Vollſtreckungstitel und die 
ſonſtigen Urkunden beizufügen ſind, aus denen 
ſich die Verpflichtung des Schuldners zur Leiſtung 
des Offenbarungseides ergibt, um dem Gerichte 
ſchon vor der Beſtimmung des Termins die 
Prüfung der Vorausſetzungen für die Eidespflicht 
zu ermöglichen. Die fünfjährige Friſt, nach deren 
Ablaufe die Eintragung im Verzeichniſſe der Per⸗ 
ſonen, welche den Offenbarungseid geleiſtet haben 
oder gegen welche Haftbefehl erlaſſen wurde, zu 
löſchen iſt, beginnt künftig mit dem Schluſſe des 
Jahres, in welchem die Eintragung in das Ver⸗ 
zeichnis bewirkt wurde; die Löſchung der Ein⸗ 
tragung kann auch dadurch bewirkt werden, daß 
das Verzeichnis ſelbſt vernichtet wird ($ 915 Abſ. 2 
ZPO.). Die Einſicht des Verzeichniſſes ift auch 
künftig jedem geſtattet; der Gerichtsſchreiber hat 
überdies, wozu er bisher nicht nach dem Geſetze, 
wohl aber nach den Geſchäftsvorſchriften der 
meiſten Bundesſtaaten verpflichtet war, auf An⸗ 
trag über das Beſtehen oder Nichtbeſtehen einer 
Eintragung Auskunft zu geben (§ 915 Abſ. 3 ZPO.). 


38) Eine unbedeutende Aenderung (Friſtverlänge⸗ 
rung) wurde auch bei § 929 Abſ. 2 BPO. vorgenommen. 


` 
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Unzüchtige Ghriften und Bildwerke, ihre 
Verbreitung und deren Veſtrafung im 
Lichte der Rechtſprechung. 


Von Karl Wilhelm, Hilfsarbeiter bei der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft am Landgerichte München 1. 


Das Ueberhandnehmen der literariſchen Er⸗ 
zeugniſſe veranlaßte natürlich auch ein Anwachſen 
der frivolen oder geradezu unzüchtigen Schriften. 
Einerſeits die Sucht nach Seuſation, nach großem 
Abſatz, die am erfolgreichſten auf die niederen In⸗ 
ſtinkte der Menge ſpekuliert, anderſeits die an 
ſich lobenswerte Mode der Neuauflagen von Werken 
älterer Literaturen, insbeſondere auch erotiſchen 
Inhalts, hat gerade das Maß der Schriften, mit 
denen ſich der Strafrichter befaſſen muß, in früher 
nicht gekanntem Umfange anſchwellen laſſen. Nicht 
bloß in marktſchreieriſcher Weiſe, ſondern auch ge⸗ 
ſchmackvoll, geiſtreich und in ſchönem, vornehmem 
Gewande bietet ſich die geiſtige Unzucht dar. 

Solche Häufung des Stoffes zwingt auch die 
Gerichte immer öfter ſich mit dieſen Dingen zu 
befaſſen. Die Verſchiedenartigkeit des zu Beur⸗ 
teilenden, die Widerſprüche des Urteils in ſolchen 
vielfach äſthetiſchen Fragen bringen eine gewiſfe Un- 
ſicherheit der Gerichte mit ſich. Die Urteile des 
Reichsgerichts haben daher oft Staunen bei den 
unteren Gerichten erregt. Die Art ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung kam ihnen unerwartet. Dazu iſt das 
Material, das der Richter kennen lernen muß, 
um die Klippe der Reviſionsaufhebung zu 
vermeiden, in vielen Entſcheidungsbäͤnden und 
Zeitſchriftenjahrgängen verſtreut, theoretiſche Ab⸗ 
handlungen über dieſes Thema ſind wenige, für 
die Praxis verwertbare faſt überhaupt nicht vor⸗ 
handen, die Kommentare ſind in dieſen Fragen 
zu kurz gefaßt, ſo daß der Staatsanwalt oder 
Richter doch erſt wieder die Entſcheidungen ſelbſt 
nachſchlagen muß, deren Inhalt bei der kurzen 
Art der Zitierung oft nicht vorher erkennbar iſt, 
ſo daß man ſolche nachſchlägt, die mit dem Ge⸗ 
wollten nicht übereinſtimmen. Daher darf man 
wohl von einem Bedürfnis ſprechen, einmal ins⸗ 
beſondere die Praxis des Reichsgerichts, die vielen 
Juriſten ſchwankend ſchien, in einem gedrängten 
Aufſatze zuſammenzufaſſen und durch Anführung 
der Beurteilung unterliegender Beiſpiele zu er⸗ 
läutern. | 

An Geſetzesbeſtimmungen kommen in Betracht 
die 88 184, 184 a und b, 40—42 und 360 Nr. 11 
StGB. Hauptſächlich von Wichtigkeit und um: 
ſtritten ift § 184 Nr. 1 und 3. 

Tatbeſtandsmerkmale des § 184 Nr. 1 find 
in objektiver Beziehung das Vorliegen einer un⸗ 
züchtigen Schrift, Abbildung oder Darſtellung 
(im Folgenden iſt oft von „Schrift“ allein die 
Rede, das Geſagte gilt dann ſinngemäß von allen 
drei Arten), die Verbreitung einer ſolchen und in 
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ſubjektiver Hinſicht der Wille des Verbreitens ver- 
bunden mit dem Bewußtſein von dem unzüchtigen 
Charakter der Schrift (RGE. Bd. 27 S. 114). 
Zunächſt iſt alſo zu unterſuchen, was eine un⸗ 
züchtige Schrift iſt, und dazu iſt wieder erforder⸗ 
lich, den Begriff „unzüchtig“ im Sinne des $ 184 
ſeſtzuſtellen, der von dieſem in anderen Paragraphen 
gebrauchten Begriffe abweicht. 

Unzüchtig im Sinne des § 184 iſt, was das 
normale Sham- oder Sittlichkeitsgefühl in ge 
ſchlechtlicher Beziehung verletzt (vgl. RGE. Bd. 21 
S. 306; 32, 418; den Begriff erläutern auch 
Entſch. 33 S. 18; ferner z. B. die Entſch. 
Goltd Arch. 52 S. 85; 49, 138; 42, 398; BIRA. 73 
S. 50; 71, 475; 69, 186, 98; 68, 321). Zur 
Erläuterung dieſes Begriffes iſt nicht nur zu unter⸗ 
ſuchen, was in ihm enthalten ift und welche Fol 
gerungen daraus zu ziehen ſind, ſondern auch, 
was der Begriff nicht enthält, obwohl es nahe 
läge, es unter den Begriff aufzunehmen. 

Die Schrift muß das Durchſchnittsempfinden 
der Geſamtheit für Zucht und Sitte in geſchlecht⸗ 
licher Beziehung verletzen. Dieſes Durchſchnitts⸗ 
empfinden ift Gegenſtand des Schutzes (BERN. 71, 
475). Die Frage, wo „jenes Normalmaß des 
allgemeinen Scham⸗ und Sittlichkeitsgefühles“ liegt, 
zu beantworten, iſt Sache des Tatrichters. Dieſes 
Normalmaß iſt veränderlich nach Volk und Zeit. 
Hier iſt alſo der Bildung von Rechtsanſchauungen 
Spielraum gelaſſen. 

Die Verletzung des Schamgefühls muß ſich 
auf geſchlechtliche Dinge beziehen. Nicht jede Ver⸗ 
letzung des Schamgeſühles und nicht alles, was 
gegen Anſtand und Sitte verſtößt, iſt unzüchtig, 
ſondern es muß eine geſchlechtliche Beziehung auf⸗ 
weiſen (anders § 184 a). So entſchied z. B. das 
Reichsgericht erft heuer wieder, daß unflätige 
Bilder, welche etwa den entblößten Hintern einer 
Frauensperſon zeigen, aber nur mit derber An: 
ſpielung, nicht zur Erregung ſinnlicher Büfternbeit, 
nicht unzüchtig ſind. | 

Die Darſtellung deſſen, was im Leben zu 
zeigen als unzüchtig gilt, ift ebenfalls unzüchtig 
(Goltd Arch. 42, 398). Das Reichsgericht ſtellt 
den Satz auf, daß nach unſeren herrſchenden An. 
ſchauungen von Zucht und Sitte der uneheliche 
Beiſchlaf ſchlechthin unzüchtig iſt, alſo auch ſeine 
Darſtellung. Doch iſt auch das öffentliche Zeigen 
des ehelichen Geſchlechtsverkehrs unzüchtig, bloße 
Anſpielungen darauf aber nicht. Dies führt zu 
der faſt ungeheuerlichen Schlußfolgerung, daß bei 
einer Dichtung oder Darſtellung gefragt werden 
muß: erinnert ſie an ehelichen oder außerehelichen 
Beiſchlaf? Es iſt faſt beſchämend, auf welchen 
Tiefſtand die Erörterung über unzüchtige Schriften 
und Bilder gelangt iſt, wenn ſogar ein nicht nur 
geiſtvoller, ſondern auch hochgebildeter Mann wie 
Binding (3StW. Bd. 2 S. 450) es nicht ver- 
meiden zu können glaubt, bei der Begriffsbeſtim⸗ 
mung der unzüchtigen Schrift oder Abbildung 
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davon zu ſprechen, daß es gleichgültig fei, ob die 
Schrift oder das Bild eheliches oder uneheliches 
Geſchlechtsleben ſchildert oder darſtellt. Bei der 
Beurteilung von Kunſtwerken überhaupt einen 
derartigen Gedanken, der doch die ſachliche Kritik 
eines ſolchen Werkes nicht berührt, in die Erörte⸗ 
rung zu ziehen, wird jedem kultivierten Menſchen 
bedauerlich erſcheinen. Aber die Art von Kunſt⸗ 
verſtändnis, mit welchem maßgebende Kreiſe, 
ſpeziell auch in deutſchen Parlamenten, das Thema 
behandeln, zwingt den Gelehrten, um nicht ober⸗ 
flächlich zu ſcheinen, ſondern für gründlich zu gelten, 
auch dieſen Gedanken hereinzuziehen. 

Der Grad der Verletzung des Schamgefühles 
iſt nach jetziger Anſchauung des Reichsgerichts gleich⸗ 
gültig. Früher ſprach es von gröblicher Verletzung. 
Entſch. Bd. 8 S. 128, auch noch Bd. 24, 365; 
doch könnte man in der letztgenannten Entſcheidung 
dieſe Ausdrucksweiſe wohl auch ſo verſtehen, daß eine 
ſolche Verletzung unter allen Umſtänden ſtrafbar iſt, 
und dadurch nicht das Mindeſtmaß der ſtrafbaren 
Verletzung angegeben werden wollte. In ſpäteren 
Entſcheidungen, z. B. Bd. 32, 418 ſagt es aus⸗ 
drücklich, daß eine gröbliche Verletzung nicht er⸗ 
forderlich iſt. Auffallend iſt dieſe Betonung einer 
ſtrengeren, vielleicht auch engherzigeren Auſſaſſung 
immerhin. Seine jetzige Anſchauung begründet das 
Reichsgericht damit, daß es zu ſchwer wäre, den 
zu einer Verurteilung erforderlichen Grad der Ver⸗ 
letzung des Schamgefühles allgemein feſtzuſtellen, 
da etwas, was unter allen Umſtänden unzüchtig 
iſt, die Ausnahme bildet. Die Konſtatierung einer 
Aenderung ſeines Standpunktes umgeht das Reichs⸗ 
gericht dadurch, daß es in der genannten Ent⸗ 
ſcheidung (32, 418) die Bedeutung erklärt, in der 
es das Wort „gröblich“ gebraucht wiſſen will. 
Es werde zur Unzüchtigkeit verlangt, daß das 
Durchſchnittsempfinden der Geſamtheit für Zucht 
und Sitte in geſchlechtlicher Beziehung verletzt werde. 
Nur in dieſem Sinne könne man von gröblicher 
oder nichtgröblicher Verletzung ſprechen, daß eine 
Schrift nur das Schamgefühl gewiſſer beſonders 
empfindlicher Perſonen verletzt, während die All⸗ 
gemeinheit ſich dadurch nicht verletzt fühlt, nicht 
aber in dem Sinne, daß das Schamgefühl der 
Allgemeinheit zwar als verletzt zu betrachten iſt, 
aber nur in einem nicht als gröblich zu bezeich⸗ 
nenden Grade. In dieſem Sinne, daß das Gefühl 
der Allgemeinheit verletzt ſein muß, kann man alſo 
jetzt noch von Gröblichkeit der Verletzung reden. 
Damit iſt wohl auch gemeint, daß das Reichs⸗ 
gericht bisher das Wort „gröblich“ in keinem 
anderen Sinne gebraucht hat und auch fernerhin 
eine in dieſem Sinne gröbliche Verletzung gefordert 
wird. Doch, daß das Wort „gröblich“ hier nicht 
einen Grad der Verletzung, ſondern nur das Merk⸗ 
mal der Verletzung der Allgemeinheit, im Gegen⸗ 
ſatze zur Verletzung empfindlicher Perſonen bedeute, 
iſt gerade aus dem Worte ſelbſt nicht zu ent⸗ 
nehmen, ſondern man denkt zunächſt an das 
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Gegenteil. Außerdem bedeutet es doch ſchon die 
Aufſtellung eines Gradmaßes, wenn verlangt wird, 
daß nicht nur das Gefühl empfindlicher Perſonen, 
ſondern das Durchſchnittsempfinden verletzt ſein 
muß. Das Durchſchnittsempfinden verlangt eben 
einen ſtärkeren Grad der Unzüchtigkeit, um verletzt 
zu ſein als das Gefühl beſonders empfindlicher 
Perſonen. Außerdem iſt dann nicht zu erſehen, 
warum das Reichsgericht gerade in neueren Ent⸗ 
ſcheidungen das Wort gröblich aus ſeiner Definition 
fortläßt. 

Durch den oben erwähnten Satz des Reichs⸗ 
gerichts, daß das unter allen Umſtänden Unzüchtige 
die Ausnahme ſei, führt die Beurteilung zu einem 
an ſich ſehr richtigen, praktiſch in ſeinen Kon⸗ 
ſequenzen aber wegen der Dehnbarkeit in der An⸗ 
wendung durch die unteren Gerichte nicht unge⸗ 
fährlichen Begriffe der relativen Unzüchtig⸗ 
keit (RGE. 24, 365; 26, 372). Bei der Prüfung 
einer Schrift oder eines Bildes auf ihre Unzüch⸗ 
tigkeit iſt nämlich nicht nur der objektive Inhalt 
des Werkes zu berückſichtigen, ſondern es ſind auch 
die begleitenden Umſtände in Betracht zu ziehen, 
die den Charakter des Werkes beeinflußen. Die 
eine Forderung iſt dabei aufgeſtellt: Wenn die Un⸗ 
züchtigkeit objektiv in der Schrift oder im Bilde 
nicht zum Ausdruck kommt, ſich darin nicht ver⸗ 
körpert, dann kann keine ſtrafbare Handlung nach 
§ 184 damit begangen werden (vgl. RGE. 24, 
365), mag auch der Zweck, dem die Verbreitung 
des Werkes im beſtimmten Falle diente, noch ſo 
verwerflich ſein, z. B. bei Verkauf von künſtleriſchen 
oder mediziniſchen Werken an Jugendliche über 
16 Jahre. Nur aus dem Zwecke der Verbreitung 
kann die Unzüchtigkeit nicht hergeleitet werden. 
Dem ſcheint jedoch die Entſcheidung Bd. 21 S. 306 
zu widerſprechen, wo es heißt: Iſt die Abbildung 
beſtimmt der Kunſt oder Wiſſenſchaſt zu dienen, 
ſo iſt ſie in der Regel nicht auf geſchlechtliche 
Erregung berechnet. Ein künſtleriſches oder wiſſen⸗ 
ſchaftliches Werk mit objektiv ſchamverletzender 
Darſtellung kann aber doch beſtimmt werden, 
einen geſchlechtlichen Reiz auszuüben, und wird 
dadurch unzüchtig. Ebenſo „nimmt umgekehrt 
eine künſtleriſche oder wiſſenſchaftliche Zwecke nicht 
verfolgende geſchlechtliche Verhältniſſe darſtellende 
Abbildung durch den Verkauf an jemand, der die⸗ 
ſelbe etwa nur in eine von ihm aufbewahrte kultur⸗ 
hiſtoriſche Sammlung aufnehmen will, die Eigen⸗ 
ſchaft einer unzüchtigen Abbildung nicht an“. Hier 
iſt doch der Zweck für das allein Ausſchlaggebende 
erklärt. Dieſe Entſcheidung iſt aber vereinzelt. 

Andere Entſcheidungen erklären es auch für 
falſch, „die ſubjektiven mehr oder weniger lüſternen 
Vorſtellungen der Leſer oder Beſchauer oder der 
auf dieſe Reize ſpekulierenden Händler zum Maß⸗ 
ſtab der Unzüchtigkeit zu machen“ (z. B. 24, 365). 

Nach dieſer Art der Beurteilung kann ein 
Werk, das unter anderen Umſtänden nicht un⸗ 
züchtig iſt, durch die begleitenden Umſtände un⸗ 
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züchtig werden, z. B. der Inhalt eines Bildes, das 
in einer Kgl. Galerie hängt und dort nicht un⸗ 
züchtig iſt, kann in anderer Umgebung unzüchtig 
werden. Insbeſondere gilt dies von Reproduk⸗ 
tionen auf Poſtkarten, welche Galeriewerke dar⸗ 
ſtellen, auch wenn ſie techniſch noch ſo vollendet 
ſind (RGE. 30, 378; 37, 315). Hierzu bemerkt 
das Reichsgericht insbeſondere, daß die Dar⸗ 
ſtellung etwas Anderes iſt als das Dargeſtellte 
(BlfRA. 73 S. 50). So ift es z. B. immer 
unzüchtig, wenn ſich eine Frau unter den gewöhn⸗ 
lichen Umſtänden des Lebens öffentlich nackt zeigt. 
Dies kann aber den Charakter der Unzüchtigkeit 
verlieren, wenn es unter Verhältniſſen geſchieht, 
daß die Darſtellung künſtleriſchen Wert erwirbt 
z. B. wenn dadurch ein künſtleriſches Bühnenbild 
geſchaffen wird, dem gegenüber die ſinnlichen Merk 
male zurücktreten. So kann auch die öffentliche 
Darſtellung in enganliegenden Trikots des unzüch⸗ 
tigen Charakters entbehren, während die Abbil⸗ 
dung ſolcher Schauſtellung, etwa auf Poſtkarten in 
belebten Straßen ausgeſtellt, wie dies insbeſondere 
auch mit bekannten Abenteuerinnen geſchah, un⸗ 
züchtig iſt (RGE. 30, 378). Aus dieſem Grunde 
kann auch die ſo beliebte öffentliche Ausſtellung 
von Poſtkarten mit Reproduktionen von Bildern 
aus dem Pariſer „Salon“, alſo von Werken, 
die in Galerien ausgeſtellt nicht ſchamlos ſind, 
ſchamlos werden. 

Man iſt jetzt ſehr geneigt, insbeſondere um 
eine mildere Beurteilung zu ermöglichen, in dieſen 
Fällen den Groben niio Paragraphen anzuwen⸗ 
den. (So auch RGE. 19, 296; BayObLG. 7, 
377; OL GMünchen 5 S. 7; 9 S. 1). Dadurch 
kann in Bayern ein leichterer Fall vor das 
Schöffengericht gebracht werden, das ſich auch für 
ſolche Fälle vielleicht mehr eignet als das Schwur⸗ 
gericht. Es wurde hier Beläſtigung des Publi- 
kums und ſeiner berechtigten Intereſſen und eine 
darin liegende Verletzung der öffentlichen Ordnung 
angenommen (OL GMünchen 5, 67). 

Bei der Beurteilung der begleitenden Um⸗ 
ſtände, welche ein Werk zu einem unzüchtigen 
machen oder ſeine Unzüchtigkeit verneinen laſſen, 
iſt auch die Tendenz des Werkes zu berückſichtigen. 
(RGE. 23, 389; 29, 133; Ripr. 3, 52). Dieſe 
iſt wieder nicht bloß aus dem Werke ſelbſt, ſon⸗ 
dern auch aus den Umſtänden ſeiner Verbreitung 
zu entnehmen. Es iſt in Betracht zu ziehen, wo 
das Werk verkauft wird, aus welchen Kreiſen ſich 
ſeine Abnehmer zuſammenſetzen ſollen. Die Ten⸗ 
denz allein beſeitigt aber den unzüchtigen Charakter 
eines Werkes nicht, wenn ſein Inhalt objektiv 
unzüchtig und zur Unzucht aufzureizen geeignet 
ift, fo z. B. Zolas „Nana“, die als Ganzes für 
unzüchtig erklärt wurde trotz der guten Abſicht 
des Autors (RGRſpr. 8, 607). Von dem Zwecke 
des Verfaſſers verſchieden iſt der Zweck des Ver⸗ 
breiters, der auch als Nebenumſtand bei der 
Beurteilung eine Rolle ſpielen kann. 
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Ein Umſtand, der ein Werk zu einem un⸗ 
züchtigen ſtempeln kann, beſteht auch darin, daß 
die Nachahmung eines Kunſtwerkes ungeſchickt iſt, 
die das Original in ſeiner Schönheit nicht wieder⸗ 
gibt. Dies kann bewirken, daß das Werk nur mehr 
dazu dienen kann, die Sinnlichkeit zu erregen, 
weil das beim Original hervortretende künſtleriſche 
Intereſſe durch die ſchlechte Wiedergabe zerſtört 
wird. Auch die Art der Ausſtattung, Verbreitung 
und Ausſtellung eines Werkes kann auf unfittliche 
Abſicht ſchließen laſſen. Veranſtaltung billiger 
Volksausgaben von Werken, welche von den breiten 
Maſſen nicht gewürdigt werden können, machen 
dieſe Ausgaben unzüchtig, weil man daraus er⸗ 
ſieht, daß die Abſicht des Verbreiters nur dahin 
geht, die ſchlüpfrigen Stellen wirken zu laſſen; 
denn er muß ſich ſagen, daß die Leute, welche 
die billige Volksausgabe kaufen, nicht imſtande 
ſind, den wiſſenſchaftlichen oder künſtleriſchen Wert 
des Ganzen zu beurteilen, ſondern ſich nur an die 
lüſternen Stellen halten. Dies kann gelten von 
Caſanova und Boccaccio. (RGRſpr. 3, 52). Ge 
wöhnlich werden vollſtändige Ausgaben älterer 
Werke nicht für unzüchtig angeſehen, weil man 
aus der vollſtändigen Wiedergabe die wiſſenſchaſt⸗ 
liche Tendenz ſchließen kann. Doch kann es auch 
künſtleriſche Abſicht verraten, bei einem alten 
Werke die ſchwülſtigen Stellen wegzulaſſen, z. B. 
Novellen von Maſuccio wurden für nicht unzüch⸗ 
tig erklärt in einer ſolchen Ausgabe (HRA. 71, 
475). Herausgabe eines einzigen Abſchnittes aus 
einem größeren Werke kann natürlich ſtrafbar ſein, 
auch wenn das ganze nicht unzüchtig iſt, z. B. 
„Eine Nacht in Venedig“ aus den Memoiren von 
Caſanova (RGE. 32, 418). Eine Ausgabe des 
Dekamerone von Boccaccio, welche die Ueberſchriften 
der einzelnen Erzählungen nicht brachte, wurde als 
nicht unzüchtig angeſehen, weil gerade aus den 
Ueberſchriften zu erſehen wäre, welche Novellen 
unzüchtig ſind und welche nicht, alſo gerade durch 
dieſes Hervorheben der unzüchtige Zweck gefolgert 
werden könnte. Auch die Veröffentlichung eines 
Werkes in einer Zeitung, die von wenig gebildeten 
Leuten geleſen wird, oder in Lieferungen, kann ein 
Werk zu einem unzüchtigen machen, da die einzelne 
Lieferung, welche von gebildeten Leuten nur im 
Zuſammenhange gewürdigt wird, von den Unge⸗ 
bildeten, welche nur die unzüchtigen Stellen be⸗ 
achten, als ein Ganzes betrachtet wird und dadurch 
die unzüchtigen Stellen hervortreten. (So über 
den Roman „Ardinghello oder die glückſeligen 
Inſeln“ von Heinſe. RGE. 29, 133). 


Dies führt zur Betrachtung von Werken, welche 
als hiſtoriſche oder literarhiſtoriſche Quellen be⸗ 
nutzt werden, und dann von Werken der Wiſſen⸗ 
ſchaft und Kunſt überhaupt. 


Deshalb weil ein Werk einzelne unzüchtige 
Stellen enthält, es im Ganzen als unzüchtig zu 
bezeichnen, iſt unrichtig (RGE. 23, 389). Aber 
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man kann unter Hinweis auf beſtimmte Stellen 
einer Schrift als Ganzem den Charakter einer 
unzüchtigen beilegen, z. B. wenn einzelne erotiſche 
Stellen durch eine zuſammenhängende Erzählung 
verflochten werden, welche von einer unzüchtigen 
Schilderung zur anderen überleiten. Wenn die 
unzüchtigen Stellen derart überwiegen, daß der 
verbindende Text nebenſächlich wird und gar nicht 
anders in Betracht kommt als eben zur Weiter⸗ 
führung auf neue Unzüchtigkeiten, dann kann man 
das Werk im Ganzen als unzüchtig erklären. 
Anders iſt es, wenn die unzüchtigen Stellen unter⸗ 
brochen ſind durch ernſte moraliſche Betrachtungen, 
dieſe einen gewiſſen Umfang annehmen und ſitt⸗ 
lichen Ernſt und Tiefe beſitzen, auch wohl unzüch⸗ 
tige Stellen den Zweck haben, Sittenverfall zu 
ſchildern und zu geißeln. Dann kann das Werk 
nicht für unzüchtig erklärt werden. Die Ent⸗ 
ſcheidung iſt von Fall zu Fall zu treffen. Zur 
Verurteilung iſt z. B. feſtzuſtellen: 

1. in den einzelnen ſelbſtändig beurteilten 
Teilen eines Buches, z. B. einzelnen Novellen einer 
Sammlung, ſind die geſchlechtlichen Verhältniſſe 
zwiſchen den Geſchlechtern, etwa Abſonderlichkeiten 
und Verirrungen in der Befriedigung des Ge⸗ 
ſchlechtstriebes, in einer das Scham⸗ und Sitt⸗ 
lichkeitsgefühl verletzenden Weiſe dargeſtellt; 

2. der Inhalt der einzelnen Teile läßt er⸗ 
kennen, daß in ihnen der geſchlechtliche Stoff zum 
Selbſtzweck erhoben und der geſchlechtliche Reiz der 
Leſer beabſichtigt iſt; 

3. aus dem Inhalt erhellt das zuſammen⸗ 
hangloſe Beſtehen der Teile, ſo daß es zur Be⸗ 
urteilung eines Eingehens auf die übrigen Teile 
nicht bedarf. (RGE. 23, 389). 


Allgemeine Regeln können bei der Vielfältigkeit 
der literariſchen und künſtleriſchen Erſcheinungen 
nicht aufgeſtellt werden. So ſind z. B. die 
„Abenteuer des Chevalier de Faublas“ von Louvet 
de Couvray, (der übrigens auch ſeine Memoiren ge⸗ 
ſchrieben hat), wegen der Häufigkeit der unzüchtigen 
Stellen und der Nebenſächlichkeit des verbindenden 
Textes ein unzüchtiges Werk, während bei Caſanova 
noch die Sittenſchilderungen überwiegen. Der Zweck 
der Sittenſchilderung und die künſtleriſche Be⸗ 
deutung iſt auch anerkannt bei dem jüngſt er⸗ 
ſchienenen Roman „Sſanin“ von Arzibaſchew. 
Hier kommt noch in Betracht, daß ausländiſche 
Sitten für uns intereſſanter find als einheimiſche. 
Als Grund, warum in ſittengeſchichtlichen Werken, 
hiezu mag man auch die einſchlägigen Schriften 
von Eduard Fuchs, Guſtave Kahn und Grand⸗ 
Carteret rechnen), unzüchtige Stellen dem Werke 
keinen unzüchtigen Charakter verleihen, führt 
Binding (3 St W. II, 450) an: Das geſchlechtliche 
Leben ſpielt eine große Rolle in der Geſchichte 
der Völker und in der Entwicklung des Einzelnen. 
Seine Ignorierung wäre eine Fälſchung des Bildes. 
Wenn alſo einer ein ſo intereſſantes Leben geführt 
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hat, daß ſeine Schilderung eine hiſtoriſche Quelle 
iſt und ſein Leben wahrheitsgetreu darſtellt, ſo 
braucht er die unzüchtigen Stellen nicht auszulaſſen. 
Die Sittenloſigkeit iſt ein Teil der Geſchichte. 
(So auch über die Memoiren von Vidocch. 
Nicht unzüchtig ſind alſo wiſſenſchaftliche und 
künſtleriſche Werke. Bei wiſſenſchaftlichen Werken 
iſt das klar. Doch gibt es auch Schriften, die 
nur den Deckmantel der Wiſſenſchaftlichkeit tragen, 
insbeſondere ſich als mediziniſche Werke gebärden, 
im Grunde aber nur zur Verbreitung konzeptions⸗ 
hindernder Mittel und ähnlichen Zwecken dienen. 
Dieſe ſind entweder höchſt harmlos und dann 
nicht unſittlich, auch wenn der Titel auf unſitt⸗ 
lichen Inhalt ſchließen läßt, denn es kommt darauf 
an, was der Inhalt wirklich bietet, nicht was der 
Einzelne davon erwartet, oder ſolche Schriften ſind 
unzüchtig, wenn ſie auch ſelten verfolgt werden. 
Die Zubilligung des Charakters der Wiſſenſchaft⸗ 
lichkeit geht manchmal ziemlich weit. (Vgl. die 
Entſch. des Oberſten Landesgerichts Bd. 7 S. 377). 


Bei künſtleriſchen Werken wird durch den 
künſtleriſchen Zweck, die Idealiſierung und Ver⸗ 
geiſtigung des Inhalts mit dem Mittel der künſt⸗ 
leriſchen Darſtellungsweiſe, welche ſich mit der 
Sinnlichkeit und ihrer Darſtellung ſehr wohl ver⸗ 
trägt, die Geſchlechtsempfindung derart in den 
Hintergrund gedrängt, daß der Leſer oder Be⸗ 
ſchauer eine rein künſtleriſche Freude zu empfinden 
in der Lage iſt, ohne an die Sinnlichkeit des 
Dargeſtellten erinnert zu werden. So iſt z. B. 
die Darſtellung des nackten Körpers an ſich nicht 
unzüchtig. Doch macht ſich auch gerade in dieſem 
umſtrittenſten Punkte eine Wendung in der Recht⸗ 
ſprechung, und zwar zu einer weniger freien Be⸗ 
trachtung geltend. Früher wurde verlangt, daß 
ein Bild, das eine nackte weibliche Figur darſtellte, 
beſondere Merkmale habe, woraus die Unzüchtig⸗ 
keit geſchloſſen werden könne (vgl. RGE. 24, 365). 
Jetzt (Urteil vom 4. Januar 1908, veröffentlicht 
in dieſer Zeitſchrift Jahrg. 1908 S. 107) iſt ge⸗ 
wiſſermaßen die Beweisfrage umgekehrt und die 
Unzüchtigkeit dann zu verneinen, wenn „die Ab⸗ 
bildung nach den aus ihr erkennbaren und mit 
ihr gegenſtändlich verknüpften äußeren Umſtänden 
eine ausſchließliche Zweckbeſtimmung erkennen läßt, 
durch deren Vorhandenſein die ſinnliche Empfin⸗ 
dung beim Anblick des geſchlechtlich Nackten zu⸗ 
rückgedrängt wird“. Früher mußte alſo bewieſen 
werden, daß das Bild (z. B. des nackten weib⸗ 
lichen Körpers) beſondere Merkmale der Unzüchtig⸗ 
keit aufweiſe, ſonſt gelte es zunächſt als „an ſich“ 
nicht unzüchtig. Jetzt gilt das nackte Bild von 
vornherein als unſittlich, wenn nicht bewieſen 
wird, daß beſondere Umſtände die geſchlechtlichen 
Merkmale zurücktreten laſſen. 

Klaſſiſche Werke der älteren Kunſt und Lite⸗ 


ratur können nicht unzüchtig ſein, weil für ſie „das 
Urteil der Geſchichte“ ſpricht. Auch ſind ſie 
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Quellen der Literatur: und Kunſtgeſchichte, alſo 
der Wiſſenſchaft (z. B. Goethes Werke, auch 
ſein Gedicht „Das Tagebuch“). . 


Moderne. Kunſt⸗ und Literaturwerke find 
ſchwerer zu beurteilen. Hier ſpielt vor allem 
wieder die Tendenz des Werkes herein. Es kommt 
darauf an, ob der Geiſt des Werkes und ſeiner 
Darſtellung darauf gerichtet iſt, den lüſternen 
Gegenſtand zu veredeln oder ob die Erregung der 
Lüſternheit bezweckt iſt. Da der Künſtler auch 
den nach gewöhnlichen Moralbegriffen unſittlichen 
Gegenſtand ſo zu vergeiſtigen verſteht, daß die 
übliche Wirkung des Unſittlichen unterbleibt, iſt 
noch zu fragen, ob er dies auch ſeinerſeits beab⸗ 
ſichtigt hat. „So,“ ſagt z. B. das Reichsgericht 
(Entſch. 24, 365), „hat die Kunſt den menſch⸗ 
lichen Körper nur wegen ſeiner äſthetiſchen Schön⸗ 
heit oder auch geſchlechtliche Vorgänge um ihrer 
ſelbſt willen dargeſtellt. Die Anſchauung der⸗ 
artiger Bildwerke verletzt die Sittlichkeit nicht 
ohne weiteres. Dies beweiſt die öffentliche Aus⸗ 
ſtellung in Muſeen. Die Kunſt kann derartige 
Vorgänge durchgeiſtigen und verklären, die ſinn⸗ 
liche Empfindung durch intereſſeloſe Freude am 
Schönen zurückgedrängt werden. Wenn die Nach⸗ 
bildung eines Kunſtwerkes den urſprünglichen 
Charakter desſelben nicht bewahrt, ſo kann der 
Gegenſtand der Darſtellung an ſich ohne die Form 
in Betracht gezogen werden und als ſolcher un⸗ 
züchtig fein. Immer aber handelt es ſich um 
den Charakter des Ganzen, nicht um die Vor⸗ 
ſtellung Einzelner hiervon“. Der Aktphotographie 
erkennt übrigens das Reichsgericht das künſtleriſche 
Intereſſe zu (BRA. 73 S. 50). 


Die der Phantaſie entſprungenen Vorgänge, 
welche der Dichter darſtellt, ſind dem Geſetz der 
Wahrheit unterworfen, daher braucht ſich auch 
der Dichter nicht zu ſcheuen, darzuſtellen, was dem 
Sittenſchilderer erlaubt iſt, menſchliche Gemeinheit, 
Verdorbenheit und Sittenloſigkeit, der Satiriker 
kann ſie brandmarken und ihre Werke ſind nicht 
unzüchtig. Dies gilt ebenſo wie von den Erfin⸗ 
dungen der Dichter auch von denen des bildenden 
Künſtlers. Uebrigens ſagt das Reichsgericht nicht, 
daß ein Kunſtwerk überhaupt nicht unzüchtig ſein 
kann. Es ſagt „kein Kunſtwerk in des Wortes 
höchſter Bedeutung iſt unzüchtig, aber es gibt un⸗ 
züchtige Werke der Kunſt“ (Entſch. 37, 270). 

Aber gerade das iſt ſchwer und erfordert Kunſt⸗ 
verſtändnis, zu entſcheiden, ob ein der Beurteilung 
unterſtelltes Werk ein ſolches iſt, in welchem ſich 
ideales künſtleriſches Streben dokumentiert. Und 
eben dieſe Frage iſt als Tatfrage der Beurteilung 
den unteren Inſtanzen überlaſſen. 

Unzüchtig kann ein Werk aber auch durch 
die Art ſeiner Ausſtattung werden, z. B. die Her⸗ 
vorhebung unzüchtiger Stellen durch den Druck, 
durch Bezeichnung der Seiten, die unzüchtige 
Stellen enthalten, durch Illuſtrierung ſolcher 
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Stellen. Hier ift die Tendenz, Lüſternheit zu 
erregen, offenſichtlich (RGE. 31, 260). 

Zuletzt ſeien noch die latent unzüchtigen Schriften 
erwähnt, deren unzüchtige Bedeutung ſich nicht 
unmittelbar aus dem Inhalt ergibt, ſondern erſt 
durch anderweitige, dem Leſerkreiſe, für welche die 
Schrift beſtimmt iſt, bekannte Tatumſtände ver⸗ 
mittelt wird. Auch deren Verbreitung iſt ſtrafbar. 

(Schluß folgt). | 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Die kriminaliſtiſche Vorbildung der Rihter und 
Staatsanwälte. Es iſt in neuerer Zeit fo viel über 
die Verbeſſerung der Strafrechtspflege geſchrieben 
worden, daß ich mir nicht verſagen kann, auf einen 
Punkt hinzuweiſen, der bisher noch wenig in den 
Vordergrund gerückt worden iſt. 

Ich meine die kriminaliſtiſche Ausbildung der 
Richter und Staatsanwälte. 

Das Vertrauen zur Strafrechtspflege iſt nicht 
nur davon abhängig, daß der Unſchuldige ſich ſicher 
weiß vor ungerechter Anklage und Verurteilung, 
ſondern auch davon, daß die Allgemeinheit der Ueber⸗ 
zeugung leben kann, daß die Fälle, in denen der 
wirklich Schuldige ſich der gerechten Strafe zu ent⸗ 
ziehen weiß, verhältnismäßig ſelten ſind. Ob dies 
Ziel auf dem Wege einer Aenderung der Geſetzgebung 
allein zu erreichen ſein wird, iſt fraglich. In der 
Hauptſache wird nach wie vor das Meiſte von der 
Tüchtigkeit und richtigen Ausbildung der zuſtändigen 
Fachmänner, d. i⸗ der Richter und Staatsanwälte ab- 
hängen. Es fragt ſich nun, ob es nicht auch hier manches 
zu beſſern gibt. Und dieſe Frage dürfte zu bejahen ſein. 

Bei der Strafrechtspflege gibt in den meiſten 
Fällen nicht ſowohl die richtige rechtliche, als viel⸗ 
mehr die richtige tatſächliche Beurteilung den Aus⸗ 
ſchlag; dieſe bietet zumeiſt die größeren Schwierig⸗ 
keiten als jene. Folgerichtig muß die Ausbildung des 
Fachmannes ſich hier hauptſächlich in der letzt⸗ 
bezeichneten Richtung bewegen. Die vielverbreitete 
Anſicht, eine beſondere kriminaliſtiſche Vorbildung ſei 
nicht erforderlich, zur richtigen Beurteilung der Straf⸗ 
ſachen genüge ein geſunder Verſtand und ausreichende 
Lebenserfahrung, halte ich nicht für richtig. 

Für die Erforſchung der ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen mag ja in einzelnen großen Städten, wo eine 
ausgezeichnete Kriminalpolizei zur Verfügung ſteht 
und die Tätigkeit der Staatsanwaltſchaft und des 
Richters ſich daher vielfach auf die formelle und 
rechtliche Seite des Falles beſchränkt, im allgemeinen 
ein Mangel an kriminaliſtiſcher Schulung bei den ge⸗ 
dachten Beamten nicht allzu ſtark fühlbar werden. 
Anders in kleineren Städten und auf dem Lande. 
Hier wird, zum mindeſten bei außergewöhnlichen und 
feiner angelegten Straftaten in der Regel von der 
kriminaliſtiſchen Geſchicklichkeit des Richters oder 
Staatsanwalts der ganze Erfolg der Unterſuchung 
abhängen. (Es braucht wohl nicht beſonders betont 
zu werden, daß unter Erfolg in dieſem Sinne nicht 
etwa die Ueberführung um jeden Preis, ſondern die 
Erforſchung der ganzen Wahrheit zu verſtehen ift). 
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Und gerade hier iſt es die Kriminaliſtik, deren 
Errungenſchaften gar nicht ſelten auf der einen Seite 
vor Mißgriffen bewahren, auf der anderen Seite eine 
Ueberführung da ermöglichen, wo ein ſonſt vielleicht 
kluger und erfahrener, aber nicht kriminaliſtiſch ge⸗ 
ſchulter Beamter verſagen würde. Bei den zum Teil 
vollendeten techniſchen Fortſchritten des Verbrecher⸗ 
tums iſt es heute noch viel wichtiger wie früher, daß 
der Unterſuchungsplan und die Sicherung der Beweis⸗ 
mittel von allem Anfang an unter Ausnützung aller zu 
Gebote ſtehender Hilfsmittel der neueren Kriminaliſtik 
ausgeführt wird; denn anfänglich begangene Fehler 
laſſen ſich erfahrungsgemäß im weiteren Laufe der 
Unterſuchung faſt nie mehr gut machen. 

Nicht minder wichtig, wie für den Unterſuchungs⸗ 
richter und Staatsanwalt iſt aber die kriminaliſtiſche 
Vorbildung auch für den erkennenden Richter. Ohne 
ſolche wird er oft nicht in der Lage ſein, den Wert 
oder Unwert einzelner Beweismittel (Blutſpuren 2c.) 
irrtumsfrei zu würdigen; noch weniger aber wird er 
ohne gründliche Kenntniſſe auf dem Gebiete der 
Pſychologie und Psychiatrie die Ausſagen der Zeugen 
und Sachverſtändigen ausnahmslos zutreffend würdigen 
können. Um nur ein Beiſpiel anzuführen, ſei auf 
die Erinnerungsſtörungen infolge von Kopfverletzungen 
hingewieſen, die unter Umſtänden zu Unrecht gegen 
die Glaubwürdigkeit eines Zeugen oder Angeklagten 
verwertet werden könnten. Dem kann nicht entgegen⸗ 
gehalten werden, für derartige Fragen ſeien ja die 
Sachverſtändigen da; denn gerade die Anordnung, 
daß ein Sachverſtändiger beizuziehen ſei, wird oft 
nur zufolge ſolcher Sachkunde getroffen werden. 

Eine ausführliche Darlegung der Vorteile gründ⸗ 
licher kriminalwiſſenſchaftlicher Vorbildung der Richter 
und Staatsanwälte würde hier zu weit führen; es 
ſollte hier nur der Anſchauung Ausdruck gegeben 
werden, daß eine ſolche notwendig und für eine ge⸗ 
deihliche und richtige Behandlung der Strafſachen 
mindeſtens ebenſo wichtig, wenn nicht noch wichtiger 
iſt, als eine gediegene juriſtiſche Vorbildung. 

Um ſo mehr iſt zu bedauern, daß unſeren jungen 
Juriſten zum Teil noch jede Gelegenheit fehlt, ſich 
theoretiſch und vor allem praktiſch in dieſem Wiſſens⸗ 
zweige auszubilden. Die ſpätere Aneignung gründ⸗ 
licher Kenntniſſe auf dieſem Gebiete kann angeſichts 
der ſonſtigen Aufgaben der Richter und Staatsanwälte 
wohl kaum von allen unter ihnen erwartet werden. 
Nur im Beſitze ſolcher Kenntniſſe kann der Richter 
aber auf dem Gebiete der Strafrechtspflege als Fach⸗ 
mann in jeder Beziehung angeſehen werden. Dies 
wäre aber im Intereſſe der Behandlung der 
Strafſachen ebenſo, wie im Intereſſe des Anſehens 
unſerer Strafrechtspflege ſehr zu wünſchen. Ich 
würde es daher für begrüßenswert und notwendig 
halten, wenn der angehende Juriſt künftig ſowohl 
auf der Univerſität, wie in der Vorbereitungspraxis in 
allen Zweigen der modernen Kriminaliſtik gründlich 
durchgebildet würde. Sollte ſich dies aber angeſichts 
des ſonſt zu bewältigenden Stoffes nicht allgemein 
ermöglichen laſſen, ſo wäre es wohl der Erwägung 
wert, ob eine ſolche Vorbildung nicht wenigſtens 
von dem Strafrichter und Staatsanwalt gefordert 
werden ſoll. 

Amtsrichter Dr. Bretzfeld in Nürnberg. 
Anmerkung des Herausgebers: Die 
Anregungen des Herrn Verfaſſers ſcheinen uns be⸗ 
achtenswert zu ſein. Unſere Zeitſchrift wird, ſoweit 
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es an ihr liegt, den Verſuch nicht unterlaſſen, dem 
vom Verfaſſer gerügten Mangel abzuhelfen und der 
Kriminaliſtik ihre Aufmerkſamkeit zu widmen. Wir 
werden ſchon in der allernächſten Zeit eine Abhand⸗ 
lung eines erfahrenen Polizeibeamten über die 
„Daktyloſkopie in Bayern“ bringen. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. i 

. = ein bayerifcher Bürgermeiſter die Nnterjchrift 
einer Privaturkunde beglaubigen? Haftet er auf Grund 
eines Vertragsverhältniſſes, wenn er eine ſolche Be⸗ 
glaubigung vornimmt? Ift $ 839 BGB. anwendbar? 
Welches Maß von Sorgfalt hat der Bürgermeiſter bei 
der Feſtſtellung der Echtheit der Unterſchrift aufzuwen⸗ 
den ?!) Die Klägerin hat bis zum Jahr 1901 mit dem 
Brauereibeſitzer M. in T. in Geſchäftsverbindung ge⸗ 
ſtanden und ihm zum Betrieb ſeines Geſchäfts Waren 


auf Kredit geliefert. Als ſie Sicherſtellung wegen ihrer 


Anſprüche verlangte, ſchickte ihr M. zunächſt im April 
1899 und ſodann im Januar 1900 je eine mit dem 
Namen ſeiner Schwiegermutter, der Gutsbeſitzerswitwe 
G., unterſchriebene Urkunde, datiert vom 26. April 
1899 und 7. Januar 1900, ein, nach denen dieſe er⸗ 
klärte, daß ſie für den von der Klägerin dem M. ge⸗ 
währten und zu gewährenden Kredit als Selbſtſchuld⸗ 
nerin haften wolle. Die Urkunde vom 7. Januar 1900 
hatte der beklagte Bürgermeiſter auf Anſuchen des M. 
zur Beglaubigung der Unterſchrift der G. mit ſeinem 
Namen unterſchrieben und mit einem Abdruck des 
Siegels der Gemeinde H. verſehen. Da er ſeiner 
Unterſchrift kein Datum beigefügt hatte, wendete ſich 
die Klägerin am 15. Mai 1900 brieflich an ihn mit 
der Bitte, einen von ihr auf die Urkunde gebrachten 
Vermerk, daß die darauf befindliche Unterſchrift von 
der G. eigenhändig gezeichnet worden ſei, und weiter 
ein Schriftſtück, in welchem die frühere Beglaubigung 
beſtätigt wurde, mit ſeiner Unterſchrift und mit dem 
Amtsſiegel zu verſehen. Der Beklagte gab dieſem 
Verlangen ſtatt, fügte ſeiner Unterſchrift auf beiden 
Schriftſtücken das Datum 17. Mai 1900 bei, und ſen⸗ 
dete ſie der Klägerin zu. Die auf der Bürgſchafts⸗ 
erklärung vom 7. Januar 1900 befindliche Zeichnung 
des Namens der G. war von M. gefälſcht; der Be⸗ 
klagte hatte den Beglaubigungsvermerk auf dieſe Ur⸗ 
kunde gebracht, obwohl die Witwe G. ihre Unterſchrift 
weder in ſeinem Beiſein auf die Urkunde gebracht, 
noch ihm gegenüber als von ihr herrührend anerkannt 
hatte. Die Klägerin verlangt von dem Beklagten 
Schadenserſatz. LG. und OLG. wieſen die Klage ab. 
Das RG. hob das Urteil des OLG. auf. 

Aus den Gründen: 1. Die Klägerin hat in 
der Reviſionsverhandlung die Meinung vertreten, daß 
der Beklagte wegen Verletzung ſeiner Amtspflicht zum 
Erſatz des Schadens verpflichtet ſei, daß er aber auch 
aus dem Vertragsverhältniſſe hafte, das bezüglich der 
Beglaubigungsvermerke vom 17. Mai 1900 zwiſchen den 
Parteien beſtanden habe. Denn in dem Anſuchen in 
dem Briefe vom 15. Mai 1900, daß der Beklagte Zeug⸗ 
niſſe über die Echtheit der Namensunterſchrift der G. 
auf die Urkunde vom 7. Januar 1900 ſetze, ſei die Er⸗ 
teilung eines Auftrags zu finden, und dieſen habe der 
Beklagte angenommen und ausgeführt, indem er der 
Aufforderung entſprach. Die Auffaſſung iſt unbegründet. 


1) Anm. d. Herausgebers. Wir werden auf dieſe für Bayern 
überaus wichtige Entſcheidung wohl noch zurückkommen. 
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Wie die Vorinſtanz ſeſtgeſtellt hat, hat ſie durch ihr 
Schreiben den Beklagten zu einer Handlung veran⸗ 
laſſen wollen, von der ſie annahm, daß er dazu in 
ſeiner Eigenſchaft als Bürgermeiſter berechtigt und 
verpflichtet ſei, ihr Schreiben war daher ein Antrag, 
der auf die Vornahme einer amtlichen Tätigkeit des 
Beklagten gerichtet war. Durch einen ſolchen Antrag 
bei einer Behörde oder einem Beamten und die darauf 
ergehende Entſchließung und deren Ausführung wird 
aber regelmäßig ein Vertrags verhältnis zwiſchen dem 
Antragſteller und dem Beamten nicht begründet. Aller⸗ 
dings iſt es bei gewiſſen öffentlichen Beamten möglich, 
daß die Vornahme von Amtshandlungen zum Gegen⸗ 
ſtand eines zivilrechtlichen Vertrages zwiſchen ihnen 
und dem Antragſteller mit der Wirkung gemacht wird, 
daß ſie demjenigen, welcher ihre Dienſte in Anſpruch 
uimmt, auch vertraglich verantwortlich ſind, ſo ins⸗ 
beſondere bei den Notaren und Gerichtsvollziehern. 
Von den im öffentlichen Dienſte der Gemeinde ſtehenden 
Beamten gilt das aber an ſich nicht, und es iſt deshalb 
keine reviſible Rechtsnorm verletzt, wenn die Vorinſtanz 
angenommen hat, daß ein Vertragsverhältnis zwiſchen 
den Parteien nicht begründet worden ſei. 

2. Das Os G. hat ferner angenommen, daß der 
Klägerin ein Schadenserſatzanſpruch auch aus 8 839 
des BGB. nicht zuſtehe, weil den von dem Beklagten 
vorgenommenen Beglaubigungen kein amtlicher Cha⸗ 
rakter beizumeſſen ſei, ſodann aber auch, weil ihn 
nicht der Vorwurf ſahrläſſigen Verhaltens treffe. Dieſe 
maffoſſung mußte nach beiden Richtungen beanſtandet 
werden. 

a) Es ſteht feſt, daß der Beklagte den erſten Be⸗ 
glaubigungsvermerk auf die Urkunde vom 7. Januar 
1900 gebracht hat, nachdem ihm M. in Abweſenheit 
der G. mitgeteilt hatte, daß deren Namenszeichnung 
von ihr ſelbſt bewirkt fei. Das OLG. führt aus: In 
der Perſon des M., der damals noch ein geachteter 
Mann geweſen ſei, hätten für den Beklagten keine 
Gründe vorgelegen, Bedenken wegen der Echtheit der 
Unterſchrift der G. zu hegen und deshalb beſonders 
ſorgfältig zu Werke zu gehen, die Unterſchrift habe 
auch den echten Namenszeichnungen der G. ſo ähnlich 
geſehen, daß der Beklagte ſie recht wohl für echt habe 
halten können. Dieſe Ausführungen können das Ver⸗ 
halten des Beklagten nicht entſchuldigen. Es handelte 
ſich um eine Bürgſchaft, durch welche die Klägerin 
wegen ihrer Anſprüche an M. geſichert werden ſollte. 
Wenn dieſer die Urkunde dem Beklagten mit dem An⸗ 
ſuchen vorlegte, ſie in ſeiner Eigenſchaft als Bürger⸗ 
meiſter des Wohnorts der angeblichen Bürgin zu be⸗ 
glaubigen, ſo ergab ſich daraus ohne weiteres, daß die 
Klägerin ſich mit der Angabe des M., daß die Unter⸗ 
ſchrift von der G. herrühre, nicht begnügen, fondern 
ſich darüber eine jeden Zweifel ausſchließende Gewißheit 
verſchaffen wollte. Dazu war offenbar eine Beglau⸗ 
bigung ungeeignet, die ſelbſt wieder auf der Angabe 
des M. fußte. Das lag fo in der Natur der Sache, 
daß es dem Beklagten, wenn er von dem Inhalte der 
Urkunde Kenntnis hatte, bei einiger Ueberlegung nicht 
entgehen konnte. Ebenſo durfte er den Umſtand, daß 
die auf der Urkunde befindliche Unterſchrift den ihm 
bekannt gewordenen echten Namenszeichnungen der G. 
glich, nicht für ausreichend anſehen. Es iſt allgemein, 
auch in den minder gebildeten Kreiſen bekannt, daß 
Unterſchriften täuſchend nachgeahmt werden können, 
und daß deshalb das bloße Ausſehen keine Unterlage 
für eine Beglaubigung durch einen Beamten bieten 
kann; ebenſo iſt auch in dieſen Kreiſen bekannt, daß 
amtliche Beglaubigungen allgemein in dem Sinne ver⸗ 
ſtanden werden, daß die Unterſchrift entweder im Bei⸗ 
ſein des beglaubigenden Beamten bewirkt oder doch 
ihm gegenüber von dem Unterzeichnenden ausdrücklich 
und beſtimmt als von ihm bewirkt anerkannt worden iſt. 

b) Das OLG. hat weiter ausgeführt: Der Be⸗ 
klagte, dem als Bürgermeiſter der Gemeinde H. die 
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Ausübung öffentlicher Gewalt anvertraut ſei, gehöre 
zu den Beamten i. S. von 8 839 BGB.; nach den 
Vorſchriften der die Stellung der Gemeindebeamten 
regelnden Bayeriſchen GemO. gehöre jedoch die Be⸗ 
glaubigung von Urkunden, die nur privatrechtliche 
Verhältniſſe von Privatperſonen betreffen, nicht zu 
den Dienſtaufgaben der Bürgermeiſter, ſie ſeien dazu 
weder verpflichtet noch befugt. Wenn der Beklagte in 
mißverſtändlicher Auffaſſung der ihm als Bürgermeiſter 
zuſtehenden Befugniſſe und obliegenden Pflichten die 
Unterſchriften auf den Urkunden vom 7. Januar und 
17. Mai 1900 beglaubigt habe, ſo ſei dieſer Beglau⸗ 
bigung kein amtlicher Charakter beizumeſſen, es liege 
kein amtliches, ſondern nur ein privates Zeugnis vor. 
Der Umſtand, daß die Klägerin die Dienſte des Be⸗ 
klagten nur in ſeiner Eigenſchaft als Bürgermeiſter, 
als öffentlicher Urkundsperſon, habe in Anſpruch neh⸗ 
men wollen, und daß auch wohl der Beklagte in dieſer 
Eigenſchaft gehandelt habe und habe handeln wollen, 
ſei als bloße ſubjektive Auffaſſung der Beteiligten für 
die Anwendbarkeit des 8 839 ohne Einfluß. Aus dem 
Geſichtspunkt der Amtsanmaßung ſei eine Haftung des 
Beklagten auch nicht begründet, da immerhin den Bürger- 
meiſtern die Vornahme derartiger Beglaubigungen nicht 
geradezu unterſagt ſei und deshalb von einer Amts⸗ 
überſchreitung nicht geſprochen werden könne. 

Dieſe Ausführungen ſind nicht durchſchlagend. Der 
III. ZS. hat kürzlich in feinem Urteil vom 4. Mai 1909 
(III 284/08) zum Teil in Abweichung von den in den 
Entſch. Bd. 60 S. 321 veröffentlichten Darlegungen in 
einem ähnlichen Falle ausgeführt: Zu den Pflichten 
der öffentlichen Beamten gehöre es auch, ſich der Vor⸗ 
nahme ſolcher Handlungen zu enthalten, die aus⸗ 
ſchließlich Beamten anderer Art vorbehalten ſeien, 
das ſei eine Amtspflicht, die ihnen nicht bloß gegen⸗ 
über dem Gemeinweſen, ſondern auch jedem gegenüber 
obliege, der von den Folgen der Amtsüberſchreitung 
betroffen werden könne. Nun werde allerdings darin, 
daß die Beglaubigung von Privaturkunden geſetzlich 
beſtimmten Kategorien von Beamten zugewieſen ſei, noch 
nicht ohne weiteres für alle übrigen Behörden und 
Beamten das Verbot zu finden ſein, ſolche Beglaubi⸗ 
gungen vorzunehmen, dieſe ſeien alſo, ebenſo wie 
Privatperſonen, nicht gehindert, durch eine ſchriftliche 
Erklärung die Echtheit einer Unterſchrift zu beglau⸗ 
bigen, es möge auch der Beamte, der das tue, dabei 
zur Kennzeichnung feiner Perſon feinen Amtstitel bei- 
fügen dürfen. Unſtatthaft aber fei es, wenn eine ſolche 
Erklärung, die eben in Wahrheit nur ein Privatzeugnis 
enthalte, in einer Form abgegeben werde, die den 
Anſchein einer öffentlichen Urkunde, einer amtlichen 
Beurkundung, erwecke; denn das ſei geeignet, das Pu⸗ 
blikum, namentlich die Beteiligten, irre zu führen, ſie 
zu veranlaſſen, der Erklärung ein Vertrauen wie einer 
öffentlichen Urkunde entgegen zu bringen, auf das ſie 
keinen Anſpruch habe, und ſo die Sicherheit des Ver⸗ 
kehrs ernſtlich zu gefährden. Wenn tatſächlich vielfach 


nicht zuſtändige Beamte um Beglaubigungen ange⸗ 


gangen, und dieſe, wenn ſie erfolgten, im Verkehr nicht 
beanſtandet würden, ſo beruhe das zumeiſt auf Un⸗ 
kenntnis der Zuſtändigkeitsverhältniſſe und könne jeden⸗ 
falls die Anwendung der Form einer amtlichen Beur⸗ 
kundung in Fällen nicht rechtfertigen, in denen der 
Beamte zu dieſer nicht berufen ſei. 

Der erkennende Senat trägt kein Bedenken, ſich 
dieſer Auffaſſung anzuſchließen, und ſie führt zu dem 
Ergebnis, daß das Verhalten des Beklagten der Be⸗ 
ſtimmung des § 839 BGB. zu unterſtellen ift. Nach 
den Feſtſtellungen des Berufungsurteils über das in 
Bayern geltende Landesrecht find die Bürgermeiſter 
dort mit der Ausübung öffentlicher Gewalt betraut, 
alſo dem Publikum gegenüber mit öffentlicher Autorität 
bekleidet, ſie führen, wie unbeſtritten iſt, Amtsſiegel, 
die zur Ausſtellung amtlicher Erlaſſe und Beurkun⸗ 
dungen dienen. Bei den Beglaubigungszeugniſſen hat 
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der Beklagte eine Form angewendet, die durchaus 
geeignet war, in Perſonen, die mit den Zuſtändigkeits⸗ 
verhältniſſen nicht genau vertraut waren, den Glauben 
hervorzurufen, daß die Zeugniſſe amtliche Beurkun⸗ 
dungen des Bürgermeiſters von H. ſeien. Uebrigens 
nimmt das Os G. wohl an, daß der Beklagte ſelbſt 
die Zeugniſſe in ſeiner Eigenſchaft als Beamter habe 
ausſtellen wollen und deshalb ſeiner Unterſchrift das 
Gemeindeſiegel beigedrückt habe. Da er aber nach 
dem maßgebenden Ausſpruch des Oberlandesgerichts 
zur öffentlichen Beglaubigung von Privaturkunden 
weder verpflichtet noch auch nur berechtigt war, ſo 
liegt darin, daß er ſie gleichwohl vorgenommen hat, 
ein objektiver Verſtoß gegen eine Amtspflicht in dem 
oben dargelegten Sinne, die ihm auch gegenüber der 
Klägerin oblag. Zur Begründung ſeiner Haftung 
hieraus iſt indes erforderlich, daß ihm dieſer Verſtoß 
zum Verſchulden anzurechnen iſt. Inſoweit darf das 
Berufungsurteil dahin verſtanden werden, daß nach 
der Annahme der Vorinſtanz ihm ein ſolches Ver⸗ 
ſchulden nicht ſchon um deswillen beizumeſſen ſei, weil 
er ſich über die ihm vermöge ſeines Amtes obliegenden 
Aufgaben und über ſeine Befugniſſe im Irrtum be⸗ 
funden habe. Mag nun dem auch beizuſtimmen ſein, 
ſo genügt das doch nicht zur Entlaſtung des Beklagten. 
Denn jedenfalls hat, wie auch der III. ZS. in dem 
oben erwähnten Urteile angenommen hat, ein Beamter, 
der in Ueberſchreitung feiner Amtsbefugniſſe, aber doch 
in ſeiner Eigenſchaft als Beamter handelt, dabei die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt zu betätigen, und er 
muß für die Folgen der Vernachläſſigung dieſer Sorgfalt 
nach 8 839 BGB. einſtehen. Da nach den früheren 
Darlegungen dem Beklagten eine ſolche Vernachläſſi⸗ 
gung beizumeſſen iſt, konnte das angefochtene Urteil 
nicht aufrecht erhalten werden. (Urt. d. VI. ZS. vom 
1. Juli 1909, VI 301/08). 
1705 
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II. 


Ein Vergleich in einem Erbrechtsſtreit kann nicht 
nur ein Erbſchaftskauf ſondern auch ein Anseinander⸗ 
ſetzungsvertrag fein. Daß die Erbberechtigung eines 
Teilnehmers fteettig ift, oder daß der Beſtand des Rad: 
laſſes nicht feſtſteht, macht nichts ans. Vergleich mit 
dem Teſtamentsvollſtrecker. Am 7. Januar 1903 ift der 
Großkaufmann Fr. verſtorben. Nach der geſetzlichen 
Erbfolge wären die Kinder zweier vor dem Erblaſſer 
verſtorbener Brüder zu ſeinen Erben berufen. Und 
zwar der Kläger nebſt fünf Geſchwiſtern (Kinder des 
verſtorbenen E. Fr.) und die Beklagten (Kinder des 
verſtorbenen Ch. N. Fr.). Der Erblaſſer hat drei 
Teſtamente hinterlaſſen, von denen zwei ungültig 
ſind. In einem dritten Teſtamente vom 4. Januar 
1888 ſind jedenfalls die E. Fr.ſchen Nachkommen über⸗ 
gangen. Ob darin die Ch. N. Fr.ſchen Kinder, wie 
die Beklagten behaupten, wirkſam als Erben eingeſetzt 
ſind, war unter den Parteien ſtreitig. Mit notariell 
beglaubigter Urkunde vom 11. Februar 1904 ſchloſſen 
die E. Fr. Kinder „mit dem Nachlaß des Verſtorbenen, 
vertreten durch den Teſtamentsvollſtrecker, dieſer ver⸗ 
treten durch Rechtsanwalt Dr. H.“ einen Vergleich, 
wodurch ſie „die Rechtsgültigkeit des Teſtaments von 
1888 anerkannten und erklärten, keine Anſprüche an 
den Nachlaß zu beſitzen“, dagegen als Gegenleiſtung 
gewiſſe näher bezeichnete Zuwendungen aus dem Nach⸗ 
laß erhielten. Der Kläger erklärt dieſen Vergleich 
wegen Formmangels für nichtig und hat vor dem 
OLG. ein Urteil erſtritten, wodurch feinen Anträgen 
gemäß die Beklagten verurteilt wurden. Das RG. 
hob das Urteil auf. 

Gründe: Der Berufungsrichter irrt darin, daß 
er den Vergleich vom 11. Februar 1904 nur als Erb- 
ſchaftskauf im Sinne von §§ 2371 ff. BGB. beurteilt 
und ihm wegen Nichteinhaltung der vorgeſchriebenen 
Form jede Wirkſamkeit abſpricht. Insbeſondere ver⸗ 
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neint er unter irrtümlicher Begründung, daß darin 
auch ein Erbauseinanderſetzungsvertrag gefunden wer⸗ 
den könnte. Es gehört keineswegs zum Begriff eines 
ſolchen, daß die hieran beteiligten Erben ſich auch 
gegenſeitig als kontrahierende Erben anerkennen 
müßten. Vielmehr ſteht nichts entgegen, daß zwei 
Gruppen von Erbprätendenten die Auseinanderſetzung 
gerade als Mittel zum Ausgleich der ſtreitigen Erb⸗ 
berechtigungen benutzen. Mit Recht nimmt der Beruſungs⸗ 
richter an, daß durch den Erbſchaftskauf auch beſtrittene 
Erbrechte des Verkäufers bedingt — für den Fall, daß 
ſie doch beſtünden — auf den Käufer übertragen werden 
können. Mit demſelben Rechte aber kann auch ein 
Erbprätendent bedingt — für den Fall, daß er ſich 
doch als Erbe ausweiſt — an der Erbauseinander⸗ 
ſetzung beteiligt werden. Hier beſteht aber darüber 
kein Zweifel, daß die E. Fr.ſchen Kinder tatſächlich 
geſetzliche Erben des Erblaſſers geworden ſind. Der 
Berufungsrichter überſieht ferner, daß das Geſetz für 
Art und Inhalt der Auseinanderſetzung keine zwin⸗ 
genden Rechtsnormen aufſtellt. Er war deshalb nicht 
berechtigt, eine nicht auf einer förmlichen Verſtändi⸗ 
gung über den Beſtand und Wert des Nachlaſſes be⸗ 
ruhende Auseinanderſetzung als eine nicht ordnungs⸗ 
mäßig gehandhabte zu bezeichnen und daraus Zweifel 
herzuleiten, ob es ſich im Streitfall überhaupt um 
eine Auseinanderſetzung handle. Im Gegenteil werden, 
wie die Erfahrung lehrt, Nachläſſe häufig genug in 
der Weiſe aufgeteilt, daß kurzer Hand einem oder 
mehreren Miterben die ausſchließliche Verfügung dar⸗ 
über gegen gewiſſe an die übrigen Beteiligten zu 
zahlende Abfindungen überlaſſen wird. Mit der An⸗ 
nahme, es ſei nur ein Erbſchaftskauf beabſichtigt ge⸗ 
weſen, ſetzt ſich weiter der Berufungsrichter völlig 
über den Wortlaut des ſtreitigen Vergleichs hinweg. 
Abgeſehen davon, daß der Verkauf von Erbteilen an 
den „Nachlaß“ überhaupt undenkbar iſt, ſo beſchränkt 
ſich auch der Vergleich nur darauf, daß das teſtamen⸗ 
tariſche Erbrecht der Beklagten anerkannt und negativ 
erklärt wird, die E. Fr ſchen Kinder beſäßen keine 
Anſprüche an den Nachlaß. Wenn der Berufungs⸗ 
richter demgegenüber meint: „in dem Abkommen liege 
nicht die Uebernahme der obligatoriſchen Verpflichtung, 
etwaige Erbrechte nicht geltend machen zu wollen, 
ſondern es liege darin eine Uebertragung der Erb⸗ 
rechte“, ſo iſt er hierfür jede Begründung ſchuldig 
geblieben. Sie war aber um ſo unentbehrlicher, als 
die Urkunde überhaupt nur obligatoriſche Willens⸗ 
erklärungen zum Ausdruck bringt und als der Be⸗ 
rufungsrichter einen poſitiven Veräußerungswillen erft 
mit Hilfe von Ausführungen hineinträgt, die, wie 
gezeigt, in hohem Maße von Rechtsirrtum beeinflußt 
ſind. Hätte aber endlich auch ein wirklicher Erb⸗ 
ſchaftskaufswille bei den Vergleichsſchließenden vorge⸗ 
legen, ſo wären zwar mangels Beobachtung der Form 
die eigentlichen charakteriſtiſchen Folgen des Erbſchafts⸗ 
kaufs nicht eingetreten. Damit wäre aber keineswegs 
unvereinbar, die neben dem Erbſchaftskauf einher⸗ 
gehenden Verabredungen der Vertragsparteien inſoweit 
bei vollen Kräften zu erhalten, als ſie einen ſelbſtändig 
wirkſamen obligatoriſchen Inhalt haben. Das iſt der 
Fall. Der klare Wortlaut der Urkunde ergibt, daß 
die E. Fr.ſchen Kinder mit der Erklärung, Anſprüche 
an den Nachlaß nicht zu beſitzen, ſich auch vertrags⸗ 
mäßig verpflichtet haben, ſich demgemäß zu bezeigen 
und künftig Anſprüche gegen den Nachlaß nicht geltend 
zu machen. Das Zuſtandekommen dieſer Verpflichtung 
wäre nur dann zu bezweifeln, wenn der Vergleich 
vom 11. Februar 1904 eine vertragsmäßige Einigung 
nicht enthielte. War, wie das Landgericht ange⸗ 
nommen hat, der für den Nachlaß aufgetretene Sch. 
wirkſam als Teſtamentsvollſtrecker beſtellt, ſo war er 
ohne weiteres auch ermächtigt, die Verzichtserklärung 
entgegenzunehmen. War, wie der Berufungsrichter 
offen läßt. ſeine Ernennung unwirkſam, ſo hätte Sch. 
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hierbei mindeſtens die an dem Verzicht allein inter⸗ 
eſſierten Beklagten vertreten. Entbehrte er inſoweit 
der Vertretungsmacht, ſo iſt doch kein Zweifel daran 
möglich, daß die Beklagten das Vergleichsabkommen 
mindeſtens nachträglich genehmigt haben. Denn Kläger 
bekennt ſelbſt in ſeinem Klagantrage zu 2, die in 
demſelben Abkommen verſprochenen Abfindungen von 
den Beklagten empfangen zu haben. Der Vertrag 
ift mithin zuſtande gekommen. (Urt. d. IV. ZS. vom 
8. Juli 1909, IV 616/08). 
171¹ 
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III 


1. Begriff der im Betrieb eines Handelsgeſchäftes 
begründeten Verbindlichkeiten i. S. des § 25 Abſ. 1 
HGB. Sogenannte Vorbereitungsgeſchäfte und Hilfsge⸗ 
ſchäfte zu ſolchen. l 

2. Findet $ 25 HGB. auch auf den Fall Un: 
wendung, daß eine Geſellſchaft m. b. H. bei ihrer Grün⸗ 
dung ein Handelsgeſchäft als Sacheinlage eines Geſell⸗ 
ſchafters erwirbt? 

Der Kläger betreibt die Feſtſtellung einer Dar⸗ 
lehnsforderung; er begründet ſie damit, daß er ein 
Darlehn dem W. Kn., dem N. Kn. und der A. Kn. 
zum Zwecke der Erwerbung und des Betriebes der 
„D.ſchen Hofbuchdruckerei“ in C. gewährt habe, daß 
darauf W. Kn. dieſe Druckerei erworben, auf den Kauf⸗ 
preis eine Anzahlung von 50 000 M aus der Dar- 
lehnsvaluta geleiſtet und als im Handelsregiſter ein⸗ 
getragener Inhaber dieſes Geſchäft unter jener Firma 
betrieben habe; daß er dann — ebenfalls am 14. Mai 
1905 — mit der A. Kn. zum Erwerb und zum Betrieb 
jener Druckerei eine Geſellſchaft m. b. H. unter der 
Firma „Difche Hofbuchdruckerei, Geſellſchaft m. b. H.“ 
gegründet und in dieſe — erſt am 30. Juni 1905 in 
das Handelsregiſter eingetragene — Geſellſchaft die 
von ihm erworbene Druckerei zur Erfüllung ſeiner 
Stammeinlage von 245000 M als Sacheinlage ein⸗ 
gebracht habe, daß endlich die Geſellſchaft das Handels⸗ 
geſchäft unter der bisherigen Firma fortgeführt habe. 
Aus dieſen Vorgängen leitet der Kläger die Haftung 
der Geſellſchaft für das von ihm dem W. Kn. gegebene 
Darlehn nach § 25 HGB. ab. Die Vorinſtanzen find 
dieſer Auffaſſung beigetreten: das LG. hat die Forderung 
feſtgeſtellt, das OLG. die Berufung des Beklagten 
zurückgewieſen. Die Reviſion hatte keinen Erfolg. 


Aus den Gründen: 1. Die Reviſion richtet 
ſich gegen die Annahme des OL G., daß die Darlehns⸗ 
ſchuld des W. Kn. eine im Betriebe des Druckerei⸗ 
geſchäfts begründete Verbindlichkeit im Sinne des 8 25 
HGB. ſei. Zur Begründung dieſer Annahme legt das 
OLG. dar, daß auch die ſogenannten Vorbereitungs⸗ 
geſchäfte, die in einem inneren Zuſammenhang zum 
Geſchäftsbetrieb ſtehen, ſolche Verbindlichkeiten ſeien, 
ja auch Hilfsgeſchäfte zu dergleichen Vorbereitungsge⸗ 
ſchäften. Hier ſei die Darlehnsaufnahme das Mittel 
zum Erwerb und zum Betrieb des Geſchäfts durch 
W. Kn. gewefen, die Darlehnsverbindlichkeit ſei ein 
Paſſivum des von ihm erworbenen 1 das 
nach 8 39 HGB. in den Geſchäftsbüchern habe erſcheinen 
müſſen. Unerheblich ſei, daß die Entſtehung dieſer 
Verbindlichkeit dem Erwerbe des Geſchäfts durch W. Kn. 
zeitlich vorangegangen 125 das müſſe um ſo gewiſſer 
gelten, als die maßgebenden drei Verträge — die 
Darlehnsaufnahme, der Erwerb des Geſchäfts und die 
Gründung der Geſellſchaft — an demſelben Tag kurz 
hintereinander geſchloſſen worden ſeien. Der Reviſton 
kann zugegeben werden, daß eine allgemeine Annahme, 
daß auch Verbindlichkeiten aus Hilfsgeſchäften zu ſog. 
Vorbereitungsgeſchäften unter die im 8 25 HGB. be⸗ 
zeichneten Verbindlichkeiten fallen, nicht unerheblichen 
Bedenken unterliegen würde, daß es insbeſondere 
bei einer Darlehnsaufnahme zur Beſchaffung der Mittel, 
um ein Handelsgeſchäft erſt zu erwerben, an jenem 


unmittelbaren Zuſammenhang mit dem Betriebe des 


Handelsgeſchäfts fehlt, bei a Vorliegen das Reichs⸗ 
gericht in ſtändiger Rechtſprechung die Anwendung des 
8 25 HGB. auch auf Fälle für geboten erachtet hat, 
bei denen die Verbindlichkeit vor der Eröffnung des 
Betriebs entſtanden war (z. B. bei der Ermietung 
eines Geſchaftslokals, der Anſchaffung von Waren, der 
Annahme von Handlungsgehilfen, dem Erwerb des 
Handelsgeſchäfts ſelbſt; vgl. das Urteil des IV. BS. 
vom 17. Februar 1908, Rep. IV. 292/07, Seuff. Arch. 
Bd. 63 Nr. 259). Es kann aber dahingeſtellt bleiben, 
ob jene allgemeine Annahme eine übermäßige Aus⸗ 
dehnung des Begriffs der „im Betrieb des Geſchäfts 
begründeten“ Verbindlichkeiten enthalten würde. Denn 
nach den Umſtänden des Falls kann die Anwendbarkeit 
des § 25 HGB. auf die von W. Kn. begründete Dar- 
lehnsſchuld einem rechtlichen Bedenken nicht unter⸗ 
liegen. In der Urkunde vom 14. Mai 1905 hat auch 
Kn. bekannt, vom Kläger das Darlehn „zum Zwecke 
des Erwerbs und Betriebs der D.ſchen Hofbuchdruckerei“ 
erhalten zu haben. Damit iſt — und ſo ſind auch die 
Ausführungen des OLG. zu verſtehen — von dem 
Darlehnsgeber und von dem Darlehnsnehmer das 
Darlehn in unmittelbaren Zuſammmenhang mit dem 
Betriebe des Handelsgeſchäfts gebracht worden, deſſen 
Erwerb von dem Darlehnsnehmer ſchon damals be 
abſichtigt war, und es iſt dadurch der gemeinſame 
Wille der Vertragsſchließenden zum Ausdruck gelangt, 
daß die Darlehnsverbindlichkeit eine Schuld des zu 
erwerbenden Handelsgeſchäfts werden ſolle. 


2. Das Berufungsgericht hat dargelegt, daß 8 25 
HGB. auch auf den Fall Anwendung zu finden habe, 
daß eine Geſellſchaft m. b. H. bei ihrer Gründung ein 
Handelsgeſchäft als Sacheinlage eines Geſellſchafters 
erwirbt. Die Reviſion findet hierin eine Verletzung 
des 8 5 Abſ. 4 GmbH.; nach dieſer Beſtimmung 
müßten im Geſellſchaftsvertrag nicht nur der Aktiv⸗ 
wert der Einlagen, ſondern auch die Verbindlichkeiten, 
die aus deren Einbringung der Geſellſchaft entſtehen, 
feſtgeſtellt werden; nur der Inhalt des notariellen 
* ſei daher maßgebend für den 
Uebergang der Paffiva eines Handelsgeſchäfts, wenn 
ſolches bei der Gründung als Einlage eines Geſell⸗ 
ſchafters erworben werde; hier ſei aber dieſer Ueber⸗ 
gang in dem Vertrag nicht nur nicht feſtgeſetzt, ſondern 
ausdrücklich ausgeſchloſſen worden. Dieſe, auf die 
erwähnte Geſetzesbeſtimmung geſtützten Ausführungen 
ſind allerdings richtig: iſt die Uebernahme der Paſſiven 
im notariellen Geſellſchaftsvertrag nicht erwähnt, ſo 
gehen ſie auf die Geſellſchaft ſelbſt dann nicht über, 
wenn die Uebernahme unter den Gründern der Geſell⸗ 
chaft verabredet war. Die Reviſion überſieht aber, 
aß es ſich hier nicht allein um die Wirkung der 
Uebernahme eines Handelsgeſchäfts durch die Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. handelt, ſondern um die Fortführung 
des erworbenen Handelsgeſchäfts unter der bisherigen 
Firma. Durch dieſe Fortführung gehen kraft Geſetzes 

25 HGB.) alle im Betrieb des Geſchäfts begründeten 
Verbindlichkeiten des früheren Inhabers auf den Er⸗ 
werber über, ſoweit nicht die Vorausſetzungen des 
8 25 Abſ. 2 vorliegen, und mit Recht vermißt das 
OLG. jeden inneren Grund, warum das nicht auch 
für den Fall gelten ſoll, daß die Uebernahme eines 
Handelsgeſchäfts bei der Errichtung einer Geſellſchaft 
m. b. H. erfolgt war. Dem OG. ift auch darin Dei- 
zutreten, daß die Fortführung einer Firma mit dem 
Zuſatz „Geſellſchaft m. b. H.“ noch eine Fortführung 
derſelben Firma im Sinne des § 25 HGB. ift; es 
ergibt fiH das ohne weiteres aus 8 4 GmbH., der 
die „Beibehaltung“ der Firma eines auf die Geſell⸗ 
aai übergegangenen Geſchäfts erlaubt, zugleich aber 

en Zuſatz „m. b. H.“ in allen Fällen erfordert. (Urt. 
d. VI. 3S. vom 21. Juni 1909, VI 351/08). 


1710 n 


EERME ee E, 


Beitfchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 21. 


IV. 

Haftung der Mitglieder des Glänbigeransſchuſſes 
bei Verletzung ihrer Pflichten. Geltendmachung des 
Schadens durch den Gemeinſchuldner. Unterbrechung des 
Kanſalzuſammenhangs durch Handlungen des Konkurs: 
verwalters. Die Beklagten haben als Mitglieder des 
Gläubigerausſchuſſes in dem über das Vermögen des 
Klägers eröffneten Konkursverfahren dem Verkaufe 
der zur Konkursmaſſe gehörenden Warenlager zum 
Preiſe von 28 600 M an den Kaufmann F. zuge- 
ſtimmt. Der Kläger behauptet, ſie ſeien dazu durch 
eine mit F. getroffene Vereinbarung veranlaßt worden, 
wonach dieſer ſich verpflichtet habe die Konkursforde⸗ 
rungen der von ihnen vertretenen Firmen ganz zu 
befriedigen. Dadurch ſei die Konkursmaſſe und in der 
Folge der Kläger geſchädigt worden, da auf Betreiben 
der Beklagten andere Kaufliebhaber, welche die volle 
Taxe (32 802 M) als Preis geboten hätten, beim Ab⸗ 
ſchluſſe des Geſchäfts unberückſichtigt geblieben ſeien. 
Der Kläger verlangte deshalb, nachdem ſein Konkurs 
durch Zwangsvergleich beendet war, von den Beklagten 
Erſatz des ihm durch ihre Handlungsweiſe entſtandenen 
Schadens. LG. u. Os G. gaben der Klage ſtatt. Die 
Reviſion hatte keinen 1 

Gründe: Die Beklagten ſind wegen ihrer in 
dem Konkurſe des Klägers angemeldeten Forderungen 
durch F. befriedigt worden. Das geſchah, wie feſt⸗ 
geſtellt iſt, auf Grund einer zwiſchen F. und dem Be⸗ 
klagten W. getroffenen Vereinbarung, wonach letzterer 
ſich verpflichtete, dem F. das Geld zur Anzahlung 
für die Warenlager des Klägers zu beſchaffen, F. 
dagegen die volle Befriedigung der genannten Firmen 
wegen ihrer Konkursforderungen zuſagte. Als erwieſen 
ſieht das Berufungsgericht ferner an, daß die beiden 
Beklagten unter Verletzung der ihnen als Mitglieder 
des Gläubigerausſchuſſes obliegenden Pflichten für den 
Verkauf der Lager an F. durch den Konkursverwalter, 
der von jenem Abkommen keine Kenntnis hatte, ein⸗ 
getreten ſind und dieſen Verkauf dadurch zuſtande 
gebracht haben. Auch der Beklagte J. habe von dem 
zwiſchen W. und F. getroffenen Abkommen Kenntnis 
gehabt; er ſei von W. davon unterrichtet geweſen. 
Weiter iſt erwieſen, daß der Kläger, bevor der Ver⸗ 
kauf der Lager an F. geſchloſſen war, dem Konkurs⸗ 
verwalter für Jakob L. ein Gebot in der Höhe der 
vollen Taxe auf die Lager gemacht hat, und zwar 
in Gegenwart der beiden Beklagten. Hätten aber die 
Beklagten von dieſem Gebote Kenntnis gehabt und 
ſeien ſie trotzdem für den Verkauf der Lager an F. 
eingetreten, ſo haben ſie — wird weiter ausgeführt — 
ihre Pflichten als Gläubigerausſchußmitglieder gröblich 
verletzt. Für diefe Pflichtverletzung feien fie nach § 89 
der KO. allen Beteiligten, alſo auch dem Kläger ver⸗ 
antwortlich und daher aus dieſer Geſetzesvorſchrift 
unmittelbar — oder doch in Verbindung mit § 823 
Abſ. 2 BGB. —, übrigens auch nach $ 826 BGB. 
dem Kläger ſchadenserſaßpflichtig. 

Die Reviſion wendet ein, es fehle der urſächliche 
Zuſammenhang zwiſchen der Tätigkeit der Beklagten 
und dem eingetretenen Schaden. Einen Schaden habe 
der Kläger auch gar nicht erlitten. Nicht die Be⸗ 
klagten, ſondern der Konkursverwalter habe verkauft 
und für ihn ſei nach ſeiner Angabe nicht die Höhe 
des von FJ. gemachten Gebotes, ſondern der Umſtand 
entſcheidend geweſen, daß FJ. angeblich dem Kläger 
das Geſchäft zurückgeben wollte. Es ſei zudem der 
Nachweis zu vermiſſen, daß der Verwalter, falls er 
gewußt hätte, daß die Beklagten dem F. die Möglich⸗ 
keit des Kaufes verſchafft hatten, anders gehandelt 
hätte. Sodann würde ein etwaiger Mehrerlös bei 
dem Verkaufe der Warenlager nur die Veranlaſſung 
für die Gläubiger dazu geweſen ſein, eine höhere 
Zahlung im Zwangsvergleiche zu fordern; der Kläger 
ſei alſo durch den Verkauf nicht geſchädigt. Dadurch 
unterſcheide ſich der gegenwärtige Fall weſentlich von 
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dem in der Entſcheidung des Reichsgerichts Bd. 31 
S. 119 ff. Dieſe Einwendungen ſind nicht begründet. 

Das OLG. geht zutreffenderweiſe davon aus, daß 
durch den Verkauf der Warenlager zu dem niedrigeren 
Preiſe an F. die Konkursmaſſe und damit der Kläger 
ſelbſt geſchädigt worden iſt, daß die Maſſe Eigentum 
des Klägers war und geblieben iſt und dieſer mit der 
rechtskräftigen Beſtätigung des Zwangsvergleiches und 
der Aufhebung des Konkurſes das Recht zurückerhalten 
hat, über die Konkursmaſſe frei zu verfügen. (KO. 
§ 192). Inſoweit konnte der Berufungsrichter ſich mit 
Grund auch auf das reichsgerichtliche Urteil in Eutſcheid. 
Bd. 31 S. 119 ff. beziehen. Vgl. dazu RGE. Bd. 58 
S. 370; Jaeger KO. 2. Aufl. 8 192 Art. 1 S. 784, 
v. Wilmowski⸗Kurlbaum KO. 6. Aufl. $ 192 Anm. S. 496. 

Die Beklagten haben geltend gemacht, der Schaden 
des Klägers ſei jedenfalls dadurch ganz oder zum Teil 
ausgeglichen, daß er durch Verringerung der Aktiv⸗ 
maſſe einen Akkord zu einem niedrigeren Prozentſatze 
erzielt habe. Man darf indes mit dem Berufungs⸗ 
gericht unentſchieden laſſen, ob dieſer Einwand der 
Vorteilsausgleichung hier rechtlich begründet wäre. 
Denn nach der tatſächlichen Feſtſtellung des Berufungs⸗ 
urteils iſt nicht anzunehmen, daß infolge des Ver⸗ 
kaufes der Lager an F., um den niedrigeren Preis 
eine geringere Akkordrate von den Konkursgläubigern 
bewilligt worden iſt, daß ein Mehrerlös aus den Lagern 
von etwa 4000 M zu einer Erhöhung des Akkordange⸗ 
botes geführt hätte. — An dem vom Berufungsgericht 
feſtgeſtellten Tatbeſtande ſcheitert auch der von der 
Reviſion hinſichtlich des Kauſalzuſammenhangs er⸗ 
hobene Einwand. Danach iſt das Eintreten der Be⸗ 
klagten für den Verkauf der Lager an F. allerdings 
von urſächlichem Einfluſſe auf die Entſchließung und 
Handlung des Konkursverwalters geweſen. Hieran 
würde auch durch die dem Konkursverwalter obliegende 
Verantwortlichkeit für ſeine ſelbſtändig zutreffenden 
Entſchließzungen nichts geändert. Davon abgeſehen 
aber handelt es ſich im gegenwärtigen Falle darum, 
daß der Verwalter gemäß § 134 Ziff. 1 der KO. zu 
der Veräußerung der Warenlager des Gemeinſchuldners 
im ganzen die Genehmigung des Gläubigerausſchuſſes 
einzuholen hatte und die beiden Beklagten als Mit⸗ 
glieder des Gläubigerausſchuſſes ihre Zuſtimmung zu 
dem Verkaufe an F. erteilt haben. Mochte der Ver⸗ 
walter bezüglich der Ausführung des Verkaufes 
im weiteren, ſoweit es die Perſon des Käufers und 
die Preisbeſtimmung betraf, an die Genehmigung des 
Gläubigerausſchuſſes rechtlich nicht gebunden ſein, ſo 
liegt doch nach den Feſtſtellungen des Berufungs⸗ 
gerichts die Sache ſo, daß der Verwalter ohne die 
Zuſtimmung der Beklagten tatſächlich nicht die Lager 
an F. zu dem von dieſem gebotenen Preiſe verkauft 
haben würde. Durch ihr pflichtwidriges Verhalten, 
— das übrigens vom Berufungsgericht mit Recht auch 
als ſittenwidrige vorſätzliche Schädigung im Sinne 
von $ 826 BGB. beurteilt wird — haben ſich die 
Beklagten nach 8 89 der KO. den Beteiligten, alfo 
auch dem Gemeinſchuldner verantwortlich gemacht. 
Ihre Schadenserſatzpflicht folgt unmittelbar aus 
dieſer Geſetzesvorſchrift in Verbindung mit 88 276, 
421 BGB. wie auch aus 88 826, 830 BGB. (Urt. 
d. VI. 38S. vom 16. Sept. 1909, VI 333/08). 
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Zu § 157 BGB. Auslegung eines Ver⸗ 
trags, nach dem eine Hypothek zurückzu⸗ 
gewähren iſt, wenn der Empfänger oder 
„ein Dritter“ eine Strafanzeige erſtattet. 
Die Beklagte hat dem Kläger zwei Hypotheken beſtellt, 
um ihm teilweiſe Deckung für die Unterſchlagung 
größerer Summen zu gewähren, durch deren Verun⸗ 
treuung der bei dem Kläger früher angeſtellte Schwager 
der Beklagten den Kläger geſchädigt hat. Die Be⸗ 
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klagte behauptet u. a., ihre Verpflichtung aus der 
8 ei dadurch erloſchen, daß nach 
einem von ihrem Ehemanne mit dem Kläger 1904 
e Abkommen der Kläger verpflichtet ſei, 
die empfangenen Hypotheken zurückzugeben, falls er 
eine Strafanzeige gegen ihren Schwager erſtatte oder 
gegen dieſen ſonſt ein ſtrafgerichtliches Verfahren ein⸗ 
geleitet werde. Die letztere Bedingung ſei eingetreten. 
Das OLG. verneinte das und das RG. billigte diefe 
Anſchauung. 

Aus den Gründen: Nach der Feſtſtellung des 
Os G. hat der Kläger das Verſprechen, keine Straf- 
anzeige gegen den Schwager der Beklagten zu erſtatten, 
gehalten und es dadurch dieſem ermöglicht, ins Aus⸗ 
land zu gehen und ſich dort jahrelang unbehelligt 
aufzuhalten, ſo daß ſelbſt wenn jetzt ſein — zurzeit 
unbekannter — Aufenthaltsort ermittelt werden ſollte, 
ſeine Auslieferung bei der Art der von ihm verübten 
Straftat nicht zu erwarten ſei. Allerdings ſei gleich⸗ 
wohl gegen ihn ein Strafverfahren eingeleitet worden, 
aber infolge einer Strafanzeige des eignen Bruders 
der Beklagten, dem deren Ehemann das Material ge⸗ 
liefert hatte. Die Anzeige ſei zu dem ausgeſprochenen 
Zweck erfolgt, „das Geld der Schweſter zu retten“, 
nachdem vorher die Beklagte ſelbſt im Intereſſe ihrer 
Verteidigung im Prozeſſe die Verfehlungen ihres 
Schwagers aufgedeckt habe. Unter dieſen Umſtänden 
erachtet das OLG., indem es zugunſten der Beklagten 
annimmt, letztere könne ſich auf das Abkommen ihres 
Ehemannes vom 16. Auguſt 1904 ebenfalls berufen, 
bei Anwendung der Grundſätze über Treu und Glauben 
(8 157 BGB.) die Bedingung, unter der nach dem Mb- 
kommen der Kläger zur Rückgabe der beiden Hypotheken 
verpflichtet ſein ſollte, ſür nicht eingetreten. Die 
Reviſion wirft dem OLG. vor, es habe bei der Aus⸗ 
legung jenes Abkommens gegen den klaren Wortlaut 
der Urkunde verſtoßen. Der Angriff iſt jedoch nicht 
begründet. Das OLG. untersucht, ob die Beteiligten, 
wenn ſie den gegenwärtig eingetretenen Fall beim 
Abſchluß des Vertrages vorausgeſehen hätten, die 
darin getroffene Abrede, wonach auch die Strafanzeige 
eines Dritten die Rückgabepflicht der klägeriſchen 
Firma begründen ſollte, auf einen ſolchen Fall mit⸗ 
erſtreckt haben würden. Das wird aus Erwägungen 
verneint, die tatſächlicher Natur ſind und daher in 
der Reviſionsinſtanz keiner Nachprüfung A DEDEN, 
(Urt. des V. ZS. vom 7. Juli 1909, V 426/08). 
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B. Strafſachen. 
I. 


Zur Abgrenzung der Begriffe Urkundenfälſchung 
und Falſchbeurkundung. Der Angeklagte St. hatte bei 
einem Taubenwettfliegen die Lifte zu führen, in die 
die für das Wettfliegen maßgebenden Eintragungen 
zu machen waren. Insbeſondere wurden daſelbſt ver⸗ 
zeichnet die Namen der Befitzer der am Wettfliegen 
beteiligten Tauben, die Höhe der Spieleinſätze und 
50 5 der den einzelnen Tauben angelegten 

Fußringe. Nun beſteht das Weſentliche bei dem 
Formaldelikt der e eee darin, daß jemand 
mit der fälſchlich angefertigten oder verfälſchten Ur⸗ 
kunde im Rechtsleben Beweis zu erbringen ſucht, indem 
er den Anſchein erwecken will, daß entweder die in 
der. Urkunde verkörperte Erklärung von einem anderen 
herrühre oder einen anderen Inhalt habe, als tat⸗ 
bach lit der Fall iſt. Da nun hier jedermann wußte, 

aß der Angeklagte es war, der die Liſten geführt 
und dieſer auch niemals den Verſuch gemacht hatte, 
eine andere Perſon als Führer der Liſten hinzuſtellen, 
ſo kann es ſich nur darum handeln, ob die zweite 
Alternative gegeben iſt, daß St. den Anſchein zu er⸗ 
wecken ſuchte, die von ihm geführte Liſte habe einen 
anderen Inhalt, als tatſächlich der Fall war. Nun 
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ſoll nach den Darlegungen des Gerichtes die Ver⸗ 
fälſchung der Urkunde darin beſtehen, daß der An⸗ 
geklagte ſeine zunächſt richtigen Eintragungen über 
die Nummern, die die feinen Tauben angelegten Fup- 
ringe aufwieſen, nachträglich veränderte. Daß darin 
der Tatbeſtand der Urkundenfälſchung liegen kann, 
iſt klar. Zu deſſen Nachweis hätte es aber der hier 
fehlenden Feſtſtellung weiterer Tatſachen bedurft. An⸗ 
ſcheinend nämlich hat der Vorderrichter folgendes dabei 
überſehen. Die Herſtellung einer inhaltlich unwahren 
Urkunde fällt nicht unter den Begriff des Mionam 
Anfertigens im Sinne des § 267 StGB. Deshalb 

könnte von einer Urkundenfäaͤlſchung keine Rede fein, 
wenn St. von vornherein die unrichtigen Zahlen in 
die Lifte eingetragen hätte. (Entſch. in StS. Bd. 10 
S. 273). Um aber in der Abänderung der Zahlen 
eine Verfälſchung zu finden, wäre, da ja St. ſelbſt 
die urſprünglichen Vermerke geſchrieben hatte, not⸗ 
wendig geweſen, daß jene Liſte in dem Augenblicke 
der Veränderung bereits eine Urkunde, d. h. mehr als 
bloß einen Entwurf zu einer Urkunde darſtellte. Dazu 
gehörte, da jede Urkunde eine verkörperte Erklärung 
ihres Ausſtellers iſt, daß St. ſeine Erklärung in die 
Außenwelt hätte treten laſſen, d. h. anderen gegenüber 
wirklich abgegeben hätte. Solange dies noch nicht 
der Fall war, ſolange nur ein Entwurf zu einer Ur⸗ 
kunde vorlag, iſt die Abänderung des Niederge⸗ 
ſchriebenen unter dem Geſichtspunkt des $ 267 StGB. 
nicht verboten. Erſt dann, wenn die Niederſchrift der 
Wahrnehmung durch die Außenwelt zugänglich ge⸗ 
macht wird, gelangt die Erklärung zur Vollendung 
und es wird dadurch regelmäßig konſtatiert, daß ſie 
ihre endgültige Faſſung erhalten habe. Zu ihrer Ab⸗ 
änderung iſt nunmehr nur derjenige befugt, dem ein 
ausdrückliches Recht dazu zuſteht. In dieſer Richtung 
ſind aber die erforderlichen Feſtſtellungen nicht ge⸗ 
troffen. Allerdings heißt es im Eingange des Urteils, 
daß der Angeklagte und deſſen Vater von dem Verein, 
dem ſie angehörten, „zur Hülfeleiſtung“ bei dem Ein⸗ 
ſetzen der Tauben abgeordnet worden waren, ſo daß 
angenommen werden muß, daß ſie nicht die einzigen 
dabei tätigen Perſonen waren. Allein das Urteil kann 
nur dahin verſtanden werden, daß der Angeklagte 
ſelbſtändig die Liſte führte. Infolgedeſſen verſtieß er 
ſolange durch eine Abänderung der darin enthaltenen 
Vermerke nicht gegen § 267 StGB., bis er fie als ab- 
geſchloſſen aus den Händen gab oder durch anderweite 
konkludente ee erklärte, ſie ſolle als abge⸗ 
ſchloſſen gelten. En nach der Annahme des Ge- 
richts von der angeblich verfälſchten Urkunde durch 
Einreichung beim Vorſtand Gebrauch gemacht. Danach 
gewinnt es den Anſchein, als wenn er erſt in dieſem 
Augenblicke ſich der Liſte entäußerte und nur dadurch 
die Möglichkeit gegeben hat, von ihrem Inhalte Ein⸗ 
iat zu nehmen. Daß letzteres in einem früheren Zeit⸗ 
punkt möglich war, iſt nicht erſichtlich. Unter dieſer 
Vorausſetzung liegt nichts weiter vor, als eine falſche 
Beurkundung, eine ſchriftliche Lüge, die nach den 297 


ſtehend entwickelten Rechtsgrundſätzen nach 8 26 

StGB. nicht Pora ift. (Urt. des V. StS. Er 

28. Mai 1909, 5 D 266/09). E. 
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Wann enthält die Bejeihmung der Aeußerung eines 
anderen als Verleumdung eine Beleidigung? Der Re⸗ 
viſion iſt zuzugeben, daß die Bezeichnung einer wi 3 
lich unwahren üblen Nachrede mit dem Worte Ber- 
leumdung“, nicht ohne weiteres der Form nach eine 
Beleidigung des Betroffenen enthält. Der Ausdruck 
Verleumdung iſt kein Schimpfwort. Die Mißachtung, 
die ſich daran für den Betroffenen knüpft, ergibt ſich 
aus der Sache, nicht aus dem Worte. Es iſt daher 
rechtsirrig, anzunehmen, daß man ſich bei Zurück⸗ 
weiſung einer ehrenrührigen Behauptung ſtets gegen 
den $ 185 des StGB. verfehlt, wenn man fie al 
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Verleumdung ſtatt als wiſſentlich unwahre Behaup⸗ 
tung bezeichnet. Ob eine Beleidigung im Sinne des 
§ 185 StGB. vorliegt, kann nicht aus dem Ausdrucke 
Verleumdung allein beurteilt werden, ſondern es iſt 
die ganze Sachlage zu würdigen. Dies iſt aber auch 
in dem angefochtenen Urteile geſchehen. Nach den 
tatſächlichen Feſtſtellungen hat der Angeklagte, dem 
in einem vormundſchaftsgerichtlichen Beſchluſſe zur 
Laſt gelegt war, möglicherweiſe Sparkaſſegeld ſeines 
minderjährigen Kindes für ſich verbraucht zu haben, 
das in der Beſchwerdeſchrift an das Landgericht nicht 
nur als Verleumdung, ſondern als „böswillige Ver⸗ 
leumdung ſeitens des Vormundſchaftsrichters“ be⸗ 
zeichnet. Aus dem Zuſatze des Wortes „böswillig“ 
zu dem Ausdrucke „Verleumdung“, alſo aus der Form, 
ſchließt der Erſtrichter nicht nur auf eine Verſchärfung 
der in dem Ausdrucke „Verleumdung“ liegenden Miß⸗ 
achtung, ſondern weiterhin darauf, daß bei dem An⸗ 
geklagten die Abſicht, den Vormundſchaftsrichter zu 
beleidigen, vorgelegen hat. In dieſer Feſtſtellung iſt 
ein Rechtsirrtum nicht zu erkennen. Sie rechtfertigt 
die erfolgte Verurteilung. (Urt. des V. StS. vom 
8. Juni 1909, 5 D 301/09). E. 
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1. Können in der Hauptverhandlung Polizeiorgane 
mit Ermittelungen beauſtragt werden? k 

2. Unter welchen Vorausſetzungen kann eine ber: 
kündete Urteilsformel berichtigt werden? 

Aus den Gründen: Zu 1. Der dem Wacht⸗ 
meiſter K. in öffentlicher Sitzung erteilte Auftrag, zwei 
andere Zeugen nach H. zu führen und dort feſtzuſtellen, 
in welchem Laden ſie Mäntel und Uhr gekauft haben 
wollten, d. h. beſtimmte für die Glaubwürdigkeit jener 
Zeugen wichtige Beweiserhebungen zu veranſtalten, 
ſteht weder mit einer Einzel vorſchrift der Strafprozeß⸗ 
ordnung, noch mit dem allgemeinen Grundſatze der 
Unmittelbarkeit des Beweisaufnahmeverfahrens in 
Widerſpruch. Wie das Sitzungsprotokoll ausweiſt, 
iſt Wachtmeiſter K. nach Erledigung ſeines Auftrags 
in dem zur Fortſetzung der Hauptverhandlung be⸗ 
ſtimmten Termin nochmals mündlich vernommen, mit⸗ 
hin der vom Verteidiger als verletzt bezeichnete all⸗ 
gemeine Grundſatz der Unmittelbarkeit gewahrt worden, 
und wenn die Strafkammer „der Tatſache, daß die 
beiden Zeugen dem Zeugen K. das Geſchäft nicht haben 
vorzeigen können“ erhebliches Gewicht beigelegt hat, ſo 
iſt ſie nicht auf ein der mündlichen Verhandlung fremdes 
Beweismittel eingegangen. Zu 2. Dem Verteidiger 
iſt zuzugeben, daß nach der Urteilsverkündung eine 
ſachliche Berichtigung oder Erzänzung des Urteils⸗ 
ſatzes nicht mehr vorgenommen werden darf (E. 5, 
172; R. 7, 245). Hier hat ausweislich des Sitzungs⸗ 


protokolls der Vorſitzende nach Verkündung der ur⸗ 


ſprünglichen, den Geſichtspunkt des Betrugsverſuchs 
übergehenden Urteilsformel „die Urteilsgründe mit- 
zuteilen begonnen“ und, als dieſe nur zum Teil 
verkündet waren, angeordnet, daß die vom Gerichte 
beſchloſſenen und verſehentlich weggelaſſenen Worte 
„und verſuchten Betrugs, begangen durch eine und 
el elbe Handlung“ dem Urteilstenor hinzugefügt werden 
folen. Wäre nur ein Schreibverſehen zu berichtigen 
geweſen und berichtigt worden, ſo unterlägen die „An⸗ 
ordnungen“ des Vorſitzenden und ihr Vollzug keinem 
Bedenken (E. 13, 267; 15, 271). Doch mag dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob dieſe Vorausſetzung zutrifft. Denn 
nach § 267 Abſ. 1 StPO. erfolgt die Verkündung des 
Urteils durch Vorleſung der Urteilsformel und Er- 
öffnung der Urteilsgründe; ſie iſt alſo vor Abſchluß 
dieſer Eröffnung nicht vollendet. Solange aber die 
Urteilsverkündung nicht abgeſchloſſen iſt, kann ſie 
unterbrochen und ein neues Urteil verkündet oder das 
zum Teil verkündete berichtigt oder ergänzt werden. 
Aue des I. StS. vom 7. Juni 1909, I. 375/09). 
B. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


Kann eine landwirtſchaftliche Genoſſenſchaft ihren 
Geſchäftsbetrieb auf Maßnahmen zur Einſchränkung des 
Güterhandels durch den einſtimmigen Beſchluß der 
Generalverſammlung ausdehnen, wenn nicht ſämtliche 
Genoſſen an ihr teilgenommen haben? (Gen®. 88 43, 51). 
Aus den Gründen: Der Erſtreckung des Geſchäfts⸗ 
betriebs einer landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaft auf 
Maßnahmen, durch die die Genoſſen abgehalten werden 
ſollen, beim Ankauf und Verkaufe von Grundſtücken 
den Güterhandel zu fördern, ſteht ein Hindernis nicht 
entgegen. Das Statut kann den Genoſſen Beſchrän⸗ 
kungen von der Art, wie ſie in dem zur Eintragung 
angemeldeten Beſchluſſe beſtimmt find, auferlegen und 
Zuwiderhandlungen unter Geldſtrafen ſtellen. Solche 
Beſtimmungen können auch im Wege einer Aenderung 
des Statuts getroffen werden, nicht nur, wenn das 
Statut ſchon deren Aufnahme vorſieht, ſondern auch 
ohne ſolchen Vorbehalt. Im letzteren Falle muß aber 
zu der Willensentſchließung der Generalverſammlung 
als Organs der Genoſſenſchaft die Zuſtimmung der 
einzelnen Genoſſen hinzukommen, die einer neuen 
Duldungspflicht unterworfen werden ſollen. Dabei 
macht es keinen 8 e ob man als die neue 
Verpflichtung das Verhalten anzuſehen hat, zu dem 
die Genoſſen durch die Androhung von Geldſtrafen 
angehalten, oder die Zahlung der Geldſtrafen, mit 
denen ſie im Falle der Zuwiderhandlung belegt werden 
folen (Pariſtus⸗Crüger, Gen. 6. Aufl. Erl. 1 zu § 6 
S. 88; RGE. Bd. 47 S. 146, 154, 155; Bd. 60 S. 409, 
414; Bd. 62 S. 303, 312). Hier enthält das bisherige 
Statut keine Beſtimmung, aus der eine Verpflichtung 
der Genoſſen hergeleitet werden könnte, ſich in der 
Auswahl der Perſonen, mit denen ſie ſich in Kauf⸗ 
geſchäfte über Grundſtücke einlaſſen, gewiſſen Be⸗ 
ſchränkungen zu unterwerfen. Der Beſchluß der 
Generalverſammlung enthält daher einen Eingriff in 
den durch die Unterwerfung unter das beſtehende 
Statut nicht berührten Rechtskreis der Genoſſen, über 
den die Genoſſenſchaft nicht ohne Zuſtimmung des 
einzelnen Genoſſen verfügen kann. Da der Genoſſe 
durch die Zuſtimmung nicht ein aus der Mitgliedſchaft 
hervorgehendes Recht ausübt, iſt nicht erforderlich, 
daß er die e in einer Generalverſammlung 
erklärt (8 43 Abſ. 1 Gen.; NEE. Bd. 68 S. 263, 265). 
Anderſeits wird der nicht von ſämtlichen Genoſſen 
einſtimmig gefaßte Beſchluß der Generalverſammlung 
nicht dadurch wirkſam, daß er nicht innerhalb der 
Anfechtungsfriſt mit Klage angefochten wird. Die 
Vorſchriften des § 51 Gen. finden nur auf die Fälle 
Anwendung, in denen der Gegenſtand des Beſchluſſes 
dem Verfügungsrechte der Generalverſammlung unter⸗ 
liegt. Das Anfechtungsrecht iſt ein Mitgliedſchafts⸗ 
recht des Genoſſen, das ihn in den Stand ſetzt, einem 
das Geſetz oder das Statut verletzenden Beſchluſſe der 
Generalverſammlung die Wirkſamkeit als Willens⸗ 
entſchließung der Genoſſenſchaft zu entziehen, die An⸗ 
fechtung kommt aber nicht in Frage, wo es ſich um 
die Willensentſchließung des Genoſſen in einer außer⸗ 
halb des Machtbereichs der Genoſſenſchaft liegenden 
eigenen Angelegenheit handelt (RGE. Bd. 36 S. 134, 
136; Bd. 37 S. 62, 65; Bd. 47 S. 146, 155, 156; 
Bd. 60 S. 409, 414; Bd. 62 S. 303, 315; Bd. 68 
S. 263, 267). Es kann deshalb dahingeſtellt bleiben, 
ob der vom Kammergericht in der Entſcheidung RJ A. 
Bd. 9 S. 34 ausgeſprochenen Anſicht beizutreten ſein 
möchte, daß ein Beſchluß der Generalverſammlung, 
der unter Verletzung der für das erforderliche Stimmen⸗ 
verhältnis maßgebenden Vorſchrift zuſtande gekommen 
iſt, nicht ein „wirklicher, von zuſtändiger Seite ge⸗ 
faßter Beſchluß“ ſei. Mag das Regiſtergericht auch 
nicht zu prüfen haben, ob der Beſchluß als Willens⸗ 


Jentſchließung der Genoſſenſchaft ordnungsmäßig zu⸗ 
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ſtande gekommen ift, fo hat es doch die den Macht⸗ 
bereich der Genoſſenſchaft erweiternde Abänderung 
des Statuts nur einzutragen, wenn nachgewieſen iſt, 
daß die Genoſſenſchaft durch die Zuſtimmung der 
ſämtlichen Genoſſen in die Möglichkeit verſetzt iſt, 
ihren Machtbereich zu erweitern. Da hier gar nicht 
behauptet worden iſt, daß die 27 Genoſſen, die an 
der Generalverſammlung nicht teilgenommen haben, 
dem Beſchluſſe zugeſtimmt haben, iſt die Eintragung 
des Beſchluſſes mit Recht abgelehnt worden. (Beſchl. 
des I. ZS. vom 25. Juni 1909, Reg. III 43/1 T 
1672 l 


B. Strafſachen. 
' I 


„Schutz des Ortsbildes gegen Bernnftaltung. Ban: 
TEN Vorſchriften. Banherr. (Art. 101 u. 22 v 
StGB.). Der Stadtmagiſtrat A. erließ im Januar 
1902 auf Grund des Art. 101, 103 P StGB. und des 
8 366 Nr. 10 StGB. ortspolizeiliche Vorſchriften. Im 
86 Abſ. 2 ift beſtimmt: „Unſchöne Reklamebilder und 
Aufſchriften, häßliche Bemalungen an Gebäuden, 
Mauern, Einfriedungen uſw, dann .... Anlagen, 
welche die Straße verunſtalten, ſind innerhalb einer 
vom Stadtmagiſtrat feſtzuſetzenden Friſt auf Verlangen 
zu beſeitigen.“ Die Firma Th. R., G. m. b. H. in 
W., hat im Haufe M.⸗Straße 1 (A 1) in A. einen 
Verkaufsladen. Als Geſchäftsführer der Firma ließ 
der Angeklagte im Oktober 1906 quer über den Schau⸗ 
fenſtern und an deren beiden Längsſeiten große Reklame⸗ 
tafeln anbringen, die auf ultramarinblauem Grund 
eine Aufſchrift in weißen Buchſtaben, von etwa 0,45 m 
Höhe trugen. Ferner ließ er auf der Nordſeite die 
gegen das Nachbarhaus etwas vorſpringende Wand⸗ 
fläche des Hauſes A 1 in der Höhe von etwa 11 bis 
12 m und in der Breite von etwa 1,65 m mit blauer 
Farbe anſtreichen und auf dieſem Untergrund in großen 
weißen Buchſtaben eine Reklameinſchrift anbringen. 
Auf Grund des 8 6 Abſ. 2 der ortspolizeilichen Bor- 
1 wurde der Angeklagte vom Stadtmagiſtrat 
wiederholt aufgefordert, die Reklametafeln und die 
Reklamebemalung an der Nordwand des Hauſes zu 
beſeitigen. Am 17. Juni 1908 wurde ihm eine letzte 
Friſt von einem Monate geſteckt, aber er kam der 
Aufforderung nicht nach. Erſt am 20. Dezember 1908 
ließ er die Reklameinſchrift an der nördlichen Wand⸗ 
fläche beſeitigen; die Reklametafeln blieben angebracht. 
Das Schöffengericht verurteilte wegen einer Zuwider⸗ 
handlung gegen 8 6 Abſ. 2 der ortspolizeilichen Bor- 
ſchriften und ſprach der Polizeibehörde die Befugnis 
zu, die Beſeitigung des ordnungswidrigen Zuſtandes 
anzuordnen und zu dieſem Zwecke die Entfernung der 
drei Tafeln und der Bemalung zu verfügen. Die 
Berufung des Angeklagten wurde als unbegründet 
verworfen. Seine Revifion hatte teilweiſen Erfolg. 
Aus den Gründen: Um die Tragweite des 
Art. 101 PSGB. in der nach dem Gef. vom 22. Juni 
1900 geltenden Faſſung zu überblicken, iſt es unum⸗ 
gänglich, die urſprüngliche Faſſung des Art. 101 
P StGB. vom 26. Dezember 1871 in Betracht zu ziehen. 
Er lautete: „In den Landesteilen rechts des Rheins 
werden Bauherrn, Baumeiſter und Bauhandwerker 
geſtraft, wenn fte bei einem Neubau oder einer Bau- 
reparatur, wozu nach Verordnung polizeiliche Geneh⸗ 
migung erforderlich iſt, die feſtgeſetzte Baulinie will⸗ 
kürlich abändern oder den auf Grund der beſtehenden 
Verordnungen oder ortspolizeilichen Vorſchriften im 
Intereſſe der Verſchönerung erfolgten Anordnungen 
zuwiderhandeln (Abſ. 1). Für Städte von mehr als 
20 000 Seelen können im Intereſſe der Verſchönerung 
. baupolizeilide Anordnungen durch Verordnung oder 
ortspolizeiliche Vorſchrift getroffen werden (Abſ. 3). Zu⸗ 
nächſt erhellt, daß auf Grund des Art. 101 auch im Intereſſe 
der Verſchönerung nur baupolizeiliche Anordnungen, alſo 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 21. 


Vorſchriften in Beziehung auf eine Bauvornahme ge⸗ 
troffen werden können. Während nach derurſprünglichen 
Faſſung des Art. 101 die baupolizeilichen Anordnungen 
ſich nur auf einen Neubau oder eine Baureparatur 
beziehen durften, iſt durch das Abänderungsgeſetz vom 
22. Juni 1900 infolge der Ausſcheidung der Worte 
„bei einem Neubau, oder einer Baureparatur“ das 
Gebiet ber Zuläſſigkeit von baupolizeilichen Vorſchriften 
bedeutend erweitert worden. Solche können nunmehr 
jede Bauvornahme, mithin nicht nur Neubauten und 
Baureparaturen, ſondern auch ſonſtige Aenderungen 
an Bauten zum Gegenſtande haben. Das Geſetz vom 
22. Juni 1900 eröffnete die Möglichkeit, daß nicht nur 
nach der allg. Bauordnung ($ 53 Abſ. 2 und 4) bezüg- 
lich des Anſtrichs der Gebäude beſtimmte Vorſchriften 
getroffen werden können und den Bauherrn die Ab⸗ 
änderung von Plänen auferlegt werden kann, die den 
Anforderungen der Aeſthetik zuwiderlaufen, ſon⸗ 
dern daß auch ortspolizeiliche Vorſchriften erlaſſen 
werden können, nach denen häßliche Bemalungen, 
insbeſondere auch auf Wände aufgetragene, unſchöne 
Reklamebilder oder Aufſchriften, die die Faſſaden von 
Gebäuden oder ſonſtige Mauern oder Einfriedungen 
verunſtalten, und überhaupt häßliche Anſtriche von 
Bauwerken jeder Art auf Verlangen der Ortspolizei⸗ 
behörde beſeitigt werden müſſen (vgl. die Begr. des 
Entwurfs — Verh. d. K. d. Abg. 1899/1900, Beil. 
Bd. 2, Aktenſtück Nr. 152, S. 463 und 495 — und 
Sten. B. Bd. 3 S. 802 ff.). Demnach ift die Auf⸗ 
ſtellung der Reviſion, daß der Art. 101 PSIEB. nur 
die Beobachtung der Vorſchriften der Bauordnung bei 
Bauausführungen ſichern ſolle, unzutreffend. Die 
Reviſion verkennt überhaupt das Verhältnis des 
Art. 101 zu der Bauordnung. Er enthält nicht bloß 
eine Strafſanktion im Hinblick auf die Beſtimmungen 
der Bauordnung, ſondern iſt vielmehr die wichtigſte 
geſetzliche Grundlage für die Erlaſſung der Bauordnung. 
Wie die Bauordnung ſelbſt auf dem Verordnungsweg 
ergangen iſt, ſo können auf Grund des Art. 101 auch 
andere baupolizeiliche Beſtimmungen durch Verord⸗ 
nungen oder ortspolizeiliche Vorſchriften erlaſſen 
werden, beſonders auch zu dem Zwecke der Wahrung 
der Intereſſen der Aeſthetik. Als baupolizeiliche Vor⸗ 
ſchriften können ſie — hierin iſt der Reviſion beizu⸗ 
pflichten — nur für Bauherrn, Baumeiſter und Bau⸗ 
handwerker maßgebende Regeln aufſtellen. Wer als 
Bauherr zu erachten ſei, darüber enthält weder das 
StGB. (§ 367 Nr. 15) noch das PStGB. 68 6 101) 
noch die Bauordnung vom 17. Februar 1901 (88 67, 72) 
eine nähere Beſtimmung. Rechtſprechung und Rechts⸗ 
lehre kommen dahin überein, daß als Bauherr anzu⸗ 
ſehen iſt, wer auf ſeine Rechnung oder Verantwortung 
eine bauliche Maßnahme veranlaßt, ſei es, daß er die 
bauliche Tätigkeit ſelbſt ausführt, ſei es, daß er ſie 
durch andere ausführen läßt. Daß der Bauherr der 
Eigentümer des Grundes und Bodens ſei, auf dem 
gebaut wird, iſt nicht erforderlich; auch ein Mieter, 
Pächter, Nießbraucher oder Erbbauberechtigter kann 
Veranlaſſung haben, auf dem ſeinem Recht unter⸗ 
worfenen Grundſtücke für ſeine eigene Rechnung einen 
Bau auszuführen, an dem gemieteten oder gepachteten 
Anweſen eine bauliche Aenderung vornehmen zu laſſen 
(vgl. die Urt. d. RG. bei Reger, Entſch. Bd. 4 S. 76 
und 2. Erg.⸗Bd. S. 74, des OLE. München Sammlg. Bd. 9 
S. 154 und des ObsG. Sammlg. Bd. 2 S. 406, Bd. 3 
S. 13, Bd. 4 S. 355, Bd. 6 S. 279, Bd. 8 S. 69; ferner 
BlAdmPr. Bd. 48 S. 51 ff.). Demzufolge konnte auf 
Grund des Art. 101 des P StGB. und zwar mit 
Wirkung nicht bloß für den Anweſenseigentümer, 
ſondern auch für jeden anderen Bauherrn von dem 
Stadtmagiſtrat A. eine ortspolizeiliche Beſtimmung 
erlaſſen werden, die häßliche Bemalungen oder An⸗ 
ſtriche von Gebäuden unterſagt und deren Beſeitigung 
auf Verlangen des Stadtmagiſtrats vorſchreibt. In⸗ 
ſoweit beſtreitet darum die Reviſion mit Unrecht die 
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Rechtsgültigkeit des § 6 Abſ. 2 der ortspolizeilichen 
Vorſchriften. Der Angeklagte wurde mithin mit Recht 
dafür ſtrafrechtlich verantwortlich gemacht, daß er der 
Aufforderung des Stadtmagiſtrats A., die — nach der 
einwandfreien Feſtſtellung der Inſtanzgerichte — häß⸗ 
liche Bemalung der Nordſeite des Hauſes Al und 
die auf der Bemalung angebrachte Reklameinſchrift zu 
beſeitigen, innerhalb der ihm geſteckten einmonatigen 
Friſt nicht nachgekommen iſt. Die Anbringung der 
drei Reklametafeln, die dem Haus A 1 nicht baulich 
eingefügt ſind, fällt nicht unter den Begriff der Bau⸗ 
vornahme. Eine polizeiliche Vorſchrift, die ihre geſetz⸗ 
liche Grundlage weſentlich im Art. 101 Abſ. 3 des 
P StGB. findet — die unter den Schutz des § 366 
Nr. 10 des StGB. geſtellten verkehrspolizeilichen In⸗ 


tereſſen bleiben für die vorliegende Sache, abweichend 


von dem Falle des Erkenntniſſes vom 21. Juli 1908 
(Sammlg. Bd. 8 S. 389), ganz außer Frage — kann 
nicht anordnen, daß nur mit Nägeln oder Haken be⸗ 
jeftigte Reklametafeln zur Wahrung der Intereſſen 
er Aeſthetik beſeitigt werden ſollen. Soſerne beab⸗ 
ſichtigt geweſen ſein ſollte, auch derartige Fälle durch 
den 86 Abſ. 2 der ortspolizeilichen Vorſchriften zu 
treffen, hätte im Jahre 1902 bei dem damaligen Stande 
der Geſetzgebung dieſes Ziel nicht erreicht werden 
können. Erſt der Art. 22b des PStGB., der durch 
das am 8. Juli 1908 verkündigte und in Kraft ge⸗ 
tretene Gefeg vom 6. Juli 1908 (GVBl. S. 353) neu 
geſchaffen wurde und nach dem beſtraft wird, wer 
den ober⸗, diſtrikts⸗ oder ortspolizeilichen Vorſchriften 
zuwiderhandelt, die zum Schutze von Orts- und Land⸗ 
ſchaftsbildern gegen verunſtaltende Reklame erlaſſen 
ſind, ermöglicht es — wie gerade die Tatſache der 
Neuſchaffung dieſer Beſtimmung ſelbſt am beſten be⸗ 
weiſt — nunmehr auch gegen ſolche Reklame⸗Verun⸗ 
ſtaltungen vorzugehen, die nicht durch bauliche Maß⸗ 
nahmen herbeigeführt werden. Da die ortspolizeiliche 
Vorſchrift von 1902 lange Zeit vor dem neuen Geſetz 
erlaſſen worden iſt, konnte ſie mit Rechtswirkſamkeit 
nicht auch Reklameinſchriften 10 die nicht auf dem 
Weg einer baulichen Maßnahme hergeſtellt ſind; eben⸗ 
darum konnte nicht unter Bezugnahme darauf der 
Stadtmagiſtrat A. bereits am 17. Juni 1908 in rechts⸗ 
wirkſamer Weiſe den Angeklagten auffordern, die für 
verunſtaltend erachteten drei Reklametaſeln zu be⸗ 
ſeitigen; es konnte daher auch der Ungehorſam des 
Angeklagten gegenüber dieſer Aufforderung nicht den 
Tatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung bilden. Bei 
olcher Sachlage war die Anwendung der Vorſchrift 
es Art. 105 des PSGB. auf die Reklametafeln eben- 
falls unzuläſſig. Inſoweit mußte darum die Verur⸗ 
teilung des Angeklagten eingeſchränkt und die Ermäch⸗ 
tigung der Polizeibehörde zur Beſeitigung der drei 
Reklametafeln aufgehoben werden. (Urt. vom 4. Mai 
1909, RR. 153). T. 
1713 j 


Bedarf der Weiubaner in der Btala zum Uns: 
ſchanke des eigenen Erzengniſſes in fog. Strauß: oder 
eckenwirtſchaſten gewerbepolizeilicher Erlaubnis? Das 
b., das die Frage früher bejaht hatte (n. Samml. 
Bd. 7 S. 41) hat ſich bei erneuter Prüſung für die 
Verneinung entſchieden und ausgeſprochen, daß in der 
Pfalz zum Ausſchanke der aus den Erträgniſſen eigener 
Obſtanlagen und Weinberge gewonnenen Getränke 
polizeiliche Erlaubnis nicht erforderlich iſt. 

Aus den Gründen: Für die Annahme, daß 
mit dem RG. vom 23. Juli 1879, betr. die Abänderung 
einiger Beſt. d. GewO., der Art. 9 lit. b Ziff. 1 des 
Geſ. vom 30. Januar 1868 das Gewerbsweſen betr. 
in der Pfalz Geltung erlangt habe, kann der Art. 34 
Abſ. 1 des letzteren Geſetzes nicht verwertet werden. 
Der Art. 34 Abſ. 1, wonach das Geſetz „mit dem 
1. Mai 1868 für den ganzen Umfang des Königreichs 
in Wirkſamkeit tritt“, beſtimmt nur, daß das Geſetz 
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an demſelben Tag in allen Landesteilen Bayerns in 
Kraft tritt; er ſagt aber nicht, daß alle Beſtimmungen 
des Geſetzes für den ganzen Umfang Bayerns in Wirk⸗ 
ſamkeit treten folen. Für den gangen Umfang des 
Staatsgebiets treten ſelbſtverſtändlich nicht in Wirt- 
ſamkeit diejenigen Einzelbeſtimmungen des Geſetzes, 
bezüglich deren erkennbar zum Ausdrucke gekommen 
iſt, daß ihr Geltungsbereich ſich auf einen Teil des 
Staatsgebietes beſchränkt. Aus der Entſtehungsge⸗ 
ſchichte des Gef. vom 30. Januar 1868) ift zu ent- 
nehmen, daß der Art. 8 Ziff. 4 und die Beſtimmung 
im Art. 9 lit. b Ziff. 1 dieſes Geſetzes nur für 
Bayern diesſeits des Rheins in Wirkſamkeit 
treten ſollten; in dieſer Beſchränkung iſt auch die Be⸗ 
ſtimmung im Art. 34 Abſ. 1 des Geſetzes zu verſtehen. 
Die eben bezeichneten Beſtimmungen des bayer. Gew. 
beziehen ſich nur auf Verhältniſſe im Gewerbe⸗ und 
Wirtſchaftsleben Bayerns rechts des Rheins. In den 
Beſtimmungen iſt zwiſchem dem Betriebe der Gaſt⸗ 
und Schankwirtſchaft und dem Kleinhandel mit geiſtigen 
Getränken einerſeits und der Ausſchankbefugnis der 
Weinbauer uſw. anderſeits ſcharf unterfchieden. Dem 
Geſetzgeber war nicht unbekannt, daß ähnliche Ver⸗ 
hältniſſe auch im Gewerbeleben der Pfalz beſtehen; 
er hatte urſprünglich ſogar die Abſicht, die einſchlägigen 
Verhältniſſe in Bayern rechts und links des Rheins 
durch gleiche Normen zu regeln. Die nämliche Unter⸗ 
ſcheidung aber, die im Art. 8 Ziff. 4 und im Art. 9 
lit. b Ziff. 1 des Geſ. vom 30. Januar 1868 Ausdruck 
gefunden hat, tritt im 8 1 Abſ. 2 des RG. vom 12. 
Juni 1872, betr. die Einführung der GewO., klar zu- 
tage (Betrieb der Gaſt⸗ und Schankwirtſchaft, dann 
der Ausſchank der eigenen Erzeugniſſe) und denſelben 
Unterſchied hält der Art. 3 Abſ. 2 des RG. vom 
23. Juli 1879 feft, wonach die Beſtimmung des 81 
Abſ. 2 des Geſ. vom 12. Juni 1872 aufgehoben 
wird, ſoweit ſie den Betrieb der Gaſt⸗ und Schank⸗ 
wirtſchaft und des Kleinhandels mit geiſtigen Getränken 
betrifft, während fie aufrecht erhalten wird, fo weit 
ſie den Ausſchank der eigenen Erzeugniſſe betrifft. 
Die Reichsgeſetze vom 12. Juni 1872 und 23. Juli 1879 
erkennen hiermit den Rechtsbeſtand und die fortdauernde 
Geltung der Normen an, nach denen in Bayern bis⸗ 
her der Ausſchank des eigenen Erzeugniſſes ohne 
polizeiliche Erlaubnis ſtatthaft war; die bewußt all⸗ 
gemein lautende Faſſung der Reichsgeſetze umfußt die 
Normen, die in Bayern links und rechts des Rheins 
beſtehen. Nach dieſen Normen iſt in Bayern rechts 
des Rheins für die Ausſchankbefugnis der Weinbauer, 
die ſogenannte Zulaſſung zum Betriebe, das ört⸗ 
liche Herkommen nebſt den ortspolizeilichen Vor⸗ 
n maßgebend (Samml. von Entſch. des Obs. 

d. VIII S. 244, 251) es ſteht den Weinbauern die 
Befugnis nur an den Orten zu, an denen ſie her⸗ 
kömmlich iſt. Nach dem Rechtszuſtande der Pfalz 
aber hat jedermann als „Ausfluß der Gewerbefreiheit“ 
das Recht zum Ausſchanke der eigenen Erzeugniſſe, 
der Weinbauer kann alſo jeden Ortes kraft des Rechtes 
der Gewerbefreiheit ſein eigenes Erzeugnis ausſchenken, 
mag folder Ausfchank an dem Orte hergebracht fein 
oder nicht. Ein die allgemeine Gewerbefreiheit und 
das allgemeine Recht einſchränkendes örtliches Gèr- 
kommen wäre rechtsungültig. Nach dem Geſagten 
ſpringt die Verſchiedenheit der rechtlichen 
Tragweite der Normen ins Auge, nach denen in 
Bayern rechts und links des Rheins zur Zeit der Er⸗ 
laſſung des RG. vom 12. Juni 1872 der Ausſchank 
der eigenen Erzeugniſſe ohne polizeiliche Erlaubnis 
ſtatthaft war. Dieſes RG. hat die bezeichnete Ver⸗ 
ſchiedenheii ebenſowenig aufgehoben als das RG. vom 


1) Die Gründe des Urteils erörtern die Entſtehungsgeſchichte 
und verweiſen auf die Verh. d. K. d. Abg. 1866/67, Sten Ber. Bd. 1 
S. 167, auf die Verh. d. beſ. Ausſchuſſes, 1. Abt. Beil. Bd. 1 S. 63, 
100 N Bd. 2 S. 58ff.; 2. Abt. Bd. 2 S. 36, StenBer. 
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23. Juli 1879. Daraus, daß das letztere Geſetz den 
Betrieb der Gaſt⸗ und Schankwirtſchaft und des Klein⸗ 
handels mit geiſtigen Getränken auch in der Pfalz 
dem Konzeſſionszwang unterwarf und und ſo in 
dieſem Zweige des Gewerbelebens für den ganzen 
Umfang des Königreichs gleiches Recht ſchuf, folgt 
noch keineswegs, daß es auch in der Frage des Aus⸗ 
ſchanks der eigenen Erzeugniſſe an Getränken die 
Pfalz dem diesrheiniſchen Bayern gleichſtellen wollte. 
Die Gleichſtellung hätte nach den obigen Ausführungen 
die Befugnis der pfälziſchen Weinbauer zum Ausſchank 
ihres Eigenbaus den beſchränkenden Normen des 
Art. 9 lit. b Ziff. 1 des Geſ. vom 30. Januar 1868 
unterworfen, mithin die Rechtslage der pfälziſchen 
Weinbauer verſchlechtert. Es fehlt jeder Anhaltspunkt 
dafür, daß das RG. vom 23. Juli 1879 gleichſam 
ſtillſchweigend die bisher für das diesrheiniſche Bayern 
geltende Beſtimmung des Art. 9 lit. b Ziff. 1 des Geſ. 
vom 30. Januar 1868 auf die Pfalz „ausdehnen“ 
wollte. Dieſer Wille könnte nur dann als vorhanden 
angenommen werden, wenn das Geſetz die Ausdehnung 
ausdrücklich ausgeſprochen hätte. Das iſt weder im 
Geſ. vom 23. Juli 1879 noch in einem anderen RG. 
geſchehen. (Urt. vom 30. März 1909, RR. 94, 134, 1 
1712 3 
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gehalten, daß ſie auch für den Nichtjuriſten verſtändlich 
iſt, anderſeits vermeidet ſie es nicht, ſich in die eigen⸗ 
artigen Schwierigkeiten des Stoffes zu vertiefen. Sie 
en deshalb auch dem Richter vortreffliche Dienſt 
eiſten. 
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Der 1 iſt in einem Weinland aufgewachſen 
und an einem Gerichte tätig, das mit „Weinprozeſſen“ 
ſehr ſtark beſchäftigt iſt. Er genießt den Vorzug tech⸗ 
niſcher Sachkunde und lebendiger Anſchauung. Er iſt 
deshalb ganz beſonders dazu befähigt, ein Geſetz zu 
erläutern, das nicht nur dem Juriſten ſondern auch 
dem Nahrungsmittelchemiker, dem Winzer und dem 
Weinhändler geläufig ſein muß. Die Anmerkungen 
zum Geſetze gehen überall auf die Einzelheiten ein und 
zeugen von voller Beherrſchung des Stoffes. Ein 
kurzgefaßter, leicht verſtändlicher Abriß: „Die Her⸗ 
un des Weines“, unterrichtet den Laien über die 

orgänge bei der Weinbereitung und über die wich⸗ 
tigſten techniſchen Ausdrücke. 
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von der Pfordten. 


Notizen. 


Die Stellenvermittelung für Bühnenaugehörige. 
Die Vorſchrift in §S 34 Abſ. 1 der GewO. unterwirft 
den Betrieb des Gefchäfts eines Stellenvermittlers der 
Konzeſſionspflicht. Der § 38 der GewO. gibt in Abſ. 1 
und 3 den Polizeibehörden die Möglichkeit, Vorſchriften 
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über den Umfang der Befugniſſe und der Verpflich⸗ 
tungen ſowie über den Geſchäftsbetrieb der Stellen⸗ 
vermittler zu erlaſſen. Dieſe Vorſchriften können auch 
Verhältniſſe des bürgerlichen Rechts regeln. (Qand- 
mann, GewO., 5. Aufl. Bd. 1 S. 362 Bem. 2 Abſ. 1). 
Auf Grund dieſer Ermächtigungen iſt für Bayern die 
Bek. vom 3. Oktober 1909 erlaſſen worden (GVBl. 
1909 S. 685 ff.). Sie enthält zum Teil Ordnungs⸗ 
vorſchriften, deren Nichtbeachtung Anlaß zur Zurück⸗ 
nahme der Erlaubnis oder zur Strafverfolgung geben 
kann (§ 53 Abſ. 2, § 148 Ziff. 4a, 8 GewO.), zum Teil 
Rechtsvorſchriften, die ſich auf das bürgerlich⸗ rechtliche 
Verhältnis zwiſchen dem Stellenvermittler einerſeits, 
den Unternehmern und Angeſtellten anderſeits beziehen 
(vgl. dazu die Ausführungen in Nr.7 diefes Jahrgangs 
S. 146 über das Pfandvermittelungsgewerbe). Ord⸗ 
nungsvorfchriften enthalten die 88 3—5, die die 
Buchführung und die Aufbewahrung der Geſchäfts⸗ 
papiere regeln, § 7, der Anordnungen über die Bes 
zeichnung des Geſchäfts trifft, § 13, der den Betrieb 
beſtimmter Nebengeſchäfte u. dgl. unterſagt. Ebenſo 
verhält es ſich mit den Vorſchriften, in denen An⸗ 
weiſungen für die Art der Vermittlungstätigkeit ge⸗ 
geben und Beſchränkungen dieſer Tätigkeit auferlegt 
werden (§8 8—10, $ 12 Abſ. 1, 2), oder die Pflichten 
gegenüber der Polizeibehörde ſchaffen (§§ 6, 11, § 12 
Abſ. 3, 85 18, 19). Rechtsvorſchriften enthalten daz 
gegen die 88 14—17, die von den Gebührenanſprüchen 
handeln. Verträge, die ihnen zuwiderlaufen, find 
ungültig. 

Hervorzuheben iſt noch, daß die Bezeichnung 
„Theateragent“ künftig nur führen darf, wer regel⸗ 
mäßig Stellen für Perſonen vermittelt, die bei der 
Aufführung „dramatiſcher Werke“ künſtleriſch oder 
techniſch mitwirken. 


Juriſtendentſch. Zur zuſtändigen Yard 
Niemand wird behaupten wollen, daß die herkömm⸗ 
liche Amtsſprache ſich beſonderer Kürze befleißige, fie 
liebt im Gegenteil die ſchwerfälligen i 
Zuweilen verſucht ſie aber doch, Vereinfachungen zu 
erzielen, um ihren Anhängern Zeit und Schreibarbeit 
zu ſparen. Es ſpricht eine gewiſſe Vermutung dafür, 
daß ſie bei einem ſolchen Verſuche danebenhaut und 
irgendeine grobe Sünde wider die Logik oder wider 
den guten Geſchmack begeht. So meint ſie, es ſei 
doch eine überflüſſige Zeitvergeudung, wenn ein Schrift⸗ 
ſtück an eine untergeordnete oder gleichgeordnete Be⸗ 
hörde weitergegeben würde mit dem Beiſatze: „zur 
Behandlung kraft eigener Zuſtändigkeit“. Sie zieht 
deshalb die fünf Worte in drei zuſammen und ſagt: 
„Zur zuſtändigen Behandlung“. Sehr zweck⸗ 
mäßig! Nur iſt es ſchade, daß dabei ein derber Sprach⸗ 
fehler zum Vorſchein kommt. Wer iſt zuſtändig? Die 
Behandlung? Nein! Die Behörde iſt zuſtändig „zur 
Behandlung“. 

Wie kann man nun helfen? Soll man wirklich 
wieder zu den fünf Worten zurückkehren? Das wird 
für manche Fälle gewiß anzuraten ſein. Aber in der 
Regel wird man allerdings kürzen können und zwar 
ſo, daß nicht nur zwei ſondern drei Worte erſpart 
bleiben. Man ſchreibt einfach: „Zur Behandlung“ 
(zur Prüfung, zur Erledigung). Der Empfänger wird 
ſchon bemerken, daß man ihn für zuſtändig hält: ſonſt 
würde man ihm doch wohl nicht zumuten, daß er die 
Sache erledigt. Hegt er aber Zweifel an ſeiner Zu⸗ 
ſtändigkeit, fo wird er ſich durch das „zuſtändig“ nicht 
. laſſen, ihnen den „geeigneten“ Ausdruck zu 
geben. 
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Der Verweis im Landesſtrafrecht. 
Von Dr. Emil Lerſch, III. Staatsanwalt in München. 


Immer klarer begreift unſere Zeit die Not⸗ 
wendigkeit, die Jugend, die gefehlt hat, nicht zu 
ſtrafen wie die Erwachſenen, die für ihre Hand⸗ 
lungen in vollem Umfange verantwortlich gemacht 
werden können. Man iſt beſtrebt, die Jugend, 
ſoweit es irgendwie angeht, nicht mit dem Ge⸗ 
fängnis und ſeinen Gefahren bekannt werden zu 
laſſen. Häufig bedient ſich der Richter zu dieſem 
Zweck einer Handhabe, die ihm das Reichsſtraf⸗ 
geſetzbuch bietet, namlich der Strafe des Verweiſes. 
Die bayeriſche Juſtizſtatiſtik für das Jahr 1908 
lehrt, in welch außerordentlichem Umfang erfreu⸗ 
licherweiſe die Anwendung dieſer Strafart gegen 
Jugendliche zur Vermeidung von Freiheitsſtrafen 
zunimmt.“) 

Um ſo ſeltſamer iſt es, daß ſich die Anſchauung 
bilden konnte, zwei Arten von Verfehlungen der 
Jugend, verbotener Wirtshausbeſuch und Schul⸗ 
verſäumnis, alſo Verfehlungen, die gewiß noch 
nicht den jugendlichen Sünder zum Verbrecher 
ſtempeln müſſen, könnten nur mit Freiheitsſtrafe 
geahndet werden. 

Im Jahrgang 1905 S. 79 dieſer Zeitſchrift 
war als Praxis einzelner Richter erwähnt, daß 
ſie in beſonders leichten Fällen von Verfehlungen 
gegen Art. 56 Abſ. 2 PSLGB., alfo wegen ver- 
botenen Beſuches von öffentlichen Tanzunterhal⸗ 
tungen und von Wirtshäuſern durch Sonntags⸗ 
ſchulpflichtige, auf Verweis erkennen. Die herr⸗ 
ſchende Anſicht geht dahin, daß ſich dieſe Praxis 
theoretiſch nicht rechtfertigen laſſe. Ein Verſuch, 
das Bedenkliche einer ſolchen Praxis zu beweiſen, 


1) Vgl. die Mitteilungen über die Zunahme der 
Verweiſe bei Verbrechen und Vergehen in Nr. 21 S. 401. 
Bei der Statiſtik der Uebertretungen iſt eine ähnliche 
Steigerung wahrzunehmen. Während im Jahre 1895 
bei 245337 Verurteilungen wegen Uebertretungen nur 
1154 Verurteilte mit Verweis beftraft wurden, trafen 
im Jahre 1907 auf 256 209 Verurteilungen wegen Ueber⸗ 
tretungen 6001 Fälle, in denen auf Verweis erkannt 
wurde, 1908 auf 250 496 Verurteilte 8531 Verweiſe. 


findet ſich in einem Aufſatz auf S. 176 des gleichen 
Jahrganges der Zeitſchrift. Hier wird gefolgert, 
Art. 4 AG. z. StPO. vom 18. Auguſt 1879 erkläre 
die in dem erſten Teile des Reichsſtrafgeſetzbuches 
enthaltenen Vorſchriften auf diejenigen Handlungen, 
welche nach beſonders neben dem Strafgeſetzbuche 
für das deutſche Reich beſtehenden Landesgeſetzen 
mit Strafe bedroht ſeien, nur inſoweit für an⸗ 
wendbar, als nicht nach dem Inhalte der ein⸗ 
ſchlägigen Landesgeſetze anders beſtimmt ſei. Nun 
fei Art. 56 Abſ. 2 PStGB. — und ebenſo Art. 58 
Abſ. 2 PStGB. über die Beſtrafung von Schul⸗ 
verſäumuiſſen — eine Spezialbeſtimmung gegen 
jugendliche Perſonen im Sinne des § 56 Abſ. 1 
StGB. und als ſolche laffe fie keinen Raum für 
die Anwendung des § 57 StGB., deſſen Nr. 4 die 
Zuläſſigkeit der Strafe des Verweiſes bei Jugend⸗ 
lichen behandelt. Zwar ſei die Anwendung des 
8 57 StGB. in Art. 56 Abf. 2 und in Art. 58 
Abſ. 2 PStGB. nicht ausdrücklich, wohl aber nach 
dem ganzen Inhalte dieſer Artikel ausgeſchloſſen. 

Dieſer Anſicht kann nicht beigepflichtet werden. 
Die oben angedeutete Beweisführung iſt nicht 
ſchlüſſig; der Satz, daß die genannten Artikel des 
Polizeiſtrafgeſetzbuches als Spezialbeſtimmungen 
gegen jugendliche Perſonen die Anwendung des 
8 57 StGB. ausſchlöſſen, ift keine Folgerung, 
ſondern eine Behauptung. 

Kein Streit beſteht darüber, daß die Art. 56 
Abſ. 2 und 58 Abſ. 2 nicht dem Worte nach die 
Anwendung der Strafe des Verweiſes für beſonders 
leichte Fälle verbieten. Auch der Inhalt dieſer 
Artikel zwingt aber nicht zum Ausſchluſſe des 
Verweiſes. 

Die Gegenanſicht fußt darauf, daß die Art. 56 
Abſ. 2 und 58 Abſ. 2 als Spezialbeſtimmungen 
für Jugendliche in dem gewählten Strafrahmen 
ſchon erſchöpfend den Umſtand der Jugendlichkeit 
des Täters berückſichtigen und daß deshalb der 
Jugendlichkeit ein weiterer Einfluß auf die Be⸗ 
urteilung der Tat auf Grund von Beſtimmungen, 
die neben dem Landesgeſetz herlaufen, nicht zu⸗ 
geſtanden werden kann. Auch dieſe Anſchauung 
muß jedoch ſofort ſelbſt zugeben, daß fih in dieſer 
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Allgemeinheit der Grundſatz der erſchöpfenden Be⸗ 
rückſichtigung der Jugendlichkeit durch die Artikel 
des Polizeiſtrafgeſetzbuches ſelbſt nicht durchführen 
läßt. Man iſt nämlich darüber einig, daß die 
Jugendlichkeit als Strafausſchließungsgrund 
im Sinne des $ 56 Abſ. 1 StGB., alfo als Quelle 
der mangelnden Erkenntnis der Strafbarkeit der 
Tat, auch in den Fällen der Art. 56 Abſ. 2 
und 58 Abſ. 2 PStGB. auf Grund der Vorſchrift 
des Reichsſtrafgeſetzbuches zu beachten iſt. 

Nun können ſich die Gegner hinter eine engere 
Schanze zurückziehen, hinter die Aufſtellung, die 
Art. 56 Abſ. 2 und 58 Abſ. 2 behandelten die 
Jugendlichkeit erſchöpfend als Strafmilde rungs⸗ 
grund. Denn als Spezialbeſtimmungen gegen 
jugendliche Perſonen vertrügen die in dieſen Ar⸗ 
tikeln vorgeſehenen Strafrahmen nicht noch einmal 
eine Milderung wiederum nur wegen der Jugend- 
lichkeit des Täters. Dieſer Satz iſt unanfechtbar. 
Er iſt aber keineswegs gleichbedeutend einerſeits 
mit der Aufſtellung, in den Art. 56 Abſ. 2 und 58 
Abſ. 2 ſei die Jugendlichkeit als Strafmilderungs⸗ 
grund erſchöpfend berückſichtigt, anderſeits mit der 
Anſchauung, im Anwendungsgebiete der genannten 
Artikel ſei kein Raum für die Verwertung des 
$ 57 StGB. in ſeinem ganzen Umfange. 

Es iſt nicht richtig, daß die Art. 56 Abſ. 2 
und 58 Abſ. 2 die Jugendlichkeit als Strafmilde⸗ 
rungsgrund überhaupt berückſichtigen. Sie ſind 
allerdings Spezialbeſtimmungen gegen Jugendliche. 
Aber ſie ſind es nicht deshalb, weil der Geſetz⸗ 
geber beabſichtigte, für eine Straftat beſondere 
Normen zu geben, wenn ſie von Jugendlichen be⸗ 
gangen würde, ſondern deshalb, weil eben diefe 
Straftaten nur von Jugendlichen begangen werden 
können. Die durchſchlagende Bedeutung dieſes 
Unterſchieds erhellt am klarſten aus einer Ver⸗ 
gleichung mit Art. 53 Abſ. 2 des bayeriſchen 
Forſt S. Hier iſt für Tatbeſtände, die auch von 
Erwachſenen verübt werden können, ein beſonderer 
Strafrahmen für den Fall vorgeſehen, daß Jugend- 
liche die Täter ſind. Die Jugendlichkeit iſt alſo 
im Verhältnis zu der allgemeinen Beſtimmung 
als beſonderer Strafmilderungsgrund geregelt. 
Daraus wird allerdings geſchloſſen werden müſſen, 
daß damit dieſer Strafmilderungsgrund auch er⸗ 
ſchöpfend behandelt iſt und daß daher für die ab⸗ 
weichende Regelung eben dieſes Strafmilderungs⸗ 
grundes im Reichsſtrafgeſetzbuche für die von 
Art. 53 Abſ. 2 des ForſtG. getroffenen Fälle 
kein Platz mehr übrig bleibt. Ein Verweis wegen 
Den muß daher im Hinblick auf den Art. 4 

G. z. StPO. als T ge erklärt werden (vgl. 
900 München VI, 522). 

In den Art. . Abſ. 2 und 58 Abſ. 2 
PStGB. aber war die Jugendlichkeit nicht als 
Strafmilderungsgrund zu regeln, ſondern hier 
handelt es ſich um Tatbeſtände, die ihrem Weſen 
nach nur von Jugendlichen begangen werden 
können und für welche ein Strafrahmen feſtzuſetzen 
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war, wie bei jedem anderen ſtrafbaren Tatbeſtande. 
Dieſe Verſchiedenheit in den Vorausſetzungen der 
Art. 56 Abſ. 2 und 58 Abſ. 2 PStGB. einerſeits, 
des Art. 53 Abi. 2 des ForſtG. anderſeits ver- 
bietet es, aus der Erwägung, daß es ſich in beiden 
Fällen um Spezialbeſtimmungen für Jugendliche 
handelt, den gleichen Schluß zu ziehen. Daraus, 
daß die Art. 56 Abſ. 2 und 58 Abſ. 2 PStGB. 
die Jugendlichkeit überhaupt nicht als Strafmilde⸗ 
rungsgrund regeln, iſt vielmehr zu folgern, daß 
ſie gar nicht beabſichtigen können, ſie erſchöpfend 
als ſolchen zu behandeln. 

Freilich ergibt ſich, wie ſchon erwähnt, aus 
der Eigenſchaft all dieſer Geſetze als Spezialgeſetze 
für Jugendliche mit zwingender Notwendigkeit, 
daß bei ihrer Anwendung gegen Jugendliche die 
Jugendlichkeit an ſich nicht noch einmal ſtraf⸗ 
mildernd ins Gewicht fallen kann. Es iſt deshalb 
auch ohne weiteres zuzugeben, daß die Verwertung 
des 857 Abſ. 1 Nr. 1—3 und 5 in den Fällen 
der Art. 56 Abſ. 2 und 58 Abſ. 2 PStGB. ein 
unhaltbares Ergebnis zeitigen würde. Damit kann 
aber nicht als unvermeidliche weitere Folge an⸗ 
erkannt werden, daß auch die übrigen Teile des 
$ 57 RStõGB. von der Anwendung in den 
Fällen der beiden Artikel des PStGB. auszu⸗ 
ſchließen find. Das iſt zunächſt unbeſtritten für 
den Abſatz 2 des § 57 R StGB. daß die Frei 
heitsſtrafen gegen Jugendliche in beſonderen An⸗ 
ſtalten oder Räumen zu vollziehen ſeien. Dieſe Ein⸗ 
ſtimmigkeit in der Anſicht über die Verwertbarkeit 
des § 57 Abſ. 2 RStGB. auch für die Beſtrafungen 
aus den Art. 56 Abſ. 2 und 58 Abſ. 2 PStGB. 
kann fih nicht etwa auf Art. 25 AG. z. StPO. ſtützen. 
Denn hier werden nur die Ausführungsbeſtimmungen 
zu dem 8 57 Abſ. 2 RStGB. auch für die Fälle 
für anwendbar erklärt, wenn eine jugendliche 
Perſon auf Grund eines neben dem Strafgeſetz⸗ 
buche für das deutſche Reich in Geltung ſtehenden 
Landesgeſetzes zu einer Freiheitsſtrafe verurteilt 
wird. Trotzdem wird es ſicherlich niemandem ein⸗ 
fallen, die Jugendlichen nun auf einmal in die⸗ 
ſelben Räume mit den Erwachſenen zu ſperren 
mit der Begründung, daß die Art. 56 Abſ. 2 
und 58 Abſ. 2 PStGGB. die Jugendlichkeit ſchon 
erſchöpfend als Strafmilderungsgrund behandeln 
und deshalb die Anwendung des $ 57 RStGB. 
in ſeinem ganzen Umfange verbieten. 

Aber auch die Möglichkeit, Nr. 4 des § 57 
Abſ. 1 RStGB. im Geltungsbereiche der Art. 56 
Abſ. 2 und 58 Abſ. 2 PStGB. anzuwenden, 
muß aus der gleichen Erwägung heraus zuge⸗ 
ſtanden werden, aus der man ohne Bedenken den 
5 56 ASt HB. für die Fälle der Art. 56 Abſ. 2 
und 58 Abſ. 2 in Kraft treten läßt. Hier wie 
dort nämlich tritt neben die Jugendlichkeit ſelbſt 
als die eine Vorausſetzung für die in dieſen Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmungen vorgeſehenen Folgen eine weitere 
Vorausſetzung, im § 56 der Mangel der zur Er: 
kenntnis der Strafbarkeit erforderlichen Einſicht, 
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im § 57 Abſ. 1 Nr. 4 das Vorliegen eines beſonders 
leichten Falles. Auch dieſe letztere Vorausſetzung 
behandeln die Art. 56 Abſ. 2 und 58 Abſ. 2 
PStGB. nicht. Die Benützung des § 57 Abſ. 1 
Nr. 4 R StGB. für Beſtrafungen aus den Art. 56 
Abſ. 2 und 58 Abſ. 2 hat alfo bei Vorhanden⸗ 
ſein der weiteren Vorausſetzung des beſonders 
leichten Falles nicht nur einen guten Sinn, ſondern 
es wäre geradezu umgekehrt widerſinnig, wollte 
man beſonders leichte Fälle hier nur deshalb 
ſchwerer als bei anderen Verfehlungen beſtrafen, 
weil das Geſetz ſeinem Weſen nach nur von Ju⸗ 
gendlichen übertreten werden kann. 

Der Wille des Geſetzgebers kann nicht geweſen 
ſein, für dieſe in vielen Fällen gewiß harmloſen 
Uebertretungen unter allen Umſtänden Freiheits⸗ 
ſtrafen zu verhängen, während einerſeits ſonſt bei 
allen Vergehen auf Verweis erkannt werden kann, 
und während anderſeits die Uebertretungen der 
Eltern uſw., die ihre Kinder zu öffentlichen Tanz⸗ 
unterhaltungen mitnehmen oder ſie, ſtatt ſie in die 
Schule zu ſchicken, zu häuslichen Arbeiten verwenden, 
auch mit Geldſtrafen geahndet werden können. 
Iſt aber richtig, was oben ausgeführt wurde, daß 
die Art. 56 Abſ. 2 und 58 Abſ. 2 die Jugend⸗ 
lichkeit nicht erſchöpfend als Strafmilderungsgrund 
oder beſſer überhaupt nicht als Strafmilderungs⸗ 
grund behandeln, ſo ſteht dem vernünftigerweiſe 
anzunehmenden Willen des Geſetzgebers ſo wenig 
wie der Buchſtabe des Geſetzes der Sinn der 
beſprochenen Artikel im Wege, wenn eben neben 
der Jugendlichkeit die weitere Vorausſetzung, ein 
beſonders leichter Fall, gegeben iſt. 

Für den Geſetzgeber beſtand auch kein Anlaß, 
wortdeutlich entgegen der ſonſtigen durchgehenden 
Gepflogenheit die Strafe des Verweiſes für be- 
ſonders leichte Fälle in die Spezialbeſtimmung 
aufzunehmen, eine Technik, die bei keiner anderen 
Strafbeſtimmung ein Gegenſtück aufzuweiſen hätte. 
Außerdem aber haͤtte der Geſetzgeber ſeinen Willen, 
für beſonders leichte Fälle der Art. 56 Abſ. 2 
und 58 Abſ. 2 die Strafe des Verweiſes anzu⸗ 
drohen, gar nicht anders zur Ausführung bringen 
können, als wie es tatſächlich geſchehen iſt, nämlich 
durch Stillſchweigen. Denn wenn anders die An⸗ 
ſchauung richtig wäre, daß die Vorſchriften der 
Art. 56 Abſ. 2 und 58 Abſ. 2 mit der einfachen 
Androhung der Haftſtrafe für Jugendliche an ſich 
die Anwendbarkeit des ganzen § 57 RSIGB. aus: 
ſchließen, ſo wäre der Geſetzgeber des Landesgeſetzes 
gar nicht in der Lage geweſen, von ſich aus die 
gerade hier für leichtere Fälle beſonders ange⸗ 
brachte Strafe des on in das Spezialgeſetz 
aufzunehmen, da ja $ 5 . z. RSIGB. diefe 
Strafe für landesgeſetzliche een verbietet. 
Nach der Beweisführung der Gegenanſicht hätte 
ſohin hier die Reichsgeſetzgebung das Landesgeſetz 
gezwungen, auf eine Strafe, der nach den Motiven 
des Reichsſtrafgeſetzbuches beſonders die Natur eines 
Erziehungsmittels eignet, gerade für ſolche Fälle 
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zu verzichten, deren Ahndung doch ſicher in erſter 
Linie der Erziehung und Beſſerung, nicht der Ver⸗ 
geltung dienen ſoll. 

Auch die Juſtizminiſterialentſchließung vom 
18. Mai 1894 (S. 97) ſteht auf dem Boden, 
daß Haft nicht die einzig mögliche Strafart des 
Art. 56 Abſ. 2 iſt. Denn ſie verlangt ſorgfältige 
Erhebungen über ſolche Umſtände, die .... für 
die Art und das Maß der zu erkennenden Strafe 
von Belang ſind. Als Art der zu erkennenden 
Strafe kann aber neben der Haftitrafe nur der 
Verweis in Betracht kommen. 

Berührt mag noch werden, daß der Umſtand, 
daß ſchon das Polizeiſtrafgeſetzbuch vom 10. No⸗ 
vember 1861 in ſeinen Art. 99 und 107 die 
gleichen Beſtimmungen wie jetzt die Art. 56 und 58 
enthielt, ohne daß damals die Strafe des Ver⸗ 
weiſes bekannt geweſen wäre, natürlich nicht gegen 
die Anwendbarkeit des Verweiſes auf Verfehlungen 
gegen die Beſtimmungen des nun geltenden Polizei⸗ 
en ſprechen kann. 

Demnach braucht nicht, wie Riedel⸗Sutner in 
ſeiner neueſten Auflage des Kommentars zum 
PSGB. in Anlehnung an den erwähnten Auſſatz 
in diefer Zeitſchrift meint, erſt auf eine Geſetzes⸗ 
änderung gewartet zu werden, es genügt, mit 
einer m. E. irrtümlich entſtandenen Lehrmeinung 
zu brechen, um einem wirklichen Bedürfniſſe der 
Praxis entſprechen zu können. 


Betagte Rechte. 


Von Landgerichtsrat du Chesne in Leipzig. 


An anderer Stelle!) habe ich nachzuweiſen ver⸗ 
ſucht, daß der Sitz der Bedingung das Rechts⸗ 
geſchäft, nicht die durch Rechtsgeſchäft hergeſtellten 
Gewaltverhältniſſe, insbeſondere nicht die dinglichen 
Rechte ſind. Im folgenden ſoll die dort geübte 
Prüfungsmethode auf das der Bedingung nahe 
verwandte Rechtsgebilde der Betagung angewandt 
werden; vielleicht dienen die dabei zu erwartenden 
Ergebniſſe den dort gefundenen zur Stütze und 
weiteren Entwickelung. 

Betagung ift die Feſtſetzung eines Zeitpunkts, 
bis zu dem oder von dem ab ein Rechtsverhältnis 
wirkſam ſein ſoll. Dieſe Feſtſetzung iſt ein Willens⸗ 
akt, ſetzt daher ein wollendes Subjekt voraus. Als 
ſolche können nur in Frage kommen der Geſetz⸗ 
geber und die Mitglieder der Rechtsgemeinſchaft. 
Setzt ein Rechtsgenoſſe im Verein mit einem an⸗ 
dern einen ſolchen Zeitpunkt feſt, y geſchieht dies 
durch zweiſeitiges Rechtsgeſchäft, d. i. Willenser⸗ 
klärung oder Willenshandlung beider. Dieſer Art 
ſind die im Verkehr häufigſten Betagungen; ſie 
bieten nichts Auffälliges. Intereſſanter ſind ſchon 


1) Bay Notz. in einem der nächſten Hefte. 
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die Fälle, in denen der Rechtsgenoſſe allein eine 


. Betagung fegt. Dahin gehören beſonders die letzt⸗ 
willigen Verfügungen, insbeſondere die Vor⸗ und 
Nacherbſchaft. Dieſe habe ich an der oben ange⸗ 
zogenen Stelle ſchon unter dem Geſichtspunkt 
eines bedingten Rechtsgeſchäfts behandelt. Denn 
allerdings liegt in der Anordnung einer Nacherb⸗ 
ſchaft auch die negative Bedingung, daß der Nach⸗ 
erbe nicht Erbe ſein ſoll, wenn nicht zuvor der 
Vorerbe Erbe geweſen ift.) Aber dieſe Bedin- 
gung ift doch nur ſekundärer Natur. Das Weſent⸗ 
liche iſt die Betagung: A. ſoll Erbe ſein bis zu 
dem bezeichneten — beſtimmten oder unbeſtimmten 
— Tage; von dieſem Tage ab ſoll B. Erbe ſein. 
Dieſes vorgeſtellte und gewollte Nacheinander der 
Erbrechte bringt es mit ſich, daß das Vorerbrecht 
als ein zur Entſtehung des Nacherbrechts unent⸗ 
behrlicher Sachſtand gedacht und gewollt wird. 
In erſter Linie ift daher die Bor- und Nacherb⸗ 
ſchaft für ein auflöſend bzw. aufſchiebend betagtes 
Rechtsverhältnis anzuſprechen. 

Dagegen gibt es, wie es kein bedingtes Eigen⸗ 
tum in dem Sinne gibt, daß der Herrſchaſtswille 
des Eigentümers bedingt wäre, auch kein betagtes 
Eigentum. Der Eigentümer kann ſeinem Herr⸗ 
ſchaftswillen nicht rechtsgültig eine Zeitgrenze ſetzen. 
Er kann noch ſo energiſch die Sache nur bis zu 
einem beſtimmten Zeitpunkt beherrſchen wollen; in 
der Struktur ſeines Eigentumsrechts ändert ſich 
dadurch nichts. Wenn er nach Ablauf der von 
ihm geſetzten Zeit ſich die Sache anders überlegt 
und ſich ſeines Eigentums nicht entäußert, ſo bleibt 
alles beim alten. Die Betagung erlangt erſt Wir⸗ 
kung, wenn fie in das Eigentumserwerbsgeſchäſt 
aufgenommen wird; kraft und als Wirkung dieſes 
Geſchäfts löſt ſie mit dem Ablauf der rechtsge⸗ 
ſchäftlich geſetzten Zeit die Sache aus der Herr⸗ 
ſchaftsſphäre des Eigentümers, ſoweit ſie vom Rechte 
geſchützt wird (auflöſende Betagung), kraft ſeiner 
erſtreckt ſich vom beſtimmten Tage an der Rechts⸗ 
ſchutz der Gewaltſphäre des neuen Eigentümers 
auch auf dieſe Sache (aufichiebende Betagung). 
In der Beziehung der Sache zu der rechtlichen 
Gewährleiſtung des Beſitzſtandes des Gewalthabers, 
in der Einbeziehung der Sache unter dieſe Gewähr 
oder ihrer Ausſtoßung aus dem der Sachherrſchaft 
des bisherigen Gewalthabers gewährten Rechtsſchutze 
äußert ſich die Wirkung der Betagung, und dieſe 
Wirkung hat ſie kraft des das Eigentum über⸗ 
tragenden Rechtsgeſchäfts. 

Analoges gilt von der betagten Hypothek. 
Hierzu kann ich zunächſt auf meine Ausführungen 
über die bedingte Hypothek in DNot V. 05, 397 ff. 
verweiſen. Wie nach dem dort Geſagten die Be⸗ 
dingung der Hypothek in dem den Tauſchwert 
bzw. die Veräußerungsbeſugnis an dem Pfand⸗ 
grundſtücke mit der geſicherten Forderung verknüp⸗ 
fenden Rechtsgeſchäfte liegt und aus ihm heraus 


) S. dazu Baron Band. 8 59, I, 1. 
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wirkt, ſo iſt auch hier Veräußerungsbefugnis bzw. 
Tauſchwert bis zum geſetzten Tage mit der Forde⸗ 
rung verknüpft, um alsdann wieder an den Grund⸗ 
ſtückseigentümer zurückzufallen. Ganz wie beim 
„betagten Eigentümer“ die Sache wieder aus dem 
rechtlichen Schutze der Herrſchaftsverhältniſſe des 
bisherigen Eigentümers heraus und in eine andere 
geſchützte Gewaltſphäre fällt. 

Dagegen kann die künſtige Eigentümerhypothel 
niemals eine betagte ſein. Denn ſie entſteht nicht 
kraft Rechtsgeſchäftes („die Hypothek X. ſoll vom 
1. Januar 1910 an Eigentümerhypothek ſein“), 
ſondern nur kraft Geſetzes ($ 1163 BGB.), kann 
daher weder einer Bedingung noch einer Betagung 
unterworfen werden. 

Damit ſtehen wir vor der Frage: Gibt es 
denn vielleicht eine geſetzliche Betagung, eine 
Setzung eines Anfangs- oder Endtermins durch 
den Geſetzeswillen? Wir hatten bei Unterſuchung 
der Bedingung (a. a. O.) geſehen, daß wohl jeder 
an einen beſtimmten Tatbeſtand geknüpfte Rechts⸗ 
erfolg fih im Bedingungsverhältniffe zu dieſem 
Tatbeſtande vorſtellen läßt (z. B.: „Wenn jemand 
gerichtlich oder notariell zu ſchenken verſprochen hat, 
ſo iſt er zur Erfüllung ſeines Verſprechens ver⸗ 
pflichtet“). Man wird aber wegen der Möglichkeit 
dieſer Vorſtellung noch nicht von einer bedingten 
Rechtswirkung reden dürfen. Ebenſowenig wird 
man es als einen betagten Willen der Rechts⸗ 
ordnung bezeichnen können, wenn die Gültigkeit 
eines Geſetzes vom Ablauf eines beſtimmten Tages 
abhängig gemacht ift. Aber in zwei Fällen ift 
der — volle — Rechtsſchutz eines Tatbeſtandes 
allerdings von einer Betagung abhängig gemacht 
in der Weiſe, daß der Geſetzeswille ſelbſt als 
betagt erſcheint; in den Fällen der Erſitzung und 
der Verjährung. Die geſetzliche Sanktion der Er⸗ 
ſitzung bedeutet: Ein beſtimmter Tatbeſtand ſoll 
die volle Rechtswirkung, den Eigentumsſchutz, erſt 
erhalten, wenn ſeit ſeiner Begründung eine be⸗ 
ſtimmte Zeit abgelaufen iſt. Hier wird alſo die 
Betagung nicht durch Rechtsgeſchäft geſetzt, da der 
Tatbeſtand der Erſitzung nicht ein rechtsgeſchäft⸗ 
licher, ſondern ein geſetzlicher iſt; vielmehr iſt der 
Rechtsſchutz ſelbſt, der Eigentumsſchutz, aufſchiebend 
von einer Betagung abhängig gemacht. In gleicher 
Weiſe wirkt die Ausſchlußfriſt; durch ſie iſt der 
gewährte Rechtsſchutz auflöſend betagt, die zunächſt 
eingetretene Rechtswirkung fällt mit dem Eintritte 
des geſetzten Tages wieder weg. Daneben ſteht 
die Verjährung; bei ihr iſt das Einrederecht, das 
Recht, die Erfüllung des Anſpruchs zu verweigern, 
aufſchiebend betagt und erlangt ſeine Rechtswirkung 
erſt mit dem Ablaufe der Verjährungszeit. Auch 
hier liegt die Betagung nur im Geſetzeswillen; 
ein Rechtsgeſchäft, durch das ſie geſetzt ſein könnte, 
ift nicht vorhanden. Ausſchlußfriſt und Verjäh⸗ 
rungseinwand haben das gemeinſame, daß vor 
Eintritt der aufſchiebenden (Verjährung) bzw. nach 
Eintritt der auflöſenden Betagung (Ausſchlußfriſt) 
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keine Rechtswirkung beſteht, während der Erſitzungs⸗ 


beſitz Rechtswirkungen ſchon äußert, ehe er durch 
Ablauf der Erſitzungszeit zum Vollrechte ge⸗ 
worden iſt. 

Hier nun ergibt ſich eine intereſſante Parallele 
zwiſchen dem rechtsgeſchäftlich betagten Vor⸗ und 
Nacherbrecht und dem geſetzlich betagten Erſitzungs⸗ 
verhältniſſe. Bei beiden äußert — zunächſt einmal 
ungenau ausgedrückt — das betagte Vollrecht 
(Nacherbrecht, Eigentum) bereits vorher ſchwächere, 
auf die Sicherung des Eintritts des künftigen Voll⸗ 
rechts gerichtete Rechtswirkungen. Aber man kann 
nicht ſagen, der Erſitzungsbeſitz ſei bereits betagtes 
Eigentum, die betagte geſetzliche Sanktion des aus⸗ 
ſchließlichen Gewaltverhältniſſes ſei in dieſen Vor⸗ 
wirkungen bereits eingetreten; vielmehr liegt kein 
Eigentumsſchutz, ſondern ein Schutz ganz anderer, 
vorläufiger Art, nämlich Beſitzſchutz vor. Eben- 
ſowenig kann man ſagen, das „Recht“ des Nach⸗ 
erben vor Anfall der Nacherbſchaft an ihn ſei be⸗ 
tagtes — oder bedingtes — Erbrecht, in der Siche⸗ 
rung des künftig möglichen Erbrechts des Nacherben 
zeige ſich ſchon das Erbrecht ſelbſt als wirkſam. 
Weder das Eigentumsrecht noch das Erbrecht kann 
eher wirken, als bis es vorhanden iſt. Die ge⸗ 
dachten Vor auswirkungen find nicht 
Wirkungen des betagten Vollrechts, 
ſondern ſolche des ihm vorangehenden 
Zuſtands, geſchaffen im Hinblick auf 
das mögliche künftige Vollrecht. Deshalb 
aber iſt jede Folgerung aus der Natur des ge⸗ 
ſetzlich oder rechtsgeſchäftlich betagten Vollrechts 
auf die Natur des vorausgehenden Rechtszuſtandes 
unzuläſſig, und dies läßt den Ausdruck „betagtes 
— oder bedingtes — Recht“, eben weil er zu 
ſolchen Folgerungen verleitet, als unberechtigt und 
gefährlich erſcheinen. 

Warum iſt nun der Wille der Rechtsordnung 
in ſeiner Anwendung auf einen beſtimmten Tat⸗ 
beſtand der Betagung zugänglich, der Bedingung 
aber nicht? Hierauf dürfen wir antworten: Das 
folgt aus der Natur der Rechtsordnung. Der 
Geſetzgeber kann die Wirkſamkeit ſeines Willens 
für einen beſtimmten Tatbeſtand nicht vom Eintritt 
eines unſicheren zukünftigen Ereigniſſes abhängig 
machen; andernfalls würde dem Rechtsſatze die 
Gewißheit und Allgemeingültigkeit fehlen, die doch 
gerade das Weſen und den Wert der Rechtsord⸗ 
nung ausmacht, er würde dem Zufall und der 
Willkür ausgeliefert ſein. Nicht dasſelbe gilt für 
den dies, wenigſtens nicht für den dies certus an; 
ein in dieſer Weiſe betagter Geſetzeswille verliert 
nichts von ſeiner Beſtimmtheit und Allgemein⸗ 
gültigkeit. 

Wenn wir aus dem Geſagten noch kurz die 
Folgerungen für die oben bereits berührte künftige 
Eigentümerhypothek ziehen, ſo ergibt ſich: Die 
künftige Eigentümerhypothek iſt kein betagtes Recht 
(f. o.); fie ift auch kein bedingtes Recht, weil fie 
nicht kraft Rechtsgeſchäfts, ſondern kraft ge⸗ 
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ſetzlicher Vorſchrift entſteht, und eine geſetzliche 
Vorſchrift nicht wirklich bedingt fein kann (s. o.), 
überdies ein ſubjektives Recht noch nicht ſelbſt ſein, 
ſondern erſt erzeugen würde. Sie iſt, nur rechtlich 
betrachtet, nichts weiter als die Vorſtellung von 
einem künftig möglicherweiſe beſtehenden Rechte, ein 
Nochnichtrecht, und damit ein Nichtrecht, ein recht⸗ 
liches Nichts. Die Folgerungen hieraus habe ich 
ſchon an anderer Stelle gezogen; ſie liegen über⸗ 
dies — zum Teil wenigſtens — auf der Hand 
(3 Bl FG. 9, 234 ff. und Verw.). Wenn neuerdings 
das Oberlandesgericht München (in Seuff Bl. 09, 
523) ausführt, die künftige Eigentümergrundſchuld 
fei pfändbar,?) da fie übertragbar fei, und Pfänd⸗ 
barkeit und Uebertragbarkeit, da ſie nach der ver⸗ 
neinenden Richtung gleichartig geregelt ſeien, auch 
nach der bejahenden Richtung gleich zu behandeln 
ſeien, ſo läßt ſich mit genau demſelben Rechte das 
Gegenteil ſagen, nämlich daß das Geſetz, wenn es 
ſie auch in der bejahenden Richtung hätte gleich⸗ 
ſtellen wollen, ihre Gleichſtellung nicht nur in der 
verneinenden ausgeſprochen haben würde. Man 
kann nicht ſchließen: Weil zwei Rechtsinſtitute in 
einer Hinſicht gleichbehandelt werden, ſo müſſen 
ſie auch in der andern entgegengeſetzten gleich⸗ 
behandelt werden; ebenſo könnte man dann auf 
ihre völlige Weſensgleichheit ſchließen, womit man 
ſich ſelbſt ad absurdum geführt haben würde. 


Unzüchtige Schriften und Vildwerle, ihre 
Verbreitung und deren Veſtrafung im 
Lichte der Nechtſprechung. 


Von Karl Wilhelm, Hilfsarbeiter bei der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft am Landgerichte München I. 
(Schluß). 

Aber die Verfaſſung, Herſtellung oder der 
Beſitz eines unzüchtigen Werkes iſt noch nicht ſtraf⸗ 
bar. Strafbarkeit bewirkt erſt die Verbreitung 
und die in § 184 Nr. 1 genannten, die Ber: 
breitung vorbereitenden Handlungen, die Herſtellung, 
das Vorrätighalten, Ankündigen oder Anpreiſen 
zum Zwecke der Verbreitung. Dieſe letztgenannten 
Tätigkeiten find klar und einfach, ſchwieriger iſt 
der Begriff der Verbreitung zu faſſen, von ihm 
ſoll daher hauptſächlich die Rede ſein. 

Das Strafgeſetzbuch zählt die Arten der ſtraf⸗ 
baren Verbreitung auf. Man kann darnach zwei 
Gruppen erkennen: Die eine, das Verbreiten im 
engeren Sinne, bei welcher eine Hingabe der 
Schrift oder Abbildung ſelbſt ſtattfindet oder er⸗ 
forderlich iſt, das Verkaufen und Verteilen. Eine 
allgemeine Klauſel („oder ſonſt verbreitet“) ſtellt 


3) Wegen der Abtretbarkeit ſ. m. Ausf. in Z Bl G. 9, 
236 unten, 237. 
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noch jede andere Art der Verbreitung unter Strafe. 
Gewerbsmäßiges Verleihen ift nach Binding (Lehrb. 
des Gem. d. Strafr. Bel. Teil Bd. I § 57) nicht 
ſtrafbar. Der Verkauf iſt die gebräuchlichſte Form 
diefer Art der Verbreitung. Verbreitung iſt aber 
auch das Anſchlagen an dem Publikum zugäng⸗ 
lichen Orten, auch darin liegt eine „ſubſtantielle 
Weitergabe“ des Werkes (BIRA. 5. Erg.⸗Bd. 
S. 249). 

Das Reichsgericht definiert den Begriff des 
Verbreitens als „Vertrieb der Schrift in merk⸗ 
lichem Umfange“ (Entſch. 9, 292). Ein Verbreiten 
iſt es noch nicht, wenn jemand ein Buch an zwei 
Perſonen zum Leſen gibt, auch wenn dieſe das 
Buch wieder anderen Perſonen vorleſen, wenn 
nicht das Buch ausdrücklich zu dem Zwecke her⸗ 
gegeben wurde oder der Verleiher (darnach iſt 
alſo Verleihung ſtrafbar) dies als möglich ins 
Auge faßte, alſo in ſeinen Willen mit aufnahm. 
Das Oberlandesgericht München (Bd. 4 S. 17) 
nennt Verbreiten „das Zugänglichmachen an einen 
größeren Perſonenkreis oder an einzelne Perſonen 
mit der Abſicht, daß dieſe die Schrift wieder 
weiterverbreiten, oder wenigſtens mit dem Bewußt⸗ 
ſein der Möglichkeit hievon“. 

Eine Verbreitung an das Publikum braucht 
nicht ſtattgefunden zu haben. Der Begriff Publikum 
deckt ſich mit dem der „Oeffentlichkeit“, Gegenſatz 
ſind beſtimmte einzelne Menſchen, oder ein durch 
gemeinſchaftliche Beziehungen irgendwelcher Art 
verbundener und nach innen abgeſchloſſener Kreis 
von Menſchen. Dem Publikum gegenüber iſt 
etwas angekündigt, wenn dies Menſchen gegenüber 
geſchieht, die nur vom Zufall beſtimmt und durch 
kein eigentümliches Merkmal zuſammengehalten 
werden (RGE. 38, 202). Ein beſtimmter Berufs⸗ 
kreis, z. B. bei Anbieten nur an Apotheker, iſt 
kein durch innere Beziehungen zuſammengehaltener 
Perſonenkreis. Der gleiche Beruf, das gleiche ge⸗ 
ſchäftliche Intereſſe gewährt keine inneren Bezieh⸗ 
ungen, wie ſie erforderlich ſind, um den Begriff 
der Oeffentlichkeit, des Publikums auszuſchließen. 

Straſbare Verbreitung iſt auch an einen nach 
Zahl und Individualität genau beſtimmten Per⸗ 
ſonenkreis möglich (RGE. 36, 330). Der Zweck 
des von einer Anzahl von Verlagsanſtalten an⸗ 
gewandten Kunſtgriffs, durch Subſkription, bei 
welcher alſo Zahl und Perſönlichkeit der Abnehmer 
vor der Herſtellung und Verbreitung eines Werkes 
ſeſtſteht, oder durch Bildung eines Vereines die 
Oeffentlichkeit und Strafbarkeit auszuſchließen, wird 
durch dieſe Rechtſprechung vereitelt. Andererſeits 
liegt aber doch in dem Worte Verbreiten ein 
Gegenſatz zu einer Hingabe oder Zugänglich⸗ 
machung an einige oder einige wenige individuell 
beſtimmte Perſonen. Wie groß der Perſonenkreis 
ſein muß, läßt ſich natürlich nicht abſtrakt beſtimmen. 

Auch das Merkmal einer „vertraulichen“ Mit⸗ 
teilung hindert nicht ein ſtrafbares Verbreiten, da 
eine folche auch an ſehr viele individuell ausge⸗ 
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wählte Perſonen denkbar iſt. Hierbei ſind nicht 
nur die Perſonen zu berückſichtigen, an welche ſich 
der Mitteiler ſelbſt wandte, es genügt auch hier 
die Abſicht, daß dieſe weiterverbreiten, und dolus 
eventualis (RGE. 9, 292; Goltd Arch. 50, 102). 

Auch wenn nur eine einzige Schriſt an eine 
Mehrzahl von Perſonen mitgeteilt wurde, iſt ein 
Verbreiten im Sinne des § 184 gegeben. Es 
genügt z. B. das Umlaufenlaſſen eines einzigen 
Exemplars einer Schrift in einem größeren Perſonen⸗ 
kreiſe. Bei „Verteilen“ wird allerdings eine Mehr⸗ 
zahl von Schriften vorausgeſetzt. Bei „Ausſtellen“ 
von Schriften iſt keine Mehrzahl von Orten oder 
Schriften erforderlich. 

Die Verbreitung erfordert in jedem Falle, auch 
bei Abbildungen und Darſtellungen, die ſubſtantielle 
Weitergabe (darunter iſt auch das Ausſtellen be⸗ 
griffen), weil der Grund der Strafbarkeit der 
gleiche iſt, wie bei Verbreitung von Schriften 
(OLG. München 4, 17). 

Der Verkauf ſchon an eine einzige Perſon iſt 
dem „Verbreiten“ gleichgeſtellt (RGRſpr. 6, 705; 
OLG. München 4, 292). Der Grund dieſer 
ſtrengeren Behandlung des Verkaufs iſt das ge⸗ 
winnſüchtige Motiv bei dieſem und der Umſtand, 
daß der Verkauf die intenſivſte Form der Ueber⸗ 
tragung ſämtlicher Rechte an dem Gegenſtand 
darſtellt. 

Eine zweite Gruppe der Verbreitungshand⸗ 
lungen iſt das Ausſtellen oder Anſchlagen an 
Orten, die dem Publikum zugänglich ſind. Es 
iſt erforderlich, daß einer unbeſchränkten Anzahl 
von Menſchen die Möglichkeit gegeben wurde, 
von dem Inhalt der Schrift oder Abbildung 
Kenntnis zu nehmen. Ob er zur Kenntnis anderer 
gekommen iſt, iſt gleichgültig. Das Ausgeſtellte 
ſelbſt muß unzüchtig ſein. Ausſtellung des un⸗ 
verfänglichen Titels eines unzüchtigen Werkes, 
deſſen Inhalt anderen nicht ohne weiteres zugäng⸗ 
lich iſt, iſt keine Verbreitung. Ebenſo iſt es nicht 
ſtrafbar, wenn ein Bild ſo ausgeſtellt iſt, daß 
nur deſſen nicht unzüchtige Teile ſichtbar ſind, auch 
wenn gerade durch die Art des Verdeckens die 
Erwartung einer unzüchtigen Abbildung angeregt 
wird, da es auf die Lüſternheit des Betrachters 
nicht ankommt (Goltd Arch. 43, 117). 

Auch das Vorzeigen einer unzüchtigen Ab⸗ 
bildung oder Darſtellung an öffentlichen Orten, 
etwa in einem Gaſtkokale nur an eine kleine An⸗ 
zahl dem Täter bekannter Leute iſt keine Ver⸗ 
breitung, wenn nicht andere die Möglichkeit hatten, 
das Bild auch zu ſehen. 

Anmalen eines Bildes an eine Hauswand, 
ſo daß der Anblick dem Publikum zugänglich iſt, 
iſt öffentliches Ausſtellen. Der Umſtand, daß 
durch das Anzeichnen noch nicht eine Handlung 
mit dem bereits vollendeten Exemplar der Ab⸗ 
bildung vorgenommen wurde, ſondern die Ab⸗ 
bildung erſt zur Exiſtenz gelangte, iſt belanglos. 
Der ſtrafrechtliche Charakter der Tat beruht darin, 
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daß der Inhalt der Abbildung auf eine der im 
$ 184 genannten Arten dem Publikum zugäng⸗ 
lich gemacht wurde. Anzeichnen ſteht dem Aus⸗ 
ſtellen und Anſchlagen gleich. Ausſtellen bedeutet 
auch Auslegen und Aushängen, ebenſo Anſchlagen 
auch Anheften, Ankleben überhaupt jede mechaniſche 
Tätigkeit, durch welche eine Abbildung oder Schriſt 
mit einem feſten Gegenſtand als Träger verbunden 
wird, ſo daß ſie von dort aus ſichtbar iſt. 
(RGE. 11, 282.) 
| Auch durch Kinematographen werden Bilder 
ausgeſtellt (RGE. 39, 183). Die Kinematographen⸗ 
bilder werden durch Rollfilms erzeugt. Auf dieſen 
befinden ſich Abbildungen von Geſchehniſſen. 
Sie werden durch den Kinematographen dem 
Publikum gezeigt, ihr Inhalt deſſen Anblick zu⸗ 
gänglich gemacht. 

Zur Strafbarkeit iſt aber auch erforderlich, daß 
der Verbreiter ſich der Unzüchtigkeit des Inhaltes 
bewußt war. Gewiegte moderne Verleger begegnen 
dem, indem ſie ſich von einem Rechtsanwalt und einem 
literariſchen oder künſtleriſchen Sachverſtändigen 
beſcheinigen laſſen, daß dieſe das Werk nicht für 
unzüchtig halten. Sie werden dann in der Regel 
bei mangelndem Nachweis dieſes Bewußtſeins 
freigeſprochen. Das geſchilderte Verfahren kann 
berechtigt ſein, wenn wirklich begründete Zweifel 
darüber beſtehen, ob das Werk literariſchen oder 
hiſtoriſchen Wert hat. Bedenklich wird es, wenn 
der Verleger ſchon damit rechnet, daß das Werk 
unzüchtig ſein könne, und nur darauf ausgeht, 
ſich einen Entlaſtungsbeweis zu ſichern. 

Strafbar iſt nur der Verbreiter und wer die 
in § 184! ſonſt noch angeführten Handlungen 
vornimmt, der Verfaſſer alſo nur, wenn er das 
Werk weitergibt in der Abſicht es zu verbreiten, 
alſo Mittäter an der Verbreitung iſt. ' 

Auch ein Kolportenr ift Verbreiter. Wenn 
ein ſolcher die von ihm vertriebenen Schriften 
nicht lieſt, ſo kann ihm — Fahrläſſigkeit iſt hier 
nicht ſtrafbar — ſtrafbarer Vorſatz nur dann zur 
Laſt gelegt werden, wenn ſein Lieferant ihm Grund 
zur Annahme bietet, daß er unzüchtige Schriften 
verbreite und er trotzdem dieſe auch ſeinerſeits 
weitergibt. Z. B. die „Fliegenden Blätter“ kann 
er ungelefen verbreiten, weil er vertrauen kann, 
daß ſie nicht unzüchtig ſind. 

Die anderen Handlungen, welche nach § 184 
bis 184 b ſtrafbar find, feien der Vollſtändigkeit 
halber kurz behandelt. Sie ſind vom juriſtiſchen 
Standpunkt aus weniger umſtritten, wenn auch 
in der Praxis nicht immer leicht zu behandeln. 

§ 184 Nr. 2 beſtraft entgeltliches Ueberlaſſen 
oder Anbieten von unzüchtigen Schriften uſw. an 
Perſonen unter 16 Jahren. Hier werden auch 
Handlungen beſtraft, die nicht unter das „Ver⸗ 
breiten“ fallen, z. B. Anbieten an eine einzelne 
Perſon. Eine weitere Schutzbeſtimmung für Jugend⸗ 
liche enthält § 184 a, der fih von 184? nur da⸗ 
durch unterſcheidet, daß auch Schriften und Bilder 


getroffen werden, denen die geſchlechtliche Beziehung 
fehlt, alſo auch derbe Bilder, wodurch die Ver⸗ 
rohung der Jugend in Dingen, die aufs ge⸗ 
ſchlechtliche Leben keinen Bezug haben, z. B. das 
Urinieren u. dgl., verhütet werden ſoll. Auch 
wiſſenſchaftliche Werke, die das Schamgefühl ver⸗ 
letzende Dinge behandeln, dürfen nicht an ſolche 
Jugendliche angeboten werden. Dem Täter muß 
das Alter der Perſon unter 16 Jahren bekannt 
ſein, doch genügt dolus eventualis. 

Nach § 184 Nr. 3 wird die Ausſtellung von 
zu unzüchtigem Gebrauche beſtimmten Gegenſtänden 
an dem Publikum zugänglichen Orten und die 
Ankündigung oder Anpreiſung ſolcher Gegenſtände 
an das Publikum beſtraft. Eine ſolche Gegen⸗ 
ſtände betreffende Annonce braucht nicht dem 
Wortlaut nach unzüchtig zu ſein, ſie muß nur 
allgemein erkennbar machen, daß ſolche Sachen 
angeboten werden, mag auch der Wortlaut unver⸗ 
fänglich fein (RGRſpr. 1, 149). 

Das Gleiche gilt, wie gleich angeführt werden 
kann, von Anzeigen, die unzüchtigen Verkehr ver⸗ 
mitteln folen ($ 184 Nr. 4), da der Zweck dieſer 
Beſtimmung ift, auch nur Andeutungen hierüber 
in der Oeffentlichkeit zu verbieten (RGE. 36, 
390; Ripr. 3, 165). Auch wenn eine folde 
Annonce nur aus künſtleriſchem Intereſſe, z. B. 
von einem Schriftſteller, eingerückt ift, der die ein- 
laufenden Antworten piychologifc prüfen und Stoff 
für Dichtungen erhalten will, iſt doch, wenn der 
Inhalt erkennbar den Anſchein erweckt, als ſei 
unzüchtiger Verkehr geſucht, der Einſender und 
ſonſtige Verbreiter ſtrafbar (RGE. 39, 313). 

Als unzüchtig gilt nach der bereits angeführten 
Anſchauung der eheliche Beiſchlaf nicht, wohl aber 
unter allen Umſtänden der uneheliche. Demgemäß 
iſt eine Verurteilung nach $ 184 Nr. 3 ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn der Angeklagte glaubhaft der Ueber⸗ 
zeugung iſt, daß mit Rückſicht auf die Art der 
Anpreiſung die Gegenſtände nur zum ehelichen 
Geſchlechtsverkehr verwendet werden, auch wenn 
fie objektiv zu unzüchtigem Gebrauche geeignet 
find und auch dazu hergeſtellt werden (BlfRA. 72, 
838). Auch mittelbare Anpreiſung kann ſtrafbar 
ſein, jedoch wieder nur, wenn ſie allgemein er⸗ 
kennbar iſt. Z. B. wer ein Buch durch eine 
Annonce ankündigt, kündigt nicht auch zugleich 
Gegenſtände zu unzüchtigem Gebrauch an, die in 
dieſem Buch angekündigt ſind, wenn aus der 
Annonce für einen Leſer mit gewöhnlicher Ver⸗ 
ſtandesſchärfe nicht erkennbar iſt, daß in dem 
annoncierten Buche ſolche Gegenſtände angekün⸗ 
digt ſind. Anders iſt es natürlich, wenn ein 
Katalog unzüchtige Bücher anpreiſt (RGE. 36, 
139, vgl. aber RGE. 84, 318). Auch „Frauen⸗ 
ſchutzmittel“ (Peſſare uſw.) ſind ſolche Gegen⸗ 
ſtände (RGE. 34, 365; 34, 317; 37, 142). 
Auch wenn eine Abhandlung hierüber in dezentem 
Ton ohne jede Spur von Sinnenkitzel gehalten 
iſt und auf eine Gelegenheit zum Ankauf ſolcher 
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Gegenſtände nicht hinweiſt, kann ſich doch die 
Schrift als Anpreiſung ſolcher Gegenſtände dar⸗ 
ſtellen, wenn ſie in der Abſicht geſchrieben wurde, 
die Verbreitung von ſolchen Mitteln zu fördern, 
z. B. wenn ein Fabrikant ſolcher Waren einen 
ſolchen Aufſatz durch einen Arzt anfertigen läßt 
und verbreitet (RGE. 37, 142). Auch durch eine 
ſolche Handlung kann grober Unfug verübt werden, 
wenn feſtgeſtellt iſt, daß das Publikum daran 
Aergernis genommen hat (OLG. München 9 S. 1). 

Eine weitere derartige ſtraſbare Handlung iſt 
die Verbreitung einer Mitteilung aus einer Ge⸗ 
richtsverhandlung, für welche die Oeffentlichkeit 
wegen Gefährdung der Sittlichkeit ausgeſchloſſen 
war, oder aus den dieſer Verhandlung zugrunde 
liegenden Schriftſtücken. Die Mitteilung muß 
nichts Unzüchtiges enthalten, ſondern nur geeignet 
ſein Aergernis zu erregen. Denn gerade der Aus⸗ 
ſchluß der Oeffentlichkeit der Sitzung ſoll verhin⸗ 
dern, daß überhaupt nur die Möglichkeit befteht, 
etwas in die Oeffentlichkeit dringen zu laſſen. 
Man will es nicht erſt der Diskretion des Be⸗ 
richterſtatters (außer wo, wie neuerdings üblich, 
ſolche zugelaſſen ſind, die Oeffentlichkeit alſo eigent⸗ 
lich nicht vollſtändig ausgeſchloſſen iſt) überlaſſen, 
was er veröffentlichen will. Darum entfällt die 
Prüfung der Unzüchtigkeit. Der Täter muß ge⸗ 
wußt haben, daß die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen 
war (RGE. 24, 4). Bei Veröffentlichung von 
Urteilsgründen muß ausdrücklich im Sitzungs⸗ 
protokoll erwähnt ſein, daß auch die Verkündigung 
der Gründe oder von Teilen, unter Ausſchluß 
der Oeffentlichkeit erfolgte, nicht genügt die Er⸗ 
wähnung, daß die Verhandlung unter Ausſchluß 
der Oeffentlichkeit geſchah, weil auch die Verkün⸗ 
digung der Urteilsgründe nach $ 174 GVG. in 
öffentlicher Sitzung erfolgen ſoll und hier der Ausſchluß 
beſonders bemerkt werden muß (RGE. 21, 136). 

Bezüglich der Beſtrafung iſt die Einziehung 
und Unbrauchbarmachung der Werke zu erörtern. 
Auf diefe Maßregeln kann nach $ 42 StGB. 
auch ohne Verfolgung eines Täters ſelbſtändig 
erkannt werden, auch wenn der Verbreiter wegen 
mangelnden Bewußtſeins der Unzüchtigkeit der 
Schrift nicht verfolgt wird e freigeſprochen 
wurde. (RGE. 4, 87; 32, 

Die Unterſchiede der in N 40 und 41 StGB. 
über die Einziehung und Unbrauchbarmachung 
enthaltenen Vorſchriften ſind folgende: Die Un⸗ 
brauchbarmachung iſt obligatoriſch, die Einziehung 
dem richterlichen Ermeſſen überlaſſen. Einziehung 
ſetzt voraus ein vorſätzliches Verbrechen oder Ver⸗ 
gehen, Unbrauchbarmachung tritt auch ein bei 
Fahrläſſigkeit und Uebertretungen. Die Ein⸗ 
ziehung des § 40 iſt Strafe, da ſie nur Täter 
oder Teilnehmer trifft, die Unbrauchbarmachung 
iſt polizeiliche Präventivmaßregel. Die Unbrauch⸗ 
barmachung kann nicht ausgeſprochen werden, 
ſoweit nicht ein ſtrafbarer Inhalt ae ift. 
Die Unbrauchbarmachung kann nicht auf Gegen: 
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ſtände erſtreckt werden, welche zwar dem Täter 
oder Teilnehmer gehören, aber nicht einer der in 
§ 41 bezeichneten Perſonen (Verfaſſer, Drucker, 
Herausgeber, Verleger, Buchhändler) und die 
auch W ausgelegt oder angeboten waren. 
(RGE. 17, 311). 

Beide Maßregeln können zuſammen verfügt 
werden, wenn für beide die Vorausſetzungen zu⸗ 
treffen (RGRſpr. 10, 323). Bei der Einziehung 
iſt erforderlich, daß der Täter mindeſtens einen 
Verſuch der Begehung des Delikts nach $ 184 
gemacht hat, denn ſonſt iſt keine ſtrafbare Hand⸗ 
lung vorhanden. Mfo der Täter muß die 
Schriften zur Verbreitung beſtimmt gehabt haben. 
(RGE. 16, 118). 

Es kommt darauf an, wer das Eigentum zur 
Zeit des Urteilserlaſſes hatte, nicht wer vorher 
Eigentümer war (RGE. 16, 118), etwa zur Zeit 
der Tat. Dies ergibt ſich daraus, daß das Straf⸗ 
geſetzbuch ſonſt wie etwa im $ 295 eine Beziehung 
zur Tat im Wortlaut zum Ausdruck gebracht hätte. 

Ob nur ein Teil der Schrift unbrauchbar zu 
machen iſt, 
Ausſcheidung dieſes Teiles und unterliegt der 
richterlichen Prüfung, entzieht ſich aber der 
Reviſionsinſtanz (RGE. 4, 87). 


In prozeſſualer Hinſicht bieten insbeſondere. 


einzelne Punkte Gelegenheit zur Erörterung, die 
nach gewiſſen Geſichtspunkten, wie Zuſtändigkeit, 
Verfolgung beſtimmter Perſonen, objektives Ver⸗ 
fahren, Einziehung, Verjährung ſich ordnen, wobei 
Einzelheiten gelegentlich eingefügt werden. 
Die örtliche Zuſtändigkeit bemißt ſich nach 
5 7 StPO. Unter den nach Abſ. I zuſtändigen 
Gerichten greift Abſ. II ein beſtimmtes Gericht 
heraus. Dasjenige Gericht iſt ausſchließlich zu⸗ 
ſtändig, in deſſen Bezirk die Druckſchrift erſchien 
(RGE. 36, 270). Der Ort, wo die Druckſchrift 
erſchien, beſtimmt den Gerichtsſtand auch dann, 
wenn die ſtrafbare Handlung nicht bloß durch den 
Inhalt der Druckſchrift begangen iſt, ſondern 
auch ein Verbreiten dazu gehört (RGE. 40, 354). 
Verbreiten und Ankündigen und Anpreiſen dem 
Publikum gegenüber ſind ziemlich gleichbedeutende 
Begriffe, jedenfalls für $7 StPO. Die Staats⸗ 
anwaltſchaften ſind jetzt geneigt nur da Anklage 
zu erheben, wo der Verlag eines Werkes ſeinen 
Sitz hat. Dies hat zur Folge, daß meiſt in 
Buchhändlerzentren ſolche Prozeſſe fih abſpielen, 
dort die Gerichte eine einheitliche Praxis einzu⸗ 
führen imſtande ſind, doppelte Verfolgungen 
und Zeitverluſt ausgeſchloſſen und ungleiche Urteile 
über ein und dasſelbe Werk vermieden werden. 
Das Urteil hat ja Wirkung fürs ganze Reich. 
Der Grundſatz ne bis in idem hindert nicht, 
daß jemand, der wegen Verbreitung einer un: 
züchtigen Schrift bereits freigeſprochen iſt, ſpäter, 
wenn er die gleiche Schrift wieder verbreitet, neuer⸗ 
dings unter Anklage geſtellt wird. Den „Gegen⸗ 
ſtand der Strafklage“ bildet immer nur eine konkrete 


hängt ab von der Möglichkeit der 
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d. h. zeitlich und örtlich näher bezeichnete Hand⸗ 
lung einer beſtimmten Perſon. Die Konſumtion 
der Strafklage tritt alſo nur wegen derjenigen 
konkreten Handlung ein, welche die es 
Unterlage des Urteils gebildet hat (RGE. 5, 101). 
Auch iſt, wenn jemand von der Anklage wegen 
Verbreitung einer unzüchtigen Schrift freigeſprochen 
wurde, weil das Gericht die Schrift nicht für un⸗ 
züchtig erachtete, damit nicht feſtgeſtellt, daß die 
Schrift nicht unzüchtig iſt, ſondern nur, daß der 
Angeklagte ſich nicht der in der Anklage nach Zeit 
und Ort beſtimmten ſtrafbaren Handlung ſchuldig 
gemacht habe, der Grundſatz ne bis in idem führt 
nur dazu, daß er wegen der gleichen Handlung 
nicht mehr verurteilt werden kann, nicht daß er 
wegen einer gleichartigen Handlung für alle Zeiten 
nicht mehr verfolgt werden könnte. Auch kann, 
wenn der Täter im 2. Verfahren freigeſprochen 
wurde, Einziehung und Unbrauchbarmachung im 
objektiven Verfahren erfolgen, auch bezüglich der 
Exemplare, welche früher freigegeben wurden 
(RGE. 5, 101; 34, 388). Auch Exemplare 
können eingezogen werden, die dem freigeſprochenen 
Täter nicht gehören. 
| Der Staatsanwalt kann und muß, wenn eine 
Freiſprechung erfolgt, in der Sitzung noch einen 
ſchriftlichen Antrag auf Einziehung und Unbrauch⸗ 
barmachung ſtellen (RGE. 37, 270). 

Die Einziehung braucht nicht ausgeſprochen 
zu werden, wenn noch die Möglichkeit der Ver⸗ 
folgung einer anderen Perſon durch die Verhand⸗ 
lung in Ausſicht geſtellt wurde. Das Gericht kann 
auf e ma aus eigener Initiative er- 
kennen (RGE. 3 

Der Sambia S 112 in idem ſteht auch nur 
einer Verfolgung gegen den früheren Angeſchuldigten 
entgegen. Alſo kann neuerlich gegen einen Teil⸗ 
nehmer des gleichen Delikts verhandelt werden. 
In dieſem Verfahren kann auch die früher abge⸗ 
lehnte Einziehung ausgeſprochen werden. (RGE. 
27, 354). 

Auch wenn die Geſchworenen freigeſprochen 
haben, kann das Gericht ohne deren Mitwirkung 
die Einziehung ausſprechen. (RGE. 19, 371). 
Denn es handelt ſich bei der Einziehung nur 
darum, ob der Inhalt ſtrafbar iſt, das iſt aber 
aus dem Geſchworenenſpruch nicht zu erſehen, weil 
nicht angegeben ift, ob aus objektiven oder fub: 
jektiven Gründen freigeſprochen wurde, alſo kann 
auf den Geſchworenenwahrſpruch eine Einziehung 
nicht gegründet werden. Die Unzuſtändigkeit des 
Schwurgerichts zur Entſcheidung über die Ein⸗ 
ziehung ergibt ſich daraus, daß dieſes nach Reichs⸗ 
recht überhaupt 8 zufändig wäre ($ 30 GG.), 
und nach $ 477 Abi. II StPO. im objektiven 
Verfahren die Zuſtändigkeit des Schwurgerichts 
ausgeſchloſſen ſein ſoll. Nur nach bayriſchem Recht 
(AG. z. GVG. Art. 35 und Art. 56 Ziff. 2 Geſ. 
über den Vollzug der Einführ. des StGB.) ift 
die gleiche Beſtimmung des alten bayriſchen Rechtes 
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wiederholt. Danach können auch in Bayern nur 
ſtrafbare Handlungen, welche durch Preßerzeug⸗ 
niffe begangen wurden, von den Schwurgerichten 
abgeurteilt werden. Beim objektiven Verfahren 
iſt aber gerade keine ſtrafbare Handlung vor⸗ 
handen. Deshalb muß auch die Richterbank die 
Grundlage für die Einziehung und die nötigen 
tatſächlichen e ſelbſtändig finden. 
(RGE. 19, 371). 

Die 5 Schrift muß in der Verhand⸗ 
lung verleſen werden, auch wenn ſämtliche Prozeß⸗ 
beteiligte ſie kennen und auf ihre Verleſung ver⸗ 
zichten (RGE. 40, 54). Ein Verzicht iſt wirkungs⸗ 
los. Doch braucht nicht die ganze Schrift ver⸗ 
leſen zu werden, auch wenn ſie im Ganzen als 
unzüchtig bezeichnet werden ſoll. Wenn einer der 
Prozeßbeteiligten der Meinung iſt, ſein Intereſſe 
verlange vollſtändige Verleſung und dieſe bean⸗ 
tragt, muß das Gericht darüber ſchlüſſig werden, 
ob die Schrift als Ganzes einen anderen Charakter 
trägt als es nach den verleſenen Stellen ſcheinen 
könnte. Dieſer Antrag iſt nach $ 243 StPO. zu 
beſcheiden (RGE. 8, 128). 

Auch bei mittelbarer Ankündigung von un⸗ 
züchtigen Büchern iſt der Inhalt der angekündigten 
Bücher ſelbſt zu prüfen. Z. B. in einem Inſerat, 
das ein Buch über Verhütung der Empfängnis 
ankündigt, das ſeinerſeits eine nicht unzüchtige 
Abhandlung enthält und eine Ankündigung ver⸗ 
ſchiedener anderer derartiger Bücher, ein Verzeich⸗ 
nis von Büchern ſexuellen Inhalts und die Auf⸗ 
führung verſchiedener „hygieniſcher Artikel“. Die 
Ankündigung des nicht unzüchtigen Buches ſchließt 
auch die der anderen in ſich, auch ſie ſind auf 
ihren Inhalt zu prüfen. Ebenſo ſind, wenn ein 
Inſerat die Verſendung eines Kataloges ankündigt, 
in welchem Bücher ſexuellen Inhals angezeigt ſind, 
dieſe Bücher nach ihrem Inhalt zu prüfen. 
(RGE. 34, 318). 

Wenn eine Schrift für unzüchtig erachtet wird, 
ſind alle Exemplare unbrauchbar zu machen. 
Geſchieht dieſe Anordnung nicht, ſo iſt nochmals 
ein Verfahren einzuleiten, in dem nochmals auch 
die Unzüchtigkeit der Schrift geprüft wird. 

Wenn der Täter aus ſubjektiven Gründen 
freigeſprochen wird, wird das Einziehungsverfahren 
dadurch kein objektives; es können auch Exemplare 
eingezogen werden, die ſich nicht im Eigentum 
des freigeſprochenen Täters befinden (RGE. 34, 388). 

Das objektive Verfahren kann nicht Platz 
greifen, wenn überhaupt noch ein Täter verfolgbar 
iſt, auch wenn die Staatsanwaltſchaft eine andere um 
Verfolgung erſucht hat, wenn nur die Möglichkeit 
der Verfolgung beſteht (RGE. 38, 100). 

Die Einziehung anderer als der in dem 
früheren von der Reviſionsinſtanz . 
Urteile für eingezogen erklärten Gegenſtände iſt 
in dem neuen Verfahren unſtatthaft (RGE. 27, 245). 

Einziehung von Darſtellungen nach 8 40 iſt 
nicht möglich, wenn der Angeklagte freigeſprochen 
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wurde und die Bilder ihm gehören, weil dann 
keine ſtrafbare Handlung vorliegt. Unbrauchbar⸗ 
machung nach $ 41 kann trotzdem erfolgen (RGE. 
22, 351). 

Der Einziehungsintereſſent hat nach § 478 
StPO. im objektiven Verfahren die Rechte eines 
Angeklagten, iſt alſo auch an deren Beſchränkung 
gebunden und kann z. B. den Einwand der Un⸗ 
zuſtändigkeit nur bis zur Verleſung des Eröffnungs⸗ 
9 geltend machen (f. ausführlicher RGE. 

428). 

a wenn eine Verurteilung nicht ftattge- 
funden hat, muß doch, wenn die Schrift objektiv 
(c 5 Unbrauchbarmachung erfolgen 
(RGE. 4 

Wenn eine beſtimmte Perſon verfolgt wurde, 
findet nachträglich ein objektives Verfahren wegen 
Einziehung von Gegenſtänden, deren Einziehung 
im Strafurteil unterlaſſen wurde, nicht mehr ſtatt, 
denn die Verfolgung einer beſtimmten Perſon iſt 
möglich geweſen (RGE. 5, 389). Die Einziehung 
kann ja nicht nur aus Verſehen unterblieben ſein, 
ſondern mangels genügender Veranlaſſung. Eine 
Erörterung hierüber iſt im Urteil nicht notwendig. 


Eine Ladung der Einziehungsinterefjenten ift, 
wenn der Staatsanwalt in der Verhandlung nach 
Freiſprechung des Angeklagten die Einziehung oder 
Unbrauchbarmachung beantragt, nicht erforderlich. 
Ihr Nichterſcheinen hindert den Fortgang des 
Verfahrens nicht. (RGE. 37, 270). 

Der Einziehungsintereſſent kann Reviſion ein⸗ 
legen, auch wenn er in der Vorinſtanz nicht auf⸗ 
getreten iſt. Wenn dadurch auch die Durchführung 
des Rechtszuges erſchwert wird, z. B. die Prüfung 
der Sachlegitimation der Reviſionseinleger ſchon 
ſachliche Erörterungen bedingt, ſo ſind dieſe 
Schwierigkeiten doch nicht ſo groß, daß man 
deshalb dem Einziehungsintereſſenten das Rechts⸗ 
mittel überhaupt nehmen wollte. Aber dieſe 
Prozeßbeteiligten ſind auch an die regelmäßigen 
Friſten und Formen gebunden, d. h. auch für 
die Perſonen der bezeichneten Art, welche bisher 
am Prozeß nicht beteiligt waren, beginnt die 
Friſt zur Einlegung der Reviſion nach § 381 
StPO. mit der Verkündigung des Urteils. Eine 
Verpflichtung, auch dieſen Perſonen das Urteil 
zuzuſtellen, beſteht nicht. Nur die bisher beteilig⸗ 
ten Einziehungsintereſſenten haben ein Recht auf 
Zuſtellung. Sonſt könnten ſolche Urteile überhaupt 
nie rechtskräftig werden. Denn mindeſtens nach 
§ 41 StGB. könnte immer noch ein bisher nicht 
Beteiligter auftreten, der hätte geladen werden 
können. Dadurch wäre das Verfahren, ſtatt 
wie beabfichtigt es zu vereinfachen, verweitläufigt. 
(RGE. 11, 414). 

Die örtliche Zuſtändigkeit für das objektive 
Verfahren ift nach § 477 Abſ. 1 StPO. an dem | 
Orte gegeben, an welchem die objektiv ſtrafbare 
Handlung begangen ift, während $ 7 StPO. unter 


ſtrafbarer Handlung eine die objektiven und fub- 


jektiven Vorausſetzungen der Strafbarkeit enthal⸗ 
tende und deshalb gegen eine beſtimmte Perſon 
verfolgbare Handlung verſteht. Der Ort der Be⸗ 
gehung der Handlung iſt daher auch maßgebend 
für die Fälle, daß die verfolgte Perſon freige⸗ 
ſprochen, und daß eine ſolche wegen vorher be⸗ 
kannten Mangels der Vorausſetzungen nicht ver⸗ 
folgt wird. 

Das Vergehen nach $ 184 verjährt in 6 Mo- 
naten, wenn es durch die Preſſe begangen wurde. 
Die verſchiedenen bei der Verbreitung entfalteten 
Tätigkeiten werden als eine einheitliche Handlung 
aufgefaßt, z. B. die des Verlegers, welche An⸗ 
kündigung, Anpreiſung, Herſtellung, Vorrätig⸗ 
halten zum Zweck der Verbreitung und Verbrei⸗ 
tung durch Verkauf umfaßt. Die kurze Ver⸗ 
1 greift nicht nur Platz, ſoweit die 
at durch Verbreitung begangen iſt. Die 
eine Straftat kann nur einer Verjährungsform 
unterliegen. Das muß gegenüber der ſtrafrecht⸗ 
lichen Norm, die für das Tun des Angeklagten 
bei einem Teile der Ausführung ſeines Vergehens 
in Betracht kommen könnte, die privilegierte des 
5 22 Preß©. fein, die für den anderen Teil maß⸗ 
gebend iſt, umſomehr als im letzten Teile ſeiner 
Handlung ſich der ganze Erfolg ſeiner Tätigkeit 
konzentriert. Auch die Vorbereitungshandlungen 
zur Verbreitung und die Herſtellung muß unter 
§ 22 fallen. Denn ſie ſind keine ſelbſtändige 
Straftat (RGE. 38, 71). 

Die Verjährung des 8 22 beginnt gegen jeden 
Angeklagten erſt mit der von ihm ſelbſt begangenen 
Handlung, alſo z. B. für den Buchhändler mit 
der buchhändleriſchen Verbreitung, nicht mit der 
Verbreitung durch den Verleger. 

Wenn ein Verleger ein Buch erſcheinen läßt 
und, wenn ſämtliche Exemplare vergriffen ſind, 
nochmals die Schrift herſtellt und wieder ver⸗ 
breitet, kann dieſe Tätigkeit als eine einheitliche 
für beide Drucke betrachtet werden. Die Ver⸗ 
jährung beginnt alſo auch für den erſten Druck 
erſt mit der letzten Verbreitungshandlung des 
zweiten Druckes. Denn der Verleger hat den 
Entſchluß gefaßt, ſoviele Exemplare dieſer Schrift 
abzuſetzen als ihm möglich iſt, als Abnehmer vor⸗ 
handen ſind. Die Veranſtaltung des zweiten 
Druckes iſt nur Ausfluß des bereits beim erſten 
Druck gefaßten Entſchluſſes. Damit iſt aber nicht 
gefagt, daß der Verleger die Tat nicht nochmals 
habe begehen können. Auch darin, daß nach 
dem Abſatz an die Buchhändler der Verleger ſelbſt 
noch ein Exemplar dieſes Buches direkt an einen 
einzelnen Abnehmer verkauft, kann eine Teilhand⸗ 
lung der ganzen Verbreitungstätigkeit liegen. Denn 
die Verbreitungstätigkeit kann ſich in verſchiedenen 
einzelnen Akten äußern. Der Verleger kann ſeine 
Tätigkeit auch durch einen Angeſtellten auf Grund 
allgemeiner Anordnungen entfalten, dieſer iſt dann 
nur ſein Werkzeug (RGRſpr. 9, 483). 
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Die Entſcheidung darüber, ob gegen eine be⸗ 
ſtimmte Perſon Klage erhoben wird, auch ob eine 
ſolche Verfolgung ausführbar iſt, ſteht allein der 
Staatsanwaltſchaft zu (RGE. 9, 15), abgeſehen 
von den Fällen der 88 170—171, 464 StPO. 


Schließlich ſei noch eine ſtrafbare Handlung 


erwähnt, welche in dieſem Zuſammenhange be⸗ 
gangen werden kann. Wer Gegenſtände, die der 
Einziehung unterliegen, veräußert, ift nach § 288 
StGB. ſtrafbar, unter Umſtänden auch bei Ver⸗ 
aͤußerung vor Rechtskraft des Urteils, weil die 
Vollſtreckung nach 8 495 StPO. wie die eines 
Zivilurteils erfolgen kann. Wenn der Angeklagte 
kein Rechtsmittel einlegen will, ſteht alſo die 
Vollſtreckung in ſicherer Ausſicht. 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Vermögensſchädigung durch Ehebruch. (8 823 BGB.). 
Das Landgericht K. hatte ſich vor einiger Zeit mit 
einem Fall zu beſchäftigen, der nicht alltäglicher Natur 
war, und eine Reihe zweifelhafter Fragen berührte. 


Der Sachverhalt iſt kurz folgender: 


Eine verheiratete Frau hatte ehebrecheriſchen Um⸗ 
gang gepflogen, dem ein Kind entſprungen war. Der 
Ehemann focht die Ehelichkeit dieſes Kindes mit Er⸗ 
folg an, konnte aber Erſatz ſeiner im Statusprozeſſe 
aufgewendeten Koſten nicht erlangen, da das beklagte 
Kind vermögenslos war und den Rechtsſtreit im 
Armenrechte geführt hatte. . 

Er ſtrengte nunmehr eine Klage gegen feine Ehe⸗ 
frau an, worin er von ihr Erſatz beanſpruchte. Die 
Klage war darauf geſtützt, daß die Frau durch den 
Ehebruch das Vermögen des Klägers geſchädigt habe, 
weil dieſer gezwungen geweſen ſei, die Unehelichkeit 
im Wege des Anwaltsprozeſſes feſtſtellen zu laſſen. 
Nachdem die Verhandlung auf den Grund des An⸗ 
ſpruchs beſchränkt worden war, wurde die Klage vom 
Amtsgericht für begründet erklärt, die Berufung gegen 
dieſes Urteil wurde zurückgewieſen, und die Sache 
dann ohne Urteil über den Betrag erledigt. 

Man wird gegen die Richtigkeit dieſer Entſcheidung 
Bedenken haben müſſen, beſonders dann, wenn man 
ſie auf rechtlich gleich gelagerte Fälle anwendet. Man 
denke z. B. daran, daß ſich ein Kaufmann wegen Ehe⸗ 
bruchs ſeiner Frau ſcheiden läßt, infolgedeſſen dann 
eine Vermögensauseinanderſetzung vornehmen muß 
und dadurch wegen Minderung des Betriebskapitals 
oder Einbuße an Kredit einen großen finanziellen 
Schaden erleidet. Sollte er dafür wirklich Erſatz 
verlangen können? Dann müßte die geſchiedene Frau 
ſchließlich das ganze Vermögen wieder herausgeben, 
das ſie bei der Auseinanderſetzung erhält. 

Das Urteil 2. Inſtanz war im weſentlichen 
folgendermaßen begründet: 

Die Erſatzpflicht ergebe ſich aus 8 823 Abi. 2 
BGB. Die eheliche Trene fei eine ſittliche Pflicht, 


das Recht auf Treue bilde ein Forderungsrecht auf 


Unterlaſſung, könne alſo nicht unter 8 823 Abſ. 1 
(ſonſtiges Recht) eingereiht werden. Auch 8 826 könne 
nicht herangezogen werden, da dieſe Vorſchrift einen 
auf den konkreten Schaden, hier alſo die Vermögens⸗ 


ſchädigung gerichteten Willen vorausſetze, was in einem 
ſolchen Falle nicht angenommen werden könnte. 

Die Berufungsbegründung hatte hauptſächlich 
folgendes hervorgehoben: Der Kauſalzuſammenhang 
fehle, denn 

1. Vorausſetzung dafür, daß der Kläger im Status⸗ 
prozeſſe ſiege, ſei nicht der Ehebruch, ſondern die 
offenbare Unmöglichkeit der ehelichen Abſtammung. 

2. Der Vermögensſchaden ſei darauf zurückzu⸗ 
führen, daß die Koſten von der beklagten Partei, die 
an ſich erſatzpflichtig wäre, nicht hätten beigetrieben 
werden können. ; 

3. Da das Geſetz es ganz ins Belieben des Ehe- 
mannes ſtelle, ob er die Ehelichkeit anfechten wolle 
oder nicht und eine rechtliche Bindung in keiner Weiſe 
beſtehe, auch nicht im Intereſſe legitimer Erben, ſei 
die Erhebung der Anfechtungsklage ein ganz freier 
Willensakt. Wenn ſich der Kläger nicht zur Klage 
entſchloſſen hätte, würde der Schaden nicht eingetreten 
ſein, daher liege auf alle Fälle eine Unterbrechung 
des Urſachenzuſammenhangs vor. 

Die Berufung ſtützte ſich ferner noch auf § 253 
BGB. Die Klage behauptete Vermögensſchaden. Der 
Ehebruch ſei aber nicht imſtande, irgend einen wirt⸗ 
ſchaftlichen Erfolg herbeizuführen, er könne immer 
nur das ideale Rechtsgut der ehelichen Treue treffen. 
Wenn man aber einen Vermögensſchaden annehme, 
müſſe man folgerichtig aus $ 823 Abſ. 1 wegen Ber- 
letzung des Eigentums verurteilen. Das gehe nicht 
an, daß wegen des Ehebruchs Gelderſatz verlangt 
werde, dem ſtehe der Umſtand entgegen, daß im Geſetz 
ein ſolcher nicht zugebilligt ſei. 

Dazu bemerkte das Berufungsurteil nur, daß 


man nicht das Angriffsobjekt mit dem weiteren Ob⸗ 


jekt der Schädigung zuſammenwerfen dürfe und daß 
tatſächlich ein mittelbar veranlaßter Vermögensſchaden 
vorliege. 

Eine ähnliche Entſcheidung findet ſich bei Planck 
aus der Rechtſprechung der Oberlandesgerichte an⸗ 
geführt; hier wurde einem Ehemanne Erſatz wegen 
der aus der Aufregung über den Treuebruch ent⸗ 
ſtandenen Krankheit zugebilligt. 

Allein abgeſehen davon, daß 3. B. Staudinger 
die Behandlung des 8 172 StGB. als Schutzgeſetz 
im Sinne des § 823 Abſ. 2 BGB. für bedenklich hält, 
kommt noch eine weitere, im Urteile nicht gewürdigte 
Seite in Betracht. Die mittelbare Schadenszurechnung 
kann auf 8 823 Abſ. 2 B nur mit gewiſſen Cin- 
ſchränkungen angewendet werden und findet ihre Grenze 
im Inhalt des Schutzgeſetzes. Das Reichsgericht hat 
demgemäß den Anſpruch eines Grundſtückseigentümers 
gegen einen benachbarten Bordellbeſitzer auf Erſatz 
der Wertminderung abgewieſen, weil die Vorſchriften 
über gewerbsmäßige Unzucht nicht den Zweck hätten, 
das Eigentum zu ſchützen. Auch Planck (Anm. IV, 1 
zu § 823) ſpricht die Anſicht aus, daß fih die Erſatz⸗ 
pflicht nur auf jene Intereſſen bezieht, deren Schutz 
das Geſetz beabſichtigt. 

Ob man im vorliegenden Falle von einer ſolchen 
Identität zwiſchen dem geſchützten und dem geſchädig⸗ 
ten Rechtsgut ſprechen kann, mag zweifelhaft ſein. 

Gepr. Rechtspraktikant M. Horchler in Kempten. 
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Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
J. 


1. 8 1429 BGB. enthält keine geſetzliche Vermutung 
fondern uur eine Auslegungsregel. Von einem „Bor: 
behalt“ hängt der Erſatzanſpruch der Fran nach § 1429 

nicht ab. Die analoge Anwendung des § 1429 auf den 
Süterfand der Berwaltungund eee iſtunzuläſſig. 
2. Wer die Ausſtellung eines Schuldſcheins zugeſagt 

hat und daun behauptet, die Ausſtellung habe nur zum 
Schein erfolgen ſollen, muß dieſe Behauptung beweiſen. 

Aus den Gründen: Der Streit betrifft nur 
noch die Widerklage, die auch in 2. Inſtanz allein noch 
ſtreitig war. Mit dieſem Anſpruch hat das OLG. die 
Beklagte und Widerklägerin in Höhe von 2708 M ab- 
gewieſen, weil ſie die für den gemeinſchaftlichen Haus⸗ 
halt aufgewendeten Beträge nur zurückfordern könne, 
wenn ſie bei den Aufwendungen das Rückforderungs⸗ 
recht ſich ausdrücklich vorbehalten habe. Es wird 
dabei der verſchiedenartige Rechtszuſtand für die Zeit 
vom 1. Januar bis zum 28. September 1900, wo durch 
Ehevertrag die Verwaltung und Nutznießung des Ehe⸗ 
mannes ausgeſchloſſen wurde, und für die Zeit nach 
dem 28. September 1900 erörtert. Die Ausführungen 
ſind nicht frei von Rechtsirrtum. 

1. Was zunächſt die Zeit ſeit dem 28. September 
1900 betrifft, 0 trat durch die Ausſchließung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung des Klägers für die Ehe 
der Parteien der vertragsmäßige Güterſtand der Güter⸗ 
trennung ein ($ 1436 BGB.) und es erlangte damit 
auch die Vorſchrift des § 1429 Geltung, wonach im 
Zweifel anzunehmen iſt, daß die Abſicht fehlt, Erſatz 
zu verlangen, wenn die Frau zur Beſtreitung des ehe⸗ 
lichen Aufwandes aus ihrem Vermögen eine Aufwen⸗ 
dung macht oder zu dieſem Zwecke dem Manne etwas 
aus ihrem Vermögen überläßt. Es handelt ſich hierbei 
nicht, wie das OLG. annimmt, um eine Vermutung, 
die ohne weiteres durchgreift. § 1429 gibt vielmehr, 
wie durch den Gebrauch der Worte „im Zweifel“ aus⸗ 
gedrückt iſt, nur eine Auslegungsregel. Der Richter 
iſt darauf angewieſen, bevor er die Auslegungsregel 
zur Anwendung bringt, den ganzen Sachverhalt dar⸗ 
aufhin zu unterſuchen, ob nicht aus ihm eine gegen⸗ 
teilige Abſicht der Partei au entnehmen ift. Zugunſten 
der Beklagten würde in Betracht kommen, daß die 
Eheleute am 28. September 1900 Gütertrennung ein⸗ 
geführt hatten, was anſcheinend zur Sicherung der 
Beklagten geſchehen iſt, da es noch ungewiß war, ob 
das am 1. Juli 1900 von dem Kläger gegründete Ge⸗ 
ſchäft Erfolg haben würde, und daß die Beklagte ſchon 
vorher vielfach Aufwendungen für den gemeinſchaft⸗ 
lichen Haushalt hatte machen müſſen. Die Sachlage 
läßt ſich daher ſehr wohl dahin beurteilen, daß der 
Beklagten ihr Vermögen erhalten bleiben folte und 
daß ihr deshalb, wenn fie noch nach dem 28. September 
1900 weitere Kapitalaufwendungen machen mußte, der 
Wille, Erſatz zu fordern, nicht gefehlt haben kann. Auf 
diefe Prüfung hat ſich das OL G., weil es von einer irr- 
un Auffaſſung des § 142% ausgeht, nicht einge- 
laſſen. Eine ſolche Prüfung war übrigens umſomehr 
angezeigt, als das OLG. ſelbſt anerkennt, daß die 
zur Gründung des Geſchäfts von der Beklagten bei⸗ 
geſteuerten Summen zurückgefordert werden können. 
Sind die für das Geſchäft und den Haushalt ver⸗ 
wendeten Beträge von der Beklagten in einer Summe 
hergegeben worden, ſo dürfte die Unterſcheidung, daß 
nur die für das Geſchäft beſtimmten Beträge zu er⸗ 
ſetzen ſeien, kaum der Sachlage entſprechen. Wenn die 
Gründung und die Erhaltung des Geſchäfts größere 
Summen erforderte, ſo dürfte kein weſentliches Ge⸗ 
wicht darauf zu legen ſein, ob die Frau ihren Mann 
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in der Form unterſtützte, daß ſie ihm Beiträge für das 
Geſchäft gab, oder ihm dadurch Unterſtützung gewährte, 
daß ſie die Haushaltsausgaben für ihn beſtritt. 

2. Vor allem aber iſt es irrig, daß die Behaup⸗ 
tung der Beklagten, der Kläger habe ihr mehrfach die 
Ausſtellung eines Schuldſcheins über die aus ihrem 
Vermögen verwendeten 3000 M zugeſagt, und der von 
der Beklagten über die Ernſtlichkeit der Zuſage ge⸗ 
leiſtete Eid für gänzlich unerheblich erachtet ſind. Dem 
von der Beklagten geleiſteten Eide ſpricht das OLG. 
um deswillen eine jede Bedeutung ab, weil das LE. 
bei der Abnahme des Eides die Beweislaſt verkannt 
habe. Gegenüber der Behauptung der Beklagten, daß 
der Kläger ihr die Ausſtellung eines Schuldſcheins 
verſprochen habe, ſei die Entgegnung des Klägers, daß 
der Schuldſchein nur zum Schein habe ausgeſtellt wer⸗ 
den ſollen, ein bloßes Leugnen, da jene Behauptung 
irgendwelchen Beweiswert für die Abſicht der Rück⸗ 
forderung nur haben könne, wenn die Abſicht der 
Ausſtellung des Schuldſcheins ernſthaft geweſen ſei. 
Die Beweislaſt dafür, daß der Schuldſchein nicht zum 
Scheine habe dienen ſollen, falle ſomit der Beklagten 
und nicht dem Kläger zu. Die infolge unrichtiger Be- 
urteilung der Beweislaſt von dem erſten Richter an⸗ 
1 5 Eidesleiſtung der Beklagten könne deshalb 

§ 533 Abſ. 2 ZPO: für die Berufungsinſtanz 
keine Wirkſamkeit haben. Dieſen Ausführungen kann 
nicht beigetreten werden. Gibt jemand eine rechts⸗ 
geſchäftliche Erklärung ab, ſo iſt davon auszugehen, 
daß die Erklärung ernſthaft gemeint geweſen iſt, wenn 
aus den Umſtänden nichts anderes erhellt. Behauptet 
der Erklärende, daß die Erklärung nur zum Schein 
abgegeben ſei, ſo 1 er e e (vgl. Planck 
Vorbem. IV vor $ 116). Dieſer allgemeine Grundſatz 
hat auch hier Anwendung zu finden und es iſt hiernach 
die Eidesauflage an die Beklagte gerechtfertigt, ohne 
daß unterſucht zu werden braucht, ob etwa die Par⸗ 
teien über die Leiſtung des Eides durch die Beklagte 
einig waren ($ 461 ZPO.). Der von der Beklagten 
geleiſtete Eid, daß der Schuldſchein nicht zum Schein 
ausgeſtellt worden ſei, 5 daß der Kläger dadurch 
der Beklagten gegenüber verpflichtet werden ſollte, 
würde allerdings wenig beweiſen, wenn das Ver⸗ 
ſprechen der Ausſtellung eines Schuldſcheins ohne Be- 
zugnahme auf eine beſtimmte Forderung der Beklagten 
abgegeben wäre. Die Beklagte hat aber behauptet, 
daß der Kläger die Ausſtellung eines Schuldſcheins 
über die von ihr verwendeten 3000 M verſprochen 
habe und zur Erklärung über diefe Behauptung ift 
der Kläger aufgefordert worden. Der Kläger hat 
hierauf erklärt, daß wohl von einem Schuldſchein ge⸗ 
ſprochen worden ſei, daß dieſer aber nur zum Schein 
ausgeſtellt werden folte. Das kann nur dahin ver⸗ 
ſtanden werden, daß das Verſprechen der Ausſtellung 
eines Schuldſcheins über 3000 M von dem Kläger 
nicht beſtritten iſt. Welche Anführungen über dieſen 
Punkt der Kläger in 2. Inſtanz gemacht hat, iſt aus 
dem Tatbeſtand des Berufungsurteils nicht mit Klar- 
heit zu erſehen. Anſcheinend hat der Kläger nur das 
beſtritten, daß er aus dem Vermögen der Beklagten 
3000 M Zuwendungen erhalten habe. Sollte es ſich 
aber auch anders verhalten, ſo würde es auf den von 
der Beklagten dem Kläger zugeſchobenen Eid ankom⸗ 
men, daß er die Ausſtellung eines Schuldſcheins über 
3000 M verſprochen habe. Das OLG. hält diefe Eides- 
zuſchiebung für unerheblich, weil immer noch der Beweis 
fehle, daß die Beklagte ſchon bei den angeblichen Auf⸗ 
wendungen das Rückforderungsrecht fi vorbehalten 
habe. Dieſe Anſicht, daß die Beklagte die Rückforde⸗ 
rung bei den Aufwendungen ſich vorbehalten 
haben müſſe, um einen Erſtattungsanſpruch zu haben, 
widerſpricht indes dem Geſetz, das von einem ſolchen 
Vorbehalt nichts ſagt. Für den Erſtattungsanſpruch 
ift es nach § 1429 BGB. zwar von Bedeutung, ob die 
Beklagte zurzeit der Aufwendungen die Abſicht gehabt 
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hat, Erſatz zu verlangen. Die Abſicht braucht jedoch 
nicht ausdrücklich erklärt zu ſein, ſie kann ſich auch das 
der ganzen Sachlage, aus den vorhergegangenen und 
nachfolgenden Umſtänden ergeben. Und dafür iſt auch 
das ſpätere Verſprechen der Ausſtellung eines Schuld⸗ 
ſcheins über 3000 M ein ſehr beachtlicher Beweisgrund, 
der nicht als rechtlich bedeutungslos zur Seite ge⸗ 
ſchoben werden durfte. 

3. Irrtümlich ſind die Ausführungen über die 
Rechtslage für die Zeit vom 1. Januar bis 28. Sep⸗ 
tember 1900. Auch hier glaubt ſich der Berufungs⸗ 
richter des Eingehens auf die Sachlage für überhoben, 
weil der § 1429 analoge Anwendung auf den vor⸗ 
liegenden Fall finden müſſe, daß die Frau das ihr 
eingebrachtes Vermögen enthaltende Sparkaſſenbuch 
zur freien Verfügung habe. Die Vorſchrift des § 1429 
ift aber nur für den Güterjtand der Gütertrennung 
gegeben. Bei dieſem Güterſtande hat der Ehemann 
keine Verantwortung für die Erhaltung des Frauen⸗ 
guts und es beſchränkt ſich die Verpflichtung der Frau 
darauf, daß ſie zu dem ehelichen Aufwand einen an⸗ 
gemeſſenen Beitrag zu leiſten hat. Nach § 1427 ift 
ein ſolcher Beitrag aus den Einkünften ihres Ver⸗ 
mögens und dem Ertrag ihrer Arbeit oder eines von 
ihr betriebenen Erwerbsgeſchäfts zu leiſten. Der Bei⸗ 
trag kann aber auch in anderer Weiſe geleiſtet werden, 
insbeſondere in der Form, daß die Frau zur Beſtrei⸗ 
tung des ehelichen Aufwandes aus ihrem Vermögen 
eine Aufwendung macht oder dem Manne aus ihrem 
Vermögen etwas überläßt. Für dieſen Fall wird 
deshalb unter regelmäßigen Umſtänden nach der Aus⸗ 
legungsregel des § 1429 angenommen werden dürfen, 
daß die Frau nicht die Abſicht hat, Erſatz zu ver⸗ 
langen. Ganz anders liegen aber die Verhältniſſe bei 
dem geſetzlichen Güterſtande der Verwaltung und Nutz⸗ 


nießung. Die güterrechtlichen Verpflichtungen der Ehe⸗ 


gatten gegen einander ſind hier in genaueſter Weiſe durch 
das Geſetz geregelt. Der Ehemann erhält als Beitrag 
der Frau die Nutzungen des Frauengutes, ſoweit dieſes 
nicht die Eigenſchaft des Vorbehaltsguts hat, und er 
iſt anderſeits kraft ſeiner Verwaltungspflicht dafür 
verantwortlich, daß das ſeiner Nutznießung unter⸗ 
worfene Frauengut unverſehrt erhalten bleibt. Dieſe 
geſetzlichen Grundſätze bleiben maßgebend, auch wenn 
die Frau aus ihrem Vermögen Aufwendungen zur 
Beſtreitung des ehelichen Aufwands macht oder zu 
dieſem Zwecke etwas dem Manne überläßt, ſofern 
nicht etwa darin eine Einigung der Ehegatten ent⸗ 
halten iſt, daß die Erſtattung des von der Frau Auf⸗ 
gewendeten dem Manne erlaſſen ſein ſoll. Von dieſem 
Geſichtspunkte aus hat aber der Berufungsrichter den 
Sachverhalt nicht geprüft. Er wendet vielmehr un⸗ 
richtig den § 1429, in dem er irrig eine Vermutung 
ſieht, auf das eingebrachte Gut der Frau an und ge⸗ 
langt damit zu dem unrichtigen Rechtsſatze, daß die 
Frau auch nach dem geſetzlichen Güterrecht der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung des Mannes ihre Aufwen⸗ 
dungen nur zurückfordern könne, wenn ſie das Recht 
der 1 ſich ausdrücklich vorbehalten habe. 
(Urt. d. IV. ZS. vom 16. September 1909, IV 620/08). 
1724 — — n. 


II. 


Bei der Regelung der Unterhaltspflicht des getrennt 
lebenden Mannes gegenüber der Frau und der Unter⸗ 
haltspflicht der getrennt lebenden Ehegatten gegenüber 
den Kindern ſind ſtets die beiderſeitigen Vermögens⸗ 
81427 568. 5 627 A (S 1361 Abſ. 1,5 1606 Abſ. 2, 
8 14 7330). Aus den Gründen: 
Die rt zugt die Verletzung der 88 1361, 1606 
Abſ. 2 BGB. Das OLG. habe überfehen, daß nicht 
nur die Beziehungen der Parteien der finanziellen 
Regelung bedürfen, ſondern daß die Klägerin tatſächlich 
auch für die Kinder ſorgen müſſe, während rechtlich 
dazu der Beklagte verpflichtet ſei. Der Reviſion war 
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der Erfolg nicht zu verſagen. Nach § 627 ZPO. war 
die gegenſeitige Unterhaltspflicht der getrennt lebenden 
Ehegatten nach Maßgabe des 1 BGB. zu 
ordnen. Gemäß Abſ. 2 des § 1361 durfte allerdings 
der Eherichter nach billigem Ermeſſen die Unterhalts⸗ 
pflicht des Mannes auf die Zahlung eines Beitrags 
einſchränken. Er hatte aber dabei nach der Vorſchrift 
des Abſ. 2 die Vermögensverhältniſſe beider Ehe- 
gatten zu berückſichtigen. Das iſt nicht geſchehen. Das 
OLG. hat den weſentlichen Teil des Unterhalts der 
Ehefrau zur Laſt gelegt, weil das ihr wieder heraus⸗ 
gegebene eingebrachte Vermögen ſeiner Anſicht nach 
die Mittel dafür (6000 M Zinſen) bietet. Vermögen 
und Einnahmen des Mannes, die nach den Behaup⸗ 
tungen der Ehefrau weſentlich größer ſein ſollen, ſind 
dabei nicht gebührend berückſichtigt. Das hiernach 
feſtgeſetzte Beitragsverhältnis widerſpricht der Billig⸗ 
keit und verletzt damit die Vorſchrift des § 1361 Abſ. 2. 
Der gleiche Verſtoß liegt aber auch vor, inſoweit durch 
dieſe Regelung die Unterhaltspflicht der Ehe⸗ 
gatten gegenüber den Kindern im Verhältnis 
der Ehegatten zu einander gemäß $ 627 ZPO. ge⸗ 
ordnet werden ſollte. Zwar iſt die Rechtsanſicht, von 
der anſcheinend die Reviſion ausgeht, nicht zutreffend, 
daß inſoweit unbedingt die Vorſchrift des § 1606 Abſ. 2 
BGB. Platz greife, wonach der leiſtungsfähige Vater 
vor dar Mutter und danach ſchlechthin und allein 
haftet. Vielmehr darf der Eherichter unter Zugrunde⸗ 
legung des § 627 BPO. auch inſoweit die beiderſeitigen 
Vermögensverhältniſſe der Ehegatten mit O. 8,0. Nufl 
(vgl. Gaupp⸗Stein, Kommentar zur ZPO. 8/9. Aufl. 
Bem. III d zu § 627). Ueberdies kommt hier die Be⸗ 
ſtimmung des § 1427 BGB. in Betracht. Denn nach 
dem übereinſtimmenden Vortrage der Parteien iſt die 
ehemännliche Verwaltung und Nutznießung des An⸗ 
tragsgegners durch Urteil aufgehoben worden und 
demzufolge Gütertrennung eingetreten. In dieſem 
Falle hat auch die Frau nach der beſonderen Vorſchrift 
des Abſ. 2 des § 1427 zur Beſtreitung des ehelichen 
Aufwands, wozu die Unterhaltung der gemeinſchaft⸗ 
lichen Kinder mit gehört, einen angemeſſenen Beitrag 
zu leiſten. Aber auch inſoweit hat die Bemeſſung des 
Beitrags unter Berückſichtigung der beiderſeitigen 
Vermögensverhältniſſe der Ehegatten zu geſchehen 
(Urt. d. IV. 38S. vom 23. September 1909, IV 477/09). 
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III. 


„ſtenntnis des Schadens“ i. S. des $ 852 BGB. 
Aus den Gründen: Aus der Vorſchrift des § 834 
des BGB. geht hervor, daß die Nachteile, die ſich 
aus der Verletzung des Körpers und der Geſundheit 
ergeben, noch nicht im einzelnen eingetreten und 
ziffermäßig beſtimmbar ſein müſſen, ehe der Erſatz 
verlangt werden kann. Im Sinne des 8 852 iſt der 
geſamte aus einem 1 entſtehende Schaden als 
ein einheitlicher, nicht als eine Summe einzelner 
ſelbſtändiger Schäden anzuſehen. Der Kläger iſt durch 
den Hufſchlag des Pferdes am 13. April 1904 in 
einen Zuſtand verſetzt worden, in welchem er dienſt⸗ 
unfähig war und in welchem für die Heilung Auf⸗ 
wendungen erforderlich waren. Der Umfang oder die 
Höhe des Schadens ließ fiH noch nicht beſtimmen; 
allein die Ungewißheit über die Höhe oder die Fort⸗ 
dauer des Schadens kann den Beginn der Verjährung 
nicht aufhalten. Darauf, ob ſofort infolge der Ver⸗ 
letzung tatſächlich die Ausgaben des Klägers vermehrt, 
ſeine Einnahmen vermindert worden ſind, kommt es 
nicht an. Es iſt bedeutungslos, wenn die Militär⸗ 
ärzte den Kläger unentgeltlich behandelt haben ſollten. 
Für den Beginn der Verjährung iſt es auch nicht von 
Belang, ob dem Kläger trotz ſeiner Dienſtunfähigkeit 
das Gehalt vorerſt weiter gewährt worden iſt. Mögen 
auch für Beamte und Offiziere die geſetzlichen Ansprüche 
auf Gehalt und Penſion bei Bemeſſung der Ent- 


ſchädigungsbeträge zu berückſichtigen fein, was dahin 
geſtellt bleiben kann, auf den Beginn der Verjährung 
hat dies keinen Einfluß. In einem ſolchen Falle 
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nicht zu beanſtandender Weiſe dahin ausgelegt worden, 
die Klagſchrift bringe nur zum Ausdruck, die Witwe 
hafte als Darlehensempfängerin, wie als Rechts⸗ 


liegen die Verhältniſſe nicht anders, als wenn eine nachfolgerin und Miterbin, die übrigen Beklagten 


Perſon, die keine Erwerbstätigkeit ausübt, einen Unfall 


erleidet, der ihre Erwerbsfähigkeit beeinträchtigt. 


Von dem Schaden im Sinne des § 852 hat der Verletzte 


Kenntnis, ſobald er von der Beeinträchtigung der 
Erwerbsfähigkeit Kenntnis erlangt hat. Anders liegen 
die Fälle, in denen außer den ſchädlichen Folgen, die 
ſich zunächſt zeigen, ein weiterer Schaden eintritt 
oder erkennbar wird. (Urt. des IV. ZS. vom 1. Juli 1909, 
IV 640/08). 
1780. 


— — en. 


IV. 


§ 780 350. Daraus allein, daß eine 
n ,als Erbe“ verurteilt iſt, kann nicht 
folgert werden, daß das Urteil die Be⸗ 

nkung der Haftung habe vorbehalten 
Belanglos iſt auch die Meinung 
der Richter und Parteien, wenn der Vor⸗ 
behalt im Urteile nicht erkennbaren Aus- 
drud gefunden hat. 


Aus den Gründen: Die Reviſion rügt Ber- 
letzung des 8 780 ZPO. Sie macht geltend: Bei der 
Verurteilung der im Vorprozeſſe belangten Erben des 
B. habe es eines ausdrücklichen Vorbehaltes der be⸗ 
ſchränkten Haftung nach Maßgabe des 8 780 ZPO. 
nicht bedurft; der Wille der Parteien und der Richter 
im Vorprozeſſe ſei auf Herbeiſührung einer beſchränkten 
Haftung gerichtet geweſen, unter dieſen Umſtänden 
ſage die ausgeſprochene Verurteilung der Beklagten 
„als Erben des A. B.“, daß die in dieſer Weiſe Ver⸗ 
urteilten ihre Haftung auf den Nachlaß des Erblaſſers 
e könnten. Die Reviſton konnte keinen Er⸗ 
folg haben. Die jetzigen Kläger haben einen Einwand 
zwecks Erwirkung des im § 780 Abſ. 1 BPO. vor- 
geſehenen Vorbehalts im Vorprozeſſe nicht geltend 
gemacht, ſie haben vielmehr den von der jetzigen Be⸗ 
klagten erhobenen Anſpruch, abgeſehen von dem Koſten⸗ 
punkte, vorbehaltlos anerkannt. Es konnte ſich daher 
nur fragen, ob das Anerkenntnisurteil vom 3. Dezember 
1903 in erkennbarer Weiſe zum Ausdruck gebracht 
hat, daß die jetzigen Kläger nur mit dem Nachlaſſe 
ihres Erblaſſers haftbar ſeien oder daß ihnen für die 
Zukunft die Geltendmachung der beſchränkten Haftung 
vorbehalten werde. Dieſe Frage ift vom OLG. unter 
eingehender Würdigung des Verlaufs des Vorprozeſſes 
geprüft und ohne erkennbaren Rechtsirrtum verneint 
worden. Die Anſichten der im Vorprozeſſe tätig geweſenen 
Anwälte und Richter könnten, ſolange ſie im Urteile 
ſelbſt keinen erkennbaren Ausdruck fanden, nicht von 
ausſchlaggebender Bedeutung ſein. Der aus dem Antrage 
der Klagſchrift in das Anerkenntnis⸗ und Verſäumnis⸗ 


urteil vom 3. Dezember 1903 übernommene Zuſatz „als 


Erben des A. B.“ gewährte keinen Anhaltspunkt für die 
von den Klägern vertretene Auslegung. Denn, wie 
die Vorſchrift des §8 780 Abſ. 1 ZPO. zeigt, kann die 
Verurteilung eines Beklagten als Erben des Schuldners 
ſowohl zur unbeſchränkten als auch — bei Erwirkung 
des Vorbehalts — zur beſchränkten oder beſchränkbaren 
Haftung führen. Das OLG. hat zur Erforſchung der 
Bedeutung des Klagantrags und des Anerkenntniſſes 
den Inhalt der Klagſchrift vom 5. November 1903, 
ſowie der Klagbeantwortung und des Protokolls vom 
3. Dezember 1903 geprüft und feſtgeſtellt, daß auch 
dort nicht zum Ausdruck gebracht worden iſt, die 
damaligen Beklagten ſollten nur mit dem Nachlaſſe 


haften und nur mit dieſer Einſchränkung verurteilt 


werden. Einen ſolchen Ausdruck hat das OLG. ins- 
beſondere nicht in der Bemerkung der Klagſchrift er⸗ 
blickt, die Witwe B. hafte auch perſönlich, weil ſie 
die Darlehen als Geſamtſchuldnerin mit ihrem Manne 
erhalten habe. Dieſer Satz ift vom Os. in rechtlich 


hafteten nur in ihrer Eigenſchaft als Rechtsnachfolger 
und Miterben. (Urt. des IV. BS. vom 17. Juni 1909, 
IV 548/08). 
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V 


.Was iſt unter „Kenntnis von der Entmündigung“ 
i. S. des $ 664 Abſ. 3 Satz 1 ZPO. zu verſtehen 7 
Genügt zu ihrer Feſtſtellung die Verweiſung auf ein 
Schreiben des Entmündigten, in dem dieſer erklärt, an 
einem beſtimmten Tage Kenntnis erhalten zu haben ? 
Aus den Gründen: Der wegen Geiſteskrankheit 
Entmündigte kann den Entmündigungsbeſchluß im 
Wege der Klage ſelbſtändig anfechten. Die Anfechtungs⸗ 
friſt beträgt einen Monat. Sie beginnt nach 8 664 
Abſ. 3 ZPO. mit dem Zeitpunkt, in welchem der 
Entmündigte von der Entmündigung Kenntnis erlangt. 
Es fragt ſich, was das Geſetz unter Kenntnis des 
Entmündigten von der Entmündigung verſteht, 
insbeſondere ob dieſe Kenntnis ſchon dann vorliegt, 
wenn dem Entmündigten die bloße Tatſache der Ent⸗ 
mündigung bekannt geworden iſt oder ob auch die 
Kenntnis des Entmündigungsgrundes (Geiſtes⸗ 
krankheit oder Geiſtesſchwäche) hinzutreten müſſe oder 
ob ſogar die Kenntnis des ganzen Entmündigungs⸗ 
beſchluſſes mit Einſchluß der Begründung zu fordern 
ſei. Das Reichsgericht (IV. 35.) hat ſich über dieſe 
Fragen inzwiſchen in der Bd. 68 S. 402 abgedruckten 
Entſcheidung vom 21. Mai 1908 ausgeſprochen. Darnach 
hängt der Beginn der in $ 664 Abſ. 3 ZPO. vor- 
geſchriebenen Klagefriſt für den Entmündigten davon 
ab, daß er nicht nur die Entmündigung erfährt, ſondern 
auch von dem Entmündigungsgrunde Kenntnis erlangt. 
Zu dieſer Kenntnis gehört aber nicht, daß der Ent⸗ 
mündigte von dem ganzen Inhalte des Entmündigungs⸗ 
beſchluſſes Kenntnis erhält. Das OLG, nimmt nun 
in Uebereinſtimmung mit dem LG. an, der Kläger 
habe am 16. Oktober 1907 von der Entmündigung 
Kenntnis erlangt, mithin die am 16. November 1907 
endigende Anfechtungsfriſt mit der am 3. Januar 
1908 zugeſtellten Anfechtungsklage nicht gewahrt. 
Dieſe Annahme wird darauf geſtützt, daß der Kläger 
in ſeinem zu den Entmündigungsakten eingereichten 
Schreiben an das Amtsgericht erwähnt haben ſoll, 
am 16. Oktober 1907 von ſeiner Entmündigung 
Kenntnis erhalten zu haben (angeblich durch ein 
Schreiben des Amtsgerichts von demſelben Tage oder 
vom 11. Oktober 1907). Dabei unterläßt das Berufungs⸗ 
gericht aber eine beſtimmte und klare Feſtſtellung 
darüber, ob der Kläger auch von dem Entmündigungs⸗ 
grunde ſchon am 16. Oktober 1907 Kenntnis erhalten 
habe. Eine ſolche Feſtſtellung war umſomehr geboten, 
als der Kläger nur zugegeben hat, am 16. Oktober 
1907 vom Amtsgerichte die bloße Mitteilung erhalten 
zu haben, daß er entmündigt ſei. Dieſer Mangel 
enthält eine Verletzung des 5 664 ZPO. Aus dieſem 
Grunde mußte das angefochtene Urteil aufgehoben 
werden. (Urt. des IV. ZS. vom 16. September 1909, 
IV 574/08). 
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B. Strafſachen. 
1 


Realkonkurrenz zwiſchen $ 10 NMG nud 4 Unl . 
Merkmale der Realkoukurrenz. Iſt Mehrheit der Verletzten 
ein Merkmal? Was ift „beſonders günfliges An: 
gebot“ i. S des § 4 Unl WG. Aus den Gründen: 
1. Das Gericht hat die Angeklagten wegen zweier ſelbſt⸗ 
ſtändiger Straftaten zur Strafe verurteilt, nämlich wegen 
eines Vergehens gegen 8 10 NMG. und wegen eines Bers 
gehens gegen 8 4 des Unl WG. vom 27. Mai 1896. 


„ 
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Mit Recht rügt die Reviſion, daß die Annahme zweier 


ſelbſtändiger Handlungen in den Urteilsgründen nicht 


ausreichend begründet iſt. Die Angeklagten haben 
ein Kunſtprodukt hergeſtellt, das ſie unter der Be⸗ 
zeichnung „Zitronenſaft“ in den Handel brachten. 
Bereits die Herſtellung erfolgte, wie das Gericht als 
erwieſen anſieht, zum Zwecke der Täuſchung in Han⸗ 
del und Verkehr, und der Verkauf unter der Ver⸗ 
ſchweigung des Sachverhaltes, ſowie unter einer zur 
Täuſchung geeigneten Bezeichnung. Die Voraus⸗ 
ſetzungen des §8 10 Nr. 1 und Nr. 2 NMG. find 
dadurch rechtlich bedenkenfrei nachgewieſen. Nach der 
weiteren Annahme des Gerichtes haben die Angeklagten 
eine ſchwindelhafte Reklame für ihr Produkt betrieben, 
die darin beſtanden hat, daß ſie in Broſchüren und 
Zeitungen, ſowie in den Etiketten, die ſich an den 
das Produkt enthaltenden Gefäßen befanden, unwahre 
und zur Irreführung geeignete Angaben tatſächlicher 
Art machten. Daß darin, inſoweit in Benützung von 
Zeitungen und Broſchüren in Betracht kommt, eine 
gegenüber dem gekennzeichneten Vergehen gegen das 
Nahrungsmittelgeſetz zweite ſelbſtändige Handlung, 
und zwar ein Vergehen gegen 8 4 Unl WG. gegeben 
ſein kann, iſt klar, wobei insbeſondere der Annahme 
einer Realkonkurrenz zwiſchen beiden Tatbeſtänden 
der Umſtand nicht entgegenſtehen würde, daß die zu⸗ 
letzt erwähnte Straftat nur zu dem Zwecke verübt 
wurde, um die Gelegenheit zur Begehung der erſteren 
zu ſchaffen (RGSt. Bd. 32 S. 137). Vielmehr ift die 
notwendige Vorausſetzung für die Realkonkurrenz eine 
Mehrheit von natürlichen Tätigkeitsakten (RGSt. 
Bd. 21 S. 63). Hier hat jedoch das Gericht nur das 
entſcheidende Gewicht darauf gelegt, daß durch das 
auf Täuſchung abzielende, unlautere Verhalten der 
Angeklagten zwei verſchiedene Perſonenkreiſe, das 
konſumierende Publikum und die im Wettbewerbe 
ſtehenden Fruchtſaftfabrikanten, betroffen worden ſeien. 
Dieſer Umſtand iſt aber bei Beurteilung der Frage, 
ob Real- oder Idealkonkurrenz vorliegt, bedeutungs⸗ 
los und gewinnt nur für das Gebiet der fortgeſetzten 
Handlung, inſoweit die Verletzung höchſt perſönlicher 
Rechte in Frage ſteht, rechtliche Erheblichkeit (RGSt. 
Bd. 27 S. 19). Ob aber hier verſchiedene Tätigkeits⸗ 
akte der Angeklagten vorliegen, hat das Gericht über⸗ 
haupt nicht geprüft. Die Beantwortung der Frage 
hängt regelmäßig von der konkreten Geſtaltung des 
Sachverhaltes ab. Nur ſoviel ift ſicher, daß von 
verſchiedenen ſelbſtändigen Tätigkeitsakten keine Rede 
pen kann, inſoweit die unwahren Angaben im Sinne 
es 8 4 UnlWG. in dem Inhalt der Etiketten ge- 

funden worden ſind. Sie befanden ſich an den den 
„Zitronenſaft“ umſchließenden Gefäßen und waren 
dort zu dem Zwecke angebracht, über die Beſchaffen⸗ 
heit des Inhaltes zu täuſchen. Daraus folgt aber, 
daß diejenige Handlung, die nach Anſicht des Vorder⸗ 
richters den Tatbeſtand des § 4 UnlWG verwirklichte, 
erforderlich war, um ein weſentliches Tatbeſtands⸗ 
merkmal des Vergehens gegen das NM. herzuſtellen. 
Inſoweit iſt die Annahme von verſchiedenen Hand⸗ 
lungen, die ſich der natürlichen Auffaſſung nach als 
ſelbſtändige darbieten, ausgeſchloſſen. Geht man 
ferner davon aus, daß die Broſchüren, wie dies das 
Gericht gleichfalls feſtgeſtellt hat, den einzelnen zum 
Verkauf beſtimmten Sendungen zugegeben oder bei⸗ 
gepackt waren, ſo würde die Feſtſtellung ſelbſtändiger 
Handlungen, wenn fie auch nicht grundſätzlich un- 
möglich wäre, einer beſonderen Begründung bedürfen. 
2. Wenn der Tatbeſtand des § 4 Unl WG. gegeben 

ſein ſoll, ſo müſſen die unwahren Angaben gemacht 
ſein in der Abſicht, den Anſchein eines beſonders 
gunſtigen Angebots hervorzurufen. Gemäß 8 266 
Abſ. 1 StPO. find deshalb in den Urteilsgründen 
diejenigen Tatſachen anzugeben, in denen das Gericht 
dieſes V gefunden hat. Das ift 
aber hier nicht klar erkennbar. Denn es bedarf 
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keiner beſonderen Betonung, daß jener zwingenden 
Vorſchrift nicht durch den Hinweis genügt iſt, es be⸗ 
dürfe nach den getroffenen Feſtſtellungen keiner weiteren 
Darlegung, daß die Angeklagten in der Abſicht tätig 
geworden ſeien, den Anſchein eines beſonders günſtigen 
Angebots hervorzurufen. Demgegenüber weiſt die 
Reviſion bei Begründung der Beſchwerde über die 
Verletzung der genannten Prozeßvorſchrift auf die 
eigenen Feſtſtellungen des Gerichtes hin, wonach das 
von den Angeklagten hergeſtellte Produkt frei von den 
zerſetzenden Paktinſtoffen des natürlichen Zitronen⸗ 
ſaftes und deshalb haltbarer und auf die Dauer von 
blankerem Ausſehen ſei, daß auch die Produktionskoſten 
ſich im weſentlichen auf der gleichen Höhe hielten. 
Ein Unterſchied in den Verkaufspreiſen iſt überhaupt 
nicht feſtgeſtellt. Ein beſonders günftiges Angebot 
braucht zwar nicht notwendig mit der en 
der Ware verknüpft zu fein (RG St. Bd. 35 S. 236), 
es muß aber dann tatſächlich in anderen Umſtänden 
gefunden werden können. (RGB. Bd. 66 S. 171; 
Goltd. Bd. 49 S. 134). In dieſer Beziehung läßt 
aber das angegriffene Urteil eine ausreichende und 
klare tatſächliche Feſtſtellung vermiſſen und begnügt 
ſich mit dem Nachweis, daß die Angaben tatſächlicher 
Art unrichtig waren. Rechtsirrig aber wäre es, den 
zuletzt erwähnten Umſtand ohne weiteres für gleich⸗ 
bedeutend damit anzuſehen, daß die Angeklagten den 
Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots hervor⸗ 
zurufen beabſichtigt haben. (Urt. des J. Straff. vom 
1. Okt. 1909, V D 417/09). 
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II 


um Tatheſtande des $ 259 StGB. Anſichbringen 
und Verheimlichen. Liegt „Anſichbringen“ vor, wenn 
die Frau Lebensmittel zur Verwendung im Haushalt 
entgegennimmt, die der Mann geſtohlen hat? Iſt Ver⸗ 
wendung im Haushalt ein „Vorteil“ der Frau? Aus den 
Gründen: Der Vorderrichter ſieht als erwieſen an, 
daß die Angeklagte die von ihrem Manne geſtohlenen 
Fleiſchwaren mit der Weiſung übergeben erhalten habe, 
ſie in ihrem Haushalt zu verwenden. Sie hat den einen 
Schinken angeſchnitten und das Fleiſch für die gemein⸗ 
ſchaftlichen Mahlzeiten verwendet; einen Teil der Fleiſch⸗ 
waren bewahrte ſie in einer Blechtrommel im Vorrats⸗ 
ſchrank, einen anderen Teil in einer Türniſche. Später 
hat die Angeklagte dem nachſuchenden Polizeibeamten 
gegenüber erklärt, ſie habe überhaupt keine Schinken 
und Würſte im Hauſe. Das Gericht findet in dem zuerſt 
dargeſtellten Verhalten ein Anſichbringen, in dem 
Verhalten gegenüber dem Polizeibeamten ein Ver⸗ 
heimlichen im Sinne des § 259 StGB. Daraus folgt 
zunächſt, daß, vom Standpunkt des Vorderrichters 
aus betrachtet, die Schlußfeſtſtellung zu lauten gehabt 
hätte, daß die Angeklagte die fraglichen Sachen an 
ſich gebracht und verheimlicht habe, nicht umgekehrt. 
Unter dieſen Umſtänden kann dahingeſtellt bleiben, ob 
es begrifflich möglich iſt, daß jemand durch die Verheim⸗ 
lichung von Sachen bereits verwirklichte Hehlerei durch 
nachträgliches Anſichbringen derſelben Sachen fort⸗ 
ſetzen kann, jedenfalls iſt das umgekehrte Verhältnis 
rechtlich ausgeſchloſſen: Hat der Täter ſich der Hehlerei 
bereits dadurch ſchuldig gemacht, daß er Sachen unter 
den in 8259 StGB. angegebenen Vorausſetzungen 
„an ſich gebracht“ hat, ſo kann er dieſe vollendete 
Hehlerei nicht dadurch fortſetzen, daß er dieſelben 
Sachen ſpäter „verheimlicht“. Welchen Einfluß dieſer 
demnach dem Urteil anhaftende Rechtsirrtum auf deſſen 
Beſtand ausüben könnte, braucht nicht erörtert zu 
werden, da nach den vorliegenden Feſtſtellungen keine 
Rede davon ſein kann, daß die Ehefrau die von ihrem 
Manne geſtohlenen Fleiſchwaren an ſich gebracht habe. 
Dazu gehört die Erlangung eigener Verfügungs⸗ 
gewalt auf abgeleitetem Wege, die Erlangung der 
Innehabung, die nicht dazu dient, um zu eigenen 
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Zwecken darüber zu verfügen, erfüllt daher den Begriff 
nicht. Letzteres trifft aber regelmäßig bei der Ehefrau 
zu, die Sachen zum Verbrauch im Haushalt für die 
gemeinſchaftlichen Mahlzeiten von ihrem Ehemanne 
entgegennimmt (Bd. 39 S. 308). Die Feſtſtellung des 
Gerichts, daß ſich die Angeklagte durch „Anſichbringen“ 
der Fleiſchwaren der Hehlerei ſchuldig gemacht habe, 
kann deshalb nicht aufrecht erhalten werden. Allein 
zutreffend nimmt das Gericht an, daß ſie die Waren 
„verheimlicht habe“ (Goltd Arch. Bd. 51 S. 400). Daß fie 
auch inſoweit ihres Vorteils wegen gehandelt hat, 
unterliegt nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt keinem 
Bedenken. Allerdings muß der erſtrebte Vorteil dem 
Täter ſelbſt zufließen. Allein es genügt jeder ſinn⸗ 
liche Genuß. Nun hat zwar der Ehemann für den 
Lebensunterhalt ſeiner Ehefrau zu ſorgen, und ſoweit 
nur eine Erfüllung dieſer Verpflichtung in Frage 
ſteht, kann in der Annahme für die Ehefrau nicht 
gleichzeitig ein „Vorteil“ im Sinne des § 259 StGB. 
liegen. Allein das Gericht hat als erwieſen angeſehen, 
daß die Angeklagten für gewöhnlich Schinken nicht im 
Hauſe hatten und als zu teures Lebensmittel nicht 
verbrauchten. Da nun die Angeklagte, wie das Gericht 
feſtſtellt, in der Abſicht handelte ſich den Genuß des für 
ſie gewöhnlich nicht zur Verfügung ſtehenden Schinkens 
zu verſchaffen, fo ift die Annahme nicht zu beanſtanden, 
daß ſie ihres Vorteils wegen handelte. Ihre Ver⸗ 
urteilung wegen Hehlerei iſt dadurch gerechtfertigt. 
(Urt. des V. StS. vom 24. September 1909, 5 D. 
528/09). 
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III. 


Iſt die Auweſenheit des Angeklagten bei einer 
weiteren Rechtsbelehrung nach $ 306 StPO. ein Prozeß 
verſtoß, der zur Aufhebung des Urteils führen muß? 
Aus den Gründen: Der 8 306 StPO. enthält 
überhaupt kein Verbot der Anweſenheit des An⸗ 
geklagten während einer weiteren Rechtsbelehrung 
der Geſchworenen, ſondern ſpricht in ſeinem zweiten 
Abſatze nur aus, daß der Angeklagte zur Verhandlung 
zugezogen werden muß, wenn ſich Anlaß zur Aenderung 
oder Ergänzung der den Geſchworenen vorgelegten 
Fragen ergibt. Ein ſolches Verbot ließe ſich nur aus 
8 301 StPO. ableiten. Die Vorſchrift im Satz 3 da- 
ſelbſt: „Der Angeklagte wird aus dem Sitzungszimmer 
entfernt“ ſtellt ſich aber ſchon in ihrer äußeren Form 
als eine reine Ordnungsvorſchrift dar. Wie ſodann 
die Motive zu § 258 des Entwurfs der StPO. (8 301 
des Geſetzes) erſehen laffen, ift die Veſtimmung nur 
aus Zweckmäßigkeitsgründen und zur Schonung des 
Angeklagten getroffen, um ihn vor unbegründetem 
Mißtrauen gegen die Sicherheit des Wahrſpruchs der 
Geſchworenen und vor unnötigen ſeeliſchen Aufregungen 
zu bewahren. Aus dem gleichen Grunde iſt auch einem 
bei der erſten Leſung des Entwurfs durch die Reichstags⸗ 
kommiſſion geſtellten Antrage, den Angeklagten in 
allen Fällen des § 306 zur Verhandlung zuzuziehen, 
keine Folge gegeben. Hieraus iſt zu entnehmen, daß 
der Geſetzgeber die Anweſenheit des Angeklagten 
bei der weiteren Rechtsbelehrung nicht als eine weſent⸗ 
liche Verletzung ſeiner Rechte und Intereſſen betrachtet 
hat und keineswegs von der Annahme ausgegangen 
iſt, es könne dieſe Anweſenheit in einen urſächlichen 
Zuſammenhang mit dem Spruche der Geſchworenen 
gebracht werden. Dem entſprechend hat das RG. in 
dem Urteile vom 24. September 1888 (RGSt. 10, 513) 
auch ausgeſprochen, daß auf der Nichtbeachtung der 
geſetzlichen Vorſchrift das Urteil des Schwurgerichts 
niemals beruhen kann. Es liegt kein Anlaß vor, von 
dieſer Entſcheidung abzugehen. (Urt. des I. StS. vom 
6. Mai 1909, I 284/09). 5 
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Oberſtes Landesgericht. 


A. Zivil ſachen. 
1 


Kann eine nach Art. 48 Abſ. 2 Neb. in eine 
perſönliche Dienſtbarkeit umgewandelte Hypothek für ein 
Wohnungsrecht auf Ackergrundſtücken fortbeſtehen, die mit 
dem Gebändegrundſtück auf dem gleichen Grundbuchblatte 
vorgetragen find? (8 54 GHO., Art. 48 UeG., 5 1090 
Abſ. 2, § 1026, 1093 BGB.). In notarieller Urkunde 
haben die Landswirtseheleute S. an die Maurersehe⸗ 
leute B. zwei Aecker verkauft. Die Urkunde ent⸗ 
hält die Auflaſſungserklärungen mit dem Antrage, 
die Käufer als Eigentümer einzutragen, die Beſtellung 
einer Hypothek und den Antrag auf Eintragung. Die 
Aecker waren früher als Beſtandteile des Anweſens 
Hs. Nr. 31 auf einem Blatte mit den übrigen zu dieſen 
Anweſen gehörenden Grundſtücken vorgetragen und 
ſamt dieſen mit Hypotheken für Wohnungsrechte der 
Söldnerstöchter B. belaſtet; ſie wurden ſpäter auf ein 
eigenes Blatt übertragen. Dabei wurden an Stelle 
der Hypotheken für die Wohnungsrechte in die Abt. II 
des Blattes Wohnungsrechte der Söldnerstöchter B. 
mit einem Vermerk über die Mitbelaſtung der übrigen 
Grundſtücke eingetragen. Das Grundbuchamt hat die 
Vornahme der beantragten Eintragungen abgelehnt, 
weil die Grundſtücke, die nach dem Inhalte der Ur- 
kunde frei von Wohnungsrechten auf die Käufer über⸗ 
gehen ſollten, mit den an die Stelle der Hypotheken 
der Söldnerstöchter B. getretenen Wohnungsrechten 
belaſtet ſeien, gleichviel ob ſie mit den übrigen Be⸗ 
ſtandteilen des Anweſens Hs. Nr. 31 zu einem ein⸗ 
heitlichen Grundſtücke vereinigt oder ſchon vor der 
Abtrennung ſelbſtändige Grundſtücke waren. Die Be⸗ 
ſchwerde der Eheleute S. hatte keinen Erfolg. Auf 
ihre weitere Beſchwerde hob das Oberſte Landesgericht 
die Entſcheidungen der Vorinſtanzen auf. 

Gründe: Nach der auf Grund des Art. 218 
EG. z. BGB. erlaſſenen Vorſchrift des Art. 48 Abſ. 2 
Ve®. gilt ein Wohnungsrecht, für das eine Hypothek 
zu der Zeit beſteht, zu welcher das Grundbuch als 
angelegt anzuſehen iſt, von dieſer Zeit an als perſön⸗ 
liche Dienſtbarkeit. Die durch dieſe Vorſchrift ge⸗ 
ſchaffenen perſönlichen Dienſtbarkeiten ſind ebenſo Dienſt⸗ 
barkeiten des neuen Rechtes, wie die Reallaſten, in 
die fih die im Abſ. 1 des Art. 48 bezeichneten Hypo⸗ 
theken verwandeln, Reallaſten des neuen Rechtes ſind. 
Mit der Erſetzung des Forderungsrechts auf Gewährun 
der Wohnung und der dafür beſtellten Hypothek dur 
eine perſönliche Dienſtbarkeit hat der Berechtigte an 
Stelle ſeines bisherigen Rechtes ein Recht anderen 
Inhalts erlangt, das vermöge ſeines Inhalts nur an 
dem Grundſtücke beſtehen kann, auf dem ſich das zur 
Wohnung des Berechtigten beſtimmte Gebäude befindet. 
Das Recht, das auf einem Grundſtücke ſtehende Ge⸗ 
bäude als Wohnung zu benutzen, kann nicht auf ein 
anderes Grundſtück erſtreckt werden. Die Ackergrund⸗ 
ſtücke find daher, wenn fie ſelbſtändige Grundſtücke 
waren, als das Grundbuch als angelegt anzuſehen war, 
von den Hypotheken der Wohnungsberechtigten frei 
geworden, ohne mit den an ihre Stelle getretenen 
Wohnungsrechten belaſtet zu werden. Waren die Grund⸗ 
ſtücke aber damals mit den übrigen Grundſtücken des 
Anweſens Hs.⸗Nr. 31 zu einem einheitlichen Grund⸗ 
ſtücke verbunden, jo find fie nach dem $ 1090 Abſ. 2, 
der auch für das im § 1093 bezeichnete Wohnungs- 
recht gilt (Planck⸗Strecker, Komm. z. BGB. 2. Aufl. 
Bd. 3 Erl. 1 z. § 1093 S. 477, v. Staudinger⸗Kober, 
Komm. z. BGB. 2. Aufl. Bd. 3 Bem. II. 1 z. 8 1093 
S. 349), in Verbindung mit dem 8 1026 BGB. mit 
der Abtrennung von der Dienſtbarkeit frei geworden. 
In dem einen wie in dem anderen Falle iſt die Ein⸗ 
tragung der Belaſtung der Grundſtücke mit den 
Wohnungsrechten ihrem Inhalte nach unzuläſſig und 


——— Ey 


Beer für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 2. 437 für Rechtspflege in Bayern. 1909. Nr. 22 s in Bayern. 1909. Nr. 22. 


nach § 54 GBO. von Amts wegen zu löſchen. Das 

von den Vorinſtanzen angenommene Hindernis ſteht 

alſo der Vornahme der beantragten Eintragungen 

nicht entgegen. (Beſchluß des ur: vom 11. Sep⸗ 

an 1909, Reg. III Nr. 60/1909). W. 
17¹ 


II. 


Erſtreckt fidh das Beſchwerderecht aus § 57 Abſ. 1 

Nr. 8 JOG. anh auf eine der in 88 1668, 1670 BGB. 
bezeichneten Maßregeln? Aus den Gründen: Der 
Beſchwerdeführer, der die Beſchwerde im eigenen 
Namen eingelegt hat, ift als Großvater des Kindes 
nach $ 57 Abſ. 1 Nr. 8 in Verbindung mit 8 63 FGO. 
zu der Beſchwerde berechtigt. Wenn auch im 8 57 
Abſ. 1 Nr. 8 den Verwandten des Kindes das Beſchwerde⸗ 
recht nur gegen die Ablehnung der Anordnung und 
die Aufhebung einer der in den $$ 1665 bis 1667 BG. 
vorgeſehenen Maßregeln gewährt wird, ſo beſchränkt 
es ſich doch, ſoweit die Abwendung einer das Ver⸗ 
mögen des Kindes bedrohenden Gefahr in Frage ſteht, 
nicht auf die Ablehnung der Anordnung und die Auf⸗ 
hebung einer der im Abſ. 2 des 8 1667 bezeichneten 
Maßregeln, ſondern es erſtreckt fi auch auf Verfü- 
gungen ſolcher Art, die eine der im 8 1668 und im 
8 1670 bezeichneten Maßregeln betreffen, weil auch 
dieſe Maßregeln zu den Schutzmitteln gehören, die 
das Vormundſchaftsgericht nach dem Abſ. 1 des 8 1667 
zur Abwendung einer Gefährdung des Vermögens des 
Kindes vorzukehren hat. Der Zuſammenhang der Vor⸗ 
ſchriften der 88 1667, 1668, 1670 würde klarer hervor⸗ 
treten, wenn der a. 2 des 8 1667 in den 8 1668 
verſetzt und als Abſ. 1 deſſen Vorſchrift vorangeſtellt 
worden wäre (Beſchluß des J. 88. vom 18. September 
1909, Rep. III 63/1909). W. 
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III. 


„Wichtige Gründe“ für die Uebernahme einer Vor⸗ 
mundſchaft durch ein anderes Gericht (JG. § 46). Für 
Margarete M., uneheliche Tochter der Buchhalterin 
Julia M., iſt die Vormundſchaft bei dem Amtsgerichte 
M. anhängig. Der Mündel kam bald nach ſeiner 
Geburt zu der Näherin T. in M. in Pflege. T. hatte 
Ende Juli 1909 an Verpflegungsgeldern vom Vater 
des Kindes, der in M. bedienſtet iſt, noch 65 M zu 
fordern. Auch der Vormund und die Mutter des 
Mündels lebten früher in M., haben aber ſeit längerer 
Zeit in R. Aufenthalt genommen und beabſichtigen, 
dauernd dort zu bleiben. Der Mündel befindet ſich 
noch bei der T. in M., die bei dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte die Bitte ſtellte, das Kind bei ihr zu laſſen. 
Der Vormund hat aber dem Vormundſchaftsgericht 
anganan daß er den Mündel in feine Familie nach 

R. nehmen werde. Er beantragte bei dem Amts⸗ 
gerichte M., die Vormundſchaft an das Amtsgericht R. 
abzugeben. Das Amtsgericht R. lehnte die Ueber⸗ 
nahme ab. Das Oberſte Landesgericht hat angeordnet, 
daß das Amtsgericht R. die Vormundſchaft zu über⸗ 
nehmen habe. 

Gründe: Nach § 46 JOG. kann das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht „aus wichtigen Gründen“ die Vormund⸗ 
ſchaft an ein anderes Vormundſchaftsgericht nn 
Wichtige Gründe liegen vor, wenn durch die Abgabe 
der Vormundſchaft an das andere Gericht ein Zuſtand 
geſchaffen wird, der zweckmäßigere und leichtere Füh⸗ 
rung der Vormundſchaft ermöglicht. Gegenwärtig und 
vorausſichtlich für längere Zeit hält ſich ſowohl der 
Vormund als auch die Mutter des Mündels, die nach 
8 1707 Satz 1 und 2 BGB. im Zuſammenwirken mit 
dem Vormunde das Recht und die Pflicht hat, für die 
Perſon des Mündels zu ſorgen, in R. auf. Die Sorge 
für die Perſon des Mündels umfaßt auch das Recht 
un die Pflicht, feinen Aufenthalt zu beſtimmen (8$ 1631, 

1800 BGB.). Der Vormund hat zweifellos im Ein⸗ 
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verſtändniſſe mit der Mutter den le Willen kund⸗ 
gegeben, den Mündel zu ſich nach R. zu nehmen. 
Daran kann ihn die bisherige Pflegerin des Kindes 
nicht hindern ($ 1632 BGB.), ſelbſt wenn fie die be- 
dungene Vergütung für die bisherige Verpflegung des 
Mündels noch nicht vollſtändig erhalten haben ſollte. 
Es iſt daher mit Sicherheit anzunehmen, daß auch der 
Mündel in der nächſten Zeit dauernd nach R. zu ſeiner 
Mutter und ſeinem Vormunde verbracht werden wird. 
Der Umſtand, daß mit der T. wegen der Bezahlung 
der rückſtändigen Verpflegungsgelder und der Ueber⸗ 
führung des Mündels nach R noch Verhandlungen 
ſchweben, kann kein Hindernis für die Uebernahme 
der Vormundſchaft durch das Amtsgericht R. bilden. 
Dieſe Verhandlungen hat ja der Vormund zu pflegen, 
und es kann für ihn nur eine Erleichterung und der 
Sache nur förderlich ſein, wenn er ſich einen etwa 
erforderlichen Rat oder Beiſtand des Vormundſchaſts⸗ 
gerichts durch unmittelbaren perſönlichen Verkehr mit 
dem Gerichte jeder Zeit ſofort erholen kann. Weil 
demnach alle an der Vormundſchaft beteiligten Per⸗ 
ſonen ſich in R. aufhalten, beſtehen wichtige Gründe 
dafür, daß das Amtsgericht R. die Vormundſchaft 
übernimmt (Beſchluß des Fer ZS. vom 11. September 
1909. Reg. IV 72/1909). W. 
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B. Strafſachen. 
I. 


Verpflichtung eines ſtandesherrlichen Waldaufſehers 
zur Leiſtung herkömmlicher Gemeindedienſte. Genügende 
Entſchuldigung (Art. 49, 50 Gem O., Art. 29 PStGGB.). 
In der Ortſchaft St., die zur Gemeinde A. gehört, 
wird an Sonn- und Feiertagen während des vormit⸗ 
tägigen Gottesdienſtes von den Anweſensbeſitzern oder 
den mit ihrer Vertretung betrauten Perſonen in der 
durch die Lage der Anweſen beſtimmten Reihenfolge 
die Kirchenwache gehalten. Dem Pflichtigen wird von 
dem, der für die letzte Wache zu ſorgen hatte, der ſog. 
Wächterſpieß ins Haus gebraucht. Die Abhaltung der 
Kirchen wache durch die Anweſensbeſitzer ift altherge⸗ 
bracht. Seit wann die Uebung beſteht und ob ſie auf 
einem Beſchluſſe der Verwaltung der Gemeinde A. 
oder des Ortsausſchuſſes oder der Verſammlung der 
Ortsbürger von St. oder auf einer Anordnung der 
Aufſichtsbehörde beruht, läßt ſich nicht feſtſtellen. Der 
Angeklagte W. beſitzt feit vier Jahren in St. ein Haus 
und Grundſtücke. Seine Hauptbeſchäftigung beſteht im 
Forſtſchutz im Dienſte des Fürſten F., dem die um⸗ 
liegenden Waldungen gehören; im Sommer iſt er 
einige Stunden während des Tages in der Landwirt⸗ 
ſchaft tätig. Gleich feinem Vorgänger im Soritiäub- 
dienſte hat ſich der Angeklagte an der Abhaltung 
der Kirchenwache bisher nicht beteiligt. Als im ver⸗ 
gangenen Jahre mehrere Bewohner von St. wegen 
Nichtabhaltens der Kirchenwache von der Gendarmerie 
angezeigt wurden, ordnete der Ortsführer an, man 
ſolle nun auch dem Angeklagten den Wächterſpieß 
bringen. Am Abende des 7. Sept. 1908 ſtellte der 
Söldner K., der zuletzt die Kirchenwache gehalten hatte, 
den Wächterſpieß in das Anweſen des Angeklagten, 
damit dieſer am 8. Sept. — Mariä Geburt — die 
Kirchenwache halte. Der Angeklagte ließ den Spieß 
am nächſten Morgen zu ſeinem Nachbar, dem Hafner 
G., bringen, damit Au wie ſonſt in der Reihe nach 
K., die Kirchenwache beſorge. Für den folgenden 
Sonntag brachte G. den Spieß zu En Nachbar B., 
der dann, wie ſonſt immer nach G., die Wache ver⸗ 
richtete. Das Schöffengericht ſprach den Angeklagten 
einer Uebertretung nach Art. 29 des PSGB. ſchuldig. 
Die gegen das freifprechende Urteil der Strafkammer 
vom Staatsanwalt eingelegte Reviſion hatte die Auf⸗ 
hebung und Zurückverweiſung zur Folge 

Aus den Gründen: Der Angeklagte beſtreitet 
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nicht, daß er an und für ſich gemeindedienſtpflichtig 
iſt, ſondern macht nur einen Befreiungsgrund für ſich 
geltend. Seine berufliche Stellung berechtigt ihn aber 
nicht dazu, die Befreiung von der Gemeindedienſtpflicht 
in Anſpruch zu nehmen. Der Umſtand, daß ſein Dienſt⸗ 
herr, der Fürſt F., zu den Standesherren gehört, ver⸗ 
leiht ihm nicht die Stellung eines öffentlichen Dieners. 
Wenn auch die Entſchließung des StM. des Innern 
vom 5. Nov. 1837 Nr. 25804 (Döllinger Bd. 4 S. 136) 
den Domanialkanzleien der Standesherren die Eigen⸗ 
ſchaft verfaſſungsmäßig begründeter öffentlicher Be⸗ 
hörden zugeſchrieben hat, ſo galt das doch nur ſo⸗ 
lange, als es ſtandesherrliche Stellen und Beamte mit 
obrigkeitlichen Aufgaben und dieſen entſprechenden 
Dienſtverhältniſſen gab. Mit der größtenteils im 
Jahre 1848 elne Aufhebung dieſer Einrichtungen 
ift auch dieſe Eigenſchaft der ſtandes herrlichen Stellen 
und Angeſtellten weggefallen; die letzteren ſind nun⸗ 
mehr Privatbedienſtete (vgl. auch Seydel, bayer. StR, 
2. Aufl., 8 82 Note 47 [Bd. 1 S. 326], § 162 Note 65 
Abſ. 2 Bd. 2 S. 831). Hieran ändert auch der Um- 
ſtand nichts, daß ſolche Privatbedienſtete für den öffent⸗ 
lichen Dienſt, wie z. B. nach Art. 115 und 121 des 
Foritb. für den Forſtſchutz, verpflichtet find und in 
dieſer Eigenſchaft in Anſehung ihrer dienſtlichen Tätig⸗ 
keit und Befugniſſe eine Vorzugsſtellung genießen, in⸗ 
dem ſie namentlich amtlichen Glauben für ihre Aus⸗ 
pam und die Befugnis zur Vornahme von Pfän- 
ungen beſitzen (vgl. Kahr, die rechtsrh. GemO., Note 7 
zu Art. 45, Bd. 1 S. 560, und Ganghofer⸗Weber, Soré., 
4. Aufl., Anm. 6 zu Art. 121 S S. 378) und nach 8 117 
des StGB. ſich eines beſonderen ſtrafrechtlichen Schutzes 
erfreuen. Es folgt dies ſchon daraus, daß nach Art. 115 
und 121 des Forſt. die gleiche Stellung auch den 
zum Forſtſchutz aufgeſtellen Dienern anderer Privat⸗ 
perſonen, insbeſondere ſolcher zukommt, die nach Art. 45 
Abſ. 3 der GemO. berechtigt find, den Waldſchutz in 
ihren geſchloſſenen Waldungen von mindeſtens 500 Tag⸗ 
werk Flächeninhalt ſelbſt zu übernehmen. Die Straf⸗ 
kammer hat deshalb mit Recht angenommen, daß der 
Angeklagte ſich nicht in einem öffentlichen Dienſtver⸗ 
hältnis im Sinne des Art. 50 der GemO. befindet 
und infolgedeſſen aus dieſer Geſetzesbeſtimmung einen 
Anſpruch auf Befreiung von der Leiſtung von Gemeinde⸗ 
dienſten nicht ableiten kann. Der Strafkammer iſt auch 
darin beizutreten, daß die von ihr feſtgeſtellte Bau 
bezüglich der Kirchenwache in St., der durch Art. 
des PStGB. als Vorbedingung der Strafbarkeit 185 
forderten Feſtſetzung der Dienſte durch die Gemeinde⸗ 
verwaltung gleich zu achten iſt (vgl. Riedel⸗Sutner, 
P StGB., 7. Aufl., Note Za zu Art. 29 [S. 110] und 
die dort angeführten Erkenntniſſe). Unzutreffend iſt 
dagegen die Anſicht der Strafkammer, daß der Ange⸗ 
klagte nur dann zur Leiſtung der Wache verpflichtet 
geweſen wäre, wenn das zur Anordnung der Ge⸗ 
meindedienſte berufene Organ ausdrücklich die Auf⸗ 
hebung der bisher tatſächlich dem fürſtlich F. ſchen 
Waldwärter gewährten Befreiung von der Dienſt⸗ 
leiſtung beſchloſſen und dem Angeklagten in entſpre⸗ 
chender Weiſe davon Kenntnis gegeben hätte. Die 
Beſtimmung des Art. 50 der GemO. über die Ber- 
pflichtung zur Leiſtung von Gemeindedienſten iſt all⸗ 
gemein bindend; eine Ausdehnung oder Einengung 
der Gemeindedienſtpflicht kann weder durch Vertrag 
noch durch Herkommen noch durch Verzicht der Ge⸗ 
meinde erfolgen (vgl. Kahr, a. a. O., Note 2 a. E. zu 
Art. 50 [Bd. 1 S. 600). Wenn im Widerſpruche mit 
dem Geſetze tatſächlich einem Pflichtigen A 
Nachſicht geübt worden iſt, ſo konnte dadurch k 
Recht auf Fortdauer der ſo gewährten Befreiung e 
ſtehen, noch weniger aber ein Anſpruch darauf, daß 
5 förmliche Beſchlußfaſſung dahingehend erfolge, 
in Zukunft die bisherige Mißachtung der Vor⸗ 
ſcheift des Geſetzes nicht Ir n 8 werden ſolle. Grund⸗ 
ſätzlich genügte vielmehr ein Vorgehen des mit der 
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Kontrolle der richtigen Leiſtung der Gemeindedienſte 
betrauten Organs, aus dem klar erkennbar war, daß 
mit dem bisherigen Mißbrauche gebrochen werden 
ſolle. Es iſt eine Frage, deren Prüfung dem Tat⸗ 
richter zuſteht, ob nach den Umſtänden des gegebenen 
Falles in der Ueberbringung des Wächterſpießes eine 
Handlung von genügender Schlüſſigkeit nach dieſer 
Richtung zu erblicken iſt. Da das angefochtene Urteil 
weſentlich auf der unrichtigen Anſicht der Strafkammer 
über die Tragweite des Art. 50 der GemO. beruht, 
muß die Aufhebung erfolgen. Für die Frage der 
Schuld iſt es auch von Bedeutung, ob eine genügende 
Entſchuldigung vorliegt. Dabei handelt es ſich nicht 
darum, ob ein genügender Entſchuldigungsgrund an 
ſich gegeben iſt; vielmehr liegt eine genügende Ent⸗ 
ſchuldigung nur dann vor, wenn ein ausreichender 
i eee gegeben und auch — weil ſonſt 

nicht für einen geeigneten Erſatz zur Sicherung der 
unentbehrlichen Wache geſorgt werden könnte — dem 
mit der Kontrolle und der Fürſorge für die richtige 
Dienſtleiſtung betrauten Organ in entſprechender Weiſe 
zur Kenntnis gebracht worden iſt. Eine Ausnahme 
wäre nur dann begründet, wenn der Pflichtige durch 
Naturereigniſſe oder andere unabwendbare Zufälle an 
der rechtzeitigen Anzeige des Entſchuldigungsgrundes 
verhindert worden wäre. Von dieſen Geſichtspunkten 
aus wird die Straſkammer auch zu prüfen haben, ob 
die dienſtliche Verpflichtung des Angeklagten, am 8. Sep- 
tember 1908 um 9 Uhr morgens bei dem Oberförſter 
J. in Markt W. Rapport zu erſtatten, als genügende 
Entſchuldigung im Sinne des Art. 29 des PSIEB. zu 
erachten iſt. (Urt. vom 15. Mai 1909, RR. 138). T. 
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Uebertretung bahn 8 Vorſchriften (Art. 88 
des PStG B.) durch Verweigerung der Zurückgabe einer 
Monatsfahrkarte nach Ablauf der Gültigkeitsdauer. 
Der Angeklagte benützte am 23. November 1908 auf 
Grund einer Monatsfahrkarte für den November einen 
Staatsbahnzug. Dem Beamten, der die Fahrtausweiſe 
kontrollierte, war bekannt, daß der Angeklagte die für 
den Oktober 1908 gelöſte Monatsfahrkarte nicht zurück⸗ 
gegeben hatte. Er forderte den Angeklagten auf, dieſe 
Karte zurückzugeben und berief ſich dabei auf die 
Dienſtesvorſchriften. Der Angeklagte leiſtete der Auf. 
forderung keine Folge. Das Schöffengericht verurteilte 
auf Grund des §21 der EiſenbVerkO. vom 26. Oktober 1899 
(GVBl. S. 1075) und des § 77 Abſ. 2 der EiſenbBau⸗ 
u. BetrO. vom 13. Juli 1905 (GVBl. S. 251) wegen 
einer Uebertretung nach Art. 88 des PStGB. Die 
Berufung des Angeklagten wurde verworfen. Die 
Strafkammer hielt eine Zuwiderhandlung gegen den 
§ 11 der EiſenbVerkO. für gegeben, legte aber ihrer 
Entſcheidung nicht die im GVBl. veröffentlichte Faſſung 
des § 11, ſondern den durch zahlreiche Zuſätze ergänzten 
Wortlaut der EiſenbVerkO. zugrunde, in dem diefe 
den Bahnbehörden unter der Bezeichnung „Eiſenbahn⸗ 
verkehrsordnung und Tarif“ als Dienſtesvorſchrift mit 
Wirkſamkeit vom 1. Mai 1907 an zugegangen iſt. Die 
Reviſion des Angeklagten rapae zur SUP ann. 

Aus den Gründen: Nach 87 der 
EiſenbBau⸗ u. BetrO. find zwar die Reisenden ver⸗ 
pflichtet, die für ſie geltenden Beſtimmungen der 
EiſenbVerkO. über die Fahr⸗ und Bahnſteigkarten zu 
beobachten, und nach $ 82 der EiſenbBau⸗ u. Betr. O. 
ſind Zuwiderhandlungen gegen den § 77 nach Art. 88 
des P StGB. ſtrafbar, ſofern nicht nach den allge⸗ 
meinen Strafbeſtimmungen eine höhere Strafe verwirkt 
ift. Der 821 Abſ. 1 der EiſenbVerkO., der beſtimmt, 
daß die Fahrkarte je nach den für die letzte Fahrſtrecke 
beſtehenden Einrichtungen kurz vor oder nach der 
Beendigung der Fahrt auf Erfordern abzugeben iſt, 
iſt aber auf Monatsfahrkarten nicht anwendbar, 
ſondern bezieht ſich nur auf die zu einer einmaligen 
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Fahrt berechtigenden Fahrtausweiſe. Das ergibt ſich 
nicht nur aus dem Inhalte dieſer Vorſchrift, nach der 
der Reiſende gehalten iſt, je nachdem auf der End⸗ 
ſtation ſeiner Fahrt die Bahnſteigſperre eingeführt iſt 
oder nicht, ſeine Fahrkarte kurz vor oder kurz nach 
der Beendigung der Fahrt auf Erfordern abzugeben, 
ſondern auch aus dem Umſtande, daß die unter der 
Bezeichnung „Eifenbahnverkehrsordnung und Tarif“ 
an die Bahnbehörden hinausgegebene, vom 1. Mai 1907 
ab gültige, zahlreiche Ergänzungen der EiſenbVerkO. 
enthaltende Dienſtes vorſchrift unter Beibehaltung 
der Vorſchrift des § 21 Abſ. 1 der EiſenbVerkO. in 
ihrem § 11 unter lit. B, II Nr. 10 Abſ. 2 in Anſehung 
der Monatsfahrkarten die geſonderte Beſtimmung ge⸗ 
troffen hat: „Nach Ablauf der Geltungsdauer 
iſt die Monatskarte zurückzugeben“. Die Beſtimmung 
in § 21 Abſ. 1 a. a. O. würde übrigens, auch wenn 
ſie a Monatsfahrkarten bezogen werden könnte, nicht 
ausreichen, um eine Verpflichtung des Reiſenden zu 
begründen, die bei dem Ablauf ihrer Geltungsdauer 
in ſeinem Beſitze verbliebene Monatsfahrkarte aufzu⸗ 
bewahren und abzuwarten, ob fie ihm, wie dies § 21 
Abſ. 1 in jedem Fall vorausſetzt, etwa noch abge- 
fordert werden wird. Die Strafkammer iſt daher mit 
Recht davon ausgegangen, daß der Angeklagte, dem 
die Monatsfahrkarte für Oktober 1908 erſt in der 
zweiten Hälfte des Monats November 1908 abge- 
fordert wurde, fih gegen $ 21 Abſ. 1 der EiſenbVerkO. 
nicht in ſtrafbarer Weiſe verfehlt hat. Aber auch auf 
Grund des obenerwähnten Zuſatzes, der dem § 11 der 
EiſenbVerkO. durch die unter der Bezeichnung „Eiſen⸗ 
bahnverkehrsordnung und Tarif“ erlaſſenen Dienſtes⸗ 
vorſchriften hinzugefügt wurde, kann gegen den An⸗ 
geklagten nicht mit Strafe vorgegangen werden. 
Dieſer Zuſatz konnte die Wirkſamkeit einer allgemein 
gültigen polizeilichen Anordnung, deren Nichtbeachtung 
den Tatbeſtand einer nach Art. 88 des PSIGB. ſtraf⸗ 
baren Uebertretung bildet, nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung erlangen, daß er ebenſo bekannt gemacht wurde 
wie die EiſenbVerkO., auf deren Beſtimmungen, ſoweit 
ſie für die Reiſenden gelten, der 8 77 Abſ. 2 der 
EiſenbBau⸗ u. BetrO. verweiſt. Da es ſich um eine 
im Geſamtumfange des Staatsgebiets anwendbare 
Vorſchrift im Sinne des Art. 7 des PStGB. handelt, 
hatte die Bekanntmachung nach Art. 11 Abſ. 2 des 
PStGB. und nach der VO. v. 29. Okt. 1873 (RBI. 
S. 1553) durch das GVBl. für das Königreich Bayern 
zu erfolgen. Dieſe Bekanntmachung aber hat nicht 
ſtattgefunden. Es fehlt ſonach eine weſentliche Voraus⸗ 
ſetzung für die Anwendbarkeit der mehrerwähnten 
Ergänzung der EiſenbVerkO. als einer allgemein 
gültigen oberpolizeilichen Vorſchrift. Zur Prüfung 
der vom Angeklagten in Zweifel gezogenen Frage, 
ob in dem Art. 88 des PStGGB. die geſetzliche Er- 
mächtigung zur Erlaſſung einer polizeilichen Anordnung 
des hier fraglichen Inhalts zu erblicken iſt, beſtand 
hiernach kein Anlaß. (Urt. vom 18. September 1909, 
RR. 342). T. 
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Oberlandesgericht München. 


u § 811 Nr. 5 ZPO. (Zimmervermieten als 
Erwerbstätigkeit). Die Firma Gebr. H. hatte wegen 
550 M gegen die Schneiderswitwe D. in dem Sommer⸗ 
friſchort P. eine Wohnungseinrichtung (u. a. 4 Betten) 
im Geſamtwert von 256 M pfänden laſſen; der ge⸗ 
Progeßte Ehemann der D. ſchloß ſich wegen 125 M 

rozeßkoſten der Pfändung an. Die Schuldnerin erhob 
Einwendungen, weil die Einnahme aus der Wohnungs⸗ 
vermietung an Durchreiſende für ihren und ihrer vier 
Kinder Lebensunterhalt unentbehrlich ſei, da ſie für 
die Kinder allein ſorgen müſſe. Das Amtsgericht hob 
Erſt⸗ und Anſchlußpfändung auf und bemerkte in den 


Gründen, die Koſten habe der „Gläubiger“ zu tragen. 
Auf Beſchwerde der Gebr. H. hob das Landgericht 
dieſen Beſchluß auf, weil auf derartige Zimmerein⸗ 
richtungen die Pfändungsausnahme ſich nicht erſtrecke; 
in den Gründen war bemerkt, die Aufhebung ergreife 
wegen der Notwendigkeit einheitlicher Entſcheidung auch 
die Anſchlußpfändung; zugeſtellt wurde der Beſchluß 
dem Anſchlußgläubiger D. nicht. Auf weitere Be⸗ 
ſchwerde der Schuldnerin hob das OLG. den Beſchluß 
des Landgerichts auf und wies die ſofortige Beſchwerde 
der Gebr. H. gegen den amtsgerichtlichen Beſchluß 
unter Ueberbürdung der Koſten beider Beſchwerde⸗ 
inſtanzen zurück. 

Aus den Gründen. Mit der Zuläſſigkeit der 
Nachpfändung für D. hätte das Landgericht wegen 
des Mangels einer Beſchwerde dieſes Gläubigers gegen 
die Aufhebung ſeiner Pfändung ſich überhaupt nicht 
mehr zu befaſſen gehabt; von einer Streitgenoſſenſchaft 
zufolge Notwendigkeit einheitlicher Entſcheidung kann 
im Verhältnis von Erſtpfändung und Nachpfändung 
keine Rede fein (vgl. Gaupp⸗Stein, BPO. 8. / 9. Aufl. 
Note II 5 zu 8 771; II 18 zu § 811; IV zu 8 826); 
denn jedem Gläubiger ſteht unabhängig und ſelbſtändig 
Fortbetrieb wie Freigabe offen. Unter allen Umſtänden 
aber hätte der Beſchluß des Landgerichts, nachdem er 
einmal auf den Gläubiger D. miterſtreckt wurde, auch 
dieſem zugeſtellt werden müſſen. Inſoweit iſt alſo die 
weitere Beſchwerde der Schuldnerin ohne weiteres nach 
§ 308 BPO. begründet. 

Für die Frage der Zuläſſigkeit der erſten Pfändung 
kann nur § 811 Nr. 5 BPO. als Pfändungsausnahme 
in Betracht kommen. Dieſe Vorſchrift trifft nicht bloß 
Geräte im engeren Sinne; das Gericht trägt kein Be⸗ 


denken, ſie auch auf das Mobiliar zur gewerbsmäßigen 


Zimmervermietung auszudehnen, da die für den Be⸗ 
trieb notwendige Arbeit von der Schuldnerin im 
weſentlichen allein und ohne Hilfskräfte — außer 
allenfalls der Beihilfe ihrer Kinder — beſorgt wird. 
Damit iſt zugleich die hier allerdings naheliegende 
Grenze gegenüber dem zweifellos nicht geſchützten 
Betrieb eines Hotel garni, Penſionats u. dgl. gegeben 
(vgl. Neumiller, ZPO. zu 8 811 Nr. 1, 2. Aufl. S. 379), 
bei denen eben die perſönliche Beſorgung durch die 
Schuldnerin allein praktiſch unmöglich iſt. Daß die 
Schuldnerin noch einen anderen Erwerbszweig (Milch⸗ 
handel) nebenbei betreibt, nimmt ihr das Pfändungs⸗ 
privileg nicht, § 811 Nr. 5 enthält eine ſolche Be- 
ſchränkung nicht und außerdem iſt nach den Verhält⸗ 
niſſen der Schuldnerin, einer geſchiedenen Ehefrau mit 
vier Kindern, für die ſie keinen Unterhalt erhält, ohne 
weiteres anzunehmen, daß ſie der ohnehin je nach der 
Jahreszeit ſchwankenden Einnahme aus der Vermietung 
notwendig zur Lebſucht bedarf. Der Hinweis auf die 
Folge, daß damit auch das Anweſen unentbehrlich 
wäre, geht fehl, weil für die Immobiliarvollſtreckung 
8 811 ZPO. nicht gilt, übrigens zur Ausübung der 
Zimmervermietung auch Mieträume genügen. Hier⸗ 
nach war der Beſchluß des Landgerichts aufzuheben 
und die Beſchwerde der Firma Gebr. H. zurückzuweiſen. 
Damit iſt zugleich auch in der Richtung gegen den 
Gläubiger D. der amtsgerichtliche Beſchluß auf Frei⸗ 
gabe wieder hergeſtellt; in der Richtung gegen dieſen 
Gläubiger ſind beſondere Beſchwerdekoſten nicht er⸗ 
wachſen. Die Koſtenüberbürdung auf Gebr. H. ent⸗ 
ſpricht den §§ 97, 91 ZPO.; der Koſtenausſpruch des 
Amtsgerichts iſt aus deſſen Beſchlußbegründung zu 
entnehmen und von dem erbeblich geringer beteiligten 
Gläubiger D. (vol. 8 100 BPO.) nicht angefochten 
worden, alfo nicht weiter nachzuprüfen. (Beſchl. vom 
13. Auguſt 1909, Beſchw.⸗Reg. Nr. 555/09). N. 
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Literatur. 


Neue Literatur zum Zwangsverſteigerungsgeſſetze. 
1. Steiner, Anton, Kgl. II. Staatsanwalt in Nürnberg. 


Geſetz über die Zwangsverſteigerung und 


die Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 
mit beſonderer Berückſichtigung der bayeriſchen Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen und unter Anfügung von 
Beiſpielen. 2. neubearbeitete Auflage. VIII, 546 S. 
München und Berlin 1909. J. Schweitzer Verlag 
(Arthur Sellier). Gebd. Mk. 11.80. 


2. Wolff, Dr. Th., Geh. Juſtizrat, Kammergerichtsrat. 
Das Reichsgeſetz über die Zwangsverſteige⸗ 
rung und Zwangsverwaltung nebſt dem Ein⸗ 
führungsgeſetz und dem Preußiſchen Ausführungs⸗ 
geſetz. Dritte verbeſſerte Auflage. XXIV, 668 S. 
Berlin 1909. Karl Heymanns Verlag. Mk. 15.—, 
gebd. Mk. 18.—. 

3. Jaeckel, Dr. Paul 7, Reichsgerichtsrat. Reichsge je ß 
über die Zwangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 nebſt 
EG. und den preußiſchen Ausführungs⸗ und Koſten⸗ 
beſtimmungen. 3. Auflage, bearbeitet und heraus⸗ 
gegeben von Georg Güthe, Kammergerichtsrat. Ber⸗ 
ai 20 Verlag von Franz Vahlen. Gebd. 


Die neuen Auflagen ſind gerade zur rechten Zeit 
erſchienen, um der bayeriſchen Praxis in den Gebiets⸗ 
teilen zu dienen, die heuer unter Grundbuchrecht ge⸗ 
treten ſind. Der bayeriſche Praktiker wird wohl zu⸗ 
nächſt nach dem kurzgefaßten und handlichen, dabei 
aber überaus praktiſchen Buche von Steiner greifen, 
das ſich ihm durch die Berückſichtigung der baye⸗ 
riſchen Verhältniſſe und durch den geſunden Sinn des 
Verfaſſers empfiehlt. Er wird ſich aber auch mit 
Nutzen den beiden großen preußiſchen Kommentaren 
zuwenden. Die Kenntnis der ausgezeichneten Bear⸗ 
beitung von Jäckel iſt ſchon um deswillen unentbehrlich, 
weil ſich die Praxis des Reichsgerichts vielfach auf ſie 
ſtützt. Der Verlag hat in dem Kammergerichtsrat 
Güthe, der ſich durch feinen Kommentar zur GB. 
einen guten Namen gemacht hat, einen verſtändnis⸗ 
vollen Bearbeiter gefunden; die Ergebniſſe, zu denen 
Jäckel gelangte, ſind mit ſelbſtändigem Urteil nach⸗ 
geprüft worden. Der Kommentar von Wolff geht 
vielfach eigene Wege und nimmt in einer ganzen 
Reihe von Fragen einen von der herrſchenden Meinung 
abweichenden Standpunkt ein. Da das nie ohne ge⸗ 
naue Begründung geſchieht, gibt er dem Praktiker die 
Möglichkeit, die verſchiedenen Meinungen gegen einander 
zu halten. An Hilfsmitteln fehlt es alſo nicht. Aber 
ihre aufmerkſame Durchſicht zeigt recht deutlich, wie 
ungemeſſen die Zahl der Streitfragen iſt und wie 
wenig das überklügelte ZwVG. den Bedürfniſſen der 
Praxis entſpricht. von der Pfordten. 


Nene Ansgaben der Zivilprozeßordnung. 

1. Zivilprozeßordnung für das Deutſche Reich vom 
30. Januar 1877. In der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 20. Mai 1898 mit den Abänderungen 
der RG. vom 5. Juni 1905 und vom 1. Juni 1909 
mit 14 Nebengeſetzen. Textausgabe mit Ver⸗ 
weiſungen und ausführl. Sachregiſter. XII, 450 S. 
München, 1909. J. Schweitzer Verlag (Arthur 
Sellier). Gebd. Mk. 2.— 

2. Zivilprozeßordnung mit Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz und Einführungsgeſetzen. In der Faſſung der 
auf Grund des Geſ. v. 17. Mai 1898 erfolgten 
Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 und der Geſ., 
betr. Aenderungen der ZPO. und des GVG. vom 
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5. Juni 1905 und 1. Juni 1909. Textausgabe mit 
Sachregiſter. 482 Seiten. Berlin 1909. J. Gut⸗ 
tentag. Gebd. Mk. 2.—. 

3. Zivilprozeßordnung, Gerichts verfaſſungs⸗ 
geſetz nebſt den Einführungs⸗ und Abänderungs⸗ 
geſetzen zu beiden Geſetzen, dem Gerichtskoſtengeſetz, 
der Gebührenordnung f. Z. u. Sachverſt., der Ges 
bührenordnung f. Rechtsanwälte und der Gebühren⸗ 
ordnung für Gerichtsvollzieher. Unter beſonderer 
Berückſichtigung der Geſetze vom 5. Juni 1905, 
betr. Aenderungen der ZPO. und des GBG. und 
des Geſetzes vom 1. Juni 1909 betr. Aenderungen 
des GVG., der ZPO., des GKG. und der GO. für 
RA. Textausgabe. VIII, 527 S. Leipzig 1909. 
C. L. Hirſchfeld. Gebd. Mk. 2.— 


Notizen. 


Der Vorentwurf zu einem dentſchen Strafgele buch 
und die Begründung dazu ſind ſoeben von der Verlags⸗ 
buchhandlung J. Guttentag in Berlin ausgegeben 
worden. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dieſer bedeut⸗ 
Dur Entwurf viel beſprochen werden wird. Soll er 
och eine Reform vorbereiten, die ebenſo wichtig iſt, 
wie es die Schaffung des einheitlichen bürgerlichen 
Rechtes war. Unſere Zeitſchrift wird ihm beſondere 
Aufmerkſamkeit widmen. 


Die Verhältnifie des Kanzleiperſonals bei den 
Notariaten ſind neu geregelt worden durch die Bek. 
vom 16. Oktober 1909 (IMBI. S. 411 ff.). Grund- 
legende Aenderungen enthält ſie inſoferne nicht, als 
der Dienſtvertrag zwiſchen dem Notar und ſeinen An⸗ 
geſtellten nach wie vor ein bürgerlich⸗rechtlicher Ver⸗ 
trag bleibt, wobei jedoch den Notaren von der Juſtiz⸗ 
verwaltung die öffentlich⸗rechtliche Verpflichtung auf⸗ 
erlegt iſt, nur Verträge mit einem beſtimmten Inhalte 
zu ſchließen. (Vgl. die Notiz im Jahrgang 1906 S. 368). 
Die a ie Neuerungen — alle eingeführt, um die 
Stellung der Notariatsgehilfen zu ſichern und zu 
heben — ſind folgende: 

Erweitert iſt die Pflicht des Notars, einen Teil 
der Beiträge zum Penſions⸗ und Unterſtützungsverein 
der Notariatsgehilfen zu zahlen ($ 8). Die Dienft- 
entlaſſung als Disziplinarſtrafe kann künftig der Notar 
nicht mehr verhängen, er hat ſie beim Landgerichts⸗ 
präſidenten zu beantragen, der die Entſcheidung trifft 
(8 18 Abſ. 3). Vorſchriften über die vorläufige Ent- 
hebung vom Dienſte find neu eingefügt ($ 19); die 
Enthebung können der Landgerichtspräſident oder der 
Notar verfügen, der Präſident entſcheidet aber in jedem 
Falle über die Einbehaltung der Bezüge. Das Recht 
des Notars zur Kündigung wegen dienſtlicher Ver⸗ 
fehlungen des Gehilfen wird genauer als bisher 
geregelt (§ 21 Abſ. 3, 4). Während der Notar bisher 
unmittelbar nach der Kündigung dem Landgerichts 
präfidenten Anzeige zu erſtatten hatte, hat er jetzt 
ſeine Abſicht, das Dienſtverhältnis zu kündigen, zwei 
Wochen vorher dem Präſidenten mitzuteilen. Dadurch 
wird den Aufſichtsbehörden die Möglichkeit gewährt, 
rechtzeitig zu prüfen, ob die Vorausſetzungen der 
Kündigung vorliegen und gegebenen Falles eine Ver⸗ 
mittelung zu verſuchen. Die Aufnahme von Inzipienten 
wird beſchränkt ($ 36); in der Regel fol bei einem 
Notariate nur ein Inzipient beſchäftigt werden. Ueber 
die Aufnahme von Aushilfskräften (unſtändigen Schreib⸗ 
fräften) ift künftig dem Präſidenten zu berichten. 
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Staatsrat v. Heller. 
Ein Nachruf. 
Von Heinrich v. Thelemann. 


Unvermutet raſch hat am 10. November 1909 der Präſident des Oberſten Landesgerichts, Staats⸗ 
rat v. Heller, der höchſte bayeriſche Richter, im Alter von 71 Jahren ſein an Arbeit und Erfolgen reiches 
Daſein beſchloſſen. Nahezu 45 Jahre war Heller im Juſtizſtaatsdienſte tätig; 36 Jahre lang widmete 
er feine Arbeitskraft den Geſchäften der Juſtizverwaltung. Als Miniſterial⸗Akzeſſiſt begann er im 
Jahre 1865 ſeine Laufbahn. Neun Jahre lang übte er das Amt des Richters aus. Im Jahre 
1874 wurde er als Referent in das Staatsminiſterium der Juſtiz berufen, wo er im Laufe der Jahre 
alle Dienſtgrade vom Bezirksgerichtsaſſeſſor bis zum Staatsrat durchlief. Im Jahre 1899 trat er 
an die Spitze des Oberſten Landesgerichts, blieb jedoch infolge der zeitweiſen Uebernahme der Stell⸗ 
vertretung des Miniſters auch nachher noch fortgeſetzt in Verbindung mit dem Miniſterium. 

In die Zeit ſeiner Wirkſamkeit im Miniſterium fielen die beiden großen Arbeiten des Geſetz⸗ 
gebers, die das neue deutſche Recht ſchufen: die Juſtizgeſetzgebung des Jahres 1879 und die Neugeſtaltung 
des deutſchen bürgerlichen Rechts. Ihre Vorbereitung, ihre Durchführung auf dem Gebiete des Landes⸗ 
rechts und die umfaſſenden Aenderungen, die ſie für alle Zweige der Juſtizverwaltung mit ſich brachten, 
ſtellten dem Können und der Arbeitsfreudigkeit aller Mitwirkenden ungewohnte und ungeme ſſene Auf⸗ 
gaben. Auch Heller hatte nicht den kleinſten Anteil. Im Jahre 1880, kurz nachdem die neue Straf⸗ 
prozeßordnung und das Gerichtsverfaſſungsgeſetz in Kraft getreten waren, übernahm er das ausge⸗ 
dehnte und verantwortungsvolle Strafrechtsreferat. Später, als die Vorarbeiten zum BGB. ſchon 
begonnen hatten — im Jahre 1885 — wurde ihm die Bearbeitung der Gegenſtände des Bürger- 
lichen Rechts übertragen. Im Jahre 1887 — noch vor dem Abſchluß der erſten Leſung des Ent⸗ 
wurfs eines BGB. in der dafür eingeſetzten Kommiſſion — wurde er als ſtellvertretender Bevoll⸗ 
mächtigter zum Bundesrate nach Berlin berufen. In dieſer Stellung, für die er wegen ſeines liebens⸗ 
würdigen und entgegenkommenden Weſens und bei ſeiner feinen geiſtigen Bildung ganz beſonders 
geeignet war, hat er Bayern während der Vollendung des großen Geſetzgebungswerks würdig und 
erfolgreich vertreten. | 

Als Schriftſteller iſt Heller trotz feines gediegenen Wiſſens und feiner hohen Begabung für form: 
vollendete Darſtellung nicht hervorgetreten. Es hätte das nicht ſeiner einfachen beſcheidenen Sinnes⸗ 
richtung entſprochen, wie er es denn überhaupt nicht liebte, ſeine Perſönlichkeit in den Vordergrund zu 
ſtellen. Gleichwohl iſt ſeine ſtille und unermüdliche Tätigkeit nicht ohne dauernde äußere Wirkung geblieben. 
Abgeſehen von feinem Einfluß auf die bayerische Geſetzgebung und die Reichsgeſetzgebung muß insbe⸗ 
ſondere ſeiner Beſtrebungen gedacht werden, die Aufmerkſamkeit auf die ſorgſame Behandlung der Sprache 
und des Stiles zu lenken und damit zur Hebung eines Mangels beizutragen, der ſich bei den Juriſten leider 
nur allzu häufig geltend macht. Wie er in unausgeſetzter Selbſtzucht nach immer neuen, immer be⸗ 
ſtimmteren, kürzeren Ausdrucksformen rang, ſuchte er auch, ſoweit ſein Einfluß reichte, die Kollegen 
zu gleicher Formenſtrenge zu erziehen. 

Für die bayeriſche Juſtiz bedeutet der Tod Hellers einen ſchweren Verluſt, aber nicht minder 
für alle diejenigen, die im Leben ihm nahegetreten ſind. Er war eine vornehme, edle Natur, ein 
offener, ehrlicher Charakter, ein wahrer Freund ſeinen Freunden. 
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Fingerabdruckverfahren und 
Etrafrechtspflege. 


(Mit beſonderer Rückſicht auf die 
bayeriſchen Verhältniſſe). 


Von Dr. Theodor Harſter, Bezirksamtsaſſeſſor bei der 
Kgl. Polizeidirektion München. 


| I. 

Die Daftyloftopie ift ein kraftvolle Entwicklung 
verheißender, aber doch noch ſehr junger Zweig 
der Kriminalwiſſenſchaft. Im Orient waren ihre 
Grundzüge ſeit langer Zeit bekannt, den euro⸗ 
päiſchen Kulturvölkern begann ſie erſt vor kaum 
einem Menſchenalter beachtenswert zu erſcheinen. 
Was man in Indien, China und Japan lange 
wußte, daß die Papillarlinien der dee Deuser 
eigentümliche Muſter zeigen und daß dieſe Muſter 
einer Einteilung in eine Anzahl beſtimmter Klaſſen 
fähig ſind, das ſtellte im Jahre 1823 ein Breslauer 
Arzt, der Phyſiologe J. E. Purkinje, feſt. Der 
wiſſenſchaftliche Ausbau der Daktyloffopie aber ift 
das Verdienſt Francis Galtons, eines eng⸗ 
liſchen Naturforſchers, der in zwei 1891 und 1892 
erſchienenen Werken ihre Grundlehren entwickelte. 

Schon vorher hatte William Herſchel, ein 
höherer engliſcher Verwaltungsbeamter, in ſeinem 
Wirkungskreis, einer bengaliſchen Provinz, das 
Fingerabdruckverfahren zur Feſtſtellung der Iden⸗ 
tität, beſonders zur Beglaubigung von Urkunden, 
verwendet und mit ſeinen Ergebniſſen Galton viel 
brauchbaren Stoff für die wiſſenſchaftliche Pe- 
gründung der Lehre geliefert. In Bengalen lag 
auch der Schauplatz des erſten Kampfes, den die 
junge Wiſſenſchaft gegen die Anthropometrie als 
Erkennungsmittel führen mußte. Er endete mit 
einem völligen Siege der Daktyloſkopie. Am 
12. Juni 1897 ordnete ein Erlaß des Vizekönigs 
von Indien die Einführung des Fingerabdruck⸗ 
verfahrens nach einem von E. R. Henry erdachten 
Klaſſifizierungsſyſtem im ganzen Kaiſerreiche an. 
Im Jahre 1900 erſchien Henrys Werk Classi- 
fications and uses of finger prints, das ſein 
Syſtem eingehend darſtellt und begründet; vier 
Jahre ſpäter machten Kamillo Windt und 
Siegmund Kodiséek in Wien in ihrem Lehrbuche: 
„Daktyloſkopie, Verwertung von Fingerabdrücken 
zu Identifizierungszwecken“ Henrys Syſtem auch 
für die Länder deutſcher Zunge nutzbar. 

Ehe die weitere Entwicklung der Daktyloſkopie 
und der Verlauf ihres Kampfes gegen das anthro⸗ 
pometriſche Verfahren geſchildert wird, bedürfen 
die Grundlehren dieſer Wiſſenſchaft einer kurzen 
Darſtellung. Die Daktyloſkopie beruht auf fol⸗ 
genden von Galton aufgeſtellten Erfahrungsſätzen: 

1. Die Fingerabdrücke zweier Menſchen können 

einander ähnlich ſein; gleich ſind ſie niemals. 

2. Die Papillarlinienmuſter der Fingerbeeren 

bleiben ſich gleich vom dritten Monate vor 
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der Geburt bis zur Zerſtörung der Haut 
nach dem Tode. 

3. Die Haut des lebenden Körpers, die ſich 
nach einer Zerſtörung wieder erneuert, weiſt 
die gleichen Papillarlinienmuſter auf wie 
die frühere Haut. 

Auf der Einteilung dieſer Papillarlinienmuſter 
beruhen die verſchiedenen Syſteme für die Klaffi- 
fizierung und Regiſtrierung der Fingerabdruckblätter. 
Henry⸗Windt⸗Kodicek unterſcheiden Bogenmuſter 
(A-Bogen und T-Bogen), Schlingen (Ulnar: und 
Radialſchlingen)⸗ und Wirbelmuſter, zu denen auch 
die zuſammengeſetzten und zufälligen Muſter ge⸗ 
rechnet werden. 

Wie in Indien, ſo mußte das Fingerabdruck⸗ 
verfahren auch in anderen Ländern, in denen es 
ſich einführen wollte, ſeinen Wert als Erkennungs⸗ 
mittel gegenüber der Anthropometrie erweiſen. 
Das Körpermeſſungsverfahren nach Alfons 
Bertillons ebenſo geiſtreichem als praktiſchem 
Syſtem hatte längſt die wichtigſten Kulturländer 
erobert; nun machte ihm die Daktyloſkopie feinen 
feſten Beſitzſtand ſtreitig. Nach dem Vorgang 
Indiens ſetzte bald auch das Mutterland das 
Fingerabdruckverfahren an die Stelle der Körper⸗ 
meſſung. Heute wird im ganzen britiſchen Reiche 
ſamt den Kolonien nach Henrys Syſtem gearbeitet; 
auch die übrigen europäiſchen Staaten und eine 
Anzahl ſüdamerikaniſcher Republiken nahmen die 
Daktyloſkopie teils neben der Körpermeſſung, teils 
an ihrer Stelle auf, nur Rußland und Spanien ſind 
bis heute beim reinen Meſſungsverfahren ſtehen 
geblieben. Und doch ſind die Vorzüge der 
Daktyloſkopie wohl unwiderlegbar: Billigkeit 
der Apparate, Einfachheit der Aufnahme der Ab: 
drücke, die keine beſondere Ausbildung erfordert, 
Unmöglichkeit von Hör⸗, Schreib⸗ und Abſchreib⸗ 
fehlern, Unveränderlichkeit der Maße auch bei nicht 
ausgewachſenen Perſonen und dann vor allem die 
Schnelligkeit, mit der gearbeitet werden kann! In 
der Zeit, die zur gewiſſenhaften Herſtellung einer 
Meßkarte — ohne Photographie — erforderlich 
ift, liefert ein gewandter Beamter 60—70 und 
noch mehr Fingerabdruckblätter. Damit entſteht 
ein weiterer ganz gewaltiger Vorteil: während 
das Meſſungsverfahren der Hauptſache nach auf 
ſchwere Verbrecher, internationale und andere, die 
beſondere Beachtung verdienen, beſchränkt bleibt, 
kann das Fingerabdruckverfahren ohne Aufwand 
von viel Arbeitsſtoff, Arbeitszeit und Arbeitskraft 
auf viel weitere Kreiſe ausgedehnt werden, was 
die fpäter anzugebenden Zahlen beweiſen werden. 
Je größer aber die Sammlung der Erkennungs⸗ 
mittel, deſto größer von ſelber die Ausſicht auf 
Erfolge der Anwendung. 

Mit dieſen Ausführungen ſoll aber keineswegs 
der große Nutzen der Anthropometrie verkannt 
oder gar ihrer Abſchaffuug das Wort geredet werden. 
Wir können das Körpermeſſungsverfahren von 
vorneherein ſolange nicht entbehren, als es noch 
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Länder gibt, die rein anthropometriſch arbeiten 
1 die nur Abdrücke einzelner Finger — nicht 
aller zehn — unter die Erkennungsmittel auf⸗ 
nehmen. Außerdem iſt die Körpermeſſung dann 
wichtig, wenn einzelne Finger fehlen oder wenn 
die Finger nur ſchlecht erkennbare Abdrücke geben 
und nicht gewartet werden kann, bis ſie durch 
Enthaltung von ſchwerer Arbeit, Nackwachſen der 
zerſtörten Haut ufw. ein beſſeres Ergebnis liefern. 
Die Zahl der ſchlechten Abdruckkarten iſt übrigens 
keineswegs bedeutend. Wenn anderwärts beſonders 
bei Zuchthausgefangenen in dieſer Richtung weniger 
günſtige Erfahrungen zu verzeichnen ſind als in 
Bayern, ſo liegt dies zum größten Teile wohl daran, 
daß von den Zuchthausgefangenen nicht gleich bei 
der Aufnahme in das Zuchthaus, ſondern erſt ſpäter 
Fingerabdrücke genommen werden, wenn der Beamte 
der einſchlägigen Meßſtelle die Anſtalt zu dieſem 
Zwecke beſucht. Die Zuchthausarbeit hat inzwiſchen 
Hautabſchürfungen, Schwielenbildung und andere 
Erſcheinungen hervorgerufen, die auf die Deutlich. 
keit der Fingerabdrücke nicht günftig wirken. 

Die Erfolge der Daktyloſkopie in England 
waren außerordentlich. Hatte man in London 
mit dem Körpermeſſungsverfahren 1899: 243, 
1900: 462, 1901: 503 Identifikationen erreicht. 
ſo lieferte der Uebergang zur Daktyloſkopie 1902: 
1722, 1903: 3642, 1904: 5155 Identitätsfeſt⸗ 
ſtellungen.) Auch Bertillon hatte ſich den Vor⸗ 
teilen des Fingerabdruckverfahrens nicht verſchloſſen 
und in ſeine Meßkarten auch Fingerabdrücke auf⸗ 
genommen. Leider ſind auch heute noch g den 
deutſchen Meßkarten — im Gegenſatze z. B. zu 
denen der Schweiz — ſtatt von allen 0 nur 
von 6 Fingern Abdrücke vorgeſehen, ſo daß eine 
Verwertung dieſer Abdrücke für die daktyloſkopiſche 
Regiſtratur nicht möglich iſt. 

Von England übernahm zunächſt die K. K. 
Polizeidirektion Wien und allmahlich auch Deut ij 
land das Fingerabdruckverfahren. 


II. 


In Deutſchland herrſchte ſeit dem Jahre 1898 
das anthropometriſche Verfahren. Eine ln 
deutſcher Polizeibeamter, die am 14. und 15. Juni 
1897 in Berlin tagte, ſprach ſich für die Einführung 
des Körpermeſſungsverfahrens nach Bertillons 
Syſtem aus. Die Regierungen der Einzelſtaaten 
erteilten den Polizeibehörden Weiſungen in dieſem 
Sinne, Berlin wurde Meßkartenzentrale für das 
ganze Gebiet des Deutſchen Reiches und hatte es 
am Ende des vorigen Jahres auf einen Stand 
von zirka 90 000 Meßkarten gebracht. Im Jahre 
1903 wurde beim Erkennungsdienſt in Berlin 
eine Regiſtratur für Fingerabdruckblätter 
eingerichtet; ſeither ſind die Meßſtellen angewieſen, 
neben jeder Meßkarte auch ein Fingerabdruckblatt 


Dieſe Zahlen find einem Vortrage des Polizei- 
inſpektors Oſtermann in Remſcheid bei der Polizei⸗ 
inſpektorenkonferenz in Eſſen 1905 entnommen. 


443 
an die Meßkartenzentrale in Berlin zu ı ſchicken. 
Kurz vorher hatte die K. Polizeidirektion Dresden 
eine Regiſtratur für Fingerabdruckblatter nach 
Henrys Syſtem eingerichtet. Im Dezember 1903 
folgte die Polizeibehörde Hamburg, die zuerſt 
gleichfalls nach Henry regiſtrierte, ſeit 1905 aber 
nach einem beſonderen vom jetzigen Polizeidirektor 
Dr. Roſcher erdachten Klaſſifizierungs⸗ und Regi⸗ 
ſtrierungsſyſtem arbeitet. Die Dresdener Regiſtratur 
wurde im Jahre 1904 zur Landeszentralſtelle 
für das Königreich Sachſen erklärt. Am 
Schluſſe des Jahres 1908 zählte Berlin 68357, 
Dresden 63 623, Hamburg 59 499 Fingerabdruck⸗ 
karten. Auch in Stuttgart werden ſeit einiger 
Zeit Fingerabdruckkarten und zwar nach Henrys 
Syſtem regiſtriert. Gleiches gilt für Nürnberg, 
das ſeit Mai 1908 eine Regiſtratur von jetzt faſt 
3000 Karten beſitzt. Die übrigen größeren Polizei⸗ 
behörden Deutſchlands ſenden die Fingerabdruck⸗ 
karten, die ſie aufnehmen, an den Erkennungsdienſt 
in Berlin. (Schluß folgt). 


Die Anordnung der zwangsverſteigerung und 
der Zwangsverwaltung von Grundſtücken unter 
Berückſichtigung des ehelichen Güterrechts. 


Von Amtsrichter Dr. Dürr in München. 
I, 


Die Anordnung der Zwangsverſteigerung und 
Zwangsverwaltung eines Grundſtückes hat, ſoweit 
fie zum Zwecke der Zwangsv,ollſtreckung erfolgt 
(Abſchnitt I. des ZwVG.), grundſätzlich 

a) wie jede andere Swangevoll treckungsmaß⸗ 
nahme das Vorliegen eines . 
gegen den Schuldner (88 724, 727 ff., 794 ff. BPO. 

88 16, 146 ZwVG.), 

b) daneben aber die Eintragung des Schuldners 
oder ſeines Erblaſſers als Eigentümer des Grund⸗ 
ſtücks im Grundbuche ($$ 17, 146 Zw WG.) zur 
Vorausſetzung.“) 

Schuldner ift im Bereiche der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung die Perſon, gegen die eine Vollſtreckungs⸗ 
handlung vorzunehmen iſt. Sie iſt keineswegs 
notwendig mit der Perſon identiſch, aus deren 
Vermögen die zwangsweiſe Befriedigung des Gläu⸗ 
bigers erfolgen ſoll. Grundſätzlich fallen zwar 
diefe Perſonen zuſammen. Allein ausnahmsweiſe 
trifft die Zwangsvollſtreckung nicht nur das Ver⸗ 
mögen des Schuldners, ſondern auch das Ver⸗ 
mögen eines Dritten oder gar nur das Vermögen 
eines Dritten. Die Ausnahmen werden nament⸗ 
lich durch das eheliche Güterrecht begründet, deſſen 
teilweiſe ſehr tiefgreifender Einfluß auf die Ges 
9 der Vermögensverhältniſſe der Ehegatten 


1) Der Ausnahmefall des 8 147 Zw. fol hier außer 
Betracht bleiben. 
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notgedrungen auch auf dem Gebiete der Zwangs⸗ 
vollſtreckung ſich geltend machen muß. Die mit 
Rückſicht auf das eheliche Güterrecht erfolgte Ge⸗ 
ſtaltung der Vorausſetzungen, von denen die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Vermögen von Ehegatten ab⸗ 
hängt, hat beſonders in Anſehung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das bewegliche Vermögen zu Zweifeln 
und Streitfragen Veranlaſſung gegeben. Allein 
dieſe Zweifel und Streitfragen haben teilweiſe 
auch für die Zwangsvollſtreckung in das unbe- 
wegliche Vermögen Bedeutung, darunter für deren 
wichtigſte Maßnahmen, die Zwangsverſteigerung 
und Zwangsverwaltung. Daneben ergeben ſich hier 
beſondere Fragen. 

Die Regelung des ehelichen Güterrechts ift 
außerordentlich buntfarbig. Dementſprechend iſt 
natürlich auch die Einwirkung der verſchiedenen 
zugelaſſenen Güterſtände auf die Geſtaltung der 
Vorausſetzungen für die Anordnung der Zwangs⸗ 
verſteigerung und der Zwangsverwaltung ganz 
verſchiedenartig. 


1. Der Güterſtand der Gütertrennung 
übt eine Einwirkung überhaupt nicht aus. Er 
laßt das Vermögen der Ehegatten ganz unberührt, 
begründet nur perſönliche Verpflichtungen und 
Anſprüche, die bei der Zwangsvollſtreckung gegen 
die Ehegatten außer Betracht bleiben. Demgemäß 
greifen die allgemeinen Grundſätze Platz: Zur 
Anordnung der Zwangsverſteigerung oder Zwangs⸗ 
verwaltung eines Grundſtücks in der Richtung 
gegen einen der Ehegatten iſt ein gegen ihn 
gerichteter Vollſtreckungstitel und ſeine (oder ſeines 
Erblaſſers)?) Eintragung als Eigentümer des 
Grundſtücks im Grundbuch erforderlich und ge⸗ 
nügend. Sind die Ehegatten als Miteigentümer 
nach Bruchteilen oder (in der Eigenſchaft als 
Geſellſchafter, Miterben) als Miteigentümer zur 
geſamten Hand im Grundbuch eingetragen, ſo 
erfordert die Anordnung der Zwangsverſteigerung 
und Zwangsverwaltung einen Vollſtreckunggtitel 
gegen beide Ehegatten als Geſamtſchuldner. Bei 


Miteigentum nach Bruchteilen kann auf Grund 


eines nur gegen einen Gatten gerichteten Titels 
die Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung 
ſeines Anteils angeordnet werden. 


2. Gleiches wie bei dem Güterſtande der Güter⸗ 
trennung gilt bei dem Güterſtande der Verwal⸗ 
tung und Nutznießung, wenn ein dem 
Manne gehöriges oder einen Beſtandteil des 
Vorbehaltsguts der Frau (881365 ff. BGB.) 
bildendes Grundſtück Gegenſtand der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung iſt. | 

Nur das ein gebrachte Gut der Frau 
wird bei dem geſetzlichen Güterſtande durch deſſen 
Wirkungen betroffen. Es wird der alleinigen 
Verfügungsgewalt der Frau entzogen und tritt 
unter die Verwaltung und Nutznießung des Mannes. 


) Dieſe Möglichkeit ſoll künftig nicht immer be⸗ 
ſonders erwähnt werden. 


Mit Rückſicht auf ſeine Rechte an dem eingebrachten 
Gute verlangt $ 739 BPO. zur Zwangsvollſtreckung 
in die dazu gehörigen Sachen, alſo auch in ein 
dazu gehöriges Grundſtück einen Vollſtreckungstitel 
gegen jeden der beiden Ehegatten und zwar gegen 
die Frau auf Leiſtung, gegen den Mann auf 
Duldung der Zwangsvollſtreckung. Dieſer Voll⸗ 
ſtreckungstitel gegen den Mann kann nicht durch 
einen Vollſtreckungstitel erſetzt werden, laut dem 
der Mann geſamtverbindlich mit der Frau zur 
Leiſtung verpflichtet iſt. Denn letzterer geſtattet 
dem Gläubiger wie ſonſtigen Gläubigern des 
Mannes nur den Zugriff auf ſein Vermögen, 
nicht auf das der Frau.“) Eine Ausnahme von 
dieſem Grundſatz kann auch nicht mit Jäckel, Komm. 
z. ZwVG. 3. Aufl. S. 97 für den Fall anerkannt 
werden, daß ſich die Ehegatten in einer voll⸗ 
ſtreckbaren Urkunde der Zwangsvollſtreckung 
unterworfen haben, da eben die Erklarung des 
Mannes, die Zwangsvollſtreckung in ſein Ver⸗ 
mögen zu dulden, von der Erklärung ihrer Duldung 
in das eingebrachte Gut der Frau weſentlich ver⸗ 
ſchieden iſt. Nur in einem Falle iſt ein Duldungs⸗ 
titel gegen den Mann entbehrlich, wenn nämlich 
die Frau und zwar zur Zeit der Vornahme der 
Vollſtreckungshandlung ſelbſtändig ein Erwerbs⸗ 
geſchäft betreibt ($ 741 ZPO.) In dieſem Falle 
genügt zur Anordnung der Zwangsverſteigerung 
und der Zwangsverwaltung eines der Frau ge⸗ 
hörigen Grundſtücks ein Vollſtreckungstitel gegen 
die Frau und zwar gleichgültig, ob das Grundſtück 
mit dem Erwerbsgeſchäft in irgend welchem Zu⸗ 
ſammenhange ſteht oder nicht, ſowie ob die Forderung 
des Gläubigers aus dem Geſchäftsbetriebe herrührt. 
Die Regel, die Notwendigkeit eines Vollſtreckungs⸗ 
titels gegen beide Ehegatten, greift aber wieder 
Platz, wenn im Falle des Vorliegens eines Urteils, 
eines Vollſtreckungsbefehls, einer Entſcheidung im 
Sinne des § 794 Nr. 3 ZPO. oder eines nach 
§ 794 Nr. 1 ZPO. aufgenommenen Vergleichs 
zur Zeit des Eintritts der Rechtshängigkeit, im 
Falle des Vorliegens eines anderen Vollſtreckungs⸗ 
titels zur Zeit feiner Entſtehung“) ein Einſpruch 
des Mannes gegen den Betrieb des Erwerbs⸗ 
geſchäfts oder der Widerruf ſeiner Einwilligung 
zu dem Betrieb im Güterrechtsregiſter eingetragen 
war (§ 741 Halbſ. 2 ZPO) Die Regel gilt 
auch dann, wenn die Frau auf Grund der SS 1401 
und 1407 BGB. zur Führung des Rechts⸗ 
ſtreits, aus dem der Vollſtreckungstitel ſtammt, 
oder zur Uebernahme der Verpflichtung, die den 
Inhalt des Vollſtreckungstitels bildet, ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Mannes legitimiert war. Der 


2) So die herrſchende Meinung, u. a. Gaupp⸗ 
Stein, Komm. z. ZPO. 8./9. Aufl. Bd. 2 S. 440; Neu⸗ 
miller, Handausgabe der ZPO. 2. Aufl. S. 331; Kraus 
in dieſer Zeitſchrift, 3. Jahrg. S. 228; BIRA Bd. 66 
S. 474; Seuff A. Bd. 56 S. 37 und 162; a. M. Wolff, 
Komm. z. ZwVG. 3. Aufl. S. 82 f. 

) Siehe Gaupp⸗Stein a. a. O. S. 446 Fußnote 11. 


Ä 


Gläubiger muß hier eben nachträglich noch einen 
Vollſtreckungstitel gegen den Mann auf Duldung 
der Zwangsvollſtreckung erwirken.“) Unzuläſſig 
ift endlich eine Einſchraͤnkung des § 739 ZPO. 
dahin, daß ein Duldungstitel gegen den Mann 
dann nicht erforderlich iſt, wenn der Mann die Voll⸗ 
ſtreckung in das eingebrachte Gut freiwillig ge⸗ 
ſtattet. Es mag zugegeben werden, daß es 
wünſchenswert wäre, wenn die Verurteilung des 
Mannes im Falle ſeiner Bereitwilligkeit, die 
Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut ſeiner 
Frau zu dulden, umgangen werden könnte. Allein 
angeſichts der geſetzlichen Regelung kann von dem 
Erforderniſſe des Duldungstitels gegen den Mann 
ebenſowenig abgeſehen werden wie von dem Voll⸗ 
ſtreckungstitel gegen die Frau, auch wenn dieſe 
ſich etwa damit einverſtanden erklären würde, daß 
die Zwangsvollſtreckung ohne Vollſtreckungstitel 
gegen fie erfolgt. Die Beſtimmung des § 794 
Abf. 2 ZPO., wonach die Verurteilung eines 
Beteiligten zur Duldung der Zwangsvollſtreckung 
dadurch erſetzt wird, daß der Beteiligte in einer 
vollſtreckbaren Urkunde die ſofortige Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in die ſeinem Rechte unterworfenen Gegen⸗ 
ſtände bewilligt, wäre überflüſſig, wenn ſchon die 


formloſe Zuſtimmung des Beteiligten zu der 


Zwangsvollſtreckung einen Erſatz für ſeine Verur⸗ 
teilung bieten würde.)? 


Der gewöhnliche Vollſtreckungstitel und der 
Duldungstitel find weſensähnlich, wenn auch in ihrer 
Tragweite verſchieden. Auch der zur Leiſtung Verur⸗ 
teilte iſt ja, ſofern er dem Urteile nicht Folge leiſtet, 
verpflichtet, die Zwangsvollſtreckung in ſein Vermögen 
zu dulden.“ Daher ift der Mann, der zur Duldung 
der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut der 
Frau verurteilt iſt oder ſich verpflichtet hat, neben 
der Frau Schuldner, Vollſtreckungsgegner des 
Gläubigers. Das Geſetz gibt Letzterem gegen 
ihn dieſelben Rechtsbehelfe an die Hand, die 
gegenüber der mit unbeſchränkter Haftung zur 
Leiſtung verurteilten Frau zu Gebote ſtehen.“) 
Allein in Abweichung von der ſonſtigen Auf⸗ 
faſſung der ZPO. und des ZwVG. ift unter dem 
Schuldner im Sinne des $ 17 ZwVG. bei der 
Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut nur 


* © An Stelle der Erwirkung eines Urteils gegen 
den Mann genügt in den Fällen des 8 1407 Nr. 1 BGB. 
die Erwirkung einer Vollſtreckungsklauſel gegen den 
Mann (8 742 Abſ. 1 ZPO.). 

- © Wie hier OL GRſpr. Bd. 11 S. 97, Bd. 5 S. 398; 
a. M. Gaupp⸗Stein a. a. O. S. 441; Seuffert, Komm. 
z. ZPO., 9. Aufl. Bd. 2 S. 344; Kraus a. a. O. S. 229; 
OL GRſpr. Bd. 15 S. 14. 

1) Urteil des RG. vom 7. April 1909, in dieſer Zeitſchrift 
5. Jahrgang S. 354 f. 

8) Siehe die angeführte Entſch. des RG.; vgl. auch 
Gaupp⸗Stein a. a. O. S. 440; Seuffert a. a. O. S. 343; 
Planck, Komm. z. BGB. 3. Aufl. Bd. 4 S. 196; Stau- 
dinger, Komm. z. BGB., 3./4. Aufl. Bd. 4, Teil I S. 277, 
deren Anſichten über das Weſen der Duldungsklage 
Du auseinandergehen. Vgl. noch Rohs, JW. 1906 
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die zur Leiſtung verurteilte Frau zu verſtehen. 
Denn abgeſehen davon, daß der Eintragung der 
Rechte des Mannes an dem eingebrachten Gute 
das Grundbuch verſchloſſen iſt,“) verlangt § 17 
Zw. nicht etwa ſchlechthin die Eintragung des 
Schuldners im Grundbuche, ſondern ſeine Ein⸗ 
tragung als Eigentümer. Zur Anordnung 
der Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung 
eines zum eingebrachten Gute gehörigen Grund⸗ 
ſtücks der Frau iſt daher nur die Eintragung 
der Frau als Eigentümerin des Grundſtücks im 
Grundbuch erforderlich.!“ | 

3. a) Die unter 1 und 2 enthaltenen 
Ausführungen finden entſprechende Anwendung 
auf die Zwangsvollſtreckung in Grundſtücke von 
Ehegatten, die in allgemeiner Gütergemein⸗ 
ſchaft, Errungenſchaftsgemeinſchaft 
oder Fahrnisgemeinſchaft leben, 


wenn die Grundſtücke vom Geſamigut aus⸗ 


geſchloſſen find. Bilden fie Vorbehalts gut eines 
der Ehegatten (§8 1440 f., 1526, 1555 BGB.) 
oder eingebrachtes Gut des Mannes 
(89 1520 ff., 1550 ff. BGB.) oder gehören fie 
dem Manne und find fie gemäß $ 1439 BGB. 
vom Geſamtgute der allgemeinen Gütergemein⸗ 
ſchaft ausgenommen, ſo richtet ſich die Anordnung 
der Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung 
nach den für die Gütertrennung dargelegten Grund⸗ 
ſätzen. Dagegen ſind die Ausführungen über die 
Zwangsvollſtreckung in Grundſtücke, die bei dem 
geſetzlichen Güterſtande zum eingebrachten Gute 
der Frau gehören, maßgebend, ſoweit es ſich um 
Grundſtücke handelt, die Beſtandteil des ein⸗ 
gebrachten Gutes der Frau ($$ 1520 ff., 
1550 ff. BGB.) oder Eigentum der in allge⸗ 
meiner Gütergemeinſchaft lebenden Frau und durch 
Rechtsgeſchäft nicht übertragbar find ($ 1439 
BGB.). 8739 ZPO. erwähnt zwar das Sonder: 
gut des § 1439 BGB. nicht, ift aber auf dieſes 
infolge der in § 1439 Satz 2 BGB. enthaltenen 
Verweiſung auf die bei der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft für das eingebrachte Gut geltenden 
Vorſchriften ebenfalls anwendbar. 

b) Die Anordnung der Zwangsverſteigerung 
und Zwangsverwaltung von Grundſtücken, die 
Geſamtgut der allgemeinen Gütergemeinſchaft, 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft oder der Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft bilden, würde nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen einen Vollſtreckungstitel gegen beide Ehe⸗ 
gatten als Geſamtſchuldner und die Eintragung 
ihres auf der Gütergemeinſchaft beruhenden Mit⸗ 
eigentums im Grundbuch erfordern. Allein mit 
Rückſicht auf die Rechte des Mannes in Anſehung 
des Geſamtguts und ſeine perſönliche Haftung für 
alle Geſamtgutsverbindlichkeiten (8 1459 Abſ. 2 


e) Meikel, Komm. zur GBO. S. 40 und 247, Turnaus 
Förſter, Liegenſchaftsrecht, 3. Aufl., Bd. 2. S. 276 ff., 
§ 264 der Dienſtanweiſung für die Grundbuchämter 


r. d. Rh. 
10) Jäckel a. a. O. S. 97 Anm. 3. 
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Satz 1 BGB.) erklärt § 740 ZPO. zur Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Geſamtgut regelmäßig einen 
Vollſtreckungstitel gegen den Mann für erforder- 
lich und genügend. Wird die Zwangsvollſtreckung 
auf Grund eines ſolchen Vollſtreckungstitels betrieben, 
ſo erſcheint der Mann, auch ſoweit Geſamtguts⸗ 
ſachen ergriffen werden, als alleiniger Schuldner. 
Die Zwangsvollſtreckung zieht zwar im letzteren 
Falle auch die Frau in Mitleidenſchaſt, macht fie 
aber nicht zur Vollſtreckungsgegnerin. Der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das bewegliche Vermögen ſteht ihr 
Gewahrſam als Gewahrſam eines Dritten hindernd 
im Wege (88 808 f. ZPO). u) Zur Anordnung der 
Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung genügt 
daher auch, daß der Mann als Alleineigentümer des 
Geſamtgutsgrundſtücks eingetragen iſt. Eine vor⸗ 
gängige Berichtigung des Grundbuchs durch Eintra⸗ 
gung des Anteilsrechts der Frau kann nicht verlangt 


werden. Schwierigkeiten können ſich in dieſem Falle 


auch nicht in Anſehung der Eintragung des Zwangs⸗ 
verſteigerungs⸗ oder Zwangsverwalkungsvermerkes 
im Grundbuchaus 840 GBO ergeben. Seine Voraus⸗ 
ſetzungen ſind zwar an ſich gegeben: durch die Ein⸗ 
tragung wird das nicht eingetragene Recht der Frau 
betroffen. Allein das Grundbuchamt muß dem Eintra⸗ 
gungserſuchen des Vollſtreckungsgerichts entſprechen, 
wenn das Erſuchen formell nicht zu beanſtanden iſt, 
insbeſondere das beſchlagnahmte Grundſtück mit 
genügender Beſtimmtheit bezeichnet. Es darf ins⸗ 
beſondere nicht abgelehnt werden, wenn eine andere 
Perſon als der Schuldner im Grundbuch einge⸗ 
tragen iſt.“') Selbſtverſtändlich ift die Anordnung 
der Zwangsverſteigerung und der Zwangsverwaltung 
auf Grund eines gegen den Mann allein gerichteten 
Vollſtreckungstitels auch dann zuläſſig, wenn die 
beiden Ehegatten als Miteigentümer des Grund⸗ 
ſtücks kraft Gütergemeinſchaft eingetragen 
find. Dem 817 Zw. ift zwar hier, rein nach 
dem Wortlaute genommen, nicht Genüge geleiſtet: 
der Mann iſt, obwohl er nach dem Vollſtreckungs⸗ 
titel alleiniger Schuldner ift, nicht als Allein⸗, 
ſondern nur als Miteigentümer eingetragen. Allein 
es wäre verfehlt, in dieſer Weiſe an dem Wort⸗ 
laute zu kleben. Der Zweck des $ 17 Zw. ift, 
die Erbringung des Nachweiſes, daß die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Anordnung der Zwangsverſteigerung 
und Zwangsverwaltung gegeben ſind, zu erleichtern. 
An Stelle des oft ſchwierigen Nachweiſes des 
Eigentums des Schuldners an dem Grundſtücke, 
das beſchlagnahmt werden ſoll, wird daher der 
Nachweis der Eintragung des Schuldners als 
Eigentümer im Grundbuch für genügend, aber 
auch für erforderlich erklärt. Die Eintragung ſoll 


1) Gaupp-Stein a. a. O. 444; Seuffert a. a. O 
S. 348; Neumiller a. a. O. S. 332; Planck i. d. DIB. 
Jahrg. 5 S. 77; OL GRſpr. Bd. 5, S. 131; a. M. Falk⸗ 
mann DI. Bd. 5 Seite 175; Seuff A. Bd. 58 S. 239. 

12 Vgl. Jäckel a. a. O. S. 105; Steiner, Komm. 
3. ZwVG. 2. Aufl. S. 77; Wolff a. a. O. S. 87, welche 
übrigens im einzelnen voneinander abweichen. 
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die Paſſivlegitimation des Schuldners ergeben. 
Eine Eintragung, die ein Grundſtück als Geſamt⸗ 
gut einer Gütergemeinſchaft bezeichnet, läßt nun 
unter Berückſichtigung des § 740 ZPO. ohne 
weiteres erkennen, daß die Zwangsvollſtreckung in 
dieſes Grundſtück auf Grund eines Vollſtreckungs⸗ 
titels gegen den Mann zuläſſig iſt. Damit genügt 
fie dem § 17 ZwV G.“) 

Anders verhält es ſich, wenn die Eintragung 
auf die Frau als Alleineigentümerin des 
Grundſtücks!“) oder auf die beiden Ehe⸗ 
gatten als Miteigentümer nach Bruch⸗ 
teilen oder als Miteigentümer kraft eines 
anderen Geſamthandverhältniſſes als 
Gütergemeinſchaft, z. B. Geſellſchaft, Miterben⸗ 
verhältnis lautet. Die Zwangsverſteigerung oder 
Zwangsverwaltung in ein Grundſtück, welches der 
Frau allein gehört, erfordert einen Vollſtreckungs⸗ 
titel gegen die Frau, die in ein Grundſtück, an 
dem Miteigentum der bezeichneten Art beſteht, 
einen Vollſtreckungstitel gegen alle Miteigentümer. 
Daher bedarf es, wenn die Zwangsavollſtreckung 
nur einen Vollſtreckungstitel gegen den Mann 
zur Grundlage hat, der vorgängigen Berichtigung 
des Grundbuchs dahin, daß die Ehegatten infolge 
Gütergemeinſchaft Miteigentümer des Grundſtücks 
find. Der Umſtand, daß nach 88 1438, 1519, 
1549 BGB. die zum Vermögen der Ehegatten 
gehörigen Sachen, ſoweit ſie nicht vom Geſamt⸗ 
gut ausgeſchloſſen ſind, infolge der Gütergemein⸗ 
ſchaſt gemeinſchaftliches Vermögen der Ehegatten 
werden, ohne daß es einer Uebertragung durch 
Rechtsgeſchäft bedarf, vermag eine Ausnahme von 
dem Grundſatze des $ 17 Zw G. in der Rich: 
tung nicht zu begründen, daß ein zum Geſamt⸗ 
gute gehöriges, aber noch auf den Namen der 
Frau eingetragenes Grundſtück auf Grund eines 
Vollſtreckungstitels gegen den Mann der Zwangs⸗ 
verſteigerung oder Zwangsverwaltung unterſtellt 
werden darf. § 17 ZwVG. läßt eine Ausnahme 
von dem Grundſatze, daß der Schuldner als Eigen⸗ 
tümer im Grundbuch eingetragen ſein muß, nur 
für den Fall der Erbfolge zu. Andere Fälle der 
Rechtsnachfolge dürfen ihm nicht gleichgeſtellt 
werden, mögen ſie auch mehr oder weniger ihm 
ahnlich fein. 

c) Aus einem gegen die Frau allein gerichteten 
Vollſtreckungstitel findet regelmäßig die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in ein zum Geſamtgut einer Güter- 
gemeinſchaft gehöriges Grundſtück nicht ſtatt. 
Dies gilt ohne Rückſicht darauf, ob etwa in dem 
Verfahren, in dem der Gläubiger den Voll⸗ 
ſtreckungstitel erwirkte, die Frau aktiv oder paſſiv 
legitimiert war (88 1449, 1450, 1454 BGB.), 5). 


18) Im Ergebniſſe übereinſtimmend Steiner, Komm. 
z. ZwBG. 2. Aufl S. 74. 

14) Jäckel a. a. O. S. 97 Anm. 4; von der Pfordten, 
Komm. z. Zw. S. 59 81 Wolff a. a. O. ©. 82. 

16) § 742 Abſ. 2 BPO. begründet keine Ausnahme, 
fußt vielmehr auf der Regel, erleichtert nur die Er⸗ 
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eines Geſamtgutsgrundſtücks betreiben wollte. — 
Entſprechend den oben unter 3b gemachten Aus⸗ 
führungen bedarf es im Gegenſatz zu den bisher 
beſprochenen Fällen ftet3 einer vorgängigen Pe- 


und ob etwa die Frau die Verpflichtung, die den 
Gegenſtand des Vollſtreckungstitels bildete, im 
eigenen Namen eingehen durfte ($ 1450 BGB.). 
Nur eine Ausnahme läßt § 741 ZPO. für den 
Fall zu, daß die Frau zur Zeit der Zwangs⸗ richtigung des Grundbuchs, wenn nur ein nach 
vollſtreckung ein Erwerbsgeſchäft betreibt. Iſt $ 741 BPO. gegen das Geſamtgut wirkſamer 
dies der Fall, ſo kann auf Grund jedes gegen Vollſtreckungstitel gegen die Frau vorliegt, das 


die Frau gerichteten Urteils die Zwangsvoll⸗ Geſamtgutsgrundſtück aber, deffen Zwangsver⸗ 
ſtreckung in alle Sachen und Rechte, die das fteigerung oder Zwangsverwaltung angeordnet 
Geſamtgut umfaßt, namentlich auch in alle Grund⸗ werden ſoll, auf den Namen des Mannes als 
ſtücke betrieben werden. Eine Einſchränkung er- Alleineigentämer !) oder auf die Namen der Ehe- 
fährt auch dieſe Ausnahme wieder durch die Be⸗ leute als Miteigentümer nach Bruchteilen oder 
ſtimmung, daß fie dann nicht Platz greift, wenn als Geſellſchafter oder Miterben eingetragen ift. 
zur Zeit des Eintritts der Rechtshängigkeit oder, d) Beantragt ein Gläubiger auf Grund eines 
ſoweit es ſich um vollſtreckbare Anſprüche handelt, gegen beide Ehegatten als Geſamtſchuldner 
die nicht rechtshängig geworden ſind, zur Zeit erwirkten Vollſtreckungstitels die Anordnung der 
der Entſtehung des Vollſtreckungstitels ([. o. Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung eines 
unter 2.) der Einſpruch des Ehemanns gegen Geſamtgutsgrundſtücks, ſo iſt dieſe in der Richtung 
den Betrieb des Erwerbsgeſchäfts oder der Widerruf gegen beide Ehegatten nur zuläſſig, wenn ſich aus 
feiner Einwilligung zu dem Betrieb im Güter: | dem Grundbuch ihr Miteigentum ergibt. 
rechtsregiſter eingetragen war ($ 741 Halbſatz 2). Dabei iſt es übrigens gleichgültig, wie der Grund: 
Soll auf Grund eines gegen die Frau allein bucheintrag das der Gemeinſchaft zugrunde 
ſich richtenden Vollſtreckungstitels die Zwangsver⸗ liegende Rechtsverhältnis bezeichnet. Nichts ſteht 
ſteigerung oder Zwangsverwaltung eines zum aber im Wege, die Zwangsverſteigerung oder 
Geſamtgute gehörigen Grundſtücks angeordnet Zwangsverwaltung in der Richtung gegen den 
werden, jo ift abgeſehen davon, daß nach $ 741 Ehegatten anzuordnen, der im Grundbuch als 
ZPO. ausnahmsweise der Titel zur Vollſtreckung | Alleineigentümer erſcheint, in der Richtung gegen 
in das Geſamtgut genügend fein muß, im Hinblick die Frau indes nur unter der beſonderen Voraus⸗ 
auf § 17 BBG. weiter erforderlich, daß entweder ſetzung, daß der Vollſtreckungstitel, falls er gegen 
die Frau als Alleineigentümerin oder neben ſie allein gerichtet wäre, die Zwangsvollſtreckung 
dem Manne als Miteigentümerin des Grund- in das Geſamtgut geſtatten würde (§ 741 ZPO.). 
ſtücks kraft Güter gemeinſchaft im Grundbuch Denn ein Vollſtreckungstitel, inhaltlich deffen 
eingetragen iſt.!“) Letztere Art der Eintragung mehrere Perſonen geſamtverbindlich zu einer Leiſtung 
entſpricht wie in dem gleichgelagerten Falle der verpflichtet ſind, erſetzt die Vollſtreckungstitel gegen 
Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut aus einem die einzelnen Geſamtſchuldner, kann daher bis zur 
nur gegen den Mann gerichteten Vollſtreckungs⸗ Befriedigung des Gläubigers behandelt werden, 
titel dem $ 17 BVG., da auch in dieſem Falle wie wenn ebenſoviele ſelbſtändige Vollſtreckungs⸗ 
die Baffivlegitimation der Frau, wenigſtens unter titel vorlägen, als der Zahl der Geſamtſchuldner 
den beſonderen vorliegenden Vorausſetzungen (Be: entſpricht. (Schluß folgt). 
trieb eines Erwerbsgeſchäfts durch die Frau) ſich 
aus dem Grundbuch ergibt. Die gegenteilige 
Anſchauung würde übrigens, ohne zwingenden 
Grund, zu einem höchſt unbefriedigenden Ergebniſſe Körperſchaftswaldungen.) 
führen: da eine Berichtigung des Grundbuchs in a 
der Weiſe ausgeſchloſſen iſt, daß ein als Ge⸗ Von Dr. Wilhelm Kriener, Amtsrichter in Landshut. 


ſamtgut bezeichnetes Grundſtück trotz Fortdauer ie dinglichen Rechte an Körperſchaftswaldungen 
dieſer Eigenſchaft auf die Frau als Alleineigen⸗ ind in ben en Fällen 5 Abe nämlichen 
tümerin umgeſchrieben wird, würde 5 741 BPO. für Grundlage entſtanden wie jene an Ackerland. 

die Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung Zwecks Zuteilung von Ackerland wurde die 
gerade in den Fällen bedeutungslos ſein, in denen das Dorf umgebende Flur in eine Anzahl von 


die Eintragung im Grundbuche der wirklichen . ; 
Rechtslage entipricht. Ungeachtet feiner Voraus⸗ Stücken, Gewannen, zerlegt, jedes Gewanne durch 


ſetzungen müßte der Gläubiger immer noch einen in A. M. Wolff a. a. O. S. 83; dagegen überein- 
Vollſtreckungstitel gegen den Mann erwirken, wenn ſtimmend von der Pfordten S. 60. 
er die Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung ) Anm. des Herausgebers. Da die vom 


Herrn Verfaſſer behandelten Fragen überaus ſchwierig 
f ſind und es Fälle geben mag, in denen die geſchicht⸗ 
langung eines gegen den Mann wirkſamen Vollſtreckungs⸗ liche Entwickelung anders verlaufen iſt, als ſie hier 
titels. dargeſtellt wird, werden wir dafür ſorgen, daß das 
16) Für letzteren Fall abweichend von der Pfordten | Thema im nächſten Jahrgang nochmals von anderer 

a. a. O. S. 60 y, übereinſtimmend aber Wolff a. a. O. S. 83. Seite erörtert wird. 


—— . . SIPRRRE En ar ao DS an . EEEE e og 
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Parallellinien in Streifen von gleicher Breite und 
Tiefe geteilt, und jedem Hofbeſitzer von jedem 
Gewanne ein ſolcher Streifen, und zwar immer 
in der nämlichen Reihenſolge, zur Bebauung als 
Ackerland zugewieſen. 

In ähnlicher Weiſe wurde ein dem Dorf 
zunächſt gelegenes Stück des Niederwaldes — 
denn nur um ſolchen handelt es ſich in der Regel 
bei den vornehmlich in Unterfranken vorkommenden 
Körperſchaftswaldungen — gleich einem Gewanne 
in ſo viel gleiche Teilflächen aufgeteilt, als Höfe 
vorhanden waren, und jedem Hofe eine Teilfläch 
zum Abholzen zugemeſſen. | 

Während nun das dem Hofbefiger einmal 
zugewieſene Ackerland von dieſem dauernd genutzt 
werden konnte und daher dauernd in ſeinem Beſitze 
blieb, war dies beim Niederwald aus natürlichen 
Gründen ausgeſchloſſen; denn da das Unterholz 
zu ſeiner Hiebreife eines Alters von durchſchnittlich 
20 Jahren bedarf, konnte eine Nutzung der einmal 
geſchlagenen Fläche während dieſes Zeitraumes 
nicht mehr ſtattfinden; da aber der Bedarf an 
Unterholz für die Höfe ein jährlicher war, ſo 
wurde im nächſten Jahre ein benachbarter Teil 
des Waldes als Hiebflache beſtimmt, und wurden 
aus dieſer den Höfen Teilflächen in der nämlichen 
Ordnung wie im vorigen Jahre zugewieſen; dieſer 
Vorgang wiederholte ſich ſo oft, bis der zuerſt 
geſchlagene und wegen ſeiner Lage in der Nähe 
des Dorfes am bequemſten erreichbare Teil des 
Waldes wieder hiebreif wurde, alſo ca. 20 mal; 
nun wurden wieder ungefähr an dieſer Stelle die 
Hiebfläche und aus ihr die einzelnen Teilflächen 
ausgemeſſen, im nächſten Jahre geſchah dies an 
benachbarter Stelle uſw., und nach Verlauf von 
ca. 20 Jahren wurde immer von neuem mit dem 
Umtrieb des auf dieſe Weiſe allmählich feſte Grenzen 
annehmenden Niederwaldes begonnen. 

Dieſe Zuteilung der einzelnen Streifen Acker⸗ 
land und Wald erfolgte ſchon früh nach einem 
beſtimmten Ausmaß, und zwar nach dem Morgen, 
einer Flache von meiſt 4 Ruten Breite und 40 Ruten 
Tiefe, alſo von 160 Qu.⸗Ruten Inhalt; da die 
Rute einer Länge von ca. 3,5 Meter entſpricht, 
hatte alſo der Morgen einen Flächeninhalt von 
ca. J Hektar. 

Zum Zubehör eines jeden Hofes (Hube) gehörte 
alſo unter anderem je ein Morgen Ackerland von 
jedem Gewanne und ein Morgen vom Niederwalde. 

Zwecks Zuteilung der Ackermorgen wurde die 
Flur an verſchiedenen Stellen in eine Reihe von 
Gewannen aufgeteilt; jedes Gewanne war ſoviel 
Morgen groß, als Höfe vorhanden waren; inner⸗ 
halb jedes Gewannes wurde jedem Hofe in be⸗ 
ſtimmter Reihenfolge ein Morgen zugewieſen; die 
dem Hofe einmal zugeteilten Acker⸗Morgen blieben 
an dieſer Stelle ſtändig liegen. 

Zwecks Zuteilung der Waldmorgen wurde der 
zuſammenhängende Niederwald ſeit dem Aufkommen 


einer geregelten Waldwirtſchaft in durchſchnittlich 
20 Schläge, jeder von einer anderen Altersklaſſe, 
eingeteilt; jeder Schlag war ſoviel Morgen groß 
als Höfe vorhanden waren; innerhalb des einen, 
gerade hiebreifen, alſo 20 jährigen Schlages wurde 
jedem Hofe alljährlich in der nämlichen Reihenfolge 
wie oben ein Morgen zugewieſen; der dem Hofe 
zuſtehende Wald⸗Morgen wechſelte alſo alljährlich 
ſeine Stelle. 

Hatte daher bei Zuteilung der Ackermorgen 
beiſpielsweiſe der Schubertshof je den erſten, der 
Unterhof je den neunten, der Strobelshof den 
vierundzwanzigſten Morgen in den einzelnen Ge⸗ 
wannen zu dauerndem Beſitz zugemeſſen erhalten, 
ſo erhielt künftig der Schubertshof immer den 
erſten, der Unterhof immer den neunten, der 
Strobelshof den vierundzwanzigſten Waldmorgen 
innerhalb der jeweiligen Hiebfläche zugewieſen. 

Gingen bei dieſer Entwicklung die Ackermorgen 
alsbald in das Sondereigentum der Höfe über, 
denen ſie anfangs zugeteilt worden waren, ſo blieb 
andererſeits die Vorſtellung beſtehen, daß der 
Niederwald ſelbſt nach wie vor Gemeingut, Allmende 
bilde, und daß die einzelnen Waldmorgen nur 
Nutzungsrechte an fremder Sache ſeien; hieraus 
entſtand mit der Zeit der Begriff des Körperſchafts⸗ 
waldes. | 

Unter „Unterhofmorgen am Güterholz“, auch 
ſchlechtweg „Unterhoflaub.⸗Zug,⸗Gerte“ genannt, 
verſtand man daher urſprünglich das dem jeweiligen 
Eigentümer des Unterhofs zuſtehende Recht, aus 
dem Walde alljährlich eine Fläche von einem 
Morgen zum Abholzen zugewieſen zu erhalten, 
und zwar in der Weiſe, daß er innerhalb der 
ieweiligen Hiebfläche immer den neunten Morgen 
zugemeſſen erhielt. 

Als mit der Bevölkerungszunahme die einzelnen 
Höfe zerſchlagen wurden, wurden auch die einzelnen 
Acker⸗ und Waldmorgen real geteilt; obwohl nun⸗ 
mehr die abgetrennten Teilſtücke ihren Mutterhöfen 
nicht mehr eigentümlich zugehörten, blieb doch ein 
gewiſſer Zuſammenhang noch gewahrt, da die 
Grundherrn ohne Rückſicht auf die geſchehene 
Teilung die Abgaben nicht von den einzelnen 
„possessores“, ſondern nach wie vor aus den 
Höfen verlangten; dieſe Teilſtücke wurden daher 
in den Lehen⸗ und Grundbüchern, die der Feſt⸗ 
ſtellung der Abgabeverbindlichkeit dienten, ſtets 
noch nach ihren Mutterhöfen benannt; und dieſe 
Benennung erhielt ſich auch dann noch aufrecht, 
als die einzelnen Morgen völlig frei veräußerlich 
und teilbar geworden waren und jede Beziehung 
zu den Höfen, denen ſie einſtmals zugehört hatten, 
verloren gegangen war. 

Die Aufteilung der Morgen in ſolche Teil⸗ 
ſtücke war meiſt ziemlich einfach, deren Flächen: 
berechnung, wie ſie in den Lehen⸗ und Grundbüchern 
und in den Holzrechtbüchern ausgewieſen iſt, 
geſtaltete ſich aber wegen des üblichen Duodezimal⸗ 


ſyſtems (1 Rute = 12 Schuh, 1 Schuh = 12 Zoll, 
1 Morgen = 160 Qu.⸗Ruten) oft ſchwierig und 
erſchwerte beſonders Unbeteiligten einen Rückſchluß 
auf die Art der vorgenommenen Teilung; einfach 
war Teilung und Berechnung bei 2, 4 und 8 Teilung, 
die in die Tiefe oder in die Breite des Morgens 
erfolgte; es entſtauden dadurch Unterflächen von 
1/2, / und / Morgen = 80, 40 und 20 Qu.⸗ 
Ruten Flächeninhalt; bei Teilung in die Tiefe 
mit anderen Ziffern mag wohl folgende Berechnungs⸗ 
art ſtattgefunden haben: eine Fläche mit 1 Morgen, 
alfo 40 Ruten Tiefe und 48 Schuh (= 4 Ruten) 
Breite gibt einen Flächeninhalt von 160 Qu.⸗ 
Ruten; eine Fläche von 40 Ruten Tiefe und 
1 Schuh Breite gibt daher einen Inhalt von 
3¼ Qu.⸗Ruten; jo viel Schuh daher von der 
Breite des Morgens abgemeſſen wurden, ſo viel 
mal 3½ Qu.⸗Ruten maß die hiedurch gewonnene 
Unterfläche; erſtreckte ſich dabei die Unterfläche 
nur über einen Teil der Tiefe, ſo entſtanden ent⸗ 
ſprechend unüberſichtlichere Flächenmaße. 

Nunmehr hatte die Bezeichnung „16 Qu. ⸗ 
Ruten am Unterhoflaub“ die Bedeutung: das 
frei veräußerliche und teilbare Recht, eine Fläche 
von 10 Schuh Breite und 20 Ruten Tiefe aus 
dem neunten Morgen der jeweiligen Hiebfläche 
zugemeſſen zu erhalten; die Benennung der Fläche 
mit dem Namen eines Hofes war alſo an ſich 
eine rein hiſtoriſche geworden, ſie diente aber jetzt 
dazu, die Reihenfolge der Zuweiſung der einzelnen 
Morgen kenntlich zu machen. 


Zu bemerken iſt dabei, daß, wie die einzelnen 
Morgen innerhalb der Hiebfläche eine beſtimmte 
Lage hatten, auch die Unterflächen innerhalb der 
einzelnen Morgen immer in ganz beſtimmter Lage 
ausgemeſſen wurden; war aber die Lage der Morgen 
nach ihrer Benennung nach Höfen leicht feſtzuſtellen, 
ſo fehlte es zu einer ſolchen Feſtſtellung bei den 
Unterflächen an einem entſprechenden Merkmal; 
die Art der Zuweiſung war aber den innerhalb 
des Morgens Berechtigten genau bekannt und 
überlieferte ſich von dem Rechtsvorgänger auf 
ſeinen Nachfolger. 

Aus dem Körperſchaftswald wurde alſo jähr⸗ 
lich eine Hiebfläche beſtimmt, aus dieſer wurden 
die Teilflächen (Morgen), und aus dieſen die 
Unterflächen in beſtimmter Ordnung heraus⸗ 
gemeſſen; dieſe letzteren bildeten den Inhalt der 
einzelnen Nutzungsrechte; bezeichnet wurden dieſe 
Rechte beiſpielsweiſe mit „¼ Morgen, 30 Qu.: 
Ruten, 10 Qu.⸗Schuh, 6 Qu.⸗Zoll an der Brunnen⸗ 
hoſgerte“. ' 

Bei vielen Körperſchaftswaldungen bildete ſich 
aber ſchon früh die Uebung, daß die Hiebfläche 
als ein ganzes geſchlagen und den Berechtigten 
ihre Anteile aus dem gefällten Holz zugewieſen 
wurden; die Bezeichnung dieſer Rechte mit Morgen, 
Rute, Schuh und Zoll blieb trotzdem beſtehen, 
drückte aber nunmehr lediglich das Verhältnis aus, 
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in dem die einzelnen Teilhaber an den entfallenden 
Nutzungen teilnahmen; beſtand alſo das Recht in 
/ Morgen = 40 Ruten und wurde jährlich eine 
Fläche von 30 Morgen geſchlagen, ſo erhielt der 
nn ſtets 1/120 des gefällten Holzes zu: 
geteilt. 

Abgeſehen von dieſen Körperſchaftswaldungen 
wurden eine Reihe von kleineren Waldparzellen 
von 1—5 Morgen Größe von Privaten zu Sonder⸗ 
eigentum erworben, meiſt Gebüſch vor dem Körper⸗ 
ſchaftswald, daher vielfach Für⸗ oder Vorhölzer 
geheißen; ihre Abholzung geſchah in der Regel 
nur alle 20 Jahre einmal, mitunter wurden auch 
mehrere Schläge gebildet, ſo daß binnen der 
20 Jahre auch öfter geſchlagen werden konnte; 
kamen ſolche Waldungen durch Erbteilung oder 
auf andere Weiſe in Miteigentum, ſo unterſtand 
die Art und Weiſe der Holznutzung von Fall zu 
Fall der freien Vereinbarung der Miteigentümer; 
dieſe reinen Miteigentumsrechte wurden einfach 
durch die Fläche ausgedrückt, die ſich bei Teilung 


der ganzen Waldfläche mit der Miteigentumsquote 


ergab; war alfo das ganze Vorholz 2 / Morgen 
28 Qu.⸗Ruten groß, ſo bedeutete die Bezeichnung 
„/ Morgen 13 Qu.⸗Ruten am Vorholz“ fo 
viel wie /s Miteigentumsanteil an dieſer Wald⸗ 
parzelle. | 

Die in den alten Urkunden niedergelegten 
Ausmaße von Waldgrundſtücken mit Morgen, 
Ruten, Schuh und Zoll konnten alſo eine drei⸗ 
fache Bedeutung haben: bei Körperſchaftswaldungen 
bedeuteten ſie entweder das Recht auf jährliche 
Zumeſſung einer ganz beſtimmten Fläche Wald, 
oder das Recht auf jährliche Zuweiſung eines be⸗ 
ſtimmten Quantums Holzes; bei Privatwaldungen 
bedeuteten ſie die Angabe der Größe des Mit⸗ 
eigentumsverhältniſſes; die Bezeichnung war daher 
beſonders für die beiden Arten von Waldungen 
eine grundverſchiedene; bei Körperſchaftswaldungen 
wurde in gewiſſem Sinne die Größe der jährlichen 
Rente, bei Privatwaldungen das Kapital ſelbſt 
damit bezeichnet. 

So war die Sachlage bei Beginn der Landes⸗ 
vermeſſung im Anfang des vorigen Jahrhunderts; 
nunmehr wurden die einzelnen Waldflächen als 
ſolche nach Tagwerken (ſpäter umgerechnet in 
Hektare) ausgemeſſen und mit eigenen Plan⸗ 
nummern bezeichnet; zwecks Bezeichnung der ein⸗ 
zelnen Rechte an dieſen Waldungen wurden aber 
die alten Maße ohne weitere Prüfung einfach in 
die Grundſteuerkataſter übernommen; eine Ver⸗ 
ſchlechterung gegen früher trat noch dadurch ein, 
daß dabei die Mitbenennung der Höfe unterlaſſen 
wurde; da dieſe Vorträge von den Kataſtern in 
die Hypothekenbücher gelangten, ſo finden wir noch 
heute als allgemein übliche Bezeichnung dieſer 
Rechte in den öffentlichen Büchern Vorträge der 
Art: „Laubholzanteil zu / Morgen 20 Qu.⸗Ruten 
am Güterholz Pl.⸗Nr. X“ oder „28 ®/ıs Qu.⸗Ruten 
am Vorholz Pl.⸗Nr. y“. 
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Da nun dieſe Rechte bis auf den heutigen 
Tag unverändert fortbeſtehen, iſt die Frage ge⸗ 
rechtfertigt, ob, und in welcher Weiſe eine Aende⸗ 
rung ihres Beſchriebes angezeigt erſcheint. 

Handelt es ſich um Privatwaldungen, ſo er⸗ 
ſcheint ihre Behandlung nach § 220 der Dienſt⸗ 
anweiſung für die Grundbuchämter unbedingt ge⸗ 
boten; das einzelne Recht iſt daher beiſpielsweiſe 
mit „¼ Miteigentumsanteil an Pl.⸗Nr. xX“ zu 
bezeichnen. | 

Handelt es fih um eine Körperſchaftswaldung, 
bei der die jeweilige Hiebfläche im ganzen ge⸗ 
ſchlagen und entweder das gefällte Holz oder der 
Verſteigerungserlös verteilt wird, ſo wird das 
einzelne Recht am beſten etwa mit „ /120 Nutz⸗ 
anteil am Körperſchaftswald y” bezeichnet; es ift 
damit deutlich zum Ausdruck gebracht, daß das 
Recht in einem Bruchteil nur der jeweils an⸗ 
fallenden Nutzung, nicht der Subſtanz ſelbſt beſteht. 

Handelt es ſich um eine Körperſchaftswaldung, 
bei der die Flächen noch den einzelnen Berechtigten 
zugemeffen und von dieſen ſelbſt abgeholzt werden, 
ſo ſtehen hier zwar auch, wie in den vorigen Fällen, 
grundſtücksgleiche Rechte in Frage; während ſie 
aber dort genereller Natur ſind und daher auch 
in genereller Weiſe, nur der Quantität nach, aus⸗ 
gedrückt werden können, handelt es ſich hier um 
ſpezielle Rechte; denn jedes Recht iſt bei der je⸗ 


weiligen Ausmeſſung an eine beſtimmte Reihen⸗ 


folge und Lage gebunden und es knüpfen ſich hieran 
Vorzüge und Nachteile; ſie bedürfen daher hier 
einer ſpeziellen Bezeichnung. 

Wie oben ausgeführt, wurde eine ſolche Speziali⸗ 
ſierung ſchon von den Beteiligten ſelbſt verſucht, und 
es iſt dieſe noch heute in Uebung, indem wenigſtens 
die einzelnen Teilflächen (Morgen) nach Höfen 
einzeln benannt wurden; in den Kataſtern und 
Hypothekenbüchern haben aber weder Teil⸗ noch 
Unterflächen eine eigene Bezeichnung erhalten und 
es war damit im Rechtsverkehr wie bei Führung 
der öffentlichen Bücher Irrtümern und Ver⸗ 
wechſlungen Tür und Tor geöffnet. 

Am einfachſten könnten dieſe Rechte wohl 
entſprechend den Grundſtücken behandelt werden; 
eine Vermeſſung des Waldes in der Weiſe, daß 
dieſer ein für allemal in die einzelnen (durchſchnittlich 
20) Schläge, dieſe in die entſprechenden Teilflächen, 
und dieſe wieder in die einzelnen Unterflächen als 
die eigentlich in Frage ſtehenden Rechtsobjekte 
vermeſfen werden, ift deshalb ausgeſchloſſen, weil 
die jeweilige Hiebfläche aus forſtwirtſchaftlichen 
Gründen nicht alle 20 Jahre genau an der 
nämlichen Stelle des Waldes beſtimmt werden 
kann; dagegen erhalten innerhalb der Hiebfläche 
die einzelne Teil⸗ und Unterflächen immer ihre 
beſtimmte Lage; es würde daher die Anfertigung 
einer Planſkizze genügen, in der innerhalb einer 
angenommenen Hiebfläche die einzelnen Teilflächen, 
(die innerhalb der nämlichen Waldung im Laufe 
der Zeit oft ſehr verſchiedene Größe erhalten haben), 
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und Unterflächen nach Maßgabe ihrer Lage und 
Größe eingezeichnet wären; die einzelnen Teil⸗ 
flächen, und innerhalb dieſer die Unterflächen, 
wären fortlaufend zu numerieren und in dieſer 
Nummernfolge im Anhang zum Sachregiſter auf⸗ 
zunehmen. | 

Da eine Umwandlung des Rutenmaßes in 
das moderne Metermaß bei der Inkongruenz der 
Maßeinheiten wohl ausgeſchloſſen iſt, wäre die 
Länge der Seiten der einzelnen Figuren in Ruten, 
Schuh und Zoll anzugeben; da aber bei vielen 
Waldungen mit Entſtehen von neuen Nutzungs⸗ 
rechten die Rutenlänge oft bedeutend, und zwar 
bei den einzelnen Waldungen in ſehr ungleicher 
Weiſe, verkürzt werden mußte, jo wäre bei jeder 
Waldung noch feſtzuſtellen, welchem Längenmaße 
in Metern heute bei ihr die Rute entſpricht. 
Cin Beſchrieb wie „Nutzrecht an Teilfläche 
Nr. 36, Unterfläche Nr. 8 der Körperſchafts⸗ 
waldung 2“ enthielte Reihenfolge und Bezeichnung 
des Rechtes, mit einem Blick auf die Planſkizze 
wäre deſſen Lage und Größe zu erſehen. 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Kleinarbeit der Strafprozehreform. Der Entwurf 
einer neuen Strafprozeßordnung iſt dem Reichstage 


zugegangen; überall wird mit Wort und Schrift für 


und gegen ihn geſtritten. Doch befaßt ſich die Li⸗ 
teratur, von einzelnen Ausnahmen abgeſehen, faſt nur 
mit den großen Problemen, die in dem neuen Geſetze 
zu löſen ſind und ſchenkt der weiteren Aufgabe einer 
Geſetzesreform, der Beſeitigung von Mängeln bei ver⸗ 
hältnismäßig untergeordneten Beſtimmungen, von 
Zweifeln in der Auslegung, der Behebung von Miß⸗ 
verſtändniſſen, der als notwendig erwieſenen Er⸗ 
gänzung und Umbildung von Vorſchriften — der 
Kleinarbeit der Reform, wie ich ſie nennen möchte — 
nur wenig Beachtung. 

Einzelne Wünſche in dieſer Beziehung möchte ich 
deshalb hier vortragen, da ich von der Anſchauung 
ausgehe, daß Fragen von erheblicher praktiſcher Be⸗ 
deutung durch das Geſetz ſelbſt in unzweideutiger 
Weiſe zu entſcheiden find!) und nicht der Auslegung 
überlaſſen werden dürfen, ſelbſt wenn ſich in letzterer 
Hinſicht bereits eine konſtante einheitliche Rechtſprechung 
der oberſten Gerichtshöfe gebildet hat. 

Ich vermiſſe zunächſt eine klare Entſcheidung, 
welche Wirkungen die Amtshandlung eines ausgeſchloſ⸗ 
ſenen Richters hat; eine Beſtimmung einzuſetzen: „die 
von einem kraft Geſetzes ausgeſchloſſenen Richter vor⸗ 
genommene Amtshandlung ift nichtig“ dürfte am 
Platze ſein. ü 

Die Zuſtellung könnte auch im Strafverfahren 
unbedenklich dem Gerichtsſchreiber übertragen werden, 
während die Ladungen wie bisher von der Staats⸗ 
anwaltſchaft vorzunehmen wären. Die ſo oft beklagte 
Vielſchreiberei könnte dadurch erheblich eingeſchränkt 
werden, wie in einem kürzlich erſchienenen Artikel 
zutreffend ausgeführt wird. 


) Motive zum 2. Abſchnitt des Entwurfes. 
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Auf die Gefahr hin, als Reaktionär angeſehen 
zu werden, der eine Errungenſchaft der 48er Jahre 
anzutaſten wagt, möchte ich auch eine weitere Beſchrän⸗ 
kung der Oeffentlichkeit der Gerichtsverhandlungen für 
zuläſſig erklärt wiſſen. Längſt hat man ja erkannt, 
daß das Prinzip der Volksöffentlichkeit heute nicht mehr 
ſeine frühere Bedeutung hat, daß die Oeffentlichkeit 
unter Umſtänden ſchädlich wirkt. Aus dieſer Er⸗ 
wägung heraus ſind die Beſtimmungen entſtanden, 
die eine Begrenzung oder Ausſchließung der Oeffent⸗ 
lichkeit zulaſſen, wenn gewiſſe Vorausſetzungen ge⸗ 
geben ſind. Allein der Ausſchließungsmöglichkeiten 
ſind zu wenige. Frühere Landesgeſetze hatten für ge⸗ 
wiſſe Arten von Delikten, z. B. für Münzverbrechen, 
die Ausſchließung der Oeffentlichkeit ſchlechthin vor⸗ 
geſchrieben. Das halte ich nicht für zweckentſprechend, 
aber den Vorſchriften lag zweifellos ein richtiger Ge⸗ 
danke zugrunde. Der Gerichtsſaal ſoll keine Ver⸗ 
brecherſchule ſein, er ſoll keine Stätte ſein, in der der 
Anreiz zu neuen Verbrechen gegeben wird. Und doch 
iſt dies nach Lage der Geſetzgebung oder wenigſtens 
der herrſchenden Auslegung des Geſetzes nicht zu 
verhindern. In breiteſter Oeffentlichkeit werden von 
dem Angeklagten alle die Tricks enthüllt, durch die er 
es Jahre lang verſtanden hat, ſeine Mitmenſchen an 
der Naſe herumzuführen, vor jedermann wird dar⸗ 
gelegt, wie der Falſchmünzer ſeine Formen und ſein 
falſches Geld ſo täuſchend ähnlich hergeſtellt hat, 
welchen Hilfsmitteln ſelbſt der feſteſte Kaſſenſchrank 
nicht widerſtehen kann. Bei nächſter Gelegenheit wird 
der Zuhörer das ſo leicht Erlernte verwerten. Und 
will man ſich nicht ſelbſt in den Gerichtsſaal bemühen, 
die Preſſe ſorgt ja für weiteſte Verbreitung. Ein⸗ 
ſchränkung oder Ausſchluß der Oeffentlichkeit für 
ſolche Fälle muß daher gefordert werden; der von 
früheren Geſetzgebungen eingeſchlagene Weg iſt nicht 
gangbar, alſo muß das Ziel auf andere Weiſe er⸗ 
reicht werden, ohne daß dabei das Prinzip zu ſehr in 
Gefahr gerät. Fügt man in § 173 und in 8 175 GVG. 
hinter „Öffentliche Ordnung“ die Worte „und Sicher: 
heit“ ein, fo dürfte dem Mangel abgeholfen fein. 
Unzweifelhaft wird die öffentliche Sicherheit — mit 
der „Staatsſicherheit“ verbindet man einen beſonderen 
Begriff — in hohem Maße gefährdet, wenn die 
Oeffentlichkeit der Verhandlung den Anſporn zu neuen 
Straftaten gibt. Ob letzteres zu befürchten iſt, hat 
das Gericht nach Anhörung der Beteiligten nach freiem 
Ermeſſen zu würdigen, maßgebend wird dabei nicht 
nur die Art des Deliktes ſelbſt, ſondern auch die Art 
und Weiſe der Ausführung ſein. 

Ein notwendiges Korrelat dieſer Aenderung iſt 
natürlich, daß auch die Preſſe ſolche Verhandlungs⸗ 
berichte nicht veröffentlicht, ſondern ſich auf die 
Wiedergabe des Faktums und des Urteils beſchränkt. 
Deswegen iſt das Geſetz vom 5. April 1888 (RGBl. 
S. 183) ebenfalls entſprechend abzuändern. 

Die Verhandlung darüber, ob die Oeffentlichkeit 
auszuſchließen iſt, ſoll öffentlich ſein. Doch wirkt es 
geradezu komiſch, wenn zwecks Beſchlußfaſſung, ob 
nachträglich noch eine einzelne beſtimmte Perſon zu⸗ 
gelaſſen werden ſoll, die Oeffentlichkeit für einen 
Augenblick wiederhergeſtellt wird, um ſofort wieder 
ausgeſchloſſen zu werden. Unbedenklich kann durch 
das Geſetz ſelbſt für ſolche Beſchlüſſe auf öffentliche 
Verhandlung verzichtet werden. 

Im Intereſſe der Rechtspflege iſt auch der Preſſe 
noch eine weitere Beſchränkung aufzuerlegen. Nach 
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dem Geſetze wie nach dem Entwurfe iſt der An⸗ 
geklagte in Abweſenbeit der Zeugen, iſt jeder Zeuge 
einzeln zu vernehmen. Man will jede auch unwill⸗ 
kürliche Beeinfluſſung vermeiden. Dieſe Beſtim⸗ 
mungen werden aber alsbald illuſoriſch, wenn ein 
Prozeß mehrere Tige dauert. Die Zeitungen bringen 
ſofort ausführliche Berichte über jede Ausſage, und 
der ſpäter zu Vernehmende kann ſich daraus nicht 
nur für ſein Zeugnis vorbereiten, ſondern er wird 
auch Einflüſſen ausgeſetzt, die vielleicht ohne ſeinen 
Willen auf ihn einwirken. Der Preſſe ift in 8 17 
des PreßG. bereits unterſagt, Anklageſchriften oder 
andere amtliche Schriftſtücke eines Strafprozeſſes eher 
zu veröffentlichen, als ſie in öffentlicher Verhandlung 
kundgegeben worden ſind oder das Verfahren ſein 
Ende erreicht hat Es wäre dieſem Paragraphen ein 
Verbot der Veröffentlichung eines Verhandlungs⸗ 
berichtes vor Beendigung des Strafprozeſſes bei⸗ 
zufügen. 

Eine weitere Frage ſchlägt ebenfalls in das Ge⸗ 
biet des Preßgeſetzes ein, betrifft teilweiſe ſogar direkt 
die Aenderung einer preßgeſetzlichen Vorſchrift; ſie 
liegt nämlich auf dem Gebiete der Beſchlagnahme. 
Im Anſchluß an den allgemeinen Satz des 8 160 
StPO. und 8 162 Abſ. 3 des Entwurfes beſtimmt 
auch letzterer, daß, ſolange die öffentliche Klage nicht 
erhoben iſt, die für die Beſchlagnahme erforderlichen 
richterlichen Entſcheidungen dem Amtsrichter zu⸗ 
ſtehen, in deſſen Bezirk die Beſchlagnahme ſtatt⸗ 
gefunden hat. Der allgemeine Satz ſoll aufrecht 
erhalten werden, für die Beſtätigung iſt dieſe aus⸗ 
ſchließliche Zuſtändigkeit jedoch unpraktiſch. Soll 
3. B. eine gleichzeitig an zwei Orten erfolgte polizei⸗ 
liche Beſchlagnahme richterlich beſtätigt werden, ſo 
müſſen hierzu zwei Amtsgerichte in Bewegung geſetzt 
werden. Hierdurch wird nicht nur der Gang des Ver⸗ 
fahrens verzögert, da jedes Gericht die Akten ſelb⸗ 
ſtändig zu prüfen hat, es können auch die ſonder⸗ 
barſten Konſequenzen ſich ergeben, wenn eines der 
Gerichte die Beſtätigung verweigert. Unbeſchadet des 
Prinzips ſollte daher für richterliche Beſtätigungen 
von Beſchlagnahmen auch das Amtsgericht des Ver⸗ 
folgungsortes — wenn ich den Ort, der die Zuſtändig⸗ 
keit des verfolgenden Staatsanwalts begründet, ſo 
nennen darf — fakultativ für zuſtändig erklärt 
werden, gleichgültig an welchem Orte die Beſchlag⸗ 
nahme ſtattfand. 

Was für die Beſtätigung der Beſchlagnahme an⸗ 
geregt wird, ſoll gleicherweiſe auch für die Anordnung 
gelten. Meiner Meinung nach iſt dies ſchon jetzt der 
Fall, um jedoch jeden Zweifel darüber auszuſchließen, 
könnte eine unzweideutige Vorſchrift nichts ſchaden. 

In Konſequenz des eben Beſprochenen iſt ein 
weiterer Satz aufzuſtellen. Vor ganz kurzer Zeit er⸗ 
lebte man das für die Juſtiz wenig erfreuliche Schau⸗ 
ſpiel, daß in einem Strafprozeſſe wegen unlauteren 
Wettbewerbs täglich eine andere von einem anderen 
Gerichte erlaſſene und der vorhergehenden ſtets wider⸗ 
ſprechende Entſcheidung in den Tagesblättern publiziert 
wurde. Die Tatſache iſt leicht erklärlich, denn auch 
die Beſchlagnahmebeſchlüſſe ſind im weſentlichen von 
der Auffaſſung des beſchließenden Richters abhängig; 
allein die Meinungsverſchiedenheit ſollte möglichſt 
wenig in die öffentliche Erſcheinung treten; nach außen 
ſoll es nur ein objektives Recht geben. Deshalb ſoll 
— und dies wäre geſetzlich feſtzulegen — eine von 
einem Gerichte angeordnete Beſchlagnahme ſo lange 
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im ganzen Deutſchen Reiche Geltung haben, bis fie 
durch dasſelbe oder das ihm örtlich übergeordnete 
Gericht wieder aufgehoben wird. 

Eine rein auf dem Gebiete des formellen Preß⸗ 
rechtes entſtandene Streitfrage iſt die, wer in 8 24 
des PreßG. unter dem für die Beſtätigung der preb- 
geſetzlichen Beſchlagnahme zuſtändigen Gerichte zu 
verſtehen iſt. Die herrſchende Anſicht, daß die all⸗ 
gemeine Vorſchrift anzuwenden iſt und infolgedeſſen 
der Amtsrichter des Bezirkes und nicht die Straf⸗ 
kammer die Beſtätigung erteile, ſollte im Geſetze un⸗ 
zweideutigen Ausdruck finden. 

In engſtem Zuſammenhange mit der Beſchlag⸗ 
nahme ſteht die urteilsmäßige Einziehung von un⸗ 
züchtigen Druckſchriſten im objektiven Verfahren nach 
85 184, 41 StGB. Auch dieſes Inſtitut bedarf 
dringend der Neuregelung, will man nicht zu Zu⸗ 
ſtänden kommen, die allen Begriffen einer Juſtiz 
Hohn ſprechen. Der durch Geſetz vom 13. Juni 1902 
angeblich beſeitigte ſogenannte fliegende Gerichtsſtand 
der Preſſe ſteht hier in vollſter Blüte und ſchadet 
dem Anſehen der Rechtspflege in ganz außerordent⸗ 
licher Weiſe. Ich denke dabei an die Verfolgung der 
unzüchtigen Poſtkarten und derer, die ſie verbreiten. 
In der Verbreitung liegt die nach § 184 ſtrafbare 
Handlung, wegen deren daher gleichzeitig an un⸗ 
zähligen Orten ein Strafverfahren eingeleitet werden 
kann, ja ſtreng genommen eingeleitet werden muß. 
Gerade über den Charakter und das Weſen des Un⸗ 
züchtigen herrſcht nun die größte Meinungsverſchieden⸗ 
heit; Weltanſchauung, Erziehung, ja ſogar Politik 
üben bei der Beurteilung ihren Einfluß aus, dem ſich 
auch der objektivſte Staatsanwalt und Richter nicht 
völlig entziehen kann, ſo daß die Entſcheidungen der 
Strafverfolgungsbehörden notwendig ein Spiegelbild 
dieſer Meinungsverſchiedenheit geben. 

Dadurch wird wiederum der Fundamentalſatz 
jeder Rechtspflege von dem „objektiven Recht und 
der durch die Gerichte vertretenen objektiven Ge⸗ 
rechtigkeit“ verletzt; es entſteht der Gedanke, daß das 
„Recht“ nach Ort und Zeit wechſelt; ein Gedanke, 
der das Vertrauen in die Rechtspflege aufs heftigſte 
erſchüttert und untergräbt. Abhilfe tut daher dringend 
not und ſie iſt m. E. auch nicht ſchwer zu erreichen. 
Der bereits in der Praxis von manchen Straf⸗ 
verfolgungsbehörden eingeſchlagene Weg führt zum 
richtigen Ziel. Für die Beurteilung der Unzüchtigkeit 
eines Bildes, einer Karte, eines Schriftwerkes iſt eine 
ausſchließliche Zuſtändigkeit zu ſchaffen und zwar, wenn 
der Verlagsort bekannt und im Deutſchen Reiche iſt, 
bei den Gerichten des Verlagsſitzes, andernfalls bei 
den vom Geſetze ſelbſt dem Orte nach zu beſtimmenden 
Gerichten, z. B. den Gerichten in Dresden oder falls 
ein Univerſitätsſitz zweckentſprechender erſcheint den 
Gerichten in Leipzig. 

Die Zuſtändigkeit für das ſubjektive Verfahren 
gegen die Verbreiter ſoll natürlich durch dieſe Regelung 
nicht berührt werden, die allgemeinen Grundſätze über 
örtliche Zuſtändigkeit für jene Fälle nicht beſeitigt ſein. 
Ich denke mir das künftige Vorgehen etwa folgender⸗ 
maßen. Die Polizei beſchlagnahmt in München bei dem 
Kaufmann K eine Reihe ihrer Meinung nach unzüchtiger 
Karten, die teils in Berlin, teils in Breslau und teils in 
Paris hergeſtellt ſind und überſendet ſie zu weiterem 
Vorgehen an die Staatsanwaltſchaſt. Letztere leitet 
nun zwar gegen K das Verfahren nach 8 184 ein, 
übermittelt jedoch die Karten an die Staatsanwalt⸗ 
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ſchaften Berlin, Breslau und Dresden und erwartet 
deren Entſcheidung hinſichtlich ihres Vorgehens gegen 
die Verleger V. Stellen die genannten Staatsanwalt⸗ 
ſchaften ihr Verfahren ein, weil die Karten ihrer 
Meinung mach nicht unzüchtig ſind, ſo iſt auch für 
München die Sache erledigt, der Münchener Staats⸗ 
anwalt ſtellt ſein Verfahren ohne weiteres gleich⸗ 
falls ein. Schwieriger iſt die Sache im anderen Falle. 
Führt Berlin gegen V ein ſubjektives Verfahren mit 
Erfolg durch und wird die Einziehung der Karten 
ausgeſprochen, ſo entſcheidet München nur, ob K ſub⸗ 
jektiv verantwortlich zu machen iſt, wobei es als 
Grundlage ſeines Urteils die rechtskräftige Berliner 
Entſcheidung, daß die Karten unzüchtig ſind, zu nehmen 
hat. Wird V dagegen freigeſprochen oder das Haupt- 
verfahren gegen ihn nicht eröffnet, ſo teilt dies der 
Berliner Staatsanwalt ſeinem Münchner Kollegen 
mit, der, wenn die Freiſprechung des V auf objektiven 
Gründen beruht, ſein Verfahren einſtellt, wenn dagegen 
lediglich aus Gründen, die in feiner Perſon liegen, 
3. B. Unzurechnungsfähigkeit, nicht verurteilt wurde, 
obwohl die Karten unzüchtige ſind, es weiterführt. Die 
damit befaßte Münchener Kammer hat eben dann die 
Unzüchtigkeit als gegeben zu nehmen, und wenn ſie 
den K verurteilt, auch die Einziehung auszuſprechen. 
Es wird dadurch allerdings von einem andern als 
dem Gerichte des Verlagsortes die Einziehung ver⸗ 
fügt, allein — abgeſehen davon, daß der Fall ſich 
höchſt ſelten ereignen wird — iſt der oben aufgeſtellte 
Grundſatz doch nicht verletzt, da in der Tat die Ent⸗ 
ſcheidung über die Unzüchtigkeit von dem Gerichte des 
Verlagsortes getroffen wurde. 

Sieht ſich endlich ſchon der Berliner Staats⸗ 
anwalt außerſtande, ſubjektiv gegen V vorzugehen, 
möchte aber die Karten im objektiven Verfahren, an 
deſſen Einleitung ihn jedoch das in München ſchwe⸗ 
bende Verfahren hindert, eingezogen wiſſen, ſo würde 
man konſequenterweiſe das Münchner Gericht an 
die Entſcheidung der Berliner Staatsanwaltſchaft 
binden müſſen. Allein dies darf aus hier nicht weiter 
zu erörternden Gründen nicht geſchehen, und da andrer⸗ 
ſeits, wollte man dem Münchner Gericht freie Hand 
einräumen, wenigſtens für einige Fälle der gefährliche 
alte Zuſtand des Zwieſpaltes und der Verworrenheit 
wieder eingeführt würde, muß die Möglichkeit, daß 
jener Fall überhaupt eintritt, ausgeſchaltet werden. 
Dies kann aber nur dadurch geſchehen, daß man den 
Staatsanwalt des Verlagsortes zwingt, wenn er nicht 
auch objektiv einſtellen will, über die ſubjektive Ein⸗ 
ſtellung ſtets das Gericht entſcheiden zu laffen. 

Durch dieſe Art der Regelung, die unſchwer in 
Paragraphen zu gießen iſt, wird nicht nur eine ein⸗ 
heitliche Beurteilung aller Schriftwerke und Bilder 
gewährleiſtet und für die Verleger ꝛc. eine klare 
Rechtslage geſchaffen, es wird auch bei den Staats⸗ 
anwaltſchaften eine Arbeitserleichterung und größere 
Ueberſichtlichkeit erzielt. Während gegenwärtig jede 
Staatsanwaltſchaft ganze Stöße und Albumbände von 
unzüchtigen Karten und Bildern aufbewahren muß, um 
im geeigneten Momente nachſehen zu können, ob das 
betreffende Bild bereits eingezogen iſt, wird ſich in 
Zukunft dieſe Sammlung auf ein Minimum redu⸗ 
zieren, da ſie nur das zu enthalten hat, was in dem 
Landgerichtsbezirke verlegt wird. | 

Nach der herrſchenden Anſchauung tritt für das 
Urteil im objektiven Verfahren keine Rechtskraft ein, 
ſelbſt wenn es jeweils aus dem ſubjektiven Verfahren 
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gegen ein und dieſelbe Perſon entſtanden iſt. Es ſoll 
nicht verkannt werden, daß die allgemeinen Regeln 
über Rechtskraft für das objektive Verfahren um des⸗ 
willen nicht entſprechend erſcheinen, weil die An⸗ 
ſchauungen über Unzüchtigkeit nicht nur nach Ort, 
ſondern viel mehr noch nach Zeit wechſeln. Immer⸗ 
hin ſoll der Verleger einen gewiſſen Zeitraum von 
Verfolgung desſelben Buches oder Bildes, etwa für 
15 Jahre, ſicher ſein. 

Im Privatklageverfahren war die reformbedürf⸗ 
tigſte Frage die Koſtenfrage. Die größte Unbilligkeit 
iſt nun zwar durch die Einführung der Vererblichkeit 
der Privatklage beſeitigt, eine unbillige Härte findet 
ſich aber noch immer bei Regelung des Koſtenpunktes. 
Der Beleidigte läuft trotz der Feſtſtellung, daß objektiv 
eine ſchwere Beleidigung gegeben iſt, Gefahr, nicht 
nur mit ſeiner Klage abgewieſen zu werden, alſo 
den erbetenen Rechtsſchutz nicht zu finden, ſondern 
auch die ganzen Koſten einſchließlich der dem 
Angeklagten erwachſenen notwendigen Auslagen 
tragen zu müſſen, wenn es ſich herausſtellt, 
daß der Beleidiger wegen Geiſteskrankheit für ſeine 
Handlung nicht verantwortlich gemacht werden kann. 
Dieſe Gefahr iſt um ſo größer, jene Entſcheidung 
aber um ſo unbilliger, als gerade die durch die Krank⸗ 
heit bedingte Intenſität und Hartnäckigkeit der Ver⸗ 
leumdungen den Verletzten zur gerichtlichen Klage 
zwingen und als ſehr oft die Feſtſtellung der 
anomalen Geiſtesbeſchaffenbeit ſelbſt für den Arzt 
außerordentlich ſchwierig iſt und daher ſicher dem 
beleidigten Laien verborgen bleiben mußte. Mit 
Recht erhebt deshalb ein Gerichtsarzt !) die Forderung, 
es möge hier im Geſetze Abhilfe geſchaffen werden. 
Freilich erſcheint ſein Vorſchlag, es ſollen die Koſten 
ſtets auf die Staatskaſſe übernommen werden event. 
mit Eingreifen der Staatsanwaltſchaft, nicht annehm⸗ 
bar. Allein in anderer Weiſe kann die Unbilligkeit 
wenigſtens teilweiſe beſeitigt werden. Nach $ 829 
des BGB. hat ein Geiſteskranker, der einem anderen 
Schaden zugefügt hat, wegen desſelben aber nicht 
verantwortlich gemacht werden kann, gleichwohl den 
Schaden inſoweit zu erſetzen, als die Billigkeit nach 
den Umſtänden, insbeſondere nach den Verhältniſſen 
der Beteiligten eine Schadloshaltung erfordert und 
ihm nicht die Mittel entzogen werden, deren er 
bedarf. Dieſer Satz ließe ſich auch hier analog an⸗ 
wenden. Auch durch die Beleidigung wird ein Schaden 
verurſacht, der ſich ſogar inſoweit als materieller 
Schaden darſtellt, als er in der Verpflichtung zur 
Tragung von Koſten beſteht. Wenn mit einer ſolchen 
Analogie, die natürlich geſetzlich zu regeln wäre, die 
oben bezeichnete Härte auch nicht ganz beſeitigt wird, 
ſo wird ſie doch für viele Fälle gemildert. 

In jüngſter Zeit hat ſich ergeben, daß auch die 
Beſtimmungen über die Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens nicht völlig den Anforderungen der Praxis 
entſprechen. Abgeſehen von den hier nicht intereſſierenden 
Gründen kann die Wiederaufnahme nur beantragt 
werden, wenn neue Tatſachen oder Beweismittel 
beigebracht werden, die allein oder in Verbindung 
mit den früher erhobenen Beweiſen die Unſchuld des 
Verurteilten ergeben oder doch dartun, daß ein 
begründeter Verdacht gegen ihn nicht mehr beſteht; 
es fehlt daher die Möglichkeit, ein unter Verletzung 
des Grundſatzes ne bis in idem ergangenes rechts⸗ 
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kräftiges Urteil wieder zu beſeitigen. Denn die 
Unſchuld des Verurteilten hat ſich ebenſowenig heraus⸗ 
geſtellt wie der Mangel eines Verdachtes ergeben, 
vielmehr hätte lediglich wegen der bereits erfolgten 
Aburteilung die Einſtellung des neuen Verfahrens ge⸗ 
ſchehen müſſen. Auch das geltende Recht leidet an 
dieſem Mangel; doch hat man ihm kürzlich durch eine 
m. E. allerdings gekünſtelte Auslegung des Wortes 
„Freiſprechung“ abzuhelfen verſucht; künftighin iſt in⸗ 
folge der veränderten Faſſung des Paragraphen auch 
dieſer Weg nicht mehr gangbar. Es ſollten daher 
vielleicht die Worte „oder zu einer Einſtellung des 
Verfahrens führen müſſen“ beigefügt werden, wenn 
man nicht überhaupt der Beſtimmung eine mehr ne⸗ 
gative Geſtalt geben will, indem man etwa ſagt 
„. . . beigebracht werden, die allein oder in Ber- 
bindung mit den früher erhobenen Beweiſen die Ver⸗ 
urteilung ausſchließen.“ 
Es gibt noch manche reformbedürftige Punkte, 
es wären noch mancherlei Fragen zu beſprechen, doch 
möge nicht durch die Fülle der Anregungen die Auf⸗ 
merkſamkeit von den wichtigſten Punkten abgelenkt 
werden, als die ich die oben behandelten erachte. 


III. Staatsanwalt Dr. Würzburger in Augsburg. 


Aus der Praxis der Gerichte. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Haftung einer bayeriſchen Stadtgemeinde für den 
Schaden, der bei einer Kanaliſierung durch die mit der Aus⸗ 
führung betraute Firma dem Eigentümer eines Hauſes zu- 
gefügt wird. Stadtbaurat als verfaſſungsmäßiger Ber- 
treter der Gemeinde. (BGB. SS 909, 823, 831, 30, 31, 
89; bayer. GemO. Art. 71, 85). Die Stadtgemeinde B. 
übertrug die Ausführung einer Neukanaliſierung ver⸗ 
ſchiedenen Unternehmern, darunter auch der Firma 
H. G. Dieſe legte den Kanal in der Straße: „Vor⸗ 
derer Graben“ und ließ zur Einlegung der Kanal⸗ 
röhren in den Straßenkörper einen Graben von etwa 
6 m Tiefe und 80 em Breite ausheben, der ſich vor 
dem Hauſe der Geſchwiſter M. hinzog. Nach deren 
Behauptung hat ſich infolge des Kanalbaues und ins⸗ 
beſondere der Ausſchachtungen ihr Haus geſenkt und 
ſchwere Beſchädigungen erlitten; ſie haben gegen die 
Stadtgemeinde Klage auf Erſatz des Schadens erhoben. 
Das LG. hat die Stadtgemeinde, der die Firma H. G. 
als Nebenintervenientin beigetreten iſt, zur Zahlung 
von 3000 M verurteilt; die Berufung der Gemeinde 
Ele zurückgewieſen. Die Reviſion hatte keinen 

rfolg. 

Aus den Gründen: Der Vorwurf der Reviſion, 
das OLG. habe die SS 909, 823 Abſ. 2 und 831 BGB. 
verletzt, ift nicht begründet. Die Annahme des OLG., 
die Baufirma H. G. ſei die Unternehmerin, die Ge⸗ 
meinde dagegen die Beſtellerin des Werkes der 
Kanaliſierung geweſen, ſchloß nicht aus, daß die 
Frage der Haftung für den Schaden nicht auf Grund 
des § 831, fondern auf Grund des 8 823 Abſ. 2 
geprüft und beantwortet wurde. Der § 909 a. a. O. 
wendet ſich vorzugsweiſe an den Grundeigentümer, 
deſſen Eigentum er zugunſten des Nachbars beſchränkt; 
der ſich aus dem § 909 ergebenden Pflicht wird der 
Eigentümer nicht dadurch ledig, daß er die Ausführung 
eines mit einer Vertiefung ſeines Grundſtücks ver⸗ 
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bundenen Werkes einem Dritten überträgt, vielmehr 
bleibt er, indem er die Vertiefung nicht nur duldet, 
ſondern ſogar veranlaßt, der Urheber und als ſolcher 
verpflichtet, dafür zu ſorgen, daß die Vertiefung nicht 
die im 8 909 bezeichnete ſchädliche Folge für das 
Nachbargrundſtück hat. Von dieſer Fürſorgepflicht 
war die Stadtgemeinde auch nicht durch den Umſtand 
befreit, daß die Baufirma eine „erſtklaſſige“ Firma ift, 
die ſchon Dutzende ſolcher Arbeiten ausgeführt hatte, 
und daß der Plan, nach dem die Kanaliſierung durch⸗ 
geführt wurde, von einer Autorität herrührt, und 
zwar um fo weniger, als die Beobachtung des § 909 
die Kenntnis der örtlichen Verhältniſſe vorausſetzte, 
die nach den Feſtſtellungen des Oberlandesgerichts 
die Beklagte ſchon hatte oder ſich doch leicht ver- 
ſchaffen konnte. Gerade darauf, daß die Gemeinde 
keinen Gebrauch von dieſer Kenntnis und von der 
Möglichkeit gemacht hat, ſich über die Fundierung 
der anſtoßenden Häuſer zu unterrichten, hat das OLG. 
den Verſtoß gegen den § 909 und die Beſchädigung 
des Hauſes der Kläger zurückgeführt. Hätte die 
Beklagte ſich durch den Vertrag mit der Baufirma 
jedes Einfluſſes auf die Beobachtung der ſich aus 
8 909 ergebenden Rückſichten begeben, fo würde fie 
ſich ſchon damit in einen Widerſpruch zu 8 909 geſetzt 
haben; tatſächlich aber hatte ſich die Beklagte die 
Oberaufſicht über die Arbeiten und die Oberleitung 
vorbehalten und zu dieſem Behufe ſogar ein beſon⸗ 
deres Sielbaubureau mit dem Stadtbaurat an der 
Spitze geſchaffen. Unrichtig iſt die Annahme der 
Reviſion, daß die Beklagte der Baufirma die Art 
der Rohrlegung überlaſſen habe und ſich darauf habe 
verlaſſen dürfen, daß dieſe allenfalls für eine ge⸗ 
nügende anderweitige Befeſtigung der Nachbargrund⸗ 
ſtücke ſorgen werde. 

Die Verantwortlichkeit der Stadtgemeinde für das 
pflichtwidrige und fahrläſſige Verhalten ihres Magiſtrats 
und namentlich ihres Stadtbaurats ergeben die SS 30, 
31, 89 BGB.; mit Recht hat das OLG. in dem Vorſtande 
des Stadtbauamtes einen verfaſſungsmäßig berufenen 
Vertreter der Beklagten gerade auf dem Gebiete des Bau⸗ 
weſens erkannt. Nach Art. 71 1V der bayer. GemO. find 
die gemäß Art. 85 vom Magiſtrat zu ernennenden 
Bauräte Mitglieder des Magiſtrats mit voller Stimm⸗ 
berechtigung innerhalb ihres Wirkungskreiſes. Daß 
aber der Stadtbaurat auf dem Gebiete ſtädtiſcher 
Bauten im allgemeinen und der Kanaliſierung im 
beſonderen auch nach eigenem Ermeſſen handelte und 
die Beklagte bei Erfüllung ihrer geſetzlichen Pflichten 
zu vertreten hatte, konnte das OLG. mit Rückſicht 
auf ſeine Stellung als Vorſtand des Stadtbauamtes 
und an der Spitze des zur Oberaufſicht über die 
Kanaliſierungsarbeiten eingerichteten Sielbaubureaus 
ohne weiteres annehmen. Die Beklagte kann deshalb 
die Verantwortung für den durch ſeine Fahrläſſigkeit 
entſtandenen Schaden nicht mit dem Hinweis darauf 
ablehnen, daß ihr mit Bezug auf ſeine Auswahl 
kein Mangel an Sorgfalt zur Laſt fällt. (Urteil des 
V. 35. vom 6. Oktober 1909). 
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II. 


Ein Vertrag über die Gewährung eines Darlehens 
kann wirkſam fein, auch wenn die Höhe des zu eröffnenden 
Kredits nicht feſt beſtimmt iſt. Die Höhe der Leiſtun 
kann durch das Geldbedürfnis des Empfängers beſtimm 
werden. Der Kläger behauptet, daß der Beklagte ihm 
die Gewährung eines Darlehens von 40 600 M oder 
doch von 34 600 M zugeſichert habe; er hat den Be- 
klagten auf Zahlung der Darlehensſumme von 40 600 M, 
oder doch von 34 600 M belangt. Das OLG. hat 
die Klage abgewieſen. Das Reichsgericht hob das 
Urteil auf. 

Aus den Gründen: Der Beklagte beſtreitet, 
daß er dem Kläger das Darlehen feſt verſprochen habe, 
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und daß eine Einigung über alle weſentlichen Punkte 
des Vertrages zuſtande gekommen ſei. Das OLE. 
nimmt an, daß bei Abſchluß der Verhandlungen beide 
Teile darüber einig waren, es ſei zwiſchen ihnen ein 
verbindliches Darlehensgeſchäft dahin geſchloſſen 
worden, daß der Beklagte das Darlehen zu gewähren 
habe, wenn das nicht durch ſeine Ehefrau geſchehe. Trotz 
dieſes übereinſtimmenden Willens der Parteien De- 
ſtehen jedoch nach der Anſicht des OLG. Zweifel, ob 
die Parteien über alle weſentlichen Erforderniſſe 
eines Darlehensvertrages einig waren. Insbeſon⸗ 
dere gelte das für den Betrag des Darlehens. Nach 
dem von dem Zeugen P. geſchilderten Hergang bleibe 
unbeſtimmt, welche Summe geliehen werden ſollte. 
Da ſomit die Höhe des Darlehens nicht Gegenſtand 
der Willenseinigung geworden ſei, hätten ſich die 
Parteien über einen weſentlichen Beſtandteil des Dar⸗ 
lehensgeſchäftes nicht geeinigt, über den ſchon wegen 
ſeiner Bedeutung wie auch nach dem Inhalte der 
Abmachungen eine Vereinbarung getroffen werden 
ſollte und ohne deſſen nähere Beſtimmung der Vertrag 
nicht geſchloſſen ſein würde. Dieſer Mangel mache 
nach 8 155 BGB. das ganze Darlehensgeſchäft un- 
wirkſam. Die Reviſion iſt begründet. Von Anwen⸗ 
dung des § 315 BGB. freilich kann nicht die Rede 
ſein. Eine Behauptung dahin, daß die Leiſtung — 
die Höhe des Darlehens — durch einen der Ver⸗ 
tragsſchließenden beſtimmt werden ſollte, iſt bisher 
von keiner Seite aufgeſtellt worden; man wüßte auch 
gar nicht, ob es der Beklagte oder der Kläger ſein 
ſoll, dem die Beſtimmung überlaſſen wäre. Richtig 
aber ift, daß auch nach dem Rechte des BGB. die 
Vertragsleiſtung nicht notwendig beim Vertrags⸗ 
abſchluſſe feſt beſtimmt zu werden braucht, daß viel⸗ 
mehr die Beſtimmbarkeit genügt, ſofern im 
übrigen eine wirkliche Willensbindung vorliegt. Die 
Beſtimmung der Leiſtung kann namentlich abge⸗ 
ſtellt ſein auf objektive Umſtände oder Ereigniſſe, wie 
3. B. auf das Geſchäftsbedürfnis einer Partei (vgl. 
Oertmann, Recht der Schuldverhältniſſe zu § 315 
Pem. 1 Seite 143); und fo ift es auch bei einem 
Darlehensvorvertrage ganz wohl zuläſſig, daß die 
Höhe des zu gewährenden Darlehens von dem Geld⸗ 
bedürfniſſe des Darlehensempfängers abhängig 
gemacht wird. Verträge auf Gewährung eines Dar⸗ 
lehenskredits, der nur dem Höchſtbetrage nach begrenzt 
iſt, kommen denn auch im Verkehrsleben häufig genug 
vor. Nun ſteht hier außer Zweifel, daß aus den 
Mitteilungen des Klägers der Zweck der Darlehens⸗ 
aufnahme klar hervorging, es handelte ſich, wie auch 
der Beklagte wußte oder erkennen mußte, um die 
vom Kläger beabſichtigte Ablöſung der beiden (letzten) 
F'ſchen Teilhypotheken von 21 600 M und 19 000 M und 
Uebernahme dieſer beiden Hypotheken durch den Dar- 
lehensgeber. Aus dieſer Zweckbeſtimmung des Darlehens 
und dem bei den Verhandlungen der Parteien erörterten 
Betrag der Hypotheken ergab ſich zunächſt die Höch ft- 
grenze des vom Kläger nachgeſuchten Darlehens. Hat 
alsdann der Beklagteſchließlich erklärt, daß er, das Geld“ 
beſtimmt bis zum 1. Juli oder Anfang Juli geben 
oder beſchaffen würde, und beim Abſchiede dem Kläger 
geſagt „er könne ruhig ſchlafen, die Sache ſei end⸗ 
gültig erledigt“, und ſind beide Teile beim Abſchluß 
der Verhandlungen darüber einig geweſen, daß 
zwiſchen ihnen ein verbindlicher Darlehens vor) vertrag 
geſchloſſen ſei, ſo liegt die Annahme am nächſten, daß 
in rechtsverbindlicher Weiſe vereinbart war, der Be⸗ 
klagte ſolle dem Kläger ſoviel Geld darleihen, als 
zur Auszahlung jener beiden Hypotheken bis zur 
Höhe von 40 600 M erforderlich fein würde. (Wird 
näher ausgeführt.) Läßt ſich in den Punkten, bei 
denen der Berufungsrichter eine Vereinbarung ver⸗ 
mißt, der Vertragsinhalt aus der Zweckbeſtimmung 
des Geſchäftes und den ſonſtigen Verhandlungen 
ergänzen, ſo muß für die Entſcheidung weder der 
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$ 154 BGB. noch der § 155 BGB. herangezogen 
werden. Die erſtere. Vorſchrift hat auch das OLG. 
nicht angewendet und es iſt im Berufungsurteil auch 
nichts über eine Erklärung der einen oder der anderen 
Partei feſtgeſtellt, wonach eine weitere Vereinbarung 
getroffen werden ſollte. Die Vorſchrift des § 155 
BGB. aber betrifft die Fälle des fog. verſteckten oder 
unbewußten Diſſenſes. Das Os. ſpricht nicht aus, 
daß die Parteien ſich der Unvollſtändigkeit ihrer 
Einigung nicht bewußt geweſen ſeien, was in An⸗ 
ſehung der mangelnden Feſtſetzung der Darlehens⸗ 
ſumme auch ſchwer begreiflich wäre. Indes wenn 
die Vertragsleiſtungen, wie ausgeführt, der Abſicht 
der Vertragsſchließenden entſprechend nach den be⸗ 
redeten Umſtänden ſich beſtimmen ſollten, ſo lag 
eine Unvollſtändigkeit der Vereinbarung im Sinne 
des 8 155 BGB. gar nicht vor. Hätte es iH übrigens 
um einen Punkt gehandelt, der nicht bloß nach dem 
Willen einer Partei, ſondern begrifflich oder geſetzlich 
einen weſentlichen und notwendigen Beſtandteil des 
Geſchäfts bildete, was hier für die Höhe der Darlehens⸗ 
ſumme angenommen werden könnte, dann wäre beim 
Mangel einer Vereinbarung hierüber der ganze Vertrag 
ſchlechthin ungültig, ohne daß der 8 155 BGB. in 
Betracht käme. Aber dieſer Fall iſt bei Beſtimmbar⸗ 
keit des Betrages eben nicht gegeben. — Daß man 
über den Mangel einer ausdrücklichen Feſtſetzung des 
Zinsſatzes und des Zeitpunktes der Kündbarkeit 
des Darlehens hinwegſehen, das heißt den Vertrag 
zu dieſen beiden Punkten ergänzen könnte, hat der 
Berufungsrichter ſelbſt am Schluſſe der Gründe dem 
Kläger zugegeben. (Urt. des VI. ZS. vom 17. Mai 1909, 
VI. 522/08). 
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III. 


Anſpruch der gean auf Sicherung des eingebrachten 
Gutes. (58 1377, 1391 BGB.). Aus den Gründen: 
Die Klage der Ehefrau auf mündelſichere Anlegung 
des Reſtes ihres eingebrachten Gutes zum Betrage 
von noch 8694 M oder Sicherheitsleiſtung ift zunächſt 
auf § 1377 Abſ. 2 BGB. geſtützt. Danach hat der 
Mann das zum eingebrachten Gute der Frau ge⸗ 
hörende Geld nach den für die Anlegung von Mündel⸗ 
geld geltenden Vorſchriften für die Frau verzinslich 
anzulegen, ſoweit es nicht zur Beſtreitung von Aus⸗ 
geben bereit zu halten iſt. Das Gebot mündelſicherer 
Anlegung bezweckt, das eingebrachte Gut der Frau 
vor Verluſten zu bewahren. Die hier ausgeſprochene 
Verpflichtung des Mannes iſt eine Verſchärfung der 
allgemeinen Verpflichtung des Mannes zur ordnungs⸗ 
mäßigen Verwaltung des eingebrachten Gutes der 
Frau (8 1374 Satz 1). Durch die Vorſchrift des § 1377 
Abf. 2 folen Streitigkeiten unter den Eheleuten dar» 
über abgeſchnitten werden, wann eine Geldanlage ord⸗ 
nungsmäßig ift (mot Bd. 4 S. 282). Wenn aber 
beide Eheleute über eine beſtimmte Geldanlage einig 
ſind, ſo entfällt die Verpflichtung des Mannes aus 
8 1377 Abſ. 2. Hier iſt das eingebrachte Gut der 
Klägerin unſtreitig mit ihrem Wiſſen und Willen in 
dem Geſchäfte des Beklagten angelegt worden. Dabei 
muß es zunächſt ſein Bewenden haben. Die Klägerin 
hat durch ihr Einverſtändnis mit dieſer Geldanlage 
zu erkennen gegeben, daß ihr auf Befolgung der Vor⸗ 
dont des 8 1377 Abſ. 2 nicht ankommt. Mithin kann 
em Beklagten aus der Nichtbeachtung der Vor⸗ 
ſchrift des § 1377 Abſ. 2 allein ein Vorwurf nicht 
gemacht werden und die Klägerin iſt nicht berechtigt, 
mit dem einfachen Hinweife auf jene Vorſchrift will⸗ 
kürlich die nachträgliche mündelſichere Anlegung ihres 
Geldes zu verlangen. Die Frage, ob nicht die Hin⸗ 
gabe des Geldes in das Geſchäft des Mannes ſogar 
zu den in 8 1377 Abf. 2 bezeichneten Ausgaben gehört, 
kann hier dahingeſtellt bleiben, weil die Parteien darüber 
nicht ſtreiten. Die Klage auf mündelſichere Anlegung 
der 8694 M oder Sicherheitsleiſtung durch Hinter⸗ 
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legung ift ferner auf die Vorſchrift des § 1391 BG 
geſtützt. Der Abſ 1 des § 1391 erteilt der Frau das 
Recht auf Sicherheitsleiſtung, wenn das Verhalten des 
Mannes die Beſorgnis begründet, daß die Rechte der 
Frau in einer das eingebrachte Gut erheblich gefähr⸗ 
denden Weiſe verletzt werden. Ein ſolches Verhalten 
des Beklagten liegt nicht vor. Nach Abſ. 2 des 
§ 1391 iſt der Anſpruch auf Sicherung gegeben, wenn 
die der Frau aus der Verwaltung und Nutznießung des 
Mannes zuſtehenden Anſprüche auf Erſatz des Wertes 
verbrauchbarer Sachen erheblich gefährdet ſind. Bei 
Anwendung dieſer Vorſchrift kommt es auf ein ur⸗ 
ſächliches Verhalten des Mannes nicht an (RG. 
Bd. 60 S. 182). Das Sicherheits verlangen ift vielmehr 
ſchon dann gerechtfertigt, wenn die Erſatzanſprüche der 
Frau aus irgend einem Grundegefährdet ſind, z. B weil 
der Mann in Vermögensverfall geraten iſt. Es fragt 
ſich zunächſt, ob der Klägerin ein Anſpruch auf Erſatz 
des Wertes verbrauchbarer Sachen gegen den Pe- 
klagten überhaupt zuſteht. Dieſe Frage iſt zu bejahen, 
denn die Klägerin hat nach 8 1421 einen Anſpruch 
auf Herausgabe ihres eingebrachten Gutes. Allerdings 
hat die Herausgabe erſt nach der Beendigung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung zu geſchehen. Der Beklagte 
braucht alſo die von der Frau eingebrachten, von ihm 
in feinem Geſchäfte verbrauchten 8694 M erft bei der 
Beendigung ſeiner Verwaltung und Nutznießung zu 
erſetzen. Allein der 8 1391 Abſ. 2 will ſowohl 
die gegenwärtigen als auch die zukünftigen Erſatzan⸗ 
ſprüche der Frau ſichern (Mot. Bd. 4 S. 185, Prot. 
Bd. 4 S. 200). Hiernach kommt es nur noch darauf 
an, ob auch die weitere Vorausſetzung des § 1391 
Abſ. 2 vorliegt, daß nämlich der zukünftige Erfatz⸗ 
anſpruch der Klägerin erheblich gefährdet iſt. (Urt. 
des IV. 35. vom 5. Juli 1909, IV. 589/08). 
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IV. 


Voransſetzungen der Entmündigung wegen Trunk⸗ 
ſucht. Aus den Gründen: Das OLE. ftellt feft, daß 
der Kläger zwar der in wiederkehrenden Zeitabſchnitten 
ſich äußernden Trunkſucht ergeben iſt, verneint aber, 
daß er infolge deſſen ſeine Angelegenheiten nicht zu be⸗ 
ſorgen vermöge, und hat, da die ſonſtigen Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 6 Nr. 3 BGB. nicht in Betracht 
kommen, aus dieſem Grunde den Entmündigungs⸗ 
beſchluß aufgehoben. Dabei iſt mit Recht angenommen, 
daß jenes Unvermögen ſchon zur Zeit der Entmündigung 
vorhanden ſein müſſe. Dies ergibt die vom Geſetze 
gebrauchte Präſenzform („zu beſorgen vermag“), 
während nur bei der zweiten und dritten Alternative 
eine erſt für die Zukunft zu beſorgende Sachlage 
(„Gefahr des Notſtandes, Gefährdung der Sicherheit 
Anderer“) für ausreichend erklärt wird. Ob das Un⸗ 
vermögen des Klägers zur Beſorgung feiner An- 
gelegenheiten erwieſen ſei, iſt im übrigen Tatfrage. 
Zutreffend und in Uebereinſtimmung mit der Recht⸗ 
N des Reichsgerichts hebt das OLG. hervor, 

aß es dabei auf die Geſamtheit der Angelegenheiten 
und auf das Geſamtergebnis der wirtſchaftlichen 
Tätigkeit des Klägers ankommt. Deshalb iſt dem 
Umſtande, daß der Kläger während des Zuſtandes 
der Trunkenheit tagelang unfähig war, einzelne Ge⸗ 
ſchäfte zu beſorgen, mit Recht keine entſcheidende Be⸗ 
deutung beigelegt, da er im ganzen in ſeiner Wirt⸗ 
ſchaft nicht nur nicht zurückgegangen ſondern ſogar 
vorwärts gekommen ſei. Endlich iſt nicht einzuſehen, 
wie daraus das Unvermögen des Klägers zur Be⸗ 
ſorgung ſeiner Angelegenheiten ſich ergeben ſoll, daß 
während ſeiner Trunkenheit einzelne unaufſchiebliche 
Geſchäfte von ſeiner Frau oder ſeinem Sohne erledigt 
worden find. (Urt. des IV. BS. vom 16. September 
1999, 1 636/08). 
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B. Strafſachen. 
I 


Waun ift die Bilanz für das 1. Geſchäftsjahr zu 
ziehen, weun dieſes kein ganzes Jahr ift? Die aus 
§ 240 Nr. 4 KO. in Verbindung mit den §8 83, 41 
GmbHG. ausgeſprochene Verurteilung gibt zu recht⸗ 
lichen Bedenken keinen Anlaß. Nach dem feſtgeſtellten 
Sachverhalt hatte die am 3. Mai 1907 gegründete 
Geſellſchaft m. b. H., deren Geſchäftsführer der Ange⸗ 
klagte geweſen ift, in dem Geſellſchafts vertrage beſtimmt, 
daß das Geſchäftsjahr vom 1. April bis 31 März 
laufen fole. Die Jahresbilanz für das erſte Geſchäfts⸗ 
jahr mußte mithin, wie die Strafkammer auf Grund 
der Vorſchriften im § 41 Abſ. 1 und 2 GmbHs. zu⸗ 
treffend angenommen hat, ſpäteſtens Ende Juni 1908 
aufgeſtellt ſein. Die Behauptung der Reviſion, die 
Ziehung der Bilanz könne für das erſte Geſchäſts⸗ 
jahr nicht vor Ablauf eines Jahres gefordert werden, 
zu welchem die Friſt des § 41 Abſ. 2 des Geſetzes 
hinzuzurechnen ſei, findet im Geſetz keine Stütze. Das 
Geſchäftsjahr kann kürzer aber nicht länger ſein, als 
12 Monate; wenn für die am 3. Mai 1907 errichtete 
Geſellſchaft der Zeitraum vom 1. April bis 31. März 

als Geſchäftsjahr feſtgeſetzt war, ſo endete das erſte 
. am 31. März 1908 und nicht erſt am 
3. Mai 1908; die Friſt für die Bilanzaufſtellung war 
mit Ende Juni und nicht erft am 3. Auguft 1908 ab- 


gelaufen. (Urt. des V. StS. vom 5. Oktober 1909, 
V D 560/09). —— — n. 
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Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. Verſchulden 
des Anwalts durch Bernachläſſigung der Aufſicht auf das 
Perſonal.!) Aus den Gründen: Die Friſtverſäumnis 
iſt dadurch herbeigeführt, daß der 14 jährige Bureau⸗ 
Lehrling des Verteidigers die in der Kanzlei herge⸗ 
ſtellte Reinſchrift der Reviſionsrechtfertigung nicht, wie 
ihm aufgetragen war, in die Unterſchriftsmappe zur 
Unterzeichnung, ſondern in die Gerichtsmappe zur Ab⸗ 
tragung gelegt und ſo am nächſten Morgen ohne Unter⸗ 
ſchrift nach dem Gerichte gebracht hat. Die Säumnis 
beruht nicht auf einem für den Verteidiger unabwend⸗ 
baren Zufalle, ſondern auf einem mitwirkenden eigenen 
Verſchulden, insbeſondere auf einer unzureichenden 
Ueberwachung ſeiner Angeſtellten. Da er ſich, wie aus 
dem Wiedereinſetzungsgeſuch und der eidesſtattlichen 
Verſicherung des Bureaugehilfen Z. erhellt, bewußt 
war, daß die Sache als eilige Friſtſache beſonders 
ſorgfältiger Behandlung und Beſchleunigung bedurfte, 
wäre er nicht nur in der Lage, ſondern auch ver⸗ 
pflichtet geweſen, ſich nicht auf die bloße Erteilung 
des Auftrags unter Einſchärfung der Dringlichkeit 
zu beſchränken, vielmehr zugleich deſſen Ausführung 
zu überwachen. Dies um ſo mehr, als, wie ihm be⸗ 
kannt war, der Auftrag noch am Tage ſeiner Er⸗ 
teilung, ſpäteſtens aber am folgenden Tage erledigt 
ſein mußte. Er hat ſich indes nicht weiter darum ge⸗ 
kümmert. Der Umſtand, daß er möglicherweiſe eine 
große Zahl von Unterſchrifts⸗ und ſonſtigen Sachen 
abzumachen hatte, konnte es jedenfalls unter den ge⸗ 
ſchilderten Verhältniſſen nicht entſchuldigen, daß er die 
Friſtſache gänzlich aus den Augen verlor. Ein Aus⸗ 
nahmefall, wie er in Entſch. in Strafſachen Bd. 35 
S. 109 behandelt iſt, liegt daher nicht vor. (Beſchl. 
d. V. StS. vom 21. September 1909, V 1850/09). 
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? Vgl. dle Entſcheidung über einen etwas anders gelagerten 
Fall, in dem das Relchsgericht zu dem entgegengefegten Ergebniſſe 
gelangte, in Nr. 19 S. 378. : 
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Oberſtes Landesgericht. 


Zivilſachen. 
I. 


Unter welcher Voransſetzung ift der Kauf eines 
Hauſes nichtig, in dem ein Bordell betrieben wird? 
Wie iſt die Kenntnis des Erwerbers einer Hypothek von 
dem unſittlichenEutſtehungsgrunde der Hypothefforderung 
feſtzuſtellen ? (§S 138 BGB., 8 25 366.). Im Hypotheken⸗ 
buche des Amtsgerichts W. iſt auf dem Blatte für das 
Anweſen der Amalie R. Hs.⸗Nr. 12 an der F.⸗Gaſſe eine 
Hypothek für einen aus einem Kaufvertrage vom 
18. Oktober 1902 der früheren Eigentümerin Adolfine G. 
geſchuldeten Kaufpreisreſt zu 8250 M eingetragen. Die 
Hypothekenforderung ging am 22. Oktober 1902 durch 
Abtretung auf Emanuel H. in W. über, ein Teil von 
6000 M wurde am 6. April 1903 von H. an die Firma 
H. & Cie. in K. und von dieſer am nämlichen Tage 
an die Fabrikarbeiterseheleute B. in A. abgetreten. 
die Bihe Forderung hat ſich durch Zahlungen auf 
den Betrag von 2100 M gemindert. Amalie R. ließ 
die Eintragung einer Proteſtation gegen den Rechtsbe⸗ 
ſtand der Hypothek beantragen, weil der in dem Vertrage 
vom 18. Oktober 1902 vereinbarte Kaufpreis, der weit 
über den Wert des Anweſens hinausgegangen ſei, 
nur mit Rückſicht auf den Gewinn bewilligt worden 
[ei der aus der Fortſetzung des von Adolfine G. in 

em Anweſen geübten Bordellbetriebs erwartet wurde, 

die Kaufpreisforderung daher nichtig ſei und die Er⸗ 
werber der Forderung bei dem Erwerbe die Entſtehung 
der Forderung gekannt hätten. Die Proteſtation wurde 
eingetragen. Den von den Eheleuten B. geſtellten 
Ankrag auf Löſchung der Proteſtation hat das Hypo⸗ 
thekenamt abgewieſen, indem es ausführte, es ſei 
gerichtsbekannt, daß im Anweſen Hs.⸗Nr. 12 an der 
F.⸗Guſſe ſchon im Jahre 1902 ein Bordell betrieben 
wurde, aus dem Hypothekenbuche gehe hervor, daß die 
B.ſche Hypothekenforderung einen Teil des damals 
vereinbarten Kaufpreiſes für das Anweſen bildet, und 
mit Rückſicht hierauf ſeien auch die übrigen Angaben 
der Amalie R. glaubhaft. Die Beſchwerde der Ehe⸗ 
leute B. wurde zurückgewieſen. Auf die weitere 
Beſchwerde wurde die Entſcheidung des LG. aufge⸗ 
hoben und die Sache zurückverwieſen. 

Gründe: Das LG. hat auf Grund feiner aus 
ſtrafgerichtlichen Verhandlungen herrührenden Kenntnis 
der Verhältniſſe einwandfrei feſtgeſtellt, daß Adolfine 
G. ihr Anweſen, in dem ſie ein Bordell betrieben hat, 
der Amalie R. zum Zwecke der Fortſetzung des Bordell⸗ 
betriebs käuflich überlaſſen hat. Der Verſuch der 
Beſchwerdeſchrift, dieſe Feſtſtellung zu widerlegen, 
muß nach 8 27 FGG. unbeachtet bleiben. Der als 
Vergehen der Kuppelei ſtrafbare Bordellbetrieb iſt 
auch dann ein unſittliches Unternehmen, wenn die 
Polizeibehörde zur Verhütung noch ſchlimmerer Miß⸗ 
ſtände ihn unter ae Einſchränkungen duldet. 
Daraus folgt nicht, daß jedes Rechtsgeſchäft nach 8 138 
BGB. nichtig ift, das von dem einen Teile in der dem 
anderen Teile bekannten Abſicht vorgenommen wird, 
das unſittliche Unternehmen zu fördern, ſondern die 
Nichtigkeit tritt nur ein, wenn das Rechtsgeſchäft 
ſeinem Inhalte nach gegen die guten Sitten verſtößt, 
wenn der auf Ermöglichung oder Förderung des un⸗ 
ſittlichen Unternehmens gerichtete Zweck in das Rechts⸗ 
geſchäft aufgenommen, zu einem Beſtandteile ſeines 
Inhalts gemacht wird (RNG. 38, 199; 63, 346, 
367; 68, 87). Der Kauf eines Hauſes iſt nicht des⸗ 
halb nichtig, weil der aourr, wie der Verkäufer weiß, 
das Haus zum Bordellbetriebe zu benutzen vorhat, er 
verſtößt aber gegen die guten Sitten, wenn das Haus 
als dem Bordellbetriebe dienendes und als ſolches 
bekanntes Gebäude verkauft wird, wenn die Eigenſchaft 
des Hauſes als Betriebsſtätte eines Bordells im Sinne 
der Vertragſchließenden weſentliche Eigenſchaft der 
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verkauften Sache iſt. Die Feſtſtellung des LG. iſt 
dahin zu verſtehen, daß der Kaufvertrag vom 
18. Oktober 1902 das Haus Nr. 12 an der F.⸗Gaſſe 
als Betriebsſtätte des G.⸗ſchen Bordells zum Gegen⸗ 
ſtande hatte, daß Adolfine G. ihr Anweſen als ſolche 
verkaufen und Amalie R. es als ſolche zum Zwecke 
der Fortſetzung des Betriebs erwerben wollte und da- 
mit iſt ſeine Anſicht gerechtfertigt, daß das Rechts⸗ 
geſchäft nichtig ſei. Von einer a an des os 
Rechtsgeſchäfts im Sinne des § 141 BGB. kann, ab⸗ 
geſehen davon, daß es zur erneuten Schließung des 
Kaufvertrags nach § 313 BGB. abermaliger notarieller 
Beurkundung bedurft haben würde, deswegen nicht 
die Rede ſein, weil eine wirkſame Beſtätigung voraus⸗ 
ſetzt, daß das neue Rechtsgeſchäft nicht ſelbſt durch 
ſeinen ne gegen die nn Sitten verftößt. 

Die Annahme des LG., daß die Kenntnis des 
Emanuel H. und des 3400 der Firma H. & Cie. 
von der Entſtehung der ihnen abgetretenen Hypotheken⸗ 
forderung glaubhaft gemacht AL unterliegt feinem 
rechtlichen Bedenken. Hätte das LG. es auch für 
glaubhaft gemacht erachtet, daß die Eheleute B. ſich 
die Hypothekenforderung zu 6000 M nur als Stroh⸗ 
männer der Firma H. & Cie. haben abtreten laſſen, 
ſo würde ſeine Entſcheidung ohne weiteres gerechtfertigt 
ſein. Denn der öffentliche Glauben des Hypotheken⸗ 
buchs würde in dieſem Falle den Eheleuten B., ſelbſt 
wenn die Abtretung nicht ein Scheingeſchäft geweſen 
ſein ſollte, ſchon nach der zur Zeit der Abtretung noch 
in Geltung geweſenen urſprünglichen Faſſung des 
§ 26 Nr. 4 Hypo. nicht zu ſtatten kommen. Das LG. 
hat aber die Frage offen gelaſſen, ob anzunehmen iſt, 
daß die Eheleute B. ſich als Strohmänner haben vor⸗ 
ſorbeen laſſen und für den Fall, daß ſie die Hypotheken⸗ 
orderung für ſich eu erworben haben follten, ihre 
Kenntnis von der Entſtehung der Forderung deswegen für 
glaubhaft gemacht erachtet, weil die Abtretung an ſie im 
unmittelbaren Anſchluß an den Erwerb durch die Firma 
H. & Cie. beurkundet worden iſt. Dieſe Ausführung 
iſt aber nicht ſchlüſſig, die Tatſache, daß die Firma 
H. & Cie. die Forderung, ſobald ſie ſie erworben hatte, 
auf die Eheleute B. übertragen hat, rechtfertigt für 
ſich allein nicht die Folgerung, daß die Eheleute B. 
von der Entſtehung der Forderung Kenntnis gehabt 
haben. Dem Beſchwerdegerichte mögen Umſtände bekannt 
geweſen ſein, die es erklären, wie die Firma H. & Cie. 
dazu nn iſt, die Forderung ſofort auf die Ehe⸗ 
leute B. zu übertragen und zugleich darauf hinweiſen, 
daß die Eheleute B. mit den Verhältniſſen bekannt 
waren, aber es hat ſolche Umſtände nicht angeführt, 
Kine Entſcheidung entbehrt daher inſoweit der nach 
§ 25 FGG. erforderlichen Begründung. e des 
I. ZS. vom 1. Oktober 1909). 
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II. 


Wann iſt ein nach der Prozeßordnung von 1869 
eingeleitetes Gantverfahren beendigt? Wie wirkt die 
unter der Herrſchaft des BGB. eingetretene Verjährung 
der Forderung des Gläubigers hinſichtlich des ihm in 
einem ſolchen Gantverfahren für die Forderung zuge⸗ 
wieſenen und noch hinterlegten u: (ProzO. 
von 1869 Art. 1313, 1304, BGB. § 223 Abſ. 1). 

Aus den Gründen: Es iſt der Reviſton zuzu⸗ 
geben, daß das Gantverfahren über das Vermögen 
der Adele S. nicht mehr anhängig iſt. Die Aufgabe 
des Gantkommiſſärs endigt nach Art. 1304 Proz O. vom 
29. April 1869 mit dem Abſchluſſe des Verteilungs⸗ 
plans und der Erteilung der Anweiſungen auf die 
von den beteiligten Gläubigern zu erhebenden Beträge, 
d. h. der Erlaſſung der Verfügung, daß ihnen die 
zugewieſenen Beträge auszuzahlen ſind. Iſt dies in 
Anſehung der ganzen Gantmaſſe geſchehen, ſo iſt nach 
Art. 1313 das Gantverfahren beendigt. Der Gant⸗ 
kommiſſär hat nicht, wie nach § 169 KO. der Konkurs⸗ 
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verwalter, die Beträge, die bis zum Vollzuge der 
Schluß verteilung nicht erhoben werden, für die De- 
teiligten Gläubiger zu hinterlegen, ſondern es iſt 
Sache des Gläubigers, ſich nach Art. 1306 i. V. m. 
Art. 1114 von dem Gerichtsſchreiber eine Ausfertigung 
der Anweiſung erteilen zu laſſen und auf Grund der 
Ausfertigung den ihm zugewieſenen Betrag zu erheben. 
Die durch die Zuweiſungen an die einzelnen Gläubiger 
verteilte Maſſe wird, ſoweit ſie hinterlegt iſt, von der 
Hinterlegungsſtelle zur Auszahlung an die Gläubiger 
bereit gehalten, Säumigkeit der Gläubiger in der 
Erhebung der zugewieſenen Beträge hat aber weder 
die Folge, daß der neue Erwerb des Schuldners nach 
Art. 1208 Abſ. 2, 3 zur Gantmaſſe gehört, noch hindert 
ſie die Gläubiger, ihre unbefriedigt gebliebenen An⸗ 
ſprüche nach Art. 1315 gegen das ſpäter erworbene 
Vermögen des Schuldners geltend zu machen. Die 
unter die Gläubiger verteilte Maſſe bleibt bis zur 
Auszahlung Vermögen des Schuldners, ſie hat aber 
durch die mit der Ganteröffnung nach Art. 1208 Abſ. 1 
verbundene Beſchlagnahme und die Zuweiſung der 
auf die feſtgeſtellten Forderungen entfallenden Beträge 
an die Gläubiger die rechtliche Beſtimmung erhalten, 
zur Befriedigung der beteiligten Gläubiger zu dienen. 
Durch dieſe Beſtimmung iſt ſie rechtlich gebunden, 
nicht nur gegenüber dem Schuldner ſondern auch 
gegenüber Dritten, aus der Anweiſung erlangt der 
Gläubiger das Recht auf vorzugsweiſe Befriedigung 
aus dem ihm zugewieſenen Teilbetrage der Maſſe. 
Das die Maffe bildende Vermögen des Schuldners iſt 
einer beſonderen Haftung unterworfen, die ihrem 
Inhalte nach pfandrechtliche Haftung iſt. Die unter 
der Herrſchaft des BGB. eingetretene Verjährung 
des Anſpruchs gegen den Schuldner hat nicht die 
Wirkung, daß die Gebundenheit der Maffe für die ihr 
im Gantverfahren gegebene Beſtimmung erliſcht, ſie 
hindert nach § 223 Abſ. 1 BGB. den Gläubiger nicht, 
ſeine Befriedigung aus dem pfandrechtlich verhafteten 
Gegenſtande zu ſuchen. Das Recht des Gläubigers 
auf Erteilung einer Ausfertigung der ihn betreffenden 
Anweiſung iſt zeitlich nicht beſchränkt und auf Grund 
der Ausfertigung kann er von der Hinterlegungs⸗ 
ſtelle die Auszahlung des ihm zugewieſenen Betrags 
verlangen, ſolange die Hinterlegung der Maſſe fort⸗ 
beſteht. Das frühere Konkursrecht hat weder dem 
Schuldner das Recht eingeräumt, nach dem Ablauf 
einer beſtimmten Friſt, wenn der Gläubiger ſich nicht 
gemeldet hat, die Herausgabe der hinterlegten Maſſe 
zu verlangen, wie es im § 382 BGB. und im § 142 
Zw. geſchehen ift, noch ein Aufgebotsverfahren 
zum Zwecke der Ausſchließung unbekannter Gläubiger 
zugelaſſen. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob hier 
der Anſpruch gegen die e eee auf 
Herausgabe des Maſſereſtes nach § 35 Abſ. 1 und 
den 88 52, 57 der Hinterlegungsordnung vom 
18. Dezember 1899 (GVBl. S. 1033) erloſchen oder 
durch die Verwaltungshandlungen des Gantgerichts 
und der aufeinanderfolgenden Gantkommiſſäre nach 
8 36 a. a. O. gewahrt worden ift. Denn im erſteren 
Falle iſt auch der der Klägerin abgetretene Anſpruch 
erloſchen, im letzteren Falle ſind auch die Anſprüche 
der Beklagten gewahrt. (Urt. des I. 3S. vom 
24. September 1909, Reg. I. 158/1909). 
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Oberlandesgericht München. 


Zu § 917 ZPD. Der Filialleiter einer Italieniſchen 
Export⸗Aktien⸗Geſellſchaft in M. (Bayern) klagt gegen 
die Geſellſchaft, die in P. (Italien) ihren Sitz hat, bei 
dem Gericht in M. auf Feſtſtellung, daß die gegen ihn 
ausgeſprochene Kündigung ungerechtfertigt ſei, und 
auf Schadenerſatz. Die Klage wurde wegen der Ein⸗ 
rede des e und der Rechtshängigkeit in 
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P. abgewieſen. Nach einiger Zeit beantragte der 
Kläger Arreſt in die M. er Filiale, weil die Italieniſche 
Geſellſchaft liquidiere und die Filiale in M. zum 
größten Teil ſchon aufgelöſt ſei. Der Arreſt wurde 
verweigert und die Beſchwerde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Zwar mag das LG. in- 
ſoferne als Gericht der Hauptſache anzuſehen ſein, 
als der Kläger dort nötigenfalls das Vollſtreckungs⸗ 
urteil zum Schiedsſpruch erwirken kann (58 1042, 1045, 
1046 ZPO. mit RGB Bd 31 S. 370). Im übrigen 
aber mangelt es an den Vorausſetzungen eines Arreſts. 
Der Schadenserſatz des Klägers iſt vor dem vertrags⸗ 
mäßigen Schiedsgericht in P (Italien) auszuklagen 
und die Vorfrage, nämlich die Berechtigung der außer⸗ 
ordentlichen Kündigung, iſt überdies vor dem dortigen 
Gerichte rechtshängig Der Kläger hat jede Angabe 
über Fortgang und Ergebnis dieſer Rechtsſtreite 
unterlaſſen; dieſe wäre aber für die Glaubhaftmachung 
des zu ſichernden angeblichen Schadenserſatzanſpruchs 
von weſentlichem Belang: denn wenn der dortige 
Prozeßſtand eine Verurteilung der Beklagten nicht 
erwarten läßt, kommt auch ein deutſches Vollſtreckungs⸗ 
urteil nicht in Betracht Bei ſolcher Sachlage kann 


der Kläger auch nicht durch ſeine einſeitige eigene 


eidesſtattliche Verſicherung oder durch die Ausſage 
eines einzelnen hieſigen Geſchäftsangeſtellten die ihm 
obliegende Glaubhaftmachung erbringen. Außerdem 
iſt auch die Verluſtgefahr zweifelhaft. Daß die Be⸗ 
klagte angeblich in Liquidation tritt, beweiſt allein 
noch nicht, daß dieſe Liquidation für die Geſchäfts⸗ 
gläubiger im Gegenſatz zu den Aktionären Verluſte 
mit ſich bringen wird. Gelingt es dem Kläger wirk⸗ 
lich, bei dem Schiedsgerichte in P. einen ſeine Anſprüche 
beſtätigenden Spruch zu erlangen, ſo iſt das nächſt⸗ 
liegende und naturgemäße die Erwirkung eines ita⸗ 
lieniſchen Vollſtreckungsurteils, das ſelbſtverſtändlich 
viel raſcher als ein deutſches zu erreichen und nötigen⸗ 
falls zu vollſtrecken iſt Bei ſolcher Sachlage iſt es 
aber höchſt zweifelhaft, ob es überhaupt jemals zur 
Erwirkung eines deutſchen Vollſtreckungsurteils — 
der Grundlage der Zuſtändigkeit des Erſtgerichts — 
kommen wird. Auf Fälle dieſer Art kann hiernach 
auch Abſ. 2 des 8 917 ZPO. der als Regelfall ein 
deutſches Urteil vorausſetzt, nicht ohne weiteres an⸗ 
gewendet werden. (Beil. vom 2. Juli 1909; Beſchw.⸗ 
Reg. Nr. 454/09 J). 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


Gehört die nach dem Reichsgeſetze vom 31. Mai 1901 
augewieſene Witwenbeihilſe zur Konkursmaſſe, wenn fie 
nach dem Tode der Berechtigten und nach der Eröffnung 
des Konkursverfahrens über den Nachlaß augewieſen 
wurde? Das Kriegsminiſterium hat der Marie N 
auf ihren Antrag, jedoch erſt nach ihrem Ableben 
und nach der Eröffnung des Konkurſes über ihren 
Nachlaß eine Witwenbeihilfe von 2666 M angemiefen 
und dieſen Betrag hinterlegt, weil er von dem Kon⸗ 
kursverwalter zur Konkursmaſſe, von Emil N., dem 
alleinigen Erben der Marie N., als unpſändbarer 
Rücklaß beanſprucht wurde. Die Klage des N. gegen 
den Konkursverwalter auf Geſtattung der Zahlung 
wurde abgewieſen. Die Berufung blieb ohne Erfolg. 

Aus den Gründen: Nach §1 der KO. umfaßt 
das Konkursverfahren das gefamte einer Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung unterliegende Vermögen des Gemeinſchuldners, 
das ihm zur Zeit der Eröffnung des Konkurſes gehört. 
Gegenſtände, die nicht gepfändet werden ſollen, gehören 
nicht zur Konkursmaſſe. Die Maſſe des Nachlaß⸗ 
konkurſes umfaßt die zur Zeit der Konkurseröffnung 
vorhandenen pfändbaren Nachlaßgegenſtände. Den 


Begriff der Pfändbarkeit beſtimmt die BPO. in den 


§§ 811, 850, 864. Darüber kann kein Zweifel beſtehen, 
daß die der Marie N. zuſtehenden Anſprüche au 
Witwenbeihilfe nach 8 17 des R vom 31. Mai 190 

bei ihren Lebzeiten gemäß § 850 1 Nr 7 BPO unpfänd- 
bar waren und nicht zur Konkursmaſſe gezogen werden 
könnten. Die Sache verhält ſich aber anders, nachdem 
über den Nachlaß der Marie N. der Konkurs eröffnet 
und die von Marie N. beanſpruchte und ihr angewieſene 
Witwenbeihilfe für die Zeit vom 1. Juli 1907 bis 
dahin 1908 durch Hinterlegung des Barbetrages von 
dem Militärfisfus gezahlt worden iſt. Der Nachlaß⸗ 
konkurs ergreift ohne weiteres auch Gegenſtände, auf 
die ſich ein bei Lebzeiten des Erblaſſers eröffnetes 
Konkursverfahren nicht erſtreckt hätte; denn Pfändungs⸗ 
verbote, die darauf abzielen, dem vermögensloſen 
Schuldner Daſein und Fortkommen zu ermöglichen, 
werden nach ſeinem Tode unanwendbar und die Un⸗ 
pfändbarkeit einer Witwenpenſion als eines höchſt 
perſönlichen Rechts hört mit dem Tode der penſions⸗ 
berechtigten Witwe auf. Deshalb kann keine Rede 
davon ſein, daß der hier in Frage ſtehende Penſions⸗ 
anſpruch konkursfrei geblieben ſei und daß Emil N. 
die freie Verfügung über die Summe von 2266 M er- 
langt hat. Abgeſehen aber hiervon handelt es ſich 
hier nicht mehr um einen Anſpruch auf Zahlung einer 
Penſion, vielmehr iſt das, was Marie N. als Witwen⸗ 
beihilfe zu fordern hatte, nach ihrem Tode gezahlt 
und unter Verzicht auf das Recht der Zurücknahme 
nicht erlegt worden. Was einem Schuldner auf eine 
unpfändbare Forderung gezahlt iſt, kann gepfändet 
und demnach auch für die Konkursmaſſe beanſprucht 
werden. (Vgl. Seuff. Komm. z. ZPO. 8850 Anm. 2). 
(Urteil vom 17. Mai 1909). H. 
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Staubs Kommentar zum Geſetz. betreffend die Gefell: 
ſchaften mit beſchränkter Haftung. Dritte vermehrte 
Auflage, bearbeitet von br. Max u Rechts⸗ 
anwalt in Mannheim. Berlin 1909, J. Guttentag, 
Verlagsbuchhandlung, G. m. b. H. 732 S. 

Als letzte Gabe unſeres unvergeßlichen Staub 
erſchien die erſte Auflage im Frühjahr 1903. Die 
zweite, nach knapp drei Jahren, beſorgte ſchon der 
ausgezeichnete Kommentator des HGB. Hachenburg. 
Inzwiſchen hat ſich eine neue Auflage notwendig 
gemacht, die ſich mit Recht eine vermehrte nennt, eine 
Fortführung des Werkes. Vor allem hat der Konflikt 
von Zivilrecht und Geſellſchaftsrecht wiederholt eine 
feſt zupackende Erörterung und den Verſuch einer 
Löſung gefunden. Hinſichtlich der Pfändbarkeit der 
Geſellſchaftsanteile, wenn der Geſellſchaftsvertrag die 
Veräußerung verbietet oder beſchränkt, und hinſichtlich 
der Frage, inwieweit die Amortiſation im Geſellſchafts⸗ 
vertrag zugelaſſen ſein muß, hat Hachenburg die 
Anſicht Staubs aufgegeben, die im Widerſpruch mit 
der herrſchenden Meinung war. Von den ſonſtigen 
vielfältigen Veränderungen und Bereicherungen ſei 
hier nur auf die eingehendere Behandlung der 
Steuerfragen hingewieſen. Die ganze Materie iſt als 
Anhang I zuſammenhängend dargeſtellt Anhang II 
gibt den Text des neuen öſterreichiſchen Geſetzes über 
die G. m. b. H., auf das im Kommentar vielfach 
verwieſen iſt. 

Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 

Deruburg, Dr. Heinrich, weil. Geh. Juſtizrat, Profeſſor 
in Berlin. Das bürgerliche Recht des 
Deutſchen Reichs und Preußens II. Band. 
Die Schuld verhältniſſe. Erſte Abteilung. 
4. Auflage bearbeitet von Dr. Arthur Engelmann, 
Oberlandesgerichts⸗Senatspräſident und Ord. Gono» 
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rarprofeſſor in Breslau. XI, 469 S. Halle 1909. 
Buchhandlung des Waiſenhauſes. Gebd. Mk. 9.—. 


Es ift erfreulich, daß die Verlagsbuchhandlung 
die Erhaltung und Ergänzung des unſchätzbaren Wer⸗ 
kes Dernburgs einem Bearbeiter anvertraut hat, der 
zugleich in der Theorie und in der Praxis heimiſch 
iſt. Man durfte erwarten, daß die Eigenart des 

erkes gewahrt bleibt, das das klare und feinfühlige 
Verſtändnis für die Bedürfniſſe des praktiſchen Lebens 
mit der Kunſt ſichtender und zuſammenfaſſender Dar- 
ſtellung vereint. Dieſe Erwartung wurde auch erfüllt. 
Der Herausgeber hat nur mit Vorſicht hier und dort 
nachgebeſſert und ergänzt, den Kern des Buches aber 
unberührt gelaſſen. von der Pfordten. 


Müller, Karl Alexander von. Bayern im Jahre 
1866 und die Berufung des Fürſten Hohenlohe. 
Eine Studie. 20. Band der Hiſtoriſchen Bibliothek, 
herausgegeben von der Redaktion der Hiſtoriſchen 
Zeitſchrift. München und Berlin 1909, Verlag von 
R. Oldenburg. Geh. Mk. 6.—. 
Dieſe wiſſenſchaftlich gründliche, auf reiches Quellen⸗ 
material geſtützte Schrift behandelt einen der inte⸗ 
reſſanteſten Abſchnitte der neuen bayeriſchen Geſchichte 


in formvollendeter, friſcher Darſtellung. 
l bon der Pfordten, 


Sauer Karl, Landgerichtsrat in N Das 
deutſche Eheſchließungs⸗ un Ehe⸗ 
ſcheidungs recht unter Berückſichtigung der Haager 
internationalen Privatrechtsabkommen vom 12. Juni 
1902. XII, 778 S. München und Berlin 1909. J. 
Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). Gebd. Mk 16.—. 


Das Buch enthält nicht nur eine eingehende 
ſyſtematiſche Darſtellung des geſamten Rechtsſtoffs 
e bringt auch die wichtigſten Materialien. Das 
ſt ſehr zweckmäßig. Denn mit den Vorſchriften des 
Eherechts haben ſich häufig Behörden zu befaſſen, die 
— wie z. B. die Standesämter in ländlichen Gemeinden — 
nur mit ſpärlichen Hilfsmitteln ausgeſtattet ſind und 
nicht alle Texte (Geſetze, Ausführungs⸗Vorſchriften, 
Staatsverträge uſw.) zur Hand haben. In dem Buche 
von Sauer wird ihnen eine vollſtändige Sammlung 
geboten. Sehr zu rühmen iſt es, daß der Verfaſſer 
überall auf die internationalen Rechtsbeziehungen zu 
ſprechen kommt. Bei der immer mehr zunehmenden 
Miſchung der Bevölkerung und dem Wegfall aller 
räumlichen Schranken können ſelbſt an den Standes⸗ 
beamten der entlegenſten Bauerngemeinde recht ver⸗ 
zwickte Fragen herantreten. Auch das kirchliche Ehe⸗ 
recht iſt berückſichtigt. von der Pfordten. 


Notizen. 


Aus der bayeriſchen Zivilprozeßſtatiſtik für 1908.) 

Im Jahre 1908 iſt die Zahl der Zahlungsbefehle 
(194251) gegenüber dem Vorjahre um rund 9200 
eſtiegen, die Zahl der gewöhnlichen amtsgerichtlichen 
rozeſſe um rund 11500. Die Zahlungsbeſehle haben 
den Stand vom Jahre 1901 (213 160) noch nicht wieder 
erreicht, die gewöhnlichen Prozeſſe (165595) haben ihn 
weit überſchritten. Die Wechſelprozeſſe bei den Amts⸗ 
gerichten ſind von 1902 bis 1905 zurückgegangen, dann 
wieder geſtiegen, im Jahre 1907 aber wieder nahezu 
bis auf den Stand des Jahres 1900 geſunken (13727). 
Im Jahre 1908 ſind ſie auf 16352 hinaufgegangen, 
ſie haben damit eine bisher noch nicht dageweſene 
Höhe erreicht. Die übrigen Urkundenprozeſſe haben 
ſeit dem Jahre 1885 die Zahl 300 nicht mehr erreicht. 


Vergl. die ſoeben im Verlage von Chriſtian Kaiſer in München 
erſchienene Juſtizuatiſtik für 1908. 
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Scheckprozeſſe Ale im Jahre 1908 noch nicht vorge⸗ 
kommen. Die Arreſte und die einſtweiligen Verſügungen 
ſind von 4947 im Jahre 1907 auf 5153 im Jahre 1908 
geſtiegen. Die Entmündigungsſachen haben 1908 um 
45 zugenommen (1106 gegenüber 1061). Im allge⸗ 
meinen iſt aber ſeit 1901 eine Minderung zu bemerken. 
Die Aufgebotsverſahren ſind von 1128 im Jahre 1907 
auf 919 im Jahre 1908 heruntergegangen; auch gegen⸗ 
über dem Jahresdurchſchnitte 1901 bis 1907 (998) iſt 
eine Minderung eingetreten. 

Selbſtverſtändlich iſt auch die Zahl der mündlichen 
Verhandlungen und ihrer Ergebniſſe von 1907 auf 
1908 bedeutend in die Höhe gegangen. 


— — 
| 1901—1907 
1907 1908 Curchſchnitt) 


Verhandlungen über- | | 


haupt . . . 178787 192 542 176418 
Kontradiktoriſche Ver⸗ | 

handlungen || 96 414 | 100 785 96 905 
Ergebniffe der Ver⸗ 

handlungen 182 287 | 196 089 | 179 859 


Die Steigerung macht ſich am ſtärkſten bei den 
Urteilen geltend. Die Verſäumnis⸗, Anerkenntnis⸗ 
und Läuterungsurteile haben um rund 8500 zugenommen 
(82680 gegenüber 74106), die kontradiktoriſchen End⸗ 
urteile um rund 1000 (16 716 gegenüber 15781); die 
Vergleiche nur um etwa 500 (20 863 gegenüber 20334), 
die übrigen Ergebniſſe um rund 2000 (39 179 gegenüber 
37026). Die ſämtlichen Urteile machten im Jahre 1908 
50,8% der Ergebniſſe aus, 1907 nur 49,4, im Durch⸗ 
ſchnitte 1901 bis 1907 nur 49,2%. | 

Die rückläufige Bewegung, die mit dem Jahre 1901 
in dem Geſchäftsanfall der Landgerichte eingetreten 
iſt, hat ſchon mit dem Jahre 1906 ihr Ende gefunden. 
1908 war der Anfall folgender: 


| Zahl Zunahme gegenüber 1907 


Gewöhnliche Prozeſſe 24 729 rund 1400 
Wechſelprozeſſe 5 449 „ 400 
Andere Urkundenpro⸗ 

zeſſe Ne 269 5 30 
Arreſte und einſtweilige 

Verfügungen 2 554 „ 200 


Die Prozeſſe in Eheſachen ſteigen ſeit dem Jahre 1894 
unausgeſetzt. 1908 betrug die Zunahme 128 (1516 
gegenüber 1388). Die übrigen Prozeſſe (Feſtſtellung 
des Rechtsverhältniſſes zwiſchen Eltern und Kindern, 
Entmündigungsprozeſſe) ſind wenig zahlreich und 
1 geringfügige Schwankungen auf (1908: 81 
und . 

Die Zahl der mündlichen Verhandlungen und 
ihrer Ergebniſſe hateine bedeutende Steigerung erfahren. 


| | 1901—1907 
| 1907 | 1908 (Durchschnitt) 


Verhandlungen über- 
Haupt 8 ia 


39 780 | 42 852 38 366 


Kontradiktoriſche Ver⸗ 
handlungen 23249 24 565 22 906 
Ergebniſſe 41 046 44 058 39 313 


Auch hier entfällt der größte Teil der Mehrung 
auf die Urteile. Die Verſäumnis⸗, Anerkenntnis⸗ und 
Läuterungsurteile haben um rund 1000 zugenommen, 
die kontradiktoriſchen Endurteile um rund 640, die 
Vergleiche nur um 60, die Beweisbeſchlüſſe um 900, 
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die anderen Ergebniſſe um 350. Die ſämtlichen Ur⸗ 
teile machten im Jahre 1908 44,3% aller Ergebniſſe 
aus, gegenüber 43,5% im Jahre 1907 und 44,9% im 
Jahresdurchſchnitte 1901 bis 1907. 

Die Berufungen in gewöhnlichen Prozeſſen ſteigen 
ſeit 1900 fortwährend; nur im Jahre 1905 fand ein 
kleiner Rückgang ſtatt (von 3744 auf 3719); mit dem 
Jahre 1906 hat eine lebhafte Zunahme eingeſetzt. 
1906: 3818; 1907: 4163; 1908: 4474. Seit dem Jahre 
1889 hat ſich die Zahl verdoppelt. Die mündlichen 
Verhandlungen und ihre Ergebniſſe (insbeſondere die 
Urteile) haben ſich gleichfalls vermehrt: 


1901 — 1907 


1907 | 1908 (Durchſchnltt) 


Verhandlungen über⸗ 

haupt . . . || 5768 | 6188 5557 
Kontradiktoriſche Ver⸗ 

handlungen 4833 5203 4752 
Ergebniſſe 5861 6308 5663 
Urteile 3175 3475 3022 


Auch iſt der verhältnismäßige Anteil der Urteile 
an der Zahl der Ergebniſſe größer als im Vorjahre 
(55,1% gegenüber 54,2% 0. Kontradiktoriſche Urteile 
ergingen 2973 gegenüber 2716 im Vorjahre. Die Zahl 
der Vergleiche iſt von 165 auf 149 geſunken. Die 
Beſchwerden in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten waren 
im Jahre 1905 auf einen Höhepunkt gelangt (2378) 
und find dann in den beiden folgenden Jahren gez 
fallen. Seit 1906 ſteigen ſie wieder, 1908 betrug der 
Anfall 2681, ſo daß die Zahl des Jahres 1903 ſchon 
wieder um ein gutes Stück überſchritten worden iſt. 
Die Beſchwerden in Konkursſachen ſind nicht zahlreich 
(1908: 61). 

Die zeitweilige Abnahme der Prozeſſe bei den 
Landgerichten hat den Geſchäftsanfall bei den Ober⸗ 
landesgerichten nur wenig berührt. Die Verſchiebungen 
in der Zahl der Berufungsſachen waren ſo klein, daß 
man nur von einem vorübergehenden Stillſtand reden 
kann (1902: 2149; 1903: 2125; 1904: 2187; 1905: 2173), 
Seit dem Jahre 1906 hat unverkennbar wieder eine raſch 
aufſteigende Bewegung eingeſetzt (1906:2192; 1907:2297; 
1908: 2569). Der Anfall hat ſich ſeit 1890 verdoppelt. 
Von den 1909 Urteilen des Jahres 1908 waren 1511 
kontradiktoriſche (Steigerung gegenüber dem Vorjahre 
100). Der Prozentſatz der Urteile iſt auch hier größer 
geworden 60% (gegenüber 59,1). Die Beſchwerden in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und im Konkursver⸗ 
fahren ſteigen faſt unausgeſetzt. 1908: 1481; 1907: 1271. 
Durchſchnitt 1901 bis 1907: 1986. 

Vom Sühneverfahren nach 8510 ZPO. wird nur 
ſelten Gebrauch gemacht. Die Zahl der Sachen hat 
ſich in den 90 er Jahren gegenüber dem vorhergehenden 
Jahrzehnt verringert und iſt auch ſeit 1900 nicht mehr 
weſentlich gewachſen. Sie bewegt ſich ſeither zwiſchen 
1100 und 1400. Die Zahl des Jahres 1907 (1147) 
war die niedrigſte ſeit 1898. Im Jahre 1908 iſt nur eine 
geringfügige Steigerung eingetreten (1196). Die Zahl 
der Vergleiche hat eine ähnliche Bewegung durchge⸗ 
macht. Für das Sühneverfahren in Eheſachen liegen 
jetzt genauere Ziffern für 2 Jahre vor. Der Anfall 
iſt von 1980 auf 2286 geſtiegen. Wie im Vorjahre 
kam es nur ungefähr in einem Drittel aller Sachen 
(864) beim Erſcheinen beider Parteien zu einer Ein⸗ 
wirkung des Richters. Zeugniſſe über das Mißlingen 
der Sühne wurden etwa in der Hälfte aller Sachen 
ausgeſtellt (1161). Die Ziffer der Vergleiche (105) iſt 


gegenüber dem Vorjahre um 5 geſunken; immerhin 


Eigentum von J. Schweitzer Verlag, (Arthur Sellier), München und Berlin. 
Druck von Dr. Franz Paul Datterer & Cie., G. m. H., Freiſing. 
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ift fie nicht ungünſtig; durchſchnittlich trifft ein Ber- 
ſchien auf je 8 Termine, in denen beide Parteien er⸗ 
ienen. 


Im Vollſtreckungsverfahren iſt eine Zunahme des 
Geſchäftsanfalles zu bemerken. Die Zwangsver⸗ 
ſteigerungen, die von 1902 bis 1907 allmählich um 
faſt 1500 zurückgegangen waren, haben ſich 1908 wieder 
um rund 900 vermehrt (7372 gegenüber 6478); zur 
Verſteigerung des beſchlagnahmten Gegenſtandes kam 
es in 2037 Fällen (1907: 1989; die hohen Ziffern der 
Jahre 1901 bis 1904 — zwiſchen 2300 und 2600 — ſind 
noch nicht wieder erreicht). Die Zwangsverwaltungen, 
die feit der teilweiſen Inkraftſetzung des Grund buch⸗ 
rechts viel häufiger geworden ſind, bewegen ſich ſeit 
1906 ohne erhebliche Verſchiebung um 600 herum 
(1908: 587). Der Anfall an Konkursverfahren ift von 
1112 im Jahre 1907 auf 1295 im Jahre 1908 geſtiegen, 
gegenüber dem Durchſchnitte der Jahre 1901 bis 1907 
(1129) iſt eine Zunahme um 166 zu verzeichnen. Aller⸗ 
dings befinden ſich unter den 1295 Verfahren 252 
(19,5% ), die einen Nachlaß betreffen. Im Vorjahre 
war jedoch der Anteil des Nachlaßkonkursverfahrens 
größer (270 oder 24,8% ). Eröffnet wurden im Jahre 1908 
906 Konkurſe, darunter 105 oder 11,6% Nachlaßkon⸗ 
kurſe (1907: 767 Eröffnungen, darunter 124 oder 16,2% 
Nachlaßkonkurſe). Von den Konkursverfahren, in denen 
es nicht zu einer Konkurseröffnung kam (382), erledigten 
ſich die meiſten (193) durch Zurücknahme des Antrages; 
die Zahl der Abweiſungen wegen Mangels an Maſſe 
iſt etwas kleiner geworden (154 gegenüber 156); ein 
ſehr großer Teil dieſer Abweiſungen fällt auf Anträge, 
die einen Nachlaß betrafen (104). 818 eröffnete Kon⸗ 
kurſe wurden im Jahre 1908 beendet, die meiſten 
(531 oder 64,9%) durch Schluß verteilung; durch Cin- 
ſtellung des Verfahrens wegen Mangels an Maſſe 79 


Ober 9,6% (darunter 18 oder 22,9% Nachlaßkonkurſe). 
175 . 


Vollzugsvorſchriften zu den Abſchnitten IV und V 
des Beamtengefetzes enthält die Bek. vom 22. Oktober 1909 
(GVBl. S. 781). Sie trifft Beſtimmungen über die 
Vorausſetzungen für die Verſetzung in den Ruheſtand, 
über die Feſtſtellung der anzurechnenden Dienſtzeit 
(unter Anführung der einzelnen Beamtenklaſſen), über 
die Zuſtändigkeit zur Feſtſetzung des Ruhe- und Sterbe⸗ 
gehalts und über die Art der Auszahlung. Die Vor⸗ 
ſchriften über die Anrechnung der Dienſtzeit entſprechen 
allen berechtigten Intereſſen der Beamten. 
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Dienſtaufſicht und Dienſtſtrafrecht für nichtrichterliche 
Beamte. Zum Vollzuge der Art. 103—175 wurde am 
22. Oktober 1909 von den Miniſterien eine Bekannt⸗ 
machung erlaſſen (GVBl. S. 737). Sie enthält ein⸗ 
gehende Beſtimmungen über die Zuſtändigkeit zur 
Dienſtaufſicht, die Verwendung von Zwangs⸗ und 
Geldſtrafen, über die Zuſtändigkeit und das Verfahren 
im Dienſtſtrafrecht und regelt die Vorausſetzungen der 
vorläufigen Dienſtenthebung. Der Bekanntmachung 
ſind zwei Ueberſichten beigegeben, in denen für den 
Geſchäftskreis jedes Miniſteriums zuſammengeſtellt iſt, 
welche Behörden oder Beamte zuſtändig ſind, Ordnungs⸗ 
ſtrafen zu verhängen und die Einleitung des Diszi⸗ 
plinarverfahrens zu beantragen. Damit ſind die Zweifel 
über die Zuſtändigkeit beſeitigt, die fih etwa aus 8 16 
der AV. v. 10. Dezember 1908 (GVBl. S. 1041) hätten 


ergeben können. 
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Jenatspräſident von Jacubezky. 
Ein Nachruf. | | 
Von Karl Unzner. 


Der bayeriſche Richterſtand hat ſchon wieder eines ſeiner hervorragendſten Mitglieder verloren. 

Dem Präfidenten des Oberſten Landesgerichts iſt am 3. Dezember 1909 unvermutet raſch 
nach kaum dreitägiger Erkrankung der älteſte Senatspräſident des Oberſten Landesgerichts Karl von 
Jacubezky im Tode gefolgt. 

Karl von Jacubezky wurde am 6. Auguſt 1845 in München als Sohn eines erden Arztes 
geboren. Den Staatskonkurs legte er im Jahre 1869 ab. Im Jahre 1871 wurde er als Hilfs⸗ 
arbeiter ins Juſtizminiſterium berufen. 1874 wurde er Aſſeſſor am Stadtgerichte München links 
der Iſar. 1877 kam er wieder ins Juſtizminiſterium. Er blieb in dieſem bis zum Jahre 1899. 
Im Jahre 1878 wurde er Bezirksgerichtsrat, 1883 Geheimer Sekretär, 1885 Miniſterialaſſeſſor, 
1889 Oberregierungsrat und 1892 Miniſterialrat. 1897 wurde er zum Senatspräſidenten am 
Oberſten Landesgerichte, jedoch unter Fortverwendung im Miniſterium, ernannt. 

Im Juſtizminiſterium war er hauptſächlich mit Geſetzgebungsarbeiten betraut. Nach feiner 
zweiten Einberufung ins Juſtizminiſterium (1877) arbeitete er am Ausführungsgeſetze zur Zivil⸗ 
prozeßordnung, das von wenigen Vorſchriften abgeſehen faſt ganz von ihm ſtammt. Später (1885) 
ſchuf er die Novellen zum Hypothekengeſetze und zur Subhaſtationsordnung. In den Jahren 1888 
bis 1890 arbeitete er die Aeußerung der bayeriſchen Juſtizverwaltung zu dem erſten Entwurfe eines 
Bürgerlichen Geſetzbuchs für das Deutſche Reich aus. Dieſe grundlegende und bahnbrechende Arbeit 
iſt unter ſeinem Namen und mit dem Titel: „Bemerkungen zu dem Entwurf eines Bürgerlichen 
Geſetzbuchs“ im Jahre 1892 im Buchhandel erſchienen und hat in den weiteſten Streifen der deutſchen 
Rechtswiſſenſchaft die verdiente Beachtung gefunden. Durch allerhöchſte Entſchließung vom 7. November 
1890 wurde er zum ſtändigen Mitgliede der Kommiſſion für die zweite Leſung des Entwurfes eines 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ernannt. Hier übernahm er das Referat über das zweite Buch, das Recht 
der Schuldverhältniſſe. Nachdem die zweite Kommiſſion im Januar 1896 ihre Arbeiten vollendet 
hatte, nahm er noch als Kommiſſar des Reichskanzlers an der Vertretung des Entwurfs im Bundesrate 
und im Reichstage teil. Dabei war ihm die Vertretung des dritten Buches, des Sachenrechtes, zugefallen. 
Im Auguſt 1896 nahm er ſeine Tätigkeit im Juſtizminiſterum wieder auf. Hier wartete ſeiner die Aus⸗ 
arbeitung der aus Anlaß der Einführung des Bürgerlichen Geſetzbuchs erforderlichen bayeriſchen Geſetzes⸗ 
vorſchriften. Der Entwurf eines Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche (Entwurf A) und der 
Entwurf eines Geſetzes über die Aenderung der ſeit 1818 erlaſſenen Geſetze (Entwurf B) ſind hauptſächlich 
ſein Werk. Er übte aber auch auf die übrige Geſetzgebung dieſer Zeit, namentlich das Uebergangs⸗ 


ur. 24. München, den 15. Dezember 1909. 3. Jahrg. 
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geſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuche und das Geſetz zur Ausführung der Grundbuchordnung und des 
Zwangsverſteigerungsgeſetzes beſtimmenden Einfluß aus. Im Landtage vertrat er die Entwürfe meiſter⸗ 
haft, ſo daß ihm nicht nur ſein damaliger Chef, ſondern auch der Geſetzgebungsausſchuß der Kammer 
der Abgeordneten in der Sitzung vom 13. März 1899 die Anerkennung und den Dank ausfprachen. 
Nach der Erledigung der Ausführungsgeſetzgebung übernahm er den erſten Zivilfenat des Oberften 
Landesgerichts, dem insbeſondere die Hypotheken⸗ und Grundbuchſachen und die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit zugewieſen ſind. 

Als Schriftſteller iſt er — abgeſehen von ſeinen ſchon erwähnten Bemerkungen zum Entwurf 
eines Bürgerlichen Geſetzbuchs — in gelegentlichen Aufſätzen, insbeſondere in der Deutſchen Juriſten⸗ 
zeitung und im Recht hervorgetreten. 

Mit Karl von Jacubezky ift ein hervorragender gottbegnadeter Juriſt aus dem Leben geſchieden. 
Jacubezky verband mit umfaſſenden Rechtskenntniſſen und raſcher Auffaſſung einen ungewöhnlichen 
juriſtiſchen Scharfſinn und ein ſicheres Urteil, womit er auch in den ſchwierigſten Rechtsfragen und 
den verwickeltſten Rechtsfällen ein wiſſenſchaftlich wie praktiſch gleich befriedigendes Ergebnis zu 
finden vermochte. Er wußte ſich in der Kommiſſion für die zweite Lefung des Entwurfs eines Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs — einer Kommiſſion, der doch geiſtig hochbedeutende Männer angehörten, — ebenſo 
Geltung zu verſchaffen, wie er ſich in ſeinem Senate am Oberſten Landesgerichte allgemeine Aner⸗ 
kennung erwarb. Wenn auch naturgemäß ſeine Tätigkeit im Juſtizminiſterium, in der Kommiſſion 
für die zweite Leſung des Bürgerlichen Geſetzbuchs und am Oberſten Landesgerichte nach Außen wenig 
hervorgetreten iſt, ſo war doch ſein Einfluß ſehr groß und ſeine Tätigkeit ſehr ſegensreich. Nicht nur 
die bayeriſche Geſetzgebung ſondern auch das Bürgerliche Geſetzbuch verdankt ihm viel und daß die 
Rechtſprechung des bayeriſchen Oberſten Landesgerichts namentlich in Grundbuchſachen und in der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit auch bei dem Reichsgerichte und den oberſten Gerichten der anderen 
Bundesſtaaten großes Anſehen genießt, iſt ihm hauptſächlich zuzuſchreiben. 

An äußerer Anerkennung hat es Karl von Jacubezky nicht gefehlt. Beſonders gefreut hat es 
ihn, daß ihm die Würzburger Juriſtenfakultät in Anerkennung ſeiner Verdienſte um das Bürgerliche 
Geſetzbuch und die bayeriſchen Ausführungsgeſetze den Ehrendoktor verliehen hat. 

Ein nicht minder ehrendes Denkmal hat er ſich aber als Menſch, Vorgeſetzter und Kollege 
geſetzt. Alle haben ſeine einfache liebenswürdige Art geſchätzt und, wem es vergönnt war ihm 
perſönlich näher zu treten, dem war er ein treuer Freund, dem ſtand er mit Rat und Tat ſtets 
zur Verſügung. 

Mit Karl von Jacubezky iſt eine edle aufopferungsfähige Perſönlichkeit, ein Mann von vor⸗ 
nehmer Geſinnung, lauterem Charakter und echter Menſchenliebe geſchieden. Für die bayeriſche 
Rechtspflege iſt ſein Tod ein kaum zu erſetzender Verluſt. 
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lichen, falſchen oder häßlichen Wendungen, die fih 


Furiſtendeutſch. 


Von Landgerichtsrat L. Huſſong in Deggendorf. 


Kranken wir Deutſche mehr als andere Völker 
an der Großmannsſucht? Sicher haben wir mehr 
davon als gut iſt und als wir an uns dulden 
dürfen, wenn der Dichter Recht behalten. fo, daß 
am deutſchen Weſen noch einmal die Welt geneſen 
ſoll. Eins der verbreitetſten Anzeichen der Krank⸗ 
heit iſt unſere Sprachverhunzung. Sie iſt ver⸗ 
ächtlich, denn ſie verrät das Trachten, gelehrter, 
nobler zu ſcheinen als man iſt, und ſie iſt lächerlich, 
weil ſie dem Einſichtigen, der ihre Unehrlichkeit 
durchſchaut, erſt recht bekennt: ich bin mir ſelber 
nicht fein und gebildet genug, ich halte mich ſelbſt 
für verächtlich. Auch im Juriſtendeutſch ſteckt 
außer der Pedanterie des ängſtlichen Aktenmenſchen, 
der ſeine Sache nicht überſchaut und daher alles 
übergenau jagen möchte, etwas von dem lächer⸗ 
lichen Verlangen, recht gelehrt und fachkundig zu 
erſcheinen, und auch einfache Dinge ſo zu behandeln, 
daß der Laie ſie nicht begreife und Ehrfurcht vor 
dem Eingeweihten empfinde. Wir haben Gottlob 
angefangen uns frei zu machen von dieſem Laſter; 
wir ſuchen nicht mehr ſo mit Schnörkeln zu 
imponieren und recht ſchwierige Worte zu ge⸗ 
brauchen, bei denen die Begriffe ausgehen, wenn 

fie nicht gar von Anfang an fehlen, wir ſuchen 
das Verwickelte klar und einfach darzuſtellen, nicht 
in verzwickten Perioden und labyrinthiſchen Satz⸗ 
bauten, bei denen geſunden Leuten der Angſt⸗ 
ſchweiß ausbricht. Aber wie viel wir noch an 
uns zu arbeiten haben, ſieht man erſt, je mehr 
man ſich zu einer einfachen und klaren Sprache 
zu erziehen ſucht. In einer anerkennenswerten 
Anweiſung eines Vorgeſetzten über Behandlung 
der Sprache fanden ſich gerade in dem Satze, der 
ermahnte, unverſtändliche Fremdwörter zu ver⸗ 
meiden, zwei Fremdwörter, die leicht durch gute 
deutſche hätten erſetzt werden können. Und wie 
oft, wenn die Arbeit drängt, entfließt unſerer 
Feder noch einer der vielen ſchiefen oder lächer⸗ 


leider ja noch ſtündlich aus Schriftſätzen, Urteilen, 
Urkunden, Büchern, Zeitungen in unſer Hirn 
einſchleichen wollen! 

Darum iſt es noch nichts Ueberflüſſiges, ein⸗ 
mal an einem Beiſpiel zu zeigen, wie viel geſündigt 
wird, wie häßlich die Sache iſt, wie mans nicht 
machen darf und wie mans etwa beſſer machen kann. 


Vor mir liegt eine Notariatsurkunde, aus der 
ich folgendes herausnehme: 


„A, handelnd in eigenem Namen und namens 
und im Auftrag ſeiner Ehefrau B zufolge der beim 
Notariate C beurkundeten Vollmacht vom X ten, 
verkauft hiemit das nachſtehend beſchriebene, im 
Grundbuche des Amtsgerichts D Bd.. S. 
für E vorgetragene, in der Steuergemeinde E 
belegene, inhaltlich Beſtätigung des Rentamts F 
vom yten bodenzinsfreie Objekt an G um den 
Preis von 2 M. 


Der Preis wird ſeitens des Käufers berichtigt 
wie folgt: (Hier werden die Hypotheken aufgezählt, 
die der Käufer übernimmt.) Innerhalb acht Tagen 
ab heute iſt der noch verbleibende Kaufſchillings⸗ 
reſt, der ſich mit u M beziffert, unter Beilegung 
von 4% Zinſen bar zu entrichten. Im Falle 
der Zahlungsſaumſal unterwirft fih G bezüglich 
des bezeichneten Reſtbetrages der ſofortigen Zwangs⸗ 
vollſtreckung. Zur Sicherheit unterſtellt er das 
erworbene Anweſen als Hypothek an 1. Stelle 
ausſchließenden Ranges und wird deren Eintrag 
hiermit bewilligt.“ 


Es iſt nichts Erfundenes, iſt auch nicht etwa 
eine Blütenleſe aus verſchiedenen Urkunden, es 
ſteht alles ſchön beiſammen in einer einzigen 
Urkunde, die freilich vor allem bekundet, wie das 
ſchlechte Beiſpiel der Juriſten anſteckt und unſere 
Protokollführer, Buchhalter, Polizeimannſchaften, 
Schreiber uff. verdirbt. Denn das werden wir 
doch wohl annehmen dürfen, daß dieſes Monſtrum 
der „Juriſtenſprache“ nicht von einem Juriſten 
ſelbſt ausgeheckt iſt, ſondern von einem Hilfsarbeiter. 
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Durfte aber der Notar das Werk unterſchreiben 
und in die Welt ſchicken, wenn er ein wenig 
Gefühl und Achtung für die Mutterſprache hat? 
Gibt es nicht viele, die den Jargon ſchreiben, der 
hier freilich ſchon faſt karrikiert iſt, die ihn wenigſtens 
ruhig hinnehmen und ſelbſt unterſchreiben? Aber 
doch iſt bei den meiſten auch von ihnen zu hoffen, 
daß nur der Hinweis nötig iſt: „Sieh dir das 
Scheuſal doch einmal genau an!“, damit ihnen 
die Augen über ſoviel Häßlichkeiten aufgehen. 
Suchen wir zu dieſem Zweck und um manches 
abzukürzen zunächſt einmal möglichſt einfach zu 
ſagen, was uns da in Fratzengeſtalt erſchien: 


„A verkauft das Anweſen H.⸗N. n in E an 
G um z M. Er handelt dabei für ſich und 
feine Ehefrau B, die ihm dazu am xten vor dem 
Notariate C Vollmacht ausgeſtellt hat. Das 
Anweſen ift beim Grundbuchamte D in Bd. 
S. .. für die Steuergemeinde E eingetragen; 
es beſteht aus folgenden Grunditüden..... Das 
Rentamt F hat am y ten beſtätigt, daß kein Boden⸗ 
zins darauf ruht. Der Käufer übernimmt folgende 
Hypotheken Den Reſt von u M bezahlt G mit 
4% Zinſen ſpäteſtens in 8 Tagen. Er unter- 
wirft ſich der ſofortigen Zwangsvollſtreckung, wenn 
er nicht pünktlich bezahlt. Zur Sicherheit beſtellt 
er eine Hypothek an 1. Stelle auf dem Anweſen 
und bewilligt, daß ſie eingetragen werde.“ 


So klingt es beſcheidener, nicht ſo großartig, iſt 
aber nicht minder deutlich und zeigt nicht die unglaub⸗ 
liche Mißachtung der Mutterſprache. Einige Regeln, 
die man an dieſem Beiſpiel, aber auch faſt an 
jedem Aktenſtücke ſonſt ſtudieren kann, das einem 
durch die Hände geht, wollen wir nun beſonders 
hervorheben: 


Lerne das Zeitwort wieder ſchätzen 
und anwenden! Fliehe das davon abgeleitete 
Subſtantiv („Ding“⸗wort iſt es wirklich nicht)! 
Juriſten ſollen doch das Wirkliche des Lebens 
ſuchen, müſſen es möglichſt leibhaftig zu ſehen 
trachten, ſie dürfen ihm nicht durch Abſtraktion 
das Blut abzapfen. 


Im Grundbuche wird das Anweſen eingetragen; 
eine Vollmacht wird ausgeſtellt; das Rentamt 
beſtätigt etwas; A verkauft, — das ſind Vor⸗ 
gänge, die ſich der Vorſtellung als leibhaftig 
geſchehend leicht und deutlich einprägen. Was 
iſt dagegen „der mit der ausgeſtellten Vollmacht 
eingegangene Verkauf des im Grundbuche ein- 
getragenen, laut Beſtätigung des Rentamtes boden⸗ 
zinsfreien Anweſens?“ Eine Reihe von Schatten, 
von denen einer den andern verjagt. Grammati⸗ 
kaliſch iſt ja gegen dieſe etwas gereinigte Form 
vielleicht nichts mehr einzuwenden. Aber es iſt 
geradezu eine Krankheit unter uns, daß wir ſo 
ängſtlich die Tätigkeitswörter vermeiden, auch wenn 
wir die Tätigkeiten bezeichnen müfſſen. Dadurch 
werden wir dann auch zu den entſetzlichen Ein⸗ 


ſchachtelungen verführt, bei denen die Hauptwörter 


(Verkauf, Anweſen) ſo nach hinten ins Verſteck 


kommen, daß der Leſer vor den letzten Worten 


des Satzes noch gar nicht weiß, wovon im ganzen 


Satz die Rede iſt. Es ſoll aber ſprachlich das Subjekt 
ſein, was es logiſch iſt, dann kommt es auch 
an einen Platz, wo der Leſer rechtzeitig erfährt, 
von was die Rede iſt, und dann verſteht er leicht, 
was davon ausgeſagt wird. Im andern Falle 
muß er am Ende des langen Bandwurns wieder 
umkehren, um ſich klar zu machen, was er denn 
jetzt geleſen hat. In dieſer Hinſicht fehlt es noch 
ſehr auch bei ſolchen, die eine gute Sprache reden 
wollen. Aber die beſteht nun einmal nicht 
bloß in der Fertigkeit, die Wörter richtig um ein 
grammatiſches Geſtell zu hängen, ſie iſt entſtanden 
als Kleid des leibhaftigen Geſchehens und muß 
immer Ausdruck des Lebens ſelber bleiben, ſoll 
ſie geſund ſein. Da ſind aber die Wörter des 
Geſchehens, die Zeitwörter, unentbehrlich. 


Wenn ſchon kein Menſch ſagt: Seit Legung 
der Waſſerleitung iſt die Kellerwand ſtets von 
Feuchtigkeit infiziert, wie viele Juriſten gibt es 
doch, die ſchreiben: Seit die Leitung liegt, iſt 
die Kellerwand feucht? Ein Juriſt läßt nicht 
leicht mehr zu, daß der Gläubiger dem 
Verfahren beitritt, er verfügt nur noch 
die Zulaſſung des Gläubigers zum Ber: 
fahren, oder auch die Zulaſſung des Bei- 
tritt? zum Verfahren durch den Gläu⸗ 
biger. Er verſteigert nicht kurzweg, ſein 
Urteil wird nicht rechtskräftig — er läßt 
nur mehr zur Verſteigerung gelangen und 
ſein Urteil die Rechtskraft erlangen, 
wenn nicht gar beſchreiten. (amor S ich ge⸗ 
lange zur Liebung, ſagt Wuſtmann; ich beſchreite 
die Liebung, ſo Kühnes hat auch er nicht geahnt). 


Wo er knapp und friſch ſein kann, iſt der 
Juriſt leider umſtändlich, blaß, nichtsſagend bis 
zum Unſinn. Denn auf dieſer Bahn iſt er vor 
Schlimmerem nicht ſicher. Man vergleiche einmal 
die wirklichen Ausſagen der Leute und die im 
Juriſtendeutſch ſtiliſierten Protokolle darüber, etwa 
im folgenden: 


Ausſage: Er ſagte: „Sags noch amal!“ Ich: 
„Du ſchlechter Kerl, möchſt ſtechen? Tuſt's Meſſer 
weg, Lump!“ 


Protokoll: Er forderte mich zur Wiederholung 
des Vorwurfs auf. Ich forderte ihn energiſch zur 
Weglegung des Meſſers auf. 


Iſt da nicht bis zur Komik deutlich, wie blaß 
die Subſtantivierung wirkt? Ahnt man nicht, daß 
ſolche Ueberſetzungen der urwüchſigen Volksſprache 
ins Juriſtendeutſch oft geradezu eine Faͤlſchung, 
immer eine Verwiſchung der Ausſagen ſind? 


Ein Beiſpiel, wie ſich einer beim beſten Willen 
nicht aus der Subſtantivierungskrankheit zu retten 
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weiß, iſt folgendes: Gedanke: Die Schachtel war 
leer, alſo hat die A die Pulver eingenommen. 


Juriſt: Der leere Inhalt der Schachtel beweiſt, 
daß die A die Pulver eingenommen hat. 

Hier hat der Verfaſſer wohl gefühlt, daß eine 
„Leere“ oder „Leerheit“ nicht wohl etwas zeigen, 
weiſen, beweiſen kann; aber er fand die einfache 
Löſung nicht, weil er an der Subſtantivitis leidet 
und verſtrickte ſich in die komiſche Wendung. 

Alle dieſe Beiſpiele ſind weder erfunden noch 
auch nur geſammelt. Schlage die Akten auf, die 
vor dir liegen, du findeſt leider mehr als genug! 
Unſere Geſetze ſelber ſind in dieſer Hinſicht ſehr 
mangelhaft. Die Unterwerfung unter die 
„ſofortige“ Zwangsvollſtreckung ift ein 
ſchwerer Verſtoß gegen die Regeln des guten 
Sprechens, ohne daß ſie deutlicher wäre als der 
Satz: Er geſtattet, daß ſofort vollſtreckt wird. 

Gewöhne dir alſo die überflüſſigen Subſtantiva 
auf ung, heit, keit und ähnliche ab, wende 
die Zeitwörter an, wo ſie hingehören! Dann wirſt 
du auch zum Heile deines Stiles wieder nötig 
haben, Nebenſätze zu machen. Du mußt dann die 
gehäuften und zuſammengepreßten adverbialen 
Beifügungen und adjektiviſchen Attribute auflöſen 
und als die Bedingungs⸗, Kauſal⸗, Relativſätze 
uff. hinſtellen, die verleugnet darin ſtecken. (Im 
Falle der Zahlungsſaumſal; ſeit Legung der Leitung; 
das eingetragene, lt. Beſtätigung bodenzinsfreie, 
hier beſchriebene Anweſen uff.) Ja, du wirſt merken, 
daß es meiſtens noch beſſer ift, kurze Ha uptſätze 
an einander zu reihen; du wirſt die unüberſicht⸗ 
lichen Perioden, die ſchier unentwirrbaren Gin- 
ſchachtelungsbauten gerne und leicht vermeiden. 


Ebenſo wirſt du dann zum Teil ſchon von 


ſelber die langſtieligen unechten Präpoſitio⸗ 
nen wieder beiſeite legen. Das Bedürfnis 
nach dieſen Wechſelbäͤlgen it ja nur entſtanden 
„auf Seiten der betreffs der Ineinander⸗ 
ſchachtelungsſucht, bezüglich der Subſtantivie⸗ 
rungskrankheit und hinſichtlich ähnlicher Sprach⸗ 
laſter in unheilbarer Weiſe Leidenden,“ zu deutſch: 
bei denen, die die unheilbare Sucht haben, alles 
zu Hauptwörtern zu machen und ineinander zu 
ſchachteln. Aber du mußt doch auch ausdrücklich 
darauf achten, daß du unſere guten, kurzen Vor⸗ 
wörter bei, an, ab, über, auf, die ſich aus zwingen⸗ 
den Gründen zu 2, 3, 4 Buchſtaben verdichtet 
haben, nicht durch jene neumodiſchen Unterſchiebſel 
verdrängen läßt. Sage nicht zufolge, inhaltlich, 
ſeitens, bezüglich ſtatt: mit, nach, von, 
für! Laſſe nie antwortlich, zuzüglich (oder: 
unter Beilegung von), vermittelſt, anläßlich, 
rückſichtlich und ſolches Ungeziefer aus deiner 
Feder heraus — über die Zunge kann derlei 
Zeug ohnehin nur einem ſchwer Verſeuchten 
kommen! 

Wenn du dich ſo an Zeitwörter, an ganze, 
aber kurze Sätze, an die echten Verhält⸗ 
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niswörter zu gewöhnen ſuchſt, dann laſſe dich 
ja nicht irre machen durch die beliebte Ausrede 
der Sprachkranken, daß ihre Manier kürzer und 
bündiger wäre! Es iſt ja nicht wahr, daß 6 
kurze Sätze länger ſind als der einzige, der 8 mal 
ſo lang iſt, wie jeder einzelne von jenen! Wer 
ſich die Mühe nehmen will, Buchſtaben zu zählen, 
wird feſtſtellen können, daß beim vernünftigen 
Sprechen ſogar meiſt Buchſtaben geſpart werden, 
obwohl es für einen Menſchen mit geſundem 
Sprachgefühl darauf nicht ankommt. Wo nicht 
Buchſtabenkürze, ſo iſt aber immer gewonnen: 
Ueberſicht, Klarheit, Beſtimmtheit, Eindringlichkeit. 
Sobald du übrigens dieſen Buchſtabenſparern 
genau auf die Finger ſiehſt, entdeckſt du, daß ſie 
ganz verſchwenderiſch umſpringen mit den über⸗ 
flüſſigſten „Zieraten“. Aber nicht bloß über⸗ 
flüſſig ſind dieſe „Verzierungen“, ſondern ebenſo 
wie im Kunſtgewerbe meiſtens abſtoßend, für den 
guten Geſchmack beleidigend, ja falſch. Dieſe Sparer 
finden in ihrer Verzierungswut nicht nur die Vor⸗ 
wörter zu kurz, obwohl ſie gerade nützlich und 
ſchön ſind, weil ſie kurz ſind, ſie flicken Silben, 
ganze Wendungen an, wo ſie ebenſogut wegbleiben 
können, noch lieber da, wo ſie einen falſchen Sinn 
geben, ſprachwidrig ſind. Sie ſagen — wie unſer 
Mann auf dem Armenſünderbänkchen — belegen 
ſein ſtatt liegen, verbleiben ſtatt bleiben, 
verbleibender Reſt (übrig bleibendes Ueber⸗ 
bleibſel) ſtatt Reſt, beziffert ſich mit — eine 
vollſtändig blödſinnige Verballhornung für beträgt 
oder iſt; ſie ſagen: das nachſtehend beſchriebene 
Anweſen ſtatt das hier beſchriebene, und um 
im Ueberfluſſe doch wieder zu ſparen, gönnen ſie 
uns dabei nicht, was wenigſtens nicht ganz falſch 
und unerträglich wäre: im Nachſtehenden. Aus 
einer andern Urkunde, vermutlich vom ſelben Ver⸗ 
faſſer, ſtammt die entzückende Wendung: wird 
verkäuferiſcherſeits in Abführung ge⸗ 
bracht für: der Verkäufer bezahlt. Und 
warum ſchreibt der „Sparſame“ am Schluſſe: 
„Und wird deren Eintrag bewilligt?“ 
Das und iſt ganz überflüſſig; aber wenn er 
dafür vernünftigerweiſe einen Punkt gemacht 
hätte, dann hätte er ja ſagen müſſen: Die Ein⸗ 
tragung wird bewilligt, er hätte den Satz nicht 
auf den Kopf ſtellen können, hätte die Inverſion 
(zu deutſch Verrenkung von Subjekt und Prädikat) 
hinter dem Bindewort nicht angebracht, dieſem 
größten Sprachgreuel, von dem Wuſtmann mit 
Recht ſagt, daß er Brechreiz erregt. Aber gerade 
dieſes Laſter iſt ſo verbreitet, daß ſich meine 
Protokollführer, nachdem ich ſie Jahr und Tag 
dafür geſcholten und ihnen darüber gepredigt habe, 
immer noch erlauben, mir die diktierte vernünftige 
Rede unter meinen Augen zu verdrehen — ſie 
können gar nicht mehr anſtändig denken: Subjekt, 
dann Prädikat, ſie ſind das Falſche ſo gewöhnt, 
daß ſie es gar nicht mehr anders verſtehen können 
und meinen, ſie müßten mich verbeſſern! So etwas 
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zu erleben macht ſchier troſtlos, da beginnt man 
an der Menſchheit zu verzweifeln! 

So „ſparen“ dieſe Sprachverderber! Und wenn 
ſie nichts dazutun, müſſen ſie wenigſtens das 
Richtige umſtülpen und umkrempeln, müſſen durch 
das ſinnloſe vortragen für eintragen, be: 
ziffern für betragen, durch berichtigen 
für bezahlen oder entrichten (aus denen 
ſie jenes zuſammengeflickt zu haben ſcheinen) dar⸗ 
tun, daß für ihre genialen Gedanken die Sprache 
ihrer Mutter und ihrer Vorfahren nicht mehr gut 
genug iſt. Aber hat unſer Angeklagter nicht 
wirklich einige Male geſpart, gekürzt? O ja, 
namens der Frau, das iſt um einen Buchſtaben 
kürzer als im Namen der Frau. Allerdings 
hätte er vielleicht beſſer den recht entbehrlichen 
Zwilling und im Auftrage weggelaſſen und 
noch kürzer geſagt: für ſich und ſeine Frau? 
Aber dann könnten wir nicht dankbar anerkennen, 
daß er doch noch nicht auftrags geſagt hat! 
Sollten wir wirklich einmal ſoweit herunterkommen, 
daß wir über unſere Urteile zu ſchreiben wagen: 
Namens ſtatt Im Namen ſeiner Majeſtät des 
Königs von Bayern!? (Der ein König namens 
oder mit Namen Otto iſt.) Daß dem Manne 
der Unterſchied zwiſchen Eintrag und Ein: 
tragung (dieſes die Tätigkeit, jenes ihr Ergebnis) 
nicht klar war, kann uns nach ſolchen Leiſtungen 
nicht mehr verwundern; ich bin erfreut, daß er 
uns doch mit dem ſo beliebten Beſchrieb ver⸗ 
ſchont hat; er wäre leicht anzubringen geweſen. 

Ja, wollen wir nicht alle „ab heute“ anfangen, 
Buchſtaben zu ſparen? Um wie viel weniger 
hätten wir dieſe unentbehrlichen Zeichen abgenützt, 
wenn wir uns ſchon „ab Jugend“ dieſer Spar⸗ 
ſamkeit befleißigt hätten! Wenn man nicht in 
Grimm geraten will, kann man kaum in einem 
andern Ton als dem des Spottes von ſolchen 
Dingen reden, die ja ganz folgerichtig in dem 
Blödſinn gipfeln, daß das Anwefen als 
Hypothek unterſtellt wird. Iſt es ein 
Zufall, daß dieſe Urkunde in ihren übrigen Be⸗ 
ſtimmungen einen logiſchen Widerſpruch enthält, 
der auf Koſten der Parteien durch das Gericht 
„aufgelöſt“ werden muß? Bis zu einem ſo ab⸗ 
ſtoßenden Grade kann ſich die Unart des Juriſten⸗ 
deutſchs doch wohl nur da entwickeln, wo es am 
klaren Denken fehlt. Aber vielleicht bringt es 
gerade dieſe Häufung des Häßlichen manchem 
zum Bewußtſein, daß auch er noch in demſelben 
Spital krank liegt, und nimmt ſich einen Antrieb 
daraus, ſich ans Beſſere zu gewöhnen, allerlei 
kleine oder auch große Mängel abzulegen. Das 
trüge gewiß dazu bei, auch die ſachliche Behand⸗ 
lung klar, rein, geſund zu machen! 
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Fingerabdruckverfahren und 
Etrafrechtspflege. 


(Mit beſonderer Rückſicht auf die 
bayeriſchen Verhältniſſe). 


Von Dr. Theodor Harſter, Bezirksamtsaſſeſſor bei der 
Kgl. Polizeidirektion München. 


(Schluß.) 

Beim Erkennungsdienſt der K. Polizei⸗ 
direktion München beſteht ſeit dem 1. Juli 1909 
eine Dienſtſtelle für Fingerabdrücke. Die 
Karten werden nach dem Syſtem Henry⸗Windt⸗ 
Kodicef regiſtriert. Dieſes Syſtem wurde nach 
eingehendem Studium der Regiſtrierungsſyſteme 
in Dresden, Berlin und Hamburg gewaͤhlt und 
zwar aus folgenden Gründen: 

Mit Henry haben viele andere: Daae, Gaſti, 
Pottecher, Roſcher, Valladares, Vucetich uff. 
um die Palme geſtritten, aber keiner hat ſie ihm 
zu entreißen vermocht. Zwar iſt der Hauptgrund, 
der Dr. Roſcher zur Abſchaffung von Henrys 
Syſtem für Hamburg und zur Einführung eines 
eigenen Syſtems veranlaßte, zutreffend: Die 
Klaſſifizierung und Regiſtrierung nach Henry ift 
ſchwer zu erlernen und erfordert eine lange und 
ſtändige Uebung; allein wer dies Syſtem einmal 
beherrfcht, der wird fih bei der Benützung der 
Regiſtratur zur Identitätsfeſtſtellung derart leicht 
tun, daß ſich die für die Erlernung aufgewendete 
Mühe und Arbeit reichlich lohnt. 

Das Berliner Syſtem, das auf Bertillon 
als Urheber zurückgeht und von Kriminalinſpektor 
Klatt eingeführt wurde, fußt auf Henrys Ein⸗ 
teilung, es enthält jedoch eine Anzahl von Ab⸗ 
weichungen, über deren Zweckmäßigkeit wenigſtens 
bei großen Regiſtraturen verſchiedene Meinungen 
möglich ſind. 

Der Hamburger Polizeidirektor Dr. Roſcher 
hat ein außerordentlich fein erſonnenes, auf un⸗ 
anfechtbaren ſtatiſtiſchen Grundlagen aufgebautes 
Klaſſifizierungs⸗ und Regiſtrierungsſyſtem in 
Ham burg eingeführt, das als Formel im Gegen⸗ 
ſatze zu den aus Zahlen und Buchſtaben gemiſchten 
Brüchen Henrys nur reine Zahlenbrüche kennt. 
Gegen dieſes Syſtem iſt aber einzuwenden, daß 
die Auszählung der Papillarlinien in ſämtlichen 
10 Fingern die Augen ſtark anſtrengt und daß 
die Gleichwertigkeit der einzelnen Klaſſeneinteilungen 
für die Formel Irrtümer in der Zählung auch 
in ſolchen Fällen bedeutſam erſcheinenen läßt, in 


denen ſie nach Henrys Syſtem für die Formel 


ohne Einfluß wären. 

Es konnte alſo weder dem Berliner, noch dem 
Hamburger Syſtem vor dem Urſyſtem Henrys 
der Vorzug gegeben werden. Methoden, die in 
Deutſchland bisher keinen Boden gefunden haben, 
mußten von vornherein außer Betracht bleiben. 
Die große Verbreitung des Syſtems von Henry 


außerhalb Deutſchlands und feine Aufnahme im 
Königreich Sachſen, in Stuttgart und Nürnberg 
gaben ſchließlich auch für München zugunſten dieſes 
Syſtems den Ausſchlag. 

Die Münchener Regiſtratur hatte nach 
einem Beſtande von 4 Monaten am 1. November 1909 
3291 Fingerabdruckkarten aufzuweiſen. Bei 665 
Perſonen wurde durch Abdruck des rechten Zeige⸗ 
fingers auf der Perſonalkarte feſtgeſtellt, daß ſie 
während der gleichen Zeit ſchon zweimal oder öfter 
der Polizeidirektion vorgeführt worden waren. Die 
Regiſtratur zerfällt nämlich in eine nach Geſchlechtern 
getrennte Regiſtratur der Fingerabdruck⸗ 
blätter und eine ebenſo geteilte Regiſtratur 
der Perſonalkarten. Die Perſonalkarten 
werden alphabetiſch regiſtriert. Sie enthalten die 
Perſonalien, die Formel des Fingerabdruckbogens 
und den Abd ruck des rechten Zeigefingers mit dem 
Datum der Aufnahme. Wird eine Perſon vor⸗ 
geführt, für die bereits eine Perſonalkarte vorhanden 
iſt, ſo wird der rechte Zeigefinger neuerdings auf 
der Karte abgedruckt. Iſt dieſer Abdruck dem 
erſten gleich, ſo braucht der Fingerabdruckbogen 
gar nicht geſucht zu werden; iſt er von jenem 
verſchieden, ſo ſteht feſt, daß entweder die erſte 
oder die zweite Perſon falſche Perſonalien angegeben 
hat. Kommt z. B. ein Landſtreicher mit Legiti- 
mationspapieren eines andern, für den ſchon ein 
Fingerabdruckbogen vorliegt, zur Polizeidirektion, 
ſo kann ſofort feſtgeſtellt werden, daß er nicht der 
iſt, für den er ſich ausgibt. Das iſt von ganz 
unſchätzbarer Wichtigkeit beſonders für die Zigeuner, 
denen ſo ſchwer beizukommen iſt, weil ſie viel öfter 
als das Hemd den Namen wechſeln. Es ſollten daher 
ſo bald als möglich alle Zigeuner vom Säugling 
bis zum Greiſe daktyloſkopiſch behandelt und ihre 
Fingerabdrücke an die Regiſtratur in München 
geſchickt werden; dann würde auch der Betrieb der 
Zigeunerzentrale, die für ſo manchen Zigeuner 
mehrere Akten unter verſchiedenen Namen führen 
muß, erheblich vereinfacht werden. 

Die junge Münchener Regiſtratur hat bereits 
mehrere Identitätsfeſtſtellungen durch reine 
Daktyloſkopie aufzuweiſen; in einem Falle gelang 
die Ermittlung eines Einbrechers auf Grund von 
Fingerabdrücken, die er beim Eindrücken einer 
Fenſterſcheibe zurückgelaſſen hatte. Hier ſei auch 
bemerkt, daß der Münchener Erkennungsdienſt 
jetzt wohl in der Lage iſt, Fingerabdrücke auf 
Glas, Papier uſw. mit den Abdrücken ver⸗ 
verdächtiger Perſonen zu vergleichen und ihre Ueber⸗ 
einſtimmung oder Nichtübereinſtimmung feſtzu⸗ 
ſtellen; er iſt dazu auch auf Anſuchen anderer als der 
Münchener Gerichte, Staatsanwälte und Polizei⸗ 
behörden jederzeit gerne bereit. Allen an der 
Tatbeſtandsfeſtſtellung Beteiligten muß aber 
zugerufen werden: „Rühre nichts an, was du 
nicht anrühren mußt, und wenn du das Anrühren 
nicht vermeiden kannſt, ſo ziehe vorher Handſchuhe 
an!“ Es ſoll ſchon vorgekommen ſein, daß nach 
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langer mühevoller Vergleichung als Urheber eines 
am Tatort zurückgebliebenen anſcheinend ſehr wich⸗ 
tigen Fingerabdrucks der Gendarmeriewachtmeiſter, 
der Amtsarzt, der Staatsanwalt oder ſogar der 
Unterſuchungsrichter ſelbſt ermittelt wurde. Die 


Polizei aber ſorge für raſche und vollſtändige Ab⸗ 


ſperrung des Tatorts und für die Fernhaltung 
aller Unbefugten, damit ſich nicht wie vor einiger 
Zeit in einem Strafprozeß ein durch Fingerabdrücke 
auf einer Fenſterſcheibe bereits überführter An⸗ 
geklagter darauf hinaus reden kann, er ſei erſt nach 
der Entdeckung der Tat hinzugekommen und habe 
aus Neugierde die unbeachtet herumliegenden 
Trümmer der Fenſterſcheibe in die Hand genommen 
und betrachtet. 

So wichtig aber dieſer Teil des daktyloſkopiſchen 
Erkennungsdienſtes für die Sicherheitspolizei und 
die Strafrechtspflege iſt, ſo iſt doch der Haupt⸗ 
vorteil des Fingerabdruckverfahrens 
der, daß es den Verbrechern den Gebrauch 
falſcher Namen verleidet. Wird ein inter⸗ 
nationaler Gauner ergriffen, ſo kann er ſich nennen 
wie er mag — der Austauſch der Fingerabdruck⸗ 
karten mit den größeren Regiſtraturen des In⸗ 
und Auslandes wird ihn bald entlarven. Dann 
wird es auch nicht mehr vorkommen, daß mehr⸗ 
mals rücklällige Taſchendiebe und ähnliche 
Spezialiſten vom Schöffengericht abgeurteilt 
werden, weil die Feſtſtellung ihrer Perſon und 
ihrer Vorſtrafen — unter dem Namen, den ſie 
angeben, ſind ſie natürlich nie vorbeſtraft — zu 
viel Zeit in Anſpruch nahm. 

Soll aber die Daktyloſkopie die Erfolge bringen, 
zu denen ſie befähigt iſt, ſo müßte ſie zunächſt 
noch erheblich weiter ausgebaut werden. Der 
Idealzuſtand wäre die Einführung eines ein⸗ 
heitlichen Regiſtrierungsſyſtems in allen 
Kulturſtaaten oder zum mindeſten in Deutſchland. 
Aber hier wie dort wird dieſes Ziel wohl ewig 
Ideal bleiben. Eines aber wäre möglich: Wenn 
auch nicht überall nach gleichem Syſtem 
regiſtriert wird, ſo ſollte doch zunächſt 
wenigſtens überhaupt regiſtriert werden! 
Die Auslandſtaaten, die noch nicht Abdrücke aller 
zehn Finger ſammeln, ſollten ſo bald als möglich 
dazu übergehen. Auch in Deutſchland gäbe es 
noch manches zu tun: Nach dem Vorbilde Sachſens 
ſollte jeder Bundesſtaat über ſein Gebiet ein Netz 
daktyloſkopiſcher Aufnahmeſtellen aus⸗ 
breiten, die einen näher zu bezeichnenden Kreis 
kriminaliſtiſch intereſſanter Perſonen daktyloſkopiſch 
zu behandeln und die Fingerabdruckkarten einer 
Zentrale einzuſenden hätten. Zu ſolchen Auf⸗ 
nahmeſtellen eignen ſich am beſten die größeren 
Polizeibehörden, die Zuchthäuſer, Strafanſtalten 
und Arbeitshäuſer, die Land» und Amktsgerichts⸗ 
gefängniſſe, die Gendarmerieſtationen ujm. Man 
braucht den Kreis der Perſonen, von denen Finger⸗ 
abdrücke zu nehmen ſind, nicht auf alle Unter⸗ 
ſuchungsgefangenen auszudehnen — in Bayern 
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wären dies im Jahre 1908 allein 45 000 Perſonen 
geweſen —, aber man ſollte Fingerabdrücke 
nehmen von allen Zuchthausſträflingen, 
Arbeitshausinſaſſen, Zigeunern, dann 
von allen internationalen Verbrechern 
und allen denen, die im Verdachte ſtehen, 
falſche Perſonalien angegeben zu haben. 
Die Apparate zur Aufnahme können um 2.50 
bis 3 M geliefert werden. Eine Ausbildung der 
mit der Aufnahme von Fingerabdrücken betrauten 
Beamten iſt nicht nötig; nach einigen wenigen 
Mißerfolgen wird jeder, der gewiſſenhaft arbeitet, 
gut brauchbare Aufnahmen liefern. Die recht⸗ 
liche Zuläſſigkeit der Anwendung des Finger: 
abdrudverfahrens bei Unterſuchungs⸗ und Straf- 
gefangenen dürfte im Hinblick auf die Entſcheidung 
des Reichsgerichts in Straſſachen Bd. 32 S. 199 
keinem Zweifel begegnen (f. auch Niceforo⸗Lindenau, 
Kriminalpolizei S. 88, 109). 

Dem Münchener Erkennungsdienſte ſind zur 
Aufnahme von Fingerabdrücken alle Perſonen 
vorzuführen, die wegen Verdachtes einer ſtrafbaren 
Handlung feſtgenommen und von der Polizeidirektion 
in Haft behalten werden. Bei Uebertretungen, 
ſoweit nicht die 88 361, 363 RStGB. in Frage 
kommen, kann der Erkennungsdienſt von der Auf⸗ 
nahme von Fingerabdrücken abſehen; Ba wenn 
ſich die Feſthaltung nur auf Art. 102 AG. z. 
StPO. (Verhütung der Fortſetzung der ſtrafbaren 
Handlung) gründet. Damit iſt wohl genügend 
dafür geſorgt, daß niemand Unrecht geſchieht. Das 
Publikum wird allmählich verſtehen lernen, daß 
die Daktyloſkopie ein Erkennungsmittel im weiteſten 
Sinne, nicht bloß ein Erkennungsmittel für ſchwere 
Verbrecher iſt. Jetzt freilich denkt der ehrſame 
Staatsbürger, wenn er von Fingerabdrücken hört, 
zuerſt an blutüberſtrömte Leichen, aufgebrochene 
Geldſchränke, geraubte Perlen und Diamanten und 
ähnliche ſchreckliche Dinge. Und — Hand aufs 
Herz — auch du, geneigter Leſer, würdeſt es wohl 
als eine capitis deminutio maxima betrachten, 
wenn in einer fremden Stadt, in der man dich 
unter einem ſelbſtverſtändlich grundloſen Verdachte 
feſtgenommen hat, deine Finger, weil du dich 
nicht legitimieren kannſt, in Berührung mit der 
Druckerſchwärze kämen! Du vergißt aber dabei, 
daß dein Fingerabdruckblatt unter Bergen von 
anderen in der daktyloſkopiſchen Regiſtratur ſolange 
unbeachtet ſchlummert, bis du dir etwas zu Schulden 
kommen läßt und es dadurch felbſt zur Aufer⸗ 
ſtehung zwingſt und du vergißt ferner, daß dieſes 
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Fingerabdruckblatt für die Zukunft dir das erſetzt, 


was du damals ſo ſchmerzlich vermißteſt — die 
zu Hauſe gelaſſene Legitimation! Wenn du wieder 
einmal in jene Stadt kommſt und einer Anzweiflung 
deiner Perſonalangaben ausgeſetzt biſt, ſo brauchſt 
du nur an das Fingerabdruckblatt, das dich ſo 
ſehr kränkte, zu erinnern und du biſt legitimiert! 

Die Daktyloſkopie hat eine große Zukunft 
und zwar nicht nur als Erkennungsmittel auf 


dem Gebiete der Sicherheitspolizei. Tauſende un⸗ 
bekannter Leichen ſind ſchon durch Fingerab⸗ 
drücke feſtgeſtellt worden; ja ſelbſt bei Leichen, die 
ſolange im Waſſer gelegen ſind, daß ſich die Haut 
bereits wie ein Handſchuh von den Fingern löſt, 
gelingt es durch Ausgießen dieſer Handſchuhfinger 
mit Paraffin noch Fingerabdrücke zu erzielen, 
die zur Feſtſtellung der Identität brauchbar ſind, 
während der übrige Körper ſchon derart entſtellt 
iſt, daß auch die beſte Leichentoilette eine Erkennung 
nicht mehr ermöglichen kann. Die Perſönlichkeit 
unbekannter Taubſtummer und Geiſtes⸗ 
kranker kann raſch und ſicher durch Finger⸗ 
abdrücke feſtgeſtellt werden, wenn das Verfahren 
einmal allgemein eingeführt ift. Bei einem Theater⸗ 
brand, einem Hauseinſturz, einem Gruben⸗ oder 
Eiſenbahnunglück kann ein einzelner Finger zur 
Feſtſtellung genügen, daß fih eine beſtimmte Perſon 
unter den Opfern der Kataſtrophe befindet, 
Der Fingerabdruck eines Malers auf dem Bilde, 
das er geſchaffen hat, würde eine Fälſchung 
weſentlich erſchweren.) Auch die Zeit iſt wohl 
nicht allzuferne, da man den Reiſepäſſen und 
andern Legitimationspapieren ſtatt der Unterſchrift 
des Berechtigten, die wie die ganze Urkunde gefäljcht 
und auf andere Art mißbraucht werden kann, den 
Abdruck eines oder mehrerer Finger anfügt, eine 
Legitimation, die nicht zu Haufe gelaſſen, nicht 
1 nicht gefälſcht und nicht geſtohlen werden 
ann. 


die Anordnung der Zwangsverſteigerung und 
der Zwangsverwaltung von Grundſtücken unter 
Verückſichtigung des ehelichen Güterrechts. 


Von Amtsrichter Dr. Dürr in München. 


(Schluß). 

4. Nach der Beendigung der Güter- 
gemeinſchaft ſteht bis zur Auseinanderſetzung die 
Verwaltung des Geſamtguts beiden Ehegatten ge⸗ 
meinſchaftlich zu (88 1472, 1546, 1549 BGB.). 
Die Vorzugsrechte des Mannes erlöfchen. Es er: 
liſcht aber auch feine perſönliche Haftung für einen 
großen Teil der Verbindlichkeiten der Frau, die 
Geſamtgutsverbindlichkeiten ſind, nämlich für die⸗ 
jenigen, die im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander 
nicht dem Geſamtgute zur Laſt fallen. Mit ſeinen 
Vorausſetzungen entfällt die Anwendbarkeit des 
8 740 BPO., und § 741 ZPO. teilt fein Schickſal. 
Nach allgemeinen re iſt fortan zur 
Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut ein Voll⸗ 
e gegen beide Ehegatten erforderlich. 


) Siehe Arch. d' 7 crim. 1903 S. 605, 
H. Groß Archiv XIV S. 359 


Dieſen Gedanken ſpricht § 743 BPO. aus.!) Aber 
er begründet doch eine Beſonderheit: Gegen den 
für eine Geſamtgutsverbindlichkeit nicht perſönlich 
haftenden Ehegatten kann ſtatt eines auf Leiſtung 
lautenden Vollſtreckungstitels ein ſolcher auf Duldung 
der Zwangsvollſtreckung erwirkt werden.“) Allein der 
nicht perſönlich haftende Ehegatte iſt auch in dieſem 
Falle Schuldner der Zwangsvollſtreckung, da, wie 
oben erörtert, der Duldungstitel ja nur eine 
beſondere Art des Vollſtreckungstitels iſt. Aus 
dieſer Art der Regelung der Zwangsvollſtreckung 
in das Geſamtgut der beendigten Gütergemeinſchaft 
ergibt ſich für den Fall, daß die Anordnung der 
Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung den 
Gegenſtand der Vollſtreckung bildet, die Notwen⸗ 
digkeit der Eintragung beider Ehegatten als Mit⸗ 
eigentümer des Grundſtücks, das der Zwangsver⸗ 
ſteigerung oder Zwangsverwaltung unterſtellt 
werden ſoll. Liegt gegen jeden Ehegatten ein auf 
Leiſtung gerichteter Vollſtreckungstitel vor, ſo iſt 
es dabei gleichgültig, in welcher Art das der Ge⸗ 
meinſchaft zu Grunde liegende Rechtsverhältnis 
im Grundbuch bezeichnet ift. Dagegen leiſtet dann, 
wenn der Gläubiger gegen den einen Ehegatten 
nur einen Duldungstitel beſitzt, nur eine die 
Eigenſchaft des Grundſtücks als Geſamtgutsbe⸗ 
ſtandteil zum Ausdrucke bringende Eintragung der 
Vorſchrift des § 17 Zw VG. Genüge, weil ie allein 
in ſolchen Fällen die Paſſivlegitimation der Ehe⸗ 
gatten erſehen läßt. Die Eintragung eines Ehe⸗ 
gatten iſt niemals genügend, mag auch gegen den 
nicht eingetragenen Ehegatten nur ein Duldungs⸗ 
titel vorliegen.“) Der Umſtand, daß, wie oben 
ausgeführt, §17 BVG. unter Schuldner nicht 
den Ehemann begreift, der zur Duldung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das eingebrachte Gut der Frau 
verurteilt iſt, rechtfertigt nicht den Schluß, daß 
der Begriff des Schuldners im Sinne jener Vor⸗ 
ſchrift ſich überhaupt nicht auf die Perſonen er⸗ 
ſtreckt, die nur zur Duldung der Zwangsvollſtreckung 
verurteilt ſind. Wenn der Ehemann in dem eben 
erwähnten Falle von dem Begriff ausgeſchloſſen 
werden muß, ſo beruht das auf beſonderen, hier 
nicht zutreffenden Gründen. 

Die Zwangsvollſtreckung in die vom Geſamt⸗ 
gut ausgeſchloſſenen Grundſtücke der Ehegatten 
richtet ſich ſofort von der Beendigung der Güter⸗ 
gemeinſchaft an ohne weiteres nach den allgemeinen 
für die Zwangsvollſtreckung gegen unverheiratete 
Perſonen maßgebenden q Anſe hun 

5. Die unter 3b — d in Anſehung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in ein zum Geſamtgut einer Güter⸗ 


18) Die Erlangung eines gegen die Frau wirkſamen 
Vollſtreckungstitels wird durch 5 744 BPO. erleichtert. 

1°) Hier erſetzt aber im Gegenſate zu dem Falle 
des 8 739 ZPO. (f. unter I?) ein Vollſtreckungstitel 
ſtets den Duldungstitel; es ergibt ſich das aus dem 
Wortlaute des 8 743 350. und findet ſeine Erklärung 
darin, daß auch der nicht perſönlich haftende Ehegatte 
am Geſamtgute mitberechtigt iſt. 

20) a. M. Jäckel a. a. O. S. 99 Anm. 7. 
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gemeinſchaft gehöriges Grundſtück gemachten Aus⸗ 
führungen laſſen ſich direkt auf die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in ein Grundſtück übertragen, das 
Beſtandteil des Geſamtguts einer fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft iſt; nur nehmen die 
anteilsberechtigten Abkömmlinge die Stellung der 
Frau, der überlebende Ehegatte die Stellung 
des Mannes ein. Eine Abweichung beſteht aber: 
Ein gegen die Abkömmlinge allein erwirkter Voll⸗ 
ſtreckungstitel geſtattet die Zwangsvollſtreckung 
niemals, auch wenn die Abkömmlinge 1 
ein. Erwerbsgeſchäft betreiben; § 741 ZPO. 
nicht entſprechend anwendbar. 

Soweit die Anordnung der Zwangsverſteigerung 
oder Zwangsverwaltung von der Eintragung 
des überlebenden Ehegatten als Alleineigentümer 
des Geſamtgutsgrundſtücks oder von der Ein⸗ 
tragung des Grundſtücks auf die ſämtlichen 
am Geſamtgute Berechtigten als Miteigentümer 
abhängig iſt, bietet die Eintragung des verſtorbenen 
Ehegatten allein oder gemeinſam, mit dem über⸗ 
lebenden Ehegatten keinen Erſatz.“) Die gegen- 
teilige Anſchauung läßt ſich nicht aus der Beſtimmung 
des § 17 Abſ. 1 Halbſatz 2 Zw. herleiten, 
wonach an Stelle der Eintragung des Schuldners 
die ſeines Erblaſſers als Eigentümer im Grund⸗ 
buche genügt. Denn die fortgeſetzte Gütergemein⸗ 
ſchaft ift nicht als erbrechtliches Verhältnis fon- 
ſtruiert, ſondern tritt nur an die Stelle der Be⸗ 
erbung. Jene Beſtimmung duldet aber als Aus⸗ 
nahmebeſtimmung keine analoge Anwendung auf 
andere Fälle der Rechtsnachfolge als die Erbfolge. 

Die übrigen Vermögensmaſſen, welche bei 
der fortgefetzten Gütergemeinſchaft vorkommen 
können, das Vorbehaltsgut des überlebenden Ehe⸗ 
gatten, ſein eingebrachtes Gut und ſein Sondergut 
nach 31439 BGB., ſowie das Vermögen, das 
die anteilsberechtigten Abkömmlinge neben ihrem 
Anteil am Geſamtgute beſitzen, unterliegen der 
Zwangsvollſtreckung nach den allgemeinen, durch 
die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft in keiner Beziehung 
berührten Grundſätzen. 


II. 


Die bisherigen Erörterungen gehen von der 
ſtillſchweigenden Annahme aus, daß dem Voll⸗ 
ſtreckungsgerichte bei der Beſchlußfaſſung über die 
Anordnung der Zwangsverſteigerung und Zwangs⸗ 
verwaltung die wirkliche Rechtslage, der Familien: 
ſtand des Schuldners oder der Schuldner, ihr 
Güterſtand, die Zugehörigkeit des Grundſtücks zu 
den verſchiedenen Vermögensmaſſen bekannt iſt. 
Dieſe Annahme trifft aber in vielen Fällen nicht 
zu. Es wirft ſich daher die Frage auf, wie ſich 
das Vollſtreckungsgericht zu verhalten hat, wenn 
es aus dem Antrag auf Anordnung der Zwangs⸗ 
verſteigerung oder Zwangsverwaltung, ſeinen Bei⸗ 


an Jukel a. a. O. S. 98 Anm. 4 OL GRſpr. Bd. 14 
S. 202; Wolff a. a. O. S. 82; Steiner a. a. O. S. 73; 
a. M. von der Pfordten a. a. O. S. 58 oben. 
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lagen und dem Grundbuche keinen erſchöpfenden 
Aufſchluß über die maßgebenden Verhältniſſe 
bekommt. 

1. Wird nur ein gegen einen Mann gerichteter 
Vollſtreckungstitel vorgelegt, ſo iſt die Zwangs⸗ 
verſteigerung oder Zwangsverwaltung anzuordnen, 

a) wenn der Mann als Alleineigentümer des 
zu beſchlagnahmenden Grundſtücks im Grundbuch 
eingetragen iſt, 

b) wenn die Eintragung ihn und ſeine Frau 
oder ihn und ſeine Abkömmlinge als Miteigen⸗ 
tümer kraft Gütergemeinſchaft bezeichnet. 

Die Anordnung iſt aber im Falle b abzulehnen, 
wenn der Antrag und ſeine Beilagen erſehen 
laſſen, daß das Grundſtück zum Geſamtgut einer 
beendeten Gütergemeinſchaft gehört. 


2. Einem auf Anordnung der Zwangsver⸗ 
ſteigerung oder Zwangsverwaltung gerichteten 
Antrage, dem ein Vollſtreckungstitel gegen eine 
Frau zu Grunde liegt, iſt zu entſprechen, 

a) wenn die Schuldnerin als Alleineigentümerin 
des Grundſtücks im Grundbuch eingetragen iſt, 
und überdies für das Gericht erſichtlich iſt, 

a) daß fie unverheiratet ift, oder 

p) daß fie in Gütertrennung lebt,?) 

7) daß das Grundſtück zu ihrem Vorbehaltsgute 

gehört, 

o) daß fie mit ihren Abkömmlingen die Güter- 

gemeinſchaft fortſetzt, 

e) daß fie ſelbſtändig ein Erwerbsgeſchäft 

betreibt,?“ 

b) wenn das Grundbuch die Schuldnerin und 
ihren Mann als Miteigentümer des Grunditüds 
kraft Gütergemeinſchaft bezeichnet und dargetan 
iſt, daß die Schuldnerin ſelbſtändig ein Erwerbs⸗ 
geſchäft betreibt,“) 

c) wenn das Grundſtück ausweislich des Grund⸗ 
buchs Geſamtgut der von der Schuldnerin mit 
ihren Abkömmlingen fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft iſt. 

Eine Ausnahme gilt jedoch | 

A. in den Fällen a e) und b), wenn die Vor: 
ausſetzungen des $ 741 Halbja 2 ZPO. gegeben 
erſcheinen.“) 

B. in den Fällen b) und c), wenn erſichtlich 
iſt, daß die Gütergemeinſchaft ihr Ende erreicht hat. 

3. Hat ein Gläubiger gegen einen Schuldner 
einen Vollſtreckungstitel und gegen die Frau des 
Schuldners einen Duldungstitel erwirkt, ſo gilt 


2) Kt der Güterſtand nicht erſichtlich, fo muß 
unterſtellt werden, daß die Frau im geſetzlichen Güter⸗ 
ſtande lebt, und das Grundſtück zu ihrem eingebrachten 
Gute gehört. , 

28) Ob ein Einſpruch des Mannes gegen den Betrieb 
oder der Widerruf ſeiner Einwilligung zu dem Betrieb im 
Güterrechtsregiſter eingetragen war, hat der Gläubiger 
nicht darzulegen und das Gericht nicht zu ermitteln; 
vielmehr bleibt es dem Manne überlaſſen, dieſe Tatſachen 
geltend zu machen (ſ. unten Fußnote 29; übereinſtimmend 
Gaupp⸗Stein a. a. O. S. 446, Seuffert a. a O. S. 350; 
a. M. Meikel Bl. f. RA. Bd. 67 S. 231). 
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das unter 1. Ausgeführte mit der Maßgabe, daß 
im Falle der Eintragung der Ehegatten als Mit⸗ 
eigentümer kraft Gütergemeinſchaft die Anordnung 
der Zwangsverſteigerung und der Zwangever⸗ 
waltung nur dann unzuläſſig iſt, wenn ſich 
aus dem dem Gerichte vorliegenden Material er⸗ 
gibt, daß die Gütergemeinſchaft beendet iſt, und 
eine Verbindlichkeit in Frage ſteht, für welche die 
Frau perſönlich haftet. 

Beſitzt der Gläubiger gegen den überlebenden 
Ehegatten, der mit ſeinen Abkömmlingen die Ehe 
fortſetzt, einen Vollſtreckungstitel und gegen die 
Abkömmlinge einen Duldungstitel, jo ift aus- 
nahmslos die Anordnung der Zwangsverſteigerung 
oder Zwangsverwaltung zuläſſig, mag der über⸗ 
lebende Ehegatte als Alleineigentümer oder als 
Miteigentümer kraft fortgeſetzter Gütergemeinſchaft 
eingetragen ſein, und mag die Gütergemeinſchaft 
noch fortbeſtehen oder beendet ſein. 

4. Stützt ſich der Antrag des Gläubigers auf 
einen Vollſtreckungstitel gegen eine Frau und einen 
Duldungstitel gegen ihren Mann, ſo muß ihm 
entſprochen werden, wenn grundbuchmäßig 

a) das Alleineigentum an dem Grundſtücke 
der Frau zuſteht, oder 

b) die Ehegatten als Miteigentümer kraft 
Gütergemeinſchaft erſcheinen, letzterenfalls jedoch 
nur, wenn außerdem dem Antrage und ſeinen 
Unterlagen zu entnehmen iſt, 

a) daß die Frau ein Erwerbsgeſchäft betreibt, 


oder . 

5) daß die Gütergemeinſchaft beendet it und 
nur die Frau für die Verbindlichkeit, wegen der 
die Vollſtreckung betrieben wird, perſönlich haftet. 

Im Falle q) it auch noch die Ausnahme des 
§ 741 Halbſatz 2 BRPO. zu beachten. 

5. Auf Grund eines gegen Ehegatten als 
Geſamtſchuldner gerichteten Vollſtreckungstitels kann 
die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung 
gegen jeden einzelnen Ehegatten in den unter 1. 
und 2. zuſammengeſtellten Fällen angeordnet werden. 
Die Anordnung gegen beide Ehegatten iſt nur zu⸗ 
läſſig, wenn ſie als Miteigentümer im Grundbuch 
eingetragen ſind, gleichgültig wie der Eintrag das 
Miteigentum bezeichnet. 

Wird die Anordnung der Zwangsverſteigerung 
oder Zwangsverwaltung in einem Falle abgelehnt, 
in dem ſie nach den letzten Erörterungen erfolgen 
müßte, ſo ſteht dem Gläubiger dagegen nach § 793 
ZPO. mit $ 95 Zw. die ſofortige Beſchwerde 
zu. Erfolgt aber die Anordnung in einem Falle, 
in dem fie nach dem Geſagten unzuläffig ift, fo 
kann der Schuldner oder ein Dritter,“) z. B. der 
im geſetzlichen Güterſtande lebende Mann, gegen 
deſſen Frau die Zwangsverſteigerung eines zum 
eingebrachten Gute gehörigen Grunditüds trotz des 
Fehlens eines gegen ihn gerichteten Duldungstitels 


24) Gaupp⸗Stein a. a. O. S. 442, 444, 477; Seuffert 
a. a. O. S. 345, 347; derſelbe Gruch. Beitr. Bd. 6 S. 140. 
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angeordnet wurde, Einwendungen nach $ 766 
BPO. erheben.) Denn das Vorgehen des Bol- 
ſtreckungsgerichtes verſtößt hier gegen prozeſſuale“) 
Beſtimmungen, die Beſtimmungen, welche in An⸗ 
ſehung der Vollſtreckungstitel und des durch den 
Inhalt des Grundbuchs zu führenden Nachweiſes 
der Paſſivlegitimation der Schuldner getroffen ſind. 
Das Rechtsmittel der Beſchwerde kann regelmäßig 
nicht gegen die Anordnung des Verfahrens, ſondern 
erſt gegen die Entſcheidung über die erhobenen 
Einwendungen eingelegt werden. Denn die An⸗ 
ordnung des Verfahrens iſt keine „Entſcheidung“ 
im Sinne des $ 793 ZPO., ſondern eine dem 
Gericht übertragene Vollſtreckungshandlung, welche 
mit der dem Gerichtsvollzieher obliegenden Pfändung 
beweglicher Sachen gleichartig ift. $ 95 3G. 
kann gegen dieſe Anſchauung nicht ins Feld ge⸗ 
führt werden. Sein Zweck iſt eine Beſchränkung 
des Beſchwerde rechts, nicht eine Regelung des 
Beſchwerde verfahrens. Eine Ausnahme iſt nur 
für den, allerdings wohl außerordentlich ſeltenen 
Fall anzuerkennen, daß der Schuldner vor der 
Anordnung des Verfahrens bereits gehört worden 
iſt. Hier ſtellt die Anordnung des Verfahrens 
gleichzeitig eine Entſcheidung dar, gegen die fofort 
Beſchwerde ftattfindet.??) 

Entſpricht die Anordnung des Verfahrens den 
prozeſſualen Vorſchriften, entſpricht ſie insbeſondere 
den Anforderungen in Bezug auf Vollſtreckungs⸗ 
titel und Grundbucheintragung, ſo iſt ſie weder 
mit Einwendungen nach $ 766 ZPO. noch mit 
der ſofortigen Beſchwerde anfechtbar. Vielmehr 
ſind die Beteiligten auf den Weg der Klage an⸗ 
gewieſen, der Schuldner auf die Vollſtreckungs⸗ 
gegenklage nach 8 767 ZPO., ein Dritter auf 
die Widerſpruchsklage nach $ 771 BPO. Letztere 
iſt auch dem Ehegatten gegeben, deſſen durch den 
Güterſtand begründeten Rechte an dem von der 
Vollſtreckung ergriffenen Gegenſtand in einer mit 
den prozeſſualen Vorſchriften in Einklang ſtehenden 
Weiſe verletzt werden, jo dem Manne, wenn auf Grund 
eines Vollſtreckungstitels gegen die Frau nach § 741 
ZPO. die Zwangsverſteigerung eines zum ein⸗ 
gebrachten Gute der Frau oder zum Gejamtgute 


2$) War die Anordnung des Verfahrens mit Rück⸗ 
ſicht auf die Angaben des Grundbuchs über die 


Eigentumsverhältniſſe an dem Beſchlagnahmegegenſtand 


unzuläſſig, ſo beſteht daneben die Möglichkeit, die Auf⸗ 
hebung des Verfahrens nach § 28 98 anzuregen. 

36) A. M. Steiner a. a. O. S. 6 

27) Uebereinſtimmend Wolff a. 5 O. S. 74, 292 
Jäckel a. a. O. S. 145, 386; auch Steiner a. a. O. 
S. 68, 246, der aber die Grenzen des § 766 ZPO. zu 
eng zieht und aus dieſem Grunde teilweiſe die 
ſofortige Beſchwerde gegen die auf einſeitigen Antrag 
des Gläubigers erlaſſene Anordnung des Verfahrens 
zuläßt; von der Pfordten a. a. O. S. 60 z: 287 
Reinhard, Komm. z. BVG. Bd. 1 S. 111; 38 
Jahrg. 6 S. 312; Haß. Rſpr. Bd. 3 ©. 47; Vd. 
S. 320; Bd. 15 S. 292 (wie Steiner); Bd. 16 S 6. 335 
Seuff A. Bd. 63 S. 169; a. M. Kretzſchmar in Bl. í. 
RA. Bd. 72 S. 627; OG. Dresden Bl. f. RA. Bd. 72 
S. 1059; OLG. München Bl. f. RA. Bd. 70 S. 647. 
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gehörigen Grundſtücks angeordnet wird, obwohl 
der Vollſtreckungstitel ihm gegenüber in Anſehung 
des eingebrachten Gutes oder des Geſamtguts un⸗ 
wirkſam ift ($ 774 ZPO.). Die Klage des $ 771 
ZPO. ſteht aber auch wahlweiſe neben den Ein⸗ 
wendungen nach $ 766 ZPO. einem Ehegatten 
zu, in deſſen Rechte eingegriffen wird, ohne daß 
der Gläubiger hiezu formell, wenn auch materiell 
befugt iſt, ſo dem Manne, wenn nur auf 
Grund eines gegen die Frau ergangenen Urteils 
die Zwangsverſteigerung eines zu ihrem eingebrachten 
Gute gehörigen Grundſtücks angeordnet wird, mag 
auch das Urteil dem Manne gegenüber in An⸗ 
ſehung des eingebrachten Gutes wirkſam ſein. 
Angeſichts des Urteils, das ſich nur gegen die 
Frau richtet, iſt er Dritter, deſſen Rechte nicht 
verletzt werden dürfen, und der ſeine Rechte nach 
§ 771 BPO. mit Erfolg geltend machen kann, 
wenn fie doch verletzt werden.“) Auch wenn 
nach § 741 BPO. die Anordnung der Zwangs⸗ 
verſteigerung eines zum eingebrachten Gute der 
Frau oder zum Geſamtgute gehörigen Grund⸗ 
ſtücks erfolgte, weil dem Gerichte nicht bekannt 
war, daß in dem maßgebenden Zeitpunkte der 
Einſpruch des Mannes gegen den Betrieb des 
Erwerbsgeſchäfts oder der Widerruf ſeiner Ein⸗ 
willigung zu dem Betrieb im Güterrechtsregiſter 
eingetragen war, kann der Mann ſeine Rechte wahl⸗ 
weile nach § 766 oder nach $ 771 mit $ 774 
ZPO. zur Geltung bringen.?) 


Mitteilungen aus der Praxis. 


Verhältnis zwiſchen einer Grunddieuſtbarkeit und 
den Hypotheken auf dem herrſchenden Grundſtücke nach 
bayerifchem Hypothekenrecht. Ich hatte jüngſt zu 
folgendem Tatbeſtand gutachtlich Stellung zu nehmen. 

Als X im Jahre 1892 das Grundſtück Pl.⸗Nr. 56 
kaufte, war im Hypothekenbuch an Pl.⸗Nr. 56 ein die 
Grundfläche in der Ausnützung als Bauplatz — bis 
auf 25 m von der Grenze des Anweſens 2 — be⸗ 


ſchwerendes Bauverbot zugunſten dieſes Anweſens 


eingetragen. X bedang ſich im Kaufvertrag eine durch 


den Bevollmächtigten mangelhaft formulierte Sicherung 


der Bauſtelle gegen dieſes Bauverbot. Nach mehr⸗ 
fachen Verhandlungen kam ſchließlich eine vertrags⸗ 
mäßige Einſchränkung des Bauverbots durch notarielle 
Urkunde vom 31. Dezember 1897 zuſtande. Eine Ein⸗ 
tragung der vereinbarten Aenderung im Hypotheken- 
buch unterblieb, ſo daß das Bauverbot in ſeiner 
urſprünglichen Geſtalt an Pl.⸗Nr. 56 eingetragen blieb. 
X war der Anſicht, daß der Eintrag nicht nötig ſei, 
wurde aber in dieſer Meinung einigermaßen erſchüttert, 
als er der durch die Anlegung des Grundbuches veran⸗ 


238) Gaupp⸗Stein a. a. O. S. 442, 444; Seuffert 
a. a. O. S. 347 (abw. von Gruch. Beitr. Bd. 6 S. 140). 

2) Ebenſo Gaupp⸗Stein a. a. O. S. 501, a. M. 
Seuffert a. a. O. S. 402, der den Mann hier aus⸗ 
ſchließlich auf den Weg der Einwendungen nach § 766 
RPO. verweiſt. 
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laßten Frage der Eintragung der Aenderung des Bau⸗ 
verbots nähertrat, insbeſondere aber im Hinblicke auf 
die ſeit 1898 an dem Anweſen 2 erfolgten weiteren 
Hypothekeneintragungen. Als die Aenderung des Bau⸗ 
verbots vereinbart wurde, war das Anweſen 2 nur mit 
einer Bankhypothek belaſtet. X iſt geneigt anzunehmen, 
daß ein rechtlicher Nachteil vielleicht ausgeſchloſſen 
ſei, da Grunddienſtbarkeiten im Hypothekenbuch über⸗ 
haupt nicht eintragungsfähig waren, auch den etwaigen 
auf ſie bezüglichen Einträgen die Wirkung des Oeffent⸗ 
lichkeitsprinzips des Hypothekenbuches nicht zuſtatten 
käme und da auch die Aenderung von Grunddienſt⸗ 
barkeiten den nach der Aenderung eingetragenen 
Hypothekengläubigern, wie auch den ſpäteren Erwerbern 
des herrſchenden Grundſtücks gegenüber auch ohne 
Eintrag wirkſam bleibe; die vereinbarte Aenderung 
der Baubeſchränkung ſei zwar, ſolange nicht die Zu⸗ 
ſtimmung der Bankhypothek Gläubiger auf dem 
Anweſen 2 erklärt ſei, dieſer Bankhypothek gegenüber 
wirkungslos, habe aber den nach 1898 entſtandenen 
Hypotheken gegenüber den Vorrang. Wenn er — X — 
demnach auch keinen Nachteil befürchte, ſo mache 
ihn immerhin die Eintragung der Baubeſchränkung 
als „Dispoſitionsbeſchränkung“ ſtutzig. 

Dieſem Tatbeſtand gegenüber bin ich zu dem 
Ergebniſſe gekommen, daß es ſich hinſichtlich der Rechts⸗ 
lage des X weder um Folgen der Eintragung oder 
Nichteintragung, noch auch um die Rangverhältniſſe 
zwiſchen Grunddienſtbarkeiten und Hypotheken handelt. 

Der Umſtand, daß die im Bauverbot liegende 
Beſchränkung des Eigentums im Grundbuch als 

„Dispoſitionsbeſchränkung“ bezeichnet iſt, kann nichts 
daran ändern, daß es als eine Grunddienſtbarkeit 
anzuſehen iſt; da unſer altes Hypothekenrecht bis zum 
1. Juli 1899 den Grunddienſtbarkeiten die Eintragungs⸗ 
fähigkeit verſagte, andererſeits das Bedürfnis, ſie im 
Hypothekenbuch erſichtlich zu machen außerordentlich 
groß war, ſo mag die Praxis unter die als Ver⸗ 
pfändungsbeſchränkungen eintragungsfähigen Dis⸗ 
poſitionsbeſchränkungen Grunddienſtbarkeitsbeſchränk⸗ 
ungen bona fide eingeſchmuggelt haben. 

Die Eintragung der Baubeſchränkung konnte 
ohne Nachteil unterbleiben; da zwar Art. 10 des 
Uebergangsgeſetzes einen Zwang zur Eintragung der 
unter dem früheren Grundſtücksrecht entſtandenen 
Grunddienſtbarkeiten ſtatuiert, aber einerſeits nur 
zur Erhaltung ihrer Wirkſamkeit gegenüber dem 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs, und erſt von 
einem durch K. Verordnung zu beſtimmenden Zeit⸗ 
punkte ab, der bis heute noch nicht beſtimmt worden 
iſt. Auch die zeitliche Priorität, welche der Einſchränkung 
des Bauverbots gegenüber den jüngeren Hypotheken 
des herrſchenden Beſitztums zukommt, iſt m. E. be⸗ 
deutungslos, weil darin keine Rangſtufe zum Aus⸗ 
druck kommt; ein Rangverhältnis zwiſchen der Grund⸗ 
dienſtbarkeit am dienenden Grundſtück und den Hypo⸗ 
theken am herrſchenden Grundſtück läßt ſich nicht 
konſtruieren, weil ihm m. E. das tertium compa- 
rationis fehlt, weil das Rangverhältnis ein Verhältnis 
von Laſt zu Laſt an demſelben Grundſtück darſtellt, 
ein Verhältnis zwiſchen Abt. II und Abt. Ii desſelben 
Grundbuchblattes oder innerhalb dieſer Abteilungen. 
Wenn vielmehr die mit einem Grundſtück aktiv ver- 
bundenen Grunddienſtbarkeiten (vgl. Regelsberger 8 71 
am Ende) nach dem früheren Rechte als 1 
des herrſchenden Grundſtückes und nach BGB. (5 96) 
als Beſtandteil zu betrachten ſind, zu deſſen Aufhebung 
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nach 8876 BGB. die Zuſtimmung der Hypothek⸗ 
gläubiger des herrſchenden Grundſtückes notwendig 
iſt, ſo werde ich die Grunddienſtbarkeit am dienenden 
Grundſtücke lediglich als ein von den Hypotheken des 
herrſchenden Grundſtückes ergriffenes Pfandobjekt zu 
behandeln haben. So erſcheint die Einſchränkung des 
Bauverbots vom 1. September 1898 als teilweiſe Auf⸗ 
hebung eines den Hypotheken des herrſchenden Grund⸗ 
ſtückes mithaftenden Rechts, das nur durch Freigabe 
— Zuſtimmung — dieſer Mithaftung entrinnen kann, 
das, bis dieſe Freigabe erfolgt iſt, Zubehör⸗ bzw. 
Beſtandteil⸗Eigenſchaſt beibehält, und fo Gefahr 
läuft von etwa weiter entſtehenden Hypotheken am 
herrſchenden Grundſtück ergriffen zu werden. Daß 
nach 3876 des BGB. die Zuſtimmung des Hypothek⸗ 
gläubigers auf dem herrſchenden Grundſtück ein Eſſen⸗ 
tiale für die Aufhebung einer zugunſten des herr⸗ 
ſchenden Grundſtücks beſtehenden Grunddienſtbarkeit 
bildet, iſt nicht zweifelhaft. Der Beteiligte X konnte meine 
»Anſicht nicht akzeptieren, daß dies auch für Aufhebung 
von Grunddienſtbarkeiten unter der Herrſchaft des 
BayHypG. zutreffe, und zwar vertrat er den 
Standpunkt, daß der Eigentümer des herrſchenden 
Grundſtückes auf die zu deſſen Gunſten beſtehende 
Grunddienſtbarkeit mit Wirkung für die Hypo⸗ 
thekgläubiger nicht ohne deren Zuſtimmung ver⸗ 
zichten könne; der Fall ſei analog demjenigen zu be⸗ 
handeln, in welchem es ſich um Kolliſion von Hypo⸗ 
theken und Grunddienſtbarkeiten auf ein und demſelben 
Grundſtück handle, hier wie dort handle es ſich um 
Eingriffe in die verpfändete Subſtanz, gegenüber 
welchen Hypotheken den Schutz der doppelten Sub⸗ 
haſtation nach 857 des bayer. Zw. hätten; der 
Standpunkt des BGB. bedeute eine Neuerung ſowohl 
gegenüber dem gemeinen Rechte wie gegenüber zahl⸗ 
815 Partikularrechten, wie z. B. dem preußiſchen 
e 
Nach meiner Anſicht iſt die erwähnte Analogie 
nur für den wirtſchaftlichen Effekt gegeben und über⸗ 
ſieht den auch von Regelsberger als gegeben, wenn 
auch nicht als richtig anerkannten Grundſatz des 
baveriſchen Hypothekenrechtes, daß Grunddienſt⸗ 
barkeiten im Verhältnis zum herrſchenden Grundſtück 
die Eigenſchaft eines Zubehörs zukommt. Beſtand 
dieſe Eigenſchaft noch in dem Augenblicke, wo das 
Grundbuchrecht in Kraft trat, ſo nahm das Recht 
von da an die Eigenſchaft eines Beſtandteils an. 
Wäre die Anſicht des X richtig, ſo hätten wir 
ein Zugehörſtück, welches den älteren Hypotheken 
gegenüber mangels deren Zuſtimmung zur Aufhebung 
als Pfandobjekt mithaften würde, den jüngeren aber 
nicht; damit wäre die Einheitlichkeit der Verpfändung 
gegenüber der Abt. III des Grundbuchs in Frage 
geſtellt, und dies wäre m. E. die Durchbrechung eines 
Prinzips, die im Geſetz ſelbſt ausdrücklich zugelaſſen 
ſein müßte. Eine verſchiedene Abgrenzung der Pfand⸗ 
haftung gegenüber den einzelnen Hypotheken iſt nicht 
ohne weiteres zuläſſig. Der Zuſtand, in welchem ſich 
eine durch Vereinbarung mit dem Eigentümer des 
herrſchenden Grundſtückes ohne Zuſtimmung der 
Hypothekoläubiger aufgehobene Grunddienſtbarkeit 
befindet, möchte ich als latentes, aber ohne dieſe Zu⸗ 
ſtimmung wirkungsloſes Beſtreben aus dem Pfand⸗ 
verband auszuſcheiden bezeichnen — auch vom Stand⸗ 
punkt des bayeriſchen Hypothekenrechtes. 
Notar Löhe in Berchtesgaden. 
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Aus der Praxis der Gerichte. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Es kaun eine gegenſeitige Grunddienſtbarkeit des 
Inhalts beſtellt werden, daß an einer Einfahrt ein ans- 
ſchliezliches gemeinſchaftliches Benützungsrecht beſtehen 
ſoll. Doch kann dann nicht auf Löſchung einer Grund⸗ 
dienſtbarkeit geklagt werden, die ſpäter an einem der 
beteiligten Grundſtücke zugunſten dritter Perſonen be: 
ſtellt wird. Erweiterung der Anſchließungsanträge. Als 
der Beklagte am 4. Dezember 1905 das Haus Nr. 38 
der E.⸗Straße in Stuttgart an den Kläger verkaufte 
und das Haus Nr. 40 daſelbſt zurückbehielt, wurde 
als gegenſeitige Grund dienſtbarkeit fol gendes vereinbart 
und im Grundbuch eingetragen: „Der zwiſchen den 
Gebäuden Nr. 38 und 40 liegende Hofraum, von 
welchem eine Fläche von 60 em Breite zu Nr. 38, die 
übrige Fläche (2,40 m breit) zu Nr. 40 gehört, dient 
als gemeinſchaftlicher Zugang und als gemeinſchaft⸗ 
liche Zufahrt. Demgemäß ſind die jeweiligen Eigen⸗ 
tümer ſowie die in dieſen Gebäuden wohnenden und 
verkehrenden Perſonen für alle Zeiten berechtigt, die 
zu dem andern Gebäude gehörige Fläche des Hof⸗ 
raums als Zugang und Zufahrt zu benutzen.“ Der 


Beklagte beſaß Damals als Hinterland die kleinen 


Teilſtücke Nr. 2 u. 5 und erwarb zu dieſen ſpäter noch 
ein größeres Stück eines Feldwegs. Als er daher im 
Mai 1906 ſein Haus Nr. 40 (E.⸗Straße) an den Kauf⸗ 
mann E. verkaufte, ließ er ſich folgende am 19. Mai 
1906 in das Grundbuch eingetragene Dienſtbarkeit 


beſtellen: „Der jeweilige Eigentümer der Pl.⸗Nr. = 


und die auf dieſem Grundſtück wohnenden und ver- 
kehrenden a et find für alle Zeiten berechtigt, 
die zwiſchen Nr. 38 und 40 der E.⸗Straße liegende 
Einfahrt, ſoweit dieſe zu letzterem Grundſtücke gehört, 
als Zugang und Zufahrt mitzubenutzen“. Seitdem 
ließ der Beklagte auf Nr. 2 1 mehrere große Wohn⸗ 
hintergebäude errichten, deren zahlreiche Mieter die 
Einfahrt zwiſchen Nr. 38 und 40 nach der E.⸗Straße 
hin und zurück benutzen. Der Kläger hat mit dem 
Antrage geklagt: Der Beklagte ſei ſchuldig jede Be⸗ 
nutzung der zwiſchen den Häuſern Nr. 38 und 40 
liegenden Einfahrt als Zu⸗ und Abgang und als 
Zu⸗ und Abfahrt zu ſeinen hinter den Anweſen Nr. 
38 und 40 liegenden Grundſtücken zu unterlaſſen und 
dafür zu ſorgen, daß dieſe Einfahrt nicht von den 
auf ſeinen erwähnten Grundſtücken verkehrenden 
Perſonen benutzt werde, ſowie die von E. ihm bewilligte 
Dienſtbarkeit im Grundbuche löſchen zu laſſen. Der 
Beklagte hat die Klage in bezug auf den zu Nr. 38 
gehörigen Teil der Einfahrt anerkannt, im übrigen 
ihre Abweiſung beantragt. Das OLG. hat ausge- 
ſprochen: „Der Beklagte hat zu unterlaſſen, die zwiſchen 
den Häuſern Nr. 38 und 40 liegende Einfahrt als 
Zu⸗ und Abgang und als Zu⸗ und Abfahrt zu ſeinen 
hinter den vorbezeichneten Häuſern liegenden Grund⸗ 


ſtücken zu benutzen und den in ſeinen Häuſern wohnenden 


und verkehrenden Perſonen dieſe Benutzung zu ge⸗ 
ftatten‘. Die Löſchungsklage hat das OLG. abge- 
wieſen. Der Beklagte legte Reviſion ein. Der Kläger 
ſchloß ſich unter Widerſpruch des Beklagten der Reviſion 
mit dem Antrag an, in vollem Umfang nach dem 
Klagantrag zu erkennen, falls aber dieſe Anſchließung 
als unbedingte nicht zuläſſig ſein und die Reviſton 
Erfolg haben ſollte, dem Klagantrag vollſtändig ſtatt⸗ 
zugeben. Die Reviſion und die Anſchließung wurden 
zurückgewieſen. 


Gründe: 1. Das Berufungsurteil iſt, wie 


folgt, begründet: Die Dienſtbarkeitsbeſtellung vom 
4. Dezember 1905 ſei im Sinne ausſchließlicher 
Gemeinſchaftlichkeit der Einfahrt zwiſchen Haus⸗Nr. 38 
und 40 auszulegen. Sei die Einfahrt nur zwiſchen 
Nr. 38 und 40 gemeinſchaftlich, ſo dürfe der Kläger 
jeden Dritten und den Beklagten (als Hinterland⸗ 
eigentümer) ſelbſt von der Mitbenutzung gemäß 
§§ 1027, 1004 BGB. ausſchließen. Dem ſtehe auch 
die von E. dem Beklagten an ſeinem Teil der Einfahrt 
eingeräumte, aber im Range des Grundbuchs nach⸗ 
gehende Dienſtbarkeit nicht entgegen. (8 879 BGB.). 
Nicht begründet fet dagegen der auf § 894 BGB. ge- 
ſtützte Löſchungsanſpruch des Klägers. Durch die 
Ausſchließlichkeit der zuerſt beſtellten Dienſtbarkeit ſei 
die Entſtehung einer anderen dinglichen Belaſtung 
nicht gehindert, nur könne letztere als im Range 
nachgehend das zuerſt eingeräumte Recht in ſeiner 
Ausübung nicht ſtören. (Vgl. § 1024 BGB.). Eine 
Zuſtimmung des Beklagten zur E 'ſchen Dienſtbarkeits⸗ 
beſtellung dagegen ſei nicht erforderlich geweſen, da 
es ſich nicht um Beſtellung eines Rechts an einer 
Dienſtbarkeit (8 873 BGB.), ſondern um eine neue 
Belaſtung des Eichen Eigentums gehandelt habe. 
Die Reviſion des Beklagten gegen dieſe Entſcheidung 
kann keinen Erfolg haben. Der Reviſionskläger irrt, 
wenn er die Möglichkeit einer Dienſtbarkeitsbeſtellung, 
wie fie die Vorderrichter annehmen, nach $ 1018 BGB. 
leugnet und dieſe Geſetzesſtelle daher für verletzt erklärt. 
Daß der Beklagte dem Kläger auf feinem 2,40 m 
breiten Teil der jetzigen Durchfahrt ein Wegerecht ein⸗ 
räumen konnte und umgekehrt der Kläger dem Beklagten 
ein ſolches auf ſeinem 0,60 em breiten Streifen, gibt 
die Reviſion ſelbſt zu. Sie durften ſich aber auch 
gegenſeitig verpflichten, auf ihrem Teil gewiſſe Hand⸗ 
lungen nicht vorzunehmen oder vornehmen zu laſſen. 
Dies geſtattet der § 1018 und die jetzigen Streitsteile 
haben es im Vertrage vom 4. Dezember 1905 nach 
Auslegung des Berufungsgerichts dadurch getan, daß 
jeder von ihnen verſprach, nur ſelbſt und nur von 
und zu ſeinem ausdrücklich benannten Grundſtücke auf 
ſeinem Einfahrtsteil zu gehen und zu fahren und nur 
andre Bewohner dieſes Grundſtücks ſo gehen und fahren 
zu laſſen, dagegen aus und zu etwaigen andern Grund⸗ 
ſtücken weder ſelbſt über die jetzt beſtrittene Einfahrt 
zu gehen oder zu fahren, noch andere Bewohner ſolcher 
andrer Grundſtücke darüber verkehren zu laſſen, wie 
dies ihnen an ſich kraft ihres Eigentumsrechtes erlaubt 
geweſen wäre. Ein Grundſtück kann nach § 1018 BGB. 
zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines andern 
Grundſtückes unter anderm auch in der Weiſe belaſtet 
werden, daß auf dem Grundſtücke gewiſſe Handlungen 
nicht vorgenommen werden dürfen. Der Vorderrichter 
hat ſomit den § 1018 BGB. nicht verletzt und feine 


Auslegung der Beſtimmungen des Kaufvertrags vom 


4. Dezember 1905 läßt keinen Verſtoß gegen § 286 
ZPO. erkennen. i | 

2. Der Kläger hat ſich ſchriftlich nur „eventuell, 
nur für den Fall, daß der Reviſion wider Erwarten 
in irgendeinem Punkte ſtattgegeben werden folte” 
der Reviſion angeſchloſſen und ſo damals ſeinen ſchrift⸗ 
lichen Reviſionsanſchließungsantrag geſtellt und be⸗ 
gründet Erſt in der mündlichen Reviſionsverhandlung 
hat er die oben angegebenen Anſchließungsanträge 
ſchriftlich und mündlich eingebracht. Es könnte ſich 
im Hinblick auf §8 556, 554 Abſ. 3 Nr. 1 Abſ. 6 ZPO. 
fragen, ob eine ſolche Aenderung des Anſchließungs⸗ 
antrages zuläſſig iſt. Die Frage muß aber bejaht 
werden, da § 554 Abſ. 3 und 4 nur „entſprechend“ 
auf die Reviſionsanſchließung anzuwenden iſt, in dem 
Verfahren des Klägers nur eine ſpätere Erweiterung 
des Anſchließungsantrages gefunden werden kann und 
eine ſolche ebenſo ſtatthaft iſt, wie nach reichsgericht⸗ 
lichen Entſcheidungen eine nachträgliche Einſchränkung 
der Anſchließung. (Vgl. JW. 1909, 319/22, auch § 268 
Nr. 2 ZPO.). 


472 


Sachlich iſt aber die nun unbedingt beten 
Beoifionsanftefung des Klägers nicht berechtigt 
Wenn ich nach den einwandfreien Feſtſtellungen des 
Vorderrichters der Beklagte bei der Dienſtbarkeitsbe⸗ 
ſtellung dem Kläger gegenüber gültig nach 8 1018 
BGB. verpflichtet hat, gewiſſe Handlungen auf ſeinem 
Anteil an der Einfahrt nicht vorzunehmen, ſo hat er 
doch damit nicht für ſich und ſeinen Rechtsnachfolger 
. auf das dem Eigentümer zuſtehende Recht der 
Dienſtbarkeitsbeſtellung zugunſten Dritter verzichtet. 
Frenz muß die neue Rechtseinräumung dem Dienſt⸗ 
arkeitsrecht des Klägers im Range nachſtehen und ſie 
hat im weſentlichen nur für den Fall Bedeutung und 
Wirkſamkeit, daß des Klägers Recht ſpäter etwa weg⸗ 
fällt. Deshalb kann ſie aber auch den Kläger in 
feinem Rechte nicht im Sinne des § 894 BGB. ſtören 
und beeinträchtigen und es iſt daher ſeine auf dieſe 
Geſetzesſtelle geſtützte Löſchungs klage mit Recht 
a unbegründet abgewieſen worden. (Urteil des 
V. 38S. vom 2. Oktober 1909, V 536/08). 
1755 


——— n. 


II. 


Bürgſchaft als gegenſeitiger Vertrag. Rücktritt 
des Bürgen wegen wirtſchaſtlicher Schwächnug des 
eee durch vorzeitiges Beitreiben der Forde⸗ 
rung. Beweislaſt. 

Aus den Gründen: Es ſteht feſt, daß die 
Kläger, obwohl ſie in dem Vertrage dem Haupt⸗ 
ſchuldner Stundung bis 1907 gewährt haben, im 
Laufe des Jahres 1906, alſo vorzeitig ſich von dem 
Hauptſchuldner zur Abtragung auf feine Schuld 9000 M 
haben zahlen laſſen. Der Beklagte ſieht hierin eine 
Verletzung des gegenſeitigen Vertrags durch die Kläger, 
die den Hauptſchuldner zu den Zahlungen veranlaßt 
hätten, und entnimmt daraus für ſich das Recht, von 
dem Vertrag zurückzutreten. Das OLG. ift der Anſicht, 
daß zwiſchen den Parteien nur ein Bürgſchaftsvertrag 
vorliege, der begriffsmäßig eine Verbindlichkeit nur 
für den Bürgen begründe und deſſen Zweck die Siche⸗ 
rung der Forderung geweſen ſei. Dieſer Zweck ſei 
durch die von dem Beklagten gerügten Maßnahmen 
der Kläger nicht gefährdet oder vereitelt worden. Der 
Reviſion kann zugegeben werden, daß es ſich hier um 
einen gegenſeitigen Vertrag handelt. Wenn auch der 
Bürgſchaftsvertrag an ſich ein einſeitiger Vertrag iſt, 
ſo kann doch die Bürgſchaftsübernahme Beſtandteil 
eines gegenſeitigen ent fein (RGB. Bd. 65 S. 48, 
Bd. 66 S. 425, vgl. Jur W. 1909 S. 309). Der Be⸗ 
klagte hat unwiderſprochen vorgetragen, daß der Ver⸗ 
trag geſchloſſen worden ſei, um den drohenden Konkurs 
der Firma Br. zu verhüten. Es iſt anzunehmen, daß 
die Kläger den Nachlaß an ihrer Forderung und die 
Befriſtung, wodurch ſie ihre Reſtforderung zu retten 
hofften, nicht gewährt haben würden, wenn der Be⸗ 
klagte ſich nicht zu dem Zuſchuß von 25000 M und 
der Bürgſchaft für 50 000 verſtanden hätte, und 
daß umgekehrt der Beklagte im eigenen und im Intereſſe 
ſeines Sohnes ſich hierauf ohne die Bewilligung der 
Kläger nicht eingelaſſen haben würde, daß alſo Nach⸗ 
laß und Stundung der Kläger, Zuſchuß und Verbür⸗ 
gung des Beklagten Leiſtungen bildeten, die vonein⸗ 
ander abhängig waren und in Austauſch gegeben wur⸗ 
den. Die Kläger haben auch ihre Vertragspflicht inſo⸗ 
weit erfüllt, als ſie dem Hauptſchuldner Nachlaß und 
Stundung bewilligt haben. Der Beklagte macht ihnen 
aber zum Vorwurf, daß ſie den Hauptſchuldner auf 
vorzeitige Zahlungen gedrängt hätten. Während nun 
in 85 des Vertrags beſtimmt ift, daß der Beklagte 
die ihm geſchuldete Summe bis zur Tilgung der Forde⸗ 
rung der Kläger nicht einfordern dürfe, iſt eine 
gleiche Verpflichtung den Klägern für die Zeit der 
Stundung nicht auferlegt. Der Beklagte behauptet 
auch nicht, daß die Kläger dem Hauptſchuldner gegen- 
über irgend welchen Zwang zur Erlangung der Gelder 
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angewendet hätten, ſo daß das Berufungsgericht die 
fraglichen Zahlungen als „immerhin freiwillige“ be⸗ 
zeichnet hat. Nach dem Wortlaut des Vertrags und 
ſoweit die kuelan des Berufungsgerichts über 
die Willensmeinung der Vertragsgenoſſen reichen, iſt 
es daher zweifelhaft, ob dem Beklagten als Gegen⸗ 
leiſtung aus dem zweiſeitigen Vertrag ein Anſpruch 
darauf zuſtand, daß die Kläger während der Dauer 
der Stundung Zahlungen von dem Hauptſchuldner 
nicht einforderten oder nicht annahmen. 

Doch bedarf dies keiner weiteren Erörterung. Denn 
jedenfalls hat nach Inhalt und Zweck des Abkommens 
der Beklagte die Bürgſchaft nur unter der Bedingung 
übernommen, daß die Kläger die dem Hauptſchuldner 
gewährte Stundung, durch welche gerade ſeine Be⸗ 
triebsmittel geſammelt und geſtärkt werden ſollten, in 
dem Sinne einhielten, daß ſie ihm nicht durch vor⸗ 
zeitige Entziehung von Betriebsmitteln, wenn dieſe 
auch nicht im Wege des Zwangs geſchah, die Erfüllung 
der vertraglichen Verbindlichkeiten unmöglich machten 
und ſo den Eintritt des Bürgſchaftsfalls i 
An ſich hat der Bürge, von der Vorſchrift des E 776 
BOB. abgeſehen, kein Recht darauf, daß der Gläubiger 
ſeine Intereſſen berückſichtige, wohl aber dann, wenn 
wie hier diefe Berückſichtigung zur Bedingung der 
Bürgſchaft gemacht war. Daß die Kläger durch wider⸗ 
rechtliche Schwächung der Betriebsmittel des Haupt⸗ 
ſchuldners deſſen Zahlungseinſtellung verurſacht haben, 
hat der Beklagte zu beweiſen, der hierwegen von 
der Bürgſchaft frei werden will. Die Tatſache allein, 
daß die Kläger vorzeitige Zahlungen gefordert und 
angenommen haben, genügt nicht, da die Zahlungen 
ohne Einfluß auf den geſchäftlichen Niedergang des 
Hauptſchuldners geblieben fein können (Urt. d. VI. 8S. 
vom 1. Juli 1909, VI 266/08). 
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Ya Begriffe „€ PTN des Eigentums“ i. S. des 

1091 BG den Gründen: Die Beklagte 
hatte eingewendet, = Abſturz fei auf ein unvorher⸗ 
geſehenes und unvorherſehbares Naturereignis zurück⸗ 
zuführen. Infolge anhaltender Regengüſſe habe ſich 
im Untergrund der Schutthalde Grundwaſſer ange⸗ 
ſammelt und die dort lagernden Ton⸗ und Lehm⸗ 
ſchichten erweicht. Dieſe ſeien dann unter dem Druck 
der Halde gewichen und hätten dieſe in Bewegung 
geſetzt. Das Landgericht hat angenommen, daß ein 
Teil der vorwiegend aus Lehm und Ton beſtehenden 
Schuttmaſſen ſelbſt erweicht und in Bewegung geraten 
ſei, daß dieſes auch bei Anwendung gewöhnlicher 
Vorſicht hätte vorausgeſehen und vermieden werden 
können. Demgegenüber hat die Beklagte in der Be⸗ 
rufungsinſtanz ein ihren Standpunkt vertretendes 
Privatgutachten des Geheimen Oberbergrats L. bei⸗ 
gebracht. Der Berufungsrichter hat darauf zwar 
wegen des Schadenserſatzanſpruchs weitere Beweis⸗ 
aufnahme angeordnet, für den aus SS 1004, 1027 
BGB. abgeleiteten Wegräumungsanſpruch aber die 


| Frage für unerheblich erklärt, ob höhere Gewalt vor⸗ 


"tege. Wäre das wörtlich zu nehmen und handelte 

s ſich in der Tat nur um höhere Gewalt, ſo wäre 
die Entſcheidung allerdings unrichtig. Denn nicht 
nur in dem von der Reviſion . Urteil des 
V. 35. (V. 193/04 in Seuff A. Bd. 60 S. 103), 
ſondern auch in anderen Entſcheidungen (3. B. Gruchot 
Bd. 46 S. 653, Bd. 48 S. 951) iſt unter Hinweis auf 
die Mot. zum BOB. Bd. III S. 423 ff. darauf hinge⸗ 
ie daß eine „Störung“ des Eigentums i. S. des 
$ 1004 BGB. nur anzunehmen fei, wenn die Beein⸗ 
trächtigung auf den Willen des Störers zurückzuführen, 
ein urſächlicher Zuſammenhang mit einer Willens⸗ 
betätigung des Störers vorhanden ſei. Dieſer Zu⸗ 
ſammenhang aber iſt bei dem Abſturz von Erdan⸗ 
ſchüttungen (Halden), wie gerade in dem von der 
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Reviſion angeführten Urteil V 193/04 des näheren 
ausgeführt iſt, auch dann vorhanden, wenn die Willens⸗ 
betätigung nicht die alleinige Urſache des Abſturzes 
iſt, vielmehr Naturereigniſſe gewöhnlicher Art, wie 
anhaltende Regengüſſe dabei mitgewirkt haben. Denn 
die Erdauſſchüttung (Halde), deren Druck nach den 
eigenen Angaben der Beklagten die darunter befind⸗ 
lichen, aufgeweichten Tonſchichten zum Weichen gebracht 
hat, bleibt die eigentliche Urſache des Abſturzes und 
ſie verdankt einer Handlung der Beklagten ihre Ent⸗ 
ſtehung. Dieſe iſt dafür nach Maßgabe der Vorſchriften 
des Nachbarrechts verantwortlich (vgl. Eniſch. Bd. 60 
S. 140 und 49 S. 282). Ob die ſchädliche Einwirkung 
der Erdanhäufung vorauszuſehen, ob alle Vorſichts⸗ 
maßregeln beobachtet waren, ob mit anderen Worten 
von einem Verſchulden der Beklagten geſprochen werden 
kann, mag für die Frage des Schadenserſatzes von 
Bedeutung ſein, für den Anſpruch auf Beſeitigung 
der Beeinträchtigung nach 8 1004 BGB. kommt es, 
wie der Berufungsrichter mit Recht angenommmen 
hat, darauf nicht an (Mot. III S. 424, Entſch. Bd 51 
S. 411). (Urt. des V. 3S. vom 29. September 1909, 
v 432/08). — —— —n 
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IV. 

Vorausſetzungen für die Ausſchließung aus einer 
Genoſſenſchaft. Aus den Gründen: Das OLG. 
at ausgeführt, in dem Aufſichtsratsbeſchluſſe vom 
Februar 1904 ſeien dem Kläger ungeſetzliche Wahl⸗ 
beeinfluſſungen zur Laſt gelegt. Was die Beweis⸗ 
aufnahme in dieſer Beziehung ergeben habe, reiche 
nicht hin, um die Ausſchließung aus der Genoſſenſchaft 
zu rechtfertigen. Wohl aber genüge dazu ein anderer 
Umſtand, nämlich der, daß der Kläger die Sitzung des 
Aufſichtsrats vom 4. Februar 1904 vorſätzlich geſprengt 
habe. Schon an dieſem Tage nämlich habe der Auf⸗ 
ſichtsrat ſich ſchlüſſig machen wollen, ob die Enthebung 
des Klägers vom Kaſſiererpoſten der Generalver⸗ 
ſammlung vorzuſchlagen ſei. Um das zu verhindern, 
habe der Kläger die beiden ihm ergebenen Aufſichts⸗ 
ratsmitglieder Pl. und Br., als ſie noch rechtzeitig 
zur Sitzung kommen konnten, mit den Worten zurück⸗ 
gehalten: „meine Herren, gehen Sie doch nicht, laſſen 
Sie die beſchließen, was ſie wollen. Wenn wir noch 
den Schl. und den K. zurückhalten, ſo ſind ſie beſchluß⸗ 
unfähig. Aber wie das machen? meine Handſchrift 
iſt ja bekannt.“ Auf Wunſch des Klägers habe dann 
Pl. einen Zettel geſchrieben, 1905 10 Schl. und K. 
aufgefordert wurden, ſofort die Sitzung zu verlaſſen. 
Nachdem der Zettel durch einen Boten überbracht war, 
hätten die Adreſſaten der Aufforderung entſprochen, 
wodurch die Sitzung beſchlußunfähig geworden ſei. 
Die Auffaſſung der Vorinſtanz, daß dieſer Vorgang 
die Vorausſetzung des §51 c des Statuts — Handeln 
wider das Intereſſe des Vereins — verwirklicht habe, 
wird von der Reviſion vergeblich angegriffen. Mit 
Recht führt das OLG. aus, die Geſchäftsführung einer 
Genoſſenſchaft könne lahm gelegt werden, wenn die 
Sitzungen des Aufſichtsrats durch böswillige Machi⸗ 
nationen der geſchilderten Art vereitelt würden, die 
zur Nachahmung reizten. Die Berückſichtigung des 
Vorgangs wird aber auch nicht dadurch gehindert, 
daß er im Protokoll der Generalverſammlung vom 
16. Juni 1904 nicht erwähnt worden iſt. Nach der 
Auffaſſung des OLG. fol in dieſer Hinſicht das gleiche 
gelten wie im Fall der Entlaſſung von Handlungs⸗ 
gehilfen, wo nach feſtſtehender Rechtſprechung auch 
ſolche Umſtände im Prozeſſe verwertbar ſind, die bei 
der Entlaſſung nicht vorgebracht, vielleicht erſt ſpäter 
bekannt wurden. Dagegen betont die Reviſton, daß 
die Ausſchließung eines Genoſſen der Generalver⸗ 
ſammlung zugewieſen iſt. Gründe, über welche die 
Verſammlung nicht beſchloſſen habe, dürften nicht 
benutzt werden, um den auf einen untauglichen Grund 
geſtützten Beſchluß vor der Vernichtung zu retten. 
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Die Reviſion will dabei unter Ausſchließungsgründen 
die konkreten Tatſachen verſtanden wiſſen, die dem 
Genoſſen zum Vorwurf gemacht werden. Das Gen. 
§ 68 Abſ. 2 gebraucht das Wort in einem anderen 
Sinne; es verſteht darunter die durch Geſetz oder 
Statut abſtrakt im voraus aufgeſtellten hypothetiſchen 
Tatbeſtände, die Oberbegriffe, unter welche die Tatſachen 
zu ſubſumieren ſind. Käme es darauf an, die Streit⸗ 
frage zu entſcheiden, ſo müßte auch die Mittelmeinung 
geprüft werden, wonach ein auf Ausſchließung 
lautender Beſchluß der Generalverſammlung zwar 
nicht aus einem Grunde, der von dem darin angegebenen 
geſetzlichen oder ſtatutenmäßigen Ausſchließungsgrunde 
verſchieden iſt, aufrechterhalten werden kann, die zur 
Motivierung angeführten Einzeltatſachen aber der 
Ergänzung oder der Erſetzung durch andere, unter 
denſelben Grund fallende Tatſachen zugänglich ſind. 
Indeſſen der abzuurteilende Fall nötigt nicht dazu, 
zu der Frage Stellung zu nehmen. Die Sprengung 
der Sitzung vom 4. Februar 1904 verſtößt gegen die⸗ 
ſelbe Statutenbeſtimmung, die der Kläger nach Anſicht 
der Aufſichtsratsmehrheit vom 8. Februar durch Be⸗ 
einfluſſung der Wahlen verletzt haben ſollte. Eine 
Begründung aber hat der Beſchluß der Generalver⸗ 
fammlung vom 16. Juni überhaupt nicht gefunden, 
wie denn das Geſetz eine Begründung auch nicht ver⸗ 
langt. Das über die Sitzung aufgenommene Protokoll 
ergibt nichts weiter, als daß der Vorſitzende nach 
Verleſung der Beſchlüſſe vom 8. Februar und 1. Juni 
die Gründe für ſeinen Antrag auseinandergeſetzt habe. 
Nichts ſpricht dagegen, daß der Vorgang vom 4. Februar 
der Generalverſammlung bekannt und für die Ab⸗ 
ſtimmung der Mehrheit mit maßgebend geweſen iſt. 
Es iſt ſehr wohl möglich, daß die zum Beſchluß er⸗ 
hobene Anſicht, der Kläger habe den Intereſſen der 
Genoſſenſchaft idee gerade auch auf den 
geſchilderten Vorgang zurückgeführt werden muß. 
(Urt. des I. 3S. vom 16. Oktober 1909, I 468/08). 
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B. Straffaden. 


1 


Können amtliche Bekundungen eines Kaiſerl. deutſchen 
Geueralkonſuls gemäß $ 255 StPO. verleſen werden, 
ſoweit fie die Wiedergabe von Aeußerungen betreffen, 
die von auderen Perſonen gegenüber dem Konſul gemacht 
worden find? Aus den Grün den: Der 8 255 
StPO. tft durch die Verleſung der ſchriftlichen Aeuße⸗ 
rungen des Kaiſerl. deutſchen Generalkonſuls nicht 
verletzt worden. Daß ſie Zeugniſſe einer öffentlichen 
Behörde über Wahrnehmungen ſind, die der die Be⸗ 
hörde vertretende Einzelbeamte innerhalb ſeines Amts⸗ 
bereichs und vermöge ſeines Amtes gemacht hat, kann 
nach ihrem Inhalt und im Hinblick auf die 88 1 und 
3 vgl. mit § 20 des Geſetzes über die Organiſation 
der Berufskonſuln vom 8. November 1867 und 8 3 
Abſ. 3 der allgemeinen Dienſtesinſtruktion hierzu vom 


6. Juni 1872 A : 
28. Februar 1873 nicht bezweifelt werden. Mehr erfordert 


aber die Vorſchrift des § 255 ihren Sinn und Zweck 
nach nicht. Insbeſondere macht ſie bezüglich des Ge⸗ 
genſtandes der neben den Gutachten genannten Zeug⸗ 
niſſe keine Unterſcheidung zwiſchen Bekundungen über 
eigene, durch die Behörde ſelbſt gemachte Wahrneh⸗ 
mungen und der Wiedergabe von Aeußerungen, die ihr 
gegenüber von anderen Perſonen getan worden ſind 
(E. 9, 88; Urt. des IV. StS. vom 27. Februar 1889, 
D. 736/89). Den Beweiswert der dem Generalkonſul 
von dritter Seite gemachten Mitteilungen einzuſchätzen 
war Sache der dem Tatrichter allein zuſtehenden Be⸗ 
weiswürdigung. (Urt. des I. StS. vom 4. Oktober 
1909, I 729/09). B. 
1754 | 
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II 


„Muß das Urteil aufgehoben werden, wenn die 
Reviſion des Staatsanwalts rügt, daß der Vorſchriſt 
des § 257 StPO. nicht genügt worden fei? Aus den 
Gründen: Unmittelbar vor der Verkündung des 
Urteils ift entſprechend einem Auftrage des Staats- 
anwalts der Zeuge B. nachträglich beeidigt worden. 
Damit war das Beweisverfahren wieder aufgenommen 
und es hätte nach der Beeidigung des Zeugen dem 
Staatsanwalt und dem Angeklagten nochmals das 
Wort erteilt werden ſollen, was aber nicht geſchehen 
iſt. Die Reviſion des Staatsanwalts, die die Unter⸗ 
laſſung rügt, iſt unzuläſſig, ſoweit ſie ſich auf die 
Unterlaſſung gegenüber dem Angeklagten ſtützen will 
($ 378 StPO.); fie kann aber auch keinen Erfolg 
haben, ſoweit der Prozeßverſtoß ſich gegen die Staats⸗ 
anwaltſchaft ſelbſt gerichtet hat, da nach Lage der 
Sache angenommen werden muß, daß das Urteil auf 
dem Verſtoße nicht beruht. Es muß davon ausgegangen 
werden, daß dem in der Hauptverſammlung tätigen 
Staatsanwalte die Beſtimmung des 3 257 StPO. be⸗ 
kannt geweſen iſt, und es iſt nicht zu bezweifeln, daß 
er, wenn er nach der auf ſeinen Antrag erfolgten 
nachträglichen Zeugenbeeidigung eine Ergänzung ſeiner 
Ausführungen für nötig gehalten hätte, hierzu Ge⸗ 
legenheit gehabt und pflichtgemäß genommen haben 
würde, auch ohne daß ihm das Wort ausdrücklich 
erteilt wurde. (Urt. des I. StS. vom 30. Sept. 1909, 
I 540/09). B. 
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Umfang des Zeugnisverweigerungsrechts der Aerzte. 
Die Aerzte Sp. und H. haben ihr Gutachten „unter 
Berufung auf ihre Verſchwiegenheitspflicht“, alſo 
nach § 52 Ziff. 3 StPO., verweigert. Sie durften 
ihre Ausſage aber nicht nur in Anſehung deſſen ver⸗ 
weigern, was ihnen bei Ausübung ihres Berufes 
mündlich oder ſchriftlich von Perſon zu Perſon an⸗ 
vertraut war, ſondern auch bezüglich anderer 
Wahrnehmungen, die ſie bei der in Frage kommenden 
Gelegenheit infolge ihrer Zuziehung als Aerzte ge⸗ 
macht haben. Hinſichtlich der Verteidiger ($ 52 Ziff. 2 
StPO.) fagen die Motive (S. 44) ausdrücklich, zur 
Verweigerung des Zeugniſſes genüge es, daß der Zeuge 
in ſeiner Eigenſchaft als Verteidiger von der Tatſache 
Kenntnis genommen hat. Nach dem Zwecke des Ge⸗ 
ſetzes muß das gleiche für Aerzte (Ziff. 3 a. a. O.) gelten. 
(Urt. d. V. Strfſ. vom 8. Oktober 1909, V D 609/09). 
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IV. 


Die falſche Anzeige wegen einer ſtrafbaren Handlung, 
die nur auf Antrag verfolgt wird, iſt auch dann ſtraf⸗ 
bar, wenn der Strafantrag nicht vorliegt. Die An⸗ 
wendung des 8164 StGB. ift nicht zu beanſtanden. 
Der Umſtand, daß es ſich um eine nur auf Antrag 
verfolgbare Straftat handelt und die angeblich Verletzte, 
die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte, ſelb⸗ 
ſtändig zu dem Antrage auf Beſtrafung nicht berechtigt 
war, ſteht der Annahme nicht entgegen, daß der Tat⸗ 
beſtand der wiſſentlich falſchen Anzeige objektiv und 
ſubjektiv vorliegt. Die Anzeige muß vermöge der Natur 
der angezeigten Handlung geeignet ſein, eine Unter⸗ 
ſuchung zu veranlaſſen: wenn nach ihrem Inhalt die 
Tat ſich als ſtrafbar und zur Strafverfolgung gegen 
den Beſchuldigten geeignet darſtellt, ſo iſt dem objektiven 
Erfordernis genügt. Dies muß auch dann gelten, 
wenn ein Antragsdelikt den Gegenſtand der Beſchul⸗ 
digung bildet und ein Strafantrag noch nicht geſtellt 
iſt; denn nicht die Strafbarkeit der Tat als ſolche, 
ſondern nur die a a ift von dem Straf⸗ 
antrage abhängig. Anders liegt es bei den Schuld- 
ausſchließungs⸗, Strafausſchließungs⸗ oder Strafauf⸗ 
hebungsgründen, wie das Reichsgericht mehrfach aus⸗ 
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geſprochen hat (RGSt. Bd. 21 S. 101, Bd. 23 
S. 373). Auch für den ſubjektiven Tatbeſtand kann 


das Bewußtſein, daß der Strafantrag vorliege oder 
noch geſtellt werden werde, nicht gefordert werden. 
Abgeſehen von dem Bewußtſein, daß die Beſchuldigung 
unwahr und die angezeigte n ſei, iſt 
nichts weiter erforderlich, als das Bewußtſein, daß 
die Anzeige die Einleitung eines Strafverfahrens zur 
Folge haben werde oder könne. Für dieſes iſt die 
Kenntnis davon, daß es eines Strafantrages bedürfe 
und daß ein ſolcher bereits vorliege oder doch in Aus⸗ 
ſicht ſtehe, nicht geboten, denn der Antrag iſt etwas 
außerhalb der Strafbarkeit liegendes und die Straf- 
verfolgungsbehörde iſt nicht gehindert, auch ſchon vor 
Anbringung eines förmlichen Antrages (§ 156 Abſ. 2 
StVO.) zur Erforſchung des Sachverhalts zu ſchreiten. 
(Urteil des V. StS. vom 12. Oktober 1909, V D 691/09). 


— — — . 


Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Wie kann eine Genoſſenſchaft m. uub. H. bei grund: 
buchrechtlichen Geſchäften vertreten werden? (§ 42, 
§ 26 Abi. 2, § 25 Abſ. 1 S. 3 Gen., § 29 G.). 
Das Statut des Darlehenskaſſenvereins M. B., eingetr. 
Genoſſenſchaft m. unb. H. beſtimmt: „Der Verein wird 
vom Vorſtand nach Maßgabe des Genc. gerichtlich 
und außergerichtlich vertreten. Ueber die Vertretung 
des Vereins zur Vornahme von notariellen und ge⸗ 
richtlichen Geſchäfts⸗ und Rechtshandlungen, insbe⸗ 
ſondere auch zu den das Hypothekenbuch betreffenden 
Geſchäften und Anträgen beſchließt der 5 
welcher zugleich ein Mitglied mit dem Vollzug dieſes 
Beſchluſſes zu beauftragen hat.“ Das Vorſtandsmit⸗ 
glied Michael P. hat zwei Grundſtücke an H. P. ver⸗ 
kauft. Die von dem Notariate W. aufgenommene 
Urkunde enthält die Auflaſſungserklärungen der Ver⸗ 
tragſchließenden und die Eintragungsbewilligung. 
Der Urkunde iſt ein von Michael P. übergebenes 
Schriftſtück beigeheftet, in dem der Vorſtand der Ge⸗ 
noſſenſchaft bekundet, daß er den Verkauf der Grund⸗ 
ſtücke beſchloſſen habe, und ſein Mitglied Michael P. 
zur Vertretung bei der notariellen Beurkundung er⸗ 
mächtigt. Das Schriftſtück trägt die Unterſchriften 
der vier Vorſtandsmitglieder. Der Notar ſtellte auf 
Grund eines ihm vorgelegten Zeugniſſes des Regiſter⸗ 
gerichts feſt, daß dieſe vier Perſonen den Vorſtand der 
Genoſſenſchaft bilden. Das GBA. lehnte die Eintragung 
des Ueberganges des Eigentums ab und die Beſchwerden 
der Genoſſenſchaft und des Käufers wurden zurückge⸗ 
wieſen. Das Beſchwerdegericht erachtete den Nachweis 
der Vollmacht des Michael P. durch eine öffentliche 
oder öffentlich beglaubigte Urkunde für erforderlich, 
weil Michael P. als Vertreter der Genoſſenſchaft nicht 
einen reinen Eintragungsantrag geſtellt, ſondern die 
Auflaſſungserklärung abgegeben habe. Die Genoſſen⸗ 
ſchaft hat die weitere Beſchwerde eingelegt, ſich zur 
Begründung auf § 12 des Statuts und $ 26 Gen. 
berufen und ausgeführt, die Beſtimmung des Mitglieds, 
das die erforderlichen Handlungen vorzunehmen hat, 
ſei eine innere Angelegenheit der Genoſſenſchaft, nach 
außen genüge der nach § 26 Abſ. 2 geführte Nachweis, 
daß die Perſonen, die den Beſchluß gefaßt haben, den 
Vorſtand bilden und daß der als Vertreter der Ge⸗ 
noſſenſchaft Handelnde Mitglied des Vorſtandes iſt. 
Nur diefe Auslegung des § 26 Abſ. 2 werde dem 
Zwecke der Vorſchrift gerecht, den Vertretern der 
Genoſſenſchaft den Nachweis ihrer Vertretungsmacht 
zu erleichtern. Die Rechtsanſicht des Beſchwerdege⸗ 
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richts führe zu faſt unüberwindlichen Schwierigkeiten. 
Das Oberſte Landesgericht wies die weitere Beſchwerde 
zurück. 

Gründe: Der nach dem Statut erforderliche 
Beſchluß des Vorſtandes über die Vornahme eines 
beſtimmten Rechtsgeſchäfts iſt nicht eine rechtsgeſchäft⸗ 
liche Willenserklärung, ſondern nur der Entſchluß, 
das Rechtsgeſchäft vorzunehmen. Durch den Beſchluß 
wird die Genoſſenſchaft weder berechtigt noch ver⸗ 
pflichtet; ſolange er nicht ausgeführt iſt, kann der Vor⸗ 
ſtand ihn nach ſeinem Belieben ändern oder aufheben. 
u der Vorſtand, ein Grundſtück zu verkaufen 
und das Eigentum auf den Käufer zu übertragen, ſo 
ſind die vor dem Notar oder dem Grundbuchamt 
abzugebenden Erklärungen die rechtsgeſchäftlichen Er⸗ 
klärungen, durch deren Abgabe und Annahme der 
Kaufvertrag und die Auflaſſung zuſtande kommen. Die 
Erteilung der Vollmacht zur Abgabe dieſer Erklärungen 
iſt ein Rechtsgeſchäft des Vorſtandes und muß, ſo⸗ 
weit ſie ſich auf die Auflaſſungserklärung bezieht, 
dem GBA. in der im 8 29 GBO. beſtimmten Weiſe 
nachgewieſen werden. Es muß durch eine öffentliche 
Urkunde nachgewieſen werden, daß die Perſonen, die 
die Vollmacht erteilen, Mitglieder des Vorſtandes 
der Genoſſenſchaft ſind, und ihre Vollmachtserklärung 
muß öffentlich beurkundet oder öffentlich beglaubigt ſein. 
Der Nachweis dafür, daß die Vollmachtgeber Mit⸗ 
glieder des Vorſtandes find, wird nach 8 26 Abſ. 2 des 
Genc. durch die Beſcheinigung des Regiſtergerichts 
geliefert. Wird die Vollmacht einem Mitgliede des 
Vorſtandes erteilt, ſo ergibt ſich aus der Beſcheinigung 
die Eigenſchaft des Bevollmächtigten als Vorſtands⸗ 
mitglied, aber von der Erteilung der Vollmacht ent⸗ 
hält ſie nichts. Die Beſchwerdeſchrift verlangt, daß 
bei einem Vorſtandsmitgliede, das unter Berufung 
auf die Beſtimmung des Statuts vom Vorſtande be⸗ 
vollmächtigt zu fein behauptet, von dem im § 29 
GBO. vorgeſchriebenen Nachweiſe der Vollmacht ab- 
geſehen werde. Das kann aber weder durch die Be⸗ 
hauptung gerechtfertigt werden, die Beſtimmung des 
Mitgliedes, dem die Vollmacht erteilt wird, ſei eine 
innere Angelegenheit der Genoſſenfchaſt, noch durch 
die angeführten Zweckmäßigkeitserwägungen. Die 
Vollmacht, von der die Wirkſamkeit der Erklärungen 
des als Vertreter der Genoſſenſchaft Handelnden ab⸗ 
hängt, ſoll nach außenhin wirken, ſie muß den Be⸗ 
teiligten, denen gegenüber die Erklärung abgegeben 
wird, kundgegeben werden; das GBA. muß, wenn es 
auf Grund einer Namens der Genoſſenſchaft abge⸗ 
gebenen rechtsgeſchäftlichen Erklärung eine Eintragung 
vornehmen ſoll, prüfen, ob dem Erklärenden die 
erforderliche Vertretungsmacht zuſteht. Das Verlangen, 
von dieſer Prüfung abzuſehen, iſt gleichbedeutend mit 
der Behauptung einer allgemeinen Ermächtigung jedes 
einzelnen Vorſtandsmitglieds zur Vornahme grund⸗ 
buchrechtlicher Geſchäfte. Will die Genoſſenſchaft ihre 
Beteiligung am Grundſtücksverkehre durch eine ſolche 
Maßnahme erleichtern, ſo bietet ihr der § 42 des 
Gen. die Möglichkeit dazu. Der Vorſtand kann 
einzelnen ſeiner Mitglieder die allgemeine Vollmacht 
zur Vertretung der Genoſſenſchaft bei grundbuchrecht⸗ 
lichen Geſchäften erteilen. Der allgemein Bevoll⸗ 
mächtigte kann auch verpflichtet werden, von der 
Vollmacht nur zur Vornahme der vom Vorſtande 
ln Geſchäfte Gebrauch zu machen, dadurch 
wird aber nicht ſeine Vertretungsmacht 1 
ſondern nur das innere Verhältnis zwiſchen ihm und 
der Genoſſenſchaft beeinflußt. Es iſt aber nicht möglich, 
durch eine Beſtimmung des Statuts jedem Vorſtands⸗ 
mitglied als ſolchem die Befugnis zu erteilen, bei 
Rechtsgeſchäften gewiſſer Art für ſich allein die Ge⸗ 
noſſenſchaft zu vertreten, eine ſolche Beſtimmung 
würde mit der Vorſchrift des 8 25 Abſ. 1 Satz 3 
Genc. im Widerſpruch ſtehen, nach der für Willens⸗ 
erklärungen des Vorſtandes nicht weniger als zwei 
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Mitglieder beſtimmt werden dürfen (Barifius-Erüger, 
Genc. 6. Aufl. Erl. 4 zum § 25 S. 234). Sollte die 
im $ 12 des Statuts getroffene Beſtimmung dahin zu 
verſtehen ſein, daß jedes Vorſtandsmitglied berechtigt 
ſein ſolle, die Genoſſenſchaft bei den dort bezeichneten 
Geſchäften allein zu vertreten, und die „Vollmacht“ 
nur die Bedeutung einer Anweiſung habe, von der 
Vertretungsbefugnis zur Vornahme des beſchloſſenen 
Geſchäfts Gebrauch zu machen, ſo würde ſie ungültig 
fein. (Beſchluß des I. 35. vom 8. Oktober 1909, 
Reg. III, 69/09). W. 
1751 


II. 


Kann eine Grunddieuſtbarkeit mit dem Inhalte 
beitellt werden, daß das Recht auf Schadenserſaß wegen 
eilte ek eines Grundſtücks durch den Eiſenbahn⸗ 
betrieb nicht ausgeübt werden darf? (BGB. § 1018, 
Preuß. LR. I, 228 11, AG. z. BGB. Art. 80, GewO. 
§ 26, Bayer. HypG. § 22°, UeG. Art. 44). Das Grund- 
buch des AG. R. enthielt in der 2. Abteilung folgende 
Eintragung: „Der Beſitzer hat bezüglich der etwa mit 
Zuſtimmung der K. Eiſenbahn⸗Betriebsverwaltung auf 
den Plan Nr. 366 ¼, 367 ½, 496 herzuſtellenden Gebäude 
und deren Inhalt für ſich und ſeine Beſitznachfolger 
auf alle Entſchädigungsanſprüche Verzicht geleiſtet, 
welche etwa aus dem Bahnbetriebe (Anzünden durch 
Funken) abgeleitet werden, ebenſo auch auf jeden Erſatz⸗ 
anſpruch, welchen ſie etwa künftig aus der Beſchädigung 
der Objekte durch den Bahnbetrieb, insbeſondere wegen 
Brandſchadens, erheben könnten“. Das GBA. hat von 
Amts wegen die Löſchung angeordnet, weil der Verzicht 
auf Schadenserſatz ein Schuldverhältnis betreffe und 
deshalb nicht eintragungsfähig ſei. Die Löſchung wurde 
vollzogen. Die Beſchwerde des Eiſenbahnſiskus, die 
geltend machte, daß es ſich um eine unter der Herr⸗ 
ſchaft des früheren Rechtes begründete und durch 
Art. 184 EG. zum BGB. aufrechterhaltene Dienſt⸗ 
barkeit handle, iſt zurückgewieſen worden. Auf die 
weitere Beſchwerde wurde die Entſcheidung des Land⸗ 
gerichts aufgehoben und das GBA. angewieſen, einen 
Widerſpruch gegen die Richtigkeit der Löſchung ein⸗ 
zutragen. 

Gründe: Die Vereinbarung, aus der der Eiſen⸗ 
bahnfiskus ſein Recht herleitet, iſt unter der Herrſchaft 
des Preuß. LR. zuſtande gekommen. Es kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob ſie bei der Eintragung in das 
Hypothekenbuch als Beſtellung einer Dienſtbarkeit 
(Grunddienſtbarkeit oder perſönlichen Dienſtbarkeit) 
oder als Feſtſetzung einer Verfügungsbeſchränkung 
angeſehen wurde. Die Faſſung der Eintragung ſpricht 
mehr für ein Recht, das die Schadenserſatzanſprüche 
des jeweiligen Eigentümers ohne weiteres ausſchließt, 
und der Senat findet keinen Grund, die Statthaftigkeit 
der Begründung einer Dienſtbarkeit ſolchen Inhalts 
nach Preuß. LR. in Zweifel zu ziehen, obwohl das 
Kammergericht in ſeinen Beſchlüſſen vom 18. September 
1882 und vom 28. Oktober 1896 [Jahrb. Bd. 3 A 133 
Bd. 17 A 500] ſolchen Verzichten die Bedeutung von 
Verfügungsbeſchränkungen beigelegt hat. Schon unter 
der Herrſchaft des früheren Rechtes hat die Recht⸗ 
ſprechung angenommen, der Eigentümer eines Grund⸗ 
ſtücks, das den Einwirkungen des Betriebs eines obrig⸗ 
keitlich genehmigten Eiſenbahnunternehmens ausgeſetzt 
iſt, habe nur ein beſchränktes Verbietungsrecht; wegen 
Einwirkungen, die das Maß der gewöhnlichen Duldungs⸗ 
pflicht überſteigen, könne nicht die Einſtellung des Be⸗ 
triebs ſondern nur der Erſatz des Schadens verlangt 
werden. Der Anſpruch auf Schadenserſatz, der ein 
Verſchulden des Unternehmers nicht vorausſetzte, war 
ebenſo ein Ausfluß des Eigentumsrechts, wie das 
Verbietungsrecht, an deſſen Stelle er getreten war. 
Nach Preuß. LR. I 22 8 11 konnte eine Beſchränkung 
des Verbietungsrechts gegen ſchädigende Einwirkungen 
eines Betriebs, dem gegenüber nur die gewöhnliche 
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Duldungspflicht beſtand, den Inhalt einer Dienſtbarkeit 
bilden; ebenſo konnte auch durch eine Dienſtbarkeit 
die Duldungspflicht gegenüber den ſchädigenden Ein- 
wirkungen des Eiſenbahnbetriebs dahin erweitert 
werden, daß der Eigentümer ſich dieſe Einwirkungen 
ohne Anſpruch auf Erſatz des Schadens gefallen 
0 mußte. Verzichtete der Eigentümer für ſich 
und ſeine Rechtsnachfolger auf den Anſpruch auf 
Schadenserſatz, ſo bedeutete das nicht den Erlaß der 
künftig entſtehenden Schadenserſatzforderungen, ſondern 
eine Umgeſtaltung des nachbarrechtlichen Verhältniſſes 
dahin, daß die Entſtehung von Schadenserſatzanſprüchen 
wegen Beſchädigung des Grundſtücks durch den Eiſen⸗ 
bahnbetrieb ausgeſchloſſen iſt. Unter der Herrſchaft 
des BGB. können Verfügungsbeſchränkungen durch 
Rechtsgeſchäft nicht geſchaffen werden. Das Kammer⸗ 
gericht hat deshalb in den Beſchlüſſen vom 11. und 
18. März und 13. Mai 1901 (Jahrb. Bd. 21 A S. 310, 
Bd. 22 A S. 152, Rſpr. d. OLG. Bd. 3 S. 291) einem 
ſolchen Verzichte die Wirkſamkeit abgeſprochen, weil 
der an die Stelle des Verbietungsrechts getretene An⸗ 
ſpruch auf Schadenserſatz nicht dem Gebiete des Sachen⸗ 
rechts angehöre, der Verzicht auf ihn nur die mit der 
erweiterten Duldungspflicht verbundene „Legalobli⸗ 
gation“ aufhebe, dem anderen Teile aber nicht das 
Recht zu den Einwirkungen auf das Grundſtück gebe, 
zu denen er ſchon kraft des Geſetzes befugt ſei. Die 
hier vertretene Rechtsauffaſſung ermöglicht dagegen 
auch jetzt die Begründung von Dienſtbarkeiten, die 
ein Unternehmen von der Verpflichtung zum Erſatze 
des aus dem Betrieb entſtehenden Schadens befreien, 
dem gegenüber der 8 26 GewO. oder eine landesrecht⸗ 
liche Vorſchrift wie Art. 80 AG. zum BGB. das 
Verbietungsrecht des Eigentümers eines Nachbargrund⸗ 
ſtücks ausſchließt und nur ein Recht auf Schadenserſatz 
gewährt. Da das mit der Duldungspflicht des Eigen⸗ 
tümers verbundene Recht auf Schadenserſatz ein Recht 
ift, das ſich aus dem Eigentum an dem Grundſtücke 
gegenüber dem anderen Grundſtück ergibt, ſo kann 
nach $ 1018 BGB. die Ausſchließung der Ausübung 
des Rechtes auf Schadenserſatz den Inhalt einer Grund⸗ 
dienſtbarkeit bilden. Die Ausſchließung ſolcher Dienſt⸗ 
barkeiten, für die es an jedem ſachlichen Grunde fehlte, 
würde einem unverkennbaren Bedürfniſſe des Rechts⸗ 
lebens die Befriedigung verſagen und die Unter- 
nehmungen, die das Geſetz durch die Beſchränkung 
des Rechtes der Eigentümer von Nachbargrundſtücken 
begünſtigt, ſchlechter ſtellen als die übrigen, für die 
die gewöhnliche Duldungspflicht unzweifelhaft durch 
eine Grunddienſtbarkeit erweitert werden kann. Grund⸗ 
dienſtbarkeiten ſollten nach 8 22 Nr. 5 HypG. aller⸗ 
dings nicht in das Hypothekenbuch eingetragen werden, 
nach Art. 44 Abſ. 1 Satz 2 Ue®. konnte aber die 
Löſchung einer gleichwohl erfolgten Eintragung nicht 
aus dem Grunde verlangt werden, weil die Grund⸗ 
dienſtbarkeit nicht zu den einzutragenden Rechten ge⸗ 
hörte, und ſeitdem das Grundbuch als angelegt anzu⸗ 
ſehen iſt, gilt ſie nach Abſ. 3 Satz 1 des Art. 44 als 
Eintragung im Grundbuche. (Beſchluß des I. 38. 
vom 15. Oktober 1909, Reg. III 70/1909). 
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B. Straffaden. 


Par gg are Verwendung von Kar⸗ 
toffelmehl zur Herſtellung von Brot („Langſriſchbrot“). 
Die Firma T. ſtellt ein Mehlpräparat, das unter 
den Namen „Cirion“ und „Patentwalzmehl“ in 
Verkehr gebracht wird, aus Kartoffeln in der Weiſe 
her, daß die geſäuberten Kartoffel zwei heiße Walzen 
paſſieren, dadurch das Waſſer verlieren, daß ein Teil 
der Stärke verkleiſtert wird und ſchließlich eine Ver⸗ 
mahlung erfolgt. Das Präparat iſt alſo reines 


| 


re 


a O OR ̃ PP 


Kartoffelmehl. Der Angeklagte, der feit vielen Jahren 
zu A. eine Bäckerei betreibt, verwendete dieſes Mehl 
in der Weiſe, daß er einer Miſchung von ½ Roggen⸗ 
mehl und ¼ Weizenmehl ol erf 67% Kartoffel⸗ 
mehl zuſetzte und daraus Brot herſtellte, das er unter 
der Bezeichnung „Langfriſchbrot“ verkaufte, obwohl 
er vom Marktinſpektor der Stadt A. darauf aufmerk⸗ 
ſam gemacht worden war, daß er, falls dem Brot 
etwa Kartoffelmehl zugeſetzt werde, dies deklarieren 
müſſe. Die gegen die Verurteilung auf Grund des 
§ 10 Nr. 1 und 2 des NMG. ankämpfende NRevifion 
wurde verworfen. | 

Aus den Gründen: Verfälſchung im Sinne 
des 8 10 NMG. ift jede auf Täuſchung berechnete 
Veränderung der normalen Beſchaffenheit, durch die 
entweder dem Nahrungs⸗ oder Genußmittel der 
Schein einer beſſeren als ſeiner wirklichen Beſchaffen⸗ 
heit verliehen oder deſſen normale Beſchaffenheit 
verſchlechtert wird (OLE. n. Slg. Bd. 9 S. 50) Für 
die Prüfung und Entſcheidung der Frage, ob eine 
Abweichung von der normalen Beſchaffenheit vor⸗ 
liegt, iſt maßgebend, welche Anforderungen das Pub⸗ 
likum d. i. die Perſonen, in deren Mitte das Nahrungs⸗ 
oder Genußmittel hergeſtellt wird und zu deren Erwerb 
und Verbrauch es beſtimmt iſt, an ſeine regelmäßige 
Beſchaffenheit ſtellen. Weicht das Erzeugnis von der 
Beſchaffenheit ab, die das Publikum erwartet, ſo iſt 
es verfälfcht; es ift belanglos, wenn infolge beſonderer 
Umftände gewiſſen Teilen des Publikums die Ab⸗ 
weichung bekannt it (RGStr. Bd 41 S. 151). Gleich⸗ 
gültig für den Begriff der Verfälſchung iſt es auch, 
ob durch die Verfälſchung eine Beeinträchtigung des 
Nährwerts oder nur des Genußwerts oder der beiden 
Werte herbeigeführt wird (Os G. n. Slg. Bd. 2 S. 404). 
Eine Verfälſchung zum Zwecke der Täuſchung in 
Handel und Verkehr iſt dann gegeben, wenn das 
Nahrungs⸗ oder Genußmittel zur Veräußerung be⸗ 
ſtimmt iſt und die Verfälſchung der Abſicht entſpringt, 
bei der Veräußerung den Abnehmer zu täuſchen (OLG. 
n. Slg. Bd. 3 S. 172). Die Strafkammer konnte auf 
Grund ihrer Feſtſtellungen über die Anforderungen, 
die das Publikum in A. bei dem Kaufe von Brot 
ſtellt, und im Anſchluß an die Gutachten von Sağ- 
verſtändigen ohne Irrtum annehmen, daß durch den 
Zuſatz von ſogenanntem Patentwalzmehle bei der 
Herſtellung von Brot deſſen normale Beſchaffenheit 
verändert, daß das Brot in ſeinem Nähr⸗ und Ge⸗ 
nußwerte beeinträchtigt und demnach in ſeiner normalen 
Beſchaffenheit verſchlechtert wurde. Damit iſt das 
objektive Tatbeſtandsmerkmal der Verfälſchung ein⸗ 
wandfrei feſtgeſtellt. Nach der Feſtſtellung der Straf⸗ 
kammer wußte der Angeklagte, daß das Patentwalz⸗ 
mehl Kartoffelmehl iſt und daß durch ſeinen Zuſatz 
das Brot minderwertig und verfälſcht wird. Das 
in dieſer Weiſe hergeſtellte Brot war unbeſtritten zur 
Veräußerung beſtimmt. Der Angeklagte kannte die 
Herſtellungsweiſe des Brotes und die Verkehrsauf⸗ 
faſſung, er wußte, daß das Publikum das unter Zuſatz 
von Kartoffelmehl bereitete Brot für minderwertig 
hält und nicht oder nur wenig kauft. Seine Abſicht 
war jedoch darauf gerichtet, einen möglichſt großen 
Umſatz zu erzielen. Dies konnte er nur erreichen, 
wenn die Käufer über die wahre Beſchaffenheit des 
Brotes getäuſcht wurden. Die Strafkammer iſt bei 
dieſer Sachlage und in Berückſichtigung des Umſtandes, 
daß der Angeklagte den ihm erteilten Hinweis auf 
ſeine Deklarationspflicht unbeachtet ließ, ferner auf 
Grund der Feſtſtellung, daß die Bezeichnung „Lang⸗ 
friſchbrot“ nicht geeignet war, das Publikum über 
die von der Norm abweichende Zuſammenſetzung des 
Brotes . zu deren Selttelung gelangt, 
daß der Angeklagte zum Zwecke der Täuſchung in 
Handel und Verkehr die Fälſchung vorgenommen hat; 
dieſe Annahme unterliegt keinem rechtlichen Bedenken. 
Die Behauptung der Reviſion, daß für den Angeklagten 


überhaupt keine Deklarationspflicht beſtanden Habe, 
wäre nur dann zutreffend, wenn in A. eine allgemeine 
örtliche Uebung beſtehen würde, daß dem Brot, um 
es länger friſch zu erhalten, Kartoffelmehl zugeſetzt 
wird, und wenn das Publikum trotz der Kenntnis 
von der Beimiſchung des fremden Stoffes den Ge⸗ 
ſchäftsgebrauch dulden würde. Die Strafkammer hat 
aber das Gegenteil feſtgeſtellt. Aus dem bereits Dar⸗ 
gelegten ergibt ſich auch die Grundloſigkeit des Be⸗ 
ſchwerdevorbringens, das Berufungsgericht habe an 
die Stelle der vom Geſetze geforderten Täuſchungs⸗ 
abſicht ohne weiteres die Nichterfüllung einer angeb⸗ 
lichen Deklarationspflicht geſetzt. Bei der Feſtſtellung 
der Täuſchungsabſicht konnte die Strafkammer die 
Unterlaſſung der Deklaration unbedenklich verwerten. 
(dir vom 15. Juni 1909, RNr. 277/09). T. 
100. 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


„ 8833 BGB. Nechtsverhältnis des Tierarztes zum 
Tierhalter. Der Kläger behandelte das im Stalle 
des Wirts D. eingeſtellte, an Kolik erkrankte Pferd 
des Beklagten. Er wurde durch einen Hufſchlag am 
rechten Oberarm verletzt. Er verlangt vom Beklagten 
als Tierhalter Schadenserſatz. Der Beklagte beſtreitet 
ſeine Haftung, weil kein willkürliches Tun des Pferdes 
in Frage ſtehe und weil nach dem Inhalt des zwiſchen 
den Streitsteilen geſchloſſenen Werkvertrags und der 
Verkehrsſitte anzunehmen ſei, daß der Kläger die 
Gefahr übernommen habe. Der Klage wurde ſtattge⸗ 
geben; die Berufung wurde verworfen. 

Aus den Gründen: Mit Unrecht beſtreitet der 
Beklagte, daß das Ausſchlagen des Pferdes ein will⸗ 
kürliches Tun des Tieres geweſen ſei. Es handelt 
ſich bei dieſer Bewegung weder um eine rein mechaniſche 


Tätigkeit, noch um ein Tun, das durch äußere Einflüſſe 


mit unwiderſtehlicher Gewalt herbeigeführt worden 
wäre. Pferde pflegen ſich gegen die Vornahme von 
Klyſtieren in der Regel nicht mit Ausſchlagen zu 
wehren und das Pferd des Beklagten wird als gut⸗ 
mütig geſchildert, es hat auch unmittelbar vor dem 
Vorgang einen ſchmerzhaften Eingriff geduldig ertragen. 
Es mögen eine Reihe von Umſtänden, der ungewohnte 
Stall, die ungewohnte Umgebung, die ungewohnte 
tierärztliche Verrichtung, der Reiz auf den After das 
Tier aufgeregt haben; allein das Ausſchlagen des 
Pferdes war nicht die unausbleibliche Folge dieſer 
Umſtände. Die Selbſtändigkeit des Pferdes bei ſeiner 
Kraftäußerung wurde durch ſolche Umſtände nicht aus⸗ 
geſchloſſen; die Bewegung war freiwillig, willkürlich, 
ein Ausfluß der tieriſchen Natur. 

Der Beklagte beſtreitet ſeine Erſatzverbindlichkeit, 
weil der Kläger durch den Werkvertrag die Verpflichtung 
übernommen habe, für alle Unfälle aufzukommen. 
Anderſeits will der Kläger, falls ihn überhaupt die 
Gefahrhaftung treffen ſollte, dieſe auf die Fälle einer 
Verletzung ſeiner Vertragspflichten beſchränkt ſehen. 
Beide Teile gehen mit Recht davon aus, daß die Tier⸗ 
haftung durch Vertrag ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
ausgeſchloſſen werden könne, im übrigen treffen ihre 
Ausführungen nicht durchweg zu. Vor allem kann 
das Rechtsverhältnis nicht als Werkvertrag des 5 631 
BGB., ſondern nur als Dienſtvertrug gemäß 8 611 
BGB. aufgefußt werden. Der Tierarzt übernimmt 
nicht die Verpflichtung, einen gewiſſen Erfolg herbei⸗ 
zuführen, er bietet nur ſeine Dienſte als Sachkundiger 
zu Heilzwecken an, ohne für einen beſtimmten Erfolg 
einzuſtehen. Aufgabe des Tierarztes iſt es alſo, das 


ſeiner ſachkundigen Behandlung anvertraute Tier unter 


Benützung der durch die Tierheilkunde gebotenen 
Methoden und Hilfsmittel gewifienHaft zu behandeln, 
er wird bei der Behandlung auch die Vorſichtsmaß⸗ 


habe, iſt nicht feſtgeſtellt. 
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regeln zu beobachten haben, die geeignet und aus⸗ 
reichend ſind, Unfälle zu verhüten. Daß er den Ver⸗ 
pflichtungen nachgekommen iſt, hat er zu bemeifen. 
Daß der Schaden, der durch Verletzung dieſer Ver⸗ 
pflichtungen entſteht, vom Verpflichteten zu vertreten 
iſt, darf ohne weiteres angenommen werden, mag 
man das als Folge der Vertragsverletzung betrachten, 
oder die Vorſchrift des 8254 BGB. über den Gin- 
fluß mitwirkenden Selbſtverſchuldens heranziehen. 
Die Feſtſtellung einer beſonderen Gefahrübernahme 
iſt dazu nicht erforderlich. Daß der Kläger eine 
weitergehende Haftung für die Tiergefahr übernommen 
Eine ausdrückliche Verein⸗ 


barung liegt nicht vor. Aus Art. und Inhalt des 


Vertrags läßt ſich auch eine ſtillſchweigende Einigung 


über den Ausſchluß der Tierhalterhaftung nicht ent⸗ 
nehmen. Der Tierarzt, der Verrichtungen an dem Tier 
vorzunehmen hat, wird allerdings gewiſſe Maßnahmen 
veranlaſſen müſſen, die die ungeſtörte Vornahme der 
Verrichtung und die Verhütung von Unfällen bezwecken, 
damit übernimmt er aber noch nicht die Gefahrhaftung, 
er tritt nicht an Stelle des Tierhalters in ein Gewalt⸗ 
verhältnis zu den Tieren. Gerade in dem gegebenen 
Fall, in dem der Tierhalter ſelbſt Hand anlegte, um 
den ungeſtörten, gefahrſicheren Fortgang der Verrichtung 
zu ermöglichen, iſt die Verfügungsgewalt des Tier⸗ 
halters über das Tier zum Ausdruck gebracht worden, 
und es fehlte dem Tierarzt an einem vernünftigen 
Grund um die Gefahrhaftung dem Tierhalter ab und 
und auf ſich zu nehmen. Von einer allgemeinen Ver⸗ 
kehrsübung, nach der die Gefahrhaftung vom Tierarzt 
übernommen würde, iſt dem Berufungsgerichte nichts 
bekannt. Es mag ſein, daß bei geringfügigen Ver⸗ 
letzungen der Tierarzt die Haftung des Tierhalters 
nicht in Anſpruch nimmt. Dies geſchieht aber dann 
nicht in Anerkennung einer verbindlichen Rechtsſitte, 
ondern aus Entgegenkommen. Es ſprechen auch keine 
illigkeitsgründe dafür, daß der Tierarzt die Gefahr 
in Kauf zu nehmen habe. Die Ausführung des Be⸗ 
klagten, daß ſonſt kein kleiner Beſitzer den Tierarzt zu 
Rate ziehen könnte, weil er die damit verbundene 
Vermögensgefährdung ſcheuen müßte, iſt haltlos. Der 
Tierhalter ſetzt ſich nicht bloß in den meiſt ſehr ſeltenen 
Fällen der tierärztlichen Behandlung ſondern weit 
öfter, ja täglich im gewöhnlichen Leben der Geſahr 
aus, daß ſeine Haftung als Tierhalter in Anſpruch 
genommen werde, und er pflegt dieſer Gefahr erfahrungs⸗ 
gemäß durch Eingehen einer Verſicherung zu begegnen. 
Andererſeits kann auch die Gefahr der Verletzung 
durch die dem Tierarzt zukommende Entlohnung nicht 
als abgegolten betrachtet werden. (Urteil vom 
11. Oktober 1909). H. 
1738 


Literatur. 


Feſtgabe der Deutſchen Juriſtenzeitung zum 500 jährigen 
Jubiläum der Univerſität Leipzig. Groß Quart. 
100 S. mit Illuſtrationen. Berlin 1909. Otto 
Liebmann. Gebd. Mk. 5.— 

Wir heben aus dem reichen Inhalt der prächtig 
ausgeſtatteten Se rt inbefondere die drei Abhand⸗ 
lungen hervor, in denen ſich Rudolf Sohm, Eduard 
Hölder und Ludwig Mitteis mit den Angriffen auf 
die „Begriffs⸗ und Konſtruktionsjurisprudenz“ aus⸗ 
einanderſetzen. Den Anlaß bot die bekannte, ſehr 
unterhaltende Streitſchrift des Karlsruher Rechtsan⸗ 
walts Ernſt Fuchs „Die Gemeinſchädlichkeit der kon⸗ 
ſtruktiven Jurisprudenz“, die in ziemlich buntem Durch⸗ 
einander geiſtreiche Gedanken und maßloſe Ueber⸗ 
treibungen enthält. Die vornehme Ruhe und die 
überlegene Sachlichkeit, mit der die drei bedeutenden 
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Ziviliſten die Berechtigung der Angriffe prüfen, be- 
rührt wohltuend gegenüber dem aufgeregten Drein⸗ 
ſchlagen, in dem ſich Fuchs gefällt. Man muß freilich 
zugeben, daß die Vorkämpfer für das Neue nicht immer 
mild und ſanftmütig reden dürfen, wenn ſie ſich Ge⸗ 
hör verſchaffen wollen. Aber es wäre gut, wenn die 
eigenen Vorſchläge der Neuerer immer ebenſo bedeut⸗ 
ſam und einleuchtend wären, als die Ausdrücke ſtark 
ſind, die ſie ihren Gegnern an den Kopf werfen. 
Vielleicht kommen wir auf das Thema noch einmal 
zurück, das eine etwas eingehendere Behandlung ver⸗ 
dient. von der Pfordten. 


Götz, Dr. Wilhelm. Frankenland. (Land und 
Leute, Monographien zur Erdkunde 23). Velhagen 
und Klaſing, Leipzig 1909. k. 4. 

Es iſt ein erfreuliches Zeichen unſerer Zeit, daß 
der Landeskunde nicht nur in den Schulen wieder eine 
größere Bedeutung beigelegt wird, ſondern daß das 
Intereſſe dafür bei den Gebildeten aller Stände immer 
mehr an Wertſchätzung gewinnt. Ein Beitrag zur 
bayeriſchen Landeskunde wird daher allen Freunden 
der Heimat willkommen ſein, zumal wenn er aus ſo 
berufener Feder ſtammt wie das vorliegende Buch. 
Auch der Beamte wird in einer Zeit, in der die Be⸗ 
ſtrebungen für Heimatſchutz auf allen Gebieten die 
gedeihlichſten Fortſchritte machen, gerne nach einem 
Werke greifen, das ihm in anregender und unterhal⸗ 
tender Weiſe die Kenntnis von Land und Leuten 
vermittelt. ' 

Der Verfaſſer ſpricht zunächſt über die Geſtalt 
und Entſtehung des Bodens und über das Pflanzenleben, 
gibt ſodann einen gedrängten Abriß der fränkiſchen 
Geſchichte und führt uns ſchließlich mit kundiger Hand 
durch die Städte und Landſchaften des Frankenlandes, 
deren Vorzüge nur zu wenig bekannt und geſchätzt 
ſind. Die Beſchreibungen ſind belebt durch eine große 
Anzahl vortrefflicher Abbildungen; die geſchmackvolle 
Ausſtattung der Velhagenſchen Sammlung iſt bekannt. 
Möge das Buch dem Frankenlande viele Freunde 


werben! 
München. 


Archiv für Militärrecht. Herausgegeben von Kriegs⸗ 
gerichtsrat Heinrich Dietz in Raſtatt. Mannheim 
und Leipzig, J. Bensheimer. Jährlich 6 Hefte. 
Preis des Jahrgangs M. 12.— 

Das „Archiv für Militärrecht“, deſſen erſte 
Nummer ſoeben erſchienen iſt, ſoll der Sammlung 
und Förderung aller wiſſenſchaftlichen Beſtrebungen 
auf dem Gebiete des Militärrechts (im weiteſten Sinne) 
dienen, ferner der Geſetzgebung und der Praxis unter 
beſonderer Berückſichtigung der Beteiligung der Offiziere 
an der Strafrechtspflege und bei der Handhabung der 
Disziplinarſtrafgewalt. Prof. M. E. Mayer, 
Straßburg i. E., liefert durch Beſprechung von Mängeln 
des Militärſtrafgeſetzbuches einen ſehr wertvollen 
Beitrag zu einem Reformprogramm (vgl. Notwehr⸗ 
problem !). Von köſtlicher Friſche und Lebendigkeit 
iſt des Oberlandesgerichtsrats Deinhardt Studie 
„Rechtspflege und Sprache“, ein herzhaftes Wort für 
unſere deutſche Sprache. Oberkriegsgerichtsrat Endres 
beſpricht die Wirkſamkeit des Laienelements in 
der Militärrechtspflege, Profeſſor Stier⸗Somlo 
beginnt in ſyſtematiſcher Weiſe die rechtliche Stellung 
des Soldatenſtandes und der Militärverwaltung nach 
den e OL AS Geſetzen (eine bisher im Zuſam⸗ 
menhange nicht erörterte Materie) zu beſprechen. Die 
Tätigkeit des Gerichtsoffiziers im ſtandgericht⸗ 
lichen Verfahren beginnt Kriegsgerichtsrat Elſner 
v. Gronow zu erörtern, Kriegsgerichtsrat Dr. Steidle 
gedenkt der hohen Bedeutung des Reichsmilitärgeſetzes 
als des Grundgeſetzes der bewaffneten Macht. Es 
folgen im Sprechſaal Beiträge betr. Stellung des 
Reichsgerichts und Reichsmilitärgerichts, Rechtshilfe⸗ 


Staatsanwalt Gürtner. 


verfahren (für bürgerliche Gerichte von Bedeutung), 
nie neee Anſprüche der Militär⸗Rechtsan⸗ 
wälte auf Reiſekoſten und Tagegelder. Aeußerſt ge⸗ 
lungen und von beſonderem Werte auch für Disziplinar⸗ 
vorgeſetzte, Gerichtsoffiziere iſt der Fragekaſten, in 
dem Fragen aus der Praxis und teilweiſe recht 
ſchwierige knapp und bündig beantwortet werden. 
Es folgen noch die Abſchnitte Literatur, Bericht aus 
Oeſterreich⸗Ungarn, Verſchiedenes (neue Geſetzes⸗ 
entwürfe, Konferenzen, Richtertag), Perſonalver⸗ 
änderungen der Militärjuſtizbeamten und Militär⸗ 
intendanturbeamten. Jährlich erſcheinen 6 Hefte. Der 
Abonnementspreis für den Jahrgang beträgt Mk. 12.— 


Erfahrungen und Anregungen zur Kunſt der Rechts⸗ 
pflege für Thüringer Juriſten von Auch Einem. Jena. 
Druck und Verlag von Hermann Pohle 1909. 

Nur im Titel wendet ſich die Schrift des wohl 
dem 3. Zivilſenat des Oberlandesgerichts Jena zu⸗ 
gehörigen Verfaſſers an Thüringer Juriſten. Ihr 
Inhalt richtet ſich an jeden deutſchen Juriſten, vornehm⸗ 
lich an die Richter, gelegentlich aber auch an die An⸗ 
wälte. Auch Einer beabſichtigt nicht, etwa für Stamm- 
lers Lehre vom richtigen Recht oder für Stampes freie 
Rechtsfindung Propaganda zu machen. Er bleibt mit 
ſeinen Forderungen auf dem Boden erreichbarer Wirk⸗ 
lichkeit. Er rechnet mit feſten Größen und meidet 
jede Uebertreibung, jede Ueberſchätzung der menſch⸗ 
lichen Kräfte. Er verlangt im Grunde nur, daß der 
Richter nicht eine Konſtruktionsmaſchine ſei, ſondern ein 
ganzer Mann, ein heller Kopf, ein warmes Herz. „Der 
Richter hat nicht zu lehren, ſondern lebendig zu wirken; 
feine Tätigkeit ift keine wiſſenſchaftliche Leiſtung, ſondern 
Verwirklichung der Juſtizhoheit des Staates. Es 
handelt ſich um Werte und Formen des Lebens, da 
muß die Perſönlichkeit als Ganzes wirken; Mut, Ver⸗ 
antwortung zu übernehmen, ſeine Geſinnung, einheitlich 
geſchloſſene Lebensanſchauung, ſein Charakter, ſeine 
Perſönlichkeit müſſen ſich geltend machen in ſeiner 
ganzen Tätigkeit. Tüchtige Perſönlichkeit, großes Wollen 
und Handeln, Beharrlichkeit, es auszuführen, iſt das 
. und letzte für ihn.“ 


ena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Gugel, Dr. Hermann, Regierungsrat in Stuttgart, 
Reichsgeſetz über den Verſicherungsver⸗ 
trag mit dem zugehörigen Einführungsgeſetz vom 
30. Mai 1908 nebſt Anmerkungen und Sachregiſter. 
rs S. Leipzig 1909, C. L. Hirſchfeld. Gbd. 


Neue Geſetze pflegen ſich in den erſten Jahren 
ihres Daſeins des liebevollen Intereſſes von allerlei 
großen und kleinen Geiſtern zu erfreuen, die da glauben 
die Welt mit „Textausgaben mit Erläuterungen“ be⸗ 
glücken zu müſſen. Die Qualität des Gebotenen ent⸗ 
ſpricht dabei meiſt der Kürze der Entſtehungszeit, 
die „Erläuterungen“ ſind entweder Paragraphenver⸗ 
weiſungen oder langatmige und mehr oder minder 
nichtsſagende Zitate aus Kammerverhandlungen. Gerade 
das Verſicherungsvertragsgeſetz ſcheint dem Schickſal, 
fo kommentiert zu werden, in beſonderem Maße vers 
fallen zu ſein. Um ſo mehr iſt es Pflicht ausdrücklich 
auf die vorliegende Ausgabe hinzuweiſen, die in über⸗ 
ſichtlicher Form wirkliche und ſelbſtändige Erläute⸗ 
rungen bietet, geeignet bei der nicht immer leichten 
Anwendung des Geſetzes dem Praktiker wertvolle 
Dienſte zu leiſten. — — zg — — 


Neumann, Dr. Hugo, Handaus gabe des Bürgers 
lichen Geſetzbuchs für das Deutſche Reich 
unter Berückſichtigung der ſonſtigen Reichsgeſetze 
und der Geſetzgebungen aller Bundesſtaaten, ins⸗ 
beſondere Preußens. Fünfte vermehrte und ver⸗ 
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beſſerte Auflage. Bd. I 981 S., Bd. II 683 S., 
Bd. III 806 S. Berlin 1909, Verlag von Franz 
Vahlen. 35 Mk. 
Seit Jahren gilt bei jeder Zweifelsfrage aus 
dem Gebiete des BGB. mein erſter Griff der Hand⸗ 


ausgabe Neumanns, die immer auf meinem Schreib- 
tiſch ſteht, und ſtets habe ich freudig feſtgeſtellt, wie⸗ 


viel reicher das Werk iſt, als die beſcheidene Bezeich⸗ 


nung Handausgabe ahnen läßt. Ihr beſonderer Vorzug 


iſt die muſtergültige Gedrängtheit und Knappheit, die 
aber immer klar und zweifelsfrei bleibt. Neumann 
würde, ohne den Vorwurf der Weitſchweiſigkeit fürchten 
zu müſſen, mit dem jetzigen Inhalt getroſt einen 
„Kommentar“ ſchaffen können, wenn er auf dieſe 
eminente Konzentration Verzicht leiſten würde. Den 
Dank dafür, daß er es nicht tut, findet er in dem 
Abſatz der Handausgabe. Die neue Auflage berück⸗ 


ſichtigt Rechtſprechung, Literatur und Geſetzgebung 


bis Ende Auguſt 1909. Alle drei haben ſeit Er⸗ 
ſcheinen der 4. Auflage fleißig gearbeitet. Die Ein⸗ 
arbeitung all der Geſetze, der veränderte Kurs der 
Rechtſprechung auf manchen Gebieten, z. B. zu 8 93 ff., 
ihre Vertiefung auf allen Gebieten hat neben vielen 
Ergänzungen manchen vollkommenen Umbau der An⸗ 
merkungen gefordert. Die neuen Geſetze ſelbſt find 
den im 3. Band abgedruckten Reichsgeſetzen angereiht; 
ſie reichen bis zum Geſetz gegen den unlauteren 
Wettbewerb vom 7. Juni 1909. 
Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Warneyer, Dr. Otto, Die Zivilprozeßordnung 
in der vom 1. April 1910 ab geltenden Faſſung, 
unter Beifügung des bis dahin geltenden Textes 
und der übrigen Beſtimmungen der Novelle vom 
1. Juni 1909, erläutert durch die Rechtſprechung nebſt 
Angaben über die einſchlägige Literatur. 2. Auflage. 
XVI, 964 S. Leipzig 1909, Roßbergſche Verlags⸗ 
buchhandlung. Gebd. Mk. 7.—. 


Warneyer iſt ſchon vor dem Inkrafttreten der 
Zivilprozeßnovelle dem Bedürfnis nach Neuausgaben 
der ZPO. nachgekommen. Er hat das ſchon in der 
erſten Auflage beifällig aufgenommene Werk trotz Mb- 
ſtoßung vieler Entſcheidungen aus der Zeit vor 1900 
bedeutend erweitert, ohne den Zweck der Arbeit zu 
beinträchtigen, die ein Hilfsmittel zur raſchen Orien⸗ 
tierung bieten ſoll. Die neuen Geſetzesbeſtimmungen 
wurden durch kurze, der Begründung und dem Kommiſ⸗ 
ſionsbericht entnommene Bemerkungen erläutert. G. 


Warneyerd Aat bira der Entſcheidungen, Ergänzungs⸗ 
band, enthaltend die Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts auf dem Gebiete des Zivilrechts. Roß⸗ 
berg'ſche Verlagsbuchhandlung, Arthur Roßberg, 
Leipzig. Monatlich ein Heft; Jahrgang Mk. 9, ein⸗ 
zelne Hefte Mk. 1. 

Der Ergänzungsband bringt die Entſcheidungen, 
die nicht in der amtlichen Sammlung abgedruckt ſind. 
Den Inhaltsangaben, die ſich der Aufſtellung ſog. 
„Rechtsſätze“ — nicht mit Unrecht — enthalten, find 
Auszüge aus den Gründen, zuweilen auch Teile des 
Tatbeſtandes beigeſetzt. Die Ausgabe iſt zweckmäßig 
und ſorgfältig redigiert, doch hat man den Eindruck, 
daß die Flut der F allmählich 
zu hoch ſteigt und daß den Praktikern die Wellen bald 


über dem Kopf zuſammenſchlagen werden. 
von der Pfordten. 


Literatur zum Automobilrecht. 

1. Damm. Dr. jur. Richard von, Geſetz über den Ver⸗ 
kehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 1909 
nebſt für Beſitzer von Kraftwagen wichtigen Anlagen. 
355 a = Breslau 1909. J. U. Kerns Verlag. 
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2. Kirchner, Rudolf, Amtsrichter in Berlin, Geſetz 
über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
vom 3. Mai 1909. Textausgabe mit Anmerkungen 
und Sachregiſter. 309 S. Berlin 1909. J. Gutten⸗ 
tag, Verlagsbuchhandlung. 


3. Millauer, Rudolf, Gerichtsaſſeſſor in Ellwangen, 


Die Haftung des Automobil halters nach 
geltendem Recht und das zukünftige Reichsautomobil⸗ 
geſetz unter beſonderer 15 der bisher 
ergangenen Rechtſprechung. XII, 160 S. Stutt⸗ 
gart 1908. J. Heß. Mk. 3.60. 


4. Burſch A., Diplom⸗Ingenieur, und Rüſter Juljus, 
Zivilingenieur. Deutſche Rechtſprechung im 
Automobilweſen. Berlin 1908, Richard Karl 
Schmidt u. Co. Gbd. Mk. 2.80. 


Die beiden zuerſt genannten Ausgaben enthalten 
eingehende Erläuterungen zum neuen Automobilgeſetze. 
Auch das ſyſtematiſch gehaltene Buch von Mill auer 
kann mit Erfolg benützt werden, weil es die geſchicht⸗ 
liche Entwicklung des Automobilrechts erſehen läßt. 
Teilweiſe überholt iſt die von Burſch und Rüſter 
geſammelte Rechtſprechung, immerhin kann die eine 
oder andere Entſcheidung auch jetzt noch Bedeutung 


haben. 
von der Pfordten. 


Apt, Dr. 1908 Profeſſor, Scheckgeſetz vom 
11. März 1908. Textausgabe mit Einleitung, An⸗ 
merkungen und Sachregiſter. Fünſte, durchgearbeitete 
Auflage mit Anhang: Poſtſcheckordnung nebſt Aus⸗ 
führungs⸗Beſtimmungen und Formularen. 240 S. 

an 1909. J. Guttentag, Berlagsbuchhandlung. 

Die vorliegende fünfte Auflage, die wenige Monate 
nach dem Erſcheinen des Werkchens nötig geworden 
iſt, berückſichtigt die inzwiſchen erſchienene Literatur. 

Die gegenüber den früheren Auflagen gekürzte Ein⸗ 

leitung enthält jetzt einen geſchichtlichen Abriß über 

die Entwickelung des Scheckverkehrs und des Kodiſi⸗ 
kationsgedankens in Deutſchland nebſt einer Literatur⸗ 
überſicht. Die Anmerkungen bieten in klarer Dar⸗ 
ſtellung alles, was man von einer Textausgabe mit 

Anmerkungen verlangen kann. Außer dem im Titel 

angeführten Anhange ſind dem Geſetze noch zehn Anlagen 

beigegeben, ſo die Beſtimmungen über den Giroverkehr 
mit der Reichsbank, die Beſtimmungen für die Ab⸗ 

rechnungsſtelle zu Berlin, Bekanntmachungen nach § 12 

Abſ. 2 des Scheckgeſetzes über Abrechnungsſtellen im 

Scheckverkehr uſw. —t. 


Wolff, Dr. Emil, Kreisamtmann a. D., Syndikus, und 
Birkenbihl. F., Oberlandesgerichtsrat, Die Praxis 
der Finanzierung bei Errichtung, Erweiterung, 
Verbeſſerung, Fuſionierung und Sanierung von 
Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf 
Aktien, Geſellſchaften m. b. H., Bergwerken ſowie 
Kolonial geſellſchaften. Handbuch für Juriſten, 
Bankiers, Handelsgewerbetreibende, Induſtrielle, 
Kapitaliſten, Geſellſchaften uſw. 2. gänzlich neu 
bearbeitete und erweiterte Auflage. XII, 339 S. Berlin 
1909. Otto Liebmann. Mk. 6.75, gebd. Mk. 7,75. 

Wir verweiſen auf die Beſprechung der 1. Auflage 

im Jahrgang 1906 S. 468. Das Buch hat durch die 

Mitarbeit eines praktiſchen Juriſten und durch die 

ausgedehntere Verwertung der Literatur an Brauch⸗ 

barkeit nur gewonnen, hält ſich aber doch noch in 
mäßigem Umfange. Wir empfehlen es insbeſondere 
den Notaren. von der Pfordten. 


Freund, Dr. G. S., Geh. Regierungsrat, Abteilungs⸗ 
vorſitzender im Kaiſ. Patentamt und Inlius Magnus, 
Rechtsanwalt am Kammergericht, Geſetz zum 
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Schutz der Warenbezeichn ungen vom 
12. Mai 1894. Der früheren Ausgabe fünfte, 
völlig neubearbeitete Auflage. X „ 387 S. 
Berlin 1909, J. Guttentag, Verlags buchhandlung, 
Gebd. M 3,50. 


Die vorliegende Nr. 87 der Guttentagſchen Samm⸗ . 


lung deutſcher Reichsgeſetze in „Textausgaben mit 
Anmerkungen“ darf getroſt den Anſpruch erheben als 
Kommentar zu gelten. Von zwei Praktikern auf 
Grund langjähriger, reicher Erfahrung geſchaffen iſt 
das Buch ein vorzügliches Hilfsmittel für die * 


A , 
Neichsfinanzgeſetze vom 15. Juli 1909 einſchließlich der 
Reichsſtempelgeſetze und des Erbſchaftsſteuergeſetzes. 
Textausgabe ohne Anmerkungen mit ausführlichem 
„Sachregiſter. VIII und 414 Seiten. Berlin 1909, 
J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung. Gbd. 2 Mk. 


Die Ausgabe enthält nicht nur die Novellen und 
Abänderungen, ſondern den vollſtändigen Wortlaut 
der einzelnen Geſetze in ihrer jetzt gültigen Faſſung. 
Zur Einführung iſt das Geſetz über die Ordnung des 
Reichshaushalts und die Tilgung der Reichsſch uld 
vorausgeſchickt; auch hat das Erbſchaftsſteuerg eſetz 
Aufnahme gefunden. Die handliche Ausgabe, der ein 
ausführliches Sachregiſter beigegeben iſt, iſt zur Orien⸗ 
tierung über die neuen Steuergeſetze vorzüglich geeignet. 


Noft, Dr. Hand. Das moderne Wohnungsproblem. 
210 Seiten. Kempten und München, Verlag Köſel. 
Preis gebd. Mk. 1.—. 


Das vorliegende Bändchen der Sammlung Köſel 
verfolgt den Zweck, alle Kreiſe der Bevölkerung auf 
die wichtigſten Fragen des Wohnungsproblems in ge⸗ 
meinverſtändlicher klarer Weiſe aufmerkſam zu machen. 
Dem Verfaſſer, dem Bearbeiter der Augsburger 
Wohnungsenqucte, ſtand eine reiche praktiſche Erfahrung 
zu Gebote. Beſonders beachtenswert iſt die ausgiebige 
Berückſichtigung der techniſchen und hygieniſchen Seite 
der Wohnungsfrage. i 


sauberen? Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. XIII. 

Grundbuchordnung. Die Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts, des Kammergerichts Berlin, des Bayeriſchen 
Oberſten Landesgerichts und der Oberlandesgerichte. 
Geſammelt und nach dem Syſtem der Grund buch⸗ 
ordnung geordnet mit dem vollſtändigen Geſetzestext 
und mit genauem Sachregiſter von Fr. Keidel, Kgl. 
Landgerichtsrat. VIII, 371 S. Gießen 1909. Emil 
Roth. Mk. 7.50, gebd. Mk. 9.—. 


Wir verweiſen auf die Beſprechung des II. und 
III. Teils dieſer Sammlung (S. 215 dieſes Jahrgangs). 


Schweitzers e e Nr. 5. Geſetze, betr. Aen⸗ 
derungen des BGB., der ZPO., des GVG., 
des Gerichtskoſtengeſetzes und der Rechts⸗ 
anwaltsgebührenordnung. Enthaltend: Ge- 
fek, betr. Aenderungen des $ 833 des BGB. vom 
30. Mai 1908. Vereinsgeſetz vom 19. April 1908, 
betr. Aenderung des 872 des BGB. und Geſetz, 
betr. Aenderungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, 
der Zivilprozeßordnung, des Gerichtskoſtengeſetzes 
und der Gebührenordnung f. Rechtsanwälte. München 
und Berlin 1909. J. Schweitzer Verlag (Arthur 
Sellier). In Mappe 80 Pfg. 


Hellmann, Dr. Friedrich, o. ö. Profeſſor der Rechte in 


München, Grundriß des Deutſchen Urheberrechts 
und Erfinderrechts für Studierende. München und 
Berlin 1909, J. Schweitzer Verlag. 66 Seiten. 


Der Zweck, dem Studierenden eine gedrängte 


ſyſtematiſche Ueberſicht über den Inhalt der gelten⸗ 
den Geſetze auf dem Gebiete des Deutſchen Urheber⸗ 
und Erfinderrechts zu geben, wird in dieſem durch 
Klarheit ausgezeichneten Grundriß vorzüglich erreicht. 
Der genannte Zweck rechtfertigt es, daß der hiſtori⸗ 
ſchen Entwickelung nur wenige Zeilen gewidmet wer⸗ 
den und daß der rechtspolitiſche Geſichtspunkt gänzlich 
zurücktritt. Auch in dogmatiſchen Fragen hat der 
Verfaſſer ſichtlich das Beſtreben, Schwierigkeiten, die 
nicht mit kurzen Worten zu klarem Verſtändnis ge⸗ 
bracht werden können, lieber gar nicht zu berühren. 
Das Werkchen wird ſich unter Studenten gewiß 
raſch Freunde erwerben und vermutlich bald eine 
weitere Auflage erleben. Für dieſe darf wohl dem 
Verfaſſer der Wunſch ausgeſprochen werden, er möge 
in 88 6 und 14 auch den Bereicherungsanſpruch er⸗ 
wähnen oder, falls er der Meinung iſt, daß ein ſolcher 
nicht gegeben ſei, dies kurz begründen. Auch dürfte 
bei der Behandlung der Uebertragung von Urheber⸗ 
fahrung. wohl des Kunſtverlages und des Auf⸗ 
führungs vertrages, eben weil darüber nichts im Ge- 
ſetz ſteht, mit einigen Worten gedacht werden. 
Freiburg i. B. f Erwin Riezler. 


Notizen. 


Der Einfluß des Alkoholgenuſſes auf die Krimi⸗ 
nalität. Einen bedeutſamen Schritt hat die bayeriſche 
Juſtizverwaltung getan; fie hat durch die Bek. vom 
23. Oktober 1909 (JMBl. Nr. XIX S. 303 ff.) um- 
faſſende Ermittelungen darüber angeordnet, in welcher 
Weiſe der Alkoholgenuß auf die Häufigkeit und die 
Erſcheinungsformen des Verbrechens wirkt. Soweit 
uns bekannt iſt, iſt bisher in keinem Staate — weder 
in Deutſchland noch im Ausland — eine Statiſtik auf 


gleicher oder ähnlicher Grundlage eingeführt worden. 


Gezählt werden die Verbrechen und Vergehen gegen 
Reichsgeſetze (mit Ausſchluß der Steuer⸗ und Zollgeſeße), 
die im Zuſtande der Trunkenheit begangen wurden 
oder auf gewohnheitsmäßigen Alkoholgenuß des 
Täters zurückzuführen ſind. Maßgebend ſoll dabei 
der Inhalt des Urteils ſein, nur in den z. Z. noch 
ſeltenen Fällen, in denen die Aburteilung eines Ver⸗ 
gehens durch einen Strafbefehl erfolgt, ſoll auf den 
übrigen Akteninhalt zurückgegriffen werden. Beſondere 
Ermittelungen über den Einfluß des Alkohols in den 
einzelnen Fällen ſind nicht vorgeſchrieben. Immerhin 
wird es im Intereſſe der Sache liegen, wenn im Er⸗ 
mittelungsverfahren und in der Hauptverhandlung 
darauf hingewirkt wird, daß der Umfang und die 
Art des Einfluſſes des Alkoholgenuſſes genauer feſt⸗ 
geſtellt werden. Das iſt ja ſchon deswegen notwendig, 
weil bei der Prüfung der Zurechnungsfähigkeit des 
Täters und bei der Abwägung der Strafzumeſſungs⸗ 
gründe auf dieſen Punkt Gewicht gelegt werden muß. 

Die Grundlagen der Statiſtik werden durch Aus⸗ 
füllung von Zählkarten gewonnen; das Formblatt 
für die Zählkarten iſt ſo eingerichtet, daß die Aus⸗ 
füllung nur geringe Schreibarbeit verurſachen wird. 


Verantwortl. Herausgeber: Th. von der Pfordten, 
K. Landgerichtsrat, verw. im Staatsminiſterium d. Juſtiz. 


Eigentum von J. Schweitzer Verlag, (Arthur Sellier), München und Berlin. 
Druck von Dr. Franz Paul Datterer & Cie., G. m. H., Freiſing. 
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hrift für Rechtspf ee 


Sedsgegeben von 


@ ©. von der Pfordten 


?. Landgerichtsrat, verw. Im K. Bayer. 
Staatsminiſterlum der Juſtiz. 


Die Zeitſchrift erſcheint am 1. und 15. jeden Monats 

im Umfange von mindeſtens 2 Bogen. Preis vierteljährlich 

Mk. 3.—. Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und 
Poſtanſtalt 


Abhandlungen: 
Bu iih, Relchsgerichtsrat in Lelpzig, Der Aigen ebe 
und kein Ende 
Schneider, Relchsgerichtsrat in Qeipala, Das Eintreten neben 
die Schuld eines andern (intercessio cumulativa) 
R reh, Oberlandesgerichtsrat in Augsdurg, Der Menſch als 
Gegenſtand des Augenſcheins im Zivilprozeß 
Brosch, Dr., 1 Startsamvılt in Freibura i. B., Einzelheiten 
der Novelle zum Sericptsverfaffungsgejes u und aur 
Strafprozeßordnung . 
N tteilungen aus der Praxis 
Rohmeder, Oberamtsrichter in Rotb, Die Beſtallung des 
Vormundes und die en ar Führung des 
. 5 SR 


in Bayern 


Verlag von 


(Arthur Sellier) 
Münden und Berlin. 


Redaktion und Expedition: München, Lenbachplatz 1. 


Inſertionsgebübr 30 Pfg. für die balbgeſpaltene Petitzelle 
oder deren Raum. Bei Wiederbolungen Rabatt. Stellenanzeigen 


20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunft. 


Inhalt: 


Seite 
1 
2 


10 


15 


Sauerländer, II. Staatsanwalt in München, Die Anzeige⸗ 
pflicht der Gemeinden bei Viehſeuchen * 
Aus der Praxis der Gerichte 
Aus der Praxis des bayer. Verwaltung 
gerichtshofs . 
Aus der Praxis des Beriätshofs für 
Kompetenzkonflikte 
Literatur . 
Notizen: 
Der Vollzug des Beamtengeſetzes . 
Aenderungen der Organiſation der Juftzbehörden 
Die Einrichtung der Strafregifter . . . 
Die Führung des Handelsregiſters . 


J. Schweitzer Verla 


Vor kurzem erſchien in 2. verbeſſerter Auflage: 


Der dienſtliche Verkehr und die Amtsſprache. 


Auf der Grundlage der Bekanntmachung der Sivil⸗Staatsminiſterien vom 28. April 1901 
unter beſonderer Berüdjichtigung des dienſtes bei den Juſtizbehörden. 


Von Th. von der Pfordten, 


Kgl. Landgerichtsrat in München. 


8 Preis kartonniert Mk. 1.80. 


Der Erfolg dieſer Schrift, deren 1. Auflage innerhalb weniger Monate vergriffen war, ift wohl Haupt- 
ſächlich darauf zurückzuführen, daß fie dem Lefer Belehrung in unterhaltender und erheiternder F Form darbietet. 
Durch Anführung zahlreicher Beiſpiele aus der Praxis des Alltagslebens wird gezeigt, zu welchen Abſonder— 
lichkeiten die bureaukratiſche Umſtändlichkeit und der Mangel an Sorgfalt im Gebrauche der Sprache führen. 
Die Schrift iſt aus der Erkenntnis hervorgegangen, daß hier gründlich Wandel geſchaffen werden muß, wenn 
nicht das Anſehen des Beamtenſtandes Schaden leiden ſoll. 


In der jetzt vorliegenden neuen Auflage ſind verſchiedene Abſchnitte weſentlich erweitert worden, neu einge— 
fügt find die Bekanntmachungen über die Entlaſtung der Richter von Schreibarbeit und über die Abfaſſang der Urteile. 


Wir verweiſen auf die Beſprechung auf Seite 31 dieſer Nummer. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


Soeben iſt erſchienen: 


Die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches 


Viehgewährſechaft 


nebſt der hierzu ergangenen Kaiſerlichen Verordnung vom 27. März 1899 


Erläutert von 


Chr. Meisner 


Rechtsanwalt in Würzburg 


über die 


2., vollſtändig umgearbeitete Auflage 
8. VIII, 202 Seiten. In Leinen gebunden Mk. 4.—. 


Seit Erſcheinen der 1. Auflage (1900) haben Wiſſenſchaft und Rechtſprechung auf Grund des neuen 
bürgerlichen Rechts unabläſſig und erfolgreich auch am Ausbau der Beſtimmungen über die Viehgewähr⸗ 
ſchaft gearbeitet. Eine vollſtändige Neugeſtaltung des Werkes war deshalb notwendig. Die vorliegende 
2. Auflage bietet jetzt nicht nur die neueſte, ſondern wohl auch die umfaſſendſte Darſtellung des ſchwierigen 
und an ſich unüberſichtlichen Rechtsſtoffes. Die Vertrautheit des Autors mit dem praktiſchen Leben zeigt 
auch die neue Auflage. 


I. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


Kein Praktiker, 


der in Zweifelsfällen raſche Orientierung wünſcht, jol í 


Kaiſenbergs Tabellen 


der bei Rotariatsgeſchäften anfallenden 
Staats, Gemeinde- und Notariatsgebühren. 


ohne 
Müller und Meikel 


Das bürgerliche Recht 
des Deutſchen Reichs 
Syſtematiſch dargeſtellt und durch Beiſpiele erläutert 
— 2. vollſtändig umgearbeitete Auflage 
arbeiten. Der Zweck des Werkes, das bürgerliche 
Recht ſpeziell für die Bedürfniſſe des Praktikers dar a 


zuſtellen, iſt durch die überſichtliche Stoffanordnung, 
durch umfaſſende Berückſichtigung der Litergtur und 


2. durch eine große Wand⸗Tabelle vermehrte Ausgabe. 


In Ganzleinen gebunden Mk. 7.—. 


Die vorliegenden Gebührentabellen bildeten ur⸗ 
ſprünglich den II. Teil des Kommentars zur Natariats⸗ 
gebührenordnung von H. Kaiſenberg. Sie werden 
hiermit, vielfachen an den Verlag herangetretenen 


Wünſchen entſprechend, geſondert und nach dem gegen⸗ 
wärtigen Stande der Geſetzgebung ergänzt, neu heraus⸗ 
gegeben. Von der Praxis wird ganz beſonders die 
enen zuſammengeſtellte große Wand⸗ 
Tabelle begrüßt werden. Dieſe Wand ⸗Tabelle iſt 
einſeitig gedruckt und kann in beliebiger Form auf⸗ 
gezogen werden, ihre Einzelabgabe iſt ausgeſchloſſen. 


J. Schweiger Verlag (Arthur Sellier) München 


Rechtſprechung, eingehende Sach- und Quellen regiſten 


erreicht worden. 


an $ 
2 Bde. 1880 Seiten. Broſch. Mk. 18.—, gebd. M20 


Archiv für Bürgerliches Recht. Bd. 25. H. 12. 


i 
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Das zweibändige Werk fol vor allem praktiſchen Bedürfulſſen 


gerecht werden. Und dieſe Aufgabe ift ſicher geldit 
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Dr. A. Düringer 


RNeichsgerichtsrat 


1 — | | ~ : © | | Oian. 14 0 
Leipziger Zeitschrift 
ur Handels-, Konkurs- und Versicherungsrecht 


— F 85 À | herausgegeben von 


Dr. E. Jaeger 


Professor derRechte in Leipzig 


Flalbjährlich 6 Hefte in Quartformat. 
Jahrgang I/II (1907/08) eleg. in Ganzl. gbd. zusammen Mk. 32.—. 


1 * 


Reichsgerichtsrat 


Preis halbjährlich Mk. 10.—. 


III. Jahrgang. 


5 Abhandlungen: 


Jaeger, Dr. Ernst, Professor in Leipzig, Laien als Konkurs- 
BE, verwalter. 


| 


Ergebnisse einer den 
deutschen Konkursgerichten. 

Hachenburg. Dr., Rechtsanwalt in Mannheim, Aus dem Rechte 
der Gesellschaft mit beschränkter Haftung. 

Mayer, Dr. Felix, Sektionsrat im k. k. Justizministerium, Wien, 

Der österreichische Entwurf eines Handlungsgehilfen- 

. gesetzes. 

Moldenhauer, Dr., Professor in Cöln, Beiträge zur Lehre von 

der; Doppelversicherung. 


Umfrage bei 


* 


Mitteilu ngen und Erörterungen: 


> Flechtheim, Dr., Rechtsanwalt in Cöln, Eigentumsübertragung 
£ beim Kommissionsgeschäft. 
$ Zipperling, Dr., Frankfurt a. M., Gilt § 8 Abs. 2 letzter Satz 
; des Scheckgesetzes auch für Blankoindossamente ? 
Wörner, Dr., Rechtsanwalt, Dozent der Versicherungswissenschaft 
L an der Handelshochschule Leipzig, Rechtsfolgen- des 
* 
4 


11 


N 
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| Preis Mk. 2.50 poſtfrei. 


Inhalt der Nummer I (96 Spalten): 


Stimmenkaufs bei 
auf Gegenseitigkeit. 


Sauer, Dr., Amtsrichter in Chemnitz, Finden die Vorschriften 


des 957 KrVersG. auf alle Hilfskassen Anwendung? 
Meyer, Dr. Robert, Berlin, Die Besteuerung von Feuer- 
versicherungen im preussischen und französischen 
Rechte. 
Berliner, Dr., Wien, VIII Internationaler Arbeiterversiche- 
rungskongress, Rom 12.— 16. Oktober 1908. 


Aus der Rechtsprechung: 
I. Rechtssätze des Reichsgerichts. 
II. Entscheidungen. 


Reichsgericht. 

Bayerisches Oberstes Landes 
Oberlandesgerichte. 

Landgerichte. f 


Kurze Bücheranzeigen. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


H Könige 


grossen Versicherungsvereinen 


Eine 3ierde für jeden Schreibt, Jg 


ift der obenſtehend abgebildete 


2 Sammelkaſten 2 


der Seitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 
Seine beſonderen Vorteile find: 
Aeußerſt praktiſche Form: die Nummern 


liegen ohne weiteres griffbereit zum Herausnehmen. 


Staubfreie Aufbewahrung der erſcheinenden 


Nummern und größte Ordnung. 


Gediegene Ausführung (teilweiſe in Holz), 


daher nur einmalige Anſchaffung auf Jahre hinaus. 


F u. r ln aa Le O 


Se Soeben erſchien: 


ee Einbanddecke 


in Ganzleinen zum IV. Jahrgang der 


Zeitſehrift für Rechtspflege 
in Bayern. | 
Die Decke kann zum Preiſe von Mi. 1.20 


durch die Buchhandlung bezogen werden, die dieſe 
Zeitſchrift liefert. 


Soeben erschienen: 


Antiquariatskatalog Nr. 40 


— 12 BRAUSE & C° 
— M2 ISERLOHN 


— h, 


Brause-Feder No. 


12, berühmte Bürofeder, hoch- 
Strafrecht — Strafprozessrecht elastisch und dauerhaft. Grs. M. 2.—. Zu beziehen 
und durch die Schreibwarenhandlungen. 


Verzeichnis im Preise herabgesetzten 


Werke aus dem Leihinstitui 
Ausgabe 1908/09. 


Für Interessenten kostenlos. 


„Association Berliner Schneider“ | 


Friedrich Modler & Co., mn 0 


WAA cmpfehlt ihr Spezialgeschäft von Amts- 
trachten für Justizbeamte zu ausser 

f gewöhnlich billigen Preisen 

in gediegener und vorschriftsmässiger Ausführung 

Für Richter und Rechtsanwälte von 25-40 Mk. 

Für Gerichtsschreiber 23—35 Mk. 

a bei freier Zusendung. 

: Massangabe: Ganze Grösse, Brustweite u.Kopfweite 


München J. Schweitzer Sortiment | | 
Lenbachplatz I (Arthur Sellier) 

n. à. Justizpalast Buchhandlung, Antiquariat u. Leihinstitut 
für Rechts- und Staats wissenschaften. 


| 
| 
| 


1 


1 Kaftpflicht-Versicherung für Rechtsanwälte, Notare, Staats- u, Kommunalheamie, 
| 


Empfehlungsverträge mit dem deutschen Anwaltverein, dem Bayerischen Notar- und Richterverein, sowie 

| 1 zahlreichen Anwalts-, Notar- und Richtervereinen. 169 
Gesamtversicherungsstand über 740000 Versicherungen. Monatlicher Zugang ca. 6000 Mitglieder. i 

Prospekte, Versicherungsbedingungen, Antragsformulare, sowie jede weitere Auskunft bereitwilligst u. kostenfrei 


í 


| Unfall-Versicherung. | Bezugnahme auf diese Zeitschrift erwünscht. | Lebens- Versicherung. 


I. 2. 


Herausgegeben von 


Th. von der Pfordten 


K. Landgerichtsrat, verw. im K. Bayer. 
Staatsminiſterium der Juſtiz. 


Die Zeitſchrift erſcheint am 1. und 15. jeden Monats 

im Umfange von mindeſtens 2 Bogen. Preis vierteljährlich 

k. 3.—. Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und 
Poſtanſtalt. 


Abhandlungen: 


Schneider, Reichsgerichtsrat in Leipzig, Das Eintreten neben 
die Schuld eines andern Ber Bu ee) 

(Schluß) . 

„ Oberlandesgerichtsrat in once Der Menſch als 

Gegenſtand des fen im Stwilkrozeß 

(Fortſetzung) . 

Broich, Dr., I. Staatsanwalt in Freiburg l. 8. Einzelheiten 
der Novelle zum erich everſaffungsgefeß und zur 
Strafprozeßordnung (Schluß) 


) itteilungen aus der Praxis: 


b, Dr., Rechtsanwalt in München, Die Verjährung öffent⸗ 
lichrechtlicher Anſprüche g § 197 BGB. 


. . . . . 
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Münden, den 15. Januar 1909. 


Ititſchrift für Rechtapflege 


in Bayern 


39 


43 


46 


1909 


Verlag von 


(Arthur Sellier) 


Redaktion und Expedition: 


20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunft. 


Gütermann, Dr., I. Staatsanwalt in München, Die Einſicht 
im Sinne des § 56 StGB. und au Pranoi vor 
der Hauptverhandlung 


Aus der Praxis der Gerichte 
Aus der Praxis des ec Verwaltungs- 
gerichtshofs . 
Literatur 
Notizen: 
Die bedingte Begnadigung 


Der Vollzug des Disziplinargeſet etzes für richterliche Beamte 


Die Errichtung eines Statiſtiſchen Landesamts 
Perſonalnachrichten ; 


Nach Veröffentlichung der Vollzugsvorſchriften erſcheint in unſerm Verlage: 


Das baperiſehe Fiſehereigeſetz 
vom 15. Auguſt 1908 
nebit den Vollzugsvorſchriften und der Landesfiſchereiordnung. 


Erläutert von 


Kgl. II. Staatsanwalt in München, verw. im Staatsminiſterium der Juſtlz. 


Die Handausgabe ſoll dem Richter und dem Verwaltungsbeamten die Anwendung und den Vollzug des manche 
Schwierigkeiten bietenden Geſetzes erleichtern. Sie verfolgt auch den Zweck, den vielen Intereſſenten einen zuverläſſigen 
Führer zum Verſtändniſſe des Geſetzes zu bieten. Das Buch wird erſt erſcheinen, wenn die Vollzugsvorſchriften und die 
in Ausficht geſtellte neue Landesfiſchereiordnung veröffentlicht find. Dadurch, daß dieſe Vorſchriften in die Erläuterungen 
des Geſetzestextes verarbeitet werden, wird den mit der Ausführung des Geſetzes befaßten Behörden und Beamten ein mög⸗ 
lichſt vollſtändiger Ueberblick über die ganze geſetzliche Materie geboten. Die Einleitung wird das bisher geltende Fiſcherei⸗ 
recht behandeln und das Verhältnis des Fiſchereigeſetzes zum Waſſergeſetz erläutern. Daß ein ausführliches alphabetiſches 
Sachregiſter nicht fehlen wird, verſteht ſich von ſelbſt. 

Das Werk wird ſ. Z. nur gebunden in Ganzleinen ausgegeben und etwa Mk. 5.— koſten. 


Gefl. Beſtellungen können ſchon jetzt aufgegeben werden. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Ban 


Joſeph Bleyer 
a 
| 
| 


J. Schweitzer Verlag 


München und Berlin. 


München, Lenbachplatz 1. 
Inſertionsgebühr 30 Pfg. für die halbgeſpaltene Petitzeife 
oder deren Raum. Bei Wiederholungen Rabatt. Stellenanzeigen 


* 


5. Jahrg. 


Seite 


Das Bereinsaejeb | | Blantetterflärung. 


vom 19. April 1908 
Ihre juriſtiſche Konſtruktion und ihre Behandlung 


Soeben erſchien: Soeben ericien: Die 
nebſt den Ausführungsbeſtimmungen der jämt: | 


lichen deutſchen Bundezſtaaten und Anhang nach dem materiellen Recht und dem Prozeßrecht. 
(bisheriges preußiſches, bayeriſches, ausländiſches Von 
Vereinsrecht uſw.) Dr. jur. Julius Siegel 


Erläutert von 


=== 8. VII, 69 S. m. 1.80. | 
Ir, 6. Müller⸗Reiningen nd Dr. Georg Schmid | 
len für Meiningen, ME J. Schweitzer verlag (Arthur Sellier) Münden 


Landtagsabgeordneter für Hof 


8%. XII, 400 Seiten. In Leinen gebunden Mk. 7.— 


Dieſe Ausgabe wird größte Beachtung finden. Dem Sachver⸗ 
ſtändnis, dem fu riſtiſchen und polltiſchen Geſchick ihres Autors, des 
Abg. Dr. Müller⸗Meiningen, verdankt das Geſetz ſein Zuſtandekommen 
und ſeine jetzige Faſſung. Seine Kommentierung lag deshalb bei 
Dr. Müller⸗Meiningen wohl in den berufenſten Händen. Zuſammen 
mit Reglerungsaſſeſſor Dr. Schmid⸗Stuttgart hat Dr. Müller eine 
elngehend erläuterte Handausgabe geſchaffen, die ſich den beſonderen 
Bedürfniſſen der Praxis ſorg 7 anpaßt. Die Vollzugsvorſchriften 
der einzelnen Staaten haben bei dem Vereinsgeſetz eine erhöhte Be⸗ 
deutung. Sie ſind deshalb für alle Bundesſtaaten fortlaufend Dez 
rückſichtigt und im Anhang nochmals vollſtändig abgedruckt worden. 


Teſtamente u. Erbberträge 


in Bayern 


| 
nebſt einer kurzen Darſtellung des geſetzlichen 
Erbrechtes, des Pflichtteilsrechtes und Nachlaß. 
verfahrens ſowie einem Anhang enthaltend 
Muſter für Teſtamente und Erbverträge 


von Karl Sauer, 
k. Landgerichtsrat in Würzburg. 


8°. XII, 447 S. In Ganzleinen gebd. Mk. 9,80. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


— — — — 


S. Schwab, N. Amtsrichter in Schwabach. 
Grundriß des 


materiellen Liegenſchaftsrechts 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs 


Unter Berückſichtigung der bayeriſchen Ausführungs⸗ 
und Uebergangsvorſchriften. 


3. chweitzer verlag (Arthur Celier) München 


Gr. 8 (88 Seiten). Preis gebunden in Ganzleinen 
Mk. 2.80. 


Augsburger Abendzeitung Nr. 310 v. 6. XI. 05. 


Was das Buch ſein will, ein Wegweiſer in das neue 
Liegenſchaftsrecht, erfüllt es auch. Die präziſe, knappe, 
ſyſtematiſche Darſtellung der Vorſchriften über das materielle 
Liegenſchaftsrecht unter Berückſichtigung des landesrecht⸗ 
lichen Teils iſt für den Lernenden von Wert; ſie ermöglicht 
aber auch dem Praktiker eine raſche, ſyſtematiſche In⸗ 
formation. Und deshalb iſt der Grundriß auch für den 
bayeriſchen Grundbuchverkehr ein recht brauchbarer An⸗ 
wendungsbehelf. 


Das Jagdrecht des Könige, Bayern 


für das rechtsrhein. Bayern und die Pfalz 
ſyſtematiſch dearbeltet | 


von L. F. Wirſchinger, u. Bezirrsamtmann a. D. 
gr. 8“. (XII, 425 S.) broſch. Mk. 6.80 geb. in Ganzleinen Mk. 8.—. 


München. J. Schweitzer Verlag 
(Arthur Sellier) 


J. Gchweitzer Verlag (Arthur Celier) erlag (Arthur seller München 


Leipziger Zeitschrift 


für Handels-, Konkurs- 


und Versicherungsrecht 


herausgegeben von 


Dr. A. Düringer 


Reichsgerichtsrat 


Dr. E. Jaeger 


Professor der Rechte in Leipzig 


H. Könige 


Reichsgerichtsrat 


Halbjährlich 6 Hefte in Quartformat. 
Jahrgang I/II (1907/08) eleg. in Ganzl. gbd. zusammen 


III. Jahrgang. 
Abhandlungen: 


Jaeger, Dr. Ernst, Professor in Leipzig, Laien als Konkurs- 
verwalter. Ergebnisse einer Umfrage bei den 

deutschen Konkursgerichten. 

Hachenburg. Dr., Rechtsanwalt in Mannheim, Aus dem Rechte 

der Gesellschaft mit beschränkter Haftung. 

Mayer, Dr. Felix, Sektionsrat im k. k. Justizministerium, Wien, 

1 Der österreichische Entwurf eines Handlungsgehilfen- 
gesetzes. 

Moldenbauer, Dr., Professor in Cöln, Beiträge zur Lehre von 
der Doppelversicherung. 


pr. Mitteilungen und Erörterungen: 


_ Flechtheim, Dr., Rechtsanwalt in Cöln, Eigentumsübertragung 
beim Kommissionsgeschäft. 

Zipperling, Dr., Frankfurt a. M., Gilt § 8 Abs. 2 letzter Satz 

des Scheckgesetzes auch für Blankoindossamente? 

Wörner, Dr., Rechtsanwalt, Dozent der Versicherungswissenschaft 
an der Handelshochschule Leipzig, Rechtsfolgen des 


Inhalt der Nummer 1 (96 Spalten): 


Stimmenkaufs bei 
auf Gegenseitigkeit. 
Sauer, Dr., Amtsrichter in Chemnitz, Finden die Vorschriften 
des 957 KrVersG. auf alle Hilfskassen Anwendung ? 
Meyer, Dr. Robert, Berlin, Die Besteuerung von Feuer- 
versicherungen im preussischen und französischen 
Rechte, 4 
Berliner, Dr., Wien, VIII. Internationaler Arbeiterversiche- 
rungskongress, Rom 12,—16. Oktober 1908. | 


grossen Versicherungsvereinen 


Aus der Rechtsprechung: 
I. Rechtssätze des Reichsgerichts. 


II. Entscheidungen. 
Reichsgericht. 
Bayerisches Oberstes Landesgericht. 
Oberlandesgerichte. 
Landgerichte. 


Kurze Bücheranzeigen. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Vor kurzem iſt vollſtändig geworden: 


Hans Kößler 


Kgl. landgerichtl. Ober⸗Sekretär in München 


Hand buch für die Praxis bei den Gerichten 


und für den Anwalts: und Notariatsdienſt. 


Unter Vorführung praktiſcher Fälle, verſehen m. Erläuterungen, Anmerkungen, den Gebührennormen u. d. miniſt. 
Entſchließungen bearbeitet 


Dritte vollſtändig umgearbeitete Auflage. 


8. VIII u. 989 Seiten. 


Preis gebd. 12.50 Mk. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


* 


„ 


Vor kurzem erſchien in 2. verbeſſerter Auflage: a 


Der dienſtliche verkehr und die Amtssprache. 


Auf der Grundlage der Bekanntmachung der Sivil⸗Staatsminiſterien vom 28. April 190 
unter beſonderer Berüdfihtigung des Dienſtes bei den Juſtizbehörden. 


Von Th. von der Pfordten, 


Kgl. Landgerichtsrat in München. 


8%. Preis kartonniert Mk. 1.30. 


Der Erfolg dieſer Schrift, deren 1. Auflage innerhalb weniger Monate vergriffen war, ift wohl Haupt: 
ſächlich darauf zurückzuführen, daß fie dem Lefer Belehrung in unterhaltender und erheiternder Form darbietet. 
Durch Anführung zahlreicher Beiſpiele aus der Praxis des Alltagslebens wird gezeigt, zu welchen Abſonder⸗ 
lichkeiten die bureaukratiſche Umſtändlichkeit und der Mangel an Sorgfalt im Gebrauche der Sprache führen. 
Die Schrift iſt aus der Erkenntnis hervorgegangen, daß hier gründlich Wandel geſchaffen werden muß, wenn 
nicht das Anſehen des Beamtenſtandes Schaden leiden ſoll. 


In der jetzt vorliegenden neuen Auflage find verſchiedene Abſchnitte weſentlich erweitert worden, neu einge⸗ 
fügt find die Bekanntmachungen über die Entlaſtung der Richter von Schreibarbeit und über die Abfaſſung der Urteile. 


J. Schweitzer verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Schweitzer's wen vayr 
Beamtengeſetzes 


Geſetz vom 16. Auguſt 1908 


mit Anhang: Gehaltsordnung 


und VD. vom 6. September 1908 betr. die Gehaltsverhältniſſe der etats- 
mäßigen Staatsbeamten. 


Textausgabe mit Verweiſungen auf die Materialien und ausführlichem 
Beamten⸗ und Sachregiſter. 
kl. 85. (15 Bogen.) Gebunden Mk. 1.—. 


Wiſſenſchaftliche Beilage der „Münchener Neueſten Nachrichten“ 1908 Nr. 80: Die durch⸗ 
greifende Neugeſtaltung unſeres Beamtenrechtes wird es allen Beamten als Wohltat er⸗ 
ſcheinen laſſen, in einer brauchbaren Handausgabe den Text des Geſetzes zu erhalten. Ein 
genaues Studium des neuen Rechtes, die Ueberwindung der mancherlei Schwierigkeiten, 
welche der neue Rechtszuſtand namentlich in der Uebergangszeit mit ſich bringt, wird freilich 
nur an der Hand eines ausführlichen Kommentars möglich ſein, wie er ebenfalls von der 
rührigen Schweitzerſchen Verlagsbuchhandlung in Vorbereitung iſt. Aber auch die kleine 
vorliegende Ausgabe hat ihre Vorzüge. Vor allem bringt ſie in kurzen Noten unter 
den einzelnen Artikeln Hinweiſe auf den Entwurf des Geſetzes, die Verhandlungen in 
der Abgeordnetenkammer und die Motive. Dem Text iſt in dankenswerter Weiſe ein 
ausführliches Beamten⸗ und Sachregiſter beigegeben. Dr. Weiß 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Miünchen, 1 den | 1. l. Februar 1909. 5. Jahta 


Zeit hrift für Rechtspflege 


Herausgegeben von Verlag von 


Th. von der Pfordten in N ein A. Schweitzer Verlag 
K. Landgerichtsrat, verw. im K. Bayer. (Arthur Sellier) 


Staats miniſterium der Juſtiz. München und Berlin. 


F e e dee Die Zeitſchrift erſcheint am 1. und 15. jeden Monats f . Redaktion und Expedition: München, Lenbachplatz 1. 
im Umfange von mindeſtens 2 Bogen. Preis vierteljährlich 7 5 Inſertionsgebühr 30 Pfg. für die halbgeſpaltene Petitzeile 
ARTN Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und 5 * goer deren Raum. Bei Wiederholungen Rabatt. Stellenanzeigen 

Abhandlungen: Seite 


20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunft. 


Seit 
Heimberger, Dr., Profeſſor der Rechte in Bonn, Legalitäts⸗ bee 548 ehen in Busfieferungse t 
und Opportunitätsprinzip im . einer neuen ſachen À 68 
Shrapzoseporbnung . . . 57 Aus der Praxis der Gerichte 69 
Doerr, Dr., Amtsrichter und A abboldozent in München, Der Lit t er O 75 
Streit der F und die N | EU EEE u g 
reform . . 61 Notize 
Kreß, e erictsrat in en Der Menſch als Die fab g pe singen m Brora tanna in een 76 
| nd) Deg Tar 55 NE! 63 | Die Organiſation der Bezirksämter . 76 
N Die Organisation der Gendarmerie au der Sal, Schut⸗ 4 
Mitteilungen aus der Praxis: Die Kllegten gelder we: a 
Held, II. Staatsanwalt in München, ee im Der II. internationale Kurs der er gerichtlichen Pfpcholagte K- 
| Beſchwerdeverfahren 68 und Pſychiatrie . 76 
| Soeben Soeben erſchien: as 


deutſche & fülichungg d eicheidungsreht | 


unter Berückſichtigung der Haager internationalen Privatrechtsabkommen vom 12. Juni 1902 
von 
Karl Sauer 
1. Lieferung Kgl. Landgerichtsrat in Würzburg Preis Mk. 1.50 


Das vorliegende Werk greift aus dem deutſchen bürgerlichen Rechte einen überaus wichtigen Teil heraus, 
der nunmehr infolge des Inkrafttretens der Haager internationalen Abkommen über Eheſchließung und Ehe⸗ 
ſcheidung eine erhöhte Bedeutung gewonnen hat. 

Der Verfaſſer hat ſich zur Aufgabe gemacht, den geſamten die Schließung, Nichtigkeit, Anfechtung und 
Scheidung der Ehe umfaſſenden Rechtsſtoff unter fortwährender Berückſichtigung der in der Theorie erörterten 
Streitfragen und der Rechtſprechung in leicht verſtändlicher Weiſe zu erläutern, zu beleuchten und durch zahlreiche, 
dem Alltagsleben und der Gerichtspraxis entnommene Beiſpiele zu beleben. 

Der I. Teil des Werkes behandelt die Eheſchließung unter tunlichſter Berückſichtigung der in den einzelnen 
Bundesſtagten beſtehenden Aus führungsbeſtimmungen, der II Teil die Richtigkeit und Anfechtbarkeit der 
Ehe und der III. Teil die internationalen Beſtimmungen über die Eheſchließung. Im IV. Teile wird das prozeſſuale 
Verfahren in Eheſachen und im V. Teile die Eheſcheidung erörtert, während der letzte, VI. Teil, die internationalen 
nd über die Eheſcheidung enthält. 

Das Buch iſt in erſter Linie für die Praxis berechnet und dürfte ſowohl dem Standesbeamten und Ber- 
Aal gebenen wie dem Rechtsanwalt und Richter ein willkommenes Hilfsmittel ſein, das ihnen bald unent⸗ 
behrlich werden wird. 

Bei einem Umfange von ca. 40 Bogen wird das Werk etwa Mk. 12.— koſten und im Frühjahr 1909 vollendet vorliegen. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Soeben iſt erſchienen: 


Die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches über die 


Viehgewährſechaft 


nebſt der hierzu ergangenen Kaiſerlichen Verordnung vom 27. März 1899 


Erläutert von 


Chr. Meisner 


Rechtsanwalt in Würzburg 


2., vollſtändig umgearbeitete Auflage 
8°. VIII, 202 Seiten. In Leinen gebunden Mt. 4.—. 


Seit Erſcheinen der 1. Auflage (1900) haben Wiſſenſchaft und Rechtſprechung auf Grund des neuen 
bürgerlichen Rechts unabläſſig und erfolgreich auch am Ausbau der Beſtimmungen über die Viehgewähr⸗ 
ſchaft gearbeitet. Eine vollſtändige Neugeſtaltung des Werkes war deshalb notwendig. Die vorliegende 
2. Auflage bietet jetzt nicht nur die neueſte, ſondern wohl auch die umfaſſendſte Darſtellung des ſchwierigen 


und an ſich unüberſichtlichen Rechtsſtoffes. Die Vertrautheit des Autors mit dem praktiſchen Leben zeigt 
auch die neue Auflage. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Vor kurzem erſchien in 2. verbeſſerter Auflage: 


Der dienſtliche verkehr und die Amtsſprache. 


Auf der Grundlage der Bekanntmachung der Sivil⸗Staatsminiſterien vom 28. April 100 
unter beſonderer Berückſichtigung des Dienſtes bei den Juſtizbehörden. 


Von Th. von der Pfordten, 


Kgl. Landgerichtsrat in München. 


8%. Preis kartonniert Mk. 1.80. 


Der Erfolg dieſer Schrift, deren 1. Auflage innerhalb weniger Monate vergriffen war, ift wohl Haupt- 
ſächlich darauf zurückzuführen, daß fie dem Lefer Belehrung in unterhaltender und erheiternder Form darbietet. 
Durch Anführung zahlreicher Beiſpiele aus der Praxis des Alltagslebens wird gezeigt, zu welchen Abſonder⸗ 
lichkeiten die bureaukratiſche Umſtändlichkeit und der Mangel an Sorgfalt im Gebrauche der Sprache führen. 
Die Schrift iſt aus der Erkenntnis hervorgegangen, daß hier gründlich Wandel geſchaffen werden muß, wenn 
nicht das Anſehen des Beamtenſtandes Schaden leiden ſoll. 


In der jetzt vorliegenden neuen Auflage ſind verſchiedene Abſchnitte weſentlich erweitert worden, neu einge⸗ 
fügt find die Bekanntmachungen über die Entlaſtung der Richter von Schreibarbeit und über die Abfaſſung der Urteile. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


£ 
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a 
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Leipziger Zeitschrift 


für Handels-, Konkurs- und Versicherungsrecht 


herausgegeben von 


Dr. A. Düringer Dr. E. Jaeger H. Könige 


Reichsgerichtsrat Professor der Rechte in Leipzig i Reichsgerichtsrat 


Halbjährlich 6 Hefte in Quartformat. Preis halbjährlich Mk. 10.—. 
Jahrgang I/II (1907/08) eleg. in Ganzl. gbd. zusammen Mk. 32.—. 


III. Jahrgang. Inhalt der Nummer 2 (80 Spalten): 


N $ 3 
Ab h andlung en Heine, Rechtsanwalt, Bielefeld, Einfluss des Verlegerkon- 


ML = j . . ä 0 
Seuffert, L. v., Professor in München, Die konkursrechtlichen Kurses auf iet Verlags verträge 
* Vorschriften des Reichsgesetzes über den Versiche- Klein, Dr., Rechtsanwalt bei dem Oberlandesgericht Cöln, Zum 
rungsvertrag. Ä Uebergang von Schadensersatzansprüchen auf Grund f 


Isay, Dr., Rechtsanwalt in Berlin, Die Verletzung von Ver- e eee. 
fahrenspatenten durch den Verkauf von Apparaten. Aus der Nee f ; 
Berliner, Dr. iur., Sekretär der k. k. priv. Lebensversicherungs- a ee in: 
gesellschaft Oesterr. Phönix in Wien, Die Lebensversiche- | I. Rechtssätze des Reichsgerichts. 
rung zugunsten Dritter. Il. Entscheidungen. 
Mitteilungen und Erörterungen: Reichsgericht. 
AFS 5 £ Oberlandesgerichte. 
sumbel ll, Dr., Rechtsanwalt, Heilbronn, Rechte des Ver- Landgerichte. 
sicherten im Fall der Fusion zweier Lebensversiche- 2 | 
rungs-Aktiengesellschaften §§ 301, 306 HGB. Kurze Bücheranzeigen. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Das Sachenrecht 


zZ nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche und der Grundbuchordnung für das Deutſche Reich 
5 2. neubearbeitete Auflage des „Rechts der Grundſtücke“ —— | 
Von 


Karl Maenner, 


Reichsgerichtsrat. 


Gr. 8°. XII und 547 Seiten. 1906. Cleg. in Ganzl. gebd. Mk. 14.—. 


à Juriſt. Literaturblatt 1906 Nr. 4: Wer ſich über das Sachen⸗ und Liegenſchaftsrecht des geltenden Rechtes nach dem Nd Stande 
i fiel Rechtſprechung und des Schrifttums ſchnell und ſicher orientieren will, dem empfehle ich das Studium dleſer apapa 1 
= ung. - r. erneck. 


— 


J. Schweitzer verlag (Arthur Sellier) München. 


Soeben erſchien: 
in zweiter, vollſtändig umgearbeiteter und vermehrter Auflage 


Das in Bayern geltende 


Nachbarrecht 


mit Berückſichtigung des Berg⸗ und Waſſerrechts 


von 


Chriſtian Meisner, 
Rechtsanwalt in Würzburg. 


Bis jetzt liegen vor: 
1. und 2. Lieferung. Gr. 8° à 80 Seiten je M. 1.50. 


i Das Nachbarrecht hat in Bayern, wo zahlreicher Kleinbeſitz und die vielfach vorhandene Parzellierung der Güter 
die Möglichkeit der Verletzung nachbarrechtlicher Beſtimmungen vermehrt, eine beſonders große prange Bedeutung. 
Trotzdem fehlt eine einheitliche, in fih geſchloſſene Regelung dieſes Rechtsgebiets. Die geltenden Normen müſſen eine 
Reihe reihs- und landesrechtlicher, zivil- und öffentlich⸗rechtlicher Geſetze entnommen werden. Eine zuſammenhängende 
Darſtellung aller dieſer Normen, wie ſie Meisners Nachbarrecht bietet, entſpricht deshalb einem Bedürfniſſe der Praxis 
Die 2. Auflage ift mit Rückſicht auf die Neuregelung verſchiedener Materien vollſtändig umgearbeitet worden; fe 
verwertet die geſamten Ergebniſſe der Wiſſenſchaft und Rechtſprechung, die feit dem Erſcheinen der 1. Auflage ver 
öffentlicht wurden. Das Werk wird in feiner neuen Geſtalt bei Handhabung des Nachbarrechts unentbehrlich ſein. 
i Es werden 3 Lieferungen ausgegeben, die zuſammen etwa 25—30 Bogen umfaſſen und im Frühjahr 1909 por 
liegen werden. Geſamtpreis: etwa M. 8.— bis M. 9.—. 


— ——— 


r 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München. 


f 


Demnächſt beginnt zu erſcheinen: 


Kommentar zum Beamtengeſetz 


mit den Ausführungs- und Vollzugsvorſchriften ſowie dem 


Richter⸗disziplinargeſetz und der Gehaltsordnung, 


herausgegeben von 


Dr. Max Reindl, 


Regierungsrat im Verkehrsminiſterium. 


gr. 8°. (ca. 25 Bogen.) Preis ca. Mk. 10.—. 


Die durchgreifende Neugeſtaltung der Rechtsverhältniſſe der Beamten im neuen Beamtengeſetz macht eine 
tiefgehende Erläuterung feiner Vorſchriften erforderlich. Nur an der Hand eines ausführlichen Kommentars, wie 
er hier aus ſachkundiger Feder geboten werden ſoll, wird es möglich ſein, den mannigfachen Schwierigkeiten des neuen 
Rechtszuſtandes zu begegnen. Der Verfaſſer ift durch frühere Veröffentlichungen auf dem Gebiete des Beamtenrechts 
bereits bekannt geworden, ſodaß auch in dieſem, feinem neueſten Werke ein ſchätzenswertes Hilfsmittel für die Aus 
legung des Geſetzes erwartet werden darf. i e 

Gegenüber anderen, ſchon jetzt erſchienenen Ausgaben, die die Vollzugsbeſtimmungen nur bis Ende 1903 bez 
rückſichtigen konnten, wird der Reindl'ſche Kommentar die ſämtlichen Ausführungs- und Vollzugsvorſchriften 
51 wf Vi: in dem Werke das geſamte Material über das neue Beamtenrecht vereinigt 

ein wird. 

Die Ausgabe wird in Lieferungen erfolgen. Gefl. Beſtellungen werden ſchon jetzt erbeten. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


München, den 15. Februar 1909. 53xũ9vdoahrg. 7 


Zeitschrift für Rechtspflege 


Herausgegeben von Verlag von 


h. von der Pfordten in Al 1 J. Schweitzer Verlag 
. Landgerichtsrat, verw. im K. Bayer. (Arthur Sellier) 


Staats miniſterium der Juſtlz. München und Berlin. 


Die Zeitſchrift erſcheint am 1. und 15. jeden Monats 
im Umfange von mindeſtens 2 Bogen. Preis vierteljährlich 

k. 8.—, Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und 
Poſtanſtalt. 


Redaktion und Expedition: München, Lenbachplatz L. 
Inſertionsgebühr 30 Pfg. für die halbgeſpaltene Anden 
oder deren Raum. Bei Wiederholungen Rabatt. Stellenanzeigen 
20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunft. 


b handlungen: Selte 
Hal, Regierungsrat, Direktor des Zellengefängniſſes Nürnberg, Joſef, Dr., Rechtsanwalt in Freiburg i. B., eee 

Die Hauptſtelle für Gefangenenobſorge in Nürnberg 77 oder angemeſſener Preis? * $ 

A 145 in Nürnberg, Zum Recht am eigenen 15 Aus der Praxis der Gerichte 90 
eb, Oberlandesgerichtsrat in Augsburg, Der Menſch als Literatuhn᷑ !! E r N a 

Gegenſtand des een im n Nati 

(Fortſetzunghg) 85 | ô 

Die bayeriſche Juſtizſtatiſtik für 1907 96 

tteilungen aus Jer Praxis: Zuſtellungen von Amts 0 und Voſtvertehr der 

engel Frhr. v., Besirksamtsaſſeſſor in Griesbach, Die An- | Gemeindewaiſenräte 96 


Heigepflicht der Gemeinden bei Viehſeuchen 88 


* Soeben erſchien: 


deutſche E ſahlep unge m Eheſcheidungsrecht 


unter Berückſichtigung der Haager internationalen Privatrechtsabkommen vom 12. Juni 1902 
von 


Karl Sauer 
1. Lieferung Kgl. Landgerichtsrat in Würzburg Preis Mk. 1.50 


| Das vorliegende Werk greift aus dem deutſchen bürgerlichen Rechte einen überaus wichtigen Teil heraus, 
der nunmehr infolge des Inkrafttretens der Haager internationalen Abkommen über Eheſchließung und Ehe⸗ 
ane eine erhöhte Bedeutung gewonnen hat. 
Der Verfaſſer hat ſich zur Aufgabe gemacht, den geſamten die Schließung, Nichtigkeit, Anfechtung und 
Scheidung der Ehe umfaſſenden Rechtsſtoff unter fortwährender Berückſichtigung der in der Theorie erörterten 
Streitfragen und der Rechtſprechung in leicht verſtändlicher Weiſe zu erläutern, zu beleuchten und durch zahlreiche, 
dem Alltagsleben und der Gerichtspraxis entnommene Beiſpiele zu beleben. 
| Der I. Teil des Werkes behandelt die Eheſchließung unter tunlichſter Berückſichtigung der in den einzelnen 
Bundesſtaaten beſtehenden Aus führungsbeſtimmungen, der II Zeil die Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der 
Ehe und der III. Teil die internationalen Beſtimmungen über die Eheſchließung. Im IV. Teile wird das prozeſſuale 
9 in Eheſachen und im V. Teile die Eheſcheidung erörtert, während der letzte, VI. Teil, die internationalen 
Beſtimmungen über die Eheſcheidung enthält. 
| Das Buch iſt in erſter Linie für die Praxis beſtimmt und dürfte ſowohl dem Standesbeamten und Ver⸗ 
wwoaltungsbeamten wie dem Rechtsanwalt und Richter ein willkommenes Hilfsmittel fein, das ihnen bald unent⸗ 
behrlich werden wird. 
Bei einem Umfange von ca. 40 Bogen wird das Werk etwa Mk. 12.— koſten und im Frühjahr 1909 vollendet vorliegen. 


| J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Leipziger Zeitschrift 


für Handels-, Konkurs- und: Versicherungsrecht 


herausgegeben von 


Dr. A. Düringer 


Reichsgerichtsrat 


Dr. E. Jaeger 


Professor der Rechte in Leipzig 


Só 


H. Könige 


Reichsgerichtsrat 


Halbjährlich 6 Hefte in Quartformat. 
Jahrgang I/II (1907/08) eleg. in Ganzl. gbd. zusammen Mk. 32.—. 


HI. Jahrgang. 


Abhandlungen 


Seuffert, L. v., Professor in München, Die konkursrechtlichen 
Vorschriften des Reichsgesetzes über den Versiche- 
rungsvertrag. 

Isay, Dr., Rechtsanwalt in Berlin, Die Verletzung von Ver- 
fahrenspatenten durch den Verkauf von Apparaten. 

Berliner, Dr. iur., Sekretär der k. k. priv. Lebensversicherungs- 
gesellschaft Oesterr. Phönix in Wien, Die Lebensversiche- 
rung zugunsten Dritter. 


Mitteilungen und Erörterungen: 


Gümbel ll, Dr., Rechtsanwalt, Heilbronn, Rechte des Ver- 
sicherten im Fall der Fusion zweier Lebensversiche- 
rungs-Aktiengesellschaften §§ 301, 300 HGB. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Dr. Herm. Rehm, 
Univ.-Prof. in Straßburg i. E. 


Lex. 8°. 


Inhalt der Nummer 2 (80 Spalten): 


| Heine, Rechtsanwalt, Bielefeld, Einfluss des verlegerk Kor 


Die Bilanzen 


der Aktiengesellschaften und Gesellschaften m. b. H., Kommanditgesellschaften auf Aktien 
eingetragenen Genossenschaften, Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, Hypotheken 
und Notenbanken und Handelsgesellschaften überhaupt - 


nach deutschem und österreichischem 


Handels-, Steuer-, Verwaltungs- und Strafrecht. 


(XX und 938 S.) Preis: ungebd. Mk. 27.—, in Halbfranz gebd. Mk. 30.— 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin. 


kurses auf schwebende Verlagsverträge. 


Klein, Dr., Rechtsanwalt bei dem Oberlandesgericht Cin, £ü 
Uebergang von Schadensersatzansprüchen auf Grun 
der Unfallversicherungsgesetze. 


Aus der Rechtsprechung: 
I. Rechtssätze des Reichsgerichts. 


II. Entscheidungen. 


Reichsgericht. 
Oberlandesgerichte. 
Landgerichte. 


Kurze Bücheranzeigen. 


— 
w 


Paris, 49 rue de Trevise 
Dr. F. Wieland 


78 Mitglied des deutschen Anwaltvereins 
Rechtsbeistand der K. Bayerischen Gesandtschaft in Paris. 


Carl Reinkunz, München X, Su. 32 


Stempelfabrik und Buchdruckerei, Gravleranstalt. 


Glas-, Email- u. Metall-Schilder. 


Preisliste gratis. — Billigste Bezugsquelle. 


Soeben erſchien: 


Die 
Wuchergrundgeſchäfte 
im Reichsſtrafgeſetzbuch. 


Von 


Dr. Franz Moſer 
8%, VI, 25 Seiten. Mk. —.80. 


J. Schweitzer verlag (Arthur Sellier) 
münchen und Berlin 


„Association Berliner Schneider“ 


Friedrich Modler & Co., mn SW 


empfiehlt ihr Spezialgeschäft von Amts- 

trachten für Justizbeamte zu ausser- 
gewöhnlich billigen Preisen 

in gediegener und vorschriftsmässiger Ausführung 


Für Richter und Rechtsanwälte von 25—40 Mk. 


Für Gerichtsschreiber 23—35 Mk. 
3 bei freier Zusendung. 
Massangabe: Ganze Grösse, Brustweiteu.Kopfweite 


ich suche zu kaufen: 


Entw. e. Kirchengemeindeordnung. 1907. 
Handbuch d. Unfall-Vers. 3. Aufl. 
Jaeger, Konk0. 2. Aufl. 

Recht 1897/1902. 

Reger, GewO. 4. Aufl. 

Riehn, Konsumvereine. 

Schönberg, Handbuch d. Pol. Oekon. 4. Aufl. 
Jur. Wochenschrift. 1872/80. 1900 ff. 


Gefl. Angebote erbittet 


J. Schweitzer Sortiment 


(Arthur Sellier) 


Buchhandlung und Antiquariat für 
Rechts- und Staatswissenschaften. 


München . 
Lenbachplatz I 


nächst dem Justiz- 
palast. 


Soeben erſchien: 


Das Vereinsgeſetz 


vom 19. April 1908 


nebſt den Ausführungsbeſtimmungen der ſämt⸗ 
lichen deutſchen Bundesſtaaten und Anhang 
(bisheriges preußiſches, bayeriſches, ausländiſches 

Vereinsrecht uſw.) 


Erläutert von 


Dr. C. Müller⸗Reiningen . 


Landgerichtsrat in München, 
Reichstagsabgeordneter für N A 
Landtagsabgeordneter für Hof 


d Dr. Georg Schmid | 


Regierungsaſſeſſor 
in Stuttgart. 


8°. XII, 400 Seiten. In Leinen gebunden Mk. 7.—. l 


Diefe Ausgabe wird größte Beachtung finden. Dem Sachver⸗ 
15 dem juriſtiſchen und politiſchen Geſchick Ihres Autors, des 
Abg. Dr. Müller⸗Meiningen, verdankt das Geſetz ſein Zuſtandekommen 
und ſeine jetzige Faſſung. Seine Kommentierung lag deshalb bei 
Dr. Milller-Meiningen wohl in den berufenſten Händen. Butana 
mit Reglerungsaſſeſſor Dr. Schmid⸗Stuttgart hat Dr. Müller eine 
eingehend erläuterte Handausgabe geſchaffen, die ſich den beſonderen 
Bedürfniſſen der Praxis ſorgfältig anpaßt. Die Sole 
der einzelnen Staaten haben bei dem Vereinsgeſetz eine erhöhte Be⸗ 
deutung. Sie ſind deshalb für alle Bundesſtaaten fortlaufend be⸗ 
rückſichtigt und im Anhang nochmals vollſtändig abgedruckt worden. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


Soeben erſchien: 


Reichsgeſetz über den 


Verſicherungsbertrag 


mit dem Einführungsgeſetz 
i erläutert von 


Dr. jur. J. A. Zehnter, 


Landgerichtspräſtdent in Offenburg, Mitglied des Reichstags. 


8°. XVI u. 304 Seiten. Preis geb. Mk. 6.50. 


Dem Verſicherer, Verſicherten und dem Juriſten wird 
hier eine praktiſche Handausgabe für den täglichen Gebrauch 
geboten. Seine genaue Kenntnis des Privatverſicherungs⸗ 
weſens und ſeine Mitwirkung am Zuſtandekommen des 
Verſicherungsvertragsgeſetzes laſſen den Verfaſſer zu deſſen 
Kommentierung als beſonders berufen erſcheinen. Die Er⸗ 
läuterungen find präzis und überfichtlich gehalten. Sie 
erörtern mit Sorgfalt alle wichtigen praktiſchen Fragen, 
vor allem auch jene, die nicht unmittelbar aus dem Geſetze, 
ſondern auf Grund von Beſtimmungen anderer Geſetze, 
wie des BGB., HGB. und Priv., zu entſcheiden find. 
Die bisherige verſicherungsrechtliche Rechtſprechung wird, 
ſoweit fie nach der Kodifikation der bisher geſetzlich nicht 
geregelten Materie noch von Bedeutung iſt, berückſichtigt. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München. 


Das Forſtrügeverfahren 
im rechtsrheiniſchen Bapern. 


Von J. Hümmer 
Kgl. II. Staatsanwalt 


VIII u. 102 Seiten. Kartoniert Mk. 2.80. 


gr. 86. 


Urteile: 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern 1908 S. 275. 

as Forſtſtrafverfahren iſt in der Literatur bisher ſehr ftief- 
mütterlich behandelt worden. Der Verfaſſer hat ſich der undankbaren 
Aufgabe unterzogen, dle ziemlich verwickelten und keineswegs immer 
klaren Vorſchriften zu verarbeiten und zu allen zweifelhaften Fragen 
Stellung zu nehmen. Er beherrſcht den ſpröden Stoff vollſtändig 
und hat ihn in überſichtlicher Weiſe gegliedert. Das Juſtizminiſterium 
hat die praktiſche Brauchbarkeit der Arbeit dadurch anerkannt, daß 
es das Buch für die Juſtizbehörden angeſchafft hat. 


von der Pfordten. 
Das Recht 1908 S. 879. 

Dieſes Werkchen wird in den mit Ausübung der Forſtſtraf⸗ 
gerichtsbarkeit befaßten Kreiſen als ein ſehr brauchbares Hilfsmittel 
begrüßt werden, da eine zuſammenhängende Darſtellung des gelten⸗ 
den bayer. Forſtſtrafprozeſſes bisher gefehlt hat und dieſer in der 
vorliegenden Arbeit eine bündige, klare, erſchöpfende und praktiſche 
Behandlung finder Das Buch kann Forſtbehörden, Ge⸗ 
richten und Anwälten als praktiſches Hilfsmittel neben den Kom⸗ 
mentaren zum bayer. Forſtgeſetze beſtens empfohlen worden. 

Oberlandesgerichtsrat Pollwein. 


Das Werkchen wurde vom K. bayer. Staatsminiſterium 
TE der Juſtiz für alle Gerichte und Staatsanwaltſchaften 
im rechtsrheiniſchen Bayern angeſchafft. 


3. Schweitzer verlag (Arthur Sellier) München 


Soeben erſchien: 


checkgeſe 


vom 11. März 1908 


mit Erläuterungen und Anhang betr. die 
Einführung des Poſt⸗überweiſungs⸗ und 
Scheckverkehrs ; 


bon 


Dr. Haus Leſſing, 


Rechtsanwalt und Bankvorſtand. 
VIII, 262 Seiten. Gebunden Mk. 5.— — 


Dieſe Ausgabe konnte neben den Materialien und 
der Rechtſprechung über das bisherige Scheckrecht die 
Ergebniſſe der geſamten zum neuen Geſetze erſchieneneg 
Literatur bis in die allerneueſte Zeit berüdjichtigen. Sie 
bietet ſomit die neueſte und vollſtändigſte Dar: 
ſtellung der jetzigen Lehre vom Scheck. Die ausländiine 
Geſetzgebung und die Vorſchriften über den Poſt⸗Heber 
weiſungs⸗ und Scheckverkehr find berüdfichtigt. Die mit 
wiſſenſchaftlicher Sorgfalt bearbeiteten Erläuterungen 
zeugen durchweg von einer genauen, aus eigener pratti: 
iher Erfahrung ſchöpfenden Kenntnis des Scheckverkehr 
und ſeiner Bedürfniſſe. J 


— 7 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München u. Berlin 


Vor kurzem erſchien in 2. verbeſſerter Auflage: 


Der dienſtliche Derkehr und die Amtsſprache. 


Auf der Grundlage der Bekanntmachung der Sivil⸗Staatsminiſterien vom 28. April 100 
unter beſonderer Berückſichtigung des dienſtes bei den Juſtizbehörden. 


Von Th. von der Pfordten, 


Kgl. Landgerichtsrat in München. 


8% Preis kartonniert Mk. 1.80. 


Der Erfolg dieſer Schrift, deren 1. Auflage innerhalb weniger Monate vergriffen war, tft wohl haupk⸗ 
ſächlich darauf zurückzuführen, daß ſie dem Leſer Belehrung in unterhaltender und erheiternder Form darbietet. 
Durch Anführung zahlreicher Beiſpiele aus der Praxis des Alltagslebens wird gezeigt, zu welchen Abſonder⸗ 
lichkeiten die bureaukratiſche Umſtändlichkeit und der Mangel an Sorgfalt im Gebrauche der Sprache führen. 
Die Schrift iſt aus der Erkenntnis hervorgegangen, daß hier gründlich Wandel geſchaffen werden muß, wenn 
nicht das Anſehen des Beamtenſtandes Schaden leiden ſoll. 


ö In der jetzt vorliegenden neuen Auflage find verſchiedene Abſchnitte weſentlich erweitert worden, neu einge⸗ 
fügt find die Bekanntmachungen über die Entlaſtung der Richter von Schreibarbeit und über die Abfaſſung der Urteile. 


J. Schweitzer verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


MAR 1 7 1909 


r. 5. München, den 1. März 1909. 5. Jahrg. 


Zeitſchrift für Rechtapflege 


Herausgegeben von Verlag von 


% 
Th. von der Pfordten I | EIN 2. Schweitzer Verlag 
R. Landgerichtsrat, . K. Bayer. (Arthur Sellier) 


Staatsminifterium der Juſtiz. München und Berlin. 


Die Zeltſchrift erſcheint am 1. und 15. jeden Monats 
im Umfange von mindeſtens 2 Bogen. Preis vierteljährlich 
Mk. 3.—. Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und 
Poſtanſtalt. 


Redaktion und Expedition: München, Lenbachplatz 1. 
Inſertionsgebühr 30 Pfg. für die halbgeſpaltene knee 
oder deren Raum. Bei Wlederholungen Rabatt. Stellenanzeigen 
20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunft. 


Inhalt: 

Abhandlungen: Selte 8 Selte 
zachenfeld, Dr., Profeſſor in Roſtock l. M., Die Aufhebung 8558 1385 11 n our Wie 107 

des Geſchwornenſpruchs auf Grund des 8 317 7 

StPO. und der Mordparagraph 97 Aus der Praxis der Ar re i 
tert, Amtsrichter in Nürnberg, Zum Recht am eigenen 

Bild (Schluß) 99 Literatur a a e a NS 
tep, Oberlandesgerichtsrat in tin Der Menſch als s 

Gegenſtand des n im Zivilprozeß Notizen: ` 

(Schluß) 103 Die Preisfeſtſtellung beim Markthandel mit Schlachtvieh 116 
Ritteilungen aus der Praxis: Die Mitwirkung der Handwerkskammern bei der 9 
orig, Frhr. v., Amtsgerichtsſekretär in Paſſau, Beglaubi⸗ Führung der Handelsregiſ ter 116 

gung ſtandesamtlicher Regiſterauszüge . 106 Ý 


Soeben ift erſchienen: 


Die Erforſehung des Sachverhalts 
ſtrafbarer Handlungen 


Ein Leitfaden für Beamte des Polizei- und Sicherheitsdienſtes 


von 


Dr. Hans Groß 


o. ö. Profeſſor des Strafrechts an der Karl⸗Franzens⸗Univerſität Graz. 
3. verbeſſerte Auflage. Mit zahlreichen Abbildungen im Tert. 


8°. XII, 192 Seiten. Gebd. in Ganzl. Mk. 2.50. 


Groß’ Leitfaden für die ausführenden Polizeiorgane erſcheint nun bereits zum 3. Male in neuer Auflage. 
Aeußerlich im alten Gewande, iſt das Werkchen inhaltlich bis auf den heutigen Stand ergänzt; vor allem aber 
unterſcheidet ſich die neue Auflage von den früheren durch die Einfügung zahlreicher Abbildungen. 

2 85 die 2 Auflagen an Senatspräſident Börngen⸗Jena in den Bl. f. Rechtspflege in Thür. (Bd. L 
[N. F. XXX] ©. Hoffentlich iſt die Groß'ſche Erforſchung jetzt ſchon in der Hand eines jeden deutſchen 
Polizeibeamten, 955 auf dem Felde der Kriminalpolizei tätig iſt. Sollte das noch nicht der Fall ſein, ſo hätten 
die für die Kriminalpolizei verantwortlichen Zentralſtellen meines Erachtens dringende Veranlaſſung, das Ver⸗ 
ſäumte nachzuholen. Ich wüßte kein beſſeres und billigeres Mittel, um die Leiſtungen der Kriminalpolizei zu 
heben, als die Anſchaffung des Groß für jeden Polizeibeamten .. Es ift ein Wr eff Buch, 
ein Buch von einer ſeltenen praktiſchen Bedeutung. 


| J. Schweißer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


~ 


— . lñ—ñ— ͤ 
J. Schweitzer Sortiment (Arthur Sellier) 


Buchhandlung, Antiquariat u. Leihinstitut für Rechts- und 
Staatswissenschaften, München, Lenbachplatz 1, bietet in 
antiquarischen gut erhaltenen Exemplaren an: 


Annalen des Sächs. Oberlandesgerichts Bde. 17/27 1896/1906 
geb. M. (135.—) 60.—. — Archiv f. civil. Praxis Bde. 1/101 
1818/1907 geb. M. 270.—. — Badische Rechtspraxis 1901/1905 
geb. M. (65.—) 35.—. — Beiträge zur Erläuterung des deut- 
schen Rechts. Begr. v. Gruchot, fortgesetzt von Rassow etc. 
Bd. 1/51 mit allen Beilagen und Register 1/50 18A7/1907 
geb. M. 300.—. — Blätter für Rechtspflege in Thüringen 
1900/1906 geb. M. (80.—) 45.—. — Blätter für Rechtspflege 
im Bezirk des Kammergerichts Jahrg. II/XVII 1891/1906 
Orgbd. M. (80.—) 45.—. — Entscheidungen des Ober-Tribunals 
83 Bde. und Register geb. M. (520.—) 50.—. — Entschei- 
dungen des Ober-Tribunals von Rehbein 4 Bde. u. Register 
M. 25.—. — Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivil- 
sachen Bd. 1/68 u. Reg. 1/60 geb. M. 200.—. — Entschei- 
dungen des Reichsgerichts 1885/1894 (Beilage des Reichs- 
anzeigers) geb. M. 30.—. — Entscheidungen des Reichs- 
Oberhandelsgerichts 25 Bde. u. Reg. geb. M. 30.—. — 
Gesetzsammlung für die Preuss. Staaten 1879/1907 geb. 
M. 35.—. — Hanseatische Gerichtszeitung Jahrg. 1900/1905 
Hauptblatt und Beiblatt geb. Teilweise vergriffen! M. (135.—) 
80.—. — Hessische Rechtsprechung Jahrg. I/ VII 1900/1907 
Orgbd. Vergriffen! M. 60.—. — Jahrbuch der Entscheidungen 
des Kammergerichts hrsg. von Johow Bd. 1/30 mit Reg. 1/10 
1881/1905 Orgbd. M. (240.—) 130 —. — Jahrbücher der 
Württ. Rechtspflege Bd. 12/18 1900/1907 Orgbd. M. (50. ) 
35.—. — Jahrbücher für Dogmatik von Jhering Bd. 1/52 


1857/1908 geb. M. 200.—. — Jurist. Wochenschrift Jahrg. 
1/37 1872/1908 geb. M.500.—. — Dass. Jahrg. 5/37 1876/1908 
geb. M. 350.—. — Jurist. Zeitschrift für Elsass-Lothringen 


Jahrg 1/32 m. Reg. 1/10 1876/1907 geb. M (270.—) 120.—. 
— Jurist. Monatsschrift für Posen, West- und Ostpreussen 
Jahrg. 1/9 1898/1906 geb. M. (55.—) 30.—. — Justiz- 
Ministerial-Blatt für Preussen 1893/1906 geb. M. 50.—. — 
Mecklenburgische Zeitschrift für Rechtspflege und Rechts- 
wissenschaft Bd. 18/23 1900/1905 geb. M. (60.—) 35.—. — 
Monatsschrift für Handelsrecht und Bankwesen 1900/1903 
geb. M. (55.—) 30.—. — Recht 1900/1908 geb. M. 80.—. — 
Rechtsprechung der Oberlandesgerichte Bd 1/16 1900/1908 
geb. M. 85.—. — Reichsgesetzblatt 1867/1907 geb. M. 50.—. 
Sächs. Archiv für bürgerl Recht Bd. 10/15 1900/1905 Orgbd. 
M. 50.—. — Sächs. Archiv für Rechtspflege Jahrg I/II 
1906/1907 geb. M. 18.—. — Seuffert’s Archiv 1900/1907 
geb. M. (85.—) 55.—. — Zeitschrift f. deutsch. Ziv.Proz. 
Bd. 1/36 m. Reg. 1/30 1879/1907 hbfz. Schönes Exemplar 
M. 200.—. — Dass. Bd. 27/35 geb. M. 60.—. — Zeitschrift 
f. d. gesamte Handelsrecht Bd. 1/53 1858/1903 geb. (Beilage 
zu Bd. 6 fehlt!) M. 200.—. — Zeitschrift d. Anwaltskammer 
im Oberlandesgerichtsbezirk Breslau 1892/1909 geb. Ver- 
griffen! M. 60.—. — Zeitschrift f. französ. Ziv.Recht. Hersg. 
v. Puchelt Bd. 1/37 1873/1906 geb. M. 100.—. — Zeitschrift 
f. freiw. Gerichtsbarkeit in Württemberg 1900/1906 geb. 
Vergriffen! M. 60.—. — Zeitschrift für Rechtspflege im 
Herzogtum Braunschweig 1900/1906 geb. M. (55.—) 30.—. — 
Zeitung der Anwaltskammer des Oberlandesgerichtsbezirk 
Naumburg a. S. 1897/1907 geb. M. 25.— — Zentralblatt f. 
freiw. Gerichtsbarkeit 1900/1908 geb. M. (140.—) 65.—. 


J. Schweitzer Sortiment 
^ (Arthur Sellier) 

Buchhandlung und Antiquariat für Rechts- und 
Staatswissenschaften. 
München, Lenbachplatz 1 
nächst dem Justizpalast. 
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Das Forſtrügeverfahreg 


mütterlich behandelt worden. Der Verfaſſer hat ſich der undankbaren 


Soeben erſchien: 


Scheckgeſetz 


vom 11. März 1908 


mit Erläuterungen und Anhang betr. Die 
Einführung des Poſt⸗ü berweiſungs⸗ un 
Scheckverkehrs 


von 


Dr. Haus Leſſing, 


Rechtsanwalt uno Bankvorſtand. 
= 8° VIII, 262 Seiten. Gebunden Mk. 5.—. 


Dieſe Ausgabe konnte neben den Materialien und 
der Rechtſprechung über das bisherige Scheckrecht die 
Ergebniſſe der geſamten, zum neuen Geſetze erſchieneneg 
Literatur bis in die allerneueſte Zeit berüdjichtigen. Sie 
bietet ſomit die neueſte und vollſtändig fite Dar 
ſtellung der jetzigen Lehre vom Scheck. Die ausländisch 
Geſetzgebung und die Vorſchriften über den Poſt⸗MHeber 
weiſungs⸗ und Scheckverkehr find berüdfichtigt. Die mi 
wiſſenſchaftlicher Sorgfalt bearbeiteten Erläuterung 
zeugen durchweg von einer genauen, aus eigener pratti 
iher Erfahrung ſchöpfenden Kenntnis des Scheckverkehn 
und feiner Bedürfniſſe. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München u. Berlin 


im rechtsrheiniſchen Bayern. 
Von J. Hümmer 
Kgl. II. Staatsanwalt 

VIII u. 102 Seiten. Kartoniert Mk. 2.80 


Urteile: 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern 1908 S. 275. | 
3 1 naa Aa tit in Ar Literatur bisher febr fiep 


gr. 8°. 


Aufgabe unterzogen, die ziemlich verwickelten und keineswegs immer 
klaren Vorſchriften zu verarbeiten und zu allen zweifelhaften Ran en 
Stellung zu nehmen. Er beherrſcht den ſpröden Stoff vollſtändi 
und hat ihn in überſichtlicher Weiſe gegtiebert, Das Juftizminifterlum 
hat die praktiſche Brauchbarkeit der Arbeit dadurch anerkannt, daß 
es das Buch für die Juſtizbehörden angeſchafft hat. 


von der Pfordten. 
Das Recht 1908 S. 879. 

Diefes Werkchen wird in den mit Ausübung der Forſtſtraf; 
gerichtsbarkeit befaßten Kreiſen als ein febr brauchbares Hllfsmit 
begrüßt werden, da eine zuſammenhängende Darſtellung des gelten 
den bayer. Forſtſtrafprozeſſes bisher gefehlt Dat und dleſer in ber 
vorliegenden Arbeit eine bündige, klare, erſchöͤpfende und praktiſch 
Behandlung findet Das Buch kann Forſtbehör Ge⸗ 
richten und Anwälten als praktiſches Hilfsmittel neben den Kom 
mentaren zum bayer. Sorfigefehe beiten empfohlen wo 


rden. 
berlandesgerichtsrat Bollmeim 


Das Werkchen wurde vom K. bayer Staatsminiſterium 
der Juſtiz für alle Gerichte und Staatsauwaltſe 
im rechtsrheiniſchen Bayern angeſchafft. 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


Leipziger Zeitschrift 


für Handels-, Konkurs- und Versicherungsrecht 


herausgegeben von 


Dr. A. Düringer Dr. E. Jaeger H. Könige i 
Reichsgerichtsrat Professor der Rechte in Leipzig Reichsgerichtsrat * 


Halbjährlich 6 Hefte in Quartformat. Preis halbjährlich Mk. 10.—. 
Jahrgang I/II (1907/08) eleg. in Ganzl. gbd. zusammen Mk. 32.—. 
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Abhandlungen Kleinrath, Rechtsanwalt, Hannover, Die Umwandlung von k: 


III. Jahrgang. Inhalt der Nummer 3 (80 Spalten): 


Mansfeld, Dr., Reichsgerichtsrat in Leipzig, Ueber den Schutz Gewerkschaften in Aktiengesellschaften. 
des guten Glaubens beim Erwerb von Wechsel- | Jacobi, Dr. Herbert, Rechtsanwalt, München, Welche Rechte 
= blanketten. stehen der Aktiengesellschaft gegen denjenigen zu, 
Kretzschmar, Oberlandesgerichtsrat in Dresden, Einfluss des der an sie Uebernahmeobjekte im Sinne des $ 186 
Nachlasskonkurses auf die Haftung des Erben für HGB. veräussert hat, deren Erwerb durch das Statut 


p die Nachlassverbindlickkeiten. nicht gedeckt ist? 

1% Jaeger, Dr. Ernst, Professor in Leipzig, Pfändungsobjekt und 

| Schuldner als Konkurrenten im Konkurse des Dritt- 
schuldners. 

1 Bes Dr. jur., Sekretär der k. k. priv. Lebensversicherungs- | l. Rechtssätze des Reichsgerichts. 

gesellschaft Oestecr. Phönix in Wien, Die Lebensversiche- | Ji Entscheidungen 

rung zugunsten Dritter. (Fortsetzung.) 7 


Aus der Rechtsprechung: 


Sauer, Dr., Amtsrichter in Chemnitz, Die Abonnentenver- Reichsgericht. 
sicherung. Oberlandesgerichte. 
Mitteilungen und Erörterungen; Landgerichte. 
s Düringer, Leipzig, Zu dem Rechte der Handlungsgehilfen: 


Kurze Bücheranzeigen. 
Konkurrenzklausel. | € 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Reichs⸗ Erbſchaftsſteuergeſetz 


vom 3. Juni 1906 


Mit den hiezu erlaſſenen Ausführungsvorſchriften des Bundesrats und von Preußen, Bayern, 
Sachſen, Württemberg, Baden, Heſſen und Braunſchweig. 


Erläutert von 


Dr. F. W. R. Zimmermann 


Geh. Finanzrat in Braunſchweig. 
8°. XII, 547 S. Preis gebd. Mk. 9.—. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin. 


— ! . — é —w.— 
J. Schweitzer Sortiment (Arthur Sellier) 


Buchhandlung, Antiquariat u. Leihinstitut für Rechts- und 
Staats wissenschaften, München, Lenbachplatz 1, bietet in 
antiquarischen gut erhaltenen Exemplaren an: 


Annalen des Sächs. Oberlandesgerichts Bde. 17/27 1896/1906 
geb. M. (135.—) 60.—. — Archiv f. civil. Praxis Bde. 1/101 
1818/1907 geb. M. 270.—. — Badische Rechtspraxis 1901/1905 
geb. M. (65.—) 35.—. — Beiträge zur Erläuterung des deut- 
schen Rechts. Begr. v. Gruchot, fortgesetzt von Rassow etc. 
Bd. 1/51 mit allen Beilagen und Register 1/50 1887/1907 
geb. M. 300.—. — Blätter für Rechtspflege in Thüringen 
1900/1906 geb. M. (80.—) 45.—. — Blätter für Rechtspflege 
im Bezirk des Kammergerichts Jahrg. II/ XVII 1891/1906 
Orgbd. M. (80.—) 45.—. — Entscheidungen des Ober-Tribunals 
83 Bde. und Register geb. M. (520.—) 50.—. — Entschei- 
dungen des Ober-Tribunals von Rehbein 4 Bde. u. Register 
M. 25.—. Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivil- 
sachen Bd. 1/68 u. Reg. 1/60 geb. M. 200.—. —. Entschei- 
dungen des Reichsgerichts 1885/1894 (Beilage des Reichs- 
anzeigers) geb. M. 30.—. — Entscheidungen des Reichs- 
Oberhandelsgerichts 25 Bde. u. Reg. geb. M. 30.—. — 
Gesetzsammlung für die Preuss. Staaten 1879/1907 geb. 
M. 35.—. — Hanseatische Gerichtszeitung Jahrg. 1900/1905 
Hauptblatt und Beiblatt geb. Teilweise vergriffen! M. (135.—) 
80.—. — Hessische Rechtsprechung Jahrg. I/VII 1900/1907 
Orgbd. Vergriffen! M. 60.—. — Jahrbuch der Entscheidungen 
des Kammergerichts hrsg. von Johow Bd. 1/30 mit Reg. 1/10 
1881/1905 Orgbd. M. (240.—) 130 —. — Jahrbücher der 
Württ. Rechtspflege Bd. 12/18 1900/1907 Orgbd. M. (50. ) 
35.—. — Jahrbücher für Dogmatik von Jhering Bd. 1/52 


1857/1908 geb. M. 200.—. — Jurist. Wochenschrift Jahrg. 
1/37 1872/1908 geb. M.500.—. — Dass. Jahrg. 5/37 1876/1908 
geb. M. 350.—. — Jurist. Zeitschrift für Elsass-Lothringen 


Jahrg 1/32 m. Reg. 1/10 1876/1907 geb. M (270.—) 120.—. 
— Jurist. Monatsschrift für Posen, West- und Ostpreussen 
Jahrg. 1/9 1898/1906 geb. M. (55.—) 30.—. — Justiz- 
Ministerial-Blatt für Preussen 1893/1906 geb. M. 50.—. — 
Mecklenburgische Zeitschrift für Rechtspflege und Rechts- 
wissenschaft Bd. 18/23 1900/1905 geb. M. (60.—) 35.—. — 
Monatsschrift für Handelsrecht und Bankwesen 1900/1903 


geb. M. (55.—) 30.—. — Recht 1900/1908 geb. M.80.—. — 


Rechtsprechung der Oberlandesgerichte Bd 1/16 1900/1908 


M.85.—. — Reichsgesetzblatt 1867/1907 geb. M. 50.—. 


geb. 

Sächs. Archiv für bürgerl Recht Bd. 10/15 1900/1905 Orgbd. 
M. 50.—. — Sächs. Archiv für Rechtspflege Jahrg I/II 
1906/1907 geb. M. 18.—. — Seuffert’s Archiv 1900/1907 
geb. M. (85.—) 55.—. — Zeitschrift f. deutsch. Ziv.Proz. 
Bd. 1/36 m. Reg. 1/30 1879/1907 hbfz. Schönes Exemplar 
M. 200.—. — Dass. Bd. 27/35 geb. M. 60.—. — Zeitschrift 
f. d. gesamte Handelsrecht Bd. 1/53 1858/1903 geb. (Beilage 
zu Bd. 6 fehlt!) M. 200.—. — Zeitschrift d. Anwaltskammer 
im Oberlandesgerichtsbezirk Breslau 1892/1909 geb. Ver- 
griffen! M. 60.—. — Zeitschrift f. französ. Ziv.Recht. Hersg. 
v. Puchelt Bd. 1/37 1873/1906 geb. M. 100.—. — Zeitschrift 
f. freiw. Gerichtsbarkeit in Württemberg 1900/1906 geb. 
Vergriffen! M. 60.—. — Zeitschrift für Rechtspflege im 
Herzogtum Braunschweig 1900/1906 geb. M. (55.—) 30.—. — 
Zeitung der Anwaltskammer des Oberlandesgerichtsbezirk 
Naumburg a. S. 1897/1907 geb. M. 25.— — Zentralblatt f. 
freiw. Gerichtsbarkeit 1900/1908 geb. M. (140.—) 65.—. 


J. Schweitzer Sortiment 
^“ (Arthur Sellier) 

Buchhandlung und Antiquariat für Rechts- und 
Staatswissenschaften. 
München, Lenbachplatz 1 
nächst dem Justizpalast. 


Soeben erſchien: 


Scheckgeſetz 


vom 11. März 1908 


mit Erläuterungen und Anhang betr. die 
Einführung des Poſt⸗überweiſungs⸗ und 
Scheckverkehrs 


von 


Dr. Haus Leſſing, 


Rechtsanwalt uno Bankvorſtand. 
VIII, 262 Seiten. Gebunden Mk. 5.— = 


Dieſe Ausgabe konnte neben den Materialien und 
der Rechtſprechung über das bisherige Scheckrecht die 
Ergebniſſe der geſamten, zum neuen Geſetze erſchieneneg 
Literatur bis in die allerneueſte Zeit berückſichtigen. Sie 
bietet ſomit die neueſte und vollftändigfite Dar: 
ſtellung der jetzigen Lehre vom Scheck. Die ausländiſche 
Geſetzgebung und die Vorſchriften über den Poſt⸗Ueber⸗ 
weiſungs⸗ und Scheckverkehr find berückſichtigt. Die mii 
wiſſenſchaftlicher Sorgfalt bearbeiteten Erläuterungen 
zeugen durchweg von einer genauen, aus eigener pratti 
iher Erfahrung ſchöpfenden Kenntnis des Scheckverkehrz 
und feiner Bedürfniife. 


— — 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München u. Berlin 


Das Forſtrügeverfahreg 
im rechtsrheiniſchen Bayern. 
Von J. Hümmer 


Kgl. II. Staatsanwalt 
VIII u. 102 Seiten. Kartoniert Mk. 2.80 


Urteile: 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern 1908 S. 275. j 

as Forſtſtrafverfabren ift in der Literatur bisher ſehr ſtieß 
mütterlich behandelt worden. Der Verfaſſer hat ſich der undankbaren 
Aufgabe unterzogen, dle ziemlich verwickelten und keineswegs Immer 
klaren Vorſchriften zu verarbelten und zu allen zweifelhaften DH 
Stellung zu nehmen. Er EBEN den ſpröden Stoff vollſtändig 
und hat ihn in überſichtlicher Weiſe Went Das Juftizminifterlum 
hat die praktiſche Brauchbarkeit der Arbeit dadurch anerkannt, daß 
es das Buch für die Juſtizbehörden angeſchafft hat. 


von der Pfordten 

Das Recht 1908 S. 879. a A 
Dieſes Werkchen wird in den mit Ausübung der oriita 
gerichtsbarkeit befaßten Kreiſen als ein ſehr brauchbares Hülfs mee 
begrüßt werden, da eine zuſammenhängende Darſtellung des p tens 
den bayer. Forſtſtrafprozeſſes bisher gefehlt Hat und dleſer i de 
vorliegenden Arbeit eine bündige, klare, erſchoͤpfende und pratig 
Bebandlung findet Das Buch kann Forſtbehör Ge 
richten und Anwälten als praktiſches Hilfsmittel neben den Somi 
mentaren zum bayer. Forſtgeſetze beſtens empfohlen worden. 


Oberlandesgerichtsrat Pollweln. 
W Das Werkchen wurde vom K. bayer Staatöminif 
im rechtsrheiniſchen Bayern angeſchafft. 


der Juſtiz für alle Gerichte und Staatsanwalt Gaten 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


gr. 8°. 


Leipziger Zeitschrift 


für Handels-, Konkurs- und Versicherungsrecht 


herausgegeben von 


Dr. A. Düringer 


Reichsgerichtsrat 


H. Könige 


Reichsgerichtsrat 


Dr. E. Jaeger 


Professor der Rechte in Leipzig 


Halbjährlich 6 Hefte in Quartformat. 
Jahrgang I/II (1907/08) eleg. in Ganzi. gbd. zusammen Mk. 32.—. 


III. Jahrgang. 
Abhandlungen 


Mansfeld, Dr., Reichsgerichtsrat in Leipzig, Ueber den Schutz 


des guten Glaubens beim Erwerb von Wechsel- 
blanketten. 

Kretzschmar, Oberlandesgerichtsrat in Dresden, Einfluss des 
Nachlasskonkurses auf die Haftung des Erben für 
die Nachlassverbindlickkeiten. 

. Dr. Ernst, Professor in Leipzig, Pfändungsobjekt und 
Schuldner als Konkurrenten im Konkurse des Dritt- 

schuldners, 

Berliner, Dr. iur., Sekretär der k. k. priv. Lebensversicherungs- 

1 gesellschaft Oesterr. Phönix in Wien, Die Lebensversiche- 

rung zugunsten Dritter. (Fortsetzung.) 
Sauer, Dr., Amtsrichter in Chemnitz, Die Abonnentenver- 
sicherung. 
Mitteilungen und Erörterungen: 
Düringer, Leipzig, Zu dem Rechte der Handlungsgehilfen: 
- Konkurrenzklausel. 


Reichs⸗Erbſchaftsſteuergeſetz 


vom 3. Juni 1906 a 


Mit den hiezu erlaſſenen Ausführungsvorſchriften des Bundesrats und von Preußen, Bayern, | 
hr „Sachſen, Württemberg, Baden, Heffen und Braunſchweig. 
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Inhalt der Nummer 3 (80 Spalten): 


Kleinrath, Rechtsanwalt, Hannover, Die Umwandlung von 
Gewerkschaften in Aktiengesellschaften. (HE 

Jacobi, Dr. Herbert, Rechtsanwalt, München, Welche Rechte 
stehen der Aktiengesellschaft gegen denjenigen zu, 


der an sie Uebernahmeobjekte im Sinne des 8 186 * 
HGB. veräussert hat, deren Erwerb durch das Statut 
nicht gedeckt ist? 


Aus der Rechtsprechung: 
I. Rechtssätze des Reichsgerichts. 
II. Entscheidungen. 
Reichsgericht. 
Oberlandesgerichte. 
Landgerichte. 


Kurze Bücheranzeigen. 
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Erläutert von 


f 
Dr. F. W. R. Zimmermann A 
| 


Geh. Finanzrat in Braunſchweig. 
8°. XII, 547 S. Preis gebd. Mk. 9.—. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin. 1 


** 


Soeben erſchien: 


deutſche & sitiens: 6 heidungsrei 


unter Berückſichtigung der Haager internationalen Privatrechtsabkommen vom 12. Juni 1902 
von 


Karl Sauer 
2. Lieferung Kgl. Landgerichtsrat in Würzburg Preis Mk. 1.50 


Das vorliegende Werk greift aus dem deutſchen bürgerlichen Rechte einen überaus wichtigen Teil heraus, 
der nunmehr infolge des Inkrafttretens der Haager internationalen Abkommen über Eheſchließung und Ehe⸗ 
ſcheidung eine erhöhte Bedeutung gewonnen hat. 

Der Verfaſſer hat ſich zur Aufgabe gemacht, den geſamten die Schließung, Nichtigkeit, Anfechtung und 
Scheidung der Ehe umfaſſenden Rechtsſtoff unter fortwährender Berückſichtigung der in der Theorie erörterten 
Streitfragen und der Rechtſprechung in leicht verſtändlicher Weiſe zu erläutern, zu beleuchten und durch zahlreiche, 
dem Alltagsleben und der Gerichtspraxis entnommene Beiſpiele zu beleben. 

Der I. Teil des Werkes behandelt die Eheſchließung unter tunlichſter Berückſichtigung der in den einzelnen 
Bundesſtaaten beſtehenden Aus führungsbeſtimmungen, der II Teil die Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der 
Ehe und der III. Teil die internationalen Beſtimmungen über die Eheſchließung. Im IV. Teile wird das prozeſſugle 
Verfahren in Eheſachen und im V. Teile die Cheſcheidung erörtert, während der letzte, VI. Teil, die internationalen 
Beſtimmungen über die Eheſcheidung enthält. 

Das Buch ift in erſter Linie für die Praxis beſtimmt und dürfte ſowohl dem Standesbeamten und Verz 
waltungsbeamten wie dem Rechtsanwalt und Richter ein willkommenes Hilfsmittel ſein, das ihnen bald unent⸗ 
behrlich werden wird. 

Bei einem Umfange von ca. 40 Bogen wird das Werk etwa Mk. 12.— koſten und im Frühjahr 1909 vollendet vorliegen. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Ankauf | J. Schweitzer Sortiment (Arthur Sellier) 


Buchhandlung, Antiquariat und Leihinstitut 


juristischer — für Rechts- und Staatswissenschaften 
Bibliotheken u. einzelner Werke München, Lenbachplatz 1, nächst dem Justizpalast 


Vollſtändig liegt vor: 


Hans Köhler 


Kgl. landgerichtl. Ober⸗Sekretär in München 


Hand buch für die Praxis bei den Gerichten 


und für den Anwalts: und Notariatsdienſt. 


Unter Vorführung praktiſcher Fälle, verſehen m. Erläuterungen, Anmerkungen, den Gebührennormen u. d. miniſt. 
Entſchließungen bearbeitet 


Dritte vollſtändig umgearbeitete Auflage. 


8°. VIII u. 989 Seiten. Preis gebd. 12.50 Mt, 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


München, den 15. März 1909. 


Zeitfhrift für Rechtspflege 


2 Herausgegeben von Verlag von 


ah. e non der Pfordten in N EIN J. Schweitzer Verlag k 
Landgerichtsrat, verw. im K. Bayer. (Arthur Sellier) P 
(ENDEN der Juftiz. München und Berlin, ° 


N 
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Die Zeitſchrift erſcheint am 1. und 15. jeden Monats . Redaktion und Expedition: München, Lenbachplatz 1. 
m Umfange von mindeſtens 2 Bogen. Preis vierteljährlich Me: Inſertionsgebühr 30 Pfg. für die halbgeſpaltene Petitzelle 
2 Rt. 3.—. 1 8 ſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und > 4 8 oder deren Raum. Bei Wlederholungen Rabatt. Stellenanzeigen 
Poſtanſtalt. 2 Ai) 20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunft. | 


Inhalt: 


Abhandlungen; A Fiſcher, Amtsrichter in Neuſtadt a. H, Vollzug der Abtret 
3 richter in Neuſtadt a. ollzug der i 
Prunner, u. Staatsanwalt in München, Ueber die Bildung einer Si 
i 9955 Geſamtſtrafen 117 ine cherungshypothek im Grundbuch 
Schere er, Dr., Notar in Pirmaſens, Die Schuldübernahme Aus der Praxis der Gerichte 
dei Grundſtücksveräußerungen ; . 123 Fi ak 
ratur 


Mit teilungen aus der Praxis: Notizen: 


Jacq tin, Dr., Intendantur⸗Aſſeſſor in Nürnberg, Die fende Die Herſtellung der Rechnungen über die budgetmaßiaen 
Baztei des Stapitulationshandgeldes . . . „ AE Einnahmen und Ausgaben 


Demnächſt beginnt zu erſcheinen: 


ommentar zum Beamtengeſetz 


mit den Ausführungs⸗ und Vollzugsvorſchriften ſowie dem 


Richter⸗disziplinargeſetz und der Gehaltsordnung, 


herausgegeben von 


Dr. Max Beindl, 


Regierungsrat im Verkehrsminiſterium. 
gr. 8°. (ca. 25 Bogen.) Preis ca. Mk. 10.—. 


Die durchgreifende Neugeſtaltung der Rechtsverhältn ie der Beamten im neuen Beamtengeſetz macht eine 
95 710 ehende Erläuterung ſeiner Vorſchriften erforderlich. Nur an der Hand eines ausführlichen Kommentars, wie 
Ga aus ſachkundiger Feder geboten werden ſoll, wird es möglich ſein, den mannigfachen Schwierigkeiten des neuen 
tszuſtandes zu begegnen. Der Verfaſſer iſt durch frühere Veröffentlichungen auf dem Gebiete des Beamtenrechts 
1 al bekannt geworden, ſodaß auch in dieſem, ſeinem neueſten Werke ein ſchätzenswertes Hilfsmittel für die Aus⸗ 
pesine h des Geſetzes erwartet werden darf. 
| Gegenüber anderen, ſchon jetzt erſchienenen Ausgaben, die die Vollzugsbeſtimmungen nur bis Ende 1908 pe- 
į rückſi Een konnten, wird der Reindl'ſche Kommentar die ſämtlichen Ausführungs- und Vollzugs vorſchriften 
a poe ten W in dem Werke das geſamte Material über das neue Beamtenrecht vereinigt 
ein wird 
2 Die Ausgabe wird in Lieferungen erfolgen. Gefl. Beſtellungen werden ſchon jetzt erbeten. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 
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neuen bayer. 
in Bayern 


Beamtenge ches nebſt einer kurzen Darſtellung des geſetzlichen | | 


Erbrechtes, des Pflichtteilsrechtes und Nachlaß⸗ 
| verfahrens ſowie einem Anhang enthaltend 1 
Muſter für Teſtamente und Erbverträge 


von Karl Hauer, 
k. Landgerichtsrat in Würzburg. 


Schweitzer“ Musande des ( Teſtumente n. Gebverräne, 


Geſetz vom 16. Auguſt 1908 
mit Anhang: Gehaltsordnung 


und VO. vom 6. September 1908 betr. die 
Gehaltsverhältniſſe der etatsmäßigen Staats⸗ 


beamten. 8°, XII, 447 S. In Ganzleinen gebd. Mk. 9.80, 
Textausgabe mit Verweiſungen In dieſem Werte gelangt die Errichtung der ordentlichen und 
: af? thr- außecordentlichen Teſtamente, namentlich auch der jogen. Dors 

auf die Materialien und ausführ teftamente, ferner der Erbverträge, eingehend zur Erörterung 
lichem Beamten⸗ und Sachregiſter. hieran reiht ſich eine kurze Darſtellung des geſetzlichen Exbrechteg, 


des Pflichtteilsrechtes und des Nachlaßverfahrens. 


kl. 8°. (15 Bogen.) Gebunden Mk. 1.—. Eine größere Anzahl von Formularen, die Muſter den 
Teſtamenten und Erbverträgen enthalten, bildet den Schluß. | 


3. Schweißer Berlag Arthur Gellier) München J. Schweißer erlag (Arthur Geller) Münden 


Vor kurzem erſchien in 2. verbeſſerter Auflage: 


der dienſtliche verkehr und die Amtssprache. 


Auf der Grundlage der Bekanntmachung der Sivil⸗Staatsminiſterien vom 28. April 100 
unter beſonderer Berückſichtigung des Dienftes bei den Juſtizbehörden. 


Von Th. von der Pfordten, 


Kgl. Landgerichtsrat in München. 


8%. Preis kartonniert Mk. 1.80. 


Der Erfolg dieſer Schrift, deren 1. Auflage innerhalb weniger Monate vergriffen war, iſt wohl haupt⸗ 
ſächlich darauf zurückzuführen, daß fie dem Lefer Belehrung in unterhaltender und erheiternder Form darbietet. 
Durch Anführung zahlreicher Beiſpiele aus der Praxis des Alltagslebens wird gezeigt, zu welchen Abſonder⸗ 
lichkeiten die bureaukratiſche Umſtändlichkeit und der Mangel an Sorgfalt im Gebrauche der Sprache führen. 
Die Schrift iſt aus der Erkenntnis hervorgegangen, daß hier gründlich Wandel geſchaffen werden muß, wenn 
nicht das Anſehen des Beamtenſtandes Schaden leiden ſoll. 


In der jetzt vorliegenden neuen Auflage ſind verſchiedene Abſchnitte weſentlich erweitert worden, neu einge⸗ 
fügt find die Bekanntmachungen über die Entlaſtung der Richter von Schreibarbeit und über die Abfaſſung der Urteile. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


ist es fast, heurasthenie anders 
heilen zu wollen als dureh 
Markensammeln. Versucht es und verlangt Katalog 

und Zeitung gratis. 


Philipp Kosack, Berlin, Burgstr. 12. 
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J. Schweitzer Sortiment (Arthur Sellier) 


Buchhandlung, Antiquariat und Leihinstitut 
für Rechts- und Staats wissenschaften 


< 
< 


Günstige Bezugsbedingungen 
Grosses antiquarisches Lager 
Ankauf von Werken — Bibliotheken 


Kataloge u. Bedingungen kostenlos. 


nächst dem Justizpalast München Lenbachplatz! 


(System Alphonse Bertillon) 


enthaltend 


I. Das „gesprochene Porträt“ (Portrait parlé). 


Von Prof. Dr. R. A. Reiss, Lausanne. 


II. Identitätsfeststellungen ohne Signalement. 
Von Dr. H. Schneickert. 


Handbuch für 
Polizeibehörden, Gendarmerie- und Polizeischulen. 


Mit sieben Tafeln u. zahlreichen Illustrationen im Text 


Deutsche Ausgabe 
bearbeitet und erweitert 
von 


Dr. iur. Hans Schneickert 


Kgl. Kriminalkommissar am Polizeipräsidium in Berlin. 


8° (IV, 164 S.) Preis gebunden Mk. 4.50. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


Signalementslehre 


—— i 
J. Schweitzer Sortiment (Arthur Sellier} 


Buchhandlung, Antiquariat u. Leihinstitut für Rechts- und 
Staatswissenschaften, München, Lenbachplatz 1, bietet in 
antiquarischen gut erhaltenen Exemplaren an: 


Annalen des Sächs. Oberlandesgerichts Bde. 17/27 1896/1906 
geb. M. (135.—) 60.—. — Archiv f. civil. Praxis Bde. 1/101 
1818/1907 geb. M. 270.—. — Badische Rechtspraxis 1901/1905 
geb. M. (65.—) 35.—. — - Beiträge zur Erläuterung des deut- 
schen Rechts. Begr. v. Gruchot, fortgesetzt von Rassow etc. 
Bd.1/51 mit allen Beilagen und Register 1/50 1857/1907 
geb. M. 300.—. Blätter für Rechtspflege in Thüringen 
1900/1906 geb. M. (80.—) 45.—. — Blätter für Rechtspflege 
im Bezirk des Kammergerichts Jahrg. II / XVII 1891/1906 
Orgbd. M. (80.—) 45.—. — Entscheidungen des Ober-Tribunals 
83 Bde. und Register geb. M. (520.—) 50.—. — Entschei- 
dungen des Ober-Tribunals von Rehbein 4 Bde. u. Register 
M. 25.—. Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivil- 
sachen Bd. 1/68 u. Reg. 1/60 geb. M. 200.—. — Entschei- 
dungen des Reichsgerichts 1885/1894 (Beilage des Reichs- 
anzeigers) geb. M. 30.—. Entscheidungen des Reichs- 
Oberhandelsgerichts 25 Bde. u. Reg. geb. M. 30.—. 
bee für die Preuss. Staaten 1879/1907 sei 
35.—. — Hanseatische Gerichtszeitung Jahrg. 1900/1903 
Hauptblatt und Beiblatt geb. Teilweise vergriffen! M. (135.— 
80.—. — Hessische Rechtsprechung Jahrg. I/ VII 1900/1907 7 
Orgbd. Vergriffen! M. 60.—. — Jahrbuch der Entscheidungen 
des Kammergerichts hrsg. von Johow Bd. 1/30 mit Reg. 1/10 
1881/1905 Orgbd. M. (240.—) I Jahrbücher der 
Württ. Rechtspflege Bd. 12/18 1900/1907 Orgbd. M. (50.—) 
35.—. — Jahrbücher für Dogmatik von Jhering Bd. 1/52° 
1857/1908 geb. M. 200.—. — Jurist. Wochenschrift Jahrg. ~ 
1/37 1872/1908 geb. M.500.—. — Dass. Jahrg. 5/37 1876/1908 "T 
geb. M. 350.—. — Jurist. Zeitschrift für Elsass-Lothringen ~ 
Jahrg. 1/32 m. Reg. 1/10 1876/1907 geb. M. (270.—) 120. 
— Jurist. Monatsschrift für Posen, West- und Ostpreussen 
Jahrg. 1/9 1898/1906 geb. M. (55.—) 30.—. Justiz- 
Ministerial-Blatt für Preussen 1893/1906 geb. M. 50.—. | 
Mecklenburgische Zeitschrift für Rechtspflege und Rechts- 
wissenschaft Bd. 18/23 1900/1905 geb. M. (60.—) 35.—. 
Monatsschrift für Handelsrecht und Bankwesen 1900/1908 
geb. M. (55.—) 30.—. — Recht 1900/1908 geb. M. 80.—. — 
Rechtsprechung der Oberlandesgerichte Bd. 1/16 1900/1908 © 
geb. M. 85.—. — Reichsgesetzblatt 1867/1907 geb. M. 50. © 
un Archiv für bürgerl. Recht Bd. 10/15 1900/1905 Orgbd. 
50. Sächs. Archiv für Rechtspflege Jahrg III 
1900, 1907 geb. M. 18.—. Seuffert's Archiv 1900/1907 
geb. M. (85.—) 55.—. Zeitschrift f. deutsch. Ziv. Proz. 
Bd. 1/36 m. Ber 1/30 1879/1907 hbfz. Schönes Exemplar 
M. 200.—. — Dass. Bd. 27/35 geb. M. 60.—. — Zeitschrift 
f. d. gesamte Handelsrecht Bd. 1/53 1858/1903 geb. (Beilage 
zu Bd. 6 fehlt!) M. 200.—. — Zeitschrift d. Anwaltskammer 
im Oberlandesgerichtsbezirk Breslau 1892/1909 geb. Ver- 
griffen! M. 60.—. — Zeitschrift f. französ. Ziv.Recht. Hersg. 
v. Puchelt Bd. 1/37 1873/1906 geb. M. 100.—. — Zeitschrift 
f. freiw. Gerichtsbarkeit in Württemberg 1900/1906 geb. 
Vergriffen! M. 60. Zeitschrift für 5580 im 
Herzogtum Braunschweig 1900/1906 geb. M. (55.—) 3 
Zeitung der Anwaltskammer des Öberlandesgerichtsbezirk | 
Naumburg a. S. 1897/1907 geb. M. 25.— — Zentralblatt f. 
| freiw. Gerichtsbarkeit 1900/1908 geb. M. (140.—) 65.—. 


J. Schweitzer Sortiment 
(Arthur Sellier) 


Buchhandlung und Antiquariat für Rechts- und 
Staatswissenschaften. 


München, Lenbachplatz 1 
nächst dem Justizpalast. 
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Soeben ift erſchienen: 


Die Erforſehung des Sachverhalts 
ſtrafbarer Handlunaen 


Ein Leitfaden für Beamte des Polizei- und Sicherheitsdienſtes 


von 


Dr. Hans Groß 


o. ö. Profeſſor des Strafrechts an der Karl⸗Franzens⸗Univerſität Graz. 
3. verbeſſerte Auflage. Mit zahlreichen Abbildungen im Text. 


8%. XII, 192 Seiten. Gebd. in Ganzl. Mk. 2.50. 


Groß' Leitfaden für die ausführenden Polizeiorgane erſcheint nun bereits zum 3. Male in neuer Auflage 
Aeußerlich im alten Gewande, iſt das Werkchen inhaltlich bis auf den heutigen Stand ergänzt; vor allem abe 
unterſcheidet ſich die neue Auflage von den früheren durch die Einfügung zahlreicher Abbildungen. 2 

Ueber die früheren Auflagen ſagt Senatspräſident Börngen-⸗Jena in den Bl. f. Rechtspflege in Thür. (Bd E 
[N. F. XXX] S. 232): ... Hoffentlich ift die Groß'ſche Erforſchung jetzt ſchon in der Hand eines jeden deutſchen 
Polizeibeamten, der auf dem Felde der Kriminalpolizei tätig iſt. Sollte das noch nicht der Fall ſein, ſo hätten 
die für die Kriminalpolizei verantwortlichen Zentralſtellen meines Erachtens dringende Veranlaſſung, das Vers 
ſäumte nachzuholen. Ich wüßte kein beſſeres und billigeres Mittel, um die Leiſtungen der Kriminalpolizei zu 
heben, als die Anſchaffung des Groß für jeden Polizeibeamten .. Es ift ein vortreffliches Buch, 
ein Buch von einer ſeltenen praktiſchen Bedeutung. i 


IJ. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Soeben iſt erſchienen: 


Die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches über die 


Viehgewährſehaft 


nebſt der hierzu ergangenen Kaiſerlichen Verordnung vom 27. März 1899 


Erläutert von 


Chr. Meisner 


Rechtsanwalt in Würzburg 
2., vollſtändig umgearbeitete Auflage 
8°. VIII, 202 Seiten. In Leinen gebunden mk. 4.—. 


Seit Erſcheinen der 1. Auflage (1900) haben Wiſſenſchaft und Rechtſprechung auf Grund des neuen 
bürgerlichen Rechts unabläſſig und erfolgreich auch am Ausbau der Beſtimmungen über die Viehgewähr⸗ 
ſchaft gearbeitet. Eine vollſtändige Neugeſtaltung des Werkes war deshalb notwendig. Die vorliegende 
2. Auflage bietet jetzt nicht nur die neueſte, ſondern wohl auch die umfaſſendſte Darſtellung des Jene a 
und an ſich unüberſichtlichen Rechtsſtoffes. Die Vertrautheit des Autors mit dem praktiſchen Leben zeigt 
auch die neue Auflage. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 
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Münden, den 1. April 1909. 


Zeitfhrift für Behtsplege 


Herausgegeben von Verlag von f 


+ 
Th. von der Pfordten I N EIN J. Schweitzer Verlag 
R. Landgerichtsrat, verw. im K. Bayer. (Arthur Sellier) | 


Staatsminifterium der Juſtiz. München und Berlin. 


Die Zeitſchrift erſchelnt am 1. und 15. jeden Monats HA N. Redaktion und Expedition: München, Lenbachplatz l. 
im Umfange von mindeſtens 2 Bogen. Preis vierteljährlich 477 or: Inſertlonsgebühr 30 Pfg. für die balbgeſpaltene Petltzelle 
Mk. 3.—. Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Ae oder deren Raum. Bei Wiederholungen Rabatt. Stellenanzeigen 
Poſtanſtalt. . 20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunft. 


Abhandlungen: 
Behringer, Reichsgerichtsrat in Leipzig, Die Notwehr . . Aus der Praxis der Gerichte 
Reumiller, Oberlandesgerichtsrat in München, Die Zwangs⸗ 

vollſtreckung aus den bayeriſchen Hypothekenbriefen Literatur 5 
Merkel, Dr., Rechtsrat in Nürnberg, Das Pfandvermittlungs⸗ Noti j 

DEREN GEHE o o ee 14 ZEIGE NSS | 
er | Die Abgaben zum Staatsdienerunterſtützungsverein 
Mit eilun gen aus der Praxis: und zur Töchterkaſſe 3 8 AIR 
Danz, Dr., Geh. Juſtizrat, Prof. in Jena, Kundenüblicher 

oder angemeſſener Preiss: 
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D Soeben ift erſchienen: 


Die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches über die 


vVviiehgewährſehaft 


= nebſt der hierzu ergangenen Kaiſerlichen Verordnung vom 27. März 1899 


Erläutert von 


Chr. Meisner 
Rechtsanwalt in Würzburg 


2., vollſtändig umgearbeitete Auflage 
8. VIII, 202 Seiten. In Leinen gebunden Mk. 4.—. 


N Seit Erſcheinen der 1. Auflage (1900) haben Wiſſenſchaft und Rechtſprechung auf Grund des neuen 
bürgerlichen Rechts unabläſſig und erfolgreich auch am Ausbau der Beſtimmungen über die Viehgewähr⸗ 
’ ‚Bett gearbeitet. Eine vollſtändige Neugeſtaltung des Werkes war deshalb notwendig. Die vorliegende 
2. Auflage bietet jetzt nicht nur die neueſte, ſondern wohl auch die umfaſſendſte Darſtellung des ſchwierigen 
und an ſich unüberſichtlichen Rechtsſtoffes. Die Vertrautheit des Autors mit dem praktiſchen Leben zeigt 
auch die neue Auflage. 


Z. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 
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Leipziger Zeitschrift 


für Handels-, Konkurs- und Versicherungsrecht 


herausgegeben von 


Dr. A. Düringer Dr. E. Jaeger H. Könige 
Reichsgerichtsrat Professor der Rechte in Leipzig Reichsgerichtsrat 


Halbjährlich 6 Hefte in Quartformat. Preis halbjährlich Mk. 10.—. 


Jahrgang I/II (1907/08) eleg. in Ganzi. gbd. zusammen Mk. 32.—. 
Å— — 4 [ —b2»Aq—— nn 


III. Jahrgang. Inhalt der Nummer 3 (80 Spalten): 


Abhandlungen 


Mansfeld, Dr., Reichsgerichtsrat in Leipzig, Ueber den Schutz 
des guten Glaubens beim Erwerb von Wechsel- 
blanketten, 

Kretzschmar, Oberlandesgerichtsrat in Dresden, Einfluss des 
Nachlasskonkurses auf die Haftung des Erben für 
die Nachlassverbindlickkeiten. 

Jaeger, Dr. Ernst, Professor in Leipzig, Pfändungsobjekt und 
Schuldner als Konkurrenten im Konkurse des Dritt- 
schuldners, 

Berliner, Dr. iur., Sekretär der k. k. priv. Lebensversicherungs- | l. Rechtssätze des Reichsgerichts. 
gesellschaft Oesterr. Phönix in Wien, Die Lebensversiche- 
rung zugunsten Dritter. (Fortsetzung.) 


Kleinrath, Rechtsanwalt, Hannover, Die Umwandlung vor 
Gewerkschaften in Aktiengesellschaften, 


Jacobi, Dr. Herbert, Rechtsanwalt, München, Welche Rechte 
stehen der Aktiengesellschaft gegen denjenigen zu 
der an sie Uebernahmeobjekte im Sinne des § 186 
HGB. veräussert hat, deren Erwerb durch das Statu 
nicht gedeckt ist? 


Aus der Rechtsprechung: 


II. Entscheidungen. 


Sauer, Dr., Amtsrichter in Chemnitz, Die Abonnentenver- Reichsgericht. 
sicherung. Oberlandesgerichte. 
Mitteilungen und Erörterungen: Landgerichte. 
Düringer, Leipzig, Zu dem Rechte der Handlungsgehilfen : | 


Kurze Bücheranzeigen. 
Konkurrenzklausel. 8 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Dr. Herm. Rehm, 


m. Die Bilanzen 


der Aktiengesellschaften und Gesellschaften m. b. H., Kommanditgesellschaften auf Aktien, 
eingetragenen Genossenschaften, Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, Hypotheken 
und Notenbanken und Handelsgesellschaften überhaupt 


nach deutschem und österreichischem 


Handels-, Steuer-, Verwaltungs- und Strafrecht. 


Lex. 8°. (XX und 938 S.) Preis: ungebd. Mk. 27.—, in Halbfranz gebd. Mk. 30.—. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Be En 


Meikel, Gg., 
Kgl. II. Staatsanwalt in München. 


Grundbuchordnung 


für das Deutſche Reich 


unter beſonderer Berückſichtigung des bayeriſchen 
Ausführungsgeſetzes und der einſchlägigen Voll⸗ 
zugsvorſchriften ꝛc. 


gr. 8. 520 Seiten. Preis in Ganzlu. gebd. Mk. 12.50. 


Urteil. 


Juriſt. Literaturblatt Bd. XVIII Nr. 5 vom 15. Mai 1906. 


Was in den erſten Heften an Kommentierungs⸗ 
kunſt geboten wird, läßt erwarten, daß der Verfaſſer 
ſeine Aufgabe in glänzender Weiſe löſen wird. Ohne 
weitſchweifig zu ſein, iſt unter ſteter und vollſtändiger 
Berückſichtigung der Rechtſprechung und des Schrifttums 
in verhältnismäßiger Kürze das Reichs⸗ und bayeriſche 
Landesgrundbuchrecht zur Darſtellung gebracht und mit 
einer ſolchen Anſchaulichkeit, daß auch der nicht bayeriſche 
Juriſt in das Verſtändnis dieſes Landesrechts ein⸗ 
geführt und ihm dadurch eine weitere Quelle für die Aus⸗ 
legung der RGBOO. erſchloſſen wird. Dem 
bayeriſchen Praktiker darf das Werk auf das ange⸗ 
legentlichſte empfohlen werden. Oberneck. 


| FJ. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München | 
Vor kurzem erſchien in 2. verbeſſerter Auflage: 


Der dienſtliche verkehr und die Amtssprache. 


Auf der Grundlage der Bekanntmachung der ivil-Staatsminifterien vom 28. April 1901 
unter beſonderer Berückſichtigung des dienſtes bei den Juſtizbehörden. 


Von Th. von der Pfordten, 


Das Sachenrecht 


nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche und der 
Grundbuchordnung für das Deutſche Reich 


2. neubearbeitete Auflage des „Rechts der Grundftücke” 3 


Von 


Karl Maenner, 


Reichsgerichtsrat. 


Gr. 8. XII und 547 Seiten. 1906. 
Cleg. in Ganzl. gebd. Mk. 14.—. 


Juriſt. Literaturblatt 1906 Nr. 4: 


Wer ſich über das Sachen⸗ und Liegenſchaftsrecht des geltenden 
Rechtes nach dem heutigen Stande der Rechtſprechung und des 
Schrifttums ſchnell und ſicher orientleren will, dem empfehle ich 
das Studium dleſer ſyſtematiſchen Darſtellung. 

Dr. Oberneck. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München u. Berlin 


Kgl. Landgerichtsrat in München. 
8. Preis kartonniert Mk. 1.80. 


Der Erfolg dieſer Schrift, deren 1. Auflage innerhalb weniger Monate vergriffen war, iſt wohl haupt⸗ 
ſächlich darauf zurückzuführen, daß ſie dem Leſer Belehrung in unterhaltender und erheiternder Form darbietet. 
Durch Anführung zahlreicher Beiſpiele aus der Praxis des Alltagslebens wird gezeigt, zu welchen Abſonder⸗ 
lichkeiten die bureaukratiſche Umſtändlichkeit und der Mangel an Sorgfalt im Gebrauche der Sprache führen. 
Die Schrift iſt aus der Erkenntnis hervorgegangen, daß hier gründlich Wandel geſchaffen werden muß, wenn 
nicht das Anſehen des Beamtenſtandes Schaden leiden ſoll. 


In der jetzt vorliegenden neuen Auflage ſind verſchiedene Abſchnitte weſentlich erweitert worden, neu einge⸗ 
fügt ſind die Bekanntmachungen über die Entlaſtung der Richter von Schreibarbeit und über die Abfaſſung der Urteile. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 
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Nach Veröffentlichung der Vollzugsvorſchriften erſcheint in unſerm Verlage: 


Das baperiſehe Fiſechereigeſetz 
vom 15. Auguſt 1908 Eo 
nebſt den Vollzugsvorſchriften und der Landesfiſchereiordnung. 


nnn... 
0 
d 


Erläutert von 2 


Joſeph Bleyer 


Kgl. I. Staatsanwalt in München, verw. im Staatsminiſterium der Juſtiz. 


Die Handausgabe ſoll dem Richter und dem Verwaltungsbeamten die Anwendung und den Vollzug des manche 
Schwierigkeiten bietenden Geſetzes erleichtern. Sie verfolgt auch den Zweck, den vielen Intereſſenten einen zuverläſſigen 
Führer zum Verſtändniſſe des Geſetzes zu bieten. Das Buch wird erft erſcheinen, wenn die Vollzugsvorſchriften und die 
in Ausficht geſtellte neue Landesfiſchereiordnung veröffentlicht find. Dadurch, daß dieje Vorſchriften in die Erläuterungen 
des Geſetzestextes verarbeitet werden, wird den mit der Ausführung des Geſetzes befaßten Behörden und Beamten ein mög 
lichſt vollſtändiger Ueberblick über die ganze geſetzliche Materie geboten. Die Einleitung wird das bisher geltende Fiſcheres 
recht behandeln und das Verhältnis des Fiſchereigeſetzes zum Waſſergeſetz erläutern. Daß ein ausführliches alphabetiſches 
Sachregiſter nicht fehlen wird, verſteht ſich von ſelbſt. 

Das Werk wird ſ. Z. nur gebunden in Ganzleinen ausgegeben und etwa Mk. 5.— koſten. 

Gefl. Beſtellungen können ſchon jetzt aufgegeben werden. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Seier) München und Berlin 
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Soeben erſchien: 
in zweiter, vollſtändig umgearbeiteter und vermehrter Auflage 


Das in Bayern geltende 


d Nachbarrecht 


9 


mit Berückfichtigung des Berg: und Waſſerrechts 
} ; von 
Chriſtian Meisner, 
Rechtsanwalt in Würzburg. 

Bis jetzt liegen vor: 

1. und 2. Lieferung. Gr. 8° à 80 Seiten je M. 1.50. 
Das Nachbarrecht hat in Bayern, wo zahlreicher Kleinbeſitz und die vielfach vorhandene Parzellierung der Güter 
die Möglichkeit der Verletzung nachbarrechtlicher Beſtimmungen vermehrt, eine beſonders große praktiſche Bedeutung 


Trotzdem fehlt eine einheitliche, in fih geſchloſſene Regelung dieſes Rechtsgebiets. Die geltenden Normen müſſen einer 
Reihe reids- und landesrechtliche, zivil- und öffentlicherechtlicher Geſetze entnommen werden. Eine zuſammenhängende 
Darſtellung aller dieſer Normen, wie ſie Meisners Nachbarrecht bietet, entſpricht deshalb einem Bedürfniſſe der Praxis: 
Die 2. Auflage iſt mit Rückſicht auf die Neuregelung verſchiedener Materien vollſtändig umgearbeitet worden; Me 
verwertet die geſamten Ergebniſſe der Wiſſenſchaft und Rechtſprechung, die feit dem Egccheinen der 1. Auflage ver⸗ 
öffentlicht wurden. Das Werk wird in feiner neuen Geſtalt bei Handhabung des Nachbarrechts unentbehrlich fein 
j Es werden 4 Lieferungen ausgegeben, die zuſammen etwa 25—30 Bogen umfaſſen und im Frühjahr 1909 vor 
liegen werden. Geſamtpreis: etwa M. 8.— bis M. 9.—. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München. 
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F l Inhalt: 

Abhandlungen: Seite 
Mitteilu 

Ren t miller, Oberlandesgerichtsrat in München, Die Zwangs⸗ ngen aus der Praxis: 


Hallbauer, Senatspräſident in Dresden, Ein juriſtif ge Tric 
a so aus F 85 — oder: Wie umgeht man den 8 313 BGB. 


Samuelſen, Dr., Kammergerichtsreferendar in Berl Der 
Merk kel, Dr. ReStatin bene, Das Banboermittlungs- Irrtum über die ah fee des i 
gewerbe in Bayern (Schlu beim Vertragsſchluß 


t ibad, Dr., Bezirksamtsaſſeſſor in Roſenheim, Genen Aus der Praxis der Gerichte E 
gebrauch an privatem Grundbeſit zz Literatur Ä : ; 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Demnächſt erſcheint in 2. neubearbeiteter Auflage 


— 2 — M 
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Zwangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 


| 
; unter beſonderer Berückſichtigung des bayeriſchen Ausführungsgeſetzes und der einſchlägigen 
Vollzugsvorſchriften nebſt Anhang enth.: Beiſpiele und gebührenrechtliche Beſtimmungen. 


| gr. 8°. Preis in Ganzleinen ca. Mk. 10.—. 

1 Urteil über die 1. Auflage: i 
| 

| 


fe N In Fe Fe fi FT O EG K E T O O wird das Buch, das eine gejajlojjene Konımen« 

* Augsb. Abendzeitung a des reichs» und landesrechtlichen Stoffes bringt, ein vorzügliches Hilfsmittel 
ür den Arbeitstiſch der Praxis werden. Ein beſonderer äußerer Vorzug iſt ſeine 

A ne A Seinen inneren Vorzug bildet die ſtetige Berüchſichtigung der 

I bayerifchen Materialien bis zu den gebührenrechtlichen Fragen, der Hinweis auf die | 
P Fragen des Uebergangsrechts und die forgfältige, präziſe Berückſichtigung der bisherigen 

Literatur und Rechtſprechung zum Zwangsverſteigerungsgeſetze in ſteter Vergleichung | 
mit dem bisherigen bayerijchen Immobiliarvollſtreckungsrecht. Gerade dieſer Kontakt 
zwiſchen dem ſcheidenden und dem neuen Recht wird in der Praxis befonders ane 3 
genehm berühren und beſonders wertvoll ſein. y 


+ 2 - <-> 
— — — Dr e 


Steiner, gal Amtsrichter, Geſetz über die i 


— a nr J 


. E. Sebald, Kgl. Bayer. Hofbuchdruckerei und Verlagshandlung, Abteilung Verlag, Nürnbei N 


Im Erscheinen begriffen ist: 


Reichsgesetz | 
betr. den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genussmitteln und Gebrauchsgegenstände 


vom 14. Mai 1879 erläutert von 
Dr. Friedrich Bretzfeld, 
Kgl. Amtsrichter. 


Die einschlägigen Vorschriften des Reichs- und Landesrechtes sind in Bezug genommen und in den gründ- 
lichen Erläuterungen zum Nahrungsmittelgesetz verarbeitet, sodass bei ständiger Berücksichtigung der Rechtsprechur 8 


ein klares Bild des Rechtszustandes gegeben wird. 


Bestellungen werden bereits jetzt entgegengenommen. 


Das Sachenrecht 


nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche und der 
Grundbuchordnung für das deutſche Reich 


2. neubearbeitete Auflage des „Rechts der Grundſtücke“. 


Von 


Karl Maenner, 


Reichsgerichtsrat. 


Gr. 8. XII und 547 Seiten. 1906. 
Cleg. in Ganzl. gebd. Mk. 14.—. 


Juriſt. Literaturblatt 1906 Nr. 4: 


Wer ſich über das Sachen⸗ und Llegenſchaftsrecht des geltenden 
Rechtes nach dem heutigen Stande der Rechtſprechung und des 
Schrifttums ſchnell und ſicher orientleren will, dem empfehle ich 
das Studium dieſer ſyſtematiſchen Darſtellung. 

Dr. Oberneck. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München u. Berlin 


In den nächſten Tagen erſcheint: 


Entwurf der Reichsver 


Amtliche Ausgabe mit Begründung 


Gr.⸗Fol. 424 S. Mk. 2.80. 


München, 1. April 1909. 


J. Schweitzer Sortiment (Arthur Sellier) 
Buchhandlung für Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaften. | 
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Preis steif broschiert M. 3.20. 


Meikel, Gg., 
Kgl. II. Staatsanwalt in München. 


Grundbuchordnun 
für das Deutſche Reich 


unter beſonderer Berückſichtigung des bayeriſchen 
Ausführungsgeſetzes und der einſchlägigen Voll 
zugsvorſchriften ꝛc. 4 


gr. 8°. 520 Seiten. Preis in Ganzlu. gebd. Mk. 12.50. 
Urteil. i 


Juriſt. Literaturblatt Bd. XVIII Nr. 5 vom 15. Mai 1906, 


Was in den erſten Heften an Kommentierungs⸗ 
kunſt geboten wird, läßt erwarten, daß der Be er 
ſeine Aufgabe in glänzender Weiſe löſen wird. Ohne 
weitſchweifig zu fein, ift unter ſteter und vollſtänd igen 
Berückſichtigung der Rechtſprechung und des Schrifttums 
in verhältnismäßiger Kürze das Reichs⸗ und bayeriſche 
Landesgrundbuchrecht zur Darſtellung gebracht und mit 
einer ſolchen Anſchaulichkeit, daß auch der nicht bageriſche 
Juriſt in das Verſtändnis dieſes Landesrechts ein⸗ 
geführt und ihm dadurch eine weitere Quelle für die Aus⸗ 
legung der RGBO. erſchloſſen wird Dem 
bayeriſchen Praktiker darf das Werk auf das ange⸗ 
legentlichſte empfohlen werden. Oberneck. 


v cabin Selog Ua 


) 


ſicherungsordnung 


Vorrätig bei: 


Leipziger Zeitschrift 


für Handels-, Konkurs- und Versicherungsrecht 


. De A. Düringer 


Reichsgerichtsrat 


Dr. E. Jaeger 


Professor der Rechte in Leipzig 


herausgegeben von 


H. Könige 


Reichsgerichtsrat 


Halbjährlich' 6 Hefte in Quartformat. 


Jahrgang I/II (1907/08) 


III. Jahrgang. 


Abhandlungen 

Mansfeld, Dr., Reichsgerichtsrat, 
Domizziliaten. 

Hachenburg, Dr., Rechtsanwalt in Mannheim, Aus dem Rechte 

der Gesellschaft mit beschränkter Haftung. VI. Die 
Einstellung einer Stammeinlage in eine laufende 
zu Rechnung. 

Friedländer, Dr. Max, Rechtsanwalt in München, Das Hand- 
- aktenretentionsrecht des Anwalts im Konkurse seines 

Auftraggebers. Eine Entgegnung. 

Berliner, Dr. iur., Sekretär der k. k. priv. Lebensversicherungs- 

gesellschaft Oesterr. Phönix in Wien, Die Lebensversiche- 
rung zugunsten Dritter. (Fortsetzung.) 


Ei Mitteilungen und Erörterungen: 


Wertheimer, Dr. Ludw., Rechtsanwalt in Frankfurt a. M., Die 
Novelle zum Gesetz über den unlauteren Wettbewerb. 

Schotter, Dr. A., Justizrat in Gera, Die Umwandlung von 
GmbH. in 1 


Zur Ehrenzahlung des 


Inhalt der Nummer 4 (80 Spalten): 


Spiess, LGRat in Halle a. S., 88 146, 17—20, 7 f. des Unfall- 
versicherungsgesetzes für Land- und Forstwirtschaft 
vom 30. Juni 1900, 88 845, 843 BOB. 

Kirchberger, Dr. jur., Die Verwirkungsklausel i im Kranken- 
versichernngsrecht. i 

Deumer, Dr. Rob., Leipzig, lst eine neue öffentliche Be- 
kanntmachnng nach § 151 KO, erforderlich, wenn 


der Beschluss, durch den die Aussetzung der Aab. 


schlagsverteilung auf Antrag des Gemeinschuldners 
gemäss § 160 KO. angeordnet war, wieder auf- 
gehoben ist? 


Aus der Rechtsprechung: 


l. Rechtssätze des Reichsgerichts. 
II. Entscheidungen. 
Reichsgericht. 
Oberlandesgerichte. 


Kurze Bücheranzeigen. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Eine 3ierde für jeden Schreibtiich 


ift der obenftehend abgebildete 


2 Sammelfajten = 


der Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. | 
Seine beſonderen Vorteile ſind: 
Aeußerſt praktiſche Form: Die Nummern 


liegen ohne weiteres griffbereit zum Herausnehmen. 


Staubfreie Aufbewahrung der 93 
Nummern und größte Ordnung. 


Gediegene Ausführung (teilweiſe in oh), 


daher nur einmalige Anſchaffung auf Jahre hinaus. 


Demnächſt beginnt zu erſcheinen: 


Kommentar zum Beamtengeſetz 


mit den Ausführungs⸗ und Vollzugsvorſchriften ſowie dem 


Richter⸗Ddisziplinargeſetz und der Gehaltsordnung, 


herausgegeben von 


Dr. Mar Reindl, 


Regierungsrat im Verkehrsminiſterium. l 
gr. 8°. (ca. 25 Bogen.) Preis ca. Mk. 10... .:: A 


n 
© 


Die durchgreifende Neugeſtaltung der Rechtsverhältniſſe der Beamten im neuen Beamtengeſetz macht eine 
tiefgehende Erläuterung feiner Vorſchriften erforderlich. Nur an der Hand eines ausführlichen Kommentars, mie 
er hier aus ſachkundiger Feder geboten werden fol, wird es möglich fein, den mannigfachen Schwierigkeiten des neus 
Rechtszuſtandes zu begegnen. Der Verfaſſer iſt durch frühere Veröffentlichungen auf dem Gebiete des Beamtenrecht 
bereits bekannt geworden, ſodaß auch in dieſem, feinem neueſten Werke ein ſchätzenswertes Hilfsmittel für die Au 
legung des Geſetzes erwartet werden darf. l E 

Gegenüber anderen, ſchon jetzt erſchienenen Ausgaben, die die Vollzugsbeſtimmungen nur bis Ende 1908 pe 
rückſichtigen konnten, wird der Reindl'ſche Kommentar die ſämtlichen Ausführungs⸗ und Vollzugsvorſchrifte 
enthalten, e in dem Werke das geſamte Material über das neue Beamtenrecht vere 
ſein wird. > 

Die Ausgabe wird in Lieferungen erfolgen. Gefl. Beſtellungen werden ſchon jetzt erbeten. 


IJ. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Soeben erſchien: Das 


eutsche Eheſchließungs⸗ m Eheſcheidungsxecht 


unter Berückſichtigung der Haager internationalen Privatrechtsabkommen vom 12. Juni 1902 


von 


Karl Sauer 
Kgl. Landgerichtsrat in Würzburg 


3. Lieferung (15 Bogen gr. 8°.) Preis Mk. 4.50 


Das vorliegende Werk greift aus dem deutſchen bürgerlichen Rechte einen überaus wichtigen Teil heraus, 
der nunmehr infolge des Inkrafttretens der Haager internationalen Abkommen über Eheſchließung und Ehe 
ſcheidung eine erhöhte Bedeutung gewonnen hat. 4 

Der Verfaſſer hat fiH zur Aufgabe gemacht, den geſamten die Schließung, Nichtigkeit, Anfechtung und 
Scheidung der Ehe umfaſſenden Rechtsſtoff unter fortwährender Berückſichtigung der in der Theorie erörterteg 
Streitfragen und der Rechtſprechung in leicht verſtändlicher Weiſe zu erläutern, zu beleuchten und durch zahlreiche, 
dem Alltagsleben und der Gerichtspraxis entnommene Beiſpiele zu beleben. | 

Das Buch ift in erſter Linie für die Praxis beſtimmt und dürfte ſowohl dem Standesbeamten und Ver 
waltungsbeamten wie dem Rechtsanwalt und Richter ein willkommenes Hilfsmittel fein, das ihnen bald mente 
behrlich werden wird. : 

Bei einem Umfange von ca. 40 Bogen wird das Werk etwa Mk. 12.— koſten und Ende April d. J. vollendet vorliegen: 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


München, den 1. Mai 1909. 


Herausgegeben von Verlag von 


+ E 

Th. von der Pfordten iii N EIN 2. Schweitzer Verlag 
K. Landgerichtsrat, verw. im K. Bayer. (Arthur Selier) S 
Staats miniſterlum der Juftiz. München und Berlin. | 
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Inhalt: 


Abhandlungen: . JAR: 
Sch midt, Dr., Geh. Juſtizrat Profeſſor in Gießen, Zur Frage Aus der Praxis der Gerichte 
der Schenkungen aus Geſamtgut (8 1446 BGB.) 177 Sbtergt 
Reich, Landgerichts rat in Landau (Pfalz), Das neue Weingeſetz 179 ratur 
Reny 1 füt in a ſſentliche Rechte der Armen⸗ 185 Notizen: 
unterſtützung auf öffen echt 
P.. Die 80 
Mitteilungen aus ber Praxis: % E e 
Rahl, I. Staatsanwalt in Neuburg a. D., Zuläſſigkeit des Das neue Wechſelſtempelgeſetz 
Wiederaufnahmeverfahrens bei Verletzung des 
Grundſatzes „ne bis in idem“ . . . . 187 
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Das baperiſche Fiſchereigeſetz 
vom 15. Auguſt 1908 
nebſt den Vollzugsvorſchriften und der Landesfiſchereiordnung. 
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Erläutert von ! 


Joſeph Bleyer 


Kgl. II. Staatsanwalt in München, verw. im Staatäminifterium der Juſtlz. 
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Die Handausgabe ſoll dem Richter und dem Verwaltungsbeamten die Anwendung und den Vollzug des manche 
Schwierigkeiten bietenden Geſetzes erleichtern. Sie verfolgt auch den Zweck, den vielen Intereſſenten einen zuverläſſigen 
Führer zum Verſtändniſſe des Geſetzes zu bieten. Dadurch, daß die Vollzugsvorſchriften und die neue Landesfiſcherei⸗ 
ordnung in die Erläuterungen des Geſetzestextes verarbeitet werden, wird den mit der Ausführung des Geſetzes 
befaßten Behörden und Beamten ein möglichſt vollſtändiger Ueberblick über die ganze geſetzliche Materie geboten. 
Die Einleitung wird das bisher geltende Fiſchereirecht behandeln und das Verhältnis des Fiſchereigeſetzes zum 
Waſſergeſetz erläutern. Daß ein ausführliches alphabetiſches Sachregiſter nicht fehlen wird, verſteht ſich von ſelbſt. 

Das Werk wird nur gebunden in Ganzleinen ausgegeben und etwa Mk. 4.— koſten. 

Gefl. Beſtellungen können ſchon jetzt aufgegeben werden. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 
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Kommentar 


Rechtsanwaltsordnung 


vom 1. Juli 1878. 


Von | 

Dr. Adolf Friedländer, und Dr. Max Friedländer, | 
Landgerichtsrat in Limburg a /L. Rechtsanwalt in München. 
=== 8°, (VIII, 371 Seiten.) Preis eleg. in Ganzl. gebd. 9.60 Mk. — I 
Juriſtiſche Wochenſchrift, 1908 No. 3. Aeußerlich, in der Anlage, dem bewährten Staubſchen | 


Vorbilde folgend, iſt das Werk auch innerlich von Staubſchem Geiſte erfüllt, dem ſcharfen 
juriſtiſchen kritiſchen Geiſte, und von hervorragender Klarheit in der Diktion, die ſich wiederum 
als eine Folge vollkommener Beherrſchung des umfangreichen und ſchwierigen Stoffes dar⸗ 
ſtellt. Es iſt ein reiches Buch, das mehr gibt, als ſein Titel vermuten läßt, und das kein 
Kollege aus der Hand legen wird, ohne mannigfache Belehrung oder wenigſtens vielfältige 
Anregungen zu weiteren Forſchungen empfangen zu haben, und ein ſtolzes Buch, auf das 
auch unſer ganzer Stand ſtolz ſein kann, da es hochgemut für die uneingeſchränkte Freiheit 
des Berufes plaidiert und als deren alleinige Korrektive die weiteſt ausgedehnte nobilitas 
officii aufſtellt und das Standesbewußtſein, in Ausübung des Berufes nicht Diener einer 
Partei, ſondern Diener des Rechtes fein zu müſſen. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Soeben iſt erſchienen: 


Die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches über die 


Viehgewährſchaft 


nebſt der hierzu ergangenen Kaiſerlichen Verordnung vom 27. März 1899 


Erläutert von 


Chr. Meisner 
Rechtsanwalt in Würzburg 


2., vollſtändig umgearbeitete Auflage 


8°. VIII, 202 Seiten. In Leinen gebunden Mk. 4.—. 


Seit Erſcheinen der 1. Auflage (1900) haben Wiſſenſchaft und Rechtſprechung auf Grund des neuen 
bürgerlichen Rechts unabläſſig und erfolgreich auch am Ausbau der Beſtimmungen über die Viehgewähr⸗ 
ſchaft gearbeitet. Eine vollſtändige Neugeſtaltung des Werkes war deshalb notwendig. Die vorliegende 
2. Auflage bietet jetzt nicht nur die neueſte, ſondern wohl auch die umfaſſendſte Darſtellung des Lee 
und an ſich unüberſichtlichen Rechtsſtoffes. Die Vertrautheit des Autors mit dem praktiſchen Leben zeigt 
auch die neue Auflage. Í 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Leipziger 


Zeitschrift 


für Handels-, Konkurs- und Versicherungsrecht 


herausgegeben von 


Dr. A. Düringer 


Reichsgerichtsrat 


Halbjährlich 6 Hefte in Quartformat. 


Jahrgang I/II (1907/08) 


III. Jahrgang. 

A b handlungen 

l lansfeld, Dr., ieee 
Domiziliaten. 

He ichenburg, Dr., Rechtsanwalt in Mannheim, Aus dem Rechte 
der Gesellschaft mit beschränkter Haftung. VI. Die 
Einstellung einer Stammeinlage in eine laufende 
Rechnung. 

F iedlānder, Dr. Max, Rechtsanwalt in München, Das Hand- 

= aktenretentionsrecht des Anwalts im Konkurse seines 
Auftraggebers. Eine Entgegnung. 

Berliner, Dr. iur., Sekretär der k. k. priv. Lebensversicherungs- 
gesellschaft Oesterr. Phönix in Wien, Die Lebensversiche- 
rung zugunsten Dritter. (Fortsetzung.) 


Mitt ei lungen und Erörterungen: 
Wertheimer, Dr. Ludw., Rechtsanwalt in Frankfurt a. M., Die 
Novelle zum Gesetz über den unlauteren Wettbewerb, 


ichlotter, Dr. A., Justizrat in Gera, Die Umwandlung von 
GmbH, in Aktiengesellschaften. 


Zur Ehrenzahlung des 


Dr. E. Jaeger 


Professor der Rechte in Leipzig 


H. Könige 


Reichsgerichtsrat 


Preis halbjährlich Mk. 10.—. 


Inhalt der Nummer 4 (80 Spalten): 


Spiess, LGRat in Halle a. S., 88 146, 17—20, 7 f. des Unfall- 
versicherungsgesetzes für Land- und Forstwirtschaft 
vom 30. Juni 1900, 88 845, 843 BGB. n 

Kirchberger, Dr. jur., Die erwirkungsklausel i im Kranken- 
versichernngsrecht. i 

Deumer, Dr. Rob., Leipzig, Ist eine neue öffentliche Be- 
kanntmachnng nach § 151 KO, erforderlich, wenn ~ 
der Beschluss, durch den die Aussetzung der Ab. 
schlagsverteilung auf Antrag des Gemeinschuldners " 
gemäss $ 160 KO. r war, wieder auf- 
gehoben ist? 


Aus der Rechtsprechung: 
I. Rechtssätze des Reichsgerichts. 


II. Entscheidungen. 


Reichsgericht. 
Oberlandesgerichte. 


Kurze Bücheranzeigen. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


In den nächſten Tagen erſcheint: 


Entwurf der Beichsverſicherungsordnung 


Amtliche Ausgabe mit Begründung 


424 S. Mk. 2.80. 
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Gr.⸗Fol. Vorrätig bei: 


J. Schweitzer Sortiment (Arthur Sellier) 
Buchhandlung für Rechts⸗ und StaatSmifjenfHaften. 


münchen, 1. April 1909. 


Empfehlenswerte Grundbuch-Literatit 


Brand, A., Amtsrichter, eee eee, d. gerichtl. Praxis. 
Berlin 1904. geb. 10.— 


Dienstanweisung f. d. Grundbuchämter i. d. Landesteilen 
rechts des Rheins. Justizministerialblatt 1905. 
broschiert 7.— 


Dispeker, Dr. S., Rechtsanwalt in München, Die Praxis 
der Zwangsversteigerung und der Zwangsverwaltung. Ein 
Handbuch des Verfahrens bei der Zwangsversteigerung und 
der Zwangsverwaltung nach dem Reichsges. v. 24. III. 1897. 
gr. 8°. (VI, 110 S.) 1905. In Ganzl. geb. 3.60 


Blätter für Rechtsanwendung. 1906. Nr. 1. 

. Das Werk bietet für Richter und Anwälte, die mit dieser 
schwierigen Materie befasst sind, in knappstem Rahmen eine Fülle 
reicher Belehrung. 


Fromm, Dr. Leo, Die Zubehör in der Zwangsversteigerung 
eines Grundstückes. gr. 8°. (VI, 96 S.) 1908. 2.80 


Gebhard, Karl, Landgerichtsrat, Die Hypothekenbuchs- 
bereinigung im rechtsrhein, Bayern u. d. künft. Grund- 
buch gegenüber dem jetzigen Hypothekenbuch. gr. 8°. 
(VIII, 220 S.) 1897. 4.— ; geb. 5.— 


Güthe, G., Kammergerichtsrat, Kommentar z. Grundbuch- 
ordnung. 2 Bde. Berlin 1905. geb. 38.— 


Hallbauer, M., Senatspräsident in Dresden, Das Hypo- 
thekenrecht d. dtschn. BGB. Leipzig 1901. geb. 3.— 
— — Das deutsche Grundstücksrecht (mit Ausnahme des 
Hypothekenrechts). 3. Aufl. Leipzig 1905. geb. 3.40 


Henle, Dr. W. v., Staatsrat, Die Anlegung d. Grundbuchs 
i. d. Landesteilen rechts d. Rheins. Erläut. 2. Aufl. 
u. Mitw. v. Oberregierungsrat O. Dandl. München 1902. 
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— — RG. üb. d. Zwangsversteigerung u. Zwangsverwaltung 
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Koch, Dr. J. B., Amtsrichter, Gesetz, die Überleitung von 
Hypotheken betr. v. 15. V. 1906. Mit e. Anhang: Die Be- 
handlung der Kautionshypothek im Zwangsversteigerungs⸗ 
verfahren. Für d. prakt. Gebrauch erl. 8°. (46 B3 1306. 

art. 1.40 


Maenner, Karl, Reichsgerichtsrat, Das Sachenrecht nach 
dem Bürgerlichen Gesetzbuche und der Grundbuchordnung 
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„Rechts der Grundstücke“. gr. 8°. (XII, 547 S.) 1906. 
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berücksichtigt und nachgetragen worden. Zu dem Sachregister trat 
ein Verzeichnis der im Buche behandelten Gesetzesstellen. Der prak- 
tische Gebrauch wird dadurch wesentlich erleichtert. Auch sonst ist 
durch übersichtliche Anordnung und klare Darstellung des Rechts- 
stoffes, sowie durch Berücksichtigung der einschlägigen Gesetze dafür 
gesorgt, dass auch die 2. Auflage bei der Praxis wie bei der Wissen- 
schaft warme Anerkennung finden wird. 


Meikel, Gg., Landgerichtsrat in München, Kommentar zur 
Grundbuchordnung f. d. Deutsche Reich vom 24. III. 1897 
unter besond. Berücksichtigung des bayer. Ausfüh- 
rungsgesetzes u. der einschlägigen Vollzugsvorschriften. 
München 1908. geb. 12.50 


Den täglichen Bedürfnissen der Praxis genügt nur ein Kommentar, 
der eine einheitliche Darstellung des in Bayern auf Grund der reichs- 
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rechtlichen und der landesrechtlichen Normen tn Gr m abt 
bietet; den Versuch einer solchen Darstellung unternimmt der 0 
liegende Kommentar. Bei der Erläuterung der einzelnen reic chtlic 
Vorschriften ist jeweils darauf hingewiesen, inwieweit 7 i j 
landesrechtlichen Vorschriften ergänzt oder ausgeschlossen | p reri 
Literatur und Rechtsprechung wurde im weitgehendsten Mas srück 
sichtigt und zu den Streitfragen Stellung genommen. Der F en 
wird der Praxis um so erwünschter sein, als die offizielle | 75 
anweisung für Grundbuchämter“ vergriffen ist. Diese hat d 
mentar eingehend berucksichtigt, er bringt auch aog richtige 
„Muster“ aus der Dienstanweisung. u 


Müller, Dr. Gustav, Landgerichtsrat in München 
Meikel, Georg, Landgerichtsrat in München, Das E 55 irge 
liche Recht des Deutschen Reichs. Systematisc h da 
gestellt und durch Beispiele erläutert. 2. vollständig 
gearbeitete Auflage. 8°. 3 1853 S.) 2 Bde 130 

18.— ; geb. 2 20. 
Müller-Meikel ist für die Praxis ges Fur die Praxis d 
Studierenden und jungen Juristen, wie für jene asi Jy: 1 
fahrenen älteren Juristen. Der doppelte Zweck ist 
gemeinem Urteil trotz des zunächst zu vermutenden . Ji n Wid 
spruchs aufs glücklichste erreicht worden. Dabei ist die Scheer 
keit des Lehrbuchs vermieden und durch ein ausführliches Pa Tag 5 
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sorgfältige Berücksichtigung der Literatur und der neueren ob 
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Preis des zweibändigen Werkes ist relativ sehr niedrig. 


Oberneck, Dr. H., Justizrat in Berlin, Das Reiche 
buchrecht u. die preuss. Ausf.- u. Ergä gsbest. Et 
Praxis bearb. 4. Aufl. 2 Bde. Berlin 1909. 
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Pfordten, Theod. v. d., Zandgerichtsrat in Münche „ Ko 
mentar zu dem Gesetze über d. Zwangsversteige ur g U. 
Zwangsverwaltung v. 24. III. 1897. Mit Anhang g 
haltend die „Bayer. Ausführungsvorschri t. 
München 1905. gel 15 


Schwab, Siegfr., Amtsrichter ın Schwabach, Grunt driss 
materiellen Liegenschaftsrechts des BGB. unter B 1 icks 
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Prof. Jaeger-Leipzig nennt das Buch eine der besten Erläuteru 
zum ZVG. Es ist dem bayerischen Praktiker unansbeligliniz -A 

Turnau, Dr. W. u. Dr. K. Foerster, Reichsgeri 
Das Liegenschaftsrecht. Bd. I. Sachenrecht d. BGB. 3.4 A 
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Wolff, Dr. Th., Oberlandesgerichtsrat in Hamm, 2 wan 
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Dienstanweisung f. d. Grundbuchämter i. d. Landesteilen 
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Hypotheken betr. v. 15. V. 1906. Mit e. Anhang: Die Be- 
handlung der Kautionshypothek im Zwangsversteigerungs⸗ 
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für das Deutsche Reich. 2. neubearbeitete Auflage des 
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Meikel, Gg., Landgerichtsrat in München, Kommentar zur 
Grundbuchordnung f. d. Deutsche Reich vom 24. III. 1897 
unter besond. Berücksichtigung des bayer. Ausfüh- 
rungsgesetzes u. der einschlägigen Vollzugsvorschriften. 
München 1908. geb. 12.50 


Den täglichen Bedürfnissen der Praxis genügt nur ein Kommentar, 
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rechtlichen und der landesrechtlichen Normen geltenden Gru 
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Müller, Dr. Gustav, Landgerichtsrat in München 
Meikel, Georg, Landgerichtsrat in München, Das Bürge 
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gestellt und durch Beispiele erläutert. 2. vollständige 
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Oberneck, Dr. H., Justizrat in Berlin, Das Reichsprum 
buchrecht u. die preuss. Ausf.- u. Ergänzungsbest. F. 
Praxis bearb. 4. Aufl. 2 Bde. Berlin 1909. b 

34.—; geb. 38. 


Pfordten, Theod. v. d., Landgerichtsrat in München, Ko 
mentar zu dem Gesetze über d. Zwangsversteigerung u 
Zwangsverwaltung v. 24. III. 1897. Mit Anhang, e 
haltend die „Bayer. Ausführung 
München 1905. geb. 15- 


Schwab, Siegfr., Amtsrichter in Schwabach, Grundriss d 
materiellen Liegenschaftsrechts des BGB. unter Berücks à 
bayer. Ausführungs- u. Übergangsvorschriften. gr. & 
(VIII, 80 S.) 1905. 2.80 

Das Werkchen gibt eine kurze, knappe und systematische Zusammer 


stellung der Bestimmungen des BGB. über das materielle Diegensch; aft 
recht unter Berücksichtigung der besonderen bayerischen Bastei age 


Serini, Dr. Herm., Rangvorbehalt und Zwischenhypoßi ic) 
(BGB. $ 8814) gr. 8°. (VII, 578, 2 lith. 
1900. 25 


Staudingers Kommentar zum BGB. 5./6. Aufl. Bd. I 
Sachenrecht bearb. von Oberlandesgerichtsrat K. Kober 
Im Erscheinen.) ca. B.- 


Steiner, A., Amtsrichter, Kommentar zum aun a iber 
die Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung nebst E 
führungsgesetz mit besonderer Berücksichtigung Bayern: 
2. Aufl. (Im Erscheinen.) ca. 10— 

Prof. Jaeger-Leipzig nennt das Buch eine der besten Erläute ange 
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. Landgerichtsrat, verw. im K. Bayer. | n Feler] f 


Staats miniſterlum der Juſtlz. München und Berlin, 


Die Zeitſchrift erſcheint am 1. und 15. jeden Monats , Redaktion und Expedltlon: München, Lenbachplatz 1. 
m ‚mfange, von mindeſtens 2 Bogen. Preis vierteljährlich * Inſertionsgebühr 30 Pfg. für die halbgeſpaltene inn gad > 
Mk. 3.—. Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und A, a E 5 deren Raum. Bei Wiederholungen Rabatt. Stellenanzeigen 2 
Poſtanſtalt. 4 20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunft. 


ab Jandlungen: 


Beis mann, Dr., Geh. Juſtizrat, Prof. in Grelfswald, Zur Lehre Aus der Praxis der Ger ichte 29 
vom zivilprozeſſualen Anerkenntnis Aus der Praxis des b 5 er. W ltun i 
Neich, Sandgeritsrat in Landau (Pfalz), Das neue Weingeſetz gerichtshofs .. 


(Fortſetzung) A Qiteratur 
Mayr, II. Staatsanwalt in München, Die Auslegung des 8 266 l Notizen: 


P 5 2 des Strafgeſetzbuchs in der Praxis Das Haager Abkommen nr De Zivilprozeß vom 
M itteilungen aus der Praxis: 17. Juli 1905. 


dadı ner, Rechtsanwalt in Regen, Zum neuen Fiſchereigeſetze Sprachecke des All 9 eme i nen D eut i ch e n 
Metzler, I. Staatsanwalt in Deggendorf, Der 15 oui Sprachvereins: 
fans der Borunterfuhung . . Er braucht nicht kommen 


er 
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Demnächſt erſcheint: 


Das Weingeſetz 


vom 7. April 1909 


mit den Vollzugs vorſchriften 


Otto Soeller 


II. Staatsanwalt in Landau (Pfalz). 
ca. 8. Bogen. Gebd. in Ganzleinen Mk. 2.—. 


Der Verfaſſer iſt infolge ſeiner Tätigkeit an einem Landgerichte, bei dem in den letzten Jahren 
eine große Zahl umfangreicher Weinprozeſſe verhandelt wurden, in erſter Linie zur Erläuterung des 
Weingeſetzes berufen. Die Ausgabe wird erſt erfolgen, wenn die beim Weingeſetz beſonders wichtigen 
Vollzugsvorſchriften des Bundesrats vorliegen. Dieſe werden vorausſichtlichim Sommererſcheinen. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München u. Berlin 


Kommentar 


Rechtsanwaltsordnung 


vom 1. Juli 1878. 


Von 
Dr. Adolf Friedländer, und Dr. Max Friedländer, 


Candgerichtsrat in Limburg a / T. Rechtsanwalt in München. 
— 8°, (VIII, 371 Seiten.) Preis eleg. in Ganzl. gebd. 9.60 Mk. n 


Juriſtiſche Wochenſchrift, 1908 No. 3. Aeußerlich, in der Anlage, dem bewährten Staubſchen 
Vorbilde folgend, iſt das Werk auch innerlich von Staubſchem Geiſte erfüllt, dem ſcharfen 
juriſtiſchen kritiſchen Geiſte, und von hervorragender Klarheit in der Diktion, die ſich wiederum 
als eine Folge vollkommener Beherrſchung des umfangreichen und ſchwierigen Stoffes dar⸗ 
ſtellt. Es iſt ein reiches Buch, das mehr gibt, als ſein Titel vermuten läßt, und das kein 
Kollege aus der Hand legen wird, ohne mannigfache Belehrung oder wenigſtens plein 
Anregungen zu weiteren Forſchungen empfangen zu haben, und ein ſtolzes Buch, auf das 
auch unſer ganzer Stand ſtolz ſein kann, da es hochgemut für die uneingeſchränkte Freiheit 
des Berufes plaidiert und als deren alleinige Korrektive die weiteſt ausgedehnte nobilitas 
officii aufſtellt und das Standesbewußtſein, in Ausübung des Berufes nicht Diener einer 
Partei, ſondern Diener des Rechtes fein zu müſſen. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


In 2. verbeſſerter Auflage liegt vor: 


Der dienſtliche Derkehr und die Amtssprache. 


Auf der Grundlage der Bekanntmachung der Sivil⸗Staatsminiſterien vom 28. April 1901 
unter beſonderer Verückſichtigung des Dienftes bei den Juſtizbehörden. 


Von Th. von der Pfordten, 


Kgl. Landgerichtsrat in München. 
8°. Preis kartonniert Mk. 1.80. 


Der Erfolg dieſer Schrift, deren 1. Auflage innerhalb weniger Monate vergriffen war, ift wohl Haupt: 
ſächlich darauf zurückzuführen, daß ſie dem Leſer Belehrung in unterhaltender und erheiternder Form ron 
Durch Anführung zahlreicher Beiſpiele aus der Praxis des Alltagslebens wird gezeigt, zu welchen Abſo 
lichkeiten die bureaukratiſche Umſtändlichkeit und der Mangel an Sorgfalt im Gebrauche der Sprache hre 
Die Schrift iſt aus der Erkenntnis hervorgegangen, daß hier gründlich Wandel geſchaffen werden muß, wenn 
nicht das Anſehen des Beamtenſtandes Schaden leiden ſoll. 


In der jetzt vorliegenden neuen Auflage ſind verſchiedene Abſchnitte weſentlich erweitert worden, neu einge $z 
fügt find die Bekanntmachungen über die Entlaſtung der Richter von Schreibarbeit und über die Abfaſſung der Urteile 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Leipziger 
für Handels-, Konkurs- 


Dr. A. Düringer 


. Reichsgerichtsrat 


| III. Jahrgang. 


9 


Abhandlungen 


folgen einer ee der Vorschriften des 8 182 
| Abs. 1 HGB. 

. Breit, Dr. James, Rechtsanwalt in Dresden, Geschmacks- 
mustergesetz und Kunstschutzgesetz. Eine Replik. 


Goldmann, Dr. Ludwig, Rechtsanwalt in München, Bindung des 


meinschuldners, künftige Eigentümergrundschulden 
nicht geltend zu machen. 


Berliner, Dr. iur., Sekretär der k. k. priv. Lebensversicherungs- 
gesellschaft Oesterr. Phönix in Wien, Die eee 
rung zugunsten Dritter. (Schluss.) 


Å 
v- 


i Mitteilungen und Erörterungen: 


Heine, Rechtsanwalt, Bielefeld, Zum Begriff der Zahlungs- 
einstellung. 

Levetzow, Dr., Rechtsanwalt, Berlin, Zur Frage der Kosten- 
garantie in Versicherungsprozessen, 


Zeitschrift 


E. Halbjährlich 6 Hefte in Quartformat. 
= Jahrgang I/II (1907/08) eleg. in Ganzi. gbd. zusammen Mk. 32.—. 


Riesser, Dr., Geh. Justizrat, Professor in Berlin, Die Rechts- | 


Konkursverwalters an formlose Zusagen des Ge- 


und Versicherungsrecht 


herausgegeben von 


Dr. E. 


Professor der Rechte in Leipzig 


H. Könige 


Reichsgerichtsrat 


Jaeger 


Preis halbjährlich Mk. 10.—. 


Inhalt der Nummer 5 (80 Spalten): = 


Grünebaum, OLGRat, Hamm i. W., Zur Frage des Uebergangs 


von Schadensersatzansprüchen auf Grund der Un- 
fallyersicherungsgesetze. 


Nissen, Dr., Justizrat, Hirschberg i. Schl, Handaktenretentions- 


recht des Anwalts im Konkurse des Auftraggebers. 


Deumer, Dr. Rob., Leigzig, Pfändungspfandgläubiger und 
Schuldner als Konkurrenten im Konkurse des Dritt- Ye 


schuldners bei der Pfändung von Wertpapieren. 


Aus der Rechtsprechung: 
I. Rechtssätze des Reichsgerichts. 


II. Entscheidungen, 


Reichsgericht. 
Oberlandesgerichte. 
Landgerichte. 


| Kurze Bücheranzeigen. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


ift der obenſtehend abgebildete 


= Sammeltajten = 


der Seitſchrift für Rechtspflege in Sone | 


Seine beſonderen Vorteile ſind: 
Aeußerſt praktiſche Form: Die Mumme 


liegen ohne weiteres griffbereit zum Herausnehmen. 


Staubfreie Aufbewahrung der erſcheinenden 


Nummern und größte Ordnung. 


Gediegene Ausführung (teilweiſe in Holz), 
daher nur einmalige Anſchaffung auf Jahre hinaus. 


Eine Sierde für jeden Schreibtiſch 


>y 


Demnächſt erſcheint: Br 


Automobilhaftpflieht⸗Geſetz 


mit Vollzugsvorſchriften und Ausführungsbeſtimmungen = 


von 


Philipp Seuffert 


Rechtsanwalt in München 


Gebd. in Ganzleinen ca. Mk. 2. — 


Das Reichsgeſetz über die Haftpflicht der Automobilbeſitzer iſt in weiten Kreiſen mit 
Spannung erwartet worden. Die Anwendung und Auslegung des Geſetzes iſt aber erſt möglich, 
wenn die Vollzugsvorſchriften des Bundesrats und die Ausführungsbeſtimmungen der ein⸗ 
zelnen Bundesſtaaten erlaſſen ſind. Die Seuffert'ſche Ausgabe wird ſowohl die Vollzugs⸗ 
vorſchriften wie die Ausführungsbeſtimmungen der größeren Bundesſtaaten enthalten. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München u. Berlin 


Soeben erſchien: 


Kommentar zum Beamtengeſe 


mit den Ausführungs- und Vollzugsvorſchriften ſowie dem 


Richter⸗Disziplinargeſetz und der Gehaltsorönung, 


herausgegeben von 


Dr. Max Reindl, 


Regierungsrat im Verkehrsminiſterium. 
1. Lieferung (5 Bogen) gr. 8°. Mk. 1.80. 


Die durchgreifende Neugeſtaltung der Rechtsverhältniſſe der Beamten im neuen Beamtengeſetz macht eime 
tiefgehende Erläuterung feiner Vorſchriften erforderlich. Nur an der Hand eines ausführlichen Kommentars, wi 
er hier aus ſachkundiger Feder geboten werden ſoll, wird es möglich fein, den mannigfachen Schwierigkeiten des neuen 
Rechtszuſtandes zu begegnen. Der Verfaſſer ift durch frühere Veröffentlichungen auf dem Gebiete des Beamtenxechts 
bereits bekannt geworden, ſodaß auch in dieſem, feinem neueſten Werke ein ſchätzenswertes Hilfsmittel für die Mus: 
legung des Geſetzes erwartet werden darf. Bm 

Gegenüber anderen, ſchon jetzt erſchienenen Ausgaben, die die Vollzugsbeſtimmungen nur bis Ende 1908 be: 
rückſichtigen konnten, wird der Reindl'ſche Kommentar die ſämtlichen Ausführungs⸗ und Vollzugsvorſchriften 
Pin wi DUB in dem Werke das geſamte Material über das neue Beamtenrecht vereinigt 

ein wird. 
Das Werk wird bei einem Umfang von etwa 25 Bogen ca. Mk. 10.— koſten. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin F 
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München, den 15. Juni 1909. 


Serausgegesen von J. ý ** EN 2 1 
au weiber Mer ag 
Th. von der Pfordten in Bayern (Arthur Seller) d 


R. Landgerichtsrat, verw. im K. Bayer. » 1 
Staats miniſterlum der Juſtlz. München und Serti = 1 
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* | Inhalt: 
Abhandlungen; Seite Mitteilungen aus der Praxis: 


Den] ffert, Rechtsanwalt in München, Die neuen Haftpflicht- Löhe, Dr., Notar in Berchtesgaden, Beſitzveränderungs⸗ 
beſtimmungen für den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 241 gebühr beim Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung 


teid, Landgerichts rat in Landau (Pfalz), Das neue Aces Aus der Praxis der Gerichte HR 
Gortiſetzung) 9 r e 244 Aus der Praxis des Berihtshofs für 
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Soeben ift erſchienen: 


Das baperiſehe Fiſehereigeſetz 
| vom 15. Auguſt 1908 | 
nebſt den Dollzuasvorfchriften und der Landesfiſchereiordnung. 
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Erläutert von 


Joſeph Bleyer 


Kgl. II. Staatsanwalt in München, verw. im Staatsminiſtertum der Juſtiz. 


VIII, 288 Seiten. In Ganzleinen gebunden Mk. 5.40. 
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L, 
w, Diele Handausgabe wird dem Richter und dem Verwaltungsbeamten die Anwendung und den Vollzug des manche 
Schwierigkeiten bietenden Geſetzes erleichtern. Sie verfolgt auch den Zweck, den vielen Intereſſenten einen zuverläſſigen 
Führer zum Verſtändniſſe des Geſetzes zu bieten. Ein beſonderer Vorzug dieſer Ausgabe ift es, daß die Vollzugs⸗ 
bpiorſchriften und die neue Landesfiſchereiordnung in die Grlänterungen des Geſetzestextes verarbeitet find; 
tan wird den mit der Ausführung des Geſetzes befaßten Behörden und Beamten ein möglichſt volljtändiger 
Ueberblick über die ganze 4 iche Materie geboten. Die Einleitung behandelt das bisher geltende Fiſchereirecht 
und erläutert das Verhältnis des Fiſchereigeſetzes zum Waſſergeſetz. 
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J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


| J Schweitzer Sortiment 


(Arthur Sellier), 


Buchhandlung 
Antiquariat, Leihinstitut 


tür Rechts- und Staatswissenschaften 


Ankauf von Werken und Bibliotheken, 
Kataloge kostenfrei. 


MÜNCHEN 


Karlsplatz 29 


nächst dem Justizpalast, 


"STOEWER 


- erobert sich die Welt! 


Bernh: Stoewer À:G.Stettin. 


. 


Für Gerichte, Rechtsanwälte und 


Derwaltungsbehörden. 
Erſchienen iſt: 


Fiſchereigeſetz für Bayern 


mit den Ausführungsbeſtimmungen und 
der Landesfiſchereiordnung 


herausgegeben von 


B. O. Schmitt 


Kgl. Bezirksamtsaſſeſſor bei der Kgl. Verſicherungskammer 
in München. 


Preis gebunden Mk. 4.40. 


Zu beziehen durch alle Buchhandlungen ſowie 
den Verlag von 


J. Heß, Buchhandlung, Stuttgart Hawun gen 
E 


000006000000000 


Dr. A. Groſch, 


I. Staatsanwalt. 


Strafgeſetzbuch 


für das Deutſche Reich. 


Ergänzt durch das Geſetz vom 17. Februar 1908, betr. 
die Beſtrafung der Majeſtätsbeleidigung. 


Zum Gebrauch für Polizei⸗, Sicherheits: und 
Kriminalbeamte. 


8% IV, 219 Seiten. Gebunden Mk. 2.50. 


Empfohlen im Amtsblatte der Kgl. Bayer. Staats⸗ 
minifterien des Königlichen Hauſes und des Aeußern 
und des Innern in Nr. 9 vom 7. Mai 1908 ©. 240: 

„Das Buch iſt ausſchließlich für die Zwecke der 

„Vollzugsbeamten geſchrieben und eignet ſich daher 

„ganz beſonders zur Anſchaffung für Polizei- 

„Sicherheits⸗ und Kriminalbeamte.“ 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Celier) München 


Das Sachenrecht 


nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche und der 
Grundbuchordnung für das Deutſche Reich 


2. neubearbeitete Auflage des „Rechts der Grundſtücke“ 


Von 


Karl Maenner, 


Reichsgerichtsrat. 


Gr. 8. XII und 547 Seiten. 1906. 
Cleg. in Ganzl. gebd. Mk. 14.—. 


Juriſt. Literaturblatt 1906 Nr. 4: 


Wer ſich über das Sachen- und Liegenſchaftsrecht des geltenden 
Rechtes nach dem heutigen Stande der Rechtſprechung und des 
Schrifttums ſchnell und ſicher orientieren will, dem empfehle id 
das Studium dleſer ſyſtematiſchen Darſtellung. 
Dr. Oberned. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München u. Berlin | 


Leipziger Zeitschrift 


für Handels-, Konkurs- 


und Versicherungsrecht 


herausgegeben von 


Dr. A. Düringer 


Reichsgerichtsrat 


Halbjährlich 6 Hefte in Quartformat. 


Dr. E. Jaeger 


Professor der Rechte in Leipzig 


H. Könige 


Reichsgerichtsrat 


Preis halbjährlich Mk. 10.—. 


Jahrgang I/II (1907/08) eleg. in Ganzi. gbd. zusammen Mk. 32.—. 


Abhandlungen 
Neukamp, Dr., Oberlandesgerichtsrat ın Cöln, Bedarf die Ge- 
sellschaft mit beschränkter Haftung einer Reform ? 


Schneider, K., Oberlandesgerichtsrat in Stettin, Die Gläubiger- 
anfechtung und der 8 1124 BGB. (Veräusserung von 
Mietzinsen.) ; 


Breit, Dr. James, Rechtsanwalt in Dresden, Geschmacks- 
mustergesetz und Kunstschutzgesetz. Eine Replik. 
(Schluss.) 


l limann, Justizrat in Magdeburg, Zur Frage der Anfecht- 
barkeit von Eheverträgen, 


Mitteilungen und Erörterungen: 


Emminghaus, Dr. A., Professor, Gotha, Die Lebensversiche- 
rung zugunsten Dritter; Schenkung? 


III. Jahrgang. Inhalt der Nummer 6 (80 Spalten): 


Voss, Amtsgerichtsrat a. D., Stralsund, Die konkursmässige 


Behandlung der sog. titulierten Forderungen nach 
3 


S8 125 ff. der Konkursordnung. 


Baum, Dr. iur. Rich., Wien, Zur Sicherung des Gläubigers + 
| 


bei Diskontierung von Buchforderungen. 


Friedländer, Dr. Max, Rechtsanwalt, München, Handakten- 
retentionsrecht des Anwalts im Konkurse des Auf- 
traggebers. 


Aus der Rechtsprechung: 
I. Rechtssätze des Reichsgerichts. 
II. Entscheidungen. 


Reichsgericht. 
Oberlandesgerichte, 


Kurze Bücheranzeigen. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 
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Soeben erſchien vollſtändig: 


Kommentar m Baneriſchen Notariatsgeſetze 


vom 9. Juni 1899 
von Heinrich Kaiſenberg, nac deſſen Tode fortgeführt von Dr. Wilhelm Dennler, 


weil. K. Juſtizrat und Notar in München n K. Notar in Lauf. 
ei gr. 8°. VIII u. 493 Seiten. Preis broh. Mk. 10.50, gebd. in Halbfranz Mk. 13.—. 
Urteil: | 


Mit dem Kaiſenberg'ſchen Kommentar liegt ein außerordentlich wertvolles, klares und praktiſch verwendbares 


Eg 
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| 
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Werk vor, welches die Intereſſenten auf keine Frage ohne Antwort läßt. Durch die Beifügung eines ungemein forge 


fältigen und erſchöpfenden alphabetiſchen Regiſters iſt die Verwendbarkeit des Buches noch erheblich geſteigert worden. 
Als Anhang iſt dem Kommentar die Geſchäftsordnung für die Notariate vom 24. Dezbr. 1899 beigegeben und durch 
kurze Hinweiſe auf andere einſchlägige Vorſchriften ſowie auf Ergebniſſe der Rechtſprechung und der Rechtslehre iſt 
der Wert des Anhangs erhöht worden. In einem Nachtrag ſind auch die Aenderungen und Neuerungen, welche 
bezüglich der in den erſten drei Lieferungen enthaltenen Artikel ſich ergeben haben, dargeſtellt. 

Fränk. Kurier 1907 Nr. 257 vom 22./ V. 1907. 


3 J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München. 
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Demnächſt erſcheint: 


Das Weingeſetz 


vom 7. April 1909 


mit den Vollzugs vorſchriften 


Otto Soeller 


II. Staatsanwalt in Landau (Pfalz). 
ca. 8. Bogen. Gebd. in Ganzleinen Mk. 2.—. 


Der Verfaſſer iſt infolge ſeiner Tätigkeit an einem Landgerichte, bei dem in den letzten Jahren 
eine große Zahl umfangreicher Weinprozeſſe verhandelt wurden, in erſter Linie zur Erläuterung des 
Weingeſetzes berufen. Die Ausgabe wird erſt erfolgen, wenn die beim Weingeſetz beſonders wichtigen 
Vollzugs vorſchriften des Bundesrats vorliegen. Dieſe werden vorausſichtlich im Sommererſcheinen, 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München u. Berlin 


Zur Grundbuchanlegung! 


Demnächſt erſcheint in 2. neubearbeiteter Auflage Vollſtändig liegt vor: 
Steiner, Kgl. Amtsrichter Meikel, Gg., 


Geſetz über die Kgl. II. Staatsanwalt in München. 


Zwangsberſteigerung und 
die Zwangsverwaltung Grundbuchordnung 


vom 24. März 1897 für das Deutſche Reich | 


unter beſonderer Berückſichtigung des bayeriſchen 

Ausführungsgeſetzes und der einſchlägigen Vollzugs⸗ 

vorſchriften nebſt Anhang: enth. Beiſpiele und 
gebührenrechtliche Beſtimmungen. 


unter beſonderer Berückſichtigung des bayeriſchen 
Ausführungsgeſetzes und der einſchlägigen Voll⸗ 
zugsvorſchriften 2c. 


= gr. 8. Preis in Ganzleinen ca. Mk. 10.—. = gr. 8°. 520 Seiten. Preis in Ganzin. gebd. Mk. 12.50. 


J. Schweitzer Verlag Arthur Sellier) München und Berlin 
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München, den I. Juli 1909. | 5. — 


Zeitfhrift für W J 


Herausgegeben von Verlag von 


Ch. von der Pfordten | in Al EIN | a. S eee Bertas 
Landgerichtsrat, verw. im K. Bayer. (Arthur Sellier) 


Staats miniſterlum der Jufti. München und Herlin 


Die Zeitſchrift erſcheint am 1. und 15. jeden Monats , Redaktion und Expedition: München, Lenbachplatz 1 
Umfange von mindeſtens 2 Bogen. Preis vierteljährlich A ,  : Inſertionsgebühr 30 Pfg. für die halbgeſpaltene bee, 
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Poſtanſtalt. . 20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunft. RO 


Abhandlungen: 
ert, u. Staatsanwalt in München, Zur Reform des baye- N eee * 
riſchen Enteignungsrechtes Aus der Praxis des e für | 


zuffert, Rechtsanwalt in München, Die neuen Haftpflicht⸗ Kompetenzk likt 
ieee für den Verkehr mit Kraftfahrzeugen H W $ 
(Schluß) Literatur 
1 ich, Landgerichtsrat e (Pfalz), das neue e Beingef b 
(Sch )) 8 Notizen: 
Mitteilungen aus 805 % raris: Die Verrechnung der Poſt⸗, Telegramm- und e 


A ttinger, Nechtsanwalt in Nürnberg, Zur Erhöhung der gebühren bei den Juſtizbehörden 
Rechtsanwaltsgebühren Sprachecke des Allgemeinen Dent 
zneickert, Dr., Kriminalkommiſſar in Berlin, Welche An⸗ Sprachvereins: i = 
eee e den eee des Der Sprachverein als e gi geſeben und P 
ee! . 273 Verordnungen . 280 


Die Nummern 14 und 15 ſowie 16 und 17 werden mit Rückſicht auf die Gerichtsferien zu je einer 
eee eee von größerem Umfange vereinigt, die Ende Juli und Ende Auguſt erſcheinen werden. 


Soeben erſchien in 2. neubearbeiteter Auflage 


Steiner, Kgl. Amtsrichter, Geſetz über die 
Swangsverſteigerung und die 
Swangsverwaltung vom 24. März 1897 


unter beſonderer Berückſichtigung des bayeriſchen Ausführungsgeſetzes und der einſchlägigen 
Vollzugsvorſchriften nebſt Anhang enth.: Beiſpiele und gebührenrechtliche Beſtimmungen. 
| gr. 8%. Preis in Ganzleinen Mk. 11.80, 


I. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Demnächſt erſcheint: 


Automobilhaftpflieht⸗Geſetz 


mit Vollzugsvorſchriften und Ausführungsbeſtimmungen 


von 


Philipp Seuffert 


Rechtsanwalt in München 


Gebd. in Ganzleinen ca. Mk. 2.— 


Das Reichsgeſetz über die Haftpflicht der Automobilbeſitzer iſt in weiten Kreiſen mit 
Spannung erwartet worden. Die Anwendung und Auslegung des Geſetzes iſt aber erſt möglich, 
wenn die Vollzugsvorſchriften des Bundesrats und die Ausführungsbeſtimmungen der ein⸗ 
zelnen Bundesſtaaten erlaſſen ſind. Die Seuffert'ſche Ausgabe wird ſowohl die Vollzugs⸗ 
vorſchriften wie die Ausführungsbeſtimmungen der größeren Bundesſtaaten enthalten. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München u. Berlin 


Vor kurzem erſchien: 


Die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches über die 


Viehgewährſechaft 


nebſt der hierzu ergangenen Kaiſerlichen Verordnung vom 27. März 1899 


Erläutert von 


Chr. Meisner 


Rechtsanwalt in Würzburg 
2., vollſtändig umgearbeitete Auflage 


8% VIII, 202 Seiten. In Leinen gebunden mk. 4.—. | 

| Seit Erſcheinen der 1. Auflage (1900) haben Wiſſenſchaft und Rechtſprechung auf Grund des neuen 
bürgerlichen Rechts unabläſſig und erfolgreich auch am Ausbau der Beſtimmungen über die Viehgewähr⸗ 
ſchaft gearbeitet. Eine vollſtändige Neugeſtaltung des Werkes war deshalb notwendig. Die vorliegende 
2. Auflage bietet jetzt nicht nur die neueſte, ſondern wohl auch die umfaſſendſte Darſtellung des ſchwierigen 


und an ſich unüberſichtlichen Rechtsſtoffes. Die Vertrautheit des Autors mit dem praktiſchen Leben zeigt 
auch die neue Auflage. wo 


— „ 


J. Schweitzer verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


a aae 
- 


Leipziger Zeitschrift 


für Handels-, Konkurs- und Versicherungsrecht 


herausgegeben von 


Dr. A. Düringer Dr. E. Jaeger H. Könige 


Reichsgerichtsrat Professor der Rechte in Leipzig Reichsgerichtsrat 


Halbjährlich 6 Hefte in Quartformat. Preis halbjährlich Mk. 10.—. 
Jahrgang I/II (1907/08) eleg. in Ganzl. gbd. zusammen Mk. 32.—. 


III. Jahrgang. Inhalt der Nummer 6 (80 Spalten): 


| Abhandlungen | Voss, Amtsgerichtsrat a. D., Stralsund, Die konkursmässige 1 
Neukamp, Dr., Oberlandesgerichtsrat in Cöln, Bedarf die Ge- Behandlung der sog. titulierten Forderungen nach i 
= sellschaft mit beschränkter Haftung einer Reform? 
Baum, Dr. iur. Rich., Wien, Zur Sicherung des Gläubigers 
bei Diskontierung von Buchforderungen. 
Friedländer, Dr. Max, Rechtsanwalt, München, Handakten- 
retentionsrecht des Anwalts im Konkurse des Auf- 
traggebers. 


ss 125 ff. der Konkursordnung. 4 
| 


Schneider, K., Oberlandesgerichtsrat in Stettin, Die Gläubiger- 
anfechtung und der § 1124 BGB. (Veräusserung von 
Mietzinsen.) 


- 
| 


| 
B reit, Dr. James, Rechtsanwalt in Dresden, Geschmacks- 
mustergesetz und Kunstschutzgesetz. Eine Replik. 


j Aus der Rechtsprechung: 


| 

f 

| 

| 

| 

(Schluss.) | 

| I. Rechtssätze des Reichsgerichts. ` 1 


Ullmann, Justizrat in Magdeburg, Zur Frage der Anfecht- 
barkeit von Eheverträgen. 


II. Entscheidungen, 3 | 
1 
Reichsgericht. 


Mitteilungen und Erörterungen: Oberlandesgerichte. 


imminghaus, Dr. A., Professor, Gotha, Die Lebensversiche- 
* - 
rung zugunsten Dritter; Schenkung? 


Kurze Bücheranzeigen. 


“ 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


9 92 
Die neuen Amſechläge 
ir poſtamtlich zuzuſtellende Briefe von R. Kollmar brechen ſich langſam aber ſicher Bahn, nachdem eine größere Anzahl 


gerichte, Gerichtsbeamte, Magiſtrats⸗ und aber det der e dieſelben wiederholt bezogen und die Ueberzeugung gewonnen 
at, daß jo mancher Mißſtand im Zuſtellungsweſen mit der Verwendung unzureichender Umſchläge in urſächlichem Zuſammen⸗ 
ang ſteht und daß die neuen Umſchläge die einzig vollkommenen dieſer Art ſowie durchaus geeignet ſind, die erwähnten 
üßſtände dauernd zu beſeitigen. Die Vorzüge der neuen Umſchläge gegenüber den bisher allgemein gebräuchlichen ba 
srin, daß die beigegebene Urkunde in der unteren Hälfte des Umſchlages ſicher und feſtliegend verwahrt ift, — ohne es 
uklebens an die Verſchlußklappe zu bedürfen — und daß der Brief dem beſtellenden Poſtboten als amtlich zuzuſtellender 
ort in die Augen fällt. Wer fernerhin das durch Erſuchen der Poſtanſtalten um Wiederholung der Zuſtellung oder durch 
lachfordern ausgebliebener Urkunden entſtehende läſtige und unnötige Schreibwerk vermeiden will, der verwende verſuchs⸗ 
geiſe Kollmars Umſchläge und er wird die Erfahrung machen, daß die zuzuſtellenden Briefe in der Tat amtlich behändigt 
jerden und die abgejandten Urkunden vollzogen an den Abſender zurückgelangen. Von vielen über die Bewährung von 
ollmars Umſchlägen vorliegenden Gutachten ſei nur dasjenige der Großh. badiſchen Staatsanwaltſchaft in Karlsruhe vom 
2. Oktober 1907 veröffentlicht: Mo 
„Die von den d de b e Anſtalten zu Bethel bezogenen R. Kollmars Umſchläge für zuzuſtellende Briefe 

ſind die praktiſchſten, die wir bisher kennen gelernt haben. Wir beabſichtigen in Zukunft nur orele ihrer Ein⸗ 

i fachheit 907 zweckentſprechenden Beſchaffenheit halber zu verwenden. Die allgemeine Einführung derſeben wäre nur 

zu begrüßen“. ; i 

Auf Anregung des Reichspoſtamts hat der Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts die Bundesregierungen auf die Bezugs- 
uele der neuen Umſchläge aufmerkſam gemacht: die Buchbinderei der Anſtalt Bethel bei Bielefeld, bei welcher die Gut⸗ 
ur Einſicht ausliegen. | | 


DEE 
— 


chten z 
8. J 


En b 


Die neubearbeitete 5. und 6. Auflage 


von 


Staudingers Kommentar zum 9099 


beginnt zu erſcheinen. 


Zunächſt werden ausgegeben: 


l. Lieferung: Band III, Lieferung 1: Sachenrecht SS 854—873, erläutert von | 
K. Kober). Lex. 8° (5 Bogen) Mk. 1.80. 


2. Lieferung: Band I, Lieferung 1: Einleitung, Allgemeiner Sen 
SS 1—12, erläutert von Dr. Th. Loewenfeld. Lex. 8° (5 Bogen.) Mk. 180 


Die neue Auflage wird Literatur und Rechtſprechung mit der am Staudingerſchen Kommentar gewohn⸗ 
ten Sorgfalt und Umſicht bis auf die neueſte Zeit verwerten. Die Überſichtlichkeit und Klar heit de 
Darſtellung noch mehr herauszuarbeiten, wird das beſondere Ziel der 5./6. Auflage fem. | 
Zunächſt werden die Bände I und III (Allgemeiner Teil, Sachenrecht) in Angriff genommen. Die 
neue Auflage dieſer Bände wird im Jahre 1909 vorausſichtlich vollendet. Von Band II und Band I 
wird die erſte Lieferung im Herbſt ausgegeben. Die neue Auflage der übrigen Bände wird im Laufe 
des Jahres 1910 herauskommen. Das Werk erſcheint in Lieferungen, die ab Lieferung 3 nur größere 
Partien bringen werden. 
Welch beiſpielloſer Erfolg dem Werk beſchieden ift, ergibt fih ſchon daraus, daß auch die 3/4. Auflage 
des Kommentars, wie ihre Vorgängerinnen, unmittelbar nach der Vollendung ſchon faſt vollſtändig 
in allen ihren Teilen vergriffen ift. Er konnte erzielt werden, weil Staudingers Art und Kommen 
tierungskunſt dem deutſchen Juriſten, insbeſondere dem Praktiker, am beſten entſpricht. 


Die 3.4. Auflage 
wurde mit der 22. Lieferung vollſtändig, die den Schluß des VI. Bandes (Einführungsgejeh) 
und den VII. Band (Alphabetiſches Geſamtregiſter) enthielt. Zu haben iſt nur noch 
Band VI / VII, broſch. Mk. 17.50, geb. Mk. 20.—. 


Die 1. Lieferung und Proſpekte zur 5./6. Auflage durch jede Buchhandlung. 


J. Gchweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berl | 
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München, den 20. Juli 1909. 


hrift für Rechtspflege 


Herausgegeben von Verlag von 


r % 
Th. von der Pfordten I N ern 2. Schweitzer Verlag 
K. Landgerichtsrat, verw. im K. Bayer. (Arthur Sellier) . 


Staats miniſterium der Jufti. München und Berlin. 


i Die Zeltſchrift BES am 1. und 15. jeden Monats D . Redaktion und Expedition: München, Lenbachplatz 1 
im Umfange von mindeſtens 2 Bogen. Preis vierteljährlich : . Inſertionsgebühr 30 Pfg. für die halbgeſpaltene Peti eleg 
Mk. 3.—. Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und . : oder deren Raum, Bei Wiederholungen Rabatt. Stellenanzeigen 
Boftanfalt, . 20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunft. 


Inhalt: 


ee ; 155 e in München, Das Geſetz >> Schiebermait, II. Staatsanwalt in Nürnberg, Zur Frage der 3 3 
über die Sicherung der Bauforderungen . . 281 Vorrechte der Mitglieder des bayeriſchen Landtags 

ng aber den Meine 85 Sragen zur 287 Aus der Praxis der Gerichte 

tend 15 amper is Sene der deutschen 55 Hier 


Mm itteilungen aus der tee Notizen: 


Erhard, Kriegsgerichtsrat in Regensburg, Beſtrafung der Rechtshilfeverkehr mit dem Auslande 
von Zivilperſonen im militärgerichtlichen Er⸗ | 
| fee begangenen Ungebühr h 


4 een 


nt tide Ched 80 m Eheſcheidungsrecht 


unter Berückſichtigung der Haager internationalen Privatrechtsabkommen vom 12. Juni 1902 


von 


Karl Sauer I 
Kgl. Landgerichtsrat in Würzburg 1 


| XII u. 778 Seiten. Gleg. in Ganzleinen geb. Mk. 16.—. | uf 


Das vorliegende Werk greift aus dem deutſchen bürgerlichen Rechte einen überaus wichtigen Teil heraus, 
| der nunmehr infolge des Inkrafttretens der Haager internationalen Abkommen über Eheſchließung und Ehe⸗ 4 
ſcheidung eine erhöhte Bedeutung gewonnen hat. D 
E Der Verfaſſer Hat fiH zur Aufgabe gemacht, den geſamten die Schließung, Nichtigkeit, Anfechtung und 
Scheidung der Ehe umfa ere Rechtsſtoff unter fortwährender Berückſichtigung der in der Theorie erörterten 
Streitfragen und der tſprechung in leicht verſtändlicher Weiſe zu erläutern, zu beleuchten 119 durch zahlreiche, 
dem Alltagsleben und der Gerichtspraxis entnommene Beiſpiele zu beleben. 7 
Das Buch iſt in erſter Linie für die Praxis beſtimmt und dürfte ſowohl dem Standesbeamten und Ver⸗ A 
waltungsbeamten wie dem Rechtsanwalt und Richter ein willkommenes Hilfsmittel fein, das ihnen bald unent⸗ i 
behrlich werden wird. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


8. Schwab, K. Amtsrichter in Schwabach. 
Grundriß des 


materiellen Liegenſchaftsrechts 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs 


Unter Berückſichtigung der bayeriſchen Ausführungs⸗ 
und Uebergangsvorſchriften. 


Gr. 8%. (88 Seiten). Preis gebunden in Ganzleinen 
Mk. 2.80. 


Augsburger Abendzeitung Nr. 310 v. 6. XI. 05. 

Was das Buch ſein will, ein Wegweiſer in das neue 
Liegenſchaftsrecht, erfüllt es auch. Die präziſe, knappe, 
ſyſtematiſche Darſtellung der Vorſchriften über das materielle 
Liegenſchaftsrecht unter Berückſichtigung des landesrecht⸗ 
lichen Teils iſt für den Lernenden von Wert; ſie ermöglicht 
aber auch dem Praktiker eine raſche, ſyſtematiſche In⸗ 
formation. Und deshalb iſt der Grundriß auch für den 
bayeriſchen Grundbuchverkehr ein recht brauchbarer An⸗ 
wendungsbehelf. 


F. Schweißer Verlag (Arthur Celier) München 


Empfohlen im Juſtizminiſterialblatt 1908 Nr. XII Seite 181, im Amtsblatt des Kgl. Hauſes, 
des Aeußern und des Innern 1908 Ar. 16 Seite 403 


Kommentar zum 


Bayeriſchen Waſſergeſetze 


vom 23. März 1907 
der VO. vom 1. Dezember 1907 und der Vollzugsbek. vom 3. Dezember 1907 


Dr. Theodor Harſter, 


K. Bezirksamtsaſſeſſor in Kelhelm 


„ EEE ‚ O VE = 


In 2. verbeſſerter Auflage ift erjhienen: 


Der dienſtliche Verkeht 
und die Amtsſprache. 


Auf der Grundlage der Bekanntmachung de 
Zivil⸗Staatsminiſterien vom 28. April 190 
unter beſonderer Berückſichtigung des Dienſtes bei de 

Juſtizbehörden. 


Von Th. von der Pfordten, 


Kgl. Landgerlchtsrat in München. 

8. Preis kartoniert Mk. 1.80. 
Empfohlen 

im Amtsblatt der Kgl. Staatsminiſterien de 

Kgl. Hauſes und des Aeußern und des Juneri 

1908 Nr. 16 Seite 404 

im Miniſterialblatt für Kirchen: und Schul 

angelegenheiten 1908, Nr. 24 Seite 352 

im Finanzminiſterialblatt Nr. 1 vom 

2. Februar 1908. 


Vom Kgl. Bayer. Juſtizminiſterium wurde das 
Buch für alle Gerichtsbehörden Bayerns 
angeſchafft. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) Münden 


Dr. Joſef Caſſimir, 
K. Direktionsrat im Staatsminiſter tum 
für Verkehrsangelegenheiten 


Mit zahlreichen Illuſtrationen im Text. 
XV und 922 Seiten 
Elegant in Ganzleinen gebunden Mk. 19.50. 


Dieſer grundlegende Kommentar zum Waſſergeſetz wird in jeder wichtigeren Frage zu Rate gezogen 
werden müſſen, aber auch mit Erfolg zu Rate gezogen werden können. Die ſorgfältige Erläuterung und 
Darſtellung der zahlreichen techniſchen Fragen (unter Beigabe zahlreicher Abbildungen), die ſtete erück⸗ 
ſichtigung der bisherigen Rechtsverhältniſſe, der geſamten Literatur und Rechtſprechung, ſowie die üher⸗ 
ſichtliche Einarbeitung der Vollzugsvorſchriften in die Kommentierung des eigentlichen 
Geſetzes verleihen dem Werke einen ganz beſonderen Wert. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München. 


Die neubearbeitete 5. und 6. Auflage 


von 


Standingers Kommentar zun BO. f 


beginnt zu erſcheinen. 


| 7 Zunächit werden ausgegeben: 


1. Lieferung: Band II, Ent: Sachenrecht §§ 854—873, erläutert von 
. K. Kober). Lex. 8° (5 Bogen) Mk. 1.80. | 


| , Lieferung: Band I, Lieferung 1: Einleitung, Allgemeiner Teil 
1 SS 1—12, erläutert von Dr. Th. Loewenfeld. Lex. 8° (5 Bogen.) Mk. 1.80. 


| Die neue Auflage wird Literatur und Rechtſprechung mit der am Staudingerſchen Kommentar gewohn⸗ 
| ten Sorgfalt und Umſicht bis auf die neueſte Zeit verwerten. Die Überſichtlichkeit und Klarheit der 
| Darſtellung noch mehr herauszuarbeiten, wird das beſondere Ziel der 5./6. Auflage fein. 


Zunächſt werden die Bände I und III (Allgemeiner Teil, Sachenrecht) in Angriff genommen. Die 
neue Auflage dieſer Bände wird im Jahre 1909 vorausſichtlich vollendet. Von Band II und Band IV 
wird die erſte Lieferung im Herbſt ausgegeben. Die neue Auflage der übrigen Bände wird im Laufe 
des Jahres 1910 herauskommen. Das Werk erſcheint in Lieferungen, die ab e 3 nur größere 
| Partien bringen werden. 


Welch beiſpielloſer Erfolg dem Werk beſchieden iſt, ergibt ſich ſchon daraus, daß auch die 3./4. Auflage 
| des Kommentars, wie ihre Vorgängerinnen, unmittelbar nach der Vollendung ſchon faſt vollſtändig 
in allen ihren Teilen vergriffen iſt. Er konnte erzielt werden, weil Staudingers Art und Kommen⸗ 
tierungskunſt dem deutſchen Juriſten, insbeſondere dem Praktiker, am beſten entſpricht. 


Die 3./4. Auflage 
wurde mit der 22. Lieferung vollſtändig, die den Schluß des VI. Bandes (Einführungsgeſetzm) 
| und den VII. Band (Alphabetiſches Geſamtregiſter) enthielt. Zu haben ift nur noch 
Band VI / VII, broſch. Mk. 17.50, geb. Mk. 20.—. 


Die 1. Lieferung und Proſpekte zur 5./6. Auflage durch jede Buchhandlung. 


inben und Berlin 


3. &hweiber Verlag Arthur Sellier) Mi 
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{ 


Soeben erſchien: Ber 


Sehweitzers Jettelausgabe Nr. 5 


mit den Geſetzen betr. Aenderungen 


„BGB. GVG. 3 O. 


des Gerichtskoſtengeſezes und der Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 


Inhalt: 
Geſetz, betr. Aenderungen des § 833 des Bürgerlichen Geſetzbuches vom 30. Mai 1908 
Vereinsgeſetz vom 19. April 1908 $ 22, betr. Aenderung des § 72 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
Geſetz, betr. Aenderungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeßordnung, des Gerichtskoſtengeſetes und 
der Gebührenordnung für Rechtsanwälte vom 1. Juni 1909. 


Preis 30 Pfg. 


IJ. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 
DR: HANS GROSS, 


O. G. PROFESSOR DES STRAFRECHTS AN DER KARL-FRANZENS-UNIVERSITÄT GRAZ. 


HANDBUCH FÜR ÜNTERSUCHUNGSRICHTER 
SYSTEM DER KRIMINALISTIK 


5., umgearbeitete Auflage. Mit 138 Abbildungen im Text. 
2 Teile. (XXIV u. 1053 Seiten.) Broschiert Mk. 18.—. Gebunden in Ganzleinen Mk. 20. 


Dieses grundlegende Werk, das fast in alle Kultursprachen übersetzt ist, gehört in die Hand eines 
jeden, der mit Kriminalsachen zu tun hat. Die vorliegende 5. Auflage wurde wieder umgearbeitet und 
vermehrt, sodass sie auch den Besitzern früherer Auflagen wesentlich Neues bietet. 


Aus Urteilen über die 4. Auflage: 


Zentralblatt für Rechtswissenschaft. XXIV 1. 4 
— — — ein Werk, das äusserlich und innerlich gewachsen, das einzig in seiner Art ist und 

bisher von keinem anderen erreicht, geschweige denn übertroffen wird. —— ` Appelius. 
Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. XVII S. 189. 
Das Handbuch von Hans Gross hat kaum mehr eine Empfehlung nötig, E unschätzba re 

Werk gehört längst zum täglichen Handwerkszeug des Kriminalisten — — — — 


— 
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München, den 20. Auguſt 1908. 5. Aung 


hrift für daher 


* Herausgegeben von Verlag von 


©. von der Pfordten in Anl en 2. Schweitzer deres 
Lenne verw. im K. Bayer. (Arthur Sellier) Tb 


 GStaatsminifterium der Juftiz. Münden und Berlin, 4 | 
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Redaktion und Expedition: München, Lenbachplatz 1. Ri 
Inſertlonsgebühr 30 Pfg. für die halbgeſpaltene ange 
oder deren Raum. Bel Wiederholungen Rabatt. Stellenanze geng 
20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunft. 


Die Zeltſchrift erſcheint am 1. und 15. jeden Monats 

r Umfange von mindeſtens 2 Bogen. Preis vierteljährlich 

Wanda. Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und 
oſtanſtal 


Inhalt: 


3 


Abhandlungen: Seite 


8 lorack, Dr. iur., Bankbeamter in Düſſeldorf, Ueber Haftung Aus der Praxis der Gerichte 
und Erſatzanſprüche aus dem Scheck verkehr. 309 81 
Friedländer, Dr., Rechtsanwalt in München, Das Geſetz teratur 


über die Sicherung der Bauforderungen (Fortſ.) 315 


E Notizen: 
Rer mmer, Dr., Kgl. 5 in Paſſau, Die nen 
other 321 Das Aerea ni den rb g Staaten von 
T itteilungen aus 59 7 nen 23. Februar 1909 N lichen Rechtsſchutz vom 
Ste idle, Dr., Kriegsgerichtsrat in München, Zum Schwur⸗ Die amtliche Feſtſtellung des Wertes der Grundſtücke 
gerichtsproblem 329 Die Praxis der geprüften Rechtspraktikanten 
Pramberger, Amtsrichter in Eichſtätt, Zu Art. 105 SICHER: 331 | Der Verkehr der SUN OSS n mit den r Gemeinde- 
ese Dr., Rechtsanwalt in Freiburg i. Br., Wee ar behörden 


gang zum Geſchaftslol . 333 


D 


Soeben wurde ausgegeben: 


= Bivilprozehordnung für das Jentie Reid) 


4 In der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 mit den 
| Abänderungen der RG. vom 5. Juni 1905 und vom 1. Juni 1909 
| 
| 
| 
| 
| 
| 


; mit 14 Nebengeſetzen 
2 ö Tert = Ausgabe mit Verweiſungen und ausführlichem Sachregiſter. 


Taſchenformat. XII und 450 S. Eleg. in blau Leinen geb. Mk. 2.— 


f. Die vorliegende ZPO.⸗Ausgabe bringt alle Geſetze in der Faſſung, die fie durch die Novellen von 1898, 
* 1905 und 1909 erhalten haben. Bei der ZPO. ſind die Paragraphen der alten Faſſung in Klammern angegeben. 
Von der ſonſt üblichen Kenntlichmachung der bisherigen Aenderungen durch verſchiedenartigen Druck wurde 
aus Gründen der Ueberſichtlichkeit bei unſerer Ausgabe abgeſehen. Dagegen ift bei den einzelnen Para⸗ 

A graphen erſichtlich gemacht, durch welche Novellen fie geändert, ergänzt oder eingefügt worden ſind. Die bei 
E jedem Paragraphen angebrachten Fußnoten mit Verweiſungen ſind ein wertvoller Behelf beim Nachſchlagen. 
Außer den wichtigſten Nebengeſetzen der ZPO. bringt unſere Ausgabe auch die in keiner anderen Textausgabe 
abgedruckten Haager Abkommen über den Zivilprozeß. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Demnächſt erſcheint: 
Kahn, Dr. Jul., 
Juſtizrat, Syndikus der Handelskammer für Oberbayern e 


Meichs- Geſez gegen den unlauteren Wettbewerb 


In der Faſſung vom 7. Juni 1909. 
2. Auflage 


bearbeitet von 


Dr. Chriſtian Weiß 


Ratsaſſeſſor in Nürnberg. 


8. In Ganzleinen gebd. ca. Mk. 3.—. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Soeben erſchien: 


Schweitzers Hettelausgabe Nr. ð 


mit den Geſetzen betr. Aenderungen 


BGB. GVG. ZPO. 


des Gerichtskoſtengeſetzes und der Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 


) Inhalt: 
Geſetz, betr. Aenderungen des § 833 des Bürgerlichen Geſetzbuches vom 30. Mai 1908 
Vereinsgeſetz vom 19. April 1908 § 22, betr. Aenderung des § 72 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
Geſetz, betr. Aenderungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeßordnung, des Gerichtskoſtengeſetzes und 
der Gebührenordnung für Rechtsanwälte vom 1. Juni 1909. 


Preis 80 Pfg. 


IJ. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Der 
Staatskonkurs. 
Eine Anleitung für Rechtspraktikanten 


Th. von der Pfordten. 


2. verbeſſerte Auflage. 
8. Broſchiert Mk. —. 60. 


ehen t „. Höchaktuell! 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Cellier) München 


— Luftſchiffahttsrehl 


115 BRAUSE CN 
112 ISERLOHN 


— 


P 


Brause-Feder No. 112, berühmte Bürofeder, hoch- 
elastisch und dauerhaft. Grs. M. 2.—. Zu beziehen 
durch die Schreibwarenhandlungen. 


Schleip, Dr. jur. Joſef 
Das petitionsrecht des Dr. Chriſtian Meurer 


von 


Profeſſor der Rechte an der Univerſität Würzburg, f 


gr. 8e. 41 S. Mk. 1.50. 


bayeriſchen Landtags 
im Sinne des Tit. VII 8 19 der Verf.⸗Urk. 


| 5 26. Mai 12 5 g Die Luftſchiffahrtsfrage ſteht heute im Vordergrunde 
Eine hiſtoriſch-dogmatiſche Studie. des Intereſſes. Je mehr die Eroberung der Luft 
Gr. 8. IV, 121 S. Broſchiert Mk. 3.20. aber gelingt, deſtomehr tritt die Luftſchiffahrt in 
Beziehungen zum Recht. Dieſe Schrift gibt eine 

, - überfichtliche Darſtellung des jetzigen Rechtszuſtandes 
Scheppler, Dr. jur. Franz in privats, ſtaats⸗, ſtraf⸗, und kriegsrechtlicher 


Die Alimentationspflicht || e 1 en ben 2a em 
der Ehegatten. J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) 


Gr. 8°, VIII, 43 S. Broſchiert Mk. 1.60. München und Berlin 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) 


münchen und Berlin 0000 7 75 OO OO O © 


J. Schweitzer Sortiment (Arthur Sellier) München, Lenbachplatz I 
Buchhandlung, Antiquariat und Leihinstitut für Rechts- und Staatswissenschaften 
liefert alle kauft stets 


n dieser Zeitschrift angezeigten ganze juristische Bibliotheken und 
und besprochenen Werke. einzelne Werke. 


nent, c 


Schweitzers (blaue) Textausgaben mit — 


Demnächſt erſcheint: 


Das Weingeſetz 


vom 7. April 1909 


mit den Vollzugsvorſchriften 


Von 
Otto Soeller 
II. Staatsanwalt in Landau (Pfalz). 
ca. 8. Bogen. Gebd. in Ganzleinen ca. Mk. 2.—. 


Der Verfaſſer iſt infolge ſeiner Tätigkeit an einem Landgerichte, bei dem in den letzten Jahren 
eine große Zahl umfangreicher Weinprozeſſe verhandelt wurden, zur Erläuterung den Wein⸗ 
geſetzes wohl berufen. Die Ausgabe wird erſt erfolgen, wenn die beim Weingeſetz beſonders 
wichtigen Vollzugsvorſchriften und Ausführungsvorſchriften vorliegen. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München u. Berlin 


Es erſchien in 2. neubearbeiteter Auflage 


Steiner, Rol I. Staatsanwalt Geſetz über die 


Swangsverſteigerung und die 
Swangsverwaltung vom 24. März 1897 


unter beſonderer Berückſichtigung des bayeriſchen Ausführungsgeſetzes und der einſchlägigen 
Vollzugsvorſchriften nebſt Anhang enth.: Beiſpiele und gebührenrechtliche Beſtimmungen. 


gr. 8°. Preis in Ganzleinen Mk. 11.80, 


da a. TE wird das Buch, das eine gefchloffene Kommen 
Augsb. Abendzeitung tierung des reichs⸗ und landesrechtlichen Stoffes bringt, ein vorzügliches Hilfsmittel 
für den Arbeitstiſch der Praxis werden. Ein beſonderer äußerer Vorzug if feine 
Ueberſichtlichkeit. Seinen inneren Vorzug bildet die ſtetige Berückſichtigung der 
bayerifchen Materialien bis zu den gebührenrechtlichen Fragen, der Hinweis auf die 
Fragen des Uebergangsrechts und die ſorgfältige präziſe Berückſichtigung der bisherigen 
Literatur und Rechtſprechung zum Swangsverfteigerungsgejeße in ſteter Vergleichung 
mit dem bisherigen bayerijhen Immobiliarvollſtreckungsrecht. Gerade dieſer Kontali 
zwiſchen dem ſcheidenden und dem neuen Recht wird in der Praxis bejonders an 
genehm berühren und beſonders wertvoll ſein. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


7 dä 
28 19 
München, den 15. September 1909. 


Zeitfhrift für Rechtspflege 


Herausgegeben von Verlag von 


+ 
85. von der Pfordten I N eril d. Sirot tre Verlag d 
*. L Jandgerichtsrat, verw. im K. Bayer. (Arthur Seller) 


Staatöminifterium der Juſtlz. München und Berlin. 


Die Zeitſchrift erſcheint am 1. und 15. jeden Monats 
Umfange von mindeſtens 2 Bogen. Preis vierteljährlich 
k. 3.—. Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und 
Boftanftalt. 


Redaktion und Expedition: München, Lenbachplatz 1. 
Seb des ebühr 30 Pfg. für die halbgeſpaltene Petitzelle 
oder deren Raum. Bei Wlederholungen Rabatt. Stellenanzeigen u 
20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunft. i 


Inhalt: 
Abhandlungen: Selte 
Bi ih, Dr. jur., Ratsaffefjor in Nürnberg, Das Reichsgeſetz 


Kemmer, Dr., Amtsrichter in Paſſau, Bedarf nach öfters 
reichiſchem Rechte die Ehefrau der Zuſtimmung 


gegen den unlauteren Wettbewerb . . 341 
dere In Regenaburg, Sind die vor der thebenſchuld n? E 
‚ Einftellung in oie zape nao 00 oi 2 en. © ® 
gewanderten und dort naturaliſierten Rekruten . - 
= Eee nad aeutflann buzi die ſog. Aus der Praxis der Gerichte 
ancroft⸗Verträge des Jahres vor Strafe 
geſchützt? 344 Literatur $ 
riedländer, pr., Rechtsanwalt in München, Das Geſetz Notizen: 
über die Sicherung der Bauforderungen (Schluß) 346 ô 
Mitteilungen aus der Praxis: Das 19. Jul 190 über den Zivilprozeß vom 
insheimer, Rechtsanwalt in Grünſtadt, Kann bei ſchweben⸗ uli 
a Zwangsverwaltung in das Grundſtück die Das Abkommen mit Dänemark uber Den lien 
_ Swangsverfteigerung betrieben werden? . . . 352 Schutz der Muſter und Modelle vom 12. Juni 1909 


Schweitzers (blaue) Tertausgaben 


Soeben wurde ausgegeben: 


Zibilyrozeßoroͤnung für das Deutſche Reich. 


In der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 mit den 
Abänderungen der RG. vom 5. Juni 1905 und vom 1. Juni 1909 


mit 14 Nebengeſetzen 
Text⸗ Ausgabe mit Verweiſungen und ausführlichem Sachregiſter. 


Taſchenformat. XII und 450 S. Cleg. in blau Leinen geb. Mk. 2.— 


Die vorliegende ZPO.⸗Ausgabe bringt alle Geſetze in der Faſſung, die fie durch die Novellen von 1898, 

1905 und 1909 erhalten haben. Bei der ZPO. find die Paragraphen der alten Faſſung in Klammern angegeben. 
Von der ſonſt üblichen Kenntlichmachung der bisherigen Aenderungen durch verſchiedenartigen Druck wurde 
aus Gründen der Ueberſichtlichkeit bei unſerer Ausgabe abgeſehen. Dagegen ift bei den einzelnen Para- 
graphen erſichtlich gemacht, durch welche Novellen ſie geändert, ergänzt oder eingefügt worden ſind. Die bei 
den Paragraphen angebrachten Fußnoten mit Verweiſungen ſind ein wertvoller Behelf beim Nachſchlagen. 
Außer den wichtigſten Nebengeſetzen der ZPO. bringt unſere Ausgabe auch das in keiner anderen Textausgabe 
abgedruckte Haager Abkommen über den Zivilprozeß. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


r 11 


J. Schweitzer Sortiment (Arthur Sellier) München, Lenbachpla 
Buchhandlung, Antiquariat und Leihinstitut für Rechts- und Staats wissenschaften 


| liefert alle kauft stets 
in dieser Zeitschrift angezeigten ganze juristische Bibliotheken úm 
und besprochenen Werke. einzelne Werke. 


„Association Berliner Schneider‘ 
Friedrich Modler & Co., rempeinere, ‚Bw 


BEA empfiehlt ihr Spezialgeschäft von Amt 
tftrachten für Justizbeamte zu 

gewöhnlich billigen Preisen 

in gediegener und vorschriftsmässiger At 

Für Richter und Rechtsanwälte von 25—401] Ik 

Für Gerichtsschreiber 23-35 ik 

bei freier Zusendung. > 

Massangabe: Ganze Grösse, Brustweite u. Kopfweh 


In 2. verbeſſerter Auflage ift erſchienen: 


Der dienſtliche Verkehr 


und die Amtsſprache. 


Auf der Grundlage der Bekanntmachung der 
Zivil⸗Staatsminiſterien vom 28. April 1901 


unter beſonderer Berückſichtigung des Dienſtes bei den 
Juſtizbehörden. 


eee SS S c dne 


8. Preis kartoniert Mk. 1.80. 
Empfohlen ; E 
im Amtsblatt der Kal. Staatsminiſterien des J- Schweitzer Sortime 


Kgl. Hauſes und des Aeußern und des Innern Buchhandlung, Antiquariat und Leihinstitut für Recht 
1908 Nr. 16 Seite 404 Staats wissenschaften, München, Lenbachplatz 1, bie 


z O O in antiquarischen gut erhaltenen Exemplaren an: 
im Miniſterialblatt für Kirchen: und Schul⸗ 


Archiv für bürgerl. Recht. hrsg. von Kohler! 


angelegenheiten 1908, Nr. 24 Seite 352 118 1399/1908; ee: 1 8 u an 
— — an ? in Strafsachen 1 u. Reg ge 
im Finanzminiſterialblatt Nr. 1 vom Entscheid. d. RG. in Zivilsachen Bd. 1 
2. Februar 1908. Reg. 1/60 geb. M 220.—. Entscheid. dr Ehre 
ä gerichtshofs f. RA. Bd. 3/12 M 8.—. 
Vom Kgl. Bayer. Juſtizminiſterium wurde das Hachenburg, Handelsgesetzbuch 3 Bde. (Bd. 1 2. Au 
Buch für alle Gerichtsbehörden Bayerns geb. 54.50) M 30.—. Elster, Wörterbuch d. Vol 
angeſchafft. wirtschaft 2. Aufl. 2 Bde. geb. (40.—) M 25.— F o 
— länder, Rechtsanwaltsordnung geb. Si — 1 11 l 
T Qama hban Maalaa (Mdlem EEA Menhan Friedrichs, Prozesspraxis 2 Bde. geb. (21.— 1 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München Gruchots Beiträge z. Erläuterung dein 


1900/1908 geb. M 75.—. Holtzendorff- Kohl 
— Encyklopädie 6. Aufl. 2 Bde. geb. (55.—) M 40 
Jaeckel, Zwangsversteigerung Kom. 2. Aufl. 1904 g 
(17.—) M 5.—. Motive z. Entwurf e. BGB. 5 Bde. 
| M 6.—. Neumann, Jahrbuch d. deutsch. R. Bd. 
Der geb. (103.—) M 50.—. Das „Recht“ hrsg. von Soe 
Jahrg. III 1897/1908 geb M 100.— Dass. Jai 
é IV/ XII 1900/08 geb. M 75.—. Bechtsprechus 

un 7 Q n urs d. Oberlandesgerichte Bd IXVIII Gaby M 90; 

? Reichsgesetzblatt 1867/1908 geb. M 50% 


Ritter’s geogr. statist. Lexikon 9. Aufl. 2 Bde. 1905 g 


Eine Anleitung für Rechtspraktikanten (53.—) M 35.—. Rudorff, System. Sammlung 1 
von Entscheid. 3 Bde. gara (64. = 1 SO 5 385 
Rechtsprechung Jahrg. 1900/08 mit Reg. (55.— f 

Th. non der fo rdten. | Staubs Wechselordnung 5. Aufl. 08 geb. (8.50) M& 
erb i , 55 Kom. an 1d, Pr 9055 An N RISE gi 

2. verbeſſerte Auflage. = M 150.—. Windscheid, Pandekten 

F N flag geb. (55.—) M 35.—. Jurist. Wochenschrif 
8. Broſchiert Mk. —.60, 1876/1908 geb. M 280.—. Zeitschrift d. deutso 


Notarvereins Jahrg. 1/8 1801/08 geb. M 32. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 
. ³˙ A SDISIBITDITBITBITHITBITDON 
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tij 


S warta Paris, 49 rue de Trévise 
A im München X, s. 22 pr. F. Wieland 


stempelfabrik und Buchdruckerei, Gravieranstalt. | = 
178 Mitglied des deutschen Anwaltvereins > 3 
Glas-, Emaii u. Metall-Schilder. Rechtsbeistand der K. Bayerischen Gesandtschaft in paris. 


Preisliste gratis. — Billigste Bezugsquelle. 


Meikel, Gg., erobert sich die Welt! 
Kgl. II. Staatsanwalt in München. 


unter beſonderer Berückſichtigung des bayeriſchen 
9 und der aiga Voll⸗ 


Bernh: Stoewer A:6.Steltin. EEE: 
000000000000 : 
t in das e dieſes . ein⸗ Hochaktuell! 


ME Was in den Een Heften an A 
| kunft geboten wird, läßt erwarten, daß der Verfaſſer 


geführt und ihm dadurch eine weitere Quelle für die Aus⸗ 
legung der NGBO. erſchloſſen wird Dem 
bayeriſchen Praktiker darf das Werk 559 55 ange⸗ 


legent ichſte empfohlen werden. Oberneck. e | | H 
} J. Schweiger Verlag (Arthur Sellier) München Lu f Mi II tt To 


Beilnge. 


Eine überſichtliche und klare Darſtellung des neuen in 
Bayern geltenden Fiſchereirechtes bietet die ſoeben erſchienene Dr. ae Menke 
dag des baheriſchen Fiſchgeigeſe es vom 15. Auguft | Profeffor der Rechte an der Univerſität un 
fe 0 von Ral mal Auer r heat e SAN 

rthur Sellier nchen njerer heutigen Nummer liegt = 

Proſpekt über dieſes Werk bei, der eine ausführliche Inhalts— —— (h 8. 41 S. Mk. 1.50. —ꝛ x 


gabe enthält. Wir e en die Beilage angelegentlich der l | Br 
er e unſerer ine gir Beſtellungen bitten wir Die Luftſchiffahrtsfrage ſteht heute im Vordergrunde 
eee eee e ee des Intereſſes. Je mehr die Eroberung der Luft 
— . ¼TK-:m̃ä̃ Ü aber gelingt, deſtomehr tritt die Luft ſchiffahrt in 
| Beziehungen zum Recht. Dieſe Schrift gibt eine 
Scheppler, Dr. jur. 5 ranz überſichtliche Darſtellung des jetzigen ta u 
in privat⸗, ſtaats⸗, ſtraf⸗, und kriegskechtliſeh = 


Die Alimentationspflicht Hinſicht und zeigt den Weg weiterer Entwieelunuge 
der Ehegatten. J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) | 


— — München und Berlin 
J. in verlag (Arthur Sellier) 


münchen und Berlin 000000000000 


Schweitzers (blaue) Textausgaben mit Anmerkun ge l 


Demnächſt erſcheinen: 


Heindl, Dr. R., Vogelſchußzgeſet Verkehr mit Kraftfahrzeugen. Mit 
für das Deutiche Reich Mit Er Erläuterungen ca. Mk. 2.—. 
läut ; bd. Mk. 1.—. 

W Waſſermann, Dr. L. u. 

Jacobi, Dr. h., Geſetz, betr. Dr . R., Branntweinſteuergeſetz. 
die Sicherung der Bauforderungen. gbd. ca. Mk. 3.—. 

gbd. ca. Mk. 3.—. z N 0 | 
OCHEL, O., Das Weingeſetz. Vom 
Seuffert, Ph., Geſet über den 7. April 1909. gbd. ca. Mk. 2.50, 


Schweitzers Textausgaben zeichnen ſich aus durch praktiſche Brauchbarkeit, 
undbedingte Zuverläſſigkeit, handliches Format und vorzügliche Ausſtattung in 
Druck, Papier und Einbänden. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München u. Berlin 


Soeben erſchien: 


Sehweitzers Jettelausgabe Nr. 


mit den Geſetzen betr. Aenderungen 


des BGB. des GG. der 3PO. 


des Gerichtskoſtengeſetzes und der Gebührenordnung für Nechtsanwälte. 


Inhalt: 
Geſetz, betr. Aenderungen des § 833 des Bürgerlichen Geſetzbuches vom 30. Mai 1908 
Vereinsgeſetz vom 19. April 1908 § 22, betr. Aenderung des § 72 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
Geſetz, betr. Aenderungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeßordnung, des Gerichtskoſtengeſetzes un 
der Gebührenordnung für Rechtsanwälte vom 1. Juni 1909. 


Preis 30 Pfg. 


IJ. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


* i 
po 5 ry * 
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5500 í e 
PR zen 1. Oktober 1909. 5. e 


Itikichrift in Rechtapflege | 


— Gerausgegeben von Verlag von 


Emm il Hahern > — j 


Biantöminifecium der Juſtiz. | München und ar 


a 


j viN 
Be . le Zeltſchrift erſcheint am 1. und 15. jeden Monats 0 *. Redaktion und Expedition: München, Lenbachplatz 1. 
t Um Bus eil Aal 2 Bogen. Preis DEREN DEE : . Inſertlonsgebühr 30 Pfg. für die halbgeſpaltene Poel „% vr 
2 k. 8.—. ungen übernimmt jede n > 5 50 deren Raum. Bei Wiederholungen Rabatt. Stellenanzelgen 
j Bohanfält. E J, 20 Pfg. Beilagen nach Uebereintunft. 


| Inhalt: 
A 55 andlungen: Seite 
N itte : 
„ Dr., U. Staatsanwalt im Staatsminifterlum der Juſtiz 2 ilungon aus der Praxis 


2225 Privatdozent in München, Die Novelle zum Ge⸗ „Buchhypothek“ oder „Hypothek ohne Brief“? 
richts verfaſſungsgeſetz und zur Zivilprozeßordnung 361 À 

Jrann, Dr., Rechtsanwalt in . 131100 Aus der Praxis der Gerichte. 
Jagdrecht 88 364 Ster 
eik, Dr. jur., Ratsaſſeſſor in Nürnberg, Das Reichsgeſetz 
gegen den unlauteren Wettbewerb (Fortſ.) . . 369 


Bir’ 


Schweitzers (blaue) Textausgaben 


Soeben wurde ausgegeben: 


Zivilprozeßordnung für das Deutſche Reich. 


In der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 mit den 
Abänderungen der RG. vom 5. Juni 1905 und vom 1. Juni 1909 


mit 14 Nebengeſetzen 
Text⸗ Ausgabe mit Verweiſungen und ausführlichem Sachregiſter. 


Taſchenformat. XII und 450 S. Cleg. in blau Leinen geb. Mk. 2.—. 


Die vorliegende 8PO.⸗Ausgabe bringt alle Geſetze in der Faſſung, die fie durch die Novellen von 1898, 
1905 und 1909 erhalten haben. Bei der ZPO. find die Paragraphen der alten Faſſung in Klammern angegeben. 
Von der ſonſt üblichen Kenntlichmachung der bisherigen Aenderungen durch verſchiedenartigen Druck wurde 
aus Gründen der Ueberſichtlichkeit bei unſerer Ausgabe abgeſehen. Dagegen ift bei den einzelnen Para⸗ 
graphen erſichtlich gemacht, durch welche Novellen fie geändert, ergänzt oder eingefügt worden find. Die bei 
den Paragraphen angebrachten Fußnoten mit Verweiſungen ſind ein wertvoller Behelf beim Nachſchlagen. 
= Außer den wichtigſten Nebengeſetzen der ZPO. bringt unſere Ausgabe auch das in keiner anderen Textausgabe 
abgedruckte Haager Abkommen über den Zivilprozeß. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Von der neubearbeiteten 5. und 6. Auflage von 


Standingers Kommentar zun VOR 


liegen 4 Lieferungen vor. 


Sie enthalten: 


Bd. I Lfrg. 1: Einleitung, Allgemeiner Teil SS 1—12, erläutert von 
Dr. Th. Loewenfeld. Lex. 8° (5 Bogen.) Mk. 1.80. (Lieferung 2 des 
Geſamtwerkes.) | 
Bd. II Lfrg. 1/2: Sachenrecht SS 854—958, erläutert von K. Kober. Lex. Si 
(25 Bogen.) Mk. 9.30. (Lieferung 1 und 3 des Geſamtwerkes.) 


Bd. IV Lfg. 1: Familienrecht §§ 1297—1425, erläutert von Dr. Th. Engel 
mann. Lex. 8. (20 Bogen.) Mk. 7.50. (Lieferung 4 des GE 
ſamtwerkes.) 


== Qie 5. Lieferung, enthaltend Bd. I Lfrg. 2 erſcheint demnächſt. 


Die Bände I und III (Allgemeiner Teil, Sachenrecht) werden in dieſem Jahre vollſtändig, 
Von Band II wird noch die erſte Lieferung ausgegeben. Die neue Auflage der übrigen Bände wird 
im Laufe des Jahres 1910 herauskommen. Das Werk erſcheint in Lieferungen, die nur größere Partien 
bringen werden. | 

Die neue Auflage wird Literatur und Rechtſprechung mit der am Staudingerſchen Kommentar 
gewohnten Sorgfalt und Umſicht bis auf die neueſte Zeit verwerten. Die Überſichtlichkeit und Klarheit 
der Darſtellung noch mehr herauszuarbeiten, wird das beſondere Ziel der 5./6. Auflage fem. | 

Welch beiſpielloſer Erfolg dem Werk beſchieden iſt, ergibt ſich Io daraus, daß auch die 
3./4. Auflage des Kommentars, wie ihre Vorgängerinnen, unmittelbar nach der Vollendung ſchon fast 
vollſtändig in allen ihren Teilen vergriffen iſt. Er konnte erzielt werden, weil Staudinger dem 
deutſchen Juriſten, insbeſondere dem Praktiker, unentbehrlich geworden iſt. 


Die 3./ 4. Auflage 


wurde mit der 22. Lieferung vollſtändig, die den Schluß des VI. Bandes Einführungsgeſeth 
und den VII. Band (Alphabetiſches Geſamtregiſter) enthielt. Zu haben iſt nur noch 
Band VI / VII, broſchiert Mk. 17.50, geb. Mk. 20.—. | 


Die 1. Lieferung und Proſpekte zur 5./6. Auflage durch jede Buchhandlung. 


J. Ochweitzer Verlag (Arthur Cellier) München und Herlin. 


Soeben erſchienen: 


W Schleip, Dr. I. Joſef 
das petitionsrecht des 
bayeriſchen Landtags 


Medaillen, —— — reis ao og 2 
$ 

im Sinne des Tit. VII 8 19 der Verf. i 

o 

= 


Die Eroberin der Welt. 
5 Bernh: Stoewer A:-G.Stettin.2000Arbeiter 
e EEE A vom 26. Mai 1818. 
| Eine hiſtoriſch⸗dogmatiſche Studie. 


Gr. 8°. IV, 121 S. Broſchiert Mk. 3.20. 


| Für alle Fälle stellt mein umfang- 
I I reiches 


Leihinstitut 


jurist. Literatur sofort zur Verfügung. 
Bedingungen stehen kostenfrei zu Diensten. 


J. Schweitzer Sortiment 
(Arthur Sellier) | 
Buchhandlung und Antiquariat für Rechts- und 
Staatswissenschaften | 
München, Lenbachplatz 1 
nächst dem Justizpalast. 


| Scheppler, Dr. jur. Franz 
Die Alimentationspflicht 
der Ehegatten. 


Gr. 8°. VIII, 43 S. Broſchiert Mk. 1.60. 


J. Schweitzer verlag (Arthur Sellier) 
münchen und Berlin 


Demnächſt erſcheinen: 


Heindl, Dr. R. Vogelſchutzgeſetz Verkehr mit Kraftfahrzeugen. Mit 
z 5 . Erläuterungen ca. Mk. 2.—. 
für das Deutſche Reich. Mit Er⸗ 


läut bd. Mk. 1.—. 
"RR Wafjermann, Dr. L. u. 
Jacobi, Dr. Å., Geſetz, betr. Dr. R., Branntweinſteuergeſetz. 
die Sicherung der Bauforderungen. gbd. ca. Mk. 3.—. 
gbd. ca. Mk. 3.—. z N D | 
| | OCHEL, O., Das Weingeſetz. Vom 
Seuffert, Ph., Geſetz über den 7. April 1909 gbd. Mk. 3.—. 


Schweitzers Textausgaben zeichnen ſich aus durch praktiſche Brauchbarkeit, 
unbedingte Zuverläſſigkeit, handliches Format und vorzügliche eee in 
Druck, Papier und Einbänden. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) anden u. Berlin 


Die Vorſchriften über die 
Prüfungen für den höheren 
Juftiz⸗ u. Derwaltungsdienit 


in Bayern 


und die 
Vvorſchriften über die Praxis der geprüften 
Bewerber um Anſtellung im höheren bayer. 
Juftizſtaatsdienſt 


(geprüfte Rechtspraktikanten) 


Mit e. Anhang enth. d. Studienpläne u. d. Promotions⸗ 
ordnungen der Juriſtenfakultäten der drei Landes⸗ 
Univerſitäten. 


3. vermehrte Auflage. 
Ergänzt durch die JMBek. vom 15. Juli 1909. 


Herausgegeben von 
II. Staatsanwalt J. Schiedermair in Nürnberg. 
8°. VIII, 206 Seiten. Gebd. Mk. 2.80. 
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Brause: feder No. 12, berühmte Bürofeder, boch- 
elastisch und dauerhaft. Grs. M. 2.—. zieh 
durch die Schrelbwarenhandlungem. 


W e 
Der billigste Weg für 
Zahlungen T 


ist Bareinzahlung durch Zahlkarte anf ı mein 


Postscheckkonio 
München Nr. 172 


Die Einzahlung kann kostenfrei bei jedem 
beliebigen Postamt erfolgen. z 


J. Schweitzer Sortiment rtur senie München 


3 
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J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München. 


Hans Köhler 


Kgl. Tandgerichil. Ober⸗Sekretär in München 


Handbuch für die Praxis bei den Gerichten 


und für den Anwalts: und Notariatsdienſt. 


Unter Vorführung praktiſcher Fälle, verſehen m. Erläuterungen, Anmerkungen, den Gebührennormen n. d. mimiſt. 
Entſchließungen bearbeitet 


Dritte vollſtändig umgearbeitete Auflage. 


8°. VIII u. 989 Seiten. Preis gebd. 12.50 Mk. 


3. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 
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nr. 20. München, den 15. Oktober 1909. 5. Jahrg. 
Zeitfieift für Rechtspflege 


2 u 
Herausgegeben von Verlag von 


. | r 
Th. von der Pfordten m N EIN 2. Schweitzer Verlag 
R. Sandgerichtsrat, verw. im K. Bayer. Eur | (Arthur Sellier) Bi. 


Staats miniſtertum der Juſtiz. München und Berlin, 4 


* A ' 


E. Die Zeitſchrift erſcheint am 1. und 15. jeden Monats 
im Umfange von mindeſtens 2 Bogen. Preis vierteljährlich 
M Be e übernimmt jede Buchhandlung und 


Redaktion und Expedition: München, Lenbachplatz 1. A 
Inſertionsgebühr 30 Pfg. für die halbgeſpaltene Pelltzelle 
oder deren Raum. Bel Wiederholungen Rabatt. Stellenanze gen 
20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunft. je 
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* Inhalt: 

Abhandlungen: Seite] Mitteilungen aus der Praxis Se 
Hellmann, Dr., Univerfitätsprofeffor in München, Unzuläſſig⸗ Jacquin, Dr., Intendantur⸗Aſſeſſor in Nürnberg, Die Pfänd z? 

keeit des Rechtswegs (Art. 2 AG. z. ZPO.). De- barkeit des Kapitulationshandgeldes 2 

volutiveffekt der Berufung und der Reviſion. Aus der Praxis der Gerichte j 9 391 


Notwendiger Inhalt des reformierenden reviſions⸗ 
gerichtlichen Urteils. (Ein Rechts fall) „ 771 Literatur Det ea 


Krek, Dr., I. Staatsanwalt im Staatsminiſtertum der Juftiz Notizen: 

und Privatdozent in München, Die Novelle zum Ge⸗ Juriſtendeutſch. Anormal oder anomal? . 
kichtsverfaſſungsgeſetz und zur Zivilprozeßordnung En Eine militarrechtliche Zeitſchrift 
ortſetzu n)): Sprachecke des Allgemeinen Deutſchen 
Weiß, Dr., Ratsaſſeſſor in Nürnberg, Das Reichsgeſetz Sprachvereins: 

gegen den unlauteren Wettbewerb (Schluß). 386 Koryp hee 
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Schweitzers (blaue) Textausgaben mit Anmerkungen. 
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Soeben erſchien: 


Das Weingeſetz 


vom 7. April 1909 | 
mit den Ausführungsbeſtimmungen und der Weinzollordnung. 


Von Otto Soeller 

| II. Staatsanwalt in Landau (Pfalz). 

* XII, 257 Seiten. Gebd. in Ganzleinen Mk. 3.—. 
Aus dem Vorwort: 
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„Meine Erläuterungen ſind in erſter Linie für den Gerichtsgebrauch beſtimmt. Für Kollegen, die dem 
! Weinfache vielleicht fremd gegenüberſtehen, ift eine kurze Darſtellung der Weinbereitung vorausgeſchickt. Die 
bisherige Rechtſprechung iſt berückſichtigt. Sie wird auch zum Verſtändnis des neuen Rechts wertvolle Anhalts⸗ 
| punkte geben. Eine Ueberſicht über die ausländiſche Geſetzgebung nach dem Stande des Jahres 1908 ſowie die 

bis Mitte September 1909 erſchienenen d eee des Reiches und der Einzelſtaaten Baden, 

Bayern, Elaß⸗Lothringen, Heſſen, Preußen und Württemberg ſind dem Geſetze als Anhang beigefügt. Weitere 
etwa noch ausſtehende Vollzugsvorſchriften abzuwarten verbot die bereits beginnende Weinleſe. 

Das Weingeſetz mit feinen in das wirtſchaftliche Leben i einſchneidenden Maßnahmen erfreut ſich des 
regſten Intereſſes der Kommentatoren. Mögen meine vom juriſtiſchen Standpunkt aus gegebenen Erläuterungen 
neben anderen Bearbeitungen, die die ſchwierigen Fragen des Weingeſetzes mehr unter dem Geſichtswinkel 

des Weinfachmannes oder des Chemikers beleuchten, mit dazu beitragen, das zu erreichen, was wir alle ge- 
meinſam erſtreben müſſen: die Einheitlichkeit des Vollzugs.“ 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München u. Berlin 


n 


Die Vorſchriften über die 
Drüfungen für den höheren 


Juſtiz⸗ u. Derwaltungsdienft 
in Bayern 


und die 


Vorſchriften über die Praxis der geprüften 
Bewerber um Anſtellung im höheren bayer. 
Juftizſtaatsdienſt 


(geprüfte Rechtspraktikanten) 


Mit e. Anhang enth. d. Studienpläne u. d. Promotions⸗ 


ordnungen der Juriſtenfakultäten der drei Landes⸗ 
Univerſitäten. 


3. vermehrte Auflage. 
Ergänzt durch die IMBek. vom 15. Juli 1909. 


Herausgegeben von 
II. Staatsanwalt J. Schiedermair in Nürnberg. 
8% VIII, 206 Seiten. Gebd. Mk. 2.80. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München. 


im Miniſterialblatt für Kirchen und Schal 


In 2. verbeſſerter Auflage ift erſchienen 


Der dienſtliche Derieht 
und die Amtsſprache. 

Auf der Grundlage der Bekanntmachung de 

Zivil⸗Staatsminiſterien vom 28. Aprif 100 


unter beſonderer Berückſichtigung des Dienſtes bei e 
i Juſtizbehörden. E 


Von Th. von der Pfordten, 


Kgl. Landgerichtsrat in München. 
8. Preis kartoniert Mk. 1.80. 


Empfohlen | 

im Amtsblatt der Kgl. Staatsminiſterien de 
Kgl. Hauſes und des Aeußern und des Juneri 
1908 Nr. 16 Seite 404 i 


angelegenheiten 1908, Nr. 24 Seite 352 
im Finanzminiſterialblatt Nr. 1 vom 
2. Februar 1908. | 


Vom Kgl. Bayer. Juſtizminiſterium wurde daß 
Buch für alle Gerichtsbehörden Bayer 
angeſchafft. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) Minge 


Soeben wurde vollſtändig: Dal 


heute Gheihlichungg- m GheideiDung tdi 


unter Berückſichtigung der Haager internationalen Privatrechtsabkommen vom 12. Juni 1902 
von 


Karl Sauer 
Kgl. Landgerichtsrat in Würzburg 


XII u. 778 Seiten. leg. in Ganzleinen geb. Mk. 16.—. 


Das vorliegende Werk greift aus dem deutſchen bürgerlichen Rechte einen wichtigen Teil heraus, der nun 
mehr infolge des Inkrafttretens der Haager internationalen Abkommen über Eheſchließung und Eheſcheidung 
eine erhöhte Bedeutung gewonnen hat. 

Der Verfaſſer hat ſich zur Aufgabe gemacht, den geſamten die Schließung, Nichtigkeit, Anfechtung und 
Scheidung der Ehe eeler Rechtsſtoff unter fortwährender Berückſichtigung der in der ache, e erörterten 
Streitfragen und der Rechtſprechung in leicht verſtändlicher Weiſe zu erläutern und durch zahlreiche, dem Alltags 
leben und der Gerichtspraxis entnommene Beiſpiele zu beleben. 

Das Buch ift in erſter Linie für die Praxis beſtimmt und dürfte ſowohl dem Standesbeamten und Ber 
Be ede wie dem Rechtsanwalt und Richter ein Hilfsmittel fein, das ihnen bald unentbehrlich 
werden wird. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Das Vereinsgeſetz 
vom 19. April 1908 


nebſt den Ausführungsbeſtimmungen der ſämt⸗ 

lichen deutſchen Bundesſtaaten und Anhang 

(bisheriges preußiſches, bayeriſches, ausländiſches 
Vereinsrecht uſw.) 


Erläutert von 


Dr. C. Müller⸗Reiningen d Dr. Georg Schmid 


Landgerichtsrat in München, 
1 neorbneter für Meiningen, 
Landtagsabgeordneter für Ho 


Reglerungsaſſeſſor 
n Stuttgart. 


80. XII, 400 Seiten. In Leinen gebunden Mk. 7.—. 


Nationalzeitung, 1. Dezember 1908, Nr. 571... Die Arbeit 
ift auf das beſte gelungen. Das lebhafte Intereſſe, das der Parla⸗ 
mentarier an der Materie genommen hat, ſpiegelt ſich in der Sorg- 
falt und Gründlichkeit, mit der fie der juriſtiſche Kommentar be⸗ 
Handelt, in der Sicherheit, mit der er den Stoff beherrſcht, in der 
Klarheit der Darſtellung auf jeder Seite des Buches wieder. Man 
kann das Müller⸗Schmidſche Buch getroſt als vollſtändiges und zu⸗ 
cee dabel aber handliches Lexikon des Vereinsrechtes De- 
zeichnen. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) 
München und Berlin. 


Dr. Theodor Harſter, 


K. Bezirksamtsaſſeſſor in Kelheim 


Empfohlen im Juſtizminiſterialblatt 1908 Nr. XII Seite 181, im Amtsblatt des Kgl. Hauſes, 
des Aeußern und des Innern 1908 Nr. 16 Seite 403 


Kommentar zum 


Bahyeriſchen Waſſergeſetze 


vom 23. März 1907 
der VO. vom 1. Dezember 1907 und der Vollzugsbek. vom 3. Dezember 1907 


Das Forſtrügeverfahr 


im rechtsrheiniſchen Bayern. 


Von J. Hümmer 
Kgl. II. Staatsanwalt 


gr. 8°. VIII u. 102 Seiten. Kartoniert Mk. 2,80. N 


Urteil: 
Das Recht 1908 S. 879. 


Dieſes Werkchen wird in den mit Ausübung der Forſtſtraf⸗ 
gerichtsbarkeit befaßten Kreiſen als ein febr brauchbares Hilfsmittel 
begrüßt werden, da eine zuſammenhängende Darſtellung des gelten 
den bayer. Forſtſtrafprozeſſes bisher gefehlt hat und dieſer in der 
vorliegenden Arbeit eine bündige, klare, erſchöpfende und dec che 
Behandlung findet as Buch kann Forſtbehörden, Ge⸗ 
richten und Anwälten als praktiſches Hilfsmittel neben den Koma 
mentaren zum bayer. Forſtgeſetze beſtens empfohlen werden. 


Oberlandesgerichtsrat Pollwein. 


Das Werkchen wurde vom K. bayer. Staatsminiſterium 
12 der Juſtiz für alle Gerichte und Staatsanwaltſchaften 
im rechtsrheiniſchen Bayern angeſchafft. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


Dr. Joſef Caſſimir, 


K. Direktilonsrat im Staatsminiſterlum 
für Verkehrsangelegenheiten 


Mit zahlreichen Illuſtrationen im Text. 
XV und 922 Seiten 
Elegant in Ganzleinen gebunden Mk. 19.50. 


Dieſer grundlegende Kommentar zum Waſſergeſetz wird in jeder wichtigeren Frage zu Rate gezogen 
werden müſſen, aber auch mit Erfolg zu Rate gezogen werden können. Die ſorgfältige Erläuterung und 
Darſtellung der zahlreichen techniſchen Fragen (unter Beigabe zahlreicher Abbildungen), die ſtete Berück⸗ 
ſichtigung der bisherigen Rechtsverhältniſſe, der geſamten Literatur und Rechtſprechung, ſowie die über⸗ 
ſichtliche Einarbeitung der Vollzugsvorſchriften in die Kommentierung des eigentlichen 
Geſetzes verleihen dem Werke einen ganz beſonderen Wert. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München. 
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Standingers Kommentar zum DO J 


Bd. I Lieferung 2: Allgemeiner Teil 88 13—117 erläutert von Dr. Th. Loewenfeld und 


Bd. I Ofrg. 1: (b Bogen) Ti Allgemeiner Teil 88 1—12, erläutert von Dr. Th. Loewenfeld. Lex. 8°. 

Bd. III frg. 1/2: Sachenrecht 88 854— 958, erläutert von 
) 

Bd. IV Ling. 1: OHE GENGIS 88 1297—1425, erläutert von Dr. Th. Engelmann. Lex. 8%. (20 Bogen 


neubearbeitete 5. und 6. Auflage. 


Lieferung 5 


enthaltend: 


Soeben erſchien: 


Dr. E. Riezler. Lex. 8 (20 Bogen) Mk. 7.50. 
Die erſten 4 Lieferungen enthalten: 


à 
’ 


5 Bogen.) Mk. 1.80. (Lieferung 2 des 11 0 0 I. 
Kober. Lex. 8°. (25 Bogen.) Mk. 9.30. (Biere 
rung 1 und 3 des Geſamtwerkes. ö 


8 k. 7.50. Lieferung 4 des Geſamtwerkes.) 
Die 1. Lieferung und Proſpekte zur 5./6. Auflage durch jede Buchhandlung. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellie) München und Berlin 


Das baperiſche Fiſchereigeſetz 


vom 15. Auguſt 1908 | 
nebſt den Vollzugsvorſchriften und der Landesfiſchereiordnung. 


Erläutert von 


Joſeph Bleyer 


Kgl. UI. Staatsanwalt in München, verw. im Staatsminiſterium der Juftiz, 


VIII, 288 Seiten. In Ganzleinen gebunden Mk. 5.40. 


Dieſe Handausgabe wird dem Richter und dem Verwaltungsbeamten die Anwendung und den Vollzug des manche 
Schwierigkeiten bietenden Geſetzes erleichtern. Sie verfolgt auch den Zweck, den vielen Intereſſenten einen zuverläffigen 
Führer zum Verſtändniſſe des Geſetzes zu bieten. Ein beſonderer Vorzug dieſer Ausgabe ift es, daß die Vollzugs 
vorſchriften und die neue Landesfiſchereiordnung in die Frlänterungen des Geſetzestextes verarbeitet find; 
dadurch wird den mit der Ausführung des Geſetzes befaßten Behörden und Beamten ein möglichſt vollſtändiger 
Ueberblick über die ganze geſetzliche Materie geboten. Die Einleitung behandelt das bisher geltende Fiſchereirecht 
und erläutert das Verhältnis des Fiſchereigeſetzes zum Waſſergeſetz. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


München, den 1. November 1909. 5. . Sabre, 


eitfhrift für Aae 


Herausgegeben von Verlag von 


Th. von der Pfordten in f ern 2. Schweitzer verlas 
. Landgerichtsrat, verw. im K. Bayer. (Arthur Sellier) 


Staatsminiſterium der Juſtiz. München und Berlin. 


. Die Zeitſchrift erſcheint am 1. und 15. jeden Monats 
3 ehe mindeſtens 2 Bogen. Preis 0 
Be fi B, Brera B ungen een jede Buchhandlung 


Redaktion und Expedition: München, Lenbachplatz 1. 
Inſertlonsgebübr 30 Pfg. für die halbgeſpaltene Petltzelle y 
oder deren Raum. Bei Wiederholungen Rabatt. Steenie de y 

20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunft. g 


Inhalt: 


eablungen⸗ Selte Mitteilungen aus der Praxis: 


on der Pfordten, Zur e der Kriminalität Bretzfeld, Dr., Amtsrichter in Nürnberg, Die kriminaliſtiſche 


chern 401 - 
dreh, re, II. Staatsanwalt 115 tanini 155 Juſtt Vorbildung der Richter und Staatsanwälte. 


und Privatdozent in München, Die Novelle zum Ge⸗ Aus der Praris der Gerichte 
Snnkverfaſſungsgeſeb und au e Prax er Gerich 

Schluß) 403 Literatur rk?krk 
Wilhelm, Hilfsarbeiter bel N Staatsanwallſchaft am Sand- i Notizen: 

e. ihre Ver eng d denen Bett ang | a a für Bühnenangehörige 

Sn tendeut ä 

im Lichte der Rechtſprechunn = . 406 Juriſtendeutſch. Zur zuſtändigen Behandlung . 


Soeben erſchien: f h 
Erwin Riegler, 


Profeſſor an der Univerſität Freiburg i. B. 


Deutſches Urheber- und Erfinderrecht. 


Eine ſyſtematiſche Darſtellung. 


i J. Abteilung: Allgemeiner Teil. Beſonderer Teil: Urheberrecht an Schriftwerken 
und Tonwerken, Urheberrecht an Kunſtwerken und Photographien, Geſchmacksmuſterrecht. 


Gr. 8°. XII, 494 Seiten. Broſchiert Mk. 10.— 


Das Werk beabſichtigt eine ſyſtematiſche Darſtellung des geſamten deutſchen Urheber⸗ und Erfinder⸗ 
rechtes. Und zwar behandelt der Verfaſſer dieſes zum erſten Male unter einem einheitlichen Geſichtspunkte. 
| Die gemeinſamen Züge aller einſchlägigen Geſetze treten ebenſo deutlich hervor wie die verſchiedenen Beſonderheiten: 
E daraus ergeben fih wichtige Folgerungen für die Geſetzesauslegung und für den weiteren Ausbau der Geſetzgebung. 
| Die II. Abteilung wird die Patentgeſetzgebung, das Gebrauchsmuſterrecht und das internationale Urheber- 
und Erfinderrecht behandeln. Sie wird erſt nach der bevorſtehenden Reform des Patentrechtes erſcheinen. 


J. Schweitzer verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Schweitzers (blaue) Textausgaben 


Vor kurzem erſchien: =— 


Bipilprogebardnung für das Deutſche Reich. 


In der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 mit den 
Abänderungen der RG. vom 5. Juni 1905 und vom 1. Juni 1909 


mit 14 Nebengeſetzen 
Text⸗ Ausgabe mit Verweiſungen und ausführlichem Sachregiſter. 


Taſchenformat. XII und 450 S. Gleg. in blau Leinen geb. Mk. 2.—. 


Die vorliegende ZPO.⸗Ausgabe bringt alle Geſetze in der Faſſung, die fie durch die Novellen von 1898 
1905 und 1909 erhalten haben. Bei der ZPO. find die Paragraphen der alten Faſſung in Klammern angegeben: 
Von der ſonſt üblichen Kenntlichmachung der bisherigen Aenderungen durch verſchiedenartigen Druck wurde 
aus Gründen der Ueberſichtlichkeit bei unſerer Ausgabe abgeſehen. Dagegen ift bei den einzelnen Paras 
graphen erſichtlich gemacht, durch welche Novellen fie geändert, ergänzt oder eingefügt worden find. Die ber 
den Paragraphen angebrachten Fußnoten mit Verweiſungen find ein wertvoller Behelf beim Nachſchlagen. 
Außer den wichtigſten Nebengeſetzen der ZPO. bringt unſere Ausgabe auch das in keiner anderen Textausgabe 
abgedruckte Haager Abkommen über den Zivilprozeß. y 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Soeben erſchien: 


| Kommentar zum Beamtengeſetz 


mit den Ausführungs⸗ und Vollzugsvorſchriften ſowie dem 


Richter⸗disziplinargeſetz und der Gehaltsordnung, 


herausgegeben von 


| Dr. Max Reindl, 


Regierungsrat im Verkehrsminiſterium. 
2. Lieferung (5 Bogen) gr. 8e. Mk. 1.80. 


Die durchgreifende Neugeſtaltung der Rechtsverhältniſſe der Beamten im neuen Beamtengeſetz macht eine 
tiefgehende Erläuterung feiner Vorſchriften erforderlich. Nur an der Hand eines ausführlichen Kommentars, mie 
er hier aus ſachkundiger Feder geboten werden ſoll, wird es möglich ſein, den mannigfachen Schwierigkeiten des neuen 
Rechtszuſtandes zu begegnen. Der Verfaſſer ift durch frühere Veröffentlichungen auf dem Gebiete des Beamtenrecht 
bereits bekannt geworden, fo daß auch in dieſem, feinem neueſten Werke ein ſchätzenswertes Hilfsmittel für die Aus 
legung des Crepes erwartet werden darf. i 

Gegenüber anderen, ſchon jetzt erſchienenen Ausgaben, die die Vollzugsbeſtimmungen nur bis Ende 1908 be 
rückſichtigen konnten, wird der Reindl'ſche Kommentar die ſämtlichen Ausführungs⸗ und Vollzugsvorſchriſten 
nr I daß in dem Werke das geſamte Materialüber das neue Beamtenrecht vereinigt 

ein wird. 

Das Werk wird bei einem Umfang von etwa 25 Bogen ca. Mk. 10.— koſten. 4 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 1 


Schweitzers (blaue) Eertausaaben mit Anmerkungen. 


Soeben erſchien: 


Das Weingeſetz 


vom 7. April 1909 
mit den Ausführungsbeſtimmungen und der Weinzollordnung. 


Bon Otto Soeller 


II. Staatsanwalt in Landau (Pfalz). 
XII, 257 Seiten. Gebd. in Ganzleinen Mk. 3.—. 
Aus dem Vorwort: 


„Meine Erläuterungen ſind in erſter Linie für den Gerichtsgebrauch beſtimmt. Für Kollegen, die dem 
Weinfache vielleicht fremd gegenüberſtehen, iſt eine kurze Darſtellung der Weinbereitung vorausgeſchickt. Die 
bisherige Rechtſprechung iſt berückſichtigt. Sie wird auch zum Verſtändnis des neuen Rechts wertvolle Anhalts⸗ 
punkte geben. Eine Ueberſicht über die ausländiſche Geſetzgebung nach dem Stande des Jahres 1908 ſowie die 
bis Mitte September 1909 erſchienenen Ausführungsvorſchriften des Reiches und der Einzelſtaaten Baden, 
Bayern, Elſaß⸗Lothringen, Heſſen, Preußen und Württemberg ſind dem Geſetze als Anhang beigefügt. Weitere 
etwa noch ausſtehende Vollzugsvorſchriften abzuwarten verbot die bereits beginnende Weinleſe. 

Das Weingeſetz mit ſeinen in das wirtſchaftliche Leben tief einſchneidenden Maßnahmen erfreut ſich des 
regſten Intereſſes der Kommentatoren. Mögen meine vom juriſtiſchen Standpunkt aus gegebenen Erläuterungen 
neben anderen Bearbeitungen, die die ſchwierigen Fragen des Weingeſetzes mehr unter dem Geſichtswinkel 
des Weinfachmannes oder des Chemikers beleuchten, mit dazu beitragen, das zu erreichen, was wir alle ge⸗ 


meinſam erſtreben müſſen: die Einheitlichkeit des Vollzugs.“ 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München u. Berlin 


— ' ̃ ů—-ä— — —— —ůꝛ— ꝛ— ———— —iâũ—ẽ ä U——— ——y—ę— ʃ—̃t u—y—e — 


S. Schwab, R. Amtsrichter in Schwabach. 
Grundriß des 


materiellen Liegenſchaftsrechts 


des Bürgerlichen Geſetzbuchs 


Unter Berückſichtigung der bayeriſchen Ausführungs⸗ 
und Uebergangsvorſchriften. | 


Gr. 8%. (88 Seiten). Preis gebunden in Ganzleinen 
Mk. 2.80. 


Augsburger Abendzeitung Nr. 310 v. 6. XI. 05. 


Was das Buch ſein will, ein Wegweiſer in das neue 
Liegenſchaftsrecht, erfüllt es auch. Die präziſe, knappe, 
ſyſtematiſche Darſtellung der Vorſchriften über das materielle 
Liegenſchaftsrecht unter Berückſichtigung des landesrecht⸗ 
lichen Teils iſt für den Lernenden von Wert; ſie ermöglicht 
aber auch dem Praktiker eine raſche, ſyſtematiſche In⸗ 
formation. Und deshalb iſt der Grundriß auch für den 
bayeriſchen Grundbuchverkehr ein recht brauchbarer An⸗ 
wendungsbehelf. 


F. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


Beilagen. 


Unſerer heutigen Nummer liegt ein Proſpekt der Manz'⸗ 
ſchen K. u. K. Hof⸗, Verlags- und Univerſitätsbuchhandlung 
in Wien bei, über die in den letzten Monaten in dieſem Ver⸗ 
lag erſchienenen neuen Bücher und Neuauflagen. Wir emp⸗ 
fehlen die Beilage der beſonderen Beachtung unſerer ver⸗ 
ehrlichen Leſer. 199 


Die unſerer heutigen Nummer beiliegende Anzeige über 


Kößler, Handbuch 3. Aufl. 


empfehlen wir gefl. Beachtung. 
reer 


Das Jagdrecht des Königr. Bayern | 


für das rechtsrhein. Bayern und die Pfalz 
ſyſtematiſch bearbeitet 


von L. F. Wirſchinger, K. Bezirksamtmann a. D. 
gr. 8e. (XII, 425 S.) broſch. Mk. 6.80 geb. in Ganzleinen Mk. 8.—. 


München. J. Schweitzer Verlag 
(Arthur Sellier) 


3Meisterschafts- 
Medaillen, ` BE — preise. nnoo 


2Goldene a| | 


Die Eroberin der Welt. 


Bernh: Sroewer A:G.Stetfin. Zoo Arbeiter 


3 J. Schweitzer Sortiment (Arthur wien | 


Buchhandlung, Antiquariat und Leihinstitut 
für Rechts- und Staatswissenschaften 


Grosses antiquarisches Lager 


Kataloge u. Bedingungen kostenlos. 


nächst dem Justizpalast München Lenbachplatz I 


die vorſchriften über die 
Prüfungen für den höheren 
Juſtiz⸗ u. Derwaltungsdienit 


in Bayern 
| und die 
Vorſchriften über die Praxis der geprüften 
Bewerber um Anſtellung im höheren bayer. 
Juſtizſtaatsdienſt 


(geprüfte Rechtspraktikanten) 


Mit e. Anhang enth. d. Studienpläne u. d. Promotions⸗ 
ordnungen der Juriſtenfakultäten der drei Landes- 
Univerſitäten. 


3. vermehrte Auflage. 
Ergänzt durch die IM Bek. vom 15. Juli 1909. 


Herausgegeben von 
II. Staatsanwalt J. Schiedermair in Nürnberg. 
8°. VIII, 206 Seiten. Gebd. Mk. 2.80. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München. 


Paris, 40 rue de Trévise 


Günstige Bezugsbedingungen < 
Ankauf von Werken — Bibliotheken <Z 


Stantskonkurs, 


Dr. F. Wieland 


Mitglied des deutschen Anwaltvereins 
Rechtsbeistand der K. Bayerischen Gesandtschaft in Paris 


Is: Bau 
. 32 


E 


vom 11. März 1908 


mit Erläuterungen und Anhang betr. die 
Einführung des Poſt⸗überweiſungs⸗ und 
Scheckverkehrs 

von 


Dr. Haus Leſſing, 


Rechtsanwalt und Bankvorſtand. 
— 80. VIII, 262 Seiten. Gebunden Mk. 5.— = 


Deutſche Juriſtenzeitung 1909, Nr. 4: Von den bis 
jetzt erſchienenen größeren Kommentaren zum Scheck⸗ 
geſetz ſcheint mir der wertvollſte der von Leſſing 
Er hat den Vorteil, daß er zurzeit das zuletzt er⸗ 
ſchienene Erläuterungswerk iſt und daher ſein Ver⸗ 
faſſer in der Lage war, die geſamte bis dahin er 
ſchienene Literatur eingehend zu verarbeiten. Das ift 
auch mit beſtem Erfolge und mit wünſchenswerter 
Gründlichkeit geſchehen. 

Juſtizrat Pr. F. Bondi, Dresden. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München u. Berlin 


Der 


Eine Anleitung jis „Necßt paßte ee 
Th. von der Pfordten. 


2. verbeſſerte Auflage. 
8°. Broſchiert Mk. — 60. 


J. Echweitzer Verlag Glrthur Cellier) München 


Auch nach dem 


Staats konkurs 1909 


wird wie nach den früheren Konkurſen wieder ein regerer 
Wechſel in den Konzipienten- und Hilfsarbeiterſtellen ein⸗ 
treten. Wir empfehlen deshalb den Herren Rechtsanwälten, 
Notaren und Rechtspraktikanten angelegentlich die recht⸗ 
zeitige Benutzung der Rubrik Stellenanzeigen in der 
„Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern“. Alle Stellen— 
anzeigen, ſowohl Angebote wie Geſuche finden hier zum 
ermäßigten Zeilenpreiſe von 20 Pfg. Aufnahme. Die 
Benutzung der Rubrik iſt zweckmäßig, erfolgreich und billig. 


e Google 


N Google 


A * 


München, den 15. November 1909. . Jahrg g. 


Zeit drift für Ae 


u 
essen von Verlag von 


d dt in ll J. Schweitzer verlag 
er. Bayer n e, 


Staats miniſterium der Jufti} München und Berlin, 


p 


E Die Zeitſchrift erſcheint am 1. und 15. jeden Monats 1 . Redaktion und Expeditlon: München, Lenbachplaß 1. = 
im Umfange von mindeſtens 2 Bogen. Prels vierteljährlich y . Inſertlonsgebühr 30 Pfg. für die balbgeſpaltene Petſtzelle 
Mk. 3.—. Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und 2 : We deren Raum. Bel Wiederholungen Rabatt. Stellenanzeigen 
Poſtanſtalt. N I. 20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunft. 


Inhalt: 


2 bhandlungen: Seite Mitteilungen aus der Praxis: 


terih, Dr., III Staatsanwalt in tiii ar Verweis Horchler, gepr. Rechtspraktikant in Kempten, Sermo e 
im Landesſtrafrecht IE 421 ſchädigung durch Ehebruch RM * 


m Chesune, Landgerichtsrat in Leipzig, Betagte Rechte ER Aus der Praxis der Gerichte 


Bülhelm, Hllfsarbeiter bei der Staatsanwaltſchaft am Qand- Literatur 

gerichte München I, Unzüchtige Schriften und Bild⸗ Notizen: 
werke, ihre Verbreitung und deren en Der Vorentwurf zu einem deutſchen Strafgeſetzbuch 
im Lichte der Rechiſprechung (Schluß) Die Verhältniſſe des Kanzleiperſonals bei den Notariaten 


Soeben erſchien: 


Erwin Riezler, 


Profeſſor an der Univerſität Freiburg i. B. 


Deutſches Urheber: und Erfinderrecht. 


Eine ſyſtematiſche Darſtellung. 


J. Abteilung: Allgemeiner Teil. Beſonderer Teil: Urheberrecht an Schriftwerken 
und Tonwerken, Urheberrecht an Kunſtwerken und Photographien, Geſchmacksmuſterrecht. 


Gr. 8. XII, 494 Seiten. Broſchiert Mk. 10.— 


Das Werk beabſichtigt eine ſyſtematiſche Darſtellung des geſamten deutſchen Urheber- und Erfinder⸗ 
rechtes. Und zwar behandelt der Verfaſſer dieſes zum erſten Male unter einem einheitlichen Geſichtspunkte. 
Die gemeinſamen Züge aller einſchlägigen Geſetze treten ebenſo deutlich hervor wie die verſchiedenen Beſonderheiten: 
daraus ergeben fih wichtige Folgerungen für die Geſetzesauslegung und für den weiteren Ausbau der Geſetzgebung. 

Die II. Abteilung wird die Patentgeſetzgebung, das Gebrauchsmuſterrecht und das internationale Urheber⸗ 
und Erfinderrecht behandeln. Sie wird erſt nach der bevorſtehenden Reform des Patentrechtes erſcheinen. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Digitized by Ñ IC 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin | 
DR. HANS GROSS, E 


O. G. PROFESSOR DES STRAFRECHTS AN DER KARL-FRANZENS-UNIVERSITÄT GRAZ. 


HANDBUCH FÜR ÜNTERSUCHUNGSRICHTER 
SYSTEM DER KRIMINALISTIK 


5., umgearbeitete Auflage. Mit 138 Abbildungen im Text. 
2 Teile. (XXIV u. 1053 Seiten.) Broschiert Mk. 18.—. Gebunden in Ganzleinen Mk. 20.— 
Dieses grundlegende Werk, das fast in alle Kultursprachen übersetzt ist, gehört in die Hand eines 


jeden, der mit Kriminalsachen zu tun hat. Die vorliegende 5. Auflage wurde wieder umgearbeitet und 
vermehrt, sodass sie auch den Besitzern früherer Auflagen wesentlich Neues bietet. | 


Aus Urteilen über die 4. Auflage: 


Zentralblatt für Rechtswissenschaf. XXIV I. 
— — — ein Werk, das äusserlich und innerlich gewachsen, das einzig in seiner Art ist und 

bisher von keinem anderen erreicht, geschweige denn übertroffen wird. —— Appelius. 
Schwelzerische Zeitschrift für Strafrecht. XVII S. 189. 
Das Handbuch von Hans Gross hat kaum mehr eine Empfehlung nötig, das unschätzbare 

Werk gehört längst zum täglichen Handwerkszeug des Kriminalisten — — — — 


Ankauf J. Schweitzer Sortiment (Arthur Sellie 
Buchhandlung, Antiquariat und Leihinstitut 
juristischer für Rechts- und Staats wissenschaften 


Bibliotheken u. einzelner Werke München, Lenbachplatz 1, nächst dem Justizpalast 


— >y 


IJ. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Es erſchien in 2. neubearbeiteter Auflage 


Steiner, Kgl. II. Staatsanwalt Geſetz über die 


Swangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 


unter beſonderer Berückſichtigung des bayeriſchen Ausführungsgeſetzes und der einſchlägigen 
Vollzugsvorſchriften nebſt Anhang enth.: Beiſpiele und gebührenrechtliche Beſtimmungen⸗ 


gr. 8%, Preis in Ganzleinen Mk. 11.80, 


Å 
0 


t 


» 


dur Ergänzt durch die JMBek. vom 15. Juli 1909. 


4 
pe 


f: 


Schweitzers laue) Textausgaben 


Vor kurzem erſchien: — 


Zibilprozeßordnung für das Deutſche Reich. 


In der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 mit den 
Abänderungen der RG. vom 5. Juni 1905 und vom 1. Juni 1909 


mit 14 Nebengeſetzen 
Tert - Ausgabe mit Verweiſungen und ausführlichem Sachregiſter. 


Taſchenformat. XII und 450 S. Cleg. in blau Leinen geb. Mk. 2.—. 


Die vorliegende 3PO.⸗Ausgabe bringt alle Geſetze in der Faſſung, die fie durch die Novellen von 1898, 
1905 und 1909 erhalten haben. Bei der ZPO. find die Paragraphen der alten Faſſung in Klammern angegeben. 
Von der ſonſt üblichen Kenntlichmachung der bisherigen Aenderungen durch verſchiedenartigen Druck wurde 


aus Gründen der Ueberſichtlichkeit bei unſerer Ausgabe abgeſehen. 
graphen erſichtlich gemacht, durch welche Novellen ſie geändert, ergänzt oder eingefügt worden ſind. Die bei 
den Paragraphen angebrachten Fußnoten mit Verweiſungen ſind ein wertvoller Behelf beim Nachſchlagen. 


Außer den wichtigſten Nebengeſetzen der ZPO. bringt unſere Ausgabe auch das in keiner anderen Textausgabe 
abgedruckte Haager Abkommen über den Zivilprozeß. 


— 


Die Dorfchriften über die 
Prüfungen für den Höheren 
Juſtiz⸗ u. Derwaltungsdienit 


in Bayern 
und die 
Vorſchriften über die Praxis der geprüften 
Bewerber um Anſtellung im höheren bayer. 
Juſtizſtaatsdienſt 


(geprüfte Rechtspraktikanten) 


Mit e. Anhang enth. d. Studienpläne u. d. Promotions⸗ 
ordnungen der Juriſtenfakultäten der drei Landes⸗ 
Univerſitäten. 


3. vermehrte Auflage. 


Herausgegeben von 


II. Staatsanwalt J. Schiedermair in Nurnberg. 
8°. VIII, 206 Seiten. Gebd. Mk. 2.80. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München. 


Dagegen iſt bei den einzelnen Para⸗ 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Das Vereinsgeſetz 


vom 19. April 1908 


nebſt den Ausführungsbeſtimmungen der ſämt⸗ 

lichen deutſchen Bundesſtaaten und Anhang 

(bisheriges preußiſches, bayeriſches, ausländiſches 
Vereinsrecht uſw.) 


Erläutert von 


Dr. E. Müller⸗Reiningen 


Landgerichtsrat in München, un 
Relchstagsabgeordneter für für Oo 


Beat ingsaſſeſſor 
Landtagsabgeordneter für Ho 


1 
Stuttgart. 


8°. XII, 400 Seiten. In Leinen gebunden Mk. T—. 


d Dr. Georg Schmid 
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Nationalzeitung, 1. Dezember 1908, Nr. 571... Die Arbeit I 


ift auf das beſte gelungen Das lebhafte Intereſſe, das der Parlas 


mentarler an der Materie genommen bat, ſplegelt ſich in der Sorg⸗ 6 
falt und Gründlichkeit, mit der fte der juriſtiſche Kommentar bez 


bandelt, in der Sicherbeit, mit der er den Stoff beberrſcht, in der 


Klarheit der Darſtellung auf jeder Selte des Buches wieder. . . Man 
kann das Müller⸗Schmidſche Buch getroſt als vollſtän diges und zus 
ichn dabel aber handliches Lexikon des Verelnsrechtes De- 
zeichnen. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) 
München und Berlin. 


Soeben erſchien: 


Kommentar zum Beamtengeſetz 


mit den Ausführungs- und Vollzugsvorſchriften ſowie dem 


Richter⸗disziplinargeſetz und der Gehaltsordnung, 


herausgegeben von 


Dr. Max Reindl, 


Regierungsrat im Verkehrsminiſterium. 
2. Lieferung (5 Bogen) gr. 8°. Mk. 1.80. 


Die durchgreifende Neugeſtaltung der Rechtsverhältniſſe der Beamten im neuen Beamtengeſetz macht eine 
tiefgehende Erläuterung feiner Vorſchriften erforderlich. Nur an der Hand eines ausführlichen Kommentars, mie 
er hier aus ſachkundiger Feder geboten werden ſoll, wird es möglich ſein, den mannigfachen Schwierigkeiten des neuen 
Rechtszuſtandes zu begegnen. Der Verfaſſer ift durch frühere Veröffentlichungen auf dem Gebiete des Beamtenrecht 
bereits bekannt geworden, fo daß auch in dieſem, feinem neueſten Werke ein ſchätzenswertes Hilfsmittel für die Au 
legung des Geſetzes erwartet werden darf. G 

Gegenüber anderen, ſchon jetzt erſchienenen Ausgaben, die die Vollzugsbeſtimmungen nur bis Ende 1908 be⸗ 
rückſichtigen konnten, wird der Reindl'ſche Kommentar die ſämtlichen Ausführungs⸗ und Vollzugsvorſchriften 
fein wi⸗ 12 daß in dem Werke das geſamte Material über das neue Beamtenrecht vereinigt 

ein wird. P 

Das Werk wird bei einem Umfang von etwa 25 Bogen ca. Mk. 10.— Toften. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


Soeben wurde vollſtändig: 


y 


ai 


Deutihe T T Cheſcheidungsrecht 


unter Berückſichtigung der Haager internationalen Privatrechtsabkommen vom 12. Juni 1902 
von 


Karl Sauer 
Kgl. Landgerichtsrat in Würzburg 


XII u. 778 Seiten. Eleg. in Ganzleinen geb. Mk. 16.—. | 


Das Buch iſt in erſter Linie für die Praxis beſtimmt und dürfte ſowohl dem Standesbeamten und lich 
enden wie dem Rechtsanwalt und Richter ein Hilfsmittel fein, das ihnen bald unentbehrl 
werden wird. 


Unſerer heutigen Nummer liegt ein Proſpekt über das 
Werk bei, der eine ausführliche Inhaltsangabe enthält. 
Wir empfehlen dieſe Beilage der beſonderen Beachtung. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 
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Sch 10 1909 


München, den 1. Dezember 1909. na g 


i re * 


Zrilſhriſt für kectapſiege 


Herausgegeben von Verlag von 


+ 
Eh. vou der Pfordten I N EIN 2. Schweitzer Verlag 
R. L Zandgerichtsrat, verw. im R. Bayer. e Seat) : 


Staats miniſterium der Juſtiz. München und Berlin, 


Redaktion und Expedition: München, Lenbachplatz 1 
Inſertionsgebühr 30 Pfg. für die halbgeſpaltene Petitzeile 
oder deren Raum. Bel D Rabatt. Stellenanze Wen P 
20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunft. 


Die Zeltſchrift erſcheint am 1. und 15. jeden Monats 
Umfange von mindeſtens 2 Bogen. Preis vierteljährlich 
„ 8.—. Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und 
one t. 


Inhalt: 
Abhandlungen: Seite Mitteilungen aus der Praxis: 


„ Thelemann, Staatsrat v. Heller. Ein Nachruf... 441] Würzburger, ur. Staatsanwalt in Augsburg, Kleinarbeit der 
Ha rſter, Dr., Bezirksamtsaſſeſſor bei der Kgl. Polizeidirektion Strafprozeßreform n 
München, eee und . Aus der Praxis der Gerichte 
fege 442 Siteratur er. „TERM 


Dür „ Dr., Amtsrichter In München, Die Ae 135 Notizen 
Zwangsverſteigerung und der Zwangsverwaltung Aus der bayeriſchen Zivilprozeßſtatiſtik für 1908 
von Grundſtücken unter N des = Vollzugsvorſchriften zu den Abſchnitten IV und V des 
lichen Güterrechts nen 463 Beamtengeſetzes 


er iener, Dr., Amtsrichter in Bua Rörperfäafts Dienſtaufſicht und Dienſerafrecht für nichricterliche 
waldungen a À 447 Beamte 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


DR HANS GROSS, 


O. G. PROFESSOR DES STRAFRECHTS AN DER KARL- AAN UNIVERSITÄT GRAZ. 


Havogoch FÜR UNTERSUCHUNGSRICHTER 
SYSTEM DER KRIMINALISTIK 


5., umgearbeitete Auflage. Mit 138 Abbildungen im Text. 
2 Teile. (XXIV u. 1053 Seiten.) Broschiert Mk. 18.—. Gebunden in Ganzleinen Mk. 20.—. 


Dieses grundlegende Werk, das fast in alle Kultursprachen übersetzt ist, gehört in die Hand eines 
jeden, der mit Kriminalsachen zu tun hat. Die vorliegende 5. Auflage wurde wieder umgearbeitet und 
vermehrt, sodass sie auch den Besitzern früherer Auflagen wesentlich Neues bietet. 


— 


121 Geſetze 1 


in neueſter jetzt gültiger Faſſung 
bietet die 


Sammlung in der Praxis oft angewandter 
Verwaltungsgeſetze 


O nebit einer Anzahl derartiger Verordnungen ze. G 


für das Königreich Bayern 


von Karl Buchert, geichtehoiez Verwaltung. 
2. Auflage. 
Vollſtändig. Mit Anhang. (1552 S.) 
Preis gebunden Mk. 13.— 


Die in den Her c i und Sammlungen enthaltenen Texte 
können für den 


Jetzt gültige Text der Geſetze, bei dem alle Aenderungen durch das 
Bürgerliche Geſetzbuch durch Außerkraftſetzungen und Novellen 2c. 

berückſichtigt find, ift in der Kuchert'ſchen Sammlung zuverläſſig in 
perio erigo Form zu finden. 


F. F. Schweitzer Verlag Arthur Sellier) München 


J. Schweitzer Sortiment (Arthur Sellier) 


Buchhandlung Antiquariat und Leihinstitut 
für Rechts- und Staatswissenschaften 


Günstige Bezugsbedingungen 
Grosses antiquarisches Lager 
m Ankauf von Werken — Bibliotheken 


B> Kataloge u. Bedingungen kostenlos 
nächst dem Justizpalast München Lenbachplatz l. 


2 


VIII, 288 Seiten. 


Gebrauch in der Praxis nicht mehr genügen. Der 


Das rische das bapericch Sijera 


vom 15. Auguſt 1908 
nebſt den Vollzugsvorſchriften und der candesſiſchereiornung A 


Erläutert von 


Jofeph Bleper 


Kgl. II. Staatsanwalt in München, verw. im Staatsminiſterlum der Juſtiz. 
Eleg. in Ganzleinen gebd. Mk. 5.40. 


J. Schweitzer verlag (Archur Sellier) München und Berlin. 


3Helsterschafts- 


2Goldene KN 
II preise. onoo | 


SMedaillen: — 


Die Eroberin der Welt. — 
Bernh: Sroewer A:G.Stetfin. 2000AN eite 


r. A. Grosch. 


I. Staatsanwalt. 


Strafgeſetzbu ich 
für das deutſche Reich. | S 


Ergänzt durch das Geſetz vom 17. Februar 1908 | 
die Beſtrafung der Majeſtätsbeleidigung. 


Zum Gebrauch für Polizei, Sicherheits: au 
Kriminalbeamte. 


8% IV, 219 Seiten. Gebunden Mk. 2211 


= 


j 


Empfohlen im Amtsblatte der Kgl. Bayer. Staatz : 
miniſterien des Königlichen Hauſes und des Aenßet m 
und des Innern in Nr. 9 vom 7. Mai 1908 S. ‚240: 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Celier) Minden 


p 


Staudinger Kommentar zum 908. 


neubearbeitete 5. und 6. Auflage. 


In den nächſten Tagen wird ausgegeben: 


Lieferung 6 
E enthaltend: 2 
| Dh. IV Lieferung 2: Familienrecht erläutert von Dr. Th. Engen 88 1426—1567. 
Lex. 8° (20 Bogen) Mk. 7.50. 7 | 


Die erſten 4 Lieferungen enthalten: | | 


Bd. I Lirg. 1/2: Einleitung, Allgemeiner Teil SS 1—117, erläutert von Dr. Th. Loewenfeld und Dr. E. 
Eo Riezler. Lex. 8%. (25 Bogen.) Mk. 9.30. (Lieferung 2 und 5 des Geſamtwerkes.) 
Bd. III Ofrg. 1/2: Sachenrecht 88 854—958, erläutert von K. Kober. Lex. 8. (25 Bogen.) Mk 9.30. (Liefe⸗ 
E rung 1 und 3 des Gejamtwertes:) 
Bd. IV Lfrg. 1: Sem nn, 88 1297—1425, erläutert von Dr. Th. e Lex. 8°. (20 Bogen) 1 
Mk. 7.50. (Lieferung í 1955 Geſamtwerkes.) | 


Die 1. Lieferung und Proſpekte zur 5./6. Auflage durch jede Buchhandlung. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin 


In 2. neubearbeiteter Auflage erſchien: Vollſtändig liegt vor: 


A. Steiner, Kgl. II. Staatsanwalt Meikel, Gg., 
y $ Kgl. Landgerichtsrat in München. 
Geſetz über die 


| onangsoerlleigerung und Grundbuchordnung 
die Zwangsverwaltung für das Deutſche Reich 


vom 24. März 1897 
unter beſonderer Berückfichtigung des bayeriſchen 


unter beſonderer Berückſichtigung der bayeriichen Ausführungsgeſetzes und der einſchlägigen Voll⸗ 
Ausführungsbeſtimmungen und unter Anfügung zugsvorſchriften 2 
von Beiſpielen. 


= gr. 8°, Preis in Ganzleinen geb. Mk. 11.80, = gr. 8°. 520 Seiten. Preis in Ganzlu. gebd. Mk. 12.50. 


J. Schweitzer Verlag Arthur Selier) München und Berlin 


Das Jachenrecht 


nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche und der 
Grundbuchordnung für das Deutſche Reich 


2. neubearbeitete Auflage des „Rechts der Grundſtücke“. 


Von 


Karl Maenner, 


Reichsgerichtsrat. 


Gr. 8. XII und 547 Seiten. 1906. 
Cleg. in Ganzl. gebd. Mk. 14.—. 


Juriſt. Literaturblatt 1906 Nr. 4: 


Wer ſich über das Sachen⸗ und Llegenſchaftsrecht des geltenden 
Rechtes nach dem heutigen Stande der Rechtſprechung und des 
Schrifttums ſchnell und ſicher orientieren will, dem empfehle ich 
das Studium dleſer ſyſtematiſchen Darſtellung. 

Dr. Oberneck. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München u. Berlin 


Das Vereinsgeſetz 


vom 19. April 1908 


nebſt den Ausführungsbeſtimmungen der ſämt⸗ 

lichen deutſchen Bundesſtaaten und Anhang 

(bisheriges preußiſches, bayeriſches, ausländiſches 
Vereinsrecht uſw.) 


Erläutert von 


Dr. C. Müller⸗Reiningen 


Landgerichtsrat in München, 
Reichstagsabgeordneter für Meiningen, 
Landtagsabgeordneter für Ho 


„ Dr. Georg Schmid 


Reglerungsaſſeſſor 
n Stuttgart. 


8°. XII, 400 Seiten. In Leinen gebunden Mk. 7.—. 


Nationalzeitung, 1. Dezember 1908, Nr. 571. Die Arbeit 
iſt auf das beſte gelungen Das lebhafte Intereſſe, das der Parla⸗ 
mentarier an der Materie genommen hat, ie ſich in der Sorg⸗ 
falt und Gründlichkeit, mit der fie der juriſtlſche Kommentar be⸗ 
bandelt, in der Sicherbeit, mit der er den Stoff beherrſcht, in der 
Klarheit der Darſtellung auf jeder Seite des Buches wieder. Man 
kann das Müller⸗Schmidſche Buch getroſt als vollſtändiges und zu⸗ 
ach, dabel aber ee Lexikon des Vereinsrechtes be- 
zelchnen 


— J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) 
München und Berlin. 


9 


— 


Prüfungen für den höheren 


J. Schweitzer Sortimen 
(Arthur Selller) 


Buchhandlung und Antiquariat fi 
Rechts- und Staatswissenschaiter 


Lenbachplatz I 


nächst dem 
Justizpalast. 


Erschienen ist: 


Schweitzers Terminkalender 


für die bayerischen Juristen 
1910. 


200 Seiten Kalendarium, 570 Seiten Text. 
Preis geb. Mk. 3.— 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 


Die vorſchriften über die 


Juſtiz⸗ u. Derwaltungsdienkt 


in Banern 
und die 
vorſchriften über die Praxis der geprüften 
Bewerber um Anſtellung im höheren bauer 
Juſtizſtaatsdienſt 
(geprüfte Rechtspraktikanten) 


Mit e. Anhang enth. d. Studienpläne u. d. Promotions 
ordnungen der Juriſtenfakultäten der drei Landes 
Univerſitäten. 


3. vermehrte Auflage. l 
Ergänzt durch die IMVet. vom 15. Juli 190% 


Herausgegeben von 


II. Staatsanwalt J. Schiedermair in Nürnberg. 
8°. VIII, 206 Seiten. Gebd. Mk. 2.80. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) münchen 


8 ie: "IE 9 i 
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München, den 15. Dezember 1909. | — 5. Jahrg. 


Zeit heift für Rechtspflege 


Herausgegeben von Verlag von 


D. b. von der Pfordten in Al cin 2. Schweitzer verlas 2 
È. La ar daerichtärat, verw. im K. Bayer. (Arthur Seller) t % 


tsminiſterlum der Juſtlz. München und Berlin. 


i L 
# g 


O ms 


Die Zeitſchrift erſcheint am 1. und 15. jeden Monats 
n Umfange von mindeſtens 2 Bogen. Preis vierteljährlich 
M RE. Te übernimmt jede Buchhandlung und 


Redaktion und Expedition: München, Lenbachplatz 1 
Inſertionsgebühr 30 Pfg. für die halbgeſpaltene tanzen 
oder deren Raum. Bei Wiederholungen Rabatt. Stellenanzeigen 
20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunft. i 


A 
Inhalt: 
Abhandlungen: Seite | Mitteilungen aus der Praxis: 


zuſſong, Landgerichtsrat in Deggendorf, Juriſtendeutſch . 461 | Löhe, Notar in Berchtesgaden, Verhältnis zwiſchen einer 
Jarſter, Dr., Bezirksamtsaſſeſſor bei der Kgl. Polizeidirektion herrschenden ADIA den f Gee auf dem 
München, ingerabbruduerjahren und Shane Ra a u ji E ach 8 Hen vn. 
a (Schluß) 464 hekenrecht 

br, warte in Min Die 7 J 95 des Aus der Praxis Der Berichte 
Zwangsverſteigerung und der Zwangsverwaltung E aN ee: 

von Grundſtücken unter e des 2 ee- Not 

lichen Güterrechts (Schluß 466 Der Einfluß des Alkoholgenuſſes auf die Kriminalität. 


Dieſer Nummer iſt beigegeben: 


Das Regiſter über den 5. Jahrgang (n 


Soeben erſchien: 
Stvilprozegordnuna 


für das deutſche Reich 


vom 30. Januar 1877. 


In der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 mit den Abänderungen der RG. 
vom 5. Juni 1905 und 1. Juni 1909. Nebſt einem Auszug aus dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 


Handausgabe mit Erläuterungen 
unter beſonderer Berückſichtigung der Preußiſchen und Bayeriſchen Geſetzgebung und Rechtspflege 


von 
Joſef Neumiller, 
Gberlandesgerichtsrat in München. 
Dritte und vierte vermehrte Auflage. 
1. Lieferung (80 Seiten) Mk. —.80. 


Neumillers Handausgabe bildet ein vollkommenes reichs⸗ und landesgeſetzliches Nachſchlagewerk, das innerhalb 
und außerhalb des Sitzungsſaales auftretenden Bedürfniſſen der Praxis mit kundigem Blicke Rechnung trägt. 


J. Schweitzer Verlag Arthur Sellier) Münden und Berlin. 
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Meikel’s 


erfreuen sich in der Praxis grösster Beliebtheit. 


Meikel, Gg., Kgl. Landgerichtsrat in München: 
Das Bürgerliche Gesetzbuch für das Deutsche Reich 
nebst Einführungsgesetz mit Wiedergabe der ver- 
wiesenen Paragraphen und ausführlichem Sachregister, 
gr. 8. (38 Bogen.) In Ganzl, geb. 3,00 


Desgleichen, Ausgabe auf Schreibpapier mit 
breiten Rändern, Format des Reichsgesetzblattes. 
In Moleskin geb. 6.— 


Das zeitraubende Nachschlagen der zahlreichen 
verwiesenen und rückverwiesenen Stellen wird durch 
Meikel BGB. erspart. Die Ausgabe mit breiten Rändern 
ermöglicht die Eintragung von Notizen. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München u. Berlin 


Das Sachenrecht 


nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche und der 
Grundbuchordnung für das Deutſche Reich 


2. neubearbeitete Auflage des „Rechts der Grundſtücke“. 


Von 


Karl Maenner, 


Reichsgerichtsrat. 


Gr. 8. XII und 547 Seiten. 1906. 
Cleg. in Ganzl. gebd. Mk. 14.—. 


Juriſt. Literaturblatt 1906 Nr. 4: 


Wer ſich über das Sachen⸗ und Llegenſchaftsrecht des geltenden 
Rechtes nach dem heutigen Stande der Rechtſprechung und des 
Schrifttums ſchnell und ſicher orientieren will, dem empfehle ich 
das Studium dleſer ſyſtematiſchen Darſtellung. 

Dr. Oberneck. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München u. Berlin 


. 


Soeben erschien: 


Schweitzers Zettelausgabe Hr 


mit den Gesetzen betr, Aenderunge 1 


BGB. ... GV6. „ ZPO 
des e des e dr DI Y 


des Gerichtskostengesetzes und der Gebüh ren 
ordnung für Rechtsanwälte. — 


In halt: J 
Gesetz, betr. Aenderungen des $ 833 des Bürgerliche 
Gesetzbuches vom 30. Mai 1908 
Vereinsgesetz vom 19. April 1908 § 22, betr. Aende 
rung des 8 72 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
Gesetz, betr. Aenderungen des Gerichtsverfassungs 
gesetzes, der Zivilprozessordnung, des Gerich ts 


kostengesetzes und der Gebührenordnung für Recht 
anwälte vom 1. Juni 1909, 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Be rli 


Das Vereinsgeſet 
vom 19. April 1908 


nebſt den Ausführungsbeſtimmungen der jamt 
lichen deutſchen Bundesſtaaten und Anhang 
(bisheriges preußiſches, bayeriſches, ausländiſches 

Vereinsrecht uſw.) 4 


Erläutert von 


Dr. 6. Müller⸗Reiningen . 


Landgerichtsrat in München, 
Reichstagsabgeordneter für Meiningen, 
Landtagsabgeordneter für Hof 


d Dr. Georg Schmit 
Wee fefior 


8°. XII, 400 Seiten. In Leinen gebunden Mk. T— 


Nationalzeitung, 1. Dezember 1908, Nr. 571 Die Arbelt 
iſt auf das beſte gelungen. Das lebhafte Intereſſ vas der Eon 
mentarier an der Materie genommen bat, fpteg elt Fa: in der Sorg 
falt und Gründlichkeit, mit der Ai der jurift Rinde 
bandelt, in der Sicherbeit, mit der er den Sto Senere gi in ie 
Klarheit der Darſtellung auf jeder Seite des Buches wieder. - 
kann das Müller⸗Schmidſche Buch getroſt als bollftänd ges u 
Nin dabei aber handliches Lexikon des Verelnö recht 
zeichnen 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellie) 
München und Berlin. 


Carl Reinkunz, München X, | 


Stempelfabrik und Buchdruckerei, Gravieranstalt. 


Glas-, Email- u. Metall-Schilder. | 


Preisliste gratis. — Billigste Bezugsquelle. 


BIT 


erobert sich die Welt! 


vom 11. März 1908 
mit Erläuterungen und Anhang betr. die 


Einführung des Poſt⸗überweiſungs⸗ und 
ö Scheckverkehrs 


von 


Dr. Haus Leſſing, | 5 * 


tapen, 

5222 
525 
.... 


Rechtsanwalt und Bankvorſtand. 121575 


O= 8°. VIII, 262 Seiten. Gebunden Mk. 5.— = 


Unſerer heutigen Nummer liegt ein ausführlicher 
Proſpekt über das Werk bei. 


{ 3. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München u. Berlin Bernh: Stoewer A:d.Steltin. 


Neuer ehrenvoller Sieg der deutſchen Induſtrie 
n Auslande. Bei dem am 21. November cr. in Wien ſtatt⸗ 
efundenen Wettſchreiben um die Meiſterſchaft von Oeſterreich 
trang die „Stoewer⸗Record“ Schreibmaſchine (fabriziert von 
er Aktiengeſellſchaft Bernh. Stoewer, Stettin) gegen 
arke Konkurrenz zahlreicher deutſcher und amerikaniſcher 
yſteme einen glänzenden Sieg. Sie gewann die Meiſter⸗ 
aft von Oeſterreich und den erſten Preis mit bedeutender 
leberlegenheit an Wertpunkten. Dieſer neue Erfolg, der jia l 
n bisherigen Auszeichnungen der „Stoewer⸗Record“ würdig 

mreiht, iſt zugleich eine Ehrung für die geſamte raſtlos fort⸗ 
chreitende deutſche Schreibmaſchineninduſtrie. 


Signalementslehre 
(System Alphonse Bertillon) 1 


enthaltend 


I. Das „gesprochene Porträt“ (Portrait parlé). | 1 | 


Von Prof. Dr. R. A. Reiss, Lausanne. 


II. Identitätsfeststellungen ohne Signalement. 
Von Dr. H. Schneickert. 


Soeben erſchien: 


Vogelſchutzgeſetz 


vom 30. Mai 1908 


nebſt den einſchlägigen Geſetzen, Verordnungen 
und polizeilichen Beſtimmungen ſowie einem 


l Handbuch für 0 
Polizeibehörden, Gendarmerie- und Polizeischulen. 


Mit sieben Tafeln u. zahlreichen Illustrationen im Text 


Sachregiſter | 

1 herausgegeben von e a 5 

5 = earpeitet und erweiter 
. Dr. Nobert Heindl. 


von 


Taſchenformat. 46 Seiten. Gebunden Mk. 1.— 


. Außer dem erläuterten Text des Vogelſchutzgeſetzes 
bringt das Werkchen eine Zuſammenſtellung ſämtlicher 
Vorſchriften des PStGB., BGB., StGB., der GewO. 
ſoweit ſie auf den Schutz der nützlichen Vögel Bezug 
haben. Die landesrechtlichen Beſtimmungen über Vogel⸗ 
ſchutz und Vogelfang finden eingehende Berückſichtigung. 


Dr. iur. Hans Schneickert 


Kgl. Kriminalkommissar am Polizeipräsidium in Berlin. 


8° (IV, 164 S.) Preis gebunden Mk. 4.50. 


i; * TR: = IJ. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München I 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München 9 i Bess! 


N = 
Schweitzers Textausgaben 
mit Anmerkungen 


O. Ideller 


Das Weingefet 


für das Deutſche Reich 


München und Berlin 
J. Schweitzer Derlag (Arthur Sellier) 


Preis Mk. 3.—. 


mit den Ausführungsbeftimmungen des Reihs und der Bundesftaaten, der Weinzollordnung ſowſe einer Ueberſſcht 


über die Weingefegebung des Auslandes. XII u. 257 Seiten. In blau Leinen gebunden. 


In gleicher Ausftattung erſchlenen ferner: 


ini für das Deutſche Reih. In der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mal 1898 
Sivilprozefordnung mit den Abänderungen des RG. an 5. Juni 1905 108 40 1. Juni 


1909 
mit 14 lebengeſeßen. Text-Ausgabe mit Derwelfungen und ausführliyem Sachregiſter. XII und 
450 Selten. Gebunden MR. 2.—. 


Heindl, Dr. Rob. 
Dogelſchußßgeſ ch vom 30. Mal 1908 nebft den einfdjlägigen Geſetzen, Derordnungen und polizeilichen 


Beſtimmungen fowie einem Sadjregifter. 46 Selten. Gebunden IK. 1.—. 
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